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liehen  Knrial  -  Behörden  (Ordinariate ,  General-  In  wie  fem  der  General- Vikar,  der  Kapitular- 

Yikariate)  nnd  der  Erzpriester.      Vgl.   darüber  Vikar,  der  coadintor  des  Bischofs  und  ein  zur  Ver- 

Th.  II.  S.  209.  224  n.  287.  waltnng  des  Bisthnms  besteUter  apostolischer  Vi- 

>  D.  h.  einem  praelatns  nullius  dioecesis,  s.  kar  die  betreffenden  Befugnisse  des  oidinarins 

Hinsehins,  Kirchenrecht  UI.  1 


I.  Die-Hiefarchie  and  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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•  • 


'     •  *•     • 

ihm  znstehendQn^iUrisdiktion  ^  nnd  zwar  uneingeschränkt  durch  irgendwelche  Mitwir- 
kung dritter  Personen,  im  Wege  der  s.  g.  coUatio  Ubera  vergeben  2.    Für  letztere  spricht 

daher  die.^e3^thung  und  derjenige,  welcher  eine  Einschränkung  oder  AusschliessuDg 

•  •    • 

derselbi^n  J|^*ehauptet,  hat  den  Rechtstitel  einer  solchen  darzuthun^. 

'*.  Die'&ollation,  welche  ein  Akt  der  iurisdictio  voluntaria  ist,  und  daher  auch  tot 
.^er  ^bnsekration  ^  und  ausserhalb   des  Amtssprengels  des  Ordinarius  yorgenommen 
/*^>rden  kann^,  besteht  in  der  Erklärung  des  berechtigten  Oberen,  einer  Person  ein 
-/bestimmtes  Amt  zu  übertragen  ^.  Sie  erfolgt  heutiger  Uebung  nach  in  einer  schriftlich, 
dem  Gebrauch  der  betreffenden  lischöflichen  Kurie  gemäss  ausgefertigten,  s.  g.  Kolla- 
tionsurkunde'^,   jedoch  ist  weder  diese  Form^  noch  irgend  eine  andere  zur  Gültig- 
keit der  Verleih«!^  wesentlich^.    Das  Amt  wird  im  Augenblick  der  Annahme  der 
Kollation  erworben  ^^.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  oder  bis  zur  Ablehnung  der  Kollation 
ist  der  Obere  gebunden ,  und  er  kann  während  der  Zwischenzeit  eine  weitere  Ver- 
leihung desselben  Amtes  nicht  gültig  vornehmen  ^^   Falls  er  aber  von  vornherein  oder 
nachher  ^^  für  die  Erklärung  des  in  Aussicht  genommenen  Kandidaten  eine  Frist  gesetzt 
hat,  tritt  mit  dem  frachfiosem  Verlauf  denell>en  d»  Eeelit  zu  andMveitiger  Kollation 
wieder  ein,  indessen  gelangt  die  zuerst  beabsichtigte  noch  immer  zur  Wirksamkeit, 
wenn  der  betreffende  Kandidat  seine  Acceptation  nachträglich  vor  der  Vornahme  einer 
späteren  Verleihung  duiHsh  den  Ordinarius  '^  erklärt  '"*. 

Die  Uebertragoag  des  Amtes  aa  einen  BevoUmächtigien  ^^  4md  die  Annahme  der 


auszuüben  berechtigt  ist,  darüber  s.  Tb.  II.  S.  214 
n.  3.  S.  241.  246.  265.  260. 

1  Th.  II.  S.  41.  u.  617. 

«  A.  a.  0.  S.  41.  u.  650. 

3  Ebeadaselbst  S.  616.  Amn.  1. 

*  Ebenda  S.  675. 

6  Ebenda  S.  44. 

6  In  einzelnen  Diöcesen  wird  der  in  Aussicht 
genommene  Kandidat,  ehe  ihm  die  Kollation 
ertheilt  wird,  an  einem  Sonn-  oder  Feiertage  von 
der  Kanzel  der  betroffMiden  Kirche  prokhmirt, 
damit  seitens  der  Parochlanen  etwaige  Einwen- 
dungen igegeB  fimgeltendfemaoht  werden  kdnnmi, 
s.  z.  B.  erzbischöfl.  Freiburg.  Y.  v.  1861.  $.  9, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  7,  130. 

7  Formulare  zu  solchen  über  Pfarrbeneflzien  bei 
Barbosa  de  officio  et  protest.  episc.  formul. 
episo.  n.  63;  Bouix  tract.  de  parocho  p.  682; 
eine  neuere  Urkunde  aus  der  Diöcese  Trier  lautet 
ihrem  wesentlichen  Inhalt  nach :  „vacante  ecclesia 
parochiali  .  .  .  eandem  tibi  conferimus  cum  Om- 
nibus iuribus  et  pertinentiis  et  eidem  connexis, 
animarum  curam  et  sacrarum  reli^uiarum  custo- 
diam  in  animam  tibi  committentes ,  Hartmann 
Ztsehr.  f.  Oesetzgel>ung  d.  dffentl.  Recht«  4,  150. 
164;  ahnlich  schon  eine  Urk.  v.  1731  bei  Warn- 
könig, staatsrechtl.  Stellg.  d.  kath.  Kirche.  Er- 
langen 1855.  S.  210. 

B  Die  Nothwendigkeit  der  Sohriltfoun  wird  ffir 
das  neuere  Recht  von  van  Espen  J.  £.  U.  P. 
II.  t.  21.  c.  2  n.  8  gefordert,  indem  er  freilich 
dabei  Solennitats-  und  Beweisform  nicht  aus- 
einander hält  und  n.  7  anerkennt,  dass  nach  ge- 
meinem Recht  auch  die  mündliche  Form  genüge. 
Sein  Gewährsmann  Rebuffus  praxis  beueflc. 
P.  I.  requis.  ad  bonam  collationem  n.  25  u.  tract. 
coneordat.  int.  Leon.  X  et  Francisc.  reg.  r.  de 
mandat.  apostol.  s.  v.  a.)  literas,  ed.  OoUm.  1610. 


p.  27.  1040  ist  in  dieser  Beziehung  ebenfalls  un- 
klar. Gitzler  üdbch.  d.  K.  R.  1,  507,  welcher 
mit  van  Espen  übereiastimmt ,  beruft  sich  auf 
Gewohnheitsrecht.  Ein  solches  ist  aber  nicht 
nachwetsbac.  Ebenso  unrichtig  ist  es,  wenn  er 
die  Kollationsurkunde  als  Vokation  bezeichnet. 
S.  auch  die  folgende  Anm. 

9  Eine  solche  wird  in  den  Quellen  des  gemeinen 
Rechts  nicht  verlangt,  wie  sich  denn  auch  kein  An- 
halt dafür  findet,  dass  das  gemeine  Recht  im  Mittel- 
alter die  Anwendung  von  Symbolen  (Th.  II. 
S.  654)  als  wesentlich  betrachtet  hat.  Dagegen 
spricht  auch  der  Umstand,  dass  dasselbe  nar  dis 
Verbot  der  heimlichen  Verleihung  kennt,  s.  unten 

Die  Frage  wird  übrigens  von  der  Mehrzahl  der 
älteren  und  neueren  Kanonisten  nicht  behandelt. 
Die  letzteren  setzen  allerdings  vielfach  den  Ge- 
brauch von  Kollationsurkunden  voraus,  ohne  die- 
selben aber  als  wesentlich  zu  erkläreii,  s.  z.  B. 
Walter  K.  R.  $.  238;  Schulte  K.  R.  2,  333; 
Gerlach  K.  R.  §.  168. 

Der  hier  vertretenen  Ansicht  Pyrrhi  Con- 
rad! praxis  beneflc.  IV.  7  n.  14.  15;  Ferraris 
prompta  bibliotheca  s.  v.  institntio  n.  9;  Rlch- 
ter-DoveS.  579.  Note  1;  v.  Schulte,  Lehr- 
buch 3.  Aufl.  S.  299  n.  6. 
W  c.  17  (Bonif.  Vm.)  in  VI*»  de  praeb.  UI.  4. 

11  c.  17  in  VIto  dt. 

12  c.  17  cit.  Gemeinrechtlich  ist  eine  Frist 
nicht  vorgeschrieben.  Bei  Zogerung  eines  Kan- 
didaten kann  daher  das  Bedürfniss  zur  Festsetzung 
einer  solchen  vorliegen. 

^  d.  h.  also  ehe  der  Ordinarius  das  Benefixinm 
einem  anderen  verleiht,  accepiirt  braneht  derselbe 
noch  nicht  zu  haben. 

1*  0.  17  cit. 

«5  0.  24  (Inn.  lU.)  X.  de  praeb.  UI.  5. 


§.  135.]        Die  Besetzung  der  sonstigen  Aemter,  insbes.  der  niedern  Benefizien. 


^oUatioii  durch  einen  solchen  ist  statthaft,  jedoch  {muss  die  Yollmacht  speziell  darauf, 
mindestens  aber  in  Betreff  des  ersten  vakant  werdenden  Benefiziums  ertheilt  sein  ^. 

Bei  Konkurrenz  von  zwei  Kollationen  desselben  Amtes,  welche  z.  B.  dann  mög- 
lich ist,  wenn  dies  der  Bischof  und  sein  mit  SpezialyoUmacht  versehener  Oeneral-Vikar 
yersehiedenen  Personen  verleihen,  muss  die  Prävention  entscheiden,  d.  h.  derjenige, 
deasen  Kollation  zuerst  zum  Abso)ilus8  gekonmien  ist,  erhält  das  Amt.  Bei  gleichzei- 
tiger Kollation  geht  derjenige  vor,  welcher  zuerst  den  Besitz  erlangt  hat,  und  falls 
auch  dieses  Moment  nicht  den  Ausschlag  geben  kann,  der  vom  Bischof  Beliehene  ^. 

Mit  der  Vollendung  der  Kollation  treten  die  Th.  U.  S.  652  gedachten  Wir- 
kongen  ein. 

An  und  fOr  sich  ist  mit  der  Erwerbung  eines  Curat-Amtes  zu  folge  freier  bischöf- 
licher Kollation  auch  ohne  Weiteres  das  Recht  auf  Ausübung  der  Seelsorge  verbun- 
den, weil  der  Bischof  das  Amt  nur  dazu  geeigneten  Kandidaten  verleihen  darf^. 
Die  Ertheilung  einer  besonderen  approbaüo  oder  admissio  ad  curatn  oder  instUudo  auio- 
rkabiks  ist  also  nach  gemeinem  Recht  nicht  erforderlich^.  Nichtsdestoweniger  ist  sie 
aber,  namentlich  auch  in  einer  Reihe  von  deutschenDiöcesen,  üblich  und  zwar 
deshalb,  weil  in  denselben  der  Tridentinische  Pfarrkonknrs  nicht  praktisch  ist  ^  und 
die  allgemeinen  betreffs  der  Belegung  zur  Seelsorge  abgelegten  Examina  dieselbe 
nicht  ein  für  alle  Mal,  sondern  nur  auf  bestimmte  Zeit  gewähren  ^. 

Immer  ist  aber  der  Bischof  nach  gemeinem  Recht  befugt,   die  während  seiner 


*  Reiffenstnel  ins  c&non.  nniv.  III.  7  n.  79. 
81.  Zum  Stellvertreter  kann  auch  ein  Laie  be- 
stellt werden,  c.  I  (Bonifac.  VIU.)  in  Vlto  de 
procuiat.  I.  19;  Reiffenstnel  1.  c.  n.  81. 
Fehlt  es  an  dem  erforderlichen  Special -Mandat, 
80  bedarf  es  der  Ratihabition.  Bis  zu  diesem  Zeit- 
punkt ist  das  Yerhältniss  dasselbe ,  wie  wenn  der 
iUndidat  noch  nicht  acc^tiit  hat,  d.  h.  der  Ordi- 
narius ist  gebunden,  Reiffenstuel  1.  c.  n.  82; 
Phillips  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  262. 

^  ^Propter  conferentis  amplioiem  praerogati- 
Tam«,  so  c.  31  (Bonifac  VIII)  in  Vlto  de  praeb. 
in.  4  für  eine  konkurrirende  Verleihung  des 
Papstes  oder  päpsüiehen  Legaten  nnd  des  Bischofs, 
eine  Vorschrift ,  welche  aber  analogisch  auf  den 
hier  fraglichen  Fall  angewendet  werden  kann ,  so 
auch  Schulte  K.  R.  2,  333  n.  1. 

»  8.  Th.  II.  S.  482  ff. 

*  So  gewährt  das  Trid.  Sess.  XXIU  c.  15  de 
ref.  demjenigen ,  welcher  ein  Pfarrbeneflzium  er- 
worben hat,  auch  ohne  bischöfliche  Approbation 
das  Recht ,  Beichte  abzunehmen ,  und  Sess.  VII. 
c  13  de  ref.  schreibt  eine  solche  nur  für  die  nicht 
Tom  Bischof  frei  ernamnten  Kandidaten  vor.  A.  M. 
Verl  ng  K.  R.  S.  481,  welcher  sich  auf  die  nichts 
beweisenden  c.  5  X.  III.  4;  c.  29  X  de  praeb.  III. 
5  u.  c.  14  in  Vlto  de  elect.  I.  6  beruft. 

Cebrigens  wird  in  neueren  Kollationsurkunden 
die  Uebertragung  der  Seelsorge  mitunter  auch 
ausdrücklich  hervorgehoben.  In  Balern  ist 
die  institutio  autorizabilis ,  wodurch  der  Be- 
neflziat  erst  das  Recht  zur  Ausiibung  der  Seel- 
sorge erlangt,  binnen  2  Monaten  nach  Em- 
pfang des  Verleihungsdekretes  ausdrücklich  zu 
erbitten,  Silbernagl  Verfolg. sammtl.Rellgions- 
geseU&chaften  in  Bayern  8.  59 ;  K  r  i  c  k ,  d .  kathol. 
Pfxündenwesen  in  Baiern,  Passau  1879.  S.  60, 


jedoch  wird  dieselbe  hier  gleichzeitig  mit  der  ka- 
nonischen Rinsetzung  oder  Verleihung  des  Amtes 
ertheilt,  a.  a.  0.  S.  60;  Stingl,  Bestimmungen 
d.  bayer.  Staates  üb.  d.  Verwaltg.  d.  kath.  Pfarr- 
amtes. München  1879.  S.  84.  In  der  Dlocese 
Rottenburg  wird  ebenfalls  ein  besonderes  Bevoll- 
mächtigungsdekret dem  Pfarrer  bei  der  Besitz- 
einweisung (Investitur)  übergeben,  s.  Vogt 
Sammig  kirchl.  Verordn.  S.  237. 
)tE»  S.  Th.  II.  S.  500. 

'j^o  So  sdilen  in  der  Diocese  Paderborn  die  Pres- 
byteraiiden  auf  Grund  ihrer  Prüfung  behufs  Er- 
langung der  Priesterweihe,  welche  zugleich  das 
erste  Gurat-Examen  bildet ,  die  Approbation  zur 
Seelsorge  nur  auf  ein ,  zwei  oder  drei  Jahre  er- 
halten, und  die  Erneuerung  ist  von  einer  wieder- 
holten Prüfung  abhängig;  selbst  denjenigen, 
welche  das  an  Stelle  des  Pfarrkonkurses  tretende 
Pfarrbefähigungs-Examen  abgelegt  haben,  wird 
die  Approbation  nur  nach  Massgabe  ihrer  Leistun- 
gen auf  kürzere  oder  längere  Zeit  gewährt,  und 
wenn  sie  auch  für  die  Regel  das  gedachte  Examen 
nicht  zu  wiederholen  brauchen,  bedarf  es  doch  für 
sie  immer  einer  Erneuerung  der  Approbation  auf 
Qrund  nochmaliger  Prüfung,  Gerlach,  Pader- 
borner Diocesanrecht.  2.  Aufl.  Paderborn  1864. 
S.  17.  18.  19  ff.  In  der  Di9cese  Rottenburg  sollen 
sich  diejenigen  Geistlichen,  welche  die  allgemeine 
Konkiirsprüfung  bestanden  haben,  behufs  dersel- 
ben wieder  nach  Ablauf  von  6  Jahren  stellen,  je- 
doch kann  der  Bischof  tüchtige  Geistliche  davon 
entbinden,  v.  Vogt,  Sammig  v.  Verordnungen 
f.  d.  Bisth.  Rottenburg.  Schwab.  Gmünd  1876. 
S.  418.  In  Freiburg  gilt  nach  d.  erzbischöfl. 
V.  V.  1861.  S.  11.  Arch.  f.  k.  K.  R.  7, 130  die 
ertheilte  institutio  autorizabiUs  bez.  approbatio 
pro  cura  „so  lange  als  der  Bepfründete  im  recht- 
lichen Besitze  seiner  Pfründe  ist''. 

1* 


t.  Die  äierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Regienmgszeit  examinirten  und  approbirten  Pfarrer,  falls  ein  dringender  Verdacht 
später  eingetretener  Unftbigkeit  oder  mangelnder  BewÄhrung  in  der  Seelsorge  vorliegt, 
einer  neuen  Prüfung  zu  unterwerfen,  sein  Nachfolger  sogar  schon  ohne  einen  solchen, 
wenn  nur  ein  genügender  Grund  zu  erneuerter  Feststellung  der  fortdauernden  Befähi- 
gung obwaltete  Von  dieser  Befugniss  wird  auch  selbst  bei  nur  zeitweise  ertheilter 
Approbation  während  des  Laufes  des  betreffenden  Zeitraumes  beim  Vorliegen  der  er- 
wähnten Voraussetzungen  Gebrauch  gemacht  werden  können^. 

Die  Besitzeinweisung  in  das  Amt  (s.  Th.  11.  8.  654)  erfolgt  heute  fttr  die  Regel 
durch  die  Dekane  oder  Erzpriester  3.  Bei  den  Pfarrern  geschieht  sie  in  Verbindung 
mit  einem  Gottesdienste  in  der  Pfarrkirche  unter  Uebergabe  gewisser  Symbole,  z.  B. 
der  Schlüssel  der  Kirche,  des  Evangelienbuches,  sowie  femer  der  Schlüssel  des  Pfarr- 
hauses und  des  Pfarrarchives*.  An  demselben  Tage  erfolgt  auch  seitens  des  Investir- 
ten  die  Ablegung  des  Glaubensbekenntnisses  und  des  Obedienzeides  (s.  unten) .  Ueber 
den  Vorgang  wird  ein  Protokoll  aufgenommen  ^.  Bei  der  Einweisung  in  Kaplaneisteilen 
fallen  kirchliche  und  andere  Feierlichkeiten  gewöhnlich  fort. 

In  einzelnen  Ländern  ^  findet  gleichzeitig  mit  der  erwähnten,  der  s.  g.  kirchlichen 
Einweisung,  noch  eine  staatliche  durch  einen  Staatskommissar  in  die  Temporallen  des 
Amtes  statt,  worüber  noch  des  Näheren  in  der  Lehre  von  den  Pfründen  zu  han- 
deln isf. 

Die  Einweisung  hat  die  oben  Th.  U.  S.  655  gedachten  Rechtsfolgen^. 

Die  erwähnten  Grundsätze ,  welche  sich  fttr  die  Benefizien  im  eigentlichen  Sinn 
entwickelt  haben,  kommen  auch  fdr  diejenigen  der  Verwaltung  der  Seelsorge  und  an- 
deren geistlichen  Verrichtungen  dienenden  Aemter,  welche  nicht  Benefizien  im  eigent- 
lichen Sinne  sind  (z.  B.  Missionspfarreien,  Sukkursal-Pfarreien  im  Gebiete  des  fran- 
zösischen Rechts,  nicht  festfundirte  Kaplanstellen)  zur  Anwendung'.  Auch  diese  hat 
der  Bischof,  sofern  nicht  besondere  Ausnahmeverhältnisse  obwalten^,  kraft  seiner 
Jurisdiktion  frei  zu  übertragen  ^^. 

Nicht  minder  folgt  aus  der  Stellung  des  Bischofes  als  Inhabers  der  Regienings- 
gewalt  in  der  Diöcese  und  als  ersten  Seelsorgers  derselben ,  dass  alle  Priester,  welche 
dergleichen  Funktionen  ohne  Amt  nur  vorübergehender  und  aushelfender  Weise,  also 


<  So  nach  der  Praxis  der  Gong,  conc,  vgl. 
Richters  Tridentinum  S.  119.  n.  1.  2;  Bene- 
dict. XIY  de  syn.  dioec.  XIII.  n.  21;  AcU  s. 
sed.  5,  17.  19. 

3  So  behält  auch  der  Rottenburger  Ordinariats- 
Erl.  y.  1874  diese  Befugniss  dem  Bischof  ans- 
drücklich  vor,  D.  Vogt  a.  a.  0.  S.  2. 

8  Th.  II.  S.  289;  vgl.  auch  preuss.  A.  L.  R. 
II.  11.  $.  404.  Jedoch  erhält  der  Dekan  in  Jedem 
einzelnen  Fall  einen  besonderen  Auftrag  dazu  vom 
Bischof  oder  von  der  bischöflichen  Behörde  (Ordi- 
nariat etc.),  B.  für  Bai  er  n  Silbernagl  a.  a.  0. 
S.  Ö9.  60;  Krick  a.  a.  0.  S.  60.  61;  Stingl 
a.  a.  0.  S.  85;  s.  ferner  die  S.  3  n.  6  citirte  Frei- 
barger V.  S»  13;  für  Würtemberg  V.  Vogt  a. 
a.O.S.234.237;  für  Oesterreich  Ginzel  K. 
R.  2,  209  u.  Ges.  v.  7.  Mai  1874.  S-  7.  Das  be- 
treffende Dekret  wird  mitunter,  so  in  Würtemberg, 
dem  Pfarrer  bei  der  Besitzeinweisung  übergeben. 

^  Ein  anschauliches  BUd  giebt  die  Verfügung 
V,  1829  bei  v.  Vogt  a.  a.  0.  S.  232  flf. 

&  Dieses  wird  Im  Pfarrarchiv  niedergelegt,  auch 


vielfach  eine  beglaubigte  Abschrift  mit  Bericht  an 
die  bischöfliche  Behörde  gesandt. 

0  So  z.  B.  in  Baiern  und  Oesterreich  (s. 
das  Anm.  3  citirte  Ges.). 

7  Ueber  Baiern  s.  vorläufig  Silbernagl 
a.  a.  0.;  Krick  a.  a.  0.  S.  60.  61;  Stingel 
a.  a.  0.  S.  85. 

8  Das  Amt  selbst,  das  ins  in  re,  Mrd  schon 
durch  die  Kollation,  s.  o.  S.  2  erworben. 
Unklar  und  falsch  bezeichnet  die  citirte  Frei* 
burger  Verfügung  die  Wirkungen  der  hier  in 
Frage  stehenden  Handlungen.  Nach  $.  15  soll 
das  ins  in  re  erst  mit  der  Investitur,  der  Besitz- 
einweisung des  betreffenden  Geistlichen,  ein> 
treten,  wogegen  in  $.  12  bemerkt  wird,  dass  dem 
Gonferirten  der  Rücktritt  nur  vor  der  von  ihm 
acceptirten  Kollation  freisteht  und  Im  %.  13,  dass 
der  Dekan  nach  geschehener  Uebertragnng 
der  Pfründe  die  Investitur  vorzunehmen  hat. 

8  Vgl.  hierüber  Th.  II.  S.  318  ff. 
iO  Die  Ausstellung  einer  Uebertragnugsurknnde 
kommt  auch  hierbei  vor.    Weil  es  sich  dabei  aber 


§.  135.]        Die  Besetzung  der  sonstigen  Aemter,  insbes.  der  niedern  Benefizien.  5 

als  Htllfsgeistliche,  yoTzunehmen  haben,  seiner  Depntimng^  oder  mindestens  Ermfteh- 
tigimg  [nUsdo  canonica)  und  falls  es  sich  um  seelsorgerische  Funktionen  handelt,  seiner 
approbatio  ad  curam^  bedürfen  3. 

Die  Gesetzgebung  fast  aller  deutschen  Staaten^  sowie  die  Oesterreichs^ 
erkennt  das  Recht  des  Bischofs  zur  Besetzung  der  hier  in  Rede  stehenden  Aemter  und 
Hülfsämter,  sowie  zur  Bestellung  von  Oeistlichen  zur  Hülfeleistung  bei  den  gedachten 
Funktionen  im  Princip  an,  jedoch  ist  der  Bischof  insoweit  beschränkt,  als  er  erstens 
Dur  solche  Kandidaten  auswählen  darf,  welche  die  staatsgesetzlich  vorgeschriebenen 
Eigenschaften  besitzen  ®,  zweitens  aber  bei  'der  Ausübung  der  betreffenden  Befugnisse 
einer  krafi  des  Staatshoheitsrechtes  in  Anspruch  genommenen  Exklusive  bestimmter 
Kandidaten  unterworfen  ist^  oder  sogar  die  staatliche  Bestätigung  derselben  einzu- 
holen hat  ^. 

Was  die  Altkatholiken  betrifft,  so  haben  diese  den  Grundsatz  des  katholi- 
schen Eirchenrechts,  dass  dem  Bischof  die  coUatio  libera  zusteht,  hinsichtlich  der  Aemter 
der  Pfarrer  und  ständigen  Httlfsgeistlichen,  sowie  hinsichtlich  der  Bestellung  von  Geist- 
lichen zu  zeitweiser  Dienstleistung  nicht  angenommen,  vielmehr  erfolgt  die  Verleihung 
der  erwähnten  Aemter  durch  die  Wahl  der  Gemeinden  unter  Bestätigung  des  Bischofs, 
die  Depntirung  der  unständigen  Hülfsgeistlichen  durch  den  letzteren  auf  Antrag  des 
betreffenden  Pfarrers  und  Eirchenvorstandes  ^. 


£ut  ausnahmslos  am  nicht  dauernd  verliehene 
Stellen  handelt,  ist  in  diesen  nicht  der  Ansdruck : 
eonferimns  ühlich.  S.  die  Urkunde  für  die  Ueher- 
tragung  einer  Sukkursal- Pfarrei  (in  der  Diöcese 
Trier)  bei  Hartmann  Ztschr.  4,  150.  165.*  „te 
ad  curam  animanim  et  administratlonem  sacra- 
mentornm  admittendum  esse  duxlmus ,  prout  ad- 
mittimas  per  praesentes,  dantes  et  concedentes 
tibi  plenam  et  liberam  potestatem  ac  licentiam,  ut 
in  ecclesia  succursali  .  .  .  usque  ad  aliam  ordina- 
tioaem  nostram  libere  ac  licite  confesslones  au- 
dire,  confltentes  .  .  .  absoWere,  praedicare,  sacra- 
menta  administrare  et  omnia  generatim  munia 
parochialia  obire  possis  ac  valeas,  ea  tamen  lege, 
ut  iuxta  laudabiliter  huc  usque  in  hac  dioecesi  ob- 
servatam  consuetudinem  examini  te  sistas,  ad  ob- 
tineudam  approbationis  extensionem,  ut  prima 
concessa  expiraverit.  Yolumiis  in  super,  ut  has 
litteras  commisaionis  seu  nominationis  tuae  de- 
cano  . .  capituli  ...  «ti  et  deflnitori  deflnitionis 
. . .  decanatus  .  .  quantocius  ostendas  atque  ex- 
Mbeas  nobisque  adventus  tu!  diem  in  parochia 
quamprimum  annunties ;  das  in  der  Diocese  Mainz 
obliche  Bestallungsdekret  für  die  Kapläne  lautet 
(s.  die  Amtsgewalt  der  Kapläne  v.  e.  rheinischen 
Juristen.  Mainz  1878.  S.  25  n.  1):  „Ut  in  pa- 
rochia N.  venerabilis  capituli  N.  vicarii  omnia  ad 
praestanda  eiusdem  parocho  N.  in  cura  pastorall 
iusta  et  aequa  obsequia  suscipias,  atque  eius 
ius^u  vel  permissu  verbum  dei  praedicare  sacra- 
menta  administrare  et  alia  ad  dictam  curam  spec- 
tantia  offlcia  licite  et  legitime  peragere  valeas,  tibi, 
moltum  in  domine  confldentes,  impertlmur  voca- 
tiotiem'^.  Ein  solches  für  die  belgischen  Diöcesen 
bei  Deneubourg,  ^tude  canonique  sur  les  vi- 
eaires  parois«iaux.  Paris  &  Tournai  1871,  p.  135, 
o.  5.  Eine  andere  Urkunde,  betr.  die  Uebertra- 
gnng  einer  Goa^jutorie  für  einen  altersschwachen 
Pfarrer  bei  Oppenhoff  Rechtsprechg.  d.  Ob. 


Trib.   17,  546.     Ueber  die  Missionspfarreien  s. 
auch  Th.  TL.  S.  363. 

1  Allerdings  kann  diese  auch  anderen  Personen 
zukommen,  s.  Th.  II.  S.  318  ff. 

2  Eine  solche  Approbationsurkunde  1.  Arch.  f. 
k.  K.  R.  9,  472. 

«  c.  4  (Alex.  III)  X  de  off.  arch.  I.  23;  vgl. 
auch  Th.  I.  S  166.  169  und  v.  Schulte  Lehrb. 
3.  Aufl.  S.  284.  298.  Ueber  die  Ertheilung  der 
approbatio  ad  curam  auf  Zeit  s.  S.  3  n.  6. 

^  Preussisches  Gesetz  vom  11.  Mai  1873 
SS-  1.  15.  29.  und  Geset^v.  5.  April  1873,  je- 
doch hatte  schon  der  durch  Ges.  v.  18.  Juni  1875 
aufgehobene  Art.  18  d:  preuss.  Verf.  Urk.  jede 
weitere  als  die  im  Text  gedachte  Beschrankung 
aufgehoben ;  bairisches  Konkord.  art.  1 1  u.  12 ; 
würtemb.  Ges.  v.  30.  Januar  1862,  Art.  3; 
bad.  Ges.  V.  9.  Oktober  1860.  $.  8;  hessische 
Gesetze  v.  23.  April  1875  betr.  d.  rechtl.  Stelig. 
d.  Kirchen  Art.  4  u.  d.  Vorbildg.  d.  Geistlichen 
Art.  1.  6;  kön.  sächs.  Ges.  v.  23.  Aug.  1876. 
SS-  18 ff. ;  Oldenburg.  Vertrag  v.  5.  Jan.  1830. 
SS.  11.  24  u.  Normativ  v.  5.  April  1831.  S-  H, 
vgl.  dazu  Arch.  f.  k.  K.  R.  31,  432;  braun- 
schw.  Verf.  Urk.  v.  1832.  «.  226;  sachs.- 
weimar.  Ges.  v.  7.  Okt.  1823.  %.  17;  sächs. 
goth.  Regulativ  v.  1811.  %.  3,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
36,  215;  schwarzb.  rndolst.  V.  v.  1872. 
SS-  1  u.  2,  a.  a.  0.  36,  411;  lippe-detmold. 
Edikt  V.  9.  März  1854.  Art.  1  ff.;  wal deck.  V. 
V.  21.  März  1861 ,  Arch.  f.  k.  K.  R.  9,  22.  Für 
Elsass-Lothringen  s.  franzos.  Konkord. 
Art.  10  u.  Organ.  Art.  19. 

5  Ges.  V.  7.  Mai  1874.  %.  4. 

«  S.  Th.  II.  S.  503  ff. 

^  S.  darüber  unten  %.  151.  II. 

8  S.  darüber  unten  a.  a.  O. 

ö  Synodal-  u.  Gem.  Ordn.  SS-  54.  57. 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  136. 


cc.    Die  Betheiligung  dritter  Personen  bei  Besetzung  der  Kirchenämter. 

a.  Das  Fatronatreoht*. 
§.136.    aa.   Begriff,  Natur  und  Eintheihtngen  des  Patronatr echtes» 

I.  Begriff.  Das  Patronatrecht  oder  der  Patronat,  ins  patronahu,  ist 
der  Inbegriff  von  Befugnissen  und  Pflichten ,  welche  einer  Person  in  Bezug  auf  eine 
Kirche  oder  ein  kirchliches  Amt  aus  einem  besonderen,  von  ihrer  Stellung  in  der  Hie- 
rarchie unabhängigen  Rechtsgrunde  zustehend  Die  im  Patronate  enthaltenen  Befug- 
nisse sind  das  Recht,  bei  der  Erledigung  des  Amtes  dem  verleihungsberechtigten  Oberen 
einen  geeigneten  Kandidaten  für  dasselbe  zu  präsentiren  (§  138.  I.  1],  gewisse  Ehren- 
rechte (a.  a.  0.  Nr.  2],  femer  nutzbringende  Rechte,  namentlich  das  Recht  auf  Ali- 
mente aus  dem  Kirchenvermögen  (a.  a.  0.  Nr.  3}  und  endlich  gewisse  Rechte  zum 
Schutz  des  Interesses  des  Patrons  an  der  Aufrechterhaltung  der  Patronatsstiftung  (a. 
a.  0.  Nr.  4) .  Was  die  Pflichten  betrifft,  so  besteht  gemeinrechtlich  als  solche  nur  eine 
eventuelle  Baulast  für  den  Patron,  nach  Partikularrecht  können  ihm  aber  noch  andere 
obliegen  (s.  a.  a.  0.  Nr.  U). 

U.  Natur  des  Patronates.  Das  Patronat  gilt  nach  dem  heutigen  gemeinen 
Rechte  als  eine  dem  Berechtigten  von  der  Kirche  unter  gewissen  Voraussetzungen  zu- 


♦  tit.  de  iurepatron.  X.III.  38,  in  VIto  m.  19, 
in  Giern.  III.  12 ;  vgl.  aasserder  Th.  H.  S.  618  n.* 
angegebenen  Literatur  noch :  Tractatas  de  lure- 
patronatas  dariss.  SCtorum   P.    I  (Rocht   de 
Garte,  Pauli  de  Gitadinis,  Jo.  Nicolai 
Delphinatis),  P.  II  (Ant.  de  Butrio,  Jo. 
deAnania,  Henr.  Boich,  Gaes.  Lamber- 
tini).    Francofurt.    1609;    Sigm.    Finkelt- 
haas,   tract.  de  iarepatr.  eccles.    Lips.   1639; 
Julian.  Vlvianus   praxis   iurispatronat.  ac- 
quirendi  conservaudique  illud  ac  amittendi  modos 
breviter  continens   s.  rotae  decisionibus  flrmata 
adornata  et  ad  singulas  materias  secund.  stylum 
roman.  Guriae  accommodata.  Rom.  1648.  Yenet. 
1670;    Matth.  Stephan!  tract.   de  inrepatr. 
Gryphisw.  1631 ;  ed.  11.  Goth.  1672;  Fr  an  eise, 
de  Roy e,  de  iuribus  honoriflcis  in  eccles.  Hb.  II. 
Andegay.  1667;   Neap.  1763;  Mollenbeck  de 
iurepatr.  eccles.  Giess.  1692;  GlaudedeFer- 
riere,  des  droits  de  patronages,  de  prtfsentations 
etc.  Paris  1686;   Simon,  trait^  du  droit  de pa- 
tronage,  de  la  Präsentation  aux  b^ntfflces  et  des 
droits  honoriflques  des  seigneurs  dans  les  ^glises. 
Paris  1686 ;  Francisc.  de  Fargna,  comm.  in 
singulos  canones  de  iurepatron.  etc.  t.  I  Montis- 
falisci  1717;  t.  H  &  lU.  Rom.  1718;  F.  M.  Pi- 
tonius   de   controversiis   patronorum.     Yenet. 
1733 ;  L.Schott,  diss.  sistens  observat.  de  iure- 
patr. Tubing.  1778;  Phil.  May  er,  das  Patronat- 
recht dargestellt  nach  d.  allg.  K.  R.  und  nach 
österr.  Yerordn.    Wien  1824;  Branowitzer, 
üb.  d.  Begriff  u.  die  ursprüngl.  Erwerbsarten  d. 
Patronatrechts    nach   d.   K.  R.    Olmütz  1839; 
Bruno   Schilling,    das  kirchliche  Patronat. 
Leipzig  1854 ;  IsidorKaim,  das  Klrchenpatro- 
natsrecht.   Bd.  2.    Leipzig  1866;   L.  Michels, 
quaestiones  controversae  de  iurepatron.  diss.  in- 
augur.  Berol.  1867.  G.  A.  Schlayer,  Beiträge 


z.  Lehre  y.  Patronatrecht.  Giessen  1865;  Doye 
Art.  Patronatrecht  1.  Bluntschll  Staatsworter- 
buch7,  761  ff. ;  Phillips  K.  R.  7,  669ff. 

Ich  behandele  das  Patronatrecht  an  dieser  Stelle, 
weil  die  praktisch  wichtigste  in  demselben  enthal- 
tene Befugniss  das  Recht  auf  Betheiligung  bei 
der  Besetzung  eines  Kirchenamtes  ist. 

1  Hiermit  im  wesentlichen  übereinstimmend 
YeringK.R.  S.583. Zuengdeflnireny.Schulte 
Lehrb.  S.  308  u.  Phillips  7,669,  indem  erste- 
rer  die  Befugnisse  blos  auf  die  Besetzung  und 
Yerwaltung,  letzterer  gar  blos  auf  die  erstere  be- 
schränkt.  In  der  älteren  Literatur  sind  —  abge- 
sehen yon  Yerschiedenheiten  im  Einzelnen  — 
zwei  Definitionen  herrschend  gewesen,  die  eine : 
„ins  honorilicnm,  onerosum  et  utile  competens 
alicui  in  ecclesla  pro  eo  quod  dioecesani  consensu 
ecclesiam  fundayit,  construxlt  et  dotayit  ipse  yel 
is  a  quo  causam  habuit,  solus  yel  allo  concurrente^, 
ygl.  Rochus  de  Gurte  prolegom.  c.  1;  Bar- 
bosa  J.E.Ü.  II.  12.n.  1;  Viyianus  L2.n.2, 
und  die  andere:  „lus  seu  potestas  praesentandi 
clericum  ad  beneflcium  ecclesiaeticum  yacans",  a. 
Leuren. for.  benef.  P.U.  qu.l2;  Reiffenstnel 
lus  canon.    III,  38,  n.  2;  Ferraris  s.  y.  tns- 
patron.  art.  1.  n.  2,  yon  denen  die  erste  die  Ent- 
stehungsgründe in  kasuistischer,  aber  nicht  er- 
schöpfender Weise  betont,  die  andere  nur   die 
eine  im  Recht  enthaltene  Befugniss  hervorhebt. 
S.  dazu  auch  Lippert  S.  37  u.  Schulte  K.  R., 
2,  667.  n.  1. 

Das  preuss.  A.  L.  R.  II.  11.  $.  568:  „Der- 
jenige, welchem  die  unmittelbare  Aufsicht  über 
eine  Kirche  nebst  der  Sorge  für  deren  Erhaltnng 
und  Yertheidigung  obliegt,  wird  der  Kirchen- 
patron genannt",  ist  gleichfalls  zu  eng  und  un- 
genau, da  namentlich  die  Hinweisung  auf  den  für 
das  Recht  charakteristischen  speziellen  Titel  fehlt. 
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Begriff,  Natur  und  EmtibeUungen  des  Patronatreehte». 


geetandene  BegttiiBtigang.  Es  ist  eio  ianerhalb  der  kirchlieben  Spbäre  liegeudeB  Indivi- 
dualiedit  kirehlich  dffMitUclier  Natur  ^ ,  aber  keine  dem  Civitrechte  angehörige  und  in 
demselben  wunebaide  Bereehtigung  2.  Diese  Omndauffassang  hat  ssuerst  die  Gesets^ 
gebung  Alexanders  III.  im  Gegensatz  zu  der  ursprttnglichen  geroskanischen  Ansoh&u* 
mg  Yom  Eigenthum  des  Grundherrn  an  der  auf  seinem  Grund  und  Boden  errichteten 
Kirehenstiftung  in  dem  Satze ,  dass  das  Patronatreoht  ein  im  tpirUuaU  annexum  sei, 
assgesprochen',  und  seitdem  ifA  sie  wenn  auch  erst  allmählich  von  der  katholischen 
Kirche  zur  praktischen  Durohfthrung  gebracht.  Allerdings  sind  noch  manche  Rechts- 
sitze in  Geltung  geblieben ,  welche  an  die  ursprüngliche  Grundlage  des  Institutes  er- 
innern. 

Die  katholische  Kirche  nimmt  noch  heute  die  gesetzliche  Regelung  des  Patro- 
nates  ausschliesslich  für  sich  in  Anspruch^.  Indessen  sind  schon  in  Mherer  Zeit, 
namentlich  aber  seit  dem  17.  Jahrhundert^  seitens  mancher  Fflrsten  zu  Folge  der  weit 
greifenden  Ausdehnung  und  praktischen  Anwendung  des  EarehenhoheitBrechtes ,  so- 
dann unter  der  Einwirkung  territorialistischer  Anschauungen  staatliche  Ordnungen 
aber  das  Patronatreoht  mehr  oder  minder  umfassenden  C^iaracters  erlassen  worden  *, 
nmsomehr  als  man  sich  damals  über  die  rechtliche  Natur  des  Patronates  nicht  klar  war 
und  diesen  als  reines  Privatrecht  betrachtete. 

Derartige  Vorschriften  bestehen  ebenfalls  noch  heute  ftlr  einzelne  deutsche  Län- 
der. In  diesen  ist  neuerdings  der  katholischen  Kirche  die  Autonomie  ihrer  Angelegen- 
heiten gesetzlich  oder  verfassungsmässig  eingeräumt  worden ,  und  es  fragt  sioh  daher, 


*  Vgl.    biena   auch   meine   Ansfübrnng  in 
Doven.  Friedberg  Ztscbr.  f.  K.  R.  7,  25. 

«  So  J.  H.  Böhmer  I.  E.  P.  IL  2.  $.  15, 
namentlich  aber  Kaim  2,  2.  38.  39,  s.  auch 
Seaffert  Arcb.  4,  413.  Der  Umstand,  dass 
YielÜacb  staatliche  Verordnungen  in  Betreff  des 
Patronates  ergangen  sind  und  die  Patronatrechts- 
Streitigkeiten  der  Znstindigkeit  der  staatlichen 
Cirilgerichte  unterstehen,  —  das  sind  die  Haupt- 
argumeiite  K  a  i  m  s  — ,  ist  für  die  principielle  Frage 
Bsieb  der  Natnr  des  Restes  vSilig  unerheblich. 
Das  entscheidende  ist,  dass  es  sich  seinem  Wesen 
und  Charakter  nach  nur  innerhalb  der  Sphäre  der 
Kirche  entwickeln  und  bethätigen  kann.  Selbst 
das  preussische  Landrecht,  welches  von  sei- 
nem territorialistischen  Standpunkt  aus  Th.  IL 
tit.  11.  S$.  568  ff.  detoillirte  Vorschriften  über 
den  Patronat  aufstellt,  behandelt  denselben  nicht 
einmal  als  ein  Privat- oder  Giviliecht,  wie  Kaim 
in  Folge  der  unrichtigen  Annahme,  dass  das  Land- 
recht  ansschliessUch  Givilgesetzbuch  sei,  be- 
hauptet. 

'  Th.  IL  S.  629. 

^  Aus  dieser  Anschauung  sind  z.  B.  die  Art. 
12.  24.  25  des  österr.  Konk.  hervorgegangen. 
Auch  hat  die  Gongr.  eonc.  im  J.  1872  ein  welt- 
liches Oesetz,  welches  das  Prasentatlonsrecht  der 
Patrone  sogar  in  einer  der  Kirche  günstigen  Welse 
eingeschränkt  hatte,  für  nichtig  erklärt,  Act.  s. 
scd.  7,  512. 

^  So  hat  schon  Kaiser  Leopold  I.  i.  J.  1673 
eine  die  wesentUcheu  Grundsätze  über  den  Patro- 
nst  auf  kanonischer  Basis  kodifloirende  Verord- 
üiiag  für  da«  Herzogthnm  Oesterrelch  unter  der 


Enns  erlassen  (gedruckt  in  dems.  Jahr  zu  Wien), 
welche  in  die  „neue  Satz-  und  Ordnung  1.  d.  Ertz- 
Hertzogthumb  Oester reich  unter  der  Enns  de  iuri- 
bus  incorporalibus''  desselb.  Kaisers  von  1679, 
gedruckt  zu  Wien  in  dems.  Jahr  (auch  bei  P.  J  o  s. 
Ri  egg e r,  corp. iur.  eccles.  Bohemici  et  Austriaci. 
Wien  1770,  2,  286),  übernommen  worden  Ist. 

6  Dies  ist  vor  Allem  geschehen  in  Oester- 
relch, (die  einzelnen  Verordnungen  sind  u.  A. 
angeführt  bei  Hei  fort,  v.  d.  Besetzung,  Er^ 
ledigung  etc.  der  Benellcien  S.  176  ff.),  sodann 
in  ausgedehnter  Weise  in  Preussen,  s. 
diese  Seite  n.  2,  wobei  jedoch  zu  beachten 
ist,  dass  im  Qeltungsgebiete  des  allgemeinen 
Landrechts  gerade  hinsichtlich  des  Kirchenreohts, 
und  insbesondere  auch  in  Betreff  des  Patronates 
das  Provinzialrecht  principaliter  vor  dem  allge-, 
meinen  Gesetzbuch  zur  Anwendung  kommt,  s. 
das  Nähere  darüber  bei  Jacobson,  d.  evangel. 
Kirchenrecht  d.  preuss.  Staats.  Halle  1864. 
S.32ff.  Für  Baden  vgl. d.  V.  v. 24. März  1808, 
Reg.  Bl.  Nr.  12,  auch  bei  Longner,  Rechts- 
verh.  d.  Bischöfe  1.  d.  oberrh.  Klrchenprov.  S.  247; 
Spohn,  bad.  Staats-Kirchenrecht  S.  174. 

In  den  meisten  nicht  landrechtlichen  Gebieten 
Preussens,  sowie  in  den  meisten  Staaten 
Deutschlands  steht  das  katholische  Kirchen- 
recht  in  Geltung,  so  in  Hannover,  Kur- 
hessen, Nassau,  im  ehemaligen  Herzogthnm 
Westfalen,  in  den  ehemals  kursächsischen 
Thellen  der  Provinz  Sachsen,  im  Eichsfelde 
und  in  Hohenz ollern,  ferner  in  Baiern, 
Würtemberg  und  im  Grossherzogthnm  Hes- 
sen, freilich  in  einzelnen  Punkten  durch  staat- 
liche Speolalgesetze  modiflzirt. 
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ob  in  Folge  dessen  die  bisherigen  weltlichen  Gesetse  über  den  Pstronat  beseitigt  smd^ 
und  ob  dadurch  jede  weitere  Aosübnng  der  staatlichen  OesetEgebnng  in  Bemg  auf  den- 
selben 2  ansgeBchlosBen  ist.  Beide  Fragen  sind,  wie  dies  anch  in  der  Verwaltongs-  and 
Gerichtspraxis  bisher  stillschweigend  geschehen  ist,  zn  vemeinen.  Der  Patronatist 
allerdings  ein  innerhalb  der  kirchlichen  SphAre  sich  bethfttigendes  Recht ,  aber  Beiner 
näheren  Gestaltung  nach  liegt  er  nicht  ausschliesslich  innerhalb  desjenigen  Theiles  dee 
kirchlichen  Gebietes,  welches  durch  die  der  Kirche  eingeräumte  Autonomie  jeder  staat- 
lichen Einwirkung  entzogen  ist.  Im  Gegentheil  kommen  bei  demselben  mit  Rflcksicht 
darauf,  dass  er  partikularrechtlich  Berechtigungen  und  Pflichten  in  sich  begreift,  welche 
sich  auf  die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  und  die  Aufbringung  von  Leistnngen 
zu  kirchlichen  Zwecken  beziehen,  immer  Angelegenheiten  in  Frage,  auf  deren  gesetz- 
liche Regelung  der  Staat  ebenfalls  einen  principiell  berechtigten  Anspruch  besitzt,  und 
auch  noch  heute  trotz  der  der  Kirche  gewährten  Autonomie  geltend  macht.  Ueber- 
dies  wird  dem  Patronatrecht  fast  überall  in  den  deutschen  Staaten  der  bürgeriiche 
Rechtsschutz  der  Civilgerichte  gewährt  3,  und  der  [Staat  hat  die  Bedingungen  fOr 
diesen  selbstverständlich  seinerseits  festzusetzen. 

Die  Fortdauer  der  bisherigen  Patronatsgesetzgebung  und  die  staatliche  Festsetzung 
neuer  Normen  über  den  Patronat  ^  ist  demnach  durch  die  verfassungsmässige  Auto- 
nomie der  Kirche  nicht  ausgeschlossen :  ebensowenig  eine  staatsgesetzliche  Anordnung, 
dass  der  Patronat  aufgehoben  werden  und  unter  welchen  Bedingungen  dies  geschehen 
soll  ^.  Andererseits  bedingt  es  aber  die  Autonomie  der  Earche,  dass  die  staatliche  Ge- 
setzgebung nur  die  Gestaltung  des  Patronates  fflr  das  staatliche  Gebiet  oder  die  Bedin- 
gungen der  Gewährung  des  staatlichen  Schutzes  fdr  denselben  zu  regeln  befugt  sein 
kann.  Soweit  es  sich  dagegen  blos  um  die  Festhaltung  und  Gestaltung  des  Institutes 
für  das  innere  kirchliche  Gebiet  ohne  staatlichen  Rechtsschutz  handelt,  wird  der  Kirche 
die  volle  Freiheit  gelassen  werden  müssen.  Es  würde  daher  ein  Eingriff  in  die  Auto- 
nomie der  Kirche  sein ,  wenn  der  Staat  nach  gesetzlicher  Beseitigung  des  Patronat- 
rechtes  es  zu  verhindern  versuchen  wollte ,  dass  der  Bischof  noch  femer  die  Präsen- 
tation des  bisherigen  Patrons  beachtet ,  demselben  gewisse  rein  kirchliche  Ehrenrechte 
(z.B.  einen  Vorrang  bei  Prozessionen)  einräumt  und  von  ihm  durch  Einwirkung  auf  sein 
Gewissen  die  Gewährung  der  für  Reparaturbauten  nöthigen  Summen  zu  erlangen  sucht  *, 


1  Diese  Frage  ist  besonders  für  Preussen  prak- 
tisch wichtig. 

2  Art.  17  d.  preuss.  Verf.  ürk.  v.  1850  stellt 
die  Aufhebang  des  Patronates  dnrch  Staatsgesetz 
in  Aussicht,  und  ebenso  behält  das  österr.  Ge- 
setz V.  7.  Mai  1874  ^.  32  unter  Festsetzung  ein- 
zelner Yorschriften  ($$.  33.  34]  eine  besondere 
gesetzliche  Regelung  der  Patronatsverhältnisse 
vor. 

S  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  bei  der  Besei- 
tigung der  katholischen  geistlichen  Gerichtsbar- 
keit das  Bedürfniss  eines  ausreichenden  Rechts- 
schutzes für  den  vielfach  als  Privatrecht  aufge- 
fassten  Patronat  gefühlt  worden  ist  und  damit 
Mangels  einer  besonderen  Verwaltungsgerichts- 
barkeit nur  die  Civilgerichte  betraut  werden 
konnten. 

^  Wie  eine  solche  neuerdings  z.  B.  in  dem 
preuss.  Gesetze  ▼.  20.  Juni  1875  üb.  die  Ver- 


mögensyerwaltung  1.  d.   katholischen  'Kiichen- 
gemeinden  $$.  39  ff.  erfolgt  ist. 

^  Für  Preussen  also  ein  Gesetz  zur  Ausfüh- 
rung des  Art.  17  der  Verfassgs.  Urk.  v.  1850. 

9  Dagegen  würden  kirchliche  Bestimmungen 
über  die  Betheiligung  des  Patrons  bei  der  Ver- 
waltung des  Kirchenvermögens,  z.  B.  seine  Theil- 
nahme  an  derselben  als  Mitglied  des  Kirchenvor- 
standes u.  über  die  etwaige  Nothwendigkeit  seines 
Konsenses  zu  gewissen  Arten  der  Vermögensver- 
waltung unter  der  erwähnten  Voraussetzung  staat- 
licherselts  nicht  anzuerkennen  sein,  weil  solche 
über  das  der  kirchlichen  Autonomie  anheimfallende 
Gebiet  hinübergreifen. 

Das  Verhältniss  würde  sich  im  allgemeinen 
ähnlich  dem  jetzt  in  Folge  der  Einführung  der 
obligatorischen  Civilehe  in  Deutschland  eingetre- 
tenen Verhältnisse  zwischen  dem  staatlichen  und 
dem  katholisch-kirchlichen  Eherechte  gestalten. 
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Begriff/  Natur  und  Eintheilungen  des  P&tronatrechtes. 


gani  abgesehen  dayon ,  dass  sich  eine  derartige  Forterhaltnng  des  Patronates  für  das 
ibram  intemnm  der  Kirche  praktisch  auch  nicht  einmal  verhindem  liesse. 

m.  Arten  des  Patronatrechtes.  Das  Patronatrecht  ist  entweder  ein 
diogliches,  ws patroncUus  reakf  oder  ein  persönliches,  ttts paironattis personale. 

Das  erstere  haftet  als  Realgerechtsame  dergestalt  an  einem  Gute  oder  Grundstück, 
dass  durch  das  Eigenthnm  an  dem  letzteren  zugleich  der  Patronatberechtigte  bestimmt 
wird.  Sein  Wesen  beruht  auf  der  Verbindung  mit  einem  Immobile.  Es  ist  daher  un- 
richtig, die  Dinglichkeit  des  Patronates  in  den  Umstand  zu  setzen,  dass  zum  Erwerbe 
desselben  neben  der  allgemeinen  Fähigkeit  und  der  speziellen  Ooncession  auch  noch 
der  Besitz  eines  eigenen  Gutes  gehört ,  sowie  den  Besitz  eines  solchen  für  das  Sekun- 
dSie,  nicht  fftr  das  Primäre  zu  erklärend  Die  Dinglichkeit  des  Patronates  ist  der 
letzte  Rest  der  alten  überwundenen  Anschauung  von  dem  Eigenthum  des  Grundherrn  an 
der  von  ihm  gestifteten  Kirche ,  welchen  die  kanonische  Gesetzgebung  nicht  beseitigt 
hat ^  und  auch  nicht  hat  beseitigen  können ^,  In  Deutschland  bildet  die  Dinglich- 
keit des  Patronates  die  faktische  Regel  ^,  da  die  überwiegende  Zahl  aller  derartigen 
Rechte,  was  sich  aus  der  historischen  Entwicklung  erklärt,  mit  Gütern  ^  verbunden  ist. 
Die  Eigenschaft  des  dinglichen  Patronates  als  Accessoriums  eines  Gutes  macht  ihn  in- 


1  So  Rosshirt,  üb.  d.  Patronatrecht  m.  bes. 
Räcks.  auf  d.  fälschlich  s.g. dingliche  Patronatrecht 
i.  Aieh.  f.  k.  K.  R.  4, 18.  Aehnlich  auch  Y e  r  i  n  g 
K.  R.  S.  485.  Wenn  letzterer  meint ,  dass  „das 
dingliehe  Patronatrecht  niemals  eigentliches  Ac- 
eessorinm  des  Ontes  sein  könne,  so  dass  auf  die 
Qualität  des  Besitzers  und  den  Erwerbstitei  des 
Gates  nichts  ankäme,  dieses  vielmehi  dem  kirch- 
liehen ins  pnblicnm,  der  ganzen  kirchlichen 
OnindTerlassnng  widerspräche'',  so  ist  dies  eine 
Behauptung,  welche  erstens  die  historische  Ent* 
wicklang  im  Abendlande  bis  zum  12.  Jahrhundert 
(s.  Th.  II.  S.  62n,  wie  dies  auch  in  dem  betref- 
fenden Buche  8.  484  thatsächlieh  geschehen  ist, 
ignorirt,  femer  aber  yerkennt,  dass,  wenn  das 
Patronatrecht  dem  Eigenthümer  des  Gutes  zu- 
steht, der  Erwerb  nur  durch  das  letztere  vermit- 
telt werden  und  die  Fähigkeit  jedes  neuen  Er- 
werbers allein  f&r  das  Recht  der  Ausübung  des 
Pitronates,  nicht  aber  für  die  Fortdauer  der  Sub- 
stanz desselben  entscheidend  sein  kann.  Soll  das 
dingliche  Patronatrecht  bei  Yeräusserung  des  be- 
rechtigten Gutes  an  einen  Juden  total  erlöschen 
und  erloschen  bleiben,  wenn  dieser  das  Grund- 
ttflek  später  an  einen  Katholiken  weiter  veräussert, 
oder  soll  es  in  diesem  Fall  wieder  aufleben  und 
ans  welchem  Grunde?  Auf  diese  Fragen  giebt 
jene  unklare  Formulirung  keine  Antwort. 

>  Ausdrücklich  ist  sie  und  damit  die  Qualität 
des  Patronates  als  Accessoriums  des  Gutes  aner- 
kannt in  c.  13  (Alex  lU)  h.  t.  in.  38 :  „quum 
rationefeudorum  emptorom  aliterve  acquisi- 
torom  ...  ins  patronatus  acquisieritis".  Nicht 
anders  ist  das  Verhältniss  von  den  älteren  Kano- 
nlsten  aufgefasst  worden,  s.  z.  B.  Innocenz  IV 
comment.  ad  c.  13  X.  dt.;  Florens  tractat.  ad 
c.  7  u.  19.  I.  III.  decr.  t.  38,  opp.  iurid.  ed. 
Boujat  2,  280;  vgl.  auch  meine  Abhandlung 
bei  Dove  Ztschr.  f.  K.  R.  2,  425fr.,  ebenso  von 
einer  Anzahl  neuerer,  Phillips  Lehrb.  2.  Aufl. 
S.270  u.  K.  R.  7,  671;    v.  Schulte  Lehrb. 


S.  309;  Riohter-Dove  K.  R.  %.  188  n.  25; 
Gerlach,  Präsentationsrechts.  19;  Ka im 2,18; 
auch  in  einer  Entscheidung  d.  Gongr.  episcop.  et 
regiil.  V.  1850,  Arch.  f.  k.  K.  R.  10,  381  heisst 
es :  „Gardinales  animadvertentes,  agi  in  casu  de 
iurepatronatus  reali,  quoddictofundo 
inhaeretac  propterea  iuxta  sc.  canoues  cum 
nniversitate  transire*'. 

^  Es  ist  dadurch  allerdings  die  unseren  heuti- 
gen Anschauungen  widersprechende  Verbindung 
einer  öfrenüichrechtlichen  Befngniss  mit  einem 
Grundstück  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten 
worden.  Dieser  Umstand  berechtigt  aber  nicht, 
wie  es  Vering  thut,  das  quellenmässig  aner- 
kannte dingliche  Patronatrecht  durch  die  Behaup- 
tung, es  sei  mit  dem  kirchlichen  ius  publicum 
unvereinbar,  zu  verwerfen. 

üebrigens  muss  ich  mich  dagegen  verwahren, 
dass  Vering  S.  485.  n.  1  mir  nach  dem  Vor- 
gange RoBshirts  a.  a.  0.  für  das  heutige  Recht 
die  Behauptung  unterschiebt,  dass  das  dingliche 
Patronatrecht  nicht  den  Charakter  des  kirchlichen 
Patronatrechts  habe,  sondern  Ausfluss  des  Eigen- 
thumrechtes  der  Grundherrn  sei.  Ich  habe  mich 
schon  bei  Dove  Ztschr.  2,  420  gegen  diese  Ver- 
drehung meiner  Darlegungen  durch  Rosshirt, 
wie  ich  glaube,  mit  hinreichender  Klarheit  ausge- 
sprochen, so  dass  ich  einfach  darauf  und  auf  das 
im  Text  Gesagte  verweisen  kann. 

^  Mit  Rücksicht  hierauf  stellt  das  preuss. 
L.  R.  11.11.  $.579:  „Im  zweifelhaften  Falle 
wird  vermuthet,  dass  der  Kirchenpatronat  auf 
einem  Gute  oder  Grundstück  hafte",  sogar  eine 
gesetzliche  Vermuthung  für  die  Dinglichkeit  auf. 

^  Und  zwar  für  die  Regel  mit  Rittergütern. 
Nach  dem  in  der  Mark  Brandenburg  geltenden 
Provinzialrecht  besteht  sogar  die  Vermuthung  da- 
für, dass  dem  Rittergutsbesitzer  der  Patronat  Über 
die  zu  seinem  Gute  gehörige  Kirche  zukommt, 
Scholz  V.  Hermensdorf,  mark.  Prov.  R. 
2.  Aufl.  $.  422,  1,  86  u.  2,  295. 
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dees^L  mehi  zu  einem  Vermögenerecht.  Die  im  Patronate  üe^ndeii  Bel^igaitse  er- 
scheinen nach  heutigem  Beeht  nicht  mehr  als  Aasflftflse  dee  Eigenthnms,  vielmehr  sad 
sie  nnr  änsserlich  mit  dem  Gmndstüek  verknüpft ,  ohne  dasa  sie  irgend  welche  innere 
Beziehung  zu  dem  Eigenthum  an  demselben  haben. 

Das  persönliche  Patronatrecht  ist  dagegen  da^enige,  welches  einer  Person 
(physischen  oder  juristischen)  als  solcher  zusteht,  also  auf  einem  persdnlichen  Er- 
werbsgrunde beruhte  Dagegen  liegt  es  nicht  im  Wesen  dieser  Art  des  Patronates, 
dass  er  auf  die  Person  des  ersten  Erwerbers  beschränkt  ist  und  mit  dem  Tode  desselben 
erlischt,  vielmehr  findet  bei  ihm  der  Regel  nach  ein  üebergang  auf  die  Rechtsnach- 
folger oder  auf  andere  Personen  statt  (s.  unten  §.  139). 

Bildet  auch  in  Deutschland,  wie  bemerkt,  der  dingliche  Patronat  die  Regel ,  so 
ist  dies  doch  nicht  nach  dem  katholischen  ELirchenrechte  der  Fall.  Eine  gesetzliche 
Vermuthung  besteht  demnach  nicht  für  denselben  ^.  Ja  im  Zweifel  muss  der  Patronat 
für  einen  persdnlichen  erachtet  werden,  weil  die  Dinglichkeit  desselben  ein  besonderes 
ihm  hinzatretendes  Moment  voraussetzt,  also  nöthigenfalls  darzuthun  ist. 

Der  Patronat  kann  femer  ein  geistlicher,  Laien-  und  gemischter  {tut 
patronatus  ecclestasäcum  oder  clericale,  laicale  und  mixtum)  sein. 

Geistlich  ist  der  Patronat,  wenn  er  einer  geistlichen  Person  in  dieser  ihrer 
Eigenschaft  zukommt^,  gleichviel  ob  die  Stiftung  aus  kirchlichem  oder  weltlichem  Ver- 
mögen erfolgt  ist^. 

Ein  Laienpatronat  liegt  dagegen  vor,  wenn  ein  Patronatrecht  einem  Laien  oder 
auch  einer  geistlichen  Person ,  letzterer  aber  aus  einem  von  ihrer  kirchlichen  SteUnng 
unabhängigen  Grunde  zusteht. 

Den  Eintheilungsgrund  bildet  weder  die  Qualität  der  Stiftungsmittel  als  weltlichen 


1  BeTardicomm.  ad  1.  111.  deci.  diss.  IV.  de 
iure  patron.  c.  %  ed.  Mediolanl  1846.  1,  285, 
ebenso  Kai  in  2,  18,  begreifen  unter  iuspatr. 
reale  Jedes,  welches  dem  Berechtigten  mit  Rück- 
sicht auf  eine  Sache  oder  ein  Recht,  also  auch  mit 
Rücksicht  auf  ein  Amt  zusteht,  unter  iusp.  Sim- 
plex aber  jedes  andere  Patronatrecht.  Allerdings 
wird  bei  dem  mit  einem  Amt  verknüpften  Patronat- 
recht der  Patron  durch  das  Amt  ebenso  wie  bei 
dem  dinglichen  Patronate  im  oben  gedachten 
Sinne  durch  das  Eigenthum  am  Grundstück  be- 
stimmt.  Wenn  es  indessen  schon  der  historische 
Entwickelungsgang  allein  rechtfertigen  würde,  an 
der  im  Text  dargelegten  engeren  Bedeutung  der 
Bezeichnung:  dingliches  Patronatrecht  festzu- 
halten, so  tritt  noch  der  weitere  Umstand  ent- 
scheidend hinzu,  dass  der  an  ein  Grundstück  ge- 
knüpfte Patronat  seinem  Wesen  nach  nur  Acces- 
sorium  des  Gutes  sein  kann ,  dies  aber  bei  dem 
mit  einem  Amte  in  Verbindung  gesetzten  nicht 
nothwendig  der  Fall  zu  sein  braucht.  Hier  ist  die 
Auffassung  sehr  wohl  denkbar,  dass  es  sich  bei 
einer  solchen  Verbindung  blos  um  eine  bestimmte, 
durch  das  Amt  bezeichnete  Eigenschaft  des  Be- 
rechtigten handelt.  Eine  Patronatsstiftung  des 
Inhalts,  dass  dem  Jeweiligen  Pfarrer  zu  X.  der 
Patronat  über  die  Kirche  zu  Y.  zustehen  soll, 
setzt  zwar  den  letzteren  in  gewisse  Beziehung  zu 
der  Pfarre  in  X.,  macht  ihn  aber  noch  nicht  Juri- 
stisch zum  Accessorium  des  Pfarramtes.  Die 
Möglichkeit  eines  VerhlUtnisses  der  letzteren  Art 
ist  freilich  nicht  ausgeschlossen.  Ein  praktisches 


Bedürfniss  zu  solchen  Gestaltungen  liegt  indessee 
kaum  vor.  Uebrigens  sind  mit  den  beiden  hier 
in  Frage  stehenden  Fällen  nicht  diejenigen  zu 
verwechseln,  wo  der  Patronat  einer  Juristischen 
Person,  z.  B.  einer  Pfarrei  zusteht,  und  der  tut 
Vertretung  derselben  berechtigte  Amtsträger  (der 
Pfarrer)  blos  das  Recht  auszuüben  hat.  —  Unhalt- 
bar ist  es  ferner,  wenn  de  Roy e  prol^om.  c.  8 
behauptet,  dass  Jeder  geistliche  Patronat,  weil  er 
aus  kirchlichen  Mitteln  gestiftet  sei,  die  Natur 
des  dinglichen  habe. 

2  Anders  freilich  nach  preuss.  R.,  s.  S.  9n.  4. 

3  Ueber  den  Begriff  ist  die  Doktrin  einig  s. 
z.  B.  Vivian.  P.  I.  1.  I.  c.  3.  n.  2;  Ferrari» 
s.  V.  iuspatronatus.  art.  I.  n.  13 ;  L i p p er  t  S.  41 ; 
Phillips  7,  677;  V.  Schulte  Lehrb.  S.  309. 
Vgl.  übrigens  die  zweitfolgende  Anmerk.  Den 
Anhalt  für  die  Formulirung  des  Begriffes  haben 
c.  6(Innoc.  III.)  X.  de  off.  leg.  I.  30;  c.28  (id.) 
h.  t.  III,  38  u.  c.  un.  (Bonif.  VIII)  in  Vlto  h.  t 
III.  19  gegeben.  Ueber  die  Entwicklung  des 
geistlichen  Patronates  s.  Th.  II.  S.  636. 

^  In  letzterem  Fall  entsteht  ein  geistlicher  Pa- 
tronat, wenn  der  Stifter  von  vornherein  den  Pa- 
tronat einer  geistlichen  (physischen  oder  Juriiti- 
sehen)  Person  in  Hinblick  auf  deren  kirchliche 
Stellung  überweist  oder  der  Patronat  nimmt  die 
Natur  des  geistlichen  an,  wenn  er  später  von 
einem  Laien  einer  solchen  Person  mit  Rücksieht 
auf  ihr  gedachtes  Yerhältnlss  übertragen,  s.  B. 
geschenkt  wird,  s.  auch  c.  un.  in  Vlto  43it. 


§.  I3d.] 
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•der  kbeblichen  Ghitea  noch  der  geistliehe  oder  niehtgeistüehe  Stand  des  Patrons,  riel'^ 
mehr  lediglieh  der  herrorgehobene  Umstand,  dass  ftlr  die  Zuständigkeit  des  Patronates 
die  kirdilidie  SteUung  des  Berechtigten  entscheidet.  Allein  unter  dieser  Voranssetznng 
erscheint  eine  Behandlung  des  Rechtes,  welches  die  kirchlichen  Oesichtspunkte  schärfer 
betont  (b.  Th«  n.  S.  637),  insofern  gerechtfertigt,  als  let2tere  ohnehin  in  Betreff  der 
sonstigen  Stellung  des  Berechtigten  massgebend  sind,  and  darum  das  Sonder-Interesse 
des  Berechtigten  weniger  Berflcksichtigung  beanspruchen  kann. 

Allerdings  wird  bei  der  Stiftung  aus  kirchlichem  Vermögen  fast  ausnahmslos  ein 
geistliehesPatronatrecht  vorliegen,  weil  eine  geistliche  Person^nur  kraft  ihrer  kirchen- 
amtüehen  Stellung  über  derartige  Mittel  yerfagen  kann,  und  demnach  auch  denPatronat 
lediglich  mit  Rücksicht  auf  diese  erwirbt,  so  z.  B.  wenn  ein  Kloster  aus  seinem  Kloster-, 
oder  der  Bischof  ans  seinem  Mensalgut  in  einer  anderen  Diöcese  eine  Kirche  stiftet. 
Möglich  ist  es  aber  immerhin,  wenngleich  allein  unter  besonderen  Voraussetzungen, 
dass  ein  Patronat,  welches  zufolge  einer  Stiftung  aus  kirchlichem  Vermögen  entstanden 
ist,  später  auf  einen  Laien  übergeht,  und  sich  dadurch  in  ein  Laienpatronatrecht  ver- 
wandelt ^  Wenn  sonach  durch  eine  Stiftung  der  letztgedaohten  Art  nicht  unter  allen 
umständen  die  Eigenschaft  des  Patronates  als  eines  geistlichen  fortdauernd  bedingt  ist, 
80  kann  es  bei  einer  Stiftung  aus  weltlichem  Vermögen  nicht  einmal  als  die  Regel  an- 
gesehen werden ,  dass  dadurch  ein  Laienpatronat  begründet  wird.  Eine  Fundations- 
bestimmung  dahin,  dass  der  Patronat  nicht  dem  Stifter  selbst,  sondern  einer  geistlichen 
Anstalt  oder  einer  geistlichen  Person  mit  Rücksicht  auf  diese  ihre  Stellung  erworben 
werden  soll,  ist  nicht  minder  erlaubt^,  wie  die  Uebertragung  eines  schon  bestehenden 
Patronates  auf  eine  solche  Anstalt  oder  Person,  wodurch  derselbe  die  Natur  des  geist- 
lichen Patronates  annimmt^. 

Wenn  oben  hervoiigehoben  worden  ist,  dass  der  geistliche  oder  nichtgeistliche 
Stand  des  Berechtigten  über  die  Natur  des  Patronates  nicht  entscheidend  ist,  so  trifft 
dies  allerdings  nur  bei  physischen  Personen  zu.  Stiftet  ein  Geistiicher  eine  Kirohe  oder 
ein  Benefizium  aus  seinem  Privatvermögen  ^  oder  erwirbt  er  einen  Laienpatronat  aus 
einem  von  seiner  kirchlichen  Stellung  unabhängigen  Grunde  (z.  B.  durch  Erbschaft), 
80  ist  oder  bleibt  sein  Patronatrecht  ein  laikales.  Andererseits  bedingt  es  der  Begriff 
des  geistlichen  Patronates  nicht  absolut,  dass  der  Berechtigte  ein  Geistlicher  oder  eine 


>  Au  diesem  Grunde  halte  ich  es  nicht  fQr 
korrekt,  wenn  vielfach  (s.  die  S.  10  n.  3  Ange- 
mhrten)  die  Definition  des  geistlichen  Patro- 
ottesd^hin  gefasst  wird,  dass  er  einer  geistlichen 
Person  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  zukommen  oder 
dvrch  eine  Stiftung  ans  kirchlichen  Mitteln  ent- 
standen sein  mnss.  Der  letztere  Fall  gehört  für 
die  Kegel  unter  den  ersteren^  und  wo  sich  beides 
nicht  deckt,  liegt  eben  kein  geistlicher  Patronat 
▼or.  Wegen  des  Uebergangs  des  geistlichen  Pa- 
tronates auf  einen  Laien  s.  übrigens  des  Weiteren 
unten  $.  139. 

Eine  Stiftung  aus  kirchlichen  Mitteln  in  der 
Welse,  dass  der  PaUt>nat  zu  Gunsten  eines  Laien 
begr6iidet  werden  soll,  ist  praktisch  desshalb  aus- 
geschlossen, weil  zu  der  hierbei  nSthigen  Ver- 
iusiening  der  Stiitungsmfttel  mangels  eines  ge- 
nügenden Grundes  kein  Kirchenoberer  die  Ge- 
nehmigung ertheilen  könnte. 

«  Th.  n.  S.  302. 


3  Derartige  Verfügungen  sind  namentlich  in 
früheren  Zeiten  h&uflg  vorgekommen. 

^  Diesem  stöben  jetzt  die  Ersparnisse  aus  dem 
kirchlichen  Amtseinkommen  gleich.  Nach  heuti- 
gem Recht  hat  der  Geistliche  nur  eine  moralische 
Pflicht,  letztere  zu  frommen  Zwecken  zu  hinter- 
lassen. Daher  entfAlIt  die  von  den  älteren  Kano- 
nisten  in  Hinblick  auf  c.  13  (syn.  Constantinop. 
a.  869)  C.  XII.  qu.  2  erforderte  Bedingung,  s. 
z.  B.  Riganti  comm.  ad  reg.  IX.  carc.  $.  2.  n. 
201  (merkwürdigerweise  so  auch  noch  Phillips 
7,  676),  dass  der  Geistliche  die  Testirfreiheit 
durch  päpstliches  Privileg  erlangt  haben  müsse, 
wie  dies  schon  Garoias  tract.  de  benef.  P.  V. 
c.  1.  n.  594  für  Spanien  mit  Rücksicht  auf  die 
dort  geltende  Testirfreiheit  annimmt,  und  es  er- 
ledigt sich  die  Frage,  ob  bei  einer  derartigen 
Stiftung  ohne  Testirprlvileg  ein  geistliches  Pa- 
tronatrecht entsteht  (äer  die  Stiftung  selbst  nich- 
tig ist. 


12 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Person ,  welche  die  geistlichen  Standesrechte  besitst ,  sein  mnse »  yiehnehr  kann  dies 
anch  ansnahmsweise  ein  Laie  sein^,  nämlich"  anter  der  Voranssetznng,  dsss  er 
ein  kirchliches  Amt  besitzt  und  ihm  das  Patronatreoht  mit  Rücksicht  auf  dasselbe 
zusteht  2. 

Fflr  die  kirchlichen  juristischen  Personen ,  geistliche  Korporationen ,  Stiftungen 
und  Anstalten,  gilt  das  Bemerkte  nicht.  Das  Wesen  einer  solchen  geht,  im  (Jegensati 
zur  physischen  Person,  völlig  in  ihren  kirchlichen  Zwecken  auf.  Dan^n  können  sie 
Patronate ,  mögen  sie  dieselben  durch  eigene  Stiftungen  oder  sonst  erworben  haben, 
lediglich  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  besitzen,  d.  h.  ihre  Patronate  sind  stets  geistliche. 
Hieraus  folgt  weiter ,  dass  über  die  Natur  des  einer  juristischen  Person  zustehenden 
Patronates  lediglich  der  Umstand  entscheidet,  ob  diese  den  Charakter  einer  kirch- 
lichen Koi-poration,  Stiftung  oder  Anstalt  trägt  oder  nicht.  Geistlich  sind  daher  nicht 
nur  die  Patronate  der  Domkapitel,  Klöster,  sondern  auch  die  von  ordensähnlichen 
Kongregationen',  geistlichen  Ritterorden^,  kirchlichen  Bruderschaften,  welche  bischöf- 
lich approbirt  und  unter  bischöflicher  Aufsicht  stehen  ^,  selbst  wenn  die  Ausübung  des 
Rechtes  durch  Laien  erfolgt  ^. 

Das  M8  pcUranatus  mixtum  endlich  ist  dasjenige,  bei  welchem  sowohl  die  ein  geist- 
liches, wie  ein  weltliches  Patronatreoht  begründenden  Momente  zusammen  und  gleich- 
zeitig vorliegen''.  Dies  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  eine  kirchliche  Korporation  ans  ihrem 
kirchlichen  Vermögen  und  ein  Laie  ^  aus  seinen  Mitteln  eine  £[irche  oder  ein  Benefi- 
zium  gemeinschaftlich  stiften ,  oder  eine  derartige  Fundation  von  zwei  Laien  gemacht 
wird,  aber  der  eine  derselben  die  daraus  entstehenden  Rechte  einer  kirchlichen  Korpo- 
ration oder  einer  geistlichen  Person  mit  Rücksicht  auf  ihr  Amt  überweist  ^. 


1  Jedoch  iflt  dies  immer  nur  eine  Ausnahme, 
vgl.  Pbillipß  7,  677;  v.  Schulte  Lehrb. 
S.  309.  n.  6. 

2  So  hat  die  Rota  das  den  ireltUchen  Sacrista- 
nen  einer  Kirche,  den  weltlichen  Administratoren 
einer  Kircheufabrik  mit  Rücksicht  auf  diese  ihre 
amtliche  Stellung  gewährte  Patronatrecht  für  ein 
geistliches  erklärt,  und  bei  solchen  Fragen  das 
entscheidende  Moment  darin  gesetzt,  ob  die  Con- 
cession  intuitu  ecclesiae  officio  in  personis  oder 
ob  sie  den  personis  in  officio  gemacht  worden  ist, 
Riganti  1.  c.  n.  203  ff.  Ebensowenig  ist  die 
Ausübung  des  geistlichen  Patronats  durch  einen 
Laien  ausgeschlossen,  diese  hat  z.  B.  art.  25  des 
osterr.  Konkordates  den  katholischen  Monarchen 
in  Betreff  der  dem  Religionsfonds  zustehenden 
Patronate  gewährt  (s.  auch  J.  4  des  Qw.  vom  7.  Mai 
1874),  vgl.  ferner  unten  Anra.  6. 

8  So  hat  die  Rota  für  die  Patronate  von  Kano- 
nissinnen  und  Beguinen  entschieden,  Riganti 
1.  c.  n.  213.  214. 

4  Dafür  die  Congregatio  concilii  1.  c.  n.  293. 

SQarcias  tract.  de  benef.  P.  V.c.  1.  n.604ff; 
Vlvianus  P.  I.  1.  I.  c.  3.  n.  7. 

^  Wenn  z.  B.  ein  Landesfürst  als  Vorstand 
eines  geistlichen  Ritterordens  das  Recht  ausübt, 
Riganti  1.  c.  n.  293. 

Ebenso  ist  es  für  die  Natur  der  Patronate  von 
Hospitälern  entscheidend ,  ob  letztere  als  kirch- 
liche Anstalten  zu  betrachten  sind  oder  nicht, 
8.  Riganti  1.  c.  n.  223  ff . 


"^  Nicht  korrekt  ist  es,  das  gemischte  Patronat- 
recht als  das  einer  geistlichen  und  weltlichen 
Person  zugleich  zustehende  Recht  zu  deflnireo, 
so  V.  Schulte  Lehrb.  S.  309  und  Phillipi 
Lehrb.  2.  Aufl.  S.  273. 

S  Oder  mehrere  Korporationen  oder  Laien.  Da- 
durch,  dass  mehr  Personen  auf  der  geistliehen 
oder  Laien-Seite  betheiligt  sind,  verliert  der  Pa- 
tronat  nicht,  wie  einzelne  Aeltere  behaupten,  so 
z.  B.  Lotter  de  re  benefic.  1.  TL.  qu.  10  u.  67 
seine  gemischte  Natur  und  wird  nicht  entweder  ein 
geistlicher  oder  laikaler.  Denn  das  Recht  kann 
nur  als  einheitliches  behandelt  werden  und  hat 
daher  auch  in  diesen  Fällen  weder  ausschliesslich 
geistliche  noch  laikale Natur.  Vgl.  auch  Fagnan. 
ad  c.  27  X.  h.  t.  UI.  38.  n.  53  ff;  Leuren.  for. 
benef.  P.  II.  qu.  17. 

9  Konkurriren  bei  einem  Patronate  Laien  mit 
Geistlichen  in  der  Weise ,  dass  die  ersteren  den 
letzteren  mehrere  Personen  zu  benennen  haben, 
aus  welchen  diese  den  zu  priisentirenden  Kandi- 
daten in  entscheidender  Weise  auswählen ,  so 
liegt,  wenn  sonst  die  Momente  des  geistlichen 
Patronats  gegeben  sind,  ein  solcher  im  umge- 
kehrten Fall  ein  Laienpatronat  vor.  Die  gewöhn- 
liche Meinung  lässt  unrichtig  lediglich  die  That- 
sache  massgebend  sein ,  ob  der  Wille  des  Oeist- 
lichen  oder  der  Laien  die  Person  des  Kandidaten 
feststellt,  Qarcias  1.  c.  n.  616;  Yivian.  L  c. 
n.  8;  Phillips  Lehrb.  S.  272.  Von  einem  ge- 
mischten Patronate,  so  Riganti  1.  c.  n.  366,  ist 
vollends  keine  Rede. 
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Die  eben  besprochene  ünterscheidnng  ist  einzebien  Partiknlarrecbten ,  so  dem 
preussiscben  allgemeinen  Landrecbt,  anbekannt  ^. 

Die  geisilicbe,  laikale  oder  gemischte  Natnr  des  Patronates  ist  fOr  den  dinglichen 
oder  persönlichen  Charakter  desselben  gleichgültig.  D.  h.  nicht  nur  ein  Laien-,  son- 
dern auch  ein  geistlicher  Patronat  kann  ein  dinglicher  sein.  Es  liegt  darin ,  dass  ein 
Patronatrecht,  welches  Accessorium  eines  Grundstücks  ist,  einer  geistlichen  Person 
wegen  dieser  ihrer  Eigenschaft  zusteht,  an  und  für  sich  nichts  Irrationelles.  Ebenso- 
wenig ist  der  Uebergang  eines  Immobiles  mit  einem  dergleichen  Patronate  auf  einen 
geistiichen  Patron  ein  Rechtsakt,  welcher  die  accessorische  Natur  desselben  aufzuheben 
an  und  für  sieh  geeignet  wäre,  vielmehr  kann  gerade  umgekehrt  der  geistliche  Patron 
sein  Becht  allein  auf  Grund  seines  Erwerbstitels ,  also  in  dem  gedachten  FaU  lediglich 
als  Eigenthümer  des  Immobiles,  beanspruchen  und  ausüben  ^. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  persönliche  Patronatrecht  nicht  mit  dem  Tode  des 
ersteiTErwerbers  erlischt,  der  letztere  vielmehr  in  seiner  Eigenschaft  als  Stifter  die  Be- 
fogniss  hat,  frei  über  das  Schicksal  derselben  zu  verfügen,  ergiebt  sich  die  Unterscheidung 
des  persönlichen  Patronates  ^  in  das  itts  patranahts  haereditariigm  (erbliches]  und  gentili-- 
tkm  oder  famdUare  (Familienpatronatrechtj.  Das  erstere  liegt  vor,  wenn  der  Stifter 
Aber  seine  Rechtsnachfolger  keine  Bestimmung  getroffen  oder  seine  Erben  schlechthin  be- 
rufen hat.  In  beiden  Fällen  vererbt  es  sich  nach  den  Regeln  der  civilrechtlichen  Erbfolge, 
und  unterliegt  der  freien  Verfügung  sowohl  des  Stifters,  wie  auch  seiner  Rechtsnach- 
folger (s.  auch  §.139).  Da  diese  Folgen  immer  erst  durch  besondere  Anordnungen 
ausgeschlossen  werden  müssen,  so  gilt  das  erbliche  Patronatrecht  als  die  RegeH.  Der 
Familienpatronat  kann  dagegen  nur  auf  die  Mitglieder  einer  bestimmten  Familie  über- 
gehen und  erlischt  mit  dem  Aussterben  derselben.  Das  Subjekt  eines  solchen  Patro- 
nates ist  das  durch  die  Successions-Ordnung ^  berufene,  jeweilige  Familienmitglied®. 
Da  die  Berechtigten  bei  dieser  Art  des  Patronates  sämmtlich  ihr  Recht  aus  dem  Willen 


1  Die  Beseitigung  dieser  Unterscheidung  ist 
offenbaT  durch  protestantische  Anschauungen  her- 
Torgerofen ,  denn  für  die  protestantische  Kirche 
bat  sie  keine  Berechtlgang ,  s.  meine  Abhand- 
lung bei  Do  ve,  Ztschr.  f.  K.  R.  7,  37  AT. 

'  Vgl.  m  ei  n  e  Ausführungen  bei  D  o  t  e ,  Ztschr. 
f.  K.R.  2,  429.  Derselben  Ansicht  auch  Phil- 
lips Lehrb.  S.  273;  y.  Schulte  Lehrb.  S.  309. 
Riehter-Dove,  K.R  C  188.  n.  19;  nunmehr 
auchVer  i  n  g  K.R.  S.  485,  welcher  früher,  Arch. 
f.  k.  K.R.  7,  228  unter  Berufung  auf  die  ohne 
Jede  Begründung  aufgestellte  Ansicht  von  Maas 
i.  d.  histOT.-polit.  Blättern  42.  S.  855  behauptet 
hatte,  dass  kirchliche  Korporationen  stets  als 
moralische  Personen,  niemals  als  Grundbesitzer 
präseotirten ,  also  stets  nur  ein  personliches  und 
nie  ein  dingliches  Patronatrecht  ausgeübt  haben, 
was  beides  augenscheinlich  gar  keinen  Gegensatz 
bfldet,  da  eine  juristische  Person,  wenn  sie 
Grundbesitzer  Ist  und  kraft  des  mit  ihrem  Grund- 
eigenthom  verbundenen  accessorischen  Rechtes 
piisentirt ,  dies  nicht  anders  wie  in  ihrer  Eigen- 
lekaft  als  juristische  Person  thun  kann. 

*  Nicht  aber  des  dinglichen,  weil  das  Schicksal 
desselben  vom  Gute  abhängt  und  sein  Uebergang 
durch  den  Wechsel  des  Eigenthums  an  demselben 
bestimmt  wird. 

^  So  schon  die  Glosse  s.  v.  propinqnis  zu  c.  31 
a.  B.  y.  eonsiderandum  zu  c.  35  C.  XVI.  qu.  7. 


Die  Doktrin  ist  darüber  einig.  Weiteres  in  der 
Lehre  vom  Uebergang  des  Patronats. 

Das  österreichische  Recht  stimmt  mit 
dem  gemeinen  Recht  überein,  Graf  v.  Barth- 
Barthenheim,  Oesterreichs  geistliche  Ange- 
legenheiten. Wien  1841.  S.  53.  Das  preussi- 
sche  L.-R.  II.  11.  §.  579  kennt  zwar  nur  eine 
Yermuthung  für  die  Dinglichkeit,  und  lässt  nach 
$.  578  die  Erwerbungsurkunden  darüber  ent- 
scheiden ,  „ob  das  Patronatrecht  nur  der  Person 
des  Erwerbers  oder  seinen  Erben  oder  einer  ge- 
wissen Familie  zukomme'*';  steht  aber  einmal 
die  Qualität  des  Rechtes  als  eines  personlichen 
fest,  so  wird  im  Zweifel  ebenfalls  die  freie  Yer- 
erblichkeit  anzunehmen  sein,  da  der  Patronat 
auch  nach  preuss.  Recht  nicht  ein  höchstpersön- 
liches Recht  ist  und  für  eine  andere  Art  der 
Succession  immer  eine  besondere  Bestimmung 
vorliegen  müsste. 

f*  Ueber  diese  ist  des  Näheren  $.  139.  II  zu 
handeln. 

^  Nicht  die  Familie  als  Ganzes ,  so  dass  das 
einzelne  berufene  Mitglied  nur  zur  Ausübung  des 
Patronates  berechtigt  wäre  ,  denn  die  Familie  ist 
nach  gemeinem  Rechte  keine  juristische  Person. 
Nach  preussischem  Recht  gilt  sie  allerdings 
in  gewissen  Beziehungen  als  solche,  s.  §.  72.  11. 
4.  A.  L.-R.;  Koch,  Kommentar  zum  Landrecht. 
6.  Aufl.  Anm.  25  zu  %.  38  a.  a.  0.,  trotzdem  er- 
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I.  Die  Hienurobie  aad  üp  Leltong  der  Kixohe  durcli  dieselbe. 
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de»  Stifters  Wleiten  lud  ei«  einzelojer  deu  flbrigen  ihr  Anrecht  nicht  enteiehen  kaan, 
so  ist  der  Familien-Patronat  seinem  Wesen  n«ch  luiTerAusserlifib  ^.  Ja^  selbst  fftr  dsi 
Fall,  dass  keine  Anwi&rter  ans  der  Familie  mehr  vorhanden  sind,  kann  im  Zweifel  du 
letzte  tlJbrig  bleibende  Mitglied  nicht  über  das  Becht  TerfOgen ,  weil  der  Stifter  aUs 
übrigen  PQr9onen  a^isgesohlosaen,  mithin  für  den  Fall  des  Erlöschens  der  Familie  den 
substantiellen  Untergang  des  Rechtes  gewollt  hat. 

Femer  kann  der  Patro;^at  einem  Berechtigten  allein  oder  mehrersa 
gemeinschaftlich  (s*  g.  iuß  compatronaius)  zustehen,  nnd  zwar  gleichviel  ob  er  eia 
dinglicher  oder  persönlicher,  ein  geistlicher  oder  laikaler  ist.  Da  es  ledig^h  auf  dsB 
eben  hervorgehobene  Unterscheidungamoment  ankommt,  so  liegt  die  Möglichkeit  vor, 
dass  ein  und  dasselbe  Patronatrecht  für  eine  bestimmte  Zeit  ein  Allein-,  fOr  eine  aa- 
dere  ein  Kompatronat  werden  ^  kann  3. 

Die  herrschende  Lehre  nimmt  an  4,  dasa  das  Patronatrecht  seiner  Natur  nach  nicht 
thedlbar  ist  und  lAsst  denmach  bei  dem  Kompatronate  keine  Oetheiltheit  des  RechteB 
eintreten.  Für  das  im  Patronate  enthaltene  Prftsentationsrecht  trifft  diese  Auffassnog 
jedenfalls  zu.  Zunächst  kann  sein  Objekt,  das  kirchliche  Benefizium  oder  die  kirch- 
liche Anstalt ,  nicht  in  mehrere  Theile  zerlegt  ^  und  daher  auf  diesem  Wege  keine 
Vervielfältigung  des  Hechtes  in  eine  Anzahl  gleichartiger  Berechtigungen  herbeigefilhrt 
werden.  Ebensowenig  ist  aber  eine  Theilung  in  der  Art  denkbar,  dass  an  dem  unge- 
theilten  Objekt  etwa  mehrere  solcher  Rechte  unabhiUigig  von  einander  begründet 
würden,  denn  es  erscheint  unmöglich ,  mehreren  Berechtigten  bei  der  Erledigung  des 
Benefiziums  die  Befugniss  der  Präsentation  je  eines  Kandidaten  mit  d^  Wirkung  n 
gewähren ,  dass  der  kirchliche  Obere  verpflichtet  sein  sollte ,  ein  nnd  dasselbe  Amt 
jedem  der  verschiedenen  Kandidaten  zu  verleihen.  Endlich  lässt  sich  auch  nicht  eia- 
mal  eine  intellektuelle  Theilung  der  einen  Berechtigung  für  die  mehreren  Kompatroae 
annehmen,  weil  der  Akt  der  Präsentation  eine  solche  nicht  gestattet^.   Denmach  kaaa 


scheint  aber  eine  andere  jaristiscbe  Konstruktion, 
als  die  im  Text  angegebene,  nicht  geboten ,  weil 
das  L.-R.  der  Familie  als  juristischer  Person  nar 
YermögeDsrechte  (s.  Th.  II.  Tit.  4)  beilegt  und  ein 
Familienpatronat  weder  als  Familienstiftung  (j(.  21 
a.  a.  0.)  noch  als  Familien-Fideikommiss  betrach- 
tet werden  kann. 

1  S.  die  Entscheidung  d.  Cougr.  cono.  v,  1868  in 
d.  Acta  s.  sed.  4,  653  und  Berardi  1.  c.  c.  % 
ed.  dt.  1,  287. 

2  Wenn  beim  dinglichen  Patronat  das  Eigen- 
thum  des  Gutes  bald  auf  einen,  bald  auf  mehrere 
Eigenthümer  oder  der  erbliche  Patronat  bei  den 
auf  einander  folgenden  Erbfällen  bald  an  einen 
Erben,  bald  an  mehrere  Miterben  übergeht. 

3  Nur  beim  gemischten  Patronat  ist  dies  nicht 
möglich ,  dies  kann  seinem  Begriffe  nach  immer 
nur  ein  Kompatronat  sein. 

4  LippertS.177;  Schulte  Lehrb.  S.  309; 
Schlayer  S.  55 ff. 

5  Pass  dies  in  früherer  Zeit,  als  die  Anschau- 
ung vom  Privateigenthum  noch  herrschend  war, 
geschehen,  zeigen  die  Verbote  in  c.  1  ff.  X.  h.  t. 
lU.  38;  vgl.  auch  Th.  II.  S.  624. 

6  Bei  der  entscheidenden  Vorbereitung  dieses 
Aktes,  der  Feststellung  des  zu  präsentirenden 
Kandidaten,  ist  allerdings  eine  verschiedene  Ein- 
wirkung mehrerer  Betheiligter  in  sofern  denkbar, 


als  einem  einzelnen  oder  mehreren  eine  grössere 
Stimmzahl  zustehen  kann.  Durch  diese  Stimmen 
wird  aber  niemals  blos  ein  bestimmter  AntheU  (tos 
einzelnen  Berechtigten  an  der  Präsentation  gebil- 
det, vielmehr  führt  erst  die  Abstimmung  in  ihrem 
Endresultat  den  ebenfalls  uutheilbaren  Akt  dei 
bindenden  Auswahl  des  Kandidaten  herbei,  und 
es  ist  daher  die  Auffassung,  dass  der  letztere  etvs 
zu  einem  oder  zwei  Dritteln  von  einem  Patron,  tu 
der  anderen  Quote  von  einem  anderen  bestimmt 
oder  präsentirt  worden  sei,  ausgeschlossen.  Die 
mehrfache  Stimmberechtigung  hat  nur  die  Folge, 
dass  durch  sie  eine  stärkere  Konkurrenz  gegen- 
über den  anderen  Kompatronen  entsteht. 

In  mittelalterlichen  Urkunden  werden  mitunter 
partes  iurispatronatus  erwähnt,  darunter  wird 
aber  das  Recht,  in  einem  bestimmten  Altetni- 
rungsfall  zu  präsentiren,  verstanden,  vgl.  t.  B. 
dipl.  a.  1217,  Lacomblet,  niederrh. Drkdbob. 
2,  38:  „allodium  nostruni  in  H.  et  tres  partes 
slve  vices  depatronatu  ecclesie  ipsius  loci, 
quarta  parte  sive  vice  duci  de  Limburg  reserfsts 
u.  dazu  dipl.  a.  1275,  ibid.  2,  394:  „cui  etiam 
curti  aniiexum  .  .  iuspatronatus  ecclesie  .  .  in  0. 
ita  quod  ex  una  parte  et  una  vice  ecdesia  Colooi' 
ensis  predicta,  ex  altera  parte  et  altera  vice  nol»' 
les  viri  B.  et  Th. .  .etW.  ex  tertia  parte  et  tertis 
vice  ad  eandem  ecdesiam  pi^sentabunt'*. 
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das  Yedititaas  «ehrarer  EjoiD]Mirone  in  Besng  anf  das  PBiBentaüonareckt  nnr  daiiis 
befltiimttt  ^Verden,  dass  jedoM  die  Berechtigiing  in  solidnm  zoBtekt  nnd  jeder  dieselbe 
aasnUhsB  kafu^  iait,  «r  aber  in  diesem  Bedite  nnd  in  der  AastLbnng  desselben  doreh 
die  Konkurrenz  seiner  Genossen  beschränkt  wird  ^. 

AatoeiBeits  siid  aber  im  Palspesatreebt  anek  BefiBgnisae  enihalten ,  welche  nicht 
aa  sieh  untheilbar  sind,  so  das  Kecfat  des  Patrens  auf  bestimmt  geldwenthe  Lektun^n 
ais  dem  kiroUiehen  ^er  Bendfiaialiiarmöseii ,  zu  denen  ^meinreohtliek  au^  die  G^ 
vihniBg  der  Alimente  geh(Srt^.  Femer  gesiatten  wemigsitens  einzelne  patronatisoihe 
Bedite  eine  Theüw^ ,  im  Siase  von  VervieifiUtigung ,  in  der  Weise ,  daas  sie  selbst* 
sttndi^  und  unabhängig  neben  -einander  mehreren  zustehen  und  von  ihnen  ausgeübt 
werden  können.  Hierher  gebOr^i  die  Be&gnisse  dmi  ungetreuen  Verwalter  des  Eirchen«- 
gates  zu  denanziren  und  der  Kirebei^mitation  beizuwohnen,  sodann  die  Ehrenre^ite, 
wie  z.  B.  das  £acht  auf  einen  Ehreaplatz  bei  Prozessionen,  auf  ein  besonderes  Begiftb* 
nitt,  auf  Einsefaluss  in  das  Eirehengehet.  £ndüeb  ist  bei  einzelnen  Patronatsrediten, 
wenn  sie  fiberhao|^  zur  Wirksamkeit. gelangen  eoUen,  eine  Beschxänknng  durch  die 
Konkurrenz  anderer  Berechtigter  gar  nicht  denkbar  3. 

Es  eiBchdnt  demnach  uidialtbar,  npenn  die  herrschende  Meinung  das  Patronatreeht 
Ar  unih^bar  erklärt  und  ^amit  anacheineod  auch  dieUnÜieilbarkeit  aller  in  deauelben 
liegenden,  einzelnen  Befugnisse  behauptet.  Daher  kann  auch  kein  Bedenken  dagegen 
obwalten,  dass  der  Stifter  zur  Anordnung  einer  Theilung  insoweit  berechtigt  ist,  als 
eine  sokhe  nach  dem  Inhalte  der  einzelnen  patronatischen  Befugnisse  möglich  er- 
sekaint^. 

£s  bleibt  aber  weiter  die  Frage  ttbzig,  nach  welchem  Principe  mangels  besonderer 
Stiftungsbestimmungen  das  Verhältniss  mehrerer  Kompatrone  in  Betreff  der  patrona- 
tischen Befugnisse  zu  behandeln  ist ,  da  sich  gezeigt  hat ,  dass  der  Grundsatz  der  Un- 
tbeilbaikeit  fOr  diesen  Zweck  nicht  in  Betracht  kommen  kann. 

Allein-  und  Kompatronate  sind  Gestaltungen  des  Patronatrechtes ,  welche  ihrem 
Wesen  nach  die  objektive  Substanz  des  letzteren  nicht  berflhren.  Ein  und  dasselbe 
Patnmatreeht  kann  bald  Allein-,  bald  Eompatronat  sein.  Da  femer  nur  das  erstere 
dueh  das  kirehiiehe  Eeeht  in  eingehender  Weise  geregelt  ist ,  und  somit  als  der  Nor- 
maltypus betrachtet  werden  muss ,  so  kann  keine  andere  Behandlung  des  Kompatro- 
aates  als  asaUtosig  eisdbeinen,  als  eine  sokhe,  welche  ftlr  den  letzteren,  so  w«it  irgend 
■dglich,  die  substantielle  Gleichheit  mit  dem  AUeinpatronat  aufrechterhält,  und  die 


*  Dasselbe  gilt  von  dem  Zustimmnngsrecht 
mehrerer  Patrone,  welches  bei  Dignitäten  an  den 
Kathedral-uttdKoUegktkirchen  an  Stelle  des  Vm- 
sentationsrechtes  tritt,  vgl.  unten  $.  138.  1.  1.  c. 

'  Denn  die  Zahlung  einer  Quote  des  für  den 
AUMentatioDsbeiechtigteD  erforderliehen  Bedarfs 
ist  an  and  für  sich  nicht  ausgeschlossen. 

3  So  kann  z.  B.  das  Rirchengebet  entweder  nur 
für  alle  Kompatrone  nnter  genereller  oder  spezieller 
£rwihiiiing  derselben  oder  gar  nicht  geh  alten  wer- 
den. Dagegen  lässt  sich  eine  durch  die  Kon- 
kaiMikz  betduränkte  Aufsieht  über  die  Vermögens- 
▼erwaltang ,  soweit  kraft  dieses  Rechtes  die  Vor- 
legung der  Rechnungen  gefordert  werden  kann, 
pnkttech  verwiTklichen ,  nämlich  in  der  Welse, 
dais  diese  nioht  von  jedem  Kompatron  für  sich 
besonders,  sondern  nur  gemeinsam  nach  Beschluss 
iimmtUdiier  Kompatrone  an  alle  oder  die  sich 


daran  betheiügenden  erfolgen  darf,  und  mit  einer 
solchen  einmaligen  Vorlegung  der  Pflicht  allen 
Kompatronen  gegenüber  genügt  ist. 

^  Derselbe  wird  daher  vollkommen  rechts- 
giltig  anordnen  können,  dass  die  vorbehaltene  geld- 
werthe  Leistung  aus  dem  Rirchenvermögen ,  falls 
derPatronat  sich  in  einen  Kompatronat  verwandelt, 
beim  Ausscheiden  eines  Kompatrons  in  Höhe  des 
Kopftheils  zurückbehalten  werden  nnd  sich  um 
diesen  vermindern ,  desgleichen ,  dass  der  ver- 
armte Kompatron  nur  eine  Quote  der  Alimente 
erhalten  soll.  Dagegen  w&re  eine  Bestimmung, 
dass  die  Präsentation  den  einzelnen  Kompatronen 
zu  einer  bestimmten  Quote  zukommen  soll,  nich- 
tig, weil  dieselbe  nioht  theilbar  ist.  Die  herr- 
schende Lehre  müsate  konseqnenterweise  auch 
Nichtigkeit  der  erstgedachten  Anordnungen  be- 
haupten. 


16  I-  IMe  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  If.  136. 

Beziehungen  zu  dem  Objekte  des  Patronates  und  die  Austtbnng  des  Rechtes  in  der 
Weise  bestimmt,  dass  der  Inhalt  des  letzteren  keine  Veränderung  erleidet,  insbesondere 
der  Kirche  gegenüber  keine  grossem  Lasten  entstehen,  andererseits  ihr  aber  aueb 
keine  Vortheile  erwachsen. 

Will  man  diesem  Oesicbtspunkte  gerecht  werden ,  so  ergiebt  sich  zunichst ,  dass 
die  Eompatrone  nach  aussen  hin  nur  als  eine  Einheit  auftreten  und  nur  als  solche  die 
im  Patrone  liegenden  Befugnisse  an  Stelle  des  in  anderen  Fillen  vorhandenen  alleinigen 
Patrons  geltend  machen  können.  Mit  Rücksicht  aber  darauf,  dass  sich  die  Kirche  und 
der  Kirchenobere  die  Ausübung  einer  einzelnen  patronatischen  BeAigniss  auch  beiin 
Kompatronat  in  vollem  Umfange  gefallen  lassen  muss  und  die  rechtlich  feststehendeB 
Leistungen  ebenfalls  durch  die  Existenz  des  Kompatronates  nicht  vermindert  werden, 
erscheint  es  gleichgültig ,  wer  die  Einheit  der  Kompatrone  vertritt  (ob  also  z.  B.  die 
Präsentation  von  allen  oder  blos  von  einzelnen  ausgeübt  wird,  die  Hebung  der  stif- 
tungsmässigen  Bezüge  durch  alle  oder  durch  einen  einzigen  erfolgt),  falls  die  betref- 
fende Handlung  nur  für  alle  Kompatrone  ihre  rechtliche  Wirkung  äussert. 

So  weit  das  Interesse  der  Kirche  in  Frage  steht,  kann  daher  die  nothwendige 
Gleichstellung  des  Kompatronates  mit  dem  Alleinpatronat  durch  die  Annahme  einer 
Solidarberechtigung  der  einzelnen  Kompatrone  in  Betreff  aller  im  Patronate  enthaltenen 
einzelnen  Befugnisse  erreicht  werden. 

Andererseits  entspricht  aber  die  reine  Solidarberechtigung  nicht  der  Stellung  der 
Kompatrone  in  ihrem  inneren  Yerhältniss  zu  einander.  Mangels  anderweitiger  An- 
Ordnungen  des  Stifters  stehen  sie  sich  hinsichtlich  ihrer  Berechtigung  am  Kompatro- 
nate  alle  gleich.  Keiner  ist  daher  seinem  Genossen  gegenüber  befugt,  ohne  Rücksicht 
auf  dieselben  die  patronatischen  Befugnisse  allein  und  ausschliesslich  geltend  zu  machen. 
Die  Festsetzung  einer  blossen  Entschädigungspflicht  für  eine  solche  Verletzung  der 
Rechte  der  Kompatrone  seitens  eines  derselben ,  d.  h.  die  Beschränkung  der  Wirkung 
einer  solchen  auf  das  innere  Verhältniss  derselben  untereinander,  erweist  sich  bei  der 
Natur  der  patronatischen  Befugnisse,  welche  zumTheil  nicht  in  Geld  schätzbar  sind,  als 
unzureichend.  Die  Sicherung  der  Kompatrone  kann  daher  nur  dadurch  erreicht  werden, 
dass  die  in  der  Solidarberechtigung  liegende  Befngniss  eines  jeden  einzelnen,  den  Kom- 
patronat nach  aussen,  der  Kirche  und  dem  kirchlichen  Oberen  gegenüber,  zu  vertreten 
eingeschränkt  wird ,  und  zwar  ohne  dass  dadurch  der  Grundsatz  der  einheitlichen  Re- 
präsentation eine  Aendemng  erföhrt.  Dies  wird  nur  dadurch  ermöglicht ,  dass  man 
die  Solidarberechtigung  durch  die  Konkurrenz  der  übrigen  auch  nach  aussen  hin  in  der 
Art  modificirt  werden  lässt,  dass  alle  Kompatrone  die  betreffenden  Handlungen  gemein- 
sam vornehmen  müssen ,  um  den  Kompatronat  zu  vertreten ,  die  Solidarberechtigung 
aber  insoweit  festgehalten  wird,  als  diejenigen,  welche  nicht  konkurriren  wollen  oder 
an  der  Ausübung  ihres  Konkurrenzrechtes  rechtlich  gehindert  sind ,  ausscheiden ,  und 
in  solchen  Fällen  ein  Handeln  der  übrigen  Kompatrone ,  ja  auch  eines  einzelnen  für 
genügend  erachtet  wird. 

Bei  dieser  Behandlung  des  Kompatronates  bleibt  es  völlig  unerheblich,  ob  die  eine 
oder  andere  patronatische  Befugniss  untheilbar  ist  oder  nicht.  Im  praktischen  Resultat 
führt  sie  allerdings  zur  Anwendung  von  Grundsätzen,  welche  die  bisherige  Doktrin  für 
die  Ausübung  des  Präsentationsrechtes  aus  der  Untheilbarkeit  des  letzteren  oder  des 
Patronates  überhaupt  hergeleitet  hat.  Dies  erklärt  sich  aber  daraus,  dass  sie  in  Betreff 
der  untheilbaren  patronatischen  Befugnisse,  wenn  man  den  Rechten  der  einzelnen  Korn- 
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patrone  Becbnung  tragen  will ,  die  einzig  mögliche  ist ,  dagegen  fQr  die  an  sich 
tbmibaren  aliein  deshalb  geboten  erscheint^  weil  die  Regeln  über  den  Kompatronat  nur 
ao3  der  Gleichstellung  desselben  mit  demAUeinpatronat  abgeleitet  werden  können  nnd 
bei  letzterem  eine  Theilnng  der  gedachten  Rechte  niemals  in  Frage  steht.  Die  hier 
vertretene  Auffassung  führt  also  dazn,  anchdie  theilbaren  Befugnisse  so  zn  behandeln, 
als  ob  sie  nntheilbar  wftren ,  aber  nur  deshalb ,  weil  dies  das  Princip  der  durch  die 
Konkurrenz  der  Eompatrone  eingeschränkten  Solidarberechtigung ,  welches  für  alle 
patronatischen  Befugnisse  gleichmässig  Anwendung  findet ,  bedingt.  Die  Untheilbar- 
keit  des  Patronates  oder  richtiger  die  Behandlung  aller  patronatischer  Befugnisse  als 
Qutheilbarer  erscheint  demnach  nur  als  eine  Folge  des  erwähnten  Principes,  nicht  aber 
als  dieses  selbst  ^ 

Die  femer  vielfach  beliebte  Eintheilung  des  Patronates  in  tus  patronatm  actitmm 
und  ptwnvutn^,  d.  h.  in  das  Patronatrecht  schlechthin  nnd  in  ein  solches,  bei  welchem 
ein  Kandidat  wegen  bestimmter  Eigenschaften ,  z.B.  wegen  seiner  Zugehörigkeit  zur 
Familie  des  Stifters  oder  zu  einer  gewissen  Ortschaft  ein  Vorrecht  vor  Anderen  auf  die 
Präsentation  durch  den  Patron  besitzt,  ist  unhaltbar  ^,  Der  Bevorzugte  selbst  erlangt 
in  solchen  Fällen  keine  patronatischen  Rechte ,  es  steht  hier  vielmehr  nur  eine  Be- 
schränkung des  Patrons  in  der  Auswahl  der  Kandidaten  in  Frage.  Eine  solche  ist 
aber  nichts  dem  Patronate  eigenthümliches ,  da  sie  auch  bei  nicht  patronatischer ,  so 
z.  B.  bei  freier  Verleihung,  für  den  Kollationsberechtigten  vorkommen  kann. 

Endlich  wird  vielfach  als  besondere  Art  des  Patronates  noch  das  landesherr- 
liehePatronatrecht  hervorgehoben .  Der  Ausdruck  ist  vieldeutig.  Man  versteht 
darunter  den  Fall,  dass  der  Patronat  einem  Landesherrn  zukommt,  ohne  dass  man 
bisher  die  dabei  möglichen  Verschiedenheiten  genügend  auseinander  gehalten  hätte  *, 
Der  Landesherr  kann  einen  solchen  deshalb  besitzen,  weil  die  Berechtigung  dazu  durch 
die  landesherrliche  Würde  bedingt  ist,  ferner  aber  unabhängig  von  dieser  aus  solchen 
Gründen,  welche  für  den  Erwerb  durch  eine  Privatperson  massgebend  sind  5.  Sodann 
bezeichnet  man  mit  dem  erwähnten  Ausdruck  auch  die  Patronate ,  welche  nicht  dem 
Landesherrn  als  solchem,  sondern  dem  Staate  zustehen  ^.  Derartige  Patronat«  werden 
richtiger  als  Staats-  oder  fiskalische  bezeichnet,  während  man  von  einem  lan- 
desherrlichen Patronate  im  eigentlichen  Sinn  nur  in  dem  zuerst  hervorge- 
hobenen Falle  sprechen  sollte. 

Endlich  wird  die  Bezeichnung:  landesherrliches  Patronatrecht  aber 
noch  in  einem  wesentlich  anderen  Sinne  gebraucht.  Man  versteht  darunter  das  fälsch- 
lich aus  der  Souveränität  hergeleitete  Recht  des  Landesherrn ,  die  kirchlichen  Aemter 


1  Die  herrschende  Lehre  von  der  Untheilbar- 
keltdes  Patronates  hat  allerdings  das  richtige 
beransgefühlt,  aber  das  Verhältniss  gerade  umge- 
kehrt gefassf,  indem  sie  ans  der  TJntheilbarkeit 
die  beschränkte  Solidarberechtigung  der  Kompa- 
trone  als  Folge  abgeleitet  hat  Erklärlich  ist  die$:, 
wen  man  gewöhnlich  blos  das  Präsentationsrecht 
in  das  Auge  gefasst,  und  die  Richtigkeit  der  bis- 
herigen Auffassung  nicht  in  ihrer  Anwendung  auf 
die  sonstigen  patronatischen  Rechte  einer  Prü- 
fang  unterzogen  hat. 

Was  für  Folgen  des  näheren  sich  aus  der  im 
Text  entwickelten  Ausführung  ergeben ,  davon 
kann  erst  bei  der  Besprechung  der  einzelnen  im 
Patronate  enthaltenen  Rechte  ($.  138)  und  in  der 

Hiasehius,  Kirchenrecht.  in. 


Lehre  von  dem  Untergang  und  der  Suspension  des 
Patronates  ($.  140)  die  Rede  sein. 

2  Vgl.  Vivianus  1.  c.  c.  3.  n.  30;  Bar- 
bosa  J.  K.  U.  m.  12.  n.  25;  Lippert  S.  50; 
Vering  K.  R.  S.  487. 

3  So  schon  Berardil.  c.  p.  288;  Phillips 
K.  R.  7,  682. 

^  S.  z.  B.  Riganti  ad  reg.  42  cancell.  n.42; 
Phillips  7,  683. 

s  Also  z.  B.  deshalb,  weil  ihm  ein  Familien- 
patronat  zufällt  oder  weil  er  von  einem  Privaten 
ein  patronatberechtigtes  Gut  aus  seinem  eigenen 
Vermögen  kauft. 

8  Wie  dies  bei  dinglichen,  an  Staatsdomänen 
haftenden  Patronalen,  der  Fall  ist. 
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(oder  wenigstens  die  niederen)  innerhalb  Beines  Landes  zn  besetsen.  Selbst»  wenn  die 
Annahme  eines  solchen  Rechtes  begründet  wäre,  würde  dasselbe  inuner  kein  Patronat 
in  der  kirchenrechtlich  feststehenden  Bedentang  dieses  Begriffes  sein.  Daher  ist  des 
Nftheren  davon  nicht  in  der  Lehre  vom  Patronate,  sondern  in  der  Lehre  von  der  anf 
Gnmd  der  Kirchenhoheit  staatlicherseits  in  Anspruch  genonunenen  Mitwirkung  bei  dar 
Besetxang  der  Eirchenftmter  (§.  151]  zu  handeln. 

§.  1 37 .  ßß.  Die  Entstehung  oder  die  ursprünglichen  Enoerbearten  des  Patrcnaiei. 

Die  Entstehung  oder  Neubegrflndung  eines  Patronatrechtes  setzt  einen  Erwerbs- 
titel, femer  aber  die  Fähigkeit  des  in  Fi*age  kommenden  Subjektes  zum  Erwerbe  des 
Rechtes,  endlich  auch  ein  Objekt  voraus,  welches  demselben  überhaupt  unterworfen 
sein  kann. 

I.  Die  Erwerbstitel.  A.  Die  Fundation  im  weiteren  Sinne.  Der- 
jenige, welcher  eine  kirchliche  Anstalt  oder  ein  Benefizium  fundirt,  erwirbt  an  dem 
von  ihm  auf  diese  Weise  neugeschaffenen  Objekt  das  Patronatrecht  ^  Zugleich  ist  er 
berechtigt  innerhalb  der  überhaupt  kirchenrechtlich  zulässigen  Schranken  die  näheren 
Modalitäten  des  entstehenden  Rechtes  zu  bestimmen  ^,  ja  dasselbe  sogar  von  vornher- 
ein einer  anderen  Person  zuzuweisen  ^. 

Wegen  ihres  Stiftungs-Charakters  muss  die  Fundation  eine  Liberalität  enthalten, 
also  unentgeltlich,  d.  h.  ohne  Vorliegen  einer  durch  das  Eirchenrecht  begründeten 
Verpflichtung*,  vorgenommen  werden.  Femer  ist  es  erforderlich,  dass  der  Wille  des 
Stifters  sich  auf  den  betreffenden  Erfolg  und  die  Aneignung  der  entstehenden  recht- 
lichen Wirkungen  richtet  oder  wenigstens  die  letzteren  nicht,  sei  es  ausdrücklich,  sei 
es  stillschweigend  ablehnt.  Daher  wird  durch  eine  einfache  Schenkung  zum  Zweck 
eines  Rircheubaues,  insbesondere  durch  Beiträge  zu  Kollekten  für  einen  solchen  kein 
Patronat  erworben. 

Die  Fundation,  durch  welche  die  Stiftung  verwirklicht  wird,  besteht  naturgemAss 
in  der  Be Wirkung  aller  Handlungen  und  in  der  Gewährung  aller  Mittel,  welche  noth- 
wendig  sind,  um  die  beabsichtigte  kirchliche  Anstalt  oder  das  in  Aussicht  genonunene 
kirchliche  Benefizium  in  das  Leben  zu  rufen  und  die  Erfüllung  der  Zwecke  derselben 
zu  sichem.    Der  Umfang  der  Leistungen  ist  daher  nach  Lage  der  Fälle  verschieden. 

Handelt  es  sich  um  die  Herstellung  einer  kirchlichen  Einrichtung,  für  welche  ein 
besonderes  gottesdienstliches  Gebäude,  z.  B.  eine  Pfarrkirche,  Kapelle,  nothwendig 
ist,  so  bedarf  es  1 .  der  Beschaffung  des  Grund  und  Bodens  für  dasselbe  {/undatw  i. 
eng.  Sinn  oder  assignatio  ßmdt),  2.  der  Ausführung  des  Baues  [construcHo,  auch  ex- 


1  c.  26.  31.  32  C.  XVI  qu.  7,  v^elche  ge'wohn- 
lieh  dafür  angeführt  werden ,  beweisen  das  nicht, 
8.  Th.  U.  S.  619  n.  4.  S.  621  n.  2  u.  5.  Die 
Doktrin  hat  allerdings  diesen  Recht^satz ,  welcher 
sich  durch  die  historische  Entwicklung  des  In- 
stituts von  selbst  ergeben  musste,  an  diese  Stellen 
angeknüpft,  s.  Glossa  b.  v.  fundatione,  vgl.  fer- 
ner c.  25  (Clem.  HI.)  X.  h.  t.  III.  38. 

2  Th.  II.  S.  392. 

3  Die  gedachten  Befugnisse  folgen  aus  dem 
Rechte  des  Stifters,  Inhalt  und  Umfang  seiner 
Stiftung  näher  festzusetzen.  Bei  Stiftung  zu 
Gunsten  eines  dritten ,  ist  dieser  der  erste  Er- 
werber, nicht  der  Stifter. 


4  Daher  kann  ein  Baulastpflichtiger,  welcher 
seiner  beireffenden  Verbindlichkeit  genügt,  nie- 
mals den  Patronat  erlangen,  andererseits  ist  aber 
der  Erwerb  des  letzteren  nioht  ausgeschlossen, 
wenn  eine  sonstige  Rechtspflicht  obwaltet,  falls 
nur  die  Uebernahme  und  Begründung  derselben 
eine  freiwiUige,  nicht  durch  die  Kirche  geforderte 
ist,  weUauch  dann  eine  Begünstigung  der  Kirche 
und  eine  Wohlthat  gegen  dieselbe  liegt.  Deshalb 
erwirbt  derjenige,  welcher  eine  xechtsgiltig  ein' 
gegangene  oder  ihm  im  Testament  auf  erlegte  Ver- 
pflichtung zur  Fundation  einer  Kirche  wennglei^ 
gezwuniren  erfüllt,  den  Patronat,  so  auch  die 
Rote,  Vivian.  P.  I.  1.  2.  c.  3.  n.  14. 
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itrueiiö,  aedifictUio]  ^  und  3.  der  Gewährung  der  Mittel  ^  die  Bestreitung  der  sächlichen 
Kosten  des  Gottesdienstes,  fOr  die  Instandhaltung  des  Gebäudes  und  für  den  Unterhalt 
der  erforderlichen  geistlichen  Kräfte  [dotatto)^. 

Andererseits  kann  aber  schon  die  blosse  Gewährung  eines  Fonds  für  den  zuletzt 
gedachten  Zweck  genügen,  so  wenn  an  einer  schon  bestehenden  Kirche  ein  Benefizium 
zur  Aushülfe  in  der  Seelsorge  oder  für  die  Abhaltung  von  Messen  gestiftet  werden  soll. 

In  der  Mitte  zwischen  diesen  beiden  Fällen  liegen  noch  andere,  so  z.  B.  die  Stif- 
tung eines  Benefiziums  mit  einem  besonderen  Altar,  bei  welcher  zu  der  Dotation  die 
Erbauung  des  letzteren  auf  Kosten  des  Stifters  hintreten  muss. 

Darüber,  ob  eine  der  drei  gedachten  Handlungen,  wenn  die  Vollendung  der  Stif- 
tung nur  durch  alle  oder  mehrere  derselben  herbeigeführt  werden  kann,  allein  die  Ent- 
istehung  des  Patronates  zu  Gunsten  des  Leistenden  bewirkt,  besteht  mangels  einer  aus- 
drücklichen Entscheidung  in  den  Quellen  ^  ein  bisher  nicht  zum  Anstrag  gelangter  Streit. 

Eine  namentlich  in  älterer  Zeit  allgemein  angenommene  Meinung  lässt  jede  ein- 
zehie  der  erwähnten  Handlungen  genügen  ^,  andere  verlangen  dagegen,  dass  sänunt- 


1  Gleich  steht  naturlich  die  Hingabe  pekuniärer 
Mittel,  um  die  betreifenden  Handlungen  unter 
Leitung  der  kirchlichen  Behörden  bewirken  zu 
lassen.  Denn  die  Kirche  erlangt  hier  denselben 
TortheD ,  wie  wenn  der  Patron  selbst  den  Grund 
ood  Boden  beschafft  nnd  das  Gebäude  herstellen 
Usst. 

>  Diesen  Fall  hat  die  Glosse  zu  c.  %.  G.  XVI 
91t.  7  8.  Y.  piae  mentis  in  dem  Memorialvers: 
patroman  facmrU  doa  aedificcUh  fundus  allein  im 
Ange. 

3  Am  ausfQbriichsten  über  den  Sprachgebrauch 
derselben  hineichtlich  der  Worte  fundatio  und 
eofutTudio  Phillips?,  72 1  ff.  Dass  das  erstere 
tlle  drei  Handlungen  umfassen  kann,  bedarf  keines 
Beweises. 

Die  älteren  Stellen  (s.  S.  18.  n.  1),  welche 
des  fvndart  tccUsiam  oder  der  fundatorea  eecle- 
tianim  oder  des  eonstruere  vel  dotare  eeclesiam  ge- 
denken, sind  ebenso  wie  Nov.  LVII.  c.  2  deshalb 
nicbt  massgebend,  weil  sie  den  Patronat  in  seiner 
naebmaligen  Gestaltung  noch  nicht  vor  Augen 
haben. 

In  c.  25  (Clem.  III)  X.  h.  t.  III.  38  heisst  es 
allerdings :  „quod  si  quis  eeclesiam  cum  assensu 
dioecesani  construxit,  ex  eo  ins  patronatus  acqui- 
ri(^,  mit  Bezug  auf  eine  sich  nur  in  der  pars  decisa 
tndende  Anf^e  „si  aliqnis  efflciatur  sola  con- 
stmctione  patronus",  indessen  ist  dies  ebenfalls 
flicht  entscheidend  (so  Schulte  Syst.  2,  678. 
n.  3).  Denn  die  Anfrage  ist  vieldeutig,  sie  kann 
auf  die  hier  in  Rede  stehende  Kontroverse  be- 
zogen werden ,  andererseits  aber  auch  darauf,  ob 
man  ohne  besonderen  Vorbehalt  ipso  Iure  und  ohne 
Zustimmung  des  Bischofs  Patron  werde,  lieber- 
dies  ist  gerade  der  Theil  der  Stelle ,  welcher  die 
Beziehung  auf  die  Kontroverse  ermöglicht,  von 
Raimund  a  Pefia forte  gestrichen,  vgl.  auch 
Phillips?,  731.  736. 

Ebenso  entbehren  auch  die  Vorschriften  des 
Tridentinums  der  erforderlichen  Deutlichkeit. 
8eu.  XIV.  c.  12  de  ref, :  „Nemo  .  .  .  nisi  eccle- 
*iam,  benefleium  aut  capellam  de  novo  f  u  n  d  a  v  e- 
rit  et  construxerit  seu  erectam  qnae  tarnen 
sine  snfflcienti  dote  fuerlt,  de  suis  propriis  et  pa- 


trimonialibus  bonis  competenter  dotaverit,  ins 
patronatus  impetrare  .  .  .  possit ...  In  casu  an- 
tem  fundatlonis  aut  dotationis'^,  lässt  in 
seinem  ersten  Satz  den  Patronat  durch  Neuerrich- 
tung und  Erbauung  eines  kirchlichen  Gebindes 
oder  durch  Ergänzung  der  Dos  einer  schon  vor- 
handenen Anstalt  entstehen,  und  stellt  nachher 
den  ersteren  beiden  Handlungen  die  Fundation 
gleich,  so  dass  darunter  auch  die  Dotirung  als  mit- 
begriffen  gedacht  werden  darf.  Wenn  ferner  Sess. 
XXV  c.  9  de  ref.  bestimmt :  „ut  titolus  iuris  par 
tronatus  sit  ex  fundatione  vel  dotatione*',  so  ist 
einmal  die  Auffassung  möglich,  dass  hier  die  Do- 
tation als  Titel  für  den  in  der  zuerst  angeführten 
Stelle  gedachten  Fall  gemeint  ist,  aber  such  die, 
dass  durch  Dotation  allein  schon  das  Patronatrecht 
entstehen  kann,  wobei  es  Jedoch  zweifelhaft  bleibt, 
ob  unter  allen  Umständen  oder  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  sie  allein  zur  Realisimng  der 
Stiftung  genügt.  Ebensowenig  ist  die  Stelle  des- 
selben Kapitels :  „  Patroni  autem  ...  in  percep- 
tione  fructuum  ....  quorumcumque  beneflcio- 
rum,  etiamsi  vere  de  iure  patronatus  ipsorum  ex 
fundatione  et  dotatione  essent,  nuUatenus  .  .  . 
sc  ingerant''  entscheidend.  Vgl .  auch  Phillips 
7,  734.  A.  M.  Schulte  K.  R.  2,  678.  n.  3. 

*  Innoc.  IVappar.  ad  tit.  X.  III.  38  nibr.  11. 
2:  ^Acquiritur  autem  ius  patronatus  tri bus  ex 
causis,  s.  ecclesiae  constitutione,  ecclesiae  do- 
tatione et  territorii  ad  eeclesiam  fundandam  coUa- 
tione  ....  Quilibet  autem  istorum  patronus  est'' ; 
glossa  ad  c.  un.  in  VI*®  h.  t.  III.  19  in  casu  :  „All- 
quis  laicus  habebat  iuspatronatus  in  aliqua  eccle- 
sia,  quia  forte  eam  fundaverat  i.  e.  donaverat  fun- 
dum  ad  eam  aediflcandam  vel  eam  aediflcavit  vd 
dotavit  vel  omnia  fecit  simuP.  Die  Glossa  zu  c. 
30  G.  XVI  qu.  7  s.  V.  Aliquid:  „non  tarnen  prop- 
ter  quamlibet  rem  modicam  datam  ante  conse- 
crationem  efflcitur  quis  patronus,  nisi  tantum  de- 
derit,  quod  sufflciat  ad  necessaria  ministrorum  et  ad 
luminaria",  behandelt  allein  die  Dotation  und  geht 
ebenfalls  davon  aus,  dass  schon  durch  diese  der  Pa- 
tronat erworben  werden  könne  (s.  auch  Lippert 
S.  57).  Ferner  für  diese  Meinung:  Lamber- 
tini tract.  de  iure  patr.  1.  I.  p.  I.  qu.  8.  n.  2; 

2» 
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liehe  drei  zusammentreffen  müssen^,  endlich  wird  auch  die  Ansicht  vertreten,  dass 
der  Patronat  durch  Erbauung  einer  Kirche,  ohne  Unterschied,  ob  darin  die  Anweisung 
des  Grund  und  Bodens  enthalten  sei  oder  nicht,  und  femer  durch  Dotation  einer  von 
einem  Andern  erbauten  Kirche  entstehe^.  Selbstverständlich  muss  bei  der  erstgedach- 
ten Ansicht  das  Zustandekommen  der  kirchlichen  Anstalt,  für  welche  eine  der  erwähn- 
ten Leistungen  gemacht  wird,  vorausgesetzt  werden  3,  weil  sonst  das  Objekt  des  Patro- 
nates  überhaupt  nicht  zur  Existenz  gelangt^.  Demnach  hängt  die  Entscheidung  der 
Kontroverse  lediglich  davon  ab,  ob  in  der  Bewirkung  einer  der  erwähnten  Handlungen 
allein  schon  eine  zur  Begründung  des  Patronates  ausreichende  Wohlthat  gegenüber 
der  Kirche  gefunden  werden  kann^. 

Die  Quellen  geben,  wie  schon  bemerkt,  auf  diese  Frage  keine  direkte  Antwort. 
Ebensowenig  lässt  sich  daraus,  dass  in  den  Entstehungszeiten  des  Institutes  die  Grund- 
herren die  Fundation,  Konstruktion  und  Dotation  zusammen  vorgenommen  haben,  die 
Unbegründetheit  der  ersten  Meinung  herleiten^.  Denn  das  Institut  ruht  heute  nicht 
mehr  auf  dem  Fundament  der  Eigenthumstheorie. 

So  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  eine  Lösung  aus  den  sonstigen  feststehenden 
Grundsätzen  über  den  Erwerb  des  Patronates  zu  versuchen.  Es  ist  unbestritten  an- 
erkannt und  es  kann  als  festes  Gewohnheitsrecht  bezeichnet  werden,  dass  in  demjeni- 
gen Falle,  wo  die  drei  erforderlichen  Handlungen  von  drei  verschiedenen  Personen 
geleistet  werden,  jede  den  Patronat  einiirirbt  und  somit  ein  s.  g.  Kompatronat  entsteht. 
Dass  irgend  eine  Verbindung  unter  diesen  Personen  zu  dem  gedachten  Zwecke  vorher 
eingegangen  sein,  oder  irgend  ein  rechtlicher  Zusammenhang  zwischen  ihnen  bestehen 
muss,  ist  nicht  nothwendig^.    Somit  reicht  fUr  jeden  die  Bewirkung  einer  einzigen 


Vivlan.  I.e.  P.  II.  1. 1.  c.  2.  n.  1.  2;  Barbosa 
J.  B.  ü.  III.  12.  n.  28;  Leuren.  for.  benef.  P. 
II.  qn.  30;  NlcoUis.  prax.  canon.  de  iarepatr. 
n.  1;  Engel  coli.  iur.  can.  III.  38.  n.  19; 
Reiffenstnel  ins  can.  III.  38.  n.  4;  Ferraris 
s.  y.  ins  patronatus  art.  1.  n.  20  ff . ;  Kaim  2, 
52  ff.;  Richter-Dove  K.  R.  %.  189.  n.  4; 
SchulteK.  R.  2,  677;  Walter  K.R.  8.235b. 
n.3;  GinzelK.R.2, 142;  yeringK.R.S.489. 

1  So  Nicolans  de  Tudeschis  (abbas  Si- 
cnlus),  8.  Fagnan.  ad  c.  3  X  h.  t.  III.  48.  n. 
26;  dieser  letztere  selbst  a.  a.  0. ;  van  Kspcn 
J.  E.  U.  P.  U.  t.  25.  c.  3.  n.  6  ff. ;  Berardi 
comm.  1.  c.  c.  4,  ed.  cit.  1,  290;  Schilling 
S.  10;  Phillipe  7,  726  ff.;  Gerlach  Präsen- 
tation srecht  S.  66.  67. 

2  de  Roye  deiurepatr.  prolegom.  c.  13;  Lip- 
pert  S.  62. 

^  Die  Realisirnng  dieser  Voraussetzung  ist 
praktisch  sehr  wohl  möglich ,  z.  B.  wenn  zn  der 
Hergabe  des  Grundstückes  durch  eine  Person  die 
Beschaffung  der  Baukosten  seitens  der  dazu  -ver- 
pflichteten Gemeinde  erfolgt  und  zur  Dotation 
ein  Kollektenfond  verwendet  wird. 

^  Damit  entfallen  Einwendungen,  wie  die,  dass 
eine  Kirche  mit  der  blossen  Anweisung  des  Grund- 
stückes noch  nicht  zur  Existenz  gelange,  und  der 
Patron  seine  Rechte  nicht  ausüben  könne,  ferner, 
dass  der  Bischof  den  Bau  einer  solchen  nicht  ohne 
Dotation  genehmigen  oder  eine  schon  erbaute 
konsekriren  dürfe,  s.  Fagnan.  1.  c.  u.  Phil- 
lips 7,  726.  735. 

^  Wenn  Phillips  a.  a.  0.  sagt:  „Man  wendet 


zwar  ein,  dass  mit  solch  einem  Einzelerwerb  durch 
eine  jener  drei  Handlungen  immer  die  conditio 
iuris  verbunden  sei,  dass  ein  zweiter  oder  dritter, 
den  einen  der  anderen  Akte  vornimmt,  eo  ipso 
Mitpatron  werde.  Indessen  damit  Ist  nicht  viel 
gewonnen,  denn  so  lange  ein  zweiter  oder  dritter 
einen  jener  andern  Akte  nicht  vorgenommen  hat, 
ist  jener  Erste,  wenn  er  auch  in  der  Absicht,  Pa- 
tron zu  werden,  die  Handlung  vorgenommen  hat, 
doch  noch  nicht  Patron,  sondern  nur  Wohlth&ter, 
wofür  ihn  die  Kirche,  wenn  sie  will,  in  einer  ihr 
beliebigen  Weise  belohnen  mag",  so  ist  dies  eine 
petitio  principii. 

6  So  Phillips  7,  726. 

7  Rochus  de  Gurte  def.  VII.  n.  2.  p.  323; 
Fagnan.  1.  c.  n.  26.  49;  Vivianus  1.  c.  n. 
3 ;  L euren.  1.  c.  qu.  31 ;  van  Espen  1.  c.  n. 
14;    Berardi  I.  c.  p.  291 ;    Lippert  S.  55; 
Kaim  2,  52;   Schulte  2,  678;  Phillips  7, 
720.  Schilling  S.  10.  11  behauptet  allerdings, 
dass  durch  eine  dieser  Handlungen  niemals  die 
Gesammtheit  der  Patronatsrechte ,   sondern  nur 
die  Theilnahme   am   vollen  Patronate   erworben 
werde.      Dabei    ist    übersehen,     dass   bei  dem 
mehreren  berechtigten  zustehenden  Patronat  eine 
Beschränkung  jedes  einzelnen  nur  durch  das  Vor- 
handensein der  übrigen  eintritt.    Wenn  er  ferner 
zwischen  vollem  und  unvollkommenen  Patronate, 
je  nachdem  sämmtliche  Befugnisse  in  demselben 
enthalten    sind    oder  nicht,    unterscheidet,    so 
handelt   es  sich   hier   zunächst  um  den  Erwerb 
des  Patronates  überhaupt,  nicht  darum ,  wie  weit 
in  jedem  Falle  die  Befugnisse  des  Patrones  gehen. 
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Leistung  aas.  Eine  solche  gilt  als  genügend,  um  ffir  ihn  den  Patronat  zu  begründen, 
imd  es  bedarf  der  Realisirung  der  Stiftung  in  vollem  Umfange  durch  ein  und  dieselbe 
Person  nicht.  Ein  Grund,  weshalb  diese  Regel  für  den  Fall  keine  Anwendung  finden 
soll,  dass  die  sonstigen  Bedürfnisse  für  die  kirchliche  Anstalt  ausser  der  Fandation 
oder  Konstruktion  unter  Umständen  beschafft  werden,  unter  welchen  kein  weiterer  Pa- 
tronat entsteht,  ist  nicht  erfindlich.  Das  letztere  hängt  vom  Zufall  ab  und  es  ist  will- 
kfihrlich,  demjenigen,  welcher  die  Fundation  bewirkt,  den  Patronat  zuzusprechen, 
wenn  sich  ein  Anderer  findet,  welcher  in  der  Absicht,  ebenfalls  den  Patronat  zu  er- 
werben, noch  für  die  Konstruktion  und  Dotation  sorgt ,  ihm  denselben  aber  im  ent- 
gegengesetzten Fall,  z.  B.  wenn  diese  Leistungen  aus  Kollektengeldem  gemacht  wer- 
den, nicht  zu  gewähren.  Es  wird  demnach  an  der  heute  von  der  überwiegenden  Zahl 
der  Kanonisten  angenommenen  Meinung  festgehalten  werden  müssen,  dass  die  Funda- 
tion, die  Konstruktion,  die  Dotation,  jede  für  sich  allein,  freilich  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  die  beabsichtigte  kirchliche  Einrichtung  zur  Vollendung  gelangt,  genügt, 
imd  dass  jeder,  welcher  eine  weitere,  den  Patronat  begründende  Leistung  macht,  dem 
andern  Betheiligten  als  Mitpatron  an  die  Seite  tritt  ^ 

Was  die  einzelnen  BegrünSungshandlungen  des  Näheren  betrifft,  so  besteht 
1.  die  Fundation  im  engern  Sinne  oder  die  cissignaiio  funcU  in  der  Hingabe 
eines  zum  Baue  einer  Kirche  ausreichenden  Grundstücks.  Dasselbe  darf  nicht  mit 
solchen  Rechten  beschwert  sein,  welche  mit  der  zukünftigen  Bestimmung  und  dem  zu- 
künftigen Gebrauch  der  zu  schaffenden  neuen  Einrichtung  in  Widerspruch  stehen  oder 
gar  die  erstere  bei  ihrer  Geltendmachung  ganz  beseitigen  könnten  ^.  Die  Hingabe  hat 
in  der  Weise  zu  erfolgen,  dass  der  Fundator  sich  seines  Eigenthums  entäussert  ^  und 
dies,  wenn  auch  nur  mittelbar  auf  die  neue  kirchliche  Anstalt  (z.  B.  die  neugestiftete 
Pfarrei)  übergeht^.  Da  der  Patronat  erst  entstehen  kann,  wenn  die  letztere,  sein 
Objekt,  in  das  Leben  getreten  ist,  so  gewährt  die  Fundation  allein  nur  ein  Anrecht 
auf  denselben,  welches  ebenso  wie  der  Patronat  selbst  vererblich  ist. 


'  In  Uebeieinstimmung  hiermit  bestimmt  auch 
das  hair.  Konkord.  art.  11 :  „reu  Bavariae  ad  ea 
beoeficiatam  parochialia  quam  curata  ac  gimplicia 
praesentabit,  ad  quae  ex  legitime  iurepatroiiatus 
s  i  Y  e  per  dotatiooem  s  1  v  e  per  fundationem  s  i  v  e 
per  conatractionem  acquisito  elua  aDtecessores 
daces  et  electoies  praesentabant^. 

Das  preiiMiscbe  L.  R.  II.  11.  %.  Ö69:  ,,Wer 
eioe  Kirche  bauet  oder  hinlänglich  dotirt,  erlaugt 
dadurch  ein  Recht  zum  Patronate^',  erwähnt  der 
as&ignatio  fundi  nicht  besonders.  Da  es  sich  aber 
auf  den  Boden  der  hier  vertretenen  Meinung  stellt, 
wild  auch  die  Anweisung  des  Grund  und  Bodens 
for  ausreichend  erachtet  werden  müssen. 

*  Denn  das  betretende  Grundstück  soll  die 
Extiakommerzial-Qualitat  der  res  sacrae  anneh- 
men. Es  muss  daher  von  allen  Rechten,  welche 
10  einer  solchen  Sache  nicht  gültig  bestellt  wer- 
den können,  frei  sein,  so  z.  B.  von  Hypotheken 
und  Grnndschulden,  weil  die  Rechte  der  Gläubi- 
ger durch  die  Fundation  nicht  beeinträchtigt  wer- 
den können.  Gleich  steht  der  Fall,  wo  zugleich 
die  Mittel  zur  Abstossung  solcher  Lasten  gewährt 
werden,  wenn  z.  B.  ein  mehr  als  ausreichendes 
Grundstück  zum  Bauplatz  gegeben  und  die  darauf 
haftenden  Hypotheken  durch  den  Verkauf  des 
nicht  «rfoiderlichen  Areals  getilgt  werden  können, 


Dasselbe  meinen  wohl  LippertS.  6ö;Schulte 
2,  680;  Kaim  2,  58,  welche  freilich  kein  festes 
Priucip  für  die  Unterscheidung  statthafter  und 
unstatthafter  Belastung  aufstellen. 

3  Rochus  de  Gurte  def.  VII.  n.  7.  Eine 
Fundation  liegt  nicht  vor,  wenn  der  Eigenthümer 
einer  in  seinem  Schlosse  belegenen  Kapelle  dort 
die  Abhaltung  des  Pfarrgottesdienstes  für  eine 
neuerrichtete  Pfarrei  gestattet,  weil  für  diese 
keine  eigene  Kirche  beschafft  werden  kann.  Glebt 
aber  dieser  Grundherr  die  Dotation  für  das  Pfarr- 
beneflzium  her ,  so  erlangt  er  auf  Grund  dieses 
Aktes  das  Patronatrecht  an  demselben. 

4  Im  Augenblick  der  Fundation  existirt  das 
neue  Rechtssubjekt,  welches  durch  dieselbe  und 
die  weiter  erforderlichen  Handlungen  geschaffen 
werden  soll,  noch  nicht,  daher  ist  eine  direkte 
Uebertragung  seitens  des  bisherigen  Eigenthü- 
mers  nur  dann  möglich,  wenn  alle  sonstigen  Vor- 
aussetzungen erfüllt  sind  und  der  Bischof  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  die  Uebertragung  des 
Grundstückes,  des  Gebäudes  und  der  Dotation  ge- 
sichert ist,  die  Errichtung  der  neuen  kirchlichen 
Einrichtung  ausgesprochen  hat.  Vorher  kann  die 
Entäusserung  nur  an  eine  Mittelsperson  (z.  B. 
den  Erbauer  der  Kirche,  den  Bischof)  mit  der 
Auflage,  das  Grundstück  später  auf  das  neu  ent- 
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Eine  Kirche,  innerhalb  deren  Sprengel  eine  andere,  selbst  unter  Zuweisung  eintel- 
ner Theile  des  letzteren  errichtet  wird,  erwirbt  das  Patronatrecht  über  die  neue  Anstalt 
nicht  ^,  weil  die  Fundation  eine  Yermögenszuwendung  ist  und  eine  solche  hier  seitens 
der  ersteren  an  die  neugestiflete  Kirche  nicht  vorliegt^.  Ebenso  wenig  wird  die  Kirche, 
innerhalb  deren  Jemand  einen  Altar  oder  eine  KapeUe  aus  seinen  eigenen  Mitteln  stif- 
tet, Mitpatronin'.  Eine  solche  Einrichtung  kann  zwar  nicht  ohne  Benutzung  fSnei 
Theiles  des  kirchlichen  Gebäudes  (und  bei  einem  durch  die  AnfDgung  einer  KapeDe 
bedingten  Erweiterungsbau  eines  Theiles  des  Grundstflckes)  erfolgen ,  indessen  sieht 
hier,  wo  es  sich  nur  um  eine  anderweitige  als  die  bisherige  gottesdienstliche  Benutzung 
und  Verwendung  des  Raumes  handelt,  eine  Termögenswerthe  Zuwendung  nicht  in  Frage. 

2.  Die  Konstruktion  bedingt  die  Erbauung  des  Oebftudes,  der  Kirche  oder 
Kapelle,  oder  auch  des  Altars  auf  Kosten  des  znkflnftigen  Patrons  ohne  Gegenleistung. 
Gleicbgültig  ist  es,  ob  das  Gebäude  neu  hergestellt  oder  ein  dazu  geeignetes  zur  Kiidie 
gegeben  oder  umgebaut  wird^. 

Der  Konstruktion  steht  die  reaecUficaUo,  die  Wiederherstellung  einer  ganz  oder  m 
ihren  Hanpttheilen  zerstörten  oder  verfallenen  Kirche  gleich  ^,  Jedoch  ist  der  bisherige 
Patron  unter  Ausschluss  jedes  Andern  befugt ,  die  Wiederherstellung  vorzunehmen, 
weil  er  bei  Verlust  seines  Patronates  dazu  verpflichtet  ist<^  und  das  Recht,  sich  denselben 


stehende  kirchliche  Rechtssubjekt  zu  Übertragen, 
erfolgen. 

i  VivianusP.  I.  1.  2.  c.  7.  n.  1;  Schölte 
K.  R.  2,  680  681.  Wohl  aber  wenn  aus  ihrem 
Ybrmdgen  die  FnndatioD  beechafftwird,  c.  3.  X.  de 
ecdes.  aediflc.  III.  48,  s.  Tb.  II.  S.  402.  n.  2  u. 
S.  408.  n.  4.  Wenn  Schalte  a.  a.  0.  S.  680 
hierbei  eine  ModiSdrang  durch  das  Yerhältniss 
der  Beneflzien  zu  einander  eintreten  lassen  will 
und  unter  Berufung  auf  eine  Entscbdg.  d.  Congr. 
Conc.  ▼.  1741  bei  Richter  Tridentinum  S.4Ö0. 
n.  1  annimmt,  dass  ein  beneflcium  simplex  oder 
dessen  Inhaber  keinen  Patronat  über  die  auf  einem 
zum  ersteren  gehörigen  Grundstück  errichtete 
Kirche  erwerbe,  so  hat  dies  keinen  Anhalt,  die 
Congr.  Conc.  hat  nur  entschieden,  dass  aus  dem 
Umstand,  dass  eine  Kirche  sich  tfaatsächlich  auf 
einem  zu  einem  solchen  Beneflzium  gehörigen, 
innerhalb  der  Pfarrei  gelegenen  Grundstucke  be- 
finde, das  Patronatrecht  nicht  folge,  offenbar,  well 
daraus  allein  die  Fundation  aus  dem  Vermögen 
des  Reneflziums  nicht  erwiesen  wird. 

*  Wenn  Mejer  in  Dove  u.  Friedberg 
Zeitschr.  f.  K.  R.  14,  245  ff.  258  von  Neuem  auf 
Grund  des  vielbesprochenen  c.  3  X.  de  eccles. 
aedif.  DI.  48  (s.  Th.  II.  S.  406.  n.  5.  u.  S.  408. 
n.  4]  die  Ansicht  vertheidigt,  dass  bei  jeder  Dis- 
membration  einer  Patronatspfarrei  ohne  Weiteres 
für  den  Patron  der  Mutterkirche  ein  mit  dem 
Pfarrer  derselben  gemeinsames  Patronatrecht  an 
der  neuen  Tochterkirche  entstehe,  so  widerspricht 
diese  Annahme  den  sonstigen  Regeln  über  die 
Entstehung  des  Patronates.  Sie  müsste  also  mit 
YoUer  Deutlichkeit  in  dem  Kapitel  ausgesprochen 
sein.  Für  das  heutige  Recht  stehen  ihr  auch  die 
Bestimmungen  des  Tridentinums  (s.  o.  S.  19  n.  3) 
entgegen.  Wenn  Mej  er  diesen  Einwand  durch 
die  Behauptung  zu  entkräften  sucht,  dass  es  sich 
hier  nicht  um  Neuerwerb  eines  Patronates,  son- 
dern nut  um  Forterhaltung  eines  früheren  han- 


delt, so  ist  dies  entschieden  unrichtig.  Die  Toch- 
terkirche ist  eine  selbsUndige  Anstalt,  auf  wel- 
che sich  die  ursprüngliche  Stiftung  des  Palrons 
der  Mutterkirche  gar  nicht  bezogen  hat,  an  wel- 
cher also  nur  der  Neuerwerb  eines  Patronates 
möglich  ist.  Soll  ferner  für  den  Fall ,  dass  die 
Mittel  zur  Herstellung  der  neuen  Kirche  von 
einem  Dritten  hergegeben  worden  sind,  dieaet 
gemeinschaftlich  mit  dem  Mutterkircben-Fatron 
und  Pfarrer  das  Patronatrecht  erwerben?  Die 
Congr.  eonc.  hat  das  letztere  Tölllg  richtiger  Weis« 
blos  dem  Stifter  der  Tochterkirche  zugesprochen, 
s.  Richters  Tridentinum  S.  451.  n.  3. 

3  Entgegengesetzter  Ansicht  Yivianus  I.e. 
n.  48;  Engel  1.  c.  n.  19;  Schulte  2,679. 
681.  Die  Meinung  des  Textes  ist  aber  die  hen- 
schende  geworden,  nur  wird  sie  von  den  Aeltereo 
durch  Berufung  auf  feststehende  Gewohnheit, 
welche  hier  das  an  und  für  sich  Richtige  getroffen 
hat,  begründet,  Hieron.  Gonzalez  ad  reg.  8 
canc.  gl.  10.  n.  13;  Garcias  1.  c.  P.  I.  c  9.  n. 
41;  Yivianus  1.  c.  n.  49;  Lippert  S.  66. 

«  Rochus  de  Gurte  1.  c.  def.  YU.  n.  14; 
Yivianus  1.  c.  c.  2.  n.  10. 

s  Ein  solches  Gebinde  hat  seinen  Charakter 
als  Kirche  verloren  und  ist  exekrirt,  c.  6  (Innoe. 
IH)  X.  de  consecr.  eccl.  HI.  40.  Die  Wiederher- 
stellung kommt  daher  in  Ihrem  Resultate  dem 
Neubau  gleich.  Darüber  herrscht  Einstimmigkeit, 
Rochus  de  Curtel.  c.  def.  Vni.  n.l2;  Osr- 
cias  1.  c.  n.  51 ;  Fagnan.  ad  c.  3  X.  III.  38. 
n.52.  63;  Yivian.  1.  c.  P.  II.  c.  5.  n.6;  Lip- 
pert 8.  67;  Kaim  2,  59;  Phillips  7,739. 
Ygl.  übrigens  auch  c.  1  der  Cotapilatio  Y.  h.  t 
III.  22,  welches  nicht  in  das  Corp.  iur.  überge- 
gangen ist.  Auch  das  preuss.  L.  R.  H.  11* 
S.  570  hebt  die  Readiflkation  ausdrücklich  sls 
Erwerbstitel  des  Patronates  hervor. 

®  Darüber  s.  unten. 
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in  seinem  bisherigen  Umfange  zn  erhalten,  das  Korrelat  seiner  gedachten  Verbindlich- 
keit bUdeti. 

Oleiiehgflltig  erscheint  es,  ob  derjenige,  welcher  die  Kirche  wieder  herstellt,  das 
frohere  Material  des  verfallenen  Gebäudes  dabei  benutzt  oder  nicht  2. 

Endlich  gehOrt  es  znm  Wesen  der  Konstruktion,  dass  der  Bau  nicht  blos  begonnen, 
sondern  auch  vollendet  sein  muss.  Wird  derselbe  vorher  absichtlich  aufgegeben  3,  so 
kann  fttr  denjenigen,  welcher  ihn  angefangen  hat,  kein  Patronat  entstehen.  Unterbleibt 
die  Fortfthrung  aber  aus  änderen  Grflnden,  2.  B.  wegen  Mangels  an  Geldmitteln,  und 
vollendet  ein  anderer  auf  seine  Kosten  den  Bau,  so  erwerben  beide  den  Patronat  ge- 
meinschaftlich. 

Bei  der  Erbauung  einer  Kirche  auf  fremdem  Grund  und  Boden  ohne  Wissen  des 
Eigenthflmers  desselben  erlangt  der  letztere,  falls  das  Gebäude  erhalten  bleibt^,  wegen 
seiner  Eigenschaft  als  Fundator  und  als  Erbauer  den  Patronat,  weil  er  nach  gemeinem 
Recht  das  Eigenthum  am  Gebäude  erworben  hat  und  als  derjenige  zu  betrachten  ist, 
welcher  das  letztere  und  das  Grundstück  an  die  Kirche  hingegeben  hat.  Wird  dagegen 
der  Bau  im  Einverständniss  mit  dem  Grundeigenthfimer  vorgenommen ,  so  kommen 
dem  Erbauer  die  Rechte  aus  der  Konstruktion  ^  zu. 

3.  Die  Dotation  besteht  in  der  Gewährung  von  pekuniären  Mitteln,  der  s.  g. 
dos,  in  einer  Höhe,  dass  sie  zu  den  oben  (S.  19]  erwähnten  Zwecken  hinreichen". 
Die  Dotation  muss  der  neuen  kirchlichen  Anstalt  oder  dem  neuen  Benefizium  eigen- 
ihümlich  überwieset!  werden  ^,  dagegen  braucht  sie  nicht  in  Immobilien  zu  bestehen  ^. 
Die  Höhe  richtet  sich  nach  der  Art  und  der  Bestimmung  der  in  Frage  kommenden 
Gebäude  undBeneflzien^,  und  ist  des  Näheren  durch  den  kirchlichen  Oberen  ^^,  insbe- 


1  Aacb  darüber  besteht  keine  Meinun^ver- 
MbiedeDheit,  s.  die  vorhin  citirten.  Damit  stimmt 
das  prenss.  L.  R.  a.  a.  0.  §.  571  ebenfalls 
öberein. 

2  Die  Rota  s.  Vi  vi  an.  1.  XV.  c.  1.  n.  3,  die- 
ser selbst  1.  n.  c.  5.  n.  9;  Schulte  2,  682 
lassen  im  ersteren  Falle  ein  Mitpatronat  des  fru- 
keren  Patrons  entstehen.  Dies  ist  aber  nicht  rich- 
tig, weU  das  Material  dem  letzteren  gar  nicht 
mehr  gehört  und  er  demnach  nicht  als  constructor 
gelten  kann,  Fagnan.  1.  c.  n.  68;  Lippert 
S.  67 ;  Ph  i  1 1  i  p  B  7,  741 .  Letzterer  kommt  unter 
sDalogischer  Heranziehung  der  Grundsätze  über 
den  TJsafroktns,  1.  10  $.  7.  D.  VII.  4,  zu  dem 
wunderlichen  Resultat,  dass  der  alte  Patron,  wel- 
cher nachdem  er  seines  Patronates  für  verlustig 
erklärt,  sieh  später  zur  Reaedlfication  entschliesst, 
im  Gegensatz  zu  einem  Fremden  das  alte  Mate- 
rial nicht  benutzen  dürfe,  obwohl  er  in  der  That 
in  einem  solchen  Falle  einem  Fremden  gleichsteht 
und  über  die  Benutzung  des  Materials  lediglich 
der  Wille  der  Organe  der  betrefifenden  Kirchen- 
stiftang  als  Eigenthümerin  zu  entscheiden  hat. 

'  In  wiefern  der  Beginn  des  Baues  den  Unter- 
nehmer  xnr  FortfQhrong  verbindet,  ist  eine 
Frage,  welche  sich  nach  den  Grundsätzen  des 
CiTÜreebtes  entscheidet.  Zu  den  Th.  II.  S.  390. 
B.  3  erwähnten  Bestimmungen  des  röm.  Rechts 
tritt  noch  hinza  c.  10  Nov.  131,  wonach  die  letzt- 
wiSig  auferlegte  Verpflichtung  zum  Baue  einer 
Kirche  von  den  Erben  in  fünf  Jahren,  zum  Baue 


eines  andern  zu  frommen  Zwecken  bestimmten 
Gebäudes  innerhalb  eines  Jahres  zu  erfüllen  ist. 
Dass  die  Erzwingung  derartiger  Verbindlichkeiten 
den  Erwerb  des  Patronates  nicht  ausschliesst,  da- 
rüber s.  S.  18.  n.  4. 

^  Nach  kanonischem  Recht  kann  der  Griind- 
eigenthümer,  wenn  die  von  einem  Fremden  er- 
baute Kirche  einmal  konsekrirt  ist,  die  Beseiti- 
gung des  Gebäudes  nicht  mehr,  sondern  nur  Ent- 
schädigung verlangen,  c.  2  (Gregor.  I)  G.  XIV. 
qu.  6. 

5  Rochus  de  Carte  def.  VII.  n.  7;  Vi  vi  an. 
1.  c.  c.  2.  n.  10  IT. 

«  Vgl.  c.  9  (Nov.  LXVIl.  c.  1.2)  Dict.  I.  de 
cons.;  c.  1  (Bracar.  IL  a.  572)  C.  I.  qu.  2. 

■^  S.  hierzu  o.  S.  21.  n.  3. 

s  Vielmehr  genügen  auch  Rechte  an  Immobi- 
lien, welche  den  erforderlichen  Ertrag  gewähren, 
nicht  minder  baares  Geld  und  Mobilien.  Letztere 
kann  der  kirchliche  Obere  veräussern,  und  es  ist 
seine  Sache,  den  Erlös  oder  das  zur  Dotation  be- 
stimmte haare  Geld  sicher  anzulegen.  S.  auch 
Vivian.  1.  c.  c.  4.  n.  3.  20. 

9  Bei  einer  KoUegiatkirche  z.  B.  muss  die  Do- 
tation auch  für  die  Schaffung  der  erforderlichen 
Kanonikatpfränden,  bei  einer  Pfarrkirche  minde- 
stens für  die  eines  Pfarrbeneflzinms  ausreichen, 
vgl.  Rochus  de  Gurte  def.  IX.  n.  14;  Vivian. 
1.  c.  n.  31. 

10  Einen  gewissen  Anhalt  dabei  gewährt  aueh 
Trld.  Sess.  XXIV.  c.  13  de  ref.  (Th.  IL  8. 414). 
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[§.  137. 


sondere  unter  Berücksichtigung  etwaiger  DiOcesan-Statuten  oder  (Ertlicher  Gewohn- 
heiten zu  bestimmen. 

Bei  Unzulänglichkeit  der  Dotation  entsteht  das  Patronatrecht  nichts  ebensowenig 
in  Folge  eines  s.  g.  augmentum  dotis,  d.  h.  der  Vergrösserung  eines  an  sich  ausreichen- 
den Dotationsfonds  ^. 

Dagegen  hat  die  s.  g.  Redotation,  d.  h.  die  Erneuerung  der  dos,  wenn  die 
frühere  verloren  gegangen  ist^  dieselben  Wirkungen,  wie  die.  Dotation  3. 

Wenn  der  Wiederaufbau  eines  zerstörten  Kirchengebäudes  unter  Aufrechterhal- 
tuBg  der  bestehenden  kirchlichen  Einrichtung  selbst  (z.  B.  der  Pfarrei)  ans  der  früher 
vom  Patron  bestellten  dos  erfolgt,  so  kann  der  ursprüngliche  Dotant  zwar  nicht  nl^ 
Erbauer  der  Kirche  und  auf  diesen  Titel  hin  als  Patron  gelten  *,  aber  er  hat  sein  ein- 
mal durch  Dotation  erworbenes  Patronakecht  überhaupt  gar  nicht  verloren ,  weil  dss 
Objekt  desselben  fortdauert.  Gewährt  dagegen  ein  anderer  in  einem  solchen  Falle  die 
Mittel  zur  Erbauung  und  bleibt  die  Dotation  erhalten,  so  tritt  der  erstere  denjenigen, 
welcher  den  Patronat  früher  auf  Grund  der  Dotation  erworben  hatte,  als  Mitpatron 
zur  Seite. 

Wird  eine  Ergänzung  der  letzteren  oder  eine  Redotation  nöthig,  so  hat  der  schon 
vorhandene  Patron  vor  jedem  Anderen  den  Vorzug  ^. 

Wie  die  Fundation,  die  Konstruktion  und  die  Dotation  von  verschiedenen  Perso- 
nen vorgenommen  werden  können,  ebensowenig  ist  es  ausgeschlossen,  dass  bei  jedem 
einzelnen  dieser  Begründungsakte  mehrere  konkurriren.  In  einem  solchen  Falle  ent^ 
steht  ebenfalls  ein  Kompatronatrecht  der  dabei  betheiligten  ^,  für  dessen  Ausübung  sie 
sämmtlich,  gleichviel  welcher  Art  ihre  Mitwirkung  bei  der  Entstehung  des  Patronates 


^  Dies  folgt  aus  dem  Begriffe  der  Dotation  uud 
ist  auch  früher  von  der  Gongr.  conc.  angenommen 
worden,  Garcias  1.  c.  P.  V.  c.  9.  n.  52.  In- 
dessen ist  diese  Ansicht  nicht  unbestritten,  da- 
gegen z.  B.  SchuIteK.R. 2,683.u.3.  Vgl.  ferner 
über  diese  Kontroverse  Rochus  de  Gurte  1.  c. 
def.  IX.  n.  16;  Vi  vi  an.  1.  c.  c.  4.  n.  18;  Reif- 
fenstuel  1.  c.  n.  9.  Selbstverständlich  Ut,  dass, 
wenn  ein  Anderer  das  Fehlende  ergänzt,  die  bei- 
den Dotanteu,  obwohl  jeder  für  sich  allein  einen 
unzureichenden  Beitrag  giebt,  den  Patronat  zu- 
sammen erwerben.  Uebrigens  erwähnen  sohon 
die  Aelteren,  dass  seitens  der  Bischöfe  das  Patro- 
natrecht vielfach  auf  Grund  nicht  ausreichender 
Dotationen  den  Dotanten  eingeräumt  worden  sei. 

2  Weil  in  diesem  Falle  die  vorhandene  kirch- 
liche Anstalt  weder  neu  in  das  Leben  gerufen 
noch  von  Neuem  hergestellt  wird,  und  somit  von 
einer  Dotation  in  dem  im  Text  gedachten  Sinne 
keine  Rede  sein  kann,  so  auch  Yivian.  1.  c.  c. 
5.  n.  2;  Reiffenstuel  1.  c.  n.  9;  Phillips 
7,  742  und  Schulte  2,  683. 

Für  den  Fall,  dass  die  Dotation  einer  schon  be- 
stehenden Kirche  unzureichend  ist,  bestimmt  das 
Trid.  Sess.  XIY.  c.  12  de  ref. :  nemo,  nisi  .... 
iam  erectam  (ecclesiam  aut  capellam)  quae  tarnen 
sine  sufflcienti  dote  fuerit,  de  suis  propriis  et 
patrimonialibus  bonis  competenter  dotaverit,  ius- 
patronatuB  impetrare  possit".  Hierunter  ist,  wenn 
nicht  gegen  den  Grundsatz  des  Textes  Verstössen 
werden  soll,  der  Fall  zu  verstehen,  wo  die  Ver- 
mehiang  der  dos  so  bedeutend  ist,  dass  diese  als 


die  Hauptursache  für  das  Ins  leben  treten  oder  die 
Forterhaltung  der  Anstalt  erscheint.  Einzeloe 
Aeltere  verlangen  einen  Zuschuss,  welcher  minde- 
stens der  Hälfte  der  vorhandenen  Dotation  gleich- 
kommt, aber  ohne  genügenden  Anhalt,  s.  Vi  v  i  an. 
1.  c.  n.  12.  17;  Berardi  1.  c.  1,  292. 

3  RochusdeGurte  def.  IX.  n.4;  Vi  vi  an. 
1.  c.  n.  11 ;  Schulte  a.  a.  0.,  eb  enso  preuss. 
L.  R.  II.  11.  S.  570. 

*  Rochus  de  Gurte  def.  Vll.  n.  2;  Vi- 
vian.  1.  c.  n.  7;  Schulte  a.  a.  0.  nehmen, 
ohne  Unterscheidung,  ob  eine  Suppression  statt- 
gefunden hat  oder  nicht,  an,  dass  der  frühere 
Dotant  durch  Verwendung  der  dos  zur  Wieder- 
herstellung der  Kirche  als  constructor  den  Patronat 
erwerbe.  Wenn  aber  keine  Suppression  erfolgt 
ist,  hat  er  denselben  gar  nicht  verloren.  In  jedem 
FsJle  ist  indessen  die  Dotation,  wenn  sie  gleich 
von  ihm  oder  seinen  Vorfahren  beschafft  worden 
ist,  nicht  mehr  sein  Eigenthum,  und  die  Erbau- 
ung aus  derselben  geschieht  nicht  auf  seine 
Kosten,  ist  mithin  keine  den  Patronat  begrün- 
dende constructio. 

^  Weil  er  das  Recht  schon  früher  erworben  hat, 
und  sich  dieses  durch  die  Konkurrenz  eines  an- 
dern nicht  schmälern  zu  lassen  braucht,  so  auch 
Schulte  2,  653.  n.  3,  dasselbe  bestimmt  das 
preuss.  L.-R.  II.  11.  %.  571. 

6  Das  ist  ebenfalls  unstreitig,  vgl.  Rochus  de 
Gurte  def.  IX.  n.  19;  Vivian.  I.  c.  c  2.  n. 
4  ff. 
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gewesen  ist,  nnd  in  welchem  MaasBe  sie  beigetragen  haben  ^  in  gleicher  Weise  stimm- 
berechtigt sind. 

Eine  Verbindlichkeit  zur  Dotation  einer  Kirche  tritt  für  deren  Erbauer  nach  den 
Qnmdsfttzen  des  Eirchenrechtes  nur  dann  ein,  wenn  er  dieselbe  konsekrirt  oder  den 
kirchlichen  Oberen  zur  Konsekration  veranlasst  hat^.  Abgesehen  davon  kann  sie  wie 
für  jede  andere  Person  nur  durch  einen,  den  Vorschriften  des  Civilrechtes  entspre- 
chenden, besonderen  Verpflichtungsakt  begründet  werden. 

Endlich  ist  derjenige,  welcher  sich  rechtsgültig  zur  Herstellung  einer  kirchlichen 
Anstalt  in  vollem  Umfange  verpflichtet  hat,  zu  verlangen  berechtigt,  dass  ein  Dritter, 
welcher  sich  dabei  neben  ihm  betheiligen  will,  um  das  Mitpatronatrecht  zu  erwerben, 
zarflckgewiesen  werde.  Wer  eine  solche  Verbindlichkeit  übernimmt,  giebt  damit  sei- 
nen Willen  kund,  als  alleiniger  Stifter  aufzutreten,  und  braucht  sich  nicht  gefallen  zu 
lassen,  dass  die  Stiftung  unter  anderen  Bedingungen,  als  den  von  ihm  gewollten,  auf 
seine  Kosten  in  das  Leben  gerufen  wird  ^. 

Der  Zweck  der  Fundation  (im  weiteren  Sinne)  ist  die  Errichtung  einer  neuen 
kirchlichen  Anstalt  oder  eines  neuen  kirchlichen  Benefiziums,  womit  zugleich  das  Ob- 
jekt fOr  das  entstehende  Patronatrecht  geschaffen  wird.  Derartige  Organisationen 
können  indessen  nicht  ohne  Konkurrenz  der  kirchlichen  Oberen  zu  Stande  kommen. 
Hieraus  folgt,  dass  die  Pundation  allein  zur  Begründung  des  Patronates  nicht  ausreicht, 
dass  viehnehr  die  Mitwirkung  des  kirchlichen  Oberen  hinzutreten  muss. 

Eine  solche  ist  zunächst  geboten ,  insofeiii  es  sich  darum  handelt ,  ob  die  vom 
Fnndator  beabsichtigte  kirchliche  Einrichtung,  also  das  zukünftige  Objekt  seines  et- 
waigen Patronates,  überhaupt  in  das  Leben  treten  soll^,  und  insoweit  muss  sie  sich  in 
der  rechtsgültigen  Errichtung  der  neuen  Anstalt  oder  des  neuen  Benefiziums  ^  bethä- 
tigen^ 

Bei  derartigen  Massnahmen  ist  der  kirchliche  Obere  berechtigt,  über  die  Art  der 


*  Dass  die  Yerschiedenheit  der  Leistung  meh- 
rerer bei  demselben  Begründungsakte  i^elne  vei^ 
sehiedene  Stimmberechtigung  gewährt,  ist  so  gut 
wie  allgemein  anerkannt ,  insbesondere  hinsicht- 
lich der  Dotation,  auch  von  der  Gongr.  Gouc, 
NicoUi«  1.  c.  n.  7,  SchlayerS.  60.  n.  5a. 
Dagegen  nehmen  manche  an,  so  L  a  m  b  e r  t  i  n  i  1. 
I.  p.  1.  qu.  princ.  3  art.  8.  n.  8;  Vivian.  l.  c. 
e.2.n.8.9i  Phillips  7,  738,  dass  auf  Grand 
der  Erfüllung  eines  der  drei  Erfordernisse  je  eine 
Stimme  erworben  wird,  so  dass  demjenigen,  wel- 
cher die  Fuiidation  und  die  Konstruktion  vorge- 
nommen hat,  zwei  Stimmen,  dem  blossen  Dotator 
aber  nur  eine  Stimme  zustehen  soll.  Diese 
Meinung  hat  keinen  quellen  massigen  Anhalt. 
Schlayer  S.  59.  62.  Schulte  Lehrb.  3.  Aufl. 
S.  321.  n.  10. 

»  c.  9  (s.  S.  23.  n.  6)  Dist.  I.  de  cons.,  c  8 
(Honor.  III.)  X.  de  cons.  eccl.  III.  40.  Schulte 
2, 683.  Die  Annahme  der  älteren  Doktrin,  dass 
der  Erbauer  ohne  Weiteres  eine  Pflicht  zur  Do- 
tation überkomme,  weil  er  ge Wissermassen  Vater 
der  Kirche  sei  und  ein  solcher  die  Dotationspflicht 
habe,  Glosse  zu  c.  9.  cit.  s.  v.  custodum,  zu  c.  8. 
X.  dt  8.  V.  consecranda,  ist  unbegründet. 

CiTÜrechtliche  Gültigkeit  kommt  der  Regel  des 
Teilte«  selbstverständlich   in   den  Ländern,    in 


welchen  das  gemeine  Recht  durch  eine  umfassende 
Partikulargesetzgebung  beseitigt  ist,  nicht  zu. 

3  Ueber  den  Satz  des  Textes  ist  man  einig, 
der  von  den  A eiteren  dafür  angeführte  Grund,  dass 
eine  Mehrheit  der  Patrone  sich  der  Kirche  als 
schädlich  erweisen  könne,  s.  z.  6.  Rochus  de 
Gurte  def.  VII.  n.  4;  Vivian.  1.  c.  c.  2.  n.  7 
rechtfertigt  ihn  freilich  nicht. 

^  Denn  die  Regeln  über  die  Voraussetzung  der 
Errichtung  neuer  Kirchenämter  (s.  Th.  II.  S. 
385  ff)  kommen  selbstverständlich  auch  für  diesen 
Fall  zur  Anwendung.   S.  auch  Phillips  7,  718. 

s  Uebrigens  handelt  es  sich  hierbei  nicht  im- 
mer um  eine  Neu-Errichtung  in  dem  Th.  II. 
S.  385  gedachten  Sinne,  vielmehr  kann  die  Be- 
gründung eines  Patronatbeneflziums  auch  mit 
Veränderungen  der  Kirchenämter,  so  z.  B.  einer 
Pfarrdismembration  (a.  a.  0.  S.  407)  oder  der  sog. 
mutatlo  vi  erectionis  (a.  a.  0.  S.  455)  verbunden 
sein.  Dann  bedarf  es  des  Vorliegens  der  Erfor- 
dernisse für  solche  Innovationen. 

^  Ausgeschlossen  ist  es  nicht ,  dass  derjenige, 
welcher  die  Fundation  vorzunehmen  beabsichtigt, 
sich  vorher  darüber  mit  dem  kirchlichen  Oberen 
in  Verbindung  setzt  und  sich  dazu  rechtsgültig 
verpflichtet,  damit  die  nöthigen  Schritte  von  die- 
sem eingeleitet  werden  können. 
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Beschaffung  der  erforderlichen  Mittel  zu  befinden  S  und  dariiuB  ergiebt  sieh  weiter, 
dass  er  auch  seine  Genehmigung  dazu,  in  welcher  Weise  und  von  wem  die  Fundation 
▼orgenommen  werden  soll,  zu  ertheilen  hat  2. 

Zuständig  ist  derjenige  kirchliche  Obere ,  welcher  an  sieh  die  Befugniss  zur  Er« 
richtnng  der  betreffenden  Anstalt  besitzt  and  in  dessen  Sprengel  dieselbe  b^prflndet 
wird  oder  werden  soll^.  Bei  niederen  Aemtem  also  der  Bischof  oder  der  praelatu 
nullius,  und  an  ihrer  Stelle  der  Generalyikar  4,  falls  er  Spezialvollmacht  dazu  besLizt, 
femer  während  der  Sedisyakanz  der  Kapitularvikar,  ohne  dass  dieser,  soweit  es  sich 
um  den  Konsens  zur  Fnndation  handelt,  einer  Konkurrenz  des  Domkapitels  bedarf^. 

Obwohl  eine  stillschweigende  Errichtung  einer  kirchlichen  Anstalt  oder  eines  Be- 
nefiziums  durch  den  kirchlichen  Oberen  nicht  statthaft  ist ,  so  kann  doch  der  Konseas 
desselben  zur  Fundation  stillschweigeind  ertheilt  werden^.  Ebenso  ist  es  glelehgflltig, 
ob  er  vor  der  Vornahme  der  betreffenden  Erwerbshandlungen  oder  der  Konsekratioa 
der  Kirche  oder  erst  nachher  gegeben  wird  7. 

Falls  die  Zulässigkeit  der  Errichtung  der  Anstalt  oder  des  Benefiziums  an  sieh 
ausser  Frage  steht,  und  kein  Bedenken  gegen  die  Art  der  Gewährung  der  Mittel  seitenB 
des  Fundators  und  die  etwa  festgesetzten  Stiftungsbedingungen  obwalten,  ist  er,  die 
Fähigkeit  des  Stifters  zum  Erwerbe  des  Patronates  vorausgesetzt,  nicht  berechtigt^, 
seinen  Konsens  zu  verweigern,  weil  unter  solchen  Umständen  der  EJrche  nur  ein  Vor- 
theil  erwächst,  dagegen  ist  die  Versagung  des  Konsenses,  stets  gerechtfertigt,  wenn 
der  Fundator  nicht  alle  erforderlichen  Handlungen  leisten  (z.  B.  nur  ein  Grundstück 
hergeben,  aber  nicht  bauen  und  dotiren)  wiU  und  die  Beschaffung  der  anderen  Bedflrf- 
nisse  nicht  gesichert  ist  ^. 


1  Th.  n.  S.  390.  407.  455, 

2  c.  9.  cit.  Dlct.  I.  de  eons.,  c.  1.  G.  I.  qu.  2 
cit.  n.  vor  Allem  c.  25.  X.  h.  t.  cit.  (S.  19. 
n.  3).  Bei  der  betreffenden  Prüfung  kommt  auch 
die  Fähigkeit  des  Fundators  zum  Erwerbe  des 
Patronates  (s.  unten  No.  II.)  und  die  Zulässig- 
keit der  etwa  von  Ihm  festgesetzten  besonderen 
Stiftungsbedingungen  (Th.  n.  S.  392)  in  Frage. 

«  Th.  n.  S.  388.  389.  402. 

4  a.  a.  0.  S.  214.  215. 

^  Dass  die  Einwilligung  des  Kapitels  erforder- 
lich, und  dies  einstimmige  Meinnng  der  Kanoni- 
sten  und  der  Praxis  sei,  wie  Schulte  2,  684 
behauptet,  ist  irrig.  Der  Ansicht  des  Textes 
Ferraris  s.  ▼.  vicarius  capitniaris  n.  27; 
Schmalzgrueber  ins  eccl.  univ.  ni.  38.  n. 
35;  GinzelK.  R.  2,  144.  n.  2;  Phillips  7, 
719.  Die  Aelteren,  s,  Garcias  1.  c.  P.  V.  c.  9. 
n.  79;  Barbosa  de  off.  et  pot.  episc.  P.  III.  all. 
70.  n.  79;  Leuren.  for.  benef.  P.  n.  qn.  37. 
n.  3  gewähren  diese  Befugniss  dem  Kapitel 
schlechthin ,  well  es  in  die  lurisdTction  des  Bi- 
schofs succedirt.  Diese  ist  aber  nach  dem  Triden- 
tiuum  durch  den  Kapitulatvikar  auszufiben,  s. 
auchTh.n.  S.  241. 

0  So  z.  B.  nach  der  Errichtung  des  Beneflciums 
durch  Uebertragnng  desselben  auf  den  vom  Fun- 
dator präsentirten  Kandidaten,  Leuren.  1.  c.  qu. 
36.  n.  2;  Phillips  a.  a.  0.,  Entscheidung  des 
Kongr.  V.  1835  (thes.  resolution.  95,263):  „Con- 
sensus  episcopi  cansa  est  efflciens  ad  ikciendum 
qnis  patronnm ;  nee  aliquid  refert  an  taciti  an 
expressa,  an  in  acta ,  an  ante  actum,  an  demmn 


post  actum  erectlonts  ecelesiastieaauctorltasinter- 
cedat.^ 

^  S.  d.  vor.  Note  u.  d.  Entsch.  d.  RoU  bei  Yi- 
vian.  1.  c.  c.  1.  n.  18.  Im  ersteren  Falle  wird  der 
Obere  freilich  um  sicher  zu  gehen,  den  Konsens  nur 
unter  der  Bedingung  ertheilen,  dass  allen  zur  Be- 
gründung des  neuen  Benefiziums  nothwendigen 
Erfordernissen  gehägt  wird.  Auch  kann  er  bei 
voreiliger  Konsekration  einer  Kirche,  faUs  füi 
diese  die  Dotation  nicht  nachträglich  bewirkt 
wird,  in  die  Lage  kommen,  diese  selbst  beschaf- 
fen zu  müssen,  s.  S.  25.  n.  2. 

8  Barbosa  1.  c.  alleg.  70.  n.  26;  Phillips 
7,  719. 

9  Dadurch  werden  auch  die  praktischen  Schwie- 
rigkeiten ,  welche  sich  aus  der  Meinung  ergeben 
konnten ,  dass  schon  jede  einzelne  der  drei  Fud- 
dationshandlungen  zum  Erwerbe  des  Patronates 
genügte,  gehoben. 

Einen  ferneren  Grund  fürdie  Yerweigening  des 
Konsenses  bildet  der  Umstand ,  dass  schon  ein 
anderer,  sei  es  durch  Uebemahme  der  Fundation 
in  vollem  Umfange  (s.  S.  18),  sei  es  durch  son- 
stige Verhältnisse  (s.  S.  24)  ein  Recht  auf  Be- 
vorzugung erlangt  hat.  Die  Nichtbeachtung  die- 
ses letzteren  berechtigt  ebenfalls  zur  Beschwerde 
oder  Appellation,  kann  aber  mangels  positiver 
Bestimmung  nur  dann ,  wenn  der  Bevorrechtete 
bisher  schon  den  Patronat  besass  und  es  sich  um 
Forterhaltung  desselben  durch  weitere  Leistun- 
gen handelt,  als  NuUitätsgrund  f&r  den  Erwerb 
des  Mltpatronates  seitens  eines  Nfchtbevorrechte- 
ten  betrachtet  werden ,  nicht  aber  in  dem  Falle, 
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Bei  grundloser  Verweigerung  der  Einwilligung  steht  dem  Stifter  die  Appellation 
oder  Besehwerde  an  den  yorgesetzten  kirchlichen  Oberen  zu  ^ 

Die  Ertheilung  des  Konsenses  wird  vermuthet,  wenn  die  kirchliche  Einrichtung 
ordnuBgsmflssig  hergestellt  und  längere  Zeit  ihrer  Bestimmung  gem&ss  gebraucht  wor- 
den ist'. 

Dureh  die  Genehmigung  der  Fundation  oder  einer  der  dieselbe  bildenden  Hand- 
hmgen  entsteht  als  gesetzliche  Folge  (ipso  iure)  unter  der  Voraussetzung ,  das8  die 
Urehliehe  Einrichtung  in  das  Leben  getreten  ist ,  und  zwar  von  dem  Augenblick  ab, 
wo  beide  Momente  zusammen  vorliegen ,  der  Patronat  ^.  Es  bedarf  daher  der  Regel 
nach  eines  besonderen  Vorbehaltes  des  Patronates  für  den  Stifter  nicht ,  ebensowenig 
einer  ausdrficklich  auf  die  Entstehung  des  Patronates  gerichteten  Erklärung  des  kirch- 
lichen Oberen  4.  Im  Gegentheil  ist  zur  Ansschüessung  dieses  Rechtes  ein  ausdrfick- 
lieher  oder  ein  stillschweigender,  aus  konkludenten  Handlungen  zu  entnehmender  Ver- 
zicht^ des  Stifters  nothwendig®. 

Kur  dann,  wenn  die  Leistung  des  Stifters  nicht  schonohne  weiteres  den  Charakter 
einer  Fundationshandlung  an  sieh  tr&gt ,  nämlich  bei  einer  blossen  Vermehrung  der 
Doiation  ^ ,  wird  derselbe  seinen  auf  Erwerb  des  Patronates  gerichteten  Willen  kund 
zu  geben  haben  ^. 

Die  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen  reicht  in  allen  Fällen  aus ,  mag  es  sich 
selbst  um  eine  neue  Patronatsstiftung ,  welche  mit  einer  schon  dem  Patronate  eines 
Anderen  unterworfenen  Kirche  in  Verbindung  gebracht  wird,  z.  B.  um  die  Fundätion 
eines  neuen  Alters  oder  einer  neuen  Kapelle  in  einer  solchen,  handeln,  und  es  hat  der 


wo  eist  ein  Erwerb  des  Patronates  überhaupt  in 
Frage  steht.  Hier  kann  indessen  deijenige,  welcher 
MiionLeistDngen  gemaeht  hat,  diese  zurfickziehen, 
erentueU  Entschädigung  verlangen,  weil  er  die 
eisteren  unter  der  Voraussetzung  des  Erwerbes  des 
Patronates  bewirkt  hat  und  er  an  diesem  nur 
durch  den  kirchlichen  Oberen  verhindert  wor- 
den ist. 

»  Barbosa  1.  c.  n.  26;  Phillips  7,  719. 

^  YiTian.l. c.c.  1.  n.  12;  Leuren.  1.  c.  qu. 
%.  n.  2. 

S  e.  25.  X.  h.  t.  eit.  (8.  19.  n.  3)  s.  v.  ex  eo. 
Dafür  sprechen  auch  o.  3.  X.  de  ecdes.  aedif.  III. 
48  (s.  Th,  II.  S.  402.  n.  2;  408.  n.  3.  4),  wo 
ein  besonderer  Vorbehalt  nicht  erwähnt  wird, 
und  c.  41  (Innoc.  III.)  X.  de  testib.  II.  20,  in 
welchem ,  um  den  zukünftigen  Beweis  der  Frei- 
heit der  Kirche  zu  liefern ,  die  Vernehmung  von 
Zeugen  darüber  angeordnet  wird ,  dass  die  Fun- 
datoien  ausdrücklich  erklärt  haben,  sich  kein 
Recht  an  der  Kirche  vorbehalten  zu  wollen. 

*  So  auch  die  Praxis  der  Rota  Oarcias  1.  c. 
n.  62;  Pyrrhus  Gorradus  praxis  benef.  IV. 
4.  n.  30  und  der  Gongr.  conc.  (s.  S.  26  n.  6)  und 
die  überwiegende  Meinung  der  Doktrin,  Rochus 
de  Gurte  der.  VII.  n.  12;  Garciasl.  c. ;  Vi- 
vian.  1.  c.  c.  1.  n.  9;  Fagnan.  ade.  25  X  h.  t. 
m.  38.  n.  4;  Leure  n  1.  c.  qu.  34;  deRoye 
1.  c.  c.  15;  Barbosa  J.  E.  ü.  III.  12.  n.  35; 
Lippert  S.  64;  Kaim  2,  58;  Richter- 
DoveK.B.  $.189.  n.7;  Schulte  K.  R. 2,  684; 
Ginzel  2,  144.  145.  und  die  bei  diesen  citir- 
ten.  Dagegen  unter  den  Aelteren  z.  R.  Panor- 
Ditan  ad  c.  3.  X.  HI.  48;    unter  d^li  Neueren 


Rosshirt,  Gesch.  d.  Rechts  i.  Mittelalter  1, 
252. 

s  Ueberlassung  der  Besetzung  des  neuen  Be- 
neflziums  von  Anfang  an  an  den  Ordinarius  unter 
Nichtausübung  der  sonstigen  Patronatabefugnisse. 

0  Das  p  reu  SS.  L.  R.  verlangt  ebenfalls  kei- 
nen ausdrücklichen  Vorbehalt  des  Patronates  sei- 
tens des  Stifters,  weicht  aber  darin  vom  katholi- 
schen Kirchenrecht  ab ,  dass  es  auf  Grund  der 
Fundationshandlungen  aach  ohne  Zustimmung  des 
geistlichen  Oberen  nur  ein  Recht  auf  den  Patro- 
nat entstehen  lasst.  Der  Patronat  wird  erst  durch 
die  hinzutretende  Verleihung  des  Staates  erwor- 
ben, welche  der  Fundator  nachsuchen  muss, 
jj.  569—571.  573.  II.  11.  Verweigert  werden 
kann  diese  Verleihung  nur  dann ,  wenn  die  das 
Anrecht  gewährenden  Bedingungen  nicht, vorhan- 
den sind.  Sie  ist  ihrem  Charakter  nach  eine 
staatliche  Autorisation ,  nicht  aber  ein  Ausfluss 
eines  allgemeinen  Staatspatronates,  s.  meine 
Ausföhrung  bei  K  och  Kommentar  zum  A.  L.  R. 
$.  573.  U.  11.  6.  Aufl.  4,  459,  ebensowenig 
eines  dem  Staate  zustehenden  niederen  Regals, 
so  Jacobson,  ev.  K.  R.  S.  284  u.  Thudic- 
chum,  deutsch.  K.  R.  2,  141,  denn  zu  diesen 
Rechten  des  Staates  zäUt  das  L.  R.  selbst  II,  14. 
$.  23;  II.  16.  SS.  39—106,  den  Patronat  nicht, 
weil  derselbe  kein  nutzbares  Recht  ist.  Nicht 
ausgeschlossen  ist  aber  die  Konkurrenz  der  geist- 
lichen Oberen  insoweit  diese  für  die  Errichtung 
der  neuen  kirchlichen  Anstalt  nothwendig  ist,  s. 
Th.  n.  S.  465  ff. 

^  S.  0.  S.  24.  n.  2. 

0  So  auch  die  Rota,  Pyrrhus  Gorradusl.  c. 
n.  90.  31. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[j.  137. 


Hauptpatron  kein  Becht  auf  Zustimmung  ^ ,  weil  nicht  ihm ,  sondern  dem  JSJrchen- 
Oberen  die  Verftlgung  über  das  kirchliche  Gebäude,  dessen  Einrichtung  und  Benutzung 
zusteht. 

Endlich  ergiebt  sich  daraus,  dass  der  Patronat  auf  Grund  der  in  der  Stiftung  lie- 
genden Wohlthat  erworben  wird ,  dass  sein  Objekt  niemals  ein  anderes  sein  kann  als 
dasjenige,  welches  durch  die  Stiftung  in  das  Leben  gerufen  worden  ist.  Denmach  er- 
wirbt der  Stifter  einer  Kirche  den  Patronat  nur  auf  die  von  ihm  begründeten  Bene- 
fizien,  nicht  aber  auf  andere,  z.  B.  auf  solche  an  später  in  derselben  errichteten  Ka- 
pellen und  Altären ,  selbst  wenn  zur  Herstellung  derselben  die  überschüssigen  Ein- 
künfte des  von  ihm  gewährten  Dotationsfonds  verwendet  worden  sind  2. 

Die  Frage,  welche  Art  von  Patronatrecht  durch  die  Fundation,  ob 
ein  geistliches  oder  weltliches,  ob  ein  einfaches  oder  Kompatronatrecht  begründet  wird, 
entscheidet  sich  für  die  Regel  durch  die  Ai-t  der  Stiftung.  Einer  besonderen  Bestim- 
mung darüber  bedarf  es  nur ,  wenn  die  Eigenschaft  des  persönlichen  Patronates  als 
eines  schlechthin  vererblichen  ausgeschlossen,  also  z.  B.  ein  Familien -Patronat  be- 
gründet werden  soll  oder  gar  statt  des  persönlichen  Patronates  ein  dinglicher  bean- 
sprucht wird  3.  Im  letztern  Falle  wird  der  Stifter  ausdrücklich  zu  erklären  haben,  mit 
welchem  Grundstück  er  das  neu  entstehende  Recht  als  Accessorium  in  Verbindung  ge- 
bracht wissen  will^.  Unstatthaft  erscheint  dagegen  die  Fundationsbedingung,  dass  ein 
Patronat ,  welcher  nach  der  Art  seiner  Begründung  ein  geistlicher  sein  würde ,  als 
Laienpatronat  behandelt  werden  soU^. 

B.  Die  Ersitzung.  Die  konstitutive  Ersitzung  ist  in  den  Quellen  nicht  aus- 
drücklich als  Erwerbsgrund  des  Patronates  anerkannt  ^,  indessen  hat  die  Doktrin  sich 


1  Rochus  de  Curie  l.  c.  def.  YIIl.  n.  11. 

^  Denn  m  diesem  Fall  wird  die  Dotation  nicht 
aus  dem  Vermögen  des  Stifters ,  sondern  der  Kirche 
selbst,  auf  welche  die  Dotation  übergegangen  ist, 
genommen,  c.  30  (Inn.  III)  X.  h.  t  III.  38  wird 
aber  dafür,  so  z.  B.  von  Schilling,  S.  32  mit 
Unrecht  angezogen.  Dasselbe  handelt  von  der 
Annahme  von  Hülfsgeistlichen  durch  den  Pfarrer 
einer  Patronatskirche  ,  welche  behufs  ihrer  Ordi- 
nation bei  derselben  intitulirt werden,  d.h.  ihren 
Unterhalt  aus  den  Einkünften  der  Kirche  erhal- 
ten sollen,  und  entscheidet,  dass  der  Patron  hier- 
bei nicht  mitzuwirken  habe,  ihm  aber  bei  der  Er- 
ledigung der  Pfarrei  aus  der  Intitulation  kein 
Nachtheil  für  sein  Ilecht,  insbesondere  sein 
Präsentationsrecht  entstehe,  offenbar  deshalb, 
weil  hierbei  gar  nicht  eine  feste  Anstellung 
auf  Nebenbeneflzien  in  Frage  steht,  und  nach 
mittelalterlichem  Rechte  es  Sache  des  Pfarrers 
war,  sich  mit  dem  erforderlichen  Hülfspersonal, 
welches  lediglich  zu  ihm  in  Beziehung  stand ,  zu 
versehen,  s.  Th.  II.  S.  318.  Vgl.  zu  dieser  Stelle 
Gonzalez  Tellez  und  de  Roye  in  ihren 
Kommentaren.  Der  Schluss  derselben  *.  „per  in- 
titnlationem  huiusmodi  nuUum  patronis  generatur 
praeludiclum,  quin  possint  alios  adillas  ecclesias, 
quum  vacaverint,  praesentare,  nisi  de  patronorum 
processisset  assensu"  beschränkt  dagegen  den  Pa- 
tron, falls  er  der  Intitulation  solcher  Geistlichen 
zugestimmt  hat ,  bei  der  künftigen  Präsentation 
auf  die  Auswahl  unter  den  letzteren. 

3  Dies  folgt  daraus,  dass  der  persönliche  Patro- 


nat, sowie  die  Vererblichkeit  desselben  die  ge- 
meinrechtliche Regel  bildet,  s.  0.  S.  10  u.  13. 

*  E  ngelcoUeg.  un.  iur.  canon.  III.  38.  n.24.V. 

5  Dies  wäre  gegen  das  Wesen  der  kirchlicbeu 
Rechtsordnung,  s.  Th.  II.  S.  392,  weil  die6ell)e 
gerade  wegen  der  kirchlichen  Stellung  des  Patrons 
eine  andere  Behandlung  seines  Rechtes,  als  des 
Laienpatronates  für  gerechtfertigt  erachtet,  s.  0. 
S.  11.  Das  Umgekehrte,  eine  Anordnung,  dass 
der  Patronat,  welcher  ein  Laienpatronat  sein 
würde ,  den  die  Rechte  des  Patrones  mehr  be- 
schränkenden Regeln  des  geistlichen  unterworfen 
sein  soll,  ist  dagegen  zulässig. 

^  Von  den  dafür  gewöhnlich  s.  Lippert,  S. 
71;  Schulte,  K.R.  2,  685;  Phillips  7,  751 
angeführten  c.  11  (Alex.  III)  X.  h.  t.  III.  38; 
c.  1  (Bonif.  VIII)  in  VIto  de  praescr.  U.  13  han- 
delt das  erstere  von  der  Ersitzung  von  Kirchen, 
gelegentlich  der  Schenkungen  solcher  seitens  der 
Laien  und  gehört  zu  den  Dekretalen  AlexandersIII. 
welche  die  Anschauung  vom  Eigenthum  der 
Grnndherren  an  Kirchen  bekämpfen,  s.  Th.  II. 
S.  618.  Das  zweite  betrifft  die  Ersitzung  des 
einen  Bischofs  gegen  den  andern,  und  hat  keine 
nothwendige  Beziehung  auf  das  Patronatrecht. 

Auch  c.  24  (Inn.  Ul)  X.  de  elect.  I.  6.  er- 
kennt nur  die  Befugniss  einer  Gemeinde  zur 
Ausübung  des  Repräseutationsrechtes  auf  Orood 
des  Recbtsbesitzes  und  c.  8  (id.)  X.  de  causa 
poss.  II.  12  die  Möglichkeit  der  Ersitzung  eines 
Mitwahlrechtes  bei  der  Besetzung  des  Bischofs- 
stuhles für  nicht  zum  Domkapitel  gehörige  Regu- 
lar-Klerlker  an. 


§.  157.]       Die  Entsteiinng  oder  die  nrsprüngliclien  Erwerbsarten  des  Patronates. 
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seit  dem  Ende  des  15.  Jahrhnnderts  ^  ftlr  die  Zulässigkeit  derselben^,  freilich  unter 
fortdauerndem  Widerspruch  ^^  entschieden,  indem  sie  bona  fides^  iustus  titulus  und 
40jährige  Ersitzungszeit  als  Erfordernisse  dafür  aufstellte^. 

Für  das  heutige  Recht  ist  diese  Streitfrage  durch  das  Tridentinum  gegenstandslos 
geworden.  Dasselbe^  hat  die  Statthaftigkeit  einer  konstitutiven  Ersitzung  in  40  Jah- 
ren dadurch  beseitigt  ^,  dass  es  allein  einen  Quasi-Besitz  des  Patronates  seit  unvordenk- 
licher Zeit  für  ausreichend  erklärt ,  den  Mangel  der  Fundation  (im  weiteren  Sinne)  zu 
ersetzen.  Es  ist  demnach  darznthun^  dass  seitens  des  Prätendenten  und  seiner  Rechts- 
Torgänger  patronatische  Befugnisse  innerhalb  einer  ^eit,  bis  zu  welcher  die  Erinnerung 


^  Die  Aelteren  wissen  nichts  davon,  s.  z.  B. 
Bein&rdi  snmma  III.  33.  $.  1  u.  die  Glosse  zu  c. 
ll.X.cit.h.t.  Die  Statthaftigkeit  der  Ersitzung 
ist  dagegen  von  den  meisten  Schiiftsteliern  des 
13.  o.  14.  Jahrh.  verworfen  worden,  s.  z.  B.  Ar- 
chidiaconus  (Guido  de  Baysio  f  1313)  ad  c.  8.  D. 
LXXI.  nnd  die  bei  Covarravias,  relect.  reg. 
possets.  P.  n.  S.  10.  n.  2  (opp.  Francof.  1599. 
1,  464)  angeführten.  Unter  denjenigen,  welche 
sich  für  die  Ersitzung  aussprechen ,  lassen  die 
meisten  doch  nnr  die  unvordenkliche  Präscription 
zu,  vgl.  die  Citate  hei  Govarruvias  a.  a.  0.) 
während  eine  andere  nur  sehr  vereinzelt,  s.  z.  B. 
Joann.  Andreae  ad  reg.  LXII.  in  Ylto  de  11.  J., 
far  statthaft  erklärt  wird. 

*  Gewiss  im  Geiste  des  kanonischen  Rechts, 
velehes  die  Ersitzung  für  öffentlich  rechtliche 
kiiehliehe  Befugnisse  zulässt,  s.  Th.  II.,  S.  458. 
Vgl.  Paulus  de  Gitadinis  tr.  iurispatron. 
P.  ni.  c.  5;  Govarruvias  1.  c.  n.  2.  3.  7; 
Gonzalez  Teile z  comm.  ad  c.  24.  X.  I.  6, 
n.  6;  Leuren.  P.  II.  qu.  47.  n.  3;  Berardi 
l.  c.  c.  4,  ed.  cit.  1,  295.  296;  Lippert  S.  71 ; 
Walter,  K.  R.  J.  235b;  Schulte  2,  685; 
Phillips  7,  751;  Ginzeli.  Arch.  f.  k.  K.  R. 
3,295;  Fachmann,  K.  R.  3.  Aufl.  2,  98.  n.  i. 

3  Da  andererseits  stets  an  der  Meinung  fest- 
gehalten worden  ist,  dass  nur  die  unvordenkliche 
TeijähjTung  hinreicht,  s.  Delphinat.  iuris- 
patron. 1.  1.  n.  117;  Yivianus  1.  c.  P.  I.  lib. 
lY.  c.  3.  n.  6.  1,  welcher  abec  1.  II.  c.  9.  n.  26 
auch  eine  40jährige  Ersitzung  zuiässt;  de  Roy  e 
proleg.  c.  16;  Schilling  S.  12. 

^  S.  die  beiden  vorhergehenden  Anmerkungen. 
Dass  ein  justus  titulus  für  ein  erst  neu  zu  be- 
gründendes Patronatrecht  nicht  gedacht  werden 
könne,  so  Schilling  S.  12,  n,  51,  ist  irrig. 
Einen  solchen  bildet  z.  B.  die  Fundation  ohne 
bisebofliche  Erlaubniss  8.  auch  Schulte  a.  a.  G. 
%  686.  Auch  würde  ein  Putativtitel  nicht  aus- 
geschlossen sein,  Ginzel  a.  a.  G.  S.  298. 

*  Ses».  XXV.  c.  9.  de  ref. :  „decernit  s.  syno- 
dos ,  ut  titulus  iurispatronatus  sit  ex  fundatione 
^el  dotatione,  qui  ex  authentico  documento  et 
aHis  iure  requisitis  ostendatur,  sive  etiam  ex  mul- 
tipHcatis  praesentationibus  per  antiquissimum 
tenporis  cursum  qui  hominum  memoriam  exce- 
dat  aliasve  seenndum  iuris  dispositionem. 

^  Das  Gegentheil  wird  von  Ferraris  s.  v. 
ii»«patr.  art.  1.  n.  34;  Berardi  1.  c.  1,  297; 
Lippert  S.  72;  Schulte  K.  R.  2,  686  behaup- 
tet und  die  Vorschrift  des  Tridentinnms  auf  den 
fall  bezogen,  wo  es  an  dem  iustus  titulus  fehlt. 


Der  Ansicht  des  Textes  die  Gongr.  Gonc.(8.  nach- 
her), Devoti  inst.  iur.  can.  I.  5.  sect.  a.  $.54; 
Schilling  S.  12;  Richter-Dove  K.  R. 
$.  189.  n.  11;  Phillips  7,  751;  näher  begrün- 
det ist  sie  insbesondere  von  Ginzel,  Arch.  f.  k. 
K.  R.  3,  295  ff.,  vgl.  auch  Pachmann  a.  a.  0. 
S.  98.  n.  i.  Letzterer  nimmt  unter  Zustimmung 
von  Schulte  Lehrb.  3.  Aufl.  S,  312.  n.  8, 
welcher  seine  frühere  Ansicht  aufgegeben  hat, 
an ,  dass  die  Worte  des  c.  9  cit.  „aliasve  seenn- 
dum iuris  dispositionem'*  die  zur  Zeit  des  Triden- 
tinnms schon  durch  Ersitzung  erworbenen  Patro- 
nate  betreffen,  und  somit  c.  12  de  ref.  Sess.  XIY. 
(s.  0.  S.  19.  n.  3)  die  Zukunft,  c.  9.  cit.  die  Yer- 
gangenheit  im  Auge  hat.  Diese  Annahme  erscheint 
aber ,  soweit  es  sich  um  den  hier  fraglichen  An- 
fang des  c.  9  handelt,  dem  Wortlaut  gegenüber 
nicht  haltbar,  und  führt  zu  der  Konsequenz, 
dass  für  die  Zukunft  auch  die  Berufung  auf  unvor- 
denkliche Yerjährung  ausgeschlossen  sein  müsste. 
Dieser  letzteren  Konsequenz  ist  die  Gongr.  Gonc. 
schon  in  einer  Entscheidung  aus  dem  16.  Jahrh. 
bei  Pyrrhi  Corradi  praxis  beneflc.  lY.  4.  n. 
39;  Fagnan.  ad  c.  19.  X.  III.  38.  n.  13:  „ut 
ad  conflciendani  immemorialem  concurrant  annl 
elapsi  usque  ad  tempus  controversiae  motae  et 
non  tempus  decursum  usque  ad  publica'tionem 
concilii  tantum,  attendendum  sit",  entgegen- 
getreten ,  sie  fasst  ihrerseits  die  fraglichen 
Worte:  aliasve  etc.  dahin  auf  (s.  die  Entsch.  bei 
den  angeführten) :  „nee  obstant  lila  verba :  aliasve 
etc.,  quia Gongregatio  intelligit,  ut  non  respiciant 
tempus  de  quo  iam  expresse  supra  disposuit  et 
voluit  esse  immemoriale  (concilium)  sed  respiciunt 
alias  clausulas  et  alios  modos,  quibus 
secundum  ius  vetus  probari  poterat 
iuspatronatns:  sed  quod  ad  tempus  attinet, 
iilud  praecise  et  semper  debet  esse  immemoriale 
nee  sufflcient  40  anni ,  etiam  si  alias  iure  veteri 
sufficerent."  M,  E.  mit  Recht,  c.  12  cit.  erkennt 
als  Erwerbstitel  allein  die  Fundation  im  weiteren 
Sinne  an.  Damit  steht  c.  9  im  vollen  Einklänge, 
wenn  in  den  Worten :  sive  etiam  ex  multiplica- 
tls  etc.  nicht  ein  besonderer  Entstehungsgrund 
gefunden  wird,  sondern  wenn  man  diese  und  das 
Folgende  zu  ostendatur  zieht.  Die  Stelle  ordnet 
bei  dieser  Auslegung  an,  dass  die  Existenz  des 
Titels  des  Patronates  entweder  direkt  durch 
authentische  Dokumente  und  durch  andere  recht- 
lich zulässige  Beweismittel ,  oder  indirekt  durch 
Präsentation  seit  unvordenklicher  Yerjährung 
oder  auf  andere  im  Rechte  zugelassene  Weise, 
d.  h.  durch  andere  Ausübongsarten  des  Rechtes 
seit  solcher  Zeit  dargethan  werden  kann. 
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der  lebenden  Generation  znrttckreicht,  ausgeübt  worden  sind,  und  dass  der  letzteren 
keine  die  Patronatsberechtigung  auBScbliessenden  Thatsachen  und  Verhältnisse  bekannt 
sind  ^ .  Nach  ausdrttcklicher  Vorschrift  des  Tridentinums  genfigt  aber  zur  Feststellung  des 
Quasi-Besitzes  nur  der  Beweis  von  mindestens  zwei  Präsentationen^,  nnd  zwar  solchen, 
welche  zur  Wirksamkeit  gelangt  sind  3,  falls  der  Prätendent  derartige  Handlungen 
überhaupt  zur  Begründung  des  Quasi-Besitzes  angeführt  hat^. 

Eine  ffir  sich  bestehende  ursprüngliche  Erwerbsart  des  Patronates  bildet  die  un- 
vordenkliche Verjährung  nicht.  Sie  ersetzt,  wie  auch  das  Tridentinum  deutlich  er- 
kennen lässt,  nur  den  direkten  Nachweis  des  Titels,  und  deshalb  muss  gegenüber  dem 
vom  Prätendenten  zu  führenden  Beweis  auch  der  Gegenbeweis  statthaft  sein,  dass  der 
behauptete  Quasi-Besitz  zu  irgend  einer  Zeit  einen  Anfang  genommen  habe,  welcher 
das  Patronatrecht  nicht  zu  begründen  im  Stande  war^. 

Nur  partikularrechtlich,  so  in  Preussen^  und  O esterreich 7,  ist  die  konsti- 
tutive Ersitzung  als  Erwerbsart  des  Patronates  noch  heute  anerkannt. 

C.  Päpstliches  Privileg.  Im  Verlaufe  des  Mittelalters  sind  sowohl  von  den 
Päpsten  und  ihren  Legaten,  wie  auch  von  den  Bischöfen  ^  Patronatrechte  ohne  das 


^  Ein  Bechtsfall  aus  Oesterreich,  wo  auf  Grund 
der  onTordenklichen  Verjährung  die  Existenz  des 
Patronates  angenommen  worden  ist,  im  Arch.  f. 
k.  K.  R.  10,  467. 

^  So  nach  der.  überwiegenden  Meinung,  welche 
sich  dabei  auf  c.  40  in  VI.  de  R.  J.  beruft,  Ni- 
collisl.  c.  n.  26;  Phillips?,  752;  Schulte 
K.  R.  2,  687.  Eine  Präsentationshandlung  ge- 
nügt nicht,  so  auch  die  Congr.  Conc.  bei  Pyrrh. 
Corrad.  1.  c. ,  andererseits  bedarf  es  aber  auch 
nicht  dreier,  so  de  Roy e  prolegom.  c.  16;  van 
Espen  J.  E.  ü.  P.  II.  t.  25.  c.  3.  n.  19: 
Schilling  S.  13.  Das  dafür  angeführte  c.  3 
(Inn.  III.)  X.  de  causa  poss.  II.  12  entscheidet 
nichts,  s.  auch  Lippert  S.  73  n.  73. 

S  Das  ist  selbstverständlich ,  denn  eine  vom 
kirchlichen  Oberen  als  unberechtigt  zurückge- 
wiesene Präsentation  ist  keine  Ausübung  des  frag- 
lichen Rechtes,  Nie  oll  is  1.  c.  n.  28.  Dagegen 
brauchen  die  Präsentationen  sich  nicht  auf  zwei 
unmittelbar  folgende  Yakanzfälle  bezogen  zu  ha- 
ben, 1.  c.  n.  27. 

*  Denn  dass  der  für  die  unvordenkliche  Ver- 
jährung erforderliche  Quasi -Besitz  ausschliess- 
lich durch  Präsentationshandlungen  dargethan 
werden  kann ,  sagt  das  Tridentinum  nicht, 
8.  S.  29.  n.  6. 

Nach  c.  9  cit.  Trid.:  „In  iis  vero  personis  seu 
communitatibus  vel  universitatibus,  in  quibus  id 
ius  plerumque  ex  usurpatione  potius  quaesitum 
praesumi  solet,  plenior  et  exactior  probatio  ad 
docendum  verum  titulum  requiratur;  nee  im- 
memorialis  temporis  probatio  aliter  eis  suffrage- 
tur ,  quam  si  praeter  reliqua  ad  eam  necessaria 
praesentationes  etlam  continuatae,  non  minoii  sal* 
tem  quam  L.  annorum  spatio  quae  omnes  effectum 
sortitae  sint,  authenticis  scripturis  probentur^, 
ist  für  diejenigen  physischen  und  juristischen 
Personen,  welche  eine  obrigkeitliche  Gewalt  be- 
sitzen, wie  Fürsten,  Barone,  Edle,  weltliche  und 
insbesondere  städtische  Korporationen  der  Beweis 
des  Quasl-Besitzes  bei  der  unvordenklichen  Ver- 
jährung dahin  verschärft,  dass  sie  kontinuirliche, 
zur  Wirksamkeit  gelangte  Priltentationshandlun- 


gen  während  eines  Zeitraumes  von  50  Jahren  und 
zwar  durch  authentische  Urkunden  darthun  müs- 
sen. Des  Näheren  vgl.  hierzu  Card,  de  Luca 
annotat.  ad  conc.  Trident.  diso.  11.  n.  3  fr.; 
Pyrrhus  Gorradus  1.  c.  n.  39 it.;  Nicollit 
1.  c.  n.  35ff  ;  Phillips  7  828. 

B  Schilling  S.  13  n.  53  hält  die  unvordenk- 
liche Verjährung  für  eine  besondere  Erwerbsart, 
weil  er  den  Beweis,  dass  die  fragliche  Kirche 
von  den  Besitzern  des  Patronatsrechts  nicht  ge- 
stiftet worden  sei ,  hier  ausgeschlossen  hält,  und 
deshalb  diese  letzteren,  trotzdem,  dass  die  Kirche 
einen  andern  Stifter  habe ,  das  Patronatrecht  in 
Folge  der  unvordenklichen  Verjährung  erhalten 
könnten.  Darüber,  dass  der  Gegenbeweis  in  dem 
im  Text  angegebenen  Umfange  gegen  die  unvor- 
denkliche Verjährung  nicht  ausgeschlossen  ist, 
vergl.  auch  Windscheid  Pandekten  $.  1 13. 

^  Im  Geltungsbereich  des  A .  L.  R.  Hier  wird 
44jähriger  Besitz  und  fortdauernde  bona  fldes  er^ 
fordert,  dagegen  ist  ein  iustus  titnlus  nicht  nothlg, 
s.  II.  SS-  Ö74.  575;  14.  S-  35;  I.  9.  SS-  6^9- 
631.  Soll  das  Recht  als  dingliches  ersessen  wer- 
den, so  wird  der  Besitz  von  dem  Erwerber  in  sei- 
ner Eigenschaft  als  Eigeutbümer  eines  bestimm- 
ten Gutes  ausgeübt  werden  müssen.  Die  unvor- 
denkliche Veijähmng  kennt  das  A.  L.  R.  über- 
haupt nicht. 

"7  Schon  der  tractatus  de  iuribus  incorporalibus 
Leopoldsl.  (s.  S.  7.  n.  5)  1. 1.  $•  18  bezeichnet  ab 
Erwerbsgrund  der  geistlichen  Lehnschatt  die  in 
Rechten  gegründete  Verjährung.  Erforderlich  ist 
jetzt  fortdauernde  bona  fldes  und  4Qjähriger  Besitz, 
hinsichtlich  dessen  dargethan  werden  muss,  dass 
sich  während  des  gedachten  Zeitraumes  min- 
destens drei  Gelegenheiten  zur  Ausübnng  des 
Rechtes  dargeboten  haben  und  diese  auch  benatzt 
worden  sind.  Eines  Titels  bedarf  es  nicht.  Ist 
das  Recht  für  den  Besitzer  in  den  öfTentlichen 
Büchern  eingetragen ,  so  ist  nur  ein  Besitz  von 
6  Jahren  erforderlich,  allg.  bürg.  Ges.  B.  SS«  1^*^^- 
1472.  1477;  Belfert  Hdbch.  d.  K.  R.  $.  89. 

8  Von  diesen  zum  Theil,  um  sich  vor  Er- 
pressungen zu  schützen. 
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Yerliegen  eiaea  gemeinreehtliohen  Eatatebungsgrundes  verliehßn  worden^.  Schon  das 
Koncil  von  Lyon  (1274)  sah  sich  genöthigt,  gegen  ein  solches  Verfahren  der  Bischöfe 
einsvachf eiten  ^  nnd  im  Jahre  14S5  erklärte  Innocenz  Vm.  ^  alle  derartigen  Privile- 
gien ftlr  nichtig,  intern  er  allein  eine  Ausnahme  zu  Guiisten  solcher  Beliehenen  machte, 
welche  die  Rinkflnfte  von  beneficia  non  electiva  um  die  Hälfte  ihres  jährlichen  Ertrages 
vermehrt  hatten.  Diese  Anordnung  hat  Hadrian  VI.  i.  J.  1 522  und  zwar  unter  Aus- 
dehnung auf  alle  seit  dem  Erlass  der  Bulle  Innocenz'  VUI.  ertheilten  Privilegien  wie- 
derholt^, und  au^drficklich  dabei  hervorgehoben,  dass  die  Nichtigkeitserklärung  sich 
auch  auf  solche  Indulte  beziehen  sollte,  in  denen  die  Fundation  oder  Dotation  als  Ent- 
Btehungagrand  abgegeben  oder  der  verliehene  Patronat  einem  auB  diesen  Titeln  erwor- 
benen rechtlich  gleij^hgeatellt  wäre^. 

Nicht  minder  bat  das  Koncil  von  Trient  alle  nicht  auf  Fundation  oder  unvordenk- 
licher Verjährung  bemhcQden  Patronate,  insbesondere  auch  die  durch  Privilegien  er- 
worbenen und  alle  aus  etwaigem  Quasi-Besitz  derselben  herfliessenden  rechtlichen 
Wirkungen  beseitigt  mit  einziger  Ansnahme  der  Patronate  auf  Kathedralen  und  solchen 
auf  andere  Kirchen  ui^d  Benefizien ,  welche  den  Landesherm  oder  den  Universitäten 
verliehen  worden  waren  ^. 

Für  das  geltende  Recht  ergiebt  sich  aus  diesen  Anordnungen  des  Koncils  in  Ver- 
bindung mit  den  Vorschriften  desselben  über  die  Erwerbstitel  des  Patronates 

1.  dass  die  Bischöfe  keine  Patronatsprivilegien  zu  verleihen  befugt  sind^, 

2.  dass  ein  vor  dem  Tridentinnm  gewährtes  päpstliches  Privileg  nur  in  den  er- 
wähnten Ausnahmefällen  zum  Erweise  des  Patronates  ausreicht, 

3.  dass  seit  dem  Tridentinnm  nur  der  Papst,  dieser  aber  auch  ohne  Beschränkung 
auf  die  vom  Koncil  gemachten  Vorbehalte  zur  Ertheilung  neuer  derartiger  Privilegien 
berechtigt  ist^.  Solche  sind  später  wiederholt  gewährt  worden,  und  obgleich  dies  für  die 
Begel  nur  in  Fällen,  wenn  seitens  der  Privilegirten  gewisse  Leistungen  gemacht  worden 
waren,  diese  aber  an  und  für  sich  zur  Begründung  des  Patronates  nicht  ausreichten^, 


1  Vgl.  die  Const.  Innoc.  YIII :  Cum  ab  aposto- 
liea  ▼.  1485.  %,  1,  bullar.  Taurin.  5,  316;  in  Be- 
treff der  Bischöfe  c.  2  (coiic.  Lngd.  v.  1274)  in 
Yl^  de  reb.  eccles.  non  allen.  III.  9. 

^  S.  vorige  Note.  In  der  dem  Koncil  von  Kon- 
stanz unterbreiteten  Reformakte  Martins  Y  v. 
1418  (Hübler,  Konstanzer  Reformation  S.  43) 
art.  8  (Hfibler  a.  a.  0.  S.  142)  war  der  Widerruf 
aller  seit  dem  Tode  Gregors  XI.  an  Laien  durch 
Privilegien  ertheilte  Patronate  oder  Präsentations- 
iechte, die  nicht  auf  Fundatiou  oder  Dotation  be- 
ruhten, beabsichtigt. 

»  Const.  cit.  SS.  2.  3. 

^  Const.  Accepto,  bnUar.  Tanrin.  6,  1. 

&  Zugleich  hat  Hadrian  die  besondere,  Spanien 
berührende  Bestimmung  getroffen,  dass  Patronate 
über  beneficia  electiva  an  solchen  Orten  ,  welche 
den  Händen  der  Ungläubigen  entrissen  worden 
sind,  fortbestehen  bleiben  sollten,  1.  c.  S*  1* 

«  Sess.  XXY.  c.  9  de  ref.  cit.  s.  v.  Reliqoi 
patronatus. 

^  Darin  würde  eine  Beseitigung  der  Grundsätze 
des  gemeinen  Rechts  über  den  Erwerb  des  Patro- 
nates liegen ,  zu  welches  den  Bischöfen  die  Zu- 
■andigkeit  fehlt. 

^  Dies  folgt  daraus ,  dass  der  Papst  den  Yor- 
sdiciften  des  Koncils  derogiien  kann,  s.  c.  21  de 


ref.  Sess.  XXY  cit.  Ygl.  Phillips  7,  748; 
Schulte  K.  R.  2,  688.  Aeltere  Kanonisten, 
z.  B.  YivianuB,  1.  c.  C.  II.  c.  1  n.  25;  c.  9. 
n.  3  nehmen  das  Gegentheil  an,  desgleichen  neuer- 
dings aus  völlig  haltlosen  Gründen  Schilling 
S.  13.  14. 

Derjenige,  welcher  abgesehen  von  den  im  Tri- 
dentinnm anerkannten  Ausnahmefällen  sein  Pa- 
tronatrecht  auf  päpstliches  Privileg  stützt,  hat 
demnach  darzuthun,  dass  dasselbe  nach  dem  Kon- 
cil unter  Aufhebung  desselben  ertheilt  ist,  Fer- 
raris 1.  c.  art.  1.  n.  32. 

9  Brev.  Gregors  XYI  v.  1833  an  den  Bischof 
V.  Mileto  S>  3,  bull.  Rom.  cont.  19,  234 :  „man- 
damus ,  ut  postquam  orator  obligationem  in  forma 
iuris  valide  quae  transeat  ad  heredes,  emiserit  de 
ecclesia,  domo  parochiali ,  earumdem  adnexis  ac 
suppellectilibus  tuendis  et  instaurandis ,  cum 
opus  fuerit,  et  dummodo  orator  tot  bonis  stabilibns 
liberis  tutis  atque  frugeriferis  id  suppleat  quod 
parochiali  congruae  deest  usque  ad  complementum 
annoi  liberi  redditus  ducatorum  CXXYIII  praeter 
incerta  stolae  .  .  .  auctoritate  nostra  apostolica  Ip- 
8um  oratorem  eiusque  heredes,  dummodo  catho- 
lica  religione  non  deflciant,  commemoratae  ecde- 
siae  patronoB  declares^'.  Selbstverständlich  können 
auch  die  näheren  Modalitäten  des  Rechts  in  den 
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geschehen  ist,  so  bildet  doch  das  Vorliegen  dieser  Voranssetznng  keine  Schranke, 
an  welche  der  Papst  gebunden  wäi*e  ^ 

n.  Die  Fähigkeit  znm  Erwerbe  des  Patronates.  F&hig  zum  Erwerbe 
des  Patronates  sind  sowohl  physische  wie  auch  juristische  Personen. 

1.  Bei  den  physischen  Personen  gentigt  jedoch  die  allgemeine  Rechtsfthigkeit 
nicht,  vielmehr  ist  für  den  Erwerber  auch  die  kirchliche  Rechtsfähigkeit  erforder- 
lich.   Eine  solche  mangelt : 

a.  zunächst  denjenigen,  welche  nicht  Mitglieder  der  katholischen  Kirche 
sind.  Sie  können  keinen  Patronat  erwerben,  weil  derselbe  ein  innerhalb  der  Sphäre 
der  kirchlichen  Gemeinschaft  liegendes  und  in  dieser  sich  bethätigendes  Recht  ist^, 
derartige  Rechte  aber  principiell  nur  den  Mitgliedern  einer  solchen  zustehen  können^. 
Es  gehören  hierher  alle  Ungetan ften,  insbesondere  die  H e i d e n  und  Juden.  In 
Betreff  der  letzteren  ist  dies  auch  partikularrechtlich  in  einzelnen  deutschen  Staaten* 
und  inOesterreich^  ausdrücklich  anerkannt . 

Aus  demselben  Grunde  sind  vom  Erwerbe  eines  Patronates  diejenigen  ausge- 
schlossen, welche  ihre  aktive  Mitgliedschaiit  in  der  katholischen  Kirche  verwirkt  ha- 
ben, aber  von  derselben  immer  noch  als  ihren  Geboten  und  Anordnungen  unterworfen 


Privilegien  festgesetzt  werden,  s.  z.  B.  eine  Ver- 
leihung ad  form  am  patronatus  ecclesiaBtici  1.  d. 
Anal.  iur.  pontif.  1,  426.  Frühere  Beispiele  bei 
Zamboni,  coli.  decl.  Gongr.  conc.  4,  101. 

1  Unrichtig  ist  es,  wenn  Phillips  7,  749 
und  Ger  lach,  Präsentationsrecht  S.  70  be- 
haupten, dass  ein  Patronatrechts-Privilegium  nur 
durch  eine  causa  onerosa,  d.  h.  eine  der  im  Text 
gedachten  Leistungen,  z.  B.  ein  augmentum  dotls, 
erworben  werden  kann.  Ersterer  weist  übrigens 
selbst  auf  die  Ertheilung  solcher  wegen  allgemei- 
ner Verdienste  um  die  Kirche,  u.  A.  auf  das  von 
Gregor  XIV.  den  spanischen  Grafen  vonCabra  mit 
Rücksicht  auf  ihre  erfolgreiche  Bekämpfung  der 
Mauren  verliehene  Privilegium,  s.  Riganti 
comm.  ad  part.  I  reg.  IX  canc.  n.  355,  hin.  Der 
Umstand,  ob  eine  causa  onerosa  das  Motiv  für  die 
Verleihung  gewesen  ist,  kommt  allein  für  die  Frage 
in  Betracht,  ob  das  einem  so  begründeten  Patro- 
nate  unterstehende  Beneflzium  von  der  päpst- 
lichen Reservation  wegen  der  alternativa  mensium 
betroffen  wird.  — 

Im  Geltungsbereiche  des  preuss.  A.  L.  R.  ist 
die  Entstehung  des  Patronates  durch  päpstliches 
Privilegium  ausgeschlossen ,  da  dasselbe  diesen 
Erwerbsgrund  nicht  kennt,  dagegen  kann  im  Ge- 
gensatz zum  kanonischen  Recht  eine  bisher  patro- 
natfreie  Kirchengemeinde  einer  Person  den  Pa- 
tronat über  ihre  Kirche  übertragen. 
Dadurch  erhält  diese  ein  Anrecht  auf  denselben 
und  den  letzteren  selbst,  wenn  die  Verleihung 
des  Staates ,  welche  auch  hier  nicht  verweigert 
werden  kann,  s.  o.  S.  27,  hinzutritt,  II,  11.  JJ. 
572.  573.  Andererseits  ist  aber  der  Staat,  ohne 
dass  die  in  $$.  569  ff.  anerkannten  Erwerbsgrunde 
vorliegen,  nicht  zu  beliebiger  Verleihung  von 
Patronaten  berechtigt. 

2  S.  0.  S.  7. 

3  Dies  scheint  mir  der  entscheidende  Gesichts- 
punkt zu  sein,  welcher  nicht  blos  für  den  Patro- 
nat, sondern  für  alle  kirchlichen  Rechte  gleich- 
massig   zutrifft.     Die  älteren,    so  Rochus  de 


Gurte  ref.  V.  d.  25 ff. ;  Paulus  de  Gitadinis 
P.  III.  arg.  1.  u.  13  ff.  berufen  sich  auf  c.  26.  27. 
30.  C.  XVI  qu.  7.  Wenn  Phillips  K,  R.  7, 
703  und  Schulte  K.  R.  2,  672  dafür  spezielle 
aus  dem  Inhalte  des  Patronats  hergenommene 
Gründe  geltend  machen ,  z.  B.  dass  die  Präsen- 
tation einen  Antheil  an  der  Kirchenregterung 
in  sich  begreife  und  der  Patron  daher  im  Stande 
sein  müsse,  die  Qualifikation  dea  vorgeschlagenen 
Kandidaten  zu  beurtheilen,  ferner  die  Fürsorge 
für  die  Kirche  habe  und  ein  ausserhalb  derselben 
stehender  diese  nicht  wahrnehmen  könne,  so  s:ind 
das  faktische  Voraussetzungen,  welche,  wie 
Schulte  S.  673  n.  1  zugeben  muss,  nicht  noth- 
wendig  zuzutreffen  brauchen. 

«  Vgl.  das  kurhess.  Ges.  v.  29.  Okt.  1833. 
g.  0,  Samml.  d.  Ges.  1833.  S.  145.  Für 
Preussen  spricht  die  V.  v.  30.  August  1816 
(G.  S.  S.  207,  auch  bei  Koch,  Kommentar  z. 
A.  L.  R.  II.  11.  $.  5aS)  ein  Ruhen  des  dinglichen 
Patronates  für  die  Besitzzeit  des  jüdischen  Grund- 
eigenthümers  aus  und  erkennt  damit  den  Grund- 
satz an,  dass  der  Jude  zum  Erwerbe  unfähig  ist. 
In  Baiern  hält  die  Verwaltnngspraxis  an  dem- 
selben ebenfalls  fest.  Staatsmin.  Entsch.  v.  1831 
u.  1851,  DöUinger,  fortges.  Samml.  23,  396; 
Amtshandbuch  f.  d.  protest.  Geistlichen  des  Kö- 
nigr.  Bayern  2,  259.  Dasselbe  muss  auch  in 
Würtem  borg  gelten  trotz  der  Aufhebung  des 
Ges.  v.  25.  April  1828.  welches  in  Art.  27,  Mayer, 
Samml.  d.  würtemb.  Ges.  betr.  die  Israeliten. 
Tübingen  1847.  S.  36,  den  in  Preussen  gelten- 
tenden  Grundsatz  angenommen  hatte,  weil  das 
Gesetz  vom  13.  Aug.  1864  (Reg.  Bl.  1864.  S.  77) 
nur  die  Gleichstellung  der  Juden  in  den  bürger- 
lichen Rechtsverhältnissen  anordnet. 

6  Während  hier  die  Juden  früher  nicht  einmal 
Realitäten,  mit  denen  ein  Patronat  verbünden 
war,  an  sich  bringen  durften,  Hofdekrete  v.  6.  Dcc. 
1817,  28.  März  1818,  21.  Jan.  1820;  Belfert, 
Hdbch.  d.  K.  R.  §.  88,  soll  jetzt  in  diesem  Falle 
nur  der  Patronat  ruhen,  V.  v.  18.  Febr.  1860. 
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betrachtet  werden,  d.  h.  die  Häretiker,  Schismatiker  und  Apostaten^ 
Unter  diesem  Gesichtspunkt  erscheinen  daher  nach  katholischer  Anschauung  auch  die 
Anhänger  anderer  christlicher  Eonfessionen,  insbesondere  die  Protestanten  unfähig, 
einen  Patronat  Aber  katholische  Ejrchen  und  Benefizien  zu  erwerben^.  In  Deutsch- 
land hat  sich  indessen  mit  Rücksicht  auf  die  reichsgesetzliche  Gleichstellung  der 
Angsburger  Konfessionsverwandten  mit  den  Katholiken  und  der  dadurch  beseitigten 
Anwendbarkeit  der  Eetzergesetzgebung  auf  die  ersteren  in  Anschluss  an  den  westfäli- 
sehen  Frieden  ^  eine  feste  Uebung  gebildet,  dass  Protestanten  Patronate  über  katholi- 
sche Eürchen  und  Aemter,  sowie  umgekehrt,  erwerben  und  besitzen  können  ^,  eine 
Gewohnheit,  welche  auch  das  preussische  A.  L.  R.<^  für  sein  Gebiet  gesetzlich 
sanktionirt  hat.  Gegenüber  dieser  Thatsache  erscheint  es  unberechtigt,  wenn  in  neue- 
rer Zeit  mehrfach  die  Strenge  des  kanonischen  Standpunktes  zur  Geltung  gebracht  ^ 
imd  auf  diese  Weise  der  alte  reichsrechtliche  Grundsatz  in  Frage  zu  stellen  versucht 
worden  ist.    Wenn  auch  zuzugeben  ist,  dass  die  Protestanten  bei  der  Gleichberechti- 


$.2  (R.  G.  Bl.  Nr.  45;  Arch.  f.  k.  K.  R.  12, 
129),  was  auch  durch  den  Art.  14  des  Staatsgrund- 
gesetzes V.  21.  Dezember  1867  nicht  beseitigt  ist, 
a.  a.  0.  36,  423. 

«  Vgl.  anchRoehns  deCurte  def.V.  n.  26; 
Paul  de  Citadinis  P.  III.  arg.  1.  n.  17  if.; 
Ylvianus  1.  1.  II.  c.  6.  n.  12ff. 

^  Diese  Auflassung  ist  auch  in  der  vom  Kardi- 
nal Gonsalvl  im  Auftrage  Plus*  YII  erlassenen 
N^  (esposizioni  dei  sentimenti  della  S.  SantitJQ 
T.  1819  Nr.  16,  Münch,  Konkordate  2,  390 
ausgesprochen. 

^  J.  P.  Osnabr.  art.  V.  §.  31 :  „.  . .  Statunm 
eatholicorum  landsassii,  vasalli  et  snbditl ,  cuius- 
que  generis,  qui  sive  publicum  slve  privatum  Au- 
gostanae  eonfessionis  exercitium  a.  1624  quacun- 
que  anni  parte  slve  certo  pacto  aut  prlvilegio  slve 
longo  usn,  sive  sola  denique  observantia  dicti  anni 
Ittbuerunt,  retineant  id  etiam  imposterum  una 
cum  annexis  quatonus  illa  dicto  anno  exercue- 
ruDtaut  exercita  fuisse  probare  poterunt.  Guius- 
modi  annexa  habentur  instltntio  consistoriorum, 
ministertorum ,  tarn  scholasticorum  quam  eccle- 
liastloorum,  iuspatronatus  aliaque  similia  iura 
nee  minus  maneant  in  possessione  omnium  dicto 
tempore  in  potestate  eorundem  constitutorum  tem- 
plorom,  fnndationum,  monasteriorum ,  hospita- 
lium  cum  omnibns  pertinentiis ,  reditibus  et  ac- 
eesrionibns.  Et  haec  omnia  semper  et  ubique  ob- 
serventur  eo  usque  donec  de  religione  Christians 
vel  uRiversaUter  vel  inter  Status  immediatos  eo- 
mmque  subditos  mutno  consensu  aliter  erit  con- 
ventiim  nee  quisquam  a  quocumque  uUa  ratione 
tut  via  turbetoi.''  Dass  dieser  Artikel  Patronate 
über  katholische  Kirchen  unter  den  s.  g.  annexa 
exercitü  religionis  begreift,  ergiebt  der  Umstand, 
dass  er  zviscfaen  katholischen  und  eyangeliscben 
Kirchen  nicht  unterscheidet  und  dass  die  be- 
treffende Stelle  durch  die  hier  vertretene  Auf- 
fassung erst  ihre  Bedeutung  gewinnt,  weil  es 
doch  selbstTerstäodlich  war,  dass  den  Protestanten 
ikie  Patronate  fiber  evangelische  Kirchen  belassen 
wurden.  Daraaf ,  dass  begriffsmässig  der  Patronat 
fiber  katholische  Kirchen  kein  Annexum  pro- 
tesCantlsoher  Religionsübung  ist,  so  S  c  h  u  1 1  e  2, 
673.  n«  6  kommt  es  nicht  an,  sondern  darauf,  was 
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das  Friedensinstrument  darunter  versteht,  vgl. 
hierzu  auch  meine  Ausführung  bei  Dove, 
Ztschr.  f.  K.  R.  2, 431  ff.  Zuzugeben  ist  allein  so> 
viel,  dass  der  Artikel  selbst  nur  die  im  Normaljahre 
den  Protestanten  bereits  zustehenden  Patronate 
betrifft.  Der  Art.  26  des  J.  P.  0. 1.  c,  welcher  die 
Präsentationsrechte  der  Protestanten  auf  mittel- 
bare, am  1.  Januar  1624  im  Besitze  der  Katholiken 
befindliche  Kirchengüter  aufrechterhält ,  und  auf 
welchen  Schulte,  Arch.  f.  k.  K.  R.  7, 214  hin- 
weist, ist  hierbei  nicht  in  Betracht  gezogen  worden. 

*  Diese  Uebung  bezeugen  Böhmer  J.  E.  P. 
III.  38.  S-  68;  Eichhorn  K.  R.  2,  713.  n.  54. 
Sie  wird  auch  von  den  Note  6  citirten  Schrift- 
stellern nicht  in  Abrede  gestellt.  Vgl.  auch  die 
Osnabrücker  capitulatio  perpetua  von  1650  Art. 
12,  Gottfr.  V.  Meiern,  Nürnb.  Fried.  Exe- 
cutionshdlgen  2,  534:  „Ebenmässig  sollen  zwar 
die  Praesentationes  der  katholischen  Pfarren  und 
Beneflcien  vorigen  Patron is,  obschon  sie  der  Augsb. 
Gonfession  zugethan  sind,  verbleiben^',  die  Er- 
klärung der  Friedens-Exekutionskommissäre  in 
den  Streitigkeiten  zwischen  den  Pfalzgrafen  Wolf- 
gang  Wilhelm  von  Neuburg  und  Christian  August 
von  Sulzbach  in  Betreff  des  Patronates :  „Das  be- 
hielte ein  jeder,  jedoch  müsse  er  solcher  Religion 
Priester  präsentiren,  die  des  Orts  Uebung  wäre,*' 
a.  a.  O.  S.  592. 

6  II.  11.  SS-  3^-  582. 

6  Schulte  K.  R.  2,  673  u.  Arch.  f.  k.  K.  R. 
7,  209ff.;  Phillips  K.  R.  7,  703ff.  u.  Lehrb. 
2.  Aufl.  S.  275,  Walter  K.  R.  S  235a.  Anm.4. 
Ersterer,  (s.  auch  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  310.  311) 
lässt  aber  wenigstens  zu  Gunsten  der  Ausübung 
von  Realpatronaten  die  bestehende  Uebung  gelten . 

Bei  Abschluss  des  würtembexg.  Konkordates  hat 
übrigens  der  päpstliche  Stuhl  trotz  der  Anm.  2 
erwähnten  Erklärung  dem  protestantischen  Ko- 
nig von  Würtemberg  eine  grosse  Anzahl  von 
Patronaten  bestätigt,  Beilage  II.  u.  III.  zum  Kon- 
kordat, Arch.  f.  k.  K.  R.  6,  480ff. ;  Golther, 
Staat  u.  kath.  Kirche  i.  Würtemberg.  S.  169. 
Die  Bedeutung  dieser  Thatsache  durch  den  Hin- 
weis auf  die  „juristische  Persönlichkeit*'  des  Re- 
genten abschwächen  zu  wollen,  Yering  i.  Arch. 
f.  k.  K.  R.  2,  7üö;  7,  211.  n.  1,  ist  verfehlt. 
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gung  der  Religionsgeselischaften  im  modernen  Staat,  mit  welcher  es  unvertrftglicfa  ist, 
sie  noch  in  irgend  einer  Beziehung  als  Mi^lieder  der  katholischen  Kirciie  zu  behan- 
deln, piincipiell  aus  demselben  Grunde,  wie  die  Nichtchristen,  vom  Erwerbe  derartiger 
Patronate  auszuschliessen  sind ,  so  gewährt  doch  der  Umstand ,  dass  die  erwfihnte 
Uebung  nach  heutiger  Auffassung  als  irrationell  erscheint,  keinen  Grund,  sie  fOr  rechts- 
unwirksam  zu  machen,  weil  es  ihr  zar  Zeit  ihrer  Entstehung  und  Feststellung  untet 
völlig  anderen  Verhältnissen  nicht  an  der  Rationabilität  gefehlt  hat^. 

Den  Ketzern  stehen  in  der  hier  fraglichen  Beziehung  wegen  mangelnder  kiidi- 
licherRechtsföhigkeit  diejenigen  gleich,  welche  dem  grossen  Kirchenbann  unter- 
liegen ^.  Die  überwiegende  Meinung  beschränkt  die  Unfähigkeit  aber  auf  die  s.  g. 
excontmumöaü  vitamli,  d.  h.  diejenigen  Personen,  deren  Exkommunikation  unter  Nen- 
nung ihres  Namens  öffentlich  seitens  des  zuständigen  kirchlichen  Oberen  bdcannt  ge- 
macht worden  ist.  In  Betreff  der  übrigen  Gebannten,  der  s.  g.  excommumeaii  toleraü, 
wird  dagegen  meistens  angenommen,  dass  sie  durch  eine  Fundation  mit  Erlaubniss  des 
kirchlichen  Oberen  das  Patronatrecht  erwerben,  und  es  nur,  so  lange  sie  der  Exkom- 
munikation unterliegen,  nicht  ausüben  können  ^,  Indessen  ist  dabei  verkannt,  dass  der 
Unterschied  zwischen  den  excommunicati  tolerati  und  vitandi  nicht  im  Interesse  der 


1  So  ^rd  sie  anch  noch  für  maassgebend  erach- 
tet von  Richter  K.  R.  $.  189.  n.  23;  Dove 
ebendaselbst  nndi.  seiner  Ztschr.  2,  123;  Sil- 
bernagli.  Arch.  f.  k.  K.  R.  15,  466. 

In  Oesterreichjwo  die  Bestimmungen  des 
westfälischen  Friedens  keine  Anwendung  gefun- 
den haben,  1.  c.  art.  5.  SS-  38—41,  sind  Prote- 
stanten und  Akatholiken  unfähig,  ein  Patronat- 
recht über  katholische  Kirchen  und  Aemter  zu 
erlangen,  vgl.  auch  synodns  Pragensis  v.  1605, 
ed.  Prag.  p.  145:  „Iura  patronatus  nnllo  modo  ad 
haereticorum  manus  pervenire  possnnt,  etiamsi 
lila  sibl  competere  praetendant  iure  haereditario 
vel  quovis  allo  praetextii^' ;  jedoch  hat  man  die 
Protestanten  insbesondere  In  Böhmen,  nicht  min- 
der in  Ungarn,  wo  sie  im  allgemeinen  durch  d.  V. 
V.  7.  April  1700  u.  11.  Sept.  1708  ausgeschlossen 
waren,  zur  Ausübung  von  Realpatronaten  zuge- 
lassen, Schulte  Lehrb.  S.  311.  n.  8  u.  K.  R. 
a.  a.  O. 

In  Frankreich  konnten  nach  einem  Edikt 
V.  1651  die  Reformirten  ihre  an  CInind  und  Boden 
geknüpften  Patronate  durch  katholische  Stellver- 
treter ausüben  lassen,  jedoch  ist  ihnen  diese  Be- 
fugniss  schon  1655  und  1660  wieder  entzogen 
worden,  Thomas  sin  P.  II.  1. 1.  c.  32.  n.  15;  de 
Roye  proleg.  c.  38. 

Vom  Standpunkt  des  Textes  aus  wird  dagegen 
die  Frage,  ob  Angehörige  der  griechisch-katholi- 
schen Kirche  in  Deutschland  zur  Erwerbung  des 
Patronates  fähig  sind,  verneinend  entschieden 
werden  müssen.  Eine  desfallsige  Uebung  ist  hier 
nicht  nachweisbar,  Dove  in  s.  Ztschr.  2,  122. 
Wenn  Kaim  2,  39  sich  beim  dinglichen  Patronat 
für  die  Bejahung  entscheidet,  so  hängt  dies  mit 
seiner  falschen  Auffassung,  dass  dieser  ein  reines 
Privatrecht  sei,  zusammen.  Für  das  Gebiet  des 
p  reu  SS.  L.  R.  ist  aber  wegen  S*  ^^O*  li*  ü* 
die  Zulässigkeit  des  Erwerbs  anzunehmen,  s.  auch 
Boche  -  Altmann ,  d.  preuss.  legale  evang. 
Pfarrer.  5.  Ausg.  Brannschweig  1875.  S.  125. 
n.  27. 


Die  Altkatholiken  sind  vom  Standpunkt 
der  vatikanischen  Kirche  aus  als  Ketzer  zum  Er- 
werbe unfähig,  nicht  aber  nach  staatlichem  Rechte 
in  denjenigen  Ländern,  in  welchen  sie,  wie  in 
Preussen,  Baden,  Hessen  und  Baiern,  s. 
Th.  11.  S.  707,  als  wahre  Katholiken  betrachtet 
werden. 

2  Vivianusl.  c.  1.  II.  c.  6.  n.  20. 

3  Vgl.  Fagnan.  ad  c.  25  X.  lU.  38.  n.  12: 
Leuren.  1.  c.  P.  II.  qu.  75;  Ferraris  s.  v. 
inspatronat.  art.  4.  n.  14 ;  Berardi  1.  c.  c.  3,  ed. 
cit.  1,  289;  V.  Schulte  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  310; 
Oinzel,  K.  R.  2,  140;  Kober,  Kirchenbann 
2.  Aufl.  S.  372;  Schlayer,  Beiträge  S.  43,  bei 
welchem  viele  Gitate  aus  der  älteren  Literatur; 
Phillips  7,  711.  Während  vielfach  von  den 
Aelteren  der  Erwerb  eines  bisher  nicht  bestehen- 
den Patronates  und  die  Ausübung  eines  schon 
begründeten  durch  den  Exkommunicirten  nicht 
genügend  auseinander  gehalten  werden,  legen  die 
Neueren  das  entscheidende  Gewicht  auf  den  Um- 
stand des  für  den  Patron  gebotenen  Verkehrs  mit 
dem  Bischof,  welcher  in  der  Zulassung  der  Funda- 
tion oder  der  Präsentation  liegt,  und  rechtfertigen 
damit  die  zwischen  den  excommunicati  vitandi 
und  tolerati  aufgestellten  Unterscheidung,  ohne 
zu  beachten,  dass  in  erster  liinie  die  rechtliehe 
Stellung,  welche  das  Kirchenrecht  dem  Exkommu- 
nicirten an  und  für  sich  zuweist,  massgebend 
sein  muss.  Phillips,  indem  er  Berardi  folgt, 
behandelt  sogar  diejenigen,  welche  noch  nicht  s. 
g.  insordescentes  geworden  sind,  d.  h.  sich  noch 
nicht  ein  Jahr  lang  im  Banne  befinden,  den  tole- 
rati gleich.  Wenn  er  bemerkt,  dass  die  Exkommu- 
nikation ihrer  eigentlichen  Bedeutung  nach  zur 
Besserung  der  Bestraften  dienen  solle,  und  daher 
die  aulTallende  Erscheinung  des  gemachten  Unter- 
schiedes darauf  beruhe,  ^dass  diese  Besserung  bei 
den  vitandi  und  insordescentes  nicht  mehr  erwar- 
tet werden  könne,  so  beruht  diese  Ausföhning 
auf  einer  unrichtigen  Auffassung  der  Wirkungen 
der  Exkommunikation. 
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ß^komimiineirien ,  sondern  in  dem  der  anderen  GIftnbigen  eingeftlhrt  worden  ist ,  nnd 
dass  er  nicht  auf  einer  Verschiedenheit  der  Rechtsfähigkeit  der  beiden  Arten  der  Ez- 
komnranieirten  bernht,  vielmehr  lediglich  Bedentnng  für  das  Verhältniss  der  letzteren 
m  andren  Personen  nnd  für  den  Verkehr  mit  diesen  besitzt.  Es  mUssen  daher  die 
tolerati  für  ebenso  nnf^ig,  urie  die  yitandi,  erachtet  werden  ^  Erwerbsnnfühig  fdnd 
finner  solche  Personen,  welche  eine  SchmÄlernng  ihrer  Ehre,  sei  es  in  Folge 
der  kirchenrechtlichen  Vorschriften  Hber  die  Infamie 2,  sei  es  sonst,  namentlich  in 
Folge  der  Bestimmungen  der  weltlichen  Gesetzgebung  erlitten  haben  ^ ,  denn  der  Pa- 
tronat  ist  ein  kirchliches  Ehrenrecht ,  von  welchem  Bescholtene  femgehalten  werden 
müssen^.  Unehelich  Geborene  sind  dagegen  nicht  ausgeschlossen^,  weil  ihre  Ehre 
weder  nach  kanonischem  noch  nach  weltlichem  Rechte  gemindert  ist. 

Andererseits  hindert  weder  die  blosse  Vermögensunfähigkeit  noch  der  Mangel  der 
Handlungsfähigkeit  den  Erwerb  des  Patronates ;  denn  der  Patronat  ist  kein  Privat^ 
imd  Vermögensrecht  und  es  nicht  nothwendig  ist,  dass  der  Patron  sein  Recht  selbst  aus- 
fibe.  Demnach  steht  nichts  entgegen,  dass  einerseits  Mönche®,  andrerseits  Kin- 
der, ünmflndige.  Minderjährige,  Frauen''  Patronatrechte  erwerben  können. 

Endlich  fragt  es  sich,  ob  der  Umstand,  dass  einer  Person  kraft  ihrer  kirchlichen 
Jurisdiktion  das  volle  Besetzungsrecht  in  ihrem  Amtssprengel  zusteht ,  die  Erwerbung 
des  Patronates  seitens  derselben  über  ein  Amt ,  welches  innerhalb  des  gedachten  Be- 
zirkes errichtet  wird,  oder  errichtet  worden  ist,  hindert,  insbesondere  ob  der  Bischof 
durch  seine  amtliche  Stellung  von  dem  Erwerbe  eines  Patronates  in  seiner  Diöcese  aus- 
geschlossen ist^.   Dies  ist  aus  inneren,  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Gründen^  zu 


>  Vgl.  fibrigens  auch  y.  ScTinIte  1.  Bonner 
theolog.  LiteratuTblatt  1866.  S.  683  n.  Lebrb. 
8.  327.  n.  12  a.  E. 

2  S.  Th.  II.  S.  31.  633. 

3  Diese  kann  die  Kircbe  ans  denselben  Grün- 
den, wie  beim  defectus  famae,  Th.  I.  S.  31,  nicht 
ignoriren. 

*  Arg.c.87  1nVItodeR.J.;  Schulte  2,673; 
PMllips?,  717;  Ginzel2,  141.  Die  älteren 
nehmen  freilich  theil weise  nur  eine  Unfähigkeit 
zur  Ansübvng  des  Rechtes  an,  s.  z.  B.  Paulus 
deCltadinisP.  III.  arg.  1.  n.  30ff. ;  Vivia- 
nus  1.  e.  1.  II.  c.  6  n.  19.  Auf  solche  Kontro- 
versen der  Aelteren,  -wie  z.  B.  die,  ob  eine  mere- 
trii  den  Patronat  erwerben  könne,  s.  z.  B.  Ro- 
chus de  CüTte  def.  5.  n.  3;  Vlvianus  1.  c. 
n.24.  braucht  nicht  mehr  eingegangen  zu  werden. 

Einzelne  zählen  als  erwerbsunfähig  auch  die- 
jenigen, welche  sich  der  Simonie  schuldig  ge- 
macht haben,  auf,  Vivianus  1.  c.  n.  23; 
Schulte  K.  R.  2,  674.  Das  dafür  angezogene 
f.  6  h.  t.  ni.  38  ergiebt  aber  nur  die  Nichtigkeit 
des  limonistischen  Erwerbes  eines  Patronates, 
nicht  die  allgemeine  Unfähigkeit  Jeder  Person, 
vdche  sich  überhaupt  einer  beliebigen  Simonie 
schuldig  gemacht  hat.  Eine  solche  kann  aller- 
dings wegen  der  mit  der  Simonie  verbundenen 
Folgen,  z.  B.  der  Exkommunikation ,  erwerbsun- 
Ahig  werden. 

Bas  preuss.  L.  R.  kennt  die  im  Text  hervor- 
S^bobenen  Unfähigkeitsgründe  nicht.  Bescholte- 
i»en  Personen  soll  aber  nach  d.  G.  v.  8.  Mal  1837. 
SS- 1.  6.  22  die  Ausübung  des  Patronates  ent- 
zogen werden,  Tgl.  unten  $.  140.  Nr.  5  a.  E. 


B  Rochus  de  Gurte  def.  5.  n.  6ff. ;  Vl- 
vianus 1.  c.  n.  28;  so  auch  die  Rota  Plto- 
nius  controv.  patron.  aUeg.  44.  n.  113. 

ö  Kirchlicher  Rechte  sind  diese  nicht  unfähig. 
Besteht  auch  demnach  für  sie  kein  rechtUclier 
llinderungsgrund,  so  werden  sie  für  die  Regel 
doch  faktisch  ausgeschlossen  sein,  weil  sie  wejion 
des  Armuthsgelübdes  keine  Fundation  machen 
können.  Rechtlich  möglich  wäre  aber  die  Erwer- 
bung durch  päpstliches  Privileg,  ferner  durch 
Eintritt  in  ein  bestehendes  Familien-Patronat- 
recht,  Pitonlus  1.  c.  alleg.  36.  n.  28.  Vgl. 
überhaupt  Berardi  1.  c.  c.  3,  ed.  cit.  1,  289. 
Phillips  K.  R.  7,718. 

7  Ueber  die  Frauen  s.  c.  16  (Honor.  III)  IX. 
de  conc.  praeb.  III.  8.  Die  Aelteren  haben  hierüber 
ausführlich  gehandelt,  s.  z.  B.  Paulus  de  Gi- 
tadlnls  P.  III.  arg.  1.  n.  9;  Garcias  1.  c.  P. 
V.  c.  9.  n.  184;  Reiffenstuel  III.  38.  n.  38. 

B  Vorausgesetzt  ist  bei  der  Erörterung  des 
Textes,  dass  die  sonstigen  Erfordernisse  des  Er- 
werbes vorhanden  sind,  dass  also  derBischof  z.  B. 
aus  seinem  Privatvermögen ,  nicht  kraft  kirchen- 
rechtlicher Verpflichtung  (s.  0.  S.  18.  u.  Th.  II.  S. 
390)  eine  Kirche  oder  ein  Beneflcium  gestiftet 
hat.  Gleich  steht  der  Fall,  wo  er  einen  schon  be- 
stehenden Patronat,  z.  B.  in  Folge  Erwer- 
bes des  patronatberechtigten  Gutes  oder  durch 
Schenkung  oder  in  Folge  einer  Stiftungsbedin- 
gung (s.  Innoc.  HI.  ep.  52.  54.  Hb.  I.  ed.  Migne 
1, 46 ff.  u.  d.  Urk.  v.  1347  bei  Lün  ig  splcil.  eccl. 
2,  368)  erlangt. 

0  Eine  entscheidende  Stelle  findet  sich  im 
Corp.  iur.  can.  nicht,    c.  18  (Alex.  III)  X.  h.  t. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  137. 


verneinen  ^  Der  Patronat  ist  seinem  Wesen  nach  von  den  dem  geistlichen  Oberen  auf 
Patronats-Benefizien  zustehenden  Bechten  der  kirchlichen  Jurisdiktion  völlig  verschie- 
den. Er  schränkt  allerdings  die  letztere  in  gewissen  Beziehungen  ein,  kann  aber  keines- 
wegs als  ein  auf  den  Patron  übertragener  Bestandtheil  der  bischöflichen  Jarisdiktion 
betrachtet  werden.  Die  Rechte  des  Patrons  sind  keine  jurisdiktioneilen  Befngnlase, 
haben  vielmehr  eine  besondere  eigenartige  Natur  ^.  Deshalb  kann  der  Besitz  der 
bischöflichen  Jurisdiktion  rechtlich  eine  substantielle  Absorption  der  Patronatsrechte 
oder  eine  Aufhebung  derselben  durch  Ronfusion  oder  Konsolidation  nicht  herbeiführen  ^ 
und  keinen  rechtlichen  Hinderungsgrund  für  ihren  Erwerb  bilden  ^.    Nur  thatsftchlieh 


III.   38:    „Si  episcopi  post   promotionem   suam 
praesentationespersonarum  ad  ecdesias  a  patronis 
earum  pro  ecclesiis  aibi  commissis  adeptl  faerint, 
persoiiae  idoneae  qnas  ad  eas  vacantes  praesenta- 
verint,  sant  admittendae"  setzt  zweifellos  voraus, 
dass  der  Bischof  thatsächlLch  in  der  Lage  ist,  eine 
Präsentation  vorzunehmen ,   mnss  also   entweder 
den  Fall  vor  Augen  haben,  dass  das  Patronatsbene- 
flziam  in  einer  fremden  Diocese  liegt  oder  dass 
in  der  eigenen  Diocese  des  Rischofs  ein  anderer 
das  Recht  znr  Institution  besitzt,  wie  ein  solches 
einzelnen  praelati  inferiores,  s.  c.  4  (Honor.  III) 
X.  de  der.  peregr.  I.  22,  Th.  U.  S.  347,  insbe- 
sondere aber  den  Archidiakonen  vielfach  während 
des  Mittelalters,    a.  a.  O.   S.  197,    zugestanden 
hat,  so  auch  die  Glosse  s.  v.  significasti  u.  prae- 
sentaverint.    Vgl.   über  die  Stelle  noch  Schil- 
ling S.   39;    Phillips  7,    714j    Schlayer 
S.  79. 

1  So  auch  unter  den  Neueren  LippertS.  197 ; 
Schilling  S.  40;  Schlayer  S.  84  ff.  Da- 
gegen unterscheidet  Schulte,  Lehrb.  S.  326 
n.  3  zwischen  persönllch6m  und  dinglichem  Patro- 
nat, und  nimmt  die  Möglichkeit  des  Erwerbes  nur 
beim  letzteren  an. 

^  Dies  zeigt  sich  z.  B.  darin ,  dass  bei  Verab- 
säumung der  Präsentation  durch  den  Patron  der 
kirchliche  Obere  nicht  etwa  kraft  des  auf  ihn 
übergegangenen  Rechtes  des  Patrons,  sondern 
kraft  seiner  Jurisdiction  die  Besetzung  der  Stelle 
vornimmt.  Beim  substantiellen  Untergang  des 
Patronates  fallen  ferner  nicht  die  Patronatsrechte 
an  den  kirchlichen  Oberen  in  dessen  Jurisdiction 
zurück,  sie  erlöschen  vielmehr  schlechthin  und 
es  wird  nur  die  bisherige  Schranke  für  die  freie 
Ausübung  seines  allgemeinen  Besetzungsrechtes 
beseitigt. 

^  Derselben  Ansicht  ist  offenbar  auch  Innocenz 
III.  gewesen,  s.  ep.  144  ad  Petr.  archiep.  Com- 
postell.  lib.  I.,  ed  Migne  .1,  700  :  „idem  mona- 
sterium,  sicut  abbas  recognovit, .  .  .  decernimus, 
ecclesiae  tuae  dioecesano  et  terrltorii  ac 
patronatusiure  perpetuo  subiacere." 

^  A.  M.  Gerlach,  Präsentationsrecht  S.  7, 
welchem  Phillips  7,  840  folgt.  Ersterer  be- 
gründet seine  entgegengesetzte  Ansicht  damit, 
dass  das  Präsentationsrecht  ein  Rechtsverhältniss 
zwischen  zwei  Personen  bedinge,  von  denen  die 
eine  (der  Patron)  ein  zwingendes  Recht  auf  eine 
Handlung  der  anderen  (des  Bischofs)  habe  und 
der  letzteren  die  Verpflichtung  zu  der  gedachten 
Handlung  obliege,  sowie  dass  dieser  zwingende  An- 
spruch seinem  Wesen  nach  voraussetze,  dass  die 
Verbindlichkeit  auf  einer  anderen  Person  laste,  weil 


Niemand  mit  sich  in  einem  Rechtsverhältnisse 
stehen  könne.  Von  diesen  Voraussetzungen  aus- 
gehend, schliesst  er  weiter,  dass  der  Bischof, 
wenn  er  selbst  eine  Kirche  in  seiner  Diocese 
stifte,  in  gar  kein  Rechtsverhältniss  eintreten  nnd 
keine  Kollation  durch  sich  selbst  erzwingen ,  so- 
mit auch  keinen  Patronat  erwerben  könne.  In 
diesen  Ausführungen,  in  welchen  die  Bedeutung 
des  Begriffes:  Rechtsverhältniss  unklar  bleibt, 
ist  völlig  übersehen,  dass  die  Präsentation  des 
Patrones  und  die  Pflicht  des  Bischofs  zur  Insti- 
tution keine  aus  dem  Pationatrecht  hervorgehen- 
den Korrelate  sind,  welche  analog  dem  durch 
Obligation  begründeten  Rechte  des  Gläubigers  auf 
Erfüllung  und  der  gegenüberstehenden  Pflicht  des 
Schuldners  zur  Leistung  behandelt  weiden  dür- 
fen. Einmal  ist  das  Objekt  des  Patronates  nicht 
eine  Handlung  des  Bischofs ,  sondern  die  kirch- 
liche Anstalt  oder  das  Beneflcium ,  und  die  Ver- 
pflichtung des  ersteren  zur  Institution  des  vom 
Patron  präsentirten  Kandidaten  ist  nur  eine  mit- 
telbare Folge  des  Rechtes  des  Patrons ,  den  In- 
haber des  Beneflziums  in  entscheidender  Weise 
zu  bestimmen.  Weiter  hängt  die  Pflicht  des 
Bischofs  zur  Institution  untrennbar  mit  seinem 
Recht  zu  derselben  zusammen.  Beides  ist  aber 
Ausfluss  seiner  Jurisdiction.  Kraft  derselben  ist 
er  bei  patronatsfreien  Aemtern  zur  Kollation 
nicht  nur  berechtigt ,  sondern  auch  verpflichtet. 
Bei  Patronatsbeneflzien  modificirt  sich  dies  in 
Folge  der  Berechtigung  des  Patrons  allein  dahin, 
dass  sein  Kollationsrecht  in  ein  Institutionsrecht 
verwandelt  wird  und  dass  er  das  letztere  nicht 
zur  Schmälerung  der  Rechte  des  Patrones  aus- 
üben darf.  Mit  anderen  Worten :  der  Bischof  ist 
nicht  dem  Patron  gegenüber  und  wegen  einer 
durch  das  Patronatrecht  begründeten  Verbind- 
lichkeit zur  Institution  verpflichtet,  sondern  des- 
halb ,  weil  er  als  kirchlicher  Oberer  für  die  Be- 
setzung der  Stelle  seiner  Diocese  zu  sorgen  hat; 
die  Existenz  des  Patronates  bedingt  für  ihn  nur 
die  Verpflichtung,  die  Institution  nicht  unter 
Verletzung  der  Rechte  des  Patrons  vorzunehmen. 
Nur  darauf  geht  der  zwingeude  Anspruch  des 
letzteren,  nicht  auf  Vornahme  der  Institution  als 
solcher.  Somit  löst  sich  das  von  Gerlach  ange- 
nommene Rechtsverhältniss  zwischen  Patron  and 
Bischof  lediglich  dahin  auf,  dass  der  letztere  den 
Patronat  anzuerkennen  und  diesem  Anerkennt- 
niss  durch  die  Art  der  Ausübung  seiner  Amts- 
handlungen Folge  zu  geben  hat. 

Die  Aelteren  nehmen  allerdings  meistens 
ebenso  wie  Gerlach,  Untergang  des  Patro- 
nates  durch  Konfusion  oder  Konsolidation  an, 


§.  137.]        Die  Entstehung  oder  die  ursprünglichen  Erwerbsarten  des  Patronates. 
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wird  die  Anstlbung  der  Patronatsrecbte  durch  die  umfassenderen  Rechte  der  kirch- 
liehen Jurisdiktion  snspendirt,  wenn  letztere  dem  Patron  gleichfalls  zusteht,  aber  auch 
Dor  insoweit ,  als  die  aus  den  beiden  verschiedenen  Stellungen  herfliessenden  Befug- 
nisse sieh  nicht  neben  einander  bethätigen  können.  Wenn  daher  der  Bischof  nicht 
einen  Allein-,  sondern  einen  Kompatronat  erwirbt,  so  wird  er  immer  als  Mitpatron  bei 
der  Auswahl  des  an  ihn  selbst  zu  präsentirenden  Enndidaten  mitzuwirken  befugt  sein  ^ 
Selhstrerstfindlich  ist  es  femer,  dass  der  Patronat  wieder  in  faktische  Wirksamkeit  tritt, 
sowie  der  Patron  seine  kirchliche  Jarisdiktion  verloren  hat^.  Ja  auch  in  dem  Falle, 
dass  der  Erwerb  des  Patronates  lediglich  mit  Rücksicht  auf  das  bischöfliche  Amt  erfol- 
gen sollte  und  somit  der  jeweilige  Diöcesanbischof  für  die  Regel  die  Stellung  des  Patrons 
emnehmen  würde  ^  wird  die  Entstehung  des  Patronates  oder  die  Fortdauer  eines  schon 
vorhandenen  nicht  ausgeschlossen  ^.  Die  vorhin  entwickelten  Gründe  treffen  hier  eben- 
foUs  zu  und  überdies  ist  immer  die  Möglichkeit  vorhanden ,  dass  das  Patronatrecht  zur 
Wirksamkeit  gelangen  kann^. 

2.  Ausser  den  physischen  Personen  sind  auch  die  juristischen  Personen 
fthig  Patronate  zu  erwerben ,  gleichviel ,  ob  sie  kirchliche  oder  rein  weltliche  Zwecke 
yerfolgen^.  Dasselbe  muss  von  denjenigen  Personenvereinen  gelten,  welche  wie  z.  B. 
Aktiengesellschaften  ein  gesondertes ,  ihren  Zwecken  dienendes  Vermögen  besitzen, 
und  nicht  als  juristische  Personen  im  Sinne  des  römischen  Rechtes  betrachtet  werden 
können  ^. 

Die  Nothwendigkeit  der  Zugehörigkeit  zur  katholischen  Kirche  als  Bedingung 
der  kirchlichen  Rechtsfähigkeit  fällt  ftlr  diese  Rechtssubjekte  fort,  weil  sie^  ihrer  Natur 
naeh  niemals  Mitglieder  einer  Kirche  oder  einer  Religionsgesellschaft  sein  können. 
Darum  muss  auch  die  Konfession  derjenigen  physischen  Personen,  welche  ihr  Substrat 
oder  ihr  Willens-Organ  bilden,  hinsichtlich  der  Fähigkeit  zum  Erwerbe  des  Patronates 
als  rechtlich  einflnsslos  betrachtet  werden  ®.  Indessen  giebt  es  auch  juristische  Personen, 
welche  lediglich  religiöse  oder  kirchliche  Zwecke  einer  bestimmten  Konfession  ver- 
folgen, insbesondere  die  mit  juristischer  Persönlichkeit  ausgestatteten  Gliederungen  der 


freiHeh  meistens  ohne  sich  darüber  anszaspre- 
c^en,  ob  dauernd  oder  nur  vorübergehend,  so 
X.  B.  Floren 8  ad  c.  18  cit.,  opp.  ed.  Doujat 
2,  288.  Weitere  Citete  bei  Schlayer  S.  81.  n. 
7 11.8.  Die  Gegner  dieser  Ansicht,  Lamber- 
tini 1.  II.  p.  3.  qn.  princ.  2.  art.  19;  B  arbosa 
de  off.  et  pot.  episc.  P.  III.  alleg.  72.  n.  196,  s. 
auch  Schlayer  8.  81  n.  6,  finden  andererseits 
bei  der  Präsentation  des  Bischofs  an  sich  selbst 
kein  Bedenken  oder  geben  den  Ratb,  dass  er 
diese  dnrch  einen  Bevollmächtigten  ausüben 
lassen  soll.  Die  Congr.  Conc.  hat  in  dem  bei 
Richter,  Tridentinnm  S.  451.  n.4  mitgetheil- 
ten  Falle  nur  faktische  Suspension  des  Patronates 
angenommen. 

<  Diesen  FaU  ignorirt  Ger  lach  ganz.  Für 
denselben  und  ähnliche  Fälle  haben  die  Aelte- 
reo,  auch  Phillips  a.  a.  0.,  selbst  diejenigen, 
velche  beim  AUeinpatronat  Kosolidation  anneh- 
neo ,  den  Erwerb  des  Patronates  durch  den  Bi- 
schof nicht  in  Zweifel  gezogen ,  vgl.  Schlayer 
S.81. 

'  Z.  B.  wenn  der  patronatberechtigte  Bischof 
resignirt. 

'  Da»  z.  B.  der  Bischof  ohne  kirehenrecht- 


liehe  Nothwendigkeit  aus  überschüssigenDiöcesan- 
mittein  eine  neue  Kirche  oder  Kapelle  fundirt 
oder  ein  schon  bestehender  Patronat  dem  bischöf- 
lichen Stuhle  geschenkt  wird. 

^  A.  M.  de  Roye  ad  c.  18.  X.  h.  t;  Schil- 
ling S.  40. 

5  Dies  würde  z.  B.  eintreten,  wenn  das  Patro- 
natsbeneflzium  in  Folge  einer  veränderten  Did~ 
ceseneintheilung  der  Jarisdiktion  eines  anderen 
Bischofs,  als  desjenigen,  welcher  das  Patronatrecht 
besitzt,  unterstellt  wird. 

«  Auch  das  Trid,  Sess.  XXV.  c.  9.  de  ref. 
(o.  S.  30.  n.  4)  gedenkt  der  communitates  und 
universitates  schlechthin. 

7  Ein  Patronatrecht  einer  Eisenbahngesellschaft 
erwähnt  im  Arch.  f.  k.  K.  R.  14,  424. 

S  Wie  z.  B.  der  Staat,  die  Kommunen,  die 
Aktiengesellschaften . 

0  Es  hindert  demnach  den  Erwerb  eines  Pa- 
tronates durch  eine  Stadtgemeinde  oder  eine 
Aktiengesellschaft  nicht,  wenn  sich  unter  den 
Magistrats-  oder  Yorstandsmitgliedem  Juden  be- 
finden. Ob  diese  sich  bei  der  Ausübung  des 
Rechtes  zu  betheiligen  berechtigt  sind,  ist  eine 
andere  Frage,  worüber  unten  $.  138. 


as 
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einzelnen  Kirchen  nnd Religionsgesellschaften»  wie  z.B.  diePftirreien,  Didceaen,  Dom- 
kapitel in  der  katholischen,  diePfarrgemeinden  in  der  evangelischen  Kirche,  die  Syna- 
gogen-Gemeinden bei  den  Jaden.  Können  dergleichen  nicht  der  katholischen  Kirche 
angehörige  Bildungen  mit  jaristischer  Persönlichkeit  Patronate  in  derselben  erwerben  ^? 
Diese  Frage  moss  m.  £.  verneint  werden.  Durch  ihre  Zweckbestimmung  sind  der- 
gleichen Institute  ebenso  in  eine  ausschliessliche  Beziehung  zu  einer  bestimmten  Kirche 
oder  Beligionsgesellschaft  gebracht,  wie  die  einzelne  physische  Person  durch  ihre 
Mitgliedschaft  in  derselben.  Deshalb  müssen  sie  ebenfalls  für  unäübig  erachtet  werden, 
kirchliche  Rechte  innerhalb  einer  anderen  religiösen  Gemeinschaft  zu  erwerben^. 

m.  Die  Objekte  des  Patronates. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Gestaltung  des  kirchlichen  Aemterwesens  zu  der  Zeit,  in 
welcher  sich  das  Patronatrecht  entwickelt  hat  ^,  konnten  als  Gegenstand  desselben  nur 
kirchliche  Anstalten  (Pfarrkirchen,  Kapellen,  Oratorien)  und  die  mit  diesen  verbun- 
denen Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  in  Frage  kommen.  Darüber,  ob  der 
Patronat  amb  auf  kirchliche  Aemter,  welchen  der  zuletzt  gedachte 
Charakter  mangelt,  Anwendung  findet ,  fehlt  es  an  jeder  positiven  Vorschrift^. 
Die  zum  Begriff  des  Benefixiums  nothwendige  dauernde  Verbindung  eines  Einkomaunis 
mit  den  amtlichen  Funktionen  und  dessen  feste  Radicirung  bilden  zwar  ein  Moment, 
welches  lüi  die  Stellung  und  die  Ansprüche  des  Amtstrftgers  von  Bedeutung  ist,  welches 
indessen  für  den  Patronat  und  die  Rechte  des  Patrones  nicht  als  wesentliche  Voraus- 
setzung betrachtet  werden  kann.  An  sich  waltet  kein  priacipielles  Bedenken  ob,  dem- 
jenigen, welcher  die  erforderlichen  Mittel  zur  Stiftung  eines  Kirchenamtes  mnd  zur 
Unterhaltung  des  Amtsträgers  hergiebt ,  den  Patronat  zuzugestehen ,  auch  ohne  dass 
dem  ersteren  ein  festes  Recht  auf  einzelne  Bestandtheile  des  Stiftnngsvermögens  ge- 
währt wird ,  und  ebensowenig  würde  durch  den  letzteren  Umstand ,  die  Ausübung  der 
im  Patronate  liegenden  Rechte  gehindert  werden^. 

Andererseits  ist  es  aber  mit  dem  Wesen  und  dem  Charakter  der  meisten  Stel- 
lungen,  welche  keine  Benefizial-Qualität  haben ,  unvereinbar,  dass  von  einem  Dritten 
eine  massgebende  Einwirkung  auf  die  Besetzung  derselben  geübt  wird. 

Den  Inhalt  der  fraglichen  Kirchenämter  bilden  Befugnisse,  welche  aus  dei:  Juris- 
diktion eines  anderen  kirchlichen  Amtsträgers  abgeleitet  sind  und  bei  deren  Ausübung 
der  damit  betraute  Beamte  als  Stellvertreter  des  letzteren  handelt®.  Es  liegt  daher  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  dem  Vertretenen  die  volle  Freiheit  in  Beü'eff  der  Auswahl 
geeigneter  Persönlichkeiten  gewährt  wird'',  und  dass  er  dabei  nicht  an  den  Vorschlag 
einer  anderen  Person  gebunden  werden  kann.    Aus  diesen  Gründen  ist  ein  Patronat- 


^  Also  z.  B.  eine  Judengemeinde,  welche  zum 
Baue  eines  neuen  Synagogengebäudes  oder  einer 
Krankenanstalt  für  die  jüdischen  Gemelndearmen 
ein  patTonatberechtigtes  Gut  gekauft  hat. 

2  Aus  dem  gedachten  Chrunde  ist  aber  auch  hier 
die  für  Protestanten  und  Katholiken  in  Deutsch- 
land stattfindende  Gleichstellung  in  Betreff  des 
Patronates  (s.  o.  S.  35)  für  Institute  und  Stif- 
tungen beider  Kirchen  zur  Anwendung  zu  bringen. 

3  Th.  n.  S.  366  ff. 

*  Das  Tridentinum  Sess.  XXY.  c.  9  deref.: 
,>Reliqui  patronatus  omnes  in  beneflclis  tarn  sae- 
cularibus  quam  regularibus  seu  parochialibus 
Tel  dignitatibus  aut  quibuscunque  aliis  beneflclis, 
in  cathedrali  Yttl  coUegiata  ecclesia**  setzt  nur  die 


Zulässigkeit  an  Regular-Beneflzien,  welche  nicht 
als  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  betrachtet 
werden  können,  s.  Th.  II.  S.  374,  voraus. 

6  Wie  das  stillschweigend  vom  Tridentinum 
(s.  vor.  Note)  anerkannt  ist.  Auch  kommen  in 
der  That  Patronate  an  Benefizien ,  z.  B.  Capla- 
neien  vor,  deren  Inhaber  ad  nutum  amovibel 
sind,  Renas  undLingencausae8electaep.254. 
256. 

6  Th.  n.  365.  368. 

"^  Das  Korrelat  dazu  bildet  die  rechtlich  an- 
erkannte Widerruflichkeit  der  Stellvertretung, 
welche  für  das  neuere  Recht  nur  eine  Auanahme 
hinsichtlich  des  Kapitular -Vikars  erleidet.  S. 
Th.  I.  S.  516.  Th.  II.  S.  221.  226.  239.  287. 
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recht  in  Betreff  der  Slellimgen  der  Legaten,  Nuntien,  Generat-Vikare,  Eapitular-Vi- 
kare,  sonstiger  hiacköflielier  Kommissare  und  der  Erzpriester  oder  Dekane^  aus- 
gfiBcUMsen. 

Auch  f&r  die  Aemter  des  Missionsorganismus  mnss  dasselbe  gdten.  Sie  stehen 
den  eben  erwähnten  Stellungen  in  der  gedachten  Beziehung  gleich^.  Ueberdies  be- 
dmgen  es  die  eigenthümliehen  Verhältnisse  in  den  Missionsländern ,  dass  der  geistliche 
Obere  bei  der  Auswahl  der  einzelnen  Beamten  so  wenig  als  möglich  beschränkt  wird. 
Endlich  stehen  die  Missionseinrichtungen  nicht  unter  dem  gemeinen  Recht,  welchem 
das  Institut  des  Patronates  angehört^. 

Naeh  gemeinem  Recht  wird  demnach  die  Statthaftigkeit  eines  Patronates  nur  für 
diejenigen  Eirchenämtei,  welehe  nicht  zu  den  gedachten  Klassen  gehören,  angenommen 
werden  kdnn^n.  Praktisch  wird  er  damit  in  Betreff  der  blossen  Kirchenämter  ohne 
Benefizial-Qnalität  so  gut  wie  bedeutungslos.  Denn  es  bleiben  von  diesen  nur  die  s.  g. 
fi^gular-Benefizien  ^,  ferner  solche  Pfarrämter  oder  ELaplanstellen ,  welche  nicht  fest, 
sondern  auf  Widerruf  besetzt  werden  ^  und  die  hinsichtiich  derManualität  denRegular- 
Benefizien  gleichstehen ,  flbrig.  An  anderen  wäre  der  Erwerb  einea  Patronates  nur 
kraß  päpstlichen  Privilegs  zulässig. 

Von  den  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  sind  die  Kiffdiualtitel  nicht 
patrcnatsfllhig,  weil  die  Zuweisung  derselben  an  die  einzelnen  Kardin^,  ebenso  ^ie 
die  Ernennung  der  letzteren  dem  Papste  ausschliesslich  vorbehalten  ist  ®. 

Dagegen  ist  die  Statthaftigkeit  eines  Patronates  an  Bisthümern  von  den 
Neueren  vielfach  behauptet  worden  7.  In  der  That  wird  derartiger  Rechte  an  Kathe- 
dralkirchen nicht  nur  im  Tridentinum,  sondern  auch  in  einer  Reihe  päpstlicher  Konsti- 
tutionen gedacht^,  und  es  ist  sogar  in  früherer  Zeit  bei  der  Kurie  zwischen  dem  Patro- 


1  Vgl.  die  vorige  Note. 

«  Th.  U.  S.  353.  364. 

^  Auf  dieaeo  Granden  beruht  offenbar  die  An- 
ordnung des  ProT.  Konc.  v.  Baltimore  v.  1B29. 
VI  (oonc.  coli.  Lacens.  3,  29):  ^^declaramus  nol- 
Inm  iuipatronatus  euiua^umqne  generis  quod 
Mcri  agDosicaut  cauones,  competere  nnnc  alicu! 
perBonae,  laiconun  congregationi ,  aedituorum 
coetai  seu  allis  quibiucamque  personis  in  hac 
piovincia.  Declaramus  etiam  stipeudia  seu  sub- 
•idia  qnaecumque ,  quae  solent  a  fldelibus  tribui 
Tel  ob  loca  quae  in  ecclesiis  occupant,  vel  ob  ser- 
▼hhim  qaod  ecdesiis  seu  missionibus  sacerdotes 
impendunt  vel  ut  f  ondus  ad  ecclesiam  aedificandam 
comparetni  vel  ut  ecclesia  exstruatur  (quae  subsi- 
dia  pleramqoe  tribunntur  coUatitia  stipe  et  nulla 
Msignata  ecclesiae  reeta  dota)  nuUum  ius  tribuere 
patronatns,  quod  a  sacris  canonibus  agnoscatnr^. 
Bei  den  festen  Gestaltungen,  welche  sich  in  elnzel- 
D3n  Missionsländern  gebildet  haben  und  auf  die 
du  gemeine  Becht  Anwendung  findet,  s.  Th.  II. 
8. 363,  kann,  weil  es  sich  hier  um  Benefizien  han- 
delt, selbstverständlich  ein  Patronat  vorkommen. 

*  S.  S.  38.  n.  4. 

«  Th.  n.  S.  373. 

B  Th.  I.  S.  338.  Die  s.  g.  Kronkardinäle  wer- 
dsn  zwar  auf  den  Vorschlag  einzelner  weltlicher 
Xäebte  emaant;  aber  ein  Patronatrecht  haben 
diese  nleht,  a.  a.  0.  S.  340. 

^  Phillips  7,  698;  Schulte  K.  K.  2,675; 
OiBzelK.  B.2,  139. 


8  Trid.  Sess.  XXY.  c.  9  de  ref.  ,^xcepti8  pa- 
trouatlbus  super  cathedralibus  ecclesiis  compe- 
tentlbus",  u.  s.  auch  S.  S.  38.  n.  4.  Ausser  den 
Citaten  Th.  II.  S.  598  n.  2,  S.599  Note.  S.  611. 
n.  2.  vergl.  die  gleichlautenden  Konstitutionen 
Alexanders  YIII.  v.  1690  für  die  vom  König  von 
Portugal  dotirten  Blsthümer  Nanking  und  Peking, 
bull.  Taur.  20,  53.  57,  §.  1 :  „dioecesl  ecclesiae 
Machoanensis,  quae  de  iure  patronatus  regum  Por- 
tugalliae  ex  fundatione  vel  dotatione  seu  privi- 
legio  apostolica .  .  .  esse  dignoscitur^ ;  $.  5,  bez. 
$.  6  Q.  c.  p.  55  u.  59):  „Petro  regi  et  pro  tempo- 
ribus  existentibus  .  .  .  regibus  praedictis  ius- 
patronatus  et  praesentandi  ad  dictam  ec- 
clesiam de  Nankin  (Pekin)  videl.  nobls  et  Romano 
pontiflci  infra  annum  db  locorum  distautiam  tarn 
hac  prima  vice  quam  quoties  ilia  delnceps  quo  vis 
modo  etiam  apud  sedem  apostolicam  vacare  con- 
tigerit,  per  nos  et  pro  tempore  existentem  Ro- 
manum  pontiflcum  huiusmodl  in  eiusdem  eccle- 
siae de  Nankin  episcopum  et  pastorem  ad  praeseu- 
tatlonem  huiusmodi  et  non  alias  praeflciendum 
. . .  concedimus'';  const.  dem.  XI.  v.  1716,  $.  10, 
1.  c.  21,  726:  „ad  archiepiscopatum  Ulyssiponen- 
sem  occidentalem  tam  hac  prima  vice  a  prl- 
maeva  illius  ecclesiae  huiusmodl  vacantem  quam 
Imposterum  in  quibuscumque  aliis  vacatlonibus 
quandocumque  et  quomodocumque  etiam  apud  se- 
dem apostolicam  occurentibus,  iuspatronatus 
regium  et  nominandi  et  praesentandi 
personam  idoneam  nobis  et  Bomaao  pontiflci  pro 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  137. 


natrecht  und  der  königlichen  Nomination  auf  Bisthümer  unterschieden  worden  ^ 
Andererseits  kommt  aber  in  Betracht,  dass  das  nachmals  s.  g.  Patronatrecht  in  seiner 
historischen  Entwicklung  auf  die  Diöcesanbenefizien  beschränkt  geblieben  3,  und  dass 
während  des  Zeitraums,  in  welchem  das  Patronatrecht  seine  Ausbildung  gefunden  hat, 
die  Mitwirkung  der  Herrscher  bei  der  Vergebung  der  Bisthümer  von  diesen  als  Ausfloss 
ihrer  fElrstlichen  Gewalt  in  Anspruch  genommen  worden  ist  3.  Erst  nach  der  erfolg- 
reichen Beseitigung  dieser  Auffassung  durch  die  von  der  Kirche  seit  dem  1 1 .  Jahr- 
hundert geführten  Kämpfe  haben  einzelne  Fürsten  ihre  Betheiligung  bei  der  Besetzung 
der  Bisthümer  durch  den  Hinweis  auf  die  von  ihren  Vorfahren  erfolgte  Gründung  der- 
selben und  ein  daraus  hergeleitetes  fürstliches  Patronatrecht  aufrecht  zu  erhalten  ge- 
sucht ^  und  für  dasselbe  auch  die  päpstliche  Anerkennung  erhalten.  Auf  diese  Weise 
ist  das  Institut  des  Patronates  allerdings  nominell  auf  die  Bisthümer  übertragen  wordea, 
und  nachdem  die  ersten  desfallsigen  Schritte  von  den  Päpsten  nur  widerwillig  ge- 
schehen waren  ^,  haben  sie  doch  später  in  manchen  Fällen  auch  freiwillig  den  Fürsten, 
namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  von  diesen  vorgenommene  Fundirung  neuer  Bisthümer, 
ein  s.  g.  Patronatrecht  auf  die  letzteren  zugestanden^. 

Indessen  erscheint  dasselbe  seinem  inneren  Wesen  nach  von  dem  Patn>nate  an 
niederen  Benefizien  als  durchaus  verschieden.  Es  ist  nichts  weiter  als  ein  Präsenta- 
tionsrecht auf  Bisthümer,  andere  Befugnisse  gewährt  es  dem  Patrone  nicht  ^.   DieAns- 


tempore  existent!  ac  per  nos  et  eumdem  Roma> 
nam  pontiflcem  pro  tempore  existentem  dicto 
archiepiscopatui  Ulyssiponensi  occidentali  aposto- 
Uca  auctoritate  et  mediantibus  litteris  apostolicis 
praeflciendam  .  .  .  Joannl  reg:i  elosque  in  dictis 
regnls  successoribus  regibiis  similiter  perpetuo 
reservamus,  concedimns  etassignamus  ac  iuspatro- 
natus  et  praesentandl  hninsmodi  praedicto  Joannl 
regi  eiusqne  .  .  .  successoribus  uon  ex  prlvi- 
leglo  apostolico,  sed  uti  ex  vera,  pri- 
maeva,  reall  et  actuali,  plena,  In- 
tegra et  omnimoda  fundatione  et  per- 
petna  dotatione  lalcali  ex  bonis  mere 
lalcalibus  factis,  competere  et  pertinere  et 
uti  tale  sub  derogatione  iurispatronatus  ex  priyi- 
legio  apostolico  vel  consuetudine  aut  praescrip- 
tione  acqnisiti  nuUatenns  comprehendi  aut  1111 
nuUo  nunquam  tempore  .  .  .  (derogari  posse)  de- 
cemimus^;  Konkordat  zw.  Benedikt  XIY.  u.  Fer- 
dinand VI.  V.  Spanien  v.  1753,  art.  1  (Nussl 
conventlones  p.  121) :  ^,Non  essendovi  stata  con- 
troversla  sopra  la  pertlnenza  ai  re  cattollcl  deUa 
Spagna  del  Regio  patronato  ossla  no- 
min a  agli  arcivescovati,  yescovati  .  .  .  quando 
yacano  nel  regno  della  Spagna,  essendo  il  loro 
gius  appoggiato  a  bolle  e  priyilegi  apostolici ,  ed 
altri  titoli  da  essl  allegati" ;  Gonst.  Pil  VII.  für 
einzelne  sicUisehe  Bisthümer  y.  1818.  $.  2,  bull, 
rom.  cont.  15,  15:  „tibi,  cui  iam  ex  legitimo 
patronatu  partim  ex  apostolico  Indulte  i  u  s  com- 
petit,  ad  plures  regni  utriusque  Sidliae  eccleslas 
praesentandl  yel  nominandi,  inperpetuum 
concedimus  Indultum  nominandi  ad  omnes  lllas 
archlplscopales  et  episcopales  eccleslas  regni  utrius- 
que Siciliae,  ad  quas  nominandi  Iure  slye  ex  pa- 
tronatu siye  ex  apostolica  concessione  nondum 
gaudes";  Const.  Pü  XI.  für  Peru  y.  1875,  AcU 
8.  sed.  8,  366 :  „Peruyianae  relpublioae  praeside 
eiusque  succesalonlbuB  .  ,  .  qul  catholicam  fldem 


proflteantur  . . .  indulgemus,  ut  In  territorio  suae 
reipublicae  f rui  posslnt  eo  patronatus  iure, 
quo  ante  Peruvianam  regionem  a  ditione  Hispa- 
nica  seiunctam  catholiclHispanianim  reges  ex  in- 
dulgentla  sedis  apostolicae  ibi  fruebantur,  ea 
tarnen  conditlone  et  lege  ut  ea  quae  dotis  no- 
mine adsignata  sunt,  tarn  dero  tarn  sacro  mini- 
sterio  et  cultul  exercendo  in  dioeceslbus  tenitorii 
praedictae  reipublicae  seryentur  integre  et  dili- 
genter  ac  fldeliter  praestentur  simulque  guber- 
nium  Peruyianum  in  catbolica  religione  ferenda 
tuendaque  perseyeret.  Hisce  legibus  et  conditio* 
nibus  servatis,  ius  erit  Peruyianae  reipublicae 
praesidi  eiusque  successoribus  praesentandl 
apostolicae  sedi  ad  yacantes  sedes  archiepiseo- 
palem  et  episcopales  ecclesiasticos  yiros  dignos  et 
idoneos,  quibus  secundum  regalas  ab  ecdesia  prae- 
scriptas  canonica  detur  institutio  ita  tarnen ,  ut 
intra  annum  a  yacatione ,  si  legitimum  impedi- 
mentum  non  obstat,  flat  praesentatio'*. 

1  S.  Riganti  oomm.  in  reg.  II  canc.  J.  1. 
n.  12.  Als  1577  im  Konsistorium  die  Kirche  yon 
Trani  als  dem  Patronatrecht  der  Krone  Spaniens 
unterworfen  bezeichnet  war,  erklärte  QregorXm. 
dies  für  unrichtig  und  beiherkte,  dass  letztere 
blos  ein  Nominationsrecht  habe. 

a  Th.  IL  S.  621. 

8  Th.  II.  S.  512  fr. 

^  So  am  friihesten,  seit  dem  14.  Jahrhundert, 
in  Sizilien  Se  n  t  Is,  d.  monarchia  Sicuia  S.  101  ff. ^ 
Th.  II.  S.  597. 

5  Vgl.  für  Sizilien  Sentls  102. 

6  S.  die  Anführungen  S.  39  n.  8. 

^  Eine  weitere  Befugniss  wird  in  den  betreffen- 
den päpstllchenKonstltutionen  niemals  angegeben. 
Wenn  in  einzelnen  derselben  mehrfach  die  Zn- 
sammenstellung: iuspatronatus  et  praesentandl 
yorkommt ,  so  werden  diese  beiden  Worte  ledig- 
lich tautologisch  gebraucht,    eine   Auffassung, 
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Übung  der  Präsentation  regelt  sich  nicht  nach  den  gemeinrechtlichen  Grundsätzen  Aber 
denPatronat,  vielmehr  nach  den  besonderen,  in  den  päpstlichen  Spezial~Be willigangen 
angegebenen  Vorschriften  ^  Auch  weist  dieses  Präsentationsrecht  seinem  Inhalte  nach 
keine  Verschiedenheit  vom  Nominationsrecht  auf  ^.  Sodann  beruht  das  s.  g.  Patronat- 
recht  an  Bisthümem  stets  auf  päpstlichem  Privileg  ^y  wogegen  ein  rechtlicher  Anspruch 
auf  dasselbe  in  Folge  der  Fundation  oder  Dotation  niemals  anerkannt  worden  ist.  End- 
lieh findet  sieh  kein  Beispiel ,  dass  andere  Personen  als  regierende  Ftlrsten  ein  der- 
artiges Privileg  erhalten  haben  * .  Nur  der  einzige  Unterschied  ist  päpstlicherseits  früher 
xwiachen  dem  Nominationsrecht  und  dem  s.  g.  Patronatrechte  an  Bisthümem  gemacht 
worden,  dass  das  letztere  hinsichtlich  seines  Widerrufes  nicht  den  allgemeinen  für 
einen  solchen  bei  päpstlichen  Privilegien  massgebenden  Gründen  unterworfen  worden 
ist'.  Dagegen  haben  die  neuerdings  unter  der  Bezeichnung  eines  Patronats-  oder  No- 
minationsrechtes  verschiedenen  Regenten  eingeräumten  derartigen  Beftignisse  lediglich 
den  Charakter  eines  blossen  Präsentationsrechtes  ^. 

ImHinblick  auf  diese  Ausführungen  kann  es  nicht  gerechtfertigt  erscheinen,  wenn 
in  der  heutigen  Doktrin  noch  die  Annahme  vertheidigt  wird ,  dass  die  Bisthümer  Ob- 
jekte eines  Patronates  im  gewöhnlichen  Sinne  sein  können. 

An  sonstigen  Benefizien  ist  das  Patronatrecht  nicht  ausgeschlossen.  Dasselbe  kann 
abgesehen  von  Pfarrbenefizien ,  von  Vikarien'^,  von  Benefizien  an  Kapellen  und  von 
solchen,  welche  für  bestimmte  Altäre  gegründet  sind^,  insbesondere  bei  Eanonikaten, 
Yikarien  und  Mansionar-Benefizien  an  Eathedral-,  KoUegiat-  und  Konventualkirchen  ^ 
selbst  bei  solchen  Ejinonikaten,  mit  welchen  die  officia  des  theologus  oder  des  poeni- 
tentiarius  verbunden  sind^<^,  vorkommen. 

Dagegen  sind  andere  Objekte  als  Benefizien  und  kirchliche  Anstalten ,  an  denen 
solche  bestehen ,  nicht  geeignet ,  den  Gegenstand  des  Patronatrechtes  zu  bilden ,  also 


irelclie  auch  das  spanische  Konkordat  v.  1753  und 
die  Konst.  f&r  Peru  besUtigt. 

»  S.  S.  39  n.  8. 

>  Tgl.  Th.  IL  S.  691.  S.  auch  Hergenro- 
thei  i.  Aich.  f.  k.  K.  R.  39,  206  ff. 

3  Vivian.  1.  c.  l.lll.  c.  1.  n.  2;  Rigantl  ad 
reg.  I  canc.  $.  I.D.  291 ;  s.  iTuch  die  Entsch.  d. 
Congr.  conc.  in  Biohters  Tridentinum  S.  450 

B.2. 

*  Dies  erkennen  auch  Schalte  u.  Ginzel 
a.  a.  0.  an. 

^  Nur  daraus  erklären  sich  die  Fassungen  in 
dem  Privilegium  für  Lissabon  (S.  39  n.  8);  fer- 
ner die  Bestimmungen  in  den  ebendaselbst  cltirten 
Privilegien  in  Betreff  Nankings  und  Pekings  §.  6, 
bez.  J.  7,  a.  a.  O.  n.  56.  60 :  ,,Decernente8  ius- 
patronatus  et  praesentandi  huiusmodi  ex  merls 
fnndationlbus  et  dotationibus  competere  illiqne 
per  sedem  eandem  .  .  .  quacunque  ratione  dero- 
gari  non  posse  . . .  nisi  ipsius  Petri  et  . .  .  regum 
praedictomm  ad  Id  expressus  accedat  assensus^. 
Vgi.  auch  Th.  11.  S.  611  n.  2.  Dagegen  hat  die 
Kurie  immer  daran  festgehalten ,  dass  die  Beser- 
vation  der  beneflcia  in  curia  vacantia  sich  auch 
auf  die  einem  s.  g.  fürstlichen  Patronate  unter- 
stehenden Bisehofsstühle  beziehe,  falls  sie  in  dem 
betreffenden  Privileg  nicht  besonders  ausgeschlos- 
sen sei,  vgl.  hierüber  und  über  die  desfallsigen 
Scieitigkeiten  mit  einzelnen  Fürsten  Rigantl 
L  e.  B.  280.  284. 


6  Vgl.  Th.  IL  S.  692,  namentlich  n.  3  und 
das  Privilegium  für  Peru,  S.  39  n.  8. 

7  Dipl.  V.  1288,  Mecklenburg.  Urkbch.  3,  317. 

8  Urkd.  V.  1268.  1270,  Urkdbch.  d.  Blsth. 
Lübeck  S.  199.  206;  v.  1448,  neue  Mitthlgen. 
d.  thür.  Sachs.  Yerelns  11,  HO. 

»  c.  25  (Clem.  III)  X.  h,  t.  UI.  38;  ürk.  v. 
1257.  1270.  1271,  Urkdbch.  d.  Blsth.  Lübeck, 
S.  122.  207.  213;  v.  1334,  Binterim  u.  Moo- 
ren Erzdiocese  von  Köln  4, 170;  y.  1248,  Meck- 
lenbg.  Urkdbch.  1,  579;  vgl.  auch  Mayer  thes. 
nov.  ins.  eccles.  1,  90.  204;  2,  192.  323;  Anal, 
iur.  pont.  1855.  p.  1153  u.  v.  1858.  p.  548;  Acta 
s.  sed.  4,  177.  354.  438. 

^0  Denn  die  Verbindung  der  gedachten  offloia 
mit  einem  dem  Patronate  unterworfenen  Kanoni- 
kate ,  auf  welche  die  Yorschriften  des  Tridentl- 
nischen  Eoncils,  s.  Th.  II.  S.  118.  n.  1.  2  u. 
S.  12L  n.  11,  ebenfalls  Anwendung  finden,  con- 
cil.  Trident.  ed.  Galle  mar  t  Sess.  V.  c.  1.  de- 
clar.  n.  13;  Garcias  tract.  de  benef.  P.  V.  c.  4. 
n.  162;  Sentis,  d.  praebenda  theologalis  u. 
poenitentialis  S.  46,  Richters  Tridentinum  S. 
17.  n.  5,  beseitigt  das  bestehende  Patronatrecht 
nicht,  tiichter  a.  a.  0. ;  Sentis  a.  a.  0.  Es 
tritt  nur  eine  Beschränkung  des  Präsentations- 
rechtes des  Patrons ,  ebenso  wie  bei  dem  Patro- 
nate auf  die  erste  Dignitat  in  Kathedral-,  Kolle- 
gial- und  Konventualkirchen  ein ;  darüber  s.  un- 
ten $.  138.  L  1.  c. 
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Bamentlich  nicht  einaelne  Stellen  für  Mönche  and  Nonnen  in  Klöatem  ^ ,  oder  gai  einr 
zelne  Utensilien  oder  Theile  von  Kirchen^.  Der  Patronat  ist  ein  positives  Bechtsin- 
stitut,  und  hat  sich  nicht  nur  in  seiner  Entwicklung  ausschliesslich  auf  die  erwähntea 
Objekte  beschränkt ,  sondern  ist  auch  allein  in  diesem  Umfan{;e  vom  kiieUichen  Beeht 
anerkannt  worden. 


§.  138.    YY.  Inhalt  des  Patronatrechtes. 

Den  Inhalt  des  Patronates  bildet  eine  Mehrheit  von  Rechten  und  Pflichten,  von 
denen  die  letzteren  aber  nach^ gemeinem  Recht  eine  geringe  Bedeutung  haben'.  Die 
ersteren  sind  theils  Ehren- ^,  theils  nutzbringende  Rechte^,  theils  solche,  welche  das 
Interesse  des  Berechtigten  an  der  Aufrechterhaltung  der  Patronatsstlftnng  zu  wahren 
bezwecken^.  Auch  das  praktisch  wichtigste,  das  Präsentations-Recht,  muss  im  wei- 
teren Sinn  zu  den  Ehrenrechten  gerechnet  werden ,  weil  die  Kirche  dem  Patron  damit 
weder  einen  Antheil  der  kirchlichen  Regierung  noch  einen  vermögenswerthen  Voriheil 
gewähren  will'. 

I.  Zu  den  im  Patronate  enthaltenen  Rechten  gehört: 

1.  das  Präsentationsrecht^  [im  praesentandi]  d.  h.  das  Recht  dem  kirch- 
lichen Oberen  einen  Kandidaten  für  die  erledigte  Stelle  ^  vorzuschlagen. 

a.  Allgemeine  Grundsätze.  Der  Patron  ^^  hat  für  das  vakante  Benefizinm 
eine  persona  idonea  ^^  zu  präsentiren,  d.  h.  einen  solchen  Kandidaten,  welcher  die  zum 
Erwerbe  des  fraglichen  Benefiziums  nach  dem  gemeinen  Recht  ^^  und  den  etwaigen  Stif- 
tungsbestimmungen ^3  erforderlichen  Eigenschaften ,  ausserdem  auch  die  staatsgesetz- 
lich vorgeschriebene  Qualifikation  besitzt ^^.     Der  Laienpatron  ist  berechtigt,  unter 


^  Es  ist  z.  B.  kein  Patroiiatrecht ,  wenn  sich 
der  Stifter  vorbehält,  diejenigen,  welche  als  Non- 
nen in  ein  Kloster  aufgenommen  werden  soUen, 
vorzuschlagen,  Pitonius,  de  controversis  pa- 
tron.  t.  U.  alleg.  77. 

3  So  hat  die  Congr.  episcop.  et  regul.  1712 
der  Familie  GaraccioU,  welche  einen  kostbaren 
Marmorboden  in  der  Kathedralkirche  von  Neapel 
hatte  legen  lassen ,  den  Patronat  au  demselben 
und  das  daraus  hergeleitete  Recht,  die  Eröffnung 
von  Gräbern  in  diesem  Boden  fQr  Andere  zu  ver- 
bieten, abgesprochen,  Pitonius  1.  c.  1. 1.  alleg. 
43.  Ebensowenig  kann  von  einem  Patronate  an 
Grftbern  in  Kirchen  und  auf  Kirchhöfen  die  Rede 
sein.  Vi  vi  an.  1.  c.  1.  3.  c.  2.  n.  43  ff. 

3  Die  Glosse  zu  c.  25  X  h.  t.  111.  38  s.  v.  mo- 
desto  fasst  den  Inhalt  in  folgende  Verse  zusam- 
men :  Patrone  debetur  bonos,  onus  utilitasque  — 
Praesentet,  praeslt,  defendat,  alatur  egenus. 

^  Hierher  gehören  die  im  Text  unter  1  und  2 
besprochenen. 

^  Vgl.  unten  den  Text  zu  Nr.  3. 

0  Vgl.  unten  den  Text  zu  No.  4. 

'^  So  fassen  schon  die  citirten  Memorialverse 
die  Sache  auf,  da  das  praesentet  im  zweiten  nur 
unter  dem  bonos  im  ersten  begriffen  sein  kann. 

S  Vgl.  ausser  der  S.  6.  n.  *  citirten  Litera- 
tur:  H.  Ger  lach,  das  Präsentationsrecht  auf 
Pfarreien.  Regensburg  1855 ;  F  r i  e d  1  e  1.  Arch. 
f.  k.  K.  R.  23,  3ff.;  Jacobson  i.  Herzog, 
RealencyUopädie  12,  86. 

^  Anwartschaften  auf  nicht  vakante  Beneflzien 
seitens  des  Patrons  sind  nichtig,  e.  16  (Honor.  Ul^ 


X.  de  conc  praeb.  IH.  8.  Die  bad.  Y.  v.  1808 
n.  3.  4  (S.  7  n.  6)  erklärt  aber  unbestimmte 
Anwartschaften  in  schriftlicher  Form  für  den  £r- 
theiler,  nicht  für  dessen  Unlv^val-  und  Slngular- 
Successoren  bindend,  und  zwar  in  der  Weise, 
dass  sie  in  einem  der  drei  nächsten  Erledigungs- 
falle realisirt  werden  müssen. 

10  Oder  sein  Vertreter.  Vgl.  darüber  den  Sohl, 
dieses  ^ 

"  c.  5  (Alex.  111)  X.  h.  t.  IH.  38;  Trid.  Sess. 
VII.  c.  13  de  ref.;  Sess.  XXV.  c.  9  de  ref.  S.  dazu 
Friedle  a.  a.  0.  S.  18ff.  28ff,  Für  Proussen 
vgl.  A.  L.  R.  II.  11.  SS-  328.  391. 

1*^  Th.  II  S.  476 ff.  FQr  die  dem  Patronate  un- 
terliegende Theologal-  oder  Pönitentiar-Präbende 
dürfen  daher  nur  solche  präsentlrt  werden,  welche 
die  für  die  betreffenden  offlcla  vorgeschriebenen 
Erfordernisse,  Th.  U.  S.  119.  122,  haben,  vgl. 
auch  a.  a.  0.  S.  702. 

13  Th.  II.  S.  392  ff.  Durch  Diöeesanveiord- 
nungen,  welchen  keine,  das  gemeine  Recht  ab- 
ändernde Kraft  zukommt,  können  die  VorschrifteD 
des  gemeinen  Rechts  über  die  Qualifikation  nioht 
verschärft  werden ,  s.  Entsch.  d.  Gong.  Gonc.  bei 
Richter,  Tridentinum  S.  455  n.  15. 

^  Tb.  11.  S.  503  ff.  Allerdings  Ist  eine  Person, 
welcher  diese  letztere  fehlt ,  im  Sinne  des  kano- 
nischen Rechtes,  nicht  non  idonea.  Daher  sind 
die  Folgen  der  Präsentation  einer  solchen  auch 
andere,  als  die  kanonisch  vorgeschriebenen.  In 
Baiern  dürfen  nur  Geistliche  präsentirt  werden, 
welche  den  dortigen  Konkurs  (e.  Th.  II.  S.  501. 
n.  5  u.  503  n.  1)  bestanden  haben,  dar  Patron  ist 
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mehreren  tauglichen  einen  aufiznwählen  und  rechtlieh  nicht  verpflichtet,  den  dignior  zu 
priaentiren  ^  Fitr  den  geistliehen  Patron  besteht  dagegen  die  Beschränkung,  dass  er 
bei  den  dem  Eonknise  unterworfenen  Benefizien  ^  nur  denjenigen  präsentiren  darf, 
weldier  bei  der  Ablegung  desselben  für  den  würdigsten  erachtet  worden  ist  3. 

Fehlt  es  an  einer  Person,  welche  den  besonderen  Stiftnngsbedingnngen  entspricht, 
z.  B.  an  einem  Geistlichen  aus  einer  bestimmten  Familie  oder  ans  einer  bestimmten 
Ortsehaft,  so  genügt  es,  wenn  ein  nach  dem  gemeinen  Eecht  fähiger  Kandidat  prftsen- 
tirt  wird.  Der  Patron  kann  nicht  beanspruchen ,  dass  die  Stelle  so  lange  durch  einen 
Vikar  verwaltet  wird ,  bis  sich  ein  Qeistlicher ,  welcher  auch  die  erstgedachten  Eigen,- 
Behauen  besitzt,  finden  sollte^. 

Die  erforderliche  Qualifikation  muss  der  Präsentirte  im  Augenblicke  der  Präsen- 
tation  besitzen^,  sofern  dieselbe  nicht  etwa  nach  den  früher  erörterten  Hegeln^  auch 
bei  jeder  anderen  Verleihung  nachträglich  erworben  werden  kann.  Darauf,  dass  er 
die  Qualifikation  auch  schon  im  Moment  der  Erledigung  des  Amtes  hat,  kommt 
nichts  an^.  Es  ist  femer  unrichtig,  den  Endpunkt  der  Präsentationsfrist  für  mass- 
gebend zu  erklären  ^  oder  zwischen  den  gemeinrechtlich  vorgeschriebenen  und  den  be- 
sonderen, z.  B.  auf  Stiftungsbestimmungen,  beruhenden  Erfordernissen  in  der  Weise 
zu  unterscheiden,  dass  die  Erfüllung  der  ersteren  zur  Zeit  der  Präsentation  genügt,  die 
letzteren  aber  schon  im  Augenblick  der  Vakanz  vorhanden  sein  müssen^.  Kann  gleich 
eine  PräscBtatioD  unter  der  Bedingung ,  dass  der  Präsentirte  innerhalb  der  dafür  be- 


ab«r  Dicht  an  die  in  dem  letzteren  festgesetzte 
KlAüdJIkations-Ordimng  gebunden ,  $.  20  d.  Y. 
V.  28.  Sept.  18Ö4.  Für  die  Regel  ist  oline  konig- 
lidke  Genehmigung  auch  die  Präsentation  von 
iandesberrliehen  Tischtitulaten  auf  Privatpatro- 
DfttsBteUen  nnznlässig,  Silber  nagl,  Verf. 
ümmd.  Religionsgesellschaften  in  ßaiern.  S.  56. 
Krick,  katb.  Pfröndenwesen  in  Baiern  S.  53; 
Stingl ,  Bestimmg.  d.  bayer.  Staats  über  d.  Yer- 
waltg.  d.  kath.  Pfarramts  S.  75. 

«  Th.  n.  S.  494;  Phillips  7,  807;  Ger- 
Uch  S.  43. 

«  Th.  11.  S.  494. 
8  Th.  II.  S.  499. 

*  So  die  Entsch.  d.  Congr.  Conc.  bei  Richter 
1.  a.  0.  S.  454  n.  14.  Sie  rechtfertigt  sich  da- 
nna,  dass  es  dem  Wesen  der  kirchlichen  Rechts- 
ordnung widerspricht,  dass  durch  solche  Bestim- 
mangen  die  Besetzung  des  Amtes  überhaupt  ge- 
hindert wird,  s.  Th.  II.  S.  392. 

^  Weil  die  Präsentation  die  Erwerbung  des 
Amtes  herbeiführen  soll.  Die  Vorschrift  der  S. 
42.  n.  11  dtirten  Stellen,  dass  der  praesentatus 
eine  persona  idonea  sein  soU ,  spricht  ebenfalls 
dafür.  Dies  ist  auch  die  herrschende  Meinung, 
Vi  via  n.  1.  c.l.  VI.  c.  7.  n.öO;  Barbosa  deoflf. 
et  por.  episc.  T.  III.  alleg.  72.  n.  104;  L eu- 
ren, for.  benef.  T.  II.  qu.  152.  n.  2;  Reiffen- 
stuel  IVB  can.  un.  III.  38.  n.  71;  Lippert, 
S.  164;  Phillips  7,  804;  Schulte  K.  R.  2, 
694;  Fxiedlea.  a.  0.  S.  25. 

•  Tb.  n.  8.  482.  483. 
7  8.  Anm.  9  a.  Schi. 

^  So  Oerlaeh  S.  41,  weil  der  Patron  noch  im 
leliieB  Momento  der  Frist  zu  präsentiren  befugt 
iiBd  daher  deijenige ,  weleber  die  fehlenden  Ei- 


genschaften während  dieser  Frist  erwerben  könne, 
fähig  sei ,  präsentirt  zu  werden.  Diese  Ausfüh- 
rung würde  indessen  nur  zutrefTend  sein ,  wenn 
für  den  Patron  und  den  Kirohenherrn  die  Pflicht 
bestände ,  die  Präsentation ,  bez.  die  Institution 
erst  mit  Ablauf  der  Frist  vorzunehmen.  In 
Fällen ,  wo  der  Erweib  eines  mangelnden  Erfor- 
dernisses, z.  B.  des  Yorgeschriebenen  Alters,  im 
Laufe  der  Frist  sicher  ist,  hindert  nichts  den  Pa- 
tron, bis  dahin  mit  seiner  Präsentation  zu  warten. 

9  So  de  Roye  proleg.  c.  26;  Schilling 
S.  54.  Diese  Unterscheidung  ist  rein  willkührlich, 
auch  ist  es  unrichtig ,  dass  bei  besonderen  Stif- 
tungsbestimmungen  diese  den  gerade  zur  Zeit 
der  Erledigung  des  Arotes  mit  den  betrefTenden 
Eigenschaften  versehenen  Personen  ein  Vorzugs- 
recht vor  denjenigen ,  welche  sie  erst  in  der 
Zwischenzeit  erwerben ,  gewähren.  Wenn  der 
Stifter  das  Amt  den  Angehörigen  einer  bestimmten 
Ortschaft  oder  Geistlichen  mit  einem  bestimmten 
Weihegrad  vorbehalten  wissen  will,  so  kommt  es 
ihm  doch  nur  darauf  an ,  dass  Personen ,  welche 
diesem  Erfordernisse  entsprechen ,  das  Amt  er- 
langen. Dagegen  auch  Schulte  a.  a.  0. ;  Qer- 
lachS.  41;  Friedlea.  a.  0.  S.  24. 

Vollends  unhaltbar  ist  es  auf  Grund  des  c.  29 
(Bonif.  VIII)  In  VIto  de  praeb.  III.  4,  wonach  bei 
allgemein  ertheilter  päpstlicher  Anwartschaft  dem- 
jenigen ,  welcher  noch  nicht  das  zum  priester- 
liehen Amt  erforderliche  Alter  besitzt,  eine  f^ei- 
gewordene  Priesterpfründe  nicht  ertheiit  werden 
soll ,  die  Fähigkeit  zur  Zeit  der  Erledigung  des 
Amtes  zu  verlangen.  Denn  die  Stelle  legt  das  Ge- 
wicht gar  nicht  auf  die  Zeit  der  Vakanz,  sondern 
darauf,  dass  die  fi'eigewordene  Pfände  nach  ihrer 
Erledigung  dem  unfähigen  nicht  übertragen  wer- 
den kann,  also  auf  die  Zeit  der  Kollation, 
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stehenden  Frist  die  ihm  fehlenden  Eigenschaften  erwirbt,  nicht  für  unstatthaft  erachtet 
werden ' ,  so  kommt  diese  doch  erst  von  der  Zeit  ab  zur  Wirksamkeit ,  wo  der  Mangel 
fortgefallen  ist^.  Eine  Rückziehung  auf  den  Moment  der  bedingten  Präsentation  findet 
nicht  st«tt  ^.  Denn  in  diesem  Zeitpunkt  war  derPräsentirte  noch  nnföhig,  nnd  es  fehlte 
somit  damals  an  einem  Faktor,  welcher  die  Rechtswirksamkeit  der  Präsentation  wesent- 
lich bedingt,  nnd  dessen  Entstehung  nicht  beliebig  in  eine  frühere  Zeit  znrflckyerlegt 
werden  kann^. 

Der  Patron  darf,  wenngleich  er  fähig  ist,  sich  nicht  selbst  präsentiren  ^,  auch 
nicht  einmal  dnrch  einen  dazu  bestellten  Vertreter®.  Wohl  aber  kann  er  das  ihm  vom 
geistlichen  Oberen  angebotene  Benefizium  annehmen ,  ja  sogar  eine  blosse  Bitte  an 
denselben  auf  Uebertragnng  des  letzteren  richten ''.  Die  Präsentation  eines  Kompatrons 
durch  die  anderen  ist  dagegen  nicht  ausgeschlossen  ^,  und  ebensowenig  ist  es  unstatt- 
haft, dass  der  Patron  seine  Verwandten,  selbst  den  eigenen  Sohn,  präsentirt  ^. 

Die  Präsentation  (praesmtatio)  ^^  selbst  besteht  in  der  Erklärung  des  Patrons,  dass 
er  dem  kirchlichen  Oberen  eine  bestimmte  Person,  welcher  dieser  das  erledigte  Patro- 
natsbenefizium  übertragen  soll,  vorschlägt  ^^     Dagegen  entzieht  die  Wahl  von  Aus- 


1  Barbosa  1.  c.  n.  78;  Lenren.  1.  c.  qn. 
127;  Ferraris  s.  v.  iuspatronatus  art.  4.  n. 
71.  72;  Phillips  7,  805.  Eine  derartige  PriL- 
sentation  liegt  z.  B.  In  der  Klausel :  „omni  mellorl 
modo  a  iure  canonico  exquisite'',  Acta  s.  sed.  8, 
111. 

3  Selbstverständlich  ist  es,  dass  davon  auch 
dem  verleihungsberechtigten  Kirchenoberen  noch 
vor  Ablauf  der  Frist  Kenntniss  gegeben  wird. 

'  Gegen  diese  Ansicht  freilich  fast  alle  älteren 
Kanonisten ,  Oarcias  tract.  de  benef.  P.  YU. 
ü.  1.  n.  28;  Pitonlus  controv.  patr.  t.  I.  alleg. 
i.  1.  f.;  Ferraris  1.  c.  n.  72. 

*  Von  einer  Pendenz ,  welche  durch  Eintritt 
oder  AusfaU  der  entscheidenden  Thatsache  besei- 
tigt würde,  ist  demnach  keine  Rede.  Die  gegen- 
thellige  Meinung  hebt  übrigens  praktisch  den 
Grundsatz  auf,  dass  der  Patron  eine  persona idonea 
präsentiren  muss,  da  bei  später  eintretender  Fähig- 
keit des  präsentirten  untauglichen  Kandidaten  die 
Präsentation  desselben  der  eines  fähigen  völlig 
gleichgestellt  wird. 

6  c.  26  (Inn.  III)  X.  h.  t.  lU.  38:  „quum 
nullus  se  ingerere  debeat  ecdesiasticae  praelatio- 
nis  offlclis''.  Die  weitere  herkömmliche  Begrün- 
dung dieser  gegen  einen  tadeln swerthen  Ehrgeiz 
gerichteten  Yorschrift  durch  c.  7.  X.  de  instlt.  III. 
7,  wonach  Niemand  sich  selbst  ein  Amt  übertra- 
gen kann,  ^qnum  inter  dantem  et  acclplentem 
debeat  esse  distinctio  personalis^  s.  z.  B.  Llp- 
pert  8.  107;  Schilling  S.  55;  Phillips  7, 
806,  ist  verfehlt,  denn  darum  handelt  es  sich  bei 
der  Präsentation  des  Patrons  gar  nicht. 

0  Denn  auch  in  diesem  Fall  ist  der  Patron  der 
eigentUche  Präsentant,  s.  die  vorher  citirten. 
Dagegen  kann  sich  der  Yertreter  im  Auftrage  des 
Patrons  präsentiren. 

7  Auch  dies  ist  unbestritten ,  s.  Note  5  und 
Relffenstuel  n.  73;  Entsch.  d.  Gongr.  Gonc. 
bei  Richter  a.  a.  0.  S.  455.  n.  17. 

8  Hier  fäUt  der  beim  Allelnpatronat  obwaltende 
Grund  fort.  Ygl.  die  Glosse  s.  v.  concedant  zu 
c.  15.  X.  h.  t.  III.  38,  welche  sich  darauf  beruft. 


dass  bei  einer  Wahl  durch  Kompromiss  auch  einer 
der  Kompromissare  nach  c.  33  X.  de  elect.  I.  6. 
gewählt  werden  kann. 

0  c.  lö(Alex.  III.)  X  cit.  steht  nicht  entgegen, 
denn  dasselbe  verbietet  nur  die  eigenmächtige 
Yerleihung  von  Kirchen  durch  die  Gnindherrn  an 
ihre  Söhne  und  andere,  bekämpft  also  die  Konse- 
quenzen der  früher  herrschenden  Anschauung 
vom  Eigenthum  des  Stifters  an  der  Kirche  nnd 
berührt  die  obige.  Frage  gar  nicht.  In  Betreff  der- 
selben herrscht  ebenfalls  keine  Meinungsverschle- 
denheit.    8.  Note  5. 

10  Das  Wort:  fraeseniairt ^  s.  z.  B.  c.  3.  5.  6 
(Alex.  III.)  X.  h.  t.  III.  38  kommt  in  dieser  Be- 
deutung erst  seit  der  Ausbildung  des  heutigen 
Patronates,  also  seit  dem  12.  Jahrb.,  yor.  Der 
Gebrauch  desselben  erklärt  sich  wohl  daraus,  dass 
In  früherer  Zeit  eine  Yorstellung  des  Kandidaten 
an  den  verleihungsberechtigten  Oberen  üblich 
war.  Für:  praesentare,  Tpraesentaiio  wird 
auch:  nominarey  nominaiio  gebraucht,  const. 
Gregor.  XYI  v.  1833.  %,  2,  huU.  Rom.  oonst.  19, 
234 :  eamque  (paroeciam)  ita  mixtum  patronatum 
efflcere,  ut  vicissim  ab  episcopl  collatione  etmar- 
chlonis  nomlnatlone  pendere";  österr.  Konk. 
art.  25;  Entsch.  d.  Gongr.  conc.  bei  Richter 
a.  a.  0.  S.  455.  n.  17;  weitere  Beleget  bei  Her- 
genrötheri.  Arch.  f.  k.  K.  R.  S.  39,195,  weU 
die  Präsentation  stets  die  Benennung  des  Kandi- 
daten bedingt.  Andererseits  versteht  man  unter 
Nominatlon  auch  die  Erklärung  des  Patrons  an  den 
letzteren,  ihn  präsentiren  zu  wollen,  also  eine  Yor- 
bereitungshandlung  der  Präsentation,  PI  ton  ins 
1.  c.  alleg.  22.  n.  3ff. ;  Berardi  comm.  ini.  III. 
decr.  diss.  lY.  c.  7,  ed.  cit  1,  313;  Phillips 
7,791;  Hergenröther  a.  a.  O.  8.  194.  In 
diesem  Sinne  kommt  der  Ausdruck  auch  in  dem 
in  der  Dlöcese  Rottenburg  gebräuchlichen  Formu- 
lare für  die  PräsenUtion  des  Patrons  vor,  v.  Yogt, 
Samml.  klrchl.  Yerordngen.  S.  432  u.  Aioh.  f.  k. 
K.  R.  3,  76. 

1^  Eine  bestimmte  Form  Ist  nicht  Torgeschrieben, 
es  Ist  nur  nöthig,  dass  aus  der  ErkUning  des  Pa- 
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drflcken,  welche  die  Absicht  oder  den  Willen  des  Patrons,  dasselbe  seinerseits  selbst 
zu  verleihen,  erkennen  lassen,  der  Erklärung  die  rechtliche  Bedeutang  und  Wirkung 
der  Präsentation  ^ 

Die  Präsentation  kann  mündlich  oder  schriftlich  erfolgen  2.  Eine  persönliche  Vor- 
stellnng  des  Kandidaten  bei  dem  Kirchenoberen  ist  nicht  erforderlich  ^, 

Der  Patron  hat  die  Präsentation  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  an  denjenigen  kii-ch- 
lichen  Oberen ,  welcher  zur  Vergebung  des  Patronatsbenefiziums  berechtigt  *  ist ,  zu 
richten,  bei  niederen  Beneiizien  also  für  die  Regel  an  den  Bischof^  oder  seinen  Stell- 
vertreter, den  Oeneralyikar  ^ ,  während  der  Vakanz  des  Bisthums  an  das  Kapitel  und 
nach  Ernennung  des  Kapitularvikars  an  diesen  ^.  Sie  gilt  erst  als  erfolgt,  wenn  sie  an 
den  Oberen  gelangt  ist  {9%  pulsaverit  aures  episcopi)  ^. 


troDs  sich  der  Wille  ergiebt,  d&ss  dem  benannten 
Kandidaten  das  betreffende  Amt  übertragen  wer- 
den soll,  Leuren.  1.  c.  qn.  126.  Jetzt  ist  die 
Form:  jch  präsentire  zu  der  erledigten  Pfarrei 
oder  auf  die  Kirchenpfrunde^  gebräuchlich ,  so 
z.  B.  in  den  in  Preussen  von  den  Oberpräsidenten 
zu  vollziehenden  Präsentationsurkunden  auf  Be- 
neflzien  landesherrlichen  Patronates,  vgl.  auch 
Vogt  a.  a.  O.  Bei  einer  Präsentation  an  den 
Papst  genügt  es,  dass  der  Patron  sein  Einver- 
ständniss  zu  der  Besetzung  des  Amtes  mit  einem 
bestimmten  Kandidaten  kund  giebt  und  zwar  an 
einen  Beamten  der  romischen  Kurie,  welcher  zur 
Entgegennahme  derartiger  Erklärungen  ermäch- 
tigt ist,  Pyrrhi  Corradi  prax.  benef.  lY.  4. 
n.  34ff. 

*  c.  5.  10  (Alex.  TII),  c.  31  (Greg.  IX)  h.  t. 
in.  38. 

2  c.  6  (Coelest.  ni)  X.  de  his  quae  flunt.  III. 
10;  Clem.  un.  de  exe.  prae).  V.  6.  Vi  vi  an.  1.  c, 
1.  VI.  c.  8.  n.  3.  Die  schriftliche  Präsentation  ist 
jetzt  die  Regel,  Gerlach  S.  50.  Vgl.  auch  conc. 
prov.  Prag.  v.  1860.  t.  6.  c.  10.  (ed.  Prag.  1863. 
p.  233).  Das  Präsentationsschreiben  kann  dem 
Rircbenoberen  direkt  zugesendet  oder  auch  dem 
Kandidaten  zur  Zustellung  an  denselben  über- 
geben werden. 

Wegen  der  Präsentation  durch  Bevollmäch- 
tigte 8.  unten  a.  Schi,  des  §. 

8  Viele  altere,  auch  Schilling  S.  67,  ver- 
Ungendies  freilich,  es  sei  denn,  dass  der  Kandidat 
dem  Kirchenoberen  bekannt  sei  und  letzterer  die 
PnUentation  annehme,  Barbosa  1.  c.  n.  116; 
Vivian.  1.  c.  n.  6fif.  Dagegen  schon  L  euren. 
1.  e.  qu.  175,  so  auch  die  Kntsch.  d.  Gongr.  conc. 
V.  1875,  Acta  8.  sed.  9,  99.  Dass  der  Obere  be- 
hufs Anstellung  einer  Prüfung  das  Erscheinen 
des  Präsentirten  fordern  kann,  ist  selbst  verständ- 
lich. Hier  handelt  es  sich  aber  nur  um  die  Rechts- 
gültigkeit der  Präsentation  und  für  diese  ist 
oirgendB  die  Gestellung  des  Kandidaten  vorge- 
schrieben. 

*  Dieser  ist  ein  für  allemal  durch  die  kirch- 
liehe Rechtsordnung  bestimmt.  Eine  Aenderung 
kann  auch  in  dieser  Beziehung  nicht  einmal  durch 
eine  abweichende  Bestimmung  des  Stifters  ge- 
troffen weiden,  es  sei  denn,  dass  die  Präsentation 
an  den  Papst  vorgeschrieben  und  von  diesem  die 
Genehmigung  zu  einer  solchen  Anordnung  er- 
theitt  worden  ist,  weil  der  untere  kirchliche  Obere 
diese  Abindening  des  gemeinen  Rechts  nicht  zu 


gestatten  die  Macht  hat,  vgl  auch  d  e  R  0  y  e  pro- 
legom.  c.  21. 

5  c.  4.  5  (Alex.  III)  X.  h.  t.  III.  38;  Trid. 
Sess.  XIV.  c.  13  de  ref.  Eine  Ausnahme  findet 
statt,  wenn  ein  Anderer,  z.  B.  ein  Prälat  oder 
eine  Korporation  (Domkapitel)  das  Besetzungs- 
recht hat.  Im  Mittelalter  wurde  vielfach  an  die 
Archldiakonen  präsentirt,  Th.  II.  S.  197. 

Bei  der  Neabegründung  von  Patronaten  nach 
der  Publikation  desTridentinums  kann  aber  dem 
praelatus  inferior  die  Institution  nicht  mehr  vor- 
behalten und  die  des  Bischofs  ausgeschlossen 
werden,  Trid.  Sess.  XIV.  c.  12  de  ref.  ed.  Gal- 
lemart  ad  c.  cit.  n.  2;  Leuren.  1.  c.  P.  II. 
qu.  2;  Nicollls  1.  0.  n.  85.  86.  89.  In  den- 
jenigen Fällen,  wo  solchen  Prälaten  schon  vorher 
Institutionsrechte  zugestanden  haben ,  ist  nichts 
geändert.  Hier  erfolgt  die  Präsentation  an  diese, 
der  Bischof  hat  aber  vor  der  Institution  die  Fähig- 
keit des  Präsentirten  zu  prüfen,  Trid.  Sess.  VII. 
c.  13  de  ref.  u.  Sess.  XXV.  c.  9  de  ref.,  Stellen 
nach  welchen  das  anscheinend  weitergreifende 
c.  13  de  ref.  Sess.  XIY.  zu  beschränken  ist,  s. 
auch  die  Entsch.  d.  Gongr.  Conc.  bei  Galle- 
mart  ad  c.  cit.  n.  4;  Nicollis  1.  c.  n.  87. 

6  Th.  II.  S.  214.  n.  3. 

7  a.  a.  0.  S.  244.  n.  10;  c.  ICBonif.  Vm^  in 
VI.  de  instit.  m.  6.  Völlig  unbegreiflich  ist  es, 
wie  Schilling  S.  66  für  diesen  Fall  die  Prä- 
sentation an  den  Oeneralvikar  fordern  kann. 
Der  eingehenden  Widerlegung  Ger  lach 's  S.  48 
hätte  es  nicht  bedurft. 

8  de  Roye  prolegom.  c.  22.  Eine  wirkliche 
Kenntniss  desselben  ist  aber  nicht  erforderlich, 
es  genügt  vielmehr,  wenn  das  Schreiben  recht- 
zeitig bei  der  bischöflichen  Behörde  auf  deren 
Bureau  eingegangen  ist,  weil  die  in  demselben 
fungirenden  Beamten  zur  Annahme  der  geschäft- 
lichen Korrespondenz  namens  de8  Bischofs  kraft 
ihrer  Stellung  ermächtigt  sind.  Wegen  der  Prä- 
sentationen an  den  Papst  vgl.  44  n.  11  a.  E. 

In  Bai  er  n  ist  das  Verfahren  bei  den  Pfrün- 
den des  landesherrlichen  Patronates 
folgendermassen  geregelt.  Die  Kreisregierung 
des  Bezirkes  des  erledigten  Beneflziums  hat  nach 
Ausschreibung  der  Stelle  die  an  den  König  zn 
richtenden  Gesuche  der  Bewerber,  denen  Qualifl- 
kationszeugnisse  des  bischöflichen  Ordinariates, 
der  Distrikts-Polizeibehörde  und  der  Distrikts- 
Schulinspection  beizulegen  sind,  zu  sammeln 
und  diese  nach  Ablauf  der  Bewerbungsfrist  mit 
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Die  Frist,  binnen  welcher  sie  zu  geschehen  hat,  beträgt  bei  dem  Laien-Patronat 
vier^  beim  geistlichen  sechs  Monate^  und  läuft  bei  erst  neugegrflndeten  kirchlichen 
Anstalten  und  Benefizien  von  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Stifter  die  Eenntniss 
vom  Zusammentreffen  der  zum  Erwerbe  des  Pati'onates  nothwendigen  Voraussetzungen' 
erlangt,  im  Uebrigen  von  dem  Augenblick,  in  welchem  der  Patron  von  der  Erledigung 
des  Benefiziums  Kunde  erhalten  hat^.  Indessen  bindert  andererseits  nicht  jede  fak- 
tische Unkenntniss  den  Beginn  der  Frist.    Dieselbe  muss  vielmehr  eine  nnyerschiildete 


ihren  GNitachteii  an  dtA  Ministerium  des  Innern 
fGr  Kirchen-  nnd  Schulsachen  einzusenden,  und 
kann  dabei  auch  unter  umstanden  taugliche  und 
würdige  Kandidaten  ,  welche  sich  nicht  gemeldet 
haben,  in  Vorschlag  bringen,  Kr  i  c  k,  kath.  Pfrun- 
denwesen  in  Baiern  S.  35  ff.  Vor  der  Absendung 
werden  die  Gesuche ,  falls  eine  Pfarrstelle  in 
Frage  steht,  dem  bischoflichen  Ordinariate  zur 
gutachtlichen  Aeusserung  mitgetheilt ,  Erlass  v. 
8.  April  1852.  Nr.  11 ;  Min.-Verfug.  v.  10.  Nov. 
1873.  n.  4,  Dove  n.  Friedberg,  Ztachr.  f. 
f.  K.  R.  12,260;  Kricka.a.0.S.41;  Stingl, 
Verwaltung  des  kath.  Pfarramtes  S.  48  ff.  Dem- 
nächst erfolgt  die  Auswahl  durch  den  Konig  auf 
Vorschlag  des  Ministeriums.  Dieselbe  wird  durch 
königliches  Reskript  der  Kreisregiemng  mitge- 
theilt und  der  betreffende  Geistliche  erh&lt  von 
dieser  ein  Benachrichtigungsschreiben ,  mit  wel- 
chem er  sich  innerhalb  der  kanonischen  Präsen- 
tationsfrist (s.  0.  im  Text)  bei  dem  Ordinariate 
zn  melden  hat,  Krick  a.  a.  O.  S.  43.  44; 
Stingl.  a.  a.  0.  I.  61.  62.  Die  Auswahl  des 
Kandidaten  fQr  das  Beneflzium  wird  in  der  baieri- 
schen  Staatspraxis  als :  „Verleihung"  bezeichnet, 
nnd  die  Regierung  hat  auch  trotz  eines  Protestes  der 
Bischöfe  im  J.  1853  an  diesem  Ausdruck  mit  dem 
Bemerken  festgehalten ,  dass  derselbe  nicht  mit 
der  bischöflichen  Kollation  als  gleichbedeutend 
angesehen  werde  und  eine  hergebrachte,  der 
Würde  der  Krone  entsprechende  Formel  sei, 
Krick  a.  a.  0.  S.  34.  n.  1;  Htingl  a.a.O. 
S.  27. 

Die  Präsentation  der  übrigen  Patrone  (Gemein- 
den und  Korporationen)  bedarf  mit  Rücksicht  auf 
das  in  ßaiern  bei  der  Besetzung  von  Pfarreien 
nnd  Pfründen  geltende  Genehmigungsrecht  des 
Königs  (s.  u.  §.  151)  der  vorg'angigen  Bestäti- 
gung, welche  nach  Prüfung  der  Tauglichkeit  des 
für  die  betreffende  Pfründe  in  Aussicht  genom- 
menen Kandidaten  von  der  Kreisregierung  er- 
theilt  wird,  falls  das  Patronatrecht  anerkannt  ist, 
während  dieselbe  im  umgekehrten  Falle  oder 
wenn  sie  die  Bestätigung  verweigern  zu  müssen 
glaubt,  an  das  Ministerium  des  Innern  für  Kir- 
chen- und  Schulwesen  zu  berichten  hat.  Zu  dem 
gedachten  Behnfe  ist  der  Kandidat  der  Krels- 
regiernng  vorher  anzuzeigen  nnd  erst  wenn  die- 
selbe nach  Vernehmung  des  bischöflichen  Ordi- 
nariates der  Präsentation  zustimmt,  kann  der 
Patron  die  Präsentationsurkunde  auf  erfolgte  Be- 
nachrichtigung ausstellen  und  die  Vorlegung  der 
letzteren  an  das  Ordinariat  veranlassen,  Krick 
a.  a.  0.  S.  52  ff.;  Silbernagl  a.  a.  0.  S.  57; 
Stlng).  a.  a.  0.  S.  70. 

1  Das.  3Later.  Koncil  v.  1179,  c.  15,  Mansi 
22,  227  hatte  eine  dreimonatliche  Frist  festge- 
setzt ;  sie  ist  aber  in  dem  diese  Bestimmung  wie- 


dergebenden c.  3.  X.  h.  t.  in.  38  in  eine  vier- 
monatliche, und  zwar  wohl  bei  der  Abfassung  der 
Gregorianischen  Sammlung,  sowie  mit  Rücksicht 
auf  die  einen  soldien  längeren  Zeitranoi  amieh- 
mende  Dekretale  Innocenz'III.,  c.27eod.,  umge- 
ändert worden. 

2  c.  22  (Alex.  III.)  eod.  spricht  allgemein  von 
einer  sechsmonatlichen  Frist.  Da  aber  die  in  der 
vor.  Note  gedachte  Bestimmung  vor  der  betreffen- 
den Dekretale  ergangen  ist  und  das  gedachte 
Koncil  für  die  Kollation  von  Beneflcien  eine 
sechsmonatliche  Frist  eingeführt  hat,  c.  2.  X.  de 
conc.  praeb.  III.  8,  so  ist  anzunehmen,  dass 
Alexander  III.  diese  auch  nur  für  das  geistliche 
Patronatrecht  hat  massgebend  sein  lassen  wollen. 
So  ist  das  Verhältniss  schon  in  der  Glosse  des 
Bernhard  de  Betone  s.  v.  minus  idoneae  zu  c.  4. 
X.  de  off.  lud.  ord.  I.  31  aufgefasst,  und  diese 
Auffassung  durch  c.  un.(Bon.  VIII.)  in  Vit«  h.t.lU. 
19.  bestätigt  worden.  Partikularrechtlich  ist  die 
Frist  mitunter  anders  bestimmt.  Nach  prenss. 
A.  L.  R.  II.  11.  $.  398  beträgt  die  Frist  in  allen 
Fällen  6  Monate,  inOest erreich  ebenfalls  ohne 
Unterschied  zwischen  geistlichem  und  Laien- 
patronat  sechs  Wochen  für  den  Patron ,  welcher 
sich  im  Lande,  drei  Monate  für  den  Patron,  wel- 
cher sich  ausserhalb  befindet,  und  zwar  angerech- 
net von  der  Mittheilung  der  Bewerber  seitens  des 
Ordinarius,  Hofdekretv.  18.  Junil805,  Kropat- 
scheck.  Samml.  20,448;  Jacksch  9,  267; 
Kieder  1,  382.  Durch  die  allgemeine  derogat. 
Klausel  des  österr.  Konk.  Art.  34.  35  sind  diese 
Fristen  nicht  beseitigt.  Gegen  Ginzel  K.  R.  2, 
154.  n.  6  8.  Schulte,  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  322. 
n.  20;  vgl.  auch  conc.  prov.Prag  1860.  t.  6.  c  10 
(ed.  Prag.  1863  p.  233).  Uebrigens  ist  faktisch 
auch  die  frühere  Praxis  beibehalten  worden. 
Friedle  a  a.  0.  S.  41.  Die  in  Baden  durch 
V.  V.  1808  (8.  7.  n.  6)  festgesetzte  Frist  von 
3  Monaten  ist  schon  1815  auf  6  ausgedehnt  wor- 
den (Spohn,  bad.  Staatskirchenrecht  S.  176). 
Die  auf  Grund  einer  Verständigung  mit  der  Re- 
gierung ergangene  erzbischöfliche  V.  v.  30.  Nov. 
1861  §.  3,  Arch.  f.  k.  K.  R.  7,  129,  hat  dagegen 
die  kanonischen  Fristen  angenommen. 

3  Also  z.  B.  von  der  nach  der  Annahme  der 
Erdcbtungshandlung  ertheilten  Genehmigung  des 
kirchlichen  Oberen  (s.  o.  S.  27),  oder  dem  das 
Patronat  gewihrenden  päpstlichen  Indulte  {s.  o. 
S.  30),  s.  auch  Vivian.  l.  c.  P.  U.  I.  ö.  c,  2. 
n.  25. 

*  Arg.  c.  3  (tnn.  III.)  X.  de  suppl.  negl.  I. 
10;  c.  5  (id.)  X.  de  conc.  praeb.  III.  8;  Gar- 
cias  tract.  de  benef.  P.  X.  c.  2.  n.  34  ff. ;  Vi- 
vian. 1.  c.  P. II.  1.  7.  c.  2.  n.7;  Lenren.  1.  c. 
qu.  139.  n.  2;  Schilling  8.  63.  n.  307. 
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m\  da  der  Patron  sich  aneh  seinerseits  um  das  Pattonatsbenefizinm  zn  bekümmern 
li&t.  Die  Bem-theilnng  darüber  steht  dem  kirchlichen  Oberen  zn  ^.  Ebenso  hat  der- 
selbe die  Angaben  des  Patrons  über  den  Zeitpunkt,  in  weichem  derselbe  die  Etinde 
yon  kr  Vakanz  erhalten  haben  will,  zu  prüfen  nnd  nöthigenfalls  unter  Zuziehung  des 
Patrons  festzustellen  '. 

Die  Frist  wird  kalendermässig  ohne  Rücksicht  auf  die  Zabl  der  Monatstage  be- 
reebnet ^.  Wenu  sie  auch  im  allgemeinen  ein  tempus  continuum  ratione  cursus  ist,  so 
wird  ihr  Lauf  doch  durch  unverschuldete  Hindernngsgründe  gebemmt^.  Aus  diesem 
Gnmde  lassen  die  Kanonisten  bei  landesherrlichen  und  st-aatlichen  Patronaten  die 
Frist  überhaupt  nicht  laufen  ^. 

Eine  Verkürzung  der  Frist  durch  den  kirchlichen  Oberen  ist  rechtlich  nichft  zu- 
lässig^, ebenso  wenig  eine  Verlängerung,  wohl  aber  ist  er  in  der  Lage,  eine  solche 
tbätsächlich,  freilich  nicht  über  die  ihm  selbst  für  die  Verleihung  des  Amtes  zustehende 
Frist  zu  gewähren  ^. 


'  ÄTg.  c.  5.  X.  cit. 

^  Eine  solche  Unkenntniss  wird  z.  B.  kaum 
anziiDebmen  sein,  wenn  die  Erledigang  des  Am- 
tes in  der  Pfarrei  notorisch,  dem.  un.  i.  f.  de 
eonc.  praeb.  IIT.  3,  nnd  der  Patron  in  derselben 
uivesend  ist.  Falls  der  letztere  sich  anf  weite 
iteisen  begiebt,  so  mnss  es  ihm  znr  Schuld  ange- 
rechnet werden,  wenn  er  keinen  Bevollmächtig- 
ten hinterlassen  oder  keine  Fürsorge  dafür  getrof- 
fen hat,  dass  ihm  Nachrichten  gegeben  werden 
können. 

'  Ton  einer  Beweislast  im  civilprocessualischen 
Sinne  kann  hierbei  keine  Rede  sein  ,  man  kann 
&Uo  nicht  sagen,  dass  der  kirchliche  Obere ,  wel- 
''her  den  Ablauf  der  Frist  behauptet ,  stets  dem 
Patron  seine  Renntniss  beweisen  muss,  so  z.  B. 
leuren.  1.  c.  P.  II.  qu.  139.  n.  3,  Schulte 
2,  698.  n.  3.  Da  der  kirchliche  Obere  eine  ver- 
spätete Präsentation  nicht  zulassen  soll,  anderer- 
seits aher  auch  dem  Patron  die  volle  Frist  zu  ge- 
vikren  hat,  so  hat  er  eine  Offlzialuntersuchung 
iftZQstellen  und  nach  dem  Ergebniss  derselben 
über  den  entscheidenden  Zeitpunkt  zu  befinden. 
Eine  AnfTorderung  an  den  Patron  oder  ein  Erbie- 
ten desselben,  seine  Unkenntniss  zu  beschworen, 
eraeheint  dabei  nicht  ausgeschlossen,  arg.  c.  B 
ia  VIto  de  elect.  I.  C.  Heute  ist  meistens  eine 
achrifüiehe  Mittheilung  über  die  Erledigung  des 
Beneflcinms  durch  die  Kirchenbehorde ,  Bischof 
oder  Dekan,  an  den  Patron  üblich,  s.  v.  Vogt, 
Samml.  kirchl.  Verord.  f.  Rottenburg  1876, 
S.433. 

*  "Vivian.  1,  c.  1.  TU.  c.  i,  n.  14;  Leuren. 
1.  c.  qu.  139.  n.  1.  Daffir,  dass  auch  a  mo- 
mento  ad  momentum  gerechnet  werden  müsse,  so 
I.  B.  Garcias  1.  c.  P.  X.  c.  2.  n.  43;  Vi  vi  an. 
1.  c  n.  2;  li euren.  1-  c.  spricht  keine  gesetz- 
liehe Bestimmung,  ganz  abgesehen  davon,  dass 
dies  auch  praktisch  undurchführbar  ist. 

*  Arg.  C.5.X.  cit.  III.8;  Leuren.  1.  c.  qu.  140. 
B-  1;  Lippert  S.  1(^;  Schilling  S.  64, 
Schulte  2,  698.  So  z.  B.  wenn  der  Patron 
VBfen  des  schlechten  Ertrages  des  Benellciums 
keinen  Kandidaten  linden  kann,  Richters  Tri- 
d«Dtinnm  8.  4öö.  n.  18. 

*  Garcias  1.  o.  n. 34  i.  f.;  Riganti  ad  reg. 


XLII.  cahc.  n.  42;  Leuren.  qu.  135.  n.  2; 
139.  n.  5;  Richter  Tridentinum  S.  456.  n.  18. 
Dass  dies  die  herrschende,  weit  verbreitete  An- 
sicht ist,  kann  nicht,  so  anscheinend  Schulte, 
Lehrb.  3.  Aufl.  S.  322.  n.  21 ,  bestritten  wer- 
den. Die  Bestimmung  des  baier.  Konkordats 
Art.  11 ,  welcher  für  alle  Patronate,  staatliche 
und  private,  ausdrücklich  die  gemeinrechtlichen 
Fristen  festsetzt,  will  offenbar  damit  >die  Geltung 
dieses  Grundsatzes  für  Baiern  beseitigen ,  hebt 
ihn  aber  nicht  allgemein  auf.  Uebrigens  ist  auch 
in  Baiern  bestimmt,  Min.-Erl.  v.  12.  MErz  1850, 
Döllinger,  fortgesetzte  Samml.  23,  162,  dass 
der  Landesherr  nach  Ablauf  der  Frist  zu  erinnern 
ist,  ohne  dass  das  s.  g.  Devolutionsrecht  in  An- 
spruch genommen  werden  kann ,  Sti  n  gl  a.  a.  O. 
S.  43.  D.  Sachs. -Weimar.  Ges.  V.  7. Okt.  1823. 
S.  17.  bei  0.  Muller,  Lexik,  d.  K.  R.  5,  377, 
schliesst  sogar  ausdrücklich  bei  landesherrlichen 
Patronaten  die  s.  g.  Devolution  an  den  Bischof  aus. 

7  Das  würde  eine  Aufhebung  des  gemeinen 
Rechtes  durch  den  dafür  nicht  zuständigen  kirch- 
lichen Oberen  zum  Nachtheil  des  Patrons  sein, 
c.  17  in  VIto  de  R.  J.;  Ferraris  s.  v.  iuspatro- 
natusart.  4.  n.  32;  Acta  s.  sed.  10,  550.  A.  M. 
Vivianus  1.  c.  1.  7.  c.  7.  n.  1  ff.,  welcher  aber 
hierbei  die  Festsetzung  von  Präklusivfristen  vor 
dem  öffentlichen  Aufgebot  zur  Anmeldung  et- 
waiger Ansprüche  auf  das  Präsentationsrecbt  oder 
das  Beneflzium  mit  der  Präsentationsfrist  ver- 
wechselt. 

8  Die  gemeine  Meinung,  Vi  vi  an.  1.  c.  n.  10; 
Pyrrhus  Corradus  prax.  benef.  1.  4.  c.  2.  n. 
66  ff.;  Leuren.  1.  c.  qu.  137.  n.  2  ff.;  Ferra- 
ris 1.  c.  n.  30;  Friedle  a.  a.  0.  S.  40,  nimmt 
eine  rechtliche  Befugniss  des  Oberen  an ,  weil  er 
bei  einer  Erstreckung  der  gedachten  Art  dies  le- 
diglich zu  seinem  Nachtheil  thne  und  der  Richter 
eine  rechtlich  festgesetzte  Frist  aus  genügenden 
Gründen  erstrecken  könne.  Dabei  wird  aber 
übersehen ,  dass  es  sich  hier  um  eine  gemein- 
rechtlich pr^udizielle  Frist  handelt,  welche  im 
öffentlichen  Interesse  angeordnet  ist  und  daher 
nicht  verlängert  werden  darf.  Auch  liegt  es  im  all- 
gemeinen kirchlichen  Interesse ,  dass  der  Obere 
nicht  dorch  die  Ausdehnung  der  Frist  in  die 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  138. 


Der  Patron  kann  statt  eines  Kandidaten  anch  gleichzeitig  mehrere  zur  Auswahl 
präsentiren  ^  nur  dem  geistlichen  steht  diese  Befngniss  bei  einem  dem  Konkurse  un- 
terworfenen Benefizium  nicht  zu^.  Durch  die  Vornahme  der  Präsentation  hat  der 
Patron  seine  Befugniss  ausgeübt  und  absorbirt^.  Nach  allgemeinen  Rechtssätzen 
könnte  er  jedenfalls  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  wo  der  Kirchenobere  die  Präsentation  ver- 
worfen hätte,  zu  einem  weiteren  nachträglichen  Vorschlage  nicht  befugt  sein.  Das 
kanonische  Recht  hat  diese  Konsequenz  aber  nur  in  Betreff  des  geistlichen  Patrons  fest- 
gehalten^, dagegen  dem  Laienpatron  weitere  Nachpräsentationen  bis  zur  Ent- 
scheidung des  kirchlichen  Oberen,  das  s.  g.  ius  variandi,  gestattet  ^.  Ja  dieses  Recht  kann 
nicht  einmal  durch  einen  selbst  eidlich  bestärkten  Vertrag  zwischen  dem  Patron  und 
dem  Erstpräsentirten  ausgeschlossen  werden^.    Die  Wirkung  der  Nachpräsentation 


Lage  gesetzt  wird ,  die  ihm  zustehende  Prüfung 
in  aller  Eile  vornehmen  zu  müssen.  Daran  kann 
er  freilich  nicht  gehindert  werden,  gerade  dem  zu 
spät  präsentirten  Kandidaten  das  Amt  zu  ver- 
leihen und  so  thatsächlich  für  den  Patron  die 
Frist  zu  erstrecken.  Nach  meiner  Meinung  hat 
aber  der  Patron  trotz  der  vorgängigen  Prorogation 
des  Oberen  kein  Recht  auf  die  Berücksichtigung 
des  zu  spät  präsentirten  Kandidaten,  welches  ihm 
die  gemeine  Meinung  konsequenterweise  einräu- 
men muss.  Nach  prenss.  A.  L.  R.  II.  11.  $. 
398  ist  dagegen  eine  Verlängerung  der  Frist 
statthaft. 

1  Das  ist  auch  dem  geistlichen  Patron  durch 
keine  gesetzliche  Bestimmung  verboten  und  für 
die  Kirche  vortheühaft ,  weil  der  Bischof  weniger 
beschränkt  wird.  So  auch  der  tract.  de  iurib.  in 
corporalibus  (S.  7.  n.  5)  I.  $.  5.  Für  Kompa- 
trone  gestattet  es  dem.  2.  h.  t.  III.  12.  End- 
lich steht  dem  anch  nicht  entgegen,  dass  der  Pa- 
tron möglichst  würdige  wählen  soll,  weil  er 
gerade  wegen  etwaiger  Zweifel,  wer  unter  mehre- 
ren an  sich  wQrdigen  für  den  würdigsten  zu  er- 
achten ,  zu  der  Präsentation  mehrerer  veranlasst 
werden  kann.  Vgl.  Rochus  deCurtel.  c.  def . 
II.  n.  34;  Gonzalez  Tellez  comm.  ade.  5. 
X.  h.  t.  m.  38.  n.  5;  Frledle  a.  a.  0.  S.  34. 
Nach  preuss.  L.  R.  IL  11.  %%.  327.  374  ff. 
386  ist  aber  nur  die  Präsentation  eines  Kandida- 
ten zulässig;  ebenso  noch  d.  bad.  V.  v.  1808. 
Nr.  16,  weil  die  Ernennung  des  Patrons  mit  der 
Aushändigung  der  Ernennungsurkunde  an  den 
Ernannten  den  Patron  bindet. 

3  Aus  dem  o.  S.  7  angegebenen  Grunde. 

»  Kayser  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  2,  414. 

*  c.  24  (Luc.  m.)  X.  h.  t.  ni.  38.  Dadurch 
ist  aber  nicht  ausgeschlossen ,  dass  der  geistliche 
Patron ,  wenn  er  unwissentlich  einen  Unfähigen 
präsentirt  hat ,  und  die  Unfähigkeit  vor  der  Zu- 
rückweisung des  Bischofs  in  Erfahrung  bringt, 
nicht  einen  andern  Kandidaten  vorschlagen  kann. 
Die  Frage  ,  um  die  es  sich  im  Text  handelt,  ist 
die,  ob  weitere  Vorschläge  anch  nach  einer  völlig 
gültigen  und  ordnungsmässigen  Präsentation 
gestattet  sind. 

B  c.  24.  cit. :  „Quum  autem  advocatus  clericum 
unttm  idoneum  episcopo  praesentaverlt  et  postu- 
laverit  postmodum  eo  non  refutato  alium 
aeque  idoneum  in  eadem  ecclesia  admitti :  quis 
eorum  altert  praeferatur ,  iudicio  episcopi  credl- 


mus  relinquendum,  st  laicns  fuerit,  cui  los  com- 
petit  praesentandi.''  In  der  vollständigen  Dekre- 
tale, abgedruckt  in  der  Ausgabe  des  s.  g.  Ulpianus 
de  edendo  von  Royer-Collard.  Paris  1836. 
p.  22  fehlen  die  Worte :  „eo  non  refutato."  Da 
die  Ausnahme  offenbar  deshalb  zugelassen  ist, 
weil  man  bei  den  Laien  nicht  die  gleiche  Ein- 
sicht ,  wie  bei  den  geistlichen  Patronen  voraus- 
setzte, und  die  dem  Kirchenoberen  eröffnete 
grössere  Auswahl  nur  im  Interesse  der  Kirche 
liegt,  so  kann  das  Recht  zur  Variation  anch  nicht 
auf  eine  einmalige  Nachpräsentation,  so  z.  B. 
Vivlan.  1.  X.  c.  4.  n.  Iff.;  Schillings.  83, 
beschränkt  werden.  Gerlach  S.  68;  Schi ay er 
S.  11,  wo  die  ältere  Literatur  angeführt  ist; 
Richter-Dove  %.  190.  n.  10;  Schulte  2, 
696;  Friedle  a.  a.  0.  S.  47.  Das  preuss. 
L.  R.  gewährt  auch  dem  liaienpatron  die  Variation 
nicht,  s.  Anm.  1. 

^  Der  entgegengesetzten  Meinung  eine  Reihe 
Aelterer,   Barbosa,  J.  E.  U.  III.  12.   n.  177; 
Fagnan.  ad  c.  24.  X.  h.  t.  n.  26,  u.  die  Citate 
bei  SchlayerS.  15;  ferner  Li ppert.  S.  122; 
Schillings.  85,    welcher  letzterer  sogar  den 
Patron,   wenn  er  vertragswidrig    einen  zweiten 
nachpräsentirt  und  dieser  das  Amt  erlangt  hat, 
dem  Erstpräsentirten  mit  einer  Entschädignngs- 
klage  haftbar  macht.    Die  Ungültigkeit  eines  sol- 
chen pactum   de  non  variando  ergibt  sich  aber 
daraus,  dass  dem  Patron  die  Nachpräsentation  im 
öffentlichen  Interesse  zum  Wohle  der  Kirche  ein- 
geräumt ist,  um  auf  diese  Weise  bei  sp&terer, 
besserer  Einsicht  noch  andere  Kandidaten  für  das 
Amt  in  Vorschlag  bringen  zu  können,  und  diesem 
öffentlichen  Interesse  gegenüber  das  individuelle 
Interesse  des  Erstpräsentirten  zurückstehen  moss, 
Schlayer  8.  21.     Von  diesem  Standpunkt  ans 
erscheint  der  Eid  zur  Bekräftigung  des  pactum, 
well  er  gegen  die  kirchliche  Ordnung  und   das 
Wohl  der  Kirche  gerichtet  ist,  nichtig,  c.  27.  X. 
de  iureiur.  II.  24;  c.  1  in  VIto  eod.  U.   11; 
SchlayerS.  22. 

Ein  Verzicht  des  Patrons  gegenüber  dem  Bi- 
schof würde  dem  Erstpräsentirten  kein  Re<sht  auf 
Unterlassung  der  Variation  geben,  weil  der 
erstere  dadurch  nicht  gehindert  wird ,  eine  Nach- 
präsentation zuzulassen ,  SchlayerS.  17. 

Stirbt  der  Patron  während  der  Frist ,   so  kann 
sein  Nachfolger  im  Patronate  während  derselben 
nachpräsentiren ,   Vi  via  n.  P.   11.  1.   12.    c.   5 
n.  36. 


f.  138.] 
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ist  die,  dass  der  Eirchenobere  unter  den  mehreren  vorgeschlagenen  Kandidaten  frei 
auswählen  darf'  (s.  g.  variaüo  cumulaHva) .  Keineswegs  aber  ist  der  Patron  berechtigt, 
die  Irflhere  Präsentation  zu  widerrufen  und  den  erst  präsentirten  Kandidaten  znrück- 
nuiehen  (s.  g.  variatio  privaiwa)^.  Nicht  minder  erscheint  es  unrichtig,  dass  für  diese 
letztere  Art  der  Variation  im  Zweifel  eine  Vermuthung  spreche  ^.  Ein  Prozess  zwi- 
flehen  mehreren  von  einem  Patron  oder  von  Kompatronen  Präsentirten  hindert  die 
knmnlatiye  Nachprftsentation  nicht  ^. 


'  D.  h.  dass  die  8.  g.  grattflcstio  des  Bischofs 
eintritt. 

'  Die  Aelteren  verwerfen  fast  einstimmig  die 
Statthaftigkeit  der  privativen  Variation,  vgl. 
Anonymi  noUbilia deeretalium  (zw.  1234u.  1241) 
nc.  24.  X.  cit. :  ^Si  laicus  nniim  episcopo  prae- 
«entet  et  postea  alinm,  arbitrio  episcopi  relinqni- 
tnr,  qnis  eorum  alteri  praeferatnr",  v.  S  c  li  u  1 1  e , 
BeitÄge  z.  Liter,  üb.  d.  Dekretalen.  Wien  1871. 
S.  62;  die  Glossen  zu  c.  24.  X.  cit.  u.  c.  im.  in 
Vlto  h.  t.  III,  19  im  Casus  —  (die  Bemerkung  der 
ersteren  s.  v.  alium :  „dando  secundum  videtur  pa- 
tronas  recedere  a  priore^  heisst  nicht,  dass  der 
Pfttron  die  Pnsentation  des  ersteren  rechts wirk- 
iiffl  widerrufen  kann,  sondern  dass  er  seinen 
Willen  geändert  za  haben  scheint,  nnd  spricht 
fiiehts  über  die  rechtlichen  Folgen  dieser  an- 
gebücben  Willensändening  aus) — ;  Rochus  de 
Cnrte  1.  c.  def.  n.  n.  30;  Vivianus  1.  c. 
l».!!.  1.^10.  c.  1.  n.  10;  Fagnan.  ad  c.24.  X. 
h.  t.  n.  7;  Ferraris  1.  c.  art.  4,  n.  46  und  die 
veiterenCitatabeiSchlayer  S.6.  n.7.  Ebenso 
»Bch  die  Rota,  Ferraris  1.  c.  n.  44.  Die  ent- 
gegengesetzte Meinung  bei  A  u  g.  B  e  r  o  J  u  s,  comm . 
ad  1.  III.  decr.  Lugd.  1551.  fol.  161.  Neuerdings 
iit  die  letztere  wieder  von  Lippert  a.  a.  0. 
S.  116  nnd  in  Weiss  Arch.  d.  Kirchenrechts- 
wissensehaft  3, 72,  sowie  von  Schilling  S.  73, 
Tsrtheidigt,  während  andererseits  die  ältere  herr- 
Khende  Ansicht  festgehalten  wird  von  Ver- 
mehren in  Weiss  Arch.  2,  125  u.  5,  52; 
Kaim  2^  142;  GerlaohS.  51;  Kaiser  im 
Aith.  f.  k.  K.  R.  2,  412:  Schlayer  S.  3; 
Phillips  7,  817;  Richter-Dove  J.  190. 
ft.lO;  Schulte  K.R.  2,695;  Ginzel2, 155; 
Friedle  a.  a.  O.  S.  46;  und  zwar  m.  £.  mit 
vollem  Recht. 

Was  zunächst  das  c.  24.  X.  h.  t.  betrifift ,  so 
virddas:  eo  non  refutato  von  Lippert  u. 
Sekilllng  dahin  interpretlrt :  „wenn  Ihn  der 
I^tron  nicht  zurückgezogen  hat"  und  argumento 
a  contraifo  der  Schluss  gezogen ,  dass  wenn  der 
letztere  die  frühere  Präsentation  widerrufen  habe, 
dem  Bischof  die  s.  g.  Grttiflkation  nicht  zustehe. 
Kefotare  kommt  allerdings  im  mittelalterlichen 
Idstein  in  der  Bedeutung  von  dimittere  vor,  aber 
nur  in  der  Verbindung  mit:  rem,  also  in  der  Be- 
dentung,  eine  Sache  (nicht  eine  Person)  zurück- 
^vvisen.  Abgesehen  davon  ist  die  Beziehung  des  re- 
Aitare  auf  den  Patron  unnatürlich,  da  dies^er  nach 
der  Präsentation  den  Kandidaten  nicht  mehr  ein- 
fach zurückweisen  oder  fallen  lassen  kann ,  son- 
dern dieses  Fallenlassen  dem  Bischof  gegenüber 
^klären  oder  die  Präsentation  widerrufen  muss, 
demnach  die  Stelle  zu  übersetzen  wäre :  „Wenn 
der  Patron  einen  zweiten  nachpräsentirt ,  indem 
«r  erklärt,  den  ersten  nicht  zurückzuweisen  oder 
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nicht  fallen  zu  lassen.  Die  herrschende  Meinung 
fasst  dagegen  die  fraglichen  Worte  dahin  auf: 
wenn  der  Bischof  den  präsentirten  nicht  zurück- 
gewiesen, d.  h.  noch  keine  Entscheidung  abge- 
geben hat.  Dafür  ist,  abgesehen  von  der  sprach- 
lichen Ungezwungenheit,  auch  der  Umstand  ent- 
scheidend ,  dass  allein  bei  dieser  Uebersetzung 
in  der  Stelle  ein  fester  Termin  für  die  Variation 
des  Patrons  bestimmt  und  diese  vollständig  ge- 
regelt wird.  Sind  doch  die  anscheinend  inter- 
polirteii  Worte  wohl  gerade  deswegen  in  die  Stelle 
eingeschoben  worden. 

Ueberdies  ist  die  privative  Variation  aus  inneren 
Gründen  unhaltbar.  Die  erstmalige  Präsentation 
bildet  einen  Rechtsakt.  Die  Widerruflichkeit  eines 
solchen  ist  aber  nicht  die  Regel,  sondern  die  Aus- 
nahme. Diese  mösste  also  durch  besonderes  Ge- 
setz zugelassen  oder  mindestens  aus  innerlichen 
Gründen  gerechtfertigt  sein.  Letzteres  ist  in- 
dessen nicht  der  Fall.  Wenn  der  Patron  auch 
befugt  ist ,  ohne  Beschränkung  ein  fähiges  Sub- 
jekt zu  präsentiren ,  so  ist  es  doch  verfehlt ,  da- 
raus, wie  Lippert  thut,  den  Schluss  zu  ziehen, 
dass  derselbe  seine  einmal  erfolgte  Präsentation 
beliebig  oft  widerrufen  kann.  Mit  der  letzteren 
hat  er  sein  Recht  vielmehr  konsumirt.  Das  Inter- 
esse der  Kirche  gebietet  es  zwar,  dem  Patron  eine 
etwaige  Korrektur  seiner  Präsentation  zu  ermfig- 
lichen.  Die  privative  Variation  erfüllt  aber  diesen 
Zweck  nicht,  weil  der  Nachpräsentirte  nicht  stets 
der  würdigere  zu  sein  braucht.  Ob  dies  der  Fall 
ist,  darüber  kann  allein  die  Entscheidung  dem 
kirchlichen  Oberen  zustehen.  Fällt  diese  negativ 
aus ,  so  zeigt  sich ,  dass  kein  Grund  zur  Nach- 
präsentation vorhanden  war ,  und  es  muss  dann 
dem  Bischof  die  Möglichkeit  bleiben ,  auf  die 
erste  Präsentation  zurückzugreifen.  Daher  kann 
dieser  nicht  Jede  Bedeutung  durch  die  Nach- 
präsentation gewonnen  werden,  d.  h.  die  Varia- 
tion kann  nur  eine  kumulative ,  nicht  aber  eine 
privative  sein. 

3  So  Lippert,  Patronat  S.  120.  Die  An- 
nahme fällt  mit  der  UnStatthaftigkeit  der  priva- 
tiven Variation  in  sich  zusammen. 

*  Auch  dies  ist  nicht  unbestritten ,  gegen  die 
Ansicht  des  Textes  z.  B.  Vivlan.  1.  c.  P.  II. 
1.  10.  c.  1.  n.  12 ff.  Die  Kontroverse  knüpft  an 
c.  1.  2  (Bonif.  VIII.)  in  Vit©  ut  Ute  pend.  II.  8 
an.  Das  erstere  bestimmt,  dass  wenn  bei  Streitig- 
keiten über  kirchliche  Wahlen  einer  der  gewähl- 
ten stirbt  oder  zurücktritt ,  eine  neue  Wahl ,  so 
lange  der  Streit  wegen  des  Rechtes  des  Ueber- 
lebenden  oder  der  noch  am  Prozesse  Betheiligten 
nicht  sein  Ende  erreicht  hat,  nichtig  sein  soll. 
Das  zweite  erklärt  nicht  blos  Wahlen,  sondern 
auch  Präsentationen  an  Stelle  der  streitenden, 
durch  den  Tod  oder  sonst  ausgeschiedenen  Be- 
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Der  Patron  kann  endlich  auch  statt  seinerseits  selbst  zu  varüren,  dem  Eirchen- 
oberen  die  Ermächtigung  ertheilen,  ausser  den  Erstprftsentirten  andere  geeignete  Kan- 
didaten bei  der  Verleihung  des  Benefiziums  zu  berücksichtigen  ^ 

Das  Prftsentationsrecht  des  Patrons  schliesst  die  dem  Kirchenoberen  sonst  zu- 
kommende freie  Besetzung  des  Patronatsbenefiziums  aus,  und  beschränkt  dasselbe, 
soweit  seine  Ausübung  rechtlich  gestattet  ist.  Der  Kirchenobere  darf  daher  die  letz- 
tere nicht  hindern.  Insbesondere  ist  er  verpflichtet,  das  Benefizium  seinerseits  nicht 
vor  dem  Ablaufe  der  Präsentationsfrist  einseitig  zu  vergeben  2.  Eine  derartige  Ver- 
leihung ist  zwar  nicht  absolut,  wohl  aber  relativ  nichtig*  und  auf  Antrag  des  Patrones 
oder  bei  rechtzeitiger  Präsentation  desselben  zu  kassiren^. 

Andererseits  ist  aber  der  Kirchenobere,  falls  der  Patron  die  Frist  hat  unbenutzt 
verstreichen  lassen,  seinerseits  berechtigt,  das  Benefizium  kraft  seiner  ordentlichen 
Verleihungsgewalt  ^  zu  besetzen. 

Femer  hat  der  Patron  einen  positiven  Anspruch  darauf,  dass  der  Kirchenobere 
einem  tauglichen  und  ordnungsgemäss  präsentirten  Kandidaten ,  oder  bei  der  Präsen- 
tation mehrerer  solcher  einem  derselben  das  Patronatsbenefizium  verleiht^. 


iirerber,  bis  znr  Entscheidung  des  Prozesses  in 
Betreff  des  Rechtes  der  noch  übrig  bleibenden 
Parteien  fOr  nichtig.  Die  erste  Stelle  berührt  die 
patronatischen  Präsentationen  gar  nicht,  die 
zweite  will  dagegen  eine  Präsentation  lediglich 
wegen  des  Fortfalles  eines  schon  Präsentirten 
aus  dem  Prozesse  yerhindern,  entscheidet  also 
nicht  über  Präsentationen ,  welche ,  wie  die  ku- 
mulative Nachpräsentation ,  aus  einem  völlig  da- 
von verschiedenen  Grunde  vorgenommen  werden. 
Vgl.  auch  Schlayer  S.  7iff. 

1  Diese  Befugniss  folgt  aus  demselben  Grunde, 
wie  die  zur  Variation,  und  muss  dem  Patron  11m- 
somehr  zugestanden  werden,  als  dadurch  that- 
sichlich  die  freie  Kollation  des  Bischofs  herbei- 
geführt wird.  Für  die  hier  vertretene  Ansicht 
Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1869,  Acta  s.  sed.  4,433. 

3  Daher  bildet  die  Ordination  auf  den  Titel 
des  Patronatsbenefiziums  oder  einzelne  davon  ab- 
gezweigte Einkünfte  ohne  Konsens  des  Patrons 
kein  Hinderniss  für  die  Präsentation  desselben, 
c.  30 (Inn. III.)  X.h.  t.  Jll,  38.  S.  auch S.  28.  n. 2. 

^  Absolute  Nichtigkeit  nehmen  K  ai  m  2, 136  u. 
Kremski,  deiuredevolutionisp.ö7an.  Wenn- 
gleich dafür  c.  32  (Tolet.  IX.  a.  655).  C.  XVI. 
qu.  7  zu  sprechen  scheint,  so  bietet  doch  c.  8 
(Alex.  III.)  X.  h.  t.  III.  38  eher  für  die  ent- 
gegengesetzte Ansicht  eine  Stütze.  Für  diese 
spricht  auch  der  innere  Grund ,  dass  das  Präsen- 
tationsrecht lediglich  ein  Vortheil  für  den  Patron 
ist,  und  der  letztere  keine  Pflicht  hat,  dasselbe 
auszuüben.  Ein  allgemeines  kirchliches  Interesse 
wird  durch  die  Verletzung  seines  Rechtes  nicht 
berührt ,  und  es  genügt  daher  zur  Wahrung  des 
letzteren,  wenn  die  Verleihung  auf  seinen  Antrag 
für  nichtig  erklärt  wird.  So  hat  auch  die  frühere 
Doktrin  die  Sache  aufgefasst,  Garcias,  tr.  de 
benef.  P.  V.  c.  9.  n.  231  ff. ;  Bsrbosa,  de  off. 
et  pot.  episc.  P.  III,  alleg.  72.  n.  171;  Vi  vi  an. 
1.  c.  P.  II.  1.  12.  c.  5.  n.  Iff.;  Ferraris  1.  c. 
art.4.  n.63;  vgl.  ferner  Gerlach  S.46;  Phil- 
lips 7,  791;  Friedle  a.  a.  0.  S   39. 

*  Jedoch  muss  dieses  Kecht  innerhalb  der  Prä- 


sentationsfrist geltend  gemacht  werden ,  weil  mit 
Ablauf  derselben  die  Präsentation  ausgeschlossen 
und  jedes  Interesse  des  Patrons  entfallen  ist.  Da- 
gegen kann  der  Patron  nicht  für  verpflichtet 
erachtet  werden,  auch  während  derselben  schon  vor 
erfolgter  Nichtigkeitserklärung  zu  präsentiren. 
Denn  die  äusserlich  gültige  Besetzung  der  Stelle 
bildet  einen  Hinderungsgrund  für  den  Lauf  der 
Frist. 

Selbstverständlich  liegt  ein  Antrag  auf  Kassation 
immer  in  einer  ordnungsmässigen  Präsentation. 
Dadurch  ist  auch  der  Patron  geschützt,  der  recht- 
zeitig am  letzten  Tage  präsentlrt,  während  der 
Obere  an  demselben  Tage  einseitig  das  Amt  Ter- 
giebt.  Durch  nachträgliche  Genehmigung ,  sowie 
durch  den  Eintritt  solcher  Gründe,  welche  das 
Präsentationsrecht  beseitigen  (z.  B.  durch  wissent- 
liche Präsentation  eines  indlgnus  seitens  des  geist- 
lichen Patrons  s.  unten),  wird  das  Anfechtungs- 
recht ausgeschlossen. 

s  Nicht  kraft  Devolutionsrechtes ,  wie  vielfaeh 
angenommen  wird,  s. z.  B.  Vivian.  P. II.  1.  12. 
c,  3.  n.  3;  Richter-Dove  K.  R.  %.  195.  Der 
Kirchenobere  tritt  nicht  in  das  Recht  des  Patrons 
ein,  vielmehr  fällt  nur  die  dadurch  bevrirkte  Be- 
schränkung seines  Kollationsrechtes  fort,  a.  de 
Roye  proleg.  c.  28;  van  Espen  J.  E.  U.  P.  II. 
t.2ö.  e.ö.  n.2ö;  KaimS.136;  Friedle  a.a. 
0.  S.  38.  Vgl.  unten  %.  148.  Auch  der  Umstand, 
dass  er  die  etwaigen  besonderen  Stiftungsbedin- 
gnngen  bei  der  Verleihung  ebenso  wie  der  Patron 
beachten  muss.  kann  nicht  für  die  Annahme  eines 
Devolutionsrechtes  geltend  gemacht  werden ; 
diese  Verpflichtung  ergiebt  sich  daraus,  dass 
solche  Bestimmungen  auch  unabhängig  vom  Pa- 
tronatrecbte  rechtswirksam  sind,  Th.  11.  S.  392. 

Nach  preuss.  L.R.II.  11.  $$.398.  401  kann 
der  Patron  bei  Versäumnng  der  Frist  noch  so  lange 
nachträglich  präsentiren,  als  der  Kirehenobere 
nicht  die  Besetzung  der  Stelle  in  Angriff  genom- 
men  hat. 

^  Darin  liegt  auch  zugleich  der  Anspruch,  dass 
der  Kirchenobere,  falls  er  die  Taagliohkeit  des 
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^e  Folge  dieses  Anspruches  ist  es,  dass  der  von  ihm  Präsentirte  nach  Mass- 
gibe  der  Ausübung  der  Präsentation  ein  Recht  anf  Berflcksichtigung  seitens  des 
Kirekenoberen  erlangt '.  Nfthere  Voraussetzung  des  letzteren  ist  es  aber,  dass  die 
Präsentation  bereits  an  den  Eirchenoberen  erfolgt  ist  2,  und  der  Präsentirte  seinerseits 
inserhalb  der  Frist  die  Präsentation  entweder  vorher  angenommen  oder  ihr  nachträg- 
lich zugestimmt  hat'L  Je  nach  der  Ausübung  der  Präsentation  gestaltet  sich  das 
Recht  des  Präsentirten,  weil  es  eben  nur  eine  Folge  derselben  ist,  verschieden. 

Präsentirt  ein  geistlicher  Patron  nur  einen  Kandidaten ,  so  erlangt  derselbe ,  weil 
der  erstere  keinen  anderen  naehpräsentiren  darf,  andere  Bewerber  also  nicht  in  Be- 
tracht kommen  können,  ein  Anrecht  auf  die  Verleihung  des  Benefiziums^.  Er  kann 
dasselbe  seinerseits  selbstständig  und  unabhängig  vom  Patron  verfolgen ,  da  er  durch 
die  Annahme  der  Präsentation  neben  demselben  selbstständig  berechtigter  Interessent 
geworden  ist.  Das  Recht  des  Kandidaten  steht  in  diesem  Falle  seiner  Wirkung  nach 
den  Rechte,  welches  der  Gewählte  durch  Annahme  einer  Wahl  erlangt  ^ ,  gleich,  und 
ist  deshalb  von  den  Kanonisten  schon  seit  Jahrhunderten  als  it4s  ad  rem  bezeichnet 
worden*. 

Wenn  dagegen  der  geistliche  oder  Luen-Patron  bei  der  ersten  Präsentation 
mehrere  vorschlägt,  so  erhält  jeder  nur  ein  Recht  darauf,  dass  der  Kirchenobere  keinem 
anderen  als  einem  der  präsentirten  Kandidaten  das  Benefizium  überträgt,  oder  mit 
anderen  Worten  darauf,  dass  jeder  andere  ausgeschlossen  bleibt  ^.  Weiter  geht  auch  der 


KuididAten  noch  nicht  festgestellt  hat,  die  erfor- 
derliche Prfifnng  yominiint.  Als  ins  ad  rem  kann 
man  die  desfalUige  Befngnlss  des  Patrons,  so 
Kaim  2,  152,  freilich  nicht  bezeichnen. 

Deber  die  Folgen  der  Verletzung  des  Rechtes 
gilt  du  zu  S.  50.  n.  3  bemerkte,  s.  noch  Leu  ren. 
F.  II.  qn.  181.  Anch  berechtigt  dieselbe  den  Pa- 
tron zur  Klage  auf  Anerkennung  seines  Patronat- 
leebtes. 

*  Von  einer  Gession  des  Rechtes  des  Patrones 
auf  Verleihung  des  Amtes  an  den  Präsentirten, 
so  komtruirt  Kaim  2, 154,  das  Verhältnisse  kann 
keine  Rede  sein ,  denn  der  Patron  selbst  hat  kein 
Beeht  darauf,  dass  ihm  das  Benefizium  über- 
tngen  werde,  kann  es  also  auch  nicht  cediren. 

*  Der  Nomin  ation  in  dem  S.  44.  n.  10  ge- 
dachten Sinne,  der  Erklärung  des  Patrons  an 
den  Kandidaten ,  ihn  präsentiren  zu  wollen ,  legt 
dis  kanonische  Recht,  selbst  wenn  diese  von  dem 
letzteren  acceptirt  ist,  keine  andere  Bedeutung  als 
die  einer  blossen  Vorbereitung  der  Präsentation, 
Leuren.  1.  c.  qu.  122.  n.  2;  Nicollis  prax. 
ein.  de iurepatr.  n.  60;  Phillips  7,791 ;  Her- 
genrother im  Arch.  f.  k.  K.  R.  39,  195,  nicht 
aber  die  eines  Rechte  und  Pflichten  zwischen  den 
beiden  gedachten  Personen  erzengenden  Rechts- 
gesehäftes  bei,  wie  K  a  im  2, 155  ohne  jede  nähere 
Begründung  annimmt.  Dies  erklärt  sich  daraus, 
dass  bei  der  kanonischen  Ausgestaltung  des  Pa- 
trooats  offenbar  alles ,  was  an  das  frühere  Ver- 
leihungsrecht des  Patrons  hätte  erinnern  kön- 
nen, beseitigt  worden  ist,  und  dass,  wenn  man 
die  Einwirkung  des  Patrons  auf  das  Benefizium 
uter  Gontfole  des  Kirchen-Oberen  stellen  wollte, 
Ban  nur  den  gegenfiber  diesem  vorgenommenen 
Akten  reebtilche  Bedeutung  beilegen  konnte. 
Ansaerdem  ist  auch  offenbar  die  Absicht  mit  be- 


stimmend gewesen,  unerlaubte,  namentlich  simo- 
nistische Vereinbarungen  zu  verhindern. 

Das  preuss.  L.  R.  II.  11.  %%.  374  ff.  nennt 
die  Nomination  in  dem  hier  gedachten  Sinne,  dem 
Sprachgebrauch  der  evangelischen  Kirche  folgend, 
Vok ation  und  legt  derselben  die  Kraft  einer 
bindenden  Offerte  und  nach  der  Annahme  durch 
den  Kandidaten,  die  eines  Vertrages  bei,  auf 
Grund  dessen  die  Präsentation  durch  den  Patron 
zu  erfolgen  hat.  Die  letztere  Auffassung  hat  auch 
das  bad.  Recht,  s.  V.  v.  1808.  No.  5.  16,  s.  auch 
S.  48.  n.  1. 

8  Vivian.  1.  c,  1.  8.  c.  7.  n.  19.  Leuren. 
1.  c.  qu.  122.  n.  1,  weil  der  Obere,  ehe  er  die  Prü- 
fung oder  Verleihung  vornimmt ,  darüber  Sicher- 
heit haben  muss ,  dass  der  Präsentirte  das  Bene- 
fizium annehmen  will.  Die  Acceptation  kann 
auch  stillschweigend  durch  konkludente  Hand- 
lungen erfolgen,  z.B.  dadurch,  dass  der  Kandidat 
selbst  dem  Kirchenoberen  das  ihm  seinem  Inhalte 
nach  bekannte  Präsentationsschreiben  flbergiebt. 

*  c.  24  i.  f.  (Luc.  ni)  X.  h.  t.  IIl.  38. 

^  So  sagt  schon  Innoc.  IV  ad  c.  cit.  „praesen- 
tatio  clericorum  vim  electionis  habet."  Vgl.  Th.  II. 
S.  637.  653. 

ö  Vivian.  1.  c.  c.  8.  n.  1. 

7  P  h  i  1 1  i  p  8  7, 790  gesteht  jedem  Präsentirten 
ein  bedingtes  ins  ad  rem ,  nämlich  bedingt  da- 
durch, dass  die  übrigen  Präsentirten  hinwegfallen, 
zu.  Dies  ist  unrichtig.  Das  Wesen  des  ins  ad 
rem  besteht  darin ,  dass  das  Benefizium  einem 
Berechtigten  ausschliesslich  verfangen  ist.  Ein 
solches  Recht  kann  allerdings  anch  an  sich  von 
einer  Bedingung  abhängen,  aber  die  hier  ange- 
nommene Bedingung,  dass  das  ins  ad  rem  der 
übrigen  nicht  zur  Verwirklichung  kommt,  steht 
mit  dem  Begriff  des  ins  ad  rem  in  Widerspruch, 
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Anspruch  desjenigen  Kandidaten ,  welchen  der  Laienpatron  ennllchst  allein  prftsentirt 
hat,  nicht,  weil  der  letztere  vermöge  seines  Variationsrechtes  ^  während  des  Lanfea  der 
Frist  immer  noch  andere  vorschlagen^,  ja  sogar  dem  Kirchenoberen  selbst  die  Auswahl 
geeigneter  Kandidaten  überlassen  kann. 

Das  Recht  jedes  der  Präsentirten  auf  Berücksichtigung  bei  der  Besetzung  der 
Stelle  bedingt  es  femer ,  dass  der  Kirchenobere  dasselbe  nicht  doloser  Weise  vereitelt. 
Wenn  aber  der  letztere  dies  gethan  und  einem  anderen  (Geistlichen  das  Benefizium 
verliehen  hat,  so  kann  derjenige,  welcher  von  einem  Laienpatron  prftsentirt  ist, 
diese  Verleihung  zwar  nicht  anfechten^,  wohl  aber  vom  Kirchenoberen,  falls  er  durch 
dessen  Handlungsweise  allein  das  Benefizium  verloren  hat,  als  Schadensersatz  die 
Uebertragung  eines  gleich  guten  Benefiziums  verlangen^. 

Die  erfolgte  Präsentation  gewährt  dem  Kirchenoberen  die  Möglichkeit ,  nunmehr 
seinerseits  zu  den  behufs  Besetzung  des  Benefiziums  erforderlichen  Handlungen  zu 
schreiten.  Zu  diesen  ist  er  sofort  nach  Eingang  der  Präsentation  befugt,  und  keinesr 
Wegs  verpflichtet,  etwa  mit  Rücksicht  auf  das  dem  Laienpatrone  zustehende  Varia- 
tionsrecht  den  Ablauf  der  Frist  abzuwaiiien  ^.  Einer  sofortigen  ausdrücklichen  Erklä- 
rung des  Oberen  über  die  erfolgte  Präsentation  bedarf  es  nicht.  Die  Zulassung  derselben 
vor  der  ihm  zur  Pflicht  gemachten  Prüfung  könnte  der  Natur  der  Sache  nach  doch 
immer  nur  eine  vorläufige  sein^. 

Behufs  der  Ermöglichung  einer  eingehenden  Untersuchung  ist  zunächst  ein  öffent- 


weil  bei  einer  Mehrheit  von  Berechtigten  das  Be- 
nefizium keinem  allein  verfangen  sein  kann. 

1  S.  0.  8.  48.  Das  im  Text  oharakterisirte 
Hecht  kann  aber  Jeder  selbstständig  in  Folge  der 
Annahme  seiner  Präsentation  ausüben. 

2  Auch  wenn  ein  Kandidat  allein  präsentirt 
ist,  kann  man  nicht  von  einem  ins  ad  rem,  welches 
gegen  über  dem  Oberen,  aber  nicht  gegenüber  dem 
Patrone  wirksam  sei  (so  Seh  ulte  2,  699)  spre- 
chen. Ein  solches  existirt  überhaupt  dem  letzte- 
ren gegenüber  niemals,  die  Nachpräsentation  des 
geistlichen  Patrons  ist  nicht  wegen  eines  Indivi- 
dualrechtes des  Präsentirteii  gegen  denselben, 
sondern  aus  anderen  allgemeinen  Gründen  (s.  S. 
48)  ausgeschlossen. 

8  c.  5  (Alex.  III),  c.  24  (Luc.  III),  c.  29  (In- 
noc.  III)  X.  h.  t.  III.  38. 

*  c.  29  X.  cit.  Der  Fall,  an  welchen  die  Be- 
stimmung anknüpft,  ist  der,  dass  der  allein  Prä- 
sentirte  vom  Bischof,  obwolü  er  fähig  war,  „mali- 
tiose"  zurückgewiesen  worden  ist,  und  ein  in 
Folge  dessen  während  der  Verhandlung  seiner 
Appellatiou  vom  Patron  innerhalb  der  Frist  Nach- 
präsentirter  das  Amt  vom  Bischof  übertragen  er- 
halten hat.  Hätte  der  letztere  ihn  in  diesem  Falle 
nicht  unrechtmässig  zurückgewiesen,  so  würde  er 
das  Benefizium  beim  Mangel  jeglichen  anderen 
Bewerbers  erhalten  haben.  Hier  ist  also  der  Cau- 
salnexus  zwischen  der  Handlung  und  dem  daraus 
erwachsenen  Nachthell  offenbar.  Auf  eine  blos 
objektiv  unrechtmässige  Verwerfung,  so  anschei- 
nend Kaim  2,  154  und  v.  Schulte  Lehrb. 
3.  Anfl.  S.  323,  lässt  sich  die  Schadenspflicht 
nicht  ausdehnen,  ja  nicht  einmal  auf  die  dolose 
Verwerfung  eines  von  mehreren  zugleich  Präsen- 
tirten,  weil  hier  der  Bischof  ohnehin  beliebig 


answählen  konnte,   also  der  erwähnte  Causal-Zn- 
sammenhang  nicht  obwaltet. 

So  lange  der  Kirchenobeze  kein  geeignetes  Be- 
nefizium zur  Verfügung  hat,  ist  der  gedachte  An- 
spruch nicht  realisirbar.  Dass  bis  dahin  dem 
Uebergangenen  Alimente  gewährt  werden  müssen, 
80  Vi  vi  an.  1.  c.  1.  XI.  c.  3.  n.  6,  ist  nicht  rich- 
tig. Die  Stelle  will  offenbar  keine  Entschädigung 
in  Geld  —  weil  bei  der  Abschätzung  des  Inter- 
esses nicht  blos  die  Einkünfte  des  Benefiziums, 
sondern  auch  die  mit  dem  Amte  verbundenen 
Pflichten  geistlichen  Charakters  berücksichtigt 
werden  müssten  —  festsetzen.  Uebrigens  braucht 
der  dem  Zurückgewiesenen  erwachsene  Schaden 
nicht  einmal  immer  in  der  Entziehung  des  Uniei^ 
haltes  zu  bestehen. 

Auf  die  Verwerfung  eines  vom  geistlichen  Pa- 
tron präsentirten  Kandidaten  bezieht  sich  die 
Stelle  nicht.  Dieser  ist  berechtigt,  die  Kassation 
der  an  einen  andern  erfolgten  Verleihung  des 
Benefiziums  zu  verlangen  und  sich  das  letztere 
selbst  auf  diesem  Wege  zu  verschaffen. 

^  Dies  folgt  daraus ,  dass  der  Patron  mit  der 
Präsentation  sein  Recht  aus^reübt  hat,  s.  auch 
Leuren.  P.  II.  qu.  189.  192.  n.  8j  Oerlach 
S.  55;  Phillips?,  823. 

0  Daher  rathen  die  älteren  Kanonisten ,  die 
Präsentation  nur  mit  der  Klausel :  ,,Bi  et  in  qnan- 
tum^,  (sc.  de  iure  admitti  debeat  et  praesentaiiti 
ins  compctat  et  praesentato  nihil  obiciatur^  zuzu- 
lassen. Vi  vi  an.  P.  II.  1.  9.  c.  1.  n.  1;  Pyrrhi 
Gorradi  prax.  benef.  IV.  3.  n.  2. 

Bei  sofortiger  Verwerfung  der  Präsentation  kann 
sowohl  der  Präsentirte,  wie  auch  der  Patron  Be- 
schwerde erheben,  um  die  Annahme  der  ersteren, 
die  Prüfung  des  Kandidaten  und  eventnell  die 
Institution  des  letzteren  zu  erzwingen,  Pyrrh. 
Corr.  1.  c.  n.  6;  Leuren.  1.  c.  qu.  133.  n.  1, 
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Edikt  oder  eine  öffentliche  Anffordemng  zur  Meldung  an  alle  diejenigen  zu  er- 
blasen,  welche  eine  Betheilignng  bei  der  Besetzung  der  Stelle  oder  ein  Recht  anf  Grand 
einer  anderweitigen  Präsentation  in  Anspruch  nehmen  oder  Einwendungen ,  nament- 
lich in  betreff  der  Präsentation,  der  Person  des  Präsentanten  oder  der  des  Präsentirten 
zumachen  haben,  und  dafür  zugleich  in  dem  Edikte  eine  bestimmte  Frist  festzusetzen. 
Die  unter  Verabsäumung  dieses  Aufgebotes  erfolgte  Besetzung  des  Benefiziums  zieht 
die  Nichtigkeit  der  dem  Präsentirten  ertheilten  Institution  nach  sich^. 

Das  Ediktalverfahren  ist  aber  nicht  erforderlich ,  wenn  es  durch  eine  entgegen- 
stehende Gewohnheit  beseitigt  ist^. 

Die  Tom  kirchlichen  Oberen  in  Betreff  der  Rechtsgültigkeit  und  Ordnungsmässig- 
keit  der  Präsentation  vorzunehmende  Untersuchung  hat  sich  vor  Allem  auch  auf  die 
Tauglichkeit  des  präsentirten  Kandidaten  zu  erstrecken  3,  sofern  diese  nicht  schon 
anderweit  festgestellt  worden  ist.  Letzteres  kann  der  Fall  sein,  wenn  ein  präsentirter 
Geistlicher,  welcher  das  erforderliche  Befähigungs-Examen  bereits  bestanden  hat  ^,  ins- 
besondere wenn  von  dem  geistlichen  Patron  ein  im  Pfarrkonkurse  ftlr  dignus  erklärter 
Kandidat  präsentirt  wird^. 

Die  Prüfung  kann  der  Bischof  durch  die  examinatores  synodales  oder  prosyno- 
dales ^  vornehmen  lassen^,  auch  (soweit  er  dazu  berechtigt  ist)  von  einzelnen  dem  Prä- 
sentirten entgegenstehenden  Hindernissen  dispensiren. 

Bei  der  etwaigen  Verwerfung  des  Präsentirten  sind  die  Gründe  mitzntheilen  ^, 


^  So  die  communis  opinio  im  AnscfalusB  an  c. 
47  (ßonif.  VID)  in  VJto  de  elect.  I.  6.,  welches 
eio  derartig^es  Yerfahren  freilich  nur  bei  Wahlen 
voTBchreibt,  Glosse  zu  c.  olt.  s.  v.  electione;  Yl- 
▼ian.  1.  c.  n.  4fif.,  Pyrrh.  Corrad.  1.  c.n.l9flf., 
Lenren.  1.  c.  qii.  192  n.  die  dort  citirten.  £in 
Edikte-Formular  bei  Vivian.  1.  c.  c.  2.  n.  2; 
Aufgebote  ans  dem  14.,  15.  n.  16.  Jahrh.  i. 
Arch.  f.  kath.  K.  B.  36,  55  n.  Würdtwein, 
dioeees.  Mogunt.  1,  192.  200.  252.  306.  Das 
Anfsebotsverfahren  findet  sich  schon  angeordnet 
in  der  Synode  v.  Lüttich  v.  1283.  c.  14.  §.  11, 
Hartzheim  3,  702. 

Bekannte  Interessenten  sollen  mangels  ent* 
gegenstehender  Gewohnheit  besonders  geladen 
werden,  Ylvian.  1.  c.  c.  1.  n.  7;  Garclas  tr. 
de  beoef.  P.  IX.  o.  4.  n.  10  ff. 

Eine  dorcbgreifende  PräclQsiy-Wirkung  bat  die 
Doetrin  und  Praxis  mit  dem  blossen  Ablauf  dar 
Ediktal-Frist  nicht  verbunden,  diese  vielmehr  erst 
an  die  nachher  stattgehabte  Institution  geknüpft. 
Daher  hat  man  dem  wahren  Patron,  falls  die  Prä- 
lentatlon  von  einem  Nichtberechtigten  vorge- 
nommen war,  eine  solche  anch  noch  nach  Ab- 
lauf der  Ediktal-Frist  gestattet,  nicht  minder 
deo  Kiiehen-Oberen  für  befugt  erklärt,  alle  etwa 
später  angemeldeten  Ansprüche  von  amtswegen 
ZQ  untersuchen,  vgl.  Garclas  1.  e.  n.  8ff.,  Vi- 
▼ian.  1.  c.  0.  3;  Pyrrh.  Gorrad.  1.  c.  n.30ff., 
Le  a  re  n.  1.  c.  qu .  143.  Die  Wirkung  dieses  Auf- 
gebotsverfahrens  ist  demnach  die,  dass  es  dem  Obe- 
ren das  Recht  gewährt,  ohne  Berücksichtigung  der 
Dicht  angemeldeten  Ansprüche  vorzugehen  und 
die  Geltendmachung  solcher  behufe  Anfechtung 
eioer  bereits  erfolgten  Institution  ausschliesst. 

DuRecbt  zur  Variation  (s.  o.  S.  48)  wird 
darrh  den  Erlass  der  Ediktalien  nicht  beseitigt. 
*  Pyrrh.  Corrad.  1.  c.  n.  29;  Lenren.  1. 


c.  qu.  192.  n.  3.  In  Italien  ist  das  Verfahren 
theilweise  noch  üblich,  s.  Acta  s.  sed.  10,  551; 
Lingen  u.  Reuss,  causae  selectae in  S.  Gongr. 
conc.  propositae.  p.  467,  während  es  in  den  deut« 
sehen  Diöcesen  nicht  vorkommt.  Dagegen  ist  die 
o.  S.  2.  n.  6  erwähnte  Proklamation  auch  bei 
Patronatspfründen  in  der  Erzdloeese  Freiburg 
vorgeschrieben. 

8  Trid.  Sess.  VII.  o.  13,  wo  das:  a  vor  qui- 
busvis  ecclesiasticis,  welches  sich  in  den  meisten 
Ausgaben  findet,  unrichtig  ist,  Giraldi  exposit. 
pontif.  ed.  Rom.  1769.  p.  831,  GinzelK.  R. 
2,  155;  Trid.  Sess.  XXV.  c.  9  de  ref.  Hat  ein 
praelatus  inferior  das  Institutionsrecht,  so  hat  die 
Prüfung  trotzdem  seitens  des  Bischofs  zu  erfolgen, 
Trid.  1.  c.   Vgl.  auch  o.  8.  45.  n.  5. 

Nur  bei  den  von  den  Universitäten  Präsentirten 
fäUt  die  Prüfung  fort,  Trid.  Sess.  VII.  c.  13.  de 
ref.,  aber  nicht  der  etwa  mit  Rücksicht  auf  das 
Beneflzium  nach  Sess.' XXIV.  c.  18.  de  ref .  er- 
forderte Pfarrkonkurs. 

*  S.  Th.  II.  S.  502  u.  0.  S.  3;  vgl.  anch 
V.  Vogt,  Sammig.  d.  Verordn.  f.  Rottenburg. 
Schwab.  Gmünd  S.  432.  n.  5. 

5  S.  Th.  II.  S.  499  und  Anm.  2  dazu. 

In  diesem  und  dem  in  der  vorigen  Anmerkung 
erwähnten  Kall  ist  allerdings  noch  eine  weitere 
Prüfung  geboten,  wenn  durch  die  Stiftungsur- 
kunde besondere  Qualiflkationsbedingungen  fest- 
gesetzt sind. 

«  Th.  U.  S.  495  ff. 

7  v.  Schulte  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  318.  n.  2, 
bei  Parochial-Benefizien,  welche  nicht  dem  Pfarr- 
konkurse unterworfen  sind,  muss  dies  sogar  ge- 
schehen, Trid.  Sess.  XXIV.  c.  18  de  ref. 

8  Die  von  Schilling  S.60.  n.286  dafür  irri- 
ger Weise  als  conc.  Later.  III  adpend.  I.  37  ci- 
tirte  ep.  Alex.  lU.  ad  abb.  s.  Remig.  v.  1170  o. 
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I.  Die  Hierarchie  ond  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  138. 


weil  der  Patron  und  der  Präsentirte  ohne  EenntniBS  derselben  ni^t  in  der  Lage  sind, 
dflfi  ihnen  zustehende  Recht  der  Appellation  ^  geltend  zu  machen^.  Der  Patron  kann 
aber  auch  statt  zu  appelliren»  einen  anderen  Kandidaten  nachprftsentiren  '.  Die  Frist 
ist  im  Falle  einer  verzeihlichen  Unkunde  des  Pati'ons  die  ursprflngliohe  (4-  oder  6- 
monatliche)^.  Wenn  dagegen  die  Präsentation  eines  Unf&higen  wissentlich  oder  ans 
nicht  entschuldbarer  Nachlässigkeit  erfolgt  ist,  so  geht  der  geistliche  Patron  ftlr  den 
betreffenden  Vakanzfall  der  Ausübung  seines  Präsentationsrechtes  yerlustig  ^,  der  Laien- 
patronat  kann  dagegen  noch  innerhalb  des  Laufes  der  ersten  Frist  eine  andere  Präsen- 
tation Yomehmen  ®. 


1171,  Mansi21,  948  handelt  yon  der  Zurfick- 
weisung  eines  seitens  eines  inkorporationsbeiech- 
tigten  Klosters  präsentlrten  Vikars. 

1  Pyrrh.  Corrad.  1.  c.  n.  6ff.;  Lenren.  1. 
c.  qu.  133.  n.  2.  Vgl.  auch  Tb.  n.  S.  499. 
Anm.  2  a.  E.  Durch  die  Appellation  wird  der 
Bischof  an  der  Besetzung  der  Stelle  gehindert. 
Bis  zur  Entscheidung  darüber  muss  er  einen  Vikar 
oder  Oekonomen  einsetzen,  Leuren.  1.  c.  qu. 
153.  n.  2. 

2  Auch  muss  der  Präsentirte  in  die  Lage  ver- 
setzt werden,  beurthellen  zu  können,  ob  er  ma- 
litiose  zurückgewiesen  ist,  vgl.  S.  52. 

«  c.  5.  29.  X.  h.  t.  III.  38.  Dadurch  wird, 
wenn  der  Bisehof  den  zweiten  Instituirt,  der  zu- 
erst Präsentirte,  auch  wenn  er  appellirt  und  durch- 
dringt, von  dem  Erwerbe  des  Beneflziums  ausge- 
schlossen. 

*  Arg.  c.  26  (Bonif.  VIU.)  in  VI^  de  elect.  I. 
6.   Vgl.  auch  u.  Note  6. 

6  Hergeleitet  durch  die  seit  Jahrhunderten  fest- 
stehende Doktrin  aus  c.  7.  $.  3  (Lat.  III.  v. 
1179),  c.  20.  25  (Inn.  III.)  X.  de  elect.  I.  6;  c.  2 
mex.  III.)  X.  de  suppl.  negl.  I.  10;  c.  18.  26 
(Bonlf.  VIII.)  in  VIto  de  elect.  1. 6,  s.  auch  Th.  IL 
S.  667. 

Für  Beneflzien,  auf  welche  ein  Im  Konkurs  ap- 
probirter  zu  präsentiren  ist,  hat  die  Vorschrift 
keine  praktische  Bedeutung. 

9  Dies  ist  indessen  fdiher  nicht  anbestritten 
gewesen.  Vgl.  über  diese  Frage  Lippert  1. 
Weiss  Arch.  f.  d.  Kirchenrechtswissensohaft  1, 
95.  Die  Ansicht,  welche  den  Laienpatron  ebenso 
wie  den  geistlichen  des  Präsentationsrechtes  für 
verlustig  erkl&rt,  hat  sich  namentlich  auf  NoveUe 
123  c.  18  gestützt,  vgl.  die  Bemerkung  in  der 
Glosse  zu  c.  4.  X.  de  off.  lud.  I.  31  s.  v.  minus 
idoneae  u.  bei  Fagnan.  ad  c.  4  cit.  n.  35.  39 ff. 
Indessen  kann  das  Novellenrecht  auf  den  heuti- 
gen Patronat,  welcher  erst  seit  dem  12.  Jahrh. 
seine  kanonische  Regelung  erhalten  hat,  keine 
Anwendung  finden.  Ferner  lässt  sich  das  Oegen- 
theil  aus  c.  4  (Alex.  III)  X.  cit.  entnehmen.  Die 
Stelle  spricht  aus,  dass,  wenn  der  Bischof  das 
Beneflzium  auf  die  Präsentation  des  Laienpatrons 
wegen  Unfähigkeit  des  präsentlrten  Kandidaten 
nicht  besetzen  kann ,  von  ihm  ein  Oekonom  für 
die  Verwaltung  während  der  Vakanz  eingesetzt 
werden  soll,  geht  also  davon  aus,  dass  selbst  bei 
wissentlicher  Präsentation  eines  Unfähigen  der 
Bischof  nicht  zur  Besetzung  berechtigt  ist  und 
kein  Verlust  der  PtäsentationsbefugnisB  für  den 
Patron  eintritt.  Dies  hat  schon  Bernhard  de  Bo- 
toBe  angenoBunen.   Weiter  hat  man  sich  darauf 


berufen,  dass  der  Laienpatron  variiren  könne  und 
dass  die  Präsentation  eines  Unfähigen  wirkungs- 
los, mithin  rechtlich  so  gut  wie  gar  keine  Pnsen- 
tation  sei,  Fagnan.  L  c.  n.  36  ff.  Das  entschei- 
dende ist  aber,  dass  das  kanonische  Recht  nirgends 
die  gedachte  Strafe  für  den  Patron  festgesetzt  hat 
Die  Konstitution  Pauls  IV :  Postquam  divina  v. 
1558  $.  4  (bull.  Taurin.  6,  540)  hat  allerdings 
allen  Patronen  die  Präsentation  eines  entsprun- 
genen Mönches  (apostata  monachatus)  bei  Strafe 
des  Verlustes  des  Präsentationsrechtes  für  den 
betreffenden  Erledigungsfall  untersagt,  indessen 
ist  diese  schon  durch  die  const.  Pii  IV :  Sedis  apo- 
stolicae  v.  1560  (1.  c.  7, 15),  welche  dieser  Strafe 
nicht  mehr  erwähnt,  beseitigt  worden.  Seit  län- 
gerer Zeit  übrigens  besteht  über  die  Sache  seihst 
und  die  Frist  keine  Meinungsverschiedenheit 
mehr,  vgl.  Lippert  a.a.  0.  S.  lOSff. ;  Schil- 
ling S.  60;  Kaim  2,  138;  Phillips  7,  809; 
Schulte  K.  R.  2,  694;  Kichter-Dove  K.  B. 
S-  190.  n.  11. 

Dagegen  herrscht  keine  Uebereinstimmnng  da^ 
rüber,  ob  im  Falle  einer  entschuldbaren  Präsen- 
tation eines  Unfähigen  dem  Patron,  wie  im  Text 
angenommen,  eine  neue  volle  4monatlicbe  Frist 
oder  blos  der  Rest  der  ursprünglich  begonnenen 
offen  bleibt.  Für  das  letztere  z.  B.  Vivian.  1. 
c.  P.  IL  1.  7.  0.  4.  n.  32;  Fagnan.  ad  c.  4.  I. 
31  cit.  n.  33;  Reiffenstuel  l.  o.  m.  38.  n. 
85;  Richter-Dove  K.  R.  $.  190;  Schulte 
a.  a.  0.  2,  694;  anscheinend  auch  Phillips?, 
809 ;  für  die  Ansicht  des  Textes  Lippert  a.  a. 
0.  S.  114;  Schilling  S.  60;  Kaim  2,  139. 
Für  letztere  spricht  das  c.  26  cit.  und  der  Um- 
stand, dass  auch  sonst,  wenn  die  Präsentation 
ohne  Schuld  des  Patrons  nicht  zur  Wirkung  ge- 
langt, diesem  die  volle  Frist  von  Neuem  läuft. 

Uebrigens  muss  der  Patron,  der  weltliche,  wenn 
er  sich  diese  Frist,  der  geistliche,  wenn  er  sich 
überhaupt  das  Recht  zur  Nachpräsentation  erhal- 
ten will,  seine  Unkenntniss  der  Unfähigkeit  des 
Präsentlrten  und  die  Unversohuldetheit  derselben 
beweisen  arg.  c.  20  X.  I.  6.  Da  dem  geistliclien 
Patron  unter  den  gedachten  Voraussetzungen  die 
Befugniss  zur  Nachpräsensation  zusteht,  so  ist  es 
ihm  auch  nicht  zu  verwehren,  dass  er,  falls  er 
schon  nach  erfolgter  Präsentation  Kenntniss  von 
der  Unfähigkeit  des  Kandidaten  erlangt  hat,  noch 
vor  der  Verwerfung  desselben  durch  den  Bisebof 
nachpnsentirt,  so  auch  v.  Schulte  Lehrb.  3. 
Aufl.  S.  319.  n.  6. 

Bei  Präsentation  eines  Unfähigen  durch  einen 
Stellvertreter  treffen  den  Patron  die  erwähnten 
Naehthelle  im  Allgemeinen  nicht,  wohl  aber  dann, 
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Bei  der  Prftsentation  mehrerer  fähiger  Kandidaten  soll  der  Kirchen-Obere  unter 
diesen  zwar  den  dignior  auswählen  ^ ,  indessen  entsteht  aus  der  Verleihung  der  Stelle 
iB  einen  anderen  der  Kandidaten  keine  Nichtigkeit  der  Besetzung  2. 

Was  die  Frist  betrifft ,  innerhalb  welcher  die  Institution  [imtitutio  cottativa)  '  Tor- 
znnehmen  ist,  so  beträgt  diese  für  Farochial-Benefizien  jeder  Art  des  Patronates  zwei 
Monate,  angerechnet  vom  Tage  der  erfolgten  Präsentation.  Bei  schuldbarer  Verzöge- 
nmg  des  kirchlichen  Oberen  fällt  das  Benefizium  der  päpstlichen  Besetzung  anheim, 
indeasen  kann  der  Patron  statt  sich  an  den  päpstlichen  Stuhl  zu  wenden ,  bei  aolchen 
Benefizien ,  auf  welche  ein  Ordinarius  zu  instituiren  hat ,  auch  die  Institution  bei  dem 
Metropoliten  oder  bei  dem  Bischof  der  nächsten  Kathedrale  nachsuchen  ^.  Fflr  andere 
Fftlle  hat  das  kanonische  Recht  keine  Frist  festgesetzt.  Bei  ungerechtfertigter  Zöge* 
nmg  des  Oberen  mit  den  die  Institution  vorbereitenden  Handlungen  (z.  B.  der  Prüfung) 
oder  mit  der  Institution  selbst,  bleibt  dem  Patron  und  dem  Präsentirten  nichts  anderes 
tbrig,  als  die  vorgesetzte  Instanz  im  Wege  der  Beschwerde  anzugehen,  damit  diese 
eine  Frist  setzt  und  nach  fruchtlosem  Verlauf  der  letzteren  entweder  mitZwangsmittehi 
gegen  den  säumigen  vorgeht  oder  statt  dessen  die  erforderlichen  Handlungen  selbst 
vornimmt^. 

Die  institutio  coUativa^  besteht  in  der  Erklärung  des  verleihungsberechtigten 
Oberen ,  dass  er  dem  Präsentirten  auf  Grund  des  patronatischen  Vonchlags  das  frag- 
liehe Benefizium  überträgt  7.  Sie  kann  mündlich  oder  schriftlich  —  letzteres  ist  das 
heute  übliche  —  ertheilt  werden®. 

Wenn  die  Institution  nach  erfolgter  Präsentation  unmöglich  wird,  z.  B.  dadurch, 
dass  der  Kandidat  vorher  stirbt  oder  auf  das  Benefizium  verzichtet  oder  die  Qualifikation 


veno  er  seinem  Mandatar  wigsentlich  oder  ver- 
selnildeter  Weüe  die  Prisentation  eines  bestimm- 
ten, unfähigen  Kandidaten  aufgetragen  bat,  L  e  ii- 
ren  I.  c.  qu.  löö.  n.  2. 

Nach  prenss.  L.  R.  geht  der  Patron,  welcher 
ein  ontangliebes  Subjekt  vorgeschlagen  bat,  falls 
er  dn  Geistlicher  ist,  des  Pr&sentationsrechtes 
forden  betreffenden  Fall  yerlnstig,  II.  11.  $  392, 
sonst  nicht,  nnd  es  kommt  dann  dem  Patron, 
venn  die  gesetzliche  Frist  verlaufen  ist,  noch 
eine  seebswöehentliche  Nachfrist  für  eine  andere 
Prtsentstton  zu  statten,  a.  a.  0.  %.  399. 

<  Th.  U.  8.  493;  NicoUis  prax.  canon.  s.  v. 
iwpatr.  n.  91. 

<  Th.  II.  a.  a.  O. ;  vgl.  auch  Pyrrh.  Corrad. 
I.  lY.  e.  6.  n.  51 ;  L euren.  1.  c.  qu.  193.  n.  3. 

»  Th.  II.  S.  650. 

*  Const.  Pll,  V:  In  conferendis  v.  1576  (Th. 
n.  S.  494.  n.  7)  $.4:  „nee  non  parochialium 
eeelesiamm  similium  quae  jurispatronatus  eccle- 
siastici  vel  laicerum  seu  elericorum  et  laicorum 
slmul  faerint,  si  praesentatus  intra  tempus 
eisdem  patronis  a  Iure  praeflxum  praevio  exa- 
mlne  iuxta  formam  dicti  coneilii  (sc.  Trident. 
s.  Th.  II.  S.  494  n.  0.  8.  58.  n.  7)  approbatus 
petatnr  institui  institutioque  ipsa  per  II  menses 
a  die  praesentatlonis  düata  foerit,  oollationem, 
provisionem,  institutlonem  et  omnimodam  dispo- 
■itienem  nobls  et  ipsi  sedl  ac  personis  indulta 
brriusmodi  oonferendl,  providendi  seu  instituendi 
obtinentibus  respectlve  reservamus,  data  tarnen 


in  parochialibus  iuris  patn»iatos  optione  ipsis  pa- 
tronis, ut,  si  institutio  ad  ordinarios  speetabit, 
ipsis  ordinariis  illam  facere  negligentibus  et  ultra 
dictos  menses  difFerentibus  possint  pro  huiusmodi 
institutione  obtinenda  habere  reoursnm  ad  metitK 
politanum  vel  vieiniorem  ordinarium  ant  ad  sedem 
apostolicam." 

6  Vgl.  Vivian.  1.  c.  P.  n.  1.  7.  0.  5  n.  10; 
Pyrrh.  Gorrad.  1.  IV.  c.  3.  n.  12  u.  c,  7.  n. 
.11 ;  Barbosa  de  off.  et  pot.  episc.  P.  III.  alleg. 
72.  n.  191  ff.;  Leuren.  1.  c.  qu.  177.  n.  2; 
Reiffenstuel  III.  7.  n.  72.  73;  Ferraris  1. 
c.  art.  4.  n.  33.  Ein  derartiges  Verfahren  schon 
angeordnet  von  InnocenzDI  ep.I.  87,  ed.  Migne 
1,75. 

6  Vgl.  Th.  n.  S.  650, 

^  Vivian.  1.  c.  P.  H.  1.  13.  c.  1.  n.  3. 

9  Leuren  1.  c.  qu.  186.  Formulare  bei  Vi- 
vian. 1.  c.  e.  4.  n.  1;  Barbosa  de  off.  et  poi. 
episc.  form,  episcop.  n.  21;  v.  Vogt,  8amml. 
kirchl.  Verordn.  f.  Rottenburg  8.  236. 

Verleiht  der  Papst  ein  Patronatsbeneflzinm  auf 
Pr&sentation  oder  mit  Konsens  des  Patrons,  so 
geschieht  dies  nicht  in  der  Form  der  institutio 
collativa,  sondern  der  der  collatio ,  also  nieht  mit 
den  Worten:  instituimus,  sondern:  conferimuset 
providemus,  oder  bei  der  Verleihung  in  forma 
commissoria  mit  der  Anweisung  an  den  Beauf- 
tragten: auctoritate  nostra  oonferas,  Pyrrfai 
Corradi  praxis  benef.  IV.  7.  n.  81, 


56 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  138. 


verliert ,  so  läuft  dem  Patron  die  urBprüngliche  volle  Frist  von  Neuem  nnd  zwar  von 
dem  Moment,  wo  er  von  den  betreffenden  Thatsachen  Kunde  erlangt  hat  ^ 

Hat  8ich  der  Patron  bei  der  Präsentation  einer  Simonie  schuldig  gemacht,  so  ist 
diese  und  auch  die  etwa  darauf  erfolgte  Institution  nichtig  2. 

b.  Besonderheiten.  Beim  Kompatronat  steht  zwar  jedem  der  Mitpatrone 
das  Präsentationsrecht  in  solidum  zu,  die  Gleichberechtigung  aller  bedingt  es  indessen, 
dass  falls  nicht  besondere  statutarische  Bestimmungen ,  z.  B.  in  der  Stiftungsurkunde 
getroffen  sind ,  eine  wirksame  Präsentation  nicht  von  einem  wider  Willen  der  anderen 
vorgenommen,  diese  vielmehr  nur  gemeinsam  erfolgen  kann  ^.  Als  präsentirt  gilt  der- 
jenige, welcher  die  relative  Stimmenmehrheit  der  Berechtigten  auf  sich  vereinigt  hat^. 
Jeder  der  Mitpatrone  hat  eine  Stimme ,  jedoch  können  die  Erben  eines  solchen  nnr  zu- 
sammen die  Stimme  ihres  Erblassers  führen  ^.  Gemeinrechtlich  ist  nicht  vorgeschrieben, 
dass  die  Kompatrone  den  Kandidaten  in  gemeinsamer  Berathung  festzustellen  und  ge- 
meinsam demELirchenobem  zu  präsentiren  haben  ^,  es  kann  daher  auch  jeder  Mitpatron 
seinen  Kandidaten  dem  Oberen  allein  bezeichnen  und  der  Obere  hat  aus  diesen  Einzel- 
vorschlägen das  Resultat ,  d.  h.  die  als  massgebend  zu  betrachtende  Gesammtpräsen- 
tation  nach  der  oben  gedachten  Regel  zu  ermitteln.  Der  ELandidat,  welcher  in  der 
Minorität  verblieben  ist,  gilt  nicht  als  präsentirt ,  und  braucht  daher,  falls  der  Mehr- 
heits-Eüindidat  unfähig  ist,  nicht  instituirt  zu  werden,  vielmehr  steht  den  Kompatronen 


1  Arg.  c.  26  (Bonif.  Vin.)  In  VJto  de  elect  I  6. 
Vi  via  n.  I.e.  1.  VII.  c.  4.  n.  30;  L  euren.  I.e. 
qn.  141. 

2  Arg.o.  13(Alex.  III.)  27  (Coelest.  III.)X.  de 
Simon.  V.  3;  c.  2  (Paul.  II.)  eod.  tit.  in  Extr. 
comm.  V.  1;  Schilling  S.  68;  SchUyer  S. 
33.  35. 

Die  Frage,  ob  der  Laienpatron  in  einem  solchen 
Falle  bei  noch  laufender  Frist  nachprisentiren 
darf,  kann  jedenfalls  nur  dann  aufgeworfen  wer- 
den, wenn  man  mitSchlayer  S.  33  annimmt, 
dass  der  Patron  den  Patronat  in  Folge  seiner  straf- 
baren Handlung  nicht  verliert.  Vgl.  über  die  dar- 
über bestehende  Kontroverse  unten  $.140. 

«  Vgl.  oben  S.  16. 

*  c.  3  (Later.  III.  a.  1176)  X.  h.  t.  HI.  38. 
Die  Stelle  verlangt  zwar,  dass  der  Mehrheits- 
Kandidat  auch  „maioribus  iuvatur  meritis^',  in- 
dessen ist  dies  zur  Gültigkeit  der  Präsentation 
nicht  erforderlich,  weil  der  Kandidat  nur  dignus, 
nicht  aber  der  dignior  zu  sein  braucht,  s.  0.  S.  43; 
vgl.  Fagnan.  ad  c.  3.  X.  cit.  n.  15.  Nach 
preuss.  L.  R.  11.  11.  $$.  344.  345  entucheidet 
die  „überwiegende^  d.  h.  absolute  Majorität. 

^  dem.  2.  h.  t.  III.  12,  welche  eine  nnter  den 
Glossatoren  über  die  zuletztgedachte  Frage  ent- 
standene Kontroverse  entscheidet,  s.  Glosse  dazu 
B.  v.  plures.  Dagegen  bleibt  es  bei  der  Regel, 
dass  Jeder  der  Kompatrone  nur  eine  Stimme  hat, 
wenngleich  sie  zu  der  Stiftung  in  verschiedenem 
umfang  beigetragen,  s.  0.  S.  24. 25,  oder  bei  Ent- 
stehung des  Kompatronats  durch  Beerbung  ver- 
schiedene Erbquoten  erhalten  haben,  Schlayer 
S.  60,  oder  beim  dinglichen  Patronate  verschie- 
dene Antheile  des  berechtigten  Grundstückes  be- 
sitzen, denn  die  Clem.  2  dt.  will  nur  das  Stimm- 
yerhältniss  der  mehreren  Erben  des  Kompatrons 


nach  dem  bei  der  Intestat-Erbfolge  massgebenden 
Princip  der  Succession  in  stirpes  regeln,  auf  andere 
Verhältnisse  nimmt  sie  keine  Rücksicht.  Für  den 
dinglichen  Kompatronat  a.  M.  Lippert,  Patro- 
nat 8.  86.  Dagegen  auch  Schilling  S.  49. 
Steht  derselbe  Patronat  mehreren  Gütern  gemein- 
sam als  dinglicher  zu,  so  bestimmt  sich  das  Stimm- 
verhältniss  nach  den  Gütern,  so  dass  der  Patron, 
welcher  zwei  dieser  Grundstücke  besitzt,  auch 
zwei  Stimmen  führt,  Schilling  S.  49,  ebenso 
preuss.  L.  R.  a.  a.  0.  $.  352.  Dass  dies  Stimm- 
verhältniss  statutarisch,  z.  B.  durch  die  Stiftlings- 
urkunde, anders  geregelt  werden  kann,  ist  selbst- 
verständlich. Das  preussische  A.  L.  R.  II.  11. 
$$.  344  ff.  352  hat  denselben  Grundsatz,  wie  das 
katholische  Kirchenrecht.  Für  den  nicht  ansdrfiok- 
lich  erwähnten  Fall,  dass  der  Kompatronat  meh- 
reren Eigenthümern  eines  Grundstücks  zusteht, 
gewährt  die  Praxis  aber  den  Miteigenthümem  ein 
Stimmrecht  nach  Verhältniss  der  Antheile,  Si- 
mon u.  V.  Strampff  Rechtssprüche  4, 244,  was 
unrichtig  ist ,  s.  meine  Ausführung  bei  D  o  ▼  e 
u.  Friedberg,  Ztschr.  f.  K.  R.  7,  20. 

6  Freilich  hat  die  Congr.  conc,  Richters 
Tridentinum  S.  456.  n.  19,  in  Betreff  eines  einer 
Pfarrgemeinde  zu  zwei  Dritteln  und  einer  Familie 
zu  einem  Drittel  zustehenden  Patronates  angenom- 
men, dass  diese  letztere  ihre  Stimme  in  der  Ver- 
sammlung der  Hausväter  derParochie,  in  welcher 
seitens  der  letzteren  über  die  Präsentation  be- 
schlossen wird ,  ausüben  müsse.  Das  preuss.  L. 
R.  a.  a.  0.  %%.  345  ff.  giebt  dagegen  dem  Kirchen- 
oberen bei  einer  nicht  mit  absoluter  Majorität  er- 
folgten Präsentation  das  Recht,  den  Patronen  zur 
Vereinigung  über  einen  Kandidaten  eine  Frist  zu 
setzen,  mit  deren  fruchtlosem  Verlauf  das  Recht 
zur  Präsentation  für  den  betreffenden  Fall  er- 
lischt. 


§.  138.) 


Inhalt  des  Patronatrechtes  (PrSsentatioiiBrecht). 
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unter  denselben  VorauBsetziingen ,  wie  dem  Einzelpatron  das  Recht  zn  einer  neuen 
Präsentation  offen  ^,  eyentuell  tritt  freie  Besetzung  der  Stelle  ein  2.  Eine  Ausnahme 
findet  nur  beim  geistlichen  Patronat  statt,  wenn  die  in  der  Mehrheit  befindliohen  Kom- 
patrone  wissentlich  einen  unwürdigen  präsentirt  haben,  denn  ihre  Präsentation  ist  nicht 
nur  nichtig ,  sondern  beraubt  sie  zugleich  des  Präsentationsrechtes ,  so  dass  nur  der 
Vorschlag  der  flbrigen  als  rechtlich  wirksamer  bestehen  bleibt.  Haben  die  vorge- 
schlagenen  Kandidaten  jeder  die  gleiche  Stimmenanzahl  erhalten,  so  ist  gar  keine  Prä- 
sentation erfolgt  und  der  Eirchenobere  hat  nach  Ablauf  der  Frist  die  freie  Besetzung  K 
Eine  Entscheidung  durch  das  Loos  unter  den  in  Aussicht  genommenen  Kandidaten  ist 
unstatthaft  und  macht  die  Präsentation  nichtig^. 

Der  Lauf  der  Präsentationsfrist  beginnt  fttr  jeden  der  Kompatrone  selbstständig 
nnd  unabhängig  von  den  anderen  nach  Massgabe  der  allgemeinen  Kegeln  (s.  o.  S.  46). 
Diejenigen,  gegen  welche  die  Frist  bereits  abgelaufen  ist,  können  sich  also  bei 
einer  erst  später  vorzunehmenden  Präsentation  nicht  mehr  wirksam  betheiligen  ^. 
Ebenso  fallen  alle  diejenigen  aus,  in  deren  Person  bei  einer  solchen  einer  der  die  Prä- 
sentation des  Einzelpatrons  ausschliessenden  Gründe  eintritt  ^.  In  beiden  Fällen  kommt 
es  also  lediglich  auf  die  Stimmen  derjenigen  an,  welche  sich  ihr  Präsentationsrecht  be- 
wahrt haben,  weil  nur  diese  noch  allein  fQr  die  Präsentation  in  solidum  berechtigt  sind  ^. 

Die  Kompatrone  können  aber  statt  des  ebengedachten  Weges  auch  den  Modus 
wählen,  dass  sie  yerschiedene  Kandidaten  dem  Kirchenoberen  in  der  Weise  vorschlagen, 
dass  letzterer  einen  derselben  für  die  Stelle  auswählt^.  Da  mit  dieser  Beftagniss  ein 
Mittel  gegeben  sein  soll ,  lang  andauernde  Vakanzen  wegen  etwaiger  Uneinigkeiten 
unter  den  Patronen  zu  verhüten,  so  muss  die  Vornahme  derartiger  Präsentationen  von 


1  Nach  dem  S.  51  Bemerkten  kann  die  Frist 
füi  die  einzelnen  Kompatrone  eine  verschiedene 
sein,  Je  nachdem  sie  den  unfähigen  vissenüich 
oder  unwissentlich  präsentirt  haben.  Stimmen 
oder YorscUige  deijenigen  Patrone,  für  welche 
die  Frist  abgelaufen  ist,  mögen  sie  ihre  Präsen- 
tation in  gemeinschaftlicher  Berathung  festgestellt 
oder  jeder  einzeln  an  den  Kirchenoberen  gerichtet 
haben,  kommen  nicht  in  Betracht. 

Nach  prenss.  A.  L.  R.  a.  a.  0.  $.  347  soll 
falU  der  Kirchenobere  bei  mangelnder  Einigung 
der  Patrone  die  Stelle  besetzt,  für  die  Regel  keiner 
derMinoritäts-Kandidaten  für  dieselbe  ausgewählt 
werden. 

>  Andere  nehmen  freilich  an,  dass  der  Kirchen- 
obere bei  Unfähigkeit  des  Majoritäts-Kandidaten 
einen  der  Minorität  zn  instituiren  hat,  Gonzalez 
Tellez  ade.  3X.  cit.  m.  38.  n.  2;  Leuren. 
1.  e.  «jn.  195.  n.  3;  Kalm  S.  129;  Schilling 
8.  47;  manche,  z.  B.  Vivian.  1.  c.  1.  XII.  c.  8. 
B.  12;  Reiffenstuel  ID.  38.  n.  93  beschrän- 
ken dies  auf  den  Fall,  dass  die  Mehrheit  wissent- 
lich einen  Unfähigen  präsentirt  hat,  indessen  ver- 
lieren Laienpatrone  in  diesem  Falle  ihr  Präsen- 
tstionsrecht  nicht.  Der  Meinung  des  Textes 
LippertS.  87.  n.  98. 

^  Fagnan.  ad  c.  24  X.  h.  t.  lU.  38.  n.  23; 
Reiffenstuel  1.  e.  n.  94;  Phillips  7,  801. 
Nach  anderen,  z.  B.  Lenren.  1.  c.  qn.  195.  n.  2; 
Llppert  S.  87.  Anm.  98;  Schilling  S.  47 
soll  der  Obere  nur  unter  den  Präsentirten  wäh- 
len dürfen.    Wenn  Reiffenstuel  1.  e.  n.  95 


beim  geistlichen  Patronat  in  dem  gedachten  Fall 
dem  Kirchenoberen  bei  gleichstimmiger  Präsen- 
tation auch  noch  vor  Ablauf  der  Frist  die  sofortige 
Besetzung  gestattet,  weil  der  geistliche  Patron 
nicht  yariiren  könne,  so  ist  dabei  übersehen,  dass 
die  Variation  eine  gültige  Präsentation  yoraus- 
setzt,  eine  solche  aber  hier  gar  nicht  stattgefun- 
den hat. 

^  So  nach  der  Praxis  der  Congr.  conc,  Rich- 
ters Tridentinum  S.  456.  n.  20,  weil  ein  solches 
Verfahren  dem  c.  3  X.  III.  38  widerspricht. 

6  So  die  Praxis  der  Rota,  Garcias  tract.  de 
benef.  P.  X.  c.  2.  n.  41;  Vivian.  1.  c.  1.  7. 
C.2.  u.  13;  Leuren.  1.  c.  qu.  139.  n.  6,  der 
Gongr.  conc,  thesaur.  resol.  92,  27;  vgl.  ferner 
Lippert  S.  103;  Schilling  .8.  64;  Kalm 
S.  136;  SchlayerS.  55. 

0  So  die  Congr.  conc,  thes.  resol.  94,  338; 
101,  12;  SchlayerS.  56. 

7  Ueber  die  irrige  Annahme  einzelner,  dass  bei 
simonistischer  Veräusserung  des  Patronats  durch 
einen  der  Kompatrone  der  Bisehof  an  dessen  Stelle 
trete,  s.  Schlayer  S.  56.  n.  3.  Vgl.  auch  o. 
S.  16. 

8  Nach  positiver  Vorschrift  der  Glem.  2  cit. : 
^,Et  ttt  facUius  provideatur  eodesils ,  non  incon- 
veniens  reputamus,  patronos  ipsos  Inter  se  posse 
libere  convenire  de  rectore  ab  eis  altemis  Tidbus 
praesentando ;  quibus  etiam  ex  eadem  causa  per- 
mittimns,  ut  pluxes  ad  vacantem  ecdesiam  pos- 
sittt  eo  modo  praesentare  personas  quod  nna  ex 
eis  eligi  per  episoopnm  vi^eat  et  admitti.« 
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einem  Mehrheitsbeschluss  der  Kompatrone  unabhängig  sein  ^ ,  und  jedem  einzelnen, 
welcher  eine  volle  Stimme  hat  3,  das  Recht  dazn  unabhängig  von  den  andern  zuge- 
standen werden.  Ja,  wenn  auch  nur  einer  von  ihnen  in  dieser  Weise  präsentirt  hat, 
können  die  Vorschläge  der  übrigen  Patrone  an  den  Kirchenoberen  ebenfalls  nur  als 
unter  der  Bedingung  der  Auswahl  seitens  des  letzteren  erfolgt  gelten  ^. 

Endlich  steht  es  den  Kompatronen  auch  frei  —  selbstverständlich  ist  dazu  Ein- 
stimmigkeit nöthig  —  besondere  Vereinbarungen  über  die  Art  der  Ausübung  der  Prä- 
sentation zu  treffen ,  insbesondere  festzusetzen ,  dass  die  letztere  von  jedem  einzelnen 
nach  einem  bestimmten  Turnus  für  die  Gesammtheit  vorgenommen  werden  soll^.  Eine 
derartige  üebereinkunft  bedarf  der  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen  zu  ihrer  Gül- 
tigkeit nicht  ^  und  bindet  die  Rechtsnachfolger  der  Kompatrone  ^ »  bis  sie  etwa  zufolge 
einstimmigen  Beschlusses  derselben  wieder  aufgehoben  wird.  Nicht  minder  wird  eine 
Observanz ,  welche  sich  unter  den  Kompatronen  über  die  Ausübung  des  Präsentationsr- 
rechtes  gebildet  hat,  für  rechtsgültig  zu  erachten  sein  ^. 

Wird  die  Präsentation  im  Turnus  ausgeübt ,  so  präsentirt  der  jeweilige  Berech- 
tigte (Tumarius]  zwar  stets  Namens  seiner  Mitpatrone,  aber  aus  eigenem  Recht,  nicht 
als  Bevollmächtigter  der  letzteren.  Sein  desfallsiges  Recht  ist  erst  konsumirt,  wenn 
die  von  ihm  vorgenommene  Präsentation  zur  Wirksamkeit  gelangt  oder  lediglich  durch 
sein  Verschulden  (z.  B.  Versäumniss  der  Frist]  ohne  eine  solche  geblieben  ist.    Im 


1  AüdernfaUs  würde  das  Mittel  seinen  Zweck 
Terfeblen.  Ans  demselben  Grande  kann  die  An- 
ordnung der  Clem.  2  auch  nicht  dahin  aufgefasst 
werden,  dass  sie  den  Kompatronen  das  Recht 
glebt,  mehrere  Kandidaten,  welche  durch  Majori- 
i&tsbeschlQSS  bestimmt  werden,  zu  präsentlren. 

Gerlach  S.  37  u.  Friedle  a.  a.  0.  S.  9 
beschrEnken  die  Befugniss  der  Kompatrone  zu 
solchen  Einzelpräsentationen  auf  den  Fall ,  dass 
sie  ein  selbstständiges  Recht  auf  eine  soche  (z.  B. 
nach  der  Stiftungsurkunde}  haben ,  was  aber  mit 
der  Clem.  unvereinbar  ist. 

^  Die  mehreren  Erben  eines  Kompatrones  kön- 
nen demnach  auch  diese  Art  der  Präsentation  nur 
gemeinsam  vornehmen,  s.  S.  56.  Vgl.  Phillips 
7,800. 

3  Bei  der  entgegengesetzten  Annahme  würde 
man  wieder  zu  einer  Mehrheits-Entscheidung  über 
die  Art  der  Präsentation  gelangen. 

Des  näheren  stellt  sich  das  Y erhältniss  zwischen 
den  beiden  Arten  der  Präsentation  dahin:  1. 
Haben  die  Kompatrone  unter  einander  abge- 
stimmt und  ist  eine  Majorität  erreicht,  so  ist  da- 
mit der  zu  priUentlrende  Kandidat  festgestellt,  an 
welchen  aUe  gebunden  sind.  2.  Wenn  dies  aber 
nicht  geschehen  oder  dabei  f&r  keinen  Kandi- 
daten eine  relative  Majorität  erreicht  ist,  so  Ist 
keine  Einigung  erfolgt  und  es  kann  dann  jeder 
Patron  noch  selbstständig  in  der  durch  die  Clem. 
2  gestatteten  Art  präsentlren.  3.  Für  den  FaU 
endlich,  dass  seitens  einzelner  Kompatrone  Prär 
sentationen  ohne  Rücksicht  auf  die  Clem.  erfolgt 
sind  und  somit  dem  Kirchenoberen  die  Feststel- 
lung der  Gesammtpräsentatlon  nach  der  Majorität 
der  Patronatsstimmen  überlassen  ist,  hat  Jede 
Präsentation  aueb  nnr  ^nes  Patrons,  welche  die 


der  Clem.  entsprechende  Auflage  erhält  und  vor 
Ablauf  der  Frist  erfolgt  ist ,  die  Wirkung ,  dass 
der  Kirchenobere  nur  aus  den  präsentfrten  Kan- 
didaten wählen  darf. 

«  Clem.  2  clt.  (s.  57.  n.  8)  erwähnt  speziell 
nur  der  Festsetzung  eines  Turnus.  Da  sie  aber 
die  Yerelnfachung  und  Erleichterung  der  Präsen- 
tation bezweckt ,  so  können  andere  darauf  abzie- 
lende Vereinbaraugen  unter  den  Patronen ,  z.  B. 
dass  der  Senior  präsentirt  oder  die  übrigen  zu 
einer  gemeinsamen  Sitzung  mit  Präkluslonsfolge 
für  die  Ausbleibenden  zusammenberuft,  nicht 
ausgeschlossen  sein.  Vgl.  Llppert  S.  89; 
Schilling  8.  48;  Phillips  7,  799.  Nach  d. 
bad.  V.  V.  1808.  n.  29  (S.  7.  n.  6)  muss  sogtr 
bei  Kompatronaten  die  Präsentation  stets  wechsel- 
weise durch  einen  der  Kompatrone  erfolgen,  es 
sei  denn,  dass  einer  von  ihnen  das  Recht  dazu 
durch  Stiftung,  Yerelnbarang  oder  Herkommen 
erlangt  habe. 

5  Clem.  2  cit.  Die  Statthaftigkeit  derartiger 
Yereinbarungen ,  mindestens  ohne  Zustimmung 
des  kirchlichen  Oberen,  war  vorher  in  Frage  ge- 
stellt worden,  s.  Inn.  lY  oomm.  ad  c.  1.  X.  h.  t 
III.  38.  n.  1.  Ygl.  auch  Glosse  s.  v.  libere  ad 
Clem.  2  cit. 

Ein  Zwang  des  Kirchenoberen  gegen  die  Pa- 
trone zur  Eingehung  einer  solchen  Abmachung, 
dafür  namentlich  Pitoniusl.c. alleg.  IX n.  1  ff. , 
ist  unstatthaft,  s.  Schlayer  S.  65. 

0  Auch  das  folgt  aus  der  ratio  legis. 

7  Ausdrücklich  lässt  auch  das  preuss.  L.  R. 
II.  11.  $.  352  In  dem  Falle,  wo  der  Patronat  an 
mehreren  Gütera  haftet,  Über  die  Höhe  des 
Stimmanthells  Yerträge  und  feohtSTeijährte  Ge- 
wohnheit entscheiden. 
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letsteien  Fall  geht  das  Präsentationsrecht  aber  nicht  auf  die  ttbrigen  Kampatrone  zn- 
rlek^  vielmehr  tritt  die  freie  Kollation  des  kirchlichen  Oberen  ein. 

Das  Variationsrecht  steht  den  Kompatronen  beim  Liaienpatronate  ebenfalls  zn, 
wenn  indessen  die  Person  des  Präsentirten  durch  die  Majorität  bestimmt  wird ,  bedarf 
68  einer  solchen  auch  zu  einer  gültigen  Variation  2. 

Weitere  Besonderheiten  kommen  beim  Kompatronat  vor,  wenn  derselbe  ein  ge- 
nisehter  ist. 

Bei  gemeinschaftlicher  Ausübung  eines  solchen  durch  die  Kompatrone  können  die 
verschiedenen  in  Betreff  des  geistlichen  und  weltlichen  Patronates  geltenden  Grund- 
sätze nicht  gleichzeitig  zur  Anwendung  gebracht  werden ,  weil  die  Kompatrone  nach 
aussen  hin  als  Einheit  erscheinen  ^ ,  es  gilt  vielmehr  die  Regel ,  dass  der  gemischte 
Patnmat,  je  nach  dem  es  den  Patronen  im  gegebenen  Falle  am  vortheilhaftesten 
ist,  bald  als  geistlicher,  bald  als  Laienpatronat  behandelt  wird^.  Die  Präsenta- 
tionsfrist beträgt  daher  sechs  Monate^,  die  Variationsbefagniss  richtet  sieh  nach 
denselben  Regeln ,  wie  beim  Laienpatronat  ^ ,  eine  Beschränkung  auf  die  im  Pfarr- 
konknrse  für  digni  erachteten  Kandidaten  findet  nicht  statt  ^,  ebensowenig  tritt  Ver- 
lost des  Präsentationsrechtes  bei  wissentlicher  Präsentation  eines  indignus  ein  ^  und 
eadlich  erwirbt  der  Präsentirte  durch  die  Präsentation  kein  ins  ad  rem  auf  das  Patro* 
nttsbenefizinm. 

Wird  dagegen  der  gemischte  Patronat  nach  einem  zwischen  dem  geistlichen  und 
dem  Laienpatron  festgesetzten  Turnus  ausgeübt ,  so  kommen  fOr  jeden  Fall ,  je  nach- 
dem der  erstere  oder  der  letztere  präsentirt,  die  Regeln  über  das  geistliche  oderLaien- 
patronatrecht.  zur  Anwendung^. 


1  A.  M.  Berardi  1.  c.  üb.  III.  diss.  4.  c.  7, 
ed.  cit.  1,  312,  weleher  ebenso  wie  Phillips?, 
800  für  das  Gegentheil  mehr  ans  Billigkeltsgrün- 
den  argamentirt. 

^  Weil  diese  eine  zweite  Präsentation  ist  nnd 
die  erste  in  ihrer  Wirkung  abschwächt.  Wenn 
iber  fluidationsmässig  jeder  selbststandig  zu  prS- 
aentiren  bat,  kann  er  aaeh  allein  varüren, 
Schalte  K.  B.  %  696;  Friedle  S.  48.  Das- 
selbe wird  femer  gelten  müssen ,  wenn  von  dem 
fischte  des  EinzeWorschlages  zor  Auswahl  durch 
den  Bischof  (s.  S.  57)  Oebranoh  gemacht  worden 
ist.  Bei  einer  Präsentation  durch  den  Turnarius 
hat  nur  letzterer  das  Recht  zur  Nachpräsentation, 
es  sei  denn  ,  daas  er  vor  der  Besetzung  gestorben 
oder  unfähig  geworden  ist;  hier  wird  sein  Nach- 
folger im  Turnus  für  ihn  eintreten  können. 

«  8  0.  8.  16. 

4  Glosse  zu  0.  un.  h.  t.  in  Tito  ni.  19.  s. 
V.  eedesiasticus ;  Rochus  de  Gurte  def.  1. 
B.  16;  de  Roye  prolegom.  c.  7;  Fagnan.  ad 
c.  27.  X.  h.  t.  in,  35.  n.  26  ff. ;  Leuren.  1.  c. 
qu.  18;  Reiffenstuel  lU.  38.  n.  52;  Lip- 
pert  S.  44;  Kaim  S.  13;  Schilling  S.  7; 
QlBzelK.  R.  2,  137. 

&  Vgl.  die  dtirte  Glosse;  Fagnan  I.e.  n.29; 
Schulte  K.  R.  2,  697;  Friedle  S.  35. 

*  Diese  Konsequenz  wird  freilich  von  den 
meisten,  namentlich  den  älteren  Kanonisten  nicht 
anerkannt.  Für  die  Regel  gesteht  man  vielmehr 
mir  dem  Laienpatron  die  Variation  zu,  und  be- 
schränkt diese  auf  die  für  ihn  sonst  geltende 
4niDnatlielie  Frist,  Vlvian.  1.  o.  P.  II.  1.  10.  c. 


1.  n.  25  ff. ;  Leuren.  1.  o.  qu.  148;  Ferraris 
s.  V.  iuspatronatus  art.  4.  n.  36ff. ;  Lippert 
8.46.  n.  27;  Friedle  8.44.  Dabei  istaber 
verkannt,  dass  die  Variation  den  Charakter  einer 
Nachpräsentation  hat.  Sie  kann  also  bei  gemein- 
samer Ausübung  des  Patronates ,  ebenso  wie  die 
Präsentation  selbst,  nur  gemeinsam  erfolgen  und 
mnss  entweder  beiden  Patronen  oder  keinem  ge- 
stattet werden.  Die  Frist  für  die  Variation  wird 
daher  auch  auf  6  Monate  zu  bemessen  sein.  Das 
Richtige  bei  Schilling  S.  80. 

7  S.  Th.  II.  S.  494.  n.  8. 

8  Schillings.  82. 

9  VgL  loan.  Andr.  ad  c.  16.  %,  3.  in  Vlto 
de  praeb.  IIL  4;  Garcias  tract.  de  benef.  V. 
1.  n.  615:  Leuren  1.  c.  qu.  18;  Barbosa  J. 
E.  U.  m.  12.  n.  17;  Schulte  K.  R.  2,  6T1; 
Lippert  S.  45;  Schillings.  7.  Deshalb  hat 
der  Laienpatron,  wenn  er  der  Turnarius  ist,  auoh 
blos  die  viermonatliche  Präsentationsfrist,  nicht 
wie  Phillips  7,  680  unter  nicht  beweisender 
Berufung  auf  Riganti  ad  rog.  XLII.  canc.  n. 
44  annimmt,  die  sechsmonatliehe ,  s.  auch 
Friedle  S.  35.  36.  Nur  ist  der  Patron  in  kei- 
nem Falle  an  den  Pfarrkonkurs  gebunden ,  s.  o. 
Anm.  7;  Barbosa  de  off.  et  potest.  parochi  P. 
I.  c.  2.  n.  126.  Die  Praxis  der  Congr.  Gonc.  hat 
die  Vorschriften  über  die  Anwendung  des  Pfarr- 
konkurses  auf  Pfarrbeneflzien  geistlichen  Patronats 
strikt  dahin  interpretirt,  dass  der  Konkurs  nur  bei 
Beneflcien  rein  geistlichen,  und  nicht  bei  denjeni- 
gen des  gemischten  Patronates  stattfindet. 

Die  im  Text  erwähnt«  Behandlung  des  gemlssh* 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kircbe  durch  dieselbe. 


[§.  m. 


Fttr  denFall,  dass  das  Patronat-  oder  mindeBiens  das  PrAsentations- 
recht  streitig  ist,  also  ein  Prozess  darüber  zwischen  dem  angeblichen  Patron  und 
dem  institationsberechtigten  Kirchenoberen  schwebt,  wird  sowohl  die  Präsentation  wie 
auch  die  Besetzung  des  Benefiziums  gehindert,  vielmehr  hat  der  letztere  zur  Verwal- 
tung desselben  einen  Administrator  oder  Verweser  einzusetzen^. 

Wird  dagegen  der  Streit  zwischen  zwei  Personen  gefnhrt,  Ton  welchen  jede  das 
Recht  für  sich  ausschliesslich  oder  wenigstens  die  Mitwirkung  bei  der  Präsentation  der 
andern  in  Anspruch  nimmt ,  so  kann  derjenige ,  welcher  sich  bona  fide  ^  im  Besitze 
des  Prtsentationsrechtes  befindet^,  d.h.  bei  dem  vorhergehenden  letzten Erledignngs- 
fall  mit  Effekt  präsentirt  hat,  die  Präsentation  vornehmen  ^.  Diese  und  die  darauf  er- 
folgte Institution  bleibt  auch  dann  gflltig,  wenn  er  im  Prozesse  unterlegen  ist. 

Ein  Streit  über  den  Besitz  selbst  oder  über  das  Recht ,  wobei  keine  der  Parteien 
sich  im  Besitze  befindet,  hemmt  den  Lauf  der  Präsentationsfrist  nicht.  Es  hat  daher, 
falls  der  Prozess  nicht  innerhalb  desselben  entschieden  wird ,  der  Kirchenobere  die 
Stelle  zu  besetzen  ^. 

Während  nach  gemeinem  Recht  ^  der  Einzelpatron  durch  seinen  oder  die  mehreren 
Patrone  durch  ihren  Willen  die  Person  des  zukünftigen  Amtsträgers  allein  zu  bestimmen 
haben,  kann  der  Patron  in  dieser  Bef  ugniss  dadurch  beschränkt  sein ,  dass  ein  Dritter  einen 
entscheidenden  Einfluss  auf  die  Auswahl  der  zu  präsentirenden  Person  besitzt  und  so- 


ten  Patronates  wird  auch  eintreten  müssen,  wenn 
Jeder  der  Patrone  nach  den  Fnndationsbestim- 
mnngen  selbstindig  präsentirt  und  der  Bischof 
aus  den  vorgeschlagenen  Kandidaten  answiblt. 

1  Arg.  c.  4 (Alex.  III.)  X  de  off.  ind.  ord.  I.  31. 

<  Das  Erforderniss  der  Redlichkeit  ist  allerdings 
nicht  ausdrücklich  im  Corpus  iuris  erwähnt. 
Wach  bei  Dove  und  Friedberg,  Ztschr.  f. 
K.  R.  6,  301  u.  323  erklärt  dieselbe  daher  nicht 
für  nothwendig.  Es  ist  ferner  auch  richtig,  dass 
die  Begründung  der  herrschenden  Ansicht  seitens 
der  Aeltaren,  welche  die  Pxäsentation  schiefer 
Weise  als  eine  Frucht  des  Patronates  aufgefasst 
haben,  durch  die  Berufung  darauf,  dass  nur  derb. 
f.  possessor  die  fhictus  oonsumti  nicht  zu  erstatten 
brauche,  vgl.  Rochus  deOurte  1.  e.  def.  Y. 
n.  50;  Paulus  de  Citadinls  1.  c.  P.YI.  art. 
3.  n.  64:  Gonzalez  Tellez  comm.  ad  c.  19. 
X.  h.  t.  III.  38.  n.  2  nicht  gerechtfertigt  wird. 
Mit  dem  Geiste  des  kanonischen  Rechtes,  welches, 
wie  0.  5.  20.  X.  de  praescr.  II.  26  zeigen,  auf 
Grund  der  mala  fldes  keine  Rechte  entstehen 
lässt,  ist  aber  allein  die  herrschende  Ansicht  yer- 
einbar.  Für  diese  spricht  auch  die  Dekretale 
Alexanders  III.  in  app.  ad  conc.  Later.  P.  47. 
c.  2,  M  a  n  6 1  22, 413 :  „ .  .  .  dum  .  . .  rex  Scotiae 
Patrimonium  (oomitis  S)  .  .  .  detinuisset  occu- 
patum  quibus  Toluit .  . .  ecclesias,  quamm  gere- 
bat  patronatum ,  eo  inconsulto  concessit.  Quo- 
niam  igitur  .  .  .  tenemur,  unicuique  iura  sua  in- 
tegra  servare  .  .  .  mandamus  quatenus  .  .  .  si  ita 
esse  tibi  constiterit,  intrusos  amoyeas". 

«  c.  19  (Alex.  III.)  X.  b.  t.  m.  38;  c,  24 
(Inn.  ni.)  X.  de  elect.  I.  6.  Das  Trid.  Sess. 
XXY.  c.  9.  deref.hat  hieran  nichts  geändert. 

*  Glosse  ad  c.  3.  X.  de  causa  poss.  II.  12.  s. 
V.  ultimo;  Garcias  tr.  de  benef.  P.  Y.  o.  5.  n. 
141;  Yivian.  1.  c.  1.  12.  c.  8.  n.  18;  deRoye 
ad  c.  19.  X.  h.  t.;  Reiffenstuel  UI.  38.  n. 


100  ff.;  Llppert  S.  91;  Frledle  S.  15; 
S  ch  1 11  i  n  g  S.  27.  50 ,  oder  derjenige ,  welcher 
sein  Recht  von  einem  solchen  rechtmässig  herlei- 
tet. So  auch  b  a  d.  Y.  V.  1808.  Nr^  (o.  8. 7.  n.  6). 

5  c.  12.  22  (Alex.  III.),  27  (lÄn.UI.)  X.  h.  t. 
III.  38.  Derjenige,  welcher  den  Prozess  gewinnt, 
ist  aber  berechtigt ,  selbst  den  schon  angestellten 
Geistlichen  dem  Kirchenoberen  noch  nachtraglich 
zu  präsentiren ,  um  sich  in  den  Besitz  des  Prä- 
sentationsrechtes zu  setzen ,  c.  12.  eit.  vgl. 
Scbilling  S.  50.  n.  228.  Missyerstanden  sind 
die  Stellen  yon  Kremski,  de  iure  deyoiutionis 
diss.  inang.  Berol.  1853.  p.  26  ff.,  welcher  dem 
schon  in  erster  Instanz  obsiegenden  Prätenden- 
ten, wenn  das  Urtheil  vor  Ablauf  der  Präaentations- 
frist  ergangen  ist«  die  Präsentation  gewährt. 

Auf  den  Streit  der  mehreren  Präsentlrten 
unter  einander  hat  die  Rota  und  die  Doktrin  diese 
Yorschrift  aber  nicht  angewendet,  hier  muss  also 
der  Kirchenobere  bis  zur  Entscheidung  des  Prozes- 
ses warten,  B  a  r  b  o  s  a  de  off.  et  pot.  episc.  III.  72. 
n.  141;  Reiffenstuel  m.  382.  n.  105;  Fer- 
raris s.  ▼.  iuspatronatus  art.  4.  n.  103.  Beim 
Wegfall  eines  derselben  während  der  Dauer  des 
Prozesses  kann  der  Patron  nicht  zu  einer  neuen, 
im  rechtlichen  Sinne  ersten  Präsentation  mit 
neuer  Frist  schreiten,  c.  2  (Bonif.  YIII.)  in  VI*« 
ut  Ute  pend.  U.  8,  Schlayer  S.  72.  Die  Ya- 
riation  ist  aber  zulässig ,  s.  o.  S.  49,  ebenso  die 
Subrogation  eines  der  schon  Präsentlrten  an  Stelle 
des  Fortfallenden ,  endlich  auch  die  Präsentation 
eines  Mitpatrons,  welchem  noch  die  ursprüngliche 
Frist  läuft.  Schlayer  S.73.  Dass  der  Kirchen- 
obere den  allein  übrig  bleibenden  der  mehreren 
streitenden  Präsentlrten  stets  das  Beneflzium  ver- 
leihen muss,  80  Berardi  1.  c.  ed.  cit.  1,  311; 
Phillips  7,  803,  folgt  aus  c.  1.  2.  tit.  dt.  in 
Ylto  und  der  29  Kanzleiregel  nicht. 

^  Eine  gemeinrechtliche  Ausnahme  8.  S.61.  n.  3. 
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mit  die  im  Prasentationarecht  enthaltenen  Befagnisse  zwischen  dem  Patron  und  einer 
anderen  Person  getheilt  sind.  Es  kommt  insbesondere  vor,  dass  Jemand  dem  Patron 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Personen  zu  bezeichnen  (naminare)  hat  nnd  der  letztere  ans 
diesen  den  oder  die  zn  präsentirenden  Kandidaten  auszuwählen  verpflichtet  ist  ^  Das 
Recht  des  ersteren  wird  Nominationsrecht  (ins  nominandi)  genannt 2.  Oeht  das- 
selbe soweit,  dass  der  Nominant  nnr  eine  einzige  Person  zn  benennen  hat,  so  wird  das 
PrSsentationarecbt  eine  rein  formelle  Befugniss  ohne  realen  Inhalt ,  ein  blosses  Ehren- 
reeht,  weil  der  Patron  den  ihm  bezeichneten  Kandidaten  prfisentiren  muss  '.  Der  No- 
minant  ist  als  solcher  weder  Patron  noch  Mitpatron,  kann  letzteres  aber  selbstverständ- 
lieh  sein ,  wenn  er  das  Patronatrecbt  aus  einem  der  reditlich  anerkannten  Titel  er- 
worben hat  ^.  Immer  aber  darf  er  nur  Personen  nominiren,  welche  der  Pati*on  wirksam 
prftsentiren  kann  ^,  d.  h.  allein  solche,  welche  idoneae  sind. 

c.  Fortfall  und  Beschränkung  des  Präsentationsrechies.  Das 
Piftsentationsrecht  ist  zwar  regelmässig  im  Patronate  enthalten^  erscheint  aber  anderer- 
seits fOr  den  Begriff  desselben  nicht  absolut  wesentlich,  vielmehr  kann  es  auch  fehlen. 
Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  nach  positiver  gesetzlicher  Vorschrift  <^  der  Laienpatron  ^ 
auf  die  ersten  (Prälaten-)  Stellen  in  den  Kathedral-  und  KoUegiat-Kapiteln  oder  in 


*  Der  Nominant  hat  die  freie  Wahl  unter  den 
PeiBODen,  welche  überhaupt  das  Amt  erhalten 
loUen ,  einer  einzelnen  anter  diesen  kann  er  es 
aber  dareh  seine  Handlung  nicht  Terschaffen, 
amgekehit  kann  letzteres  zwar  der  Präsentant, 
aber  er  hat  seinerseits  nicht  die  freie  Wahl  der 
Personen,  welche  im  aligemeinen  in  Berücksich- 
tlfODg  kommen  sollen. 

2  Vgl.  darüber  Gerlach  a.  a.  0.  S.  60; 
FriedleS.  33;  Hergenrother  1.  Arch.  f.  k. 
K.  B.  39.  195.  Ein  solches  Nominationsrecht 
steht  I.  B.  der  Universität  München  in  Betreff 
einzelner  Pfarreien  königlichen  Patronates  zn, 
Krick,  kath.  Pfründen wesen  in  Baiern  S.  34. 
B.  1;  über  die  firühere  Zeit  s.  Kreittmayr, 
Anmerkgn.  z.  Cod.  Maxim,  bavar.  Th.  V.  c.  19. 
S.  22.  n.  1. 

'  Gemeinrechtlich  entsteht  das  gleiche  Ver- 
hältm'ss ,  wenn  der  Patron  ein  geistliches  Patro- 
nttrecht  anf  ein  dem  Konkurse  unterworfenes 
Beaeflzium  hat  und  die  Institution  einem  frem- 
den Bischof  oder  einem  anderen  Prälaten  zusteht. 
Hier  hat  der  Patron  den  vom  Diöcesanbischof  im 
Konkurse  am  würdigsten  erachteten  Kandidaten 
dem  Institutionsberechtigten  zu  präsentiren,  Trid. 
Sess.  XXIV.  c.  18  de  ref. 

'  So  ist  es  z.  B.  möglich,  dass  beim  Kompatro- 
nat  nach  den  Stiftungsbestimmungen  einzelne 
der  Rompatrone  das  im  Text  gedachte  Nomina- 
tionsrecht auszuüben  und  die  anderen  aus  den 
nominirten  zu  präsentiren  haben. 

s  Die  Nomination  ist  ein  Theil  der  Präsen- 
tation, folglich  gelten  für  sie  auch  dieselben  Re- 
geln, wie  für  die  letztere.  Unfähige  Kandidaten 
Unn  also  der  Patron  zurückweisen.  Benennt  der 
Nominationsberechtigte  aus  Nachlässigkeit  über- 
haopt  keine  Kandidaten  oder  nicht  rechtzeitig 
oder  nnr  unfähige  so  spät,  dass  eine  weitere  No- 
nonation  nicht  mehr  möglich  erscheint,  so  wird 
der  Patron  allein  und  selbständig  präsentiren 
dürfen,  weil  der  Nominant  aus  dem  schon  er- 


wähnten Grunde  ebenfalls  an  die  Präsentatlons- 
firist  gebunden  ist,  und  sein  Recht  mit  Ablauf 
derselben  fortfällt.  So  auch  der  Tract.  de  iurib. 
incorporal.  (S.  7.  n.  5)  I.  %.  10,  welcher  vor- 
schreibt, dass  die  Nomination  dem  Patron  wenig- 
stens einen  Monat  vor  Ablauf  der  Präsentations- 
Arist  kund  gethan  werden  soU.  Ist  der  Patron  in 
den  gedachten  Fällen  gehindert  worden,  noch 
seinerseits  innerhalb  der  Frist  zu  präsentiren,  so 
ist  dies  ein  von  ihm  nicht  verschuldetes  Hinder- 
niss,  wodurch  diese  für  ihn  verlängert  wird. 

Im  umgekehrten  Falle,  wenn  der  Nominant 
rechtzeitig  dem  Patrone  die  Nomination  kund- 
gegeben hat,  letzterer  aber  die  Frist  versäumt 
hat,  kann  der  erstere,  selbst  wenn  er  nicht  Kom- 
patron  ist,  beanspruchen,  dass  der  geistliche 
Obere  seine  Nomination  berücksichtigt  und  zwar 
in  der  Weise ,  dass  er  einem  der  mehreren  Be- 
nannten ,  ja  bei  bestehender  Verpflichtung '  des 
Patrons,  den  allein  Nominirten  zu  priisentiren, 
diesem  letzteren  das  Beneflzium  verleiht.  Denn 
die  Nachlässigkeit  des  Patrons  kann  das  Nomina- 
tionsrecht nicht  zum  Vortheil  des  Kirohenoberen 
beseitigen.  Andererseits  hat  der  letztere  aber, 
weU  die  Nomination  nicht  an  ihn  erfolgt,  von 
amtswegen  blos  wegen  des  Vorhandenseins  des 
Nominanteu  keine  Rücksicht  auf  diesen  zu  neh- 
men, und  kann  die  Stelle  nach  Ablauf  der  Präsen- 
tationsfrist frei  besetzen.  Deshalb  wird  ihm  der 
Nominationsberechtigte ,  will  er  sich  anders  sein 
Recht  wahren ,  von  der  Benennung  noch  vor  der 
Vollendung  der  Frist  Kenntniss  geben  müssen. 

«  c.  25  (Clem.  lU.)  X.  h.  t.  lU.  38:  «...  in 
conventuali  ecclesia  non  electiont  praelati  faciendae 
sed  iam  factae  honestius  patroni  postulatur  assen- 
sus,  nisi  patronus aliter  d e  sua  iurisdictione 
obtineat,  ut  partes  snas  interponere  debeat  eleo- 
tioni  tractandae''.  Auch  o.  8.  (Inn.  III.)  X.  de 
cons.  I.  4  erwähnt  eines  Falles ,  wo  die  Patrone 
Yon  der  Wahl  des  Abtes  ausgeschlossen  sind. 

7  Vgl.  c.  51.  (Gregor  IX.)  X.  de  eleet.  I.  6. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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den  Konventoalkiiehen  ^  weder  zu  präsentiren  noch  bei  der  Wahl  des  Kapitels  oder 
des  Eonyentes  in  entacheidender  Weise  mitzuwirken,  sondern  nur  zu  der  bereits  er- 
folgten Wahl  seine  Zustimmung  zu  gebend,  d.  h.  soviel  als  dem  zur  Bestätigung 
berechtigten  kirchlichen  Oberen  etwaige  Einwendungen  gegen  die  Gültigkeit  der 
Wahl  oder  die  Tauglichkeit  der  gewählten  Person  zu  unterbreiten  befugt  ist  ^,  Weiter 
gehende  Rechte,  insbesondere  das  Präsentationsrecht,  kann  der  Laienpatron  nur  er- 
langen, wenn  er  sich  diese  bei  der  Fnndation  ausdrflcklich  vorbehält^  und  ein  päpst- 
liches Indult  dafür  erwirkt^.    Für  den  geistlichen  Patron  genflgt  allerdings  schon  die 


^  So  hat  die  Doktrin  übereinstimmend  den  Aus- 
druck :  ecclesia  conventiialis  iu  c.  25.  cit.  aufge- 
fasst, Glosse  dazu  s.v.  in  conventuali;  Fagnan. 
ad  C.25.  X.  cit.  n.l5;  Vivian.  i.e.  P.  I.  1.  III. 
c.  1.  n.44. 51;  L euren.  I.e.  qu.  33;  Nicollis 
praxls  ean.  de  iurepatr.  n.  52;  Reiffenstuel 
IU.  38.  n.  68.  Vergl.  femer  c.  51  cit.  I.  6; 
const.  Innoc.  YIII.:  Cum  ab  apostolica  sede  v. 
1485,  8,  2,  bullar.  Rom.  ed.  Taurin.  5,  316: 
„attendentes  I  quod  inxta  canonicas  sanctiones 
iuspatronatus  praesentandi  ad  regimina  monaste- 
rlonim,  prioratns,  praeposlturas  et  alias  conven- 
tnales  necnon  in  cathedralibus  et  metropolltanis 
et  collegiatis  ecclesiis  huiusmodl  dignitates  (ad 
quas  personae  idoneae  per  conventas  et  capitula 
lUamm  seu  illomm  . .  .  eligi  consueTerunt)  in  lai- 
cum  nollo  modo  cadere  potest,  nisi  ex  speciaU 
sedis  praedictae  privlleglo'^.  Wegen  der  Bischofs- 
stellen  s.  o.  S.  39. 

2  Dass  diese  von  ihm  eingeholt  wird ,  kann  er 
aber  fordern,  Glosse  s.  v.  honestias  zu  c.  25.  cit. 
III.  18;  Nicollis  1.  c.  n.  54. 

*  Diese  Berechtigung  folgt  aus  dem  Assensrecht, 
de  Boye  ad  c.  25.  X.  cit;  Florens  ad  b.  t.  X. 
cit.  6,  opp.  ed.  Doujat  1,  127;  Reiffenstuel 
I.e.;  Berardi  1.  III.  diss.  lY.  c.  4,  ed.  cit. 
1,  294;  Phillips  7,  699.  Vgl,  auch  Tb.  H. 
8.603. 

Auf  andere  Stellen,  namentlich  die  Kanon!- 
kate,  an  den  erwähnten  Kirchen  bezieht  sich 
0.  25.  X.  b.  t.  III,  38  nicht,  diese  unterliegen 
dem  Präsentationsrecht.   Vgl.  auch  S.  41.  n.  9. 

^  c.  25  cit.  h.  t.  macbt  die  Ausnahme:  „nisi 
patronus  aliter  de  sua  iurisdictione  obtineat^. 
Darunter  ist  thells  das  Recht  geistlicher  Personen, 
an  einer  Prälatenwabl  bei  einer  andern  Kirche 
theilzunebmen  (vgl.  Tb.  II.  S.  603.  604),  s. 
Glosse  zu  c.  cit.  v.  nisi,  theils  etn  ausdrücklieber 
ein  besonderes  Recht  des  Patrons  konstitnirender 
Vorbehalt,  s.  die  dt.  Glosse,  Florens  1.  c.  127; 
Nieollis  1.  c.  n.  55;  J.  H.  Böhmer  J.E.  P. 
111.38.  S'81;  Lippert  8.82,  s.  auch  die  fol- 
gende Anm.,  theils  ein  specielles ,  einem  Für- 
sten, wie  z.  B.  das  dem  Kaiser  auf  Grund  des 
Wormser  Konkordates  (Tb.  IL  S.  558)  zustehende 
Recht  bei  den  Wahlen  der  Bischöfe  und  Aebte 
gegenwärtig  zu  sein,  s.  de  Roy e  ad  c.  25.  X.  cit. 
n.  S  c  b  u  1 1  e  K.  R.  2,  676  n.  1 ,  Terstanden  wor- 
den. Der  Zusammenbang  der  Stelle  ergiebt  so 
viel,  dass  in  den  fraglieben  Worten  ein  beson- 
deres, vom  Patronate  unabhängiges  Recbt,  wel- 
ches aus  einer  Regierungs-  oder  boheitlieben  Ge- 
walt des  Patrons  herfliesst,  gemeint  ist.  Dass 
dabei  aber  an  die  von  Schulte  erwähnten  Rechte 
gedacht  werden  kann ,  möchte  ich  bezweifeln ,  da 


diese  nach  dem  Investiturstreit  vom  geistlichen 
Standpunkte  aus  sicherlich  nicbt  als  Ausflusse 
einer  fürstlichen  oder  kaiserlichen  iurisdictio  be- 
zeichnet werden  konnten.  Vielmehr  ist  wohl  an 
ein  mit  der  kirchlichen  Leitungsgewalt  zusam- 
menhängendes Wahlrecht  des  Kirehenoberen  zu 
denken,  so  an  das  Recht  des  Bischofs  bei  den 
Wahlen  zu  den  gedachten  Stellen  an  den  Kathe- 
dral-  oder  Konventualkirchen  Theil  zu  nehmen ; 
dieser  soll  ein  solches  durch  Dotation  oderRedota- 
tion  derselben,  also  dadurch,  dass  er  Patron  wird, 
nicht  verlieren.  Die  blosse  Theilnahme  eines, 
nicht  mit  Leitungsgewalt  über  die  Kirche  ausge- 
statteten Geistliehen  an  der  Prälatenwahl  kann 
ferner  ebenfalls  nicht  als  iurisdictio  bezeichnet 
werden,  ebensowenig  lässt  sieb  das  Wort  auf  ein 
kraft  Vorbehalt  des  Patrons  entstandenes  Recht 
beziehen. 

Die  Bestimmung  selbst  steht  Jedenfalls  mit  der 
Tendenz  der  päpstlichen  Gesetzgebung,  die  Eigen- 
thumstheorien  der  Patrone  zu  bekämpfen,  Tb.  II. 
S.  628 ff.,  im  Zusammenhang:  sie  will  offenbar 
bei  diesen  wichtigen  Stellen ,  welche  vielfach  mit 
den  betreffenden  Kirchen  von  weltliehen  Grossen 
gestiftet  worden  waren ,  Tb.  II.  S.  385.  Anm.  5, 
Jeden  direkten,  an  das  Eigenthum  des  Stifters 
erinnernden  Einfluss  beseitigen. 

S  Das  ist  die  herrschende  Meinung,  s.  Vi  vi  an. 

1.  c.  P.  I.  1.  3.  c.  1.  n.  44.  45.  51.  Pyrrhus 
Corradus  1.  c.  IV.  4.  n. 30.  37;  Lenren.  I.e. 
qu.  33;  Nieollis  1.  c.  n.  55;  Reiffenstuel 
in.  38u.68;  Ferraris  L  c.  art.  1.  n.  28; 
Phillips  7,  699;  Schulte  2,  676.  Wenn 
Böhmer  1.  e.  u.  Kaim  S.  157  nur  die  bisehOf- 
liche  Zustimmung  für  erforderlich  halten,  bo  ätebt' 
dem  c.  51.  X.  cit.  I.  6  in  Betreff  des  Laienpatrovts 
entgegen,  da  letzteres  keine  weitergehende  Aus- 
nahme zu  Gunsten  desselben  zulässt ,  und  diese 
gemeinrechtliche  Anordnung  nur  durch  den  Papst 
beseitigt  werden  kann,  s.  übrigens  auch  die  Anm. 
1  cit.  const.  Innoc.  VIII.  Im  Mittelalter  scheint 
man  aber  sieh  nicht  stets  daran  gehalten  zu  haben, 
s.  dipL  V.  1303,  bei  Hontheim,  bist.  Trevir. 

2,  21,  in  welchem  der  Erzbischof  von  Trier  ein 
derartiges  Patronatrecht  über  eine  Gollegiatkirche 
zu  Oberwesel  anerkennt.  Nach  heutigem  Recht 
kommt  übrigens  noch  in  Betracht,  dass  dem  Papst 
ausschliesslich  die  Errichtung  von  Kirchen  der 
gedachten  Art  zusteht,  s.  Th.  Ü.  S.  385,  er  also 
auch  die  für  die  Entstehung  des  Patronates  erfor- 
derliche Genehmigung  zu  erth eilen  hat.  üebri- 
gens  ist  derselbe  selbstverständlich  berechtigt, 
dem  Patron  auch  ohne  desfallsigen  Vorbehalt  ein 
solches  zu  gewähren.  Die  Existenz  des  Privilegs 
kann  nach  den  Entscheidungen  der  Rota  nicht 
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Geoebmignng  des  Bischofs  i,  falls  dieser  überhaupt  zur  Errichtung  des  betreffenden 
Amtes  zustftndig  ist^. 

Noch  weniger  widerstrebt  es  dem  Wesen  des  Patronats ,  dass  die  Auswahl  der 
Kandidaten  seitens  des  Patrons  über  die  gemeinrechtlichen  Grenzen  hinaus  im  öffent- 
üch-kiiehliehen  Interesse  und  durch  besondere  dem  Kirchenofoeren  kraft  dieser  seiner 
Stellung  zukommende  Befugnisse  beschränkt  ist  ^  sei  es  durch  die  Stiftungsurkunde, 
sei  es  in  Folge  von  Verjährung,  sei  es  durch  Gewohnheitsrecht  oder  durch  partikuläre 
Beehtsnormen.  Letzteres  kommt  in  Oesterreich  vor.  Hier  kann  der  Laienpatron 
nur  aus  denjenigen,  ihm  vom  Ordinariate  benannten  ELandidaten  präsentiren,  welche 
sieh  auf  die  übliche  öffentliche  Ausschreibung  der  Stelle  gemeldet  und  bei  Seelaorge- 
SleUen  auch  im  Pfarrkonkurse  ^  bestanden  haben.  Der  geistliche  Patron  ist  sogar  an 
den  8.  g.  Ternavorschlag  gebunden ,  d.  h.  ihm  werden  bei  Seelsorge-Aemtem  unter 
den  Bewerbern  diejenigen  drei,  welche  für  die  würdigsten  erachtet  worden  sind,  be- 
sonders bezeichnet,  und  er  darf  allein  einen  von  diesen  präsentiren^. 


nur  duTch  Yorlegnng  des  letzteren,  sondern  auch 
dnrch  eine  praescriptlo  immemorialis  cum  fama 
privilegii  oder  dnrch  den  Nachweis  einer  solchen 
Anuhl  -7on  mittelst  authentischer  Dokumente 
belegten  Präsentationen,  dass  sich  auf  ein  päpst- 
liebes Privileg  schliessen  lässt,  dargethan  werden, 
Vivian.  1.  e.  n.  46fr. 

Derartige  päpstliche  Koncessionen  in  Innoc.  III. 
leg.  XIII.  ep.  21  Ce<).  Migne  3,  220),  ferner  in 
ep.  Leon. X.  v.  1514,  Riedel  cod.  diplom. Bran- 
denhurg.  I.  8,  475  (in  Betreff  der  Propsteien  an 
doB  Kathedralen  von  Brandenburg  und  Havelberg 
für  den  Markgrafen  v.  Brandenburg),  Gonst. 
Pii  VII.  V.  1818.  S.  1,  bull.  Rom.  cont.  15,117. 

1  Auf  ihn  bezieht  sich  das  gegen  den  Laien- 
patron ausgesprochene  Verbot  nicht. 

«  S.  Th.  n.  S.  388. 

3  Gemeinrechtlich  ist  eine  solche  Beschrän- 
kung schon  stets  filr  den  geistlichen  Patron  fest- 
gesetzt s.  0.  S.  43,  eine  besondere  sogar  noch  in 
dem  S.  61.  n.  3  erwähnten  Falle.  Das  ebenda- 
selbst erwähnte  Nominatlonsrecht  kann  allerdings 
SDch  im  Privat-Interesse  der  begünstigten  Person 
bestehen. 

*  Denn  dieser  findet  in  Oesterreich  auch  bei 
denrtigen,  einem  Laienpatronate  unterstehenden 
Stellen  Anwendung,  Th.  n.  S.  500. 

'  Konkordat  Art.  24.  Daran  hat  das  Ges.  v. 
7.  Mai  1874  $.  4  nichts  geändert,  s.  Gautsch 
▼.  Frankenthurm,  d.  konfessionellen  Gesetze 
S.4Ö;  V.  Schulte,  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  319. 

Aueh  bei  einfachen  Beneflzien  ist  der  Patron 
an  die  Bewerber  gebunden ,  welche  sich  in  Folge 
der  öffentlichen  Aufforderung  gemeldet  haben. 

Ueber  die  Frist,  s.  o.  S.  46.  n.  2. 

Wenn  die  Nomination  und  die  Präsentation  ge- 
trennt sind ,  hat  der  Bischof  auch  dem  Nomina- 
tionsberechtigten  die  erforderlichen  Mittheilungen 
zu  machen,  welcher  einen  Monat  vor  Ablauf  der 
^st,  d.  h.  also  wenn  der  Patron  im  Lande  ist, 
binnen  14  Tagen ,  andernfalls  binnen  zwei  Me- 
uten, die  Nomination  vornehmen  muss,  F  r  i  e  d  1  e 
».  a,  0.  S.  41. 

Nach  Art.  2Ö  des  Konkordates  (vgl.  auch  Art. 
17  der  Note :  Eccleaia  v.  18.  Aug.  1855,  Areh. 
f.  k.  K.  R.  1,  XXni)  soUte  der  Kaiser  bei  der 


ihm  zustehenden  PnUentation  fQr  die  Kanontkate 
und  Pfarreien ,  welche  einem  auf  dem  Religions- 
oder  Studienfonde  beruhenden  Patronate  unter- 
worfen sind,  ebenfalls  an  den  Ternavorschlag  des 
Ordinariats  gebunden  sein.  Durch  §.  4  des  an- 
geführten Gesetzes  (alle  vom  DiöcesanbiMhofe 
zu  verleihenden,  „nicht  unter  einem  Privatpatro- 
nate  stehenden  kirchlichen  Aemter  und  Pfrün- 
den ,  welche  ganz  oder  zum  grossem  Theil  aus 
dem  Staatsschatze ,  dem  Religionsfonde  oder  an- 
dern öffentlichen  Mitteln  dotirt  werden  ,  können 
nur  auf  Grund  einer  durch  die  Staatsgewalt  vor- 
genommenen Präsentation  verliehen  werden.  Im 
Verordnungswege  wird  bestimmt,  durch  welche 
Organe  dieses  Präsentationsrecht  in  den  einsel- 
nen  Fällen  auszuüben  ist^  ist  die  Beschnnknng 
aber  beseitigt  worden,  Gantsch  v.  Franken- 
thurm  45.  46.  Die  in  Aussicht  genommene 
Verordnung  ist,  so  weit  mir  bekannt,  bisher 
nicht  ergangen.  Bisher  präsentirte  bei  Pfründen 
mit  einem  Jahres-Ertrage  unter  1000  Fl.  für  den 
Religions-  oder  Studienfond  die  Statthalterei,  im 
Uebrigen  die  Finanzbehörde  (z.  B.  die  Finanz- 
Landes- Direktion),  bei  Pfründen  mit  höherem 
Einkommen  das  Kultus-,  bez.  Staatsministerium 
selbstständig  oder  nach  eingeholter  kaiserlicher 
EntSchliessung,  v.  Schulte  S.  319;  Ginzel 
K.  R.  2,  158.  n.  2. 

Das  preuss.  L.  R.  II.  11.  $$.  329ff.  be- 
schränkt den  Patron  bei  Pfarrstellen  insofern,  als 
der  ausgewählte  Kandidat  zunächst  vor  der  Ge- 
meinde eine  Probepredigt  und  Katechisation 
halten  und  die  letztere  dann  mit  ihrer  Erklärung 
über  die  Würdigkeit  desselben  vernommen  wer- 
den soll.  Diese  Vorschrift,  welche  das  protestan- 
tische s.  g.  Votum  negatiTum  auf  die  katholisohe 
Kirche  überträgt,  ist  indessen  nicht  praktisch. 
Wenn  der  Patron  protestantischer  Konfession  ist, 
so  hat  er  drei  Kandidaten  zur  E^obepredigt  zuzu- 
lassen und  denjenigen  von  ihnen  zu  pnsentiren, 
welchen  die  Gemeinde  mit  Stimmenmehrheit 
ausgewählt  hat,  a.  a.  0.  $$.  340  ff.  Für  den  FaU, 
dass  mehrere  Kompatrone  vorhanden  sind ,  kom- 
men für  die  Bestimmung  der  drei  Kandidaten  die 
oben  S.  56.  n.4ff.  erwähnten  Regeln  zur  Anwen- 
dung, a.  a.  0.  ^.  349  ff.    Auf  fiskalische  oder 
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2.  An  Ehrenrechten '  und  zwar  solchen,  welche  dies  im  engeren  Sinne  (iura 
honorifica  oder  honores)  sind,  weil  sie  in  besonderen  äusseren  Vorzflgen  vor  den  (Lbrigen 
Olünbigen  bestehen  ^  gewährt  das  gemeine  Recht  dem  Patron 

a.  nur  das  im  oder  den  honor  proeessionia^,  d.  h.  das  Recht  des  Vortrittes  vor 
den  übrigen  Laien  bei  feierlichen  Umzttgen,  Prozessionen,  in  und  ausserhalb  der 
Kirche. 

Die  sonst  noch  vorkommenden  Ehrenrechte  (s.  unter  b  bis  k)  beruhen  nicht  auf 
dem  gemeinen,  vielmehr  nur  auf  Oewohnheits-  oder  geschriebenem  Partikular-Reeht, 
welches  freilich  von  der  gemeinrechtlichen  Oesetzgebung  niemals  in  Frage  gestellt  ist^. 
Hieraus  folgt,  dass  sie  nach  gemeinem  Rechte  nicht  ebne  Weiteres  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  können,  vielmehr  nur  dann,  wenn  sie  im  Partikularrechte  oder  nach 
Oewohnheitsrecht  begründet,  oder  wenn  sie  bei  der  Stiftung  vorbehalten  oder  durch 
Ersitzung  (soweit  letztere  statthaft  ist)  erworben  sind^.    Es  gehört  hierher: 

b.  Das  Recht  auf  einen  besonderen  Sitz  oder  Betstuhl  an  ausgezeichneter  Stelle 
in  der  Kirche,  z.  B.  dicht  an  dem  Chor  oder  auch  in  demselben  oder  auf  der  £mpor- 
kirehe,  der  s.  g.  honor  sedis^. 

c.  Das  Recht  auf  die  Fürbitte  oder  auf  das  Kirchengebet  (iusprecum,  honor  initr- 
cemonum  o.  precum  o.  eccleaictaticae  reciüttioms) ' 


Staatspatronate  sind  diese  Vorschriften  in  Preus- 
sen  nicht  angewendet  worden,  weil  der  Staat  und 
der  Fiskns  konfessionslos  sind,  dagegen  Som- 
mer, neues  Arch.  f.  prenss.  R.  Jahrg.  10.  S.  638. 
— Uebrigens  kommen  auch  gewisse  Beschränkun- 
gen des  Prisentationsrechtes  bei  denjenigen  lan- 
desherrlichen Patronaten  vor,  welche  den  Fürsten 
zur  Beilegung  des  Streites  über  das  s.  g.  landes- 
herrliche Patronatrecht  in  diesem  Jahrhundert 
seitens  des  Papstes  oder  der  Bischöfe  eingeräumt 
worden  sind,  s.  u.  $.  151.  I.  u.  II.  A. 

^  Vgl.  hiezu  besonders  die  o.  S.  6.  n.  *  citirte 
Schrift  Ton  de  Roye. 

s  Historisch  hängt  die  Entstehung  dieser  Rechte 
offenbar  damit  zusammen ,  dass  der  Patron  als 
Grundherr  und  als  Eigenthümer  der  Kirche  und 
des  kirchlichen  Vermögens  derselben  nicht  nur 
gegenüber  den  anderen  Gemein demltgUedern, 
sondern  auch  dem  Geistlichen,  welcher  in  älterer 
Zelt  vielfach  von  ihm  abhängig  war  (s.  Th.  II. 
S.  624),  eine  besonders  hervorragende  Stellung 
einnahm,  wie  sich  dies  auch  in  der  damals  für 
den  Patron  Üblichen  Bezeichnung:  senior  (a.  a. 
O.  S.  626)  zeigt.  Vgl.  auch  Kaim  2,  281. 

3  c.  25  (Clem.  III)  X.  h.  t.  38.  Ueber  die  Be- 
deutung des  aditus  processionls  in  c.  26.  G.  XVI. 
qu.  7  und  in  anderen  Stellen ,  s.  Th.  II.  S.  619. 
n.  4  u.  S.  620.  n.  1.  Die  Glosse  zu  c.  26  clt. 
▼ersteht  darunter  merkwürdigerweise  einmal  die 
Vorstellung  (Präsentation)  des  Geistlichen  beim 
Bischof,  ferner  auch  die  „promotio^  des  Klerikers 
zu  dem  Amte,  welche  der  Patron  veranlasst.  Vgl. 
auch  Pontiilcale  Romanum,  tlt.  de  eccleslae  dedi- 
catione  et  consecratione,  wonach  der  Bischof  zum 
Stifter  spricht :  „scias  .  .  .  quod  a  ss.  patribus 
Btatutum  est,  in  dlei  dedicationis  annlversario 
solemni,  fundatores  et  eomm  heredes  in  processi- 
onibus  primos  esse  debere".  Dagegen  begreift  der 
honor  processionls  nicht  den  Anspruch  des  Patrons 
auf  feierlichen  Empfang  und  feierliche  Einholung 
durch  die  Geistlichkeit  beim  Betreten  der  Kirche 


in  sich.  Ein  solches  Recht  legt  schon  die  Glosse 
im  casus  zu  c.  un.  in  VIto  h.  t.  III.  19  dem  Pa- 
tron nur  bei,  wenn  er  gleichzeitig  der  Landes- 
herr ist.  Vgl.  auch  de  Roye,  de  iurlb.  honorif. 
II.  c.  3;  Fagnan.  ade.  25,  clt.  n.  26;  Reif- 
fenstuel  lU.  38.  n.  HO;  Ferraris  1.  c. 
art.4.  n.105. 108;  Schillings.  97;  Schulte 
%  701. 

*  In  Baden  sind  durch  die  V.  v.  1808,  s.  o. 
S.  7.  n.  6 ,  denjenigen  Patronen ,  denen  nicbt 
Standes-  oder  grundherrliche  Berechtigungen  zur 
Seite  stehen,  die  Ehrenrechte  abgesprochen. 

^  Daher  kann  der  Besitz  der  Ehrenrechte  auch 
behufs  des  Beweises  des  Patronates  geltend  ge- 
macht werden ,  wenn  diese  partikular-  oder  ge- 
wohnheitsrechtlich mit  demselben  verbunden  sind, 
a.  M.  Kalm  S.  282.  n.  1. 

«  syn.  Vlgorn.  (a.  1240.  c.  2,  Mansi  23, 
526):  „.  .  Nee  laid  Stent  in  cancellis,  dam  cele- 
brantur  divina :  salva  tarnen  reverentia  patrono- 
rum  et  sublimlum  personarum":  syn.  Exon.  a. 
1287  c.  12,  1.  c.  24,  802:  „audivimus  quodprop- 
ter  sedilia  In  ecclesla  rlxantur  multoties  parocÜ- 
ani,  duobus  vel  pluribus  unum  sedile  vindicanti- 
bus.  . . .  Statuimus,  quod  nullus  de  cetero  quasi 
proprium  sedile  in  ecclesla  valeat  vendlcaie,  nobl- 
libus  personis  et  eccleslarum  patronis  dumtaxat 
exceptls:  sed  qui  orandl  causa  primo  ecclesiam 
introierit,  iuxta  proprlae  voluntatis  arbitrium  sibi 
eligat  orandl  locum".  Auch  die  Glosse  zu  c.  un. 
in  VIto  h.  t.  III.  19  erwähnt  im  Casus  des  honor 
des  Patrons  ^in  sessionibus^.  Das  Vorrecht  ist 
auch  anerkannt  im  preu  SS.  L.  R.  II.  11.  $.  588 
u.  dem  kön.  sächs.  Gesetz  v.  11.  Aug.  1866 
Beilage,  $.  10.  Nr.  3,  Schreyer,  Codex  d.  sächs. 
K.  R.  S.  764.  Vgl.  Lippert  S.  130;  Kaim 
S.  295;  Schilling  S.  93;  Phillips  7,  774. 

f  Schon  die  Synode  von  Merida  v.  666.  c.  19 
bestimmt :  „eorum  nomina  a  quibus  eas  ecclesias 
constat  esse  constructas  vel  qui  aliquid  his  sane- 
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d.  Das  Recht  auf  eine  Begräbnissstätte  in  der  Kirche,  oder  —  da  jetzt  fast  überall 
die  Bestattung  in  den  Earehen  aus  sanitätspolizeilichen  Rücksichten  verboten  ist  —  ^ 
auf  dem  Kirchhofe  an  hervorragender  Stelle  und  zwar  ohne  Entgelt  [im  oder  honor 
ieptiUurae)^,  welches  auch  auf  die  Ehefrau  und  die  Descendenten  des  Patrons,  mitunter 
auch  auf  andere  Familienglieder  ausgedehnt  ist  3.     Im  Zusammenhange  damit  steht 

e,  das  Recht  auf  Kirchentrauer  4,  insbesondere  auf  Trauergeläute  [luctus  ecclesia- 
sdcus]  ^,  wenn  der  Patron  selbst  oder  ein  naher  Angehöriger  desselben  stirbt. 

/.  Das  Recht,  seinen  Namen,  sein  Wappen  oder  eine  Gedenktafel  an  den  inne- 
ren oder  äusseren  Wänden  der  Earche  anzubringen  ®  (n«  oder  Aonor  inscnptionis,  viel- 
fach unrichtiger  Welse  im  lysirae  o.  Hsirae"^  genannt) .  Selbstverständlich  ist  es,  dass 
beim  geistlichen  Patronate  nur  das  Wappen  der  berechtigten  Kirche  oder  geistlichen 
Anstalt,  nicht  aber  das  Wappen  desjenigen  Geistlichen ,  welcher  als  Vertreter  den 
Patronat  ausübt,  angebracht  werden  kann  ^. 

g.  Der  Aonor  tkuris  o,  m/yOusy  wonach  dem  Patron,  falls  er  männlichen  Geschlech- 
tes ist,  bei  der  Messe  der  Weihranch  aus  dem  Weihrauchfass  besonders  gespendet  wer- 
den muss^. 


tis  eeclesiis  Tiden tur  aüt  visl  sunt  contuUsse,  sl 
riventes  in  coipore  sunt,  ante  altare  recitentar 
tempore  miasae;  quod  si  ab  hac  decesserant  aut 
discesserint  liice,  nomfna  eoram  cum  defunctis 
fldeUbng  recitenttir  suo  in  0Tdine'^ 

Mitunter  geht  das  Recht  auch  auf  Einschluss 
der  Ehefrau  und  der  Kinder  des  Patrons  in  das 
Kircheugebet,  preuss.  L.  R.  II.  11.  $•  ^^^  (der 
Familie),  ebenso  in  Würtemberg,  V.  v.  17. 
Mai  1807,  t.  Vogt,  Samml.  d.  Verordn.  f.  Rotten- 
burg.  S.  624,  und  auf  Abhaltung  eines  entspre- 
chenden Gottesdienstes  bei  freudigen  und  trauri- 
gen, den  Pation  betreffenden  Ereignissen,  Lip- 
pert,  8.129;  KaimS.293;  Schilling  S. 98. 
Anerkannt  ist  es  auch  in  Baiern,  Beilage  IV 
1«  Verf.  Urk.  v.  1818.  $.  4  u.  Beilage  VI.  J.  24, 
neues  Amtshdbch.  f.  prot.  Geistliche  in  Baiern 
2,  246 ff.  u.  dazu  Min.-Erl.  v.  18.  Okt.  1824,  v. 
24.  April  1829  u.  v.  18.  Okt.  1837,  Döllinger 
Samml.  5,  452.  453.  268 ,  sowie  im  Königreich 
Sachsen,  s.  vor.  Anm. 

'  DarQbeT  in  der  Lehre  vom  Begräbniss. 

*  Erwähnt  in  der  cit.  Glosse  zu  c.  un.  in  VI^ 
lU.  19,  vgl.  auch  syn.  Cicestr.  v.  1292.  c.  5, 
Hansi  24,  1100:  „In  eeclesiis  vel  earuni  can- 
eelÜB  non  flant  sepulturae  .  .  .  villarum  dominis 
et  pationis  eodesiamm  et  illarum  uxoribus,  rec- 
toribns  et  vicariis  exceptls,  per  quos  vel  per  quas 
Mereverit  honor  Ulis  eeclesiis  notabUiter  et  perpe- 
tao  doratnnis*'. 

»  Preuss.  L.  R.  II.  11.  88.590.691  (für  die 
BheCrau,  eheliehe  Descendenten  und  beim  Patron 
«ohaende  Seitenverwandte).  Vgl.  im  Allgemei- 
aen  Lippert  S.  131;  Kaim  S.  299;  Schil- 
lings. 99. 

*  Vgl.  Lippert  S.  131;  Kaim  S.  301; 
Sehiliing  8.  101 ;  preuss.  L.  R.  a.  a.  0.  SS- 
593.  594. 

^  Anerkannt  auch  in  Bai  er  n,  s.  S.  64.  Anm. 
7;  imKooigr.  Sachsen,  a.  a.  0.  Anm.  6;  in 
Würtemberg  gebfihrt  das  Trauergeläute  dem  Pa- 

HiaiehSaB,  Kirchenrecht.  m. 


tron  als  solohem  nicht,  vielmehr  ist  für  den  ein- 
zelnen Fall  der  Nachweis  zu  führen,  dass  dasselbe 
hergebracht  sei,  Min.  ErL  v.  14. Mai  1827,  Süs- 
kind  u.  Werner,  Repertorlum  3,  416.  Dies 
gilt  aber  nicht,  wenn  der  Patron  Standesherr  oder 
Rittergutsbesitzer  ist,  weil  er  dann  wegen  dieser 
Eigenschaft  Anspruch  darauf  hat,  V.  v.  12.  April 
1807,  V.  Vogla.  a.  0.  S.  624. 

6  Vgl.  Lippert  S.  182;  Kaim  S.  288; 
Schillings.  102.  Anerkannt  im  preuss.  L. 
R.  II.  11.  8. 592  („Ehrenmäler  für  sich  und  seine 
Familie  in  der  Kirche  zu  errichten"). 

^  Denn  dies  Wort  bedeutet  soviel  als  Streifen, 
ferner  die  schwarze  Behängung  (der  Kirche)  bei 
Trauerfälien ,  Du  Fresne  Du  Gange  s.  v. 
litra. 

8  Der  jeweilige  Patron  ist  kraft  seines  Patro- 
nates  nicht  befugt,  die  Wappen  seiner  Rechtsvor- 
gänger  fortzunehmen,  denn  diese  sind  mit  dem- 
selben Rechte,  wie  das  seinige  angebracht.  Wenn 
man  dem  einzelnen  Mitpatron  dieses  Recht  über- 
haupt Kaim  S.  290  oder  wenigstens  beim  ding- 
lichen Patronat  abspricht,  Schilling  S.  102, 
und  im  ersteren  Falle  richterliche  Bestimmung 
über  den  Berechtigten  verlangt,  im  andern  aber 
die  Anbringung  eines  oomblnirten  Wappens 
sämmtlicher  Patrone  fordert,  so  ist  dies  unrich- 
tig, da  die  Ehrenrechte  aus  den  S.  16  entwickel- 
ten Gründen  von  sämmtlichen  Patronen  gefordert 
werden  können.  So  auch  preuss.  L.  R.  II.  11. 
88-  605.  606.  Verunstaltungen  und  üeberfüllun- 
gen  der  Kirche  hat  der  kirchliche  Obere  allerdings 
kraft  seines  Rechtes,  über  eine  äussere,  der  Be- 
stirumung  des  Gebäudes  entsprechende  Einrich- 
tung zu  wachen,  seinerseits  zu  verhüten.  Von 
diesem  Gesichtspunkt  aus  können  daher  auch 
Beschränkungen  dieses  Rechtes,  welches  als  In- 
dividualrecht dem  öffentlichen  Interesse  weichen 
muss,  eintreten. 

ö  Vgl.  hierzu  und  zu  dem  Folgenden  Lippert 
S.  129;  KaimS.  297;  Schillings.  103. 
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I.  Die  Hierarchie  uxid  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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h.  Der  honor  aquae  henedictae  o.  tW  asperstonis  darin  bestehend^  daS8  d^r  Patron 
zuerst  mit  Weihwasser  besprengt  wird  ^ 

f.  Der  honor  pank  henedicH  et  candelae  henedictae,  des  Inhalts,  dass  dem  Patron 
vor  allen  Anderen  beim  Abendmahl  die  Hostie  nnd  bei  der  Yertheilong  von  Kerzen 
an  Maria  Lichtmess  zuerst  eine  besondere  Kerze  gereicht  wird  ^. 

k.  Das  Recht  auf  den  Friedenskuss  [osctikttn  pacts) ,  d.  h.  auf  Darreichung  des 
Kmcifixes  zum  Kusse  bei  der  Kommunion. 

Die  Natur  der  erwähnten  Ehrenrechte  bedingt  es,  dass  sie  nicht  von  allen  Patro- 
nen, vielmehr  nur  von  solchen,  deren  Patronatrecht  sich  auf  eine  Kirche  bezieht,  gel- 
tend gemacht  werden  können,  denn  ihre  Austlbung  ist  nur  unter  dieser  Voraussetzung 
denkbar,  nicht  aber  dann,  wenn  die  Patronatsstifiiung  blos  in  einem  Benefizium  oder 
in  einem  damit  verbundenen  Altar  besteht.  Die  Bethätigung  einzelner  Rechte  in  Ka- 
pellen, z.  B.  des  3.  g.  ins  listrae,  früher  auch  des  ins  sepulturae,  ist  allerdings  praktisch 
nicht  ausgeschlossen,  aber  immer  wird  es  darauf  ankommen,  ob  das  bestehende  Sonder- 
recht oder  die  obwaKenden  Rechtstitel  eine  solche  rechtfertigen. 

Was  sodann  die  Frage  betrifft ,  ob  der  protestantische  Patron  die  erwähnten 
Ehrenrechte  beanspruchen  kann,  seist  diese  jedenfalls,  so  weit  solche  Auszeichnungen, 
welche  eine  aktive  Betheiligung  des  Patrons  bei  gottesdienstlichen  Handlungen  voraus- 
setzen (s.  die  unter  a.  b.  g — k  erwähnten],  in  Frage  kommen,  zu  verneinen,  denn  es 
widerspricht  sowohl  der  Natur  der  Sache,  dass  die  katholische  Kirche  einen  Prote- 
stanten zu  solchen  Handlungen  zulässt  und  ihn  dabei  noch  besonders  auszeichnet,  als 
auch,  dass  der  protestantische  Patron  in  der  gedachten  Art  an  katholischen  Kultus- 
handlungen Theil  nimmt.  Bei  den  anderen  Rechten,  dem  der  Fürbitte  und  des  Traner- 
geläutes,  sowie  bei  dem  ins  inscriptionis  und  dem  ins  sepulturae,  soweit  bei  letzterem 
nur  eine  Grabstätte  auf  dem  Kirchhof  in  Betracht  kommt  ^,  steht  das  erwähnte  Moment 
nicht  hindernd  entgegen,  indessen  wird  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Vornahme  der- 
artiger Handlungen  für  Andersgläubige,  wiez.  B.  die  des  Gebetes  und  desTrauergeläutes 
für  den  protestantischen  Landesherm  etwas  durchaus  exceptionelles  ist,  mangels  be- 
sonderer gesetzlicher  Bestimmung^,  die  Berechtigung  protestantischer  Patrone,  selbst 
wenn  solche  Rechte  z.  B.  kraft  Gewohnheit  für  den  katholischen  hergebracht  sind, 
besonders  nadizuweisen  sein^. 

Was  endlich  die  Ausübung  der  Ehrenrechte  bei  vorhandenem  Kompatronate  be- 
trifft, so  bringt  es  die  Anwendung  des  oben  (S.  16)  erörterten  Prinzips  mit  sich,  daaa 
eine  solche  im  Allgemeinen  seitens  aller  Patrone  erfolgen  kann,  weil  hierbei  für  die 
Regel  eine  Beeinträchtigung  des  einen  durch  den  andern  nicht  stattfindet  ^,  mithin  eine 


1  Die  Darreichung  des  aspergillum,  des  Weih- 
wassergefasses  ,  um  sich  selbst  zu  besprengen, 
kann  der  Patron  aber  nicht  verlangen. 

2  Auch  am  Palmsonntage  eine  Palme. 

3  Bei  dem  jetzt  unpraktischen  Begräbniss  in 
der  Kirche  liegt  aber  die  Sache  ähnlich  wie  bei 
der  aktiven  Betheiligung  am  Qottesdienst. 

^  So  gewährt  das  preass.  L.  B.  die  von  ihm 
anerkannten  Ehrenrechte,  s.  die  vorhergehenden 
Anmerkungen,  offenbar  auch  dem  protestantischen 
Patron,  denn  der  J.  582.  II.  11.  spricht  die  Aus- 
übung des  Patronates,  wozu  die  der  erwähnten 
Ehrenrechte  ebenfalls  gehören ,  nur  denjenigen 
ab,  welche  zu  keiner  vom  Staate  geduldeten 
christlichen  Rellgionspsrtei  gehören. 


ft  Praktisch  wird  die  Bethätigung  der  gedaeh* 
ten  Rechte  wohl  selten  vorkommen.  Die  o.  S.  33. 
Anm.  3.  angeführte  Bestimmung  des  westfälischen 
Friedens  kann  fOr  die  Losung  der  im  Texte  be- 
handelten Fra^n  nicht  in  Betracht  kommen,  weil 
die  Ehrenrechte,  abgesehen  von  dem  zu  a  erwähn- 
ten, nicht  gemeinrechtlich  flxirt,  also  auch  nach 
gemeinem  Recht  nicht  als  Ausflüsse  des  Patrona- 
tes  gelten. 

^  Z.  B,  wenn  der  eine  Mitpatron  gleichzeitig 
mit  den  anderen  an  hervorragender  SteUe  bei  den 
Prozessionen  einherschreitet,  die  mehreren  Eom- 
patrone  im  Patronatsstuhl  dem  Gottesdienst  bei- 
wohnen oder  neben  einander  im  Kimhengebet 
genannt  werden. 
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Besehiinknng  durch  die  Konkunrena  der  Kompatrone  nicht  geboten  erscheint.  Eine 
solche  muBB  aber  eintreten,  wenn  in  Folge  der  Geltendmaehung  derartiger  Rechte  durch 
jeden  einaelnen  der  Kompatrone  entweder  die  Last  für  die  Kirche  vergrössei't^  oder 
die  kiichliehe  Ordnung  gestört  werden  würde  ^.  In  derartigen  Fällen  hat  der  ELirchen- 
obdre  den  Umfang  und  die  näheren  Bedingungen  der  Ausübung  festzusetzen  3.  Dage- 
gen bleibt  es  den  Kompaü'onen  überlassen,  sich  über  die  Art  der  beschränkten  Aus- 
SbuBg^  und  falls  nach  den  erwähnten  Anordnungen  nicht  alle  Kompatrone  die  Ehren- 
reehte beanspruchen  können,  sich  über  einen  oder  mehrere,  welchen  die  Geltendmachung 
der  letzteren  zustehen^  oder  in  deren  Interesse  sie  erfolgen^  soll,  zu  benehmen.  Bei 
etwaigen  Abstinmiungen  werden  die  Regeln,  welche  in  Betreff  der  Stimmabgabe  bei  der 
Präsentation  gelten,  zur  Anwendung  gebracht  werden  können^.  Erfolgt  keine  Eini- 
gsng  oder  ergiebt  die  Abstimmung  kein  Resultat,  so  bleibt  die  Ausübung  des  Rechtes 
80  lange  suspendirt,  bis  entweder  eine  Vereinbarung  unter  den  Kompatronen  getroffen 
oder  durch  Ausscheiden  einzelner  der  Grund  zur  Beschränkung  fortgefallen  ist. 

3.  Was  die  nutzbringenden  Rechte  des  Patrons  betrifft,  so  gewährt  das 
gemeine  Recht  demselben  nur  einen  Anspruch  auf  Alimente  ^.  Jedoch  ist  dieser  da- 
durch bedingt,  1.  dass  der  Patron  in  eine  solche  bedrängte  Lage  geräth,  dass  er  sich 
selbst  nicht  mehr  den  nöihigen  Unterhalt  verschaffen  kann^,  2.  dass  er  seine  Dürftig- 


Das  pieoM.  L.  B.  U.  11.  $S-  ^^^'  ^^  gesteht 
jedem  Kompatrone  die  Ehrenrechte  uneinge- 
schränkt zu,  wenn  der  Patronat  auf  mehreren 
Gütern  zu  gleichem  Rechte  haftet. 

1  Dies  kann  z.  B.  der  Fall  sein,  wenn  der  ho- 
oor  sepolturae  für  eine  grosse  Anzahl  von  Kom- 
patronen in  Anspruch  genommen,  für  eine  solche 
bei  nicht  ausreichendem  Patronatsstuhl  eine  Ver- 
giosserang  desselben  beansprucht  wird. 

^  Z.  B.  dadurch,  dass  eine  zu  grosse  Anzahl 
von  Wappen  in  der  Kirche  angebracht  werden 
«dl  nnd  dadnrch  der  kirchliche  Charakter  des 
innezen  Raumes  beeinträchtigt  werden  würde. 
Kaim  S.  290  spricht  überhaupt  dem  einzelnen 
Mitpatron  das  ius  lystrae  ab,  überlässt  aber  doch 
vieder  die  Bestimmung  des  berechtigten  der  rich- 
terlichen Entseheldong.  S  c  h  i  1 1  i  n  g  S.  102  ge- 
stattet nur  beim  persönlichen  Patronat  jedem  der 
Kompatrone  die  Ausübung  des  Rechtes,  beim 
cÜngUchen  soll  ihnen  dagegen  blos  die  Befugniss 
zostehen,  ein  aus  ihren  einzelnen  kombinirtes 
Wappen,  über  dessen  Zusammenstellung  mangels 
einer  Einigung  der  Richter  zu  entscheiden  habe, 
anbringen  zu  lassen.  Alle  diese  Aufstellungen 
lind  principlos  und  haben  keinen  Grund  für  sich. 

^  Weil  er  die  Aufsicht  über  die  Ausübung  des 
Patronates  hat  und  das  öfTentliche  Interesse  der 
Kirche  vertritt. 

*  Z.  B.  bei  nicht  zureichendem  Patronatsstuhl 
dahin,  dass  derselbe  nach  einem  bestimmten  Tar- 
B11S  benutzt  wird.  Ferner  kann  vereinbart  werden, 
dass  ein  solcher  ebenfalls  in  Betreff  des  Vorranges 
der  Kompatrone  unter  sich  bei  der  Yertheilung 
dar  Kerzen  stattfinden  soll.  Unter  diesem  Ge- 
liehtspankt  erscheint  auch  die  Anbringung  eines 
kombiniiten  Wappens  (s.  Anm.  2)  zulässig. 

'  Z.  B.  des  ius  lystrae. 

*  Z.  B.  die  des  honor  sepulturae. 

"^  Weil  das,  was  für  das  wichtigste  und  bedeut- 
sunste  Recht  der  Kompatrone  gilt,  analogir^ch  auf 
4ie  Aaüübang  geringerer  Befugnisse  ausgedehnt 


werden  kann.  Daher  wird  man  auch  die  vom 
Stifter  festgesetzte  Yertheilung  der  Stimmen 
massgebend  sein  lassen  müssen ,  wenngleich  sie 
von  diesem  nur  für  die  Präsentation  angeordnet 
sein  sollte. 

8  c.  25  (Clem.  UI)  X.  h.  t.  III.  38 :  „si  ad  in- 
opiam  vergat  (patronus),  ab  ecclesia  iUi  modeste 
succurritur,  sicut  in  sacris  est  canonibus  institu- 
tum".  Unter  den  letzteren  sind  c.  30  u.  c.  29. 
C.  XYI.  qu.  7.  gemeint.  Der  erstere  enthält 
einen  Thell  des  c.  38  Tolet.  lYa.  633:  „Prae- 
bendum  est  a  sacerdotibus  vitae  solatium  indigen- 
tibus  et  maxime  bis  quibus  restituenda  vicissitudo 
est.  Qnicumque  ergo  fldelium  de  facultatibus  suis 
ecclesiae  aliquid  devotione  propria  contulerint,  si 
forte  ipsi  aut  fllii  eorum  redacti  fuerint  ad  inopiam, 
ab  eadem  ecclesia  soffragium  vitae  pro  temporis 
usu  perciplaiit.  Si  euim  clericis  vel  monachis  seu 
peregrinis  aut  quamlibet  necessitatem  sustinenti- 
bus  pro  solo  religionis  intuitu  in  nsum  res  eccle- 
slasticae  largiuntur,  quanto  magis  bis  consulendum 
est,  quibus  retributio  iusta  debetur?"  und  zwar 
den  mittleren  Satz :  „Quicumque'^  bis  „percipiant^. 
Der  Kanon  selbst  stellt  es  als  eine  Pflicht  der 
Dankbarkeit  hin,  dass  die  Kirche  allen  denjeni- 
gen ,  welche  ihr  Zuwendungen  gemacht  haben, 
also  nicht  blos  den  Patronen,  wenn  sie  in  be- 
drängte Lage  gerathen,  ihrerseits  Unterhalt  ge- 
währe. Schon  Gratian  hat  dieser  Stelle  in  dem 
dictum  vor  derselben  (welches  in  den  bisherigen 
Ausgaben  als  Theil  des  vorangehenden  c.  29  er- 
scheint, aber  handschriftlich  nicht  dazu  gehört, 
ed.  Friedberg  Note  283  1.  c.)  „Si  vero  furida- 
tores  ecclesiarum  ad  inopiam  vergere  ceperint,  ab 
eisdem  eoclesiis  temporalis  vitae  suffragia  perci- 
piunt"  eine  besondere  Beziehung  auf  den  fundator 
oder  Patron  gegeben,  was  c.  25  X.  cit.  sanktio- 
nirt  hat. 

»  Wenn  Phillips  7,  783  unter  Berufung  auf 
die  Glosse  modeste  zu  c.  25  olt. :  „habito  respeotu 
ad  facultatem  ecclesiae  et  ad  qualitatem  personae% 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  13S. 


keit  nicht  selbst  verschuldet  hat  ^,  3.  dass  keine  andere,  gesetzlich  zu  seiner  Alimen- 
tation verpflichtete  Person  vorhanden  ist  2,  4.  dass  die  Kirche  über  den  laufenden 
Bedarf,  also  über  dasjenige  hinaus,  was  für  die  Unterhaltung  des  Gebäudes  und  ftr 
die  Bestreitung  der  sächlichen  und  persönlichen  Kosten  des  Gottesdienstes  gebraucht 
wird,  Ueberschüsse  ^  besitzt,  andererseits  aber  gleichviel,  ob  das  vorhandene  Vermögen 
noch  aus  der  ursprünglichen  Patronatsstiftung  herrührt  oder  verloren  gegangen  und 
durch  anderes  ersetzt  worden  ist^.  Seinem  Umfange  nach  geht  der  Anspruch  nur  auf 
den  nothwendigen  Unterhalt,  bei  dessen  Bemessung  allerdings  auf  die  früheren  Ver- 
hältnisse des  Patrons  Rücksicht  zu  nehmen  ist^. 

Das  erwähnte  Recht  steht  nur  demjenigen  Patron,  welcher  die  Kirche  gestiftet 
hat,  sowie  seinen  Nachkommen,  welche  den  Patronat  durch  Erbgang  überkommen  ha- 
ben^, also  insbesondere  nicht  demjenigen,  welcher  durch  einen  sonstigen  Erwerb  des 


diese  Voraussetzung  dahin  fasst,  dass  der  Patron 
nicht  mehr  vermag,  anch  nur  einigermassen  sei- 
nem Stande  entsprechend  mit  seiner  Familie  zu 
leben,  so  ist  das  irrig,  c.  25  spricht  von  inopia,  nnd 
die  Nothwendigkeit,  unstandesgemäss  zu  leben, 
setzt  keineswegt  in  allen  Fällen  eine  solche  vor- 
aus. Selbstverständlich  ist  es  auch,  dass  dem  Pa- 
tron, welcher  sich  durch  eigene  Thatigkeit  unter- 
halten kann,  das  Recht  nicht  zusteht,  vgl.  auch 
Lippert  in  seinen  Annalen  d.  K.  R.  3,  87. 

1  Dies  folgt  aus  der  Natur  der  Sache,  da 
nicht  einmal  eine  sittliche  Pflicht  für  die  Kirche 
vorliegt,  durch  eigene  Schuld  heruntergekomme- 
nen Individuen  Unterstützungen  zu  gewähren, 
und  auf  dieser  Pflicht  die  statuirte  Rechts- 
pflicht beruht.  Nur  L  i  p  p  e  r  t  in  seinen  Annalen 
3,  82  vertheidigt  das  Gegentheil.  Uebrigens  er- 
giebt  sich  die  kirchliche  Auflassung  aus  der  An- 
rede des  Bischofs  an  den  Fundator,  pontiflcale 
Roman,  de  eccl.  dedicatione:  „et  si  casu  ad  ege- 
statem  pervenerint  (fundatores  et  eorum  heredes) 
grata  recordatione  ecclesia  fundatoris  piam  libera- 
litatem  recognoscif*.  Vgl.  auch  die  Entsch.  d. 
€k)ngr.  conc.  Acta  s.  sed.  7,  695. 

2  Dies  ist  die  gemeine  Meinung  Y  iyian.  1.  c. 
P.  I.  c.  2.  n.  20;  Leuren.  1.  c.  P.  II.  qu.  106. 
n.  3;  Ferraris],  c.  art.  4.  n.  129;  Phillips 
7,  782;  Richter-Dove  %.  191;  Schulte  2, 
701.  Der  Widerspruch  Kaims  S.  330  ist  un- 
begründet. Die  Subsidiarität  der  Haftbarkeit  folgt 
einmal  aus  der  ratio  legis ,  sodann  aus  dem  Um- 
stand ,  dass  die  inopia  der  Kirche  gegenüber  noch 
nicht  vorhanden  ist ,  wenn  der  Patron  von  seinen 
alimentationspflichtigen  Verwandten  Unterhalt 
erlangen  kann. 

3  Bei  der  Feststellung  derselben  bleiben  natür- 
lich alle  Vermögensmassen,  welche  stiftungsmässig 
zu  besonderen  Zwecken,  z.  B.  für  Messen  u.  s.  w. 
verwendet  werden  müssen,  ausser  Betracht. 

£s  kommt  allerdings  vor,  dass  dem  verarmten 
Patron  durch  Auferlegung  einer  Pension  auf  das 
Beneflzlum,  durch  Offenhaltung  der  Stelle  und 
Zuweisung  eines  Theils  der  für  den  Beneflziaten 
bestimmten  Einkünfte  und  auf  andere  Weise  der 
Unterhalt  verschafft  wird,  ohne  dass  dabei  die 
oben  im  Text  erwähnten  Beschränkungen  festge- 
halten werden.  In  solchen  Fällen  handelt  es  sich 
aber  um  eine  Gnade,  welche  der  Papst  nach  vor- 
heriger Erörterung  der  Verhältnisse  durch  die 


Congregatio  concilü  gewährt,  vgl.  die  Entschei- 
dungen bei  Lingen  u.  Reuss,  cansae  selectae 
p.  251.  ^56.  258. 

Dass  dagegen  andererseits  für  dieErmittelnngder 
Leistungsfähigkeit  nur  das  absolut  Nothwendige, 
insbesondere  nur  die  congruae  für  den  Benefl- 
ziaten in  Berechnung  gezogen  und  die  bisherigen 
Ausgaben,  sowie  das  Einkommen  des  Beneflzia- 
ten im  Interesse  des  Patrons  gekürzt  werden 
müssen,  so  Kaim  S.  327.  328,  ist  unrichtig, 
vielmehr  kann  der  Patron  erst  auf  dasjenige,  was 
bei  einer  auskömmlichen  und  anständigen  Be- 
messung des  Bedarfs  übrig  bleibt,  Anspruch 
machen,  weil  die  Kirche  nicht  verpflichtet  ist,  mit 
Rücksicht  auf  den  Patron  sich  in  ihren  Ausgaben 
auf  das  knappste  Mass  zu  beschränken.  So  weit 
eä  nach  dem  Bemerkten  erforderlich,  wird  sich 
freilich  der  Beneflziat  eine  Minderung  seiner  Ein- 
künfte gefallen  lassen  müssen.  Niemals  kann  ihm 
aber  ein  Theil  derselben  deshalb,  weil  er  ein 
anderweites  eigenes  Einkommen  ,  z.  B.  aus  Pri- 
vatvermögen, besitzt,  entzogen  werden.  Der  An- 
spruch des  Patrons  wird  allein  durch  die  Höhe 
des  Kirchenvermögens  bedingt,  durch  nichts  an- 
deres, Ferraris  1.  c.  n.  128.  Wenn  endlich  be- 
hauptet wird,  dass  die  Alimente  nur  aus  den 
Früchten  und  Einkünften  des  Vermögens ,  nie- 
mals aber  aus  dem  Kapital  gewährt  zu  werden 
brauchen,  Leuren.  1.  c.  qu.  106.  n.  5;  Kaim 
S.  327,  so  findet  dies  in  c.  25  X.  h.  t.  keinen  An- 
halt. Nur  soviel  ist  richtig ,  dass  dazu  unter  der 
im  Text  gedachten  Voraussetzung  aliein  im 
äussersten  Falle  geschritten  werden  kann,  weil 
der  festgestellte  Bedarf  der  Kirche  auch  für  die 
Zukunft  gesichert  bleiben  muss. 

4  c.  25  cit.  macht  in  dieser  Beziehung  keinen 
Unterschied,  s.  auch  Ferraris  1.  c.  art.  4.  n. 
123. 

^  Das  bezeichnet  c.  25  cit.  mit:  ^,modeste'^. 
Denn  ein  Almosen  soll  der  Patron  nicht  erhalten, 
daher  kann  er  nicht  gezwungen  werden,  die  Woh- 
nung des  Pfarrers  zu  theilen ,  oder  gar  ein  etwa 
der  Kirche  gehöriges  Armenhaus  zu  beziehen. 
Vgl.  auch  die  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1874, 
Acta  8.  sed.  7,  695. 

*  c.  25  X.  cit.  in  Verbindung  mit  dem  in  Be- 
zug genommenen  c.  30  C.  XVI.  qu.  7  ergiebt, 
(s.  auch  Pontif.  Roman.  Anm.  1),  dass  nur 
der  fundator  und  seine  Abkömmlinge  den  Ansprach 
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patronatsberechtigten  Gutes  Patron  geworden  ist ,  beim  Eompatronat  unt«r  den  er- 
wähnten Voraussetzungen  aber  jedem  einzelnen  zu^  Geht  der  Patronat  nicht  auf  eine 
Kirche  und  deren  Benefizien,  sondern  nur  auf  einen  Altar  und  ein  einzelnes  Benefi- 
zinm,  so  kann  dem  Patron  zwar  die  Alimentationsberechtigung  nicht  abgesprochen 
werden,  jedoch  ist  dieselbe  auf  dAs  Vermögen  des  betreffenden  Benefiziums  zu  be- 
schränken, weil  der  Patron  oder  sein  Vorfahr  nur  insoweit  die  Stellung  des  Stifters 
einnimmt. 

Auf  die  Ehefrau  und  die  Kinder  des  Patrons  ^  erstreckt  sich  die  Alimentations- 
pflicht der  Kirche  nicht. 

Steht  der  Patronat  einer  juristischen  Person  zu,  so  kann  von  einer  derartigen  Be- 
rechtigung nicht^die  Rede  sein  ^. 

Sie  hört  auf,  wenn  der  Patron  sein  Patronatrecht  verliert  ^,  femer  wenn  eine  der 
unter  1,  3  und  4  erwähnten  Voraussetzungen  fortfällt^. 

Sonstige  nutzbringende  Rechte  an  dem  Vermögen  der  Patronatsstiftung,  z.B.  das 
Recht  auf  bestimmte  jährliche  Gefälle,  Zinsen,  Abgaben,  Zehnten  u.  s.  w.  kann 
der  Patron  nach  gemeinem  Recht  nur  durch  einen  besonderen  Vdt'behalt  bei  der  Stif- 
tung erwerben  ^,  und  zwar  bedarf  es  dazu  selbstverständlich  der  Zustimmung  desjenigen 


haben,  so  auch  Vi  vi  an.  1.  c.  P.  I.  c.  2.  n.  20; 
Lotter.  de  re  benef.  P.  II.  qu.  5  n.  4  ff. ;  Leu- 
reu.  1.  c.  qu.  106.  n.  2;  Kaim  S.  325;  v. 
Schalte,  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  324.  Vgl.  auch  die 
Entsch.  d.  Gongr.  conc.  beiLingen  u.  Reuse 

1.  c.  p.  250. 

^  Natürlich  nur  so  weit  die  überschussigen 
Mittel  der  Kirche  reichen,  Kaim  S.  326 ;  Schil- 
ling S.  lOG.  Kine  Verminderung  der  Höhe  der 
Alimente  kann  aber  von  der  Kirche  nicht  deshalb 
verlangt  werden,  weil  ihre  Verpflichtung  durch 
die  Konkurrenz  mehrerer  verarmter  Patrone  im 
Vergleich  zum  AUeinpatronat  erhöht  wird.  Denn 
nach  positiver  Vorschrift  haben  sämmtliche  Ab- 
kömmlinge des  Stifters  den  Anspruch  auf  Ali- 
mente. Dagegen  Schulte  K.  R.  2,  702  ohne 
nähere  Begründung.  Dass  demjenigen ,  welcher 
selbst  oder  dessen  Vorfahr  zur  Stiftung  einen 
grosseren  Beitrag  geleistet  hat,  auch  eine  grössere 
Unterstützung  gewährt  werden  muss,  so  R  o  ch  u  s 
deCurtel.  c.  def.  IV.  n.  3;  L  ippert  S.  140; 
Kaim  S.326,  lässt  sich  nicht  rechtfertigen,  denn 
der  Gedanke  eines  entsprechenden  Ersatzes  für 
die  aufgewendeten  Stiftungsmittel  an  den  Patron 
Hegt  der  Alimentationspflicht  nicht  zu  Grunde. 

^  Vielfach  wird  das  Gegenthell  angenommen, 
Barbosa  J.  E.  ü.  III.  12.  n.  218;  Beiffen- 
«tueira.38.  n.  114;  Ferraris  I.e. art. 4.  n.115; 
I^ippert  S.  138;  Kaim  S.  325.  Für  die  An- 
sicht des  Textes  Schilling  S.  105;  Schulte 

2,  702.  Unter  den  fllii  in  c.  30  C.  XVI.  qu.  7 
sind  die  Nachkommen  des  Patrons,  die  heredes, 
wie  es  im  Pontiflc.  Koman.  (S.  68.  n.  1)  heisst, 
welche  nach  seinem  Ableben  an  seine  Stelle  tre- 
ten, nicht  die  im  Falle  seiner  Verarmung  etwa 
vorhandenen  Descendenten,  zu  verstehen. 

^  Merkvrürdiger  Weise  spricht  Lippert  S. 
141  einem  ganzen  verarmten  Kolleg  die  Alimen- 
tationsberechtigung zu.  Die  juristische  Person  als 
solche  bedarf  aber  nicht  der  Alimentirung;  es 
konnte  ihr  nur  das  etwa  verlorene  Vermögen  er- 
setzt werden,  um  ihre  Zwecke  weiter  zu  erfüllen. 


*  Also  auch  dadurch ,  dass  er  es  auf  einen  an- 
deren überträgt. 

Die  Frage,  ob  der  Stifter  oder  seine  Nach- 
kommen, trotzdem  dass  ersterer  bei  der  Stiftung 
von  vornherein  auf  das  regelmässig  für  ihn  ent- 
stehende Patronatrecht  verzichtet  hat,  die  Berech- 
tigung geltend  machen  kann ,  wird  meistens  be- 
jaht, Ferraris  1.  c.  art.  4.  n.  118;  Berardl 

I.  c.  diss.  IV.  c.  7.  ed.  cit.  1,  315,  weil  derjenige 
Stifter,  welcher  sich  iu  dieser  Weise  liberal  gegen 
die  Kirche  zeige,  noch  mehr  Berücksichtigung  als 
der  Patron  verdiene.  Dabei  Ist  aber  übersehen, 
dass  die  Allmentations- Berechtigung  gesetzlich 
an  den  Patronat  gebunden  ist  und  der  Verzicht 
auf  den  letzteren  auch  den  auf  die  erstere  ein- 
schliesst. 

5  Partikularrechtlich  ist  der  Alimenta- 
tlonsanspruch  des  Patrons  im  preuss.  L.  R.  II. 

II.  Sg.  595—597  anerkannt,  jedoch  steht  der- 
selbe jedem  Patron  zu  und  ist  auch  nicht  davon 
abhängig ,  dass  der  Patron  schuldlos  in  Armuth 
gerathen ,  in  Oestereich  nach  d.  V.  v.  1679. 
(o.  S.  7.  n.  5)  tit.  I.  J.  13,  wonach  die  Kirche 
dem  unverschuldet  in  Armuth  gerathenen  Patron 
„nach  zimblichen  Dingen  Hülff  zu  laisten  verban- 
den.''  In  Baden  ist  dagegen  durch  d.  V.  v.  1808 
No.  31  (s.  0.  S.  7.  n.  6)  den  Patronen  das  Recht 
ausdrücklich  abgesprochen. 

e  c.  23  (Luc.  III)  X.  h.  t.  III.  38 ;  c.  15  (Clem.) 
X.  de  cens.  III.  39;  c.  9.  Trid.  Sess.  XXV.  de 
ref.  Auch  für  die  Durchführung  dieses  Satzes  be- 
durfte es  erst  der  Beseitigung  der  früheren  Auf- 
fassung, dass  die  Patronatsstiftung  mit  ihrem  Ver- 
mögen im  Eigenthum  des  Stifters  stehe  und  dieser 
In  Folge  desselben  die  Güter  der  Kirche  in  seinem 
Interesse  nutzen  könne,  s.  Th.  II.  S.  624.  628, 
namentlich  Anm.  3  dazu,  S.  633.  Einkünfte  der 
Patrone  werden  ferner  erwähnt  in  c.  18  (Inn.  III) 
X.  de  sent.  et  re  iud.  II.  27.  Gegen  die  Be- 
drückung der  Kirche  durch  Abgaben  eifert  schon 
c.  14  Later.  UI.  v.  1179,  c.  4.  X.  h.  t.  UI.  38, 
ferner  c.  23  cit.  h.  t.,  welches  die  Forderung  von 
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Kirchen-Oberen ;  welcher  die  Patronatsstiftang  ttberhanpt  zu  genehmigen  hat^  Eine 
spätere  Erhöhung  ist  nur  unter  denselben  Voraussetzungen ,  wie, die  Belastung  des 
Kirchengutes  überhaupt  gestattet^. 

4.  Das  Interesse  des  Patrons,  welches  er  an  der  Auftrechterhaltung  der  ihm  unter- 
stehenden Stiftung  hat,  ist  nach  gemeinem  Recht  geschützt  durch 'die  ihm  zustehende 
s.  g.  cttra  heneficii.    Diese  umfasst 

a.  die  Befugniss  darüber  zu  wachen,  dass  die  Patronatsstiftung  in  ihrem  Bestände 
und  ftlr  ihren  Zweck  erhalten,  sowie  dass  das  Stiftungsvermögen  ftindationsmässig  ver- 
waltet und  benutzt  werde.  Wie  weit  die  desfallsigen  Berechtigungen  des  Patrons 
gehen,  darüber  entscheidet  zunächst  die  Stiftungsurkunde ^  in  welcher  auch  eine  aktive 
Betheiligung  bei  der  Vermögensverwaltung  vorbehalten  werden  darf '. 

Mangels  derartiger  besonderer  Bestimmungen  kann  der  Patron  nach  gemeinem 
Recht  nur  von  der  Verwaltung  des  Vermögens  Kenntniss  nehmen,  und  bei  den  vollbe- 
setzten Eirchenoberen  die  Abstellung  bemerkter  stiftungswidriger  Missbräuche  und  die 
Entfernung  ungetreuer  oder  sorgloser  Verwalter ,  auch  in  dringenden  FSUen  die  Ab- 
haltung einer  ausserordentlichen  Revision  beantragen*.  Er  ist  daher  befugt,  die  Vor- 
legung der  Inventitrien ,  der  Voranschläge  oder  Etats  und  der  Rechnungen  zn  ver- 
langen ,  weil  er  ohne  diese  Unterlagen  seine  Rechte  nicht  auszuüben  im  Stande  ist  ^, 


foderum  (Futter  für  Pferde),  von  albeig&rlae  (Woh- 
nung und  Bewirthang)  und  des  regium  (ursprüng- 
lich Kopfsteuer,  also  eine  vom  Patron  verlangte 
Abgabe)  verbietet,  s.  auch  Tb.  II.  S.  630;  gegen 
die  Geltendmachung  der  s.  g.  custodia  oder 
guardiad.  fa.  der  auf  lehnrechtlichen  Anschau- 
ungen beruhenden  Einziehnng  und  Nutzung  der 
Kirchengüter  durch  die  Patrone  während  der  Va- 
kanz, wo  diese  nicht  auf  der  Stiftungsurknnde 
oder  auf  alter  Gewohnheit  beruht,  und  da,  wo  dies 
der  Fall  ist,  gegen  die  missbräuchliche  Ausübung 
dieses  Rechtes,  c.  13  (Lugdun.  II.  v.  1274)  in 
Vlto  de  elect.  I.  6,  u.  Glosse  dazu  s.  v.  custodia, 
vgl.  auch  Th.  II.  S.  632.  Anm.  7  u.  8. 

1  Die  Genehmigung  braucht  natürlich  nicht 
speciell  für  den  Vorbehalt  ertheilt  zu  werden,  sie 
ist  z.  B.  in  dem  zur  Entstehung  des  Patronats 
überhaupt  nothwendigen  Konsense,  wenn  dieser 
auf  Grund  der  vorgelegten  Fundationsbedlngun- 
gen  gegeben  worden  ist,  enthalten.  Der  Kirchen- 
obere hat  aber,  wenn  solche  Vorbehalte  gemacht 
werden,  zu  prüfen,  ob  die  dadurch  bedingten  Be- 
lastungen das  Fundationsvermögen  nicht  derart 
beschränken,  dass  es  zur  ordnungsmässigen  Un- 
terhaltung der  beabsichtigten  kirchlichen  Stiftung 
unzulänglich  wird.  Wenn  dies  der  Fall  ist,  muss 
der  Konsens  verweigert  werden  ,  falls  der  Stifter 
seine  Ansprüche  nicht  herabmindert.  Nach  er- 
theiltem  Konsense  kann  er  dazu  nicht  mehr  ge- 
zwungen werden. 

2  Vgl.  darüber  in  der  Lehre  von  der  Belastung 
und  Veräusserung  der  Kirchengüter. 

Bei  einem  Kompatronat  lässt  sich  mit  Rück- 
sicht auf  die  Ausführungen  oben  S.  16  nicht  der 
Eintritt  einer  Theilung  der  geldwerthen  Leistun- 
gen nach  Massgabe  der  Zahl  der  Patrone  anneh- 
men. Die  Höhe  einer  solchen  vermindert  sich  da- 
her nicht  durch  den  Fortfall  eines  der  Mitpatrone. 
Zur  Erhebung  sind  nur  sämmtliche  Patrone,  bez. 
ein  von  diesen  bestellter  Bevollmächtigter  berech- 


tigt. Soll  jeder  die  auf  ihn  fallende  Quote  selbst- 
ständig  einziehen ,  so  bedarf  es  dazu  eines  Ein- 
verständnisses unter  den  Patrt)nen  ,  andererseits 
aber  auch  der  Zustimmung  des  Verpflichteten, 
weil  dieser  die  Leistung  ungetrennt  und  auf  ein- 
mal zu  machen  berechtigt  ist  und  sich  wider  seinen 
Willen  nicht  zu  Theilzahlungen  zu  verstehen 
braucht. 

8  Dies  ergiebt  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  3  de  ref. 
Die  Mitverwaltung  der  sonst  kirchenrechtlich  be- 
rufenen Organe  und  das  Aufsichtsrecht  der  kirch- 
lichen Oberen  kann  aber  nicht  ausgeschlossen 
werden ,  dies  würde  dem  Wesen  der  kirchlichen 
Rechtsordnung  widersprechen  und  deshalb  unzu- 
lässig sein,  B.  Th.  II.  S.  392. 

«  Die  Doktrin  hat  sich  dafür  auf  c.  31.  32. 
C.  XVI.  qu.  7  (Th.  U.  S.  621)  gestützt.  Weiter- 
gehende, nicht  stiftungsgemäss  vorbehaltene  Be- 
theiligung des  Patrons  verbietet  Trid.  1.  c.  u. 
Sess.  XXV.  c.  9  de  ref. 

Beim  Kompatronat  wird  Jeder  Mitpatron  diese 
Rechte  ausüben  können  (vgl.  o.  S.  16),  well 
durch  solche  Anträge  weder  den  Rechten  seiner 
Genossen  präjudlzirt,  noch  eine  besondere  Last 
für  den  kirchlichen  Oberen ,  welcher  auch  solche 
Anträge  von  Nichtpatronen  in  Erwägung  nehmen 
müsste,  herbeigeführt  wird. 

5  Auf  c.  7  (Alex.  III)  h.  t.  III.  38.  u.  c.  3. 
%.  3  (Later.  III  v.  1179)  X.  de  privil.  V.  33  kann 
man  sich  dafür  —  so  z.  B.  Ginzel  K.  R.  2,  162 
u.  Schilling  S.  91  —  nicht  berufen,  denn 
diese  Stellen  handeln  von  der  Rechnungslegung 
bei  der  Inkorporation,  vgl.  L  o  1 1  e  r.  de  re  benef. 
1.  I.  qu.  11.  n.  67 if. ;  Leuren.  1.  c.  P.  II.  qa. 
95.  n.  5;  Michel  s  quaest.  de  iurepatr.  p.  11. 12. 
Wenn  die  ersteren  beiden  dem  Patron  das  minu- 
tatlm  exigere  rationes  abspreohen ,  so  Ist  das  nnr 
insofern  richtig,  als  damit  eine  Reehnungsablage 
im  eigentlichen  Sinn  gemeint  ist.  Die  Einsicht 
der  Details  der  Rechnung  kann  ihm  aus  dem  im 
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djigegen  kann  er  nicht  fordern,  dass  er  bei  der  Rechnnngsablage  der  Verwalter  zn- 
gezogen^  wird,  noch  weniger  ein  Recht  auf  Dechargimng  derselben  geltend  machen. 
Die  passive  Theihiahme  an  der  Visitation ,  soweit  sich  diese  auf  die  Verwaltung  der 
Temporallen  bezieht,  mnss  ihm  dagegen  gestattet  werden  2. 

Die  erwähnten  Rechte  des  Patrones  beziehen  sich ,  wenn  sein  Patronatrecht  sich 
anf  eine  Earehenstiftung  als  Ganzes,  z.  B.  eine  Pfarrkirche  erstreckt,  nicht  nur  auf 
das  ursprtlnglicheFundatiotis-,  sondern  auch  auf  das  später  anderweit  hinzugekommene 
Vermögen  ^ ,  andernfalls  aber  nur  auf  die  Gütermassen  des  seinem  Patronat  unterwor- 
fenen speziellen  Benefiziums. 

In  betreff  der  Verwaltung  der  geistlichen  Seite  des  Amtes,  z.  B.  der  Administra- 
tion der  Sakramente  und  sonstigen  Kultushandlungen  hat  der  Patron  kein  Aufsichts- 
recht, wohl  aber  kann  er  einen  Nachweis  dartlber  verlangen  ^  ob  die  stiftungsmässig  vor- 
geschriebenen Gottesdienste,  z.  B.  die  angeordneten  Messen,  abgehalten  worden  sind. 

Partikularrechtlich  gehen  die  Befugnisse  des  Patrons  hinsichtlich  der  Verwal- 
tung des  Kirchenvermögens  vielfach  über  die  ihm  gemeinrechtlieh  gesteckten  Grenzen 
hinaus^. 

b.  Weiter  steht  dem  Patron  das  Recht  zu ,  bei  der  Veräusserung  der  Kirchen- 
gfiter  mit  seinen  Einwendungen  gehört  zu  werden ,  bez.  zii  derselben  seine  Genehmi- 
gung zu  ertheilen  ^. 

c.  Nicht  minder  hat  er  das  Recht,  bei  Veränderungen  der  seinem  Patronate  unter- 
stehenden kirchlichen  Einrichtung  oder  des  Patronatsbenefiziums  zugezogen  zu  wer- 
den*, dem  Laienpatron  steht  sogar  die  Befugniss  zu,  in  einzelnen  derartigen  fällen 
seme  Ziistimmung  zu  ertheilen  ^. 


TeU  herrorgehohenen  Grunde  nicht  verwehrt 
werden. 

Das  Recht  anf  Vorlegung  der  gedachten  Papiere 
mnss  beim  Rompatronat  gemeinsam  von  den  Pa- 
tronen ausgeübt  werden ,  weil  anderenfalls  eine 
an^tatthafte  Belastung  der  Kirche,  wenn  jeder 
einzdoe  nach  einander  diesen  Anspruch  geltend 
macht,  erfolgt;  s.  0.  S.  16.  Ueber  die  Art  der 
Semeinsamen  Ausübung  findet  das  0.  S.  67  Be- 
merkte Anwendung. 

1  SoLippertS.  136,  welcher  indessen  über- 
sieht, das«  diese  Befugniss  dem  Patron  zur  Aus- 
übaug  seines  Rechtes  nicht  nothwendig  wesentlich 
iit. 

SGinzel  K.  R.  2,  162.  n.  7;  Schilling 
S.  90.  Dagegen  Schulte  2,  700.  Das  Trid. 
Se^is.  XXIY.  c.  3  i.  f.,  auf  welches  sich  letzterer 
beruft,  setzt  in  dem  erwähnten  Kapitel ,  das  von 
der  Visitation  handelt,  und  zwar  in  den  Worten : 
..,Patroni  vero  in  iis  quae  ad  sacramentoram  ad- 
ministrationem  spectant,  nullatenus  se  praesu- 
mant  ingerere,  neque  visitationi  ornamentorum 
eeclesiae  aut  bonorum  stabilium  seu  fabricarum 
pioventibtts  se  immisceant,  nlsi  quatenus  id  eis  ex 
ingtitutione  ac  fundationeeompetat;  sed  episcopl 
ipsi  haec  faciant  et  fabricarum  redditus  in  usus 
oedetiae  necessarios  et  utiles,  prout  sibi  expedlre 
magis  Visum  fnerit,  expendi  curent'^,  doch  offenbar 
die  Anwesenheit  der  Patrone  bei  den  Visitationen 
voraus  und  verbietet  Ihnen  nur,  sich  in  Betreff 
des  Kirehenschmucks  und  der  festliegenden  Güter 
einzumischen,  also  aktiv  neben  dem  Bischof  ein- 
zugreifen,  keineswegs  bei  der  Visitation  behufs 


blosser  Kenntnissnahme  der  Lage  der  VerhUt- 
nisse  gegenwärtig  zu  sein.  Anscheinend  hat  auch 
Schulte,  8.  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  324.  n.  3,  da 
er  jetzt  sagt :  „die  Visitation  mitvorzunehmen 
steht  ihm  nur  zu ,  wenn  die  Stiftung  dies  Recht 
giebt'',  geändert. 

3  Denn  dieses  tritt  nur  als  Accessorium  zu  der 
vom  Patron  oder  dessen  Vorfahren  in  das  Leben 
gernfenen  Stiftung  hinzu  und  braucht  von  dem- 
selben nicht  einmal  gesondert  gehalten  zu  wer- 
den, so  auch  Schilling  S.  90;  Michels  1.  c. 
p.  39. 

*  Nach  Partikularrecht  steht  ihm  vielfach  ein 
aktives  Recht  auf  Betheiligung  bei  der  Verwal- 
tung zu,  z.  B.  in  der  Weise,  dass  er  selbst  mit 
in  das  Verwaltungs-Organ  als  Mitglied  einzutreten 
oder  ein  solches  zu  ernennen  befugt  ist.  Das 
Nähere  darüber  kann  erst  in  der  Lehre  von  der  Ver- 
waltung des  Kirchenvermögens  dargelegt  werden. 

5  S.  darüber  die  Lehre  von  der  Veräusserung 
des  Kirchengutes. 

6  Vgl.  Th.  II.  S.  399.  406.  410.  419.  422. 
423.  454.  455.  461 ,  auch  für  die  Veränderung 
des  8.  g.  Status  beneficii  (a.  a.  0.  S.  455)  muss 
dies  angenommen  werden.  Dieses  Recht  kommt 
Jedem  einzelnen  Kompatron  zu,  weil  hierbei  sein 
besonderes  Recht  insofern  in  Frage  steht ,  als  die 
substantielle  Veränderung  des  Benefiziums  auch 
seine  Mitberechtigung  am  Patronate  beeinflnsst. 

7  A.  a.  0.  S.  406.  410.  422.  454.  Die  Ergän- 
zung des  mangelnden  Konsens  ist  aber  allein  in 
dem  Falle  des  Trid.  Sess.  !2tX.lV.  c.  15  de  ref., 
a.  a.  0.  S.  460.  n.  10,  ausgeschlossen. 
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II.  Unter  den  dem  Patron  obliegenden  Pflichten  wird  vielfach  zunächst: 
.  die  B.  g.  Sehntzpflicht,  die  defemio  der  Kirche,  d.  h.  die  Pflicht,  über  die 
Erhaltung  der  kirchlichen  Anstellt  und  ihres  Vermögens  zn  wachen,  sowie  letztere 
gegen  Angiiffe  zu  vertheidigen,  aufgezählt  und  dieselbe  gemeinschaftlich  mit  den  anter 
I.  4.  a  und  b.  erwähnten  Rechten,  unter  dem  Ausdruck:  Advokatie  des  Patrones 
oder  auch  cura  beneficii  begriffen  ^  Die  ältere  Doktrin  hat  diese  Pflicht,  unter  Ver- 
wechselung der  Advokatie  im  eigentlichen  Sinne  mit  dem  Patronate ,  lediglich  aus  der 
in  den  Dekretalen  für  den  Patron  vorkommenden  Bezeichnung :  advocatus  hergeleitet^, 
wobei  offenbar  weiter  der  Umstand  von  Einfluss  gewesen  ist,  dass  die  Patrone  in  man- 
chen Fällen  auch  zugleich  die  Advokatie  über  das  ihrem  Patronate  unterworfene  kirch- 
liche Institut  besessen ,  und  femer  auch  so  lange  der  Patronat  als  ein  nutzbares  Becht 
behandelt  wurde  ^,  schon  in  ihrem  eigenen  Interesse  Beeinträchtigungen  und  Schmäle- 
rungen desselben  abzuwehren,  sich  genöthigt  gesehen  haben.  Das  gemeine  Recht  der  ka- 
tholischen Kirche  giebt  aber  für  die  Annahme  einer  derartigen  Pflicht  des  Patrons  keinen 
Anhalt^.  Wenn  man  gleich  einräumen  kann,  dass  der  Besitz  eines  öffentlichen  Rechtes 
den  Inhaber  gewöhnlich  auch  zugleich  zur  Ausübung  desselben  verpflichtet^,  also 
Recht  und  Pflicht  Korrelate  sind,  so  fragt  es  sich  dabei  doch  immer,  ob  die  be- 
treffende Pflicht  blos  eine  ethische  ist  oder  ob  sie  durch  besondere  Bestimmungen  für 
eine  rechtliche ,  also  für  eine  äusserlich  erzwingbare  erklärt  worden  ist.  Sodann  aber 
weiter ,  ob  das  fragliche  Recht  seiner  Natur  nach  ein  derartiges  korrelates  Verhältniss 
bedingt.  Beim  Patronat  ist  dies  aber  nicht  der  Fall  ^.  Derselbe  bildet  ein  dem  Patron 
in  seinem  eigenen  Interesse  gewährtes  Individualrecht.  Durch  seine  Nichtausübung 
erleidet  die  Ordnung  der  kirchlichen  Verwaltung  keine  Störung,  vielmehr  ist  der  kirch- 
liche Organismus  so  eingerichtet,  dass  er  auch  ohne  Vornahme  der  dem  Patrone  zuge- 
wiesenen Funktionen  seine  Aufgaben  erfüllen  kann.  So  wenig  weder  das  Recht  noch 
die  Doktrin  jemals  eine  der  Präsentationsbefugniss  entsprechende  Verbindlichkeit  des 


Anf  demselben  Boden  steht  dasPartikularrecht, 
das  p reu 6 8.  L.  R.  II.  11.  $.  239  verlangt  bei 
Yerändefungen  In  bestehenden  Parochien  die 
Anhörung  der  Interessenten,  mithin  auch  des 
Patrons.  Ueber  Baiern  s.  Th. II.  S.  472.  Eben- 
sosoll inWürtemberg  dem  Patron  Gelegen- 
heit gegeben  werden,  bei  Veränderungen  von 
Patron  atspfarrelen  seine  Rechte  geltend  zu 
machen,  andererseits  ist  aber  ein  ungegründetei 
Widerspruch  zu  verwerfen,  Min.  Erl.  v.  21. 
April  1817,  Reyscher  Samml.  würtemb.  Ges. 
10,  521.  Dasselbe  gilt  in  Baden  nach  d.  Y. 
V.  1808  (s.  S.  7.  n.  6)  Nr.  27.  28,  mit  der 
Massgabe,  dass  dem  Patron  im  Falle  seines  Wider- 
spruchs bei  der  Zertheilung  ein  Antheil  am  Er- 
nennungsrecht anf  die  neugestiftete  Pfründe  und 
bei  der  Union  ein  solches  in  Betreff  derjenigen, 
mit  welcher  die  Patronatspfrunde  vereinigt  wird, 
vorbehalten  werden  muss.  In  beiden  Ländern 
haben  die  geistliche  und  Staatsbehörde  über  den 
Widerspruch  zn  entscheiden ,  die  letztere ,  weil 
sie  überhaupt  bei  derartigen  Veränderungen  ihre 
Zustimmung  zn  geben  hat,  Th.  ü.  S.  467.  468. 

>  PauldeCitadinis  P.  VI.  art,  5.  n.  Iff.; 
Fagnan.  ad  c.  24  X.  h.  t.  n.  3ff. ;  Reiffen- 
stuei  m.  38.  n.  117;  Schulte  2,  702; 
Schillings.  109.  111. 

'S.  PanldeCltadinlsu.  Fagnan.  a.a.O. 


3  S.  Th.  II.  S.  633. 

«  Vgl.  die  S.  70.  n.  4  dtirten  SteUen.  IMe 
Worte  in  c.  32  (Tolet.  IX.  c.  2  v.  656):  ^^curam 
habeant  solicltam'^  lassen  sich  ihrem  Znsammen- 
hang  nach  nur  als  Zugeständniss  eines  Rechtes 
an  die  Fundatoren  ,  nicht  als  Aufbürdnng  einer 
Pflicht  auffassen ,  wie  denn  auch  der  Text  in  der 
Hlspana  dafür  die  Fassung :  „curam  permittantnr 
habere  solllcitam'^  aufweist.  Die  kirchliche  Ge- 
setzgebung des  Mittelalters  hatte  überdies  bei 
ihrer  Tendenz,  die  Eingriffe  der  Patrone  in  die 
Verwaltung  der  Patronatskirchen  zurückzuweisen, 
wahrlich  keine  Veranlassung,  gerade  durch  Aner- 
kennung der  behaupteten  Pflicht  der  Patrone  die- 
sen für  solche  eine  besondere  Handhabe  zu  ge- 
währen. Vgl.  hierzu  auch  Llppert,  Patronat 
S.  144  ff.  Uebrigens  erkennt  selbst  S  chi  1  li  n  g 
S.  110,  welcher  die  bekämpfte  Ansicht  vertritt, 
an,  dass  die  Quellen  nichts  für  dieselbe  er- 
geben. 

5  So  stützt  sich  z.  B.  Schilling  darauf,  dass 
die  fragliche  Verbindlichkeit  des  Patrons  der  Na- 
tur der  Sache  nach  in  dem  Rechte  der  cura  be- 
neiicU  enthalten  sei. 

e  Mit  Recht  nennt  daher  Eaim  S.  334  die 
Schutzpflicht  des  Patrons  nur  eine  moralische. 
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Patrons  zur  Präsentation  anerkannt  hat,  ist  es  begründet,  eine  dem  Recht  der  cura 
beneficil  korrelate  Pflicht  zu  der  letzteren  anzunehmen  ^ 

Dagegen  besteht  gemeinrechtlich  die  Verbindlichkeit  des  Patrons  unter  gewissen 
Voraussetzungen,  die  Kosten  ftlr  die  bauliche  Unterhaltung  und  für  die 
Wiederherstellung  bestimmter  kirchlicher  Gebäude  zu  bestreiten. 
Sie  liegt  nicht  jedem  Patron  ob ,  und  ist  nur  dann ,  wenn  der  Patron  aus  dem  patro- 
natsbelasteten  kirchlichen  Institute  Einktlnfte  zieht,  direkt  erzwingbar,  während 
im  entgegengesetzten  Falle  die  Verweigerung  ihrer  Erfüllung  nur  den  Rechtsnachtheil 
rar  Folge  hat,  dass  der  Patron  seines  Patronatrechtes  für  verlustig  erklärt  wird  2. 

Eine  Nothwendigkeit  zur  Vertretung  des  Patrons  in  der  Ausübung  des 
Patronatrechtes^,  d.  h.  in  der  Ausübung  der  im  Patronate  liegenden  Rechte  und 
m  Betreff  der  Erfüllung  der  etwaigen  Patronatspflichten,  liegt  vor  : 

a.  bei  Handlungsunföhigen ,  also  Wahnsinnigen ,  Kindern^  und  Unmündigen^. 
Diese  werden,  wie  in  anderen  Beziehungen,  durch  ihren  Vater  oder  ihren  Vormund 
Tertreten,  IMQnderjährige  ^  sind  aber  ihre  desfallsigen  Befugnisse ,  gleich  viel ,  ob  sie 
unter  väterlicher  Gewalt  oder  Vormundschaft  stehen,  selbst  wahrzunehmen  befugt. 


^  Ein  Rechtsnachtheil  entsteht  ebenfalls  nicht 
for  den  Patron,  wenn  er  sich  um  die  Verwaltung 
des  kirchlichen  Vermögens  nicht  bekilmmert. 
Binzelne  Aeltere  haben  allerdings  angenommen, 
dass  er  des  Patronates  verlustig  wird,  wenn  er 
einen  ungetreuen  Verwalter  nicht  denuncirt,  vgl. 
z.  B  Rochus  de  Cnrtedef.  3.  n.  3,  das  hat 
aber  gleichfalls  keinen  quellenmässigen  Anhalt. 

Vollends  unhaltbar  ist  es,  wenn  Schilling 
S.  113  auch  eine  Pflicht  des  Patrons  behauptet, 
die  Kirche  aktiv  und  passiv  in  Prozessen  zu  ver- 
treten, wenigstens  gegenüber  den  kirchlichen 
Oberen,  während  er  andererseits  verlangt,  dass 
der  Patron  dabei  im  Einverständnisse  mit  diesen 
bandele  oder  Batihabition  derselben  nachsuche. 

Dm  prenss.  L.  R.  n.  11.  J.  568  folgt  aller- 
dings der  Meinung,  dass  dem  Patron  eine  Ver- 
bmdlichkeit  zurVertheidigung  der  Kirche  obliegt. 
Von  seinem  Standpunkt  aus  ist  dies  aber  konse- 
qneot ,  weil  der  Patron  bei  Prozessen  die  VoU- 
Btcht  mit  auszustellen  ($.  658.  a.  a.  0.)  hat, 
eise  Vorschrift,  die  freilich  durch  das  Gesetz  vom 
20.  Juni  1875  theilweise  modiflcirt  Ist,  s.  vor- 
läufig Koch,  Kommentar  z.  A.  L.  R.  6.  Aufl.  zu 
S.  658  cit. 

*  Partiknlarrechtlich  geht  dagegen  diese  s.  g. 
Baclast  des  Patrons  vielfach  weiter.  Des  Näheren 
vgl.  darüber  die  Lehre  von  der  Erhaltung  und 
Wiederherstellung  der  kirchlichen  Institute  und 
Gebinde,  vorläufig  s.  dieEntsch.  d.  Congr.  conc. 
T.  1686  bei  Richter  Tridentinum  S.  121.  n.  4 
n.  v.  1827,  Thesanr.  resolut.  87,  239 :  an  patro- 
lutns  teneatur  restaurare  ecclesiam  parochialem 
in  casu?  Resp.  Affirmative,  praeflxo  patrono  ter- 
mino  duomm  mensium  vel  ad  perflciendas  repa- 
ntiones  vel  ad  renuntiandum  iuripatronatus.^ 

^  Die  hier  erörterten  Fragen  sind  bisher  nur 
in  der  freilich  wichtigsten ,  aber  doch  immer  zu 
engen  Beziehung  auf  die  Präsentation  behandelt 
»Orden, 

*  Darüber  ist  die  Doktrin  einig.  Rochus  de 
Corte  dcf.  Y.  n.  12;  Vi  vi  an.  1.  c.  1.  5.  c.  3. 
B.  15.  19. 


ö  Unter  Berufung  auf  die  Verlöbnissfahigkeit 
der  Unmündigen  gestatten  die  meisten  Kanoni- 
Bten  dem  impubes  infantia  maior  auch  die  alleinige 
Präsentation  neben  dem  Vormund  und  lassen 
diese  der  etwa  gleichzeitig  erfolgten  Präsentation 
des  letzteren  vorgehen,  Rochus  deCurte  def. 
V.  n.  12  ff. ;  Vivian.  1.  c.  n.  15  ff.;  Ferraris 
s.  V.  iuspatron.  art.  4.  n.  4,  und  die  bei  diesen 
Citirten.  Diese  Analogie  ist  aber  nicht  gerecht- 
fertigt. Vielmehr  hat  es  auch  für  diesen  Fall  bei 
der  Regel,  dass  der  Unmündige  wegen  seiner  be- 
schränkten Handlungsfähigkeit  entweder  durch 
seinen  Vormund  vertreten  werden  oder  mit  Zu- 
stimmung desselben  handeln  muss,  zu  verblei- 
ben, um  so  mehr,  als  auch  den  unmündigen 
Kanonikern  das  Recht  der  Theünahme  an  der 
Bischofswahl  in  c.  32.  (Bonif.  VUI.)  in  VI*©  de 
elect.  I.  6  abgesprochen  wird.  Diese  Ansicht  hat 
übrigens  in  neuerer  Zelt  immer  mehr  an  Anhän- 
gern gewonnen,  s.  LippertS.  99;  Schilling 
S.  37;  Gerlach  S.  34;  Phillips  7,  794; 
Schulte  2,  697;  Friedle  a.  a.  0.  S.  5. 

0  So  wenigstens  für  die  Präsentation  die  ältere, 
bis  in  die  neuere  Zeit  unangefochten  herrschende 
Meinung,  vgl.  vor.  Note,  Schilling  S.  37; 
Schulte  2,  697;  Friedle  a.  a.  0.  8.  6,  auf 
Grund  des  cit.  c.  32  und  des  c.  3  (Bonif.  VIII)  In 
Vlto  de  lud.  II.  1,  wonach  der  pubes  minor  in 
Beneflzlal-  und  anderen  Spiritualsachen  Prozess- 
fahigkelt  besitzt.  Wenn  einzelne  Neuere,  Lip- 
pert,  Gerlach,  Phillips  a.  a.  0.  die  Noth- 
wendigkeit der  Mitwirkung  des  Tutors  oder 
Kurators  bei  der  Präsentation  seitens  eines  Min- 
derjährigen dadurch  zu  begründen  suchen,  dass 
sie  auf  die  dem  letzteren  mangelnde  geistige 
Reife  und  die  Beseitigung  des  Unterschiedes 
zwischen  Tutel  und  Kuratel  hinweisen ,  so  steht 
dem  entgegen,  dass  das  kanonische  Recht  seiner- 
seits nach  den  beiden  »gedachten  SteUen  die 
Handlungsfähigkeit  des  Minderjährigen  in  Nicht- 
vermogensangelegenheiten  anerkennt.  Dieser 
Grundsatz  ist  weder  durch  die  Verilnderung  des 
weltlichen  Vormundschaftsiechtes  noch  durch  die 
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b.  bei  juristischen  Personen.  Die  Patronatsangelegenheiten  einer  solchen  sind 
von  dem  verfassungsmässigen  Yertretungsorgan  derselben  zu  verwalten  ^  Bei  geist- 
lichen Korporationen  werden  sie  mangels  besonderer  statutarischen  Vorschriften  durch 
Majoritätsbeschlüsse  der  stinmifilhigen  Mitglieder  erledigt^,  die  Präsentation  insbe- 
sondere ist  in  der  Weise  auszuüben ,  dass  der  zu  präsentirende  Kandidat  durch  eine 
nach  den  allgemein  geltenden  Regeln  ^  vorzunehmende  Wahl  bestimmt  wird^.  Der 
Vorsitzende  Prälat  kann,  so  fern  ihm  nicht  etwa  für  ein  ausschliessliches  Präsentation»- 
recht  eine  hergebrachte  Gewohnheit  zur  Seite  steht  ^ ,  nicht  selbstständig  präsenteren, 
vielmehr  allein  den  gewählten  Kandidaten  dem  institutionsberechtigten  Kirchenoberen 
bezeichnen  ^. 

Dagegen  gewährt  die  väterliche  Gewalt  an  sich ,  abgesehen  von  der  Handlungs- 
unfähigkeit des  Kindes,  ebensowenig  wie  die  ehemännliche  Gewalt,  ein  Recht  auf  die 
Ausübung  des  Patronates  des  Kindes  oder  der  Ehefrau  durch  den  Vater  oder  Ehemann. 
Der  Patronat  ist  kein  Vermögensrecht  und  unterliegt  daher  als  solcher  weder  dem 
väterlichen  oder  ehemännlichen  Niessbrauchrecht,  noch  f^lt  er  in  die  eheliche  Güter- 
gemeinschaft^. 

Nach  der  Auffassung  des  gemeinen  Rechtes  ist  der  Patronat  kein  höchstpersön- 
liches Recht,  welches  der  Patron  blos  in  eigener  Person  ausüben  dürfte,  vielmehr  steht 
es  ihm  frei ,  sich  in  seinen  Patronatsangelegenheiten  in  ihrer  Gesammtheit  oder  auch 
nur  in  einzelnen  derselben,  z.  B.  bei  der  Ausübung  des  Präsentationsrechtes,  durch 
einen  Bevollmächtigten  vertreten  zu  lassen. 

Der  letztere  wird  aber  stets  einer  besonderen  darauf  gerichteten  Vollmacht  be- 
dürfen, eine  General -Vollmacht  zur  Verwaltung  aller  den  Machtgeber  betreffenden 
Angelegenheiten  kann  nicht  für  ausreichend  erachtet  werden,  weil  eine  solche  sich  der 
herkönunlichen  Fassung  und  Bedeutung  nach  nur  auf  das  Vermögen  des  Vertretenen 
bezieht  und  der  Patronat  kein  Vermögensstück  ist.  Dagegen  genügt  «ine  allgemein 
auf  die  Wahrnehmung  der  Patronatsgeschäfte  gerichtete  Vollmacht  für  die  Besorgung 


Erhöhung  der  Anforderungen  fQr  die  Mitgliedschaft 
in  den  Kapiteln  und  die  Stimm berechtigung  in 
diesen  (s.  Th.  II.  8.  66.  81.  482.  484.)  beseitigt 
worden. 

Allerdings  müssen  in  den  Ländern,  wo  wie 
z.  B.  in  Altpreussen  der  Patronat  durch  die  welt- 
liche Gesetzgebung  geregelt  ist,  auch  die  Vor- 
Schriften  der  letzteren  über  die  Handlungsfähig- 
keit auf  den  Patron  zur  Anwendung  kommen  und 
falls  demnach  der  Minderjährige  im  Allgemeinen 
nicht  als  voll  handlungsfähig  gilt,  vgl.  z.  B.  A. 
L.  R.  n.  (11.  8.  599)  18.  §.  999  u.  Vormundsch. 
Ordn.  V.  1875.  J.  27,  wird  er  auch  der  Mitwir- 
kung des  Vormundes  bei  Patronatsangelegenheiten 
bedürfen. 

1  Also  z.  B.  bei  städtischen  Patronaten  von  dem 
Magistrat.  Vgl.  auch  preuss.  A.  L.  R.  II.  11. 
SS.  615.  616.  Steht  einer  Pfarrgemeinde  das 
Patronatrecht  zu,  so  muss  mangels  einer  beson- 
deren Repräsentation  derselben,  welche  sie  als 
solche  nach  katholischem  Kirchen  recht  nicht  be- 
sitzt, die  Versammlung  der  selbständigen  männ- 
lichen Parochianen  die  Präsentation  vornehmen, 
Entsch.  d.  Congr.  conc.  bei  Richter,  Trldenti- 
num  S.  456.  n.  19. 

S  So  z.  B.  die  Frage,  ob  zur  Erhaltung  des 


Patronates  die  verfallene  Kirche  wieder  aufgehaut 
werden  soll 

8  S.  Th.II.  S.  125  ff,;  Friedle  a.  «.  0. 
S.  12. 

^  c.  6  (Goelest.  III.)  X.  de  his  quae  ftnnt  III. 

10.  Die  Stelle  ist  nicht  so  aufzufassen,  dass  der 
Vorsitzende  (der  Prälat)  zu  seiner  Präsentation 
nur  den  Konsens  der  Korporation  einzuholen  hat. 
Er  besitzt  nur  eine  Virilstimme,  denn  es  soll  der 
conventus  oder  die  sanior  et  maior  pars  desselben 
entscheiden  und  zu  diesem  gehört  er  seihst. 

ö  c.  6.  X.  dt.  m.  10. 

^  Weil  er  nach  aussen  hin  die  Korporation  re- 
präsentirt,  c.  21  (Innoc.  III.)  X.  de  rescr.  I.  3. 
Vgl.  Oberhaupt  Schillings.  43;  Phillips  7, 
793.  803;  Friedle  a.  a.  0.  S.  12  flf. 

"^  Anders  freilich  nach  preuss.  A.  L.  R.  11. 

11.  §.  599:  „Wem  die  Gesetze  die  Verwaltung 
des  InbegriiTs  der  Güter  und  Gerechtsame  eines 
Andern  übertragen  haben ,  der  ist  auch  das  dazu 
gehörige  Kirchen  patronat  in  dessen  Namen  aus- 
zuüben berechtigt." 

Ueber  Besonderheiten ,  welche  auch  im  Gehiet 
des  gemeinen  Rechts  entstehen  können,  wenn 
der  Patronat  mit  einem  Grundstück  verknüpft  ist 
und  dieses  dem  väterlichen  und  ehem&nnUchen 
Recht  unterworfen  wird,  vgl.  $.  139. 


§.  138.] 
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alkr  derartigen  Angelegenheiten ,  insbesondere  auefa  für  die  Vornahme  der  Präsenta- 
tion Namens  des  Maohtgebers  ^ 

Der  Vertreter  des  Patrons,  mag  er  ein  nothwendiger  oder  ein  frei  gewählter  sein, 
iiiDBS ,  s^ireit  es  sieh  um  die  Ausübung  der  im  Patronate  liegenden  Rechte  durch  ihn 
handelt,  ftlr  seine  Person  zur  Erwerbung  eines  Patronates  fähig  sein^.  Dies  folgt  dar- 
MS,  dass  an  der  Verwaltung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  einer  bestimmten  Eon- 
fession nur  solche  Personen  theilzunehmen  befugt  sind,  welche  derselben  als  Mitglieder 
ugeh^en ,  und  im  übrigen  die  Ton  der  betrefibnden  E^irche  erforderte  Qualidkation 
besitzen.  Der  umstand,  dass  der  Vertreter  die  fraglichen  Befugnisse  nicht  kraft 
eigenen  Rechtes  und  im  eigenen  Interesse  wahrnimmt,  erscheint  einflusslos.  Denn 
kraft  seiner  V^rtretungsbefugniss  entscheidet  sein  Wille,  und  nicht  der  des  Vertretenen 
darüber,  in  welcher  Art  und  Wieise  die  Berechtigung  vorkommenden  Falls  ausgeübt 
werden  soll '. 

Ist  im  Falle  einer  nothwendigen  Vertretung  der  Vertreter,  z.  B.  der  Vormund, 
wegen  seiner  ünflQiigkeit  von  der  Wahrnehmung  der  Patronatsangelegenheiten  ausge- 
schlossen ,  80  mnss  er  seinerseits  einen  flüiigen  Bevollmächtigten  bestellen  ^.  Handelt 
es  sich  dagegen  um  ein  aus  mehreren  Personen  bestehendes  Vertretungsorgan ,  so  be- 
darf es  dieses  Ausweges  erst  dann,  wenn  alle  Mitglieder  desselben  unfähig  sind,  wäh- 
rend im  ungekehrten  Falle  die  Vertretung  durch  die  fähigen  geführt  wird^. 

Diese  Regeln  kommen  aber  nicht  zur  Anwendung,  wenn  die  Ausübung  solcher 
Patronats- Befugnisse  in  Frage  steht,  welche  sich  nicht  als  eine  Theilnahme  an  der 
Verwaltung  kirchlicher  Angelegenheiten  darstellen,  vielmehr  rein  vermögensrechtlicher 
Natur  sind,  wie  z.  B.  die  Geltendmachung  des  Alimentationsanspruches  oder  die  Er- 
hebung von  Alimenten ,  sowie  die  Einziehung  von  vorbehaltenen  Prästationen  (durch 
den  nichtfähigen  Vormund  eines  wahnsinnigen  Patrons) ,  ebensowenig  wenn  es  sich  um 
die  Erfüllung  von  Pflichten  gleichen  Charakters,  wie  die  Gewährung  der  zur  Reparatur 
des  kirchlichen  Gebäudes  erforderlichen  Mittel ,  handelt.  Für  diese  Fälle  treffen  die 
Gründe,  welche  die  Ausschliessung  des  unfähigen  Vertreters  bedingen^  nicht  zu. 

Endlich  ist  auch  der  fähige  Vertreter  einer  physischen  Person  von  der  Geltend- 
machung derjenigen  Patronatsrechte ,  welche  höchst  persönlicher  Natur  sind ,  wegen 
dieses  Charakters  derselben  ausgeschlossen .  Es  gehören  hierher  die  Ehrenrechte,  welche 
eine  direkte  Beziehung  auf  die  Person  des  Patrons  haben  ®.  Diese  letzteren  können 
aber  fär  die  Person  des  Patrons  beansprucht  werden,  so  weit  die  Handlungsunfähigkeit 


1  Dm  Yerlangeii  einer  SpedalvoUmacht  für  die 
Ptiuentatton,  vgl.  z.  B.  L euren.  1.  c.  qu.  99. 
B.  2  liest  sich  durch  die  analogische  Heranziehung 
?en  c.  3.  in  VI**  de  off.  vlc.  I.  13,  s.  Tb.  II. 
S.  214.  n.  3  nicht  rechtfertigen.  Ferner  ist  die 
herkömmliche  Annahme ,  dass  ein  Prokarator  für 
die  Ansfibung  des  Prisentationsrechtes  überhaupt 
nicht  oder  nur  in  gewissen  nothwendigen  AuS' 
Dehmefillen  vor  der  Erledigung  des  Patronate- 
keneiliiams  gültig  besteUt  werden  könne ,  B  a  r  - 
bofia  de  off.  et  pot.  eplsc.  P.  III.  alleg.  72.  n. 
115;  L euren,  l.  c,  Friedle  a.  a.  O.  haltlos; 
gegen  das  Verbot,  Expektativen  auf  unerledigte 
Aemter  zn  ertheilen,  wird  dadurch  nicht  ver- 
•ti>Man,  t.  auch  Berardl  1.  c.  p.  313. 

s  8.  o.  S.  32. 

'  Selbü  wenn  det  Yertieter  mit  spedeUen  AH- 


Weisungen  seines  Macbtgebers  versehen  ist,  er- 
scheint das  Handeln  des  ersteren  nach  aussen  hin 
doch  als  Ausfluss  seines  Willens,  und  ein  Dritter 
hat  kein  Recht,  Auskunft  über  seine  etwaige 
Instruktionen  zu  verlangen. 

*  Vgl.  auch  preuss.  A.  L.  B.U.  11.  SS- 582. 
583. 

5  Vgl.  preuss.  V.  y.  1816  (s.  o.  S.  32.  n.4): 
„5.  Wo  dasPatronat  einer  Kommune  zusteht,  kön- 
nen jüdische  Mitglieder  derselben  an  dessen  Aus- 
übung keinen  Theil  nehmen.^ 

«  S.  0.  S.  64ff.  unter  a — d.g — ^k,  dagegen  wird 
der  Vertreter,  namens  seines  Bevollmächtigten, 
das  ius  Inscriptionis  ausüben,  also  den  Namen 
oder  das  Wappen  desseRien  in  derPatronatskirche 
anbringet)  lassen  können. 
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oder  die  geminderte  HandlungBfähigkeit  desselben  die  Erweisung  der  kirchliehen 
Ehrenbezeichnung  an  ihn  nicht  hindert  oder  seine  Theilnahme  an  der  fraglichen  kirch- 
lichen Funktion  nicht  ausschliesst.  In  letzterer  Beziehung  steht  z.  B.  nichts  entgegen, 
dass  der  unmündige  Patron  in  angemessener  Begleitung ,  also  auch  der  seines  Ver- 
treters, dem  Gottesdienste  in  dem  Patronatsstuhle  beiwohnt,  in  ersterer  nichts,  dass 
dem  Patron ,  welcher  im  Eindesalter  oder  während  einer  Geisteskrankheit  stirbt ,  der 
honor  sepulturae  gewährt  wird. 

Juristische  Personen  können  als  solche  keinen  Anspruch  auf  Ehrenrechte  machen, 
welche  eine  Theilnahme  am  Gottesdienst  voraussetzen  und  die  Person  des  Patrons  be- 
treffen ,  daher  entfällt  die  Möglichkeit  ihrer  Ausübung  durch  die  Vertreter  desselben, 
es  sei  denn,  dass  die  letztere  gewohnheitsmässig  mit  Rücksicht  auf  die  Stellung  und  Be- 
deutung der  juristischen  Person  hergebracht  sei  ^  Der  Geltendmachung  der  anderen 
Ehrenrechte,  also  des  ins  precum  und  des  honor  inscriptionis ,  steht  nichts  entgegen, 
aber  diese  erfolgt  für  den  Patron  selbst  2,  nicht  ftir  die  Vertreter. 

§.  139.    88.  Die  Verfügungsberechtigung  des  Patrons  in  Betreff  des  Patrcnat- 

rechtes  (Uebergang  desselben), 

I.  Das  Patronatrecht  ist  kein  höchstpersönliches  Recht ,  es  kann  daher  sowohl 
von  dem  ersten  Erwerber  wie  auch  von  dessen  Nachfolgern  auf  andere  Personen  über- 
tragen werden. 

A.  Der  dingliche  Patronat  folgt  dem  rechtlichen  Schicksale  desjenigen  Gutes, 
dessen  Accessorium  er  ist ,  und  geht  auf  denjenigen  über ,  welcher  das  Gut  durch 
rechtsgültigen  Titel  unter  Lebenden  (z.  B.  Kauf,  Tausch,  Schenkung,  Ersitzung) 
oder  von  Todeswegen  (als  Erbe  oder  Legatar]  erwirbt  ^.  Gelangt  das  Gut  an  einen 
patronatsunfähigen  Erwerber ^^  so  ruht  das  Patronatrecht  so  lange,  als  das  Grund- 
stück im  Eigenthume  desselben  verbleibt^.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  der  Erwerb  ein 
simonistischer  gewesen^,  z.  B.  der  Patronat  bei  dem  Gutskaufe  besonder  zu  Geld  an- 
geschlagen worden  ist. 


1  So  z.  B.  der  honor  processioDis  für  den  Ma- 
gistrat der  Stadt  oder  die  Vorsteher  des  Klosters, 
wenn  dem  ersteren  oder  letzteren  ein  Patronat 
zusteht.  In  derartigen  Fällen  wird  die  den  Ver- 
tretern erwiesene  Ehrenbezeugung  als  eine  solche 
gegen  die  von  ihnen  vertretene  juristische  Person 
betrachtet.  Die  öffentliche  Anerkennung  des  Wer- 
thes,  welcher  auf  die  von  der  letzteren  verfolgten 
Zwecke  gelegt  wird,  kann  nicht  anders  ausge- 
drückt werden,  als  dass  man  sich  diese  gewisser- 
massen  in  den  Vertretern  personiflcirt  vorstellt. 

2  Es  wird  also  für  die  Stadt,  für  das  Kloster 
gebetet,  vgl.  auch  0.  S.  65. 

3  Vgl.  c.  13  (Alex.  m.J  h.  t.  HI.  38  und  0. 
S.  9,  ferner  prenss.  L.  R.  II.  11.  g.  581.  Dass 
bei  einer  Konfiskation  des  berechtigten  Gutes  der 
Staat  (Fiskus)  ebenfalls  den  damit  verbundenen 
Patronat  erwirbt,  ist  namentlich  von  den  Aeltem 
aus  dem  haltlosen  Grunde  in  Zweifel  gezogen  wor- 
den, weil  der  weltliche ,  die  Konfiskation  anord- 
nende Richterspruch  nicht  mit  über  den  Patro- 
nat als  ius  spirituali  annexum,  entscheiden  könne, 
8.  z.  B.  Paul,  de  Gitadinis  P.  XIV.  n.  ö; 
Ferraris  1.  c.  art.  2.  n.  21,  folgt  aber  aus  dem 


Begriffe  des  dinglichen  Patronates.  Dieser  An- 
sicht Rochus  de  Gurte  def.  10.  n.  66;  Lip- 
pertS.  194;  Kaim  S.  88;  Schilling  S.  20; 
V.  Schulte,  Lehrb.3.A.  S.  314.  n.4;  Vering 
K.  R.  S.491.  Phillips  7,  769  erkennt  dieselbe 
ebenfalls  als  principiell  richtig  an ,  verlangt  aber 
dennoch  den  Eintritt  libera  collatio  des  Bischofs, 
damit  die  Kirche  nicht  gleichzeitig  mit  dem  Delin- 
quenten bestraft  werde  und  jede  Aussicht  auf 
Befreiung  vom  Patron&te  verliere.  Auf  diese 
letztere  bat  die  Kirche  indessen  kein  Recht. 

*  Vgl.  0.  S.  32. 

^  Von  einem  Erlöschen  des  Rechtes  kann  hier 
nicht  die  Rede  sein.  Denn  das  Gut,  der  Trager 
desselben  existirt  fort  und  kann  wieder  in  die 
Hände  eines  zum  Erwerbe  und  zur  Ausübung 
des  Richters  fähigen  übergehen.  Vgl.  auch  die 
S.  32.  n.  4  u.  5  citirten  partikularrechtlichen  Vor- 
schriften. 

6  c.  6  (Alex.  III.)  X.  h.  t.  III.  38 ;  Trld.  Scss. 
XXV.  c.  9  de  ref.  Diese  Stellen  sprechen  zwar 
den  Verlust  des  Patronates  schlechtbin  aus.  Da 
die  Strafandrohung  in  denselben  sich  indessen 
nur  gegen  den  Schuldigen  richtet,  und  die  Auf- 
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Bei  einer  Pareellirnng  des  berechtigten  Gntes  geht  das  Recht  anf  alle  Erwerber 
der  TrennstUcke  Aber  und  es  entsteht  für  dieselben  ein  Eompati'onat ' .  Bei  blosser 
Abzweigung  einzelner  Parcellen,  durch  welche  das  Out  in  seinem  Bestände  nicht  we- 
sentlich Terändert  wird ,  bleibt  es  auf  dem  ursprünglichen  Stammgrundstück  haften  ^. 
Eine  völlige  Lostrennung  des  dinglichen  Patronates  von  dem  berechtigten  Gute  (d.h. 
die  Verwandlung  desselben  in  einen  persönlichen  durch  Vorbehalt  bei  der  Yeräusse- 
rnng)  ist  unstatthaft  und  nichtig^,  kann  also  den  Uebergang  des  Rechtes  auf  den  Er- 
werber des  Gutes  nicht  hindern.  Die  einzige  Ausnahme  bildet  der  Fall,  wenn  der 
bisher  dingliche  Patronat  durch  Schenkung  in  einen  geistlichen  umgewandelt  wird  4. 

Schliesslich  kommt  noch  in  Frage,  welchen  Einfluss  die  Beschränkung  desEigen- 
tbflmers  in  dem  Gebrauche  und  der  Benutzung  des  berechtigten  Gutes  durch  desfallsige 
Rechte,  welche  f)lr  andere  Personen  begründet  werden ,  auf  den  Patronat  äussert.  In 
diesen  Fällen  ist  im  Allgemeinen  ein  Uebergang  des  Rechtes  selbst  seiner  Substanz 
nach  auf  derartige  Berechtigte  ausgeschlossen,  denn  der  Eigenthümer  giebt  sein  Eigen- 
thnm  am  Grundstücke,  dasjenige  Recht,  auf  welches  sich  seine  Stellung  als  Patron 
gründet,  nicht  anf.    Es  kann  sich  daher  nur  darum  handeln,  ob  mit  der  Begi'ündung 


hebnng  des  Zasammenhanges  des  Patronates  mit 
dem  Oute  nicht  als  Strafe  festgesetzt  ist,  so  kon- 
oen  aUein  der  Yerausserer  und  der  Erwerber  für 
ihre  Person  das  Recht  verlieren,  d.  h.  es  muss 
ein  Ruhen  desselben  eintreten,  so  lange  einem 
von  beiden  das  Eigenthum  am  Gute  zusteht. 

1  Wenn  der  Patronat  einmal  auf  das  Gut  radi- 
drt  ist  und  dieser  Znsammenhang  das  weitere 
Schicksal  des  Rechtes  bestimmt,  so  muss  dieses 
Bestimmangsmoment  so  lange  seine  Wirkung 
iassem,  als  letztere  nicht  unmöglich  gemacht 
wird.  Dies  geschieht  aber  durch  die  Parcellirung 
nifdkt,  denn  das  frühere  einheitliche  Gut  dauert 
io  seinen  Trennstücken  fort.  Dieselbe  Ansicht 
rertrittdas  preuss.  Ob. -Tribunal,  Striethorst 
Archiv  f.  Rechtafalle  31,  89  und  die  preussische 
Verwaltungspraxis.  Andererseits  wird,  so  von 
Koehf  Kommentar  zum  preuss.  L.  R.  zu  II.  11. 
J.  581,  der  Untergang  dea  Patronates  und  von 
Michels,  qnest.  controv.  p.  42.  43  die  Sus- 
pension der  in  demselben  liegenden  Rechte  bis 
zu  Wiedervereinigung  der  getrennten  Parcellen 
angenommen,  weil  das  bisherige  Gut,  als  Inbe- 
griff von  Rechten  und  Pflichten ,  der  Träger  des 
Patronates,  durch  die  Dismembration  vernichtet 
verde.  Letzteres  ist  nicht  richtig,  der  fundus  als 
solcher  ist  nicht  untergegangen,  und  die  Qualität 
des  Gutes  als  eines  besonders  berechtigten,  z.  B. 
eines  Rittergutes ,  ist  fQr  das  dingliche  Patronat- 
ncht,  nicht  wesentlich  ,  wie  beide  Schriftsteller 
irrthfimlieh  voraussetzen ,  sondern  völlig  gleich- 
gültig (S.  auah  das  Th.  II.  S.  633  mitgetheilte 
Beispiel  eines  an  eine  Wiese  geknüpften  ding- 
liehen Patronates).  Des  Näheren  vgl.  meine 
AusfQhmngen  belDove  u.  Friedberg  Ztschr. 
f.  K.  R.  7,  3ff. 

Endlich  ist  es  auch  unrichtig ,  dass  bei  einer 
Theilnng  des  Gutes  der  Patronat  als  Alleinpatronat 
anf  dem  grösseren  Thell  haften  bleibt,  so  Llp- 
pert  S.  157;  Kaim  S.  79;  Schulte  K.  R.  2, 
689.  n.  5.  Die  dafür  cit.  I.  24.  D.  XVIII.  1 : 
t.  16.  X.  h.  t.  m.  38,  Trid.  Sess.  XXV.  c.  9 
<ie  ref.   u.  die  Glosse   zu   c.  13.  X.  h.  t.   be- 


weisen nichts.  Vgl.  auch  Dove,  Ztschr.  a.a.O. 
S.  21.  22. 

2  Denn  dergleichen  unwesentliche  Verände- 
rungen haben  keinen  Einfluss  anf  den  Trager  des 
Rechtes,  das  Out,  da  ein  solches  nicht  bis  in 
die  kleinsten  Theüe  hinein  absolut  unveränder- 
lich ist. 

9  Die  Zulässigkeit  einer  solchen  nehmen  an 
Schillings.  17.  n.  72  u.  v.  Schulte  Lehrb. 
3.  A.  S.  314,  ersterer  unter  Berufung  auf  das  nichts 
beweisende  c.  9.  X.  h.  t.  III.  38.  Mit  Veräusse- 
rung  des  berechtigten  Gutes  erlischt  der  Titel, 
aus  welchem  der  Patronat  bisher  dem  Eigen- 
thümer zugestanden  hat.  Der  Vorbehalt  dessel- 
ben als  eines  persönlichen  Rechtes  stellt  sich 
demnach  als  ein  Neu-Erwerb  ohne  einen  vom 
kanonischen  Recht  anerkannten  Entstehungsgrund 
dar.  Nur  ein  päpstliches  Privileg  (s.  S.  30)  könnte 
daher  die  Nichtigkeit  beseitigen.  Vgl.  meine 
Ausführung  a.  a.  0.  S.  27  fr.  Es  ist  daher  prin- 
zipiell unrichtig,  wenn  e.  preuss.  K.  0.  v. 
9.  Jan.  1812  (G.  S.  S.  3]  angeordnet  hat,  dass 
bei  Veräusserung  der  Domainen  die  Patronate 
dem  Staate  vorbehalten,  die  Patronatslasten  aber 
als  Kanon  auf  die  veräusserten  Güter  gelegt 
werden  sollen,  und  wenn  in  0  est  erreich  (v. 
Schulte  a.  a.  0.  S.  311)  beim  Verkaufe  von 
Staatsgütern  an  nichtkatholische  Käufer  die  Pa- 
tronatsrechte  dem  Kaiser  reservirt,  die  Lasten 
aber  auf  den  Erwerber  übertragen  werden. 

4  Dies  folgt  aus  c.  8.  X.  h.  t.  III.  38  u.  c.  un. 
in  Vlto  h.  t.  m.  19,  wonach  der  Laienpatron  den 
Patronat  ohne  weiteres  an  eine  geistliche  Anstalt 
schenken  kann ,  ohne  dass  ein  Unterschied  zwi- 
schen den  verschiedenen  Arten  des  Patronates 
gemacht  wird ,  s.  m  e  i  n  e  Ausführung  bei  D  o  v  e 
a.  a.  0.  S.  31. 

Wenn  einzelne  ältere,  vgl.  de  Roy  e  zu  c.  11. 
X.  h.  t.  III.  38  verneinen ,  dass  der  dingliche 
Patronat  im  Gegensatz  zum  persönlichen  durch 
Schenkung  an  eine  solche  Anstalt  ein  geistlicher 
werde,  weil  das  Grundstück  eine  weltliche  Sache 
bleibe,  so  beruht  dies  auf  einer  falschen  Auf- 
fassung des  geistlichen  Patronats,  s.  o.  S.  10. 
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Yon  Rechten  der  erw&hnten  Art  der  Erwerber  unter  AuBSchlnas  des  EigeathAmorB  die 
Befugniss  zur  Ausübung  des  Patronates  ^  erlangt. 

Von  dieser  Regel  tritt  aber  nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  der  Quellen  eine 
Ausnahme  bei  der  Bestellung  eines  dominium  utile  ^  am  berechtigten  Grundstück  ein, 
weil  das  nutzbare  Eigenthum  in  früherer  Zeit  als  eine  Art  des  Eigenthuxns  betrachtet 
worden  ist ,  so  dass  also  der  Vasall  oder  sonstige  nutzbare  Eigenthümer  bei  der  Be^ 
lehnung  nicht  bk)s  die  Ausübung  des  dem  Oute  zustehenden  Patronates,  sondern  dieses 
letztere  selbst  erhält  \ 

Bei  der  Konstituii'ung  der  erwähnten  Rechte  kann  der  Uebergang  des  Patronates, 
bez.  die  Ausübung  desselben  stets  durch  einen  besonderen  Vorbehalt  des  Eigenihttmers 
ausgeschlossen  werden^. 

Ist  aber  keine  derartige  Verabredung  getroffen,  so  geht  nach  feststehender  An- 
nahme das  Recht  bei  Hingabe  des  Gutes  zu  Lehn,  zu  Emphyteuse  oder  zu  Erbleibe  auf 
den  Vasallen,  den  Emphyteuta  oder  Erbzinsmann  über^.  Ob  dasselbe  aber  aaeh  fttar 
andere  Nntzungs-  und  Gebrauchsberechtigte  —  bei  diesen  kann  nach  dem  Vorbemerk- 
ten allein  das  Recht  zur  Ausübung  in  Frage  stehen  —  anzunehmen  sei ,  darüber  ist 
noch  keine  Einigung  erzielt  worden.  Die  eine  Meinung  schliesst  den  Uebergang  auf 
alle  anderen  als  diejenigen,  welchen  man  ein  s.  g.  dominium  utile  zuschreibt,  mithin 
namentlich  auf  den  Niessbraueher  und  Pächter  aus^.  Andere  setzen  das  entscheidende 
Moment  in  die  Dinglichkeit  des  Nutzungs-  und  Gebrauchrechtes  ^,  und  erklären  auch 
den  Niessbraueher,  nicht  aber  den  Pächter  ^,  zur  Ausübung  berechtigt.  Eine  dritte 
Ansicht  lässt  dagegen  das  Recht  auf  Fruchtgenuss  entscheiden  und  gewährt  die  Be- 
Aigniss  auch  dem  Pächter,  aber  nicht  dem  Pfandgläubiger®.  In  neuester  Zeit  endlich 
ist  der  Uebergang  bei  allen  solchen  Rechtsverhältnissen,  bei  welchen  der  Berechtigte 
noch  einen  selbständigen  Anspruch  auf  Detention  des  ganzen  Grundstückes  gegen  den 
fiigenthümer  besitzt,  insbesondere  auf  den  Niessbraueher,  Pächter,  Pfandgläabiger, 
Pekaristen,  behauptet  worden  ^<). 


1  Dieser  .Unterschied  zwischen  dem  Uebergang 
des  Rechtes  selbst  und  der  blossen  Ausübung 
desselben  ist  Ton  den  Aeltern  bei  Erörterung  der 
bier  in  Rede  stehenden  Kontroversen  nicht  be- 
achtet nnd  erst  neuerdings  mit  Recht  betont  wor- 
den, s.  Schillings. 214;  Schulte2,691  und 
Wachi.  Doveu.  Friedberg  Ztschr.  f.  K.  R. 
6,  253.  307.  Für  die  Stellung  der  zur  Ausübung 
berechtigten  Person  kommen  die  S.  74  in  Betreff 
des  Vertreters  des  Patrons  entwickelten  Grund- 
sätze zur  Anwendung. 

«  c.  13  (Alex.  III.)  h.  t.  III.  38,  welches  den 
Erwerb  des  Rechtes  selbst  voraussetzt. 

3  Im  Gegensatz  zu  dem  blos  zur  Ausübung  be- 
rechtigten kommen  ihm  also  alle  Ehrenrechte  für 
seine  Person  zu. 

^  Die  gegen  die  Statthaftigkeit  eines  solchen 
bei  der  Eigenthumsverausserung  sprechenden 
Gründe  (o.  S.  77.  n.  3)  treffen  hier  nicht  zu. 
Ausdrücklich  ist  die  Uechtsgultigkeit  übrigens 
auch  anerkannt  bei  der  Verleihung  eines  Gutes 
ad  flrmam  (s.  u.  Anm.  10)  in  c.  7  (Alex.  III.) 
h.  t.  III.  38. 

6  Für  das  Lehn  ergiebt  sich  dies  aus  c.  13 
(Alex.  III.)  X.  h.  t.  III.  38.  Dem  Vasallen  hat 
eine  feste  Meinung  den  Emphyteuta  und  den 
Erbzinsmann,  d.  h.  diejenigen,  welchen  man  eben- 


so wie  dem  ersteren  ein  s.  g.  dominlnm  ntfle  za- 
schrieb,  freilich  in  Anschluss  an  das  zur  Begrün- 
dung derselben  untaugliche  c.  7  (Al«x.  III.)  X. 
h.  t.  (vgl.  S.  79)  seit  Innocenz  IV.  ad  c.  7  s.  v. 
ad  flrmam ,  gleichgestellt ,  vgl.  Lippert  8.  169. 
Schilling  S.22;  Kaim  8.  83;  Phillips?, 
766;  Schulte  2,  691.  692;  Wach  &.  a.  0. 
S.  311.  Das  p reu 8 8.  L.  R.  erkennt  nur  den 
Uebergang  auf  den  Vasallen,  nicht  auf  den  Erb- 
zinsmann und  Erbpächter  an,  II.  11.  $$.  598. 599 
u.  II.  18.  S.  999. 

^  Diese  Ansicht  führt  auf  Innocenz  IV.  zu- 
rück, vgl.  Wach  a.  a.  0.  8,  246  ff.  Sie  ist  die 
herrschende  gewesen.  Dafür  u.  A.  Fagnan.  ad 
c.  7.  X.  h.  t.  n.  15.  Lippert  S.  169.  170; 
Rlchter-Dove  S-  189.  n.  17;  Walter  K.  R 
$.  235b. 

7  Helfert  Hdbch,  d.  K.  R.  §.  90;  Kaim 
S.  82.  87;  Schilling  S.  24.  25;  Schulte 
2,  691. 

8  Indessen  wird  auch  dem  Pfandgliubiger  von 
den  Vertretern  dieser  Meinung  das  Recht  zur 
Ausübung  abgesprochen. 

»  Soz.B.  Schmalzgrueberlll.  38.n.  89ff. 

10  So  von  Wach  in  der  Abhlg.  bei  Dove  b. 
Friedberg  Ztschr.  f.  K.  R.  6,  243,  welcher 
dessen  diss.  inaug.  de  transferenda  ad  firmarinin 
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Wenn  die  einzige  Qaellenstelle,  welche  für  die  Entscheidung  dieser  Kontroversen 
einen  Anhalt  bietet ,  bei  der  Verleihung  eines  Gutes  zur  Firma  die  Ausübung  des 
Hechtes  auf  den  Firmar  übergehen  lässt  ^  also  festsetzt,  dass  der  letztere  mangels 
besonderer  Yerelnbaning  bei  diesem  Leiheverhiiltniss  dinglicher  Natur  zu  Qebranoh 
und  Nutzung  ein  Becht  auf  das  Accessorium  des  Gutes,  den  Patronat,  erlangt, 
ao  bilden  das  Kecht  auf  Gebrauch  und  Fruchtgenuss  und  die  in  Folge  der  DingUchkeit 
eintretende  direkte,  vom  Willen  des  fiigenthümers  unabhängige  Beziehung  des  Berech- 
tigten zm*  Sache  ^  die  Momente,  auf  welche  sich  die  Annahme  gründet,  dass  der  £igen- 
thttmer  dem  Berechtigten  auch  den  Gebrauch  des  Accessoriums,  d.  h.  die  Ausübung  des 
Patronates ,  habe  gewähren  wollen ,  während  die  Einräumung  eines  blos  durch  den 
Eigenthflmer  vermittelten  obligatorischen  Rechtes  auf  Gebrauch  und  Fruchtgenuss  es 
▼egen  der  fortdauernden  direkten  Beziehung  des  ersteren  zur  Sache  mindestens  zwei- 
felhaft erscheinen  lässt ,  ob  derselbe  auch  auf  die  Ausübung  solcher  Rechte ,  welche 
nieht  zum  Gebrauche  und  Fruchtgenuss  nothwendig  sind ,  habe  verzichten  wollen  '. 
Es  werden  daher  wohl  der  Niessbraucher ,  der  deutsche  Erbpächter,  der  Ehemann, 
welcb«r  nach  dem  bestehenden  Güterrecht  ein  dingliches  Nutzungsrecht  an  dem  infe- 
rirten  Grundstück ,  der  Vater ,  welcher  ein  solches  an  Grundstücken  seiner  Kinder  in 
väterlicher  Gewalt  erhält ,  nicht  aber  der  Pächter  und  der  Prekarist  ohne  besondere 
dahin  zielende  Verabredung  die  Ausübung  des  Patronates  beanspruchen  können^. 

Bei  der  Bestellung  eines  Fanstpfandrechtes,  selbst  eines  antichretichen,  verbleibt 
die  Ausübung  dem  Eigenthümer  ^.    Dagegen  steht  sie  bei  der  Sequestration  des  Grund- 


adfocatione,  Reglmonti  Pr.  1865  zu  Grunde  liegt. 
Ex  geht  davon  aus,  dass  der  prinzipielle,  ent- 
scheidende Reehtsatz  aus  c.  7.  X.  h.  t.  III.  38, 
welches  den  üebergang  des  Patronates  auf  den 
8.  g.  Firmar  unter  Berücksichtigung  der  engli- 
schen Gestaltung  des  Rechtsinstitntes  der  s.  g. 
Anna  ausspricht,  entwickelt  werden  müsse.  Die 
firm  besteht  nach  seinen  erschöpfenden  Aus- 
führungen, welche  zugleich  die  bisherigen  irrigen 
Auffassungen  der  älteren  Kanonisten,  ferner 
LippertsS.  162  if.  widerlegen,  in  der  Ueber- 
iassang  eines  dinglichen  und  verausserlichen 
Kechtes  auf  eine  die  Substanz  nicht  schädigende 
Nutzung  fremder  Sachen  und  nutzbarer  Rechte 
für  eine  bestimmte  Zelt  gegen  Erlegung  eines 
bestimmten  Pachtschillinges,  wobei  der  Firmar 
die  Detention  der  Sache  erliält,  a.  a.  0.  S.  282fr. 
Mit  Rücksicht  hierauf  nimmt  Wach  zunächst  den 
üebergang  der  Ausübung  bei  allen  solchen  ding- 
lichen Rechten,  bei  denen  der  Berechtigte  eben- 
•owie  der  Firmar  einen  Anspruch  auf  Detention 
der  Sache  und  auf  vollen  Gebrauch  und  Frucht- 
genuss bat,  also  bei  der  deutschen  Erbpacht  und 
heim  Niessbrauch  an ;  weiter  aber  erachtet  er  weder 
dasMoment  der  Dinglichkeit  noch  das  des  Rechtes 
auf  Gebrauch  und  Fruchtgenuss  für  so  wesentlich, 
dass  durcb  den  Mangel  beider  die  analoge  An- 
wendung des  den  Firmar  betreffenden  Rechts- 
satzes ausgeschlossen  werde.  Ais  entscheidend 
bleibt  sonach  allein  das  Recht  auf  Detention 
stehen,  und  mit  Rücksicht  hierauf  wird  das  Prin- 
zip, welches  Wach  aufgestellt  wissen  will,  aber 
setbit  nicht  formullrt  bat,  so  wie  im  Text  ge- 
schehen, gefasst  werden  müssen. 

'  c.  .7  X.  cit..  s.  d,  vor.  Note. 

^  Wach  geht  darin  fehl,  dass  er  als  entschei- 


dendes Kriterium  den  Umstand  hinstellt ,  ob  die 
Ausübung  des  Patronates  Fruchtgenuss  und  Ge- 
brauch zur  Voraussetzung  hat ,  und  dies  an  sich 
richtiger  Weise  verneint.  Darum  handelt  es  sich 
hier  aber  gar  nicht,  sondern  vielmehr  darum, 
welches  sind  die  wesentlichen  Voraussetzungen, 
bei  deren  Vorliegen  eine  stillschweigende  Ueber- 
lassung  der  Ausübung  des  Patronates  In  c.  7.  X. 
angenommen  wird. 

8  Dies  leugnet  Wach.  Wenn  er  meint,  dass 
bei  diesen  Rechten  zwar  das  Recht  an  der  Haupt- 
sache nicht  die  Pertinenz  ergreift,  vielmehr  der 
Anspruch  auf  volle  Gebrauchsüberlassung  auch 
auf  die  Nebensache  auszudehnen  sei,  indessen 
die  Präsumtion  des  Willens  in  beiden  Fällen  die- 
selbe bleibe,  so  liegt  darin  eine  petitio  principii. 

Ausser  dem  Im  Text  hervorgehobenen  Mo- 
ment kommt  weiter  in  Betracht,  dass  sich  für  die 
Ausschliessung  obligatorisch  Berechtigter  (also 
vor  allem  des  Pächters)  eine  seit  Jahrhunderten 
feststehende  Meinung  gebildet  hat,  s.  Wach 
S.  244.  2öi,  wogegen  die  wenigen  Kanonisten, 
welche  sich  für  die  entgegengesetzte  Ansicht  aus- 
gesprochen haben ,  von  der  falschen  Auffassung, 
dass  das  ad  flrmam  teuere  jede  Gebrauchsüber- 
lassung gegen  Preis  in  sich  begreife,  also  von 
einer  irrigen  Auslegung  des  c.  7  cit. ,  beeinflusst 
worden  sind,  s.  Wach  S.  253.  254. 

*  Nach  preuss.  L.  R.  II.  11.  J.  600  nicht  der 
Niessbraucher,  wohl  aber  der  Ehemann  und  der 
Vater,  s.  a.  a.  0.  $.  599.  Wegen  des  Erbpächters 
S.  78.  n.  5. 

^  Wach  a.a.O.  8. SlSkommtvonseinemStand- 
punkt  aus  (s.  Anm.  10  auf  S. 78)  zu  dem  entgegen- 
gesetzten Resultat  und  beruft  sich  dafür  auch  auf 
c.  18  (Innof.  in)  X.  de  sent.  et  re  lud.  II.  27. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  139. 


Stücks,  wenn  diese  den  Zweck  hat ,  beiden  streitenden  TheUen  die  Verffignng  zu  ent- 
ziehen, gleichviel ,  ob  sie  auf  gerichtlicher  Anordnung  beruht ,  dem  Sequester  zu  ' ,  es 
sei  denn,  dass  sich  die  beiden  streitenden  Theile  über  eine  anderweitige  Ausübung  ge- 
einigt hätten.  Erfolgt  aber  eine  solche  Massregel  im  Wege  der  Exekution  oder  des 
Konkurses,  so  erlangt  der  Verwalter  die  Ausübung  des  Rechtes  nicht  ^. 

B.  Das  persönliche  Patronatrecht  kann  unter  Lebenden  ebenfalls  auf  einen 
anderen  übertragen  werden ,  und  zwar 

1 .  durch  Schenkung  3.  Einer  Einwilligung  des  kirchlichen  Oberen ,  also  ftlr 
die  Regel  des  Bischofs,  bedarf  es  dazu  nicht ,  wenn  ein  Lüenpatronat  an  eine  persona 


Aus  der  ursprunglichen  Fassung  des  letzteren  er- 
giebt  sich  freilich,  dass  die  Präsentation  des 
Eigenthumers  und  gleichzeitigen  Pfandschuldners 
deshalb  für  gültig  erklärt  ist,  weil  dersell  e  sich 
bei  der  Verpfändung  den  Patronat  vorbehalten 
hat.  Die  entscheidenden  Worte :  „asserens  quod 
sibi  retinu'erat  iuspatronatrs  expresse"  sind  aber 
von  Raimund  a  Penafoole  gestrichen,  uad  dadurch 
hat  die  Stelle  gerade  den  entgegengesetzten  Sinn, 
nämlich  den  erhalten,  dass  die  Präsentation  des 
Eigenthumers  der  des  Pfandgläubigers  vorgeht, 
d.  h.  der  letztere  an  sich  nicht  zu  einer  solchen 
berechtigt  ist.  (Kaim  S.  91  hat  die  Stelle  miss- 
verstanden.) Dies  ist  auch  die  herrschende  Mei- 
nung Yivlan.  l.  c.  1.  I.  c.  2.  n.  81 ;  Fagnan. 
ad  c.  7  X.  h.  t.  III.  38.  n.  16;  de  Roy e  piole- 
gom.  c.  36;  Lippert  S.  175;  Kaim  S.  89; 
Schillings.  23;  Schul  te  2,  692;  Rieh  ter- 
Dove  S.  189.  n.  17;  Phillips  7,  766.  Aller- 
dings ist  die  gewöhnliche  Begründung,  dass  der 
Gläubiger  bei  der  Antichrese  alle  Früchte,  wozu 
auch  die  Präsentation  zu  rechnen  sei,  restituiren 
oder  auf  das  Kapital  anrechnen  müsse,  das  eine 
oder  andere  aber  hier  nicht  möglich  sei,  unzu- 
treffend. Als  Afotiv  der  Vorschrift  mag  wohl  die 
Besorgniss  vor  simonistischen  und  wucherlichen 
Geschäften  in  Frage  gekommen  sein,  ohne  die- 
selbe aber  würde  man  mit  Fug  und  Recht  dem 
nutzungsberechtigten  Pfandgläubiger  nach  Ana- 
logie des  c.  7  X.  h.  t.  III.  38  ebenfalls  die  Aus- 
übung des  Patronates  zusprechen  müssen.  Daraus 
erklärt  es  sich  auch,  dass  der  gemeinrechtliche 
Grundsatz  zunächst  für  zweifelhaft  gehalten  und 
auf  einzelnen  Partikularsynoden  besonders  fest- 
gestellt worden  ist,  s.  Mainz  1223  c.  27,  Mone 
Ztschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrheins  3,  138:  „si  aliquis 
praediumsuum  culattinetluspatronatus  obligaverlt 
quia  frequens  super  hoc  emergerlt  dubitatlo,  quls 
habeat  praesentare,  dominus  vel  creditor  .... 
statuimus,  ut  non  quidem  creditor  sed  dominus 
habeat  praesentare,  etiamsi  non  exceperlt  ius  pa- 
tronatus;  hoc  ita  duximus  statuendum,  si  con- 
tractus  usurarius  vel  in  fraudem  usurarum  initus 
fuerit  inter  Ipsos,  indignum  enim  est  quod  credi- 
tori  ex  illicito  contractu  praesentatio  beneflcii  ec- 
clesiastlci  adquiratur  vel  aliquid  commodl  ultra 
fortem";  1261.  c.  16  (Mansi  23,  1085) u.  Mainz 
1310  (1.  c.  25,  320)  „ad  omnem  quoque  dubita- 
tionis  sive  quaestionis  materiam  amputandam  sta- 
tuimus, ut  sl  quls  praedium  suum,  cul  ius  attinet 
patronatus,  culquam  obligaverit  indistincte,  ius 
praesentandi  apud  Ipsum  obligantem  resideat, 
cum  tale  ius  aestlmari  non  possit  et  ergo  in  sortem 
nequeat  computari,  cum  semper  fractus  rei  pigno- 


ratae  in  sortem  debeant  oomputaii  iuxta  canonieas 
et  legltimas  sanctiones,^  (vgl.  c.  6  (Innoc.  III.l  X. 
de  pign.  III.  20),  wiederholt  zu  Salzburg  1420. 
c.  22  (Hartzhelm  5,  18). 

Für  das  preuss.  L.  R.  gilt  nach  der  Regel  des 
$.  598.  II.  11.  dasselbe,  wie  für  das  gemeine 
Recht. 

1  Das  bedingt  der  Zweck  der  Sequestration. 
Diese  soll  die  streitige  Sache  und  Ihre  Accesso- 
rien  Jeder  Einwirkung  der  Parteien  entziehen, 
und  daher  muss  der  Sequester  in  der  Lage  sein, 
für  den  erst  künftighin  festzustellenden  Berech- 
tigten alle  Befugnisse  der  Sache  auszuüben.  So 
auch  die  überwiegende  Meinung,  Garclastr.  de 
benef.  P.  V.  c.  6.  n.  Iff.;  Vivian  1.  c.  P.  I,  1. 

4.  c.  5.  n.  27;  Schilling  S.  26;  Rlchter- 
Dove  K.  R.  S-  189.  n.  17;  Schulte  2,  692; 
Phillips  7,  770;  Overkamp  1.  Arch.  f.  k.  K. 
R.  10,  370,  dafür  auch  eine  Entsch.  der  Congr. 
episcop.  et  reg.  a.  a.  O.  S.  381.  Unrichtig  ist  es, 
einen  Unterschied  zwischen  einer  nothwendigen 
und  freiwilligen  Sequestration  aufzustellen  oder 
alles  von  der  Veranlassung  und  der  Art  der  Se- 
questration abhängig  zu  machen,  so  Lippert 

5.  174.  175  oder  endlich,  wie  Kaim  S.  93.  94 
und  Wach  a.  a.  0.  S.  317  dem  Sequester  die 
Präsentation  abzusprechen  und  die  Besetzung  des 
Bischofs  eintreten  zu  lassen.  Selbstverständlich 
hat  aber  der  Sequester  auf  die  Ehrenrechte 
keinen  Anspruch. 

3  Beides  sind  Massregeln,  welche  sich  nnr  auf 
die  geldwerthen  Vermogensobjekte  des  Eigen- 
thumers, zu  denen  der  Patronat  nicht  gehört,  be^ 
ziehen.  Das  österr.  Recht,  s.  Hofdekret  v. 
27.  Sept.  1799  (KropatscheckSamml  13,456) 
lässt  bei  eintretendem  Eonkurse  die  Ausübung 
des  Patronates  ruhen.  Nach  preuss.  L.  R.  II.  11. 
$.602  wird  dagegen  bei  einer  Beschlagnahme  des 
Gutes  schnldenhalber  der  Eigenthümer  an  der 
Ausübung  seines  Patronates  nicht  gehindert,  nnr 
sollen  die  Rechte  und  die  Befugnisse,  welche  sich 
auf  das  Kirchenvermogen  beziehen,  durch  den 
gerichtlichen  Administrator  wahrgenommen  wer- 
den. Dieser  hat  aber  kein  Recht  in  den  Kirchen- 
vorstand einzutreten,  Ges.  v.  20.  Juni  1875. 
S$.  5.  26.  27.  39,  auch  kann  der  in  Konkurs 
verfallene  Patron  letzteres  nicht  selbst  thun,  son- 
dern nur  einen  befähigten  Vertreter  zum  Mitglied 
ernennen.  Bei  einer  Beschlagnahme  des  Gutes 
durch  den  Fiskus  aus  andern  Gründen  als  Schul- 
den halber,  geht  nach  $.  604  a.  a.  O.  das  Recht 
der  Ausübung  auf  den  letztem  über. 

3  c.  14  (Alex.  III.)  X.  h.  t.  III.  38. 


§.  139.]     Die  Yerftigangsberechtigang  des  PfttronB  in  Betreff  des  Patronatrechtes. 
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ecciesiastiea,  d.  h.  an  eine  kirchliche  Korporation  oder  Anstalt  ^  oder  einen  geistlichen 
Amtsträger  2  verschenkt  3,  also  der  Patronat  in  einen  geistlichen  verwandelt  wird, 
femer  nicht  wenn  der  eine  Mitpatron  dem  andern  sein  Recht  durch  Schenkung  über- 
trlgt^.  In  allen  andern  F&llen,  d.  h.  wenn  der  Laien-Patronat  an  einen  Laien  oder 
der  geistliche  überhaupt,  gleichviel  ob  an  einen  solchen  oder  auch  eine  andere  kirch- 
liebe Anstalt  übergehen  soll,  ist  die  Genehmigung  des  kirchlichen  Obern  nöthig^.  Bei 
der  Schenkung  eines  geistlichen  Patronates  müssen  überdies  alle  Bedingungen  einer 
genügen  Yeräusserung  kirchlicher  Güter  vorliegen  ^. 

2.  Dagegen  ist  die  Uebertragung  des  persönlichen  Patronates  durch  l&stige  Ge- 
Bchftfte,  z.  B.  durch  Kauf,  Tausch,  lehenrechtliche  Verleihung,  ausgeschlossen^.  Ein 
derartiger  Vertrag  setzt  ifür  die  Regel  die  Gewährung  einer  geldwerthen  Gegenleistung 
voraus  and  enthält  eine  Simonie^.  Er  ist  nicht  nur  nichtig^,  sondern  der  Patron  ver- 
liert auch  sein  Patronatrecht  ^^ ,  weil  er  sich  durch  Abschluss  eines  solchen  Vertrages 
des  gedachten  Vergehens  schuldig  macht.  Wenn  dagegen  die  Gegenleistung  keinen 
Geldwerth  hat  und  somit  die  Begriffsmerkmale  der  Simonie  entfallen,  z.  B.  der  Patro- 
nat gegen  eine  res  spiritualis,  wie  einen  anderen  Patronat  vertauscht*^  oder  gegen 
üebertrsgung  des  Patronates  zu  Gunsten  des  früheren  Patrons  auf  ein  denselben  be- 


*  Z.  B.  an  ein  Kloster,  ein  Kapitel,  eine  Pfarr- 
Uiehe. 

^  An  den  Propst,  Dekan  in  einem  Kapitel. 

»  c.  8  (Alex,  in)  X.  h.  t.  m.  38;  c.  un.  J.  1 
(Bonif.  vni)  in  Vlto  h.  t.  III.  19,  welches  eine 
ttöbere  KontroTerse  entscheidet.  Innoc.  IV  ad 
e.  8  X.  h.  t.  n.  1  z.  B.  hielt  auch  bei  Schenkung 
an  einen  Laien  den  Konsens  des  Bischofs  nicht 
für  erforderlich.  Andererseits  waren  aber  einzelne 
Bisehofe  gerade  den  Schenkungen  von  Patronaten 
an  Kloster  entgegengetreten  und  so  hat  schon 
Crban  IV.  1261,  Posse  analectoVaticana.  Oeni- 
pontt  1878.  S.  128,  ein  Statut  der  Mainzer  Provinz, 
dsss  bei  derartigen  Schenkungen  der  bisherige 
Patron  sein  Recht  verlieren,  und  dasselbe  an  den 
Diöcesanbischof  fibergehen  solle,  zu  Gunsten  der 
Johanniter  in  Deutschland  aufgehoben. 

c.  un.  cit.  spricht  u.  A.  auch  von  einer  Schen- 
kung an  die  bisher  dem  Patronat  unterworfene 
Kirche  selbst.  Dass  die  Kirche  dadurch  frei  wird, 
wie  Schulte  K.  B.  $.  690  n.  5,  Schilling 
S.  17.  n.  73,  Phillips  7,  760  annehmen,  weil 
eine  Schenkung  nur  an  einen  Dritten  geschehen 
kann,  halte  ich  nicht  für  richtig.  Dagegen  die 
Glosse  zu  c.  Uli.  cit.  s.  v.  eidem.  Der  Dritte  ist 
hier  die  Kirehenstiftung,  als  juristische  Person 
gedacht,  denn  Objekt  des  Rechtes  ist  die  kirch- 
liche Anstalt  nur,  soweit  sie  sich  aus  geistlichen 
ftnd  weltlichen  Bestandtheilen  zusammensetzt, 
nickt  als  juristische  Person.  Der  Geistliche  der 
Kirche  kann  mindestens  immer  einzelne  Patro- 
natsreehte  ausfiben,  z.  B.  die  für  den  Patron  fun- 
dationsmassig  festgesetzten  Bezüge  erheben.  Die 
Präsentation  ist  sogar  möglich,  wenn  ein  Kom- 
patronat  in  Frage  steht,  wenn  eine  patronats- 
ptlichtige  Kaplansstelle  vorhanden  ist  oder  der 
Patronat  einer  Kollegiatkirche,  welchem  einzelne 
Kanonikate  derselben  unterworfen  sind,  in  Frage 
steht.  Im  letzteren  Fall  würde  das  Kapitel  zu 
dieien  präseutiren.   Vgl.  auch  Lippert  S.  161. 

*  Weil  hier  keine  Neuerung  der  Kirche  gegen- 

Hiasckias,  Kirckenrecht.  m. 


Über  eintritt,  sondern  nur  die  Beschränkung  des 
einen  Mitpatrons  durch  den  andern  fortfallt. 
Uebrigens  besteht  darüber  keine  Meinungsver- 
schiedenheit, s.  Glosse  s.  V.  liberaliter  ad  c.  14 
X.  cit.,  F erraris  1.  c.  art.  2.  n.  30;  Lippert 
S.  162;  KaimS.  78;  Schilling  S.  18;  Phil- 
lips 7,  761;  Schulte  2,  690. 

^  Glosse  zu  c.  8.  X.  h.  t.  cit.  s.  v.  contulerit 
u.  zu  G.  11  ibid.  s.  V.  liberaliter.  Dies  ergiebt  auch 
c.  un.  $.  1  in  VIto  oit.  h.  t.  arg.  e  contrario  na- 
mentlich im  Hinblick  auf  c.  17  X.  h.  t.,  was 
Kaim  S.  78  bei  seiner  Polemik  gegen  die  An- 
sicht des  Textes,  welche  die  herrschende  ist,  über- 
sieht, vgl.  Vi  vi  an.  1.  c.  P.  I.  1.  4.  c.  1.  n.  28, 
29.  33;  Barbosa  J.  £.  U.  in.  12.  n.  246.  250. 
253;  Ferraris  1.  c.  art.  2.  n  26if.;  Lippert 
S.  160;  Schilling  S.  17;  Schulte  2,  690; 
Phillips  7,  759. 

Mangelt  der  Konsens,  so  ist  die  Schenkung 
nichtig.  Bei  nachtniglidier  Ertheilnng  wird  sie 
erst  von  dem  Zeitpunkt  der  letzteren  an  gültig, 
stirbt  also  der  Patron  vorher,  so  ist  der  Erbe  an 
dieselbe  nicht  gebunden,  Vivian.  1.  c.  n.  37fr. 

B  c.  un.  (Paul  II.]  in  Extrav.  comm.  de  reb. 
eccl.  non  allen.  III.  4.  Mit  Rücksicht  auf  diese 
Stelle  hat  die  Rota  den  Konsens  des  Papstes  fUr 
erforderlich  erklart,  Vivian.  1.  c.  n.  33. 

7  c.  6.  16  (Alex,  ni)  X.  h.  t.  lU.  28;  Trid. 
Sess.  XXV.  c.  9.  de  ref. 

s  c.  9  (Gregor.  IX]  X.  de  rer.  permut.  III.  19. 

9  c.  16.  X.  cit.  Ein  Beispiel  eines  solchen 
nichtigen  Vertrages  von  1870  1.  Ajch.  f.  k.  K. 
R.  27,  61. 

10  c.  6.  X.  cit.  u.  Trid.  1.  c.  Die  Kirche  oder 
das  Beneflzium  wird  dann  patronatsfrei. 

11  Gewöhnlich  wird  hierfür  das  nichts  bewei- 
sende c.  5.  X.  de  rer.  permut.  III.  19  angeführt, 
Ferraris  1.  c.  n.  47.  Passender  wire  die  Be- 
rufung auf  c.  6  eod.  tit.,  welches  den  Tausch  von 
inkorporirten  Pfarreien  zwischen  rwel  Konventual- 
kirchen  für  statthaft  erkl&rt. 
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schwerendes,  Bpirituelles  Recht  verziddtet  wird  ^,  so  ist  ein  derartiger  Vertrag  nicht  un- 
statthaft, bedarf  aber  zu  seiner  Gültigkeit  stets  der  Genehmigung  des  geistlichen 
Oberen  2. 

3.  Ohne  Willen  des  bisher  berechtigten  kann  ein  persönliches  Patronatrecht  nnr 
durch  translative  Ersitzung  auf  einen  anderen  übergehen^.  Abgesehen  von 
fortdauernder  bona  fides  *  bedarf  es  für  den  Ersitzenden,  wenn  es  sich  um  einen  geist- 
lichen Patronat  handelt,  des  Quasi-Besitzes  von  40  Jahren^,  eines  iustus  titulus  aber 
nur  in  dem  Fall,  dass  ein  Laie  ein  solches  Hecht  ersitzen  wiU^.  Zur  Ersitzung  eines 
Laienpatronates  genügt  bei  vorhandenem  iustus  titulus  der  Quasi-Besitz  von  1 0  Jahren 
inter  praesentes  und  von  20  Jahren  inter  absentes,  anderenfalls  blos  ein  Quasi-Besitz 
von  30  Jahren^. 


*  So  hat  die  Coiigr.  conc.  einen  Vertrag  ge- 
nehmigt, wonach  eine  Gemeinde  ihr  Patronatrecht 
über  eine  Pfarrkirche  einem  Koilegiatkapitel  über> 
tragen,  dieses  aber  auf  ein  ihm  in  der  Pfarrei  zu- 
stehendes Zehenrecht  verzichtet  hat,  Richters 
Tridentinum  S.  452.  n.  10.  Ein  anderes  Beispiel 
bietet  die  const.  Pii  VII  v.  1818,  bull.  Rom.  cont. 
15,  146.  Wo  die  Erwerbung  des  Patronates  zwar 
simonistisch ,  aber  in  der  Absicht,  der  Kirche 
einen  Vortheil  zu  verschaffen,  z.  B.  um  derselben 
das  Beneflzium  oder  dessen  Vermögen  zu  erhalten, 
erfolgt  ist,  lässt  die  Gongr.  conc.  unter  Umständen 
Sanation  des  nichtigen  Geschäftes  eintreten, 
Richters  Tridentinum.  S.  452.  n.  9. 

2  Man  citirt  dafür  das  nicht  passende  c.  5.  X. 
clt.  III.  19.  Die  Nothwendigkeit  des  Konsenses 
ergiebt  sich  aber  daraus,  dass  der  Patronat  kein 
der  freien  Verfügung  des  Patrons  unterliegendes 
Vermögensrecht  ist,  auch  die  Analogie  des  c.  6. 
X.  eod.  führt  dazu.  SchillingS.17  hält  ebenso 
wie  schon  de  R  0  y  e  prolegom.  c.  18  die  (ienehmi- 
gung  für  lücht  erforderlich,  wenn  Laien patronate 
vertauscht  werden,  Lippert  S.  159  nach  dem 
Vorgange  Aelterer,  s.  z.B.  Rochus  de  Gurte 
def.  X.  n.  27,  wenn  der  Patronat  durch  Tausch 
auf  einen  Laien  übergehen  soll.  Diese  Unter- 
scheidungen haben  Jieinen  Halt.  Soll  ein  geist- 
licher Patronat  vertauscht  werden,  so  müssen  auch 
die  kanonischen  Vorschriften  über  Veräusserungeu 
erfüllt  werden,  s.  S.  81.  n.  6. 

3  Eine  direkte  Beweisstelle  fehlt.  Wie  die 
mittelalterliche  Doktrin  aber  in.  Folge  ihrer  Auf- 
fassung der  Ersitzung  als  einer  allgemeinen  Er- 
werbsart von  Rechten  die  Zulässigkeit  einer  kon- 
stitutiven Ersitzung  des  Patronates  angenommen 
hat,  0.  S.  28,  so  hat  sie  auch  Belbstvcrstäudlicli 
kein  Bedenken  gegen  die  Statthaftigkeit  der 
tran»lativen  gehabt. 

Die  beschränkenden  Vorschriften  des  Triden- 
tinums,  s.  a.  a.  0.,  beziehen  sich  nicht  auf  die 
letztere  Art  der  Ersitzung. 

*  c.  20  X.  de  praescr.  11.26;  c.  1  eod.  in  VIio 
U.  13. 

5  c.  8  X.  eod.  II.  26.  Falsch  Kaim  S.  100, 
welcher  auch  hier  10  bez.  20,  resp.  30jährige 
Besitzdauer  annimmt.    S.  u.  Anm.  T. 

ö  Ein  solcher  ist  nach  c.  1  in  VIto  rit.  erforder- 
lich, wenn  dem  Prä«cribirenden  eine  Vermuthung 
entgegensteht.  Letzteres  ist  aber  hier  der  Fall, 
weil  der  geistliche  Patronat  seiner  Natur  nach  sich 
nicht  in  den  Händen  von  Laien,  wenigstens  zu 


eigenem  Recht,  befinden  kann  (s.  S.  12.  n.  2). 
Dies  ist  aber  nicht  unbestritten.  Schilling  S. 
19.  n.  83,  Schulte  2,  690.  Anm.  9  i.  f.  halten 
die  translative  Ersitzung  des  geistlichen  Patrona- 
tes durch  einen  Laien  für  unstatthaft,  aber  so  gut 
sonst  für  Laien  eine  Ersitzung  von  Rechten, 
deren  sie  nicht  absolut  unfähig  sind,  zulässig 
ist,  muss  dies  auch  in  Betreff  des  Patronates 
gelten.  Ferner  verlangt  Schilling  bei  der  Er- 
sitzung eines  geistlichen  Patronats  durch  einen 
Geistlichen  in  Ueberein Stimmung  mit  manchem 
Aeltern,  s.  Barbosalll.  12.  n.  104;  Lippeit 
S.  75,  stets  einen  iustus  titulus.  Seine  Berufung 
darauf,  daas  der  geistliche  Patronat  ein  Theil  der 
kirchlichen  Verfassung  geworden  sei  und  daher 
die  gesetzliche  Vermuthung  gegen  die  txauel&tive 
Verjährung  des  geistlichen  Patronates  streite,  ist 
irrig,  s.  auch  Schulte  a.  a.  0. 

7  So  z.  B.  Reiffenstuel  III.  38.  n.  15; 
Ferraris  1.  c.  art.  2.  n.  39;  Lippert  S.  74; 
Phillips  7,  767.  Auch  darüber  ist  man  nicht 
einig.  EinzelnOi  z.  B.  Gorarruvlas  relect. 
reg.  possessor.  P.  11.  §.  10.  n.  8  (opp.  ed.  Francof. 
1599.  2,  467)  verlangen  auch  in  diesem  Falle 
Quasi- Besitz  you  40  Jahren,  aber  mit  Unrecht, 
weil  es  sich  hierbei  gar  nicht  um  eine  Ersitzung 
gegen  die  Kirche  handelt.  Dagegen  lassen  Eich- 
horn K.  B.  2,  710  u.  Richter  %.  189.  n.  22 
allein  die  drei ssigj ährige  Ersitzung  zu,  bei  wel- 
cher das  Vorhandensein  des  Titels  gleichgültig 
ist,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  die  Regeln 
über  die  Ersitzung  der  Servituten  nicht  auf  alle 
andern  Rechte  anwendbar  seien.  S  c  h  u  1 1  e  2,691 . 
n.  1  u.  Schilling  S.  19  erklären  eine  10-,  bz. 
20jährige  Ersitzung  ohne  Titel  für  genügend  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  das  kanonische  Recht  allein 
für  die  Ersitzung  von  Rechten  in  den  im  c.  1  in 
VIto  cit.  gedachten  Fällen  einen  iustus  titulus 
fordere.  Indessen  hat  sich  die  Kontroverse,  wel- 
che c.  1  in  VIto  cit.  entscheidet,  lediglich  um  die 
Frage  gedreht,  ob  für  die  längere  Ersitzung  na- 
mentlich gegen  Kirchen  ein  Titel  erforderlich  sei 
oder  nicht,  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  es 
sich  um  Sachen  oder  andere  Rechte  handle,  vgl. 
Innoc.  IV  ad  c.  17  X.  de  praescr.  II.  26.  n.  1  ff. 
u.  ad  c.  8  X.  de  imm.  eccles.  111.  49.  n.  2ff. ; 
Glossa  Bernardi  ad  c.  17  X.  cit.  II.  26  s.  v.  iustus 
titulus  u.  ad  c.  31  X.  de  decim.  III.  30.  s.  v. 
quem  allegavit (vgl.  auch  Knitschkyde praescr. 
iur.  can.  Jenae  1863.  p.  34  ff.),  wie  sich  denn  in 
der  That  c.  1  in  VIto  rjt.  gar  nicht  ausschliesslich 
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Für  die  translative  Ersitzung  eines  gemischten  Patronates  kommen  dieselben  Qmnd- 
8ät2e  wie  für  die  des  geistlichen  zur  Anwendung  ^ 

Der  Nachweis  der  unvordenklichen  Verjährung  ersetzt  aber  in  allen  Fällen  den  Be- 
weis des  derivativen  Titels  2. 

Die  translative  Ersitzung  eines  dinglichen  Patronates  als  eines  persönlichen  ist 
nicht  möglich,  weil  die  Loslösung  desselben  Von  dem  berechtigten  Oute  unzulässig  ist  ^, 
und  eine  solche  Verjährung  daher  nicht  den  Charakter  einer  translativen ,  sondern  einer 
unstatthaften  konstitutiven  Ersitzung^  haben  würde. 

Eine  gegen  den  Patron  verhängte  Konfiskation  seines  Vermögens  hat  auf  das 
persönliche  Patronatrecht  keinen  Einfluss.  Es  verbleibt  vielmehr  dem  Patrone ,  und 
geht  insbesondere  nicht  auf  den  Fiskus  über  ^,  weil  es  kein  Vermögensobjekt  bildet^. 

Der  persönliche  Patronat  ist  im  Zweifel  ein  tus  patronaitis  hereditarium.  Der  Pa- 
^D  kann  letztwillig  über  sein  Recht  verfügen,  es  also  einem  oder  mehreren  seiner 
Erben  oder  dritten  Personen  im  Wege  des  Legates  "^  zuzuwenden.  Hat  er  keine  Be- 
&timmmig  darüber  getroffen ,  so  geht  das  Recht  auf  sämmtliche  Testaments-Erbpn  und 
wenn  er  kein  Testament  hinterlassen  hat,  auf  alle  Intestaterben  über  ^.  Beim  Vorhaur 
densein  mehrerer  Erben  entsteht  eiuEompatronat  und  zwar  snccediren  alle  zu  gleichem 
Becht  selbst  dann,  wenn  ihre  Erbportionen  ungleich  sind^.  Nur  in  dem  Fall,  wenn 
neben  den  Söhnen  Enkel  vorverstorbener  Söhne  erben ,  treten  diese  letzteren  an  die 
Stelle  ihres  Vaters,  so  dass  sie  allein  gemeinschaftUoh  die  Stimme  des  letztem  zu  führen 
haben  ^^.  Dasselbe  gut,  wenn  von  mehreren  ursprünglichen  Patronen  jeder  mehrere 
Erben  hinterlässt^^  Im  Wege  der  Erbschaftstheilung,  sei  es  einer  freiwilligen,  sei  es 
einer  durch  Klage  (die  actio  familiae  herciscendae)  erzwungenen ,  kann  der  Patronat 


aaf  die  Ersitzung  von  Rechten  bezieht.  Deshalb 
enicheint  es  nicht  gerechtfertigt,  bei  der  Ersitzung 
▼011 10  bez.  20  Jahren  von  dem  Erforderniss  des 
Titels  abzusehen.  Ebensowenig  ist  es  aber  halt- 
bar, die  letztgedachte  Art  der  Ersitzung  ganz  aus- 
zusehliesseD,  denn  die  kanonistische  Doktrin  hat 
die  Grundsatze  von  der  Sauhersitzung  auch  auf 
dieVeijährung  der  Rechte  angewendet,  vgl.  Hos- 
tiensis  summa  aurea  lib.  II.  rubr.  de  usucapio- 
nibus  n,4  u.  rubr.  de  praescr.  rer.  immobil,  n.4; 
Reiffenstuel  ius  canon.  II.  26.  n.  150;  Fer- 
raris s.  V.  praescriptio  $.  5.  n.  3. 

Partikularrechtlich,  so  nach  preuss.  L.  R.  II. 
n.%.  576  u.  österr.  burgerl.  Ö.  B.  SS-  l^^l. 
1472  gelten  die  allgemeinen  Regeln  von  der  Er- 
sitzung auch  in  Betreff  der  des  Patronatrechtes. 

*  In  Gemässheit  der  S.  59  gedachten  Regel. 
2  c  1  in  Vitojnt.  II.  13. 

^  S.  0.  S.  77.  Mit  der  Ersitzung  des  Gutes 
and  dem  dadurch  herbeigeführten  Uebergang  des 
Eigenthuma  an  dem  letzteren  auf  den  Ersitzen- 
den vollzieht  sich  selbstverständlich  der  trans- 
lative Erwerb  des  Patronates  für  denselben. 

*  S.  0.  S.  29. 

5  Dafür  de  Roy e  prolegom.  c.  18. 

*  Die  älteren  nahmen  in  diesem  Falle  theils 
SaspeoBion  des  Rechts,  theils  Untergang  des- 
selben uad  Freiwerden  der  kirchlichen  Stiftung 
^om  Patronate  (so  auch  noch  P  h  i  1 1  i  p  s  7,  769)  an , 
V^gl.  darüber  Schi ay er  a.  a.  0.  S.  57  Anm. 
Beides  ist  aber  ungerechtfertigt,  s.  auch  Schlayer 
S.  08  Anm.  u.  V.  Schulte  Lehrb.  S.  314.  n.  3. 

^   Das   ist  unbestritten,    Schulte  2,  689, 


Schilling  S.  15.  Manche  Aeltere,  z.  B.  Yi- 
vian.  P.  1. 1.  4.  c.  1.  n.  18  verlangen  freilich  für 
ein  solches  Legat  an  einen  Laien  den  Konsens 
des  Kirchenoberen,  aber  mit  Unrecht,  denn  in 
seinen  letztwilligen  Verfügungen  ist  der  Patron 
an  einen  solchen  nicht  gebunden.  Dass  der  he- 
res  ex  re  certa  am  Patronate  nicht  participirt,  so 
Schulte  2,  689,  ist  nur  für  den  Fall  richtig, 
wenn  er  nach  bestehendem  Givilrecht  blos  als  Le- 
gatar behandelt  wird. 

8  c.  31.  36.  C.  XVI  qu.  7;  c.  41  (Inn.  III.)  X. 
de  test.  II.  20;  Clem.  2.  h.  t.  lU.  12. 

^  Das  folgt  aus  den  Ausführungen  S.  15  ff.  über 
die  Behandlung  des  Kompatronates. 

10  Glem.  2  cit.,  welche  eine  frühere  desfallsige 
Kontroverse  entscheidet,  vgl.  die  Glosse  dazu  s. 
v.  plures  u.  Lippert  S.  87.  n.  99.  Da  darin 
der  Grundsatz  ausgesprochen  ist,  dass  die  Erben 
nie  mehr  Rechte  als  ihr  Vorfahr  erhalten  sollen, 
so  muss  diese  Regel  auch  beim  Eintritt  weiterer 
(irade  angewendet  werden.  Hinterlässt  der  Patron 
also  einen  Sohn  A,  von  einem  vorverstorbenen 
Sohn  B  zwei  Enkel  0  und  D,  und  von  einem 
weiteren  verstorbenen  Enkel  E  dieses  Sohnes  drei 
Urenkel  F,  G  und  H ,  von  einem  gleichfalls  vor- 
verstorbenen Sohn  I  vier  Urenkel  K,  L,  M,  N,  so 
führen  A,  ferner  zusammen  C,  D,  F,  G,  H,  end- 
lich K,  L,  M  und  N  gemeinschaftlich  je  eine 
Stimme  und  bei  der  Beschlussfassung  darüber, 
wie  die  gemeinsame  Stimme  von  G,  D,  F,  G,  H 
abzugeben  ist,  haben  wieder  C,  D  je  eine,  F,  G, 
H  aber  zusammen  nur  eine  Stimme. 

II  Clem.  2  cit. 

6* 
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nicht  einem  der  Miterben  ttberwieaen  werden  ^  Zulässig  ist  dies  nur  vermittelst  eines 
der  an  sich  statthaften  Verträge  unter  Lebenden  ^,  Beim  Universal-Fideikommisa  geht 
der  Patronat  entweder  allein  auf  den  Üniversal-Fideikommissar  oder  auf  ihn  und  den 
Fiduciar  gemeinschaftlich  über,  je  nachdem  der  erstere  die  ganze  Erbschaft  aus- 
schliesslich erhält  oder  dem  letzteren  eine  Quote  derselben  verbleibt  ^,  es  sei  denn  dass 
etwa  der  Testator  das  Patronatrecht  dem  einen  oder  anderen  ausschliesslich  bestimmt 
hätte. 

Fehlt  es  an  Erben  des  Patrons,  so  erlischt  das  Recht  und  die  kirchliche  Anstalt 
wird  frei.   Auf  den  Fiskus  geht  dasselbe  nicht  über  ^. 

Die  bisher  dargelegten  Grundsätze  in  Betreff  des  üeberganges  des  persönlichen 
Patronates  kommen  nicht  zur  vollen  Anwendung,  wenn  der  Stifter  von  vornherein  oder 
einer  seiner  späteren  Nachfolger  besondere  Anordnungen  über  das  fernere  Schicksal 
des  Rechtes  getroffen^,  namentlich  die  Personen,  welche  in  dasselbe  nachfolgen  sollen, 
ja  wohl  auch  zugleich  die  Successions-Ordnung  für  dieselben,  bestimmt  hat. 

Eine  nicht  selten  vorkonmiende  Anordnung  der  erwähnten  Art  ist  die ,  dass  der 
Patronat  der  Familie  des  Patrons  oder  der  einer  andern  Person  zustehen  d.  h.  ein  nu 
patronatu8  genHUtium  oder  famüiare  sein  soll^.  Ein  solches  Patronatrecht  ist  nnver- 
äusserlich'',  kann  demnach  weder  unter  Lebendigen  noch  von  Todeswegen  durch  den 
jeweiligen  Berechtigten  gültig  übertragen  werden,  während  freilich  die  Erwerbung  des 
Rechtes  seitens  eines  Dritten  auf  Orund  der  Ersitzung  nicht  ausgeschlossen  ist,  weil 


^  Beides  ist  «usgeschlossen ,  weil  der  Patronat 
kein  Vermogensobjekt  tind  die  Zuweisung  eine's 
Aequivalentes  an  die  anderen  Miterben  nicht  mög- 
lich ist.  An  der  Unzulässigkeit  der  Adjudikation 
des  Patronats  durch  den  Theilungsrichter  hat  die 
herrschende  Ansicht  von  Jeher  festgehalten,  Tgl. 
Schlayer  S.  62;  Phillips  7,  757. 

2  Vgl.  0.  S.  80 ff.  So  können  z.  B.,  wenn  der 
Erblasser  eine  der  Zahl  der  Erben  entsprechende 
Zahl  von  Patronatsrechten  besessen  hat,  diese  zu- 
folge gegenseitiger  üebereinkunft  sich  gegenseitig 
je  eins  derselben  unter  Austauschung  ihrer  An- 
theile  an  den  übrigen  Kompatronaten  zuweisen, 
s.  auch  Schlayer  S.  62.  63. 

3  Der  Fiduciar  also  die  Quart  oder  auch  eine 
vom  Testator  bestimmte  grossere  Quote  zurück- 
behält, in  welchem  Falle  wie  bei  mehreren  Mit- 
erben ein  Kompatronat  zvdschen  beiden  entsteht. 
Die  Ansicht  des  Textes  rechtfertigt  sich  aus  der 
Kombination  der  die  Stellung  des  Fiduciars  und 
des  Fideikommissars  betreffenden  Grundsätze  und 
der  kircbenrechtlichen  Regel ,  dass  der  Patronat 
das  Schicksal  der  Erbschaft  theilt.  So  auch  L ip - 
pert  S.  179;  Schilling  S.  15.  Die  Aelteren 
nehmen  vielfach  an,  dass  der  Fiduciar  den  Patro- 
nat behalte ,  indem  sie  sich  dafür  auf  die  Analo- 
gie des  römischen  Satzes,  dass  das  Recht  an  einem 
sepulchrum  nicht  auf  den  Fideikommissar  über- 
gehe, berufen,  s.  z.  B.  Rochus  de  Gurte  I.  c. 
def.  X.  n.  21;  Vivlan.  P.  t.  1.  4.  c.  2.  n.  76; 
Ferraris  1.  c.  art.  2.  n.  13.  Dabei  ist  aber 
übersehen ,  dass  der  Universal  -  Fideikommissar 
nach  neuerer  Anschauung  materiell  die  Stellung 
eines  wirklichen  Erben  annimmt.  Kaim  S.  99 
lässt  dagegen  den  Patronat  in  allen  Fällen  auf  den 
Universal -Fideikommissar  übergehen,  weil  zu 
vermiithen  sei ,  dass  der  Erblasser  die  Erbschaft 
mit  allen  Rechten  auf  diesen  habe  übertragen 


wollen.  Dem  steht  aber  entgegen,  dass  unter  Um- 
ständen dieser  Wille  des  Testators  nicht  realisirt 
werden  kann  und  der  Fiduciar  gesetzlich  als  Mit- 
erbe behandelt  wird.  Nach  denjenigen  Partikular- 
rechten,  welche  wie  das  preuss.  L.  R.  I.  12. 
S§.  öOff.  466  ff.,  den  Universal-Fldeikommissar 
als  einen  wirklichen  zweiten  (Nach-)  Erben  be- 
trachten, kann  der  Uebergang  auf  denselben  nicht 
zweifelhaft  sein. 

*  Dies  ist  die  herrschende  Meinung:  Vivlan. 
1.  c.  n.  79;  Pitonius  1.  c.  alleg.  15.  n.  26; 
Phillips  7,  758;  v.  Schulte  Lehrb.  S.  314 
n.  3.  A.  M.  Schlayer  S.  57,  weil  der  Ftscos 
als  Erbe  zu  betrachten  sei.  Indessen  ist  derselbe 
nicht  wirklicher  Erbe,  sondern  nur  an  Erbesstatt 
(s.  Wind  scheid  Pandekten  $.  622).  Das  ka- 
nonische Recht  erkennt  ferner  den  Uebergang  des 
Patronates  nur  auf  denjenigen  an ,  welcher  sein 
Recht  vom  Patron  durch  dessen  Willen  oder  durch 
Verwandtschaft,  bez.  Ehe  mit  ihm  herleiten  kann. 
Deshalb  wird  man  selbst  für  diejenigen  Gebiete, 
deren  Gesetzbücher,  vgl.  z.  B.  preuss.  L.  R.  II. 
16.  S$.  16  ff.  u.  österr.  B.  G.  B.  $$•  '^^  ^^ 
Reoht  des  Fiskus  als  wahres  Erbrecht  behandeln, 
ebensowenig  ein  Eintreten  des  Fiskus  für  zulisslg 
erachten  können,  da  diese  Gesetze  in  der  vorhin 
gedachten  Beziehung  keine  Abweichung  aufge- 
stellt haben. 

^  So  gut  ein  späterer  Rechtsnachfolger  den  Pa- 
tronat verschenken  und  frei  darüber  bestimmen 
kann ,  ist  er  auch  befugt ,  in  dieser  Weise  Ober 
sein  Recht  zu  verfügen,  s.  auch  S.  87. 

*  Eine  andere  hierher  gehörige  Anordnung  ist 
es,  wenn  z.  B.  der  Stifter  nach  seinem  Tode  den 
Patronat  dem  X,  sodann  dem  Y,  bez.  dessen 
Söhnen  und  für  den  Fall  des  Fortfallens  oder  des 
Todes  derselben  der  Pfarrkirche  Z  zuweist. 

'  S.  0.  S.  14. 
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der  Stifter  wohl  bindende  Verfttgungen  fOr  seine  Reehtsnachfolger,  nicht  aber  fttr  dritte 
Personen  zu  treffen  befugt  ist.  Ein  derartiges  Patronatrecht  erlischt  ferner  mit  dem 
Anssteiben  der  berechtigten  Familie  ^  Sind  die  Mi^lieder  der  Familie  nur  allgemein, 
z.  B.  durch  Ausdrücke,  wie  meine  Familie,  meine  Descendenten  u.  s.  w.  bezeichnet, 
80  sind  damit  sowohl  die  mftnnlichen,  wie  auch  die  weiblichen  Abkömmlinge  und  deren 
weitere  Descendenz  berufen ,  und  zwar  ohne  Vorzug  des  Manns-  vor  dem  Weiber- 
stamme ^.  In  Ermanglung  einer  Vorschrift  in  Betreff  der  Successions-Ordnung  wird 
die  Intestaterbfolge  jedoch  mit  der  Massgabe  Anwendung  finden  müssen,  dass  allein 
die  nach  der  Stiffcungsurkunde  quallfizirten  Familienglieder  succediren^.  Ob  bei  der 
Bemftmg  einer  bestimmten  Kategorie  von  Familiengliedem ,  z.  B.  der  Agnaten  allein 
(mpatronaius  agncUüntm) ,  die  nicht  zu  dieser  gehörigen  ein  für  alle  Mal  ausgeschlossen 
sind ,  oder  nach  Aussterben  derselben  zur  Succession  gelangen  können ,  darüber  ent- 
scheidet zunächst  der  Inhalt  der  Stiftungsurkunde.  Im  Zweifel  wird  aber  auch  hier 
die  Beschränkung  auf  die  vom  Stifter  bezeichnete  Klasse  der  Verwandten  anzu- 
nehmen sein^. 

C.  üebertragung  der  Ausübung  des  Patronates.  Wie  bereits  oben 
8.  74  dargelegt  ist ,  steht  es  dem  Patron  femer  frei ,  sein  Recht  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten ausüben  zu  lassen  ^.  Principiell  erscheint  aber  auch  eine  Üebertragung  der 
blossen  Ausübung  des  Patronates  an  eine  andere  Person  zu  selbstständigem  Rechte 
seitens  des  Patrons  nicht  ausgeschlossen  *.  Einerseits  ist  eine  Stellvertretung  im  Pa- 
tronate  statthaft  und  andererseits  ist  in  der  Befugniss  des  Patrons,  das  Recht  seiner 
Substanz  zu  veräussem ,  zweifellos  auch  die  geringere  enthalten ,  sich  der  Ausübung 
desselben  zu  Gunsten  eines  anderen  zu  begeben.  Ob  der  Patronat  ein  persönlicher 
oder  dinglicher  ist,  macht  hierbei  keinen  Unterschied.     Eine  derartige  üebertragung 


1  8.  0.  S.  14.  Dass  in  solchen  Fällen  der  Pa- 
tnnat  in  der  Hand  des  zuletzt  Berechtigten  den 
Charakter  des  inspatr.  heredltarium  erhalte,  die- 
ser also  frei  darüber  verfügen  dürfe,  wie  z.  B. 
Fagnan.  ad  c.  IX.  h.  t.  III.  38.  n.  23  ff.  ; 
Reiffen8taeim.38.  n.24;  Phillips  7,756 
ionehmen,  lisst  sich  damit,  dass  der  Patronat 
for  die  Regel  yererblich  sei  und  diese  Eigenschaft 
beim  Aussterben  der  FamUie  wieder  hervortrete, 
nicht  begründen.  Wenn  der  Stifter  den  Patronat 
sQch  nnr  schlechthin  und  ohne  ausdrückliche  Aus- 
schlieisnng  Fremder  seiner  Familie  überweist,  so 
hat  er  damit  seinem  Rechte  schon  im  Augen- 
blick der  Entstehung  den  besonderen  Charakter 
aafgepdgt ,  dass  es  von  der  civilrechtUchen  Erb- 
folge unabhängig  sein  soU.  Die  letztere  bleibt 
also  ein  für  alle  Bfal  beseitigt,  sofern  er  sie  nicht 
etwa  für  eine  gewisse  Eventualität  selbst  vorge- 
schrieben hat. 

'  Denn  im  Zweifel  ist  anzunehmen ,  dass  der 
Stifter  unter  der  Familie  die  Familie  im  weiteren 
Sinne,  d.  h.  aUe  diejenigen,  welche  von  einer  be- 
stimmten Person  durch  eheliche  Oeburt  abstam- 
men, gemeint  habe,  so  Gare  las  tr.  de  benef. 
P.  V.  c,  9.  n.  143.  144;  Vivian.  1.  c.  P.  1. 1. 
4.  e.  9.  n.  dir. ;  Leuren.  for.  benef.  P,  II.  qu. 
59.  n.  ö;  Lippert  S.  49.  Andere,  s.  z.B. 
Berardi  1.  c.  dlss.  lY.  c.  5,  ed.  cit.  1,  302, 
woUen  die  Frauen  erst  nach  Aussterben  des  Bianns- 
stammee   zulassen.      In  der  Entscheidung  der 


Congr.  conc.  Acta  s.  sed.  11,476,  ist  angenom- 
men ,  dass  zur  Familie  nur  diejenigen  gehören, 
welche  den  Namen  des  Stifters  tragen ,  also  nur 
dieNachkommen  von  Männern  ansder- 
selben. 

8  Nach  Vivian.  1.  c.  n.  37;  Berardi  1.  c. 
1,  301  soll  die  Oradualfolge  eintreten.  Für  die 
Intestaterbfolge  spricht  aber,  dass  diese  die  all- 
gemeine, subsidiäre  Erbfolge-Ordnung  ist. 

*  A.  M.  Phillips  7,  755,  welcher  sich  auf 
die  Regel :  provlsio  hominis  non  toUit  provisionem 
iuris  communis  beruft.  Hat  aber  der  Stifter  allein 
eine  bestimmte  Yerwandtschaftsklasse  berufen 
oder  nur  eine  bestimmte,  blos  für  den  Manns- 
stamm gebräuchliche  Successionsordnung  ange- 
ordnet, so  ist  auch  ohne  anderweite  ausdrück- 
liehe Bestimmung  desselben  anzunehmen,  dass  er 
den  von  ihm  bezeichneten  Personen  ausschliess- 
lich das  Recht  habe  zuwenden  wollen.  Ygl.  auch 
die  const.  Pii  lY  Romanum  decet  v.  1560,  worin 
erklärt  wird ,  dass  bei  einem  durch  Privileg  nach 
der  Primogenitur-Ordnung  an  Herzüge  und  Gra- 
fen verliehenen  Patronate  die  Nachfolge  der  weib- 
lichen Linie  ausgeschlossen  sei,  bull.  Taur.  7, 75. 

9  S.  auch  0.  S.  77.  Wegen  der  Ausübung  des 
Patronates  handlungsunfähiger  Personen  durch 
ihre  Vertreter  s.  o.  S.  73. 

^  Dies  nimmt  auoh  v.  Schulte  Lehrb.  S, 
318  an. 
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[§.  139. 


kann  durch  Willensakt  unter  Lebenden  ^  und  auch  solche  von  Todeswegen ^  erfolgen. 
Andererseits  ist  aber  der  Patron  dabei  denselben  Beschränkungen ,  wie  bei  der  Ver- 
äusserung  des  Patronates  selbst  unterworfen,  d.  h.  es  ist  jeder  lästige  Vertrag,  so  weit 
derselbe  eine  Simonie  begründen  wUrde ,  unerlaubt  und  nichtig ,  und  femer  bedarf  es 
der  Zustimmung  des  kirchlichen  Oberen  in  den  Fällen  ,  wo  sie  zur  Veräusserüng  des 
Patronates  überhaupt  erfordert  wird  ^. 

Wenn  dagegen  die  herrschende  Meinung  sogar  dem  Niessbraucher  bei  einem 
Niessbrauch  am  ganzen  Vermögen  ohne  weiteres  das  Recht  auf  Ausübung  des  dem 
Vermögensinhaber  zustehenden  persönlichen  Patronates  gewährt  ^ ,  so  erscheint  dies 
nicht  gerechtfertigt ;  der  Patronat  ist  kein  fruchttragendes  *  noch  überhaupt  ein  Ver- 
mögensrecht. Schon  deshalb  fallt  er  nicht  unter  das  Recht  des  Usufruktuars  auf  Nutzung 
und  Gebrauch,  welches  sich  allein  auf  derartige  Objekte  bezieht.  Sodann  aber  bildet  er 
auch  femer  kein  Accessorium  des  Vermögens  des  Patrons ,  vielmehr  eine  neben  den 
Vermögensrechten  des  Patrons  selbstständig  dastehende  Berechtigung^.  Demgemäss 
verbleibt  die  Ausübung  des  Patronates  der  Ehefrau,  auch  wenn  ihr  ganzes  Vermögen 
in  die  Gütergemeinschaft  eingebracht  oder  dem  Mann  als  dos  bestellt  oder  seinem  ebe- 
männlichen  Niessbrauch  unterworfen  wird^. 

II.  Ausser  den  bisher  besprochenen  Dispositionen  des  Patrons  über  das  Patronat- 
recht  können  aber  ferner  auch  solche  Verfügungen  in  Frage  kommen,  welche 
die  bisherige  Gestaltung  desselben  berühren  und  diese  in  der  einen  oder 


1  So  kana  z.  B.  der  Patron  die  Ausübung  seines 
Patronates,  insbesondere  des  Präsentationsrechtes 
einer  geisüichen  Korporation,  einem  Domkapitel, 
einem  Kloster  übertragen.  Die  Congr.  conc.  hat 
femer  ein  Abkommen ,  wonach  der  zur  Wieder- 
herstellung des  Pfarrhauses  unvermögende  Patron 
einem  anderen  für  die  ßewirkung  derselben  das 
Präsentationsrecht  auf  dessen  Lebenszeit  über- 
lassen hat,  für  gültig  erklärt,  R  i  ch  te  r s  Triden- 
tlnum  S.  454.  n.  11. 

2  In  diesem  Falle  mit  bindender  Kraft  für  den 
Erben.  Ein  Beispiel  dafür  bietet  z.  B.  eine  testa- 
mentaiische  Anordnung ,  dass  für  die  mehreren 
Erben,  welchen  der  Patronat  als  Kompatronat  zu- 
fallt, einer  derselben  das  Recht  ausüben  soll. 

3  S.  0.  S.  81.  Beim  Familienpatronat,  sowie 
bei  dengenigen,  wo  der  Stifter  die  zukünftigen 
Berechtigten  ein  für  alle  Mal  bestimmt  hat ,  hat 
aber  eine  derartige  Verfügung  des  Patrons  keine 
Kraft  für  den  Nachfolger,  weil  er  dessen  stiftungs- 
missige  Rechte  nicht  schmälern  kann. 

*  Vivian.  1.  o.  P.  I.  1.  4.  c.  7.  n.  8ff. ; 
Fagnan.  ad  c.  7  X.  h.  t.  III.  38.  n.  56; 
Schulte  K.  R.  %  691;  Phillips  7,  769.  Ge- 
wöhnlich ist  dabei  der  Fall  eines  der  Wittwe  hin- 
texJassenen  nsusfructus  omnlum  bonorum  am  Ver- 
mögen des  Ehemanns  in  das  Auge  gefasst. 

5  Dies  hat  die  ältere  Doktrin  vielfach  ange- 
nommen ,  indem  sie  die  Präsentation  als  fructus 
des  Patronates  betrachtete,  s.  z.B.  V  i  v  i  a  n.  1.  c. 

^  Die  Aelteren  sprechen  allerdings  Tielfach  von 
dem  transire  des  iuspatronatns  cum  uuiversitate, 
Innoc.  IV.  ad  c.  13.  X.  h.  t.  III  38;  Fagnan. 
ad  c.  7.  eod.  n.  19.  21;    Vi  vi  an.  1.  c.  P.  I. 


1.  4.  c.  1.  n.  ö  ff.  Sie  denken  dabei  aber  an  die 
8.  g.  universitas  einer  villa  nebst  Grundstücken 
und  Berechtigungen,  mit  welcher  ein  Patronat 
verbunden  ist,  d.  h.  an  ein  dingliches  Patronat- 
recht,  8.  meine  Ausführung  bei  Dove,  Ztschr. 
f .  K.  R.  2,  425,  gehen  aber  nicht  davon  aus,  dass 
der  persönliche  Patronat  stets  ein  Accessorium 
des  übrigen  Vermögens  des  Patrons  ist. 

Das  p  reu  SS.  L.  R.  ü.  11.  %.  599  nimmt  im 
Gegensatze  zu  der  Ansicht  des  Textes  ein  Recht 
zur  Ausübung  bei  jedem  an,  welcher  nach  den 
Gesetzen  ein  Recht  zur  Verwaltung  des  In^ffs 
der  Güter  und  Gerechtsame  eines  Andern  be- 
sitzt, und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  die  Verwal- 
tung der  betreffenden  Person  blos,  wie  z.  B.  dem 
Vormunde ,  behufs  Vertretung  des  Handlungs- 
unfähigen oder  wie  dem  Ehemann  in  Betreff  der 
Frauen,  dem  Vater  in  Betreff  des  nicht  freien 
Vermögens  der  Kinder,  auch  zn  eigenem  Vortheil 
zusteht. 

7  Die  Aelteren  sind  freilich  der  entgegen- 
gesetzten Meinung,  Vi  vi  an.  1.  c.  1.  4.  c.  7.  n. 
7  ff.,  wiewohl  sie  andererseits  zugeben,  dass  der 
persönliche  Patronat  allein  nicht  zur  Dos  bestellt 
werden  kann,  1.  c.  n.  5.  In  der  Eigenschaft  als 
Bevollmächtigter  kann  allerdings  auch  der  Ehe- 
mann und  der  Vater  das  der  Frau,  beziehentlich 
dem  Sohne  zustehende  Patronatrecht  ausüben, 
und  wo  civilrechtlich  eine  Präsumtion  für  eine 
solche  Vertretung  besteht,  bedarf  es  zunächst 
nicht  des  Nachweises  der  Bevollmächtigung,  s. 
die  Entsch.  d.  österr.  Verwaltungsgerichtshofes 
V.  1878  bei  Samitsch,  österr.  Ztschr.  f.  Ge- 
setzgebung u.  Rechtsprechung  d.  Verwaltgs. 
Rechtspflege  2 ,  86 ,  welche  sich  auf  allg.  bürg. 
G.  B.  SS.  91.  1084.  1238.  1239  stützt. 
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anderen  Beriehnng  Terändern.  Der  Patron  will  z.  B.  das  bisher  erbüche  in  ein  Fami- 
iienpatroaatreeht  umwandeln,  einem  Dritten  ein  Nominationsrecht  bei  der  Pr&sentation 
einrämnen ,  besondere  Bestimmnngen  hinsichtlich  der  Qualifikation  der  Geistliehen 
treffen ,  anf  einzelne  im  Patronate  enihaltene  Befugnisse ,  wie  auf  das  ausdrücklich 
▼orbehaltene  Recht,  bestimmte  Einkünfte  zn  ziehen,  yerzichten. 

Für  die  Benrtheiiung  der  Statthaftigkeit  derartiger  Bestimmnngen  kommen  fol- 
gende Gesichtspunkte  in  Betracht. 

Selbstverständlich  sind  zunächst  alle  Anordnungen  ausgeschlossen,  welche  bei  der 
Begründung  kirchlicher  Anstalten  oder  Benefizien  überhaupt  unzulässig  erscheinen  ^ . 

Eine  weitere  Schranke  findet  die  Yerfügungsbeftigniss  des  Patrons  an  den  von 
dem  Stifter  selbst  getroffenen  Festsetzungen.  Durch  diese  hat  das  Recht  ein  für  alle 
Mal  seine  Gestaltung  erhalten,  und  sowenig  wie  ein  sonstiger,  bei  einer  Stiftung  be- 
theiligter  Interessent  die  Macht  hat,  die  Stifhingsbedingungen  abzuändern,  ebensowenig 
kann  eine  solche  Befugniss  dem  Patron  eingeräumt  werden.  Die  Anwendung  dieses 
Grundsatzes  auf  Familien-  und  andere  Patronate,  für  welche  der  Stifter  die  zur  Nach- 
folge Berechtigten  selbst  bestimmt  hat ,  unterliegt  keinem  Zweifel ,  weil  alle  diese  ihr 
Recht  direkt  vom  Stifter  herleiten  und  einen  Anspruch  darauf  besitzen ,  dass  es  seiner 
Zeit  in  der  ursprünglichen ,  vom  Stifter  gewollten  Gestalt  an  sie  gelangt.  Derselbe 
Grundsatz  muss  aber  auch  fftr  andere  Patronate,  deren  zukünftige  Inhaber  zwar 
der  jeweilige  Patron  selbst  durch  Rechtsakte  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  be- 
stimmen kann ,  welche  aber  sonst  ihrer  Qualifikation  und  Ausübung  nach  durch  den 
Stifter  später  normirt  sind,  gelten 2.  Die  Befugnisse,  welche  dem  Patronin  dieser 
Hinsicht  zukommen,  gehen  nach  gemeinem  Recht  nur  so  weit,  als  der  Stifter  die  Frei- 
heit des  Berechtigten  nicht  durch ;besondere  Anordnungen  eingeschränkt  hat,  weil  der 
letztere  die  Gestaltung  des  Rechtes  in  massgebender  Weise  für  alle  seine  Nachfolger 
zu  bestimmen  befugt  ist^. 

Andererseits  ist  es  dadurch  nicht  ausgeschlossen ,  dass  der  Patroii  für  die  Dauer 
seines  Rechtes  auf  die  Ausübung  stiftungsmässiger  Befugnisse  ganz  verzichtet  oder  so- 
weit er  allein  dabei  betheiligt  ist 4,  sie  in  veränderter  Weise  geltend  macht,  jedoch 
haben  darauf  bezügliche,  den  Stiftnngsbestimmungen  widersprechende  Rechtsakte  über 
die  gedachte  Zeitdauer  hinaus  keine  Kraft. 

Soweit  dagegen  der  Patronat  nicht  durch  den  Stifter  selbst  seine  nähere  Gestal- 
tung erhalten  hat,  stehen  dem  jeweiligen  Patron  Verfügungen  der  oben  erwähnten 
Art  5  mit  voller,  seine  Nachfolger  bindender  Rechtswirkung  zu  ^.  Derartige  Anordnungen 
stelleii  sich  als  eine  zu  der  ursprünglichen  Patronats- Stiftung  hinzutretende  Nachstif- 


«  Th.  IL  S.  392. 

2  Vivian.  1.  c.  P.  III.  1.  14.  r.  3.  n.  6. 

^  Man  darf  daraus,  dass  nach  gemeinem  Recht 
der  Patron  aaf  das  iuspatronatus  hereditarlum 
verzieh ten  und  es  dadurch  zum  substantiellen 
Untergang  bringen  kann ,  nicht  folgern ,  dass  er 
auch  die  vom  Stifter  getroffenen  Anordnungen 
abzuändern  berechtigt  ist,  das  erstgedachte  Recht 
ist  nicht  das  Mains ,  welches  die  eben  gedachte 
Befugniss  als  Minus  in  sich  schliesst. 

*  Wenn  der  Kompatron  z.  B.  sich  von  einem 
anderen  Mitpatton  die  zu  präsentlrenden  Perso- 
nen nominlren  lässt ,    obwohl  er  stiftungsmässig 


allein  zur  Präsentation  befugt  ist.  Den  Kirchen- 
oberen  berührt  das  freilich  nicht,  dieser  braucht 
nur  auf  eine  den  Stiftungsbedingungen  entspre- 
chende Präsentation  Rücksicht  zu  nehmen. 

^  Für  den  Famllienpatronat  und  einen  Patronat 
gleichen  Charakters  ist  jede  solche  Aenderung 
ausgeschlossen.  Dies  erglebt  sich  aus  dem  schon 
oben  im  Texte  hervorgehobenen  Grunde. 

lieber  die  Zulassigkeit  eines  Verzichtes  auf 
den  Patronat  vgl.  den  folgenden  §. 

0  So  z.  B.  die  Verwandlung  des  erblichen  in 
einen  Famllienpatronat,  Entscheidung  der  Congr. 
conc.  bei  Richter,  Tridentinum  S.  464.  n.  14. 
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tang  dar,  und  bedürfen,  wie  diese  erstere,  der  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen  ^ 
Erst  damit  erlangt  das  Recht  seine  neue,  modificirte  Oestalt.  Bei  einem  Kompatronat 
können  solche  Verfügungen,  welche  auf  die  Substanz  des  Patronates  und  die  die  Aus- 
übung desselben  betreffenden  Rechte  Einwirkungen  äussern,  z.  B.  ein  Verzicht  auf 
das  Pr&sentationsrecht,  eine  Einschränkung  desselben  auf  einen  engeren  E[reis,  als  die 
gemeinrechtlich  qualificirten  Geistlichen ,  nur  von  sämmtlichen  Kompatronen  mit  Ein- 
stimmigkeit beschlossen  werden. 

§.140.    es.    Untergang  und  Suspensian  des  Patronatr echtes. 

Das  Patronatrecht  geht  unter  und  erlischt  seiner  Substanz  nach,  so 
dass  das  bisher  patronatpflichtige  kirchliche  Institut  oder  Benefizium  wieder  der  freien 
Verleihung  des  kirchlichen  Oberen  anheimHlllt : 

1.  durch  Verzicht  des  Patrons.  Das  Recht  zu  einem  solchen  steht  demsel- 
ben nur  dann  zu,  wenn  er  in  der  freien  Verfügung  über  den  Patronat  nicht  beschränkt 
ist.  Es  darf  also  z.  B.  der  Stifter  die  Beseitigung  des  Rechtes  auf  diesem  Wege  nicht 
ausdrücklich  ausgeschlossen  haben  ^,  oder  dasselbe  kein  Familien-  oder  ein  sonstiger 
Patronat  sein,  bei  welchem  die  Anwärter  ihr  Recht  direkt  vom  Stifter  herleiten  '. 

Die  Befugniss,  den  Patronat  durch  Verzicht  aufzugeben,  folgt  aus  der  allgemeinen 
Regel ,  dass  jeder  Berechtigte  beliebig  seinem  Rechte  entsagen  und  dass  gemeinrecht- 
lich dem  Patron  keine  andere  Pflicht,  als  die  Baulast  obliegt^,  die  Erfüllung  derselben 
aber  nicht  direkt  erzwungen  werden  darf,  sondern  nur  indirekt  dadurch ,  dass  der  Pa- 
tron seines  Patronates  für  verlustig  erklärt  wird  ^.  Daher  bedarf  es  auch  nach  ge- 
meinem Rechte  keiner  Zustimmung  des  geistlichen  Oberen,  damit  der  Verzicht  Rechts- 
gültigkeit erlange^.  Sind  dagegen  mit  dem  Patronate  als  solchem ^  nach  Partiknlar- 
recht  oder  observanzmässig  bestimmte  Lasten  verknüpft,  so  kann  sich  der  Patron  von 
diesen  nicht  einseitig  durch  Verzicht  frei  machen ,  vielmehr  ist  die  Einwilligung  des 
geistlichen  Oberen  dazu  erforderlich^. 


i  S.  0.  S.  25.  n.  Th.  H.  S.  392. 

3  Denn  eine  solche  YerfQgung  mnss  jeder, 
welcher  das  durch  die  Stiftung  hervorgerafene 
Objekt  erwirbt,  gegen  sich  gelten  lassen. 

8  So  auch  die  Congr.  conc.  s.  Richter,  Tri- 
dentinnm  S.  454.  n.  12.  Ebensowenig  kann  der 
Vasall  znm  Nachtheil  des  Obereigenthumers  auf 
den  Patronat  verzichten. 

*  S.  73.  n.  2. 

S  Also  kein  anderes  Resultat  erreicht  wird,  als 
dasjenige,  welches  schon  der  freie  Verzicht  des  Pa- 
trons herbeiführt.  Man  kann  sich  dafür  auch  auf 
c.  un.  in  VItoh.  t.III.  19  berufen,  denn  wenn  der 
Patron  nach  dieser  Stelle  sein  Recht  ohne  Weite- 
res durch  Schenkung  in  einen  geistlichen  Patro- 
nat zu  verwandeln  befugt  ist  (s.  o.  S.  80),  so 
wird  er  auch  die  Kirche  selbst  patronatfrei  ma- 
chen können. 

•  A.  M.  Schilling  S.  118,  wegen  der  irriger- 
weise dem  Patron  beigelegten  Pflichten  und 
Oinzel  K.  R.  2,  151  aus  dem  keineswegs  allge- 
mein zutreffenden  Grunde,  dass  zum  Aufgeben 
eines  erworbenen  Rechtes  nicht  weniger  Bedin- 
gungen als  zum  Entstehen  desselben  erforderlich 
sind.  Uebrigens  ist  es  doch  sicherlich  etwas 
Anderes,  ob  der  regelmässige  Zustand,  die  Frei- 


heit der  Kirche  und  des  verleihungsberechtigten 
Oberei^ wieder  hergestellt ,  oder  ein  Recht ,  wel- 
ches diese  beschränkt,  begründet  werden  soU. 
Die  Ansicht  des  Textes  ist  die  herrschende,  s. 
Glosse  zu  c.  35  GXVI.  qu.  7.  s.  v.  coheredes ; 
L euren,  for.  benef.  P.  II.  qu.  120.  n.  1;  Reif- 
fenstuel  1.   c.   III.    38.    n.    125;    Lippert 

5.  195;  Kaim  S.  381;  Eichhorn  E.  R.  % 
717;  Richter-DoveS-  192;  Schulte  K.  R. 
2,  702.  703. 

'^  Hat  der  Patron  eine  Verpflichtung  aus  einem 
anderen  Grunde,  z.  B.  wegen  eines  Zehntrechtes, 
so  kann  er  auf  seinen  Patronat  ebenfalls  verzich- 
ten ,  weil  ein  solcher  Yerzicht  auf  den  anderwei- 
ten Titel  seiner  Verbindlichkeit  gar  keinen  £in- 
fluss äussert.  A.  M.  Schulte  a.  a.  O.  S.  703. 

^  Denn  in  diesem  Falle  läge  eineVeraussening 
im  weiteren  Sinne  vor.  Daher  verlangt  auch  das 
preuss.  L.  R. ,  welches  eine  subsidiäre,  aber 
direkte  Baulast  des  Patrons  kennt,  II.  11.  $.  610, 
Genehmigung  des  geistlichen  Oberen  und  der 
ebenfalls  mitpflichtigen  Gemeinde.  Auch  nach 
österr.  R.  kann  der  Patron,  welchem  Lasten  ob- 
liegen, nicht  verzichten,  um  sich  von  denselben 
frei  zu  machen,  Hofdekr.  v.  3.  Sept.  1784.  n.  19. 
Okt.  1784  [Hdbch.  d.  Gesetze  Josephs  II.  2.  Aufl. 

6,  588). 
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Die  vorstehenden  Grundsätze  finden  auch  auf  das  dingliche  Patronatrecht  Anwen- 
dung. Die  accessorische  Qualität  hindert  wohl  die  Lostrennung  des  Patronates  und 
die  Umwandlung  desselben  in  einen  persönlichen,  nicht  aber  die  Beseitigung  desselben 
flbeihaupti. 

Ob  der  Verzicht  ausdrflcklich  oder  stillschweigend  erfolgt,  ist  gleichgültig.  Im 
letzteren  Falle  müssen  aber  konkludente  Handlungen  vorliegen ,  aus  denen  mit  Sicher- 
heit auf  den  betreffenden  Willen  des  Patrons  geschlossen  werden  kann ,  wie  z.  B.  die 
Zustimmung  dea  Patrons  zu  solchen  Veränderungen  des  patronatspflichtigenBenefiziums, 
welche  den  Fortbestand  seines  Rechtes  unmöglich  machen^. 

2.  Fortfall  des  berechtigten  Subjects.  Der  lediglich  auf  die  Person 
des  Patrons  beschränkte  Patronat  geht  mit  dem  Tod  desselben ,  der  Familien-Patronat 
mit  dem  Aussterben  sämmtlicher  berechtigter  Anwärter ,  das  gewöhnliche  iuspatrona- 
tos  hereditarium  beim  ICangel  von  Erben  3,  der  mit  einem  Amte  verbundene  oder  einer 
Koiporation  zustehende  persönliche  Patronat  mit  der  Aufhebung  des  Amtes  oder  der 
Korporation^  unter ^. 

3.  Femer  erlischt  der  Patronat  durch  Untergang  seines  Objekts,  also 
der  demselben  unterworfenen  kirchlichen  Anstalt  oder  des  Patronatsbenefiziums,  sowie 
durch  reehtsgfiltig  vorgenommene  Veränderungen  des  Objekts,  welche  die  Fortdauer 
des  Rechtes  ausschliessen,  und  zwar  auch  gegen  den  Willen  des  Patrons  ^. 

Dagegen  wird  das  Patronatrecht  nicht  schon  allein  dadurch  beseitigt,  dass  die 
seitens  des  ersten  Stifters  in  das  Leben  gerufenen  Einrichtungen ,  z.  B.  die  Gebäude 
verfallen,  oder  die  von  ihm  gewidmeten  Fonds  verloren  gehend.  Dies  ist  deshalb  un- 
richtig, weil  die  Entstehung  des  Patronates  wohl  durch  die  Erbauung  und  Dotation  be- 
dmgt  ist,  aber  nicht  seine  weitere  Existenz.  Dem  Patron  legt  das  gemeine  Recht  keine 
Verpflichtung  auf,  die  kirchliche  Stiftung  fortwährend  in  dem  ursprünglichen  Stande  zu 
eihalten ,  noch  macht  es  gar  den  Fortbestand  des  Patronates  davon  abhängig.  Dies 
zeigt  neh  deutlich  darin,  dass  die  Reparatur-  und  Neubauten  von  Pfarrkirchen  nicht  in 
erster  Linie  dem  Patrone,  sondern  der  Fabrica  und  bei  Unzulänglichkeit  derselben  den- 
jenigen, welche  Einkünfte  der  betreffenden  Kirche  beziehen,  z.B.  den  Zehntherm,  Be- 
nefiziaten,  zur  Last  fallen^.    So  lange  daher  trotz  der  erwähnten  Umstände  die  ur- 


<  Der  0.  S.  77  eTw&lmte  Grand ,  welcher  die 
Loetrenniuig  hindert,  kommt  beim  Verzicht  nicht 
ioFra^e. 

^  Sozu  der  nnioperconfnsionem  Th.  II.  8. 431, 
za  der  Sappression  a.  a.  0.  S.  461,  regel- 
miasig  auch  zu  der  mntatio  Ti  erectioniB,  z.  B. 
zur  Verwandlung  einer  Pfarr-  in  eine  Rollegiat- 
Urehe,  a.  a.  0.  S.  455,  nicht  aber  zn  einer  unio 
per  aeqaalitatem  oder  anbiectiva  und  zur  Inkor- 
poration ,  denn  in  diesen  Fällen  tritt  nur  eine 
Snq^ension  einzelner  patronatischer  Rechte  ein, 
a.  a.  0.  S.  426.  428.  451.  452.  Letzteres  gilt 
aaeh  bei  der  Translation  a.  a.  0.  S.  399.  Da- 
gegen ist  es  inig,  so  Lippert  S.  195,  einen 
Verzicht  anf  Ornnd  der  Unterlassnng  der  Präsen> 
tttion  bei  zwei  während  der  Verjährungszeit  er- 
folgten Erledignngsfällen  anzunehmen. 

»  8.  0.  S.  84. 

*  Denn  ein  solcher  Patronat  ist  kein  Ver- 
mögensrecht ,  gehört  also  nicht  zn  den  bona  va- 
cantia,  welche  der  Fiscns  einzuziehen  berechtigt 
ist.  Ueber  die  Snccession  des  letzteren  in  Patro- 
nate  saknlarisirter  geistlicher  Institote  s.  n.  $.151. 


^  Anch  ein  Untergang  des  dinglichen  Patrona- 
tes ist  möglich,  so  z.  B.  wenn  das  berechtigte 
Gut  anf  einer  Insel  liegt  nnd  in  Folge  des  Ver- 
sinkens  der  letzteren  oder  einer  Zerstörung  der- 
selben durch  das  Meer  verschwindet.  Ueber  die 
Parcellirung  des  berechtigten  Gutes  s.  o.  S.  77. 

0  S.  die  AnfQhrungen  in  Anm.  2  n.  S.  71  a.  E. 

7  Wenn  der  Verlust  schon  an  die  im  Text  ange- 
gebenen Thatsachen  geknüpft  wird  ,  s.  Lippert 
S.  185.  Schilling  S.  118,  so  beruht  dies  wohl 
mehr  auf  inkorrekter  Ausdruoksweise.  Unrichtig 
ist  es  Jedenfalls,  dass  Phillips  7,  835  von 
einem  Wiedererwerb  des  Patronates  durch 
Beaediflkation  oder  Redotation  seitens  des  bis- 
herigen Patrons  spricht.  Das  verfallene  Eirchen- 
gebäude  als  solches  bildet  allein  nicht  den 
Gegenstand  des  Patronates  und  durch  seine  Wie- 
derherstellung wird  nicht  ein  neues  Objekt  des 
Patronates  geschaffen,  weil  die  kirchliche  Stiftung, 
z.  B.  die  Pfarrei,  dieselbe  bleibt,  wenn  auch  das 
Gebäude  sich  ändert. 

8  Trid.  Sess.  XXI.  c.  7  de  ref. 
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sprfingliehe  Stiftung  bestellt,  kann  von  einem  Verluste  des  Patronates  bloe  in  Folge  der 
oben  gedachten  Thatsachen  nicht  die  Rede  sein  ^  Diese  werden  erst  dann  vmiEinfiius, 
wenn  die  Fortdauer  der  Stiftung  nicht  durch  andere  vor  dem  Patron  dazu  verpflichtete 
Personen  ermöglicht  werden  kann  und  die  Weigerung  desselben  die  erforderlichen  Auf- 
wendungen zu  machen  festgestellt^,  oder  wenigstens  der  Untergang  des  Objektes  des 
Patronatrechtes  thatsächlich  eingetreten  ist '. 

Das  Vorhandensein  von  Anwärtern,  welche  einen  stiftnngsmjissigen Anspruch  anf 
den  Patronat  haben,  hindert  im  letztgedaohten  Falle ,  ebensowenig  wie  in  demjenigea, 
wo  das  Objekt  des  Patronatrechts  durch  einen  Rechtsakt  des  kirchlichen  Oberen,  z.B. 
die  Suppression  sein  Dasein  verliert,  das  Erlöschen  des  Patronates,  weil  dadurch  seine 
Fortexistenz  thatsächlich  unmöglich  wird.  Die  Weigerung  des  jeweiligen  Inhabers 
eines  solchen  Rechtes  aber,  die  erforderliche  Wiederherstellung  der  Kirche  vorzu- 
nehmen ,  zieht  nur  fdr  seine  Person  den  Verlust  desselben  nach  sich.  Es  tritt  also  der 
Nachfolgeberechtigte  an  seine  Steile,  und  dieser  kann  sidi  das  Recht  dadurch  erhalten, 
dass  er  seinerseits  die  erwähnten  Handlungen  leistet^. 

Wenn  die  Suppression  einer  kirchlichen  Anstalt  wider  Willen  des  Patrons  und 
trotzdem,  dass  er  die  zur  Forterhaltung  derselben  nothwendigen  Mittel  gewähren,  z.B. 
die  Kosten  filr  einen  Neubau  bestreiten  will ,  verftgt  wird ,  so  hat  der  Patron  —  es 
sei  denn  etwa  ein  ausdrücklicher  Vorbehalt  bei  der  Stiftung  oder  bei  der  Ueber- 
weisnng  gemacht  worden  —  weder  ein  Recht  auf  Herausgabe  der  früher  aus  Patronats- 
mittein  beschafften  Vermögensstflcke  noch  auf  ihren  Erlös.  Die  ersteren  sind  mit  der 
Begründung  der  Kirche  oder  des  Benefiziums  dauernd  der  Stiftung  überwiesen  und 
kirchliches  Gut  geworden,  welches  nicht  mehr  in  seinem  Eigenthum  steht,  vielmehr  der 
ordnungsmässigen  Verfügung  der  kirchlichen  Organe  und  Oberen  anheimftllt  K 

4.  Das  Patronatrecht ,  selbst  ein  Familienpatronat  ^  oder  eine  einzelne  in  dem- 
selben enthaltene  Befügniss  kann  auch  durch  Verjährung  untergehen.  Der  blosse 
Nichtgebrauch  (non  wus),  sei  es  aller  oder  einzelner  Rechte,  genügt  aber  nicht  ^,  viel- 
mehr allein  die  Ersitzung  der  Freiheit  vom  Patronate  ^  (ttsucapio  Uberiaäa) ,  d.h.  es  muss 


1  Wenn  also  ein  durch  Dotation  begründetoji 
Benefizium  später  noch  von  anderer  Seite  ,  z.  B. 
durch  Legate  weitere  Einkünfte  erhalten  hat  und 
durch  diese  nach  Verlust  des  ursprünglichen  Pa- 
tron ats- Vermögens  die  Fortexistenz  desselben  er- 
möglicht wird ,  bleibt  der  Patronat  bestellen  und 
geht  nicht  unter. 

^  Bei  verweigerter  Wiederherstellung  des  Baues 
ist  der  Patron  seines  Rechtes  für  verlustig  zu  er- 
klären, s.  0.  S.  73 ;  vgl.  ferner  o.  S.  22.  23.  Mög- 
lich ist  es  übrigens  auch .  dass  durch  Eintreten 
eines  Dritten  mit  den  erforderlichen  Leistungen 
der  Patronat  unter  Verwandlung  in  einen  Kom- 
patronat  erhalten  hleibt,  o.  S.  23  if. 

3  Z.  B.  wenn  eine  Patronatskapelle,  um  welche 
sich  der  Patron  wegen  des  Uebertrltts  der  Bevöl- 
kerung zum  Protestantismus  nicht  mehr  beküm- 
mert, und  auf  welche  kein  BeneÜziat  mehr  ange- 
stellt wirdf  ohne  formelle  Suppression  verfällt. 

*  Will  er  dies  nicht,  so  ist  wieder  gegen  ihn, 
wie  gegen  den  ersten  zu  verfahren ,  und  es  tritt 
dann  der  an  zweiter  Stelle  berechtigte  Nachfolger 
ein. 

5  A.  M.  Phillips  7,836,  welcher  dem  Patron 
gestattet,  sich  dergleichen   Sachen,  falls  er  sie 


schon  vorher  sammt  den  Schlüsseln  d«r  Kirche 
in  seiner  Gewahrsam  (!)  gehabt  hat,  anzu- 
eignen ,  ihn  aber  mit  Bezug  auf  c.  38  ff.  I).  l.  de 
consecr.  verpflichtet ,  die  kousekrirten  und  beue- 
dicirten  Sachen  an  eine  andere  Kirche  zu  geben. 
^  Aus  den  o.  S.  84  hervorgehobenen  Gründen. 
S.  aber  die  folgende  Anm. 

7  A.M.  dieAelteren,  s.  z.B.  Vi  vi  an.  P.  III.  1. 
15.  c.  1.  n.  9;  Leuren  1.  c.  qu.  120.  n.  6  o. 
12;  ReiffenstuelDL  38.  n.  125.  VI;  Fer- 
raris 1.  c.  art.  2.  n.  74;  Lippert  S.  195, 
welche  zwei  ungenutzte  Gelegenheiten  zur  Aas- 
übung des  Präsentationsrechtds ;  Kaim  S.  381, 
welcher  eine,  Schilling  S.  122,  welcher  drei 
solcher  verlangen.  Auch  d.  österr.  B.  6.  B. 
S$.  1472. 1484,  lässt  Verlust  durch  Nichtgebraudi 
eintreten ,  wenn  das  Recht  während  30  bez.  40 
Jahren  bei  drei  sich  darbietenden  Gelegenheit«;!! 
nicht  ausgeübt  worden  ist.  Dabei  wird  theüs  der 
Gesichtspunkt  des  Verzichts,  thells  der  der  Ver- 
äusserung  unzulässiger  Weise  hineingezogen,  und 
mit  Rücksicht  auf  das  letztere  die  Unverjährbar- 
keit des  Familienpatronats  behauptet ,  ygl.  über 
das  letztere  Leuren.  1.  c. 

8  So  Eichhorn  K.  R.  2,  719;   Richter- 
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die  vefsmohte  Ausfibung  der  patronatischen  Befugnisse  durch  die  zuständigen  kirch- 
lichen Organe  ^  bona  fide^  gehindert  worden  sein,  und  der  Patron  sich  dabei  während 
der  VeljähmngsKeit,  d.  h.  beim  geistlichen  40,  beim  Lalenpatronate  30  Jahre,  lang  be- 
ruhigt haben. 

Der  Nichtgebrauch  ist  kein  allgemein  für  alle  Rechte  anerkannter  Aufhebungs- 
gnmd.  Ferner  besteht  gesetzlich  ffüt  die  Nichtausübung  des  Präsentationsrechtes  kein 
anderes  Präjudiz,  als  dass  der  Patron  fttr  den  betreffenden  Erledigungsfall  seiner  Ein- 
wirkung anf  die  Besetzung  der  geistlichen  Stelle  Terlustig  wird,  und  auf  die  Nicht- 
gdltendmaehniig  der  übrigen  Patronatsbefugnisse  ist  gar  kein  Nachtheil  gesetzt.  Es  ist 
somit  die  Nichtausübung  rechtlich  in  das  freie  Belieben  des  Patronates  gestellt ,  und 
darum  bedarf  es  noch  des  Eintrittes  anderer  Umstände  als  des  blossen  Nichtgebrauches 
zur  Beseitigung  seines  Rechtes  ^. 

5 .  Sodann  führen  gewisse  strafbareHandlungen  den  Verlust  des  Patronates 
für  den  Patron  und  damit ,  soweit  nicht  etwa  ein  dingliches  Patronatrecht  *  und  ein 
solches ,  bei  welchem  stiftungsgemäss  bestimmte  Anwärter  ^  vorhanden  sind ,  in  Frage 
steht,  das  Erlöschen  des  Rechtes  ohne  Weiteres  (ipso  iure)  herbei.  Solche  Ver- 
gehen bilden 

a.  die  simonistische  Veräussening  des  Patronates  ^.  Ob  eine  derartige  Präsentation 
dieselbe  rechtliche  Folge  habe ,  ist  streitig.  Eine  analogische  Anwendung  der  für  das 
erste  Verg^en  angedrohten  Strafen  ^  erscheint ,  ganz  abgesehen  von  der  Bedenklich- 
keit einer  solchen  bei  Strafgesetzen  überhaupt,  nicht  gerechtfertigt,  weil  im  ersten  Falle 
der  Patron  sein  Recht  verliert  und  sein  Mitkontrahent  es  nicht  erwirbt ,  wogegen  bei 
demjenigen,  welcher  sein  Präsentationsrecht  zur  Erlangung  unerlaubter  Vortheile  verwer- 
tet hat,  von  der  zuletzt  gedachten  Folge  keine  Rede  sein  kann  ^ .  Vielmehr  muss  für  einen 
solchen  Patron,  da  er  wegen  der  Simonie  der  grossen  Exkommunikation  verfallt,  als 
Wirkung  der  letzteren,  die  Suspension  seines  Patronatrechtes  eintreten.  Er  ist  also, 
so  lange  bis  er  absolvirt  wird,  gehindert,  seine  patronatischen  Rechte  auszuüben  ^. 


DoveJ.  192;  Schulte  K.  R.  2,703;  Ginzel 
K.  R.  2,  161;  Phillips  7,  835;  Vering  K. 
R.  S,  493.  Von  den  Aelteren  veilaugt  Pyrrh. 
Corradus,  prax.  benef.  IV.  c.  4.  n.  22.  23 
««nigstens  eine  HaDdlungdes  kirchlichen  Oberen, 
welche  wli  dem  existirenden  Patronatrecht  im 
Viderspnieh  steht.  Auf  dem  Standpunkt  des 
Textes  steht  auch  das  preuss.  L.  R.  11. 1 1 .  $.  612. 
*  Also  des  Bischofs,  wenn  präsentirt,  des  Pfar- 
rers, wenn  von  diesem  eine  kirchliche  Ehrenbezei- 
gung, diesee,  bez.  des  Kirchenvorstandes ,  wenn 
das  freie  Begräbniss  auf  dem  Kirchhofe  oder  die 
Anbringung  von  Ehrentafeln  in  der  Kirche  bean- 
sprucht wird. 

2  c.  20.  X.  de  praescr.  II.  26.  Von  einem  Titel 
ist  hierbei  selbstverständlich  nicht  die  Rede. 

3  Der  Nachweis  der  Erfordernisse  der  usucaplo 
übertatis  kann  auch  hier  durch  den  der  unvor- 
denklichen Verjährung  ersetzt  werden. 

«  8.  o.  8.  76  n.  6. 

^  Weil  diese  in  einem  solchen  Fall  an  Stelle 
des  schiildigen  in  das  Recht  eintreten. 

«  8.  o.  S.  81. 

"^  Anf  Grund  der  Analogie  nimmt  Ginzel  K. 
R.  2, 151  den  Untergang  des  Patronates  an ,  so 
frfiher  OTirfa  Schulte  K.  R.  2,  706. 

^  Daher  ist  es  auch  nicht  bekundet ,    wenn 


Schilling  S.  68  diese  Analogie  zur  Rechtferti- 
gung seiner  Ansicht,  dass  der  Patron  für  sich  und 
seine  Nachfolger  blos  mit  dem  Verluste  d  e  s  P  r  ä- 
sentationsrechts  zu  bestrafen  sei,  verwen- 
det. Ebenso  ist  die  Berufung  Lipperts  S.  196 
für  diese  Meinung  auf  römische  und  kanonische 
Stellen,  welche  simonistisch  ordinirende  und 
wählende  Kleriker  ihrer  Aemter  entsetzt  erklären 
oder  mit  Entsetzung  und  Irregularität  bedrohen, 
verfehlt.     Vgl.  Schlayer  a.  a.  0.  S.  33flf. 

^  In  soweit  ist  der  Ausführung  von  Schlayer 
a.  a,  0.,  welchem  Richter-Dove  §.  192.  n.9 
beitritt,  zuzustimmen.  Wenn  derselbe  aber  weiter 
annimmt,dass  derBischof  den  scbuldigenPatron  we- 
gen der  ihn  trejffenden  excommunicatio  latae  sen- 
tentiae  als  excommunicatns  toleratus  nur  von  der 
Ausübung  der  Präsentation  zurückhalten  könne, 
und  erst  nach  der  Publikation  der  Exkommuni- 
kationssentenz, wodurch  er  zum  excommnnicatus 
vitandus  werde,  zurückweisen  müsse,  bis  er  Ab- 
solution erlangt  habe  oder  bis  ein  fähiger  Rechts- 
nachfolger eintrete ,  so  ist  diese  Unterscheidung 
unhaltbar,  s.  o.  S.  34.  Ebensowenig  erscheint 
seine  Annahme,  dass  die  simonistische  Präsen- 
tation der  wissentlichen  Präsentation  eines  un- 
fähigen gleichzustellen  und  demnach  der  Laien- 
patron noch  innerhalb  der  Frist ,  falls  er  während 
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b.  DieTödtnng  nndVerstümmlang  eines  der  bei  der  Patronatskirche  angestellte 
Geistlichen^. 

c.  Die  Verflbung  von  Eingriffen  in  das  Vermögen  der  Patronatskirche ,  nament- 
lich die  Einziehung  von  Einkünften  oder  Vermögensstflcken  derselben  seitens  des  Pa- 
trons zn  eigenem  Nutzen^. 

d.  Ob  auch  die  Ketzerei,  dieApostasie  und  das  Schisma  des  Patrons  den  danem- 
den  Verlast  des  Patronates  nach  sich  zieht,  darüber  besteht  Streit.  Die  überwiegende 
Mehrzahl  der  Kanonisten  bejaht  die  Frage  ^ ,  während  manche  Neuere  nur  eine  Sus- 
pension auf  so  lange  annehmen,  als  der  Patron  bei  der  Lossagung  von  der  Gemein- 
schaft der  Kirche  beharrt  ^.  Diese  letzte  Ansicht  ist  aber  mit  dem  Prinoip,  welches 
die  Bestrafung  der  gedachten  Vergehen  beherrscht^,  der  Entziehung  der  kirchlichen 
Rechtsfähigkeit,  unvereinbar^. 


dieser  die  Absolution  erlangt,  nachpräsentizen 
könne,  also  seinYorscIüagsreoht  für  den  betreffen- 
den Vakanzfall  nicht  verliere ,  zutreffend.  Das 
Recht  des  Patrons  zur  Nachpräsentation  in  dem 
ersterwähnten  Fall  ist  eine  singulare  Ausnahme, 
und  sie  kann  nicht  analogisch  auf  den  hier  in 
Rede  stehenden  Fall  übertragen  werden.  In  die- 
sem hat  der  Patron  durch  seine  eigene  strafbare 
Handlung  die  Nichtigkeit  verschuldet,  und  es 
Hegt  daher  kein  Grund  vor,  ihm  unter  solchen 
Umständen  noch  besonders  durch  Qestattung  einer 
Nachpräsentation  zu  privilegiren.  Ygl.  übrigens 
auch  Phillips  7,  839  u.  Schulte  1.  Bonner 
theol.  Literatur-Bl.  v.  1866  S.  683.  Wenn  der 
letztere  seinerseits  unter  analoger  Anwendung  des 
c.  6  (Inn.  III)  X.  de  der.  excomm.  Y.  27,  nach 
welchem  der  Bischof  excommunicirten  Klerikern, 
welche  welter  celebriren ,  die  kirchlichen  Bene- 
flzien  entziehen  kann,  annimmt,  dass  derselbe 
den  Patron  des  Patronates  für  immer,  beim  ding- 
lichen für  die  Zeit  seiner  Besitzdauer  des  berech- 
tigten Grundstückes  für  verlustig  erklären  könne, 
80  vermag  ich  seine  Ausführung  ebenfalls  nicht 
für  begründet  anzuerkennen.  Es  steht  ihr  das 
Bedenken,  dass  Strafgesetze  nicht  analogisch  aus- 
gedehnt werden  können,  entgegen.  Auch  wird  in 
c.  6  X.  cit.  die  Strafe  deshalb  gegen  den  Kleriker 
angedroht ,  weil  er  eine  ihm  während  seiner  £x- 
kommunication  verbotene  Handlung  vornimmt, 
also  zu  dem  Yergehen,  welches  diese  für  ihn  nach 
sich  gezogen  hat,  noch  ein  neues  hinzufügt. 
Eine  solche  doppelte  Schuld  hat  aber  der  Patron, 
welcher  simonistisch  präsentirt  hat  und  dadurch 
in  den  Bann  verfallen  Ist,  nicht  auf  sich  geladen. 
Das  preuss.  L.  R.  ü.  11.  $.  613  straft  den  Patron, 
welcher  „um  Bestechung  oder  anderer  unerlaubter 
Privatvortheile  willen  präsentirt'',  für  seine  Per- 
son mit  Yerlust  des  Präsentationsrechtes  bei  der 
betreffenden  und  allen  folgenden  Vakanzen ;  eben- 
so d.  bad.  V.  V.  1808.  Nr.  15  (S.  7.  n.  6). 

1  c.  12  (Later.  lY.  v.  1215)  X.  de  poen.  Y. 
37,  ohne  Grund  dehnen  Schilling  S.  125; 
Schulte  2,706;  Richter-Dove  $.  1^2  diese 
Vorschrift  auf  Jede  beliebige  thätliche  Yerletzung 
und  Realinjurie  aus.  Das  amittant  in  c.  12  cit. 
deutet  auf  einen  Yerlust  ipso  iure,  so  auch  die 
Aelteren,  s.  z.  B.  Barbosa  ins  eccl.  IIL  12.  n. 
254,  Leuren.  1.  c.  qu.  120  n.  8;  Ferraris  1. 
c.  n.  78.    Dagegen  Pachmann  K.  R.  3.  Aufl. 


2,  HO;  V.  Schulte  Lehrb.  S.  326  n.  10.  Der 
Grund  des  letzteren,  dass  der  Patron  ja  durch 
Urtheil  wegen  der  Yerletzung  zu  bestrafen  ist, 
würde,  wenn  er  zutreffend  wäre,  beweisen,  dass 
in  Folge  von  strafbaren  Handlungen  niemals  der 
Yerlust  eines  Rechtes  ipso  iure  eintreten  konnte. 
Es  fragt  sich  ja  gerade ,  ob  das  ürtheil  erst  die 
Strafe  zur  Anwendung  bringt  oder  den  erfolgten 
Eintritt  derselben  blos  deklarirt. 

Wenn  endlieh  Richter-Dove  a.  a.  O.  den 
Yerlust  des  Rechtes  für  den  jeweiligen  Inhaber 
eintreten  lässt,  so  hat  diese  vereinzelt  dastehende 
Ansicht,  welche  der  in  Bezug  genommene  Ge- 
währsmann Lippert  S.  193  nicht  theilt ,  kei- 
nen Anhalt. 

Selbstverständlich  ist  es,  dass  die  Strafe  fOr 
den  Patron  fortfällt,  wenn  ihm  die  Handlung  nicht 
zugerechnet  werden  kann  oder  wenn ,  wie  z.  B. 
im  Fall  der  Nothwehr,  die  Strafbarkelt  derselben 
ausgeschlossen  ist,  vgl.  auch  v.  ^nefando  ausu^  in 

c.  12.  X.  cit. 

2  Trld.  Sess.  XXII.  c.  11  u.  XXY.  c.  9  de  icf. 
Auch  in  diesem  Fall  lässt  Richter-Dove  &.  &. 
0.  unbegründeter  Weise  nur  Yerlust  für  den 
jeweiligen  Inhaber  eintreten. 

3  Ylvlan.  P.  ni.  t.  15  c.  2.  n.  5.  6;  Len- 
ren.  1.  qu.  120.  n.  7;  Ferraris  art.  2.  n.  79; 
Phillips  7,  838;  GinzelK.  R.  2,  140.  150; 
Pachmann  a.  a.  0.  S.  109;  Lippest  S.  194, 
von  denen  der  erste  allerdings  sofortigen  Wieder- 
erwerb im  Falle  der  Rückkehr  zur  katholischen 
Kirche  anninmit. 

«   Schilling  S.  127;  Schulte  K.  R.   2, 
706  u.  Lehrb.  S.  327. 
5  Vgl.  die  Zusammenstellung  bei  M  ü  n  e  h  e  n , 

d.  kanon.   Gerichtsverfahren    u.    Straf^cht    % 
322  ff. 

0  Die  von  Schulte  a.  a.  0.  nicht  beachteten 
c.  13  S.  5  (Later.  lY.)  X.  de  haer.  Y.  7  u.  c  19 
(Bonif.  vni.)  in  Ylto  h.  t.  Y.  2  bestätigen  dies 
insofern,  als  eine  Gesetzgebung,  welche  die  Ketxer 
mit  der  Infamie,  dem  Yerluste  der  Fähigkeit  zum 
Testiren,  zum  Zeugnlss  und  zur  Erlangung 
öffentlicher  Aemter,  sowie  mit  der  Konfiskation 
des  Yermögens  bestraft,  ihnen  doch  unmoglieh 
kirchliche  Reohte  belassen  kann. 

Wegen  anderer  strafbarer  Handlungen  oder  Be- 
einträchtigungen der  Ejrche  tritt  der  Yerluat  d«s 
Patronats  nicht  ein,   insbesondere   nicht  wegen 
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Untergang  und  Suspension  des  Patronatrechtes. 
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Wenn  gleich  dieser  Standpunkt  nach  der  herrschenden  staatsrechtlichen  Anffas- 
sang  in  Betreff  der  erwähnten  s.  g.  kirchlichen  Verbrechen  nicht  mehr  massgebend  sein 
kann ,  so  muss  doch  heute  der  Austritt  aus  der  katholischen  Kirche ,  gleichgültig ,  ob 
damit  der  üebertritt  zu  einer  andern  Religionspartei  verbunden  ist  oder  nicht ,  den 
Verlust  des  Patronates  nach  sich  ziehen,  weil  derjenige ,  welcher  aus  der  katholischen 
Kirche  ausscheidet,  damit  auch  die  ihm  innerhalb  derselben  bisher  zustehenden  Rechte 
verliert.  Jedoch  gilt  dies  in  Deutschland  nicht  für  den  üebertritt  zur  protestantischen 
Kirche  und  in  den  deutschen  Staaten ,  welche  die  altkatholische  Kirche  als  gleich  be- 
rechtigt mit  der  vatikanisch-katholischen  anerkennen ,  also  inPreussen,  Baden, 
Hessen,  Baiern,  nicht  für  den  üebertritt  zu  der  ersteren  ^ . 

Wenn  sich  der  Patron  nicht  selbst,  sondern  ein  Vertreter  desselben^,  insbesondere 
derjenige  einer  juristischen  Person,  gleichviel  einer  weltlichen  oder  geistlichen,  einer 
den  Verlust  des  Patronates  nach  sich  ziehenden  Handlung  schuldig  gemacht  hat,  so 
tritt  derselbe  für  den  Patron  nicht  ein  3.  Ebensowenig  kann  der  Vertreter ,  weil  er 
andererseits  nicht  Patron  ist  und  die  gedachten  Strafen  nur  für  den  Patron  selbst  an- 
gedroht sind ,  wegen  einer  solchen  Handlung  mit  dem  Verlust  des  Rechtes  zur  Aus- 
ttbong  bestraft  werden.  Ist  aber  das  Vergeben  für  jeden  mit  einer  solchen  Strafe 
bedroht,  welche  die  Unfähigkeit  zum  Patronate  nach  sich  zieht  ^,  so  wird  der  bisherige 
Vertreter  in  Folge  dieses  ümstandes  von  der  ferneren  Ausübung  ausgeschlossen. 

Obgleich  in  den  erwähnten  Fällen  der  Patron  durch  den  Verlust  des  Patronates 
eine  Strafe  erleiden  soll,  so  muss  doch  die  substantielle  Beseitigung  des  Rechtes  noth- 
wendiger  Weise  auch  die  Freiheit  des  bisherigen  Berechtigten  von  den  damit  verbun- 
denen Pflichten  nach  sich  ziehen ,  selbst  wenn  diese  umfassender  als  die  gemeinrecht- 
lichen sein  sollten^.  Hätte  diese  naturgemässe  Konsequenz  ausgeschlossen  bleiben 
sollen ,  so  müsste  in  den  betreffenden  Strafandrohungen  eine  darauf  bezügliche  Aus- 
nahme gemacht  worden  sein. 

Wenn  auch  das  kanonische  Recht  fdr  gewisse  Handlungen  des  Patrons  den  Ver- 


Verietznng  des  Bischofs  oder  eines  Eardlnals ,  so 
L  B.  YivUn.  1.  c.  n.  12;  Pachmann  2,  109, 
Blelit  wegen  Undanks  des  Patrons  gegen  die 
Kirdie,  wie  die  Aelteren,  s.  Vi  vi  an.  1.  o.  n.  4; 
Barbosa  1.  c.  n.  254;  Lenren.  1.  c.  n.  11; 
Ferraris  1.  c.  n.  83  annehmen,  ohne  die  Hand- 
lungen, welche  einen  solchen  enthalten  sollen, 
einmal  näher  anzugehen.    . 

*  S.  0.  S.  33.  34. 

'  Als  solche  sind  anch  diejenigen  zn  betrach- 
ten, welche  ein  selbständiges  Recht  anf  Ausübung 
des  Patronates  haben,  wie  z.  B.  derNiessbraucher. 
Ber  nutzbare  Eigenthümer  des  Patronatsgutes  ist 
dagegen  selbst  Patron  (s.  o.  S.  78),  er  verliert 
den  Pationat ,  aber  nur  für  seine  Person.  Wenn 
daher  das  Ghit  an  einen  Nachfolger  oder  an  den 
Lehnsherrn  übergeht,  tritt  es  für  diese  wieder  in 
Kraft. 

'  Das  folgt  ans  allgemeinen  strafrechtlichen 
Omndsätzen.  Tgl.  anch  Schulte,  Lehrb.  S. 
10.  n.  10;  Schlayer  S.  40  will  das  allerdings 
^  die  Vertreter  Ton  Juristischen  Personen  nicht 
gelten  lassen ,  weil  das  Trid.  Sess.  XXV.  c.  9 
Jeden  Patron,  auch  communitates,  uniyersitates, 
eoUegIa  quaecunque,  in  dem  S.  02  zu  c.  erwähn- 
ten Falle  seine«  Rechtes  für  yerlustig  erklärt.   Da 


dies  aber  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Be- 
gehung der  betrefTenden  Handlung  geschieht,  so 
■konnte  höchstens  daraus  gefolgert  werden,  dass 
das  Tridentinum  annimmt ,  es  könne  eine  solche 
strafbare  Handlung  auch  durch  eine  Korporation, 
z.  B.  durch  Beschluss  ihrer  Mitglieder,  begangen 
werden,  keineswegs  aber  bestimmt  das  Koncil, 
dass  die  strafbare  Handlung  des  Vertreters  immer 
und  ohne  Weiteres  der  Juristischen  Person  zuge- 
rechnet werden  muss  und  letztere  die  Strafe  dafür 
zu  erleiden  hat. 

Wenn  der  Patronat  einer  geistlichen  Person 
mit  Rücksicht  auf  ein  Amt  zusteht,  so  kann  ahn- 
lich wie  beim  Familienpatronat  der  Verlust  nur 
für  den  schuldigen  Inhaber  eintreten,  weil  hier 
von  vornherein  stiftungsgemäss  der  Nachfolger  in 
dem  späteren  Amtsträger  gegeben  ist  und  der 
erstere  dem  letzteren  nicht  präJudiziren  kann. 
A.  M.  auch  hier  Schlayer  S.  41. 

^  Wie  in  den  S.  92  unter  b  und  d  gedachten 
Fällen  mit  der  Exkommunikation. 

^  So  auch  Schulte,  Lehrb.  S.  326.  n.  10. 
Die  Ausnahme,  welche  er  für  den  dinglichen  Pa- 
tronat macht,  ist  nur  insofern  begründet,  als  die 
Pflichten  als  reale  an  dem  im  Eigenthum  des  Pa- 
trons verbleibenden  Grundstück  haften. 


94 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  140. 


lust  des  Patronates  angedroht  hat ,  so  hat  es  diesen  doch  nicht  allgemein  fttr  den  Fall 
festgesetzt,  dass  derselbe  gewisse  Strafen  erleidet,  welche  ihn  an  dem  Erwerbe  eines 
Patronatrechtes  hindern  würden  ^  Es  kann  daher  in  diesen  Fällen,  also  wenn  der 
Patron  der  grossen  Exkommunikation  verfällt  oder  die  Ehrenrechte  verliert ,  nur  eine 
Suspension  der  Austlbung  des  Patronates ,  so  lange  der  betreffende  Zustand  dauert, 
eintreten^.  Dagegen  enthebt  diese  den  Patron  nicht  der  mit  seinem  Rechte  verbünde- 
nen  Verpflichtungen,  welche  sich  lediglich  als  Lasten  und  nicht  etwa  blos  als  Korrelate 
einher  in  dem  Patronate  enthaltenen  Befugniss  darstellen  ^ ,  nachzukommen.  Denn  die 
Unfähigkeit  und  die  dadurch  bedingte  Suspension  der  Ausübung  tritt  nur  deshalb  eis, 
weil  Personen,  welche  derartigen  Strafen  unterworfen  sind,  nicht  gestattet  werden 
kann ,  kirchliche  Rechte  auszuüben ,  während  es  nicht  im  entferntesten  ausgeschlossen 
ist,  dass  sie  der  Kirche  gegenüber  ihre  Leistungen  und  Verpflichtungen  erfüllen^. 
Ueberdies  ist  auch  die  Erfüllung  von  Pflichten ,  welche  mit  einem  Rechte  verbunden 
sind,  keine  Ausübung  des  letzteren. 

6.  Wenngleich  das  Patronatrecht  ein  Individualrecht  ist,  so  kann  demselben  doch 
durch  einen  Akt  der  kirchlichen  Gesetzgebung,  d.  h.  seitens  des  Papstes  oder  eines  all- 
gemeinen Koncils  derogirt  und  dasselbe  auf  diese  Weise  beseitigt  werden^. 

Als  Derogation  wird  aber  auch  und  zwar  überwiegend  die  Beseitigung  des  im 
Patronate  enthaltenen  Präsentationsrechtes  für  einen  einzelnen  Erledigungsfall  durch 
den  Papst  bezeichnet  ^,  eine  Befugniss ,  welche  man  aus  dem  vom  päpstlichen  Stuhl  in 


»  S.  0.  S.  34.  35. 

2  Darüber,  dass  die  Konfiskation  nicht  lüeiher 
gehört,  8.  0.  8.  83. 

Der  Unterschied,  welcher  sich  sonach  zwischen 
dem  Ketzer  und  dem  Exkommunicirten  erglebt,  s. 
0.  S.  32.  92,  obwohl  beide  kirchlich  rechtsunfähig 
sind,  beruht  darauf,  dass  die  Exkommunikation 
eine  Gensar  ist,  und  dem  davon  Betroffenen  seine 
Rechte  begrilTsmässig  nicht  für  immer,  sondern 
nur  bis  zur  Besserung  entzieht. 

Was  die  Ehrminderung  betrifft,  so  kommen 
hierbei  die  Vorschriften  des  weltlichen  Rechts 
ebenfalls  In  Betracht.  Nach  dem  preuss.  G.  v. 
8.  Mal  1837.  %,i.Q.  12.  (G.  S.  S.  99)  sind  be- 
scholtene  Personen  —  als  solche  müssen  jetzt 
diejenigen  gelten,  welchen  nach  §§.  32  ff.  35  ff. 
Reichs- Str.-G.-B.  die  bürgerlichen  Ehrenrechte 
oder  die  Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffentlicher 
Aemter  aberkannt  sind  —  von  der  Ausübung  des 
Patronates,  sowohl  des  persönlichen,  dinglichen, 
als  auch  des  Familienpatronates  für  sich  und 
andere  ausgeschlossen.  Dies  wird  jetzt  mit  Rück- 
sicht auf  die  angeführten  $J.  des  Reichs-Str.-G.-B. 
für  alle  deutschen  Staaten  maassgebend  sein. 
Das  erwähnte  preuss.  G.  weicht  aber  Insofern 
Yom  gem.  R.  ab,  als  es  die  Regierungen  ver- 
pflichtet, von  Amtswegen  die  Unfähigkeit  festzu- 
stellen und  demnächst  auf  Kosten  des  Patrons 
die  Verwaltung  des  Patronates  im  staatlichen 
Auftrage  zu  führen,  ferner  darin,  dass  der  Patron 
die  Ausübung  seines  Rechtes  allein  durch  könig- 
liche Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  wie- 
der erhalten  kann  (SS-  7. 8. 9. 11).  Die  Min.-Verf . 
V.  30.  Juni  1849,  M.  Bl.  f.  d.  i.  Verw.  S.  95,  Bei- 
träge z.  preuss.  K.  R.  1 ,  28  hat  diese  an  sich 
prinzipwidrigen  Vorschriften  zwar  durch  d.  Verf.- 


Urk.  für  beseitigt  erklärt,  aber  mit  Unrecht,  s.  o. 
S.  8. 

Ueber  die  Saspension  im  Konkurse  s.  o.  S.  80. 
n.  2. 

'  Zu  dieser  letzteren  Kategorie  gehört  z.  B. 
die  dem  partikalarK«chtUch  (s.  o.  &  71)  aber- 
kannten Rechte  auf  aktive  ßetheiligung  bei  der 
Vermögensverwaltung  entsprechende  Pflicht  für 
die  Erhaltung  des  KircheavennögeaA  Sarge  zu 
tragen. 

^  Dies  bestimmt  auch  das  Anm.  2.  cit.  G.  v. 
1837.  §§.  9.  12.  Von  Lasten,  welche  dem  Patron 
wegen  dieser  seiner  Stellung ,  aber  nur  in  Ver- 
bindung damit  auf  Grund  eines  anderen  Titels 
obliegen,  wie  z.  B.  die  Baulast,  wenn  er  kirch- 
liche Einkünfte  nicht  kraft  seines  Patronates  be- 
zieht, wird  er  selbstverständlich  ebensowenig  frei. 

5  Das  Trid.  Sess.  XXV.  c.  9  hat  z.  B.  aUe 
Patronate,  welche  sich  nicht  auf  einen  der  drei 
rechtlich  anerkannten  Titel  oder  die  unvordenk- 
liche Verjährung  gründeten,  s.  o.  S.  18  ff.,  also 
auf  früheren  Privilegien  beruhten,  abgesehen  von 
einzelnen  Ausnahmen,  s.  o.  S.  31,  aufgehoben, 
0.  S.  30.  l'eber  frühere  derartige  päpstliche 
Anordnungen  vgl.  ebendaselbst.  Ebensowenig 
kann  die  Befugniss  der  gedachten  gesetzgebenden 
Organe,  etwaigen  Stiftungsbedinguugen  zu  deio- 
giren,  zweifelhaft  sein ,  Vlvian.  1.  c.  Pr  IIl.  1. 
14.  c.  7.'n.  16;  vgl.  auch  Th.  II.  S.  393. 

8  Regula  cancellar.  apostol.  XLII:  „Item  Toluit, 
quod  super  quovls  beueflcio  ecdesiastlco  de  iure- 
patronatus  lalcorum  non  expediantur  lite- 
rae,  nlsi  ponatur  expresse ,  quod  tale  beneücium 
tanto  tempore  vacavit,  quod  eins  coUatlo  ad  sedem 
apostolicam  legitime  est  devoluta  vel  qula  tempus 
patronls  laicis  ad  praesentandam  a  iure  pr&efixum 
lapsum   existat   aut  ad   id   patronorum  ipsorum 
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Ansprach  geBommenen,  allgememen  Beaetzungsreoht  aller  Benefizien  hergeleitet  hat^ 
Unmöglich  konnte  man  sich  aber  bei  der  Kurie  der  Einsicht  verschlieasen ,  dass  nach- 
dem einmal  die  kirchliche  Gesetzgebung  den  Pationat  anerkannt  hatte ,  es  nicht  gut 
angänglleh  war,  beliebig  in  die  meistens  durch  vermögensrechtliche  Aufwendungen  er- 
worbenen Individualrechte  der  Patrone  einzugreifen  und  hat  dalier  von  Anfang  an  das 
Laien-  und  das  geistliche  Patronatrecht  in  der  fraglichen  Beziehung  verschieden  be- 
handelt. Den  Inhabern  des  letzteren  war  wegen  ihrer  kirchlichen  Stellung  und  ihi'er 
hierarchischen  Unterordnung  unter  den  Papst  als  obersten  Hauptes  der  Kirche  der 
Widerstand  gegen  etwaige  Reservationen  und  Derogationen  in  Bezug  auf  die  ihrem 
Sechte  unterworfenen  Benefizien  von  vornherein  mehr  erschwert,  und  tlberdies  hatten 
sie  einen  nicht  unbeträchtlichen  Theil  ihrer  Patronate  keineswegs  durch  eigene  Btif** 
tongen,  sondern  in  Folge  von  Schenkungen  aus  Laienhänden  erworben.  Auf  sie 
brauchte  man  also  weniger  alß  auf  die  Laien ,  namentlich  auf  die  vielfach  betheiligten 
weltlichen  Fürsten  und  Grossen^,  Rücksicht  zu  nehmen.  Daher  ging  noch  die  42. 
KanzleiregeP  in  ihrem  ersten  Theil,  welcher  anf  Johann  XXII.  (1316 — 1334)  zurflck- 
gefahrt  wird  * ,  davon  aus ,  dass  eine  päpstliche  Verleihung  von  Laienpatronatsbene- 
fizlen  nur  dann  vorkommen  könne ,  wenn  die  Besetzung  derselben  an  den  päpstlichen 
Stuhl  devolvirt  sei  ^  oder  der  Patron  einer  solchen  Vergebung  ausdrücklich  zugestimmt 
habe^  und  bezeichnete  damit  nur  solche  Fälle,  wo  in  derTliat  von  einer  Verletzung  des 
patronatischen  Rechtes  keine  Rede  isf^. 

Der  zweite  Theil  derselben  Kanzleiregel,  welcher  von  Innocenz  VIII.  (1484 — 
1492)  herrührt,  und  demnach  zu  einer  Zeit  erlassen  worden  ist,  wo  die  Beschränkungen 


a^ced&t  assensns.  Et  d  per  ipenm  inrlpatronattis 
bninsniodi  derogari  contigerit,  iurlspatronatae 
baiasmodi  mentio  dispositive  ac  speciflye  et  de- 
tennlnate,  non  antem  coudltlonaliter  fiat,  si 
IHod  ad  aliquem  regem,  ducem,  marchionem  vel 
alliuD  priDcipem  pertineat.  Et  »i  de  hoc  in  lite- 
ris  proTisionis  vel  mandato  de  piovidendo  de 
dxcto  beneficio  similis  mentio  facta  non  fuerit, 
OOD  censeatur  quomodolibet  derogatum/' 

*  Vgl.  Glosse  8.  V.  apostolicis  zu  Clem.  2  de 
pfieb.  UI.  2. 

2  Gregor  IX.  hat  im  J.  1239  auf  den  Protest 
der  englischen  Magnaten  die  von  ihm  erfolgte 
Vergebung  einer  Laienpatronatkirche  in  der  Diö- 
cew  York  widerrufen  müssen  und  erklärt :  „cum 
intentioais  nostrae  non  fuerit  nee  existat,  ut 
beneficia  in  regno  Angliae  constituta  quae  ad 
praesentationem  pertinent  saecuiarium  patrono- 
niffl,  autoritate  nostra  cuiquam  conferantur.  .  . 
•  .  .  districtius  inhibendo,  ne  alicui  de  cetero 
U^^at  ecclesias  praedicti  legnl ,  in  quibus  sunt 
bdci  patroni,  praeter  eomm  assensum  apostolioae 
sedis  autoritate  conferre,"  Potthast  reg.  n, 
iö836,  Man8i23,  88. 

3  S.  S.  94.  n.  6. 

*  Riganti  ad  reg.  42.  canc.  n.  3. 

^  IMeaer  Fall  kann  nur  dann  eintreten,  wenn 
der  Patron  nicht  präsentirt  hat,  weil  für  die  Be- 
stätigung des  Tom  letzteren  vorgeschlagenen  Kan- 
äUaten  keine  gesetzliche  Frist  bestimmt  ist, 
ßigantil.  c.  n.  11—16. 

^  Jedoch  wurde  sowohl  ein  ausdrucklicher  wie 
stillschweigen  der  Konpens ,  selbst  wenn  die  Pro- 
visionsbolle die  Klausel :  „duramodo  accedat  oon- 


sensus  patronorum"  enthielt,  für  ausreichend, 
ebensowenig  eine  Wiederholung  desselben  nach 
Ausfertigung  der  päpstlichen  Verleihungsurkunde 
für  erforderlich  erachtet,  Riganti  1.  c.  n.  51. 
55  ft.  Die  bei  der  Kurie  entstandene  Kontro- 
verse, ob  der  B'all,  wo  der  Bischof  wegen  Nicht- 
einhaltung der  Präsentatiousfrlst  zu  besetzen 
habe ,  mit  Rucksicht  darauf ,  dass  der  Papst  mit 
den  niedrigeren  Kollatoren  stets  konkurzlren 
könne ,  nicht  unter  die  erste  Ausnahme  zu  sub- 
sumiren  sei ,  oder  ob  in  demselben  nach  der  für 
die  zweite  aufgestellten  Regel  auch  Zustimmung 
des  Patrons  erfordert  werden  müsse,  R  i  ga  n  t  i  1.  c. 
n.  19,  ist  von  Julius  DI.  (1550—1555)  durch 
ausdrückliche  Erweiterung  der  Regel  auf  den 
Fall  der  Verabsäumung  der  PräaentationsfrLst 
seitens  des  Patrones  im  Sinne  der  ersten  Alterna- 
tive entschieden  worden,  Riganti  1.  c.  n.  5. 18. 

Die  päpstliche  Derogation  galt  aber  in  diesem 
Falle  für  ausgeschlossen,  wenn  der  Stifter  eine 
auch  nur  vom  Bischof  bestätigte  dahingehende 
Bestimmung  getroffen,  1.  c.  n.  35;  eine  längere 
als  die  gesetzliche  Präsentationsfrist  bestimmt 
hatte,  1.  c.  n.  28  ff.,  40  (s.  aber  o.  S.  47)  oder 
endlich  wenn  derPatronat  einem  Fürsten  zustand, 
n.  42  (vgl.  0.  a.  a.  0.). 

7  Indessen  haben  die  Päpste  noch  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  bei  der  Vakanz  von  Laien- 
Patronatsbeneflcien  apud  sedem  apostolicam  (s.  u. 
J.  145)  öfters  Derogationen  ohne  das  Vorliegen 
solcher  Gründe  vorgenommen  und  das  Recht  der 
Patrone  nicht  geachtet,  Riganti  1.  c.  ad  reg.  1. 
canc.  8.  1.  n.  vS33  ff. 
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der  pftpsiLichen  Eingriffe  in  die  Benefizien -Verleihung  seitenfl  der  Reform-Koncilien 
des  15.  Jahrhunderts  ihre  praktische  Bedeutung  schon  theilweise  verloren  hatten,  setzt 
dagegen  das  Derogationsrecht  des  Papstes  in  Betreff  der  Benefizien  des  Laienpatronates 
voraus ,  indem  er  ftlr  derairtige  Verfttgnngen  als  Bedingung  ihrer  Gültigkeit  nur  ein 
formelles  Erfordernisse  die  ansdrflckliche  Aufhebung  der  patronatischen  Berechtigung, 
verlangte  Trotzdem  war  es  Grundsatz  der  Kurialpraxis ,  dass  das  päpstliche  Dero- 
gationsrecht^ nur  beim  Vorliegen  dringender,  materieller  Grflnde  ausgeübt  werden  sollte, 
und  als  solche  wurden  herkömmlicher  Weise  insbesondere  die  Erledigung  des  Benefi- 
ziums  bei  der  Kurie  durch  Tod  seines  Inhabers  ^,  die  Litigidsitftt  des  ersteren  zwischen 
verschiedenen  Präsentirten  oder  Patronatsprfttendenten  ^,  und  endlich  die  medietas 
vocum,  d.  h.  der  Fall,  wo  von  mehreren  Patronen  mit  Stimmengleichheit  präsentirt 
worden  ist^^,  betrachtet^.  Principiell  hat  die  Kurie  dieses  Hecht  für  die  Benefizien  in 
allen  katholischen  Ländern  in  Anspruch  genommen  ^ ,  in  Frankreich  ist  die  Geltend- 
machung desselben  aber  durch  eine  Gewohnheit,  welche  sich  wohl  an  die  die  päpst- 
lichen Reservationen  beschränkenden  Bestimmungen  des  Konkordats  von  1516  ange- 
lehnt hat^,  ausgeschlossen  worden. 

Im  Gegensatz  zum  Laienpatronate  galt  beim  geistlichen  ^  der  Papst  und  in  Ver- 
tretnng  desselben  auch  ein  päpstlicher  Legat  de  latere^^  befugt,  nach  seinem  freien 
Ermessen  Derogationen  in  beliebiger  Art  und  Weise ,  also  auch  stillschweigend  durch 
thatsächliche  Besetzung  des  Benefiziums,  vorzunehmen  ^  ^ 

Heute  ist  das  päpstliche  Derogationsrecht  in  Folge  der  erheblichen  Beschränkung 
der  päpstlichen  Reservationen  in  einzelnen,  der  völligen  Aufhebung  derselben  in  ande- 
ren Staaten ,  unpraktisch  geworden ,  auch  würde  die  Ausübung  desselben  in  den  Un- 
dem ,  in  welchen  wie  z.  B.  in  Prenssen  das  Patronatrecht  durch  die  weltliche  Gesetz- 


1  S.  94.  n.  6.  Wenn  der  Patronat  einem  Ffli- 
sten  zusteht,  musa  der  Eigenschaft  desselben 
speciell  erwähnt  werden,  so  dass  allgemeine, 
darauf  bezügliche  Klauseln,  wie  z.  B.  „non  ob- 
stante,  quod  iuspatronatus  slt  laicorum,  etiam 
nobüium  et  iUustrium''  oder  „personarum  cuius- 
cumque  conditionis^  nicht  genügen,  Rigantiad 
reg.  42.  n.  82. 

2  Vlvian.  P.  m.  1.  XrV.  c.  2.  n.  1;  Bl- 
gantil.  c.  n.  19. 

8  Vivian.  1.  c.  n.  8;  Blganti  1.  c.  n.  137, 
nicht  aber  auf  andere  Weise,  z.  B.  durch  Erlan- 
gung eines  zweiten  inkompatiblen  Beneflziums 
unter  päpstlicher  Autorität  oder  durch  Beförde- 
rung des  Inhabers  zu  einem  Bisthum,  ferner 
nicht  wenn  der  Patron  präsentirt  hat,  ehe  seitens 
des  Papstes  über  das  Beneflzium  disponirt  worden 
war,  ebensowenig ,  wenn  der  Patronat  einem  Ko- 
nig zustand,  Riganti  n.  139  ff. 

*  Vivian.  1.  c.  n.l4ff.;  Riganti  n.l69ff.; 
Leuren.  for.  benef.  P.  II.  qu.  114.  n.  2. 

6  Vivian.  1.  c.  n.  19;  Riganti  n.  158  ff. ; 
Leuren.  1.  c.  n.  3.  Hier  findet  kein  Eingriff 
in  die  Rechte  der  Patrone  statt,  denn  es  liegt  gar 
keine  gültige  Präsentation  vor,  s.  o.  S.  57;  es 
wird  nur  das  Besetzungsrecht  des  unteren  KoUa- 
tors  ausgeschlossen.  Vgl.  auch  Phillips  7,833. 
Dasselbe  gilt  in  Betreff  der  von  Riganti  1.  c.  n. 
279  ff.  aufgezählten  Fälle,  dass  der  Patron  simo- 
nistisch präsentirt,  sich  Eingriffe  in  das  Kirchen- 


vermögen erlaubt ,  einen  Geistlichen  an  der  Pa- 
tronatskirche  getodtet  oder  verstümmelt  hat,  oder 
in  Ketzerei  verfallen  ist.  In  allen  diesen  Fallen 
sind  päpstliche  Derogationen  vorgekommen,  ob- 
wohl sie  streng  genommen,  unnöthig  waren,  weil 
unter  den  gedachten  Voraussetzungen  der  Patro- 
nat entweder  suspendirt  wird  oder  verloren  geht, 
8.  0.  S.  90  ff. 

^  Andere  Fälle  von  Derogationen  zählt  Vi- 
vian. 1.  c.  n.  12.  22  ff.  auf.  Die  Darstellung 
bei  Riganti  l.  c.  n.  184  ff.  294  ff.  zeigt  aber, 
dass  man  den  Kreis  derselben  später,  etwa  seit 
dem  17.  Jahrhundert,  enger  gezogen  hat. 

'^  Nach  Riganti  1.  c.  n.  183  besonders  in 
Deutschland,  Italien,  Spanien,  Portugal  u.  Polen 
und  hier  auch  ausgeübt. 

s  Rebuffus,  präzis  beneflc.  P.  III.  signa- 
turae  s.  v.  nee  non  iurispatronatus  n.  12.  36, 
ed.  Colon.  1610.  p.  125.  127;  Riganti  1.  c.  n. 
222  ff. 

9  In  Bezug  auf  die  gemischten  Patronate  ist 
früher  dasDerogationsrecht  ebenfalls  ausgeübt  wor- 
den, später,  seit  dem  17.  Jahrhundert,  aber  nicht 
mehr,  Vivian.  1.  c.  n.  11;  Riganti  1.  c.  n. 
300  ff. 

10  Dieses  Recht  hat  schon  Innocenz  III.  dem 
letzteren  zuerkannt,  c.  28.  X.  h.  t.  m.  38,  vgl. 
auch  Th.  I.  S.  514.  515. 

"  Vivian.  1.  c.  c.  1.  n.  97;  c.  2.  n.  6.  7; 
Riganti  1  c.  n.  81. 
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gebnng  ohne  Anerkennung  der  erwähnten  Befugniss  geregelt  ist^  rechtlich  wirkungs- 
los sein. 

7.  Endlieh  kann  auch  als  Anfhebnngsgrund  des  Patronates  noch  die  Beseitigung 
desselben  durch  die  staatliche  Gesetzgebung  in  Frage  kommen^. 

Was  schliesslich  die  Einwirkung  der  erörterten  Erlöschungsgründe  auf  Korn- 
patronate  betrifft,  so  beseitigen  diejenigen,  welche  einen  substantiellen  Untergang 
des  Patronates  wider  Willen  des  Patrons  herbeifohren ,  auch  das  Eompatronatrecht  in 
YoUem  Umfange.  Dies  gilt  ansnahmlos  bei  der  Beseitigung  des  Rechtes  durch  Unter- 
gang .des  Objektes,  und  durch  einen  Akt  der  kirchlichen  oder  weltlichen  Gesetzgebung  \ 
femer  auch,  wenn  die  Subjekte  des  Eompatronates  sftmmtlich  fortfallen.  Geht  blos 
eines  derselben  nnter,  stirbt  z.  B.  allein  eine  der  gemeinschaftlich  berechtigten  Familien 
ans,  so  dauert  der  Patronat  fort.  Die  Begehung  strafbarer  Handlungen,  welche  den 
Verlust  des  Patronates  nach  sich  ziehen ,  hebt  dagegen  selbstverständlich  nur  die  Mit- 
berechtigung des  schuldigen  Eompatrons  auf.  Ebenso  kann  jeder  Eompatron  nur  diese 
letztere  einseitig  aufgeben ,  soll  der  Eompatronat  also  überhaupt  erlöschen ,  so  müssen 
alle  Eompatrone  auf  ihr  Recht  verzichten.  Die  usncapio  libertatis  zerstört  endlich  das 
Eompatronatrecht  allein  unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  gegen  sämmtliche  Eompatrone 
vollendet  ist.  Gegenüber  dem  einzelnen  kann  sie  nur  dann  von  Wirkung  sein,  wenn  ihm 
seine  Theilnahme  am  Eompatronate  bestritten  und  in  Folge  dessen  die  Ausübung  des 
Bechtes  durch  ihn  gehindert  wird.  Geschieht  letzteres  aber  deshalb,  weil  die  Existenz  des 
Patronates  überhaupt  in  Frage  gestellt  wird,  so  erhält  die  Ausübung  desselben  durch  einen 
Eompatron  stets  das  ganze  Recht  für  aUe,  weil  jeder  derselben  in  solidum  zur  Vertretung 
desselben  berechtigt  ist,  falls  seine  Mitgenossen  nicht  neben  ihm  konknrriren  wollen^. 

In  denjenigen  Fällen,  wo  einer  der  Eompatrone  ausscheidet)  und  nicht  ein  an- 
derer flir  denselben  in  Folge  stiftungsmässiger  Bestimmungen  eintritt^,  behalten  die 
flbrigen  allein  den  Eompatronat^.  Dies  folgt  ebenfalls  aus  der  nur  durch  die  Eonkur- 
lenzder  übrigen  beschränkten  Solidarberechtigung  der  Eompatrone. 

Durch  den  Wegfall  eines  der  Eompatrone  wird  mithin  kein  bestimmter  Antheil  an 
dem  Patronatrecht  frei ,  vielmehr  hört  blos  die  bisherige  Beschränkung  der  übrigen 
Eompatrone  durch  die  Mitberechtigung  ihres  Genossen  auf. 

Hieraus  ergiebt  sich,  dass  der  Bischof  oder  der  sonstige  kirchliche  Obere  nicht 
kraft  dieser  seiner  Stellung  neben  die  übrigen  Patrone  eintreten  kann  '^ ,  weiter ,  dass 


»  8.  0.  8.  7.  n.  2. 

^  S.  o.  S.  8.  Dass  die  KonsoUdatioD  kein 
Erl&aehvngsgrund  des  Patronates  ist,  ergeben  die 
Ansfahningen  o.  8.  35. 

^  Ueber  den  Umfang  der  Wirksamkeit  solcher 
veltUcbeD  Gesetze  s.  o.  S.  8. 

«  S.  0.  S.  16. 

6  Dies  kann  z.  B.  bei  einem  zwei  Familien  zu- 
rtehenden  Patronate  der  Fall  sein,  wenn  der 
KompatroD  aus  der  einen  berechtigten  Familie 
seine  Bereehtiguog  simonistisch  veiäussert  hat. 
Hierdurch  verliert  er  diese  letztere,  und  an  seine 
Stelle  tritt  das  n&chst  berufene  Familienglied  ein. 

*  Beim  Vorhandensein  von  blos  zwei  Kom- 
patronen  verwandelt  sich  demnach  der  Mitpatro« 
nat  in  ein  Alleinpatronat. 

7  Selbst  nicht,  wenn  einer  der  Kompatrone  auf 
■ein  Recht  verzichtet  und  dabei  ausdrücklich  be- 
stimmt, dass  sein  Antheil  freiwerdensolle.  Darin 

Hinsekioa,  Kirchenrocht.  in. 


liegt  eine  Anordnung ,  welche  dem  Wesen  seines 
Rechtes  widerspricht,  mithin  ungültig  ist,  denn  es 
wird  dadurch  die  in  der  Natur  des  als  untheilbar 
zu  behandelnden  Kompatronates  begründete  Er- 
weiterung des  Rechtes  der  anderen  Kompatrone  in 
Folge  des  Wegfalls  des  einen  Berechtigten  aufge- 
hoben, und  Bestimmung  darüber  zu  treffen,  steht 
dem  einzelnen  Kompatron  kraft  seiner  Berechti- 
gung am  Patronate  nicht  zu.  Selbstverständlich  ist 
es  dagegen  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Kompa- 
tron diese  letztere  durch  einen  gültigen  Rechtsakt 
auf  den  Bischof  übertragt,  dann  wird  der  letztere 
aber  Mitpatron  und  konkurrirt  als  solcher  neben 
den  anderen.  Ob  ein  zu  Gunsten  des  Bischofs 
auf  den  Kompatronat  abgegebener  Verzicht  in  der 
zuletzt  gedachten  Weise  auszulegen  ist,  bleibt 
Sache  der  Willensinterpretation  im  einzelnen 
Fall. 

Endlich  steht  nichts  entgegen ,  dass  im  Wege 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Rirehe  durch  dieselbe. 


[§.  141. 


was  die  Kompatnme  selbst  betrifflfc,  die  Zahl  der  Stimmen  sieh  nunmehr  vm  eine^ 
vermindert  2,  sofern  nicht  etwa  der  ausscheidende  Kompatron  zu  einer  blos  eine  einzig« 
Stimme  oder  eine  gewisse  Stimmzahl  führenden  Gruppe  gehört  hat  ^,  und  dass  endlich 
etwaige  stiffcungsmftssige  Prästationen  an  die  übrigbleibenden  Eompatrone  in  voller  Höhe 
weiter  gezahlt  werden  müssen  ^. 

Dieselben  Grundsätze  finden  Anwendung ,  wenn  ftlr  einen  der  Kompatrone  die 
Ausübung  seines  Rechtes  blos  suspendirt^  wird,  nur  mit  der  Abweichung,  dass  der  letz- 
tere in  einem  solchen  Fall  nicht  dauernd  ausscheidet ,  vielmehr  nach  Beseitigung  des 
Suspensionsgnmdes  wieder  in  den  Genuss  seines  Rechtes  eiütritt. 

§.  141.  ß.  Nofninatums-,  Präeentations-'  und  Vorschiagarechte  dritter  Personen. 

» 

Bei  der  Besetzung  der  in  den  §§.  134  und  135  erwähnten  kirchlichen  Aemter  ist 
eine  Betheiligung  dritter  Personen  auch  auf  Grund  eines  anderen  Rechtstitels ,  als  des 
Patronates,  ja  selbst  im  weiteren  Umfange  als  sie  das  im  letzteren  enthaltene  Präsenta- 
tionsrecht  gewährt,  möglich. 

I.  Das  Nominätionsrecht.  Das  katholische  Eircbenrecht  gewährt  einem 
Dritten  in  einer  Anzahl  von  FäUen  die  Befngniss,  ein  erledigtes  Amt  zu  fibertragen. 
Hier  verleiht  der  Ber^htigte  das  Amt  selbst.  Man  kann  daher  ein  solches  Emennnngs- 
redit  auch  als  freies  Yerleihungsreoht  bezeichnen.  Indessen  steht  dasselbe  in  seiner 
rechtlichen  Bedeutung  der  regelmässig  eintretenden  collaüo  libera,'dem  vdlen  Ver- 
leihungsrecht^,  des  Bischofs  nickt  gleich.  Der  Ernannte  erlangt  zwar  mit  der  Ver- 
leihung das  Amt  ^  nicht  aber  ohne  Weiteres  die  Befugniss  zur  Ausübung  desselben, 
vielmehr  bedarf  er  dazu  noch  einet  von  dem  kirchlichen  Oberen  nach  stat^habter 
Prüfung  des  Eandidatenund  desEitiennungsaktes  zu  ertheilenden  missio  canonica  oder 
Approbation^  bei  Seelsorge-Aemtern  der  s.  g.  approbatio  pro  eura  oder  institntio  ante- 
rizabilis  ^,  ohne  dass  dw  Erwerb  des  Amtes  in  solchen  FäUen  erst  von  der  Gewährung 


der  Stiftung  oder  derNachstiftung  die  Wlrkntigen, 
«laiche  in  Folge  der  SolidarberechtigiiDg  der  Kom- 
patrone eintreten,  auch  för  den  Fall  des  Aus- 
scheidens eines  Kompatrons  abgeändert  vrerden 
können,  dass  z.  B.  dem  Bischof  eine  Mitwirkung 
bei  der  FeststeUung  des  zu  präsentirenden  Kan- 
didaten gew&hrt  wird,  s.  Richter  Tridentinum 
S.  554.  n.  13. 

1  Oder  wenn  er  etwa  mehrere  Stimmen  zufolge 
der  Stiftung  zu  fUbren  hatte,  um  die  Zahl  der- 
selben. 

3  Auch  diese  Konsequenz  kann  aber  der  Stifter 
oder  Nacbstifter  beseitigen. 

>  Ueber  die  erstgedacbte  Komplikation  8.  o. 
S.83.  n.  10.  In  solchen  Fällen  behält  die  Gruppe 
ihre  fr&here  Anzahl  von  Stimmen  ohne  Rücksicht 
auf  die  Zahl  der  zu  ihr  gehörigen  Kompatrone. 
Deijenige,  welcher  fundatfonsmässig  mehrere 
Stimmen  besitzt,  braucht  sich  beim  Fortfall  eines 
der  anderen  Kompatrone  keine  Reducirnng  der^ 
selben  gefallen  zu  lassen,  wenn  auch  dadurch  das 
Stimtuyerbältniss  für  ihn  voitheilhafter  und  für  die 
übrigen  naohtheiliger  wird,  denn  die  Festsetzung 
einer  grösseren  Zahl  yon  Stimmen  für  einen  der 
Berechtigten  ist  eine  Begünstigung,  welche  nicht 


nothwendig  durch  ein  bestimmtes  Verhältniss  zu 
der  Zahl  der  sonstigen  Stimmen  bedingt  ist.  So 
hat  auch  die  Gongr.  conc.  1838  in  einem  Falle, 
wo  einer  Familie  stiftungsgemäss  zwei  Stimmen, 
und  4  Hospitälern  je  eine  Stimme  zugetheüt, 
von  den  letzteren  aber  zwei  durch  die  weltliche 
Regierung  später  aufgehoben  worden  iraren,  ent- 
schieden, dass  den  ersteren  ihre  bisherige  Stimm- 
berechtigung verbleibe,  und  Jedes  der  fortbe- 
stehenden Hospitäler  Je  eine  Stimme  zu  führen 
habe,  Richter's  Tridentinum  S.  454.  n.  13. 

*  Falls  nicht  etwa  yon  vornherein  für  jeden 
gesondert  ein  bestimmter  Betrag  festgesetzt  ist. 

^  Z.B.  durch  Exkommunikation. 

«  V.  Schulte  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  804.  305 
gebraucht  allerdings  den  Ausdruck:  freies  und 
volles  Yerleibungsrecht  identisch.  Dadurch  er- 
sohwert  man  sich  aber  die  Auseinanderfaaltnng 
der  hier  in  Rede  stehenden  Fälle  und  derjenigen, 
in  welchen  ein  anderer  als  derBlschof  unter  Aus- 
schluss desselben  das  Amt  in  dem  hier  gebranch- 
ten  Sinn  voll  verleiht. 

7  Vgl.  Th.  II.  650.  651 ;  V.  Schulte  a,  a,  O.; 
Hergenröther  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  39,  212. 
213. 
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CkmehmignDg  datirt ,  weil  durch  letztere  nur  die  Tauglichkeit  des  Beliehenen 
und  die  Gtlltigkeit  des  Emennangsaktes  festgestellt  werden  soll  ^ 

Derartige  Emeimiings-  oder  Nominationsrechte  kommen  in  der  Regel  nnr  für  kirch* 
liehe  Korporationen  (Kapitel,  KlOsterj  und  kirchliche  Amtsträger,  sowie  für  den  Staat 
und  den  Landesherm  vor.    Ein  solches  Recht  hat 

1 .  das  Institut  oder  der  Amtsträger ,  zu  dessen  Gunsten  eine  incorporatio  quoad 
temporalia  et  spiritualia  erfolgt  ist,  in  Bezug  auf  die  Besetzung  der  Stelle  des  Vikars^; 

2.  das  Dom- oder  Kollegiatkapitel,  welchem  die  cura  habitualis  zusteht ^  hin- 
sichtlich der  Bestellung  derjenigen  Geistlichen,  welche  die  cura  actnalis  auszuüben 
haben^; 

3.  der  Landesherr  in  Bekeff  der  Anstellung  der  Hofgeistlichkeit  an  seiner  Hof- 
kapelle ^; 

4.  der  Landesherr  oder  die  nach  dem  Verwaltungsrecht  des  betreffenden  Staates 
soatändige  Behörde  hinsichtlich  der  Anstellung  der  Militärgeistlichen  ^  und  der  Geist- 
liehen an  Staats- Anstalten 7,  wie  z.  B.  an  Gefängnissen,  Kranken-  und  Irrenhäusern. 

Während  das  Emennungsrecht  in  den  ersten  beiden  Fällen  darauf  beruht,  dass  es 
lieh  hier  nur  um  die  Bestellung  von  Stellvertretern  für  den  eigenilioh  Bereehtigten 
handelt,  stehen  in  den  beiden  letzten,  abgesehen  davon ,  dass  vielfach  die  Hofkapellen 
Eigenthnm  dea  Landesherm ,  die  Gamisonkirchen  und  Kirchen  in  öffentlichen  Anstal- 
ten Eigenthum  des  Staates  sind;  derartig  berechtigte  persönliche  oder  staatliche  Inter- 
essen in  Frage ,  dass  die  massgebenden  kirchlichen  Organe  die  gedachten  Befugnisse 
der  Landesherren  und  der  Staaten  entweder  ausdrücklich  anerkannt  oder  mindestens 
sieht  angefochten  haben. 

5.  Ausser  den  erwähnten  Fällen  ist  schon  in  früherer  Zeit,  etwa  seit  dem  15.  Jahr- 
hundert, den  Landesherren  durch  päpstliche  Indulte  ein  Mitwirkungsrecht  bei  der  Be- 
setzung gewisser  Aemter  eingeräumt  worden,  weil  entweder  die  Kurie  den  Ansprüchen 
derselben  naehgeben  musste ,  oder  durch  dergleichen  Bewilligungen  anderweite  Zuge- 


^  T.  Sehnlte  &.  a.  0.  Wird  lie  wegen  Un- 
twglkhkeit  ▼enreigert,  lo  zeigt  sich,  dass  der 
Emeimnngsskt  nichtig  war. 

«  Th.  S.  452. 

'  Darfiber,  dass  hier  keine  Inkorporation  Yor- 
Hflgt,  B.  Th.  n.  S.  454.  n.  1. 

«  Th.  n.  S.  304.  305.  Ueber  die  Frist  in  den 
Fallen  1  n.  2  s.  unten  S.  104.  n.  2. 

A.nch  das  früher  übliche  Ernennungsrecht  der 
HfilÜBgelstlichea  durch  die  Pfarrer,  s.  Th.  ü. 
S.  319.  320,  gebort  hierher. 

^  Müller  Lexikon  des  Kirchenrechts.  2.  Ansg. 
1,39811.2,  179;  PermanederK.  R.  $.247. 
Tgl.  sdion  eoae.  Olarom.  v.  1095.  c.  18,  Mansl 
20,  817:  „nt  nnllns  prlncepe  capeUannm  habeat 
nlsi  quam  slbi  eplscopns  sans  ant  archldlaconus 
pncoiatotem  aolmae  deleetam  constltuat".  Die 
Hofkapellen  mad  die  Hofgeistilehkelt  sind  zwar 
fielfadi  von  der  Gewalt  der  Ordinarien  eximirt, 
Messen  unterstehen  sie,  ancb  In  diesem  Falle, 
■enn  nicht  ein  welter  gebendes,  besonderes  Pri- 
vfleglnm  Torhanden  Ist,  den  letzteren  als  Dele- 
grten  des  apostoilscben  Stahles  nach  Massgabe 
des  e.  16  (lim.  III.)  X.  de  prlvil.  Y.  33,  s.  Trld. 


Sess.  XXIV.  c.  11  de  ref.;  Fagnan.  ad  c.  16 
eit.  n.  7ff.;  Ferraris  s.  v.  capella  n.  37 ff. 

0  So  in  Oesterreich  s.  Th.  U.  S.  340;  ferner 
Jetzt  auch  in  Prenssen  hinsichtlicb  der  stellver- 
tretenden Miliargelstllchen,  a.  a.  0.  S.  342. 

7  Prenss.  Oes.  v.  U.Bfai  1873.  $.  29;  wür- 
temb.  Ges.  v.  30.  Jan.  1862  Art.  2;  bad.  Ges. 
V.  9.  Okt.  1860.  $.8,  dazn  6 p  ob n  bad.  Staats- 
kirchenrecbt  S.  17;  hess.  Ges.  ▼.  23.  April 
1875,  betr.  d.  Yorbildg.  d.  Geistl.  Art.  6.  Ueber 
Baiern  s.  Silbernagl  Verfassg.  simmtl.  Re- 
llgionsgesellscbaften  S.  418;  Stlngl,  Verwaltg. 
d.  katb.  Pfarramtes  S.  279.  280.  Ueber  Sacb- 
senGes.  v.  23.  Aug.  1876 $.  18.  und  Sehr eyer 
God.  d.  Sachs.  Kirchenrechts  S.  505.  n.  **.  Die 
Anstellang  erfolgt  gewöhnlich  durch  die  Central- 
behorde,  unter  welcher  die  Anstalten  stehen, 
entweder  allein  oder  in  Konkurrenz  mit  dem 
Kultusministerium.  Ygl.  noch  Thudichum 
deutsch.  K.  B.  2,  170.  Uebrigens  bestehen  an 
den  öffentlichen  Anstalten  nicht  Immer  beson- 
dere Aemter,  vielmehr  kommt  es  auch  vor,  dass 
Geistliche  blos  mit  der  Yollziehung  bestimmter 
gottesdienstlicher  Funktionen  betraut  werden, 
z.  B.  in  Würtemberg,  s.  Hauber  i.  Dove 
Ztschr.  f.  K.  B.  2,  378. 

7* 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  |§.  141. 


Ständnisse  nnd  Yortheile  zu  erlangen  suchte  K  Was  den  rechtlichen  Charakter  dieser 
Befugnisse  betrifft,  so  bleibt  es  freilich  fttr  manche  Fälle  bei  den  dflrfkigen  Nachrichten 
und  bei  der  kurzen  Fassung  der  Urkunden  zweifelhaft,  ob  ein  Nominationsrecht  in  der 
hier  gebrauchten  Bedeutung  des  Wortes^  oder  blos  ein  Präsentationsrecht,  d.  h.  das 
Recht,  dem  kirchlichen  Oberen  mit  bindender  Wirkung  eine  Person  für  dieUebertragnng 
des  Amtes  zu  bezeichnen^,  in  Frage  gestanden  hat.    Im  16.  Jahrhundert  haben  sogar 


f  Daraus  erklärt  es  sich  auch ,  dass  derartige 
Indulte  nur  yorGbergehend  für  einzelne  Fälle  er- 
theilt  worden  sind,  so  hat  z.  B.  Eugen  lY.  Fried- 
rich III.  1446  gesUttet,  100  Beneflzien  In  seinen 
Erblanden  zu  verleihen ,  Ghmel  regesta  Pride- 
rici  m.  (IV.)  n.  2018,  wo  der  Inhalt  des  Privi- 
legs aber  seinem  Wortlaut  nach  nicht  mitgetheilt 
ist.  Eine  gleiche  Ermächtigung  hat  Herzog  Albert 
von  Ocsterreich  fOr  20  Beneflzien  von  Nikolaus  T. 
1.  J.  1450  erhalten.  O erber t  historia  silvae  ni- 
grae.    S.  Blas.  1783.  3,  361. 

2  dipl.  des  KurfQrsten  Ernst  v.  Sachsen  v. 
1476,  Schöttgenu.  Kr eysig  Nachlese  d. Hi- 
storie V.  Obersaohsen.  Dresden  u.  Leipzig  1730 ff. 
8,  690:  „Nachdem  ...  der  Babst  (Sixtus  IV.) 
Uns  und . . .  unseren  lieben  Brüdern . . .  und  unser 
beiderseits  Erben  ...  die  sunderliche  Qnade  ge- 
than,  dass  wir  alle  Dignitaten  und  Prälaturen  der 
Kirche  zu  Meissen,  es  sey  Dhum-Probstei,  Te- 
chaney,  Scholasterei  und  ander  Archidiakonat 
doselbst,  so  sich  die  hinffir  vorerledigen,  zum 
ewigen  Gezeiten  von  der  Hand  verleihen  mögen". 

s  Nur  dieses  ist  gemeint  in  der  Bulle  Eugens  IV. 
V.  1444,  Teschenmacher  annal.  Gliviae.  ed. 
Franoof.  et  Lips.  1721.  cod.  prob.  p.  82 :  „ . . .  con- 
cedentes  ut  omnia  et  singula  dignitates,  persona- 
tus,  administrationes  et  offlda ,  monasterla,  prlo- 
ratus  caeteraque  beneflcia  ecclesiastica  qaaecun- 
que  in  dictis  dominus  ....  vacantia  et  in  posterum 
.  .  .  quomodolibet  vacatura  quaecnnque,  quod- 
cuiique  et  qualiacunque  et  cuiuscunque  valorls 
fuerint,  quae  in  tumo  sive  mense  ordinariorum 
vacare  contigerit .  .  .  dummodo  non  slnt  aposto- 
licae  sedi  reservata,  personis  idoneis  per  ipsos 
ducem  et  primogenitum  tibi  nominandis  auctori- 
tate  praefata  apostolica  con/erre  et  de  illis  provi- 
dere  ac  personas,  quibus  huiusmodi  beneflcia 
oontnleris,  in  oorporalem  possessionem  ipsorum 
benefldorum  inducere  .  .  .  valeas**  (vergl.  dazu 
Knapp  [praes.  D  e  w  i  s]  diss.  de  iurepatronatns  in 
ducatibus  Jnliae  et  Montium.  Dussädorp.  1779. 
p. 21.  n.d;  Laspuyres  Gesch.  d.  kathol. Kirche 
Preussens  S.  184.  n.  4;  C.  Varren trapp  Her- 
mann V.  Wied.  Leipz.  1878.  S.  27) ;  in  der  von 
LeoX.  1514  bestätigten  Bulle  Alexanders  VI.  v. 
1498  fQr  den  Herzog  von  Pommern  in  Betreff 
der  Propsteieu  an  verschiedenen  Kollegiatkirchen, 
Wachsen  bist.  dipl.  Gesch.  der  Altstadt  Golberg. 
Halle  1767.  p.  103  ff. ;  in  dem  französischen 
Konkordat  v.  1516,  N  u  s  s  1  conventiones  inter  s. 
sedem  et  dvilem  potestatem  p.  23 :  „Monaste- 
riis  vero  et  prioratibus  conventualibus  et  vere 
etectivis .  .  .  vacantibus  .  .  .  idem  rex  illorum 
occurente  huiusmodi  vacatioue ,  religiosum  eius- 
dem  ordinis  in  aetate  XXIII  annorum  ad  minus 
constitutum  infra  simile  tempus  VI  mensium  a 
die  vacationis  .  .  .  compntandorum,  nobis  et  suc- 
f^essoribus  nostris  aut  sedi  huiusmodi  nominare 


et  de  persona  per  regem  huiusmodi  monasterio 
vacanti  nominata  per  nos  et  successores  nostros 
seu  sedem  huiusmodi  provideri,  prioratos  vero 
personae  ad  iilum  per  enndem  regem  nomi- 
natae  conferri  debeat.  81  vero  idem  rex  pres- 
byternm  saecularem  vel  religiosum  .  .  .  inhabi- 
lem  nobis  .  .  .  seu  sedi  huiusmodi  nominaret^ 
talis  nominatus  recusari  .  . .  debeat,  sed  rex  ipse 
infra  trimestre  a  die  recusationis  .  .  .  computan- 
dum  alium  .  .  .  qnaliflcatum  .  .  .  nominare  et  de 
persona  ad  monasterinm  nominata  Uli  provideri, 
ad  prioratum  vero  nominato  prioratus  ipse  per 
nos  .  .  .  seu  sedem  praedictam  conferri  debeat. 
Alioquin  dictis  IX  mensibus  eflluxis ,  nulla  seu 
de  persona  minus  idonea  .  .  .  facta  nominatione 
semper  .  .  .  per  nos  .  .  .  seu  sedem  praediotam 
monasteriis  provideri,  personatus  vero  personis 
.  .  .  qualiflcatis  dumtaxat  conferri  libere  pos- 
sint".  Dasselbe  gilt  auch  für  soIcheFäUe,  wo  das 
Präsentationsrecht  zugleich  als  Patronat  bezeich- 
net wird,  s.  das  Indult  Clements  VII.  Th.  II. 
S.  611.  n.  2,  und  femer  die  Indulte  Alexan- 
ders VIII.  V.  1690  zu  Gunsten  der  Konige  von 
Portugal  in  Betreff  der  Dignitaten,  Kanonikate 
und  anderen  Beneflzien  an  den  Kathedralen  zu 
Nanking  und  Peking,  bull.  Taurin.  20,  56.  60. 

Hierher  gehören  weiter  die  Indulte,  weiche  die 
Päpste  den  Herrschern  von  Sizilien  und  Spanien 
auch  für  andere  als  Bischofsämter ,  für  Kloster- 
und  Stiftsprälaturen  und  Kanonikate,  nachdem 
sie  auf  diese  wegen  angeblicher  Stiftungen,  ebenso 
wie  auf  die  Bisthümer,  ein  Patronatreeht  geltend 
gemacht  hatten,  ertheilen  mussten,  s.  Th.  II. 
S.  598.  n.  2  u.  S.  599  Anm.,  Sentis  die  Mo- 
narchia  Sicula  S.  101  ff.;  Hergenröther  i. 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  10, 16 ff.  Die  Streitigkeiten, 
welche  in  Spanien  über  den  Umfang  dieses  s.  g. 
Patronates,  namentlich  darüber,  auf  welche  Arten 
von  Beneflzien  dasselbe  und  darüber ,  ob  es  aucJi 
gegenüber  einer  Reservation  in  päpstlichen  Mo- 
naten Anwendung  finde,  zwischen  den  Heir- 
schem  und  den  Päpsten  entstanden  sind ,  Her- 
genröther a.  a.  0.  S.  198  u.  11,  252.  256, 
haben  erst  in  dem  Konkordate  v.  1753  Art.  21  da- 
durch ihre  Beilegung  gefunden ,  dass  dem  papst- 
liehen  Stuhle  52  Beneflzien  zur  Besetzung  vorbe- 
halten wurden  und  im  Uebrigen  der  Papst  (Art. 
5)  den  beanspruchten  Universalpatronat  oder  das 
Präsentationsrecht  des  Königs  anerkannte,  N  n  s  a  i 
1.  0.  p.  125 :  „la  Santitä  sua  accorda  a  S.  M.  U  Re 
e  ai  Re  snoi  successori  perpetnamente  üdiritto  uni- 
versale di  nominare  et  presentare  indistintamente 
in  tutte  le  chiese  metropolitane ,  cattedrali ,  eol- 
legiate  et  diocesi  de'  regni  della  Spagna  .  .  .  alle 
dignitä  maggiori  post  pontiflcalem,  ed  altre  in 
cattedrali  e  dignitä  principali  ed  altere  in  coUe- 
giate,  canonicati,  porzioni,  probende,  abbazle, 
priorati,  commende,  parrocohie,  personati,  patri- 
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in  Dentschland  eiiuselne  Fürsten ,  beeinflnsst  von  den  protestantischen  Anschannngen 
Aber  die  landesherrliche  Gewalt  in  Kirchensachen  und  geleitet  von  8^  'Bestreben, 
inserhalb  der  katholischen  Kirche  ihres  Landes  zu  reformiren,  sich  deraitige*  Rechte 
MS  eigener  Machtvollkommenheit  beigelegt  S  wfthrend  die  Pftpste^  es  nicht"  wagten, 
hiergegen'  Einsprache  sn  erheben,  weil  sie  sich  bei  der  Bekftmpfong  de»* Pro- 
testantismns  nicht  des  Beistandes  der  katholischen  Landesherren  berauben  konntfuiv 
Audi  diese  Rechte  sind  bald  als  Patronate,  bald  als  Yerleihungsrechte  bezeichnet  wor- 
den 4,  indessen  lag  es  in  der  Natur  der  damaligen  Verhältnisse,  dass  sie  seitens  der 
Landesherren,  wenn  irgend  angänglich,  als  Kollationsrechte  behandelt  ¥nirden^ 

Das  geltende  Recht  der  katholischen  Kirche  kennt  ebenfalls  eine  Nomination  der 
Regenten.  Sie  besteht  ftlr  die  Regel  in  Betreff  der  Kapitelsstellen  und  beruht  auf  den 
neueren  Vereinbarungen  und  Konkordaten  der  einzelnen  Staaten  mit  der  Kurie.  Die 
Bewilligung  derselben  ist  meistentheils  als  Koncession  fttr  die  staatlich  zu  Gunsten  der 
Kirche  flbomommenen  Leistungen  erfolgt^,  daneben  hat  aber  auch  der  Umstand  be- 
stimmend gewirkt,  dass  in  einzelnen  Ländern  solche  Befugnisse  schon  früher  in  Gel- 
tong  gewesen  sind^.  Derartige  Nominationsrechte  kommen  heute  in  Preussen, 
Baiern,  Oesterreich^  Spanien^  in  den  Republiken  Mittel-  und  Südame- 


idqdUU,  offleii,  benefizi  eoclesiastici  aecolari  e 
regoUri,  oen  cura  6  senza  cara,  di  qaalunque 
BttiiTa  siano,  eteatenti  al  piesente  e  che  In  awe- 
nire  si  foDdassero  senza  i  fondatori  riservassero  a 
•e  e  a  suoi  lUMessori  fl  ins  dl  presentare  .... 
et  per  mag^piore  abbondanza  al  Ins  che  avea  la 
S.  Sede  per  razioiie  delle  riserve  di  ooofeiire  .  .  . 
U  benefizi  .  .  .  surroga  la  M.  8.  del  Re  catiolico 
e  re  moi  BuoceBsori  dando  loro  il  las  universale 
di  presentare  alU  soddetti  benefizi  ,  .  .,  non  do- 
veodosi  in  avvenire  conoedere  a  Tenin  nunzio 
apostirfico  nella  Spagna  Tindnlto  di  eonferlre  1 
benefizi  nel  mest  apostolici  senza  Tespreeaa  per- 
miiskme  di  8.  Maieata  e  de*  snoi  Bucoeeeori^. 
(Art.  6):  „.  . . .  8i  Gonviene,  che  totti  U  preeeii- 
tandi  e  Domioandi  da  8.  M.  cattolica  e  dai  snoi 
faeeeeaorl  aUi  soppradetti  benefizi  .  .  .  debbano 
iBdiatamenie  ricevere  le  istitnzioni  e  coUaztoni 
canoBlehe  da'  loro  riapottiTi  ordinär!''. 

1  So  hat  der  Herzog  Johann  IV  y.  Cleve  anf 
Bitten  seiner  Stinde  das  Recht  der  Besetzung  der 
den  Fisptte  auf  Grund  der  alternativa  mensium 
rcewiirten  Dlgnitäten,  Beneflzien  und  Offizien, 
um  diesdbe  mit  geeigneten  Persönlichkeiten  zu 
veBMben,  seit  dem  J.  1525  in  die  Hand  genom- 
■ea,  und  dieses  Recht  ist  auch  Ton  seinen  Nach- 
feigem geAbt  worden.  Knapp  1.  c.  p.  6ff. 

*  Im  J.  1550  hat  zwar  der  Herzog  von  Cleve 
ein  Indult  für  das  angemasste  Besetzungsrecht  in 
Rom  naehgasnebt,  ein  solches  ist  zwar  abgescbla^ 
gen,  andererseits  aber  die  Ausfibung  desselben 
geduldet  worden,  Knapp  1.  o.  p.  13. 

Auch  die  bairischen  KurfQrsten  haben  im  16. 
Jsfarhundert  die  Ptopsteien  der  Ghorstlfte  und  die 
Dekanate,  nicht  minder  die  in  den  p&pstUchen 
Monaten  reaervirten  Beneflzien  verliehen.  Dieses 
Recht  wurde  theils  anf  eine  uralte  Gewohnheit, 
^ils  anf  ein  p&pstUches  Indult  von  1563  ge- 
■tfitzt,  V.  Kreittmayr,  Anmerkungen  üb.  d. 
eodie.  MaximU.  zu  Th.  V.  c.  19.  %.  18.  n.  8  u.  9; 
▼.  Sartori,  geistl.  u.  weltl.  Staatsrecht d.  deut- 
M^en  Erz.-Stifter.   II.  2.  Abschn.  2.  S.  317; 


V.  Freyberg  pragmat.  Qesch.  d.  bair.  Gesetz- 
gebung 3,  33;  Friedberg,  Grenzen  zw.  Staat 
und  Kirche  S.  203  (c.  4.  art.  5),  und  ist  auch 
ausdrücklich  in  dem  Konkordate  v.  1583  mit  den 
Bischofen  v.  Salzburg,  Passau,  Freising,  Regens- 
bnrg  und  Chiemsee  (bei  v.  Frey  borg  a.  a.  0. 
8.  381)  anerkannt. 

S  Es  handelte  sich  also  hier  um  Befugnisse,  wel- 
che kraft  der  landesherrlichen  Gewalt  beansprucht 
worden  sind  und  zum  TheU  kein  anderes  kirch- 
liches Fundament  als  die  Tolerirung  seitens  der 
Päpste  aufweisen  konnten. 

*  In  der  angeführten  Dissertation  von  Knapp 
1.  c.  wird  beides  als  identisch  bebandelt. 

5  So  in  den  Kleve 'sehen  Landen,  s.  z.  B.  das 
Kollationspatent  der  Kleve-Märkischen  Regie- 
rung v.  1670,  Mooren,  d.  Dortmunder  Archi- 
diakonat  S.  184  (^dass  wir  solchen  Pastorat  J. 
G.  B.  hinwiederum  konferiret  haben'*),  und  das 
von  dieser  und  der  Düsseldorfer  Regierung  ge- 
brauchte Formular  für  die  Verleihung  von  Kano- 
nikaten  bei  Knapp  1.  c.  p.20.  n.e.  Dabei  blieb 
es  dem  Erwerber  selbst  überlassen,  sieh  seiner- 
seits mit  der  kirchlichen  Behörde  wegen  der  Er- 
langDUg  der  Mission  oder  Approbation  in  Verbin- 
dung zu  setzen,  Mooren  a.  a.  0.  S.  184. 

«  Vgl.  die  Anmkgn.  8  AT. 

7  So  z.  B.  in  Baiern,  s.  Anm.  2  n.  Th.  n. 
S.  697,  und  in  Spanien,  s.  S.  100.  n.  3,  wo 
der  frühere  s.  g.  Universalpatronat  durch  das 
Konkordat  v.  1851  art.  18.  23.  26,  Nussi  1.  c. 
p.  287.  289.  290  beseitigt  worden  ist.  Vgl. 
Anm.  9. 

8  Vgl.  Th.  U.  S.  695  flr. 

0  Konkordat  v.  1851  art.  18:  „Ad  dignitatem 
decani  in  cnnctis  ecclesiis  et  quovis  tempore  et 
modo  vacet,  regia  maiestas  perpetuo  nominabit. 
Ganonicatnum  de  officio  (s.  Th.  H.  S.  123.  n.  8) 
provisio  ad  praelatos  et  capitula  .  .  .  pertinebit. 
Caeteris  dignitatibus  ac  canonicatibus  maiestas 
sua  et  archiepiseopi  atque  episoopi  stricte  alter- 
nando  providebunt    Benefidati  seu  eappellani 
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I.  Dt«  ^leAirchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  141. 


•_  • 


•  •• 

•  • 


•  •    •* 
rikasS  in  ejifzc^n  schweizeriBchen  Kapiteln^  vor.    Im  AUgemeiaeii  wird  die 

NominatiouL  ältisr  ebenso  wie  bei  den  Bi&thflmem  ^  rechtli<^  als  PrfiaentatioDflrecht  be- 

handelt*^^'|S&  ist  selbstverständlich,  dass  nur  ein  flüiiger  Kandidat  nominirt  weiden 

darf.    Ehre  Frist  für  die  Nomination  ist  meistens  nicht  festgesetzt  <^.    Da  die  letztere 

k^in  *anf  dem  Boden  des  gemeinen  Kirchenrechts  erwachsenes  Bechtsinstitat  ist »  so 

.  *I}ii^n  sich  die  sonst  für  die  Benefizien-Besetzung  geltenden  gemeinrechtlichen  Fmteii 

"  «/«oiicht  zur  Anwendung  bringen  ^. 

Die  Ersitzung  des  Nominationsrechtes ,  sei  es  in  der  einen  oder  anderen  der  hier 
in  Frage  stehenden  Bedeutungen,  ist  ausgeschlossen  7. 


adsistentes  vicisaim  per  ipsam  mai^statem  snam 
et  piaelatos  ac  capitula  nominabuntur.  Praeben- 
darnm ,  canonioatuum  et  beneflcioram  eomndem 
nominatiOj  quoties  ob  possessoria  dimissioBom  vel 
ad  altemm  beneflcium  promotionem  vacent,  iis 
exceptis,  quae  summo  pontiflci  reaervata  sunt, 
ad  legi&m  maleatatem  semper  et  qDandocmnqae 
spectabit.  Idem  proisns  servabitar,  quoad  ea  qnae 
vacent  sede  vacante  aut  Tacua  supeisint  tempore 
mortis,  tianslationis  vel  resignationis  praelati 
cuius  erat  ins  conferendl.  Regiae  maiestati  simi- 
liter  competet  prima  nominatio  ad  dignitates,  ca- 
Donicatus  ac  beneflcla  in  cathedralibus  noviter 
erigendifl  nee  non  ad  lila  quae  In  nova  Tallisoliti 
metropolftana  augebuntur  praeter  tarnen  summo 
pontiflci  regervata  et  canonicatus  de  officio  .... 
Singuli  porro  ad  praedicta  beneflcla  nomlnati 
institutionem  et  collationem  canoni- 
cam  a  propriis  oidinariis  semper  et 
omnino  conseqni  teneantnr^.  art.  23: 
„Qnae  in  superioribns  articnlis  circa  praebendamm 
ac  beneflcioram  et  cappellaniarum  provisionem  . . 
in  ecclesiis  cathedralibaa  atatota  sunt,  etiam  in 
collegiatis  pleno  atque  in  omnibus  vigebunt  ac 
observabnntur." 

1  Konkordat  mit  Oostarika  v.  1852  art.  8, 
Gnatimala  v.  1852.  art.  8,  Nicaragua  y.  1861. 
art.  8,  S.  Salvador  v.  1862.  art.  8,  Nussi  1.  c. 
p.  299.  306.  363.  369  (in  aUen  für  den  Präsiden- 
ten der  Republik  ein  indultum  nominandi  ad  ca- 
pituli  praebendas  sive  sint  dignitates  sive  canoni- 
catus sive  Infeiiora  beneflda  usque  ad  VI  dum- 
taxat),  Yenezuela  v.  1862.  art.  10,  Nussi  p.  358 
(^Praesesreipublicae  ad  omnescathedraliumeocle- 
siarum  dignitates  et  canonicatus  exceptis  iis,  qui 
de  officio  appeUantnr,  nominabit.  Ad  reliquas 
praebendas  idem  praeses  ecclesiastlooB  viros  dioe- 
cesanis  antistibus  praesentabit,  qui  canonioam  ip- 
sis,  dummodo  digni  reperti  fuerint,  dabant  insti- 
tntionem'Q,  vgl.  auch  das  Konkordat  mit  Ecuador 
V.  1862.  art.  13,  Nussi  p.  353,  welches  Creiiich 
i.  J.  1878  von  dem  Präsidenten  der  Republik  für 
aufgehoben  erklärt  ist,  Arch.  f.  k.  K.  R.  40,  321. 

2  In  Basel  und  in  S.  Gallen,  Gareisu.  Zorn, 
Staat  u.  Kirche  i.  d.  Schweiz  2,  87  u.  199. 

«  Th.  n.  S.  692.  693. 

*  Dies  zeigt  die  Bestimmung  im  Art.  18  a.  Sohl, 
des  spanischen  Konkordats  (S.  101.  n.  9).  Ebenso 
verlangt  der  Vertrag  wegen  S.  Gallen  v.  1845 
Art.  12,  Nussi  1.  c.  p.  270,  die  institutlo  cano- 
nica  für  die  staatlich  ernannten  Beneflziaten.  Dass 
dies  von  jeheor  die  Auffassung  der  Kurie  gewesen 
ist,  zeigen  das  französische  Konkordat  v.  1516 
(S.  100.  n.  3),  sowie  die  Konkordate  für  Portugal 


V.  1778  Art.  2,  3  und  für  Mailand  und  Mantua 
T.  1784,  Nussi  p.  137.  139,  nach  welchen  die 
nominirten  Kandidaten  vor  der  Besitzeinwviraog 
in  ihreBeuefizien  die  päpstliche  Institutionsbulle, 
bez.  die  bischöfliche  Institution  zu  erwirken  haben. 
Daher  können  diejenigen  Konkordate,  wekhe  wi« 
die  Anm.  1  angeführten  schlechthin  der  Nomina- 
tion gedenken,  nur  gleichfalls  in  diesem  Sinne 
ausgelegt  werden.  Ebenso  wenig  wird  auf  den 
Gebrauch  der  Ausdrücke :  nominare  und  praesen- 
tare  in  dem  Konkordat  mit  Venezuela  (s.  a.  a.  O.} 
Gewicht  zu  legen  sein.  Der  Gegensatz  liegt  in 
dieser  Stelle  nicht  in  der  Art  des  Vorschlagarech- 
tes,  sondern  in  der  Art  der  Beneflzien.  Vgl.  auch 
Hergenröther  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  39,  205 
und  Th.  II.  S.  699. 

&  Wohl  deshalb,  weil  beim  Fürsten  oder  bei  der 
Regierung  ein  gerechtfertigter  Grand  zur  Zoge- 
rung  vorausgesetzt  wird,  Th.  II.  S.  693.  n.  5. 

6  Es  wird  vielmehr  in  solchen  Fällen  mit  der 
betreffenden  Regierung  in  Verhandlang  getretea 
werden  müssen,  um  sie  zur  Nominatiau  zn  ver- 
anlassen. 

7  Nur  der  Nachweis  der  anvordonklichen  Ver- 
jährung erscheint  geeignet,  den  Beweis  eines  be- 
sonderen Titels  zu  ersetzen.  Es  kann  keioem 
Bedenken  unterliegen,  die  Vorschrift  des  Tnd. 
Sess.  XXV.  c.  9  de  ref.  über  das  Patronatreekt 
wegen  der  Gleidiheit  dee  Grundes  auch  auf  di« 
Nominationsrecht  anzuwenden,  und  zwar  umso 
weniger,  als  dasselbe  Naminatioas-  nnd  Piciaea- 
tationsprivüegien  in  Bezug  auf  den  Widerruf  den 
Patronatrechten  gleichatellt,  vgl.  o.  S.  31,  also 
die  Begründung  solcher  für  die  Zukunft  «nf  an- 
derem Wege,  als  dem  eines  au8drü<^okeB  papei- 
liehen  Privilegs  hat  abschneiden  wollen. 

Andere  Nominatlons-  oder  Praae«- 
tatlonsreohte  als  die  im  Text  genanaleai  ilxid 
nur  Singularitäten.  Hierher  gehören  die  WaU- 
rechte  in  Betreff  der  SteUen  vonPforr-  oderHtUfs- 
geistlichen,  welche  einaelnen  Gemeinden  an- 
stehen, ohne  dass  diese  auf  einenPationat  zorfink- 
f Uhren,  vgl.  Th.  U.  S.  320.  n.  2  n.  S.  638. 

Bei  der  Ernennung  der  Oelstliebea  fSr 
s.  g.  capeUae  kUealea,  Th.  II.  S.  393.  394,  iind 
der  von  Hausgeistlichen  oder  HauAapliaea  htm- 
delt  es  sich  nur  um  die  Uebertragnng  gMriBwr 
geistlicher  Funktionen  an  dieselben^  nicht  ans  die 
Verleihung  eines  Amtes.  Hat  der  beireffeitde 
Geistliche  die  erforderliche  Approbation,  so  be- 
darf es  nur  einer  Eriaubniss  des  kir«hlichen  Obe- 
ren zur  Uebernahme  der  Stellung,  um  za  koaata- 
tiren,  dass  diese  mit  seinen  sonstigen  Verpfllcb- 
tungcn  nicht  unvereinbar  ist,  vgl.  in  Betreff  der 
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Das  NominatioiiBrecht  kann  übrigeng  auch  gewissen  Beschrttnkiingen  nnteriiegen, 
z.  B.  der,  dass  der  Berechtigte  aus  einer  bestimmten ,  ihm  vom  Kirohenoberen  vorsu- 
fldilageiiden  Zahl  von  Kandidaten  nominiren  mmss  ^  oder  dass  der  erstere  dem  letzteren 
mehiere  Personen  (auch  mehrere  Male  hinter  einander)  n  benennen  verpflichtet  ist'. 
Im  ersteren  Fall  erhalt  der  bezeichnete  Kandidat  mit  der  Designation  an  den  kirch- 
Uehen  Oberen  ein  Recht  auf  Verleihung  des  Amtes ,  während  ein  solches  im  letzteren, 
selbst  wenn  nur  ein  einzelner  vorgeschlagen  sein  sollte,  nicht  begrflndet  wird  3. 

n.  Abgesehen  von  der  Nomination  kann  die  Betheiligung  dritter  Personen  bei 
der  Besetzung  eines  kirchlidien  Amtes  anch  in  einem  nicht  bindenden  Vor- 
seklage  einer  oder  mehreren  Personen  an  den  kirchlichen  Oberen  bestehen.  Ein 
floiches  Becht  kommt  nam^itlich  in  Betreff  derjenigen  Aemter  vmr,  welche  keine  Be- 
■efizien  sind ,  so  z.  B.  der  Landdechantenstellen  ^.  Dasselbe  hat  nnr  die  Bedeutong, 
den  kollationsberechtigten  Oberen  auf  geeignete  Persönlichkeiten  anfinerksam  zu 
maohen ,  bindet  denselben  aber  niemals  in  seiner  Auswahl  an  die  bezeichneten  Kan- 
didaten. 

§.  142.   dd.  Die  Verleihunffsfrist. 

Erst  das  3.  Lateranensische  Koncil  von  1179  hat  fdr  die  Kirchenftmter ,  welche 
nicht  zu  den  höheren  gehören  ^  eine  bestimmte  Verleihnngsfrist  eingeführt.  Nach  seiner 
Anordnung  sollen  die  der  freien  Verleihung  des  Bischofs  oder  eines  anderen  ordent- 
lichen KoUators  oder  des  Domkapitels  unterstehenden  Benefizien  und  Offizien  inner- 
halb einer  sechsmonatlichen  Frist  wieder  besetzt  werden,  eine  Vorschrift,  welche  auch 
aof  die  der  gemeinschaftlichen  Verleihung  des  Bischofs  und  des  Kapitels  unterliegenden 
derartigen  Aemter  ausgedehnt^,  in  Betreff  der  durch  Wahl  zu  besetzenden  Prälaturen 
mit  inrisdictio  episcopalis  oder  quasi-episcopalis  aber  ausdrücklich  ausgeschlossen  wor- 
den ist''. 

Die  Aemter ,  auf  deren  Besetzung  die  Begel  Anwendung  findet,  brauchen  nicht 
Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  zu  sein,  es  fallen  vielmehr  auch  solche ,  welche  keine 
Beaefizial-  Qualitftt  haben ,  unter  dieselbe  ^.  Jedooh  werden  diejenigen  auszunehmen 
sem,  denen  es  an  der  objektiven  Perpetuitftt  fehlt  oder  deren  Charakter  nicht  mln- 


HAoigeUtlichen  conc.  Mogant.  v.  1310,  Bfagde- 
bus  Y.  1403,  Patav.  y.  1470.  e.  10;  Bunberg  ▼. 
1491.  tit.  iO,  Haitzkeim  4,  180;  5, 478.  591. 
601.683. 

>  So  ist  z.  B.  im  spanisehen  Konkordat  Art.  26 
beftimmt,  dass  znxn  Ersatz  für  den  Mheren  Uni- 
venal-Patronat  (S.  100.  n.  3.)  der  OrdlnariuB 
drei  von  den  im  Pfarrkonknrse  approblrten  Kan- 
didaten dem  König  Torzuichlagen  nnd  dieser  einen 
davon  zn  nomfniTen  hat. 

<  Ein  Theil  der  Kapitelstellen  an  Kathedralen 
in  den  Misdonslandern  (so  in  England  und  in 
Loxemburg,  Acta  condl.  collect.  Lacens.  3,  923 
und  Axth.  f.  k.  1^.  B.  36, 346)  wird  in  der  W^se 
besetzt,  dass  vom  Kapitel  „tres  ecclesiastici  viii 
wniel,  itenun  et  tertio  episcopo  ex^iibeantur,  ut 
idonens  et  nndeqnaqne  commendatus  ah  eodem 
canonicnf  Institnatar ;  alitei  electio  libere  ad«pis- 
oopnm  pertin^t." 

'  Denn  derartige  Bestimmungen  sind  gerade 
dwihaib  ^etBoOtn,  om  dem  Kirchenobeien  eine 


grossere  Auswahl  zu  slohern  und  der  Berechtigte 
ist  daher  nicht  befugt,  ihm  diese  zu  venehrinken. 

*  Th.  11.  S.  286.  Wegen  ihnUcher  Rechte  bei 
der  Besetzung  der  Missionsbiathflmef  vgl.  a.  a.  O. 
ß.  690.  n.  6. 

9  c.  2  in  c.  2  X.  de  conc.  praeb.  m.  8.  Dass 
auch  die  der  Verleihung  des  Kapitels  unterliegen- 
den Aemter  gemeint  sind,  ergiebt  die  Anordnung, 
dass  der  Bischof  diese  nach  Ablauf  der  Frist  be- 
setzen toll.  Neuere  Ausnahmen  von  der  Regel  s. 
Th.  II.  8.  696. 

«  0.  16  (Inn.  UI)  X.  eod. 

7  Also  auch  hinsichtlieh  der  bischöflichen  Stühle, 
e.  11  (Chreg.  I)  D.  L.,  Th.  D.S.  660.  c.  41  (Later. 
IT  V.  1215)  X.  I.  6  erwifant  zwar  nur  der  Be- 
gular-Prälaturen ,  aber  audi  Slkularfciichen  mit 
PrUaturen  der  im  Text  gedachten  Art  sind  nach 
dem  Fortfall  des  Prälaten  eedesiae  viduatae  im 
Sinne  des  c.  41  dt.,  vgl.  Th.  U.  8.  699.  n.  4  n. 
Reiffenstuel  ius  canon.  I.  6.  n.  280. 

8  Dies  ergiebt  die  Brw&hnung  der  oCftda  in  c. 
2  X.  dt.  UI.  8. 
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destens  die  fortdauernde  Erhaltung  der  einmal  getroffenen  Einrichtungen  bedingt^. 
Als  solche  kommen  im  Gegensatz  zu  den  Manualbenefizien ,  namentlich  auch  den  Re- 
gnlarbenefizien ,  welche  eine  dauernde  Unterlage  haben  ^,  die  KirchenSmter  in  Frage, 
deren  Funktionen  nur  in  fibertragenen  Befugnissen  eines  Inhabers  der  ordentUchen 
Jurisdiktion  bestehen,  und  welche,  weil  es  sich  hier  blos  um  HtUfsleistungen  fOr  einen 
solchen  handelt,  entweder  nicht  nothwendig  wieder  besetzt  zu  werden  brauchen  oder 
bei  denen  begrifflich  eine  Abänderung  des  ümfanges  der  Amtsbefugnisse  statthaft  ist. 
Zu  der  ersteren  Kategorie  gehören  die  Aemter  des  General -Vikars,  der  bischöflichen 
Kommissare,  sowie  der  Offizialats-  und  Konsistorialräihe ,  zu  der  letzteren  die  der 
Landdekane,  femer  die  Missions -Aemter,  insbesondere  auch  die  Missions- Pfarreien. 
Bei  allen  diesen  Aemtem  kann  zwar  thatsächlich  eine  Kontinuität  der  einmal  ge- 
schaffenen Einrichtungen  vorkommen ,  da  sie  aber  nicht  rechtlich  nothwendig  ist ,  so 
ist  auch  der  Bestand  des  Amtes  nicht  gesichert ,  und  es  entflUlt  die  Voraussetzung, 
unter  welcher  überhaupt  ein  Zwang  zur  Wiederverleihung  desselben  und  die  Anord- 
nung einer  Frist  für  die  letztere  denkbar  ist  ^. 

Für  die  Anwendung  der  Regel  in  der  eben  gedachten  Tragweite  wird  nur  erfor- 
dert ,  dass  das  fragliche  Amt  der  freien  Verleihung  des  Berechtigten  in  dem  gerade 
vorkommenden  Erledigungsfall  untersteht,  dagegen  erscheint  es  gleichgültig ,  ob  dies 
regelmässig  der  Fall  ist  oder  die  Besetzungsberechtigang  nur  aus  besonderen  Gründen, 
z.  B.  weil  der  Patron  die  Präsentationsfrist  versäumt  hat,  eingetreten  ist^. 

Die  Regel  bezieht  sich  endlich  nur  auf  die  Benefizien  freier  Verleihung,  nicht 
aber  auf  solche,  in  Bezug  aufweiche  dieselbe  im  gegebenen  Fall  ausgeschlossen  ist,  und 
der  kirchliche  Obere  blos  eine  institutio  collativa  oder  confirmatio  vorzunehmen  hat^. 

Die  sechsmonatliche  Frist  läuft  von  dem  Zeitpunkt  der  erlangten  Kunde  der  Er- 
ledigung des  Amtes  ^,  sofern  die  ünkenntniss  nicht  eine  selbstverschuldete  ist^.    Sie 


f  IHe  Rechtferti^ng  für  diese  Unterscheidung 
liegt  einmal  darin,  dass  unter  den  in  o.  1 X.  cit. 
erwähnten  offlcia  nur  die  in  den  Kapiteln  statuta- 
risch feststehenden  Aemter,  Th.  II.  S.  112,  yer- 
standen  werden  können,  ferner  in  den  weiter  im 
Text  hervorgehobenen  sachlichen  Gründen. 

2  Th.  II.  S.  368  u.  374.  Diese  unterstehen 
der  Regel  des  Konzils,  L euren,  for.  benef.  P. 
II.  qu.  789.  n.  1.  Ebenso  wendet  die  Praxis  der 
Gongr.  conc.  auf  die  Nomination  oder  Präsenta- 
tion der  Vikare  durch  die  Inkorporationsbereeh- 
tigten  und  die  Inhaber  der  cura  hahitualis,  wohl 
auch  unter  Analogie  der  Präsentationsfrist  beim 
Patronatrecht»  die  sechsmonatliche  Frist  an,  s.  Act. 
8.  sed.  4,  420. 

*  Der  Bischof,  in  dessen  Ermessen  es  steht, 
einen  Oeneralvikar  zu  ernennen,  Th.  II.  S.  209, 
kann  nicht  yerpflichtet  werden,  nach  Abgang  des 
bisherigen  einen  neuen  binnen  sechs  Monaten  zu 
tMStellen ;  desgleichen  erscheint  es  begrÜTswidrig, 
dass  er  eine  erledigte  Landdekan-Stelle  Innerhalb 
dieser  Zeit  wieder  verleihen  soll ,  obwohl  er  be- 
rechtigt ist,  den  Sprengel  zu  ändern,  (Th.  II.  S. 
285),  also  auch  die  Stelle  durch  Zutheilung  des 
bisherigen  Bezirks  an  andere  Dekane  ganz  ein- 
geben zu  lassen.  Der  zuletztgedachte  Chrund  trifft 
auch  fQr  die  Missionsämter  wegen  der  absoluten 
Beweglichkeit  des  betreffenden  Organismus  zu. 
Für  diese  kommt  weiter  der  Umstand  in  Betracht, 
dass  sie  nicht  unter  dem  gemeinen  Recht  stehen. 


Wenn  das  3.  Koncil  v.  Quebec  ▼.  1863  VI.  %.  2, 
coli,  concil.  Lac.  3,  674,  den  Bischof  anweist, 
einen  neuen  Missionspfarrer  „statim"  nach  der 
Erledigung  der  Stelle  zu  ernennen,  aber  keine 
Frist  dafür  festsetzt ,  so  zeigt  dies,  dass  es  die 
gemeinrechtliche  Vonchrift  nicht  für  anwendbar 
erachtet  hat. 

^  L euren.  1.  e.  qu.  789.  n.  1. 

&  Garcias  tract.  de  benef.  P.  X.  e.  4.  n.  1. 
Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Frist  bei  der  col- 
latio  neoessaria  (Th.  II.  S.  650)  ausgeschlossen 
ist ,  hat  die  Doktrin  angenommen ,  das«  sie  sieb 
nicht  auf  die  Wiederbesetzung  von  Benefizien  be- 
zieht, aufweiche  behufs  eines  von  ihren  Inhabern 
vorzunehmenden  Tausches  verzichtet  worden  ist, 
Garcias  1.  c.  n.  2ff. ;  Leuren.  1.  c.  qu.  789. 
n.  2. 

In  allen  diesen  Fällen  kann  die  Institutton  oder 
Konfirmation  durch  den  Interessenten  Termittdst 
einer  Beschwerde  bei  dem  höheren  Kirchenobereo 
erzwungen  werden,  Garcias  1.  c.  n.  6ff.;  Leu- 
ren. 1.  c.  0.  8.  55. 

üeber  die  einzige  Ausnahme  Ton  der  Regel  des 
Textes  vgl,  oben  a.  a.  0. 

«  c.  5  (Innoc.  UX)  X.  de  conc.  praeb.  III.  8 ; 
c,  3  (id.)  X.  de  suppl.  negl.  I.  10. 

f  So  auch  die  Glosse  zu  c.  3.  X.  I.  10.  s.  v.  a 
notitia  u.  die  Rota,  Ferraris  s.  v.  beneflcium 
art.  3.  n,  67. 

Bei  erst  neu  errichteten  Aemtem  biqbs  die  Frist 


§.  143.]  Die  sonstigen  Yoranssetzungen  der  ordnnngsmässigen  Verleihung. 
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wird  kalendermllssig  berechnet^  und  ist  kein  tempns  continanm,  sondern  ein  tempns 
utile.  Dnich  den  Eintritt  eines  gerechtfertigten  Hindernisses^  wird  ihr  Lanf  ftlr  die 
Zeit,  fQr  welche  dasselbe  obwaltet,  gehemmt.  Die  volle  Frist  steht  dem  Berechtigten 
nach  Fortfall  des  Hindernisses  '  nur  dann  von  Neuem  zu ,  wenn  die  Besetzung  keine 
Wirkung  hat  Äussern  können ,  z.  B.  weil  sie  ohne  Verschulden  des  KoUators ,  welcher 
die  UnfUiigkeit  des  BeHehenen  nicht  gekannt  hat,  nichtig  war  oder  der  in  Aussicht 
genommene  Kandidat  die  Annahme  abgelehnt  hat  oder  vor  derselben  gestorben  ist^. 

Bei  schuldbarer  Versäumniss  der  Frist  verliert  der  Berechtigte  für  diesmal  die  Be- 
fiigniss  zur  Verleihung  des  Amtes  und  es  tritt  für  ihn  ein  Anderer  kraft  s.  g.  Devolu- 
tionsrechtes ein  ^. 

§.  143.  ee.  Die  sonstigen  Voraussetzungen  der  ordnungsmässigen  Verleihung, 

i .  Die  Kollation ,  die  Institutio  collativa  und  die  Konfirmation  sind  Willenser- 
kUmngen  des  Verleihungsberechtigten ,  welche  rechtiiche  Wirkungen  erzeugen.  Sie 
sind  demnach  nur  dann  gültig ,  wenn  die  allgemeinen  Erfordernisse  rechtsbeständiger 
Willenserklärungen  vorliegen,  müssen  also  bestimmt,  emstiich  und  frei  sein.  Eine  in 
zweifelhaften  Ausdrücken  abgegebene ,  sich  selbst  oder  dem  Begriff  des  Aktes  wider- 
^rechende  ^ ,  oder  nur  zum  Schein  oder  scherzweise  gemachte  Erklärung  ist  absolut 
nichtig.  Eine  durch  Zwangt  oder  durch  Betrug  veranlasste  Uebertragung  des  Amtes 
kann  von  dem  Vergabungsberechtigten  aufgerufen  werden.  Besondere,  vom  gemeinen 
Recht  abweichende  Grundsätze  hat  das  kanonische  Recht  in  den  fraglichen  Beziehungen 
nicht  entwickelt  s. 

2.  Die  Uebertragung  des  Amtes  soll  femer  aperte,  paiam,  non  clandesHne  erfolgen, 
d.h.  zurVermeidung  jedes  Verdachtes  etwa  dabei  begangener  unerlaubter  Handlungen 
nicht  geheim,  vielmehr  öffentiich  oder  in  der  gebräuchlichen  Form  vorgenonmien  wer- 
den'.   Der  blosse  Verstoss  gegen  diese  Vorschrift  macht  aber  den  Akt  nicht  nichtig, 


TOD  der  Biricbtiing  ab ,  und  in  dem  Falle ,  dass 
die  Areie  Kollation  erst  in  Folge  besonderer  Um- 
iCande  (x.  B.  Versiomang  der  Präsentation  durch 
den  Pateon)  eintritt ,  yon  der  erhaltenen  Kennt- 
aus derselben,  berechnet  werden. 

*  Dies  ist  die  herrschende  Meinung,  Oar- 
cias  1.  6.  c.  2.  n,  42.  Dagegen  erscheint  es  un- 
richtig, a.ach  eine  computatlo  a  momento  ad  mo- 
mentom  eintreten  zu.  lassen,  so  Gar  das  1.  o.  n. 
43.  Diese  ist  nirgends  yorgeechrieben  und  bildet 
nnr  die  Ansnahme. 

'  AU  solches  erkennt  Fagnan.  c.  5.  X.  III.  8 
eine  Reise  des  Oberen  nach  Rom  zum  Papste,  fer- 
ner die  Suspension  des  ersteren  an.  Das  letztere 
ist  aber  dahin  zn  beschränken,  dass  die  Nach- 
SQchnng  der  Absolution  nicht  schuldbaxer  Weise 
unterlassen  wird ,  so  schon  die  Glosse  s.  v.  sus- 
pensionls.  Von  einer  blos  faktischen  Suspension 
durch  Yerbannuiig  des  Bischofs,  s.  Gonzales 
Tellez  ad  c.  cit.  n.  9,  ist  in  der  Stelle  sicher^ 
lieh  nicht  die  Rede.  Das  Auffällige,  dass  der- 
jenige, welcher  wegen  seiner  eigenen  Handlungen 
die  Suspension  verschuldet  hat,  als  yerhindert  be- 
trachtet wird,  yerschwindet,  wenn  man  erwägt, 
dass  in  demjenigen  Fällen ,  wo  der  Bischof  durch 


Gensuren  yon  der  AusQbung  seiner  Jurisdiktion 
ausgeschlossen  ist ,  ein  apostolischer  Vikar  oder 
Administrator  ernannt  wird,  welcher  auch  die 
Benefizlen  bischöflicher  Kollatur  zu  besetzen  hat, 
Th.  U.  S.  258,  s.  auch  Po  tthast  regesU  n.  1393. 
1501 .  Vgl.  übrigens  ferner  c.  1  (Inn.  IV)  in  VI*« 
de  suppl.  negl.  I.  8. 

Binen  weiteren  Hinderungsgrund  bildet  auch 
die  Vakanz  des  bischöflichen  Amtes,  s.  Th.  II. 
8.241. 

3  So  L euren.  1.  c.  qu.  790. 

^  Leuren.  1.  c. 

6  Vgl.  darüber  unten  $.  148. 

0  Z.  B.  die  gleichzeitige  oder  alternative  Ver- 
leihung des  Amtes  an  zwei  Kandidaten,  Leu- 
ren. 1.  c.  qu.  772. 

7  Gewöhnlich  wird  nur  dieser  heryorgehoben 
und  bemerkt,  dass  die  Verleihung:  Ubere,  aine 
vi  ae  metu  etfoigen  mfisse,  ygl.  s.  B.  Schulte 
2,  321 ;  Permaneder  $.  238. 

9  So  hat  es  namentlich  in  Betreff  der  Wirkung 
des  Zwanges  das  römische  Reeht  adoptlrt,  ygl. 
c.  1.  3.  ö.  X.  de  his  qnae  vi  metusye  I.  40. 

^  c.  un.  (Inn.  III)  X.  ut  ecdes.  benef.  sine 
deminutione  III.  12. 
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eine  8.  g.  coUaüo  occuüa  ist  also  gflltig  >  wenn  kein  sonfttiger  Niehtigkeitagrond  vor- 
liegt >. 

3.  Eine  bestimmte  Form  Ar  die  Uebertragnng  eines  Amtes,  mag  diese  in  der 
Kollation,  der  Insütatio  ooUativa  oder  Konfirmation  bestehen,  ist  gameinrechtlioh  nidit 
vorgesehrieben  ^.  Herkömmlicher  Weise  geschieht  die  Uabertragiing  aber  in  schrift- 
Uober  Form,  durch  Zustellung  einer  Urkunde  ^. 

4.  Die  Uebertragung  muss  femer  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  ohne  Entgelt  oder 
ohne  andere  Gegenleistungen,  ff^aüs,  also  unter  Ausschluss  jeder  Simonie  geschehen^, 
widrigenfalls  der  Geber  und  der  Empfänger  ipso  iure  der  Exkommunikation  verfallon^. 
Erlaubt  ist  dagegen  die  Entrichtung  einer  Gebühr  zum  Vortheil  der  Kirche  oder  zu 
frommen  Zwecken®,  sowie  die  einer  Taxe  für  die  Ausfertigung  der  Urkunde  an  die 
Kanzlei  des  die  Uebertragung  vornehmenden  Kirchenoberen  ^. 

5.  Endlich  können  der  auf  die  Uebertragung  des  Amtes  gerichteten  Willenser- 
klärung keine  Beschränkungen  beigefügt  werden,  welche  mit  dem  Zweck  der  Ueber- 
tragung, der  Besetzung  oder  Wiederbesetzung  des  Amtes,  unvereinbar  sind.  Des- 
halb darf 

A.  die  Uebertragung  nicht  von  einer  Bedingung  abhängig  gemacht  werden ,  sie 
hat  bei  Vermeidung  des  Eintritts  der  Nichtigkeit  vielmehr  pure  zu  geschehen  ^.    Denn 


^  c.  un.  cit. ;  L euren.  1.  c.  qn.773.  IndeBsen 
wird  der  Verleiher  den  gegen  ihn  sprechenden 
Verdacht  nöthigenfalls  darch  Beweis  von  sich  ab> 
lehnen  mCssen,  c.  un.  cit.;  Gareias  tract.  de 
benef.  P.  VIII.  c.  4.  n.  3  ff. 

2  Vgl.  Th.  II.  S.  699.  700;  und  in  diesem 
Theil  0.  S.  2.  Im  Mittelalter  ist  —  offenbar  in 
Folge  des  Einflusses  germanischer  Rechtsanschau- 
ungen —  bei  Uebertragung  von  kirchlichen  Aem- 
tem  die  Anirendung  von  Symbolen  gebrauchlich 
gewesen,  Th.  II.  S.  654.  n.  7.  Die  spitere,  yom 
römischen  Recht  beeinflusste  Doktrin  hat  aber 
die  BedeutangdieiMS  symbolischen  Uebertragungs- 
aktes,  ders.g.  Investitur,  nicht  mehr  richtig  gewür- 
digt, und  einerseits  aus  demselben  eine  Besitz- 
einweisung gemacht  (vgl.  a.  a.  0.),  andererseits 
aber  in  Folge  dessen  an  Stelle  der  früheren  for- 
mellen Uebertragung  auch  keine  neue  Form  zu 
setzen  vermocht.  Aus  der  Nichtbeachtung  dieser 
Entwicklung  erklirt  es  sich,  dass  noch  heute 
solche  Unklarheiten ,  wie  sie  S.  4.  n.  8  hervor- 
gehoben sind,  vorkommen. 

'  S.  die  Gitate  in  der  vorigen  Anm.  Die  Aus- 
fertigung solcher  haben  schon  einzelne  mittel- 
alterliche Partikularkoncilien  vorgeschrieben,  s. 
z.  B.  conc.  Lambeth.  v.  1281.  c.  24,  Manei  24, 
421. 

«  c.  8  (conc.  Tnron.  1163),  c.  9  (Later.  lU 
1179),  c.  16  (Lue.  III),  c.  84  (Innoc.  lU)  X  de 
Simon.  V.  3 ;  c.  2  (Paul.  IV)  eod.  in  Extr.  eomm. 
V.  1 ;  c.  14  de  ref.  Trid.  Sess.  XXIV. ;  const. 
Pii  IV:  Romanum  pontiflcem  v.  17.  Okt.  1564, 
bull.  Taur.  7,  365;  Pii  V:  Durum  nimls(Th.  II. 
8.  701.  n.  1);  Pii  V:  Cum  primum  J.  8.  v. 
1.  Aprü  1666  (b.  Taur.  p.  436).  Von  einzelnen 
Missbriluchen  werden  in  den  Partikularooncilien  usr 
mentlieh  Sehmauserelen  aus  Anlass  der  Verleihung 
von  Beneflzien  veiboten,  c.  10.  Trev.  v.  1810,  c. 
19  Vallomolet.  v.  1322,  Mansi  25,  261.  693. 
Zur  Steuerung  der  Simonie  Ist  auch  wiederholt 
die  Ableistung  eines  Eides  dahin ,  dass  dM  Er- 


werber das  Beneflzlum  ohne  eine  solche  erlangt 
habe,  vorgeschrieben  worden,  c.  3  conc.  ap.  castr. 
Gonter.  v.  1231;  c.  7  Fritzlar,  v.  1246,  Mansi 
23,  234.  727,  Mediolan.  I.  v.  1565,  aeU  5. 
eccles.  Mediolan.  Mediol.  1844  ff.  1,20;  Prag. 
V.  1605  c.  27,  Hartz  heim  8,  746.  Eine  der- 
artige Eidesformel  für  die  Kanoniker  von  Ghartres 
aus  dem  13.  Jahrb.  bei  Rozl&re  recueil  n.S49, 
2,684. 

5  Die  Eigenschaft  dieser  dem  Papst  zur  Abso- 
lution vorbehaltenen  Censur  als  latae  sententiae 
ist  durch  die  Const.  Pii  IX  v.  12.  Oktober  1869 
unter  n.  8.  9 ,  Arch.  f.  k.  K.  R.  23,  829,  auf- 
rechterhalten. 

«  Th.  II.  S.  761. 

7  Dekret  Innocenz'  XI  ▼.  1678  (Taxa  Inno- 
centiana),  u.  A.  abgedruckt  bei  Ferraris  s.  v. 
taxa.  Des  N&heren  bestimmen  sieh  die  Gebühren 
nach  den  besonderen  Diöcesanaaordnungen,  da 
die  Taxe  Innoeenz*  XI  nur  insoweit  zu  Gfunde 
gelegt  zu  werden  braucht,  als  sie  besondere 
Bestimmungen  enthält,  Entscheidung  d.  Gongr. 
epise.  et  regul.  t.  1697,  acta  conc.  coU.  Lac.  1, 
147.  148. 

8  Die  Doktrin  hat  sieh  hierfür  auf  die  mnalo- 
gische  Anwendung  des  o.  2  (Innoc.  IV)  in  VI  to 
de  elect.  I.  6  berufen,  vgl.  die  Glosse  zu  e.  2  s. 
V.  incerta ;  Garoias  1.  c.  P.  Vin.  c.  2.  n.  1  ff. ; 
L euren.  1.  o.  qu.  769.  n.  2.  Selbstverstandlleh 
gilt  dies  nicht  von  s.  g.  condltiones  iuris,  vrelehe 
ausdrücklich  ausgesprochen  werden,  denn  diese 
sind  in  der  That  keine  Bedingungen,  Gareias 
1.  c.  n.  4  ff.  L euren.  1.  c.  n.  2.  Daher  war  es 
reehtlieh  zulftssig ,  dass  der  papstliche  Exekutor 
bei  der  Reorganisation  des  Domstiftes  Köln  die 
Ernennung  der  Dignitäre  und  Kanoniker  unter 
der  Bedingung  vorgenommen  hat,  dass  letztere 
ihre  Parochiaibeneflzien  und  Kanonikate  an  an- 
deren Kirchen  ipso  iure  verlieren  sollten ;  H  ü  f  f  er 
Forschungen  z.  französ.  rhein.  K.  R.  S.  341. 
Vgl.  u.  S.  168. 
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westsprieht  demWoBen  und  Zweck  der  Besetzung,  das»  dieae  solbrt  und  aabaschrftnkt 
ihre  Wirkimg  ftassert  ^ 

B.  Femer  soll  das  Amt  dem  neuen  Inhaber  in  seinem  bisherigen  Bestände  ohne 
Erschwerung  der  durch  dasselbe  geforderten  Pflichten ,  ohne  eine  anderweitige  Mehr- 
belastung und  ohne  Schmflierung  der  Einbinfte,  d.  h.  ex  mtegro,  9ine  demmuHone,  über- 
tragen werden  ^.  Diese  Bestimmung  bezweckt  nicht  nur  eigennützige  und  simonistisohe 
Hsndlmigen  des  Verleihungsbereohtigten  va  hindern ,  sondern  auch  die  wUJkttrliche 
Umgehung  der  ftlr  die  Aenderungen  von  Benefiz!^  bestehenden  Vorschriften  seitens 
desKoUators  durch  bLos  die  Person  des  neuen  Amtstrftgers  treffende  Anordnungen  ass- 
Kosehiiessen.  ESncheinen  solche  (Dssmiembrationen,  Divisionen,  Veränderungen  des 
States  beneficii,  Auferlegung  von  Pensionen)  erforderlich,  so  steht  nichts  entgegen,  dass 
flie  TOT  Vergebung  des  Benefiziums  von  dem  Bischof  oder  dem  sonst  dafür  zuständigen 
Kirehenoberea ^  vorgenommen  werden,  es  sind  dabei  aber  die  rechtUdi  vorgeschrie- 
benen Formen  und  Erfordernisse  ^  zu  beobachten.  Nicht  minder  ist  es  gestattet ,  dass 
vor  der  Verleihung  des  Amtes  von  dem  zu  Innovationen  desselben  berechtigten  geist- 
liehen  Oberen^  Anordnungen^  welche  zeitweise  ^  das  Benefizium^belasten  oder  den  Er- 
trag desselben  sehmftlem ,  aus  einem  gerechtfertigten  und  nothwendigen  Grunde  ge- 
troff»  werden  ^,  z.  B.  die  Bestimmung,  dass  ein  Theil  der  Einkünfte  ftlr  die  Ansamm- 
lang  eines  nothwendigen  Baufonds,  zur  Dotirung  einer  erforderUchen  Kaplansstelle, 
znr  Deckung  dringender  Bedürfnisse  oder  Schulden  der  Diöcese  oder  zur  nothwendigen 
Erhöhung  des  ICensaleinkommens  des  Bischofs^  verwendet  wird.  Selbstverstitiidlieh 
ist  es  aber  stets,  dass  das  Benefiaaum  einen  so  ausreichenden  Ertrag  gewährt,  dass 
dem  anzustellenden  Benefiziaten  ein  angemessener  Lebensunterhalt  (die  s.  g.  congrua) 
Udibt*. 


<  Daher  ist  «B  unriehtig,  wennPaohmaiinK. 
R*  $.  189  a.  £.  unter  nichts  beweisender  Be- 
nifimg  auf  c.  42  (Gregor  I)  C.  VII.  qu.  1,  dies 
■n  ii4sli  Ar  aüfitilg ,  *ber  aicht  für  üblieh  halt. 
Def  BeifQgung  einer  Suspensivbedingung  wider- 
spredien  audi  die  Vorschriften  über  die  Inne- 
luHiing  bestimmter  BesetcnagaMstoa ,  der  einer 
BesolntiTbedingung  der  anter  G  des  Textes  ent- 
vfdtelte  Gesichtspunkt. 

■  c.  ih  (Ut.  il.  T.  1189)  C,  I.  ^.  3;  c.  7 
(Uter.  ni.  V.  1179)  X.  de  cens.  HI.  39 ;  c.  un. 
X.  cit.  m.  12. 

*  Denn  in  dieser  Beziehung  kommt  nicht  die 
BefqgnJss  zur  Yerleihung  des  Amtes,  sondern  das 
Beoht  zur  VerfOguiig  «her  die  Substanz  desselben 
hl  Frage.  Auch  deshalb,  weii  beide  Bexechtlgan- 
gen  nicht  stets  In  derselb^a  Hand  ruben ,  kann 
der  KoUator  nleht  Auflagen  maoben,  welche  that- 
tidilieh  eine  zeitweise  Innovation  des  Bctnellr- 
ziums  herbeif&hren. 

«  Vgl.  Tb.  n.  S.  401  ff. 

*  Tgl.  Anm.  3. 

*  Selbst  wenn  der  Erwerber  dadoreh  anoh  lür 
isine  ganze  AjBt^eriode  getioffen  wiid ,  Jedoch 
sniss  sieb  die  Massregel  immer  als  eine  Yorüber- 
gebende  darstellen. 

^  Nach  ausdrficklicher  Vorschrift  des  c.  an.  dt. 
IlL  12.  IMese  Ansnahme  vkVut  sich  darasts, 
M»  die  bastehandep  huchliehea  Elniiphtungen 
10  lange  srie  taoglioh  erhalten  werd««  soUen,  V^ 
II.  S.  396,  «nd  «s  dahor  «ogemeisen  ^scheint, 


80  lange  von  Innov^tloaen  Abstand  za  nehmen, 
als  der  erforderliche  Zweck  durch  Massregeln  vor- 
übergehenden Charakters  erreicht  weiden  kann. 

A  Engel  eoUetgiom  univ.  lur.  can.  III.  12.  n. 
3;  Le  uren.  1.  c.  qu.  776^  n.  2  u.  3;  vgl.  auch 
Tb.  n.  S.  414. 

0  Wieil  das  Bene0«lBiii  wieder  besetzt  werden 
soll. 

Auf  eine  Einbehaltung  der  vollen  Einkünfte 
des  neneflzinms  bezieht  sich  e.  un.  III.  12  dt. 
nicht.  Eine  solche  ist  nur  möglich  ohne  Wieder- 
besetzung der  Stelle.  Ob  der  Bischof  eine  der- 
artige Massregel  ohne  päpstUches  Privileg  anzu- 
onl»en  bsfugt  ist,  dazflber  knirscht  BtnÜ  unter 
den  Aelieren  mit  Rücksicht  auf  c.  32  (Honor.  III) 
X»  de  verb.  sign.  Y.  40,  wonach  ein  einem  Bischof 
gewahrtes  Pclvilsg,  die  vollen  Einkünfte  der  va- 
ksAt  werdenden  Peneüzien  auf  zw^ei  Jahre  zur 
Tilgung  selAer  Schulden  zu  verwenden,  dahin 
auszulegen  ist,  dass  sich  dasselbe  auch  auf  die 
Prabenden  und  die  beneflda  nutiora  «rst&eckt. 
Theils  hat  man  mH  Bücksieht  auf  diese  Stelle  ein 
derartiges  Privileg  für  erforderUch  erachtet,  theils 
aber  ein  solches  für  unnöthig  erklärt,  weil  dasselbe 
^eia  zur  grösserjin  Sidierheit  nMihgesuc^t  woi^ 
den  sei,  wobei  dsna  wieder  die  Beschraakiuw  ge* 
n«cht  wird,  da«  d^rBlschjsf  diefiefogpiss  nur  bei 
dnem  gerechtfertigten  Grunde  h»be,  z.B.  bei  der 
obwaltenden  Nothwendigkeit ,  elaen  Bavfond  für 
die  reparaturbedürftige  Kathedrale  aazusammeki, 
sonst  aber  nicht,  insbesondere  nicht,  um  dch  selbst 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Bestimmungen,  welche  den  erwfthnten  Regeln  zuwider  getroffen  sind,  müssen  fftr 
nichtig  erachtet  werden. 

Auf  diejenigen  Kirchenämter,  bei  denen  der  Kreis  der  Amtsbefugnisse  veränder- 
lich ist ,  und  der  Inhaber  kein  Benefizinm  im  eigentlichen  Sinne  ^ ,  sondern  nur  einen 
Anspruch  auf  ein  Honorar  oder  eine  Entschädigung  erwirbt  2,  finden  die  erwähBten 
Grundsätze  keine  Anwendung. 

C.  Sodann  muss  die  üebertragung  des  Amtes  dauerndem  Htukan  ^  also  nicht  auf 
bestimmte  Zeit,  provisorisch  oder  auf  Widerruf,  und  mit  der  Wirkung,  dass  der  neu  er- 
nannte Amtsträger  sowohl  alle  Rechte  wie  auch  alle  Pflichten  des  Amtes  erlangt,  erfolgen. 
Ausdrücklich  sind  diese  Grundsätze  vom  kanonischen  Recht  zwar  nicht  ausgesprochen, 
sie  ergeben  sich  aber  nothwendig  aus  der  Regelung  des  kirchlichen  Benefizienwesens  *. 
Nur  unter  dieser  Voraussetzung  ist  die  Entwicklung  des  Begriffes  des  Benefiziums  ^ 
und  die  Annahme  eines  ius  in  re  an  demselben^  erklärlich.  Femer  steht  es  damit 
allein  in  Einklang,  dass  das  beneficinm  als  regelmässiger  Ordinationstitel  gilt ^ ,  dass 
das  kirchliche  Recht  überall ,  wo  es  sich  um  nicht  nothwendig  provisorische  Verwal- 
tungen handelt,  auf  feste  Anstellung  dringt^,  dass  die  Inhaber  von  Benefizien  nur 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  derselben  verlustig  erklärt  werden  dürfen  ^,  und  dass 
die  später  eintretende  physische  Unfähigkeit  des  Benefiziaten  keinen  Grund  zur  Ab- 
setzung desselben  gewährt  1^.  Endlich  ergiebt  sich  dies  daraus,  dafls  alle  Fälle,  in  denen 
eine  andere  Besetzung ,  als  die  oben  gedachte  vorkommt ,  nur  als  Ausnahmen  der  er- 
wähnten Regel  erscheinen.  Abgesehen  von  den  Aemtem,  welche  ihrem  Wesen  nach 
an  und  ftlr  sich  nur  für  einen  beschränkten  Zeitraum  zur  Existenz  gelangen  kOnnen  ^S 
ist  die  dauernde  Besetzung  ausgeschlossen  : 

a.  bei  den  Regularbenefizien  wegen  des  Verhältnisses,  in  welchem  ihre  Inhaber 
als  Ordensgeistliche  zu  ihren  Ordensoberen  stehen  ^^, 

b.  bei  denjenigen  Aemtem,  welche  zum  Inhalt  nur  die  Befugnisse  eines  anderen 
Amtes  haben  und  nur  Hül&ämter  für  die  Verwaltung  dieses  letzteren  sind  ^3, 

c.  bei  den  IMQssdonsämtera  (mit  Ausnahme  der  Missionsbisthttmer)  wegen  der  noth- 
wendigen  Beweglichkeit  des  Missionsorganismus,  abgesehen  davon,  dass  auch  für  diese 
die  unter  b  hervorgehobenen  Gesichtspunkte  in  Frage  kommen  ^^, 

d.  bei  Aemtem ,  weiche  wegen  verschiedener  eigenthümlicher  obwaltender  Um- 
stände einen  irregulären  Charakter,  wie  z.  B.  die  französischen  Sukkursal-Pfaireien  *^, 
haben  **. 


oder  seiner  Menaa  einen  Yortbeil  zu  venchaifen. 
Vgl.  Leuren.  1.  c.  qu.  776.  n.  3.  Richtig  er- 
scheint allein  die  erstgedachte  Ansicht ,  weil  der 
Bischof  gemeinrechtlich  Terpflichtet  ist,  die  Bene- 
fizien zu  besetzen  nnd  nicht  Massregeln  treffen 
kann,  welche  ihm  dies  auch  nur  zeitweise  un- 
möglich maehen. 

»  Vgl.  0.  8.  104. 

s  Vgl.  Th.  n.  S.  223.  Auch  die  Landdekane 
erhalten  nur  bestimmte  Gebühren  und  Emolu- 
mente. 

8  c.  3  (LeolY?  Tgl.  auch  Phillips  K.  R.  7, 
408)C.  XXI. qu.  1;  c. 2(Plac. v.l095}Dist.LXX. 

4  S.  namentlich  Schulte  K.  R.  2,  335;  vgl. 
auch  Leuren.  1.  c.  qu.  774. 

5  Th.  II.  S.  367. 
«  Th.  11.  S.  653. 

1  Th.  I.  8.  66.  67. 


8  80  in  Betreff  der  der  Vikare  bei  der  inoorpo- 
ratio  quoad  temporalia  und  der  quoad  tempora- 
lia  et  spiritualia,  Th.  II.  8.  448.  452.  Vgl.  auch 
Th.  II.  8.  713,  Nachtrag  zu  8.  304.  Anm.  8. 

^  8.  darüber  unten  in  der  Lehre  von  der  Ab- 
setzung. 

10  Th.  II.  8.  324.  n.  5. 

"  Wie  das  des  Kapitularvikars. 

«2  Th.  II.  8.  374. 

1'  Hierher  gehören  insbesondere  die  Aemter  der 
Qeneralvikare ,  bischöflichen  Rithe  und  Land- 
dekane. 

M  Th.  II.  8.  354.  360. 

tt  Th.  n.  8.  294.  n.  1. 

16  Es  gehören  hierher  auch  solche  Manualbene- 
flzien,  welche  nicht  Regular-Beneilzien  sind,  x.  B. 
die  Aemter  der  unstindigen  Vikare ,  welche  die 
eura  habitualis  der  Kapitel  ansQbeo,  wenn  für  sie 
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Hinzu  treten  endlieh  diejenigen  Fälle,  wo  ein  Amt,  wenngleich  es  an  sich  dauern- 
der Besetzung  unterliegt,  nur  provisorisch  verwaltet  wird.  Dies  muss  geschehen,  wenn 
Dnd  so  lange  derBenefiziat  zur  Verwaltung  des  Benefiziums  unfiihig  ist.  Femer  ist  eine 
solche  interimistische>'Vertretung  auch  während  der  Erledigung  des  Benefiziums  geboten, 
fslls  die  Funktionen  desselben,  wie  z.  B.  bei  einem  Pfarramt,  nicht  in  der  Zwischenzeit 
eingestellt  werden  kOnnen.  Dass  das  kanonische  Recht  aber  einen  solchen  Zustand  nur 
als  einen  vorübergehenden  betrachtet ,  zeigt  die  Festsetzung  einer  allgemeinen  Kolla- 
tioDsfrist  fOr  Benefizien,  sowie  die  Vorschrift,  dass  das  Pfarramt,  das  Prototyp  des 
niederen  Benefiziums ,  allein  während  eines  sechsmonatlichen  Zeitraums  provisorisch 
verwaltet  werden  soll^. 

Ebenso  wie  die  nicht  dauernde  Besetzung  nach  kirchlichem  Recht  die  Ausnahme 
bildet,  erscheint  es  nach  demselben  gleichfalls  nur  als  eine  solche,  wenn  das  Benefi- 
anm  Jemandem  nicht  mit  der  Wirkung,  dass  er  dadurch  alle  mit  demselben  verbundenen 
Beehte  und  Pflichten  erlangen  soll,  sondern  zu  einem  anderen,  dem  Amte  selbst  fremden 
Zweck ,  gleichviel  ob  dauernd ,  ftlr  die  Lebenszeit  des  Erwerbers ,  oder  nur  für  einen 
beschränkten  Zeitraum,  übertragen  wird.  Die  technische  Bezeichnung  für  eine  solche 
Uebertragung,  bei  welcher  die  Pfründe,  als  fruchttragendes  Objekt,  ohne  Rücksicht 
auf  die  damit  verbundene  geistliche  Seite  des  Amtes,  in  Betracht  kommt,  ist  seit  dem 
Mittelalter  ccmmenda,  commendare  henefictum  oder  ecckstam^.  Diese  Art  der  Verleihung 
ist  von  der  Kommendation  der  älteren  Zeit,  welche  nur  da  vorgekommen  ist,  wo  eine 
provisorische  Verwaltung  im  Interesse  einer  Earche  oder  eines  Amts  geboten  war  ^, 
venehieden.  Sie  tritt  in  der  erwähnten  Art  etwa  seit  dem  13.  Jahrhundert  auf  und  ist 
dazu  benutzt  worden  "*,  um  Personen,  welche  an  sich  nicht  fähig  waren,  einBenefizium  zu 
erwerben,  oder  welche  wegen  des  Verbotes  des  gleichzeitigen  Besitzes  mehrerer  Bene- 


ein  Beoeüziiim  boBteht,  ferner  die  der  Kapellane 
bd  den  capellauiae  eeolesiasticae,  Th.  ü.  S.  373. 
394. 

<  e.  15  (Lngdun.  U.  1274)  in  VIto  de  elect. 

L  6. 

'  Vgl.  fiber  die  Kommenden  Thomassin  ve- 
t«8  et  nova  diseiplina  P.  11. 1.  3.  c.  10  ff. ;  van 
Kgpen  J.  £.  U.  P.  I.  t.  31.  o.  7;  Riganti 
«mm.  ad  reg.  eanc.  XUU,  n.  46ff. ;  Devoti 
iRstitiitiones  canon.  II.  14.  g$.  23  ff. ;  Berardi 
comm.  ad  1.  III.  deeret.  diss.  II.  obs.  3,  ed.  Me- 
dioUn.  1846.  1,251. 

'  Hierher  gebdrte  insbesondere  die  Uebertra- 
gmig  der  Yerwaltnng  der  vakanten  biscboflichen 
Kiicben  an  Inlercessoren  oderVisitatoren  seit  dem 
5.  Jabrh.  Th.  II.  S.  229  u.  Tb.  I.  S.  315,  för 
vdehe  schon  das  Wort:  commendare  gebraucht 
vird,  Th.  n.  S.  230.  n.  10.  Anf  derartige  interi- 
■listisehe  Administrationen  bezieht  sich  wohl  auch 
e.  S  (LeoIY?)  0.  XXI.  qu.  1{  ob  auch  c.  12 
fAJex.  UI)  X.  de  accus.  V.  1  u.  c.  54  $.  5  (Gre- 
gor IX)  X.  de  elect.  I.  6  erscheint  sehr  zweifel- 
luft,  Tieimehr  ist  bei  diesen  Stellen  wohl  an  eine 
ctiuneDd&  im  sp&teren  Sinne  zu  denken. 

^  Dies  ergiebt  das  c.  15  (Lngdun.  II.  1274)  in 
VIto  dt.  I.  6.  Danach  soll  eine  Pfarrkirche  bei 
Stnfe  der  Nichtigkeit  Niemandem,  welcher  nicht 
du  erfMPderliehe  Alter  nnd  den  F^iestergrad  be- 
sitzt, kommendirt  werden,  und  dies  soll  auch  selbst 


beim  Vorliegen  der  gesetzlichen  QnaUflkation  nur 
hinsichtlich  einer  einzigen  Pfarrkirche,  wenn  es 
das  Interesse  derselben  nothwendig  oder  nützlich 
erscheinen  Usst,  sowie  allein  anf  sechs  Monate 
geschehen.  Ygl.  auch  die  folgenden  Anmerkungen. 
Die  älteren,  s.  z.B.  Thomasin  1.  c.  o.  13ff.; 
Berardi  1.  c.  237 ff.  rechnen  hierher  auch  die 
in  der  karolinglschen  nnd  in  der  derselben  folgen- 
den Zeit  häufig  vorkommende  Vergebung  von 
Klöstern  an  Laien,  auch  an  Weltgeistliche,  seitens 
weltlicher  Grossen ,  namentlich  seitens  der  Kö- 
nige, vgl.  Waitz,  deutsche  Verfassungsgesch. 
4,  130. 180;  6,  207  ff.;  Dümmler,  Oesch.  des 
ostOänk.  Reichs  1,  115.  278  u.  2,  640.  Wenn- 
gleich diese  Verleihungen  mit  den  spateren  Kom- 
menden sich  darin  berühren ,  dass  sie  wie  diese 
im  Interesse  der  Begabten  erfolgt  sind,  so  galten 
doch  die  Klöster  In  der  damaligen  Zeit  ebenso 
wie  die  Oratorien  und  Kirchen  als  Objekt  des 
Eigenthums,  Th.  II.  S.  622.  n.  7,  nicht  als  rein 
kirchliche  Anstalten.  Für  die  Kommende  im  spä- 
teren Sinne  ist  es  aber  gerade  wesentlich,  dass  ein 
ausschliesslich  kirchlichen  Zwecken  dienendes  Ob- 
jekt, ohne  Rücksicht  auf  diese,  anderen  Interessen 
dienstbar  gemacht  wird.  Ebensowenig  gehören 
solche  Fälle  hierher,  wo  Bischöfe  oder  Kardinäle 
zugleich  andere  geistliche  Stellen,  namentlieh 
Abteien  dauernd  Innegehabt  haben,  s.  z.  B.  Gre- 
gor VII  reg.  VI.  27.  VII  7.  8,  ed.  Jafftf  p.  363. 
388. 
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fiiien  an  dem  Erwerb  eines  zweiten  oder  dritten  gehindert  wai^n ,  ein  Bokhes ,  insbe- 
sondere aber  das  Recht  anf  die  Einkflnfte  desselben,  zn  verschaffen. 

Das  Aufkommen  dieser  Art  der  Kommenden  hängt  offenbar  mit  dem  yersohirften 
Verbot  der  Pluralitftt  der  Benefizien  durch  die  damalige  kih^hliche  Gesetzgebung  zu- 
sammen ^ ,  da  eine  derartige  Verleihnng  ein  Mittel  bot,  die  gegen  die  Kumulation  von 
Benefizien  gerichteten  Vorsefarifien  zu  umgehen^.  Wenn  aber  auch  die  allgemeine 
kirchliche  Gesetzgebung  schon  i.  J.  1274  Kommenden  an  Pfankirehmi,  welche  nieht 
durch  eine  für  diese  obwaltende  Nothwendigkeit  oder  einen  augenscheinlidienNn^n 
derselben  geboten  wai^n,  verboten  hatte  3,  so  war  diese  Vorschrift  nicht  nur  an  sich 
unzulänglich ,  sondern  es  waren  auch  gerade  die  Päpste  selbst »  welche  in  Betreff  der 
höheren  Benefizien  und  Klöster  von  den  Kommenden  in  ihrem  eigenen  Interesse  sowie 
zum  Vortheil  der  Kurie  und  der  Würdenträger  und  Beamten  der  letzteren  den  ausge- 
dehntesten Gebrauch  gemacht  haben ^.  Allerdings  suchten  im  14.  Jahrhundert  ein- 
zelne Päpste  diesem  Unwesen  zu  steuern^,  indessen  drängten  die  Verhältnisse,  in  wel- 


i  c.  28  (Ltttei.  IT.  y.  1215)  X.  de  praeb. 
III.  ö. 

<  Dies  zeigen  die  Partikularkonzilien ,  welche 
gegen  die  Ueberiundnehmen  dieser  Axt  derKem- 
mendeR  eiDsdhTeiten.  ygl.  c.  28  oonc.  Salmur.  t. 
1253,  Man8i23,  817:  „nonalli  episcopi  et  füll 
pTialUi  .  .  .  eodeüies  pavochialeg ,  qnae  proprios 
poBSunt  habere  aaeerdotes,  dericia  . . .  habentibus 
alias  ecclesias  paiochlalea  vel  competentei  bene- 
flciatis,  Qtpoasinteos  plnribua  onerare 
benefieÜB,  commendant  unam  yel  daaa  eccle- 
aiaa  paiochiales  .  .  .  ut  sie  habeant  commendatas 
^uas  aecnndii»  canonee  tiabeie  non  posiont  1  n  - 
titnlatas.  Qaod  flerl  de  eetero  prohibemiis  ata- 
tuentes  ut  qui  taliter  ecclesias  commendatas 
recepit  yel  de  eetero  receperlt ,  eareat  ecdesia  sie 
eommendata  et  conferens  potestate  conferendl 
lUam  eeelealam  lUa  yice  «H  pilyatoa,*"  Londlii.  y. 
1268^  ibid.  p.  1244:  ^qvidam  .  .  .  yacantes  ecde- 
iiaa  sibi  commendaii  procaraat,  amj^ectentes 
laris  y«rba  non  aenaum,  qnod  aliqnando 
pennittH  nuasn  eedeaiam  intitnlatam  et  allam 
oommendatam.  Et  cum  .  .  .  propter  necesslta- 
tem  yel  utilitatem  yacantiseedeaiae  ins  commen- 
dationis ,  non  tarn  piaec^toriae,  quam  permiasi- 
yae,  teectt  intiodactum :  ipaf  ad  cnpiditatia  sitae 
laomm  omnia  conyeitentes ,  in  ipaaram  eocle- 
aiaram  diaaipationiem,  non  aolum  unam  sed  plurea 
redpinnt  oommendataa.  .  .  .  Inposterum  autem 
inhibemna,  eodeaiaM  qoamlibet  commendaii,  nisi 
inata  et  legitima  eanaa  id  exposeat.''  Hiemach 
kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die 
c.  15  in  yito  cit.  (S.  109.  n.  4)  gerade  im  Intern 
esse  der  Au&eohterbaltung  des  Verbotea  der  Flu- 
lalitat  der  Benefizien  erlaasen  ist.  Dies  wird 
auch  dadurch  bestätigt,  daaa  die  sohaifen  Maas- 
vegeln,  weldie  das  Konzil  yon  Beading  in  England 
1279  gegen  die  Yerletzung  des  Yezbotes  und  die 
Umgehung  desselben  dnreh  Verleihung  yon  Kom- 
menden yerfUgt,  ausdrücklich  auf  die  erwähnte 
An<»diMuig  gestützt  werden,  Mansi  24,  257  ff. 

Ausaer  dem  im  Text  heryorgehobenen  Moment 
kommt  noch  Folgendes  In  Betracht.  In  der  ge- 
dachten Zeit  war  eine  Anzahl  yon  Bischofen  aus 
ihren  morgenlindiachen  DiSoesen  yertrieben  wor- 
den, Th.  II.  9.  173  und  zur  Yeraorgung  dersel- 
ben ist  ebenfalls  die  Kommende  benutzt  worden, 


yan  Espen  I.e.  n. 20,  wie  diea  fHUier  sehen  in 
ähnlichen  Fällen,  s.  den  Brief  Innocenz*III.  über 
die  Kommendirung  yon  Capaccio  an  den  yertrie- 
benen  Enbischof  y.  Saierno  y.  1202,  Y.63,  ed. 
Miguel,  1033,  geschehen  ist.  In  einzelnen  Fällen 
aind  auch  Kommendirangen  yon  Bisthümem  an 
MiaaiensbischSfe  erfolgt,  um  diesen  den  ecfoider- 
liehen  Unterhalt  zu  yerschaffen,  so  die  yon 
Chiemsee  1245  und  dann  yon  Lübeck  an  den 
Erzbiachof  Albert  yon  Riga,  t.  Oeetze,  Albert 
Sfierbeer.  S.  Petersburg  1854.  S.  170.  n.  2*, 
Ripoll,  bull.  Praedicat.  1,  159  u.  Sbaralea 
buU.  FraneiBc.  1,  660. 

8  c.  15  in  Vlto  dt.,  s.  die  yor,  Note. 

*  Dies  bekennt  Clemens  Y.  seibat  in  einer 
KonsÜtution  y.  1307 ,  c.  2  de  praeb.  UI.  2  in 
Extray.comm.,  in  welcher  er  alle  bisher,  auch  an 
Kardinäle  ertbeilten  Kommenden  widenrnft :  »ab 
Ipso  noslne  promottonia  ezordlo,  antiquae  noCi- 
tiae  regum ,  praelatorum ,  magnatum  et  alionm 
nobülum  persenarum  eedeaiastieaium  et  aaeeida- 
rlum  memores  existentes  ...  ad  eorum  importn- 
nas  tarnen  et  multiplieatas  precum  inatantiaa 
nonnullis  derlcis  et  personis  ecdeslastlds,  regn- 
laribus  et  saecularibus ,  dlyersorum  ordinum^ 
dignitatls,  oonditfonum  et  statuum,  patrlarchales, 
archiepiscopales  et  eplscopales  ecdeaias  ao  mona- 
steria  distincta  pastoribns,  sub  commendae  yel 
cnstodiae  seu  curae  yel  guardiae  aut  administra- 
tionis  titulo  nomlneye  notabili  duxtmus  perpetuo 
ad  yitam  seu  ad  certi  temporia  spatium  commit- 
tenda,  super  bis,  an  tales  yidelicet  tantaaqiie 
gratias  per  nos  fleri  deonisset,  yacieram  arduorum 
negotiorum  multiplicitate  distractl'^.  Ueber  die 
frühere  Kommendirung  des  Erzbiathuma  Grmn 
an  den  yorherigen  zum  Kardinal  ernannten  Bn- 
bischof  durch  Innocenz  lY.  1.  J.  1252  s.  Th  ei- 
ner, monum.  Hang.  1,  214.  Ygl.  femer  Guielm. 
Durantis  tract.  de  modo  odebrandi  gener.  eonc. 
II.  21  bei  Oie seier,  Ktrehengesch.  2.  Aufl.  II. 
3,  HO  Note. 

6  So  Benedikt  XH.  (i334--1342)  und  Iniie- 
cenz  YI.  (135^^—1362),  Thomaaain  I.e.  o.t20. 
n.  3.  4;  Hefele,  KonciUengeach.  6,  605,  Je- 
doch blieben  bd  den  Kaadmngen  yon  Kommen- 
den die  zn  Ounaten  der  Kardinäle  eciheilteii 
genommen. 
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dien  sieh  damals  der  pftpstliohe  Stuhl  befand,  die  Inhaber  desselben  immer  wieder  in 
die  alte  Bahn  znrüek ,  Und  es  blieben  die  fortdauernd  sich  von  allen  Seiten  erheben- 
den Klagen  Aber  die  eigennüteige  Ausbeutung  der  kommendirten  Benefizien  und  den 
dadureh  herbeigefthrten  Verfall  des  kirehlichen  Lebens  unbeachtet^.  Erst  das  Konzil 
von  Konstanz  unternahm  es^,  diesen Missbräuchen  zu  steuern,  und  Martin  V.musste 
nch  dazu  verstehen ,  in  den  Konkordaten  mit  den  verschiedenen  Nationen  die  Inne- 
haltnng  bestimmter  Sehranken  bei  der  Ertheihing  von  Kommenden  zu  versprechen  ^. 

Bei  dem  Interesse  aber,  welches  sowohl  die  Kurie  wie  auch  die  weltlichen  Fflrsten 
sn  der  Au£reehterhaltung des  fraherenZustandes  hatten,  sind  die  gedachten  Vorschriften, 
welche  die  Kommenden  in  ihrer  neueren  Bedeutung  keineswegs  principiell  Ar  un- 
snlSsmg  erklärt  haben,  vielfach  nioht  innegehalten  worden^.  Wohl  veranlassten  die 
Sebiden,  welche  vor  Allem  ftlr  die  Klöster  aus  dem  Kommendenwesen  erwachsen 
waren,  Leo  X.  i.  J.  1514  auf  dem  Lateranensischen  Konzil  wieder  bestimmte  Be- 
Bdiränkungen  Air  die  Kommendirung  derselben  festzusetzen.  Dabei  wurde  jedoch  dem 
pftpsthchen  Stuhle  ein  so  weitgehendes  Ermessen  vorbehalten ,  dass  dieselben  dadurch 
jede  Bedeutung  verloren^.  Auch  das  Konzil  von  Trient®  hat  trotz  der  fortdauernden 
Klagen  flber  das  Kommendenwesen  ^  keine  anschneidenden  Massregeln  getroffen,  viel- 


1  Vjgl.  ThomaBsin  1.  c.  n.  3  ff. ;  Gieseler 
1.  a.0.  6.  110  ff.;  Matth.  deCraeoviade 
flqniloiibiu  enriae  Roman,  e.  11,  Wal  eh,  mon. 
med.  aevi  I.  1,  48:  „Desttiitintiii  eodeeiae  et 
iDOiusteria  .  .  .  per  hoc,  quod  dantnr  cardinalibus 
vel  mnUerihuB  in  commendas  Tel  assignantnr  et 
eommittiintiiipTloratiia'';  dipl.  Urban.  VI.  1381, 
Theiner,  moniim.Hiuigariae2.161,  worin  einem 
Kiidinal  das  Erzblsthnm  Gran  znr  Kommende 
Teriielien  irtid. 

s  Hflbler,  Konstanzer  Reformation  S.  06. 

'  Naeh  dem  deutschen  Konkordate  o.  5,  Hüb- 
ler a.  a«  O.  8. 184,  soUen  Abteien,  Konventnal- 
priorste  mit  mehr  als  10  Rdigiosen ,  die  bdherefi 
]>igidtaten(aach  der  bischöflichen  Würde)  in  den 
Hochstiftem,  lowte  die  Pfarreien  künftighin  nicht 
mehr  an  Prälaten ,  anch  nicht  an  Kardinäle,  als 
Kommenden  yergeben  werden;  das  romanische 
Konkov&t  c.  6  (a.  a.  O.  8.  204)  schliesst  diesel- 
ken  Aemter,  Jedoch  Konrentnalpriorate mit  8  oder 
^iehr  Religiösen,  ferner  anch  Armen- ,  Fremden- 
nad  Krankenanstelten  und  alle  Benefizien  mit 
einem  ReÜnertrage  tinter  50  Kammergnlden ,  so- 
veU  von  einet  solchen  Verleihung ,  wie  anch  von 
einer  in  tttolnm  ans.  Wihrend  beide  Konkor- 
date aber  übereinstimmend  gestatten ,  dass  Kar- 
dinalen nnd  Patriarchen  znr  Aofbesserang  eines 
«nznllngKeiien  Binkommens  ein  einziges  Bene- 
adom ,  sribsi  eine  Metropolitankirche,  kommen- 
dlft  ond  dass  fsmer  solchen  Pr&laten ,  welche 
ohne  Ihre  Schuld  ans  ihren  PrUatnren  Yertrleben 
worden  sind  oder  den  ausreichenden  Lebensunter- 
halt ir«loien  haben,  durch  eine  dem  Papst  geeig- 
net ersdieinende  Kommendation  geholfen  werden 
darf,  liest  das  romanische  noch  die  weitere  Aus- 
nahme zu,  dass  dies  auch  im  Falle  einer  dringen- 
den Nothwendigkeit  zu  Gunsten  von  Kirchen- 
vnd  Klosteroberen  mit  den  Ihnen  unterstehenden 
Benefizien  geschdien  kann. 

*  Thomassin  1.  e.  e.  20.  n.  6  ff.  Auch  die 
43.  Kanzkiregel ,  welche  schon  zur  Zelt  8ix- 
tusi'  IV.  Torkanden  gewesen  ist,  Riganti  oomm. 


n.  93,  stellt  nur  formale  Erfordernisse  für  die 
Yerleihung  von  Kommenden  auf:  „Item  voluit, 
quod  nuUi  seculari  de  tegnlari  nee  religiöse 
de  seculari  beneficüs  commenda  detur,  nisi  in 
slgnatura  vel  per  clausulam  ad  partem  super  peti- 
tione  commendae  huiusmodi ,  de  eommenda  ipsa 
mentio  fiat." 

fi  Nach  der  in  der  sess.  IX.  publicirten  Bulle :  Su- 
pemae  dlspositionis,  Hardouin9, 1749,  sollten 
nur  Klöster,  welche  bisher  schon  kommendirt  wor- 
den waren ,  nach  der  Erledigung  der  bestehenden 
Kommenden  und  zwar  allein  an  Kardinäle  oder 
geeignete  und  Terdlente  Personen,  wieder  zu  sol- 
chen verliehen  werden ;  femer  wurde  festgesetzt, 
dass  die  Kommendatarien,  selbst  wenn  sie  Kardi- 
näle seien,  „si  mensam  habuerint  separatam  ao 
seorsim  a  mensa  conventuali  quartam  suae  men- 
sae  partem  pro  instauratione  fabricae  seu  pro 
ornamentis,  vestibus  ao  paramentis  emendis 
sarciendisque  aut  pauperum  alimonia  aut  susten- 
tatione ,  ut  maior  exiget  ac  suadeblt  necessitas, 
si  vero  mensa  fuerit  communis ,  tertiam  omnium 
fructuum  dicti  monasterli  sibi  commendati  partem 
pro  supra  dictis  oneribus  supportandis  et  susten- 
tatione  monachorum,  omnibus  alüs  deductis  one- 
ribus, impartiri  teneantur.  Ac  litterae  quae  super 
monasteriorum  huiusmodi  commendis  expedlen- 
tur,  cum  clausula  hoo  ipsum  speeifice  exprimente 
debeant  expediri ;  alioquin  .  .  .  nullius  slnt  robo- 
ris  vel  momenti."  Die  bisher  nicht  kommendirten 
Klöster  sollten  endlich  femer  nur  dann  zu  Kommen- 
den gegeben  werden :  ^nisi  pro  conservatione 
auctoritatis  apostolicae  sedis  et  ad  occurrendum 
malitiis  illam  impugnantium ,  pro  temporam  qua- 
litate  aliter  nobls  de  fratrum  nostroram  consillo 
Visum  fuerit  expedire.'* 

«  Sess.  XXV.  c.  21  de  regul. 

'^  Vgl.  die  centum  gravamina  nationis  German. 
c.  24,  Gaestner  corp.  iur.  eccl.  2,  173.  Die 
auf  dem  Konzil  von  Trient  gestellten  Forderun- 
gen auf  weitere  Beseitigung  der  Kommenden  sind 
namentlich  an  dem  Widerstände  der  italienischen 
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mehr  allein  die  Eommendirang  der  Hauptklöster  der  einzelnen  Orden  direkt  untersagt, 
im  Uebrigen  aber  mitKücksichtauf  die  schwierigen  Zeitverbältnisse  bloB  die  Erwartong 
ausgespi'ochen ,  dass  denjenigen  Klöstern ,  welche  damals  zn  Kommenden  gegeben 
waren,  geeignete  Ordenslente  zur  Leitung  der  Klostergemeinde  vorgesetzt  werden 
wurden ,  und  in  Betreff  der  sonstigen  Benefizien  das  Verbot  der  Pluralität  derselben 
auch  auf  die  damals  lebenslänglich  kommendirten  ausgedehnte  Somit  ist  durch  das 
letzte  Reform 'Konzil  ebenfalls  keine  Beseitigung  der  Kommenden  in  der  neueren  Be- 
deutung des  Wortes  erreicht  worden  und  es  sind  auch  nach  demselben  fortdauernd  der- 
artige Kommenden  seitens  des  päpstlichen  Stuhles,  namentlich  von  Klöstern  ertheilt 
worden  2. 

Was  die  in  Betreff  der  Kommenden  entwickelten  Rechtsgrundsätze  anlangt,  so 
galt  allein  der  Papst  zur  Ertheilung  solcher  für  berechtigt^ ,  wogegen  man  den  Ordi- 
narien blos  die  Befugniss  zur  Gewährung  von  Kommenden  der  frflheren  Art,  d.  h. 
solcher,  die  im  Literesse  einer  Kirche  selbst  auf  Zeit  gegeben  werden,  zusprach  ^.  Die 
nähere  Stellung  des  Kommendatars  zum  Benefizium  bemass  sich  nach  dem  päpet- 
liehen  Indulte,  indessen  stellte  die  Doktrin  die  commendae  perpetuae,  d.  h.  die  auf 
Lebenszeit  verliehenen ,  den  Benefizien  im  Allgemeinen  rechtlich  gleich^.  Nach  dem 
ersteren  ^,  sowie  nach  der  in  den  einzelnen  Landein  bestehenden  Praxis  ^  bestimmte  es 
sich  auch ,  ob  und  in  welchem  Umfange  der  Kommendatar  die  mit  dem  Amte  verbun- 
denen kirchlichen  Jurisdiktionsrechte  und  Funktionen  auszuüben  befugt  war^.  Da- 
gegen galt  er  stets  für  berechtigt;  die  Einkünfte  des  Benefiziums  zu  beziehen^,  hatte 
aber  einen  bestimmten  Theil  derselben  für  die  kirchlichen  Zwecke,  denen  dasselbe 
diente,  zu  verwenden  ^ö. 


Bischöfe  gescheitert,  Suavis  Polani  (Sarpi) 
hist.  eonc.  Trid.  lib.  II.  ed.  V.  Gorinchem.  1668. 
p.  2!27;  Thomassin  I.  c.  c.  10. 

»Trid.  Sess.  VII.  c.  4  de  ref.  u.  Sess.  XXIV. 
c.  17  de  ref. 

2  Thomassin  i.  o.  c.  20.  n.  14  ff.;  v.  Es- 
pen 1.  c.  e.  7.  n.  35  ff. 

3  Bz.  derjenige,  welcher  von  ihm  ein  darauf 
gehendes  Indult  erhalten  hatte,  Garcias  1.  c.  P. 
IV.  c.  4.  n.  13  ff.  22;  Riganti  ad  reg.  43.  n. 
28;  Keif  fenstuel  III.  5.  n.  74. 

^  Denn  die  neuere  Kommende  widerspricht 
dem  gemeinen  Recht.  Dies  gilt  daher  auch  seihst 
für  die  niederen  Benefizien,  Garcias  1.  cn.  16ff. 
Die  Vorschrift  des  c.  15  in  VItoi.  6.  dt.  (S.  109. 
n.  4.)  ist  nach  der  Auffassung  der  Gongr.  conc. 
durch  die  Vorschrift  des  Trid.  Sess.  XXIV.  c  18 
de  ref.  über  die  Bestellung  von  Vikarien  durch 
die  Bischöfe  (Th.  II.  S.  327)  beseitigt,  Garcias 
1.  c.  n.  14.  15;  Fagnan.  ad  c.  22.  X.  de  elect. 
I.  6.  n.  43. 

^  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  Tridentinum  (s. 
0.  Anm.  1)  verbietet,  dass  Jemand  mehrere  „bene- 
flcia,  etiam  commendata''  habe,  sowie  darauf,  dass 
der  Kommendatar  die  Früchte  des  Amtes  wegen  der 
ihm  anvertrauten  Verwaltung  desselben  oder  we> 
nigstens  doch  wegen  der  custodia  der  Kirche  be- 
ziehe, Fagnan.  ade.  22.  cit.  1.6.  n.  37 ff;  Gar- 
cias 1.  c.  n.  33  ff.;  van  Espen  1.  c.  n.  40  ff. 
Dagegen  ändert  die  Verleihung  zur  Kommende 
nicht  den  status  beneflcii  und  das  betreffende 
Benefizium  selbst  gilt  stets  als  vakant,  Fagnan. 
ad  c.  37.  X.  de  elect.  I.  6;    Garcias  1.  c.  n. 


64  ff.  Das  Aufhören  des  Rechtes  des  Kommen- 
datars, welches  bei  der  lebenslänglichen  Kom- 
mende die  Wiederbesetzung  des  Amtes  hindert, 
ändert  also  in  der  gedachten  Beziehung  nichts, 
d.  h.  die  Art  der  Vakanz  bleibt  fortdauernd  die- 
selbe, wie  sie  zuerst,  bei  Ertheilung  des  Rechtes 
au  den  Kommendatar,  beschaffen  war.  Diese  Auf- 
fassung hatte  namentlich  dann  praktische  Be- 
deutung, wenn  es  sich  darum  handelte,  ob  in 
dem  Erledigungsfall  eine  päpstliohe  Reservation 
eingetreten  war  oder  nicht. 

6  Vgl.  Berardi  1.  e.  p.  259;  Fagnan.  ad  c. 
IX.  de  capell.  monach.  III.  n.  1  ff. 

"7  van  Espen  1.  o.  n.  45  ff.  Selbstverständ- 
lich ist  darauf  auch  die  Fähigkeit  des  Kommen^ 
datars  und  die  Statthaftigkeit  yon  Dispenaaüoneii 
etwaiger  kanonischer  Impedimente  desselben  von 
Einfluss  gewesen. 

8  S.  die  angeführte  Dekretale  Innoeenz*  lY.  v. 
1252,  S.  110.  n.  4  und  das  S.  111.  n.  1  citiite 
Schreiben  Urbans  VI.,  welches  die  Ausöbiuig 
der  erzbischöflichen  Jurisdiktion  mit  gerin^n 
Ausnahmen  überträgt. 

9  Vgl.  die  übliche  Form  in  den  Indulten :  „nt 
commodius  sustentari  yaleas,  de  alicuius  subven- 
tiouis  auxilio  providere  cupientes,  tale  monaste- 
rium  auctoritate  apostolica  concedimus  et  oommeii- 
damus";  van  Espen  1.  c.  n.  37. 

*o  So  z.  B.  die  Klausel  der  Indulte :  „volomus 
autem  quod  propter  huiusmodi  commendam  divi- 
nus  cultus  ac  solitus  monachornm  et  mlnistronim 
numerus  in  dicto  monasterio  N.  nullatenus  minii* 
atur,  sed  illius  ac  dilectorum  filiorum  conventos 
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In  diesem  Jahrhimdert  sind  die  Kommenden  in  Folge  der  Säkularisationen ,  der 
zwischen  der  Kurie  und  einzelnen  Staaten  auf  dem  Wege  von  Vereinbarungen  ge- 
troffenen Begelung  der  Besetzung  der  Kirchenämter  und  der  damit  zusaiflmenliängen- 
den  Beschränkung  oder  Beseitigung  der  päpstlichen  Reservationen  im  Allgemeinen 
unpraktisch  geworden.  Indessen  kommen  sie  noch  in  Betreff  der  der  päpstlichen  Ver- 
leihung unterstehenden  Benefizien,  namentlich  zu  Gunsten  der  Kardinäle,  vor^. 

Dagegen  ist  es  in  neuerer  Zeit  in  manchen  Diöcesen  Deutschlands  vielfach  üebung 
geworden,  dass  die  Bischöfe  selbst  solche  Pfarreien,  welche  Benefizien  sind,  nicht 
dauernd  besetzen  ^,  sondern  flir  dieselben  Pfarrprovisoren,  mitunter  auf  mehrere  Jahre, 
unter  Vorbehalt  des  Widerrufs ,  ernennen  3,  um  den  niederen  Klerus  in  grösserer  Ab- 
hängigkeit von  sich  zu  erhalten.  Diese  Praxis  verstösst  indessen  ebenso  wie  das  nun- 
mehr so  gut  wie  beseitigte  Konunenden Wesen  gegen  die  oben  S.  108  gedachte  Vorschrift 
des  kanonischen  Rechts.  Sie  erscheint  nur  da  gerechtfertigt ,  wo  eine  solche  Verwal- 
tung im  Interesse  der  Kirche  oder  des  Amtes  ^  geboten  oder  wegen  obwaltender  eigen- 
tbflmlicher  Verhältnisse  die  dauernde  Besetzung  ausgeschlossen  ^  ist. 

3.  Die  Besetzung  der  Kirchenämter  durch  den  Papst*. 

§.144.  a.   Geschichte  des  päpstlichen  Besetzungsrechtes ^  insbesondere  der 
päpstlichen  Reservationen,   bis  zum  lÖ,  Jahrhundert, 

I.  Ausbildung  des  päpstlichen  Besetzungsrechtes  während  des 
12.  und  13.  Jahrhunderts.     Die  ersten  Anfänge  eines  Eingreifens  der  Päpste 


eiaideiii  congme  snpportentur  onera",  van  Es- 
pen 1.  c  a.  47.  Die  Formel  eineB  Indultes,  in  dem 
dem  Kommeudatar  die  Verwendung  eines  Theils 
der  Einkünfte  zur  Wiederhersteliung  'verfallener 
Baulichkeiten  und  zur  Wiedererlangung  veräu8> 
aerter  Güter  auferlegt  wird,  bei  R  igan  t  i  1.  c.  n. 
60.  Vgl.  ferner  o.  S.  111.  n.  ö  und  die  Vor- 
Khriften  der  dort  citirten  Bulle  über  die  Kom- 
meoden der  Kardinäle,  Hardouin9,  1751 ,  so- 
vie  Const.  Gregor.  XIII :  Superna  dispositlone  v. 
1574.  S.  9  (bell.  Taur.  8,  76). 

*  Gerarcbia  cattolica  v.  1878  (2.  Ausg.)  p.  56. 
63.  66. 

^  Das  ist  auch  sogar  bei  Patronatsbeneflzien 
geacheben,  weil  die  Patrone  zugestimmt  haben. 

>  V.  Sehulte,  Denkschrift  üb.  d.  Verhältn. 
d.  Staates  zu  d.  Sätzen  d.  päpstl.  Constitution  v. 
18.  JuK  1870.  Prag  1871.  S.  43 ;  Motive  zum 
preusi.  Gesetz  ▼.  11.  Mai  1873  üb.  d.  Vorbildung 
d.  Geistlichen,  Einleitung,  u.  A.  bei  H  e  r  r  f  u  r  t  h, 
d.  preuss.  n.  deutsche  Gesetzgebg.  bet.  Kegelg. 
d.  Bechtaverh.  zw.  Staat  u.  Kirche.  2.  Aufl.  Ber- 
lin 1875,  S.  31. 

^  Z.  B.  am  aus  den  durch  die  interimistische  Ver- 
waltung nicht  erforderten  Beneflzial-Einkünften 
Kapitalien  zur  Erhöhung  dea  Beneflzialvermögens 
oder  für  einen  Kirchen-  oder  Pfarrbauionds  zu 
beschaffen,  falls  die  Mittel  zu  diesen  Zwecken 
Dicht  auf  andere  Weise  aufgebracht  werden  kön- 
nen. Das  entspricht  auch  dem  c.  15  in  VI^o  I.  6 
«it.,  S.  109.  n.  4,  nur  ist  hierbei  die  vorgeschrie- 
heue  Maximalfrist  von  6  Monaten  nicht  Innezu- 
halten und  anch  in  der  Praxis  nicht  beobachtet 
worden. 

Hiaschias,  Kirchenrechi.  111. 


K  Dies  kann  der  Fall  sein,  wenn  das  Besetznngs- 
recht  streitig  ist,  s.  z.  B.  die  Vereinbarung  zw. 
d.  preuss.  Regierung  u.  dem  Bischof  v.  Münster 
V.  1868.  %.  4,  Arch.  f.  k.  K.  li.  24,  263.  Vgl. 
auch  u.  $.  152. 

*  Thom.  Gampeglus,  de  reservationibus 
beneflciorum.  Venet.  1555 ;  J  a  c.  S  i  m  o  n  e  t  a  de 
reservationibus  beneflciorum.  Colon.  1583;  G. 
Branden,  super  concordatis  inter  s.  sedem  apo- 
siolic.  et  Inclytam  nationem  Germaniae  coUecta- 
nea.  Colon.  Agripp.  1600(1620);  Fr.  Longus 
aCoriolanode  casibus  reservatis  iuxta  regulam 
a  demente  VUl  praescriptam.  Colon.  1619; 
Laur.  Nicolarts,  compendlosa  praxis  bene- 
flclaria  ex  concordatis  indyt.  natlonis  Germaniae, 
regnorum  Poloniae  et  Galliae  cum  s.  Sede  apost. 
Initis. . .  deducta,  Col.  Agr.  1658  (1733);  Gull. 
deMonteferrato  In  pragmaticam  sanctionem 
de  reservationibus  in  corpore  iuris  clausis.  Par. 
1666 ;  And r.  Rosner,  tract.  de  reservationibus. 
Lips.  1690;  Ans.  Fr.  Jos.  Ernestl  de  reser- 
vationibus concordatorum  German.  Mogunt.  1736; 
F.  Casp^ Barth el,  tract.  bist,  canon.  pragma- 
ticus  de  concordatis  Germaniae  .  .  exhibens  com- 
mentarium  in  eorundem  textum  et  literam.  Wirce- 
burg.  1762  (auch  in  dessen  opp.  iurid.  Bamberg 
et  Wirrib.  1771.  t.  lU.);  Jo.  Ge.  Schloer, 
dlss.  ad  concord.  German.  de  reservatione  bene- 
flciorum et  dignitatum  ap.  sed.  apostol.  .  .  .  per 
obitum  .  .  .  vacantium.  Mogunt.  1762;  Eius- 
d  e  m  diss.  de  reservatione  beneflciorum  ex  quali- 
tote  personae  etc.  ibid.  1765;  Eiusdemdiss. 
de  electione  archi-  et  episcoporum  in  Germaniae 
s.  de  reservatione  apostolica  dignitatum  ex  quali- 
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I.  Die  Hierarehie  und  die  Leitmig  der  Kirohe  durch  dieselbe. 


[§.  144. 


in  das  Besetzniigsrecht  der  lokalen  kirehüehen  Oberen  imd  Korpomtioneii  treten  im 
12.  Jahrhundert  hervor  ^.  Seit  dieser  Zeit  sind  seitens  der  Päpste  zuerst  Empfehlungs- 
briefe zuGuhsten  beditrftiger  und  verdienter  Qeistlichen  an  Bischöfe  und  Kapitel  ertheUt 
worden  ^.   Die  derartigen ,  bald  naeh  der  Mitte  des  Jahrhunderts  erlassenen  Schreiben 


täte  T&cationis  ad  textum  concordatorum,  electione 
cassata,  postulatione  non  admissa.  ibid.  1767; 
Elnsdem  disa.  de  reserratione  beneflciornm  et 
dignitatum  ex  qualitate  vacationis  per  resignatio- 
nem.  Francof .  1 777 ;  E  i  u  s  d  e  m  dias.  de  reaer- 
vatione  beneflciornm  et  dignitatum  ex  qualitate 
vacationis  per  promotionem  vel  translationem. 
Heidelb.  1779;  Einsd.  disa.  las.  publ.  eccl.  ad 
concordata German.  Mog.  1771  (auch in  Schmidt 
thesauT.  1,  317 if.);  F.  A.  Dürr,  disB.  de  natura 
et  indole  concordat.  German.  Mogunt.  1771 ; 
Groamann  (P.  F.  Wolfgang  Schmitt)  dis- 
quis.  canon.  publ.  de  eo  quod  circa,  reservationes 
pontiflcias  ex  concordatis  Germ,  generatim  instum 
est.  Wirceburg.  1772;  J.  J.  Moser,  v.  d.  teut- 
schcn  Religionsverfassung.  Frankfurt  u.  Leipzig 
1774. S. 646 ff. ;  v.  Kreittmayr,  Anmerkungen 
üb.  d.  codic.  Maxlmil.  bavar.  civil.  Th.  Y.  Kap. 
19.  S.  18;  Jo.  Phil.  Gregel,  de  iuribus  nati- 
onl  Germanlcae  ex  acceptatione  decretorum  Basi- 
leenslum  quaesitia  per  concordata  Aschaffenbur- 
gensis  modificatis  aut  stabilitis.  Mogunt.  1787 
(auch  in  G  r  a  t  z  contin.  thes.  iur.  eccles.  p.  41  ff.) ; 
Le  Bret,  Magazin  der  Staaten-  u.  Kirchenge- 
schichte. Frkf.  u.  Leipzig  1771.  2,  ^1  ff.,  3, 1  ff.; 
Phillips  K.  R.  5,470ff. ;  Jacobson  i.  Her- 
zogs Encykl.  (1.  Ausg.)  9,  359  u.  12,  743. 

Lud.Gomesius  de  expect.  gratiae.  Yenet. 
1549;  Lugd.  1573;  Rom.  1587;  E.  L.  Oortre- 
i  u  s  de  gratla  expectativa  in  beneflciis  eecleslasti- 
cis.  Lips.  1695;  Gasp.  Henr.  Hörn,  diss.  de 
expectativa  ecdesiastica.  Yiteb.  1712;  Petr. 
Gallade,  de  expectat.  ad  benef.  eccl.  non  va- 
cantia.   Heidelb.  1760. 

^  Yon  katholischen  Schriftstellern,  insbes.  von 
P  h  i  1 1  i  p  s  K.  R.  5,  470  ff. ,  wird  in  Uebereinstim- 
mnng  mit  seiner  Th.  H.  S.  519  erwähnten  An- 
schauung die  Ansicht  vertreten,  dass  dem  romi- 
schen Bischof  von  jeher  ein  oberstes  Besetzungs- 
recht aller  Diocesanbeneflzien  zugestanden  habe. 
Die  Beweisstellen,  welche  er  a.  a.  0.  S.  489  ff. 
ans  dem  Zeitraum  vom  5.  bis  7.  Jahrhundert  an- 
führt, ergeben  aber  keineswegs  eine  genügende 
Stutze  für  seine  Auffassung.  Wenn  InnocenzI 
ep.  16  V.  409,  Goustant  p.  820,  den  Bischof 
Marcian  von  Naissus  ermahnt,  die  von  Bonosus 
vor  seiner  Yernrtheilung  geweihten  Priester  und 
Diakonen,  denen  ihre  Kirchen  nach  dem  Inhalte 
des  Schreibens  sogar  belassen  waren,  wieder  in 
die  kirchliche  Gemeinschaft  aufzunehmen,  Cöle- 
stin  l  in  dem  Schreiben  v.  430  an  Klerus  u. 
Yolk  V.  Konstantinopel  c. 7,  Goustant  p.ll46, 
erklärt,  dass  die  von  Nestorius  und  seinen  An- 
hängern gegen  Bischöfe  und  Geistliche  ausge- 
sprochene Absetzung  und  Ausschliessung  aus  der 
kirchlichen  Gemeinschaft  ungültig  sei,  endlich 
Leo  I  in  dem  Briefe  an  den  Bischof  Julian  von 
Cos  V.  453  0.  2  (ep.  113  opp.  ed.  Ballerini  1, 
1190)  die  Restitution  eines  widerrechtlich  abge- 
setzten Archidiakons  fordert,  so  ist  es  schwer  ver- 
ständlich, wie  das  gedachte  Eingreifen  der  romi- 
schen Bischöfe  in  diesen  Fällen,  wobei  überall  die 


Stellung  derselben  in  den  dogmatischen  Streitig- 
keiten der  damaligen  Zeit  in  Frage  kam,  als  Aus- 
fluss  eines  schon  vorhandenen  obersten  Besetz- 
ungsrechtes an  allen  Kirchenämtem  betrachtet 
werden  kann.  Ferner  weist  Phillips  a.  a.  O. 
darauf  hin,  dass  Gregor  1  einem  vertriebeoen  Bi- 
schof ein  Kloster  in  Messina  übertragen  (ep.  I. 
40.  41,  ed.  Bened.  2,  529)  und  zwei  Bischöfen, 
das  eine  Mal  einem  in  Kampanien  und  das  andere 
einem  in  Sizilien  aufgegeben  hat,  einen  von  ihm 
bezeichneten  Geistlichen  anzustellen,  ep.  II.  13. 
lY.  14,  cit.  2,  577.  694.  In  dem  ersten  Falle 
handelte  es  sich  aber  auch  zugleich  um  die  Yer- 
pftanznng  der  mit  dem  Bischof  vertriebenen  Mön- 
che in  das  gedachte  Kloster  und  Gregor  hebt  aua- 
drücklich  hervor ,  dass  der  Bischof  von  Messina 
seine  Zustimmung  zu  den  von  ihm  beabsichtigten 
Massregeln  gegeben  habe.  Dass  Gregor  I  bei  der 
Yersetzung  eines  Bischofs  und  der  von  Mönchen  aus 
der  einen  in  die  andere  Diöcese  seines  Metropoli- 
tansprengeis mitwirkte,  ist  erklärlich  genug,  und 
ebenso  lassen  sich  die  beiden  anderen  Fälle,  in 
denen  der  Papst  die  Anstellung  selbst  nicht  vor- 
genommen hat,  auf  sein  Bestreben,  kraft  des 
ihm  als  Metropoliten  über  die  italieniaehen  Bisthü- 
mer  zustehenden  Aufeichtsreohtes  tüchtigen  Prie- 
stern in  seinem  ganzen  Metropolitansprengel  zn 
einer  solchen  zu  verhelfen,  zurfickführen,  vgl. 
auch  Joann.  diac.  vita  Greg.  III.  19:  ^Aliarum 
parochiarum  derlcos  sibi  et  alüs  pontifex  discre- 
tissime  incardinare  ourabat.^  Nur  mit  dieser  Auf- 
fassung ist  es  vereinbar,  dass  über  ein  sonstiges 
Eingreifen  Gregors  I.,  sowie  ein  etwaiges  seiner 
Nachfolger  während  einer  Zelt  von  etwa  6  Jahr- 
hunderten nichts  überliefert  ist.  Der  letztens 
Umstand  zeigt  auch  zugleich,  dass  es  anhereeh- 
tlgt  ist,  die  im  12.  Jahrhundert  hervortretenden 
Erscheinungen  mit  den  eben  besprochenen  Ter- 
einzelten  Fällen  in  historische  Kontinuität  zn 
setzen. 

2  Brief  Innocenz  II.  a.  d.  Erzb.  v.  Compostella 
V.  1137,  Florez  Espaiia  sagr.  20,  584:  „Nos 
. . .  eornm  (universae  cnriae  et  ecdesiae  Romuiaa 
fldellum)  preoibns  annuentes,  fk>atemitati  tnae 
pro  eodem  (A.  derlco)  apostolica  scripta  dirigimus 
rogando,  mandando,  ut  .  .  .  ef  pro  b.  Petri  et 
nostra  reverentia  ecdesiasticum  beneflcinm  cum 
praebenda  in  Gompostellana  ecdesla  proxime 
concedas^;  Eugens  III.  an  den  Bisch,  v.  Bean- 
vaisv.  1152,  Martine  et  Durand,  veter.  serip- 
tor.  collectio  ampl.  2,  636:  „f^aternitatem  toam 
per  apostolica  scripta  propensins  exoramus ,  qoa- 
tenus  ei .  . .  pro  b.  Petrl  et  nostra  reverentim  .  .  . 
praebendam  in  ecdesia  tna  concedas^. 

Brief  Hadrians  lY.  zu  Gunsten  des  Kanzlers 
Ludwigs  YII.  A-on  Frankreich,  Hugo,  an  d.  Biftch. 
V.  Paris  (1156—1158),  Mansi  21,  805:  „iUnm 
fratern.  tnae  dnximus  plurimum  commendan- 
dum ,  rogantes  attentins ,  qnatenus  pro  b.  Petri 
et  nostrarura  reverentia  Hterarum  primura  persfr- 
natum  vel  honorem  qui  In  tua  vacabit  eccleefa, 
ei  concedas''. 
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trogen  aUeTdings  schon  in  ihrer  Fassung  mehr  den  Charakter  eines  Befehles,  als  einer 
Bitte  ^  Indem  die  Päpste  solche  Empfehlungen  nnd  Anweisungen  theils  zu  Gunsten 
hochgestellter  Personen  2,  welche  im  Interesse  der  päpstlichen  Politik  wirken  konnten  », 
theils  zu  Gunsten  von  Geistlichen ,  welche  des  allgemeinen  Mitleidens  sicher  waren  *, 
eriiessen  und  diese  an  ergebene  Anhänger  selbst  richteten*  oder  deren  Hülfe  fttr  die 
Darchfähmng  ihres  Verlangens  in  Anspruch  nahmen^,  endlich  auch  dabei  den  Wün- 
schen einftossreicher  Personen,  welchen  die  Verleihungsberechtigten  sich  nicht  immer 
widersetzen  konnten,  willfahrteten ',  gelang  es  ihnen,  die  Befolgung  ihrer  Forderungen 
io  vielen  Fällen  ct  erreichen,  und  auf  diese  Weise  die  Bei-ücksichtigung  ihrer  Anord- 
Dimgen ,  auf  welche  sie  an  sich  kein  Recht  hatten,  thatsächlich  durchzusetzen^. 

Von  einer  Berufung  auf  ein  angebliches  oberstes  Besetzungsrecht  des  Papstes  ist 
Id  den  Schreiben  aus  dem  12.  Jahrhundert  nicht  die  Rede.  Alexander  m.  hat  nur 
wiederholt  auf  eine  Pflicht  des  päpstlichen  Stuhles ,  ftlr  die  Geistlichen  Fürsorge  zu 
tiefen,  Bezug  genommen  ^,  und  darauf  hingewiesen,  dass  den  ordinirten  Klerikern  der 
Lebensunterhalt  verschafft  werden  müsse  ^^.  Die  schwankenden  Ausdrücke  in  den 
Sehreiben  ^^  zeigen  ebenfalls,  dass  er  sich  wohl  bewusst  war,  keinen  festen  Rechtsboden 
unter  den  Füssen  zu  haben  ^2.   Nicht  minder  beweist  dies  der  Umstand,  dass  er  keines- 


*  So  sehon  Hadrian  i.  d.  Brief  an  die  Pariser 
Kanoniker  zu  Onnsten  des  i.  d.  vor.  Anm.  er- 
wabvtenHu^  (1167—1159),  Mansi  21,  812: 
^andando  praecipimuB ,  quatenns  praepositiirani 
qnte  in  Parisiensi  eeclesia  et  domos  quae  in 
ehiiBtro  eiusdem  eeelesiae  de  hinc  primum  yaca- 
verint  ei  ...  .  concedatis''.  In  dem  Schreiben 
Alexanders  III.  wechseln  die  Aasdrücke:  rogare 
atqiie  monere,  auch  nnter  UinzufiSgung  von  her- 
tari  oder  exhortari,  s.  die  Briefe  an  den  Bischof 
T.  Troyes  ▼.  1165,  S.  Thomae  Gantuariens.  epist. 
ed.  0 lies  2,  105,  an  den  Erzhischof  y.  Kheims 
1168/1169  n.  1170  bei  Martine  u.  Durand 
eoU.  2,  792.  822,  an  den  Abt  v.  S.  Rhemigius  in 
Rkeimsv.  1158/1169,  ibid.  2,807;  andenBlschof 
T.  Sens  V.  1171/1172,  ibid.  2,  914;  an  denErz- 
Usebof  ▼.  Rheims  v.  1170,  ibid.  2,  822;  mit  den 
Worten :  rogare ,  monere  und  mandare ,  Brief  an 
den  Abt  u.  das  Kapitel  des  h.  Rhemigins  v.  1171 — 
1172,  Mansi  21,  951;  monere,  mandare,  prae^ 
eipere  an  d.  Kapitel  ▼.  Paris  v.  1168/1169,  ibid. 
21,  1031 ;  rogare  et  mandare  an  d.  Erzbisehof  v. 
iOiefras  V.  1173/1174,  Ibid.  2,  980;  rogare, 
■HNiere  et  rogando  mandare,  Brief  an  Bischof  u. 
Kapitel  (▼.  Sens?)  zw.  1162  u.  1173,  Martdne 
1.  c.  2,  806 ;  praecipere  et  mandare,  Brief  an  d. 
IHscfaof  V.  Worcesteru.  Herford  zw.  1159 u.  1181, 
Mansi  20,  1083  u.  Böhmer  corp.  iur.  can.  2, 
•pp.  p.  260.  In  c.  6.  X.  de  praeb.  III.  5  be- 
nlduiet  Alexander  III.  derartige  Schreiben  eben- 
blls  als  prefes  et  mandata  pro  alieuius  provisione. 
Dsss  e.  5.  X.  de  rescr.  I.  3  sich  auf  solche  be- 
liebt, 8.  Phlllips5,  496,  ist  keineswegs  sicher. 

<  Yg^.  die  Schreiben  Hadrians  lY.  (S.  114.  n.  2 
n.  folgende)  iru  Otmsten  des  Kanzler  Hugo. 

^  So  in  Betreff  des  genannten  Hugo,  vgl.  R  eu  - 
ter  Geseh.  Alexanders  III.  2,  107. 

*  Z.  B.  solcher,  welche  wegen  des  Schismas 
ihre  Stellen  verioren  hatten,  s.  die  Schreiben 
Alexanders  lll.  t.  1170  u.  1170/1172  bei  Mar- 
tine l.  c.  2,  822.  851  u.  dazu  Renter  a.  a.O. 
3, 201.  202,  abnraiich  zu  Gunsten  von  Yerwand- 


ten  hochgestellter  Personen,  Mansi  21,  1083 
u.  Martine  3,  914  oder  Geistlicher,  welche  das 
Wohlwollen  des  Papstes  erworben  hatten,  Mansi 
21,  1083;  Martine  2,  807  sind  dergleichen 
erlassen  worden. 

5  Die  meisten  derartigen  Schreiben  Alexan- 
ders III.  sind  an  seinen  Anhänger,  den  Erzbisr.hof 
Heinrich  v.  Rheims  gerichtet,  vgl.  Martine  1.  c. 
2,  792.  822.  828.  835.  851.  980. 

^  Dazu  hat  Alexander  III.  auch  den  erwähnten 
Rheimser  Erzbiscbof  benutzt,  vgl.  die  Briefe  bei 
Martine  1.  c.  744.  795.  796. 

'  So  des  Königs  v.  Frankreich ,  ep.  Alex.  III. 
V.  1168/1169  bei  Mansi  21,  1031,  der  Königin 
u.  Wittwe  V.  Sizilien  v.  1170,  bei  Mar  töne  2, 
828. 

fi  Ygl.  hierzu  auch  Reuter  a.  a.  0.  3,  530 IT. 

^  ep.  eit.  bei  Mansi  21,  951 :  „Pastoralis  cura 
et  solicitudo  .  .  .  nos  admonet  propensius  et  hör- 
tatur,  pro  viris  ecclesiasticis  et  praesertim  pro  bis 
qui  nullum  beneflcium  habent  ecclesiasticum  et 
sunt  bonae  opinionis  et  famae ,  solicitos  et  stu- 
diosos  existere  et  ecclesiarum  praclatos,  ut  eis  in 
compctentibus  beneflciis  provideant,  propensius 
invitare'',  vgl.  auch  Martine  2,  835;  in 
dem  Schreiben  1.  cit.  807  wird  die  Pflicht  einer 
besonderen  Fürsorge  für  die  von  der  römischen 
Kirche  geweihten  Geistlichen  betont. 

w  MartÄne  1.  c.  2,  734  u.  766.  Der  letzte 
Brief  v.  1167/1169  ist  an  den  Erzbischof  v. 
Rheims,  welcher  dem  empfohlenen  Geistlichen 
selbst  ohne  ihm  einen  titulus  zu  gewähren,  ordi- 
nirt  hatte,  adressirt.  Hier  wird  im  wesentlichen 
das,  was  demnächst  das  Lateranensische  Konzil 
V.  1179  vom  Ordinator  gefordert  hat,  Th.  I. 
S.  64  beansprucht. 

"  S.  Anm.  1. 

<2  In  dem  Schreiben  an  den  Bischof  und  das 
Kapitel  (v.  Sens?)  v.  1162/1173,  Martftne  2, 
806  verlangt  Alexander  HI.  die  Ordination  und 
die  Aufnahme  des  Empfohlenen  in  das  Kapitel, 
und  obwohl  er  bemerkt:    „vos  autem  sicut  ron- 
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wegs  fflr  die  Regel  ^ ,  Bondem  nur  ausnahmsweise  und  zwar  auch  nur  Tereinzelt  in 
solchen  Fällen ,  wo  dem  Empfohlenen  schon  die  Verleihung  eines  Amtes  oder  einer 
Präbende  versprochen  war^,  mit  Zwangsmassregeln  gedroht  hat  3.  Die  Schreiben 
Alexanders  lU.  stellen  übrigens  diese  Anforderungen  an  die  Verleihungsberechtigten 
sowohl  in  Betreff  vakanter  wie  nicht  vakanter  Pfründen^  und  enthalten  somit  aueh 
die  ersten  Versuche  zur  Ertheilung  von  Anwartschaften  auf  unerledigte  Aemter,  ob- 
wohl gerade  unter  demselben  Papst  die  Gewährung  solcher  durch  die  allgemeine  kirch- 
liche Gesetzgebung  verboten  worden  ist^. 

Alexander  in.  hat  somit  allerdings  die  Erweiterung  der  päpstlichen  Machtbefugnisa 
auf  die  Besetzung  der  zur  Verfügung  der  lokalen  kirchlichen  Gewalten  stehenden  Bene- 
fizien  angebahnt,  aber  zu  seiner  Zeit  ist  ein  etwaiges  Recht  des  Papstes,  Besetzunga- 
Mandate  mit  bindender  Kraft  zu  erlassen,  noch  nicht  anerkannt  gewesen*,  vielmehr  sind 
derartige  Anweisungen  noch  vielfach  unbeachtet  und  unberücksichtigt  gelassen  worden ''. 

Seine  Nachfolger  gingen  auf  dem  betretenen  Wege  weiter.  Schon  Lucius  DÜL. 
(1181 — 1185)  hat  zur  Durchführung  seiner  Mandate  besondere  Exekutoren ,  welche 
jedes  Zuwiderhandeln  gegen  die  letzteren  fttr  nichtig  zu  erklären  hatten,  ernannt^.   Ja 


Buevistis  iiostras  in  hac  parte preceB  snrdis  an- 
ribus  pertranslstis  nee  praefato  P.  in  allqno 
provldere  carastis^  und  die  Erwartung  ausspricht, 
daas  diesmal  dem  Empfohlenen  die  erste  yakant 
werdende  Präbende  verliehen  werde ,  bemerkt  er 
am  Schlüsse  des  Briefes  doch  nur:  „Tu  vero, 
frater  episcope,  eum,  sicut  alia  vice  mandavimus, 
ton  SU  rare  studeas  et  in  clericum  ordinäre ,  ordi- 
natum  autem  ad  alteram  praescriptarum  eccle- 
siarum  intitules  et  ita  efflcias,  ut  ad  nos  ul- 
terius  non  cogatur  redlre,  quonlam  id 
grave  nobls  admodum  existeret  et  om- 
nino  molestum'*. 

1  Gewöhnlich  schliessen  die  Briefe  mit  der 
Versicherung  des  Papstes,  dass  er  sich  seiner- 
seits dem  Adressaten  bei  künftigen  Bitten  eben- 
falls um  so  gefälliger  erweisen  werde,  ep.  S. 
Thomae  Gant.  1.  c.  2,  105;  Martine  2,  807. 
822.  828.  914  und  es  wird  die  Gewährung  der 
Forderung,  ebenso  wie  von  Innocenz  II.  u. 
Eugen  III.,  s.  S.  114.  n.  2,  auf  Grund  der  dem 
Apostel  Petrus  und  dem  päpstlichen  Stuhle  schul- 
digen reverentia  verlangt,  s.  a.  a.  0.  2,  806.  807. 
914.  Zu  einer  Verleihung  einer  demnächst  va- 
kant werdenden  Präbende  in  Linkoln  hat  Alexan- 
der III.,  welcher  sein  Yerfahren  mit  der  Vakanz 
des  bischoflichen  Stuhles  rechtfertigt,  die  Geneh- 
migung des  Königs  von  England  nachgesucht, 
Savioli  ann.  Bologn.  I.  2,  268. 

2  Vergl.  die  Schreiben  bei  Martine  1.  c.  2, 
734.  744.  914. 

s  Aber  auch  nur  in  unbestimmter  Weise  1.  c. 
2,  915  (an  den  Bischof  von  Arras) :  „eidem  epis- 
copo  dedimus  in  mandaiis,  ut  id  celerius  nobis 
.  .  .  signiflcet,  quatenus  te  secundum  merita  tua 
pnniamus^. 

*  Mansi  21,  1083;  Martine  1.  c.  2,  734. 
744.  828.  914;  Savioli  ann.  Bologn.  L  2, 
268. 

ö  c.  2  (Lat.  m.  V.  1179  c.  8)  X.  de  conc. 
praeb.  UI.  8. 

^  Dies  ergiebt  sich  auch  daraus,  dass  fast  alle 
hierher  gehörigen  Schreiben  Alexanders  III.  nach 


Frankreich,  nur  wenige  Mansi  21,  1083  u.  Sa- 
violi 1.  c.  nach  England,  gerichtet  sind. 

'J  Vgl.  die  Klagen  Alexanders  UI.  bei  Mar- 
tine l. c. 2,744. 796. 914 U.S.  115. n.  12;  femer 
ep.  90.  Steph.  Tomac.  ad  Luc.  III pp.,  Mlgne 
patrol.  211,  384 :  „Scripsit  pro  eo  (Hervaeo  anb- 
diacono)  .  .  .  pater  Alexander  (III.)  decano  et 
canonicis  s.  Aniani  Aurelianensis.  Scripsisiis  et 
vos  primo  et  secundo.  Sed  neque  preces  neqoe 
praeceptum  vestrum,  quam  vis  tres  praebendae 
vacarent,  voluerunt  audire^.  Der  Abt  Petras 
Gelleusis  schreibt  an  Alexander  III.,  ep.  84, 
Migne  patrol.  202,  531,  dass  dergleichen  Man- 
date nicht  einmal  zur  Zeit  dea  Schismas  vorge- 
gekommen,  und  bittet,  dass  der  Papst  ein  solches 
zu  Gunsten  eines  kaiserlichen  Klerikers  ertheiltee 
Mandat  widerrufen  und  künftighin  keine  da- 
rauf gehenden  Gesuche  annehmen  möge,  s.  ferner 
ep.  Matthaei  Senonens.  thesaurarii  ad  Alex.  III., 
Bouquet  16,  322. 

In  Folge  des  Widerstandes  gegen  seine  Anord- 
nungen sah  sich  sogar  Alexander  III.  genöthigt» 
die  Koncession  zu  machen,  dass  einem  Mandat, 
welches  ohne  Anstoss  und  Aergemiss  nicht  aus- 
zuführen war,  nicht  Folge  gegeben  zu  werden 
brauchte,  ebensowenig  dann,  wenn  der  Empfohlene 
schon  ein  ausreichendes  Beneflzium  besass,  davon 
aber  nichts  im  Mandate  erwähnt  war,  c,  6.  X.  III.  5. 

8  ep.  Stephani  Tornac.  92,  1.  o.  p.  385:  „Se- 
cundum mandatum  domini  papae  pro  negotio  tue 
secutus  sum  usque  Magdunum  .  .  .  Anrelianen- 
sem  episcopum  et  ibi  coram  canonicis  illins  ec- 
clesiae  post  sacros  apices  lectos,  reddita  prina 
gratiarum  actione  episcopo  de  promisso  tibi ,  ad 
preces  domini  papae,  beneflcio,  subseqnenter 
et  constanter  auetoritate  mandati  mihi  ininncii 
eidem  prohibui,  ne  alii,  antequam  tibi  beneflcinm 
in  ecclesia  Magdunensi  conferret,  et  canonicis,  ne 
alium  quam  te  in  concanonicum  redperent  ant 
investiri  permitterent:  et  si  quam  eptsoopns 
fecisset  vel  facturus  esset  de  nondnm  vacante 
praebenda  promissionem ,  ooDcessionem  vel  in* 
vestituram,  totum  auetoritate  domini  papae  iiri- 
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dnich  Cölestin  m.  (1191—1 198]  sind  dieselben  fHr  den  Fall  des  Widerstandes  auch 
mr  Androhung  von  kirchlichen  Censoren^  und  zur  Investitur  des  Empfohlenen  er- 
mietiiigt  worden  ^y  und  der  gedachte  Papst  hat  sogar,  um  jedem  Widerstand  von  vom- 
hersm  vorzubeugen,  die  Verleihung  einzelner  Benefizien,  welche  durch  Ableben  ihres 
Inhabers  in  Rom  erledigt  waren,  selbst  vollzogen  '. 

Ein  Recht  zu  derartigen  YerflQgungen  über  Benefizien  ist  aber  zuerst  von  Inno- 
eenz  m.  in  Anspruch  genommen  und  aus  der  Machtfdlle  des  apostolischen  Stuhles  her- 
geleitet worden^.  Demgemftss  hat  er  viel  hftufiger  als  seine  Vorgänger  Provisionsman- 
date^  ertheilt  und  zwar  nicht  blos  in  Fällen,  wo  die  Gewährung  einen  Anhalt  an  dem 
bisherigen  Recht  fand^'  oder  doch  vom  Standpunkt  der  Billigkeit  aus  gerechtfertigt  er- 
scheinen konnte^,  sondern  auch,  um  Geistlichen  der  römischen  Kirche^,  Angestelltendes 
päpstlichen  Hofes  ^,  päpstlichen  Familiären  ^^  eigenen  Anverwandten  ^^  sowieMännem, 
welche  ihm  Dienste  geleistet  hatten  ^  ^  oder  ihm  bekannt  geworden  waren  ^3,  eine  PMnde 
imd  Versorgung  zu  verschaffen,  endlich  auch  um  sich  Fürsten  und  weltlichen  Grossen  ^^ 
geftUig  zu  zeigen.  Dabei  hat  er  ebenso  wenig,  wie  seine  Vorgänger  das  Verbot  des  3. 
Lateranensiachen  Konzils  in  Betreff  der  Anwartschaften  ^^  beachtet  ^^.    Im  Gegensatze 


tarn  esse  et  fore  denantiari*' ;  eiasd.  ep.  144, 
ibid.  p.  403. 

1  S.  ep.  Innoc.  HI.  I.  ÖÖ.  118. 127.  145,  ed. 
Migne  1,  47.  108.  116.  127. 

<  L.  c.  ep.  I.  ÖÖ.  127  cit. 

'  L.  e.  ep.  I.  118  cit.  Dann  handelte  es  sich 
nur  noch  dämm,  die  Besitzeinweisung  des  In- 
▼estirten  zu  erzwingen. 

Die  gewohnliche  Annahme ,  dass  diese  Mass» 
regeln  zuerst  durch  Innocenz  III.  angewendet 
«erden  sind.  Tan  Espen  J.  E.  U.  P.  II.  t.  23. 
c  1.  n.  9;  Gleseler  Kirchengescb.  4.  Aufl. 
11.2,240.  n.  73.  Richter-Dove  %.  176,  ist 
Dicht  richtig.  Freilich  ist  denselben  unter  Co- 
lesttn  III.  entschiedener  Widerstand  entgegen- 
gesetzt worden ,  wie  die  eitirten  Schreiben  Inno- 
cenz' in.  zeigen,  s.  auch  ep.  I.  2Ö8.  406.  V. 
139. 146,  I.e.  1,  218.  382.  1149.  11Ö8,  da  diese 
den  Zweck  haben,  die  Ton  seinem  Vorgänger 
geoiachten  Anordnungen  zur  Wirluamkeit  zu 
bringen. 

*  L.C.  ep.I.  89,  M igne  1, 177:  „Unde  nos . .  . 
pnebendam,  quam  idem  aTunculus  tuus  in  eccle- 
sia  8.  Hilarii  Pictav.  olim  habuerat,  sicut  de  p  1  e  - 
■  itudine  potestatis  nobis  concessa 
Heebat,  tibi  .  .  .  duximus  conoedendam,  te  per 
wnulion  proprüs  manibus  solemniter  investientes 
de  ipsa«;  I.  m  418. 1.  c.  1,218.  394;  IX.  137, 
l.  e.  2,  9ÖÖ.  Auch  gegenüber  einem  Laienpatron 
gründet  er  ein  solches  Recht  auf  denselben  Titel, 
ep.  VI.  14, 1.  c.  2,  22. 

^  S.  die  Zusammenstellung  hei  Hurte  r  Inno- 
fenz  III 3, 183  ff.  Die  meisten  der  Reskripte  sind 
Bseh  Frankreich  gerichtet,  es  kommen  aber  auch 
solche  für  Italien,  Spanien,  Deutschland,  Eng- 
bnd und  den  Orient  yor. 

<  Wenn  der  Bischof  die  Ordination  ertheilt 
hstte,  aber  die  Uebertragung  eines  Beneflziums 
verweigerte,  ep.  V.  142.  IX.  264.  1.  c.  1,  11Ö4. 
2,1096.  XVI.  69,  I.e.  3, 860,  s.o.  S.llö.  n.lO 
—  in  e.  27  (Inn.  III.)  X.  de  rescr.  I.  3  u.  c.  13 
(id.)  de  aetate  I.  14  wird  ein  solches  Reskript 
als  in  forma  eomnwni  erlassen,  vgl.  auch  c.  16 


X.  de  praeb.  III.  Ö,  Th.  I.  S.  64,  bezeichnet; 
dafür  wird  auch  nach  den  Anfangsworten  des  c.  16 
X.  cit.  der  Ausdruck :  in  forma  cum  secundum, 
ferner:  in  forma  pauperwn ,  s.  z.  B.  Raynald. 
c.  1311.  n. Ö9  gebraucht,  Tgl.  noch  van  Espen 
1.  c.  F.  II.  cit.  23.  c.  1.  n.  12  ff.  — oder  wenn  nach 
erfolgter  Kollation  der  Pr&bende  die  Besitzein- 
weisung nicht  zu  erreichen  war,  ep.  I.  478, 1.  c. 
1,442. 

7  So  wenn  die  Mandate  zu  Gunsten  dürftiger 
und  verdienter  Gelehrter  gegeben  wurden,  ep. 
IX.  182.  237,  1.  c.  2,  1021.  1072.  XVI.  177,  1. 
c.  3,  962. 

8  ep.  I.  339, 1.  c.  1,  317, 

»  ep.  VI.  221.  VII.  70.  XVI.  27,  1.  c.  2,  252. 
348;  3,  816  oder  der  Kardinäle  ep.  I.  427,  1.  c. 
1,  440;  IX.  148.  16Ö,  1.  0.  2,  97ö.  994. 

10  ep.  I.  Ö29, 1.  c.  1,  482.  XII.  41 ;  XVI.  163, 
1.  c.  3,  49.  9Ö2. 

11  ep.  XIII.  130;  XVI.  70.  7Ö,  1.  c.  3,  317. 
861.  87Ö.  876. 

12  ep.  XV.  97, 1.  c.  3,  609. 

13  Namentlich  dadurch ,  dass  sie  Geschäfte  für 
kirchliche  Würdenträger  bei  der  Kurie  betrieben 
hatten,  wobei  sie  wohl  auch  selbst  die  Verwen- 
dung des  Papstes  in  Anspruch  genommen  haben 
mögen,  ep.  I.  304.  31Ö.  IX.  266,  1.  e.  1,  266. 
274 ;  2,  1998. 

1^  Mandate  zu  Gunsten  solcher  ep.  VI.  44.  IX. 
lOö.  21Ö.  271, 1.  c.  2,  47.  917.  1059. 1102;  auf 
Bitten  weltlicher  Fürsten,  ep.  XII.  113,  1.  c.  3, 
147. 

»  S.  116.  n.  5. 

10  Vielmehr  dem  Konzil  für  den  speziellen  Fall 
derogirt,  s.  ep.  I.  205,  1.  c.  1,  179.  c.  4,  11 
(Inn.  III.)  X.  de  conc.  praeb.  III.  8,  während  er 
gegenüber  anderen  Kollationsberechtigten  streng 
auf  die  Beobachtung  des  Verbotes  gebalten  und 
demselben  zuwider  ertheilteExpektanzen  für  un- 
gültigerklärt hat,  ep.I.ö01,l.c.l,461.vni.llO, 
1.  c.  2,678.  Xin.  20Ö.  XIV.  12.  26.  161.  I.e. 3, 
372.  388.  404.  523.  Auch  in  einem  Indulte  zu 
Gunsten  des  Klostors  von  S.  Denis  gegen  Be- 
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zu  ihnoD  ist  er  dagegen  bemüht  gewesen,  den  Widerstand,  welcher  ihm  gleichfalls  von 
Bischöfen,  Kapiteln  und  anderen  Verleihungsberechtigten  entgegengesetzt  wordea  ist  S 
mit  aller  Entschiedenheit  zu  bekämpfen  und  niederzoschlagen  ^ ,  nnd  hat  dadurch  das 
päpstlicherseits  in  Anspruch  genommene  Recht  ^  zur  Ertheilnng  von  Proviaionsmaji- 
daten  bezüglich  vakanter  Pfründen  und  von  Anwartschaften  auf  nicht  erledigte  Bene- 
fizien  zu  unbestrittener  Geltung  gebracht^.  Immerhin  ist  indessen  von  InnooMiz  m. 
trotzdem,  dass  er  einen  ausgiebigen  Gebrauch  von  deraiügen  Mandaten  gemacht  hat, 
noch  nicht  jede  Rücksicht  auf  das  allgemeine  kirchliche  Interesse,  sowie  daa  Interesse 
der  zu  versorgenden  Kirchen  und  Benefizien  bei  Seite  gesetzt  worden  ^. 

Erst  seine  Nachfolger  haben  das  in  Anspruch  genommene  Yerlelkuagsrecht  in 
gerade  zu  massloser  Weise  ^  zur  Belohnung  und  Bereicherung  der  Kurie,  insbesondere 
römischer  und  italienischer  Geistlicher,  sowie  auch  sonstiger  Anhinger  nnd  GünatUage 
benutzt,  und  diese  Praxis  brachte  überdies  zugleich  den  Vortheil  mit  sich,  dass  in  allen 
Diöcesen ,  namentlich  in  den  Kapiteln  —  um  solche  Stellen  handelte  es  sich  haupt- 
sächlich  —  Geistliche  angestellt  wurden ,  welche  von  kurialen  Tendenzen  erfüllt  waren, 
und  für  die  Verbreitung  derselben  wirkten^.  Schon  Honorius  III.  hat  1225  sowohl 
von  der  französischen ,  wie  auch  von  der  englischen  Geistlichkeit  ^  die  Reservation  je 


schwerung  mit  Aiivartschaften,  werden  die  vom 
päpstlichen  Stuhl  ertheilten  ausgenommen,  ep.  I. 
175,  1.  c.  1,  158. 

1  So  unter  Hervorhebung  der  verschiedensten 
Weigernngsgrunde ,  Hurter  a.  a.  0.  S.  109, 
z.  B.  Berufung  auf  kaiserliches  Privileg,  ep.  YII. 
70,  1.  c.  2,  348  (in  Köln),  auf  die  Armuth  des 
Kapitels,  auf  Ueberlastung  durch  die  grosse  Zahl 
der  AngesteUten,  ep.  VI.  95.  VII.  132.  X.  4,  1. 
c.  2,  99.  421.  1105;  XV.  23.  XVI.  163,  1.  c.  3, 
561 .  952 ,  wo  einer  drei ,  bez.  vier  Mal  erfolglos 
Yom  Papste  erlassenen  Anweisung  erwähnt  wird. 
Vgl.  auch  die  folgende  Anmerk. 

2  Die  angewandten  Mittel  sind  die  früheren, 
ep.  I.  116.  118.  339.  V.  133,  1.  c.  1,  104.  108. 
315.  1178,  ausser  der  Exkommunikation ,  ep.  I. 
447.  529.  V.  133,  1.  c.  1,  441.  482.  1138.  VI. 
19;  IX.  85,  1.  c.  2,  25.  900;  XVI.  27,  1.  c.  3, 
816,  kommen  als  solche  namentlich  noch  die  Sus- 
pension vom  KoUatiousrecht ,  ep.  I.  205,  1.  c.  1, 
179.  die  suspensio  ab  officio  et  a  beneflcio,  ep. 
V.  151,  1.  c.  1,  1163,  die  Belegung  der  Kirche 
mit  dem  Interdikt,  ep.  I.  418.  VI.  197,  1.  c.  1, 
394;  2,  222,  vor. 

3  Charakteristisch  für  den  Standpunkt  Inno- 
cenz'  III  ist  es,  dass  die  Verleihungsberechtigten, 
welche  seinen  Mandaten  Widerstand  geleistet 
haben,  von  ihm  wiederholt  als  rebelUa  bezeichnet 
worden  sind ,  c.  4.  X.  III.  8  cit.,  ep.  I.  418.  V. 
133.  XVI.  27,  1.  c.  1.  394.  1138;  3,  816. 

*  Diese  Auffassung  haben  schon  die  1246  (?) 
von  Ludwig  IX  Papst  Innocenz  IV  unterbreiteten 
gravamiua  ecclesiae  Qallicanae  bei  Brown  app. 
zu  Orthulni  Gratii  fasciculus  rerum  expedendar. 
et  fuglend.  Lond.  1690.  p.  240,  deren  Aechtheit 
mit  Unrecht  in  Zweifel  gezogen  worden  ist  (vgl. 
auch  Soldau  i.  d.  Zeitschr.  f.  histor.  Theologie 
1856.  S.  401. 402):  „Ipse  (Alexander  III)  tarnen  in 
nullo  gravavlt  ecclesiam  Gallicanam,  ut  nee  unam 
solam  praebendam  aut  aliud  beneflcium  ipse  papa 
dedit  ibi ,  sed  nee  aliquis  praedecessor  suus,  nee 
multi  etlam  de  successoribus  dedernnt  in  sua  au- 


thoritate  beneflcium  aliquod  —  (diese  Behaup- 
tung ist  unrichtig ,  s.  S.  116,  und  offenbar  nur 
aufgestellt,  um  die  Missbräuche  der  späteren  Zeit 
in  desto  grelleres  Licht  zu  setzen)  —  usque  ad 
tempus  d.  Innocentii  III.  qui  primus  as- 
sumpsit  sibi  ius  istud,  in  tempore  suo  re- 
Vera  dedit  multas  praebendas  et  similiter  poet 
ipsum  .  .  Honorius  (III.)  et .  .  .  Qregorius  (IX.) 
simili  modo  fecerunt.  Sed  omnes  praedecessores 
vestri,  ut  publice  dicltur,  non  dederunt  tot  bene- 
ficia,  quot  vos  solus  dedistis  isto  modico  tempore 
quo  rexistis  ecdesiam  vestram.  Et  si  successor 
vester  in  tan  tum  excederet  vos  in  hoc ,  sicut  ex- 
cesslstis  praedecessores  vestros,  oerte  ipse  conferret 
communia  Qies :  omnia)  beneficia  et  sie  nou  resta- 
blt  aliud  consilium  Indigenis  nostris  nlsi  fugere 
aut  fugare.'' 

5  Hurter,  lunocenzIII. a.a.O. S.  106;  Phil- 
lips?, 504,  welche  aber  auch  hier  ihre  gewohute 
Schönfärberei  treiben. 

^  Das  ergeben  die  folgenden  Gitate  der  päpst- 
lichen Schreiben,  welche  ich  der  Kürze  halber 
nach  Potthast's  Regesten  anführe.  Dieselben 
bestätigen  die  vollkommene  liichtigkeit  der  von 
Phillips  7,  504  der  Uehertreibung  beschuldig« 
ten,  gleichzeitigen  Schriftsteller.  S.  übrigens  auch 
V.  Raum  er,  Qesch.  d.  Hohenstaufen  ^  4.  Aufl. 
6,  70 ff.  u.  selbst  Hurter  a.  a.  0.  S.  108. 

7  S.  S.  119.  n.  1. 

s  ep.  ad  episc.  Galliae,  Mansi  22,  1219:  ^ut 
ad  opus  sedis  apostollcae  in  singulis  cathedimUbns 
ecclesiis  et  aliis  praebeddalibue  singnlae  praeben- 
dae  reserventur  et  Interim  donec  Id  Aat,  eompe- 
tentes  in  eis  reditus  assignentur.  In  monadteiiis 
vero  et  ceteris  domibus  regularibus  ac  aliis  coUe- 
giatlft  ecclesiis  nee  nou  de  bonis  episcoporum  ae- 
cundnm  facultates  suas  coustituantur  certi  redi- 
tus praebendas  aequantes,  quorum  proveatus  in 
commune  receptl  tam  in  uostras  quam  fratrum 
nostrorum  necessitates,  capellanorum  necnon  cas- 
cellariae  ostiariorum  allorumque  sedis  apostolicae 
offlcialium  convertantur :  ut  sie  et  piovideaatur 
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einer  Piibende  an  allen  Kathedral-  und  KoUegiatkirchen ,  sowie  je  einer  neu  zu  bil- 
denden ans  dem  Mensalgat  jedes  Bischofs  und  jeder  Konventual-  und  Eapitelskirche 
fflit  ungeth^ien  Gütern  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  der  Kurie  beansprucht  S  obgleich 
er  die  engiisehe  Geistlichkeit  vorher  in  dem  Masse  mit  Provisionsmandaten  belastet 
hatte,  daes  er  bereits  1221  die  Zusicherung  zu  geben  genöthigt  war,  dass  nach 
dem  Abfloheiden  der  Geistlichen  der  römischen  Kurie  und  anderer  Italiener,  an  welche 
Pribenden  und  sonstige  kirchliche  Benefizien  verliehen  worden  waren ,  diese  wieder 
dnieh  die  ordentlichen  Kollatoren  vergeben  werden  sollten^.  Trotzdem  hatte  aber 
wihrend  der  Begiemngszeit  seines  Nachfolgers,  Gregors  IX.,  gerade  wieder  vor 
Allem  England 3  (auch  zum  Theil  Schottland)^  unter  den  päpstlichen  Provisions- 
ottiidaten  zn  leiden. 

Bedeutungsvoll  war  es  weiter,  dass  in  dem  von  dem  letzteren  veröffentlichten  Ge- 
setibueh  die  Befiigniss  des  Papstes  zur  Krtheilung  von  derartigen  Befehlen  durch  Auf- 
nahme solcher  Dekretalen  ^,  in  welchen  die  Verleihung  von  Benefizien  päpstlicherseits 


DosIriB  in  TiUe  necoMariis  et  gratis  Omnibus  om- 
oh  pro  qnibQ^ciimque  Tenientibüs  negotlis  mi- 
HistoeBtor  .  .*^;  das  gleichUntende  Schreiben  an  die 
Esgländer  bei  Wilkins  conc.  1,  558.  Nieht 
korrekt  hierQber  t.  Raumer  a.  a.  O.  S.  69. 

<  Freilich  vergeblich ,  sowohl  auf  dem  Konzil 
IQ  BoDiges  1225 ,  Math.  Paris,  hist.  min.  ad  a. 
Vm,  od.  Madden  2,  282,  Hefele  Koncillen- 
sescfa.5,  8^,  wie  auch  auf  dem  zn  Westmlnster 
1226,  Matth.  Par.  1.  e.  2,  278.  284.  Die  ft-anzo- 
ilsclien  Bischöfe  moHTlrten  die  Ablehnung  nach 
Mitth.  Par.  1.  c.  mit  folgenden  QrQnden :  „Erlt 
enim  in  qnalibet  dioeeesi  vel  ad  minns  In  pro- 
vincia,  nuntius  unns  continuns,  procurator  Roma- 
ou  qui  non  vivet  de  proprio,  sed  graves  exactio- 
nee  et  proeurationes  exiget  ab  ecclesiis  maioribns 
et  forte  minoribos  .  . .  nomenque  procuratoris  ha- 
bens,  officio  legatl  fungetnr.  Item  dizerunt,  Im- 
mioere  tnrbatiooes  eapitulomm;  forte  enim  de- 
Bundiiet  d.  papa,  oam  Teilet,  procuratori  siio  vel 
alü,  at  Tice  sua  inteiesset,  electionibus ,  qui  eos 
tBrbaret;  et  aic  lapso  tempore,  devoM  posset 
etoetto  ad  enriam  Romanam,  quae  in  omnibus  vel 
pittijbus  eeelesiis  Romanos  poneret,  vel  tales  qni 
eis  plmrimom  essent  devoti ;  et  sie  nnllae  forent 
partes  Indigenarum  praelatorum  yel  principum, 
cim  molti  sint  viri  ecclesiaatid  qni  potlus  cnriae 
Bomanae  quam  regi  yel  regno  proriderent.  Item 
addldernnt,  quod,  si  proportionallter  fleret  bono- 
rom  dkttibatio,  omnes  in  curla  flerent  dWites, 
qmua  nmlto  phü  essent  leceptnrl  quam  rex  pro- 
prios . . .  Cum  igitor  vermis  dlvitum  sit  superbia, 
Bttioiet  Tix  eausas  audirent,  sed  eas  in  immensum 
differrent  et  minores  scriberent  Inviti ;  enins  rei 
eiperimentnm  in  evldenti  est,  quia  et  modo  ne- 
gotia  pertrahunt,  etiam  post  percepta  obsequia. 
St  sie  perlclitaietiir  lustitia  et  morerentur  qne- 
ndi  te  portis  Remaoomm  tone  plenisslme  domi- 
rntthun.' 

'Wilkins  1.  e.  1,  684.  8.  ausseidem  die 
Msndate  fOr  Bn^and  bei  Petthast  n.  5504 'u. 
WR^,  für  Frankreich  1.  e.  n.  6329<»  (dam  Ö4i3f> 
53Ö6«,  5413«,  &446S  &459d,  5464»,  5504», 
5912,  6610;  für  BeatschUdd  5507',  5570  b, 
6096,  7718  (c.  13  X.  de  ren.  I.  9,  noch  von  Inno- 
csnz  111  ertheilt);  für  Italien  5396»,  5469», 


5536  c,  6565 ,  7421 ,  7436  »,  7525 ,  7673 ,  für 
Schweden  7460. 

3  Obwohl  der  Papst  1230  eine  gleiche  Zu- 
sicherung, wie  Honorlus  III  ertheilt  hatte,  Wil- 
kins 1,  629,  entstand  doch  nach  Matth.  Par. 
chron.  maior  a.  1231,  ed.  Luard  3,208  eine 
Verschwörung  gegen  die  römischen  Legaten,  weil 
sie  „beneflcia  regni  suis  seeundum  quod  eis  placet, 
conferendo'*  wiUkührlich  schalteten  und  den  Wi- 
derstand der  ordentlichen  Kollatoren  „suspensionis 
sententias  fulminando  zu  brechen  snchten^.  1240 
soll  Gregor  IX  nach  derselben  Quelle ,  ed.  cit.  4, 
31.  84  dreien  englischen  Bisehöfen  den  Auftrag 
gegeben  haben ,  die  ersten  300  yakanten  Bene- 
fizien an  römische  Geistliche  zu  verleihen.  Ein- 
griffe In  das  Laienpatronat  musste  er  selbst  wie- 
der zurücknehmen,  s.  o.  S.  95.  n.  2.  Ueber  die 
Reservation  einer  Präbende  inSherborn  s.  Pott- 
hast n.  8001.  8194. 

*  Dies  ergiebt  sich  daraus ,  dass  dem  Bischof 
von  Glasgow  zweimal,  1229  u.  1230  dieselbe  Zu- 
sicherung, wie  den  englischen  Bischöfen,  gegeben 
worden  ist,  Potthast  n.  8369.  8562.  Mandate 
nach  Ungarn  1.  c.  n.  8487,  Dentschland  n.  9160 
und  Frankreich  n.  9533  (c.  38  X.  de  reacr.  I  3), 
geographisch  unbestimmbar  n.  9534  (c.  39.  X. 
eod.). 

6  G.  4  (Inn.  III)  X.  de  conc.  praeb.  III.  8; 
c.  30  (Honor.  III)  c.  37.  38.  40  (Gregor.  IX)  X. 
de  resor.  I.  3,  von  denen  einzelne  bestimmte,  da- 
rauf bezügliche  Fragen  entscheiden. 

Charakteristisch  ist  es,  dass  in  der  ersteren 
SteUe  und  in  c.  6  (Alex.  III)  X.  de  praeb.  III.  5 
der  früher  in  der  Zusammenstellung  mit  manda- 
tum  übliche  Ausdruck :  preoea  getilgt  ist,  sowie 
dass  für  die  Massnahmen  zur  Durchführung  der 
Provisionsmandate  in  c.  37.  39  X.  cit.  eine  feste 
Terminologie:  WXetae  momioriat  für  das  die 
Ausführung  des  Provisionsmandats  in  Erinnerung 
bringende  Schreiben,  h  praeeeptoriae  für  den  Be- 
fehl, demselben  bei  Vermeldung  der  Exekution 
nachzukommen,  und  l,  exeeutoridle$,  (vgl.  auch 
Glosse  zu  c.  37  cit.  im  casus  u.  s.  v.  monltoriis)  für 
den  die  letztere  anordnenden  Brlass  hervortritt, 
wenngleich  der  Sache  nach  diese  Gradation  schon 
unter  liinocenz  III  vorkommt,  s.  z.  B.  ep.  VI. 
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angeordnet  war ,  ihre  feste  Grundlage  erhielt ,  und  dass  dadurch  jede  principielle  Be- 
kämpfnng  des  angemassten  Rechtes  ftlr  die  Zukunft  ausgeschlossen  wurdet 

Das  so  gewonnene,  sichere  Fundament  hat  es  Innocenz  IV.  (1243 — 1254]  er- 
möglicht, von  den  Provisionsmandaten  einen  nicht  anders  als  unerhört  zu  bezeichnenden 
Gebrauch  zu  machen ,  ohne  dass  die  Berechtigung  dazu  an  und  fttr  sich  in  Zweifel  ge* 
zogen  worden  ist.  Nicht  nur  ist  die  Zahl  der  Yon  ihm  und  seinen  Legaten  erlasseiieii 
Mandate  viel  grösser  als  die  der  von  seinen  Vorgängern  ertheilten  ^,  sondern  dieselben 
wurden  sogar  vielfach  zu  Gunsten  von  ün  würdigen  gewährt',  und  bestehende  Patronat^ 
rechte  dabei  nicht  beachtet^ ;  auch  hat  er  zuerst  das  Recht  zur  Verleihung  von  Beiie- 
fizien  an  andere  Personen  überlassen^. 

Bischöfe ,  Eathedral-  und  Eollegiatstifter ,  Manns-  und  Frauenklöster ,  ja  selbat 
ganze  Mönchsorden  suchten  sich  durch  die  Nachsuchung  von  Freiheitsbriefen  gegen 
diesen  Missbrauch  des  p&pstlichen  Provisionsrechtes  zu  schützen.  Derartige  Privüesien 
sind  theils  fOr  ganze  Länder  <^,  theils  ftlr  einzelne  Kirchen,  Kapitel,  Klöster  und  Orden 


11,  1.  0.  2,  19:  ^preces  vobis  apostolioas  desti- 
nasse  ...  et  mandatum  postmodom  incnlcasse 
precibuB  et  piaeceptum,  sed  nee  praeceptum  nee 
preces  apnd  vos  yalnisse  noscnntui^,  worauf  die 
Bestellung  von  Exekntoren  erfolgt;  b.  femer  ep. 
IX.  152,  1.  c.  2,  979. 

^  Sofern  man  nicht,  was  damals  völlig  erfolglos 
gewesen  w&re,  die  Gesetzeskraft  der  Gregorischen 
Dekreten  sammlang  überhaupt  hätte  in  Frage 
stellen  wollen. 

3  Nachweisbar  sind  Mandate  für  England,  s. 
Potthast  n.  13340.  14141.  15184,  wozu  die 
Klagen  der  englischen  Legaten  auf  dem  Konzil 
von  Lyon  1245  wegen  der  vielen,  auch  in  die 
Patronate  der  englischen  Grossen  eingreifenden 
päpstlichen  Provisionen ,  hinzutreten,  Matthaeus 
Paris,  bist,  maior.  a.  1245.  1246,  1.  c.  4,  443. 
527,  vgl.  auch  Anm.  4 ;  für  Schottland  Potthast 
n.  14881.  15292. 15298,  für  Irland  1.  c.  n.  11997. 
12841.  14007;  für  Frankreich  1.  c.  n.  13223. 
13986.  15112.  15124rc.linVItoIII.7).  15289; 
für  Italien  11354.  11403.  12362.  12521.  12598. 
12785.  13060  (15314.  17052).  13299.  13306. 
13345. 13757 (Verleihung  durch  den  Papst  selbst). 
14477;  für  Deutschland  11991.  12895.  12918. 
12943».  13146.  13788».  14168  (15169.  15446). 
15094.  15370.  15530.  15398;  für  Ungarn  14491. 
14846.  14871.  15152.  15344;  für  Böhmen 
11832;  fGr  Gypem  12835,  über  Norwegen  s.  die 
folgende  Note.  Vgl.  auch  noch  Matth.  Par.  1.  c. 
a.  1243,  ed.  cit.  4,  418:  „Cum  vellet  d.  papa 
quibusdam  praebendis  Lugdunensis  eeclesiae  va- 
cantibus  qnosdam  alienigenas  consanguineos  vel 
affines  suos  Inconsulto  capitulo  intrudere ,  cano- 
nici restiterunt  ei  in  facie  .  .  .  cum  iuramento 
obtestantes ,  quod  si  tales  apud  Lugdunum  appa- 
rerent,  non  possent  eos  vel  archiepiscopus  vel 
canonioi  protegere ,  quin  in  Bodanum  mergeren- 
tur.  Nee  ipsi  qui  beneflcium  f^erunt  accepturi, 
ultra  usquam  compamenint.^'  Zur  Vervollstän- 
digung des  Bildes  sind  hiermit  die  Nachweisungen 
S.  121.  n.  1  über  die  ertheilten  Indulte  zusam- 
men zu  halten. 

3  1250  wird  der  Bischof  von  Bergen  von  ihm 
angewiesen  (P.  n.  14119,  Lange,  diplom.  Nor- 
vegic.  III.  1,  2),   die  Kleriker,  welche  „minus 


ydonel  super  recepeione  ac  provSsione  sua  in 
Nidrosiensl  ecclesia  (Drontheim)  littera«  aposto- 
licas  ad  importunam  aliquorum  instanetam  im- 
petrantes  ius  quod  super  hoc  eis  competlt,  pro- 
sequi  per  easdem  litteras  non  contentl  in  eadem 
ecclesia  se  intrudi  nitantur  per  saecularem  poten- 
tiam'',  ihres  Rechtes  aus  den  Provisionsmandaten 
für  verlustig  zu  erklären.  Wie  leichtfertig  bei 
der  Ertheilung  derselben  vorgegangen  worden  ist, 
und  wie  man  sich  dabei  öfters  vergriffen  hat, 
zeigt  die  Anweisung  an  den  Bischof  von  Trier 
1248,  P.  n.  12943»,  Beyer,  mittelrh.  Urkbch. 

3,  710,  denjenigen,  welche  der  römischen  Kivche 
ungehorsam  seien,  die  bewilligten  Provisionen 
wieder  zu  entziehen. 

«  S.  Matth.  Par.  a  1245. 1246  (Anm.  2).  l^Mö 
vor  Abhaltung  des  Londoner  Konzils  hat  Innoeenz 
IV.  (P.  n.  11627)  zwar  Heinrich  m.  von  SngUnd 
„attendens  quod  de  beneflciis  illis,  in  qulbns  laict 
ius  obtinent  patronatns,  nunquam  adhuc  manda* 
vimus  alicui  provideri^,  gebeten,  dem  päpstlichen 
Nuntius  im  Uebrigen  bei  den  ProviBionen  freie 
Hand  zu  lassen;  dass  es  indessen  dabei  nicht  geblie- 
ben ist,  zeigen  die  Klagen  der  englischen  Legaten 
auf  dem  Lyoner  Konzil ,  das  nach  demselben  er- 
lassene Indult  Innocenz'  IV.  an  die  englischen 
Patrone  von  1245 (P.  n.  11773),  Matth.  Par.  I.e. 

4,  520,  wonach  diese  ohne  jedes  Hindemias  im 
Falle  der  Vakanz  auf  ihre  Patronatsbeneflxien  zn 
präsentiren  berechtigt  sein  sollen,  und  zwei  wei- 
tere für  den  Konvent  in  Ganterbnry  von  1^3. 
1254,  bei  P.  n.  15576.  15577.  Gleiche  Indulte 
für  deutsche  und  franzosische  Klöster  und  die 
Cluniacenser  aus  d.  J.  1250  n.  1253  bei  P.  n. 
14055. 14909a.  14884.  15149. 

^  S.  Privileg  für  den  Mlssionserzbischof  von 
Preussen ,  5  Beneflzien  in  der  Provinz  Armagh, 
an  den  Erzbischof  von  Trier,  drei  lüerikem  Perso- 
nale oder  andere  Beneflzien ,  an  den  Propst  von 
Wisserhad,  Neffen  des  Königs  von  Böhmen,  die 
beiden  zuerst  freiwerdenden  Präbenden  aeinor 
Kirche,  an  den  Bischof  von  Padua,  drei  erledigte 
oder  vakant  werdende  Klöster  seiner  Diöcese  zu 
verleihen,  P.  n.  11997.  12943a.  11832.  14477. 

^  So  für  die  englischen  Bischöfe  nach  dem 
Konzil  von  Lyon  1245,  P.  n.  11774  u.  MaUb. 
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in  flbernuehend  grosser  Zahl  von.  Innocenz  IV.  ertheilt  worden  < ,  aber  selbst  in  dm 
raien,  wo  ihnen  die  vielfach  vorkommende  Klausel^;  dass  die  Beireinng  durch  eine 
dem  Indult  speziell  derogirende  Erklärung  beseitigt  werden  könne ,  nicht  beigefügt 
war  ^  kehrten  sich  doch  weder  der  Papst  noch  seine  Legaten,  wenn  es  ihnen  vortheil* 
hait  schien,  an  die  gegebenen  Zusicherungen^,  ja  der  erstere  suchte  auch  die  weltlichen 
Fflisten,  welche  freilieh  dergleichen  Provisionen  ihrerseits  ebenfalls  fOrihre  Gflnst^ 


Par.  1.  r.  l.  o.  4,  620 :  „nt  beneflcia  eedesiastica 
ad  coUationem  Yestram  spect&ntia  com  ea  yacare 
coDtigerit ,  persoll i 8  idonels  conferre  quae  velint 
et  poflsint  in  eis  utiliter  deservire,  absqae  cuin»- 
llbet  contradictionis  obstaculo  Ubere  prout  ad  ^os 
pertinet,  anetoritate  praedicta  indulgemiis.'' 

1  Für  solche  in  England  P.  n.  1388Ö.  14724. 
15676.   1Ö577;    In  Schottland    11713  (11742. 
13294.  14044.  14164).  11743.  (12953).  12031. 
12114,   In   FTankreich   11667  (12638).    11970. 
12069.  12182  (14631).  12240.  12556.  12790. 
12967.  13784(14282.   14688).   14055.  18131; 
iu    Italien     11380.     11867.     11990.     12145 
(12865).  12415.  12970.  13376.  14072.  13798. 
13835.  14495.  13931.   13999.   14011.   14146. 
13002»;  in  Deutschland  P.  n.  11629  (13316). 
11680.  14285.    12594.   12747.   12689.  14269. 
12995.  13393.  11846.  11872  (12610).  12089» 
(14091a).  12934*.  12115.  13983.  14742.  14884. 
11740.  12649.    12998.   14462.   13038.  13153. 
13866».  13182.  13242.  14142».  13258.  13995 
(14658).  14022  (14027*).  14827  (14836).  15030 
(15037).    15521.     11766*   (13189b).    11953b. 
12101«.  12547*  (13244*).  14909*.  13884*.  13745. 
11959.  13333,  sowie  4  bei  Potthast  nicht  be- 
rücksichtigte Indulte  für  die  Kathedralkirche  zu 
Strassburg  v.  1250.  1251  u.  1254,   bei  Koch 
sanetiopragmaticaGennanoruin  lllnstrata  p.279ff., 
feioer  eins  für  eine  KoUegiatkirche  In  Regens- 
barg  V.  1250,  Mayer,  thesaur.  noY.  ins.  eceles. 
4,  144,  in  Ungarn  P.  n.  14497.  14885,  in  Böh- 
men 12629 ,  in  Norwegen  14862 ,  femer  für  die 
Cinniacenser    11900    (12139.     14313.     14386. 
15149),    die    Gamaldulenser    Konvente    14436 
( 14489)  und  die  Aiitoniter  12013*.     Schlagender 
all  durch  diese  Zahl  der  Indulte  —  es  sind  in 
nioder  Summe  gerade  100  —  kann  der  Beweis, 
wie  umfassend  das  Bedürfniss  nach  Schutz  gegen 
die    mit   den    PrOTisionsmandaten    getriebenen 
Missbräuche  und  wie  arg  diese   gewesen  sein 
müssen,  nicht  geführt  werden.    Die  gegen  Inno- 
cenz lY.  aus  Frankreich  erhobene  Beschuldigung 
(s.  S.  118.  n.  4)  erhält  dadurch  eine  glänzende 
Rechtfertigung.    Charakteristisch  Ist  es  übrigens 
auch,  dass  selbst  die  Kapitel  der  grossen  Patriar- 
chalkirchen  In  Rom,  so  das  von  S.  Peter  (P.  n. 
14072),  ferner  das  Kloster  des  h.  Gregorius  da- 
selbst (1.   c.    n.   13376)  solche  Indulte  nöthig 
hatten. 

^  Sie  lautete  gewöhnlieh :  ,yabsque  sedis  apoet<H 
licae  spedali  mandato  faclente  plenum  et  expres- 
sum  de  indulgentia  hulusmodi  mentionem^,  P.  n. 
13182,  Meiehelbeek,  hist.  Frlsing.  II.  1,  32 
u.  Koeh  ].  0.  p.  280.  281 ,  mitunter  wird  auch 
noch  die  Erwihnung  des  „numerus  receptorum  et 
proYisionum«'  verlangt  P.  n.    12995,   Probst, 


turnarius  ecdesiarum  Gennaniae.  Bamb.  et  Würzb. 
1777.  p.  380. 

8  Die  Beifügung  einer  solchen  Klansei  machte 
das  Indult  an  sieh  ziemlich  werthlos.  Eine  Auf- 
hebung Jedes  Indultes  zu  Gunsten  eines  Klerikers 
König  Wilhelms  von  Holland  bei  P.  n.  15446. 

4  Dies  ergiebt  sich  vor  Allem  daraus,  dass  sich 
ein  und  dieselbe  Kirche  wiederholt  und  zwar 
innerhalb  kurzer  Zeiträume  ein  derartiges  Indult 
ertheilen  Hess,  so  hat  das  Kapitel  zu  Glasgow  ein 
solches  1245  (P.  n.  11713.  11742),  1250(1.  c.n. 
14044)  u.  1251  (1.  c.  n.  14164)  erhalten,  1249 
dagegen  ein  beschränktes  dahin,  dass  es  nicht 
mehr  als  4  Italienern  Präbenden  zu  ertheilen 
verpflichtet  sein  sollte  (1.  c.  n.  18294);  femer 
gehören  hierher  ein  Kloster  in  Venedig  mit  In- 
dulten V.  1246  u.  1248  (1.  c.  n.  1214Ö.  128651, 
ein  Kollegiatstift  in  Limoges  mit  solchen  v.  1245 
u.  1246,  die  Kathedralstifte  zu  Tours  mit  solchen 
V.  1246  u.  1252  (1.  c.  n.  12182.  14631) .  zu 
Montpellier  mit  drei  Indulten  v.  1249.  1251  und 
1252  (I.  c.  n.  13784.  '14282.  14588),  zu  8.  An- 
drews mit  zweien  von  1245  u.  1248(1.  c.  n.  11748. 
12953) ,  der  Augustiner-Konvent  zu  Ganterbury 
mit  zweien  von  1252  u.  1253  o.  1254  Q-  c.  n. 
14724.  15576),  das  Kathedralstift  zu  Strassburg 
mit  dreien  v.  1250.  1251  u.  1252  (s.  o.  Anm.l) 
und  der  Oluniacenserorden  mit  vier  v.  1245. 
1246.  1251  u.  1253  (1.  o.  n.  11900.  12139. 
14313.  14385.  15149).  Das  Kathedralstift  zu 
Konstanz  hatte  1246  ein  derartiges  Indult  erhal- 
ten (1.  c.  n.  12089*),  sah  sich  aber  1248  genöthigt 
—  offenbar ,  weil  die  päpstlichen  Delegaten  sich 
nicht  daran  kehrten ,  —  ein  neues  dafür  auszu- 
wirken, dass  die  letzteren  nicht  befugt  sein  soll- 
ten ,  wegen  der  Zurückweisung  päpstlicher  Pre- 
dsten  gegen  dasselbe  kirchliche  Gensuren  zu 
verhängen  (1.  c.  n.  13032^),  und  ferner  1250  eine 
Anweisung  dos  Papstes  für  den  Bischof,  das  ge- 
waltsame Eindrängen  der  Precisten  zu  verhindern 
(1.  c.  n.  14091*). 

Für  England  Insbesondere  kommt  noch  das 
Schreiben  (P.  n.  14983;  Wilkins  conc.  1,  700) 
in  Betracht,  welches  Innocenz  IV.  auf  die  er- 
neuerte Klage  der  englischen  Prälaten,  dass  sie 
jährlich  mit  Provisionsmandaten  auf  Beneflzlen 
von  zusammen  über  5000  Mark  Einkünften  zu 
Gunsten  fremder  Geistlichen  überschüttet  worden 
seien,  erlassen  hat.  Der  Papst  verspricht  in 
demselben  die  Beschwerden  In  Erwägung  zu  zie- 
hen und  macht  den  Vorschlag,  dass  den  letzteren 
Beneflzlen  mit  einem  Gesammteinkommen  von 
8000  Mark  belassen ,  die  übrigen  aber  zum  Resi- 
denzhalten und  zur  Nachsuchung  der  erforder- 
lichen Weihen  bei  Vermeidung  der  Besetzung  der 
Beneflzlen  durch  die  eigentlichen  KoUatoren  ge- 
zwungen werden  sollten. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  144. 


linge  gefordert  haben  ^  in  sein  Interesse  zu  ziehen  2.  Selbst  die  gegen  das  Ifode  seiner 
RegieniBgszeit  erlassene  Konstitation  von  1253,  welche  offenbar  dnieh  die  vielen 
Klagen  Aber  die  Beeinträchtigung  der  Rechte  der  ordentlichen  Kollatoren  und  Patrone 
veranlasst  worden  ist ,  stellte  nicht  einmal  eine  Beschrinkung  in  der  Austtbiing  der 
päpstlichen  Provisionen  in  Aussicht,  sondern  gewährte  nnr  den  Besetzongs-  und  FiMr 
sentationsberechtigten  die  Befdgniss ,  die  Innehaltang  der  Residenz  seitens  der  päpst- 
lichen Providirten  zu  verlangen  und  ihnen  im  Fall  der  Weigerung  die  übertragenen 
Benefizien  und  Präbenden  behufs  eigener  Vergebung  zu  entziehen  ^. 

Erst  sein  Nachfolger  AI  ex  an  der  lY.  (1254 — 1261)  verstand  sich  dazu,  1255die 
Zusicherung  zu  ertheilen,  dass  kein  Kapitel  mit  mehr  als  vier  päpstlichen  Provisionen  be- 
schwert werden  sollte  *,  indessen  ist  auch  diese  Anordnung  von  ihm ,  wenngleich  er  bei  der 
Ertheilung  der  Mandate  mehr  Mass  wie  sein  Vorgänger  hielt,  keineswegs  streng  beobachtet 
worden  ^,  und  ebensowenig  wie  früher  erwiesen  sich  die  von  ihm  ertheiitenlndoLte  als  ein 
ausreichender  Schutz  gegen  die  Beschwerung  der  ordentlichen  Kollatoren  ^.  Diese  letz- 
teren suchten  sich  nunmehr,  nachdem  sie  hinreidiende  Erfahrungen  darüber  gemadit 
hatten ,  dass  die  Kurie  sich  durch  derartige  Privilegien  nicht  gebunden  erachtete  ^, 


i  Vgl.  Potthnst  n.  13340,  ferner  die  Indulte 
KU  Gunsten  von  königlichen  Klerikern  I.  c.  n. 
14168(15169.  15446)11.  148Ö1. 

3  Matthaeus  Par.  chron.  mal.  a.  1247  (ed.  cit. 
4)  598):  „Eisdem  diebiis  dominus  rex,  nesciens 
80  vorsutiis  Romanorum  subdole  yerborum  in- 
-volucris  musclpulatum,  per  quosdam  aulieos  suoe 
Ipsi  regi  plaeere  cupientes  Privilegium  quoddam 
Btbi  in  euria  Romana  gratanter  suscepit  impetra- 
tum,  cuiustenor  talis  esse  dlnoscitur :  Quamquam 
papa  pro  suae  voluntatls  arbitrio ,  ad  intolerabile 
regni  Angtiae  gravamen,  passim  et  indifferenter 
provlsiones  fecerit  in  Anglia  de  beneflclis  eccle- 
siasticis  ad  opus  Ytalicorum,  nunc  gratia  dei  ita 
sedata  est  tempestas,  quod  quando  papa  pro- 
videt  alicui  vel  aliqulbus  ex  nepotibus  suis  vel 
cardinalium,  ipse  vel  ipsi  cardinales  rogabunt  d. 
regem  cum  instantia  magna,  quod  placeat  domino 
regi,  ut  provideatur  sie.  Quo  umbratili  privüegio 
ao  deceptorio  amid  d.  regls  fortunales,  cor  eius 
demulcentes,  ipsom  strictius  illaqneamnt.  .  .  . 
Nihil  igitnr  idiud  ülud  arbitror,  nisi  hamnm  ines- 
catum.^  Aus  demselben  Beweggrund  ist  wohl 
auch  die  Anordnung  Innoeenz'  IV.  zu  Gunsten 
des  von  ihm  unterstützten  Gegenkonigs,  Wil- 
helm von  Holland,  hervorgegangen,  dass  die 
kaiserlichen  Precisten  den  Vorrang  vor  den  päpst- 
lichen haben  sollten  (P.  n.  13115;  Th.  n. 
S.  643.  n.  2). 

9  Die  Konstitution  Ist  gerichtet  an  die  Erzbi- 
schöfe, Bischöfe,  Aebte,  Prioren,  die  sonstigen  Prir- 
laten,  Kapitel,  Konvente  und  Patrone  ulkd  ord- 
net an,  dass  „singuli  vestrum  canonlas  et  prae- 
lendas  ac  beneflcia  seu  personatus  et  dignitates 
cum  cura  aut  sine  cura,  redditus  ac  etiam  pensio- 
nes  ad  collationem  sive  electionem  seu  praesen- 
tationem  vestram  spectantia  quae  obtinentar  a 
quibuscunque  oriundis  extra  regna  in  quibus  ha- 
bentur  canonicatus  et  praebendae  ac  alla  supra- 
dicta,  sive  apud  sedem  apostolicam  maneant,  sive 
alibi  commorentuT,  ex  tunc  personis  idoneis  .  .  . 
couferre  .  .  valeatif**,  P.  n.  15162.  15163,  bttU. 
Taurtn.  3, 217,  (hier  falschlich  Innoeenz  III  bei- 
gelegt), ferner  bei  Bulaeus  bist.  Universität. 


Pari8.3,263(von  Potthast  n.  11953  nicht  rieh' 
tig  als  eine  besondere ,  dem  J.  1245  angehorlge 
Konstitution  aufgeführt).  In  der  Konstitution  ist 
der  früher  von  Innoeenz  lY  den  Engländern  ge- 
machte Vorschlag,  s.  S.  121.  n.  4  a.£.,  zumTheil 
verwirklicht. 

«  P.  n.  15776,  Bull.  Taur.  3,  598  (in  dem- 
selben Jahre  ist  dazu  eine  bisher  nicht  gedruckte 
Deklaratoria ergangen,  Posse,  analecta Vatlcana 
p.  4.  n.  43). 

B  So  war  z.  B.  das  Kapitel  zu  Bremen  1258 
geuöthigt,  die  Intervention  des  Papstes  zur  Auf- 
rechterhaltung  der  Zusicherung  anzurufen,  P.  n. 
17215,  Lünig  spioll.  ecdes.  cont.  3,  954. 

6  Es  sind  zwar  wenige  Provisionsmandate  Ale- 
xanders lY  nachweisbar,  s.  P.  n.  16750.  16946, 
17060.  17323.  17641,  aber  die  Zahl  der  von  ihm 
ertheilten  Indulte,  welche  auch  von  Ihm  wieder- 
holt zu  Gunsten  eines  schon  von  ihm  selbst  oder 
von  Innoeenz  lY  mit  einem  solchen  versehenen 
kirchlichen  Institutes  gewährt  worden  sind,  s.  P. 
n.  15681  (15686).  15842. 1591 1».  15931,  15988, 
16097.  16370  (16832).  16592.  17247.  18043, 
16844.  16146.  17694.  17114.  16234.  17048, 
17927.  15759.  15911  (17720).  16771  (16969). 
16973,  bestätigt  das  im  Text  Bemerkte. 

"^  Aus  dieser  Erfahrung  der  lokalen  kircbliehen 
Oberen  erklärt  es  sich  offenbar,  dass  seit  dem 
Ende  der  Regierungszeit  Alexanders  lY  Indulte 
des  erwähnten  Inhaltes  nur  sehr  vereinzelt  vor- 
kommen, ich  habe  nur  je  eins  von  Urban  lY 
Potthast  n.  18219,  von  Gregor  X  (1271— 1^6) 
P.  n.  20651,  iTonorius  lY  (1285—12873  P.  n, 
22394;  Bonlf  aoi  US  YIU  P.  n.  24989  und  von 
Benedikt  XI  (1303—1304)  P.  n.  25305  er- 
mitteln können.  Das  bei  Ludewig  reliqti,  ma- 
niiser.  9,  499  mitgethellte  gehört  dagegen  wohl 
Innoeenz  I Y  an  und  ist  Identisoh  mit  Pottfaast 
n.  11740,  Riedel,  cod.  dipL  Brandenb,  1.  8, 
157.  Dass  die  in  Rede  stehende  Ersoheiirnng 
nicht  auf  eine  entschiedene  Aendcrung  der  Pra- 
xis der  Kurie  znrikkgeführt  werden  kann,  er- 
geben die  folgenden  Anmerkungen. 
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mder  WeiBe  zu  helfen,  dass  sie  die  erledigten  kirchiichen  Aemter,  mn  den  päpst- 
liehen  Provisionen  die  Wirksamkeit  zu  entziehen,  möglichst  schnell,  ehe  die  p&pst- 
liehen  Mandate  in  ihre  Länder  gelangen  konnten ,  wieder  besetzten ,  weil  ein  solches 
vorher  anerkanatermassen  keine  Rechtswirkung  zn  äussern ,  und  die  Befagniss  des 
ordentüehen  Yerleihangsberechtigten  auszuschliessen  vermochte  ^ 

Allerdings  hatten  schon  Gdlestin  III.  und  Innocenz  III.  2,  um  eine  derartige  Ver- 
eitelung der  p&pgtliehen  Provisionen  zu  verhindern ,  in  einzelnen  F&Uen  Benefizien, 
welche  bei  der  Kurie  vakant  geworden  waren  oder  von  deren  Erledigung  man  dort 
Kunde  erhalten  hatte  ^,  selbst  verüehen ,  und  in  Folge  des  gedachten  YerfkhreBS  der 
Prilaten  machte  Ur bau  IV.  (1261 — 1264)  seinerseits  einen  um£Bisseaden  Gebrauch 
TOE  diesem  Mittel  ^,  indessen  erfanden  dieselben  anch  hiergegen  wieder  einen  neuen 
Ausweg,  nämlich  de»;  dass  sie  die  znr  Besorgung  ihrer  Geschäfte  in  Rom  anwesenden 
Piokuratoren  ermächtigten,  dort  diejenigen  Benefizien,  deren  Erledigung  zu  ihrer 
Reuntniss  gelangt  war,  zu  vergeben  nnd  so  dem  Papste  zuvorzukommen'^. 

Derartige  Massnahmen  der  Verleihungsberechtigten  waren  auf  dem  bisherigen 
Wege  nicht  auszuschliessen.  Ebensowenig  hatte  sich  das  seit  Lucius  III.  angewendete 
Mittel,  die  unter  Verietzung  eines  päpstlichen  Mandates  erfolgte  anderweitige  Besetzung 
des  davon  betroffenen  Bcnefiziums  für  nichtig  zu  erklären  ^,  als  ausreichend  gezeigt,  weil 
es  in  vielen  Fällen  erst  langwieriger  Verhandlungen  über  die  von  den  KoUatoren  vor- 
geschützten Einwendungen  und  femer  anch  besonderer  Exekutionsmassregeln  bedurfte, 
um  den  päpstlichen  Precisten  die  ihnen  zugedachten  Benefizien  und  Pfründen  zu  ver- 
schaffen^. 

II.  Die  erste  Reservation  und  ihre  weitere  Ausbildung.  Durch 
die  gedachten  Verhältnisse  veranlasst,  suchte  Clemens  IV.  mittelst  einer  Konstitution 
von  1265^  das  von  ihm  noch  stärker  als  von  seinen  Vorfahren  betonte  VerfQgungs- 
recht  des  päpstlichen  Stuhles  über  alle  kirchlichen  Benefizien  dadurch  zu  vollerer  Wirk- 
atmkeit  zu  bringen ,  dass  er  unter  Berufung  auf  die  althergebrachte  Gewohnheit  die 
Verleihung  aller  Kirchen,  Dignitäten,  Personate  und  Benefizien,  welche  bei  dem  römi- 
schen Stuhle  oder  der  römischen  Kurie ^  erledigt  werden  würden,  den  bisher  Berech- 
tigten überhaupt  entzog  und  deren  Vergebung  dem  Papste  ausschliesslich  vorbehielt  ^^. 


*  Dies  ist  ausdrücklieh  in  dem  Schreiben  Ore- 
gon IX  V.  1228,  Wilkins  conc.  1,  503  aner- 
kannt, vgl.  ferner  c.  1  (Inn.  IV.)  In  VI*®  de  cono. 
pneb.  III.  7,  wonach  auch  bei  einem  Mandat  auf 
Verleihung  eines  Beneflziums,  welches  der  Precist 
uoehmen  werde,  der  KoUator  nicht  yor  der  Ao- 
ceptation  des  ersteren  an  anderweitiger  Yerge- 
buig  gehindert  sein  soll. 

'  So  o.  S.  117.  n.  3  u.  n.4;  über  Innooenz  IV 
S.  120.  n.  2. 

'  Durch  Resignation  in  die  Hände  des  Papstes 
oder  dorch  Beförderung  ihres  Inhabers,  s.  Pott- 
hast n.  18756.  18783. 

«  Pottbast  n.  18756.  18783.  18829.  18833. 
18866.  18885  (SrmSchtxgung  eines  Legaten,  Be- 
nefizien, welche  durch  Tod  oder  Resignation  in 
iSeineHand  erledigt  werden,  selbst  zn  verleihen). 
Die  Mandate  auf  Prorision  hören  daneben  unter 
ihm  aber  nicht  auf,  s.  1.  o.  n.  18144.  18532. 
18627.  18657.  18693.  48699.  18711.  18795. 
18862.  18863.  18910.  18944.  18947.  18960. 
18961.  18979.  18989.  19008. 


^  Glosse  zu  c.  3  (conc.  Lugdun.  y.  1274)  in 
VIto  de  praeb.  III.  4.  s.  y.  per  Ipsos:  „Habebant 
enim  episcopi  ante  constitutionem  Clementis,  s. 
Aiim.  8,  procuratores  in  curia,  qui  statim  cum  ya- 
cabant  beneflcia,  conferebant  illa  et  sie  praeyenie- 
bant  papam." 

6  S.  0.  S.  116.  n.  8.  u.  S.  118.  n.  2. 

^  S.  a.  a.  0. 

s  e.  2  in  Yl^  eod.  lU.  4  (Potthast  y. 
19326). 

>  Beide  Ausdrücke  sind  damals  noch  als  gleich- 
bedeutend gebraucht  worden.  8.  die  folgende 
Anm.  Vgl.  ferner  unten  das  über  die  Konstanzer 
Konkordate  Bemerkte. 

10  c.  2  in  VIto  de  praeb.  lU.  4:  „Licet  ecdesi- 
arum,  personatnum,  dlgnitatum  aliorumque  bene- 
flclorum  ecdesiasticorum  plenaria  disposltio  ad 
Romanum  noscatur  Pontiflcem  pertinere  ita  quod 
non  solum  ipsa,  quum  yaoant,  potest  de  iure  oon- 
ferre,  yerum  etiam  ius  in  ipsis  tribuere  vacaturis : 
collatfonem  tarnen  ecdesiarum,  personatuum,  dlg- 
nitatum et  beneflciorum  apud  sedem  apoBtolicam 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  144. 


Diese  Konstitution,  in  welcher  keineswegs  ein  Verzicht  auf  die  bisher  gettbte  Art 
der  päpstlichen  Provisionen  enthalten  war  —  sowohl  Clemens  IV.  selbst  als  auch  seine 
Nachfolger  haben  ebenso,  wie  ihre  Vorgänger  Proyisionsmandate  in  Betreff  anderer  Bene- 
fizien  ^  ertheilt,  and  nicht  minder  solche  verliehen  ^  —  bildet  in  der  Geschichte  des  pftpst- 
liehen  Kollationsrechtes  insofern  einen  Wendepunkt,  als  sie  zum  ersten  Male  die  all- 
gemeine Reservation  einer  ganzen  Klasse  von  Kirchenämtem  ausgesprochen  und 
in  derselben  ein  Mittel  zur  Anwendung  gebracht  hat,  durch  welches  sich  das  päpst- 
liche Verleihungsrecht  unter  Beseitigung  der  Befugnisse  der  flbrigen  Kollatoren  immer 
weiter  ausdehnen  Hess  ^. 

Noch  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  und  Anfangs  des  folgenden  hat  die  gedachte 
Reservation  durch  die  Nachfolger  Clemens' IV.,  welche  dieselbe  aufrechterhalten  haben  ^, 
die  folgenden  näheren  Bestimmungen  und  Modifikationen  erfahren : 

a.  Zur  Verhfitung  lang  andauernder  Vakanzen  hat  das  Konzil  von  Lyon  v.  1274 
dem  ordentlichen  Verleihungsberechtigten  die  Ausübung  seines  Besetzungsrechtes  (neben 
dem  Papste)  für  den  Fall  gestattet,  dass  die  päpstliche  Kollation  nicht  innerhalb  eines 
Monates  nach  der  Vakanz  erfolgt  sei^,  dabei  aber  eine  Stellvertretung  des  KoUators 
im  Falle  der  Abwesenheit  aus  seinem  Sprengel  nur  durch  den  in  derselben  weilenden» 
gehörig  ermächtigten  Generalvikar  zugelassen^. 


vacantium  speciallas  ceteris  antlqaa  oonsuetado 
Komanis  pontiflcibus  reservavit.  Nos  itaqne  laa- 
dabilem  reputantes  hniusmodl  cousnetudlnem  et 
eam  auctoritate  apostolica  approbantes  ac  nihilo- 
minus  Toleiitea  ipsam  inylolabiliter  observari, 
eadem  auctoritate  statuimus,  ut  ecclesias,  digni- 
tates,  personatus  et  beneflcia  quae  apud  sedem 
ipsam  deinceps  vacare  contigerit ,  aliquis  praeter 
Romanum  pontillcem,  qnacunque  super  hoc  sit 
auctoritate  muoltus  slve  iure  ordinariae  potestatis 
Ipsorum  electio,  provisio  aeu  coUatio  ad  eum  per- 
tineat,  sfye  literas  super  aliquorum  provisione 
generales  vel  etiam  speciales  sub  quacunque  forma 
^erborum  receperit  (nisi  sie  slt  super  conferendis 
eisdem  In  curia  Romana  vacantibus  specialis  et 
expressa  ab  Ipso  pontiflce  summo  auctoritas 
attributa)  oonferre  alicul  seu  aliquibus  non  prae- 
sumat.  Nos  enim,  si  secus  actum  seu  attentatum 
fuerit,  decemimus  irritum  et  inane.'' 

1  OlemensIV.:  Potthast  n.  19065  (auf  5 
Beneflzien).  19106. 19897.  20063. 20288;  Gre- 
gor. X.:  20914.  21053;  Nikolaus  III. :  1.  o. 
n.  21268.  D.  21443  (Ermächtigung  an  den  Lega- 
ten ffir  Ungarn,  an  100  Personen  Beneflzien,  Pro- 
benden, Personate,  Dignitaten,  Kanonikate  &n 
Kathedral-  und  anderen  Kirchen  zu  verleihen, 
Theiner  monum.  Hungar.  1.  334ff.);  Hono- 
rluslV. :  l.c.n.  22264.  22470;  NikolausIV.: 
n.23390,23809(14Provi8ion8mandate),vgl.Th.II. 
S.  653.  n.  4;  Bonifacius  VIII.:  Potthast  n. 
24388.  24800;  Benedikt  XI.:  1.  c.  n.  25372. 

2  Gregor  X.:  I.e.  n.  21050;  Johann  XXI.: 
1.  f.  n.  21189;  HonoriusIV.:  1.  c.  n.  22457; 
NikolausIV.:  1.  c.  n.  22679.  22909;  Boni- 
facius Vm.:  1.  c.  n.  25026.  Nikolaus  IV. 
hat  sogar  1290  eine  Präbende  in  York  der  Peters- 
ktrche  in  Rom  und  eine  in  Linkoln  einem  römi- 
schen Hospital  übertragen,  P.  n.  23404,  coUectio 
bullar.  8.  basilic.  Yatican.  Romae  1747.  3.  app. 
p.57u.Bymerfoederaed.  Lond.  1816.  1.2,740. 


8  Wenn  sich  Clemens  IV.  in  seiner  Konstttu- 
tion  auf  eine  althergebrachte  Gewohnheit  bezieht, 
so  Ist  daran  soviel  richtig,  dass  schon  seit  Göle- 
stin  III.  in  yerschiedenen  Fallen  Aemter,  welcfae 
bei  der  Kurie  vakant  geworden  waien,  vom  Papst 
vergeben  worden  sind.  s.  S.  117.  n.  3  u.  4ii.  S.  120. 
n.  2.  Ferner  hat  sich  auch  Innocenz  III.  mehr- 
fach ein  an  einer  bestimmten  Kirche  zaerst  vakant 
werdendes  oder  auch  bereits  erledigtes  Beneflzium 
zur  eigenen  Kollation  reservirt,  ep.  XI.  96.  136. 
254,  ed.  Migne  2,  111.  1450.  1558;  ep.  XIV. 
60.  XV.  37,  1.  c.  3,  513.  569,  und  dasselbe  ist 
gleichfalls  von  seinen  Nachfolgern  und  deren  Le^ 
gaten  geschehen,  s.  die  Klagen  d.  Engländer  auf 
dem  Lyoner  Konzil  v.  1245,  Matth.  Paris,  ad  a. 
1245,  ed.  Luard  4,  443.  Indessen  hat  es  sieb  in 
allen  diesen  Fällen  um  Spezial-,  nicht  am  Gene- 
ral-Reservationen gehandelt.  Aus  der  Uebertra- 
gung  des  Rechtes  zur  Besetzung  der  beneflcia  va- 
cantia  vel  etiam  vacatura  quae  ad  coUatiouem 
sedis  apostolicae  pertinent,  an  die  ordentlichen 
Kollatoren  in  der  Diöcese  Mainz  seitens  Innoeenz' 
IV.  V.  1254,  Potthast  n.  15465,  Meermann, 
Geschiedenes  van  Graaf  Willem  van  Holland, 
Gravenhage  1783  ff.  5,  191,  Usst  sieh  nicht  auf 
ein  früheres  Vorkommen  von  General-Reservatio- 
nen schliessen.  In  diesem  Falle  standen  vielmehr, 
wie  ähnliche  papstliche  Ermächtigungen,  so  eine 
fOr  Trier  v.  Alexander  IV.  und  eine  v.  Nikolaus  TV. 
für  Mainz  v.  1289,  vgl.  P.  n.  18145  n.  23019,  s. 
ferner  n.  18767.  20019.  21113.  21527.  24204, 
zeigen,  solche  Beneflzien,  deren  Besetzung  wegen 
Versäumniss  der  KollatlonsCrlst  an  den  päpst- 
lichen Stuhl  devolvirt  war  oder  devolviren  sollte, 
in  Frage. 

«  c.  1  (Bonif .  VIII.  V.  1295)  de  praeb.  in  Bxtr. 
comm.  III.  2;  c.  3  (Clem.  V.)  eod. 

s  c.  21  in  c.  3  in  VI*«  eod.  III.  4. 

0  Dadur<^h  sollte  ausgeschlossen  werden,   dass 
die  Vergebung  seitens  der  bischöflichen  Prokura- 
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Bosifacins  YIII.  hat  sodann 

b.  diejenigen  Parochialkircben,  welche  während  einer  Erledigung  des  päpstlichen 
Stuhles  rakant  werden  oder  bei  einer  vorher  eingetretenen  Vakanz  darch  den  inzwischen 
YOtstorbenen  Papst  nicht  mehr  yergeben  sein  sollten  ^  sowie 

e.  die  Benefiden  solcher  Geistlichen ,  welche  ihr  Domizil  an  dem  Aufenthaltsort 
der  Knrie  besitzen  2,  von  der  Reservation  ausgenommen,  sowie  femer  angeordnet, 

d.  dass  der  Erledigung  in  curia  Romana,  dem  Sitze  der  Kurie  selbst,  diejenige 
^eiehstehen  solle,  welche  sich  an  einem  innerhalb  einer  Entfernung  zweier  Tagereisen 
{tun  ultra  duas  diaetas  hgaUa)  vom  jeweiligen  Aufenthalte  der  Kurie  belegenen  Orte  er- 
eigne, dass  dagegen  die  Reservation  auf  die  Benefizien  der  Kurialen  unter  allen  Um- 
ständen  Anwendung  zu  finden  habe ,  selbst  dann ,  wenn  die  letzteren  in  Folge  einer 
Erkrankung  auf  der  Reise  an  einem  Orte  sterben  sollten ,  von  welchem  die  Kurie  sich 
bereits  weiter  als  zwei  Tagereisen  entfernt  habe  ^. 

Endlieh  hat  Clemens  V.  bestimmt 

e.  dass  die  Reservation  auch  diejenigen  ordentlichen  Kollatoren  binde,  welche 
von  dem  Eintritt  der  Voraussetzung  der  Reservation  keine  Kunde  besitzen^. 

m.  Das  päpstliche  Provisionsrecht  hinsichtlich  der  Bisthttmer. 
In  der  vorangehenden  Erdrtemng  ist  die  Frage,  ob  und  inwieweit  päpstlicherseits  auch 
das  Provisionsrecht  hinsichtlich  der  bischöflichen  Stflhle  während  der  in  Rede 
siehenden  Zeit  beansprucht  und  ausgeübt  worden  ist,  absichtlich  noch  nicht  berflhrt 
worden,  weil  diese  einer  besonderen  Besprechung  bedarf. 

Der  Kampf,  welcher  zwischen  denFflrsten  und  demPapstthum  seit  dem  1 1.  Jahr- 
hundert in  fast  allen  Ländern  um  den  entscheidenden  Einfluss  bei  der  Besetzung  der 
bischöflichen  Stflhle  geführt  worden  war,  hatte  im  wesentlichen  einen  für  die  fürstliche 
Maeht  ungflnstigen  Ausgang  genommen.  Wenngleich  man  auf  Seiten  der  Päpste  nicht 
daran  hatte  denken  können ,  die  eigene  direkte  Besetzung  der  Bischofsstflhle  an  Stelle 
des  Irflheren  landesherrlichen  Ernennungsrechtes  zu  setzen ,  vielmehr  nur  die  Wieder- 
herstellung der  Bischofswahlen  und  nicht  einmal  ohne  Ausschliessung  jedweder  Bethei- 
lignng  der  Fflrsten,  erreicht  worden  war^,  so  hatte  das  Papstthum  doch  femer  seit 
Ende  des  12.  und  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  ein  Recht  auf  Verwerfung  kanonisch 
nicht  qualificirter  Kandidaten ,  auf  Genehmigung  von  Postulationen ,  auf  Prüfung  und 
Entscheidung  streitiger  Wahlen ,  auf  Konsensertheilung  zu  Translationen  und  auf  Be- 
setzung der  bischöflichen  Stühle  im  Wege  der  Devolution  zur  Anerkennung  zu  bringen 
Termocht*. 

Innocenz  III.,  von  welchem  zuerst  die  Befugniss  zur  Ertheilung  von  Provisions- 
maadaten  fllr  die  übrigen  Benefizien,  sowie  zur  Reservation  und  eigenen  Verleihung 
solcher  aus  der  obersten  MachtfflUe  des  apostolischen  Stuhles,  hergeleitet  worden  ist'', 
hat  auf  dasselbe  Fundament  auch  sein  Recht  zur  eigenen  Ernennung  vonBischöfen,  für 
die  Fälle,  dass  die  stattgehabten  Wahlen  seitens  der  Wahlberechtigten  nicht  den  kano- 
nischen Bestimmungen  gemäss  vorgenommen  waren  und  deshalb  eine  Entscheidung  des 

toien  in  Rom  sofort  nach  Ablanf  der  Frist  zur  6  Th.  II.  S.  558  ff.  580  ff.  588  ff.  595.  598  ff. 

i!2^!lnT,!!f„  ^v.lTftZ.fT^^Vr^^^^^  '  A.  a.  0.  S.  574.  589.  600.  601.   Zu  berück- 

Bommen  werden  konnte,  s.  Ulosse  8.  v.  per  ipsos        ....        •  ^  x.*    %^  i       lj  v      jt*- 

la  e  S  in  VTto  iTT   1  *'       f  sichtigen  ist  hierbei  auch,  dass  schon  das  Latera- 

*  c  35  i  Vlto  eod'  nensische  Konzil  v.  1179  die  Wahler  bei  pflicht- 
«  4»*  ^  •  Vlto  «i%ii*  widrigem  Handeln  mit  Verlust  ihres  Wahlrechtes 
»  e!  a4  dt  bedroht  hatte,  a.  a.  0.  S.  667. 

*  c,  3  in  Extr.  comm.  eod.  III.  2.                              7  S.  o.  S.  117. 
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[§.  144. 


Papstes  erforderlich  wurde,  gegründete  Die  Eod Sequenz  dieser  AnschauuBg  mnsste 
selbstrerstftndlich  zu  der  Tölligen  Vernichtung  der  bestellenden  WaUrechte  dareh  eine 
nnbeschrftnkte  pilpstliehe  Besetzung  der  bischöflichen  Stflhle  fahren.  Der  rfickaiehiB- 
losen  praktischen  Vei'werthnng  derselben  standen  indessen  die  Interessen  der  Usher 
bei  den  Bischofswalilen  betheiligten  Fflrsten  entgegen ,  welche  sieh  bei  der  Vergebung 
der  wichtigsten  kirchlichen  Aemter  wegen  der  politischen  Bedeutung  derselben  in  viel 
stärkerer  Weise,  als  bei  der  Vergebung  der  Kapitelsstellen  und  anderer  niederen  Aemter 
geltend  maclien  mnaeten.  Andererseits  brachten  es  aber  gerade  diese  Verhältnisse  mit 
sich,  dass  die  Wiederbesetzung  hervorragender  Bischofssitze  nicht  leicht,  ohne  dass  die 
Intervention  des  Papstes  nach  dem  bestehenden  Rechte  nothwendig  war  oder  von 
den  streitenden  Parteien  angerufen  wurde,  erfolgen  konnte.  Dadurch  war  dem  Papat- 
thum  eine  entscheidende  Betheilignng  bei  der  Vergebung  der  Bisthflmer  in  den  meisten 
Fällen  gesichert ,  und  da  dasselbe  fortwiüirend  mit  den  Bestrebnngen  der  Fürsten  auf 
Beeinflussung  der  Wahlen  zu  rechnen  hatte  ^ ,  gebot  es  die  Politik ,  sieh  zunftehst  auf 
die  Ausübung  der  damals  erst  zur  Anerkennung  gelangten  Rechte  in  Betreff  der  Bi- 
schofswahlen zu  beschränken ,  und  durch  die  Aufstellung  fester  Rechtsnormen  über 
dieselbe  etwaige  fürstliche  Eingriffe  abzuwehren  3,  anstatt  das  s.  g.  kanonische  Wahl- 
recht ,  dessen  Wiederherstellung  die  Rechtfertigung  für  den  Kampf  mit  dem  Kaiser- 
thnm  und  den  tlbrigen  Forsten  gebildet  hatte  ^,  selbst  wieder  zu  vemiehten,  und  da- 
durch schon  jetzt  die  gfinstige  Stellung ,  welche  das  Papstthum  errungen  hatte,  anfzii- 
geben.  In  der  That  hat  auch  Innocenz  III.  seine  hervorragende  Einwirkung  auf  die 
Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  durch  die  erwähnten  Mittel  allein  ausgettbt^  und  von 
dem  Rechte  einer  direkten  Vergebung  der  Bisthttmer  ohne  Rücksicht  auf  das  Wahlrecht 
nur  in  sehr  seltenen  Fällen  und  aus  besonderen  Veranlassungen  Oebrancfa  gemacht^. 

Dasselbe  gilt  von  seinen  beiden  Nachfolgern,  Honorius  III.'  und  Gregor  IX. ^ 
obwohl  diese  schon  für  andere  Benefizien  von  dem  päpstlichen  Verleihnngsredite  einen 
ziemlich  ausgedehnten  Gebrauch  gemacht  habend.    Erst  unter  der  Regierung  Inno- 


1  ep.  VIII.  88  (y.  1205  wegen  des  Erzbisthnms 
Gran),  Mfgne  2,  661 :  „Strigoniensi  capitulo  .  .  . 
damns  In  mandtti«,  nt  ad  providendnm  aibi  paato- 
rem  idoneum  per  electionem  eanonicam  vel  postu- 
lationem  concordem  .  .  .  iniVa  mensem  .  .  .  pro- 
cedere  non  postponant.  Alfoquin  ex  tunc,  negregl 
dominico  diu  desit  cura  paatoris,  ad  providendum 
eidem  ecciesiae  pastorem  idoneum  procedamus 
aecundum  offlcii  nostri  debitum  ex  plenitu- 
dine  apoatolica  potestatis^;  eine  An- 
drohung, welche  demnächst  auch  verwirklicht  ist, 
8.  e.  4.  X.  de  poatul.  t.  ö  (ep.  VIII.  139,  1.  c.  2, 
717).  Ernennungen  oder  Androhung  von  Ernen- 
nungen f&r  solche  Fälle  durch  den  Papst  oder 
durch  päpstliche  Delegaten  oder  Aufträge  dazn, 
ep.  II.  9ö,  1.  0.  1,  642  (Kambray  1199),  IX.  23, 
1.  c.  2,  823  (Troyes  1206),  VII.  116, 1.  c.  2,398 
(Rhelmfi  1204),  IX.  176,  1.  c.  2,  102ft  (Gubbio 
1206),  XII.  149,  1.  c.  3,  169  (Toul  1210),  XV. 
43,  1.  c.  3,  575  (Palermo  1212),  Verwerfung  der 
Wahl,  aber  Einsetzung  des  gewählten  „ex  coUata 
nobis  plenitudine  potestatis''  VII.  203,  1.  o.  2, 
512  (KonsUntinopel  1205). 

«  Th.  II.  S.  573.  587.  588.  595.  596. 

8  A.  a.  0.  S.  601  ff. 

<  A.  a.  0.  S.  545. 

^  8.   die   Innocenz  III.    betreffenden    Citate 


Th.  II.  8.  574.  n.  1.  3.  4,  S.  587.  594.  595. 
Vgl.  auch  die  Zusammenstellung  bei  Hnrter 
Innocenz  III.  3,  217  ff. 

^  Hierher  gehört  die  Ernennung  eines  £rz- 
bischofs  i.  J.  1199  für  das  verfallene  Biethum 
Acerenza  auf  Sizilien,  ep.  IT.  146,  Hignel, 
712,  nicht  aber  die  far  Mailand  1213,  ep.  XYl. 
141,  1.  c.  3,  932,  welche  erst  nach  resnltatlosen 
Versuchen  einer  Wahl  auf  Bitten  der  Wahlbe- 
rechtigten erfolgt  ist. 

"^  lieber  einseitige  Besetzungen  von  Bischofs- 
sitzen durch  denselben  in  Sizilien  vgl.  Th.  II. 
S.  596.  Die  Anweisung  an  den  Brzbischof  von 
Toledo  T.  1226,  in  den  neugewonnenen  christ- 
lichen Landestheilen  einen  oder  zwei  Bischöfe 
aus  dem  Dominikaner-  oder  Franziskaner  -Orden 
einzusetzen,  Sbaralea  bullar.  Francisc.  1,  24, 
erklärt  sich  aus  dem  Missionszustande  des  be- 
treffenden Gebietes.    Vgl.  auch  Th.  U.   S.  351. 

8  Kr  hat  1230  einen  Erzbischof  zu  Florenz  er- 
nannt, Ughelli  Italia  sacr.  7,  108  u.  Lsmi 
eccl.  Florent.  monum.  Flor.  1758.  3,  1715.  Die 
Ermächtigungen  zur  Ernennung  von  Bischöfen 
bei  Potthast  reg.  n.  9415.  9481.  10415.  10585 
beziehen  sich  auf  Länder  im  Missionszustande. 

«  S.  0.  S.  118.  119. 
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eens'  lY.  (1243 — 1254} ,  welcher  in  der  eben  gedachten  Beziehung  die  noch  von 
seinen  Yorgängem  beobachtete  Rfloksicht  hat  fallen  lassen  * ,  ist  auch  hinsichtlich  der 
Besetsnng  der  Bisthflmer  der  Wendepunkt  eingetreten .  Die  Zerrüttung  Deutschlands  und 
Italiens  dnreh  den  mit  den  Hohenstanfen  geführten  Kampf  und  die  in  Folge  desselben 
herrorgemfenen  Parteiungen  eröffneten  ihm  die  Möglichkeit,  einseitig  ohne  Berflcksich- 
ügong  der  Wahlberechtigten  und  unter  Vernichtung  des  Rechtes  derselben  ergebene 
Anhinger,  römische  Geistliche,  Angestellte  der  päpstlichen  Kurie  und  der  Kardinäle» 
insbesondere  Franziskaner-  und  Dominikaner -Mönche ,  auf  die  bischöflichen  Stflhle 
zu  befördern  2,  ihnen  solche  durch  seine  Legaten  Hbertragen  zu  lassen  oder  auch 
ZD  ihren  Gunsten  Provisionsmandate  auf  Ertheilung  von  Bisthflmem  zu  gewähren '. 
Insbesondere  erliess  er  1249  für  Deutschland  ein  Verbot,  dass  kein  Bisthum  ohne  seine 
Genehmigung  besetzt  werden  sollte^.  Nicht  minder  sind  dergleichen  Eingriffe  in  das 
Wahlrecht  in  England,  hier  freilich  meistens  im  Einverständniss  mit  den  Herrschern  <", 
wie  dies  in  einzelnen  Fällen  auch  in  Deutschland  geschehen  ist*,  vorgekommen 7. 


*  8.  0.  S.  120.  Die  Behauptung  Ton  Christ. 
Lupus  dw8.  praev.  3.  e.  8.  opp.  ed.  Phüippini 
lUfenoatis  4,  151,  dass  schon  Gregor  IX.  zur 
ZeitFriedriebsII.  BisthQmer  zu  seiner  Besetzung 
reserrtrt  habe,  l&sst  sich  nicht  feststeUen,  s.  auch 
PhillipB  ö,  397.  Wahrscheinlich  liegt  eine 
Verveehslong  mit  der  S.  126.  n.  7  erwähnten 
Thatsache  Tor. 

^  1244  besetzt  er  Piacenza  mit  einem  seiner 
KtpUae,  Gampl  bist.  eccl.  di  Piaoenza.  Piac. 
1651.  2, 181 ;  Bologna  mit  seinem  Vlcekanzler, 
Savioll  annal.  Bologn.  m.  2,  204;  Recanati 
mit  einem  Kleriker  der  Peterskirche ;  U  g  h  e  1 1 1 
1.  e.  1, 1219 ;  1247  Aasisl  mit  einem  päpstlichen 
Kapellane  unter  Widerruf  einer  von  dem  päpst- 
lichen Legaten  erfolgten  Ernennung,  Sbaralea 
I,ö02n.ö04;  1250Noyara,  Ughelli  1.  c.  4, 
711«  Paris,  y  arln  archives  administr.  de  Reims. 
Par.  1839.  I.  2,  716;  1252  Yalve  mit  einem  Ci- 
sterdensermöneh  L  e.  1,  1375;  1253  Dront- 
heim  Lange  diplomat.  Norreg.  VI.  1,  24  und 
S.  Sererina,  Ughelll  9,  483. 

*  1246  Mandat  an  den  Legaten  in  Deutschland, 
dem  Neffen  des  Ihm  ergebenen  Erzbischofs  v. 
Mainz,  einem  Franziskaner,  ein  Bisthnm  zu  über- 
tragen, Sbaralea  I.  c.  1,  444;  1249  ein  Glei- 
ches für  ein  deutsches  Bisthum  an  den  Erzbischof 
▼.  Mainz  zu  Gunsten  des  Propstes  In  Speier, 
Hdfler  AlbertT.Beham.  Stuttgart  1847.  S.179, 
und  den  Erzbischof  t.  Cöln  f&r  einen  päpstlichen 
K^dlan,  Lfinlg  splcll.  ecd.  cont.  I.  p.  254, 
an  einen  Legaten  zur  Besetzung  von  Cremona, 
Ughelll  4,  607;  1235  an  den  Legaten  auf 
Bitten  Königs  Wilhelm  v.  Holland  ffir  den 
Propst  zu  Köln  In  Betreff  eines  deutschen  Bis- 
tifums,  I.  e.  1,  220,  fOr  Giovinazzo,  Ughelll 
7,  727  und  Martorano,  1.  e.  9,  278  zu  Gunsten 
TOD  (Hsterdensermönchen ,  ffir  Lübeck  zu  Gi^n- 
tten  eines  Franziskaners  auf  Bitten  Königs  Wil- 
helm V.  Holland,  Sbaralea  1,  660.  707;  1254 
aaf  BIsignano  für  einen  Franziskaner,  Sbara- 
lea 1,  767. 

Besfitlgnngen  von  Besetzungen,  welche  im 
papstliehen  Auftrage  erfolgt  sind :  1252  für  Melft 
«.  Bari  (Dominikanermönche),  Ripoll  bullar. 
Mditt.  F.  F.  Praedlcat.  Rom.  1729.  1,  203.  205, 


Trevico,  Ughelli  R,  383,  Nicastro,  Sbaralea 
1,  639;  1254  für  Anglona  (Franziskaner)»  1.  c. 
1,  690.  691. 

Empfehlungen  des  Kaplans  eines  Kardinals 
zur  Wahl  durch  das  Kapitel  nach  Tricarico  1253  ; 
Ughelli  7,  150;  1251  Mandat  an  den  Bischof 
von  Schwerin,  nach  Annahme  des  Yerzlchts  des 
Bischofs  von  Gammin,  dem  dortigen  Kapitel  die 
Wahl  des  Neffen  des  Herzogs  v.  Braunschweig, 
falls  dieser  dem  König  Wilhelm  genehm  sei ,  zu 
empfehlen,  eventuell  selbst  diesem  das  Bisthum  zu 
übertragen,  M  e  er  m  an  n  geschiedenes  van  Willem 
van  Holland  5,  97. 

Reservation  der  Besatzung  des  Bisthnms 
Genf  für  den  Fall  seiner  Erledigung  durch  den 
Abt  von  Aulps  ▼.  1253,  Mtfmoires  et  documents 
pobli^s  par  la  socitft4$  d'histoire  de  Gendve. 
Gen^e  1841fr.  16,  174. 

Vgl.  übrigens  unten  S.  128.  n.  2  u.  Th.  11. 
S.  575.  578.  n.  1.  S.  597. 

*  Schreiben  an  Siegfried  v.  Mainz:  „volumus, 
quod  universis  cathedralinm  ecclesiarum  tuae  le- 
gatlonls  capitulls  districte  . . .  inhibere  procures, 
ne  Ipsis  ecclesils,  cum  eas  vacare  contlgerit,  de 
episcopls  absque  nostra  specfali  licentia  provldere 
praesumant^,  Hof  1er  Kaiser  Friedrich  ü.  Mün- 
chen 1844.  Anh.  S.  391 ,  ein  Verbot,  das  auch 
für  die  Abtstellen  der  grösseren  Klöster  ergangen 
ist,  Hof  1er  Albert  v.  Beham  S.  184.  n.  914. 
Eine  Anweisung,  das  gleiche  Verbot  zu  erlassen, 
ist  auch  an  den  Erzbischof  von  GÖln  gerichtet 
worden,  Höfler  a.  a.  0.  S.  188.  n.  466.  Schon 
vorher  hatte  der  Papst  ein  derartiges  Inhibi- 
torium wegen  der  Wiederbesetzung  von  Passau 
verfugt,  a.  a.  0.  S.  180.  n.  370.  Nach  der  Erle- 
digung von  Mainz  in  demselben  Jahr  ist  dem  Ka- 
pitel zwar  die  Wahl,  aber  unter  Beirath  und  Zu- 
stimmung des  Bischofs  von  Strassburg  gestattet, 
eventnen  aber  diesem  die  Wiederbesetznng  auf- 
getragen worden,  a.  a.  0.  S.  190.  n.  491. 

5  Th.  n.  S.  589. 

«  S.  Anm.  3. 

7  Ueber  die  Ausübung  des  päpstlichen  Provi- 
sionsrechtes in  den  Misstonsländem  s.  Potthast 
reg.  n.  11957.  12289.  13213.  13145fr.  14083. 
14354.  15027.  15098.  15349, 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  144. 


Wogen  der  vielfachen»  durch  diese  ausgedehnten  päpstlichen  Provisionen  hervor- 
gerufenen Beschwerden  *  verstand  sich  Innocenz  IV.  i.  J.  1252  —  noch  vor  Erlass 
der  auf  S.  122  gedachten  Konstitution  —  dazu,  den  Kapiteln  der  Kaihedral-  und  an- 
deren Stifter ,  sowie  den  Mönchskonventen  das  Becht  anf  kanonische  Wahl  ihrer  Bi- 
schöfe und  Prälaten  ausdrücklich  zu  verbriefen^.  Indessen  ist  dadurch  eine  wesent- 
liche Aenderung  in  der  bisherigen  Praxis  der  Kurie  nicht  herbeigeführt  worden,  vielmehr 
haben  die  Reservationen  einzelner  Bisthflmer ,  die  direkte  Besetzung  derselben  dnxoh 
die  Päpste  nnd  ihre  Legaten,  sowie  die  Ertheiluug  von  Provisionsmandaten  unter  seinen 
beiden  nächsten  Nachfolgern  fortgedauert  3. 

Der  dritte  derselben,  Clemens  IV.,  hat,  wie  schon  angefahrt,  i.  J.  1265  zuerst 
alle  bei  der  römischen  Kurie  zur  Erledigung  kommenden  Benefizien  reservirt  * ,  in- 
dessen wohl  schwerlich  die  Bisthflmer,  wenngleich  die  fragliche  Konstitution  ihrem 
Wortlaute  nach  ^  auch  auf  diese  bezogen  werden  kann,  mit  einbegreifen  wollen  ^.  Wäre 
dies  seine  Absicht  gewesen,  so  wQrden  die  Kathedralkirchen  als  die  wichtigsten  kirch- 
lichen Stellen  dem  Gebrauche  der  Kurie  gemäss  ausdrücklich  hervorgehoben  worden 
sein.  Auch  lässt  sich  aus  den  von  ihm  selbst  und  von  seinen  Nachfolgern  geübten  Pro- 
visionen ,  welche  seit  seiner  Zeit  häufiger  als  früher  vorgekommen  sind  ^ ,  kein  Anhalt 


i  Hatth.  Paris,  bist.  min.  v.  1252,  ed.  Mad- 
den  3,123:  „concessit  d.  papa  li^fs,  qul  digiii- 
taiibua  gaudebant  et  Bupra  modum  in  partibus 
niaxlme  tranaalpinis  opprimebantar ,  ut  rite  de 
ipais  dignitatibus  ipsi,  ad  quos  pertinebat  electio, 
deum  habentes  pro  oculis,  ut  melius  viderent 
expedire,  sine  morae  dispendio  ordinareut". 

"i  Die  Deliretale  ist  an  alle  Patriarchen ,  Erz- 
bläcbüte,  Bischöfe,  Pröpste,  Aebte,  Prälaten, 
Kapitel  und  Konvente  gericbtet,  Matth.  Paris, 
bist,  maior.  ed.  Wats.  Lond.  1640,  addit.  p.  191 
u.  Riedel,  cod.  dipl.  Brandenb.  1.  16,  403: 
„  .  .  .  nonnullonim  instantia  importune  extorsit, 
quod  de  arcbiepiscopatibus  vel  episcopatibus  sive 
abbatiis  et  prioratibus  mandaremus  per  nostras 
litteias  in  diversis  partibus  provid6rl ,  sed  sanius 
reputantes  Provider i  ecclesiis  quam  per- 
sonis,  providendi  et  ordinandi  de  praemissis 
Omnibus  liberam  Ulis  ad  quos  praedictorum  elec- 
tio, ordinatlo  seu  coUatio  siye  provisio  pertinet, 
ooncedimus  authoritate  praesentium  potestatem, 
non  obstantibus  quibuslibet  litteris  generalibus 
vel  specialibus  sub  quarumque  forma  verborum 
impetratis  a  sede  apostolica  vel  legatis  ipsius  aut 
etiam  impetrandis  seu  reservationibus  vel  prohi- 
bitionibus  aut  nominationibus  earundem  littera- 
rum  autoritate  factis  vel  faciendis''  .  .  . 

3  Vgl.  z.  B.  für  die  Zeit  Alexanders  IV. 
(12ö4---126l)diepäpBtlichen  Provisionen  von  Trau 
und  Treviso  1255  (Besetzung  mit  einem  Franzis- 
kaner) Sbaralea  1.  c.  2, 52. 681  im  letzteren  FaU 
mit  dem  vorher  Postulirten,  welcher  aber  verzichtet 
hatte,  („de  plenitudine  potestatis''),  Cervia  1257 
(mit  einem  papstlichen  Kapellan),  U  g  h  e  1 11  lt. 
8.  2,  473,  Ascoli  1259  (mit  einem  Franzis- 
kaner und  päpstlichem  Kapellan)  Sbaralea  2, 
324,  Regensburg  1259,  s.  Th.  II.  S.  575.  n.  1, 
Genf  mit  einem  Clunlacenser  1260  („de  pleni- 
tudine potestatis^,  Memoire»  publ.  p.  la  socitfti^ 
d'hist.  de  Gendve  2,  183,  ein  Mandat  für  VI- 
viers  v.  1255,  Gallia  christ.  16  app.  p.  245,  s. 
»ueh  Th.  11.  S.  575.  n.  2  zum  J.  1257,  für  die 


Zeit  Urb an 8  IV.  (1261— -1264)  die  päpsülchen 
Besetzungen  1261  von  Bordeaux  (auf  Ersuchen 
des  Königs  v.  Frankreich),  Martdne  et  Du- 
rand, ampl.  coli.  2,  1259;  1262  v.  S.  Agatha, 
Ughelli  It.  s.  8,  348;  1264  Agram  (mit  einem 
päpstlichen  Kapellan  „de  plenitudine  potestatis'*), 
Sbaralea  2,  536,  Amelia  (mit  einem  Domini- 
kaner), Ripoll  1.  c.  1,  440,  Turin  nach  vor- 
g&ngiger  Reservation  („de  plenitudine  poteatatis^, 
mit  einem  päpstlichen  Kapellan),  Sbaralea  2, 
539  und  Osimo,  Oompagnoni,  memor.  d. 
chiesa  dl  Osimo.  Rom  1782.  5,  77. 

*  S.  0.  S.  123. 

5  S.  0.  S.  123.  n.  10. 

0  Dies  ist  auch  die  Auffassung  der  damaligen 
Zeit  gewesen.  Johann  XXII.  bemerkt  in  c.  4 
eod.  In  Extr.  comm.  I.  3,  daas  erst  Glemene  V. 
(s.  weiter  unten  im  Text)  die  in  curia  erledigten 
Bisthflmer  reservirt  habe.  Vgl.  auch  Philips 
K.R.  5,  397.  Unrichtig  G.  Müller,  d.  Kampf 
Ludwigs  d.  Baiern  mit  d.  röm.  Gurie.  Tübingen 
1879.  1,  134. 

7  Für  die  Zeit  Glemens'IV.  (1265—1268) 
1265 Besetzung  von  Neapel,  Ughelli  6, 114  und 
Reservation  von  Raphoe  in  Irland  (nach  Venicbt 
des  ursprünglich  ebenfalls  päpstlich  Providirten), 
Sbaralea  1.  c.  3,  55;  1266  Besetzung  von  Melfl, 
Ughelli  1,  929;  1267  Mandat  zu  Gunsten  eines 
Dominikaners,  Ripoll  I.e.  1,490;  1268  für 
mehrere  in  Betreff  von  Bisthümem  mit  massigem 
Einkommen,  Sbaralea  3,  137  und  für  einen 
Abt  auf  eine  ^ecclesia  cathedralis  de  nunc  vacan- 
tibus  quae  plus  quicta  et  Gampaniae  slt  vidnior'', 
Martine  et  Durand  thes.  aneedot.  2,  583,  s. 
auch  Tb.  II.  S.  575.  n.  1 ;  -—  für  die  Zeit  Inno- 
cen  z'  V.  (1276)  Besetzung  von  Albi,  Gallia  christ. 
1,  21  und  Trau  (nach  Verzicht  des  Vorgängers) 
Sbaralea  1.  c.  3,264;  —  unter  Johann  XXI. 
(1276.  1277)  1276  Besetzung  von  Todi  (mit  e. 
päpstlichen  Kapellan)  Sbaraleal.  c.  3,  257;  — 
unter  Nikolaus  III.  (1277  —  1280)  1279  Be- 
setzungen von  Valve  (nach  Verzicht  der  Postallr- 


1 144.]   Geaohichte  d.  pSpstl.  Besetzungsrechtes,  insbes.  d.  Reservat,  b.  z.  15.  Jahrb.       129 

dafitr  gewinBen ,  dass  die  bei  der  Kurie  erledigten  Bisthümer  als  reservirt  betrachtet 
worden  wären  K  Dagegen  spricht  endlich,  dass  die  provisorische  Reservation  der  Ver- 
leihangvonBisthämem  sowohl  von  Honorius  TV.  1285 — 1287  in  Bezug  aufSizilien  ^ 
wflhrend  des  Streites  mit  den  Aragoniem  um  die  Herrschaft  über  die  Insel  bis  zur  Be- 
endigung desselben  als  auch  von  Bonifazius  VIII.  1303  hinsichtlich  Frankreichs^ 


(en  und  stattgehabter  Reservation)  Tod!  u.  Kil- 
due-Leighlin  (in  ähnlichen  Fällen ,  sämmtlich 
mit  Fraiwiskanern),  1.  c.  3,  380.  422.  425  u.  461, 
OriD  fdutch  Tianslation  nach  stattgehabter  Reser- 
ntion)  Thelner  mon.  Hnngariae  1,  337.  339; 
1280  Bnrgos  (nach  Torganglger  Keserratiou  mit 
e.  Franziskaner)  Sbaralea  3,  461;  —  unter 
M»rtln  IV.  (1281—1285)  1281  Besetzung  von 
Bonrges  (nach  Verzicht  des  Inhabers),  Gallia 
ehrist.  2  app.  p.  25,  und  Winchester  (desgleichen 
mit  e.  päpstlichen  Kapellan),  Ry  mer  foedera  I. 
2,610;  1283Valence  (nach  Resignation  mite. 
Benediktiner)  Gallia  Christ.  16  app.  p.  124  Soana 
(mit  dem  Kapellan  eines  Kardinals,  nach  Verzicht 
der  Gewählten),  Sbaralea  3,  513  und  Bestä- 
tigung der  durch  einen  Legaten  erfolgten  Ernen- 
nung für  Otranto,  Ughelli  9,  58;  —  unter 
Honorius  IV.  (1285  —  1287)  1286  Besetzung 
TOD  Salamanca  (mit  e.  Franziskaner)  Sbaralea 
3,562,  Florenz  Ripoll  1.  c.  2,  13,  Waterford 
(nieh  Beiignation  der  Gewählten),   Th einer, 
mofl.  Hibem.  p.  136,  Novara  (nach  Verzicht  und 
Tod  der  Gewählten  mit  e .  Franziskaner),  S  b  a  r  a  - 
leaS,  594,  und  Gastello  (ebenfalls  nach  Verzicht 
der  GeidUilten  mit  e.  Franziskaner)  1.  c.  4, 26 ;  — 
unter  Nikolaus  IV.  (1288—1292)  1289  Trient 
(nach  Reservation  mit  e.  Franziskaner)  1.  c.  4, 
91;   1290  u.  1292  Chioggia   u.  Albenga  (nach 
Verzicht  der  Gewählten  mit  Franziskanern),  1.  c. 
4,175  u.  317;  —  unter  Colestin  V.  (l294) 
Mein  (nach  Reservation)  Sbaralea  4.  3l5,  — 
unter  Bonifaclus  Vm.  (1294—1303)  1295 
£mbrün,  Gallia  Christ.  3,  1082,  Bergamo  (nach 
Verzieht  der  Gewählten)  Sbaralea  4,  360,  Ra- 
veona   (durch    Translation    nach    Resignation), 
Amadesius,  antist. Ravenn.  chronotax.  Favent. 
1783.  3,  222 ;  S.  Agatha  (nach  vorgängiger  Re- 
savation  mit  e.  Franziskaner),   Sbaralea  4, 
372,  Boss  (Schottland  nach  Verzicht  der  Gewähl- 
ten), Theiner  mon.  Hibem.  p.  159,  Melfl  (mit 
e.  Franziskaner),  Sbaralea  4,  375;  1296  Vin- 
«enza  (mit  e.  päpstlichen  Kapellan  nach  vorgän- 
giger Reservation)  Gott  ar  dl,  mem.  storiche  di 
Rainaldo  .  .  .  di  Ravenna,  Verona  1790.  p.  123. 
125 ;  Toulouse  (mit  d.  Sohn  d.  Königs  v.  Sizilien) 
Sbaralea  4,422;  1297Bagnorea (nach  Verzicht 
dee  Gewählten  mit  e.  Dominikaner)  1.  o.  4,  379, 
Zara  (nach  Erledigung   durch    Translation   und 
nach  voi^ängiger  Reservation)  1.  c.  4, 438 ;  Tran»- 
lation  nach  Trani  auf  erfolgte  Reservation,  Thei- 
ner, vet.  mon.  Slavor.  meridion.  1,  113;  1298 
Tooloinse  (nach  Reservation)  B  al u  z e ,  vitae  pa- 
pai.  Avenion.  Par.  1693.  2,  280 ;  1299  Genua  a. 
Gervia  (desgleichen   mit  Franziskanern)  Sba- 
ralea 4,  482  u.  484,  Pisa  (mit  e.  Dominikaner) 
Rajnald.  ann.  1299. n.  29;  Parma  Ughelli  2, 
179,  Zara  (nach  Reservation)  u.  Nicastro  (nach 
Absetzung  des  Vorgängers)  Sbaralea  4,  487. 
491 ;  1300  Lucea  (nach  Reservation  mit  e.  Fran- 
ziskaner), 1.  e.  4,  507 ;  1301  Fiesole  (nach  Ver- 
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zieht  des  Vorgängers  mit  e.  Franziskaner  u.  von 
Neuem  nach  Ablehnung  des  zuerst  Ernannten 
mit  e.  päpstlichen  Kapellan) ,  1.  c.  4,  518.  533 ; 
1303  Imolafnach  Translation  mite.  Franziskaner) 
und  Segni  (mit  dem  Kapellan  eines  Kardinals), 
Ughelli  1,  1239,  Kassation  einer  Postulation  in 
Vercelli  wegen  Reservation  des  Bisthums,  B  a  1  u  z  e 
vit.  pap.  Aven.  1,  605. 

Vgl.  ferner  Th.  U.  S.  574.  575.  577.  —  Auch 
ist  zu  beachten ,  dass  die  vielfachen  Wahl  Strei- 
tigkeiten in  den  Kapiteln  diese  öfters  veran- 
lassten ,  die  Päpste  lim  Besetzung  des  Bisthums 
aqzngeheu,  uiid  so  letzteren  ein  weiterer  Anlass 
/u  Provisionen  gegeben  wurde,  dies  geschah  z.  B. 
1281  in  Ragusa  und  1283  in  Magdeburg,  Sbara- 
lea 3, 477.  506  u.  Posse  anal.  Vatlcan.  p.  162. 

*  Unter  den  in  voriger  Note  angegebenen  Re- 
servationen finden  sich  drei ,  welche  aus  Anlass 
des  in  Rom  erfolgten  Todes  des  Bischofs  erfolgt 
sind,  V.  1289  für  Trient,  1296  für  Toulouse  u.  1299 
für  Zara.  In  keinem  Falle  kommt  aber  ein  Hin- 
weis auf  eine  etwaige  General  -  Reservation  vor, 
und  die  erste  wird  allein  näher  dahin  motivirt : 
^^nos  ad  ecciesiam  ipsam  a  longis  retro  temporibus 
multipliciter  laceratam  habentes  debitae  com- 
passionis  affectnm  ac  desiderantes  propterea  eius 
statui  prospere  consuli  ac  ipsam  a  dispendiis  prae- 
servari,  ordinationem,  dispositionem  et  provisio- 
nem  einsdem  ecclesiae  ea  vice  sedi  apostolicae 
duximus  reservandam'^.  Ferner  haben  solche  Re- 
servationen überhaupt  beim  Tode  eines  Bischofs 
stattgefunden ,  so  z.  B.  in  BetretF  Luccas  1300, 
s.  vor.  Anm. 

2  Posse  analecta  Vaticana  p.  113.  n.  1364. 

S  Raynald.  ann.  eccl.  a.  1303.  n.39:  ^,...no8 
nolentes,  quod  ob  timorem  vel  favorem  ipsius  (re- 
gis)  vel  alia  quacumque  de  causa  in  ecclesiis  ca- 
thedralibus  et  regularibus  dicti  regni  aliqui  prae- 
flciantur,  qui  nobis  et  dictae  sedi  fldeles ,  devot! 
et  alias  idonei  non  existant,  omnes  provisiones 
dictarum  ecclesiarum,  si  quae  forsan  vacant  ad 
praesens  vel  cum  eas  vacare  contigerit ,  disposi- 
tioni  nostrae  ac  dictae  sedis,  donec  rex  ad  nostra 
et  einsdem  sedis  mandata  cum  satisf actione  debita 
revertatur,  auctoritate  apostolica  reservamus; 
districtius  inhibentes  omnibns  et  singulis,  ad 
quos  in  dictis  ecclesiis  praelatornm  electiones  vel 
ipsoTum  eleetionum  conflrmationes  aut  quaecun- 
qne  dispositiones  pertinent  earundem,  ne  contra 
reservationem  huiusmodi  quemquam  ellgere  seu 
electionem  aliquam  conflrmare  aut  alias  de  eccle- 
siis ipsis  disponere  quoquomodo  praesumant ,  ac 
decernentes  ex  tunc  irritum  et  inane,  si  secns  sn- 
per  hoc  a  quoquam  scienter  vel  ignoranter  eon- 
tigerit  attentari". 

Ausserdem  hat  Bonifazius  VIII.  1301  die  4 
orientalischen  Patriarchalkirchen,  s.  Th.  I.  S.  560 
mit  Rücksicht  auf  den  Verfall  des  lateinischen 
Kaiserthums  und  der  Kapitel  derselben  dem  päpst- 
lichen Stuhl  auf  so  lange  reservirt,  als  die  be- 
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in  seinem  Kampfe  mit  König  Philipp  IV.  dem  Schönen  lediglich  als  vorflbergehendes 
Mittel  gebraucht  worden  ist,  um  die  Besetzung  der  Bischofsstflhle  mit  Anhftngem  der 
Könige  zu  verhindern  und  durch  die  Ernennung  von  päpstlichen  Parteigängern  ane 
Stfitze  in  den  Ländern  der  befehdeten  Fürsten  zu  gewinnen ,  und  dass  dabei  einer 
schon  feststehenden  General-Reservation  nirgends  gedacht  wird. 

Erst  Clemens  V.  hat  sich  beim  Antritt  seines  Pontifikates  speziell  die  Kirche 
von  Bordeaux,  deren  Erzbischof  er  bei  seiner  Wahl  zum  Papst  war,  sowie  alle  während 
der  Dauer  seiner  Regierung  bei  der  Kurie  erledigten  Patriarchal- ,  Metropolitan-  und 
bischöflichen  ELirchen  vorbehalten  ^  und  dadurch  die  Konstitution  Clemens'  lY.  auch 
auf  die  wichtigsten  kirchlichen  Aemter  ausgedehnt. 

IV.  Die  Erweiterung  derReservationen  bis  zu  den  Reform-Kon- 
zilien. Auf  dem  betretenen  Weg  schritt  sein  Nachfolger,  Johann  XXn.  (1316 — 
1334],  namentlich  um  für  die  geldbedüiftige  Kurie  in  Avignon  die  Einkünfte  zn  ver- 
mehren ^,  weiter  fort.  In  der  ebenfalls  im  Beginne  seiner  Regierung  erlassenen  De- 
kretale :  Ex  dehito  ^  wiederholte  er  für  die  Dauer  seines  Pontifikates  die  schon  von 
seinen  Vorgängern  ausgesprochenen  Reservationen  aller  bei  der  Kurie  vakant  wer- 
denden Bisthümer  und  anderen  Aemter,  vergrösserte  aber  zugleich  den  Umfang  der- 
selben dadurch ,  dass  er  der  Voraussetzung  der  Reservationen ,  der  Erledigung  der 
Aemter  bei  dem  päpstlichen  Stuhle,  unter  welcher  bisher  das  am  Residenzorte  des 
letzteren  erfolgte  Ableben  des  Inhabers  verstanden  worden  war,  eine  viel  umfassendere 
Bedeutung  gab.  Nach  der  erwähnten  Konstitution  sollte  als  eine  solche ,  abgesehen 
von  dem  ursprünglich  darunter  begriffenen  Fall  auch 

a.  die  Erledigung  eines  der  gedachten  Aemter  durch  eine  seitens  des  Papstes  er- 
folgte Deposition,  Privation,  Beförderung,  Versetzung,  Konsekration  oder  Benediktion 
des  bisherigen  Amtsträgers,  sowie  auch  eine  durch  Vernichtung  einer  Wahl  oder  Ver- 
werfung einer  Postulation  oder  die  Annahme  eines  Verzichtes  des  Gewählten  seitens 
des  Papstes  nicht  beseitigte  Vakanz  4,  und 


tieffenden  L&nder  der  Herrschaft  von  Ungläubigen 
oder  Schismatikern  unterstehen  wQrden ,  c.  3  de 
elect.  I.  3  in  Extrav.  comm.  I.  3.  Die  Konstitu- 
tion trägt  zwar  in  den  Ausgaben  meistens  die 
Ueberschrift  Benedikts  XI.,  und  wenn  sie  aucli 
neuerdings  Schulte,  Iter  Gallicnm  p.  428  und 
Gesch.  d.  QueUen  etc.  d.  canon.  Rechts  %  51. 
52,  diesem  Papst  zuschreibt,  so  ist  dies  doch,  falls 
die  bisher  bekannten  Lesarten  des  Datums  richtig 
sind,  nicht  gerechtfertigt,  s.  auch  Kaynald.  ann. 
eecl.  1301.  n.  24;  Potthast.  reg.  n.  25115  u. 
Phillips  K.  R.  4,  399. 

1  Durch  die  const.  Etsi  temporalium  v.  1305, 
c.  3  de  praeb.  in  Extrav.  comm.  III.  2:  „. . .  spe- 
ciaiiter  Burdegalensem  ecdesiam  ...  et  monaste- 
rium  s.  crucis  Burdegalens.  O.  S.  Bened.  ...  et 
generaliter  patriarchales,  archiepiscopales,  episco- 
pales  ecclesias,  monasteria,  prioratus  et  qnoslibet 
personatus,  dignitates  yel  offlcia  cuiuscunqne  or- 
dinis  et  conditionls  existant  nee  non  canonicatus, 
praebendas,  ecclesias  cum  cura  vel  sine  cura  et 
aliaquaelibet  beneflcia  ecclesiastica ,  quocunque 
nomine  appellentur,  quae  apud  sedem  apostolicam 
vacare  noscuntur  ad  praesens  et  quae  toto  nostri 
pontiflcatua  tempore  vacare  contigerit  in  futurum, 
Provision! ,  coliationi  et  dispositiont  nostrae  et  se- 
dis  elusdem  hac  vice  auctorltate  apostolica  reser- 


vamus,  decernentes  ex  nunc  irritum  et  in&ne,  si 
quid  contra  hoc  per  quoscunque  quavis  auctoritate 
scienter  vel  ignoranter  attentatum  est  bactenus 
vel  in  posterum  contigerit  attentari''. 

3  Ueber  diese  ist  weiter  unten  zu  handeln,  vgl. 
auch  Richter-Dove  K.  R.  %.  286;  Giese- 
1er  Kirchengesch.  2.  Aufl.  II.  3,  118.  n.  25. 

3  c.  4  de  elect.  in  Extr.  comm.  I.  3.  Sie  bildet 
offenbar  eine  nähere  Erläuterung  und  Ausdehnung 
der  an  seine  Kanzlei  vorher  erlassenen  münd- 
lichen Erklärung :  „Ao  d.  1316  17  Kai.  Oct.  Lng- 
duni  SS.  pater  et  d.  Johannes  p.  XXII  .  .  .  re- 
servavlt  suae  et  apostolicae  coliationi  omnia  bene- 
flcia ecclesiastica  quae  fnerunt  et  quoconqae  no- 
mine censeantur,  ubicunque  ea  vacare  contigerit 
per  aoceptationem  alterius  beneflcii  praetextn  gra- 
tiae  ab  eodem  d.  papa  factae  vel  faciendae  &ooep- 
tati :  mihique  Gaucelmo  vicecancellario  suo  piae- 
cepit  .  .  .,  quod  haec  ad  memoriam  redigerem  in 
scripturam'',  B  a  1  u  z  e ,  vitae  papar.  Avenionens. 
Paris.  1693.  1,  722.  Unrichtig  ist  die  Annahme 
vonC.Müller,  Kampf  Ludwigs  d.  Baiern  1,  136, 
dass  nach  c.  4  cit.  alle  Beneflcien,  gleichviel  wie 
und  warum  sie  vakant  geworden,  als  an  der 
Kurie  erledigt  gelten  sollen. 

^  Einen  Anhalt  hatten  diese  Erweiterungen  an 
der  schon  seit  dem  13.  Jahrhundert  von  seinen 
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b.  die  Erledignng  aller  den  Kardinftlen  und  gewissen  Beamten  der  Kurie  ^  zu- 
stehenden Aemter^  falls  diese  auch  durch  einen  ausserhalb  der  letzteren  stattgehabten 
Tod  derselben  eingetreten  wäre, 
angesehen  werden. 

Aber  damit  nicht  genug,  reservirte  er  im  folgenden  Jahre  (1317)  durch  die  Bulle : 
ExecrabdU  ^,  welche  sich  gegen  den  Besitz  mehrerer  in  einer  Hand  unvereinbarer,  mit 
Seelsoige  verbundener  Benefizien  richtet  3,  alle  diejenigen  Benefizien,  auf  welche  ihre 
Inhaber  in  Folge  der  betreffenden  Vorschriften  zu  verzichten  genöthigt  und  deren 
üe  wegen  eines  Verstosses  gegen  die  letzteren  verlustig  gegangen  waren ,  der  päpst- 
lichen Besetzung.  So  eröffnete  er  sich  bei  der  damals  weitverbreiteten  Unsitte ,  meh- 
rere Benefizien  einer  und  derselben  Person  zu  flbertragen^,  die  Gelegenheit,  eine 
fernere  beträchtliche  Anzahl  von  Stellen  zu  vergeben ,  und  beutete  diese  zum  Vortheil 
des  päpstlichen  Schatzes  aus^,  obwohl  er  sich  nicht  gescheut  hatte,  seine  Anordnung 
mit  Klagen  über  den  Ehrgeiz  und  die  Habsucht  der  kirchlichen  Würdenträger  und  Geist^ 
tiehen,  welche  nicht  genug  Benefizien  gleichzeitig  erwerben  könnten,  zu  rechtfertigen*. 

Sein  Nachfolger  Benedikt  XH.  (1334 — 1342],  welcher  allerdings  der  von  Johann 
XXn.  beobachteten  Praxis,  ohne  Rücksicht  auf  die  Würdigkeit  der  Kandidaten  lediglich 
das  pekuniäre  Interesse  entscheiden  zu  lassen 7,  nicht  folgte,   hielt  die  bisher  ans- 


VorgiDgem  geübten  Praxis,  in  solchen  Fällen 
llireneits  die  Bisthümer  za  besetzen,  s.  Tb.  II. 
S.Ö74. 575.  Ö89.  590.  Ö97.  601.  Aucb  sind  schon 
frfiher  andere  Benefizien,  insbesondere  Kanonl- 
kate,  bei  Yerzichtleistiing  auf  dieselben  in  die 
Hände  des  Papstes  von  letzterem  als  bei  der  Kurie 
eriedigt,  vergeben  worden,  s.  die  Erklärung  Hono- 
rins'IV.  i.  d.  Dekietale  v.  1286  bei  Würdt- 
wein,  noTa  subsidia  diplom.  9,  49. 

Nach  dem  Vorbilde  Johanns  XXII.  hat  sich 
übrigens  auch  der  Yon  Ludwig  d.  Baiern  ihm 
gegenübergestellte  OegenpapstNikolausV.  sämmt- 
liehe  SteUen  reservirt,  welche  durch  die  Absetzung 
der  Anhänger  des  ersteren  zur  Erledigung  ge- 
kommen waren,  Raynald.  add.  1328.  n.  44. 

*  Const.  dt. :  „Et  hoc  idem  in  dignitatibus  et 
beoeficUs  qulbnslibet  .  .  .  offlcialium  nostromm 
videlicet  vicecancellaril,  eiusdem  ecciesiae  came- 
ruii,  notarlomm,  auditoris  contradictarum,  oor- 
lectorum,  seriptorum  literamm  ac  poenitenüario- 
nun  nostromm  necnon  abbreviatorum  curiae  Ro- 
manae  locum  sibi  volumus  Tindicare.  Kursus 
hoius  noetrae  reserrationis  edictum  ad  dignitates 
et  aHa  iam  dieta  capellanorum  nostrorum  com- 
mensalium  et  qnommlibet  aliorum ,  ratione  offl- 
eii  Tel  ex  causa  legitima  in  dicta  curia  morantium, 
qoando  a  nobis  pro  nostrts  et  eiusdem  sedis  nego- 
tiis  prosequendis  de  ipsa  curia  quocunque  modo 
praemissi  Tel  aliqui  eorum  transmissi  aut  legati 
vel  nuneii  fuerint  et  eos  ubilibet  ante  ipsorum  ad 
praeCatam  eurlam  reditum  durante  legatione  seu 
protecutiono  ipsorum  negotiorum  rebus  eximi 
cootigerit  ab  hnmanis  duximus  extendendum. 
Et  id  fpsum  etiam  esse  volumus  In  huiusmodi  ca- 
peüanis  commensalibus,  etiamsi,  ut  praemittitur, 
nunc  transmissi  faerint  ubicunque  et  ipsos  rebus 
eximi  eentigerit  ab  humanis^.  Vgl.  über  die  ge- 
nannten Beamten  Th.  I.  8.  390.  405.  406.  428. 
439. 441. 442.  443.  444  u.  Hübler,  ConsUnzer 
Reformation ,  die  Anmerkungen  zu  S.  130  fT.  u. 
169  n.  8.  auch  Anm.  6  a.  E. 


2  c.  un.  de  praeb.  in  Extr.  Joann.  XXII.  tit. 
3  u.  c.  4  eod.  in  Extr.  comm.  III.  2. 

8  Vgl.  darüber  die  Lehre  von  der  Pluralitat  und 
Inkompatibilität  der  Benefizien. 

^  S.  ebenfalls  daselbst. 
^  S.  unten  8.  Anm.  7. 

6  Endlich  verfugte  Johann  XXII.  i.  J.  1319 
durch  die  const.  Imminente  nobis,  Bull.  Taur. 
4,  286,  bis  auf  eigenen  oder  Widerruf  des  apo- 
stolischen 8tuhles  die  Reservation  aller  auf 
irgend  welche  Weise  vakant  werdenden  bischöf- 
lichen und  Kollegiatkirchen,  Abteien,  Priorate, 
sowie  der  anderen  geistlichen  SteUen  in  den 
der  romischen  Kirche  gehörenden  Ländern,  deren 
Prälaten  herkömmlicher  Welse  gewählt  wurden, 
und  i.  J.  1322  durch  die  const.  In  patriarchatu, 
Raynald.  ann.  eccl.  1322.  n.  4,  Ughelli  It. 
sacr.  3.  185,  in  gleicher  Weise  die  Reservation 
aller  erwähnten  Stellen  in  den  der  römischen 
Kirche  unmittelbar  untergegebenen  italienischen 
Gebieten,  im  Patriarchate  Aquileja  und  in  den 
erzbischöflichen  Provinzen  von  Ravenna,  Mailand, 
Genua  und  Pisa.  Endlich  wird  auch  auf  Johann 
XXII.  die  in  der  V.  Kanzleiregel  (s.  unten  $.  145) 
enthaltene  Reservation  der  kirchlichen  Benefizien 
der  Kollektoren  und  der  SubkoUektoren  der 
päpstlichen  Einkünfte,  falls  letztere  die  einzigen 
für  ihren  Bezirk  sind,  zurückgeführt,  Riganti 
comm.  ad  reg.  cit.  n.  187. 

7  Giov.  Villani  (saec.  XIV)  bist.  Fiorent. 
XI.  20rMuratori  rer.  Ital.  13,  765):  „infino 
l'anno  1319  puose  le  riservazioni  di  tuttl  i  bene- 
fici  collegiati  di  chrlstianitk  e  tutti  gli  volea  dare 
egli ,  dicendo  il  facea  per  levare  le  simonie.  E 
di  questo  trasse  e  ragunö  infinito  tesoro.  Et  oltre 
a  ciö  per  la  detta  riservatione  quasi  mal  non  con- 
fermö  elettione  di  nluno  prelato ,  ma  promovea 
vescovo  in  uno  arcivescovado  e  al  vescovado  del 
vescovo  promosso  promovea  un  minore  vescovo  e 
allora  avenia  bene  sovente ,  che  d'una  vacazione 

9* 
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gesprochenen  Reservationen  mit  einigen  Erweiternngen  aufrecht ,  und  faaste  dieselben 
1335  in  einer  eigenen  Konstitution :  Ad  regimen  ecclesiae  zusammen  ^ 

Im  ferneren  Verlauf  des  14.  Jahrhunderts  haben  sich  die  Päpste  begntlgt,  die  Qe- 
neral-Reservationen  nur  in  ihren  Kanzleiregeln  festzusetzen.  Erweitert  worden  sind  sie 
durch  Clemens  VI.  (1342—1352)  auf  alle  durch  Wahl  zu  besetzenden  Prftlaturen 
und  Abteien  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  ihrer  Erledigung^,  femer  durch  ürban  V. 
(1362—1370)  auf  die  Benefizien  der  Eurialen,  welche  der  Kurie  bei  einer  Vertnde^ 
mng  des  Sitzes  derselben  folgen  und  an  einem  auch  noch  so  entfernten  Orte  sterben  ^, 
und  endlich  durch  Clemens  VII.  (1378—1394)  auf  die  ersten  Dignitftten  nach  der 
bischöflichen  Würde  in  allen  Patriarchal- ,  Metropolitan-  und  Kathedralkirchen ,  nnd 
auf  die  Hauptdignitäten  in  den  KoUegiatstiften  *. 

Neben  diesen  General-Reservationen  wurde  von  den  Päpsten  das  Recht,  solche 
in  speziellen  Fällen  in  Betreff  einzelner  Benefizien  vorzunehmen ,  diese  selbst  zn  be- 
setzen, sowie  Provisionsmandate  und  Anwartschaften  auf  dieselben  zu  ertheilen,  festn 
gehalten ,  und  so  bot  ihnen  die  verschiedene  Ausgestaltung  ihres  obersten  Provisions- 
rechtes genügende  Handhaben,  im  umfassendsten  Masse,  zn  Gunsten  ihrer  Kasse ,  so- 
wie ihrer  Nepoten,  Kurialen  und  Günstlinge  mit  den  Benefizien  willkührlich  zu  schalten  ^. 

Trotz  der  mannichfachen  Klagen  <*,  welche  sich  über  die  Beeinträchtigung  der  Be- 


d'uno  yescovado  grande  o  arcivescovado  o  patriar- 
cato  faceva  VI  o  piu  permatazioui,  e  simüe  d'altri 
beneflci :  onde  molte  e  grandi  provisioui  di  mo- 
neta  tornevatio  alla  camera  del  papa/'  Vgl.  hierzu 
aach  C.  Müller  a.  a.  0.  1,  134. 

1  c.  13  de  praeb.  in  Extr.  comm.  III.  2.  Die 
Erweiterungen  bestehen  in  der  Ausdehnung  auf 
mehrere  in  der  const.  Johanns :  Ex  debito  nicht 
genannte  Kurialbeamte. 

2  Clementis  VI.  vita  V*,  Bai  uze  vit.  1,  310: 
„Hie  papa  cum  in  principio  sui  pontiflcatus  faceret 
reservationes  abbatiarum  et  praelaturarum,  electio- 
nes  conventuum  et  oapitulorum  Irritas  habens,  et 
Buper  hoc  slbi  fuerit  intimatum,  quod  huiusmodi 
reservationes  a  suis  praedecessoribus  minime 
fuerint  factae ,  ipse  fertur  respondisse :  Praede- 
cessores  nostri  nesciveriint  esse  papa.'' 

3  Wenigstens  wird  auf  ihn  die  VI.  Kanzleiregel 
zurückgeführt,  Riganti  ad  reg.  cit.  n.  1.  Die 
Reservation  knüpft  an  die  Bonifazius'  YIII.  in  c. 
34  in  VIto  de  praeb..  s.  o.  S.  125.  n.  3  u.  die 
Benedikts  XII.  i.  d.  const.  Ad  regimen  an  und 
stellt  sich  als  Erweiterung  der  letzteren  dar. 

^  Als  Urheber  dieser  Reservation,  welche  sich 
Jetzt  in  der  IV.  Kanzleiregel  findet,  wird  vielfach 
Johann  XXII.  bezeichnet,  Riganti  comm.  ad 
reg.  cit.  $.1.  n.  3.  4.  Ich  folge  der  bisher  über* 
sehenen  Angabe  in  der  chronica  Caroli  VI.  11.  2. 
n.  1281  (Chronique  du  religieux  de  S.  Denys  ed. 
Bellaguet.  Paris  1839. 1,82):  „ipse  papa  com- 
temptis  68.  patrum  generalibus  decretis  vel  saltem 
non  observatis  omnes  ecclesiasticas  dignitates 
quascunque  post  episcopalem  maiores  indiflTeren- 
ter  suae  dispositioni  reservabat."  Jedenfalls  fällt 
sie  in  das  14.  oder  den  Anfang  des  15.  Jahrhun- 
derts ,  denn  sie  findet  sich  schon  unter  den  von 
Johann  XXIII.  i.  J.  1410  publicirten  Kanzlei- 
regeln, V.  d.  Hardt,  conc  Constantiens.  I.  21, 
954.  Gegen  die  Annahme ,  dass  sie  von  Jo- 
hann XXII.  herrührt,  spricht  der  Umstand,  dass 


sie  sich  zum  Theil  mit  der  Clemens*  VI.  deckt 
und  diese  als  Neuerung  bezeichnet  wird,  s. 
Anm.  2. 

In  den  Kanzleiregeln  Jobanns  XX III.  findet 
sich  ferner  eine  Reservation  der  Benefizien  der 
familiare.s  continui  commensales  des  Papstes  and 
der  Kardinäle.  Ob  diese  von  ihm  herrührt  oder 
älter  ist,  lässt  sich  bei  dem  vorliegenden  Material 
nicht  entscheiden. 

^  Dies  ist  insbesondere  geschehen  von  Clemens 
VI.,  Gregor  XI.  (1370—1378),  und  nach  Eintritt 
des  Schismas  von  Clemens  VII.  (in  Avignon  1378 
—1394)  und  Bonifazius  IX.  (in  Rom  1389—1404), 
Gieselera.a.O.  11.3,115.118. 137.138.  145. 

6    So    auf   dem    Konzil    von    Vienne    1311, 
Raynald.  v.  1311.  n.  59:   „Quia  multi  vita  et 
morlbus  detestabiles  de  diversis  mundi  partibas 
ad  sedem  apostolicam  concurrentes  tarn  in  forma 
pauperum    quam   alias  beneflcia  cum  cura    vel 
sine  cura  quotidie  impetrare  noscuntur  ...  et 
...  et  a  praelatis  .  . .  veneranter  instituti  vel 
admissl  ita   detestabilem    vel    deformem    vitam 
duennt ,  quod  ob  hoc  ecclesiae  destruuntiiT  . .  . 
praelati  non  possunt  hodie  bonis  personis  de  be- 
neflciis  . .  .  obstante  numerosa  miütitudine  deri- 
corum  impetrantium  providere  .  . .    Scio    cathe- 
dralem  ecdesiam  tantumXXX  praebendaa  haben- 
tem ,  in  qua  XXXV  vel  plures  a  XX  annis  citia 
vacaverunt ,  de  quibus  episoopus,  qui  dictis  XX 
annis  .  .  .  episcopatum  rexerat ,  obstante  impe- 
trantium a  sede  apostolica  multitudine  oontolit 
tantum  duas  et  adhuc  sunt  in  dicta  eccleaia  ex- 
pectantes.     Insuper    omnes    dignitates    quae  in 
dicta  ecclesia  dicto  tempore  vacaverunt ,  contalit 
s.  sedes  ...    n.  60.  Heu  mittnntur  ad  ecdealas 
vel  personae  inutiles  peregrinae  linguae  barbarae 
nationis;    vel  si  sunt  bonae  personae  et  utile«, 
nunquam  in  eisdem  resident  ecdesiis,  sed  In  Ro- 
mana curia  aut  regia  aut  prindpum  cariia  com- 
morantes  per  privilegia  fructus  beneflciorum  per- 
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seleiuiga-Bechte  der  ordentiichen  Kollatoren  und  der  Kapitel  in  Folge  der  unan- 
gemessenen Ausdehnung  des  pftpstlichen  Verleihungsrechtes  erhoben ,  und  trotz  des 
mehrfachen  Widerstandes,  welcher  den  päpstlicherseits  Providirten  geleistet  wor- 
den ist  1,  war  doch  von  einer  geschlossenen  Opposition  gegen  die  Anmassungen  der 
Enrie  keine  Rede ,  um  so  weniger  als  sich  das  Fundament  derselben,  das  allgemeine 
pftpstliche  Kollationsreoht,  damals  nicht  mehr  in  Frage  stellen  Hess.  Die  weltlichen 
Fürsten  insbesondere  hatten  nur  ihre  eigenen  Interessen  im  Auge,  und  wahrten  diese  in 
den  Streitigkeiten  mit  den  Päpsten,  soweit  sie  vermochten  ^,  andererseits  aber  benutz- 
ten sie  auch  die  seit  der  XJebersiedelung  nach  Avignon  und  während  des  Schismas  her- 
vortretende Schwäche  derselben,  um  durch  Beeinflussung  der  päpstlichen  Ernennungen 
ihnen  genehme  Personen  mit  Bisthflmem  und  mit  anderen  kirchlichen  Benefizien 
in  versehen^.  Erst,  nach  dem  Eintritt  des  Schismas,  als  die  schamlose  Ausbeutung 
des  päpstlichen  EoUationsrechtes  immer  grössere  Erbitterung  bei  der  höheren  Geist- 
lichkeit hervorrief,  schritt  dieselbe  in  einzelnen  Ländern  *  unter  dem  Schutz  der  welt- 
lichen Gewalt  zur  Selbsthülfe ,  indem  sie  die  päpstlichen  Ernennungen  nicht  mehr  an- 
erkannte und  bei  der  Kollation  der  Benefizien  gemäss  den  Vorschriften  des  älteren 
gemeinen  Rechtes  verfuhr. 

y.  Die  Reformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts.  Bei  der  im  Anfang 
des  15.  Jahrhunderts  zugleich  mit  der  Beilegung  des  Schismas  in  Angriff  genommenen 
Veibesserung  der  Kirche  an  Haupt  und  Gliedern  musste  selbstverständlich  die  Abstel- 


cipiunt,  qni  eisdem  eccleeiis  de  nihilo  serviant 
...  D.  61.  hodie  una  persona  aliquando  miaus 
idoDealY  TelY  in  divers) s  ecclesiis  obtinet  bene- 
ficia  .  . .  quinimmo  una  persona,  cul  .  .  .  abunde 
Hna  svfllceret  canonica  vel  praebenda,  X  Tel  XII. 
...  et  aliquando  plures ,  sicut  vidi.  Heu  ali- 
quando una  persona  tot  obtinet  dignitates,  perso- 
natus  vel  offlcia ,  quod  ex  eis  posset  L  vel  LX 
exercitatis  et  literatis  personis  sufflcientissime 
provideri.'*  Vgl.  auch  Th.  II.  S.  590.  591. 

«  Th.  n.  S.  575.  Anm.  2a.  E. 

'  So  richtet  sich  die  pragmatische  Sanktion 
Ladwigs  IX.  ▼.  Frankreich  in  ihrem  c.  2  (Tb.  II. 
S.5S2.  n.  6  a.  £)  u.  in  c.  4:  „Item  promotiones, 
coUationes,  provislones  et  disposittones  praela- 
turarnm,  dignitatum  et  aliorum  beneflcioram 
quorumcsnque  et  offlclorum  ecclesiasticorum 
regni  noetri  secundum  dispositionem ,  ordina- 
tionem  et  determinationem  iuris  communis  et 
Mcromm  concilionim  ecclesiae  dei  atque  instituto- 
ram  antiquorum  ss.  patrum  fleri  volumus  pariter 
et  oidinamus*'  gegen  das  päpstliche  KoUations- 
recht,  8.  Sold  an,  Ztschr.  f.  bist.  Theologie  1856. 
S.  383  ff.  Schon  bald  nach  der  ersten  General- 
leservation  Clemens*  IV.  in  Betreff  der  bei  der 
Kurie  vakant  werdenden  Benefizien  wurde  die 
Frage  praktisch,  ob  die  von  den  französischen 
Königen  kraft  des  Regalienrechts  zu  verleihen- 
den Aemter  von  diesem  Vorbehalt  getroffen  wür- 
den. Ludwig  IX.  widersetzte  sich  der  vom 
Papste  beanspruchten  Beschrankung  der  Regalie, 
und  sowohl  in  diesem  Streit ,  wie  auch  in  einem 
spateren,  welcher  darüber  zwischen  Bonifazius 
Tin.  und  Philipp  IV.  während  des  grossen  Kam- 
pfes beider  entstand,  endlich  in  einem  weiteren 
mit  Benedikt  XII.  1.  J.  1334  musste  das  Papst- 
tkam  thatsichlich  nachgeben ,  O.J.  Phillips, 
Kegalienxecht  in  Frankreich  S.  81.  84.  92ff.,  96. 


In  Deutschland  hat  während  des  14.  Jahrhunderts 
namentlich  Ludwig  d.  Baier  den  päpstlichen  Pro- 
visionen entschiedenen  Widerstand  geleistet, 
Henrici  de  Rebdorff  chron.  (bei  Froher, 
rer.  germ.  ss.  ed.  Struve,  Argent.  1717.  1, 
598  ff.)  a.  1313  :  ^In  Alemannia  magnum  schisma 
est  in  dero  et  populo  ex  provisionibus  sedis  apo- 
stolicae  ad  episcopales  et  solemnes  praelaturas 
et  atia  beneflcia,  quas  idem  Ludovlcus  in  odium 
sedis  apostolicae  fortiter  impedivit  ,^  s.  auch  Th. 
U.  S.  576. 

Auch  in  England  machte  das  Parlament  und 
König  Eduard  III.  gegen  Mitte  des  14.  Jahrhun- 
derts den  päpstlichen  Provisionen  energische 
Opposition ,  in  Folge  dessen  1350  durch  das 
Statute  of  provisors  of  beneflces  bestimmt  wurde, 
dass  der  König ,  wenn  der  Papst  ein  Benefizium 
vergäbe,  dasselbe  für  dieses  Mal  verleihen  sollte. 
Im  J.  1373  erhoben  sich  wieder  neue  Klagen  und 
1376  gebot  der  König,  dass  alle  Provisionsbullen 
und  -Mandate  ihm  von  denjenigen  Geistlichen, 
an  welche  sie  gerichtet  wären,  zugestellt  würden, 
Gieselera.  a.  0.  II.  3,  125.  u.  30.  In  Kasti- 
lien  machte  ferner  Alfons  XI.  Miene,  sich  den 
päpstlichen  Provisionen  zu  widersetzen,  Ray- 
nald.  ann.  1330.  n.  44,  doch  gelang  es  Clemens 
VI.,  ihn  zu  beschwichtigen,  1.  c.  a.  1344.  n.  54. 
a.  1348.  n.  14. 

3  So  insbesondere  in  Frankreich  seit  Cle- 
mens V.,  s.  dessen  Schreiben  von  1309  bei  Ba- 
luze  Vit.  pap.  Aven.  2,  65.  145  u.  Gieseler 
a.  a.  O.  n.  3, 138  ff.  Vgl.  auch  Th.  II.  576.  590. 

4  In  England,  Sizilien,  Dänemark,  Schweden 
Theod.  a  Niem,  de  necessitate  reformat.  c. 7 
u.  9  bei  v.  d.  Hardt  oonc.  Constant.  I.  7,  283. 
285 ;  H  ü  b  1  e  r ,  Konstanzer  Reformation  S.  77 ; 
Gieseler  a.  a.  0.  S.  150;  s.  auch  Th.  II.  S. 
597.  S.  600  Anm.  (über  Ungarn). 
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lung  der  bisher  aus  dem  päpstlichen  Kollationsrecht  hervorgegangenen  Missbrftnche 
einen  der  wichtigsten  Punkte  der  auf  die  Tagesordnung  gesetzten  Reformation  bilden. 
Auf  dem  Koncil  zu  Konstanz  drang  indessen  diejenige  Partei,  welche  die  bisherige 
Kurial-Praxis  in  ihrer  prinzipiellen  Basis  anfocht  und  dieselbe  als  eine  blosse  Usur- 
pation beseitigen  wollte ,  keineswegs  durch  < ,  nicht  nur ,  weil  das  Reformationswerk 
überhaupt  bis  nach  der  Beseitigung  des  Schismas  durch  die  demnächst  erfolgte  Wahl 
Martins  Y.  ^  verschoben  wurde  ^,  sondern  auch  weil  bei  den  einzelnen  Nationen  sich 
verschiedene  Interessen  geltend  machten  ^  und  insbesondere  die  Universitäten  die  Be- 
seitigung des  auf  Herkommen  beruhenden  Vorrechtes  der  graduirten  Kleriker  bei  der 
Besetzung  geistlicher  Stellen  fürchteten  ^.  So  blieb  die  Regelung  dieses  Punktes  der  Ver- 
einbarung zwischen  dem  Papste  und  den  einzebien  Nationen  überlassen.  In  den  mit 
den  letzteren  abgeschlossenen  Konkordaten  ^  hielt  der  Papst  prinzipiell  an  dem  knrialer 
Seits  beanspruchten  obersten  Kollationsrecht  fest  und  machte  allein  und  zwar  auch  nur 
auf  die  Dauer  von  5  Jahren  einzelne  Zugeständnisse  7. 

Sowohl  das  deutsche,  wie  das  romanische  Konkordat  ^  lassen  zunächst  im  Allge- 
meinen die  General-Reservationen  des  geschriebenen  Rechtes  ^  sowie  der  Bollen: 
ExecrahiUs  ^^  und  Ad  regimen  ^^  fortbestehen  und  beschränken  diese  nur  durch  genaue 
Bestimmung  der  den  Reservationen  unterliegenden  Kurial-Aemter  und  durch  Aus- 
schliessung der  Ehrenkaplanate  ^^  von  diesen.  Demnach  sollen  künftighin  generell  der 
päpstlichen  Reservation  unterliegen 

1.  Alle  bischöflichen  (Patriarchal-,  erzbischöflichen)  Kirchen,  Klöster,  Priorate, 
Dignitäten ,  Personate ,  Offizien ,  Kanonikate ,  Präbenden  und  übrigen  Säkular-  und 
Regular-Benefizien,  gleichviel  ob  sie  Kurial-Aemter  sind  oder  nicht ,  ob  sie  herkömm- 
licher Weise  durch  Wahl  oder  auf  andere  Art  besetzt  werden ,  falls  sie  durch  Ableben 
ihrer  Inhaber  beim  apostolischen  Stuhl  ^^  oder  durch  eine  unter  päpstlicher  Autorität 
stattgehabte  Deposition,  Privation,  Translation  erledigt  oder  falls  eine  ftlr  sie  erfolgte 


1  Hübler«,  a.  O.  S.  25. 

2  Charakteristisch  ist  es,  dass  dieser  gleich 
nach  seinem  Regierungsantritt  am  26.  Febr.  1418, 
dem  Gebrauche  seiner  Vorgänger  folgend,  ebenfalls 
Kanzleiregeln  pnblicirt  hat,  in  welchen  die  Re- 
servationen der  Balle :  Ad  regimen  nnd  der  ersten 
Würden  nach  den  bischöflichen  in  den  Kapiteln 
aofrechterhalten  worden  sind,  nnd  eine  neue  in 
Betreff  der  Ordenspräceptorien ,  sowie  der  Kano' 
nikate  und  Beneflzien  an  den  Patriarchalkirchen 
S.  Peter,  S.  Johann  im  Lateran  und  S.  Maria 
Maggiore  hinzugefügt  ist,  Mansi  28,  499. 

3  Hübler  a.  a.  0.  S.  25  ff. 
*  Hübler  a.  a.  O.  S.  78. 

5  Hübler  a.  a.  0,  S.  80. 

0  Im  englischen  Konkordate  finden  sich  keine 
Festsetzungen  über  die  Reservationen,  weil  die 
Engländer  den  Status  quo  wahren,  insbesondere 
das  Statute  of  provisors  of  beneflces  v.  1350  (s.  o. 
S.  133.  n.  2)  und  damit  ihre  anticuriale  Gesetz- 
gebung festhalten  wollten,  Hü bl er  a.  a.  0.  S.  78. 

"^  c.  2  der  Konkordate.  Diese  sind  auch  über- 
haupt nurauf  5  Jahre  eingegangen,  vgl.  d.  Schluss 
derselben,  Hübler  S.  192.  205,  s.  auch  a.  a.  0. 
8.  115. 

8  c.  2,  a.  a.  0.  S.  167.  196. 

»  c,  2.  34  In  VIto  de  praeb.  DI.  4,  s.  o.  S.  123. 
n.  10  u.  S.  125.  u.  2  u.  3. 


»0  o.  S.  131. 

11  O.  S.  132. 

12  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  die  Bulle :  Ad 
regimen  die  Veranlassung  zu  einer  massloaen  Ver- 
mehrung des  Kurial-Personals  und  insbesondere 
der  päpstlichen  Ehrenkapläne  —  solche  wnrden 
in  Masse  und  in  allen  Ländern  ernannt  —  gege- 
ben hatte,  und  dass  dadurch  die  Reservationen 
ebenfalls  erweitert  worden  waren,  Hübler  a.  a. 
0.  S.  130.  n.  7.  S.  131.  n.  8  u.  9. 

13  Der  Text  lautet:  „apud  sedem  i^ostolicam 
quocunque  modo  vacantia  et  impostenun  vaca- 
tura^.  Unter  der  vacatio  apud  sedem  apostolicam 
im  eigentlichen  Sinne  ist  die  Erledigung  dordi 
Ableben  des  Inhabers  am  Sitze  des  apostolischen 
Stuhles  oder  innerhalb  zweier  Tagereisen  davon 
zu  verstehen  (s.  o.  S.  125.  n.  3.),  womit  in  Ute- 
rer Zeit  (s.  S.  123.  n.  9)  das  „in  curia  vaeaie^ 
gleichbedeutend  gebraucht  worden  ist.  Mit  Rück- 
sicht auf  die  const.  Ex  cMfito  (o.  S.  130)  und  die 
const.  Ad  regknen,  scheidet  aber  die  Sch^e  beides 
und  gebraucht  den  letztgedachten  Ausdruck  als 
weiteren  für  jede  Vakanz,  welche  durch  einen  bei 
der  Kurie  stattfindenden  Akt  sich  vollzieht, 
Rigantiad  reg.  L  canc.  L  %,  1.  n.  34;  Phil- 
lips 5,  486;  Hübler  S.  168.  n.  10.  In  der 
Stelle  der  Konstanzer  Konkordate  ist  das  letEteie 
gemeint,  wie  die  sofort  folgende  Aufzählung  der 
Vakanzfälle  zeigt. 
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Wahl  oder  Postalation  wegen  einer  Kassation  oder  Znrttckweisong  seitens  des  Papstes 
oder  wegen  der  Annahme  eines  etwaigen  Verziebtes  der  Gewählten  oder  Postnlirten 
aeitens  des  letzteren  keine  Wirkung  gehabt  hat  ; 

2.  sftnuntlicbe  erwähnten  Benefizien  der  Kardinäle  und  der  aufgezählten  wirk- 
lichen, noch  in  ihren  Aemtem  fungirenden  Kurialbeamten  ^ ,  wenn  sie  durch  Tod  der- 
selben erledigt  werden  \ 

3.  alier  Legaten,  Collektoren  (d.  h.  Internuntien)  ^,  Rektoren  (Gouverneure)^  der 
römischen  Provinzen  und  der  Schatzmeister  (Geldsammler)  ^ ,  gleichviel  wo  diese  vor 
ihrer  Reise  oder  Rückkehr  zur  römischen  Kurie  ^  sterben, 

4.  aller  derjenigen,  welche  wegen  irgend  welcher  Geschäfte  zur  römischen  Kurie 
reisen  oder  von  derselben  zurückreisen ,  wenn  sie  innerhalb  zweier  gesetzlichen  Tage- 
reisen  von  derselben  sterben  ^, 

5.  sänuntiicher  Kurialbeamten,  welche  wegen  irgend  eines  Grundes  sich  von  dem 
Sitse  der  Kurie  wegbegeben  ^  und  an  einem  innerhalb  der  gedachten  Entfernung  be- 
legenen Orte,  welcher  nicht  ihr  Domizil  ist,  vor  ihrer  Rückkehr  versterben, 

6.  diejenigen  Klöster,  Priorate,  Dekanate,  Personate,  Administi*ationen,  Kanoni- 
kate,  Präbenden  und  anderen,  weltlichen  und  regulären  Kurat-  oder  Kichtkurat-Bene- 
fizien ,  welche  in  Folge  einer  kraft  päpstiicher  Autorität  voi^enommenen  Beförderung 
zu  bisehöfllohen  (Patriarchal-  oder  erzbischöflichen)  Kirchen  oder  leitenden  Kloster- 
Aemtem  vakant  werden, 

7.  endlich  die  eben  genannten  Aemter,  wenn  sie  dadurch  zur  Erledigung  kommen, 
dsfls  ihre  Inhaber  unmittelbar  durch  den  Papst  oder  kraft  eines  Schreibens  desselben 
damit  unvereinbare  Priorate ,  Personate ,  Offizien,  Kanonikate ,  kirchliche  Präbenden 
oder  andere  Benefizien  übertragen  erhalten  und  deren  ruhigen  Besitz  erlangen  ^,  jedoch 
mit  Ausnahme  des  Falles ,  dass  die  Erwerbung  in  Folge  einer  vorher  ertheilten  päpst- 
iiehen  Anwartschaft  erfolgt  ist. 

Die  frühere  General-Reservation  der  ersten  Dignitäten  nach  der  bischöflichen 
Würde  in  den  Domkapiteln  und  der  Hauptdignitäten  in  den  Kollegiatstiftern  ^^  war  da- 
mit zugleich  beseitigt.  Martin  V.  gestand  ausdrücklich  zu ,  dass  die  Besetzung  dieser 
SteUen  nach  dem  früheren  Recht  erfolgen  sollte,  eine  Zusicherung,  welche  in  dem 
romanischen  Konkordate  auch  auf  die  Konventual-Priorate,  Dekanate  und  Propsteien 
in  Klöstern  mit  wenigstens  10  Religiösen  ausgedehnt  ist  ^^ 

^  „etiun  per  obitam  caitlinallum  eiusdem  eocle-  zelnen  Kurialbehörden  getrennt  ist,  denn  in  dem 

•beBomanaeACcfflcianorumdictaesedis,  qnamdiu  erstereu    konzentrirt    sich    die  Machtfülle    der 

ipu  oflicia  actualiter  tenebunt,  videlicet  vioecan-  kirchlichen  Gewalt  und  die  letzteren  sind  nur  zu 

ceilarii,  eamerarii,  VII notarionim,  auditorum Ute-  seiner   Unterstützung  berufen,    de   Luca  1.  c. 

imm  eoBtradictaTuin  et apostoliei  paiatii causarum  disc.  1.  n.  5.  u.  13.    Ueber  abweichende  unrich- 

»ditonim,  eonectorum,  Gl  seriptorum  literarum  tige  Ansichten  vgl.  Hübler  a.  a.  0.   S.   172. 

a^itcdiearam  et  XXIV  poenitentiariae  praefatae  n.  25. 

sedis  etXXVabbreviatomm  necnon  verorum  com>  ^  Hierin  ist  die  Reservation  des  s.  g.  gesohrie- 

mennlinm  nostromm  et  aliornmXXV  capellano-  beuen  Rechts  wiederholt,  S.  134.  n.  9. 

nm  sedis  eiusdem  in  pitacio  descriptorum."  S.  8  Dass  die  Reise  wegen  irgend  welcher  Geschäfte 

bierza  die  Nachweisungen  S.  131.  n.  1.  unternommen  worden  ist,  wie  im  Fall  3  des  Tex- 

'  IHese  Reservation  beschränkt  sich  also  nicht  tes,  ist  hier  nicht  erforderlich. 

auf  die  Erlediguag  durch  Tod  apud  sedem  aposto-  ®  Hierin  liegt  eine  Erweiterung  gegenüber  der 

Hesm,  H übler  a.  a.  O.  S.  169.  n.  11.  Reservation  der  Bulle:  Execrabüis  (s.  o.  S.  131) 

*  vgl.  de  Luca,  relatio  curiaeRomaoae(Th. I.  insofern  diese  nur  die  Erledigung  in  Folge  des 
8.  373  n.  *)  disc.  lY.  n.  16.  Th.  I.  S.  533.  Zusammentreifens  mehrerer  Kuratbeneflzien  im 

*  Riganti  comm.  ad  reg.  I.  $.  4.  n.  163  IT.  Auge  hat,  die  Konkordate  aber  die  Einschränkung 

*  Th.  n.  S.  409.  auf  diese  Art  von  Benefizien  nicht  enthalten. 

*  D.  h.  da,  wo  der  Papst  seine  Residenz  hat,  lO  s.  o.  S.  132. 
wenngleich  dieselbe  auch  von  dem  Sitze  der  ein-  ii  Hübler  S.  179.  199. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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DafOr  erlangte  der  Papst  aber  dasZngeständiiiss,  daas  von  allen  übrigen  Aemtem, 
soweit  diese  nicht  unter  den  oben  besprochenen  General-Reservationen  begriffen  sind, 
die  Hälfte  ebenfalls  der  pftpstlichen  Besetzung  unterliegen  sollte  S  nnd  zwar  derge- 
stalt, dass  diese  mit  der  sonst  nach  gemeinem  oder  Gewohnheitsrecht  hergebrachten 
Verleihungsart  abzuwechseln  hatte  ^. 

So  vortheilhaft  diese  Koncession  auch  für  den  Papst  erschien,  so  lag  andererseits 
doch  in  der  Annahme  derselben  eine  gewisse  Beschränkung  des  päpsttichen  Provisions- 
rechtes.  Der  Papst  hatte  damit  auf  die  Vornahme  jeder  ferneren  General- und  Special- 
Reservation,  auf  die  Ertheilung  von  Anwartschaften  und  auf  sonstige  Verfügungen 
(z.  B.  eigene  Verleihungen}  in  Betreff  der  gedachten  Aemter ,  soweit  sie  nicht  in  die 
päpstliche  Alternative  fielen,  verzichtet  ^. 

Endlich  machte  der  Papst  das^weitere  Zngeständniss,  dass  in  Dentschland  die  Er- 
theilung von  Anwartschaften  auf  alle  Regular-Benefizien  ^ ,  in  den  romanischen  Län- 
dern ^  aber  auf  Elosterämter  mit  einem  jährlichen  Reinertrage  bis  zu  4  Dukaten  *  und 
auf  Fremden-,  Armen-  nnd  Krankenhäuser  ausgeschlossen  sein  sollte^. 

In  Deutschland  sind  die  Konstanzer  Vereinbarungen  fflr  den  festgesetzten 
fänQährigen  Zeitraum  zu  praktischer  Geltung  gelangt^. 

Dagegen  leistete  zwar  das  Pariser  Parlament  der  Durchführung  derselben  in  dem 
nördlichen  Theile  Frankreichs  Widerstand  ^,  indessen  wurde  dieser  dnrch  den  Regen- 


i  Eine  derartige  Thef  lung,  aber  zu  zwei  Dritteln 
für  den  Papst  und  zu  einem  für  die  regelmässigen 
KoUatoren,  hatte  Martin  Y.  früher  in  der  von  ihm 
vorgelegten  Reform-Akte  vorgeschlagen ,  H  ü  b  1  e  r 
S.  43.  134.  Allerdings  erscheint  die  Alternative 
schon  in  der  französischen  Interims-Gesetzgebung 
des  J.  1407,  als  sich  die  gallikanische  Kirche 
gegenüber  den  verschiedenen  Fäpsten  neutral  er- 
klart hatte  und  die  definitive  Regelung  der  kirch- 
lichen Verhältnisse  dem  künftigen  allgemeinen 
Koncile  vorbehalten  wurde,  a.  a.  0.  S.  199.  n.  13. 
S.  282  ir. 

*  Vgl.  hierzu  noch  die  im  wesentlichen  über- 
einstimmenden näheren  Vorschriften  der  beiden 
Konkordate,  des  deutschen  :  „quoties  vero  altquo 
vacante  beneflcio  cadente  in  vice  et  in  gratia  ex- 
spectativa  non  apparuerlt  infra  III  menses  a  die 
notae  vacationis  in  loco  beneflcii,  quod  alicni  de 
illo  secundum  praedictas  ordinationes  fuerit  auc- 
toritate  apostolica  provisnm,  Ordinarius  vel  alius 
ad  quem  illiua  dispositio  pertinebtt,  de  illo  libere 
disponat,  nee  sibi  in  sua  vice  computetur.  Bene- 
flcia  etiam  quae  per  simplicem  renunciationem 
aut  permutationem  vacaverint,  neutri  parti  com- 
putentur^,  und  das  romanische:  „ubi  autem  in 
bis  quae  cadunt  sub  exspectativis  non  appareret 
aliquls  exspectans  infta  mensem  legitime  accep- 
tans  et  provisus,  infra  III  menses  coUatorem  seu 
eius  vicarium  certiflcans  a  die  notae  vacationis  in 
loco  beneflcil,  is  ad  quem  pertinet  conferat  seu 
disponat,  dispositioque  medio  facta  tempore  valeat 
nee  ei  computetur  in  sua  vice.  Item  beneflcia  per 
reslgnationem  simplicem  non  cadent  sub  exspec- 
tativis, et  ista  et  illa  quae  ex  causa  permntationis 
conferentur  neutri  parti  computentur.^ 

'  Dies  ist  auch  ausdrücklich  ausgesprochen,  im 
deutschen  Konkordate  dahin :  „dominus  noster 
ordinat,  quod  per  quamcunque  aliam  reservatio- 
nem,  gratiam  exspectativam  aut  quam  vis  aliaui 


dispositionem  sub  quacunque  verborum  forma  per 
eum  aut  eins  auctoritate  factam  vel  faciendam  non 
vult  neque  volebat  neque  intendebat  nee  intendit 
facere  aut  fleri,  quominus  de  media  parte  illamm 
et  illorum  cum  vacabunt,  alternis  vicibus  libere 
disponatur  per  illos  adquos  collatlo,  provlslo,  elec- 
tio  aut  alia  quaevis  dispositio  pertinebit,  prent  ad 
ipsos  spectabit  de  consuetudine  vel  de  iure^,  im 
romanischen :  „quod  per  quamcunque  aliam  reser- 
vationem  seu  affectationem  aut  praerogativas  ultra 
praedictas  vel  alias  dispositiones  apostolicas  aeu 
gratias  exspectativas  non  flat  collatori,  patrono 
vel  provisorl  praeiudicium  in  dicta  medietate.^ 

4  Deutsch.  Konkordat  c.  2,  Hü  hier  S.  176. 

6  Roman.  Konk.  c.  3  i.  f.,  Hübler  S.  203. 

0  Im  Konk.  steht  „IV  librarum  Turonensium 
parvorum^^  Die  libra  Turonensis  war  aber  ur- 
sprünglich dem  Ducaten  oder  Kammergnlden 
gleich,  Hübler  S.  132.  n.  13. 

^  Eine  solche  Befreiung  hatte  Martin  V.  schon 
in  seinen  Kanzleiregeln  (S.  134.  n.  2)  festgesetzt, 
Mansi28,  512. 

8  S.  die  Nach  Weisungen  bei  H  übler  S.  315  ff. 
Nach  Verlauf  der  Frist  hat  der  Papst  dagegen 
wieder  unter  Erneuerung  der  alten  Ansprfkche 
Reservationen  gegen  die  Bestimmungen  derselben 
vorgenommen,  H  ü  b  1  e  r  S.  324. 

0  Hier  waren  durch  zwei  königliche  Edikte  v. 
1418,  welche  vor  dem  Zustandekommen  des  Kon- 
stanzer Konkordates  ergangen  sind,  die  Beelntrich- 
tigungen  der  Rechte  der  ordentlichen  KoUatoren 
in  Folge  von  päpstlichen  Provisionen  and  Anwart- 
schaften ausgeschlossen  worden,  Hübler  S.284ff. 
Diese  wurden  durch  eine  königliche  Ordonnanz 
von  demselben  Jahre  widerrufen,  a.  a.  O.  S.  292, 
und  als  das  Parlament  i.  J.  1419  die  Regiitrirang 
der  letzteren  verweigert  hatte,  Hess  die  Regie- 
rung diese  zwangsweise  vornehmen,  a.  a,  O.  S. 
292'ff. 
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ten,  den  Herzog  von  Bargund,  beseitigt  ^  Ja,  noch  vor  Ablauf  der  fünfjährigen  Frist  (nach 
der  inzwisehen  erfolgten  Vereinigung  der  £[ronen  Frankreichs  und  Englands  durch  den 
Vertrag  zu  Troyes  von  1420)  schloss  der  Herzog  von  Betford,  welcher  für  König  Hein- 
rieh VI.  von  England  die  Regierung  führte,  mit  Martin  V.  ein  neues  Uebereinkom- 
men,  den  a.  g.  Rotulus  Betfordianus,  (1425)  ab^  nach  welchem  dem  Papst  die 
vor  Ausbruch  des  Schismas  geltenden  Reservationen ,  insbesondere  die  Besetzung  der 
Piftlaturen^  gegen  einen  Temavorschlag  des  Herrschers,  sowie  die  Verleihung  von  zwei 
Dritteln  der  übrigen  Benefizien^  gewährleistet  wurde. 

In  demjenigen  Theile  Frankreichs,  welcher  1418  unter  der  Leitung  des  Dauphins 
(Karls  Vn.)  verblieben  !war  ^,  erlangte  das  Konkordat  zunächst  gegenüber  der  noch 
i.  J.  1 423  bestätigten  Staats-Qesetzgebung  des  J.  1 4 1 8  <^  keine  Wirksamkeit  ^.  Wie  aber 
der  Herzog  von  Betford  zur  Befestigung  der  englischen  Herrschaft  und  zur  Gewinnung 
des  Beistandes  des  Papstes  die  gallikanischen  Freiheiten  geopfert  hatte ,  so  suchte 
Karl  vn.  auch  seinerseits  die  Bundesgenossenschaft  Roms  zu  erlangen,  und  in  Folge 
der  Verhandlungen  mit  dem  Papste  wurden  hier  ebenfalls ,  freilich  nicht  ohne  den 
Widerstand  des  Parlaments  von  Poitiers,  die  früheren  päpstlichen  Provisionsrechte 
in  den  Jahren  1425  und  1426  wieder  hergestellt®. 

So  wurde  der  Erfolg  des  Konstanzer  Reformwerkes ,  welcher  ohnehin  nur  ein 
TerfaSltnissmässig  geringer  gewesen  war,  schon  innerhalb  des  ersten  Jahrzehntes  nach 
dem  Schluss  des  Konzils  wieder  beseitigt,  und  die  Kurie  konnte  in  die  früheren  Bahnen 
wieder  einlenken. 

Unter  diesen  Umständen  war  es  erklärlich,  dass  das  Baseler  Konzil,  als  es  seiner- 
seits, schon  im  Gegensatze  zu  dem  Papste,  die  Kirchenreformation  von  Neuem  auf- 
nahm ,  das  päpstliche  Kollationsrecht  durch  seine  Beschlüsse  viel  weiter,  als  dies  zu 
Konstanz  geschehen  war,  zu  beschränken  suchte.    Nach  demselben^  sollten 


1  HüblerS.  298ff. 

'  Abgedruckt  bei  Bulaens  bist,  iiniv.  Paris, 
ö,  366. 

'  Rotal.  cit. :  „.  ,  cum  propter  maliciam  tem- 
pamm  .  .  in  regno  Franciae  .  .  pericalosum  alt 
proYidere  praelaturis,  dignitatibua  et  aliis  benefl- 
eÜB  itaeantibas  in  eodem  regno  de  personis  regi 
et  eins  dominio  aaspectis  et  de  qnibua  plena  secu- 
ritas  ▼eiistmüiter  baberi  non  posdit,  quod  buius- 
modi  gaerrarum  tempore  durante  S.  Y.  in  prae- 
laturis eonferendia,  videl.  episcopatlbus,  abbatils, 
primis  dignltatibns  in  ecclesüs  coUegiatis,  priora- 
tiboa  conventnaltbns  et  similiboa  uti  valeat  et 
poMit  reseivationibaa  apostolids,  sicnt  tempore 
Urbani  Y.  et  Gregorii  XI.  ntebatnr,  providereque 
alngnllfl  dum  Tacabunt  ad  supplicationem  et  re- 
qnestam  dni  Regentia  d.  regnum  de  persona  nota- 
Mli  et  bene  merito  tali  provisione  digna  uniiis  ex 
lllbas  peream  anper  bis  S.V.  aecretonominandis, 
alias  S.V.  non  admisslonem  dignetnr  tolerare  et 
lecaaationem  ex  iuste  cansa  sibi  notam  fle^i'^ 

*  Rotöl,  dt. :  „Item  qnia  reperitar,  quod  tem- 
pore .  .  .  Urbani  et  Oregori  XI.  dabantar  gratiae 
exapeciatiTae  ad  qnaeounque  alia  beneflcia  intra 
d.regnQmcon8istentia,  S.V.  conaimiliterexspecta- 
tivaa  dare  valeat  et  admitti  valeant,  ipsornm  ta- 
rnen tertia  parte  ordinarüs  reseryata^'.  Wegen  des 
Drittels  s.  S.  136.  n.  1.  Ueber  den  näheren  Modus 
der  Aasübnng  vgl.  die  Ordonnanz  Heinricbs  VI. 
▼.  1425,   Ordonnancea  des  roia  de  France  (du 


Louvre)  Paris  1757.  XUI,  107 :  „Cum  .  .  .  alius 
occurrit  alternative  modus,  vid.  quod  beneflda 
slngulis  mensibus  Martii,  Junii,  Septembris  et 
Decembris  vacantia  ordinariorum  coUatorum  sen 
patronomm  provislone,  beneflcia  vero  qui  ceteris 
mensibus  vacarent,  apostolice  dispositioni,  quo- 
usque  aliud  esset  ordinatum,  subiacerent,  notum 
facimus ,  quod  nos  attendentes  praefatum  alter- 
native modnm  per  menses  priori  alternative  multo 
esse  clariorem  .  .  .  declaramus ,  nostre  .  .  volun- 
tatis  existere,  quod  buiusmodi  alternative  modus 
observatur  .  ."  1432  nach  dem  Tode  Martins  Y. 
ist  diese  Ordonnanz  von  neuem  bestätigt  worden, 
1.  c.  XIII.  181. 

6  HüblerS.  291. 

fl  S.  S.  136.  Anm.  9. 

7  HüblerS.  309. 

8  Schon  eine  Ordonnanz  v.  1425  gewährte  dem 
Papste  die  Kollationsrechte,  welche  zu  den  Zeiten 
Clemens'  YII.  u.  Benedikts  XIII.  von  der  Kurie 
ausgeübt  waren.  Zur  Sicherung  der  Beneflzien- 
Inhaber,  welche  in  der  Zwischenzeit  providirt 
waren,  erliess  Martin  Y.  i.  J.  1426  in  Folge  der 
getroffenen  Yereinbarung  die  Bulle:  Ad  sacram 
Petri. 

0  Sess.  XXIII  (v.  1436).  decr.  6,  Maus i  29, 
120 :  „ipsas  omnes  tarn  generales  quam  speciales 
aive  particulares  de  quibuscunque  ecclesiis  et 
beneflciis  quibus  tarn  per  electionem,  quam  colla  - 
tionem  aut  aliam  dispositionem  providerl  solet, 
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1 .  alle  generellen  und  speziellen  Reserrationen,  welche  durch  die  Extravaganten 
Johanns  XXTT.  und  Benedicts  Xu./  die  Kanzleiregeln  nnd  andere  päpstiiche  Konsti- 
tationen eingeführt  worden  waren,  mit  Ausnahme  der  im  corpus  iuris  enthaltenen  \ 
aufgehoben  sein.  Gleichzeitig  wurde  die  Anstellung  nener  verboten,  nnd  dem  Papste 
in  dieser  Hinsicht  nnr  in  den  ihm  direkt  oder  kraft  Lehnverbandes  nntergebenra 
Ländern  freie  Hand  gelassen. 

2.  Ebenso  wurden  für  die  Zukunft  alle  päpstlichen  Anwartschaften  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit  ausgeschlossen^. 

3.  Andererseits  sollte  jedem  künftigen  Papst  das  Recht  zur  Besetzung  eines 
Benefiziums  an  ELaihedral-  nnd  Kollegiatkirehen  mit  zehn,  und  zweier  an  solchen  mit 
50  Benefizien  zustehen^, 

4.  nicht  minder  die  Besetzung  von  Benefizien  dnrch  Prävention  des  ordentlichen 
Kollators ,  letzteres  jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  dass  die  Dekrete  der  Synode, 
insbesondere  die  Aber  die  Reservationen,  fortdauernd  in  Kraft  verbleiben  würden  4. 

Durch  die  pragmatische  Sanction  von  Bourges  von  1438  wurden  diese  Beschlflsse 
der  Baseler  Synode  in  Frankreich  gesetzlich  recipirt<^  und  im  J.  1439  ebenfalls  in 
Deutschland  durch  die  in  Mainz  vollzogene  Acceptationsurkunde®  anerkannt.  Auch 
verstand  sich  Papst  Eugen  IV.  1447  in  den  s.  g.  Fflrsten-Konkordaten  dazu  die 
Beobachtung  der  in  Deutschland  angenommenen  Basler  Dekrete  auf  so  lange  zuzu- 
lassen, bis  mit  seinen  Legaten  eine  anderweitige  Vereinbarung,  oder  durdi  ein  zukünf- 
tiges Konzil  eine  andere  Bestimmung  getroffen  worden  wäre  ^.  Aber  auch  dieses  Mal 
wurde  das  gewonnene  Resultat  durch  das  zwischen  seinem  Nachfolger  Nikolaus  V. 
und  Kaiser  Friedrich  1448  zu  Wien  geschlossene  Konkordat  rückgängig  g^nacht^. 
Dieses  erkannte  das  päpstliche  Provisionsrecht  im  Allgemeinen  in  der  Ausdehnung 
wieder  an,  welches  das  Konstanzer  Konkordat  demselben  belassen  hatte.  Insbesondere 
sind  dem  Papste  von  Neuem  die  o.  S.  134  u.  135  Nr.  1  bis  7  gedachten  General- 
Reservationen^  ohne  Beschränkung  auf  den  füuQährigen  Zeitraum  zugestanden 
worden.    Hinsichtlich  der    nicht  von  denselben    betroffenen   anderen  Aemter,   mit 


sive  per  extravagantes :  Ad  regimen  et  ExeerabÜis 
sive  per  regulas  cancellariae  aut  alias  apostolioas 
constitutiones  introductas,  haec  s.  synodas  abolet, 
statnens  ut  de  caetero  neqnaquam  flant,  reser- 
vationibus  in  corpore  Inris  expresse  clausis  et  his 
qnas  in  terris  Romanae  ecclesiae  ratione  dlrecti 
seu  utilis  dominii  mediate  vel  immediate  fleri 
contigerit  dnntaxat  exceptls^.  Schon  in  Sess.  XII 
(▼.  1433)  deer.  2  war  eine  gleiche  Vorschrift  hin- 
sichtlich der  General-Reservationen  der  bischöf- 
lichen, Kollegiatkirehen  und  Klöster,  sowie  der 
dnrch  die  Wahl  zu  besetzenden  Dignitäten  ge- 
troffen, 1.  c.  p.  61.  Ferner  gehört  hierher  Sess. 
XXXI  (v.  1438)  decr.  2.  1.  c.  p.  161 ,  welches 
die  Nichtigkeit  aller  Spezialreservatlonen  des 
Papstes  und  seiner  Legaten  ausspricht. 

Damit  hatte  man  das  erreicht,  was  deutscher- 
seits schon  in  den  avisamenta  nationis  germanl- 
cae  zu  Konstanz  verlangt  worden  war.  Hüb  1er 
8  42  78 
'  1  Vgl.  0.  S.  123.  n.  10.  S.  124.  u.  S.  125. 

2  Sess.  XXXI.  deor.  2  cit. 

«  L.  c. 

4  L.  c. 

8  Vgl.  tit.  2.  S.  2;  tlt.  3;    tit.  4.  c.  1.  SS-  3. 
ö.  6.  7  (Durand  de  Mailiane  dictionnaire  de 


droit  canonique.  II.  M.  Lyon  1770.  4,  772  ff.). 
Die  Modiflcationen,  die  vom  König  und  der  Vor- 
Sammlung  gewünscht  wurden,  s.  1.  c.  S  ^-  22  ff., 
vgl.  auch  Hef  ele  Konzil.  Gesch.  7,  766 ff. 

^  Diese  vielfach  ebenfalls  s.  g.  sanetio  png- 
matica  abgedruckt  bei  Koch  santio  pragmatica 
Germanor.  illustr.  Argentorati  1789.  p.  9dff. 
105  ff.  (u.  a.  auch  bei  Gärtner  corp.  iar. 
eccles.  1,  6 ff.;  MÜnch  Konkordate  1,  4^  ff.) 
Vgl.  tit.  2.  S-  i;  tit.  22;  tit.  2ö.  SS-  3  ff.  Die 
weiteren  Bestimmungen,  welche  deut8(4ier  Smts 
vorgeschlagen  wurden ,  tit.  22  i.  f.  tit.  25.  S-  6» 
sind  im  wesentlichen  dieselben,  welche  die  Fran- 
zosen zu  Bourges  verlangten,  b.  auch  He  feie 
7,  776.  Die  GenehmigungserUäruog  des  Baseler 
Konzils  bei  Koch  1.  c.  p.  171. 

7  S.  die  Bulle:  Ad  tranquillitatem,  bei  Koeb 
p.  183;  Gärtner  1,  108;  Münch  1,  80.  Die 
Bestatigimgsbulle  Nikolaus*  V.,  welche  deraelbe 
mit  Rücksicht  auf  den  kurz  nachher  erfolgten  Tod 
Eugen's  IV.  1447  ausgestellt  hat,  bei  Koch 
p.  197. 

8  Bei  Koch  1.  c.  p.  201  ff.;  Gärtner  1,  12; 
Münch  1,88. 

^  Und  zwar  mit  denselben  Worten,  wie  im 
Konstanzer  Konkwdate. 
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Aunalune  der  enton  Dignitftten  in  den  Stiftern,  —  für  diese  wurde  es  gleichfalls  bei 
der  Anordnong  des  Eoastanzer  Vertrages  belassen  (s.  o.  S.  135)  — ,  hielt  man  zwar 
ebenfalls  an  der  dort  festgesetzten  Theilung  fest,  bestimmte  aber  in  näherer  AnsfOh* 
nmg  dieser  Vereinbarong,  dass  bis  auf  anderweitige  Anordnung  durch  ein  künftiges 
Eondl  die  in  den  Monaten  Januar,  März,  Mai,  Juli,  September  und  November  (in  den 
8.  g.  pftpstlichen  Monaten)  vakant  werdenden  Benefizien  der  Verfbgung  des 
apostolischen  Stuhles ,  die  übrigen  aber  der  regehnftssigen  Besetzung  der  bisherigen 
Veileihungsberechtigten  unterliegen  sollten  ^  Als  Oegenleistung  für  diese  weitgehen- 
den Konzessionen  gab  endlich  der  Papst  dieselben  Verzichte  hinsichtlich  der  Erthei- 
liing  von  Anwartschaften  und  der  Aufstellung  weiterer  General-  und  Special-Reserva- 
tionen, wie  einst  Martin  V.  im  Konstanzer  Konkordat  (s.  o.  S.  136),  ab. 

Im  Wege  der  Separatverhandlung  mit  den  einzelnen  deutschen  Fürsten,  wobei  die 
miehtigeren  durch  besondere  Bewilligungen  gewonnen  wurden  ^,   gelang  es  der  Kurie 


'  De  ceteris  dignitatibus  et  beneflciis  qulbos- 
cnmqüe  secularibus  et  regularibiis  vacaturis  nltra 
leserrationes  iam  dicta«,  maioribas  dignitatibus 
p08t  pontiflcales  in  cathedra! ibas  et  principalibas 
in  o^tegiatis  exceptis ,  de  quibus  iure  ordinario 
proTideatuT  per  ülo6  inferiores,  ad  qnos  pertinet, 
idemas.  dominus  noster  per  quamcunqae  aliam 
reservadonem,  gratiam ,  expectativam  aut  quam- 
vig  aliam  disposltionem  sab  qnacnnqne  verborum 
fonna,  per  eum  ant  eius  auctoritate  factam  vel 
flendam  non  impediat,  qnominus  de  illis  cum  va- 
CAbont  de  mensibus  Februarii,  Aprllis,  Junii, 
AugQsti,  Octobils  etDecembris,  libere  disponatnr 
perUIos  ad  quos  coUatio,  provislo,  presentatio, 
eiectio  ant  alia  qaevis  dispositio  pertinebit,  reser- 
Tttionibas  aliis  a  premissis  ac  dispositionibus 
soctoritate  elusdem  d.  nostri  pape  factis  vel 
flendii  non  obstantibus  quibuscunque.  Quotiens 
TeiD  aliqno  Yacante  beneflcio  de  mensibus  Janu- 
tfü}  Marcii  ,  Hau ,  Julii ,  Septembrls  et  Novem- 
bris  specialiter  dispositioni  apostolice  sedis  reser- 
Tatis  non  appamerit  intra  DI  menses  a  die  note 
vaeationis  in  loto  benefioii,  qaod  aiibui  de  illo 
apostolica  autoritate  fuerit  provisom ,  ex  tunc  et 
non  antea  Ordinarius  vel  alius,  ad  quem  illins 
dispositio  pertineUt  de  illo  libere  disponat.  Item 
sd  floem  ut  liec  ordlnatio  coUationis  beneflciorum 
non  reserratomm  per  alternos  menses  possit  per 
nationem  publicari  et  omnes  qui  ipsa  gaudere 
Tolaerint,  tempus  oongruum  habeant  eandem 
aeoeptandl,  tnnc  quoad  apostolicam  sedem  in 
KaL  Jan.  pioximis  futnris  ipsa  cnrrere  incipiet 
duaUtqne  deineeps  nisi  in  futnro  concilio  de 
eonflensn  nstloDls  aliter  fnerit  ordinatnm". 

Die  Bestimmiing  der  o.  zn  Anfang  mitgetheil- 
ten  Stelle  ist  Gegenstand  heftigen  Streites  ge- 
wesen. In  dem  Wiener  Exemplar  der  Bestäti- 
gDBgsbnlle  Nikolaus'  Y.  v.  1448  waren  die  kursiv 
gKdmdcteD  Worte :  de  quibus  ausgefallen ,  K  o  o  h 
L  c.  p.  240.  In  Folge  dessen  hat  schon  Aeneas 
Syhrius  in  einem  Brief  v.  1467, 1.  c.  223.  n.  83 
dieBaitiamnng  dahin  aufgefasst,  dass  die  Haupt- 
dignitäten  dem  Papste  reaervirt  sein  sollten,  und 
es  haben  demnächst  auch  einzelne  Päpste  solche 
vedlebeB ,  ep.  Sixti  IV.  de  libera  electione  prae- 
potHonim  Spirens  v.  1478:  „postmodum  vero  a 
Boonullffl  temporibus  citra  praetextu  conoorda- 
toma  natloDls  germanice  cnm  sede  Apostolica 


nonnuUe  persone  .  .  .  preposituras  ut  praedlctas 
tanquam .  dicto  sedis  dispositioni  generaliter  re- 
servatas  ab  eadem  sede  impetrarunt^' ,  W  ü  r  d  t  - 
wein  subs.  dipl.  9,  203.  Einzelne  Kapitel 
liessen  sich  daher  besondere  Indulte  auf  die  Wahl- 
berechtigung zu  den  gedachten  Dignitäteu  geben, 
Ko  ch  1.  c.  p.  241  Anm. ,  p.  290.  297  (Indulte 
fflr  Speier  u.  Mainz  v.  1461  u.  1562),  vgl.  auch 
bull.  Sixti  IV.  cit.,  während  andere  den  päpst- 
lichen Provisionen  Widerstand  geleistet  haben, 
Moser  a.  o.  0.  UI.  3.  j;.  26.  S.  668 ff. 

Dass  es  sich  übrigens  hierbei  lediglich  um  eine 
aus  einem  Versehen  entstandene  Textverderb- 
niss  gehandelt  hat,  ist  nicht  zweifelhaft.  Andere 
Exemplare  und  Abdrücke  der  Bulle  haben  die 
mit  dem  Konkordate  selbst  übereinstimmende 
Lesart)  vgl.  auch  Hefele  a.  a.  O.  7,  843. 

2  So  erhielten  die  geistlichen  Churfürsten  und 
der  Erzbischof  von  Salzburg  das  Indult ,  die  in 
den  päpstlichen  Monaten  erledigten  Benefizien  zu 
besetzen.  Diese  Indulte  sind  später  regelmässig 
erneuert  und  zuerst  auf  Lebenszeit,  dann  aber 
gewöhnlich  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren 
(gewöhnlich 5)  ertheilt  worden,  vgl.  Hedderich 

1.  d.  collatio  dissertationnm  ex  iure  eccles. 
German.  Bonn  1749.  1,  221;  Hedderich  ele- 
menta  iur.  canonici  P.  IV.  p.  145 ;  Breve  Pius'  V. 
v.  1566,  Guden.  cod.  dipl.  Mogunt.  4,716; 
Dal  harn  oonc.  Salzburg.  Aug.  Vindel.  1788. 
diss.  praevia  §•  23.  p.  25 ff.;  (Kleinmayern) 
Juvavia  S.  280.  Ein  Formular  für  ein  solches 
Indult  bei  Gaertner  corp.  iur.  2,  439.  S. 
ferner  die  gravamina  der  Erzbischöfe  v.  1769  u. 
die  Emser  Pnnktation,  daselbst  p.  332.  356. 
Wegen  der  Klagen  über  spätere  Beschränkungen 
dieser  Indulte  im  17.  u.  18.  Jahrhundert  vgl. 
Hedderich  elem.  4,  171  u.  Gaertner  1.  c. 

2,  332.  Für  einzelne  Kapitel  kommen  ebenfalls 
solche  Indulte  vor,  so  für  das  zu  Speyer  (s.  ep. 
Sixti  IV.  V.  1477,  Koch  1.  c.  p.  287)  auf  Wahl 
des  Dekans  und  Scholasters  bei  Erledigung  dieser 
Stellen  in  einem  päpstlichen  Monat.  Auch  hängt 
wohl  damit  die  Gewährung  des  Nominations- 
rechtes  auf  die  Bischofsstühle  an  den  Churfürsten 
von  Brandenburg  1447  (Th.  U.  S.  610.  n.  14) 
zusammen.  Dagegen  haben  sich  einzelne  Diö- 
cesen,  so  z.  B.  die  Bamberger,  von  der  Alter- 
native frei  zu  erhalten  gewusst,  Probst  tuma- 
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dernnftohet  die  Anerkennung  des  Wiener  Konkordates  für  deren  Territorien  zu  erhal- 
ten ^  Auf  diese  Weise  ist  dasselbe  die  Grundlage  für  die  päpstliche  Provision»-  und 
Reservations-Praxis  in  Deutschland  geworden,  ja  die  abweichenden  Bestimmungen  des 
Baseler  Koncils  und  des  Mainzer  Acceptations-Instrumentes  sind  hier  allmlhlich  ganz 
in  Vergessenheit  gerathen^. 

Irgend  einen  dauernden  Erfolg  haben  somit  die  Reformversuche  des  15.  Jahrhun- 
derts gegenflber  dem  Papstthnm  nicht  erreicht.  Im  Oegentheil  hatte  selbst  das  Baseler 
Konzil,  welches  am  radikalsten  vorgegangen  war,  das  päpstliche  Kollationsrecht  nicht 
einmal  mehr  principiell  in  Frage  zu  stellen  vermocht.  So  ist  dasselbe  in  fortdauernder 
Geltung  geblieben ,  und  es  konnten  Beschränkungen  desselben  nur  dadurch  eintreten, 
dass  die  Kurie  selbst  solche  durph  besondere  Privilegien  zugestand  oder  die  weltliche  Ge- 
setzgebung einzelner  Staaten  der  Austlbung  dieses  Rechtes  bestimmte  Schranken  setzte'. 


§.  145.   b.  Die  päpstliche  Besetzung  der  kirchlichen  Aemter  nach  dem  katholi- 
schen Kirclienrecht^  insbesondere  nach  den  Kamleiregeln. 

Wie  sich  aus  dem  vorhergehenden  §  ergiebt,  ist  das  päpstliche  Besetzungsrecht 
zunächst  in  der  Art  geübt  worden,  dass  dem  ordentlichen  Kollator  durch  ein  manda- 
tum  de  providendo  die  Uebertragung  eines  bestimmten  vakanten  oder  erst  künftig- 
hin zur  Erledigung  kommenden  Amtes  aufgegeben  wurde.  Sehr  bald  haben  dann  die 
Päpste  selbst  einzelne  Benefizien  verliehen  und  endlich  auch  ganze  Klassen  von 
Aemtem  ein  für  alle  Mal  ihrer  Besetzung  vorbehalten  oder  reservirt. 

Demnach  ist  in  Betreff  der  Ausübung  des  päpstlichen  Provisionsrechtes  die  direkte 
Besetzung  und  die  Ertheilung  eines  Provisionsmandates  an  den  ordentlichen  Kollator 
zu  unterscheiden.  Die  erstere  kann  hinsichtlich  eines  bestimmten  vakanten  Benefiziums, 
dessen  Verleihung  der  ordentlichen  Besetzung  an  sich  nicht  entzogen  ist,  eintreten,  wenn 
der  Papst  dem  Besetzungsberechtigten  zuvorkommt ;  oder  sie  kann  erfolgen,  weil  das 
Benefizium  dem  Papste  vorbehalten,  also  der  ordentliche  Kollator  überhaupt  von  der 
Besetzung  desselben  ausgeschlossen  ist.  Den  ersteren  Fall  begreifen  die  Kanonisten 
unter  der  Bezeichnung:  concursus*,  den  zweiten  nennen  sie  :  Reservation. 

Das  Provisionsmandat  bezieht  sich  entweder  auf  ein  vakantes  oder  auf  ein  noch 
nicht  erledigtes  Amt.  Im  letzteren  Fall  liegt  eine  Anwaltschaft,  Expektanz,  graiki 
exspectatwa  vor  ^,  und  in  der  Ertheilung  einer  solchen  eine  Prävention  ®  des  Papstes 
gegenüber  dem  ordentlichen  Kollator, 


ring  eccles.  Germanlae  Bamb.  et  Wirceb.  1777. 
p.  377  ff. 

»  Vgl.  darüber  Koch  1.  c.  p.  42. 

^  Das  letztere  ist  erst  im  vorigen  Jahrhundert 
durch  Ho  rix  concord.  nationis  German.  Integra. 
Francof.  et  Lips.  1763,  wieder  an  das  Licht  ge- 
zogen worden. 

In  Betreff  der  jetzt  nicht  mehr  interesslrenden 
Kontroverse  über  das  Yerhältiiiss  des  Konkor- 
dates zu  dem  Mainzer  Instrument,  welche  na- 
mentlichwährend derNuntiaturstreitigkeiten  leb- 
haft ventilirt  worden  ist,  vergl.  die  Nach  Weisungen 
bei  Koch  p.  45;  Gieseler  a.  a.  O.  II.  4,  104 
Note  u.  Hefele  a.  a.  0.  S.  846. 

3  Wie  dies  in  Frankreich  der  Fall  war,  wo  man 
zunächst  an  der  pragmatischen  Sanction  von 
Bourges  festhielt. 


^  Hieron.  Gonzalez  ad  reg.  YIU  canceU. 
prooem.  J.  2.  n.  i;  Garcias  tract.  de  beaaf. 
P.  lY.  c.  1.  n.  8-,  L Otter,  de  re  benefldaria 
1.  II.  qu.  2.  n.  21.  62;  L euren,  for.  benef. 
P.  IL  qu.  513;  Reiffenstuel  111.  u.  n.  löi. 
164. 

6  S.  z.  B.  die  Kanzleiregeln  Martins  V.  v. 
1417,  Mansi28,  501. 

®  JLotter.  I.e.  n.  62u.qu. 25.  n.  1;  Leureii. 
1.  c.  n.  2;  Reiffenstuel  L  c.  n.  151.  153, 
weil  hier  der  Papst  der  Vakanz  zuvorkommt 
Indessen  wird  der  Ausdruck :  Prävention  auch  von 
dem  Falle  der  Konkurrenz ,  wenn  der  Papst  bei 
der  Besetzung  den  Ordinarius  durch  seine  frühere 
Verleihung  ausschliesst ,  gebraucht ;  Yg^.  z.  B. 
Gonzalez  i,  c.  J.  3.  n.  2.  Die  Reservationen 
werden  von  manchen,  s.  z.  B.  R  e  i  f  f  e  n  s  t u  e  1 1. 
c.  n.  152,  als  Abart  der  Prävention  aofigefaast. 
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Mit  Eüeksicht  darauf,  dass  dieiBeservationen  die  praktisch  wichtigste  Art  der 
Ausübung  des  päpstlichen  Kollationsrechtes  geworden  sind,  handele  ich  zuerst : 

I.  von  den  Reservationen.  A.  Begriff.  Eintheilungen.  Unter- 
schied von  der  A'ffektion.  Die  Reservation  suspendirt  die  Rechte  derjenigen, 
weldie  för  die  Regel  ein  Benefizium  zu  verleihen  oder  bei  der  Besetzung  desselben 
mitzuwirken  haben,  zu  Ounsten  des  Papstes  ^  Daher  ist  jede  der  Reservation  zuwider 
erfolgende  Besetzung  des  Benefiziums  nichtig,  und  kann  keine  rechtlichen  Wirkungen 
erzeugen.  Indessen  bleibt  die  ordentliche  Verleihung  gültig ,  falls  der  KoUator  von 
der  Reservation  nichts  wissen  konnte  2.  Wenn  aber  der  einen  oder  der  andern  Art 
der  Reservation  eine  Kassationsklausel  in  Bezug  auf  jedes  Zuwiderhandeln  beigefügt 
ist ^  so  kommt  auf  die  Kenntniss  des  ordentlichen  Yerleihnngsberechtigten  nichts  an, 
vielmehr  sind  alle  seine  Handlungen  nichtig ,  ja  es  wird  ihnen  auch  jeder  Schein  des 
Rechts  genommen,  und  der  Beliehene  erlangt  dadurch  weder  einen  s.  g.  titulus  colo- 
ratas^,  noch  den  Besitz-  und  Spolienschutz  ^. 

Die  früheren  Kanonisten  theilen  die  Reservationen  in  reservationes  generales  und 
»peeüiks  ein,  je  nachdem  sie  sich  auf  nur  nach  allgemeinen  Kriterien  bezeichnete  Be- 
nefizien  (z.  B.  beneficia  in  curia  vacantia)  oder  auf  gewisse  bestimmt  genannte  Be- 
nefizen (z.  B.  einzelne  Dignitftten,  Benefizien  an  einer  einzelnen  Kirche)  beziehen®, 
während  es  richtiger  wäre,  als  General-Reservation  die  ein  für  alle  Mal  erfolgte  Reser- 
vation von  Benefizien,  möge  dieselbe  in  der  einen  oder  andern  Art  ausgesprochen  sein, 
sls  Spezial-Reservation  aber  eine  solche,  welche  nur  ftir  ein  einzelnes  bestimmtes  Bene- 
fizinm  in  einem  gewissen  Vakanzfali  angeordnet  wird,  zu  bezeichnen. 

Femer  unterscheidet  die  Doctrin  reservah'ones  reales  und  reservationes  personales. 
Jene  sind  diejenigen ,  welche  mit  Rücksicht  auf  das  vorbehaltene  Benefizium  selbst, 
diese  diejenigen,  welche  im  Interesse  gewisser  Personen  gemacht  sind?.  Zu  den  letz- 
teren gehörten  die  s.  g.  reservaüones  mentales.  Ihre  Eigen thümlichkeit  bestand  darin, 
dass  der  Papst  bei  der  Vornahme  derselben  die  begünstigte  Person  nicht  nannte,  son- 
dern dieselbe  vorerst  für  sich  [in  menie]  behielt.  Diese  Reservationen  sind  erst  unter 
der  Regierung  Alexanders  VI.  (1492—1503)  aufgekommen^,  aber  bereits  durch  das 
Trienter  Konzil  verboten  worden  *. 

Schon  im  1 5 .  Jahrhundert,  insbesondei'e  in  c.  14  de  praeb.  Extrav.  comm.,  wird 
f&r  das  Wort  reservatio  auch  der  Ausdruck :  affeciio  gebraucht  ^^.  Die  spätere  Doktrin 
hat  indessen  mit  Rücksicht  dai-auf ,  dass  beide  Bezeichnungen  in  der  gedachten  Stelle 


1  Die  übliche  iltere  Definition  lautet:  „est  be- 
■eAdi  Taeatnri  per  papam  ad  se  avocatio,"  Ri- 
ganti  in  nibr.  reg.  I.  canc.  $.  1.  n.  31  und  die 
dort  dtirten.  Da  indessen  der  Papst  nach  kurialer 
Lehre  ein  generelles,  oberstes  Kollationsrecht  be- 
iitzt,  und  kraft  dieses  Jedes  Benefizium  besetzen 
kann,  so  kann  das  Wesen  der  Reser'vation  nur 
Aaiin  liegen,  dass  das  konkurrirende  Besetzungs- 
nchi  eines  Anderen  beseitigt  wird. 

In  wie  weit  dem  legatus  a  latere  das  Reserya- 
tiODsreeht  zukommt,  s.  Th.  I.  S.  515. 

'  Denn  dann  hat  der  KoUator  in  Tollig  berech- 
tigter Weise  gehandelt,  c.  20  (Bonif.  YIII.)  in 
VIto  de  praeb.  III.  4,  s.  auch  Keiffenstuel 
HI-  5.  D.  383.  384. 

'  Das  s.  g.  decretnm  irritans. 

♦  S.  Th.  IL  8.  656. 


^  Dies  ist  nicht  die  Wirkung  der  Reservation, 
sondern  der  beigefügten  Kassationsklausel,  vgl. 
(iarcias  1.  c.  n.  408;  Lotter  1.  c.  qu.  6.  n. 
5if. ;  Leuren.  1.  c.  qu.  522.  n.  2.  Inkorrekt 
Phillips  5,  487. 

0  Garcias  1.  c.  n.  58  ff. ;  Rigan ti  1.  c.  n. 
59  ff.  Einzelne  ältere  verstehen  unter  den  Ge- 
neralreservationen diejenigen ,  welche  im  corpus 
iuris  enthalten  sind,  unter  den  specleUen  die- 
jenigen, welche  die  Kanzleiregeln  eingeführt 
haben. 

'^  Riganti  ad  mbr.  reg.  I.  canc.  %.  2.  n.  1  ff. 

8  L.  c.  %.  1.  n.  35. 

»  Sess.  XXIV.  c.  19.  de  ref. 

w  III.  2  (Paul  IL  1467).  In  den  Kanzleiregeln 
Martins  V.  1418,  Mansi  28,500,  bedeutet 
er  soviel  wie  die  Wirkung  der  Reservation. 
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nebeneinander  vorkommen ,  dieselben  nnterscheiden  2U  müssen  geglaubt.  Im  Gegen- 
satz zur  Eeservation  begreift  sie  unter  der  Affektion  alle  diejenigen  Fälle,  in 
welchen  der  Papst  die  Hand  auf  ein  bestimmtes  Benefizium  legt  und  dabei  zu  erkennen 
giebt,  dass  er  seinerseits  Aber  dasselbe  verfügen  will^  und  sehliesst  das  Besetzongs- 
recht  des  ordentlichen  KoUators  deshalb  aus,  weil  derselbe  wegen  der  schuldigen  Ehr- 
furcht vor  dem  Papste  sich  nicht  mehr  mit  solchen  Angelegenheiten  befassen  dttrfe, 
welche  der  letztere  selbst  an  sich  gezogen  habe^.  Man  rechnete  hierher  z.  B.  die 
Verleihung  eines  Benefiziums  zur  Kommende,  die  Vereinigung  eines  solchen  mit  einem 
anderen  auf  Lebenszeit  des  Begünstigten,  die  Ertheilung  eines  Provisionsmandates  für 
ein  bestimmtes  Benefizium,  sowie  die  direkte  Besetzung  durch  den  Papst,  wenn  diese, 
etwa  wegen  eines  Mangels  in  der  Person  des  Beliehenen,  nicht  zur  Wirksamkeit 
gelangt  war  3. 

An  und  für  sich  ist  die  Wirkung  der  Affektion  dieselbe,  wie  die  der  Qeneral-  und 
Spezial-Reservation,  ja  die  Beservation  eines  bestimmten  Benefiziums  in  einem  einzel- 
nen Vakanzfalle  ist  gleichfalls  an  und  für  sich  nichts  anderes  als  eine  Affektion,  nur 
dass  mit  dem  letzteren  Worte  die  Wirkung  einer  solchen  Beservation  bezeichnet  wird. 
Da  aber  derselbe  Erfolg  in  denjenigen  Fällen,    in  welchen  man  eine  Affektion  im 
eigentlichen  Sinne  annahm,  ebenfalls  eintrat,  andererseits  aber  die  Doktrin  bei  der 
einmal  von  ihr  beliebten  Unterscheidung  auch  ein  die  Spezial-Reservation  gegenüber 
der  Affektion  abgränzendes  Merkmal  aufzustellen  gen(^thigt  war ,   so  entnahm  sie  die- 
ses dem  c.  14  cit.,  indem  sie  die  darin  ausgesprochene  Kassation  etwaiger  Zuwider- 
handlungen verallgemeinerte.    Auf  diese  Weise  gelangte  sie  zu  dem  Satz,  dass  jeder 
mit  der  Affektion  unverträgliche  Akt  des  ordentlichen  Kollators,  ohne  Rücksicht  dar- 
auf, ob  der  letztere  Kenntniss  von  derselben  gehabt  habe,  oder  eine  Kassation  aller 
dagegen  verstossenden  Handlungen  ausgesprochen  worden  ^,  nichtig  sei,  während  diese 
Regel  für  die  Reservationen  nur  in  Ausnahmefällen  Geltung  habe  ^.    Femer  betonte 
man,  dass  die  Reservation  allein  durch  ausdrückliche  Erklärung,  die  Aifoktion  aber  anch 
diurcb  eine  blosse  Verfügung  des  Papstes ,   mithin  durch  eine  konkludente  Handlnng 
erfolgen  könne®,  sowie  dass  die  letztere  stets  nur  vorübergehend  wirke,  d.  b.  allein 
auf  so  lange ,  bis  der  Zweck,  zu  welchem  der  Papst  die  afficirende  Handlung  vorge- 
nommen habe,  erreicht  worden  sei  ^.    Indessen  wirkt  die  Spezial-Reservation  ebenso- 
wenig fortdauernd ,  und  auch  der  Umstand,  dass  die  Affektion  nicht  ausdrücklieb  zu 
geschehen  braucht,  bildet  keinen  begrifflichen  Unterschied  gegen  die  Reservation, 
weil  principieli  wenigstens  eine  solche  durch  konkludente  Handlungen  nicht  anage- 
schlossen erscheint,  und  man  die  Fälle  der  Affection  an  und  für  sich  mit  Fug  und 
Recht  anch  als  stillschweigende  Reservationen  bezeichnen  könnte  ^.    Trotzdem  iat  man 


^  H.  Gonzalez  sup.  reg.  VlII.  canc.  gl.  52. 
n.  1  fr. ;  Lenren.  1.  c.  qu. 523.  n.  1;  Riganti 
1.  c.  S.  1.  n.  70. 

3  H.  Gonzalez  l.  c.  n.7;  Rlgantil.c.  $.  1. 
n.  81.  Dabei  berief  man  sich  auch  auf  c.  56.  X. 
de  appell.  II.  28  u.  c.  11.  X.  de  excesB.  prael. 
V.  31. 

3  H.  Gonzalez  1.  c.  n.  11  if . ;  Barbosa  J. 
E.  U.  m.  13.  n.  90  ff.;  Rigantil.  c.  n.  82  ff.; 
Reiffenstuellll.  5.  n.  416  ff. 

*  Gonzalez  1.  c.  n.  6  ff . ;  Riganti  1.  c. 
$.  1.  n.  76.  77;  Reiff enstnel  1.  c.  n.  412. 
414. 

5  S.  0.  S.  141. 


^  Gonzalez  1.  c.  n.4;  Riganti  1.  e.  d.  75; 
Lenren.  I.  c.  qn.  523.  n.  1;  Reiffenstnel 
n.  410. 

7  Lotter.  I.  c.  1.  II.  qu.25.  n.39;  Lenren. 
qn.  523.  n.  1.  eit. ;  Reiffenstnel  1.  c.  n.412. 
Ueber  die  Anwendung  des  I^incips  anf  die  ein- 
zelnen Fälle  vgl.  Gonzalez  1.  c.  n.  11  ff.; 
Garcias  I.e.  n.  139  ff.;  Riganti  1.  e.  §.  1.  n. 
82  ff.  Hierbei  sind  manche  Kontroversen  ent- 
standen ^  da  die  kurlalen  Schriftsteller  von  der 
Tendenz  geleitet  waren,  die  Affektionen  mogliehst 
auszudehnen. 

0  Schon  den  Aelteren  hat  sich  der  Gedanke, 
dass  die  affectio  eine  reservatio  specialis  sei ,  auf- 
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aber  noch  hevie  genöthigt,  die  Affdktionen  und  Reseryationen  anseinaBder  zu  halten. 
Denn  abgesehen  von  dem  in  der  Doktrin  gemachten  Unterschiede  in  Betreff  ihrer 
Wirkungen,  ist  der  einmal  festgestellte  Begriff  der  Affektion  sowohl  durch  die  Eanz- 
leir^eln  S  wie  an<^  durch  das  Tridentinum^  recipirt  worden. 

Es  ist  ersichtlich ,  dass  durch  die  Aufstellung  und  Entwicklung  des  Begriffes  der 
Affektion  das  pftpstliche  Provisionsrecht  ebenfalls  eine  Erweiterung  erfahren  hat.  Direm 
Wesen  nach  mit  der  Reservation  eng  verwandt,  trat  sie  allerdings  nicht  unter  der  übel 
berufenen  Bezeichnung  derselben  auf,  und  überdies  hat  sich  die  Doktrin  darzuthun  be- 
müht, dass  dieselbe  schon,  ebenso  wie  einzelne  Reservationsfälle,  im  Corpus  iuris  ca- 
nonici anerkannt  gewesen  sei  ^. 

B.  Die  General-Reservationen  im  Einzelnen.  Die  General-Reser- 
vationen haben  mit  wenigen  Ausnahmen  Aufnahme  in  die  Kanzleiregeln  gefunden. 
Ihre  Aufzählung  und  Besprechung  lässt  sich  daher  am  besten  an  diese  anschliessen. 

Die  ersteKanzleiregel  wiederholt  die  Reservationen  der  im  vorigen  Paragra- 
phen S.  130.  131  erwähnten  Konstitutionen  Benedikts  XII.  und  Johanns  XXII.,  frei- 
lich mit  gewissen  Erweiterungen  ^. 

Reservirt  sind  nach  derselben : 

1 .  die  beim  apostolischen  Stuhle  durch  Tod  ihrer  Inhaber  vakant  werdenden  Be- 
Defizien.  Jedoch  hat  daneben  die  schon  im  Sextus  enthaltene  Reservation  ^  ihre  Gel- 
tung nicht  verloren^  weil  die  sie  einschliessende  Rechtssammlung  Gesetzeskraft  be- 
sitzt ^ 

Zu  den  reservirten  Benefizien  gehören,  allerdings  nicht  auf  Grund  des  corpus 
iuris,  wohl  aber  in  Folge  der  stetigen  Erneuerung  der  const.  Adregimen,  die  Bis- 


gedriingt,  Oarci&s  I.  e.  n.  62;  Lotter  1.  c.  n. 
29;Bigantil.  c.  %.  1.  n.  71. 

'  S.  z.  B.  regula  IX. 

'  Seu.  XXI.  c.  5  (^beneflcia  generaliter  vel 
specialiter  reserrata  vel  qualitercunque  affecta"), 
&Bst.  XXIY.  G.  15(„qiiacunqne  reservatlone  gene- 
lali  vel  tpeciali  aot  affectione'O. 

'  Gonzalez  1.  c.  n.  7  u.  9  n.  lUganti  1.  c. 
$.1.0.  48.  85.  Man  fGhrte  nämlich  ans,  dass 
das  c.  14.  dt.  eine  Deklaration  des  c.  56.  X.  de 
appeU.  II.  28  enthalte.  Ihre  praktische  Bedeatung 
hatte  diese  Ansicht  fQr  die  Frage,  ob  dieAffektio- 
Den  durch  das  Wiener  Konkordat  nnd  andere 
ähoHche  Vereinbarungen  ausgeschlossen  seien. 

^  In  primis  fecit  easdem  reservationes  qoae  in 
coost.  fei.  rec.  Benedicti  pp.  XII.  quae  incipit : 
Ad  rtghnen  continentur  et  illas  innovavit  ac  locnm 
habere  Tolnit,  etiarosi  offlcialis  in  eadem  consti- 
tutione expressi  apostolicae  sedis  offlciales  ante 
obitum  eorum  esse  desierint,  quoad  beneflcia 
que  tempore ,  quo  offlciales  erant ,  obtinebant. 
Declaxans  nihilomimas  beneflcia  quae  dictae  sedis 
offlciales,  qoi  ratione  officiorum  suorum  hulus- 
nedi  eiusdem  sedis  notarii  erant,  etiam  dimlssis 
ipils  offleiis  et  qnandocnnque  asseonti  fuerint, 
sob  hninsmodi  reservationii>as  comprehendi;  ac 
nterraTit  beneflcia  qnae  per  conetitutionem  p.  m. 
Iflanais  pp.  XXII.  qnae  incipit :  ExecrabüU  va- 
ciiit  vel  vacaie  contigerint.  Quam  constitutionem 
et  reservationem  S.  S«  tam  ad  beneflcia  obtenta 
qnam  alia  qnaecnnque,  de  quibus  ordinarii  et 
alil  foUatoves  contra  concilil  Tridentini  decreta 
disposaemnt  et  disponent  in  futurum,  extendit  et 


ampliavit  et  ea  etiam  beneflcia  omnia  dispositioni 
suae  reservavit,  de  quibns  per  dictos  ordinarios 
ant  alios  collatores  contra  eiusdem  concilil  decre- 
torum  forroam  dispositum  fuerit  Decemens  Irri- 
tnm  et  cet.'^  (das  decretum  irritans  ist  erst  von 
Alexander  VII.  [1655—1677]  beigefügt,  Ri- 
ganti  ad  reg.  I.  canc.  $.  10.  n.  44). 

Die  ausdrückliche  Aufnahme  der  erwähnten 
Konstitutionen  und  Ihre  stetige  Wiederholung 
durch  die  Kanzleiregeln  erklärt  sich  daraus,  dass 
erstere  nur  transitorisch  für  die  Zeit  ihrer  Ur- 
heber erlassen  waren,  Kiganti  1.  c.  ad  reg.  $. 
1.  n.  1.  2.  Schon  Johann  XXIII.,  v.  d.  Hardt, 
cons.  Const.  I.  21 ,  454  und  Martin  V.,  Mansl 
28,  500  haben  die  erstgedachte  Konstitution  in 
ihren  Kanzleiregeln  aufrecht  erhalten. 

5  c.  2.  in  VIto  de  praeb.  III.  4  In  Verbindung 
mit  c.  3.  34. 35  eod.,  s.  o.  S.  123  ff. 

6  Darum  ist  die  Reservation  d.  c.  2  in  VIto  cit.  die 
einzige  s.g.in  corpore  iuris  clausa.  Die  frühere  Fas- 
sung der  36  Kanzleiregel ,  Th.  II.  8.  656 :  „ex 
a  1  i  q  u  a  reservatione  in  corpore  iure  clausa^,  welche 
auf  der  Annahme  mehrerer  solcher  Reservationen 
beruht,  war  anerkanntermaassen  eine  Irrthüm- 
liehe  gewesen,  nnd  ist  schon  durch  Leo  X.  ge- 
ändert worden,  Riganti  in  rubr.  reg.  I.  canc. 
$.  1.  n.  40.  Die  erwähnte  Reservation  ist  zu- 
^eich  eine  fortdauernde,  deren  Gültigkeit  nicht 
von  der  Jedesmaligen  Publication  durch  den  re- 
gierenden Papst  abhängt,  Riganti  1.  c.  n.38  ff. 
Einer  besonderen  Erwähnung  derselben  und  der 
sie  deklarirenden  Dekretalen  in  der  Kanzleiregel 
bedurfte  es  daher  auch  nicht. 
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thümer  ^  und  die  (dauernd  verliehenen)  Regular-Benefizien.  Ausgenommen  sind  in- 
dessen andere  Regulär^  und  sonstige  Manual-Benefizien^,  femer  die  Benefissien  laikalen 
oder  gemischten  Patronates,  sofern  derselbe  auf  Fnndation  beruht  ^. 

Die  Erledigung  beim  apostolischen  Stuhl  und  folgeweise  auch  die  Resenration 
dauert  so  lange,  bis  der  Beliehene  die  üebertragung  des  Amtes  angenommen  hat^. 

Aus  dem  schon  vorhin  angegebenen  Orunde  sind  femer  die  Dekl*etalen  des  über 
VI ,  welche  die  Bedeutung  der  Bezeichnung :  apud  sedem  apostoUcam  vacare  und  die 
näheren  Modalitäten  der  hier  fraglichen  Reservation  feststellen ,  neben  der  Kanzleiregel 
massgebend.  Daher  begreift  die  Erledigung  beim  apostolischen  Stuhl  auch  den  Fall  in 
sich,  wo  der  Inhaber  des  Benefiziums  an  einem  innerhalb  zweier  Tagereisen,  d.  h«  20 
italienische  Miglien^,  von  der  päpstlichen  Residenz  entfemten  Orte  verstirbt®.  Ferner 
kann  der  ordentliche  Kollator,  wenn  der  Papst  das  Benefizium  nicht  innerhalb  Monats- 
frist, von  der  Erledigung  an  gerechnet^,  vergeben^hat ,  neben  demselben  sein  bisher 
suspendirtes  Yerleihungsrecht  wieder  ausüben  ^.  Sodann  ist  der  Grundsatz  in  Geltung 
geblieben ,  dass  Benefizien ,  deren  Inhaber  am  Residenzorte  des  apostolischen  Stuhles 
ihr  Domizil  haben  und  nicht  zu  deuKuiialen  gehören,  nicht  von  der  Reservation  betrof- 
fen werden  ^.  Daher  findet  dieselbe  auf  Benefizien  in  Rom  selbst,  welche  nicht  mitKu- 
rialen  besetzt  sind  und  der  ordentlichen  Yerleihungsgewalt  eines  anderen  Kollators  als 
der  des  Papstes  unterliegen,  keine  Anwendung  ^*'.  Nicht  minder  steht  endlich  auch  noch 


1  Wo  landesherrliche  Nomination  besteht,  ist 
auch  diese  ausgeschlossen,  Riganti  K  c  n. 
203 ff.,  sofern  nicht  besonders  für  diesen  Fall  ein 
Indult  gewährt  ist.  Ein  Beispiel  dafür  bei  Ri- 
ganti  n.  286. 

'^  Dies  hat  die  Doktrin  deshalb  angenommen, 
weil  der  ordentliche  Kollator  die  päpstliche  Pro- 
vision jeden  Augenblick  wieder  durch  Abberufung 
des  Beneflziaten  rückgängig  machen  könne, 
Gonzalez  1.  c.  gl.  ö.  %,  6.  n.  9  und  gl.  8. 
n.  3;  Riganti  1.  c.  n.  316.  Der  entscheidende 
Grand  ist  aber  der,  dass  die  s.  g.  Manualbeneflzien 
keine  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  bilden,  s. 
Th.  IL  S.  373.  Vgl.  auch  Reiffenstuel  IIL 
5.  n.  394. 

^  Dies  ist  einstimmige  Annahme  der  Doktrin 
und  feststehende  Praxis ,  Glosse  zu  c.  2  in  VIto 
cit.  1.  V.  collatio;  Gonzalez  gl.  18.  n.  2ff. ; 
Riganti  n.  327  ff . ;  Reiffenstuel  III.  5.  n. 
395;  wegen  des  gemischten  Patroirates  vgl.  auch 
0.  S.  59.  Benefizien  geistlichen  Patronates 
unterliegen  dagegen  der  Reservation.  Der  Grund, 
welcher  zu  Gunsten  der  Benefizien  laikalen  und 
gemischten  Patron atsrechte  geltend  gemacht  wird, 
8.  die  cit.  Glosse,  dass  das  c.  2  nicht  von  der  Prä- 
sentation spricht,  passt  ebenso  gut  auf  das  geist- 
liche und  ist  hinfällig,  weil  die  const.  Ad  regimen 
Jeder  der  Art  der  Besetzung  erwähnt.  Die  Ver- 
schiedenheit der  Behandlung  der  Patronatsbene- 
flzion  erklärt  sich  vielmehr  aus  denselben  Um- 
standen ,  welche  für  die  Derogationspraxis  mass- 
gebend gewesen  sind,  s.  o.  S.  95. 

^  Riganti  n.  94.  Stirbt  dagegen  ein  zum 
Bischof  gewählter  Geistlicher  beim  päpstlichen 
Stuhl,  ehe  er  konflrmirt  worden  ist,  so  liegt  keine 
Vakanz  des  Bisthums  apud  sedem  apost.  vor,  weil 
er  dasselbe  noch  nicht  erworben  hatte,  1.  c.  n. 
312  ff. 


^  So  schon  die  Glosse  zu  c.  34  in  VI^o  it.  s.  v. 
legales  auf  Grand  der  1.  1  D.  si  quis  caut.  II.  11 ; 
Riganti  1.  c.  %.  5.  n.  6. 

6  Riganti  1.  c.  $.  1.  n.  90.  336.  Jedoch  hat 
die  const.  Ad  regimen  dies  dahin  beschränkt,  dass 
der  Verstorbene  sich  in  Geschäften,  sei  ea  kuria- 
1er  oder  anderer ,  auf  der  Reise  befunden  haben 
rouss. 

7  Es  ist  aber  streitig ,  ob  die  Frist  nicht  erst 
von  der  seitens  des  Papstes  erlangten  Kunde  von 
der  Vakanz  läuft,  vgl.  Riganti  1.  c.  n.  377; 
Reiffenstuel  III.  5.  440.  Letztere  Meinung 
hat  aber  den  ausdrücklichen  Wortlaut  und  den 
Zweck  des  c.  3  in  VIto  m.  4  gegen  sich. 

B  c.  3  in  VIto  cit.     Dasselbe  Ist  durch  c.  1 
(Bonif.  VIII.)  de  praeb.  in  Extr.  comm.  III.  2, 
welches  nicht  in  den  lib.  VI.  aufgenommen  and 
nur  aus  Missverständniss  als  dem  c.  3  wider- 
sprechend erachtet  worden  ist,  vgl.  darüber  Lot- 
te r  de  re  benef.  II.  qu.  21.  n.  55,  nicht  ausge- 
hoben.    Allerdings  hat  die  der  Ausdehnung  der 
Reservationen  nur  zu  geneigte  Kurialpraxis  diese 
unrichtige  Ansicht  befolgt.     Sie  wird  damit  ge- 
rechtfertigt,  dass  c.  3  cit.  jedenfalls  durch  die 
const.  Ad  regimen  beseitigt  worden  sei,  Riganti 
1.  c.  n.  370.    Dies  erscheint  aber  ebenfalls  unbe- 
gründet, da  die  letztere  nichts  näheres  über  den 
Begriff  und   den   Umfang  der  Reservation    b^ 
stimmt,  s.  noch  Reiffenstuel  HI.  5.  n.  445. 
446.  Konsequenterweise  hätten  übrigens  die  An- 
hänger der  bekämpften  Meinung  auch  die  Aus- 
dehnung der  Reservation    auf    die    Erledigung 
innerhalb    zweier  Tagereisen    vom    päpstliehen 
Stuhl  durch  die  gedachte  const.  für  aufgehoben 
erklären  müssen ,  was  aber  von  keiner  Seite  ge» 
schoben  ist. 

9  c.  34  in  VIto  cit.  s.  auch  o,  S.  125. 

10  Riganti).  c.  n.  118.  119. 
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die  YoTschrift  über  die  Besetzung  der  Parochialkirchen  durch  die  Ordinarien  w&hrend 
der  Vakanz  des  päpstlichen  Stuhles  in  Kraft  ^ 

Päpstliche  Indulte  auf  die  Besetzung  von  reservirten  Benefizien  begi'eifen  die  Fälle 
der  hier  in  Frage  stehenden  Reservation  ohne  Weiteres  nicht  in  sich,  müssen  vielmehr 
ausdrücklich  darauf  gerichtet  sein,  also  auch  dieses  Falles  der  Reservation  erwähnen  ^. 

2.  Auf  Grund  der  erstenKanzleiregel  und  der  const.  Ad  regimen  sind  femer 
reservirt  alle  Bisthümer,  Klöster,  Priorate,  Dignitäten,  Personate,  Offizien,  Ka- 
nonikate,  Präbenden,  Kirchen  und  anderen  Säkular-  und  Regulär -Benefizien  mit  und 
ohne  Seelsorge ,  wenn  sie  durch  eine  seitens  des  Papstes  oder  unter  päpstlicher  Auto- 
rität vorgenommene  Deposition,  Privation  oder  Translation  ^  erledigt  worden  sind^.  In 
denjenigen  Fällen ,  wo  die  Deposition  oder  Privation  ipso  iure  in  Folge  der  damit  be- 
drohten strafbaren  Handlung  eintritt,  bedarf  es  indessen  eines  darauf  gehenden  dekla- 
ratorischen Urtheils  des  Papstes,  einer  päpstlichen  Behörde  oder  eines  päpstlichen 
Delegaten  ^. 

Die  Reservation  bezieht  sich  femer 

3.  auf  die  erwähnten  Benefizien  und  Aemter,  wenn  eine  in  Betreff  derselben 
emträehtig  oder  zwiespältig  stattgehabte  Wahl  oder  Postnlation  vom  Papste  kassirt, 
verworfen  oder  die  Verzichtleistung  des  Gewählten  oder  Postulirten  angenommen  woiv 
den  ist^ 

Unter  dem  Fall  2  wird  vielfach  auch  die  Erledigung  eines  Benefiziums  durch  Ver- 
zichtieistung  des  Inhabers  in  die  Hände  des  Papstes  mitbegriffen  ^.  Indessen  ist  hierbei 
fibersehen ,  dass  die  const.  Ad  regimen  nur  von  einer  Verzichtleistung  der  Gewählten 
und  Postulirten ,  nicht  der  schon  Promo virten  spricht^.  Die  Aelteren  haben  die  Er- 
ledigung der  gedachten  Benefizien  daher  korrekter  Weise  als  einen  Fall  der  Affektion 
betrachtet  und  ihn  nur  wegen  ihrer  Auffassung  der  letzteren  als  eine  Spezial-Reserva- 
tion^  unter  diese  eingereiht  ^o. 

Sodann  umfasst  die  Reservation 

4.  die  zu  2  gedachten  Benefizien  und  Aemter,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Bis- 
thllmer ,  wenn  die  ersteren  dadurch  zur  Erledigung  gelangen ,  dass  eine  Befördemng 
ihrer  Inhaber  durch  den  Papst  oder  unter  seiner  Autorität  zu  einem  Residenzial  -  Bis- 
thum^i  oder  einem  auf  Leitung  eines  Klosters  gehenden  Amtes  [z.B.  zur  Abtswttrde) 


»  e.  35  in  VIto  cit.  o.  S.  125.  Vgl.  ferner  Ri- 
lanti  1.  c.  n.  385  ff. 

'  Riganti  ad  nibr.  reg.  I.  $.  1.  n.  56.  u.  ad 
reg,  I.  $.  1.  n.  359. 

«  Vgl.  S.  146.  n.  1. 

^  In  der  const.  Ad  regimen  wird  diesen  Fällen 
noeh  die  Erledigung  per  muneris  consecrationis 
^ntpensionem  hinzugefugt ,  während  damit  In  der 
ftr  zu  Grunde  liegenden  Dekretale  Johanns  XXII. : 
,£t  deijto"  (s.  S.  130)  der  Ausdruck:  „per  suc- 
eeitionem  muneris  consecrationis  aut  benedictio- 
ais  (dodum  a  Clemente  .  .  .  promotis  impensi)^ 
koirespondirt.  Zu  lesen  ist  dafür  offenbar :  „per 
maneris  consecrationis  snsceptionem^',  Gonzalez 
I.e.  gl.  57.  n.  52;  Barbosa  de  pot.  episc.  1.  III. 
«lieg.  57.  D.  65;  Riganti  1.  c.  $.  2.  n.  4.  Be- 
tätigt wird  diese  Korrektur  auch  durch  das  Kon- 
itanzer  und  Wiener  Konkordat  (s.  o.  S.  134. 138). 
Beide  erwähnen  dieses  Falles,  der  päpstlichen 
Konsekration  des  Promovirten  nicht,  offenbar  des- 
halb, weil  nachdem  die  KonÜrmatioii  der  Bischöfe 

HiasehinB,  Kircbenrecht.  III. 


ein  ausschliessliches  Recht  des  Papstes  geworden 
war,  Th.  II.  S.  577  ff.  600 ff.,  die  unter  4  zn  er- 
wähnende Reservation  und  die  im  Text  zn  2  er- 
wähnte Translation  diesen  Fall  stets  in  sich  be- 
greifen. 

5  Riganti  1.  c.  $.  1.  n.  14  u.  %.  3.  n.  14. 

fl  Vgl.  Th.  II.  S.  675.  682. 

"^  S.  z.  B.  V.  Kreittmayr,  Anmerkungen 
üb.  d.  cod.  Maximil.  Th.  V.  Kap.  19.  %,  18.  n.  2; 
Wiese  Hdbch.  d.  K.  R.  2,  448;  Permane- 
der  K.  R.  %.  256;  Walter  K.  R.  %.  232; 
Richter-Dove  K,  R.  %.  196. 

8  Dasselbe  gilt  übrigens  von  dem  Konstanzer 
und  Wiener  Konkordat. 

9  S.  0.  S.  142.  n.  8. 

»0  Barbosa  1.  c.  n.  22;  Lotterl.  c.  qu.  27. 
n.  33. 

11  Also  nicht  zu  einem  Titular-Bisthum  (in  par- 
tibns  intldelium),  weil  der  Beforderte  nicht  in 
den  Besitz  desselben  gelangt,  O  a  r  c  i  a  s  de  beiief. 
P.  XI.  c.  6.   n.  24;  Barbosa  1.  c.  n.  74;   Ri- 
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stattgehabt  hat  ^ .  Ob  bei  vorgängiger  Gewährung  eines  päpstlichen  Indultes  an  den  zu 
Befördernden  auf  Beibehaltung  der  von  ihm  besessenen  Benefizien  diese  im  Falle  seines 
Todes  als  reservirt  zu  betrachten  seien,  war  streitig 2,  und  mit  Eücksicht  auf  diese 
Kontroverse  hat  die  Kurie  die  Praxis  beobachtet,  in  den  Indulten  die  Vakanz  zwar  als 
eingetreten  zu  bezeichnen ,  aber  ihre  Wirkung  bis  zum  Tode  des  Inhabers  zu  suspen- 
diren  ^, 

5.  Ebenfalls  auf  der  ersten  Elanzleiregel  und  der  const.  Ad  regimen  beruht  die 
Reservation  aller  unter  2  genannten  Aemter  der  BLardinJÜe  * ,  der  Kuiialbeamten ,  der 
commensales  und  der  Kapellane  des  Papstes ,  welche  durch  den  an  irgend  einem  Orte 
erfolgten  Tod  derselben^  vakant  werden^.  Die  Beservation  bezieht  sich  auf  die  in  der 
const.  aufgeführten  Beamten  ?,  und  ferner  auf  solche,  deren  Stellen  neugegrttndet  wor- 
den sind,  sofern  sie  zu  einer  der  erwähnten  Kategorien  gehören^.  Durch  die  Kanzlei- 
regeP  ist  die  Reservation  auch  auf  die  Aemter  der  Offizialen  ausgedehnt,  welche  sie 
bei  der  vor  ihrem  Tode  erfolgten  Niederlegung  ihrer  Offizialen-Stellung  innegehabt  ^^, 
ja,  falls  solche  resignirende  Offizialen  wegen  ihrer  Stellung  zugleich  apostolische  No- 
tare waren,  auch  auf  die  Aemter,  welche  sie  zu  irgend  einer  Zeit  erlangt  haben  ^^. 

6.  Weiter  gehören  hierher  alle  derartigen  Aemter  der  S.  135  zu  3  aufgezählten 
päpstlichen  Abgesandten  ^^, 


g&ntl  1.  c.  §.  7.  n.  69  ff.  Die  Indulte,  welche 
den  so  Promovirten  auf  Beibehaltung  ihrer  bis- 
herigen Benefizien  ertheilt  werden  ,  haben  daher 
nur  den  Zweck,  dies  ausdrücklich  zu  konstatiren. 
Ob  der  Titularbischof  zum  Weihbischof  in  der 
Diöcese  eines  anderen  Bischofs  bestimmt  ist,  macht 
keinen  Unterschied ,  Entsch.  d.  Gongr.  conc.  v. 
1601,  Riganti  1.  c.  $.  7.  n.  79. 

1  Die  Vakanz  tritt ,  wenn  dies  bei  der  Promo- 
tion erklärt  wird,  —  was  regelmässig  geschieht,  — 
schon  mit  derselben  ein ,  ohne  dass  es  erst  noch 
der  Konsekration  und  des  Besitzerwerbes  des 
neuen  Amtes  bedarf.  Dasselbe  gilt  anch  bei  der 
Translation,  Riganti  1.  c.  n.  4 ff.  Durch  diese 
Praxis  sollte  die  schnellere  Besetzung  der  erledig- 
ten Aemter  ermöglicht  werden.  Die  letztere  er- 
langt aber  erst  ihre  volle  Wirkung,  wenn  der  zum 
Bisthum  Beförderte  in  den  Besitz  desselben  ge- 
kommen oder  diesen  nur  durch  seine  Schuld  nicht 
hat  erlangen  können,  Garcias  1.  c.  n.  8ff. ; 
Riganti  1.  c.  n.  7. 

2  Vgl.  Riganti  n.  141  ff.  198 ff. 

8  Seit  Clemens  X.  (1670—1676)  ist  die  For- 
mel gebräuchlich:  „quod  beneflcia  quae  obtinet 
promotus ,  per  huiusmodi  provislonem  yacent  eo 
ipso,  suspenso  tarnen  vacationis  effectu  usque  ad 
sni  obitum'S  Riganti  n.  224. 

*  Dahin  gehören  auch  die  beneflcia  electiya, 
insbesondere  die  Bisthümer  der  Kardinäle.  Mit 
Rücksicht  au  f  die  Konkordate  der  deutschen  Nation , 
Th.  II.  S.  578.  n.  2,  welche  den  Kapiteln  das 
Wahlrecht  für  die  Bischofsstelien  einräumen,  sind 
denselben  indessen  in  solchen  Fällen  päpstliche 
Indulte  auf  Vornahme  von  Wahlen  gewährt,  und 
letztere,  wenn  sie  ohne  diese  erfolgt  waren,  zwar 
kassirt,  aber  der  Gewählte  ist  dann  aus  päpst- 
licher Machtvollkommenheit  zum  Bischof  ernannt 
worden,  Rigan  ti  1.  c.  $.  4.  n.  93  ff. 

B  Dass  der  Ort  des  Todes  gleichgültig  ist  und 
nicht  etwa  blos  der  Sitz  des  Papstes  und  der  Um- 
kreis zweier  Tagereisen  in  Frage  kommt,  ergiebt 


der  Wortlaut  der  Konstitution  und  ist  gegen  er- 
hobene Zweifel  anch  ausdrücklich  durch  e.  const. 
Alexanders  VII.  v.  1666,  bull.  Taur.  17,  430, 
festgestellt.  Die  Kurialpraxis  hat  übrigens  diese 
Reservation  anch  über  den  Fall  des  s.  g.  obitas 
naturalis  hinaus ,  anf  den  des  s.  g.  obitus  civilis, 
d.  h.  des  Tausches  von  Benefizien  bei  der  Kurie 
oder  der  Resignation  in  die  Hände  des  Papstes, 
Riganti  1.  0.  $.1.  n.  48,  ausgedehnt,  1.  c.  $.  4. 
n.  292 ff. 

0  Uebrigens  ist  diese  Reservation  bei  der  Kurie 
nicht  als  reservatio  personalis ,  sondern  als  eine 
localis  betrachtet  worden ,  weil  man  in  Ihr  mit 
Rücksicht  auf  die  Stellung  der  Offizialen  als  Ku- 
rialen  eine  Art  der  reservatio  ex  vac«tione  in  cu- 
ria im  weiteren  Sinne  gefunden  hat,  Letter  1. 
c.  qu.  27,  n.  87;  Riganti  1.  c.  $•  4.  n.  190  ff. 
Allerdings  kann  mit  ihr  die  personelle  Reservation 
der  Aemter  der  familiäres  des  Papstes ,  s.  unten 
n.  14,  konkurriren. 

"^  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  Wortlaut  der  const. 
Ad  regimen  und  der  I.  Kanzleiregel. 

s  Riganti  1.  c.  n.  214.  Die  Aemter  der  an- 
deren Offizialen  sind  nur  auf  Grund  der  unten  zu 
n.  14  citirten  const.  Pauls  III.  reservirt,  indessen 
hat  die  Praxis  der  Dataria,  Jedenfalls  seit  dem 
18.  Jahrh.  angenommen,  dass  die  const.  Ad  re- 
gimen alle  Offizialen  im  Auge  habe  und  die 
dort  aufgeführten  nur  beispielsweise  genannt 
seien,  vgl.  Riganti  1.  c.  269  ff.,  welcher  dieser 
Irrigen  Ansicht  beitritt. 

ö  S.  143.  n.  4. 

10  Dieser  Theil  der  Regel  soll  aus  dem  J.  1431 
von  Eugen  IV.  herrühren,  Riganti  1.  c.  n. 
270. 

"  Der  Urheber  dieser  Vorschrift  ist  Sixtus  Y. 
(1585—1590),  Riganti  1.  c.  n.  288.  289. 

Dass  diese  und  die  anderen  durch  die  Praxis 
erfolgten  Erweiterungen  dem  Wiener  Konkordate, 
s.  0.  S.  138,  widersprechen,  liegt  auf  der  Hand. 

«  Vgl.  hierzu  Riganti  1.  c.  2.  n.  160ff. 
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7.  sowie  der  Eurialen ,  welche  sich  auf  der  Reise  befinden  (s.  S.  135]  unter  den 
Ar  beide  Fiüle  a.  a.  0.  n&her  angegebenen  Voraussetzungen. 

Auf  Grand  der  const.  Ad  regimm  und  der  const.  ExecrabiUs ,  sowie  der  ersten 
Eanileiregel  unterliegen  ausserdem  der  Reservation 

8.  und  zwar  zunächst  a.  nach  der  erstgedachten  const.  diejenigen Priorate,  Digni- 
ttten ,  Personate ,  Offizien  und  anderen  Benefizien ,  welche  dadurch  erledigt  werden, 
dasB  ihr  Inhaber  in  den  ruhigen  Besitz  und  Genuss  eines  ihm  vom  Papst  oder  unter  der 
Autorität  desselben  verliehenen,  mit  dem  bisherigen  unvereinbaren  (inkompatiblen) 
Amtes  gelangt  ^ 

b.  zufolge  der  const.  Execrahüh  diejenigen  Seelsorge -Benefizien  oder  mit  Seel- 
sorge verbundenen  Priorate,  Dignitäten,  Personate  oder  Offizien  ^,  welche  ihr  Inhaber 
im  Fall  des  erlangten  Besitzes  und  Genusses  eines  zweiten  gleichartigen  inkompatiblen 
Amtes  zugleich  mit  diesem  letzteren  verliert ,  weil  er  beide  zusammen  behalten  will, 
mit  dem  Unterschiede,  dass,  wenn  das  zweite  durch  den  Papst  verliehen  ist,  das  letztere 
ebenfalls  als  reservirt  gilt  ^,  während  wenn  die  üebertragung  von  einem  anderen  Eolla- 
tor  ausgegangen  ist ,  die  Reservation  nicht  das  früher  besessene ,  sondern  nur  das  zu- 
letzt erworbene  trifift^. 

9.  Nur  auf  der  ersten  Kanzleiregel  beruht  endlich  die  Reservation  aller 
Benefizien,  über  welche  die  Bischöfe  und  anderen  Kollatoren  zuwider  den  Vorschriften 
des  KoBziis  von  Trient^  verfügt  haben  ^,  sofern  dies  wissentlich  oder  wegen  Nichtan- 
wendung der  erforderlichen  Sorgfalt  geschehen  ist^. 

Die  z  w ei te  Kanzleiregel  ^  reservirt 


*  Die  coo§t.  Extcrahili»  hat  diese  Reservation 
nent,  aber  nur  für  das  Zusammeotreffen  inkom- 
patibler  Seelsorge  Benefizien  aufgestellt.  Die 
Ausdehnung  anf  andere  Aemter  findet  sich  schon 
im  KoDstanzer  und  Wiener  Konkordat. 

'  Andere  Aemter  erwähnt  die  cit.  const.  nicht. 
Die  Brweltemng  anf  letztere  ist  anfänglich  In  der 
Kuialpiaxis  streitig  gewesen,  dagegen  z.  B. 
Pyrrhns  Corradns  praxls  benef.  III.  s.  n. 
36 if.,  später  aber  von  derselben,  freilich  anf 
Ginnd  des  nichts  beweisenden  Trid.  Sess.  YII. 
e.  4de  ref.,  angenommen  worden,  Rigantl  1.  c. 
$.  9.  n.  4. 

Das  Konstanzer  und  Wiener  Konkordat  erwäh- 
nen der  Reservation  zu  b  ebensowenig ,  wie  die 
eonst  Ad  regimen, 

'  Rigantl  1.  c.  %.  9.  n.  3a--38,  das  erster- 
vorbene  wegen  der  Reservation  zu  a ,  das  letzt- 
erworbene wegen  der  zu  b. 

*  Weil  das  erste  durch  die  vom  Ordinarius  vor- 
genommene Verleihung  vakant  wird,  mithin  nicht 
rater  die  Reservation  zu  a  fallt ,  sondern  für  den 
OnÜnarins  naeh  c.  28  X.  de  praeb.  III.  5  erledigt 
«iid,  Rigantl  1.  o.  n.  39ff. 

Ib  Deotsehlaad»  wo  die  Reservation  zu  b  keine 
Anwendang  fand,  s.  Note  2,  war  dagegen  der  Fall 
des  Yerlnstes  der  beiden  Inkompatiblen  Bene- 
fizien lediglich  nach  den  Regeln  zu  a  zu  beur- 
theilen ,  so  dass  also  bei  päpstlicher  Verleihung 
des  zweiten,  nur  das  erste,  nicht  aber  das  zweite, 
bei  einer  solchen  durch  den  Ordinarius  kelns 
reservirt  war,  Krelttmayr  a.  a.  0.  n.  6. 

5  Trid.  Sess.  VII.  o,  3  de  ref.  Vgl.  ferner 
Tb.  n.  8.  476  rSess.  XXIV.  c.  19  de  ref.);  a.  a. 
0.  8. 478.  n.  12  (Sess.  XXV.  c.  15  de  ref.) ;  a. 


a.  0.  S.  482  (Sess.  XXIV.  c.  12);  a.  a.  0.  S.  484 
(Sess.  XXIII.  c.  6  de  ref.);  a.  a.  0.  S.  486.  487 
(Sess.  XXII.  c.  2  de  ref. ;  XXni.  c.  18  de  ref. ; 
XXIV.  c.  8  de  ref.);  a.  a.  0.  S.  373.  489  (Sess. 
XIV.  c.  10  de  ref,);  a.  a.  0  S.  494  (Sess.  XXIV. 
c.  18  de  ref.).  Die  Reservation  bezieht  sich  auch  auf 
die  Verletzung  der  Vorschriften  der  const.  Pil  V.: 
In  conferendis  v.  1567  über  den  Pfarrkonkurs  (s. 
Th.  n.  S.  494.  n.  7),  da  diese  nur  die  Bestim- 
mungen des  Tridentinums  Sess.  XXIV.  c.  18  de 
ref.  näher  deklarlrt,  und  die  Besetzung  der  unter 
Verletzung  ihrer  Anordnungen  verliehenen  Bene- 
fizien dem  Papste  oder  den  sonstigen  Kollatoren 
mit  Ausschluss  der  schuldigen  Bischöfe  vorbehält. 
Offenbar  bat  die  letztgedachte  Reservation  zu  der 
Erweiterung  der  ersten  Kanzleiregel  auf  die  oben 
im  Text  erwähnten  Fälle  Veranlassung  gegeben, 
da  diese  erst  anter  Sixtus  V.  (1585 — 1590)  und 
Gregor  XIV.  (1590—1591)  erfolgt  ist,  Rlganti 
1.  c.  S-  ^0-  "•  1-  ^-  ^iß  Reservation  tritt  auch 
ein ,  wenn  die  geistlichen  Patrone  den  sie  be- 
treffenden Vorschriften  zuwiderhandeln,  1.  c.  n. 
13.  Vgl.  femer  überhaupt  Riganti  1.  c.  n.  16. 
17.  38.  39. 

0  Auf  die  blosse  Verleihung  unter  Verletzung 
des  Tridentinums  ist  die  Reservation  also  nicht 
beschränkt ,  sie  kommt  auch  bei  anderen  Verfü- 
gungen, z.  B.  bei  Unionen,  s.  Th.  II.  S.  418.  419. 
421,  zur WiriLsamkelt,  Riganti  1.  c.  n. 4. 41. 42. 

^  Garcias  1.  c.  P.  V.  c.  1.  n.  211 ;  Riganti 
1.  c.  n.  6. 

In  Deutschland  konnte  diese  Reservation  keine 
Geltung  beanspruchen ,  da  sie  dem  Wiener  Kon- 
kordat noch  nicht  bekannt  war. 

s  „  Item  reservavit  generaliter  omnes  ecclesias 
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10.  alle  Bisthttmer  ^,  sowie  alle  Maonsklöstcr,  deren  jährliche  Einkünfte  nach  ge- 
wöhnlicher Schätzung  ^  mehr  als  200  Kammergulden  '^  betragen  ^.  Indessen  ist  die  Gel- 
tung der  Regel  wegen  des  anerkannten  Wahlrechtes  der  Kapitel  und  in  Folge  der  einer 
Anzahl  von  Fürsten  ei-theilten  Indulte  auf  Nomination  oder  Präsentation  zu  den  bi- 
schöflichen Stühlen  ^  in  einem  weiten  Gebiete  der  katholischen  Kirche  ausgeschlossen 
gewesen. 

1 1 .  Nach  dem  zweiten  Theil  derselben  Kanzleiregel  ®  unterliegen  weiter  der  Re- 
servation alle  Dignitäten  und  Benefizien ,  in  Betreff  welcher  die  Verleihung  y  die  Prär- 
sentation,  die  Wahl  oder  eine  sonstige  Disposition  Bischöfen,  Achten  oder  anderen Kol- 
latoren ,  falls  der  Papst  die  Stellen  derselben  zu  besetzen  hat  ^ ,  zusteht ,  und  welche 
von  dem  Zeitpunkt  ab,  wo  eine  solche  durch  Tod,  Verzicht®,  Versetzung^,  Absetzung  ^® 


pAtnarcfaales,  prtmatialeB,  archiepiscopales ,  nee- 
non  omnia  monabteria  Tirorum ,  valorem  annunm 
CC  florenorum  aiiri  commuui  aestimatione  exce- 
deiitia,  nunc  qnoniodonumque  vacantia  et  impostc- 
rum  vacatura.  Et  voluft  quod  excessus  huiasmodi 
in  literis  exprimatur.  Ac  etiam  reservavit  digni- 
Utes  et  beneflcia  ontnia  ad  collatfonem,  praesen- 
tationem,  electionem  et  quamcumque  aliam  dis- 
positlonem  patriarcharum ,  primatim  ,  arcbiepis- 
coporam  et  episcoporum  nee  non  abbatnm  ac  alio- 
rnm  qnorumcumque  coUatorum  et  collatricum  sac  - 
cularium  et  regularium  qiiomodolibet  (non  tarnen 
ad  collationem  cum  alio  vel  aliis  aut  etiam  ad 
alterius  praesentationem  vel  electionem  pertinen- 
tia)  qnae  poBt  illorum  obitnm  aut  ecrlesiarum  seu 
monasteriornm  vel  aliarnm  dignitatum  suarum 
dimisBionem  sen  amissionem  Tel  privationem  f^eu 
translationem  vel  alias  quomodocumque  vacave- 
lint,  nsque  ad  provislonem  successonim  ad  easdem 
ecclesias  aut  monasteria  vel  dignitates  apostolica 
auctoritate  faciendam  et  adeptam  ab  elsdem  snc- 
cessoribus  paciflcam  illorum  possessionem ,  quo- 
modocumque vacaverint  et  vacabunt  in  futurum. 
Decernens  irritum  etc." 

^  Ueber  frühere  derartige  Heservationen  s.  o.  S. 
129.  S.  131.  n.  6.  Die  Einfügung  derselben  in 
die  Kanzleiregeln  wird  bald  auf  Urban  V.  (1362), 
bald  auf  Innocenz  VIII.  (1484)  zurückgeführt, 
Kiganti  1.  c.  in  reg.  II.  J.  1.  n.  7.  Ersteres 
erscheint  unrichtig ,  da  sie  in  den  Kanzleiregeln 
Martins  V.  v.  1418,  Alans i  28,  499,  noch  nicht 
vorkommt.  In  ihrer  ursprünglichen  Ge.stalt  hat 
die  Kegel  nur  eine  spezielle  Reservation  mit  der 
Klausel :  ,,  quotiescumque  summi  pontilices  lila 
utl  voluerint''  enthalten,  und  erst  Paul  III.  (1534 
— 1549)  hat  den  Vorbehalt  in  einen  generellen 
unter  Weglassung  der  Klausel  verwaudult,  Ri- 
gantil.  c.  n.  8.  9  u.  §.2.  n.  72. 

2  Das :  ^,coiTimunl  aestimatione''  der  Regel  soll 
ausdrücken ,  dass  es  nicht  auf  die  Taxe  In  den 
Büchern  der  apostolischen  Kammer,  ja  nicht 
einmal  darauf,  ob  das  Kloster  überhaupt  in  den- 
selben verzeichnet  ist,  ankommt,  Riganti  1.  c. 
S.  2.  n.  15.  16. 

3  Der  Kammergulden  as  7 — 7V2  Mark.  Ueber 
den  florenus  auri  de  camera  oder  ducatus  s.  Ri- 
ganti 1.  c.  n.  6.  7;  II  übler  Koustanzer  Refor- 
mation S.  132.  u.  13  u.  S.  183.  n.  09. 


^  Die  8.  g.  Konsistorial- Abteien,  wenngleiek 
es  freilieb  nicht  absolut  noth wendig  ist,  dass  die^e 
immer  im  Konsistorium  besetzt  werden  müssen, 
Riganti  1.  c.  n.  90,  8.  auch  Tb.  I.  S.  3B6. 

Ob  die  Reservation  blos  auf  Kloster,  welche 
keinen  Konvent  haben,  oder  doch  falls  ein  solcher 
vorhanden  ,  kommendirt  zu  werden  pflegen  ,  und 
auch  auf  diejenigen,  welche  durch  Wahl  besetzt 
worden  sind,  zu  beziehen,  ist  streitig  gewesen, 
die  Kurialpraxis  hat  indet^sen  das  letztere  ange- 
nommen. 

6  Wegen  der  Bisthfimer  vgl.  Th.  11.  S.  578. 
n.  2  u.  S.  610ff.,  u.  diesen  Theil  n.  S.  39  IT.  In 
Betreff  der  Klöster  s.  Th.  II.  S.  578.  n.2,  S.  598. 
n.  2;  Riganti  1.  c.  n.  84.  85.  122ff. 

^  Die  erste  derartige  Reservation  hat  Plus  V. 
in  der  const.  8anciii$imu$  in  Christo  v.  1568, 
bull.  Taur.  7,  754,  freilich  nnr^für  seine  Regie- 
mngszeit  aufgestellt,  um  armen  Klerikern  und  an- 
deren verdienten  Personen  zu  Benefizien  zn  ver- 
helfen. Erst  seit  Sixtns  V.  (1585—1590)  ist 
sie  in  die  Kanzleiregeln  aufgenommen  worden, 
Riganti  1.  c.  %,  3.  n.  7.  Als  Grund  dafür  wird 
die  Verhinderung  lang  andauernder  Vakanzen  an- 
gegeben, 1.  c.  n.  8. 

7  Z.  B.  wegen  der  alternativa  mensium  oder 
einer  anderen  Reservation.  Die  Voraussetznng 
ergiebt  sich  aus  dem  Schluss  der  Kanzleiregel, 
Garcias  1.  c.  P.  V.  c.  1.  n.  255.  Riganti  1.  c. 
n.  368.  Ob  die  päpstliche  Besetzung  frei  oder 
auf  Präsentation  oder  Nomination  erfolgt,  Ist  aber 
gleichgültig,  Riganti  1.  c.  n.  370  ff. 

8  In  Wirksamkeit  tritt  ein  Verzicht  des  Bi- 
schofs indessen  erst  mit  der  Annahme  seitens  des 
Papstes,  Riganti  1.  c.  n.  13 ff. 

®  Beim  Bischof,  wenn  vom  Papste  die  Lösung 
des  Verhältnisses  zur  früheren  Kirche  (im  Konsi- 
btorium,  Th.  I.  S.  365)  ausgesprochen  worden  ist, 
Rlgantil.  c.  n.  27,  auch  ohne  dass  das  papstlielie 
Schreiben  an  den  transferirten  Bischof  gelangt 
oder  dieser  den  Besitz  des  neuen  Bisthoms  er- 
worben hat,  Entsch.  d.  Ck)ngr.  conc.  v.  1624  1.  c. 
n.  14,  bestätigt  durch  Breve  Urbans  VIII.  v. 
20.  März  1625  bei  Barbosa  de  potest.  eplse. 
P.  III  app.  Constitution,  pontif.  n.  68. 

10  Kunde  davon  braucht  ^der  Abgesetzte  nicht 
zu  haben,  Riganti  1.  c.  n.  118 ff. 
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oder  tuf  andere  Weise  erledigt  ist,  vakant  werden  S  bis  der  unter  päpstlicher  Autorität 
eingesetzte  Nachfolger  den  ruhigen  Besitz  des  Amtes ^  erlangt  hat. 

Ausgenommen  von  dem  Vorbehalte  sind  aber  solche  Benefizien,  bei  welchen  einem 
der  gedachten  Kollatoren  die  Besetzung  mit  einem  anderen  gemeinschaftlich  ^  zusteht 
oder  welche  durch  Wahl  oder  auf  Präsentation  sonstiger  Berechtigter  vergeben  werden  *, 

12.  Die  dritte  Kanzleiregel^  bestimmt,  um  Umgehungen  der  zu  8  er- 
wähnten Besenration  (s.  o.  S.  147)  zu  verhüten,  dass  wenn  Jemand  ein  mit  seinem  bis- 
herigen inkompatibles,  die  Residenz  erforderndes  oder  ein  Seelsorge-Benefizium  unter 
pSpstiicher  Autorität  verliehen  erhalten  hat  und  zur  Verhinderung  des  Eintrittes  der 
pipstlichen  Reservation  innerhalb  der  Zeit  zwischen  der  Vakanz  und  der  Verleihung 
oder  des  Besitzerwerbes  des  zweiten  auf  das  frflher  innegehabte ,  damit  inkompatible 
Beaefizium  schlechthin  oder  eines  Tausches  wegen  oder  auf  andere  Weise  in  die  Hände 
des  Papstes ,  eines  päpstlichen  Legaten,  eines  Ordinarius  oder  eines  anderen  Eollators 
?emchtet  hat,  alle  Verfügungen ,  welche  über  ein  solches  Amt  getroffen  worden  sind, 
einschliesslich  weiterer  Besetzungen  desselben  nichtig  sein  und,  sowohl  dieses  Benefizium 
als  dasjenige,  welches  der  Verzichtende  vom  Papst  erhalten  und  welches  die  Inkompatibi- 
lität herbeigeftlhrt  hat,  als  vakant  gelten  und  reservirt  sein  soll,  es  wäre  denn,  dass  bei 


1  Muiehe  hftben,  in  offenbarem  WiderBprnch  mit 
dem  Wortlaut  der  Regel ,  anch  solche  Beneflzien, 
welche  vor  der  Erledigung  der  Stelle  des  Kollators, 
alfo  z.  B.  vor  dem  Tode  des  Bischofs,  vakant  ge- 
worden, aber  bis  zu  dem  letztern  Zeitpunkt  noch 
nickt  Wieder  besetzt  gewesen  sind,  unter  den  Vor- 
behalt ziehen  wollen,  Riganti  1.  c.  n.  356 ff. 

^  Die  gemeinrechtliche  Art  der  Beseitigung 
der  Vakanz  durch  die  blosse  Besetzung  genügt 
alw  nieht,  Riganti  1.  c.  n.  333 ff.  Gleich  steht 
der  Fall ,  wo  der  Ernannte  ohne  seine  Schuld  an 
der  Besitzergreifung  gehindert  ist,  1.  c.  n.  340. 

'  Z.  B.  Kanonikate ,  welche  durch  simultanea 
coUatio  episcopi  et  capituli  vergeben  werden. 
Diese  konferiit  das  Kapitel,  selbst  in  dem  Fall, 
dass  die  Besetzung  im  Turnus  ausgeübt  wird,  und 
wahrend  der  Vakanz  der  bischofliche  Turnus  ein- 
tritt, Riganti  1.  c.  n.  161,  vgl.  Th.II.  S.  695. 

*  In  Deutschland  hat  diese  Reservation  wegen 
des  Wiener  Konkordates  keine  Anwendung  fin- 
den können. 

^  ^tem,  Biqui  de  beneflciis  ecclesiasticis,  pra&- 
lertiin  cunun  animarum  haben tibus  seu  alias  per- 
sonalem residentiam  requirentibus,  dum  pro  tem- 
pore vacant,  apostolica  anctoritate  provisl  seu 
providendi,  ante  illorum  assequutionem  alia  cum 
eifldem  incompatibilia  beneflcia  ecclesiastica  per 
eos  tunc  obtenta  in  fraudem  reservationis  suae 
resignarent  seu  dimitterent,  voluit,  decrevlt  et 
declaravit,  quod  si  imposterum  quibusvis  personis 
de  aliquibns  beneflciis  ecclesiasticis  tnnc  vacan- 
tibus  seu  vacatniis  per  sanctitatem  suam  aut  eius 
aoctoritate  provideri  ipsosque  providendos  intra 
«acationls  et  provisionis  seu  assequutionis  eorun- 
dem  beneflciorum  tempora  quaecumque  alia  cum 
fllii  Incompatibilia  beneflcia  ecclesiastica  saecu- 
laria  vel  qnorumvls  ordinum  ac  etiam  hospitalium 
regularia  per  eos  nunc  obtenta,  nulla  speciali  et 
ezpressa  de  eisdem  in  provisionibas  praedictis 
fiMta  mentione  simpliciter  vel  causa  permutationis 
se  alias  qnomodolibet  sive  in  sanctitatis  suae  vel 
aHerius  Romani  pontiflcis  per  tempore  existentis 


aut  legatorum  vel  nunciorum  dictae  sedis  sive 
ordinariorum  vel  alioram  collatorum  quorumcum- 
que  manibus  resignare  seu  dimittere  aut  iuribus 
sibi  in  Ulis  vel  ad  illa  competentibus  cedere  con- 
tigerit,   omnes  et  singulae  concessiones ,  coUa- 
tiones,  provisiones  vel  quaevis  aliae  dispositiones 
de  beneflciis  seu  iuribus  sie  resignandis ,  dimit- 
tendis  et  cedendis  pro  tempore  faciendae  cum 
inde   sequutis  quibuscumque   cassae    et  irritae 
nuUinsque    roboris   vel    momenti    existant  nee 
cuiquam  suffragentur,  sed  beneflcia  et  iura,  ut 
praefertur,   resignata,  dimissa  et  cessa  eo  ipso 
vacant  ac  sub  reservatione  praedicta ,  quam  sanc- 
titas  sua  etiam  quoad  hoc  extendit  et  ampliavit, 
comprehensa  censeantur:    ita  quod  de  Ulis  per 
alium  quam  per  eandem  sanctitatem  suam  vel  pro 
tempore  existentem  Romanum  pontiflcem  nuUa- 
tenus  disponi  possit,  in  omnibus  et  per  omnia 
perinde  ac  si  per  pacificam  assequutionem  bene- 
flciorum aliorum  huiusmodi  vere  ac  realiter  vara- 
vissent.    Ac  ulterius  voluit  beneflcium,  de  quo 
resignans  fuerit  anctoritate  apostolica  provisus  ac 
percuius  assequutionem  beneflcia  vacare  debebant, 
ut  prius  vacare,  perinde  ac  si  coUatio  favore  re* 
signantis  facta  non  fuisset ,  salvis  tarnen  quibus- 
cumque iuribus  competentibus  alteri  parti,  ad 
cuius  favorem  facta  esset  resignatlo,  etiam  ex 
causa  permutationis,    summarie,   simpliciter  et 
appellatione  remota  exerc^ndis.   Decernens  irri- 
tum  etc.  attentari^.    Die  Regel  gründet  sich  auf 
eine  Konstitution    Pauls  V.:    Sanctissimus  in 
Christo  V.  1609,  Bull.  Taur.  11,  616,  auch  bei 
Barbosa  1.  c.  P.  III.  alleg.  57.  n.  82,  in  der 
jedoch  noch  nicht  die  Strafe  des  Verlustes  des 
zweiten  Beneflziums  ausgesprochen  ist.  In  dieser 
Gestalt  ist  die  Reservation  von  Gregor  XV.  (162 1 
— 1623)  in  die  Kanzleiregeln  aufgenommen  wor- 
den, und  erstinnocenz  X.  (1644 — 1655)  hat 
die  gedachte  Strafandrohung  hinzugefügt,  wäh- 
rend der  Vorbehalt  der  Rechte  dritter  am  Schluss 
von  Alexander  Vll.  (1655—1667)  herrührt, 
Riganti  ad  reg.  3  canc.  n.  3  ff. 
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der  päpstlichen  Provision  des  letzteren  aasdrttcklich  der  Resignation  des  ersten  während 
der  gedachten  Zeit  Erwähnung  geschehen  sei  ^  oder  dass  der  Besignireade  es  gar  nieht 
versucht  hätte,  den  Besitz  des  zweiten  inkompatiblen  zu  erlangen  3.  Die  bonafides  des 
Verzichtenden  schliesst  die  Anwendung  der  Regel  nicht  aus  '^,  nur  tritt  der  Verlust  des 
zweiten  inkompatiblen  Benefiziums  für  ihn  nicht  ein ,  wenn  er  zur  Zeit  seiner  Resig- 
nation von  der  Vakanz  dieses  letzteren  keine  Kunde  gehabt  hat  ^. 

Auf  Resignationen ,  welche  vor  einer  päpstlichen  Uebertragung  von  Bistiittmem 
und  Konsistorial- Abteien  oder  anderer  Konsistorial-Prälaturen  abgegeben  sind,  bezieht 
sich  die  Regel  nicht  ^. 

Die  vierte  Kanzleiregel^  reservirt: 

13. 7  jede  erste  Dignität^  nach  der  bischöflichen  in  den  Kathedral-,  sodann  jede 
Hauptdignität  in  den  Kollegiat-Kirchen  * ,  sofern  die  £inktlnfte  einer  sotehen  nach  ge- 


1  So  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  der 
Regel.  Jedoch  ist  eine  solche  Erwähnung  f&r  die 
Regel  bei  der  Kurte  nicht  übiich  gewesen,  1/c. 
n.  108  ff. 

2  Weil  in  diesem  Falle  das  erste  inkompatible 
Beneflziam  bei  nicht  stattgehabtem  Verzieht  gar 
nicht  verloren  gegangen  und  somit  nicht  reservirt 
gewesen  wäre,  Rlganti  1.  c.  n.  107. 

3  Rigantl  1.  c.  n.  74 ff. 

*  Denn  in  diesem  Falle  kann  den  völlig 
schuldlosen  die  welter  angedrohte  Strafe  nicht 
treffen,  Rlganti  1.  c.  n.  79. 

5  Wenigstens  nach  der  herrschend  gewordenen 
Meinung  und  Praxis,  welche  sich  auf  den  zweiten 
Thell  der  26.  Kanzleiregel  stützt:  „., .  ordinavit 
quod  . . .  quaecumque  ooUationes ,  provisiones  et 
dispositiones  pro  tempore  faciendae  de  praemissis 
(Bisthdmer  und  Kloster-Prälaturen)  et  quibuavis 
aliis  beneflciis  eccleslasticis  saecularibus  et  regu- 
laribus  quae  per  promovendos  vel  assumendos  ad 
quascunque  praelaturas  inter  illarum  vaoationis 
et  huiusmodi  promotionis  vel  assnmptlonis  tem- 
pora  similiter  vel  ex  causa  permutationis  ubicom- 
que  resignari  vel  alias   dimitti  contigerit,   cum 
inde  sequutis  pro  tempore  sint  cassae  et  initae 
nuUiusque  roboris  vel  momenti".    Dadurch  wer- 
den die  Verzichte  solcher  Beförderten  nur  für 
nichtig  erklärt.    Da  sich  diese  Anordnung  schon 
in  den    Kanzleiregeln  Johanns  XXIII.,    v.  d. 
Hardt  conc.  GonsUnt.  I.  21,  962  u.  Martins  V., 
M  a  n  s  i  28,  512  fladet  und  später  nach  Aufstel- 
lung der  dritten  Regel  beibehalten  ist,  so  hat  man 
sie  als  eine  Spezialvorschrift  in  Betreff  der  zu 
den  gedachten  Würden  zu  promovlrenden  Bene- 
flziaten  betrachtet ,  um  so  mehr  als  es  nicht  an- 
gänglich  war,    schon   konsekrirte  Bischöfe  und 
benedicirte  Aebte  nach  Aufwendung  der  Kosten 
für  die  betreffenden  päpstlichen  Bullen  mit  Ver- 
lust des  Bisthums  und  der  Abteien  zu  bestrafen, 
vgl.  Rlganti  I.e.  n. 9 ff.  u.  ad  reg.  26.  n.  168 ff. 
Mit  Rücksicht  auf  den  Wortlaut  der  S.Kanzlei- 
regel  ist  man  aber  andererseits  zu  der  Annahme 
gelangt,  dass  die  26 .  Regel  sich  nicht  auf  diejenigen 
bezieht ,  welche  zu  anderen  Dignitäten ,  als  die 
im  Text  genannten  beneflcia  maiora  befordert 
werden,  Rlganti  ad  reg.  26.  n.  173  ff. 

0  ^Item  reservavit  generaliter  dispositlonl  suae 
omnes  dignitates  maiores  post  pontiflcales  in 
cathedralibus  etiam  metropolltanis  et  patriarcha- 


libus  necnon  valorem  X  florenorum  auri  communi 
aestlmatione  excedentes  prinoipales  in  colleglatis 
ocdeslis.  Reservavit  etiam  priorfttas,  praepod- 
turas,  praepositatus  ac  alias  dignitates  conven- 
tuales  et  praeceptorias  generales  ordintun  quo- 
rumcunque  (sed  non  militiamm)  ac  quaecumque 
beneflcia,  quae  sui,  etiam  dum  cardinalatas  fun- 
gebatur  honore,  existentis  ac  s.  rom.  ecclesiae 
viventium  nunc  et  qul  erunt  pro  tempore  cardi- 
nalinm  familiäres  continui  commensales  obtinent 
et  in  posterum  obtinebont  eoram  famlUaritate 
durante  ac  in  quibus  seu  ad  quae  ins  eis  com- 
petit  aut  competierit,  etiamsi  ab  ipsa  famillaritate 
per  obitum  cardinallum  eorundem  vel  alias  re- 
cesserlnt.  Declarans  dignitates  quae  in  cathe- 
dralibus etiam  metropolitanis  post  pontiflcales  non 
maiores  exlstunt ,  quae  ex  apostoltcae  sedis  in- 
dulgentia  vel  ordinaria  auctoritate  aut  eoneuetu- 
dine  praescripta  vel  alias  quovls  modo  in  quibut- 
cumque  coUegiatis  eccleslis  principalem  prae- 
eminentiam  habere  noscuntnr,  sub  reservatione 
praedicta  eomprehend!  debere.  Decernens  irri- 
tum  etc.'' 

7  Ueber  sie  Geschichte  dieses  Theiles  der  Begd 
vgl.  0.  S.  132  u.  S.  134.  n.  2. 

«  Vgl.  darüber  Th.  II.  S.  HO  ff.  Es  entschei- 
det darüber ,  welche  Stelle  diesen  Charakter  hat, 
mangels  ausdrücklicher  Bestimmung  die  Gewohn- 
heit der  speciellen  Kirche  oder  ihrer  Provinz, 
auch  die  herrschende  Auffassung,  Rigantl  1.  c. 
ad  reg.  4.  §.  1.  n.  17  ff.  Dass  bei  einem  Laien- 
patronat  auf  die  erste  Dlgnltät  die  zweite  reser- 
virt sei,  ist  zwar  die  herrschende  Meinung,  Bar- 
bosa  1.  c.  III.  alleg.  Ö7.  n.  102;  Rlganti  1.  c. 
n.  46,  lässt  sich  aber  aus  dem  Wortlaut  der 
Regel  nicht  rechtfertigen.  Das  Optlonsreefat  im 
Kapitel  schliesst  nach  der  unter  mehrfachem 
Schwanken  zuletzt  von  der  Kurialprazis  ange- 
nommenen Ansicht  die  Reservation  nicht  ans. 

Nach  dem  Schlüsse  der  Regel,  weither  von 
Julius  III.  (lööO— 1Ö65)  beigefügt  ist,  Rlganti 
1.  c.  n.  59,  ist  auch  eine  Dignitat  reservirt,  deren 
Inhaber  gleichzeitig  einer  KoUegiatklrehe  ange- 
hört und  den  Vorrang  vor  allen  Kanonikern  der 
letzteren  hat.  Beispiele  dafür  bei  Pyrrhas 
Gorradus  1.  c.  1.  II.  c.  13.  n.  21;  Gareias 
1.  c.  u.  P.V.  0. 1.  n.  260. 

9  Das  ist  diejenige,  dersn  Inhi^>er  die  erste 
Stelle  unter  den  Kanonikern  elnniamt,  wenn- 
gleich ein  anderer  Prälat  als  ein  Bieohof ,  s.  B. 
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wohnlicher  Schätinng  10  Ejunmergnlden  ^  übersteigen^,  ferner  die  Priorate,  Präposi- 
tuen  und  anderen  Dignitftten  in  Regnlar^Konventualkirchen  ^,  sowie  endlich  die  Oene- 
nl-Prftceptorien^  der  geistlichen  (mit  Ausnahme  der  Ritter-)  Orden  ^; 

14.  alle  Benefizien  ^  der  Familiären  ^  des  Papstes ,  za  welchen  in  dieser  Hinsicht 
anch  die  Kardinäle  gerechnet  werden,  und  der  Familiären  der  letzteren  selbst^. 

Die  fünfte  Kanzleiregel®  unterwirft  der  Reservation 

15.  die  Benefizien  s&mmtlicher  Kollektoren  der  apostolischen  Kammer,  sowie 
eines  jeden  SubkoUektors ,  neben  welchem  in  einer  bischöflichen  Stadt  oder  Diöcese 
kein  anderer  derartiger  Beamter  fnngirt  ^^, 

die  sechste  ^^  16.  die  Benefizien  aller  Kanälen,  einschliesslich  der  Kardinäle, 
welche  während  sie  der  römischen  Kurie  bei  einer  Verlegung  derselben  folgen ,  ver- 
sterben, und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  an  welchem  Orte  sie  sich  befinden ; 

die  siebente ^2  17.  die  Benefizien  der  päpstlichen,  auch  der  blossen  Ehren- 
Kämmerer  und  der  päpstlichen  Cursoren  ^' ; 

die  achte ^^  18.  die  Ejuionikate,  Präbenden,  Dignitäten,  Personate  und  Offizien 


ein  soleher  mit  iurisdictio  quasi  episeop«lis,  an 
der  Spitze  der  Kirche  steht,  Rigan  ti  I.  c.  $.  2. 
n.  3.  4. 

»  0.  8.  148.  n.  3. 

s  Diese  BescbräDkiing  nach  dem  Ertrage  der 
Kii^e  hat  die  Regel  unter  M  a  t  1 1  n  V.  noch  nicht 
enthalten,  sie  findet  sich  aber  schon  unter  Six- 
tiisIV.  (1471— 1484). 

*  Im  Ctogensatz  zor  2.  Kanzleiregel  (s.  o.  S.  148) 
kaodelt  es  sich  hier  nicht  mn  Konsistorial-Abteien 
und  Prälataren.  Auf  temporelle  und  amovible 
DigniUkten ,  wie  sie  in  den  Mendikanten  -Orden 
voütommeD,  ist  die  Regel  nicht  bezogen  worden , 
Rigantil.  c.  $.  3.  n.  11. 

*  Die  Stellen  derjenigen ,  unter  denen  die  von 
efaiem  Orden  errichteten  und  von  Mitgliedern 
desselben  geleiteten  Hospitaler,  Annen-  oder 
Frsmdenh&nser  stehen. 

^  Ueber  den  Streit  In  Betreff  der  Anwendung 
dieser  Regel  auf  Deutschland  s.  o.  S.  139.  n.  1. 

*  Eine  solche  Reservation  hat  schon  M  a  r  t  i  n  Y . 
in  seinen  Kanzleiregeln  v.  1418  ausgesprochen, 
Hans!  28,  500,  sie  erweitert  die  oben  S.  146 
BBCer  5  erwähnte  Reservation  der  const.  Ad  regimen 
in  Betreff  der  Personen  und  in  Betreff  der  Art 
der  Erledigung  der  Benefizien. 

^  Ueber  diese  im  Allgemeinen  Th.  I.  S.  497. 
Des  näheren  sind  sie  in  den  päpstlichen  Konsti- 
tutionen bestimmt,  vgl.  die  Aufzählung  bei  Bar- 
bosal.  0.  P.  m.  alleg.  57.  n.  106;  Riganti  1. 
e.  $.  5.  n.  Iff.,  insbesondere  hat  Paul  III.  in  d. 
euist.  Sanctissimus  v.  22.  Dez.  1534,  bull.  Taur. 
6,  185,  auch  die  Offlxialen  des  Papstes,  selbst  für 
den  Fall,  dass  sie  nicht  wirkliche  familiäres  oder 
commensales  des  Papstes  sind,  in  Bezug  auf  die 
Beservation  Ihrer  Benefizien  für  solche  erklärt. 

«  y^.  hierzu  Riganti  1.  c.  $.  6. 

'  gltem  reservavlt  generaliter  omnia  et  singula 
besdicia  ecdesiastica  quorumcumque  coUectorum 
etunicorum  in  qnaeumque  civitate  vel  dloeeesi 
qui  suo  tempore  officia  exereuerint,  subcollecto- 
nuD  fructuum  et  proventuum  camerae  apostolicae 
debitorum,  lila  vldelicet  beneficia  dumtaxat,  quae 
dorante  eorum  officio  obttnebant  et  in  quibus  seu 
ad  quae  los  eis  oompetebat.     Deeemens  Irri- 


tum  ftc^.    Die  Regel  wird  auf  Johann  XXII.  zu- 
rückgeführt, 0.  S.  131.  n.  6. 

10  Näheres  bei  Riganti  comm.  ad  reg.  5. 

11  „Item  reservavlt  omnia  et  singula  beneficia 
ecdesiastica  quorumcumque  curialium  quos  dum 
curia  Romana  de  looo  ad  locum  transfertur,  eum 
sequendo  decedere  oontigerit  in  quovis  loco,  quan- 
tumcumque  etiam  a  dicta  curia  remoto.  Deoer- 
nens  irritum  etc.**  Vgl.  o.  S.  132.  n.  3. 

12  „Item  reservavlt  generaliter  idem  d.  n.  papa 
dispositioni  suae  omnia  beneficia  cublculariorum, 
etiam  honoris  nuncupatorom  ac  cursorum  suorum, 
declarans  in  praedecessorum  suorum  Romanorum 
pontiflcum  constitutlonibus  et  regulis  reservatorlis 
beneficiorum  cnbiculariorum ,  etiam  cubicularios 
honoris  nnncupatos,  etiam  a  die  earum  editionis 
et  publicationis  intelligi  et  comprehendi  ac  com- 
prehensos  fulsse  et  esse.  Irritumque  &c.  attentari 
deeemens".  Als  Urheber  der  Regel  giltSixtus 
lY.  (1471  —  1484),  die  Ausdehnung  auf  die 
Ehrenkämmerer  ist  nach  vorgängiger  Reservation 
der  Aemter  derselben  durch  Paul  Y.  1618,  Ri- 
ganti 1.  c.  ad  reg.  7.  n.  17,  von  Oregor  XY. 
(1621—1623)  in  die  Kanzleiregel  eingerückt,  1. 
c.  n.  14. 

13  Die  Regel  ist  aufgestellt,  weil  es  in  Bezug 
einzelner  Arten  der  Kämmerer,  und  hinsichtlich 
der  Cursoren,  d.  h.  derjenigen  Beamten,  deren 
Hauptgeschäft  in  der  Benachrichtigung  der  Inter- 
essenten über  abzuhaltende  päpstliche  Kapellen 
und  Konsistorien  besteht,  Riganti  1.  c.  ad  reg. 
7.  n.  24,  streitig  war,  ob  sie  zu  den  Familiären 
gehörten  und  die  Reservation  der  4.  Regel  (s.  unter 
Nr.  14  des  Textes)  auf  sie  Anwendung  fand,  1.  c. 
n.  1  ff.  23. 

1^  „Item  reservavlt  dispositioni  suae  generaliter 
quoscumque  oanonicatus  et  praebendas  ac  digni- 
tates,  personatus  et  officia  in  S.  Joannis  Latera- 
nensis  et  prindpis  apostolorum  ac  b.  Mariae  Maio- 
ris  de  Urbe  ecdesüs,  necnon  ad  collationem,  pro- 
visionem  et  praesentationem  seu  quamvis  aliam 
dispositionem  s.  r.  e.  cardinalium  a  romana  curia 
absentium  ratione  suorum  episoopatuum,  cardina- 
latus  ac  ipsomm  cardinalium  titulorum  et  diaco- 
niarum  spectantia,  quamdlu  absentia  huiusmodl 
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(nicht  aber  die  niederen  Benefizien)  in  den  drei  Basiliken  S.  Jobann  im  Lateran ;  8. 
Peter  und  8.  Maria  Maggiore ' ,  sowie  alle  Benefizien  ^ ,  einsebliesslich  der  vorhin  ge- 
nannten ,  welche  der  Vergebung ,  Präsentation  oder  sonstigen  Disposition  der  Kardi- 
näle mit  Rücksicht  auf  ihre  Kardinal-Bisthttmer,  Kardinal-Titel  oderDiakonien  in  Rom 
oder  auch  soweit  die  Kardinalbischöfe  in  Frage  stehen ,  in  den  suburbikanischen  Diö- 
cesen^  unterliegen  und  während  der  Abwesenheit  der  Kardinäle  von  der  römischen 
Kurie  *  erledigt  werden  *. 

19.  Die  neunte  Kanzleiregel ^  handelt  von  der  Reservation  der  s.  g.  päpstlichen 


daraverit,  canonicatus  et  praebendas ,  dignitates, 
personatus,  administrationes  et  ofücia  caeteraque 
beneflcia  ecclesiastica  cum  cura  et  sine  cura  va- 
cantia  ac  in  antea  vacAtura  tarn  In  eadem  urbe 
quam  in  ecclesiis,  civitatibus  ac  dioecesibus  dfcto- 
Tum  episcopatuum  consistentium,  ac  decrevit  irri- 
tura  etc." 

1  Eine  derartige,  weiter  gehende  Reservation 
bat  zuerst  Martin  Y.  in  seinen  Kanzleiregeln  aus- 
gesprochen, 8.  S.  134.  n.  2.  Die  Aufstellung  ist 
erfolgt,  um  jeden  Zweifel  an  der  Berechtigung 
des  Papstes  zur  Vergebung  der  betreffenden  Aem- 
ter  auf  Grund  seiner  bischöflichen  Gewalt  über 
Rom  au sz Uschi iesse n ,  Riganti  ad  reg.  8.  n.  7. 

2  Dieser  Theil  der  Regel  rührt  von  Nikolaus 
V.  (1447—1455)  her,  1.  c.  n.  3. 

3  S.  Th.  I.  S.  338.  Auf  Benefizien  in  anderen 
Bisthümern,  welche  ein  Kardinal  innehat,  bezieht 
sich  die  Regel  nicht,  Rigauti  ad  reg.  8.  n.  36. 

4  Auch  wenn  diese  eine  gerechtfertigte  ist,  z. 
B.  weil  sie  als  Bischöfe  einer  nicht  suburbikani- 
schen Dioecese  in  derselben  Residenz  halten  müs- 
sen, s.  Th.  I.  S.  357.  Eine  von  Alexander  VII. 
darauf  bezügliche  in  die  Regel  eingerückte  Aus- 
nahmeklausel:  „non  tarnen  ob  servitium  sedis 
apostolicae  cum  licentia  sanctitatis  suae  vel  apud 
eorum  ecclesias  residentium ''  ist  noch  in  Folge 
eines  Befehls  desselben  v.  1655  wieder  gestrichen 
worden,  Riganti  1.  c.  n.  44.  51.  Vgl.  auch  da- 
selbst n.  82ff. 

3  Die  Reservation  wird  dadurch  nicht  beseitigt, 
dass  der  Kardinal  vor  der  Verleihung  des  während 
seiner  Abwesenheit  vakant  gewordenen  Benefl- 
ziums  zurückkehrt. 

^  ,Jtem  cupiens  ss.  d.  n.  pp.  pauperibus  clericis 
et  aliis  bene  meritis  personis  providere,  omnia 
beneflcia  ecclesiastica  cum  cura  et  sine  cura,  sae- 
cularia  etquornmvis  ordinum  regularium  qnaliter- 
cumque  qualiflcata  et  ubicumque  existentia  in 
singulis  Jamiarii,  Februarii,  Aprilis,  Mali,  Julii, 
Augusti,  Octobris  et  Novembris  mensibus  usque 
ad  suae  voluntatis  beneplacitnm  extra  curiam  ro- 
manam  alias  quam  per  resignationem  quocnmque 
modo  vacatnra,  ad  coUationem,  provisionem,  prae- 
sentationem,  electionem  et  quam  vis  aliam  dispo- 
sitionem  quorumcumque  coUatorum  et  coUatricum 
saecularium  et  quorumvis  ordinum  regularium  (non 
tarnen  s.  r.  e.  cardlnalium  aut  aliorum  sub  coa- 
cordatis  inter  sedem  apostolicam  et  qnoscumque 
alios  initis  et  per  eos  qui  illa  acceptare  et  obser- 
vare  debuerant,  acceptatis  et  observatis,  quae  lae- 
dere  non  intendit,  comprehensorum)  quomodo- 
libet  pertinentia  dispositioni  suae  generaliter  re- 
servavlt.  Volens  in  supplicationibus  seu  conces- 
eionibus  gratiarum,  quae  de  dictis  beneflciis  tunc 


vacantibus  etiam  motu  proprio  fient,  de  menee,  in 
quo  vacaverint,  dispositive  mentionem  fleri,  alio- 
quin  gratias  nuUas  esse  ac  consuetudines  etiam  im- 
memorabiles  optandi  maiores  et  pinguiores  praeben- 
das  necnon  privilegia  etiam  in  limine  erectionis 
concessa  et  indulta  apostolica  circa  ea  ac  etiam  die- 
ponendi  de  fauiusmodi  beneflciis  aat  quod  illa  sab 
huiusmodi  reservationibus  numquara  comprehen- 
dantur  etiam  cum  quibusvis  derogatoriarum  deroga- 
torils  et  fortioribus^  efflcacioribus  et  insolitis  dau- 
snlis  necnon  irritantibus  et  aliis  decretis,  quorum 
teueres  pro  expressis  haberi  et  latissime  extendi 
voluit,  quibusvis  personis  et  collegiiscuiuscumqne 
dignitatis,   Status,  gradus,   ordinis  et  conditionis 
existentibus  qaomodolibet  concessa  ad  versus  reser- 
vationem  huiusmodi  saffragari.  Insuper  sanctitas 
sua  ad  gratiflcandum  patriarchis,  archiepiseopis  et 
episcopls  intenta,  ipsis  quamdiu  apud  ecclesias 
aut  dioeceses  suas  vere  et  personaliter  resederint, 
dumtaxat,  de  omnibus  et  quibuscumque  beneflciis 
ecclesiasticis  cum  cura  et  sine  cura  saecnlaribos 
et  regularibus  (ad  liberam  ipsorum  dumtaxat,  non 
autem  ad  aliorum  cum  eis  dispositionem  sen  prae- 
sentationem  vel  electionem  nee  etiam  cum  consilio 
vel  consensu  sen  interventu  capitulomm  vel  alio« 
rum  aut  alias  pertinentibus)  quae  in  antea   in 
mensibus  Februarii,  Aprilis,  Junii,  Augusti,  Oc- 
tobris et  Decembris  extra  curiam  ipsam  vacare 
contigerit  (dummodo  alias  dispositioni  apostolicae 
reservata  vel  affecta  non  fuerint)  libere  disponendi 
facultatem  tempore  sui  pontificatus  tantum  dura- 
turam  concessit.     Ac  etiam  voluit,  ut  si  ipsi  in 
coUatione   aut  alia  dispositione  beneflcionini    in 
aliis  sex  mensibus,    videlicet  Januarii,    Martii, 
Mali,  Julii,  Septembris  et  Novembris  vacaturoram 
(quae  etiam  dispositioni  suae,  ut  praefertar ,  re- 
servavit)  seu  etiam  aliorum,  dispositioni  saae  et 
dictae  sedis  alias  quomodolibet  reservatomm  vel 
affectorum  sese  intromiserlnt  aut  quominns  pro- 
vlsiones  et  gratiae  sanctitatis  suae  de  Ulis  debitum 
effectum  consequantur,    impedimentum    quoquo 
modo  praestiterint,   usu  et  beneflcio  praedictae 
facultatls  eo  ipso  privat!  existant  ac  coIlationeB  et 
aliae  dispositiones  de  beneflciis  illius  praetextn 
delnceps  faciendae ,  nullius  slnt  roboris  vel  mo- 
mentl.     Uli  vero  qui  giatiam  alternativae  prae- 
dictae acceptare  voluerint,  acceptationem  huius- 
modi per  patentes  litteras  mann  propria  subB<*rip- 
tas  suoque  siglllo  munitas  et  in  sua  quisque  civi- 
täte  vel  dioecesi  datas  declarare  et  litteras  ipsas 
huc   ad   datarium  sanctitatis    suae  transmittere 
teneantur,  quibus  ab  eo  receptis  et  recognitia  ac 
in  libro  ad  id  deputato  registratis  tunc  demum  et 
non  antea  uti  incipiant  gratia  snpradicta.  lusnper 
declaravlt  quod  si  Idem  epiacopus  pluribos  eode- 
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Monate  and  der  s.  g.  alternativa  mensiom^  Nach  dem  ersten  Theil  derselben ^ 
sind  alle  Säknlar-  nnd  Regnlar-Benefizien  jeder  Art  ^,  auf  welche  weltgeistliche  und 
RegBlar-Kollatoren  das  YerleihnngS',  Präsentations- ^,  Wahl-^  oder  ein  sonstiges  Dis- 
positionsrecht  besitzen ,  wenn  sie  in  den  acht  Monaten  Januar ,  Februar ,  April ,  Mai, 
Juli ,  August  y  Okiober  und  November  erledigt  werden  ^ ,  der  päpstlichen  Reservation 
ontervorfen,  und  alle  unvordenklichen  Gewohnheiten,  Privilegien  und  päpstliche  In- 
dulte in  Betreff  der  Aufrechterhaltnng  des  Optionsrechtes  auf  solche  Benefizien  oder 
in  Betreff  einer  anderen  Disposition  über  dieselben  oder  ihrer  Ausschliessung  von  der 
Reservation  nichtig^. 

Ausdrücklich  sind  von  der  Regel  die  beneficia  vacantia  in  curia  ^  ausgenommen, 
femer  diejenigen  Benefizien ,  welche  durch  Verzicht ,  sei  es  durch  einfachen ,  sei  es 
durch  einen  solchen  im  Wege  des  Tausches  erledigt  werden  ^.  Endlich  fallen  die  Be- 
nefizien des  Laien-  und  gemischten  Patronates  nicht  unter  die  Regel  ^^. 

Femer  findet  dieselbe  keine  Anwendung  auf  alle  Benefizien ,  welche  der  Disposi- 
tion der  Kardinäle  als  der  ordentlichen  KoUatoren^',  sowie  der  anderer  Kollatoren  nach 


liit  qnomodocumqne  njiitiB  ex  apostolica  conces- 
sione  et  dispoeitlone  qnomodocumque  praesit,  te- 
DeatuT  hoiasmodi  altern&tivae  gratiam,  quatenus 
et  potiri  velit,  ntrinsque  eeclesiae  nomine  expli- 
dte  aeeeptare,  alias  Uli  non  auifragetur.  Et  post 
faetun  acceptatlonem  et  admigsionem  in  datario 
neatri  part!  liceat,  nisi  concordi  consensu  ab  ea 
Teeedere. 

Declarana  praeterea  exceptionem  positam  in 
r^la  favore  a.  r.  e.  cardinalinm  et  indaltam 
confeieadi  beneficia  reBer^ata  concessum  cardinali 
episoopo  non  suffragari  capitulo  ratione  commu- 
DtoniB  et  conaortü  inxta  declarationem  fei.  record. 
ürbani  pp.  VIII.  praedeceBsoriB  sui  editam  die 
10.  Sept.  a.  1626,  qnam  aanctitas  sua  et  per  om- 
oia  approbat.  Decernens  sie  in  praemiasiB  omni- 
bu  per  qaoscnnqne  etc.  ludicari  debere  ac  iiri- 
tom  etc.*'. 

*  Speziell  anf  diese  Kanzlei-Regel,  die  früher 
in  der  Reihenfolge  derselben  die  achte  war,  be- 
zieht sich:  Hieron.  Gonzalez  dilucidum  ac 
perutile  glossema  seu  commentatio  ad  regulam 
octavam  cancellariae  de  reservatione  mensium  et 
alttfDatiYa  episcoporom.  Romae  1611,  ein  Werk, 
welches  übrigens  auch  die  anderen  Reservationen 
mit  behandelt. 

<  Dieser  Theil  der  Regel  rührt  Ton  Niko- 
Isns  V.  (1447— 1455)  her ,  Riganti  1.  c.  ad 
reg.  9.  pTooem.  n.  2,  and  ruht  auf  dem  Refor- 
mationsYorschlage  Martins  Y.  (s.  o.  S.  136.  n.  1) 
und  den  mit  Frankreich  getroffenen  Yereinbaran- 
gen,  B.  0.  S.  137.  Die  Regel  ist  wohl  seit  Gre- 
gor XIV.  (1590—1591)  in  die  Kanzleiregeln  anf- 
genommen,  früher  dagegen  besonders  pablicirt 
vofden,  Riganti  1.  c.  n.  14;  s.  anch  Garcias 
L  c.  P.  I.  n.  438  ff. 

'  Insbesondere  auch  nach  dem  ausdrücklichen 
Wortlaut  der  Regel  die  Kuratbeneflzien.  Der 
Pfarrkonkurs  ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  Tgl. 
Th.  n.  S.  498.  Ebenso  fallen  die  Pdnitentiar- 
«nd  Theologal-Pnbenden ,  R  i  g  a  n  t  i  1.  c.  $.  2. 
n.  137.  139;  ferner  Vikarien,  welche  Benefizien 
siod  und  dauernd  yerliehen  werden,  unter  die  Re- 
gel ,  doch  haben  diejenigen ,  welchen  die  betief- 
ÜBüde  Kirche  unirt  ist,  trotz  der  Reservation  die 


Nomination  an  den  Papst.  Vgl.  darüber  und  über 
die  in  dieser  Hinsicht  bestehende  Kontroverse 
Riganti  1.  c.  n.  79  ff. 

^  Der  Reservation  unterliegen  demnach  auch 
die  Stellen  geistlichen Patronats,  Gonzalez  I.e. 
gl.  18.  n.  5.  8;  Riganti  1.  c.  n.  144,  doch 
nahm  die  herrschende  Meinung  und  die  Praxis 
der  Congr.  conc.  mit  Recht  an  ,  dass  der  Funda^ 
tor  den  Eintritt  der  Reservation  bei  der  Stiftung 
ausschlieBsen  kann,  Riganti  1.  c.  n.  164  ff. 

fi  Demnach  sind  auch  die  durch  Kapitels-  oder 
Konventswahl  zu  besetzenden  Stellen  reservirt, 
Gonzalez  1.  c.  gl.  8.  n.  20;  Riganti  1.  c.  n. 
142.  143. 

^  Die  Art  der  Erledigung  ist  abgesehen  von 
den  im  Text  hervorgehobenen  Ausnahmen  gleich- 
gültig, Riganti  1.  c.  n.  384  ff.  Die  Knrial- 
praxis  hat  auch  die  neu  vom  Bischof  errichteten 
Benefizien ,  deren  Erektion  in  einem  päpstlichen 
Monat  erfolgt  war,  der  Reservation  freilich  unter 
sicherlich  begründetem  Widerspruch,  vgl.  Gar- 
cias 1.  c.  P.  V.  c.  1.  n.  520;  Leuren.  for. 
benef.  P.  II.  qu.  537.  n.  1,  unterstellt,  Gonza- 
lez 1.  c.  gl.  9.  $.5.  n.  49;  Pyrrh.  Corrad. 
1.  c.  11.  15.  n.  156  ff.,  Riganti  l.  c.  n.  127,  ob- 
wohl ein  neues  Beneflzium  niemals  weder  in 
einem  papstlichen  noch  in  einem  andern  Monat 
vakant  geworden  sein  kann. 

7  Die  Kassationsklausel  ist  von  Sixtus  V. 
(1585—1590)  beigefügt,  Garcias  1.  o.  n.  450. 

8  In  dem  eigentlichen  Sinne  als  vacantia  apud 
sedem  apostolicam,  doch  ist  auch  darüber  gestrit- 
ten worden,  s.  Barbosa  1.  c.  1.  III.  all.  57,  n. 
109;  Garcias  1.  c.  n.  541 ;  Riganti  1.  c.  $.3. 
n.  Iff. 

0  Garcias  1.  c.  n.  348;  Gonzalez  1.  c.  gl. 
14.  n.  32  ff. ,  denn  auch  beim  Tausche  liegt  ein 
Verzicht  auf  das  Beneflzium  vor. 

10  Jedoch  moBS  der  Patronat  durch  Fundation, 
nicht  durch  Indult  erworben  sein ,  Gonzalez  l. 
c.  gl.  18.  n.  2;  Riganti  1.  c.  %.  2.  n.  333 ff. 

11  Danach  hätten  die  Kardinale  die  sonst  reser- 
virten  Benefizien,  weil  die  Reservation  cessirt, 
iure  ordinario  zu  vergeben,  eine  Auffassung,  wel- 
che auch  aufanglich  die  herrschende  war,  G  o  n  - 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  145. 


den  mit  dem  päpstHclien  Stuhl  abgeschlossenen  und  acceptirten  Konkordaten  ^  unter- 
stehen. 

Wird  auf  Grund  der  erwähnten  Reservation  eine  Verleihung  beim  Papste  nachge- 
sucht oder  eine  solche  selbst  aus  freiem  Antrieb  desselben  erthellt ,  so  muss  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit  in  der  Supplikation  und  in  der  Verleihungsurkunde  angegeben  sein, 
dass  die  Vakanz  in  einem  der  reservirten  Monate  erfolgt  ist^. 

Da  die  Regel  die  Reservation  nur :  ad  beneplacitum  des  jeweiligen  Papstes  aus- 
spricht, so  erlischt  sie  mit  dem  Tode  desselben,  und  es  sind  die  sonst  berechtigten  Kol- 
latoren  von  dieser  Zeit  ab  bis  zur  Erneuerung  der  Reservation  nach  der  Wiederbesetzung 
des  päpstlichen  Stuhles  ^  befugt ,  die  in  den  päpstlichen  Monaten  erledigten  Benefizien 
zu  besetzen^. 

Der  zweite  Theil  der  Regel  bestimmt  über  die  s.  g.  altemaiwa  mensnan^ 
Folgendes : 

Sämmtliche  Bischöfe®  können  für  die  Zeit,  wo  sie  persönlich  in  ihren  Diöcesen 
Residenz  halten  7,  das  Recht  erlangen,  alle  in  den  Monaten  Februar,  April,  Juni,  August, 
Oktober  und  Dezember  ^  vakant  werdenden  Benefizien  ^,  deren  vollkommen  freie  Kollation 
ihnen  zusteht  ^^,  sofern  diese  nicht  aus  einem  anderen  Grunde  reservirt  oder  afficirt  sind, 


zalez  1.  c.  gl.  24.  n.  89.  Später  hat  sich 
aber  auf  Gmnd  der  Konstitution  ürbans  VIII. 
Sanctissimus  v.  1626,  buU.  Taur.  13,  489,  ferner 
bei  Barbosa  1.  e.  app.  const.  ürbaniVIII.,  wel- 
che auch  in  dem  sp&ter  zugefügten  Schluss  der 
Regel  erwähnt  ist,  die  Ansicht  Geltung  yerschafft, 
dass  das  Verleihungsrecht  der  Kardinäle  in  den  re- 
servirten Monaten  auf  päpstlicher  Delegation  be- 
ruhe, R  i  g  a  n  1 11.  c.  $.  3.  n.  46  ff.  Bei  dieser  Auf- 
fassung war  die  Theilnahme  der  etwa  neben  den 
Kardinälen  etwa  berechtigten  Kapitel  in  solchen 
Besetzungsfällen  ausgeschlossen,  wie  dies  auch 
in  der  const.  Urbaus  VIII.  und  in  der  Regel  her- 
vorgehoben ist,  1.  c.  n.  54.  Eine  weitere  Conse- 
quenz  war  es ,  dass  die  von  den  Kardinälen 
Beliehenen  immer  noch,  um  der  päpstlichen  Kam- 
mer und  Kanzlei  die  Gebühren  zu  erhalten ,  bei 
Benefizien  von  höherem  Werth  als  24  Kammer- 
gulden, binnen  bestimmter  Frist  die  päpstliche 
Provision  nachsuchen  mussten.  Dies  ist  auch  in 
einem  Motu  proprio  v.  Benedikt  XIY.  v.  1741, 
Riganti  1.  c.  n.  153  n.  a.,  ausdrücklich  vorge- 
schrieben worden. 

1  Hierher  gehört  das  Wiener  Konkordat,  ferner 
das  flranzdsische  v.  1516. 

«  Vgl.  hierzu  Riganti  1.  c.  S-  1.  n.  35 ff. 

8  Für  die  Regel  also  bis  zur  Publikation  der 
Kanzleiregeln  durch  den  neuen  Papst. 

^  Die  Befugniss  der  päpstlichen  Nuntien,  in 
dieser  Zeit  solche  Benefizien  kraft  ihrer  Fakultä- 
ten zu  verleihen ,  ist ,  was  freilich  streitig-  war, 
ebenfalls  ausgeschlossen,  da  die  Reservation  auch 
ihnen  gegenüber  suspendirt  ist,  Riganti  1.  c. 
S.  4.  n.  23  ff. 

ft  Die  Sitte,  den  Bischöfen  derartige  Indulte  zu 
ertheilen,  datirt  seit  Paul  n.  (1464—1471), 
wogegen  erst  LeoX.  1514  diese  Begünstigung 
allen  Bischöfen,  welche  sie  annehmen  wollten, 
generell  ertfaeilt  hat,  Gonzalez  1.  c.  prooem. 
$.  1.  n.  56;  Riganti  1.  o.  reg.  9.  p.  2.  $.  1.  n. 


4.  10.  Ihr  Yorbild  hat  sie  an  den  BewIillgiuigeB 
des  Konstanzer  und  Wiener  Konkordates  (a.  o. 
8.  136.  139. 

0  Auf  diese  ,  sogar  unter  Ausschluss  der  prae- 
lati  nullius,  ist  die  Konzession  seit  Sixtns  Y.  be- 
schränkt worden,  während  sie  vorher  auch  andern 
niederen  KoUatoren  gegeben  wurde,  Riganti  1. 
c.  n.  13  ff. 

"^  Nach  der  neueren,  auf  Gregor  XIII.  und 
Sixtus  y.  zurückführenden  Fassung  der  Regel, 
Garcias  1.  c.  n.  464;  Riganti  1.  c.  $.  5.  n.  4, 
genügt  eine  auch  noch  so  gerechtfertigte  Ab- 
wesenheit, z.  B.  wegen  kirchlicher  Geschäfte 
oder  während  der  vom  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de 
ref.  bewilligten  Ferienzeit  nicht,  Riganti  1.  c. 
n.  4  ff.,  ja  selbst  nicht  die  Residenz  in  einer  von 
zwei  unirten  DiÖcesen  für  die  andere,  1.  c.  n. 
32.33. 

B  Von  diesen  Monaten  sind  Juni  und  Dezem- 
ber nach  dem  ersten  Theil  der  Regel  Monate  des 
Ordinarius.  Deshalb  hat  die  Kurialpraxis  ange- 
nommen, dass  für  die  Besetzung  der  in  ihnen  er- 
ledigten Benefizien  die  Residenz  nicht  erforder- 
lich ist,  Barbosa  1.  c.  P.  III.  alleg.  53.  n.  34. 
44;  Garciasl.  c.  n.  506;  Riganti  1.  e.  $.  5. 
n.  28,  obwohl  dies  dem  Wortlaut  der  Regel  wider- 
spricht, und  für  die  nach  dem  letzteren  sich  erge- 
bende Beschränkung  die  Gegenkouzession  des  Pap- 
stes in  der  Bewilligung  zweier  Monate  mehr,  als 
den  Bischöfen  nach  dem  ersten  Theil  der  Regel 
gewährt  sind,  liegt.  Uebrigens  werden  durch  die 
Alternative  die  Monate  März  und  September 
welche  nach  dem  ersten  Theil  der  Regel  bischöf- 
liche sind,  zu  päpstlichen. 

^  d.  h.  solohe,   welche   der  ReservatioD   des 
ersten  Theiles  der  Regel  unterliegen. 

10  Die  Beschränkung  auf  die  BenelLzien  ftaier 
Kollation  kommt  erst  seit  6 i z t u s  Y.  vor ,  Ri- 
ganti 1.  0.  $.  4.  n.  4k    Näheres  darttber  a.  a.  O. 


f.  145.]     Die  päpBtl.  Besetzniig  der  kirchl.  Aemter  nach  dem  kathol.  Kirchenrecht.        155 

ni  besetsen  ^ ,  wenn  sie  der  pftpBtlichen  Dataria  eine  gehriftliche  Erklftnmg  ttber  die 
Amifilime  der  Alternative  einreichen^. 

Das  Recht  auf  dieselbe  erüscht  dnreh  den  Tod  des  Papstes  3,  durch  das  Ableben  des 
BSschofes  oder  sonstigen  Yerlnst  seines  Bisthoms  ^,  durch  YerEicht  des  Bischofs  auf  die 
Alternative,  falls  dieser  vom  Papst  angencminien  ist  ^ ;  endlich  auch  durch  Missbrauch 
derselben  und  swar  ipso  iure,  wenn  der  Bischof  Aber  ein  der  päpstlichen  Besetzung 
znfblge  der  Alternative  oder  einer  sonstigen  Reservation  oder  Affektion  unterliegendes 
Benefizium  verfügt  oder  verhindert ,  dass  päpstliche  Provisionen  zur  Wirksamkeit  ge- 
lingen^. 

20.  I>ie  achtnndseehszigste  KanzleiregeP  reservirt  die  während  der  Vakanz 


1  Die  Kurialpraxls  hat  mit  Rficksioht  anf  das 
BffbrderaiaB  dei  Residenz  angenommen ,  dass 
diese  im  Momente  des  Beginnes  des  Monates  und 
aoch  in  dem  der  Vakanz  oder  der  Besetzung  Tor- 
liegen  mvisse,  so  dass  der  Monat  schon  durch  Ab- 
wesenheit des  Bischofs  in  dem  erstgedachten 
Zeitraum  —  mit  Ausnahme  der  beiden  S.  154. 
n.  8  erwUinten  —  zu  einem  päpstlichen  wird, 
Rigsnti  1.  cS.  5.  n.  21  ff. 

*  t)ie  in  der  Kanzleiregel  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  des  Gesuches  sind  von  der  Praxis 
der  Dataria  aber  nicht  als  wesentlich  betrachtet 
worden,  Rigantl  1.  c.  F.  II.  $.  2. 

Das  Recht ,  von  der  Alternative  Gebrauch  zu 
machen,  beginnt  mit  dem  Zeitpunkt  der  Registri- 
nmg  bei  der  Dataria,  auch  ehe  der  Bischof  davon 
Kenntoisa  erhalten  hat,  Rigantl  1.  c.  n.  12  ff., 
jedoch  wird ,  wenn  der  vorher  schon  begonnene 
Monat,  wie  z.  B.  dei[  Monat  Februar,  nach  dem 
ersten  Theil  der  Regel  ein  päpstlicher  war,  nach 
der  neueren  Ansicht ,  das  Recht  des  Bischofs  für 
diesen  ausgeschlossen,  Rigan  ti  1.  c.  $.  3.  n.  1  ff. 

'  Nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  der 
Regel.  Für  die  Dauer  der  Vakanz  des  päpstlichen 
Stuhles  tritt  der  Ordinarius  collator  ein. 

*  Weil  Jeder  Bischof  far  sich  die  Alternative 
nachsuchen  muss,  Riganti  1.  c.  $.  6.  n.  14. 15. 

^  Vgl. die Ranzleiregel,  s.  Riganti  I.e.  n.l6ff. 

9  Die  Folge  davon  ist,  dass  der  Bischof  auf  die 
Besetzung  in  den  vier  bischöflichen  Monaten  nach 
dem  ersten  Theil  der  Regel  beschränkt  wird, 
Gonzalez  1.  c.  gl.  56.  n.  147;  Pyrrh.  Gor- 
rad, in.  6.  n.  40.  Indessen  kann  der  Papst  auch 
dem  Bischof  die  Alternative  belassen ,  Rigantl 
l.  c.  n.  43.  44. 

▼on  der  Alternative ,  wie  sie  die  Kanzleiregel 
einrilamt ,  .unterscheidet  sieh  die  des  deutschen 
Konkordates  (s.  S.  139.  n.  1)  in  folgenden  Punk- 
ten: 1.  die  deutsche  ist  davon  nicht  abhängig, 
dass  die  Bischöfe  Residenz  halten,  2.  sie  bezieht 
sich  der  richtigen  Ansicht  nach  nicht  auf  die 
ersten  Dignitaten  in  den  Dom-  und  Haupt- 
Dignitäten  in  den  KoUegiatstiftern,  s.  a.  a.  0., 
3.  der  Ausschluss  der  päpstlichen  Reservation 
umfasst  nicht  blos  die  Beneflzien ,  welche  der 
freien  Kollation  der  Ordinarien  unterliegen,  son- 
dern auch  solche,  welche  auf  andere  Weise,  wie 
saf  Präsentation  oder  durch  Wahl  besetzt  wer^ 
den,  4.  sie  geht  nicht  durch  Missbrauch  verloren, 
5.  sie  enthält  die  nicht  in  der  Kanzleiregel  vor- 
kommende Beschränkung,  dass  wenn  ein  in 
den  päpstliehen  Monaten  zu  Providirender   sich 


nicht  innerhalb  dreier  Monate  nach  der  bekannt 
gewordenen  Yakanz  am  Orte  des  Beneflziums  ge- 
meldet hat,  die  ordentliche  Besetzung  eintreten 
soll  (die  betreffende  Stelle  des  Konkordats  ist 
zwar  durch  die  Bulle  Gregors  XIII. :  Quae  in 
ecclesiam  v.  1576,  u.  a.  bei  Koch,  sanctio  prag- 
matica  p.  298,  dahin  dedarirt,  dass  ed  schon  ge- 
nüge ,  wenn  nur  die  päpstliche  Provision  inner- 
halb der  gedachten  Frist  stattgefanden  habe. 
Indessen  ist  diese  Deklaration  in  Deutschland  nicht 
anerkannt  gewesen,  und  die  deutsche  ablehnende 
Praxis  sowohl  durch  den  westfälischen  Frieden, 
instr.  Osnabr.  Y.  $.  20,  wie  auch  durch  die 
Reichshofsrathspraxis  sanktionirt  worden,  vgl. 
Kreittmayr  a.  a.  0.  $.  18.  n.  12;  Koch,  sanctio 
pragmatica  n.  229.  n.  d5].  6.  Jede  andere  als  die 
im  Konkordate  festgesetzte  Disposition  des  Papstes 
in  Betreff  der  der  Alternative  unterliegenden  Bene- 
flzien  ist  ausgeschlossen,  was  freüioh  von  den 
Kurialschriftstellern ,  soweit  es  sich  nicht  um 
Expektativen  handelt,  bestritten  worden  ist, 
s.  Riganti  1.  c.  P.  I.  $.  3.  n.  163.  Endlich  ist 
auch  die  päpstliche  Reservation  bei  Parochial- 
beneflzien  in  vielen  Bisthumem  nicht  in  Geltung 
gewesen,  Kreittmayr  a.  a.  0.  n.  8. 

7  „Item  SS.  d.  n.  papa  provide  considerans  eonsue- 
visse  quandoque  Romanos  pontiflces  praedecessores 
snos  beneficia  quae  vacante  sede  apostolica  vaeare 
contigerant,  dispositioni  suae  reservare,  intendens 
debeneflciishuiusmodi  tam  conclavistis  quam  pau- 
peribus  clericis  et  aliis  bene  meritis  personis 
providere,  omnia  et  singula  beneficia  per  regulas 
oancellarlae  apostolicae  aut  qnaslibet  alias  aposto- 
licas  constitutiones  temporales  Romani  pontificis 
pro  tempore  existentis  dispositioni  quomodolibet 
et  ex  quavis  causa  reservari  solita,  quae  a  die  obi- 
tus  —  (hier  wird  der  Name  des  unmittelbaren 
Yorgängers  eingerückt)  —  praedecessoris  sui  usque 
ad  diem  —  (Lücke  für  das  Datum  der  Publikation 
der  Kanzleiregeln  durch  den  neuen  Papst)  vaca- 
verunt  et  de  quibus  per  quoscumque  erdinarios 
collatores ,  tnnc  dispositum  non  füerat  seu  minus 
valide  dispositum  fuerat  suae  provisioni  ac  dispo- 
sitioni reservat.   Decernens  irritum  etc.^ 

Eine  ähnliche  Reservation  ist  schon  von  Gre- 
gor XIY.  (1590),  Leo  XI.  (1605)  und  Paul  Y. 
(1605 — 1621)  in  besonderen  Konstitutionen  aus- 
gesprochen worden,  jedoch  nur  für  die  bis  zu 
ihrem  Regierungsantritt  nicht  besetzten  Benefi- 
zien.  Die  Regel  selbst  ist  anscheinend  von  Ur- 
ban  YIII.  (1623— -1644)  in  die  Kanzleiregialn 
aufgenommen.    Dies  Resultat  ergiebt  sich  aus 
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des  päpstlichen  Stahles  erledigten  Benefizien,  welche  durch  die  Kansleiregeln  und  durch 
andere  temporäre  Konstitutionen  desznletzt  regierenden  Papstes '  reservirt  sind,  soweit 
über  dieselben  inzwischen  von  den  ordentlichen  Kollatoren  gar  nicht  oder  nicht  gflltig 
verfflgt  ist  ^,  dem  zukünftigen  Papste  zur  Besetzung.  Jedoch  galten  die  Pfarrkirchen 
dieser  Reservation  nicht  unterworfen  ^.  Von  Bedeutung  war  dieselbe  nur  fdr  diejenigen 
Benefizien ,  welche  einer  festen  personellen  oder  realen  Reservation  nicht  unterlagen, 
weil  bei  solcher  die  ordentliche  Kollation  schon  an  und  für  sich  auch  während  der  Se- 
disvakanz  ausgeschlossen  ist. 

Mit  diesen,  in  den  Kanzleiregeln  enthaltenen  Reservationen  ist  aber  die  Zahl  der 
General -Reservationen  noch  nicht  abgeschlossen  gewesen,  vielmehr  haben  einzelne 
Päpste  solche  auch  in  besonderen  Konstitntionen ,  welche  in  die  ersteren  keine  Auf- 
nahme gefunden  haben,  ausgesprochen.   Auf  diese  Weise  sind  reservirt  worden  : 

21.  von  Alexander  VI.  i.  J.  1502^  die  Benefizien,  welche  dadurch  erledigt 
werden,  dass  ihre  Inhaber  die  bei  der  Kurie  processirenden  Parteien ,  deren  Richter, 
Advokaten,  Prokuratoren,  Notare  und  Zeugen  bedrohen ,  thätlich  angreifen ,  verstüm- 
meln oder  tödten, 

22.  von  Paul  rV.  1557  diejenigen  Benefizien,  welche  dadurch ,  dass  sie  durch 
Ablegung  des  Examens  für  andere  und  durch  eine  sonstige  Vorschiebung  anderer  Per- 
sonen erlangt  worden,  vakant  geworden  sind  ^, 

23.  von  Pins  V.  1567  ^  die  in  Folge  der  Häresie  und 

24.  1.  J.  1569^  wegen  einer  s.  g.  simonia  confidentialis  verloren  gegangenen 
Benefizien, 

25.  von  Gregor  XIII. ^  1584  die  nicht  in  der  von  ihm  vorgeschriebenen  öffent- 
lichen Form  durch  Resignation  aufgegebenen  Benefizien,  und  endlich 

26.  vonSixtusV.  1589^  die  Benefizien  solcher  Kleriker,  welche  es  unter- 
lassen, geistliche  Kleidung  zu  tragen, 

Reservationen ,  welche  in  Deutschland  wegen  der  entgegenstehenden  Bestimmungen 
des  Wiener  Konkordates  keine  Anwendung  finden  konnten  ^^. 

Von  allen  General -Reservationen  galten  nach  einstimmiger  Annahme  die  Bene- 
fizien, aufweiche  ein  Laien-  oder  gemischtes  Patronatrecht  durch  Fundation  begründet 
war  *^  nicht  minder  die  Manualbenefizien  und  solche,  welche  adnutum  verliehen 
ren'2,  ausgeschlossen. 


Garciaal.  c.  P.  V.  c.  1.  n.  646;  Gonzalez 
1.  c.  prooem.  $.  5.  n.  74;  Barbosa  1.  III.  alleg. 
57.  n.  63;  Riganti  ad  reg.  68.  n.  4,  welcher, 
—  ihm  folgt  Phillips  ö,  537  —  die  chronolo- 
gisch unhaltbare  Behanptang  macht,  dass  Gregor 
XIV.  die  Kanzleiregelb  nach  dem  Vorgänge  Pauls 
y.  und  Leos  XI.  aufgestellt  habe. 

1  Dadurch  werden  auch  alle  Spezialreservatlonen 
desselben  getroffen. 

2  Insoweit  cessirt  auch  das  Recht  des  Ordina- 
rius bei  der  reservatio  octo  mensium  und  der 
alternativa  mensium  s.  o.  S.  153.  u.  S.  154, 
Riganti  1.  c.  n.  22. 

3  Auf  diese  hat  man  die  Regel  wegen  des 
c.  35  in  Ylto  de  praeb.  III.  4  nicht  bezogen,  Ri- 
ganti 1.  c.  n.  11  ff. 

^  const.    In  eminenti,  bull.  Taur.  ö,  396. 
^  const.   Inter  caeteras  $.  2.  1.  c.  6,  530. 
^  const.  Cum  ex  apostolatus,  1.  c.  7,  534,  und 
dazu  die  const.  desselben:  Decet  v.  1571,  ibid. 


p.  933,  sowie  Gregors  XIII. :  In  ecclesiis  v.  1580, 
ibid.  8, 358. 

7  const.  Intolerabilis  multorum  v.  1569,  ibid. 
7,  754.  Vgl.  übrigens  auch  wegen  der  oonst. 
Pii  y. :  In  conferendis  o.  S.  147.  n.  5. 

^  const.  Humano  vlx  iudicio,  ibid  8,  436. 

0  const.  Cum  sacrosanctum,  1.  c.  9,  66,  wieder- 
holt von  Benedikt  XIII.  i.  d.  const.  Apostolicae 
sedis  V.  1725, 1.  c.  22,  158. 

w  Kreittmayr  a.  a.  0.  %,  18.  n.  10. 

"  ygl.  S.  144.  n.  3  u.  S.  153.  n.  10.  S.  im 
übrigen  Gonzalez  1.  c.  gl.  18.  n.  2;  Barbosa 
1.  c.  1.  III.  alleg.  57.  n.  26;  Riganti  ad  reg.  1. 
%.  1.  n.  332.  340,  ad  reg.  9.  S-  2.  n.  335;  ad 
reg.  36.  n.  178  u.  ad  reg.  42.  n.  97,  sowie  die 
dort  citirten;  Relffenstuel  III.  5.  n.  395; 
Kreittmayr  a.  a.  0.  n.  11. 

12  ygl.  o.  S.  144.  n.  2;  Kreittmayr  a.  a.  O. 
n.  1. 
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0.  Neben  den  General -Beservationen  stand  aber  das  Recht  des  Papstes,  ein- 
zelne Benefizien  in  besonderen  Fällen  zu  reserviren  *,  in  Kraft,  soweit  nicht  etwa  spe- 
zielle Zusicherungen  auf  Nichtausübung  dieser  Befngniss  ertheilj^waren  ^.  Auf  solche 
SpeziaU,  aber  auch  zugleich  auf  die  Qeneral- Reservationen  bezieht  sich  die  elfte 
Eanzleiregel  ^.  Diese  behftlt  der  Besetzung  des  jeweiligen  Papstes  alle  Benefizien  vor, 
welche  von  seinen  beiden  nächsten  Vorgängern  zwar  reservirt ,  aber  noch  nicht  ver- 
geben worden  sind. 

n.  Der  s.  g.  päpstliche  concursus^.  Der  Papst  kann  ferner  sein  mit  dem  ordent- 
lichen Kollator  konkurrirendes  Besetzungsrecht  ^  in  der  Weise  ausüben ,  dass  er  jedes 
zur  Verfügung  desselben  stehende  Benefizium  selbst  verleiht  oder  einem  Anderen  den 
Auftrag  ertheilt,  dies  in  seinem  Namen  zu  thun.  Selbst  die  üeberlassung  der  vier  oder 
sechs  Monate  an  die  Ordinarien  nach  der  neunten  Kanzleiregel  ^  bildet  in  Betreff  der 
in  den  vier  oder  sechs  bischöflichen  Monaten  vakant  werdenden  Benefizien  kein  Hin- 
demiss^. 

Bei  eigener  Verleihung  des  Papstes  wird  das  Recht  des  Ordinarius  zur  Besetzung 
beseitigt,  sowie  der  erstere  die  Provision  verfügt  hat®.  Wenn  aber  die  Vergebung  des 
Ordinarius  früher  erfolgt  ist,  so  kann  die  päpstliche  Provision  keine  Wirkung  äussern®. 
Bei  gleichzeitigem  Zusammentreffen  beider  Arten  von  Besetzungen  geht  derjenige  von 


»  Vgl.  o.  S.  141. 

>  S.  0.  S.  139. 

'  »Item  deoUravit  omnium  et  Biiignlaniin  eccle- 
auinm  cathedralinm  et  monasteriorum  provisiones, 
quas  pTaedicti  pr&edecessores  (die  beiden  unmittel- 
üreii  Vorgänger,  die  in  der  Regel  10  genannt 
weiden)  sal  ordlnationi  et  dispositioni  eorom  nec^ 
noD  omnia  et  singula  beneficia  ecclesiastica ,  quae 
djeti  praedecessores  etiam  praedictae  dispositioni 
cum  interpositione  decreti  (sc,  irritantia)  reser- 
VATerant  (qaae  quidem  ecclesiae,  monasteria  nee 
non  sie  reservata  beneficia  tempore  obitus  eornu- 
dem  praedecessorom  vacabant  ant  ecclesiae  ipsae 
vel  monasteria  huiusmodi ,  si  commendata  vel  eis 
idministratorea  depntati  non  fuissent,  etiam  tunc 
racaasent)  remansisse  et  remanere  per  huiusmodi 
resenrationem  et  decretum  affecta  nullamque  de 
Ulla  praeter  Remanum  pontiflcem  ea  vice  se  intro- 
mittere  Tel  diaponere  potuisse  sive  posse  quoquo 
modo.  Decernens  irritum  et  inane,  si  secus  super 
Ulis  attentatum  forsan  erat  tnnc  vel  imposterum 
contingeret  attentari.'' 

Eine  derartige  Reservation  der  von  ihren  be- 
stimmt bezeichneten  Vorgängern  vorbehaltenen 
Benefizien  haben  schon  Johann  XXIII.,  v.  d. 
Hardt,  conc.  Const.  I.  21,  954  u.  Martin  V., 
Man6i28,  500,  in  ihren  Kanzleiregeln ,  ferner 
ftUerdiiigs  nicht  in  demselben  weiten  Umfange 
Paul  iL  in  c.  14  de  praeb.  HI.  2 in  Extr.  comm. 
ausgespiocfaen.  Die  Jetzige  Regel  rührt  von  Inno- 
eenz  VIU.  (1484—1492)  her,  Riganti  ad  reg. 
11.  n.  1. 

Die  Kurialschriftsteller  und  die  Kurlalpraxis 
haben  die  Bestimmung  derselben  trotz  des  ent- 
gegenstehenden Wortlautes  auf  die  Zeit  aller  dem 
Jeweiligen  vorangegangenen  Papste  ausgedehnt, 
weil  der  unmittelbare  Vorgänger  stets  die  Reser- 
vation für  die  Zeit  der  beiden  vor  ihm  regieren- 


den ausgesprochen  hat,  Riganti  1.  c.  n.  17fr. 
Darüber,  ob  das  c.  35  in  VI*«  de  praeb.  III.  4, 
soweit  es  die  von  dem  verstorbenen  Papste  nicht 
verliehenen,  in  curia  vakant  gewordenen  Parochial- 
Beneflzien  der  Besetzung  des  ordentlichen  Kolla- 
tors  überlässt,  s.  o.  S,  125,  durch  die  Regel  be- 
seitigt wird ,  hat  Streit  geherrscht ,  indessen  hat 
sich  die  Doktrin  und  die  Praxis  im  Allgemeinen 
dahin  entschieden ,  dass  das  c.  35  auch  in  dieser 
Beziehung  In  Geltung  geblieben  sei  und  die  Regel 
sich  auf  solche  Benefizien  nicht  beziehe,  vgl.  Ri- 
ganti 1.  c.  n.  24ff.  47.  48. 

*  Vgl.  0.  S.  140. 

6  c.  14  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  de  praeb.  III.  4, 
„propter  quod  nostra  qul  eandem  praeoccupavimus 
potestatem,  potior  debet  esse  conditio." 

ö  S.  0.  S.  152. 

^  Garcias  tr.  de  benef.  P.  V.  c.  1.  n.  9 «f.; 
Barbosa  1.  c.  P.  III.  all.  57.  n.  10;  Leuren. 
1.  c.  qu.  516.  In  Deutschland  galt  aber  die  Prä- 
vention in  den  durch  das  Wiener  Konkordat  be- 
stimmten bischöflichen  Monaten  ausgeschlossen, 
Kreittmayra.  a.  0.  n.  1. 

8  Die  Annahme  des  Begünstigten  ist  nicht 
nöthig,  denn  durch  die. Verleihung  ist  das  Bene- 
fizium affekt,  s.  0.  S.  142;  Gonzalez  1.  c.  gl. 
52.  n.  25;  Garcias  1.  c.  P.  V.  c.  1.  n.  148. 

9  Schon  die  kleinste  Differenz  in  der  Zeit  ent- 
scheidet für  die  Gültigkeit  der  einen  oder  anderen 
Besetzung.  Darüber,  sowie  über  den  Beweis,  den 
der  Bischof  für  die  Priorität  seiner  Kollation  zu 
erbringen  hat,  handeln  die  Aelteren  ausführlich, 
vgl.  Gonzalez  1.  c.  prooem.  %.  3.  n.  44  ff. 
147  ff.;  Barbosa  1.  c.  n.  16;  Leuren  1.  c.  qu. 
519. 
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den  beiden  Beliehenen  vor,  welcher  den  Besitz  erlangt  bat^,  und  wenn  dieeeü  Moment 
nicht  entsdieiden  kann,  der  vom  Papst  Providirte^. 

Wenn  der  Papalein  s.  g.  mandaätm  de  providendo  auf  Verleihung  eines  vakanten, 
aber  bestimmt  bezeidineten  Benefiziums  ertheilt,  erwirbt  der  Begünstigte  dasselbe  zwar 
nicht  eher,  als  die  Verleihung  an  ihn  stattgehabt  hat,  aber  der  ordentliche  Kollator 
kann  dasselbe ,  von  dem  Zeitpunkt  ab ,  wo  das  Mandat  vom  Papste  ertheilt  ist ,  nicht 
mehr  gültig  vergeben,  weil  das  Benefizium  dadurch  affekt  geworden  ist^.  Anch  er- 
lischt ein  solches  Mandat  nicht  mit  dem  Tode  des  Papstes,  wenn  dieser  vor  erfolgter 
Verleihung  eingetreten  ist^. 

Das  Tridentinum  ^  hat  die  Gewährung  von  Provisionsmandaten  verboten,  indessen 
gilt  der  Papst  an  diese  Vorschrift  nicht  gebunden ,  vielmehr  kann  er  sich  davon  di&- 
pensiren. 

in.  Endlich  kann  der  Papst  sein  oberstes  Kollationsrecht  auch  auf  dem  Wege  der 
Prävention^  durch  Ertheilung  von  s.  g.  gratiae  expectaüvae  ausüben,  und  zwar  so,  dasa 
er  einer  Person  auf  ein  noch  nicht  vakantes  Amt  eine  Anwartschaft  gewährt  oder  (sei 
es  dem  gewöhnlichen  Kollator,  sei  es  einem  anderen)  die  Anweisung  giebt,  Jemandem 
ein  später  zur  Erledigung  kommendes  Benefizium  zu  übertragen  ^. 

Im  ersteren  Fall  wird  das  Benefizium  ebenfalls  mit  der  Gewährung  der  Expekta- 
tive  affekt^.  Der  Begünstigte  erhält  femer  durch  die  Annahme  derselben  ein  ins  ad 
rem  auf  dasselbe  ®.  Endlich  erlischt  die  Anwartschaft'  auch  nicht  mit  dem  Tode  des 
Papstes,  welcher  sie  bewilligt  hat  ^^.  Dasselbe  gilt  auch ,  wenn  nur  ein  mandatom  de 
providendo  in  Bezug  auf  ein  genau  bezeichnetes  Amt  ertheilt  worden  ist  ^^. 

Dagegen  findet  die  Regel  keine  Anwendung,  wenn  die  Expektanz,  mag  sie  durch 
den  Papst  selbst  direkt  oder  in  der  Form  eines  blossen  Mandates  gewährt  sein,  sich  auf 
ein  noch  nicht  bestimmtes,  z.  B.  das  erste  zukünftig  erledigt  werdende  Amt  an  einer 
Kirche  bezieht,  weil  es  in  diesem  Falle  nicht  nur  fraglich  bleibt,  welches  zuerst  vakant 
wird,  sondern  auch  dahin  steht,  ob  der  Begünstigte  gerade  dieses  Benefizium  annehmen 


1  Natürlich  &uf  fehlerfreie  und  ordnungsmässige 
Weise,  c.  31  (Bonif.)  in  Vlto  eod.  III.  4. 

2  „Propter  confereDtis  &mpliorem  piaerog&ti- 
vam*',  c.  31  dt. 

8  Vgl.  0.  S  142.  —  c.  12  (Bonlf.  VIII.)  in 
VI^o  de  resoript.  I.  3  läset  dies  zwar  nur  für  den 
FaU  gelten,  dass  dem  Mandat  die  Kassations- 
klausel (d.  8.  g.  decretum  irritans)  beigefügt  ist, 
indessen  war  damals  die  oben  S.141  ff.  besprochene 
Theorie  der  Affektion  noch  nicht  entwickelt. 

^  Weil  es  sich  in  diesem  Fall  schon  um  eine 
gratia  facta,  einen  zum  Abschluss  gebrachten  Akt 
des  Papstes ,  nicht  erst  um  eine  gratia  facienda 
handelt.  Dies  galt  auch,  wenn  das  Mandat  unter 
Bedingungen,  welche  seine  Ausführung  nicht 
lediglich  in  das  Belieben  desjenigen  stellen,  wel- 
cher konferiren  soll,  z.  B.  unter  der  Bedingung, 
dass  der  Begünstigte  bei  der  vorzunehmenden 
Untersuchung  sich  als  fähig  erweist,  ertheilt  wor- 
den ist ,  c.  9  (Bonif.  VIII.)  in  Vlto  de  off.  iud. 
del.  I.  14;  c.  13  (id.)  In  Vlto  de  rescr.  I.  3; 
Reiffenstnel  I.  3.  n.  250.  256  ff. 

B  Sess.  XXIV.  c.  19.  de  ref. 

«  S.  o.  S.  140. 

'i  Auch  in  diesem  Fall  spricht  man  von  einem 


mandatum  de  providendo,  L  e  u  r  en.  1.  c.  qu.  628. 
n.  1. 

^  Gonzalez  1.  c.  gl.  52.  n.  13,  Jedoch  ist  da- 
rüber gestritten  worden,  s.  Qarcias  1.  c.  P.  Y. 
c.  1.  n.  148  ff. 

fl  Vgl.  Th.  II.  S.  653.  n.  7 u.  c.  un.  (Joan.XXH.) 
de  off.  iud.  del.  I.  6  in  Extr.  comm.  I.  6;  Fag— 
nan.  ad  c.  31  X.  de  rescr.  I.  3.  n.  9;  Oarciafi 
1.  c.  P.  VI.  c.  3.  n.  300;  doch  ist  dies,  weil  man 
die  verschiedenen  Arten,  in  denen  eine  Expektanz 
ertheilt  werden  kann,  nicht  unterschieden  hat, 
nicht  unbestritten  gewesen,  vgl.  darüber  Lotter 
1.  c.  1.  II.  qu.  52.  n.  76  ff. ;  Leuren.  1.  c.  qu. 
632.  Ueber  den  Fall  der  Bestellung  des  coadiutor 
cum  spe  succedendi  und  darüber,  dass  derselbe 
durch  die  damit  verbundene  Anwartschaft  gleich- 
falls ein  ius  ad  rem  erwirbt,  vgl.  Fagnan.  ad  c. 
3.  X.  de  der.  aegrot.  III.  6.  n.  16  u.  Th.  U. 
S  85. 

10  c!  2  (Clem.  IV.)  in  Vlto  de  praeb.  DI.  4; 
Lotter  1.  c.  n.  79. 

11  c.  36  (Bonif.  VIII.)eod.  spricht  das  Erlöschen 
der  päpstlichen  Koncession  nur  für  den  Fall  aus, 
dass  kein  bestimmtes  Benefizium  in  Frage  steht, 
Qarcias  1.  c.  P.  VI.  c.  3.  n.  300  ff. 
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wiU^  Lit  aber  die  Gewährung  dnrch  den  Papst  selbst  unter  der  Formel  ex  nunc,  prout 
er  iunc  erfolgt ,  so  bleibt  sie  auch  nach  seinem  Tode  gültig ,  falls  der  Begünstigte  die 
E^ktative  schon  angenommen  hat^. 

Das  Tridentintun  hat  die  Ertheilung  von  Expektativen  in  jeder  Form  verboten  ^ 
nnd  nnr  zn  Gunsten  der  Koadjntorien  cum  spe  succedendi  die  schon  an  anderer  Stelle 
besprochene  Ausnahme  gemacht  4.  Indessen  kann  sich  der  Papst  von  der  Beobachtung 
dieser  Yorschrlften  dispensiren  ^^  und  es  sind  auch  in  derThat  nach  dem  Konzil,  aller- 
dings nicht  häufig,  Anwartschaften  ^  und  Koadjntorien  "^  auf  Stiftsstellen  von  den  Päpsten 
erfheilt  worden. 

Die  weite  Ausdehnung  des  päpstlichen  Kollationsrechtes  hat  wesentlich  mit  dazu 
beigetragen,  dass  schon  Ende  des  14.  oder  Anfang  des  1 5.  Jahrhunderts  die  Einsetzung 
einer  eigenen  Behörde  für  die  Bearbeitung  der  päpstlichen  Gnadensachen  in  foro  ex- 
terne, der  s.  g.  Dataria  ^,  nothwendig  geworden  ist.  In  Verbindung  damit  haben 
sieh  auch  feste  Regeln  über  die  Modalitäten  und  die  Formen  der  Ausübung  des  päpst- 


1  S.  die  vor.  Note;  Lotter  1.  c.  n.  79;  Leu- 
ren. 1.  c.  qn.  03%  D.  1. 

'  Gftreias  1.  c.  n.  305;  Leuren.  qu.  637. 
n.  2,  denn  die  Klausel  enthält  schon  die  Y eileihung 
Mlbct  und  Yerlegt  die  Wirkungen  auf  die  Zeit  der 
Eitheflang  der  Expektanz  zurück. 

Ueler  weitere,  die  Lehre  von  den  Expektativen 
betreifende  Punkte  mag,  da  die  Lehre  Jedenfalls 
for  Dentscbland.  unpraktisch  ist,  auf  L euren. 
L  c.  qa.  628  ir.  verwiesen  werden. 

In  den  Ean zielregeln,  welche  schon  seit  älterer 
Zeit,  B. die Begeln  Johanns  XXIIL,  v.d.  Hardt, 
eoBe.Con8t.L21,9ö7u.  Martins  y.,  Man8l28, 
ÖOI,  eine  Reihe  von  Vorschriften  über  die  Expek- 
tativen enthielten ,  sind  später  nur  die  dieselben 
betreffenden  Regeln  26. 68  und  62  stehen  gelassen 
worden.  Die  26.  erklärt  aUe  Verleihungen  und 
Mandate,  wenn  sie  sich  auf  Beneüzien ,  welche 
durch  die  Beförderung  ihrer  Inhaber  zu  einem 
bisehöflichen  Amt  oder  zur  Leitung  eines  Klosters 
ededigt  werden  sollten,  beziehen,  für  nichtig, 
Ullis  ihr  Erlass  vor  dem  Tage  der  Beförderung  der 
letzteren  stattgehabt  hat.  Die  58.  Regel  ordnet 
to,  dass  wenn  ein  Beneflzium  für  den  FaU  seiner 
Srledjgung  wegen  einer  zukünftigen  Ehe  des  In- 
bsbers  päpstlich  reservirt  wird ,  keine  Expektanz 
Ar  einen  anderen  Vakanzfall  ertheilt  und  das 
Beneflziom  erst  für  den  Fall  der  erfolgten  Ehe- 
schliessung reservirt  oder  afflzirt  gelten,  sowie 
dass  bei  Expektanzen  auf  Beneflzien,  welche  später 
bk  Folge  der  Beförderung  oder  der  Professleistung 
iiirer  Inhaber  oder  der  Erlangung  von  inkompa- 
tihlen  Beneflzien  dnrch  die  letzteren  erlangt  wer- 
den ,  stets  auch  ohne  darauf  gerichteten  Antrag 
die  Klanael :  „sive  praemiaso  Hve  quovis  alio  modo 
non  tarnen  per  ohUum  vacare  conUgerU^  eingerückt 
werden  soll.  Nach  der  62.  Regel  endlich  soll,  wenn 
eine  Expektanz  erbeten  Ist,  je  nachdem  es  für 
den  Bittsteller  vortheilhafter  ist,  auch  die  päpst- 
liche Verleihung  eines  schon  vakanten  Beneflziums 
«itheilt  werden  und  umgekehrt,  eine  Anordnung, 
deren  letzte  Bestimmung  aber  schon  von  Gre- 
gor XIV.  (1590—1591)  gestrichen  worden  ist, 
Bigantiadreg.  62.  n.  1. 

'  Sess.  XXIV.  c.  19  de  ref.   Ueber  das  schon 


im  Wiener  Konkordat  enthaltene  Verbot  s.  o. 
S.  139. 

«  Sess.  XXV.  c.  7  de  ref.,  vgl.  Th.  IL  8.254. 

<^  Riganti  1.  o.  ad  reg.  26.  n.  8. 

6  Beispiele  bei  Riganti  1.  c.  n.  9 ff. 

7  Th.  II.  S.  85. 

Die  Bestellung  der  s.  g.  coadlutores  perpetui 
in  den  deutschen  Bisthümer-  und  reichsunmittel- 
baren Abteien,  s.  Th.  II.  S.  253  u.  254,  war  Juri- 
stisch allerdings  nichts  anderes  als  die  Ertheilung 
einer  Anwartschaft,  denn  der  ooadiutor  perpe- 
tuus  erhielt  weder  ein  Recht  auf  die  geistliche 
noch  auf  die  weltliche  Regierung  in  dem  Fürsten- 
thum  des  coadiutus ,  vielmehr  nur  ein  Recht  auf 
sofortigen  Eintritt  In  dieselbe  nach  dem  Fortfall 
des  letzteren,  Moser  deutsch.  Staatsrecht  12, 
72ff.;  Kreittmayr  a.  a.  0.  V.  c.  19.  %.  15. 
1.2.  4.  6;  V.  Sartori  Staatsrecht  d.  deutsch. 
Erz-,  Hoch-  u.  Ritterstifter  I.  2,  102.  124.  380, 
es  sei  denn,  dass  der  regierende  geistliche  Fürst 
ihn  bei  den  Regierungsgeschäften  betheiligte  oder 
ihm  diese  ganz  überliess,  oder  wegen  vollkom- 
mener Unfähigkeit  dieselben  nicht  mehr  selbst 
wahrnehmen  konnte.  Indessen  stand  die  Ernen- 
nung dieser  Koadjutoren  nicht  dem  Papste  zu, 
vielmehr  erfolgte  ihre  Bestellung  in  Deutschland 
durch  Wahl  oder  Postulation  der  Kapitel,  für  die 
Regel  nach  vorgängiger  Zustimmung  des  coadiu- 
tus, —  die  Nothwendigkeit  derselben  war  übri- 
gens bestritten,  Moser  a.  a.  0.  S.  57.  58  — , 
während  der  Papst  nur  zu  konflrmiren  oder  zn 
admittiren  hatte,  Moser  a.  a.  0.  S.  59  ff.; 
Kreyttmayr  a.  a.  0.  n.  2.  4.  5;  v.  Sartori 
a.  a.  0.  S.  104.  106.  109  ff.  Die  Koadjutorie 
dieser  Art  kann  also  nicht  als  eine  päpstlich  er- 
theilte  Anwartschaft  betrachtet  werden,  wie  denn 
auch  das  Institut  in  Deutschland,  wo  man  auf 
die  Vorschrift  des  Tridentinums,  dass  die  Ein- 
setzung eines  Koadjutors  nur  im  Falle  der  Noth- 
wendigkeit oder  eines  dringenden  Nutzens  er- 
folgen solle,  keine  Rücksicht  genommen  hat ,  im 
Wesentlichen  für  andere ,  als  die  päpstlichen  In- 
teressen nutzbar  gemacht  worden  ist,  s.  Th.  II. 
S.  253. 

8  S.  Th.  I.  S.  422. 


160 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  145. 


liehen  Provisionsrechtes  tbeils  durch  die  Pr&xis,  theils  durch  die  darttber  in  den  Kanz> 
leiregeln  gegebenen  Anweisungen  entwickelt. 

Zunächst  bestehen  bestimmte  Vorschriften  über  die  Art  und  Weise ,  wie  die  Ge- 
snche ,  die  s.  g.  supplicaüones  ^ ,  um  die  Oew&hrung  eines  Benefiziums  angefertigt  sein 
müssen.  Auf  das  in  der  Dataria  ^  zur  s.  g.  signatura  zubereitete  Schriftstflck  ^  verfügt 
der  Papst  nach  erstattetem  Vortrag  ^  schriftlich  unter  dem  Gebrauch  bestimmter  herge- 
brachter Formeln  ^.  Diese  lauten  im  Falle  der  Bewilligung*:  Fiat  ut  petUuTy  femer  co»- 
cesmmiy  ut  peiUur  und  plttcet  motu  proprio.  Die  erstgedachte,  die  gewöhnlichere  Formel 
bedeutet  die  Bewilligung  nach  Massgabe  des  Gesuches,  und  enthält  stets  die  still- 
schweigende Bedingung,  dass  die  in  der  Supplik  angegebenen  Gründe  thatsftchlich 
richtig  sind  [preces  veritate  nitanturY .  Die  zweite  hat  keine  andere  materielle  Bedeu- 
tung ,  sie  wird  aber  in  solchen  Fällen  gebraucht ,  in  denen  die  Ertheilung  der  Gnade 
herkömmlich  ist,  und  der  Datarius  dieselbe  auch  selbstständig  ohne  Vortrag  beim  Papst 
gewähren  kann  ^.  Die  Formel  motu  proprio  ^  macht  dagegen  die  Gnade  von  den  vom 
Bittsteller  angegebenen  Gründen  unabhängig  und  bewirkt ,  dass  erstere  auch  in  Kraft 
besteht,  wenn  diese  später  sich  als  nicht  zutreffend  ergeben  sollten  ^^.    Eine  Datirung 


1  Es  war  und  Ist  Regel,  dass  dergleichen  Gna- 
denbezeichnungen nur  auf  ein  Gesuch,  nicht  motu 
proprio  ertheilt  werden. 

Schon  c.  23  (Bonif.)  in  VIto  de  praeb.  III.  4. 
schreibt  vor,  dass  der  Bittsteller  jedes  von  ihm 
bereits  besessene  Beneflzium  anzuzeigen  hat, 
widrigenfalls  die  ihm  ertheilte  Provision  nichtig 
ist.  Nach  der  57.  Kanzleiregel  sollen  femer  die 
Qualitäten  des  erbetenen  Benefiziums,  ob  Dignltät, 
Personat,  Seelsorge- Amt ,  beneflcium  electivum 
u.  s.  w.  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  gewährten 
Bewilligung  namhaft  gemacht  werden.  Nach  der 
55.  Regel  ist  unter  dem  gleichen  Präjudiz  auch 
der  Werth  der  jährlichen  Einkünfte  nach  gewöhn- 
licher Schätzung  und  zwar  sowohl  für  das  nach- 
gesuchte Beneflzium ,  wie  für  dasjenige ,  welches 
der  Bittsteller  etwa  schon  besitzt  und  bei  Erlan- 
gung des  erbetenen  zu  behalten  berechtigt  ist,  an- 
zugeben. Ein  Formular  für  eine  solche  Supplik 
bei  Bangen  d.  röm.  Kurie.  S.  410.  Wegen  der 
Angabe  der  Art  der  Vakanz  vgl.  die  Regel  47  und 
unten  S.  162.  n.  5,  endlich  in  Betreff  der  Nach- 
suchung  von  Beneflzieu  der  Familiären  der  Kar- 
dinäle die  Regeln  32  u.  33. 

2  S.  Th.  I.  S.  426. 

3  Dies  geschieht  in  der  Weise ,  dass  auf  den 
unteren  umgefaltenen  Rand  der  Supplik  ein  Sum- 
marium,  d.  h.  eine  kurze  Inhaltsangabe  dersel- 
ben gesetzt  und  unter  dem  Schluss  der  Supplik 
selbst,  dem  s.  g.  corpwt  signaturae^  unter  Freilas- 
sung eines  Zwischenraumes  für  die  Verfügung 
des  Papstes,  die  Klauseln,  welche  nach  dem  Vor- 
schlage der  Dataria  in  die  Ausfertigung  der  Ver- 
leihung aufgenommen  werden  sollen ,  kurz  ange- 
geben werden.  Der  Zwischenraum  mit  der  dem- 
nächstigen Unterschrift  des  Papstes ,  der  s.  g. 
Bignaiuta  im  eigentlichen  Sinn ,  bildet  daher  den 
zweiten,  und  die  die  Klauseln  enthaltende  Stelle 
den  dritten  Thell  der  Signatur,  van  Espen 
J.  E.  ü.  P.  I.  t.  23.  c.  2.  n.  13ff.;  Bangen 
a.  a.  0.  S.  410  ff.  wo  der  Geschäftsgang  an  einem 
Beispiel  dargelegt  ist. 

4  Th.  I.  S.  426;  Bangen  S.  411ff. 


5  Der  Papst  unterschreibt  diese  Formeln,  wel- 
che er  unmittelbar  unter  den  Schluss  der  Supplik 
setzt  (s.  Anm.  3),  nur  mit  dem  Anfangsbuchsta- 
ben seines  Tauf-,  nicht  seines  päpstlichen  Na- 
mens ,  wohl  deshalb ,  weil  es  sich  um  eine  noch 
der  Ausfertigung  bedürfende  Verfügung  han- 
delt, deren  Benutzung  ausserhalb  des  inneren 
Geschäftsganges  verhütet  werden  soll.  Bangen 
S.  411.  n.  3.  Die  Genehmigung  der  von  der  Da- 
taria vorgeschlagenen  Klauseln  ertheilt  der  Papst 
durch  ein  von  ihm  ebenfalls  in  der  gedachten 
Weise  unterzeichnetes:  /2at,  das  er  an  die  Seite 
des  betreffenden  Theils  der  Signatur  schreibt. 

0  Im  umgekehrten  Fall  wird  ein  f^ihil  oder 
Non  plaeet  Sanctiasimo  vom  Snbdatar  (Th.  I. 
S.  426)  auf  die  Signatur  gesetzt. 

7  c.  23  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  cit.  III.  4.  B  an  - 
gen  S.  416. 

8  A.  a.  0.  S.  40Ö.  416.  Ist  die  Sache,  was 
nicht  ausgeschlossen ,  dem  Papst  vorgetragen ,  so 
unterzeichnet  dieser  in  gleicher  Weise  selbst. 

B  Sie  setzt  keineswegs  voraus ,  dass  der  Papst 
die  Verleihung  selbstständig  ohne  eine  Supplik 
verfügt,  da  sie  nur  eine,  aber  immer  beeonders  aus- 
zusprechende Art  (vgl.  c.  23  cit.)  der  Bewilligung 
mit  anderen  Rechtswirkungen ,  als  die  durch  die 
beiden  ersterwähnten  Formeln,  darstellt.  Weil 
diese  beiden  ihrer  rechtlichen  Bedeutung  nach 
gleich  sind,  kann  das  concessum  ebenfalls  motu 
proprio  gegeben  werden. 

Nach  der  34.  Kanzleiregel  soU  bei  gleichzei- 
tiger Ertheilung  einer  Signatur  per  fiai,  u  t  peiiiur 
und  per  coneessum  in  Betreff  desselben  Bene- 
fiziums, die  mit  der  ersten  Formel  ausgesprochene 
Verleihung  der  per  concessum,  selbst  einer  als 
motu  proprio  ertheilten,  vorgehen. 

10  0.  23  cit.;  Bangen  S.  416.  Die  Gnade  ist 
hier  eine  umfassendere  und  deshalb  hat  der  so 
begünstigte  im  Fall  der  Konkurrenz  mit  einem 
andern,  unter  gleichem  Datum  blos  in  der  Form: 
fiatf  ut  petitur  Providirten  nach  der  17.  Kanzlei- 
regel den  Vorzug.  Vgl.  auch  Riganti  ad  reg. 
17.  n.  57  u.  ad  reg.  34.  n.  61  ff.    Dass  das  con- 
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seiner  YeifDgnng  nimmt  der  Papst  selbst  nicht  vor,  diese  erfolgt  vielmehr  dnrch  den 
Piifekten  der  Daten ,  an  welchen  die  Signatur  zunächst  zu  diesem  Behufe  gelangt, 
und  zwar^  unter  Verzeichnung  des  Tages  der  Audienz,  in  welcher  das  Gesuch  dem 
Papste  vorgetragen  worden  ist  {jmrva  data)^.  Erst  nachdem  dann  die  Signatur  in  der 
Dataria  in  Bezug  auf  die  Formalien  mit  Rücksicht  auf  den  herkömmlichen  Stil  ver- 
bessert worden  ist  ^,  setzt  der  Datar  selbst  die  mit  der  s.  g.  parva  data  übereinstimmende 
8.  g.  data  magna  darauf^.  Demnächst  hat  noch  die  Eintragung  in  das  Register  der  Da- 
taria^,  und  endlich  die  Ausfertigung  der  päpstlichen  VerfUgung^  zu  erfolgen.  Wenn- 
gleich die  Onade  des  Papstes  erst  durch  die  Notirung  der  data  magna  perfekt  wird  7, 
ja  der  Bittsteller  erst  ein  ins  quaesitum  durch  die  Registrirung  erlangt^,  so  wird  die 
Rechtswirkung  des  päpstlichen  Gnaden-Aktes  doch  auf  den  Tag  der  Audienz  —  denn 
diesen  giebt  die  data  magna  wieder  —  zurückbezogen  ^. 

Was  die  Klauseln  betrifft,  so  ist  zunächst  die  Klausel:  cum  ah^okOume  a  cm- 
tm»  stehend.  Dieselbe  spricht  die  Absolution  des  Bittstellers  von  etwaigen  Gensuren 
«D8,  m  welche  er  verfallen  sein  sollte  und  welche  ihn  von  der  Erwerbung  der  Onade 
usBchliessen  könnten. 

DieLoesprecbung  wirkt  aber  nur  zu  diesem  Zweck  i<>,  im  übrigen  bleiben  dagegen 


eetmm  motu  proprio  dem  letzteren  weicht,  s.  vor. 
Anm. ,  eiklirt  aich  wohl  daraas ,  dass  es  zn  den 
Gnaden  gehört,  welche  leichter  gewihrt  werden. 
V|3L  auch  femer  c.  24  (Bonlf .  Vin.)  in  VIto  eod. 
ni.  4,  welches  ebenfalls  für  einen  bestimmten 
Fall  an  das  motu  proprio  eine  weltergehende 
Wlikimg  knüpft,  als  an  das :  flat,  nt  petitur. 

1  Ueber  das  auf  der  Snppllk  unten  yermerkte 
Smnmarinm,  s.  S.  160.  n.  8  n.  Bangen  S.  412. 

«  Tb,  I.  S.  427. 

«A.a.O. 

*  Und  zwar  unter  den  letzten  Theil  derselben, 
welcher  die  Angabe  der  Klansein  erhält,  Bangen 
S.  413. 

«  Th.  I.  S.  427;  Bangen  8.  413. 

*  Und  zwar  theils  dnrch  den  offlclalis  brevlnm, 
Th.  I.  8.  a.  0.;  Bangen  S.  414,  theils  durch 
die  apostollsehe  Kanzlei,  Th.  I.  S.  441  u.  Ban- 
gen 8.  440. 

'*  Denn  allein  diese  hat  Beweiskraft ,  während 
die  pura  data  blos  als  Anhalt  für  das  Gedächt- 
Blas dient,  Bangen  8.  403.  Die  gedachte  Be- 
handlung der  Sache  gewährt  auch  den  Vorthell, 
daas  bei  etwaigen  Versehen  die  Ausführung  der 
päpstlichen  Verfügung  slstlrt  und  letztere  zu- 
rfiekgenommen  werden  kann,  Rlgantl  ad  reg. 
45.  $.  1.  n.  281.  282.  2Ö2. 

*  Th.  I.  427. 

*  Rlgantl  ad  reg.  17.  n.  36.  Daher  tritt  von 
diesem  Zeitpunkt  ab  die  Aifektlon  des  betreffen- 
den Beneflziums  zn  Gunsten  des  Papstes  ein, 
1.  c  n.  37,  und  entscheidet  sich  danach  der  Vor- 
rang mehrerer  hinsichtlich  desselben  Beneflziums 
IWldirter,  1.  c.  n.  42  ff. 

Bei  gleichem  Datum  sind  die  Vorschriften 
3. 160.  Anm.  9  u.  10  massgebend ,  im  übrigen 
entscheidet  die  17.  Kanzleiregel  den  Vorrang  da- 
hin: „graduati  non  graduatis,  aut  inter  graduatos 
nagis  graduatl  ac  inter  aequallter  graduatos  prius 
gnduati  nee  non  eolorato  tltolo  possessores  non 
peaseaaoTibus  ao  inter  personas  alias  In  curia 
pnasentes  absentfbns  ab  ea  ao  Inter  praetentes 

Hiaaehias,  Kurehaartcht.  m. 


non  beneflciatl  benefldatls  et  slmlllter  inter  ab- 
sentes  ceteris  paribus  oriundus  non  oriundo  et 
dloecesanus  non  dloecesano ,  in  rellquls  vero  sin- 
gull  qui  prius  apostolicas  desuper  Utteras  eorum 
executoribus  praesentaverint  alias  in  ipsorum,  de 
quibus  agl  contigerit,  beneflolorum  assecutione 
praeferentui^. 

Hat  der  Bittatelier  in  seiner  8uppllk  einen 
Umstand  nicht  angeführt,  welcher  später  zu  einer 
Anfechtung  der  ertheüten  Gnade  Veranlassung 
geben  kann,  so  darf  er  nach  der  Registrirung, 
andererseits  aber  nur  vor  der  Ausfertigung,  eine 
reformatio  supplicationis  yomehmen,  d.  h.  eine 
neue  verbesserte  8uppllk  einreichen.  In  dieser 
kann  auf  sein  Ansuchen ,  falls  dadurch  kein  Prä- 
Judiz für  einen  dritten  entsteht,  — denn  für  diesen 
Fall  steht  die  44.  Kanzleiregel  entgegen,  —  die 
wiederholte  Erthellung  der  Gnade  mit  der  Klausel: 
cui  jpriu$  (d.  h.  pro  eo ,  eul  prius  prorisum  est) 
versehen  werden.  Dies  hat  die  Wirkung,  dass 
dieselbe  die  parva  und  magna  data  der  früheren 
erhält,  Rlgantl  ad  reg.  17.  n.  39,  ad  reg.  44. 
n.  Iff.,  Bangen  8.  417.  Hat  aber  schon  eine 
Ausfertigung  stattgefunden  oder  stellt  sich  her- 
aus, dass  die  bereits  reglstrirte  Gnade  aus  irgend 
einem  G^nde  ungültig  ist,  so  muss  der  Petent 
die  Revalidation  In  einer  neuen  Bupplik  mit  der 
Klausel:  ptfinde  vaUre  (sc.  ac  8i  invalida  non 
fui$8€t')j  und  hat  der  Papst  die  frühere  Krthel- 
lung  selbst  widerrufen,  mit  der  Klausel:  etiam 
valere,  nachsuchen,  Rlgantl  ad  reg.  44.  n.  25 ff. ; 
Bangen  8.  417. 

10  In  der  Ausfertigung  lautet  die  Klausel :  „Nos 
tibi  praeroissorum  meritorum  tuorum  intuitu  spe- 
cialem gratiam  facere  volentes  teque  a  qulbusvls 
excommunlcatlonis ,  suspensionis  et  interdicti 
alllsque  eccieslasticis  sententlis,  censurle  et  poe- 
nis  a  iure  vel  ab  homlne  quavis  occasione  vel 
causa  latis,  sl  quibus  quomodolibet  Innodatus  ex- 
Istls,  ad  effectum  praesentium  dumtaxat  conse- 
quendum  harum  serie  absolventes  et  absolutum 
fore  censentes".    Nach  d.  66.  Kanzleiregel  de  in- 
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dieCeüsitfeii'iÜft  allen  ihren  sonstigeti'  ll'otgen  fortbestehen.  ]!)uTcli' eine  anf  der  Signa- 
tur bei^tüPQgenden'  ELlktisel  i^vird  femer  angegeben',  öb'die  Verfeihung  in  forma  dignmn  * 
oder  cah/müioria  2  oder  ob  de  in  fornia  gratiosä  erfolgen'  soll!  Die  erste  Klansei  be- 
deutet, dass  das  Benefizium  odei^  ^in  ft^cht  auf  dasselbe  ^  dein  I^etenten  nur  unter  der 
Voraussetsillilg  gei^khrt  wird,  dass  eV  sich  bei  einer  noch  anzustellenden  Untersuchung 
als  ßlhig  zum  Erwerbe  desselben  eiweist.  Sie  suspendi'rt  die  Gnadenverleihüng ,  aber 
nur  insofern  als  der  BegüniBttgte  vorher  von  derselben  keinen  Gebraucli  machen  kann^. 
Bei  d^r  fomia  graiiösa^  wird'  da^e^en  die  Bbwilliguii^  der  Gnade ,  weil  sicli'  der  Papst 


90TdtseenUbu8  soll  aber  diese  Absolution  „non 
miffragari  non  paarentibus  rej  iudSc&tae,  inoendia- 
riis,  violatoribus  eccleBiarnm ,  falBiflcatonbas  e^ 
falsiflcari  procurantibas  literas  et  supplicatlones 
apostolicas  et  ilJi0  atentibus,  reoeptatoribus  et 
fautoribas  eorumj^  ^e,  r^  .'^^^ta^  ^,  ^ofldeles  de7 
rerentibn's,  violatbribus  ecclesiasticae  libertatis, 
via  fa<^ti  ankuj^emerario  aj^ofitoUcia  mahäatia'nön 
obtemperantitus  et  nuncios  vel  exeqnutores  apo- 
stolicae  sedls  et  eias  offlcialiam ,  eius  commisaa 
exeqQ^jBntefkim^edientlbiis,  qui  propter  pr^emissa 
yel  aliqnod  eomm  excommonicati  a  iure  vel  ab 
bomine  perlY  menses  scienter  excommtuDicationis 
seütentiam  liuiusmodl  .susilnueriDt:  et  generali- 
ter  quibuscumque  aliis  qui  cehsuriB  aliquibus 
etiam  alias  quam  ut  praefertur,  quomodo  ligat!, 
in  illts  per  annum  continuum  insorduerint''. 

1  So  genannt,  weil  die  Ausf^tigung  beginnt: 
„qnia  dignnm  arbitramnr^,  yan  Espen  1.  c.  P. 
II.  t.  24.  c.l.  n.  1. 

'^  Weil  In  derselben .  an  den  Ordinarius  oder 
eiQßn  Aiidern  ein  Auftrag,  commissio,  ertheilt 
wird.  Unt^äirscbieden  wird  fibrigens  auch  eine 
forma  digfwmantiqaa  und  eine  forma  dignum 
riovissimay  weiche  letztere  bei  dei  Verleihung  re- 
aervirter  und  bei.  der  romischen  Kurie  resignirter 
Benefizien  gebraucht  wird,  yan  Espen  1.  c. 
n.  7.  8..    . 

Ueber  den  Ausdruck  in  forma  eomrmmi  oder 
pq/upenrntj  e,  o.  S.  117.  n.  6  u.  Reiffehstuel, 
ins  can.  III.  5.  n.  169  ff. 

3  Denn  regelmässig  erfolgt  sie  in  der  Form  eines 
mandatum  de  providendo  an  den  Ordinarius  oder 
einen  etwaigen  anderen  Exekutor,  Garciasl. c. 
P.  VI.  c.  2.  n.  4flf. ;  Lotter,  de  re  benef.  1.  III. 
qu.  8.  n.  139 ff. ;  van  Espen  1.  c.  n.  2.  Nähere 
Anweisungen  über  die  Ausfertigung  giebt  die 
const.  Pii  V. :  Coglt  nos  v.  1567,  buU.  Taur.  7, 
552.  Absolut  nothwendig  ist  das  erstere  aber  nicht. 

*■  Die  Verleihung  oder  das  Mandat  ist  in  diesen 
FäUen,  weil  es  sich  nur  um  selbstverständliche 
rechtliche  Voraussetzungen  handelt,  an  sich  nicht 
bedingt,  Rigantiad  reg.  52  n.  52 ff. 

5  Sie  wird  bei  der  Signatur  durch  die  Klausel : 
,,cum  exprcssione  quod  dictus  orator  testimonio  pr- 
dinarü  sui  de  vita,  moribus  et  idoneitate  commen- 
detur"  angeordnet,  yan  E'spen  1.  c.  n.  18. 

Einer  Erläuterung  bed&rfen  ferner  nächste* 
hende,  in  den  Kanzleiregeln  erwähnte  Klauseln, 
zunächst  1)  die  durch  die  61 .  Regel  vorgeschrie- 
bene :  „Item  quod  in  liieris  super  beneflciis  per 
const.  J^xecrahills  (s.  o.  S.  131)  vacantibus  p6- 
natur  clausula,  8i  est  ita,  similiter  de  quibuscum- 
que  narratis  informationem  requirentibus",   wo~ 


durch  eine  ausdrückliche  Verifikation  der  deip 
Pap^t  zweifelhaft  gebliebenen  Voraussetzungen, 
insbesondere  splcli^r  C&](^ti^er  Natur«,  verlangt 
wird.  Dadurch  unterscheidet  sie  sich  yop.  der 
je^em  Reskript  stillschweigend  innewohnenden 
K)aps/$1:  tjt  preces  verüati  fktt(mttir»,,Si|e  kommt 
nur  bei  der  Ertheilun^  in  forma  dignum  vor  und 
biedingt'  die  Gewährung  der  Gnade,  wenn  sie  sich 
nicht  auf  conditiones  iuris  sichtet,  Riganti  ad 
reg.  61.  n.  9ff.  19.26.  30ff. 

2)  gehört  hierher  die  reg.  56:  „Töluit  et  ordi- 
navit,  quod  quando  providet  seu  mandat  provlderi 
alicui  de  beneflci9.  y^cante,  tunc  darl  .poterant 
clausulae^  sl  petantur : ,  etiamsi  IQud  quoyis  modo 
etc.  seu  per  const.  J^eerabili»  vacet,  et  speoia- 
liter  reservatum,,  inter  aliquos  lltigiosum  sit,  et 
eius  collatio  äevoiuta  fuerit;  et  si  pro  coUitigante 
vel  subrogationem  aut  «t  neuiri  vel  st  nuUi  etc. 
potente ,  si  tunc  lis  speclflce  exprim^tui;,  nee  de- 
tur  aliq^ua  generftlis  reservatio  dispositive,   nisl 
desuper  in  coiicessipne  sp^cii^is  et  expreasa.  a^ 
pure  et'  non  sub  conditlone  mentio.fi&^  et  panc 
reliquae  reservationes  ibi  contentae  veniant.    Si 
vero  tempore  eifp^itlonis  inde  Uterarum  genaraüs 
reservatio  h\iiusm,od^  prqb&ri,  non  ppsait  <aut  .in 
liövis  provisionibus  seu  pro  colligantibus,  8in^uUi 
vel  «i  nuUi  e^c,  sit  expressum,  quod  ab  aliquibus 
asseritur  illum  cujus  beneflcium  cpnceditjDür,  col* 
lectorem  vel.  unicum  subcollectorem,  abbreviato- 
rem  vel  familiärem ,  pot^rium  aut  dictae  «edis 
officialem  fuisse,  dausula'ponatur :  etiamsi  dictam 
beneflcium  ex  eo  quod  talis  coUecjtor  vel  oiiicos 
subcoUector,  abbreviator  vel  familiaris,  notarius 
aut  dictae  sedis  offlci9.lis  fult,  dlspositioni..aposto- 
licae  generaliter  reservatum  ex^stat,  dummodo  non 
Sit  in  eo  alicui  specialiter  ius  quaesitum.  In  reli- 
quis  verp  nuUa  clausula  deti^,  unde  reaeryatio 
generalis  elici  possit ,  nisi  desuper  signatura  per 
duplex:  fiat  signata  sit  aut  reservatio  vel  alias 
specialiter  habeatur^'. 

Zum  Verständniss  dieser  R^gel  iat  vorweg  zu 
bemerken,  dass  zur  Verhütung  yon  Betrag  und 
zur  Gewährung  der  erforderlichen  Information 
für  ^en  Papst  in  den  £|upp^iken  an  denselben 
nach  der  47.  Regel  wenigstens  eine  bje^tinimte 
Art  der  Vakanz  des  nachgesuchten  Beneflziuma 
anzugeben  ist  und  ein  Gesuch  ohne  dieselbe«  ins- 
besondere ein  solches  mit  d^r  Bitte,  die  Srledi- 
gungsweise  erst  in  dem  päpstlichen  ^Schreiben 
näher  zu  bezeichnen ,  nicht  berücksichtigt  wix^. 
Demgemäss  enthält  auch  die  Signatur  die  be- 
treffende Angabe  und  es  ist  auf  derselben  über 
ihre  Aufnahme  in  die  Ausfertigung  das  Bribi-, 
derliche  durch  eine  da^rauf .  bezügliche  lUlansel  xu. 
verfügen.    Uieraüs  ergiebt  sich  die  Bedeutung  der 
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ohne  Weiteres  fftr  genügend  informirt  hält,  nicht  von  einer  derartigen  Voraussetzung 
abhfingig^gemacht. 

Ffir  alle  päpstlichen  Gnaden ,  auch  die  motu  proprio  ertheilten ,  gilt  der  Grund- 
satz, dass  dadurch  wohl  begründete  Rechte  ^  Dritter  in  Betreff  des  verliehenen  Bene- 
fizinms  nicht  berührt  werden^,  wenn  ihnen  nicht  speziell  derogirt  worden  ist^. 

Endlich  sind  Provisionen  von  Benefizien,  welche  durch  Tod  ihres  Inhabers  erledigt 
worden  sind,  nichtig,  wenn  zwischen  demselben  und  dem  Datum  der  Gewährung  nicht 


beiden  in  der  mitgetheilten  Bagel  zuerst  erwähn- 
ten Klauseln. 

Die  ^zitte  soll  atudrüokeD,  daaa  di&  Vedeihuiig 
ineh  gültig  ist,  wenn  das  Beneflzium  einer  spe- 
ziellen ReserTatlon  unterliegt,  die  vierte,  dass 
die»  auch  daui  der  Fall  sein  soll,  weao  ein  JE^nh 
zesi  über  das  Benefizium  schwebt,  letzteres  nin 
dem  c.  2  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  nt  lite  pendente 
IL  8^  weichet  die  Yezleihiing  litigiöser  Beneflzien 
rerbietet,  zu  derogiren.  (Vgl.  Übrigens  über  beide 
Klauseln  Biganti  ad  reg.  66.  n.  lOff.).  Die 
fünfte  KUnsel  ist  ohne  Weiteres  versilandlieh. 

Die  folgende  Stelle:  et  ai  pro  collitigante  etc. 
bedeutet,  dass  wenn  Ton  einer  der  Parteien  die  Snb- 
legation  oder  die  Uebertragaog  -unter  der  Bedin- 
gung: s>  neuM  oder  si  ni*Ui  nachgesucht  wird, 
der  in  Frage  stehende  Prozess  in  der  Supplik, 
bez.  do8ign«tiir  genauer  angegeben  sein  muse  und 
die  Gnade  nur  unter  dieser  Voraussetzung  ertheilt 
weiden  soll.  Die  Subrogation  ist  die  Verleihung 
eines  streitigen  Benefiziume  nach  Fortfall  einer 
der  streitenden  Theile  an  einen  anderen^  welcher 
nunmehr  statt  desselben  gegen  die  übriggeblie- 
beae  Bartei  sein  Recht  verf^dgen  muss.  Entgegen 
dem  WortUnt  des  o.  2  in  VIto  u.  8  clt.,  aber  in 
Uebereinstimmnng  mit  der  Tendenz  desselben, 
solche  Prozesse  magllchst  abzukürzen,  begünstigt 
die  29.  Kanzleiregel  die  Subrogation  der  streiten- 
den Partei  (collitigans')  in  der  Weise,  dass  sie  alle 
anderen  innerhalb  Monatetrist  Tor  einer  solchen 
auf  da»  streitige  BeneÜzium  ertheilten  Gnaden 
für  nichtig  erklärt.  Andererseits  aber  soll  nie- 
mand, welcher  noch  bei  Lebzeiten  des  Vorg&ngers 
das  Benefizium  desselben  vom  Papst  erhalten  hat, 
snbrogirt  werden,  um  es  zu  verhüten,  dass  solche 
Qasncho  nur  deshalb  gestellt  werden,  damit  der 
Anwiiter  nach  dem  Fortfall  des  bisherigen  In- 
habers dieBechte  eines  collitigans  geltend  machen 
kann.  Die  gedachte  Vorschrift  der  56.  Begel  in 
Betreff  der  Subrogation  hat  also  den  Zweck,  die 
fienrtheüung  des  SachTorhaltes  nach  Massgabe 
dieser  Anordnungen  und  auch  eine  Dispensation 
von  denselben  zu  ermöglichen.  Die  Ausdrücke  st 
naOri  oder  ti  nulU  bezeichnen  die  Verleihung  des 
streitigen  Beneflziums  an  eine  Person,  falls  keiner 
der.'b^den  (neitter)  oder  der  mehreren  (nuUus) 
Parteien  daseelbe  in  dem  fraglichen  Prozess  zuge- 
sprodien  erhält.  Auch  solche  Uebertragungen  sind 
nach  der  29.  Begel  unter  derselben  Voraussetzung, 
wie  die  Subrogation  nichtig,  vgl.  hierzu  Riganti 
Lcadieg.öG.  n.dSff.;  van  Espen  l.c.P.  II. 
t  24.  e.  5.  n.  lOff. 

Die  fernere  Vonehrif t  über  die  reservatio  gene- 
ralis bedeute^  dass  wenn  das  Benefizium  als  ein 
fiberliaiipt  ndt  Rücksicht  auf  alle  verschiedenen 
Falle  reservlrtes  verliehen  werden  soll,  in  der 
SopfpUk  wenigstens  eine  Art  der  Reservation  spe- 


ziell und  bestimmt,  nicht  in  zweifelnder  Weise 
angegeben  sein  muss.  (Dann  kann  die  Ausferti- 
gung in  der  Form :  aive  jpraemiMO  sive  äUo  ^iovis 
modOj  etiamai  ex  eo  reservatio  etkan  in  corpore 
iuris  clausa  resuUet  oder  etiamsi  generaHterrcserva- 
tum  vel  affeetum  (sc.  berheßduni)  existat  erfolgen.) 

Der  Schluas  der  Regel  stellt  einmal  für  einen 
bestimmten  Fall  eine  Ausnahme  von  der  Pflicht, 
eine  bestimmte  Angabe  über  die  Art  derReserva- 
tiiontza  machen,  auf,  und  trifft  endlich  Bestimmung 
über  die  Statthaftigkeit  von  Klauseln,  welche  auf 
eine  generelle  Reservation  schliessen  lassen.  Im 
Uebrigen  wird  es  keiner  weiteren  Bemerkung  da- 
zu bedürfen,  als  dass  der  Ausdruck :  nova  provi- 
sk)  eine  Verleihung  seitens  des  Papstes  bedeutet, 
welche  das  schon  von  einem  Anderen,  sei  es  kraft 
seiner  iurisdictio  ordinaria,  sei  es  kiiaft  Indultes 
verliehene  Benefizium ,  nochmals  von  Neuem  an 
dieselbe  Person  übertiSgt,  und  zwar  in  Fällen,  in 
denen  die  erste  Kollation  allein  nicht  vollgültig, 
s.  0.  S.  153.  n.  11,  oder  Anfechtungen  (z.  B.  weil 
sie  der  Bischof  in  Betreif  eines  zeservirten  Bene- 
flziums vorgenonmien  hai)  ausgesetzt  ist,  Ri- 
ganti ad  reg.  9.  %,  2.  n.  89if.,  Rebuffi  praxis 
benef.  oit.  P.  I.  de  nova  provisione  n.  1  ff. 

Die  in  der  10.  Regel  behandelte  Klausel:  rati- 
OfU  congruit  lautet  in  Ihrer  Auflösung :  ^^^tioni 
oonvenit  et  oongmit  honestati,  ut  ea  quee  de  Ro- 
manl  pontificis  gratia  processerunt,  licet  elus  su- 
perveniente  obitu ,  Utterae  apostolicae  super  Ulis 
oonfectae  non  fuerint,  suum  sortiantur  elfectum 
etc.''  Dadurch  wird  die  Ansfertigung  von  Gnaden 
gestattet,  welche  entweder  von  dem  verstorbenen 
Papst  oder  dem  Vorgänger  des  letzteren  in  der 
Signatur  vollzogen,  aber  vor  dem  Tode  derselben 
nicht  mehr  expedirt  waren,  und  zwar  unter  dem 
Datum  des  Kronungstages  des  reglerenden  Pap- 
stes, unbeschränkt  für  die  seines  unmittelbaren 
Vorgängers,  für  die  des  mittelbaren  aber  nur,  wenn 
die  Expedition  binnen  6  Monaten  von  dem  ge- 
dachten Tage  an  nachgesucht  worden  ist ;  indes- 
sen gilt  dies  nicht  bei  Verleihungen ,  deren  Aus- 
fertigung nach  dem  herkömmlichen  Edikt  der 
Dataria  bei  Verlust  der  Gnade  innerhalb  6  Mo- 
naten von  den  Interessenten  betrieben  werden 
muss,  s.  darüber  Riganti  ad  reg.  10.  n.  72. 

Wegen  der  besonderen  Klauseln  der  Provisio- 
nen für  Mönche  s.  die  Kanzleiregeln  34  u.  59. 
Im  Allgemeinen  vgl.  auch  Rebuffns  1.  c.  forma 
signaturae  u.  van  Espen  1.  c.  P.  n.  tit.  24. 

*  Sowohl  iura  in  re,  wie  auch  Iura  ad  rem,  Ri  - 
ganti  ad  reg.  18.  n.  47. 

2  18.  Kanzleizegel  de  non  tollende  ins  quaesl- 
tum. 

8  Riganti  1.  c.  n.  24  ff.  üeber  andere  Aus- 
nahmen daselbst  n.  51  ff. 
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ein  Zeitraum  liegt,  innerhalb  dessen  der  Papst  wahrscheinlicher  Weise  die  Kunde  von 
dem  Ableben  des  bisherigen  Benefiziaten  erhalten  konnte  ^  oder  wenn  der  Bittsteller 
um  ein  solches ,  vor  dem  wirklich  erfolgten  Tode  des  augenblicklichen  Inhabers ,  in 
einer  Weise  nachgesucht  hat,  als  ob  dasselbe  schon  durch  das  Absterben  des  letzteren 
vakant  gewesen  sei^. 

§.146.  c.  Das  päpstliche  Verleihungsrecht  bis  zum  Anfang  dieses  Jahrhunderts. 

Das  päpstliche  Besetzungsrecht  hat  seit  dem  15.  Jahrhundert  keine  erheblichen 
Aenderungen  erfahren.  Die  im  16.  und  im  17.  Jahrhundert ^  nen  aufgestellten  Reser- 
vationen sind  nicht  zahlreich  gewesen ;  andererseits  hat  aber  auch  dasTridentinum  nur 
wenige  Beschränkungen  fElr  die  Ausübung  des  päpstlichen  Provisionsrechtes  festgesetzt^. 

Die  umfangreichen  Reservationen,  welche  den  Bischöfen  und  sonstigen  KoUatoren 
die  Verftigung  Aber  den  beträchtlichsten  Theil  der  Benefizien  entzogen  und  die  Be- 
setzung derselben  in  die  Hand  des  Papstes  und  der  maasgebenden  Kurial-Beamten  ge- 
legt hatten,  führten  dazu,  dass  die  Benefizien  vielfach  nach  Gunst  und  Geld  an  Personen 
vergeben  wnrden,  welche  keine Kenntniss  von  Land  nnd Leuten  besassen,  ja  kaum  der 
Landessprache  mächtig  waren,  und  das  ihnen  übertragene  Amt  nur  als  Quelle  des  Geld- 
erwerbes betrachteten,  üeberdies  erzeugten  die  Reservationen,  da  für  ihre  Tragweite 
die  Kurialpraxis  ausschliesslich  entscheidend  war,  eine  bedenkliche  Rechtsunsicherheit 
sowohl  für  die  Inhaber  von  Benefizien,  wie  auch  für  die  Bischöfe  bei  der  Ausübung  des 
ihnen  noch  verbliebenen  Restes  ihrer  Kollationsbefugniss,  nnd  diese  wurde  noch  durch 
die  päpstlichen  Affektionen  und  die  bis  zum  Tridentinum  päpstlicherseits  ertheilten 
Provisionen,  Mandate  nnd  Anwartschaften  vermehrt <^.  Es  war  daher  erklärlich,  dass 
die  lokalen  geistlichen  Gewalten  und  die  weltlichen  Fürsten  auch  nach  den  im  wesent- 
lichen resultatlos  verlaufenen  Reformversuchen  des  Baseler  Konzils  die  Ausübung  des 
päpstlichen  Provisionsrechtes  soviel  wie  möglich  zu  beschränken  suchten. 

Am  günstigsten  lagen  die  Verhältnisse  in  Frankreich.  Hier  waren  die  Be- 
stimmungen des  erwähnten  Konzils  durch  die  pragmatische  Sanktion  von  1438  Gesetz 
geworden®  (s.  o.  8.  138],  nnd  auch  das  Konkordat  von  1516  zwischen  Leo  X.  nnd 
Franz  I.  enthielt  in  Betreff  des  päpstlichen  Besetzungsrechtes  keine  weiter  gehenden 
Zugeständnisse  ^. 

1  30.  Kanzleiregel  de  Yerosimill  notitia.  obitum  apud  sedem  apostolicam  und  das  Recht 

3  21.  Kanzleiregel  de  non  impetrando  bene-  des  Papstes  während  seiner  Regierung,  Jedoch  nur 

flcium  per  obitum  viventis.  einmal,  ein  Proyisionsmandat  an  KoUatoren ,  mit 

3  S.  147.  n.  ö;  S.  148.  n.  1  n.  6 ;  S.  149.  S.  10  oder  mehr  Benefizien  auf  ein  Beneflzium,  von 

156.  KoUatoren  mit  50  oder  mehr,  auf  zwei  zu  gewäb- 

*  S.  0.  S.  141.  158.  159.  ren.    Nussi  conventiones  p.  23.  n.  7.  8,  p.  24. 

^  Vgl.  die  Schilderung  der  dadurch  herbeige-  n.  11,  p.  29.  n.  14.    Die  Geltung  der  zuerst  er- 

führten  Missstände  in  den  hundert  Beschwerden  wähnten  Reservation  ist  in  Frankreich  bestritten 

der  deutschen  Nation  v.  1522/23.  o.  15 — 21,  gewesen,  H^ricourt,  loix  eecMsiastiqnes  de  la 

Gaertner  corp.  iur.  eccles.  %  166  ff.,  s.  auch  France,  Paris  1721.  p.  260,  s.  auch  art.  68  der 

Th.  II.  S.  490.  n.  7.     Hatten  sich  doch  sogar  Freiheiten  der  gallikanischen  Kirche ,  und  stets 

schon  1460  in  Rom  mehrere  Kardinäle  für  die  die  Zustimmung  der  Könige  zu  einer  derartigen 

Abschaffung    der    Expektanzen    ausgesprochen,  päpstlichen  Besetzung  gefordert  worden,    falls 

Raynald.  ann.  eccles.  a.  1464.  n.  70.  nicht,  was  vielfach  geschehen,  für  die  nach  Born 

6  Darüber,  dass  in  der  kurzen  Zeit  zwischen  reisenden  Prälaten  vom  Papst  vorher  ein  Breve 
ihrer  Aufhebung  durch  Ludwig  XI.  und  ihrer  de  non  vacando  in  curia  (ein  solches  bei  Durand 
Wiederherstellung  durch  Ludwig  XII.  sich  prak-  de  Mailiane,  les  liberttfs  de  IVglise  Gallicane  1, 
tisch  nichts  geändert  hat,  vgl.  Friedberg  Gren-  699) ,  d.  h.  ein  Verzicht  auf  die  dann  eintretende 
zen  zwischen  Staat  u.  Kirche  S.  490.  Reservation  ertheilt  worden  war,  Htfriconrtl. 

7  Anerkannt  ist  in  demselben  nur  die  Reser-  c.  2,  Durand  de  Maillane,  dictionnaire  de 
vation  der  beneflcia  conslstorialia  vacantia  per  droit  canon.  s.  y.  vacance.  ed.  II.    Lyon   1770. 
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In  Deutschland  hatte  schon  Nikolaus  V.,  um  die  frühere  Position  der  Kurie 
festhalten  zu  können ,  in  dem  Wiener  Konkordate  nicht  nur  einzelne  Beschränkungen 
des  päpstlichen  Reservations-  und  Kollationsrechtes  anerkennen ,  sondern  auch  die 
Durchführung  des  Konkordates  durch  die  Gewährung  von  besonderen  Indulten  an  geist- 
liche und  weltliche  Fürsten  erkaufen  mflssen  (s.  o.  S.  139).  Als  im  16.  Jahrhundert 
die  reformatorischen  Bestrebungen  von  Neuem  mit  verstärkter  Macht  hervortraten,  ban- 
den sieh  auch  die  Bischöfe  und  anderen  Kollatoren  nicht  mehr  überall  streng  an  die 
durch  das  Konkordat  gezogenen  Schranken  ^ ,  und  übten  ihr  Besetzungsrecht  ohne 
£floksicht  auf  die  päpstlichen  Reservationen  aus  ^.  Einzelne  Fürsten  haben  sogar  unter 
Bemfong  auf  ihre  Advokatie  die  Vergebung  der  wegen  der  alternativa  mensium  dem 
Papste  reservirten  Benefizien  an  sich  gezogen  3.  Allerdings  hat  das  Konkordat  vom 
16.  Jahrhundert  bis  zur  Auflösung  des  ehemaligen  deutschen  Reiches  die  Grundlage 
für  die  Abgrenzung  der  Rechte  des  Papstes  und  der  übrigen  Kollatoren  hinsichtlich 
der  Besetzung  der  kirchlichen  Benefizien  gebildet.  Des  Näheren  ist  aber  die  Prasds  in 
den  deutschen  Territorien  eine  verschiedene  gewesen.  Denn  einzelne  Fürsten  hatten 
besondere,  das  päpstliche  Kollationsrecht  einschränkende  päpstliche  Indulte  (s.  o. 
8.  139  n.  2.)  erhalten,  und  ferner  waren  die  Landesherren^,  ebenso  wie  die  römische 
Kurie,  nur  zu  geneigt  ^,  sich  über  die  Bestimmungen  des  Konkordates  hinwegzusetzen  ^. 
Unter  der. Einwirkung  des  im  18.  Jahrhundert  zu  weiter  Verbreitung  gelangten  Galli- 
kanismits,  welchem  das  päpstliche  Provisionsrecht  nur  als  ein  zufälliges  Recht  des  Pri- 
mates galt  ^,  verlangten  die  deutschen  Erzbischöfe  ^,  indem  sie  die  definitive  Beseitigung 
des  Wiener  Konkordates  und  die  Wiederherstellung'  der  Baseler  Dekrete  in  das  Auge 
faflsten,  provisorisch  erhebliche  Beschränkungen  der  Reservationen  ^  und  der  sonstigen 


4, 657.  Mangels  einer  Vonchrift  des  Konkordates 
in  Betreff  der  Reseryatlon  der  übrigen  in  Born 
vakaot  werdenden  Aemter  ist  die  Anwendbarkeit 
derselben  ebenfalls  in  Zweifel  gezogen  worden, 
Durand  de  Maillane  1.  c.  Die  Ausübung 
des  im  Konkordate  nicht  erwühnten  Konkurs-  und 
PrilTentionsrechtes  des  Papstes  (s.  o.  S.  140)  bat 
nun  in  einzelnen  Fallen,  wenngleicb  dasselbe 
irieht  ansdr&cklich  anerkannt  war,  geduldet,  Art. 
55  der  Freiheiten,  Durand  de  Maillane, 
Ubert^  1,  278;  des  selb,  dlctlonnalre  s.  v.  pre'- 
▼ention  4,  107  ff. ;  Htfricourt  1.  c.  p.  324.  In 
denjenigen  Landestheilen ,  welche  zur  Zeit  der 
pngXDatisehen  Sanktion  und  des  Konkordates  noch 
nicht  mit  Frankreich  vereinigt  waren ,  den  s.  g. 
pays  d'ob^dlenoe  oder  de  rtfserve  (Bre- 
tagne, Provence,  Flandern,  Boussülon,  Bourgogne 
und  Lothringen),  —  im  Gegensatz  zu  den  pays 
de  concordat  o.  tibres  —  hat  aber  die  alternativa 
meosinm ,  theils  auf  Grund  der  9.  Kanzleiregel, 
tbeils  auf  Grund  des  deutschen  Konkordates  An- 
wendung gefunden,  soweit  sie  nicht  durch  beson- 
dere päpstUche  Indulte  ausgeschlossen  war,  H^ri- 
court  1.  c.  p.  330;  Durand  de  Maillane 
dietionnaire  s.  v.  alternative  1,  142. 

'  Waren  diese  doch  andererseits  auch  von  der 
Kurie  nicht  immer  innegehalten  worden,  s.  o. 
S.  155.  n.  6. 

'  Darfiber  klagt  die  oonst.  Clemens'  VII. :  Ad- 
monet  nos  v.  1534,  bull.  Taur.  6, 169,  indem  sie 
zugleich  anordnet,  dass  derartige  KoUationen  nicht 
nur  niditig  seien,  sondern  die  Beliehenen  als  un- 
ledUche  Besitzer,  denen  der  Schutz  der  Regeln: 


de  annali  u.  triennali  possessione,  Th.  II.  S.  655. 
656,  versagt  sei,  gelten  sollten.  Schon  1527  hat 
der  Erzbischof  v.  Köln  das  Recht  in  Anspruch  ge- 
nommen, während  der  Gefangenschaft  des  Papstes 
die  in  den  päpstlichen  Monaten  erledigten  Pfrün- 
den zu  besetzen,  Varrentrapp  Hermann  v. 
Wied  S.  50 ;  n.  12. 

«  S.  0.  8.  101.  n.  1. 

^  Beschränkungen  ergaben  sich  übrigens  auch 
aus  den  staatlichen  Vorschriften  über  die  An- 
stellungsprüfungen und  die  Nothwendigkeit  des 
Indigenates  für  den  Erwerb  kirchlicher  Aemter,  s. 
Th.  n.  S.  501.  503. 

s  Vgl.  die  Beschwerdeschrift  der  drei  geist- 
lichen Kurfürsten  an  den  Papst  v.  1673  bei  G  är  t- 
ner  1.  c.  2,  322.  In  die  1711  vereinbarte  bestän- 
dige Wahlkapitulation  wurde  ein  eigener  Artikel 
fUV)  aufgenommen,  in  welchem  der  Kaiser 
Schutz  gegen  solche  und  andere  Verletzungen  des 
Konkordates  zu  versprechen  hatte,  (Koch)  Samm- 
lung d.  Reichsabschiede  4,  242. 

6  Vgl.  auch  die  Reichshofsraths-Entscheidungen 
b.  Moser,  v.  d.  deutsch.  Religions- Verfassung 
S.  677  ff. 

7  Th.  I.  S.  201 .  202  u.  dazu  M  e  j  e  r ,  z.  Gesch. 
d.  rom. -deutschen  Frage  1,  36.  99. 

8  S.  das  zu  Koblenz  1769  vereinbarte  Schrei- 
ben an  den  Kaiser  n.  1  ff.,  Gärtner  1.  c.  2, 
332,  und  die  Emser  PunkUtion  v.  1786.  n.  VIff., 
1.  c.  p.  353. 

9  Die  Beseitigung  der  in  den  Extravaganten : 
ExecrahiUsnnd  Adregimen  enthaltenen,  sowie  der 
nach  dem  Konkordate  aufgestellten  Reservationeo. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  147. 


Austtbnng  der  päpstlichen  Provisionsrecbtes ,   ja  Joseph  n.  hob  inOesterreich 
die  dort  herkömmlichen  päpstlichen  Reservationen  ganz  auf  ^! 


§.  147.   d.  Das  päpstliche  Verleihungsrecht  in  heutiger  Zeit* 

Die  katholische  Kirche  hat  das  päpstliche  Kollationsrecht ,  wie  es  sich  im  Laufe 
der  Geschichte  entwickelt  hat,  bis  auf  den  heutigen  Tag  principiell  festgehalton.  Ihre 
veränderte  Stellung  zu  den  einzelnen  Staaten  hat  «her  eine  wesentliche  Beschränkung 
der  Ausübung  desselben  zur  Folge  gehabt.  Praktisch  bethätigt  sich  dasselbe  nur  noch 
in  den  wenigen  Reservationsfällen,  welche  ausdrttcklieh  in  den  neueren  Vereinbarungen 
zwischen  dem  x>äp8tlichen  Stuhle  und  den  einzelnen  Regierungen  anerkannt  sind. 

Was  zunächst  Deutschland  betrifft,  so  sind  inAitpreussendie  durch  Able^n 
ihrer  Inhaber  beim  päpstlichen  Stuhle  vakant  werdenden  Bisthttmer  und  Erzbisthllmer^ 
reservirt  3.  AusserdeiA  bestehen  inPreussen  und  B  a  i  er  n  die  schon  frflher  ^  bespro- 
chenen Reservationen  bestimmter  Kapitelsdignitäten  und  Kanonikate ,  während  dei^ 
artige  Vorbehalte  in  Hannover  und  in  der  oberrheinischen  Kirehenprovinz 
nicht  vorkommen^.  Für  Baiern  ist  durch  die  Vorschriften  des  Konkordates  über  die 
Besetzung  der  sonstigen  Benefizien  auch  jede  anderweite  Reservation  oder  päpstliche 
Kollation  derselben  ausgeschlossen  ^.  Dasselbe  muss  auch  fttr  die  flbrigen  der  schon 
genannten  deutschen  Staaten  gelten,  wenngleich  in  den  mit  denselben  getroffenen  Ver- 
einbarungen keine  ähnliche  Festsetzung  vorkommt.  Letztere  haben  die  Beziehungen 
der  katholischen  Kirche  zu  den  Staaten  in  Betreff  derjenigen  Verhältnisse  geregelt,  ttber 
welche  nach  der  bestehenden  Kirchenverfassung  der  Papst  die  ausschliessliche  Verfügung 
besitzt.  Deshalb  kann  aus  dem  Umstände,  dass  der  letztere  allein  bestimmte  Reservat 
tionsfälle ,  eine  anderweite  Ausübung  des  päpstlichen  Provisions-  und  Reservations- 
rechtes aber  sich  nicht  vorbehalien  hat,  nur  ein  Verzicht  des  Papstes  auf  dasselbe 
hergeleitet  werden ,  eine  Annahme ,  welche  in  der  bisherigen  Praxis ,  der  s.  g.  vigens 
ecclesiae  disciplina,  für  die  genannten  und  die  anderen  deutschen  Länder  ^  ihre  Be- 
stätigung findet. 

In  0 esterreich  ist  nur  die  erste  Dignität  in  den  Stiftern  reservirt^.    In  Bezug 


1  Dekret  ▼.  7.  Oktober  1782,  Jackach,  Ges. 
Lex.  1,  561 :  „ ...  es  sollen  die  menses  papales, 
wenn  deren  einige  irgendwo  beobaclitet  werden, 
fürs  Künftige  gänzlich  anfgehobeh  sein,  iueh 
solle  dlA  Beslgnatibn  in  favordm  tertil  eines  von 
Rom  ans  ernannten  Kapltüiaren  tiieht  weiter  nach 
Rom  gezogen  werden.  Jene  Kanonikate  aber,  welche 
der  römische  Hof  bisher  in  mensibas  papalibns 
▼ergeben  hat,'  künftighin  ad  nominationem  re- 
glam  gehören^  (s.  ferner  Hdb.  aller  unter  Joseph  II. 
ergangenen  Verordn.  2,  15).  Auch  das  preuss. 
L.  R.  hat  das  pipstliche  Kollationsrecht  und 
insbesondere  die  Reservationen  dadurch ,  dass  es 
„Jede  Gewalt  oder  Direktion"  eines  auswärtigen 
geistlichen  Oberen  ohne  staatliche  Oenehmigung 
ausschliesst',  I^.  11.  J.  196,  beseitigt.  Von  die- 
ser Auffassung  geht  auch  d.'  K.  0.  v.  30.  Siep- 
tember  1812  (G.  S.  S.  185,  Vogt  preuss.  K.  R. 
1,  281)  aus,  welche  die  vormals  der  Vergebung 
des  Bischofs  und  des  Domkapitels  zu  Breslau,  so- 
wie der  aufgehobenen  geistlichen  Stifter  und 
Kloster  unterstehenden  Erzpriestereien,  Pfarrelen 
und  Curatien  im  Fall  ihret  Kiiedigung  in  den  6 


päpstlichen  Monaten  der  Besetzung  dea  Landes- 
herm  vorbehalten;  diese  Stellen  im  übrigen  aber  der 
des  zeitigen  Bischofs  von  Breslau  unter  hinautie«' 
tender  landesfaerrlidier  BeBtätigmig  zuwiesen  hat. 

s  Nach  der  BuHe :  Deialute  aaimaiem,  Th.  II. 
S.  658.  n.  1.  In  derseliwn  ist  abei  die  Reser- 
vation für  dleBisthftmerBmland,  Cnlm  und  One- 
sen-Posen  nlcUt  aosgesproeheo ,  und  ebensowenig 
ist  dies  in  der  dieselben  bestreffenden  Varean- 
baning  V.  1841,  a.  a.  O.  6.  685.  n.  6  gestehen. 

B  We^en  der  Bestellung  von  Koa^utoren  mit 
dem  Rechte  der  Nadbfolge  für  Bisthümer  s.  Th. 
II.  S.  688.  694. 

«  Vgl.  Th.  II.  S.  696  ff. 

6  Th.  II.  ß.  695.  606. 

6  Art.  11,  weicher  die  Verleihung  der  Pfazr-, 
Knrat-  und  einfachen  Seneflzien  betrlüt.' 

'i  In  diesen  würde  4aefa!  übrigens  die  bestehende 
Gesetzgebung  Über  die  Betheiligung  der  Regie- 
rungen bei  der  Besetzung  der  Kirchen&mter  die 
Möglichkeit  gewähren ,  einer  Aendemng  der  PrmxlB 
entgegenzutreten . 

s  Th.  II.  S.  698,  ausserdem  einzelne  ungari- 


J.  148.] 


Die  Besetzung  kraft  Devolutionsrechtes. 
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auf  anderweite  pftpstliche  Provisionenon  nndReseTyationen  ^1|  das  ebonBemerktß,  ^ip 
30  mehr  als  das  Konkordat  hinsichtlich  der  nicht  von  ihm  geregelten' Verhältnisse  auf 
die  vigens  ecclesiae  diseiplina  verweist  ^  nnd  beim  Abschluss  desselben  anderweite  Re- 
servationen  in  Oesterreich  keine  Geltung  gehabt  haben,  auch  die  neuere  staatliche 
Gesetzgebung  lediglich  den  bestehenden  Zustand  fixirt  hat^. 

In  Frankreich,  also  auch  in  Elsass-Lothringen,  konmien  keine  Reser- 
vationen vor  ^. 

Die  bisherigen  Mittheilungen  und  die  in  neuerer  Zeit  von  der  Kurie  mit  anderen 
Staaten  abgeschlossenen  Konkordate  ergeben ,  dass  die  hen*schende  Praxis  Roms  jetzt 
wai  noch  an  der  Reservation  einzelner  Stiftsstellen ,  gewöhnlich  der  ersten  ^  oder  an- 
deren Dignitäten^  oder  auch  wohl  einzelner  Kanonikate  ^  festhält,  und  sogar  die  noch 
Anfangs  dieses  Jahrhunderts  mitunter  beanspruchte  Reservation  der  bei  der  Kurie  va- 
kant werdenden  Bi^ltmer  aufgegeben  hat. 


4.  Die  Besetzung  der  Eirchenämter  durch  ausserordentliche  Verleihung. 
§.  148.    a.  Die  Beset^^ng  kraft  DevoltUiomr echtes*. 

Die  Besetzung  kraft  Devolutionsrechts  ist  die  Verleihung  eines  kirchlichen  Amtes 
doich  den  höheren  Kirohenoberen  in  dem  Fall ,  dass  der  eigentlich  berechtigte  kirch- 
liche Beamte  oder  die  sonst  zn  entscheidender  Mitwirkung  bei  der  Besetzung  beru- 
fenen Faktoren  ihre  desfallsigen  Rechte  gar  nicht  oder  nicht  den  kanonischen  Bestim- 
mungen gemäss  ausüben. 

Das  ältere  Recht  der  Kirche  kennt  das  Devolutionsrecht  nicht.  Nur  vereinzelte^ 
an  dasselbe  anklingende  Vorschriften  konmien  in  Mherer  Zeit  vor?.  Dies  erklärt  sich 
offenbar  daraus,  dass  solange  die  ursprünglichen  Rechte  der  Metropoliten  und  der  Pro- 
vinzialsjnoden  noch  gehandhabt  wurden  ^,  diese  bei  Nachlässigkeit  der  Bischöfe  ein- 
zugreifen im  Stande  waren  ^  und  dass  im  Laufe  der  Zeit  für  grobe  Missbränche  bei  der 


sehe  Bisthümer  (Szatbmar  n.  ErUn)  im  Falle  der 
Vakanz  apnd  sedem  apoBtollcam,  s.  d.  beiden 
Konatttütionen  Pins*  TU.  v.  1804.  %.  14,  bez. 
$.  11,  bull.  rom.  cont.  12,  209.  216. 

*  Art.34.  Tgl.  anch  Schulte  System 2, 331. 
n.  1,  u.  Fachmann  K.  R.  3.  Aufl.  2,  40. 

«  Ges.  Y.  7.  Mal  1B74.  «$.  3.  4.  6. 

'  Das  Konkordat  t.  1801  erw&hnt  ihrer  nicht, 
aaeh  hat  das  päpstliöhe  KollationBirech,t  gegenüber 
^n  Yorachriften  der  organischen  Artikel  jin  Be- 
trdr  der  Besetzung  der  verschiedenen  Aemier 
keinen  Baum. 

*  Tgl.  den  Tertrag  In  Betreff  der  Errichtung 
des  Blsthirms  Basel  (Solothum)  v.  1828.  Art.  12, 
NoBsi  p.  244;  und  die  Th.  IT.  S.  692  citirten 
Konkordate  tailt  den  mittelamerikanischen  1%^ 
pnblilen.  '  ' 

^  So  nach  dem  spanischen  Konkordat  v.  1851 
Art  18:  22  der  IHgiiit&t  des  Cantors,  Nussi 
p.287. 

*  Eines  ELanonikats  de  graeia  oder  de  merced 
(im  Gegensatz  zu  den  Kanonlkaten  de  oflcio^  Th. 
n.  S.  123.  n.  8)  Aach  demsälben  Konk.  Art.  18 
u.  dem  mit  Teneznela  V.  1862.  Art.  10,  Nussi 
p.  287  t.  358. 

^  6.L.  Boehmer,  de  iure  conferendi  bene- 
fleU  ex  iure  d^vbhxtionls.  ^otüng.  1748;   ^h. 


Kremski,  de  iure  devolutionis  in  providendis 
beneficüs.  diss.  inaug.  Berol.  1853. 

^  DasnicanischeKoncUy.787.c.  11,  c.3.  C.9. 
qu.  3,  ordnet  im  Hinblick  auf  c.  26.  Chalced.  v. 
451  (c.  4  D.  LXXXIX  u.  c.  21.  C.  XTl'.  gu.  7), 
an,  dass  wenn  der  Bischof  keinen  Oekonomen  aus 
dem  Klerus  zur  Terwaltung  des  kirchlichen  Ter- 
mögens  bestellt ,  der  Metropolit,  und  wenn  dies 
ein  solcher  fQr  seine  MetropolitankircheunterläBst, 
der  Patriarch  yon  Konstantinopel  die  Einsetzung 
des  Terwalters  Vornehmen  soU.  Auch  Gregor  I. 
hat  einem  Bischof  in  Sizilien  die  Anstellung  eines 
vlcedominus  bei  Termeidung  der  Wahl  desselben 
durch  den  Klerus  aufgegeben,  c.  2  (v.  601)  t). 
cit.  Für  einen  besonderen  Fall  ^^r  yerveigerten 
Bestellung  eines  Bischofs  vgl.  c.  9  D.  LXV  (Th. 
n.  S.  512.  n.  7  a.  E.). 

8  Ueber  die  Besetzung  eines  mehr  als  3  Monate 
vakanten  Bischofsstuhls  s.  c.  11  (Greg.  I.)  D.  L. 

0  Die  Besetzung  der  Bischofsstellen  kam  dabei 
freilich  bald  nicht  mehr  In  Betracht ,  weil  diese 
schon  seit  Ende  des  6.  Jahrhunderts  In  den  ger- 
manischen Reichen  unter  massgebender  Einwir- 
kung der  Könige  öder  'durch  direkte  Ernennung 
derselben  besetzt  worden  sind,  Th.  II.  S.  516. 
522  ff.  Ueber  die  Tersuche  Hincmars  von  Eheims 
ein  PevoluiConstecht  bei  erfolgter  JfM  iinwür- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  148. 


Besetzung  kirchlicher  Aemter  durch  die  kirchliche  Gesetzgebung  besondere  Strafen 
angedroht  worden  sind  ^ 

Die  Veranlassung  zur  Entwickelung  des  Begriffes  des  Devolutionsrechtes  hat  viel- 
mehr erst^  die  EinfOhrung  regelmässiger  Fristen  für  die  Besetzung  der  kirchlichen 
Benefizien^  und  die  damit  zusammenhängende  Bestimmung  derjenigen  kirchlichen 
Oberen ,  welche  an  Stelle  der  säumigen  Verleihungsberechtigten  treten  sollten ,  ge- 
geben^. In  Anschluss  an  diesen  Hauptfall  der  Nachlässigkeit  und  die  für  diesen  ge- 
gebenen Bestimmungen^  hat  die  Doktrin  die  Lehre  vom  Devolutionsrecht  ausgebildet. 
Aus  ihr  hat  die  kirchliche  Gesetzgebung  den  Begriff  übernommen  und  zugleich  das 
Devolutionsrecht  durch  weitere  Vorschriften  näher  geregelt. 

Die  Devolution  tritt  ein:  1 .  wenn  die  voi^eschriebene Besetzungs-Frist  verstomt, 
also  überhaupt  keine  Besetzung^  oder  eine  solche  zu  spät  erfolgt  ist ^;  2.  wenn  die 
Uebertragung  des  Amtes  an  eine  zur  Erlangung  desselben  nicht  fähige  Person  stattge- 
funden hat®  und  3.  wenn  gegen  die  Vorschriften ,  welche  die  Vornahme  nnd  die  Art 
der  Uebertragung^  betreffen,  Verstössen  ist^®. 

Weitere  Voraussetzung  ist  aber,  dass  die  Ordnungswidrigkeit  in  allen  diesen  FäUen 
mindestens  auf  eine  Schuld  der  Berechtigten  zurückzuftlhren  ist^^  Bei  Versäumnng 
der  Frist  mnss  der  letztere  von  der  Erledigung  des  Amtes  Kunde  gehabt  haben  ^^  oder 
doch  eine  solche  bei  Anwendung  pflichtmässiger  Sorgfalt  haben  erlangen  können  ^'. 
Auch  dürfen  nicht  andere  Hindemisse,  wie  z.  B.  Reisen  im  Interesse  der  Kirche  oder 
des  Papstes  ^^ ,  Anwendung  von  Zwang  oder  Gewalt ,  ihm  die  rechtzeitige  Besetznng 
unmöglich  gemacht  haben.  Dasselbe  gilt,  wenn  er  wegen  gegen  ihn  verhängter  Gen- 
suren, von  der  Ausübung  seines  Kollationsrechtes  ansgeschlossen  ist,  jedoch  nur  unter 


diger  Kandidaten  geltend  zu  machen ,  a.  a.  0.  S. 
528. 

^  Hierher  gehören  namentlich  die  während  des 
InTefititurstreites  erlassenen  Verbote  gegen  simo- 
nistische Besetzungen ,  Th.  U.  S.  544.  n.  1.  S. 
548. 

2  Dass  das  Bedürfniss  nach  solchen  Vorschrif- 
ten schon  vorher  gefühlt  worden  ist,  zeigt  das 
dict.  Grat,  zn  o.  2  D.  LXXXIX,  welches  die  Vor- 
schrift des  letzteren  auf  die  Bestellang  des  Arcbi- 
diakons  bei  Sänmigkeit  des  Bischofs  angewendet 
wissen  will. 

8  S.  0.  S.  103. 

4  Dass  diese  Gesetzgebung  als  Nenemng  em- 
pfunden nnd  anch  Widerstand  dagegen  geleistet 
worden  ist,  zeigen  die  wiederholten  Einschär- 
fnngen  der  Beobachtung  derselben  durch  Inno- 
cenzIII.  s.  ep.  VIII.  13,  Migne  2,  571,  die 
ausdrückliche  Verleihung  des  Devolutionsrechtes 
an  den  Erzbischof  v.  Magdeburg  in  Betracht  aller 
„praelationes ,  dignitates ,  praebendae  et  cetera 
beneflcia  eccieslarum,  quae  sunt  metropoUtico 
iure  subiecta^,  ep.  II.  20,  1, 551,  sowie  die  vielen 
Fälle,  in  denen  Innocenz  III.  auf  Grund  der  De- 
volution Besetzungen  von  Beneflzien  vorgenom- 
men hat,  ep.  I.  120.  327.  II.  289.  V.  144,  1, 
HO.  313.  854.  1156;  VH.  98.  Vin.  78,  2,  382. 
645;  XV.  17.  38,  3,  555.  570,  Potthast  reg. 
n.  1030. 1081.  1084.  üeber  die  Zeit  Honorius'IU. 
vgl.  ibid.  n.  6102,  Innocenz'IV.  n.  11173. 15764. 
18145.  18767,  20018.  21113:  Nikolaus»  m.  n. 


21527;  Nikolaus'  IV.  n.  23019  u.  Bonlfazius'  Vin. 
n.  24204. 

^  Der  Ausdruck:  devolutio,  devolvere,  wird 
auch  erst  seit  Innocenz  III.  in  der  heute  tech- 
nischen Bedeutung  gebraucht,  s.  die  Citate  in  der 
vorigen  Note  und  die  in  den  folgenden  angeführ- 
ten Dekretalen  des  genannten  Papstes. 

«  c.  2  (Later.  HI.  v.  1179)  c.  15(Inn.  III.)  X  de 
conc.  praeb.  HI.  8;  c.  18tBonif.  VIII.)  in  VJto 
de  elect.  I.  6 ;  Glem.  un.  de  suppl.  negl.  I.  5. 

7  c.  3.  4.  6  rinnoc.  III.)  X.  eod.  tit.  I.  10. 

S  c.  18  in VIto  1. 6  dt. ;  Garcias  tr.  de  benef. 
P.  X.  0.  3.  n.  2;  Leuren.  for.  benef.  P.  U. 
qu.  739. 

»  8.  0.  8.  105. 

10  c.  18  in  VIto  I.  6.  Die  Quellen  erwähnen 
die  beiden  letzten  Fälle  zwar  nur  gelegentlich  der 
Wahlen.  Aber  die  nichtige  Besetzung  steht  einer 
überhaupt  nicht  stattgehabten  gleich.  Zu  beachten 
ist  übrigens,  dass,  wo  es  sich  in  den  Fällen  2  und 
3  um  Verstösse  gegen  das  Tridentinum  bandelt, 
päpstliche  Reservation  eintritt,  s.  o.  S.  147. 

"  In  den  citirten  Stellen  s.  c.  2.  15.  X  UI.  8, 
c.  3.  X.  I.  6;  c.  18  in  VIto  I.  6;  Clem.  un.  I. 
5  ist  stets  von  distulere ,  negUgere  die  Rede,  8. 
auch  c.  41  (Inn.  III.)  X.  de  elect.  I.  6  Qinsto 
impedimento  cessante'Q. 

12  c.  3  (Inn.  ni.)  de  suppl.  neg.  I.  10;  c.  5 
(id.)  X.  de  conc.  praeb.  ID.  8.  Th.  U.  S.  660. 

13  S.  104.  n.  7;   Leuren.  1.  0.  qu.  740.  n.  1, 
i*  8.  S.  105.  n.  2. 


j 


§.  149.) 


Die  Besetzung  kraft  Devolutionsrechtes. 
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der  VoraoBsetEiing,  dass  er  es  nicht  unterlassen  hat,  sich  um  die  Absolution  von  den- 
selben rechtzeitig  zu  bemühend 

Auch  in  den  beiden  übrigen  Fällen  findet  die  erwähnte  Regel  Anwendung,  d.  h. 
die  Devolution  tritt  in  denselben  nicht  blos  bei  wissentlicher  Bestellung  oder  Wahl 
eineBÜnfthigen  oder  Verletzung  der  sonstigen  über  die  Besetzung  geltenden  Normen  ^, 
flondem  schon  bei  Unterlassung  der  schuldigen  Aufmerksamkeit,  z.  B.  bei  der  Aus- 
wahl der  Kandidaten ,  ein  ^. 

Unter  den  gedachten  Voraussetzungen  findet  das  Devolutionsrecht  Anwendung : 

1.  bei  denjenigen  Benefizien,  welche  ein  für  alle  Mal  oder  nur  ausnahmsweise  in 
einem  gegebenen  Fall  (z.  B.  weil  der  Präsentations-  oder  Patronatsberechtigte  die  Prä- 
sentation nicht  vorgenommen  hat)  ^  der  freien  Besetzung  unterliegen.  Das  Recht  zu 
derselben  geht  auf  den  nächst  höheren  Eirchenoberen  über,  also  von  dem  niederen  ^  der 
bischöflichen  Jurisdiktion  unterstehenden  Prälaten  auf  den  Bischof^,  und  von  dem 
fiischof^  bei  Benefizien  bischöflicher  Kollation  auf  den  Erzbischof '^. 

2.  Was  die  Benefizien  betrifft,  welche  durch  Wahl  zu  vergeben  sind,  so  devolvirt 
a.  die  Besetzung  bei  Bisthümem  und  Konsistorial-Klöstem  nach  neuerem  Recht 

sofort  an  den  Papst  ^, 


»  8.  a.  «.  0. 

Auch  andere  rechtUche  Hindemisse  können  die 
DeTolntion  hindern.  So  weun  die  Besetzung  des 
Benefiziums  gültiger  Welse  hinausgeschoben  wird, 
am  die  Einkünfte  zu  kirchlichen  Zwecken  zn 
verwenden.  S.  anch  o.  S.  113.  Vgl.  z.  B.  derartige 
Anordniingen  y.  Honorins  IV.  v.  1225  za  Gunsten 
der  papstUehen  Kammer,  bei  Mansi  XXII, 
1217  und  W 1 1  k  1  n  s  conc.  1 ,  558 ,  sowie  behnfi9 
Beschaffung  Ton  Mitteln  zur  Bezahlung  von  Bis- 
thsmsschnlden  v.  Gregor  IX.  1232  (fflr  Glasgow), 
legistrnm  episcopat.  Glasguens.  Edlnburgi  1,  137 
Q.  T.  Innoeenz lY.  y.  1244  (fOr  Armagh),  T  h  el - 
ner  mon.  Hibemiae  p.  42. 

<  c.  25  (Inn.  DI.)  X.  de  elect.  I.  6,  c.  18  In 
VIto  dt.  L  6. 

'  Eine  direkte  beweisende  Stelle  fehlt.  Es  er- 
giebt  sich  die  GlelchsteUung  aber  daraus,  dass 
der  Berechtigte  die  Pflicht  hat,  darauf  zu  achten, 
das«  er  keine  gegen  das  Recht  verstossende  An- 
stellung, resp.  Wahl,  vornimmt,  c.  7  (Later.  lU. 
T.  1179)  X.  de  elect.  I.  6,  s.  auch  Th.  U.  S. 
667.  n.  10.    Ebenso  auch  v.  Schulte,  Lehrb. 

S-  69.  n. 

*  S.  0.  8.  104. 

^  Giern,  nn.  I.  5.  cit.,  bei  einem  exemten  Re- 
goUipralaten  ebenfalls  an  ihn,  aber  als  ein  für  alle 
iftal  gesetzlich  bestimmten  Delegaten  des  Papstes 
Clem.  cit.  Auf  solche  Prälaten,  welche  völlig 
«userhalb  der  Dlocese  des  Bischofes  stehen,  d.  h. 
uf  die  praekti  nullius,  findet  dies  keine  Anwen- 
dung. Hier  tritt  der  Papst  ein. 

*  Wenn  die  Devolution  duroh  die  Handlungen 
des  Generaivlkars  herbeigeführt  wird,  so  trifft  dies 
den  Bischof,  weil  der  General  vikar  an  die  Stelle 
des  letzteren  tritt,  und  der  Bischof  insoweit  nicht 
Oberer  desselben  ist.  A.  M.  L euren.  1.  c.  qu. 
7^  für  den  Fall ,  dass  der  Generalvikar  wissent- 
lich einer  unfähigen  Person  ein  Amt  übertragen 
hat 

7  Ifacb  e.  2  X.  m.  8.  cit.,  s.  auch  c.  7.  i.  f. 


I.  6.  cit. ,  soll  die  Devolution  an  das  Domkapitel 
gehen.  Dies  hingt  offenbar  damit  zusammen, 
dass  noch  zur  Zeit  des  III.  Laterauensischen 
Konzils,  dem  die  Stellen  entnommen  sind,  der 
Bi«chof  die  Vergebung  der  Benefizien  unter  Zu- 
ziehung des  Kapitels  vorzunehmen  hatte.  Th.  II. 
S.  156.  617.  Seit  der  Veränderung  der  Stellung 
der  Domkapitel  gegenüber  dem  Bischof  hat  sich 
aber  die  im  Text  bezeichnete  feste  Praxis  gebil- 
det. Leuren.  I.e.  qu.  745;  van  Espen  J. 
E.  U.  P.  n.  tlt.  22.  c.  5.  n.  11;  Kreittmayr, 
Anm.  üb.  d.  Cod.  Maxim,  bavar.  V.  c.  19.  %.  17 ; 
Durand  de  Mailiane,  dictlonnaire  de  droit 
canonique  s.  v.  devolution  2,  145;  Berardi 
Gomm.  ad  Üb.  III.  deor.  diss.  V.  c.  4,  ed.  Me- 
diolani  1846.  1,  338  ff . ;  Frey,  kritisch.  Kom- 
mentar üb.  d.  Kirchenrecht IV.  2,  957;  Helf ert 
V.  d.  Besetzung  etc.  der  Benefizien  S.  247 ; 
Richter-Dove  %,  195;  v.  Schulte  a.  a.  0. 
Die  Praxis  hat  sich  an  c.  41  X.  de  elect.  I.  6  an- 
geschlossen, welches  indessen  nur  von  Wahlen 
bandelt,  und  das  c.  2  cit.  jedenfalls  nicht  aufge- 
hoben hat.  Allerdings  wird  dieselbe  nicht  nur 
von  vielen  Aelteren,  s.  z.  B.  Relffenstuel  I. 
10.  n.  22.;  Ferraris  s.  V.  beneflcium  art.  3.  n. 
94,  sondern  auch  noch  von  einzelnen  Neueren,  so 
Phillips  K.  R.  7,  541,  Ignorirt.  Die  fortdau- 
ernde Geltung  des  c.  2.  X.  cit.  behauptet  sogar 
Klein  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  41,  244.  n.  1.  Aber 
auch  die  genannten  wenden  die  Vorschrift  des 
c.  2  nicht  auf  die  Fälle  an,  wo  dem  Bischof  die 
Besetzung  nicht  kraft  seiner  ordentlichen  Lei- 
tungsgewalt, sondern  kraft  päpstlicher  Delegation 
oder  kraft  Devolution  zusteht. 

8  Th.  II.  S.  661.  667.  675.  Eine  weitere  De- 
volution Ist  nicht  möglich.  Plus  VU.  hat  aller- 
dings unter  dem  Druck  Napoleons  I.  i.  J.  1811 
und  in  dem  Konkordate  v.  Fontainebleau  v.  1813 
art.  4,  Münch,  Konkordate  2,  44  u.  51,  ein 
Devolutionsrecht  bei  nicht  binnen  6  Monaten  er- 
folgter päpstlicher  Institution  der  vom  Kaiser  er- 
nannten Bischöfe  und  Erzbischöfe  an  den  Erz- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  148. 


b.  in  anderen  Fällen,  wo  es  sich  nicht  nm  exemte  Institute  handelt,  an  den  Bischof, 


."■» 


als  supenor^ 

c.  Bei  der  Besetzung  von  Eapitelsstellen  tritt  der  Bischof  ein ,  wenn  das  Kapitel 
allein  zu  besetzen  hat  2.    Dass  er  bei  der  Wahl  etwa  als  Kanonikus  ^  mit  zu  konknr- 

•       '  '  >  I      •  I 

riren  hat,  ändert  nichts  *. 

Im  Falle  der  collatio  simultanea  des  Bischofs  und  des  Kapitels  kann  eine  Devo- 
lution  nur  dann  stattfinden,  wenn  beide  Theile  säumig  gewesen  sind  ^.  In  diesem  Fall 
hat  der  Erzbischof  zu  besetzen  ^.  Wird  die  gemeinschaftliche  Besetzung  niclht  von  bei- 
den Theüen  zusammen,  sondern  nur  nach  einer  bestimmten  Vereinbarung  bald  durch  den 
einen,  bald  durch  den  anderen,  z.  B.  im  Turnus  kusgettlit  ^,  so  genttgt  die  Yersäumniss 
des  in  dem  betreffenden  Vakanzfall  Berechtigten,  iim  die  Devolution  an  den  Erzbischof 
herbeizufOhren  ^. 

Steht  in  den  unter  1  und  2  erwähnten  Fällen  kein  zu  einer  erzbischöflichen  Pro- 
vinz gehöriger  Bischof,  sondern  ein  exemter  Bischof  oder  ein  Erzbischof  in  Frage ,  so 
tritt  statt  des  letzteren  der  Papst  ein. 

3.  lieber  die  Devolution  des  Bestellungsrechtes  des  Kapitularvikars  vgl.  Th.  n. 
8.234.235.       '        '  ''    '"  '        "    "       '     "■     ""    ''      ' 

Die  Devolution  erfolgt  ipso  iure  mit  Ablauf  der  Zeit  oder  in  Folge  der  die  ordens- 
widrige  Verleihung  bildenden  Handlung  und  es  bedarf  nicht  erst  eines  Ausspruches, 
dass  der  ordentliohe  Kollator  oder  die  Wahlberechtigten  ihrer  Befugniss  zur  Besetzung 
oder  zur  Wahl  verlustig  gegangen  sind^'.  Ein  solcher  ist  ausnahmsweise  nur  dann  er- 
forderlich, wenn  die  über  das  Verfahren  bei  Prälatenwahlen  geltenden  Vorschriften  '^ 
nicht  beobachtet  worden  sind  ^^.  Eine  nach  Eintritt  des  Devolutionsrechtes  vorgenom- 
mene Besetzung  ist  demnach  —  abgesehen  von  dem  letztgedachten  Fall  —  ohne  Wei- 
teres nichtig  ^^,  indessen  wird  eine  solche  Nichtig;keit,  wenn  sie  wegen  Yersäumniss  der 
Frist  entstanden  ist,  dadurch  geheilt ,  dass  der  kirchliche  Obere,  an  welchen  das  Ver- 
leihungsrecht devolvirt  ist,  die  Kollation  genehnugt^'. 


biflchof  oder  ältesten  Bischof  der  Provinz  anerkannt. 
PraktlBch  ist  dies  abdr  nicht  geworden.  ' 

^  c.  41.  X.  I.  6.  cit.;  «.  18  in  VI*o  I.  6.  cit. 

^  o.  2.  X.  III.  8.  dt.-  Die  hier  Yorgeschriebene 
Einholung' des  Rathes  von  Mönchen,  welobis  offen- 
bar die  Mitwirkung  des  Kapitels  ersetzen  soll,  Ist 
«her  ebenso  unpraktisch  wie  die  schon  bespro- 
chene Anordnung  derselben  Stelle,  s.  S.  169. 
n.  7, 

»  S,  Th.  II.  S.  614. 

*  c.  15  (Inn.  m.)  X.  m.  8,  weil  ^r  bei  den 
Unterlassungen  und  Handlungen,  welche  die  De- 
volution herbeiführen,  nicht  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Bischof  in  Betracht  kommt.  Wenn  die 
Stelle  weiter  ausspricht ,  dass  ein  etwaiger  dolus 
des  Bischofs  ihm  nichts  nützen  soll,  so  heisst 
dies  soviel ,  als  dass  dann  keine  Devolution  ein- 
treten kann,  Ireil  das  Kapitel  an  der  Wahl  gehin- 
dert worden  ist  und  auf  seiner  Seite  keine  Nach- 
lässigkeit vorliegt. 

ö  Th.  II.  S.  694.  695. 

9  Vgl.  audi  c.  15.  X.  cit.  Der  Antheil  des 
Bischofs  beruht  hier  auf  seiner  Stellung  als  Prälat. 

1  Th.  II.  S.  695. 

8  A.M.  Kretnski  p.9,  welcher  bei  Nachlässig- 
keit des  Kapitels  im  Turnus  Devolution  an  den 
Bischof  annimmt,  weil  derselbe  dabei  in  «einer 


Eigenschaft  als  superior  in  Betracht  komme.  Dar 
bei  ist  indessen  übersehen ,  dass  das  Kapitel  in 
diesem  Falle  auch  den  Bischof  mltrepräsentirt  und 
diesen  daher  die  Folgen  der  Nachlässigkeit  trcfTeo, 
ebento  wie  bei  einer  Wahl  durch  Kompromiss  die 
die  Devolution  herbeiführenden  Handlungen  der 
Kompromissarien  ihre  Wirkung  für  die  Wahl- 
berechtigten äussern,  Th.  H.  S.  666.  Gegen 
diese  Ansicht  auch  Garc^as  1.  c.  35;  van'Ea- 
pen  1.  c.  n.  12. 

9  Dies  ergeben  für  die  Kollation  c.  3.  4.  X.  I. 
10  cit.  und  für  die  Wahlen  41.  X  I.  6.  u.  c.  18 
in  YI^  I.  16.  cit.  So  auch  die  herrschende  Mei- 
nung seit  der  Olosse,  vgl.  diese  zu  c.  3.  X.  I.  10 
s.  V.  fmponatis,  c.  4.  u.  5  eod.  's.  v.  patientia  n. 
irritam;  Behuf  fi  prax.  benef.  P.  I.  de  devolu- 
tionibus  n.  27;  Gonzalez  Tel'lez  ad  c.  5.  X. 
I.  10.  n.  14;  V.  Eöpen  1.  d.  n,  7;  Reiffen- 
stuelI.lO.n.23;  Richter-Dove,V.  Schalte 
Lehrb.  a.  a.  0.;  Kremski  p.  46.  Die  ent- 
gegengesetzte Annahme,  s.  z.  B.  Jl  H.  Boeb- 
•mer  J.  £.  P.  i:  10.  $.  6  ff.,  steht  vereinzelt  da. 

10  c.  42.  X.  de  elect.  I.  6,  Th.  H.  S.  661. 

11  Dies  schreibt  c:  18  in  VIto  1.  6.   dt.  ans- 
drficklich  vor. 

13  8.  die  SteUen  in  Anm.  9. 

^  c.  4.  X.  I.  10.  cit. :   „quatenus,  si  beneflcia 
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Das  Obwalten  besonderer  umstände,  welche  die  Devolution  hindern,  also  dieVer- 
intworOichkeit  des  Besetznngsberechtigten  Air  die  ordnungswidrige  Verteihun^  äiiB- 
Kbliessen,  hat  der  letztere  wegen  der  ihm  obliegenden  Pflicht,  bei  der  Ansttbüilg  seines 
Beehtes  die  kanonischen  Bestimmungen  zu  beobachten,  seinerseits  darzuthun  ^. 

Die  Stellung  des  kirchlichen  Oberen ,  an  welchen  die  Besetzung  kräft  Devolution 
flbergegangen  ist,  charakterisirt  die  Doktrin  durch  den  Satz :  devokUio  fit  cum  qualita- 
^a  et  personis  qttae  erani  m  prima  coUatione^t  d.  h.  der  kirchlidhe  Ob^re  ist  bei  der 
Veileihung  an  alle  Vorschriften  des  gemeinen  und  partikulären  Rechtes ,  sowie  an  alle 
besonderen  Fnndationsbestimmungen  gebunden ,  welche  der  eigentlich  zur  Besatzung 
Berechtigte  zu  beachten  hatte.  Denn  durch  die  Devolution  ändert  sich  a;Ilein  die  Per- 
son des  Eollators,  nicht  aber  die  Natur  und  der  Status  des  Benefiziums  ^.  Ntu"  tritt  in 
dem  Falle ,  wo  das  letztere  durch  Wahl  zu  vergeben  war ,  ein  anderer  Besetzuhgs- 
modiis,  die  fireie  Vergebung  durch  den  devolutionsberechtigten  Oberen  ein^. 

Dieser  verliert  das  durch  die  Devolution  erworbene  Recht  unter  denselben  Vor- 
tnssetzuiigbn,  wie  der  ursprüngliche  Koüator^.  Dann  tritt  der  nach  der  hierai^chischen 
Kafeiifolge  Nächsthöhere  Obere  ^,  welchei'nach  Lage  der  heutigen  Verhältnisse  fAr  di6 
Bagel  der  Papst  *  ist,  ein. 

In  solchen  Fällen  kann  der  letztere  die  Besetzung  aber  nicht  blos  auf  Grund  der 
Devolation,  sondern  auch  kraft  seiner  apostolischen  MachtfMle  vornehmen.  Vollzieht 
er  sie  zufolge  der  erstgedacfaten  Befugniss,  so  ist  er  an  dieselben  Regeln ,  wie  jeder 
indere  Eollätor  gebunden  und  bmdet  sich  auch  Ihatsächlich  daran  ^.     Nur  braucht  er 


TcldignitatetnoTeritiB  penonis  idoneis  asaignatas 
(Dämlich  nach  Ablauf  der  Frist),  eaa  de  patientia 
ptimittatls  ab  ipeis   paolflee  possideri.^    Nach 
einer  Ansieht,   Gonzalez  Tellezl.  c.  n.  17, 
leU  in  der  Stolle  eine  päpstliche  Dispensation 
angwpioehen  seli^,   indessen  kann  diese  eine 
nAehfcigeBeseiziing  hinterher  nicht  gültif  machen» 
Bae  iodere  Meiaung ,  so  schon  die  Qlosse  zu  e. 
4.  s.  V.  pattenti» ;  Leuten.  I.e.  qn.  756;  Beif- 
fenslnet  U  o.  n.  25;  Kremski  1.  c.  p»  24, 
nteBt  die  SUtthaftigkelt  einer  «elbst  stiUsehweit- 
geadia  Yedeiliiuic;  des  Oberen  an,  welche  nnr  ex 
■■BS  wiriwn  floll.    Nacb  ihrem  Wortlaut  kann 
■her  die  Stelle  allein  aof  eine  die  Nichtigkeit 
hdlendeBatilMbition  bezogen  werden,  denn  nach 
dendben  soUen  die  betreffenden  Amtsinhaber  in 
dsm  BesitB  ihrer  Aemter  nieht  gestört  werden, 
«ihrsad  von  einer  neuen  Kollation  keine  Eede 
ist  Schon  einige  Aeltere,  s.  z.B.  Pirhing  iüs 
OBO.  L  10.  g.  1.  n.Y.2  erklären,  wenn  sie  gleich 
•1»  der  letsteien  Ansieht  festhalten,  doch  die  B»- 
Ntzng  für  eliquo  modo  valida.    Auf  die  anderen 
FÜie.  in  denen  die  Devolution  eintritt,  bezieht 
lish  die  Stell»  nicht,  sie  kann  aneh  auf  diese 
lieht  analogisch  ausgedehnt  werden ,   denn  nn- 
fihige  Personen ,  denen  die  Beneflcien  Teiliehen 
Bnd,  können  diese  nicht  behalten,  und  wenn  bei 
der  Yomahme  der  Besetzung  oder  der  Wahl  Nioh- 
tfgkaiten  begangen  sfaid,  so  bedarf  es  immer  noch 
eiies  anderweitigen   gültigen  .  Besetznngs-  oder 
Wihlaktes. 

^  li^ettren.  1.  o.  qn.  740. 741,  Th.  U.  S.  667. 
B- 10.  Ist  die  Abwesenheit  Jeder  Schuld  darge- 
<ha%  so  ist  die  anscheinend  zu  spat  erfolgte  Be- 
■Atzung  gültig,  sofern  sie  inneihalb  der  durch  das 
Hlndemiss.  verlängerten  Frist  erfolgt  ist.  Bei 
*  •■  .    '  ••  ■    .  .      i  'i 


andern  Ordnungswidrigkeiten  kann  statt  der  nicht 
erfolgten  Besetzung  eine  neue,  selbstveist&ndlich 
lAnerhalb  der  Frist,  vorgenommen  werden.  Ueber 
die  Bereehnung  derselben  s.  o*  S.  104«  105. 

s  Garciasl.  c  n.  42;  Rebuff.  1.  c.  n.  42; 
V.  Espen  1.  c.  n.  16. 

3  Leuren.  1.  c.  qu.  743. 

*  Weil  eine  Wahl  bei  der  Bestimmung  des 
Kandidaten  durch  eine  einzelne  Person  .nicht 
möglich  ist. 

5  Leuren.  1.  c.  qu.  746.  755.  Die  Frist  ist 
für  ihn  die  ursprüngliche,  sie  läuft  von  dem  Zeit- 
punkt ab,  wo  der  Obere  Kenntniss  von  der  an  ihn 
erfolgten  Devolution  erhalten  hat  oder  bot  An 
Wendung  pfllohtm&ssiger  Aufmericsamkelt  hätte 
erlangen  können,  Oarcias  1.  c.  m  9;  Leuren. 
1.  c.  qu.  755.  n.  2. 

^  Die  Devolution  erfolgt  gradatim,  Lotter. 
1.  c.  H.  qu.  24.  n.  43;  Leuren.  1.  c.  qu;  745. 
n.  2. 

•  T  Auch  fHlher  war  die  Devolution  an  den  Pri- 
maten äusserst  selten.  Ein  Beispiel  dafür  Th.  I. 
8.  605.  625. 

spyrrh.  Corrad.  praxis  benef.  II.  12.  n. 
38 ff. ;  Leuren.  1.  c.  qu.  743.  Wird  daher  der 
Papst  um  Verleihung  eines  an  ihn  devolvirten 
Beneflziums  angegangen,  so  hat  derBittstcAler  in 
der  Supplik  die  Devolution  und  auch  die  Qualitä- 
ten desselben  anzugeben  (ein  Formular  bei  Py  r  r  h . 
Corrad.  1.  c.  V.  1.  n.  65).  Wird  in  der  Sup- 
plikation die  Devolution  nieht  blos  bedingungs- 
weise (etiamsi  beneflcium  sit  devolutom),  sondern 
unbedingt  (dispositive)  hingestellt,'  so  gewährt 
der  Papst  die  Bewilligung  ebenfalls  in  derselben 
Art  (quod  detur  devolntio  dispositive).  Dies  hat 
die  Wirkung,  die  päpsitUehe  Verleihung  allein  auf 
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I.  Die  Hierarchie  nnd  die  Leitung  der  ELirche  durch  dieselbe. 


[§.  148. 


sich  nicht  an  die  vorgeschriebene  Besetzungsfrist  zu  halten ,  weil  eine  weitere  Devo- 
lution nicht  mehr  möglich  ist,  und  ein  Rflckfall  des  verlorenen  Besetznngsrechtes  an 
eine  untere  Instanz  dem  Begriffe  des  Institutes  widerspricht  ^ 

Das  Devolutionsrecht  findet  Anwendung  auf  die  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne, 
die  Manual-,  insbesondere  auch  die  Begular-Aemter^,  das  Amt  des  Kapitular-Vikars, 
nicht  aber  auf  diejenigen  Aemter  y  fUr  deren  Besetzung  die  Verleihungsfristen  des 
kanonischen  Rechtes  nicht  massgebend  sind  ^. 

Die  päpstliche  Affektion  und  Reservation  eines  Benefiziums  schliesst  die  Devolu- 
tion begriffsmftssig  aus.  Ist  die  Ausübung  einem  anderen  durch  Indult  ftbertragen 
und  nimmt  dieser  die  Besetzung  schuldbarer  Weise  nicht  vor,  so  kann  nur  der  Papst, 
nicht  aber  der  durch  die  Reservation  ausgeschlossene  sonst  berechtigte  Obere  eintre- 
ten 4.  Andererseits  geht  in  denjenigen  Ausnahmefällen ,  in  welchen  der  letztere  bei 
Säumigkeit  des  Papstes  die  Verleihung  vornehmen  kann  ^,  nicht  das  auf  der  Reser- 
vation beruhende  päpstliche  Provisionsrecht  auf  ihn  über ,  vielmehr  fllllt  nur  das  aus 
der  Reservation  entstehende  Hindemise  ftlr  die  Ausübung  seiner  ordentlichen  Ver^ 
leihungsgewalt  fort. 

Die  Devolution  ist  Eintritt  in  die  Besetzungsberechtignng  eines  anderen.  Sie  kann 
daher  nur  da  vorkommen,  wo  der  Devolutionsberechtigte  eine  ihm  bis  dahin  nicht  zu- 
stehende Befugniss  erwirbt^.  An  denjenigen  kirchlichen  Oberen,  welcher  eine  solche 
schon  besitzt,  ist  die  Devolution  unmöglich.   Daher  verleiht  der  Bischof  bei  Säumigkeit 


den  Devolutionsfall  einzasohränken,  selbst  wenn 
durch  die  heTkSmmlicli  beigefügten  Klauseln  auoh 
andere  Erledignngsfalle  oder  die  Reservation  des 
Benefiziums  in  Bezug  genommen  worden  sind. 
Der  Bittsteller  erlangt  also,  wenn  er  dem  Im  Pro- 
Tisionsmandat  ernannten  Exekutor  den  Devolu- 
tionsfall nicht  darthun  kann,  das  Benefizium 
nicht,  Oarciasl.  c  n.  16;  Pyrrh.  Corrad. 
1.  c.  n.  66.  67;  L euren.  1.  e.  qu.  758;  Ri- 
ganti  ad  reg.  LYI.  cano.  n.  28  ff. 

1  Wegen  der  dem  Papst  reservirten  Benefizien 
s.  unten  Anm.  ö. 

2  Leuren.  1.  o.  qu.  754. 

3  S.  0.  S.  104.  Hierher  gehören  eigentlich  auoh 
die  Stellen  der  Vikare  bei  Inkorporationen  und 
solche  Vikare ,  welche  für  ein  Kapitel  mit  cura 
habitualis  die  Seelsorge  ausüben,  denn  diese 
sind  ebenfalls  Aemter  ohne  feste  materielle  Un- 
terlage, Th.  U.  S.  449.  452.  454.  n.  1  vgl. 
aber  S.  104.  n.  2.  Auch  für  die  andern  Falle 
der  Devolution  bestehen  hier  keine  entspre- 
chenden Vorschriften.  Eine  analogische  Anwen- 
dung der  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  ist 
deshalb  ausgeschlossen,  weil  es  sich  hier  um 
Uebertragung  von  Amtsbefugnissen  handelt,  wel- 
che Ausflüsse  eines  anderen  Amtes  und  in  Stell- 
vertretung desselben  vorgenommen  werden ,  und 
der  vorgesetzte  Obere  diese  für  die  Regel  nicht 
besitzt ,  also  auch  nicht  mandiren  oder  delegiren 
kann.  Nur  in  Betreif  des  Kapitularvikars  besteht 
in  Folge  ausdrücklicher  positiver  Vorschrift  eine 
Abweichung,  Th.  U.  8.  234.  235. 

*  Daher  devolvirt  die  Besetzung  eines  Bene- 
fiziums ,  welches  in  einem  eigentlich  päpstlichen 
Monat  (s.  S.  153)  erledigt  worden  war,  bei  be- 
stehender alternativa  mensium  (s.  a.  a.  O.)  an 
ihn,  soLotterl.  0.  1.  II.  qu.  24.  n.  36  u.  Ri- 


ganti  ad  reg.  9  canc.  $.  4.  n.  48 ff.  mit  Recht 
gegen  H.  Gonzalez  oomm.  ad  reg.  8  canc.  gl. 
53.  n.  31. 

ö  S.  0.  S.  145  u.  S.  155.  n.  6.  Es  ist  übrigens 
unrichtig,  wenn  einzelne,  s.  z.B.  Permaneder 
K.  R.  $.  255  annehmen ,  dass  der  ordentliche 
KoUator  in  allen  F&llen  der  Reservation  unter 
der  gedachten  Voraussetzung  diese  Befugniss  hat. 
Ein  solches,  unzutreffender  Weise  ins  postUminii 
genanntes  Recht  ist  niemals  anerkannt  gewesen. 

^  Bei  den  benefioia  electiva,  für  welche  mandie 
altere,  s.  z.B.  Lotterl.  c.  1.  ü.  qu.  13.  n.^; 
Leuren.  1.  c.  qu.  754.  n.  6  ein  Devolutions- 
recht im  eigentlichen  Sinne  nicht  gelten  lassen 
wollen,  trifft  dies  ebenfalls  zu.  Denn  bei  den 
Bisthümern  nnd  Konslstorial- Abteien  geht  das 
Recht  zur  entscheidenden  Bezeichnung  der  Per- 
son auf  den  Papst  über ,  welcher  diese  Befugniss 
nach  gemeinem  Recht  nicht  besitzt.  Das  gleiche 
gilt  für  den  Erzbischof  oder  Bisehof  bei  den  Ka- 
nonlkaten,  welche  durch  Wahl  des  Kapitels  oder 
s.  g.  simultanea  collatio  veigeben  werden.  Frei- 
lich ist  dieser  (Gesichtspunkt  für  die  erwähnten 
heneficia  maiora  durch  die  spätere  Reservation 
derselben  (s.  o.  S.  148)  getrübt,  er  tritt  aber  für 
die  ältere  Zeit  aus  c.  41.  X.  I.  6.  u.  c  18  in 
VIto  I.  6  cit.  klar  hervor. 

unrichtig  ist  die  Behauptung,  s.  L euren.  l.c 
qu.  747.  n.  1,  dass  bei  einer  Säumigkeit  unter- 
geordneter Kollatoren  der  Bischof  nicht  iure  de- 
volutionis,  sondern  kraft  seiner  ordentliehen  Ju- 
risdiktion das  Benefizium  besetze,  denn  diese 
ist  gerade  in  solchen  Fällen  für  das  letztere  durch 
das  entgegenstehende  Kollationsrecht  ausgeschlos- 
sen. Nur  in  Betreff  des  früheren  Besetzungs- 
rechtee der  Arohidiakonen  hat  diese  Annahme 
ihre  Berechtigung  insofern  als  der  Bischof  recht- 
lich nicht  gehindert  war,  neben  ihnen  nnd  statt 
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des  Patrons  in  Betreff  der  Präsentation  das  Patronatsbenefizinm  nicht  kraft  Devoln- 
tions-,  sondern  kraft  seines  ordentlichen  Eollationsrechtes  ^  Dasselbe  gilt  beim  Vor- 
bmdensein  eines  solchen  Nominationsberechtigten,  dessen  Recht  in  Wahrheit  nur  ein 
Prisentationsrecht  ist^. 

Fflr  die  Ertheilung  der  institntio  collativa,  der  approbatio,  der  institntio  autori- 
zabilis  ^  bei  obwaltenden  Präsentations-  oder  Emennnngsrechten  besteht  gemeinrecht- 
lieh  keine  Frist  ^,  und  ebensowenig  eine  Anordnung,  dass  diese  Befugnisse  ftlr  den 
Fall  der  Nachlässigkeit  ohne  Weiteres  auf  den  vorgesetzten  Eirchenoberen  übergehen. 
Abhftlfe  ist  hier  nur  durch  Beschwerde  bei  dem  letzteren  behufs  Herbeiftlhrung  einer 
Einwirkung  desselben  auf  den  säumigen  Kirchenbeamten,  welche  sich  bis  zu  exekuti- 
Tisehen  Massnahmen  steigern  kann,  zu  erreichen'^. 

Was  endlich  die  heutige  Geltung  des  Devolutionsrechtes  in  Deutschland  be- 
trifft, so  findet  dasselbe  keine  Anwendung  bei  den  Bischofswahlen  ^,  ebensowenig  in 
denaltpreussischen  und  bairi  sehen  Kapiteln  in  Bezug  auf  die  von  den  Bischö- 
fen und  den  E^apiteln  zu  vergebenden  Stellen^. 

Der  Ausübung  des  Devolutionsrechtes  in  Betreff  der  niederen  Benefizien^  und 
der  Bestellung  des  Kapitularvikars  steht  aber  nichts  entgegen^. 

§.  149.   b.  Die  auaserardenüiche  Verleihung  durch  niedere  Kolhtaren. 

Es  ist  möglich,  dass  ein  anderer  als  der  zuständige  Obere  der  Diöcese  ^^  auf  ein  oder 
mehrere  Benefizien  in  derselben  das  volle  Verleihungsrecht  besitzt,  und  zwar  sowohl 
auf  Grund  eines  päpstlichen  Privilegs  ^^,  wie  auch  auf  Grund  der  Ersitzung,  sei  es  des 
Besetzongsrechtes  allein  ^^  oder  weiter  gehender  Befugnisse  der  s.  g.  iuridictio  quasi 
episcopalis  ^'.  Solche  Befugnisse  haben  im  Mittelalter  vor  Allem  Stifter  und  Klöster 
besessen.   Heute  kommen  derartige  Verhältnisse  in  Deutsehland  nicht  mehr  vor. 


ihnr  die  Befngnisae  seiner  Jurisdiktion  auszu- 
üben, Th,  H.  S.  197.201.202. 

»  S.  0.  S.  50.  n.  5.  c.  2  (dem.  III.)  X.  de 
tipp),  ne^.  I.  10.  ergiebt  nichts  für  die  eine 
oder  tndere  Auffassung. 

>  S.  101. 

*  Th.  n.  8.  660.  447.  452.  614.  615,  und  in 
«Hesem  Tbeil  o.  S.  55.  104. 

^  Die  oben  citirten  Stellen  beziehen  sich  auf 
nkhe  Verhaltnisse  nicht,  über  eine  Ausnahme 
von  der  Regel  s.  o.  S.  55. 

^  S.  0.  8.  55.  Im  Mittelalter  ist  in  solchen 
i^Ben  den  inkorporationsberechtigten  Klostern 
von  den  Päpsten  das  Recht  gew&hrt  worden,  sich 
u  einen  andern  statt  des  säumigen  Bischofs  zu 
venden,  ep.  Alex.  IH.  v.  1181,  Mansi  21, 
1041,  oder  der  Papst  hat  andere  Bischöfe  zu  Exe- 
kntoren  ernannt,  Inn.III.  ep.  Y.  129,  ed.  Migne 
1|  1134.  Auch  die  Anordnung  kommt  vor,  dass 
ilie  Mönche  oder  ihre  Kapläne  ohne  Weiteres  die 
Seelsorge  selbst  ausüben  dürfen,  bis  der  zögernde 
BiMbof  die  von  ihnen  präsentirten  Vikare  zulässt, 
ep.Clem.  HI.  y.  1189  für  Stendal,  Riedel  cod. 
«pl.  I.  5,  23. 

«  Th.  n.  8.  675. 

^  Nach  der  mit  der  preussischen  Regierung 
voeinbarten  Gircumscriptionsbulle  (Th.  II.  8. 
^.  n.  1  und  dem  bairischen  Konkordate 
Art.  10,  s.  auch  a.  a.  O.  n.  5)  ist  für  die  Kol- 


lation der  Bischöfe  keine  Frist  bestimmt.  Bei 
fortdauernder  Renitenz  eines  Bischofs,  welche  auch 
nicht  einmal  durch  Censuren  gegen  denselben  zu 
beseitigen  wäre,  würde  also  eine  Vereinbarung 
zwischen  der  Regierung  und  dem  päpstlichen 
Stuhl  nöthig  sein.  Was  die  Stellen  betrifft ,  für 
welche  die  bairischen  Kapitel  nominiren ,  so  ist 
auch  für  diese  Benennung  weder  im  Konkordate, 
noch  in  dem  Indult  y.  1818  eine  Frist  festgesetzt. 

Wegen  der  Stellen  landesherrlicher  Nomination 
s.  0.  8.  102. 

8  Nur  ist  die  in  der  Bulle  Pius'  Y. :  In  con- 
ferendis  v.  1567.  J.  4  (Th.  H.  S.  496.  n.  10) 
angedrohte  Devolution  an  den  Papst  oder  Reser- 
vation bei  Benefizien ,  welche  dem  Pfarrkonkurs 
unterliegen,  nicht  praktisch,  v.  Schulte  Lehrb. 
$.  69.  n.  12,  was  mit  der  modifioirten  Gestaltung 
des  Konkurses,  a.  a.  0.  8.  500 ff.  zusammen- 
hängt. 

ö  Vgl.  auch  Th.  U.  8.  247. 

^0  D.  h.  also  der  Bischof  oder  der  praelatus  nul- 
lius, Th.  n.  8.  343. 

<i  Ein  bischöfliches,  so  L euren.  P.  II.  qu. 
718,  welches  eine  Durchbrechung  des  gismeinen 
Rechtes  enthalten  würde,  reicht  nicht  aus. 

«  Th.  II.  8. 458  (Insbesondere  Anm.  7)  S.  459. 

18  Th.  II.  a.  a.  O.  u.  8. 347.  Das  Tridentinum  hat 
die  Ersitzung  nicht  ausgeschlossen  ,  denn  die  das 
Patronat-  und  Nominations-Recht  (s.  o.  8. 28. 102) 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  äer  Kirche  durcli  dieselbe. 


[§.  150. 


^ön  diem  im  ^.  t4i  (o.  S.  98)  besprociieneii  Nominalions-  nnterscheidet  sich 
dieses  Verleihnn^reciit  dadurch ,  dass  jede  Mitwirkung  des  regelmässigen  RoUaiors 
ausgeschlossen  isU.  Öei  Pfarrbenefizien,  fflr  welche  der  Pfarrkonkurs  nicht  von  dem 
Besetzungsberechügten,  sondern  dem  Ordinarius  der  DKksese  abgehalten  wird,  hat  der 
ersiere  aber  dem  von  dem  letzteren  für  dignior  erachteten  Kandidaten  das  Amt  zn  fiber- 
tragen ^.  Sitreitig  ist  es,  ob  es  bei  solchen  Benefizien  noch  einer  besonderen  öewslmmg 
äer  institutio  authorizabilis  bedarf,  indessen  ist  diese  Frage  im  Allgemeinen  zu  vernei- 
nen 3,  es  sei  denn  das  Verleihungsrecht  nur  mit  dieser  Beschränkung  ertheilt  oder  er- 
sessen worden  wäre. 

§.150.    5.  Die  Besetzung  der  Kirchenämter  bei  streitigem  Kollationsrecht  und 

durch  den  s.  ff,  praelatus  putativus, 

I.  Wenn  das  Besetznngsrecht  durch  einen  Prozess  streitig  geworden  ist,  sei  es 
weil  die  kirchliche  Stellung,  worauf  dasselbe  beruht,  in  Frage  gezogen^,  sei  es ,  dass 
es  blos  an  sich  oder  auch  nur  in  Betreff  eines  bestimmten  einzelnen  Benefiziums  ange- 
fochten wird,  so  kann  dasselbe  in  den  ersteren  beiden  Fällen  Oberhaupt  nichts,  im 
letzten  Falle  hinsichtlich  des  betreffenden  Benifizinms  nicht  ausgeübt  werden  <^,  bis  der 
Prozess  rechtskräftig  entschieden  ist.  Eine  vorher  von  dem  einen  oder  anderen  Präten- 
denten vorgenonmiene  Kollation  ist  nichtig. 

Die  Regel  gilt  aber  nicht ,  falls  eine  der  Parteien  sich  im  redlichen  Besitze  des 
Besetzungsrechtes  befunden  hat  oder  befindet.  Die  von  einem  derartigen  Besitzer  vor- 
genommene  Kollation  ist  gültig  und  bleibt  auch  bestehen ,  wenn  ihm  nachher  das  Be- 
setzungsrecht in  petitorio  abgestritten  worden  ist^. 


betreffenden  Vorschriften  desselben  sind  nicht 
anwendbar,  weil  in  dem  hier  fraglichen  Fall  Laien 
von  der  Ersitzung  überhaupt  ausgeschlossen  sind, 
und  der  in  Sess.  XI Y.  c.  12.  13  ausgesprochene 
Grundsatz,  dass  die  Institution  stets  dem  Bischof 
verbleiben  soll ,  sich  nur  auf  Patronatsbeneflzien 
bezieht,  v.  Schulte  Lebrb.  $.  66.  n.  14  u.  o. 
S.  45.  n.  5. 

1  Dem  Devolutionsrecht  unterliegen  aber  diese 
Benefizien  gleichfalls,  s.  o.  S.  169,  vgl.  auch 
Innoc.  III.  ep.  I.  470,  ed.  Mlgne  1,  433. 

3  Trid.  Sess.  XXIY.  c.  18  de  ref.  u.  const. 
Pii  V. :  In  conferer.dis  v.  1567,  s.  Th.  II.  S.  494. 
n.  7. 

s  Th.  n.  S.  458.  n.  7.  Unter  den  Neueren 
behaupten  das  Gegentheil  Permaneder  K.  R. 
S.  247  u.  Vering  K.  R.  S.  481.  Es  er- 
wähnt aber  das  Tridentinum  1.  o.  nichts  davon, 
offenbar  deshalb,  weil  es  die  Institutio  mit  Ruck- 
sicht darauf,  dass  der  Bischof  bei  dem  Konkurse 
den  Kandidaten  ausw&hlt,  fQr  überflüssig  hält. 
Ueber  die  Ausnahme  in  Betreff  der  nicht  zu  einem 
Kloster  gehörigen  Laien,  welche  sonst  der  Juris- 
diktion des  Kegular-Prälaten  unterstehen  s.  Trid. 
Sess.  XXY.  c.  11  de  reg.  u.  o.  Th.II.  S.  348. 

^  So  wenn  behauptet  wird ,  es  gerire  sich  Je- 
mand blos  als  Bischof,  ohne  es  zu  sein. 

^  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  Grundsatz  des 
kanonischen  Rechtes ,  ut  lite  pendente  nihil  in- 
novetur  X.  II.  16  u.  YI  tus  II.  8.  Eine  Anwen- 
dung davon  macht  o.  2  (Bonif.  III.)  in  Ylto  h.  t. 
allerdings  nur  für  den  Process  zwischen  mehreren 


Personen,  welche  um  ein  und  dasselbe  Beneflzium 
streiten.  Das  c.  cit.  trifft  aber  auch  unzweifel- 
haft den  Fall,  wo  jeder  sein  Recht  von  einem  ver- 
schiedenen Kollator  herleitet  und  die  Entschei- 
dung zu  Gunsten  des  einen  oder  anderen  davon 
abhängt,  welcher  der  angeblichen  KoUatoren  der 
Berechtigte  war,  und  kann  also  auch  analogisck 
auf  den  Fall  angewendet  werden ,  wo  das  Recht 
unter  den  letzteren  selbst  streitig  ist.  Ygl.  aoch 
Lotter  de  rebenef.II.  qu.20.  n.  15  u.  Lenren. 
1.  c.  1.  II.  qu.  793. 

0  Hier  steht  nur  die  Berechtigung  in  Bezug 
auf  das  eine  Beneflzium  in  lite ,  in  Bezug  auf 
andere  kann  daher  der  Kollator  sein  Recht  unge- 
hindert ausüben. 

"^  Dies  ist  übereinstimmende  Lehre  der  Kano- 
nisten,  welche  die  Yorschriften  über  dieBefugniss 
des  im  Besitz  einer  Berechtigung. aufTheilnahme 
an  den  Wahlen  beflndlichen  Geistlichen  c  3.  X.  de 
causa  poss.  n.  12 :  s.  auch  Th.  II.  S.  660.  n.  % 
und  über  die  des  Besitzers  des  Patronatrechtet  xur 
Präsentation,  o.  S.  60,  analogisch  anwenden, 
Garcias  tract.  de  benef.  P.  Y.  c,  5.  n.  Iff.; 
Fagnan.  ed.  c.  19  X.  de  lurepatr.  III.  38. 
Lotter  1.  c.  qu.  45.  n.  2ff.;  Leuren.  1.  c. 
qu.  729  ff.  Die  Berechtigung  dieser  Analogie 
wird  sich  um  so  weniger  bestreiten  lafseo ,  als 
die  Ersitzung  des  Kollationsrechtes  unbezvreifelt 
ist,  und  man  die  zn  derselben  führenden  Beeitz- 
handlungen  unmöglich  für  unwirksam  und  nichtig 
erklären  kann. 

Wenn  der  Besitz  selbst  streitig  ist ,  so  kann 


<   i.  J.   M   .    •  I»'       *    '  ' '  ■  /•    «; 
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§.  151.]      Die  Mitwirkung  der  Staatsgewalt  bei  der  Besetzung  der  !^irclienämter.  1^7^ 

n.  Die  älteren  Eimonisien  lenren,  dask  die  Besetzung  von  l^irchenimtern  durch 
einen  s.  g.  praelatüs  putativus,  d.  h.  einen  solchen,  welcher  in  der  That  nicht  gültig 
zum  Priüaten  bestellt  ist,  aber  sich  als  solcher  gerirt,  wirksam  erfolge,  fatls  dessen 
Einsetzung  nur  seitens  eines  rechtmässigen  kirchlichen  Oberen  erfolgt  sei  und  er  wegen 
eines  Irrthums  allgemein  ftlr  den  rechtmässigen  Prälaten  gehalten  werde  ^.  Emeh  quel- 
lenmftssigen  Anhalt  hiat  diese  Ansiciit  indessen  nicht',  sie  stützt  vielmehr  auf  einzelne 
Vorschrinen  des  römischen  Rechts ,  ■welche  wesentlich  andere  Verhältnisse  betreffen  ^, 
ond  kann  daher,  da  sich  auch  nicht  nachweisen  liässt,  dass  sie  etwa  gewohnheitsrechtr- 
lieh  recipirj  forden'  idt,  nicht  Air  hiftltbar  erachtet  Verden. 


i     '     ,.111  .       •, ,  ■  .   .  1 1  j    I , . .  ,      1 .  ' .    .  .     •.  .    I 

C  tie  staatlidieM  V^rsduriftei  !■  Betreff  der  Beseüug  der  KircheMamtor. 

§.  f  51 .  1.  Die  MUinrlcüng  der  Staätsgevxitt  hei  der  Be8et:tung  der  Kirchenämter 

(das  $.  g.  ianäesherrliche  Pätrohatrecht,) 

I.  Geschichte.  A.  Bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts.  Eine  Mit- 
wirkung der  weitlichen  Gewalt  bei  der  Besetzung  der  kirciilichen  Aemter  zeigt  sich 
sehen  ini  römischen  J^iche  in  dem  Bestätigungsrecht  der  Papst-  und  Bischofswalilen 
durck  den  Ejüser  ^.  &i  den  Germanenreicken  ist  ein  solches  seitens  der  ]^önige  gleicli- 
falls  bei  den  Bischofswahlen  geübt  ^  und  hat  sich  zu  einem  Emennungsrecht  umgestal- 
tet^. Ebenso  haben  die  deutschen  S^aiser  im  10.  und  1 1 .  Jahrhundert  einen  entschei- 
denden Einfluss  auf  die  Besetzung  des  päpstlichen  Stuhles  geltend  gemacht  ^.  Der  letz- 
tere hat  indessen  seit  Öregor  Vn.  ganz  aufgehört^,  und  nicht  minder  ist  die  fürstliche 
Ernenniing  der  Biscköfe  seit  dem  12.  Jahrhundert  sowohl  in  Üentschland,  wie  auch 
b  anderen  Ländern  fortgefallen^.  Die  staatlichen  Gesetze  jener  Zeiten,  welche  die 
Anstellung  der  niederen  Geistlichkeit  betreffen,  haben  dagegen  nicht  den  Zweck,  der 
weltlichen  Gewalt  irgend  eine  Hitwirkung  bei  derselben  zu  sichern,  sie  wollen  yiel- 
mebr  im  Interesse  des  Staates  nur  die  Verminderung  der  lasten-  und  steuerpflichtigen 
BeTÖlkerung  durch  den  Eintritt  zahlreicher  Unterthanen  in  den  geistlichen  Stand  ver- 
iündem.  Ffür  das  römische  Reich  gehören  diejenigen  Anordnungen  hierher,  welche 
dieKurialen^  und  die  Reichen  ^^  vom  Eintritt  in  den  Klerus  ausschliessen ,  insofern 


natürlich  toh  einer  gültigen  Ansübnng  des  Rechtes 
keine  Bede  sein. 

»  Garcias  1.  c.  P.  V.  c.  5.  n^ 276 ff.;  Fag- 
nanl  ad  c.  1.  X  de  schismat.  Y.  ,8;  Lenren. 
L  c.  qn.  725. 

'  Aufl.  3  D.  de  off.  praetor.  I.  14  u.  1.  2  G. 
de  sent.  et  interlocut  VIT.  45.  Nach  1.  3  sind 
die  Handlungen  eines  senrus  ftigltivns,  welcher 
Piitor  geworden  ist,  weil  sein  wahrer  Stand  un- 
bekannt war,  gfiltig.  Denn,  wie  Ulplan  sagt, 
kSnne  das  romische  Volk  einem  Sklaven  die  Prä- 
tor  übertragen  nnd  wenn  es  seine  Unfreiheit  ge- 
kannt hätte,  würde  es  ihm  die  Freiheit  geschenkt 
kaben.  L.  2  dt.  spricht  dagegen  ans,  dass  ein 
(Jitheil,  welches  ein  durch  den  Magistrat  be- 
■tellter  Arbiter ,  während  er  sich  thatsächlich  im 
Zostande  der  Freiheit  befand,  gefallt  hat,  die 
Reditskraft  nicht  dadurch  verliert,  dass  spHter 
die  Unfreiheit  desselben  festgestellt  wird.  £s 
handelt  sich  also  in  diesen  Stellen  nm  einen  sln- 
goliienUnfähigkeitsgmnd,  nndnm  die  Anfrecht- 
eihaltnng  von  Akten,  welche  für  die  PriYatrechte 


einer  Anzahl  von  Personen  von  Bedeutung  sind, 
und  welche  hinterher  im  Interesse  der  Rechts- 
sicherheit nicht  gut  in  Frage  gestellt  werden 
können.  Daher  ist  man  nicht  berechtigt,  den 
ausgesprochenen  Grundsatz  auf  jedes  Amtiren, 
welches  wegen  Mangels  der  Amtsgewalt  nichtig 
ist,  anzuwenden. 

8  Th.  I.  S.  218 ff.  fh.  n.  S.  513. 

♦  Th.  II.  S.  517ff. 

ö  A.  a.  0.  S.  518  ff. 

6  Th.  I.  8.  239  ff.  Wegen  der  karolingischen 
Zeit  s.  a.  a.  0.  S.  227  ff. 

^  A.  a.  0.  S.  260.  265. 

8  Th.  II.  S.  558 ff.  580.  586.  593.  594ff. 

9  L.  3.  0.  Th.  XVI.  2  V.  J.  320;  L.  49 
(v.  361).  59  (v.  364).  99  (383).  115  (386).  163 
(399).  172.  S.  1  (410)  XII.  1 ;  Nov.  Valentin. 
III.  tit.  3.  S-  3  (439),  tlt.  34.  $.  3  (452),  Maio- 
rianl  tit.  7.  $.  7  (458) ;  Th.  I.  8.  34.  n.  2.  Vgl. 
Orashoff  Arch.  f.  k.  K.  R.  37,  269  ff.;  Lo- 
ning  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  1,  148 ff. 

w  L.  3  cit.  L.  6  (326).  17  (364).  0.  Th.  XVT. 
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1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Sirche  durch  dieselbe. 


[§.  151. 


als  sie  diese  Personen  wegen  des  damals  noch  obwaltenden  Zusammenhanges  der  Or- 
dination ^  und  der  Anstellung  im  kirchlichen  Amte  mittelbar  auch  zur  Erwerbung  eines 
solchen  für  unfähig  erklären.  Auf  demselben  Gesichtspunkt  beruht  die  fOr  Frankreich 
wahrscheinlich  schon  von  Chlodwig  erlassene  Anordnung,  dass  Freie  nicht  ohne  Ge- 
nehmigung des  Königs  oder  des  Grafen  in  den  geistlichen  Stand  eintreten  sollten  2. 
Diese  Vorschrift,  welche  wohl  nicht  sehr  streng  beobachtet  worden  ist 3,  ist  noch  von 
Karl  d.  Gr.  805  erneuert  worden^,  hat  indessen  nicht  länger  als  bis  zur  Mitte  des 
9.  Jahrhunderts  in  praktischer  Wirksamkeit  gestanden  ^. 

Als  seit  dem  13.  und  14.  Jahrhunderte  die  staatlichen  Gewalten  der  üeberspan- 
nung  der  päpstlichen  Macht  entgegentraten,  suchten  die  Fürsten  auch  auf  die  Be- 
setzung der  geistlichen  Stellen  in  ihren  Ländern  Einfluss  zu  gewinnen ,  freilich  mei- 
stens auf  Grund  päpstlicher  Bewilligungen  oder  wenigstens  der  Usurpation  kirchen- 
rechtlicher Titel,  wie  insbesondere  des  Präsentations-,  Nominations- ^  oder  Patro- 
natsrechtes^.  Gleichzeitig  traten  sie  durch  geeignete  Massregeln  den  päpstlichen  Pro- 
visionen und  Expektativen^  entgegen®. 

Vom  Ende  des  15.  und  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  ab  dehnten  aber  die  katho- 
lischen Fürsten,  in  Erkenntniss  der  Nothwendigkeit,  im  katholischen  Eirchenwesen 
ihrer  Länder  Reformen  vorzunehmen,  sowie  beeinflusst  durch  protestantische  Anschau- 
ungen und  das  Beispiel  der  protestantischen  Fürsten,  auf  Grund  ihres  Advocatierech- 
tes  ihre  Mitwirkung  bei  der  Vergebung  der  Eirchenämter  noch  weiter  aus ,  so  nahmen 
die  b  airischen  Fürsten,  abgesehen  von  der  Besetzung  der  in  den  päpstlichen  Mona- 
ten vakanten  Pfründen  ^o,  auch  das  Recht  in  Anspruch,  für  die  Prälatenwahlen  die 
staatliche  Erlaubniss  zu  ertheilen,  Konmiissarien  zu  denselben  zur  Ertheilung  oder 


2;  Nov.  Talent,  m«  tit.  3.  $.  4  dt.;  LSning 
a.  a.  0.  S.  152. 
i  Th.  I.  S.  63. 

3  0.  4.  oono.  Anrel.  I.  v.  511  o.  4:  „De  ordi- 
nationlbns  olericoram  id  observandnin  esse  decre- 
vimus ,  iit  nullos  saecolarium  ad  clericatus  offl- 
dnm  praesamatnT  nisi  ant  cnm  regis  aut  enm 
iüdicls  voluntate:  ita  ut  fllti  dericorom,  i.  e.  pa- 
tram,  avorum  aut  proaYonim  quos  snpradicto 
ordine  parentam  eonitat  observationi  sublnnetos 
in  epiflcoporum  potestate  ac  districtione  consl- 
fltanf'.  Dazu  formula  Marculfl  I.  19,  de  R  o  z  i  d  r  e 
recneü  n.  550.  2,  690:  „.  .  .  lubemus,  iit  sl 
memoratus  ille  de  caput  snum  bene  ingennus 
esse  yidetur  et  in  pnletico  (polyptyoo)  publice 
censltuB  non  est,  llcentiam  habest  comam  capitis 
sui  tonsorare  et  ad  suprascripta  basilica  vel  mona- 
sterio  deserviie''.  Darüber,  dass  die  Kirche  sich 
eine  solche  Beschränkung  ohne  ein  königliches 
Gesetz  nicht  selbst  auferlegt  haben  kann  und  dass 
es  sich  bei  Maroulf  um  kopfsteuerpflichtige  Freie 
handelt,  Löning  a.  a.  0.  2,  159 ff. 

8  Löning  a.  a.  0.  S.  160.  169. 

*  Capit  missor.  y.  Diedenhofen  y.  805.  c.  15, 
LL.  1,  134  n.  Anseg.  cap.  I.  114. 

^  Löning  a.  a.  0.  S.  171.  n.  1. 

6  8.  0.  S.  99. 

^  S.  0.  S.  100.  Vgl.  auch  Friedberg  de  fln. 
inter eccles.  et civ.  reg.  iud.  p.  178 ff.  v.  Mühler 


Guasch,  d.  ey.  Klrchenyerfassg.  1.  d.  MariL  Bran- 
denburg S.  21.  Femer  kommt  ausser  den  früher 
durch  Stiftungen  erworbenen  Patronatrechten 
noch  das  Recht  der  ersten  Bitte,  sowie  in  ein- 
zelnen Ländern,  wie  in  Frankreich  und  England, 
das  Besetzungsrecht  auf  Grund  der  Regalie  In  Be- 
tracht, Th.  n.  S.  639ff.  u.  S.  582.  n.  5;  Frled- 
berg  I.e.  p.  221. 

8  So  insbesondere  durch  Ausschliessung  frem- 
der Geistlicher.  8.  0.8. 165.  n.4,  Th.  11.  S.  503. 
n.  4;  ferner  durch  Anwendung  des  Placets  auf 
päpstliche  ProvlsionsbuUen ,  so  in  einzelnen 
deutschen  Ländern ,  in  England  und  in  den  Nie- 
derlanden, Friedberg  Grenzen  zw.  Staat  n. 
Kirche  S.  63.  732.  590. 

9  Wenngleich  schon  Marsilius  y.  Padua  in 
seinem  defensor  pacis  II.  17,  geschrieben  zw. 
1324  u.  1326.  Riezler  literar.  Widersaclier 
d.  Päpste  z.  Zeit  Ludwigs  d.  Baiem  S.  196, 
die  Besetzung  der  kirchlichen  Aemter  dem  welt- 
lichen Gesetzgeber,  d.  h.  der  Gestammtheit  der 
Gläubigen  oder  dem  yon  ihr  beyoUmächtigten 
Fürsten  zugesprochen  hatte,  so  ist  diese  Auf- 
fassung dabei  wohl  kaum  von  Einflnss  gewesen, 
vielmehr  nur  das  durch  die  Missbräuche  in  der 
Kirche  und  die  Uebergriffe  des  Papstthums,  sowie 
die  damalige  literarische  Bewegung,  erwachte  nnd 
gestärkte  Bewusstsein  von  der  Berechtigung  der 
fürstlichen  Gewalt  gegenüber  der  Kirche. 

w  S.  0.  8.  101.  n.  2. 
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Feisagong  der  landesherrlichen  Bestfttigmig  abasaordnen ,  und  diese  Stellen  kraft  De- 
volotionsreehtes  zu  besetzen  ^. 

Die  versehiedenen  Rechte,  welche  die  Fflrsten  bei  der  Besetzung  der  Benefizien 
ausfibten,  insbesondere  die  sieh  auf  den  erheblichsten  Theil  der  Eirchenftmter  in  ihren 
Lindem  erstreckenden  Emennmigs-  und  Präsentationsrechte  ^  galten  bald,  da  die  nr- 
sprflnglichen  Titel,  auf  denen  sie  beruhten,  in  Vergessenftdit  gerathen  waren,  als  Aus- 
flttase  der  landesherrlichen  Gewalt  in  Kirchensachen  ^ ;  es  war  daher  erklilrlich ,  dass 
man  im  18.  Jahrhundert  unter  dem  Einflüsse  der  territorialistischen  und  gallika- 
niachen  Lehren  die  Pfrflndenbesetzung  als  ein  aus  dem  landesherrlichen  ins  cavendi 
herflieesendes  Becht  betrachtet^,  und  dass  man  diese  Auffassung  auch  in  der  Staats- 
praxis geltend  gemacht  hat  ^. 

B.  Die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts.  Das  s.  g.  landesherr- 
liche Patronatrecht.  Eine  noch  ausgedehntere  praktische  Verwerthung  hat  die 
Anschauung,  dass  die  Vergebung  der  niederen  Benefizien  ein  Recht  des  Souverains 
sei,  unter  der  neu  erfundenen  Bezeichnung  des  landesherrlichen  Patronates 
Anfang  dieses*  Jahrhunderts  nach  der  Säkularisation  der  geistlichen  Territorien  durch 
deoReichsdeputationshauptschluss  vom  J.  1803  gefunden.  In  Baiern ^  inWürtem- 
berg^,  in  Badend  in  dem  ehemaligen  Orossherzogthum  Hessen^  und  in  Nas- 
sau ^^  nahmen  die  R^erungen  theils  auf  Orund  der  Landeshoheit,  theils  auf  Grund 
der  Suceession  in  die  Besetzungsrechte  der  säkularisirten  gastlichen  Fürsten  ^^  ein  sol- 


>  Friedberg  Gienzen  8.189.  247.  Ein  Be- 
8tltf|;aiig8reclLt  bei  solchen  Wahlen  ist  aach  In 
Sichsen  sehen  Ende  des  15.  Jahrhunderts  znr 
Anwendung  gebracht  worden ,  Beinhard  medi- 
taftiooes  de  iure  principum  Germaniaef  cnmprimis 
Sazoniae  circa  saeim.  Hai.  Magd.  1717.  S.  181  ff. 
In  Balem  trat  ferner  eine  staatliche  Prüfung  der 
Geistlichen  in  Betreff  ihrer  Tauglichkeit  nnd  die 
stutliehe  MltwidKung  bei  Einsetzung  der  Pfarrer 
in  ihre  PfrOnden,  Friedberg  a.  a.  O.  S.  194 
Idnia. 

'  Warnkönig  staatsrechtliche  Stelig.  d.  kath . 
Kirche.  Erlangen  1855.  S.  94.  95. 

*  So  zog  Ferdinand  n.  nach  der  Wlederbekeh- 
nug  des  Erzherzogthums  Oeeterreich  die  Patro- 
Datrechte,  welche  die  Protestanten  Aber  ihre,  da- 
mals dem  Katbolidsmus  zurückgegebenen  Kirchen 
hatten,  zu  ^iner  landesfürstlichen  Disposition^' 
ein,  Khevenhiller  annales  Ferdinand.  10, 
730,  s.  auch  mein  landesherrliches  Patronatrecht. 
Berlin  1866.  S.  15.  n.  1. 

^  So  z.  B.  Pehem  praelectiones  in  ins  ecel. 
oniT.  Wien  1786.  $.  807. 

^  Bei  der  Aufhebung  des  Jesuitenordens,  s. 
Hofdekrete  v.  7.  Nov.  1773,  v.  18.  Febr.  u. 
25.  Juni  1775  (Jaksch  Gesetz-Lexikon  4, 320  ff.) 
«nd  bei  der  Einziehung  der  Klöster  1782—85 
OBdbch.  aller  unter  Joseph  II.  ergang.  Verordn. 
8,  648;  10,  755  ff.)  unter  Joseph  ü.  in  Oester- 
reieh  sind  die  Kdlations-  und  PriUentattons- 
nehte  der  aufgelösten  Niederlassungen  von  der 
Seglening  In  Anspruch  genommen  worden ,  und 
Bau  hat  den  Bischöfen  nur  ein  Yorsehlagsrecht 
der  Kandidaten  gelassen ,  mein  landesh.  Patro* 
Bfttsieeht  S.  18. 

Friedrich  II.  begnügte  sich  aUerdings  in 
SeUesien  mit  einer  Genehmigung  der  Vergebung 

Himehias,  Kirchenreeht.  m. 


der  geistliohen  PfHinden,  und  ebenso  setzt  das 
preussische  L.  R.  nur  ein  derartiges  Recht 
des  Staates  voraus,  J.  120.  II.  11;  mein  landesh. 
Patronatrecht  S.  66.  67. 

•  Erl.  V.  26.  Aug.  1803,  Döllinger  Samml. 
Vm.  8,  591. 

7  Instr.  V.  19.  Februar  1803,  Lang  Samml. 
würtemb.  Kirchengesetze  Slnl.  S.  9  *  s.  auch  die 
Reskr.  v.  1805  u.  1811,  Lang'S.  123  u.  384. 

8  Edikt  V.  14.  Mai  1807  Nr.  13  u.  21 ,  Regle- 
rungsbl.  1808.  S.  101,  vgl.  auch  Longner, 
Darstellung  d.  Rechtsverh.  d.  Bischöfe  1.  d.  ober- 
rhein.  Kirchenprovinz  S.  245 ff. ;  mein  landesh. 
Patronatrecht  S.  56;  Y.  d.  Rechte  d.  Yerlelhungd. 
Kirchenamter  in  Baden.  Mannheiml857.  S.  12ff. 

0  Organisations-Edikt  v.  12.  Okt.  1803.  $.  9, 
Arndts,  Vergebung  d.  Pfarrimter  im  Herzogth. 
Westfalen.  Trier  1855.  S.  26,  s.  auch  mein 
landesh.  Patronatr.  S.  63. 

w  Y.  V.  16.  u.  31.  Aug.  1803,  Samml.  d.  lan- 
desh. Edikte.  Wiesbaden  1817.  1,  137  ff.,  Arch. 
f.  k.  K.  R.  38,  464;  mein  landesh.  Patr.  S.  65. 
—  Vgl.  auch  S.  179.  n.  4  u.  5. 

i>  Reichsdeputationshauptschluss  v.  25.  Februar 
1803.  %,  34:  ;,AUe  Güter  der  Domkapitel  und 
ihrer  Dignitarien  werden  den  Dom&nen  der  Bi- 
schöfe einverleibt  und  gehen  mit  den  Bisthümern 
auf  die  Fürsten  über,  denen  diese  angewiesen 
sind  .  .  . 

S.  35.  AUe  Güter  der  ftmdirten  Stifter,  Ab- 
teien und  Klöster  in  den  alten,  sowohl  als  in  den 
neuen  Besitzungen  katholischer,  sowohl  als  Augs- 
burger Konfessionsverwandten,  Mittelbarer,  so- 
wohl als  Unmittelbarer,  deren  Verwendung  in  den 
vorhergehenden  Anordnungen  nicht  formlich  fest- 
gesetzt worden  ist ,  werden  der  fteien  und  vollen 
Disposition  der  respektiven  Landesherm,  sowohl 
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dMf  Boekt  ^  iüe  Bonefizm  in  ^n  o^vierwef beAen  Temtori^  >  j«  »«cb  m  'it»w  bU- 
herigen  Ländern  in  Ansprach  i,  zum  Theil  in  dem  Umfange>  ä^m  4ie  ^reoe  Kollation, 
der  g^eiDtiicben  Obeve»  fttr  eine  boscmdevs  z«  beiüeiawde  i^osiithme  erUlk^^  sowie  bei 
PrivatpstapgoAtopifrtocten  die  Bestatigmi^  der  pittsawtirte»  Kmdidatott,  nad  im  Falle 
der  8*  g.  Devolution  die  Beaeteo^gdem  Landesfcerm  angewiMen  wnip^e^. 

Schon  daoab  hM  sieh  gegest  die  Bevecbtigun^  diesea  ».  g.  Itandeeberrlichen  Pa- 
tronatee  tobbaAer  Widevspriusli  erbfohe«  ^.  Von  praktiaohem  Erfolge  wa«  die»  fr^liob 
nicht,  vid  seibat  naioh  der  Begründung  der  «berffa^iniadwü  HiJicheaprovina  hahan  ^ 
erwähnteai  Regiecnngen^  Bsät  Ausnahme  der  bairiaeken^  an  ihrem  Pfi1tadtsBbeset9(a9g8r- 
poehA  fesligehtditeB.  Abeir  anch  in  dei^enigea  Lüodsm ,  in  welchen  man  daa  UmAes^ 
herrliche  Patronat  nicht  allgemein  in  Ansprach  genommen  hatte>  wurde  ebenfalls  ent- 
weder eiABnwnnungsTeobt,  so.inFs^ankreloh^  oder  wenigsli^aB  ein Bestfttigungarecht 
seHene  dev  itegieiii0gea  bei  4er  Pfr^tadisttbesetaang,  z.  B.  in  Preussen^  ii  Baierii^ 


zum  Behuf e  des,  Aufwaads  füx  Gottesdienst  Un- 
terrichtfi-  und  andere  gemeinnützige  Anstalten, 
alB  xw  IkklcfateEang  ttser  Ftnanzen  aibqt1iHH»n, 
unter  d^m  b^sttmmjt^n  Yorbel^altß  der  festen  und 
bleibenden  Ausstattung  der  Domkirchen  ,  welche 
beibtkalteii  iMUden»  imd  <(iar  PwaripaaB  fikr^dto 
aufgehQbene  Geistlichkeit^  n^ch  den  theil«  unten 
wirklich  bemerkten ,  thefls  noch  unverzüglich  zu 
treffenden  näheisen  Beattimiiingea. 

J.  36.  Die  namentlich  und  förmlich  zur  Ent- 
schädigung angewiesenen  Stifter,  Abtelen  und 
Kliöstei,  sowie  di«  der  DisfotitiDn  der  lisndes- 
herjoi  überiassenen,  geken  überhaupt  an  ihre 
neuen  Besitzer  mili  aVen  Gütern»  Rechte«,  Kapi- 
talien ,  Einkünften ,  wo  sio  avoh  imnei  ;goleg«n 
sind,  iU>e«,  sofern,  oben«  nicht  avfdrückliche  Tren- 
nungen festgestellt  sind. 

$.  61.  XMe  Regalien  f  UsoholHiDha  Domänen, 
domkapitUche  Besitenagen.  and  Einkünfte  fisUea 
dem  neuen,  J^andesherrn  zu.'* 

t  Ausfthrlich  ist  dieear  Slaadpunkt  oatwickelt 
in  dem  Schreitai  des  Ghmfürsll.  b«ir.  Landest- 
koBunissati«^  Y.  1803,  DöUiager  a.  a.  a  S. 
591  u.  m  9  i«  e  oit.  Sehri^  S.  21.  Ania. 

3  So  in  naiorn,  a.  vorige  Anm. 

3  Wie  in  Wfifftembecg,  s.  die  Aeakiipte  y.  1805. 
Id0&.  1807  u.  1814  bei  L.a.ng  SanmL  S.  123. 
U2.  n.  ♦.  179.  467. 

^  Zuerst  erschien  namentlich  zux  Bekämpfiuig 
der  Schritte  der  baierisohon  Regierung  anonym : 
„Das  landosherrlidko  Patsonatrecht^  eine  neue  Er- 
findung. Bamberg  j|804'',  ftü^or  dem>  Bambergoi 
KaBOBdsten  f*r««y  zugeechrieben,  nach  Relnin- 
ger,  Arch.  d.  histor.  Yeieinfr  für  Uaterf ranken 
18,  3d2,  aber  Yoa  den  Wünzbujrgor  WoUkbischof 
Z  i  Ek  e  l  verüasst,  dann  auf  elnaYertheidigung  der 
babrischen  Begiofung  durch  Ph.  Gregol,  d.  laa- 
dfish.  Fatsonatceckt  nach  d.  verSoderten  YerhäM- 
nissoad.bisohöfl.  Gerechtsame  betrachtet.  IVüri^ 
bürg  und  Bamberg  1805,  zwei  weitere  Schriften : 
(Frey)  Bemerkungen  über  fi..  Gregels  Schrift 
Ui.  8.  w.  Y.  e.  Ünpairteüschon,  BamJ^rg  1805  u. 
(Zirkel}  GoechiehAe  das  PatnoMMtreohies  in  der 
Kirche.  Teatsnhland  1806  (v^  Reininger  a. 
a.  0.  S.  333),  wogegoB.  das  landesheirliicke  Palro- 
naiseoht  wledes  Yertheiddgt  vusde  y.  Belb*e], 
DiooesanYorhaHnlase  katib.  Bischdfe^  Ulm  1806. 
Eine  Reconeioo  etuee  Theilo  dieser  Schriften  imi 


Juridischen  ArchiY ,  Bd.  Y.  Heft  3.  Tübingen 
1809.  S.  BS6  ff. ;  über  den  Streit  selbst  vgl.  auch 
B«tnLn«era.a.0.a3e6ff.  EndUobgehömki«- 
her  noch  die  obJectlY  gehaltene  Schrift  des  Ebracher 
Abts  EugenMontag:  Abhandlungen  Aber  das 
aUa  m.  neae  l«adB8hLerrli1^he  Paiaronatrecht ,  tot- 
fasst  Yon  e.  alten  Rechtsfreunde.  Bamberg  und 
Würzburg  IStO.« 

9  UebM  WiirtOAbiora«  W9  daaab  BMkof  aar 
die  Ernennung  der  Pfarrverweser  und  Yikarien 
zukam,  Ygl.  Golther,  Staat  u.  kath.  Kirche  In 
Wärtemberg  S.  7S.  Erst  ioi  X  1844  wurde  ihm 
die  Besetzung  kraft  DoYolutionsrechtes  und  fezner 
diejenige  Yon  l^P£iTreiea  überlassen,  a^  a.  O. 
S.  106  ff.  und  moia  landeah.  Patronatr.  S.  56. 
Eiao  ähnliche  Kon/cessioa  wie  die  letztere  ißt  »neb 
in  B a d  en  gemacht  wordea ,  Brück,  d.  obecrh. 
Kirchenpio^nz  Si,  159.  Für  das  Grossherzogthum 
Hess  »n  hleU  dagegen  d.  Y.  y.  8.  Febsnar  1830, 
Arch.  d.  heso»  Ges.  ^,  360,  an  dem  Besetzus^Si- 
recht  der  Regierung  fest  und  gewähcte  dem  Bi> 
schof  nur  ein  Yorschlagsrecht.  Das  Gleich^  gßX% 
in  Nassau,  Brück  a.  a.  Q.  S.  158.  S.  hierzu 
noch  Friedberg  Grenzen  Sv  387.  n.  1.  Vg^. 
übrigen«  auch  Tb.  II.  S.  696.  n.  3. 

^  S.  weiter  unten^ 

^  Ygl.  unioin. 

8  Goscbafts-Instr.  f.  d.  Rdi^ruagen  y..  23.  Okt. 
1817.  S.  18.  lit.  a,,  G.  S.  S.  440^  u.  V.  y.  27. 
Juni  1845,  %.  1  (G.  S.  S.  443),  Ygl.  amsb  die  K. 
O.  Y.  30.  September  1812.,  s.  o.  S.  166.  n.  1, 
welche  die  Besetzungsj^ecbibe  dei^  in  Sohlefliea 
säoularifiirten  Stiftor  und  Kloster  thellweiae  der 
landesherrlichen,  theilweiae  der  MschoClicben  Be- 
setzung unter  Yorbehalt  der  BestiUigung  dnr  letz- 
teren zuwies. 

9  S>as  Konkordat  y.  1817  Art.  11  i.  f.  gewährt 
unter  Anerkennung  des  Riechtes  des  Landeahernn, 
die  Frasentatioasrechte  diss  aufgehobenen  kitcii- 
liehen  Korporationea  aaszniibea,  den  Bisebofen 
das  freie  KoUaitionerecht  mit  dem  Yorbebalt,  daas 
die  Beneflzien  nur  an  personaa  maiestali  gratae 
YorUeben  werden  sollten^  Jedooh  ist  i.  d^  Sutsdi. 
Y.  20.  Dez.  1821,  Dolliager  Samml.  8,  31, 
dsfl  KolliftioiiAMcht  den  Biaohdfea  ainbt  tüx  die- 
jenigen Pfründen ,  welche  die  ehemaligen  Fünit> 
bifichofe  in.  Ibreii  Eigenschaft  als  Landesberzn  aus- 
geübt haben,,  zugestaadaoi,  Yiobaahr  €ür  daa.  Pa- 
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(hier  naefa  Amfg$be  dee  frflheren  Standpm^teB),  in  Hannover^,  im  Königreich 
Saehgen^  im  KnrfÜrsteiithnm  HeaaaB^  und  in  Ssehsen-Weimar^  getAt^ 

Li  Folge  der  Bewegungen  des  Jahres  1848 ,  in  welchem  die  dentsehen  Biaohöfe 
die  bisherige  ttaatiiche  Geaet^ebung  imd  IBtaatsprazis  in  ihren  DenlEachzifien^  foe- 
ktmpften,  indem  sie  den  Einflnsa  des  Staates  aal  die  BeDefizienbeaetantigy  aowie  daa 
laadeshenliehe  Patronatreeht  nnd  die  staatUcheneits  in  Ansprach  genommene  Bucces^ 
8i(»i  in  die  KoQati«ns-'  nnd  Prftaentationareohte  dar  aftknlarisiTten  Bisttrifaner,  8tifiber 
mid  Kloster  als  mbereehtlgt  danasteäen  anchten,  traten  in  fast  aUen  Staaten  Veräii- 
denmgen  ein,  da  sieh  daa  bisheffige  ataatskirchlifdie  Sgratem  aieht  mehr  aafreokt  erhal- 
ten liesa,  nnd  die  bisehöfttefaen  Fordem^gen  maoweit,  als  sie  ein  posiliyes  Beeht  des 
Staates  anf  die  Vergebnmg  der  Benefizien  m  Abrede  stellten,  völlig  b^wchtigt  waren. 

Die  prenssisehe  Verfaaanngsnrkmide  yen  1848  hobdaastaatlidieVerachlagB-, 
Wahl-  oder  Be8ift%iingaredit  ganz  anf  ^,  nnd  in  Folge  desaen  verzichtete  die  Be- 
gienmg  anf  jedwede  Ifitwiikung  bei  der  Veii^;ebung  der  kiichJadKB  Stilen  ^. 

In  Oesterreich  wurden  dem  Kaiser  im  Konkordate  von  1855  die  Nominations- 
leefate  anf  dfie  PfMInden  des  Beligion»-  nnd  fitudienfonda  beUuMen  ^,  nnd  die  Biaehdfe 
ausserdem  besonders  angewiesen,  bei  Ansttbnng  ihres  im  fibrigen  aneitannten  freien 
KoIIaGonsrechtes  kdne  dem  Kaiser  nicht  genehme  Personen  ansoawiUen^^^. 

Dagegen  hielt  man  in  Wflrtemberg  nnd  Baden  zunächst  noch  principieU  an 
dem  landesherrlichen  Patronatreeht  fest.  Man  überliess  nur  die  in  den  Monaten  Juni 
and  Deeember  durch  Tod  erledigt  weidenden  Pfrflnden  dem  Bischof  zur  Besetzung 
und  sicherte  ihm  bei  den  Benefizien  landesherrlicher  Besetzung  das  Recht  zu,  vorher 
nnt  Semem  Outaehten  ttber  die  Bewerber  vernommen  zu  werden,  wahrte  aber  der  Re- 
giraung  das  Becht  der  Bestätigung  aller  bischöflichen  Ernennungen  ^^. 


ttonatredit  des  Landesherrn  in  Ansproch  genom- 
nen  worden,  s.  Kr  ick,  kathol.  Pfründenwesen 
in  Baiem.  PasMu  1879.  S.  31.  Aus  Art.  11  des 
KonkoidaAes  hat  ferner  die  baierische  Staatspraxis 
ein  staatliches  Oenehmignngsrecht  hergeleitet, 
Permaneder  K.R.  $.36;  Silbernagl,  Yer- 
fastuig  d.  BeUgionsgesellschaften  in  Baiern.  S.  55. 
Wegen  der  yorg&ngigen  gatachtUchenVemehmung 
der  Bischöfe  bei  Präsentationen  auf  Pfarreien  ko- 
nigUehen  Patronats  s.  o.  S.  45.  n.  8. 

1  VeifassangBnrk.  ▼.  6.  Angost  1840.  %.  72, 
Jedoch  sollte  die  Bestätigung  nicht  ohne  erbebliche 
OrCusde  verweigert  werden.  Das  Abänderongs- 
ge§etz  y.  5.  September  1848  hat  noch  die  Bestim- 
Bmng  hinzngefiigt,  dass  diese  Gründe  jeder  Zelt 
mitgetheüt  werden  sollen. 

1  Mandat  y.  19.  Febr.  1827.  $$.  1  u.  2  nnd 
Anlage  No.  1,  Schreyer,  Codex  d.  sächs.  K. 
B.  8.  281.  287  u.  Motive  zum  Ges.  y.  1876  zu 

?.  25,  Dove  u.  Friedberg  Zeitschr.  f.  K.  R. 
4,  217. 

«  V.  V.  30.  August  1829  (u.  A.  bei  Walter 
fontes  p.  350).  Danach  hatte  der  Bischof  mit  Bei- 
nth  des  Kapit^s  zu  nomlnlren. 

«  G.  V.  7.  Okt.  1823.  $.  17,  Weiss  corp.  iur. 
eodes.  p.  335.  Hier  ist  auch  das  landesherr- 
liche Patronatreeht  unter  Ausschluss  jedes 
DeroKitioiifrechts  für  Beneizien  der  säkularisir- 
len  getotlichen  Korpontionen  in  Ansprach  genom- 
men worden. 

ft  Aueh  in  Oesterreich  behielt  die  Begle- 
mng   die  firfiheren  Patronate  bei,  y.   Barth. 


Barthenheim,  Oesterreiohs gelstl.  Angelegen- 
heiten.  Sg.  98  ff.  147  ff.  Der  Gedanke  des  laii- 
deshenUehen  Pationatrechtes  tritt  klsr  hervor  in 
der  EntSchliessung  Franz*  I.  y.  6.  Sept.  1806, 
Arch.  f.  K.  k.  R.  1$,  182.  n.  1 :  „Dass  alle  yormals 
von  dem  Erzblschofe  und  Metropolitankapitel  in 
Sabd>Qrg  vergebenen  Pfründen  ohne  Ausnahme 
dem  landesfürstUchen  Patronate  und  Ernennungs- 
recht unterstehen.^ 

0  Aufgezählt  bei  Richter-D oye  J.  74.  n. 
12,  s.  auch  mein  landesh.  Patronatr.  S.  57.  70. 
83.84. 

'  Art.  15,  welchem  der  Art.  18  der  Verf.  ürk. 
y.  31.  Jsn.  1850  entspricht,  mit  der  einzigen  Ab- 
weichung, dass  die  auf  dem  Patronate  und  auf 
besonderen  Titeln  beruhenden  Rechte  des  Staates 
aufrechterhalten  werden. 

8  Min.  Verf.  y.  6.  Januar  1849,  Nr.  3  und  y. 
8.  Mai  1852,  Beiträge  z.  preuss.  K.  R.  1,  15  u. 
2,  8;  Richter  in  Dove,  Zeitsofar.  f.  K.  R.  1, 
112. 

»  Art.  25. 

10  Breye  Plus'  IX.  yom  5.  Nov.  1855,  Walter 
fontes  p.  300. 

li  Würtemb.  V.  v.  5.  MIkrz  1853,  ausser- 
ordent.  Beilage  s.  Stsatsuizeiger  Nr.  56;  mein 
landesh.  Psitronatr.  S.  59  u.  bad.  V.  v.  1.  März 
1853,  a.  a.  O.  S.  62;  vgl.  auch  Friedberg, 
Staat  u.  kath.  Kirche  ia  Baden  S.  9  ff. 

Im  Grossberaogthum  Hessen  und  Nassau 
ist  eine  Aendemng  der  früheren  Verordnungen 
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I.  Die  Hierarchie  nnd  die  Leitong  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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In  den  gadachten  Jaliren  sind  die  schon  in  Folge  der  S&knlariBation  des  J.  1803 
hervorgerofenen  Erörterangen  über  das  landesherrliche  Patronatrecht  von  Neuem  auf- 
genommen worden  ^  Vertheidiger  hat  dasselbe  damals  aber  nicht  mehr  gefonden.  Die 
Theorie  war  darin  einig ,  dass  ein  allgemeines  Besetzungsrecht  aller  kirchlichen  Bene- 
fizien  sich  begrifflich  aus  der  Souveränität  des  Staates  nicht  herleiten  lässt ,  nicht  min- 
der darin  y  dass  der  Reichsdeputationshauptschluss  von  1803^  kein  Fundament  ftlr 
eine  Rechtsnachfolge  der  Fürsten  in  alle  den  ehemaligen  Bischöfen ,  geistlichen  Kor- 
porationen und  deren  Mitgliedern  Mher  zustehenden  geistlichen  Rechte  gewährt  hat  \ 
Des  Weiteren  sind  sich  aber  zwei  verschiedene  Ansichten  gegenübergetreten. 

Die  eine  verwirft  selbst  eine  Succession  in  diejenigen  kirchlichen  Rechte ,  von 
welchen  ihrer  Natur  nach  die  Laien  an  und  für  sich  nicht  ausgeschlossen  sind  ^ ,  weil 
der  Reichsdeputationshauptschluss  keinen  kirchlich  rechtsgültigen  Titel  bilde  ^.  Die  an- 
dere bestreitet  die  letztgedachte  Auffassung  und  indem  sie  die  Säkularisation  an  sich 
als  einen  rechtswirksamen  üebertragungsakt  von  Rechten  betrachtet^,  geht  sie  davon 


auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  nieht  erfolgt.  Im 
erstgedachten  I^ande  wurde  aber  in  der  mit  dem 
Bischof  von  Mainz  1854  geschlossenen  Kon'ven- 
tion  das  Kollationsrecht  des  Bischofs  anf  die  kirch- 
lichen Beneflzien  anerkannt ,  nnd  nur  das  Recht 
der  Regierung  vorbehalten ,  binnen  Monatsfrist 
nach  der  bischöflichen  Anzeige  gegen  die  in  Aus- 
sicht genommenen  Kandidaten  etwaige  in  bOrgei- 
lieber  nnd  politischer  Hinsicht  obwaltende  An- 
stände geltend  zn  machen,  Doveu. Friedberg 
Zeitschr.  f.  K.  R.  8,  348.  349.  Auf  demselben 
Standpunkte  steht  die  Nassauische  Min.  Y.  v. 
25.  Mai  1861 ,  welche  indessen  darin  abweicht, 
dass  sie  der  Regierung  ein  Ausschliessungsrecht 
aus  allein  von  ihr  zu  beurthellenden  Gninden 
reservirt ,  falls  der  vorgeschlagene  Kandidat  eine 
persona  minus  grata  in  bürgerlicher  oder  politi- 
scher Hinsicht  sein  sollte,  a.  a.  0.  2,  127. 

1  Meine  diss.  inaug.  de  iurepatronatus  regio. 
Berl.  1855,  meine  S.177.  n.  3  angeführte  Schrift, 
sowie  m e i n e  Abhandl.  bei  Dove,  Zeitschr.  2, 
412 ;  K  0  m  p  e ,  d.  Patronatr.  im  Streite  mit  den 
Forderungen  d.  oberrh.  Episcopats  in  d.  Zeitschr. 
f.  deutsch.  R.  18,  265;  Schulte  im  Arch.  f.  k. 
K. R. 7, 215;  BluhmeinDove's  Zeitschr. f. K. 
R.  4,  46  und  dazu  Schulte  Arch.  f.  k.  K.  R. 
16,  147,  bes.  S.  182;  Ve ring  a.  a.O.  2,  697  u. 
7,  227;  Rhenanus  (Dr.  Kirch)  a.  a.  0.  9, 
299;  Gerlach,  Präsentationsrecht  auf  Pfarreien 
S.  28.  Dagegen  behandelt  Ign.  de  Czapski, 
diss.  inaug.  de  iurepatronatus  quod  vocant  regium, 
Berol.  1869  diese  Frage  nicht,  vielmehr  die  Ge- 
schichte des  Patronates,  der  Yogtei  und  der  Bi- 
schofswahlen in  Deutschland  und  Polen. 

2  S.  0.  S.  177.  n.  11. 

9  Weil  derselbe  nur  die  Güter  mit  den  ihnen 
anklebenden  Gerechtsamen  und  die  Landeshoheit 
auf  die  Fürsten  übertragen  hat,  letztere  aber  nicht 
in  die  Stellung  der  früheren  Bischöfe  und  Aebte 
als  kirchlicher  Oberer  succedirt  sind. 

4  Das  ist  die  von  den  deutschen  Bischöfen  in 
ihren  Denkschriften  S.  179.  n.  6  vertretene  Auf- 
fassung, s.  auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  21,  158,  vgl. 
femer  Yering  u.  Rhenanus  in  den  Anm.  1 
angeführten  Abhandlungen;  Rosshirt  a.  a.  O. 
4,  21  ff.;  Gerlach,  Präsentationsrecht  S.  79 ; 


Phillips  K.  R.  7,  688;  Walter  K.  B.  $.  23öa. 
n.  1  n.  S-  23öf;  Yering  K.  R.  S.  488. 

s  Die  von  demselben  angeordnete  Säkularisation 
wird  als  eine  Beraubung  der  katholischen  Kirche, 
welche  keine  Rechte  gewähren  könne,  betrachtet. 
Dem  steht  aber  entgegen,  dass  die  Säkularisation, 
durch  welche  eine  Reihe  lebensunfähiger  Staaten 
ihrem  unabwendbaren  Schicksal  verfallen  sind, 
unbezweifelt  ein  staatsrechtlich  gültiger  Akt  ge- 
wesen ist  und  mithin  auch  das  Klgenthum  an  den 
geistlichen  Gütern,  die  an  denselben  haftenden 
Rechte  und  andere  Gerechtsame  im  allgemeinen 
gültig  auf  die  Staaten  und  Fürsten ,  denen  diese 
überwiesen  worden  sind,  übertragen  hat.  Yom 
kirchenrechtlichen  Standpunkte  aus  kann  die 
Nichtigkeit  ebenfalls  nicht  mehr  geltend  gemacht 
werden.  Obgleich  der  päpstliche  Stuhl  gegen 
die  Säkularisation  damals  protestirt  hat,  vgl. 
Mejer  zur  röm. -deutschen  Frage  1,  152.  n.  1, 
ist  sie  doch  später  indirekt  von  demselben  da- 
durch anerkannt,  dass  er  die  in  Folge  der  Säku- 
larisation stattgehabte  Errichtung  des  Erzbisthums 
Regensburg  im  J.  1805,  Münch,  Konkordat  2, 
210 ff. ;  Mej  er,  Konkordatsverhandlungen  Wür- 
tembergs  von  1807.  S.  llff. ;  derselbe,  zur 
röm.-deutsch.  Frage  1,  215  genehmigt  hat^  sowie 
später  dadurch ,  dass  in  dem  zweiten  und  dritten 
Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  eine  völlig  neue 
Diöcesen-Eintheilung ,  welche  die  Säkularisation 
zu  ihrer  Yoraussetzuug  hat ,  auf  Grundlage  der 
Yerhandlungen  mit  den  einzelnen  deutschen  Staa- 
ten päpstlicherseits  vorgenommen  worden  ist. 
Durch  das  letztere  widerlegt  sich  auch  der  Ein- 
wand von  Phillips  a.  a.  0.  S.  689,  dass  die 
Kuri&  gegen  die  Wiener  Kongress-Akte  protestirt 
hat,  weil  die  geistlichen  Fürstenthümer  nicht 
wieder  hergestellt  und  die  Säkularisationen  anf- 
rechterhalten  worden  seien,  Mejer  a.  a.  0.  1, 
490  ff.;  Phillips  a.  a.  0.  3,  503.  Ygl.  auch 
meine  Ausführung  bei  Dove  Zeitschr.  2,  416. 

8  Ygl.  meine  und  Schulte's  in  Anm.  1 
angeführten  Abhandlungen ;  Schalte  Syst.  d.  K. 
R.  2,  704 ff.;  dess.  Lehrb.  d.  K.  R.  %.  76.  Nr. 
lY;  Kompe(cit.Anm.)S.268.  289;  Richter- 
DoveK.  R.  §.  163. 


§.  151.]      Die  Mitwirkung  der  Staatsgewalt  bei  der  Besetzung  der  Eirchenämter. 
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ans,  dass  das  Wesen  und  der  Titel  der  einzelnen  Besetzungs-  and  Präsentationsrechte 
untersucht  und  eine  Succession  der  Fürsten  in  dieselben  dann  angenommen  werden 
mflsse ,  falls  eine  solche  mit  Rttoksicht  auf  die  Natur  des  Rechtes  selbst  statthaft  sei^. 
Der  erwähnte  Streit  hat  fOr  die  Jetztzeit  im  wesentlichen  die  praktische  Bedeutung  ver- 
loren. Dnrch  den  Papst  selbst  sind  den  Regenten  von  Baiern^  und  Oesterreich^ 
die  Präsentations-  und  Nominationsrechte  der  aufgehobenen  geistlichen  Institute  über- 


1  Von  diesem  Standpunkt ,  welchen  aneh  die 
Reicks- Deputation  eingenommen  bat,  Protokolle 
d.  ausserordentlichen  Reichsdeputation  zu  Regens- 
burg.   Regensb.  1803.  2,  357,  Arcb.  f.  k.  K.  R. 
7, 221,  aus  ergiebt  sich,  dass  eine  Rechtsnachfolge 
anzunehmen  ist  bei  dinglichen  Patronaten, 
welche  an  saknlarisirten ,  in  die  Hände  der  Lan- 
desherrn gelangten  Gütern  gehaftet  haben.    Der 
Uebergang  solcher  Rechte  ist  theils  auf  Grund  der 
Irrigen  Annahme  in  Zweifel  gezogen  worden,  dass 
die  Patronatrechte  der  Bischöfe  und  sakularisirten 
Korporationen,  als  geistliche  Patronate  nicht  zu- 
gleich hätten  dingliche  sein  können,  so  Schil- 
ling, d.  kirchliche  Patronat  S.  124,  vgl.  o.  8. 13; 
theils  will  man  die  Vorschrift  des  Tridentinums 
Sess.  XXII.  c.  21  de  ref.,  wonach  die  Landes- 
herm  als  spoUatores  ecclesiae  von  der  Succession 
in  diese  Rechte  ausgeschlossen   seien,   anwen- 
den, s.  z.  B.  Phillips  7,  689;  dabei  wird  aber 
übersehen  ,  dass  die  rechtsgültige  Säkularisation 
nicht  als  Spoliation  im  Sinne  des  Tridentinums 
bebandelt  werden  kann.    Endlich  ist  auch  insbe- 
sondere der  uebergang  auf  die  protestantischen 
Lsndesherm  bestritten  worden,  womit  man  das  in 
Deutschland  bestehende,  ihnen  günstige  Gewohn- 
heitsrecht,  8.  0.  S.  33,   ignorirt  hat.     Dadurch 
erledigt  sich  auch  der  Blnwand ,  welcher  aus  der 
Erklärung  des  Kardinals  Consalvl  in  der  s.  g.  es- 
posizione  dei  sentimenti  dl  Sua  Santitä  v.  1819. 
Nr.  36,  Münch  Konkordate  2,  407,   dass  der 
Papst  „die  Succession  in  das  Patronatreoht  der 
alten  Bischöfe  und  In  jenes  der  wirklich  aufgeho- 
benen geistlichen  Korporationen  den  nicht  ka- 
tholischen Fürsten  nicht  zugestehen  kann^, 
hergenommen  worden  ist.  Vgl.  ferner  mein  lan- 
deshenU  Patronatreoht  S.  27  ff.  Gleichgültig  ist  es 
fibiigens,  ob  das  betreffende  Gut  zum  Landesver- 
mögen  oder  zum  Tafetgut  des  Bischofs  oder  Abtes 
gehört  hat,  and.  M.  Schulte  im Arch.  f.k.  K.R. 
7,224,  welcher  im  letzteren  Fall  dasPatronatrecht 
erlöschen  lässt,  obwohl  beide  Arten  von  Güteri}  an 
die  Landesherren  gekommen  sind.    Nicht  über- 
gangen sind  dagegen  1.  die  Besetzungsreohte  der 
Bisdiöfe  und  Prälaten ,  welche  ihnen  als  solchen 
zugestanden  haben,  da  diese  Ausflüsse  ihrer  fort- 
gefallenen   kirehenreglmentlichen   Stellung    ge- 
wesen sind,  2.  die  persönlichen  Patronate  eines 
geistUchen  Landesherm,   Klosters,  Stiftes  oder 
Stutamtes ,  denn  eine  Universatsuccesslon  in  die 
Rechte  dieser  Personen  ist  auf  Grund  des  Reichsde- 
putationshauptschlnsses  nicht  eingetreten,   3.  die 
auf  einer  incorporatio  quoad  temporalia  et  splrl- 
tualia  beruhenden  Besetzungsreohte  der  erwähn- 
ton Korporationen  oder  Stiftsämter  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  hier  die  ersteren  oder  die  Inhaber 
der  Aemter  kraft  ihrer  SteUung  das  inkorporirte 
Beneflzlum  seihet  innehatten  und  die  Landesherm 
nicht  in  die  UrchUchenBenefizien  succedizt  sind. 


Was  endlich  4.  das  Präsentationsrecht  bei  der  in- 
corporatio quoad  temporalia  betrifft ,  so  wird  sich 
ebenfalls   keine   Succession  in  dasselbe  (früher 
mein  landesh.  Patronatreoht  S.  40  habe  ich  das 
Gegen theil  vertheidigt),  begründen  lassen.  Denn 
wenn  auch  diese  Art  der  Inkorporation  einen  mehr 
vermögensrechtlichen  Charakter  gehabt  hat,   so 
iLann  das  Priisentatlonsrecht  doch  nicht  als  Ac- 
cessorlum  des  inkorporirten  Vermögens  angesehen 
werden.  Historisch  betrachtet  ist  es  allerdings  ein 
losgelöster  Bestandtheil  des  ehemaligen  Eigen- 
thums  des  geistlichen  Instituts  an  der  Kirche  und 
den  Gütern  derselben  gewesen,  Th.  II.  S.  447. 
Diese  Auffassung  ist  aber  längst  beseitigt,  vielmehr 
ist  das  gedachte  Recht  später  ein  Ausfluss  der  Stel- 
lung des  Inkorporationsberechtigten  als  pastor  pri- 
midvus,  welchem  die  temporale  Seite  des  Amtes  zu- 
kam, geworden.  In  die  desfallsigen  Befugnisse  des 
letzteren  konnten  aber  die  Landesherren  nicht  suc- 
cediren,  z.  B.  nicht  in  das  etwaige  Recht  desselben, 
den  eingesetzten  Vikar  beliebig  abzurufen ,  a.  a. 
0.  S.  448,  vielmehr  nur  in  die  einzelnen,  der  In- 
korporation unterworfenen  Vermögensstücke,  an 
denen  als  solchen  das  Präsentationsrecht  niemals 
gehaftet  hat.  Eine  Ausnahme  tritt  bei  beiden  Arten 
der  Inkorporation  dann  ein,  wenn  das  berechtigte 
Institut  vor  derselben  schon  ein  dingliches  Patro- 
natreoht auf  das  später  inkorporirte  Beneflzium 
besessen  hat,  a.  a.  0.  S.  634 ff.  —  warum  S  ch  u  1  te 
7,  225  dies  nicht  für  die  ersterwähnte  Art  der 
Inkorporation  gelten  lassen  will,  Ist  unerfindlich, 
—  denn  unter  dieser  Voraussetzung  ist  das  Patro- 
natreoht nicht  erloschen,  sondern  nur  suspendirt 
worden  und  konnte  wieder  zur  Wirksamkeit  ge- 
langen ,  nachdem  das  aus  der  Inkorporation  her- 
vorgehende Emennungs-,  bez.  Präsentationsrecht 
fortgefallen  war,  s.  o.  Th.  II.  S.  451. 454 ;  s.  auch 
Kompe  a.  a.  0.  S.  289.     In  allen  Fällen,  wo 
nach  den  vorstehenden  Ausführungen  die  bis- 
herigen  Ernennungs-    und    Präsentationsrechte 
untergegangen  sind,  muss  die  freie  Kollation  des 
Bischofs  eintreten.  Wenn  Schulte  a.  a.  0.  fer- 
ner bemerkt,  dass  die  persönlichen  weltlichen 
Patronate  der  früheren  Stände  und  anderen  welt- 
lichen Institute  auf  die  jetzigen  Stände ,  bez.  das 
Land  (Fiskus)  übergegangen  sind ,  weil  diese  in 
deren  Gesammtrechte  eingetreten  seien,  so  kommt 
es  hierbei  darauf  an ,  ob  nach  dem  bestehenden 
Staatsrecht  für  die  jetzigen  Stände  eine  solche 
Nachfolge  angenommen  werden  kann ,  jedenfalls 
konnte  aber  das  Land,  bez.  der  Landesherr  nicht 
in  Patronate  erloschener  kirchlicher  Institute  suc- 
cediren ,  weil  der  persönliche  Patronat  mit  dem 
Vermögen  des  Berechtigten  nicht  übergeht,  s.  o. 
S.  84. 

«  S.  0.  S.  178.  Anm.  9. 

8  S,  0.  S.  179.  Anm.  9. 
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laseen  worden.  Anoh  haben  seit  der  Mitte  dieeee  JabrhiiadertB  die  fltaalaregienui^eii 
mehrerer  dentBehen  Staaten  ^  Yereiiibanmgra  ndt  den  euuelaeB  Bkehöfen  desInhidteB 
gesehioagen,  daes  den  letzteren  eine  bestimmte  AnaaU  von  Benefiaien,  namentUeh 
Pfarreien ,  aar  eigenen  BeeetzsBBg  flb^rwiesen ,  in  Besng  auf  einen  anderen  Tbeil  aber 
die  Prisentations-  nnd  Nominationsreohte  den  Begieningen  vorbehalten  and  von  den 
Bischöfen  anerikaant  wnrden ,  indem  man  dabei ,  soweit  dies  mögUofa  war ,  auf  den 
historischen  Ursprung  der  einzelnen  Rechte  zurückgegangen  ist  und  nach  Massgabe 
ihrer  Titel  die  Scheidung  voi^enommen  hat.  Eine  pftpstliche  Genehmigung  ist  nur  ftlr 
zwei  der  gedachten  Abkommen  ertheilt  worden  ^^  sie  war  aber  auch  kivehenrechtiieh 
nur  insofern  nöthig ,  als  etwa  bei  den  Vereinbarungen  von  den  Bischöfen  den  Regie- 
rungen Präsentations-  oder  Patronatsrechte  auf  diejenigen  Stellen  zugestanden  worden 
sind,  fttr  welche  die  letzteren  solche  rechtlich  nicht  zu  beanspruchen  hatten  '. 

Thatsächlich  haben  auch  diejenigen  Staaten,  welche  das  landesherrliche  Patronat- 
recht  früher  noch  festgehalten  hatten ,  dasselbe  seit  den  fünfziger  Jahren  dieses  Jahr- 
hunderts aufgegeben  ^.  Ein  indirekter  Verzicht  darauf  ist  erst  in  den  GesetEen  derselben, 
welche  tfaeils  nach  dem  Scheitern  der  Konkordatsbestrebungen  ^,  theils  aus  Anlasfl  des 
Vatikanischen  Konzils  ^  ergangen  sind,  erfolgt.  Während  in  ihnen  das  staatliche  Mitwir- 


1  8oWürtemb6rgi.J.  1856 11.1867  imZtt- 
sammenhange  mit  den  VexhAadlangeii  wegea  des 
Konkofdates,  Ooltber,  Staat  n.  kath.  Kirdie  in 
Wüitemberg.  8.  167;  Aich.  f.  k.  K.  R.  2,  287 
Bekanntmaehg.  ▼.  9.  Mirz  1858,  u.  a.  bei  Rey- 
sober,  d.  ÖBterr.  u.  wflrtemb.  Konkordat  Tö- 
bingen  1868.  8.  144.  (danach  eibielt  der  Bi- 
schof 178  Pfründen,  318  blieben  im  kön.  Pa. 
tronat,  über  30  endlich  sind  besondere  Bestim- 
mangen  getroffen  worden);  in  Baden,  nachdem 
die  ebenfalls  bei  den  Konkordatsverhandlungen 
mit  der  Knrie  i.  J.  1859  geschlossene  Ueber- 
einkunfl  nicht  zu  Stande  gekommen  war,  sind 
nach  der  Yereinbamng  ▼.  13.  März  1861  der 
landesherrlichen  Prisentation  304  Pfründen  ver- 
blieben ,  der  bischöflichen  Verleihung  163  über- 
wiesen worden  (in  Betreff  von  132  besondere  Vor- 
schriften), V.  V.  20.  NoY.  1861,  Dove  Ztschr. 
%  214,  n.  Aroh.  f.  k.  K.  B.  7.  124,  erzbischöfl. 
V.  T.  20.  Nov.  1861,  Arch.  a.  a.  O.  8.  126;  vgl. 
anoh  Friedberg,  Staat  n.  kath.  Kirche  i. Baden. 
S.  lOff.  Für  Pren BS en  kommen  nachstehende 
Veretabarangen  in  Betracht:  1.  mit  dem  Erz- 
bischof V4  Onesen-Posen  v.  1864  (51  Pfrün- 
den landesh.  Prisentation,  65  bischöfl.  Kollation, 
16  mit  Vorschlagsrecht  des  Domkapitels,  über  47 
besondere  Bestimmungen),  Arch.  f.  k.  K.  R.  24, 
224 ff. ;  V.  1867  nüt  dem  Fürstbischof  v.  fires- 
lan  (96  Pfj.  Idesh.  PriLs.,  136  biaohofl.  Koll.), 
a.  a.  O.  20,  299,  —  hierdnreh  ist  die  frühere 
Alternative  anf  Qmnd  der  V.  v.  30.  Sept.  1812, 
S.  166.  n.  1,  ersetzt  — ,  3.  v.  1852  mit  dem  Bi- 
schof v.  Paderborn  über  die  Stellen  im  west- 
fUischeo  Antheil  der  Diöcese  (51  Idesh.  Pris.  n. 
221  bisch.  KoU.),  Arch.  f.  k.  K.  R.  24,  241  ff. ; 
G  e  r  1  a  c  h ,  Paderbomer  Diöcesanrechte.  2.  Anfl. 
S.  49ff.  (wegen  der  Stellen  im  Eichsfelde  ist  seit 
1846  verhandelt,  aber  eine  Einigung  bisher  nicht 
erzielt  worden,  Arch.  f.  k.  K.  R.  24,  234 ff.); 
4.  V.  1854  mit  dem  Bischof  v.  Mün8terr23ldh. 
Präs.,  32  bischöfl.  Kollation),  a.  a.  0.  S.254;  u. 
V,  1868^mit  deinselbep  wegen  d,  Rechtsrheinischen 


Theils  seiner  Diöcese  (10  Idesh.  Präs.,  18  bisch. 
KoU.,  1  bes.),  a.  a.  0.  S.  256;  5.  v.  1870  mit 
dem  Bischof  v.  Trier  in  Betreff  der  rechtorhei- 
nisohea  SteUen  (9  Idesh.  Pribs.,  16  bisch.  KoU.) 
a.  a.  O.  27,  43;  6.  v.  1871  mit  dem  Bischof  v. 
Fulda  (nur  4  Idesh.  Präs«  unter  Verzichtleistnng 
auf  das  Patronatreoht  aller  übrigen),  a.  a.  O.  S. 
49,  u.  V.  1872  wegen  des  ehem.  bair.  Antheils 
der  Diöcese  (2  Idesh.  Prl&s.)  a.  a.  0.  36,  421.  7. 
V.  1873  mit  dem  Bischof  YOn  Limburg  (28  Idh. 
Praa.,  die  übrigen  freier  bischöfl.  Kollation),  a. 
a.  O.  30,  304.  8.  Mit  dem  Bischof  v.  Gulm  ist 
dagegen  schon  1848  vorbehaltlich  einer  weiteren 
definitiven  Uebereinkunft,  welche  aber  bisher  nicht 
zu  Stande  gekommen  ist,  vereinbart,  dasa  die 
Pfarrstellen,  welche  früher  von  den  Bischofen, 
Domkapiteln  und  Klostern  vergeben  worden  sind, 
bei  ihrer  Erledigung  in  den  6  päpstlichen  Monaten 
der  landesherrliehen,  bei  einer  sokhen  in  anderen 
Monaten  der  bischöflichen  Verleihung  nnterstehaa 
BoUen,  a.  a.  0.  24,  266« 

>  Nämlich  das  würtembergisehe  u.  das 
preussisohe  für  Posen,  s.  d.  vor.  Note. 

>  IndeBsen  haben  dieselben  auch  insoweit  dieser 
Qejiichtopunkt  zutrifft,  durch  die  neuere  preaa- 
sische,  würtembergisehe  und  badiaohe  Ge- 
setzgebung, 8.  die  Anführungen  S.  99.  n.7,  ihre 
feste  staatsgesetzllohe  Grundlage  ethalteo ,  vgl. 
auch  unten  unter  II.  A.  Uebrigena  kann  nioht  ver- 
kannt werden,  dasa  alle  diese  Vereinbarungen  für 
die  Bisehöfe  und  somit  für  die  katholiaehe  Kirebe 
günstig  gewesen  sind ,  und  dass  heute  das  Areie 
KoUationsrecht  der  ersteren  viel  weniger  Bin- 
schr&nkungen,  ab  zur  Zeit  des  früheren  deutschen 
Reiches  erleidet,  vgl.  auch  Hauber  bei  Dove 
Zeitsehr.  f.  k.  K.  R.  2,  380. 

^  So  Würtemberg,  Baden,  a.  Anm.  1-, 
Hessen-DarmBtadtundNaflsau,  s.  8.  179. 
n.  11. 

6  In  Würtemberg  u«  Baden  in  den  Ge- 
setzen von  1860  u.  1862,  s.  unter  II. 

P  In  HesBen-Darmstadt,  e.  ebendaaelbet. 
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ko^gereokt  bei  der  Beaetzimg  der  Kiichenftiuter  im  Laufe  der  m  Frage  stehenden  Zeit  eine 
iniflier  giOeaere  Abfiehwäebimg  erfahren  hat,  sah  man  sich  andererseits  inPrenssen 
nadi  dem  YatäamschenKonail  gezwangen,  die  seitdem  J.  1848  betretene  Bahn  zu  ver- 
laflBen  und  wenigstens  ein  Recht  der  Abwehr  gegenüber  der  Aemtervergebong  durch  die 
kirchlichen  Oberen  dem  Staate  gesetzlich  zu  sichern  ^ .  Das  letztere  ist  anch  inOester- 
reich  ans  derselben  Veranlassung  geschehen,  aber  damit  nur  für  di^enigen  Befng- 
aisse ,  welche  bisher  schon  kraft  eines  neben  dem  Konkordat  gewAhrten  päpstlichen 
PdYÜegs  geti>t  wurden,  ein  staatsgeselzliohes  Fundament  geschaffen  worden^. 

U.  Das  geltende  Becht.  Die  in  Kraft  stehenden  Gesetzgebungen  in  den 
deutsehen  Staaten  über  den  Antheil  der  Regierungen  bei  der  Besetzung  der  kirchlichen 
Aemtw  lassen  sich  auf  foigende  Gruppen  zurückführen : 

A.  Weitaus  die  Mehrzahl ^  gewührt  in  Uebereinatimmnng  mit  der  österreichi- 
aehen  Gesetzgebung  der  Staatsregierung  Ar  die  Regel  nur  das  negative  Recht  des 
EinsprncheSy  und  zwar  (wobei  idi  von  der  Exklusive  bei  der  Besetzui^  der  bischöf- 
lidben  StflUe  und  der  SteU^i  in  den  Stiftern  absehe)^  theils  in  Betreff  der  Kirch en- 
amter^  überhaupt,  —  hierher  gehören  die  Gesetze  Würtembergs®,  Badens'^ 
imd  Hessens^,  nicht  minder  Oesterreichs®  — ,  theils  nur  hinsichtlich  der  geist- 
UeheiiAemter^^  so  das  preussische^^unddaskdn.  sächsische  Recht  ^^  erateres 
jedoch  auch  hinsichtlich  der  Aemter,  welche  zur  Verwaltung  kirchlich  oder  staatlich 
erledigter  Bisthfimer  bestimmt  sind^',  endlich  auch  allein  in  Betreff  der  Pfarrämter, 
wie  das  lippische  Gesetz ^^. 

Während  nach  dem  letzteren  das  Ablehnungsrecht  schlechthin ,  und  schon  des- 
halb, weil  der  in  Aussicht  genommene  Kandidat  dem  Landesherm  eine  persona  minus 
grata  iat,  also  rein  nach  den  sulyektiven  Anschauungen  des  letzteren  ausgeübt  werden 


*  5.  unter  O. 

2  Ebendaselbst.  Was  die  übrigen  bisher  be- 
rührten Staaten  betrifft,  so  ist  nur  aoch  in  Sach- 
sen eine  neue  gesetzli^e  Regelang  erfolgt.  Ib 
den  anderen  Ländern  ist  es  bei  den  einmal  ergan- 
genen gesetzlichen  Bestimmungen  (s.  unter  n.) 
Terblieben. 

3  Tgl.  hierzu  auch  meine  Abhandlung  in 
Hartmann  Ztschr.  f.  Gesetzgebung  n.  Praxis 
d.  dentsch.  öffentL  Rechts  %  54Öff. 

4  Th.  n.  S.  682.  696. 
6  Th.  U.  S.  506. 

e  Ges.  T.  30.  Jan.  1862.  Art.  4. 
^  Ges.  ▼.  9.  Okt.  1860.  g.  9. 

8  Th.  11.  6.  504.  n.  3 ;  in  Betreff  der  SteUver- 
tietang  und  Hilfeleistung  in  Kircbenämtem  s.  a. 
n.  O.  S.  507. 

9  Oes.  V.  7.  Mai  1874.  $.  3.  „Die  Besetzung 
der  Erzblsthümer  und  Bisthfimer,  dann  der  Ka- 
nonikate  an  simmtlichen  Kapiteln,  sowie  die  Kr- 
nennnng  der  bisohoflichen  Generalvikare  erfolgt 
in  der  bisherigen  Weise.  —  In  Fällen,  wo  die 
BeaetEung  nicht  auf  landesffirstlicher  Ernennung 
oder  einer  landesfuzstlich  bestätigten  kanonischen 
Wahl  beruht,  ist  die  für  eines  der  genannten 
hircUichen  Aemter  in  Aussicht  genommene  Per- 
son der  staatlichen  Kultusyerwaltung  anzuzeigen. 
—  Gegen  eine  von  der  letzteren  erhobene  Ein- 
spraehe  rS  2)  —  8.  Th.U.  S.504.  n.  11.  S.510; 
511.  n.  D  —  darf  die  Besetzung  oder  Ernennung 
niehi  •Uttflndon.''    $.  6.   ^u  Fällen  der  freien 


Verleihung  oder  einer  nicht  vom  Kaiser  oder  von 
den  landesfilrstlichen  Behörden  ausgehenden  Prä- 
sentation, dann  im  Falle  der  Bestellung  eines 
Pfairverwesers  ffir  eine  incoq^orirte  Pfründe  hal 
der  Bischof  die  hiefür  ausersehene  Person  der 
Landesbehörde  anzuzeigen.  —  i)er  letzteren  steht 
zu,  dem  Bisehol  ihre  Einwendungen  unter  An- 
gabe der  Gründe  ($.2)  mitzutheUen.''  Der  $.  3 
führt  gegenüber  dem  früheten  Zustand  nur  die 
Neuerung  herbei ,  dass  auch  die  Anstellung  der 
Generalvikare  dem  staatlichen  Einsprach  unter- 
liegt, Motive  zu  %,  3,  Gautsch  v.  Franken- 
thurm  die  konfessionellen  Gesetze  S.  45.  Zu 
S.  6  vgl.  auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  39,  142. 

io  Th.  II.  S.  505.  506. 

ii  Th.  n.  S.  504.  n.  1. 

12  Ges.  V.  23.  Aug.  1876.  $$.  24  — 26,  s.  auch 
Th.  II.  S.  507. 

13  Th.  n.  S.  506  u.  meine  Ahhdlg.  b.  Hart- 
mann a.  a.  0.  1,  245. 

14  Ed.  V.  9.  März  1854.  Art.  2,  Beiträge  z.  preuss. 
K.  B.  2,  82:  „Insbesondere  verstatten  wir  dem 
Bischöfe  zu  Paderborn  die  Errichtung  katholischer 
Pfarreien  und  deren  Besetzung  mit  den  einen  ka- 
nonischen Tischtitel  besitzenden  Priestern  mit 
dem  Vorbehalt,  hlebei  personam  minus  gratam 
abzulehnen.'' 

Auch  die  waldecksche  Y.  v.  1861.  $.  3, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  9,  22  nimmt  einen  schlechthin 
zu  berücksichtigenden  Einspruch  bei  der  Be- 
setzung der  Pfanei  zu  Pyrmont  in  Anspruch. 
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I.  Die  HieraroUe  und  die  Leitung  der  Kiiehe  durch  dieselbe. 
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kannS  ist  dasselbe  in  Würtemberg,  Baden  und  Hessen  insofern  beschränkter, 
als  hier  die  Staatsregienmgen  nnr  ihnen  in  bflrgerlicher  oder  politischer  (hess.  Ges. 
staatsbürgerlicher)  Beziehung  missfUlige  ELandidaten  unter  Angabe  des  Grundes ,  bez. 
(würtemb.  Ges.)  unter  Anftlhrung  der  Thatsachen  ablehnen  dürfen.  Unter  dem 
ersteren  Gesichtspunkte  können  diejenigen  ausgeschlossen  werden,  welche  wegen  ihrer 
Stellung  im  bflrgerlichen  Leben ,  also  insbesondere  wegen  geminderter  Ehre ,  wegen 
Bescholtenheit  oder  faktischer  Anrüchigkeit,  in  letzterer  diejenigen,  welche  wegen 
ihrer  Stellung  zum  Staate,  wegen  ihres  politischen  Verhaltens,  Zuwiderhandelns  gegen 
die  Staatsgesetze,  wegen  Nichtbeachtung  der  durch  den  konfessionellen  Frieden  gebo- 
tenen Rücksichten  oder  wegen  mangelnder  Befähigung  für  die  mit  den  Eirchenämtem 
verbundenen  staatlichen  Gesch&fte  zur  Versehung  öffentlicher  kirchlicher  oder  geistlicher 
Funktionen  ungeeignet  erscheinen 2.  Ein  Prüfungsrecht  darüber,  ob  der  angegebene 
Grund  die  MissfäUigkeit  rechtfertigt ,  steht  den  kirchlichen  Oberen  nicht  zu ,  yielmehr 
hat  in  dieser  Beziehung  allein  die  Staatsregierung  zu  entscheiden  3.  Ebensowenig  be- 
steht eine  Verpflichtung  der  letzteren ,  falls  ihre  Anfahrungen  in  thatsftchlicher  EHn- 
siebt  bestritten  werden  sollten,  den  Beweis  für  dieselben  zu  erbringen  ^. 

In  üebereinstimmung  damit  steht  das  d  st  er  reich.  Gesetz,  welches  nur  statt  der 
erwähnten  Ausdrücke  die  Formulirung :  »in  sittlicher  und  staatsbürgerlicher  Hinsicht 
vorwurfsfreies  Verhalten«  angenommen  hat^. 

Dagegen  beschränkt  das  sächsische  Gesetz <^  den  Einspruch  auf  den  Fall,  dasa 
wider  den  in  Aussicht  genommenen  Kandidaten  auf  Grund  seines  bisherigen  Verhaltens 
die  Annahme  gerechtfertigt  erscheint,  dass  er  den  Staatsgesetzen  oder  den  von  der 
Obrigkeit  innerhalb  ihrer  gesetzlichen  Zuständigkeit  erlassenen  Anordnungen  entgegen- 
wirken oder  den  öffentlichen  Frieden  stören  werde ,  ohne  allerdings  ftir  die  Regierung 
eine  Pflicht  zur  näheren  Begründung  der  deswegen  erhobenen  Einsprache  festzusetzen. 

Das  preussische  Recht  endlich  kennt  diesen  Ausschliessungsgrund  des  sächsi- 
schen Gesetzes  ebenfalls .  Es  hat  aber  noch  den  weiteren  aufgestellt,  dass  der  Anzustel- 
lende wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  ehrmindemden  Vergehens  ^  verurfiheilt  worden 
ist,  oder  sich  in  Untersuchung  befindet,  und  verlangt  fßr  beide  Fälle  die  Angabe  von  That- 
sachen, welche  den  betreffenden  Einspruchs-Grund  als  gerechtfertigt  erscheinen  lassen  ^. 


1  Vgl.  auch  Th.  ü.  S.  686.  Ebenso  ist  es  in 
Waldeok. 

>  Motive  z.  wüitemb.  Gesetz  bei  Do^e»  Ztsobr. 
f.  K.  B.  2,  94;  Hanber  a.  a.  0.  2,  381;  Ool- 
thera.  a.  O.  S.  293. 

8  Hanber  a.  a.  0.;  Friedberg,  Staat  n. 
kath.  Kirche  1.  Baden.  S.  2öff. ;  Golther  a.  a. 
O.  8.  292. 

*  Ein  solches  Becbt  gewähren  die  Gesetze  nicht. 
Vgl.  Kommissionsbericht  d.  I.  Kammer  z.  badi- 
schen Gesetz  bei  Spohn,  bad.  Staatskirchen- 
recht. S.  19 :  „Es  wird  dadurch  die  £togiening  in 
keine  Beweisführung  gegenüber  von  den  ihr  Miss- 
liebigen  oder  der  Kirche  Terwickelt,  indem  es  sich 
Yon  selbst  yersteht,  dass  keine  Verpflichtung  für 
sie  bestehen  kann,  sich  über  die  von  ihr  mltge- 
theüten  Gründe  in  eine  weitere  Verhandlung  ein- 
zulassen und  den  Beweis  der  Wahrheit  zu  führen. 
Und  dennoch  gewährt  die  Nothwendigkeit  der  An- 
gabe eines  Grundes  eine  bedeutende  moralische 
Sicherung  gegen  etwaige  einseitige  Idiosynkra- 
sien oder  fanatische  Blchtungen,  welche  Ja  auch 
bei  einem  8tMtema|i|ie  Toriiomman  können". 


»  Th.  II.  8.  510  u.  o.  8. 183,  n.  9.  Vgl.  übrl- 
gens  auch  die  zweitfolgende  Anm. 

6  $.  24  Abs.  2. 

7  d.  h.  eines  solchen,  welches  daa  Belcha  Str. 
G.  B.  mit  Zuchthaus,  mit  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  oder  dem  der  öffentlichen  Aemter 
bedroht,  %.  16  des  Ges.  v.  12.  Mal  1873. 

8  Dem  Wortlaut  des  preuss.  Gesetzes  $.  16 
nach  ist  der  Einspruch  auch  zulässig ,  wenn  der 
Anzustellende  nicht  die  Reichsangehörigkeit  und 
die  erforderliche  Vorbildung,  s.  Th.  II.  S.  504. 
508,  besitzt.  Dabei  handelt  es  sich  aber  um 
Voraussetzungen,  deren  Fehlen  ganz  unabhängig 
▼om  Einspruch  die  Nichtigkeit  der  Anstellung 
nach  sich  zieht  und  welche  nicht  durch  Unter- 
lassung desselben  ersetzt  werden,  s.  %,  17  a.  a. 
0.,  wie  dies  auch  beim  Mangel  anderer  staata- 
gesetzlicher  Erfordernisse,  s.  a.  a.  O.  S.  510. 
No.  4,  wegen  deren  NlchtTorhandensein  daa  Gesetz 
den  Einspruch  des  %.  16  nicht  zul&sat,  der  Fall  sein 
kann.  Der  Einspruch  wegen  der  im  Text  erwähnten 
Gründe,  sowie  der  des  würtemberglachen, 
sächsisch  en,  bad  Ischen  und  he  es  i  sehen 
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Endlieh  gewährt  es  dem  geistliehen  Oberen  auch  gegen  eine  solche  Einspmchserklämng 
die  Bemfiing  mit  30tSgiger  Ausschlnssfrist  an  den  Gerichtshof  fQr  kirchliche  Ange- 
legenheiten, worans  zugleich  folgt,  dass  der  Staatsregiemng  die  Beweislast  fOr  die  an- 
geAhrten  Thatsachen  obliegt  >. 

Das  Einsprachsrecht  findet  bei  jeder  üebertragung  eines  kirchlichen ,  bez.  geist- 
tieken  Amtes  statt,  gleichviel  ob  dieselbe  frei  durch  den  kirchlichen  Oberen  oder  nicht, 
z.B.  auf  Präsentation  eines  Patrons,  Nomination  oder  Vorschlag  eines  anderen  Be- 
reehtigtai  erfolgt  2. 

Zur  Enndglichnng  des  Einspruches  ist  der  geistliche  Obere  verpflichtet,  den  in 
Anwicbt  genommenen  Kandidaten  unter  Bezeichnung  des  demselben  zu  übertragenden 
Amtes  zu  benennen  ^,  Er  darf  erst  zur  üebertragung  des  letzteren  schreiten  j  wenn 
die  Regierung  erklärt  hat,  dass  sie  keinen  Einspruch  geltend  zu  machen  habe,  in 
Prenssen  und  Oesterreichauchdann,  wenn  die  Staatsbehörde  innerhalb  30  Tagen 
nach  erfolgter  Benennung  gar  keine  Erklärung  abgegeben  hat^. 


Rechtes  hat  dagegen  das  Eigenthflmliche,  dass  er 
eihoben  werden  mnss,  um  die  Anstellnog  zu  hin- 
dern, und  dass  diese  bei  Unterlassung  des  Ein- 
spniehs,  wenn  nur  Gelegenheit  dazu  gegeben  war, 
gfiltig  und  unanfechtbar  wird.  Das  prenssische 
Oecetz  wirft  also  zwei  verschiedene  Dinge  zu- 
Hmmen,  welche  Joristtsch  auseinander  zu  halten 
imd,  Tgl.  meinen  Kommentar  zu  d.  preuss. 
Kirehengesetzen  v.  1873.  S.  134.  No.  17  und 
meine  Abhdlg.  bei  Hartmann  a.  a.  0.  2,  546, 
offenbar  deshalb,  well  es  das  Berufungsverfihren 
(s.  0.  im  Text)  auch  bei  einem  Einspruch  wegen 
des  Fehlens  der  Torhingenannten  wesentlichen 
Erfordernisse  massgebend  sein  lassen  wollte.  Die- 
seihe  Inkorrektheit  findet  sich  ebenfalls  im  Ö  s  t  e  r  - 
reichischen  Gesetze,  dessen  §§.  3  u.  6,  s. 
S.  183.  n.  9,  auf  den  auch  alle  wesentlichen  Vor- 
tQMetzungen  festsetzenden  %.  2  verweisen,  s. 
ferner  Th.  U.  S.  510.  n.  7. 

Diesichsische  und  die  badische  Gesetz- 
gebung weichen  darin  von  der  preussischen 
tb,  dass  sie  die  Yerurtheüung  zu  einem  Ver- 
brechen oder  ehrmindemden  Vergehen,  erstere 
tnch  die  Untersuchung  wegen  eines  solchen,  s. 
Th.  n.  8.  510,  zu  einem  absoluten  Ausschlies- 
rangsgrond  machen,  welcher  nicht  durch  Unter- 
luiong  des  Einspruches  fortfallen  kann. 

1  Mein  dtirter  Kommentor  S.  134.  n.  17. 

'  Dies  erglebt  sich  für  Preussen,  Hessen, 
Siehsen  aus  dem  Gebrauch  des  Wortes:  „über- 
tngen"  in  den  angeführten  Gesetzen,  vgl.  meinen 
eitiiten  Kommentar  8. 104 ;  s.  auch  5s  terr.  Qes, 
S-6,  s.  8.  183.  n.  9.  In  Preussen,  Hessen, 
Sachsen  und  Oesterreioh  hat  auch  in  diesen 
Fillen  der  kirchliche  Obere ,  nicht  der  Patronats- 
oder  sonstige  Berechtigte  die  Handlungen  vorzu- 
Behmen,  welche  zur  ErmdgUchung  des  Einspruches 
erforderlich  sind,  s.  folgende  Note.  In  War- 
te m  borg  ist  dagegen  das  Verfahren  schon  in 
Folge  der  Konkordatsverhandlungen  dahin  ge- 
ngelt, dass  der  Patron  seinerseits  vor  Ausstel- 
inng  der  Prlsentotionsurkunde  durch  Vermitte- 
hing  das  katholischen  Kirchenrathes  die  Erkll- 
nng  der  Begierung  über  die  etwaige  Beanstondung 
des  Kandidaten  einzuholen,  nnddemnichstbel  der 
Prisentation  den  schrifttichen  Bescheid  der  letz- 


teren über  die  Nichtbeanstandung  dem  Bischof 
mit  einzureichen  hat,  V.  v.  27.  Jan.  1858,  v.  V  o  g  t, 
Samml.  kirchl.  Verordn.  s.  Rottenburg  Schwib. 
Gmünd.  1876.  S.  431.  n.  1.  Ebenso  ist  es  in 
Baden,  erzbischöfl.  V.  v.  30.  Nov.  1861.  $$.7. 
8.  vgl.  hierzu  Friedberg  a.a.O.  S.  13  ff.  240fr. 

3  cit.  preuss.  Ges.  $.15  (an  den  Oberpräsi- 
denten); hess.  Ges.  Art.  4  (an  das  Ministerium 
des  Innern),  osterr.  Ges.  $y  3.  6  (an  die  staat- 
liche KultuBverwaltung,  bez.  die  Landesbehörde) ; 
sich 8.  Gtes.  $.25,  das  eine  Anzeige  der  „Ernen- 
nung^ —  woU  so  viel  wie  Designation  —  ver- 
langt. Für  Würtemberg  folgt  dasselbe  aus 
dem  Art.  3  des  cit.  Gesetzes.  In  Baden  ist  nach 
der  cit.  V.  des  Erzbischofs  $.  8  dasselbe  Verfahren 
eingeführt. 

Diese  fienennungspflicht  gilt  auch  für  diejeni- 
gen, welche  im  Bezirke  des  geistlichen  Oberen 
amtiren  sollen,  denen  er  aber  seinerseits  nach 
dem  katholischen  Kirchenrechte  das  Amt  nicht 
übertragen  kann,  so  für  Weihbisch ofe,  vgl. 
meinen  cit.  Kommentar  8. 129.  Eine  Selbst- 
benennung unter  Nachweis  des  ertheilten  kirch- 
lichen Auftrages  verlangt  das  p  re  u  s  s.  Ges.  v.  20. 
Mai  1874.  $.  2. 3  für  demjenigen,  welcher  in  einem 
erledigten  Bisthum  während  der  Vakanz  bischöf- 
liche Amtshandlungen  und  Verrichtungen  aus- 
üben will.  Sie  ist  auch  nach  dem  w  ü  r  t  e  m  b.  u. 
badischen  Gesetze  für  den  Kapitularvikar  nicht 
ausgeschlossen,  da  beide  keine  Vorschrift  über  die 
benennende  Behörde  enthalten.  Nach  dem  hess. 
Ges.  Art.  4  wird  das  Domkapitel  die  Benennung 
vornehmen  müssen ,  denn  dieses  hat  bei  der  Va- 
kanz zunächst  die  Stelle  der  dort  genannten  „oberen 
kirchlichen  Behörde''. 

Zur  Kontrole  darüber,  dass  die  Benennung  er- 
folgt, ist  in  Oesterreich,  cit.  Ges.  %.  11  u. 
in  Sachsen  auch  eine  Anzeige  über  die  Erledi- 
gung Jedes  geistlichen  Amtes  an  die  Regierung 
vorgeschrieben,  cit.  Ges.  $. 25,  ebenso  in  B ad e  n 
durch  d.  angef.  erzb.  V.  v.  1861.  $.  2. 

4  S.  die  cit.  Ges.  Nach  d.  erzb.  V.  v.  1861. 
S$.  2.  8  hat  die  bad.  Regierung  sich  verpflich- 
tet, den  Einspruch  binnen  3  Wochen  der  erzbi- 
schöflUchen  Behörde  kund  zu  thun,  widrigenfalls 
im  Falle  einer  nicht  beantragten  FristverUngerung 
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I.  Die  Hierarchie  wid  die  Leitug  der  Kirohe  4iyeh  diee^be. 


t§.  151. 


Dm  fiiMf^cktfeeht  lei  der  Natur  der  Sacke  aadi  aQaseaehkMMeii,  we  der  Seipie- 
nuig  elfte  über  dasselbe  hinaatgeliende  weitere  Mitwirkung  positiFeii  CharakterB  sa- 
kommt,  d.  h.  bei  der  Anfitellusg  der  Militärgeistlicbeii  attd  der  GeMtliehea  in  Öffent- 
lichen Anstalten  ^ ,  sowie  bei  detgenigen  Aemtem ,  auf  welche  der  Begierang  ein 
Nominations-  oder  PrSsentationsreGht  auf  Grand  eines  PaAronatee  oder  sonstigen  Rechts- 
titele  ensteht^,  oder  bei  welchen  ihr  Aasschliessnugsiecht  kraft  eines  solohen  m- 
fassender  als  nach  den  erwAhnten  geaetzlidien  Bestimarangen  ist'. 

Das  Einspmchsrecht  findet  nicht  nur  Anwendung ,  wenn  ein  Amt  daimmd  oder 
widerruflich  tibertragen  wird',  sondern  in  Preussen,  Sachsen  nnd  Hessen  auch 
dann,  wenn  ein  Geistlicher  blos  mit  einer  Stellvertretung  oder  Hfüfeleistung  ^  in  einem 
Amte,  und  in  Baden,  wenn  ein  solcher  mit  der  öff&ntlichen  Aneflbung  kirohlieher 
Funktionen  betraut  wird. 

Eine  Anstellang  oder  eine  Uebertragung  der  eben  gedaditen  Funktionen ,  welche 
unter  Verletzung  des  staaüieben  Einspruchsrechtes  stattgehabt  hat^,  ist  nichtig^,  je- 


angenommen werden  soll,  dasB  sie  keine  Erinne- 
rungen xa  machen  habe. 

In  Prenssen  ist  die  Frist  für  den  vor.  Note 
Abs.  2  erwihnten  Fall  der  Selbstbenennong  nur 
10  Tage.  Uebei  die  Berufung  gegen  den  Einspruch, 
welehe  für  denselben  ebenfalls  10  Tage  betrigt, 
s.  S.  186.  Eine  solche  lässt  auch  d.  ös terr.  Ges. 
%.  6  gegen  die  Einwendungen  der  Landesbehörde 
an  den  Kultusminister  (ohne  Frist)  offen.  In  den 
übrigen  Staaten  Ist  eine  Beschwerde  natürlich 
ebeafalls  statthaft,  falls  noch  eine  höhere  Instanz 
vorhanden  ist. 

1  Vgl.  Th.  U.  S.  341.  342.  u.  o.  8.  99; 
österr.  Oes.  %%.  3.  6.  u.  Th.  II.  S.  d38ff. 

2  Vgl.  die  Anführungen  o.  8.99.  n.  7;  österr. 
Qes.  SS^  3.  6. 

Hierher  gehört  das  Nominationsrecht  tüi  Bia- 
tbümer  und  Kanonikate  in  Oes ter reich,  sowie 
das  Ernennungsrecht  für  die  letzteren  in  P  r  e  u  a- 
sen,  Th.  II.  8.  691.  698.  698.  Als  besondere 
Bechtstitel  kommen  femer  die  zur  Beilegung  der 
Streitigkeiten  in  Betreif  der  Suocession  in  die 
Besetzungs-  und  Präsentationsrechte  der  sakula^ 
risirten  Inatitute  geschlossenen  Abkommen,  s. 
S.  182.  n.  1,  in  Frage,  für  Baden  insbesondere 
auch  die  Festsetzung,  dass  bei  den  Pfründen,  für 
weiche  die  Regierung  das  Patronatrecht  bean- 
sprucht ,  der  Erzbisehof  dasselbe  aber  nicht  an- 
erkannt hat,  die  Anmeldungen  der  Bewerber  bei 
der  Regierung  erfolgen  und  die  erzbischdfliche 
Behörde  aus  den  von  der  ersteren  nicht  beanstan- 
deten drei  Bewerber  vorzuschlagen  hat»  unter 
denen  die  Staatabehörde  den  zu  präsentirenden 
auswählt,  y.  V.  20.  Nov.  1861  u.  erzbischöfl.  V .  v. 
dems.  Tage,  Friedberg  a.  a.  0.  8.  24ö.  246; 
Arch.  f.  k.  K.  R.  7,  124.  128.  Die  preussische 
Regierung  hat  sich  in  den  meisten  der  erwähnten 
Vereinbarungen  verpflichtet,  nur  solche  Kandi- 
daten zu  präsentiren,  in  Betreff  deren  sie  vorher 
durch  vertrauliche  Anfrage  bei  dem  Bischof  fesfr- 
gestellt  hat,  dass  der  letztere  gegen  ihre  Qualifi- 
kation und  Würdigkeit  nichts  einzuwenden  habe, 
Arch.  f.  k.  E.  R.  24,  247.  255. 263 ;  27,  48,  30, 
307;  31,427. 

3  Wie  bei  den  Bischofswahlen  in  P reu ssen 
und  in  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz 
und  den  Kanonikaton  in  der  letzteren,  Th.  II. 


682.  685,  oder  bei  einzelnen  Pfründen  in  der 
Provinz  Posen,  bei  welchen  nach  besonderer  Ver- 
einbarung dem  Ober-Prasidenten  daa  Recht  Eit- 
steht, überhaupt  eine  persona  minus  grata  absn- 
lehuen,  Arch.  f.  k.  K.  R.  24,  229. 

«  8.  Th.  U.  S.  507.  Für  Baden  und  Wüi^ 
temberg  folgt  dies  daraus,  dass  die  beiden  ci- 
tirten  Gesetze  schlechthin  von  Verleihung  und 
Vergebung  sprechen. 

6  In  dem  a.a.O.  angegebenen  Sinn.  In  P  r  e  n  s- 
s  e  n,  $.  2  des  Ges.  v.  12.  Mai  1873,  Ist  aber  eine 
solche  einstweilen  vorbehaltlich  späterer  Anzeige 
und  des  Einspruchs  bei  Gefahr  im  Verzuge,  in 
Hessen  oit.  Ges.  Ar.  1.  Abs.  2,  ausserdem  auch 
bei  Befriedigung  eines  vorübergehenden  Bedürf- 
nisses zulässig.  In  Oesterreich  findet  ein 
Einspruchsrecht  nur  bei  Bestellung  eines  Pfarrver- 
wesers  für  eine  inkorporirte  Pfründe,  $.  6  dea  cit. 
Ges.,  vgl.  auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  33,  473,  und 
bei  Einsetzung  dauernd  bestellter  Provisoren  oder 
Administratoren  eines  kirchlichen  Amtes  statt,  s. 
$.  10  des  cit.  Ges. 

<(  D.  h.  wenn  die  Uebertragung  an  einen  ala 
missfällig  bezeichneten  Kandidaten  erfolgt  ist 
oder  die  vorgeschriebene  Benennung  des  Kandi- 
daten gar  nicht  oder  erst  gleichzeitig  mit  der  An- 
stellung oder  nach  derselben  oder  vor  Eingang  der 
Aeusserung  der  Regierung  oder  da,  wo  eine  Frist 
für  diese  festgesetzt  ist,  s.  o.  S.  185,  vor  AbUnf 
der  letzteren  stattgehabt  hat. 

7  Preuss.Ges.  v.l3.Mail873.  $.17;  Dekla- 
ratoria  dazu  v.  21.  Mai  1874.  Art.  1,  und  O.  t.  20. 
Mal  1874.  $.  4  Abs.  3,  und  zwar  in  aU  nnd  JedM 
Beziehung,  so  dass  der  betreffende  Geistliche  smeh 
nicht  befugt  ist»  rein  geistliche  Handlungen  -vor- 
zunehmen, s.  B.  den  Pfarrgottasdienst  zn  halian, 
und  die  Regierung  die  Ausübung  derselben  dnreh 
Ezekutivmassregeln  (z.  B.  durch  Speming  der 
Pfarrkirche)  hindern  kann.  Das  cit.  badische 
würtemb.  und  hess.  Gesetz  weisen  keine  ent- 
sprechende ausdrückliche  Bestimmung  auf,  da  eber 
die  erwähnten  Erfordernisse  als  nothwendlge  Be- 
dingungen des  Erwerbes  kfrohlicher  Aemter  -voa 
ihnen  aufgestellt  sind,  so  ergiebt  sich  dasselbe 
Resultat,  weil  beim  Mangel  derselben  das  Amt 
überhaupt  nicht  rechtsgültig  erworben  wlxd. 


§.  151.]      Die  mtwirknng  der  Steaiegewalt  bei  der  Beaeteviig  der  Kirebenlmter. 
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dieh  IttBen  das  sAeheisohe  und  österreichische  Gents  die  Niohtigkeit  nur  fUr 
den  stoatiiditti  Bereich  eintreten  ^. 

Die  premssische,  badische  und  hessische Geseizgebiuig^^  bedrohon  die 
Verietnmg  ihrer  Vorschriften  Hber  das  £inq[>mchsreeht,  ebenso  die  über  die  Erforder- 
liiBe  der  Reichs-»  bes.  Staatsangehörigkeit  und  der  wissensohaftlichra  Vorbildung' 
dureh  den  kirohlichen  Oberen  mit  EjriminalBtrafe  ^ ,  ebenso  auch  der  Ausübung  Yen 
Aatehandlungen  durch  einen  Oeisilichen,  welchem  das  Amt  oder  die  8. 186  gedachten 
Funktionen  zuwider  den  erw&hnten  Bestimmungen  übertragen  sind  &. 

Endlich  kann  auch  inPreussen  eine  Beschlagnahme  des  Vermögens  der  geist- 
liehen  Stelle  durch  den  Ober-Präsidenten  erfolgen ,  wenn  dasselbe  gesetzwidrig  über- 
tragen worden  ist  oder  Thatsachen  voriiegen,  welche  die  Annahme  rechtfertigen,  dass 
dne  solche  Uebertragung  erfolgen  werde  ^. 


1  Sachs.  aee.§.  25.  Das  dsterr.  Ges.  spricht 
(Uet  mlcfat  direkt  aus.  Es  steht  aber  auf  dem 
pfiniipldlen  Standpunkt,  dass  der  Staat  diu 
kompetent  ist»  über  die  staatliche  Seite  der  Kir- 
fteeämter  %u  verfügen,  s.  $.  8  n.  meinen  A«f- 
nu  bei  Hartmann  2,  150.  556.  Auch  die 
Motive  m  $.  6  haben  dieselbe  Anfhssnng, 
Oantsch  v.  Frankenthurm  a.  a.  O.  S.  52. 
la  beiden  Liodem  ist  also  der  rechtswidrig  ange- 
stellte OeiatUche  nur  gehindert,  Amtshandlangeni 
vBlclie  in  den  staatlichen  Bereich  fallen  oder  bür- 
fttttflhe  Wiiknngen  haben,  s.  B.  in  0  es  ter- 
ra! ch  die  Bheeehliessnng,  Torzonehmen;  soweit 
min  geistliehe  Handinngen  in  Frage  stehen,  kann 
er  dagegen  fortamtiren.  In  Oesterreich  erhält  er 
tUeidings  auch  nicht  die  TemporaUen  des  Amtes, 
«eü  bei  der  Installation  in  dieselben  der  Staat 
■itnwiiken  hat,  $.  7  des  «lt.  Ges. 

*  YgL  hlenn  meine  Abhdlg.,  die  strafirechtl. 
Vsiantwortlichkeit  der  Kirchen-  und  Religions- 
dieoerl.  v.Holtsendorff,  Handb.  d.  deutseh. 
Stnfrechts  4,  522  fr. 

>  Th.  U.  ß.  504.  608. 

«  Pienss.  Oee.  t.  12.  Mal  1873.  $.  22,  De- 
klaratorU  dazn  v.  21.  Mai  1874.  Art.  1 ;  bad. 
Ges.  T.  19.  Febr.  1874.  Art.  3.  $.  16».  Nr.  2; 
kesB.  Gee.  Art.  7.  Unter  geistUchen  oder  kirch- 
Ikheo  Oberen  ist  deijenige  zn  verstehen,  welcher 
dio  kirehliehe  Begiemngs-  und  Leitnngsgewalt 
besitzt  (also  der  Bischof),  nicht  dei^jenige ,  wel- 
cher ohne  den  Besitz  derselben  in  einem  gerade 
fegabenen  Fall  ansnahmsweise  ein  Amt  oder  eine 
Amtsftanktion,  wie  der  Brzprlester  oder  Land- 
dekan oder  der  Pfarrer,  Überträgt,  mein  dt. 
Kommentar  S.  128;  e.  auch  y.  Holtzendorff 
4,  SOS.  me  Straten  sind  Geldstrafen  nnd  Oe- 
fingniss. 

*  Im  Elnxelnen  finden  sich  aber  folgende  Yer- 
■ddedenheiten :  1.  das  bad.  Gesetz  t.  19.  Febr. 
1874.  Art.  3.  %.  16«.  No.  1  nnd  das  hessische 
des.  Art.  7  bestrafen  nur  die  difentliche  Ans- 
nbing  der  gesetzwidrigen  übertragenen  kirchllohen 
AsDter  oder  Fanktionen ,  d.  prenss.  y.  11. Mal 
1873.  %  23.  Abs.  1  u.  d.  I>eUaratoria  y.  21.  Mal 
1874  aber  auch  die  niohtoifentlicheyomahme  Yon 
Handlugen,  welche  ihrem  Wesen  nnd  Begriif 
sack  in  den  Kreis  der  Geschifte  des  geistlichen 
Amtes  fallen ,  aneh  selbst  wenn  sie  nicht  in  rein 
«flbtUshen,  i.  B.  gottosdlenstllchen  Funktionen 


bestehen ,  sondern  nur  kirchlicher  Natur,  wie  die 
Thellnahme  am  KircbenYontand,  sind,  s.  meine 
Ansführnng  bei  y.  Holtzendorff  4,  528.  529. 
Nach  der  preuss.  Deklaratoria  hat  ferner  der 
Geistlidie  nachzuweisen,  dass  er  gesetzmissig  zu 
einem  ihn  zur  Yomahme  der  fraglichen  Handlung 
ermächtigenden  Amte  oder  einer  sdeken  Funk- 
tion berufen  ist,  a.  a.  O.  S.  530,  während  in  B  a- 
den  und  Hessen  mangels  besonderer  Bestim- 
mungen die  allgemeinen  Grundsätze  über  den 
Nachweis  des  dolus  zur  Anwendung  kommen. 
Für  di^enigen ,  welche  in  einem  erledigten  Bis- 
thum  gesetzwidrig  bischofliche  Amtshandlungen 
oder  Verrichtungen  Yomehmen,  hat  das  Gesetz  y. 
20.  Mai  1874.  $$.  4.  5  besondere  Strafen  fest- 
gesetzt,  Ygl.  dazu  a.  a.  O.  8.  553,  meine  Ab- 
handlung bei  Hartmann  1,  250ff. ;  meinen 
Kommentar  zu  den  preuss.  Klrchengesetzen  y. 
1874  u.  1875.  S.  51  if.  u.  Th.  U.  S.  711 ,  Nach- 
trag zu  S.  248. 

Für  den  Fall,  dass  wegen  der  gedachten  Ver- 
gehen rechtskraftig  Yerurtheilte  Geistliche  weiter 
amtixen  oder  sich  als  Amtsinhaber  gerlren,  kann 
ihnen  nach  dem  Reichsges.  y.  4.  Mai  1874.  %%A, 
2  ein  bestinunter  Aufenthaltsort  Yorsagt  oder  an- 
gewiesen, ihnen  auch  in  schwereren  Fällen  die 
Staatsangehörigkeit  entzogen  werden ,  sowie  ihre 
Ausweisung  aus  dem  Bundesgebiete  erfolgen. 
Das  Nähere  darüber  in  der  Lehre  Yon  der  Ab- 
setzung der  Geistlichen.  Das  sächs.  Ges.  $.  34 
n.  d.  Ssterr.  Ges.  $».  60  haben  keine  entspre- 
chenden StrafYorsohriften ,  sie  lassen  zur  Durch- 
führung ihrer  Vorschriften  nur  BxekutiYmass- 
regeln,  und  Geldstrafen  als  BsekutiY-  und  Ord- 
nungsstrafen zu. 

6  Deklaratoria  y.  21.  Mai  1874.  Art.  3.  Zur 
Ausführung  der  Beschlagnahme,  welche  nöthigen- 
falls  im  Wege  der  AdministratlY-Szekution  be- 
wirkt wird,  ist  ein  Kommissar  zu  ernennen.  Der 
letztexe  hat  die  vermögensrechtlichen  Befugnisse 
des  Stelleninhabers,  soweit  sie  die  Verwaltung 
betreffen,  auszuüben.  Der  Ueberschuss,  welcher 
nach  Abzug  der  auf  dem  Vermögen  lastenden 
Abgaben,  Unterhaltungs-  und  Verwaltungskosteu 
übrig  bleibt ,  muss  zum  Kapital  geschlagen  wer- 
den. Die  Verwaltung  hört  auf,  wenn  eine  gesetz- 
mässige  Wiederbesetzung  der  Stelle  stattgefunden 
hat  oder  eine  gesetzmässlge  interimistisöhe  Vor- 
sehung derselben  eingetceten  ist,   s.  meinen 
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[§.  151. 


B.  Eine  ausdrttckliche  Genehmerklärung  oder  Bestätigung  der  von  den  geistlichen 
Oberen  für  die  Anstellung  in  Aussicht  genommenen  Personen  ist  erforderlich  in  Baiern 
fflr  Pfarr-,  sonstige  Kurat-  und  einfache  Benefizien^,  in  Sachsen-Weimar  für 
Pfair-  und  andere  Pfründen^,  inOldenburgfÜrdie  Stellen  des  Offtzials,  der  geist- 
lichen Beisitzer  des  Offizialates  und  der  Dechanten ,  sowie  fdr  Pfarreien  und  andere 
Kurat-Benefizien^,  in  Mecklenburg-Schwerin^  für  die  Anstellung  katholiseher 
Priester  überhaupt,  und  in  Schwarzburg-Rudolstadt  für  die  eine  vorhandene 
ständige  Seelsorge-Stelle  ^. 


Kommentar  zu  den  preuss.  Kiichengesetzen  von 
1874  u.  1875.  S.  25  ff.  Diese  Vorschriften  sind 
durch  das  Ges.  v.  20.  Juni  1875,  welches  auch 
die  zur  Besoldung  der  Geistlichen  bestimmten 
VermögensstGcke  der  Verwaltung  der  Kirchen- 
vorstand e  überweist,  nicht  aufgehoben ,  weil  sie 
einem  Spezialgesetz  angehören,  welchem  durch 
das  generelle  Gesetz  nicht  derogirt  wird. 

In  den  anderen  Staaten,  so  in  Württem- 
berg, 8.  cit.  Ges.  Art.  19,  Baden,  clt.  Ges.  v. 
1860.$.  10;  Hessen,  cit. Ges. Art. 7,  Oester- 
reich  cit.  $.7,  wo  eine  Mitbetheiligung  des 
Staates  bei  der  Verwaltung  der  vakanten  Pfrün- 
den, bez.  bei  der  Einweisung  des  neuen  Amts- 
tragers  in  die  Temporalien  vorkommt ,  kann  der 
Staat  die  Herausgabe  des  PfründenvermÖgens  au 
den  gesetzwidrig  angestellten  Geistlichen  ohne 
Weiteres  hindern,  bez.  unter  Entfernung  dessel- 
ben auf  Grund  der  erwähnten  Bestimmungen  eine 
Interkalarverwaltung  einrichten.  Die  Bestimmun- 
gen des  preuBsischen  Gesetzes  sind  also  nicht  so 
Singular,  wie  sie  auf  den  ersten  Blick  erscheinen. 

1  S.  0.  S.  178.  n.  9;  Min.  Erl.  v.  20.  Nov. 
1873.  II.  2,  Doveu.  Friedberg,  Ztschr.  f.  K. 
B.  12,  260  u.  Arch.  f.  k.  K.  R.  31,  177.  Mate- 
riell ist  durch  den  letzteren  nichts  an  der  Vor- 
schrift des  allerdings  formell  beseitigten  Erlasses 
v.  8.  AprU  1852,  No.  8  geändert,  insoweit  darin 
bestimmt  ist :  „Die  Verieihung  katholischer  Pfrün- 
den seitens  der  Bisehöfe  setzt  die  kdnigl.  Geneh- 
migung voraus.  Geistlichen,  welche  von  Sr.  Ma- 
jestät dem  König  als  AUerhöehstdemselben  nicht 
genehm  bezeichnet  werden,  kann  eine  Pfründe 
nicht  verliehen  werden^.  Die  Vergewisserung 
über  die  Genehmhaltung  der  Person  erscheint 
demnach  als  eine  Vorbedingung  der  bischöflichen 
Uebertragung  des  Kirchenamtes.  Vgl.  auch 
Krick,  kathol.  Pfründenwesen  i.  Baiem  S.  32. 
Wegen  der  vorgängigen  Prüfung  des  politischen 
Verhaltens  und  der  Verleihung  staatlicher  Funk- 
tionen, s.  Erl.  V.  10.  April  1868,  Arch.  f.  k.  K. 
R.  20,  297  und  in  Betreff  der  Privatpatronats- 
fründen  vgl.  o.  S.  45.  n.  8. 

Für  die  Jurisdiktionsämter  der  bischöflichen 
Verwaltung,  Generalvikare ,  Mitglieder  der  Ordi- 
nariate u.  8.  w.  ist  aber  ein  solches  Recht  nicht 
in  Anspruch  genommen,  wohl  deshalb,  weil  die 
von  den  Kapiteln  und  Bischöfen  ausgehenden 
Ernennungen  zu  Kanonlkaten  der  Genehmigung 
bedürfen,  Th.  II.  S.  698  und  die  Regierung  von 
der  Auffassung  ausgeht ,  dass  die  Kanoniker  auf 
die  Versehung  der  gedachten  Stellen  ein  Anrecht 
haben,  a.  a.  O.  S.  709.  Nachtrag  zu  S.  159. 

Die  Bestellung  der  Verweser  erledigter  Pfrün- 
den steht  den  bischöflichen  Ordinariaten  zu,  doch 


haben  die  Kreisregierungen  diese  zu  bestätigen 
und  ihnen  die  Temporalienveiwaltung  zu  über- 
tragen ,  wogegen  von  der  Anstellung  eines  Ver- 
wesers bei  Lebzeiten  eines  Pfarrers  neben  dem- 
selben der  gedachten  Behörde  nur  Nachricht  ge- 
geben wird,  Krick  a.a.O.  S.  28.  30;  Stlngl, 
Verwaltung  d.  Pfarramtes  S.  297  ff. 

«  Ges.  V.  7.  Oct.  1823.  $.  17 :  „ ...  Die  Kol- 
lation der  übrigen  Pfarreien  und  Pfründen  steht 
dem  Bischöfe  zu.  Sie  kann  aber  nur  an  solche  Per- 
sonen geschehen,  wider  welche  der  Landesherr 
nichts  einzuwenden  hat ,  mithin  durchaus  nicht 
ohne  landesherrliche  Zustimmung.  Die  Bestel- 
lung der  Pfarrvikarien  und  Kooperatoren  bleibt 
der  bischöflichen  Behörde  nach  vorgangiger  Kom- 
munikation mit  der  Immedlat-Kommission  (d.  h. 
der  zur  Wahrung  des  ins  circa  sacra  bestehenden 
Behörde)  überlassen.^  Hier  ist  offenbar  nur  eine 
Genehmigung  oder  Bestätigung  der  Person  des 
Anzustellenden,  nicht  ein  die  bischöfliche  Kolla- 
tion erst  zur  Perfektion  bringender  Akt^  eine 
Konfirmation  der  letztern,  gemeint. 

8  Die  Oldenburg.  Verf.  v.  1852.  Art.  79  ver- 
langt für  die  den  Religtonsgesellschaften  zuste- 
hende Wahl,  Ernennung  oder  Einsetzung  ihrer 
Beamten  und  Diener  von  Seiten  der  Staatsgewalt 
die  Gutheissung  nach  Massgabe  der  Gesetze  und 
Vertrage;  s.  femer  Vertr.  v.  6.  Jan.  1830. 
%%,  24.  27,  u.  A.  bei  A.  Müller,  Lexikon  d.  K. 
R.  5,  401,  Normativ  v. 5.  April  1831.  SS-  **•  ^^ 
a.  a.  0.  S.  409,  in  denen  überall  vorgängige  Zu- 
stimmung oder  Approbation  des  Landesherrn  ver- 
langt wird.  Vgl.  hierzu  noch  Vering  K.  R.  S. 
126  u.  Bahlkamp  i.  Arch.  f.  k.K.  R.  31,  432. 
Dagegen  Ist  die  Anstellung  von  Kooperatoren, 
Vicekuraten  und  Hülfsgeistlichen  ohne  Beneflzien 
dem  Offlzialate  zu  Vechta  überlassen  und  ee  ist 
nur  die  approbatio  pro  cura  für  diese  der  henos- 
lichen  zur  Wahrung  des  ins  oiroa  sacra  eingesetz- 
ten s.  g.  Immediat-Kommission  zum  Visoni  ein- 
zusenden, cit.  Normativ  S*  13. 

*  Regulativ  v.  25.  Aug.  1846  (G.  v.  S  chrö- 
ter),  d.  kathol.  Religionsübg.  i.  Meoklenburg- 
Sohwerln  Jena  1852.  S.  63.  Der  geistliche  Obere 
(der  Bischof  v.  Osnabrück  als  Provikar  der  nordi- 
schen Mission,  a.  a.  O.  S.  71  u.  Th.  II.  S.  359) 
hat  zunächst  Anzeige  von  der  beabsichtigtea  Er- 
nennung des  Geistlichen  an  die  Begiemng  zu 
machen.  Diese  sucht  das  landesherrliche  FSacet 
nach  und  ertheilt  nach  Bewilligung  desselben  die 
Bestätigungsurkunde.  Uebrigens  ist  es  Praxis, 
dass  der  Geistliche  vor  der  deflnitiven  AnsteUung 
ein  Probejahr  durchzumachen  hat,  J.  v.  Schrö- 
ter S.  64. 

6  V,  V.  1872.  $.  2,  Arch.  f.  k.  K.  B.  36,  411 : 
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Von  dem  unter  A.  besprochenen  Einspruchsrecht  unterscheidet  sich  das  hier  er- 
wihnte  Becht  dadurch ,  dass  eine  ausdrflckliche  Gutheissung  des  Kandidaten  erfordert 
wird,  also  ohne  diese  positive  Thätigkeit  des  Landesherm  eine  gültige  Anstellung  nicht 
erfolgen  kann^  Fehlt  es  daran,  so  ist  dieselbe  nichtig,  und  zwar,  da  das  Recht  der 
ervlhnten  Staaten  keine  Unterscheidung  macht,  sowohl  für  den  staatlichen,  wie  auch 
für  den  kirchlichen  Bereich^. 

C.  EineBestätignng  der  von  den  geistlichen  Oberen  erfolgten  Ernennungen  kommt 
rorin  Frankreich  und  Elsass-Lothringen  in  Betreff  der  Qeneralvikare,  Kano- 
Biker  und  Pfarrer^  und  in  Braunschweig  in  Betreff  aller  Kirchenftmter^.  Hier 
handelt  es  sich  nicht  blos  um  eineBeschrftnknng  des  Anstellungsrechtes  des  geistlichen 
Oberen  in  der  Art,  dass  die  Kollation  nur  auf  eine  bestimmt  qualificirte  Person  gerichtet 
Verden  darf^,  vielmehr  wirken  die  Regierungen  bei  dem  Kollations-Akte  selbst  inso- 
fern mit,  als  derselbe  nicht  ohne  ihre  Bestätigung  zur  Perfektion  gelangen  und  ohne 
dieselbe  nicht  rechtsgültig  werden  kann.  Die  etwaige  Nichtigkeit  bezieht  sich  auch 
Bseh  diesen  Gesetzgebungen  sowohl  auf  die  staatliche,  wie  auf  die  kirchliche  Sphäre  ^. 

§.  152.    2.  Staatliche  Vorschriften  über  die  Fristen  und  die  Art  der  Wieder- 

•    besetzung. 

Von  dem  Standpunkt  ans ,  dass  eine  lange  Vakanz  der  kirchlichen  Aemter  nicht 
mir  die  Interessen  der  Kirche ,  sondern  auch  die  des  Staates  schädigt ,  und  dass  die 
Offenhaltung  von  erledigten  Stellen  und  die  provisorische  Verwaltung  derselben  von  den 
kirchlichen  Oberen  dazu  benutzt  werden  kann,  die  Abhängigkeit  des  niederen  Klerus 
ZD  vergrOssem  und  ihn  zum  gefügigen  Werkzeuge  für  die  Verfolgung  einseitiger ,  dem 


,. . .  Der  vom  Bisehof  ausgewUilte  Seelgorger  ist 
Jedeneit  vor  Einweiflung  in  Bein  Amt  Uns  zur 
Oeaebniigimg  za  benenneo.  Wir  werden  diese 
Genehmigung  not  aas  wichtigen  staatlichen  Grün- 
den Tersagen." 

Ueher  die  Tikariatsrithe  und  die  Mitglieder 
des  kathol.  geistlichen  Konsistoriums  im  Konigr. 
Sachsen,  s.  Th.  D.  S.  358. 

I  Das  Recht  geht  also  weiter  als  die  Exklusive 
Bnler  A,  umsomehr,  als  die  Versagung  der  Ge- 
nehmigung nicht  auf  bestimmte  GrQnde,  wie  dies 
in  Bezug  auf  die  erstere  vorkommt ,  beschrankt 
ist.  Es  ist  daher  eine  tendenziöse  Behauptung 
Bahlkamps,  dass  das  bischöfliche  Kollatlons- 
Rcht  in  Oldenburg  weniger  beschränkt  sei,  als  in 
Pteossen. 

'  Die  erwihnten  Gesetze  machen  diesen  Unter- 
Mhied  nicht.  Daraus  folgt ,  dass  der  betreffende 
Oektllehe,  weil  er  das  Amt  ungültig  erlangt  hat, 
keine  aus  demselben  herfliessenden  Rechte,  mit- 
hhi  auch  nicht  die  geistlichen  auszuüben  befähigt 
ist.  B  a  h  1  k  a  m  p  ist  auch  hier  ohne  jede  nähere 
Begründung  anderer  Ansicht. 

3  Th.  n.  S.  699.  Anm.  %  organ.  Artikel  19, 
vnnaeh  die  Ernennung  nicht  vor  der  Bestätigung 
pubUdTt  und  erst  nach  derselben  die  kanonische 
Institution  ertheilt  werden  darf,  damit  sie  im 
Falle  der  Nichtgenehmigung  noch  rückgängig  ge- 
OMcht  werden  kann. 

In  Elsass- Lothringen  ertheilt  jetzt  der 
kafeerUehe  Statthalter  die  Genehmigung,  Y.  vom 
23.  Jnli  1879.  No.  3,  Reichs-G.-Bl.  S.  283. 


^  Verf.-Urk.  v.  12.  Okt.  1832.  $.  226.  Arch. 
f.  k.  K.  R.  13,  259:  „Die  Kirchen  und  Schuldie- 
ner aller  christlichen  Konfessionen  im  Laude,  so- 
fern sie  nicht  unmittelbar  von  der  Landesregierung 
bestellt  werden,  bedürfen,  bevor  sie  die  Amts- 
geschafte  antreten  oder  die  Amtseinkünfte  sich 
aneignen,  der  landesfürstlichen  Bestätigung ;  alle 
sind  vor  dem  Amtsantritt  auf  die  Beobachtung 
der  Gesetze  und  der  Landesverfassung  zu  beeidi- 
gen," s.  auch  Ges.  v.  10.  Mai  1867  $.  72,  a.  a.  O. 
19, 416.  Praktisch  kommen  allerdings  nur  einige 
Seelsorgerstellen  in  Frage,  Yering  K.  R.  S. 
122. 

^  Dies  ist  freilich  die  Auffassung  des  franz. 
Konkordates  Art.  10:  „Les  <^veques  nommeront 
aux  eures.  Leur  ehoix  ne  poorra  tomber  que  enr 
des  personn^s  agrtftfes  par  le  gouvemement"  (im 
lateinischen  Text:  „gubernio  aoceptas'Q.  Die 
staatliche  Gesetzgebung  bezieht  aber  die  Geneh- 
migung nicht  auf  die  Person,  sondern  die  Ernen- 
nung, s.Anm.  3. 

^^  S.  d.  Yorschr.  d.  braunschw.  Y.-U.  Anm.  4; 
ferner  Anm.  2. 

Ein  direktes  landesherrliches  Ernennungs- 
recht oder  „Erwählungsrecht"  der  katholischen 
Pfarrer  nehmen  für  Sachsen-Gotha  das  Re- 
gulativ V.  1811.  n.  3,  Arch.  f.  k.  K.  B.  32 
215,  und  für  S.-Koburg  d.  Reg.  v.  24.  Juni 
1813.  %.  24.  a.  a.  0.  36,  426  in  Anspruch,  wo- 
bei den  Pfarrgemeinden  freilich  ein  nicht  binden- 
des Yorschlagsrecht  zweier,  bez.  eines  Kandida- 
ten eingeräumt  worden  ist.  In  praktii^herUebung 
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[§.  iS2. 


Staate  leniAieber  Tendenzen  sni  gebnKOohen,  hat  die  prenesisehe^  nnd  die  heesi- 
sehe^  Geaetsgebaag  vorgeaehrieben,  dam  jedes  Pfarramt '  innerhalb  eines  Jaftff es  naeh 
seiner  Eriedlgang  *  ftir  die  Begel  ^  wieder  zu  besetzen  ist.  Die  Beseftonng  mnss  femer 
dem  Wesen  des  Amtes  geaiftss  dauernd  erfolgen  *.  Die  nenerdings  mehr&eh  ^^ob  den 
ffisehöfen  bdiebte  AnsteUnng  a»f  Widermf  oder  ad  nntam'  ist  demnadb  nnetatthaft. 
Das  österreichische  Recht  setzt  dagegen  eine  solche  Frist  fir  die^HedenFerl^nng 
aller  niederen  Aemter  fesi^,  ohne  jedoch  etwas  weiteres  ttber  die  Art  der  Besetzung 
zn  bestimnea*.  W&hrend  naeh  demselben  znr  DardifSlming'  dmer  Vorsehiift  nnr 
die  allgemeinen  Exekntivmittel ,  insbesondere  Oeldbussen,  statthaft  sind  ^y  kann  n 
Premssen  nieht  nnr  derOber-Pr&ridentdieWiederbesetznng  der  Stelle  dnrdi  wieder- 
holte Oeldsirafen  erzwingen,  sondern  auch  der  Knlitnsminister  Staatsmittel  einbehaMen, 
w^ehe  znr  Unterhaltung  der  Stelle  oder  des  besetznngsbereehtigteB  Oberen ,  gleidi- 
viel,  ob  diesem  eine  eellatio  libera  oder  nonUbeni  in  Betreff  derselben  zusteht,  dieaen*^ 
Ansserdem  ist  auch  der  proTisoriseh  angestellte  Geistliche ,  welcher  nach  der  Benadi* 
ricktignvg  ^  Ober»FtiBidenten  Aber  das  gegen  den  kirchtidien  Oberen  eingeleitete 
Zwangsverfahren  Amtshandlungen  in  dem  von  ihm  nicht  dauernd  verwalteten  Pfarramt 
vomiiaiat,  mit  Kriminalstrafe  bedroht  ^2. 

Das  hessische  Recht  kennt  dagegen  ein  Zwangsverfahren  nicht,  gewährt  aber 
dem  Patron  oder  der  Gemeinde  ein  Nothrecht  auf  Einsetzung  eines  Pfurverwesers '', 
um  dadurch  einen  indirekten  Druck  auf  den  geistlichen  Oberen  zur  Wiederbesetzung 
auszuüben.  Femer  kann  der  letztere  auch,  wenn  er  einer  darauf  gerichteten  Anord- 
nung der  Staatsbehörde  nicht  nachkommt,  kriminabechtlich  bestraft  werden  ^*. 

Allein  das  preussische  Recht  setzt  für  die  Wiederbesetznag  der  Bistktt- 
mer  wenigstens  indirekt  eine  Frist  von  einem  Jahre  fest,  insofern  als  der  Kultusmini- 
ster, faUs  ihm  eine  Verlängerung  derselben  nicht  angezeigt  erscheint,  einen  Staats- 


steht  dasselbe  aber  nicht,  neuerdings  sind  Tielmehz 
die  Pfarrer  fux  Gotha  vom  Bischof  von  Paderborn 
nach  vorgängigem  Benehmen  mit  der  Regierung 
gesendet  worden  ,VeringK.  B.  S.  143,  in  Koburg 
haben  dagegen  nur  Pfarrverweser  kraft  Auftrages 
des  Bischofs  von  Bamberg  fungirt,  a.  a.  0.  S.  141 
n.  dt.  Arch.  32,  426.  n.  1 ,  weil  ein  solcher  für 
die  Ausübung  seiner  Funktionen  allein  der  staat- 
lichen Genehmigung  bedarf.   Begul.  $.  29. 

i  Ges.  V.  1.  Mai  1873.  §.  18. 
2  eit.  Ges.  Art.  10. 

>  Also  nicht  blos  ein  solches,  welches  zugleich 
Benefladal-Oialit&t  h«t)  daher  bezieht  sich  die 
Vorschrift  auch  auf  die  s.  g.  Missions-  ond  die 
Snkknrsal-Pfarreien  In  den  Landestheilen  des 
französischen  Rechts,  so  aneh  $.  19.  Abs.  2  des 
prense.  Ges.,  vgl.  fezner  Tb.  II.  S.  466  Anm.  5. 
a.  E. 

4  In  Pr&ussen,  $.  18  a.  a.  O.,  da  wo  ein 
Gnadenjahr  besteht  von  dem  Tage  ab,  wo  die  Be- 
rechtigung zu  den  betreffenden  Bezügen  erlischt. 

6  Die  Frist  kann  inPreussen  durch  den  Ober- 
prisidenten ,  in  H  e  s  s  e  n  durch  das  Ministerium 
des  Innern  im  Falle  des  Bedürfnisses,  z.B.  wenn 
sich  keine  geeigneten  Kandidaten  finden  lassen, 
wenn  es  znr  Ansammlung  eines  dringend  noth- 
wendigen  Baufonds  aus  dem  Gehalt  der  Stelle  er- 
forderlich erscheint,  in  H  e  s  s  e  n  auch  in  dem  in 


der  vor.  Anm.  gedachten  Falle,  angemessen  ver- 
längert werden. 

^  S.  a.  a.  O.  In  Prenssen  findet  aber  eine 
Ausnahme  für  diejenigen  Seelsergeürämter,  also 
auch  Pfarreien,  z.  B.  Missionspfaneien  statt, 
welche  mit  Genehmigung  des  Kultusministers  als 
ad  nutum  verleihbar  errichtet  worden  sind ,  vgl. 
$.  19.  Abth.  1  des  dt.  Ges. 

7  8.  0.  8.  113. 

s  Git.  Ges.  ^  12.  Dass  es  sich  dabei  nmr  um 
niedere  Aemter  handelt,  erglebt  der  Zusammen- 
hang desselben  und  die  Yozschrift,  dass  der  Lan- 
desbehörde ,  nicht  dem  Kultusministerium  die 
Befugnlss  beigelegt  ist,  die  Frist  ausnahmsweise 
zu  verlangern. 

^  Die  dauernde  Besetzung  kann  aber  allein  als 
ordnungsmassige  WiedwbesetzuBg  bei  denjenigen 
Aemtero,  welche  kanonisch  zu  einer  solchen  ge- 
eignet sind,  angesehen  werden,  vgl.  aneh  die  Mo- 
tive bei  Gautsch  v.  Frankenthnrm  S.  63. 

w  Cit.  Ges.  S.  60. 

11  Preuss.  Ges.  $.  18. 

<a  S*  ^  ^hs.  2  (Geldstrafe  bis  zu  100  Thlr.), 
vgl.  meinen  Aufsatz  bei  v.  Holtzendorff 
a.  a.  0.  S.  538. 

18  S.  u.  %.  153. 

14  Ges.  V.  25.  April  1875,  d.  Missbxftvch  d. 
geistl.  Amtsgewalt  betr.  Art.  12,  vergl.  meine 
Abhdlg.  bei  Hartmann  a.  a.  0.  2,  560. 


§.»!]   Staatlic]M  YanehriftoB  ttber  4ie  Filiten  lud  die  Art  der  WitdertK^Mte^  IM 


brnniBUM  ftr  die  Tena^ifcaiSTerwmUoiig  zn  enMiin«(i  hat,  wenn  der  UwhMlidke  Stnhl 
nidit  innerhalb  des  gedachten  Zeitin—tin  mit  einem  siaaffidh  amerkaonleD  BigAof  ^ 
wieder  besetzt  ist  2. 

Der  Kommissar^  hat  daa  »dem  biachiGfUehea  BtaUe  gehtfrige^  und  das  dd?  Ver- 
waltong  desselben  oder  des  jeweiligen  Bischofs  nnterliegende  ^  bewegliche  oder  nnbe- 
wegtiehe  YermOgen«^  in  Yerwahrnng  zn  nehmen^  nnd  zn  verwalten^.  In  Betreff  der 
Yerwsltnng  des  gedachten  Vermögens  tritt  der  Kommissar  ita  alle  Rechte  des  Bischofs 
ein,  imd  hat  diese  nach  den  geltenden  statatarischen,  partiknlarrechtlichen  oder  kano- 
tthen  Yorschriften  zu  führen.  Er  ist  daher  anch  allein  legitimirt  bindende  Rechtsakte 
in  Betreff  der  gedachten  YermOgensmassen  vorzunehmen  ^.  Er  kann  Yerwendungen 
in  denjenigen  Zwecken ,  welchen  das  betreffende  Yermögen  dient,  machen,  dagegen 
liegen  sonstige  Yeftnssenmgen  der  Substanz  und  dauernde  Belastungen  derselben 
ansserhalb  seiner  Befugnisse ,  weil  seine  Yerwaltung  nur  eine  Zwangsmassregel  zur 
Beseitigung  des  provisorischen  Zustandes  ist  und  daher  alle  nicht  durch  den  laufenden 
Gescbiftsgang  erforderten  Maassni^mien  ausschliesst^^.  Die  sich  ergebenden  Yerwal- 
tnngsQberschltsse  iliessen  nach  Abzug  der  Yerwaltungskosten^^  dem  Grundstock  der 
Vennögensmassen  zu^  bei  denen  sie  sich  herausgestellt  haben. 

in  Bezug  auf  das  sonstige  kirchliche  ^^  oder  das  zu  kirchlichen  Zwecken  bestinmite 
Venndgen  im  bischöflichen  Sprengel  hat  der  Kommissar  das  dem  Bischof  zustehende 
AnMchiBrecht  ttber  die  Yerwalter  dieser  Yermögensmassen  und  das  Recht  der  oberen 
Yerwaltung,  also  namentlich  das  Recht  zu  solchen  Akten ,  zu  denen  die  Genehmigung 
des  Bischofs  rechtlich  erfordert  wird,  statt  desselben  seine  Einwilligung  zu  ertheilen^'. 


«111.0.8.  687. 

<  Ges.  T.  20.  Mai  1874.  $.  8.  Gleichgültig  ist 
et  dibel,  ob  flkr  di«  Skaner  d&  Esladiguiig  ein 
s.  g.  oeeonomas  für  die  Verwaltung  eingesetzt 
ist  oder  das  Domkapitel  oder  eine  besondere  bi- 
MMffiekft  ItebdidB  dieaalbe  n  fUhien  Hat,  $.  12. 
&.SkO.  Vgl.  Uenu  meinen  Anfsatz  bei  Hart- 
minn  a.  a.  0.  1,  tfööff.  266  n.  meinenKom- 
neatar  zu  den  pronss.  Kirchengesetzeii  ▼.  J. 
1874  ü.  1875.  8.  53«.  58  ff. 

*  Eine  Qualifikation  ist  nicht  Yorgeschrieben. 
Die  Koiwkiire  lüid  biahev  «aa  den  Yerwal- 
toogi-  und  JnBÜzverwaltnnga- Beamten  genom- 
men worden. 

*  Dasjenige  YermogenY  weloheBKigenÜram  des 
MschdlHeheR  Stuhles  iat,  gileiehTiel  ob  es  zu  all- 
Snneinen  Didcesanzweeken  oder  für  besondere 
URhlidie  Zwecke,  z.  B.  fSr  die  KaOnedrale  oder 
far  den  Unterhalt  des  Bischofs  (mensa  episco- 
Pills),  dient. 

^  Z.  B.  8ti£tnngBT«nnögen ,  welches  der  M- 
ieyfllclie  Stuhl  oder  )eder  Inhaber  desselben 
Bach  der  Stiftongaurkunde  zu  yerwalten  hat. 

*  Ansgeachlosaen  Ist  also  das  Vermögen  des 
DsBkapHds  nnd  das  deqenigen  kirc^chen  Is- 
stftste,  welches  niohl  der  unmittelbaren  Yerwal- 
tQg  des  bischöflichen  Stuhles  unteratebt. 

^  ÄJm  die  gedachten  Vennögensmassen  der 
Teiftgiuig  «od  Einwirkung  der  kiTohlichen  Or- 
fiuie  zu  entziehen.  Die  etwa  nöthig  werdenden 
Zwangsmaasregeln,  welche  im  Wege  der  Admini- 
■teÜT-Biekutien  getroffen  werden ,  hat  aber  der 
Ober-Prasident  anzuordnen,  ^.  6  des  cit.  Ges. 

^  ^  9  a»  a.  0.  Uebrigena  wllid  die  Brnennung 
des  Kommissars  und  der  Tag ,    an  welchem  er 


seine  Amtsthätigkeit  beginnt,  öffentlich  bekannt 
gemacht,  $.  11  a.  a.  0.  Zu  seiner  Legitimation 
«rhält  er  eine  ErnemiuiigsurkDiiAe  des  Kultus- 
ministers, $$,  6.  9  a.  a.  0. 

»  S.  9  a.  a.  0. 

^  Blne  Ausnahme  maicheii  aber  solcfhe  Yer- 
änssezongisu ,  welche  ihxer  Natur  nueb.  lOonseiv 
vationsmassregeln  sind,  z.  ß.  die  verzehrliclier 
oder  unbrauchbarer  Sacben,  sowie  diejenigen, 
welche  auf  rechtlichar  Nothwendigkeit  beruhen. 

ii  Dazu  gebort  auch  die  Remuneration  des 
Komnrfasaw. 

U  Z.  B.  das  Pfarr-,  Yikariat-,  Kaplanei-,  Pf^ün- 
den-Yermögen. 

^  $.  9  a.  a.  O.  Zur  DutebfQhmng  seiner  inner- 
halb seiner  gesetcUohen  Befugnisse  getroffenen. 
Yerwaltungs-  und  Aulsichta -Anordnungen  steht 
ihm  nach  dem  Qes.  v.  13.  Febrnw  1878  (G.  S. 
8.  87)  das  Recht  zu,  ExekutNgeldsteafen  bis  150 
Mark  festzusetzen,  undfalladleazurDurehfttlirung 
der  Massregel  absolut  nothwendlg  ist ,  unmittel- 
baren Zwang  anzuwenden.  Gegen  die  Zwangs- 
mittel ist  aber  in  den  PvoTfnzen,  wo  die  neue 
Yerwaltnngsorganlsation  durchgeführt  Ist ,  Klage 
bei  dem  Oberverwaltungsgericfat  statthaft. 

Mit  Eintritt  eines  staatlich  anerkannten  Bi- 
schoflB  endet  die  Verwaltung  des  Kommissars,  was 
öffentlich  bekannt  gemacht  wird,  $.11  des  Ges. 
Y.  t20.  Mai  1874.  Verantwortlich  mr  seine  Ver- 
waltung Ist  aber  der  Kommissar  nicht  dem  Bi- 
schöfe, sondern  nur  seinen  Torgesetsten  Behör- 
den, d.  h.  dem  Oberpraeidenten  und  dem  Kultus- 
minister. Die  von  Ihm  gelegte  Rechming  nnter- 
Ilegtder  Revision  derOberreohnungskammer  $.  10 
aw  a.  O. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  darch  dieselbe. 


(§.  163. 


Die  Gesetzgebung  der  anderen  Staaten  kennt  keine  derartigen  Schnlaanittel ,  die 
Offenhaitang  von  Bisihnnisvakanzen  zn  yerhindem  ^ 

§.  153.   3.  Das  staatliche  Nothhesetzungsrecht  der  Patrone  und  Gemeinden, 

Die  prenssische  nnd  hessische  Gesetzgebung  kennt  ein Nothbesetznngsrecht 
der  Patrone  nnd  Gemeinden.  Dasselbe  beniht  auf  dem  Gesichtspunkt,  den  Betheiligten 
in  Fällen,  wo  eine  ordnnngs-  nnd  gesetzmädsige  Verwaltung  der  geistlichen  Aemter  in 
Folge  der  Konflikte  zwischen  Staat  und  Kirche  ausgeschlossen  wird,  die  Mittel  zur 
Abwendung  der  daraus  entstehenden  Schäden  zu  gewähren. 

Nach  preussischem  Recht  tritt  das  erwähnte  Recht  in  Wirksamkeit  1,  wenn 
und  so  lange  eine  staatliche  kommissarische  Vermögensverwaltung  in  einem  Bisthum 
(jedoch  mit  Ausnahme  des  S.  190  erwähnten  Falles)  ^  eingerichtet  ist ^,  in  Bezug  auf 
alle  zu  demselben  gehörenden  geistlichen  Aemter ;  2 ,  wenn  nach  Erledigung  eines 
geistlichen  Amtes  ein  Geistlicher  wegen  gesetzwidriger  Vornahme  von  Amtshandlungen 
rechtskräftig  zu  Strafe  verurtheilt  worden  ist,  hinsichtlich  des  betreffenden  Amtes ^. 
unter  den  erwähnten  Voraussetzungen  kann  deijenige ,  welcher  ein  Präsentations-, 
Vorschlags-  oder  Nominationsrecht  kraft  des  Patronates  oder  eines  anderen  Bechts- 
titels  auf  das  geistliche  Amt  besitzt,  und  falls  derartige  Berechtigungen  nicht  bestehen, 
die  Kirchengemeinde,  deren  Zwecken  das  fragliche  Amt  dient,  entweder  dasselbe  mit 
einem  Geistlichen  besetzen  oder  einem  solchen  die  stellvertretende  Ausübung  des  Amtes 
übertragen  ^. 

Das  blosse  Mitwirkungsrecht  des  Patrones  oder  anderer  Drittberechtigten  ver- 
wandelt sich  demnach  in  volles  Verleihungsrecht.  Eine  sonstige  Aendemng  tritt  aber 
nicht  ein,  daher  kann  das  letztere  nicht  anders  und  in  Bezug  auf  andere  Subjekte,  wie 
das  ursprüngliche  Recht,  ausgeübt  werden^. 

Uebt  ein  solcher  Berechtigter  seine  Befügniss  zur  Einrichtung  einer  Stellvertre- 
tung nicht  binnen  2  Monaten  nach  ihm  eröffheter  Möglichkeit,  seine  Beftigniss  zur  Be- 
setzung nicht  binnen  Jahresfrist  aus,  so  geht  dieselbe  auf  die  Kirchengemeinde  über^. 

Diese  letztere  ist  zur  Ausübung  der  erwähnten  Rechte  auf  Antrag  von  10  gross- 
j&hrigen ,  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befindliehen ,  einem  mitwäUenden 


1  Dft8  etwaige  Einspruchsrecht  gegen  den  Ka- 
pitnlarvikar  (s.  o.  S.  183)  erweist  sich  dagegen 
als  nnwliksam.  Werden  aber  seine  Vollmachten 
durch  den  Papst  erweitert  (um  Ihn  tbatsächlich 
dem  Bischof  gleichzustellen),  s.  Th.  11.  S.  249, 
80  erbUt  er  die  Stellung  eines  apostolischen  Vi- 
kars ,  also  ein  anderes  und  neues  Amt ,  und  die 
Regierungen  sind  dabei  nach  Massgabe  der  be- 
stehenden Bestimmungen  mitzuwirken  berech- 
tigt, also  z.  B.  das  Einspruchsrecht  auszuüben, 
wo  dasselbe  in  Geltung  steht. 

s  Dies  ergeben  die  in  der  folgenden  Note  ci- 
tirten  $$.,  s.  dazu  meinen  Aufsatz  bei  Hart- 
mann a.  a.  0.  1,  267. 

3  D.  h.,  wenn  fOr  das  Bisthum  nach  seiner 
staatlichen  Erledigung  weder  ein  neuer  Bischof 
gewählt  noch  ein  Verwalter  desselben  den  Staats- 
gesetzen gemäss  eingesetzt,  wenn  in  demsel- 
ben Fall  der  rechtmässig  bestellte  Verweser  aus- 
geschieden und  kein  neuer  staatlich  anerkannter 
Bischof  vorhanden  ist,    oder  endlich   wenn  in 


den  kanonischen  Vakanzfällen  Jemand  bisehof- 
liohe  Rechte  und  Verrichtungen  gesetzwidrig  aus- 
geübt hat,  vgl.  %%.  6.  7  des  Ges.  y.  20.  Mai  1874. 

4  Deklaratoria  y.  21.  Mai  1874.  Art.  4;  vgl. 
auch  0.  S.  187. 

B  S.  die  citirten  $$. 

^  Vgl.  meinen  Kommentar  zu  d.  Rirehen- 
gesetzen  v.  1874  u.  1875.  S.  30.  Anm.  39.  Nur 
kann  selbstverständlich  dem  anzustellenden  Geist- 
lichen die  Qualifikation  nicht  deshalb  abgespro- 
chen werden,  weil  er  ein  solches  Amt  zuwider  den 
kanonischen  Vorschriften  annimmt.  Es  ist  selbst- 
verständlich,  dass  das  Gesetz  die  daraus  ent- 
stehenden kanonischen  Hindemisse  nicht  besei- 
tet wissen  will.  Dadurch  erledigt  sich  die  Aus- 
führung von  Hoch  i.  Arch.  f.  civil.  Praxia  39, 
265,  dass  jedem  solchen  Geistlichen,  ab  sog.  in- 
trusus ,  die  erforderliche  kirchliche  QnaUfikatJon 
fehle. 

7  Art.  8  d.  Deklaratoria  n.  %.  15  des  Ges.  v. 
20.  Mai  1874. 


1. 153.] 


Das  staatliche  Nothbesetzangsrecbt  der  Patrone  and  Gemeinden. 


Id3 


Familienhanpte  nicht  untergeordneten  m&nnlichen  Mitgliedern  nnd  zwar  in  allen  ihren, 
diesen  Erfordernissen  entsprechenden  Gliedern  durch  den  Landrath,  bez.  Amtmann  oder 
Bflrgermeister  znr  Beschlnssfassnng  über  die  Aasübimg  der  gedachten  Befugnisse,  und 
im  Bejahungsfalle  über  die  Art  derselben  S  sowie  femer  zu  der  Wahl  des  Geistlichen  und 
der  ehies  Repräsentanten,  welcher  das  Amt  oder  die  Stellvertretung  an  den  gewählten 
Geistlichen  zu  übertragen  hat,  zusammen  zu  rufen.  Ein  Beschluss  ist  gültig  gefasst, 
wenn  mehr  als  die  Hüfte  der  Erschienenen  demselben  zugestimmt  hat^. 

Die  Vorschriften  der  preusslschen  Gesetze  über  die  Qualifikation  der  Geist- 
lieben und  über  das  Einspruchsrecht  finden  auch  auf  die  eben  gedachte  Art  der  Be- 
setzung Anwendung,  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  die  Pflicht  zur  Benennung  an  den 
Oberpräaidenten  dem  Patron  oder  sonstigen  Berechtigten,  bez.  dem  gewählten  Reprä- 
sentanten obliegt  und  dass  die  genannten  Personen  bei  Nichtbeachtung  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  die  Besetzung  denselben  Strafen  unterliegen ,  wie  die  geistlichen 
Oberen  in  derartigen  Fällen  3. 

Das  Amt  oder  das  Recht  auf  die  Stellvertretung  wird  von  dem  Geistlichen  mit  und 
in  Folge  der  üebertragung  seitens  des  Patrons,  eines  anderen  Drittberechtigten  oder 
des  Gemeinde-Repräsentanten  erworben^. 

Endlich  ist  die  Einrichtung  einer  Stellvertretung  (nicht  die  Besetzung  des  Amtes) 
nseh  Massgabe  der  vorstehend  erörterten  Grundsätze  statthaft^,  wenn  einem  Geistlichen 
anf  Grund  des  Reichsgesetzes  betreffend  die  Verhinderung  der  unbefagten  Ausübung 
Yon  Rirchenämtem  vom  4.  Mai  1874®  während  der  Dauer  der  gegen  ihn  eröffneten 
UnterBuchung  der  Aufenthalt  in  dem  Bezirk  des  erledigten  Amtes  untersagt  worden  ist  7. 

Das  in  Hessen  geltende  Nothbesetzungsrecht ^  bezieht  sich  nur  auf  Pfarr- 
ämter und  hat  zur  Voraussetzung,  dass  ein  solches  innerhalb  der  einjährigen  oder  der 
verlängerten  Frist  ^  nicht  gesetzmässig  wieder  besetzt  worden  ist.  Es  geht  nicht  auf 
definitive  Üebertragung  des  Amtes ,  sondern  nur  auf  Einsetzung  eines  Pfarrverwesers 
bis  eine  den  Gesetzen  entsprechende,  dauernde  Wiederbesetzung  des  Amtes  stattgehabt 
hat  ^^,  Die  Berechtigung  ist  ebenso  wie  in  Preussen  normirt  ^^.  Steht  sie  einer  Eirchen- 
gemeinde  zu,  so  sind  die  am  Orte  wohnenden,  selbstständigen,  im  Besitze  der  bürger- 
liefaen  Ehrenrechte  befindlichen,  volle  25  Jahr  alten  Gemeindemitglieder  zu  berufen  ^^, 
und  diese  haben  zur  Ausfahrung  der  üebertragung  an  den  gewählten  Geistlichen  eben- 
falls einen  Bevollmächtigten  zu  wählen  ^^.    Bei  derselben  hat  der  Bevollmächtigte, 


*  D.  h.  darüber,  ob  blos  eine  Stellvertretung 
efogeiiehtet  oder  das  Amt  definitiv  übertragen 
Verden  loU. 

'  Alt.  9.  10  d.  DeUaratoria  u.  %.  16.  17  des 
Oei.  V.  20.  Mai  1874. 

'  Art.  7.  10.  11  d.  Deklaratorla  n.  %%,  14. 
17.  18  des  Ges.  v.  20.  Mai  1874.  Vgl.  o.  S.  187 
tt.  Tb.  n.  504.  608. 

*  Der  bei  der  Herstellung  geordneter  Zustande 
eintretende  Biscbof  kann  also  eine  definitive 
Debertagnng  des  Amtes  nlcbt  rückgängig  macben, 
vgl.  meinen  cit.  Kommentar  S.  34.  35. 

^  Art.  5  der  PeUaratoria  v.  21.  Mai  1874. 

«  Beiebs-Gesbl.  8.  43.  44. 

^  Die  SteUvertretnng  erliseht  demnacb  mit  der 
reebtakräftigen  Beendlgang  der  Untersuchung. 
Das  Notbrecbt  kann  aber  von  Neuem  geübt  wer- 
den, wenn  die  sonstigen  Voraussetzungen  ^  s. 
8. 192,  dafür  vorliegen. 

Hirns eki US,  Klrchenrecbi.  m. 


8  Qes.  V.  25.  April  1875  betr.  die  Vorbildung 
der  Oeistlicben  Art.  11  ff. 

9  S.  0.  S.  190. 

iO  Art.  11  a.  a.  0. 

ii  Die  Kweimonatlicbe  Frist  für  den  Üebergang 
des  Rechtes  von  dem  Patron  oder  einem  sonstigen 
Berechtigten  auf  die  Kirchengemeinde  beginnt 
aber  mit  dem  Tage,  wo  die  ersteren  die  Aufforde- 
rung des  Ministeriums  des  Innern,  von  ihrer  Be- 
rechtigung Gebrauch  zu  machen ,  erhalten  haben, 
Art.  11.  12  a.  a.  0. 

13  Art.  12  a.  a.  O.  In  Betreff  der  Gültigkeit 
der  Beschlüsse  kommt  dieselbe  Begel,  wie  in 
Preussen,  zur  Anwendung.  Die  näheren  Be- 
stimmungen über  das  Verfahren  sind  besonderer 
Ministerial -Anordnung  vorbehalten,  eine  solche 
ist  aber  m.  W.  noch  nicht  ergangen. 

18  Art.  12  a.  a.  0. 

13 
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ebenso  wie  der  Patron  oder  Drittbereohtigte  die  allgemeinen  geltenden  staatiiehen  Be- 
gtimranngen  Aber  die  Verleihnng  von  Kirchenflmtern ,  insbesondere  die  Ober  das  Ein- 
spruchsrecht  ^  au  beachten  und  falls  dies  nicht  geschieht,  tritt  gegen  sie  dieselbe  Strafe, 
wie  gegen  den  kirchlichen  Oberen  ein  ^. 


§.  154.  4.  Die  staatliche  Vereidigung  der  OeisÜichen  als  Vorbedingung  der  staat- 
lichen Anerkennung  oder  der  Ausübung  der  Kirchenämter. 

In  einer  Reihe  von  Staaten  wird  von  den  katholischen  Geistlichen  beim  firwerbe 
eines  Amtes  oder  wenigstens  bei  dem  gewisser  Aemter  ein  besonderer  Eid  der  Treue, 
vielfach  in  Yerbindong  mit  einem  solchen  anf  Gehorsam  gegen  die  Landesverfassung 
oder  Landesgesetse  gefordert '. 

InPrenssen  leisten  nach  dem  bestehenden  Rechte  nur  die  Bischöfe^  und  die* 
jenigen ,  welche  in  einem  erledigten  Bisthume  bischöfliche  Rechte  nnd  Verrichtangen 
ausüben  wollen^  die  ersteren  einen  EUd  der  Treue  und  des  Gehorsams  gegen  den  Lan- 
desherm  und  auf  ,,  gewissenhafte''  Beobachtung  der  Gesetze  des  Staates^,  die  letzteren 
einen  Eid  dahin ,  dem  Könige  treu  und  gehorsam  zu  sein  und  die  Gesetze  des  Staates 
zu  befolgen  ®.  Die  Ableistung  des  Eides  ist  fUr  den  Bischof  Bedingung  der  staatlichen 
Anerkennung  und  der  Aushändigung  der  desfaUsigen  Urkunde  ^,  für  den  interimisti- 
schen Diöcesan-Verwalter  aber  Voraussetzung  der  gültigen  und  straffreien  Auaübung 
seiner  bischöflichen  Funktionen^.  Von  den  übrigen  katholischen  Geistlichen  wird  bei 
ihrer  Anstellung  ein  derartiger  £Ud  nicht  mehr  verlangt^. 


»  Tb.  II.  S.  504.  508.  u.  o.  S.  185. 

«  Art.  13  a.  a.  O. 

3  Derartige  Treaeide  sind  sohon  seit  dem  spa- 
teren Mittelalter  in  einzelnen  Ländern  Terlang^t 
worden,  s.  Prfedberg,  Grenzen  zwischen  Staat 
u.  Kirche  S.  56;  M,  Lehman n,  Prenssen  u.  d. 
kath.  Kirche  seit  1640.  Leipzig  1878.  1,8.  In 
Westpreassen  mussten  nach  der  ersten  Theflnng 
PcXens  die  Geistlichen  vor  der  Bestätigung  ihrer 
Provision  auf  Anordnung  Friedrichs  d.  Qr.  den 
Homagialeid  leisten,  Instr.  f.  d.  westprensa.  Reg. 
V.  1773.  $.  4.  Nr.  llc;  Habe,  Samml.  preuss. 
Gesetze  I.  5,  683.  In  Oesterreich  sollten  nach  d. 
Verordn.  Josephs  II.  v.  16.  Sep.  1782,  Handbuch 
aller  unter  Joseph  II.  ergangen.  Verordn.  2,  196, 
die  Bischöfe  bei  ihrer  Konsekration  schwören, 
dem  Kaiser  getreu  nnd  unterthinig  zu  sein  und 
das  Beste  des  Staates  und  ihren  Dienst  nach  Kräf- 
ten zu  befördern,  Friedberg^.  a.  O.  S.  171. 

lieber  die  früheren  Treu-  und  Lebnseide  der 
Bischöfe  s.  Th.  II.  S.  536.  569.  577.  583.  585. 
598.  Anm.  3  u.  S.  600.  Anm. 

*  Auch  der  altkatholische  Bischof,  Th.  II.  S. 
690.  Anm.  2,  aber  nicht  die  Weihbischöfe,  denn 
diese  erbalten  keine  staatliche  Anerkennung,  und 
die  V.  V.  6.  Dezember  1878.  Th.  II.  S.  687. 
Anm.  9  schreibt  den  Eid  nur  als  Bedingung  der 
letzteren  vor. 

ft  S.  die  in  d.  vor.  Note  cit.  Verordn.  In  der 
frQher  gebrauchlichen  Formel  fehlte  der  jetzige 
Zusatz :  „  und  die  Gesetze  des  Staates  gewissen- 
haft zu  beobachten'^,  dagegen  ist  in  der  neuen  der 
Zusatz :  „Ich  verspreche  dieses  Alles  um  so  unver- 
brüchlicher zu  halten,  als  ich  gewiss  bin,  dass  ich 
mich  durch  den  Eid,  welchen  ich  seiner  päpstlichen 


Heiligkeit  und  der  Kirche  geleistet  habe,  zu  nichts 
verpflichte,  was  dem  Eide  der  Treue  und  IJnter- 
thänigkeit  gegen  S.  kön.  Mi^eat&t  entgegen  sein 
kann",  fortgefallen. 

Nach  der  bisherigen  Praxis  sind  diese  Eide  den 
Eizbischöfen,  in  Gegenwart  des  Königs  und  hoher 
Staatsbeamten,  durch  den  Kultusminister  und  den 
Bischöfen  durch  den  Ober-Prisidenten  der  Pio- 
vinz  abgenommen  worden,  F  r  i  e  d  b  e  r  g,  Bischofs- 
wablen  S.  385. 

«  Ges.  V.  20.  Mai  1874.  %.  2. 

f  Th.  II.  8.  687. 

s  8.  Anm.  6  und  o.  8.  187.  Anm.  5. 

^  Ein  solcher  war  früher  zur  Erlangung  des 
Genusses  des  Amtes  erforderlich,  Reskr.  d.  Justiz- 
miuisters  v.  10.  Dez.  1810.  Nr.  5,  Rabe  a.  a. 
0.  10,  494;  die  Formel  ist  nach  d.  Just.  Min.  R. 
V.  14.  Mai  1812  in  Hartman n  Zeitsehr.  2,  63 
mitgetheilt,  a,  auch  R.  d.  geistl.  Min.  v.  17.  Juli 
1815,  Jacobson  Gesch.  d.  Quellen  d.  kath<>l. 
Kirchenrechts  in  Preussen  n.  Posen.  Anh.  S.  308. 
Seit  1850  ist  aber  von  dem  Eide  „wegen  der  we- 
sentlich veränderten  Verhältnisse  des  Staates  zu 
den  ReligtonsgeselUchaften  ^  Abstand  genommen 
worden,  Cirk.  Reskr.  des  Kult.  Minist,  v.  14.  März 
1850,  welches  es  zngleioh  als  selbstverstindlich 
erklärt,  dass  die  katholischen  Geistlichen  den  all- 
gemeinen gesetzlichen  Unterthanenpflichten  un- 
terworfen bleiben .  Diese  Anordnung  ist  auf  Grund 
des  Staatsministerialbeschlussee  v.  12.  Februar 
1850  ergangen ,  nach  welchem  nur  die  anmittel- 
baren und  mittelbaren  Staatsbeamten  den  im  Art. 
108  d.  Verf.  Urk.  v.  1850  vorgeschriebenen  Sid 
zu  leisten  haben. 
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In  Baiern  haben  nach  dem  Konkordat  von  1817  ^  die  Erzbischöfe  nnd  Bischöfe^ 
nsebdem  sie  die  päpstliche  Bestätigung  erhalten  haben ,  einen  blossen  Eid  des  Gehor- 
sams und  der  Treue,  welcher  keine  Beziehung  auf  die  Staatsgesetze  enthält,  in  die 
Hi&nde  des  Königs  zu  schwören  2,  w&hrend  die  übrigen  Geistlichen  bei  ihrer  Anstellung 
and  zwar  ehe  sie  in  ihre  Pfrtlnden  eingewiesen  werden  (vor  der  Installation  und  ge- 
legeutlich  dieses  Aktes)  von  dem  königlichen  Kommissar  ^  (sofern  dies  nicht  schon 
frflher  geschehen  ist]^  vereidet  werden.  Der  Eid  ist  ein  Civil-  und  Diensteid,  um- 
faaseod  die  Treue  gegen  den  König,  den  Gehorsam  gegen  die  Gesetze,  die  Beobachtung 
der  Staatsverfassung,  sowie  die  gewissenhafte  Erfüllung  der  Amtspflichten^. 

Desgleichen  sollen  im  Königreich  Sachsen  der  apostolische  Vikar  ^,  die  Mit- 
glieder nnd  Subalternen  der  katholisch  geistlichen  Behörden  (des  Vikariatsgerichtes  und 
des  katholischen  Konsistoriums)  ^,  sowie  die  Geistlichen  bei  ihrer  Anstellung^  eidlich 
Treue  und  Gehorsam  gegen  den  König  und  die  Gesetze  des  Landes,  insbesondere  auch 
die  Beobachtung  der  Landesverfassung,  geloben. 

InWürtemberg  schwört  der  Bischof  vor  seiner  Konsekration  dem  Könige  einen 
Eid  der  Treue  und  des  Gehorsams^,  die  Pfarrer,  Kapläne,  ELaplaneiverweser ,  Ku- 
nten  und  Vikare  leisten  einen  gleichen  Eid  vor  und  bei  ihrer  Einftlhrung  in  ihr  Amt, 
bez.  ihrer  erstmaligen  Verwendung  im  Kirchendienst,  welcher  aber  auch  zugleich  das 
Gelöbniss  enthält,  bei  der  Austlbung  der  mit  dem  Amte  verbundenen  oder  der  ihnen 
etwa  übertragenen  staatlichen  Funktionen  die  Gesetze  und  Verordnungen  des  Staates 
zu  achten.  Die  Dekane  haben  sich  nur  auf  ihre  früher  schon  als  Pfarrgeistliche  abge- 
legte eidliche  Verpflichtung  zu  beziehen  und  die  treue  und  gewissenhafte  Besorgung 
der  ihnen  kraft  dieses  Amtes  obliegenden  staatlichen  Geschäfte  zu  geloben  ^o. 


»  Art.  15. 

'  Silbemagl  Verfassung  d.  Religionsgesell- 
Mhafken  in  Bayern  S.  35. 

3  A.  a.  O.  8.  60. 

«  Min.  Erl.  v.  5.  Okt.  1833. 

»  Die  Formel  im  Min.  Erl.  yom  21.  Mai  1851, 
DoUinger,  fortges.  Samml.  23, 172,  anch  bei 
Silbernagl  a.a.O.  S.  60.  n.  6  und  Krick, 
katbol.  Pfrundenwesen  in  Baiern  S.  64.  65.  Vgl. 
tDcb  Stingl,  Yerwaltg.  d.  kath.  Pfarramtes  S. 
222.  Die  Pfarrrer^^'eser  leisten  diesen  Eid  nicht, 
sie  werden  blos  darauf  yerpfilcbtet ,  dass  sie  ihre 
Fanktionen  den  Staatsgesetzen  auf  das  genaueste 
eotspreehend  führen  wollen,  Krick  a.  a.  O.  S. 
29.  30. 

•  Mandat  ▼.  19.  Febr.  1827.  %,  2;  Schreyer 
Cod.  d.  säichs.  K.  B.  S.  281,  nach  vorgängiger 
Vorlegung  seines  päpstlichen  Delegatiionsscbrei* 
bens  in  die  Hände  des  Königs. 

7  Mandat  v,  1827.  SS-  6-  17 ;  Ges.  v.  23.  Au- 
gust 1876.  S.  17. 

^  Verf.  ürk.  vom  4.  Sept.  1831.  $•  139.  Die 
duch  aUerböchst.  Beskr.  t.  26.  März  1836  fest- 
gestellte Formel  bei  Schreyer  a.  a.  O.  S.  534. 
AniD.  3,  in  welcher  der  frühere  Vorbehalt :  ,^eges 
^'ero  patriae  regni  Saxoniae  quae  nee  dogmata 
^i  nee  disciplinam  s.  ecdeslae  vetant,  qua  con- 
Mientiam  directfvas  respectunis^'  fortgelassen  ist. 

Das  Anm.  7  citirte  Gesetz  v.  1876  erwähnt  nur 
<ler  Beamten  der  katholisch-geistlichen  Behörden. 
Die  sonst  angeführten  Bestimmungen  über  die 
Sidesieistung  sind  aber  dadurch  nicht  atifgehoben. 
Der  betreffende  Zusatz  im  S*  17  ist  übrigens  erst 


von  der  Deputation  der  zweiten  Kammer  gerade 
im  HiiibUck  auf  %,  139  d.  T.  Urk.  in  den  Gesetz- 
Entwurf  aufgenommen  worden.  Arch.  f.  k.  K.  B. 
37,  127. 

^  So  nach  dem  gemeinsamen  Edikte  der  BegieT 
mngen  der  oberrhein.  Kirchenprovinz  v.  30.  Jan. 
1830.  %.  16.  Das  Fundationsinstrument  für 
Bottenburg  vom  14.  Mal  1828.  Nr.  3,  Lang, 
Samml.  würtemb.  Kirchengesetze  S.  1071 ,  hat 
den  Eid  auch  auf  Treue  gegen  die  Staatsgesetze 
erweitert.  Das  letztere  ist  aber  nicht  nur  in  der 
Eidesformel  des  Konkordates  von  1857.  Art.  2 
fallen  gelassen ,  sondern  auch  in  derselben  dem 
Treu-  und  Gehorsams  -  GelSbniss  die  Beschrän- 
kung :  ;;Sicut  deoet  episcopum"  hinzugefügt.  Der 
Jetzige  Bischof  von  Bottenburg  hat  dagegen  mit 
Bücksicht  darauf,  dass  das  Konkordat  nicht  Lan- 
desgesetz geworden,  den  Eid  ohne  den  erwähnten 
Zusatz  geleistet,  Thudichum,  deutsches  Kir- 
chenrecht 1,  24.  Ein  nicht  würtembergischer 
Unterthan ,  welcher  zum  Bischof  gewählt  worden 
ist,  muss  nach  dem  Ges.  v.  30.  Jan.  1862.  Art.  4 
und  dem  angeführten  Fundationsinstrument  erst 
das  würtembergische  Staatsbürgerrecht  erwerben 
und  hat  zu  diesem  Behufe  nach  Art.  20  d.  Verf. 
Urk.  vom  20.  Sept.  1819  den  Yerfassungseid  zu 
leisten. 

w  Erl.  d.  kath.  Kirchenraths  v,  26.  März  1858, 
V.  Vogt,  Samml.  kircbl.  Verordnungen  f.  Botten- 
burg, S.  707.  Die  älteren  Formeln  enthielten 
auch  die  Verpflichtung  zur  Beobachtung  der  Grund- 
verfassung nnd  der  Staatsgesetze,  s.  Lang  a.  a. 
0.  S.  497.    Obwohl  die  neuen  mit  Bücksicht  auf 
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Was  Baden  betrifft,  so  muss  der  Erzbischof,  femer  jeder  Geistliche  beim  Ein- 
tritt in  den  Kirchendienst  des  Landes  Treae  dem  Grossherzog  und  der  Verfassmig,  so- 
wie Gehorsam  dem  Gesetze  schwörend 

In  Hessen  hat  jeder  Geistliche,  also  auch  der  Bischof,  welchem  ein  Kiichenamt 
übertragen  wird,  falls  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  den  Yerfassungseid  abzulegen^. 

In  Oldenburg  haben  der  Offizial,  die  Mitglieder  des  Offizialates,  die  Dekane 
und  Pfarrer ,  bevor  sie  in  ihr  Amt  eingeführt  und  für  den  Bischof  amtlich  verpflichtet 
werden  können ,  eidlich  zu  geloben ,  dass  sie  dem  Grossherzog  unterthänig ,  gehorsam, 
treu  und  ergeben  sein  und  ihres  Amtes  also  warten  wollen ,  dass  den  Majestätsrechten 
des  Landesherm  und  der  auf  den  Gesetzen  des  Staates  beruhenden  öffentlichen  Ord- 
nung mit  ihrem  Wissen  und  Willen  nirgends  Eintrag  geschehe  ^. 

In  Sachsen-Weimar  ist  ftlr  alle  Geistlichen  vor  ihrer  Installation  eine  eid- 
liche Verpflichtung  gegen  den  Staat  als  ünterthan  und  Diener^,  in  Braunschweig 
vor  ihrem  Amtsantritt  die  Beeidigung  auf  die  Beobachtung  der  Gesetze  und  der  Lan- 
desverfassung ^y  in  Lippe-Detmold  fQr  den  Pfarrer  nach  der  bischöflichen  Institu- 
tion die  Ablegung  des  Eides  der  Treue  gegen  den  Fürsten  und  des  Versprechens  der 
pflichtmässigen  Beobachtung  der  Landesgesetze  ^,  endlich  inWaldeckfOr  den  ent- 
sendeten Pfarrer  die  Verpflichtung  auf  die  Verfassungsurkunde  ^  vorgeschrieben.  Auch 
in  Sachsen-Gotha^  und  Coburg^  hat  der  Pfarrer,  ehe  er  seine  Funktionen  aus- 
üben darf,  einen  Eid  auf  Treue  und  Gehorsam  gegen  den  Landesherm  und  die  Lan- 
desgesetze abzuleisten. 

In  Frankreich  und  El  s  as.s -Lot  bringen  haben  die  Bischöfe  unddie  Pfarrer, 
ehe  sie  ihr  Amt  ausüben  dürfen,  einen  Treu-  und  Gehorsamseid  gegen  die  Regierung, 
bez.  den  E^aiser  zu  schwören  ^^. 

Was  endlich  Oesterreich  anlangt,  so  leisten  nur  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe 


das  Konkordat  entworfen  sind ,  hat  man  sie  doch 
trotz  der  Beseitigung  desselben  bisher  beibehalten, 
Thudicliam  a.  a.  0.  S.  25. 

i  Ges.  V.  7.  Junil848u.  5.BIarzl863,  Spohn 
bad.  Staatsktrchenrecht  S.  185. 186,  welche  beide 
den  Erzbischof  nicht  ausnehmen.  Uebrigens  hat 
schon  der  letzte  Erzbischof  lant  Protokoll  vom 
27.  März  1843  „den  Gesetzen  des  Staates  Gehorsam 
und  Treue"  geschworen.  Vgl.  ferner  Th.  II.  S. 
687.  Anm.  13.  Die  etwas  abweichende  Fassung 
des  Eides  des  altkatholischen  Bischofs  bei  Fried- 
berg, Bischofs  wählen,  Aktenstücke  S.  255. 

2  Art.  1  des  Ges.  v.  25.  AprU  1875,  betr.  die 
Vorbildung  von  Geistlichen.  Der  Geistliche,  der 
vorher  die  Funktionen  des  Amtes  öfTentUcb  aus- 
übt, ist  nach  Art.  7  kriminalrechtlicb  strafbar. 
Nach  der  Ableistung  des  Eides  wird  dem  Geist- 
lichen, welchem  ein  mit  dem  Genuss  einer  Pfründe 
verbundenes  Amt  übertragen  worden  ist,  eine  s.  g. 
landesherrliche  Bestätigungsurkunde,  wodurch  er 
als  gesetzmässiger  Inhaber  des  Amtes  von  Seiten 
des  Staates  anerkannt  wird  und  für  die  Dauer  des 
Amtes  den  Anspruch  auf  den  Genuss  der  damit 
verbundenen  Pfründe  erhält,  zugestellt,  Art.  10 
a.  a.  0. 

3  Vertrag  v.  5.  Jan.  1830.  %.  28.  Der  Bischof 
von  Münster  hat  bei  Antritt  seines  Amtes  nur 
einen  schriftlichen  Revers  auszustellen ,  dass  er 


bei  Ausübung  seiner  bischoflichen  Pflichten  den 
Hoheitsrechten  des  Grossherzogs  nicht  zu  nahe 
treten  wolle,  %.  3  a.  a.  0. 

*  Ges.  V.  7.  Okt.  1823.  S-  18. 

ö  Verf.  ürk.  v.  12.  Okt.  1852.  $.  226,  Arch. 
f.  k.  K.  R.  13,  259,  s.  auch  Ges.  vom  10.  Mai 
1867.  §.  22,  a.  a.  0.  19,  416. 

6  Edikt  V.  9.  März  1854.  Art.  3,  Beiträge  zum 
preuss.  Kirchenrecht  2,  82. 

^  V.  V.  21.  März  1861.  «.  3,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
9,22. 

8  Regulativ  v.  1811.  Nr.  4,  a.  a.  O.  36,  216. 
231 .  Doch  hat  man  sich  hier  statt  des  dadurch 
vorgeschriebenen  Eides  seit  1857  mit  einem  Eide 
auf  das  Staatsgrundgesetz  v.  3.  Mai  1852  begnügt, 
VeringK.  R.  S.  143.  144. 

9  Reg.  V.  1813.  S.  24,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
32,  426.  428.  Jedoch  wird  auch  hier  seit  1861 
dieselbe  Praxis  wie  in  Gotha  befolgt,  a.  a.  O.  S. 
420.  n.  1  u.  S.  426.  n.  2. 

^0  Fianzös.  Konkordat,  Art.  6.  7.  organ.  Art. 
18. 27.  Für  die  Kanoniker  und  die  anderen  Juris- 
diktionsbeamten  ist  eine  Eidesleistung  nicht  be- 
sonders vorgeschrieben,  sie  werden  aber  meiat  aus 
früheren  Pfarrern  genommen,  s.  Dekr.  v.  25.  De- 
zember 1830,  Dursy,  Staatskirobenrecht  in 
Elsass- Lothringen  1,  58. 
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einen  derartigen  Elid ,  aber  mit  der  Beschränkang :    ,,siGat  decet  episcopnm^^  ^,  von 
den  flbrigen  Geistlichen  wird  ein  solcher  ebensowenig,  wie  inPrenssen  gefordert. 

Das  bestehende  Recht  inDentsohland  lässt  sich  dahin  zusammenfassen. 

Ein  Tren-  und  Gehorsamseid  und  zugleich  ein  Eid  auf  die  Staatsgesetze  wird  all- 
gemein erfordert  im  Königreich  Sachsen,  in  Baden,  Hessen  und  Braun- 
sehweig,  femer  freilich  in  abgeschwächter  Form  in  Oldenburg,  —  nur  von  den 
Bischöfen  in  Preussen,  von  den  Pfarrern  und  anderen  Pfründnem  in  Baiern 
and  Sachsen- Weimar,  aüeinvondenPfarrem  inLippe-Detmold,  Waldeck, 
Sachsen-Goburg  und  Gotha,  während  in  Würtemberg  und  Elsass-Lo- 
t bringen  der  Bischof  und  die  übrigen  Geistlichen  blos  einen  Treu-  und  Gehorsams- 
eid, im  erstgedachten  Lande  aber  die  letzteren  auch  einen  solchen  auf  gewissenhafte 
Besorgung  ihrer  etwaigen  staatlichen  Funktionen  zu  leisten  haben  ^,  endlich  in  Baiern 
allem  die  Pfarrverweser  auf  Beobachtung  der  Staatsgesetze  bei  Verwaltung  ihrer  Funk- 
tionen verpflichtet  werden. 

Die  katholische  Kirche  erachtet  die  Eide  der  Geistlichen  auf  solche  Staatsgesetze, 
welche  ihren  Anschauungen  von  dem  Verhältniss  zwischen  Staat  und  Kirche  wider- 
sprechen ,  —  und  das  sind  alle  modernen  Staatsverfassungen  —  für  unerlaubt  ^  und 
iSsst  ihn  entweder  nur  mit  Hinzufügung  einer  die  Rechte  derEjrche  wahrenden  Klausel  ^ 
oder  nur  dann  zu,  wenn  die  Regierung  des  betreffenden  Staates  erklärt,  dass  die  eidliche 
Asgelobung  den  Geistlichen  zu  keiner  seinem  Gewissen  widerstreitenden  Handlung 
?eipflichten  solle.  Derartige  Erklärungen  sind  mehrfach  abgegeben  worden^.  Da- 
dnreh  wird  aber  der  Zweck  des  erwähnten  Eides  in  Frage  gestellt.  Ueberhaupt  bietet 
derselbe,  anch  wenn  er  unbedingt  geleistet  wird,  dem  Staate  keine  Sicherheit,  weil  er 
vor  dem  Forum  der  Kirche  als  unerlaubt,  also  nichtig  gilt,  und  weil  andererseits  der- 
jenige Geistliche,  welcher  die  stets  zu  erlangende  Nichtigkeitserklärung  desselben  nicht 
nachzusuchen  gewillt  ist^  auch  ohne  Vereidigung  die  Staatsgesetze  befolgen  wird  \ 


>  Konkordat  Art.  20  (vor  dem  Kaiser) .  Daran 
ist  aach  durch  die  Gesetzgebung  des  Jahres  1874 
nichts  geändert  worden ,  vgl.  Friedberg,  Bi~ 
Mhobwahlen  S.  443.  Die  frahere  Formel  enthielt 
deo  Zusatz  nicht,  a.  a.  0.  S.  439.  lieber  die 
vflter  Joseph  II.  angeordneten  Formeln  vgl. 
Jiger  in  Wieser  n.  Stentrup,  Zeitschrift  f. 
Utk  Theologie  3,  440  n.  S.  194.  n.  3. 

*  Von  den  Yerfassnngseiden,  welche  die  Geist- 
üchen,  so z. B.  auch  in  Preussen  und  Oester- 
leich,  Arch.  f.  k.  K.  B.  26,  318;  23,  447  und 
%j  2Ö0  bei  der  Uebertragung  von  Staatsämtern 
Bnd  beim  Eintritt  in  die  gesetzgebenden  Yer- 
MmmluDgen  zn  leisten  haben ,  ist  hier  nicht  zu 
iiaBdeln.  Der  im  Text  angedeutete  Konflikt  zwi- 
schen dem  Staatsrecht  und  der  Auffassung  der 
Kirche  tritt  aber  auch  hier  hervor. 

'  Vgl.  die  Entscheidungen  d.  Ponltentiaria  v. 
1869,  Areh.  f.  k.  K.  B.  23,  447  u.  26,  250.  S. 
MichYerlngK.B.S.413u.  Friedberg  Gren- 
xeoS.  620. 

«  Areh.  f.  k.  K.  B.  23,  448.  Merkwürdiger 
Weise  findet  Yering  a.  a.  0.  8.  414.  Anm.  4 
die  Klausel  auch  in  dem  preussischen  Yer- 
teungs-  und  Bischofseide,  weil  der  Schwur: 
«die Yeifiusung  gewissenhaft  beobachten  zu 
vollen''  den  Schwörenden  nach  seinem  Gewissen 


nur  zu  demjenigen  verbindet,  was  er  vor  Gott  für 
erlaubt  hält ,  und  glebt  damit  dem  Worte :  „ge- 
wissenhaft" eine  Bedeutung,  welche  es  sprachlich 
nicht  hat.  Uebrigens  hatdiepreussische  Be- 
gierung  im  J.  1850  auf  Yeranlassung  einzelner 
Bischöfe  gestattet,  dass  vor  Ableistung  des  Eides 
eine  Erklärung  dahin  abgegeben  werde ,  dass  der 
Eid  die  Bechte  der  Kirche  und  die  Yerpflichtungen 
des  Schwörenden  gegen  dieselbe  nicht  beeinträch- 
tigen, folglich  auch  seine  kirchliche  Stellung  in 
Nichts  ändern  könne,  Arch.  f.  k.  K.  B.  26,  321 . 
323. 

5  Eine  solche  Erklärung  enthielt  schon  das  viel 
berufene  balerische  Edikt  von  Tegemsee  vom  15. 
Sept.  1821,  Walter  fontes  p.  212;  v.  Siche- 
rer, Staat  u.  Kirche  in  Bayern  S.  33,  wie- 
wohl sie  freilich  durch  den  sonstigen  Inhalt  des- 
selben wieder  neutralisirt  wird,  vgl.  auch  Siche- 
rer a.  a.  0.  S.  336  u.  Mejer,  z.  röm.-deutsch. 
Frage  U.  1,  202  ff.  Weitere  derartige  Erklärun- 
gen sind  Im  J.  1862  in  Sachsen- Weimar, 
Yering  K.  B.  S.  137  zur  Beilegung  eines  Kon- 
fliktes mit  dem  Bischof  v.  Fulda,  Arch.  f.  k.  K. 
B.  6,  397,  und  im  J.  1871,  in  Oesterreich, 
Arch.  f.  k.  K.  B.  26,  252  abgegeben  worden. 

«  Vgl.  u.  S.  217  u.  Friedberg  Grenzen  S, 
803.   A.  M.  Thudichum  a.  a.  0.  1,  86. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  155. 


Viertes  Kapitel. 
Ton  den  Rechten  und  Pflichten  der  kirchlichen  Amtsträger. 

§.  155.    /.  Im  Allgemeinen, 

I.  Mit  der  Uebertragung  eines  Kirchenamtes  erlangt  der  Amtsträger  alle  mit  dem 
Amte  nach  gemeinem  Recht  und  nach  etwaigen  besonderen  Stiftungsbedingungen  ver- 
bundenen Rechte  und  die  Befugniss ,  dieselben  nach  Massgabe  des  geltenden  Rechtes 
auszuüben^.  Die  Art,  der  Inhalt  und  der  Umfang  der  Amtsrechte  bestimmen  sich  des 
Näheren  durch  den  Charakter  des  übertragenen  Amtes  ^.  Bei  der  Verschiedenheit  der 
Kirchenämter  lassen  sich  in  dieser  Beziehung  keine  allgemein  gültigen  Grundsätze  ent- 
wickeln und  aufstellen.  Nur  diejenigen  Aemter,  welche  Benefizien  ^  sind ,  haben  in 
ihrer  vermögensrechtlichen  Seite  eine  gemeinsame  Orundlage  und  es  haben  sich  daher 
hinsichtlich  des  Verhältnisses  des  Benefiziaten  zu  den  das  Benefizium  bildenden  Ver- 
mögensstttcken  gemeinsame  Regeln  ausbilden  können^. 

n.  Dem  Recht  auf  Ausübung  des  Amtes  entspricht  die  Pflicht,  das  Amt  wahrzu- 
nehmen und  treu  und  gewissenhaft  zu  verwalten.  Das  kirchliche  Amt  ist  in  erster 
Linie  eine  Summe  von  Pflichten ,  weil  es  die  Zwecke  der  Kirche  zu  verwirklichen  be- 
stimmt ist,  während  die  mit  ihm  verbundenen  Rechte  nur  dazu  dienen,  die  Erfüllung 
jener  Aufgabe  zu  sichern  5.  Der  kirchliche  AmtBträger  steht  nicht  in  einem  civilrecht- 
lichen  Verhältniss,  welches  sich  in  bestimmt  begrenzten  Leistungen  erschöpft,  sondern 
in  einem  Pflichtverhältniss  zu  der  Kirche  und  den  ihm  vorgesetzten  kirchlichen  Beamten, 
kraft  dessen  er  seine  Kräfte  nach  bestem  Gewissen  seinem  amtlichen  Berufe  zu  widmen 
hat.  Daher  lassen  sich  die  Pflichten ,  welche  kraft  des  Amtes  zu  erftlllen  sind ,  weder 
vollständig  aufzählen ,  noch  rechtlich  normiren.  Nur  bei  einzelnen  ist  dies  möglich. 
So  hat  das  katholische  Kirchenrecht  mit  Rücksicht  darauf,  dass  in  der  Regel  jede  Er- 
füllung der  Amtspflichten  durch  Anwesenheit  des  kirchlichen  Amtsträgers  an  einem 
bestimmten  Orte  bedingt  ist ,  die  Pflicht  der  kirchlichen  Beamten  zum  Aufenthalte  an 
diesem  Orte,  die  s.  g.  Residenzpflicht,  näher  geregelt.  Im  übrigen  hat  das  Dis- 
ciplinarrecht  die  Funktion ,  die  Erfüllung  der  Amtspflichten  zu  sichern  und  zu  er- 
zwingen. 

Die  Kirche  wird  durch  eine  hierarchische  Abstufting  verschiedener  Aemter  ge- 
leitet. Ein  organisches  Zusammenwirken  derselben  für  die  kirchlichen  Zwecke  ist 
daher  nicht  anders  denkbar ,  als  dass  die  kirchlichen  Amtsträger  ihren  Vorgesetzten 
Gehorsam,  die  s.  g.  od^im/ia,  zu  leisten  haben.  Zu  der  Pflicht,  das  Amt  auszuüben,  also 


1  Tb.  II.  S.6Ö3.  Dm  im  Text  Bemerkte  findet, 
soweit  68  sich  um  die  AnBübung  bandelt ,  ancb 
Anwendung  auf  die  Uebertragung  einzelner  Amta- 
funktlonen  oder  der  interimistiscben  Verwaltung 
von  Aemtern,  dagegen  werden  die  Rechte  des 
Amtes  selbst  von  dem  damit  betrauten  Geistlichen 
nicht  erworben. 

3  Vgl.  darüber  die  Darstellung  des  Aemter- 
Organismus  von  Th.  I.  S.  195  ff.  ab.  Uebrigens 
Ist  davon  auch  noch  im  Verlaufe  der  weiteren 
Darstellung  zu  handeln. 

3  Th.  n.  8.  366. 


4  Darüber  s.  unten  in  der  Lehre  vom  kirch- 
lichen Vermögensrecht. 

&  Die  bei  staatlichen  und  anderen  öffentlichen 
Beamten  in  Frage  kommende  Pflicht,  auch  ausser 
ihrer  amtlichen  Thätigkeit,  ein  ihrer  Stellung 
entsprechendes  Verhalten,  namentlich  ein  solches, 
wie  es  Ehre  und  Sitte  fordern,  zu  beobachten, 
entsteht  für  die  katholische  Kirche  schon  dun^h 
den  Eintritt  in  den  geistlichen  Stand  überhAupi, 
Th.  I.  S.  130  ff.,  nicht  erst  durch  die  Erwerbung 
eines  Amtes.  Das  letztere  Moment  kommt  nur  inso- 
fern in  Frage,  als  sich  diese  Pflicht  mit  Rücksicht 
auf  den  Gharakter  des  Amtes  versch&rfen  kann. 


{.  156.] 


Die  Pflicht  des  Geboraams.  Dao  iuramentum  obedientiae. 


199 


die  daduch  bedingte  ThAtigkeit  vorzHnehmen ,  tritt  daher  ferner  nach  kirchlichem 
Recht  die  Pflicht  zum  Gehorsam  hinzu ,  dessen  eidliche  Angelobnng  bei  oder  vor  An- 
tritt des  Amtes  schon  seit  älterer  Zeit  gefordert  worden  ist. 

Endlich  verlangt  die  katholische  Kirche  noch  von  den  kirchlichen  Amtstrftgem 
eine  besondere  und  erneuerte  Bezeugung  ihres  den  Vorschriften  der  Eirchenlehre  ent- 
sprechenden Glaubensstandes  und  zwar  in  der  Weise,  dass  sie  dieselben  bei  oder  nach 
ihrer  Anstellung  zur  Ablegung  der  yorgeschriebenen  s.  g.  profemoßdei  verpflichtet. 

Während  die  Behandlung  des  Disciplinarrechtes  der  Kirche  einer  späteren  Stelle 
Torbehalten  bleibt,  ist  im  Folgenden  noch  des  Näheren  von  der  Pflicht  zum  Gehorsam, 
sor  Ablegung  des  Glaubensbekenntnisses  und  der  Residenapflicht  zu  handeln. 

//.   Die  laichten  im  Einzelnen, 

§.156.     /.   Die  Pßichi  des  Gehör sama.    Das  iuramentum  ohedienÜae* , 

I.  Geschichte  ^  Erst  seit  dem  4.  Jahrhundert  finden  sich  ausdrückliche  Vor- 
sehriften,  welche  die  selbstverständliche  Pflicht  des  Gehorsams,  insoweit  es  sich  um  das 
Verhältniss  der  Kleriker  zu  ihrem  Bischof  handelt,  theils  direkt^,  theils  in- 
direkt^, bald  mehr  allgemein^,  bald  nur  in  bestimmten  Beziehungen^  hervorheben. 
Von  einem  besonderen  Gelöbniss  oder  einer  eidlichen  Verpflichtung  der  E^leriker  bei 
ihrer  Ordination  oder  Anstellung  durch  den  Bischof  wird  während  der  ersten  6  Jahr- 
honderte  nichts  berichtet.  Erst  im  folgenden  ist  ftlr  die  s  p  an  i  s  c  h  e  K  i  r  c  h  e  die  An-*- 
gelobung  des  Gehorsams  vor  dem  Empfang  der  Weihen  gegenüber  dem  vorgesetzten 
kiichlichen  Amtsträger  durch  das  11.  Toletanische  Konzil  v.  J.  675  ®  angeordnet  wor- 
den, eine  Bestimmung,  welche  sich  wohl  nicht  blos  auf  die  Diöcesangeistlichen  in  ihrem 
Verhältniss  zum  Bischof,  sondern  auch  auf  die  Bischöfe  selbst  hinsichtlich  ihrer  Stel- 
iDBg  zum  Metropoliten  bezogen  hat. 

In  Italien  haben  seit  dem  Ende  des  6.  Jahrhunderts  die  dem  römischen  Stuhle 
nnterstehenden  Bischöfe  eidlich  dem  Apostel  Petrus  und  seinem  Stellvertreter,  dem 
Papst,  Treue  und  Förderung  des  Nutzens  der  römischen  ELirche  gelobt 7.    Da  der  Eid 


•  Phillips  K.  K,  2,  171ff. 

1  Thomassln  vet.  et  iiov.  disc.  ecoles.  P.  II. 
1.  2.  c.  44ff. ;  Zaccaria,  de  rebus  ad  historlam 
«tqne  antiquitates  ecdesiae  pertinentibus  diss. 
Utin.  t.  n  (Fulgln.  1781)  p.  264flf. ;  Binte- 
rfm,  Denkwürdigkeiten  der  christ-kathollschen 
Kireke  I.  2,  268  ff. 

>  So  das  Konzil  y.  Yaison,  c.  6  t.  442,  welches 
sich  auf  eine  Stelle  des  ersten  Pseudo-Clemen- 
tifliscben  Briefes  an  Jacobus  (s.  mei  ne  Pseudo- 
kidor- Aasgabe  p.  36  c.  17)  beruft;  Konz.  v. 
Kacon  v.  581  c.  10. 

^  c.  38  (40)  apostol.,  wonach  die  Priester  und 
Cdakonen  nichts  ohne  den  Bischof  vornehmen 
soUen ,  demnach  also  auch  seinen  Anweisungen 
folge  leisten  müssen,  c.  8  conc.  Chalced.  y.  451 
(e.  10.  SS.  1.  2.  C.  XVm.  qu.  2)  erUart  die 
Kleriker  an  Ajinenhiusern ,  Klöstern  und  Mar- 
tyrerkapellen  der  Gewalt  des  Bischofs  unterwor- 
fen, was  demnach  für  die  Geistlichen  der  bischöf- 
lifiken  Kirche  keinem  Zweifel  unterliegen  kann, 
c.  18  (c.21.  23  CXI.  qu.  1)  verbietet  Verschwo- 
nuigeo  und  Umtriebe  gegen  den  Bischof. 
^  8.  Axim.  2. 


6  So  verpflichtet  c.  31  cod.  ecoles.  Afiric.  (cono. 
Garth.  v. 419  u.  421,  Maassen,  Gesch.  d.  Quel- 
len z.  d.  canon.  Rechts  1,  182)  s=  c.  4.  Dist. 
LXXiy,  den  Kleriker,  auf  Geheiss  des  Bischofs 
eine  höhere  Weihe  zu  nehmen. 

^  c.  10  (c.  6  Dist.  XXIII):  „ut  unusqoisque 
qui  ad  ecelesiasticos  gradus  est  accessurus ,  non 
ante  honoris  oonsecrationem  acdplat,  quam  pla- 
cltl  sul  innodatione  promittat,  ut  fldem  catholi- 
cam  sincera  cordis  devotione  custodiens  iuste  et 
pie  vivere  debeat  et  ut  in  nullis  operlbus  suis 
canonicis  regnlis  contradicat  atque  ut  debltum  per 
omnia  honorem  atque  obsequii  reverentlam  prae- 
emlnentl  sibi  unicuique  dependal^^. 

"7  Nicht  hierher  gehört  der  Brief  Leos  I.  an 
Anastasius  v.  Thessalonich  v.  446,  ed.  Ball  er. 
%  261,  in  welchem  der  letztere  getadelt  wird, 
dass  er  als  Vikar  gewaltsam  dem  Metropoliten  von 
Epirns  ein  schriftliches  Gehorsams  versprechen  ab- 
gepresst  habe,  a.  M.  Zaccarla  1.  c.  c.  2.  n.  3. 
p.  286,  ebensowenig  der  Eid,  welchen  Gregor  I., 
app.  10  ad  epist.  ed.  Bened.  2, 1300,  den  aus  dem 
Schisma  des  Dreikapitelsstreites  zur  Einheit  der 
Kirche  zurQckkehrenden Bischofen  abverlangt  hat. 
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I.  Die  Hierarchie  and  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  156. 


aber  auch  gleichzeitig  auf  die  Bewahrung  des  Glaubens  und  der  Einheit  mit  der  katho- 
lischen Kirche,  die  Femhaltung  von  schismatischen  Bestrebungen  und  von  AnschlAgen 
gegen  den  römischen  Staat  und  Kaiser,  die  Bekämpfung  und  Anzeige  der  letzteren  an 
den  Papst  gerichtet  ist^  so  war  der  Hauptzweck  des  Eides  offenbar  nicht  die  Siche- 
rung des  Gehorsams  gegen  den  römischen  Bischof,  vielmehr  die  Verhinderung  schis- 
matischer  Bewegungen  und  hochverrätherischer  Komplote  gegen  das  römische  Reich  ^. 

Der  erste,  nicht  italienische  Bischof,  welcher  dem  Papste  einen  derartigen  Eid  ge- 
leistet hat,  ist  Bonifazius  gewesen.  Der  von  ihm  bei  seiner  Bischöfe  weihe  in  Rom 
i.  J.  722  abgelegte  Eid  ist  dem  vorhin  erwähnten  nachgebildet^.  Er  enthält  das  Ver- 
sprechen der  Treue ,  der  Bewahrung  der  Einheit  mit  der  römischen  Kirche  und  der 
Beförderung  des  Nutzens  derselben.  Selbstständig  und  dem  Zweck  der  Mission  des 
Bonifazius  entsprechend  ist  der  weitere  Inhalt ,  über  die  Beobachtung  der  Ordnungen 
der  h.  Väter  ^  d.  h.  der  römischen  Kirche,  durch  die  anderen  Bischöfe  wachen,  Ab- 
weichungen derselben  davon  verhindern,  nöthigenfalls  dem  Papste  darüber  Mittheilnng 
machen  und  endlich  die  Gemeinschaft  mit  den  jene  Ordnungen  nicht  innehaltenden 
Bischöfen  abbrechen  zu  wollen.  Der  Schwerpunkt  des  Gelöbnisses  liegt  ersichtlich  in 
dem  letzten  Theil ,  in  den  Versprechungen ,  welche  auf  die  Herstellung  der  Abhängig- 
keit seiner  Missionsgebiete  von  der  römischen  Kirche  gehen  ^. 

Die  Stellung  des  Bonifazius  zu  Rom  war  eine  besondere  und  eigenthümliche ,  und 
wenn  auch  sein  Ziel,  die  Verbindung  der  fränkischen  Kirche  mit  Rom,  erreicht  worden 
ist,  so  war  das  Papstthum  doch  im  8.  und  im  Anfang  des  9.  Jahrhunderts  noch  nicht 
so  mächtig,  dass  man  den  fränkischen  Bischöfen  oder  auch  nur  den  Erzbischöfen  ein 
gleiches  Gelübde  ^  wie  das  einst  von  Bonifazius  geleistete,  hätte  abfordern  können  ^. 


Dieser  ist  nur  auf  Verbleiben  in  derselben  und  in 
der  Gemeinschaft  mit  dem  Papste  gerichtet  ge- 
wesen. Diecautio,  welche  Pelagius  I  (555 — 560) 
von  dem  von  ihm  geweihten  Bischof  v.  Syrakus 
gefordert  hat,  c.  13  Dist.  XXVIII.,  war  ein  Ver- 
sprechen, die  Kirchengüter  nicht  zu  veräussern, 
wie  ein  solches  auch  in  der  im  IIb.  diurnus  n.  74, 
ed .  R  0  z  1  ft  r  e  p.  146,  befindlichen  oautio  enthalten 
ist.  Zur  Zeit  des  Pelagius  war  demnach  der  im 
Text  erwähnte  Eid  noch  nicht  im  Gebrauch. 

1  Die  Formel  im  lib.  diurnus  n.  75,  ed.  cit. 
p.  157. 

3  Dies  zeigt  auch  das  spätere  ebendaselbst,  n. 
76.  p.  160  befindliche  indiculum  eplscopi  de 
Longobardia  (vgl.  Hegel  Gesch.  der  Städte ver- 
fassg.  V.  Italien  1,  374.  n.  2),  nach  welchem  die 
unter  der  Herrschaft  der  Longobarden  stehenden 
und  dieser  Nation  angehörigen  Bischöfe  an  Stelle 
der  Treue  gegen  den  römischen  Staat  und  Kaiser 
beschwören,  dass  sie  alle  ihre  Bemühungen  zur 
Erhaltung  des  Friedens  zwischen  Rom  und  den 
Longobarden  aufwenden  wollen. 

Auch  einzelne  der  italienischen  Metropoliten 
haben  schon  solche  Gelöbnisse  ausgestellt.  Vgl. 
vita  Constantini  I.  (708—715)  in  lib.  pontif., 
Mansi  12,  177  :  „Is  ordinavit  Felicem  archiepis- 
copum  Ravennatem,  qui  secundum  usum  priorum 
suorum  solitas  in  scriuio  noluit  facere  cautiones, 
sed  per  potentiam  iudicum  exposuit,  ut  maluit. 
Cuius  cautio  a  pontiflce  in  s.  confessione  b.  Petri 
apostoli  posita",  u.  ferner  1.  c.  p.  180:  „eodem 
tempore  Felix  archiepiscopus  Ravennae  ab  exilio 
remotus ,  .  .  .  licet  oculorum  lumine  privatus  ad 


propriam  tamen  rediit  sedem  et  solita  quae  ab 
universis  in  scrinio  episcoporum  sunt,  Indicula  et 
fidel  expositiones  et  hie  confessus  est  sicque  re- 
conciliationis  promeruit  absolutionem*'.  Unter 
cautiones  sind  hier  die  im  lib.  diurnus  n.  74.  75 
und  n.  73  (Glaubensbekenntniss)  mitgetheilten 
zu  verstehen. 

9  Bei  de  Rozidre  1.  c.  p.  265  und  Jaffe', 
mon.  Mogunt.  p.  76 :  „Promltto  .  .  vobis  P.  Petro 
apostolor.  princlpi  vicarioque  tuo  b.  pp.  Gregorio 
successoribusque  eins  .  .  .  .  me  omnem  fldem  et 
puritatem  s.  fidel  catholicae  exhibere  et  in  uni- 
täte  eiusdem  fidel  .  .  .  persistere  .  .  .  nulle  modo 
me  contra  unitatem  communis  et  universalis 
ecclesiae  suadente  quoplam  consentire,  sed,  ut 
dixi,  fidem  et  puritatem  meam  atque  coneursnm 
tibi  et  utllitatibus  tuae  ecclesiae  ...  et  praedicto 
vlcario  tuo  atque  successoribus  elus  per  omnia 
exhibere;  sed  et  si  cognovero  antistites  contra 
instituta  antlqua  ss.  patrum  conversari,  cum  eis 
Dullam  habere  communionem  aut  coniunctionem. 
Sed  magis,  si  valuero  prohibere,  prohibeo ;  si  mi- 
nus, (nae)  fideliter  statim  domno  meo  apostolico 
renuntiabo''. 

*  Dies  zeigt  auch  der  Brief  des  Bonifazius  an 
Cudbertv.  748,  Jafftf  1.  c.  p.  201,  Th.  II.  8.8. 
u.  2. 

B  In  Italien  hat  sich  wohl  die  frühere  Sitte  er- 
halten. Der  lib.  pontificalls  vlta  Nicolai  I.  Mansi 
15,  149  erzählt,  dass  der  Erzbischof  Johannes 
von  Ravenna,  bei  seiner  Unterwerfung  auf  der 
römischen  Synode  v.  862,  Dümmler  Gesch.  d. 
ostfränk.  Reichs  1,  495.  496:  „apprehensa  charta 
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Nach  der  gangbaren  Meinung >  soll  aber  bereits  Ende  dea  9.  Jahrhunderts,  als  die 
Kftchsnehung  des  Failiums  seitens  der  Erzbischöfe  in  Rom  ^  herrschender  Gebrauch  ge- 
worden war,  von  den  Päpsten  ausser  der  Einsendung  des  herkömmlichen  Glaubens- 
bekenntnisses^ auch  die  eines  Anerkenntnisses  der  päpstlichen  Dekretalen  und  die  eid- 
liche Bestärkung  desselben  gefordert  worden  sein.  Die  Fälle,  in  denen  ein  solches 
Verlangen  geltend  gemacht  ist,  sind  aber  singulärer  Natura,  und  sowohl  die  allge- 
meinen Anordnungen  des  9.  Jahrhunderts'^,  wie  'auch  die  Praxis  des  zehnten  ergiebt, 
dass  sich  die  Enzie  noch  damals  f&r  die  Regel  mit  der  Ablegung  des  Glaubensbekennt- 
niüses  begnflgt  hat^. 

Nicht  minder  unrichtig  wie  die  eben  besprochene  Annahme,  ist  die  weit  verbrei- 
tete Ansicht,  dass  Gregor  YII.  die  Leistung  eines  Obedienzeides  ftix  alle  Erzbischöfe 
oder  Bisehöfe  angeordnet  und  eine  bestimmte  Formel  dafttr  vorgeschrieben  habe^. 

Schon  vor  seiner  Regierungszeit,  als  die  kirchliche  Reformpartei  den  Kampf  gegen 
die  Investitur  der  Bischöfe  seitens  derFflrsten  erö&et  hatte,  hat  Nikolaus  H.  unter 


repromissionis  et  iuramenti  sai  scriptuias ,  qu&s 
tempoie  eonsecratioiiis  suae  imperfeotis  confasls- 
que,  ut  in  eis  yidebatnr ,  repleverat  dictionibTis, 
piopria  manu  acribens  iaxta  consuetüdinem  ante- 
cessonin  suonim  oompOBuit.'^  Für  Deutschland 
wird  die  Sitte  keineswegs,  a.  M.  Ph  f  1  li  p  s  2, 187, 
durch  den  in  der  vor.  Anm.  cit.  Brief  des  Boni- 
fazius  erwiesen. 

I  Phillips  2,  188;  Riehter-DoTe  K.  B. 

$.145;  Schalte  K.  R.  2,  289. 
«  Th.  n.  8.  28. 

»  Th.  n.  S.  27.  n.  2. 

«  In  dem  gewöhnlich  angeführten  o.  4Dlst.  C, 
einem  Schreiben  Johannes  YUI.  an  Wiübert  von 
Köln  n.  873,  ist  allerdings  diese  Znmnthong  ge- 
madit ,  «her  die  Yerleihnng  des  Palliums  an  Ihn 
var  schon  unter  Hadrian  II.  auf  Widerstand  ge- 
stotsen,  Dfimmler  a.  a.D.  1,  789.  805,  und 
die  Worte  „secundum  morem"  in  dem  Briefe  Jo- 
hinns  können  sich  sehr  wohl  auf  die  Unterlas- 
wag  der  Brw2hnung  der  allgemeinen  Konzilien 
beziehen.  —  Wenn  schon  Nlcolaus  I.  für  dieYer- 
leihung  des  Palliums  an  den  Bischof  ▼.  Dol  865, 
Maus!  15,  470,  etwas  Aehnliches  gefordert  hat, 
ao  war  das  Yerlangen  des  letzteren,  weil  Dol  un- 
ter Tours  stand,  durchaus  exceptionell. 

Feiner  heisst  es  In  einem  Schreiben  Nikolaus*  I. 
SD  Ansgar  -?.  Bremen  t.  864,  Lappen  borg 
Hamh.  Urkdbch.  1,  24:  „Porro  te  pallio  uti  non- 
nisi  more  sedis  eoncedimus  apostolicae,  seil,  ut 
successores  tu!  per  semetipsos  yel  per  legatos  suos 
et  scriptum  fldem  nobiscum  teuere  ac  sanctas  VI 
synodos  redpere  atque  decreta  omnium  Romanae 
ndis  praesnlum  et  epistolas  quae  sibi  delatae  fue- 
rint,  venerabüiter  obseryare  atque  perflcere  Om- 
nibus diebus  suis  scripto  se  et  iuramento  profite- 
utai^.  Ganz  abgesehen  tou  der  nicht  unzweifel- 
baften  Eehtheit  der  Bulle,  Dümmler  a.  a.  0. 
1,  524.  n.  28,  wird  in  derselben  dem  Ansgar  die 
Mission  fiber  die  Schweden,  Dänen  und  Slaven 
fibertngen  und  in  Folge  dieser  seiner  Stellung  als 
lömiseher  Missionsbischof  könnte  ein  solcher  Eid 
von  ihm,  mit  Rucksicht  auf  das  Vorbild  desBonl- 
fazHis,  yetlangt  worden  sein. 

^  Das  unter  Johann  YIII.  1.  J.  875  zu  Rom 


und  das  877  zu  Ravenna  abgehaltene  Konzil,  c. 
2,  bez.  c.  1,  Maassen,  eine  röm.  Synode  871 
bis  878.  Wien  1878.  S.  11,  u.  c.  1  Dlst.  C.  for- 
dern nur  die  Einsendung  des  Olaubensbekenn^ 
nisses,  aber  keine  weitere  Erklärung. 

0  In  dem  Schreiben,  mit  welchem  Leo  VII.  u. 
937,  Mansi  18,  376,  das  Pallium  an  Gerhard  t. 
Lorch  übersendet,  wird  allein  die  Kürze  des  von 
diesem  abgelegten  Glaubensbekenntnisses  be- 
mängelt. Dem  Gesuch  Pllgrims  von  Passau  (Lorch) 
um  das  Pallium,  auf  welches  er  dasselbe  von  Be- 
nedikt Vn.  974  übersendet  erhalten  hat,  Mansi 
19,  52,  ist  ebenfalls  nur  die  professlo  fidel  bei- 
gefügt, a.  a.  0.  p.  49. 

Hiemach  kann  nur  angenommen  werden,  dass 
die  Forderungen  Nikolaus'  I.  und  Johanns  VIII. 
(s.  Anm.  4)  vereinzelte  Versuche  gewesen  sind, 
bisher  nicht  gemachte  Ansprüche  durchzusetzen, 
und  dass  ihre  Nachfolger  Ausgangs  des  9.  und 
Anfangs  des  10.  Jahrhunderts  bei  der  damali- 
gen Lage  des  Papstthums  nicht  die  Macht  ge- 
habt haben ,  diese  weiter  |u  verfolgen.  Mehr 
beweist  auch  nicht  die  ihrem  Alter  und  Ursprung 
nach  unbekannte  Formel  bei  Baluze  capitul. 
ed.  de  Chlnlac2,  618  u.  deRozidre  recueil 
des  formules  2,  644,  in  welcher  der  zu  weibende 
Metropolit  seinen  Konsekratoren  (nicht  dem 
Papste)  gegenüber  das  Glaubensbekenntnlss  ab- 
legt und  dann  hinzufügt:  „beato  vero  Petro  et  vl- 
cario  eins  debitam  subiectionem  et  obedientiam, 
sufTraganeis  Vero  nostris  adlutorium  me  exhibl- 
turum  proflteor.  Et  huic  professioni  meae  coram 
deo  et  angelis  sub  testlmonio  quoque  praesentls 
ecclesiae  subscribo^  Sie  gehört  wohl  dem  Ende 
des  9.  Jahrh.  an  und  ist  in  den  Kreisen  der  Partei 
des  Frankenreiehs  entstanden,  welche  die  damals 
hervortretenden  Bestrebungen  auf  Stärkung  der 
Metropolitanrechte  abwehren  wollte.  Darauf  deu- 
tet der  Passus  über  die  Suffraganbischöfe,  welcher 
eine  auffällige  Verwandtschaft  mit  der  von  Hink- 
mar  von  Laon  an  Hinkmar  von  Rheims  gestellten 
Forderung,  s.  unten  S.  206.  n.  2,  zeigt. 

'  Thomassln  1.  c.  c.  46.  n.  3;  P.  de  Marca 
de  concordia  sacerdotii  et  imperii  VI.  7.  n.  7.  8; 
Gl  eseler  Klrchengesch.  4.  Aufl.  n.  2,  233  ff. 
mit  Recht  dagegen  Phillips  K.  R.  2,  189. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  156. 


Ignorirung  der  stattgehabtien  königlichen  Ernennung  von  dem  ErzblBchof  von  Mailand, 
bei  Vornahme  der  kirchlichen  Inyestitur  an  diesen,  einen  Obedienzeid ^,  femer 
Alexander  II.  vor  der  Konsekration  des  Wibert  von  Ravenna  und  der  Verleihnng 
des  Palliums  an  ihn  einen  Eid  gefordert,  welcher  offenbar  nach  dem  Vorbilde  des  von 
Robert  Ooiscard  geleisteten  Lehnseides  ^  abgefasst  ist  und  sich  also  nicht  als  ein  blos- 
ser Gehorsams-,  sondern  als  ein  Eid  auf  persönliche  Hulde  ^  charakterisirt. 

Dem  letzteren  entspricht  im  wesentlichen  der  vom  Patriarchen  Heinrich  von  Aqni- 
leja  Gregor  Vn.  im  J.  1079  geschworene  Eid*.  Es  kann  kein  Zweifel  darüber  obwal- 
ten, dass  alle  diese  Formeln  von  der  tonangebenden  Reformpartei  der  Kurie  entworfen 
sind,  ebensowenig  darflber,  dass  man  mit  diesem  Eid  den  Zweck  verfolgt  hat,  die 
Inhaber  der  drei  wichtigsten  Bisthümer  Ober-Italiens  an  sich  zu  fesseln.  Andererseits 
haben  sie  aber  damals ,  wie  das  Beispiel  Aquilejas  zeigt ,  nieht  die  Bedeutung  von 
Eiden  gehabt ,  welche  bei  dem  Antritt  oder  gar  vor  dem  Erwerb  eines  Bisthums  von 
allen  Bischöfen  zu  leisten  gewesen  wären.  Nachdem  sie  indessen  einmal  als  Mittel  be- 
nutzt worden  waren,  um  sich  der  Anhänglichkeit  der  Bischöfe  in  dem  Kampf  gegen 
das  Kaiserthum  zu  versichern,  konnte  man  sie  auch  später,  falls  es  nach  Lage  der  Ver- 
hältnisse passend  erschien,  zu  dem  letztgedachten  Zweck  verwenden.  Dass  dies  die 
Absicht  der  Kurie  war,  ergiebt  die  Kanonensammlung  des  Kardinals  Deusdedit,  in  wel- 
cher der  vom  Bischof  von  Ravenna  geleistete  Eid  allgemein  als  Eid  der  Bischöfe, 
welche  in  Rom  konsekrirt  werden  und  das  Pallium  empfangen ,  bezeichnet  wird  ^,  in 
Verbindung  mit  der  Anordnung  Gregors  VQ^  dass  das  letztere  in  Rom  persönlich  von 


»  J.  1059  0.  1060,  Th.  II.  S.  542.  n.  4.  Die 
Formel  ist  nicht  erhalten. 

^  Und  zwar  des  zweiten,  Deusdedit!  collect, 
canon.  III.  157,  ed.  Maitiuncci  p.  340  (anch 
bei  Oieseler  a.  a.  0.  II.  1,  239.  n.  11):  „Ego 
Robertus  ...  (1)  ab  bac  hora  et  deiuceps  ero  flde- 
lis  8.  Romanae  aecclesiae  et  apostolicae  sedl  et 
tibi  domino  meo  Nicoiao  papae.  (II)  In  oonsilio 
vel  in  facto,  nnde  vitam  aut  membrum  perdas  vel 
captus  sis  mala  captione,  non  ero.  (III)  Gonflilium- 
que  qnod  mihi  credideiis  et  contradixeris,  ne  iUud 
manifestem ,  non  manifestabo  ad  tnnm  damnum 
me  sciente.  (lY)  Sanctae  Bomauae  aecdesiae  tibi- 
que  adiutoT  ero,  ad  tenendum,  ad  acquirendam 
regalia  s.  Petri  eiasque  possessiones  pro  meo 
posse  contra  omnea  homlnes ,  et  adlavabo  te,  nt 
secnre  et  honoriflce  teneas  papatum  Bomanum 
terramqne  s.  Petri '^ .  .  . 

8  Deusdedit.  1.  c.  IT.  162,  ed.  cit.  p.  503: 
^nramentum  episcoponim  qni  in  Romana  aeccle- 
sla  consecrantur  et  ab  ea  paUium  accipiunt.  £x 
reg.  pape  Alexaiidri.  Ego  Ouibbertus  Ravennas 
archiepiscopns  (I)  ab  hao  hora  in  antea  fldelis  ero 
s.  Petro  sancteqne  Romanae  aecclesiae  et  domino 
meo  papae  Alexandre  snisque  successoribus  elec- 
tione  melionim  cardinalium  intrantibus.  (II)  Non 
ero  in  consilio  neque  In  facto,  ut  yitam  perdant 
aut  membra  et  aut  capti  sint  mala  captione.  (III) 
Consllium  vero  quod  mihi  credituri  sunt  per  se 
aut  per  nuntios  soos  sive  per  litteras,  null!  mani- 
festabo ad  eorum  damnum  me  sciente.  (lY)  Papa- 
tum Romanum  et  regalia  s.  Petri  adiutor  eis  ero 
ad  retinendaro  et  defendendum,  salvo  meo  ordine. 
(y)  Legatum  Romanum  eundo  et  redeundo  hono- 
riflce traetabo  et  in  suis  necessitatibus  adiuTabo. 


(VI)  Yocatus  ad  synodum  venire  non  differam, 
nisi  praepeditus  canonica  excasatlone  yel  praepe- 
ditione.  (VII)  In  natallciis  apostolorum  eomm 
limina  visitabo  aut  per  me  aut  per  nuntium  meom 
nisi  apostolica  llcentia  remaneam.  Sic  me  dens 
etc.^*  Die  Sätze  unter  I — lY  entsprechen  den 
ebenso  numerirten  in  der  vor.  Anm.  bis  auf  un- 
bedeutende Wort- Abweichungen  und  solche,  wel- 
che durch  die  verschiedene  Stellung  der  beiden 
Schwörenden  bedingt  sind.  Wenn  sich  Phillips 
a.  a.  0.  S.  195  dagegen  ereifert,  dass  man  diesen 
Eid  als  Lehnseid  bezeichnet  hat,  so  ist  allerdings 
richtig,  dass  er  kein  homagium  im  eigentlichen 
Sinne  enthält,  im  Uebrigen  zeigt  aber  die  Yer- 
gleichung,  dass  der  Erzbischof  dieselbe  person- 
liche Hulde,  wie  der  Lehnsmann  des  Pa|»stes, 
schwort.  Einen  derartigen  Eid  hat  der  deutsche 
Kaiser,  insbesondere  Otto  I.,  s.  LL.  2,  29,  — 
darauf  weist  P h illi  p s  a.  a.  0.  bin  — ,  dem  P&pst 
nicht  geleistet. 

*  YgL  Th.  n.  S.  545.  n.  4.  Der  Eid,  Jaf  fe- 
rnen. Greg.  p.  355,  enthält  zunächst  die  im  Eide 
Wiberts,  s.  o.  Anm.  3,  unter  I.  II.  aufgeführ- 
ten Versprechungen.  Die  letzteren  mit  dem 
Zusatz  auch  zu  verhindern ,  dass  die  Päpste  „pa> 
patum  perdant".  Dann  folgt  No.  VI  in  etwas 
veränderter  Fassung,  wobei  es  heisst:  veniam  et 
canonice  obediarn,  demnächst  No.  lY.  III.  Y. 
Der  Schluss  (YII)  fehlt  und  ist  durch  folgende 
Worte  ersetzt :  „His  quos  nominatim  excommuni- 
caverit,  scienter  non  communicabo.  Romaiiani 
ecclesiam  per  saecularem  militiam  fldeliter  adiu- 
vabo,  cum  invitatus  fuero.  Haec  omnia  ober- 
vabo,  nisi  quantum  sua  certa  licentia  remanserit^. 

5  S.  Anm.  3. 
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des  Bischöfen  nachgesacht  werden  sollte  ^  Für  eine  direkte  all§^emeine  Vorschrift, 
diss  auch  nur  alle  Erzbischöfe  einen  solchen  Eid  dem  Papste  zu  leisten  hätten,  waren 
aber  die  Dhige  damals  noch  nicht  reif.  Vorläufig  hatte  die  Knrie  genug  zu  thun ,  das 
Verbot  der  königlichen  Investitur  der  Bisthümer^  zur  Wirksamkeit  zu  bringen,  und 
eine  gleichzeitige  Forderung  der  erwähnten  Art  hätte  durch  ihre  Neuheit  und  Mass- 
lofllgkeit  dieses  Vorgehen  nur  erschweren  können  ^.  Die  ergebenen  und  überzeugten 
Anhänger  der  Kurie  im  Episkopate  leisteten  ihr  auch  ohne  eidlichen  Ctehorsam  Folge  ^, 
für  diejenigen  Bischöfe  aber,  welche  sich  derselben  anfilnglich  widersetzt  und  erst  spä- 
ter, nachdem  ihr  Widerstand  gebrochen  war,  unterworfen  hatten,  war  nach  Lage  der 
Fälle  eine  verschiedene  Behandlung  angezeigt^. 

Seitdem  die  strenggesinnte  Reformpartei  Mitte  des  1 1 .  Jahrhunderts  in  der  Kurie  zur 
Herrschaft  gelangt  war,  wurde  allerdings  prinzipiell  von  den  Bischöfen  nicht  nur  ein  durch 
die  kirchlichen  Kanones  und  die  mit  diesen  übereinstimmenden  allgemeinen  päpstlichen 
Aflordnungen  begränzter  Gehorsam ,  sondern  auch  Unterwerfung  unter  die  kirchliche 
Politik  der  jeweiligen  Päpste  und  Unterstützung  derselben  gefordert,  und  behufs  Durch- 
setzung dieses  Anspruchs  zuerst  nach  Oelegenheit,  vor  Allem  von  den  Erzbischöfen  bei 
ihrer  Weihe  und  bei  der  Verleihung  des  Palliums  ein  besonderer,  dem  Lehnseid  nach- 
gebildeter Gehorsamseid  in  verschiedenen  Formen  verlangt.  Das  letztere  ist  seit  Aus- 
gang des  1 1 .  oder  seit  Anfang  des  1 2.  Jahrhunderts  häufiger,  als  bisher ,  geschehen^ 


1  Th.  II.  8.  29. 

2  Th.  II.  S.  544 fif. 

^  Als  die  königliche  Inyestitar  in  der  ursprCing* 
liehen  Bedeutung  noch  in  Uebang  war ,  hätte  so- 
fort die  Frage  praktisch  werden  müssen,  wie  sich 
der  dem  Könige  dabei  zu  leistende  Mannschafts- 
eid zu  dem  Eide  gegen  den  Papst  verhalte.  In  der 
That  ist  fiber  diese  in  England  auf  dem  Reichs- 
tage  zu  Bo<^ingham  1095  verhandelt  worden,  als 
Anselm  von  Canterbury  die  königliche  Erlaubniss 
zur  Einholung  des  Palliums  bei  Urban  II.,  wel- 
chem er  bereits  geschworen  hatte :  „pro  apostolico 
suscepisse  neque  ab  efus  subiectione  quoad  vive- 
let. . .  discedere  noUe'',  nachsuchte  und  insbeson- 
dere von  den  Bischöfen  darüber  Rath  erforderte,  „ut 
et  contr»  obedientiam  papae  nihil  agam  et  fldem 
quam  domino  regi  debeo  non  oifendam''.  Pie 
Bischöfe  riethen,  dass  sich  Anselm  dem  Könige 
unterwerfen  sollte,  Mansi  20,  791;  Hefele 
Kone.  Gesch.  5,  188. 

*  Oder  legten,  wie  Anselm  (s.  vor.  Note),  frei- 
willig solche  Oehorsamsgelübde  ab. 

^  Vgl.  den  Eid  Roberts  von  Chartres  v.  1076 
nach  welchem  er  sieh  verpflichtet ,  nöthigenfalls 
innerhalb  einer  durch  einen  päpstlichen  Legaten 
zo  bestimmenden  Frist  auf  sein  Bisthum  zu  ver- 
zichten, Gregor  YII.  reg.  III.  17»,  Jaff«  1.  c. 
p.  232  und  den  Manasses  von  Rheims  v.  1078, 
in  welchem  getreue  Unterwerfung  unter  die  An- 
ordnungen des  römischen  Stuhles  und  Verant- 
wortung vor  dem  päpstlichen  Legaten  versprochen 
wird,  ibid.  V.  17,  1.  c.  p.  313. 

*  Dies  zeigt  der  Brief  Paschalis*  II.,  Mansi 
%(,  984,  dessen  Ueberschrift  zwar  verderbt, 
weldier  aber  wahrscheinlich  an  den  Erzbischof 
TOD  Kolocza,  Jedenfalls  aber  nach  Ungarn  ge- 
richtet, vgl.  Fr.  Florens  opp.  iurid.  ed.  Dou- 
jat  Par.  1679. 1, 232u. o.  Th. II.  8. 30. n. 3,  und 
welcher  theüweise  in  c.  4.  X.  de  elect.  I.  6  auf- 


genommen ist :  „Slgniflcasti  .  .  .  regem  et  regni 
maiores  admiratione  permotos,  quod  pallium  tibi  ab 
nostris  apocrisiariis  taU  ordinatione  oblatum  fuerit, 
si  sacramentum  quod  a  nobis  scriptum  detulerant 
lurares  . . .  cum  igitur  a  sede  apostolica  vestrae  in- 
signiadignitatis  exigitis . . .  iustum  est,  ut  vosquo- 
que  sedi  apostolicae  subiectionis  debita  signa  sol- 
vatis,  quae  vos  cum  b.  Petro  tamquam  membra  de 
membro  haerere  et  catholicae  capitis  unitatem 
servare  declarent.  In  quibus  a  praedecessoribus 
nostris  ea  est  adhibita  moderatio  ut  nihil  iniurio- 
sum,  nihil  difflcile  sit  appositam,  quod  non  etiam 
praeter  exactionem  nostram  ab  omnibus  debeat 
episcopis  observari  qui  sub  apostolorum  princi- 
pum  Petri  et  Pauli  obedientia  decreveruut  et 
unitate  persistere.  Num  quid  non  ultra  vos  Saxones 
Danique  consistant?  Et  tarnen  eorum  metropo- 
lltani  et  idem  iuramentum  asserunt  et  legatos 
apostolicae  sedis  honoriflce  tractant  et  in  suis 
necessitatibus  adiuvant  et  apostolorum  limina 
per  legatos  suos,  non  tarnen  per  triennium,  sed 
annis  singulis  visitant".  Dass  diesem  Eide  die- 
selbe Fassung,  wie  dem  von  Wibert  und  Heinrich 
geschworenen  (s.  S.  202  n.  3  u.  4)  zu  Grunde  liegt, 
ergiebt  nicht  nur  die  Berufung  des  Papstes  auf 
seine  Vorgänger ,  sondern  auch  der  Hinweis  auf 
die  Behandlung  und  Unterstützung  der  Legaten, 
welche  zeigen  soll ,  dass  die  Sachsen  und  Dänen 
dieser  im  Eide  erwähnten  Verpflichtung  nachkom- 
men. A.M.Phillips,  1,192,  unter  Bezugnahme 
auf  Zaccarla  1.  c.  c.  Ö.  n.  3.  p.  305,  weil  es 
wahrscheinlicher  sei,  dass  Paschalis  II.  den  1.  J. 
1102  auf  dem  römischen  Konzil  vorgeschriebenen 
Eid  auch  für  die  ungarischen  Erzbischöfe  in  der 
gleichzeitig  erlassenen  Dekretale  für  massgebend 
erklärt  habe.  Dass  letztere  aber  diesem  Jahre  ange- 
hört, ist  nicht  erwiesen,  Jaff^  reg.  n.  4851,  und 
ebensowenig  hat  Paschalis  II.  auf  der  gedachten 
Synode  eine  Eidesformel  für  Erzbischöfe  festge- 
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[§.  156. 


und  noch  im  letzteren  feste  Praxis  geworden^.  Der  Charakter  des  Eides  ist  stets 
derselbe  geblieben,  wenngleich  die  Formel  nach  Bedflrfniss  geändert  und  erweitert 
worden  ist  2.  Auch  wurde  er  schon  damals  ohne  Rllcksicht  auf  das  Pallium  von 
den  einfachen  Bischöfen ,  welche  seitens  des  Papstes  selbst  konsekrirt  wurden  oder 
demselben  unmittelbar  unterstanden^,  gefordert.  Ihre  gesetzliche  Sanktion  erhielt 
diese  Uebung,  welche  bisher  nur  eine  gewohnheitsrechtliche  gewesen  war,  durch  die  De- 
kretalensammlungGregor'sIK.  In  diese  ist  sowohl  die  S.  203.  n.  6  angefahrte  Dekretale 
Paschalis'  n.  über  die  Pflicht  der  ErzbischOfe  vor  Empfang  des  Palliums  den  Gehor- 
samseid abzulegen^,  wie  auch  eine  Formel  ftir  den  von  den  Bischöfen  dem  Papste  ab- 
zuleistenden Treu-  und  Gehorsamseid,  welche  in  den  einzelnen  Gelöbnissen  der  Fas- 
sung des  von  Wibert  und  von  Heinrich  von  Aquileja  geleisteten  Eides  ^,  mit  gewissen 
Erweiterungen,  entspricht,  aufgenommen®.     So  ist  die  Leistung  der  Lehnshulde  des 


setzt,  vielmehr  haben  die  damals  anwesenden 
Bischöfe  nur  das  Schisma  verdammt  und  dem 
Papst  Paschalis  Gehorsam  versprochen,  indem  sie 
das  bejahten,  was  er  bejaht,  und  verdammten,  was 
er  verdammt  hatte,  Mansf  20,  1147;  Hefele 
a.  a.  0.  5,  239,  Vgl.  ferner  für  diese  Zeit  Eadm. 
bist.  nov.  IIb.  V,  Migne  patr.  159,  493,  wo  es 
vom  Erzbischofe  von  Canterbury  heisst:  ^facto 
prius  Romano  pontiflcl  de  fldelitate  et  canonica 
obedientia  professione". 

i  Vgl.  für  den  Anfang  des  12.  Jahrh.  noch 
Petri  diac.  chron.  Gas.  IV.  92,  SS.  7,  810.  Auf 
dem  Lateranensischen  Konzil  v.  1179  schwören 
die  zn  Alexander  III.  zurückkehrenden  schisma- 
tischen Bischöfe :  „et  modo  in  antea  me  obedita- 
rum  iuro  et  promitto  fldelitatem  s.  Romanae 
eccieslae  et  dom.  meo  Alexandre  et  successoribus 
eins  iuste  intrantibas  ipsiqae  serviam  absque 
malo  ingenio  contra  omnem  homlnem  secnndum 
ordinem  meum.  ConsUia  eins  quae  mihi  scripto 
mandaverit  vel  ipse  commiserit  nulli  hominl  pan- 
dam  nee  etiam  pro  periculo  corporis  membromm : 
legatum  ecclesiae  Roman,  honorabo  et  ducam  et 
reduoam  et  iuvabo  expensis.  Sic  me  etc.  His 
vero  verbis  dabantur  Ipsis  pallia'^,  M  a  n  s  i  22, 235. 
Die  Schismatiker  müssen  also  den  Eid  nachholen, 
der  unter  regelmässigen  Verhältnissen  sofort  von 
ihnen  hätte  geleistet  werden  müssen.  Die  Eides- 
formel ruht  ersichtlich  auf  der  Wibertschen.  Vgl. 
ferner  Innoc.  III.  ep.  I.  527  u.  X.  47  (s.  auch 
Th.  I.  S.  560). 

*  Vgl.  den  von  Innocenz  ID.  für  den  Primas 
der  Bulgaren,  den  Erzbiscbof  von  Debelti  (Terno- 
bensis  oder  Trinovitanus)  vorgeschriebenen  Eid 
in  dessen  gesto  o.77,  opp.  ed.  Ml gn e  1 ,  GXXVIII 
u.  ep.  VII.  11 ;  1.  c.  2,  295:  (T)  Ego  N.  ab  hac 
hora  in  antea  ero  fldelis  et  obediens  b.  Petro 
sanctaequae  Romane  et  apostolicae  sedi  et  domino 
meo  N.  eiusque  cathollciis  successoribus.  (II)  Non 
ero  in  facto  vel  consiUo  vel  consensu ,  ut  perdant 
vitam  aut  membrum  vel  capiantur  aut  spoUentur. 
(III)  Consilium,  quod  mihi  crediderint,  ad  eorum 
damnum  me  sciente  nemini  pandam.  (IV)  Eorum 
certum  malum  si  scivero,  impedire  studebo. 
(V)  Quodsl  non  potero  impedire,  eis  quam  citopo- 
tero  intlmare  curabo.  (VI)  Papatum  Romannm, 
honores,  dignitates  et  ratlones  apostolicae  sedis  de- 
fendam  pro  posse,  salvo  ordine  meo,  contra  omnem 
▼iventem.  (VII)  Vocatus  ad  synodum  veniam, 
nisl  praepeditlone  canonica  fuerim  Impeditus. 


(VIII)  Apostolorum  limina  singulis  quadrienniis 
per  me  vel  per  meum  nuntium  visitabo,  nisi 
eorum  absolvar  licentia.  (IX)  Legatum  aposto- 
licae sedis ,  quem  pro  certo  scivero  esse  legatum, 
devote  suscipiam  et  in  suis  necessitatibus  adiu« 
vabo.  (X)  Cum  quemllbet  de  meis  suffraganeis 
consecravero,  faciam  Uli  iurare,  nt  Romano  pon- 
tiflcl et  Romanae  ecclesiae  perpetuam  obedien- 
tiam  et  debltam  honorem  impendat.  (XI)  Ge> 
terum  cum  allquem  coronavero  in  regem  N.  iuxta 
indulgentiam  mihi  et  successoribus  meis  ab  apo- 
stolica  sede  concessam,  ab  eo  iuratoriam  recipiam 
cautionem,  quod  ei  qui  tunc  apostolicae  sedi  prae- 
fuerit,  successoribus  eins  et  ecclesiae  Romanae 
devotus  et  obediens  permanebit  et  cunctas  terras 
et  gentes  suo  subieotas  imperio  in  obedientia 
et  devotione  sedis  apostolicae  conservabit.  Ha«c 
omnia  bona  flde  servabe  sie  me  etc.''.  Dem  Eide 
Wlberts  (s.  8. 202.  n.  3)  entsprechen  mit  kleineren 
Veränderungen  I — ^III,  der  dortigen  No.  V.  YI. 
VII  in  gleicher  Weise  hier  No.  IX.  VII.  VIU. 
Die  No.  VI  hat  im  Vergleich  mit  der  Wibert- 
schen No.  IV  wegen  des  beendeten  Inveatitnr- 
Streites  eine  gewisse  Modifikation  erfahren.  No. 
rv.  V.  X.  XI  sind  Erweiterungen,  die  beiden 
letzteren  von  hervorragender  Bedeutung. 

8  S.  die  Erklärung  Ekkeberts  v.  Bamberg  ▼. 
1206,  Raynald.  ann.  1206.  n.  13:  „quod  et 
illo  iuramento  fldelitatis  et  obedientiae  quod  In 
consecratione  mea  corporaliter  praestiti,  profiteor 
me  teneri  ad  obediendum  etiam  super  negotlo 
Romani  imperll ,  mandatis  .  .  .  Innocentii  sine 
fraude  parebo  et  cum  ab  eo  vocatus  fuero  cea- 
sante  iusto  impedimento  ad  praesentiam  eins 
accedo".  Vgl.  hierzu  Winkelmann  Philipp,  v. 
Schwaben  1,  410.  S.  c.  13  (Greg.  IX.)  X  de  M. 
et  0.  I.  33,  wo  von  der  Form  der  Eide ,  welche 
die  Päpste  von  den  ihnen  unmittelbar  unterge- 
benen Bischöfen  zu  fordern  pflegen,  die  Rede  ist. 

^  c.  4.  X.  de  elect.  I.  6. 

6  S.  202. 

0  c.  4.  X.  de  iureiur.  II.  24  (mit  der  Inscrip- 
tion :  Gregorius  Petro  subdiacono) :  Des  Näheren 
stimmt  der  Eid  in  I  u.  11  mit  dem  Wibertschen 
mehr  als  dem  Heinrichs.  Dann  folgt  III  (bei 
Wibert)  in  der  veränderten  Fassung:  „GOnsiUum 
quod  mihi  aut  per  se  literas  aut  per  nuntium 
manifestabit ,  ad  eins  damnum  nulli  pandam**, 
No.  IV:  „Papatum  Romanae  ecclesiae  et  regulas 
86.  patrum  adiutor  exo  ad  defendendum  et  rett- 


§.  Iö6  ] 


Die  Pflicht  des  Gehorsams.    Das  iuramentum  obedientiae. 
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Noimannenlieraogs  Bobert  Qniscard  zur  gemeinrecbtlicben  Pflicht  ftlr  die  Erzbischdfe 
und  die  von  dem  Papst  konsekrirten  Bischöfe  geworden  ^.  Dass  man  in  der  That  auch 
im  13.  Jahrhundert  den  Eid  seitens  des  päpstlichen  Stuhles  in  dieser  weitgehenden 
Bedeutung  anfgefasst  hat,  zeigen  die  Anforderungen,  welche  an  einzelne  Bischöfe  ge- 
stellt worden  und  welche  Aber  die  Leistung  des  Gehorsams  bei  der  Verwaltung  des 
bisehöflichen  Amtes  weit  hinausgegangen  sind  2. 

Als  später,  im  15.  Jahrhundert,  die  Konfirmation  und  Eonsekration  der  Bischöfe 
zum  Reservatrecht  des  Papstes  geworden  war  3,  ergab  sich  damit  die  Pflicht  zur  Ab- 
leistung des  Obedienzeides  für  alle,  auch  die  im  Metropolitanverbande  stehenden 
Bischöfe  von  selbst.  Diese  ist  ausdrücklich  in  dem  von  Clemens  Vin.  1596  be- 
stätigten Pontificale  Eomanum  anerkannt,  und  zugleich  eine  neue^,   aber  nur  die 


neDdum ,  mIvo  ordlne  meo ,  contra  omnes  homi- 
net*',  in  welchen  SteUen  einzelne  Worte  mehr 
dem  Eide  Heiniichs  und  der  Formel  Innocenz*  lU. 
(t.  S.  204.  n.  2)  entsprechen.  Das  letztere  gilt 
auch  Ton  No.  V  (correspondirend  der  No.  VI  bei 
Wlbert):  „Yocatos  ad  synodnm  veniam,  nisi  prae- 
pedituB  Aiero  canonioa  praepeditione^.  No.  YII 
entsprieht  mehr  dem  Eide  Heinrichs  mit  Auf- 
nahme des  Zusatzes  bei  Innooenz  UI.  No.  IX : 
sLegatam  apoetolicae  sedis  quem  certum  legatum 
ene  cognoTeio,  in  eundo  et  redeundo  tractabo  et 
in  suis  necessitatibuB  adiuvabo;  dagegen  die 
letzte  No.  X  wieder  der  Fassung  des  Wibertschen 
Eides  No.  YII  und  der  Formel  Innocenz'  III. 
No.  VIU:  „Apostolorum  limina  singulis  annis 
ant  per  me  aut  per  certum  nuncium  meum  yisl- 
tftbo,  nisi  eorum  absolvar  licentia".  Diese  so  com- 
ponirte Formel  war  wohl  schon  früher  in  Gebrauch, 
mit  ihr  stimmt  der  Gregor  IX.  von  Eadmund  von 
Canterbury,  Baynald.  annal.  a.  1233.  n.  65  u. 
Zacearia  1.  c.  p.  309,  und  von  Rudolf  y.  Lyon 
1235  geleistete  Eid,  Muratori  antiqu.  Ital.  6, 
266,  in  denen  sich  noch  der  Zusatz  findet :  „Fos- 
aesdones  vero  ad  mensam  mei  archiepiscopatus 
pertinentes  non  vendam  neque  donabo  neque 
pignerabo  neque  de  novo  infeudabo  yel  aliquo 
modoalienabo  inconsulto  Romano  pontiflce^'  über- 
ein.  Denselben  Eid  haben,  s.  Baynald.  u. Zac- 
earia U.  Gc.  nach  der  Publikation  der  Dekre- 
Ulensammlnng  1.  J.  1237  oder  4>ald  nachher  die 
Eabischöfe  von  Ronen,  Upsala  und  Leon  ge- 
schworen. Hieraus  ergiebt  sich ,  dass  die  Dekretalen 
nur  den  wesentlichen  Inhalt  der  Formel  haben 
aalstellen,  keineswegs  aber  etwaige  weitere, 
durch  das  Bedürfniss  geforderte  Zusätze  aus- 
sehliessen  wollen. 

'  Einen  anderen  Zweck  kann  die  Aufnahme 
der  Stellen  in  die  Dekretalen  Gregorys  IX.,  welche 
als  Gesetzbuch  gelten  soUten,  sicherlich  nicht 
gehabt  haben.  Phillips  K.  R.  2,  191  meint 
freilich,  dass  in  der  Versetzung  des  c.  4.  X. 
dt.  ans  dem  Titel  de  electione  der  früheren 
Kompilationen  in  den  Titel:  de  iureiurando  ein 
Fingerzeig  zu  liegen  seheine,  dass  die  Eideslei- 
stung in  der  gedachten  Zeit  noch  keine  allge- 
meine Torscbrift  gewesen  sei.  In  den  Titel  de 
eieetione  ist  der  Eid  aber  wohl  deshalb  nicht  ge- 
stellt worden,  weil  damals  auch  die  Päpste  schon 
selbst  Bischöfe  ernannt  haben ,  Th.  II.  S.  574. 
589 ,  und  auf  diese  die  Pflicht  ebenfalls  ausge- 
dehnt werden  sollte. 


2  Vgl.  S.  204.  n.  3.  Ferner  hat  Innocenz  III., 
registr.  denegotioimperii  ep.  68,  opp.  ed.  Mign  e 
3,  1074  den  Erzbischof  von  Trier  im  Hinblick 
auf  den  Eid  aufgefordert,  OttoIY.  anzuerkennen, 
widrigenfalls  er  wegen  Verletzung  seiner  Eides- 
pflicht  exkommunicirt  werden  würde  (über  an- 
dere Fälle  s.  Winkelmann  Philipp  Ton  Schwa- 
ben 1,  305ir.),  Alexander  lY.  1256  den  Erzbi- 
schof  von  Mainz ,  Konradln  nicht  zum  Konig  zu 
wählen,  buUar.  Taurin.  3,  639,  Raynald.  v. 
I2Ö6  n.3  ff.;  Ja  Gregor  IX.  1229  (Raynald. 
a.  1229  n.  35)  vom  Erzbischof  v.  Lyon  sogar 
unter  Bezugnahme  darauf  die  Gestellung  von 
Hülfstruppen  gegen  Friedrich  II.  verlangt. 

8  S.  0.  S.  148  u.  Th.  II.  S.  578.  601. 

*  Sie  lautet  (die  Erweiterungen  habe  ic^ 
durch  * — *  bezeichnet) :  Ego  N.  electus  eccle- 
siae  N.  ab  hac  hora  inantea  fldelis  et  obediens 
ero  b.  Petro  apostolo  sanctaeque  Rom.  ecdesiae 
et  domino  nostro ,  domino  N.  papae  N.  suisque 
successoribus  canonice  intrantibus.  Non  ero  in 
consÜio  aut  consensu  vel  facto  ut  vitam  perdant 
aut  membrum  seu  capiantur  mala  captione;*  aut 
in  eos  violenter  manus  quomodolibet  ingerantur 
vel  iniuriae  aliquae  inferantur,  quovis  quaesito 
colore.*  Gonsilium  vero  quod  mihi  credituri  sunt 
per  se  aut  nuntios  suos  seu  litteras  ad  eorum 
damnum,  me  sciente,  nemini  pandam.  Papatum 
Romanum  et  regalia  s.  Petri  adiutor  eis  ero  ad 
retinendum  et  defendendum,  salvo  meo  ordine, 
contra  omnem  hominem.  Legatum  apostolicae 
sedis  in  eundo  et  redeundo  honoriflce  tractabo  et 
suis  necessitatibus  adiuvabo.  ^Jura^  honores, 
privilegia  et  auctoritatem  s.  Romanae  ecclesiae, 
dom.  n.  papae  et  successorum  praedictorum  conser- 
vare,  defendere,  aiigere  et  promovere  curabo.  Ne- 
que ero  in  consilio  vel  facto  seu  tractatu  in  quibus 
contra  ipsum  dominum  nostrum  vel  eamden  Roma- 
nam  ecclesiam  aliqua  sinistra  vel  praeiudicialia  per- 
sonarum,  iuris,  honoris,  Status  et  potestatis  eorum 
machinentur.  Et  si  talia  a  quibuscumque  trac- 
tari  vel  procurari  novero,  impediam  hoc  pro  posse, 
et  quanto  citius  potero,  signiflcabo  eidem  domino 
nostro  vel  alteri ,  per  quem  possit  ad  ipsius  noti- 
tiam  pervenire.  Regulas  ss.  patrum,  decreta, 
ordinationes  seu  disposltiones,  reservatlones,  pro- 
visiones  et  mandata  apostolica,  totis  viribus  obser- 
vabo  et  faciam  ab  aliis  observari.  Haereticos, 
schismaticos  et  rebelies  eidem  domino  nostro  vel 
successoribus  praedictis ,  pro  posse  persequar  et 
impugnabo*.   Yocatus  ad  synodum  veniam,  nisi 
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frohere    erweiternde  Formel    anfgestellt,    weiche  noch  fflr  die  Jetstseit  massg^ 
bend  ist^ 

Die  Sitte,  dass  die  Bischöfe  bei  ihrer  Weihe  dem  Metropoliten  ein  Versprechen 
des  Gehorsams  ablegen  3,  geht  nicht  weiter  als  bis  in  das  9.  Jahrhundert  znrftck.  Erst 
seit  dieser  Zeit  kommen  derartige  Erklämngen  der  Bischöfe  im  fränkischen  Reiche 
vor  3.  Ihre  EinfOhrnng  hängt  offenbar  mit  den  damaligen  Bestrebungen  der  kirchtiehen 
Reformpartei  snisammen,  die  Rechte  der  Metropoliten  in  Wirksamkeit  zn  erhalten  und 
zn  stärken^.    Ja,   es  wird  die  Vermuthnng  kaum  von  der  Hand  gewiesen  werden 


praepeditus  faero  canonica  praepeditione.  Apo- 
stolonim  limina  slngulis  trienniis  (hier  wird 
eventuell  die  anderweit  angeordnete  Frist  ge- 
nannt) personaliter  per  me  ipsum  visitabo,  *et 
domino  nostro  ac  successoribus  praefatis  ratlonem 
reddam  de  toto  meo  pastorali  officio  ac  de  rebus 
Omnibus  ad  meae  ecclesiae  statum,  ad  eleri  et 
popnli  disciplinam,  animarum  denique,  quae  meae 
fidel  traditae  sunt  ^  salutem  quovis  modo  perti> 
nentibuB :  et  yicissim  mandata  apostolica  recipf am 
et  quam  düigentissime  exequar.  Quodsi  legitime 
impedimento  detentns  fnero,  praefata  omnia  adim- 
plebo  per  certum  nuntfom  ad  hoc  speciale  man- 
datum  habentem,  de  gremio  mei  capituli  aut 
alium  in  dignitate  ecclesiastica  constitutum  seu 
alias  personatum  habentem,  aut  bis  mihi  defl- 
cientibus  per  dloecesanum  sacerdotem  et  clero 
deflciente  omnino,  per  aliquem  alium  presby- 
terum  saecularem  vel  regulärem  spectatae  probi- 
tatis  et  religionis ,  de  supradictis  omnibus  pleno 
instructum.  De  huiusmodi  autem  impedimento 
docebo  per  legitimas  probationes  ad  s.  Rom.  ec- 
clesiae cardinalem  proponentem  in  Oongregatione 
s.  concllli  per  supradictum  nuntium  transmitten- 
dus.  —  Possessiones  yero  ad  mensam  meam  per- 
tinentes  non  vendam  nee  donabo  nee  impignorabo 
nee  de  novo  infendabo  vel  aliquo  modo  alienabo, 
etiam  cum  conaensu  capituli  ecclesiae  meae ,  In- 
consnlto  Romano  pontiflce.  Et  si  ad  aliquam  aliena- 
tionem  devenero,  poenas  in  quadam  super  hoc  edita 
constitutione  contentas  eo  ipso  incurrere  volo*. 

Wegen  des  Versprechens  über  die  visitatio  limi- 
num  vgl.  übrigens  auchconst.  Sixti  V.:  Romanus 
pontifex  v.  1585.  %,  3,  bull.  Taorin.  8,641,  wo 
die  Aufnahme  desselben  in  den  Eid  angeordnet  ist. 

1  Denn  sie  ist  in  den  neuen  Ausgaben  des 
Pontiflkales,  welche  auf  Befehl  Urban's  VlII. 
und  Benediktes  XIV.  veranstaltet  worden  sind, 
beibehalten  worden. 

Im  deutschen  Reich  haben  schon  im  sechs- 
zehnten Jahrhundert  einzelne  Bischöfe  und  auf 
dem  Reichstage  zu  Regensburg  von  1582  ver- 
schiedene Reichsstande  an  dem  Eide  Anstoss  ge- 
nommen. Moser  deutsch.  Staatsrecht  11,  531ir. 
Sodann  hat  die  Verbreitung  Oallikanischer  An- 
schauungen in  Deutschland  eine  Opposition  her- 
vorgerufen ,  welche  ihren  Ausdruck  nicht  nur  in 
verschiedenen ,  den  Eid  behandelnden  Schriften, 
angeführt  bei  Sartori  geistl.  Staatsrecht  d. 
Erz-  etc.  Stifter  I.  2.  8.  291  u.  Binterim  S. 
295,  sondern  auch  in  der  Forderung  der  Emser 
Punktation  S-  ^,  M  ü  n  c  h  Konkordate  1,  416, 
gefunden  hat,  dass  der  mehr  auf  die  Pflichten 
eines  Vasallen  als  den  kanonischen  Gehorsam  ge- 
richtete Eid  durch  eine  neue  angemessene  For- 
mel ersetzt  werden  solle. 


2  In  den  Synoden  des  Bonlfazius  ist  über  ein  be- 
sonderes Oehorsams-Oelöbnifts  der  Bischöfe  gegen 
die  Metropoliten  noch  nichts  festgesetzt  worden, 
das  ergiebt  der  Brief  an  Cudbert  v.  748,  Jaff^ 
monum.  Mogunt.  p.  201 ,  s.  auch  Th.  II,  S.  8. 

^  Eine  solche  hat  Hinkmar  von  Laon  seinem 
Oheim  Hinkmar  von  Rheims  858  vor  seiner  Bi- 
schof sweihe  abgegeben ,  s.  des  letztern  lib.  ex- 
postulationis  e.  9  v.  871,  Mansi  16,  589:  „Et 
non  debuerat  oblivisci  professionis  et  subeeriptto- 
nis  suae  ante  ordinationem  episcopalem :  qui 
coram  altari  S.  Mariae  et  cunotis  qui  adfnerant 
non  solum  de  Rhemensi  eedesia  et  de  Landu- 
nensi  parochia,  verum  et  de  Rhemornm  provincia 
et  aliis  diversi  ordinis  viris ,  secundum  noio- 
rem  Rhemensis  ecclesiae,  sicutsoliti  erant 
eplscopi  ordlnandi  subscribere,  post  catholicae 
fldei  professionem ,  de  obedientia  sua  secuAdum 
sacras  regulas  erga  Rhemorum  metropolim  propria 
manu  subscripsit,''  in  des s.  opuseul.  LV.  capit. 
c.  9,  opp.  ed.  Migne2,  316:  „suscriptione  pro- 
f essu s  es  te  obediturum  regulariter  privilegio 
metropolis  Rhemorum,''  vgl.  auch  ibid. 
praef.  1.  c.  p.  292.  S.  ferner  die  ebenfalls  vor 
Hinkmar  von  Rheims  behufs  Erlangung  der  Kon- 
sekration abgelegte  professio  des  Biscbofs  Ton 
Terouanne  u.  876,  conc.  Galliae  ed.  Sirmond 
2,  655;  Mansi  17  app.  p.  427,  in  weleher  es 
nach  dem  Glaubensbekenntniss  heisst :  ^Privi- 
legio etiam  metropolis  Rhemornm  ecde- 
siae  ac  eins  praesulis  secundum  sacrosanetos  oon- 
ciliorum  canones  et  decreta  sedis  apostolicae  ex 
sacris  canonibus  et  legibus  promulgata  pro  sdre 
et  posse  absque  dolo  et  simulatione  vel  indebita 
et  pertinaci  contradictione  me  obediturum  pro- 
flteor."  Die  Urkunde  über  die  Weihe  des  Bischofs 
von  Rennes  im  J.  866  bei  Mansi  1.  c.  p.  4^, 
erwähnt  dagegen  nur  einer  dabei  erthellten  Er- 
mahnung :  „ut  .  .  .  matris  suae  metropoli  debita 
reverentia  se  subdere  non  neglegat.^  Dies  sowie 
der  Umstand,  dass  Hinkmar  von  Laon  von  seinem 
Oheim  ein  ^^breviculnm  ita  se  habentum :  Et  ego 
H.  Rhemorum  archiepiscopus  tibi  Hincmaro  Lau- 
dun,  episcopo  tuum  debitum  sacris  oanonibns  Pri- 
vilegium conservabo,  et  in  quibuscunque  ecclesia- 
sticis  negotiis  Indigueris,  secundum  sacras  re^las 
debitum  tibi  iure  adiutorium  archiepiscopali  aucto- 
ritateadhibebo,*'  ep.  Hincm.  Rhem.  ad  Hincm. 
Land.  ed.  M  ig  n  e  2,  502  gefordert  hat,  lasst  eben- 
falls darauf  schliessen,  dass  es  sich  um  eine  Neue- 
rung gehandelt  hat. 

«  S.  Th.  n.  S.  9.  10.  Hatte  doch  gerade  die 
Synode  von  Meaux-Paris  die  Erhaltung  der  Rechte 
der  Metropoliten  und  die  Bewahrung  der  Ehr- 
erbietung seitens  der  Rischofe  gegen  die  Metropo- 
liten gefordert. 
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kQnoeD,  dasa  gerade  Hinkmar  von  Rheims  der  Urheber  dieser  Neuerung  gewesen  ist^^ 
to  deren  Darehf&hrang  die  Versagang  der  von  dem  Metropoliten  abhängenden  Eonse- 
kiatioB  2  sich  von  selbst  als  das  geeignete  Mittel  darbot  ^.  Erheblicher  Widerstand  dage- 
gen seheint  aber  kanm  geleistet  worden  zn  sein  * .  Dies  erklärt  sich  wohl  daraus,  dass  die 
ersten  Fassungen  des  Gelöbnisses,  welches  mit  dem  herkömmlichen  Glanbensbekenntniss 
veitanden  wurde,  vorsichtig  formulirt  waren,  indem  sie  nur  einen  den  kirchlichen  Kano- 
nes  entsprechenden  Gehorsam  verlangten  ^.  Später  als  die  neu  ernannten  Bischöfe  dem 
KöBige  den  Treueid  und  die  Mannschaft  zu  leisten  hatten,  bildete  das  Gehorsams-Ge- 
Idbniss  gegenüber  dem  Metropoliten  eine  Analogie  zu  der  erstgedachten  Verpflichtung 
and  konnte  sogar  den  Bischöfen  einen  gewissen  Rückhalt  gegenüber  zu  weit  gehenden 
Anforderungen  des  Königs  in  Betreff  ihrer  geistlichen  Amtsführung  gewähren. 

Mit  dem  Ende  des  1 0 .  ^  oder  mit  dem  Anfang  des  1 1 .  Jahrhunderts  ^  hat  die  gedachte 


*  Er  hat  nicht  nur  seine  Metropolitanrecbte 
energisch  vabTgenominen ,  Th.  II.  S.  10.  530, 
»odeni  sie  anch  diiTcb  die  von  ihm  erstrebten 
PrifflatiatsteUiing  zn  erweitem  gesucht.  Im  Hin- 
blick auf  das  ihm  von  Papst  Benedikt  III.  er- 
theiite  Privileg  Tb.  I.  S.  604.  n.  4  kann  eine 
übereinstimmende  Fassung  der  Professionen  sei- 
ner beiden  Saffraganen ,  welche  vor  Allem  dem 
Privileg  des  Rbeimser  Stobles  Gehorsam  verspra- 
eben,  nicht  fQr  eine  reine  Zufälligkeit  im  Aus- 
^ek  erklärt  werden. 

Dasfi  Hinkmar  sich  (s.  vor.  Note)  auf  die  Ge- 
Tobnbeit  der  Rbeimser  Kirche  bezieht,  zeigt 
d)enfaUs,  dass  es  sich  hier  nm  eine  derselben 
eigenthOmlicbe  Neuerung  gebandelt  bat.  Wire 
dasGelfibde  damals  schon  allgemein  in  der  ganzen 
frinkisehen  Kirche  ftbiicb  gewesen,  so  hätte  die 
Betonung  des  Bheiraser  Gebrauches  keinen  Sinn 
Sebabt. 

«  Tb,  H.  8.  530. 

*  Früher  als  die  vorher  citirten  flränkiscben  Ge- 
löbnisse ist  die  etwa  dem  J.  801  angehörige  For- 
mel für  die  Bischöfe  des  Patriarchates  von  Aqui- 
Jeja,  Zaccaria  1.  c.  c.  2.  n.  6.  p.  277,  welche 
zonidist  eine  eidliehe  YeTpfliobtung  auf  den 
katholischen  Glauben ,  und  eine  eidliche  Ableh- 
nonp  der  Simonie  und  anderer  geheimer  Ver- 
gehen enth&It,  dann  das  blosse  Versprechen :  „de 
■eliquis  veio  diversariim  negotiis  iam  non  iure- 
iirando  repromitto ,  sed  sola  litterarum  conliga- 
tione  sub  huins  cbirograpbi  titulo  ecciesiasticis 
Doe  correptionibus  subdo,  et  quod  est  potius, 
pnprü  me  honoris  censeo  periciitari  dispendio 
• . .  si  vocatus  quoque  ad  synodum  cessante  pror- 
■u  iusta  excusatione  iactantia  quadem  inflatus 
venire  contempsero;  si  secundnm  virium  qnalita- 
^MD  primae  sedis  episcopo,  b.  e. ,  metropolitano 
meo  inobedlens  extitero  et  non  ut  dignnm  est, 
sainberrima  eins  praecepta,  quae  rectae  lldei  et 
eaaoniels  non  erunt  contraria  institutis  et  a  veri- 
täte  tramite  non  divertunt  sive  per  verba  edita 
cire  per  saeras  litteras  explicata ,  sincera  non  ob- 
ttnperavero  aiTcctione.  Missos  eins  honoriflce 
^itipere  et  obsequium  bumanitatls  eis  corde  non 
renno  exhibere  perfecto."  Der  Rest  der  Formel 
^bält  das  Versprechen  getreuer  Amtsverwaltung 
■seh  den  Canones  mit  besonderer  Beziehung  auf 
^e  gotlesdienstllchen  Verrichtungen  und  die 
kitchiiehe  Vermogensadministration.  Das  frühe 
Vorkommen  dieses  Gehorsamsversprechens  erkl&rt 


sich  wohl  einmal  daraus,  dass  die  wenigen  Metro- 
politen Italiens  wegen  der  Nähe  des  römischen 
Stuhles  besondere  Anstrengungen  zur  Erhaltung 
ihrer  Metropolitan-Gerecbtsame  gemacht  haben, 
ferner  aber  auch  aus  der  Rivalität  der  Patriareben 
von  Aquileja  mit  denen  von  Grado,  Th.  II.  S.  567. 

*  Dies  macht  der  Mangel  an  Qnellenmaterial 
wahrscheinlicb. 

s^  S.  die  Formel  fQr  die  Rbeimser  Provinz. 
Eine  andere  für  Besannen  von  886  lautet  da- 
gegen :  „Ego  Adalbaldus  (886?)  .  .  .  adhuo  vocar 
tue  episcopus  debitam  obedlentiaro  et  condignam 
subiectionem,  veluti  antecessores  mei  ecclesiae 
seil.  Belicensis  (Belley)  obedierunt,  rectoribos 
Vesontion.  ecclesiae  promitto  deinceps  servare  et 
obedire,'^  Neues  Arch.  d.  Gesellsch.  f.  alt.  deut- 
sche Gescbichtskunde  3,  198.  Die  Beschränkung 
liegt  hier,  abgesehen  von  dem  Worte :  debita,  auch 
in  der  Berufung  auf  die  Vorfahren. 

Die  Formel  bei  deRozidre recueil  des  for- 
mules  3 ,  341 ,  enthalten  in  einer  Pariser  Hand- 
schrift :  „ego  N  ...  ad  episcopalem  lllius  ecclesiae 
sedem  electus  .  .  .  conflteorcum  omnipotentis  dei 
anxilio  .  .  .  quod  ego  sanctae  Salvatoris  mundi 
(ecclesiae?)  et  venerando  patri  arebiepiscopo  Uli 
eiusque  succ^ssoribus  .  .  .  devota  et  fldeli  mente 
semper  deservire  et  obedire  desidero  stabilemque 
me  esse  permanentem  sine  aliqua  dissimulatione 
Omnibus  diebus  .  .  .  numquam  ad  dexteram  ne- 
que  ad  sinistram  ab  illa  sede  lllius  ecclesiae  quae 
Caput  est  [declinabo],  sed  sine  aliqno  scrupnlo 
diabolicae  fraudis  et  hnmill  devotione  et  sincera 
mente  iUo  praefato  patri  IUI  et  suocessoribns  eius 
'.  .  .  deservire  et  oboedire  omnibus  viris  meis  deo 
omnipotentl  conflteor,^  worauf  weiter  noch  dasBe- 
kenntniss  zum  apostolischen  Glauben  folgt,  muss 
wegen  ihrer  Fassung  jünger  sein,  wenn  sie  nicht 
vielleicht  ein  blosser  Entwurf  ist.  Sie  stimmt 
wenigstens  mit  den  anderen  in  Gebrauch  gewese- 
nen nicht  überein. 

0  Dieser  Zeit  geboren  unter  den  vonWaitz 
in  dem  Note  5  citirten  Archiv  mitgetheilten  Er- 
klärungen eine  für  Basel,  S.  198,  eine  fürTroyes, 
eine  für  Orleans  S.  199,  und  eine  für  Paris  S.  200 
(Gislebertus  f  992)  an;  von  ftröheren  findet 
sich  eine  für  Belley  v.  932  und  eine  für  Nevers 
(Gerardus  958)  S.  198.  199.  Dadurch  ist  der 
Gebranch  für  die  burgiindischen  Bisthümer  und 
das  Erzbistbum  Sens  erwiesen. 

^    Vgl.  die    angeführten   Mittheilungen    von 
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Sitte  schon  eine  weitere  Verbreitung  erlangt.  Das  Qelöbniss  wurde  schrifttich  yor  der 
Konsekration  in  einer  dem  Metropoliten  bei  derselben  zu  llbergebenden  Urkunde  abge- 
legt, aber  in  der  gedachten  Zeit  noch  nicht  immer  eidlich  bekräftigt  ^  Eine  stehende 
Formel  hatte  nch  dafür  ebensowenig  entwickelt,  obwohl  der  Inhalt  fiberall  der  gleiche 
war,  und  die  Anerkennung  des  Abhängigkeitsverhältnisses  zum  Metropoliten,  sowie 
die  Leistung  des  schuldigen  Gehorsams  umfasste^. 

Im  Laufe  des  11.  Jahrhunderts  ist  die  Ablegung  des  Getöbnisses  feststehende 
Praxis  in  der  ganzen  Kirche  geworden  3.   Seit  dieser  Zeit  haben  auch  die  Metropoliten, 


Waitz  für  die  erwähnten  BlBthfiiner.  Für 
Deutschland  kommt  in  Betracht  Wiberti  vita 
LeoniB  IX.  I.  12,  Watterich  pontlf.  Roman, 
vitae  1, 142:  „a  praelibato  archipraeanle  (Poppo 
von  Trier)  quoddam  Privilegium  promulgatur,  in 
quo  haec  lex  superflua  atque  impoesibüia  .  .  . 
continebatar ,  sc.  ut  quisque  suorum  suffraga- 
neonun  ab  eo  ordlnandus  prius  sub  divlnae  prae- 
sentiae  testimonio  spondere  debeat,  quatinus  in 
cunctis  rebus  agendis  eum  sibi  ad  eonsilium  ad- 
hibeat  sublatoque  omni  excepto,  nihil  extra  suum 
praeceptum  aut  velle  aut  quasi  quidem  sdrvas 
agere  praesumat .  .  .  Bruno  (v.  Toul  1026)  .  .  . 
se  abnegat  huius  inoongruae  rationis  fore  spon- 
sorem  .  .  .  Conradus  augustus  ad  suum  palatium 
Wormatiae  utrosque  convocavlt .  .  .  tandem  vicit 
archiepiscopum  iustae  rationis  praemonstratio . . . 
tantum  requisivit,  ab  eo  sponderi  quod  in  eccle- 
siastids  negotiis  agendls  ipslus  uteretur  auctori- 
täte  oonsilii.  Hac  ergo  accepta  sponsione  ...  fit 
sancta  ordinatio."  Allerdings  weicht  nicht  nur  die 
Forderung  Poppos,  sondern  auch  das  nachher  von 
Bmn  geleistete  Gelöbniss  von  den  sonst  bekann- 
ten ab,  dies  und  die  Erwähnung  des  eigenthüm^ 
liehen,  einzig  dastehenden  Privilegs  macht  die 
Erzählung  äusserst  verdächtig,  aber  so  viel  erglebt 
sie  doch,  dass  auch  in  Deutschland  eineVetpflieh* 
tung  des  Sufhraganbischofs  gegenüber  dem  Metro- 
politen bei  der  Konsekration  verlangt  wurde. 
Vgl.  femer  Adam.  Brem.  11.  53 ,  SS.  7,  325 : 
„nie  (Gerbrand  von  Seeland  c.  1022)  quod  n»- 
cessitas  persuasit,  satisfaciens,  fldelitatem  Ham- 
maburgensl  cathedrae  cum  debita  subiectione 
spondens." 

Für  Italien  s.  den  interessanten  Eid  der  Suffra- 
ganen  des  Patriarchen  von  Aquileija  aus  der  ersten 
Hälfte  des  11.  Jahrhunderts:  „Polliceor  ego  .  .  . 
futums  episcopus  me  fldelem  et  obedientem  esse 
d.  Aquilej.  ecdeslae  et  tibi  domno  Popponi  pa- 
trlarchae  tuisque  successoribus  secundum  ordi- 
nem  meum  salva  fidelitate  Gühonradi 
imperatoris  flliique  eius  Einrici,  sie  etc.  mit- 
getheilt  von  Bresslaul. cit.  neuen  Aroh. S.S. 87. 

Was  England  betriflt,  so  liegen  zwar  aus  dieser 
Zelt  keine  Zeugnisse  vor,  wenn  aber  der  Bischof 
von  Dublin  1085  dem  Erzbischof  von  Canterbury 
ein  derartiges  Gelöbniss  abgegeben  hat,  Lanfrand 
opp.  ed.  G 1 1  e  B  1 ,  356 :  „Ego  Donatns  Dublinensis 
ecdesla  antistes  .  .  .  canonicam  obedientiam  tibi 
promitto  et  successoribus  tuis^,  so  darf  daraus  wohl 
auf  die  Geltung  der  Uebung  in  der  ganzen  erz- 
bischöflichen Provinz  und  auf  das  längere  Beste- 
hen derselben  geschlossen  werden. 

^  Das  zeigen  die  bisherigen  Anführungen.  Die 
Abgabe  nach  der  Konsekration  kommt  auch  vor, 
aber  vereinzelt,  s.  Waitz  a.  a.  O.  S.  196.  198. 


3  In  den  von  Waitz  mitgetheilten  Erklärun- 
gen ,  welche  die  Zeit  vom  9.  bis  13.  Jahriiundert 
umfassen,  wird  subiectio  schleohthln,  oder  sub- 
iectio  et  oboedlentia,  subiectio  et  reverentia,  sub- 
iectio, reverentla  et  obedientia,  dabei  auch  debita 
subiectio ,  debita  reverentla ,  reverentia  a  sanctis 
patribus  constltuta,  condigna  oder  pisticaobedlen- 
tia,  obedlentia  a  sanctis  patribus  oonttituta  venpro- 
chen.  Auch  die  Bezugnahme  auf  die  von  den  Vor- 
gängern geleistete  Obedienz  findet  sich  mehrfach. 

S  Für  England  vgl.  Eadmer.  bist,  novell.  üb. 
ly.,  Mignepatiol.  159,  466  über  den  Bis<^of 
V.  Herford  (1096—1101) :  „ . . .  coepit  Anselmiu 
coram  rege  regnique  episeopis  atque  prindpibus 
exigere  a  Gerardo  archlepiscopo  Eboraeend  pro- 
fessionem  de  sua  obedientia  et  subiectione,  quam 
non  fecerat  ex  quo  de  episcopatu  Herefordensi  in 
archiepiscopatum  Eboiaoensem  ....  transl&tus 
fuerat .  .  .  Annuit  Gerardus  et  sua  manu  impo- 
sita  manui  Anselmi  interposita  flde  sua  poUidtas 
est  se  eandem  subiectlonem  et  obedientiam  Ipsi 
et  successoribus  suis  in  archiepiscopatu  exhlbi- 
turum,  quam  Herefordensl  eoclesiae  ab  eo  saeran- 
dus  antistes  promiserat,^  ferner  1.  c.  ed.  cit. 
474  über  die  Wdhe  des  Bischofs  von  London 
durch  Anselm  v.  Canterbury  i.  J.  1108 :  „accepta 
prius  ab  eo  pro  more  de  obedientia  et  sub- 
iectione sua  professione,^  u.  ibid.  Hb.  Y.,  1.  c.  p. 
491  über  die  des  Bischofs  von  Bocbester  1.  J. 
1008 :  „factis  evangeliis  promlslt  se  et  fldelitatem 
ecdeslae  Cantuar.  et  antistiti  dus  per  omnia 
servaturum  et  nuila  umquam  molimine  .  .  .  se 
intromissurum  vd  assensum  praebitunun,  ut 
ecdesia  Cantuar.  dignitatem  et  potestatem  quam 
supra  ecdesiam  Boffensem  eatenus  habnit,  ullo 
modo  perderet."  Die  Verbreitung  der  Sitte  zeigt 
auch  der  Umstand,  dass  der  Erzbisehof  von  Kan- 
terbury  ds  Primas  von  England  sdt  1072  eine 
solche  und  zwar  eidliche  Erklärung  von  dem  Brz- 
bischof  von  York  gefordert  und  erlangt  hat,  Th. 
II.  S.  617.  618. 

Für  Frankreich  vgl.  Ivonls  Camot.  ep.  73, 
Migne  patrol.  162,  94:  „sie  reliqui  pontifloes 
quum  ante  consecrationem  examinantur ,  omnem 
veterum  morum  honestatem  et  debitam  obedien- 
tiam se  exhibiturum  suis  ordinatoribus  poUicen- 
tur."  Auch  hier  hat  der  Primas  von  Lyon  (Th.  I. 
8. 599),  kraft  seines  Primates  von  den  ihm  unterge- 
benen Metropoliten  einen  solchen  Eid  beansprucht, 
ep.  eiusd.  60,  1.  e.  p.  72:  ,,miramur  an  .  . .  vele- 
res  traditiones  .  .  .  removere  oontendltis,  prmeci- 
piendo,  ut  Senonensis  electus  ante  conseeratio- 
nem  suam  vobis  praesentetur  et  iure  primatns 
vestri  subiectlonem  et  obedientiam  proflteatar. 
Quod  hactenus  nee  In  Senonensi  provinda  nee  in 
diis  provinciis  antiquitas  institnit  nee  conaae* 
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wohl  mit  Rücksicht  darauf,  dass  sie  ihrerseits  dem  Papste  gegenüber  den  Gehorsam 
eidlich  versprechen  mnssten,  eine  gleiche  Anforderung  an  ihre  Suffraganbischöfe  ge- 
stellt^ und  das  Gelöbniss  von  diesen  in  einer  ihrem  eigenen  Eide  nachgebildeten  Fas- 
sung verlangt  ^,  um  den  Bestrebungen  derselben  auf  Lockerung  des  Metropolitanver- 
btndes  und  Schwächung  der  noch  in  Geltung  stehenden  Metropolitanrechte  entgegen- 
zutreten. Diese  nahmen  aber  seit  dem  13.  Jahrhundert,  je  mehr  die  Päpste  in  die 
Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  selbst  eingriffen,  zu^.  Die  letzteren  sahen  sich  des- 
wegen sogar  wiederholt  genöthigt ,  die  Bischöfe  anzuweisen ,  ihren  Metropoliten  den 
herkömmlichen  Obedienzeid  nicht  zu  verweigern*,  insbesondere  ordnete  Clemens  V. 
im  J.  1313  wegen  der  vielfach  fortdauernden  Renitenz  an,  dass  die  Bischöfe  und  Pra- 
hlten dadurch ,  dass  sie  vom  Papste  direkt  zu  ihren  Aemtem  befördert  oder  von  ihm 
oder  in  seinem  Auftrage  geweiht  würden  und  dem  Papst  den  Treueid  zu  schwören 
hätten,  nicht  von  ihrer  Verpflichtung  gegen  die  Metropoliten  frei  würden  und  diesen  den 
Obedienzeid  ebenso  leisten  sollten,  als  ob  der  päpstliche  Stuhl  bei  ihrer  Erhebung  nicht 
mitgewirkt  habe^    Urban  V.  hat  diese  Anordnung  zwar  im  J.  1370  ^  erneuert,  und 


todo  serTavit,"  Tgl.  dazu  ep.  einsd.  65,  1.  c. 
p.  80. 

Fdi  ItaUen  g.  die  Eidesformel  für  die  Saffra- 
ginen  des  Patriarchen  von  Grado  v.  J.  1084  u. 
1097  bei  Zaccarial.  c.  c.  5.  n.  10.  p.  312;  für 
die  des  Erzbischofs  von  Mailand  aus  d.  12.  Jahrb., 
Moriondi,  monam.  Aqnensia.  Taurin.  1789. 
1,  69 :  „Ego  Gandinns  Aquensis  episcopus  iuro 
id  M.  dei  evangelia,  qnod  amodo  ero  fldelis  et 

obediens Mediolanensi   ecclesiae  et  d. 

Gnaldino  Mediolan.  archiepiscopo  eiasque  catho- 
iicis  snceessoribus ;  et  possesaiones  quas  Aquensis 
ecclesia  nunc  habet  vel  si  quae  alienatae  vel  occu* 
patae  fnerint  et  temporibas  meis  ad  Aquensem 
eecleuam  redieriiit,  non  vendam  aiicui  nee  infen- 
dalo  nee  alienabo,  nisi  forte  per  licentiam  et 
concessionem  Mediol.  archiepiscopi  et  Aqaensium 
canonicoram  totias  vel  partis  maioris.'^ 

'  S.  die  vor.  Note.     In  den  Pontiflkalien  für 
öalzbuig,  Toms  und  Lyon  bei  M  a  rt  ä  n  e  de  anti- 
quis  ecclee.  ritibus  1.  1.  c.  8.  art.  11,  ed.  Roto- 
mag.  1700.  p.  404.  413.  511  stellt  aber  der  Konse> 
krator  noch  die  Frage,  ob  der  nene  Bischof  dem 
Papate  Treue  und  Gehorsam  bewahren  will,  und 
eine  solche  auch  in  Betreff  des  Metropoliten,  welche 
ohne  Eid  bejaht  wird.  Die  ersten  beiden  setzt  der 
Heraoigeber  in  das  12.,  das  letzte  in  das  14.  Jahrb. 
^  Die  cit.  Formel  für  Grado  lautet  im  Anfang : 
9 .  .  .  promitto  .  .  . ,  ut  amodo  in  antea  fldelis 
esse  debeam  s.  matri  meae  Gradensi  ecclesiae  et 
▼obis  vestrisqne  successoribus  et  nnmquam  eccle- 
ttam,  onl  praeesse  debeo,  Equilensem  (lesolo)  de 
inre  s.  Gradensis  ecclesiae  et  ibi  presidentium 
pontifloim  snbtrahere  debeam'^  .  .  .   Dieser  Ein- 
gang llodetslch  mit  einzelnen  Abweichungen  auch 
in  den  Eiden  der  Bischöfe  von  Lübeck  von  1247, 
Leverkns,  Urkbch.  d.  Bisth.  Lübeck  S.  93,  v. 
Schwerin  v.  1248,  Meckl.  ürkbch.  1,  574,  von 
flalbeistadt V.  1300 ,    Würdtwein  subs.  dipl. 
4, 351,  ▼.  Angsbnrg  V.  1319,  1.  c.  1, 464  u.  v.  Chur 
▼.1417,  Gnden  cod.  dipl.  4,  115.    Der  Schwe- 
liner  Eid  lautet  weiter:   (II.)  Non  ero  in  consilio 
nee  in  facto,   ut  vitam  perdat  aut  membrum  vel 
eapiator   mala   captione.    (III)   Consilinm   quod 
mihi  per  se  aut  per  iitter/is  aut  per  nuntium  ma- 
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nifestabit,  nnUi  pandam.  (lY)  Archiepiscopatum 
Bremensis  ecclesiae  et  regulas  ss.  patrum  et  sta- 
tuta conciliorum  adiutor  ero  ad  defendendum  et 
retinendnm  salvo  ordine  meo ,  contra  omnes  ho- 
mlnes.  (Y)  Yocatus  ad  synodum  veniam,  nisi 
impeditus  fuero  canonica  praepeditione.  (YI) 
Legatum  ipsius  et  ecclesiae  Brem. ,  quem  certum 
legatum  esse  cognovero,  in  eondo  et  redeundo 
bene  et  honoriflce  tractabo  et  in  suis  necessitati- 
bus  adiuvabo  et  (YII)  omnem  fldelitatis  formam 
ad  quam  de  iure  teneo,  fldeliter  observabo."  Wäh- 
rend der  Lübecker  Eid  kürzer  ist,  linden  sich  die 
No.  II— lY.  YI  in  den  übrigen  Formeln  und  einer 
für  Grado  v.  1235,  Zaccaria  I.  c.  p.  317,  No. 
Y  dagegen  nicht  in  der  Halberstadter,  u.  No.  YII 
allein  in  dieser.  Der  Eid  für  Chur  enthält  auch 
noch  das  Yersprechen,  die  Güter  des  Bisthums 
und  insbesondere  das  bischöfliche  Tafelgut  nicht 
zu  veräussern.  Andere  Zusätze  hat  die  erwähnte 
Formel  von  Grado  und  die  weiter  bei  Zaccaria 
a.  a.  0.  p.  318  ff.  mltgetheilten. 

In  einzelnen  Formeln,  der  für  Halberstadt  und 
Chur,  ist  mit  dem  Treugelöbniss  gegen  den  Erz- 
bischof  auch  zugleich  ein  solches  gegen  den  Papst 
verbunden,  ebenso  in  der  des  Mainzer  Ponti- 
flkales,  Martine,  1.  c.  2,482  („Ego  voIos.Rom. 
ecclesiae  et  dom.  N.  summo  pontiflci  eorumqne 
catholicis  successoribns  seeundum  decreta  ss. 
patnim  fidem  et  subiectionem  exhibere^),  welches 
der  Herausgeber  in  das  14.  Jahrb.  setzt. 

8  Schon  Innocenz  III.  hat  die  Suffraganen  wie- 
derholt an  ihre  Pflichten  gegenüber  den  Metropo- 
liten erinnern  müssen,  s.  Potthast  reg.  n.  2958. 
3552.3553.4452.4453.  Die  letzteren  suchten  ihrer- 
seits die  Eidesformel  mitunter  in  unangemessener 
Weise  zu  verschärfen,  wogegen  sich  die  Dekretale 
Gregors  IX.  in  c.  13.  X.  de  M.  et  0. 1.  33  richtet. 
^  ep.  Innoc.  III.  a.  1228  an  Malland  wegen  der 
Weigerung  des  Bischofs  v.  Cremona  bull.  Taur.  3, 
422  u.  dazu  catal.  archiep.  Mediol.  SS.  10,  107, 
Innoc.  lY.  v.  1246  wegen  des  Bischofs  v.  Bologna, 
Savioliann.  Bologn.  IIL  2,  311. 

5  Mitgetheilt  bei  de  Marca,  concordia  sacer- 
dotii  et  imperii  YI.  c.  3.  n.  14.  Note  ♦. 

6  Raynald.  ann.  a.  1370  n.  21. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  cler  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  IS6. 


das  Gleiche  ist  sowohl  von  Martin  V.  in  dem  deutschen  und  romaniscten i,  wie  auch 
von  Nikolaus  V.  im  Wiener  Konkordate ^  geschehen,  indessen  ist  trotzdem  die  Ab- 
leistung des  Öbedienzeides  seitens  der  Bischöfe  seit  dem  lä.  Jahrhundert ^  ausser 
Uebung  gekommen. 

Was  endlich  eine  besondere  Gehorsamsverpflichtung  der  kirchlichen  Amts- 
träger in  den  einzelnen  Diöcesen  gegenüber  ihren  Bischöfen  be- 
trifft, so  kommt  eine  solche  bald  in  eidlicher,  bald  in  nichteidlicher  Foim  in  Italien* 
und  in  Frankreich^  seit  dem  8.  Jahrhundert  vor.  Diese  Sitte  ist  in  den  folgenden 
Jahrhunderten  nicht  nur  beibehalten  worden,  sondern  hat  immer  grössere  Verbreitung 
gewonnen®,  wobei  die  o.  S.  199  erwähnte  Vorschrift  des  11.  Konzils  von  Toledo  von 
massgebendem  Einfluss  gewesen  ist'.  Eine  Regelung  dieser  Verpflichtung  durch  Sie 
allgemeine  kirchliche  Gesetzgebung  ist  nictt  erfolgt,  auch  selbst  nicht ,  als  in  Folge 
des  Aufkommens  der  absoluten  Ordination  die  Weihe  und  die  Anstellung  der  Geist- 
liehen  nicht  mehr  zusammenfiel,  die  ialte  Praxis  also  sich  nicht  mehr  festhalten  liess. 


^  Hübler  Konstanzer  Reformation  S.  176. 
199. 

2  Kooh,  sanctio  piagmaüca  p.  221.  222. 

3  Im  J.  1417,  Guden.  cod.  dipl.  4,  115  hat 
der  Bischof  von  Ghur  noch  einen  solchen  Eid  dem 
Mainzer  Erzbiachof  geschworen. 

^  Vgl.  das  Zeugenverhör  in  dem  Prozesse  der 
Bischöfe  von  Arezzo  u.  Siena  v.  715,  Mvratori 
antiqn.Ital.  6,  371,  bei  welchem  die  vernomme- 
nen Priester,  Diakonen  und  andere  Kleriker  sich 
auf  den  dem  Bischof  geleisteten  Obedienzeid  be- 
rufen. S.  femer  die  Urkunden  von  746  u.  772, 
ibid.  p.  412;  v.  801,  1.  o.  p.  212;  und  dieürk. 
aus  d.  Ende  des  10.  Jahrh.  bei  Zaccaria  1.  c. 
c.  2.  n.  4,,  in  denen  für  die  Verletzung  des  Ge- 
horsams, sowift  der  übrigen  aufgezählten  Pflichten 
auch  Geldbussen  versprochen  werden,  was  der 
privatrechtlichen  Auffassung  des  Verhältnisses, 
8.  ,Th.  II.  S.  625,  insbesondere  Anm.  4  a.  E., 
entspricht.  In  dem  Gap.  Aquisgr.  v.  817.  c.  16, 
LL.  1,  208 :  ,^e  episcopis  vero  in  Longobardia  con- 
stitutis,  qui  ab  bis  quos  ordlnabant,  sacramenta  et 
munera  contra  divinam  et  canonicam  auctoritatem 
addpere  vel  exigere  soliti  erant,  modis  Omnibus  in- 
hibitum  est,  ne  ulterius  flaf ,  kann  nicht  mit 
Richter-Dove  K.  B.  $.  145  ein  Verbot  des 
Gehorsamseides  gefunden  werden ,  sondern  nur 
ein  Verbot  der  Bestärkung  des  Eides  durch  Ge- 
schenke, so  auch  Zaccaria  1.  c.  c.  2.  n.  8j 
Phillips  2,  184;  Schulte  K.  R.  2,  289.  n.  4. 

^  Dies  ergiebt  conc.  Gabiion.  v.  813.  c.  13, 
Mansi  14,  96:  „dictum  est  interea  de  quibus- 
dam  fratribus  quod  eos  quos  ordinaturi  sunt,  iurare 
cogant,  quod  digni  sunt  et  contra  canones  non 
stnt  facturi  et  obedientes  sint  episcopo ,  qui  eos 
ordinaret  et  ecclesiae  in  qua  ordinantur;  quod 
luramentum  quia  periculosum  est,  omnes  una.  in- 
hibendum  statuimus^.  Auch  hier  handelt  es  sich 
offenbar  nur  um  das  Verbot  eines  Eides  in  der  ge- 
dachten Fassung,  namentlich  soweit  der  Geist- 
liche danach  selbst  seine  Würdigkeit  zu  beschwö- 
ren hatte,  nicht  um  das  eines  Gehorsamseiides 
überhaupt,  wie  Richter-Dove  a.  a.  0.  an- 
nimmt. Vgl.  dagegen  die  in  der  vor.  Anm.  cit. 
Schriftsteller.  Dass  gerade  die  kirchliche  Reform- 
partei im  Frankenreiche  ein  Gelübde  des  Gehor- 
sams nicht  für  unerlaubt  hielt,   sondern  auf  die 


Ablegung  solcher  drang,  zeigt  Bened.  Lev.  III. 
466 :  qUt  presbiteri  et  diaconi,  quando  per  par- 
rochias  constituantur,  stabilitatis  et  oboedientiae 
suae  atque  statuta  servare  premissionem  sno  fa- 
ciant  episcopo.  Quando  presbiteri  aut  diaconi  per 
parrochias  constituuntur,  oportet  eos  professiQnem 
episcopo  suo  facere^',  eine  Stelle,  welcher  das  c.  10 
Tolet.  XI.,  8.  0.  S.  199  zu  Grunde  liegt. 

^  conc.  Rotomag.  v.  1074.  c.  5,  Mansi  20, 
399 :  ;;Quod  subdlaconi  sive  diaconi  sive  saoer- 
dotes  parochiani  non  ordinentur  secundum  conflr- 
mationem  Toletani  concilii  absque  1  e  gi  ti  m a  pro- 
fessione,  quam  coram  episcopo  et  omninm  eir- 
cumstantium  audientia  faciunt,  qui  ordinandl 
fuerint";  Ivon.  Garnot.  ep.  73,  Migne  patrol. 
162,  94:  „Debitores  autem  esse  qui  ad  dignitates 
promoventur  ecclesiasticas ,  promittendae  obe- 
dientiae  testatur  conoilium  Toletan.  XI"  etc. ;  ep. 
Eugen.  III.  ad  eccies.  Tornac.  v.  1146,  Mansi 
21,  663.  Archidiakonen,  welche  das  Gelübde  eid- 
lich abgelegt  haben,  werden  erwähnt  in  F  u  1  b  e  r  tl 
ep.  97  (al.34),  Migne  patrol.  141,247;  Eadm. 
bist.  nov.  1.  V,  Migne  patrol.  159,493;  Kano- 
niker Gregor  VII.  ep.  IV.  18  vom  J.  1077,  ed. 
Jaff^p.266;  AebteFulbertlep.l7(;41)l.  c 
p.  208,  Ivon.  ep.  73  cit. ;  ep.  Innoc.  II.  ad  Hn- 
gon.  Rothom.  v.  1132,  Mansi  21,  400.  426. 

Es  war  natürlich ,  dass  bei  dem  das  Mittelalter 
beherrschenden  Lehnswesen  sich  auch  innerhalb 
der  Kirche,  namentlich  bei  den  niederen,  ver^ 
leihungsberechtigten  Oberen,  wie  z.  B.  den  Ar- 
chidiakonen und  Domherren,  Versuche  geltend 
gemacht  haben,  die  Vergebung  der  Benefizien 
nach  lehnsrechtlichen  Grundsätzen  zu  behandeln, 
und  nicht  nur  den  Gehorsams-  oder  Treueid, 
sondern  auch  mit  Rücksicht  auf  das  Beneflzium 
das  hominium  oder  homagium  zu  verlangen.  Da- 
gegen ist  die  päpstliche  Gesetzgebung  schon  seit 
dem  12.  Jahrhundert  eingeschritten ,  s.  das  Ver- 
bot Paschalis'  II.  ep.  ad  cler.  Paris,  von  1105, 
Mansi  20, 1045 :  ,jUt  maiores  praebendarii  a  mi- 
noribns  hominis  suscipiant**,  c.  17  (Alex.  HI.) 
X.  de  Simon.  V.  3;  c.  11  (Luc.  III.)  X.  de  R. 
J.  V.  41. 

7  S.  die  vor.  Anm.  Hat  doch  auch  Gratian  den 
betreffenden  Kanon  in  sein  Dekret  aufgenommen. 
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Seit  jeter  Zeit  liat  sich  tlMtis  durch  Gewolmbeit,  theils  durch  ^rtikiläre  Anordnwigen 
die  Uebung  festgestellt,  dass,  abgesehen  von  dem  bei  der  Ordinatioii  selbst  dem  Bi- 
fldwf  2B  gelobenden  (SehtHrsam,  nur  die  zü  einem  Seelsorge-Aat  beförderten  Geiste 
fidien  einen  Gehorsamseid  zu  leisten  haben  ^ 

n.  Heutiges  Recht.  Alle  Bischöfe,  einschliesslich  der  Weihbischdfe ^,  lei- 
sten heute  bei  ihrer  Konsekration  den  bereits  oben  8.  205  mitgetheilten  Eid  des  Gehor> 
sams  gegen  den  Papst,  dessen  Fassung  freilich  mit  den  Grundsätzen  des  heutigen  mo- 
dernen dtaalee  nicht  vereisbar  ist  ^.  Die  Verweigerung  der  Ableistung  würde  die  Folge 
nach  sich  ziehen ,  dass  der  konsekrirende  Bischof  mit  der  weiteren  Volhdehung  der 
Konsekration,  deren  Bestandtheil  die  Eidesleistung  ist,  inne  hält,  und  der  nicht  kon- 
sekrirte  Bisehof  bei  fortgesetzter  Renitenz  in  Folge  der  schnldbaren  Verzögerung  seiner 
Keuekraition  das  bereits  erworbene  bischöfliche  Amt  ipso  iure  verliert^. 

In  Betreff  derjenigen  Geistlichen,  welche  ein  Seelsorge-Beneficium  erhal- 
ten haben,  schreibt  das  Tridentinum  vor  ^,  dass  diese  innerhalb  zweier  Monate  nach 
erlangtem  Besitz  desselben  mit  der  Ablegung  des  Glaubensbekenntnisses  gleichzeitig 
aneh  den  Gehorsam  gegen  den  Papst  in  die  Hände  des  Bischofs  und  bei  seiner  Vorhin- 
derang  in  die  seines  Generalvikars^  oder  Offizials  eidlich  zu  geloben  haben  ^. 

Zögert  der  Verpflichtete  Aber  den  festgesetzten  Zeitpunkt  hinaus,  so  yerliert  er 
mit  demselben  das  Recht  auf  den  Fruchtgenuss  seines  Benefiziums^  auf  so  lange,  bis 
er  seiner  Verbindlichkeit  genügt  hat  ^,  auch  soll  ihm  für  diese  Zeit  der  Besitz  dessel- 


'  Syn.  ap.  e$si.  Gonteri  (Provinz  Tours)  von 
1231  C.3,  Mansi  23,  234:  „dioecesanus  vel 
lUter  los  episeopale  habens,  tradat  eidem  (insti- 
toendo]  ciiram  animaram  . . .  qua  tradita  . .  iura- 
liit,  qnod  dioeceaano  et  aliis  ma^stria  suis  obe- 
diens  erit  et  ad  mandatum  auum  se  faciat  ordi- 
aari  et  iaia  ecclesJae  defendet  et  alienata  revocabit 
bonafide.  Et  siiata forma  faerit  omissa,  institutio 
flat  iirita  et  ecciesia  pro  vacante  habentur'';  Ro- 
tonag.  1335.  c.  9,  Maust  25,  1045:  „praesti- 
terus  dioeeesano  et  super  obedientia  et  aiils  con- 
•iietis  debitnm  et  solitam  iuramentom^.  Die 
Pfeiger  Synode  v.  1355.  o.  29,  Hartzheim  4, 
389  Tedangt  ihn  aber  von  jedem  Beneflzlaten. 

Ueber  den  Obedienzeid  der  Kanoniker  gegen 
das  Kapitel  s.  Th.  IL  S.  69. 

>  Du  ergiebt  das  Pontiflcale  Romanum ,  wel- 
ches f&r  diese  keinen  besonderen  Konsekrations- 
litos  kennt. 

'  Dies  gilt  insbesondere  von  dem  auf  die  Yer- 
folgODg  der  Häretiker  bezüglichen  Passus.  Aller- 
dings ist  schon  seitens  des  Papstes ,  als  der  Kur- 
lörst-Srzbiscbof  von  Dalberg  sich  weigerte ,  den 
Sid  zu  leisten,  ehe  er  über  die  Bedeutung  der  be- 
treffenden Worte  beruhigt  sei,  erklärt  worden, 
dass  dieselben  keine  Verpflichtung  begründeten, 
gegen  die  NSchtkatholiken  in  irgend  einer  Weise 
Druek  und  Unduldsamkeit  auszuüben,  Kopp, 
die  kath.  Kirche  im  19.  Jahrb.  S.  31  Note;  in- 
dessen entspricht  diese  Auslegung  sicherlich  nicht 
dem  Wortknte.  Die  Versuche  der  süddeutschen 
Bagierangen  bei  den  der  Begründung  der  ober- 
iheinisehen  Kirchenprovinz  vorausgegangenen  Be- 
iitknngen,  eine  neue  Formel  des  Eides  zu  erlan- 
gen, haben  kein  Resultat  gehabt,  B  i  n  t  e  r  i  m  a. 
a.  0.  S.  294,  Longner  Rechtsverf.  der  Bischöfe 
index  obarrh.  Kizcbenprovinz  S.  80;  Brück, 
oberrh.  Klrehenprovinz  S.  13.  Die  fragliche  Stelle 


ist  dagegen  in  der  irischen,  russischen,  preussi- 
8ch<>n,  hannoverschen  und  oberrheinischen  Formel 
fortgefallen,  Mejer,  Propaganda  in  England  S. 
186;  Friedberg,  Staat  und  Bischofswahlen 
S.  384.  404.  418,  Aktenstücke  S.  225,  ebenso  in 
der  für  die  nordamerikanischen  Bischöfe,  welche 
überhaupt  manche  an  das  Mittelalter  erinnernde 
Stellen  ausgeschieden  hat,  s.  Acta  ss.  conc.  re- 
centior.  coli.  Lac.  3,  108.  Darin  liegt  ein  still- 
schweigendes Anerkenntniss,  dass  die  Kurie  selbst 
die  alte  Formel  nicht  mehr  für  passend  erachtet. 

*  Th.  n.  S.  676. 

B  Sess.  XXIV.  c.  12  de  ref.  Vgl.  hierzu  auch 
Benedikt  XIV.  de  synod.  dioeces.  V.  2.  n.  5 ff. 

0  Bei  Vakanz  des  Bischofsstuhles  des  Kapitu- 
larvikars,  s.  die  Entsch.  d.  Congr.  conc.  in  Rich- 
ters Tridentinum  S.  353.  n.  26. 

7  Nach  dem  Trid.  1.  c.  soll  das  Gelübde  dahin 
gehen:  „in  ecclesiae  Romanae  obedientia  se  per- 
mansuros^.  Die  Formel  ist  durch  die  const. 
Piu8*IV.  V.  1564:  Iniunctum,  u.  a.  A.  in  Rich- 
ters Tridentinum  S.  574,  vorgeschrieben  und 
lautet:  „S.  catholicam  et  apostolicam  Romanam 
ecclesiam  omnium  ecclesiarum  matrem  et  ma- 
gistram  agnosco  Romanoque  pontiflci,  b.  Petri 
apostolorum  principis  successori  ac  Jesu  Christi 
vicario  veram  obedientiam  spondeo  ac  iuro". 

8  Und  zwar  ipso  iure,  ohne  dass  es  erst  eines 
Urtheüs  bedarf.  Die  trotzdem  gezogenen  Ein- 
künfte mnss  er  herausgeben.  Dieselben  werden 
entweder  zu  frommen  Zwecken  oder  zu  Gunsten 
der  fabrica  der  Kirche  verwendet ,  Bouix  tract. 
de  parocho  p.  530. 

8  Die  bis  zum  Ablauf  der  zweimonatlichen  Frist 
gezogenen  Einkünfte  behält  der  Benellziat  aber 
unter  allen  Umständen,  so  auch  die  Congr.  oonc, 
s.  Richters  Tridentinum  S.  353.  n.  24. 

14* 


212 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  156. 


ben  in  der  gedachten  Beziehung  keine  Rechtsvortheile  *  gewähren  2.  Auf  die  Inhaber 
solcher  Aemter,  welche  nicht  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  bilden,  also  auf  die 
ad  nutum  verliehenen ,  z.  B.  Missions-Pfarreien,  bezieht  sich  das  Tridentinum  nicht*. 

Die  gleiche  Verbindlichkeit  hat  das  Konzil  unter  Festsetzung  derselben  Folgen 
auch  den  DignitÄren  und  Kanonikern  der  Kathedral-Kirchen  auferlegt*,  jedoch  haben 
diese  das  Gelöbniss  mit  der  professio  fidei  nicht  nur  vor  dem  Bischof,  sondern  auch 
vor  dem  Kapitel  abzuleisten  ^. 

In  allen  Fällen  ist  dasselbe  von  dem  Verpflichteten  selbst  in  Person ,  nicht  von 
einem  Stellvertreter  desselben  abzulegen  ^. 

Die  Vorschriften  des  Tridentinums  sind  endlich  von  Pius  IV.'  auch  auf  die- 
jenigen ,  welchen  die  Leitung  von  Klöstern ,  Konventen ,  Häusern  oder  anderer  An- 
stalten irgend  eines  Ordens  übertragen  wird,  und  durch  partikuläre  Rechtsnormen  unter 
einzelnen  Modifikationen  auch  auf  andere  als  die  bisher  genannten  kirchlichen  Beamten 
ausgedehnt  worden  ^. 

Von  dieser  in  Verbindung  mit  dem  Glaubensbekenntniss  abzugebenden  Gehor- 
samserklärung gegen  den  Papst  ist  die  Angelobung  des  Gehorsams  gegen  den 
Bischof  zu  unterscheiden.  Eine  solche  kommt  abgesehen  von  dem  bei  der  Priester- 
weihe abzulegenden  Gehorsamsgeltibde  ^  nur  zufolge  Gewohnheit  oder  partikulärer  An- 


1  Für  andere  Verhältnisse  ist  die  Wirknng 
nicht  ausgeschlouen,  so  auch  die  Gongr.  conc.  b. 
Gallemart  conc.  Tridentinum  1.  c.  decl.  7. 

2  Bei  einem  der  Innehaltung  der  Frist  ent- 
gegenstehenden Hinderniss  kann  nicht  der  Bischof, 
sondern  nur  die  Gongr.  conc.  die  Erlaubniss  ge- 
währen, das  Oelöbniss  in  die  Hand  eines  Anderen 
abzulegen.  Sie  giebt  diese  aber  stets  mit  der  Be- 
dingung ,  dass  dasselbe  nach  Wegfall  des  Ulnde- 
rungsgrundes  vor  dem  eigentlich  Berechtigten 
wiederholt  wird,  Richter  a.  a.  0.  n.  !i2. 

3  Bon  ix  I.  c.  p.  531.  Durch  partikuläre  An- 
ordnungen ist  aber  auch  für  diese  die  Ablegung 
vorgeschrieben,  s.  nachher. 

4  Also  nicht  den  Kanonikern  der  Kollegiat- 
kirchen,  so  auch  die  Praxis  der  Gongr.  conc, 
Richter  a.  a.  0.  n.  19.  Ebensowenig  trifft  die 
Pflicht  die  Koadjutoren  der  Kanoniker  und  die 
Ehrendomherren,  denn  diese  sind  nicht  Kano- 
niker im  eigentlichen  Sinne ;  endlich  auch  nicht 
die  Benefiziaten  der  Domkirche ,  welche  kein 
Seelsorgebeneflzium  haben,  Bouix  tract.  de  ca- 
pitulis  p.  372. 

Im  Fall  der  Zögerung  entgehen  den  Domherren 
nur  die  Früchte  ihrer  Präbende,  ihre  anderen 
Emolumente,  insbesondere  die  Distributionen, 
veilieren  sie  aber  nicht,  so  auch  die  Congr.  conc. 
bei  Richter  a.  a.  0.  S.  352.  n.  19,  ebenso  we- 
nig ihre  sonstigen  Rechte,  wie  z.  B.  Sitz  und 
Stimme  im  Gapitel,  Oallemartl.  c. 

Die  verfallenen  Einkünfte  wachsen  der  Kapitels- 
masse zu,  Bouix  1.  c.  p.  371,  s.  auch  Richter 
a.  a.  0.  n.  21. 

s  Das  Kapitel  muss  ordnungsmässig  versammelt 
sein.  Vgl.  auch  Th.  II.  700.  n.  9.  Wenn  aber 
der  Bischof  oder  sein  Generalvikar  dem  Kapitel 
anwohnt,  so  genügt  die  einmalige  Ableistung  und 
es  bedarf  nicht  einer  nochmaligen  Wiederholung 
vor  den  ersteren,  s.  Richter  a.  a.  0.  n.  19. 

^  Dies  ist  früher  bestritten  gewesen.    Für  die 


Zulässigkeit  der  Stellvertretung  z.  B.  Barbosa 
J.  E.  U.  I.  21.  c.  56;  dagegen  Gar  das  tract. 
de  benef.  P.  III.  3.  n.  74,  die  dort  angeführten 
Entscheidungen  der  Rota,  ebenso  die  Gongr.  cooc. 
8.  Richter  S.  363.  a.  a.  0.  n.  19. 

Bei  der  Erlangung  eines  anderen  Beneflziums, 
welches  die  Verpflichtung  nach  sich  zieht,  mnss 
sie  übrigens  wiederholt  werden,  Garcias  1.  c. 
n.  17ff.  und  die  Gongr.  conc.  bei  Richter  a.  a. 
0.  S.  353.  n.  26. 

"^  Gonst.  Iniunctnm  cit.,  s.  S.  211.  n.  7. 

Derselbe  Papst  hat  in  der  const.  In  sacrosaneta  v. 
1564,  u.  A.  in  Richters  Tridentinum  S.  573, 
diese  Verpflichtung  auch  denjenigen ,  welche  su 
einem  akademischen  Grad  promovirt  werden 
wollen,  und  den  Doktoren  und  Magistern,  sowie 
anderen ,  welche  an  Universitäten  und  öffent- 
lichen Gymnasien  zu  lehren  beabsichtigen,  auf- 
erlegt. In  Deutschland  ist  dies  aber  nur  für  die 
Grade  in  der  Theologie  und  die  Lehrer  der  theo- 
logischen Fakultäten  praktisch,  Schulte  K.  R. 
2,  293.  n.  1. 

9  Z.  B.  in  der  Erzdiocese  Köln  auf  die  Dechan- 
ten  und  Definitoren ,  welche  zufolge  der  Instruk- 
tionen von  1863,  Dumont,  Samml.  kircld.  Er- 
lasse f.  d.  Erzdiocese  Köln  S.  279.  298,  nach 
Erlangung  ihres  Amtes  die  professio  fidel  und  da- 
mit auch  das  gedachte  Gelübde  abzulegen  haben, 
in  Frankreich  auf  die  General- Vik&ic  ,  die  ad 
nutum  amoviblen  Pfarrer  und  solche  Geistliche, 
welche  mit  der  Seelsorge  oder  mit  der  Predigt  be- 
traut werden ,  conc.  prov.  Aven.  v.  1849,  Burdi- 
gal.  1850,  Aquens.  v.  1850,  Ausdt.  v.  1851, 
acta  s.  conc.  rec.  coli.  Lac.  4,  319.  548.  761. 
1173.  Aehnliche  Bestimmungen  für  Irland  in 
dem  Plenarconcil  von  1850;  für  England  conc. 
prov.  Westmon.  v.  1852,  für  Nordamerika  eonc. 
prov.  HaUf.  v.  1857, 1.  c.  3,  776.  922.  736. 

^  Pontiflcale  Romanum  tlt.  de  ordlnatione  pres- 
byteri. 
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oidnoBgen  nnd  zwar  in  verschiedenem  umfange  vor^  Oewöhnlich  haben  es  allein 
diejenigen ,  welche  ein  Seelsorge-Benefizium  erlangen ,  nnd  vor  ihrer  Einweisung  in 
dasselbe  ^  zn  leisten. 

Die  Gehorsamspflicht  besteht  fOr  die  Amtsträger  nnd  anderen  Geistlichen  in  der 
Di($ce8e  gegenüber  dem  unmittelbar  vorgesetzten  kirchlichen  Leitnngsbeamten ,  und 
gegenüber  dem  demselben  übergeordneten  Beamten ,  welcher  kraft  seiner  Stellung 
in  Konkurrenz  mit  dem  ersteren  Anordnungen  erlassen  kann ,  also  gegenüber  dem  Bi- 
flehof  3  oder  dem  ihm  gleichstehenden  Prälaten  ^  einerseits ,  und  dem  Papst  anderer- 
seits ^.  Bei  widersprechenden  Anweisungen  geht  die  des  letzteren  vor  ^.  Der  Gehor- 
sam muss  aber  auch  weiter  denjenigen  Beamten  geleistet  werden ,  welche  keine  volle 
Leitnngsgewalt  besitzen,  möge  ihnen  diese  kraft  eines  selbstständigen  Amtes ,  wie 
z.  B.  den  Erzbischöfen'^,  oder  nui-  kraft  üebertragung  des  ordentlichen,  mit  umfassen- 
der Begierungsgewalt  ausgestatteten  Beamten,  wie  z.  B.  den  General-Vikaren  und  den 
LanddechanteU;  zukommen.  Jedoch  ist  er  hier  wegen  der  Stellung  dieser  Beamten  auf 
den  Kreis  derjenigen,  Angelegenheiten  beschränkt,  welche  zur  Zuständigkeit  derselben 
gehören  ^,  und  soweit  letztere  eine  blos  Übertragene  ist,  sind  im  Falle  eines  etwaigen 
Widerspruchs  stets  die  Anweisungen  desjenigen,  welcher  die  üebertragung  vorge- 
nommen hat,  zu  beobachten,  also  z.  B.  die  des  Bischofs,  nicht  die  des  General-Vikars 
oder  Dechanten ,  weil  der  erstere  sich  durch  die  Ernennung  von  Stellvertretern  nicht 
seiner  Amtsgewalt  begiebt,  und  die  letztere  jeden  Augenblick  unter  Beseitigung  seiner 
Mandatare  oder  Delegaten  ausüben  kann. 

Die  Pflicht  zum  Gehorsam  ist  weder  durch  die  Leistung  des  Gehorsamseides  noch 
durch  den  Besitz  eines  Amtes  bedingt ,  vielmehr  genügt  allein  die  Unterwerfung  unter 
die  Amtsgewalt  des  anordnenden  Beamten,  welche  für  die  Geistlichen  ohne  Amt  dem 
Bischof  gegenüber  schon  in  Folge  der  Zugehörigkeit  zur  Diöcese  desselben  eintritt.  Der 
Besitz  des  Amtes  ist  nur  von  Einfluss  auf  den  Umfang  des  Gehorsams. 

Der  Gehorsam  ist  den  kirchlichen  Oberen  für  alle  Anordnungen  zu  leisten,  welche 
sie  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  in  üebereinstimmung  mit  dem  geltenden  Recht  treffen, 
nnd  deren  Ausfahrung  femer  in  der  Kompetenz  des  Untergebenen  liegt.  Der  letztere 
kann  aber  nur  für  befugt  erachtet  werden ,  den  Befehl  oder  die  Anweisung  in  Bezug 
anf  die  formale  Rechtsbeständigkeit  zu  prüfen ,  d.  h.  also  darauf  hin  ,  ob  die  Zustän- 


1  So  soll  nach  der  gem.  V.  vom  30.  Jan.  1830. 
$.  34  f.  d.  oberrh.  Kiichenprovinz  jeder  Geistliche, 
bevor  er  die  kirchliche  Tnstitotion  erhält,  dem  Bi- 
ickof  den  kanonischen  Gehorsam  geloben.  Die  For- 
meln für  die  Pfarrer  und  Kapläne  in  der  Diöcese 
Rottenbnrg  bei  Longner,  Rechtsverh.  der  Bi- 
schöfe in  d.  oberrh.  Kirchenprovinz  S.  282  u.  v. 
Vogt,  Samml.  kirchl.  V.  f.  d.  Bisth.  Rottenburg 
S.  236.  237,  für  die  Dekane  a.  a.  0.  S.  127 ;  für 
Mainz  bei  Schumann,  Samml.  S.  181.  Auch 
in  den  österreichischen  Diocesen  wird  der  Obe- 
dienzeid  bei  der  Üebertragung  des  Beneflziums  von 
den  Pfarrern  abgelegt,  conc.  prov.  Prag.  v.  1860. 
t.  VI.  c.  10;  Strigon.  v.  1858 1.  5.  c.  6.  %.  2. 

'  Man  hat  sich  für  diese  Unterscheidung  zwi- 
schen den  gedachten  Beneflzlen  und  den  In- 
habern von  beneflda  simplicia  auf  c.  3  (Leo  I.)  X 
de  M.  et  0.  I.  33  berufen,  und  nimmt  auf  Grund 
▼on  c.  10  (Innoc.  III.)  X.  eod.  an,  dass  auch  von. 
den  letzteren  die  Leistung  des  Gehorsams  ver^ 
lukgt  werden  kann ,  wenn  sie  schon  gegen  ihre 


desfallsigen  Pflichten  gefehlt  haben.    Vgl.  z.  B. 
Pirhing,  ius  canon.  I.  33.  n.  19. 

3  c.  2.  4.  X.  h.  t.  I.  33. 

^  Z.  B.  dem  praelatns  nullius. 

5  Denn  dieser  besitzt  nach  der  dogmatischen 
Festsetzung  der  vatikanischen  const.  Pastor  aeter- 
nus  V.  18.  Juli  1870.  c.  3,  Th.  II.  705,  eben- 
falls die  unmittelbare  Leitungsgewalt  für  alle 
Theile  und  alle  einzelnen  Personen  in  der  Kirche. 

^  Weil  seine  Gewalt  die  höhere  und  umfassen- 
dere ist. 

7  Hier  gehören  auch  die  Kardinäle  in  Betracht 
der  ihnen  über  ihre  Titelkirchen  eingeräumten 
SteUung,  Th.  I.  S.  352,  ferner  die  leitenden  Be- 
amten der  Kapitel,  wie  der  Propst  oder  Dekan  in 
Betreff  der  Kanoniker,  Th.  II.  S.  115. 

8  c.  11  (Inn.  III.)  X.  de  off.  ord.  I.  31,  wo- 
na(*h  der  Erzbischof  nicht  einen  Untergebenen 
seines  Suffraganblschofs  zur  Uebernahme  einer 
Delegation  wider  Willen  zwingen  kann. 
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digkeit  des  aBordnenden*  Beamten  ^ ,  sowie  aeme  eigene  ^  begründet  und  die  etwa,  er- 
forderliche Form  der  Anordnung  beobachtet  ist  3.  Dagegen  steht  ihm  eine  Prüfung  der 
materiellen  Rechtmässigkeit  nicht  zu.  Eine  solche  kann  den  untergeordneten  Beämtea 
itlr  das  Gebiet  der  Eirchß,  ebensowenig  wie  für  das  Gebiet  des  Staates  *  offen  g^^assen 
werden.  Der  hierarchisch  gegliederte  Organismus  der  kirchlichen  Beh^^rden  wird  nur 
durch  die  verschiedenen  Beamten  thätig  und  übt  durch  diese  die  ein  und  demselben 
Zwecke  dienende  Eirchengewalt .  Eine  einheitliche  Verwendung  der  kirchlichen  Organe 
ist  nicht  möglich,  wenn  jeder  untergeordnete  Beamte  die  Ausführung  der  ihm  ertheil- 
ten  Anweisungen  erst  seiner  eigenen  materiellen  Prüfung  unterzieht.  Ueberdies  würde 
letzteres  auch  dem  Wesen  der  kirchlichen  Hierarchie  widersprechen.  Legt  man  der 
unteren  Instanz  das  Recht  bei ,  die  Ausführung  der  Verfügungen  und  Anordnungen 
der  höheren  von  einer  solchen  Prüfung  abhängig  zu  machen ,  so  wird  sie  in  der  That 
die  in  letzter  Stelle  entscheidende ,  und  das  Verhältniss  der  kirchlichen  Instanzen  ge- 
radezu auf  den  Kopf  gestellt. 

Die  bisherige  kirchenrechtliche  Doktrin ,  welche  die  Gel^orsamspflicht  in  Betreff 
des  Umfanges  derselben  sehr  stiefmütterlich  behandelt  hat^,  lehrt,  dass  Befehlen, 
welche  offenbar  gegen  Gottes  Gebot  gehen,  kein  Gehorsam  geleistet  zu  werden  brauche, 
während  dies  der  Fall  sei,  wenn  darüber  ein  Zweifel  bestehe^.  Der  erstgedachte  Satz 
ist  aber  nichts  als  eine  Folge  des  vorhin  gedachten  Principes ,  dass  solchen  Anord- 
nungen ,  welche  nicht  zur  Zuständigkeit  des  kirchlichen  Oberen  gehören ,  kein  Gehor- 
sam geschuldet  werde ,  weil  der  letztere  zur  Abänderung  göttlicher  Gebote  selbstver- 
ständlich nicht  befugt  ist ''. 

Die  gemachte  Ausnahme  hat  dagegen  keinen  Anhalt.  Soll  der  Gehorsam  nicht 
ein  blinder  und  also  auch  rechtswidriger  werden ,  so  kann  dem  unteren  Beamten  nie^ 
mals  das  Recht  und  die  Pflicht  der  selbstständigen  Prüfung  in  den  gedachten  Rich- 
tungen genommen  werden.  Fügt  er  sich  in  zweifelhaften  Fällen  der  Ansicht  des 
Oberen ,  so  trägt  er  für  diese  Entschliessung  immer  selbst  die  Verantwortlichkeit  und 
kann  sich  nicht  durch  die  Berufung  auf  die  Auffassung  des  ersteren  davon  ent- 
lasten ^. 

Hinsichtlich  der  Zuständigkeit  des  kirchlichen  Oberen  kommt  weiter  noch  die 


^  Daher  würde  der  Pfarrer ,  welchem  ein  Bi- 
schof die  Konfirmation  der  Kinder  der  Parochie 
anbefiehlt,  ohne  dass  Ihm  Kenntniss  Ton  der  er- 
forderlichen päpstlichen  Ermächtigung  gegeben 
wird  (Th.  II.  S.  40),  diese  nicht  vorzunehmen 
Terpflichtet  sein. 

2  Hierbei  ist  zu  beachten ,  dass  diese  freilich 
gleichzeitig  mit  dem  and  durch  den  Befehl  in 
Folge  einer  Delegation  oder  Mandlrung  erweitert 
werden  kann. 

3  Z.  B.  ob  die  auszuführende  Sentenz  in  ge- 
höriger Form  vorliegt. 

^  Laband  Staatsrecht  d.  deutsch.  Reichs  1, 
425  ff. 

s  Tgl.  z.  B.  Hostien sis  summa  anreaad  h. 
t.  1.33.  n.  6;  Pirhing,  ins  canon.  1.33.  n.7ff; 
Reiffenstnel,  ins  canon.  I.  33.  n.  Iff. ; 
Phillips  2,  171  ff.  Eingehender  dagegen 
Schulte  K.  B.  2,  583  u.  Lehrb.  3.  Aufl.  S. 
209.  427. 

^  So  unter  Berufung  auf  c.  92  (Augustin.]  93. 
(Hieronym.)  98  (Augustin)  99  (Gregor.  I.)  C.  Xi 


qu.  3  u.  c.  4  (Augustin)  0.  XXHI.  qu.  1  Beif- 
fenstuel  1.  c.  n.  18.  19;  Phillips  2,  176, 
vgl.  auch  die  Glosse  zu  c.  4  cit. 

"^  Der  Satz  ist  also  an  sich  richtig,  aber  er  ist 
insofern  zu  eng,  ate  er  nicht  alle  Fälle  begreift, 
in  denen  der  Gehorsam  verweigert  werden  darf. 

8  Thatsächlich  wird  dies  aber  der  Fall  sein, 
wenn  die  zuletzt  entscheidende  Instanz  die  An- 
sicht des  befehlenden  Beamten  theilt,  denn  dann 
wird  der  Untergebene  nicht  zur  Rechenschaft  ge- 
zogen. Im  umgekehrten  Falle  wird  dagegen  der 
Umstand,  dass  der  letztere  seinem  Vorgesetzten 
Gehorsam  geleistet  hat,  bei  Zweifelhaftigkelt  der 
Sache  unter  Umständen  als  Strafmildemi)g8- 
oder  Ausschliessungs-Grund  betrachtet  werden 
können. 

Die  citir^  SteUe  des  Auguatin  in  c.  4  G.  XXIU. 
qu.  1  kann  deip  gegenüber  nicht  entecheiden, 
denn  sie  handelt  von  der  Prüfung  der  Gerechtig- 
keit eines  vom  Fürsten  angeordneten  Krie^^ 
durch  den  Soldaten. 
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Vngß  in,  Betracht ,  auf  ^elehen  Kreis  von  Angelegenheiten  sich  dieselbe  überhaupt 
eistrecken  kann. 

Es  ist  znnAehst  unzweifelhaft ,  dass  der  kirchliche  Obere ,  soweit  er  tijberhaupt 
kraft  seiner  Stellung  dazu  befugt  ist ,  von  dep  Untergebenen  in  allen ,  das  Amt  des- 
selben oder  die  ihm  tUI>ertrage3ien,  Amtsfunktioiien  betreffenden  Sachen  Gehorsam  be- 
ansprachen  darf,  nickt  minder  in  allen  Angelegei^ieiten,  bei  denen  die  Wahrung  der 
Wttrde  des  Amtes  und  des  geistUehen  Standes  während  des  aus^erdienstliehen  Ver- 
haltens in  Frage  steht.  Femer  wird  mßn  auch  ai^nehmen  müssen ,  dass  dem  Oberen 
du  Recht  znatekt,  die  Uebemahme  und  Ausführung  solcher  Ai;^fträge ,  welche  zwar 
keinen  Bezug  auf  die  Amtsyerwaltnng  und  Amtsfunktionen  des  Untergebenen  haben, 
aber  kirchliche  Angelegenkeiten  überhaupt  betreffen ,  zu,  beanspruchen  ^  Durch 
den  Shitritt  in  den  geiBtUchen  Stand  widmet  sich  der  Geistli^ke  dem  Dienst,  der  ^rche 
im  Allgemeinen ,  und  übernimmt  damit  die  Pflicht ,  sich  in  demselben  verwenden  zu 
huflen.  Dadurch  y  dass  er  ein  bestimmtes  Amt  oder  bestimmte  Amtsfunk^open  über- 
tragen erhftU,  und  die  ikm  dadurch  auferlegten  GeschUfte  ai^sübt,  erfüllt  er  zwar  diese 
Pflicht,  aber  ihre  ErfUUing  ist  damit  nicht  vollkommen  erschöpft.  Kraft  derselben  hat 
er  auch  in  den  Fällen ,  wo  der  fOr  die  Verwirklichung  der  kirchlichen  Zwecke  be- 
stehende Aemtetorganiamus  nicht,  ausreicht  oder  wo  es  gerechtfertigt  erscheint,  eine 
Thitigkeit  durch  einen  anderen,  als  den  in  erster  Linie  dazu  herufenen  Amt8ti:äger 
vahmehmen  zu  lassen,  aushülfeweise  einzutreten.  Eine  materielle  Schranke  der  Be- 
reeht^pmg  des  Oberen  zu  dergleichen  Verwendnngen  liegt  abei:  einmal  darin ,  dass 
Bolehe  nur  im  Falle  des  Bedürfnisses ,  nicht  aber  hlos  aus  Bequemlichkeit  desselben, 
um  sich  selbst  oder  anderen  bei  der  Oeschäftsftlhrung  Eüleichterupgen  zu  verschalen  ^, 
angeordnet  werdnn  dürfen ,  weil  der  berufene  Amtstr$ger  seine  eigenen  kiu*chlichen 
Funktionen  in  ersterer  Linie  immer  selbst  auszuttben  yerpflicktet  ist.  Sodann  aber 
»tapricht  es  auch  der  Gerechtigkeit ,  dass  bei  derartigen  Auftrftgeii  die  Verhältnisse 
des  Beauftragten  in  BAcksicht  gezogen  werden ,  um  eine  unnütze  Uebe^bürdung  und 
Beschwerung  filr  den  einzelnen  zu  verhüten.  Es  werden  also  dabei  seine  bisherigen 
Amiigeschäfte^,  seine  Fähigkeiten  und  andere  persönliche^,  wie  auch  seine  Ver- 
mögensverhältniflse  zu  berücksichtigen  sein. 

Dagegen  kann  der  Obere  von  seinen  Untergebenen  für  die  Regel  nicht  den  Ein- 
tritt in  solche  Verhältnisse  erzwingen,  welche  dauernden  Charakters  sind  und  dauernde 
Verpflichtungen  auferlege^,  da  es  widersinnig  wäre,  die  ErfdUung  solcher  von  Jeman- 
dem, welcher  de  nicht  hat  übernehmen  wollen,  zu  verlangen,  und  ihn  für  die  Vemach- 
ISfisigöng  ejmer  ili^  aufgezwungenen  Stellung  verantwortlich  zu  machen.  Im  Allge- 
meinen ist  daher  kein  Zwang  statthaft ,  um  einen  Geistlichen  zur  Uebemahme  eines 
höheren  Weiheg^des  ^  oder  zur  Annahme  eines  kirchlichen  Benefiziums  oder  Amtes  zu 
Böthigen^ 


<  So  auch  Schulte  Le^irb.  3.  Aufl.  S.  209. 
Dm  c.  28  (Inn.  XU.)  X.  de  off.  lud.  deleg.  I.  29 
verpflichtet  den  ^on  eii^em  papstlichen  Pelegate^ 
ernannten  Suhdelegaten ,  die  Subdelegation  zn 
öbemebmen,  und  die  Doktrin  )iat  diesen  Grund- 
•atz  seit  der  Glosse,  s.  s.  v.  renitentem  zu  c.  2ß 
X.  cit.,  auch  anf  das  Y^hältniss  des  Bischofs  zu 
den  seiner  Leitungsgewalt  nnterworfenen  Perso- 
nen ausgedehnt,  vgl.  auch  Pirhing  1.  c.  I.  29. 
p.  ßundReiffenstueU,  c.  |.  29.  n.  69. 


3  Diesen  Gesichtspunkt  hebt  auch  schon  c.  28 
X.  cit.  hervor. 

3  Denn  diese  hat  er  in  erster  Linie  zu  Ter- 
sehen. 

*  Daxauf  weist  auch  c.  28  X.  cit.  hin. 

5  Üeber  die  Ausnahme  vgl.  Th.  I.  S.  109. 

«  Eine  Pflicht  zur  Uebemahme  eines  Benefi- 
ziums und  Zwang  dazu  kann  aber  dann  eintreten, 
wenn  die  ersteire  durch  den  Weihetitel  begrflndet 
wird,  so  z.  B.  bei  der  Ordination  auf  den  Tisch- 
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Endlich  verlangt  die  heute  herrschende  Praxis  der  Kirche  von  allen  kirchlichen 
Amtsträgem  und  Geistlichen  auch  über  den  besprochenen  Ej*ei8  von  Angelegenheiten 
hinaus,  Gehorsam  und  Unterwerfung  unter  die  bei  der  massgebenden  Stelle  herrsehende 
kirchenpolitische  Richtung ,  und  zwar  in  dem  Umfange ,  dass  dieselben  sogar  fQr  ver- 
pflichtet gehalten  werden,  nicht  nur  ihr  Amt  und  ihre  Amtsfnnktionen  in  diesem  Sinne 
auszuüben ,  sondern  auch  die  ihnen  ausserhalb  der  kirchlichen  Sphäre  zustehenden, 
insbesondere  ihre  öffentlichen  Rechte  ^  zur  Beförderung  einer  solchen  Politik  zu  benutzen 
und  überhaupt  in  ihrem  ausseramtlichen  Verhalten  für  dieselbe  einzutreten  ^.  Diese, 
wenn  auch  dem  ersten  Anschein  nach  auffällige  Erweiterung  der  Gehorsamspflicht  kann 
als  dem  Wesen  der  katholischen  Kirche  und  ihrem  Rechte  nicht  ftlr  widersprechend 
erachtet  werden.  Für  eine  Kirche ,  welche  den  Anspruch  erhebt ,  eine  selbstständige 
und  unabhängig  vom  Staate  dastehende  Anstalt  zu  sein ,  und  das  Gebiet  der  von  ihr 
zu  normirenden  Lebensverhältnisse  allein  zu  umgrenzen ,  fällt  die  Politik ,  welche  der 
Verwirklichung  dieser  ihrer  Auffassung  im  praktischen  Leben  dient ,  nicht  aus  dem 
Rahmen  der  rein  kirchlichen  Angelegenheiten  heraus ,  so  wenig  sie  immer  nach  der 
modernen  Anschauung  sich  innerhalb  der  der  Kirche  naturgemäss  zugewiesenen  Sphäre 
halten  mag,  und  wenn  die  kirchlichen  Amtsträger  und  Geistlichen  wie  schon  oben  aus- 
geführt ist,  verpflichtet  sind,  sich  ausserhalb  ihres  speziellen  Amtes  oder  der 
ihnen  übeiiragenen  amtlichen  Funktionen  kraft  ihrer  Berufsstellung  in  der  Kirche  im 
Interesse  derselben  verwenden  zu  lassen ,  so  müssen  sie  sich  auch  den  hier  in  Frage 
stehenden  Anforderungen  unterwerfen,  gleichviel ,  ob  diese  von  einem  anderen  Stand- 
punkt aus  als  dem  der  katholischen  Kirche  ausserhalb  der  Thätigkeit  der  letzteren 
liegend  betrachtet  werden  müssen  ^. 

Es  bildet  die  Regel ,  dass  der  kirchliche  Amtsträger  nur  einem  direkten  Vorge- 
setzten, bez.  den  höheren  Instanzen  über  demselben  unterworfen  ist.  Es  kann  aber 
ausnahmsweise  der  Fall  eintreten ,  dass  ein  Geistlicher  zwei  Oberen  in  völlig  gleicher 
Stellung  untergeordnet  ist  und  dass  diese  an  ihn  an  sich  vollkommen  rechtmässige  An- 
weisungen erlassen ,  welche  mit  einander  kollidiren ,  z.  B.  dann ,  wenn  ein  ELleriker 
von  zwei  verschiedenen  Bischöfen  in  ihren  Diöcesen  je  ein  Benefizium  übertragen  er- 
halten hat.  Hier  entscheidet  das  Gebot  desjenigen ,  welchem  der  Obedienzeid  zuerst 
oder  allein  geleistet  worden  ist^,  falls  aber  ein  solcher  nicht  in  Betracht  kommt ,  kann 


titel  (Th.  I.  S.  70),  weil  dieser  nur  subsidiarisch 
zur  Anwendung  kommt  und  der  Ordinirte  in  Folge 
dessen  genöthigt  ist,  das  angebotene  Benefizium 
anzunehmen,  weiter  in  Betreff  der  Uebernahme 
Ton  Missionsämtern  und  Missionsfunktionen  in 
Folge  des  titulus  mlsslonis,  a.  a.  0.  S.  76;  fer- 
ner in  Folge  besonderer  statutarischer  Vorschriften, 
80  z.  B.  zur  Verwaltung  gewisser  offleia  in  den 
Kapiteln,  Th.  II.  S.  141.  In  diesen  Fällen  liegt 
streng  genommen  keine  Ausnahme  vor,  denn  bei 
freiwilliger  Uebernahme  einer  Ordination  oder 
einer  Stellung,  welche  eine  solche  Pflicht  in  spä- 
terer Zeit  mit  sich  bringen  kann,  ist  die  letztere 
im  Grunde  immer  freiwillig  übernommen. 

Abgesehen  davon  wird  aber  dem  kirchlichen 
Oberen,  falls  es  das  Interesse  der  Kirche  dringend 
verlangt,  das  Recht  zugestanden  werden  mOssen, 
den  minder  willigen  Geistlichen  zur  Annahme 
eines  Amtes  zu  zwingen,  s.  Th.  11.  S.  670.  n.  6. 
wie  dies  auch  filr  die  Versetzung  von  einem  Amte 
auf  das  andere  anerkannt  ist,  s.  unten  §.  164. 


1  So  z.  B.  politische  Wahl-  und  Stimmrechte. 

2  Dass  dies  die  heut  herrschende  Auffassung 
in  der  katholischen  Kirche  ist,  bedarf  wohl  keines 
Beweises.  Der  Verlauf  des  Kirchenstreites  in 
Baden  und  vor  Allem  in  Preussen  eigiebt  dies 
zur  Genüge.  Die  Fassung  des  bischöflichen  Oba- 
dienzeides,  wonach  dem  Papst  schlechthin  Treue 
und  Gehorsam,  sowie  die  Vertheidigung  und  Ver- 
mehrung der  Rechte  der  römischen  Kirche  gelobt 
wird,  bedingt  diese  Auffassung  ebenfalls. 

3  Diese  Ausdehnung  der  Gehorsamspflicht  kann 
allerdings,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  bedenkliebe 
Konflikte  mit  dem  Staate  herbeiführen.  Der 
Grund  liegt  aber  nicht  in  dem  oben  bestimmten 
Umfange  der  Gehorsamspflicht,  sondern  in  der 
ungemessenen  Ausdehnung  des  Begriffes  der 
kirchlichen  Angelegenheiten  durch  die  katholische 
Kirche.    Vgl.  übrigens  auch  am  Schluss  des  $. 

*  Dies  wird  auf  c.  16.  33  (Inn.  Ol.)  X.  de 
iureiur.  IT.  24  gegründet.  Vgl.  Reiffenstuel 
1.  c.  I.  33.  n.  29;  Phillips  2,  180. 
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ee  einzig  und  allein  vom  Ermessen  des  Untergebenen  abhängen ,  welche  der  Anord- 
nungen er  flir  die  wichtigeren  hält  und  welche  er  also  befolgen  will  ^. 

Zur  Erzwingung  des  Gehorsams  kann  der  kirchliche  Obere  Exekutivmittel,  z.  B. 
Censuren ,  insbesondere  in  schwereren  Fällen  die  Exkommunikation  ^ ,  anwenden  und 
Strafen  gegen  den  Ungehorsamen  verhängen  ^ ,  und  wenn  ihm  die  Kompetenz  dazu 
fehlt  ^,  den  dafür  zuständigen  höheren  kirchlichen  Amtsträger  zu  einem  derartigen  Ein- 
schreiten veranlassen. 

Die  bisher  erörterten  kirchenrechtlichen  Orundsätze  über  die  Gehorsamspflicht  der 
kirehliehen  Amtsträger  und  Geistlichen  erleiden  aber  dadurch  eine  Einschränkung,  dass 
die  letzteren  auch  den  Gesetzen  desjenigen  Standes,  welchem  sie  angehören,  unterworfen 
nnd,  gleichviel  ob  von  ihnen  eine  besondere  eidliche  Verpflichtui^  auf  diese  verlangt 
wird^  oder  nicht.  In  soweit  dieErftlllung  des  Gehorsams  gegen  die  kirchlichen  Oberen 
ein  Staatsgesetz  verletzen  oder  die  selbstständige  Entschliessung  bei  solchen  Ange- 
l^nheiten,  in  Betreff  deren  die  staatliche  Gesetzgebung  den  Staatsunterthanen  abso- 
htte  Freibeit  gewähren  will  ^,  hindern  würde  ^^  ist  der  Geistliche  nach  staatlichem  Recht 
befugt,  dem  Gebote  des  kirchlichen  Obereü  nicht  Folge  zu  leisten ,  im  ersteren  Falle 
aneh  sogar  dazu  verpflichtet  ^.  Der  moderne  Staat  kann  auf  die  Forderung,  dass  seinen 
Gesetzen  aUseitiger  Gehorsam  geleistet  werde ,  Niemandem  gegenüber  verzichten ,  und 
▼eon  in  Folge  dieser  Forderung  fSr  den  einzelnen  GeistHchen  schwere  Konflikte  ent- 
stehen können,  so  liegt  dies  darin ,  dass  die  katholische  Kirche  eine  den  Staat  beherr- 
sehende  Stellung  beansprucht,  welche  ihr  derselbe,  wenn  er  sich  nicht  selbst  aufgeben 
will,  niemals  einräumen  darf  ^.  Besonders  verschärft  werden  solche  Kollisionen  dann, 
wenn  auch  der  Staat  seinerseits  einen  Gehorsamseid  von  den  Geistlichen  verlangt. 


1  Wenn  Phillips  2, 180  den  Befehl  desjeni- 
gen Oberen  entscheiden  lässt ,  von  welchem  der 
Untergebene  das  grössere  Beneflzium  übertragen 
eibilten  hat,  so  bieten  da/Qr  die  von  ihm  cit.  c. 
nlt.  (Greg.  IX.)  X.  de  postal.  1. 37u.  c.  7  (Uter. 
1. 1179),  c.  12CAlex.  UI.)  X.  de  testom.  III.  26 
lüelit  den  mindesten  Anhalt,  nnd  ebensowenig 
hat  diese  Meinung  einen  Innern  Grnnd. 

Aaf  die  Dauer  können  derartige  Verhältnisse 
Hiebt  bestehen  nnd  nöthigenfalls  mnss  der  ge- 
Deijisame  höhere  Obere  sei  es  von  amtswegen,  sei 
es  auf  Anrufen  des  einen  der  Interessenten  hier 
regelod  eingreifen. 

*  0.  2  (Greg.  I.  ?)  X.  h.  t.  I.  33. 

'  In  allen  diesen  Beziehnngen  entscheidet  das 
«bitraze  Ermessen  des  kirchlichen  Oberen,  sofern 
der  Ungehorsam  im  einzelnen  Falle  nicht  zugleich 
ein  mit  bestimmten  Strafen  bedrohtes  Vergehen 
bOdet  Aus  e.  5  (Inn.  UI.)  X.  h.  t.  hat  die  Dok- 
trin fineUich  ohne  genügenden  Grund,  s.  das 
Sommarium  dazu,  Reiffenstuel  1.  c.  n.  38; 
Pbillips  a.  a.  0.  S.  181,  den  Satz  hergeleitet, 
dus  derjenige,  welcher  gegen  allgemeine  kanoni- 
Kbe  Vorschriften  ungehorsam  ist,  der  s.  g.  infa- 
nia  eanonica  (welche  bei  jeder  Todsünde  eintritt, 
tber  durch  die  Busse  und  Absolution  beseitigt 
»ird,  vgl.  glossa  leges  zu  c.  2  C.  VI.  qu.  1 ; 
Pbillips  1,  553,  nicht  aber  der  infamia  iuris, 
I.  auch  Th.  I.  S.  31)  verfaUt. 

*  Wie  z.  B.  dem  Landdekan. 

*  S.  0.  S.  IW. 

«  Wie  die  prenssische  (Ges.  v.  13.  Mai  1873. 


%%  2.  3,  V.  12.  Mai  1873.  $.  10  Nr.  4),  badische 
(Ges.  v.  19.  Febr.  1874.  Art.  3.  %,  ißb),  hessi- 
sche (Ges.  V.  23.  April  1875  betr.  den  Missbrauob 
d.  geistl.  Amtsgewalt  Art.  9)  Gesetzgebung  in 
Betreff  der  Ausübung  öffentlicher  Wahl-  und 
Stimmrechte,  die  österreichische  (Ges.  v.  7.  Mai 
1874.  $.  18)  und  die  sächsische  (Ges.  v.  23.  Au- 
gust 1876.  %.  8)  in  Betreff  der  Ausübung  staats- 
bürgerlicher Rechte. 

"f  Für  blos  staatlich  erlaubte  Handlungen  trifft 
dies  aber  nicht  zu,  so  hindert  die  jetzt  in  Deutsch- 
land nach  dem  Reichspersonenstandsgeseiz  be- 
stehende Freiheit  der  Geistlichen ,  sich  zu  ver- 
heirathen,  dieselben  nicht,  das  kirchliche  Göli- 
batsgesetz  zu  beobachten  und  ebensowenig  ist 
den  kirchlichen  Oberen  die  Anwendung  der  für 
die  Verletzung  desselben  angedrohten  Strafen  ver- 
boten. 

s  Die  vorhin  citirten  preussischen ,  badlscben 
und  hessischen  Gesetze  bestrafen  sogar  den  kirch- 
lichen Oberen,  welcher  seinerseits  Zuchtmittel 
und  Strafen  gegen  die  Geistlicben  wegen  ihres 
Gehorsams  gegen  die  Staatsgesetse  verhängt  oder 
sie  durch  Androhung  solcher  davon  abzuhalten 
sucht. 

®  Von  irgend  welchen  zwischen  der  kirchlichen 
und  staatlichen  Anschauung  vermittelnden  Rechts- 
sätzen kanii  daher  auch  bei  der  verschiedenen 
prinzipiellen  Auffassung  des  Verhältnisses  zwi- 
schen Staat  und  Kirche  seitens  des  ersteren  und 
seitens  der  letzteren  keine  Rede  sein. 
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I.  Die  Hierarchie  ua4.4}^  If^^l^m^g  d^  ^ÜTjQfce  durch  dieselbe. 


[§.  157. 


IMljqkff  ^t  aflerdii^gs^  diesen  ^isasta^cl  ducchZ^^ia^t^e  zu  dem  kir<^Ucl^e^  Obe4Ju^ii^^  Qdei: 
dem  staatlichen  Huldi9iu;igseid  ^ ,  welche  iti\  ihrer  Fasßung  ^len  T^iderspri^ph  z^sd^ieii, 
dfp  kircl^Uchen  upd  staatlichen  Qehorsainsverpfllchtungen  negiren,  zu  beseitige]^  ver- 
meint;  dies  ist  indessen  nichts  anderes,  als  ein  Versuch,  unversöhnliche  Dinge  mit  ein- 
ander zu  yereinigen,  welcher  um  so  mehr  aufgegeben  werden  sollte,  als  in  diesen  Ver- 
sicherungen in  der  That  eine  Unwahrheijt  enthalten  ist. 

§.157.   2.  Die  Pflicht  zur  Anlegung  des  Glaubensbekenntnisses. 

Di«  Ertheilung  der  Weihen  bedingt  selbstverständlich  eine  vorgängige  PrOfong 
des  Ordinanden  in  Betreff  seines  Glaubens.  Die  Vomabme  dieser  Untersuchung  ist 
sckon  frtth  bei  der  Ordination  selbst  dadurch  znr  Anschauung  gebracht  wojrdea,  das» 
der  Weihekandidat  dabei  über  sein  Olaubensbekenntniss  befragt  wurde  ^.  Als  aber  ^e 
Kirche  seit  dem  4.  Jahrhundert  sich  genöthigt  sah,  ihren  Olaubensschatz  gegenfiber 
den  Häresieen  sicher  zu  stellen  und  weiter  zu  entwickeln,  bildete  sich  die  Uebnng  ans, 
dass  die  höheren  kirchlichen  Wtti'denträger ,  um  die  üebereinstimmung  ihres  Bekennt- 
nisses mit  der  allgemeinen  Lehre  der  Kirche  darznthun ,  eine  besondere  nrkundlicke 
Erklärung  über  ihren  Glauben  zur  künftigen  Aufbewahrung  ausstellten. 

Es  geschah  dies  einmal  seitens  der  römischen  Bischöfe.  Bei  der  Bedeutung  ihres 
Sitzes  und  dem  fOr  denselben  in  Anspruch  genommenen  Vorzug  in  Betreff  der  Bewah* 
ning  der  kirchlichen  Tradition  war  hinreichende  Veranlassung  dazu  gegeben,  dass  dar 
neu  erwählte  Papst  noch  vor  seiner  Konsekration  seine  Qualifikation  durch  Ablegiing 
seines  Glaubensbekenntnisses  erhärtete  und  demnächst  auch  in  seiner  neuen  Stellung, 
kraft  welcher  er  mit  den  übrigen  Bischöfen  und  den  Fürsten  und  diese  mit  ihm  in  Ge- 
meinschaft zu  treten  hatten,  sein  Bekenntniss,  welches  nunmehr  zugleich  als  das  der 
römischen  Kirche  erschien,  öffentlicb  kund  that. 

Dass  beidßs  im  7.  Jahrhundert  Gebrauch  war,  ergeben  die  im  s.  g.  Liber  dinmu3 
aufbewahrten  Formulare  ^ ,  und  es  sind  hinreichende  Anhaltspunkte  dafür  vorhanden, 


1  Qierher  gehört  dßi  beim  Obedlenz-£id  der 
Bischöfe  häaflg,  so  in  der  Iriseben,  rassischen, 
preussischen ,  hannoverschen  Forn^el,  vorkom- 
mende Znsatz,  vgl.  Friedberg,  Staat  und  Bi- 
schof swahlen  Aktenstok.  S.  2%.  236 :  „Haec  om- 
nia  et  singuia  eo  invlolabilias  observabo,  qnod 
certior  siun,  nihil  in  iis  contineri  qnod  inramento 
fldelitatis  meae  erga  serenlssimnm  ....  regem 
einsque  ad  thronnm  suocessores  debitae  adveiBari 
possit". 

2  So  der  in  Preussen  Tor  der  Y.  v.  6.  Dez. 
1873,  G.  B.  S.  479,  übliche  Schlnss  des  Staats- 
eides :  „Ich  verspreche  dies  Alles  um  so  unver- 
brüchlicher» zu  halten,  als  ich  gewiss  bin,  dass 
mich  mein  bischöfliches  Amt  zu  nichts  verpflich- 
tet, vras  dem  Bide  der  Treue  und  Unterth&nigkeit 
gegen  8.  Ron.  Majestät,  sowie  dem  des  Gehor- 
sams gegen  die  Gesetze  entgegen  sein  kann'', 
Friedberg  a.  a.  0.  8.  230. 

9  Dies  ergiebt  in  Betreff  der  Bischofsweihe  für 
^ip  Ifitte  des  5.  Jahrhunderts  c.  1  der  gi^llischen 
s.  g.  si^piiA  antiquae  e^clesiae,  vgl.  Maassen, 
Gescl^.  d.  Quellen  des  (canon.  Hechts  1,  392,  auch 
in  c.  2  Di^t.  XXUI.  jpie  hier  mitgetheilten  Fra- 
geq,  welche  (lach  dem  Texte  der  Ordination 
selbst  vorang^en,  V^^^>  ^l*^  (^^e  gei^aue  An- 


führung zeigt,  sicherlich  auch  liturgische  Bedeu- 
tung gehabt.  Dafür  spricht  auch  das  Ritual  der 
Folgezeit  Aehnliche  Fragen  flnder^  sich  in  den 
freilich  viel  späteren  Pontiflkallen  bei  Mar- 
tine de  antiqu.  »eccles.  ritibus.  ed.  Rotomag. 
1700.  p.  414.  497.  512  und  in  dem  noch  heute 
gebrauchten  PontifloaleRomanum,  tit.  de  eonsecr. 
electl  in  episcopum. 

^  Dieser  enthält  als  No.  83 ,  indiculum  pon- 
tiflcis,  ed.  de  Rozidre  p.  174  ein  an  den  Apo- 
stel Petrus  gerichtetes  Glaubensbekenntniss  des 
Gewählten ,  in  welchem  die  Beobachtung  der  all- 
gemeinen Konzilien,  der  früheren  Dekrete  seiner 
Vorgänger  und  der  Bewahrung  der  bisherigeo 
Disziplin  und  Tradition  angelobt  wird.    Da  diese 
Formel  unmittelbar  hinter  dem  Wahldekrete  folgt, 
s.  Th.  I.   S.  220  und  im  letzteren  der  Gewählte 
als  Vertheidiger   des  orthodoxen  Glauben«   'be- 
zeichnet ^ird,  so  ist  das  Bekenntniss  wohl  gleich 
nach  der  Wahl  uijd  noch    vor  Abfassung    des 
Wahldekretes  oder  gleichzeitig  mit  derselben  ab- 
gelegt und  unterschrieben  worden.    Die  zweite 
Formel  n.  84,  1.  c.  p.  182  ist  ein  Schreiben  des 
konsekrirten  Papstes  an  die  „reverentissiml  p&tres 
et  dilectissimi  Ulli  seu  universa  pl|ßbs  dei^ ,   also 
an  4^e  ^^^am^te  Christenheit,  mit  der  Bitte  um, 


§.  167.] 


Pie  pfliciht  zxxif  AMognn^  des  Crl§n^ene|^)ifi^ntni98Qi^' 
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daas  difise  Cal^img  schon  im  6.  Jiüirhmideft  bestanden  hat  ^ ,  aljsip  wohl  nctch  höher 
hmanfroiciht.  Wie  l^nge  map  dagegen  an  der  erwähnt«^  Sitte  festgehalten  bat ,  d^r 
über  £phlt  es  seit  dfüopi  ^.  Jahrbundart  ^  an  Nachrichten ;  ob  deshalb,  weil  dieselbe  nicht 
mehr  beobachtet  wurde ,  oder  umgekehrt ,  weil  die  Erfüllung  der  llblichen  Formen  alf 
etwss  selbstYerstftn^Uoh^s  nicht  besonders  erwähnt  worden  ist,  steht  dahin.  Das 
eistere  eischeint  ind^ßn  bei  derart  und  Weise  der  Besetzung  des  päpstlichen  Stohlef 
Aiiwgangs  d09  9.  und  4j|fangs  des  IQ.  Jahibundqrts  wahrscheinlicher 3. 


fiei^tand  im  C^ebete  für  die  Verwaltung  des  Am- 
tes, glefehen  Inhaltes,  aber  aasführlicber,  nament- 
lich in  der  Bezeichnung  der  yerworfenen  Ketze- 
reien —  hier  wird  aqeh  der  des  Honorius  I. 
erwihnt,  ein  umstand,  der  bekanntlich  im  17. 
Jaltxhvnd.  za  dem  Veibof  nnd  zur  Unterdrückung 
der  Ton  Lucas  H eiste  nius  in  Rom  vorberei- 
teten Ausgabe  des  Papstbnches  durch  die  Ourle 
geführt  hAt,  8.  de  Rozldre  1.  c.  p.  XLIIfT. 
GXniff.  Dieses  Schreil^en  wun^e  nach  dem 
Sddoss  der  Formel  Öffentlich  yerlesen  und  dem- 
niehst  ip  der  Konfession  dee  h.  Pe^s,  d.  h.  beim 
Apostelgrabe  in  der  Peterskirche,  niedergelegt. 
Dfe  letzte  Formel  n.  85.  p.  203  gerichtet  an  die 
dfltetiMimi  et  dolcisslmi  ^i,  d.  h.  die  Bömer, 
eatldlt  ebenfUls  ein  Giaubensbekenntniss ,  ein- 
gdaitet  durch  eine  Ansprache  und  beschlossen 
durch  die  Aufforderung  znmOebet  für  den  chiist- 
liehsten  römifchpn  Prinzipat  und  die  starken 
Heere  Roms. 

>  So  ist  von  Pelagius  I.  ein  ebenfalls  ein  Glau- 
benibekenntni^s  enthaltendes  Schreiben  v.  555, 
dem  Jahre  seiner  Konsekration,  ad  Universum 
populum  dei.  Man si  9,  717,  überliefert.  Von 
Giegor  I.  erzählt  Johannes  Diakonus  vita  Grego- 
lü  n.  2,  opp.  Gregor,  ed.  Bened.  4,  45 :  „In  spe- 
cola  s.  uBiveaMiis  ecdesiae  vir  totius  humilitatis 
uctoritatis  %c  orthodoxiae ,  unde  vlderi  et  audiri 
darius  ev&ngelicus  praeco  valeret,  consistens  oris 
ni  divinissimo  gUdio  et  rectam  fldem  munivit  et 
CBDctas  haeresev  uno  symbolo  dissipavit.  Quod 
Tiddicet  s.  confessionis  symbolum  ita  se  habet : 
Credo  in  denm  eto.,"  womi^  olfenboc  der  Akt  der 
Vedesi^ng  eines  der  Formel  84  im  Hb.  dium.  ent- 
iprechenden  Schreibens  bezeichnet  ist. 

Dieses  Sehjeillwn  h«^  4«Pin  auch  die  Grundlage 
fir  die  s.  g.  synodicae ,  welche  die  Päpste  nach 
ihrem  Amtsantritte  (1.  c.  II.  3,  so  Gregor  „secun- 
dam  priscum  decessomm  suorum  morem^)  erlas- 
sen, Th.  n.  S.  520,  gebüdet.  Deijenigen  Gre- 
tpn  I.  an  die  Patriarchen  im  Orient,  ep.  I.  25, 
ed.  di.  2, 507  ist  ebenXaUs  ein  Glaubensbekennt- 
mai  beigefügt. 

>  Die  bei  Mabillon,  mus.  Italic.  I.  2,  39ff. 
«l«Bdiiickte  viUHadriani  I.  (772—795)  giebt  noch 
&  3  befprocheaen  Formeln  aus  dem  lib.  diurnns 
visder. 

'  Dass  Deusdedit  die  Fonnel  in  seine  ^a- 
Mnensammlung  U.  94  aufgenommen  hat,  beweist 
AÜein  nicht«  für  ihxen  ferneren  praktischen  Ge- 
lüioch.  Dagegen  «pricht  der  Umstand,  dass  die 
Kcoauen  Naehrlchten^,  welche  wir  über  die  Papst- 
«Ulen  im  11.  Jahxkundart  haben,  nichts  ü2)er 
die  pDoJCeaalo  ildei  ervahnep,  wie  denn  auch  Gra- 
tian  c  8  Diät.  XYI.  nur  das  Stüc^  der  Formel, 
welches  ^  allgemeinen  Konzilien  aufzahlt^  zur 
Erkirtang  des  Satzef :  «nctoilta^  BomAiü  ponti- 


ficis  sancta  YIII  concilia  roborantur ,  aufgenom- 
men hat.  Erst  von  Bonlfadus  YIU.  ist  ein  solches 
Giaubensbekenntniss,  welches  er  vor  seinem 
Weihe  abgelegt  haben  soll ,  überliefert,  u.  a.  bei 
Raynalda.  129Ö.  n.  2u.  L.  Tosti,  Bonifazio 
YIII.  Monte  Gasslno  1,  236.  Es  enispricht  dem 
des  lib.  diumus  mit  einzelnen ,  schon  bei  Deus- 
dedit sieh  findenden  Abweichungen  und  Ist  nur 
darin  selbstständig,  dass  das  Yersprecheu  der  Be- 
wahrung der  Kirchengüter  durch  ein  Gelpbniss, 
sie  nicht  zu  veräussem  und  zu  Lehn  oder  Zins 
odei  Emphyteuse  anszuthun,  und  die  Stelle  Über 
die  Erledigung  etwaiger  schwieriger  Angelegen- 
heiten der  Disziplin  durch  Erwähnung  der  Kardi- 
näle ,  n^um  quorum  oonsilio  et  consensu,  dlrec- 
tione  et  memoratione  ministerium  meum  geram" 
erweitert  erscheint.  Nach  dem  Yorgang  Pagls 
erklären  Drumann,  Bonilacins  YIU.  1,  19  un4 
Hefele,  Kan!  Gesch.  6,  253.  n.  2  dies  Doku- 
ment, weil  die  Zeitgenossen  des  Papstes  über  die 
Begebenheit  schweigen,  für  unächt,  wogegen 
To  sti  a.  a.  0.  S.  85.  n.  3  au  der  Aechtheit  fest- 
hält, Indem  er  die  Ablegung  des  Glaubens- 
bekei^ntnisses  unqaittelbar  vor  die  Konsekration 
des  Papstes  verlegt.  Eines  solchen  Aktes  erwäh- 
nen aber  die  ordines  Romani  des  13.  u.  14.  Jahr- 
hunderU,  No.  :iIII.  u.  XIY.  bei  Mabillon 
mus.  Ital.  2,  223  ff.  u.  252  ff.  nicht.  Wenn  fer- 
ner nach  einer  in  einem  Pariser  Codex  enthalte- 
nen Notiz,  B>  <lip  Mittheilung  yonB^ln^e  bei 
deRozidre  1.  c.  p.  174.  175;  Durand  de 
Maillane,  les  libertez  de  T^glise  Galllcane. 
^yon  1771.  1,  97  diesfa  Profession  von  Bonl- 
fazius  YIII.  durch  eine  eigene  Bulle  an  Konig 
Philipp  von  Frankreich  gesendet  worden  sein 
soll,  ^ell  dieser  h^be  i^issen  wpl^u,  o1^  ^v^ 
ersteren  derPontiflkat  kanonisch  übertragen  wor- 
den sei ,  und  weil  er  den  Papst  zu  einer  desfall- 
sigen  Mittheilung  auf  Grund  eines  Schreibens  des 
Papstes  Pelagius  I.  an  den  Frankenkönig  Ghilde- 
bert  V.  55ß  (M  a  n  8  i  9,  722 ;  c  10.  C.  XXY.  qu.  1) 
für  verpflichtet  erklärt  habe,  so  fehlt  es  dieser 
Angabe  sowohl  an  sonstiger  Beglaubigung^  wie 
auch  an  innerer  Wahrscheinlichkeit.  Endllcl^ 
kann  aber  m.  E.  die  Stellung,  welche  das  Schrift- 
stück selbst  den  Kardinälen  gegenüber  dei^ 
Papste  bei  seiner  Amtsführung  zuweist,  keinen 
Zweifel  an  seiner  Unächthjeit  übrig  lassen.  Darin 
zeigt  sich  eine  auffaliende  Yerwapdtschaft  mit 
den  auf  dem  Konstanzer  Konzil  hervorgetretenen, 
gerade  durch  die  Berufung  auf  die  angebUclie 
professio  fldei  Bonifazius*  YIII.  motivlrten  Yer- 
suchen,  den  Papst  bei  wichtigen  Begj^rungsl^and- 
lui^n  an  die  Mitwirkung  der  Kardinäle  zu  Un- 
den,  Yersuchen,  welche  freilich  gescheite^  sind 
und  nur  zu  der  nicht  prajttisch  gewordenen  Be- 
stimmung geführt  ^beup  sess.  39.  c.  3,  ,d^  ^ 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitang  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§,  157. 


Ebenso  wie  der  Papst  haben  anch  die  ihm  unmittelbar  untergebenen  Bischöfe 
Italiens  bei  oder  nach  ihrer  Weihe  ein  solches  urkundliches  Glaubensbekenntniss  ab- 
gelegt ^ ,  und  nicht  minder  ist  ein  solches  von  den  Metropoliten  behufs  Erlangung  des 
Palliums  gefordert  worden  2. 

Dass  femer  die  Suffraganbischöfe  im  9.  Jahrhundert  gegenüber  ihrem  vorgesetzten 
Erzbischof  gleichzeitig  mit  dem  Gelöbniss  auf  Gehorsam  ein  solches  Bekenntniss  ^  ab* 
zugeben  hatten,  ist  ebenfalls  erwiesen ,  jedoch  scheint  sich  diese  Sitte  nicht  lange  er- 
halten zu  habend,  vielmehr  hat  man  sich  wohl  bald  mit  der  nach  dem  Ritual  bei  Bi- 
Bchofsweihe   erfolgenden  Bejahung  der  auf  den  Glauben   bezüglichen  Fragen  be- 


Einer besonderen  Profession  der  niederen  Geistlichen  erwähnt  endlich  das  11. 
Konzil  von  Toledo  ^ ,  eine  solche  ist  aber  wohl  in  den  anderen  Ländern  nicht  in  Ge- 
brauch gekommen,  weil  man  die  bei  ihrer  Ordination ,  später  bei  ihrer AnsteUang  vor- 
zunehmende Prüfung  fttr  ausreichend  erachtet  hat. 

Die  heute  geltenden  Yorschriffeen  beruhen  auf  dem  Tridentinum  und  den  im  An- 
schiuss  daran  ergangenen  päpstlichen  Konstitutionen.  Auf  Grund  des  ersteren  hat  zu- 
nächst Plus  IV.  durch  die  Konstitution:  Iniunctum  v.  1564^  eine  Formel  für  das 
Glaubensbekenntniss  festgestellt,  und  diese  hat  neuerdings  durch  ein  Dekret  Pins'  IX. 
am  20.  Januar  1877  ^  eine  auf  das  vatikanische  Konzil,  sowie  denUniversal-Episkopat 
und  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes  bezügliche  Erweiterung  erhalten  ^. 

Die  zu  Bischöfen  gewählten,  postulirten  oder  ernannten  Kandidaten  ^^  haben  dieses 
Bekenntniss  zunächst  gelegentlich  des  Informativprozesses  ^^  abzulegen,  und  das  Proto- 
koll darüber  ist  mit  sonstigen  Akten  desselben  nach  Rom  einzusenden  ^^.  Femer  sollen 
sie  dasselbe  auf  der  nächsten  Provinzialsynode ,  welcher  sie  nach  ihrer  Beförderung 
beiwohnen  ^3,  wiederholen. 

Sodann  sind  nach  dem  Tridentinum  alle  diejenigen  Geistlichen,  welche  ein  8eel- 
sorge-BenefizMim  erworben  haben,  zur  Ablegung  des  gedachten  Glaubensbekenntnisses 
verpflichtet.  Des  Näheren  kommen  in  Betreff  dieser  Verpflichtung  die  bereits  o.  8. 211 
erörterten  Grundsätze  über  das  Gehorsamsgelübde  der  gedachten  Beneflziaten  gegen 
den  Papst  zur  Anwendung ,  da  dasselbe  nach  der  dort  angeführten  Konstitution :  In- 
iunctum einen  integrirenden  Theil  der  Formel  des  Glaubensbekenntnisses  bildet, 
und  alles,  was  von  der  Ablegnng  des  ersteren,  auch  von  der  des  letzteren  gilt  ^^. 


Papst  nach  seiner  Wahl,  aber  vor  Pablikation 
derselben,  das  dort  formulirte  Glaubensbekennt- 
niss abzulegen  habe ,  Hübler,  Konstanzer  Re- 
formation S.  69.  125. 

Ueber  den  jetzt  vom  Papst  zu  leistenden  Eid 
▼gl.  Th.  I.  S.  215. 

'  Lib.  diurn.  ri.  73,  1.  c.  p.  136,  u.  0.  S.  200. 
n.  2. 

2  Th.  n.  S.  27.  u.  0.  S.  201. 

3  S.  0.  S.  206  u.  207. 

^  Die  sp&teren  Nachrichten  gedenken  nur  der 
Leistung  der  Obedienz,  s.  0.  S.  208. 

5  S.  0.  S.  218.  n.  3. 

«  S.  199.  n.  6. 

f  In  Richters  Tridentinum  S.  574. 

8  S.  Arch.  f.  K.  R.  37,  466  u.  Acta  s.  sed. 
10,  71. 

*  Der  Passus  nach  den  Worten :  „praeci- 
pue  a  sacrosancta  Tridentina  synodo"  lautet  dem- 


nach jetzt:  et  ab  oecumenico  concilio  Yaticano 
tradita ,  deflnita  ac  declarata ,  praesertim  de  Ro- 
manl  pontiflcis  primatu  et  infaUibili  magüterio." 

^0  Ebenso  die  zu  sonstigen  s.  g.  Konsistorialäm- 
tern,  Th.  I.  S.  365,  zu  befördernden  Personen. 

"  Th.  II.  S.  673.  694. 

«  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  1  de  ref. ;  const.  Gre- 
gor. XIV. :  Onus  apostol.  v.  1591.  §.  10  u.  in- 
structlo  ürban.  VIU.  v.  1627,  bei  Richter 
a.  a.  0.  S.  492.  498. 

13  Trid.  Sess.  XXV.  c.  2  de  ref.  Im  Falle  der 
Weigerung  sollen  die  Mitbischöfe  Anzeige  an  den 
Papst  machen  und  bis  zu  dessen  Entscheidung 
den  Umgang  mit  dem  renitenten  Bischof  meiden. 

1^  Die  durch  partikuläre  Rechtsnormen  erfolgte 
Ausdehnung  der  Pflicht  der  Gehorsamsleistang 
auf  andere ,  als  die  vom  Tridentinum  genannten 
Geistlichen ,  S.  212 ,  bezieht  sich  ebenfalls  auf 
die  Ablegung  der  professlo  fldei. 
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8.  Die  BeBidenzpflicht. 
§.158.    a.  Die  Residenzjfifiicht  als  solche*, 

I.  Geschichte.  Schon  seit  dem  4.  Jahrhundert  haben  die  kirchlichen  Synoden 
den  geistlichen  Amtsträgern  die  Pflicht  eingeschärft,  an  dem  Sitze  ihres  Amtes  Resi- 
denz zu  halten,  nm  die  Funktionen  desselben  wahrzunehmen  ^  Vor  allem  ist  dies  gegen- 
über den  Bischöfen  geschehen  2.  Weil  diese  vielfach  zur  Verfolgung  ehrgeiziger  Ab- 
sichten sich  an  das  kaiserliche  Hoflager  begaben  und  an  demselben  lange  Zeit  unter 
Yeniachlässigung  ihres  bischöflichen  Amtes  verweilten,  hat  schon  im  4.  Jahrhnndei*t 
die  kirchliche  ^  und  später  auch  die  justinianische  Gesetzgebung  ^  derartige  Reisen  ohne 
Genehmigung  des  Metropoliten,   bez.  des  Kaisers  bei  schweren  Strafen^  verboten. 

Denselben  Standpunkt  hat  die  afrikanische  Kirche  eingenonmien,  in  welcher  Ende 
des  4.  Jahrhunderts  zu  überseeischen  Reisen  der  Bischöfe  die  Einholung  einer  Erlaub- 
niss  des  Primas  (Metropoliten)  und  einer  Formata  desselben  vorgeschrieben  worden  ist^. 

Auch  in  der  römischen  Kirche  sind  im  5.  Jahrhundert  dieselben  Grundsätze  in 
Betreff  der  Reisen  der  Bischöfe  recipirt  worden  ^,  und  insbesondere  hat  Gregor  I.  strenge 
anf  die  Beobachtung  der  Residenzpflicht  seitens  der  letzteren  gehalten  ^. 

Ob  die  Vorschriften  der  erwähnten  Kanonen  über  Reisen  der  Bischöfe  in  Gal- 
lien^ Aufnahme  gefunden  haben,  steht  dahin  ^o,  jedenfalls  ist  hier  für  sie  zu  Reisen 


*  Thoxuassin.  vet.  et  nov. discipl.  P. II.  lib. 
III.  c.  30  ff. ;  Lud.  Henry,  de  residentia  beiie- 
flfiatoram.  dlss.  bist.  can.  Lovanii  1863;  Ja- 
cobson in  Herzogs  Eiicykl.  12,  746 ff. 

»  c.  16.  Nicaen.  a.  325  in  c.  3  Dist.  LXXI.  u. 
e.  23  G.  Yll.  qn.I.  Allerdings  verbietet  derselbe 
in  erster  Linie  das  Verlassen  der  Diöcese  in  der 
AlKieht,  sich  in  einer  andern  anstellen  zu  lassen, 
I.  ancb  c.  3  Ant.  v.  341  in  c.  24.  C.  VII.  qu.  1. 

*  Sehen  Cyprian  de  lapsls  c.  6,  opp.  ed.  Har- 
tel  1,  240  klagt  über  die  vielen  Bischöfe,  welche 
in  ihren  weltlichen  Geschäften  die  Provinzen 
duehreisen. 

*  c.  11.  Antioch.  in  c.  27.  C.  XXHI.  qu.  8 
gestattet  den  Bisdiöfen  und  anderen  Geistlichen 
solche  Beisen  nur  mit  Erlanbniss  des  Metropoli- 
ten oder  der  Bischöfe  der  Eparchie,  sowie  mit 
dnem  Vrlaubsbriefe  derselben,  das  Konzil  von 
Sardika  ▼.  343  c.  7 ,  c.  28  C.  cit.  dagegen  den 
Bischöfen  allein  mit  Genehmigung  des  Kaisers, 
und  erlaubt  auch  Fürbitten  für  unterdrückte  und 
beraubte  Personen  an  denselben  nur  durch  einen 
abzusendenden  Diakon  oder  durch  Vermitteln  ng 
des  Metropoliten  zu  richten,  s.  c.  8.  9  ibid. 

c.  12  des  cit.  Conc.  gewährt  dem  Bischof  zur 
Besorgung  von  Verwaltungsgeschäften,  welche 
•nswärts  belegene  Güter  betreffen,  einen  drei- 
wöchentUchen  Urlaub ;  c.  11  endlich  richtet  sich 
gegen  einen  längeren  Aufenthalt,  den  ein  Bi- 
schof, weil  ihm  seine  eigene  Stadt  nicht  genügt, 
an  einem  andern  Bischofssitz  nimmt. 

4  1.  42  C.  de  episc.  I.  3.  v.  528  giebt  für  die 
Bischöfe  dieselbe  Vorschrift  wie  c.  11  Ant.  cit. ; 
^.  auch  Nov.  CXXIII.  c.  9.  v.  546.  Auch 
tolieD  dieselben  nach  Nov.  LXVII.  c.  3.  v.  J.  538 
nicht  längere  Zeit  am  Hofe  weilen  und  dort  die 
£inkänfte  ihrer  Kirchen  verzehren.  Nach  Nov. 
CXXUl.  o.  9.  cit.  bedarf  es  zum  Verlassen  der 


Diöcese  einer  Erlanbniss  des  Metropoliten  oder 
des  Kaisers,  und  die  Abwesenheit  soll  nur  mit 
Genehmigung  des  letzteren  länger  als  ein  Jahr 
dauern  dürfen,  s.  auch  Nov.  VI.  c.  2.  v.  535.  Die 
cit.  Nov.  CXXIII  dehnt  ihre  Vorschriften  auch 
auf  die  anderen  Kleriker  aus. 

^  Sogar  der  Absetzung,  s.  die  vor.  Anm. 

«  Carth.  III.  V.  397.  c.  28  (c.  23.  cod.  eccles. 
Afric).  Vgl.  ausserdem  c.  71.  conc.  Afrlc.  (c. 
6.  Carth.  VI.  v.  401),  welches  Residenz  des  Bi- 
schofs bei  der  Kathedralkirche  anordnet  und  län- 
gere Abwesenheit  in  eigenen  Geschäften  verbietet; 
in  Betreff  der  übrigen  Geistlicben  Carth.  lU. 
c.  37. 

7  Das  Brieffragment  Gelasius'  I.  (zw.  492  bis 
496)  bei  Thiel  1,  486  u.  in  c.  26.  C.  XXIIL 
qu.  8  verlangt  Genehmigung  des  Papstes  zu  Rei- 
sen an  den  Hof,  womit  der  des  Theodorich  in 
Ravenna  gemeint  ist.  Das  fusst  offenbar  auf  c.  11 
conc.  Antiocb.  cit.  Dagegen  liegt  in  ep.  Greg.  I. 
ad  episc.  Sardin.  IX.  8,  ed.  Ben.  2,  932,  eine 
Anwendung  des  c.  28  Carth.  III.  vor. 

8  loann.  diac.  vita  Gregorii  I.  III.  36,  ed.  cit. 
4,  101 :  „Neminem  sane  pontificum  a  parochia  sua 
saltem  absque  inevitabili  prorsus  necessitate  dis- 
cedere  Gregorius  permittebat:  quos  nimirum  in 
causis  mundialibus  occupari  vehementissime  pro- 
hibebat;'*  vgl.  dazu  ep.  1.  33;  VI.  23;  X.  10, 
ed.  cit.  2,  321.  808.  1047. 

9  Vgl.  hierzu  Löning,  Gesch.  d.  deutschen 
Kirchenrechts  1,  420  u.  2,  325 ff. 

Was  Spanien  betrifft,  so  verbietet  das  conc. 
Eliberit.  v.  305  o.  306  c.  19  den  Bischöfen,  Prie- 
stern und  Diakonen  ihren  Amtssitz  zu  verlassen, 
um  Handel  zu  treiben,  s.  Th.  1. 135.  c.  5  Vallet,  v, 
524  schärft  den  Priestern  und  Diakonen  die  Re« 
sidenzpfllcht  ein. 
io  Für  den  Vicariatsbezirk  des  Bischofs  von  Ar- 


iii 


I.  Die  Hierarchie  üiid  dilB  Leitmig  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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innerhalb  des  Landes  keine  Genehmignng  des  Metropoliten  erfordert  worden^,  wohl 
aber  die  Genehmigung  des  Königs  2U  Reisen  ausserhalb  des  Landes,  insbesondere  nach 
Rom  ^.  Die  übrigen  Geistlichen  bedurften ,  wenn  sie  das  Bisthnm  verlassen  wollten, 
eines  Erlaubnissscheines  ihres  Bischofs  und  sollten  ohne  einen  solchen  von  anderen 
Bischöfen  nicht  aufgenommen  oder  gar  angestellt  werden  ^. 

Unter  der  karolingischen  Herrschaft  ist  in  Frankreich  keine  Aendernng  einge- 
treten y  nur  ist  die  Beachtung  der  Residenzpflicht  von  Neuem  und  wiederholt  einge- 
schärft worden  ^. 


leg  hat  allerdings  schon  Papst  ZoBimns  417  dem- 
selben das  Recht  ertheilt ,  den  nach  Rom  und  in 
ferne  Lander  reisenden  Geistlichen  Formaten 
attszuBtöUefn,  s.  Th.  I.  S.  588  (wiederholt  in  den 
a.  a.  0.  S.  590  citirten  Briefen  von  Yigilias  und 
Gregorl.)  nnd  Hflaras  ep.  ad  eplsc.  Gall.  v.462. 
c.  3,  Thiel  1,  14Ö  angeordnet,  dass  Bischöfe 
nnd  Geistliche  nicht  ohne  Formate  des  Metropo- 
liten in  eine  andere  Provinz  reisen  sollten:  ob 
diese  Bestimmungen  aber  praktisch  geworden 
sind,  lässt  sich  nicht  ermitteln. 

^  Dies  ergiebt  das  Konz.  ▼.  Vaison  v.  442. 
c.  1 :  ^^Placuit  ergo  tractatu  habito  episcopos  de 
Gallicanis  provinciis  venientes  intra  Gallias  non 
discutiendos ,  sed  solnm  snfflcere  si  nuUas  com-» 
mtiniodete  alicnius  interdixerit.  quia  inter  circum- 
habitantes  ac  sibi  pene  in  vicem  notos  non  tam 
testimonio  indigent  probi,  qnam  denotatione  ac 
denunciationibas  depravati."  An  hohen  Festtagen 
aber  sollten  die  Bischöfe  In  ihren  Didcesen  gegen- 
wärtig sein  nnd  in  ihrer  Kirche  celebriren,  Lng- 
dnn.  m.  y.  583.  c.  5  u.  Latnn.  (S.  Jean  de 
Losne)  zw.  670 — 673  c.  8(Maassen,  2  Syno- 
den nnter  Chllderich  II.  S.22).  Uebrigens  haben 
in  merovingischer  Zeit  einzelne  Bischöfe  nicht  in 
der  Bischofsstadt  selbst,  sondern  in  einem  andern 
Orte,  so  der  Bischof  von  Langres  Gregor  (507  bis 
539)  in  t)ijon,  residirt,  Gregor.  Turon.  bist.  Fr. 
ni.  19,  Vit.  patr.  VII.  % 

2  Dagegen  Löning  a.  a.  0.  2,  326.  n.  3.  S. 
aber  Gregor  Turon.  bist.  Franc.  V.  21 :  „At  illi 
(die  von  der  Synode  zu  Lyon  abgesetzten  Bischöfe 
Salonius  v.  Embrun  und  Sagittarius  v.  Gap)  .  .  . 
ad  eum  (König  Guntram)  accedunt ,  implorantes 
se  iniuste  remotos,  sibique  tribui  licentiam,  ut 
ad  papam  urbis  Romanae  accedere  debeant.  Rex 
vero  annuens  petitionibus  eorum  datis  epistolis 
eos  abire  permisit,''  wo  die  Erlaubniss  in  erster 
Linie  für  die  Reise,  nicht,  wie  Löning  a.  a.  0. 
S.  522  angiebt,  für  die  Appellation  ertheilt  wird. 
Vgl.  femer  Flodoard.  bist.  Rem.  1. 20. 

3  C.2.  Arel.  I.  v.  314;  c.  13.  Arel.  II.  v.  443 
0.  452;  c.  38.  Agath.  v.  506;  c.  7.  Aurel.  I.  v. 
511;  c.  6.  Epaön.  v.517;  c.  4.  Arel.  IV.  v.524; 
c.  15.  Aurel.  IE.  v.  538;  c.  12.  ftem.  v.  624  u. 
625;  c.  7.  Latun.  oit.,  s.  auch  c.  13.  Aur.  11.  v. 
533  u.  c.  6.  Tur.  II.  v.  567. 

^  Die  Residenzpflicht  der  Bischöfe  schärfen  ein 
cap.  eccl.  V.  789,  c.  12  u.  41  (LL.  1,  56.  60)  — 
letzteres  wiederholt  c.  71.  conc.  Afr.  (s.  S.  221. 
n.  6)  — ;  cap.  Francof.  v.  794.  c.  7.  41,  LL.  1, 
73.  74  (vgl.  dazu  c.  12.  Antloch.  cit.  s.  S.  221); 
conc.  Aquisgr.  v.  836. 1. 2,  M  a  n  s  i  14,  676 ;  c.  11 
Rotomag.  (saec.  IX?),  die  der  übrigen  Qetstlich^n 
c.  7  cap.  Franc,  cit.  u.  conc.  Paris,  v.  8Ö9.  I.  29, 
lÄansil4,   558,   welches  sich  gegen  die  Be- 


nutzung der  Geistlichen  durch  die  Bischöfe  in 
deren  eigenen  Angelegenheiten  richtet.  Zu  fort- 
dauernder Abwesenheit  vom  Bischofssitze  hat 
Karl  d.  Gr.  erst  für  Angilram  v.  Metz,  dann  Hil- 
debold V.  Köln  die  Genehmigung  des  Papstes, 
aber  auch  zugleich  für  den  letzteren  di6  2Su Stim- 
mung der  Frankfurter  (Beiehs-)9ynode  eingeholt, 
cap.  Franc,  cit.  o.  55  (LL.  1,  75).  Auf  dieser 
wird  das  Verlangen  duYch  den  Hliiweis  knf  dem 
vom  Papste  ertheilten  Konsens  motivirt,  und 
daraus  ergiebt  sich ,  dass  man  dem  Papst  noch 
kein  allein  entsch^idettdesDlspenm^tionarechtzn- 
gestanden  hat. 

Dass  übrigens  seit  den  unter  der  Regierung 
Ludwig  d.  Frommen  eingetretenen  'Witten  die 
hervorragende  Bedieiligung  der  Biachole  an  ^r 
Politik  zu  einer  Vernachlässigung  der  Residenz- 
pflicht geführt  und  sich  auch  die  Übrige  Geistlich- 
keit von  der  Innehaltung  derselben  dispensirt  hat, 
ergeben  abgesehen  vou  den  schon  citirten  Reform- 
konzilien von  Paris  und  Aachen  auch  die  von  der 
kirchlichen  Reformpartei  ausgegangenen  Filsehnn- 
gen,  in  denen  die  Beobachtung  der  gedachten 
Pflicht  gleichfklls  wiederholt  eingesdi&rft  wird, 
vgl.  Bened.  Lev.  I.  329.  m.  32.  193.  269.  366; 
Angilram.  cap.  2 (bis),  ed.  Hinschiusp.  767 ; 
Pseitdo.  Liberii  ep.,  decretal.  Pseudo-Isidor.  ed. 
Hinschius  p. 494 (c. 46.0.  VII. qu.l).  S.femer 
Th.  II.  S.  165.  n.  4.  Auch  an  der  Nothwendigkeit 
königlicher  Genehmigung  zu  Reisen  der  Bischöfe 
ist  festgehalten  worden ,  s,  Flodoard.  bist.  Rem. 
II.  18 ;  ep.  Einem.  Rem.  ad  Hadrian.  II,  Mi  gn e 
patrol.  126. 186 :  „vestra  sciat^uctoritas  quia  nee 
praedictum  H.  iiec  etiam  quemlibet  episeopcram 
dioeceseos  Remorum,  minime  antem  aliarum  pio- 
Vlnciarum  episcopos,  nisi  domnus  rex  illis  prae- 
ceperit ,  Romam  vel  in  aliquam  paitem  . .  .  mit- 
tendi  habeo  potestatem  nee  ipse  ego  ultra  llnes 
regni  absque  iUius  scientia  progredi  vUleo."  Vgl. 
femer  ep.  Nicol.  I.  v.  863  ad  CaroLCalv.,  Mansi 
15,  300;  lib.  prodamat.  Rothadi  episc.  Stiess. 
(„cum  Ülum,  sc.  regem  .  .  .  rogarem,  nt  mibi  Ro- 
mam eun  dl  libertatem,  sicutipseeoncesserat,  non 
tolleret").  An  diese  Praxis  des  karolingischen 
Reiches  haben  die  Verbote  Philips  d.  Schönen  in 
seinem  Streite  mit  Bonifaz  VIII.  gegen  den  Be- 
such der  von  demselben  nach  Rom  1302  ausge- 
schriebenen Synode  und  die  Beschlagnahme  der 
Güter  der  Pr&laten ,  welche  äich  dennoch  dorthin 
begeben  hatten,  angeknüpft,  DuranddeBfall- 
lane  les  libertez  de  l'^glise  Galiicane.  Lyon. 
1771.  1,  189;  Hefele,  Konziliengesch.  6,  306. 
315.  Sie  sind  später  auch  erneuert  worden.  Im 
J.  1583  wurde  dann  allgemein  verordnet:  |,Un 
^r^at  ne  pent  s'absenter'  sans  cöng^  par  tfoit  de 
Ba  Majesttf ,  sur  peine  de  saisie  de  son  tettipdrel 
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Öle  bisherigen  Vorscliriften ,  welche  zuin  Weil  auch  in  Äie  klüeren  UrchUbh'eh 
Bechtssammlungen,  sowie  in  das  Dekret  Gratians  Aufnahme  gefunden  habei),  babeh 
sich  bis  zum  1 2 .  Jahrhundert  als  ausreichend  erwiesen .  Eiist  das  3 .  Lateränensiscfae  "Kotitii 
?0D  1179  hat  durch  eine  allgemeine  Bestimmung  für  die  ganze  Kirche  den  Grundsatz, 
dasB  jeder  Inhaber  eines  Benefiziums  verpflichtet  sei ,  Residenz  zu  halfen  und  dadselße 
persönlich  zu  versehen,  besonders  eingeschärft  ^ ,  offelibar  deshalb,  weil  schon  damals 
m  Folge  mancher  inzwischen  in  der  kirchlichen  Organisation  sfuttgehabten  Yerhnde- 
rangen  und  Neubildungen  Missstände  hervorgetreten  waren,  welche  eine  Lockemlig 
der  früheren  Disciplin  herbeigeführt  hatten.  Schoti  die  zahlreichen  Inkorporationen 
ron  Pfarreien,  bei  Welchen  die  Interessen  des  geistlichen  Amtes  finanziellen  Ge- 
sichtspunkten untergeordnet  wurden,  und  der  eigentliche  Amtsihhab'er  die 'Funktionen 
des  Amtes  nicht  versehen  konnte  ^ ,  nicht  minder  die  in  Folge  der  Umbildung  der  Ea- 
pitelsverfassung  immer  mehr  einreissende  Sitte ,  die  Kanonikate  durch  Vikarien  ver- 
sehen zu  lassen  ^ ,  mussten  die  Anschauung ,  dass  das  geistliche  Amt  wesentlich  eine 
Einnahmequelle  sei  und  der  Inhaber  sich  mit  seinen  geistlichen  Pflichten  durch  einen 
Stenvertreter  abfinden  könne,  in  immer  weiteren  Kreisen  verbreiten,  und  zurVemach- 
Ussigung  der  Residenzpflicht  führen^.  Vor  Allem  aber  trug  der  Umstand  dazu  bei, 
dass  die  h^ere  kirchliche  Verwaltung  dem  habstlchtigen  Streben  vieler  Geistlichen, 
dnieh  gleichzeitigen  Besitz  mehrerer  Benefizien  sich  reiche  Einkünfte  zu  verschaffen, 
nicht  mit  genügender  Energie  entgegentrat^,  vielmehr  die  Päpste  ihrerseits  diesen 
Hiflsbrauch  durch  Ertheilung  von  Dispensationen  und  durch  Verleihung  von  Kommen- 
den* unterstützten.  Femer  waren  die  höheren  kirchlichen  Würdenträger  wegen  ihrer 
Stellung,  welche  sie  in  den  mittelalterlichen  Staaten,  insbesondere  in  Deutschland  ein- 
nahmen ,  von  jeher  selbst  beim  besten  Willen  wegen  der  ihnen  obliegenden  politischen 
Geschäfte  nicht  im  Stande  gewesen,  die  Residenzpflicht  streng  einzuhalten^.  Die  Be- 
theiligung an  den  Kreuzzügen  mussfte  ebenfalls  bei  vielen  Geisflicben  den  Hang  zu 


et  de  pertQ  de  frait  de  ses  beneflces  pendant  son 
ibsence*,  Durand  de  Maillane  I.e.  p.  191, 
und  auf  diesen  Grundlagen  ist  von  Pithon  der 
Art.  13  der  Freiheiten  der  gallikanlsclien  Kirche 
fomialirt.  Uebrigens  ist  bei  diesem  Verbote  auch 
der  Oesichtspnnkt ,  eine  Vakanz  der  Aemter  In 
Kom  anszuschliessen ,  mit  in  Frage  gekommen, 
«.  0.  S.  164.  n.  7. 

Derselbe  Grundsatz,  dass  die  Prälaten  zu 
Beisen  ausserhalb  des  Landes  königliche  Geneh- 
migung einzufordern  hatten,  ist  übrigens  auch  im 
Mittelalter  in  England  in  Geltung  gewesen ,  s.  o. 
S.  203.  n.  2  und  Ivon.  Carnot.  ep.  254  ad  Pascha! . 
PP.  Migne  patrol.  162,  259:  „pro  dorn.  Gaufrido 
fiotomag.  archiepiscopo,  qui  tunc  tandem  impe- 
traTit  a  principe  suo  rege  Anglorum,  ut  posset  in 
propria  persona  sedem  apostolicam  vlsltare. 

*  c.  3.  X.  h.  t.  m.  4. 

*  Th.  n.  S,  441. 

'  A.  a.  0.  S.  77 ff. 

^  Schon  Ende  des  12.  Jahrh.  lassen  sich  ein- 
Mlne  Bischöfe  papstliche  Privilegien  dahin  er- 
theilen,  dass  sie  nur  solchen  Geistlichen  Pfarr- 
kirchen belassen  und  übertragen  brauchen,  welche 
sie  personlich  yersehen,  ep.  Alex.  III.  für  Meaux 
▼.  1166/1179,  Mansi  21,  1080  u.  Du  Plessis 
bistoire  de  Meaux  2,  65 ;  für  York  i.  c.  4.  X.  h.  t.; 
fiii  Lübeck  ep.  Luc.  lU.  v.  1185,  ürkdbch.  d. 
Bisth.  Lübeck  S.  17.;  ein  derartiges  Privüeg  für 


einen  Abt  in  Betreff  der  Entfernung  von  Vikaren 
der  Inkorporirten  Kirchen,  welche  nicht  Residenz 
halten,  von  Urban  DI.  v.  1193  bei  Mansi  22, 
615. 

Ebenso  kommen  seit  dieser  Zelt  päpstliche  An- 
ordnungen vor,  dass  die  honores,  also  die  Dlgni- 
täten  und  Personate,  nur  an  solche  verliehen  wer- 
den sollen,  welche  die  Residenz  eidlich  geloben, 
Alex.  ni.  ep.  ad  episc.  Gamet,  v.  1179,  bestä- 
tigt von  Lucius  III.  1184,  Theodori  Gant,  poenit. 
ed.  Le  Petit.  Lut.  Par.  1676.  2,  482.  433  und 
ep.  Luc.  III.  für  Meaux  v.  1181,  Martine  et 
Durand  vet.  Script,  coli.  1,  951,  und  päpst- 
liche Bestätigungen  von  Statuten ,  dass  die  Ka- 
noniker, welche  nicht  wenigstens  ein  halbes  Jahr 
persönlich  gedient  haben,  nur  eine  bestimmte 
Summe  von  ihren  Präbenden ,  Alex.  III.  1171 — 
1180  für  Senlis  und  Linkoln,  Gallia  Christ.  10 
app.  p.  437  u.  Wilklns  conc.  1,  539;  Luc.  III. 
1184  für  Beauvais,  Jaff^  reg.  n.  9582,  oder  dass 
sie  gar  nichts  erhalten  sollen ,  wenn  sie  mehr  als 
16  Wochen  im  Jahr  abwesend  sind,  Coelest.  DI. 
für  Langres  1197,  Mansi  22,  623.  Entziehung 
der  Distributionen  für  jeden  Tag  der  Abwesen- 
heit beim  Ghordienst  ordnet  an  ep.  Goelest.  III. 
V.  1195  für  Tours,  Jaff  rf  1.  c.  n.  10547. 

*  Vgl.  den  folgenden  §. 

«  S.  0.  S.  109. 

^  8.  auch  Th.  L  S.  137. 
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einem  ungebundeneren  Leben  wachrufen  und  ihnen  die  Rückkehr  in  die  geordneteren 
Verhältnisse  des  Abendlandes  erschweren.  Endlich  zogen  auch  die  aufblühenden  Uni- 
versitäten viele  Kleriker  an^  und  wenngleich  bei  manchen  das  Studium  nur  ein  Ver- 
wand war ,  sich  der  ErfdUung  ihrer  Amtspflichten  zu  entziehen  ^ ,  so  konnte  doch  die 
Kirche  dieser  Bewegung  nicht  principiell  entgegentreten  ^. 

Die  letzten  beiden  Strömungen  waren  allerdings  vorübergehender  Natur,  die  an- 
deren Momente  wirkten  aber  dauernd ,  denn  sie  hingen  mit  der  Veräusserlichung  des 
mittelalterlichen  Kirchenwesens  zusammen,  und  wenn  auch  dieDekretalen-Sammlongen 
eine  Reihe  von  Bestimmungen  über  die  Residenzpflicht  aufgenommen  hatten^,  und  die- 
selbe durch  päpstliche  Erlasse,  Konzilien  und  statutarische  Normen  wiederholt  einge- 
schärft, auch  in  manchen  Fällen  mit  Zwang  und  Strafen  eingeschritten  wurde  ^,  so  er- 


^  S.  z.  B.  das  Schreiben  Innocenz' III.  v.  1198. 
1. 144,  welcher  dem  erwählten  Bischof  von  Brixen 
unter  Widerruf  des  ihm  yon  Cölestin  III.  behufs 
des  theolog:ischen  Studiums  erthellten  Indultes 
anweist,  in  sein  Bisthum  zurückzukehren,  weil  er 
das  erstere  zur  Betreibung  weltlicher  Geschäfte 
gemissbraucht habe,  opp.  ed.  Migne  1, 126;  vgl. 
ferner  c.  12  (Inn.  III.)  X.  h.  t. 

2  Schon  c.  4  (Alex.  III.)  cit.  h.  t.  erkennt  das 
Studium  als  gerechtfertigten  Grund  der  Abwesen- 
heit an,  8.  auch  Innoc.  III.  ep.  X.  104  v.  1208,  1.  c. 
2,  1277.  In  dieser  Zelt  sind  auch  den  studiren- 
den  Geistlichen  mehrfach  Indulte  auf  Bezug  ihrer 
Einkünfte  gegeben  worden ,  c.  12  cit.  Die  Vor- 
schrift des  4.  Lateranensischen  Konzils  v.  1215 
über  die  Anstellung  von  theologi  an  den  Kathe- 
dralkirchen, Th.  II.  S.  117  bedingte  sogar  die 
Sendung  von  geeigneten  Klerikern  auf  die  Uni- 
versitäten ,  um  dort  Theologie  zu  studiren ,  und 
Honorius  III.  gewährt  diesen  das  Recht,  die  Ein- 
künfte ihrer  Präbenden  oder  Beieüzlen  während 
5  Jahren  zu  beziehen,  c.  5.  X.  de  magistr.  Y.  5; 
über  eine  weitere  Begünstigung  des  Studiums 
der  Theologie  durch  Bonifazlus  YIII.  s.  Th.  II. 
S.  483.  n.  8. 

Nur  dem  Studium  des  Civilrechts  ist  Hono- 
rius III.  mit  einem  beschränkenden  Verbot  ent- 
gegengetreten, s.  Th.  I.  S.  139.  140.  Gegen  die 
dort  näher  ausgeführte  Ansicht,  welcher  sich 
auch  Muther  röm.  u.  kanon.  Recht  im  Mittel- 
alter, Rostock  1871.  S.  7  angeschlossen  hat,  er- 
klärt neuerdings  wieder  v.  Schulte  Gesch.  d. 
Quellen  u.  Literatur  d.  kanon.  Rechts  1,  105  das 
Verbot  für  ein  principielles,  ohne  dass  mich  seine 
Gründe  überzeugt  haben.  Jedenfalls  ist  dadurch 
das  Studium  des  Civilrechts  nicht  ganz  besei- 
tigt worden,  vgl.  die  Nachweisungen  i.  d.  krit. 
Vierteljahrsschr.  f.  Gesetzgbg.  11,  13.  n.  7,  fer- 
ner Stobbe  Gesch.  d.  deutsch.  Rechtsquellen 
1,  628.  Ein  Indult  Gregors  IX.  v.  1238  für  einen 
Mainzer  Kanonikus ,  Jura  zu  studiren  und  wäh- 
rend dreier  Jahre  die  Einkünfte  seiner  Präbende 
mit  Ausnahme  der  Distributionen  zu  beziehen, 
beiWürdtwein  nov.  subs.  dipl.  9,  25. 

Ebenso  wie  die  Studenten  waren  auch  die  Pro- 
fessoren der  Theologie  c.  5  (Honor.  III.)  cit.  V. 
ö  und  anderer  Wissenschaften  von  der  Residenz 
befreit,  Th.  II.  S.  75. 

»  tlt.  X.  III.  4  u.  c.  30  (Later.  IV.  v.  1215) 
X.  de  praeb.  III.  5.  Ans  dem  Vltns  kommen  in 
Frage  c.  un.  h.  t.  III.  3  u.  c.  14  (Lugdun.  II.  v. 


1274)  de  elect.  I.  6.  Als  Strafe  ist  sogar  die 
Entziehung  des  Beneflziums  c.  4.  7  (Alex.  III.) 
X.  h.  t.  auch  bei  Bischöfen ,  c.  9  (Inn.  III.)  X. 
ibid.,  nach  vergeblicher  Aufforderung  zur  Rück- 
kehr, c.  8  (Coel.  m.),  c.  10. 11  (Inn.  in.),  c  17 
(Greg.  IX.)  ibid.  u.  c.  30.  X.  III.  5,  über  dessen 
Verhältniss  zu  den  vorher  angeführten  Stelleo, 
8.  Henry  1.  c.  p.  155,  festgesetzt. 

*  In  Betreff  der  Bischöfe  vgl.  ep.  Inn.  III.  v. 
1210  u.  Gregor  IX.  v.  1240,  Potthast  reg. 
n.  4034.  10881 ;  conc.  Paris,  v.  1212.  P.  4.  c.  7 
(Mansl  22,  840),  welches  dieselben  anweist 
häufig,  namentlich  an  den  hohen  Festen  bei  ihren 
Kathedralen  zuresidiren,  London,  v.  1237.  c.  22 
u.  1268.  c.  22.  1.  c.  23,  458.  1237.  Einem  Bi- 
schof, welcher  sein  Bisthum  hatte  verfallen  las- 
sen, drohte  Heinrich  III.  v.  England  1264  die 
Entziehung  aller  Temporalien ,  insbesondere  der 
zum  Bisthum  gehörigen  Baronie  an,  wenn  er 
nicht  in  dasselbe  zurückkehre  und  seines  Amtes 
warte,  1.  c.  23,  1117. 

Päpstliche  Anweisungen,  die  Kanoniker  zur 
Residenz  anzuhalten  voninnocenzlll.  bei  Pott- 
hast  reg.  n.  100.  1892.  3631.  3632.  3708. 
4447;  von  Innocenz  IV.  1.  c.  n.  12943.  13241; 
Anordnungen  über  Entziehung  der  Früchte  der 
Präbenden  von  Innocenz  III.  1.  c.  n.  4368;  von 
Honorius  III.,  n.  5388*.  6683;  von  Gregor  IX. 
n.  8480;  von  Innocenz  IV.  n.  11620.  12219. 
139441  (wo  bemerkt  ist,  dass  von  den  30  Frei- 
singer Kanonikern  selten  mehr  als  4  oder  5  resi- 
diren),  14104b.  14676»;  von  Alexander  IV. 
n.  16189.  16707;  von  Clemens  IV.  n.  19965, 
von  Gregor  X.  n.  20680.  21022;  Konzil  v.  Seyne 
1267.  c.  6,  Mansi23,  1181. 

Ueber  die  Residenzpflicht  der  Pfarrer  und  Vi- 
kare 8.  ep.  Clem.  IV.  v.  1267  f.  d.  Bisthum  Mont- 
pellier, Potthast  n.  19982;  Koncll  v.  Oxford 
1222.  c.  14. 15,  Mansi  22,  1156,  v.  Chäteau- 
Gontier  1231.  c.  5,  l.  c.  23,  235;  London  v. 
1237.  c.  10, 1,  c.  p.  451 ;  Bordeaux  1255.  c.  1. 
p.  857,  Arles  1260.  c.  5,  p.  1005;  Köln  1260. 
c.  10,  p.  1020;  Nantes  1264,  p.  1119;  Wien 
1267  c.  12  (hier  auch  die  Prälaten  genannt  nebeo 
den  Inhabern  von  Seelsorgeämtern),  p.  1174; 
London  1268.  c.  9,  p.  1324;  Salzburg  1274.  c.  8, 
Mansl  24,  139;  statuU  Colon,  v.  1300.  c.  2, 
Hartzheim  4,  38;  Trier  1310.  c.  12.  70, 
Mansi  25,251.  266;  Malnzl3l0,  Haztzheim 
4,  190;  Bologna  1317,  c.  9,  Mansi  25,  609; 
Olmütz  1318.  c.  2,  Hartz  he  im  4,  270;  Ronen 
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wiesen  sieh  doch  alle  diese  Massregeln  als  nnzureichend ,  weil  die  immer  mehr  in  die 
YenreltUehiing  hineingerathende  Kirche  weder  die  Einsicht  in  die  eigentlichen  Gründe 
des  Uebels  besass,  noch  die  Kraft  hatte»  die  Wurzeln  desselben  zu  beseitigen  ^  So  sah 
sieh  sehliesslich  das  Konzil  von  Trient  gendthigt,  die  Residenzpflicht  in  denEjreis  seiner 
lefoimatorischen  Bestimmungen  einzubegreifen  und  neue  Anordnungen  ^  darüber  zu 
treffen.  Auf  diesen  ruht  das  noch  heute  geltende  Recht  ^,  zu  dessen  Darstellung  ich 
jetst  übergehe. 

n.  Heutiges  Recht.  Die  Residenzpflicht  ist  die  Pflicht,  ein  kirchliches  Amt 
pendnlich  zu  verwalten,  und  an  dem  Sitze  desselben  oder  auch  einem  anderen  geeigneten 
Orte  sich  derartig  aufzuhalten  ^,  dass  eine  regelmässige  und  dauernde  Ausübung  der 
Amtspflichten  möglich  ist^. 

Ob  die  Residenzpflicht  für  die  Bischofs-  und  Seelsorge- Aemter  auf  göttlichem  oder 
positivem  Recht  beruht,  ist  eine  früher  viel  erörterte  Frage  gewesen,  deren  Entschei- 
doog  aber  auf  dem  Tridentinum®  absichtlich  offen  gelassen  worden  ist  7. 

Dasselbe  legt  in  Uebereinstimmung  mit  dem  früheren  Recht  die  Residenzpflicht  ^ 

1.  den  Bischöfen^  auf.  Sie  haben  für  die  Regel  bei  ihrer  Kathedrale  in  der 
Bisehofsstadt  die  Residenz  zu  halten.  Es  genügt  aber  auch  ein  Aufenthalt  an  einem 
nderen  Orte  der  Diöcese  ^^,  falls  dieser  zur  Leitung  derselben  und  zur  Führung  der 


1336.  c.  4,  M  a  n  B  i  25, 1041 ;  Padoa  1360.  c.  13, 
MiDsi  26,  233;  Angers  1365.  c.  17,  p.  435; 
dipl.  des  Bischofs  von  Lübeek  ▼.  1330,  Lever- 
kQs  Urkdbch.  d.  Bisth.  Lübeck  S.  700. 

Eine  allgemeine  Einschärfang  der  Residenz- 
pflieht  enthält  ferner  const.  Gregor.  XI.:  SoUi- 
(itüdo  ecdesiarum  t.  1372,  ball.  Tanr.  4,  535. 

^  Die  Yersnche ,  welche  anf  dem  Konstanzer 
Konzil  gemacht  sind,  nm  eine  allgemeine  Resi- 
^nzpflicbt  der  Bischöfe  und  Aebte  dnrchzu- 
fiUiren ,  wobei  zuletzt  übrigens  noch  eine  Milde- 
rang  des  gemeinen  Rechtes  hinsichtlich  der  Stra- 
fen in  Aussicht  genommen  worden  war,  s.  Hüb- 
Ur  Konstanzer  Reformation  S.  149,  sind  eben- 
fiilU  gescheitert,  nur  das  englische  Konkordat 
e.  5  hat  die  bereits  ertheilten  päpstlichen  Dis- 
pensationen von  der  Innehaltung  der  Residenz- 
pflidit  aufgehoben,  und  für  die  Zukunft  die  Gewäh- 
ning  solcher  blos  für  den  FaU  eines  gesetzlichen 
oder  erheblichen  Grundes ,  welcher  im  Dispens- 
brief erwähnt  werden  sollte,  gestattet,  a.  a.  0. 
S.  214. 

'  Vgl.  dazu  noch  Const.  Pii  IV.:  In  suprema 
▼.  1564  (bull.  Taur.  7,  332)  und  Cum  tam  per 
lareosanctum  v.  1565  (u.  A.  bei  Barbosa  de 
off.  et  pot.  episc.  app.  const.  n.  5),  femer  die 
weiter  unten  eitirten  Konstitutionen  Urban's  YIII. 
md Benediktes XIV.,  sowie  die  const.  desselben: 
Qttve  etpermolestum  v.  1741,  bull.  Bened.XIV. 
1,  62  für  Irland. 

>  Vgl.  Phillips  K.  R.  7,  362ff. 

^  Der  blosse  Aufenthalt ,  s.  g.  residentia  ma- 
tirioUi,  Reiffenstuel  III.  4.  n.  4,  Henry 
h  5  hat  nur  den  Zweck  die  persönliche  Amts- 
verwaltung,  die  s.  g.  ruidentia  formalU  oder 
Ba«h  €.  13  (Alex,  in.)  X.  de  praeb.  lU.  5  die 
ottUMtoB  zu  ermöglichen,  vgl.  auch  const.  Be- 
B6d.  XIV.:  Grave  cit.  $.  2. 

^  Daraus  folgt,  dass  ein  absolut  nnunterbroche- 
Ber  Aufenthalt  nicht  erforderlich  ist.  Der  Pfarrer, 
«eteher  nach  Erledigung  seiner  Geschäfte  seine 

HiBschini,  Klrchonrecht.  HL 


Parochie  auf  ein  Paar  Stunden  yerllsst,  verletzt 
daher  seine  Residenzpflicht  nicht,  Trid.  Sess. 
XXUI.  c.  1  de  ref.  s.  v.  Quoniam  autem. 

6  Vgl.  Pallavicini  bist.  conc.  Trident.  1. 
VII.  c.  6,  XVI.  c.  4;  XXI.  c.  12.  Suav.  Po- 
lani  (Sarpi)  bist.  conc.  Trid.  IIb.  U,  ed.  V. 
Gorichemi  1658.  p.  168.  191.  193.  206;  üb. 
VI,  p.440.  460.  481 ;  lib.  VII,  p.  562.  581.  583. 
585;  s.auchBened.  XIV.  de  syn.  dioeces.  VII. 
c.  2.  n.  3.  Die  Frage  berührt  sowohl  die  Stellung 
der  bischöflichen ,  wie  auch  der  päpstlichen  Ge- 
walt, insbesondere  auch  das  Recht  des  Papstes 
zur  Dispensation. 

7  Indessen  geht  die  überwiegende  Meinung 
seitdem  dahin,  dass  die  Residenzpflicht  auf  gott- 
liebem  Rechte  beruhe,  vgl.  Fagnan.  ad  c.  8.  X. 
h.  t.  III.  4.  n.21ff.;  Benedict  XIV.  i.e.  n.  6; 
Henry  p.  11  fl".  Die  anerkannte  Dispensations- 
befugniss  des  Papstes  von  der  Residenzpflicht 
wird  von  diesem  Standpunkt  aus  nicht  als  eine 
Aufhebung  des  gottlichen  Rechtes,  sondern  als 
eine  Deklaration  des  dadurch  nicht  näher  festge- 
stellten Umfangs  der  Verpflichtung  aufgefasst,  s. 
die  eitirten. 

S  Der  Papst  ist  als  solcher  dem  Residenz- 
gebot nicht  unterworfen  und  obwohl  er  gleichzei- 
tig Bischof  von  Rom  ist,  wird  die  ihm  in  dieser 
Eigenschaft  obliegende  Residenzpflicht  durch  die 
mit  dem  römischen  Bisthum  verbundene  Prima- 
tialstellong  modiflcirt.  lieber  das  von  Ludwig  d. 
Baiem  1328  in  Rom  gegebene  Gesetz ,  welches 
dem  Papste  die  Residenz  in  Rom  vorschrieb,  s. 
C.  Müller  Kampf  Ludw.  d.  B.  mit  d.  röm.  Cu- 
rie.  Tübingen  1879.  1,  190. 

lieber  die  Residenzpflicht  der  Kardinäle ,  vgl. 
Trid.  XXIII.  c,  1  de  ref.,  ist  schon  Th.  I.  S.  356 
gehandelt,  s.  dazu  noch  Henry  p.  28 ff. 

»  Trid.  Sess.  VI.  c.  1  de  ref.  Sess.  XXIII. 
c.  1  de  ref.  S.  hierzu  auch  Phillips  K.  R. 
7,78. 

iO  c.  1.  Sess.  XXIII  spricht  nur  von  residentia 
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Geschäfte  geeignet^  namentlich  leicht  zugänglich  ist^  mitAnsschluss  bestimmter  Fest- 
zeiten und  Festtage ,  welche,  sofern  sie  nicht  durch  andere  Amti^Bchäfte  gehindert 
sind;  ihre  Anvesenheit  bei  der  Kathedrale  erfordern  ^. 

In  welchem  Umfange  der  Bischof  verpflichtet  ist ,  seine  Amtspflichten  persönlich 
wahrzunehmen,  darüber  giebt  das  Tridentinum  keine  näheren  Vorschriften.  Aus  seiner 
Stellung  folgt  aber  mit  Nothwendigkeit ,  dass  er  persönlich  die  obere  Leitung  der  Ge- 
schäfte des  Bisthums  führt ,  für  geeignete  Gehtilfen  sorgt ,  und  diese ,  die  General- 
vikare, die  sonstigen  Beamten  der  Kurie,  dieDechanten  und  Pfarrer,  bei  der  Ausübung 
ihrer  Aemter  überwacht,  sowie  dass  er  die  ihm  vorbehaltenen  Sakramente  selbst  spen- 
det und  sich  auch  nicht  ganz  von  der  Verwaltung  der  übrigen  und  der  sonstigen  hei- 
ligen Handlungen  fernhält^. 

Das  Konzil  gewährt  aber  den  Bischöfen  die  Befiigniss,  zwei  oder  höchstens  drei 
Monate  in  jedem  Jahre*,  abgesehen  von  den  gedachten  Festen  ^,  wenn  es  ohne  Schaden 
der  ihrer  Leitung  anvertrauten  Gläubigen  geschehen  kann  und  zugleich  ein  angemes- 
sener Grund  vorliegt*,  Voraussetzungen,  deren  Prüfung  allein  ihrem  Gewissen  über- 
lassen ist  ^ ,  ausserhalb  ihres  Amtssitzes ,  gleichviel  ob  in  ihrer  Diöcese  oder  nicht ,  zu 
verweilen,  d.  h.  also  sich  auch  von  ihren  Geschäften  fernzuhalten^.    Es  steht  im  Be- 


personalis  in  «ua  ecclesia  yel  dioecesi.  Das  erstere 
mnss  aber  als  das  regelmässige  angesehen  "wer- 
den,  weil  dnrch  die  Bestimmnng  eines  Ortes  zum 
Sitz  des  Bisthums  und  der  Kathedrale  derselbe 
zugleich  als  der  geeignetste  für  die  Verwaltung 
der  Diöceee  erklärt  ist.  Es  wird  daher  fär  die 
Ausnahme  immer  ein  genügender  Qrund,  z.  B. 
Ungesundheit  des  Klimas,  Verfall  des  Ortes,  vor- 
handen sein  müssen,  de  Luca  adnot.  ad  conc. 
Trid.  diso.  IV.  n.  3  ff. 

lieber  die  Residenzpflicht  bei  mehreren  nnSrten 
Diöcesen  s.  Th.  II.  S.  426. 

^  Das  ergiebt  sich  aus  dem  Begriff  der  Resl- 
denzpflicbt,  s.  auch  de  Luca  1.  c.  Ohne  Noth 
darf  aber  auch  In  diesem  Falle  der  Sitz  des  Ge- 
neralvikars und  der  bischöflichen  Kurie  nicht 
aus  der  Bisthumstadt  verlegt  werden ,  s.  d.  £nt- 
schdgen.  d.  Congr.  conc.  bei  Ferraris  s.  v. 
episcopus  art.  3.  n.  14. 

3  Sess.  XXIII  cit.:  „eosdem  Interim  admonet 
et  in  domino  hortatur,  ne  .  . .  dominici  adventus, 
quadragesimae,  natlvitatis,  resurrectionis  Domini, 
pentecostes  item  et  corporis  Christi  diebus,  qui- 
bus  refici  maxime  et  in  Domino  gaudere  pastoris 
praesentia  oves  debeant ,  ipsi  ab  ecclesia  sua  ca- 
thedrali  uUo  pacto  abslnt ,  nisi  episcopalia  munia 
in  sua  dioecesi  eos  alio  vocenf^. 

3  Vgl.Relffen8tuelIII.4.n.31ff.;  Henry 
p.  58.  Weitere  allgemeine  Regeln  lassen  sich 
nicht  aufstellen,  weil  des  Näheren  durch  die 
Grösse  der  Diöcese  und  den  Umfang  der  Ge- 
schäfte mannichfache  Verschiedenheiten  bedingt 
werden. 

*  L.  c.  ^;88.  synodus  vult,  illud  absentiae  spa- 
tium  singulis  annis  sive  continuum  sive  inter- 
ruptum  extra  praedictas  causas  (s.  nachher)  nuUo 
pacto  debere  II  aut  ad  summum  III  menses  ex- 
cedere  et  haberi  rationem ,  ut  id  aequa  ex  causa 
flat  et  absque  ullo  gregis  detrimento;  quod  an 
ita  slt,  abscedentium  consclentiae  relinquil^. 

^  Sofern  sie  nicht  etwa  eine  andere  dringende 


Amtspflicht  von  der  Kathedrale  wegrnft,  s.  An- 
merk.  2. 

0  Ohne  jeden  Grund,  also  aus  blosser  Bequem- 
lichkeit soll  dies  aber  nicht  geschehen  ,  vgl.  auch 
Benedict.  XIV.  encyd.  übi  primum  v.  3.  De- 
zember 1740.  S.  4,  bull.  magn.  16,  4,  buU.  Be- 
ned.  Xrv.  1, 4  und  const.  Ad  nniversae  v.  3.  Sept. 
1746,  bull.  magn.  17,  79;  bull.  Bened.  XIV.  2, 
128.  Das  Bedürfniss  einer  Erholung  und  Fem- 
haltung von  Geschäften,  um  neue  Kr&fte  zu  sam- 
meln oder  Stärkung  zu  gewinnen,  gilt  aber  als 
ein  hinreichender  Grund.  Aus  der  Bestimmung 
des  Tridentinums  über  die  Zeitdauer  ergiebt  sich 
auch,  dass  der  Grund  von  Einfluss  auf  die  Länge 
des  Urlaubs,  welchen  sich  der  Bischof  nimmt,  sein 
soll.  So  ist  z.  B.  die  Abwesenheit  behufs  des 
Besuchs  naher  Verwandter,  z.  B.  hochbetagter 
Eltern,  ebenfalls  statthaft,  es  wird  aber  nicht  ge- 
rechtfertigt erscheinen,  wenn  der  Bisohof  dazu 
die  vollen  drei  Monate  verwendet. 

7  Rechenschaft  ist  er  aber  darüber  keinem  Vor- 
gesetzten schuldig,  Bened.  XIV.  encycl.  cit.  übi 
primum  §.  4. 

8  Aus  Anlass  der  const.  Urban  VlII.  SancU 
synodus  v.  12.  Dez.  1634  (bull.  Taur.  14,  467)  ist 
der  Zweifel  entstanden  ,  ob  diese  Vorschrift  des 
Tridentinums  durch  die  letztere  beseitigt  worden 
sei ,  indessen  hat  die  Congr.  conc.  durch  ein  von 
demselben  Papste  genehmigtes  Dekret  Ton  163Ö 
die  Kontroverse  in  verneinendem  Sinne  entschie- 
den, Ferraris  1.  c.  art.  3.  n.  30. 

Die  gedachte  const.  Urbans  VIII.  S.  9.  gewährt 
übrigens  den  Bischöfen,  welche  ihre  Konsekration 
in  Rom  empfangen ,  das  Recht,  einen  Monat,  von 
ihrer  Proposition  im  Konsistorium  angerechnet, 
in  Rom  zu  verweilen.  Das  romische  Provinzlal- 
konzil  unter  Benedikt  XUI.  v.  iTlb  t.  17.  c.  2, 
acta  conc.  rec.  coli.  Lac.  1 ,  376  gestattet  sogar 
noch  eine  Verlängerung  dieser  Zeit  aus  genügen- 
den ,  vom  Kardinalvlkar  zu  prüfenden  Gründen 
um  40  Tage. 


J.  158.] 
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Beben  des  BiflGboft^  diese  Urlanbszeit  hinter  einander  nnd  ohne  ünterbrechnng  zn  be- 
BitzenS  oder  anch  getrennt,  in  welchem  Falle  die  Zeiträume  seiner  Abwesenheit  zu- 
ammengeieehnet  werden. 

Eine  sonstige  Entfernung  ist  nur  aus  bestimmten,  rechtlich  festgesetzten  Grflnden 
Btstttaffc.  Zu  diesen  gehört  erstens  die  Erfüllung  der  ihnen  kraffc  ihres  Amtes  ob- 
liegendem Verpflichtang  zur  visitatio  liminum  apostolorum  ^,  zur  Beiwohnung  der  all- 
gemeinen  und  ProvinziaU  Konzilien  ^  und  der  allgemeinen  staatlichen  gesetzgebenden 
Versammlungen^.  8ie  bedürfen  in  keinem  dieser  Fälle  der  Einholung  eines  besonderen 
Urianbes^,  sollen  sich  aber  nach  der  Beendigung  der  betreffenden  Gesehäfte  sofort 
wieder  in  ihre  Didcesen  zurflckbegeben^. 

Zweitens  ist  aber  aueh  eine  Abwesenheit  erlaubt^,  wenn  sie  bedingt  wird  a.  durch 
die  8.  g.  ohmtiana  oarüaSf  d.  h.  durch  die  Uebnng  von  christlichen  Liebeswerken  ^ 
b.  dvch  eine  s.  g.  ur^ens  necemias ,  möge  diese  Kothwendigkeit  in  Folge  der  persön- 
beben  VerhftltBisse  des  Bischofs,  wie  z.B.  einer  schweren  Krankheit^,  oder  wegen 
anderer  Umstände,  z.  B.  der  Rauhheit  des  Klimas  ^^  oder  Verfolgungen  seiner  Person  ^^ 
eintreten,  e.  dureh  die  s.  g.  debiia  ohedimHa,  d.  h.  durch  Aufträge  des  Papstes,  deren 
AnafUhrung  die  Entfernung  von  derDiöcese  erfordert  ^2,  und  d.  durch  die  evtdens  ecck- 
mu  td  reipubäcae  uiiUtas,  d.  h.  wenn  dadurch  der  eigenen  oder  der  allgemeinen  Kirche 
ein  Nutzen  verschafft  werden  kann,  z.  B.  eine  Geldunterstützung  oder  ein  anderer 
Vortheil  dureh  persönliche  Einwirkung  bei  dem  Begenten,  oder  wenn  es  sich  um  einen 
wicbtigenProzess  fOr  die  Kirche  handelt  und  die  Anwesenheit  des  Bischöfe  am  Orte  des 
Prozessgerichtes  behufs  Instruirung  seiner  Vertreter  wünschenswerth  erscheint  i^,  femer 


1  Jedoch  iat  nach  den  Entscheidungen  des 
Goigr.  oooc.  eine  Yeibindung  der  3  Monate  des 
einen  Jahres  mit  den  drei  des  folgenden,  also 
eine  Abwesenheit  von  Oktober  bis  Ende  März 
liebt  statthaft,  ebenso  wenig  eine  Verbindung 
der  Urianbezeit  mit  der  Zeit,  während  welcher  der 
Blsebof  behufs  seiner  Promotion  oder  der  visitatio 
Uminun  in  Rom  ycrweilt  hat,  s.  Fagnan.  ad  c. 
9.x.  b.  t.  n.  40  fr. 

'  Dies  folgt  aus  der  allen  Bisoböfen  obliegen- 
den dedallrigen  Y erbindUcbkeit ;  Urbans  YIII. 
lonst.  saoeta  tynodus  cit.  ^  12 :  „Yolumus  tarnen 
epijoopos,  archiepiseopos,  metropolitanos,  prima* 
tes  et  pa;taäarehas,  etiam  S.  B.  E.  cardinales,  citra 
OMfites  Tel  mare  existentes,  per  quatuor,  alios 
▼en  ultra  montes  yel  mare  degentes  per  sepUm 
vnenau  corUmuoa  a  resldentia  in  praefatis  ecclesiis 
&denda  ad  effectnm  yisitandi  limina  ss.  aposto- 
los . . . .  pro  qualibet  visitatione  excusari,  ita  ta- 
uen ut  iUis  durantibus,  yisitationis  huiusmodl 
monos  explere  teneantur  neo  ad  alios  actus  se 
divertant". 

<  Const.  cit.  $.10  nennt  nur  die  letzteren,  in 
Betreff  der  enteren  unterliegt  es  keinem  Zweifel. 

«  Trld.  Sees.  XXHI.  c.  1.  dt.;  Const.  cit.  1. 
e.:  ^emgre^lones  seu  assembleae  generales  in 
^■ibQs  eceleeiastiel  intervenire  solent  vel  ratione 
■nineiis  4at  reipublicae  offteil  episcopatibus  Tel 
eedesüs  maioilbna  praefatis  adiuncti''.  Eine  per- 
linUebe  Berechtigung  des  Bischofs ,  z.  B.  well  er 
geviUt  oder  f&r  seine  Person  zum  Mitglied  einer 
«Mem  Kammer  oder  eines  Senates  ernannt  ist, 
lehört  aber  nicht  hierber.  Das  JRecht  muss  yiel- 
■eht  ndt  eeinem  Amte  oder  Sitze  verbunden 
HIB.    8.  hiersu  Th.  II.  S  49. 


6  Trid.  1.  c. 

«  Const.  Urbans  VlII.  cit.  1.  c. 

^  Trid.  1.  c. 

8  Z.B.  um  einem  anderen  Bischof  in  schwerer 
und  bedrängter  Lage  in  der  Yerwaltung  seines 
Amtes  Hülfe  zu  leisten,  Barbosade  pot.  episc. 
III.  alleg.  53.  n.  6;  Henry  p.  79. 

0  Const.  Bened.  XIY.  Ad  universae  cit.  8.  v. 
Ab  iis  autem. 

^  Sofern  nicht  etwa  seine  DiScese  selbst  einen 
klimatisch  günstigeren  Ort  aufweist,  const.  cit. 

11  Wenn  die  Verfolgungen  oder  andere  Ereignisse, 
z.  B.  Epidemien ,  ihn  und  seine  Heerde  gleich- 
massig  bedrohen,  so  ist  es  aber  seine  Pflicht,  bei 
derselben  auszuharren ,  so  lange  seine  Gegenwart 
noch  irgend  etwas  nützen  kann,  evang.  Joann.X. 
11  ff.;  c.46  (Pseudo  Isid.)  c  47  (Nicol.  I.)  c.  48 
(Greg.!.)  C. YII.  qu.  1.  u.  dlct.  Grat,  dazu,  Be- 
ned. XIY.  de  syn.  dioec.  1.  XIII.  c.  19.  n.  2 ff.;  De- 
kret GregorsXIII.  v.  1576  bei  Fagnan.  ad  c.  17 
X.  h.  t.  III.  4.  n.  47,  wodurch  aber  zugleich  ge- 
stattet ist,  dass  der  Bischof  innerhalb  seiner  Diö- 
cese  einen  sicheren  Ort  als  den  Bischofssitz  zum 
Aufenthalt  wählen  darf. 

12  z.  B.  zur  Instruirung  eines  Beatiflkations- 
oder  Kanonisations-Prozesses,  vgl.  darüber  const. 
Bened.  XIY.  cit.  Ad  uniyersae  s.  v.  expediun- 
tur. 

13  S.  auch  const.  Bened.  cit.  Die  Theilnabme 
als  gewählter  Deputirter  in  einer  Laudesvertretung, 
in  welcher  die  Kirche  berührende  Gesetzesvor- 
lagen  beratben  werden  sollen,  fallt  ebenfalls  un- 
ter diesen  Gesichtspunkt. 
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auch  wenn  es  der  Nutzen  des  Staates  erfordert,  dass  gerade  der  Bischof  eine  staatliche 
Mission  übernimmt^. 

In  den  unter  a  bis  d  aufgeführten  Fällen  ist  aber  stets  vorher  eine  Genehmignag 
oder  ein  Urlaub  beim  Papste  einzuholen  ^. 

Selbstverständlich  ist  es,  dass  der  Bischof  bei  jeder  Abwesenheit  und  Entfernung 
von  seinem  Bisthum  die  nöthigen  Anordnungen  fttr  eine  geregelte  FortfDhrong  der 
Diöcesanverwaltung  zu  treffen  hat  ^. 

Für  die  Verletzung  der  Residenzpflicht  sind  nachstehende  Strafen  angedroht : 

a.  Derjenige  Bischof^,  welcher  über  die  gesetzliche  Yakanzzeit von  seiner Diöcese 
fortbleibt^  oder  dieselbe  ohne  den  erforderlichen  Urlaub  verlässt,  erwirbt  den  auf  die 
Zeitdauer  seiner  unberechtigten  Abwesenheit  proratarisch  fallenden  Theil  seiner  Ein- 
künfte nicht  y  und  kann  sie ,  auch  ohne  dass  es  eines  darauf  gehenden  Urtheils  bedarf, 
nicht  fttr  sich  behalten ,  vielmehr  muss  er  sie  den  Kirchen-Fabriken  oder  den  Armen 
der  Bischofsstadt  überweisen  ®,  wobei  jede  Uebereinkunft,  dass  ihm  das  Ganze  oder  ein 
Theil  wieder  erstattet  werden  soll,  als  nichtig  ausgeschlossen  ist. 

b.  Wenn  dagegen  die  unberechtigte  Abwesenheit  sechs  Monate  hinter  einander 
gedauert  hat^,  so  verfällt  er  femer  ipso  iure  in  eine  Geldstrafe  in  Höheres  vierten 
Theiles  des  Jahresertrages  seines  Bisthums  ^,  welcher  durch  seinen  vorgesetzten  Obe- 
ren^ der  Fabrik  der  Domkirche  oder  den  Armen  des  Bischofssitzes  ^^  zu  überweisen  ist, 
und ,  falls  er  noch  weitere  sechs  Monate  von  seiner  Diöcese  fem  bleibt ,  noch  in  eine 
femere  Geldstrafe  derselben  Höhe,  in  Betreff  welcher  ebenso,  wie  mit  der  ersten ,  zu 
verfahren  ist^^. 


^  Denn  im  allgemeinen  ist  sowohl  durch  das 
Tridentinum  Sess.  VI.  c.  1  de  ref.  als  auch  durch 
die  const.  Urban.  VIII.  cit.  $.  10  das  Verweilen 
an  den  Höfen  der  Fürsten  nnd  die  Besorgung  staat- 
licher Geschäfte  im  Auftrage  der  letzteren  aus- 
drücklich verboten,  s.  Barbosa  1.  c.  n.  1517.; 
Reiffenstuel  III.  4.  n,  48.  49. 

2  Das  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.  gestattet 
die  Nachsuchung  auch  beim  Metropoliten,  bez. 
bei  Abwesenheit  desselben ,  bei  dem  ältesten 
Suffraganbisrhof,  dem  ersteren  auch  bei  dem  letz- 
teren. Diese  Vorschrift  ist  aber  durch  die  cit. 
Konst.  UrbansVllI.  %%.  8.  9,  welche  schlechthin 
ein  Preve  des  Papstes  ^  erlangt,  aufgehoben.  Diese 
Ahira-sjuiiß-  wird  Mi-rh  <1i:rth  d-e  ^0ll  demselben 
'"  M  -s'  \.  TLM  nennt  .1  V  Kii-'t-t/iinK  tiner  beäonderen 
1  ■  li^r  g  t  0  je  residei  tiü  epi&co)  oruni  bestä- 
tigt, ä.  Ih.  I.  S.  4ü4.  Fagnan.  ad  c.  9.  X.  h. 
t.  III.  4.  n.  12.  Viele  neuere,  s.  z.  B.  Schulte 
2,!299u.  Richter-Dove$.  147  behandeln  die 
Vorschrift  des  Tridentinums  noch  als  geltendes 
Recht.  Ueber  die  Einrichtung  der  Urlaubsgesuche 
enthält  die  angeführte  const.  Bened.  XIV.  eine 
Anzahl  detaillirter  Vorschriften. 

Der  S-  10  der  Konst.  ürbans  VIII.  ordnet  fer- 
ner an ,  dass  kein  noch  so  dringendes  Geschalt, 
ferner  auch  nicht  die  Kürze  der  Zeit  oder  die 
Entfernung  die  Bischöfe  Ton  der  Abwartung  des 
Urlaubes  entbinden  und  von  Strafen  befreien  soll. 

«  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref. 

*  Trid.  Sess.  XXHI.  c.  1  de  ref. 

s  Auf  Verletzung  der  Pflicht,  an  befitimmten 
Festtagen  bei  der  Kathedrale  zu  residiren,  finden 
die  zu  erwähnenden  Strafen  aber  keine  Anwen- 
dung. 


6  Dazu  kann  ihn  auch  der  vorgesetzte  Obere, 
d.  h.  der  Erzbischof,  wenn  es  sich  um  leine 
SufFraganbischöfe  handelt,  Fagnan.  ad  o.  9  X. 
h.  t.  III.  4.  n.  9,  zwingen. 

^  Trid.  Sess.  VI.  c.  1  de  ref.  Einzelne  erkl&ren 
diese  Bestimmung  durch  die  oben  erwähnte  der 
Sess.  XXIII.  c.  1  für  aufgehoben,  Boeckhn, 
comm.  in  ins  canon.  III.  4.  n.  24;  Schmier, 
iurisprud.  can.  civ.  1.  III.  tr.  I.  P.  2.  c.  3.  n.378. 
Aber  Sess.  XXIII.  c.  1  hält  ausdrücklich  die 
in  der  ersten  Stelle  angedrohte  Strafe  aufrecht, 
und  beide  Anordnungen  widersprechen  sich 
nicht  im  Mindesten ,  wie  der  Text  ergiebt.  In 
derselben  Weise  wird  auch  das  Verhältniss  bei- 
der von  Benedikt  XIV.  de  synodo  dioeo.  X. 
9.  n.  6  u.  const.  cit.  Ad  universae  d.  v.  seeundo 
loco  autgefasst. 

9  Eine  dies  feststellende  deklaratorische  Sen- 
tenz erscheint  aber  nothwendig ,  um  die  Pflicht 
des  Bischofs  zur  Zahlung  der  Strafe  zu  konstatiren. 

»  S.  Anm.  6. 

^0  In  erster  Linie  aber  der  Fabrik,  wenn  sie  be- 
dürftig ist,  s.  Fagnan.  ad  c.  9.  X.  cit.  n.  33  ff. 

11  Ausserdem  hat  Pius'  V.  in  d.  const.  dt.  In 
suprema  v.  1564  noch  die  Einziehung  der  Güter 
an  die  apostolische  Kammer  beim  Tode  der  nieht 
residenzhaltenden  Bischöfe  angeordnet,  auch  dem 
Papst  die  Suspension  von  der  Verwaltung  der 
Diöcese  vorbehalten ,  Urban  VIII.  in  der  const. 
cit.  aber  für  die  Entfernung  ohne  den  vor- 
schriftsmässlgen  Urlaub  auch  die  interdictio  in- 
gressus  ecdesiae  und  Verlust  der  TeatirbeftigniBs 
als  ipso  iure  eintretende  Strafen  verhängt,  von 
Clemens  VIII.  ist  noch  als  weitere  Strafe  die  Un- 
fähigkeit ,  höhere  Würden  zu  erlangen ,  und  ttm 
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c.  Bei  einer  weiter  gehenden  Vernachlässigung  der  Didcese  kann  der  Papst 
snch  andere  ihm  angemessen  erscheinende  Strafen,  ja  sogar  die  Absetzung,  ver- 
hingen  ^. 

Die  üeberwachnng  der  Innehaltnng  der  Residenz  seitens  der  Snffiraganbischöfe 
liegt  dem  Metropoliten,  seitens  der  Erzbischöfe  dem  ältesten  Suffraganbischof  ob  ^. 

Fllr  anderweite  Verletzungen  der  Residenzpflicht ,  als  durch  Entfernung  aus  der 
Didcese,  also  insbesondere  für  grobe  Vernachlässigungen  der  Diöcesanverwaltung  seitens 
der  Bisehöfe  trotz  ihrer  Anwesenheit  im  Bisthumssprengel ,  enthält  das  Tridentinum 
keine  besonderen  Strafvorschriften,  es  können  also  hier,  sofern  nicht  fär  einzelne  Fälle 
besondere  Strafen  angedroht  sind,  nur  arbiträre  Disciplinar-Strafen  eintreten. 

Die  gedachten  Vorschriften  beziehen  sich  nicht  auf  die  Titularbischöfe  ^,  dagegen 
kann  ihre  Anwendung  auf  die  praelati  nullius  dioeceseos  ^  keinem  Zweifel  unterliegen, 
weil  diese  als  Inhaber  der  vollen  bischöflichen  Jurisdiktion  über  eine  Quasi-Diöcese  in 
Folge  ihrer  Stellung  auch  die  gleichen  Pflichten,  wie  die  Bischöfe,  haben  ^. 

2.  Die  Residenzpflicht  liegt  sodann  denjenigen  Geistlichen  ob,  welche  ein  Seel- 
Borge-Amt^  besitzen,  d.  h.  den  Pf arrern^,  mögen  sie  fest  oder,  wie  die Desservants, 
wiederruf  lieh  angestellt  sein*,  ferner  den  Vikaren,  welche  für  einen  parochus  habi- 
tnalis  ^  die  Seelsorge  ausüben  ^^  oder  eine  Pfarrei  interimistisch  verwalten  ^  ^ ,  endlich  auch 
den  Koadjutoren,  welche  dem  Pfarrer  bei  nicht  mehr  ausreichender  Fähigkeit  zur  Seite 
gesetzt  sind  ^K  Die  Residenz  erfordert  für  die  Regel  nicht  nur  den  dauernden  Aufent- 


Benedikt  XIY.  eonst.  cit.  Ad  uniyers&e  unter  Er- 
neoeniiig  der  Anordnungen  seiner  Vorgänger  der 
Ipw  iDie  sich  yollziehende  Verlust  aliei  ertheilten 
^pttUehen  Privilegien  hinzugefügt,  zugleich  un- 
ter der  Erweiterung:  „decementes  sub  trans- 
gxessonim  nomine  comprehendi  non  solum  eos,  qul 
pneler  m  menses  a  concilio  toleratos  absque  le- 
gttima  causa  et  expressa  Romani  pontiUds  licen- 
tia  extra  proprias  dioecesee  commorantur,  sed  eos 
etlun  qui  huinsmodi  licentiam  falsis  simulatisve 
eansis  doloee  extorquere  non  dubitaverlnt ,  vel 
ea  semel  rite  recteque  obtenta  praescriptos  in 
eadem  limites  ac  praeflnitum  tempus  praetergressi 
foerint^. 

»  Trid.  Sees.  VI.  1.  c. 

^  Vgl.  1.  c.  Eine  mehr  als  einjährige  Abwesen- 
heit der  von  ihnen  zu  beaufsichtigenden  Bisc)«öfe 
sind  sie  binnen  3  Monaten  bei  Strafe  der  ipso  iure 
eintretenden  interdictio  ingressus  ecolesiae  dem 
Päpste  anzuzeigen,  verpflichtet. 

Die  franzosischen  organischen  Artikel  20 
haben  die  Besidenzpflicht  der  Bischöfe  ebenfalls 
statuirt  und  gestatten  in  Uebereinstlmmung  mit 
dem  iJteren  Recht,  s.  o.  S.  222.  n.  4,  ihnen  die 
Entfernung  aus  der  Diöcese  nur  mit  Genehmigung 
4m  Staatsoberhauptes.  In  Frankreich  hatte  übri- 
gens schon  die  Ordonnance  de  Blols  v.  1579.  Art. 
14  die  Beobachtung  der  Besidenzpflicht  angeord- 
net, recueil  d'Wts  et  ordonnances  royaux.  Paris 
1720.  1,  524. 

'  Weil  sie  in  ihrer  Diöcese  in  partlbus  nicht 
residiren  können.  Sie  erhalten  daher  auch  bei 
ihrer  Bmennung  eine  ausdrückliche  Dispensation 
voaderResidBnzpfllcht,  Th.  n.  S.  177.    AUer- 


dings  kann  ihnen  eine  solche  in  Folge  eines  be- 
sonderen, ihnen  übertragenen  Amtes  obliegen. 

*  Th.  II.  S.  343. 

6  Vgl.  H  e  n  r  y  p.  97.  98.  Für  die  übrigen  Prä- 
laten mit  iurisdictlo  quasi  episcopalis,  Th.  II.  S. 
347  gilt  dies  aber  nicht.  Für  diese  bemisst  sich 
die  Residenzpflicht  nach  ihrer  sonstigen  Stellung, 
also  namentlich  nach  den  darüber  für  die  Kano- 
niker oder  die  Inhaber  Yon  Seelsorge  -  Aemtern 
bestehenden  Regeln. 

«  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.,  welches  die 
allgemeinen  Bestimmungen  des  c.  2  de  ref.  Sess. 
VI  für  die  gedachten  Aemter  näher  präcisirt. 
Dasselbe  handelt  zwar  nur  von  Seelsorge-  B  e  n  e- 
fizien,  indessen  hat  eine  feststehende  Ansicht 
und  Praxis  das  Kapital  auch  analogisch  auf  blosse 
Seelsorge-  Aemter  angewendet.  Vgl.  die  folgen- 
den Anmerkungen. 

^  Vgl.  über  ihre  Residenzpflicht  auch  Phil- 
lips K.  R.  7,  377  ff. 

8  Weil  auch  die  letzteren  dieselben  Rechte  und 
in  Folge  dessen  dieselben  Pflichten ,  wie  die  In- 
haber von  vrirkliohen  Pfarrbeneflzien,  haben. 

9  Dieser  selbst  ist  der  Residenzpflicht  nicht 
unterworfen ,  denn  er  hat  das  Amt  nicht  auszu- 
üben, Th.  II.  S.  447.  452,  Leuren.  for.  benef. 
P.  I.  qu.  366.  n.  1;  Henry  p.  157. 

10  S.  die  vor.  Anm. ;  Bouix.  tract.  de  parocho 
p.  538. 

11  Vgl.  Th.  II.  S.  325.  327;  Leuren.  1.  c.  n. 
2;  Bouix.  p.  539;  Henry  p.  158. 

12  Th.  II.  S.  324.  325.  In  einem  SQlchen  FaUe 
erlischt  aber  die  Residenzpflicht  des  coadiutut 
nicht  von  selbst ,  s.  die  Entsch.  d.  Congr.  conc. 
belBouixp.  539;  Henry  p.  158. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  158, 


halt  an  dem  Sitze  des  Amtes,  sondern  auch  bei  Pfarrern  das  Bewohnen  des  fiOr  sie  be- 
stimmten Pfarrhauses  ^ 

Zu  jeder  längeren^ Abwesenheit  ^  bedürfen  die  Inhaber  der  gedachten  Aemter  der 
vorherigen  schriftlichen,  aber  unentgeltlich  zu  ertheilenden  Erlaubniss  des  Bischofs 3, 
bei  deren  Verweigerung  sie  sich  mit  einer  Beschwerde  an  den  dem  letzteren  vorge- 
setzten Oberen  wenden  können  ^. 

Diese  muss  ihnen  bis  zur  Höhe  von  zwei  Monaten ,  sei  es  fttr  eine  fortlaufende 
Zeit ,  sei  es  für  mehrere  Zeiträume  mit  Unterbrechungen,  beim  Vorliegen  eines  ange- 
messenen Grundes  auf  die  durch  denselben  gerechtfertigte  Dauer  ertheilt  werden^. 

Einen  darüber  hinausgehenden  Urlaub  können  sie  nur  dann  beanspruchen ,  wenn 
sie  einen  dringenden  Grund,  d.  h.  wie  die  Bischöfe^,  eine  s.  g.  chrütiana  cartäu,  ur- 
gena  necessitas  ^,  dMia  obedtenäa  ^  oder  evidens  ecclmae  vel  re^tibUcae  tUiUiaa  ^  dafOr  gel- 
tend zu  machen  im  Stande  sind. 


1  lieber  unirte  Pfarreien  siehe  Th.  II.  S.  426. 
429;  auch  Henry  p.  163.  164. 

Ausserhalb  der  Pfarrgreuzen  darf  daher  der 
Pfarrer  selbst  dann  seinen  Sitz  nicht  nehmen, 
wenn  er  auch  von  demselben  die  gewöhnlichen 
Pfarrgeschafte  besorgen  kann,  s.  d.  Entsch.  d. 
Congr.  conc.  in  Richters  Tridentinum  S.  38. 
n.  11.  Ton  dieser  Pflicht  kann  auf  die  Dauer  nur 
der  Papst,  bez.  die  Congr.  conc.  dispensiren, 
Henry  p.  164. 166,  der  Bischof  nur  bei  vorüber- 
gehenden Hindeini8«en,  wie  e.  B.  bei  einem  Neu- 
bau des  Pfarrhauses  oder  beim  Mangel  eines  sol- 
chen ,  falls  und  bis  für  den  Pfarrer  eine  andere 
geeignete  Wohnung  in  der  Parochie  beschafft  wer- 
den kann  oder  wenn  der  Pfarrer  wegen  des  schlech- 
ten Klimas  krank  geworden  ist  und  zu  seiner 
Wiederherstellung  die  Pfarrei  verlassen  muss, 
Richters  Tridentinum  a.  a.  0.  n.  12;  Henry 
p.  164.  16Ö;  Lingen  et  Reuss  causae  selectae 
in  8.  congr.  conc.  propositae  p.  779  ff. 

Das  Residiren  am  Pfarrort  und  im  Pfarrhause, 
nicht  an  einem  anderen  Orte  oder  in  einem  an- 
deren ,  z.  B.  eigenen  Hause  innerhalb  der  Paro- 
chie ist  dadurch  bedingt ,  dass  von  hier  aus  die 
Verwaltung  am  besten  geführt  werden  kann, 
Fagnan.  ad  c.  30  X.  de  praeb.  2.  qui  viro  n. 
12 ff.,  de  Luca  adnot.  ad  conc.  Trid.  disc.  4.  n. 
11;  Henry  p.  166  und  die  dort  angeführten 
Entsch.  d.  Congr.  conc,  jedoch  kann  der  Bischof 
bei  vorliegenden,  gerechtfertigten  Gründen  eine 
Ausnahme  gestatten,  s.  die  citirten. 

2  Vgl.  dazu  das  Folgende. 

3  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.  Eine  stiU- 
schweigende  genügt  nicht.  Der  Bischof  hat  selbst- 
verständlich die  Gründe  nach  Massgabe  der  Aus- 
führungen im  Texte  zu  prüfen. 

^  Eine  positive  Vorschrift  fehlt,  es  folgt  aber 
aus  der  Natur  der  Sache ,  dass  der  Bischof  nicht 
das  Recht  besitzt ,  den  Urlaub  nach  Willkühr  zu 
verweigern,  Fagnan.  ad  c.  4  X.  h.  t.  n.  13; 
Henry  p.  171;  Bouix  1.  o.  p. 544;  die  Congr. 
conc,  8.  Ferraris  s.  v.  parochus  art.  2.  n.  24. 

5  Vgl.  0.  S.  226. 

Die  Meinung,  dass  es  für  einen  solchen  Urlaub 
keiner  Erlaubniss  bedarf,  —  über  die  dafür  gel- 
tend gemachten  Gründe  s.  Henry  p.  175  ff.,  — 
ist  vereinzelt  geblieben.  Sie  widerspricht  dem 
Wortlaut  des  TridentinumB  („  quandocunque  eos 


etc.^,  und  es  steht  ihr  auch  die  konstante  Praxis 
der  Congr.  conc.  entgegen,  Fagn  an.  ad  c.  4  X. 
h.  t.  III.  4;  Ferraris  1.  c.  n.  21  ff.;  Henry 
p.  177;  Richters  Tridentinum  S.  37.  n.  8.  9; 
dieselbe  Auffassung  auch  im  römischen  Provio- 
zialkoncilv.  1725  tit.  17.  c  6,  acta  conc.  reo.  coli. 
Lac.  1,  378. 

«  S.  0.  S.  227. 

"^  Als  solche  betrachtet  aber  die  Congr.  conc. 
hohes  Alter  und  unheilbare  Kränklichkeit  nicht, 
vielmehr  wird  in  derartigen  Fällen  ein  Coadjotor 
bestellt,  indessen  unter  Umstanden  auch  dem 
Pfarrer  ein  Indult  gewährt ,  sich  mehrere  Monate 
ausserhalb  der  Pfarrei ,  jedoch  in  der  Nahe  der- 
selben aufhalten  zu  können ,  damit  er  bei  hohen 
Festlichkeiten  und  anderen  dringenden  Anlässen 
in  der  Lage  ist,  behufs  Ausübung  des  Amtes  zu- 
rückzukehren,  Richter  a.  a.  0.  S.  38.  n.  14. 
15.  16;  Henry  p.  191  ff. 

Schwere,  gefahrbringende  Feindschaften  gegen 
den  Pfarrer  bilden  einen  Fall  der  urgens  necessi- 
tas, nach  der  Praxis  der  Congr.  oono.  hat  aber  der 
Bischof  ein  Indult  derselben  einzuholen,  welches 
zuerst  auf  6  Monate  ertheilt  wird,  und  nachher 
noch  auf  dieselbe  Zeit  verlängert  werden  kenn, 
Fagnan.  ad  c.  17  X.  h.  t.  n.  22 ff.;  Bonix 
p.  548  ff.;  Henry  p.  198 ff. 

s  Hierher  gehört  ein  Befehl  oder  Auftrag  des 
Papstes,  durchweichen  zugleich  eine  Dispensation 
von  der  Residenz  eintritt.  Da  aber  der  Bischof 
von  dieser  nicht  dispensiren  darf  und  seinerseits 
auch  die  Vorschriften  über  die  Residenzpflicht  der 
Pfarrer  beobachten  muss ,  so  kann  er  den  Pfarrer 
in  seinem  eigenen  oder  im  Dienst  der  Kirche 
nicht  auf  länger  als  zwei  Monate  verwenden ,  so 
auch  die  Praxis  der  Congr.  conc.  u.  der  Ckmgr. 
episcop.,  Garcias  tract.  de  benef.  III.  2.  n.  42; 
Ferraris  1.  c  n.  43  ff.;  Th.  H.  S.  212.  An- 
merk.  10. 

^  Hierher  gehört  z.  B.  die  Einberufung  sn  einer 
Provinzial-  oder  Di^^cesansynode ,  dagegen  nseh 
heutigem  Recht  nicht  mehr  die  Betreibung  vHssen- 
schaftlicber  Studien,  da  die  erforderliche  Ausbil- 
dung der  Geistlichen,  welche  allerdings  im  Inter- 
esse der  Kirche  geboten  ist,  in  anderer  Weise,  als 
im  Mittelalter  erfolgt,  und  eine  Abwesenheit  so 
diesem  Zwecke  heute  nicht  mehr  als  eine  solcke 
angesehen  worden  kann,  welche  einen  eagen- 
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HangelB  besonderer  Vorschriften  desTridentiBiuaB  hat  sian  angenommen,  das»  die 
Inhaber  der  Seelsorge-Aemter  wenigstens  auf  kürzere  Zeiten,  insbesondere  bis  auf  die 
Zeitdaner  einer  WooheS  falls  sie  einen  angemessenen  Grund  dafür  haben,  ihren  Amts- 
sitz verlassen  dQrfen.  Indessen  verlangt  das  KonzU  allgemein  eine  Erlaubniss  des  Bi- 
schofs zu  jeder  Abwesenheit ^  und  erfordert  nur  dann  eine  solche  nicht,  wenn  das 
Verlassen  der  Paxochie  auf  eine  so  kurze  Zeit  und  unter  solchen  Umstftnden  erfolgt, 
iMSB  dadurch  eine  Unterbrechung  der  Residenz  nicht  herbeigeführt  wird  ^.  In  einem 
solchen  Falle  handelt  es  sich  gar  nicht  um  eine  Ausnahme  von  der  Residenzpflieht, 
vidlmehr  um  eine  Entfernung  vom  Amtssitze ,  welche  durch  dieselbe  nicht  ausge- 
schlossen wird.  Die  Doktrin  hat  aber  mit  Rücksicht  darauf,  dass  dieCongregatio  con- 
cilii  eine  Abwesenheit  für  eine  Woche  ohne  Urlaub  des  Bischofs  für  unstatthaft  erklärt 
hat^,  angenommen,  di^s  nach  gemeinem  Recht  von  der  Regel  eine  Ausnahme  dann 
stattfinde ,  wenn  der  Pfarrer  seine  Parochie  auf  kürzere  Zeit ,  insbesondere  auf  einen 
oder  zwei  Tage  verlassen  wolle  ^,  dass  aber  andererseits  der  Bischof  auch  in  diesen 
Fällen  durch  besondere  Anordnungen  die  Einholung  seiner  Erlaubniss  vorzuschreiben 
berechtigt  sei.  Allein  demselben  steht  keine  Befngnias  zu,  das  gemeine  Recht  abza- 
ändem  und  von  diesem  Standpunkt  aus  lässt  sich  die  Recht^gültigkeit  derartiger  Yor- 
admftea  nicht  begründen.  Diese  ergiebt  sich  vielm^  daraus,  dass  der  Bischof,  bez. 
die  Provinzialsynode  befugt  ist,  im  Interesse  der  Ordnung  ein  flir  alle  Mal  festzu- 
stellen ,  in  welchen  Fällen  eine  Entfernung  des  Pfarrers  auf  kürzere  Zeit  durch  die 
Besidenzpflicht  als  ausgeschlossen  und  in  welchen  sie  als  nicht  der  letzteren  wider- 
sprechend anzusehen  ist^.  Derartige  Bestimmungen  bestehen  jetzt  für  alle  Diöcesen. 
Borch  dieselben  ist  gewöhnlich  den  Pfarrern  eine  Entfernung  bis  zu  drei  Tagen  7,  zu 
welchen  kein  Sonntag  oder  Festtag  gehört ,  unter  blosser  Anzeige  an  den  Dekan ,  eine 
solche  bis  zu  sechs  Tagen  nach  vorherigem ,  bei  dem  letzteren  nachgesuchten  Uriaub 
gestattet,  während  ein  Urlaub  für  längere  Zeit  oder  für  die  Sonn-  und  Festtage  bei  der 
insehdflichen  Behörde  durch  Vermittelung  des  Dekans  zu  erbitten  ist  ^. 

Au^er  dem  gedachten  Fall  ist  eine  Entfernung  ohne  Urlaub  oder  Anzeige  nur  in 
sefalennigen  und  dringenden  Nothflällen  gestattet ,  dann  aber  die  Benachrichtigung  an 


Kheinlichen  Nutzen  füi  die  Kirche  bildet,  s. 
Th.  IL  S.  483.  Anm.  8  u.  Henry  p.  202 ff. 

^  Barbosa  de  off.  eplsc.  P.  III.  alleg.  83.  n. 
106;  Reiff  enstnel  III.  4.  n.  79.  80,  nament- 
Hch  ans  Anlasa  einer  Entscheidung  der  Congr. 
coDc.,  data  der  Pfarrer  behnfs  eines  Besuches 
Miner  aimen  Venrandten  auf  6  oder  7  Tage  ver- 
leiien  könne,  Fagnan.  ad  e.  4  X.  h.  t.  n.  25. 

2  Daher  hat  auch  die  Gongr.  cone.  wiederholt 
bei  Entfernungen  anf  eine  Woche  die  Erlaubniss 
des  Bischofs  für  nothwendig  erklärt ,  Ferraris 
L  6.  D.  30;  Henry  p.  179.  Die  in  der  vorigen 
Anm.  aBgefühzte  Entscheidung  widerspricht  dem 
nicht,  denn  sie  bezieht  sich  nur  darauf,  dass  der 
tagefUhrte  Onrnd  ein  angemessener  sei,  und  lässt 
^  Visge  nach  dnm  Urlaub  unber&hrt,  Fagnan. 
1.  c.  Q.  26. 

>  8es8.  XSLin.  0.  1  de  ref.  s.  t.  Qaoaiam. 

*  S.  Anm.  % 

*  Ferraris  I.e. n. 37;  Bonix  p.  553.  554; 
Henry  p.  180. 

^  Die  Be«htigültlg]|eit  solcher  Anwendungen 
ist  übrigens  ansh  duic^h  die  Congr.  cono.  aner- 
kanot,  Fagnan.  ade.  4  X.  h,  t.  n.  22ff.;  Fer- 


raris 1.  e.  n.  31.  32.  ungültig  würde  dagegen 
eine  Verfügung  des  Bischofs  sein,  dass  der  Pfarrer 
sich  auch  nicht  auf  einige  Stunden  ohne  Urlaub 
aus  der  Pfarrei  entfernen  darf,  s.  auch  Bouix 
p.  556  u.  Analecta  iur.  pont.  1858.  p.  119  ff. 

7  So  das  Kölner  Provinzkonzil  v.  1860.  P.  H. 
tit.  1.  c.  6,  Dumont,  Samml.  kirchl.  Erlasse 
S.  299,  in  der  Piooese  Paderborn  sogar  bis  zu  4 
Tagen,  Ger  lach,  Paderborner  Diocesanrecht. 
2.  Aufl.  S.  80.  Dagegen  lassen  die  V.  v.  1858 
für  Rottenburg ,  v.  Vogt,  Samml.  kirchl.  Ver- 
orda.  S.  597  nur  eine  Entfernung  anf  zwei  Tage 
nnd  eine  Nacht ,  das  Wiener  Provlnzialkonzil  v. 
1858.  t.  2  c.  6,  Aroh.  f.  k.  K.  R.  4,  628,  allein 
auf  zwei  Tage  ohne  Urlaob  zu.  Aehnliche  Vor- 
schriften für  belgische  Diöcesen  mitgetheüt  bei 
Henry  S.  182ff. 

8  S.  die  vor.  Anm. 

In  einzelnen  Staaten,  z.B.  in  Baiern  ist 
auch  Anzeige  von  dem  Antritte  des  Urlaubes  an 
die  Diitriktspolizeibehürde  zu  maehen,  Silber- 
nagl,  Verfassg.  sämmtl.  Religtonsgesellschaften 
S.  66;  Stingl,  Verwaltg.  des  kath.  Pfieirramtes 
S.  183;  in  Frankreich  (Elsass-Lothrin« 
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den  Dekan  sobald  wie  möglich  zu  machen  nnd  der  etwa  erforderliehe  nachtrftgliehe 
Urlaub  einzuholen  \ 

Unter  allen  Umständen  hat  aber  der  abwesende  Pfarrer  fDr  seine  gehörige  Ver- 
tretung auf  seine  Kosten ,  also  durch  Bestellung  eines  Vikars  oder  durch  Veranlassung 
«iner  Stellvertretung,  wenn  nicht  eine  solche  schon  vorhanden  ist,  zu  sorgen  ^. 

Das  Tridentinum  bestimmt,  dass  für  die  Verletzung  seiner  Vorschriften  Aber  die 
Residenzpflicht  seitens  der  Pfarrer  dieselben  Strafen  wie  gegen  die  Bischöfe  Anwen- 
dung finden  sollen  ^. 

a.  Hiernach  kann  der  Pfarrer  bei  einer  ungerechtfertigten  Abwesenheit  die  pro- 
ratarisch  auf  die  Zeitdauer  derselben  fallenden  Einkünfte  seines  Benefiziums  nicht 
erwerben  *. 

b.  Sodann  ist  der  Bischof  befugt,  auch  Geldstrafen  in  Höhe  des  vierten  Theiles 
des  Jahresertrages  unter  denselben  Voraussetzungen  gegen  den  Pfarrer  auszuspre- 
chen, unter  welchen  dies  gegen  die  Bischöfe  statthaft  ist^.  Endlich  gewährt  ihm  das 
Konzil  auch  noch  das  Recht,  kirchliche  Censuren,  also  die  Suspension,  die  interdictio 
ingressus  ecclesiae  und  die  Exkommunikation  zu  verhängen ,  auch  nöthigenfalls  die 
Entziehung  des  Amtes  zu  verfügen  ^. 

Unter  den  zu  b.  genannten  Strafen  hat  der  Bischof  die  Wahl^.  Jedoch  ist  der 
schuldige  vorher  zur  Rückkehr  aufzufordern ,  wozu  auch  dann,  wenn  sein  Aufenthalt 
bekannt  ist,  eine  öffentliche  Vorladung  (edictum)  genügt^.   Bei  unbekanntem  Aufent- 


g  e  n)  bei  Urlanbsertheilnng  Über  8  Tage  Anzeige 
des  Bischofs  an  den  Präfekten  zu  erstatten,  und 
bei  mehr  als  einem  Monat  sogar  Ermächtigung 
des  Kultusministers  einzuholen,  Ord.  v.  13.  März 
1832  Art.  4,  D u  r sy  Staatskircheurecht  in  Elsass- 
Lothringen  1,  79. 

1  So  auch  die  Congr.  conc,  s.  Fagnan.  1.  c. 
n.  33ff. ;  Ferraris  I.  c.n.25,  und  einzelne  der 
S.  231.  n.  7  angeführten  Verordnungen.  Eine  dies 
für  die  Pfarrer  ausschliessende  allgemeine  Be- 
stimmung, wie  sie  in  Betreff  der  Bischöfe  erlassen 
ist,  s.  0.  S.  228.  n.  2,  besteht  nicht. 

2  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.  Dies  ist  auch 
wiederholt  in  den  partikulären  Anordnungen  ein- 
geschärft, s.  S.231.  n.  7.  Die  Ansicht,  dass  eine 
derartige  Vorkehrung  bei  einer  Abwesenheit  Ton 
zwei  Tagen  oder  auch  nur  von  einem  nicht  erfor- 
dert werde,  Barbosade  off.  episc.  P.  III.  alleg. 
53.  n.  106,  ist  unrichtig,  s.  auch  Reif  fenstuel 
III.  4.  n.  83. 

Die  Vorschriften  des  preuss.  A.  L.  R.  n.  11. 
SJ.  413 — 416. 506 — 508,  welche  im  wesentlichen 
auf  den  im  Text  dargelegten  Bestimmungen  des 
kirchlichen  Rechts  beruhen  und  damit  überein- 
stimmen, sind  durch  die  Verfassungsurkunde  t. 
1850.  Art.  15  bereits  beseitigt  worden,  da  die 
Regelung  des  Urlaubs  der  Geistlichen  eine  die 
Kirche  allein  berührende  Angelegenheit  ist. 

^  Sess.  VI.  c.  1  de  ref.  u.  Sess.  XXIII.  c.  1. 
s.  V.  Eadem  omnino  etc.  Die  gedachten  Strafen 
sind  aber  dann  ausgeschlossen,  wenn  der  Pfarrer 
ohne  seine  Pfarrei  zu  verlassen,  nicht  am  Pfarrort 
oder  nicht  im  Pfarrhause  residirt.  Für  diesen 
Fall  sind  nur  arbiträre  Zwangs-  und  Strafmittel 
zulässig,  Fagnan.  ad  o.  30.  $.  qui  vero  X.  de 
praeb.  III.  5.  n.  14.  16;  Bon  ix  p.  564. 

^  Sess.   XXIII.   1.   c.     Die  Vorschriften  der 


Sess.  VI.  cit.  über  die  Zeiträume  finden  hierbei 
keine  Anwendung,  Congr.  conc.  bei  Fagnan.  ad 
c.  11  X.  h.  t.  n.  25;  Henry  p.  208.  Im  üeb- 
rigen  gilt  das  o.  S.  228  Bemerkte.  Für  die  Regel 
wird  also  der  Betrag  der  Fabrik  der  Pfarrkirche 
zu  überweisen  sein,  nur  dann  nicht,  wenn  der 
Pfarrer  bei  einer  in  Frage  stehenden  Keparator 
an  der  Baulast  Theil  nimmt,  weU  er  sonst  aus 
seiner  unerlaubten  Handlung  einen  Vortheü  zie- 
hen würde,  Henry  p.  208.  Ueber  die  Bewilli- 
gung der  Restitution  der  verlorenen  Früchte  vgl. 
Bened.  XIV.  const.  Pastor  bonus  a.  1744.  $.  24, 
bull,  eiusd.  1,  324. 

6  S.  0.  S.  228. 

«  Sess.  XXIU.  cit. 

^  Das  ergiebt  der  Wortlaut  des  c.  1  Sess.  XXIH. 
cit.  und  ist  auch  die  Ansicht  der  Congr.  conc  s. 
Fagnan.  ad  c.  11  X  cit.  n.  18;  Henry  p.2i3. 
Wenn  dieselbe  andererseits  ausgesprochen  hat, 
dass  bei  einer  Verletzung  der  Residenzpflicht  im 
Falle  der  Pest,  nicht  sofort  die  Entziehung  des 
Benefiziums  als  Strafe  angewendet  werden  solle, 
Fagnan.  ad  c.  cit.  n.  18  u.  ad  c.  17.  n.  41  ff.« 
so  widerspricht  das  nicht.  Diese  Entscheidung 
geht  offenbar  von  der  zutreffenden  Anschauung 
aus,  dass  wenngleich  das  Konzil  keine  bestinunte 
Stufenfolge  der  Strafen  vorsehreibt,  der  Bisebof 
doch  verpflichtet  ist,  die  der  Lage  des  Einzelfalles 
entsprechende  Strafe  unter  den  verschiedenen, 
ihm  offen  gelassenen  anzuwenden,  und  nicht  nach 
reiner  Willkür  handeln  soll.  Vgl.  auch  Acta  s. 
sed.  7,  676. 

s  Das  ältere  Recht,  wonach  hei  bekanntem 
Aufenthalt  eine  persönliche  Ladung  des  Ab- 
wesenden mit  Bestimmung  eines  angemessenen 
Termins  zur  Rückkehr  vorgeschrieben  war,  c.  8. 


{.  158.] 


Die  Besidenzpflioht  als  solche. 
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balt  ist  aber  diese  dreimal  zn  erlassen  und  von  dem  Tage  der  letzten  Veröffentlichnng 
noeh  sechs  Monate  hindurch  in  dem  Falle  zn  warten ,  wenn  der  Bischof  die  Strafe  der 
Entnehnng  des  Benefizioms  anwenden  will  ^  Auch  hat  der  Bischof  in  allen  F&Uen  bei 
der  Ladung  die  Strafe,  welche  er  nachher  zn  verhängen  beabsichtigt ,  anzudrohen  ^. 
6e§fen  die  Strafverfügungen  des  Bischofs  steht  zwar  die  Appellation  offen^  aber  nur  mit 
Devolntir-,  nicht  mit  Sospensiy-Wirknng '. 

Die  Inhaber  der  Seelsorge-Aemter,  insbesondere  die  Pfarrer  genügen  aber  ebenso 
wie  die  Bischöfe  ihrer  Residenzpflicht  erst  voll,  wenn  sie  sich  nicht  blos  am  Orte  ihres 
Amtes  aufhalten,  sondern  dasselbe  auch  wirklich  persönlich  verwalten^.  Dies  gilt 
selbst  dann,  wenn  der  Pfarrer  einen  oder  mehrere  Kapellane  oder  Vikare  als  Gehtllfen 
neben  sich  hat  und  dieselben  an  und  für  sich  im  Stande  sein  würden,  alle  Geschäfte  der 
Pfarrei  zu  besorgen.  Diese  sind  nur  zu  seiner  Unterstützung  angestellt,  nicht  um  ihm 
die  ganze  Arbeitslast  abzunehmen.  Als  Träger  des  Pfarramtes  hat  er  dasselbe  vielmehr 
in  seinen  hauptsächlichsten  Funktionen  selbst  auszuüben^.  Als  solche,  s.g.  munta 
parocMaUa  ^,  kommen  in  erster  Linie  in  Frage  die  Celebrirung  der  Pfarrmesse  ^,  das 
Predigen  an  Sonn-  und  Festtagen  ^,  die  Eatechismuslehre  an  denselben  Tagen  ®,  die 
Anstbeilungder  öffentlichen  Kommunion  ^^,  die  Zulassung  zur  ersten  Kommunion  ^S  die 
Aflsistenz  bei  der  Eheschliessung ^^,  das  Brautexamen,  das  Eheaufgebot,  die  Eheein- 
Segnung,  die  Brautmesse  und  die  Eintragung  der  Ehe  in  das  Kirchenbuch  ^^.  Diese 
Geschäfte  hat  der  Pfarrer  soweit  möglich,  selbst  wahrzunehmen  und  sie  nur  bei  einem 
obwaltenden  Hindemisse  seinem  Vikare  zn  überlassen  ^*.  In  zweiter  Linie  stehen  dar- 
gegen  die  Abhaltung  feierlicher  Messen,  die  Taufe,  die  Einsegnung  der  Wöchnerinnen 
QBd  die  Vornahme  der  kirchlichen  Funktionen  bei  Begräbnissen  ^^.  Diese  Amtshand- 
hmgen  dürfen  die  Pfarrer  auch  ohne  besonderen  Hinderungsgrund,  lediglich  um  die 
Lasten  ihres  Amtes  mit  den  Vikaren  zu  theilen,  den  letzteren  zuweisen ;  da  es  sich  aber 


X.  b.  t. ;  Fagnan.  ad  c.  11  h.  t.  n.  9.  30,  Ist 
duidi  das  Tridentinnm  beseitigt. 

<  c.  11.  X.  h.  t. ;  Fagnan.  ad  c.  cit.  n.  8. 
Derselbe  vertritt  die  MeinnDg  n.  32  ff.,  dass  die 
didmalige  dtation  nnd  die  sechsmonatliche  Frist 
durch  das  Tridentiniun  beseitigt  sei.  Dagegen 
aber  Barbosa  de  officio  parochl  I.  8.  n.  75; 
Henry  p. 211  nnd  die  bei  demselben  mitgetheü- 
ten  Entscheidungen  d.  Congr.  conc.  y.  1621  u. 
1624,  B.  anch  Acte  s.  sed.  7,  682.  Der  Wortlaut 
des  Konzils  bedingt  es  jedenfaUs  nicht,  hinsicht- 
iieh  des  Yerfahrens  bei  der  Absetzung  eine  Ab- 
«ndernng  der  die  Vertheidigong  des  Angeschul- 
digten sichernden  Vorschriften  des  älteren  Rech- 
tes anzunehmen.  Dagegen  kann  Ton  einem  Ver- 
lust des  Benefiziums  ipso  iure  durch  Verletzung 
der  Residenzpflicht,  s.  c.  30  X.  de  praeb.  III.  5, 
nach  dem  Rechte  des  Tridentinums  keine  Rede 
mehr  sein. 

*  So  die  Ck>ngr.  conc.  Fagnan.  ad.  c.  11  X. 
dt.  D.  30. 

»  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  cit. 

*  Seine  residentia  soU  nicht  eine  s.  g.  otiosüf 
toodexn  eine  läboriosa  sein,  Bened.  XIV.  instit. 
ecel.  XVII.  n.  6. 

»  e.  30.  X.  III.  5.  cit.  Nach  der  Entsch.  d. 
Congr.  conc.  ▼.  1591,  Ferraris  1.  c.  n.  19,  u. 
▼.  1604  bei  Richter,  Tridentinum  S.  39.  n.  19 
soUen  de  nur  die  Geschäfte  ihren  Vikaren  über- 


lassen, deren  Verwaltung  nach  ausdrAcklicher 
Vorschrift  der  Canones  oder  des  Trlenter  Konzils 
durch  die  letzteren  gestattet  ist.  Dies  gilt  selbst- 
verständlich allein  unter  der  Voraussetzung,  dass 
sie  nicht  durch  andere  Geschäfte  verhindert  sind, 
s.  1.  c.  n.  20. 

0  Am  eingehendsten  darüber  J.  B.  Deneu- 
bourg,  ^tude  canonique  sur  les  vicaires  parois- 
siaux.  Tournal  1871.  p.  181  ff. 

^  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref. ;  Th.  II.  S. 
295,  Deneubourgp.  186. 

8  Trid.  Sess.  V.  c.  2;  Sess.  XXII.  o.  8  de 
sacrif.  miss. ;  Sess.  XXIV.  c.  4  de  ref. ;  Denen- 
bourg  p.  193 ff. 

9  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  4  de  ref.;  Deneu- 
bourg  p.  200. 

10  Rituale  Romanum  de  communione  paschali ; 
BenedictXIV.inst.  XVm.  n.  12;  Deneubourg 
p.  205. 

11  Const.  Bened.  XIV. :  Etsi  minime  v.  1742. 
S-  9,  buU.  Bened.  XIV.  1,  112;  Deneubourg 
p.  209. 

12  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  1  de  ref.  matr, ;  Bened. 
XIV.  const.  Nimiam  Ucentiam  v.  1743,  J.  9  ff.  l. 
c.  1,  280;  Deneubourgp.  215. 

«  Vgl.  hierzu  Deneubourg  p.  225ff. 
14  Dies  ergeben  die  vorher  citirten  Stellen. 
i&  Deneubourgp.  229ff. 
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hierbei  imnier  um  öeschftfte  handelt',  welche  ihnen  persdnUch  obliegen ,  30  m11w<a 
u^  wenigstens  einen  Theil  derselben  selbst  ausübend 

Auf  eine  Verletzung  der  eben  gedachten  Pfliohten  durch  ein^i  Pfarrer,  welober 
in  seiner  Parochie  yerblieben  ist,  beziehen  sieh  die  Strafrorschriften  des  Tridentinqios 
nicht  \  vielmehr  kann  der  Bischof  gegen  derartige  Pflichtversäumnisse  nur  vut  arbi^ 
trftren  Strafen  einschreiten. 

3.  Nicht  minder  hat  das  Konzil  von  Trient  die  Residenzpflicht  der  Kanoniker 
der  Kathedral-  und  Kollegiatkapitel  und  der  Inhaber  von  Benefizien  an  denselben, 
welchen  die  Verbindlichkeit  zum  Chordienst  obliegt ,  von  Neuem  eingeschärft  und  die 
persönliche  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  gefordert  3. 

Es  gestattet  ihnen  jedoch  in  jedem  Jahre  eine  Ferienzeit  von  drei  Monaten^,  so- 
fern nicht  die  Statuten  eine  kürzere  festsetzen^.  In  diese  Zeit  werden  aber  alle  Tage 
(jedoch  nicht  einzelne  Stunden}  ^  eingerechnet ,  während  welcher  die  Kanoniker  von 
ihrem  Residenzorte  oder  auch  nur  vom  Chordienst ,  obwohl  sie  sich  an  dem  letzteren 
aufgehalten  haben,  entfernt  gewesen  sind  ^. 

Einen  Urlaub  brauchen  sie  vom  Bischof  nur  dann  zu  erfordern,  wenn  sie  die  Diö- 
cese  verlassen  wollen  ^.  Der  letztere  soll  ihnen  jedoch  denselben  nicht  ohne  einen  ge- 
nügenden Grund  verweigern®.    Unter  allen  Umständen  muss  indessen  stets  eine  zur 


1  Denenbourg  p-  229.  Pagegen  haben  di« 
Pfarrer  Tollig  freie  Hand,  das  Beichthören,  die 
Oelebrimng  anderer  als  der  erwähnten  Messen, 
die  AnstheUuiig  der  Kommunion  während  der 
Messe  nnd  ausserhalb  derselben,  die  Ertheilung 
der  priesterlichen  Segnungen,  die  Gewährung  der 
Kommunion  lud  letzten  Oelung  an  Kranke  den 
Vikaren zn  überweisen ,Deneubourgp. 276 flf . , 
wenngleich  es  auch  hier  durch  ihre  Stellung  be- 
dingt ist,  dass  sie  sich  von  diasen  Funktionea 
nicht  völlig  fern  halten,  sondern  diese  ebenfalls 
zum  Theil  selbst  wahrnehmen. 

2  Dies  ergiebt  der  Wortlaut  derselben,  s.  auch 
Garcias  1.  o.  III.  2.  n.  52fr.;  Belffenstuel 
III.  4.  n,  87;  Henry  p.  160;  [dagegen  lassen 
einzelne  für  diesen  Fall  den  Erwerb  der  Ein- 
künfte durch  den  Pfarrer  ausgeschlossen  sein, 
Boeckhn  1.  c.  n.  28;  Engel  colleg.  iur.  can. 
HI.  4.  n.  16.  Der  proratarische  Antheil  dersel- 
ben, der  durch  solche  Nachlässigkeit  verloren 
wird ,  soll  durch  das  arbitrium  boni  viri  festge- 
stellt werden.  Das  hat  aber  keinen  Anhalt  im 
Tridentinum. 

3  Sess.  XXIV.  c.  12  de  ref.  s.  ▼.  Praeterea  obti- 
nentibus  u.  Omnes  vero  divina,  s.  auch  Sesa.  XXI. 
0.  3  de  fef.  u.  Sess.  XXII.  c.  3  de  ref. 

4  Von  welchen  sie  auch  mit  Unterbrechungen 
Gebrauch  machen  können,  Entsch.  d.  Ooagr. 
conc.  bei  Richter  Tridentinum  S.  357.  n.  60. 

s  Eine  längere  Zeit  kann  aber  nicht  durch  das 
Statut  gewährt  werden ,  ebensowenig  durch  un- 
vordenkliche Verjährung,  Garcias  l.  c.  n.  192; 
Henry  p.  121  (diese  ist  jedoch  als  Beweis  eines 
ertkelHen  päpstUcben  Indultes,  welches  Müde^ 
rungen  in  der  Residenzpflicht  macht ,  anerkannt 
worden.  Acta  s.  sed.  11,  178);  vielmehr  ist  dazu 
eine  ausdrückliche  Beetatigung  des  Statutes  durch 
den  Papst  erforderlich,  Gaf  cias  l.  c.  n.  221  ff. 
Femer  hat  die  Congr.  eoac.  angenommen ,  dass 
eine  dorchFandatlonsbestimmungen  festgeeetete, 
längere  Ferienzeit  durch  das  Tri4en;tinum  nicht 


aufgehoben  sei,  Garcias  1.  o.  n.  244.  In 
Deutschland  ist  aber  die  Vorschrift  desselben 
während  der  Zeit  des  ehemaligen  Reiches  wegen 
der  Besetznng  der  Domkapitel  mit  den  Mitglis* 
dem  des  hohen  Adels  und  der  Häufung  von  Stel- 
len verschiedener  Kapitel  in  den  Händen  dersel- 
ben nicht  ;^ur  Durchfährang  gelangt,  darüher 
und  über  die  hier  obwaltende  nähere  Gestaltung 
der  Residenz  s.  Neiler  de  varietate  residen- 
tiarum  eanonic%li«m  in  Sc)iinid|  thee.  i«r. 
eccles.  6,  270. 

Statthaft  ist  dagegen  eine  statutarische  Aus- 
schliessung jeder  Ferienzelt,  Richter  a.  a.  0- 
In  solchen  Fällen  haben  die  Kanoniker  kein  An- 
recht auf  die  gemeinrechtlichen  drei  Monate, 
unrichtig  Garcias  l.  c.  n.  311.  312,  wohl  aber 
giebt  die  Congr.  conc.  Indulte  auf  eine  Vakanz 
bis  zu  zwei  Monaten  unter  gewissen  Bedingungen, 
gewöhnlich  den  beiden,  dass  die  Kanoniker  an 
den  hohen  Festtagen  Residenz  halten  und  nie- 
mals mehr  als  ein  Drittel  derselben  vom  Ghor- 
dienst  fern  ist,  und  zwar  bei  Rauhheit  des  Klimas, 
beim  Vorhandensein  geringer  Einkünfte,  oder 
auch  dann ,  wenn  die  benachbarten  Kapitel  eines 
solchen  Vorzuges  gemessen,  Richter  a.  a.  0. 
n.  61;  Ferraris  s.v.  canonicatus  art.  5.  n.  14. 
Henry  p.  125. 

^  Wenn  also  ein  Kanoniker  an  mebxeien  Tagen 
blos  eine  bestimmte  Anzahl  von  Stunden  abwesend 
war,  und  diese  letzteren  zusammen  auch  24  be- 
tragen, so  wird  dies  nicht  als  voller  Tag  ge- 
rechnet. Fagnan.  ad  c.  32.  X.  de  praeb.  Ol. 
5.  n.  56;  Henry  p.  117. 
'-  7  Congr.  conc.  bei  Richter  a.  a.  O.  n.  59, 
Henry  p.  118;  Bouix  tract.  de  capitnlis 
p.  365. 

s  Congr.  conc.  bei  Richter  a.  a.  O.  n.  62, 
Henry  p.  118,  ebensowenig  eine  Erlaubnis«  des 
Kapitels,  Fagnan.  1.  c.  n.  52« 

^  Nach  der  Praxis  der  Congr.  conc. ,  Richter 
f.  ^.  Q,  8,  ^8.  Ä.  68,  Henry  p.  il8. 
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Venefanng  des  Dieostea  Mnreiehend«  Anzahl  yonSiiftsheirm  eurttckbleiben  S  aneli  darf 
der  |;esetsliehe  ürlaab  nieht  an  den  hohen  Festtagen  benutzt  wenden  2.  Der  Büchof 
ist  befogt,  darauf  bezttgliohe  anAdrnckliehe  Anordnungen  an  erlaBsen^,  und  daher  anch 
21  verfttgen ,  dass  von  dem  Urlaub  erst  naeh  Torgftngiger,  bei  ihm  eingeholter  Erlaub- 
niss  Qebraneh  gemacht  wird^. 

Wenngleich  das  Tridentinnm  keine  aasdraokliehe  BoBtimmnng  enth&lt,  so  sind 
die  Kanoniker  doch  ebenso  wie  die  Bischöfe  nnd  Pfarrer  berechtigt,  ausser  dem  ge- 
setzlichen Urlaub  einen  solchen  beim  Vorliegen  eines  der  0.  S.  227  erwähnten  Gründe 
vom  Bischof  zu  verlangen^. 

Abgesehen  von  dem  Verluste  des  Antheils  an  den  Distributionen  (darüber  s.  nach- 
her) soll  deijenige  Kanoniker ,  welcher  über  die  gesetzliche  Urlaubszeit  abwesend  ist, 
mit  Entziehung  des  halben  Jahresbetrages  der  Einkünfte,  welche  er  aus  seiner  Pfründe 
erhalten  hat,  und  im  Wiederholungsfalle  mit  der  des  ganzen  bestraft  werden®.  Die 
Strafe  tritt  aber  nicht  ipso  iure  ein^ ,  sondern  muss  durch  Urtheil  des  Bischofs  festge- 
Betet  werden  ^,  und  zwar  darf  derselbe  in  leichteren  Fallen  auch  auf  einen  geringem 
Betrag  erkennen^.  Bei  weiterer  Renitenz  ^^  kann  der  Bischof  die  Suspension  und  die 
Exkommunikation  gegen  den  Schuldigen  verhängen^  ^  Endlich  ist  auch  die  Entziehung 
des  Kanonikates  oder  Benefiziums  statthaft  ^^.  Jedoch  setzt  die  Anwendung  dieser 
Strafe  nach  der  Praxis  der  Congregatio  conciliii^  nicht  nur  eine  andauernde  Abwesen- 
heit von  drei  Jahren  ^^  voraus  ^^,  sondern  auch  die  vorgftngige  Verurtheilung  zum  Ver- 


*  GongT.  conc.  bei  Richter  1.  c.  n.  62.  Als 
loleha  gelten  geirSlinlioh  zwei  DzHtel,  1.  0.  n.  65; 
Henry  p.  119. 

*  Gongr.oonc.  bei  Ferraris  1.  c.  n.4;  Henry 
p.  119. 

3  CQOgr.  €0110.  bei  Richter  1.  c.  n.  65; 
Bened.  XIV.  Inst.  CVII.  n.  34. 

*  Und  zwar  aneh  nnter  Androhung  einer  Geld- 
strafe nnd  erentneU  der  Suspension,  Congr.  oonc. 
MRlehter  1.  e.  n.  69.  Dies  folgt  ans  seinem 
Beeilt,  dafftr  za  sorgen,  dass  die  erforderliehe 
AutU  Ton  Kanonikern  anwesend  bleibt. 

^  Dean  das  Tridentinnm  hat  das  ältere  Recht, 
wdthes  eine  Abwesenheit  ans  gerechtfertigten 
Gründen  gestattet,  s.  c.  7.  8.  10.  12--13.  15.  X. 
h.t.,  wie  unbestritten  iat.  Tgl.  auch  Fagnan.  ad 
e.  32.  X.  de  praeb.  III.  5.  n.  47,  nicht  auf^e- 
koben. 

*  Trld.  Sesß.  XXIV.  c,  i1  de  ref. 

^  Darüber  ist  die  Doktrin  und  Praxis  einige 
?«gnan.  ad  c.  32  X.  de  praeb.  III.  5.  n.  25; 
Ferraris  1.  c.  n.  17;  Henry  p.  140:  Phil- 
lips 7,  385. 

^  Einer  Tor^ngigen  Ermahnung  zum  Resi- 
denzhalten  bedarf  es  nicht,  sondern  nur  einer 
Torladung,  um  Gelegenheit  zur  Geltendmachung 
T<m  Sntechuldigungsgründen  zu  geben,  Gongr. 
eone.  bei  Richter  1.  c.  n.  70. 

^  Die  Tom  Konzil  festgesetzte  Hohe  kann  nur 
tls  Iffaiimitm  betrachtet  werden.  Bei  geringer 
Überschreitung  der  Zeit,  z.  B.  um  wenige  Tage, 
«üide  sie  zu  hart  sein.  In  solchen  Fällen  kann 
M  angemeeaen  erscheinen,  den  Schuldigen  in 
die  Hüfte  der  proratarisch  auf  die  Zeit  seiner 
unberechtigten  TTrlaubsüberschreitung  ikllenden 
Früchte  zuTerurtheilen,  so  auch  die  Gongr.  conc. 
W  Gareia«  1.  e.  HI.  2.  n.  150  n.  Fagnan. 


ad  c.  11.  X.  de  der.  non  res.  IIl.  4.  n.  15.  Ein 
völliger  Erlass  der  Strafe  steht  nicht  im  Belle- 
ben des  Bischofs,  ebensowenig  aber  trotz  der 
-verbreiteten  gegentheiligen  Annahme',  s.  G ar- 
olas 1.  c.,  Henry  p.  142,  Phillips  7,  385, 
eine  Erhöhung  über  das  vom  Tridentinum  fest- 
gesetzte Maass. 

Die  Strafe  ist  vom  Bischof  zum  Besten  der 
Kirche ,  an  welcher  der  Kanoniker  angestellt  ist, 
oder  falls  diese  der  Beträge  nicht  bedarf,  ander- 
weit zu  kirchUchen  Zwecken  nach  seinem  Er- 
messen zu  verwenden,  Entsoh.  d.  Gongr.  cono. 
bei  Garcias  1.  c.  n.  146 ff. 

^^  In  dieser  Beziehung  verweist  das  Konzil  aaa- 
drucUich  auf  das  altere  Recht. 

11  c.  11.  X.  de  der.  non  resid.  lU.  4. 

^  Die  Behauptung,  dass  gegen  einen  Kano- 
niker, welchem  sein  Kanonikat  durch  gemein- 
same Besetzung  des  Bischofs  und  des  Kapitels 
übertragen  worden  ist,  die  Entziehung  auch  nur 
durch  beide  ausgesprochen  werden  kann,  Bonix 
1.  c.  p.  368;  Henry  p.  146,  ist  irrig,  denn  aus 
der  Antheünahme  an  der  Besetzung  folgt  noch 
nicht  eine  solche  an  der  Ausübung  der  Straf- 
jurisdiktion. 

i3  Fagnan.  ad  c.  32.  X.  de  praeb.  HI.  5. 
n.  26  ff.;  Richter  a.  a.  G.  n.  71;  Henry 
p.  143. 

^^  Diese  Annahme  gründet  sich  offenbar  da- 
rauf, dass  nach  dem  Tridentinum  bei  Abwesen- 
heit während  des  ersten  Jahres  auf  Entziehung 
des  halben,  bei  Abwesenheit  während  des  zweiten 
Jahres  auf  Verlust  des  ganzen  Jahresertrages  er- 
kannt werden  soll ,  also  die  Entziehung  des  Ka- 
nonikates erst  als  Strafe  für  die  Abwesenheit 
während  des  dritten  Jahres  ausgesprochen  wer- 
den könne.    Das  Konzil  vetiuigt  aber  für  die 
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luste  sowohl  des  halben,  wie  auch  des  yoUeii  Jahresertrages  ^  der  EinkQnfte'.  Endlieh 
bedarf  es  einer  Vorladung  des  Schuldigen  unter  Bestimmung  eines  Termines  ssur  Rück* 
kehr  3,  und  bei  unbekanntem  Aufenthalt  desselben  einer  dreimaligen  Ediktalladnng, 
nach  deren  Erlass  noch  sechs  Monate  auf  ihn  gewartet  werden  muss^.  Wenn  das  Ab* 
setzungsverfahren  vom  Bischof  eröffnet  ist,  kann  er  nicht  mehr  gleichzeitig  mit  Gen* 
suren  gegen  den  Renitenten  vorgehen  ^. 

Die  Strafen,  welche  das  Tridentinum  fOr^ie  Verletzung  der  Residenzpflicht  gegen 
die  Kanoniker  bestimmt,  treten  gegen  dieselben  abweichend  von  den  für  die  Bischöfe 
und  Inhaber  von  [Seelsorge-Aemten  (s.  oben  S.  228.  234)  angedrohten  nicht  nur  ein, 
wenn  sie  sich  von  ihrem  Amtssitze  entfernen,  sondern  auch  dann,  wenn  sie  ihre 
Verrichtungen  in  der  Kirche  nicht  erfüllen.  Im  letzteren  Falle  erleiden  sie  aber  noch 
einen  weiteren  Nachtheil,  und  zwar  ist  derselbe  nicht  ausschliesslich  durch  einen  Ver- 
stoss gegen  die  Residenzpflicht  bedingt,  vielmehr  kommt  er  auch  in  Fällen  zur  Anwen- 
dung ,  in  denen  ein  Zuwiderhandeln  gegen  die  Residenzpflicht  überhaupt  nicht  vor- 
liegt®. Mit  Rücksicht  hierauf  hat  die  Doktrin  den  von  der  Residenz  verschiedenen 
Begriff  der  Interessenz  [mteressenüa)  ^,  d.h.  eines  Verhaltens,  welches  den  gedach- 
ten Nachtheil  ausschliesst,  aufgestellt.  Allerdings  kann  eine  Interessenz  niemals  statt- 
haben, wenn  eine  Verletzung  der  Residenz  vorliegt,  wohl  aber  kann  umgekehrt  die 
Residenzpflicht  ohne  gleichzeitige  Interessenz  beobachtet  worden  sein. 

Die  Kanoniker  erhielten  schon  im  Mittelalter  nach  der  Auflösung  des  gemein- 
samen Lebens  und  der  Bildung  besonderer  Präbenden  ^,  ebenso  auch  mitunter  die  an 
den  Kathedralen  und  Kapitelskirchen  angestellten  sonstigen  Benefiziaten  für  die  Bei- 
wohnung und  Abhaltung  des  Chordienstes  bestimmte  tägliche  Reichnisse  an  Lebens- 
mitteln^ oder  namentlich  später  auch  an  Geld,  s.  g.  vtciuaUa^^,  prasentiae^^,  dUtnhu- 
üones  qiiottdianae^^y  auch  heneßcia  manualia^^,  interesseniüie  ^^  (im Gegensatz  zudem  cor- 


Anwendang  dei  entgedaobten  Strafen  nicht  die 
Abwesenheit  während  des  ganzen  Jahres,  der 
die  höhere  Geldstrafe  nach  sich  ziehende  Wieder- 
holnngsfall  kann  daher  auch  schon  in  demselben 
JahiB,  wie  der  erste  eintreten.  So  viel  ist  zu- 
gegeben ,  dass  die  betreffende  Stelle  des  Konzils 
nicht  klar  nnd  scharf  gefawt  ist. 

^s  Diese  werden  yom  Beginne  der  unberechtig- 
ten Abwesenheit  ab  gerechnet,  Entsch.  d.  Congr. 
conc.  y.  1671,  thesau.  resol.  9,  483ff.,  Richter 
a.  a.  0.  n.  71. 

^  Sofern  nicht  etwa  die  Einkünfte  in  blossen 
täglichen  Distributionen  bestehen.  Das  Fehlen 
der  im  Text  angegebenen  Voraussetzung  macht 
die  Entziehung  des  Kanonikates  nichtig. 

3  Gongr.  conc.  bei  Ferraris  1.  c.  n.  23 ff., 
Henry  p.  143. 

3  c.  8.  X.  de  cier.  non  resid.  III.  4. 

^  c.  11.  X.  eod. 

^  So  die  Praxis  der  Gongr.  conc,  s.  Richter 
a.  a.  0.  n.  73. 

Suspensivwirkung  hat  eine  Appellation  gegen 
das  Absetzungsurtheil  nicht,  Henry  p.  145. 

6  Z.  B.  wenn  der  Kanoniker  während  der  ihm 
gesetzlich  zustehenden  Ferienzeit  abwesend  ist, 
s.  nachher. 

7  Schon  die  Glosse  zn  c.  un.  in  Ylto  de  der. 


non  resid.  lU.  3  im  Gasus  u.  s.  v.  adftierit  un- 
terscheidet das  inlereBBe  divinU  offieiia  vom  reii- 
dere,  s.  auch  Reiffenstuel  III.  4.  n.  170; 
Phillips  K.  R.  7,  393.  Das  Wort:  interesaen- 
tia  wird  von  der  Gongr.  conc.  gebraucht,  Rich- 
ters Tridentinum  S.  152.  n.  6. 

8  Tb.  n.  S.  55 ff. 

9  Ivonis  Garnotens.  ep.  219,  Mlgne  patro- 
log.  162,  223:  „Gum  in  quam  plurimis  canoni- 
corum  Gamotenslum  desuevisset  disciplinae  re- 
gularis  observantia,  ut  de  negUgentibus  facerem 
diligentes  ...  ad  frequentandas  horas  canonicas 
deliberavi  apud  me ,  ut  darem  eis  dimidiam  prae- 
posituram,  ut  inde  fleret  quotidianus  panls,  quem 
acciperent  assidui,  amitterent  tardl ;  ut  quos  panis 
interni  dulcedo  non  movebat,  panls  corporei  re- 
fectio  provocaret,  quamvis  eorum  annua  prae- 
benda  eis  ad  hoc  sufflciens  esse  deberet."  S.  auch 
c.  16.  (Inn.  m.)  X.  de  V.  S.  V.  40  und  die  fol- 
gende Note. 

10  c.  7.  (Alex.  III.)  X.  de  der.  non  resid.  in.  4. 

"  Statuten  v.  1272  bei  Mayer  thes.  nov.  ior. 
ecd.  4,  575;  ferner  ibid.  1,  122.  132. 

12  c.  32  (Hon.  m.)  X.  de  praeb.  lU.  5;  c.  od. 
in  Vltom.  dt. 

«  c.  nn.  in  VIto  ffl.  3  dt. 

14  Gono.Mexic.  v.  1585,  conc.  Hispaa.  4,407. 


§.1&8.] 
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pus  praebendaey  c.  gro$9wn  oier  frucius  grom\y  eine  Einrichtiiiig,   welche  das  Trienter 
Konzil  nichi  nur  aufrecht  erhalten,  sondern  auch  neu  zu  beleben  gesucht  hat  ^ 

Jeder  Kanoniker  und  jeder  andere  dazu  berechtigte  Benefiziat^  kann  seinen  An- 
theil  nur  dadurch  erwerben 9,  dass  er  dem  Chordienst ^  persönlich^  anwohnt^  und  sich 
auch  aktiv  dabei  betheiligt  ^. 

Die  ausfallenden  Quoten  (die  s.  g,/aüenitae)  soll  der  Bischof  der  Fabrik  der 
Kirche^  wenn  sie  bedtirfdg  ist ,  sonst  einem  anderen  frommen  Zwecken  dienenden  In- 
stitQt  llberweisen^.  Jedoch  hat  die  Praxis  der  Gongregatio  concilii  dies  auf  den  Fall 
besehrftnkt,  in  welchem  die  Kanoniker  besondere  Prftbenden  haben  und  die  Distribu- 
tionen aus  einem  eigenen  Fonds  erhalten,  während  sie  die  Quoten  der  Abwesenden 
dann  auf  die  Anwesenden  zu  vertheilen  gestattet,  wenn  die  Prftbendalbezflge  und  Di- 
stributionen aus  einer  gemeinsamen  Masse  gezahlt  werden,  also  keine  abgesonderten 
Pribenden  bestehen  ^. 


1  Trid.  Sess.  XXI.  c.  3.  de  ref.,  Sess.  XXII. 
e.  3  de  ref.;  Sess.  XXIY.  c.  12  de  ref. 

*  So  z.  B.  die  Domyiluirien  In  Köln,  s.  das 
Statut  ▼.  1830.  $$.  30  ff.,  bei  Hüffer  For~ 
lehgn.  z.  rheiii-franz.  K.  R.  S.  356. 

*  Die  Meiniiog,  dass  bei  obwaltender  Nicht- 
lAteresaenz  das  Erworbene  nur  yerloren  gebt ,  ist 
aasdrüeklleh  reprobiit  von  Benedikt  XIV.  in  dem 
Bieve  Praedara  decora  y.  1748.  $.  8,  bull.  Bened. 
Hy.  3,  585.  Wer  unbereohtigter  Weise  seinen 
Afldieil  erbalten  bat,  ist  daher  ohne  weiteres 
verpflichtet,  denselben!  zurückzuzahlen,  and 
weder  der  Bisehof  noch  das  Kapitel  kann  diese 
Pnicht  erlassen,  Sess.  XXIY.  o.  12  cit. 

*  Th.  n.  S.  141. 

^  Doch  hat  die  Praxis  der  Congr.  conc.  nicht 
jedeVertretuDg  für  ausgeschlossen  erachtet,  viel- 
Behr  können  sich  diejenigen  Kanoniker ,  welche 
in  ihrem  Residenzorte  anwesend  sind  (aber  nicht 
abwesende),  ein  anderes  Kapitelsmitglied  des- 
selben Grades  (also  z.  B.  nicht  einen  canonicus 
Wnomius),  falls  letzteres  nicht  gleiehzeitig  zum 
OicDste  yerpflichtet  ist,  substituiren.  Der  Bi- 
Kliof  soll  aber  darauf  sehen,  dass  solche  Yer- 
tetuDgen  nicht  zu  hauflg  yorkommen ,  und  kann 
daker  dieselben  yon  seiner  yorgingigen  Erlaub- 
Biu  abhängig  machen,  s.  die  Entdcheidnagen  bei 
Benedict  XIV.  Institut.  CXYII.  n.  17ff.,  und 
bei  Richter  a.  a.  0.  S.  359.  n.  76ff.,  s.  auch 
Bouix  1.  c.  p.  327  ff.,  Henry  p.  111.  Der 
Koadjutor  eines  Kanonikus  kann  sich  nicht  ver- 
treten lassen,  Richters,  a.  0.  S.  360.  n.  79. 
Dieselben  Grundsatze  finden  auch  auf  die  son- 
itigen,  zum  Chordienste  yerpfiichtetenBeneflzia- 
ien ,  welche  nicht  zur  Mitgliedschaft  im  Kapitel 
berechtigt  sind,  Anwendung.  Da  bei  einer  der- 
artigen Substitution  der  Yertretene  als  anwesend 
<ilt,  yerliert  er  auch  nicht  die  Distributionen, 
».a.0.  S.  359.  n.  76;  Bouix  p.  327.  Die  entr 
S^engesetzte  Meinung  yon  Fagnan.  ed.  c.  32. 
X.  m.  5.  n.  83  beruht  noch  auf  dem  strengen, 
von  der  Congr.  conc.  yerlassenen  Standpunkt. 

Piaktiscbe  Bedeutung  haben  diese  Yorschriften 
ittmentlich  in  den  Kapiteln,  in  welchen  zufolge 
FipstUehen  Indultes,  s.Z.  B.  L  Ingen  et  Reuss 
causae  selectae  congr.  conc.  Tiid.  .  .  .  propoai- 
t*e  p.  568,  nicht  sammtliche  Kanoniker,  sondern 


blos  eine  bestimmte  Anzahl  nach  einem  Turnus 
den  Chordienst  zu  yersehen  haben. 

0  Und  zwar  während  der  ganzen  Zeit,  mithin 
nicht  wenn  er  yorher  ohne  Erlaubniss  des  Yor- 
sitzenden,  welche  indessen  durch  eine  blosse 
Salutatiou  desselben  erlangt  werden  kann,  den 
Chor  yerlässt,  Ferraris  1.  c.  n.58.  Ygl.  hierzu 
auch  das  Kolner  Statut  y.  1830.  $.  31,  Hüffer 
a.  a.  0.  S.  3Ö6. 

"^  Wer  sich  mit  seinem  Nachbar  unterhält,  gilt 
als  abwesend,  Ferraris  1.  c.  n.  60. 

Die  frühere  Sitte ,  dass  die  Kanoniker  blos  im 
Chore  anwesend  waren  und  das  Singen  durch  die 
Yikarien  besorgen  Hessen,  Garcias  1.  c.  n.517, 
hat  die  Congr.  conc,  s.  Richter  a.a.O.  S.  151. 
n.  1.  2,  Bouix  1.  c.  p.  318  unter  Nichtigkeits- 
erklärung jeder  unyordenklichen  Gewohnheit,  und 
femer  Benedikt  XI Y.  in  der  const.  Cum  semper 
oblatas  y.  24.  August  1744.  $.  24,  buU.  Bened. 
XI Y.  1,  372,  und  in  dem  cit.  Breye:  Praeclara 
$$.  7.  8  (s.  Anm.  3]  für  unstatthaft  erklärt,  s. 
auch  dieEntsch.  d.  Congr.  cit.  y.  1841  bei  Bouix 
1.  c.  p.  320.  Diese  Yorschriften  hat  Phillips 
7,  384  übersehen. 

Ueber  die  Punktatoren,  welche  die  Beobachtung 
der  gedachten  Pflichten  zu  kontroliren  haben ,  s. 
Th.  II.  S.  142. 

8  Trid.  Sess.  XXII.  c.  3  de  ref. 

9  Fagnan.  ad  c.  3.  X.  de  der.  non  res.  III. 
4.  n.  Uff.;  Bened.  XIY.  instit.  CYII.  n.  41; 
Richter  a.  a.  0.  S.  155.  n.  3.  36.  Dies  stützt 
sich  auf  c.  3  de  ref.  Sess.  XXI.  1.  c. :  tertiam 
partem  fructuum  et  quorumcumque  proyentuum 
et  obyentionum  tarn  dignitatum  quam  canonica- 
tuum ,  personatuum ,  portionum  et  ofüciorum  se- 
parari  debere  et  in  distributiones  quotidianas 
conyerti,  quae  inter  dignitates  obtinentes  et  ce- 
teros  diyinis  interessentes ,  proportionaliter 
iuxta  diyisionem  ab  eplsoopo  in  ipsa  prima  fruc- 
tuum diyisione  faciendam  .  .  .  diyidantur^;  wird 
aber  dadurch  nicht  gerechtfertigt.  Die  Stelle, 
welche  yielfach  als  der  in  der  yor.  Anmerk.  citirten 
Bestimmung  widersprechend  aufgefasst  worden 
ist,  spricht  nur  yon  der  Beschaffung  der  Distri- 
butionen für  die  am  Chordienst  theünehmenden 
Kanoniker,  und  giebt  nur  den  Zweck  dieser  Di- 
stributionen an.    Darüber,  wie  es  mit  den  aus- 
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Der  Tom  Ohordienst  fem  bleibende  Kanoniker  oder  Benefiziat  verliert  die  Diatri- 
bntionen  nicht,  nnd  wenn  die  Fallentien  der  Abwesenden  anf  die  gegenwärtigen  Ysr- 
tfaeilt  werden,  ebenaowenig  seinen  Antheü  an  den  ersteren^,  falls  seine  Abwesenheit 
durch  eine  der  gesetslich  anerkannten  Ursachen  gerechtfertigt  ist^  und  er  die  Er- 
laubniss  des  Bischofs,  soweit  dies  nach  Lage  des  Falles  »ngSngUch  war,  ei^^ 
holt  hat  \ 

Als  solche  gilt:  a.  eine  Krankheit,  welche  im  Interesse  der  Wiederherstellung 
des  Kanonikers  sein  Fernbleiben  von  der  Kirche  bedingt  oder  ihn  an  der  Verrichtung 
seiner  Funktionen  hindert,^.  Gleich  steht  der  Fall,  wenn  der  Kanoniker  von  derartigen 
Gebrechen  betroffen  wird^.  Hatte  er  aber  vor  seiner  Erkrankung  die  Gewohnheit^  dem 
Chordienst  nioht  in  voUem  Umfange  beizuwohnen ,  und  demgemflss  auch  frdher  nicht 
die  volle  Quote  seiner  Distributionen  erhalten,  so  wird  ihm  sp&ter  auch  nicht  mehr  als 
der  Antheil,  welchen  er  gewöhnlich  früher  bezogen  hatte,  gewährt  <^. 

b.  Eine  emdens  ecclesiae  uülitas,  d.  h.  eine  Abwesenheit  im  Interesse  der  Kirche, 
von  welcher  der  Kanoniker  oder  Benefiziat  die  Distributionen  bezieht^,   nicht  eine 


fallenden  Antlieilen  der  Abvesenden   gehalten 
werden  soll ,  sagt  sie  nichts.    Man  hat  dies  aber 
unzulässiger  Weise  hineingetragen,  indem  man 
die  betreffenden  erklärenden  Worte  als  eine  di- 
rekte Anordnung ,    dass  die  Distributionen  aus- 
schliesslich auf  die  Anwesenden,  an  Jedem  Tage 
nach  dem  gerade  durch  ihre  Zahl  bedingten  Ver- 
hältniss  Tertheilt  werden  .sollten ,  betrachtet  hat. 
In  Folge  dieser  Auffassung  haben  schon  die  Ael- 
tern,  s.  Barbosa  de  canonicis  c.  22.  n.  14 ff., 
ygl.  auch  Acta  s.  sed.  2,  219.  n.  1,  angenommen, 
dass  für  die  Regel  die  s.  g.  Fallentien  den  anwe- 
senden accresclren ,  indem  sie  die  Vorschrift  des 
0.  3  Sess.  XXII  nur  für  Ausnahmefälle  mass- 
gebend sein  lassen  wollten.     Wäre   aber  diese 
Auslegung  des  c.  3  Sess.  XXI  richtig,  so  könnte 
überhaupt  Ton  Fallentien  keine  Rede  sein ,  denn 
ihre  Consequenz  schliesst  ein  Accresclren  aus, 
sie  bedingt  -vielmehr  nur  ein  Nichdecresclren  der 
Antheile  der  Anwesenden ,  da  die  Abwesenden 
auf  solche  überhaupt  gar  kein  Recht  haben,  wel- 
ches Ihnen  verloren  gehen  konnte.    Das  letztere 
widerspricht  aber  augenscheinlich  der  Vorschrift 
der  zuletztgedachten  Stelle ,  dass  der  Bischof  bei 
der  Beschaffung  des  Fonds  einen  dauernd  gelten- 
den Verthellungsmassstab  aufstellen  soll ,  da  bei 
diesem  jedenfalls  alle ,  welche  überhaupt  als  Dl- 
stributlonsberechtlgte  In  Frage  kommen ,  zu  be- 
rücksichtigen sind.    Hieraus  erglebt  sich,   dass 
c.  3.  Sess.  XXII  allein  die  massgebende  Bestim- 
mung über  die  Verwendung  der  ausfallenden  An- 
theile enthält. 

Eine  elgenthümllche  Ansicht  vertritt  Phil- 
lips?, 399. 

Gewohnheiten  und  Statuten ,  wonach  die  Fal- 
lentien des  ganzen  Jahres  aufgesammelt  und  am 
Schlüsse  desselben  auf  alle  Berechtigten  ,  gleich- 
viel ob  sie  den  Ghordienst  versehen  haben  oder 
nicht,  vertheilt  werden,  hat  die  Gongr.  conc. 
wiederholt  reproblrt,  Acta  s.  sed.  2,  218  ff. 

Nach  den  Statuten  des  Kölner  Domkapitels  v. 
1830,  nach  welchen,  $.29,  dieDistributionsmasse 
durch  jährliche  Beiträge  aus  den  Gehältern  der 
Domherrn  gebildet  wird ,  werden  die  Fallentien 
aufigesammelt;  wenn  sieSOOThlr.  erreieht  haben, 


zinsbar  angelegt  und  die  Zinsen  dem  Distribu- 
tlonsfond  zugeschlagen,  %,  32  a.  aC,  Hü  ff  er. 
a.  a.  0.  S.  356. 

1  Entschdgen  d.  Gongr.  «ono.  bei  Richter  a. 
a.  0.  153.  154.  n.  10.  44.  17. 

>  c.  un  In  VIto  clt.  h.  t.  III.  3,  welches  aus- 
drücklich durch  Trld.  Sess.  XXTV.  c.  12  de  lef. 
aufrechterhalten  worden  ist. 

^  Gongr.  conc.  bei  Richter  S.  153.  n.  8. 

*  Leichtes  Unwohlsein,  z.  B.  leichter  Kopf- 
schmerz, und  ein  blosses  Uebelbeilnden  reicht  iii«ht 
aus.  Im  Falle  des  Streites  entscheidet  der  Bi- 
schof über  die  Erheblichkeit  der  Krankheit ,  und 
die  Art  derselben  muss  ndthigenfalls  bewiesen 
werden,  Bened.  XIV.  inet.  GVH.  n.  47 ff.  Mit- 
unter enthalten  die  Statuten  auch  in  dieser  Be- 
ziehung nähere  Bestimmungen,  s.  s.  B.  die  Kölner 
1830.  $.  33,  Hü  ff  er,  Forschgen  z.  rhein.  frant. 
K.  R.  S.  356 :  „Legitime  impedltl  oensentor  .  . 
2)  qul  slve  in  urbe  slve  extra  urbem  morbo  eor- 
reptus ,  vel  praeciplente  medlco  sese  doml  conti- 
nere  debet  vel  propter  aerls  iBsalubrltatem  sine 
periculo  vel  gravi  damno  eoclesiam  aliquod  tem- 
pus  Intrare  neqult  Idque  per  X  dies  post  primvni 
foras  egressum."  Ob  sich  der  Kanoniker  die 
Krankheit  durch  eigene  Schuld  zugezogen  hat,  ist 
aber  gleichgültig. 

6  Also  z.  B.  blind  wird,  Gongr.  conc.  Rlektet 
a.  a.  0.  n.  12;  Boulx  \.  c.  p.  337. 

6  Dies  Ist  standige  Praxis  der  Gongr.  oone. 
Richter  n.  15.  16.  21;  Boulx  p.  336,  weU 
sie  annimmt ,  dass  ein  solcher  Kanoniker ,  'w^nn 
er  nicht  erkrankt  wäre ,  bei  seiner  früheren  Ge- 
wohnheit befaarrt  haben  würde. 

Durch  ein  Kapitels  Statut  kann  die  auf  gemei- 
nem Recht  beruhende  Berechtigung  der  kranken 
Kanoniker  nicht  ausgeschlossen  werden ,  Gengr. 
conc.  bei  Fagnan.  ad  c.  32.  X.  cH.  ITI.  5.  n. 
138,  wohl  aber  durch  eine  rechtsgültige  Gewöhn* 
heit,  Garclas  1.  c.  P.  III.  2.  n.  361. 

7  Fagnan.  1.  c.  n.  160.  Hierher  geh5vt  also 
die  Besorgung  von  Geschäften  des  Kapitels  Im 
Auftrage  desselben.  (Das  zum  Thell  wlderspre» 
chende  «.  30  in  VIto  de  elect.  I.  6.  —  über  die 
Versuche  seiner  Vereinigung  mit  e.  un.  eod.  m. 
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Die  Besidenspflioht  als  solche. 
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adehe,  weldie  folos  für  eine  andere  Eirebe  oder  die  Didcdse  oder  ftti  die  Kirche  im 
Allgemeinen  von  Nutzen  ist  ^.  Ueberdies  mnss  die  betrefifende  Dienstleistung  auch  aaih 
▼oder  auf  Omnd  eines  dazu  yerpfliehteten  Amtes  <  oder  eines  Auftrages  oder  einer 
Efbmbniss  des  Bischofs  oder  eines  anderen  Oberen  ',  und  zwar  ohne  Bezahlung  und 
Bemuneration  vorgenommen  worden  sein  *. 

c.  Weiter  gehört  Merher  eine  nwto  6^  (?o;7iora/ii»n«^«89t/a«,  d.h.  der  Fall,  woderELa- 
noniker  ans  bereehtigter  Sorge  fttr  sein  körperliches  Wohl  vom  Chordienst  fernbleibt^ 


3.  dt.  Tgl.  FagOAn.  1.  c.  d.  168 ff.  —  kann 

gegenüber  dem  Tiidentinnm,  welches  allein  das 
letztere  aufrechterhalten  bat,  nicht  mehr  in  Be~ 
tracht  kommen  nnd  ist  auch  von  der  Praxis  der 

Congr.  conc  ignorirt  worden  ,  s.  B  e  n  e  d.  XIV. 
inst  CVn.  n.  54;  Fagnan.  I.e.  n.  167);  einer 
Erlanbnisa  des  Bischofs  bedarf  es  nicht ,  Bene- 
dict 1.  c.  Richter  a.  a.  0.  S.  157.  n.  60.; 
feroer  die  Verfolgnng  ^n  Prozeasen  der  Kirche 
oder  des  Kapitels  oder  auch  seiner  Pfründe ,  falls 
es  rieh  dabei  anch  um  das  Interesse  der  Kirche, 
nickt blos  seiner  Person  handelt ,  Richter  a.  a. 
0.  n.  61.  62 ;  die  Abhaltung  der  Vorlesungen 
durch  den  tbeologus,  a.  a.  0.  S.  156.  n.  47.  48; 
dis  Beiehthoren  dnrch  den  poenitentiarins ,  Trid. 
Sees.  XZIV.  c.  8  de  ref.;  Richter  a.  a.  0.  n. 
Ol.,  Dicht  aber  durch  andere  Kanoniker,  Richter 
t.  a.  0.  n.  49  ff. ;  Assistenzleistung  bei  dem  Bi^ 
Khof,  welcher  die  Pontiflkalien  ia  der  betreffen- 
den Kirche  oder  einer  anderen  Kirche  der  Stadt 
eelebrirt,  Richter  S.  156.  n.  29.  30.  33.  Anal, 
iw.  pontlf.  1863.  p.  2258  ff.  —  Das  S.238.  n.  4 
eitirte  Statut  bezeichnet  als  entschuldigt  „1)  qui 
in  administrandis  rebus  ecclesiasticis  vel  archie-* 
piseopi  vel  capituli  legatlone  si've  intra  sive  extra 
dTitatem  funguntur ...  3)  parochus  ecclesiae 
metropolitanae  et  vicarii  cooperatores ,  si  eodem 
tempore ,  quo  chori  serritium  peragitur ,  vel  ad- 
ninisftatione  sacramentorum  vel  allis  occupantur 
fanetionibuB  parochialibus  non  differendis;  4)poe- 
nitentiariiiß  maior,  qui  tempore  offlcii  divini  con- 
fessiones  in  ecclesia  metropolitana  excipit.  — 
PraetereaMatutinoLandibusque  abesse  iubilariis, 
iebdomadario  iisque  liceat,  qui  missam  solemnem 
in  ecdesia  metropolitana  sunt  celebraturi.  Quo 
qois  die  concienem  in  ecclesia  metropolitana  ha- 
bebit,  eo  ipei  et  Vegperis  et  Completorio,  et  cate- 
diistae  denique  secundis  Vesperis  diebus  domi- 
oicis,  quibus  pueros  instituet,  abesse  liceat.^ 

*  Demnach  erhält  der  Kanonikus,  welcher  wegen 
Kiner  Stellung  als  Generalvikar,  R 1  c  h  t  e  r  S.  1 56. 
n.  40,  als  Kapitularvikar  (a.  M.  Garcias  1.  c. 
III.  2.  n.  358).  als  Synodal-Examinator ,  a.  a.  0. 
D.  41.  42.  Acta  s.  sed.  10,  245,  als  Inquisitor, 
Richter  a.  a.  0.  n.  45  abwesend  ist,  die  Distri- 
butionen nicht ,  ebensowenig  der  Bischof  selbst, 
wenn  er  ein  Kanonikat  im  Kapitel  hat  und  wegen 
Miner  bischöflichen  Geschäfte  den  Ghordienst 
Ter^umt.  Dasselbe  gilt  von  den  beiden  Kanoni- 
kern ,  welche  der  Bischof  mit  Rücksicht  auf  c.  7. 
15.  X.  de  der.  non  res.  III.  4  in  seinem  Dienst 
verwenden  kann,  R  i  c  h  t  e  r  a.  a.  0.  S.  1 55.  n.  34. 
36 ;  denjenigen,  welche  dem  Bischof  bei  Pontlff- 
kalhandlungen  in  seinem  Palast  oder  einer  an- 
deren Kirche  ausserhalb  der  Stadt,  a.  a.  0.  n.  29. 
^,  beim  Lesen  einer  Privatmesse  assistiren,  n. 

.  32,  Ulli  bei  einer  Visitationsreise  begleiten, 


a.  a.  0.  n.  29.  43,  Acta  s.  sed.  10,  245.  Vgl. 
femer  Anal.  iur.  pontif.  1863.  p.  2259  ff.  und 
überhaupt  Benedict  XIV.  inst.CVH.  %%.  9. 10. 

Ein  besonderes  Privileg  auf  Beziehung  der 
Distributionen  haben  aber  die  Kanoniker,  welche 
im  Auftrage  des  Bisehofs  behufs  der  visltatio  11- 
minum  nach  Rom  reisen  oder  sich  mit  ihm  dort- 
hin begeben  (nach  einem  Indult  Sixtus'  V.], 
Fagnan.  ad  c.  32.  X.  de  praeb.  III.  5.  n.  134; 
Richter  a.  a.  0.  S.  156.  n.  43.  44;  und  die- 
jenigen, welche  Inquisitoren  des  h.  Offiziums  und 
Offlzlale  solcher  sind  (nach  einem  Indult  Pius'V. 
und  Gregors' XIV.),  Benedict  XIV.  inst.CVU. 
n.  66;  Petz,  Konzil  von  Trient.  Passau  1877. 
8.224. 

3  Dei  Kanonikus,  mit  dessen  Präbende  die 
Seelsorge  verbunden  ist ,  erwirbt  also  die  Distri- 
butionen, falls  er  zur  Zeit  des  Chordienstes  durch 
dieselbe  in  Anspruch  genommen  wird,  Richter 
a.  a.  0.  S.  156.  n.  54,  ferner  nach  ausdrücklicher 
Vorschrift  des  c.  3  de  ref.  Sess.XXII.  derDlgni- 
tar,  welchem  keine  Jurisdiktion,  Verwaltung  oder 
ein  sonstiges  Offizium ,  aber  ausserhalb  der  Stadt 
die  Seelsorge  obliegt,  solange  er  an  der  betreffen- 
den Kirche  residirt  und  diese  verwaltet,  s.  auch 
a.  a.  0.  S.  157.  n.  55.  Umgekehrt  liegt  die  Sache, 
wenn  das  Kapitel  selbst  die  cura  habitualis  hat 
und  ein  Kanoniker  blos  die  cura  actualis  als  Vikar 
mit  Besoldung  ausübt ,  Congr.  conc.  Anal.  iur. 
pont.  1863.  p.  2262. 

9  Entsch.  d.  Congr.  conc.  1848  bei  L Ingen 
et  Rens 8,  causae  selectae  congr.  conc.  Trid. 
propos.  p.  701.  Liegt  diese  Voraussetzung  nicht 
vor,  so  erhält  der  Kanoniker,  welcher  zur  Zeit  des 
Chordienstes  Messe  gelesen  oder  Beichte  gehört 
hat,  keine  Distributionen ,  Richter  a.  a.  0.  S. 
156.  n.  49ff. ;  Lingen  et  Reussl.  c.  p.699; 
Anal.  iur.  pontif.  1863.  p.  2258ff. 

*  Daher  verliert  der  Kanoniker,  welcher  das 
Amt  des  Organisten  während  des  Chordienstes 
versieht ,  die  Distributionen  nur  dann ,  wenn  er 
dafür  ein  besonderes  Honorar  bezieht,  Congr.  conc. 
bei  Richter  S.  356.  n.  46.  und  Anal.  iur.  pon- 
tif. 1866.  p.  1851.  S.  auch  Anm.  2. 

^  Also  wegen  einer  zur  Herstellung  seiner  Ge- 
sundheit nothwendigen  Badereise  oder  sonstigen 
Kur,  Fagnan.  ade.  32. X. III.  5. n.  150;  Bouix 
p.  337;  ferner  wegen  einer  herrschenden  an- 
steckenden Seuche,  jedoch  hat  der  Bischof  darüber 
zu  entscheiden,  ob  die  Epidemie  eine  die  Entfer- 
nung rechtfertigende  Ausdehnung  angenommen 
hat,  Congr.  conc.  bei  Richter  a.  a.  0.  S.  154.  n. 
23 ;  endlich  wegen  feindlicher,  ihn  gefährdender 
Nachstellungen,  a.  a.  0.  n.24. 25.  u.  Actas.  sed.i  1 , 
589  (betreffend  zwei  spanische  Domherren,  welche 
sich  zu  dem  Prätendenten  Don  Carlos  und  dann 
nach  Frankreich  begeben  hatten). 
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oder  ein  physisches  ^  oder  rechtliehes  Hindemiss  ^  ihm  die  Anwesenheit  unmdglieh 
macht. 

Doch  wird  auch  bei  einer  Abwesenheit  ans  den  unter  b.  nnd  c.  gedachten  Grfln- 
den  die  zn  a.  hervorgehobene  Beschränkung  in  Betreff  des  Antheils,  welchen  er  for- 
dern kann,  zn  machen  sein  ^. 

Ausser  diesen  FftUen^  kann  der  vom  Chordienst  abwesende  Kanoniker  die  Distri- 
butionen nur  erhalten,  wenn  ihm  ein  darauf  lautendes  pftpstliches  Indult  ertfaeilt  ist^, 
also  ohne  ein  solches  auch  dann  nicht,  wenn  er  von  der  Residenzpflicht  ordnungsmäs- 
sig  befreit,  mithin  völlig  gerechtfertigter  Weise  abwesend  ist^.  Das  Gegentheil  kann 
auch  weder  durch  das  Kapitelstatut  festgesetzt ,  noch  durch  Gewohnheit  eingeführt 
werden^. 

Bestehen  bei  einem  Kapitel  gar  keine  gesonderte  Einkünfte,  sondern  erhalten  die 
Kanoniker  ihre  Einnahmen  nur  aus  Distributionen ,  so  beziehen  die  nicht  beim  Ohor- 
dienst  anwesenden  nur  zwei  Drittel  ihres  täglichen  Antheils^,  während  sie  das  letste 
verlieren  ®. 

Obwohl  das  Tridentinum  jede  Gewohnheit  gegen  seine  Vorschriften  über  die  Re- 
sidenz und  über  die  Berechtigung  zur  Beziehung  der  Distributionen  ausschliesst,  so  hat 
sich  doch  eine  solche  in  Anhalt  an  eine  von  Gregor  Xm.  gebilligte  Entscheidung 
der  Congregatio  concilii^^  zu  Gunsten  der  Kanoniker  und  der  anderen  zum  Chor- 
dienste verpflichteten  Benefiziaten  gebildet,  welche  die  s.  g,jubilatio  ^^  gefeiert  haben. 
Danach  sind  die  Kanoniker,  welche  volle  40  Jahre  den  Chordienst  anhaltend  und 
gewissenhaft  versehen  haben  ^^,  nicht  nur  von  der  Residenz  am  Sitze  des  Kapitels 


^  Z.  B.  wenn  er  Oberhaupt  oder  wenigstens 
nach  der  Auffassung  der  Kirche  ungerechtfertigter 
Weise  gefangen  gehalten  wird,  a.  a.  0.  n.  78. 80. 
82.  83;  vgl.  auch  Acta  s.  sed.  4,  309. 

2  Wenn  die  Kirche  mit  dem  Interdikt  belegt 
oder  eine  s.  g.  cessatio  a  divinis  angeordnet  wor- 
den ist.  Das  gilt  aber  selbstverständlich  nicht, 
wenn  ihn  eine  von  ihm  selbstverschuldete  Censur 
oder  Strafe,  z.  B.  die  Exkommunikation  oder  Sus- 
pension, vom  Chordienst  ausschliesst,  a.  a.  0.  n. 
79;  Kober,  Kirchenbann  2.  Aufl.  S.  358. 

^  So  auch  die  Congi.  conc.  in  einem  der  unter 
c.  gehörigen  Fälle,  a.  a.  0.  S.  154  n.  25. 

^  Abgesehenvondemo.  S.  237.  n.  5  gedachten. 

Der  Kanoniker ,  welchem  ein  coadiutor  perpe- 
tuus  bestellt  ist,  Th.  II.  S.  85 ,  gUt  durch  den 
letzteren  vertreten,  und  durch  dessen  Interessenz 
werden  für  ihn  die  Distributionen,  und  etwaige 
Antheile  an  den  Fallentien  erworben ,  er  verliert 
dieselben  auch  nicht,  wenn  der  coadiutor  ans 
einem  der  angegebenen  gerechtfertigten  Grunde 
abwesend  ist,  Congr.  conc.  bei'^Richter  a.  a.  0. 
S.  152.  n.  5,  360.  n.  87.  88,  wohl  aber  dann, 
wenn  der  coadiutor  schuldbarerweise  den  Chor- 
dienst versäumt  hat.  In  diesem  Fall  hat  er  aber 
einen  Regress  an  den  letzteren,  1.  c.  n.  88;  Acta 
s.  sed.  7,  194.  Auch  kann  er  selbst ,  ohjie  dazu 
verpflichtet  zu  sein ,  sich  am  Chordienst  bethei- 
ligen, um  die  Distributionen  zu  erwerben,  Rich- 
ter 1.  c.  n.  80if. 

B  Beispiele  s.  S.  239.  n.  1  a.  E. 

«  Vgl.  S.  239.  n.  1.  Hierher  gehört  auch  die 
Abwesenheit  wegen  Studien,  s.  R  i  c  h  t  e  r  a.  a.  0. 
n.  70. 


^  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1874,  Acta  t.  sed. 
8,  85;  ältere  in  d.  Anal.  iur.  pontif.  1861. 
p.  484.  485. 

8  Diese  weiden  nach  Analogie  des  Trid.  Sees. 
XXII.  c.  3  de  ref.  als  Präbende,  das  letzte  Drittel 
dagegen  als  Distributionen  im  engeren  Sinne  be- 
trachtet. 

9  und  dieses  wie  die  Fallentien  behandelt  wiid 
Congr.  conc.  bei  Richter  S.  155.  n.  34.  35.  36. 
43  u.  Anal.  iur.  pontif.  1861.  p.  455.  In  Er- 
manglung von  Distributionen  oder  wenn  dieselben 
ganz  unerheblich  sind ,  kann  der  Bischof  die  Ka- 
noniker auch  durch  Geldstrafen  zum  Chordienst 
anhalten,  Richter  S.  356.  n.  45,  wasibmaoch 
sonst  freisteht,  1.  c.  S.  357.  n.  55;  Bened. 
XIV.  inst.  CVII.  n.  44. 

10  Garcias  1.  c.  III.  2.  n.  344;  Bene- 
dict. XIV.  de  synodo  dioeoes.  XIII.  9.  n.  15. 

11  Vgl.  den  Aufsatz  in  den  Acta  s.  eed.  6,  421 
und  die  Entscheidungen  der  Congr.  conc.  bei 
Richter  a.  a.  0.  S.  360.  n.  92ff. 

12  Die  Verwaltung  anderer  Aemter,  welche 
nicht  zum  Chordienst  verpflichten,  z.  B.  eines 
Pfarrbeneflziums ,  wird  nicht  in  die  Zelt  einge- 
rechnet ,  auch  mass  die  Verpflichtung  auf  einem 
zum  dauernden  Titel  verliehenen  Beneflzium  be- 
ruhen, also  der  Chordienet  nicht  blos  in  Folge 
einer  ad  nutum  amoviblen  Anstellung  ala  Vikai; 
Mansionar  u.  s.  w.  versehen  sein,  Acta  s.  sed.  6, 
430.  Gleichgültig  ist  aber,  ob  der  Betreffende 
während  eines  Theiles  des  Zeitraums  als  Bene- 
flziat,  als  Koadjutor  oder  vollberechtigter  Kanoni- 
kus an  derselben  Kirche  fungirt  hat,  s.  o.  S.  234; 
Richter  a.  a.  0.  S.  362,  ja  nach  der  neueren 
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M\  sondern  sie  erhalten  anch  die  vollen  Einkünfte  ihrer  Prftbende  nnd  die  Distri- 
butionen, wie  wenn  sie  den  Chordienst  noch  verrichten^.  Diese  Befreiung  versteht 
sich  indessen  nicht  von  selbst,  sondern  tritt  nur  ein ,  wenn  ein  desfallsiges  Indult  von 
dei  Congregatio  concilii  gewährt  worden  ist,  welches  freilich  herkömmlicher  Weise 
ertheilt  wird  3,  sofern  nicht  besondere  Verhältnisse  des  Bittstellers^  oder  des  Kapitels, 
welchem  derselbe  angehört^,  der  Bewilligung  entgegenstehen. 

Die  dargelegten  Rechtssätze  über  die  Residenz  und  Interessenz  der  Kanoniker 
und  der  zum  Chordienst  verpflichteten  Benefiziaten  kommen  überall ,  wo  die  Kapitel- 
?erfas8ung  eingeführt  ist,  also  anch  in  Deutschland®  und  Oesterreich^  zur  An- 
wendung, soweit  nicht  besondere,  rechtsgültige  statutarische  oder  gewohnheitsrecht- 
liche Abweichungen  besteben  ^. 


Puxis  der  Congr.  conc.  genügt  es  auch,  wenn 
dies  an  venohiedenen  Kirchen  (z.  B.  erat  einer 
KoQegiat- ,  dann  der  Kathedralkirche)  geschehen 
i8t,  Acta  dt.  p.  429.  430.  Bei  der  Berechnung 
des  Zeitraums  kommt  aber  die  Zeit ,  wo  der  Ka- 
noniker jedes  Jahr  abwesend  gewesen  ist,  sofern 
nicht  ein  gerechtfertigter  Grund ,  wie  Krankheit 
oder  Dienst  seiner  Kirche ,  Elnstellnug  des  Got- 
tesdienstes wegen  politischer  Terhältnisse ,  Erd- 
beben, (nicht  aber  Abwesenheit  wegen  Studiums 
oder  während  der  gesetzlichen  vacatlo),  vorgelegen, 
in  Abzug,  d.  h.  der  Kanoniker  muss  diese  Zelt 
liBger  dienen,  um  der  iubilatio  theilhaftig  zu 
weiden,  1.  c.  p.  423  ff.:  Richter  a.  a.  0.  S. 
362. 

1  Nur  dann ,  wenn  ein  Nothfall  eintritt ,  kann 
der  iabilatus  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung 
des  Ghordienstes  wieder  einberufen  werden,  Acta 
eit.  p.  430. 

s  Acta  dt.  p.  422;  Richter  S.  365.  n.  114. 
Daher  hat  ein  solcher  canonicus  iubilatus  auch 
Antheü  an  den  Fallentien  der  übrigen,  Richter 
D.  112.  113,  falls  nicht  Statut  oder  Gewohnheit 
entgegensteht.  Ton  anderen  Verpflichtungen  als 
denjenigen,  welche  aus  der  Stellung  des  Kanoni- 
kers, wie  z.  B.  der  Pflicht,  die  Konventualmesse 
n  lesen,  Acta  cit.  p.  414  u.  427,  herrorgehen, 
befreit  aber  die  iubüatio  nicht,  also  nicht  von 
den  auf  dem  Kanonikate  ruhenden  haftenden  Ver- 
pflichtungen zu  Messen,  oder  solchen,  welche  auf 
einer  mit  der  Präbende  verbundenen  Dignität 
ruhen,  1.  c.  p.  429. 

3  Dies  zeigt  die  Praxis  der  Congr.  conc. 

*  So  wird  das  Indult  nicht  gewährt,  wenn  der 
Bittsteller  einen  coadiutor  perpetuus  hat,  Ri  ch  - 
ter  S.  363.  n.  94. 

^  Z.  B.  wenn  die  Zahl  der  Kanoniker  sehr 
0eting  und  die  Gefahr  vorhanden  ist,  dass  der 
Chordjenst  nicht  regelmässig  abgehalten  werden 
kann,  AcU  dt.  6,  43Z 

Auch  kommt  in  einzelnen  Fällen  nur  theilweise 
Befreiung  Tom  taglichen  Ghordienste  vor,  s.  o. 
8.  238.  n.  7.  a.  E. 

•  Th.  II.  8.  141.  n.  7.  Unter  den  Institutions- 
dekreten der  preussischen  Bisthümer  ordnen  fer- 
ner die  für  Münster  v.  1823  und  für  Trier  v.  1824 
edaseenen  dasselbe  an ,  s.  auch  das  Kölner  Re- 
ititationadiplom  v.  1825.  SS-  19.  ^0 ,  Statuten 
^«•selben  Kapitels  v.  1830.  SS-  29^»  Huf  f  er, 
Forschgn.  z.  franz.-rheln.  K.  R.  S.  343.  356, 
femer  d.  Kolner  Provinzialkonzil  P.  11.  t.  I.  c. 

Hinsehins,  Kirchenreoht.  in. 


5,  Acta  conc.  coli.  Lac.  5,  339.  Vgl.  weiter  die 
Bulle:  Provida  solersque  y.  1821  für  die  ober- 
rheinische Kirchenprovinz  s.  v.  Unicuique  autem 
ex  memoratis  capitulis  und  die  baierische 
CircumscriptionsbuUe  v.  1.  April  1818,  Weiss, 
corp.  iur.  eccl.  S.  133 ,  in  Verbindung  mit  dem 
Konkordate  v.  1817.  Art.  10. 

7  S.  Breve  Pius'  IX.  v.  17.  März  1856,  Gin- 
zelK.  R.Kodex  S.  76. 

Auch  für  Frankreich  schärfen  eine  Reihe 
der  seit  1849  abgehaltenen  Provinzialkonzilien  die 
Beobachtung  der  Vorschriften  des  Tridentinums 
ein,  acta  conc.  reo.  coli.  Lac.  4,  14.  136.  257. 
345.  346.  471.  472.  583.  756.  757.  980.  1040. 
1096.  1097.  1178.  Nach  einer  Min.  Entsch.  v. 
21.  Mai  1832,  Dursy,  Staatskirchenrecht  InEl- 
sass-Lothringen  1,  80,  kann  der  Bischof  keinem 
Kanonikus  ohne  triftige  Gründe  einen  längeren 
als  einen  einmonatlichen  Urlaub  gewähren.  Der- 
jenige, welcher  sich  ohne  einen  solchen  entfernt 
oder  sich  bei  Ueberschreitung  des  ihm  bewilligten 
Urlaubs  nicht  binnen  ihm  gesetzter  Frist  wieder 
einfindet,  gilt  als  verzichtend.  Seine  Stelle  kann 
wieder  besetzt  werden. 

Der  Umstand,  dass  die  Kanoniker  statt  ihrer 
Präbenden  in  den  gedachten  Ländern  ein  staat- 
liches Gehalt  beziehen,  steht  übrigens  der  An- 
wendung nicht  entgegen.  Dasselbe  tritt,  dies  ist 
auch  die  Auffassung  der  Pönitentiaria  und  der 
Congr.  conc.  Bouix  p.  177  u.  Henry  p.  147, 
an  Stelle  der  Präbende,  Th.  H.  S.  369.  Wenn  die 
Kanoniker  das  Gehalt  direkt  aus  der  Staatskasse 
nicht  durch  die  Vermittlung  des  Bischofs  bezie- 
hen, sind  sie  jedenfalls  im  Gewissen  verpflichtet, 
die  vorgeschriebenen  Abzüge  für  die  Distributio- 
nen und  die  gegen  sie  erkannten  Strafen  auf 
Verlust  eines  Theils  ihres  Einkommens  zu  ent- 
richten, Bouix  p.  368.  Ob  eine  staatliche 
Rechtshülfe  und  Exekution  vom  Bischof  gegen 
sie  nachgesucht  werden  kann,  das  hängt  davon 
ab,  ob  die  Voraussetzungen,  unter  denen  der 
Staat  kirchliche  Auflagen  fexequirt  (für  Preussen 
ist  z.  B.  das  die  erstere  Verpflichtung  ausspre- 
chende Kolner  Restitutionsdiplom  v.  1825.  S*  1^ 
staatlich  placetirt,  Hüffer  a.  a.  0.  S.343.  348) 
oder  kirchliche  DiszlpUnar-Entscheidungen  zum 
Vollzug  bringt,  vorhanden  sind. 

B  Für  die  Kanoniker  in  den  Missionslandem, 
in  welchen  Kapitel  errichtet  sind,  in  England,  Ir- 
land, Kanada,  besteht  aber  die  Pflicht  zum  Chor 
dienst  und  zur  Residenz  nicht,  Th.  II.  S.  160. 
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4.  Für  die  Inhaber  anderer  einfacher  Benefizien^  als  der  unter  3.  ge- 
dachten besteht  gemeinrechtlich  keine  Residenzpflicht*''.  Sie  sind  deshalb  aber  nicht 
unter  allen  umständen  von  derselben  frei ,  vielmehr  kann  ihnen  eine  solche  zufolge 
einer  besonderen  Fundationsbestimmung^,  femer  zufolge  einer  partikularen  Vor- 
schrift, also  z.B.  einer  Verordnung  des  Bischofs^  oder  eines  Eapitelsstatutes ,  endlich 
zufolge  rechtsbegründeter  Gewohnheit  obliegen.  Ist  dies  der  Fall,  so  kann  der  Bene- 
fiziat  sich  ebenfalls  nicht  auf  längere  Zeit  ohne  Urlaub  des  Bischofs  von  seinem  Resi- 
denzorte entfernen,  jedoch  wird  ihm  dieser  bei  einem  gerechtfertigten  Grunde,  worüber 
die  in  dieser  Hinsicht  für  die  residenzpflichtigen  Benefiziaten  geltenden  Vorschriften  zur 
Anwendung  kommen,  nicht  verweigert  werden  dürfen*.  Für  den  Fall  einer  Vernach- 
lässigung der  Residenzpflicht  ist  der  Bischof  befugt,  ebenfalls  mit  Censuren  einzu- 
schreiten und  in  schweren  Fällen  nach  vorgängiger  Vorladung  oder  nach  dreimaligen 
Ediktalien  bei  unbekanntem  Aufenthalt  die  Entziehung  des  Benefiziums  auszusprechen^. 

5.  Ebensowenig  hat  endlich  das  kirchliche  Recht  besondere  Vorschriften  über  die 
Residenzpflicht  der  Inhaber  solcher  Aemter,  welche  nicht  den  Charakter  von  Benefizien 
im  eigentlichen  Sinne  haben»  sowie  liogenigen  Geistlichen,  welche  nur  mit  bestimmten 
Amtsfunktionen  betraut  sind,  aufgestellt.  Ob  diesen  eine  Residenzpflicht  obliegt,  das  wird 
nach  dem  Wesen  des  ihnen  zustehenden  Amtes  oder  der  ihnen  übertragenen  Amtsfunk- 
tionen zu  bemessen  sein.  Mit  Rücksicht  hierauf  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
der  Generalvikar,  der  Kapitelsverweser  und  der  Weihbischof  in  derDiöcese,  fftr  welche 
sie  fungiren,  die  Missionsoberen  in  den  ihnen  zugewiesenen  Distrikten,  die  päpstliclien 
Nuntien  an  dem  Sitze  ihrer  Nuntiatur  zu  residiren  haben  ^.  Dasselbe  gilt  von  den  Vi- 
karen oder  Kaplänen,  welche  neben  dem  Pfarrer  demselben  in  der  Seelsorge  Aushülfe 
leisten,  denn  diese  können  ihre  Funktionen  nur  dann  erfüllen,  wenn  sie  in  derParochie 
und  für  die  Regel  auch  an  dem  Sitze  desjenigen  Pfarrers  residireU,  unter  dessen  Lei- 
tung sie  stehen  ^.  Der  Umfang  der  Residenzpflicht  lässt  sich  ebenfallsvnur  durch  dasselbe 
Moment  unter  analogischer  Anwendung  der  Vorschriften  über  diejenigen  Benefizien,  mit 

361;  coli.  Lac.  cit.  3,  955  n.  n.  Anal.  iur.  pont.  fenden  Tage  keine  Messe  für  eiilien  andern  Zweck 

1855.  p.  1288.  lesen,  noch  viel  weniger  das  Medsatipendium  da- 

*  Th.  II.  S.  372.  für  nehmen.    Dauert  das  Hinderi^ss,   z.  B.  eine 

2  Das  Tridentinum  erwähnt  ihrer  nicht.     Die  Krankheit,  längere  Zeit  an,  so  mns^ ein  Vertreter 

Inhaber  solcher  Benefizien  können  also  ihre  Ob-  angenommen  werden,  Richter  Tn^entinnm  S. 

liegenheiten  durch  einen  Stellvertreter  ausüben  137.  n.  64.  65.     Vgl.   hierzu  auchNHenry   p. 

lassen,  231  ff.                                                  V 

8  Th.  II.  S.  392.   üeber  die  Auslegung  der-  «  c.  8.  10.  X.  h.  t.  m.  4;  Trid.  si«.  VI.  c.  2 

artiger  Stiftungsverordnungen  s.  F  a  g  n  a  n.  ad  c.  1 .  de  ref .                                                     ^ 

X.  de  aetate  et  quäl.  I.    14.  n.  76  ff.     Henry  7  Wegen  der  Inhaber  von  solchen  ßeelsorge- 

p.  226.    Nach  der  Praxis  der  Gongr.  conc.  gilt  Aemtern,  welche  keine  Benefizien  sirtd,  s.   o. 

aber  ein  Beneflzium,  mit  welchem  der  Chordienst  S.  229.                                                      \ 

in   einer  Kathedral-   oder  einer   KoUegiatkirche  8  Darüber  ist  man  einig ,    s.  6arboBa;de  off. 

verbunden  ist,  als  residentiale ,  Richter  S.  37.  parochi  I.  8.  n.  19;    Henjyp.  218;    Dfeneu- 

!*•  5-  6-  bonrg,  ^tnde  canonlque  sur  les  vicaires  "^arois- 

4  Eine  solche  Ist  indessen  ausgeschlossen,  wenn  siaux,  p.  426.  Auf  das  Tridentinum  Se^.  VI. 
der  Fundator  die  Residenzpflicht  selbst  nicht  aufer-  c.  2  de  ref.  u.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.  kann  man 
legt  hat,  Congr.  conc.  bei  Richter  S.  136.  n.  47.  freilich  diese  Pflicht  nicht  stützen,  denn  ia  den 

5  Vgl.  c.  4.  X.  h.  t.  III.  4;  Reiffenstnel  curat!  inferiores  und  denjenigen,  welche  ein^bene- 
III.  4.  n.  113;  Henry  p.  230.  flcium  ecdesiasticum  cum  cnra besitzen,  sov.  Eg- 

Dle  Kapläne,   welche  die  Residenzpflicht  mit  pen  J.  L.  U.  P.  I.  t.  3.  c.  2.  n.  4,  gehören  sie 

der  Obliegenheit  haben,    taglich  eine  Messe  zn  nicht,  s.  anch  Bon  ix  tract.  de  parocho  p.  539 

einem  bestimmten  Zweck  zu  lesen  ,  können  nach  n.  Graisson  manuale  iur.  canon.  n.  1450.  Auch 

der  Praxis  der  Congr.  conc.  dies  bei  dem  Vorliegen  die  Congr.  conc.   hat  wiederholt  die  Residenz- 

eines  gerechtfertigten  Grundes  ab  und  zu  unter-  pflicht  dieser  Vikare  anerkannt,  s.Deneubonrs 

lassen,  dann  aber  dürfen  sie  auch  an  dem  betref-  p.  431.    Vgl.  ferner  die  folgende  Anm. 
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welchen  gleiche  Funktionen ,  wie  sie  solchen  Aemtem  obliegen ,  verbunden  sind ,  be- 
stimmen ^.  Besitzen  die  Träger  derartiger  Aemter  anch  mangels  einer  besonderen  po- 
sitiven Bestimmung  keinen  gesetzlichen  Anspruch  auf  eine  bestimmte  Ferienzeit,  so 
wird  ihnen  doch  ebenfalls  seitens  des  vorgesetzten  Oberen  bei  wirklich  gerechtfertigtem 
Grunde  ein  angemessener  Urlaub  gewährt  werden  müssen.  Die  Strafen  ffir  die  Er- 
fUllung  der  Besidenzpflicht  sind  hier  dieselben ,  wie  bei  den  eigentlichen  Benefiziaten, 
also  Geldstrafen  und  Gensuren ,  nur  bedarf  es  für  die  Entziehung  derjenigen  Aemter, 
welche,  wie  z.  B.  das  der  Generalvikare  und  der  Pfarrvikare,  widerruflich  übertragen 
werden,  keines  besonderen  Ladungsverfahrens ,  vielmehr  kann  bei  solchen  ohne  Wei- 
teres die  Abberufung  erfolgen  2. 

Die  staatliche  Gesetzgebung  hat  in  neuerer  Zeit  sich  im  Allgemeinen  enthal- 
ten ,  ihrerseits  über  die  Residenzpflicht  der  Geistlichen  besondere  Vorschriften  aufzu- 
stellen', und  so  steht  der  Anwendung  der  kirclienrechtlichen  Normen  nichts  entgegen. 

§.159.    b.  Das  Verbot  der  Mehrheit  ( Pluralität)  und  die  Inkompatibilität  der 

Kirchenämter*. 

I.  Geschichte  des  Verbotes.  Bei  der  Gestaltung  des  Aemterwesens  in 
den  ältesten  Zeiten  der  Kirche  und  der  Konzentration  des  gesammten,  kirchlichen 
Zwecken  dienenden  Vermögens  unter  der  Verwaltung  des  Bischofs  konnte  von  einer 
Vereinigung  mehrerer  Benefizien  in  der  Hand  eines  kirchlichen  Amtsträgers  keine  Bede 
sein.  Die  Ordination  und  die  damit  zusammenfallende  Anstellung  brachten  den  Kleriker 
der  Regel  nach  fttr  immer  in  eine  dauernde  Verbindung  mit  der  Kirche ,  an  welcher 
er  geweiht  war ;  an  dieser  hatte  er  die  ihm  obliegenden  Funktionen  zu  vollziehen,  und 


1  Durch  die  ProTinzialkonzüien  und  die  Dioce- 
SAiiverordnimgeii  ist  die  Residenzpflicht  der  Vikare 
meistens  naher  geregelt.  Sie  dürfen  danach 
ihren  Amtssitz ,  überhaupt  nicht  oder  nicht  auf 
längere  Zeit  als  einen  Tag  ohne  Erlaubniss  des 
PfAjrers,  welchem  sie  untergeordnet  sind,  ver- 
lassen und  haben  ferner  für  Reisen  den  Urlaub 
des  Dekans  oder,  falTs  diese  sich  auf  längere  Zelt 
ausdehnen ,  den  des  Bischofs  einzuholen ,  s.  die 
S.  231.  n.7u.  8  citirten  Bestimmungen  für  die  deut- 
schen Diocesen.  Aehnliche  Vorschriften  für  fran- 
zösische in  d.  acta  conc.  rec.  coli.  Lac.  4,  271. 
474.  1131.  1202,  für  belgische  bei  Deneu- 
boarg  p.  433  n.  Henry  p.  219. 

2  Denn ,  wenn  auch  bei  einzelnen  dieser  Stel- 
hm^en ,  z.  B.  bei  der  des  Generalvikars  und  der 
PfmrrvikAre,  Th.  II.  S.  221.  321,  der  Widerruf 
nieht  nach  reiner  Willkür  erfolgen  soll,  so  würde 
eine  schwere  Verletzung  der  Residenzpflicht  doch 
immer  einen  ausreichenden  Grund  für  einen  sol- 
chen bilden. 

3  Eine  Ausnahme  machen,  abgesehen  von  den 
S.  229.  n.2  u.  S.  231.  n.  8  erwähnten  Anord- 
nQnft:en  das  gemeinsame  Edikt  für  die  oberrhei- 
nische Kirchenprovinz  v.  30.  Januar  1830.  §.  32, 
wodurch  aUerdlngs  im  Zusammenhange  mit  dem 
Terbote  der  Inkompatibilitit  derRirchenpfründen 
die  Beobachtung  der  Residenzpflicht  nur  im  All- 
gemeinen eingeschärft  wird,  vgl.  $.  159  a.  Schi. 
und  das  Oldenburger  Normativ  v.  1831.  $.  16 
(Müller,  Lexikon  d.  K.  R.  2.  Aufl.  ö,  414): 


„Urlaub  zu  Reisen  innerhalb  des  Landes  bis  zu 
4  Wochen  und  zu  Reisen  ins  Ausland  bis  zu 
dreimal  24  Stunden  ist  der  Offlzial  nach  den  Be- 
stimmungen der  Verordnung  vom  5.  April  1830 
(a.  a.  0.  S.  399)  zu  ertheilen  ermächtigt;  weitere 
Gesuche  sind  von  demselben  begutachtet  an  die 
Kommission  (d.  h.  die  Staatsbehörde  zur  Wah- 
rung des  Kirchenhoheitsrechtes)  zur  Bewirkung 
landesherrlicher  Bewilligung  einzusenden.  Fer- 
ner gehört  noch  hierher  die  Vorschrift  des  Art.  8 
des  fr  an  z  ÖS.  Ges.  v.  23.  April  1833  betr.  die 
Gehälter  der  Geistlichen,  Dursy  a.  a.  0.  S.  70, 
dass  der  Geistliche,  welcher  seine  Residenzpflicht 
nicht  inne  hält ,  seine  staatliche  Besoldung  nicht 
beziehen  kann. 

*  Thomassin  vet.  et  nova  diso.  eccl.  P.  II.  1. 
III.  c.  Iff.;  van  Espen  J.  E.  ü.  P.  IL  t.  20. 
c.  1— 5;  Phillips  K.R.  7,402fr. 

Iv.  a  Ligniano  de  beneflciorum  pluralitate 
Paris  1509,  Dionys.  Garthusianusde  bene- 
flciorum pluralitate  in  opp.  Colon.  1534;  Thom. 
Campegius  de  beneflciorum  pluralitate  Venet. 
1555;  Domin.  Soto  de  benef.  pluralitate  Ve- 
net. 1562;  Alphon s.  de  Mendoza  de  beneflc. 
incompatibllitate  Venet.  1579 ;  Mart.  Azpil- 
cueta  de  beneflc.  Incompatibilitate  in  opp.  t.  II. 
Venet.  1588.  1600;  Lugd.  1589.  Colon.  1616; 
Thom.  deViode  beneflciorum  pluralitate.  Ve- 
net. 1594;  Frld.  Petraciusde  pluralitate  be- 
nef. in  tract.  Venet.  t.  XV ,  wo  auch  ein  Thell 
der  vorher  citirten  Schriften  abgedruckt  Ist. 

16* 
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erhielt  dafür  von  dem  Bischof  seinen  Unterhalt.  Allerdings  war  die  Möglichkeit  eines 
Ueberganges  von  einer  Eärche  zu  einer  anderen  nicht  ganz  ausgeschlossen ,  upd  so 
konnte  ein  Geistlicher  auch  in  den  Klerus  einer  anderen  Kirche  als  derjenigen^  bei 
welcher  er  geweiht  war,  Aufnahme  finden.  Damit  war  aber  sein  Verhftltniss  zu  der 
ersteren  rechtlich  gelöst^ ,  und  nur  durch  unerlaubte  Mittel  war  es  möglich,  dasselbe 
neben  der  neuen  Anstellung  aufrecht  zu  erhalten.  Derartigen  Machinationen ,  deren 
Zweck  offenbar  dahin  ging ,  die  Einkünfte  bei  beiden  Kirchen  zu  beziehen ,  ist  schon 
das  Konzil  von  Chalcedon  durch  die  Anordnung  entgegengetreten^,  dass  kein  Kleriker 
in  den  Matrikeln  zweier  Kirchen  eingezeichnet  bleiben ,  vielmehr  dem  Dienste  seiner 
ersten  Kirche  zurückgegeben  werden  solle.  Während  diese  Vorschrift  gegen  das  ehr- 
geizige Streben  nach  Stellen  an  anderen  angeseheneren  Kirchen  nnd  gegen  die  Hab- 
gier nach  vermehrtem  Einkommen  gerichtet  ist,  hat  Gregor  d.  Gr.  schlechthin  die  Ver- 
waltung zweier  Aemter  (officiaj  auch  an  derselben  Ejrche  durch  ein  und  dieselbe  Per- 
son verboten  ^. 

In  Frankreich  und  in  Spanien,  wo  seit  dem  5.  Jahrhundert  die  auf  dem 
Lande  errichteten  Kirchen  znmTheil  mit  eigenem  Vermögen  ausgestattet  wurden,  und 
die  an  ihnen  fungirenden  Geistlichen  aus  diesem  ihren  Lebensunterhalt  empfangen 
konnten  ^ ,  trat  mit  der  Anstellung  an  den  Landkirchen  vielfach  eine  Lösung  der  Be- 
ziehung zu  der  bischöflichen  Kirche  ein  ^ ,  andererseits  musste  aber  eine  solche  zur 
Sicherung  des  Lebensunterhaltes  des  Geistlichen  dann  bestehen  bleiben ,  wenn  bei  der 
Landkirche  keine  ausreichenden  Mittel  dafür  vorhanden  waren  oder  man  war  genö- 
thigt,  in  solchen  Fällen  einem  Geistlichen ,  namentlich  in  dem  Falle,  wo  es  sich  nicht 
um  die  Verwaltung  der  Pfarrseelsorge,  sondern  nur  um  die  Verrichtung  einzelner  gottes- 
dienstlicher Funktionen  handelte ,  [auch  die  gleichzeitige  Versehung  mehrerer  Kirchen 
oder  E^pellen  zu  gestatten^.  Derartige  Ausnahmen  waren  in  einer  Zeit,  welche 
die  Uebergangsperiode  von  der  früheren  unmittelbaren  Leitung  der  Diöcese  dnrch  den 
Bischof  zu  einer  Verwaltung  derselben  in  einzelnen ,  kleineren  ihm  untergeordneten 
Bezirken  durch  besondere,  für  diese  angestellte  Geistliche  bildet,  nicht  zu  vermeiden^, 


i  c.  10.  conc.  Chalced.  v.  451  in  c.  3.  C.XXI. 
qu.  2. 

2  c.  10  in  c.  %  0.  XXI.  qu.  1.  —  Den  Besitz 
zweier  Klöster  dnrch  einen  Abt  verbietet  I.  39 
(40)  C.  J.  de  episc.  I.  3. 

3  c.  1  (Gregor.  M.  in  dessen  Lebensbeschrei- 
bung von  Johannes  Diakonus  II.  54.  opp.  ed. 
Migne  85.  86)  Dist.  LXXXIX. 

*  Tb.  II.  S.  263 ff. ;  Löning,  deutsch.  Kir- 
cbenrecht  S.  636.  674,  702. 

5  Dies  ergiebt  c.  18  Aurel.  III.  v.  538,  Th.  n. 
S.  264.  n.  3,  wonach  der  Stadtgeistlicbe,  der  zu 
einer  solcben  Kirche  übergebt,  aus  den  Einkünf- 
ten derselben  unterhalten  werden  und  sieb  an 
diesen  genügen  lassen  soll,  auch  c.  14.  £parn.  y. 
517,  wonach  der  zu  einem  Bisthum  beförderte  die 
ihm  überlassenen  Yermogensstücke  seiner  bis- 
herigen Kirche  zurückzugeben  bat.  Wenn  da- 
gegen das  Konzil  von  Merida  v.  666  c.  12,  Th.  II. 
S.  265.  n.  3  dem  vom  Bischof  aus  einer  Pfarrei 
an  die  Kathedrale  versetzten  Geistlichen  die  Wei- 
terbezlebung  seines  bisherigen  Einkommens  aus 
derselben  nach  Abzug  des  zur  Unterhaltung  eines 
Stellvertreters  erforderlichen  Betrages  neben  sei- 
nem Stipendium  an  der  Bischofskirche  gestattet, 


80  hat  diese  Vorschrift  wohl  den  Zweck  gehabt, 
die  Inhaber  von  reich  dotirten  Landkirchen  zux 
Annahme  solcher  Versetzungen  zu  bewegen ,  und 
dem  Bischof  auf  diese  Weise  eine  Ergänzung  der 
Lücken  in  der  Geistlicbkelt  an  der  Kathedrale 
(darauf  weist  der  Eingang  der  Stelle  hin]  aus  den 
Landpriestem  zu  erleichtern. 

0  So  noch  das  Konzil  von  Merida  o.  19.  Th.  U, 
S.  265.  n.  1.  Das  16.  Konzil  von  Toledo  v.  693, 
c.  3.  0.  X.  qu.  3,  hat  dies  aber  bei  Pfarrkirchen 
verboten. 

^  Nicht  hierher  geboren  solche  Fälle,  iro  der 
Stifter  selbst  in  mehreren  der  von  ihm  gegrün- 
deten, nach  damaliger  Anschauung  in  seinem 
Eigenthum  stehenden  Kirchen,  wenn  er  selbst 
Priester  war,  wie  z.  B.  der  b.  Severus,  einzelne 
gottesdienstlicbe  Verrichtungen,  so  das  Messopfer, 
vollzog,  Gregor.  Turon.  glor.  confess.  c.  50, 
Migne  patrol.  71,  865. 

Ebenso  wie  der  Besitz  zweier  Kirchen  in  einer 
Hand  ist  auch  die  Leitung  zweier  Kloster  durch 
denselben  Abt  seitens  der  gallischen  Konzilien, 
Agath.  V.  506.  c.  38;  Epaon.  v.  517.  c.  8,  ver- 
boten worden. 
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und  ancb  noch  später  hat  man  solche  ftlr  ähnliche  Verhältnisse  zulassen  müs~ 
8en^ 

Mit  der  Existenz  einer  Anzahl  selbstständiger  Pfarrkirchen  nnd  Kapellen,  welche 
sich  in  karolinglscher  Zeit  fast  innerhalb  aller  Bisthümer  des  fränkischen  Reiches  vor- 
finden, war  den  schlechteren  nnd  habgierigen  Elementen  im  niederen  Klerus  die  Möglich- 
keit geboten,  sich  durch  die  gleichzeitige  Verwaltung  mehrerer  Kirchen  und  Oratorien 
gidssere  Einkünfte  zu  verschaffen,  und  zwar  um  so  leichter,  als  ein  beträchtlicher  Theil 
derselben  nicht  von  den  Bischöfen,  sondern  von  den  Grundherren  verliehen  wurde. 
Diese  Gelegenheit  ist  seit  den  Zeiten  Ludwigs  d.  Fr.  so  häufig  ausgenutzt  worden, 
dass  sowohl  die  fränkischen  Synoden  ^  wie  auch  einzelne  Bischöfe  in  ihren  Diöcesan- 
verordnungen  ^  sich  veranlasst  sahen,  dagegen  einzuschreiten,  und  eine  derartige  Ver- 
einigung nnr  bei  Kirchen ,  welchen  es  an  den  Mitteln  zu  selbstständiger  Existenz  ge- 
brach, oder  in  Betreff  einer  mit  einer  andern  Kirche  in  Verbindung  stehenden  Kapelle 
oder  bei  einer  solchen ,  an  welcher  noch  ein  anderer  Priester  zur  gehörigen  Verrich- 
tung des  Gottesdienstes  angestellt  war,  zu  gestatten. 

Was  dagegen  die  höhere  Geistlichkeit  anlangt,  so  galt  der  Besitz  von  Klöstern 
mit  der  bischöflichen  Stellung  nicht  für  unvereinbar^.  Eine  Reihe  von  Bisthflmem 
waren  ans  der  missionirenden  Thätigkeit  von  Klöstern  hervorgegangen ,  und  in  Folge 
dieser  Art  ihrer  Entstehung  blieb  in  ihnen  vielfach  Kloster  und  Bisthum ,  Abts-  und 


1  e.  1  (Nioaen.  v.  787)  C.  XXI.  qu.  1  verbietet 
zwar  die  Anstellang  eines  Geistlichen  an  zwei 
Kirchen ,  lässt  dies  aber  bei  armen  L&ndkirchen 
mit  kleinen  Gemeinden  zu.  S.  auch  die  folgenden 
Anmerkangen. 

«  V.  Paris  829.  C.  I.  c.  49,  Mansi  14,  567: 
^ent  nnicniqiie  dvitati^onvenit  proprium  habere 
episcopnm,  ita  et  nnamquamqne  basilicam  .  .  . 
oportet  proprlom  habere  presbytemm  .  .  .  Hi 
(presbyteri)  namqne  ignibns  avaritiae  aestnantes 
noa  solnm  a  clericis ,  yerum  etiam  a  laicis  alias 
basilicas  contra  fas  ad  Christi  famnlatum  pera- 
gendom  sascipinnt ....  Tix  enim  qnispiam  pres- 
IvyteroTüia  in  basilica  in  qua  divinae  servitiiti 
Bttncipatas  est ,  dlgne  atqne  strenne  militare  in- 
Tenitor,  qn&nto  minus  id  in  duabus  vel  tribus  aut 
amplius  basillcis  digne  exequi  valet  .  .  .  statni- 
ons  decementes ,  ut  singulae  basilicae  plebes  et 
res,  quibns  consistere  possint,  babentes  singulos 
b&beuit  presbyteros.  Si  vero  plebes  habuerint  et 
rebus,  quibus  consistere  possint,  caruerint .  .  . 
arbitrio  episcoporum  pendet,  utrum  ita  consistere 
debeant  aut  possint  necne.  Hoc  tamen  specialiter 
eoram  solertiae  providendum  est,  ut  hac  occasione 
nalluspresbyter  duas  aut  tres  avaritiae  causa,  qui- 
bns suffleere  secundum  divinum  cultum  nullate- 
nus  potest,  habere  audeat  basüicas";  v.  Aachen 
836 II.  16,  ibid.  p.  683:  „.  .  censuimus,  ubi- 
cumque  possiMIe  f^erit,  unicuique  ecclesiae  suus 
provideatur  ab  episcopis  presbyter,  ut  per  se 
eam  teuere  possit  aut  etiam  priori  presbytero 
■nbiugatus  ministerium  sacerdotale  perflcere  pos- 
sit. Quia  in  multis  locis  perlcula  presbyterorum 
iaiminentia  perspeximus,  videlicet  in  ofllciis  di- 
'^nis,  quamquam  missarum  celebrationem  per 
omnes  ecclesias  sibi  commissas  agere  possint,  ce- 
tera offlcia  quae  ad  divinum  cultum  pertinent, 
propter  Impossibllitatem  et  mnititudinem  eccle- 
li^rum  quodammodo  lieglecta  elapsä^,   v.  Metz 


888.  c.  3,  Mansi  18,  78:  „ünus  quisque  Pres- 
byter unam  solummodo  habeat  ecdesiam,  nisi 
forte  habeat  capellam  vel  membrum  aliqood  adia- 
cens  sibi,  quod  non  expedit  separari" ;  v.  Nantes 
(Ende  des  9.  Jahrh.  ?),  ibid.  p.  168 :  „sicut  enim 
episcopus  non  plus  potest  habere  quam  unam 
civitatem  et  vir  unam  uxorem,  ita  presbyter 
unam  tantum  ecclesiam.  Itaque  nuUus  presbyter 
plures  praesumat  habere  ecclesias,  nisi  forte  alios 
presbyteros  sub  se  in  unaquaque  habeat,  qui 
nocturnum  atque  diurnum  officium  solemniter 
adimpleant  et  missarum  celebrationes  quotidianis 
expleant  ceremoniis*'. 

8  Herad  v.  Tours  (858)  c.  49,  Hardouin  5, 
451 :  „Vi  presbyter  non  amplius  quam  unam 
ecclesiam  habeat,  sicut  et  vir  unam  uxorem"; 
Hinkmar  v.  Rheims  (874)  cap.  archidiac.  c.  7, 
Mansi  15, 498 :  „neque  ecclesias  illas  quae  ex  an- 
tiquo  presbyteros  habere  solitae  fuerint,  aliis 
ecclesiis  quasi  loco  capellanorum  non  subiiciatis"; 
cap.  in  syn.  Rhem.  v.  874.  c.  1 ,  1.  c.  p.  493 : 
,^Quia  .  .  contra  sacros  canones  presbyteri  nostrae 
parochiae  dicuntur  ecclesias  suas  negligere  et 
praebendam  in  monasterio  Montis  falconis  obti- 
nere ,  sed  et  canonici  ipsius  monasterii  ecclesias 
rusticanarum  parochiarnm  occupare,  necesse  nobis 
est,  non  solum  quid  inde  sacri  canones  deflniant 
demonstrare,  sed  et  vigorem  ac  censuram  eorun- 
dem  SS.  canonum,  si  se  non  correxerint ,  in  con- 
temptores  exercere".  • 

Auch  Benedikt  Levita  hat  das  Verbot  des  Be- 
sitzes zweier  Kirchen  durch  einen  Priester  in 
seine  Kapitulariensammlung  II.  73.  75,  aufge- 
nommen. 

4  Selbst  Hinkmar  von  Rheims  hat  es  seinem 
Neffen,  Hinkmar  v.  Laon ,  nur  zum  Vorwurf  ge- 
macht, dass  der  letztere  ohne  seine  Erlaubniss 
eine  in  einem  anderen  erzbischöflichen  Sprengel 
belegene  Abtei  vom  König  angenommen  und  bo- 
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Bischofswürde  vereinigt  ^ .  Der  in  kirchlichen  Dingen  den  Ton  angebende  Episkopat 
suchte  ferner  die  aufblühenden  Klöster,  welche  nach  möglichster  Selbstständigkeit 
strebten ,  theils  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  seiner  Diöcesangewalt  theils  aber 
auch  angelockt  durch  den  Beichthum  derselben  an  sich  zu  bringen  ^ ,  wobei  ihm  die 
Anschauung  der  damaligen  Zeit,  dass  die  Klöster  als  Objekte  galten,  welche  der  recht- 
lichen Herrschaft  ihrer  Stifter  und  der  Nachkommen  derselben  unterworfen  waren  \ 
zu  Hülfe  kam.  Sodann  sind  durch  Schenkungen  der  Könige  viele  der  diesen  gehörigen 
Klöster  in  den  Besitz  der  Bischöfe  übergegangen  ^.  Auch  haben  letztere  selbst  solche 
gestiftet  und  sie  als  Aebte  geleitet  ^ ,  endlich  manche  Aebte  nach  ihrer  Beförderung 
ihre  Mhere  Stellung  beibehalten  ^. 

Wenngleich  es  in  der  Folgezeit  manchen  Klöstern  namentlich  unter  Benutznng 
der  kaiserlichen  Gunst,  später  auch  durch  päpstliche  Privilegien  gelungen  ist^,  sich 
gegenüber  den  Bischöfen  die  Selbstständigkeit  zu  erringen  oder  zu  bewahren,  so  findet 
sich  doch  eine  solche  Verbindung  von  Bischofs*  und  Abtswürde  noch  weit  über  die 
karolingische  Zeit  hinaus  ^. 

Die  erwähnten  Verordnungen  ^  hatten  das  Streben  nach  Kumulation  von  Aemtem 
bei  dem  übrigen  Klerus  nicht  zu  unterdrücken  vermocht ,  im  Oegentheil  war  diesem 
durch  die  weitere  Entwickelung  des  kirchlichen  Benefizialwesens,  namentlich  durch  die 
Auflösung  des  gemeinschaftlichen  Lebens  in  den  Dom-  und  Kollegiatkapiteln  und  der 
Gründung  von  besonderen  Kanonikaten  und  Benefizien  in  denselben  j  neue  Nahrung 
gegeben  worden  ^^.  Diesen  Missbräuchen  trat  die  seit  der  Mitte  des  1 1 .  Jahrhunderts 
von  der  päpstlichen  Kurie  geleitete  Reformbewegung  von  Neuem  entgegen ,  und  so 
wurde  seitdem  wiederholt  der  Besitz  zweier  Kirchen  durch  einen  Priester  i^,  die  Erlan- 
gung von  kirchlichen  Aemtem  in  zwei  verschiedenen  Städten  ^^,  die  Erwerbung  von 
Kanonikaten  in  mehreren  Kapiteln  ^^,  auch  die  gleichzeitige  Verwtiltung  mehrerer  Prär- 
laturen  oder  Ehrenstellen  an  einer  Kirche  ^^  oder  an  mehreren  ^^  verboten,  ja  in  England 


hofs  der  Verwaltung  derselben  dorthin  gereist  sei, 
opoBc.  LV  capit.  c.  2,  Migne  patrol.  126,  295; 
lib.  expostulat.  c.  1.  2,  1.  c.  p.  568.  569. 

1  Th.  II.  S.  54. 

2  Ueber  die  desfallsigen  Streitigkeiten  zwischen 
den  Bischöfen  von  Konstanz  und  dem  Kloster 
S.  Gallen  s.  Rettberg,  Deutschlands  Kirchen- 
güschichte  2,  106  ff. ;  Abel,  Jahrb.  Karls  d.  Gr. 
1,  336.  Weitere  Beispiele  bei  Roth,  Gesch.  d. 
Benefizialwesens  S.  262. 

3  Th.  II.  S.  622.  n.  7. 

^  S.  z.  6.  Dümmler,  Gesch.  d.  ostfränk. 
Reiches  2,  282.  329.  330.  344.  400.  479.  495. 
497.  n.  9.  503.  577. 

^  So  Lull  das  von  ihm  gestiftete  Kloster  Hers- 
feld, Abel  a.  a.  0.  1,  155.  446. 

6  Abel  1,361.422.  423:  Dümmler  a.a.O. 
1,  865. 

Tgl.  überhaupt  noch  über  diese  Verbindung  von 
Bischofs-  und  Abtswürde  Rettberg  2,  106; 
Abel  1,  269.  289.  290;  Simson  Jahrb.  Ludw. 
d.  Fr.  2,  230;  Dümmler  1,  127.  302.  383. 
870;  2,  497.  547. 

Die  Leitung  der  Mönche  besorgte  in  solchen 
Fällen  gewöhnlich  ein  stellvertretender  Abt. 

Auch  eine  Vereinigung  mehrerer  Klöster  in  der 
Hand  von  Aebten,  welche  nicht  Bischöfe  waren, 
kommt  wiederholt  vor,  S  i  m  s  on  2, 234.  237. 239 ; 
Dümmler  1,  723.  759;  2,  116.  n.  10. 


^  Waitz,  Deutsche  Verf.  Gesch.  6,  215.  218; 
Köpke-Dümmler,  Otto  d.  Gr.  S.  550. 

8  Waitz  a.  a.  0.  S.  211  ff. ;  ders.,  Hein- 
rich I.  S.  120.  Thomassini.  c.  c.  5.  n.  2.  4. 
Ja  auch  im  Interesse  einer  Reform  der  Kloster 
sind  solche  Vereinigungen  vorgekommen,  G-re- 
gor  VII.  ep.  VI.  27,  ed.  Jaf  f  tf  p.  363. 

^  Vgl.  auch  Reginon.  Prüm.  Hb.  II.  d.  syn. 
causis  IIb.  L  not.  n.  47 ;  I.  256.  257.  278. 

10  Auch  Bischöfe  suchten  sogar  zur  Venneh- 
rung ihrer  Einkünfte  damals  Kanonikate  in  an- 
deren Stiftern  zu  erwerben ,  so  z.  B.  der  Bischof 
von  Senlis  die  Stelle  des  Subdekans  in  Cbartres, 
welche  ihm  aber  der  Bischof  Fulbert,  ep.  38  (46), 
Migne  patrol.  141,  221  abschlug. 

i»  conc.  Roman.  1059.  c.  7,  Mansi  19,  898. 
Doch  gestattet  die  Synode  v.  Piacenza  v.  1095, 
c.  2.  D.  LXX,  dem  Bischof  dies  ausnahmsweise 
zn  erlauben. 

»2  conc.  Turon.  1060.  c.  5,  I.  c.  19,  917;  Cia- 
rom. 1075  c.  12,  1.  c.  20,  817. 

13  c.  2.  §.  1.  D.  LXX  cit. 

1*  Ciarom.  cit.  c.  14. 

«5  conc.  Pictav.  c.  1078,  Mansi 20,  498:  „Ut 
nemo  episcopatum,  abbatiam,  archidlaconatom, 
archipresbyteratum ,  praebendam  vel  alios  eccle* 
slasticos  honores,  vel  in  duabus  ecclesüs  praela- 
tiones  exereeat,  nisi  in  una  tantum.'' 
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hat  man  sich  schon  zum  Einschreiten  gegen  Bischöfe  ^  genöthigt  gesehen,  welche  mehrere 
Bisthflmer  gleichzeitig  zu  behalten  versnchten  ^.  Indessen  zeigen  die  im  12.  Jahrhundert 
laat  werdenden  Klagen^,  und  die  Wiederholungen  der  früheren  Verbote^,  dass  die  be- 
treffenden Anordnungen  keinen  Erfolg  gehabt  haben ,  was  um  so  erklärlicher  war ,  als 
aoch  die  Päpste  selbst  ^,  wo  es  in  ihrem  Interesse  lag  und  namentlich,  wo  es  galt,  sich 
einflussreiche  Persönlichkeiten  zu  verbinden,  diese  Bestimmungen  nicht  beachtet  haben^. 
In  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  hatte  aber  das  Unwesen  der  Plura- 
litftt  der  Benefizien  so  um  sich  gegriffen,  dass  eine  Abhülfe  dringend  nothwendig 
wnide^.  Das  unter  Alexander  IQ.  abgehaltene  3.  Lateranensische  Konzil  bestimmte 
daher ,  dass  für  die  Zukunft  Niemand  mehrere  Dignitäten  oder  Pfarrkirchen  yerliehen 
erhalten,  sowie  darauf  gesehen  werden  sollte ,  dass  der  Beliehene  das  ihm  übertragene 
Amt  persönlich  verwalte,  und  drohte  als  Strafe  für  die  Verletzung  dieser  Vorschrift  die 
Entziehung  des  zweiten  erworbenen  Amtes  für  den  Beliehenen ,  sowie  die  des  KoUa- 
tionsreehtes  für  den  Verleiher  an  ^.  In  Betreff  derjenigen  Geistlichen ,  welche  sich 
bereits  im  Besitz  mehrerer  Aemter  befanden ,  wurde  den  Bischöfen  aufgegeben ,  gegen 
die  dadurch  herbeigeführte  Vernachlässigung  der  geistlichen  Amtsverrichtungen  ein- 
zuschreiten ,  damit  trotz  der  Menge  der  in  einzelnen  Händen  angehäuften  Pfründen 
der  erfoTderliche  Unterhalt  für  solche  Geistliche ,  welche  der  Kirche  würdige  Dienste 
leisten  könnten,  beschafft  werde  ^.  Wie  die  sonstigen  Dekretalen  Alexanders  m.  zei- 
gen ^^  sollten  die  Bischöfe  diejenigen,  welche  mehrere  Aemter  besasseu,  dazu  zwingen. 


I  Konzil  V.  Wlncheßter  v.  1070,  Mansi  19, 
1079,  welches  den  Erzbischof  Stigand  y.  Ganter- 
bary  abgesetzt  hat. 

<  Die  Yeibindnng  zweiei  Bisthümer  in  einer 
Hand  galt  nach  den  alten  Kanonen,  Th.  II.  S.  39, 
als  ausgeschlossen ,  und  die  früheren  Inkardina- 
tionen,  Th.  I.  S.  313,  sind  keine  Ausnahme  von 
dieser  Regel,  sondern  Translationen  gewesen. 
Allerdings  waren  gerade  schon  im  10.  Jahrhun- 
dert in  England  derartige  Yereinigungen  (so  frei- 
lich nur  auf  knrze  Zeit  eine  Verbindung  von  Win- 
chester und  London  unter  Dunstan,  Thomassln 
l  c.  c.  3.  n.  9 ;  c.  5.  n.  9),  dann  femer  auf  längere 
Zeit  von  Winchester  und  York  unter  Oswald,  vor- 
gekommen. Im  11.  Jahrhundert  haben  Leo  IX. 
ond  Alexander  11.  ihre  früheren  Bisthümer  Toul 
ond  LuGca  nach  ihrer  Erhebung  auf  den  päpst- 
lichen Stuhl  beibehalten,  Wiberti  vita  Leon.  IX., 
Watterich  pontif.  roman.  vitae  1,  170.  236, 
Baron,  ann.  a.  1049.  n.  6.  u.  a.  1070.  n.  27. 

'  So  tadelt  Ivo  Ton  Chartres  ep.  95,  Migne 
patioL  162,  115,  Papst  Paschalis  II.,  dass  dieser 
einem  Kanonikus,  welcher  schon  Archidiakon  bei 
einer  anderen  Kirche  war,  die  Thesauraria  in  Cha- 
k>D8  zugesprochen  habe  ,•  s.  ferner  Bernard.  Cla- 
revall.  ep.  42.  c.  7.  n.  27,  Migne  patrolog.  183, 
827;  ep.  78.  271, 1.  c.  182. 197.  475;  Petr.  Bles. 
Compend.  in  Job.  t.l.c.l,  Migne  I.e.  207, 799. 
800. 

*  conc.  London,  von  1125.  c.  12  (gegen  die 
Kumulation  mehrerer  honores)  und  Rotomag.  v. 
1128.  c.  2  (gegen  die  von  Pfarrkirchen  und  Prä- 
benden),  M  a n  s  i  21, 332. 375.  Auch  Paschalis  II. 
katllll  die  Niederlegung  der  Abtei  Monte  Gasino 
von  dem  Bischof  Bruno  v.  Segnl  verlangt,  indem 
er  erklärte :  „non  debere  episcopum  simul  esse  et 
abbatem*',   chron.   mon.  Casin.  lY.  42.  SS.  7, 


783,  fireilich  aber  deshalb,  weil  Bruno  ein  eifriger 
Gegner  des  vom  Papst  mit  Heinrich  Y.  im  J.  11 11 
geschlossenen  Yertrages,  Th.  II.  S.  555,  war. 

5  S.  Anm.  3. 

0  Dem  einflussreichen  Kanzler  Ludwigs  YII. 
V.  Frankreich,  Hugo,  musste  der  Bischof  v.  Arras, 
welcher  dessen  Beförderung  zum  Archidiakon  von 
dem  Aufgeben  einer  von  ihm  besessenen  Kirche 
(altare)  abhängig  gemacht  hatte ,  auf  Anweisung 
HadriansIY.,  diese  belassen,  s.  die  Briefe  des- 
selben V.  1156—1159  bei  Mansi  21,  80.  809, 
vgl.  hierzu  Reuter,  Gesch.  Alexanders  HI.  2, 
107. 

^  In  c.  15  (Alex.  III.)  X.  de  praeb.  III.  5 
wird  die  Gestattung  der  Pluralitat  der  Beneflzien 
als  eine  in  der  französischen  Kirche  allgemein 
geltende  Gewohnheit  bezeichnet,  c.  5  (Later.  III.) 
X.  eod.  tit.  III.  5  erwähnt,  dass  Geistliche  nicht 
blos  2  oder  3,  sondern  auch  6  und  mehr  Kirchen 
gleichzeitig  besessen  haben.  S.  auch  Reuter 
a.  a.  0.  3,  546. 

8  c.  13  in  c.  3.  X.  de  der.  non  res.  III.  4.  Ueber 
eine  andere  Yorsohrift  desselben  in  Betreif  der 
Erlangung  von  Bisthümem  s.  unten  $.  163. 

«  c.  14  in  c.  5.  X.  de  praeb.  III.  5.  Nur  so, 
dass  c.  13  auf  die  Zukunft,  o.  14  aber  auf  die 
Gegenwart  bezogen  wird,  lassen  sich  beide  Kapi- 
tel vereinigen.  Dem  entspricht  nicht  blos  ihr 
Wortlaut,  sondern  auch  die  Natur  der  Sache,  wel- 
che eine  mildere  Behandlung  der  schon  im  Besitz 
mehrerer  Aemter  befindlichen  Geistlichen  be- 
dingte.  S.  auch  Phillips  7,  423. 

JO  c.  7.  14.  15.  X.  de  praeb.  III.  5.  Da  in 
diesen  des  Lateran-Konzils  nicht  erwähnt  wird, 
so  sind  sie  wohl  vor  demselben  ergangen,  Phil- 
lips 7,  418, 
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I.  Die  Hierarchie  and  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  159. 


zwischen  diesen  zu  wählen  und  nur  eines  derselben  zu  persönlicher  Verwaltung  zurück- 
zubehalten ^ ,  falls  nicht  die  bisher  besessenen  von  so  geringem  Ertrage  waren ,  dass 
der  Oeistliche  derselben  zu  seinem  angemessenen  Lebensunterhalt  bedurfte^. 

Eine  energische  Durchführung  der  gedachten  Verbote  ist  aber  nicht  zu  erreichen 
gewesen  3.  Die  Lokalgewalten,  in  deren  Hände  sie  gelegt  war,  unterliessen  es  vielfach, 
wegen  ihrer  eigenen  entgegenstehenden  Interessen  von  den  ihnen  gewährten  Befug- 
nissen Gebrauch  zu  machen^,  und  auch  da,  wo  sie  nicht  lässig  waren,  wurden  ihre 
etwaigen  Bestrebungen  durch  den  hartnäckigen  Widerstand  des  Klerus,  soviel  wie  mög- 
lich, vereitelt^.  Ferner  boten  die  damals  bereits  in  Uebung  stehenden  päpstlichen 
Provisionen  für  manche  Geistlichen  ein  Mittel,  sich  auf  diese  Welse  ausser  den  schon  von 
ihnen  besessenen  Benefizien  noch  andere  zu  verschaffen  ^.  Endlich  setzten  sich  auch 
die  Päpste  selbst  ebenso  wie  schon  früher,  ohne  wirklich  dringende  Gründe^  über  die 
Verbote  hinweg®. 

So  war  die  beabsichtigte  Reform  resultatlos  verlaufen.  Sie  wurde  von  Neuem 
durch  das  4.  Lateranensische  Konzil  von  1215  unter  Innocenz  IQ.  aufgenonmien. 


i  £in  anderes  Mittel  Hess  sich  auch  in  der 
That  nicht  wählen.  Die  Anordnung,  dass  die 
Aemter  persönlich  versehen  werden  sollten,  be- 
dingte die  Aufgabe  aller  übrigen,  welche  die  Be- 
obachtung der  Residenzpflicht  bei  einem  derselben 
hinderten,  und  wenn  man  keine  bestimmte  Regel 
darüber,  auf  welche  Aemter  Verzicht  geleistet 
werden  sollte,  aufstellte,  war  es  das  Natürlichste, 
die  Wahl  den  betheüigten  Geistlichen  selbst  an- 
heimzugeben. Dies  ordnet  auch  Alexander  III. 
in  dem  nach  dem  Konzile  mit  Bezug  auf  dasselbe 
erlassenen  c.  4.  X.  de  aöt.  et  quäl.  1. 14  an. 

2  Diese  Beschränkung  macht  der  genannte 
Papst  gleichfalls  in  dem  eben  cit.  c.  4.  Die  wei- 
tere, auf  Beibehaltung  solcher  Kirchen,  deren  eine 
von  der  anderen  abhängt  (pendet),  d.  h.  die  fQr  den 
Fall  einer  Union  oder  Inkorporation  gestattete  Aus- 
nahme ist  selbstverständlich. 

8  Petrus  Cantor  (f  1 197)  verb.  abbreviat.  c.  31 , 
Migne  patrol.  205,  112:  „Pluralitati  et  bifacia- 
litati  et  trifacialitati  missarum  non  absimilis  .  .  . 
est  pluralitas  personatuum,  dignitatum,  offlciorum 
circa  eandem  personam  sive  in  unica  ecdesia  sive 
in  diversis.  Sunt  quidam  qui  velut  Geryones 
Briarei  bicorpores,  tricorpores,  beUuae  multomm 
capitum  monstruosae,  contendunt  deo  trino  in 
personis  et  uni  in  substantia  assimilari.  Horum 
enim  quilibet,  cum  sit  unus  in  substantia  et  per- 
sona, tamen  appetit  plures  esse  personae  in  per- 
sonatibus  et  dignitatibus  ecclesiae".  £in  Kleriker 
in  Neapel,  welcher  gleichzeitig  mehr  als  20  Bene- 
fizien hat,  erwähnt  von  Innoc.  III.  ep.  I.  414,  ed. 
Migne  1.  392. 

*  S.  das  Verbot  Innocenz'  III.  ep.  XVI.  14,  1. 
c,  3,  800  a.  1213  an  den  Bischof  von  Herford,  , 
Kleriker  mit  hinreichenden  Benefizien  zu  Kirchen 
seiner  Diöcese  zuzulassen.  Vgl.  ferner  eiusd.  ep. 
Vn.  78.  1.  c.  2,  360  V.  1204,  worin  dem  Bischof 
V.  Narbonne  eine  von  ihm  besessene  Abtei  ent- 
zogen wird. 

5  Dies  zeigt  der  Umstand,  dass  sich  einzelne 
Bischöfe,  Klöster  und  Stifter  ausdrucklich  Privi- 
legien gegen  die  Anstellung  von  Geistlichen, 
welche  schon  mit  Benefizien  oder  Kanonikaten 
versehen  waren,  in  Seelsorge-Aemtern  oder  Ka- 


nonikaten haben  ertheüen  lassen,  s.  die  Privile- 
gien V.  Lucius'  III.  Th.  II.  S.  571.  n.  5  u.  v. 
1184— 1185  (Ger main)hi8toire  de  l'abbaye  de 
N.  D.  de  Soissons.  Paris  1675.  p.  442,  v.  Inno- 
cenz ni.  ep.  I.  82  1.  0.  1,  72,  v.  1198  n.  1.  c.  4, 
219  V.  1212. 

0  S.o.S. 115  fr.  Hieraus  erklären  sich  die  Vor- 
schriften, c.  8  (Luc.  III.)  c.  17  (Inn.  lU.)  X.  de 
rescr.  I.  3,  dass  bei  der  Nachsuchung  solcher  Vec- 
leihungen  der  Impetrant  die  schon  von  ihm  be> 
sessenen  Benefizien  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der 
darauf  erfolgten  Provision  angeben  sollte. 

7  Als  solche  konnten  allerdings  die  Schmälerung 
der  Einkünfte  eines  Bischofes  durch  Vertreibung 
von  seinem  Sitze  oder  die  unzureichenden  Erträge 
ein^r  bischöflichen  Kirche  gelten.  Privilegien  auf 
Beibehaltung  von  PfrCnden  für  Bischöfe  in  der- 
artigen Fällen  von  Innocenz  HI.  v.  1204.  1206 
u.  1207  in  ep.  VU.  174.  IX.  200.  X.  37, 1.  c. 
2,  488.  1037,  1131. 

8  S.  in  Betreff  Alexanders  HI.  selbst  Reuter 
a.  a.  0.  3,  407.  413.  547;  ferner  Innoc.  HI.  ep. 
XIV.  158,  Migne  3,  520.  Die  politischen  An- 
hänger Innocenz*  HI.  Gerhard  von  Osnabrück  und 
Konrad  HI.  von  Speyer  haben  neben  ihren  bishe- 
rigen Bisthümern  mit  seiner  Bewilligung,  der 
erstere  das  Erzbisthum  Bremen  1210,  der  letztere 
1212  das  Bisthum  Metz  erhalten,  Winkelmann, 
Philipp  V.  Schwaben  2,  168.  328.  Der  bei  der 
zwiespältigen  Wahl  in  Trier  1183  gewählte  Fol- 
mar^  welcher  gegen  Friedrich  I.  vom  päpstlichen 
Stuhl  unterstützt  wurde,  Th.  II.  S.  566.  n.  3. 
S.  567,  hatte  neben  seiner  Propste!  in  Trier  noch 
eine  andere  und  ein  Archldiakonat  an  zwei  Stif- 
tern inne,  Bayer  mittelrh.  Urkdnbch.  2,  98. 
Auch  der  1205  gewählte  Erzbischof  Bruno  IV.  v. 
Köln  war  im  Besitze  von  4  Propsteien  an  4  Stif- 
tern, Fl c k e r ,  Engelbert  d.  H.  S.  38. 218.  Durch 
Innocenz  HI.  wurde  ihm  mit  Rücksicht  auf  die  in 
Folge  der  politischen  Wirren  geschmälerten  Ein- 
künfte seines  Erzbisthums  die  Beibehaltung  dieser 
Aemter  gestattet,  ep.  Vm.  174,  1.  c.  2,  753. 

Urban  III.  selbst  hat  sein  früheres  Erzbisthum 
Mailand  ebenfalls  als  Papst  beibehalten.  Gl  u  1  i  n  i, 
memorie  di  MiUno  1760.  7,  28, 
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Dasselbe  *  verbot,  ohne  die  Vorschriften  des  früheren  Konzils  ganz  zn  beseitigen  t .  den 
Besitz  mehrerer  Dignitäten  nnd  Personate  an  einer  nnd  derselben  Kirche ,  selbst  wenn 
mit  keiner  dieser  Stellnngen  eine  Seelsorge  verbanden  war.  Femer  ordnete  es  2.  an, 
dsss  derjenige  Geistliche^  welcher  neben  einem  schon  von  ihm  besessenen  Seelsorgo- 
Benefiäum  oder  einer  Dignität  oder  einem  Personat  noch  ein  zweites  Benefizinm  der 
gedachten  Arten  erwerbe  ^,  ipso  iure  das  frfiher  erlangte  velrlieren,  wenn  er  aber  beide  zu 
behalten  versnche,  ihm  auch  das  neue  entzogen  werden  solle.  3.  Das  erledigte  Bene- 
fizinm sollte  von  dem  Verleihnngsberechtigten  binnen  3  Monaten  ^  wieder  besetzt  wer- 
den, widrigenfalls  nicht  nnr  die  Vergebung  an  den  höheren  Kirchenoberen  devolviren, 
sondern  der  sftnmige  Kollator  anch  dasjenige ,  was  unberechtigter  Weise  von  der  Zeit 
der  eingetretenen  Erledigung  an  Einkünften  aus  dem  Benefizinm  gezogen  worden  wäre, 
der  betreffenden  Kirche  ersetzen  sollte.  4.  Endlieh  gestattete  das  Konzil  dem  Papste 
zu  Gunsten  hochgestellter  uAd  gelehrter  Personen  ausdrflcklich  in  geeigneten  Fällen 
Ton  seinen  Verboten  zu  dispensiren. 

In  Betreff  der  Kumulation  der  in  den  gedachten  Vorschriften  besonders  erwähnten 
Aemter  sind  dadurch  die  Vorschriften  des  früheren  Lateranensischen  Konzils  abge- 
Indert  worden ,  dagegen  sind  sie  hmsichflich  der  gleichzeitigen  Erwerbung  anderer 
Aemter,  z.  B.  einer  Pfarrkirche  und  eines  Kanonikates,  in  Geltung  geblieben^. 

Eine  weitere  Ergänzung  erhielten  die  Vorschriften  des  4.  Lateran-Konzils  gegen 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  insofern,  als  Bonifazius  ViJUL.  sie  auch  auf  die  Erlangung 
mehrerer  Priorate  und  Pfarrkirchen  durch  Mönche ,  selbst  wenn  die  Kirehen  durch 
Vikare  verwaltet  würden  (jedoch  mit  Ausnahme  solcher,  von  denen  eine  von  der  anderen 
abhängig  oder  der  anderen  inkorporirt  war) ,  ausdehnte  ^. 

Ebepsowenig  wie  durch  das  frühere  v.  J.  1179  ist  aber  durch  das  Konzil  v.  1215 
die  herrschende  Pluralität  der  Benefizien  beseitigt  worden.  Zwar  haben  eine  Anzahl 
Ton  Partikularsynoden  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  die  Bestimmungen  desselben  zu 
wiederholten  Malen  eingeschärft  ^ ,  und^  wenn  auf  einzelnen  derselben  auch  päpstliche 
Legaten  ^  mitgewirkt  haben,  so  haben  doch  die  Päpste  selbst  diese  Bestrebungen  keines- 


^  c.  29,  Mansl  22,  1015,  anch  in  c.  28.  X. 
depraeb.  III.  5. 

'  So  ist  die  YoTSchrift  aufzufassen,  nicht  dahin, 
dass  der  Verlust  des  früheren  Pfarramtes  nur  bei 
späterer  Erwerbung  eines  solchen,  nicht  aber  einer 
IMgnität  oder  eines  Pefsonates  eintritt.  In  dieser 
Weise  ist  sie  auch  in  c.  54  S-  4  (Gregor.  IX.)  X. 
de  eleet.  I.  6.  verstanden  worden.  S.  auch  die  Gl. 
ord.  zu  c.  28.  X.  cit.  s.  v.  in  eadem  ecclesia,  wo 
die  gegentheflige  Meinung  einzelner  Aelterer  yer- 
worfen  wird.   Vgl.  ferner  Phillips  7,  427. 

'  In  den  Dekretalen  Gregors  IX.  ist  dafür  die 
Frist  in  sechs  Monate,  um  sie  mit  der  sonst  gel- 
(eoden  Frist  für  die  Devolution,  s.  o.  S.  103  u. 
168  in  Einklang  zu  bringen ,  umgeändert ,  was 
Phillips  a.  a.  0.  8.  42o  übersehen  hat. 
•    «  S.  auch  Phillips  a.  a.  0.  8.  428. 

*  c.  32  in  VIto  de  praeb.  III.  4.  Den  damals 
im  Besitz  mehrerer  solcher  Aemter  befindlichen 
Mönchen  wurde  die  Wahl  zwischen  denselben 
binnen  der  Frist  von  einem  Monat  freigelassen. 

«  Oxford  1222.  c.  41,  Mansl  22,  1164;  Trier 
1227.  c.  8;  Beziers  1233  c.  12,  Mansi  23,  32. 
273;  BreaUu  1248.  c.  14,  Heyne  Gesch.  d. 
Bisth.  BresUu  1,  364  ff. ;  Seaumur  1253.  c.  28, 


s.  0.  S.  HO.  n. 2;  Nantes  1264.  c.  6,  Bremeni266, 
Wien  1267.  c.  6,  Mansi  23,  1119.  1159.  1172; 
Salzburg  1274.  c.  7;  Seaumur  1276.  c.  3;  Köln 
1280. 0. 15,  Salzburg  1281.  c.  10;  Würzburg  1287. 
c.  10,  Mansi  24, 139. 161.360.  400.854:  Mainz 
1298,  Hartzhelm  4,588;  Mainz  1310,  Mansl 
25,  315;  Köln  1300.  c.  4  u.  Utrecht  1310.  c.  13, 
1.  c.  p.  38.  178.   Vgl.  auch  die  folgende  Note. 

7  So  In  England.  Hier  stand  die  PlurallUt 
der  Benefizien  in  der  höchsten  Blfithe.  Der 
päpstliche  Legat,  welcher  das  Londoner  Kon* 
zil  1.  J.  1237  abhielt,  Hess  sich,  da  seine  Ab- 
sicht, gegen  die  Kumulation  der  Benefizien  ein- 
zuschreiten, bekannt  geworden  war,  und  so  gros- 
sen Unwillen  bei  den  englischen  Geistlichen  er- 
regt hatte  ,  dass  er  für  seine  Sicherheit  fürchtete, 
durch  bewaffnete  Adlige  mit  ihrem  Gefolge  zur 
Sitzung  begleiten,  Matth.  Paris  chron.  a.  1237 
mdor.  ed.  Luard.  3, 418.  Das  Konzil  selbst  ver- 
bot dann  die  Vergebung  derDignltaten,  Dekanate 
und  Archldlakonate  zur  firma  (s.  o.  S.  78.  n.  10) 
und  ordnete  an,  dass  Jeder  Vikar  an  einer  Kirche 
Priester  sein  und  Residenz  halten  soUte,  c.  7. 10, 
Lc.  p.424.  426;  Mansi  22,450ff.,  um  die  Um- 
gehung des  Verbotes  det  Plurallt&t,  Insbesondere 
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wegs  untersttttzt  und  gefördert  ^.  Der  betreffende  Kanon  des  Konzils  hatte  fbr  gewisse 
Fälle  die  Dispensation  von  dem  Verbote  der  Pluralität  offen  gelassen.  Diese  war  zwar 
durch  das  letztere  dem  Papst  ausdrücklich  vorbehalten ,  indessen  haben  einzelne  der 
erwähnten  Konzilien  noch  die  bischöfliche  Dispensation  für  ausreichend  erklärt^.  Da- 
durch war  es  möglich,  in  einzelnen  Diöcesen  eine  laxe  Disciplin  aufrecht  zu  erhalten. 
Aber  die  kirchlichen  Lokalgewalten,  welche  auch  bei  energischem  Willen  zur  Durch- 
filhmng  der  Konzilsbeschlüsse  in  den  widerstreitenden  Interessen  der  ihnen  unterge- 
gebenen Geistlichkeit ,  vor  Allem  des  am  meisten  betheiligten  Stifls-Klems  schwer  zu 
überwindenden  Hindemisse  finden  mussten,  tragen  jedenfalls  nicht  die  Hauptschuld  an 
der  Erfolglosigkeit  der  beabsichtigten  Reform.  Vielmehr  sind  es  die  Päpste  selbst  ge- 
wesen ,  welche  dieselbe  durch  die  Ausbeutung  ihres  Dispensationsrechtes  wesentlich 
verhindert,  ja  den  früheren  Zustand  nur  noch  verschlimmert  haben.  Das  Dispen- 
sationsrecht  gewährte  ihnen  neben  den  direkten  Provisionen  einen  weiteren  Einfluss 
auf  die  Besetzung  der  Benefizien,  da  eine  Verleihung  der  Aemter,  welche  an  sich  in 
Folge  der  Pluralität  hätten  zur  Erledigung  kommen  müssen ,  durch  die  Dispensation 
ausgeschlossen  wurde  und  der  dispensirte  Geistliche  dieselben  in  der  That  der  Gnade 
des  Papstes  zu  danken  hatte.  Es  ist  daher  nicht  zufällig,  dass  im  13.  Jalirhundert  die 
Gewährung  solcher  Dispensationen  in  demselben  Umfange,  wie  die  Ertheilung  von  Provi- 
sionsmandaten und  die  direkte  päpstliche  Besetzung  von  Benefizien  ^  zugenommen  hat. 
Sieht  man  auch  von  solchen  Dispensationen  ab,  welche  nur  in  Klarstellung  der  Anordnung 
des  Lateranensischen  Konzils  die  Inneh&bung  des  Mheren  Amtes  bis  zum  Erwerbe  des 
mhigen  Besitzes  des  neuen  gestatten^  oder  wegen  der  geringen  Erträgnisse  eines  Amtes 
auf  Beibehaltung  schon  früher  besessener  oder  noch  weiter  zu  erwerbender  Benefizien 
ertheilt  worden  sind  ^ ,  so  bleibt  doch  immer  noch  eine  so  erhebliche  Anzahl  xon  Dis- 
pensationen zn  Gunsten  von  Bischöfen,  Stiftsherren,  päpstlichen  und  fürstlichen  Kapel- 
lanen übrig,  dass  es  gar  nicht  denkbar  ist,  dass  bei  ihrer  Ertheilung  allein  wirklich 


dadurch,  dass  der  Inhaber  sich  nur  als  Vikar  ge- 
rirte  und  nominell  die  Kirche  einem  anderen 
überliess,  zu  verhindern.  Gefruchtet  hat  dies  aber 
nichts,  die  Anordnungen  des  Konzils  mussten 
vielmehr  1279  zu  Reading  c.  1.  2  und  1281  zu 
Lambeth  c.  2ö,  Man si  24,  251.  419  wiederholt 
werden.  Bezeichnend  für  die  Zustande  Englands 
ist  es  ferner,  dass  Innocenz  IV.  1245  dem  König 
von  England  erklärte,  er  werde  den  zu  Prälaturen 
beförderten  Geistlichen  künftighin  nicht  mehr  die 
Beibehaltung  ihrer  vorher  besessenen  Benefizien 
gestatten,  Matth.  Paris,  a.  1246,  ed.  cit.  4,  522. 
i  Allerdings  finden  sich  einzelne  Dekretalen, 
in  denen  auf  Beobachtung  des  Konzils  gedrungen 
oder  das  Verbot  zur  Anwendung  gebracht  wird, 
c.  33  (Hon.  III.)  X.  de  praeb. ;  Potthast  reg. 
n.  5457a.  5975  von  HonoriusIII,,  femern.  11156. 
12763.  13337  (gegen  die  Vereinigung  der  Bis- 
thümer  Mainz  und  Köln  in  einer  Hand)  von  Inno- 
cenz IV.;  n.  15993 b  V.  Alexander  IV.;  n.  18655 
von  Urban  IV.  Dieser  Umstand  erscheint  aber 
gegenüber  der  |  im  Text  nachgewiesenen  Praxis 
einflussloB.  Ueberdies  ist  auch  Strenge  meistens 
nur  deshalb  geübt  worden,  um  die  vakant  gewor- 
denen Aemter  der  päpstlichen  Provision  zu  unter- 
werfen, so  hat  z.  B.  Honorius  III.  1216  dem  ge- 
wählten Erzbischof  Engelbert  von  Köln  eine  nach 
seiner  Beförderung  von  ihm  beibehaltene  Stifts- 
präpositur und   andere  Benefizien  abgesprochen 


und  ein  Provisionsmandat  auf  einzelne  denelben 
zu  Gunsten  des  Rom  treu  ergebenen  Propstes  von 
Braunschwelg  gewährt,  Potthast  n.  5397. 

2  S.  die  S.249.  n.  6  citirten  Synoden  von  Trier 
(1227),  Nantes (1264)  und  Seaumur (1276).  Dies 
beruht  offenbar  auf  Festhaltung  an  c.  2  D.  LXX, 
o.  S.  246.  n.  11. 

8  S.  0.  S.  118ff. 

*  Vgl.  Potthast  n.  6144  (Honorius  HI. 
1219),  n.  12254  (Innocen»  IV.  1249),  n.  15973 
(Alexander  IV.  1255). 

5  Für  Bischöfe  von  Gregor  IX.  1234,  Pott- 
hast n.  9490  (Chur),  v.  Innocenz  IV.  1248  n. 
13025  (Sufifraganbischöfe  in  Preussen),  Bonlfaz 
VIII.  1299n.24798(Basel),  1301  n.  25034  (Riga), 
wobei  zu  beachten  ist,  dass  einzelne  solcher  In- 
dulte den  Bischöfen  behufs  Bezahlung  von  Bis- 
thumsschulden  gewährt  und  dass  diese  Schulden 
nicht  selten  durch  die  Kosten,  welche  sie  im 
Interesse  ihrer  Beförderung  zum  Bischof  aufge- 
wendet hatten,  verursacht  worden  sind ;  für  an- 
dere Geistliclie,  insbesondere  Propste  und  Archi- 
diakonen  von  Innocenz  IV.  1245  n.  11677. 11786 ; 
1252  n.  14490 ;  1253  n.  14991 ;  ürban  IV.  1264 
n.  18826. 

Potthast  n.  7516  (Honorius  III.  1226}  ent- 
hält ein  derartiges  Indult  für  den  Bischof  v.  Glas- 
gow, um  diesem  Einkünfte  zur  Bekehrung  der 
entfernten  Theile  seines  Sprengeis  zu  verschaffen. 


§.  159.]        Das  Verbot  der  Mehrheit  und  die  Inkompatibilität  der  Kirchenämter. 
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idrchliche  Interessen  das  bestimmende  Motiv  gewesen  sind.  Dagegen  spricht  einmal 
der  Umstand,  dass  sie  vielfach  nicht  etwa  blos  auf  die  Beibehaltung  zweier,  sondern 
mehrerer  Benefizien  gerichtet  sind,  sodann  auch  das  Vorkommen  von  Indulten  auf  An- 
nahme von  weiteren  Benefizien  für  den  Fall,  dass  solche  dem  Privilegirten  in  Zukunft 
angeboten  werden  sollten  ^,  wodurch  die  an  und  für  sich  schon  nicht  seltene  Jagd  der 
GeistÜehen  nach  möglichst  vielen  Aemtem  nur  vermehrt  werden  musste. 

In  welchem  Umfange  die  Pluralität  der  Benefizien  trotz  der  Verbote  der  beiden 
Lateranensischen  Konzilien  fortdauerte,  zeigt  femer  die  Vorschrift  des  2.  Kon- 
zOs  von  Lyon  (1274]  2,  dass  die  Ordinarien  der  einzelnen  Sprengel  diejenigen  Geist- 
lichen, welche  mehrere  Dignitäten,  Personate  oder  Kuratbenefizien  besftssen,  zur 
Voilegnng  der  dafür  erforderlichen  Dispensationen  binnen  einer  von  ihnen  zu  b^ 
stimmenden  angemessenen  Frist  zwingen,  und  falls  solche  nicht  beigebracht  wür- 
den, die  zuständigen  Verleihungsberechtigten  zu  anderweiter  Besetzung  der  rechts- 
widrig innegehabten  Benefizien  veranlassen  sollten  ^.  Charakteristisch  ftlr  den  da- 
maligen Zustand  ist  es  weiter,   dass  sowohl  Bonifazius  VIU.  ^,   als  auch  Cle- 


<  Für  alles  im  Text  Bemerkte  geben  die  nach- 
stehend eitirten  Dekretalen  die  Belege:  v.  Inno- 
ccnr  IV.  Potthast  n.  11946.  12206»  (für  20 
Kleriker  in  Deutschland)  12344.  12548.  12579. 
12872.  13006.  13048  (für  den  Bischof  von  Char 
auf  Beibehaltung  der  Abtei  S.  Gallen),  n.  13077. 
13092*.  13165.  13210.  13413.  13414.  13791. 
14392.  14393.  14747.  14783  (Indult  für  den 
Aichidiakon  in  Raab,  welcher  ausserdem  noch 
mehrere  Benefizien  besitzt ,  auf  Erlangung  eines 
weiteren ,  selbst  eines  Kurat  -  Beneflziums  in 
Deutschland  t.  1252),  n.  14837.  14838.  14961 
(lodnlt  für  2  ungarische  Kleriker  auf  je  2  Kurat- 
benefizien in  Burgund),  n.  14996.  15051,  15052 
(Indult  für  den  Bischof  von  Passau  auf  Beibehal- 
tung seines  Arehidiakonats  oder  anderer  Bene- 
Azien  v.  1253),  n.  15056  (ein  ähnliches  für  den 
Bischof  V.  Trier  y.  1253),  n.  15067.  15069. 
15111.  15113.  15176  (Indult  für  den  Propst  in 
Strassbuig,  welcher  3  Pfarrkirchen  und  eine  an- 
dere besitzt,  auf  Erlangung  eines  weiteren  Bene- 
finums  in  Deutschland  v.  1253),  n.  15203;  v. 
Alexander  IV.  n.  15631.  15693.  16582. 
17439  j  von  Urban  IV  n.  18472.  18474. 18766. 
18199;  Gregor  X.  n.  21024  (betreffend  den 
Propst  Peter,  den  s.  g.  Reichen,  von  Mainz,  der  2 
Archidiakonate,  in  2  anderen  Stiftern  Präbenden 
Qttd  Kanonikate,  ausserdem  2  Kirchen  in  seiner 
Hand  vereinigt,  Sbaralea  buUar.  Francisc.  3, 
231),  V.  N  i  k  o  1  a  n  8  m.  n.  21698  (für  den  Bischof 
V.  Metz  auf  Beibehaltung  zweier  Präposituren  v. 
1280),  V.  Honorius  IV.  n.  22229  (zu  Gunsten 
des  Dekans  in  Dublin  für  eine  Thesauraria  und 
3  Kirchen  v.  1285)  n.  22471.  22821.  22928 
(Dispensation  des  Propstes  Peter  Aspelt  für  2 
PAposlturen  und  Kanonikate  nebst  Präbenden  in 
3  Domstiftern,  v.  1289)  n,  23036.  23140.  23238. 
23634.  23883.  23886;  v.  Bonifaz  VIU.  n. 
24203.  24512.  24368. 

S.  aneh  ann.  cap.  Gracov.  v.  1267,  SS.  19,  603 : 
eBugister  Jacobns,  decanus  Cracoviensis,  scolasti- 
nis  Bamberigensis,  cantor  Wladizlaviensis,  cano- 
nicns  Wratizlaviensis ,  capeUanus  domni  pape  et 
regis  Bohemie  obilt". 


8  c.  18,  Mansi  24,  92,  auch  in  c.  3  in  VI*« 
de  off.  ord.  I.  16. 

s  Solche  Anordnungen  mit  der  Abweichung, 
dass  den  Geistlichen  die  Wahl  gelassen  würde, 
welches  der  verschiedenen  Benefizien  sie  behalten 
wollten,  hatten  schon  die  S.  249.  n.  6  erwähnten 
Konzilien  von  Bremen  und  Wien  getroffen. 

*  c.  21  inVIto  de  praeb.  in.  3.  erklärt  l)das8 
eine  Dispensation  in  Betreff  der  Pluralität  von 
Benefizien  nicht  gültig  ist ,  wenn  der  Bittsteller 
auch  nur  den  Besitz  eines  noch  so  massigen  Be- 
nefiziums  verschwiegen  hat  (s.  auch  c.  23  eod.), 
2)  dass  eine  Verleihung ,  in  welcher  bemerkt  ist, 
dass  sie  trotz  eines  schon  innegehabten  Benefi- 
ziums  erfolgt ,  nicht  als  Dispensation  zur  Beibe- 
haltung des  ersten  zn  deuten  sei,  sondern  nur  die 
Einrede  der  Eisehleichung  ausschliesse ,  3)  dass 
ein  Indult  auf  Annahme  oder  Beibehaltung  zweier 
Kuratbenefizien  sich  nur  auf  die  beiden  ersten, 
welche  der  Begünstigte  nach  Empfang  des  Privi- 
legiums übertragen  erhalte,  beziehe. 

Femer  kann  nach  c.  19  ibid.  derjenige,  welcher 
durch  päpstliches  Provisionsmandat  Jemandem  ein 
Benefizium  zu  verleihen  angewiesen  ist ,  für  den 
Fall ,  dass  letzterer  schon  ein  ausreichendes  be- 
sitzt, dies  nur  dann  thun ,  wenn  es  ausdrücklich 
im  Mandat  zugelassen  ist  oder  der  Bedachte  auf 
sein  bisheriges  verzichtet.  Im  ersteren  Fall  ist 
auch  aUein  die  Verleihung  eines  Benefiziums  ohne 
Seelsorge  gestattet,  und  femer  soU  ein  Indult  auf 
Kollation  eines  Benefiziums  trotz  des  Besitzes 
mehrerer  anderer  nur  auf  Gestattung  der  Ku- 
mulation zweier  Benefizien  ohne  Gura  bezogen 
werden. 

Dagegen  ist  nach  c.  23  clt.  eod.  eine  motu  pro- 
prio (o.  S.  160)  vom  Papste  ertheilte  Verleihung 
deswegen  nicht  als  nichtig  zu  betrachten,  weil  dabei 
eines  schon  anderweit  vom  Beliehenen  innegehab- 
ten Benefiziums  nicht  Erwähnung  geschehen  ist. 

Ferner  soll  derjenige,  welcher  gleichzeitig  zwei 
unvereinbare  Benefizien ,  das  eine  durch  den 
Papst,  das  andere  durch  den  Bischof  verliehen  er- 
halten hat,  wenn  er  bei  der  Nachsuchung  des 
«rsteren  von  der  Kollation  des  letzteren  keine 
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mens  V.  ^  eine  Reihe  von  Bestimmnngen  über  die  Interpretation  pftpstUcher  Provi- 
sionsreskripte  mit  Rücksicht  auf  den  Fall,  dass  die  Begünstigten  sich  schon  im  Besitze 
mehrerer  Benefizien  befinden,  getroffen  und  diese  in  ihre  Dekretalensammlungen  auf- 
genommen haben ,  noch  mehr  aber  der  Inhalt  einer  Dekretale  Clemens'  V. ,  dahin 
gehend ,  dass  eine  päpstlicherseits  motu  proprio  ^  ertheilte  Verleihung  eines  Benefi- 
ziums,  ohne  dass  der  bereits  von  dem  Beliehenen  besessenen  Benefizien  gedacht  sei, 
immer  Gültigkeit  habe,  gleichviel  welche  anderweite  Benefizien,  Dignitäten,  Persona- 
ten, Benefizien  mit  und  ohne  Seelsorge,  und  wie  viel  solcher  derselbe  bereits  in  seiner 
Hand  vereinige'.  Diese  Anordnung  zeigt  nicht  nur,  dass  man  bei  der  päpstlichen 
Kurie  die  Pluralität  derartiger  Aemter  als  etwas  durchaus  Gewöhnliches  betrachtete  ^, 
sondern  auch  in  welchem  Umfange  die  Kurie  gegen  dieselbe  Nachsicht  geübt  hat  ^. 

Allerdings  haben  sich  im  Lauf  des  13.  Jahrhunderts  unter  den  Theologen  manche 
Stimmen  gegen  das  Unwesen  der  Benefizienkumulation  erhoben  ^,  aber  sie  haben  bei 
den  massgebenden  kirchlichen  Stellen  keine  Beachtung  gefunden,  und  nur  einzelne 
Fürsten  ^  haben  sich  bemüht,  die  Reformen  zu  verwirklichen,  deren  Durchführung  die 
Kurie  durch  ihre  Praxis  vereitelt  hat. 

Erst  im  14.  Jahrhundert  schritt  Papst  Johann  XXII.  von  Neuem  mit  gesetzge- 
berischen Massregeln  gegen  die  Pluralität  der  Benefizien  ein ,  und  wenn  er  auch  in 
seiner  hierher  gehörigen  Konstitution :  Execrabilis  ^  als  Motiv  derselben  die  schweren 
Schäden  hervorhebt ,  welche  der  kirchlichen  Disciplin  und  Verwaltung  aus  der  Gier 
nach  geistlichen  Stellen  erwachsen  sind ,  so  hat  dabei  offenbar  weniger  sein  Eifer  für 


Kenntniss  gehabt,  zwar  nioht  beide  behalten, 
aber  zwischen  ihnen  wählen  dürfen,  c.  7  eod. 
de  rescr.  I.  3. 

Nut  zwei  Dekretalen  Bonifazins'  VIII.  enthal- 
ten Bestimmungen ,  welche  die  Vorschrift  des  4. 
Lateranensischen  Konzils  näher  erläutern  und  er- 
gänzen. Nach  c.  26  eod.  de  praeb.  III.  4  tritt 
eine  Unvereinbarkeit  zweier  Knratbeneflzien  auf 
so  lange  nicht  ein,  als  das  zuletzt  verliehene  dem 
Inhaber  keine  Früchte  gewährt,  diese  vielmehr 
einem  Bischof  zur  Bezahlung  seiner  Schulden  über- 
lassen sind ,  d.  h.  der  Besitzer  verliert  das  erste 
nicht  früher,  als  er  in  den  Fruchtgenuss  des  zwei- 
ten tritt. 

Ferner  soll,  wenn  ein  in  Folge  Unvereinbarkeit 
verlorenes  Beneflzium  von  dem  Bischof  weiter 
verliehen  worden  ist,  der  Beliehene  immer  erst 
nach  Ladung  desjenigen,  welcher  es  verloren  hat, 
in  den  Besitz  gesetzt  werden ,  damit  der  letztere 
Gelegenheit  erhält ,  sein  etwaiges  Recht  auf  Bei- 
behaltung des  Beneflziums  darznthun,  c.  28  eod. 

1  dem.  1.  de  praeb.  III.  2  des  Inhaltes,  dass 
wenn  der  Papst  einem  Dignitär  eine  weitere  Digni- 
tät  unter  Dispens  von  der  Pluralität  ertheilt  und 
in  dem  Reskripte  der  mit  einer  derselben  ver- 
bundenen Seelsorge  keine  Erwähnung  geschehen 
ist ,  das  letztere  selbst  dann  nicht  für  erschlichen 
gelten  soll,  falls  in  demselben  bedingungsweise 
bemerkt  ist,  dass  die  etwa  mit  dem  Beneflzium 
verbundene  Seelsorge  nicht  vernachlässigt  werden 
dürfe. 

2  S.  0.  S.  160. 
»  Clem.  4  eod. 

*  Darauf  weist  auch  Clem.  3  eod.  hin ,  wonach 


derjenige,  welcher  bereits  mehrere  Dignitäten  be- 
sitzt und  ohne  Dispensation  eine  weitere  oder  ein 
Seelsorge-Beneflzium  annimmt ,  mit  dem  erlang- 
ten Besitz  des  letzteren  Beneflziums ,  alle  frühe- 
ren ipso  iure  verliert ,  wie  dies  bei  einer  vorher 
allein  besessenen  Dignität  der  Fall  sei. 

5  Ygl.  übrigens  auch  die  auf  dem  Konzil  von 
Yienne  1311  über  die  Pluralität  der  Benefizien 
erhobenen  Klagen,  s.  o.  S.  132.  n.  6. 

6  In  zwei  1235  und  1238  gehaltenen  Dispu- 
tationen verwarf  die  theologische  Fakultät  der 
Pariser  Universität  die  Statthaftigkeit  der  Bene- 
fizienkumulation und  stellte  unter  dem  Vorsitze 
des  Bischofs  Wilhelm  von  Paris  den  Satz  auf,  dass 
es  Niemand  mit  seinem  Seelenheil  verantworten 
könne,  wenn  er  zwei  Benefizien  besitze,  von  denen 
auch  nur  eines  15  Pariser  Pfund  Einkünfte  ab- 
werfe. Der  genannte  Bischof  hat  auch  einen  eige- 
nen Traktat  gegen  die  Pluralität  der  Benefizien 
geschrieben.  Ygl. hierzu  Thomassini. c.  c. 9. 
n.  9  fr.,  wo  auch  weitere  Mittheilungen. 

^  So  Ludwig  IX.  von  Frankreich,  Guilm.  de 
NangiacogestaLudovieia.  1255,  Bouquet  20,408: 
„Hanc  consnetudinem  observabat,  quod  nnlli, 
quantumcunqueliterato,  aliquod  beneflcium  ecd«- 
siasticum  possidenti ,  oonferret  aliud  ecelesiastf- 
cum ,  nisi  primo  beneflcio  simpliciter  resignaret^ 
und  1.  c.  a.  1270.  p.  458  die  Anweisung  an  sei- 
nen Sohn:  „beneficia  ecclesiaatica  personis  ido- 
neis  dona  de  consilio  spiritualium  virorum  et  eis 
qui  non  habent  alind  beneficlum.^ 

8  V.  1317,  c.  un.  in  Extr.  Joann.  XXII.,  de 
praeb.  tit.  3  u.  c,  4  in  Eztr.  comm.  eod.  Dl.  2. 
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kirchliche  Reformen ,   als  sein  Streben  nach  möglichst  weiter  Aasdehnnng  der  päpst- 
lichen Aemterreservationen  bestimmend  eingewirkt  ^ 

Der  Inhalt  seiner  Dekretale  ist  folgender: 

i.  Alle  diejenigen,  welche  mit  einander  unvereinbare  Benefizien,  Dignitäten, 
Personate,  Offizien,  Priorate  oder  Seelsorgebenefizien  —  als  solche  sollen  nach  der 
aasdrQcklichen  Vorschrift  der  Konstitution  in  den  hier  in  Frage  stehenden  Beziehungen 
gelten :  Pfarreien,  in  welchen  die  Seelsorge  nicht  durch  vicarii  perpetui,  sondern  durch 
eigene  fest  angestellte  Geistliche  oder  deren  vicarii  temporales  ausgeübt  wird,  femer 
aber  auch  alle  Benefizien,  mit  denen  das  Becht  zur  Visitation,  zur  Inquisition,  zur  Er- 
hebung von  Prokurationen,  zur  Suspension,  Exkonmiunikation  oder  zur  Absolution  von 
diesen  Censuren  verbunden  ist^  —  auf  Orund  einer  Dispensation  besitzen,  sollen 
binnen  einer  einmonaüichen  Frist,  angerechnet  vom  Tage  der  erlangten  Kenntniss  dieser 
Konstitution,  sich  unter  ihren  bisherigen  Benefizien  dasjenige  auswählen,  welches  sie 
behalten  wollen ,  und  neben  welchem  sie  ausserdem  auch  femer  noch  ein  Nichtkurat- 
benefizium  besitzen  können,  dagegen  auf  die  flbrigen,  welche  zugleich  von  dem  erwähn- 
ten Zeitpunkt  ab  fdr  erledigt  erklärt  werden ,  innerhalb  der  gedachten  Frist  vor  ihren 
Ordinarien  durch  eine  in  öffentlicher  Form  abzugebende  Erklärung ,  sowie  auch  that- 
sächlich  verzichten,  femer  sich  dieselben  nicht  ohne  eine  neue  rechtsgültige  Verleihung 
wieder  anmassen  oder  in  ihre  Verwaltung  einmischen,  widrigenfalls  sie  auch  dasjenige 
Benefizium,  welches  sie  nach  der  vorstehenden  Anordnung  behalten  dürfen ,  ipso  iure 
Terlieren  und  zum  Erwerbe  gleicher  Benefizien  unfähig  werden. 

Die  an  die  gedachten  Amtsträger  bereits  ertheilten  Anwartschaften  sollen  mit  der 
Msssgabe  in  Kraft  bleiben,  dass,  falls  sich  dieselben  später  verwirklichen,  derjenige, 
welcher  früher  auf  Gmnd  der  vorstehend  gedachten  Anordnung  ein  Benefizium  ausge- 
wählt hat,  sieh  binnen  Monatsfrist  bei  Vermeidung  der  vorher  erwähnten  Strafen  dar- 
über entscheiden  kann,  ob  er  dieses  oder  das  ihm  neu  angefallene  behalten  will. 

2.  Solche  Geistliche,  welche  mehrere  der  erwähnten  Benefizien  ohne  Dispensa- 
tion in  ihrer  Hand  vereinigt  halten ,  sollen  auf  alle ,  mit  Ausnahme  des  ihnen  zuletzt 
▼erliehenen ,  binnen  der  gleichen  Frist  in  der  unter  1  vorgeschriebenen  Form  verzich- 
ten, sonst  verlieren  sie  alle  ihnen  zustehenden  Aemter  ipso  iure  und  werden  mit  ün- 
fthigkeit  zur  Erlangung  anderer  gleichartiger  Benefizien  bestraft. 

3.  In  Zukunft  soll  jeder,  welcher  eine  Dignität,  ein  Personat-  oder  ein  anderes 
mit  Seelsorge  verbundenes  Offizium  oder  Benefizium  besitzt  und  ein  zweites  derartiges 
Amt  annimmt,  weil  er  mit  dem  erlangten  ruhigen  Besitz  desselben  oder  bei  schuldhaf- 
ter Unterlassung  des  Besitzerwerbes  des  ersteren  ohne  Weiteres  verlustig  geht ,  dieses 
erste  in  der  schon  erwähnten  Form  ohne  Verzug  in  die  Hände  des  Bischofs  aufgeben, 
imd  im  Fall  des  Zuwiderhandelns  auch  das  neue  Benefizium  verlieren ,  sowie  keine 
höheren  Weihen  und  überhaupt  keine  kirchlichen  Benefizien  mehr  erwerben  dürfen  ^. 

4.  Femer  wird  den  Bischöfen,  bei  der  Sedisvakanz  den  Kapiteln  auferlegt, 
dem  Papst  Mittheilung  über  die  Benefizien,  welche  in  Folge  der  getroffenen  Bestim- 
mungen in  ihre  Hände  aufgegeben  oder  ihren  Inhabem  zur  Strafe  verloren  gegangen 
smd,  zu  machen. 


1  S.  0.  S.  131.  ten  unter  1  bis  3  verloren  gegangenen  Benefizien 

*  Const.  cit.  a.  Ende  a.  v.  „lila  dnntaxat".  «   '*^'»"  •    «   n 

'  Uebei  dieBeaerration  der  nach  den  Vorschrif- 


8.  oben  a.  a.  0. 
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I.  Die  Hierarchie  nnd  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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5.  Endlich  werden  von  allen  vorstehenden  Anordnungen  die  Ejirdinäle  und  kö- 
niglichen Prinzen  ausgenommen  ^ 

Bei  der  weiten  Ausdehnung ,  in  welcher  das  Uebel  der  Pluralität  der  Benefizien 
um  sich  gegriffen  hatte,  gelangten  aber  auch  diese  Massregeln ,  —  sie  bewegen  sich  im 
wesentlichen  auf  demselben  Boden ,  wie  die  früheren  gesetzlichen  Bestimmungen  — , 
nicht  zu  voller  Durchführung^.  Und  obschon  mehrere  der  Nachfolger  Johanns  XXII.,  so 
BenediktXn.  (1334— 1342),  Innocenz  VI.  (1352— 1362)  und ürbanV.  (1362— 
1370)  ^  sich  bemüht  haben,  die  Aemter-Eumulationen  einzuschränken,  so  wurde  doch 
jeder  etwaige  Erfolg  dieser  Bestrebungen  während  der  Zeit  des  bald  darauf  eintreten- 
den päpstlichen  Schismas  wieder  in  Fra^e  gestellt  4.  Der  alte  Krebsschaden  blieb  in 
seinem  früheren  Umfange  bestehen ,  und  war  in  der  That  auch  nicht  ohne  eine  Be- 
schränkung des  päpstlichen  Dispensationsrechtes,  durch  welches  alle  gut  gemeinten  ge- 
setzlichen Anordnungen  wirkungslos  gemacht  werden  konnten,  zu  beseitigen. 

Auf  dem  Konstanzer  Konzil  suchte  man  daher  die  Dispensationen  an  besondere 
Voraussetzungen  zu  binden  und  dadurch  zu  erschweren^,  Martin. V.  ging  aber  nicht 
darauf  ein,  ja  seine  eigenen  Reformvorschläge  enthielten  sogar  insofern  eine  Milderung 
der  const.  ExecraUUs  Johanns  XXn. ,  als  sie  die  Vorschriften  derselben  nur  in  Betreff 
der  Unvereinbarkeit  zweier  Pfarrkirchen,  nicht  aber  in  Betreff  der  Inkompatibilität  der 
anderen  von  dem  gedachten  Papst  für  Kurat-Aemter  erklärten  Benefizien  festhalten 
wollten  •.  Ueber  irgend  welche  allgemeine  Vorschriften  in  Betreff  der  Pluralität  der 
Benefizien  hat  man  sich  auf  dem  Konzile  indessen  nicht  vereinigen  können ,  und  nur 
in  dem  englischen  Konkordate  findet  sich  die  Zusicherung  des  Papstes,  die  Vorschrif- 
ten des  4.  Lateranensischen  Konzils  (o.  S.  218)  beobachten  zu  wollen^. 

So  blieb  auch  diesmal  wieder  Alles  beim  Alten ^.  Erst  das  unter  Leo  X.  abge- 
haltene Lateranensische  Konzil  hat  nach  dem  Vorgange  Johanns  XXTT.  die  freilich 
nicht  einmal  der  seinigen  an  Strenge  gleichkommende  Anordnung  erlassen ,  dass  alle 
diejenigen,  welche  mehr  als  vier  Kuratbenefizien  oder  Dignitäten ,  sei  es  als  Titel,  sei 
es  als  Kommenden,  inne  hätten^  auf  alle  bis  auf  zwei  innerhalb  zwei  Jahren  in  die 
Hände  der  Ordinarien  verzichten  sollten  ^.    Eine  derartige  laxe  Bestimmung  hat  selbst- 


1  Üeber  die  frühere  Zeit  vgl.  Th.  I.  S.  332. 
335. 

2  Denn  ausser  der  Unznlänglichkeit  des  Bene- 
flzinms  und  dem  Mangel  von  Geistlichen  galt  in 
der  Doktrin  seit  dem  13.  Jahrhnndert  selbst  die 
blosse  päpstliche  Gnade  als  ein  ausreichender  Dis- 
pensationsgrand ,  Gl.  s.  v.  intitulatam  zu  c.  54. 
X.  de  elect.  I.  6. 

Anch  die  Gegner  Johanns  XXII.  in  seinem  Kampf 
mit  Lud^g  d.Balem  sachten  durch  solche  Aemter- 
Knmiilationen  ihre  Macht  zu  st&rken,  so  hat  Erz- 
bischof Balduln  von  Trier  1328  das  ihm  vom  Ka- 
pitel angebotene  Erzstift  Mainz  angenommen  und 
sich  in  den  Besitz  desselben  gesetzt,  trotzdem 
dass  der  Papst  selbst  einen  anderen  Erzbischof  für 
dasselbe  ernannt  hatte.  Balduln  vereinigte  übri- 
gens mit  diesen  beiden  Erzbisthümem  später  auch 
die  Verwaltung  der  Bisthümer  Worms  und  Speier, 
die  des  ersteren  freilich  nur  auf  kurze  Zeit ,  G. 
Müller,  Kampf  Ludwigs  d.  Baiern  mit  d.  rom. 
Kurie  1,  280.  286.  288  ff. 

3  S.  Hefele  Konziliengesch.  6,    556.  605. 


817 ,  vgl.  auch  die  const.  Urbans  V.  v.  1366  bei 
Mansi26,  42. 

4  Hef ele  a.  a.  0.  6,  588.  In  dem  Traktot  de 
ruina  ecclesiae  c.  14,  bei  Hardt  conc.  Constant. 
I.  3,  11.  wird  erzählt,  dass  jie  Kardinäle  oft 
400---500  Benefizien  an  sich  gezogen  haben. 

^  Hü  hier,  Konstanzer  Reformation  S.  150. 
n.  85.   üeber  andere  Propositionen  a.  a.  0.  n .  86. 

6  A.  a.  0.  S.  150.  151. 

7  Hübler  a.  a.  0.  S,  212. 

8  Dies  zeigen  auch  die  Partikularsynoden  Jener 
Zeit,  welche  sich  zum  Theil  ebenfalls  mit  weniger 
strengen  Yorschriften  als  früher  gegen  die  Plurm- 
lität  der  Benefizien  richten ,  s.  Würzburg  1407, 
c.  12,  Hartzheim  5,  6;  Salzburg  1418,  c.  8, 
M  a  n  8  i  28,  985  j  Sens  (o.  Paris)  v.  1429,  c.  5. 6. 
1.  c.  p.  1079;  Freising  1440,  c.  7,  Hartx- 
heim  5.  271,  Lüttich  1446,  1.  c.  p.  311,  Würi- 
bürg  1446,  1.  c.  p.  327;  Konstanz  1463,  1.  c.  p. 
460;  Basel  1503,  1.  c.  6,  31 ;  Köln  1536  P.  I.  c. 
33,  1.  c.  p.  251 ;  Hildesheim  c.  19,  1.  c.  p.  323. 

9  Sess.  9,  Hardouin  9,  1750. 
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reistibidlich  ebenfalls  keine  Aenderung  herbeifahren  können  ^  und  daher  verblieb  dem 
Konzil  Ton  Trient  die  Aufgabe,  auch  in  Betreff  dieses  Uebels  reformirend  einzuschreiten  ^. 
Dasselbe  traf  zunächst  im  J.  1547  Vorschriften  über  die  damals  häufig  gewordene  Plu- 
ralitflt  der  Bisthümer  und  erneuerte  im  Uebrigen  für  die  Zukunft  die  Vorschriften  des 
4.  Lateranensischen  Konzils^. 

Da  indessen  diese  Festsetzungen  nicht  ausreichend  erschienen ,  so  kam  dasselbe 
im  J.  1563  nochmals  auf  den  Gegenstand  zurück  und  ordnete  unter  Zugrundelegung 
der  Vorschrift  des  Ohalcedonensischen  Konzils^  an^,  dass  künftighin  keinem  Geist- 
lichen, selbst  auch  nicht  einmal  den  Kardinälen  ^  mehr  als  ein  Benefizium  verliehen 
werden  sollte.  Nur  die  Ausnahme  liess  es  zu,  dass,  falls  ein  einziges  Benefizium 
nicht  zum  anständigen  Lebensunterhalte  des  Benefiziaten  ausreiche,  diesem  noch  ein 
anderes,  jedoch  nur  ein  benefizium  simplex,  welches  die  persönliche  Residenz  nicht 
erfordere,  übertragen  werden  dürfe  ^. 

Die  Ausbreitung  des  Protestantismus,  das  durch  die  protestantischen  Anschauun- 
gen hervorgerufene  und  beförderte  Eingreifen  der  katholischen  Landesherm  in  die 
kirchlichen  Angelegenheiten  und  der  Erwerb  ausgedehnter  Besetzungsrecht«  durch  die 
letzteren,  welche  für  die  Regel  kein  Interesse  hatten,  einzelne  Kleriker  mit  vielen  Be- 
nefizien  zu  überhäufen ,  erleichterten  die  Durchfährung  der  gedachten  Vorschriften  in 
Bezug  auf  die  niederen  Benefizien^.  In  Betreff  der  höheren,  insbesondere  der  Bisthü- 
mer, nicht  minder  auch  der  Verbindung  der  Stellen  der  bedeutenderen  Stifter  mit  ein- 
ander und  namentlich  mit  Bisthümern  hatten  die  zuerst  gedachten  Umstände  aber 


*  Vgl.  z.  B.  die  s.  g.  Reformationsfoimel  Karls  V. 
▼.  1548  beiOaertner  oorp.  iur.  eccies.  2,  258. 
Ton  Bisthümern  besass  im  16.  Jahrh.  Albert  II. 
Maikgraf  von  Brandenbarg ,  Mainz  (1514—1040) 
BndMagdebnrg,  Herman  V.  Graf  v.  Wied  Köln 
(1515— 1546J  und  Paderborn.  Ueber  die  Ver- 
einigung von  Stiftsdignitäten  und  Kanonikaten 
vgl.  Yarrentrapp,  Hermann  von Wied  S.  130. 

2  Se83.  VII.  c.  2.  de  ref.  Danach  soll  Niemand, 
gleichviel  welche  hohe  kirchliche  Würde  er  anch 
besitzt,  mehrere  Kathedralkirchen  als  Titel  oder 
Kommenden  in  seiner  Hand  vereinigen  und  die- 
jenigen, welche  mehrere  solche  Kirchen  inne- 
haben ,  sollen  sich  eine  auswählen ,  die  übrigen 
aber  binnen  6  Monaten,  wenn  dieselben  zur  Dis- 
position des  apostolischen  Stuhles  stehen,  sonst 
innerhalb  eines  Jahres,  bei  Verlust  aller  ausser 
der  zuletzt  erhaltenen,  aufgeben.  Demgemäss 
ging  auch  Paul  IV.  1559  auf  die  Bitte  Herzog 
Heinrich«  Yon  Brannschweig,  seinem  Bruder  drei 
deutsche  Bisthümer  zu  verleihen,  nicht  ein,  s. 
dessen  oonst.  Non  obliti  bei  Baynald.  ann.  a. 
1559.  n.  24. 

3  L.  c.  c.  4. 

♦  S.  o.  S.  244. 

*  Sess.  XXJV.  c.  17  de  ref. 

^  Dadurch  ist  die  o.  S.  254  gedachte  Bestim- 
mung der  const.  Exeerabilis  beseitigt  worden. 

"^  Für  die  damaligen  Besitzer  von  solchen  Be- 
oeflzieo,  welche  danach  mit  einander  unvereinbar 
waren ,  traf  das  Konzil  a.  a.  0.  ähnliche  Bestim- 
mungen wie  für  die  Besitzer  zweier  Bisthümer, 
s.  Anm.  2. 

^  Einschärfungen  des  Verbotes  der  Pluralitat 


durch  die  Synoden  v.  Lüttich  1548.  c.  14,  Strass- 
burg  1549.  c.  30  (unter  Hinweis  auf  die  erste 
Vorschrift  des  Tridentinums),  Köln  1549 ,  Mainz 
1549,  H a  r  t  z  h  e i m  6, 396.  520.  544.  580 ;  Augs- 
burg 1670.  P.  III.  c.  5,  1.  c.  9,  59  (ebenfalls  un- 
ter Bezugnahme  auf  das  Trldentinum). 

In  Frankreich  sind  die  Vorschriften  des Tri- 
dentinums  nicht  nur  auf  mehreren  Provinzialsyno- 
den  des  16.  Jahrhunderts  wiederholt  und  publicirt, 
Thomas  sin  I.  c.  c.  8.  n.  7,  sondern  auch  von 
der  weltlichen  Gesetzgebung  recipirt  worden,  vgl. 
die  Ordonnance  de  Blois  v.  1579.  Art.  11 :  „Niil 
ne  pourra  doresnavant  tenir  deux  archevechez, 
ev^chez  ou  eures  ^s  eglises  paroissiales  quelques 
dispenses  qu'on  pourrait  ci-aprds  obtenir,  nonob- 
stant  lesquelles  suivant  les  saints  canons  et  con- 
stitutions  canoniques  seront  les  beneflces  de  ceux 
qui  les  obtiendront  dedarez  vaquans  et  impe- 
trables",  recueil  d'^dits  et  ordonnances  royaux. 
Paris  1720.  1,  522;  s.  auch  Art.  73  der  gallikani- 
schen  Freiheiten  und  die  in  den  M^moires  du 
derg^  2,  1447  mitgetheilten  Arrets.  Päpstliche 
Dispensationen  von  dem  Verbote  bedurften  daher 
des  königlichen  Placets.  Die  Praxis  gestattete 
aber  dem  Erwerber  eines  zweiten  inkompatiblen 
Beneflzinms  eine  einjährige  Frist  für  die  Wahl 
zwischen  diesem  und  dem  erst  besessenen.  Nach 
einer  Deklaration  Louis'  XIV.  v.  1681  durfte  er 
indessen  während  dieser  Zeit  nur  die  Einkünfte 
des  Beneflziums  ziehen,  bei  welchem  er  residirte, 
während  die  des  zweiten  zur  Unterhaltung  des  Vi- 
kars und  zum  Nutzen  der  betreffenden  Kirche  ver- 
•  wendet  werden  sollten,  Durand  deMaillane 
dictionnaire  de  droit  canonique  s.  v.  incompatibi«< 
lit^,  ed.  U.  Lyon  1770,  2,  668.  669. 
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gerade  in  denjenigen  Ländern,  in  y^elchen  die  katholiBche  Kirche,  wie  in  Deutschland, 
daja  weitere  Vordingen  des  Protestantismus  bekämpfen  musste ,  die  entgegengesetzte 
Wirkung.  Hier  galt  es  diese  wichtigen  und  einträglichen  Stellen  in  sichere  katholische 
Hände  zu  bringen,  das  Interesse  der  Fürstenhäuser  an  der  Aufrechterhaltung  desKatho- 
licismus  zu  erhöhen,  und  die  katholische  Partei  unter  den  ReichsfOrsten  zu  stärken  ^. 
Daher  sind  nach  dem  Tridentinum  sogar  Dispensationen^  zur  Erlangung  von  drei 
oder  vier  Bisthtimern  ertheilt  worden 3,  und  wenn  auch  Clemens  Xu.*  sich  gegen 
die  herrschende  Praxis,  diese  ohne  eingehende  Prüfung  der  Gründe  zu  gewähren, 
ausgesprochen  hat,  so  ist  doch  die  Kumulation  von  Bisthümern  und  von  Stiftsstellen 
mit  solchen  bis  zur  Auflösung  des  deutschen  Reiches  nicht  beseitigt  worden. 

Ausserdem  sind  auch  schon  im  16.  Jahrhundert  die  Vorschriftien  des  Tridenti- 
nums,  soweit  sie  sich  auf  die  Kardinäle  beziehen,  dadurch  gemildert  worden,  dass  Six- 
tus  V.  denselben  ein  fUr  alle  Mal  Dispensation  für  den  gleichzeitigen  Besitz  solcher 
Benefizien  ertheilt  hat,  deren  Innehabung  nicht  mit  der  Kardinalswürde  wegen  der  da- 
durch  bedingten  Residenzpflicht  und  wegen  des  Vortritts  des  Bischofs  unvereinbar  er- 
scheint ^. 

In  Folge  der  Säkularisationen  Ende  des  vorigen  und  Anfangs  dieses  Jahrhunderts 
ist  nach  der  Wiederaufrichtung  der  dadurch  zerstörten  Verfassung  der  katholischen 
Kirche  die  Beobachtung  des  Verbotes  der  Benefizienkumulation  schon  durch  die  Lage 
der  Verhältnisse,  die  geringere  Zahl  von  Stellen  zur  Versorgung  der  Geistlichen,  die 
von  den  Regierungen  bei  der  Besetzung  der  Kirchenämter  in  Anspruch  genommenen 
Rechte ,  die  Ausschliessung  von  Ausländem  vom  Erwerb  derselben ,  den  Fortfall  der 
päpstlichen  Reservationen  u.  s.  w.  geboten  worden,  so  dass  jetzt  eine  so  strenge  Praxis 
herrscht,  wie  dies  seit  Jahrhunderten  nicht  der  Fall  gewesen  ist®. 


1  Vgl.  hierzu  v.  Sattorl,  göistl.  Staatsrechte 
d.  kathollschgeistl.  Erzstifter  I.  2,  19  ff. 

3  Dass  die  Erhaltung  und  Stärkung  des  Eatho- 
licismus  das  Motiv  für  diese  weitgehenden  Dispen- 
sationen gewesen  ist,  darüber  s.  Fagnan.  ad 
c.  22  X.  de  elect.  I.  6.  n.  29;  Rlganti  ad  reg. 
I.  canc.  %.  7.  n.  167;  Bened.  XIII.  de  synodo 
dioec.  XIII.  8.  n.  6. 

3  Beispiele  derartiger  Kumulation  deutscher 
Bisthümer  zusammengestellt  hei  Riganti  1.  c. 
n.  i68ff.;  Phillips  7,  450;  Ygl.  auch  das  Ver- 
zeichniss  der  deutschen  Bischöfe  bei  Potthast, 
biblioth.  hist.  mediiaevi,  Suppl.  Bd.  S.  267  ff. 
Hierher  gehören  z.  B.  Herzog  Ernst  y.  Baiern, 
Erzbischof  V.Köln  (1583—1612),  zugleich  Bischof 
von  Freising,  Münster  u.  Lüttioh  ,  Administrator 
von  Hildesheim;  Clemens  August  I.,  Herzog  von 
Baiem,  Erzbischof  von  Köln  (1723— 1761)  und 
Bischof  V.  Münster,  Paderborn,  Hildeshelm  u. 
Osnabrück,  welchen  letzteren  Papst  Clemens  XH. 
gefragt  haben  soll :  Bist  Du  jener  Fürst,  welcher 
alle  Bisthümer  Deutschlands  besitzen  will,  v.  Sar> 
tori  a.  a.  0.  S.  19. 

Ueber  die  Kapitelstellen  vgl.  v.  Sartori  a.  a. 
0.  S.  22,  und  das  Verzeichniss  der  Kölner  Dom- 
kapitnlare  von  1794  bei  Hüffer,  Forschungen 
z.  franzos.-rhein.  K.  R.  S.  302.  n.  4. 

In  Polen  hatte  sich  zur  Umgehung  der  Vor- 
schriften des  Konzils  von  Trient  bei  den  dort 
häufig  vorkommenden  Translationen  der  Bischöfe 
der  Missbrauch  gebildet,  dass  der  transferirte  Bi- 


schof möglichst  lange  in  seinem  früheren  Bisthum 
zu  bleiben  suchte ,  um  die  Einkünfte  desselben 
noch  neben  denen  des  ihm  neu  übertragenen  zu 
gemessen.  Hiergegen  richten  sich  die  Dekrete  d. 
Congr.  conc.  v.  1574  u.  v.  ürban  VIII.  v.  1625, 
Richter  Tridentinum  S.  48.  n.  1.  2;  Bened. 
XIV.  1.  c.  c.  16.  n.  16. 17.  Vgl.  auch  unten  J.  165. 

^  In  zwei  Dekreten  v.  1731  an  die  Congregatio 
concilli  und  secretaria  brevium,  mitgetheilt  bei 
Benedikt  XIV.  1.  c.  c.  8.  n.  8.  9. 

5  Th.  I.  S.  355.  —  Darüber,  ob  die  Kardinale, 
welche  schon  ein  Bisthum  besitzen,  eines  der  sab- 
urbikanischen  Bisthümer,  wenn  das  Optionsrecht 
an  sie  gelangt ,  wählen  dürfen ,  sind  wegen  des 
Tridentinums  Zweifel  entstanden.  VonUrbanVÜI. 
ist  aber  in  seinem  Dekret  v.  1633  eine  ausdrück- 
liche Entscheidung  darüber  nach  dem  Vorgange 
Clemens'  VIII.  abgelehnt  worden.  Nachdem  dann 
eine  unter  Alexander  VII.  1666  eingesetzte,  be- 
sondere Kongregation  entscbieden  hatte,  dass  das 
Kardinalbisthum  nicht  als  Kommende  genommen 
werden  könne,  vielmehr  nur  das  frühere  als  solche 
beibehalten  werden  dürfe,  hat  Clemens  XII. 
in  der  Const.  Pastorale  officium  v.  1731.  S-  7, 
bull.  Taurin.  23. 227,  die  Entscheidung  übex  die 
Kumulation  beider  für  jeden  Einzelfall  dem  Papste 
vorbehalten,  Benedikt.  XIV.  1.  c.  c.  8.  n.4.  Ueber 
die  Zeit  vor  dem  Tridentinum  vgl.  Thomassin 
1.  c.  c.  5.  n.  11. 

^  Ueber  noch  heute  vorkommende  Ausnahmen 
8.  S.  260.  n.  1  u.  S.  263.  n.  1. 


{.  159.]        Das  Verbot  der  Mehrheit  und  die  Inkompatibilität  der  Kirchenämter. 
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n.  Das  geltende  Recht  beruht  zwar  auf  den  bereits  (s.  o.  8.  255]  erwähn- 
ten Bestimmungen  des  Tridentinums ;  da  dasselbe  aber  die  älteren  Vorschriften  nicht 
vollkommen  beseitigt,  vielmehr  theilweise  erweitert  hat ,  so  kommen  dieselben  wenig- 
stens noch  in  mancher  Hinsicht  neben  demselben  mit  in  Betracht  ^ . 

Das  Tridentinum  ordnet  an  ^,  dass  fdr  die  Regel  Niemandem  mehr  als  ein  Bene- 
fiziom  Übertragen  werden  soll.  Dadurch  ist  also  jedes Benefizium,  welcher  Art  es  auch 
sein  mag,  mit  irgend  einem  anderen  für  inkompatibel^,  d.  h.  in  derselben  Hand  un- 
Teieinbar  erklärt.    Diese  Regel  findet  ausnahmslos  Anwendung : 

a.  auf  Dignitäten  ^,  Personate  ^  und  Kuratbenefizien  in  der  Art,  dass  weder  eines 
dieser  Aemter  mit  einem  gleichartigen,  noch  mit  einem  der  genannten  anderen  beiden 
Kategorien  in  einer  Hand  vereinigt  werden  darf.  Zu  den  Kuratbenefizien  gehören  vor 
Allem  die  Bisthümer®,  femer  die  Pfarr-  und  Taufkirchen,  sowie  Benefizien,  welche 
zur  Aushülfe  in  der  Seelsorge  bestimmt  sind.  Wenn  dagegen  ein  Kuratbenefizium  von 
einem  anderen  Benefizium  in  der  Art  abhängig  ist,  dass  es  seine  Selbstständigkeit  auch 
nur  theilweise  verloren  hat  7,  so  kommt  es  bei  der  Frage ,  in  wie  weit  der  Inhaber  des 
Hanptbenefiziums  noch  andere  Benefizien  erwerben  kann,  nicht  in  Betracht^. 

b.  Nach  feststehender  Doktrin  und  Praxis ,  welche  sich  an  einzelne  Dekretalen 
angeschlossen  hat^,  gelten  ferner  unter  allen  Umständen  mit  einander  inkompatibel 
zwei  8.  g.  heneficia  umformia  suh  eodem  tecto,  d.  h.  solche,  welche  an  derselben  Kirche 
oder  demselben  kirchlichen  Institute  errichtet  sind^®  und  mit  denen  gleiche  kirchliche 


^  Es  ist  umsomehr  auf  dieselben  einzugehen, 
aU  über  die  Einwirkung  des  Tridentinams  auf 
tie  Streit  herrseht. 

»  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  17  cit. 

'  Der  AuBdruck :  heneficia  ineompaiibiliaj  wel- 
eken  auch  das  Tridentinum  gebraucht,  kommt 
sdion  im  15.  Jahrb.  vor,  s.  die  Synoden  v.  Würz- 
biirg  1407.  c.  12  u.  1446,  sowie  von  Freising 
lüO.  e.8,  0.  S.  254.  n.  8,  und  die  Bezeichnung: 
^tnefida  eompatibilia  in  den  Kanzleiregeln  Mar- 
tins V.  ▼.  1417,  Mansi  28,  507,  und  in  der  Sy- 
node ▼.  Freising  1480,  Hartzbeim  5,  512. 

«  c.  28  (Lateran.  IV.)  X.  de  praeb.  UI.  5,  auf- 
rechterhalten in  Trid.  Sess.  VII.  c.  4  de  ref. 

^  Gleichgültig  ist  es,  ob  die  Dignitäten  oderPer- 
9onate  bei  derselben  Kirche  und  bei  verschiede- 
nen bestehen ,  c.  28  X.  cit.,  ob  mit  ihnen  eine 
Seelsorge  verbunden  ist  oder  nicht,  worüber  frei- 
lich unter  den  Aelteren  Streit  geherrscht  hat, 
Ftgnan.  ad  c.  28  X,  cit.  n.  22  ff, 

«  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  17  cit. 

'  c.  6  (Bonif.  Vm.)  in  VIto  de  praeb.  III.  4. 
£s  gebort  also  hierher  der  Fall,  wo  eine  Pfarrei 
einer  Stiftsstelle ,  z.  B.  der  Propstei  oder  einem 
Kaoonikate  inkorporirt  ist,  sei  es  quoad  tem- 
portlia,  sei  es  quoad  spiritualia  et  temporalia, 
denn  In  keinem  Falle  hat  der  Inhaber  der  inkor- 
porationshereclitigten  Stelle  die  Seelsorge  auszu- 
üben, 8.  Tb.  n.  S.  447,  452;  ferner  trifft  das 
such  zu  für  die  unio  subiectiva  einer  Pfarrei  mit 
einer  solchen  SteUe,  welche  indessen  nach  neue- 
Tem  Recht  ausgeschlossen  ist,  Tb.  II.  S.  418. 
Vgl.  auch  Oarcias  tr.  de  benef.  P.  XI.  c.  5.  n. 
187.  196.  197:  L euren,  for.  benef.  P.  lU.  qu. 
116. 

Der  Inhaber  zweier  aeque  principaliter  unirter 
Kuratbenefizien  steht  in  der  bier  fraglichen  Be- 
ziehung dem  Besitzer  eines  einzigen  gleich ,  weil 

Hinschini.  Kirehenrecbt.  III. 


die  beiden  vereinigten  Aemter  dauernd  dazu  be- 
stimmt sind,  gemeinsam  verwaltet  zu  werden. 

Wenn  bei  einem  Kuratbenefizium  z.  B.  wegen 
Mangels  an  Parochianen ,  gar  keine  Seelsorge  ge- 
übt werden  kann ,  und  auch  keine  Aussicht  vor- 
handen ist,  dass  sich  der  Zustand  ändert ,  so  gilt 
es  als  Simplex ,  fallt  also  nicht  unter  das  Verbot, 
Fagnan.  ad  c.  30.  X.  de  praeb.  14.  8.  n.  41  ff. 

8  Dass  nach  heutigem  Recht  noch  ebenso  wie  nach 
der  const.  Execrabilis  Johanns  XXII.  (s.  o  S.  252. 
253)  auch  die  Seelsorgeamter  im  weiteren  Sinne, 
Tb.  II.  S.  371.  372,  unter  die  Regel  des  Textes 
fallen,  —  über  diese  Kontroverse  s.  L  e  u  r  e  n .  1.  c. , 
—  wird  verneint  werden  müssen,  da  das  Tridenti- 
num Sess.  Vn.  c.  7  nur  das  Lateranensische  Kon- 
zil, nicht  aber  die  erwähnte  const.  aufrechterhal- 
ten hat,  so  auch  die  Rota,  Hieron.  Gonzalez 
ad  reg.  VIII  cancellar.  gl.  6.  n.  63.  64. 

9  c.  28.  X.  cit.  (Verbot  des  Besitzes  zweier 
Dignitäten  oder  Personate  auch  ohne  Seelsorge  an 
derselben  Kirche),  c.  9  (Inn.  III.)  X.  de  conc. 
praeb.  III.  8,  wonach  der  Kanoniker,  welcher 
später  in  demselben  Kapitel  eine  Präpositur  mit 
einer  Präbende  erhält,  seine  frühere  de  iure  ver- 
liert, eine  Vorschrift,  welche  man,  worüber  sich 
freilich  streiten  lässt,  auf  einen  Verlust  ipso  iure 
gedeutet  hat,  Fagnan.  ad  c.  9  cit.  n.  7;  vor 
Allem  aber  dem.  6  de  praeb.  III.  2,  in  welcher 
diese  letztgedachte  Wirkung  für  den  in  c.  9.  X. 
cit.  behandelten  Fall,  deutlich  ausgesprochen 
ist;  s.  ferner  c.  1  (Bonif.  VIII.)  in  VI*©  de  con- 
suet.  I.  4.  Vgl.  Garcias  1.  c.  n.  182ff. ;  Leu- 
ren, for.  benef.  P.  III.  qu.  129;  van  Espen 
J.  E.  ü.  P.  II.  t.  20.  c.  4.  n.  4. 

10  Die  communis  opinio  verlangt  aber  bei  der 
Bestimmung  dieses  Momentes  rechtlichen  und 
faktischen  Zusammenhang,  nicht  blos  einen  der 
ersteren  Art.    Sie  nimmt  daher  keine  Inkompati- 

17 
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Funktionen  und  zwar  solche,  w^lc^ei  demselben  Zwecke  dieuen,  verbunden  sind. 
Blosse  Gleichheit  der  Fupktionßn  in  abstracto  genügt  nicht  s^un^  Be^ffe  de?  Unifor- 
mität ,  denn  der  Grund  des  Verbotes  ist  der,  eine  Verminderung  der  Zahl  derjenigen 
Geistlichen,  welchen  die  Verric1;itung  {bestim^p^iter  gottesdienstlicher  Funktionen  obliegt, 
durch  etwaige  Kombination  der  d^fttr  bestehenden  Beaefizien  au^zuschliesaen.  Unter 
das  Verbot  fällt  demnach  die  Vereinigung  zweier  Kanonikate ,  zweier  anderen  Chor- 
Benefizien  oder  dauernden  Offizien  in  derselben  Kathedral-  oder  KoUegiatkii^che  ^ 
nicht  aber  zweier  Kaplaneibenefizien,  welchen  verschiedenartige  Messverpflichtungen 
auferlegt  sind  2.  In  Betreff  der  Kanonikate  ist  es  aber  gleicl^tigi  ob  sie  iM^cessorisch 
mit  einer  Dignität  verbunden  sind  oder  nicht  '\ 

c.  Ebensowenig  dürfen  Mönche,  also  auch  regulirte  Chorherren  schon  nach 
älterer  Vorschrift  zwei  verschiedene  Priorate  und  Seelsorgekirchen ,  welpl^e  nicht  von 
einander  abhängig  sind,  selbst  dann,  wenn  dieselben  durch  besondere,  vom  Bischof  auf 
^Präsentation  einzusetzende  Vikare  verwaltet  werden,  gleichzeitig  besitzen^. 

d.  Schliesslich  ist  durch  das  Tridentinum  auch  der  Besitz  zweier  anderer  Benefi- 
zien verboten  ^orden^,  jedoch  mit  4er  Ausnahnie,  dass  mit  einem  nicht  Besidenzialbene- 
fizium ,  welches  seinem  Inhaber  keinen  auskömmlichen  Lebensunterhalt  gewährt,  ein 
anderes  einfaches,  welches  keine  strikte  Residenz  erfordert,  verbunden  werden  kann^. 

Das  eben  gedachte  Verbot  findet  sowohl  Anwendung  auf  die  Vereinigung  zweier 
blossen  beneficia  simjplicia  ^,  wie  auch  eines  ben^ficium  sjp^plex  mit  elf  epi  duplex,  ^Iso 
einem  Seelsorge-Amte,  einer  Dignität  oder  einem  Personat. 

Was  die  erste  Voraussetzung  der  Ausnahme,  die  Unzulänglichkeit  des  Benefiziums 
betrifft,  so  entscheidet  darüber  das  Befinden  des  Ordinarius  unter  Berttcksichtiguiig 
der  Umstände  des  Einzelfalles  s.  Der  Besitz  etwaigen  Privatvermögens  seitens  der 
Benefiziaten  ist  aber  einflusslos,  es  wird  daher  die  Zulftssigkeit  der  Erwerbung  eines 
weiteren  Benefiziums  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  ein  Geistlicher  mit  nn^^u^i" 
chendem  Amtseinkommen  ans  den  Einkünften  seines  eigenen  Vermögens  standeagemäas 
leben  kann  ^. 

Was  die  zweite  Voranssetzung  anlangt,  so  darf  die  für  die  Benefiziien  erforderte 
Residenzpflicht  nicht  so  streng  sein ,  dass  ihre  Einhaltung  nöthigenfalls  durch  Strafen 


bilität  an,  wenn  das  Beneflzinin  an  einem  beson- 
deren kirchlicl^en  Gebäude,  z.  B*  einer  Kapelle  in 
der  Pfarrei  oder  an  einer  Kapelle  auf  dem  nicht  im 
Zusammenhange  mit  der  Kirche  belegenen  Pfarr- 
Gottesacker  errichtet  ist,  Garcias  1.  c.  n.  259; 
Relffenstuel  III.  5.  n.  233. 

^  Darauf,  ob  diese  Benefizien  b,  simplicia  oder 
aasreichend  sind  oder  nicht,  kommt  es  nicht  an, 
Garcias  1.  c.  n.  182. 

Jede  entgegenstehende  Gewohnheit  erklärt  c.  1 
in  VIto  I.  4  cit.  für  nichtig. 

2  Garcias  1.  c.  n.  225;  Relffenstuel  1.  c. 
n.  234.  235. 

3  Clem.  6.  m.  2.  clt.  Garcias  1.  c.  n.  187. 
199  ff. 

4  c.  32  (Bonif.  VIII.)  de  praeb.  HI.  4.  Nach 
d.  Entsch.  d.  Congr.  conc,  Richter  Triden- 
tinum S.  50.  n.  9,  daher  auch  nicht  die  Prä- 
positur in  einer  Celle  und  die  Abtei  in  einem 
anderen  Kloster. 

5  Sess.  XXIV.  c.  17  de  ref. 

6  Garcias  1.  c.  n.  260  ff. 


^  Darüber,  ob  es  erlaubt  sei^  einein  Qe.istlichen 
mit  unzureichendem  Beneflzium  ein  solches,  wel- 
ches ihm  an  und  ffir  sich  ohne  Hinzurechnung  der 
Einkünfte  des  beqreits  besessenen  ein  hinreichen- 
des Einkommen  abwirft,  zu  übertragen,  i^t  früher 
Tlel,  selbst  in  der  Congr.  conc,  gestritten  forden, 
Garcias  I.e.  n.  302.  303;  Fagnan.  ad  c.  18 
X.  de  praeb.  III.  5.  n.  55,  doch  hat  sich  die  über- 
wiegende Meinung  für  die  Statthaftigkeit  ent- 
schieden, Fagnan.  1.  c.  n.  57.  58;  Leuren. 
1.  c.  qu.  91.  n.  2.  3;  Relffenstuel  III.  5.  n. 
298;  Phillips  7,  457. 

s  Leuren.  1.  c.  qu.  71 ;  Relffenstuel  III. 
5.  n.  226.  Da  man  es  aber  früher  in  Betreff  der 
Feststellung  der  Zulänglichkeit  des  Benefiziums 
nicht  genau  nahm,  so  galten  vielfach  in  der  Praxis 
zwei  Nichtresidential-Beneflzien  oder  ein  solches 
mit  einem  Residential-Beneflzium  schlechthin  als 
kompatibel ,  Kreittmayr,  Anmerkiingen  zum 
Cod.  Maximial.  bavar.  V  Th.  c.  19.  J.  29,  n.  2. 

»  Leüren.  1.  c.  qu.  72;  Relffenstuel  lll. 
5.  n.  227. 


i.  159.]       Das  Verbot  der  Mekrh0it  nnd  die  Inkemp»tibüität  der  KircbenSiDter.  259 


enwiuigeii  werden  und  flchlimmsteiifalls  weg ea  fiNTtdauemder  Verletzung  deraelben  eine 
£Bt2iehimg  dee  Benefiziams  erfolgen  kann  ^  Die  Vorauaeetznng  liegt  daher  nnr  dann 
vor,  wenn  den  Benefiziaten  wegen  ihrer  Nichtbeobachtong  kein  weiterer  Nachtheli  ah 
derVerlnst  bestimmter  Emolnmente  trifft^.  Bei  einer  sich  blos  an  den  Wortlaut  halten* 
den  hii«|uretaüon  des  Tridentinnais  würde  demnadi  auch  die  Kompatibüität  fBf  zwei 
nieht  gleichartige  Benefizien  an  derselben  Kirche,  s.  g.  henejicia  diffQrmia  sub  uit»  teoto 
oder  an  yerBchiedenen  Kirchen  desselben  Ortes  aasgeschlosaen  sein,  wenn  nnr  eins  der- 
ttlb^  die  strikte  BesideniE  erfordert  3.  In  vielen  solchen  Fällen  wird  aber  diefirfUliuig 
der  Amtspflichten  möglich  bleiben,  und  da  hier  der  Zweck  des  Verbotes  der  Aemter- 
iomolatioB  nicht  zutrifft ,  so  sind  von  Manchen  derartige  Ben«fiiien  fflr  kompatibel 
ertehtet  worden 4.  Die  Congr.  conc.  hat  indessen  diese  Meiniong  verworfen^,  anderer- 
mi&  aber  eine  die  Verbindung  solcher  Benefizien  zulassende  Gewohnheit  für  statthaft 
erUArt^,  ja  später  auch  die  Inkompatibilität  nur  für  die  Fälle  angenommen»  wo  eine 
ordnungsmässige  Vorsehung  beider  Benefizien  nach  der  Lage  der  Umstände  nicht  zu 
erwarten  steht ^. 

Unter  allen  Umständen  ist  nach  dem  Tridentinum  der  gleidizettige  Besitz  von 
mehr  als  zwei  Benefizien,  gleichviel  welcher  Art  das  zuletzt  erworbene  dritte  ist,  ver- 
boten^, und  zwar  selbst  dann ,  wenn  die  beiden  früher  besessenen  nur  einfoebe  Bene- 
fizien ohne  Residenzpflicht  sind  und  ihre  Einkünfte  zusammen  genommen  dem  Bene^ 
fisiaten  nicht  einmal  den  standesgemässen  Lebensunterhalt  gewähren  ^. 

Die  Inkompatibilität  hindert  nieht  nur  die  Verleihung  der  unver^nbaren  Bene- 
fiiieu  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  auch  jede  andere  Art  der  Uebertragung  des  einen 
oder  anderen ,  welches  wie  die  Kommendirung  oder  Vereinigung  auf  Lebenszeit ,  dem 
Benefiziaten  ein  dauerndes,  lebenslängliches  Recht  gewährt  ^^. 


^  Die  Aelioien  bezelclinen  dies  mit  fttidentia 
eonlmva  et  proiciMj  Garcias  1.  c.  n.  261; 
Lernen.  1.  c.  n.  109;  van  Espen  1.  c.  c.  3. 
n.  14;  ao  anch  die  Congr.  conc.,  Richter,  Tri- 
dentimun  8.  50.  n.  i.  Nach  gemeinem  Recht  ge- 
Iwiao  hierher  die  Bisthümer,  die  Seelsorge- Aem^ 
ter,  Kanonikate  und  andere  einfache,  zum  Ghox- 
dienst  Terpflichtende  Benefizien.  Gleich  stehen 
Uaen  die  ein&chen  Benefizien,  welchen  dnrch 
die  StiftaDgsurknnde  oder  eine  andere  partiknlar- 
reehtliche  Anordnung  eina  derartige  Besidenz- 
pflicht  auferlegt  ist,  Congr.  conc.  a.  a.  0.  n.  Ö — 
7.  Daher  sind  inkompatibel  eine  Pfarrei  oder 
one  Pfarrkoac^ntorie  mit  einem  Kanonikat  und 
mit  KapelUneien,  deren  Inhaber  zufolge  der  Stif- 
tnngsbedingungen  täglich  selbst  in  einem  Hospital 
Messe  zu  lesen  und  In  demselben  zu  wohnen 
oder  in  einem  Erziehungsinstitut  bei  ihnen  dort 
«iigewiesener  Wohnung  Unterricht  zu  ertheüen 
haben,  in  den  letzteren  Fällen  selbst  dann,  wenn 
die  PCsrrei  sich  an  demselben  Orte  befindet ,  weil 
das  Pfarrbeneflzium  die  Residenz  im  Pfarrhause 
•iloidert,  Congr.  conc.  1.  o.  u.  n.  2.  8.  Ygl.  auch 
0»  S.  230.  n.  1. 

^  In  diesem  Fall  sprechen  die  Aelteren  Ton 
ftädonUa  eausativa ,  s.  vor.  Anm.  So  weit  das 
neuere  gameine  Recht  den  Benefiziaten  die  Resi- 
denzpflioht  auferlegt,  ist  eine  solche  streng  ge* 
nommenanegesdilosaen,  s.o.  S.22öff.,  vgl.  aueh 
van  Espen  1.  e.  c.  3.  i.  f.  Allerdings  ist  das 
Tiidentinuin  in  der  gedachten  Beziehung  nicht 
obenll  KüT  Anwendung  gekommen.    So  war  die 


Residenz  in  den  meisten  deutschen  Kapitelni  s.  o. 
S.  234.  n.  5,  in  früherer  Zeit  nur  eine  s.  g.  kau- 
sative, da  dieselbe  blos  auf  einige  Monate  be* 
schränkt  war,  Reiffenstuellll.  5.  n.229.  Ein 
anderes  Beispiel  bei  v  a  n  E  s  p  e  n  1.  o.  n.75.  Heute 
kann  eine  solche  kausative  Residenz  immer  noclf 
durch  Fundationsbestimmungen  festgesetzt  sein. 

3  Es  kommt  hier  in  Frage  die  Vereinigung  einer 
Dignität  oder  eines  Personates  mit  einem  Kano- 
nikat, eines  solchen  mit  einem  einfachen  Kapla- 
neibeneflzium,  die  einer  Pfarrei  mit  einem  Bene- 
flzium  der  letztgedachten  Art. 

«  Garcias  1.  c.  n.  231.  236;  Reiffenstnel 
III.  5.  n.  238.  239.  Vgl.  über  diese  Frage  auch 
Leuren.  1.  c.  qu.  134 ff. 

^  S.  die  Entscheidungen  bei  Garcias  1.  c.  n. 
234  ff. 

6  Vgl.  Garcias  1.  c.  n.  246  ff. 

7  Vgl .  einerseits  die  Entscheidung  bei  R  i  c  h  t  e  r 
a.a.O.  S.  377.  n.  ö,  andererseits  die  unter  n.  4. 6.7. 

s  Diese  Ausnahme  lässt  es  überhaupt  nicht  zu, 
Garcias  1.  c.  n.  310;  Leuren.  1.  c.  qu.  94. 

^  So  hat  die  Congr.  conc.  konstant  entschieden, 
vgl.  Richter  a.  a.  0.  n.  8 — 11.  Daher  kann 
auch  der  Pönitentiar ,  weil  er  einmal  an  der  be- 
treffenden Kirche  ein  dauerndes  officium ,  ferner 
den  demselben  annektirten  Kanonikat  besitzt, 
nicht  ohne  Weiteres  noch  eine  Dignität  an  der- 
selben erhalten,  Congr.  conc.  bei  Garcias  1.  o. 
n.  250. 

10  Trid.  Sess.  VU.  c.  4  de  ref. ;  s.  aueh  Sess. 
XXIV.  c.  17  de  ref. 

17* 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  159. 


Die  Dispensation  von  dem  Verbote  der  PluralitAt  steht  dem  Papste  znS  welcher 
dabei,  wenn  auch  in  seinem  Gewissen,  doch  nicht  rechtlich  an  bestimmte  Orflnde  ^  ge- 
bunden ist.  Der  Bischof^  ist  nur  ausnahmsweise  dazu  befugt,  wenn  eine  dringende 
Nothwendigkeit  vorliegt  und  der  Papst  nicht  angegangen  werden  kann^. 

Was  die  Verletzung  der  Vorschriften  tlber  die  Kumulation  der  Benefizien  betrifft, 
so  drohen  die^  älteren  Vorschriften  für  die  unter  a — c  gedachten  Fälle  (o.  S.  257. 258)  den 
Verlust  des  früheren  Benefiziums  ipso  iure  an ,  wenn  ein  zweites  der  dort  erwähnten 
Benefizien  von  dem  Inhaber  angenommen  worden  ist ,  während  das  ältere  Recht  bei 
anderen  Arten  der  Inkompatibilität  dem  Inhaber  der  beiden  Benefizien  die  Wahl  ge- 
stattete und  erst  wenn  er  beide  behalten  wollte ,  Entziehung  derselben  durch  richter- 
lichen Ausspruch  eintreten  liess^.  Mit  Bücksicht  hierauf  hat  die  kanonistische  Doktrin 
die  beneficia  incompatihiUa  in  solche  prmi  generis  und  secundi  generis  geschieden  ^,  und 
diese  Eintheilung  wird  vielfach  noch  heute  festgehalten  ^.  Gegenüber  dem  Tridentinum 
erscheint  dies  aber  nicht  gerechtfertigt.  Dasselbe  setzt  zwar  einen  Verlust  ipso  iure  in 
seiner  späteren  Anordnung  über  die  Pluralität  der  kirchlichen  Aemter  nicht  fest^,  wohl 
aber  in  der  zuerst  von  ihm  aufgestellten  Vorschrift  unter  Bezugnahme  auf  das  IV.  La- 
teranensische  Konzil^  ftir  den  Erwerb  und  Besitz  mehrerer  »curata  aut  alias  incompa- 
tibilia  beneficia  ecclesiastica«  ^^.  Damit  hat  es  deutlich  zu  erkennen  gegeben,  daas  es 
die  Verletzung  des  Verbotes  in  allen  Fällen  der  Inkompatibilität  in  der  gedachten  Weise 
gestraft  wissen  will  *^ ,  und  man  ist  daher  genöthigt,  diese  Anordnung  auch  auf  die 
spätere  Erweiterung  der  Inkompatibilität  anzuwenden  ^^ ,  d.h.  also  in  der  Ausdmcks- 


i  Well  es  sich  hierbei  am  Beseitigung  des  ge- 
meinen Rechtes  handelt.  Eine  solche  ist  in  der 
Bulle  de  salate  animamm  den  Honorarkanonikern, 
welche  zugleich  Pfarrer  sind,  and  auch  in  der 
ersteren  Stellung  Einkünfte  beziehen,  durch  Ent- 
bindung von  der  Residenzpflicht  und  von  dem 
Ghordienste  ertheilt,  s.  v.  singulis  profecto  ex 
primodictorum,  s.  auch  Th.  II.  S.  83 ;  ferner  ent- 
hält die  Bulle:  Provida  solersque  für  die  ober- 
rheinische Kirchenprovinz  eine  Dispensation  von 
der  Inkompatibilität  für  die  Domherren  in  Lim- 
burg, welche  damals  zugleich  Pfarreien  in  der 
Diocese  zu  versehen  hatten,  ein  Verhältniss,  wel- 
ches freilich  im  Jahre  1868  beseitigt  worden  ist, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  21,  342. 

Ueber  die  Dispensation  der  Kardinäle  s.  o. 
S.  256. 

Der  Papst  selbst  bedarf  für  die  Beibehaltung 
seiner  früheren  Aemter  (auch  Leo  XIII.  hat  sein 
Erzbisthum  Perugia  nicht  aufgegeben,  s.  Oerarchia 
cattolica.  Roma  1878.  ed.  II.  p.  51.  209)  keiner 
Dispensation. 

3  Als  solche  werden  von  den  Kanonisten  an- 
geführt: Nothwendigkeit  oder  Nutzen  für  die 
Kirche,  Armuth  und  Verdienste  des  Beneflziaten, 
vgl.  Garcias  1.  c.  n.  336fr. ;  Leuren.  1.  c.  qu. 
73 AT.;  Reiffenstueln.  245  ff. 

Für  die  Auslegung  der  päpstlichen  Dispen- 
sation sreskripte  kommen  die  o.  S.  251.  n.  4  an- 
geführten Vorschriften  noch  heute  in  Betracht, 
8.  Reiffenstuel  1.  c.  n.  250 ff. 

Behufs  Verwaltung  desjenigen  Benefiziums, 
welches  der  Dispensirte  nicht  selbst  versieht,  ins- 
besondere eines  derartigen  Kuratbeneflziums ,  ist 
von  demselben  ein  Vikar  unter  Zuweisung  einer 
congrua  aus  den  Früchten  desselben  zu  bestellen, 


auch  sind  die  Ordinarien  nöthigenfalls  selbst  be- 
fugt, dergleichen  Massregeln  zu  treffen,  Trid. 
Sess.  VII.  c.  5  de  ref. 

3  Die  frühere  Befugniss  des  Bischofs ,  für  zwei 
Kuratbeneflzien  zu  dispensiren ,  welche  auf  c.  2 
(Piacent.  1095)  Dist.  LXX  gegründet  worden  ist, 
ist  entfallen,  Reiffenstuel  1.  c.  n.  261. 

4  So  die  einstimmige  Ansicht  der  Kanonisten, 
Garcias  1.  c.  n.  339;  Reiffenstuel  1.  e.  n. 
264 ;  P  h  i  1 1  i  p  s  7,  459.  Praktisch  wird  aber  die- 
ser Fall  jetzt  kaum  werden. 

5  S.  0.  S.  247. 

fi  Barbosa  de  off.  et  pot.  episc.  P.  III.  all. 
57.  n.  201;  Reiffenstuel  L  c.  n.  286;  van 
Espen  1.  c.  c.  4.  n.  3. 

7  S.  z.  B.  Schulte,  K.  R.  2,  303;  Vering 
K.  R.  S.  496. 

8  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  17  de  ref.,  s.  auch  o. 
S.  255. 

»  S.  0.  S.  249. 

10  Trid.  Sess.  VII.  c.  4  de  ref. 

11  Hierauf  deutet  auch  die  transitorische  Be- 
stimmung des  c.  17  cit.  hin ,  dass  wenn  die  da- 
maligen Inhaber  die  Wahl  zwischen  den  inkom- 
patiblen Benefizien  innerhalb  6monatIicher  Frist 
unterlassen ,  alle  von  ihnen  besessenen  Parochial- 
und  anderen  Benefizien  ipso  iure  verloren  gehen 
sollen.  Diese  hat  also  ebenfalls  an  der  richter- 
lichen Entziehung  des  älteren  Rechts  nicht  mehr 
festgehalten. 

12  Darüber  ist  freilich  gestritten  worden  und  die 
Rota  hat  sich  noch  im  16.  Jahrhundert  für  die 
entgegengesetzte  Ansicht  erklärt,  vgl.  Garcias 
1.  c.  n.  80.  81.  Für  die  im  Text  vertheidigte  An- 
sicht aber  Garcias  1.  c.  n.  83  ff. ;  Fagnan.  ad 
c.  28  X.  de  praeb.  III,  5.  n.  3  ff.,  welche  beide 


§.  169.]       Das  Verbot  der  Mehrheit  und  die  Inkompatibilität  der  Eirchenämter.  261 

weise  der  erwähnten  Terminologie  alle  mit  einander  unvereinbare  Benefizien  ftir  bene- 
fieia  incompatibilia  primi  generis  zu  erklären. 

lieber  die  rechtlichen  Folgen ,  welche  bei  Nichtbeachtung  der  Vorschriften  tlber 
die  Inkompatibilität  eintreten,  ist  Folgendes  zu  bemerken : 

Die  Verleihung  eines  Benefiziums  an  Jemand ,  welcher  schon  ein  mit  demselben 
nn?ereinbares  besitzt,  ist  an  und  für  sich  keineswegs  nichtig.  Das  Verbot  der  Inkom- 
patibilität hat  nicht  den  Zweck ,  überhaupt  die  Erlangung  eines  anderen  Benefiziums 
dnreh  einen  schon  bepfründeten  Oeistlichen,  vielmehr  nur  den  gleichzeitigen  Besitz  und 
Gennss  zweier  Benefizien  seitens  desselben  auszuschliessen.  Daher  ist  auch  als  gesetz- 
liehe Strafe  nur  der  Verlust  des  früher  besessenen  angedroht,  und  dadurch  der  Erwerb 
des  zweiten  gerade  als  gültig  vorausgesetzt  ^ . 

Das  erste  Benefizium  verliert  aber  der  Inhaber  nicht  schon  dadurch ,  dass  er  die 
Uebertragung  eines  anderen  annimmt  ^ ,  vielmehr  erst  dann ,  wenn  er  in  den  sowohl 
faktisch  als  auch  rechtlich  unbestrittenen  Besitz  des  letztem  ^ ,  und  zwar  nicht  nur  in 
den  des  Amtes ,  sondern  auch  des  Benefizial  -Vermögens  und  der  Benefizialeinkünfte 
oder  des  grösseren  Theiles  dieser  Massen  und  Bezüge  *y  gelangt  ist.  Mit  diesem  Augen- 
blick erlischt  ohne  weiteres  sein  Recht  ^  auf  das  erste  Benefizium  <^.     Der  Benefiziat  ist 


eine  Reihe  Ton  späteren  Entgeh eidungen  der  Rota 
njtd  der  Congr.  conc.  anführen ;  Keiffenstnel 
I.  e.  n.  285.  293;  Phillips  7,  456.  Eine  davon 
Abweichende  Praxis  ist  aÜerdings  in  einzelnen 
Landern,  z.  B.  in  Spanien,  früher  beobachtet 
worden,  Garcias  1.  c.  n.  82,  nur  ist  man  nicht 
berechtigt,  diese  als  die  herrschende,  vanEspen 
I.  r.  c.  4.  n.  8;  Schulte  a.  a.  0.,  zu  bezeich- 
nen. 

*  Darüber  ist  die  Doktrin  längst  einig.  Die 
froher  aas  c.  8  X.  de  der.  non  res.  III.  4  herge- 
nommenen Zweifel  sind  mit  Rücksicht  auf  die 
spätere  Gesetzgebung,  c.  28  X.  cit.  IIJ.  5  und 
das  Trldeutinom,  unberechtigt,  vgl.  Fagnan. 
ade.  8X.  dt.  XU.  4.  n.  8;  Reiffenstuel  IH. 
5.  n.  267  ff.  Wohl  aber  wird  die  Verleihung  eines 
dritten  inkompatiblen  Benefiziums,  wenn  der  Be- 
liehene  schon  zwei  andere  mit  päpstlicher  Dispen- 
aUioB  besitzt,  wegen  des  c.  3  i.  f.  in  Ylto  de  off. 
oid.  I.  16  cit.  allgemein  für  nichtig  erklärt,  Gar- 
cias I.  c.  n.  171;  Fagnan.  ad  c.  18  X.  de 
paeb.  III.  5.  n.  63ff.;  Reiffenstuel  n.  310ff. 
Das  widerspricht  indessen  der  Clem.  3  de  praeb. 
in.  2.  Diese  ordnet  an,  dass  wer  mehrere  Digni- 
titen  besitzt  nnd  dazu  eine  weitere  oder  ein  Ku- 
latbeneflzinm  erwirbt,  mit  dem  Besitze  des  letz- 
ten Beneflzlum  alle  früheren  ebenso  ipso  facto 
Teriiert,  wie  derjenige,  welcher  bereits  ein  ein- 
ziges derartiges  Benefizium  innegehabt  hat  und 
ein  zweites ,  damit  unvereinbares  erhält ,  behan- 
delt also  für  beide  Fälle  die  letzte  Verleihung  des 
inkompatiblen  Benefiziums  rechtlich  völlig  gleich, 
wihiend  das  c.  3  i.  f.  in  VI^o  cit.  einen  Verlust  der 
früheren  Benefizien  nicht  festsetzt,  sondern  nur 
den  Erwerb  des  zuletzt  verliehenen  ausschliesst. 
Beide  Stellen  gehen  also  von  einer  sich  wider- 
sprechenden juristischen  Auffassung  ans,  und  da 
die  Giern.  3  das  jüngere  Gesetz  ist,  muss  ihre 
Voischrfft  als  die  allein  massgebende  betrachtet 
werden. 

'  Also  noch  viel  weniger  dadurch,  dass  er  erst 
ein  ins  ad  rem  auf  dasselbe  erlangt,   Garcias 


I.  c.  n.  101  oder  sich  blos  darum  bewirbt,  Arch. 
f.  k.  K.  R.  10,  266. 

3  c.  28  X.  de  praeb.  III.  5;  Clem.  3.  6.  eod. 
III.  2  ;  Trid.  Sess.  VII.  c.  4  cit.  Vgl.  dazu  Gar- 
cias 1.  c.  n.  105.  Dass  der  Besitz  des  früher  er- 
langten ein  völlig  unbestrittener  ist,  wird  aber 
nicht  erfordert,  1.  c.  n.  107.  108. 

*  c.  26  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  eod.  tit.  III.  4; 
Garcias  1.  c.  n.  123;  Le  uren.  1.  c.  qu.  101. 
Ueber  einzelne  aus  Anlass  dieser  Voraussetzung 
entstandene  Kontroversen  Garcias  I.  c.  n.  135  ff. 
u.  Leuren.  qu.  102  ff. 

^  S.  die  Anm.  3  citirten  Stellen ;  nicht  aber  der 
Besitz  des  Benefiziums.  Dieser  wird  freilich  zu 
einem  unberechtigten  und  daher  kann  sich  der 
Inhaber  zur  Erhaltung  desselben  nicht  auf  die 
regula  de  triennali  possessione ,  Th.  II.  S.  656, 
berufen,  wie  dies  auch  die  päpstlich  bestätigte 
Entscheidung  der  Congr.  conc.  v.  1632,  Rich- 
ter Tridentinum  S.  50.  n.  10,  annimmt. 

ß  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Benefiziat  den  ruhi- 
gen Besitz  des  zweiten  Benefiziums  lediglich  we- 
gen eigener  Schuld  oder  Nachlässigkeit  nicht  er- 
worben hat,  c.  28  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  de  praeb. 
III.  4.  Vgl.  hierzu  auch  die  Entscheidung  der 
Congr.  conc.  in  den  Analect.  iur.  pont.  1861. 
p.  5!86. 

Wenn  die  Verleihung  des  zweiten  Benefiziums 
aus  irgend  einem  Grunde  nichtig  ist ,  kann  diese 
Folge  nicht  eintreten,  weil  einö  solche  kein  Recht 
auf  das  letztere  giebt,  also  auch  keine  Inkompati- 
bilität herbeiführen  kann.  Die  älteren Kanonisten 
nehmen  aber  das  Gegentheil  an ,  wenn  der  Be- 
liehene  trotz  seiner  Kenntniss  der  Nichtigkeit  den 
Besitz  des  zweiten  Benefiziums  erworben  hat, 
L euren.  I.  c.  qu.  105.  Die  Berufung  auf  die 
Regel  des  c.  18  in  VIto  eod.,  Th.  II.  S.  654, 
rechtfertigt  dies  nicht ,  vielmehr  nur  den  Verlust 
des  zweiten  Benefiziums.  üebrigens  hangt  diese 
Ansicht  mit  der  unrichtigen  Auffassung  des  Ver- 
hältnisses zwischen  c.  3  in  VIto  de  off.  ord.  I.  16 
cit.  und  Clem.  3  eod.  III.  2,  o.  Anm.  1,  zu- 
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daher  verpflichtet ,  dasselbe  anch  thatsächlich  aufzugeben  *  nnd  znr  Disposition  des 
EoUationsberechtigten  zn  stellen  ^.  Gleichviel  aber ,  ob  dies  geschieht  oder  nicht,  hat 
d!er  letztere  das  vakant  gewordene  Benefizinm  binnen  sechs  Monaten  von  Kenem  zn 
verleihen  ^  widrigenfalls  ihn  die  o.  S.  249  erwähnten  Nachtheile  treffen^. 

Wenn  der  Inhaber  seiner  gedachten  Verpflichtung  in  Bezug  auf  das  erste  nicht 
nachkommt ,  dasselbe  vielmehr  neben  dem  ersten  zu  behalten  sucht ,  so  wird  er  auch 
des  zweiten  ipso  iure  verlustig  ^  und  der  Kollator  hat  in  diesem  Falle  das  letztere 
gleichfalls  neu  zu  besetzen  ®. 

Die  vorstehend  entwickelten  Bechtssätze  gelten  dem  Wortlaut  der  einschlagenden 
gesetzlichen  Anordnungen  nach  nur  für  die  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  und  die 
Regularbemefizien.  Ausserdem  hat  sie  eine  feststehende  Praxis  auch  auf  diejoBigen 
officia  ausgedehnt^  welche  einen  dauernden  Charakter  haben  und  zu  dauernder  Ver- 
leihung bestimmt  sind^. 

8ie  finden  dagegen  keine  Anwendung  anf  «idere  kiichliehe  Aemter,  denen  die 
BeneMal-QualitiU  fehlt.  Solche  sind  ahm  im  vargedaehten  Sinne  weder  mit  einander^ 
noch  milk  das  eigentliehen  Benefizien  inkoobpatibel^.  Andererseits  ist  aber  deshalb  e&oe 
beliebige  Häufung  solcher  Stellungen  in  einer  und  derselben  Hand  keineswegs  erlaubt. 
Der  allgemeine  Gesichtspunkt,  welcher  für  das  Verbot  der  Phiraütilt  d^r  Benefizien  in 


sammen.  In  Konsequenz  derselben  haben  die  dort 
citiiten  Schriftsteller  angenommen,  dass  der  Ver- 
lust sämmtlicher  früher  besessenen  Benefizien  bei 
Erlangung  eines  weiteren  inkompatiblen  trotz  der 
von  ihnen  falschlich  für  nichtig  erachteten  Ver- 
leihung des  letzten  erfolgt. 

1  Selbstverständlich  bleibt  ihm  aber  dafür  eine 
angemessene  Frist  offen ,  weil  er  berechtigt  ist, 
sich  erst  zu  überzeugen,  ob  das  Beneflzium  nicht 
litigiös  ist,  also  sein  Besitz  ein  unangefochtener 
sein  wird.  Eine  bestimmte  Länge  der  Frist  ist 
nicht  Yorgeschrieben.  Die  älteren  bemessen  sie 
meistens  auf  zwei  Monate,  Garcias  1.  c.  n. 
113  ff. ;  Leuren.  1.  c.  qu.  100.  Dagegen  schon 
Reiffenstuel  IIL  5.  n.  326  ff. 

2  Die  dafür  von  Johann  XXII.  in  der  const. 
ExeerabüU  angeordneten  Formalitaten,  s.  o.  S. 
253,  hat  aber  das  Tridentinum  nicht  erneuert, 
und  sie  sind  auch  nicht  praktisch  beobachtet  wor- 
den, Garcias  I.  o.  n.  40;  L euren,  qu.  125. 

3  Beziehentlich ,  wenn  ihm-  die  freie  Kollation 
nicht  zusteht,  die  Wiederbesetzung  herbeizu- 
führen. Das  „libere  conferat^  in  c.  28.  X.  lU.  5 
cit.  bedeutet  nur  soviel,  als  ungehindert  dufch 
den  bisherigen  Inhaber ,  nicht  aber  den  Eintritt 
der  freien  Kollation  und  die  Beseitigung  der  Be- 
fugnisse anderer  bei  der  Verleihung  Berechtigter, 
Fagnan.  ad  c.  28.  cit.  n.  16.  Ueber  die  päpst- 
liofce  Reservation  der  ipso  iure  verlorenen  Bene- 
fizien ».  0.  S.  147. 

In  Betreff  der  Einweisung  des  neu  Bellehenen 
in  den  Besitz  kommt  c.  28  in  VIto  m.  4,  8.  251. 
n.  4  a.  £.  zur  Anwendung. 

4  Die  gedachten  Vorschriften  können  nicht  zur 
Anwendung  kommen,  wenn  Jemand  zwei  inkom- 
patible Benefizien  gleichzeitig  erhält  und  nicht  fest- 
gestellt werden  kann,  welches  von  ihnen  das  zuerst 
verliehene  ist.    Hier  wird  dem  Beneflziaten  die 


Wahl  offen  gelassen  werden  mttssen,  Fagnan. 
ad  c.  7  X.  in.  5.  n.  9.  10;  Phillips  7,  458. 

s  Diese  Strafe  tritt  ein ,  wenn  der  Beneftzlat 
durch  sein  Verhalten ,  z.  B.  fernere  Verwaltung 
und  Nutzniessung  des  ersteren  Beneilziums  zu 
erkennen  glebt,  dass  er  dasselbe  nicht  aufzugeben 
beabsichtigt.  Einer  vorgängtgen  Aufforderung 
zur  Niederlegung  des  ersten  Beneficitims  oder  gar 
der  Einleitung  eines  richterlichen  Verfahrens  auf 
Entziehung  desselben ,  —  dies  ist  früher  in  An- 
halt an  c.  28.  X.  cit.  III.  5  für  nothig  erachtet 
worden,  Glosse  s.  v.  contenderit  dazu,  —  bedarf 
es  mit  Rücksicht  auf  das  Trid.  Sess.  VII.  c.  4. 
cit.  nicht  mehr ,  das  letztere  droht  den  ipso  iure 
eintretenden  Verlust  für  das:  „simul  retinere'' 
an.  So  auch  die  herrschende  Meinung  und'  die 
Praxis  derCongr.  conc,  Garcias  I.  c.  n.  92ff. ; 
Fagnan.  ad  c.  28.  X.  cit.  n.  6'ff.;  Leuren. 
qu.  123;  Reiffenstuel  III.  5.  n.  314ff.  Eine 
vorherige  Feststellt!  ng  des  Thatbestandes  ist  aber 
selbstverständlich  nicht  auegeschlossen. 

Des  Weiteren  kommen  dieselben  Grundsätze, 
wie  beim  Verlust  des  ersten  Benefl^ums,  zur 
Anwendung,  S.  261.  n.  5. 

^  Die  sonstigen  Strafen,  welche  die  const.  Jo- 
hanns XXII.  androht,  s.  o.  S.  253,  müssen  dnreh 
das  Tridentinum,  a.  M.  Leuren.  qu.  124,  für 
beseitigt  erachtet  werden. 

^  Wie  z.  B.  das  Offizium  des  PStaftentiarB  und 
des  Theologus.  Vgl.  Garcias  1.  c.  n.  181; 
L euren,  qu.  106;  s.  auch  die  Entsch.  d.  Rota 
i.  Acta  6.  sed.  3,  453. 

s  So  hat  auch  dieCongr.  conc.  eise  InkompatiM- 
Iftät  eines  Pfarrbenefiziums  mit  der  Stellung  eines 
Titularbischofs  als  Weihbischof a  in  der  Dlöcese, 
Richter  Tridentinum  S.  376^.  n.  i,  eines  Kano- 
nikates  mit  der  Verwaltung  der  dem  Kapitel  ra- 
stehenden  cura  habitualis  als  amovibler  Vikar, 
Acta  8.  sed.  4,  401  nicht  für  vorhanden  erachtet 


{.  159.]       Das  Verbot  d«r  Mehrheit  und  die  Inkompatibilität  der  Kirchenämter. 
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massgebender  Weise  in  Betracht  kommt ,  die  Sicherung  der  ordnongsmftssigen  ErM- 
ivng  der  Amtspflichten,  kann  auch  bei  derartigen  kiröhlichen  Stellungen  und  Aemtem 
nicht  ausser  Acht  gelassen  werden.  Eine  Vereinigung  dieser  letzteren  erscheint  daher, 
soweit  die  gehörige  Versehung  der  Amtspflichten  dadurch  beeinträchtigt  wird ,  eben- 
falis  unstatthafte  Der  zustlndige  Eireh^Bnobere  istdemniush  verpflichtet  diese  s.  g. 
hnompailhilUas facH  seinerseits  zu  verhindern^,  und  kann  auch  nöthigenfalls  im  Ober- 
anfsichtswege  dazu  angehalten  werden. 

Der  Anwendung  dieser  kirchlichen  Rechtsnormen  steht  heute  in  den  deutschen 
Staaten  nichts  entgegen.  Für  Baiern  sind  sie  sogar  ausdrücklich  durch  das  Kon- 
kordat von  1 8 1 7  für  massgebend  erklärt  ^,  und  in  den  Staaten  der  oberrheinischen 
Eirchenprovinz  ist  durch  die  staatliche  Gesetzgebung  die  Inkompatibilität  zweier 
Kirehenpfrflnden,  von  denen  eine  jede  die  Kongrua  trägt,  ausgesprochen  worden^. 


*  Speciellere  Grundsätze  lassen  sich  wegen  der 
VerseEledisDlieit  der  Mer  in  l^&ge  koröiinenden 
SteUoBgen  Bieht  ent^ckeln.  Während  die  An- 
stellung eines  Geistlichen  als  Vikars  zur  Aushülfe 
in  z#ei  yörscliiedefireii  l^fatreien ,  die  Versehung 
zweier  MisswoApfanfeieti  durch  einen  Geistiächen, 
falls  sie  nicht  etwa  einen  geringen  Umfang  ein- 
sebtuen  nüd  nahe  aheinsnder  belegen  sind,  för 
SBSgeeehloBsön  erachtet  werden  mufls,  wti^d  in  Ai- 
dem  FaUen,  namentlich,  wenn  die  eine  Stellung, 
wie  die  des  Kapitularvikars  nur  von  vorübergeheh- 
der  Danet  ist^  oder  wean  dieselbe,  z.  B.  die  del 
Geueralvikaxs ,  eines  bischöflichen  Rathes ,  ihren 
Inhaber  im  gegebenen  Falle  nicht  voUstandig  in 
AjM^ach  nimmt,  eise  KömbitAtion  mit  andern 
Aemtem,  z.B.  mit  Kanon  ikaten,  nicht  unzulässig 
erscheiäen.  t^gl.  übrigens  atfch  ausser  der  vor- 
hergehenden Anmerkung  noch  Th.  II.  S.  212. 
235.  Für  die  Weihbischofe  werden  übrigens  so- 
gar, uin  ibnien  ein  auskömmliches  l^inkommien  zu 
sichera,  nnter  Umsänden,  auch  pl^stUohe  Dis^ 
pensationen  für  die  Beibehaltung  von  eigentlich 
mit  ihrer  Stellung  inkompatiblen  Beneflzien  unter 
^igneteft  Auflagen  zur  Sicherung  der  ordnangs- 
ti^aigen  Verwaltung  derselben  erthellt ,  Th.  IX. 
S.  182. 

3  Also  z.  B.  dnfch  Y^rsagung  der  Apptohation 
Ar  ihm  vorgeschlagehe  Yikare,  durch  Entziehung 
▼on  wlderrafHcli  übertragenen  Stelhxngen,  auch 
eii^ich  durch  arbitr&re  Strafen  gegen  die  Beibe- 
haltung zweier  unvereinbarer  Aemter. 

*  Art.  10,  welcher  at>er  die  papstliche  Dispen- 
sation vorbehält. 

Dasselbe  gilt  In  Des terr eich  nach  %.  14 
des  Ges.  v.  7.  Mai  1874,  nach  welchem  die  Diö- 
eesanverwaltciteg ,  nach  den  kirchllcheii  Yor- 
schiiften,  insoweit  sie  den  Staatsgesetzen  nicht 
widersprechen  —  solche  existiren  nicht,  denn  die 
flofdekrete  vom  24.  Mai  1774 ,  10.  Febr.  und 
14.  Nov.  1785  (Händh.  d.  V.  Josephs  H.  2.  Aufl. 
8,  S93.  594)  und  vom  26.  Okt.  1825  u.  19.  April 
1832(Kropatschek,  Samml.  d,  Ges.  58,  169) 
waren  durch  das  Konkordat  v.  1855.  Art.  35  auf- 
gehoben —  zu  führen  ist. 

Für  Preussen  schreiben  die  Erektion  sdekrete 
für  Gnesen  und  Posen,  Weiss,  corp.  iur.  ca- 
thol.  p.  109,  112,  vor,  dass  die  zu  einer  Dignitat 
oder  zn  einem  Kanonikate  beforderten  Geistlichen 
ihr  etwaiges  Kuratbeneflzluih  aufgeben  and*  dass 


die  Dignitaten  und  Kanonikate  in  Gnesen  und  in 
Posen  als  beneflcia  sub  uno  tecto  angesehen  wer- 
den sollen. 

4  Gemeinsames  Edikt  vom  30.  Januar  1830. 
%.  32,  welcher  seinem  Wortlaut  nach  auch  die 
päpstliche  Dispendstion  ausschliesst.  Deswegeä 
ist  die  Frage,  ob  dieser  %.  duroh  das  badische 
Gesetz  vom  9.  Okt.  1860.  J.  17,  d.  würtemberg. 
V.  80.  Jan.  1862.  Art.  22  ii.  d.  hess.  v.  23.  April 
1875  (recht.  Stellung  d.  Kirchen  etc.  betr.)  Art. 
5  itufgehoben  ist,  hoch  von  praktiscliem  Interesse. 
Für  Hea  sen  kafin  die  ureittoe  Gehttng  gär  kei- 
nem Zweifel  unterliegen.  Dasselbe  muss  aber 
auch  für  die  (>eiden  andern  Staaten,  in  denen  das 
Edikt  nicht  als  Gstnzes  beseitigt  worden,  S  p  o  h  n, 
bad.  Staatskirchenrechts.  164;Golther,  Staat 
u.  kath.  Kirche  i.  Würtemberg  S.  423  angenom- 
nieii  werden,  denn  um  eine  reint  kirchliche  AAlge- 
legenheit  handelt  es  sich  bei  dieser  Dispensation 
insofern  nicht ,  als  durch  eine  derartige  Dispen- 
satiott  das  Pf^ündenvermögen  zu  ihm  fremdieiil 
Zwecken,  zur  Yerwendung  für  Geistliche,  welche 
die  ihnen  obliegenden  geistlichen  Amtsverrich- 
tungen gar  nicht  oder  nicht  ausreichend  zu  leisten 
im  Stande  sind,  bestimmt  werden  kann.  Aus 
demselben  Grunde  ist  auch  der  cit.  $.  32  in  dem 
nunmehr  preussischen  Theil  der  oberrheinischen 
Kircbenprovinz  mit  Einführung  der  preussischen 
YerfasSnng  v.  l8Ö0  Art.  15  in  demselben  nicht 
beseitigt  worden. 

Wo  keine  besonderen  gesetzliehen  Bestimmun- 
gen bestehen,  bildet  ein  etwaiges  Konkurrenz- 
recht der  Staatsregierungen  bei  der  Aemter- 
besetzung  falls  dasselbe  nicht  durch  besondere 
Bestimmungen  eingeschränkt  ist,  ein  Mittel,  die 
Pluralitat  zu  verhindern;  ferner  aber  kann  als 
solches  auch  das  Oberaufsichtsrecht  über  die  sei- 
nen Zwecken  entsj^rechende  Yerwendung  des 
kirchlichen  Yermögens,  und  das  Placet,  wenn 
es  wie  nach  Art.  1  der  fr  anzösischen  organi- 
schen Artikel  für  alle  Erlasse  des  Papstes  und  der 
römischen  Kirche  erfordert  wird,  also  auch  päpst- 
liche Dispensationen  von  der  Inkompatibilität  be- 
greift, in  Frage  kommen. 

Aus  welchen  Gründen  Thudichum,  deut- 
sches K.  R.  2,  159  einen  in  Deutschland  allge- 
mein geltenden  Rechtssatz  aufstellt,  dass  keinem 
Geistlichen  zwei  oder  mehr  geistliche  Aemter 
übertragen  werden  können,  sobald  defeii  Yerwal- 
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Fünftes  Kapitel. 
Ton  der  Erledigung  der  Kirchenämter  "^^ 

I.  Die  Erledigunggfälle. 

§.  160.    A.  Im  Allgemeinen. 

I.  Abgesehen  von  dem  selbstverständlichen  Falle ,  dass  der  berechtigte  Inhaber 
mit  Tode ^  abgeht,  kann  die  Erledigung  eines  Eirchenamtes  durch  einen  Willens- 
akt desselben  ^  vermöge  dessen  er  sein  aus  der  Anstellung  erworbenes  Recht  auf  das 
Amt  aufgiebt,  also  durch  Verzicht  oder  durch  Tausch,  erfolgen. 

Ausser  den  besonderen  Erfordernissen ,  welche  das  kanonische  Recht  ftlr  diese 
beiden  Arten  der  Entäusserung  des  Amtes  verlangt  ^^  müssen  bei  ihnen  jedenfalls  die 
allgemeinen  Voraussetzungen  rechtsgültiger  Willenserklärungen  d.h.  Handlungsfähig- 
keit, sowie  Emstlichkeit  und  Freiheit  des  Willens',  vorliegen.  Was  die  erstere  an- 
langt, so  kommen  nur  solche  Ausschliessungsgründe  derselben  in  Betracht,  welche  ihrer 
Natur  nach,  wie  z.  B.  der  Wahnsinn^,  die  betreffende  Person  zu  rechtlichen  Willens- 
akten jeder  Art  unfllhig  machen,  nicht  aber  solche,  welche  ihr  die  Handlungsfllhigkeit 
blos  für  das  Gebiet  des  Civilrechtes  und  des  Vermögensverkehres  —  hierher  gehört 
z.  B.  die  Prodigalitätserklärung^  —  entziehen. 

ü.  Sodann  kann  ein  Kirchenamt  dadurch  erledigt  werden ,  dass  der  Inhaber  das- 
selbe ohne  oder  wider  seinen  WUlen  verliert. 

Ein  solcher  Verlust  tritt  ohne  Weiteres ,  ipso  iure ,  dadurch  ein ,  dass  der  Amts- 
träger gewisse  Unterlassungen  begeht,  oder  bestimmte  Handlungen  vornimmt,  welche  das 
Recht  ein  für  alle  Mal  mit  dieser  Folge  bedroht^. 

Femer  kann  die  Entziehung  des  Eirchenamtes  auch  durch  den  Ausspruch  des 
kirchlichen  Oberen  erfolgen.     Bei  den  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  ist  dies  aber 


tang  durch  eine  PerBOn  unthaDlich  erscheint,  ist 
mir  anerflndlicb,  faUs  nicht^  darin  eine  freilich 
nicht  genaue  Wiedergabe  des  kirchlichen  Rechts 
enthalten  sein  soll. 

*  J.  Helfert,  ▼.  d.  Besetzung,  Erledigung 
und  dem  Ledigstehen  der  Beneflzien.  Prag  1828. 
S. 227 ff.;  Phillips  K.  R.  7,  842 AT. 

1  Bei  YerschoUenbeit  des  Inhabers  kann  eine 
Wiederbesetznng  dann  erfolgen,  wenn  sie  so  lange 
währt,  dass  eine  gegründete  Yermuthung  für  den 
Tod  entsteht,  Entsch.  d.  Gongr.  conc.  bei  Rich- 
te r,  Tridentinum  8.  39.  n.  21.  Andererseits 
kann  gegen  den  Verschollenen  nur  wegen  Ver- 
letzung der  Residenspflicht  vorgegangen  und 
durch  dieses  Verfahren  das  Amt  zur  Erledigung 
gebracht  werden,  s.  o.  S.  229.  232.  235.  242. 

2  S.  darüber  %%.  161.  162. 

3  Also  Abwesenheit  von  Zwang  und  wesent- 
lichem Irrthum,  in  welcher  Hinsicht  die  römisch- 
rechtlichen  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen, 
c.  5  (Clem.  III.)  X.  de  renunc.  I.  9;  c.  2 
(Alex.  III.)  c.  4  (Innoc.  III.)  X.  de  his  quae  vi 
I  40. 

«  8.  auch  c.  14  (Greg.  I.)  C.  VII.  qu.  1.  Fer- 
ner heftige,  die  Willensfreiheit  beseitigende  Af- 


fekte. Ein  Lebensalter,  bei  welchem  es  noch  an 
der  erforderlichen  Verstandesreife  fehlt,  wird 
kaum  praktisch  in  Betracht  kommen ,  s.  Th.  IT. 
S.  484  ff.  Jedenfalls  genügt  aber  nach  c.  3  (Bo- 
nif.  VIII.)  in  VIto  de  iud.  n.  1  zu  beiden  Rechts- 
akten das  voUendete  14.  Leben^ahr,  s.  auch  o. 
8.  73.  n.  6  und  L euren,  forum  benef.  P.  III. 
qu.  324. 

s  Wenngleich  es  sich  bei  dem  Verzichte  des 
Prodigus  auch  um  Entäusserung  der  mit  dem 
Amte  verbundenen  Vermögensrechte  handelt,  so 
stehen  diese  doch  erst  in  zweiter  Linie ,  omso- 
mehr  als  dabei  nicht  blos  die  Aufgabe  von  Rech- 
ten, sondern  auch  die  Befreiung  von  Pflichten  in 
Frage  komttit.  Ueberdies  giebt  es  keine  die 
Handlungsfähigkeit  des  Prodigus  bei  Beneflzial- 
sachen  beschränkende  Vorschrift  des  kanonischen 
Rechtes ;  derselben  Ansicht  d.  Entsch.  d.  Gongr. 
conc.  V.  1878  in  d.  Acta  s.  sed.  11,  438. 

Ebensowenig  kann  für  den  Ülius  famllias, 
welcher  pubes  ist ,  Genehmigung  des  Vaters  er- 
fordert werden,  weil  sich  die  Vermögensrechte 
des  letztem  nicht  auf  das  Amtseinkommen ,  wel- 
ches zum  peculium  quasi  castrense  gehört,  er- 
strecken. 

»  Vgl.  darüber  %.  163. 
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nur  statthaft,  wenn  der  Benefiziat  durch  ein  strafbares  Verhalten  dazu  Veranlassung 
gegeben  hat^,  nicht  aber  dann,  wenn  er  durch  körperliche  oder  geistige  Krankheit  zur 
Verwaltung  seines  Amtes  unfilhig  geworden  ist  2.  Für  die  Manualbenefizien  sowie  die 
sonstigen  kirchlichen  Aemter  und  Stellungen ,  welche  ihrer  Natur  nach  widerruflich 
sind  oder  widerruflich  übertragen  werden,  gilt  dieser  Grundsatz  nicht.  Bei  diesen  ist 
vielmehr  eine  Enthebung  der  Amtstriger  durch  den  kirchlichen  Oberen  auch  ans 
anderen  Orflnden  zulftssig  ^, 

m.  Eine  lE^ttelstellung  zwischen  beiden  Fällen  nimmt  endlich  nach  heutigem 
Reeht  die  Versetzung  ein ,  sofern  sie  nicht  als  8traf-  oder  Disciplinar-Massregel  ver- 
hingt  wird,  weil  sie  zwar  gewöhnlich  nur  mit  Zustimmung  des  Amtsinhabers  statthaben 
kann,  aber  andererseits  auch  ohne  eine  solche  in  gewissen  Fällen  zulässig  ist^. 

B.  Bie  eiiielnen  Erledigugsfälle. 

1.  Die  Aufgabe  des  I^irohenamtee  duroh  den  berechtigten  Amtstrager. 

§.  161.    a.  Der  Ver zieht  atif  das  Kirchenami*. 

I.  Die  Zeit  bis  zum  13.  Jahrhundert.  In  den  ältesten  Zeiten  der  Kirche, 
als  die  Ordination  und  die  Anstellung  der  Kleriker  zusammenfiel ,  musste  der  Austritt 
aas  dem  geistlichen  Stande,  welcher  zunächst  nicht  mit  Strafen  bedroht  war^,  auch 
den  Verlust  der  in  Folge  der  Weihe  erlangten  amtlichen  Stellung  nach  sich  ziehen. 
Andererseits  schied  aber  auch  derjenige,  welcher  das  bisher  von  ihm  innegehabte 
kirchliche  Amt  aufgab  ®,  aus  dem  Klerikalstande  aus,  weil  die  Ordination  nach  der  da- 
maligen Auffassung  dem  Geweihten  noch  keinen ,  ihn  von  den  Laien  für  immer  unter- 
scheidenden, unauslöschlichen  Charakter  aufprägte,  und  somit  das  seine  Zugehörigkeit 
anm  geistlichen  Stande  bestimmende  Moment  fortgefallen  war. 

Schon  seit  dem  Ende  des  4.  Jahrhunderts  macht  sich  aber  die  Anschauung  gel- 
tend, dass  der  Geistliche  weder  eigenmächtig  sein  Amt  aufgeben  "^  noch  aus  dem  durch 
die  Ordination  erlangten  geistlichen  Stand  austreten  dürfe  ^.     Das  letztgedachte  Ver- 


*  Hierher  gehört  die  s.  g.  priTatio  beneflcii,  die 
Deposition,  Degradation  and  die  Strafversetzung, 
darfiber  ist  unten  in  der  Lehre  Tom  kirchlichen 
Straf-  und  Disciplinarrecht  zu  handeln. 

<  Vgl.  in  Betreff  der  Bischöfe  Th.  II.  S.  251, 
der  Pfarrer  a.  a.  O.  S.  324.  der  Domherren  S.84. 
Zur  ersteren  Stelle  ist  noch  nachzutragen  Ore- 
|or.  VII.  reg.  V.  19.  ▼.  1078,  Jaf  f  tf  mon.  Gre- 
gor, p.  315 ,  woraus  der  Versuch  des  Papstos 
criidlt,  dieAbeetzung  des  altersschwachen  Bischofs 
Too  Ronen  herbeizuführen,  vgl.  dazu  M  e  1 1  z  e  r , 
P*pst  Gregor  TO.  (s.  Th.  II.  S.  541.  n.  6)  S.  143. 
161. 

«  Vgl.  $.  164. 

*  S.  J.  166.  Uebrigens  nennen  die  österreichi- 
schen Schriftsteller,  6. z.B. H eifert,  Besetzung 
•te.  der  BeoeUxien  S.  109.  221;  Ginzel  K.  R. 
%  217.  213,  die  mit  dem  WUlen  des  Amtsträgers 
«folgte  Versetzung,  „üebersetzung,^  und  die 
Tnoalstion  gegen  den  Willen  des  letztisren  :  „Ver- 
irtzong«. 

*  Flaminius  Parisins,  de  resignatione 
benefleionim  II.  Tom.  Rom.  1591.  Ven,  1595. 


1605.  Gol.  1683.  Jo.  A  n  d  r  e  a  e  tract.  de  renun- 
ciationebeneflcior.  Francof .  1599.  Jo.  d'  A  v  e  z  a  n, 
lib.  de  renunciationibus  s.  resignationibus  et  pen- 
sionibus  beneflcior.  ecclesiastlc.  .  .  .  Aurel.  1657. 
auch  in  Meermann,  thesaur.  t.  IV;  Trait^ 
des  resignations  in  den  Analecta  iur.  pontif. 
1855.  p.  1486  ff. 

6  Vgl.  auch  L ö n in  g,  Gesch.  d.  deutsch.  K. R. 
1,  188. 

^  Denn  der  Uebergang  zu  einer  andern  Kirche 
kam  damals  nur  ausnahmsweise  vor. 

7  Schon  nach  dem  Konzil  v.  Saragossa  t.  380. 
G.  6  soll  der  Kleriker,  welcher  sein  Amt  aus  Stolz 
niederlegt,  um  Mönch  zu  werden  und  so  das  Ge- 
setz besser  beobachten  zu  können,  von  der  kirch- 
lichen Gemeinschaft  ausgeschlossen  werden. 

s  So  verbot  c.  7  Ghalced.  v.  451,  c.  3.  C.XX. 
qu.  3,  bei  der  erwähnten  Strafe  den  Eintritt  in 
den  Kriegsdienst  oder  in  ein  weltliches  Amt,  und 
die  weltliche  Gesetzgebung  des  römischen  Rechts 
ordnete  als  Strafe  dafür  die  Einreihung  in  den 
Dekurionat  oder  unter  die  Offlzialen  der  Magi- 
strate an,  1.  39.  C.  Th.  XVI.  2,  v.  408;  1.  52 
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bot,  welches  das  allgemeiüe  Kotieil  von  Cbalcedon^  tti&ni  ausg^tiprocliett  hat  üi^ 
welchcis  idit  der  schon  damals  hervortreiienden  Ansicht,  dam  die  Ordination  den  Kletikct 
dauernd  an  die  Kirche  binde ,  zusammenhängt  ^ ,  ist^  in  der  folgenden  Zeit  wiederholt 
erneuert  worden  ^ ,  bis  die  Lehre  von  dem  nnauslftsehlichen  Oharakter  der  Ohünatiön 
zu  allgemeiner  Anerkennung  gelangte  *  und  si<$h  von  mm  an  dieünzuläBBigkeit  des  Ans- 
soheidens  ans  dem  Elerikalstande  von  selbst  verstwid. 

Andererseits  lässt  sich  aber  nicht  annehmen  ^,  dass  in  jener  Zeit  den  Geistli^M, 
wenn  sie  sieh  keinen  mit  ihrem  Stände  unvereinbaren  Beficfaiftigangen  widmen  V^dllten, 
das  Anfgeben  Ihrer  kirchlichen  Stellung,  ans  auch  noch  so  gerechtfertigten  Oründen,  wie 
z.  B.wegen  Gebrechlichkeit  oder  hohen  Alters,  liberhaupt  versagt  gewesen  sei  \  D«ii 
Bischöfen  hat  man  weder  v6rdemKonoil  vonOhalcedon  noch  nachher  die  Niederlelfnng 
ihres  Amtes  unter  solchen  Umständen  verwehrt  oder  verdacht  ^ ,  und  was  f&r  diese  er- 
laubt galt,  konnte  ftlr  die  übrigen  Geistlichen  unmöglich  als  unstatthaft  erscheinen. 

Eine  feste  Anschauung  über  die  Gründe ,  aus  welchen  Bischöfe  auf  ihr  Amt  ver- 
zichten konnten,  hatte  sich  demnach  schon  in  der  Zeit  vom  4.  bid  6.  Jahthiindert  ge- 
bildet ^.  Dass  aber  eine  vorgängige  Untersuchung  über  das  Vorliegen  derselben  oder 
die  Genehmigung  einer  höheren  kirchlichen  Autorität ,  z.  B.  der  ProvinziahsTnode' 


(53)  SS-  5-  6.  C.  J.  de  episcop.  1. 3  v.  531 ;  Not. 
VI.  c.  7.  V.  535.  DIö  Polemik  LSnings  1,  191. 
n.  1  gegen  die  AofXassang  des  erstgedachtea  Ge- 
setzes als  einer  Strafbestimmung  Ist  ungerecht- 
fertigt. Wenn  er  die  Anordnung  dahin  Torsteht, 
daiss  selche  Kleriker  sofort  wieder  ihrer  Kurie  zu- 
gethellt  werden  sollten,  weil  sie  der  Privilegien 
des  Klerus  äatth  ihren  Austritt  verlustig  gegan- 
gen seien,  so  wird  damit  die  unbegründete  Vor- 
aussetzung gemacht,  dass  jeder  Geistliche,  falls 
et  Laie  gebtie'ben  wire,  einer  Kurie  ^er  tfem 
Stande  der  cohortalini  (vgl.  v.  B  et  hm  an  n- 
Hollweg,  Civilprozess  3,  137.  n.  28)  angehört 
haben  mUsste.  Ist  es  etwa  keine  Strafe,  wenn  1. 
53.  dt.  C.  I.  das  Gesetz  von  408  dahin  erweitert, 
dass  falls  in  dem  Heimathsort  des  Geistlichen 
eine  ausreichende  Zahl  von  Kurialen  vorhanden 
sei,  derselbe  der  Kurie  einer  anderen,  selbst  in 
der  nächsten  Provinz  belegenen  Stadt  zugewiesen 
werden  kann? 

S.  auch  c.  7  Andegav.  ▼.  453 :  „eleriei  qui  re- 
Hcto  clero  se  ad  saecularem  mtütiam  vel  ad  laicos 
contulerlnt,  non  inluste  ab  ecclesia  quam  relique- 
runt,  amoventur;"  c.  5  Turon.  I.  461:  ^si  quis 
vero  cleriens  rellcto  offlofi  fful  ordine  lalcam  vohi- 
erit  agere  vitam  vel  se  milltiae  tradiderit,  exoom- 
municationis  poena  feriatur.'' 

1  S.  S.  265.  n.  8. 

2  S.  die  in  der  vorvorigen  Note  citirten  Stellen. 
8  Tolet.  VI.  V.  638.  c.  6  ifi  c.  2  O.  XX.  qu.  3 ; 

unter  Hinweis  auf  das  Konzil  von  Ghalcedon  ep. 
Zachar.  pp.  ad  Pippin.  v.  747.  c.  9,  Jaff tf 
monum.  Carol.  p.  24  u.  Cap.  eccles.  v.  789.  c. 
26,  LL.  1,  58;  femer  Franoof.  v.  794.  c.  24, 
LL.  1,  7^;  conc.  Aquisgr.  816.  1.  I.  c.  85;  Mo- 
gunt.  847.  o.  15,  Man8il4,  202.907;  Tüll. 
860.  c.  5,  1.  c.  15,  560;  Tribur.  895.  c.  27,  1.  c 
18,  145  (in  der  Fassung  der  coUectlo  Diessensis 
c.  20,  Phillips  Synode  V.  Tribnr.  Wien  1865. 
S.  62  mit  spezieller  Beziehung  auf  Giei8tll<ähe, 
welche  in  Klöstern  erzogeA  sind);  Bourges 
1631.  c.  28;  Rheims  1049.  o.  8,  Rom  i060, 


Mansi  19,  505.  742.  873;  s.  auch  c.  1  (Alex, 
ni.)  0.  3  (Innoc.  in.)  X.  de  a^öst.  t.  tf. 

4  Th.  II.  S.  11 7. 

5  So  Schulte  K.  R,  2,  343.  n.  5. 

<^  Wie  denn  aueh  die  in  den  votstehetfden  An- 
merkungen angeführten  Vorschriften  nur  d«s 
eigenmächtige  Aufgeben  des  Klerikalstandes,  um 
zu  weltlichen  Beschäftigungen  überzugehen,  ver- 
bieten. 

^  Bischof  Meletius  vonSebaste,  nachmals  (361) 
von  Antioehien,  hat  si<!h  wegen  äet  SchWi^rfgke^ 
seiner  Diöcesanen  von  seinem  ersten  Bisthum  zu- 
rückgezogen, Theodoret.  eccl.  bist.  U.  31.    Gregor 
von  Nazianz,  welcher  zun&chst  das  an  einem  un- 
geeigneten Grte  errichtete  Bisthum  Sasima  wieder 
aufgegeben ,  hat  auf  das  von  ihm  später  innege- 
habte Bisthum  KonsfontiM>pel  um  d«s  Frfed^ns 
willen  auf  der  dortigen  Synode  verzichtet ,  Theo- 
doret. 1.  c.  V.  8 ;  Socrat.  bist.  eccl.  V.  7 ;  Sozomen. 
bist,  ecoles.  Vn.  7.  Auch  Augustinus  hat  keinen 
Zweifel  an  der  Statthaftigkeit  eines  soldien  ge- 
rechtfertigten Verzichtes  dp.  69  (238)  o^p.  ed. 
Migne  2,238,  contra  O^esüon.  n.  11,  ed.  dt.  9, 
474 .  Endlich  erachtet  Gregor  I.  bei  physischer  Un- 
fähigkeit des  Bfschofes  einen  Verzicht  desselbe* 
für  zulissig,  c.  13.  14.  C.  VU.  qu.  1.  Vgl.    anch 
Thomas  sin  vet.   et  nov.  ^scipl.  n.  1.  tl.  c. 
50—52. 

8  Ausser  den  Anf&hrongen  in  der  vor.  Note 
ergiebt  dies  die  Ausschliessung  des  Bischofs  Hao- 
liavus  V.  Vannes  aus  der  kirchlichem  Gemeihischaf  i 
(nach  Mitte  des  6.  Jahrb.),  welcher  sein  Bisthnm 
und  den  geistlichen  Stand  verlassen  hatte,  nm 
sich  der  Herrschaft  der  Bretagne  zu  bemäeh^gen, 
Gregor.  Turon.  bist.  Franc.  IV.  4. 

9  Insbesondere  nicht  des  Papstes.  Aas  den  von 
dem  Verzicht  abmahnendeft'  Briefen  Leo^s  I.  mA 
Rustikus  von  Narbonne  v.  458/459,  Leon.  opp. 
ed'.  Baller.  1,  1416,  und  Martins  L  an  Anudldnft 
V.  Utrecht  v.  649,  Mansi  10,  1183  erglebt  8i<^ 
nicht»  für  die  Nothwendig^it  ihrer  Oenehmlgung, 
es  handelt  sich  hier  nw  un  einen'  freundseboft- 
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oder  gtf  einer  slaallichen  erforderlich  gewesen  sei ,  dafftr  findet  sieih  kein  Anhalt, 
merding»  wircl  mehrfudi  seit  dem  6.  JUithnndert  bei  den  Venicbten  frtikisdier  Bi-^ 
aehöfe  der  Einholung  det  Oenehmi^ong  des  Ktaigs  nnd  der  MitbischMiD  erwähnt  \,  in*- 
dieaien  geben  diese  Nachrichten  keine  Klarheit  darüber ,  ob  dieselbe  zn  der  Nieder- 
lepmg  des  Ante»  oder  »icht  vielmehr  tu  der  Wahl  des  Nachfolgers,  insbesondere  etwa 
nit  Rftcksieht  auf  eine  sehen  dafür  in  Aussicht  genonunene  Pers^^chkeit  nachgesnebt 
worden  ist '.  Erst  Ende  des  9 .  Jahrhunderts  sind  einzelne  Fälle  vorgekommeir,  in  denen 
ä»  pApsüiehe  Genehmigung  znrVerziehtleistnng  auf  BisthUm«*  eingeholt  ist  ^,  und  diese 
hsbett  ndi  in  der  Folgeceit  vemdirt  *.  Aber  eine  Reihe  anderer  Zengnisse  ergeben,  dass 
eine  solche  bis  in  das  12.  Jahrhundert  hinein  nicht  für  rechtlich  nothwendig  betraefatet 
worii»  M^.  Wenntgleieh  leomeF  seit  dem  12.  Jahrhundert  einnelne  Metropoliten  und 
8)riioden  gegem  beabslehtigte  Resignstieiien  mitOenenren  vorgegangen  mnd,  so  ist  dies 
doch  H»  da  gesdiehen ,  wo  man  die  ärflnde  für  einen  solchen  Schritt  nidit  für  an»* 
leiekend  eraohlet  hat^'. 

Immerhin  war  aber  schon  im  12.  Jahrhundert  eine  Betheiligung  des  päpstlichen 
Stuhles  bei  derartigen  Verzichtleistungen  nichts  Ungewöhnliches.  Mit  Rttcksicht  hier- 
auf konnte  Alexander  m.  den  Anspruch  erheben,  dass  die  Bischöfe  die  päpstliche 


liehen  Melnungsaastaasch  über  die  ^on  den  Bi- 
sdiöfen  beabsichtlgteii  Schritte,  s.  hienra  Th.  11. 
S.  5.  n.  3»  Auch  Kiiter  Jastio  und  der  Bischof 
EpipbAnius  von  Konstantinopel  haben  Papst  Hör- 
Dhdai.  J.  531,  Thiel,  epifttol.  toman.  ponüf. 
f.  963.  984  Dar  Kon  dem  Rücktritt  des  Bischofs 
PUü  n.  y.  Antiochien ,  welcher  wegen  der  gegen 
Ikn  erhobenen  Feindseligkeiten  nnd  der  ihm  dro- 
beDdenAnJüaeen*  verzichtet  hatte,  benachrichtigt. 
Die  Resignation  scheint  in  diesem  Fall  in  die 
Binde  des  Kaisers  erfolgt  zn  sein« 
'  ?gk  Thomassin  P.  II.  I.  II.  o.  51.  b.  6. 
*  So  bei  dem  Verzicht  Bnrghards  von  Würzbarg 
in 753,  Bettberg  Deutschlands  Kirchengesch. 
2,  317,  s.  fernec  Thomas  sin  1.  c.  c.  53.  lu  1. 

Aach  hat  das  engere  Yerhältniss  zwischen  den 
Königen  nnd  einzelnen  Bisehöfen  wohl  dazu  ge- 
lihzt,  dass  diese  den  ersteren  von  ihrem  £nt- 
mUiiss  vorher  Knnde  gaben  nnd  dann  Versuche 
gemacht  wurden,  sie  davon  abzubringen ,  s.  z.  B. 
Rettberg  a.  a.  0.  1,  490  (in  Betreff  des  Rück- 
tritts AmuUs  V.  Metz  zw.  6!^  u.  628). 

Kicb  den  vorliegenden  Nachrichten  lässt  sich 
nr  annehmen  ,  dass  die  Yerzichtleistungen  Me- 
gingoz'  V.  Würvburgu.  785,  Rettberg  a.  a.  0. 
2,319;  Abel  Jahrb.  Karl  d.  Gr.  1,  425,  Wili- 
lürs  ▼.  Vienne  u.  753  u.  Leidrads  v.  Lyon  814, 
Adon.Vienn.  chion.  88. 2,  319.  320.  welche  sich 
tUe  in  ein  Kloster  zurückzogen ,  ohne  Binholung 
ixgend  einer  weiteren  Genehmigang  erfolgt  sind. 
'  So  haben  Papst  Johann  VIII.  und  die  Synode 
m  Trojes  878  denTerzicht  des  Bischofs  Hedenulf 
V.  Laon  auf  sein  Bisthum  verworfen,  annal.  Hinc. 
S.878,  SS.  1,  508j  Mansi  17,  357.  Dies  ist 
indessen  wahrscheinlich  auf  Betreiben  der  An- 
lüoger  Hinkmars  von  Rheims  geschehen,  nm  die 
RettitntioB  des  damals  lebenden  Hinkmar  von 
Laon  zu  hindern,  s.  auch  v.  Noorden,  Hink- 
mir,  Erzbischof  v.  Rheims.  S.  863. 

*  Vor  AUem  seit  Beginn  des  i%  J«hrhund<erts, 
s.  Baron,  cnfl.  a.  11^.  n.  ^u.  ».  1187.  n.  35; 


Thomassin  1.  c.  c.  54.  n.  4ff.  Dazu  hat  offen- 
bar dae  seit  dem  Investitwstreit  versch&rfte  kltoln 
Uche  Bewusstsein  beigetragen ,  und  die  dadurch 
hervorgerufene  Niederlegung  einzelner,  durch 
Uehertragung  der  Fürsten  erlangtet  Bisthümev  in 
die  Bände  des  Papstes,  s.  Th.  IL  S.  550.  n.  9. 
a.  E. ;  vita  Otton.  Bamberg,  auct.  Ebbon.  c.  11, 
Jafftf  mon.  Bamberg,  p.  600.  Auch  das  dict. 
Gratiyii  zu  G.  YII.  pi.  setzt  dies  offenbar  als  das 
Regelmassige  voraus. 

^  Adalbert  von  Prag  hat  zweimal  sein  Bisthum 
verlassen  und  dleBischofiswftrde  niedergelegt.  Die 
Art  und  Weise,  wie  er  zur  Rückkehr  bewogen 
worden  ist,  erglebt  nicht  das  Mindeste  dafür,  dass 
die  Aufgabe  des  Bisthums  als  nichtig  betrachtet 
worden  sei ,  vita  Adalbert.  anct.  Ganapar.  c.  13. 
13.  18.  20.  22,  SS.  4,  586.  589.  590.  691. 
Ebensowenig  lasst  sich  dies  auch  den  Briefen  dee 
Petras  Damiani  IIb.  I.  ep.  9.  10  (oder  opusc.  19 
u.  20),  Migne  patrol.  145,  425.  442,  worin  er 
sein  Bisthum  in  die  Hände  des  Papstes  aufglebt 
und  eine  ganze  Reihe  von  bischöflichen  Resigna- 
tionen anföbrt,  entnehmen.  Auch  Gregor  VII. 
ep.  Till.  15  V.  1060,  Jafftf  mon.  Gregor,  p.446 
tadelt  den  Bischof  v.  Yalve  nicht  deshalb,  weil  er 
auf  sein  Bisthum  ohne  pipstliche  Genehmigung 
verzichtet  hat ,  sondern  deshalb ,  weil  dies  ohne 
zureichenden  Grund  geschehen  ist.  Lanfrank  ep. 
2,  ed.  Giles  ep.  4,  1,  21  bittet  weiter  den  Papst 
in  einer  solchen  Angelegenheit  nur  umRath,  nicht 
um  seine  Genehmigung ,  und  berichtet  zugleich, 
dass  der  Bischof  v.  Lichfleld  sein  Bisthom  in  die 
Hände  des  Königs  zarückgegeben  habe.  Dieselbe 
Auffasaung  erhellt  aus  den  Briefen  Fulberts  v. 
Ghartces  ep.  35(8),  Migne  patrol.  141, 129,  und 
Ivos  V.  Ghartres  ep.  86  (19),  Migne  patrol.  162, 
108  (an  Paschalis  II.  In  Betreff  der  Resignationen 
der  Bischöfe  von  Pari»  und  von  Soissons). 

•  S.  z.  B«  Konzil  V.  London  ▼.  1138,  Mansi 
21,  509. 
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Oenehmignng  einzuholen  verpflichtet  und  die  Metropoliten  nicht  berechtigt  seien,  der- 
artige Resignationen  ohne  päpstliche  Bevollmächtigung  entgegen  zu  nehmen  ^  An 
dieser  Anschauung,  womit  ein  weiterer  Schritt  zur  Ausdehnung  der  päpstlichen 
Verfügungsgewalt  über  die  höheren  Benefizien  gethan  war,  hielten  die  Nachfolger 
Alexanders  m.  fest^,  und  Innocenz  IQ.  brachte  dieselbe  zu  allgemeiner  Anerken- 
nung 3,  mdem  er  sie  durch  die  der  Ehe  ähnliche  Verbindung  des  Bischofs  mit 
seiner  Kirche ,  welche  allein  durch  die  höhere  Autorität  des  Papstes  gelöst  werden 
könne,  begründete^,  und  zuerst,  freilich  im  Anhalt  an  die  frühere  Praxis,  die  Voraus- 
setzungen ,  unter  denen  künftighin  eine  Resignation  statthaft  sein  sollte ,  näher  be- 
stimmte^. 

Was  die  niederen  Benefizen  betrifft,  so  lag  es  hier  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  der  Inhaber ,  wenn  er  ein  solches  aufgeben  wollte ,  wenigstens  dem  kirchlichen 
Oberen  von  seinem  Entschlüsse  Anzeige  zu  machen  hatte  und  letzterem  dadurch  Ge- 
legenheit gegeben  wurde ,  die  für  den  Verzicht  massgebenden  Gründe  zu  untersuchen. 
Indessen  ist  dieses  Verfahren  offenbar  nicht  immer  beobachtet  worden,  und  namentlich 
hat  es  die  Stellung  der  Grund-  und  Patronatsherm  mit  sich  gebracht,  dass  derartige 
Resignationen  von  Benefizien  vielfach  lediglich  in  ihre  Hände  abgegeben  worden  sind  ^. 
Auch  hiergegen  ist  die  kirchliche  Gesetzgebung  seit  dem  12.  Jahrhundert  einge- 
schritten ,  und  hat  Verzichte  auf  Benefizien  ohne  Konsens  des  kirchlichen  Oberen  '^, 
insbesondere  solche  in  die  Hände  von  Laien,  verboten  ^. 

Mit  diesen  Anordnungen,  welche  in  die  Dekretalen  Gregors  IX.  Aufnahme  ge- 
funden haben,  waren  die  Grundlagen  für  das  noch  heute  massgebende  Recht  geschaffen. 
Sie  haben  nur  noch  in  Einzelheiten  Ergänzungen  erfahren,  welche  ftlglich  bei  der  Dar- 
stellung desselben  ihre  Berücksichtigung  finden  können. 

n.  Geltendes  Recht.  A.  Die  einfache  Resignation.  Eine  Verzicht- 
leistung, rmgnaÜOy  r&nunciatio  früher  auch  cessio  ^  genannt,  ist  hinsichtlich  aller  kirch- 
lichen Aemter,  insbesondere  hinsichtlich  der  päpstlichen  Würde  ^^,    der  Kardina- 


*  Ep.  ad  Hugon.  archiep.  Senon.  v.  1167, 
Mansi21,  1083:  „Unde  licet  ipse  (Bischof  v. 
Auxene)  ...  ex  hamilitate  pariter  et  ex  debili- 
täte  mentis  et  corporis  commissae  sibi  forte  ad- 
ministrationi  spontanea  voluntate  abrenunciavit, 
quia  tarnen  njsi  eins  abrenunciatio  a  Romano  pon- 
tiilce  primitos  approbetnr,  nee  ab  administratione 
illius  fnerit  absolutus  nee  ipse  a  regimine  credito 
sibifneritexoneratus,  tibi  niillo  modo  licnit  absque 
oonscientia  et  mandato  nostro  eins  abrenunciatio- 
nem  recipere  nee  capitulum  Altisiodor.  de  elec- 
tione  tractare  potnit  aut  ad  nominationem  ali- 
cuins  pTOoedere";  ep.  ad  Lingacop.  episc.  v. 
1171/1172,  ibid.  p.  939;  c.  1  (Alex.  III.)  X.  de 
renunc.  I.  9. 

3  Vgl.  die  Genehmigung  Gölestins  III.  zu  den 
Verzichten  der  Bischöfe  v.  Arbaus  und  Urgel  v. 
1191  u.  1195,  Langebekss.  rer.  Danic.5,  255 
u.  Man8i22,  615. 

3  c.  9. 10  (Innoc.  III.)  X.  de  renunc.  I.  9.  und 
Pott  hast  reg.  Innoc.  III.  n.  404.  503.  2752. 
3108.  3764.  4251.  5449b.  and  für  seine  Nach- 
folger 1.  c.  n.  54ö8b.  5559».  6989.  7287.  7369. 
8894.  9099.  9950.  10158.  10324. 10339.  10420. 
10500.  11ÖÖ7.  13074.  14371.  14528.  14750. 
14984.  15376.  17225.  18806. 


^  Allerdings  hauptsächlich. im  Hinblick  auf  die 
zu  Translationen  der  Bischöfe  von  ihm  ebenfalls 
geforderte  päpstliche  Genehmigung,  s.  c.  2.  4.  X. 
de  translat.  I.  7,  aber  doch  auch  gleichzeitig  mit 
Bezug  auf  Yerzichtleistungen,  c.  2  cit. 

5  c.  10  X.  I.  9.  cit. 

«  c.  4  (Alex.  III.)  X.  eod. 

7  c.  1  (Alex.  11.)  C.  XVII.  qu,  2;  Alex.  UI.  ad 
episc. Panorm.  1159/1181,  Mansi22,  342;  sUt. 
Odon.  Paris,  c.  8,  1.  o.  p.  681.  Vgl.  hierzu  auch 
Thomassini.  c.  P.  II.  1.  I.  c  il. 

8  c.  8  (Innoc.  III.)  ibid. 

9  S.  z.  B.  c.  2  X.  I.  7  cit.,  u.  o.  Th.  I.  S.  296. 
n.2.  Auch  die  Bezeichnung  dheniasio  kommt  Tor, 
const.  PiiV.  Quanta  ecclesiae  v.  1568,  bull.  T&ur. 
7,  664.  Der  Kurialstil  scheidet  ttsignalio  und 
Ttnuntiatio^  und  versteht  unter  der  ersteren  die 
Verzichtleistung  vor  dem  Papst  zu  Gunsten  Drit- 
ter, unter  der  letzteren  Jeden  anderen,  namentlich 
den  einfachen  Verzicht,  Riganti  ad  reg.  canc. 
XLV.  prooem.  n.  1. 

10  Th.  I.  S.  294 ff.  Zu  den  dort  angefahrten 
Beispielen  ist  noch  die  Verzichtleistuog  HonO' 
rius'  II.  1124  kurz  nach  seiner  Wahl,  welche 
allerdings  nur  zum  Schein  erfolgt  ist,  nachzu- 
tragen, s.  die  vlta  desselben  v.  Boso  bei  Watte- 


j.  16!.] 


Der  Verzicht  auf  das  EÜrclienamt. 
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late^  der  Bisthümer^,  der  sonstigen  Eonsistorialbenefizien,  der  verschiedenen  Stiftsstellen, 
der  Pfarreien  nnd  der  beneficia  simplicia^,  selbst  wenn  die  Benefizien  s.  g.  beneficia 
manaalia  sind  ^ ,  sowie  anch  hinsichtlich  derjenigen  Aemter ,  welchen  der  Benefizial- 
Charakter,  wie  z.  B.  der  Stellungen  der  General-,  Kapitnlar-,  Pfarr-Vikare  oder  Mis- 
sionspfarrer,  fehlt,  gestattet^. 

Selbstverständliche  Voraussetzung  ist  es,  dass  im  gegebenen  Falle  dem  Resignan- 
ten  das  Recht  am  Benefizium  oder  Amte  noch  im  Augenblick  der  Resignation  zusteht. 
Daher  ist  dieselbe  nichtig,  falls  der  Benefiziat  sein  Recht  bereits  durch  eine  Handlung, 
welche  den  Verlust  seines  Benefiziums  ipso  iure  nach  sich  zieht  ^,  verwirkt  hatte,  wenn- 
gleich dies  noch  nicht  durch  deklaratorisches  Urtheil  festgestellt  war^.  Der  Verzicht 
bedarf  femer  abgesehen  von  dem  des  Papstes^,  welcher  das  höchste  Haupt  der  Kirche 
ist,  der  Annahme  oder  Genehmigung  des  vorgesetzten  kirchlichen  Oberen  ^.  In  allen 
Fällen  genügt  die  Resignation  in  die  Hände  des  Papstes  ^^.  Es  müssen  dagegen  von 
demselben  die  Verzichtleistungen  auf  die  Kardinalate,  Bisthümer^^  (also  auch  Patri- 
uchate,  Primate,  Erzbisthümer,  Bisthümer  in  partibus  infidelium^^j,  Prftlaturae  nul- 
lius ^3,  Eonsistorial- Abteien  und  exemte  Benefizien  ^^  genehmigt  werden.  In  Betreff  der 
flbrigen  bedarf  es  nur  der  Annahme  der  Renuntiation  seitens  des  Bischofs  ^^  oder  des 
ihm  gleichstehenden  Ordinarius  (also  z.  B.  des  praelatus  nullius)  ^®.  Sie  ist  femer  statt- 
haft durch  den  Generalvikar  des  Bischofs,  wenn  er  Spezialvollmacht  dazu  besitzt ^"^y 
durch  seinen  Koadjutor  unter  der  gleichen  Voraussetzung  oder  unter  der  anderen,  dass 
ihm  die  volle  Vertretung  des  Bischofs  obliegt ^^.  Was  von  dem  Bischof  gilt,  findet  fttr 
die  Dauer  der  Vakanz  auch  Anwendung  auf  den  Kapitular-Vikar  ^^.  Ob  das  Benefizium, 
lof  welches  verzichtet  wird ,  in  Betreff  seiner  Wiederbesetzung  der  päpstlichen  Reser- 


rieh  ?itoe  Romanor.  pontif.  2,  159  u.  6er n- 
bardi,  Lothar  v.  Soppliobnrg  S.  270. 

^  Beispiele  von  Kardinälen  aus  fünUicbem  Ge- 
selüeebt  im  17.  Jahrhundert,  welche  nach  er- 
theilter  Dispensation  gebeiratbet  haben,  bei  W.  G. 
Cartwrlgh  t,  on  the  Constitution  of  popalcon- 
daves.  Edinburgh  1868.  p.  120ff.,  aus  dem  18. 
und  dem  19.  Jahrb.  (um  der  Absetzung  zu  ent- 
gehen oder  in  den  Jesuiten-Orden  einzutreten) 
iQ  den  AnalecU  iur.  pontif.  1855.  p.  1492. 1494. 

>  Vgl.  Y.  Sartori,  geistl.  Staatsrecht  d. 
deutsch.  Erz-  etc.  Stifter  U.  1 ,  388. 

'  L eu  r  e n.  forum  beneflciale  P.  III.  qu.  289  ff. 

*  L.  c.  qu.  291. 

5  Vgl.  Trid,  Sess.  XXHI.  c.  16  de  ref. ;  L eu- 
ren, qu.  372.  n.  2. 

Ferner  gehören  hierher  die  Kommenden, 
welche  den  Begünstigten  ein  festes  Recht  gew'ah- 
len,  nicht  diejenigen,  welche  sich  blos  als  provi- 
Nfische  Verwaltungen  für  die  Dauer  einer  Vakanz 
dantellen,  L  e  u r e  n.  qu.  299,  s.  auch o.  S.  109  ff. 

«  S.  u.  %.  163. 

^  Leuren.  qu.  312,  Reiffenstuel  I.  9. 
B.  50.  51.  Wegen  der  Renuntiation  auf  ein  ins 
»d  rem,  s.  unten  S.  277. 

«  Tb.  II.  S.  296. 

>  c  4. 9. 10  X.  I.  9.  cit.  Ueber  Ausnahmefalle 
8.  unten  am  Schluss  der  Erörterung  zu  A. 

^  Denn  er  ist  der  Ordinarius  singnlorum  in  der 
katholischen  Kirche.  Ueber  die  legati  a  latere 
«.  Th.  I.  S.  514.  515. 

»  c  9.  10  X.  cit. 

^  Denn  auch  bei  diesen  tritt  das  eheähnliche 


Verhältniss  des  Bischofs  zu  seiner  Diöcese  ein, 
Th.  II.  S.  177. 

13  c,  15  (Honor.  III.)  X.  eod.  I.  9. 

14  Für  die  übrigen  Aemter,  für  welche  es  an 
speziellen  Yorschriften  feblt,  ergiebt  sich  dies 
daraus ,  dass  der  Papst  allein  die  Verfügungs- 
gewalt über  dieselben  besitzt. 

i&  c.  4  X.  I.  9.  cit.  Wegen  der  Konkurrenz  der 
päpstlichen  Legaten  s.  Th.  I.  S.  514.  515. 

16  Th.  II.  S.  346.  Dass  die  Kardinäle  die  Yer- 
zicbtleistungen  auf  die  Benefizien  an  ihren  Titel- 
kirchen anzunehmen  haben,  ist  unbestritten, 
L euren.  1.  c.  qu.  384.  n.  2.  Wenngleich  ihnen 
beute  nicht  mehr  eine  volle  iurisdictio  quasi  epis- 
copalis  zusteht,  so  ist  ihnen  eine  solche  docb  ge- 
rade in  Betreff  der  Beneflziaten  verblieben,  Tb.  I. 
S.  352.  363. 

"  Th.  n.  S.  215. 

IB  Also  dann,  wenn  der  Bischof  zur  Verwaltung 
völlig  unfähig  ist,  Th.  II.  S.  255.  Der  apostoli- 
sche Administrator  oder  Vikar  einer  Diöcese  be- 
sitzt aber  die  Befugniss  immer,  falls  sie  ihm  nicbt 
etwa  durch  die  Ernennungsurkunde  entzogen  sein 
sollte,  weil  er  die  iurisdictio  des  Bischofs  auszu- 
üben bat,  a.  a.  0.  S.  258. 

1»  Th.  II.  S.  244.  Die  Bescbränkung  seiner 
Befugniss  auf  diejenigen  Benefizien,  welche  nicht 
der  ausschliesslichen  Verleihung  des  Bischofs 
unterliegen,  Pirhing,  ius  canon.  I.  9.  n.  76; 
Reiffenstuel  I.  9.  n.  7;  Ferraris  s.  v.  re- 
signatio  n.  68,  ist  haltlos.  Die  Qenehmigung  von 
Resignationen  ist  ein  Ausflnss  der  allgemeinen 
Leitungsgewalt  in    Betreff   des   Aemterwesens, 
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vation  unterliegt,  ist  gleichgültig  ^  Sbensowenig  ist  es  in  der  gedaditan  Seziehimg  bei 
denKirehenämtarn  phnePenefizial-Qnaiität  vonEinflass,  üßa%  diene  ihrem  Inhalte  nach, 
wie  £.  B.  die  PfaiTTikarien ,  nur  ans  abgeleiteten  Befugniasen  eines  anderen  Amtes 
bestehen ,  denn  wenn  einmjsd  ein  Amt  durch  Zuweisung  eines  bestimmten  Amtskreises 
geschaffen  ist,  tritt  dasselbe  unter  die  Jurisdiktion  desjenigen,  welcher  den  betrefien4en 
ktnofctiehen  Sprengel  «u  leiten  hat,  und  daher  können  aueh  solche  Amtstriger  ihre 
Stellen  ninbt  ohne  seinen  Konsens  niederlegen. 

Fehlt  es  an  der  erforderlichen  Genehmigung,  so  ist  die  Resignation  nichtig,  dar 
Renuntiant  verliert  sein  Amt  und  seine  Amtsrechte  nicht,  wird  also  auch  andererseita 
nicht  von  seinen  Amtspflichten  frei  und  kann  trotz  einer  solchen  Resignation  aur  E^- 
fililung  derselben  vom  kirchlichen  Oberen  angehalten  werden  ^. 

Andererseits  genügt  aber  auch  zur  Gültigkeit  der  Konsens  des  kirchlichen  Oberen, 
und  es  bedarf  dazu  keiner  Zustimmung  derjenigen,  welche  bei  der  Besetzung  des  frag- 
lichen Benefiziums  ein  Mitwirkungsrecht  haben  ^,  also  insbesondere  nicht  des  Patrones  * 
oder  eines  sonstigen  Nominations-  und  Präsentationsberechtigten  K 

Der  Verzicht  in  die  Hände  eines  Laien  ist  wirkungslos ,  zieht  aber  nichtsdesto- 
weniger den  Verlust  des  Amtes  zur  Strafe  nach  sich ,  Mls  der  Renunciant  dasselbe 
wieder  von  dem  Laien  entgegengenommen  hat  *. 

Die  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen  ist  erforderiich,  um  diesem  Gelegenheit 
zur  Prüfung  der  fUr  den  Verzieht  massgebenden  Gründe  zu  gewähren. 

Die  Resignation  eines  Bisthums  ist  nach  ausdrücklicher  Vorschrift  des  gemeinen 
Rechts  ^  statthaft  ^,  wenn  der  Bischof  durch  Krankheit,  Gebrechlichkeit  oder  Alter  an 
der  ordnungsmässigen  Verwaltung  seines  Amtes  gehindert  wird  * ,  wenn  derselbe  sich 


nicht  aber  ein  spezielles  Korrelat  desBesetZTings- 
rechtes. 

1  Das  ergiebt  sich  aus  dem  in  der  vorigen  An- 
merkang  gedachten  Grande.  Im  allgemeinen  ist 
man  darüber  auch  einig,  Pirhing  1.  c.  n.  70; 
Reiffe  nstuel  1.  c.  n.  59;  Lenren.  1.  c.  qn. 
383.  n.  3.  Gewöhnlich  wird  aber  die  Ausnahme 
gemacht,  dass  der  Papst  ansschliesslich  znr  An» 
nähme  eines  Verzichtes  auf  die  ersten  Dignitaten 
in  den  Stiftern,  soweit  sie  seiner  Besetzung  re- 
servirt  sind,  s.  o.  S.  150,  befugt  ist.  Diese  Unter- 
scheidung ist  Tollig  prinziplos  und  rührt  wohl 
daher,  dass,  was  nicht  ausgeschlossen  ist,  solche 
Verzichte  faktisch  für  die  Regel  in  die  Hände  des 
Papstes  abgegeben  worden  sind. 

2  c.  8(Innoc.  III.)  c.  10. 1.  f.  cit.;  c.  15  cit.  I.  9, 
Wenn  fast  alle  älteren  Kanonisten  behaupten, 
dass  der  Besitz  des  Amtes  durch  einen  solchen 
Verzicht  verloren  gehe,  Garcias  tr.  de  benef. 
P.  XI.  c.  3.  n.  235;  Fagnan.  ad  c.  4  X.  1.  9. 
n.  7;  Leuren.  1.  c.  qu.  4,  so  ist  dies  nur  inso- 
weit richtig,  als  sich  der  Amtaträger  desselben 
ohne  Genehmigung  des  Oberen  entäussern  kann, 
nicht  aber  insoweit ,  als  nach  ihrer  Meinung  der 
Besitzverlust  auch  ohne  thatsächliche  Aufgabe  des 
Amtes  bei  Jedem  Verzicht  eintreten  soll. 

S  Aus  dem  S.  269.  n.  19  angegebenen  Grunde. 
Wenn  Innocenz  IV.  ad  c.  8  X.  I.  9.  n.  1.  2,  dem 
noch  Pirhing  1.  c.  t.  8.  n.  86  folgt,  die  Zu- 
stimmung des  Kapitels  bei  Resignationen  der 
Mitglieder  desselben  oder  wenigstens  bei  Ver- 
zichten der  Dignitäre  verlangt,  so  hängt  dies  mit 


der  Mheren  Auffassung  zusammen,  dass  das  Ka- 
pitel vom  Bischof  bei  allen  wichtigem  Geschiften 
zuzuziehen  ist.  Eine  solche  Praxis  besteht  aber 
längst  nicht  mehr,  s.  Th.  II.  S.  153.  In  den 
Wahlkapitulationen  mit  den  Bischöfen  haben  sich 
aber  die  deutschen  Domkapitel  oft  ihre  Genehmi- 
gung zur  Resignation  der  ersteren  ausbedungen, 
V.  SartoriSt.  B.  I.  2,  391. 

4  Leuren.  1.  c.  qu.  4;  Schulte  K.  R.  2, 
344  verlangen  den  Konsens  des  Laienpatrona. 
Ebenso  auch  die  Rottenburger  bischöfliche  V.  v. 
1868,  V.  Vogt,  Samml.  S.  602  u.  Arch.  f.  k.  K. 
R.  2,  722.  Dagegen  de  Roye  ad  tit.  de  inre- 
patr.  prolegom.  c.  31.  Pirhing  1.  o.  n.  66  (s. 
aber  n.  76);  Reiffenstuel  1.  c.  n.  61.  Das 
preuss.  A.  L.  R.  II.  11.  SJ.  523.  524  scluelbt 
nur  Anzeige  an  den  Patron  vor. 

^  Also  auch  nicht  derjenigen,  welche  einen  Vikar 
zu  bestellen  oder  zu  präsentiren  haben,  falls  die 
Stellung  desselben  als  Amt  zu  betrachten  ist. 
Handelt  es  sich  dagegen  blos  um  eine  Wahrneh- 
mung von  Funktionen  in  Folge  eines  Auftrages,  so 
kann  der  Beauftragte  das  Mandat  in  die  Hände 
des  Bestellers  zurückgeben. 

e  c.  8  X.  I.  9.  cit. 

^  c.  10  X.  I.  9.  cit. 

8  Die  Gründe  fasst  das  Summarlum  zu  c.  10 
cit.  in  folgende  Memorialverse  zusammen :  JDe- 
bilis,  ignarus,  male  conscius,  irregularls — Quem 
mala  plebs  odit,  dans  scandala  cedere  posait*^. 

9  0.  10  cit.  J.  3. 
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einer  scbver^n  9trafbareu  Qandl^jig  schuldig  gemacht  hat  S  wenn  er  pit  eifier  Iiorega- 
lariUit  behaftet  ist;  wenn  es  ihm  an  dem  zur  Verwaltung  seines  Amtes  ndthigen  Wissen 
fehlt,  wenn  die  Widersetzlichkeit  oder  Verstocktheit  der  dem  Bischof  anvertrauten 
Heerde  jede  gedeihliche  Wirksamkeit  des  letztem  hindert,  endlich  wenn  die  FortfQh- 
nmg  der  Verwaltung  ein  schweres  Aergemiss  erregen  wtlrde. 

Die  spfttere  Doktrin  hat  aber  —  freilich  nicht  ohne  Widersprach  —  die  Resig- 
nation auch  ans  anderen  gerechtfertigten  Gründen  ^  für  zulässig  erklärt,  indem  sie  die 
gedachten  Fälle  nur  als  Beispiele  aufgefa^st  hat ,  andererseits  aber  an  der  positiven 
Anordnung ,  dass  der  Bischof  sein  Amt  nicht  niederlegen  kOnne ,  um  das  Mönehsge- 
lllbde  20  leisten  nnd  in  ein  Kloster  zu  treten,  festgehalten  3.  Von  praktischer  Bedeu- 
tnng  ist  die  Frage  nicht ,  da  der  Papst  die  Resignation  zu  genehmigen  hat  und  ihm  in 
jedem  einzelnen  Falle  freisteht,  ttber  die  sechs  genannten  Qrtlnde  hinauszugeheq  ^. 

Was  die  ttbrigenBenefizien  und  Aemter  betrifft,  so  hatte  das  ältere  gemeine  Recht 
BÜtRäekgicht  darauf,  daas  man  zwischen  ihnen  und  ihren  Inhabern  keine  so  innige  Ver- 
bindung, wie  bei  den  Bisthtlmem  annahm,  keine  näheren  Vorsehriften  ttber  die  Orflnde, 
ans  denen  ein  Verzieht  fOr  gerechtfertigt  erachtet  werden  sollte,  aufgestellt.  Das  Be- 
finden ttber  die  Zulässigkeit  einer  derartigen  Resignation  war  ledigMch  dem  Ermessen 
des  kirchliehen  Oberen,  welcher  diese  letztere  au  genehmigen  hatte ,  anheim  gegeben. 
Erst  Pins  V.  ^  hat  wegen  der  von  den  unteren  Instanzen  in  dieser  Hinsicht  beobach- 
teten laxen  Praxis  die  Anordnung  getroffen ,  dass  die  Bischöfe  und  die  ihnen  gleich- 
stehenden Oberen  abgesehen  von  den  auch  für  die  Resignation  eines  Bisthumes  geltenden 
GrOnden  bei  Strafe  der  ^Dichtigkeit  nur  einen  Verzicht  wegen  hohen  Alters,  Krankheit 
ttnd  körperlicher  Gebrechen ,  wegen  Vergehen ,  wegen  solcher  Censuren ,  welche  die 
Verwaltung  des  Amtes  hindern ,  wegen  Erlangung  eines  anderen  Benefiziums ,  wegen 
beabsichtigter  Ablegung  des  Mönchsgelttbdes  oder  Eingehung  einer  Ehe  und  wegen 
solcher  Feindschaften ,  welche  die  Residenz  am  Amtssitze  hindern ,  annehmen  aollen, 
imd  zwar  abgesehen  von  dem  Falle  des  Eintrittes  in  einen  Orden  allein  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  der  Resignirende,  sofern  er  einen  höheren  Weihegrad  inne  hat,  ander- 
weitige zu  einem  angemessenen  Lebensunterhalt  ausreichende  Einkttnfte  besitzt  ^. 


^  Nach  J.  2  ibid.  eines  crimen  propter  quod 
ip«iiu  offldi  exsecntio  post  peractum  poeniten- 
tiam  impeditur.  Darunter  kann  nur  ein  solches 
verstanden  werden,  welches  die  Absetzung  des 
Bischofs  erfordert,  wie  Mo^d,  Meineid,  fortdauern- 
des Konkubinat ,  von  dem  der  Bischof  nicht  ab- 
Hast,  Analect.  iur.  pontif.  1855.  p.  1514.  Die 
Aelteren  suchen  zum  Thell  die  Abgrenzung  durch 
Heranziehnng  der  Verbrechen,  welche  eine  infa- 
mia  iuris  nach  sich  ziehen,  zu  gewinnen,  Fag- 
nan.  ade.  10  X.  cit.  n.  17ff. ;  Leuren.  1.  c. 
^u.  405.  n.  2.  Handelt  es  sich  aber  um  Verbre- 
chen, welche  wie  die  Simonie,  Th.  11.  S.  667, 
schon  bei  der  Erlangung  des  bischöflichen  Amtes 
begangen  sind  und  den  Erwerb  desselben  hindern, 
■0  kann  von  einem  Verzicht  nicht  die  Rede  sein, 
«eil  die  betreffende  Person  gar  kein  Recht  besitzt, 
welches  sie  aufzugeben  in  der  Lage  wäre.  Wenn 
inanche  Aeltere  in  diesen  Fällen,  s.  die  citirten, 
bei  nicht  öffentlich  bekannt  gewordenen  Verbre- 
den ,  ZOT  Vermeidung  eines  Aergemisses  eine 
Kiederlegnog  des  Amtes  in  die  Hände  des  Papstes 
▼erlangen,  eo  ist  diese  rechtlich  keine  Renuntia- 


tion,  vielmehr  nur  eine  Erklärung,  kein  Recht  am 
Bisthum  zu  besitzen. 

2  So  z.  B.  wegen  einer  Rauhheit  des  Klimas 
der  ganzen  Diocese,  welche  das  Leben  des  Bischofs 
gefährdet,  wegen  Kapital-Feindschaften  mit  den 
Diocesanen .  namentlich  unter  Berufung  auf  c.  9 
X.  h.  t.  l.  9,  s.  Fagnan.  ad  c.  9.  cit.  n.  1.  2. 
15ff. ;  Leuren.  1.  c.  qu.  406.  407;  Analect. 
cit.  p.  1504. 

S  c.  10  X.  dt.  pr.  u.  $.  11.  Hat  aber  der  zum 
Bischof  Designiite  das  MÖnchsgelGbde  vorher  ab- 
gelegt, so  hat  er  dasselbe  zu  halten,  o.  10  (Inn. 
in.)  X.  de  voto  111.  33. 

*  Dies  ist  auch  die  Praxis  der  congregatio  con- 
slstQ^alis  (Th.  I.  S.  367),  welche  diese  Ange- 
legenheiten vorbereitet,  Fagnan.  ad  c.  9  X.  I. 
9.  cit.  n.  25, 

5  Gonst.  Quanta  ecdesiae  v.  1.  April  1568, 
bull.  Taurin.  7,  664.  üeber  eine  1567  von  ih^ 
erlassene  const.  Officium  creditae^  auf  deren  In- 
halt in  der  citirten  oonst.  Bezug  genommen  wird, 
s.  Neller  in  Schmidt  thes.  6,  292. 

6  L.  c.  J.  8 :  „nt  posthac  episcopi  et  alii  facul- 
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Die  Bestimmungen  der  gedachten  Bulle  sind  aber  nicht  in  allen  L&ndern,  so 
namentlich  nicht  in  Deutschland  und  Frankreich  ^ ,  zu  praktischer  Geltung  gelangt  3, 
viebnehr  sind  hier  ebenso  wie  früher  Resignationen  in  weiterem  Umfange  namentlich 
auch  dann  zugelassen  worden,  wenn  die  Inhaber  nicht  mehr  Willens  waren,  die  Lasten 
der  Amtsverwaltung  weiter  zu  tragen  ^. 

Auf  Resignationen ,  welche  bei  der  römischen  Kurie  abgegeben  werden ,  bezieht 
sich  die  erwähnte  Vorschrift  nicht ,  und  bei  derselben  sind  solche  in  Betreff  der  ein- 
fachen Benefizien  ohne  Residenzpflicht ,  auch  aus  weniger  erheblichen  Gründen  oder 
gar  ohne  solche^,  hinsichtlich  der  Kurat-  oder  anderen  Residenzial- Benefizien  unter 
der  Voraussetzung,  dass  der  Amtstrftger  das  Amt  mehrere  ^  z.  B.  drei  oder  fünf  Jahre 
verwaltet  hat^,  stets  zugelassen  werden^. 

Die  Resignation  selbst  kann  nach  gemeinem  Recht  mündlich  oder  schriftüch 
gegenüber  dem  zur  Annahme  berechtigten  Oberen  erfolgen  7.  Die  ErklArung  muss  die 
Absicht  ausdrücken,  das  Recht  auf  das  Amt  oder  Benefizinm  aufzugeben  oder  auf  das- 
selbe verzichten  zu  wollen^. 

Die  Abgabe  derselben  durch  einen  mit  Spezialvollmacht  versehenen  Vertreter, 
welcher  auch  ein  Laie  sein  kann,  ist  nicht  ausgeschlossen^.  Kraft  positiver Voracbrifl 
hat  ein  solcher  Verzicht  auch  trotz  eines  V^iderrufes  der  Vollmacht  Gültigkeit ,  wenn 


t&tem  habentes,  eonim  dumtaxat  resignationeB 
recipere  et  admlttere  possint,  qui  ant  senio  con- 
fecti  aut  valetudinarii  aut  corpore  impeditl  vei 
▼itiati  aut  crimine  obnoxfl  censurisque  ecclesiasti- 
cis  irretiti  aut  nequeunt  aut  non  debent  ecclesiae 
vei  beneflcio  iuservire  seu  qui  unum  aut  aliud  vel 
plura  beneflda  obtinuerint  yel  quos  ad  aliud  con- 
tigerit  promoveri ,  rellgionem  quoque  ingressuri 
yel  matrlmonium  contracturl,  si  statim  postea  id 
re  ipsa  exequantur,  denique  cum  quls  ex  aliis 
casibus  acciderit,  qui  const.  fei.  record.  Innoc.  p. 
III.  de  dimittendis  cathedralibus  ecclesiis  edita 
(e.  10  X.  I.  9.  cit.)  continentuT;  qui  etiam  ob 
capitales  inimidtias  nequeunt  vel  non  audent  in 
loco  beneflcii  residere  securi.  Sed  nee  herum  ullus 
sacro  ordini  mancipatns,  nisi  rellgionem  ingres- 
surus ,  valeat  uUo  modo  beneficium  vel  officium 
ecclesiasticum  resignare,  iiisi  aliunde  ei  sit  quo 
vita  possit  commode  sustentari ''.  Ausser  der 
Nullität  (s.  %.  5)  droht  %,  6  für  die  zuwiderhan- 
delnden Oberen  auch  Suspension  von  ihren  Be- 
fugnissen in  Betreff  der  Beneflzien-Verleihung  bis 
zur  päpstlichen  Absolution  an. 

1  Engel  coUeg.  un.  iur.  canon.  I.  9.  n.  6; 
Neiler,  diss.  de  statu  resignat.  ad  favorem  apud 
Oermanos.  Trier  1 765,  auch  bei  S ch m  i d  t,  the- 
saur.  iur.  eccles.  6,  293 ff.  ;  Kreittmayr, 
Anmkgn.  üb.  d.  Cod.  Maximil.  Bavaric.  Th.  V. 
c.  19,  %,  23.  n.  5. 

2  Die  Bischöfe  sahen  in  der  Konstitution  eine 
Schmälernng  der  ihnen  nach  dem  früheren  Recht 
zustehenden  Befugnisse,  da  sie  bei  Yerzichtlei- 
Btungen  aus  anderen,  als  den  erwähnten  Gründen 
die  Beneflziaten  an  die  Kurie  hätten  verweisen 
müssen,  und  die  resignirten  Benefizien  der  päpst- 
lichen Besetzung  anheimgefallen  wären,  s.  o. 
S.  145. 

3  Engel  1.  0. 

*  Daher  ist  in  der  Supplik  um  Zulassung  der 
Resignation  die  Formel :  certis  ex  causis  animum 


sunm  moventibus  völlig  ausreichend  und  stehend, 
ja  auch  diese  wird  nicht  einmal  für  absolut  we- 
sentlich erachtet,  vgl.  Pyrrhi  Gorradi  praxis 
beneflciar.  V.  1.  n.  6. 

6  So  nach  der  Praxis  der  Dataria  seit  Ende  des 
16.  Jahrh.  Oarcias  1.  c.  XI.  3.  n.  45ff. ; 
Pyrrhi  Corrad.  1.  c,  n.  47. 

8  Vgl.  auch  Pirhing  1.  c.  n.  &4;  Leuren. 
qu.  411. 

7  Eine  bestimmte  Form  ist  nicht  vorgeschrieben. 
Daher  wird  der  Yerzicht  auch  durch  konkludente 
Handlungen  erfolgen  können.  Ohne  jeden  Grund 
behauptet  Phillips  Lehrb.  d.  K.  R.  2i  Aufl. 
S.  164,  dass  die  Bitte  um  Renunciation  nur  in 
einem  Notariatsinstrument  vorgetragen  werden 
könne.  •  lieber  die  herkömmlich  s.  g.  ttxkgnfkUo 
tacita  vgl.  übrigens  u.  %.  163.  DerGeschäftag&ng 
der  römischen  Kurie  bedingt  aber  die  Einreichnng 
einer  schriftlichen  Supplik. 

8  In  der  Supplik  an  die  Kurie  ist  die  stehende 
Formel :  „Cum  .  .  orator  . .  ecdesiam  ...  in  ma- 
nibus  Y.  S.  sponte  et  libere  resignare  proponat, 
prout  resignat  de  praesenti",  Pyrrh.  Corrad.  1. 
c.  n.  48.  49. 

0  Sehr  ausführlich  handelt  darüber  L euren, 
qu.  672  ff.  Für  die  Abgabe  der  Resignation  bei 
der  Kurie  (abgesehen  von  Yerzichtleistungen  auf 
Konsistorial-Beneflzien)  nach  Genehmigung  and 
Signlrung  der  Supplik  durch  den  Papst  wird  aber 
observanzmässig  eine  Vollmacht  in  öffentlicher 
(notarieller  oder  gerichtlicher)  Form  verlang;!, 
Leuren.  qu.679.  n.3.680.  Auch  hat  derjenige, 
welcher  bei  der  Kurie  anwesend  ist,  nicht  das 
Recht,  einen  Prokurator  zu  bestellen ,  Rl  g a n  t  i 
ad  reg.  XLV.  canc.  §•  1-  ^'  ^7.  Vgl.  die  45. 
Kauzleiregel :  „Item  voluit  et  ordinavit,  quod 
super  resignatione  cuinscumque  beneflcii  eccle- 
siastici  seu  cessione  iuris  in  eo,  quam  in  maniboB 
suis  vel  in  cancellaria  apostoliea  fleri  contigerit, 
apostolicae  literae  nuUatenus  expediantur,    nisi 
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der  letztere  yor  Abgabe  der  Rennntiation  ohne  eine  dolose  Verhindernng  nicht  zur 
Kenntniss  des  Proknrators  oder  des  kirchliehen  Oberen  gelangt  ist^ 

Wirksam  wird  die  Resignation  erst  mit  der  Annahme  durch  den  Oberen.  Bis  zn 
diesem  Zeitpunkt  kann  sie  der  Amtsträger  zurückziehen  ^,  nachher  aber  selbst  dann 
flieht,  wenn  er  auch  den  Verzicht  noch  nicht  selbst  erklärt,  sondern  nur  die  nachge- 
soehte  Erlaubniss,  auf  sein  Amt  verzichten  zu  dürfen,  erhalten  hat  ^. 

Zur  Verhinderung  von  Missbräuchen,  welche  insbesondere  bei  Resignationen  zu  Gun- 
sten Dritter  vorgekommen  sind  (s .  unten  S .  2  7  7  ff . )  4,  hat  aber  Gregor  XIII .  ^  in  der  Oonst . 
Humanotnxiudicio^  angeordnet,  dass  alle  Verzichtleistungen  auf  Benefizien^,  mögen  sie 
bei  der  römischen  Kurie  oder  in  die  Hände  der  Ordinarien  geschehen,  sowie  die  darauf 
hin  erfolgten  Besetzungen  und  Verfdgungen,  im  ersteren  Fall  innerhalb  sechs  oder  neun 
Monaten,  je  nachdem  ein  citra  oder  ultra  montes  belegenes  Benefizium  in  Frage  stehe, 
angerechnet  von  dem  Datum  der  weiteren  Disposition  über  das  resignirte  Benefizium  ^, 
im  letztem  Fall ,  in  welchem  der  Ordinarius  über  die  Annahme  oder  Verwerfung  des 


resignans  Tel  cedens,  si  praeBens  in  romana  curia 
faeiit  personaliter ,  alloqnin  per  procuratorem 
sanm  ad  hoc  ab  eo  speclaliter  constitntum,  expe- 
dlttoni  hninamodi  in  eadem  cancellaria  expresse 
eimMiieerit  et  iuiaTerit,  ut  moris  est."  Zum  Ver- 
sUndDiss  der  Regel  ist  zu  bemerken,  dass,  wenn- 
gleich die  Resignation  bereits  in  der  dem  Papste 
Tomilegenden  Supplik  erklärt  ¥ard,  dieselbe  doch 
nochmals  behufs  Erlangung  der  Ausfertigung  der 
auf  der  Supplik  vermerkten  päpstlichen  Geneh- 
migung (s.  0.  8.  161)  bei  der  apostolischen  Kanz- 
lei wiederholt  werden  soll,  wobei,  falls  es  sich 
um  Reserrationen  zu  Gunsten  Dritter  handelt, 
auch  noch  zugleich  ein  Eid  über  die  Abwesenheit 
von  Dolos,  Simonie  und  anderer  unerlaubter  Ver- 
trige  zu  leisten  ist.  Die  Wirkung  dieser  zweiten 
Resignation  wird  aber  auf  den  Tag  der  Einrei- 
ehung  der  Supplik  bei  der  Dataria  zurückbezogen ; 
Riganti  1.  e.  n.  3ff.  42 ff. ;  L euren,  qu.  266. 

*  dem.  UD.  de  renunt.  I.  4. 

»  c.  3  (Alex,  in.)  c.  6  (Clem.  III.  o.  Coe- 
leit.  III.)X.  h.  t.  I.  9.  Die  Yerzichtleistung  bei 
der  Kurie,  s.  vorror.  Anm.,  wird  aber  erst  dadurch 
perfekt,  dass  die  daselbst  gedachte  formale  Yer- 
zichtleistung nach  der  Genehmigung  der  Supplik 
abgegeben  ist,  Riganti  1.  c.  n.  242  fr.; 
Pirhingl.  c.  n.  113. 

*  So  ausdrücklich  c.  28  des  4.  Lateran.  Kon- 
ziU  V.  1215,  auch  in  c.  12.  X.  I.  9. 

*  Gegen  solohe  ist  schon  die  19.  Kanzleiregel 
de  mfirmi»  oder  de  vigintif  als  deren  Urheber  wohl 
ohne  Grund  Bonifaz  YIII.  bezeichnet  wird ,  Ri  - 
ganti  ad  reg.  canc.  XIX.  n.  5,  welche  aber 
schon  unter  den  Regeln  Johannes  XXIII.  von 
1410  Torkommt  (Hardt  concil.  Gonstant.  I.  21, 
963),  gerichtet :  „  Item  Tolult ,  quod  si  quis  in 
inflrmitate  constitutus  reeignaverit  siye  in  romana 
nria  slve  extra  illam  aliquod  beneficium  siye 
limplieiter  sive  ex  causa  permutationls  Tel  alias 
dimiserit  aut  illlus  commendae  cesserit,  seu  ipsius 
beneftcü  unionis  dissolutionl  oonsenserit  etiam 
vigore  supplicationis,  dum  esset  sanus,  signatae, 
et  postea  infra  XX  dies  a  die  per  ipsum  resignan- 
tem  praestandi  eonsensns  computandos ,  de  ipsa 
inftnnltate  decesaerit  et  ipsum  benefleium  qua^is 
auctorttate  eonferatur  per  resignationem  sie  fac- 

HinsekiQB,  Kirehenrecht.  m. 


tam,  collatio  huiusmodi  sit  nulla  ipsumque  be- 
nefleium nihilominus  per  obitum  censeatur  va- 
care."  Diese  sollte  vor  Allem  Verzichte  Kranker 
oder  Sterbender  zu  Gunsten  Dritter  verhindern. 

s  In  Erweiterung  und  Abänderung  der  früheren 
Kanzleiregel:  de  publicandis  resignationibus, 
Riganti  ad  reg.  XIX.  canc.  n.  173;  „Item  idem 
dom.  noster  statuit  etordinavit,  quod  quaecumque 
beneflcia  eccleslastica  sive  in  curia  romana  sive 
extra  eam  sie  resignata  (nisi  de  Ulis  factae  re- 
signationes,  sl  in  eadem  curia  infra  VI  menses  a 
data  suppllcationis  et  non  praestiti  consensus  com- 
putandos, si  vero  extra  dlotam  curiam  factae  sint, 
infra  mensem ,  ex  tunc  ubi  talia  beneflcia  con- 
sistant,  publicatae  füerint  vei  possessio  illorum  ab 
eis,  ad  quos  id  contigit ,  petita  fuerit) ,  si  resig- 
nantes  ista  postmodum  in  eorumdum  beneflciorum 
resignatorum  possessione  decesserint,  non  per  re- 
signationem sed  per  obitum  huiusmodi  vacare  cen- 
seantur.  Collationes  quoque  et  aliae  quaevis  dis- 
positiones  de  Ulis  tamquam  per  resignationem 
vacantibus  factae  et  inde  sequutae ,  nullius  sint 
roboris  vel  momenti,''  welche  von  Riganti  1.  c. 
n.  172  auf  SixtusIV.  (1471—1484)  zurückgeführt 
wird,  wogegen  van  Espen  P.  II.  t.  27.  o.  6.  n. 
1  und  Phillips  7,  854,  irriger  Weise  Inno- 
cenz  VIII.  (1484—1492)  als  ihren  Urheber  an- 
geben. Durch  diese  Vorschriften  sollte  die  Um- 
gehung der  19.  Kanzleiregel  (s.  vor.  Anm.)  durch 
Ausstellung  von  Verzichten ,  welche  seitens  der 
Resignanten  lange  vor  ihrem  Tode  abgegeben  und 
geheim  gehalten  wurden,  unmöglich  gemacht 
werden.  Weitere  Bestimmungen  über  diesen 
Gegenstand  hat  Pi  u  s  V.  erlassen.  Alle  diese  mit 
Einschluss  der  Regel  Slxtus'  IV.,  welche  seitdem 
auch  aus  den  Kanzleiregeln  fortgelassen  worden, 
sind  durch  Gregor  XIII.  beseitigt  worden. 

e  Vom  5.  Januar  1584,  bull.  Taurin.  8,  434. 
Ueber  eine  vor  dieser  ergangene  Konstitution 
Pius'  V.,  welche  dadurch  aufjgehoben  worden  ist, 
s.  Riganti  1.  c.  n.  175. 

f  Mit  Ausnahme  derjenigen ,  welche  im  Kon- 
sistorium vergeben  oder  in  die  Hände  des  Papstes 
selbst  resignirt  werden,  Riganti  1.  c.  n.  194  ff. 

8  Also  nicht  dem  Tage  der  Abgabe  der  Resig- 
nation. 
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I.  Die  Eßerarchi«  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  161. 


VerziehteA  binnen  Monatefrist  Entsekeidiing  tveffen  soU,  innerhalb  drei  Monaten  naoh 
anderweit  erfolgter  Verftigung  über  das  Benefizium  ^  in  der  Eirohe,  zn  welchev  daft- 
selbe  gehöre,  vor  versammeltem  Volk  dureh  Verlesung  der  betreffenden  Dokumente 
und  durch  die  Anschlagung  des  über  den  Vorgang  aufgenommenen  ProtokoUes  an  die 
Eirchthür  pubiicirt  werden  sollen  ^,  und  zwar  auf  Veranlassung  desjenigen ,  zu  dessen 
Gunsten  Aber  das  Benefiaium  disponirt  worden  ist^.  Als  Strafe  für  die  NiehtbeachtaBg 
dieser  Bestimmnngen  ist  die  Nichtigkeit  der  Resignation  und  der  darauf  hin  erfolgten 
weiteren  Begebung  des  Benefiziums  festgesetzt^.  Die  Ungültigkeit  der  ersteren  kommt 
aber  nieht  dem  Resignanten  zu  statten,  vielmehr  gilt  das  Benefizium  vom  Tage  des 
Verzichtes  ab  als  ipso  iure  erledigt^,  und  die  weitere  Besetzung  desselben  dem  päpst- 
licliai  Stuhl  reservirt  ^. 

Die  Anordnungen  dieser  Konstitution  sind  aber  namentlich  mit  Rücksicht  dar- 
auf, daas  die  letztere  zugleich  eine  neue  päpstliche  Reservation  einfahrt '',  in  einzekien 
Lftndeni;  insbesondere  in  Deutschland^  und  Frankreich^,  nicht  recipurt  woiden  und 
nicht  in  Kraft  getreten  ^^. 

Dagegen  hat  die  Vorschrift  der  19.  Ka»zleiregel  ^  ^  dass  die  Wirkung  der  von 
einem  Ejranken  abgegebenen  Resignation,  sowie  jede  fernere  auf  Grund  derselben  er- 
folgte Besetzung  zusammenfallt,  wenn  der  Verzichtende  innerhalb  der  nächsten  zwan- 
zig Tage  ^2  verstirbt,  und  dass  das  Benefizium  dann  als  durch  Tod  erledigt  betrachtet 
wird  *^,  allgemeine  Geltung  erlangt  **. 


^  Bei  Phillips  7,  856  iBt  dei Inhalt  der  Kon- 
stitution in  den  hier  gedachten  Bestimmungen 
unrichtig  wiedergegeben.  Die  betreffenden  Yor- 
schiiften  zeigen ,  dass  wenn  dieselbe  auch  ihrem 
Wortlaut  nach  die  einfachen  Verzichte  begreift, 
sie  doch  hauptsächlich  die  Resignationen  zu 
Ovnsten  Dritter  in  das  Auge  fasst. 

2  Der  Fristenlauf  wird  aber  dureh  eintretende 
Hindernisse  gehemmt,  Rigantil.  c.  n.  263. 

9  Die  Praxis  hat  aber  auch  die  Vornahme  der 
Publikation  durch  den  Resignanten  für  genügend 
erachtet,  Leuren.  I.e.  qu.  800;  Riganti  L  c. 
179. 

Beide  behandeln  übrigens  eine  grosse  Anzahl 
der  diesen  Gegenstand  betreffenden  Einzelfragen. 

^  Ausserdem  soll  auch  derjenige,  zu  dessen 
Gunsten  die  letztere  erfolgt  ist,  zur  künftigen 
Erwerbung  des  Beneflziums  unfähig  werden. 

^  Sein  etwaiger  Besitz  ist  demnach  ein  völlig 
unberechtigter  UAd  es  steht  ihm  weder  die  Regula 
de  annali  noch  de  triennali,  Th .  II.  S .  665  zur  Seite, 
so  nach  ausdrücklicher  Vorschrift  der  const.  cit. 

Der  Erledigungsfall  tritt  durch  Gesetz,  nicht 
durch  die  Resignation  ein.  Letzteres  nehmen 
manche  Aeltere  an,  vgl.  Leuren.  1.  c.  qu.  242. 
n.  5.  Das  Erstexe  ergibt  sich  daraus ,  dass  nach 
der  const.  die  gedachte  Folge  auch  eintreten  soll, 
^^etiamsi  illae  (resignationes  et  cessiones)  alias 
nnllae  et  invalidae  essent.^ 

«  Gleichviel,  ob  der  Verzicht  bei  der  Kurie  oder 
in  die  Hände  des  Ordianarius  abgelegt  worden  ist. 

7  S.  S.  156. 

8  Pirhing  1.  c.  n.  109;  Kreittmayr  a.  a. 
O.  n.  6.  Ueber  Spanien  vgl.  G  a r  cl a s  1.  c.  n.  289. 

d  Hier  hat  man  vielmehr  die  Kanzleiregel:  de 
publicandis  resignationibus,  8.  273.  n.  5,  beob- 
achtet, van  Espen  1.  c.  n.  6;  Htfricourt  loix 
ecclesiastiques  de  France  p.  346  ff. 


10  Dasselbe  gUt  von  der  const.  Bened.  XIV.: 
Ecclesiastica  v.  15.  Juni  1746,  bull.  Bened.  XIV. 
2,  61 ,  welche  zur  Bestätigung  und  zur  Ergänzung 
der  Konstitution  Gregors  XIII.  erlassen  worden  ist. 

11  S.  0.  S.  273.  n.  4. 

12  Ob  der  Tag,  an  welchem  die  Resignation  er- 
klärt ist ,  in  die  zwanzig  Tage  mit  einzurechnen 
ist,  ist  streitig.  Dafür  Leuren.  qu.  344.  n.  4; 
Pirhing  n.  34;  Riganti  1.  c.  n.  92  und  die 
Rota,  weil  diese  Berechnung  dem  Verzichtleisten- 
den insofern  günstiger  ist,  als  die  Frist,  von  wel- 
cher die  Gültigkeit  der  Resignation  ahhängt, 
schneller  abläuft.  Die  überwiegende  Meinung 
rechnet  ferner  a  momento  ad  momentum ,  s.  die 
citirten.  Der  Wortlaut  der  Regel  spricht  aber  in 
beiden  Fällen  für  das  Gegentheil,  s.  auch  K  reitt- 
mayr  a.  a.  O.  n.  9. 

18  Nach  der  unter  den  Aelteren  herrschenden 
und  auch  bei  der  Kurie  geltenden  Meinung  wird 
die  Regel  so  aufgefasst,  dass  sie  auch  die  von  Ge- 
sunden abgegebenen  Verzichte  trifft,  sofern  diese 
nur  innerhalb  der  20tägigen  Frist  sterben ,  Pir- 
hing 1.  c.  n.  33;  Leuren.  qu.  341.  n.  3; 
Riganti  1.  c.  n.  33ff. ;  Reiffenstuel  I.  9. 
u.  71  und  die  dort  citirten.  Diese  stützt  sich  auf 
die  Worte  der  Regel :  „etiam  vigore  supplicatio- 
nis,  dum  esset  sanus,  signatae^'.  Letztere  bedeu- 
ten aber  nur  so  viel,  dass  die  Unterzeichnung  der 
an  den  Papst  gerichteten  Supplik  bei  voller  Ge- 
sundheit die  Anwendung  der  Regel  nicht  aus- 
schliesst ,  wenn  der  nachher  noch  bei  der  Kiurie 
zu  erklärende  Verzieht,  S.  272.  n.  9,  schon  wäh- 
rend der  Krankheit  abgegeben  ist,  heben  aber  die 
Beschränkung  im  Eingang  der  Regel ;  „si  quia  In 
inflrmitate  constitutus''. nicht  auf,  so  auch  van 
Espen  1.  c.  c.  5.  n.  5ff. ;  Engel  1.  c.  ni.  5. 
n.  30;  Kreittmayr  1.  c.  n.  9. 

1^  Für  Deutachland  vgl.  die  in  den  vorigen  An- 
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Die  Bechtswirkung  einer  gttltigen  Resignation  tritt  mit  dem  Zeitpunkt,  in  wel- 
chem sie  von  dem  berechtigten  Oberen  angenommen  ist^,  ein,  es  sei  denn,  dass  der 
Tendchtende  die  Entlassung  aus  seinem  Amte  erst  zu  einem  späteren  Termine  nach- 
gesucht hfttte. 

Sie  besteht  darin,  dass  das  Beneficium  oder  das  Amt  des  Verzichtenden  mit  dem 
einen  oder  andern  Zeitpunkt  erledigt  wird  und  der  Neubesetzung  unterliegt^.  Der 
Bennnciant  verliert  jedes  Recht  auf  dasselbe.  Insbesondere  hat  er  keine  Befugniss 
mehr,  den  Besitz  des  Amtes  foiizusetzen  ^,  sowie  die  Früchte  und  Einkünfte  desselben 
zuziehen.  Ermuss  vielmehr  den  ersteren  sofort  aufgeben^;  auch  die  später  gezogenen 
Frflchte,  an  denen  er  kein  Eigenthum  erwerben  kann^  zurückerstatten,  eventuell 
deren  Werth  ersetzen^.  Ebensowenig  ist  er  berechtigt,  noch  weitere  amtliche  Hand- 
hmgen  auf  Grund  des  resignirten  Benefiziums  vorzunehmen^.  Endlich  kann  er  das- 
selbe nur  auf  Grund  einer  neuen  Verleihung  wieder  erlangen^. 


merknogen  citirten  deutschen  Kanonisten ,  In 
Firtokreieh  ist  sie  ivil«diflckUoh  recipirt  worden, 
jedoch  nicht  in  Bezug  auf  die  schlechthin  in  die 
Hinde  der  Ordinarien  resignirten  Beneflzien,  van 
Bipen  1.  e.  n.  17;  Htfriconrt  1.  c.  p.  344. 
In  beiden  Ländern  ist  man  sogar  den  päpstlichen 
Derogationen  der  Regel  (über  diese  Riganti  1. 
c.  D.  148)  entgegengetreten,  s.  die  Reichshof- 
nthsreskripte  v.  1750  in  Schmidt  thesaor.  6, 
325;  Tan  Espen  1.  c.  n.  32;  H<(riconrt  p. 
aiö.  346. 

i  Beziehentlich  dem  Yerzichtleistenden  die 
Aonahme  mitgetheilt  worden,  Reiffenstuel 
ni.  9.  n.  148.  Dies  gilt  auch  dann ,  wenn  der 
Renonciant  Mos  seine  Absicht,  verzichten  zu  wol- 
len, dem  Oberen  kund  gethan  hat ,  falls  in  einer 
Micken  Erklärung  nicht  etwa  blos  das  Inausslcht- 
stellen  einer  späteren ,  in  ungewisser  Zeit  abzu- 
gebenden Rennntiation  liegt.  Denn  eine  derartige 
WiUensänssening  gilt  nach  c.  12.  X.  I.  9.  mit 
der  Annahme  des  Oberen  f&r  unwiderruflich.  Und 
wenn  die  letztere  Stelle  sagt,  dass  in  diesem  Falle 
der  betreffende  Renunciant  zum  cedere  gezwungen 
werden  soll,  so  kann  sich  das  cedere  nur  auf  das 
faktische  Verlassen  des  Amtes  beziehen.  Auf  die 
Beiheifuhrung  einer  besonderen,  formalen,  auf  die 
Gegenwart  gerichteten  Erklärung  kann  das  Wort 
nicht  bezogen  werden.  Denn  wollte  man  diese 
ZOT  Erledigung  des  Beneflziums  für  nothwendig 
erachten,  so  wurde  im  Weigerungsfalle  nur  die 
Absetzung  als  Exekutionsmittel  übrig  bleiben, 
wahrend  die  Stelle  diese  offenbar  nicht  für  erfor- 
derUch  hält. 

'  Pirhingl.  c.  n.  110;  Leuren.  qn.  238; 
Beiffenstuel  n.l36.  Wo  mit  der  betreffenden 
Stelle  zugleich  ein  anderes  Amt  in  der  Art  ver- 
bünden ist ,  dass  ersteres  die  Voraussetzung  für 
das  letztere  bildet,  wie  z.  B.  mit  einer  Dekanats- 
nnd  Pfarrstelle  ein  Ehrenkanonikat,  s.  Th.  II.  S. 
83.  704.  n.  2,  geht  auch  das  letzte  ohne  Weiteres 
doreh  Verzicht  verloren,  Eichhorn,  Ausführg. 
d.  Bulle  de  salute  animarum.    Königsberg  (s.  a.) 

8.  OD. 

'  Die  gegentheilige  und  verbreitete  Annahme, 
dau  der  Besitz  ohne  Weiteres  durch  den  Verzicht 
verloren  geht,  Oarcias  1.  c.  n.  1 ;  Reiffen- 
stuel 1.  c.  n.  137,  stützt  sich  zu  Unrecht  auf 
c.  3  (Alex.  III.)  X.  de  rest.  spoliat.  II.  13,  worin 


eine  Entscheidung  auf  das  Petitorlum ,  nicht  auf 
das  Possessorium  abgegeben  ist.  Das  Riohtige 
schon  bei  Barbosa  J.  E.  ü.  III.  15.  n.  66ff. 

*  Für  die  Zwischenzeit  bis  zur  Wiederbesetzung 
ist  dann ,  wenn  eine  Verwesung  des  Beneflzlume 
erforderlich  ist ,  z.  B.  bei  Pfarreien ,  ein  interi- 
mistischer Verwalter  oder  Vikar  einzusetzen. 

fi  Leuren.  qu.246.  n.  2ff. ;  Reiffenstuel 
1.  c.  n.  139.  152.  153.  An  wen  die  Früchte  her- 
auszugeben sind,  das  richtet  sich  danach,  wer  die 
Früchte  während  der  Sedisvakans  zu  beziehen  hat. 
In  Betreff  der  Berechtigung  des  Resignanten  auf 
die  pendenten  Früchte  und  des  Ersatzes  von  Auf- 
wendungen auf  dieselben  s.  vorläufig  L euren. 
1.  c.  qu.  247.  n.  Reiffenstuel  1.  o.  n.  155ff. 
Des  Näheren  ist  davon  in  der  Lehre  von  den  Rech- 
ten der  Beneflzlaten  am  Beneflzialvennögen  zn 
handeln. 

0  Doch  kann  ihm  durch  den  kompetenten  Obe- 
ren die  Vornahme  solcher  Handlungen  gestattet 
werden,  lieber  Bischöfe,  denen  trotz  der  Resigna- 
tion die  Ausübung  der  Pontiflkalien  erlaubt  wor- 
den ist,  vgl.  c.  9  (Innoc.  III.)  X.  h.  1. 1.  9;  Innoc. 
m.  opp.  ed.  Migne2,  682;  Honor.  III.  ep.  bei 
Thelner  mon.  Polon.  1,  13.  u.  Theiner  mon. 
Hibemiae  p.  23  (Potthast  reg.  n.  2557.  6989. 
7369).  Die  Bischöfe  dürfen  auch  blos  auf  das  von 
ihnen  innegehabte  bischöfliche  Amt,  s.  g.  retigna- 
Uo  loci,  verzichten,  ohne  gleichzeitig  der  bischöf- 
lichen Würde  zu  entsagen,  s.  g.  rcBignatio  digni" 
taiis,  c.  1  (Alex.  DI.)  X.  de  ordinat.  ab  episc.  I. 
13.  Im  ersteren  Falle  sind  sie  befugt,  die  Ponti- 
flkalien mit  Genehmigung  des  zuständigen  Bi- 
schofs auszuüben ,  im  anderen  Falle  ist  die  Aus- 
übung eine  unerlaubte,  Jedoch  verbleibt  ihnen 
nach  c.  1.  X.  cit.  stets  das  Recht,  die  niederen 
Weihen  zu  ertheilen,  selbstverständlich  ebenfalls 
mit  Erlaubniss  des  kompetenten  Ordinarius.  S. 
Kober,  Suspension  S.  172,  a  Boenninghau- 
sen  tract.  de  irregularitatibus  2,  105. 

Ueber  die  Bischöfe ,  welche  früher  dem  Regu- 
larenstande angehört  und  auf  ihr  Bisthum  ver- 
zichtet haben,  s.  auch  Th.  II.  S.  490. 

7  c.  2  (Alex,  m.)  X.  h.  t.  I.  9.  Ebenso  kann 
er  auch  später  ein  anderes  Amt  oder  Beneflzium 
erwerben ;  die  frühere  höhere  Stellung,  z.  B.  die 
bischöfliche,  hindert  nicht  die  Erlangung  eines 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  fßi 


In  Betreff  der  einfachen  Resignation  ist  noch  Folgendes  hervorzuheben  : 

1 .  Gewisse  Besonderheiten  kommen  in  Frage ,  wenn  das  Benefizimn,  nm  dessen 
Verzicht  es  sich  handelt,  den  Ordinationstitel  des  Resignirenden  bildet.  Davon  ist 
schon  Th.  I.  S.  67  gehandelt  ^ 

2.  Für  die  einfache  Resignation  anf  ein  streitiges  Benefizinm  soll  nach  einer  An- 
sicht die  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen  nicht  erforderlich  sein  ^.  Diese  Aus- 
nahme hat  aber  weder  einen  positiven  Anhalt,  noch  ist  sie  innerlich  begründet  ^. 

3.  Die  Resignation  von  Geistlichen,  welche  nicht  Bischöfe  sind,  und  in  einen 
Orden  eintreten  wollen,  ist  auch  ohne  Genehmigung  des  kii'chlichen  Oberen  gültig^. 
Der  Ordnung  wegen  haben  sie  dieselbe  aber,  obwohl  sie  ihnen  nicht  verweigert  werden 
darf,  vorher  nachzusuchen  ^. 

4.  Der  Geistliche,  welcher,  ohne  auf  sein  Benefizium  resignirt  zu  haben,  in  einem 
Orden  als  Novize  Aufnahme  gefunden  hat ,  kann  einen  solchen  Verzicht  nicht  anders 
als  mit  Erlaubniss  seines  Ordinarius  oder  des  Generalvikars  und  nur  innerhalb  der 
nächsten,  der  wirklichen  Professableistnng  vorhergehenden  zwei  Monate  abgeben.  Die 
Erklärung  erlangt  erst  Rechtsbeständigkeit,  wenn  die  Professablegung  wirklich  erfolgt 
ist,  ohne  dass  es  dabei  einen  Unterschied  macht,  ob  eine  derartige  Renuntiation  eidlich 
bestärkt  worden  ist  oder  nicht  ^. 

5.  Die  Regel,  dass  zum  Verzicht  auf  ein  Benefizium  der  Konsens  des  kirchlichen 
Oberen  nothwendig  ist,  gilt  auch  gegenüber  dem  Grundsatz,  dass  der  Benefiziat  mit 
der  Annahme  eines  mit  seinem  ersten  Benefizium  unvereinbaren  zweiten  Amtes  das 
erstere  verliert  (s.  o.  8.  260),  d.  h.  der  Benefiziat  kann  sich  von  seiner  Verpflich- 
tung, die  Genehmigung  nachzusuchen,  nicht  dadurch  frei  machen,  dass  er  ein  anderes 
beneficium  incompatibile  annimmt,  um  ipso  iure  des  ersteren  verlustig  zu  werden^* 
Die  ebengedachte  Folge  ist  eine  Strafe,  welche  den  betreffenden  Benefiziaten  nicht  von 


niederen  Amtes,  z.  B.  einer  Pfarrei,  c.  9.  X.  cit. 
1.9.    S.  auch  Pirhingn.  117. 

^  Vgl.  hierzn  noch  Lenren.  qu.  305 ff. 

2  Garciasl.  c.  n.  249. 

3  Denn  daraus,  dass  dem  Benefiziaten  sein 
Becht  bestritten  wird,  folgt  noch  nicht ,  dass  er 
ein  solches  nicht  besitzt.  Tgl.  auch  PI r hing 
1.  c.  n.  Ö8;  Reiffenstuel  1.  c.  n.  18.  19.  In 
dem  Falle ,  wo  nicht  das  Recht ,  sondern  der  Be- 
sitz streitig  ist ,  bedarf  es  unzweifelhaft  der  Er- 
lanbniss  des  Oberen,  Lenren.  qu.  308.  n.  5. 

*  c.  2  (ürban  II.?)  C.  XIX.  qu.  2;  arg.  18 
(Inn.  III.)  X.  de  regulär.  III.  31-,  Fagnan.  ad 
c.  18.  cit.  n.  28.  29. 

5  c.  18.  X.  cit.  Damit  der  kirchliche  Obere 
wegen  der  interimistischen  Verwaltung  und  der 
Wiederbesetzung  des  Amtes  das  Erforderliche  ver- 
anlassen kann. 

e  Trid.  Sess.  XXV.  c.  16  de  regnl.  Dasselbe 
spricht  allerdings  nur  von  renuntiatio  schlecht- 
hin y  ohne  des  Verzichtes  auf  Beneflzien  beson- 
ders zu  erwähnen,  indessen  istdieMeinung  Gar- 
cia s'  1.  c.  XI.  9.  n.  9ff.,  dass  die  Vorschrift  nur 
Verzichte  auf  weltliche  Guter  betreffe,  vereinzelt 
geblieben  und  auch  von  der  Congr.  conc.  nicht 
angenommen  worden,  Fagnan.  ad  c.  23.  X.  de 
regul.  III.  31.  n.  18 ff.;  Reiffenstuel  1.  c. 
n.  28. 


Mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  Pius'  IX. 
V.  1858  und  1862,  Arch.  f.  k.  K.  R.  No.8,  145; 
9,  439,  dass  die  Novizen  nach  Ablauf  des  Novi- 
ziates erst  die  Gelübde  als  einfache  abzulegen 
haben  und  erst  nach  ferneren  drei  Jahren  zur 
Ableistung  der  vota  solemnia  zugelassen  werden 
sollen ,  fragt  es  sich ,  ob  die  zweimonatliche  Frist 
von  dem  Zeitpunkt  der  letzteren  oder  der  Ab- 
legung der  Vota  simplicia  anzurechnen  ist.  Das 
letztere  kann  um  deshalb  nicht  angenommen 
werden,  weil  das  Tridentinum  von  der  definitiven 
Professleistung  spricht  und  die  vota  simplicia, 
wenn  sie  auch  den  Ableistenden  definitiv  an  den 
Orden  fesseln ,  doch  nicht  die  Wirkung  der  vota 
solemnia,  auch  den  letzteren  an  den  Professen 
zu  binden,  haben,  während  gerade  das  Konzil 
den  Verzicht  erst  unter  der  letzteren  Voraus- 
setzung vollgültig  sein  lassen  will. 

Ein  Widerspruch  zwischen  der  No.  3  und  4 
des  Textes  liegt  nicht  vor,  denn  das  Tridentinum 
schliesst  nur  Verzichte  während  des  Probezu- 
standes aus,  nicht  aber  solche ,  welche  vorher, 
wenn  auch  mit  der  Absicht,  in  den  Religionen- 
stand  einzutreten ,  abgelegt  werden ,  so  auch  die 
Congr.  conc.  s.  Garcias  I.e.  n.  15;  Fagnan. 
ad  c.  23.  X.  de  regul.  III.  31.  n.  42ff;  AcU  s. 
sed.  11,  438. 

7  Fagnan.  ad  c.  4.  X.  h.  t.  I.  9.  n.  23fr.; 
Pirhing  1.  c.  n.  61. 
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seinen  Pflichten  entbindet.  Bei  ordnimgsmäBsigem  Verfahren  hat  der  Geistliche, 
ehe  er  das  neue  Benefizinm  erhält  nnd  übernehmen  kann,  seine Exkardination  ans  dem 
Msherigen  Didcesenverband  nachzusuchen  nnd  zu  diesem  Behuf  auf  sein  bisheriges 
Benefizinm  zu  verzichtend  Hat  er  aber  das  zweite  ordnungswidriger  Weise  zu  erlan- 
gen gewnsst,  so  kann  ihn  der  bisherige  Obere  stets  noch  zur  Versehung  seines  frühe- 
ren Benefiziums  zurückfordern  und  nöthigenfalls  mit  Censuren  gegen  ihn  vorgehen  ^. 

6.  Wegen  der  Wiederbesetzung  der  resignirten  Beneözien  kommt  die  Th.  11. 
S.  489  gedachte  Beschränkung  in  Betracht  ^. 

7.  Keine  juristischen  Besonderheiten  hat  dagegen  der  Fall,  wenn  der  Benefiziat, 
welchem  eine  Entziehung  seines  Benefiziums  oder  die  Absetzung  droht,  sei  es  freiwil- 
lig, sei  es  auf  Veranlassung  der  kirchlichen  Oberen,  um  einer  Untersuchung  zu  ent- 
gehen, auf  sein  Amt  oder  Benefizinm  verzichtet^.  Als  Disciplinarmassregel  kann  eine 
solche  Resignation  nicht  erzwungen  werden,  vielmehr  ist  bei  Weigerung  desBenefizia- 
ton  im  Wege  des  Disciplinarverfahrens  gegen  ihn  vorzugehen  ^. 

Die  vorstehend  entwickelten  Grundsätze  über  die  Renuntiationen  auf  Benefizien 
beziehen  sich  nicht  auf  diejenigen  Fälle,  in  denen  nnr  erst  das  tW  ad  rem  auf  das  Be- 
nefizinm ,  also  nicht  schon  das  ins  in  re  an  demselben,  erworben  ist  ^.  Verzichte  auf 
ein  solches  Anrecht  können  völlig  frei  ohne  das  Vorliegen  eines  bestimmten  Grundes 
nnd  ohne  dass  es  einer  Annahme  des  kirchlichen  Oberen  bedarf,  abgegeben  werden  ^. 

B.  Die  Resignationen  mit  Vorbehalten  nnd  Bedingungen.  Es 
viderspricht  dem  Wesen  nnd  dem  Zwecke  des  kirchlichen  Amtes ,  dass  der  Inhaber 
sein  Recht  auf  dasselbe  zur  Erreichung  von  Vortheilen  für  sich  selbst  oder  andere  Per- 
sonen verwerthet.  Daher  soll  er  sein  Amt,  wenn  er  auf  dasselbe  verzichten  will,  ohne 
jeden  derartigen  Vorbehalt  aufgeben  ®,  und  zwar  gleichviel,  ob  ein  solcher  den  Charak- 
ter der  Simonie  an  sich  trägt  oder  nicht.  Nichtsdestoweniger  hat  das  kirchliche  Recht, 
von  der  allgemeinen  Strömung  nach  Veräusserlichnng  der  Kirche  und  von  der  vielfach 
herrschenden  Auffassung  der  kirchlichen  Aemter  als  Vermögens-  nnd  Einnahmequellen 
beeinflußt ,  dieses  Princip  nicht  in  vollem  Umfange  festgehalten ,  vielmehr  einzelne 
Ansnahmen  von  demselben  zugelassen.   Es  gehört  hierher  zunächst 

1 .  die  resiffnatio  in  favorem  tertit  ^,  der  Verzicht  zu  Gunsten  einer  bestimmten  dritten 


*  Th.  II.  8.  492.  Da  die  Erlangang  eines  an- 
dfiren  Amtes  ein  aasreichender  Grnnd  zur  Resig- 
oadoQ  ist,  S.  271,  so  wird  die  Genehmigung  für 
die  Regel  —  Ausnahmen  können  eintreten,  wenn 
Vangel  an  Geistlichen  vorhanden  ist ,  —  nicht 
verweigert  werden  können.  Verleiht  ihm  aber 
der  Bischof  derselben  Diocese  ein  mit  seinem 
bisherigen  inkompatibles  Beneflzium,  so  Hegt 
darin  eine  stillschweigende  Versetzung,  durch  die 
das  erste  Beneflzium  ohne  Weiteres  verloren  geht, 
8.  u.  %.  165. 

*  S.  S.  276.  n.  7. 

'  Da  dieselbe  auf  der  Konst.  Pius  V. :  Quanta 
ecdesiae  ▼.  1568  beruht  (s.  o.  S.  271.  n.  5),  so 
ist  sie  in  Deutschland  nicht  praktisch  geworden, 
Neuer  1.  c.  p.  301.  Uebrigens  hat  schon  Gre- 
gor Xm.  durch  eine  Deklaration  s.  Pyrrh. 
Corrad.  piax.  benef.  V.  1.  n.  50;  Nellerl.  c. 
p.294  die  Patronatsbenefizien  von  derselben  aus- 
geaommen.  Auch  die  päpstliche  Praxis  hat  sich 
niekt  daran  gehalten ,  da  gerade  Resignationen  in 
Üsvorem  (s.  unten)  zu  Gunsten  von  Verwandten, 
Aflinen  und  Pamiliaren  des   Resignanten    nicht 


seilen  zugelassen  worden  sind,  Pyrrh.  Cor- 
rad. 1.  c. 

*  Solche  Resignationen  sind  schon  in  älterer 
Zeit  vorgekommen;  über  den  Verzicht  Ebbos  v. 
Rhelms834,  welchem  freilich  noch  die  Absetzung 
gefolgt  ist,  s.Dümmler  ostfränk.  Reich  1, 109. 
Weitere  Beispiele  aus  dem  12.  Jahrh.  s.  bei 
Bernhard!  Lotbar  von  Sopplinburg  S.  249. 
272.  375.  592.  Für  die  Jetztzeit  vgl.  Acta  s.  sed. 
1,  231  u.  568;  Arch.  f.  k.  K.  R.  15,  141. 

s  Analect.  iur.  pont.  1855.  p.  1471,  s.  auch 
Acta  8.  sed.  1.  c. 

«  Th.  II.  S.  653.  654. 

7  Denn  hier  ist  die  enge  Verbindung  zwischen 
dem  Amtsträger  und  dem  Beneflzium  noch  nicht 
eingetreten.  Ueber  einen  Fall  des  stillschwei- 
genden Verzichtes,  s.  Th.  II.  S.  670.  671.  Die 
Doktrin  ist  darüber  einig,  Garclas  1.  c.  XI.  c.  3. 
n.247;  Pirhingl.c.  n.28;  Leuren.  qu.303, 
n.  2;  Reiffenstuel  1.  c.  n.  17. 

8  c.  8  (Gregor  IX,)  X.  de  pact.  I.  35}  c.  5 
(ürb.  ni.)  X.  de  rer.  permut.  III.  19. 

9  S.   hierzu  Neil  er   o.  S.  272.  Anm,  1  u. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  161. 


Person,  welcher  sowohl  dem  Grandsatze,  dass  der  Inhaber  eines  Benefizimns  nicht 
Über  dasselbe  verfügen,  insbesondere  nicht  seinen  Nachfolger  bezeichnen,  wie  auch 
dem  weiteren ,  dass  jeder  Schein  einer  Erbfolge  in  Kirchenämtem  vermieden  werden 
soll,  widerspricht  ^  Solche  Yerzichtleistungen  sind  seit  Beginn  des  14.  Jahrhunderts 
unter  Konvenienz  der  Päpste  vorgekommen  ^,  und  sind  seitdem  so  häufig  geworden, 
dass  das  Wort :  restgnaiw  im  Enrialstil  sogar  die  spezifische  Bedeutung  der  Ver- 
zichtleistung zu  Gunsten  eines  Dritten  erhalten  hat^.  Wenngleich  schon  vor  und  so- 
dann anf  dem  Konzil  von  Trient  ^  die  Beseitigung  dieser  Resignationen  wegen  ihrer 
Bedenklichkeit  verlangt  worden  ist,  und  später  auch  einzelne  Päpste  ihre  Abschaffung 
in  Erwägung  gezogen  haben  ^,  so  haben  sich  dieselben  doch  niemals  dazu  entschliessen 
können,  einen  entscheidenden  Schritt  in  dieser  Richtung  zu  thun^.  RechÜicli  un- 
statthaft sind  also  derartige  Verzichtleistungen  auch  nach  heutigem  Rechte  nicht, 
wenngleich  sie  heute  nicht  so  häufig  wie  früher  vorkommen. 

Die  resignatio  infavorem  tertii  ist  ihi'em  rechtlichen  Charakter  nach  eine  Resigna- 
tion, welche  unter  der  Bedingung  abgegeben  wird^  dass  ein  von  dem  Verzichtleistenden 
bezeichneter  Dritter,  der  s.  g.  resignaiarius ,  das  von  dem  ersteren  aufgegebene  Bene- 
fizium  übertragen  erhält  und  rechtsgültig  erwirbt.  Sie  kann  allein  mit  Zustimmung  des 
Papstes,  nicht  mit  der  des  Ordinarius  erfolgen  ^.   Da  sie  den  Zweck  hat,  dem  Resigoa- 


Benedlct  XIV.  de  syoodo  dioeces.  XIII.  10. 
n.  idff. 

1  Vgl.  Th.  I.  S.  292";  Th.  II.  S.  480.  621. 
522. 

2  Riganti  ad  reg.  XLV  cano.  prooem.  ti.  6 
u.  Bened.  XIV.  1.  c.  n.  20  berichten,  dass  nach 
den  Reg:istern  der  Dataria  G 1  e  m  e  n  s  V.  (1305 — 
1314)  der  erste  Papst  gewesen  ist ,  welcher  sie 
zugelassen  hat.  Nellerl.  c.  p.  283  hat  die  An- 
gabe Ri  gan  t i  s  irriger  Weise  auf  Johann  XXII. 
bezögen,  tbm  folgt  Jtichter-DoTe  K.  R. 
%,  204.  n.  4.  Die  Dekietalen  Gregors  IX.  und 
Bonifazius'  VIII.  kennen  diese  Art  der  Resigna- 
tion noch  nicht,  insbesondere  ergiebt  sich  nichts 
dafür  ans  dem  mebrftich  hierher  gezogenen  c.  12 
(Alex.  III.)  X.  de  oflf.  ind.  del.  I.  29.  Allerdings 
ist  In  beiden  Sammlungen  schon  vom  Tausshe 
der  Beneflzien  die  Rede,  c.  5.  X.  III.  19  cit.  c.  7. 
8.  X.  eod.  u.  c.  un.  (Bonif.  III.)  in  VIto  de 
rer.  permut.  III.  10.  Aber  dieser  ist  seinem  ju- 
ristischen Charakter  nach  keine  Resignation,  s. 
den  folgenden  $.  Die  Art  und  Weise ,  wie  die 
Glosse  s.  T.  praebendas  zu  c.  7  (oonc.  Roman,  v. 
1139)  C.  VIII.  qu.  1 :  ,,Sed  quid  de  illo  qui  re- 
nunciat :  ut  detur  alii,  forte  consanguineo.  Papa 
approbat.  X.  de  off.  deleg.  ex  parte  (c.  12  cit.). 
Sed  die  quod  ibi  fuit  pura  renunciatio",  der  resigna- 
tio in  favorem  erwähnt,  ergiebt  ebenfalls,  dass  die- 
selbe damals  noch  nicht  im  praktischen  Gebrauch 
gewesen  sein  kann. 

3  S.  0.  8.  268.  n.  9. 

^  Seitens  des  Königs  Karl  IX.  von  Frankreich, 
Pallavicini  bist.  conc.  Trident.  1.  XIX.  c.  11. 
n.  4,  capit.  ref.  22.  Obwohl  in  Frankreich  noch 
Anfangs  des  16.  Jahrhunderts  darüber  gestritten 
worden  ist,  ob  solche  Resignationen  nicht  als 
simonistlsch  zu  verwerfen  seien,  so  hat  sich  doch 
hier  später  der  Grundsatz  festgestellt,  dass  wäh- 
rend der  Zeit,  wo  die  Regalie  des  Königs  über  ein 
Bisthum  eröffnet  war ,  idie  gedachten  Resignatio- 


nen in  die  Hände  desselben  abzugeben  seien, 
6.  J.  Phillips,  das  RegallMiteeht  in  Frank- 
reich.  S.  225  ff. 

Ueber  die  von  Paul  III.  1536  eingesetzte  Re- 
formadons-Kommission,  welche  ebeofaUs  damif 
bezügliche  Vorschläge  gemacht  hat,  s.  Riganti 
1.  c.  n.  16;  Nellerl.  c.  p.  304. 

5  So  Innocenz  Xn.  (1691  —  1700)  tiBd  Cle- 
mens XI.  (1700—1721),  welcher  letzterer  eben- 
falls eine  Kommission  zur  Erörterung  über  die 
weitere  Beibehaltung  oder  Abschaffung  nieder- 
gesetzt  hat.  Diese  entschied  sich  aber  für  die 
erstere,  Riganti  1.  c.  n.  5ff. 

Auch  einzelne  Doinkapitel,  so  die  von  MkIbk  «ud 
Trier  haben  die  Zulassung  solcher  Resignationen 
verweigert,  Neil  er  1.  c.  p.  321,  und  in  die  kai- 
serliche Wahlkapitulation  (art.  14.  %.  1)  ist  eben- 
falls die  Zusicherung  aufgenommen  worden,  keine 
solche  Resignationen  zur  Beschwerung  der  Stif- 
ter, Geistlichkeit  und  Patrone  zuzulassen.  Die 
Beschwerden  der  drei  deutschen  Erzbischöfe  an 
den  Kaiser  v.  1769  und  die  Emser  Punkt&tion  t. 
1786  VIII»,  Gaertner  corp.  iur.  ecoles.  2,  336. 
355  haben  sogar  die  gänzliche  Beseiti^ng  dersel- 
ben verlangt. 

ft  Die  Gründe  dafür,  welche  theil weise  nur  Be- 
schönigungen enthalten  —  es  ist  klar ,  dass  die 
römischen  Kurialbehörden  wegen  ihrer  Gebühren 
für  die  Expedition  der  nothwöndigen  Ürknnden 
an  der  Beibehaltung  interessirt  waren  —  finden 
sich  entwickelt  bei  Riganti  1.  c.  n.  8ff.;  Be- 
nedikt. XIV.  1.  c.  n.  20  ff.  und  danatili  bei 
Phillips  K.  R.  7,  863.  Eine  Kritik  dagegeti  bei 
Nellerl.  c.  p.  307ff. 

7  Darüber  ist  die  Doktrin  einig.  Ueber  die 
Gründe  ist  freilich  viel  gestritten  worden,  s. 
darüber  Neil  er  1.  c.p.  286ff.  Die  Ansicht^  dass 
diese  Resignationen  simonistisch  seien  und  daher 
nur  vom  Papste  gestattet  werden  dürften,  ist  Jeden- 
falls unhaltbar.     Der  wahre  Grund  liegt   darin, 


§,  161.] 
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tariiiB  d«B  reaignirte  Benefizium  zu  verschaffen,  so  muss  der  letztere,  und  zwar  m  dem 
Zei^nnkt,  in  welchem  der  Verzicht  bindend  abgegeben  wird,  znr  Erwerbung  desselben 
{&i^  sein  ^ .  Veorzichtet  der  Beneflziat  wissentlich  zu  Gunsten  einer  persona  inidonea, 
ao  gilt  die  Renuntiation  als  unbedbgt  abgegeben  und  zieht  für  ihn  den  Verlust  des 
Benefiziums  nach  sich  '. 

Hinsichtlich  der  Wirkung  der  beigefügten  Bedingung  auf  den  Reohtsbestand  der  Re- 
nuntiation herrscht  Streit.  Eine  Meinung  fasst  die  Bedingung  als  Suspensivbedingung  auf, 
nad  litost  daher  den  Verzicht  erst  dann  rechtsbestftndig  werden,  wenn  der  Besignatar  das 
Benefizium  wirklich  erwarben  hat  ^.  Ihre  Vertreter  sind  aber  darttber  nicht  einig,  ob 
der  BcMgaaat  das  letztere  erst  in  dem  Zeitpunkt  verliert ,  in  welchem  der  Resignatar 
das  Amt  erhalt^,  oder  ob  bei  Erfüllung  der  Bedingung  der  Verlust  schon  in  dem  Mo- 
ment als  eingetreten  gilt,  wo  der  Verzicht  an  sich  ^unwiderruflich  geworden  ist^,  d.  h. 
mit  anderen  Worten,  sie  streiten  darüber,  ob  der  Bedingung  die  rückwirkende  Ejraft 
abzusprechen  oder  ob  ihr  eine  solche  beizuiegen  ist. 

Nach  der  anderen  Ansicht  hat  die  resignatio  ad  favorem  den  Charakter  eines  re- 
solutiv  bedingten  Verzichtes^.  Daher  soll  sie  ebenso  wie  die  einfache  Renuntiation 
sofort  wirksam  werden  und  den  Verlust  des  Benefiziums  herbeifahren ,  ihr  Rechtsbe- 
stand  aber  zusammenfallen,  wenn  die  Bedingung  deficirt. 


datt  sie  dem  gemeinen  Reobt  insofern  wider- 
iprechen,  eis  der  Beneflziat  über  sein  Benefizium 
Teifagt  und  dasselbe,  ehe  es  yakant  geworden  ist, 
einem  Andern  übertragen  wird,  Pirhing  1.  c.  n. 
77,  Die  S.  271.  n.  5  dt,  eonst.  Pii  V. :  Qnanta 
ecflesiae  hat  ansdrücklich  bestimmt  ^.  4:  „Ca- 
veut  aotem  episcopi  et  alii  praedicti  itemque 
omnes  eleetores ,  praesentatores  et  patroni ,  tam 
ecdesiastici  qoam  laici,  quicumqne  sint,  ne  verbo 
qaidem  ant  nutu  yel  signo  futuri  bniusmodi  bene- 
licüs  et  offlciis  snccessores  ab  ipsis  resignantibus 
aut  aliis  eorum  signiflcatione  vel  bortatn  designen- 
lar  ant  de  bis  assamendis  promissio  inter  eos  vel 
etiam  intentio  qualiscumque  intercedat,"  und  da- 
dtrcb  stillscbweigend  den  Ordinarien  die  Befog- 
niss  ZOT  Annahme  von  resignationes  in  favorem 
abgesprochen.  Uebrigens  ist  das  ausschliessliche 
Recht  des  Papstes  auch  in  Deutschland  und 
Frankreich,  obwohl  hier  die  betrefl'ende  Konstitu- 
tion nicht  recipirt  war  (s.  S.  272.  n.  1),  anerkannt 
gewesen,  Nellerl.  c.  p.  286;  H^ricourtl.  c. 
p.  338. 

Was  die  Form  betrifft,  so  wird  in  der  desfallsi- 
gen  Supplik  an  den  Papst  allerdings  eine  unbe- 
dingte Yerzichtleistung  abgegeben,  aber  zugleich 
die  Bitte  hinzugefügt ,  dass  der  letztere  das  Be- 
nefizium einer  in  derselben  bezeichneten  Person 
verleihen  möge;  trotzdem  gilt  die  Resignation 
juristisch  als  bedingte.  S.  das  Formular  bei 
Pyrrh.Corrad.prax.  benef.  V.l.  n.  12 u.  ibid. 
n,  50;  van  Espen  1.  c.  c.  1.  n.  7ff. ;  Neller 
p.  281.  282. 

Für  den  Fall,  dass  ein  Dritter  vom  Papste  mit 
der  Annahme  der  Resignation,  also  auch  mit  ihrer 
BewiUignng  beauftragt  wird,  bestimmt  die  40. 
Kagzleiregel :  ,^tem  si  committatur  alicui  beneflcii 
resignatio,  ponatnr  claasula  :  Attente  quoque  pro- 
vidftaa  etc."  welche  In  der  Ausfertigung  lautet : 
„Ceterum,  ne,  dum  prodesse  studemus,  aliqua 
forte  irrepat  iniquitas  in  exitium  animarum ,  tu 


istic  attente  ciioumsplelas,  an  ex  parte  N.  N.  piae- 
fatorum  super  dicta  resignatione,  ut  fieiet,  quam 
nos  nullo  hucusque  vitio  laboiare  deprehendimos, 
intercesserit  simoniae  labes  aut  aliqua  alia  illioita 
pactio  seu  e^m  eorruptela,^  Riganti  ad  reg.  40 
canc.  n.  2. 

Die  Abgabe  eines  derartigen  Verzichtes  vor  dem 
Ordinarius  ist  nichtig,  keineswegs  kann  derselbe 
aber  als  eine  gültige  «infache  Resignation ,  deren 
Bedingung  für  nicht  beigefügt  gilt,  angesehen 
werden.  Ueber  die  desfallsige  Kontroverse  vgl. 
Reiffenstuell.  c.  n.  120.  121. 

1  Leuren.  qu.  350.  6.  auch  das  Dekret  Cle- 
mens' XI.  bei  Riganti  ad  reg.  45.  1.  c.  n.  36: 
„I.  Quod  pro  resignationibus  parochialium,  digni- 
tatum ,  cauonicatuum  et  aliorum  beneflciorum 
residentialium  adhibenda  sit  attestatio  ordinarii 
super  idoneitate  resignatarii ,  exceptis  tamen 
resignationibus  cauonicatuum  collegiatarum  Gal- 
liae,  quae  admitti  possint  absque  attestationibus 
ordinariorum.  III.  Quod  pro  resignationibus  pa- 
rochialium ubicumque  existentium,  exceptaOal- 
Ua,  resignatarius  debeat  esse  constitutus  in  aetate 
XXX  annoram.'' 

2  Weil  er  es  durch  seine  Schuld  bewirkt  hat, 
dass  die  Bedingung  nicht  eintreten  kann,  diese 
somit  zu  seinem  Nachtheil  als  erfüllt  gUt,  Gar- 
cias  1.  c.  XI.  8.  n.  36.  217;  L euren.  1.  c.  qu. 
240. 

3  Garcias  1.  c.  P.  II.  c.  1.  n.  129ff.,  139 ff. ; 
Barbosa  J.  £.  U.  III.  15.  n.  71  ff.;  Reiffen- 
stuel  I.  9.  n.  149.  Einzelne  verlangen  auch 
noch  ausserdem ,  dass  der  Resignatar  den  Besitz 
des  Benefiziums  erlangt  hat,  s.  z.  B.  Reh  uff. 
prax.  benef.  de  resignatione  condition.  n.  18, 
vgl.  darüber  L euren.  1.  e.  qu.  240.  n.  8. 

^  Baxbosa,  Reiffenstuel  11.  cc. 
^  Garcias  1.  c.  n.  155 ff. 
6  L Otter  de  re  benef.  1.  III.  qu.  14.  n.  40; 
Leuren.  1.  c.  qu.  240.  n.  3 — 5, 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  161. 


Die  erste  Auffassung  wird  allein  dem  Wesen  und  dem  Zweck  der  resignatio  in 
favorem  gerecht.  Der  Resignant  will  das  Benefizium  dem  Resignatar  durch  seinen 
Verzicht  zuwenden.  Demnach  bildet  die  Aufgabe  des  letzteren  das  Mittel  zu  dem  von 
ihm  beabsichtigten  Zweck,  dagegen  soll  sie  nach  seiner  Willensmeinung  keine  selbst- 
ständige Bedeutung  haben.  Eine  solche  wird  ihr  aber  beigelegt^  wenn  man  ihr,  ehe 
der  gewollte  Zweck  erreicht  ist,  auch  nur  eine,  obschon  resolutiv  bedingte  Wirkung 
beimisst.  Vielmehr  bildet  die  Suspensivbedingung  die  allein  entsprechende  juristische 
Konstruktion  für  die  beabsichtigte  Abhängigkeit  der  Wirkung  des  Verzichtes  von  der 
Erreichung  des  vom  Resignanten  gewollten  Zweckes  ^  Mit  Rücksicht  auf  die  Absicht 
des  letzteren  kann  femer  beim  Eintritt  der  Bedingung  die  Wirkung  derselben  nicht 
auf  den  Zeitpunkt  der  Annahme  des  Verzichtes  znrückbezogen ,  vielmehr  der  Verlust 
des  Benefiziums  für  den  Resignanten  erst  in  den  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Resigna- 
tar dasselbe  erwirbt 2,  verlegt  werden. 

Da  die  Resignation  in  die  Hände  des  Papstes  zu  erfolgen  hat^  so  wird  das  resig- 
nirte  Benefizium  diesem  affekt^  und  die  Besetzung  kann  allein  durch  ihn  erfolgen^. 


1  Die  Form  des  Verzichtes  kommt  dem  gegen- 
über nicht  in  Betracht,  s.  278.  n.  7.  Wollte  man 
darauf  Gewicht  legen,  so  könnte  weder  Ton  einer 
suspensiv  noch  resolutiv  bedingten  Renunciation 
die  Bede  sein. 

2  Der  darüber  anter  den  Aelteren  geführte 
Streit  ist  aus  Anlass  der  Kontroverse  über  die 
Rückwirkung  der  Bedingung  entstanden.  Diese 
kommt  hier  nicht  in  Betracht.  Will  der  Renun- 
ciant  die  Vakanz  nicht  anders  als  zu  Gunsten  des 
Resignatars,  so  will  er  sie  auch  erst  von  dem  Mo- 
ment ab,  wo  der  Resignatar  das  Amt  erlangt. 
Die  Bedingung  enthält  nach  der  Absicht  des  Ver- 
zichtenden immer  zugleich  eine  Befristung  der 
Wirkung  des  Verzichts,  Daher  erwirbt  der  Ver- 
zichtende noch  die  Früchte  und  die  Einkünfte  des 
Amtes  bis  zu  dem  gedachten  Zeitpunkte.  Bei 
der  Annahme  einer  Resolutiv-Bedingung  oder 
einer  rückwirkenden  Suspensiv-Bedingung  kommt 
man  zu  dem  dem  Willen  des  Resignanten  sicher- 
lich nicht  entsprechenden  Resultat ,  dass  er  diese 
Einnahmen  nur  bis  zum  Augenblick  des  abgege- 
benen Verzichtes  zu  ziehen  berechtigt  ist,  dass 
diese  aber  von  dem  zuletzt  gedachten  Zeitpunkt 
ab  bis  zur  Erwerbung  des  Amtes  durch  den  Re- 
signatar als  VakanzgefÄlle  behandelt  werden 
müssen,  Leuren.  qu.  246.  n.  8.  Dem  letzteren 
würden  sie,  weil  die  Verleihung  des  Amtes  an 
ihn  keine  bedingte  ist,  erst  von  dem  Augenblick 
derselben  zufallen,  es  wäre  denn,  dass  er  in  dem 
gegebenen  Falle  auch  als  Nachfolger  des  Resignan- 
ten ein  Recht  auf  die  Früchte  der  Zwischenzeit 
besasse.  Als  weitere  Konsequenzen  der  im  Text 
vertheidigten  Ansicht  ergeben  sich  folgende. 
Wenn  der  Resignatar  vor  der  Verleihung  stirbt  oder 
wenn  er  für  das  Amt  unfähig  befunden  wird, 
ohne  dass  der  Resignant  von  der  Ungeeignetheit 
Kenntniss  besass,  wird  das  Benefizium  durch  den 
Verzicht  nicht  erledigt,  während  die  Anhänger 
der  Resolutiv-Bedingnng,  Leuren.  qu.240.  n.  Ö 
das  Gegentheil,  die  Rechtsbeständigkeit  der  Re- 
nunciation annehmen ,  weil  der  Papst  hier  keine 
Schuld  trage,  dass  die  Resolutiv  -  Bedingung 
erfüllt  sei ,  was  freilich  selbst  nicht  einmal  von 
ihrem  eigenen  Standpunkte  aus  richtig  erscheint, 


da  dieselbe  lediglich  auf  das  Erlangen  des  Bene- 
fiziums durch  den  Resignatar  gestellt  ist.  Bei 
dem  Tode  des  Resignanten,  welcher  vor  dem  letzt- 
gedachten Zeitpunkt  eintritt,  betrachten  die  letz- 
teren das  Benefizium  ebenfalls  als  durch  die  Re- 
signation erledigt,  andere  behaupten  dagegen  eine 
Vakanz  durch  Tod,  vgl.  Leuren.  1.  c.  n.  6. 
Dies  ist  auch  das  allein  Richtige.  Die  Gültigkeit 
des  Verzichtes  wird  durch  das  Recht  auf  daa  Be- 
nefizium bedingt,  und  wenn  die  Wirksamkeit  des 
ersteren  durch  die  Bedingung  hinaus  geschoben 
wird,-  so  muss  dieses  Recht  auch  noch  beim  Ein- 
tritt derselben  vorhanden  sein.  Andemfalls  ge- 
steht man  dem  Renuncianten  die  BefugnlBS  zu, 
über  die  Dauer  seines  Rechtes  am  Benefizium 
hinaus  zu  verfügen,  was  unhaltbar  ist.  Wie  ein 
Verzicht,  welcher  von  einem  bestimmten  Tage  ab 
seine  Wirkung  äussern  soll,  nicht  reehtsbestindlg 
bleibt,  wenn  der  Benefiziat  vorher  stirbt,  ebenso- 
wenig ist  dies  der  Fall ,  wenn  er  suspensiv  be- 
dingt abgegeben  worden  ist. 

Für  den  Fall ,  dass  der  Resignant  zu  Gunsten 
Mehrerer  Verzichte  ausgestellt  hat,  bestimmt  die 
45.  Kanzleiregel :  „Et  si  ipsnm  resignantem  vel 
cedentem  pluries  super  uno  et  eodem  bennflcium 
in  favorem  diversarum  personarum  successlve 
consentire  conti gerit:  voluit  sanctitas  sua ,  qnod 
primus  consensus  teuere  debeat  et  all!  posteriores 
consensus  ac  literae  eorum  praetextu,  etiam  snb 
priori  data  expeditae,  pro  tempore  nullius  sint 
roboris  vel  momenti  ..."  Mit  Rucksicht  hierauf 
erklärt  sich  die  bei  Bewilligung  von  resignationes 
in  favorem  gebräuchliche  Klausel :  „Et  cum  de- 
creto,  quod  si  apparuerit  super  resignatione  dictae 
parochialis  ecclesiae  antea  per  dictum  N.  N.  alium 
consensum  praestitum  et  extensnm  fnisse ,  prae- 
sens gratia  nulla  sit  eo  ipso,"  Rlganti  &d  reg. 
cit.  S-  1.  n.  240. 

3  S.  0.  S.  146. 

^  Daher  hat  auch  der  Resignatar  seinerseits 
eine  Supplik  an  den  Papst  um  Verleihung  des  zu 
seinen  Gunsten  resignirten  Benefiziums  zn  rich- 
ten, Pyrrhi  Gorradi  praxis  beneflc.  Y.  1. 
n.  50. 


}.  161.] 


Der  Verzicht  auf  das  Kirchenamt. 
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Die  Affoktion  beseitigt  nur  die  Rechte  des  ordentlichen  KoUators,  nicht  aber  die  der 
MDSt  bei  der  Besetzung  zur  Mitwirkung  Berechtigten.  Ihnen  kann  der  Resignant  ihre 
Befugnisse  durch  eine  derartige  Resignation  nicht  entziehen,  und  deshalb  bedarf  es  in 
diesen  Fällen  stets  ihrer  Zustimmung^.  Absolut  nichtig  ist  aber  ein  ohne  dieselbe  zu 
Stande  gekommener  Verzicht  und  eine  darauf  folgende  Kollation  des  resignirtenBenefi- 
flums  nicht,  vielmehr  kann  der  Berechtigte  die  letztere  nur  als  nichtig  aufrufen  2.  Ist 
dies  geschehen,  so  fitilt  die  erfolgte  Besetzung  zusammen.  Der  Verzicht  selbst  wird 
aber  von  der  Nichtigkeit  an  sich  nicht  berOhrt,  weil  die  Einwilligung  der  gedachten 
Berechtigten  nur  zu  dem  Zwecke  nöthig  erscheint,  damit  der  Resignatar  das  Benefi- 
ziiim  erlangen  kann.  Daraus  folgt,  dass  der  Resignirende  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
die  dem  Verzicht  beigefügte  Suspensivbedingung  nicht  eingetreten  ist,  das  letztere  be- 
hllt  oder  es  wieder  zurttckzufordem  befugt  ist,  es  sei  denn,  dass  er  die  Berechtig 
gang  des  Dritten  gekannt  odar  sich  schuldhafter  Weise  in  Unkenntniss  darttber  befun- 
den hat.  In  diesem  letzteren  Falle  ist  durch  sein  eigenes  Verhalten  der  Eintritt  der 
Bedingung  verhindert,  und  diese  gilt  demnach  als  erftlllt,  d.  h.  er  ist  des  Benefiziums 
durch  seinen  Verzicht  verloren  gegangen  und  dasselbe  kann  von  Neuem  auf  dem  ge- 
vdhnliehen  W^e  besetzt  werden  ^. 

Endlich  folgt  aus  dem  Wesen  der  resignatio  in  favorem,  dass  der  Papst  mittelbar 
gezwungen  ist,  dem  von  dem  Renuntianten  bezeichneten  Dritten,  falls  dieser  fähig  ist, 
das  Benefizium  zu  verleihen.  Nur  dadurch  wird  die  dem  Verzicht  innewohnende  Be- 
dingung verwirklicht  und  das  resignirte  Benefizium  erledigt,  während  im  umgekehrten 
Falle,  d.  h.  wenn  der  Papst  dasselbe  einer  andern  Person  überträgt,  eine  solche  Kolla- 
tion niebtig  ist^,  und  der  Resignant  das  Benefizium  nicht  verliert. 


t  Also  des  Patrons ,  des  Nominations-  und  der 
Wahlberechtigten,  Pirhing  1.  c.  I.  9.  n.  13; 
Lenren.  1.  c.  qu.  27dff. ;  Relffenstuel  I.  0. 
n.  61.  62.  Ob  der  Patron  ein  geistliches  oder 
weltliebes  Patronatrecht  hat,  ist  gleichgültig,  nur 
tritt  hinsichtUeb  des  Präsentationsrechtes  des 
geistlichen  Patrons  die  Derogation  durch  ander- 
weitige Besetzung,  des  Papstes  stillschweigend 
ein,  s.  0.  S.  96,  und  daher  ist  es  im  praktischen 
Beraltat  aUerdings  richtig ,  dass  der  Konsens  des 
ersteren  nicht  erforderlich  ist,  so  Gar  das  1.  c. 
XI.  3.  n.  15;  Leuren.  1.  c.  qn,  294.  n.  3.  Die 
Wahlberechtigten  haben  ihren  Konsens  einstim- 
mig zu  geben.  Der  Resignant  bat  kein  Recht 
irgend  einem  Wähler  sein  Wahlrecht  durch  eine 
reiignatio  in  favorem  zu  entziehen.  Dass  ein 
MflJoritUsbeschhiss  der  letzteren  genügt,  wenn 
der  Verzieht  zum  Vortheil  der  Kirche  erfolgt,  ist 
zwar  die  unter  den  Aelteren  herrschende  Meinung, 
Pirhing  1.  c;  Leuren.  1.  c.  qu.  293.  n.  2, 
indessen  haltlos. 

>  Darfiber  ist  die  Doktrin  einig,  s.  die  Citate 
in  der  vor.  Anm.  Der  Grund  liegt  darin,  dass  die 
Berechtigten  auf  Ausübung  ihres  Rechtes  verzich- 
ten können.  Ihr  Anfechtungsrecht  ist  ebenfalls 
•uigesclüoBsen,  wenn  der  Papst  ihren  BefDgnissen 
derogirt  hat,  s.  o.  S.  96. 

'  Gare  las  1.  c.  n.  35';  Leu'ren.  I.  c.  qu. 
2d4.  o.  9. 

Die  resignatio  in  favorem:  kann  auch  wegen 
cBCgegenetehender  Bereebtigungen  Dritter  auf  das 
benelldunk  ausgeschlossen  sein,  dies  ist  der  Fall, 
wenn  ein  solcheT  eine  Antwartsohaft  auf  das  Be- 


neficium  besitzt,  L euren.  I.e.  qu.296.  Sie  ist 
weiter  unstatthaft  und  nichtig ,  wenn  das  benefl- 
cium  litigiös  ist,  weil  hier  die  Berechtigung  des 
Resignanten  in  Frage  steht,  jedoch  mit  Ausnahme 
des  Falles,  wo  sie  zu  Gunsten  der  anderen  Partei 
geschieht,  Leuren.  1.  c.  qu.  308.  Endlich  kann 
sie  wegen  mangelnder  Yerfügungsberechtigung 
nicht  in  Betreff  päpstlich  reservirter  und  unirter 
Beneflzien  abgegeben  werden,  Leuren.  qu. 295. 
298;  Pirhing  1.  c.  n.  15.  In  Bezug  auf  die 
letzteren  kommt  die  Vorschrift  des  Tridentinums 
Sess.  XXX.  c.  6  de  ref.  u.  Sess.  XXIII.  c.  18  de 
ref .  zur  Anwendung ,  dass  der  Eintritt  der  Wir- 
kung bereits  verfügter  Unionen  nicht  durch  Re- 
signationen gehindert  werden  soll.  Der  Papst 
kann  allerdings  bei  der  Annahme  von  solchen 
dieser  Bestimmung  derogiren ,  aber  falls  ihm  der 
Sachverhalt  nicht  vorgetragen  ist ,  gilt  seine  Be- 
willigung des  Verzichtes  als  erschlichen  und  nich- 
tig. 

«  Lotter.  L  c.  1.  III.  qu.  14.  n.  41.  42; 
Leuren.  1.  c.  qu.240.  n.  3;  Reiffeustuel  I. 
9.  n.  147. 

Eine  besondere  Art  der  resignatio  in  fsvorem 
ist  die  s.  g.  resignatio  reeiproea,  d.  h.  der  Fall, 
wo  zwei  Geistliche  auf  ihre  Beneflzien  in  der 
Weise  verzichten,  dass  die  Anverwandten  des 
anderen  das  resignirte  Benefizium  erhalten  sollen, 
Relffenstuel  1.  c.  n.  123.  Solche  Resignatio- 
nen zu  Gunsten  der  Söhne  von  Geistlichen  hat 
das  Trid.  Sess.  XXV.  c.  15  de  ref.,  um  die  Um- 
gehung der  Th.  n.  S.  478  gedachten  Verbote  der 
Nachfolge  in  Beneflzien  zu  verbinden! ,  für  un- 
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I.  Die  Hierarchie  unü  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  161. 


2.  Die  resignatio  cum  renervaücfne  ^ensumis.  Der  Yerzidiit  des  AmtBinhabers  unt^r 
Vorbehtüt  eines  Theiles  der  Frttohte  seines  Benefizinms  oder  einer  Pension  ans  dem- 
selben nntersteht  nicht  blos  den  aUgemeinen  Regeln  vom  Veraichte ;  sondern  anefa 
denen  über  die  Belastimg  der  Benefizien  mit  Pensionen  ^.  Er  iflt  daher  'ftlr  die  Regel 
nur  statthaft  nnd  gttltig  mit  Genehmigung  des  Papstes  ^.  Der  OrdinadüB  kaltn  bei  dein 
Verzichte  eines  Benefiziaten  ansnabmsweise  allein ,  wenn  ein  gerechtfertigter  Gmd 
dafülr  vorliegt,  also  wenn  der  letztere  alt  oder  krank  ist  und  keine  anderen  Einnahme- 
quellen  besitzt ,  oder  dnrdh  die  Resignation  ein  Process  Hber  das  BenefiEinm  beseitigt 
wird,  eine  Pension  auf  das  Benefizinm  auflegen.  Ein  Gesnoh  des  Benefiziaten  vaxt  eine 
solche  (Pension  ist  nicht  ani^^ehloBsen ,  nnd  ebenso  wenig  ist  'es  unerlaubt,  dass  der- 
selbe sidi  Ober  die  Höhe  derselben  vorlftufig  mit  dem  etwaigen ,  in  Aussicht  genom- 
menen Nachfolger  benimmt,  falls  nur  derartige  Verabredungen  nicht  in  bindender  Weise 
eingegangen  werden ,  vielmehr  die  definitive  Regelung  der  Pension  dem  OrdinariuB 
Hberlassen  wird  ^.  Demnach  können  diese  Resignationen  nidit  als  bedingte  enushtet 
werden.  Feste  Verpflichtungen  der  hervorgehobenen  Art  ohne  den  Vorbeiialt  der 
freien  entscheidenden  Bestimmung  des  kirchlichen  Oberen  würden  eine  Simonie  bAden. 
Nicht  minder  wäre  dies  aber  der  Fall ,  wenn  der  Benefifliat  die  BeWUligtmg  nsaä  >Kim- 
sthuimng  der  Pension  zur  Bedingung  seines  Verziohtes  auf  sein  Benefizimi  machen 
wollte.  Da  der  letztere  unter  dieser  Voraussetzung  nach  der  Absicht  des  Renustianften 
erst  mit  der  Bestellung  der  Pension  Rechtsbestand  und  Reehtswirksamkeit  erfaalien 
soll,  so  will  derBenefiziat  die  Aufgabe  seines  Benefiziums  von  der  Erlan^ng  ^es  weh- 
Irchen  Vortheils  abhftngig  machen,  also  dasselbe  simonistiseh  verttussem^.  Eine  der^ 
artige  Renuntiation  kann  also  selbst,  wenn  sie  der  Bkohof  annimmt ,  keine  r^ekthohe 
Wirkung  haben  ^. 

Dieselben  Gründe  sprechen  auch  gegen  die  Zulassung  derartiger  Resignationen 
Seiten«  des  Papstes.    Diese  sind  aber  früher  in  weitem  Umfange  gestattet  worden  ^, 


«Utthaft  und  die  darauf  erfolgten  Verleihungen 
für  nichtig  erklärt.  Ferner  gehören  hierher  die 
8.  g.  rtsignaUonea  triungularea  und  guadrangU' 
lare»,d.  h  Renuntlationen,  bei  denen  der  erste  auf 
sein  'Benefizlum  zu  Gunsten  des  zweiten ,  dieser 
auf  das  seinige  zu  Gunsten  des  dritten ,  letzterer 
wieder  zu  Gunsten  des  vierten ,  und  der  letzte 
(also  der  dritte  oder  vierte)  auf  das  seinige  zu 
Gunsten  des  Ersten  verzichtet,  s.  Reiffen- 
stnel  1.  c.  n.  123.  124. 

1  Th.  II.  S.  412  ff. 

a  A.  a.  O.  S.  413. 

3  Dies  Ist  die  herrschende  Meinung  Barbosa 
J.  E.  U.  III.  15.  Fagnan.  ad  c.  21  X.  de  praeb 
III.  5;  n.  49  ff.;  Leuren.  1.  c.  qu.  444.  446; 
Reiffenstueim.  12.  n.l02ff.;  s.  auchGar- 
clas  1.  0.  P.  I.  e.  5.  n.  364,  welcher  n.  340  zwar 
die  Unzulässigkeit  bei  vorhergehenden  Verein- 
barungen annimmt,  aber  unter  diesen,  s.  n.  843, 
solche  versteht,  welche  als  bindend  beabsichtigt 
sind.  Dass  erst  Benedikt  XIY.  die  Zulassung 
solcher  Pensionen  in  seinen  Konstitutionen :  -In 
soblimi  v.  29.  August  1741  und  Ecdesiastioa  v. 
lö.  Juni  1746,  bull.  Bened.  XIV.  1,  71  u.  2,  61, 
gestattet  habe,  so  Belfert  S.  266;  Fachmann 
K.  R.  %.  198,  Ist  unrichtig. 

Das'Vefbot,  Pensionen  auf  Pfiarrbenefizien  auf- 
zulegen, Th.  II.  S.4i4,  ist  auf  diesen  FaU  nicht 


bezogen  worden,  Reiffenstuel  1.  c.  n.  103. 
104. 

lieber  die  Kontroverse,  in  welcher  Art  der 
Bischof  das  Benefizlum  belasten  darf,  s.  Th.  II. 
S.  414. 

4  Barbosa  1.  c.  lU.  15.  n.  49;  Pirhing  l. 
c.  n.  90;  vgl.  auch  Schulte,  K.  R.  2,  343. 
Bei  den  Neueren,  s.  z.  B.  Permaneder  J.  268; 
Richter-Dove  $.  104;  Ginzel  K.  R.  $.  350 
wird  der  juristische  Charakter  dieser  Art  der  Be- 
signation  völlig  unberührt  gelassen. 

&  Well  simonistische  Rechtsgeschäfte  nichtig 
sind,  München,  kanon.  Gerichtsverfahren  und 
6trafrecht  2,  297.  302.  I>er  Beneftziat  geht  sJao 
seines  Amtes  nicht  durch  den  Verzicht,  wohl  Aber 
in  Folge  der  Simonie  verlustig,  wenn  die  Verab- 
redung zu  Stande  gekommen  ist,  a.  a.  O.  S.  302 
u.  const.  PiiV. :  Intolerabilisv.  1689,  bull.  Taur. 
7,  7Ö4. 

0  Und  zwar  seit  dem  15.  Jahrhundert  trotz  des 
c.  un.  (Innoc.  III.)  X.  ut  e€«les.  beoef.  III.  12 
auch  mit  Vorbehalt  der  voUen  Einkünfte  des  le- 
signirten  Benefiziums ,  so  daas  sich  eine  nnter 
der  VI.  (1492—1503),  und  nach  ihm  Alexen- 
Paul  HI.  (1534^1549)  und  eine  weitere  anter 
Clemens  XI.  1704  eingesetzte  Kommissioa  i^e- 
nöthigt  sahen ,  die  Gestattung  desartiger  Reser- 
vationen auf  die  Kardinäle  einauschranken »   R 1- 
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wefl  man  den  Papst  ftlr  befugt  erachtet  bat ,  von  dem  positiven  Verbote  der  Simonie 
zu  dlspensiren.  Auch  die  45.  Kanzleiregel^  setzt  sie  als  zulässig  vorauä,  indem  sie 
anordnet ,  dass  derartige  Verziclite  nicht  ohne  Zustimmung  desjenigen ,  welcher  die 
Pension  zu  zahlen  hat,  angenommen  werden  sollen.  Ihrem  juristischen  Charakter  nach 
stellen  sie  sich  als  Resignationen  dar ,  welche  durch  die  Bestellung  der  Pension  zu 
Gunsten  des  Resignanten  suspensiv  bedingt  sind  ^.  Herkömmlicherweise  wird  ihnen 
aber  zugleich  die  Resolutivbedingung  beig^fagt ,  dass  der  Erwerber  des  Benefiziunls 
und  seine  Nachfolger  die  Yerpflichtung  zur  Zahlung  der  Pension  fortdauernd  anzuer- 
kemien  und  diese  letztere  bedungenermassen  Zu  leisten  haben,  widrigenfalls  das  resig- 
ulite  B^n^fizium  an  den  Yerzichtleistenden  zurückfallen  und  dieser  das  Recht  haben 
soll,  sich  in  den  Besitz  desselben  zu  setzen  ^. 

3 .  Ausser  den  unter  1  und  2  gedachten  Arten  bedingter  Resignationen  ist  seit 
Ende  des  15.  Jahrhunderts^  auch  die  s.  g.  resignatio  cum  regressu^  Sitte  geworden, 
d.  h.  eine  Yerzichtieistung  unter  dem  Vorbehalt  des  Resignanten,  dass  ihm  das  resig- 
nirte  Beneffzium  in  gewissen  Pftllen,  z.  B.  bei  vorher  erfolgtem  Tode  des  Erwerbers 
desselben  wieder  zufyien  solle.  Diese  und  ähnliche  Renuntiationen  ^  hat  das  Triden- 
tiner  Konzil  und  zwar  selbst  zu  Gunsten  der  Kardinäle  ftlr  nichtig  erkläil; ''.  Gianz  sind 
sie  aber  damit  nicht  beseitigt  worden ,  vielmehr  hat  sie  die  Praxis  der  Kurie  in  ein- 
zelneii  Fällen ,  so  namentlich  fOr  den  Fall ,  dass  die  bei  der  Resignation  bedungene 
Pensicm  nicht  gezahlt  werden  sollte,  auch  nach  dem  Konzil  zugelassen^. 


ganti  ad  reg.  4Ö  canc.  S.  %  n.  23—26;  Tho- 
massln  1.  c.  P.  III.  1.  2.  c.  31.  n.  15.  Die  Zn- 
lassnng  dieser  Reseryationen  hat  übrigens  za  Ge- 
schiften Tenmlassung  gegeben,  welche  im  Grunde 
oidits  als  ein  Yerkauf  und  Kauf  von  Beneflzlen 
gewesen  sind.  Mit  der  Resignation  unter  dem 
Torbehalt  einer  Pension  wurde  zugleich  die  in 
faTorem  tertli  verbunden  und  mit  dem  Resignatar 
die  Terabredung  getroffen,  dass  er  demnächst  die 
Ablösung,  cassatio,  abolitio  oder  extinctio  der 
Pension  zu  einer  vereinbarten  Summe  vorzuneh- 
men habe.  Dagegen  richten  sich  die  S.  282.  n.  3 
dtirten  Konstttutionen  Benedikts  XIV. ,  von  denen 
schon  die  erstere  ausser  der  Nichtigkeit  derartiger 
Verträge  und  der  Verpfiiclitung  des  Resignanten, 
die  empfangene  Ablösungssumme  zur  Verwen- 
dung zu  frommen  Zwedcen  herauszugeben ,  auch 
die  Strafe  des  Verlustes  aller  Rechte  am  Bene- 
izinm  und  der  Unfähigkeit  zur  Erlangung  anderer 
Aemter  festsetzt. 

^  „.  .  .  nee  literae  reslgnatlonis  vel  assignatio- 
ids,  etiam  motu  proprio ,  cuiusvis  p^nsionis  an- 
Duae  super  alicuius  beneflcii  fructibus  expediri 
possint ,  nisi  de  consensu  Ulius ,  qui  pensionem 
persolvere  tunc  debebit**.  Ueber  die  Derogation 
dieses  Konsenses  vgl.  Riganti  1.  c.  n.  42  ff. 

2  Gewöhnlich  auch,  well  bei  diesen  Resignatio- 
nen zugleich  eine  in  favorem  tertli  konkurrirte, 
bedingt  durch  die  Erwerbung  des  Beneflziums 
■eitens  des  Resignatars.  Eine  Supplik  für  diesen 
FalVbei  Pyri'h.  Oorrad.  1.  c.  n.  1. 

*  S.  die  in  der  tot.  Anm.  angeführte  Stelle  von 
Pyrrhus  Gorradus. 

*  Thomas  sin  1.  c.'P.  II.  1.  I.  c.  22.  n.  1. 

s  Rebuff.  praxis  benef.  tit.  de  regressibus; 
Pirhing  1.  c.  n.  11;  Leuren.  1.  c.  qu.  235. 
n.  2;  Bigairti  ad  reg.  26  canc.  o.  155 ff. 


'0  Ausser  dem'Regress  auch  den  s.  g.  ingttaaut 
und  aeeesm».  Unter  dem  ersteren  verstand  man 
den  Fall ,  in  welchem  der  Erwerber  des  Benefl- 
ciums  vor  erlangtem  Besitze  auf  dasselbe  mit 
dem  Vorbehalte  resignirte,  unter  gewissen  Be- 
dingungen das  Beneflzium  wieder  zu  erwerben 
und  sich  in  den  Besitz  desselben  setzen  zu  kön- 
nen. Der  s.  g.  acee89U8  lag  dann  vor,  wenn  das 
Beneffzium ,  welches  einem  wegen  seines  Alters 
zur  Erwerbung  desselben  unfähigen  bestimmt 
worden  war,  inzwischen  einem  anderen  (auch  nur 
zur  Verwaltung)  übertragen  und  dem  ersten  bei 
Erreichung  des  gesetzmassigen  Alters  die  Befüg- 
niss  gewahrt  wurde,  das  Beneffzium  eigenmächtig 
in  Besitz  zu  nehmen,  s.  die  Gitate  in  der  vorigen 
Anm. 

Durch  den  regressus  und  ingressus  wird  der 
Verzicht  resolutiv  bedingt ;  beim  accessus  ist  da- 
gegen der  Erwerb  für  den  Begünstigten  suspen- 
siv, die  Stellung  des  Zwischeninhabers  oder  des 
Verwalters  des  Beneflziums  resolutiv  bedingt. 

'  Sess.  XXV.  c.  7  de  ref .  —  Nach  der  const. 
Pii  V:  Intolerabilis  V.  1589,  bull.  Taurin.  7,  754, 
über  die  simonia  confldentialis,  welche  das  Verbot 
des  Konzils  wiederholt,  treten  auch  wegen  des 
gedachten  Vergehens  Strafen ,  insbesondere  der 
Verlust  des  Beneflziums,  ein. 

8  Riganti  1.  c.  n.  160;  Leuren.  qu.  606, 
weil  man  das  cit.  c.  7  Sess.  XXV  wegen  des  dort 
angegebenen  Zweckes,  den  Schein  jeder  Erbfolge 
auflzuschliessen ,  auf  sie  nicht  für  anwendbar  er- 
kr&rte. 

Ausserdem  ist  auch  bei  Bisthümern,  insbeson- 
dere deutschen,  zu  Gunsten  fürstlicher  Personen, 
päpstllcfaerseits  der  accessus  gestattet  worden, 
Riganti  1.  c.  n.  164  und  ad  reg.  24.  %,  2.  n. 
35  ff. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  161. 


Was  die  Stellung  des  Staates  zu  der  kirchengesetzlichen  Regelung  des  Aemter> 
vemohtes  betrifft,  so  hat  derselbe  prinzipiell  kein  Recht,  eine  Mitwirkung  bei  ein- 
fachen Renunciationen  zu  fordern.  Solche  berühren  sein  Interesse  nicht  und  aus 
einem  etwaigen  Betheiligungsrecht  bei  der  Anstellung  lässt  sich  eine  derartige  Befug- 
nIsB,  weil  in  Betreff  dieser  völlig  andere  Gesichtspunkte  in  Frage  kommen,  ebenso- 
wenig herleiten  ^  Nur  vereinzelt,  so  in  Frankreich,  ist  als  Ausfluss  der  Nomi- 
nation  des  Regenten  fOr  die  bischöflichen  Stühle  das  Genehmigungsrecht  desselben  zu 
Verzichtleistungen  der  J^schöfe  auf  ihre  Stellen  in  Anspruch  genommen  worden  ^. 

Wohl  aber  kann  der  Staat  eine  Anzeige  über  die  erfolgte  Annahme  einer  Resig- 
nation vorschreiben,  wie  dies  in  Oldenburg^,  Oesterreich^  und  im  Königreich 
Sachsen  (hier  nur  in  Betreff  der  geistlichen  Aemter}  ^  geschehen  ist,  damit  er  in  den 
Stand  gesetzt  wird,  seine  Rechte  bei  der  Wiederbesetzung  wahrzunehmen.  Eine  solche 
Benachrichtigung  der  Staatsbehörde  liegt  sogar  im  Interesse  der  Kirche,  falls  der  Staat 
Fonds  zur  Unterhaltung  ausgedienter  katholischer  Geistlichen  gewährt,  und  sie  ist  da- 
her mit  Rücksicht  hierauf  auch  in  einzelnen  Staaten  kirchlicherseits  in  Aussicht  gestellt 
worden^.  Darüber  hinaus  fordert  aber  das  b airische  Recht  auch  Genehmigung  der 
Staatsregierung,  wenn  die  resignirte  Pfründe  landesherrlichen  Patronates  ist  7. 

Auch  den  Resignationen  zu  Gunsten  eines  Dritten  steht  an  und  für  sich,  sofern 
bei  der  Wiederverleihung  des  Amtes  dem  Mitwirkungsrecht  des  Staates  ^  Raum  für 
seine  Bethätigung  gelassen  wird,  nichts  entgegen.  Jedoch  sind  dieselben  in  einzelnen 
Ländern,  soinBaiern®  verboten. 

Was  die  Gewährung  einer  Pension  für  den  verzichtenden  Geistlichen  betrifft,  so 
ist  im  landrechtlichen  Gebiete  Preussens  die  Belastung  der  Pfarrbenefizien  bis  zu  einem 
bestimmten  Betrage ,  welcher  aber  nicht  mehr  als  ein  Drittel  der  Pfarreinkünfte  aus- 
machen darf,  für  alte  und  kranke  Pfarrer  statthaft  ^ö,  ebenso  in  Ba  iern  die  aller  Bene- 


In  Frankreich  haben  einzelne  Parlamente  die 
Regresse  schon  im  15.  Jahrhundert  für  unstatthaft 
erklärt,  und  später  galten  sie  bei  Pfründen  könig- 
licher Ernennung  oder  Laienpatronatspftünden 
als  ausgeschlossen,  Art.  54  der  gallikanischen 
Freiheiten,  sowie  im  Uebrigen  nur  ausnahmsweise 
als  erlaubt,  Durand  de  Mailiane  dlct.  de 
droit  canonique  4,  298. 

1  So  gilt  auch  das  kirchliche  Recht,  was  die 
Berechtigung  zur  Annahme  von  Verzichten  be- 
trifft, in  Preussen  (yg\.  §.  102.  A.  L.  R.  U. 
11,  welcher  die  Noth wendigkeit  des  Konsenses  des 
geistlichen  Oberen  nicht  ausschliesst),  Baiern, 
Würtemberg,  Baden,  Hessen,  Königreich 
Sachsen  ,  Oldenburg  (wo  aber  für  den  Bischof 
von  Münster  der  Offlzial  in  Vechta  die  betreffende 
Befugniss  ausübt,  Vertrag  Tom  5.  Januar  1830. 
$.  14),  in  Sachsen-Weimar  und  in  den  klei- 
neren deutschen  Staaten,  für  welche  übrigens  nur 
einzelne  Pfarrstellen  in  Betracht  kommen  können. 
Vgl.  auch  die  folgenden  Anmerkungen. 

2  Circ.  R.  d.  Kult.-Min.  y.  1828  bei  Dursy, 
Staatskirchenrecht  in  Elsass  -  Lothringen  1,  74, 
welches  sich  auf  einen  Beschluss  des  königlichen 
Rathes  von  1670  beruft.  Die  P^rklärung  ist  von 
dem  Kultusminister  aufzunehmen ,  und  mit  dem 
Datum  derselben  beginnt  die  Vakanz,  Min.-Cirk. 
V.  29.  Sept.  1827,  a.  a.  0.  S.  75.  Eine  unmittel- 
bare, beim  Papst  nachgesuchte  Demission  wird 
erst  mit  der  Genehmigung  des  Regenten  wirksam, 


und  eine  bereits  seitens  desselben  genehmigte 
bleibt  auch  gültig,  wenn  sie  vom  Papste  aas  an- 
deren als  kanonischen  Oründen  zurückgewiesen 
wird. 

8  Normativ,  v.  5,  April  1831.  %.  17. 

*  Ges.  V.  7.  Mai  1874.  $.  11 ;  s.  auch  Arch.  f. 
K.  R.  24,  81. 

5  Ges.  V.  23.  Aug.  1876.  %.  25. 

0  So  in  Würtemberg,  s.  d.  Ordinär.  Erl. 
V.  2.  März  1858,  v.  Vogt,  Samml.  klrchl.  Ver- 
ordn.  S,  604. 

^  Erlass  vom  8.  April  1852.  Nr.  10  u.  Erlass 
V.  10.  Nov.  1873,  Nr.  11.3,  Dove  u.  Fried- 
berg, Zeitschr.  f.  K.  R.  12,  259;  Krick,  ka- 
thol.  Pfründen wesen  in  Baiern  S.  70;  Stingl, 
Verwaltung  d.  kath.  Pfarrämter  S.  99;  bei  Privat- 
patronatspfründen  ist  auch  der  Konsens  des  Pa- 
trons nöthig,  M.  £.  v.  10.  Jan.  1848,  Döllingei 
fortges.  Samml.  S.  236. 

8  S.  0.  S.  183. 

»  V.v.  14. Februar  1803,  DöUinger,  S&nunl. 
8,  741 ;  Silbernag],  Verfassung  d.  Religions- 
gesellschaften in  Baiern  S.  71;  Krick  a.  a.  O. 
S.  70;  Stingl  S.  100;  s.  auch  die  vor.  Anm. 

Die  inOesterreich  früher  bestehenden  Ver- 
bote, s.  Hofdekret  v.  7.  Okt.  1782  und  v.  6.  u. 
28.  April  1783,  Handbuch  d.  Verordn.  Joseph  II. 
2,  237,  sind  durch  das  Konkordat  v.  1865  besei- 
tigt worden. 

10  A.  L.  R.  II.  11.  $S.  528.  529,  nur  soU  der 


§.  162.) 
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fizien  bis  zur  Höhe  derselben  Quote,  aber  niemals  über  500  Gulden  hinaus  ^  In  den- 
jenigen Ländern,  in  welchen  ein  derartiger  Rechtstitel  nicht  ein  fftr  alle  Mal  gesetzlich 
begröndet  ist ,  hängt  die  Zulässigkeit  davon  ab,  ob  der  Bischof  nach  den  bestehenden 
gesetzlichen  Vorschriften  allein  die  Benefizialeinkttnfte  zu  belasten  befugt  ist  oder  nicht  ^. 

Soll  aber  durch  die  Renuntiation  und  durch  die  Pension  der  Staat  belastet  werden, 
so  kann  dies  selbstverständlich  nicht  ohne  Genehmigung  der  Regierung  geschehen  '. 

Der  Vorbehalt  des  Regresses  endlich ,  welcher  freilich  praktisch  kaum  mehr  in 
Frage  kommen  wird,  ist  jedenfalls  in  denjenigen  Ländern,  in  denen  die  dauernde  Be- 
setzung bestimmter  Aemter  angeordnet  ist^,  ausgeschlossen,  weil  eine  Besetzung  unter 
einer  Resolutivbedingung  mit  dieser  Vorschrift  unvereinbar  ist,  und  kann  auch  da,  wo 
eine  staatliche  Bestätigung  der  Besetzung  erfordert  wird'^,  stets  durch  Verweigerung 
derselben  verhindert  werden. 

§.162.    b.  Der  Tausch  der  Kirchenämter*, 

Der  Tausch  der  Benefizien  {pertnutatio  hmeßciorum)  setzt  nothwendig  eine  vor- 
gingige Vereinbarung  unter  den  beiden  betheiligten  Benefizialen  voraus.  Wenngleich 
eine  solche  in  Betreff  der  Erwerbung  und  Veräusserung  von  Benefizien  im  Allgemeinen 
verboten  ist^,  so  hat  das  kirchliche  Recht  doch  die  Statthaftigkeit  eines  Ueberein- 
kommens  behufs  des  Tausches  anerkannt  ? ,  weil  eine  darauf  gerichtete  Verabredung 
nicht  nothwendiger  Weise  aus  unerlaubtem  Ehrgeiz  und  unerlaubter  Gewinnsucht  zu 
entspringen  braucht,  und  unter  Umständen  die  Vertauschung  von  Benefizien  durch  ihre 
Inhaber  so  gar  im  kirchlichen  Literesse  liegen  kann.  Auf  einen  weiteren  ,  mehr  als 
zwei  Personen  umfassenden  Benefizienwechsel  ist  aber  die  Ausnahme  nicht  ausgedehnt 
worden  ^.  Femer  ist  auch  die  Zulässigkeit  des  Tausches  unter  zwei  Benefiziaten  von 
besonderen  Eautelen  abhängig  gemacht. 

Es  steht  den  Betheiligten  nicht  frei,  lediglich  und  allein  durch  ihre  Willens- 
einignng  den  Tausch  in  bindender  Weise  zu  verabreden.  Falls  sie  ihrer  Uebereinkunft 
emen  derartigen  Charakter  geben  oder  sie  gar  zu  verwirklichen  suchen,  verlieren  sie 
vielmehr  zur  Strafe  ihre  Benefizien  ^.    Ein  Abkommen  unter  ihnen  kann  nur  im  Sinne 


Betrag  selbst  nicht  in  einer  pars  qnota  festgesetzt 
«eiden,  $.  619  a.  a.  0.  Es  ist  unrichtig,  wenn 
Schölte  K.  R.  2, 343.  n.  3  behauptet,  dass  das 
A.  L.  R.  wegen  d.  Verf.  Urk.  v.  1850,  Art.  15 
nicht  mehr  in  Betracht  kommt ,  denn  die  Termo- 
gensreehthehen  Verpflichtungen  hat  dieser  Artikel 
nicht  beseitigt. 

1  Der  für  den  Nachfolger  übrig  bleibende  Er- 
trag muss  aber  bei  Pfarreien  immer  noch  1000 
Golden,  bei  anderen  Benefizien  400  Gulden  be- 
tragen, DöHinger  a.a.O.  S.  742;  Silbernagl 
8.71;  Kricka.  a.  0.  S.  71. 

InOesterreich  war  die  Resignation  mit  Vor- 
behalt einer  Pension  verboten,  s.  Hofdekret  vom 
4.  Nov.  u.  16.  Dez.  1784,  cit.  Handbuch  6,  492, 
«.aber  jetzt  S.  284.  n.  9. 

2  Im  letzteren  Fall  müssen  die  dafür  zustän- 
digen Organe  mitwirken. 

«  Für  Baiern  s.S. 284.  n.  7.  Vgl.  würtemb. 
Verf.  Urk.  v.  1819.  %  74  und  dazu  den  S.  284. 
n.  6  cit.  Erl.,  clt.  oster r.  Ges.  §.  9.  Ein  solcher 
fall  tritt  stets  ein,  wenn  der  Amtsträger  ein  staat- 
liches Gehalt  bezieht,  und  für  ihn  nach  seinem 


Abgang  eine  Pension  aus  Staatsmitteln  beschafft 
werden  soll. 

*  S.  0.  S.  190. 
6  S.  0.  S.  189. 

*  Jo.  a  Ch okier  tract.  de  permutationlbus 
beneflciomm.  Rom.  1580.  1700.  Leod.  1616. 
1632. 

6  S.  0.  S.  277. 

7  c.  8  (Turon.  v.  1163)  X.  de  praeb.  III.  5 
verbietet  den  Tausch  von  Dignitaten,  es  kann 
darunter  aber  nur  ein  eigenmächtiger  verstanden 
werden,  vgl.  c.  5  (ürban.  111)  c.  7.  8  (Inn.  III.) 
X.  de  rer.  permut.  III.  19;  c.  un.  (Bonif.  Vin.) 
in  VIto  eod.  tit.  III.  10;  Clem.  un.  eod.  IH.  5. 

8  Die  Verabredung  eines  Wechsels  der  Bene- 
fizien unter  Dreien  (oder  Vieren)  in  der  "Weise, 
dass  der  Zweite  das  Beneflzlum  des  Ersten,  der 
Dritte  das  des  Zweiten,  der  Erste  das  des  Dritten 
erhalten  boU,  s.  g.  permuiaUo  triangularis  (oder 
quadrangularis)  ist  kein  Tausch  und  konnte  nur 
durch  den  Papst  zugelassen  werden,  L euren.  1. 
c.  qu.  815. 

^  c.  7  cit.  X.  III.  19  schreibt  Entziehung  der 
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eines  den  Tausch  vorbereitenden,  noch  nicht  allein  rechtswirksamen  Aktes  einge- 
gangen werden ,  und  muss ,  um  BechtsgUltigkeit  zu  erlangen ,  seinem  vollen  Inhalte 
nach  der  Prüfung  und  Genehmigung  des  kijrchlichen  Oberen  unterbreitet  werden. 

Dieser  letztere  ist  bei  niederen  Benefizien  der  Ordinarius  des  Sprenkels  ^ ,  bei 
e^^mteii  upd  höheren  der  Papst '^.  Gehören  die  Benefizien  zwei  verschiedenen  Di5- 
cesen  a^a,  so  ist  die  Mitwirkung  beider  Ordinarien  erforderlich^.  Bei  dem  Anstansch 
eines  niederen  Benefiziums  gegen  ein  exemtes  odei^  ein  höheres  wird  aber  der  Konsens 
des  Papstes  allein  ohne  d,en  des  Ordin^ius  als  gelangend  angesehen  werden  mtbssen  ^. 

Der  Ordinarius  darf  den  Tausch  nur  dann  genehmigen ,  wenn  eine  ausreichende 
Ursache  dafür  vorha^den  ist^,  d.  h.  weni^  der  Wechsel  der  Be^efiziaten  beiden  be- 
theiligten  kirchlichen  Anstalten  oder  auch  nnr  einer  derselben  zum  Vortheil  gereicht  ^, 
mag  der  Nutzen  auch  durch  die  Berücksichtigung  des  persönlichen  Interesses  d^rBene- 
fiziaten  herbeigeführt  und  das  letztere  dabei  in  erster  Linie  befriedigt  werden^.  Er  hat 
also  vorher  in  dieser  Richtung  die  erforderlichen  Untersuchungen  anzustellen.  Ein 
Tausch ,  welcher  ohne  einen  genügenden  Grund  zugelassen  worden  ist ,  ist  nichtig  ^. 

Andererseits  ist  der  Ordinarius  verpflichtet,  den  Tausch  zu  genehmigen,  falls  der 
Wechsel  der  Benefiziaten  durch  die  Nothwendigkeit  geboten  erseheint  oder  einen 
augenscheinlichen  Nutzen  für  die  Kirche  herbeiführt^.  Bei  einer  etwaigen  Weigerung 
ist  die  Beschwerde  an  den  höheren  Kirchenoberen  gestattet  ^o. 

Die  Objekte,  welche  von  beiden  Seiten  ausgetauscht  werden  sollen,  müssen  kirch- 
liche Benefizien  ^^  sein.  Unstatthaft  und  nichtig  ist  der  Tausch  eines  Benefiziums  gegen 


Beneflzien  vor.  Wegen  des  c.  2  (Paul.  II.)  de 
simonia  in  Extr.  comm.  Y.  1  hat  früher  die  ge- 
meine Meinung  Verlust  ipso  iure  angenommen, 

8.  Garcia 8  1.  c.  P.  XI.  c.  4.  n.  59,  wogegen 
andere,  Leuren.  qu.  847;  Reiffenstuel  I. 

9.  n.  86  an  dem  c.  7.  X.  cit.  festgehalten  haben. 
Das  richtige  ist  offenbar  zu  scheiden,  je  nachdem 
im  eigenmächtigen  Tausch  eine  Simonie  enthalten 
ist  oder  nicht.  Für  den  letzteren  Fall  ist  c.  7  cit. 
noch  massgebend. 

'  c.  5  X.  cit.  Der  Vertreter  desselben  ist  zur 
Genehmigung  berechtigt,  wenn  er  sowohl  die  Be- 
fngnisshat,  Verzichte  anzunehmen,  als  auch  die, 
Beneflzien  zu  verleihen,  weil  beides  beim  Tausch 
in  Frage  kommt,  s.  o.  S.  269,  der  Kapltularvikar 
kann  daher  einen  solchen  nur  bewilligen,  wenn 
das  in  seiner  Diöcese  belegene  Beneflzium  nicht 
freier  bischöflicher  Kollation  ist,  s.  Th.  II.  S.  241 ; 
es  sei  denn,  dass  der  Bischof  vor  seinem  Aus- 
scheiden noch  den  Tausch  genehmigt  habe,  weil 
es  sich  dann  nur  noch  um  die  Ausführung  des- 
selben durch  die  Verleihung  handelt,  diese  also 
vorgenommen  werden  muss,  vgl.  auch  Gare  las 
1.  0.  n.  75  ff. 

2  Das  folgt  aus  seiner  Jurisdiktion  über  diese 
Beneflzien. 

3  Denn  der  eine  hat  kein  Recht  über  das  mit- 
betheiligte  Beneflzium  des  Andern  zu  befinden, 
Garcias  1.  c.  n.  65;  Leuren.  1.  c.  qu.  827; 
Reiffenstuel  L  9.  n.  92. 

*  Weil  der  Papst  eine  mit  dem  Ordinarius  kon- 
kurrirende  Jurisdiktion  besitzt.  Vgl.  auch  c.  31 
(Bonif.  Vin.)  in  VIto  de  praeb.  ID.  4. 

5  c.  5.  X.  cit.,  const.  Pii  V.  cit.  (S.271.  n.5) 
$.3  i.  f. :  ,^d  haec  beneflciorum  et  offlciorum 
permutationas  a^mit^re  qua^   sacris  canonibus 


et  apostoliois  constitutionibns  pecmittnntui";  wo- 
zu Benedict  XIV.  de  synod.  dioec.  XIII.  24. 
n.  10  bemerkt:  „quod  perinde  est  ac  dlcere,  qaae 
respiciant  ntUitatem  vel  necessitatem  ecclesiae 
aut  in  quibus  permutantium  utilitas  quodammodo 
in  utilitatem  vergat  ecdesiae*'. 

^  Ohne  dass  dadurch  ein  Nachtheil  für  die  an- 
dere entsteht;  wenn  also  z.  B.  von  den  Betbei- 
ligten  jeder  geeigneter  ist,  das  Amt  des  andern 
zu  verwalten  oder  ein  kränklicher  nicht  mehr  voll- 
kommen leistungsfähiger  Pfarrer  mit  dem  in  voller 
Kraft  stehenden  Inhaber  eines  einfachen  Beue» 
flziums  tauschen  will. 

"^  Falls  ein  Gßistlicher,  welcher  das  Klima  seines 
Residenzortes  nicht  vertragen  kann,  oder  welcher 
von  seinen  Untergebenen  angefeindet  wird  ,  tao~ 
sehen  will. 

Dagegen  reicht  das  alleinige  persönliche  Inter- 
esse der  Betheiligten  nicht  aus.  Vgl.  überhaupt 
Garcias  1.  c.  n.  47.  49;  Leuren.  qu.  856. 

8  S.  die  0.  S.  271.  n.  5  cit.  const.  Plus*  V.,  wo- 
nach die  so  vertauschten  Beneflzien  vakant  wer- 
den und  dem  Papst  reservirt  sind.  Wegen  der 
Reception  derselben  s.  o.  S.  272. 

9  Garcias  1.  c.  n.  48;  Leuren.  qu.  856. 
n.  5,  weil  er  die  Pflicht  bat,  bei  seiner  Amtsfüh- 
rung das  Interesse  der  Kirche  so  viel  als  möglich 
zu  fördern. 

10  Dieser  kann  den  unteren  durch  Censuren 
zur  Genehmigung  anhalten  und  nothigenfalls 
letztere  selbst  ertheilen. 

11  Ob  sie  an  verschiedenen  Kirchen  oder  an  der- 
selben Kirche  errichtet  sind,  ist  gleichgültig,  so 
steht  dem  Tausche  einer  Dignität  mit  einer  an- 
dern oder  einem  blossen  Kanonikat  an  demselben 
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ei&e  Peasien,  einen  l^irchlißben  Zehnten  uud  «ädere  kircblicbe  Rechte  ^ ,  insbeaondere 
aneh  der  eines  solchen  gegen  ein  ins  ad  rem  »nf  ein  Benefizium  und  zweier  derartiger 
iura  ad  rem  gegen  einander^.  Wohl  aber  können  mehrere  Benefizien^  welche  der  eine 
besitzt^,  gegen  ein  einziges  fortgegeben  werden.  Femer  ist  es  gleichgültig,  ob  die 
beiden  Benefizien  Einkünfte  von  yerschiedenerHöhe  abwerfen^,  jedoch  ist  der  Kirchen- 
obere, welcher  den  Tausch  zu  genehmigen  hat,  berechtigt,  zur  Ausgleichung  für  den 
Erwerber  des  geringeren  Benefiziums  eine  Pension  auf  das  reichere  zu  bestellen  ^. 

Ad  und  für  sich  kann  auch  der  Tausch  eines  Benefiziums  gegen  ein  Kirchen4M]9;t, 
welches  keine  Benefizial-Eigenschaft  hat,  sowie  zweier  derartiger  Aemter  gegen  ein- 
ander nicht  für  aufigeschlossen  erachtet  werden.  Weder  der  Umstand ,  dass  es  ihnen 
an  einem  radicirten  Einkommen  fehlt ,  noch  dass  ihre  Inhaber  vom  Kirchenoberen  ab- 
berufen werden  dürfen ,  bildet  eine  wesentliche  Voraussetzung  des  Tausches  noch  hin- 
dert sie  an  sich  einen  solchen.  Auf  die  blos  vi^pnögensrechtliche  Seite  des  Benefiziums 
legt  das  kirchliche  Becht  selbst  bei  diesem  Rechtsgesoh&ft  nicht  das  Hauptgewicht, 
und  femer  begründet  die  Uebertragung  derartiger  Aemter  immer  bestimmte  Rechte  auf 
die  letzteren,  wenngleich  dieselben  dem  Erwerber  leichter,  wie  eigentliche  Benefizien, 
entzogen  werden  können  ^.  Allerdings  liegt  ein  praktisches  Bedürfniss  für  die  Gestattung 
eines  Tausches  bei  diesen  Aemtera  in  viel  geringerem  Umfange ,  wie  bei  den  Bene- 
fizien, vor.  Bei  letzteren  kann  unter  Umständen  die  Zulassung  eines  solchen  das  ein- 
zige Mittel  sein,  wodurch  es  dem  kirchlichen  Oberen  möglich  wird,  einen  nicht  ftlr  das 
Benefizium  geeigneten  Geistlichen  von  demselben  zu  entfernen,  während  ihm  das  Recht 
der  Abberufung  bei  den  blossen  Kirchenämtem  für  solche  Fälle  viel  mehr  freie  Hand 
gewährt.  Ausserdem  liegt  auch  in  der  immerhin  prekären  Stellung  der  Inhaber  der  in 
Frage  stehenden  Aemter ,  welche  zum  Theil  nur  Durchgangsstnfen  in  der  geistlichen 
Laufbahn  sind?,  kein  Anreiz  zu  Tauschgeschäften ,  weil  der  Erwerber  niemals  die 
Sieherheit  erlangt,  das  neue  Amt  auf  die  Dauer  zu  behalten. 

Endlieh  ergiebt  sich  aus  dem  Zweck  des  Tausches ,  dass  jeder  der  Betheiligten 
auch  fthig  sein  muss,  das  von  ihm  eingetauschte  Benefizium  zu  erwerben.  Er  muss 
also  alle  Eigenschaften  besitzen,  welche  sowohl  nach  gemeinem  als  auch  nach  partiku- 


Kapitel  nichts   entgegen.     S.  hierzu  Leuren. 
qv.  824. 

Wenn  aber  nur  der  Eine  ein  Benefizium  be- 
ntzt,  und  der  Andere  Mos  flnglrt,  ein  solches  zu 
b^ben,  s.  g.  beneßeium  de  periieüj  damit  die  be- 
absichtigte Resignation  des  ersten  zu  seinen 
Gunsten  in  der  Form  des  Tausches  vom  Ordina- 
rius genehmigt  vird,  so  ist  das  Geschäft  nichtig, 
Lenren.  qa.  822;  Riganti  ad  reg.  XL.  canc. 
B.  18.  A.  M.  Bebuff.  prax.  benef.  P.  III. 
tit.  d0  permutatloDe  n.  14.  Indessen  fehlt  es 
bier  an  einer  wesentlichen  Voraussetzung  des 
TiDsehes. 

*  Aus  dem  in  der  vor.  Anm.  a.  £.  angegebenen 
Grunde,  und  weil  hier  gleichzeitig  in  den  meisten 
Fällen  eine  Simonie  vorliegen  wird,  L euren. 
qn.  821;  Reiffenstuell.  9.  n.  100. 

*  Denn  dieses  Anrecht  ist  ein  person liebes, 
welches  nleht  auf  einen  anderen  übertragen  wer- 
den kann,  L euren,  qu.  820. 

'  Sofern  sie  nicht  inkompatibel  sind.  Sonst 
Quiss  für  den  Erwerber  die  papstliche  Dispensa- 
tion binziitreten,  da  die  dem  früheren  Inhaber  er- 


theilte  für  den  ersteren  nicht  wirksam  sein  kann, 
L euren,  qu.  826. 

*  Leu  ren.  1.  c.  qu.827;  Ri  ganti  1.  c.  n.55. 

&  Tb.  II.  S.  414.  n.  i,  s.  ferner  Leuren.  1. 
c.  qu.  cit.  n.  4.  Dagegen  Qarcias  P.  I.  c.  5. 
n.  344 ff.,  welcher  dazu  Konsens  des  Papstes 
verlangt. 

0  Die  ältere  Doktrin,  welche  sich  mit  der  Frage 
des  Textes  nicht  beschäftigt,  hat  wenigstens  kein 
Bedenken,  den  Tausch  von  beneflcia  manualia, 
Th.  IL  S.373,  zuzuUssen,  Pirhingl.9.  n.13; 
L  e  n r  e n.  qu.  291.  Uebrigens  erwähnt  die  const. 
Pii  y.,  s.  0.  S.  271.  n.  5  auch  des  Tausches  der 
offlcla. 

In  der  That  ist  auch  nicht  abzusehen,  weshalb 
man  unter  allen  Umständen  einen  Tausch  ihrer 
Stellungen  zwischen  zwei  in  den  Diöcesen  anderer 
Bischöfe  aushelfenden  Weihbischofen  ,  zwei  Mis- 
sion spfarrern  oder  zwei  Pfarrkaplänen  für  recht- 
lich unstatthaft  erklären  sollte. 

"7  Oder  auch  nur  ihrem  Wesen  nach ,  wie  das 
des  Kapitnlarvikars ,  von  vorübergehendem  Be- 
stände sind. 
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lärem  Rechte  und  nach  besonderen  statutarischen  Bestimmungen  dafftr  erforderlich 
sind  *  oder  Dispensation  von  dem  Hindemisse  erhalten  haben  ^. 

Mit  der  Genehmigung  des  Ordinarius  oder  falls  zwei  Ordinarien  mitzuwirken 
haben,  mit  dem  Augenblick,  in  welchem  die  des  zweiten  ertheilt  ist,  wird  das  auf  den 
Tausch  gelichtete  Rechtsgeschäft  perfekt,  und  es  erlangt  nunmehr  jeder  der  Bethei- 
ligten das  Recht,  die  Erfüllung  desselben  zu  verlangen,  seinerseits  überkommt  er 
aber  auch  die  Pflicht,  diese,  soweit  es  von  ihm  abhängt,  zu  ermöglichen  und  nicht  zu 
hindern. 

Der  Verzicht  beider  Theile  auf  ihre  Benefizien  ist  zur  Begründung  des  Rechtsge- 
Schaftes  nicht  erforderlich ,  er  bildet  vielmehr  nur  einen  Bestandtheil  der  Erfüllung. 
Dies  folgt  daraus,  dass  der  Tausch  auf  gegenseitige  Auswechselung  der  Benefizien  ge- 
richtet ist ,  und  daher  für  das  Zustandekommen  desselben  schon  die  Uebereinsümmnng 
des  betreffenden  Willens  der  beiden  Kontrahenten  und  die  positiv  vorgeschriebene 
Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen  genügen  muss  ^.  Der  Verzicht  kann  allerdings 
gleichzeitig  mit  der  Nachsuchung  des  letzteren  erklärt  werden ,  dann  liegt  aber  nichts 
anderes  als  eine  scbon  anticipirte  theilweise  Erfüllung  des  Tauschgeschäftes  vor. 

Ist  derVerzicbt  nicht  vorher  ausgestellt,  so  hat  jeder  Theil  denselben  zu  der  ver- 
einbarten oder  zu  der  sich  aus  den  Umständen  ergebenden  Zeit  in  die  Hände  des  zu- 
ständigen Ordinarius  zu  erklären,  und  kann  dazu  sowohl  durch  diesen  von  Amtswegen  * 
wie  auch  auf  Antrag  des  anderen  Theils  gezwungen ,  also  ihm  auch  sein  bisheriges 
Benefizium  bei  fortgesetzter  Renitenz  abgesprochen  werden.  Andererseits  ist  aber  nun- 
mehr der  Ordinarius  auch  den  auf  Grund  des  bindenden  Tausches  abgegebenen  Ver- 
zicht nicht  mehr  zurückzuweisen  befugt  ^. 

Durch  den  letzteren  tritt  die  Erledigung  der  resignirten  Benefizien  ein  ^  und  da- 
mit ist  der  eine  nothwendige  Schritt  zur  Erfüllung  des  Rechtsgescbäftes  geschehen. 

Weiter  bedarf  es  aber  dazu  noch  der  Erwerbung  jedes  der  vertauschten  Benefizien 
durch  den  andern  Kontrahenten.  Mit  Rücksicht  auf  das  Objekt  des  Tausches  kann 
zwar  keiner  der  Verpflichteten  dem  anderen  sein  Benefizium  verschaffen ,  aber  er  hat, 
soweit  es  an  ihm  steht,  dem  anderen  die  Verleihung  desselben  zu  ermöglichen. 

Hieraus  ergiebt  sich  seine  Pflicht,  falls  das  von  ihm  resignirte  Benefizium  nicht 
der  freien  Verleihung  des  Ordinarius  unterliegt,  sondern  andere  z.  B.  Patronata-^, 
Nominations- ,  Wahl-  ^,  Einspruchs-Berechtigte  ®  dabei  mitzuwirken  haben ,  die  Ein- 
willigung dieser  zu  der  Uebertragung  des  Benefiziums  einzuholen,  sowie  wenn  das 
Benefizium  nicht  von  dem  Ordinarius  selbst  zu  verleihen,  sondern  ein  Kollationsrecht 


1  Vgl.  hierzu  Leuren.  qu.  885 ff.  u.o.  Tb. II. 
S.  476  ff.  In  allen  FäUen,  in  denen  der  Mangel 
einer  solchen  Qualifikation  absolate  Nichtigkeit 
der  Verleihung  nach  sich  zieht,  muss  diese  daher 
auch  f&r  den  Tausch  eintreten. 

2  8.  hierzu  Th.  U.  S.  476ff. 

3  Das  positive  Recht  schreibt  die  Nothwendig- 
keit  eines  vorg^ngigen  Verzichtes  nicht  vor,  und 
die  Analogie  des  Sachtausches,  welcher  durch  den 
Konsens  der  beiden  Kontrahenten  zu  Stande 
kommt,  ohne  dass  eine  Aufgabe  des  Eigenthums 
der  zu  vertauschenden  Sachen  nothwendig  wäre, 
fuhrt  ebenfaUs  zu  der  Auffassung  des  Textes. 

*  Weil  der  kirchliche  Obere  den  Tausch ,  wel- 


chen er  aus  öffentlichrechtlichen  Gründen  geneh- 
migt hat ,  seinerseits  ebenfalls  zur  Durehföhrong 
zu  bringen  berechtigt  Ist. 

^  Denn  auch  für  ihn  ist  der  Tausch  durch  seine 
Genehmigung  bindend  geworden. 

^  dem.  un.  h.  t.  III.  5. 

^  L euren,  qu.  824.  n.8. 13.  Genehmignngs- 
erklarungen  der  Patrone  aus  dem  15.  u.  16.  Jahrb. 
bei  Würdtwein  dioecesls  Moguntina  1 ,  15. 
98  ff. 

8  8.  auch  0.  S.  281.  n.  1. 

9  Z.  B.  der  Landesherr,  welcher  das  Privileg 
besitzt,  personae  minus  gratae  auszuschliessen. 
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eioes  praelatus  inferior  darauf  begründet  ist,  die  Bereitwilligkeit  desselben  zur  Ueber- 
tngimg  herbeizuführen  ^ 

IMeaelbe  Pflicht  besteht  auch  fUr  die  Wegschaffang  anderer ,  der  Erwerbung  ent- 
gegenstehender Hindemisse,  so  wenn  das  aufgegebene  Benefizium  litigiös^,  dem  Papste 
reeervirt  ^ ,  bereits  mit  einer  Anwartschaft  belastet  ^  oder  schon  eine  Union  in  Betreff 
desselben  yerftigt^  oder  dasselbe  den  Ordinationstitel  für  den  Verzichtenden  bildet  ^. 

Die  herrschende  Lehre  fasst  die  Zustimmung  der  erwähnten  Berechtigten  und  die 
Abwesenheit  der  gedachten  Hindemisse  als  wesentliche  Voraussetzungen  die  Gültig- 
keit des  Tausches  auf  7.  Dies  ist  aber  unrichtig.  Fehlt  es  daran,  so  wird  nur  die  Er- 
Mlnng  des  Rechtsgeschäftes  insofern  gehindert ,  als  theils  der  dazu  nothwendige  Ver- 
rieht nicht  rechtsgültig  und  wirksam  abgegeben ,  theils  eine  rechtsgültige  Verleihung 
des  Benefiziums  nicht  erlangt  werden  kann.  Die  Kechtsbeständigkeit  des  Oeschäftes 
selbst  wird  aber  davon  ebensowenig  beeinflusst,  wie  wenn  bei  dem  civilrechtüchen 
Tausch  die  eine  der  in  Frage  stehenden  Sachen  eine  fremde  ist. 

Freilich  wird  der  Ordinarius ,  falls  die  erwähnten  Hindemisse  schon  zu  der  Zeit, 
wo  seine  Genehmigung  zum  Tausche  beantragt  wird ,  diese  nicht  nur  zu  versagen  be- 
rechtigt ,  Bondem  auch  verpflichtet  sein.  Denn  das  öffentliche  Interesse  der  Kirche, 
welehes  er  wahrzunehmen  hat ,  schliesst  die  Genehmigung  von  Rechtsgeschäften  aus, 
deren  Erfüllung  durch  rechtliche  Hindemisse ,  wenngleich  dieselben  möglicher  Weise 
beseitigt  werden  können,  in  Frage  gestellt  wird^.  Eine  Verletzung  dieser  Pflicht  durch 
den  Ordinarius  macht  aber  das  Rechtsgeschäft  an  sich  ebensowenig  nichtig ,  wie  wenn 
er  dasselbe  ohne  Eenntniss  der  betreffenden  Umstände  genehmigt  hätte.  In  beiden 
Fällen  kann ,  falls  die  Ausführung  des  Tausches ,  also  die  Erfüllung  des  Geschäftes 
durch  Wegschaffung  der  Hindernisse  nicht  zu  bewirken  ist,  allein  die  Frage  in  Betracht 
kommen ,  wie  sich  die  Eviktionsleistung  bei  dem  Benefizlentausch  wegen  der  eigen- 
thttmlichen  Natur  desselben  gestaltet^. 

Diese  letztere  bedingt  es  weiter,  dass  die  Erfüllung  des  Rech'tsgeschäftes,  also  der 
Erwerb  des  einzutauschenden  Benefiziums,  sich  nicht  ohne  Mitwirkung  desjenigen, 
welchem  dasselbe  zu  verleihen  ist,  vollziehen  kann .  Daraus  folgt,  dass  der  betreffende 
Betheiligte,  wenn  er  seinerseits  die  ihm  angebotene  Uebertragung  des  Benefiziums  zu- 
rflckweist  oder  dieselbe  in  Folge  seines  schuldbaren  Verhaltens  unmöglich  macht  ^o, 

1  Sinzelne,  Bebuff.  1.  c.  n.  20;  Reiffen-  einer  gewissen  Kategorie  von  Aemtern  ertheilt 

stnel  I.  9.  n.  98.  behaupten,  dass  das  EoUa-  ist,  hindert  aber  den  Tausch  nicht,  c.  un.  (Bonif. 

tionareeht  eines  solchen   dadurch,  dass  er  den  YIII.)  in  YJto  h.  t.  III.  10. 

Konsens  zum  Tausche  eines  seiner  Verleihung  ^  Trid.  Sess.  XXI.  c.  5  de  ref.   Ist  diese  aber 

anterstehenden  Benefiziums  ertheilt,  für  den  be-  erst  nach  der  Perfektion  des  Tausches  verfügt,  so 

treffenden  FaU  auf  den  zur  Genehmigung  des  Tau-  bildet  sie  kein  Hinderniss,  Leuren.  qu.  825. 

■ebes  zuständigen  Bischof  iLbergeht.    Dies  kann  n.  3. 

>ber  weder  ans  c.  5.  X.  h.  t.  UI.  19  noch  aus  «  Vgl.  Th.  I.  S.  67.  n.  3  a.  £. 
inneren  Gründen  hergeleitet  werden.    Das  Bich-  ^  ygi.  die  Gitate  in  den  vorhergehenden  An- 
tige schon  bei  P i  r  h i n  g  III.  16.  n.  26 ;  B i g a n  t i  merkungen, 
•d  reg.  40.  canc.  n.  66.  ^  Dies  ist  auch  offenbar  die  Auffassung  des  bi- 

*  Biganti  1.  c.  n.  16.  Ein  solches  Hinderniss  schoflich  rottenburgischen  Erlasses  v.  2.  März 
Uegt  aber  nicht  vor,  wenn  das  litigiöse  Benefizium  1858,  v.  Vogt  Sammig.  kirchl.  Yerordn.  S.  604, 
an  den  Gegner  gegen  ein  demselben  zustehendes,  welcher  fQr  Gesuche  um  Genehmigung  eines  Stel- 
nnstreitiges  Benefizium  ausgetauscht  werden  soll,  lentausches  bei  PatronatspfrQnden  die  Beilegung 
Learen.  qu.  826.  n.  5.  der  Zustimmungserklärungen  der  Patrone  fordert. 

*  Leuren.  1.  c.  n.  1.  »  S.  darüber  S.  292. 

*  Learen.  1.  c.  Eine  Anwartschaft,  welche  *0  Z.  B.  in  der  Zwischenzeit  zwischen  der  Ge- 
nicht  auf  ein  bestimmtes,  sondern  auf  das  erste  er-  nehmlgung  des  Tausches  bis  zur  Kollation  sich 
ledigt  werdende  Amt  eines  gewissen  Bezirkes  oder  durch  ein  Verbrechen  irregulär  macht. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  162 


seineii  Anspruch  daravf  verliert,  andererseits  aber  nicht  das  von  ihm  aufgegebene  Amt 
zu  behalten  oder  zurückzufordern  berechtigt  ist^. 

Dasselbe  muss  aber  axich  fttr  4en  FaU  gelten ,  dass  er  wegen  eines  seine  Person 
betreffenden  Zufalles,  z.  B.  wegen  Todes,  wegen  Eintrittes  einer  unverschuldeten  Irre- 
gularitftt  ausser  Stand  gesetzt  wird ,  das  Benefizium  zu  erlangen.  Wenn  der  Tausch 
einmal  gttltig  geschlosseii  ist,  so  können  dem  anderen  Theil  durch  solche  ZuftUe^  die 
daraus  erworbenen  Rechte  nicht  mehr  entzogen  werden  ^. 

Um  die  Erfüllung  des  Tausches  zu  sichern ,  hat  femer  das  kirchliche  Recht  dem 
Ordinarius ,  welcher  das  Rechtsgeschäft  genehmigt  und  die  resignirten  Benefizien  zn 
vergeben  hat,  die  Verpflichtung  auferlegt,  diese  ausschliesslich  an  die  betheiligten  Per- 
sonen gemäss  der  getroffenen  Uebereinkunft  zu  verleihen  ^  und  jede  anderweitige  Kol- 
lation derselben  far  nichtig  erklärt  ^.  Eine  Frist  hat  das  ältere  Recht  dafdr  nicht  festr- 
gesetzt.  Es  liegt  aber  in  der  Natur  der  Sache ,  dass  die  Verleihung  sobald  als  thun- 
lich  nach  der  stattgehabten  Resignation  vorzunehmen  ist.  Von  einer  Anwendung  der 
sonst  geltenden  Besetzungsfristen  kann  hier  keine  Rede  sein  ®,  da  diese  dazu  bestimmt 
sind,  dem  Verleihungsberechtigten  die  erforderliche  Zeit  für  die  Ermittelung  von  Kan- 
didaten und  für  die  Prüfung  derselben  zu  gewähren ,  in  dem  fraglichen  Falle  aber  die 
nothwendige  Untersuchung  Über  die  Statthaftigkeit  des  Tausches,  mithin  auch  über  die 
Geeignetheit  jedes  der  Betheiligten  für  das  einzutauschende  Benefizium  der  Genehmi- 
gung des  Geschäftes  vorauszugehen  hat.  Der  kirchliche  Obere  verletzt  daher  schon 
seine  Pflicht  dadurch ,  dass  er  die  Benefizien  nicht  so  bald  als  möglich  verleiht.  Es 
wird  daher ,  da  das  gemeine  Recht  die  Devolution  bei  der  Besetzung  der  kirchlichen 
Benefizien  im  Princip  anerkennt  '^,  bei  unbegründeter  Zögerung  die  Beschwerde  an  den 
höheren  Eirchenoberen,  also  für  die  Regel  an  den  Erzbischof  gestattet  sein,  und  dieser 
ist  dann  berechtigt ,  dem  säumigen  Untergebenen  eine  Frist  zu  setzen ,  nölhigenfalls 
auch  die  Verleihung  selbst  vorzunehmen®.    Erst  die  const.  Gregors  XTTI. :    Humano 


1  Im  Resultate  stimmen  die  Aelteren ,  soweit 
sie  überhaupt  die  Frage  'behandeln,  allerdings  auf 
Grund  einer  wesentlich  anderen  principiellen  Auf- 
fassung ,  mit  der  Ansicht  des  Textes  überein  ,  s. 
Rebuff.  1.  c.  n.  17  u.  Lenr6n.  qu.  875.  n.  5. 

3  Welche  übrigens  auch  die  RüdLkehrdes  erste- 
ren  auf  sein  altes  Benefizium  unmöglich  machen 
würden. 

8  So  auch  Garcias  1.  c.  P.  XI.  c.  4.  n.  10; 
Barbosa  J.  £.  U.  III.  15.  n.  169;  Leuren. 
qu.  871.  n.  4.  Der  letztere  nimmt  freilich  an, 
dass  wenn  der  Eine  bei  dem  Tode  des  Anderen 
sein  früheres  Benefizium  noch  nicht  aufgegeben 
habe,  er  dasselbe  neben  dem  eingetauschten,  falls 
beide  nicht  Inkompatfbel  sind,  behalten  könne. 
Dies  ist  aber  irrig,  weil  die  aus  dem  genehmigten 
Tausch  erwachsenen  Pflichten  durch  den  Tod  des 
Anderen  nicht  beseitigt  und  dadurch  keine  weite- 
ren Rechte ,  als  die  einmal  begründeten  ,  erlangt 
werden  können. 

Nicht  minder  erscheint  es  unrichtig,  wenn  Bar- 
bosa 1.  c.  ausnahmsweise  dem  Ueberlebenden 
jedes  Recht  auf  das  ihm  noch  nicht  verliehene 
Benefizium  des  Verstorbenen  abspricht  und  ihm 
nur  das  Behalten  des  früheren  oder  die  Rückkehr 
zu  demselben  gestatten  will.  VanEspenJ.  £. 
U.  P.  n.  t.  27.  n.  15.  16  lässt  sogar  das  schon 
erworbene  Benefizium  für  denjenigen,  welcher  es 


eingetauscht  hat,  in  diesem  Falle  yerloren  gehen, 
weil  er  den  Tausch  als  suBpenslT  bedingte  Re- 
signation auffasst. 

*  Wegen  der  Beobachtung  des  Pfarrkonkurses 
dabei  s.  Th.  11.  S.  495,  insbesondere  Anm.  5. 

5  €lem.  un.  cit.  III.  5,  welche  auch  analogisch 
auf  den  inferior  coUator ,  welcher  seine  Zustim- 
mung zum  Tausch  oder  zur  Verleihung  an  den 
durch  diesen  Bereehtigten  gegeben  hat,  anzuwen- 
den ist. 

In  allen  F&llen  wird  die  Nullität  nur  eine  rela- 
tive sein ,  da  der  Berechtigte  sein  Recht  auf  Er- 
werb des  eingetauschten  Benefiziums  durch  Ver- 
zidht  aufgeben  kann.  Vor  der  cit.  Clem.  war  die 
Nichtigkeit  der  an  einen  anderen  erfolgten  Ver- 
leihung noch  nicht  festgestellt  und  daher  von  der 
Doktrin  nicht  angenommen ,  s.  Glosse  dazu  s.  v. 
ne  concessione  u.  gl.  assignari  zu  c.  17.  X.  de 
praeb.  III.  5. 

^  Diese  in  früherer  Zeit  vereinzelt  hervorge- 
tretene Ansicht  ist  von  der  herrschenden  Meinung 
allerdings  aus  dem  Grunde  verworfen  worden,  weil 
die  gedachten  Fristen  bei  der  coUatio  neeessatfa 
nicht  massgebend  seien,  s.  darüber  Garcias  l. 
c.  P.  X.  c.  4.  n.  3jff. ;  Leuren.  qu.  866.  n.  1. 

7  S.  0.  S.  167. 

s  So  auch  Garcias  und  L euren.  11.  cc. 
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m  uidiew  ^  hat  den  Ordinarien  u.  A«  moh  die  Erledigung  der  ihnen  zur  Prüfung  uater- 
bnitetOL  Tanschgeschäfle  ven  Benefisien ,  einBchliesslich  der  Wiederverleihnng  der 
legieren  ^  binnen  Monatefrist  bei  Strafe  der  DeFolation  an  den  Papet  vorgeschrieben, 
iideflBen  ist  diese  Konstitntion ^  wie  sefa^ai  oben  bemerkt,  in  Deutschland  nicht  prak- 
tiaeh  geworden. 

Wenn  eineeine  Aeltere  behauptet  haben  ^,  dass  die  Verleihung  und  der  Erwerb 
ißt  vertanfichten  Benefizien  sich  durch  die  Genehmigung  des  Tausches  seitens  des  Or- 
dinarius von  aelbst  volbsiehe ,  es  also  der  ersteren  nicht  bedürfe ,  so  ist  dies  unrichtig. 
Diese  Genehmigung  kann  ihrem  Zwecke  nach  nicht  als  eine  konkludente,  eine  Kollation 
eaüialtende  Handlung  befrachtet  werden  ^,  um  so  weniger ,  als  ihre  Ertheilung  nicht 
eianal  Toranssetst ,  dass  die  in  Friige  stehenden  Benefizien  schon  durch  Verzichte  er- 
ledigt sind  ^ 

Kraft  ausdrücklicher  Vorschrift  findet  die  19.  Kanzleiregel  de  infirtnü^  auch  auf 
die  znm  Zwecke  eines  Tausches  abgegebenen  Resignationen  Anwendung.  An  und  für 
sieh  müsste,  da  nicht  dieBemgnation,  sondern  die  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen 
den  Tausch  bindend  macht,  die  20tägige  Frist  von  dieser ,  gleichviel ,  ob  die  Resigna- 
tion schon  vorher  erfolgt  ist  oder  nicht;  berechnet  werden ;  indessen  steht  die  positive 
Vorschrift  der  Kanzleiregel  y  welche  die  Frist  in  allen  Fällen  vom  Tage  der  auf  die 
Besignation  gerichteten  Willenserklärung  an  bemisst,  entgegen. 

Endlich  verlangt  die  schon  citirte  Konstitution  Gregors  XIII. :  Humano  vtx  iudicio 
die  nachherige  Publikation  der  zur  Erfüllung  eines  Tausches  vorgenommenen  Resigna- 
tionen und  Kollationen.  Diese  wird  hier  von  jedem  Theile  vorzunehmen  sein ,  weil 
jeder  resignirt  und  ein  Benefizium  erhalten  hat^.  Da  der  Tausch  als  solcher  aber 
nieht  publicirt  zu  werden  braucht ,  und  die  Konstitution  nur  Strafen  fQr  denjenigen 
Theü  festsetzen  will ,  welcher  ihren  Vorschriften  nicht  nachkommt ,  so  können  diese 
nnr  fdr  den  nachlässigen  einti*eten,  wogegen  der  Erwerb  des  eingetauschten  Benefi- 
zhnns  Air  denjenigen,  welcher  die  Publikation  vorgenommen  hat,  gültig  bleiben  muss®. 

Die  hier  vertretene  Auffassung,  welche  streng  zwischen  der  Eingehung  sowie  dem 
Eintritt  der  Rechtswirksamkeit  des  Tausches  einerseits  und  der  Erfüllung  desselben 
andererseits  sciheidet,  stimmt  mit  der  herrschenden  Lehre  nicht  überein.  So  wenig 
auch  die  Vertreter  derselben  versucht  haben ,  das  juristische  Wesen  des  Benefizien- 
tansches  klarzustellen  und  so  sehr  sie  im  Einzelnen  von  einander  abweichen,  haben  sie 
doch  alle  denselben  ftlr  eine  bedingte  Resignation  erklärt^,  und  damit  ein  Moment, 
welches  in  der  Sphäre  der  ErftlUung  des  Rechtsgeachäftes  liegt,  zum  charakteristischen 


* «.  7.  8,  8.  o.  S.  273. 

'  Gegen  die  iirige  Ansicht,  dass  die  Wieder- 
verleUinnR  nicht  innerhalb  dieser  Frist  zu  erfolgen 
Hb.  Rigantil.  c.  n.  72ff. 

'  Innocenz  IV.  ad  c.  17.  X.  de  praeb.  III. 
5.  n.3;  Hieron.  Gonzalez  ad  reg.  YIII.  can- 
ceU.  gl.  14.  n.  44.  n.  gl.  15.  €.  2.  n.  56 ff.; 
iotter  de  le  benef.  III.  19.  n.  10.  11. 

*  Dies  ergiebt  auch  die  Giern,  nn.  cit. 

^  Die  ADsicht  des  Textes  ist  übrigens  die  herr- 
«riieiide,  s.  GaTciasP.  XI.  c.  4.  n.  85;  Bar- 
bosal.  e.  n.  183;  Pirhing  III.  10.  n.  16; 
l^eiffenstnell.  9.  n.  97. 

Gmgekebrt  liegt  aber  In  der  Kollation  an  die 
Belhettigten  auf  Grand  eines  dem  Oidinarins  un- 
tobieiteten  Oesnches  am  Zulassung  des  Tausches 


«ine  jQenehmigimg  des  letzteren.  Demgemäss  er- 
klärt auch  der  S.  289.  n.8  erwähnte  Erlass,  dass 
diese  letztere  durch  Gewährung  der  Verleihung 
oder  kanonischen  Institution  (bei  Patronatspfrun- 
den)  ertheilt  werde. 

6  S.  0.  S.  273  n.  4  u.  S.  274. 

7  Einzelne,  so  Barbosal.  o.  n.  193,  lassen 
auch  die  Publikation  schon  durch  einen  genügen. 

8  1. euren,  qu.  776. 

»  S.  z.B.  Plrhingl.  9.  n.  11;  Helfert  a. 
a.  0.  S.  235;  Richter-Dove  K.  R.  J.  104. 
Vgl.  ferner  die  Anführungen  in  den  folgenden 
Noten.  Auch  der  Sprachgebrauch  der  Kurie  be- 
greift den  Tausch  unter  dem  Worte :  reaignatio, 
s.  die  oit.  Kanzleiregel  de  Inilrmis  und  die  Regel 
XL ;  femer  die  oonst.  Gregor.  XIII.  cit. 

19* 
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Merkmal  desselben  gemachte  Des  Näheren  hat  man  den  Tausch  als  eine  gegenseitige 
resignaüo  infavorem  teräi^  oder  eine  Resignation  unter  einer  Suspensivbedingung  ^  be- 
zeicbnet.  Wäre  dies  der  Fall,  so  könnte  er  erst  Rechtsbestand  und  Rechtswirksamkeit 
erlangen ,  wenn  sich  der  Erwerb  beider  Benefizien  für  beide  Theile  vollzogen  hätte, 
also  bei  nicht  gleichzeitiger  Verleihung  an  dieselben  in  dem  Moment ,  wo  die  letzte 
stattgefunden  hätte ,  und  es  würden  alle  ZuftUe ,  welche  nur  den  Erwerb  des  einen 
Benefiziums  durch  den  einen  der  Betheiligten  hindern,  den  Tausch  nicht  zur  Wirksam- 
keit gelangen  lassen.  Diese  Auffassung  widerspricht  aber  einmal  den  Quellen,  denn 
diese  setzen  voraus ,  dass  durch  die  behufs  des  Tausches  abgegebenen  Verzichte  die 
Benefizien  schlechthin  und  ohne  Bedingung  erledigt  werden^.  Sie  ist  aber  auch  mit 
dem  Wesen  des  von  beiden  Theilen  gewollten  Rechtsgeschäftes  unvereinbar.  Die  Par- 
teien beabsichtigen  durch  dasselbe  sich  schlechthin  und  unbedingt  zum  Tausche  zu  ver- 
pflichten, also  jeder  das  Benefizium  des  andern  zu  erlangen ;  der  Zweck  ihrer  Verein- 
barung ist  nicht  der  Verzicht  als  solcher,  sondern  der  Verzicht  ist  nur  Mittel  zum 
Zweck,  und  dieses  müssen  sie  behufs  Erreichung  des  letzteren  unbedingt  wollen. 

Nicht  minder  unhaltbar  ist  die  Ansicht ,  dass  der  Tausch  ein  resolutiv  bedingter 
Verzicht  sei,  also  an  und  für  sich  rechtswirksam  erfolge,  jedoch  dadurch,  dass  der  Be- 
treffende das  Benefizium  nicht  erhalte  oder  nicht  rechtsgültig  erwerbe ,  die  Rechts- 
wirkungen der  Renuntiation  und  der  auf  Grund  derselben  erfolgten  Weiterverleihungen 
wieder  hinfällig  würden  ^.  An  den  Quellen  hat  diese  Meinung  ebenfalls  keinen  An- 
halt, und  wenngleich  sie  nicht  wie  die  andere  begriffswidrig  ein  unbedingt  einge- 
gangenes Rechtsgeschäft  für  ein  suspendirtes  erklärt ,  so  liegt  ihr  doch  der  Fehler  zu 
Grunde ,  dass  sie  die  bedingte  Erfüllung  eines  unbedingten  Rechtsgeschäftes  für  statt- 
haft erachtet. 

Offenbar  sind  aber  die  erwähnten  Auffassungen  von  dem  an  sich  richtigen  Ge- 
danken beeinfinsst  worden,  jedem  der  Tauschenden  Schutz  gegen  die  spätere  Ent- 
ziehung des  von  ihm  erlangten  Benefiziums  in  Folge  solcher  rechtlichen  Mängel,  welche 
schon  zur  Zeit  des  Tausches  dem  endgültigen  Erwerb  desselben  entgegengestanden 
haben,  zu  gewähren,  also,  um  einen  civilistischen  Ausdruck  zu  brauchen,  beiden  Thei- 
len einen  Eviktionsanspruch  zu  sichern.  Irriger  Weise  hat  man  denselben  aber  durch 
die  unhaltbare  Annahme  eines  bedingten  Verzichtes  an  ein  zur  Erfüllung  des  Rechts- 
geschäftes gehöriges  Moment  angeknüpft  ^. 

In  derThat  aber  kann  derselbe  nur  aus  dem  Rechtsgeschäft  selbst  hervorgehen,  und 
es  steht  nichts  entgegen,  in  dieser  Beziehung  den  für  den  Sachtausch  geltenden  Grund- 
satz, dass  jeder  Theil  dem  anderen  für  die  Eviktion  der  Sache  haftet,  analogisch  anzn- 


^  Ist  jemals  die  Ansicht  aufgestellt  worden,  dass 
der  Sachtattscb  eine  bedingte  Kigenthamsent- 
äusseruDg  sei  ? 

2  Learen.  qu. 235.  n.  3 (welcher  aber  nichts- 
destoweniger qii.  871.  n.  2.  wieder  von  einer  Be- 
solutivbedingang  spricht);  Phillips?,  870. 

8  Gbokier  1.  c.  III.  32;  van  Espen  P.  II. 
t.  27.  c.  7.  n.4.5;  GarciasP.  XI.  c.4.  n.7fr. 
wenigstens  für  die  in  die  Hände  des  Papstes  ab- 
gelegte resignatio  permntationis  cansa. 

*  c.  nn.  in  VIto  n.  Glem.  cit. ;  s.  auch  c.  8.  X. 
h.  t.  III.  19,  in  welcbem  der  Cesichtspnnkt  der 
Bedingung  für  die  Entscheidung  nicbt  herange- 


zogen ist.  Auch  steht  dem  entgegen ,  dass  der 
Bischof  den  Tausch  genehmigen  kann ,  wahrend 
bedingte  Resignationen  sonst  nnr  vom  Papst  an- 
genommen werden  dürfen. 

^  S.  z.  B.  Schmalzgrueber  III.  19.  n.81 ; 
auch  Lenren.  qn.  871.  n.  2. 

^  Also  ein  Verfahren  eingeschlagen,  das  nicht 
haltbarer  ist,  wie  wenn  man  die  Eviktionshaftang 
beim  Sachtausch  darauf  gründen  wollte,  dass  jeder 
das  Eigenthum  seiner  Sache  nur  unter  der  Reso- 
lutiTbedlngung,  dass  er  das  Eigenthum  der  neu- 
erworbenen  nicht  wieder  verliert,  auf  den  anderen 
übertragen  habe. 
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wesdea  ^.  Der  Anspruch  selbst  kann  indessen,  weil  die  Objekte  des  Tausches  Benefizien 
und  keine  Yenndgensobjekte  sind,  sich  also  nicht  schätzen  lassen ,  nicht  in  einer  geld- 
werihen  Entschädigung  bestehen,  vielmehr  nur  darin,  dass  die  stattgehabte  Erfdllnng 
des  Tausches  zu  Gunsten  des  Benaohtheiligten  rückgängig  gemacht  wird  und  dieser 
dasjenige  zurückerhält,  was  er  in  Folge  des  nicht  zur  vollen  Verwirklichung  gelangten 
Geschäftes  weggegeben  hat^.  Demnach  kann  der  eine  der  Betheiligten,  wenn  er  das 
eingetansehte  Benefizium  verliert,  weil  sich  herausstellt,  dass  der  andere  gar  kein  Recht 
im  demselben  besessen  hat^  oder  über  dasselbe  wegen  eines  der  o.  8.  289  erwähnten 
Iffindemisse  nicht  frei  zu  verfügen  befugt  gewesen  oder  weil  bei  der  Verleihung  eine 
zur  Mitwirkung  berechtigte  Person,  z.  B.  der  Patron,  nicht  zugezogen  worden  ist,  das- 
joiige  Benefizium ,  welches  er  durch  den  Tausch  weggegeben  hat,  wieder  zurückver- 
langen^, und  die  auf  Grund  des  Geschäftes  stattgehabten  Rechtsakte ,  d.  h.  den  von 
ihm  abgegebenen  Verzicht  und  die  in  Folge  dessen  erfolgte  Verleihung  seines  Benefi- 
aiUDS  Ar  nichtig  erklären  lassen  &,  sowie  die  Wiedereinweisung  in  den  Besitz  desselben 
Terlangen^.  Gleichzeitig  werden  ihm  auch  die  Früchte,  welche  in  der  Zwischenzeit  von 
dem  Besitzer  des  Benefiziums^  gezogen  sind,  zu  erstatten  sein^,  weil  auch  die  Zurück- 


'  Allerdings  hat  diese  Ansicht  keinen  direkten 
qneDenmäsBigen  Anhalt,  aber  die  anderen  noch 
viel  weniger. 

2  Zu  diesem  Resultate  sucht  auch  die  bisherige 
I>oktrin  ^om  Standpunkt  des  bedingten  Verzichtes 
zu  gelangen.  Eineu  quellenmässigen  Anhalt  für 
dasselbe  bietet  c.  8  (Inn.  m.)  X.  h.  t.  III.  19.  cit. 
Bb  behandelt  den  Fall,  dass  zwei  Kleriker  aUerdings 
ohne  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen ,  mit- 
Ün  uogflltig,  einen  Tausch  ihrer  Beneflzien  ver- 
•bredeo.  Der  eine  erfüllt  den  Tausch  insoweit, 
all  er  seiner  Präbende  entsagt.  Diese  wird  aber 
einem  anderen  als  seinem  Mitkontrabenten  ver- 
liehen und  der  letztere  weigert  sich  nun,  da 
ex  sie  nicht  erhalten  kann ,  seinerseits  zur  Erfül- 
luog  des  Tausches  auf  seine  bisherige  Präbende 
zo  Terziehten.  Der  Papst  entscheidet ,  dass  der 
Tauieh  an  sich  ungültig  sei,  dass  aber,  damit 
.^simplieitati  venia  tribuatur",  also  aus  Billigkeit, 
die  reslgnirte  Präbende  dem  dritten  Besitzer  oder 
dessen  Nachfolger  entzogen  und  dem  ersteren 
lestituirt  werden  soll.  Er  will  also  diesem  den 
eitittenen  Schaden  ersetzen  und  ordnet  deshalb 
seine  Restitution  an.  Das  ausgesprochene  Prin- 
cip  ist  also  das ,  dass  die  EntschiLdigung  In  der 
R&ckkehr  zur  früheren  Präbende  besteht,  und 
dieses  wird  man ,  da  es  für  einen  Fall  ausgespro- 
chen ist,  wo  die  Entschädigung  blos  auf  Billig- 
keitirficksichten  gegründet  wird,  sicherlich  auch 
auf  den  anwenden  können ,  wo  die  Pflicht  dazu 
ans  Rechtsgruudsätzen  folgt. 

'  Vgl.  hierzu  auch  reg.  cancell.  XL :  ^, ...  Et 
si  ex  causa  permutationis  resignationes  flaut,  po- 
Bator  claaaula:  Quod  netifcr  permiUantium  ins 
aequirat,  niil  quilibet  ipsorum  ins  habuerit  in 
beoeflcio  per  ipsum  resignato'^. 

*  Er  braucht  es  aber  nicht,  da  die  Qeltend- 
DttchuDg  einer  Eviktion sforderung  keine  Pflicht 
ist.  Die  Ansicht ,  dass  der  Tausch  ein  bedingter 
Verzicht  ist ,  muss  den  Rückfall  an  den  früheren 
Beneflziaten  ipso  iure  eintreten  lassen,  und  drängt 
ihm  wider  Willen  das  frühere  Benefizium  auf. 
Sie  nothigt  ihn  also,  wenn  er  es  dem  Andern 


belassen  will,  dazu,  nochmals  darauf  zu  verzichten, 
und  den  letzteren  seinerseits  eine  neue  Ver- 
leihung nachzusuchen.  Das  entspricht  ebenfalls 
nicht  dem  Wesen  des  Rechtsverhältnisses. 

5  Eine  blosse  Rescission  ex  tunc  genügt  nicht, 
um  denjenigen ,  welcher  auf  sein  Benefizium  ver- 
zichtet hat,  die  erforderliche  Entschädigung  zu  ge- 
währen, wenn  der  Mitkontrahent  das  von  ihm  ein- 
getauschte Benefizium  bereits  verloren  hat  und 
dasselbe  einem  Dritten  übertragen  worden  ist.  Der 
letztere  würde,  falls  der  Verzicht  und  die  daraufhin 
stattgehabte  Verleihung  nicht  annuUirt  wird,  das 
Benefizium  nicht  wieder  herauszugeben  brauchen. 
Für  die  hier  vertheidigte  Auffassung  kann  auch 
das  Anm.  2  besprochene  c.  8.  X.  cit.  geltend 
gemacht  werden,  welches  in  dem  erörterten  Falle 
den  dritten  Besitzer  ebenfalls  zur  Restitution  ver- 
pflichtet. 

6  Dieser  bedarf  es ,  weil  sich  Niemand  eigen- 
mächtig in  den  Besitz  eines  ihm  zukommenden 
Beneflziums  setzen  darf,  Th.  II.  S.  654,  so  auch 
van  Espen  1.  c.  n.  19fr.  u.  Leuren.  qu.  871. 
Eine  neue  Kollation  ist  aber  nicht  nöthig ,  ^enn 
durch  die  Nichtigkeitserklärung  des  Venichtes 
wird  zugleich  festgestellt,  dass  das  vor  dem  Tausch 
auf  das  Benefizium  bestandene  Recht  nicht  ver- 
loren gegangen  ist.  Die  Aelteren  sind  darüber 
abweichender  Meinung,  eine  neue  Verleihung 
erfordern  Rebuff.  1.  c.  n.  11;  Barbosa  1.  c. 
III.  15.  n.  19,  und  bei  einem  vom  Ordinarius 
(nicht  aber  vom  Papst)  genehmigten  Tausch  G  a  r  - 
cias  P.  XI.  c.  4.  n.  6.  7,  der  gegenthelligen 
Ansicht  z.  B.  Lot t er  1.  c.  II.  qu.  4.  n.  90; 
Leuren.  qu.  870.  n.1.2;  Schmalzgrueber 
ni.  19.  n.  81;  van  Espen  1.  c.  n.  19 ff. 

^  Oder  den  mehreren. 

s  Nach  den  Regeln  über  eine  Restitution  sei- 
tens des  redlichen  Besitzers ,  falls  nicht  Unred- 
lichkeit nachgewiesen  werden  kann.  Diese  liegt 
z.  B.  dann  vor ,  wenn  der  Besitzer  der  Mitkon- 
trahent ist  und  beim  Tausch  wusste,  dass  er 
kein  Recht  auf  das  von  ihm  weggegebene  Bene- 
fizium hatte,  weil  er  dann  daraufrechnen  muaste, 
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gewahrang  dieser  zur  Entsehädignng  geh(Vrt.  Ja,  für  den  Fall,  daas  sieh  diese  Jitagd 
in  Bezug  auf  das  einzutauschende  Benefizinm  scken  nach  genehmigtem  Tauche ,  aber 
vor  Abgabe  des  Yerzichtes  auf  das  eigene  Benefizium  heraac^steilt  haben ,  wiid  er 
die  Entbindung  von  seiner  Pflicht  zur  SrfOllung  des  Tausche«  zu  forderm  berech- 
tigt sein^ 

Was  das  Partikularrecht  der  deutschen  Staaten  betfiflft,  so  besteht  nur  fOr  Baiern 
die  ausdrtlckllche  Vorschrift ,  dass  zum  PfrUndentausch  ausser  der  Genehmigimg  des 
Bisehofs  auch  die  der  Btaataregierung  erforderlich  ist  ^.  Können  auch  etwa^  Staat»- 
gesetzliche  Bestimmungen  über  die  bedingten  Besigsationen  nicht  auf  den  BenefisieiH 
tausch  angewendet  werden,  so  werden  doch  die  o.  S.  284  gedachten  aUg^meioen  An- 
ordnungen in  Betreff  der  Resignationen,  sowie  die  ftlr  die  Verleihung  vonKireheii&i^eiii 
massgebenden  allgemeinen  Normen,  insbesondere  diejenigen  über  das  staatliche  Eiiii- 
spruchs-  oder  Genehmigungsrecht  bei  den  in  F^lge  eines  Tausches  stattfindenden  Veor- 
zichten  und  Wiederverleihungen  beobachtet  werden  müEHien,  weil  in  diesen  VersehriHen 
kein  Unterschied  in  Betreff  des  Bechtsgrundes,  aus  welchem  eine  Resignation  ed«r  eine 
Aemterbesetzung  vollzogen  wird,  gemacht  ist. 

2.   Die  Erledigung  der  Eirchenämter  wider  Willen  des  Berechtigten. 

§.163.    a.  Der  Verlust  des  Kirchenamtes  zufolge  Rechtstxrr Schrift. 

Abgesehen  von  den  bisherigen  Fällen  geht  ein  Benefizinm  oder  Kirchenamt  für 
den  Amtstrftger  ohne  Weiteres  [ipso  iure)  verloren,  wenn  er  sich  gewisse  Unterlas- 
sungen zu  Schulden  kommen  Iftsst  oder  gewisse  Handlungen  begeht. 

A.  Von  dem  Gesichtspunkt  aus ,  dass  unter  Umständen  der  Erwerb  eines  Amtes 
gestattet  werden  kann  oder  muss ,  wenngleich  der  Betheiligte  noch  nicht  alle  zur  Ver- 
waltung desselben  erlorderlichen  Eigenschaften  besitzt ,  dass  derselbe  dann  aber  die 
fehlende  Qualifikation  sich  nachträglich  zu  beschaffen  verpflichtet  ist ,  ist  die  Anord- 
nung getroffen,  dass 

1 .  der  Inhaber  eines  Pfarramtes,  welcher  die  Erwerbung  der  Priesterweihe  aehuld- 
barer  Weise  innerhalb  eines  Jahres  nach  erlangtem  ruhigen  Besitz  des  Amtes  ver- 
säumt, das  letztere  ipso  iure  verliert  ^,  und 

2.  dass  derjenige,  welcher  nach  Beförderung  zu  einem  Bisthum  die  biaohöfliehe 
Weihe  aus  eigener  Schuld  nicht  rechtzeitig  genommen  hat,  desselben  auf  gleiche  Weise 
verlustig  geht^. 

B.  Sodann  tritt  eine  derartige  Erledigung  ein ,  wenn  ein  kirchlicher  Amtsträger 
sich  durch  eigene  Handlungen  in  Verhältnisse  bringt ,  mit  denen  eine  weitere  Verwal- 
tung seines  bisherigen  Amtes  nach  den  Anschauungen  der  Kirche  unvereinbar  ist.  Es 
gehört  hierher : 


dsM  er  dM  [eingetauschte  BeBeflzium  wieder  ^ni- 
rfickzugeben  hatte. 

1  Diese  Frage  kann  die  herrschende  Theorie 
yom  Standpunkt  des  bedingten  Verzichtes  aus 
nicht  beantworten,  da  sie  die  der  Eviktionspflicht 
gleichstehende  Verbindlichkeit  erst  darch  den 
Verzicht  entstehen  l'asst. 

2  y.  y.  28.  Juü  1813  u.  Minist.  Entschüessg. 


V.5. Mai  1833;  D öl llnger  Samml. 8, 6^.650. 
Kr  ick  a.  a.  0.  8.  72,  bei  Prlvatpatronstobme- 
flzien  auch  die  des  Patrons.  Endlich  soll  ffir  die 
Regel  kein  Tausch  von  Pfarteien  genehmigt  wer- 
den, wenn  die  beiden  Pfarrer  sich  noch  nicht 
zwei  ToUe  Jahre  anf  iKren  SteUen  befnndeo  hs- 
ben,  Kricka.  a.  0.  S.72. 

»  Th.  II.  S.  482. 

*  A.  a.  0.  S.  676. 
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3.  die  schon  «bei»  Th.  I.  8.  16^1  erörterte  Vorschrift,  dass  die  Kleriker  der  me-< 
deren  Weihegrade,  welche  eina  gfUtige  Ehe  sdiliessan ,  ipso  i«re  ihre  Benefizien  Ter- 
Heran  ^.  Da  ihnen  gleiehaeiüg  anch  die  geistliehen  Standesrechte  entzogen  und  sie  von 
uns  M  als  Laien  betrachtet  werden,  so  wird  der  Grandsats  ebenfallB  auf  andere  kirch*- 
lidie  AmtsstelliiDgen,  welche  keine  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  bilden,  z.  B.  die 
Aemter  des  General-  nnd  Kapitalar- Vikars,  angewendet  werden  müssen  ^. 

4.  Die  Ablegnng  der  Profess  in  einem  religiösen  Orden  bringt  das  bisher  von  dem 
Professen  besessene  Benefizinm  ohne  Weiteres  zur  Erledigung  3,  weil  die  Verwaltung 
eines  solchen  mit  dem  neuen  Stande  des  Inhabers  nicht  vereinbar  ist.  Die  Vorschrift 
ist  ebenfi^  auf  andere  Kirchenämter  auszudehnen.  Sie  kann  aber  nicht  auf  die  blosse 
Abl^^nng  der  vota  simplicia  vor  der  definitiven  Profess^,  ebensowenig  aber  auf  den 
Cäntritt  hi  blosse  ordensähnliche  Kongregationen  bezogen  werden.  In  beiden  Fällen 
entsteht  zwar  auch  dieselbe  Kollision  zwischen  den  Pflichten  des  neuen  Standes,  insbe- 
sondere der  (xehorsamspflioht  gegen  die  Oberen,  und  den  Pflichten,  welche  das  bisherige 
Amt  seinem  Besitzer  auferlegt.  Die  dtirte  Dekretale  macht  indessen  die  gedachte 
IV^  ausdrflcklich  von  der  absolut  bindenden  Professleistung  abhängig ,  indem  sie  die 
Verwaltung  des  Benefiziums  während  des  Probejahres  durch  einen  Vikar  vorschreibt, 
nnd  also  dem  bisherigen  Inhaber  auf  so  lange ,  als  eine  Rückkehr  fSr  ihn  möglich 
bleibt,  das  Benefizium  oflfengehalten  wissen  wilP.  Andrerseits  ist  aber  ihre  Anord- 
nong  in  Betreff  der  interimistischen  Amtsverwaltung  nicht  auf  die  erwähnten  Fälle  zu 
beziehen,  welche  sie  nicht  im  Auge  haben  konnte.  Daher  darf  der  zuständige  Ordi- 
nsrius  gegen  denjenigen ,  welcher  sein  Amt  nicht  jfreiwillig  aufgeben  will ,  trotzdem 
dass  er  die  vota  aimplieia  in  einem  Orden  abgelegt  oder  in  einer  Kongregation  Profess 
gethan  hat,  w^en  Nichtinnehaltung  der  Resid^iz  oder  NichterMlnng  der  Amtspflicht, 
wie  in  sonstigen  FäUen,  vorgehen  ^. 

5.  Femer  gehört  hierher  der  schon  o.  S.  261  besprochene  Fall  der  Erwerbung 
eines  anderen,  mit  dem  schon  besessenen  in  primo  genere  inkompatiblen  Benefiziums. 

6.  Sodann  verliert  derjenige,  welcher  auf  Grund  einer  Wahl  und  Bestätigung  den 
nüugen  Besitz  eines  Bisthums  erworben  hat,  seine  bisherigen  Aemter  ipso  luxe  in  dem 
Augenblick ,  wo  er  konsekrirt  wird  oder  die  gesetzliche ,  beziehentlich  die  weiter  be- 
willigte Frist  Mt  die  Erlangung  der  Konsekration  abgelaufen  ist.  Diese  Vorschiift  des 
in.  Lateranensischen  Konzils^  ist  durch  die  späteren  Bestimmuugen,  insbesondere  die 
des  Tridentinums  über  die  Inkompatibilität  der  Benefizien^  nicht  beseitigt  worden^.  Sie 


^  S.  Jetet  auch  noch  Kohn:  Arch.  f.  k.  K.R. 
41,  39Ö.  Die  Eingehung  der  staatlichen  Giyil- 
•he  fährt  aber  einen  derartigen  Verlust  nicht 
herbei,  diese  ist  vom  kirchlichen  Standpunkt  ans 
keine  gfiltige  Ehe,  AcU  a.  sed.  11,43.  Für  die 
Kleriker,  welche  zu  den  unirten  Orientalen  ge- 
hören, gilt  aber  die  Vorschrift  nicht,  s.  Th.  I. 
8. 147  n.  Leuren.  l.  c.  qu.  37. 

^  So  auch  Schulte  K.  R.  2,  341. 

>  c,  4  (Bonif.  Vm.)  in  VI^  de  regul.  lU.  14. 
Viid  aber  spater  die  Professablegung  für  nichtig 
eiUirt,  so  HUlt  aueh  die  durch  dieselbe  einge- 
tietene  Eiledigung  zusammen,  Leuren.  1.  c. 
fB.  51. 

«  S.  e.  8.  276.  n.  6. 

^  Yen  diesem  Gesiehtepunkt  aus  habeB  auch 
■ckon  die  Aelteien,    s.  Leure^.  qu.  Ö2,  be- 


hauptet ,  dass  durch  die  Ablegnng  der  zunächst 
nach  dem  Noriziat  bei  den  Jesuiten  geforderten 
vota  simplicia  das  bisherige  Benefizium  des  Pro- 
fessen nicht  ipso  iure  erledigt  wird. 

*  Dass  dies  auch  geschehen  könne,  wenn  sich 
bei  demjenigen,  welcher  in  einen  Orden  eintreten 
will,  das  Noviziat  länger  als  die  gewöhnliche  Zeit 
hinzieht,  ist  schon  von  den  Aeltereu,  s.  L  e  u  re  ii. 
qu.  55,  angenommen  worden. 

7  c.  7.  J.  1.  X.  deelect.  I.  6. 

8  S.  0.  S.  257  fif. 

0  Wie  sie  denii  aueh  die  Aekteien  ohne  Wei- 
teres als  in  Geltung  stehend  betrachten,  s.  z.  B. 
Garoias  L  c.  P.  XI.  c.  6;  Barbosa  de  off.  et 
poft.  episc.  P.  HI.  aUieg.  57.  b.  6Bff.;  L euren, 
qu.  UBff.j  Reiff enstuel  UX.  5,  b.  321. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  163. 


reicht  weiter  als  die  letzteren ,  wenn  sie  sich  gleich  in  grossem  Umfange  mit  denselben 
deckt.  Soweit  letzteres  der  Fall  ist,  enthält  sie  allerdings  eine  abweichende  Yorschrifk 
über  den  Zeitpunkt  des  Verlustes  der  früher  besessenen  Benefizien^  Dieser  ist  aber 
als  einer  speziellen  Bestimmung  durch  die  späteren  generellen  Normen  Aber  die  In- 
kompatibilität nicht  derogirt.  Indessen  hat  die  gedachte  Verschiedenheit  keine  prak- 
tische Bedeutung,  weil  nach  der  Eurialpraxis  die  von  dem  Beförderten  bisher  be- 
sessenen Aemter  im  Moment  der  Promotion  des  Bischofs  durch  den  Papst  für  erledigt 
erklärt  werden^. 

Auf  die  Beförderung  zu  einem  Titularbisthum  bezieht  sich  die  Regel  nicht  3,  wohl 
aber  ist  sie  auf  die  päpstliche  Beförderung  zu  einem  klösterlichen  Leitungsamt ,  z.  B. 
zu  Abteien  ausgedehnt  worden^. 

Aus  der  ratio  legis,  dass  es  für  den  Inhaber  einer  so  hohen  kirchliehen  Würde, 
wie  der  bischöflichen,  nicht  angemessen  erscheint,  gleichzeitig  in  anderen  untergeord- 
neten Aemtem  zu  fungiren,  folgt  weiter,  dass  sie  über  ihren  Wortlaut  hinaus  auch  auf 
bischöfliche  Promotionen  ohne  vorgängige  Wahl,  also  z.  B.  in  Folge  landesherrlicher 
Nomination  ^,  und  femer  auf  solche  kirchliche  Aemter,  welche  keine  Benefizien  sind, 
auszudehnen  ist. 

Selbstverständlich  steht  es  dem  Papste  frei ,  durch  Ertheilung  eines  Indultes  auf 
Beibehaltung  der  ft'üheren  Aemter  den  Verlust  derselben  ganz  oder  auf  Zeit  auszu- 
schliessen  ^. 

6.    Endlich  tritt  nach  dem  älteren  deutschen  Reichsrechte  ^  eine  Erledigung  der 


»  S.  0.  S.  261. 

2  S.  0.  S.  146. 

9  IHeser  erlangt  den  Besitz  seines  Titolar- 
bisthums  nicht.  Darüber  herrscht  Einstimmig- 
keit, Garcias  1.  c.  c.  6.  n.  24;  L euren,  qu. 
151,  Reiffenstuel  1.  c.  n.  32Ö.  Wohl  aber 
trifft  die  Vorschrift  an  sich  auch  den  Papst ,  da 
dieser  Bischof  von  Rom  wird,  zu,  s.  Oarcias 
P.  I.  c.  5.  n.  113;  L euren,  qu.  150.  Ueber 
die  Beibehaltung  ihrer  früheren  Bisthümer  sei- 
tens einzelner  Päpste  s.  o.  S.  247.  n.  2;  S.248. 
n.  8;  S.  260.  n.  1. 

*  S.  die  erste  Kanzleiregel  o.  S.  145  und  ferner 
die  Sechsundzwanzigste  s.  v.  de  quibnsvis  bene- 
llciis  vacaturis  perpromotionemquommcunque 
ad  ecclesiarum  et  monasteriorum  regimina".  Das 
sonst  angezogene  c.  38  (Gregor  I.)  G.  XYI.  qu.  1 
spricht  nicht  vom  Verlust  ipso  iure.  Vgl.  Gar- 
cias P.  XI.  c.  7;  L euren,  qu.  158. 

^  S.  die  auch  in  der  vor.  Anm.  angeführten 
Kanzleiregeln ,  welche  von  bischöflichen  Promo- 
tionen schlechthin  ohne  Unterscheidung  sprechen. 

6  S.  0.  S.  250.  n.  5;  S.  251.  n.  1  u.  8.  256. 

7  Diese  an  sich  selbstverständliche  Folge ,  der 
s.  g.  geistliche  Vorbehalt  oder  das  rewrvatum 
tccUaiasticttm,  ist  festgestellt  durch  den  Augs- 
burger Religionsfrleden  v.  1555.  $.  18,  Koch 
Samml.  der  Reichsabschiede  3,  18;  und  das 
Instr.  Pac.  Osnabrug.  V.  §.  15  (gleichlautend 
auch  instr.  Monast.  V.  §.  15):  „Si  igitur  Catho- 
lieus  archiepiscopus ,  episcopas,  praelatus  aut 
Augustanae  ConfesBioni  addictus  in  archiepsco- 
pum,  episcopum,  praelatum  electus  vel  postu- 
latus ,  solus  aut  una  cum  capitularibus  seu  sin- 
gulis  seu  universis  aut  etiam  alii  ecdesiastici 
religionem  imposterum  mutaverint ,  excidant  iUi 


statim  suo  iure,  honore  tarnen  famaque  illibatis, 
fructusque  et  reditus  citra  morem  et  exceptionem 
cedant,  capituloque  aut  cui  id  de  iure  oompetit, 
integrum  sit,  aliam  personam  religioni  ei,  ad  quam 
beneflcium  istud  vigore  huius  transactionis  perti- 
net,  addictam  eligere  aut  postnlare,  reUctia  tarnen 
archiepiscopo ,  episcopo,  praelato  etc.  decedenti 
fructibus  et  reditlbus  Interea  perceptis  et  con- 
sumptis^'. 

Nach  dem  kirchlichen  Recht  gehört  der  Kon- 
fessionswechsel  zu  der  im  Text  unter  G  erwähn- 
ten Kategorie,  weil  er  nach  demselben  ein  kirch- 
liches Verbrechen  (die  Ketzerei  oder  Apostasie) 
bildet  und  in  Folge  dieses  letzteren  die  Bene- 
fizien verloren  gehen. 

Für  den  Fall ,  dass  ein  kirchlicher  Amtstr&ger 
zum  Altkatholicismus  übergeht,  ist  aber  die  ge- 
dachte Folge  ausdrücklich  durch  das  badische 
Gesetz  v.  15.  Juni  1874  betr.  die  Rechtsverhält- 
nisse der  Altkatholiken  Art.  1  (Doven.  Fried- 
berg Ztsohr.  f.  K.  R.  12,  258)  ausgeschlosseo. 
Für  Preussen  spricht  das  Gesetz  v.  4.  Jult 
1875  $.  3  diesen  Grundsatz  ans  unter  der  Be- 
schränkung, dass  in  dem  Amtssitze  des  Ueber- 
tretenden  schon  eine  erhebliche  Anzahl  von 
Katholiken  vorhanden  ist,  s.  auch  $$.  1.  5,  n. 
meine  preussischen  Kirchengesetze  der  Jahre 
1874  u.  1875  S.  186,  was  Creilich  Thudichnm 
deutsch.  K.  R.  1,  285,  welcher  aber  den  cit.  $.  5 
ausser  Acht  gelassen  hat  und  nur  deshalb  den 
$.  3  welter  auffasst,  bestreitet.  Für  andere  Fälle 
ergiebt  sich  indessen  nach  preusslschem  Recht 
dasselbe  Resultat,  welches  in  Baden  durch  aus- 
drückliche gesetzliche  Vorschrift  festgestellt  ist, 
weil  das  preussische  Gesetz  indirekt  das  Princip 
sanktionirt  hat,  dass  die  Altkatholiken  für  den 


1. 163.] 
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bifllier  beseaseneii  Benefizien  und  Aemter  ohne  Weiteres  durch  den  Eonfessionswechsel 
ihreB  Inhabers  ein. 

Die  bisher  bedprochenen  ErledigungsHÜle  sind  vielfach,  namentlich  in  älterer  Zeit, 
ils  stillschweigende  Verzichtleistungen,  s.  g.  rmunciatUmes  tadiaey  bezeichnet  worden  ^ 
bdessen  lassen  die  gesetzlichen  Vorschriften  die  Vakanz  lediglich  durch  die  erwähnten 
Thatsachen  völlig  unabhängig  von  dem  Willen  dos  Amtsinhabers  eintreten.  Der  letz- 
tope  ist  nicht  berechtigt,  sie  durch  einen  Protest  oder  einen  Vorbehalt  abzuwenden,  und 
es  kann  daher  von  einem  aus  konkludenten  Handlungen  zu  entnehmenden,  s.  g.  still- 
sehweigenden  Verzichte  keine  Rede  sein  ^. 

C.  Femer  knflpft  das  kirchliche  Recht  den  Verlust  der  Eirchenämter  an  die  Be- 
gehung bestimmter  strafbarer  Handlungen^.  In  diesen  Fällen  hat  das  gegen  denThäter 
ergehende,  vemrtheilende  Erkenntniss  in  der  hier  fraglichen  Hinsicht  nur  die  Bedeu- 
fang,  die  Thatsache ,  welche  die  Erledigung  bewirkt ,  festzustellen  und  den  Eintritt 
derselben  zu  deklariren^. 


SUti  aU  Katholiken  gelten ,  alm  der  Uebertritt 
m  den  enteren  staatlich  nicht  alt  Konfessions- 
wechsei  betrachtet  werden  kann,  s.  meine  cit. 
Kiiehengesetze  8.  179.  Daraus  folgt  aber  weiter, 
daat  der  zum  Altkatholicismus  übergegangene 
Stelleninhaber  bei  seinem  Rücktritt  die  Stelle 
ebenfalls  nicht  verliert,  sondern  sie  in  die  katho- 
hidie  Kirche  wieder  zurückbringt.  In  Betreff 
der  Ton  den  Altkatholiken  neu  gegründeten 
Aemter  kommen  aber  die  entwickelten  Grund- 
latze  nicht  zar  Anwendung ,  weil  die  beiden  Ge- 
letze  das  Yerhältniss  und  die  Berechtigung  der 
vatikanischen  Katholiken  an  den  Anstalten  der 
Altkatholiken  nicht  geregelt  haben  und  nicht 
haben  regeln  wollen. 

>  Rebuff.  1.  c.  P.  in.  de  tacita  renuncia- 
tione;  Pirhing  I.  9.  n.  2;  Reiffenstuel 
1.9.  n.  8;  Helferta.  a.  0.  S.  228;  Phillips 
7,8U. 

s  Mit  Recht  dagegen  schon  B a  r b  o  sa  J.  £.  U. 
UI.  15.  n.  38;  Leuren.  qu.  235;  s.  auch 
Fachmann  K.  R.  $.  199. 

Den  im  Text  aufgezählten  Fällen  hat  man  fer- 
ner noeh  angereiht:  1.  den  Verlust  des  Bene> 
flzinms  durch  Widerruf  einer  Schenkung,  welche 
der  Beneflziat  der  betreffenden  Kirche  gemacht 
hat,  8.  B.  Helf  ert  a.  a.  0.  S.  229;  2.  durch  den 
Eintritt  des  Beneflziaten  in  den  Militärdienst  oder 
in  eine  mit  dem  Klerikerstande  unvereinbare 
Lebensweise  („si  factus  est  ioculator^),  s.  Glosse 
i.  T.  redierint  zu  c.  17.  X.  de  der.  non  resid. 
in.  4;  Barbosa  de  off.  et  pot.  episc.  P.  III. 
aUeg.  57.  n.211;  Leuren.  qu.59;  Reiffen- 
stuel m.  1.  n.  124  und  sogar  noch  Phillips 
7,  844,  zum  Theil  unter  der  Beschränkung  nur 
auf  Kleriker  in  den  niederen  Weihen ;  3.  durch 
Abwesenheit  des  Beneflziaten  während  eines  so 
lange  währenden  Zeitraums,  dass  jedes  weitere 
▼erfahren  überflüssig  erscheint,  Schulte  K.  R. 
2,343;  4.  durch  eigenmächtige  und  gewaltthätige 
Okkupation  einer  Pfründe  und  5.  durch  Ver- 
letzung der  für  die  Besetzung  von  weltgeistlichen 
Kuratpfiründen  wesentlichen  Form ,  s.  G  i  n  z  e  1 
K.  R.  2,  212. 

Die  znletzigedachten  beiden  FäUe  gehören  er- 
sichtlich nicht  hierher,  in  dem  unter  No.  4  er- 


wähnten erfolgt  der  Verlust  wegen  Begehung 
einer  strafbaren  Handlung,  Th.  II.  S.  654  und 
gehört  zu  der  im  Text  unter  C  bezeichneten  Ka- 
tegorie ,  im  Fall  5  aber  steht  eine  nichtige  Er- 
werbung in  Frage. 

Den  Eintritt  der  Erledigung  durch  Widerruf 
einer  Schenkung  (s.  unter  No.  1)  gründet  man 
auf  c.  3  (Alex.  III.)  X.  renunc.  I.  9.  Die  Stelle 
handelt  aber  von  einer  stillschweigenden  Ver- 
zichtleistung im  eigentlichen  Sinne,  und  diese 
wird  daraus  gefolgert ,  dass  ein  Geistlicher ,  wel- 
cher sich  behufs  Ablegung  der  Professleistung  in 
ein  Kloster  begeben  hatte,  auf  sein  Bitten  die 
seiner  früheren  Kirche  gemachte  Schenkung  aus 
dem  Vermögen  derselben  zurückerhalten  hat. 

Die  Annahme  unter  No.  2,  welche  bei  den 
Aeltern  sehr  verbreitet  ist,  ist  ebenfalls  durch  kein 
Quelleuzeugniss  gerechtfertigt,  (c.  6  [conc.  Meld. 
V.  845]  G.  XXIII.  qu.  8  spricht  nicht  von  einem 
Verlust  ipso  iure).  Allerdings  kann  in  der  Er- 
greifung einer  derartigen  Lebensweise  eine  tacita 
renunciatio  gefunden  werden ,  namentlich  dann, 
wenn  sie  mit  Zustimmung  der  geistlichen  Oberen 
gewählt  ist,  andererseits  wird  aber,  wenn  der 
Beneflziat  sein  Amt  nicht  freiwillig  aufgiebt, 
also  seinerseits  nicht  verzichtet,  ihm  das  Amt 
wegen  Verletzung  seiner  Amtspflichten  aberkannt 
werden  dürfen,  s.  c.  6.  1.  cit.,  c.  5  (Inn.  III.) 
X.  de  poen.  V.  37,  vgl.  auch  Kober  Deposition 
S.  694.  711.  723. 

In  dem  3.  Fall  liegt  endlich  ebenfalls  kein 
Verlust  in  Folge  einer  bestimmten,  damit  be- 
drohten Handlung  vor,  vielmehr  eine  Erledigung 
durch  Tod ,  welcher  freilich  nicht  erwiesen  ist, 
aber  vermuthet  wird.  So  hat  auch  die  Congr. 
conc,  Rieht  er 's  Tridentinum  S.  39.  n.  21  dem 
Bischof  die  Wiederbesetzung  der  Stelle  eines  seit 
28  Jahren  verschollenen  Geistlichen,  welcher  bei 
seiner  Entfernung  schon  62  Jahr  alt  war ,  „ad 
instar  vacationls  per  obltum^  gestattet. 

^  Es  gehört  hierher  z.  B.  Ketzerei ,  s.  ferner 
Th.  I.  S.  131  insbesondere  Aum.  2  fund  dazu 
noch  Acte  s.  sed.  4,  378.  394),  S.  350;  Th.  II. 
S.  654. 

*  Diese  Vorschriften  des  Kircheurechtes  sind 
durch  die  neueren  Gesetzgebungen,  welche,  wie 
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Die PartikHiaiTechte einzelner  deutsehen  Staaten,  so  das  prewssisehe^  ^a- 
dische^  und  hessische^  lassen  endlich  die  kirchlichen,  das  erstore  mir  die  geist- 
lichen'^ Aemter  durch  Vernrtheilung  des  Inhabers  zur  Zuchthausstrafe,  sewie  durch  Ab- 
erkennung der  bflrgerlichen  Ehrenrechte  oder  der  Fähigkeit  zur  Bekleidung  Of^ntMeher 
Aemter  seitens  der  weltlichen  Strafgerichte  verloren  gehen  und  zwar  vom  Tage  des 
Beginnes  der  Rechtskraft;  des  Erkenntnisses  ab  ^,  während  nach  sAehsischem  Reeht  ^ 
dvrch  eine  Verurtheilung  zu  diesen  ehrmindemden  Strafen  nur  fttr  alle  staatliehen  Be- 
ziehungen ^  die  Erledigung  der  Stelle,  die  ünflUiigkeit  zur  Austtbung*  des  geiatticliea 
Amtes  und  der  Verlust  des  Amtseinkonmiens  von  rechtswegen  eintritt. 

§.164.    4.    Verlust  der  Kirchenämter  zufolge  Abberufung  durch  den  kirchlichen 

Oberen  oder  anderer  in  der  Person  desselben  eintretender  Grründe, 

insbesondere  bei  widemißichen  Anstellungen. 

I.  Abberufung.  Die  kirchlichen  Aemter,  welche  Benefizial-Oharakter  haben, 
sollen  dauernd  und  lebenslänglich  übertragen  werden  ^.  Aus  diesem  Grundsatz  ergiebt 
sieh  die  Regel,  dass  sie  ihrem  Inhaber  nicht  beliebig  oder  gar  willkttrlich  gegen  ■einea 
Willen  wieder  entzogen  werden  dürfen ;  vielmehr  kann  dies  nur  aus  solchen  Gründen 
geschehen,  welche  eine  weitere  Verwaltung  durch  den  Inhaber  als  mil  demkirehücken  In- 
teresse unvereinbar  erscheinen  lassen .  Als  ausreichenden  Grund  dafür  erkennt  das  kirch- 
liche Recht  im  Allgemeinen  ^  allein  die  Begehung  strafbarer  Handlungen  an,  ^ichviel 
ob  dieselben  in  gemeinen  Verbrechen  bestehen  oder  eine  gröbliche  Verletzung  der  Amts- 
pflichten enthalten,  also  Disciplinarvergehen  bilden  ^^,  Verhängt  daher  ein  kivcUicher 
Oberer  in  anderen  Fällen  eine  Entziehung  des  Benefiziums,  so  ist  diese  absolut  nichtig  und 
entzieht  dem  Benefiziaten  weder  seine  Rechte  an  dem  Benefizium ,  noeh  die  aus  dem- 
selben herfliessendenBefagnisse^^  Nur  dem  Papst  hat  die  ältere  Doktrin  ^^  eine  derar- 
tige Befugniss  eingeräumt,  und  allerdings  kann  ihm  diese  vom  Standpunkt  des  kanoni- 


das  preussische  Gesetz  v.  12.  Mai  1873  $.  2 
u.  das  hessische  d.  Missbraiich  d.  geistlichen 
Amtsgewalt  betr.  y.  23.  April  1875.  Art.  ö,  die 
EntfeFnung  aus  dem  Amte  nur  auf  Grund  eines 
vorangegangenen  geordneten  Prozessverfahrens 
gestatten,  nicht  aufgehoben.  Materielle  Straf- 
androhungen schllessen  die  erwähnten  Gesetze 
nicht  aus.  Die  betreffenden  Bestimmungen  fin- 
den daher  nur  insofern  Anwendung,  als  bei  der 
FeststelluBg  der  mit  dieser  Strafe  bedrohten 
Handlung  ein  derartiges  Verfahren  beobachtet 
werden  muss  und  der  Inhaber,  welcher  ohne  ein 
solches  entfernt  wird,  nach  staatlichem  Rechte 
nicht  zu  weichen  braucht. 

1  Ges.  V.  11.  Mai  1873  g.  21. 

s  Ges.  T.  23.  Dezember  1871  Art.  14.  VU. 
(Th.  II.  8.  369.  n.  8). 

3  Ges.  V.  23.  April  1875.  Art.  8. 

*  Th.  n.  S.  505. 

5  Da«  österr.  Str.  G.  B.  v.  27.  Mai  1852 
$.  26'  hat  als  gesetzliche  Folge  der  VeruTtheilung 
wegen  eines  Verbrechens  ,,bei Geistlichen  die 
Entsetzung  yon  der  Pfrände ,  sowie  die  Unfähig- 
keit,  ohne  ausdrückliche  Bewilligung  des  Kaisers 
je  wieder  eine  solche  zu  erlangen",  angeordnet, 
indessen  ist  diese  Vorschrift,  welche  mit  dem 
Art.   14  des  Konkordates  nicht  vereinbar  war, 


schon  aus  Anlass  der  Verhandiwngen  über  das- 
selbe durch  kaiserliche  Entschtiessung  v.  3.  Aognst 
1855  beseitigt  worden,  Gautschv.  Franke n- 
thurm  d.  confessionellen  Gesetze  v.  7.  n.  20. 
Mai  1874.  S.  56.  Dabei  hat  es  auch  das  Gee.  t. 
7.  Mai  1874  $.  8  belassen. 

«  Ges.  V.  23.  August  1876.  %.  13. 

''  Also  soweit  es  sich  um  mit  dem  Amte  ver- 
bundene staatliche  Geschäfte,  um  staatliche  Pri- 
vilegien oder  um  Rechte,  bei  denen  der  Staat  der 
Verpflichtete  ist,  z.  B.  um  die  Befugniss  ein  vom 
Staat  gewährtes  Gehalt  weiter  fortzubezieben, 
handelt. 

8  S.  0.  S.  108;  vgl.  auch  Jh.  II.  S.  367. 

9  lieber  die  Ausnahmen  s.  den  folgenden  J^. 

10  Darüber  in  der  Lehre  vom  kirchlichen  Straf- 
und  Disciplinarrecht.  Vgl.  ferner  o.  S.  265, 
andererseits  auch  den  folgenden  $. 

11  Dies  folgt  daraus,  dass  der  Obere  dann  völlig 
unberechtigt  handelt,  und  der  von  ihm  vorge- 
nommene Entziehungsakt  selbst  nichtig  ist. 

12  Hieron.  Gonzalez  ad  reg.  VUI.  can«. 
pfooem.  $.  1.  n.  33fr.;  Qarciasl.  c.  P.  V.  e, 
1.  n.  Iff.;  Lotter  1.  c.  P.  II.  qu.  22.  n.  37; 
L euren.  P.  I.  qn.  512.  n.  2  und  die  <|ort 
citirten. 
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aohes  BttMß  ans  iasof^n  nicht  bestritten  werdea,  als  er  kraft  seiner  obersten  Oe- 
aitagebnigsgewall  aneh  begründete  Rechte  sn  beseitigen,  in  der  Lage  ist  ^. 

Ffir  diejenigen  kirchlichen  Aemter,  welche  keine  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne 
sind,  also  fllr  die  s.  g.  beneficia  mcmuaUa^,  sowie  die  anderen  Edrchenämter  und 
kiichliehen  Anstelhingen  gilt  aber  der  gedachte  Grundsatz  nicht.  Bei  ihnen  ist  das 
fieeht  der  kirchlichen  Oberen  zur  Entfernung  des  Inhabers  im  Wesen  derselben  be- 
grfisdet,  nnd  wenngleich  auch  einzelne  kirchfiche  Aemter,  wie  die  der  Rapitniar- Vi- 
kare^ und  Landdekane  ^  an  sich  nicht  widerruflich  übertragen  werden,  so  kommt  ihnen 
doch  die  allein  ftr  die  Benefizien  im  eigentlichen  Sinne  geltende  Unentziehbarkeit 
reehtlieh  nicht  zu. 

IGt  Rllcksicht  hierauf  ergiebt  sich  die  Frage,  ob  bei  diesen  Aemtem  und  Stellun- 
gen die  Entfernung  und  Abberufung  des  Inhabers  durch  den  kirchlichen  Oberen  rein 
beliebig  erfolgen  kann  oder  ob  auch  bei  ihnen  der  blossen  Willkühr  desselben  Schran- 
ken gezogen  sind. 

Gemeinrechtliche  Bestimmungen  darüber  bestehen  nicht.  Im  Allgemeinen  hat  aber 
das  partikullbre  Recht  und  die  kirchliche  Praxis  auch  bei  ihnen ,  und  zwar  selbst  bei 
denjenigen,  deren  Inhalt  nur  durch  eine  umfassende  oder  theilweise  Ausübung  der  mit 
einem  anderen  Amte  verbundenen  Funktionen  gebildet  wird^  und  bei  denen  die  An- 
stellnng  in  der  üebertragung  derselben,  also  in  einer  Beauftragung,  besteht^,  trotz  des 
nach  strengem  Rechte  dem  Mandanten  und  Deleganten  zukommenden  freien  Wlder- 
niftrechtes^  die  Mos  willkührliche  Entfernung  ausgeschlossen^,  weil  auch  bei  diesen 
Siellungen  ein  h&ufiger  Wechsel  der  Amtsträger  nicht  im  Interesse  der  Kirche  liegt, 
und  femer  die  Ehre  und  der  Ruf  der  Geistlichen  mit  Rücksicht  auf  den  Stand  dersel- 
ben und  die  Kirche  selbst  durch  plötzliche,  zu  Missdeutungen  Veranlassung  gebende 
Abberufungen  nicht  in  Frage  gestellt  werden  kann. 

Der  Unterschied  zwischen  den  hier  in  Rede  stehenden  Aemtem  und  den  eigent- 
lichen Benefizien  liegt  aber  nicht  allein  darin,  dass  jene  ihren  Inhabern  schon  aus  an- 
deren und  leichteren  Veranlassungen,  wie  die  letzteren,  entzogen  werden  dürfen.  Da 
das  gemeine  Recht  selbst  die  Entziehbarkeit  der  letzteren  nicht  beschränkt  hat,  so  er- 
giebt sich  weiter,  dass  die  willkührliche  Entfernung  des  Amtsträgers  an  sich  immer 
rechtsgültig  ist^.  Sie  ist  nur  unerlaubt  und  das  einzige  Schutzmittel  dagegen  besteht 
in  der  Anrufung  des  höheren  kirchlichen  Oberen,  damit  dieser  die  willkührliche  Ver- 
figuig  rflekgängig  macht  und  die  Wiederanstellung  des  Abberufenen  anordnet. 


>  kl  e.  2  in  YI^  de  pneb.  DI.  4  und  in 
dem.  1.  i.  f.  Qt  lite  pend.  II.  5  wird  dem 
Papst  die  liben  dispositio  über  alle  Beneflden  zn- 
gesprocben.  Ans  dieser  Ansebairang  \%t  allerdingB 
das  oberste  KolUtions-  nnd  ReBervattonareeht  dee- 
lelben  an  den  Benefizien  hergeleitet  worden, 
aber  keineswegs  ab  Korrelat  dazu  eine  allgemeine 
Befegniss  znr  beliebigen  Abaetznng  der  Bene- 
iztwinhaber,  sondern  nnr  eine  Berechtigung  zur 
VerseCznBg  derselben  in  gewissen  Fällen  (s.  den 
fd^BBden  $.).  Naeh  dem  geltenden  gemeinen 
kireblieken  Beebt  hat  er  also  die  erstere  nieht, 
md  es  bedarf  daher  immer  erst  eines  das  Recht 
des  Benellziaten  beseitigenden  gesetzgeberischen 
Aktes.  Ans  diesem  Oronde  ist  auch  die  bei  den 
Aelteren  vielfach  vorkommende  Behauptung: 
itiespeeto  papae  omnia  beaefleia  esse  manualia'^ 


unrichtig,  vielmehr  ist  auch  ihm  gegenftber  Jedie 
Benefizien  Verleihung  an  sich  so  uBwidermllicb, 
wie  gegenüber  jedem  anderen  Koll&tor. 

«  Th.  n.  S.  373. 

8  A.  a.  0.  S.  238.  246. 

*  A.  a.  0.  S.  287. 

5  Wie  bei  den  General vlkaren ,  Landdekanen, 
Kuratkaplanen  und  Missionsgeistlichen. 

6  Th.  I.  S.  193. 

"^  Abgesehen  von  den  Stellungen ,  zu  welchen 
der  Papst  oder  die  ihn  vertretende  oberste  Kurial- 
behörde,  wie  zu  denen  der  Legaten,  s.  Th.  I. 
S.  516.  517  oder  der  Missionsoberen,  Th.  il. 
S.  354,  exnennt. 

8  Th.  IL  8.  221 ;  Leuren.  1.  c.  P.  I.  qu.  72, 
n.  2.   Des  Weiteren  s.  unten. 
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Bei  der  Verschiedenheit  der  einzelnen,  zu  der  hier  besprochenen  Kategorie  gehö- 
rigen Stellungen  kommen  des  Näheren  verschiedene  Grundsätze  zur  Anwendung.  Von 
der  Entfernung  und  Abberufung  der  KapitnlAr-  und  Qeneralvikare ,  sowie  der  der 
Landdechanten  ^  ist  bereits  an  anderen  Stellen  gehandelt.  Hier  stehen  demnach  noch 
in  Frage  die  ad  nutum  eingesetzten  Vikare ,  welche  in  Vertretung  des  Pfarrers  die 
Pfanrerwaltung  versehen  \  solche  Pfarrvikare  ^,  welche  neben  demselben  nur  Aus- 
hülfe leisten,  sodann  die  französischen  Desservants  *,  und  endlich  die  Pfarrer  der  Mis- 
sionsparochieen^. 

Was  die  beiden  ersten  Kategorien  betrifft,  so  bestehen  über  die  Statthaftigkeit 
ihrer  Abberufung,  welche  ausser  durch  den  Bischof  auch  durch  die  Inhaber  von  Pfar- 
reien erfo^en  kann,  wenn  letztere  ihre  Vertreter  selbst  ernennen  ^,  Meinungsverschie- 
denheiten^. 

Von  den  Aelteren  ist  die  Frage  im  wesentlichen  nur  in  Bezug  auf  die  Manualbene- 
fizien  erörtert. 

Die  Einen  leiten  aus  dem  Begriffe  der  Widerruflichkeit  die  Freiheit  des  Anstel- 
lenden zur  Abberufung  des  eingesetzten  Amtsträgers  her  und  erklären  eine  solche  nur 
dann  für  unzulässig,  wenn  die  Enthebung  aus  Hass  oder  aus  Böswilligkeit  (ex  odio  oder 
ex  maUHa)  geschieht  ^. 

Andere  wollen  den  Widerruf  daneben  auch  ausgeschlossen  wissen,  wenn  die  Ent- 
fernung für  den  Abberufenen  Ehrenkränkungen  und  Schande  oder  einen  sonstigen 
schweren  Nachtheil  herführen  würde,  wenn  sie  von  einem  Prälaten  erfolgt ,  welcher 
sonst  nicht  die  Gewohnheit  hat,  die  blos  widerruflich  eingesetzten  Geistlichen  abzu- 
berufen^, oder  wenn  die  Entfernung  zum  Schaden  eines  Dritten,  z.  B.  der  Parochie, 
gereicht  ^®. 

Die  dritte  Meinung  endlich  geht  dahin,  dass  die  Abberufung  allein  aus  einem  zu- 
reichenden Grunde  erlaubter  Weise  geschehen  dürfe  ^K 

Nur  diese  letztere  kann  für  haltbar  erachtet  werden.  Nach  dem  formellen  Recht 
ist  allerdings  bei  den  in  Frage  kommenden  Stellungen  die  beliebige  Abberufung  des  bis- 
herigen Inhabers  gestattet.  Dieselbe  kann  daher  keine  Verletzung  seiner  Rechte  bilden, 
noch  überhaupt  nichtig  sein  ^^.  Andererseits  ist  das  Rechtsverhältniss  des  Anstellenden 


1  A.  a.  0.  S.  221.  238.  246.  287. 

«  A.  a.  0.  S.  324. 

«  A.  a.  0.  S.  319. 

*  A.  a.  0.  S.  294.  n.  1. 

5  A.  a.  0.  S.  363. 

^  Wie  in  älteren  Zeiten  die  aushelfenden  Pfarr- 
vikare  überhaupt  a.  a.  0.  S.  319,  ferner  die 
Vikare  zur  Verwaltung  inkorporirter  Pfarreien 
a.  a.  0.  S.  448.  4Ö3,  sodann  die  Vikare  zur  Aus- 
übung der  einem  Kapitel  zustehenden  curahabitu- 
alis,  a.  a.  0.  S.  304.  454. 

7  Vgl.  dazu Analectaiur.  pontif.  1855. p.  1057£f. 
Bouix  tractat.  de  parocho  p.  403 if.  652 ff. 
Deneubourg,  tftude  canonique  sur  les  vicaires 
paroissiaux.    Paris  1871.  p.  85  ff. 

8  Hieron.  Gonzalez  ad  reg.  VIII.  canc.  gl. 
5.  %.  6.  n.  42ff.  47.  48;  Garcias  1.  c.  P.  I.  c. 
2.  n.  88;  Barbosa  J.  E.  U.  IlT.  6.  n.  65; 
Pyrrh.  Corrad.  prax.  benef.  I.  6.  n.  274; 
Lotter  1.  c.  q.  1.  I.  qu.  33.  n.  19.  20  (fQr  den 
Fall ,  dass  die  beliebige  Remotion  ganz  klar  ge- 
stattet ist).     Vgl.  auch  Anm.  11. 


9  de  Luca  de  beneflciis  disc.  97.  n.  6.  11  ff. 
für  die  drei  erwähnten  Ausnahmen. 

10  So  Reiffenstuel  III.  5.  n.  45,  der  hier 
allerdings  einer  schon  früher  aufgestellten  Ansicht 
folgt,  8.  H.  Gonzalez  1.  c.  n.  46.  47. 

Hierher  gehört  ferner  Bouix  1.  c.  p.4l6.  417. 
welcher  auch  den  zuerst  gedachten  Ausnahmefall 
hinzufügt. 

1^  L euren.  1.  c.  qu.  72.  n.  3  u.  qu. 74,  jedoch 
nur  für  die  Manualbeneflzien,  während  er  in  Be- 
treff aushelfender  oder  stellvertretender  Kurat- 
kapläne  und  Vikare  die  erste  Ansicht  theUt ,  s. 
qu.  72.  n.  1;  für  diese  ebenso  Ferraris  s.  v. 
Ticarius  paroohialis  n.  41.  Dagegen  yertbeidigt 
die  dritte  Meinung  in  Betreff  der  aushelfenden 
Kapläne  oder  Vikare,  soweit  es  sich  um  den  Wi* 
deruf  durch  den  dieselben  einsetzenden  Bischof 
oder  Pfarrer  handelt,  Deneubourg  p.  91  ff. 
97.  S.  übrigens  wegen  der  von  den  letzteren  an- 
gestellten Kapläne  auch  Tb.  II.  S.  321  und  wegen 
der  Vikare  bei  Inkorporationen  a.  a.  O.  S.  4öl. 
452. 

1^  Das  letztere  behauptet  allerdings  Denen- 
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ztt  dem  eingesetzten  Amtstrflger  kein  privatrechtliches ,  bei  welchem  der  erstere  seine 
Befugnisse  nach  reinem  Outdünken  wahrnehmen  dürfte.  Der  öffentlich  rechtliche  Cha- 
rakter desselben  legt  dem  Berechtigten  zugleich  die  Pflicht  auf,  dieselben  nur  im  In- 
teresse und  zum  Yortheil  der  Kirche  auszuüben.  Ein  Zuwiderhandeln  dagegen  bildet 
eine  Verletzung  der  Amtspflichten  und  muss  daher  der  Korrektur  durch  die  kirchliche 
Anfsiehtsbehdrde  unterliegen  ^ 

Von  diesem  Standpunkt  aus  ergiebt  sich,  dass  eine  Abberufung  nur  dann  gerecht- 
fertigt erscheint,  wenn  sie  aus  einem  dem  kirchlichen  Interesse  nicht  widerstreitenden, 
also  aus  einem  angemessenen  Grunde  erfolgt  ist ,  gleichviel  ob  sie  die  persönlichen 
Interessen  des  Entfernten  beeinträchtigt  2,  dass  aber  der  kirchliche  Obere,  welcher  sie 
verfbgt ,  den  Omnd  dafür  weder  dem  von  der  Entfernung  betroffenen  Oeistlichen  an- 
zugeben noch  viel  weniger  nachzuweisen  hat'. 

Weiter  folgt ,  dass  wenn  der  Obere  die  erwähnten  Gränzen  nicht  innehält ,  eine 
Beschwerde  über  ihn  statthaft  ist,  um  Abhülfe  gegen  sein  pflichtwidriges  Verfahren  zu 
eireichen.  Zu  dieser  ist  der  abberufene  Geistliche  legitimirt ;  nicht  deshalb,  weil  seine 
Bechte  anf  die  Stelle  verletzt  sind ,  sondern  darum  weil  die  Beiseitesetzung  des  kirch- 
liehen Interesses  ihn  in  erster  Beihe  berührt  ^,  und  zwar  auch  dann,  wenn  er  nicht  für 
seine  Person  selbst,  z.  B.  in  seiner  Ehre,  verletzt  worden  ist. 

Die  Beschwerde  kann  aber  nicht  an  den  Erzbischof  ^,  muss  viebnehr  direkt  nach 
Born  gerichtet  werden ,  wo  nach  der  bestehenden  Praxis  die  Oongregatio  concilii  dar- 
über entscheidet^.  Dieser  ist  der  kirchliche  Obere,  welcher  die  Entfernung  verfügt  hat, 


bonrg  1.  c.  p.  97,  aber  ohne  irgend  einen  jnristi- 
Bchen  Grand.  Seine  weitere  Berufung  auf  die 
Praxis  der  Gongr.  eonc.  ist  ebenfalls  verfehlt. 

1  Dieser  Gesichtspunkt  hat  offenbar  der  älteren 
Doktrin  schon  unklar  voiigeschwebt ,  da  sie  mit 
Einstimmigkeit  die  Abberufung  ex  odio  oder  ex 
malitia  fQr  unstatthaft  erklart,  und  wenigstens 
theüweise  diesem  Falle  noch  andere  gleichgestellt 
hat. 

2  Also  z.  B.  wenn  die  Entfernung  eines  Pfarr- 
vikars deshalb  erfolgt,  weil  die  Dismembration 
einer  Pfarrei  nothwendig  geworden  und  der  Vikar 
in  der  alten  Stammparochie  überflüssig  wird.  Bil- 
det die  persönliche  Beeinträchtigung  des  Abberu- 
fenen zugleich  eine  Beeinträchtigung  des  kirch- 
lichen Interesses,  so  ist  die  Entfernung  ebenfalls 
unerlaubt.  Z.  B.  handelt  der  Bischof  pflicht- 
widrig, wenn  er  einen  yerdienten  Pfarrvikar, 
weieher  sich  nicht  das  Mindeste  hat  zu  schulden 
kommen  lassen,  in  einer  Weise  abberuft ,  welche 
die  Ehre  und  das  Ansehen  desselben  nothwendig 
kompromittiren  müssen ,  da  der  kirchliche  Obere 
im  allgemeinen  kirchlichen  Interesse  auch  die 
Würde  des  geistlichen  Standes  zu  wahren  hat. 
MH  der  Auffassung  des  Textes  stimmen  auch  die 
Entscheidungen  der  Congr.  conc.  Analect.  cit. 
p.  1667,  bei  Deneubourg  p.  93  ff.  u.  Acta  s. 
sad.  3,  511  überein. 

Der  Grundsatz ,  dass  Geistliche  wegen  Krank- 
heit und  Gebrechlichkeit  ihrer  Beneflzien  nicht 
enthoben  werden  sollen,  wird  von  Einzelnen  auch 
anf  die  amoviblen  Geistlichen  schlechthin  über- 
tragen, 8.  z.  B.  Fagnan.  ad  c.  6.  X.  de  der. 
aegr.  III.  6.  n.  40;  Analecta  iur.  pont.  1855.  p. 
1651  u.  1872  p.  329.  335.    Dies  ist  aber  nicht 


richtig,  vielmehr  bemisst  sich  auch  fOr  diesen 
Fall  die  Zulässigkeit  oder  ünsUtthaftigkeit  der 
Enthebung  nach  den  gedachten  Grundsätzen.  Es 
Terstosst  gewiss  gegen  das  allgemeine  Interesse 
der  Kirche ,  wenn  ein  Pfarrvikar  oder  amovibler 
Pfarrer,  welcher  Jahrzehnte  seiner  Pfarrei  treu 
gedient  hat,  in  höherem  Alter  durch  Abberufung 
dem  Elende  preisgegeben  wird,  nicht  aber,  wenn 
der  Bischof  einen  Jungen  Vikar,  welcher  wegen 
seines  Gesundheitszustandes  zur  Verwaltung 
geistlicher  Aemter  unfähig  ist  und  den  Gemein- 
den nur  unnütz  zur  Last  fallen  würde,  seiner 
Stellung  enthebt. 

3  Dies  ist  auch  die  Praxis  der  Congr.  conc. 
Anal.  1855.  p.  1657.  1660. 

*  Es  ist  aber  nicht  ausgeschlossen ,  dass  auch 
andere,  deren  Interessen  betroffen  werden ,  Be- 
schwerde erheben  können,  z.  B.  die  Parochianen, 
wenn  ein  bei  ihnen  segensreich  wirkender  Pfarr- 
yikar  ohne  Grund  abberufen  wird. 

^  Derselbe  hat  seiner  heutigen  Stellung  nach 
nicht  die  Befugniss,  die  Amtsführung  des  Bischofs 
in  allen  Beziehungen  zu  überwachen  und  ihn  zur 
Verantwortung  zu  ziehen.  Die  Abberufung  eines 
amOTiblen  Geistlichen  durch  den  letztern  ist  kein 
richterlicher,  sondern  nur  ein  Verwaltungsakt, 
gegen  welchen  eine  Appellation  nicht  statthaft 
erscheint,  vgl.  Th.  II.  S.  19;  Deneubourg 
p.  99.  Der  Erzbischof  könjite  höchstens  seiner- 
seits eine  Ermahnung  an  den  Bischof  richten  und 
wenn  diese  nichts  fruchtet,  Anzeige  nach  Rom 
machen,  Th.  II.  a.  a.  0.  n.  8. 

^  S.  die  in  den  vorhergehenden  Anmerkungen 
citirten  Entscheidungen  derselben. 
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l.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Eirdie  durch  dieselbe. 


[§.  164. 


vieFpfiichtet ,  die  erforderliche  Aufklimsg  und  Beehensoliaft  über  sein  Yeilialteii  in 
gebend 

Dieselbea  Grruüdsätze  mtsseii  auch  hinsiehtlicih  der  Desservants  in  Frankmoh  und 
in  Belgien,  sowie  in  Betreff  derMisBionspfarrer  zur  Anwendung  gebracht  werden  2,  wmI 
die  erörterten  Gesichtspunkte  auch  fttr  ihre  Stellungen  zutreffan,  und  sie  haben  in  der 
That  in  den  Vorschriften  der  neueren  Partikularsynoden  ^  und  in  der  römisohen  Praiis 
Aftei^ennnng  gefunden^. 

So  weit  nicht  durch  die  Staaisgesetzgebangen  dne  dauernde  Besetzung 
einzeilner  der  hier  in  Frage  stehenden  Aemter  vorgeschrieben  iat^»  steht  der  BeÜhili' 
gung  der  gedachten  GrundsXtze  in  den  deutschen  Staaten  im  Allgemeinen  niehta  ent- 
gegen^. Eine  Einschränkung  erleidet  diese  Regel  aber  dann,  w«nn  die  Entfernung 
vom  Amte  als  Discipiinarmassregel  verfflgt  wird ,  weil  nnter  dieser  VorauBBatzang  die 
die  Ausübung  der  kirchlichen  Disciplinargewalt  regelnden  Bestimmungen  der  Staats- 
gesetzgebungen in  Betradit  kommen 7.  In  Prenssen  hat  überdies  der  aus  seinem 
Amt  entfernte  Geistliche  das  Hecht  zur  Berufung  an  den  kön.  Gerichtshof  fDr  kirch- 
liche Angelegenheiten ,  fialls  seine  Enthebnji^  wider  seinen  Willen  yerhängt  ist  und 
ausserdem  ,,die  Entscheidung  der  klaren  thatsftchlichen  Lage  widerspncht  oder  die 
Gesetze  des  Staates  oder  allgemeine  BecbtsgrundiAtze  verletzt  ^. 


*  80  auch  die  herrschende  Praxis,  wie  die  er- 
wähnten Entscheidungen  zeigen. 

2  S.  Bouix  1.  c.  p.  418;  Pricotte  i.  Arch. 
f,  k-  K.  Ä.  22,  71. 

8  In  Betreff  der  Desservants  s.  conc.  Tnron. 
V.  1849.  X.  2,  acta  conc.  coli.  Lac.  4,  265 :  „nt 
hae  reetores  revocandi  et  transferendi  anctoritate 
haud  ftoqnenter  et  nonnisi  prudenter  ac  paterne 
Qtantur,  adeo,  ut  sacri  miniBterii  stabüitati, 
qnantam  fleri  potest  in  hisce  rernm  adonctis, 
eatlB  consoUnm  yideaiur ;"  ähnlich  auch  Burdigal. 
y.  1850.  X.  2,  1.  c.  p.  585;  Avenion.  v.  1849. 
t.  VI.  c.  6.  n.  5,  1.  c.  p.  349 :  ^ordinarie  nnllus 
eornm,  in  singulis  dioecesibus  provinciae  a  «na 
parochia  invitna  amoyebitnr  ant  tolletur,  nisi 
prioB  inqnisito  offlcialitatls  ant  auditorii  noBtri 
privati  consilio";  Bitur.  v.  1850,  1.  c.  p.  1097: 
„facnltate ,  de  qna  ntentnt  episcopi  qnam  matnre 
et  moderate,  nee  ut  dominantur  In  clens ,  sed  ut 
anlmamm  Balnti  et  ipsornm  bono  parochorum 
consnlant.'' 

Hinsichtlich  derMiBsionspfarrer  in  Nordamerika 
conc.  plenar.  Baitimor.  II.  v.  1866.  n.  125,  cit. 
coli.  3,  433 :  ,^ortamur,  ne  episcopi  hoc  iure  buo, 
nisi  graves  ab  causas  et  habita  meritorum  ratione 
uti  velint."  Auch  ist  es  auf  dem  10.  Prov.-Concil 
V.  Baltimore  t.  1869,  1.  c.  p.  584,  wünschens- 
werth  erklärt  worden ,  dass  der  Bischof  vor  Ent- 
fernung verdienter  Pfarrer  Beine  Konsultoren,  Th. 
II.  8.  361.  n.  4,  gutachtlich  anhöre. 

In  England  sollen  sogar  die  rectores  misBionarii 
der  congregationes ,  welche  als  Hauptpfarreien 
gelten,  nur  nach  gutachtlicher  Aeusserung  dreier 
Mitglieder  der  beaonderB  gebildeten  s.  g.  Iiivesti- 
gations-Kommission  entfernt  werden,  conc.  West- 
mon.  T.  1852.  XIII.  n.  4  n.  app.  X.  coli.  cit.  3, 
925.960. 

*  So  ist  die  Praxis  der  belgiBchen  Bisehöfe, 
dasB  sie  ihr  Abberufungs-  und  Versetzungsreobt 
der  Detseryants  haud  frequenter  et  nonniBl  prü- 
den ter  ac  paterne  uti  solent,  adeo  ut  sacri  mini- 


steril  stabilitati ,  qnantum  Aeri  ipotest ,  satis  con- 
sultum  vldeatur"  auf  Anfrage  des  Bischofs  Ten 
Lüttich,  durch  päpstlichen  Bescheid  ▼.  1.  Mai 
1845  gebilligt  wordea,  Arch.  f.  k.  K.E.  21,  424. 
430;  22,  58;  vgl.  ferner  die  Entsch.  d.  Congr. 
conc.  Y.  1868,  a.  a.  O.  21,  431  und  bei  Reuss 
et  L  in  gen  causae  select.  congr.  eonc.  p.  827. 
Allerdings  hat  eine  in  den  60«r  Jahren  -zur  Er- 
wägung der  YerhäHniase  der  Desaervant«  einge- 
setzte SpezialkommisstoQ  von  Kardinälen,  dt. 
Arch.  22,  62.  74  die  Aufstellang  allgemcSner 
Orundsätze  über  die  hier  in  Rede  stehenden  Fra- 
gen abgelehnt,  aber  nur  deshalb,  weil  die  Haupte 
frage  dahin  ging,  ob  überhaupt  die  Disciplin  in 
Bezug  auf  die  Desservants  aufrecht  zu  erbauen 
sei ,  und  man  über  diese  mit  Rückaicbt  auf  das 
damals  bevorstehende  vatikanische  Konzil  keine 
Entscheidung  treffen  wollte.  Ueloigens  sind  auch 
einzelne  Rekurse  der  Desservants  vor  der  Congr. 
episcoporum  et  regulariium ,  Th.  I.  S.  466 ,  veiv 
-handelt  worden,  s.  Acta  s.  sed.  4,  18,  "wäiiTend 
die  aus  den  Missionsläadern  vor  die  Gongreg.  de 
Propaganda  flde,  a.a.O.  S.  476,  gehören  w&iden. 

5  S.  o.  S.  190. 

6  Für  Oldenburg  ist  das  Abberafungaiecht 
des  Offlzials  hinsiohtUch  der  Koopeiatoran,  Tize- 
kuratoren  und  Hülfsgeistlichen  ohne  BeneflzieD, 
durch  Normativ  V.  1831,  $•  13,  Müller,  Lexikon 
d.  K.R.  2.  Aufl.  5,413,  für  Elsase-Lothrin- 
gen  u.  Frankreich  die  gleiche  Befugnis«  der 
Bischöfe  in  Betreff  der  Pfarrvikare  und  Desser- 
vants durch  die  organ.  Art.  31  ausdrucklich  an- 
erkannt. Nach  älterem  ftanz<l«iechem  Reeht,  Or- 
donnance von  1629.  art.  12  und  dem  Edikt 
Ludwigs  XIV.  v.  29.  Januar  1686,  reeueUd'ASits 
royaux  1 ,  191 ;  2, 202  war  dagegen  die  Einsetzung 
amovibler  Pfarrvikare  durch  Klöster  und  Kapüei, 
sowie  die  Anstellung  von  Pfarrern  ad  nutom  ver- 
boten. 

^  Das  Nähere  darüber  In  der  betreffenden  Lriire. 
s  Also  wenn  die  Entfernung  auf  Qruud  eines 
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n.  Tod  des  anstellenden  kirchliohen  Oberen  oder  andere  Ereig- 
nisse in  der  Person  desselben.  Hinsichtlioh  derjenigen  Stellungen,  welche 
ihrem  Inhalt^  naoh  in  der  siellvertretenden  Ansflbnng  der  Funktionen  eines  anderen 
Amtes  bestehen^  fragt  es  sieh  aber  noch,  ob  bei  ihnen  die  Fortdauer  der  Rechte  des 
Stelleninhabers  durch  solche  Ereignisse,  welche,  wie  z.  B.  Tod,  Absetzung  oder  Oeistes- 
kraokheit  ^ ,  ftlr  den  Träger  des  vertretenen  Amtes  den  Verlust  des  letzteren  oder  eine 
Suspension  der  Ausübung  desselben  herbeiführen,  beeinflusst  wird. 

Dies  ist  nur  da  der  Fall,  wo  das  Amt  seinem  Wesen  und  seinem  Zwecke  nach  von 
denjenigen  Jurisdiktionsinhabei*,  aus  dessen  Rechten  sein  Fnnktionskreis  abgeleitet  ist, 
in  jeder  Beziehung  abhängig  bleiben  muss,  also  die  Bestellimg  zu  demselben  ihrem 
Charakter  nach  als  reine  Beauftragung,  nicht  als  Verleihung  erscheint  und  beim  Fort- 
fall des  Vertretenen  kein  Bedüriniss  nach  einer  Fortdauer  des  Amtes  besteht  2. 

Die  beneficia  manualia  und  die  Aemter ,  welche  einen  selbstständigen  Funktions- 
kreis haben  ^,  scheiden  hier  zunächst  aus.  Bei  ihnen  kann  die  ad  nutum  erfolgte  lieber- 
trsgnng  mit  dem  Tod  des  Verleihenden  ebenso  wenig,  wie  bei  den  eigentlichen  Bene- 
fizien  hinfWig  werden  ^, 

Dagegen  bilden  die  Aemter  derLanddechanten,  derPfarnrikare  und  der  Missions- 
pfarrer die  Mitte  zwischen  den  Manualbenefizien  und  jenen  Stellungen ,  welche  ihrem 
Inhalte  nach  als  blos  abhängige  Stellvertretungsämter  orscheinen. 

Die  Befugnisse  der  erwähnten  Amtsträger  sind  zwar  ebenfalls  ans  einem  anderen 
Amte  abgeleitet,  die  der  Landdekane  aus  dem  des  Bischofs,  die  der  Pfarrvikare  aus  den 
des  Pfarrers  und  die  der  Missionspfarrer  im  Grunde  und  mittelbar  aus  dem  des  Papstes, 
indessen  -bei  aller  Beweglichkeit  des  materiellen  Umfangs  ihrer  Rechte  hat  sich  doch 
ein  herkömmlich  fester  Kreis  von  Befugnissen  für  sie  gebildet ,  sie  sind  regelmässige 
Hfllfsstellungen  oder  gar,  wie  die  der  Missionspfarrer  solche  geworden,  welche  die 
anderweit  bestehenden  festen  Einrichtungen  ersetzen.  Darin  nähern  sie  sich  den 
Manual-  und  sogar  den  anderen  Benefizien.  Von  den  abhängigen,  reinen  Stell vertre- 
tongsämtem  unterscheiden  sie  sich  dagegen  dadurch,  dass  ihr  Inhaber  denjenigen 
Amtsträger ,  aus  dessen  Gewalt  seine  Befugnisse  abgeleitet  sind ,  nicht  vollständig  zu 
ersetzen  bestimmt  ist.  Sie  haben  sich  aus  dem  Bedttrfniss  der  kirchlichen  Verwaltung 
nach  gewissen  regelmässigen  Hülfsorganen  mit  beschränkten  Befugnissen  neben  den 
leitenden  Beamten  entwickelt.  Wo  ein  solches  Bedttrfniss  einmal  vorhanden  ist,  fällt 
dasselbe  nicht  durch  Ereignisse,  welche  die  Person  des  kirchlichen  Oberen  treffen  und 
dessen  Befugnisse  aufheben  oder  suspendiren ,  zusanmien ,  es  besteht  vielmehr  unab- 
hängig von  dieser ,  sowohl  während  der  Vakanz  des  fraglichen  höheren  Amtes ,  wie 
auch  fttr  den  Nachfolger  in  dem  letzteren  fort. 

Es  ist  daher  principiell  unrichtig ,  die  Grundsätze  von  dem  Erlöschen  der  iuris- 
dietio  delegata  oder  mandata  durch  den  Tod  des  Auftraggebers  auf  die  hier  in  Rede 


offentSchtllch  nnrichtigen  Thatbestandes  oder  — 
und  das  wird  allein  praktisch  Trorkommen — wegen 
BeobachtoDg  absolat  gebietender  Gesetze  des 
Staats ,  welche  die  Kirche  nicht  anerkennt ,  oder 
solcher,  bei  denen  die  ersteren  die  absolute  Frei- 
heit der  EntSchliessung  gewahrt  wissen  wollen, 
z.  B.  wegen  einer  Abstimmung  hei  X^ndtags- 
und  Reicbstagswahlen,  angeordnet  worden  ist. 
Vgl.  auch  meinen  Kommentar  zn  den  preuss. 
Kirchengesetzen  v.  1873.  S.  68.  70. 


«  S.  Th.  I.  S.  193.  Th.  n.  S.  221. 

2  So  bei  dem  Amte  des  Generalvikars,  Th.  II. 
S.  221.  Für  die  Legaten  des  Papstes  gilt  dies 
aber  nicht,  Th.  X.  S.  516.  517;  s.  auch  Kaempf  e, 
d.  Begriffe  d.  turisdictio  ordlnariaetc.  S.  151. 152. 

3  Z.  B.  die  der  nranzösischen  Succursalpfarrer 
oder  Desservants. 

'*  Darüber  ist  die  Doktrin  einig,  s.  Hieron. 
Gonzalezad  reg.  Till.  conc.  gl.  5.  n.  6.  n.  38. 
39;  L euren.  I.  qu.  82. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


(§.  164. 


stehenden  Stellungen  anzuwenden ^  Es  handelt  sich,  wie  nachgewiesen,  bei  ihnen 
nicht  um  eine  einfache  vorttbergehende  Uebertragung  einzelner  Befugnisse  des  kirch- 
lichen Oberen ,  sondern  um  dauernde  Wahrnehmung  gewisser  Geschäfte,  welche  aller- 
dings materielle  Ausflüsse  der  Gewalt  des  letzteren  sind  und  insofern  in  seiner  Stell- 
vertretung wahrgenommen  werden,  welche  sich  aber  andererseits  in  ihrer  Gesammtheit 
schon  zu  einem  regelmässig  bestehenden  Amte  zusammengeschlossen  und  verdichtet 
haben  ^.  Die  Uebertragung  solcher  Stellungen  lässt  sich  demnach  nicht  mehr  als  Be- 
auftragung auffassen  ,  sie  ist  eine  Verleihung  ähnlich  der  der  Manualbenefizien ,  und 
demnach  in  der  Fortdauer  ihrer  Wirkungen  völlig  unabhängig  von  den  Schicksalen  der 
Person  des  kirchlichen  Oberen,  welcher  ihre  Träger  bestellt. 

Dazu  kommt ,  dass  diese  Auffassung  allein  mit  dem  Bedürfhiss  der  kirchlichen 
Verwaltung  in  Einklang  steht.  Eine  juristische  Theorie ,  welche  dazu  führen  müsste, 
die  Stellungen  aller  Landdekane  in  einer  Diöcese  oder  aller  Missionspfarrer  in  einem 
Missionsbisthum  oder  apostolischen  Vikariat  bei  dem  Tode  des  Bischofs ,  Missions- 
bischofs oder  apostolischen  Vikars  für  erloschen  zu  erklären  und  dadurch  einen  erheb- 
lichen Theil  der  unteren  Verwaltung  kirchlicher  Bezirke  zum  plötzlichen  Stillstand  zu 
bringen ,  ist  durch  ihre  Unfähigkeit ,  die  juristische  Konstruktion  mit  den  realen  Ver- 
hältnissen in  Einklang  zu  bringen ,  ohne  Weiteres  gerichtet ,  und  in  der  That  würde 
sich  diese  auch  mit  der  in  der  Kirche  herrschenden  Praxis  in  Widerspruch  setzen '. 

Dass  diese  Grundsätze  insbesondere  auch  auf  die  ad  nutum  eingesetzten  Pfarr- 
Kapläne  oder  Vikare,  welche  heute  in  Deutschland  überall  von  den  Bischöfen  bestellt 
werden,  Anwendung  finden,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  Sie  haben  neben  dem 
Pfarrer  ein  Hülfsseelsorgeamt ,  welches  ebenfalls  einen  herkömmlich  festen  Kreis  von 
Funktionen  umfasst^.  Ihr  Amt  erlischt  demnach  ebensowenig,  wie  das  der  übrigen  er- 
wähnten kirchlichen  Beamten  beim  Tode  des  Bischofs  ^.  Neuerdings  ist  aber  die  mit 
der  bisherigen  kirchenrechtlichen  Auffassung  ^  in  Widerspruch  stehende  Ansicht  her- 
vorgetreten 7 ,  dass  die  Dauer  ihres  Amtes  von  dem  Fortbestande  der  Amtsgewalt  in 
der  Person  desjenigen  Pfarrers ,  neben  welchem  sie  als  Hülfsgeistliche  fungiren ,  ab- 
hängig sei.  Dies  ist  entschieden  unrichtig.  Wenngleich  die  Pfarrkapläne  in  ihren 
Funktionen  den  Pfarrer  vertreten,  und  weil  sie  dessen  Hülfsbeamte  sind,  nach  seinen 
Aufträgen  und  Anweisungen  handeln  müssen ,  so  sind  doch  sie  nicht  Mandatare  oder 
Delegaten  des  Pfarrers^,  welche  ihre  Amtsbefugnisse  von  ihm  ableiten.    Sie  empfangen 


1  Die  GongT.  conc.  hat  diese  auf  apostolische 
Vikare  niemals  angewendet,  s.  Th.  I.  S.  182. 
183;  Th.  U.  S.  2ö8;  vgl.  anch  a.  a.  O.  S.  362. 

^  Diesen  Prozess  aus  einer  reinen  Beauftragung 
bis  zu  einem  völlig  selbstständigen  Amt  hat  auch 
das  heutige  feste  Pfarramt  durchgemacht,  Th.  II. 
S.  262.  Bei  ihm  ist  der  Charakter  einer  Stellver- 
tretung des  Bischofs  verschwunden.  Die  im  Text 
besprochenen  Stellungen  sind  in  diesem  Prozesse 
aber  nicht  soweit  fortgeschritten  und  können  sich 
auch  ihrem  Wesen  nach  nicht  in  dieser  Weise 
umbilden. 

^  In  dieser  herrscht  kein  Zweifel,  dass  das  Amt 
des  Landdekans  nicht  mit  dem  Tode  des  Bischofs 
erlischt,  trotzdem,  dass  die  Jurisdiktion  des 
ersteren  gewöhnlich  als  eine  delegirte  bezeichnet 
wird,  s.  prov.  Prag.  v.  1860.  t.  6.  c.  6  u.  Ultra- 
iect.  V.  1865.  t.  2.  c.  7,  acta  conc.  coli.  Lac.  5, 
559  u.  793. 


«  Th.  II.  S.  318.  Selbstverständlich  handelt  ec 
sich  hierbei  nicht  um  solche  Geistliche ,  welche 
blos  vorübergehend  im  Falle  eines  augenblick- 
lichen Bedürfnisses  dem  Pfarrer  zur  Aushülfe 
überwiesen  werden. 

^  Dies  ist  auch  die  herrschende  Meinung ,  s. 
Graisson  manuale  totius  iuris  canonici  n.  1527; 
Deneubourg  1.  c.  p.  177 ff. 

0  Graisson  I.e.;  Deneubourg  1.  c.  p.  180; 
s.  auch  die  Schrift :  Die  Amtsgewalt  der  Gapläne 
nach  d.  Tode  ihres  Pfarrers.  V.  e.  rheinischen 
Juristen.    Mainz  1878.    S.  21  ff. 

^  So  beim  preuss.  Ob.-Tribunalin  d.  Entsch. 
V.  16.  März  1876  u.  v.  15.  Mal  1877,  Oppen- 
hoff,  Rechtsprechung  d.  0.  Tr.  17,  207  u.  18, 
336. 

8  Das  ist  allerdings  für  frühere  Zeit  richtig, 
Th.  II.  S.  318.  Jetzt  ist  dies  aber  nicht  mehr  in 
Deutschland  der  Fall,  s.  a.  a.  0.  8.  320  und  dAxu 
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diese  ylelmehr  vom  Bischof^ ,  und  ätker  können  dieselben  weder  mit  dem  Tode  oder 
der  Absetzung  des  Pfarrers  noch  mit  der  Suspension  der  Amtsgewalt  des  letzteren 
(z.  B.  durch  Exkommunikation)  hinfällig  werden ,  um  so  weniger  als  gerade  ihre  aus- 
lielfende  Stellung  es  bedingt,  dass  sie  für  den  Pfarrer  ohne  Weiteres  einzutreten  haben, 
wenn  die  Verwaltung  der  Pfarrgeschäfte  durch  denselben  nicht  wahrgenommen  und 
yen  ihm  auch  keine  darauf  bezügliche  Anweisung  ertheilt  werden  kann. 


§.  165.    3.  Die  Versetzung  der  kirchlichen  Amtstrdger*. 

I.  Geschichte,  i.  Wechsel  der  Bisthümer^.  Schon  das  Konzil  von 
Nieäa(325)  ist  dem  Wechsel  der  Bisthttmer,  um  ehrgeizigen  und  habgierigen  Bestrebun- 
gen nach  besseren  Stellungen ,  sowie  Streitigkeiten  und  Unordnungen  vorzubeugen, 
dnrch  die  Vorschrift  entgegengetreten ,  dass  kein  Bischof  von  einer  Stadt  zur  anderen 
llbergehen  und  im  Falle  des  Zuwiderhandelns  in  seine  frühere  Stellung  zurückgebracht 
werden  solle  ^.  Das  Verbot  ist  ohne  jede  Ausnahme  aufgestellt  und  trifft  demnach 
sieht  nur  den  eigenmächtigen  Wechsel  des  Bisthums,  sondern  auch  die  Annahme  eines 
solchen  bei  einer  ordnungsmässig  stattgehabten  Wahl  und  Berufung^.  In  der  Praxis 
ist  dasselbe  aber ,  wie  die  Wiederholung  der  Anordnung  des  Nicänums  durch  einzelne 
Partikularsynoden^  noch  in  demselben  Jahrhundert  unter  gleichzeitiger  Androhung 
schwerer  Strafen  ^  zeigt,  nicht  streng  beobachtet  worden  ^ .  Man  hat  offenbar  vielfkch  eine 
nicht  eigenmächtige,  mit  Zustimmung  einer  Pro vinzial-  oder  grossem  Synode  aus  Grün- 
den dß^  kirchlichen  Interesses  erfolgte  Versetzung  von  Bischöfen  als  erlaubt  angesehen  ^, 


nochVcring,  Lehrb.  d.K.R.  S.580;  Kohnim 
Aich.  f.  k.  K .  B.  39,  lö,  ebensowenig  in  Frankreich, 
Boülx  Lc.  p.659  u.  Kohn  a.  a.  0.  S.  18,  u.  in 
Belgien  Deneubourg  p.  102.  Selbst  da,  wo 
heute  noch  der  Pfarrer  den  Kaplan  ernennt,  wird 
man  einZnaammenfallen  der  Befugnisse  des  letz- 
teren in  den  erwähnten  Fällen  nicht  annehmen 
können,  wiewohl  das  freilich  streitig  ist,  s.  De- 
neubourg p.  179.  Denn  ein  Mandat  oder  eine 
Delegation  liegt  dann  nicht  mehr  vor,  wenn  die 
Kaplanstelle  ein  Hülfsamt  geworden  ist. 

*  Der  Pfarrer,  welchem  sie  assistiren ,  kann 
den  Umfang  derselben  nicht  einmal  ändern,  V e- 
ringa.  a.  O.  S.  579;  Kohn  a.  a.  0.  S.  24. 

*  Neil  er  dissert.  I.  XI  de  translatione  epis- 
oopi.  TroTir.  1763,  auch  in  Schmidt  thesaur. 
3, 1  u,  30. 

'Thomassin  vet.  et  nov.  discipl.  P.  U.  1.  II. 
e.  60  ff.;  Phillips  K.  R.  5,  413  ff. 
»  c.  15  in  c.  19  C.  VII.  qn.  1. 

*  So  ansdiüokUch  Antioch.  t.  341.  c.  21  in  c. 
26  C.  dt. 

^  8.  die  vor.  Anm. 

*  So  droht  die  Synode  y.  Sardika  v.  343.  c.  1 
II*  2  (c.  1  u.  2.  X.  de  der.  nonres.  III.  4  u.  c.  2.  X. 
de  elect.  I.  6)  Entziehung  der  Laien-Kommunion 
ßr  die  Uebertreter  des  Verbotes  an. 

^  Vgl.  Sokrates  (geb.  u.  380)  bist,  eccles.  VII. 
36 :  j^O&tca  (liv  ouv  napot  xoU  itaXaioT^poic  i^{xm>^ 
d&idi^opov  h^  ditö  röXeo)«  elg  it^Xiv  \kcz6r^zvi  ini- 
•toirw,  6oa-xic  XP^^*  ixcCXei  . . .  FptjYÖpioc  6  Na- 
CtavCi2vöc  icp^Tspov  2a9(p.o)v  (ttac  t&v  iv  Kau- 
^ÄoxCa  ta^hzva^  ^Iotcotco^  -^jv,  elxa  (381)  -y^ove 
NaCiflcvCoO.  McXCtioc  icpörspov  Ti)c  iv  SeßaoreCqc 
spoionf]  ixxXi^otac  xal  jAeT«  xaÖTO  (361)  r?);  Iv 

Hiasehivs,  KirohoiiTeoht.  in. 


'AvTio^eloi  irpo^OTT).  Aoal^eo^  xöv  ScXeuxetac  ^iti- 
oxoitoN  AXe^GivSpoc  h  'AvTioxei<z(  d^toxono;  elc 
Texpoov  Tfji  KiXixia;  (415)  p^nfj^aYe^.  '0  'Peß?- 
pf^Tiog  iiÄ  Apxobv  vf)c  OoivixT]^  (jLetd  TaDxa  (n. 
o8l)  p.ex7)v^x^  ^^^  Tupov.  'looivvTj;  ditö  r<5p5ou 
x^5  Au51ac  jxexTjv^ÖTj  t^  Ilpoxov/jotp  (431)  .  .  . 
IlaXXdBioc  dTTÖ  'E)>.evoüiröXe(DS  ^vr^if^t\  elc 
"Aoirouva  (u.  400).  'AXI^avSpo«  airö  EXeNouitö- 
Xeoi«  ]U'apiy^  elc  'A5piavo6c  (4.  Jahrb.).  0eö- 
cpiXo«  citrö  'AnafAetac  xijc  iv  'AoCa  ptexrjv^x^  ^^» 
£i>5o(iou7ioXiv,  x^^jv  xö  noJ.aii'v  ^oXap-ßpla^  xa- 
XoufjivTQv  (4.  Jahrh.).  noX6xapiro<  dirö  iejavxo- 
itpCoxfDV  xfjc  Muoias  \»ATrpiy%ri  eU  NixöttoXiv  xfj? 
BpdxTjc  (4.  Jahrb.).  lepöcpiXo«  d.Tih  TpaTieCouTcö- 
Xeoj«  Tp;  ^Pp'j^w«  VJ^^iy^  eU  nX(uxwo67:oXiv 
T^i  BpqiXYjc  (vor  43 1).  "Oiixioog  6  dito  hrfiauxia.^ 
TTfi  OpuYta«  ^JSTtpiy^  eU  Avxiöveiav  x^«  Utai- 
Sta<;(38l)."  üeber  Eudoxius,  der  erst  Bischof 
von  Germanika,  dann  (357)  von  Antiochien  und 
(360)  von  Constantinopel  war,  ibid.  II.  37.  43. 
44.  Namentlich  waren  es  Arianer,  welche  sich 
dnrch  solchen  Wechsel  die  Leitung  bedeutender 
Bisthümer  zu  verschaffen  suchten,  Theodoret. 
bist,  eccles.  I.  19. 

8  Vgl.  c.  14  (13)  apostol. :  „'Etcioxohov  u,*?) 
I^eivai  xaxaXeldiaNxa  t:^v  ^auxou  iiapoixtaN  4xepa 
itciTrnSqtv,  xav  oirö  iiXei^vcnv  dvo-ptdCtixai,  el  jat) 
XU  euXoYO«  alxla  ijj  xo&xo  ßiaCotJi^vT]  aoxöv  itoieTv, 
cb<  7iX£ov  xt  xip5o<  Buvaudvou  auxou  xou  ^xeice 
XöYcp  euoeßeiac  oupLßdXXeoftai  xal  xoüxo  Be  o6x 
d^  iauxou^  dXXd  xpioei  iroXXoiv  ^iiioxöiroiv  xal 
'irapaxX'/)oei  p-eyloriQ.  Ob  dieser  Kanon  älter  oder 
jünger  als  der  des  Nikänums  ist,  ist  zweifelhaft, 
denn  die  Annahme,  dass  c.  15  desselben  bei  der 
Bezeichnung  des  Wechsels  als   /^Tcapd  x&v  xa- 
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1.  Die  Hierarciiie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  i65. 


und  das  Konzil  von  Chalcedon  (451}^  hat,  wenngleich  es  eine  solche  auch  nicht  aus- 
drücklich billigt,  sie  doch  andemtheils  nicht  ftlr  unstatthaft  erklärt  ^. 

In  der  afrikanischen  Kirche  ist  das  Verbot  ebenfalls  noch  im  4.  Jahrhundert 
recipirt  worden  3,  jedoch  scheint  es  hier  gleichfalls  nur  auf  die  eigenmächtigen  Transla- 
tionen bezogen  worden  zu  sein  ^, 

Dasselbe  gilt  von  der  römischen  Kirche.  Die  römischen  Bischöfe  haben  sich 
zwar  seit  dem  4 .  Jahrhundert  ^  in  ihren  Dekretalen  sehr  scharf  gegen  den  Wechsel  von 
Bisthümern  ausgesprochen  und  gegen  die  Statthaftigkeit  eines  solchen  schon  auf  das 
der  Ehe  ähnliche  Verhältniss  des  Bischofs  zu  seiner  Diöcese  hingewiesen,  indessen 
richten  sich  diese  nur  gegen  eigenmächtige  Translationen  und  gewähren  theilweise  einen 
Anhalt  dafflr,  dass  Versetzungen  aus  gerechtfertigten  Gründen  von  ihnen  nicht  als 
unstatthaft  erachtet  worden  sind  ^. 

Ebensowenig  hat  die  spanische  Kirche  die  älteren  Kanones  als  ausnahmslose 


vöva*^  an  die  apostolischen  Kanones  gedacht  hat, 
erscheint  nicht  zwingend.  Mit  dem  Wortlaute 
des  Konzils  war  aber  die  zuletztgedachte  Aus- 
nahme nicht  unvereinbar,  denn  das  Verbot  des 
fACiaßatveiv  („transire"  übersetzt  die  Hispana  und 
Gratian ;  Dlonysius  allerdings  „transferri'Q  trifft 
dem  Wortlaut  nach  nur  den  eigenmächtigen  Wech- 
sel, möge  er  aus  eigenem  Antriebe  oder  aus  Ver- 
anlassung anderer  erfolgen.  A.  M.  anscheinend 
Phillips  5,  420.  n.  16. 

i  c.  5,  auch  in  c.  26  C.  VII.  qu.  1. 

^  Es  spricht  nur  allgemein  eine  Wiederholung 
der  früheren  Vorschriften  ans. 

8  Carth  III.  V.  397.  a.  38  in  c.  107  D.  IV  de 
cons. 

^  Dies  zeigt  der  bei  Gratian  nicht  mitgetheilte 
Inhalt  des  Kanons. 

^  Ep.  Inlii  ad  Danium  eto.  y.  342,  Cons  tan  t. 
p.  363 :  q. . .  non  potius  qul  contentiose  . . .  GCC- 
orum  decreta  (d.  h.  das  Nlcänum)  violarunt  . . .  ? 
Non  solum  enim  Ariani  admissi ,  sed  et  a  loco  in 
locum  episcopi  sese  transferre  meditati  sunt.    Si 
igltur  vere  et  parem  eumdemque  existimatis  epis- 
coporum  honorem  neque  ex  magnitudlne  civita- 
tum ,  utl  scribitis ,  episcoporum  dignitatem  meti- 
mini,  oportuit  eum  cui  parva  civitas  concredita 
fuit,  in  illa  manere  nee  contemta  illa  quae  sibi 
credita   erat,     ad  aliam   sibi    non     commissam 
transire'*;  Damasi  ad  Achol.  n.380,  ibid.  p.  538: 
„Illnd  praeterea  commoneo  dilectlonem  yestram, 
ue  patiaminl    aliquem    contra   statuta  malorum 
nostrorum  de  civitate  alia  ad  etiam  transduci  et 
deserere  plebem  sibi  commissam  et  ad  allumpopu- 
lum  per  ambitionem  transire.     Tunc  enim  con- 
tentiones  oriuntur,  tunc  schismata  graviora  occi- 
piunt;  cum  et  illi  qui  amiserint  sacerdotem  sine 
dolore  animi  esse  non  possunt  et  illi  qul  alterius 
civitatis  acceperint  episcopum ,  etiamsi  gaudeant, 
invidiosum  sibi  intelligunt  fore,    sub  alieno  se 
agere  sacerdote^ ;  Damasi  ad  Paulinum  v.  378  ibid. 
p.  513  u.  c.  43.  C.  VII.  qu.  1 ,  worin  den  ihr 
Bisthum  wechselnden  Bischöfen  die  Gemeinschaft 
auf  so  lange  versagt  wird ,  als  sie  nicht  zu  ihrem 
früheren  Sitz  zurückgekehrt  sind ;  lömische  Synode 
nnter  Innocenz  I.  v.  402  u.  ep.  ad  Gall.,  Cou- 
8 tant  p.  697  (hier  dem  Siricius  beigelegt):  „Item 
de  hls  qul  de  ecclesia  ad  eccleslam  transeunt,  iussi 


sunt  haberi  quasi  relicta  uxore  ad  alienam  acees- 
serint,  quod  impunitum  esse  non  possit.  Talern 
episcopum,  invasorem  pudoris  alieni,  episcopatu 
privari  iusserunt" ;  Leon.  I  ep.  ad  Anast.  Thessal. 
c.  8,  ed.  Baller.  1 ,  689,  c.  31.  0.  VII.  qu.  1 
verfügt  als  Strafe  Verlust  des  neuen  und  alten 
Bisthums. 

^  ep.  Gelasli  I.  ad  ep.  Lucan.  a.  494.  c.  23, 
T  h  i  e  1  p.  375 :  „Quisquis  propriae  desertor  eccle- 
siae  nullis  existentibus  causis  ad  aliam  putaverit 
transeuudum  temereque  susceptus  fuerit  et  pro- 
motus,  reverendorum  canonum  vel  ipse  vel  re- 
ceptoreius  atque  provector  constituta  non  fugiet, 
quae  de  huiusmodi  praesumptoribus  praeflxere 
servanda''.  UeberGölestin  1.(422— 432)  berichtet 
Socrat.  bist.  VII.  40  bei  der  Erzihlung  von  der 
Besetzung  des  Bischofsstuhles  zu  Konstantinopel 
mit  Bischof  Proklus  von  Cyzikus  seitens  des 
Kaisers:  ^ToÖTqi  f^P  **^  "^^^  ^ittoxÖTtoo  TTJg 
'Pu}(jia(a)v  KcXegtIvou  ^itioroXal  irapoüoai  ^Yi^ovro 
o()^k^r^(fOl  ....  ^iBdloxaiv  t»;  o^hvt  x(uX6et  t6v 
TE  ET^pac  ikJXegd^  6vo{Aa9^£vTa  7^  xal  6sxa  lizi- 
cxoTTOv  eU  ^Xt^  (jLCTaTi&Ea^ai*'.  Da  aber  dieser 
Vorgang  in  das  Jahr  434  fallt,  so  kann  der  Brief 
Colestins  jedenfalls  nicht  aus  Anlass  dieser  Ge- 
legenheit geschrieben  sein,  Goustantp.  1224; 
Valesius  zu  VII.  40  cit.,  ed.  Hussey  3,  546. 
Ist  der  Brief  echt,  so  spricht  der  Papst  sich  nur 
über  die  Statthaftigkeit  der  Translationen  im  All- 
gemeinen ans.  Er  ist  jedenfalls  kein  Beweis  da- 
für, dass  Gölestin  dem  Proklus  den  Wechsel  sei- 
nes Bisthums  gestattet  hat,  so  Phillips  5,  427, 
noch  weniger  kann  darin  die  Bethätignng  eines 
angeblich  von  Anfang  an  dem  Papst  zustehenden 
Genehmigungsrechtes  zu  jeder  Translation  eines 
Bischofs,  —  ein  solches  behauptet  Phillips  5, 
413  ff.  — ,  gefunden  werden.  Dieses müsste  ebenso 
wie  das  angebliche  Mitwlrkungsrecht  der  Päpste 
bei  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  Jahrhun- 
derte lang  latent  geblieben  sein.  Ueber  den  wei- 
ter von  Phillips  in  diesen  Zusammenhang  ge- 
stellten Fall  des  Perigenes  von  Korinth  s.  Th.  II . 
S.  521.  Anm.  a.  E. 

Ueber  die  von  Gregor  I.  innerhalb  der  romi- 
schen Metropolitansprengel  in  der  Form  -von  In- 
kardinationen  vorgenommenen  Translationen  s. 
Th.  I.  S.  313.  314. 


§.  165.] 
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Verbote  aufgefa&st,  yielmehr  sind  hier  ebenfalls  Translationen  und  zwar  unter  der  An- 
toritilt  der  Nationaikonzilien  ^  und  der  Könige  vorgenommen  worden. 

In  Gallien  war  gleichfalls  die  Rechtsanschaunng  herrschend,  dass  eine  Ver- 
setzung mit  Genehmigung  der  Provinzialsynode  stattfinden  könne,  falls  der  Bischof  von 
dem  Klerus  und  dem  Volk  des  neuen  Bisthums  gewählt  worden  und  seine  Versetzung 
anf  dasselbe  durch  ein  kirchliches  Interesse  gerechtfertigt  sei^.  Sp&ter  nahmen  aber 
hier  die  merovingischen  Könige,  als  sie  einen  weitgreifenden  Einfluss  auf  die  Besetzung 
der  Bisthllmer  erlangt ^  und  die  Provinzialsynoden  ihre  Bedeutung  eingebüsst  hatten^, 
die  Translationen  aus  eigener  Machtvollkommenheit  ohne  Mitwirkung  der  letzteren 
Tor^.  In  karolingischer  Zeit  hat  zwar  die  kirchliche  Partei  wieder  auf  eine  Betheiligung 
der  Bischöfe  gedrungen  *,  indessen  ist  eine  Genehmigung  der  letzteren  weder  bei  der 
Vergebung  des  Bisthums  Hildesheim  an  den  von  Rheims  vertriebenen  Ebo  durch  Lud- 
wig den  Deutschen  7,  noch  bei  der  Osnabrücks  an  den  für  Schweden  geweihten  Bischof 
G&ozbert  ^  erfordert  worden. 

Einen  Wendepunkt  in  der  Entwicklung  der  Rechtssfttze  über  die  Translationen 
von  Bischöfen ,  welche  bisher  im  Abendlande  nicht  hflufig  gewesen  waren  ^ ,  bildet 
Päendo-Isidor^®.  Die  gemischten  Dekretalen  desselben  erkennen  einen  Wechsel  des 
BisUiums  aus  Nothwendigkeit  oder  zum  Nutzen  der  Kirche  für  zulässig  an ,  verlangen 
aber,  dass  ein  solcher  stets  mit  päpstlicher  Genehmigung  erfolge  ^^.  In  Uebereinstim- 
muBg  hiermit  ist  auch  durch  Hadrian  II.  allerdings  auf  Ansuchen  der  Synode  von 
Doucy  der  aus  Nantes  vertriebene  Aktard  in  der  Form  einer  Inkardinaüon  nach  Tours 


1  So  auf  dem  16.  Konzil  von  Toledo  i.  J.  656, 
Hefele  Konciliengesch.  3,96  und  anf  d.  16. 
V.  Toledo  V.  693,  decret.,  Bruns  I.  1,  378: 
B  •  .  anctoritatem  .  .  .  nostri  domini ,  per  quam 
.  .  iusslt .  .  .  Felicem  HispalenslB  Bedls  episco- 
pQin  de  praefata  sede  Toletana  iure  debito  curam 
fA(*ere,  nostro  eum  in  postmodum  reeervans  ibidem 
deereto  flrmandum,  ob  id  nos  cum  conBeiiBu  cleri 
ae  popali  ad  . . .  Toletanam  sedem  pertinentis  . . . 
Felicem  ...  de  Bispalensi  sede  ....  in  Toleta- 
Dam  sedem  canonice  transducimus  et  in  eadem 
Hispalensi  cathedra  .  .  .  FauBtinum  Bracarensis 
lediB  episcopum  nee  non  et  Felicem  Portucalensis 
eedeaiae  antistltem  in  praefatae  Bracarensis  sedts 
pontiflcem  snbrogamus  .  .",  b.  hierzu  auch  Th.  ü. 
8.  517.  Wenn  Papst  Hilarus  465  auf  Anfrage  der 
Biifhofe  der  Provinz  Tarragona  die  Translation 
des  IrenäuB  auf  das  Bisthum  Barcelona  verworfen 
kat,  Thiel  p.  157.  167;  c.  30  C.  VII.  qu.  1,  so 
kam  hierbei  zugleich  in  Betracht,  dasB  dieser  von 
teinem  Yorginger  zum  Nachfolger  bestellt  war, 
«.  Tb.  n.  8.  522. 

^  Statuta  eeclesiae  antiqua  (saec.  Y.)  c.  27: 
flUt  epiBcepus  de  loco  ignobili  ad  nobilem  per  am- 
Mtiooem  non  transeat  nee  quisquam  iuferioris 
ordinis  dericus.  Sane  si  id  utilitas  eeclesiae  flen- 
düm  popOBcerit,  deereto  pro  eo  clericorum  et  lai- 
eoram  porrecto  in  praesentia  synodi  transferatur, 
nihÜominuB  alio  in  loco  eius  eplscopo  subrogato^ 
ine.  37  C.  VII.  qu.  1. 

»  Th.  II.  S.  518. 

^  Lonlng,  Gesch.  d.  deutsch.  K.  R.  2,  208. 

*  In  den  von  Gregor.  Turon.  11.23.  36.  ni.2. 
IX.  24.  X.  31.  %.  10  (Th.  II.  S.  39.  n.  9),  be- 
riebteten,  dem  Ende  des  5.  und  6.  Jahrb.  ange- 


hörigen  FäUen  handelte  es  sich  um  Bischöfe,  wel- 
che aus  dem  burgundischen  und  westgothischen 
Reich  hatten  entfliehen  müssen. 

6  S.  c.  10  capit.  exe.  de  canone,  LL.  1,  147 
u.  Ansegis.  I.  131:  „Ne  de  uno  loco  ad  alium 
transeat  episcopus  sine  deereto  episcoporum." 

7  Im  J.  844  oder  845,  Dummler,  ostfränk. 
Reich  1,  247. 

8  I.  J.  845,  Dümmler  a.  a.  0.  S.  265.  268. 
Die  Translation  des  Bischofs  Hildegrim  v.  Chalons 
auf  das  neu  errichtete  Bisthum  Seligenstadt  (spä- 
ter Halberstadt)  i.  J.  781  istFalel,  Rettberg, 
Deutschlands  Kirchengesch.  2,  470fr.,  Abel 
Jahrb.  unt.  Karl  d.  Gr.  1,  290. 

9  Dies  ergiebt  die  verhältnissmässig  geringe 
Anzahl  der  Überlieferten  Beispiele,  s.  die  voran- 
gehenden Anmerkungen,  wobei  nocb  zu  berück- 
sichtigen ist,  dass  nach  dem  älteren  Recht  der 
Bischof  de  gremio  eeclesiae  genommen  werden 
sollte,  Th.  II.  S.  492.  n.  5. 

10  Phillips  5,  431  von  seinem  Stondpunkt 
aus  bestreitet  dies  natürlich. 

11  Am  ausführlichsten  darüber  ep.  Pelagii,  ed. 
Hinschius  p.  725,  theilweise  in  c.  35.  36  G. 
cit.,  s.  ferner  ep.  Galixt.  c.  16  1.  c.  p.  140,  ss 
c.39C.eit.,  ep.  Anter.  e.  2,  1.  c.  p.  152  a«  c.  34 
0.  cit.,  Evarist.  c.  4,  1.  c.  p.  90  =i  c.  11.  G.  cit., 
wo  auch  wieder  das  Bild  von  der  Ehe  verwendet 
wird.  Darüber,  dass  diese  Stellen  und  die  damit 
in  Yerbindung  stehenden  Fälschungen  über  die 
Yertreibung  von  Bischöfen  und  Einsetzung  eines 
andern  BischofiB  bei  Lebzeiten  des  Yorgängers 
durch  den  Fall  Ebbos  v.  Rheims  mit  veranlasst 
worden  sind ,  ist  man  Jetzt  einig ,  s.  Dümmler 
ostfränk.  Reich  1,  247;  Hinschius  decret. 
Pseudo-Isid.    p.    GGXXYI;   Goecke,    de  ex- 
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(871)S  and  in  gleicherweise  durch  Johann  YUI.  (876)  sogar  gegen  den  Beschluss 
der  Synode  von  Ponthion  der  ErzbifichofFrpthar  von  dem  verwüsteten  ErzbiBthnm  Bor- 
deaux nach  Bourges  transferirt  worden  ^.  Selbst  Hinkmar  von  Eheims  hat  dieses  Recht 
dem  Papste  nicht  bestritten^,  obwohl  er  die  Statthaftigkeit  derVers^tsung  Aktards aus 
andern  Gründen  angefochten  hat^. 

Die  praktische  Durchsetzung  der  pseudoisidorischen  Forderung  im  Westfranken- 
reich war  durch  die  Schwäche  der  damaligen  karolingischen  Regenten  sowie  den  damit 
zusammenhängenden  Aufschwung  der  päpstlichen  Macht  und  den  wachsenden  Einfluss 
der  Heformpartei  erm($glicht  worden. 

Seit  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  aber,  als  die  Stellung  des  Papstthums  mit  der 
Auflösung  des  karolingischen  Reichs  sich  völlig  verändert  hatte ,  ist  von  der  ferneren 
Anwendung  des  pseudoisidorischen  Grundsatzes ,  ja  sogar  der  früheren  Kanones ,  so 
gut  wie  keine  Rede  mehr^.  Eine  solche  hatte  neben  der  im  10.  und  im  11.  Jahr- 
hundert fast  überall  geübten  Ernennung  der  Bischöfe  durch  die  Fürsten  keinen  Ranm*. 
Die  Translationen  sind  allerdings  in  dieser  Zeit  ebenfalls  noch  selten  gewesen  ^,  aber 
wenn  sie  vorgenommen  wurden,  geschahen  sie  nach  dem  Ermessen  oder  unter  wesent- 
lichem Einfluss  der  besetzungsberechtigten  Fürsten  ^.  Ja  selbst  an  der  Versetzung  von 
Bischöfen  auf  den  päpstlichen  Stuhl ,  über  deren  Znlässigkeit  aus  Anlass  der  Formo- 
sianischen  Angelegenheit  ein  erbitterter  Streit  geführt  worden  war^^  hat  man  zwar 
noch  Anfangs  des  10.  Jahrhunderts,  aber  weder  später  im  weiteren  Verlauf  desselben  ^^ 
noch  im  U .  Jahrhundert ,  yfo  eipe  solche  mehrfach  seitens  der  deutschen  Kaiser  er- 
folgt ist,  Anstoss  genommen  ^^ 

Erst  seit  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts ,  als  die  streng  kirchliche  Reformpartei 
sich  zum  Kampfe  gegen  das  Emennungsrecht  der  weltlichen  Fürsten  zu  rüsten  begann, 


cept.  spolii.  diss.  inaug.  Berol.  1858.  p.  51  ff., 
V.  Noordeu  Hinkmar  v.  Rheims  S.  25. 

1  £p.  Uadriani  U.  ad  episc.  gyn.  Dnac, 
Mansi  15,  852,  s.  auch  Dümmler  a.  a.  0. 
670.  782. 

2  S.  die  4  Schreiben  Johanns  YIII.  b.  Mansi 
17,  9.  12.  13.  35j  Dümmler  a.  a.'  0.  2,  39. 
40;  Hefele  Konc.  Gesch.  4,  500. 

3  Vgl.  seine  Schrift  de  translationibus  episcop. 
c.  GMigne  patrolog.  126,  213:  „Si  antem  causa 
certae  necessitatis  vel  utilitatis  exegerit,  ut  qui- 
libet  episcopns  de  civitate,  in  qua  ordinatus  est, 
ad  aliam  civitlitem  transferatar,  synodali  disposl- 
tlone  vel  apostolicae  sedis  consensione  apertissi- 
ma  raiioue  manifestum  fleri  debei^.  Das  „veV* 
kann  sowohl  oder,  wie  auch  und  heissen.  Der 
Zusammenhang  spricht  eher  für  die  Bedeutung 
von  oder,  nicht  für  das  letztere,  wie  Richter- 
Do  v  e  J.  205.  n.  1  annimmt,  um  so  mehr  als  das 
erste  vel  nur  oder  bedeutet. 

*  Vgl.  V.  Noorden  a.  a.  0.  S.  292. 

^  Allerdings  ist  die  Versetzung  des  nach  871 
vertriebenen  Bischofs  Stephans  von  Sorrent  nach 
Neapel  unter  Genehmigung  des  Papstes  Bene- 
dikt IV.  (900—903)  erfolgt,  Auxüii  üb.  in  de- 
fensionem  Stephan!  c.  3  bei  Dümmler  Auxilius 
und  Vulgarius.  Leipzig  1866.  S.  98,  s.  ebenda«. 
S.  36;  hier  handelte  es  sich  aber  um  den  Metro- 
politanbezirk  von  Rom. 

Dagegen  hat  schon  Arnulf  i.  J.  899  seinem 
Kanzler  Viching,  Bischof  von  Neitra,  das  Blsthum 
Passau  verliehen,  Dümmler  ostfränk.  Reich  2, 


463.  Freilich  ist  derselbe  durch  eine  vom  Brz- 
bischof  Theotmar  v.  Salzburg  berufene  Provinzial- 
synode  wegen  dieses  Wechsels  seines  Biathums 
„contra  instituta  patrum''  abgesetzt  worden,  finnal. 
Fuld.  a.  899,  SS.  1,  414. 

6  S.  Th.  n.  S.  530  ff.  538  ff.  583  ff. 

7  Mit  Ausnahme  Englands ,  wo  namentlich  in 
dieser  Zeit  mehrfache  Translationen  anderer  Bi- 
schöfe nach  Canterbury  vorgekommen  sind, 
Migne  patrolog.  179,  1456  (Guilelm-Malmerb. 
gest.  pont.  Angl.). 

^  So  hat  Bruno  in  Stellvertretung  Ottos  I.  den 
von  Verona  vertriebenen  Bischof  Rather  953  zum 
Bischof  V.  Lüttich  wählen  lassen,  Köpke- 
Dümmler  Otto  d.  Gr.  S.  227  und  Otto  II.  982 
dem  Bischof  Giselher  von  Merseburg  dasBisthum 
Magdeburg  gegeben,  a.  a.  0.  S.  545 ;  Thietmar. 
chron.  II.  23,  SS.  3, 755 ;  annal.  Magdeb.  SS.  16, 
156.  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  sind  durch 
Knut  von  Dänemark  ebenfalls  mehrere  Bischöfe 
von  England  nach  Dänemark  transferirt,  Adam 
Brem.  IL  53,  SS.  7,  325,  und  in  Frankreich  die 
Versetzungen  Roberts  von  Lisieux  nach  Coutances 
1025  u.  1026,  Gallia  chrlst.  11,  869,  sovile  des 
Gervasius  von  Le  Maus  nach  Rheims  1055,  ibid. 
9,  69  u.  11,  869  (hierbei  nur  der  Betheillgang 
des  Königs,  Metropoliten,  Klerus  und  Volk  er- 
wähnt) anscheinend  ebenfalls  ohne  päpstlichen 
Konsens  zu  Stande  gekommen. 

ö  Th.  I.  S.  228. 

10  Th.  I.  S.  244. 

<»  Th.  I.  S.  246. 
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griff  dieselbe  ^  auch  in  der  hier  fraglichen  Beziehung  auf  die  ftUheren  Kakiones^  ztirück, 
nnd  nunmehr  suchten  die  Päpste  ^  d^  schon  von  Psendo-Isidor  geforderte  Zustimmungs- 
Techt  £U  Translationen  wieder  zur  praktischen  Geltung  zu  bringen  *.  Dies  gelang  ihnen 
leichter,  als  die  Beseitigung  des  fürstlichen  Investiturrechtes,  weil,  ganz  abgesehen  da- 
TOD,  dass  einfluBsröiche ,  der  Reform  ergebene  Männer  diese  Auffassung  vertheidig- 
ten^  die  der  päpstlichen  Partei  angehOrigen  Bischöfe  stets  in  der  Lage  waren ,  ftlr 
eine  ihnen  angebotene  Translation  die  Zustimmung  des  Papstes  einzuholen. 

Freilich  hat  der  Kampf  mit  den  Ffltsten ,  von  denen  vor  Allem  die  Wahrung  des 
päpstlichen  Rechtes  gefordert  wurde,  noch  bis  in  das  12.  Jahrhundert  hinein  gedauert^, 
indessen  ist  es  während  desselben  den  Päpsten  mit  Unterstfit^ng  der  kirchlichen  Re- 
formpartei ^  gelungen,  ihr  beanspruchtes  Recht  zu  immer  weiterer  Anerkennung  zu 
bringen^. 


1  Wenn  GlemenB  11.  1047  dem  Bischof  Johann 
?on  Pästum,  welcher  von  Klerus  nnd  Volk  In 
Salerno  anter  Zustimmung  des  dortigen  Fürsten 
zun  Erzhitchof  von  Salerno  gewihlt  worden  war, 
die  Oenehmigong  zu  dieser  Translation  ertheilt, 
Hansi  19,  621,  so  hängt  dies  wohl  eher  mit  dem 
fintdauernd  grösseren  Einfluss  der  Päpste  auf  die 
italienischen  Bisthümer  zusammen. 

Ob  die  Nachricht  der  vita  Stephans  (vom  Bi- 
sehof Chartuitins  oder  Hartwig)  bei  Baron,  ad  a. 
1002.  n.  19,  dass  Stephan  d.  H.  von  Ungarn  zu 
einer  Versetzung  des  Bischofs  v.  Kolocza  nach 
Gran  die  Zustimmung  des  Papstes  eingeholt  hat, 
richtig  Ist,  steht  dahin,  denn  diese  vita  ist  über 
100  Jahr  später  verfasst  und  noch  Anfangs  des 
12.  JahHiunderts  ist  in  Ungarn  die  Zustiteuiung 
des  Papstes  zu  Translationen  nicht  eingeholt 
worden,  s.  unten  Anm.  6.  Der  Verfasser  kann 
also  sehr  wohl  seine  kirchliche  Anschauung  dem 
h.  Stephan  nntergeschoben  haben. 

>  Vgl.  dld  Synode  zu  Ronen  a.  1048.  c.  3, 
Mansi  19,  7b%  welche  das  Uebergehen  eines 
Bisehofs  von  einer  Stadt  zur  andern  „amplioris 
honoris  causa"  unter  Berufung  anf  die  Canones 
der  Väter  verbietet. 

»  Diet.  OrBgor.  Vn.  v.  107Ö,  Jafftf  monum. 
OregoT.  reg.  11.  Ö5>^  p.  175 :  „Quod  Uli  liceat  de 
sede  ad  sedem  necessltate  cogente  episcopostrans- 
tere«. 

^  So  hat  Gregor  VII.  1081  seinem  Legaten 
Hugo  V.  Die  die  ErlaUbntss  ertheilt  das  Erzbis- 
thom  Lyon  anzunehmen,  falls  er  dort  gewählt 
werden  würde,  r^.  VIII.  41,  1.  c.  p.492.  Schon 
1.  J.  1068  ist  von  Alexander  II.  dem  Bischof  von 
Avranches  auf  den  Berieht  Latifranks,  welcher 
die  königliche  Ernennung  desselben  zum  Erzbi- 
schof von  Ronen  dem  Papst«  mitgetheilt  hatte, 
die  Oenehmignng  zur  AnnahtUe  des  gedachten 
Erzbisihums  gegeben  worden,  B o  u  q  u  e  t  recueil. 
14,  545.  Die  Translation  des  Bischofs  Amatus 
von  Oleron  nach  Bordeaux  1069  ist  wohl  ebenfalls 
kaum  ohne  päpstliche  Zustimmung  erfolgt ,  da 
derselbe  sowohl  vorher  wie  nachher  päpstlicher 
Legat  iirar,OaUia  Christ.  2,807;  Hefele  Konzi- 
iiengesch.  5,  142.  186. 

^  Anselm  von  Ganterbnry  erklärt  dem  König 
Heiarieh  L  ▼.  England  ep.  126  IIb.  III,  Migne 
patrol.  159,  162:  „episcopus  non  potedt  institul 
in  alla  provineia  episcopus  sin6  consilio  archiepis«- 


coporum  et  episcopomm  eiusdem  provinciae  cum 
auctoritate  apostolica  nee  sine  absolutione  archi- 
episcopi  et  episcoporum  provinciae  in  qua  sacratus 
est^.  In  dem  Prolog  des  freilich  Ivo  v.  Chartres 
nicht  mit  Sicherheit  zugeschriebenen  decretum 
heisst  es  Migne  1.  c.  161,  54:  ,,Eadem  discre- 
tione  romanl  pontiflces  translationes  episcopornui, 
quae  districte  apostolicis  et  canonicis  sanctionibus 
prohibitae  antea  fuemnt,  maiori  ecclesiae  utilltati 
consulentes  fleri  permiserunt.'' 

8  So  wendet  sich  Paschalis  II.,  s.  c.  4.  X.  I.  6 
(vgl.  S.  203.  n.  6)  gegen  die  in  Ungarn  herr- 
schende Praxis ,  dass  Translationen  ,,nuta  regis'^ 
geschehen;  desgleicheh  hat  er  das  Zustimmungs- 
recht bei  der  Versetzung  des  Bischofs  von  Ro- 
chester nach  Gahterbury  dem  König  von  England 
gegenüber  zur  Qeltung  gebracht,  s.  die  3  Schrei- 
ben V.  1115  bei  Mansi  20,  1066.  1067.  Ueber 
den  Streit  Eugens  III.  mit  Kaiser  Friedrich  I. 
wegen  der  Translation  Wichmahns  von  Zeitz  nach 
Magdeburg  s.  Th.  IL  S.  566.  n.  4u.  6.  567.  n.  4. 
"^  S.  das  Schreiben  Ivos  über  die  Translation 
vonBeauvais  nach  Paris  i.  J.  1004,  Th.  II.  S.  580. 
n.  4;  Bernardi Clarevall.  ep.  131  v.  1135,  Migne 
patrol.  182,  286  an  die  Mailänder :  ^Si  voluistis 
licuisse  vobis  quod  illicitum,  nisi  pro  magna  qui- 
dem  necessltate  canones  iudicant  translationem 
episcopi  scilicet  in  archiepiscopum ,  concessnm 
est";  Petri  Gluniac.  venerab.  ep.  9.  1.  IV.  ad 
Innoeent.  II.,  Migne  patrol.  189,  314:  „elec- 
tionem  Salamantini  episcopi  in  archiepiscopum  s. 
Jacobi  ab  omni  clero ,  ab  omni  populo  canonice, 
padfloe  eommuniter  factam  praedictus  Imperator 
(Alphons  vn.  bez.  VIII.  f  1157)  .  .  .  maiestati 
apostolicae  repraesentat . . .  Quod  potestatis  vestrae 
solins  est,  translationem  eins  .  .  .  concedatis. 

8  Ueber  die  Genehmigung  der  Translation  des 
Bischofs  V.  Arles  nach  Jerusalem  durch  Pa- 
schalis II.  1.  J.  1111  s.  ep.  eiusd.  bei  Mansi  20, 
1003,  die  des  Hildebert  von  Lemans  nach  Tonrs 
1.  J.  1125  durch  Honorius  11.  Orderic.  Vital, 
bist,  eccles.  P.  III.  1.  12.  c.  20,  Migne  patrol. 
188,  911.  In  dem  Konkordate  zwischen  Hadrian 
IV.  u.  Wilhelm  L  v.  Sizilien  v.  il56,  Th.  II. 
S.  594,  hat  letzterer  versprechen  müssen  :  „trans- 
lationes in  ecclesils  flent,  si  necessitas  aut  utUitas 
ecclesiarum  aliquem  de  una  ecclesia  ad  aliam  vo- 
caverit  et  vos  aut  vestri  successores  concedere 
volueritis" ;  ein  ähnlicher  Verzicht  auf  elnseitigQ 
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Den  AbBchloss  der  Entwicklung  bildet  auch  hier  die  Regienmg  Papst  Innooenz'  EI. 
(1198— 1216).  Mit  der  definitiven  Zurflekdrftngung  des  Einflusses  der  weltlichen  Be- 
genten  auf  die  Besetzung  der  BisthUmer  und  der  Erweiterung  der  Rechte  des  Papstes 
bei  derselben  ^  war  das  hauptsächlichste  Hindemiss ,  weiches  der  Geltnngmachnng  der 
gedachten  Befugniss  durch  die  P&pste  entgegenstand,  beseitigt,  während  ein  etwaiger 
Widerstand  der  Metropoliten  und  ihrer  Suffragane,  welche  einst  das  Zustimmungsrecht 
zu  den  Translationen  gehabt  hatten  ^,  umsoweniger  mehr  zu  fürchten  war ',  als  die 
Nothwendigkeit  einer  päpstlichen  Genehmigung  zu  den  letzteren  schon  in  den  weitesten 
kirchlichen  Kreisen  Anerkennung  gefunden  hatte. 

Anknüpfend  an  die  längst  übliche  Vergleichung  des  Verhältnisses  des  Bischofs  zu 
seiner  Diöcese  mit  der  Ehe^  erachtet  Innocenz  III.  die  Lösung  eines  solchen  als  des 
heiligeren  Bandes,  ebenso  wie  die  der  Ehe,  allein  durch  die  göttliche  Autorität,  d.  h. 
durch  den  Papst  als  Stellveiireter  Christi ,  nach  Abwägung  der  Nothwendigkeit  oder 
des  Nutzens^  für  statthaft  ^^  und  indem  er  in  weiterer  Anwendung  des  Bildes  die  Kon- 
firmation des  Bischofs  der  gültigen  Eingehung,  die  Konsekration  aber  der  Konsnmma- 
tion  der  Ehe  gleichstellt,  fordert  er  die  Genehmigung  des  Papstes  auch  schon  zur  Ver- 
setzung eines  blos  konfirmirten  Bischofs^.  Zugleich  hat  er  für  die  Verletzung  dieses 
päpstlichen  Rechtes  durch  die  Metropoliten  gegen  die  letzteren  die  Suspension  von  dem 
Konfirmationsrecht  der  Bischöfe ,  gegen  die  durch  diese  transferirten  Bischöfe  aber  die 
Enthebung  von  der  Ausübung  der  bischöflichen  Funktionen  verhängt  ^,  und  für  eigen- 
mächtige Translationen  die  schon  früher  festgesetzte  Strafe  ®  des  Verlustes  des  früheren 
und  des  neueren  Bisthums  wieder  eingeschärft  ^o. 

Demgemäss  hat  Innocenz  in.  schon  von  Anfang  seines  Pontifikates  an  über  die 
Einholung  seiner  Genehmigung  zu  Translationen  eifersüchtig  gewacht  ^^  und  sie  auf  jede 
Weise  zu  erzwingen  gesucht  ^^,  indem  er  sein  Zustimmungsrecht  im  Interesse  der  Ver- 


Translttionen  ist  1169  von  Stephan  III.  v.  Un- 
garn abgegeben  worden,  Tb.  II.  S.  600  Anm. 

Eine  Mitwirkung  Alexanders  III.  hat  stattgefun- 
den bei  den  Versetzungen  des  Bischofs  Ollbert  v. 
Herford  nach  London  i.  J.  1163,  s.  die  Briefe  des 
ersteren  bei  Gilbert  Foliot  ep.  ed.  G  iles  1, 192; 
Twysden  bist.  angl.  ö  c.  1,534  u.  Mansi  21, 
877;  des  Bischofs  Stephan  v.  Meaux  nach  Bourges 
u.  1171,  Beuter  Alexander  III.  3, 454;  des  Erz- 
bischofs Wilhelm  v.  Sens  nach  Rheims  1.  J.  1176, 
Roger  de  Hoveden  chron.  a.  1176,  ed.  Stubbs 
2,  100;  Reuter  a.  a.  0.  S.  407;  Siegfrieds  v. 
Anhalt,  Blsohofs  von  Brandenburg  nach  Bremen, 
ann.  Pegav.  a.  1180,  SS.  16,  263:  „Imperator 
curiam  habuit  Oeilinhusen . . .  Ibi  legatl  d.  papae 
affaerunt  II  cardinales.  Ubi  etiam  Sifridus  trans- 
fertur  ab  episcopatu  Brandenburgensi  ad  Bre- 
mensem archiepiscopatum",  Reuter  a.  a.  O. 
S.  437. 

»  Th.  II.  S.  573.  588.  694.  595. 

2  S.  0.  S.  305.  307. 

'  Vgl.  auch  unten  Anm.  8. 

*  Th.  U.  S.  39,  s.  auch  o.  S.  306  u.  S.  307. 
n.  11. 

^  c.  2.  4.  X.  h.  1. 1.  7;  c.  3.  X.  eod.  („eccle- 
siarum  necessitate  vel  utilitate  pensata'^).  Damit 
hangt  es  auch  zusammen,  dass  er  selbst  dem  lega- 
tus  a  latere  die  Befugniss  zu  Translationen  ab- 
spricht, Th.  I.  S.  514. 

^  In  0.  1.  X.  eod.  gründet  er  allerdings  die 


Befugniss  des  Papstes  auch  auf  den  Satz ,  das« 
alle  causae  maiores  zur  päpstlichen  Entscheidung 
gebracht  werden  sollen.  —  Mit  dieser  Aufifassuiig 
Innocenz'  III.,  sowie  seiner  ganzen  Anschauung 
von  der  Stellung  des  Papstes  zu  der  Besetzujig 
der  Bisthümer  hängt  es  ferner  zusammen ,  dass 
durch  ihn  der  Begrltf  der  Postulation  seine  noch 
heute  massgebende  Fixirung  erhalten  hat,  Th.  11. 
S.  678.  n.  1. 

7  c.  2cit.  Dies  war  bisher  nicht  ausgesprochen. 

8  c.  1  u.  2.  X.  dt. 

9  S.  0.  S.  306.  n.  5  a.  B. 
w  c.  3.  X.  cit. 

11  Fälle,  in  denen  Innocenz  III.  seine  Zustim- 
mung ertheüt  hat ,  beiPotthast  reg.  n.  489. 
1486.  1841.  4018  (Frankreich),  n.  342.  1628. 
2024.  3580  (Itolien),  u.  1963  (England),  n.  3680 
(Spanien),  über  Deutschland  s.  Th.  II.  S.  574. 
n.  6;  Wiukelmann  Philipp  v.  Schwaben  2, 
268  u.  die  folgenden  Noten.  Charakteristisch  ist 
das  Verhalten  Innocenz'  III.  bei  der  von  seinem 
Legaten  genehmigten  Translation  des  Biscbofi 
Walther  von  Troja  nach  P^ermo,  welche  er  als 
Eingriff  in  seine  Rechte  erklärt  hat ,  Winkel- 
m  a  n  n  a.  a.  0.  2,  34.  35 ;  femer  die  historiscli 
unrichtige  Behauptung  in  ep.  Y.  14,  Migne 
opp.  1, 969 :  „cum  nuUus  Imperator,  nullus  prin- 
ceps  episcoporum  translationi  se  umqnam  pne- 
sumpserit  immiscere^ 

»  S.  c.  1  u.  2.  X.  h.  t.  I.  7,  betreJTeDd  eigeiH 
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wirkliehimg  des  von  ihm  vertretenen  Systems  des  päpstlichen  Absolutismus  als  Mittel 
dazu  benutzte ,  ihm  politisch  ergebene  Bischöfe  zu  befördern ,  seinen  Plänen  feindliche 
YOD  wichtigen  Bischofssitzen  auszuschliessen ,  sowie  überhaupt  die  Bischöfe  fester  an 
seine  Politik  zu  ketten  ^. 

Auf  diese  Weise  hat  er  den  Grundsatz,  dass  die  Genehmigung  des  Papstes  zu  jeder 
Translation  eines  Bischofs  erforderlich  sei ,  zur  vollen  DurchfQhrung  gebracht^.  Seit- 
dem ist  derselbe  zu  unbestrittener  Geltung  gelangt,  und  diese  letztere  ist  sodann  durch 
die  Sammlung  Gregors  IX. ,  in  welcher  einzelne  der  die  Translationen  behandelnden 
Dekretalen  Innocenz'  ÜI.  als  allgemeine  kirchliche  Gesetze  Aufnahme  gefunden  hatten  ^, 
(dT  alle  Zeiten  gesichert  worden^. 

Als  selbstverständliche  Voraussetzung  jeder  Translation  hatte  es  bisher  gegolten, 
dass  dazu  die  Zustimmung  des  zu  versetzenden  Bischofs  erforderlich  sei  K  Seit  Ende 
des  14.  Jahrhunderts,  als  die  Päpste  bei  den  Aemterbesetzungen  sich  vielfach  den 
Forsten  geftllig  zeigen  mussten  und  ihnen  bei  der  finanziellen  Ausbeutung  ihres  Kolla- 
tionsrechtes wiederholte  Vakanzen  erwflnscht  waren,  haben  sie  aber  auch  Versetzungen 
aus  ihrer  obersten  Machtffllle  und  mit  Bezug  auf  die  den  Bischöfen  obliegende  Gehör- 
samspflieht*  vorgenommen,  theils  um  die  von  den  Gflnstliugen  der  Fürsten  erstrebten 
Bisthflmer  fDr  diese  zur  Erledigung  zu  bringen  ^,  theils  um  durch  öftere  Besetzungen 
wiederholte  Einnahmen  zu  erzielen^.  Nachdem  schon  der  auf  der  Synode  zu  Pisa  1409 
gewählte  Papst  Alexander  V.  ein  auf  Abstellung  solcher  willkührlichen  Translationen 
gerichtetes  Versprechen  hatte  abgeben  mflssen  *,  verordnete  das  Konzil  von  Konstanz  ^^, 


mächtige  Translationen  seitens  des  Patriarchen 
von  Ajitiochlen  und  des  Erzbischofs  von  Tours, 
fOr  welefae  die  S.  310  gedachten  Strafen  der 
Snipension  von  ihm  verfügt  sind,  s.  dazu  anch 
Potthast  n.  108.  511.  512;  c.  4.  X.  eod.  über 
die  ei^enmSchtige  Besitznahme  Würzburgs  durch 
Konrad  ▼on  Hüdesheim,  s.  Potthast  n.  611  u. 
Winkelmann  Philipp  ▼.  Schwaben  1,  133. 
Ausser  den  gedachten  Strafen  ist  anch  die  Ex- 
kommunikation verhängt  worden ,  so  gegen  den 
letztgedachten  Bischof,  Potthast  n.  Iö98  u. 
Winkelmsnn  1,  167.  Weiter  kommen  die 
Too  Innocenz  III.  für  die  Verletzung  der  Vor- 
schriften Über  die  Postulation  festgesetzten  Stra- 
fen in  Betracht,  s.  Th.  II.  S.  681.  682  u.  Potth. 
B.  1518.  1643.  1647. 

^  Dies  zeigt  sein  Verhalten  gegenüber  der 
Translation  Konrads  v.  Bildesheim,  Winkel- 
ra an  n  a.  a.  O.  n.  1, 232.  233 ;  Lupolds  v.  Worms 
a.  a.  0.  1,  191,  Eberhards  v.  Brixen  a.  a.  0.  1, 
235.  236;  Wolfgers  v.  Passau  a.a.O.  1,  307. 

Nach  Hurt  er  Innocenz  III.  3,  259  IT.  und 
Phillips  5,  447 flf.  sind  alle  diese  Massnahmen 
Inoooenz'  III.  freilich  im  rein  kirchlichen  Inter- 
esse erfolgt. 

^  Ueber  Honorius  III.  s.  Potthast  1.  c.  n. 
5485.  5731.  7162.  7546. 

'  S.  o.  8.  310.  Der  tit.  7  h.  t.  I.  X.  enthalt 
nur  solche  von  Innocenz  III. 

*  Üeber  Translationen  im  13.  Jahrh.  vgl. 
Potthast  I.e.  n.  15087.  16990.  18678.  19018. 
19091.  19384.  19826.  20493.  20602.  21198. 
21378.  21503.  21545.  21608  (21616).  21951; 
temet  Th.  II.  S.  574.  590.  597. 

^  Höchstens  sachten  die  Päpste  die  Bischöfe 
durch  eindringliche  Ermahnangen  zu  bewegen, 


eine  Translation  anzunehmen,  s.  ep.  Clement.  IV. 
ad  Ouidon.  Antissisdor.  ep.  y.  1268 ,  welcher  die 
Translation  nach  Lyon  abgelehnt  hatte,  Lebeuf 
histoire  ecclesiast.  d'Auxerre  ed.  1855.  4,  122. 

0  Ueber  die  weite  Ausdehnung ,  welche  dieser 
schon  im  13.  Jahrh.  gegeben  wurde,  s.  o.  S.  205. 
Selbst  Mattheus  Paris  chron.  maior.  a.  1241  ed. 
Luard.  4,  159  bemerkt  aus  Anlass  eines  Falles, 
in  welchem  der  Konig  v.  England  den  Bischof 
von  Norwich  zwingen  wollte,  auf  seine  Postu- 
lation  in  Winchester  zu  verzichten,  „quod  omnino 
dissonum  tüii  ratione  et  episcopali  contrarium 
professioni.  Quia  si  dominus  papa  in  virtnte 
obedientiae  id  ei  praeciperet,  nuUo  modo ,  si 
fllius  esset  obedientiae,  aliquatenus  posset  con- 
tradioere*^. 

"^  Eine  solche  Translation  war  die  des  Bischofs 
von  Linkoln  nach  Chicester  i.  J.  1398  durch  Bo- 
nifaziusIX.,  Thomas  Walsingham  ypodigma  Neu- 
striae  a.  1398,  ed.  Riley  London  1876.  p.  380. 

S  S.  die  Anklageakte  gegen  Papst  Johann 
XXIII.  (1410—1415)  art.  18,  v.  d.  Hardt  conc. 
Const.  4,  240 :  „plerosque  etiam  invitos  de  suis 
ecclesiis  transtulit,  ut  viduatas  carius  vendere 
posset,  in  scandalum  et  dedecus  Christi  fldelium 
plurimorum  palam  et  publice";  art.  reform,  uni- 
vers.  Oxon.  art.  7,  Wilkins  conc.  M.  Britan. 
3,  361.  Vgl.  Hübler  Konstanzer  Reformation 
S.  71.  103. 

9  Sess.  XXI,  Mansi  26,  1238:  „Item  do- 
minus noster  sacro  approbante  concUio  disponit, 
non  facere  translationes  de  invitis ,  nisi  parte 
audita  et  vocata  et  de  consensn  maioris  partls 
cardinalium,  nisi  ex  causis  instis  et  rationabi- 
libus«. 

10  Wesentlich  mit  Rücksicht  auf  die  missbräuch- 
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dass  die  Versetzung  eines  Bischofs  nur  nach  Anhörung  desselben  und  nach  üntersnehvng 
der  Sache  beim  Vorliegen  eines  gewichtigen  Grundes  unter  dem  schriftlich  zu  bezeugenden 
Beirath  der  Kardinäle  erfolgen  sollte  ^,  und  diese  Vorschrift  hat  auch  das  Konzil  von 
BaseP  wiederholt.  Beide  Reformkonzilien,  mit  welchen  die  kirchliche  Gesetzgebung 
über  den  fraglichen  Gegenstand  abschliesst,  haben  also  den  firtlheren  Rechtaznstand 
nicht  wiederhergestellt,  sondern  dem  Papste  die  Befugniss  gelassen,  unter  UmstSaden 
eine  Translation  des  Bischofs  ohne  Zustimmung  desselben  vorzunehmen. 

2.  Der  Wechsel  anderer  geistlicher  Btellungen  als  der  bischöflichen 
ist  ebenfalls  seit  dem  4.  Jahrhundert  durch  die  allgemeinen  Konzilien  und  Partikiihuv 
Synoden ,  zum  Theil  durch  dieselben  Anordnungen,  welche  sich  auf  die  Bisthtlmer  be- 
ziehen ^,  verboten  und  unter  Strafe  gestellt  worden^.  Aber  die  kirchliche  Gesetzgebung 
hat  auch  hiev^  ftir  diejenigen  Fälle,  in  welchen  ein  Wechsel  durch  eine  Nothwendig- 
keif»  oder  durch  den  kirchlichen  Nutzen  bedingt  war,  seit  dem  5.  Jahrhundert  eine 
Ausnahme  gestattet.  Die  Erlaubniss  hatte  der  Diöcesanbischof  zu  ertheilen,  und  han- 
delte es  sich  um  Anstellung  in  einer  anderen  Diöcese,  so  bedurfte  es  selbstveiBtftndlioher 
Weise  auch  der  Mitwirkung  des  Bischofs  der  letzteren  ^. 

Diese  Vorschriften  sind  in  den  späteren  Jahrhunderten  wiederholt  erneuert  wor- 
den 7,  und  ebenso  hat  sie  das  Dekretalenrecht  als  massgebend  anerkannt^. 

Gegen  die  gleichzeitig  mit  den  eigenmächtigen  Versetzungen  von  Bischöfen  mt 
dem  14.  Jahrhundert  vorgekommenen  derartigen  Translationen  anderer  kirchlicher 


liehe  Anwendang  des  Tnnslatlonsrechtes  unter 
Johann  XXIII. 

1  Sess.  XXXIX.  c.  4:  ^Gnm  ex  praeUtornm 
tranelationibuB  ecclesiae  de  quibns  transfernntur 
plerumqne  gravibna  in  spiritnalibua  et  tempora- 
libns  snbiaceant  dispendiis  et  iactnris ,  praelati 
qnoqne  nonnamqnam  iura  et  libertates  ecclesia- 
rnm  snarnm  translationiB  formidine  non  adeo  so- 
lertes  ut  alias  proseqnantnr,  ne  ad  importunita- 
tem  qnonindam  qnae  sna  et  non  qnae  Jesu  Chri- 
sti sunt,  qnaerentiam  Romanns  pontifex  forsan, 
nt  homo  facti  nescins,  in  hninsmodi  clrcumTenia- 
tnr  ant  alias  leviter  inclinetnr :  praesentibns  sta- 
tuimns  et  ordinamus  Invitomm  episcopornm  et 
snperlornm  translationes  absqne  magna  et  ratio- 
nabili  cansa  qnae  vocata  parte  cognita  fnerit  et 
decisa,  de  consUio  S.  R.  E.  cardlnalium  vel  ma- 
ioris  partis  et  cnm  snbscrlptione  eomndnm  de 
cetero  fleri  non  debere,  inferiores  vero,  ut  abbates 
aliiqne  perpetuo  beneflciatl  absqne  insta  et  ratio- 
nabil!  causa  cognita  immntari  amoverf  seu  privari 
non  debeant,  adiicientes  qnod  in  mntationibns 
abbatum  snbscriptio  cardinallnm  interreniat,  sicnt 
in  episcopis  est  praemissum ,  salvis  constitntio- 
nibos  et  privilegiis  ecdesiarum  et  monasteriomm 
et  ordinnm  quornmcunque^. 

2  Sess.  XXin.  e.  3  i.  f.,  Mansl  29,  116: 
„Salvo  decreto  s.  CJonstantiensis  oondlil  de  prae- 
latls  non  transferendis  invitis^. 

3  S.  0.  S.  305  nnd  Th.  U.  S.  491. 

^  c.  20  Chalcedon.  v.  451  (c.  4,  D.  LXXI). 

&  Die  Statuta  eccles.  ant.  c.  27  scbliessen  die 
0.  S.  307.  n.  2  mitgetheüte  Stelle  mit  der  An- 
ordnung: ^nferioris  vero  gradns  sacerdotes  vel 
alli  derlei  coneesslone  snomm  ^Iscoporam  pos- 
sunt  ad  alias  ecclesias  transmlgrare^ ;  s,  auch 
0,  12  Emerit.  a.  666,  o,  S,  244.  n.  5, 


6  S.  auch  die  vorhergehenden  Anmerkungen. 

7  Tgl.  gegen  den  eigenmächtigen  Wechsel  einer 
geringeren  mit  einer  grösseren  Kirche  die  Kon- 
zilien V.  Rheims  v.  813.  e.  20;  Tours  v.  813. 
c.  14,  Mansi  14,  79.  85;  c.  32  (Meld.  a.  845) 
C.TU.  qu.  1;  Nantes  (9.  Jahrb.?)  c.  16,  Mansi 
18,  171 :  „Ut  si  quilibet  presbyteromm  defunc^ 
tus  fuerit,  vicinus  presbyter  apud  saeonlarem 
seniorem  nulla  precatione  vel  aliqno  xeiiio  eccle- 
Slam  lllam  obtineat,  quia  titulus  per  se  oonstaiis 
antea  extitit,  sed  neque  capellam  sine  consnltn 
episeopi.  Qnod  si  fecerlt,  deflnitam  sententiam 
slbl  prolatam  snscipiat ,  sicuti  de  episeopo  cano- 
nica  deorevit  auctoritas,  nt  si  per  ambitioDem 
maiorem  civltatem  appetierit  et  iUam  perdat  quam 
tenuit  et  lllam  nequaquam  obtineat  quam  nsar- 
pare  tentavit'';  gleichlautend  damit  Hincmari  cap. 
ad  presbyter.  c.  17,  Mansi  15,  479;  s.  femer 
Capit.  48  Herardi  Turon.  v.  858,  Hardonin 
5,  453 :  „Si  presbyter  ant  diaconns  deserit  eccle- 
siam  snam,  deponatur,  nisl  petitione  popuii  lieen- 
tiaqne  episeopi  et  utilitate  maiori*'.  (Vgl.  auch 
Bened.  Lev.  II.  59.  85.  200;  m.  131.  245);  Ne- 
mans, a.  1096.  c.  9,  Mansi  20,  936:  „Qnodsi 
(sacerdotes)  ambitionis  vel  cupiditatis  causa  ad 
aliam  ditiorem  migraverint  ecclesiam,  ntramque 
amittant''. 

8  c.  5.  i.  f.  (Urb.  m.)  X.  de  permut.  19 :  ,,Si 
autem  episcopis  causam  inspexerlt  necessariam, 
licite  poterit  de  uno  looo  ad  alinm  taranafenre  per- 
sonas,  ut  qnae  uni  loco  minus  sunt  utUes,  alibi  se 
valeant  utilius  exercere."  Die  Stelle  handalt  zwar 
speciell  vom  Tausch,  sie  spricht  aber  gleichieitig 
am  SchluBs  ein  allgemein  massgebendes  Prineip 
aus,  welches  schon  in  den  früheren,  theilweiae 
im  Dekret  Gradans  enthaltenen  Kanonen  seine 
Anerkennung  gefunden  hat,  «.  o.  S.  305  ff. 


§.  165.) 
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AmtoMger  ist  das  Konnl  von  Konstanz  ebenfalls  eingeschritten  nnd  hat  auch  diese 
leteteien  wider  den  Willen  der  Benefiziaten  auf  gerechtfertigte  Ursachen  beschrftnkt  ^ . 

n.  Geltendes  Recht.  Die  Versetznng  [(ranilath)  ist  die  Uebertragnng  eines 
kiiehliehen  Benefizioms^  an  einen  schon  mit  einem  solchen  ausgestatteten  Geistlichen 
«n  Stelle  des  bisher  von  ihm  innegehabten.  Ob  die  beiden  Benefizien  gleichartig  sind, 
eneheint  reehtiieh  irreleyant^.  Sie  unterscheidet  sich  von  der  gewöhnlichen  Ver- 
leihnng  eines  Benefiziuxns  dadurch,  dass  mit  ihr  nothwendig  die  Erledigung  eines  an- 
deren erfolgt.  Gegenüber  dem  Tausch ,  bei  welchem  die  Vergebung  der  vertauschten 
Beaefizien  als  eine  wechselseitige  Versetzung  ihrer  Inhaber  erscheint,  liegt  ihre  Eigen- 
thUmliehkeit  darin,  dass  sie  sich  nicht  als  Erfüllung  eines  vorher  eingegangenen 
BeehtBgeschftftes  über  die  Erwerbung  von  Benefizien  darstellt ,  und  dass  daher  die 
Wiederbeaetznng  des  durch  die  Translation  seines  Inhabers  erledigten  Benefiziums  in 
keinen  rechtlichen  Zusammenhang  mit  der  Uebertragung  des  neuen  Benefiziums  an 
den  Transferirten  steht.  Endlich  kann  die  Translation  auch  nicht  als  eine  mit  einem 
Verzieht  auf  ein  Benefizium  verbundene  Verleihung  eines  neuen  an  den  Verzichtenden 
anfgefasst  werden^.  Ein  solcher  kommt  jedenfalls  bei  einer  Versetzung  des  Amtsträ- 
gers  wider  seinen  Willen  ^  nicht  vor.  Aber  auch  in  den  Fällen ,  wo  sie  im  Einver- 
stindiss  mit  dem  letzteren  geschieht,  richtet  sich  diese  Zustimmung  in  erster  Linie  auf 
die  Erwerbung  des  neuen  Benefiziums,  während  die  Aufgabe  oder  der  Verlust  des 
bisherigen  nur  als  Folge  derselben  erscheint  und  keine  selbstständige  juristische  Be- 
deutung besitzt.  Dies  zeigt  sich  darin,  dass  eine  Verzichtleistung  auf  das  frühere  Bene- 
fisinm  nicht  erforderlich  ist,  und  die  Regeln  über  die  Statthaftigkeit  von  Renuntiatio- 
nen  bei  der  Translation  nicht  zur  Anwendung  kommen.  Die  Zulässigkeit  der  letzteren 
bemiast  sich  vielmehr  mit  wesentlicher  Rücksicht  auf  das  neue  Benefizium ,  und  die 
Erledigung  des  alten  wird,  ebenso  wie  die  Erwerbung  des  neuen,  durch  einen  Willens- 
skt  des  kirchlichen  Obern  (allerdings  auf  Grund  der  Zustimmung  des  zu  versetzenden 
kirchlichen  Benefiziaten]  bewirkt,  nicht  aber,  wie  beim  Verzicht,  durch  einen  Willens- 
skt  des  letzteren,  welcher  nur  der  Genehmigung  des  ersteren  zur  vollen  Rechtswirk- 
simkeit  bedürfte. 

Wie  bemerkt,  ist  jede  Translation  zugleich  Neubesetzung  eines  kirchlichen  Bene- 
fiziums. 

Daraus  folgt  zunächst,  dass  sie  von  demjenigen  kirchlichen  Oberen  vorgenommen 
werden  muss,  welchem  die  Uebertragung  des  für  den  Transferirten  bestimmten  Benefi- 
ziums zusteht.  Besitzt  der  Obere  aber  keine  Jurisdiktion  über  das  bisherige  Benefizium 
des  zu  versetzenden  Geistlichen,  so  muss  die  Genehmigung  des  in  dieser  Beziehung  zu- 
ständigen Kirchenbeamten  hinzutreten,  weil  kein  Benefiziat  sein  Benefizium  eigenmächtig 
aufgeben^  und  aus  seinem  bisherigen  Diöcesanverbande  ausscheiden  darf^.  Demnach 
ist  der  Papst  berechtigt,  Translationen  von  Bischöfen  ^  und  Inhabern  exemter  Benefi- 


»  8.  0.  8.  312*  n.  1. 

'  Wegen  der  blossen  Kirchenamter  s.  weiter 
taten  S.  317. 

'  AHadings  wird  gewöhnlieh  bei  der  Versetzung 
10  den  Uebargang  sn  einem  gleichartigen  Bene- 
flznim  gedaeht,  nicht  aber  an  den  Ton  einem  ge- 
ringeran,  x.  B.  Ton  einem  benefldnm  sfmplex  auf 
ein  bedentenderes  nnd  wichtigeres,  wie  ein 
Seelsorgebeneflzinm ,  weil  der  Benefiziat  in  den 
seHensten  FiUen  einem  soleben  widerstreben  wird. 

*  So  wird  dag  Verhältnis»  Ton  mMichen,  z.  6, 


Frey,  kritischer  Kommentar  üb.  d.  Klrchenrecbt 
5,  761  nnd  H eifert,  Ton  der Besetznng etc.  der 
Benefizien  8.  109,  betrachtet. 

&  S.  unten  S.  314.  316. 

«  8.  0.  S.  305.  312. 

^  Th.  II.  S.  491.  492. 

S  Eine  Ausnahme  besteht  für  die  Blsthümer 
Ourk  y  Seckau  und  Lavant,  auf  welche  der  Erz- 
bischof von  8alzburg  kraft  seines  Ernennungs- 
rechtee ebenfalls  transferirt,  Th.  II.  8.  612; 
GinzelK.  B.  2^218. 
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zien,  der  Bischof  die  von  Benefiziaten^  welche  Benefizien  in  seiner  Didcese  innebabeii, 
vorzonehmen ,  wogegen ,  falls  ein  Benefiziat  eines  fremden  Sprengeis  in  Frage  steht, 
der  Ordinarins  desselben  ausserdem  die  Entlassung  des  letzteren  zu  gewähren  hat. 

Femer  ergiebt  sich  ans  dem  gedachten  Charakter  der  Translation ,  dass  dieselbe 
gültig  nur  unter  Wahrung  der  tlbrigen,  bei  der  Besetzung  des  Benefi^iums  zur  Mitwir- 
kung berechtigten  Personen  geschehen  kann  ^  sowie  dass  bei  ihr  auch  alle  sonstigen 
für  die  Verleihung  des  Amtes  geltenden  Regeln  zu  beobachten  sind^. 

In  ersterer  Hinsicht  dürfen  also  bei  Bisthümem  bestehende  Wahl-  oder  Nomina- 
tionsrechte  der  E^pitel,  bez.  der  Regenten^,  bei  niederen  Benefizien  etwa  vorhandene 
Präsentationsrechte  der  Patrone  nicht  verletzt  werden.  Was  das  letztere  betrifft,  so 
kommen  in  Betreff  der  Qualifikation  für  das  neue  Benefizium  die  für  den  Erwerb  des- 
selben geltenden  Bestimmungen  zur  Anwendung  und  desgleichen  ist  die  Art  der  Ernen- 
nung dieselbe,  wie  bei  jeder  anderen  Verleihung,  also  je  nach  Umständen  eine  freie  Be- 
setzung des  kirchlichen  Oberen,  eine  admissio  ^  oder  eine  institutio  collativa  desselben  ^. 

Die  Veranlassung  zur  Translation  kann  von  dem  verleihungsberechtigten  Oberen, 
von  den  bei  der  Besetzung  zur  Mitwirkung  berechtigten  Personen  ®,  endlich  auch  von 
demjenigen,  welcher  das  durch  Translation  zu  besetzende  Benefizium  zu  erhalten 
wünscht ''f  ausgehen. 

Die  Translation  der  Bischöfe  von  einem  Bisthum  zum  andern  erfolgt  nach  der 
herrschenden  Disciplin  der  katholischen  Kirche  nur  mit  dem  Einverständniss  der- 
selben ^. 

Ohne  Zustimmung  des  Betheiligten  kann  sie  niemals  geschehen,  wenn  derselbe  blos 
konfirmirt«r,  aber  noch  nicht  konsekrirter  Bischof  ist  ^,  weil  Niemandem  die  Bischofs- 
weihe aufgezwungen  wird  *®,  vielmehr  das  aus  der  Konfirmation  erlangte  Recht  am  Bis- 
thum durch  schuldhafte  Verzögerung  der  Konsekration  über  sechs  Monate  hinaus  ver- 
loren geht  11. 

Dagegen  ist  darüber,  ob  der  Papst  berechtigt  sei,  einen  schon  konsekrirten  Bischof 
wider  seinen  Willen  auf  ein  anderes  Bisthum  zu  versetzen,  gestritten  worden  '^.  Eine 
Ansicht,  welche  freilich  in  der  Minorität  geblieben  ist,  spricht  ihm  diese  Befugnisa  ab  *'. 
Die  Mehrzahl  der  Kanonisten  erklärt  den  Papst  aber  dazu  berechtigt,  und  zwar  theils 
schlechthin,  theils  für  den  Fall,  dass  die  Translation  durch  das  allgemeine  kirchliche 
Interesse,  durch  eine  Nothwendigkeit  oder  durch  den  Nutzen  der  Kirche,  gerechtfertigt 
ist.  Eine  dritte  Meinung  endlich  räumt  ihm  unter  der  letzteren  Voraussetzung  wohl  das 
Recht  ein,  dem  widerwilligen  Bischof  sein  bisheriges  Bisthum  zu  entziehen,  nicht  aber 


1  Darüber  ist  man  einig,  Richter- Do ve  K. 
B.  S-  ^5;  Schulte  K.  R.  2,  346;  Ginzel 
K.  R.  2,  218. 

^  Bei  Pfarrbeneflzien  also  auch  der  Konkara,  s. 
Th.  II.  S.  494  ff. 

3  Dem  entapricht  auch  die  Praxis  der  Kurie. 
Vgl.  z.  B.  über  Translationen  französischer  Bl- 
schüfe ,  welche  nach  vorg&ngiger  Nominaiion  des 
Präsidenten  der  Republik  erfolgt  sind,  Acta  s.  sed. 
9,  274.  276. 

*  Im  Fall  derPostolation  zn  Btsthümern,  a.  a.  0. 
8.  677.  679. 

5  Wenn  der  Patron  pr&sentirt  hat. 

^  So  wenn  das  wahlberechtigte  Kapitel  einen  Bi- 
schof postalirt. 


"^  Z.  B.  durch  Meldung  zum  Pfarrkonkurae. 
s  Benedict.  XIY.  de  syn.  dioeces.  1.  XIIl. 
e.  16.  n.  13. 

9  Dies  Ist  unbestritten,  vgl.  Fagnan.  ad  c.  3. 
X.  I.  7.  n.  12;  Reiffenstoel  ius  can.  I.  7. 
n.  19. 

10  S.  Th.  I.  8.  110,  denn  eine  unter  Wider- 
streben des  Betbeiligten  ▼orgenommeoe  Kon- 
sekration würde  keine  Wirkung  haben. 

"  S.  Th.  IL  8.  676. 

><  Ausführlich  handeln  über  diese  Kontxuverde 
Fagnan.  1.  c.  n.  16ff.  u.  Reiffenstuei  l.  e. 
n.  20. 

13  8.  darüber  Fagnan.  1.  c.  n.  16;  Reiffen- 
stuei 1.  c.  n.  20.  21. 
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die  BefagniBS ,  denselben  znr  Annahme  des  neuen ,  auf  welches  er  transferirt  werden 
sott,  KU  zwingend 

Mit  Bflckaioht  auf  die  Bestimmungen  der  Konzilien  von  Konstanz  und  Basel  ^,  so* 
wie  die  Pflicht  der  geistlichen  Bem&träger,  sich  den  Anforderungen  zu  fügen,  welche 
ZOT  Forderung  des  allgemeinen  Interesses  der  Kirche  an  sie  gestellt  werden  '^,  kann  es 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Papst  an  sich  die  Berechtigung  hat,  die  Bischöfe 
zur  Beförderung  des  kirchliehen  Besten  von  einem  Bisthum  auf  ein  anderes  zu  ver- 
setzen^. Daraus  folgt  aber  zugleich,  dass  sie  das  neue  Bisthum  auch  annehmen  müssen, 
Dor  wird  selbstverständlich  ein  Zwang,  falls  wirklich  ein  absoluter  Widerstand  gelei- 
stet werden  sollte,  aus  praktischen  Gründen  nicht  angewendet  werden. 

Das  Dekretalenrecht  bindet  jede  Translation  eines  Bischofs,  also  auch  eine  solche, 
velehe  mit  seinem  Einverständniss  vorgenommen  wird,  an  die  Voraussetzung,  dass  die- 
selbe durch  eine  Nothwendigkeit  bedingt  ist  oder  dass  sie  wenigstens  einen  Nutzen  für 
die  Kirche  herbeiführt^.  Selbstverstftndlich  hat  der  Papst  über  das  Vorhandensein 
dieser  Gründe  allein  zu  befinden  ^,  und  da  es  keine  höhere  Instanz  über  ihn  giebt,  so 
bleibt  eine  Versetzung,  wenn  er  sie  auch  aus  blosser  Willkühr  vorgenommen  haben 
sollte,  doch  rechtlich  immer  unanfechtbar. 

Ehe  die  Zuweisung  des  neuen  Bisthums  an  den  Versetzten  erfolgt,  wird  bei  einer 
solchen  Translation  eine  Absolution  von  der  bisherigen  Diöcese  ausgesprochen^,  selbst 
dann,  wenn  der  Bischof  nur  ein  Titnlarbischof  ist^. 

Die  Erledigung  des  bisherigen  Bisthums  vollzieht  sich  in  dem  Augenblick ,  wo 
diese  Absolution  in  Verbindung  mit  der  Translation  seitens  des  Papstes  verkündet 
wird,  ohne  dass  es  erst  noch  der  Expedition  der  erforderlichen  päpstlichen  Bullen  oder 
der  Erlangung  des  Besitzes  des  neuen  Bisthums  bedarf.  Daher  hat  sich  der  Bischof, 
sowie  er  durch  den  Sekretär  des  Kardinalkollegiums  von  seiner  Versetzung  benach- 
richtigt worden  ist,  der  Verwaltung  seines  Bisthums  zu  enthalten^.  Diese  beiden 
Reehtssätze  beruhen  auf  einem  von  Urban  VUI.  i.  J.  1625  ^^  bestätigten  Dekret  der 
GoDgr.  episcopomm^^  und  sind  in  demselben  nur  in  Betreff  derjenigen  Bischöfe  ausgespro- 
chen, deren  Versetzung  mit  ihrem  Wissen  und  Willen  erfolgt.  Dadurch  ist  die  früher  ver- 
breitete Auffassung,  dass  die  Vakanz  erst  mit  der  Erwerbung  des  Besitzes  des  neu 
übertragenen  Bisthums  eintrete  ^2,  gemissbilligt  worden,  indessen  ist  diese  in  der  Praxis 


•  SoPtgnan.  l.c.n.73ff.  118ff.;  Reif  feil- 
st nel  1.  c.  D.  26 ff.  30 ff.,  indem  sie  sieh  darauf 
berufen ,  dass  die  Regel ,  dass  Niemand  zu  einer 
Ehe  gezwungen  werden  kdnne,  auch  hier  Anwen- 
teng  linde. 

»  8,  0.  S.  312. 
»  8.  0.  8.  215. 

*  So  auch  die  Neueren  e.  Richter-Dove 
«.a.0.;  SehulteK.  R.2,  346;  Philiipsö, 
454. 

»8.  0.  8.  310. 

'  Die  Vorbeieitung  der  Translation  erfolgt  für 
die  Regel  durch  die  congregatio  conaistorialis ,  s. 
Th.  I.  S.  366.  367.  Die  von  BenediktXIV.  durch 
die  eoDst  Ad  apostolicae  v.  17.  Okt.  1740,  buUar. 
BMgn.  16, 7,  eingesetzte  Kongregation  für  die  Be- 
arbeUiuig  der  die  Besetzung  von  Bisthümern  be- 
treffenden Angelegenheiten,  welcher  auch  die 
Translationen  überwiesen  waren,  hat  nur  kurzen 
Bestand  gehabt,  s.  Bangen,  rom.  Kurie  8.  85. 

^  Die  Formel ,  welche  der  Papst  bei  der  Ver- 


kündigung im  Konsistorium  gebraucht ,  s.  Th.  I. 
8.  365  lautet :  „A  vinculo,  quo  tenetur  eccl.  N.N. 
absolvimus  X  et  ad  eccles.  f.  transferlmus  et  ei 
lioentiam  tribnimus  transeundi,"  Riganti  ad 
reg.  II.  canc.  II.  %.  3.  n.  28. 

8  Th.  II.  8.  177. 

^  Nach  der  Knrialpraxis  tritt  aber  die  Reserva- 
tion der  Besetzung  der  erledigten  Beneflzien  nicht 
erst  von  dem  letztgedachten  Zeitpunkt ,  sondern 
schon  mit  der  Loslösung  von  der  früheren  Kirche 
ein,  s.  0.  8.  146.  n.  1  u.  Neil  er  1.  c.  p.  15. 

Bei  dem  Aufhören  der  bischöflichen  Verwaltung 
ist  in  herkömmlicher  Weise  der  Kapltularvikar  zu 
bestellen. 

10  Durch  Breve  v.  20.  März  1625  bei  Barbosa 
de  potest.  episc.  P.  III.  app.  const.  pontif.  n.  68. 

11  V.  14.  Dezember  1624  bei  Reif fenstuel 
1.  c.  n.  38;  Neiler  1.  c.  p.  11  undGinzel2, 
218.  n.  11. 

12  So  schon  die  Glosse  zu  c.  3.  C.  XXI.  qn.  2. 
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einzelner  Länder,  z.  B.  in  Polbn,  hetr^ehend  geblieben  K  U^wr  den  Fall  c^iner Trans- 
lation  Widerwillen  des  Bischofs  ist  in  dem  Dekret  Urbans  VIU.  nichts  bestimmt.  Ftlr 
diesen  mnss  der  Moment  der  Erledigung  des  früheren  Bisthums  anf  den  Zeitpunkt 
gesetzt  werden,  in  welchem  der  Transferirte  von  der  Uebertragnng  des  neuen  Bigtimms 
nnter  päpstlicher  Ergänzung  seines  mangehiden  Konsenses  Kmide  erhalten  hat  2. 

In  den  gedachten  beiden  Augenblicken  rerliert  der  yersetzte  Bischof  in  Folge  der 
eintretenden  Erledigung  das  Recht  auf  die  Ftttchte  seines  Bisthumes ,  so  dass  er  in 
demjenigen  Fall,  wo  di«  Versetzung  mit  seinem  Einverständniss  erfolgt,  die  Frftehte, 
welche  er  in  der  Zwischenzeit  zwischen  der  vom  Papst  rollzogenen  Translation  und  der 
von  der  letzteren  erhaltenen  Kenntniss  gezogen  hat,  wieder  herauszugeben  verpflich- 
tet ist  3.  Andererseits  erhält  er  aber  unter  der  eben  gedachten  Voraussetzung  gleich- 
zeitig das  Recht  auf  die  Erträge  desjenigen  Bisthnms ,  auf  welches  er  versetzt  wor- 
den ist^. 

Die  Strafen  fOr  eigenmächtige  Translationen  sind  die  schon  oben  S.  310  angege- 
benen ^. 

Was  die  Versetzung  der  flbrigen  Benefiziaten  betrifft ,  so  ist  diese  im  Falle  einer 
Nothwendigkeit  oder  Nfttzlichkeit  gestattet^.  Eine  solche  liegt  dann  vor,  wenn  der 
Geistliche  in  dem  neuen  Amt  der  Kirche  bessere  Dienste  leisten  kann ,  als  in  seinem 
bisherigen  7.  Daher  ist  auch  die  Translation  von  Geistlichen,  welche  sich  in  einem  ge- 
ringeren Benefizium  bewährt  haben,  auf  ein  wichtigeres,  z.  B.  voü  einem  Kaplans-  auf 
ein  Pfarr-Benefizium,  also  eine  Versetzung  in  der  Form  der  Beförderung  statthaft,  um 
so  mehr,  als  es  im  Interesse  der  Kirche  geboten  erscheint,  dass  die  höheren  Stellungen 
mit  solchen  Geistlichen  besetzt  werden ,  welche  in  der  Verwaltung  niederer  erprobt 
worden  sind.  Da  fUr  die  Regel  kein  Benefiziat  wider  Willen  aus  seinem  Amte  entfernt 
werden  darf ,  kann  die  Versetzung  im  Allgemeinen  nur  unter  seiner  Zustimmung  er- 
folgen. Ausnahmsweise  ist  sie  aber  auch  ohne  dieselbe  erlaubt ,  wenn  ein  dringender 
Grund  dafär^  vorliegt,  also  z.  B.  der  zu  versetzende  Benefiziat  der  einzige  ist,  welcher 


3.  V.  translatus  nnter  Berufung  anf  c.  6  Dist. 
XGII.  n.  c.  38  X.  de  praeb.  m.  5. 

1  Riganti  1.  c.  n.  135ff.  In  Frankreich 
galt  das  Bisthnm  erledigt ,  wenn  der  Papst  dem 
Transferirten  die  Institution  für  das  nene  Bisthnm 
ertheilt  hatte,  O.  J.  Phillips,  Regalienrecht  in 
Frankreich  S.  179. 

3  Denn  erst  in  diesem  Angenbllck  wird  die 
Translation  demjenigen  gegenüber,  welcher  Ton 
der  Absicht  des  Papstes  bisher  keine  Kunde  hatte, 
oder  sich  dem  Willen  desselben  nicht  fügen 
wollte,  vollendet,  da  der  einseitige  entscheidende 
Willensakt  des  Papstes  nicht  eher  Rechtswirkun- 
gen  für  den  davon  Betroffenen  äussern  kann,  als 
bis  er  diesem  mitgetheilt  worden  ist.  Manche  Kano- 
nisten  wollen  auch  hier  den  Grundsatz  des  Breves 
Urbans  YIII.  massgebend  sein  lassen,  Fagnan. 
l.  c.  n.  101;  Reiffenstuell.  7.  n.43.  Dabei 
ist  aber  übersehen ,  dass  die  Translation  ein  ein- 
heitlicher Akt  ist  und  dem  Bischof  sein  früheres 
Bisthnm  nur  entzogen  wird,  um  ihm  ein  anderes 
zu  übertragen,  sowie  dass  dasBreve  eine  singulare 
Vorschrift  enthült,  welche  sich  allein  dadurch 
rechtfertigen  lässt,  dass  der  zu  Versetzende  schon 
mit  seiner  bevorstehenden  Translation  einverstan- 
den ist  und  von  dieser  schon  vorher  Kenntniss 
besiifct.     Per  Uer  vertretenen  Ansicht  auch  Be- 


nedict. XIV.  1.  c.  n.  13.  Hat  der  Papst,  welcher 
die  Translation  ohne  Willen  des  Bischofs  verfügt, 
dabei  aber  die  Zustimmung  des  letzteren  voibe* 
halten,  so  ist  der  entscheidende  Zeitpunkt  der- 
jenige, wo  diese  ertheilt  wird,  s.  1.  c. 

3  So  auch  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  7;  vgl. 
Riganti  1.  c.  n.  38.  39;  Neiler  1.  c.  p.  15. 
Für  die  Translation  wider  Willen  gilt  dies  aber 
nicht,  derselb.  Ansicht  Schulte  K.  R.  %  347. 
n.  1. 

*  Denn  durch  die  Translation,  in  welcher  zu- 
gleich die  Verleihung  des  neuen  Bisthnms  liegt, 
erwirbt  er  das  ius  In  re  an  demselben. 

5  S.  hierzu  Neiler  1.  c.  p.  30ff. 

0  Dies  folgt  ans  der  Analogie  der  Vorschriften 
über  die  Translation  von  Bischofen,  s.  o.  S.  310. 

^  Vgl.  auch  c.  5.  X.  de  permut.  III.  19.  i.  f. 

8  c.  5.  X.  cit.  Bs  steht  mit  dieser  Stelle  und 
der  Vorschrift  des  Konstanzer  Konrils  (s.  0. 
S.  812.  n.  l)im  Widersprach,  wenn  Phillips 
Lehrb.  2.  Aufl.  S.  167  dem  Bisehof  das  Bedit 
schon  beim  Vorhandensein  genügender  Oründe 
zuspricht.  Vgl.  auch  Schulte  K.  R.  2,  346  n. 
Lehtb.  3.  Aufl.  S.  329.  Dass  die  Befragung  des 
Kapitels  nothvlrendlg  i«t,  so  Sohulte  Lehrb. 
a.  a.  O.  n.  26 ,  I&sst  sich  aber  mit  RGckeicht  anf 
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die  erforderliclie  Fähigkeit  besitzt ,  eine  unter  schwierigen  Umständen  zu  leitende 
Pfarrei  zu  versehen^  oder  seine  Amtsverwaltung,  ohne  dass  ihm  strafbare  Handlungen 
oder  Dificipünacvergehen  zur  Last  fallen ,  wegen  besonderer  obwaltender  Yerhllltnisse 
der  ELirche  zum  Schaden  gereicht  K  Da  es  sich  hierbei  aber  nicht  um  eine  Bestrafung 
des  Benefiziatoi  handelt,  so  kann  die  Versetzung  allein  auf  ein  gleichwerthiges  Bene- 
fiziom  erfolgen  und  in  allen  Fällen  steht  dem  Transferirten  der  Bekurs  an  die  Con- 
giegatio  concilii  zu  ^. 

Die  Erledigung  des  bisherigen  Benefiziums  vollzieht  sich  in  dem  Moment,  wo  dem 
Versetzten  das  neue  ttbertragen  wird  ^ ;  bei  der  Translation  wider  Willen  des  Benefi- 
Osten  in  dem  Augenblick,  wo  ihm  die  Verwerfung  seines  Widerspruches  ^  durch  den 
kompetenten  kirchlichen  Oberen  zur  Kenntniss  gebracht  worden  ist^.  Den  Antritt  der 
neuen  Stelle  wird  der  letztere  nOthigenfalls  durch  die  Anwendung  von  Censuren  erzwin- 
gen *,  schlimmsten  Falls  ihm  auch  diese  bei  fortgesetztem  Widerstand  entziehen  können. 

Bei  der  Beförderung  zu  einem  Bisthum,  welche  ebenfalls  eine  Versetzung  ist,  soll 
nach  gemeinem  Recht  die  Vakanz  der  bisher  besessenen  Benefizien  zwar  erst  mit  der 
Erlangung  der  bischöflichen  Eonsekration  eintreten  ^ ,  indessen  wendet  die  Eurial- 
praxia  auch  hier  die  allgemein  gültige  Regel  an  ^. 

Die  Versetzung  der  Träger  solcher  kirchlicher  Aemter ,  welche  keine  Benefizien 
bilden,  bedingt  stets  ihre  Abberufung  aus  dem  bisher  verwalteten  Amte.  Es  kommen 
daher  die  fttr  die  letztere  geltenden  Grundsätze  zur  Anwendung^.  Eine  Versetzung 
wider  Willen  ist  demnach  stets  znlässig,  wenn  ausreichende  Gründe  für  eine  einseitige 
Enthebung  von  der  Stelle  seitens  des  kirchlichen  Oberen  vorliegen. 

Die  Versetzung  kann  endlich  sowohl  bei  Benefizien,  wie  auch  bei  anderen  Aemtem 


die  heutige  StaUang  desselben  gegenüber  dem 
Biscliof,  s.  Tb.  II.  S.  156,  nicbt  behaupten. 

I  Wenn  der  Pfarrer  "^-egen  seines  Charakters 
lieh  die  Abneigung  seiner  Parochianen  in  dem 
Mtasse  er^'orbep  hat,  dass  keine  Förderung,  son- 
dern nur  eine  Schädigung  des  kirebllchen  Lebens  in 
der  Pfarrei  zu  erwarten  steht ,  s.  die  Entsch.  d. 
CoDgr.  conc.  v.  1857  in  den  Aual.  iur.  pontif. 
1858.  p.  794,  deutechi.  Arch.  f.  k.E.R.  3,  408. 

^  Nicht  die  Appellation  an  den  Metropoliten, 
veil  diese  heute  kein  allgemeines  Auf  sich  tsrecht 
über  ihre  Suffiraganen  besitzen,  Th.  11.  S.  19  und 
e<  sich  in  diesem  Falle  nur  um  eine  Yervaltungs- 
masaregel  des  Bischofs  handelt.  Trägt  aber  das 
Versetzungsdekret  auch  nur  äusserlich  den  Cha- 
rakter einer  Disziplinarstrafe,  so  ist  allerdings  die 
Appellation  an  den  Erzbischof  gestattet. 

'  Das  ergiebt  sich  aus  dem  Wesen  der  Trans- 
Ution,  so  auch  Phillips  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  167; 
Ginzel  K.  R.  2,  218.  In  den  Moment  der  Er- 
Isoguog  des  ruhigen  Besitzes  des  zweiten  kann 
der  Eintritt  der  Vakanz,  so  Craisson  man.  tot. 
«or.  can.  n.  530,  auf  Grund  von  c.  28  in  VIto  de 
praeb.  III.  4  nicht  gesetzt  werden.  Das  cit.  cap. 
bezieht  sich  auf  die  Erwerbung  eines  weiteren 
inkompatiblen  Benefiziums ,  nicbt  auf  die  Yer- 
•etzuiig.  Statthaft  ist  es  aber ,  dass  der  Bischof 
für  den  Eintritt  der  Wirkung  der  letzteren  einen 
späteren  Termin  festsetzt,  um  inzwischen  für  die 
WiederrerleihuDg  der  freiwerdenden  Stelle  Sorge 
tragen  zu  können.    Für  einzelne  Digcesen  findet 


sich  die  Bestimmung ,  dass  der  versetzte  Pfarrer 
seine  bisherige  Stelle  noch  interimistisch  zu  ver- 
sehen hat,  bis  er  dieselbe  verlässt,  so  für  Köln, 
Dnmont,  Samml.  kirchl.  Erlasse  S.303;  fsirnez 
partikularrechtlich  hinsichtlich  des  Bezuges  der 
Einkünfte  die  besondere  Yorscbrift,  dass  der  ver- 
setzte Geistliche  das  Einkommen  der  ne^ix 
Pfründe  erst  vom  Tage  des  Dienstantrittes  und 
das  des  bisherigen  Amtes  bis  zum  Verlassen  des- 
selben bezieht,  so  in  Würtemberg,  v.  Vogt, 
Samml. kirchl.  Verordn.  S.Ö07;  in  Frankreich 
und  Elsass-Lothringen,  Dursy,  Staats- 
kirchenrecht i.  Elsass-Lothringen  1,  93.  Das 
Weitere  in  der  Lehre  vom  Amtseinkommen  der 
Geistlichen. 

^  Bei  diesem  wird  der  Benefiziat  jedenfalls  vor- 
her zu  hören  sein,  um  eine  gründliche  Unter- 
suchung darüber  zu  ermöglichen,  ob  der  Fall  der 
Nothwendigkeit  vorliegt. 

^  Damit  ist  auch  zugleich  das  ins  in  re  des  Be- 
nefiziaten  an  der  neuen  Stelle  erworben,  einer 
Acceptation  der  Uebertragung  bedarf  es  hier 
nicht. 

^  Dies  ist  in  der  Anm.  1  angeführten  Entschei- 
dung im  Prinzip  anerkannt,  wenngleich  die  Gongr. 
conc.  das  Verfahren  des  Bischofs  in  dem  vorlie- 
genden Fall  nicht  für  vollkommen  angemessen  er- 
achtet hat. 

7  S.  0.  S.  295. 

8  8.  0.  S.  296. 
ö  S.  0.  S.  299. 
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als  Straf-  and  Disciplinarmassregel  wider  Willen  des  Amtsträgers  verhängt  werden, 
lieber  diese  ist  in  der  betreffenden  Lehre  zu  handeln. 

III.  Staatliches  Recht.  Besondere  Vorschriften  über  die  Versetzang  der 
kirchlichen  Beamten  kennen  die  Gesetzgebungen  der  meisten  Staaten  nicht  ^ .  Da  aber 
jede  Translation  die  Erledigung  eines  Amtes  herbeigeführt  und  zugleich  eine  Wider- 
besetzung  eines  anderen  enthält ,  so  müssen  die  fttr  die  erstere ,  sowie  für  die  letztere 
massgebenden  staatlichen  Anordnungen  beobachtet  werden.  Wo  eine  Anzeige  der  Er- 
ledigung an  die  staatliche  Behörde  stattzufinden  hat,  ist  diese  auch  bei  der  Translation 
vorzunehmen  ^,  und  ebenso  müssen  dabei  die  etwaigen  Bestätigungs-  oder  Einspruchs- 
rechte der  Regenten  oder  Staatsbehörden  gewahrt  werden^.  Abgesehen  von  Preus- 
sen,  für  welches  bei  Versetzungen  jwider  Willen  die  schon  o.  S.  302  gedachte  Be- 
stimmung in  Betracht  kommt,  sollen  in  Bai  er  n  Pfarrer,  welche  nicht  wenigstens  zwei 
Jahre  in  ihrer  bisherigen  Pfarrei  gedient  haben ,  nur  bei  Vorliegen  ganz  besonderer 
Gründe  auf  landesherrliche  Patronatspfarreien  versetzt  werden  *.  Femer  ist  die  Ver- 
setzung des  Inhabers  eines  Privatpatronatsbenefiziums  auf  eine  Pfarrei  königlichen 
Patronats  davon  abhängig,  dass  der  Privatpatron  in  dem  dadurch  eintretenden  Er- 
ledigungsfall die  Ausübung  der  Präsentation  für  das  gedachte  Benefizium  dem  Könige 
in  einem  besonders  auszustellenden  Revers  überlässt  ^. 

§.166.    //.    Die  interimistische    Verwaltung   erledigter  Kirchenämter  und  die 

Beendigung  der   Vakanz. 

Wenn  ein  kirchliches  Amt  erledigt  ist,  so  bedarf  es  unter  Umständen  für  die 
Zwischenzeit  bis  zur  Wiederbesetzung  einer  Fürsorge  für  die  interimistische  Verwaltung 
der  damit  verbundenen  Funktionen.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  dasselbe  ein  mit  einer 
selbstständigen  äusseren  Leitungsgewalt  oder  ein  mit  der  Seelsorge  verbundenes  Bene- 
fizium ist.  Bei  blossen  Kirchenämtem  tritt  aber  das  Bedürfoiss  nur  dann  ein ,  wenn 
ein  solches  ein  Benefizium  der  erstgedachten  Art  im  kirchlichen  Organismus  dauernd 
zu  ersetzen  bestimmt  ist ,  und  seine  Wiederbesetzung  nicht  in  kurzer  Zeit  erfolgen 
kann. 


^  %.  531.  II.  11  des  p reu 8 B.  L.  R.:  „Hat  ^in 
Pfarrer  ohne  bösen  Vorsatz  durch  unvorsichtiges 
Betragen  das  Vertrauen  seiner  Gemeine  verloren, 
so  müssen  die  geistlichen  Oberen  seine  Versetzung 
an  einen  anderen  Ort  veranstalten'',  hat,  insoweit 
als  er  eine  Verpflichtung  fär  die  Kirchen-Oberen 
ausspricht,  durch  Art.  15  der  Verf. -Urk.  seine 
Bedeutung  verloren ,  denn  die  Erwägung,  unter 
welchen  Voraussetzungen  eine  Versetzung  wider 
Willen  angemessen  erscheint,  ist  eine  kirchliche 
Angelegenheit,  bei  der  der  Staat  nicht  mitzu- 
sprechen hat. 

3  S.  den  folgenden  %. 
8  S.  183  ff. 

4  V.  V.  28.  Juli  1813,  Döllingex  Samml.  8, 
646;  Krick  d.  kathol.  Pfründenweseii  in  Baiern 
S.  41;  Silbe rnagl,  Verfg.  sämmtl.  Religinns- 
gese11.<ichaften  S.  69.  Andererseits  soll  einem  be- 
reits bepfründeten  Geistlichen,  welcher  nach  Ver- 
leihung einer  neuen  Pfründe  landesherrlichen 
Patronats  sich  weigert ,  diese  anzutreten  und  auf 


seiner  bisherigen  Stelle  bleiben  will,  dies  zwar  ge- 
stattet werden ,  er  verliert  aber  für  die  drei  fol- 
genden Jahre  den  Anspruch  auf  Beförderung  und 
es  soll  von  diesem  Präjudiz  nur  dann  eine  Aus- 
nahme gemacht  werden,  wenn  die  neue  Stelle 
nach  Einreichung  des  Gesuches  um  dieselbe  und 
vor  ihrem  Antritte  durch  Zufall  bedeutend  ge- 
schmälert worden  ist,  V.  v.  23.  Septbr.  1810, 
Krick  a.  a.  0.  S.  48.  206. 

S  Als  Aeqnivalent  dafür,  dass  die  Beförderung 
der  in  königlichen  Tatronatsstellen  fungirenden 
Geistlichen  durch  eine  solche  Besetzung  zu  Gun- 
sten anderer  Geistlichen  unterbrochen  wird,  Min. 
Erl.  v.T. Okt.  1815.  Döllinger  8,646,  Krick 
a.  a.  0.  S.  44;  Silbernagl  S.  70.  Uebrlgens 
darf  auch  Geistlichen,  welche  der  König  auf  Be- 
nefizien  einer  anderen  Diocese  ernennt,  was  frei- 
lich nur  ausnahmsweise  geschieht,  die  Entlassung 
aus  der  bisherigen  Diocese  seitens  des  Ordinarius 
nicht  verweigert  werden,  Erl.  v.  5.  Febr.  1825  u. 
Min.  Erl.  v.  16.  Febr.  1826,  Döllinger  8,  649, 
8.  auch  Krick  u.  Silbernagl  a.  a  0. 


§.  i66.] 


Die  interimistische  Verwaltung  erledigter  KirckenSmter. 


319 


Dm  erstere  gilt  fflr  die  Stellnngen  des  Papstes ,  der  Bischöfe  und  der  Pfarrer, 
Aber  deren  interimistische  Verwaltung  bereits  bei  der  Darstellung  des  Aemterorganis- 
mos  das  Erforderliche  bemerkt  worden  ist  ^ . 

Das  letztere  trifft  zn  fOr  die  Aemter  der  Feldvikare  oder  Feldpröpste  ^,  der 
MiBsionsoberen',  der  Militär-,  Snkknrsal-  nnd  Missions-Pfarrer ^ ,  sowie  der  Land- 
deksne.  Für  die  letzteren  sind  ebenso  wie  für  die  Feldpröpste  und  Missionsoberen 
gewöhnlich  Vertreter  und  zwar  in  den  Kämmerern  oder  Definitoren  für  den  Fall  der 
Yakuiz  ihres  Amtes  im  Voraus  bestellt^,  und  eventuell  betraut  der  Bischof  oder  son- 
stige ihm  gleichstehende  Obere  einen  Pfarrer  des  Bezirks  mit  der  interimistischen  Ver- 
sehimg den  betreffenden  Funktionen.  Die  Verwaltung  der  gedachten  Pfarreien  erfolgt 
dagegen  durch  Bestellung  eines  Pfarrvikars  seitens  des  dazu  berechtigten  Oberen 
^eldpropstes,  Bischofs,  Missions-Bischofs  oder  apostolischen  Vikars)  wie  bei  den  Pfarr- 
ben^zien. 

Ausser  diesen  beiden  Fällen  kann  eine  interimistische  Verwaltung  nur  noch  bei 
denjenigen  Stellen  in  den  Kapiteln  erforderlich  werden,  mit  welchen  bestimmte  Kapi- 
telsgeschäfte,  namentlich  leitender  Natur,  verbunden  sind.  Diese  ist  des  Näheren 
durch  die  Statuten ^  welche  den  Steilvertreter  ein  fttr  alle  Mal  bestimmen,  geregelt^. 

Dagegen  ist  die  Einrichtung  einer  Stellvertretung  im  Allgemeinen  nicht  nothwendig 
bei  einfachen  Benefizien^,  insbesondere  nicht  bei  blossen  Kanonikaten  ^,  bei  Aemtem, 
welche  zur  Unterstützung  des  Bischofs  oder  eines  ihm  gleichstehenden  kirchlichen 
Oberen  oder  des  Pfarrers,  wie  die  des  Qeneralvikars  ^ ,  der  bischöflichen  geistlichen 
Rithe*^  und  der  neben  dem  Pfarrer  in  der  Seelsorge  fungirenden  Kapläne^^  bestimmt 
sind.  Sie  kann  endlich  der  Natur  der  Sache  nach  niemals  vorkommen  bei  Erledigung 
derjenigen  Aemter,  deren  Funktionen  in  der  interimistischen  Wahrnehmung  eines 
tnderen  Amtes  bestehen,  —  hierher  gehört  das  Amt  des  Kapitular -Vikars  und  des 
Pfarrverwesers  im  Falle  der  Vakanz  —  weil  beim  Wegfall  des  Vertreters  der  ihn  er- 
setzende Geistliche  immer  die  Geschäfte  des  letzteren  versehen  muss ,  also  die  Ver- 
wesung des  betreffenden  Amtes  selbst  führt,  nicht  aber  die  Verwesung  des  interi- 
mistischen Verwaltungsamtes  ausübt  ^^, 

Die  kirchlichen  Normen  über  die  Art  der  Bestellung  der  Verweser  und  über  die 
fllr  dieselben  erforderten  Qualifikationen  sind  bereits  früher  behandelt  i^,  und  ebenso 
schon  die  in  den  gedachten  Beziehungen  massgebenden  staatlichen  Vorschriften  an- 
geftlhrt ". 


«  Th-  I.  S.  369.  Th.  II.  S.  228.  327.  346. 
289.  506.  507}   s.  auch  diesen  Th.  S,  186. 

*  üeber  ihre  Vertreter  Th.  II.  S.  338. 340.  n.  9. 
«Vgl  Th.  II.  S.  357.361. 

*  Femer  gehört  hierher  auch  der  Fall ,  wo  die 
euia  habitualis  und  actoalis  getrennt  ist,  nnd  der 
^e  letztere  ausübende  Geistliche  fortfällt. 

5  Th.  II.  S.  290. 

*  A.  a.  O.  S.  115. 

^  Sind  mit  solchen  fundationsmässig  zu  lesende 
Messen  Terbunden,  so  mflssen  diese  allerdings  von 
dengenigen ,  welcher  ein  derartiges  Beneflzium 
£0  Terleihen  hat ,  einem  anderen  Geistlichen  zur 
Per»olvirung  gegen  das  fibliche  Stipendium  über- 
tnfeo  werden,  Helfert  t.  d.  Besetzung  etc. 
S.269. 

^  Weil  hier  die  übrigen  Kanoniker  and  Bene- 
flziaten  die  Funktionen  versehen  können. 


«  Th.  II.  S.  224. 

10  Die  Möglichkeit  ist  auch  hier  nicht  ganz  aus- 
geschlossen. So  kann  bei  schon  geringer  Zahl 
der  Räthe  und  grosser  Geiohäftslast  ein  Geist- 
licher zur  Vertretung  einberufen  werden. 

<i  Weil  hier  fQr  die  Regel  der  Pfarrer  mit  den 
etwa  vorhandenen  Kapl&nen  interimistisch  die 
Geschäfte  des  fortgefallenen  Vikars  wird  mitver^ 
sehen  können.  Allerdings  bleibt  auch  hier  die 
interimistische  Versetzung  derselben  durch  einen 
HQlfsgeistlichen  möglich. 

1'^  Der  beim  Fortfall  eines  Kapitularvikars  neu 
bestellte  Verweser  ist  ebenfalls  wieder  Kapitular- 
vikar,  nicht  interimistischer  Verweser  des  Amtes 
eines  solchen. 

«  S.  Anm.  1  ff.  u.  Th.  II.  S.  476  fr. 

1«  Th.  II.  S.  505  ff.  u  in  diesem  Thetl  S.  186. 
194. 
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Beim  Eintritt  von  Vakanzen  ist,  wenngleich  das  gemeine  Recht  in  dieser  Be- 
ziehung keine  allgemeinen  Bestimmungen  aufgestellt  hat,  eine  Anzeige  an  den  höheren 
kirchlichen  Oberen  und  die  bei  der  Besetzung  der  Stelle  mitberechtigten  Personen, 
z.  B.  die  Patrone,  üblich,  theils  um  diese  letztere,  theils  auch  um  die  Einrichtung  der 
erforderlichen  Verwesung  herbeizufOhren.  Des  Nftheren  bestimmt  sich  das  Verfahren 
nach  dem  Charakter  der  erledigten  Stelle  und  nach  der  Art  ihrer  Erledigung  ^  So 
wird  z.  B.  bei  den  Diöcesanbenefizien  der  Eintritt  einer  Vakanz  herkdmmlieber  Weise 
von  den  Dekanen  dem  Bischof,  sowie  den  etwaigen  bei  der  Wiederbesetzung  bethei- 
ligten Personen  mitgetheilt^. 

Fttr  einzelne  Staaten  ist  durch  die  weltliche  Gesetzgebung  ebenfalls  die  Erstat^ 
tung  Ton  Anzeigen  über  den  Eintritt  von  ErledigungsfUlen  entweder  bei  allen  oder 
auch  nur  bei  gewissen  Aemtem  an  die  staatlichen  Behörden  den  betheiligten  kirch- 
lichen Oberen  vorgeschrieben,  um  die  Wahrung  der  den  Regierungen  bei  der  Verwe- 
sung und  Wiederbesetzung  der  Stelle  zukommenden  Rechte  lichter  zu  ermöglichen  ^, 
wfthrend  ireilich  in  den  meisten  Lftndem  die  zu  diesem  Behuf  erforderliche  Kontrole 
den  verschiedenen  Organen  der  Staatsgewalt  überlassen  ist^,  oder  wohl  auch,  wie  in 
Baden ,  die  kirchliche  Behörde  selbst  freiwillig  eine  solche  Mtttheilung  macht ^. 

Nach  dem  Vorgange  des  Tridentinums ,  welches  fttr  die  Wiederbesetzung  der 
Pfarreien  durch  den  Konkurs  eine  öffentliche  Aufforderung  zur  Bewerbimg  nm  diesel- 
ben angeordnet  hat^,  pflegt  vielfach  eine  Ausschreibung  der  gedachten  Stellen  und 
auch  der  anderen  Diöcesan-Pfründen  in  den  Diöoesanblftttem  7,  oder  auch  in  den  fBr 
die  Publikationen  staatlicher  Behörden  bestimmten  Biftttem  ^  zu  erfolgen. 

Die  Erledigung  eines  kirchlichen  Amtes  hört  mit  dem  Augenblick  auf,  in  welchem 


1  Weil  der  kirchliche  Obere  durch  diese  schon 
unter  umstanden,  z.  B.  wenn  er  eine  Versetzung 
Terfügt  hat,  ohne  Weiteres  Kenntniss  von  der 
Vakanz  besitzt. 

2  Th.  II.  S.  289  u.  Dumont  Samml.  kirchl. 
Erlasse  för  Köln  S.  302.  Bei  Bistbümern,  auf 
welche  dem  Landesherrn  ein  Nominationsrecht 
zusteht ,  wird  diesem  eine  Anzeige  vom  Kapitel 
gemacht. 

a  S.  Österreich.  Gesetz  v.  7.  Mai  1874. 
$.  11:  „Jede  Erledigung  eines  kirchlichen 
Amtes  oder  einer  kirchlichen  Pfirlinde  ist  der 
Landesbehorde  sofort  anzuzeigen^' ;  Oldenburg. 
Normativ  v.  1831  (Müller  Lexikon  d.  K.  R. 
2.  Aufl.  5,  414)  $.  17:  „Von  Annahme  der  Re- 
signation einer  Pf r ü  n d  e ,  von  einem  Straf-  Er- 
kenntnisa  auf  Suspension  oder  Absetzung  eines 
Geistlichen  oder  Kirchendieners  ist  der  Gom- 
mission,  vor  der  Vollstreckung  Anzeige  zu  machen'* 
.  .  .  $.  18:  »Von  Jeder  Eröffnung  eines  fundir- 
ten  Beneflziums,  einer  Küster-  oder 
Organisten-Stelle  hat  das  Amt  sofort  der 
Kommission  und  dem  Offlzialate  Anzeige  zu 
machen.  Am  Schlüsse  jedes  Jahres  wird  der  Offl- 
zial  ein  Verzeichniss  aller  im  Laufe  desselben 
vorgefallenen  Dienstveränderungen ,  sowie  der 
am  Schlüsse  desselben  noch  nicht  besetzten  Stel- 
len, $$.  11 — 15,  an  die  Kommission  einreichen^; 
Sachs,  ees.  v.  23.  August  1876.  $.  25.:  ,^ede 
Erledigung  eines  geistlichen  Amtes  ist  der 
Staatsregierung  von  der  katholisch-geistlichen  Be- 
hörde des  Bezirks  sofort  anzuzeigen";  französ. 
organische  Artikel  37:  „Les  mtftropolitains,  les  cha- 


pitres  cathtfdraux,  seront  tenua  sans  delai,  de  don- 
ner avis  au  gouvernement  dela  vacance  des  sidges 
et  des  mesures  qui  auront  4X4  priaes  poor  le 
gonvernement  des  dioctees  vaoantes".  In  Wür- 
temberg  ist  nur  alljährlich  von  den  Dekanaten 
ein  Verzeichniss  der  erledigten  Pfatreien  und 
Kaplaneien  an  den  katholischen  Kirehenrath  ein- 
zureichen, V.Vogt  Samml.  kirchl. Verordnungen 
S.  506. 

A  So  z.B.  in  Baiern,  wo  dieOemeindeTerwal- 
tung  den  Tod  des  Pfarrers  an  das  Bezirksamt  und 
dieses  wieder  an  die  Kreisregierung  anzeigt, 
Krick  kath.  Pfründenwesen  S.  25.  In  Prens- 
sen  erhalten  sich  die  Ober -Präsidenten  durch 
Vermittlung  der  Landräthe,  Amtshauptmänner, 
Polizei-Direktionen  und  Magistrate  fortdauernd 
über  die  eingetretenen  Vakanzen  in  Kenntniss, 
s.  meine  preuss.  Kirchengesetze  v.  1873.  S.  130. 
n.  5 ;  auch  geben  ihnen  über  solche  Straferkennt- 
nisse,  welche  den  Verlust  des  geistlichen  Amtes 
herbeiführen ,  die  Staatsanwaltschaften  Mitdiel- 
lung,  a.  a.  0.  S.  197. 

6  S.  erzblschöfl.  fireiburg.  V.  v.30.  Nov.  1861. 
S.  2,  Arch.  f.  k.  K.  R.  7,  129. 

«  Th.  II.  S.  496.  497. 

^  Vgl.  die  Anm.  5.  cit.  Verordng. 

8  Wie  In  Baiern  und  Würtemberg  bei 
Pfründen  landeskerrl.  Pationats,  Krick  a.  a.  O. 
S.  25;  V.  Vogt  a.  a.  0.  S.  305;  in  Baiern 
ausserdem  bei  solchen ,  welche  einem  Priva^- 
tronate  von  Gemeinden  unterstehen ;  Krick  a.  a. 
O.  S.  27. 
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die  Wiederbesetznng  desselben  znm  Abschluss  gelangt  ist.  Dadnreh  findet  aber  die 
interimistische  Verwaltung  nicht  von  selbst  ihr  Ende,  vielmehr  erst  dann,  wenn  das 
Bedflrfhiss  für  sie  fortfUlt,  d.  h.  wenn  der  neue  Amtstrftger  sein  Amt  antritt  oder  in 
der  Lage  ist,  dasselbe  seinerseits  auszullben.  Bei  Pfarrämtern  ^  ^lischt  sie  daher  ge- 
wöhnlich mit  der  Besitzeinweisung  des  neuen  Pfarrers  ^  oder  mit  seinem  Eintreffen  in 
der  Parochie  zu  dauerndem  Aufenthalt  ^. 

§.  167.    Anhang  zu  Abtheiltmg  II:  Die  Stellungen  der  weltlichen  Kirchen- 
bediensteten. 

Die  Eirchenämter,  von  welchen  in  der  vorhergehenden  Abtheilung  II  gehandelt 
worden  ist,  dienen  entweder  den  Zwecken  des  Gottesdienstes  und  der  Beelsorge 
oder  denen  der  kirchlichen  Leitung  und  Verwaltung. 

Fflr  die  Ausübung  derselben  werden  aber  vielfach  gewisse  Verrichtungen  unter- 
geordneten und  unterstützenden  Charakters  erfordert,  welche  die  Amtsträger  selbst 
nicht  wahrnehmen  können,  oder  deren  Vornahme  ihnen  mit  Rücksicht  auf  ihre  amt- 
liche Stellung  nicht  zuzumuthen  ist. 

Was  zunächst  die  gottesdienstlichen  Aemter  betrifft,  so  bedarf  es  zu  ihrer 
ordentlichen  Versehung  der  Unterhaltung  des  kirchlichen  Gebäudes  in  einem  würdigen 
Zustande,  also  einer  regelmässigen  Beaufsichtigung  und  Ueberwachung,  der  Oeffnung 
und  Schliessung,  der  Reinerhaltung,  nöthigenfalls  auch  der  Ausschmückung  desselben, 
der  Beschaffung  der  erforderlichen  Beleuchtung  und  der  Besorgung  des  Geläutes,  so- 
dann der  Autochterhaltung  der  Ordnung  bei  den  öffentlichen  Gottesdiensten ,  femer 
der  Aufbewahrung  der  gottesdienstlichen  Schmuckgegenstände,  Geräthschaften  und 
Gewänder,  der  Bereitstellung  der  jeweilig  erforderten  Gegenstände  dieser  Art  und  der 
Rflcknahme  derselben  nach  stattgehabtem  Gebrauch,  endlich  auch  der  Verrichtung 
gewisser  persönlicher  Dienstleistungen  und  Handreichungen  für  diejenigen  Geistlichen, 
welche  die  gottesdienstlichen  Handlungen  vollziehen. 

Fflr  die  Besorgung  einzelner  Arten  der  gedachten  Geschäfte  hatte  schon  die  ältere 
Kirche  bestimmte  Aemter  dienenden  Charakters,  wie  die  der  Ostiarien,  Akoluthen 
und  Snbdiakonen,  welche  zugleich  die  Durchgangsstufen  für  die  höheren  gottesdienst- 
lichen Aemter  bildeten,  geschaffen  ^,  und  zu  ihnen  sind  dann  die  ebenfalls  durch 
Geistliche  verwalteten  Aemter  des  cusios  und  des  sacrista^  hinzugetreten. 

In  den  Kapiteln,  wo  die  beiden  letztgedachten  Aemter  im  Laufe  der  Zeit  vielfach 
vereinigt  worden  sind  <^,  haben  dieselben  allerdings  den  ursprünglich  dienenden  Cha- 
rakter verloren.  Sie  sind  hier  Stifts-Aemter  zur  Ueberwachung  der  betreffenden 
Funktionen  geworden.  Denn  für  die  Ausübung  der  letzteren  wurden  eigene  Unter- 
beamte, theiis  ebenfalls  custodes,  aber  auch  campanarii^  oder  aedttui  genannt  ^,  welchen 
zugleich  besondere  Bezüge  als  Präbenden  zugewiesen  waren  ^,  von  den  Kapiteln 
angestellt. 

1  Wegeo  der  Bisthamer  8.  Th.  II.  S.  245.  &  Th.  II.  S.  103. 

2  S.  z.  B.  für  Bai  er  n  d.   Instr.  v.  6.  Juli  «  A.  a.  0.  103.  104. 
1846  88.  10.  12.  13,  Krlck  &.  a.  O.  S.  67;  für  '  A.  a.  0.  S.  104.  n.  11. 
WQrtemberg  bischofl.Y.  v.  1829  bei  v.  Yogi  •      »  S.  z.  B.  fQr  die  Kathedralen  in  Münster  und 
a.  a,  0.  S.  232.  Lübeck,  ürk.  v.  1223,  Moser  ,  Oanabr.  Gesch. 

>  So  nach  d.   erzbisch,    kölnischen  Y.  v.       Urkdbch.  S.  182  (hier  heisst  ihre  Pfründe :  spent- 
1869,  Dnmont  a.  a.  O.  S.  303.  prevende)  u.  l'rk.  v.  1266,  Urkdbch.  d.  HiRth. 

♦  Th.  1.  S.  3.  4.  111.  Lübeck  S.  189. 

Hinschias,  Kirrbenrecht.  III.  21 


322 


I.  Die  Hi«rarchie  und  die  Leitung  der  Kirehe  durch  dieselbe. 


[§.  167. 


Bei  den  übrigen  Kirchen ,  bei  welchen  nur  eine  geringere  ZaM  von  Geistlichen 
unterhalten  werden  konnte,  sind  nach  der  Ansbiidnng  der  ParochiftlTeTfaiSdnng  sowohl 
die  Geschäfte  des  custos  und  sacrista,  wie  auch  diejenigen  Verrichtungen,  welche  einst 
Ton  den  Inhabern  der  niedrigen  Weihestufen  besorgt  worden  waren,  £u  einem  einzigen 
Amte,  dem  Küster-  oder  Glöckner-Amt,  custodia  oder  campunaria^ ,  weMbes 
ebenfalls  mit  bestimmten  festen  Gefällen  dotirt  war  nnd  an  Geisiliche  verliehen  wurde, 
vereinigt  worden. 

Besondere  Rechtsnormen  hat  das  gemeine  Kirchrarecht^  für  diese  Stellungen  nicht 
ausgebildet.  Sie  waren  ihrem  Charakter  nach  niedere  kirchliche  Benefizien  und  es 
fanden  daher  die  für  diese  geltenden  Regeln  auf  sie  Anwendung. 

Schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  ist  aber  das  Amt ,  w^  es  in 
Folge  des  Aufkommens  der  absoluten  Ordinationen  und  der  veränderten  Bedeutung  der 
niederen  Weihestufen  an  Geistlichen  fehlte,  welche  sich  an  einem  solchen  genügen 
Hessen,  namentlich  auf  dem  Lande  und  bei  den  blossen  Pfarrkirchen  vielfach  an  Laien 
übertragen  worden^,  und  diese  Uebung  hat  sich  bis  heute  erhalten.  Die  Bezeichnung 
des  Amtes  selbst  ist  dieselbe  gebliebeii^  und  seine  Träger  wurden,  obwohl  sie  nicht 
mehr  Geistliche  waren,  noch  wie  früher  cmtodes^,  campanarn^y  sacristtta"^ ,  aedUfti^, 
deutsch  jfirt1«/cr^  Glöckner  ^^y  Sakrtstane  oder  iS^mÄ?»**,  sodann  auch  3f<?«»n«^  *2  ge- 
nannt, ein  Sprachgebrauch,  welcher  gleichfalls  in  Geltung  geblieben  ist. 

Trotz  dieser  Veränderung,  welche  sich  in  der  Person  des  Trägers  des  Amtes  voll- 
zogen hat,  wird  dasselbe  noch  immer  als  kirchliches  Amt  zu  betrachten  sein.  Die  Ge- 
schäfte, welche  seinen  Inhalt  bilden,  haben  allerdings  weder  einen  spezifisch  geistlichen 
noch  kirchlichen  Charakter.  Sie  stehen  aber  in  so  enger  und  naher  Beziehung  2n  den 
Punktionen  der  Seelsorge-  und  gottesdienstlichen  Aemter,  dass  sie  jedenfalls  im  weite- 
ren Sinne  noch  als  kirchliche  angesehen  werden  können.  Als  solche  siiid  sie  von  der 
Kirche  selbst  nicht  nur  in  früherer  Zeit  ^3,  sondern  auch  bis  auf  den  heutigen  Tag  be- 
trachtet worden  ^^,  und  damit  hängt  es  weiter  zusammen,  dass  die  Kirche  herkömm- 
licher Weise  sich  die  Leistung  dieser  Verrichtungen  nicht  auf  dem  Wege  eines  privat- 
rechtlichen Dienstmiethevertrages,  sondern  durch  Anstellung  geeigneter  Persönlichkei- 
ten, durch  Begründung  eines  eigentlichen  Beamtenverhältnisses  mit  diesen,  beschafft. 


1  Urkd.  V.  1341  bei  Binterim  u.  Morren, 
Erzdiözese  Köln  4,  203. 

2  Aus  dem  corp.  iur.  canon.  gehören  hierher 
die  tit.  26  u.  tit.  27.  I.  X  de  off.  sacristae  et  cu- 
stodis  mit  je  einem  Kapitel,  welche  nur  Ton 
der  ursprünglichen  Gestaltung  beider  Aemter 
handeln. 

s  Allerdings  ist  es  auch  vorgekommen ,  dass 
Geistliche  von  Nebenkirchen,  oder  gar  der  Pfarrer 
selbst,  das  betreffende  Amt  zur  Aufbesserung  ihrer 
Einkünfte  übertragen  erhalten  haben,  nnd  es 
dann  durch  angenommene  Leute  unter  ihrer  Auf- 
sicht und  auf  ihre  Kosten  versehen  liessen, 
Back,  d.  evang.  Kirche  i.  Lande  zw.  Rhein. 
Mosel  etc.  Bonn  1872.  1,  135. 

4  8.  z.  B.  Hartzheim,  conc.  8,  633. 

6  dipl.  V.  1319  Urkdbch.  des  Bisthums  Lübeck 
S.  587;  syn.  Colon,  v.  1549,  Hartzheim  6, 
555,  s.  auch  ibid.  9,  162.  1066. 

«  syn.  Colon,  v.  1300,  c.  16.  Colon,  v.  1310; 
c.  4  Brem.  n.  1350,  Hartzheim  4,  42.  124. 
359 ;  s.  auch  ibid.  6,  555.  1066. 


7  Basel.  V.  1503.  24,  1.  c.  6,  22. 

s  Warmiens.  1610,  I.e.  9,  144.  Aach  matri- 
c u  1  a rii  kommt  in  dieser  Bedeutung  vor,  Colon. 
1549  1.  c.  6  555. 

8  S.  z.  B.  Grimm,  Weisthfimer  1,  720.  843; 
2,  326 ;  3,  72  No.  3  u.  3,  97. 867.  n.  17;  4,  380, 
5,  103.  481  n.  14. 

io  A.  a.  0.  2,  634;  3,  559;  4,  560  n.  6;  5, 
240  Cn.  10).  244  (n.  4).  634;  3,  569;  5,  553 
(n.  23).  573  (n.  8). 

it  So  in  der  Schweiz  Grimm  1,  163.  166;  5, 
435  (n.  ll)u.  455(n.  7). 

12  A.  a.  0. 1,  188.  419.  445;  6,  277.  §.  6. 

13  Dies  zeigt  die  dargestellte  Entwickelang. 

14  Denn  nach  dem  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  17  de 
ref.  sollen  die  Bischöfe,  wo  es  ang&ngilch,  die 
alte  Einrichtung ,  dass  di«  ursprünglichen  Funk- 
tionen der  niederen  Weihengrade  durch  Kleriker 
versehen  werden,  wieder  einführen.  Die  oeueren 
Staatsgesetzgebungen  begreifen  dagegen  des  Kü- 
steramt  nicht  unter  der  Bezeichnung  Kirchenamt, 
8.  Th.  II.  S.  505. 
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Dia  Errichtimg  und  die  anderweitige  Verfügung  über  deraiüge  Aemter  gehört 
afilbstveratändlicb  zur  ^ompetens  des  Bischofs  oder  des  ihm  gleichstehenden  Leitnngs- 
beamtan. 

Die  Beaetziing  der  gedachten  Stellen  ist  im  Hittelalter  meist  durch  das  Herkommen 
btsUmmt  worden,  vnd  daher  eine  sehr  verschiedenantige  gewesen  ^  Dasselbe  gilt  auch 
Boeh  heute.  Die  AnsMlung  kommt  theils  auf  Grund  eines  besonderen  Titels,  z.  B.  des 
Patronatrechtes  einem  speziell  Berechtigten  2,  theils  und  zwar  für  die  Regel  in  Er- 
iiisngBiung  einer  DritiiberecbtigQng  den  zur  kirchlichen  Vermögensverwaltung  berech- 
tigten Organen  ^,  theils  auch  der  kirohlidien  Behörde,  entweder  dem  bischöflichen  Or- 
dinariate ^  oder  dem  Pfarrer  zu^.  Wenn  mit  dem  Küsteramt  zugleich  eine  Schullehrer- 
stelle verbunden  ist,  so  tritt  mindestens  eine  Mitwirknng  der  Schuibehör4en,  wenn 
nidit  eine  atteinige  Verleihnng  des  Amtes  durch  dieselbe  ein^. 

Was  die  Qualifikation  zu  den  gedachten  Stellen  betrifft ,  so  versteht  es  sich  von 
selbst,  dass  der  Bewerber  der  katholischen  Kirche  angehören  muss^.  Nicht  minder 
üegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  Unbescholtenheit  und  guter  Ruf,  körperliche 
Ffthigkeit  zur  VerridbLtung  der  ihm  obliegenden  Dienste  sowie  der  Besitz  der  dazu  noth- 
wen^en  Kenntnisse  gefordert  wird  ^.    Die  Anstellung  erfolgt  Ubrigens  in  manchen 


*  Bald  stellt  der  Patron  oder  die  Herrschaft, 
dipl.  Y.  IdllbeiBinierim  und  Mooren  a.a.O. 
i,  203 ;  Glimm,  Weisthümer  3,  559 ;  Back 
i.  a.  0.  S.  138,  bald  der  Inkorporationsberech- 
tigte, Glimm,  1,  188;  5,  435.  $.  11  denKfiater 
an.  Femer  kommt  Wahl  desselben  durch  die 
Herrsehaft  und  Gemeinde,  a.  a.  0.  3,  867.  C.  17, 
oder  bloB  duroh  die  Gemeinde,  dipl.  y.  1319, 
rrkdbcb.  d.  Bisth.  Lübeck  S.  587;  Grimm  1, 
163.  166;  2,  634;  5,  455.  5.  7,  und  statt  der- 
selben durch  ihre  Vertreter,  theils  das  Bauein- 
gericht,  a.  a.  0.  1,  419,  theils  die  Kirchenverwal- 
ter (proenratores) ,  conc.  Basll.  v.  1503.  tit.  24, 
Gol.  y.  1612.  tit.4,  HartEhelm  6,  22  u.  9, 162, 
▼or,  doch  sollte,  was  kirchlicherseits  wiederholt 
eingeschärft  worden^  s.  die  clt.  Konzilien  n.  d.  Urk. 
V.  1319,  die  Zustimmung  des  Pfarrers,  welcher 
dem  Gewählten  auch  das  Amt  zu  übertragen  hatte, 
Grimm  1,  163;  5,  455,  eingeholt  werden  (vgl. 
auch  a.  a.  0. 2,  165 :  „Auch  so  setzt  man  heut  ein 
giöckner,  gefeit  dem  pfarrer  der  glöckner  nit 
wQhJ,  so  mag  er  ihnen  auch  absetzen,  gefeit  ihnen 
der  ander  nijt,  er  mag  ihnen  auch  absetzen,  den 
dritten  soll  er  daran  lassen  er  sey  krumb  oder 
schlecht^). 

s  Nach  preuss.  L.B.  U.  11.  SS  566 ff.  i.  d. 
fiegel  dem  Patron,  welcher  vorher  das  Gut- 
achten des  Pfarrers  über  die  in  Aussicht  genom- 
mene Person  einzuholen  hat ,  jedoch  entscheidet 
prinzipaliter  Gewohnheit  und  Herkommen  (s.  hier- 
zu Yogt,  preuss.  Kirchenrecht  1,  411);  vgl. 
femer  fQr  Baiern  Stingl,  Bestimmungen  des 
baier.  Staates  üb.  Verwaltung  d.  kath.  Pfarramtes 
8.  289,  für  W  ürtemberg  V.  v.  29.  Sept.  1836, 
y.  Vogt,  Samml.  v.  Verordn.  ß.  364;  für  Ol- 
denburg Normativ  v.  1831.  S*  ^^i  ^  ^^^  bei- 
den zuletzt  gedachten  Ländern  hat  aber  der  Patron 
nur  ein  Pxäsentationsrecht. 

'  So  nach  preuss.  L.  K.  a.  a.  0.  S*  ^^^  den 
Ptoen  und  den  Kixchenvorstehern ,  jetzt  aber 
Etatt  letzterer  nach  d.  Ges.  v.  20.  Juni  1875. 


S-  57  dem  Kirchen  vorstand,  in  BAiern,  falls  es 
sich  nicht  um  eine  mit  dem  Schuldienst  vereinigte 
Stelle  handelt,  der  sog.  Kirchen  Verwaltung, 
Stingl  a.  a.  O.  S.  290;  in  Würtemberg  dem 
s.  g.  örtlichen  Stiftungsrath,  v.  Vogt  a.  a.  0.  8. 
364;  in  Elsass-Lothringen  in  den  Städteu 
nach  d.  franz.  Fabrikdekret  v.  30.  Dez.  1809. 
Art.  33  dem  s.  g.  bureau  des  marguilliers ,  d.  h. 
dem  Ausschuss  des  conseil  de  fabrique  auf  Vor- 
schlag des  Pfarrers ,  s.  D  u  r  s  y  ,  Staatskirohen- 
xeoht  in  Elsass-I^thringen  i,  220.  n.  2.  In  der 
preuss.  Rheinprovinz  ist  auf  Grund  des  schon 
ang.  Ges.  v.  1875  an  Stelle  der  marguilliers  der 
Kirchen  vorstand  getreten. 

*  So  in  der  Diöcese  Freiburg  auf  Vorschlag 
des  Pfarrers,  s.  V.  v.  1863,  Arch.  f.  k.  K.  R.  16, 
477;  in  Oldenburg  dem  Offlzialate,  welches 
jedoch  das  staatliche  placet  einzuholen  hat,  S*  ^^ 
des  Anm.  3  citirten  Normativs. 

^  So  in  Elsass-Lothringen  in  den  Land- 
gemeinden Ordn.  V.  12.  Jan.  1825,  Art.  7,  Dursy 
a.  a.  0.  1,  236.  lieber  die  preuss.  Rheinpro- 
vinz 8.  Anm.  3.  In  einzelnen  österreichi- 
schen Diöcesen  erfolgt  die  Bestellung  durch  den 
Pfarrer  und  die  Kircbenpröpste  (Kirchen  Vorsteher) 
unter  Genehmigung  des  Ordinariates,  Arch.  f.  k. 
K    R  25   292 

6  Wiez.B.inBaiern,  Stingl  a.a.  0.  S. 289. 
Das  Weitere  gehört  nicht  hierher. 

^  Dies  ist  z.  B.  für  die  Erzdiöcese  Köln  schon 
seit  dem  17.  Jahrh.  vorgeschrieben,  Hartz  heim 
conc.  9,  162.  1066  n.  Dumont,  Samml.  kirohl. 
Erlasse  f.  d.  Erzdiöcese  Köln.  S.  329. 

8  Vgl.  Dumont  a.  a.  O.,  Stingl  a.  a.  0.  S. 
292.  Kraft  staatlicher  Vorschrift  sind  ferner  diese 
Stellen,  soweit  der  Staat  bei  ihrer  Vergebung  kon- 
kurrirt,  vorzugsweise  mit  civilversorgungsberech- 
tigten  ehemaligen  Militärs  zu  besetzen,  s.  z.  B. 
d.  preuss.  R,  v.  16.  Juni  1867.  S-  8,  M.  Bl.  f. 
d.  innere  Verwaltung  S.  280  u.  d.  bair.  V.  v. 
6.  Aprü  1869,  Stingl  S.  293. 

21» 
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Orten  und  Ländern  nicht  auf  Lebenszeit,  sondern  nur  widerraflich  ^  oder  anf  Kün- 
digung 2.  Dir  geht  eine  Untersuchung  über  die  Fähigkeit  des  Kiuididaten  voraus, 
welche  gewöhnlich  der  Pfarrer  oder  Dekan  Yomimmt.  Nach  derselben  hat  der  Er- 
nannte in  einzelnen  Diöcesen  das  Tridentinische  Olaubensbekenntniss  oder  ein  Gelübde 
auf  treue  Erfüllung  seines  Amtes  abzulegen  ^.  Zu  seinen  Amtspflichten  gehört  audi 
die  Beobachtung  der  Residenz  an  dem  Orte  seines  Amtes,  welchen  er  nur  mit  Urlaub 
des  Pfarrers  verlassen  darf  4.  Bei  der  Erfüllung  seiner  Amtsgeschäfte  hat  er  zunächst 
den  Weisungen  des  letzteren  zu  folgen,  selbstverständlich  ist  er  auch  den  Anordnungen 
der  höheren  kirchlichen  Behörden  Gehorsam  schuldigt. 

In  Betreff  der  Erledigung  des  Amtes  kommen  analogisch  die  Grundsätze  über  die 
sonstigen  Kirchenämter  zur  Anwendung. 

Vielfach  sind  von  den  Geschäften  des  Küsters  die  Funktionen  des  Organisten 
oder  Chorregenten  getrennt  und  werden  durch  eigends  dafür  angestellte  oder  an- 
genommene Personen  versehen.  Auch  ist  die  Verrichtung  gewisser  niederer  Dienste» 
namentlich  solcher,  welche  in  dem  Amte  des  Küsters  enthalten  sind,  an  grösseren 
Kh'chen,  vor  Allem  an  den  Kathedralen,  besonderen  Personen  übertragen.  Hierher 
gehören  die  8.  g.  Kirchendiener,  Kirchhüter,  Schweizer^  Pedelle  [appari- 
toresY  und  die  Bälgetreter  oder  Kaikanten. 

Diese  Stellungen  können  in  Anbetracht  des  Charakters  ihrer  Funktionen  nicht 
mehr  als  Kirchenämter  betrachtet  werden  ^.  Dem  entsprechend  findet  auch  bei  ihnen 
meistentheils  eine  Anstellung  im  eigentlichen  Sinne  wie  bei  den  sonstigen  Kirchenäm- 
tem,  nicht  statt,  viehnehr  werden  zur  Beschafftmg  der  betreffenden  Verrichtungen  mit 
geeigneten  Personen  civilrechtliche  Dienstleistungsvei'träge  auf  Widerruf  oder  gegen 
Kündigung  geschlossen ,  so  dass  dieselben  zu  der  Kirche  nicht  in  ein  öffentlich  recht- 
liches, sondern  nui*  in  ein  privatrechtliches  Verhältniss  treten.  Das  erstere  ist  freilich 
nicht  ausgeschlossen^,  dann  erlangt  aber  die  betreffende  Person  auch  die  Stellung 
eines  kirchlichen  Beamten  ^^,  Die  Annahme  oder  Anstellung  der  erwähnten  Kategorien 
von  Bediensteten  erfolgt  durch  dieselben  Organe,  wie  die  der  Küster  ^^ 

Das  Gesagte  gilt  auch  für  die  Todtengräber,  so  weit  diese  für  Kirchhöfe» 
welche  im  Eigenthum  der  Kirche  stehen,  angenommen  sind  ^^, 


1  So  in  Baiern,  s.  Stingl  a.  a.  O.  S.  292. 

2  S.  z.  B.  cit.  oldenb.  Normativ  $.  14. 

3  S.  FreiburgerV.  v.  1863(8.323.  n.  4), 
syii.  prov.  Colocens.  t.  4.  c.  16,  acta  conc.  coli. 
Lac.  5,  686. 

«  S.  z.  B.  Dumont  a.  a.  O.  S.  327;  oldenb. 
Normativ  v.  1831.  %  14.  Für  die  Verletzung  der 
Resideuzpflicht  kann  er  selbstverständlich  dis- 
clplinarisch  und  zwar  auch  mit  Entziehung  eines 
Theiles  seiner  Amtsbezuge  bestraft  werden. 

5  Preuss.  A.  L.  R.  H.  11.  %.  566;  syn.  Co- 
lon, prov.  1860.  t.  6.  c.  7,  acta  conc.  coli.  cit.  5, 
563;  Stingl  a.  a.  0.  S.  295. 

«  S.  z.  B.  französ.  Fabrikdekret,  Art.  33  (S. 
323.  n.  3). 

7  Kolner  Kapitelsstataten  %,  23. 

8  Vgl.  auch  Th.  II.  S.  364.  n.  5. 

9  So  scheint  nach  den  Mittheilungen  im  Arrh. 
f.  k.  K.  R.  25,  277  ff.  sich  die  Praxis  in  einzel- 
nen österreichischen  Diöcesen  in  Betreff  der  Or- 
ganisten gestaltet  zu  haben. 

^  Auch  fQr  die  kirchlichen  Beamten  gilt  das- 


selbe, wie  für  die  staatlichen  Beamten  ,  dass  ihre 
Geschäfte  wie  die  der  letzteren  nicht  nothwen- 
diger  Art  obrigkeitlicher  Natur  zu  sein  brauchen, 
s.  Laban d,  Staatsrecht  des  deotach.  Reichs  1, 
385.389;  O.  Meyer,  Lehrb.  d.  deutsch.  Staats- 
rechts S.  362,  nicht  unter  allen  Umstanden  einen 
rein  kirchlichen  Charakter  tragen  müssen.  S.  Th. 
II.  S.  364.  n.  5.  Dass  solche  kirchliche  Beamten 
nicht  dieselben  Rechte  haben,  wie  die  Inhaber 
der  Kirchenämter  im  eigentlichen  Sinne,  schliesst 
ihre  Beamtenqualität  nicht  aus. 

11  Vgl.  S.  323.  Anm.  2  ff.  Die  Bevorzugung 
der  Militärs  (a.  a.  0.  n.  8)  ist  auch  für  diese 
Stellungen  vorgeschrieben. 

13  Ueber  ihre  Annahme  oder  Anstellungj  welche 
meistens  in  gleicher  Weise,  wie  die  der  Küster,  er- 
folgt, s.  auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  18, 153 ;  24, 14.  In 
Baiern  werden  aber  die  Todtengräber  nicht  zu 
den  Kirchenbediensteten  gerechnet,  sie  weiden 
hier  von  der  politischen  Gemeinde  bestellt,  Stingl 
a.  a.  0.  8.  287.  289. 
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Die  bisher  erwähnten  Bediensteten  mit  Einschlnss  der  Ettster  werden  gewöhnlich 
unter  der  Bezeichnung:  niedere  Kirchendiener  begriffen  ^ 

Abgesehen  von  der  Verwaltung  der  Seelsorge  nnd  des  Gottesdienstes  bedarf 
die  Kirche  ftlr  ihre  sonstige  Administration  sowohl  einer  Reihe  mechanischer,  wie 
auch  technischer  Dienste.  In  ersterer  Beziehung  kommt  namentlich  die  Leistung  von 
Bflreaudiensten  der  verschiedensten  Art^  insbesondere  bei  den  bischöflichen  Behörden 
nnd  den  Domkapiteln ,  in  letzterer  die  Bearbeitung  und  Besorgung  von  civilrecht- 
liehen  Angelegenheiten  oder  von  Bausachen  in  Frage.  Die  betreffenden  Bllreau- 
nnd  technischen  Beamten  (Begistratoren ,  Expedienten,  Eanzlisten  u.  s.  w.  einer- 
seits, 83mdici  und  Baumeister  andererseits)  können  ebenfalls  2,  wie  die  niederen 
Kirchendiener,  blos  durch  einen  civilrechtlichen  DiensÜeistungsvertrag  angenommen 
oder  als  kirchliche  Beamte  angestellt  werden ,  und  unterliegen  je  nachdem  das  Eine 
oder  das  Andere  der  Fall  ist,  in  Betreff  ihrer  Stellung  einer  verschiedenen  rechtlichen 
Benrtheilung. 


Dritte  Abtheilung. 

Die  nicht  ständigen  dnroh  den  Zasanunentritt  von  Eirobenoberen  gebildeten 

Leitnngsorgane,  die  Konzilien  oder  Synoden  *• 

§.168*    /.  Allgemeine  Uebersicht  über  die  verschiedenen  Arten 

der  Synoden**. 

Als  das  Christenthum  eine  gewisse  Ausbreitung  erlangt  hatte,  war  es  natOrlich, 
dass  die  einzelnen  Gemeinden  namentlich  mit  solchen,  welche  derselben  Provinz  oder 
auch  einem  grösseren,  durch  Nationalität,  Sprache  und  gemeinsame  Interessen  ver- 
bnndenen  Bezirke  angehörten,  in  Verkehr)  traten,  und  sich  durch  ihre  Vorsteher 
Aber  wichtige  kirchliche  Angelegenheiten ,  welche  eine  ttber  die  Einzelgemeinde  hin- 
ausgehende Bedeutung  hatten,  beriethen,  sowie  sich  ttber  diese  zu  gemeinsamen 
Normen  vereinigten  3.  Solche  Versammlungen  sind  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des 
2.  Jahrhunderts  gegen  den  Montanismus  ^  und  wegen  der  Paschastreitigkeiten  nament- 
lich in  Asien  gehalten  worden.    Seit  dem  Ende  des  gedachten  und  im  dritten  Jahr- 


i  Prenss.  A.  L.  R.  U.  11.  $.  566;  Stingl 
L  a.  0.  S.  287.  Aneb  dM  Kölner  ProTinziallLon- 
zil  (8.  324.  n.  Ö)  spxicht  Ton  den  ^aeditai  et  mi- 
nores ministri".  S.  aber  wegen  der  Todtehgräber 
die  Torige  Anm. 

3  Vgl.  auch  Th.  II.  S.  364.  n.  5. 

Ueber  die  Stellung  der  bei  der  Vermögensrer- 
waltimg  bethefligten  weltlichen  KirchenTOrsteber 
▼gl.  die  beireffende  Lehre. 

*  T.  Hefele,  KonzlliengeBohlehte.  Freibnrg 
1.  Br.  1856.  7  Bde. ;  2.  Aufl.  Bd.  1—4.  1873  ff. 

^  Hefele  2.  Aufl.  1,  Iff.;  Phillips  E. 
B.  2,  219  ff. 

*  Die  Entstehung  der  Sitte,  Konzilien  zu  hal- 
ten, wird  vielfach  an  das  s.  Apostelkonzil,  act. 
apost.  XY.  angeknüpft,  Phillips  %  16;  He- 
fele 1,  1.   Historisch  ist  ein  solcher  Zusammen- 


hang nicht  nachweisbar,  und  es  unterliegt  keinem 
Zweifel ,  dass  die  Natur  der  Sache  dazu  geführt 
hat.  Auch  boten  dafür  die  Yereinigungen  der 
Abgeordneten  der  einzelnen  St&dte  in  der  Haupt- 
stadt der  Provinz  zur  Berathung  gemeinsamer 
Angelegenheiten,  d.  s.  g.  xotvöv  (t(0v  9cooaX&v, 
1.  5.  D.  XLVni.  6,  «rtjc  Aoloc,  1.  6.  %.  2  D. 
XXVn.  1),  commune,  condlium  provinciale,  c 
12.  13.  C.  Th.  XU.  12,  ein  Vorbild,  s'.  darüber 
C.  Menn,  üb.  d.  rom.  Provlnzial- Landtage. 
K51n  u.  Neuss.  1852.  S.  3.  12. 

4  Enaeb.  bist,  eooles.  Y.  19  in  einem  dort 
erhaltenen  Fragmente  einer  Schrift  gegen  die 
Montanisten:  ^t&v  fdip  xord  t^v  Aatocv  irtorovv 
itoXXdixic  xal  tcoXXox^  Tfjc  Ao(ac  sie  toOto  ouncX- 

6  Hefele  1,86. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  168. 


hundert  wurden  dieselben  in  Oriechenland ^,  Afrika^  und  Asien ^  zu  einer  regel- 
mässigen Einrichtung  und  schon  in  dieser  Zeit  kommt  die  später  gebräuchliche  Bezeich- 
nung: conciUa*  fflr  sie  vor.  Auf  ihnen  wurden  dogmatische  Fragen  behandelt,  kirch- 
liche Verwaltungsangelegenheiten  erledigt  und  auch  Gericht  über  Greistliche  gehalten^. 

lieber  die  Bezirke,  welche  auf  diesen  Konzilien  durch  die  theünehmenden 
Bischöfe  und  anderen  Geistlichen  repräsentirt  waren,  fehlt  es  fttr  diese  Zeit  vielfach 
an  genauen  Nachrichten.  Einerseits  ist  so  viel  sicher,  dass  auf  mehreren  der  ge- 
dachten Synoden  Bischöfe  verschiedener  Provinzen  anwesend  waren  <^,  andererseits 
lässt  sich  aber  mit  Fug  und  Recht  annehmen,  dass  au6h  wiederholt  Synoden  aus- 
schliesslich von  den  zu  einer  Provinz  gehörigen  Bischöfen  veranstaltet  worden 
sind.  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Metropolitanverfassung^  wesentUeh  durch  das 
Institut  der  Synoden  ihre  Ausbildung  erhalten  haben  muss^,  sowie  daraus,  dass  das 
Konzil  von  Nicaea  (325)  derartige  Synoden  als  eine  bestehende  Einrichtung  voraus- 
setzt und  ihre  zweimalige  Abhaltung  in  jedem  Jahre  verordnet^. 

Anfang  des  4.  Jahrhunderts  sind  ebenfalls  in  Spanien  ^^  und  in  Gallien  ^^  grössere 
Synoden,  an  welchen  eine  nicht  unbeträchtliche  Anzahl  von  Bischöfen  Theü  genom- 
men haben,  gehalten  worden. 

Nachdem  sich  derartige  Repräsentativorgane  für  kleinere  und  grössere  kirchliche 
Kreise  gebildet  hatten,  lag  es  nahe,  dass  Kaiser  Konstantin  ^2,  als  der  durch  Arius  an- 


1  Tertullian.  de  Jejun.  (zw.  205  u.  212)  c.  12: 
Aguntui  piaeterea  per  Qraecias  lila  certis  in 

lods  concilla  ex  universis  ecclesiis,  per  quae 
et  altiora  quaeque  in  commune  tractantui  et  ipsa 
repraesentatio  totius  nominis  christiani  magna 
▼eneiatione  celebratur/' 

2  Cyprian.  ep.  71,  ed.  Haitel  p.  774:  ^Quod 
.  .  .  Agrippinus  (Bischof  v.  Carthago)  .  .  .  cum 
ceteris  coepiscopis  suis  qni  lUo  tempore  in  pro- 
▼incia  Afrioa  et  Nnmidia  eccleelam  domini  gnber- 
nabant,  statuit'',  vgl.  auch  ep.  73,  1.  c.  p.  780. 
Diese  Synode,  welche  die  Gültigkeit  der  Ketzer- 
tanfe  Terworfen  hat,  ist  zw.  218  u.  220  zu  setzen, 
Hefelei,  104.  Seit  251  sind  dann  in  Carthago 
wegen  der  lapsi  nnd  der  Ketzertaufe  eine  Reihe 
Ton  Synoden  gebalten  worden,  Hefele  1,  112. 
114. 116. 118. 120. — üeber  zwei  alexandrinische 
Synoden  wegen  des  Origenes  a.  a.  0.  S.  106 ; 
über  die  Synode  t.  Arsinoe  a.  a.  0.  S.  154. 

^  ep.  Firmilian.  (Bischofs  ▼.  Caesarea  Cappa- 
dociae)  ad  Cypr.,  Cypr.  ep.  75,  ed.  Hartel  p. 
812 :  „necessario  apud  nos  fit,  ut  per  singulos 
annos  seniores  et  praeposlti  in  unum  convenia- 
mus  ad  disponenda  ea  quae  curae  nostrae  com- 
missasunt,  ut,  si  qua  graviora  sunt,  communi 
consillo  dirigantur";  p.  815:  „quod  (Ungültigkeit 
der  Ketzertaufe)  totum  nos  iam  prldem  (vor  236) 
In  Iconio  .  .  .  collecti  in  unum  convenientibus 
ex  Galatia  et  Cilioia  et  ceteris  proximis  regloni- 
bus  confllrmauimus  tenendum'^.  lieber  die  gleich- 
zeitig in  Betreff  derselben  Frage  abgehaltenen 
Synode  zu  Synnada  in  Phrygien  Euseb.  bist, 
eccl.  VII.  7. 

lieber  Synoden  in  Arabien  s.  Hefele  1, 109; 
über  die  antiochenischen  wegen  Paul  v.  Samosata 
zw.  264—269  a.  a.  0.  S.  136. 

*  S.  Anm.  1. 

6  S.  die  Gitate  in  Anm.  2  ff. 

®  Vgl.  Anm.  2  u.  3.,  Euseb.  Met.  eccles.  YII. 


28  zählt  als  Theilnehmer  des  einen  Antiocheni- 
schen Konzils  gegen  Paul  t.  Samosata,  s.  Anm.  3 
8  Bischöfe  auf  und  bemerkt  dass  noch  ftup(oi 
(2XXoi  erschienen  seien. 

7  Th.  H.  S.  1. 

S  Das  ist  die  allgemeine  Annahme,  Tgl.  z.  B. 
Löning,  Gesoh.  d.  deutsch.  K.  B.  1,  364. 

^  c.  5 :  „itepl  TÄv  dxoivwvT|Ta)v  yr^ofiivasv, 
ette  Töjv  Iv  T(f>  xA^pq)  etts  is  Xaixcp  T^Yfian,  (uro 
Tä>v  xad'  ^x(£atT]N  ticap^iav  dTrtoxöiroiv  xpaxeiTai  -h 
TvAfAT)  xaxd  Ths  xavöva  xöv  Siaifopeöovra,  Toi>i  »j^ 
It^pojv  ditoßXijft^vTac  ö^'  ir^pojv  ptt)  irpo^leo^ou. 
ii^xa^ia^m  hi,  {i^i  (Aixpo^Jxla  ^  ftXoveixiqi  ^ 
Tivi  ToiaÖTT)  dT)^{^  Tou  ^irtoxÖTioü  d7roa*jv(iYQ>YOi 
fS'^i^fjtYzon '  tva  ouv  touto  t?)v  np^Tcou^av  ^S^raocv 
Xaußav^,  xoX&c  l)^eiv  1^^,  ixdorou  iviauroü 
xaa  ixdonp  dTrap^tow  81;  "cou  fcouc  öuv^Sou; 
Ytveodat,  ?va  xotvig  itdvTcov  töv  ii:tox6icaiv  rij« 
iicap^(ac  M  TÖ  aM  oüvaYOjA^ajv  xd  roiaüra 
CtjTtjfxaTa  d^etdCoiTo  ...  al  he  ouvoSot  Yiviodu- 
oav,  fA(a  \ibi  7:p6  t9Jc  Tea9apaxo9Tf)c  .  .  .  ^euT^p« 
hi  Trepl  TÖv  toO  fAeroTidbpo'J  xaip6v" ;  (c.  3  Dist. 
XVIU). 

Dass  aus  der  gedachten  Zeit  so  gut  wie  keine 
Beschlüsse  von  Provinzialsynoden  überliefert  sind, 
steht  nicht  entgegen,  die  grösseren-  Synoden, 
welche  wichtigere  Angelegenheiten  beriethen, 
zogen  natürlich  eher  die  Aufmerksamkeit  auf  sich 
und  es  erhielt  sich  daher  die  Kunde  von  ihnen 
besser,  als  Ton  solchen,  welche  blos  mehr  lokale 
Verwaltungsangelegenheiten  ordneten . 

io  Hierher  gehört  die  Synode  Ton  Elvirm  (305 
0.  306),  auf  welcher  Bischöfe  aus  den  verschie- 
densten Theilen  Spaniens  anwesend  waren  und 
der  älteste  Bischof  präsidirte,  Hefele  1,  149. 

ii  So  die  Synode  t.  Arles  v.  314. 

12  Schon  die  in  der  Torigen  Anm.  gedachte  Sy-* 
node  ist  auf  Veranlassung  Oonstantins  wegen  des 
Donatistenstreites  zusammengetreten.   Theil 
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gefachte  Streit  Aber  die  Gottheit  Christi  ausgebrochen  war  und  die  Einheit  der  Kirche 
zu  spalten  drohte,  zur  Herstellung  des  kirchlichen  Friedens  ans  allen  Theilen  des 
rdmisehen  Beiches  die  Bischöfe  zur  Berathnng  (325)  nach  Nicäa  zusammenrief  und 
dasB  diese  Versammlung  nach  Analogie  der  früheren  Synoden,  weil  sie  aus  den  da- 
mals allein  in  Betracht  kommenden  Theilen  der  Erde,  d.  h.  aus  dem  gesammten  römi- 
sehen  Beiche  berufen  war,  als  Vertretung  der  ganzen  katholischen  Kirche  betrachtet 
wurde.  Damit  war  die  allgemeine  Synode,  oovoSoc  oixoufjivT) ^,  conciUum  umver- 
uk^  oder  auch  generale^  als  höchstes  die  Einheit  der  Kirche  darstellendes  Organ 
gesehaffen. 

Ueber  die  Bedeutung  jener  grösseren,  älteren  Synoden,  welche  zwischen  der 
Provinzialsynode  und  dem  allgemeinen  Konzil  stehen,  lässt  sich  nicht  für  alle  FftUe 
Klarheit  gewinnen.  So  viel  ist  aber  sicher,  dass  schon  im  4.  Jahrhundert  in  Folge 
der  Ausbildung  der  Patriarchate  und  Exarchate  auch  für  diese  grösseren  kirchlichen 
Bezirke  Synoden  gehalten  worden  sind^,  und  dass  sich  in  Nordafrika  bis  zu  dieser 
Zeit  die  dort  Plenar-  oder  National-Konzilien  genannten  Synoden ,  welche  eine  ent- 
sehiedene  Verwandtschaft  mit  den  orientalischen  Patriarchal-Synoden  zeigen,  zu 
einem  festen  Institut  ausgebildet  habend.  Femer  sind  in  derselben  Zeit  mit  Bücksicht 
auf  die  Theilung  des  römischen  Beiches  in  Orient  und  Occident  besondere  Synoden 
ftr  jeden  Beichstheil,  orientalische^  und  occidentalische  General-Kon- 
zilien^, wie  man  sie  zutreffender  Weise  genannt  hat,  zusammengetreten. 

Die  Bezeichnung:  General-Konzil  wird  aber  auch  fOr  Synoden  grösserer  Kreise 


nommen  haben  ausser  den  gallischen  Bischöfen 
taeh  Stell Tertreter  des  lÖmisohen  Bischofs,  feiner 
Bischöfe  ans  ItalieD,  Dentsohlaud,  England  und 
Afrika,  Enseb.  hist.  eccles.  X*  5;  Mansl  2, 
469.  476;  Hefele  1,  201,  so  dass  das  ganze 
Abendland  auf  derselben  als  repräsentlrt  gelten 
konate. 

'  Der  Ansdmck,  welcher  daher  genommen  ist, 
^Mm  die  Synode  ans  der  ganzen  Welt,  der  oixoo- 
fiivi)  (sc.  iff))  yersammelt  'wird,  kommt  zuerst 
vor  in  c.  6.  eonc.  Constant.  t.  381  (oder  v.  382), 
Mansi  3,  564  s.  aach  Schreiben  derConstan- 
tiaopeler  Synode  y.  382  bei  Theodoret.  hist. 
ee«les.  Y.  9,  der  allg.  Synode  ▼.  Ephesns  (431) 
liansl4,  1433. 

>  ep.  Leon.  91,  Mansi  6, 129.  633. 

'  ep.  syn.  Bom.  t.  382  ad  Theod.  ep.  Leon. 
44.  144,  1.  e.  p.  18.  227.  —  Uebiigens  werden 
im  Hittelalter  diese  beiden  Bezeichnungen  auch 
für  die  Synoden  aus  rerschiedenen  Provinzen, 
«one.  ▼.  S.  Basel  bei  Bheims  t.  991.  c.  28,  SS. 
3,  675  Q.  M  a  nsl  19,  136 :  „«^uamvis  et  hoc  con- 
cUinrn,  quod  de  privata  coepiscopi  nostrl  causa 
igitaz  unlTersale  videri  debeat,  utpote  plu- 
nuB  proTlnciaxnm  ludlcia  contlnens'',  also  auch 
^die  Belcbs-Synoden  undpapstllchenKonziUen, 
jt  logaT  fOz  die  Provlnxial-  und  Diöcesansynoden 
gebraucht,  Tgl.  die  betreffenden  $$. 

*  Hierher  gehört  die  Synode  t.  Alexandrien 
▼.  320  u.  32l  gegen  Arius,  Socrat.  hist.  eccles. 
I.  6.  Ihrer  erw&hnt  c.  6.  Constant,  cit.  unter  der 
Bezeichnung :  (uICqdv  06^0^0^  t&v  r?Jc  Btoa-Zjaeoi; 
hxn&Tifa^  Vgl.  femer  Th.  I.  S.  540.  549. 

5  Vgl.  Th.  I.  S.  581  und  unten  %.  174. 

*  Bios  als  eine  solche  war  das  Konzil  Ton  Con- 


stantinopel  y.  381,  welches  später  das  Ansehen 
einer  ökumenischen  Synode  erhalten  hat,  berufen. 
"^  Bin  Beispiel  bietet  das  Konzil  von  Arles  t. 
314,  s.  S.  326  n.l  1.12,  tou  Augustinus  ep.43  c. 
7  u.  19,  opp.  ed.  Migne  2,  169,  „plenarium  ec- 
clesiae  uniTersae  concilium"  genannt.  Auch  die 
ep.  conc.  Ital.  v.  381  (wahrscheinlich  ▼.  Mai- 
land, H  e  f  el  e  2,  36;,  Man  si  3, 632,  spricht  von 
einem:  „nostrum  orientallumque  condlium'', 
und  auf  dem  Konzil  Ton  Ephesus  erschienen 
Abgesandte  „totius  occidentalls  synodi*',  Mansi 

4,  1302,  s.  auch  T.  Schulte,  d.  Stellung  d. 
Goncilien,  Päpste  und  Bischöfe  etc.   Prag  1871. 

5.  27  n.  22. 

Wenngleich  der  römische  Stuhl  der  einzige 
Patriarchalsitz  im  Abendlande  war,  so  ist  man 
doch  nicht  berechtigt,  diese  occidentaliscfaen  Sy- 
noden als  Patriarchalsynoden  den  Ton  den  mor- 
genländischen Patriarchen  abgehaltenen  gleich- 
zustellen, weil  der  römische  Bischof  im  ganzen 
Abendland  niemals  Patriarchalrechte  ausgeübt 
hat  und  die  Patriarchalgewalt  für  die  Entwick- 
lung der  päpstlichen  Rechte  völlig  bedeutungs- 
los gewesen  ist,  Th.  I.  S.  537—560.  Eine  eigen- 
thümliche  Stellung  nehmen  die  ebenfalls  aus 
den  drei  italienischen  Metropoliten  und  anderen 
Bischöfen  auf  Befehl  des  Königs  Tbeodoricb  i. 
J.  501  zur  Verhandlung  der  Anklagen  gegen  den 
Papst  Symmachus  zusammengetretenen  römischen 
Synoden,  vgl.  Th.  I.  S.  298  ein,  insofern  als  der 
König  offenbar  den  Papst  durch  die  Bischöfe  sei- 
nes Reiches  gerichtet  wissen  wollte.  Eine  spä- 
tere Analagie  dazu  bildet  die  von  Karl  d.  Gr.  i. 
J.  800  mit  fränkischen  und  italienischen  Bi- 
schöfen über  Papst  Leo  III  abgehaltene  Synode, 
Th.  I.  S.  300. 
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gebraucht,  welche  nicht  za  einer  hohem  kirchlichen  Organisation  gegliedert,  sondern 
nnr  durch  gleiche  Sprache,  Nationalität  und  sonstige  gemeinsame  Einrichtungen  und 
Interessen  verbunden  sind,  einerlei  ob  sie  nur  Theile  eines  grösseren  politischen 
Gemeinwesens  oder  ein  selbstständiges  Reich  unter  einem  besonderen  Herrscher 
bilden.  Synoden  der  ersteren  Art  sind  ebenfalls  schon  im  4.  Jahrhundert  yorgekom- 
men,  es  gehört  hierher  die  bereits  erwähnte  Synode  von  Elvira  (von  305  o.  306)^, 
femer  das  Konzil  von  Ancyra  von  314,  auf  welchem  die  klein-asiatische  und  syrische 
Kirche  vertreten  war  2.  Die  Synoden  der  zuletzt  gedachten  Art  werden  herkömm- 
licher Weise  als  National-Konzilien  bezeichnet;  solche  sind  im  westgothischen,  im 
fränkischen,  dann  im  deutschen  Reiche  und  in  anderen  Ländern  abgehalten  worden  3. 
Demnach  ergeben  sich  folgende  verschiedene  Arten  von  Synoden : 

1)  als  Repräsentation  der  ganzen  Kirche  die  allgemeinen  oder  ökumeni- 
schen Konzilien; 

2)  als  Vertretung  fest  orgamsirter  kirchlicher  Verbände: 

a.  die  Provinzialsynoden  fllr  den  kleinsten,  aus  mehreren  Kirchen  zu- 
sammengesetzten Bezirk) 

b.  die  Patriarchal-,  auch  Plenar-Synoden  f&r  die  höheren  kirchlichen 
Stufen  über  den  Provinzen ; 

3)  als  Vertretung  grösserer,  nicht  durch  eine  höhere  kirchliche  Organisation  ver- 
bundener Sprengel : 

a.  die  orientalischen  und  occidentalischen  Oeneral-Konzilien^, 

b.  die  grösseren  Synoden  aus  mehreren  kirchlichen  Provinzen,  ohne 
dass  diese  zu  einer  kirchlichen  oder  politischen  Einheit  zusammengefasst  sind; 

c.  die  fllr  einzelne  Reiche  abgehaltenen  National-  und  Reichskonzilien. 
Zu  diesen  treten 

4)  als  eine  besondere  Art  von  Synoden  die  Diöcesansynoden,  d.  h.  die- 
jenigen ,  welche  der  Bischof  mit  dem  Kleras  seiner  Diöcese  abhält.  Sie  haben  nicht, 
wie  die  unter  1  bis  3  aufgezählten  die  Bedeutung  einer  Repräsentation  von  kirch- 
lichen Körpem,  sind  vielmehr,  wie  dies  auch  ihr  Ursprung  ergiebt,  aua  dem  Pres- 
byterium  des  Bischofs  herausgewachsen  und  nehmen  neben  ihm  nur  die  Stellung  einer 
berathenden  Versammlung  ein  \ 

Völlig  unberechtigter  Weise  werden  ausserdem  als  besondere  Arten  der  Synoden 
die  in  Konstantinopel  üblich  gewesenen  oovoSoi  iv87)[iooaat<^  und  die  in  den  germa- 
nischen Reichen  vorgekommenen  s.  g.  conciUa  tmsta,  d.  h.  Versammlungen  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Grossen  eines  Landes  zur  Berathung  kirchlicher  und  politischer 
Zustände  aufgezählt  7.  Die  ersteren  gehören  zu  der  bereits  unter  3  b.  erwähnten 
Kategorie.  Die  s.  g.  concilia  mixta  haben  dagegen  niemals  den  Charakter  eines 
rein  kirchlichen  Verwaltungskörpers  gehabt^. 


i  S.  0.  S.  326  n.  10. 

^Hefelei,  220  vergleicht  sie  irrigerweise 
mit  der  Synode  y.  Arles,  S.  326  n.  11,  obwohl 
sie  nicht  als  Oeneralkonzil  der  morgenlindischen 
Kirche  zu  betrachten  ist. 

»  Vgl.  unten  J.  177. 

^  In  wie  fem  die  späteren,  als  allgemeine 
Konzillen  bezeichneten  Generalsynoden,  aaf 
welchen  blos  das  Abendland  vertreten  war,  mit 


Recht  zn  diesen  gerechnet  werden,  darüber 
SS.  169. 179. 

5  Vgl.  nnten  88-  178.  182. 

^  S.  Th.  I.  S.  542.  n.  5,  wo  GonsUntinopel 
staU:  Born  zn  lesen  ist,  nnd  unten  $.  176. 

'J  SoHefele  1,4.5. 

8  Vgl.  unten  S-  177. 

Ebensowenig  kann  der  Fall  dass  eine  Synode, 
welche  als  allgemeine  berufen  war,  aber  als 
solche  nicht  zu  Stande  gekommen  ist,  Veitn* 
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Fflr  die  kircUiche  und  Mrchenreohtliche  Entwicklung  sind  die  Terschiedenen 
Arten  von  Synoden,  deren  Geschichte  in  den  folgenden  Paragraphen  f&r  jede  Eilte- 
gorie  gesondert  verfolgt  werden  soll,  nicht  stets  von  gleicher  Bedeutung  gewesen.  Je 
nach  dem  Charakter  der  kirchlichen  Richtungen  und  der  geistigen  Strömungen  inner- 
halb einer  bestimmten  Zeit,  sowie  je  nach  der  Stellung  der  Kirche  im  Staate  und  der 
Gestaltung  des  Verhältnisses  der  geistlichen  zur  weltlichen  Gewalt  zu  einander  hat 
die  eine  oder  andere  Kategorie  der  Synoden,  deren  Zusanmiensetzung  und  Charakter 
durch  die  gedachten  Momente  bedingt  worden  ist  und  welche  als  das  historische 
Produkt  der  letzteren  dieselben  wiederum  abspiegelt,  in  gewissen  Zeitepochen  für  die 
ganze  Kirche  oder  für  einzelne  Theile  derselben  den  entscheidenden  Faktor  fOr  die 
Entwicklung  gebildet. 

Zunächst,  im  römischen  Reich  nahmen  die  allgemeinen  Konzilien  die  mass- 
gebende Stelle  unter  den  yerschiedenen  Arten  von  Synoden  ein.  In  Unterordnung 
unter  den  Kaiser  haben  sie  gemäss  der  im  Orient  herrschenden  Neigung  zu  dogma- 
tischer und  philosophischer  Spekulation  die  christliche  Glaubenslehre  näher  ent- 
wickelt und  in  ihren  Einzelheiten  festgestellt  (§.  169). 

Während  des  beginnenden  Verfalles  des  römischen  Reiches  und  in  den  ersten 
Zeiten  der  neu  gegründeten  germanischen  Reiche  sind  im  Abendlande,  namentlich  in 
Gallien  und  Spanien,  die  Provinzialsynoden  (§.  1 73),  während  derselben  Zeit  in  Nord- 
afrika die  Plenar-  oder  Universal-Konzilien  die  Träger  der  Rechtsentwicklung  ge- 
wesen (§.  174).  Demnächst  geht  m  Franken-  und  im  westgothischen  Reich  diese 
Fonktion  an  die  unter  Betheiligung  der  Herrscher  abgehaltenen  National-  und  Reichs- 
synoden Aber,  welche  anftnglich  für  die  Kirchen  dieser  Länder  die  höchsten  kirch- 
lichen Organe  waren  (§.  177).  Während  aber  in  dem  vom  tSpiskopat  beherrschten 
Westgothenreich  das  Nationalkonzil  auch  die  Thätigkeit  der  weltlichen  Reichsver- 
sammlungen absorbirt,  wird  dasselbe  im  Frankenreich  beim  Beginn  der  Herrschaft 
der  Karolinger  zu  einem  die  Hausmeier  und  die  Könige  berathenden,  durch  Geist- 
liehe verstärkten  Reichstage  herabgedrückt.  Erst  unter  der  Regierung  Karls  des 
Grossen  beginnt  wieder  eine  Sondemng  des  geistlichen  Elementes  und  unter  seinen 
schwachen  Nachfolgern  tritt  der  Charakter  der  Reichssynode  als  einer  kirchlichen 
Versammlung  und  als  eines  kirchlichen  Organes  klar  hervor.  Derartige  Reichs- 
synoden  sind  noch  während  des  10.  Jahrhunderts  und  später  in  Deutschland  sowie 
aneh  in  Frankreich  (hier  freilich  seltener)  abgehalten  worden.  Die  deutschen  Kaiser 
haben  aber  auch  im  10.  und  11.  Jahrhundert  theils  allein,  theils  im  Einverständniss 
mit  dem  Papste  eine  Reihe  von  Synoden,  bald  zur  Ordnung  der  Verhältnisse  des 
päpstlichen  Stuhles,  bald  zur  Ausübung  ihrer  oberstrichterlichen  Befugnisse  über  den- 
selben, bald  auch  zur  Erledigung  allgemeiner  oder  spezieller  kirchlicher  Angelegen- 
heiten berufen.  Wenngleich  auf  diesen  Versammlungen  niemals  der  gesammte  Epi- 
skopat der  der  kaiserlichen  Herrschaft  unterworfenen  Länder  vertreten  war,  vielmehr 
die  Zahl  und  die  Nationalität  der  erschienenen  Bischöfe  mannichfach  gewechselt  hat 
nnd  durch  eine  Reihe  zuftUiger  Umstände  bestimmt  worden  ist,  so  haben  diese 

Isisung  zur  Aofstellong  einer  besonderen  Art  wesend,  a.  a.  0.  S.  643,  da  sich  indessen  die 

von  Synoden   geben.     Hierher  gehört  z.  B.  das  ensebianlsch  gesinnten  Bischöfe  absonderten,  S. 

Konzil  T.  Sardika  (343),  s.  Hefele  1,  531  ff.  546,  so  haben  seine  Beschlüsse  nicht  allseitige 

Auf  demselben  war  zwar  eine  nicht  nnbeträcht-  Anerkennuig  gefunden.    S.  620.   Sie  fallt  da- 

liehe  Anzahl  Ton  Bischöfen  ans  Terschiedenen  her  nnter  £e  im  Text  unter  3  b.  erwähnten 

Tbeflen  des  Abendlandes  und  des  Orientes  an-  Synoden. 
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Synoden  doch  als  Organe  der  gansen  durch  das  Ejuserihnm  und  Papsttimm  reprft- 
sentirten  Kirche  gehandelt  und  auch  als  solche  nach  der  Anschauung  ihrer  Zeit  ge- 
golten. Diese  kaiserlichen  Synoden,  wie  man  sie  nennen  kann,  sind  die  auf  das 
Gebiet  des  deutschen  Kaiserreiches  flbertragenen  alten  germanischen  Reichssynoden. 

Voraussetzung  derselben  war  ein  starkes,  das  Papstthum  beherrschendes  Kaiser- 
thum.  Seit  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts,  als  das  reformirte  Papstthum  den  Kampf 
um  seine  Emanoipation  vom  Kalserthum  auMmmt,  berufen  die  Pftpste  nunmehr 
ihrerseits  selbstständig  Synoden,  anftnglich  meistens  nach  Rom,  gegen  Ende  des  Jahr- 
hunderts aber  vielfach  auch  nach  andern  italienischen  und  ausseritalienischen  Btiidten 
ein,  um  die  von  ihnen  angebahnten  kirchlichen  Reformen  durchzuftlhren  (§.  1 7  5).  Diese 
päpstlichen  Synoden,  auf  welchen  zuerst  ebenso  wenig,  wie  früher  auf  den  kaiser- 
lichen, der  gesammte  Episkopat  des  Abendlandes  repräsentirt  war,  haben  ebenfalls 
eine  massgebende  Stellung,  insbesondere  das  Gesetzgebungsrecht  ftlr  das  Abendland 
beansprucht.  Sie  sind  vom  Papstthum  als  Mittel  benutzt  worden,  die  kaiserliche  Macht 
zu  bekämpfen,  dem  Kaiser  ein  Recht  nach  dem  andern  absprechen  zu  lassen^,  und 
für  die  gregorianischen  Anschauungen  von  dem  Verhältniss  des  Papstes  zur  Kirche 
und  zur  weltlichen  Macht  Propaganda  zu  machen.  Je  erfolgreicher  die  Bestrebungen 
des  Papstthums  waren,  desto  zahlreicher  wurde  auch  die  Theilnahme  des  Episkopates 
aus  den  einzelnen  Ländern.  So  haben  einzelne  dieser  päpstlichen  Synoden,  welche 
nach  dem  Abschluss  des  Investiturstreites  im  12.  Jahrhundert  einberufen  worden  sind, 
sowohl  wegen  ihres  zahlreichen  Besuches  als  auch,  weil  sie  an  bedeutungsvollen 
Wendepunkten  der  kirchlichen  Entwicklung  und  besonders  des  Kampfes  zwischen 
dem  Papstthum  und  Kalserthum  gehalten  worden  sind,  das  Ansehen  allgemeiner 
ökumenischer  Konzilien  erlangt.  Das  allgemeine  Konzil  des  Mittelalters  hat  demnach 
nicht  seine  Anknttpftang  an  den  dkumenischen  Synoden  des  ersten  Jahrtausends,  es 
ist  vielmehr  aus  dem  seit  Leo  IX.  abgehaltenen  päpstlichen  Synoden  historisch  her- 
ausgewachsen (§§.  170.  175). 

In  Folge  dieser  Entwicklung  mussten  die  National-  oder  Reichssynoden  ihre 
frtthere  Bedeutung  einbflssen  und  wenngleich  solche  noch  im  1 3.  Jahrhundert  vor- 
gekommen sind,  so  haben  sie  doch  ihren  Charakter  als  einer  unter  wesentlioher  Mit- 
wirkung des  Fürsten  abgehaltenen  Versammlung  der  Bischöfe  eines  Landes  verloren, 
und  sind  Synoden  geworden,  an  denen  der  Episkopat  eines  solchen  betheiligt  ist,  auf 
denen  aber  anstatt  des  Fflrsten  die  päpstlichen  Legaten  die  massgebende  Stelle  ein- 
nehmen (§.  177). 

In  der  Stellung  als  massgebender  Faktoren  für  die  Entwicklung  des  kirchlichen 
Rechts  sind  sich  demnach  während  des  Zeitraums  vom  Ende  des  6.  bis  zum  14.  Jahr- 
hundert, die  National-  oder  Reichs-,  die  kaiserlichen,  die  päpsüichen  und  die  vom 
Papstthum  beherrschten  allgemeinen  Konzilien  gefolgt. 

Die  Provinzialsynoden,  welche  einst  das  individuelle  Rechtsleben  der  einzelnen 
Provinzen  geregelt  haben ,  haben  während  dieser  Zeit  eine  untergeordnete  Stellung 
eingenommen  und  sind  trotz  der  Vorschriften  der  alten  Kanonen  niemals  regelmässig 
gehalten  worden,  da  ihnen  wesentlich  nur  die  Erledigung  spezieller  Verwaltungs- 
angelegenheiten flbrig  geblieben  war.  Bei  dem  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  ist  ihre 

1  Ich  weise' hier  nur  auf  die  römiMhe  Synode  -wihrend  de«  luTestitantreitet  abgebalteDon  s.  c. 
NlkoUuB*  II,  'auf  welohei  da«  Papstwahldekret  Fasten-  und  anderen  Synoden,  Th.  II.  S.  544. 
erlassen  worden  Ist,  Th.  I.  S.  248  und  die  vielen      &48  ff.,  hin. 
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Kompetenz  auf  die  Dnrchftihnuig  des  allgemdinen  Reehts,  die  Verbesserung  der  Bitten 
und  die  Abstellnng  von  Missständen  herabgedrflekt^  nnd  wenn  gerade  seitdem,  seit 
dem  4.  lateranensisohen  Konzil  von  12 15,  sich  bis  in  das  14.  Jahrhundert  hinein  eine 
regere  Th&tigkeit  derselben  geltend  macht,  so  lag  dies  daran,  dass  sie  während  dieser 
Zeit  hinerhalb  ihrer  nunmehr  beschränkten  Zuständigkeit  ein  reiches  Arbeitsfeld 
sowohl  Ar  die  praktische  Verwirklichung  des  zu  voller  Ausbildung  gelangten  ge- 
meinen Rechtes,  wie  auch  für  die  Anbahnung  von  Reformen  gegenUber  der  fort- 
schreitenden Verweltlichong  der  Eirohe  und  den  damit  fort  und  fort  hervortretenden 
Miasbrättchen  fanden  (§.  173). 

Bei  der  Machtstellung,  welche  das  Papstthum  mit  dem  13.  Jahrhundert  erreicht 
hatte,  war  die  allgemeine  Synode  ihm  gegenflber  lediglich  zu  einem  berathenden 
grossen  Senate  geworden ,  und  hatte  jede  selbstständige  Bedeutung  verloren.  Sie 
wsr  llberfittssig  geworden  und  so  schloss  die  mittelalterliche  Periode  der  allgemeinen 
Konzilien  nach  nicht  zwei  vollen  Jahrhunderten  mit  dem  Konzile  von  Vienne  i.  J.  1 3 1 1 
(§.  170). 

Erst  die  durch  die  Verweltllchung  der  Kirche  und  durch  die  Ausbeutung  der  päpst- 
lichen Macht  im  politischen  und  finanziellen  Interesse  hervorgerufenen  schreienden 
^sstände  und  endlich  die  Vermehrung  und  Vergrösserung  derselben  durch  das 
päpstiiche  Schisma  wiesen  von  Neuem  auf  das  allgemeine  Konzil  als  das  Mittel  zur 
Herbeiführung  von  Reformen  und  zur  Wiederherstellung  der  Einheit  in  der  Kirche 
hin.    Mit  dem  zu  diesem  Zwecke  abgehaltenen  ersten  Konzile  zu  Pisa  1409  beginnt 
die  Reihe  der  s.  g.  Reformkonzilien  (§.  171),  auf  welchen  der  Episkopat  nnd  die 
Üieolo^sche  Wissenschaft  die  entscheidende  Stellung  einnehmen.    Sie  haben  ver- 
sucht, dem  mittelalterlichen  absoluten  Papstthum  die  alleinige  Herrschaft  ttber  die 
Kirche  zu  entwinden,  und  dasselbe  unter  die  Kontrole  des  allgemeinen  Konziles,  als 
eines  periodisch  zusammentretenden  h(tohsten  Aufsichtsorganes  zu  stellen,  indem  sie 
die  Superiorität  des  allgemeinen  Konziles  ttber  den  Papst  proklamirten,  gleichzeitig 
haben  sie  sich  aber  auch  bestrebt,  durch  Anordnung  einer  Reihe  von  Reformen  die 
schweren  Schäden  der  damaligen  kirchlichen  Zustände  zu  heilen.   Von  durchgreifen- 
dem Erfolge  sind  diese  Bemühungen  weder  in  der  ersten  noch  in  der  letzten  Be- 
ziehung gewesen.    Schon  im  J.  1437  hat  Eugen  IV.  mit  der  Verlegung  der  Synode 
von  Basel  nach  Ferrara  den  Kampf  für  die  Wiederherstellung  des  mittelalterlichen 
KonziUarrechtes  und  fllr  die  Niederwerfling  des  Episkopalismus  eröfihei  Das  late- 
raneasische  Konzil  von  1512 — 1517  zeigt  ein  siegreiches  Fortschreiten  des  Papst- 
ftums  auf  dieser  von  den  Nachfolgern  Eugens  weiter  verfolgten  Bahn,  ja  es  ist  dem- 
selben sogar  gelungen,  während  der  durch  die  Refonnation  des  16.  Jahrhunderts 
herbeigefllhrten  ge&hrlichen  Krisis  die  bis  dahin  errungene  Position  zu  behaupten, 
da  es  das  Konzil  von  Trient,  welches  dazu  bestimmt  war,  die  Wiedervereinigung 
der  Protestanten  mit  der  katholischen  Kirche  herzustellen  und  die  längst  und  wieder- 
holt, aber  immer  vergeblieh  geforderte  Kirchenreform  vorzunehmen,  so  zu  lenken 
wusstOy  dass  der  erstgedachte  Zweck  verhindert  wurde  und  die  beschlossenen  Re- 
formen die  Machtstellung  des  Papstes  nicht  nur  nicht  beeinträchtigten ,  sondern  viel- 
mehr der  weiteren  Centralisation  der  obersten  Kirchenleitnng  in  Rom  Vorschub 
leisteten. 

Die  Konzilien  vom  Lateran  und  von  Trient  hatte  das  Papstthum ,  bei  der  noch 
frischen  Erinnerung  an  die  unliebsamen  Vorgänge  zu  Constanz  und  zu  Basel ,  nur 
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gezwungen  dnreh  die  politischen  Verhältnisse,  ja  das  letztere  erst  in  Folge  des  ener- 
gischen Druckes  Karls  V.  einberufen.  Nach  dem  ihm  günstigen  Abschluss  der  Trienter 
Synode  sind  dann  drei  Jahrhunderte  vergangen,  während  welcher  kein  allgemeines 
Konzil  abgehalten  ist 

Erst  in  unserem  Jahrhunderte,  in  welchem  das  Papstthum  die  volle  Restitution 
der  mittelalterlichen  kurialen  Anschauungen  mit  Erfolg  unternommen  hat,  ist  aus 
seiner  eigenen  Initiative,  nachdem  die  episkopalistischen  Strömungen  in  der  katho- 
lischen Kirche  thatsächlich  so  gut  wie  überwunden  waren,  ein  neues  allgemeines,  das 
vatikanische  Konzil  nach  Rom  (1869)  einberufen  worden,  und  der  Papst  hat  ver- 
mittelst derjenigen  Institution,  welche  im  15.  und  16.  Jahrhundert  seinen  Vorgängern 
als  eine  gefährliche  Waffe  in  den  Händen  ihrer  Gegner  erschien,  nicht  nur  seine 
absolute  Machtstellung  in  der  Kirche  zum  Dogma  erhoben,  sondern  auch  dadurch  die 
allgemeinen  Konzilien  fElr  die  Zukunft  überflüssig  gemacht,  mindestens  zu  blossen  von 
dem  päpstlichen  Willen  beherrschten  Werkzeugen  herabgedrflckt.  Das  Konziliarrecht 
der  Reformsynoden  des  15.  Jahrhunderts  ist  heute  definitiv  in  der  katholischen  Kirche 
überwunden,  die  von  Eugen  IV.  angebahnte  Rückkehr  zu  dem  mittelalterliehen  Recht 
vollendet,  ja  durch  die  Dogmatisirung  des  letzteren  ist  das  Mittelalter  sogar  noch 
überboten  worden. 

Wenn  das  allgemeine  Konzil  erst  durch  die  nenere  kirchliche  Entwicklung  be- 
deutungslos gemacht  worden  ist,  so  hat  die  schon  seit  dem  Tridentinum  fortschreitende 
weitere  Centralisation  in  der  römischen  Eärche  dem  Institut  der  Provinzialsynoden 
die  Lebensadern  viel  früher  unterbunden.  Sie  sind  nur  noch  eine  Zeit  lang  nach  der 
Abhaltung  des  Trienter  Konzils  zusammengetreten,  um  die  Vorschriften  desselben  zur 
Ausführung  zu  bringen ,  und  erst  neuerdings  vor  dem  Vaticanum  ist  vorübergehend 
eine  Wiederaufnahme  dieser  Konzilien  erfolgt,  um  den  ultramontanen  Oeist  za  ver- 
breiten und  zu  stärken.  Von  praktischer  Bedeutung  sind  die  Provinzialsynoden  heute 
nur  noch  in  den  Missionsländem ,  weil  ihnen  hier  in  der  Feststellung  und  Ausgestal- 
tung der  mancherlei  durch  die  eigenthümlichen  Verhältnisse  bedingten  besonderen 
Organisationen  noch  ein  eigenes  Feld  der  Thätigkeit  offen  steht. 

Aus  demselben  Grunde  ist  auch  hier  noch  das  Institut  des  Plenar-Konzils,  d.  h. 
der  Nationalsynode  mit  dem  späteren  Charakter  als  der  Versammlung  der  Bischöfe 
eines  bestimmten  Landes,  praktisch.  Die  von  den  Herrschern  einberufenen  und  von 
ihnen  beeinflussten  Reichssynoden,  die  Nationalsynoden  im  alten  Sinne,  haben  swar 
am  Ende  des  14.  und  im  15.  Jahrhundert  eine  Wiederbelebung  erfahren,  als  es  sich 
für  die  einzelnen  Reiche  und  Fürsten  darum  handelte,  während  des  Schismas  gegen- 
über den  sich  bekämpfenden  Päpsten  Stellung  zu  nehmen,  die  Vorbereitungen  f^r 
die  grossen  Reformsynoden  zu  treffen  und  ihre  Beschlüsse  znr  Durchführung  zn 
bringen,  auch  ist  die  Androhung  ihrer  Einberufung  noch  später  mehrfach  seitens  der 
Fürsten  als  Pressionsmittel  gegenüber  den  Päpsten  benutzt  worden,  indessen  schon 
seit  dem  16.  Jahrhundert  sind  sie  in  Folge  der  veränderten  Stellung  der  Bischöfe  m 
dem  Papste,  sowie  der  Fürsten  zur  Kirche  und  der  weiteren  Ausbildung  eines  staat- 
lichen Kirchenhoheitsrechts  aus  dem  praktischen  Rechtsleben  verschwunden. 


{.  169.]     Die  allgemeinen  oder  ökumeniachen  Konzilien.  Das  erste  Jahrtausend. 
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//.    Geschichte, 
A.  Die  allgemeinen  oder  öknmeniBOlien  Konzilien*. 

§.  169.    1.  Das  srsts  Jahrtausend, 

Wie  das  erste  allgemeine  Konzil  im  Morgenlande  abgehalten  worden  ist  (s.  o. 
8.  327) ,  so  gehören  demselben  auch  die  flbrigen  sieben  Synoden  des  ersten  Jahr- 
tausends, welche  als  ökumenische  Konzilien  ^  gelten,  an.  Fast  alle  sind  durch  Streitig- 
keiten in  Betreff  der  Auffassung  des  christlichen  Glaubens  veranlasst  worden  und 
haben  die  christliche  Lehre  näher  festgestellt  und  weiter  entwickelt.  Charakteristisch 
ist  fttr  sämmtliche  der  auf  ihnen  massgebend  hervortretende  Einfluss  des  römischen 
Kaisers,  in  welchem  sich  allerdings  nur  das  damalige  Verhältniss  desselben  zur  Kirche 
Oberhaupt  wiederspiegelt.  Sie  können  demnach,  soweit  es  sich  um  die  rechtliche 
Seite  handelt,  als  eine  einheitliche  Gruppe  behandelt  werden. 

Allgemeine,  die  ökumenischen  Konzilien  betreffende  Rechtsnormen  hat  keine  der 
gedachten  Synoden  aufgestellt.  Was  hinsichtlich  derselben  als  Recht  gegolten  hat, 
lisst  sich  nur  aus  dem  Verhalten  der  betheiligten  Organe  entnehmen.  Es  erscheint 
daher  zweckmässig,  zunächst  die  hierher  gehörigen  historischen  Thatsachen  zu- 
sammenzustellen, und  sodann  aus  ihnen  den  Begriff  des  allgemeinen  Konzils,  soweit 
seine  juristische  Bedeutung  in  Betracht  kommt,  ftlr  die  in  Frage  kommende  Zeit  ab- 
zvleiten. 

Die  ältesten  acht  Synoden  sind  sämmtlich  von  den  römischen  Kaisem  einbe- 
rafen  worden 2,  keine  einzige  von  einem  Papst,  ja  die  römischen  Bischöfe  haben 


*  In  Betreff  der  Literatur  s.  o.  S.  325.  n.  *  n. 
**,  S.  327.  n.  7.  Tgl.  feiner  £.  Michand,  dis- 
eouion  rar  lea  sept  oonolles  oeeamtfniqnes  tftuditfa 
aa  point  de  yue  traditionnel  et  liberal.  Beme 
1878. 

i  üeltei  diese  und  andere  Bezeiohnnngen  vgl. 
0.  8.  327. 

>  1.  Die  BeTufbngssehreiben  zu  der  Synodr 
Toa  Nie&a  (32Ö)  hat  Gonstantin  erlauea,  Snae- 
Wi  Tita  Gonstantlni  III.  6.  Daraiu,  dass  nach 
Rafln.  hiat.  eecles.  1. 1  die  Bemfnng :  „ex  sacer- 
dotnm  sentenüa'*  geschehen,  folgt  nicht,  dasa  der 
Bmt,  ao  Hefele  Koncil.  Gesch.  2.  Aufl.  1,  9. 
290,  sich  unter  diesen  befanden  haben  mnss. 
IHe  Stelle  in  dem  Xö^oc  iipoc9(DVt]Tcx6c  der  Sy- 
node ▼.  Constantinopel  t.  680,  act.  8,  Mansi 
11,  661 :  „KoDVffroevTtvoc  •  •  .  xal  2(XßcoTpoc . . . 
TJ^  h  Uniaitf. .  .  .  ouvIXcYOv  o6vo(ov"  hat  als  ein 
3  Jahrhunderte  jüngeres  Zengnlss  nm  so  weniger 
Beweiskraft,  als  in  dem  Actenstück  auch  die 
Hiiesle  dea  Papstes  Honorios  'verdammt  wird 
aad  dies  füglieh  Veranlassung  geben  konnte, 
letzterem  Syl'vester  als  orthodoxen  Papst  gegen- 
ftber  an  setzen.  Ebensowenig  ist  das  s.  g.  Papst- 
Vaeh  des  Damaans,  H  an  s  1  2, 443  eine  so  lautere 
Qaelle,  daas  der  Angabe  desselben,  die  erw&hnte 
Synode  sei  mit  ZnsÜmmnng  Silvesters  abgehal- 
ten worden,  Glauben  beigemessen  werden  müsste. 
▼gl.  auch  Miohaud  p.  72.  73.  —  2.  Die  Be- 
niftuigzii  der  Synode  von  Konstantinopel  v. 
381  ist  Ton  Kaiser  Theodos  I  ausgegangen, 
Sehieib«!  derselben  bei  Mansi  3,  &58.    Der 


Brief  bei  Theodoret.  eecles.  bist.  Y.  9,  welcher 
des  Papstes  Damasus  erwähnt,  bezieht  sich  auf 
ein  382  zu  Konstantinopel  abgehaltenes  Kondl, 
Hefele  2, 4.  —  3.  Das  Binladungssohreiben  zu 
der  Synode  von  Ephesusv.  431  haben  Theo- 
dos II  und  Yalentinian  III,  Manai  4,  1111,  er- 
lassen. Der  Brief  Papst  Cdlestins  III  an  den 
ersteren,  1.  c.  p.  1291  („et  huio  synodo  quam 
eB9a  iussistis,  nostram praesentlam in  hia quos 
misimus,  exhibemus'^  spricht  nicht  nur  nicht  für 
ein  päpstliches  Zustimmungsracht,  sondern  viel- 
mehi  dafür,  dass  der  Papst  das  Bemfnngsreoht 
dem  Kaiser  ohne  Einschränkung  zugesteht;  s. 
auch  Michaud  p.  136.  Dem  gegenüber  ist  es 
sicherlich  eine  tendenziöse  Künstelei,  wenn 
Hefele  1,  10,  aus  der  Thatsache,  dass  der  Papst 
seinen  Legaten  bestimmte  Instruktionen  ertheilt 
hat,  herleitet,  dass  er  „aktiv  der  Synode  Anwei- 
sung und  Norm  für  ihre  Thätigkeit  gegeben,  also 
zwar  nicht  im  buchstäblichen,  aber  in  einem  höhe- 
ren und  volleren  Sinne  sie  zu  ihren  Geschäften  be- 
rufen<*  (t)  habe.  —  4.  Was  das  Konzil  von  G  h  al- 
oedon  (451)  betrifft,  so  hatte  Leo  I  schon  449 
Kaiser  Theodos  11,  ep.  44,  ed.  Baller.  1,  910; 
Mansi  6, 18:  „omnes  partium  nostramm  eccle- 
siae,  omnes  mansuetudini  vestrae  .  .  .  snppli- 
eant  sacerdotes,  ut  generalem  synodum  iubea- 
tis  intra  Italiam  celebrari%  s.  auch  ep.  54,  ed. 
Ball.  1,  955 ;  M.  6,  45,  um  Berufung  eines  all- 
gemeinen Konzils  gebeten  (vgl.  auch  ep.  69.  70, 
B.  1,  1005;  M.  6,  83).  Als  er  später  wegen  der 
veränderten  Lage  der  Verhältnisse  nach  dem  Tode 
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[§.  169. 


nicht  einmal  die  Befiigniss  des  Kaisers  dazu  bestritten  ^  Nach  der  damaligen  An- 
schauung ist  also  die  Legitimität  eines  allgemeinen  Konzils  weder  durch  die  Berufiing 
des  römischen  Bischo&  noch  auch  nur  durch  eine  später  hinzutretende  Genehmigung 
desselben  zu  der  Einladung  des  Elaisers  bedingt  gewesen^. 


de«  Theodos  ein  fiolohes  nicht  mehr  für  nothig 
hielt,  bat  er  den  K&iBer  Marcian,  dasselbe  auf 
eine  gelegene  Zeit  zu  yerschiebeni  ep.  83,  B,  1, 
1046;  M.  6,  114.  Inzwischen  war  die  Synode 
bereits  von  Marcian  and  Valentinian  III  nach 
Nic&a  ausgeschrieben  worden,  M.  6,  ÖÖl.  Trotz 
seiner  ablehnenden  Haltnng  fügte  sich  der  Papst 
der  Einbemfong  nnd  beToUmächtigte  nicht  nnr 
Gesandte  für  die  Synode,  ep.  89,  90,  B.  1, 
1060  fr. ;  M.  6,  125  ff.,  sondern  richtete  auch 
ein  Schreiben  an  dieselbe  nach  ihrem  späteren 
Residenzorte,  Chalcedon,  dahin,  dass  man  dem 
Entsohlnss  des  Kaisers  folgen  müsse,  ep.  93,  B. 
1,  1067;  M.  6,  131.  Ans  diesem  Yerhalten 
Leo's  I  ergiebt  sich,  dass  er  das  Reoht  des  Kai- 
sers zur  Berufung  anerkannt.  Ja  sioh  nicht  ein- 
mal ein  Recht  des  Widerspruches  beigelegt  hat, 
sowie  dass  die  Stelle  in  seinem  Briefe  (n.  114  ▼. 
453,  B.  1,  1193;  M.  6,  227)  „generale  oonoilium 
et  ex  praecepto  christianorum  principum  et  ex 
oonsensu  apostoUoae  sedis  plaouit  congregari"  nur 
auf  seine  thats&chllohe  zustimmende  Haltnng  be- 
zogen werden  kann.  Gegenüber  diesen  That- 
sachen  yerliert  auch  der  spätere  Brief  der  Bi- 
schöfe von  Mosien  an  Kaiser  Leo,  M  a  nsi  7, 646 : 
,4n  Chalcedonensium  ciyitate  multis  ss.  episoopis 
oouTenienttbus  per  iussionem  Leonis  romanl  pon- 
tiilols  qui  vere  caput  est  episooporum  et  von. 
saoerdotis  et  patriarchae  Anatolii  ooncilio  cele- 
brato",  weither  die  von  Leo  I  in  ep.  93  oit.  ge- 
gebene Anregung  zu  einem  Befehl  aufbauscht, 
jedes  Gewicht.  Femer  sind  in  der  ep.  Mardani 
ad  Leon.  I  pp.  v.  460,  M.  6,  94:  „&ot6  icdloT}c 
detßoOc  rzhhr^  dicoxtvt)^(oTic  hid  ts  ouY^porv}- 
de(9y}c  Ta6TT2<  ouv6(ou  ooD  ao^evxoOvTo«  f&c- 

eT]  e(()^vi)  icepl  irdvrac  to^c  ^ictoxönouc  .  .  • 
p)^dc(Y)''  (quatenus  omni  errore  sublato  per 
celebrandam  synodum  teauetore  maxima  pax 
oirca  omnes  episeopos  flat^  die  unterstrichenen 
Worte  spraohlloh  nicht  zu  „oo'jxpvrrfitiTnii'*  oder 
„celebrandam^  so  Hefele  1, 12  u.  2,  396,  son- 
dern zu  dem  folgenden  zu  ziehen,  und  dabin  zu 
übersetzen:  dass  auf  Deine  Anregung  TÖlliger 
Friede  unter  den  Bischöfen  hergestellt  werde. 
Für  die  hier  Tortreteue  Auffassung  sprechen 
übrigens  auch  die  eigenen  Erklärungen  der  Sy- 
node aot.  6  u.  16,  M.  7,  134.  136.  426  und  der 
Kaiser,  1.  o.  p.  476.  —  6.  Ebenso  ist  die  Synode 
T.  Konstantinopel  ▼.  663  durch  Kaiser 
Justinian  berufen  worden.  Allerdings  hat  Papst 
VigiUus  darüber  nach  der  damnatio  Theodori  t. 
661, 1.  c.  p.  69,  vorher  mit  dem  Kaiser  verhan- 
delt, s.  auch  ep.  ad.  univ,  eooles.  661,  1.  c.  p. 
60  und  1.  c.  p.  64,  indessen  ist  dieselbe,  als  der 
Papst  wegen  später  zwischen  ihm  und  dem  EUd- 
ser  eingetretener  Zwistigkeiten  sein  Erscheinen 
abgelehnt  hatte,  ohne  ihn  eröffnet  worden,  1.  c. 
p.  367.  369.  —  6.  Anlangend  die  Synode  zu 
Konstantinopel  v.  680,  so  kann  man  darin, 
dass  Papst  Agathe  auf  die  vom  Kaiser  Konstantin 
PogonatuB  gegebene  Anregung,  M.  11, 190,  „pro 


obedientla^,  l.  c.  g.  226,  Gesandte  an  denselben 
abgeschickt  und  zugleich  eine  ausfuhrliche  Dar- 
legung des  orthodoxen  Glaubens  beigefügt  hat, 
unmöglich  mit  Hefele  1,  13  eine  rechtlich 
nothwendige  Zustimmung  des  Papstes  finden, 
ebensowenig  auch  behaupten,  dass  derselbe  der 
Synode  dadurch  „Weisung  und  Norm''  für  ihre 
Thätigkeit  gegeben  habe,  s.  übrigens  auch  ep. 
Leon.  II  ad  Gonstantin.  v.  682,  M.  11,  727.  — 
7.  Die  Synode  von  Kicäa  (787)  ist  gldchfikUs 
auf  Berufung  der  Kaiserin  Irene  und  ihres  Sohnes 
Konstantin  zusammengetreten,  M.  12,  1001. 
1004  u.  13,  403.  Das  betreffende  Schreiben  an 
Papst  Hadrian  I  v.  784,  M.  12,  986:  „decrevi- 
muB,  ut  fleret  universale  eondUum  et  rogamus 
vestram  beatitudinem  .  . .  ut  det  se  ipsam"  zeigt, 
dass  die  Angabe  des  Papstes  ep.  ad  Garol.  M.  v. 
794,  l.  c.  p.  808:  „et  sie  synodum  Istam  seciui- 
dum  nostram  ordinationem  feoerunt",  worauf 
Hefele  1,  14  Gewicht  legt,  eine  Uebertreibung 
enthält,  vgl.  auch  Michaud  p.  327.  —  8.  End- 
lich hat  auch  Kaiser  Basilius  die  Synode  v. 
Konstantinopel  v.  869  berufen,  ep.  ad 
Nicol.  L  V.  867,  M.  16,  46;  eonc.  dt.  aet.  i  u. 
6,  M.  16, 18.  19  u.  342. 

1  Wenn  selbst  Reuter  Alexander  m  B,  611. 
n.  6  behauptet,  schon  Pelagius  I  sd  der  (55&— 
660)  erste  Papst  gewesen,  welcher  das  Konvo- 
kationsrecht  beansprucht  habe,  so  hat  er  über- 
sehen, dass  das  bei  Baluze  miscell.  IH.  3. 
demselben  zugeschriebene  Brieffragment  (Jaf  f^ 
reg.  n.  639)  dem  pseudoisidorischen  Briefe  Pe- 
lagius' II.  decret.  Pseudo.  Isidor.  ed*  Hin- 
schi u  s  p.  721  entnommen  ist. 

s  Wenn  die  römischen  Legaten  auf  der  Synode 
V.  Chalcedon  die  Absetzung  des  Dloskur  t.  Ale- 
xandrieu  gefordert  haben,  weil  er:  ge6vo(ov 
MXuvjoe  icoi^oai  tetpOTrl^c  i(x®  xoü  ditoaroXi- 
xou  VfMvou",  s.  Mansl  6,  o81,  so  kann  dies  nur 
mit  Rücksicht  auf  die  Torgänge  bei  der  s.  g. 
Räubersynode,  Hefele  2,  349.  363.  368 ff.  d*- 
hin  verstanden  werden,  dass  Dloskur  dieselbe 
auf  unrechtmässige  Weise  ohne  den  päpstUehen 
Legaten  ihren  legitimen  Antheil  an  den  Be- 
rathungen  zu  gewähren,  beherrscht  habe,  ähnlieh 
Hefele  1,  7.  Auch  die  vielbesprochene  Stelle 
bei  Sokrates  bist,  eodes.  n.  8,  welcher  mit  Be- 
zug auf  die  Abwesenheit  päpstlicher  Vertreter 
auf  der  Synode  v.  Antiochien  (341)  bemerkt: 
„Ttahoi  xav^voc  ^xX7]ota9rixoO  xcXe6evToc>  pij 
öcTv  irapd  n?)v  7V(j&(jtT]V  tou  iicto%^icou  'Pi&ut^c  Tdc 
^xXTjoiac  xavovlCetv^,  (vgl.  auch  S.  344.  n.  8) 
spricht  Jedenfalls  nicht  von  dem  Erfordendss  der 
päpstlichen  Zustimmung  zurBerufüngallgemelner 
Synoden,  ebensowenig  endlich  die  AjensseniBg 
des  Konzils  v.  NioU  (787)  über  die  büderfiBfnd- 
liehe  Synode  v.  764,Jaot.  6,  M.  13,  208:  ..,o&x 
love  a6v6pYOV  täv  xdiv  'Po>(Aa(aiv  icditctv**. 

Die  entgegengesetzte  Ansicht  wird  von  Tlelen 
Kuria3lsten,  unter  den  Neueren  von  Phillipe 
K.  R.  2,  239  ff.  und  in  der  Abhandlung  im  Axeb. 


f.  169.]      Die  allgameiiien  oder  Ökamenischen  Konaliea.  Das  ente  Jahrtausend. 
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Nicht  minder  haben  die  Kaiser  das  Recht  der  Vertagung  ^  der  Yerlegmig^  nnd 
Schliessung  der  gedachten  Synoden  ^  gellbt.  Anoh  die  äussere  Leitung  der  Verband- 
Imigen  (die  Stellung  von  Anträgen  Aber  die  formale  Oeschäftsbehandlung,  die  Her- 
beifUhmng  von  Meinungsäusserungen  und  Abstimmungen ,  die  Aufrechterhaltnng  der 
Ordnung  u.  s.  w.)  ist  ebenfalls  mehrfach  von  den  Kaisem  selbst^  oder  von  kaiserlichen 
Kommissaren^  gehandhabt  worden.  Auf  einzelnen  Synoden  haben  aller dmgs  auch 
die  hervorragendsten  Bischöfe  des  östlichen  Kelches^  das  Präsidium  in  der  eben  ge- 
dachten Bedeutung  gefährt^.  Ein  Recht  der  päpstlichen  Legaten  auf  den  geschäft- 
lichen Vorsitz  hat  demnach  nicht  bestanden^,  und  wenn  die  Gesandten  Hadrians  IL 
auf  der  achten  allgemeinen  Synode  zu  Konstantinopel  (869)  die  Verhandlungen  ge- 
leitet habendi  so  sind  auf  derselben  andererseits  nicht  nur  kaiserliche  Kommissare 
anwesend  gewesen  ^^,  sondern  dieselben  haben  auch  die  Aufsicht  über  die  Hand- 
habung der  Geschäfte  geführt,  in  die  Leitung  derselben  mitunter  eingegriffen ^^  ja 


f.  k.  JL  B.  2,  555.  675  Textreteo.  Dieselbe  tragt 
übrigen«  weder  der  Stellung  des  romisclieii  Bi- 
sehofes  noch  dem  YerbältnisBe  des  römischen 
KaiseiB  zai  katholischen  Kirche  in  der  damaligen 
Zeit  Rechnung.  Hefele  1,8  spricht  Ton  einer 
faktischen  Berofnng  durch  den  Kaiser  und  ^von 
einer  Betheiligung  der  Päpste  bei  derselben, 
abejgeht  aber  die  juristische  Seite  der  Sache. 
Ißt  dem  Texte  übereinstimmend  t.  Schulte 
Stelliuig  S.  58  ff.,  wo  noch  weitere  Belegstellen 
mitgetheilt  sind. 

*  ep.  Leon.  I.  ad  Marcian.  y.  451,  Baller.  1, 
i048;  Mansi6,155. 

s  Schreiben  der  Kaiser  über  die  Verlegung  der 
Dach  Mlcäa  einberufenen  Synode  nach  Ghalcedon 
▼.  451,  Hansi  6,  558.  Auch  die  letzte  Sitzung 
der  Synode  t.  Nicäa  t.  787  ist  auf  kaiserliche 
Berafimg  In  Konstantinopel  abgehalten  worden, 
aet.  8.  M.  13,  414. 

^  Bitte  der  eisten  Synode  ▼.  Konstantinopel, 
sowie  der  Ton  Ghalcedon  an  den  Kaiser  um 
Schliessung  und  Entlassung  der  Bischöfe  Mansi 
3, 557  u.  7,  454;  kaiserliches  Schliessungsdekret 
der  Synode  tou  Ephesus  M.  4,  1465  u.  5,  805 ; 
kaiserliehe  Schliessung  der  Synoden  von  Kon- 
Ktantinopel  v.  680  u.  869,  M.  11,  655  ff.  u.  15, 
407.  Die  Theilnehmer  durften  auch  die  Synoden 
Tfif  ihrem  Schluss  nicht  ohne  kaiserliche  Geneh- 
Digimg  Terlassen,  M.  4,  1119. 

^  syn.  Chalced.  act.  6,  Mansl  7,  128  ff.; 
Gonstant  t.  680,  M.  11,  210.  218.  222.  230. 
315.  322.  327.  331.  378.  387. 455.  623;  Nicaea 
▼.  787  aet.  8,  M.  13,  414;  Gonstant.  v.  869.  act. 
6,  M.  16,  81.  84  ff. ;  act.  7 1.  c.  p.  96 ;  act.  8 1. 
c  p.  134  ff.  139;  act.  1.  c.  p.  157. 

^  Kaiserliehe  Ernennung  eines  solchen  bei 
Hansi  4,  1119.  Ueber  die  Pr&sldialleitung  der 
KoBuniflsazien  zu  Ghalcedon  s.  M.  6,  581.  583. 
586.  587.  Ö89.  592(1).  608.  616.  617.  623. 637. 
644.  656.  676.  680.  684.  692.  936.  952.  973. 
975;  7,  5.  101.  179.  195.  206,  293.  302.  315 
(▼gl.  dazu  auch  Miohaud  p.  176  ff.)  zu  Kon- 
itaatfaiopel  i.  J.  680  act.  12,  M.  11.  519.  550. 
554.  583.  602.  611.  621.  Sie  wurden  dfpxovreci 
iudiees  oder  prlneipes,  sofern  sie  aus  den  hohen 
Staatsbeamten  undo6p(XT2to<  oder  senatus,  sofern 
lie  ausserdem,  was  ebenfoUs  Yorgekommen,  aus 
den  Senaftoien  genommen  waren,  genannt,  Mansl 


6,  563.  579.  586;  12,  999;  13,  1.  203.  374; 
auch  für  die  Gesammtheit  der  kaiserlichen  Kom- 
missare wird  der  letztgedachte  Ausdruck  ge- 
braucht, M.  16,  19.  37.  75.  819.  322;  Hefele 
2,  420;  4,  388.  Sie  hatten  einen  Ehrenplatz  in 
der  Mitte  vor  dem  Gitter  des  Altars,  Mausl  6, 
579. 

^  Abgesehen  von  der  Synode  von  Nicäa  v.  325, 
auf  welcher  Osius  t.  Gordoba  priLsidirt  hat,  Th. 
I.  S.  498,  (a.  M.  Micha ud  p.  73)  auf  der  ersten 
V.  Konstantinopel  nach  einander  die  Patriarchen 
y,  Antiochien  und  Konstantinopel,  Hefele  2, 
5;  auf  der  von  Ephesus  der  Patriarch  GyriUT. 
Alexandrien,  Th.  I.  S.  499;  auf  der  v.  Konstan- 
tinopel V.  553,  der  Patriarch  Eutyohes  y.  Kon- 
stantinopel, Mansi  9, 173 ff.;  Hefele  1,  33; 
auf  der  zu  Nioaa  t.  787  der  Patriarch  Tarasius  v. 
Konstantinopel,  Th.  I.  S.  501  (wo  der  Druck- 
fehler: „Jerusalem"  zu  yerbessem  ist).  Diese  An- 
führungen ergeben  das  im  Text  bezeichnete  Prin- 
zip, denn  nach  der  EinrSiumung  des  Vorranges 
an  den  Stuhl  zu  Konstantinopel  durch  die  dort 
381  abgehaltene  Synode  haben  stets  die  dortigen 
Patriarchen  als  Yorsitzende  fungirt,  nur  auf  dem 
Konzil  zu  Ephesus  war  dies  ausgeschlossen,  weil 
hier  die  Angelegenheit  des  Kestorius  t.  Konstan- 
tinopel zur  Verhandlung  stand ;  für  ihn  ist  daher 
der  im  Range  zunächst  folgende  Patriarch  einge- 
treten, s.  auch  Hefele  2,  5.  183  ff. 

'^  Dass  dies  ebenfalls  nicht  ohne  Zustimmung 
des  Kaisers  geschehen  konnte,  erglebt  sich  aus 
der  Stellung  desselben  zu  den  Synoden.  Der  sie- 
benten Synode  (787)  haben  nachweisbar  kaiser- 
liche Kommissarien  angewohnt,  Mansi  12,  999, 
13,  1.  157.203.374. 

8  Vgl.  hierzu  auch  unten  S.  336.  n.  1  u.  S.  339. 
n.  4.  Die  entgegengesetzte  Ansicht  vertreten  von 
Philfips  2,  354  u.  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  2,  555. 
675. 

0  Th.  I.  S.  501 ;  was  mit  der  damals  schon 
▼eränderten  Stellung  des  Papstthums  und  mit 
den  im  Orient  obwaltenden  Verhaltnissen  zu- 
sammenhängt. 

io  Mansi  16,  18.  37.  44.  54.  75.  96.  134. 
157.  310. 

1^  Ertheilung  des  Wortes  durch  die  Kommissaro, 
1.  0.  p.  78;  Aufforderung  derselben  zu  weiterem 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  169. 


sie  sind  sogar  mehrfach  mit  Erfolg  den  päpstlichen  Legaten  entgegengetreten  ^  Em 
Recht  anf  materielle  Beeinflussung  der  Verhandlnng  haben  sie  dagegen  nicht  be- 
sessen^. Eine  solche  Einwirkung  stand  nur  den  geistlichen  Mitgliedern  der  Synode 
zu,  wenngleich  freilich  die  Kaiser  selbst  auf  Qrund  der  von  ihnen  in  Anspruch  ge- 
nommenen Stellung  als  Bewahrer  des  rechten  Glaubens  ihrerseits  vielfach  in  die 
dogmatischen  Streitigkeiten  der  hier  fraglichen  Zeiten  massgebend  eingegriffen 
haben  K 

Als  berechtigt  zur  aktiven  Theilnahme  an  den  Konzilien  erscheinen  allein  die 
Bischöfe,  also  die  Patriarchen,  die  Exarchen,  die  Metropoliten  und  die  einfachen 
Bischöfe*,  anßlnglich  auch  noch  die  Chorbischöfe ^.  Der  römische  Bischof,  welcher 
jedenfalls  schon  damals  den  Vorrang  vor  allen  andern  besessen  hat®,  nnd  somit  in 
erster  Linie  in  Betracht  kam ,  hat  keiner  der  ersten  acht  allgemeinen  Synoden  in 
Person  beigewohnt,  sich  vielmehr  auf  sechs  derselben^  durch  Legaten  vertreten 
lassen^.  Schon  im  5.  Jahrhundert  ist  diese  Befügniss  unbeanstandet  von  Rom  als 
ein  besonderes  Vorrecht  und  zwar  auf  Grund  einer  dahin  gehenden  Gewohnheit  be- 
ansprucht worden^.  Die  übrigen  Bischöfe  waren  dagegen  allein  im  Falle  einer  ob- 
waltenden Verhinderung  berechtigt,  an  ihrer  Stelle  Vertreter  zu  senden  *<>.  Zu  aolchen 
konnten  in  allen  Fällen  Priester  und  Diakonen  ^^  ernannt  werden  ^^,  nnd  diese  nahmen 
dann  die  Stellung  ihrer  Machtgeber  in  allen  Beziehungen  ein^^. 

Auf  keiner  der  gedachten  Synoden  sind  die  sänmitlichen  Bischöfe  der  damaligen 
katholischen  Welt  anwesend  oder  auch  nur  vertreten  gewesen  ^^.  Wenn  sie  trotzdem 


Vorbringen,  1.  c.  p.  1Ö3,  s.  such  femei  p.  27. 
30.  34.  64.  73.  74.  77.  79.  80.  144.  147.  Iö2. 

1  So  haben  die  Kommissare  Anfangs  der  eisten 
Sitzung  von  den  päpstlichen  Legaten  die  Yoi- 
legong  ihrer  Vollmacht  gefordert  und  diese  hal- 
ben trotz  anfänglichen  Sträubeus  diesem  Yer- 
langen  nachkommen  müssen,  1.  c.  p.  19 ;  ebenso 
waren  die  letzteren,  als  die  Kommissare  ihien 
Antrag,  die  dem  Photins  anhängenden  Bischöfe 
ohne  Torherige  Anhörung  vor  der  Synode  zu  ver- 
urtheilen,  zurückgewiesen  hatten,  genöthigt,  we- 
nigstens theilweise  nachzugeben,  1.  c.  p.  55  ff. ; 
Hefele  4,  397  ff.;  ferner  Ist  von  den  Kom- 
missaren ein  weiterer  Antrag  der  Legaten,  eine 
Anzahl  abwesender  Personen  yor  die  Synode  zu 
stellen,  wegen  ünausführbarkeit  desselben  zu- 
rückgewiesen worden,  Mansi  1.  c.  p.  132. 

In  Einzelheiten  hinsichtlioh  der  im  Text  be- 
handelnden Fragen  abweichend  t.  Schulte, 
Stellung  d.  Konzilien.  S.  64  n.  1. 

2  Vgl.  das  Ernennungsschreiben  v.  431  bei 
Mansi  4, 1119  u.  y.  449,  ibid.  6,  595. 

»  V.  Schulte,  a.  a.  0.  S.  21.  206 ff. 

*  Das  ergeben  die  erhaltenen  Unterschrifts- 
reihen unter  den  Beschlüssen  der  allgemeinen 
Konzilien,  s.  auch  Hefele  1,  18;  ▼.  Schulte 
S.  67.  72.  Selbstverständlich  schloss  persönliche 
Betheiligung  bei  der  zu  berathenden  Angelegen- 
heit das  Stimmrecht  aus,  vgl.  Hefele  2,  351. 
423. 

5  Th.  I.  S.  162,  n.  2. 

•  Th.  I.  S.  641. 

"*  Nicht  auf  den  Synoden  zu  Konstantinopel 
v.  381  u.  V.  553. 

8  Th.  I.  S.  498  ff. 

9  Auf  eine  solche  berufen  sich  die  päpstlichen 


Legaten  schon  auf  der  s.  g.  Räubersynode  zu 
Ephesus  1.  J.  449,  Mansi  6,  614,  ebenso  Leo  1 
ep.  93  ed  syn.  Nicaen.  1.  c.  p.  131.  Vgl.  faner 
Y.  Schulte,  Stellung  S.  73.  Im  4.  Jahrhun- 
dert ist  diese  Gewohnheit  aber  noch  nicht  gel- 
tend gemacht  worden ,  da  sich  der  Papst  Jnh'ns 
wegen  seines  Ausbleibens  auf  der  als  aUgemeines 
Konzil  berufenen  Synode  v.  Sardica  (343)f  ^^ 
das  Schreiben  derselben  bei  Mansi  3, 40  saft, 
mit  triftigen  Gründen  entschuldigt  hat. 

10  Mansi  4,  1330,  wo  die  Verpflichtung,  dem 
Ruf  des  Kaisers  zu  folgen,  ausgesprochen  ist. 

11  Als  päpstliche  Legaten  kommen  vor  2  Priester 
zu  Nicäa  (325),  zu  Ephesus  (431)  2  Bischöfe  and 
und  1  Priester,  zu  Ghücedon  (451)  2  Bisehöfe 
und  2  Priester,  zu  Konstontinopel  (680)  2  Priester 
und  ein  Diakon,  zu  Nicäa  (7ö7)  1  Priestor  und 
zu  Konstantinopel  (869)  2  Bischöfe  und  1  Dia- 
kon; Priester  und  Diakonen  als  Vertreter  von 
Patriarchen  und  Bischofen  M&nsl  4,  1210. 
1368;  11,  639.  640.  909;  13,  379.  382.383. 
386.  387.  391.  394.  395;  16,  190;  einMetre- 
polit  als  Stellvertreter  eines  Patriaiohen  I.  c.  16, 
190. 

13  Dass  auch  von  den  Stellvertretern  die  Tor- 
legung  ihrer  Legitimation  verlangt  werden  konnte, 
erglebt  Mansi  10, 19  ff.,  s.  auch  Anm.  1. 

13  Sie  hatten  daher  den  Sitz  Ihres  Maohtgebers 
und  unterschrieben  an  der  Stelle,  welche  diesem 
gebührte,  Mansi  2,  692.  697. 882. 927;  7, 400. 
401;  11,  906.  907;  13,  189.  379;  16, 190;  v. 
Schulte  S.  71  n.  105. 

1«  Zu  Nicäa  (325)  betrug  die  Zahl  etwa  320 
(worunter  ausser  den  Vertretern  des  Papstes  um 
5  abendländische  Bischöfe),  Hefele  1,  291; 
zu  Konstantinopel  (381)   150  (orthodoxe, 


{.  169.]       Die  allgemeinen  oder  öknmenischen  Konzilien.   Das  erste  Jahrtausend. 
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sieh  selbst  zum  Theil  als  allgemeine  Synoden  bezeichnet  haben  ^,  und  auch  unbe- 
stritten als  solche  galten,  so  ergiebt  sich  darans,  dass  man  dies  fttr  die  Vertretung  der 
gesammten  ELirche  des  römischen  Kaiserreiches  oder  der  damaligen  katholischen  Welt, 
des  Orientes  und  Occidentes,  rechtlich  nicht  ftlr  nothwendig  erachtet^,  es  vielmehr 
als  gentigend  angesehen  hat,  wenn  nur  eine  solche  Zahl  von  Bischöfen  aus  den  ver- 
schiedenen kirchlichen  Bezirken,  insbesondere  den  verschiedenen  Patriarchalsprengeln 
zusammengekommen  war,  dass  die  Versammlung  als  Bepräsentation  des  Episkopates 
des  ganzen  römischen  Beiches  betrachtet  werden  konnte  ^. 

Diese  Anschauung  konnte  sich,  abgesehen  von  der  thatsächlichen  Unmöglich- 
keit, sAmmtliche  Bischöfe  der  katholischen  Kirche  auch  nur  durch  Vertreter  zu  ver- 
emigen,  um  so  leichter  bilden,  als  die  allgemeinen  Konzilien  in  der  damaligen  Zeit 
nur  zur  Schlichtung  heftiger  Olaubensstreitigkeiten,  also  zur  Erledigung  solcher  An- 
gelegenheiten, welche  die  Kirche  schon  im  weitesten  Umfange  bewegt  hatten,  zu- 
sammenberufen,  und  auch  mitunter  auf  besonders  abgehaltenen  Partikular-Synoden 
vorher  die  Ansichten  der  betreffenden  Kirchenkreise  über  diese  Fragen  festgestellt 
worden  sind^.  Die  an  dem  allgemeinen  Konzil  Theil  nehmenden  Bischöfe  mflssen 
deshalb  als  Vertreter  des  Episkopates  der  unter  ihrer  Leitung  stehenden  grösseren 
Sprengel  oder  deijenigen  Bezirke,  welchen  sie  selbst  angehörten,  betrachtet  werden^, 


dfne1>eii  36  andere,  keine  AbendUnder),  a.  a.  0. 
%A;  Ephesns  (431)  ungefähr  200  (s.  auch  u. 
Anm.  3)  a.  a.  O.  S.  186;  Chalcedon  (451) 
etwa60u,  darunteT  ausser  den  römischen  Legaten 
?on  Abendländern  nur  zwei  Afrikaner,  a.  a.  0. 
S.  423;  Konstantinopel  (553)  etwa  150  fso 
gut  wie  keine  Abendländer),  a.  a.  0.  S.  863; 
KoD8tantlnopel(680)289(die  höchste  an- 
gegebene Zahl),  nach  den  Unterschriften  da- 
gogen  nur  174,  wenige  Abendländer,  a.  a.  0.  3, 
261.  283 ;  N 1  e  a  a  (787)  zwischen  330  und  367, 
nur  wenige  Abendlinder,  a.  a.  0.  S.  461 ;  K  o  n  - 
stantinopel  (8691  102 (wenige  Abendländer), 
a.  a.  0.  Bd.  4.  S.  425. 

1  So  die  Synoden  y.  Ephesus  ▼.  431 ,  M  a  n  s  i 
4, 1434 ;  ▼.  Chalcedon  1.  c.  6,  939 ;  v.  KonsUn- 
tfaopel  (680)  1.  c.  11,  207;  ▼.  Nicäa  (787)  1.  o. 
12,  992  und  v.  Konstantinopel  (869)  1.  c.  16, 
19.37. 

'  Daher  sind  auch  nicht  immer  alle  Bischöfe 
zu  den  Synoden  eingeladen  worden.  Das  kaiser- 
liche Berufnngsschreibeu  für  die  Synode  y.  Ephe- 
!Q8  an  den  Patriarchen  y.  Alexandrien,  Mansl 
4. 1114,  giebt  demselben  nur  auf,  sich  mit  einer 
Anzahl  geeigneter  Bischöfe  seiner  Eparchie  ein- 
znilnden.  Das  Schreiben  betreffend  die  Synode 
▼.  Nicaa  (später  Chalcedon),  1.  c.  6,  551 ,  ist 
zwar  an  aUe  Bischöfe  gerichtet ,  enthält  aber  die 
Aufforderung,  yon  den  ihrer  Fürsorge  anyer- 
tnuten  Bischöfen  so  yiele,  wie  passend  erscheine, 
Bitzubiingen ,  kann  also  nur  an  die  Patriarchen 
und  höchstens  die  Metropoliten  adressirt  sein. 
Ebenso  sind  zu  dem  als  allgemeiner  Synode  beab- 
siektigten  Konzil  yon  Ephesus  y.  449  allein  die 
Patriarchen,  jedoch  mit  der  Anordnung  einge- 
laden worden,  dass  Jeder  mit  10  Metropoliten  und 
mit  10  anderen  Bischöfen  erscheinen  solle ,  1.  c. 
p.  587.  In  Betreff  der  Synode  y.  Konstantinopel 
(680)  ist  dagegen  eine  kaiserllcheAnweisung  an  die 
Patrfcrehen  yon  Konstantinopel  und  Alexandrien 
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dahin  ergangen,  sämmtliche  Metropoliten  und 
Bischöfe  ihres  Sprengeis  zur  Theilnahme  zu  yer- 
anlassen,  1.  c.  11,  201.  Immer  galt  es  aber  als 
wünschenswerth ,  dass  sämmtliche  Bischöfe  yon 
der  Ausschreibung  der  Synode  Kenntniss  er- 
hielten, Leon.  I  ep.  41  ad  Anatol.  1.  c.  6,  129. 

5  Einen  durchschlagenden  Beweis  dafür  bildet 
der  Umstand ,  dass  die  abendländischen  Bischöfe 
auf  allen  erwähnten  Konzilien  nur  in  sehr  ge- 
ringer Anzahl  erschienen  sind.  In  Uebereinstim- 
mung  hiermit  sagt  auch  die  Synode  y.  Ephesus 
(431),  obwohl  auf  derselben  nur  wenige  Aus- 
länder (darunter  nur  ein  Vertreter  des  Erzbischofs 
y.  Carthago)  anwesend  waren ,  Hefele  2,  187: 
„i\  ol7cou{i.f!T]  a6voSoc  if)  Tiaaav  {i.^v  t?|v  56oiv 
£^ouoa,  iiäaav  r^jv  'Acpptxi?jv  xal  näi  tö  IXXü- 
p(x6v",  Mansi4,  1434. 

*  Vor  dem  Konzil  von  Ephesus  sind  z.  B.  Vor- 
bereitnngs-Synoden  zu  Rom  und  zu  Alexandrien, 
yor  dem  zu  Konstantinopel  (680)  zu  Rom- und 
Mailand  abgehalten  worden,  Hefele2,164ff. ; 
3,  252  ff. 

6  Von  den  päpstlichen  Legaten  beim  Konzil  zu 
Ephesns  y.  431.  heisst  es  act.  2,  M  a  n  s  1  4, 1302 : 
„ylri  Isti  .  .  totius  occidentalis  synodi  sententiam 
nostrae  hulo  synodo  exposuerunt  sensumque  de 
flde  et  pietate  nobis  consonum  declararunt^^  Da- 
her wurde  aber  auch  darauf  gesehen,  dass  we- 
nigstens die  grossen  Sprengel,  die  yerschiedenen 
Patriarchate,  auf  den  Synoden  yertreten  waren. 
So  hat  man  auf  der  Synode  zu  Ephesus  zunächst 
das  Eintreffen  des  Patriarchen  yon  Antiochien 
und  seiner  Bischöfe  abgewartet  und  ist  erst  zur 
Eröffnung  der  Verhandlung  geschritten,  als  sich 
herausgestellt  hatte,  dass  derselbe  nicht  erschei- 
nen wollte  und  einzelne  Bischöfe  seines  Spren- 
geis angekommen  waren,  Hefele  2,  182.  183. 
Femer  Hess  man  auf  der  Synode  von  Nicäa  (787) 
zwei  Mönche  als  Vertreter  der  Patriarchalkirchen 
von  Alexandrien,  Antiochien  und  Jerusalem  zu, 
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wie  denn  auch  einzelne  anf  ihnen  als  formell  legitimirte  BevoUrnftchtigte  der  vorhin 
erwähnten  Partikular-Synoden  ^  erschienen  sind  2. 


weil  die  Patriarchen  selbst  wegen  der  Feindselig- 
keit der  Araber  nicht  erscheinen  konnten,  a.  a. 
O.  3,  463.  4öö.  459. 

1  Anf  der  6.  allgemeinen  Synode  (680)  waren 
ansser  den  päpstlichen  Legaten  drei  italienische 
Bischöfe  als  „looum  praesentantes  125  venerab. 
episcopomm  s.  ooncilii  antiqnae  Romae",  M  a  n  s  1 
11,  210.  218.  224,  anwesend,  welche  sich  in  der 
Unterschrift  als :  „legatns  totins  concilii  s.  sedls 
apostolicae  nrbis  Romae"  bezeichnen,  1.  0.  p.  642. 

2  Abweichender    Auffassung    t.    Schulte, 
Stelig.  d.  Conoillen  S.  73:    „Die  Bischöfe  vom 
römischen  angefangen  erscheinen  nicht  als  Ver- 
treter ihrer  Person,   sondern  der  Kirche,  welcher 
sie  vorstehen'^ .  .  .  und  S.  76 :  „  Es  ist  nur  aus 
diesem  Charakter  zu  begreifen,  dass  man  auf  den 
alten  Synoden  die  Oekumenicitit  nicht  setzte  in 
die  Zusammenkunft  der  Bischöfe  des  Erdkreises, 
sondern  in  die  Vertretung  der  Kirchen  .  .  .    Man 
tritt  zusammen  in  Partikularsynoden  und  flxirt 
den  Qlauben  der  ProTinz.  Die  Provinz  entsendet 
ihre  Legaten,  bestehend  aus  Bischöfen  zur  grossen 
Synode  (concilium  generale,  universale)  z.  B.  nach 
Rom,  in  einzelnen  Landern  erst  zur  allgemeinen 
Landessynode.  Aus  diesen  bildet  sich  dann  durch 
Vertreter  das  Konzil  des  Occidentes,  d.  h.  die 
Vertretung  des  ganzen  Patriarchalsprengels  des 
Bischofs  von  Rom.''  Wenn  zunächst  die  eben  ge- 
dachte Behauptung  dahin  verstanden  werden  soll, 
dass  sie  den  regelmässigen,  thatsächlichen  Her- 
gang der  Bevollmächtigung  von  den   niederen 
synodalen  Stufen  bis  zur  höchsten,  dem  allge- 
meinen Konzil,  darstellt,  so  ist  für  diesen  ein 
historischer  Beweis  nicht  zu  erbringen,  vielmehr 
sind  solche  BeYollm&chtigungen  durch  die  Syno- 
den und  Vorbereitungssynoden  für  die  allgemeinen 
Konzilien  nicht  in  Jedem  Falle,  sondern  nur  mit- 
unter vorgekommen  (s.  S.  337.  Anm.  3  bis  6).  Wei- 
ter muss,  wenn  es  richtig  ist,  dass  die  Bischöfe  auf 
den  Konzillen  als  Vertreter  der  von  ihnen  gelei- 
teten Kirchen  erschienen  sind,  die  Frage  aufge- 
worfen werden :  haben  die  von  den  Synoden  der 
verschiedenen  Stufen  nach  Schulte  deputlrten 
Vertreter  ausser  ihrer  Kirche  auch  die  übrigen 
Kirchen ,  bez.  die  Gemeinden  ihrer  Provinz  oder 
ihrer  Patriarchalsprengel  gleichzeitig  vertreten? 
worauf  ich  in  den  Ausführungen  Schulte's  die 
Antwort  vermisse.    In  der  That  scheint  mir  die 
Auffassung  des  letzteren,  gegen  welche  sich  schon 
Frommann,  Geschichte  und  Kritik d.  Vatikan. 
Concils.  Gotha  1872.  S.  292 ff.  erklärt  hat,  über- 
haupt nicht  haltbar.      Wenn    Schulte  S.  73 
meint,  dass  für  das  Theilnahmerecht  der  Bischöfe 
an  den  allgemeinen  Konzilien  entweder  nur  die 
persönliche  Würde,  die  Consecration  oder  das  in 
der  Leitung  einer  Diöcese  liegende  Apostelamt 
entscheiden  könne,  und  dann  die  letzte  Alterna- 
tive für  die  richtige  erklärt,  so  bleibt  noch  ein 
drittes  Moment  übrig ,  welches  m.  £.  das  allein 
massgebende  gewesene  ist,  nämlich  die  Stellung 
der  Bischöfe  als  Nachfolger  der  Apostel  und  ihre 
dadurch  begründete  Befähigung,  die  apostolische 
Lehre  zu  bezeugen  und  vor  Irrlehren  sicher  zu 
stellen,   also  wie  schon   Frommann   S.  299 


richtig  hervorgehoben  hat,  ihr  apostolischer  Amts- 
charakter. Diesen  konnten  sie  allerdings  in  jener 
Zeit  nicht  ohne  gleichzeitige  Erlangung  einer 
Diöcese  erhalten,  aber  darum  ist  man  nicht  be- 
rechtigt, das  sekundäre  Moment  des  Besitses  einer 
solchen  zu  dem  prinoipalen  zu  machen  und  auf 
diese  und  die  Vertretung  derselben  in  erster  Li- 
nie die  Theilnahmeberechtlgung  am  Konzile  zu 
basiren.    Schon  in  der  damaligen  Zeit  gilt  der 
der  Bischof  yermöge  der  apostolischen  SaccessLon 
als  Grund  und  Prius  seiner  Gemeinden»  die  Zu- 
gehörigkeit zur  Kirche  wird  durch  die  Zugehörig- 
keit zum  Biachof  bestimmt  und  die  ganze  Kirche 
ruht  auf  der  Gesammtheit   der  Bischöfe  (über 
diese  später  massgebend  gewordenen  Anstau- 
ungen Cyprians  s.  u.  A.  Ritsch  1,  d.  £atstehg. 
d.  altkathol.  Kirche.  2  Aufl.  Bonn  1857.  S.  559. 
570).  Wenn  aber  die  Gemeinde,  die  Einzelkirche 
und  die  ganze  Kirche  von  dem  Episkopate  ab- 
hängt, derselbe  dafür  das  wesentliche  Moment  ist, 
so  kann  das  Recht  des  Bischofs  auf  der  Synode  zu 
erscheinen,  nicht  auf  den  Titel  der  Repräsenta- 
tion der  von  ihm  abhängigen  und  durch  Ibn  be- 
dingten Einzelkirche  gegründet  werden,  rlelmehr 
wie  der  Bischof  kraft  seines  apostoliohen  Amts- 
charäkters  die  Leitung  der  Einzelkirche  hat,  so 
betheiligt  er  sich  auch  kraft  desselben  an  den  all- 
gemeinen Konzilien,   um  mit  den  übrigen  Bi- 
schöfen den  Episkopat  und  dadurch  die  auf  dem 
ganzen  Episkopat  beruhende  Gesammtklrehe  zur 
äusserlichen  Darstellung  zu  bringen  und  den  auf 
die  Gesammtkirche  gerichteten  Thell  seines  Be- 
rufes zu  üben.    Die  positiven  Zeugnisse,  welche 
Schulte  für  seine  Auffassung  von  der  Vertre^ 
tung  der  Kirchen  beibringt  (es  sind  die  S.  15. 
n.  2  und  3  angeführten),  sprechen  thells  direkt 
von  der  Repräsentation  des  Episkopatei  eines 
Synodal-Sprengels ,  thells  aber  von  der  Vertre- 
tung einer  Synode,  und  müssen,  da  diese  letz- 
teren  wieder  aus  Bischöfen  bestanden   haben, 
ebenfalls  in  diesem  Sinne  verstanden  werden,  vraa 
auch  die  cit.  Anm.  5  klar  ergiebt.   Mit  der  An- 
sicht von  Schulte  ist  es  femer  nicht  yereinhar, 
dass  nicht  stets  alle  Bischöfe  zu  den  allgemeinen 
Konzilien  eingeladen  vrorden  sind,  vielmehr  den 
Patriarchen  für  die  Regel  aufgegeben  wurde,  eine 
Anzahl  geeigneter  Bischöfe  aus  Ihren  Sprengein 
mitzubringen,  s.  S.  337.  n.  2.   Die  Konsequenz 
der  Ansicht  Schulte's  bedingt  et  für  diese 
Fälle  die  von  den  Patriarchen  ausgesuchten  Bi- 
schöfe als  Vertreter  der  Kirchen  der  bei  der  Ans- 
wahl  nicht  berücksichtigten  Bischöfe  zu  betrach- 
ten. Dafür  findet  sich  indessen  nicht  der  mindeste 
Anhalt  und  welter  ist  es  klar,  dass,  wenn  diese 
Auffassung  massgebend  gewesen  wäre,  man  docli 
noth wendig  dazu  hätte  kommen  müssen,    feste 
Regeln  über  eine  gleichmässige  Art  der  Vertre- 
tung der  Gesammtheit  der  Kirchen,  bez.  der  Bi- 
schöfe der  einzelnen  grösseren  Sprengel  anfcu- 
stellen,  und  diese  näher  zu  organisiren,   nicht 
aber  alles  dem  Belieben  der  Patriarchen  zu  über- 
lassen. Es  Ist  femer  unzweifelhaft,  dass  alle  Bi- 
schöfe, gleichviel  ob  sie  Patriarchen,  Ezarehtfi, 
Metropoliten    oder    einfache    Bischöfe 
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Andere  Geistliche,  als  die  bisher  aufgeführten)  insbesondere  Priester  und  Diako- 
sen,  femer  Mönche  haben  zwar  ebenfalls  den  allgemeinen  Konzilien  angewohnt,  aber 
ein  8iiz-  nnd  Stimmrecht  haben  sie  nicht  besessen,  vielmehr  sind  sie  als  Sekretäre, 
Notare  nnd  zn  anderen  Hülfsdiensten  verwendet  worden^  oder  in  Begleitung  der 
Bischöfe  als  Sekretäre,  Notare  oder  Oehfllfen  derselben  erschienen*''.  Selbst  Laien 
haben  ausser  den  Kaisem  nnd  ihren  Kommissarien,  freilich  gleichfidls  ohne  Stimm- 
recht, an  einzelnen  Synoden  Theil  genommen  ^. 

Die  Stellung  der  vollberechtigten  Mitglieder  des  Konzils  war  abgesehen  von 
ibem  Range  nnd  dem  dadurch  bedingten  Ansprach  auf  Präcedenz^  rechtlich  gleich, 


gldehTiel  ob  sie  für  sich  oder  gleichzeitig  fQi 
eine  Reihe  anderer  Bischöfe  erschienen  sind, 
gleiches  Stimmrecht  besessen  haben  (s.  welter 
oben  im  Text).  Anch  das  ist  bei  der  Schul te- 
sehen  Annahme  unerklärlich.  Hatte  das  Theil- 
nahmerecht  der  Bischöfe  an  den  Konzilien  auf 
der  Vertretung  der  von  ihnen  geleiteten  Kirchen 
beruht,  so  konnte  den  Einzelkirchen  ihr  von  dem 
Bischof  ge&btes  Recht  unmöglich  dadurch  ent- 
zogen werden,  dass  auf  dem  allgemeinen  Konzil  für 
den  grosseren  Sprengel,  welchem  sie  angehörten,  in 
Vertretung  aller  nur  eine  geringe  Anzahl  von  Bi- 
schöfen erschien,  und  ihre  Repräsentation  von  rei- 
Ben  Zufälligkeiten  abhängig  gemacht  wurde,  (dass 
also  z.  B.  auf  der  6.  allgemeinen  Synode  die  12Ö 
abendländischen  Kirchen  nur  durdi  3  Bischöfe, 
mithinS  Stimmen  vertreten  waren,  s.  S.  337.  n.l). 
AlledieseSchwierigkeiten  werden  vermieden  wenn 
die  Berechtigung  der  Bischöfe  auf  ihren  apostoli- 
schen Amtscharakter  gegründet  wird .  Bann  ist  es 
zunächst  begreiflich,  dass  sämmtUoheBischöfe  ohne 
Bücksieht  auf  ihre  höhere  oder  niedere  Jurisdlk- 
tionsstellung  gleich  berechtigt  sind,  der  Epi- 
skopat des  ganzen  Reiches  ist  dann  genügend  ver- 
treten, wenn  nur  eine  Reihe  von  Bischöfen  aus 
den  verschiedenen  Theilen  desselben  sich  am 
Konzile  betheiligen,  dann  kann  man  auch  die  ge^ 
eigneten  aus  den  grösseren  Sprengein  durch  den 
Patriarchen  aussuchen  lassen,  und  es  brauchen 
idcht  alle  Bischöfe  aus  demselben  vertreten 
zu  sein,  endlich  fällt  auch  jede  Nothwendig- 
keit  fort,  den  Bischöffti,  welche  als  Yertreter 
einer  Partikularsynode  erscheinen,  soviel  Stim- 
men als  die  letztere  Theilnehmer  hat,  beizu- 
legen. Das  war  um  so  weniger  erforderlich,  als 
jeder  einzelne  Bischof  das  Recht  hatte,  auf  dem 
Konzile  selbst  oder  bei  Yerhinderung  durch  einen 
Stellvertreter  zu  erscheinen. 

Ebensowenig  kann  ich  DöUinger  beistim- 
men, welcher  in  dem  Aufsatz  v.  9.  März  1870 
üher  die  neue  Geschäftsordnung  des  vatik.  Kon- 
zils, Friedberg,  Sammlung  d.  Aktenstücke  z. 
vatlk.  Goncil  S.  425  sagt:  „Das  Konzil  ist  die 
Beprisentatlon,  die  Zusammenfassung  der  ganzen 
Kirche;  die  Bischöfe  auf  demselben  sind  die  Ge- 
sandten und  Geschäftsträger  aller  Kirchen  der 
katholischen  Welt :  sie  haben  im  Namen  der  Ge- 
sammtheit  zu  erklären,  was  diese  Gesammtheit 
der  Gläubigen  über  eine  religiöse  Frage  denkt 
nnd  glaubt,  was  sie  als  Ueberlieferung  empfangen 
hat  Sie  sind  also  als  Prokuratoren  anzusehen, 
welche  die  ihnen  gegebene  Vollmacht  durchaus 
nieht  fiberschreiten  dürfen."  Hier  bleibt  es  frei- 
lich zweifelhaft ,  ob  als  das  vertretene  Subjekt 


die  Gesammtheit  aller  Gläubigen  oder  die  Kirche 
oder  die  Einzelgemeinde  jedes  Bischofs,  so  dass 
sich  die  Gesammtvertretung  aus  den  Elnzelver- 
tretem  der  einzelnen  Gemeinden  zusammensetzt, 
gemeint  ist,  indessen  trelTen  die  obigen  Ausfüh- 
rungen auch  gegen  die  erste  Altemative  zn,  da 
sie  die  Annahme  einer  Vertretung  der  Gläubigen 
als  solcher  abzulehnen  suchen. 

i  Vgl.  z.  B.  Mansi  4,  1127.  1178.  1179. 
1183;  11,  390.  522;  Hefele  1,  314;  3,  460. 
Eine  Ausnahme  war  es,  dass  449  von  den  Kai- 
sem der  Priester  und  Archimandrlt  Barsumas 
(aus  Syrien)  als  Stellvertreter  aller  seiner  orien- 
talischen Kollegen  mit  Sitz  und  Stimmrecht  nach 
Ephesus  berufen  wurde,  Mansi  6,  593;  He- 
fele 2,  350. 

8  Euseb.  vito  Gonstant.  III.  8.  Zu  Nicäa  (325) 
war  auch  Athanasius,  damals  noch  Diakon,  anwe- 
send, Socrat.  bist,  eccles.  1. 8 ;  vgl.  femer  M  an  si 
6,  555.  607. 

8  So  waren  auf  dem  Konzil  v.  Nicäa  (325) 
dialektisch  gebildete  Laien  anwesend,  welche  die 
Bischöfe  mitgebracht  hatten  und  welche  sich  an 
den  der  Besohlussfassung  vorausgehenden  Dis- 
kussionen betheiligten,  Socrat.  bist.  ecol.  I.  8; 
Hefelei,  294.  298.  304. 

*  Die  päpstlichen  Legaten  hatten  in  Folge  des 
Vorranges  des  römischen  Bischofs  den  hervor- 
ragendsten Platz  (nach  damaliger  Sitte  links  ne- 
ben dem  Kaiser)  syn.  Gonst.  v.  680.  act.  1, 
Mansi  11,  211.  319.  Wenn  einzelne  von  ihnen 
öfters  mit  dem  Zusätze :  ^s.  synodo  praesidens^, 
so  zu  Ghalcedon,  1.  c.  6,  1081  u.  7,  135,  und  zu 
Konstantinopel  869,  1.  c.  16,  189  unterschrieben 
haben,  so  deutet  dies  daher  nicht  ohne  Weiteres 
auf  das  Präsidium  hinsichtlich  der  Geschäftslei- 
tung. Allein  in  der  3.  Sitzung  des  erstgedachten 
Konzils  haben  sie  dasselbe  beim  Ausbleiben  der 
kaiserlichen  Kommissare,  freilich  unter  Berufung 
auf  den  päpstlichen  Auftrag  geführt,  Mansi  6, 
986;  Hefele2,  443ff.;  Miehaudp.  176.  Es 
ist  selbstverständlich  genug,  dass  sie  ihre  Stel- 
lung möglichst  einflnssreich  zu  machen  suchten. 
Indessen  ist  es  ihnen  nicht  immer  gelungen,  ihren 
Willen  durchzusetzen.  So  ist  z.  B.  die  Synode 
zu  Ghalcedon  trotz  des  Rathes  Leos  I,  ep.  93, 
Man  si  6, 134,  nicht  nochmals  über  den  Glauben 
zu  verhandeln,  unter  Zustimmung  der  kaiser- 
lichen Kommissare  in  eine  solche  Erörterung  ein- 
getreten, Hefele  2, 405.  43&.  453.  465;  ebenso 
wenig  sind  die  letzteren  auf  ihren  Antrag,  den 
Beschluss  wegen  der  Vorrechte  des  Stuhles  zu 
Konstantinopel  (Tb.  I.  S.  543)  zu  kassirefi,  ein- 
gegangen, Hefele  a.  a.  0.  S.  544.    Vgl.  auch 
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obwohl  selbatyerBtftndlich  einzelne  Theilnehmer  der  Versammlang  in  Folge  ihrer 
Stellung,  so  z.  B.  mehrfach  die  päpstlichen  Legaten,  oder  auch  wegen  ihrer  geistigen 
Bedeutung  auf  manchen  Konzilien  thatsftchlich  einen  sehr  entscheidenden  Einflnss 
geübt  haben  ^ 

Die  Hauptftinction  der  allgemeinen  Konzilien  ist  in  der  gedachten  Zeit  die  nfthere 
Klarstellung,  Ausbildung  und  Weiterentwicklung  der  christlichen  Glaubenslehre,  so- 
wie die  Ausscheidung  und  die  Verwerfung  keteerischer  Lehrmeinungen  gewesen  2. 
Ausserdem  haben  sie  aber  vielfach  eine  gesetzgeberische  Thätigkeit  in  Bezug  auf 
kirchliche  Angelegenheiten ,  insbesondere  die  Verfassung  und  das  Recht  der  Kirche 
entwickelt 3,  femer  kirchliche  Verwaltungssachen  erledigt^,  und  die  Gerichtsbarkeit 
gegen  die  Anhänger  verurtheilter  ketzerischer  Meinungen^,  in  anderen  Disciplinar- 
und  Strafsachen^,  sowie  in  sonstigen  kirchlichen  Rechtsstreitigkeiten  gehandhabt ^. 

Was  die  erstgedachte  Thätigkeit  betri£ft,  so  bestimmt  eine,  die  namentlicli  von 
den  Altkatholiken  in  neuerer  Zeit  vertretene  Ansicht  den  Charakter  derselben  dahin  ^: 
„Die  Bischöfe  auf  dem  Konzil  sind  vor  Allem  Zeugen,  sie  sagen  aus  und  konstatiren, 
was  sie  und  ihre  Gemeinden  als  Glaubenslehre  empfangen  und  bisher  bekannt  haben; 
sie  sind  aber  auch  Richter,  nur  dass  ihre  richterliche  Gewalt  Aber  den  Glauben  nicht 
ttber  den  Bereich  des  Zeugenthums  hinausgehen  darf,  vielmehr  durch  dieses  fort- 
während bedingt  und  umschrieben  ist.  Als  Richter  haben  sie  das  Gesetz  (die 
Glaubenslehre)  nicht  erst  zu  machen,  sondern  nur  zu  interpretiren  und  anzuwenden. 
Sie  stehen  unter  dem  öffentlichen  Recht  der  Kirche,  an  welchem  sie  nichts  zu  ändern 
vermögen.  Sie  üben  ihr  Richteramt  erstens:  indem  sie  die  von  ihnen  abgelegten 
Zeugnisse  unter  einander  prüfen  und  vergleichen  und  deren  Tragweite  erwägen; 
zweitens,  indem  sie  nach  gewissenhafter  Prüfung:  ob  an  einer  Lehre  die  drei  unent- 
behrlichen Bedingungen  der  Universalität,  der  Perpetuität  und  des  Consensus  (ubique, 
semper,  ab  omnibus)  zutreffen;  ob  also  die  Lehre  als  die  allgemeine  Lehre  der  gan- 
zen Kirche,  als  wirklicher  Bestandtheil  des  göttlichen  Depositums,  allen  gezeigt  and 
ihr  Bekenntniss  jedem  Christen  auferlegt  werden  könne.  Ihre  Prüfung  hat  sich  dem- 
nach sowohl  über  die  Vergangenheit  als  die  Gegenwart  zu  erstrecken.  So  ist  von 
dem  Amte  der  Bischöfe  auf  Konzilien  jede  Willkür,  jedes  blos  subjektive  Gutdünken 
ausgeschlossen.  Es  würde  das  frevelhaft  und  verderblich  sein;  ^i^nn,  da  die  Kirche 
keine  neuen  Offenbarungen  empf&ngt,  keine  neuen  Glaubensartikel  macht,  so  kann 
und  darf  auch  ein  Konzil  die  Substanz  des  Glaubens  nicht  ändern,  nichts  davon  weg- 
nehmen und  nichts  hinzufügen.  Ein  Konzilium  macht  also  dogmatische  Dekrete  nur 
über  Dinge,  welche  schon  in  der  Kirche,  als  dnrch  Schrift  und  Tradition  bezeugt, 


Th.  I.  S.  500.  —  In  Betreff  der  abrigen  BiBchöfe 
wird  das  „residere  secundum  ordinem^  Yielfach 
erwähnt,  8.  z.  B.  Mangi  11,  323.  335.  459. 
554.  615  ü.  16,  18. 

^  Tb.  I.  S.  500.  Vgl.  femer  in  Betreff  der 
Stellung  des  Athanasios  auf  der  Synode  v.  Nicäa 
(325)  He  feie  2,  298.  314. 

«  Vgl.  He  feie  1,  252.  306.  314;  2.  9.  14. 
20.  149.  178.  182.  388.  402.  423.  438.  453. 
464.  798.  863;  3,  249.  263.  442.  460.  467. 
471 ;  4,  418.  423. 

3  Vgl.  die  Kanonea  der  Synoden  ▼.  Nic&a  (325), 
KouaUntinopel  (381),   Chaleedon  (451),   Niofta 


i 


IST),  Konstantinopel  (869),  Hefele  1,  376; 
,  15.  25.  209.  565;  3,  475;  4,  419,  s.  anch  a. 
a.  0.  1,  320. 
«  Hefele  2,  7.  19.  212.  490;  3,  461.  463; 

4,  394.  395  u.  0.  ITi,  U.  S.  379.  n.  2. 

6  Hefele  2, 185.  189. 

«  A.  a.  0.  2,  204.  438.  451.  477;  4,  409. 
418. 

7  Th.  I.  S.  545.  n.  5.  u.  S.  578.  n.  2;  Th.  U. 

5.  379.  n.  2  u.  n.  7. 

8  Döllingeri.d.S.339.i.d.Anm.T.S.338 
cit.  Artikel.  Vgl.  femer  ▼.  Schulte,  SteHg.  d. 
GonciUen,  S.  35.  40;  Mich  a  nd  p.  6. 
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angemein  geglaubt  wurden  oder  welche  als  evidente  nnd  klare  Folgerungen  in  den 
bereits  geglanbien  und  gelehrten  Grundsätzen  enthalten  sind.^ 

Diese  Meinung  betont  einmal  den  Zeugenbemf  der  Bisehöfe  auf  den  alten  Kon- 
sHen  in  einer  viel  zu  einseitigen  Weise.  Es  ist  historisch  unrichtig,  dass  diese  Ver- 
sammlui^en  zu  dem  gedachten  Zwecke  zusammengetreten  sind.  Nicht  dazu,  Zeugniss 
Aber  den  Olauben  abzulegen,  waren  sie  bestimmt,  sie  sind  vielmehr  aus  Anlass  ein- 
getretener, die  Kirche  weit  und  breit  berflhrender  Olaubensstreitigkeiten  einberufen 
worden,  um  darüber  zu  entscheiden,  welches  die  rechte  Lehre  sei ,  und  Aber  die  An- 
hänger der  falschen  ihr  ürtheil  abzugeben.  Der  richterliche  Beruf  des  Konzils  und 
der  auf  ihm  versammelten  Bischöfe  ist  also  die  Hauptsache ,  die  Thätigkeit  gewesen, 
nm  derentwillen  die  Konzilien  gehalten  worden  sind.  Allerdings  hat  man  auf  den 
Konzilien  die  Zeugnisse  der  heiligen  Schrift  und  der  Kirchenväter  geprüft  ^  und  auch 
die  Konzilsmitglieder  haben  ihre  Auffassungen  Aber  dogmatische  Fragen  dargelegt^, 
aber  doch  nur  deshalb,  um  ein  ürtheil  darüber  zu  ermöglichen,  welche  Lehre  als  die 
rechte  anzunehmen  und  welche  als  ketzerisch  zu  verwerfen  sei'.  „Li  dem  Sammeln 
der  Zeugnisse,  in  dem  Vergleichen  und  Prüfen  derselben  liegt  der  Schwerpunkt  bei 
allen  alten  Synoden''^  demnach  gerade  nicht,  sondern  in  der  Abgabe  von  ürtheilen 
Aber  dogmatische  Fragen,  ohne  welche  man  bei  sich  entgegenstehenden  Meinungen  und 
Zeugnissen  praktisch  zu  gar  keinem  Ziele  hätte  gelangen  können. 

Nicht  minder  einseitig  wird  betont,  dass  die  Prüfting  der  Bischöfe  sich  darauf 
zn  erstrecken  habe ,  ob  fOr  eine  Lehre  die  drei  Bedingungen  der  Universalität ,  der 
Perpetnit&t  nnd  des  Oonsenses  (ubique,  semper,  ab  omnibus)  vorhanden  seien  ^.   Wie 


*  Synod.  Ephes.  ▼.  431,  Mansi  4,  1183 ff., 
Tgl.  auok  Hefele  3,  265.  270.  273.  463.  468. 
Anf  dem  Konzil  ▼.  Chalcedon  wurde  In  Folge  des 
Verlangens  eines  Theiles  der  Mitglieder  diesen 
eine  Frist  von  5  Tagen  zn  vorgingiger  Prüfting 
gewälirt,  aet.  2,  Maus i  6,  974  n.  7, 7. 

<  Vgl.  Leon.  I  ep.  ad  Theodor,  v.  453,  Bal- 
ler. 1,  1218;  Maus!  6,  244:  „gloriamnr  in 
domino  .  .  •  qui  nnllnm  nos  in  nostris  fratribus 
detrimentum  snstlnere  permisit,  sed  quae  nostro 
prias  minlsterio  deflnleiat,  nniversae  fratemitatis 
inetraetabili  flimavit  assensu  .  .  .  Ipsa  qnoque 
veritas  et  clarios  renitescit  et  fortius  retinetur, 
dum  qnae  fldes  prins  docuerat,  haec  postea  exa- 
minatio  oonilrmarit  ...  in  nnllo  ab  Ulis  quas 
spiritos  sancti  divinitas  In  Ghalcedonensl  concilio 
pTOtulit,  lldei  regnlis  recedentes  .  .  .  non  iam 
tamqnam  de  dnbiis  disceptantes,  sed  auctoritate 
mmma  qnae  bene  deflnita  snnt,  adstrnentes :  cum 
et  in  apostolicae  sedls  epistol&,  universalis  s.  sy- 
nodi  assensu  flrmata,  tanta  divinae  auctoritatis 
iestimonia  noverlmus  esse  congesta,  ut  nullus 
qaeat  ulterius  dubitare  ...  et  synodalia  gesta, 
Tel  quibus  primum  fldei  deflnitio  legitur  esse  for- 
Buta  vel  quibus  praefatae  literae  apostoUcae  se- 
dix  .  .  .  defensae  sunt  et  maxime  ad  piissimos 
principes  totius  concilii  allocutio ,  tot  sint  prae- 
cedentiam  patrum  testimoniis  roborata,  ut  cuivia 
improdeuti  ac  pertinad  animo  .  .  .  valeant  sua- 
dere." 

'  Vgl.  auch  Fiommann,  Gesch.  u.  Kritik 
des  vai.  Concils.  S.  304  ff. 

4  So  V.  Schulte  Stellung  S.  40. 


B  Das  stützt  sich  auf  die  Lehre  des  Vincentius 
Lerinensis,  welober  in  seinem  klassischen,  unter 
dem  Namen:  Peregrinus  u.  430  geschriebenen 
commonitorium  ad  versus  haereticos  (n.  a.  Augs- 
burg 1872,  die  entscheidenden  Stellen  auch  abge- 
druckt bei  V.  Schulte,  a.  a.  0.  S.  246),  c.  3 
bemerkt :  „  In  ipsa  eatholica  ecclesia  magnopere 
ourandnm  esse,  ut  id  teneamus,  quod  ubique, 
quod  semper,  quod  ab  omnibus  creditum  est. 
Hoc  est  etenim  vere  proprieque  oatholicum,  quod 
ipsa  vis  nomlnis  ratioque  declarat,  quae  omnia 
fere  unlversaliter  comprehendit.  Sed  hoc  ita 
demum  flet,  si  sequamur  universitatem,  antiqui- 
tatem,  oonsensionem.^  Aber  damit  ist  nur  ge- 
sagt, dass  eine  Lehre,  welche  den  erwähnten  Er- 
fordernissen entspricht,  katholisch  ist;  das  Gegen- 
theü  dieses  Satzes,  dass  dasjenige,  bei  welchem 
sie  sich  nicht  alle  finden,  unter  keinen  Umstän- 
den katholisch  sein  und  zum  Glaubenssatz  erho- 
ben werden  dürfe,  sagt  aber  Vincentius  in  sei- 
nen Ausführungen  nicht,  vgl.  Frommann  a. 
a.  0.  S.  309,  vielmehr  nimmt  er  sogar  die  Zu- 
lässigkeit  einer  Entwicklung  des  Bogmas  an,  o. 
23  (al.  28) :  „Sed  forsitan  dielt  aliquis :  NuUusne 
ergo  in  ecclesia  Christi  pröfectus  habebitur  re- 
ligionis?  Habeatur  plane  et  maxime  .  .  .  Sed  ita 
tarnen,  ut  vere  profeotus  sit  iUe  fldei,  non  per- 
mutatio.  Si  quidem  ad  profectum  pertinet,  ut  In 
semetipsam  unaquaeque  res  ampliflcetur ;  ad  per- 
mutationem  vero,  ut  aliquid  ex  alio  in  aliud 
transvertatur*^,  welche  er  dann  (s.  das  folg.  Gap.) 
mit  dem  Wachsthum  des  menschlichen  Korpers 
nnd  dem  des  Getreides  aus  dem  Samen  ver- 
gleicht. 
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I.  Die  Hierarohie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  169. 


bei  der  starren  Festhaltang  dieses  Erfordernisses  eine  weitere  Entwicklung  in  der 
christlichen  Lehrbildong  möglich  gewesen  wftre  y  ist  nicht  abzusehen.  In  der  That 
aber  ist  eine  solche  gerade  durch  die  hier  in  Frage  stehenden  Synoden  erfolgt,  und 
zwar  auf  dem  Wege,  dass  dieselben  die  Grundlehren  des  Ghristenthums  durch  Glau- 
bensartikel weiter  ausgestaltet  haben,  welche,  wenngleich  in  ihnen  ein  organisches 
Wachsthum  nicht  zu  verkennen  ist,  doch  relativ  neu  waren  ^ 

Aus  der  übertriebenen  Bedeutung  der  ZeugenAinction  der  Bischöfe  ist  welter  der 
Satz  hergeleitet  worden,  dass  bei  der  Feststellung  von  Glaubenslehren  und  bei  der 
Aburtheilung  von  Glaubenssachen  die  Einstimmigkeit  aller  Bischöfe  erforder- 
lieh und  somit  eine  Entscheidung  durch  Majorit&tsbeschluss  unstatthaft  gewesen  sei'. 
Ausdrücklich  ist  eine  solche  Forderung  als  Rechtsnorm  in  der  fraglichen  Zeit  nicht 
aufgestellt  worden,  und  ebensowenig  lässt  sich  ein  historischer  Beweis  für  die  Geltang 
dieses  Satzes  erbringend  Auf  dem  Konzil  von  Nicäa  (325)  haben  sich  zunächst 


1  Vgl.  Fromm ann  a.  a.  0.  S.  311:  „Das 
Nicäanum  (325)  flxlit  den  noch  auf  dem  vom 
Konzil  T.  Autioohia  (269)  ein  halbes  Jahrhun- 
dert vorher  verworfenen  und  mit  der  bisherigen 
patristischen  Ausbildung  der  Trluitatslehre,  na- 
mentlich bei  Tertulllan  und  Orlgenes  nicht  har- 
monirenden  technischen  Ausdruck  für  die  We- 
sensgleichheit  des  Sohnes  mit  dem  Vater;  das 
KonsUntinopolitanum  (381)  fügt  die  Gleichbe- 
rechtigung des  h.  Geistes  hinzu,  das  Ephesinum 
(431)  die  der  beiden  Naturen  in  Christo,  deren 
Yerhältniss  das  Ohalcedonense  (451)  näher  be- 
stimmt, doch  nicht  klar  genug,  so  dass  das 
zweite  und  dritte  Konstantinopolitanum  (553  u. 
6S0)  sein  Symbol  rervollst&ndigen  müssen." 
Michaud  1.  c.  hat  bei  jedem  der  von  Ihm  be- 
handelten 7  KonziUen  p.  48.  93.  122.  162.  214. 
241.  306  unter  der  feststehenden  Rubrik:  „Gom- 
ment  ce  concile  n*a  point  innovtf,  mais  constattf 
historiquement  la  doctrine  universelle,  oonstante 
et  unanime  des  tfglises  chrtftiennesparticulidres?" 
sich  bemüht  den  Nachweis  zu  führen ,  dass  sie 
nichts  Neues  festgesetzt  haben,  aber  durch  die 
Thatsaohen,  dass  schon  vor  jeder  der  Synoden  die 
später  entschiedenen  Fragen  aufgeworfen  und 
diskutirt  worden  sind  und  die  angenommene 
Meinung  Anhänger  gefunden  hat,  ist  doch  nicht 
dargethan,  dass  von  denselben  nur  das  „ubique, 
semper,  ab  omnibus"  dogmatisirt  worden  ist  und 
dass  die  festgestellten  Glaubensartikel  nicht  relativ 
neu  waren.  Hätte  die  Sache  so  gelegen,  so  wür- 
den doch  vorher  kaum  heftige  Glaubensstreitig- 
keiten haben  entstehen  können,  und  es  würde 
die  Zusammenberufang  der  Synoden  überhaupt 
nicht  erforderlich  gewesen  sein.  Die  hier  vertre- 
tene Auffassung  dringt  denn  auch  unwillkürlich 
bei  den  Anhängern  der  andern  Ansicht  hervor, 
so  glebt  z.  B.  D 511  i  n ger  s.  o.  S.  341  wenigstens 
zu,  dass  das  Konzil  über  Sätze,  welche  e  vi  d  en  te 
und  klare  Folgerungen  des  bereits  Geglaubten 
sind,  dogmatische  Dekrete  machen  kann,  wäh- 
rend die  Streitigkeiten  sich  gerade  darum  gedreht 
haben,  welche  Folgerungen  evident  und  klar  wa- 
ren und  die  Konzilien  zur  Entscheidung  darüber 
nothwendig  geworden  sind.  Auch  v.  Schulte 
S.  105  erkennt  dies  mit  der  Aeosserung  an: 
„Damit  ein  Satz  als  wirklicher  Glaube  unbedingt 
gelten  könne,  muss  feststehen,  dass  er  von  An- 


fang an  überall  in  allen  Kirchen  als  solcher  in 
Wirklichkeit  gegolten  habe.  Entweder  kann  dies 
erwiesen  werden  durch  den  Nachweis,  dass  er 
ausdrücklich  anerkannt  war  oder  dadurch, 
dass  gezeigt  wird,  dass  nichts  ihm  ent- 
gegen Stehendes  gelehrt  und  geglaubt 
wurde".  Unter  der  letzteren  Voraussetzung  ist 
aber  der  Satz,  dessen  Anerkennung  direkt  nicht 
erwiesen  werden  kann,  doch  als  ein  neuer  zu  be- 
trachten, da  der  Umstand,  dass  nichts  eutgegeu- 
stehendes  geglaubt  wurde,  noch  nicht  ergiebt, 
dass  man  sich  eines  bestimmten  positiven  Satzes 
bewusst  war  und  diesen  gelehrt  hat. 

2  S.  z.  B.  V.  DöUinger  in  dem  o.  S.  339. 
Anm.  citirten  Aufsatz :  „Seit  1800  Jahren  hat  es 
als  Grundsatz  gegolten,  dass  Dekrete  über  den 
Glauben  und  die  Lehre  nur  mit  einer  wenigstens 
moralischen  Stimmeneinhelligkeit  votirt  werden 
sollten'';  u.  v.  Schulte  a.  a.  0.  S.  80.  278. 

s  Der  Versuch  v.  Schulte*s  ist  m.  E.  nicht 
gelungen.  Vincentius  Lerinensis  spricht  den  Satz 
jedenfalls  nicht  direkt  für  die  Konzilien  aus,  und 
die  Herleitung  desselben  durch  Folgerung  ans 
seinem  :  „ab  Omnibus  (s.  S.  341.  n.  5),  ist  unzu- 
lässig, denn  c.  4.  setzt  derselbe  den  Fall,  dass 
eine  Häresie  fast  die  ganze  Kirche  ergriffen  habe, 
und  nimmt  an,  dass  auch  etwas  katholisch  sein 
könne,  was  nur  von  wenigen  geglaubt  weide. 
Was  sodann  aus  der  Thatsache,  dass  bei  dorn 
ariaiiischeuDoppelkonzil  v.  Seleucia-Rimini  (354) 
nur  wenige  Bischöfe  standhaft  geblieben  sind  und 
fast  der  gesammte  Episkopat  eine  falsche,  die 
Gottheit  Christi  betreffende  Lehre  angenommen 
hat,  sowie  aus  den  darauf  bezüglichen  beiden 
wesentlich  gleichlautenden  Schreiben  des  rö- 
mischen Konzils  unter  Damasus  v.  372,  a.  a.  0. 
Anh.  S.  4.  n.  5. 6,  M  a n  8 i  3, 459 :  „Sed  et  in  ipso 
exordio  ab  iisdam  ipsis  qul  hoc  apud  Ariminum 
retractare  cogebantur,  emendatum  hac  tenus  est, 
ut  subreptum  sibi  alia  disputatione  faterentur, 
idcirco  quod  non  intellexissent  patrum  aenten- 
tlam  apud  Nicaeam  formatam  esse  contrariam. 
Neque  enim  praeiudicium  aliquod  nasci  potuit 
ex  numero  eorum,  qui  apud  Ariminum  convene- 
runt,  cum  constet  neque  Romanum  episcopum, 
cuius  ante  omnes  fuit  expetenda  sententia,  neque 
Vincentium  (v.  Gapua)  qui  tot  annos  sacerdotium 
inlibate  servavit  neque  aUos  hniusmodl  statutls 


{.  169.]      Die  allgemeinen  oder  ökumenischen  Konssüien.  Das  erste  Jahrtausend. 
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fünf  Bischöfe  geweigert,  das  Symbol  zu  unterschreiben,  von  diesen  aber  nachträglich 
aoeh  drei,  wie  schon  ihre  Zeitgenossen  annahmen,  nicht  ehrlich  und  auMchtig,  son- 
dern nur  um  Absetzung  und  Strafe  zu  vermeiden ,  ihre  Unterschrift  geleistet  ^,  so 
dass  also  eine  thats&chliche  Einstimmigkeit  nicht  vorhanden  war.  Die  150  Väter  des 
Eonstantinopolitanischen  Konzils  (381)  haben  den  Nicänischen  Glauben  unter 
näherer  Bestimmung  des  Wesens  des  h.  Geistes  zwar  einstimmig  erneuert,  aber  vorher 
waren  die  ebenfalls  erschienenen  36  macedonianischen  Bischöfe,  also  mehr  als  ein 
Sechstel  der  Synode,  weil  sie  ihre  Verurtheilung  als  Ketzer  voraussahen,  abgereist 2. 
ZiiEphesu8(431)  haben  zwar  178  Bischöfe  den  Nestorius  verurtheilt,  gleichzeitig 
aber  43  andere,  welche  sich  zu  einem  Gegenkonzil  constituirt  hatten,  den  Cyrill  ver- 
dammt, und  es  hat  sich  also  auch  hier  etwa  ein  Sechstel  separirt^.  Diese  Absonde- 
nmg  der  Minoritäten  beweist  schon  allein,  dass  nach  dem  damaligen  Rechtsbewusst- 
sein  nicht  Einstimmigkeit  erfordert  worden  sein  kann,  denn  wenn  sie  durch  ihr 
entgegengesetztes  Votum  die  Annahme  der  Ansicht  der  Majorität  und  ihre  von  dieser 
abhängige  Verurtheilung  hätten  hindern  können,  so  wäre  kein  Grund  zu  ihrer  Sepa- 
ration vorhanden  gewesen.  Ja  noch  mehr,  in  der  5.  Sitzung  des  Konzils  von  Chal- 
eedon  (451)  ist  nach  der  Vorlegung  der  von  einer  Kommission  entworfenen  Glaubens- 
formel ^,  trotz  des  Widerspruches  der  päpstlichen  Legaten  und  ihrer  Drohung, 
abzureisen,  die  Majorität  auf  den  Vorschlag  der  kaiserlichen  Kommissarien,  eine  neue 
Kommission  zu  ernennen,  zunächst  nicht  eingegangen,  sondern  hat  verlangt,  dass  die 
Formel  von  allen  unterschrieben,  und  wer  nicht  unterschreiben  wolle,  als  Ketzer  aus- 
geschlossen werden  solle.  Als  dann  die  kaiserlichen  Konmiissarien,  welche  die  Ab- 
reise der  Legaten  vermieden  wissen  wollten,  die  von  ihnen  eingeholte  Entscheidung 


ooQsensom  aliquem  conunodasse :  com  piaesei- 
tim,  nt  diximns,  üdem  ipsi  qui  per  Impressio- 
Bern  racenimisee  Tldebantar,  lidem  consilio  me- 
liore  —  das  heilst  doch  nicht,  es  wird  ein  „con- 
älinm  melius''  zugelassen,  so  v.  Schulte  S.  80. 
s.  115  --  dispUoere  sihi  faerint  piotestati'';  für 
die  Kothwendigkeit  der  Einstimmigkeit  folgen 
soll,  Ist  mir  nicht  lecht  klar.  S.  g.  moralische 
Einstimmigkeit  war  ja  auf  den  beiden  S^oden 
thatsiohlich  erreicht  worden.  Von  ▼.  Schulte's 
Staudpunkt  aus  konnten  sie  also  unter  diesem 
Gesichtspunkte  nicht  angefochten  werden.  In  der 
Tbat  beanstanden  auch  das  römische  Konzil  und 
Damasus  das  Konzil  v.  Rimini,  weil  Zwang  und 
Täuschung  gegen  die  Bischöfe  geübt  und  diese, 
nadidem  sie  sich  darüber  klargeworden,  hinterher 
ihre  Ansicht  geändert  haben,  weiter  weü  die  Sy- 
node von  Rimini  etwas  dem  Nicänum  Wider- 
sprechendes beschlossen  hat,  und  endlich  weil  sie 
nicht  ordnungsmisslg  zusammengesetzt  gewesen, 
da  der  Papst  nicht  dabei  betheiligt  war  und  man 
weder  seine  Ansicht  noch  die  anderer  hervor- 
ragender Bischöfe  beachtet  hat.  Wenn  v.  S  ch  ul  te 
a.  a.  0.  selbst  die  Bedeutung  der  von  ihm  sonst 
noch  eitirten  weiteren  Stellen  dahin  angiebt: 
gP.  Bamasus,  Colestin,  Innocenz  I,  Leo  d.  Gr., 
Gregor  d.  Or.,  Agatho  u.  s.  w.  sehen  alle  In  der 
Uebereinstimmung  allein  die  Bürgschaft 
der  Richtigkeit,  aber,  wie  alle  Stellen  beweisen, 
in  der  synodalmassig  abgegebenen  Uebereinstim- 
mung", so  ist  damit  nur  dargethan,  dass  die  ge- 
nannten   eine    einsümmig    erfolgte  Beschluss- 


fassung bei  den  verschiedenen  Konzilien,  auf 
welche  sich  ihre  Aeusserungen  beziehen,  voraus- 
gesetzt haben,  dieselbe  ausdrücklich  hervorheben 
und  sich  auf  dieses  Faktum  berufen.  Dass  sie 
aber  in  Glaubeussachen  rechtUch  erforderlich  sei, 
das  ergiebt  keine  einzige  Stelle.  Vgl.  übrigens 
auch  das  Weitere  oben  im  Text. 

1  Hefele,  Conciliengesch.  1,317.  Uebrigens 
haben  eine  Reihe  Eusebianer,  da  sie  die  Verwer- 
fung des  Alianismus  voraussahen ,  schon  allein 
aus  Furcht  vor  der  Absetzung  gleich  anfangs 
unterschrieben,  a.  a.  O.  S.  309. 

s  Hefele  2,  4.  5. 

8  A.  a.  0.  2,  188.  193.  Trotzdem,  dass  abge- 
sehen von  der  Separation  eine  Reihe  morgen- 
ländischer Bischöfe  nicht  erschienen  war,  a.  a. 
O.  S.  182  (F.  erklärten  die  päpstlichen  Legaten  in 
Betreff  der  Sentenz  gegen  Nestorius:  „flrmum 
ergo  est  luxta  omnium  ecclesiarum  decre- 
tum  (nam  orlentalis  et  occldentalis  ecclesiae  sa- 
cerdotes  per  se  vel  certe  per  suos  legatos,  sacer- 
dotali  huic  consensui  intersunt),  quod  in  ipsum 
pronuntiatum  est.**  In  dieser  Aeusserung  liegt 
nachweisbar  eine  Uebertreibung  des  thatsäch- 
lichen  Sachverhaltes ;  nichts  desto  weniger  sagt  v. 
S  chulte  S.  80  in  Bezug  auf  sie :  „Sie  giebt  den 
Besohluss  aller  Kirchen  als  Grund  an.  Wenn 
aber  nicht  „decretum  omnium  ecclesiarum''  mit 
Einstimmigkeit  identisoh  ist,  haben  die  Worte 
ihren  Sinn  verloren." 

*  Sie  ist  verloren  gegangen,  He  feie  2,  465« 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirohe  durch  dieselbe. 


[§.  169. 


des  Eaiflers ,  dass  entweder  die  KommiBsion  angenommen  werden  müsse  oder  alle 
einzelnen  durch  ihre  Metropoliten  ihren  Glauben  erklären  lassen  sollten,  oder  falls 
die  Majorität  keines  von  beiden  wolle,  im  Abendlande  eine  neue  Synode  einberufen 
werden  würde,  der  Synode  eröffnet  hatten,  wurde  von  einer  Anzahl  von  Bischöfen 
die  frühere  Erklärung  wiederholt,  und  erst  nachher  ist  es  den  kaiserlichen  Kom- 
missaren gelungen,  die  Majorität  zur  Annahme  der  Kommission  zu  bewegen  ^  Obwohl 
es  sich  hier  um  eine  Glaubensfrage  gehandelt  hat,  ist  die  M^gorität  also  unzweifelhaft 
der  Rechtsansicht  gewesen,  dass  die  Minorität  sich  der  Minorität  zu  fügen  habe  oder 
andernfalls  als  Ketzer  zu  behandeln  sei.  Weder  die  kaiserlichen  Kommissarien  noch 
die  päpstlichen  Legaten  sind  dieser  Rechtsauffassung  entgegengetreten,  vielmehr 
haben  die  ersteren,  um  die  ilmen  nicht  genehme  Abstimmung  auszuschliessen,  die 
Intervention  des  Kaisers  angerufen  und  sie  dadurch  zu  verhindern  gesuchte 

So  erweist  sich  die  Nothwendigkeit  der  Einstimmigkeit  historisch  als  ein  Phan- 
tom, und  in  der  That,  wenn  man  auf  den  Synoden,  welche  zur  Beseitigung  der 
Glaubensstreitigkeiten  berufen  waren,  über  Glaubensfragen  überhaupt  abstimmen 
Hess,  so  blieb  praktisch  gar  nichts  anderes  übrig,  als  eine  Majorisirung  der  Minorit&t 
eintreten  zu  lassen,  denn  bei  verlangter  Einstimmigkeit  würden  die  Synoden  mangels 
einer  Ausgleichui^  der  verschiedenen  Ansichten  resultatlos  haben  auseinander  gehen 
müssen  '.  Nur  soviel  ist  richtig,  dass  thatsächlich  eine  Einstimmigkeit  vielfach  erzielt 
worden  ist^,  aber  doch  theils  allein  dadurch,  dass  die  dissentirende  Minorität  dem 
Drucke  der  Kaiser  und  der  Majorität  nachgab^,  theils  dadurch,  dass  sie  sich  vor  der 
entscheidenden  Abstimmung  absonderte  nnd  als  ketzerisch  ausgeschlossen  wurde  ^. 

Vielfach  ist  femer  katholischerseits  schon  fElr  die  in  Rede  stehende  Zeit  dem 
Papste  ein  Bestätigungsrecht  der  Beschlüsse  der  allgemeinen  Konzilien  in  dem 
Sinne,  dass  dieselben  erst  durch  seine  Genehmigung  verbindliche  E>aft  erhalten  hätten, 
als  etwas  selbstverständliches  beigelegt  worden  ^.  Diese  Ansicht  erscheint  indessen 
zweifellos  irrig  und  widerspricht  den  historischen  Thatsachen^.  Keine  der  erwähnten 
allgemeinen  Synoden  ist  in  diesem  Sinne  von  den  Päpsten  bestätigt  worden.  Hat 
man  sich  auch  die  erdenklichste  Mühe  gegeben,  dies  in  ältere  Zeugnisse  hinein  zn 
interpretiren  ^,  so  ist  es  doch  nicht  gelungen,  ein  einziges  päpstliches  Schreiben,  wel- 


1  Mansir,  102ff.;  Hefele2,465. 

2  Vgl.  hierzu  K.  Hase,  Hdbch.  d.  protestani. 
Polemik  gegen  d.  löm.  kath.  Kirohe.  3.  Aufl. 
Leipzig  1871.  S.  32. 

3  Für  Ghalcedon  (451)  8.  Hefele  2,  472; 
Konstanünopel  r680)  a.  a.  O.  3,  285;  Nicäa 
(787)  ebend.  S.  468 ;  KonsUntinopel  (689)  ebend. 

4,  423.  424. 

*  Wie  zu  Nicia  (325)  8.  S.  343.  ii.  1. 

5  S.  das  Torher  Im  Texte  bemerkte. 

«  S.  z.  B.  PhllUp8K.  R.2,  260;  Hergen- 
Töther,  kath.  Kirche  n.  christl.  Staat.  Freibnrg 
1872.  S.  819;  Hefelei,  46. 

"^  Derselben  Ansicht  v.  Sohnlte,   Stellung 

5.  96. 

S  Was  znniohst  das  Nicännm  y.  325 betrifTt, 
so  sind  die  beiden  Bestätigongsschreiben  Sil- 
vesters, M anal  2,  720.  721  nnd  die  Akten  des 
römischen  Bestitignngskonzlls,  1.  c.p.  1081,  ent- 
schieden unrichtig,  He  feie  1,  438.  Die  Stelle 
in  dem  Schreiben  der  römischen  Synode  y.  485, 
Man 8 1  7,  1140:    „COOXYIU  ss.  patres  apud 


Nicaeam  congregati  conflrmattonem  rerum  ac  auo- 
toritatem  s.  eoclesiae  Romanae  detulenmt",  kann 
nicht  heissen,  s.  Hefele  1,  46.  442,  sie  haben 
die  Bestätigung  nachgesucht,  sondern  nur  so  viel 
wie :  sie  haben  das,  was  sie  bestätigt  und  durah 
ihre  Autorität  festgesetzt  haben,  der  romischen 
Kirohe  mitgetheilt.  Wenn  ferner  Socrat.  htst 
eool.  II.  17  erzählt,  dass  Papst  Julius  I  den  An- 
tioohenem  geschrieben  habe :  „tou  ixxXi^otaonxou 
xav^voc  x€Xe6ovTOc,  (i.*^  ^eiv  Ttapä  ^^nfiTjv  lov 
iTTioxÖTCou  'P(6fi,T2c  xavovCCetv  Tdg  ixxkrfiiiK'^  eine 
Mittheilung,  welche  sich  übrigens  auch  schon  bei 
ihm  II.  8  (s.  S.  334.  n.  2)  findet,  und  Hefele 
daraus  schliesst,  dass  eine  solche  Regel,  wonach 
die  Konzilien  der  päpstlichen  Zustimmung  be- 
durften, wohl  schon  zur  Zeit  des  Nicänums, 
welches  nur  11  Jahre  yoi  dem  Regierungsantritt 
dieses  Papstes  gehalten  sei,  bestanden  haben 
werde,  so  ist  dies  y ollig  yerfehlt.  Julias  hat  einen 
solchen  Ausspruch  nicht  gethan.  Den  Inhalt  des 
Briefes,  in  welchem  er  sich  finden  soll,  giebt 
Socrat.  II.  17  zwar  nur  kurz,  aber  so  genau  an, 


§.  169.]       Die  allgemeinen  oder  ökumenischen  Konzilien.   Das  erste  Jahrtausend. 
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ehes  auch  nnr  ftusserlich  den  Charakter  eines  feierlichen  Bestftügnngsdekretes  an 
uch  trage,  nachzuweisen.  Auch  hat  man  dabei  völlig  ausser  Acht  gelassen,  dass  die 


dasa  er  keinen  anderen  als  den  Brief  desselben 
an  die  Ensebianer  v.  342,   Gonstant.  1,  354 
meinen  kann.  In  demselben  steht  indessen  nichts 
dsToü,  vielmebi  hat  Sokrates  offenbar  die  Stelle 
desselben:  „hutzi  hi  irepl  r?Jc  AXs^av&p^oiv  ix- 
tkrfAaii  (idXtara  oOx  ifodt^ero  i^p.tv ;  ?j  dfvoeiTe, 
8n  ToüTo  S^o«  ^t  trpörepov  ^P^^o^at  "^p-iv  xal 
ol»Ta}<  £v9ev  6p(Ceoda(  toI  Mxata^  im  Auge,  s.  auch 
Hefele  selbst  1,  504.  n.  5.  —  Die  Synode  von 
Konstantinopel  (381)  hat  zunächst  nicht  den 
Gharaktei   einer  allgemeinen  gehabt,    und  die 
Mittheiluiig  des  PhotiuB  de  synodis,  Maus!  3, 
595:  „ol;  .  .  .  AcCfjiaooc  6  rfjc  'P(6{at);  xd  a^rd 
xporjvov  i]fV«Dp(CeTO  96|A^<nvoc"  bedeutet  nichts 
anderes,  als  dass  der  nicht  auf  derselben  vertre- 
tene Papst  unter  Befestigung  ihrer  Beschlüsse 
(genauer  des  Symbols)  diesen  zugestimmt,  d.  h. 
dass  sie  auch  im  Abendlande  Anerkennung  — 
ohne  eine  solche  hätte  die  Synode  selbstverständ- 
lich niemals  als  allgemein  gelten  können  —  ge- 
fnuden  haben.  —  Die  päpstliche  Bestätigung  der 
Synode  von  Ephesus   findet  Hefele  1,  47, 
ebenso  wie  auch  die  der  von  Nicäa  unbegreif- 
licher Welse   in   der  Unterzeichnung   der  Be- 
schlüsse durch  die  Legaten  des  Papstes,  obwohl 
darin  nichts  anderes,  als  die  Bekräftigung  ihrer 
Abstimmung  Hegt.    Die  Synode  selbst  hat  ihre 
Beschlüsse  dem  Papst  Goelestin  I  ohne  eine  Be- 
stätigung zu  verlangen,  nur  mitgetheilt,  Maus! 
4, 1335,  und  der  letztere  hat  in  dem  an  die  Sy- 
node bereits  nach  ihrer  Auflösung  gerichteten 
Sehreiben  v.  43%  l.  o.  5,  266,  weder  eine  Be- 
stätigung ausgesprochen  noch  für  nöthig  erachtet. 
Ebensowenig  ist  die  Behauptung  Hefeies  1, 
47  u.  2,  251  richtig,  dass  Cölestins  Nachfolger 
Sixtus    in    in    den  beiden  Schreiben  v.   432 
[Maus i  5, 373. 375)  eine  solche  feierlich  ertheilt 
habe.     Die  einzige  Stelle,,  welche  dafür  einen 
Anhalt  bietet,  1.  c.  p.  375 :  „ut  si  .  .  .  reiecerint 
omnia  quaeeumque  s.  synodus  nobis  conflrmanti- 
bos  leieeit,   redeant  in  sacerdotum  consessum'', 
ist  keine  feierliche  Bestätigung,    welche  auch 
nicht  blos  gelegentlich    ausgesprochen    worden 
wäre,  sondern  enthält  nur  eine  Erklärung,  dass 
der  Papst  mit  den  Beschlüssen  der  Synode  über 
die  Kestorianer  einverstanden  sei.  —  Die  Synode 
V.  Chalcedon  hat  ebenfalls  nicht  schlechthin 
die  Bestätigung  ihrer  Beschlüsse  bei  Leo  I  nach- 
gesucht.   Die  dafür  immer  wieder  citirte  Stelle 
ihres  Schreibens  s.  z.  B.  Hefele  1,  47  u.  2, 
545  an  letzteren,  Mansi  6,  156:   ^Tiaaav  6fi.Tv 
^Sri  ireirpaflAf^ov  ti?^v   Suvafiiv  i-fvcoploafxcN  sU 
s69raocv  -^(UTlpav  xal  xdi^  nap'  -i^fÄmv  itsnpaYPti- 
vosM  ßeßaloaiv  re  xal  ouYxaxdOeaiNS  bezieht  sich 
lediglich  auf  den  von  der  Synode  in  Betreff  des 
Toireehtes  des  Stuhles  von  Konstantinopel  fest- 
gestellten Kanon,  Th.  I.  S.  543,  gegen  welchen 
sehoD  die  päpstlichen  Legaten  auf  dem  Konzil 
opponirt  hatten,  Hefele  2,  531.  540,  Th.  l. 
S.  543 ,  nicht  aber  auf  die  übrigen  Beschlüsse. 
Dasselbe  gilt  von  den  Schreiben  Mauricius^  und 
Anatollus*  v.  Konstantinopel  an  ihn,  Mansi  6, 
167.  171.  277.     Leo  I  hat  bekanntlich  den  Ka- 
non verwoifen,  aber  nur  deshalb,  weil  er  dem 


Nicänum  widerspreche.  Dass  er  dagegen  ein  all- 
gemeines Bestätigungsrecht  nicht  in  Anspruch 
genommen,  zeigt  seine  ep.  103  v.  452  ad  ep. 
Galliar.,  1.  c.  p.  184,  in  welcher  er  ihnen  Mit- 
theilung über  die  Synode  v.  Chalcedon  macht, 
ohne  im  Leisesten  darauf  hinzudeuten,  dass  diese 
erst  durch  seine  Genehmigung  Kraft  erhalten 
hätte;  ebensowenig  ist  es  in  ep.  104.  105. 
106,  1.  c.  p.  187  fl.  der  Fall.  Erst,  als  der  Kaiser 
um  eine  besondere  Erklämng  über  die  Zustim- 
mung und  Genehmigung  Leo*s,  um  alle  Zweifel 
der  Gegner  an  derselben  zu  beseitigen,  gebeten 
hatte,  1.  c.  p.  215,  erklärt  der  letztere  in  einem 
darauf  erlassenen  Schreiben  an  die  Konzilsbi- 
schöfe, ep.  114  V.  453,  1.  c.  p.  226:  „Omnem 
quidem  fraternitatem  vestram  nosse  non  ambigo 
deflnitionem  s.  synodi,  quae  ...  in  Ghalcedo- 
nensi civltate oelebrata est,  toto corde  mefuisse 
complexnm  .  .  .  Ne  ergo  per  malignos  inter- 
pretes  dubitabile  videatur,  utrum  quae  in  synodo 
• . .  per  unaniinitatem  vestram  de  flde  statuta  sunt, 
approbem ,  haec  .  .  .  scripta  direzi  .  .  .  ut  et 
fraterna  universitas  et  omnium  fldelium  corda 
oognoscant,  me  non  solum  per  fratres  qul  vicem 
meam  executi  sunt,  sed  etiam  per  approba- 
tionem  gestorum  synodaUum,  propriam  vo- 
biscum  unisse  sententiam^',  in  einem  weiteren  an 
Mardan,  ep.  115,  1.  c.  p.  230:  „Quod  facilius 
dementia  vestra  arbitratur  implendnm,  si  per 
universas  ecdesias  deflnitiones  s.  synodi  Ohalc. 
apostolicae  sedi  placuisse  doceantur.  De  quo  qui- 
dem ratio  non  fuit  ambigendi,  cum  ei  fidel  om- 
nium subsoribentium  consensus  aooesserit,  quae 
a  me  secundum  formam  apostolicae  doctrinae  ac 
patemae  traditionis  emissa  est",  ähnlich  audi  in 
ep.  116.  117,  L  c.  p.  233.  234.  Demnach  hat 
Leo  I  erst  auf  besonderen  Wunsch  des  Kaisers 
noch  ausdrücklich  seine  Zustimmung  erklärt,  er 
bemerkt  femer,  dass  an  ihr  nicht  zu  zweifdn  ist, 
und  spricht  sie  aus,  um  seine  Meinung,  wdche 
die  Legaten  schon  vertreten  haben,  mit  der  der 
übrigen  Konzilsväter  zu  vereinigen.  Wer  darin 
eine  juristisch  rdevante  Bestätigung  findet,  der 
denkt  entweder  nicht  unbefangen  oder  nicht  ju- 
ristisch. S.  auch  V.  Schulte  S.  101.  —  Ebenso 
haltlos  ist  es,  wenn  Hefele  1,  48  u.  2,  905, 
darin,  dass  Papst  Yigilius  sich  durch  seine  Re- 
traktation  und  Zustimmung  zu  den  Anathema- 
tismen  der  5.  Synode  v.  553,  Mansi  9,  414. 
487,  auf  welcher  er  nicht  vertreten  war,  die  Frei- 
lassung aus  dem  Exil  verschafft  hat,  eine  Be- 
stätigung dieses  Konzils  finden  will.  —  Die 
6.  Synode,  welche  den  Papst  Honorius  I  ver- 
dammt hat,  und  bei  Mittheilung  ihrer  Beschlüsse 
wiederholt  davon  spricht,  dass  diese  unter  Mit- 
wirkung des  h.  Geistes  gefasst  sind,  kann  mit  ihrer 
Bitte  an  Papst  Agathe  1.  o.  11,  687:  ^^rthodoxae 
autem  fidei  splendidam  luoem  vobiscum  dare 
praedicavimus :  quam  ut  iterum  per  honora- 
bilia  vestra  scripta  conflrmetls,  vestram  oramus 
paternam  sanctitatem",  auch  deshalb,  weil  sie 
um  nochmalige  Zustimmung  ersucht,  nicht  eine 
Bestätigung  im  juristischen  Sinne  gemeint  haben. 
Der  Nachfolger  des  Papstes,  Leo  H  hat  den  spa- 
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Ansflbnng  eines  solchen  Rechtes  bei  dem  damaligen  Yerhftltniss  zwischen  den  morgen- 
ländischen Patriarohaten  und  dem  römischen  Stnhle  völlig  undenkbar  erscheint  und 
eine  Machtstellui^  des  Papstthums  voraussetzt,  welche  dasselbe  im  Orient  niemals 
besessen  hat '.  Endlich  wird  jene  Aufifassung,  welche  die  heutige  nltramontane  Lehre 
den  älteren  Zeiten  geschichtswidrig  unterzuschieben  sucht,  durch  das  Verhalten  der 
Konzilien  selbst  und  der  Kaiser  widerlegt.  Die  Synodalbeschlflsse  sind  stets  sofort 
feierlich  publicirt  worden,  ohne  dass  irgend  eine  Bestätigung  durch  den  Papst  Tor- 
behalten  worden  wäre^.  Man  hat  eine  solche  also  zu  ihrer  Rechtsgültigkeit  nicht  fttr 
erforderlich  gehalten.  Ebenso  haben  die  Kaiser  ohne  Rücksicht  auf  eine  päpstliche 
Konfirmation  die  Synodaldekrete  theils  auf  den  Konzilien  selbst',  theils  noch  durch 
besondere  Edikte  bestätigt^.    Erst  dadurch  erhielten  sie  verbindliche  Kraft,  und 


nischen  BisohÖfen  682  ohne  einer  solchen  zu  ge- 
denken blos  MittheiluDg  von  den  Beschlüssen 
des  6.  Konzils  gemacht  nnd  sie  znr  Untersohiift 
aufgefordert,  1.  c.  p.  1050,  und  wenn  es  in  sei- 
nem Briefe  an  den  Kaiser  belsst:  „et  qnia  defl- 
nitionem  reotae  fldei  (die  Synode)  praedicavit, 
quam  et  apostolica  sedes  b.  Petri  .  ,  .  yeneranter 
SQsceplt,  idoirco  et  nos  et  per  nostmm  of&ciom 
haec . .  .  sedes  .  .  .  ooncorditer  ac  unaminiter  his 
quae  deflnita  sunt  ab  ea,  con  sentit  et  b.  Petri 
anotoritate  couflrmat",  so  liegt  darin  wieder  nur 
ein  Bezeugen  der  Uebereinstimmung  des  Papstes 
als  Vertreter  des  oceidentalisehen  Patriarchates 
mit  der  Synode  um  somehr  als  vorher  betont  ist 
dass  eine  früher  abgehaltene  römische  Synode 
diese  ebenfklls  ausgesprochen  habe,  nnd  dass 
durch  das  kaiserliohe  Best&tigungsedikt  der  Sy- 
nodaldeflnition  die  Wahrheit  dem  ganzen  Erd- 
kreis kund  gethan  sei,  1.  c.  p.  718.  Vgl.  hierzu 
auch  Michaud  p.  761  if.  —  Die  7.  Synode  v. 
Nieaa  hat  weder  um  eine  Bestätigung  gebeten 
noch  eine  solche  erhalten.  Hefele  1, 49  findet 
darin  eine  Bethätigung  der  Approbation  Ha- 
drians  I,  dass  er  ihre  Akten  In  das  Lateinische 
hat  Übersetzen  lassen.  Dies  bedarf  aber  ebenso- 
wenig einer  Widerlegung,  wie  seine  weitere  Be- 
rufung auf  den  Brief  Hadrians  an  Karl  d.  Gr.  v. 
794,  in  welchem  der  Papst  sagt:  „  et  ideo  ipsam 
susoepimus  synodum^,  Mansi  13,808.  —  Der 
8.  Synode  ist  ebenfalls  keine  Bestätigung  von 
Hadrian  11  ertheilt  worden.  Das  von  H  e  f  e  l  e  1, 
49  in  Bezug  genommene  Schreiben  Hadrian*s  11 
V.  871,  1.  0.  16,  206  enthUt  davon  nichts,  vgl. 
auch  Hefele  2,  427,  und  ebensowenig  wird  man 
unbefangener  Weise  in  dem  Schlusssatz  des 
Schreibens  der  Synode  an  den  Papst,  1.  c.  p.  202 : 
„gratanter  imitatrioe  dei  sanctitate  vestra  omnlum 
nostmm  conventuum  et  universalis  huius  atque 
catholicae  synodi  consensum  et  consonantiam 
reclpiente,  praedloa  eam  magis  ac  velutl 
propriam  et  solidtius  confirma  coangelicis 
praeceptionibus  et  admonitionibus 
vestris,  ut  per  sapientissimum  magisterium 
vestrum  etiam  aliis  universis  eeclesiis  personetS 
eine  ausdrückliche  Bitte  „um  eine  besondere  und 
feierliche  Approbation''  finden  können  (so  H  e  - 
feie  1,49},  vielmehr  geht  dieselbe  dahin,  das 
von  der  Synode  Festgesetzte  entgegenzunehmen, 
es  weiter  zu  verkünden  und  als  eigene  Auf- 
fassung durch  Vorschriften  und  Ermahnungen  zu 
bestärken,  damit  es  allen  anderen  Kirchen  be- 


kannt wird.  Kann  wohl  eine  Tersammlang, 
welche  das  Bewusstseiu  hat,  dass  ihre  Beschlüsse 
zur  juristischen  Wirksamkeit  der  Bestätigung  be- 
dürfen, so  an  diejenige  Person  schreiben,  welche 
sie  zu  ertheilen  befugt  ist  und  kann  sie  gleich- 
zeitig eine  Eucyklika  an  alle  Gliubigen  er- 
lassen, in  welcher  sie  diese  auffordert,  sich  ihrem 
Urthell  zu  unterwerfen,  Mansi  16,  196;  He- 
fele 4,  426?   Vgl.  auch  S.  348.  n.  2. 

1  Sonst  hätte  man  nicht  dazu  gelangen  können, 
die  in  der  vor.  Anm.  besprochenen  Quellenstellen 
in  der  gewaltsamen  Weise,  wie  es  geschehen, 
zu  deuten,  und  in  jedem:  oonfirmare,  appio- 
bare,  ßeßaUiv  u.  s.  w.  eine  rechtlich  relevuite 
Bestätigung  finden  können.  Ueber  die  Bedeutnng 
dieser  Ausdrücke  vgl.  auch  v.  Schulte  S.  109. 

s  Publikation  der  Olaubensformel  auf  dem 
Konzil  V.  Olialeedon  act.  6,  Mansi  6,  134  ff. 
170 ;  der  Anathematismen  auf  der  5.  Synode  t. 
663,  l.  c.  9,  367.  376;  Schreiben  der  6.  Synode 
an  Agathe  v.  683,  l.  c.  11,  686:  „Et .  .  .  eon- 
venientes,  omnis  errorls  expertem  certamque  de- 
finitionem  vlvifici  spiritus  ope,  edidimus^aof 
deren  Wunsch  der  Kaiser  sofort  nach  seiner  Un- 
terzeichnung auch  gleichlautende  Schreiben  in 
die  Übrigen  Patriarchen  hat  absenden  lassen,  1. 
c.  p.  682;  Publikation  der  Definition  des  Ni- 
canums  v.  787  in  der  Schlusssitzung,  auf  An- 
ordnung der  Kaiser,  l.  c.  13,  414 ;  der  Beschlösse 
des  8.  Konzils  l.  o.  16,  160.  174.  185,  und  die 
Encyklika  der  Synode  an  alle  Gläubigen,  I.e. 
p.  176.  Vgl.  auch  Schulte  S.  96.  n.  153. 

'  So  Mardan  das  Glaubensbekenntniss  der 
Synode  v.  Ghalcedon  act.  VI,  Mansi  7,  174. 
Konstantin  hat  in  der  letzten  Sitzung  des  6.  Kon- 
zils das  von  derselben  beschlossene  Glanbensde- 
kret  auf  die  Bitte  der  Synode,  „ut  per  sactam 
vestram  subsignationem  robur  praebeatur  deftni- 
tioni  a  nobis  .  .  .  editae^  unterzeichnet,  L  c.  Üi 
682 ;  über  den  gleichen  Vorgang  auf  der  Synode 
V.  Nlcäa  (787)  Mansi  13,  415,  und  zu  Konstsn- 
tinopel  Q869)  1.  c.  16, 186  ff. 

^  S.  die  Schreiben  Konstantins  an  die  Alexan- 
driner, worin  er  die  Rückkehr  zum  rechten  Glau- 
ben fordert  und  an  die  Bischöfe  und  Gläubigen, 
worin  er  die  Auslieferung  und  Verbrennung  der 
Bücher  des  Aiius  bei  Todesstrafe  anordnet,  So- 
crat.  bist.  ecol.  I.  9.  Auf  die  Bitte  des  Konzils  von 
Konstantinopel  (381):  „ut  perliteras  quoque  tose 
pietatis  ratum  habeatnr  coneilli  deeretam, 
ut  sicuti  literis,  quibus  nos  oonvoeastl,  ecolesiaai 
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zwar  nicht  blos  als  staatliche ,  sondern  auch  als  kirchliche  Gesetze.  Denn  von  der 
Unterscheidung  einer  selbstständigen  kirchlichen  und  staatlichen  Sphäre  mit  von  ein- 
ander unabhängigen  Rechtsnormen  konnte  bei  dem  römischen  8taatskirchenthnm^ 
velches  die  Kirche  zn  einer  staatlichen  Zwangsanstalt  gemacht  hatte,  nnd  folge- 
weise auch  dem  Kaiser  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  die  kirchlichen  Angelegen- 
heiten einräumen  musste,  keine  Rede  sein  ^ 

Aus  der  vorangehenden  Darstellung  ergiebt  sich,  dass  zum  Begriffe  des  ökume- 
nischen Konzils  zunächst  die  Einberufting  des  Episkopates  des  römischen  Reiches, 
sei  es  der  einzelnen  Bischöfe,  sei  es  wenigstens  der  Bischöfe  aus  den  yerschiedenen 
Provinzen  gehört,  und  dass  die  Einberufung  seitens  des  Kaisers  erfolgen  muss,  da 
die  Beschlflsse  dieser  Synoden  fdr  das  ganze  Reich  bindend  werden,  also  auch  nur 
anter  kaiserlicher  Autorität  gefasst  und  durchgefllhrt  werden  konnten.  Wenn  es 
gleich  nicht  erforderlich  war ,  dass  die  Synode  in  ihrer  Vereinigung  alle  Bischöfe  der 
einzelnen  Aber  das  römische  Reich  verbreiteten  Theilkirchen  umfasste,  so  war  es 
doch  andererseits  nothwendig,  dass  eine  grössere  Anzahl  von  Bischöfen  aus  den  ver- 
sehiedenen  Theilen  des  Reiches  erschien,  damit  der  ganze  Episcopat  desselben  wenig- 
stens annähernd  repräsentirt  war  und  durch  seine  Zahl  auch  eine  äussere  Gewähr 
daftr  abgab,  dass  das  von  ihnen  als  Nachfolger  der  Apostel  gemeinsam  Beschlossene 
den  Grundprinzipien  des  apostolischen  Glaubens  entsprach'.  Aber  immer  hatte  sich 
dieses  letztere  innerliche  Moment  bei  der  Durchfllhrung  der  Synodalbeschlflsse  an 
dem  Bewnsstsein  der  ganzen  Kirche  zu  bewähren,  und  dasselbe  hat  sich  mitunter 
mächtig  genug  erwiesen,  neue,  mit  diesen  Grundlagen  in  Widerspruch  tretende  Leh- 
ren aus  der  Kirche  auszustossen. 

Hiermit  hängt  es  zusammen,  dass  wiederholt  Particularsynoden  zusammenge- 
treten sind,  um  ihre  Zustimmung  zu  den  Beschltlssen  allgemeiner  Konzilien  zu  er- 


konora  proseoutus  es,  ita  eiiam  flnem  eoTum,  quae 
decreta  sunt,  obsignes^,  Mansi  3,  557,  ist  die 
1.  3.  C.  Th.  XVI.  1  ergangen.    Die  Synode  y. 
Ephesna  (431)  hat  schon  gleich  nach  der  Ver- 
vtheflong  des  Keetoiins  die  Kaiser  um  Aasmer- 
inng  seiner  Irrlehre  ans  allen  Kirchen  nnd  nm 
Verbieiuinng  seiner  Bücher  gebeten,  Mansl  4, 
1239,  diese  al>er  erklirten  zunächst,   well  der 
Patziaroh  Ton  Antioobien  nicht  abgewartet  wor- 
den sei,  alles  bis  dahin  Gesohehene  für  ungültig, 
Mansi  4,  1378:   „sacrae  maiestati  nostrae  pla- 
eait,   talem  procedendi  modum  nulluni  habere 
loeam   aut  momentam:   Ms  vero  quae  inepte 
sc  dtra  ordinem  gesta  sunt,   cessantibus  etc/', 
erst  spiter  haben  sie  in  einem  besonderen  Edikt 
die  Absetzung  des  Nestorius ,  wie  auch  die  von 
der  Aftetsynode  der   Antiochener  beschlossene 
Absetzung   des  Oyrill   und   Memnon    bestätigt 
(qiprobaie),  1.  c.  p.  1395,  He  feie  2,218;  die 
Bestätigungsedikte  Marcian^s  mit  Strafandrobun- 
goi  füT  weiteres  Disputiren  über  den  Glauben 
bei  Mansi  7,  475. 478  (wo  conflrmare  gebraucht 
Ist),  Tgl.  auch  Leon.  I  ep.  ad  Aegypt.  160, 1.  c. 
B,  337:  „deflnitamm  rerum,  quas  tantae  synodl 
vel  christianissimi  prlncipls  sanxit  auctoritas 
st  apostolicae  sedis  conflrmavit  assensus,  nihil 
oportet  dlseuti.''    Darfiber,   dass  Justiuian  die 
B«ehlfisse  der  5.  Synode  bestätigt  hat,  vgl.  He- 
fele2,  903.    Das  kaiserliche  Bestätignngsedikt 


für  die  6.  Synode  bei  Mansl  11, 678  G»ideirco  et 
nos  quae  ab  eis  deflnita  sunt,  oorrobarare  at- 
que  flrmare  cupientes^'). 

1  Maassen,  Neun  Kapitel  üb.  fireie  Kirche. 
Gratz  1876.  S.  93;  L5ning,  Gesch.  d.  deutsch. 
K.  R.  1,  69,  70. 

*  Wenn  Michaud  p.  5.  6  das  ökumenische 
Konzil  dihin  deflnirt :  ,,ceux-U  sont  oecum^niques 
qui  repr^sentent  runiversalittf  de  l'^glise.  . .  Or 
trois  condltions  sont  rigoureusement  requlses  pour 
une  teile  repr^sentation :  1 .  la  libert<^  et  Vhonne- 
tet^  des  d^btfrations  et  des  d^cisions ;  2.  la  oon- 
statation  du  fait  de  la  croyanoe  des  ^glises ,  d^a- 
pr^s  le  criterlum  universel ;  3.  Tacceptation  des 
dtfoisions  par  toutes  les  ^gllses  chrtftiennes  parti- 
culidres  und  p.  8 :  Oes  trois  condltions  sont  les 
seules  que  Voecum^ulcit^  des  condles  exlge  im- 
ptfrieusement.  Trois  autres  sont  dtfsirables  pour 
parfaire  cette  oecum^nlcittf,  mais  ne  sont  pas 
essentielles,  k  savolr :  roeoumtfnicittf  de  la  convo- 
cation  du  oonoile,  Voeoum^nlcit^  de  sa  composi- 
tion,  Voecum^nloittf  de  sa  tenue  ou  Tunanimit^ 
de  ses  membres  prtfsents",  so  ist  das  eine  histo- 
risch haltlose  Konstruktion,  bei  welcher  die 
wesentlichen  Erfordernisse  der  Konstitution ,  der 
Gültigkeit  einzelner  Beschlüsse  und  die  Bedeu- 
tung der  nachträglichen  Reoeption  oder  Verwer- 
fong  derselben  wirr  durcheinander  geworfen 
sind. 
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klären  ^y  d.  h.  zu  konstatiren,  dass  dieselben  ihrem  christlichen  Bewasstsem  ent- 
sprachen ,  sowie  dass  die  Päpste  dieselben  im  Abendlande  kund  gethan  haben^,  ja 
dass  die  Synode  von  Konstantinopel  (381),  zu  welchem  Kaiser  Theodos  I.  nnr  die 
Bischöfe  seines  Reichstheiles  geladen  hatte^,  welche  also  ihrer  Zusammensetzung  nach 
keine  Ökumenische  Synode  gewesen  ist,  soweit  sie  das  bekannte  Glaubensbekennt- 
nisse aufgestellt  hat,  durch  allgemeine  Anerkennung  desselben  das  Ansehen  einer 
ökumenischen  Synode  erlangt  hat^. 

Umgekehrt  haben  dagegen  andere  Konzilien,  wie  die  s.  g.  Räubersynode  zu 
Ephesus  (449),  welche  von  Theodos  11.  als  allgemeine  einberufen  und  deren  Be- 
schlflsse  von  ihm  bestätigt  sind  ^,  und  ferner  die  sich  gleichfalls  als  allgemeine  be- 
zeichnende, von  Konstantin  Kopronymus  754  zu  Konstantinopel  einberufene  bilder- 
feindliche Synode^,  obwohl  sie  äusserlich  den  Erfordernissen  eines  ökumeiusohea 
Konzils  entsprochen  haben,  nicht  die  Eigenschaften  solcher  erhalten  können^. 

lieber  die  Oekumenicität  eines  formell  als  allgemein  erscheinenden  Konziles  hat 
also  in  dieser  Zeit  schon  im  Grunde  die  Reception,  d.  h.  die  Bewährung  seiner  Be- 
schlüsse im  Gesammtbewusstsein  der  Kirche  entschieden.  Juristisch  gesprochen, 
heisst  das  aber  nicht  so  viel ,  dass  die  Reception  ein  weiteres  wesentliches  Erforder- 
niss,  welches  später  dem  allgemeinen  Konzil  von  aussen  her  nach  seiner  Beendigung 
hätte  hinzutreten  müssen,  gebildet  hat,  vielmehr  ist  ausser  den  erwähnten  formalen 
Voraussetzungen  des  allgemeinen  Konziles  als  weiteres  wesentliches  und  zwar  mate- 
rielles Moment ,  soweit  es  sich  um  die  Gültigkeit  seiner  Glaubensbeschlflsse  handelt, 


^  Z.  6.  die  Synode  v.  Jerusalem  y.  553  zu  dem 
Konatantinopolitanisohen  v.  553,  Hefele  2, 
903 ;  Y.  Toledo  684  zu  dem  6.  Konzil,  a.  a.  O. 
3,  322.  Das  c.l  Nicaen.  y.787,  Mansi  13,417 
erwähnt  femer  solcher  Synoden,  welche  zur 
IxSootc  (Pnblioation)  der  Beschldsse  der  allge- 
meinen Konzilien  bestimmt  sind. 

«  Vgl.  Hefele  3,  290;  feiner  Ep.  Gelas.  I 
ad  episc.  Daidan.  y.  495,  ed.  Thiel,  p.  39ö: 
„qnod  nullus  iam  Yoraciter  ohrlstianns  ignoret, 
nniuscninsqne  synodi  constitutam,  qnod  uni- 
Yersalis  eocleslae  probaYit  assensns, 
non  aliqnam  magls  exequi  sedem  prae  ceteris 
oportere,  quam  piimam*';  p.  400:  „per  bene 
gestam  synodnm  1.  e.,  seoundum  scripturas  sanc- 
tas,  secnndmn  traditlonem  patmm,  secundnm 
eedeslasticas  regulas  pro  flde  catholica  et  commu- 
nioneprolatam,  qnamcnnctareclpit  eccle- 
s  1  a ,  quam  mazlme  sedes  apostolica  comproba- 
Yit."  Die  s.  g.  päpstliche  Bestätigung  ist  nichts 
anderes  als  die  ausdrückliche  Feststellung,  dass 
die  Synodalbeschlüsse  der  Anschauung  Roms  in 
der  Im  Text  herrorgehobenen  Beziehung  ent- 
sprachen. Eine  Erklärung  des  römischen  Bl- 
schofes  in  dem  einen  oder  anderen  Sinne  musste 
bei  seiner  Stellung  Yon  entscheidender  Bedeu- 
tung für  die  Reception  des  Konzils  im  Abend- 
lande sein. 

3  Theodoiet.  bist.  ecd.  V.  6. 

«  U.  a.  abgedruckt  bei  Hefele  2,  11. 

s  Hefele  2,  30;  Michaudp.96. 

«  Mansi  6,  588  u.  7,  495;  Hefele  2,  349. 
An  Zahl  der  erschienenen  Bischöfe  war  sie  den 
anerkannt  ökumenischen  ebenfalls  gleich,  denn 
dieselbe  wird  auf  360  angegeben,    jedenfalls 


haben  aber  135  Bischöfe  unterzeichnet,  a.  &.  0. 
S.  369.  Auf  der  Synode  hatte  schon  der  an- 
wesende päpstliche  Legat  protestirt  und  weder 
der  Papst  noch  das  Yon  ihm  Yeranstaltete  cond- 
lium  occldentale  hat  ihre  Beschlüsse  anerkamit, 
a.  a.  O.  S.  388.  390  ff. 

^  Mansi  13,  208.209  u.Hefele  3,  410.429. 

8  Mitunter  ist  allerdings  nur  ein  Dissens  dn- 
zelner  Kirchen  herYorgetreten ,  welcher  al)er, 
nachdem  er  längere  Zeit  gedauert  und  die  Kir- 
chen im  Schisma  geblieben  waren ,  aufgegeben 
worden  ist,  so  z.  B.  seitens  einzelner  oberitslie- 
nischer  Synoden  gegenüber  den  Beschlüssen  des 
5.  Konzils  (y.  Konstantinopel  553),  Hefele  2, 
914.  Ebenso  hatte  die  fränkische  Kirche  zur  Zeit 
Karls  d.  Gr.  die  Beschlüsse  der  Synode  y.  Nieäa 
(787)  noch  nicht  anerkannt,  a.  «.  O.  3,  699. 
707.  712. 

Mit  Bezug  auf)  derartige  Synoden,  Yrie  die  erst 
erwähnte,  erklärt  Pelagius  I,  ep.  ad  Naiseoi 
a.  558—560  (o.  4.  Dist.  XVU) :  „Nee  Ucuit  »11- 
quando,  neo  licebit  partlcularem  synodum  eon- 
gregari,  sed  quotlens  aliqua  de  unlYersali  sinodo 
allquibus  dnbltatio  nasoitur,  ad  reolpiendam  de 
eo  quod  non  intelllgunt  ratlonem  ad  apostollotoi 
sedem  (al,  apostolicas  sedes)  pro  perdpienda 
ratione  oouYeniant.^  Damit  wird  die  Aufbasung 
des  römischen  Stuhles  oder  der  PatriarchalBtühle 
überhaupt  mindestens  insoweit  für  die  zu  dem 
Sprengel  der  letzteren  gehörigen  Bischöfe  sU 
massgebend  erklärt,  dass  diese  zunächst  mit 
denselben  in  Betreff  des  allgemeinen  Kon- 
zils in  Yerblndung  treten  und  nicht  sofort 
ihren  Widerspruch  auf  Partikularsynoden  er- 
heben sollen. 


i- 170.]  Die  sieben  allgemeinen  Konsilien  des  Mittelalters.  349 

das  hinznatellen ,  dass  die  durch  dieselben  formoUrten  Olaubensartikel  sich  als  eine 
oigamsehe  Fortentwicklung  des  kirchlichen  Olaubens  kennzeichnen  müssen  ^  so  dass 
ibnen,  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  von  vornherein  die  Nichtigkeit  anhaftet.  Das 
äussere  Kriterium  dafür,  ob  dieses  Erfordemiss  erfallt  ist  oder  nicht ,  bildet ,  da  eben 
darüber  nur  das  Oesammtbewusstsein  der  Kirche  entscheiden  kann,  die  Reception 
oder  die  Ablehnung  derselben,  d.  h.  durch  das  eine  oder  andere  wird  endgttltig  de- 
klarirt,  ob  den  Beschlflssen  das  gedachte  wesentliche  Moment  für  ihre  Gttltigkeit  von 
vornherein  innegewohnt  oder  gefehlt  hat.  Die  Reception  ist  also  kein  Akt,  dessen  Wir- 
kung die  Reohtsgllltigkeit  zur  Folge  hat  und  sie  erst  konstituirt ,  sie  deklarirt  nur, 
dass  die  Beschlüsse  von  Anfang  rechtsgültig  waren,  die  Nichtreceptiou  dagegen  hin- 
dert nicht  die  Vollendung  der  Rechtsgültigkeit,  vielmehr  stellt  sie  fest,  dass  die  Be- 
Behlflsse  schon  bei  ihrer  Fassung  von  der  Nichtigkeit  betroffen  gewesen  sind. 

Diese  Auffassung  wird  sowohl  der  historisch  unzweifelhaften  Thatsache ,  dass 
durch  die  erwähnten  Synoden  eine  Weiterentwicklung  der  christlichen  Glaubenslehre 
erfolgt  ist,  sowie  dem  katholischen  Traditionsprincip  gerecht  und  sie  vermeidet  gleich- 
xddg  die  mit  der  Geschichte  in  Widerspruch  tretende  altkatholische  Theorie  von  der 
Feststellung  des  „semper,  ubique  und  ab  omnibus^  durch  das  Zeugniss  der  Bischöfe 
der  einzelnen  Theilkirchen. 

Lag  die  Sache  so,  wie  sie  hier  dargestellt,  so  bot  die  Reception  in  der  charakte- 
lisirten  Bedeutung  einen  Ersatz  dafttr,  dass  niemals  auf  sämmtlichen  der  gedachten 
Konzilien  der  Episkopat  in  seiner  Gesammtheit  vollständig  vertreten  war,  weiter  aber 
gleichfalls  ein  Korrektiv  gegen  die  rechtlich  zulässige  Majorisirung  der  Minorität 
durch  die  Mehrheit,  welche  nur  von  dauerndem  Erfolge  sein  konnte,  wenn  das  Ge- 
sammtbewusstsein  der  Kirche  mit  der  letzteren  übereinstimmte ,  unter  dieser  Voraus- 
setamg  aber  nicht  mehr  den  Charakter  eines  unberechtigten  Gewissenszwanges  an 
ach  trug. 

§.  170.     2.  Die  sieben  allgemeinen  Konzilien  des  MittelaUere, 

Zwischen  dem  letzten  im  Orient  abgehaltenen  allgemeinen  Konzil,  dem  Konzil 
?on  Konstantinopel  von  869 ,  und  der  ersten  grossen  Synode  im  Abendlande,  welche 
in  der  katholischen  Kirche  herkömmlicher  Weise  zu  den  ökumenischen  Konzilien  ge- 
rechnet wird, — demLateranensischen  vom  J.  1123 — liegt  ein  Zeitraum  von  zwei 
ond  ein  halb  Jahrhunderten.  Nachdem  der  christliche  Glaubensinhalt  durch  die 
früheren  ökumenischen  Synoden  seine  Feststellung  und  Formulirung  gefunden  hatte, 
blieben  der  Kirche  zunächst  dogmatische  Streitigkeiten  von  umfassender  Bedeutung 
erspart.  Weiter  hatte  die  kirchliche  Verfassung  in  der  früheren  Zeit  ihre  ausreichende 
Durchbildung  erfahren,  und  war  auch  in  den  germanischen  Reichen  des  Abendlandes, 
allerdings  mit  gewissen,  durch  die  verschiedene  Nationalität  und  die  Stellung  der 
weltlichen  Gewalt  zur  Kirche  bedingten  Modifikationen  zur  Geltung  gekommen.  So 
lag  zunächst  ein  Anlass  zum  Zusammentritt  von  allgemeinen,  die  ganze  Kirche  reprä- 
s^tirenden  geistlichen  Versammlungen  nicht  vor,  ganz  abgesehen  davon,  dass  es  bei 
der  eingetretenen  politischen  Trennung  zwischen  dem  Orient  und  der  abendländischen 
Welt,  sowie  der  damit  Hand  in  Hand  gehenden,  zunehmenden  Entfremdung  der 
beiderseitigen  Kirchen  an  einem  Organ  fehlte,  welches  die  Berufung  solcher  Ver- 
Bammlungen  mit  Erfolg  hätte  in  die  Hand  nehmen  können.  Die  Machtstellung,  welche 
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duB  Papstthnm  in  der  zweiten  Hftlfte  des  9.  Jahrhanderts  nnter  Nikolana  I.  gewonnen 
hatte,  war  von  zu  kurzer  Dauer  und  bei  dem  wesentlich  allein  auf  das  sinkende  karo- 
lingische  Reich  beschränkten  Einfluss  zu  wenig  allumfassend  gewesen,  als  dass  auch 
nur  der  Gedanke  an  eine  selbst  blos  die  abendländische  Ghiistenheit  umfassende 
kirchliche  Versammlung  hätte  auftauchen  können.  Vielmehr  hat  das  Papstthnm  in 
dieser  Zeit  allein  da,  wo  es  nach  Lage  der  Verhältnisse  möglich  war,  seine  Macht- 
Sphäre  durch  Einberufiing  von  partikulären  Synoden  ftlr  einzelne  Länder  ans  Anlass 
bestimmter  Oelegenheiten  zu  erweitem  gesuchte  Aber  auch  diese  Bestrebungen 
haben  seit  Ende  des  9.  Jahrhunderts  mit  dem  Niedergange  des  Papstthums  ihr  Ende 
gefiinden^.  Wichtige  kirchliche  Angelegenheiten  wurden  seitdem  auf  den  in  den  ein- 
zelnen Ländern  unter  Theilnahme  der  Fürsten  ^  abgehaltenen  oder  auf  den  ans  meh- 
reren erzbischöflichen  Provinzen  zusammengetretenen  Synoden^  erledigt,  und  nach 
der  Neubegrflndung  des  ELaiserthums  unter  Otto  I.  sind  es  die  Kaiser,  welche  theils 
mit  den  Päpsten,  theils  auch  ohne  dieselben  grössere  Synoden  für  die  Ordnung  kirch- 
licher Verhältnisse  von  allgemeiner  Bedeutung,  insbesondere  fflr  die  den  päpstlichen 
Stuhl  selbst  betreffenden  Angelegenheiten  zusammenberufen  oder  deren  Berufiing 
veranlassen  ^.  Erst  als  das  durch  die  gemeinsam  mit  den  deutschen  Kaisern  unter- 
nommenen Reformen  gekräftigte  Papstthum  sich  von  dem  Einflüsse  derselben  frei 
zu  machen  beginnt,  sucht  es  fdr  die  Verwirklichung  seiner  weiteren  Pläne  die  Unter- 
Stützung  grösserer  kirchlicher  Ejreise  durch  selbstständige  Abhaltung  von  Synoden 
zu  gewinnen®,  aber  vorerst  gelingt  es  den  Päpsten  während  des  Kampfes  mit  dem 
deutschen  Kaiserthum  noch  nicht,  ein  Konzil  zu  vereinigen,  welches  auch  nur  wenig- 
stens als  Repräsentation  der  ganzen  abendländischen  Welt  hätte  gelten  können. 

Mit  dem  Abschluss  des  Wormser  Konkordates  hatte  aber  das  Papstthum  die 
Emancipation  von  der  kaiserlichen  Oberherrschaft  errungen  und  die  Stellung  einer 
selbstständigen  politischen  Macht  sowohl  dem  Kaiserthum  gegenüber,  wie  auch  über- 
haupt im  ganzen  Abendlande  erlangt^.  Zugleich  war  ihm  damit  die  Möglichkeit  er- 
öffnet, gegenüber  den  weltlichen  Gewalten  freier  als  bisher  in  die  Regelung  der 
kirchlichen  Verhältnisse  der  einzelnen  Länder  einzugreifen  und  einen  immer  um- 
fassenderen Einfluss  auf  den  ELlerus  in  denselben  geltend  zu  machen. 

Schon  vor  dem  Wormser  Konkordate  während  der  Friedensverhandlungen  hatte 
Calixtn.  ein  grosses  KonzU  für  das  J.  1123  nachRom  behufs  Beilegung  des  Streites  be- 
rufen \  auf  welchem  sich  mehr  geistliche  Würdenträger  als  auf  den  früheren  einfanden*. 


1  Vgl.  nnten  g.  177. 

2  Nut  ganz  vereinzelt  tritt  walirend  dieser  Zeit 
in  Folge  der  VeTwlrrang,  welche  die  sich  wider- 
sprechende Benrtheilung  der  Angelegenheit  des 
Formosns  (891 — 896)  durch  die  verschiedenen 
Synoden  erfahren  hatte,  Th.  I.  S.  236.  238  das 
Verlangen  nach  einem  allgemeinen  Konzile,  wie 
sie  früher  unter  Betheiljgung  der  Staatsgewalt 
abgehalten  waren,  hervor,  s.  Auxilii  infens.  et 
defensor.  c.  28,  Mahillon,  analecta  vet.  11  ed. 
Paris  1723.  p.  40:  „proinde  necesse  est,  ut  auc- 
tore  deo  congregetur  universale  concilium  et  ad 
instar  magni  Gonstantinl  intersit  regis  praesentia 
et  tunc  istiusmodi  soandalum  sedabitur  et  eccle- 
siae  pax  instaurabltui^ ;  lihell.  In  defeus.  Ste- 
phan! c.  9,  Dümmler,  Auxilius  u.  Vulgarins 
S.  104.  105:  „Ideoque  in  saoro  ordine,  in  quo 
Gonsecrati    sumus,    permanentes    praestolamur 


universalis  concilii  iustissimum  examen^;  vgl. 
Dümmler  a.  a.  0.  S.  25. 

8  8.  unten  g.  177. 

4  S.  S.  176. 

5  S.  S.  177. 

«  Vgl.  S.  175. 

7  Th.  II.  S.  559. 

^  In  dem  erhaltenen  Exemplar  des  Bemfungs- 
schreibens  an  den  Erzbischof  v.  Dol,  M  a  n  s  1  21, 
255  wird  es  vom  Papst  selbst  als  generale  be- 
zeichnet. 

9  Das  gedachte  Sehreiben  ist  an  den  Erzbi- 
schof, sowie  die  „suffraganei  abbates  atque  alii 
ecclesiarum  praelati''  gerichtet  und  bezeichnet  als 
Theilnehmer  des  Konzils  „alii  arohiepiseopi,  epi* 
scopi,  abbates  et  religiös!  vlrl.^  Suger,  Da 
Ghesne  4,  311,  Mansi  1.  c.  p.  279  giebt  als 
anwesend  über  300  BigchSfe,  Pandulf  vita  C»- 
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Eine  erhöhte  Bedentong  erhielt  es  dadurch)  dass  der  Papst  anf  demselben  den  in- 
swischen  mit  dem  Kaiser  abgeschlossenen  Frieden  unter  die  Autorität  des  Konzils 
stellte  1,  sowie  dass  die  auf  den  früheren  Synoden  schon  beschlossenen  Reformkanones 
betreffend  das  Verbot  der  Simonie ,  den  Cdlibat,  die  kanonischen  Wahlen,  die  ord- 
nnngsmAssigen  Weihen,  die  Verhinderung  der  üebei^riffe  der  Laien  in  die  Besetzung 
der  Kirchenämter  und  in  andere  kirchliche  Angelegenheiten  von  Neuem  als  dauernd 
ge^herte  Resultate  des  bisher  geführten  Kampfes  publicirt  wurden  2. 

Wegen  dieser  hervorragenden  Stellung,  welche  das  Konzil  eingenommen  hat, 
hat  man  dasselbe,  obwohl  auf  ihm  allein  das  Abendland  vertreten  gewesen  ist', 
später  zu  den  allgemeinen  und  ökumenischen  Konzilien  gerechnet^.  Aehnlich  verhält 
es  sich  mit  dem  allerdings  zahlreicher  besuchten  Konzil^,  dem  zweiten  Laterar 
nensischen,  welches  Innocenz  II.  1139  einberufen  hat^  Dasselbe  war  dadsu  be- 
stimmt, durch  Austilgung  der  Spuren  des  erst  mit  dem  Tode  Anaklets  ü.  (1 138)  er- 
loschenen nennjährigen  Schismas  den  Sieg  Innocenz'  ü.  vor  der  christlichen  Welt 
festzustellen^.  Ausserdem  erneuerte  es  eine  Anzahl  von  Kanones,  welche  sich  inner- 
halb der  damaligen  Refbrmbewegung  halten  und  schon  auf  den  von  Innocenz  II.  in 
Frankreich  veranstalteten  grösseren  Synoden  erlassen  waren  ^. 

Die  beiden  Synoden  sind  die  ersten,  welche  sich  wegen  ihrer  Bedeutung  Ar  das 
Abendland  den  früheren  allgemeinen  Konzilien  an  die  Seite  stellen  lassen  und  welche 
das  Papstthum  unabhängig  von  der  kaiserlichen  Gewalt  hatte  berufen  können.  Sie 
bilden  die  erste  entscheidende  Ausübung  des  im  Gegensatz  gegen  die  Mhere  ost- 


lixtm,  Watterich  pontiflo.  Roman,  yitae  2, 
116  die  Zahl  Ton  997  Bisohofen  und  Aebten  an ; 
▼gl.  anok  Faloo  Benevent.  1.  o.  p.  151 :  „pontifex 
. . .  oltramoutanos  omnea  fere  episcopos  et  archl- 
eplseopos  et  abbates  et  totius  .  .  .  Italiae  ecole- 
sfanim  pastores  acceniri  piaecepit,  quatenna 
sancta  synodali  confabnlatione  flnnata  pactam 
tnm  impeiatore  Henilco  positum  perpetuo  oon- 
flnnaiet,*' 

1  Gontln.  Sigiberti  Atreb.,  SS.  6,  443:  „con- 
eiUnm  fait  apndi  Bomam ,  In  quo  pax  inter  pa^ 
pam  et  imperatoTem  conflnnatOT^;  ygl.  auch  tot. 
Anm.  a.  E. 

^  Die  Kanone«  LL.  2,  app.  p.  182:  Mansi 
21,  208.  300.  301. 

'  Darüber  dass  ancb  orientalische  Biachofe  be- 
rufen worden  aind,  erhellt  nichts. 

^  Die  Bezeichnung  „generale^  berechtigt  an 
lieh  nicht  dazu,  da  dieselbe  anoh  für  Synoden 
einzelner  Länder  (s.  $.  177),  Ja  sogar  für  Pro- 
TinziallEonzllien  (s.  $.173)  gebraucht  worden  ist, 
ebensowenig  die  Zahl  der  Mitglieder.  Mit  dem- 
selben Recht  konnte  man  das  von  GaUxt.  II 
1119  abgehaltene  Rhelmser  Konzil,  welches 
gleichfalls  generale  genannt  wird,  Hessen,  sehe- 
last.  reUt.,  Watterich  2,  130,  und  auf  wel- 
chem gegenwärtig  waren  nach  Order.  Vital.  1.  c. 
2,  127.  n.  1 :  „  15  archipiscopi  et  plus  quam  200 
episcopi  cum  multis  abbatlbus  et  aliis  ecdesiae 
dignitatibus  •  .  .  apostolico  . . .  iussu  eyocati ,  de 
Italia  et  Germania,  de  Gallia  et  Hispania,  de 
Britannia  et  Anglia,  de  insulis  oceani  et  cunctis 
occideutalibus  provincils",  zu  den  ökumenischen 
zählen,  da  die  Mitgliederzahl  mancher  zu  diesen 


gerechneten  Synoden  (so  z.  B.  des  Lyoner  y.  1245) 
eine  solche  Höhe  nicht  erreicht  hat. 

6  Boson.  vitainnoc.  II,  Watterich  2,  178: 
j^couTocatis  de  omnibus  partlbus  mundi  patri- 
archis,  archiepiscopis,  episcopls  et  aliis  ecclesia- 
rum  praelatis'';  Faloo  Benev.  1.  c.  p.  250:  „Ad 
cuius  saeri  conventus  praesentiam  archlepiscopi, 
episcopi  et  abbates  innumeri,  cireiter  mille, 
conyenerunt'' ;  Urk.  bei  M  a  n  s  i  21,  541 :  „prae- 
sidente  .  .  .  Innocentio  11  consedentibus  cardi- 
nalibus  et  cum  lateralibus  episeopis  (d.  h.  den 
Bischofen  der  suburbikarlschen  BisthÜmer),  trl- 
büs  quoque  patriarchis  Antiooheno,  Aquillense 
atque  Oraduense,  archiepiscopis,  episcopls  et  ab- 
batlbus in  magno  numero  congregatis.''  Von  an- 
deren orientalisohen  Bischöfen  als  dem  lateini- 
schen Patriarchen  you  Antiochien,  wissen  wir 
nichts.  Aus  England  war  der  Erzbischof  ▼.  Gan- 
teibury  nebst  4  Sufhaganen  deputirt,  1.  c.  p. 
514. 

6  Bezeichnet  wird  es  ebenfalls  als  generale, 
M  a  n  s  1  21 ,  514;  u.  „uniyersalis  ecclesiae  p  ri  n  - 
cipale  concillum%  chron. Maurin.,  Watterlch 
2,250. 

"^  Ueber  die  Absetzung  der  Anhänger  Ana- 
klet's  II,  chion.  Maurin.  1.  c.  u.  Hef  ele  5,  388. 

B  Die  Kanones  bei  Mansi  21,  525,  ygl.  dazu 
die  Nachweisnng  der  Quellen  deiselben  bei  H  e  - 
feie  5,  390,  Dogmatische  Festsetzungen  hat 
auch  dies  Konzil  nicht  getroffen.  Allerdings  hat 
es  über  die  Lehren  des  Arnold  v.  Brescia  be- 
rathen,  indessen  ist  demselben  blos  Stillschweigen 
auferlegt  worden,  und  eine  Verdammung  damals 
noch  nicht  erfolgt,  a.  a.  O.  S.  392. 
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römisohe  Praxis^  stehenden,  später  unbestritten  geltenden  Bechtssatzes,  dasa  allein 
der  Papst  ein  allgemeines  Konzil  zu  versammeln  befugt  ist,  oder  dass  mindestens  ohne 
seine  Mitwirkung  ein  solches  nicht  zusammentreten  kann^.  Zwar  hat  noch  Kaiser 
Friedrich  I.  nach  der  Wahl  Alexanders  lU.  und  Oktavians  seinerseits  selbstBtftndig 
1 159  ein  Konzil  zur  Entscheidung  tlber  das  Anrecht  beider  Prätendenten  nach  Pavia 
berufen  3,  aber  wenngleich  dasselbe  nach  seiner  Absicht  auch  eine  allgemeine  Synode 
fttr  das  Abendland  sein  sollte^,  so  hat  es  doch  schon  wegen  seiner  Zusammensetzung 
diesen  Charakter  nicht  erlangen^  und  durch  seine  Kassirung  der  Wahl  Alexanders  m. 
den  letzteren  nicht  beseitigen  können. 

Alexander  ni.  hat  damals  gegen  das  Vorgehen  Friedrichs  I.  unter  Hinweis  auf 
das  erst  seit  kurzem  praktisch  bethätigte  Recht  des  apostolischen  Stuhles  protestirt^^, 
ja  dasselbe  seinerseits  später  ausgeübt,  als  nach  der  Besiegelung  der  Niederlage  des 
Kaisers  durch  den  Frieden  von  Venedig  (1177)  sich,  wie  schon  in  dem  Instrumente 
des  letzteren  selbst  anerkannt  war  7,  die  Nothwendigkeit  einer  allgemeinen  Versamm- 
lung der  Kirche  zur  Beseitigung  der  Folgen  des  lang  andauernden  und  tiefgreifenden 
Schismas  und  der  vielen  und  schweren  durch  dasselbe  veranlassten  Schäden  heraus- 
gestellt hatte.  Auch  diese  Synode,  die  dritte  Lateranensische  von  1179,  auf  wel- 
cher fäai  alle  Theile  des  Abendlandes^  und  das  Königreich  Jerusalem,  nicht  aber  die 


1  S.  0.  S.  333. 

2  Seine  BeglanMgiing  fand  dieser  Rechtssatz  in 
den  bekannten  psendoisidoriBchen  Auasprüchen, 
welche  schlechthin  die  Abhaltung  von  Synoden 
ohne  Zustimmung  des  Papstes  untersagen,  Th. 
n.  S.  11.  n.  7,  und  es  gründet  sieh  offenbar 
darauf,  wenn  Leo  IX  in  ep.  ad  Thom.  episc. 
Afrie.  t.  1063;  Mansi  19,  6ö8  sagt;  „non  de- 
bere  praeter  sententlam  Bomani  pontlflds  uni- 
versale coneilinm  celebrari^;  (vgl.  übrigens  auch 
Paschalls  II  In  c.  4  de  elect.  I.  6 :  „quum  omnla 
concilla  per  Romanae  eoolesiae  auctoritatem  et 
facta  sint  et  robur  acceperint  et  in  eorum  statutis 
Romani  pontiflois  patenter  exclpiatur  auctoritas^. 
Die  pseudoisldor.  Stellen  sind  schon  von  Anselm 
V.  Lucca  in  seine  Sammlung,  dann  aber  auch  von 
Gratian  in  sein  bald  nach  dem  2.  Lateran.  Konzil 
verfasstes  Dekret,  c.  1,  5  Dist.  XYII;  c.  9  G. 
III.  qu.  6  aufgenommen  worden,  während  ihr 
Sinn  auch  in  dem  dictat.  Gregorii,  Jafftf  mon. 
Gregor,  p.  175:  »Quod  nulla  synodus  absque 
praecepto  eins  debet  generalis  vocari^'  wieder- 
gegeben ist.  Ueber  die  frühere  praktische  Gel- 
tendmachung dieser  Anschauung  durch  Einberu- 
fung päpstlicher  Synoden  im  11.  Jahrhundert  8. 
S.  175. 

3  Hefele  5,  510;  Reuter  Alexander  III.  1, 
81  fl. ;  ep.  Frider.  I  ad  Hartm.  Brix.  episc,  LL. 
2,  119:  „Ck>adunati8  itaque  in  unum  omnibus 
episcopis  tam  Italicis,  quam  Teutoniois  caeteris- 
que  principibus  ac  viris  religiosis  .  .  .  quod  facto 
opus  esset  diligenter  investlgavimus  ex  decretis 
Romanorum  pontificum  et  statutis  ecclesiae  ve- 
raoiter  aooipientea,  quod  exorto  schismate  in  Ro- 
mana ecclesia  ex  duorum  apostolicorum  dissen- 
sione,  ambos  voeare  et  secundum  sententiam  et 
concilium  orthodoxorum  litem  decidere  debere- 
mus.  Ex  ooncilio  itaque  omnium  eplscopornm 
caeterorumque  prlnoipum  cuilam  solemnem  et 
generalem  oonventum  omnium  ecclesiastioorum 


virorum  .  .  .  Papiae  oelebrandum  indiximus ,  ad 
quem  .  .  .  vocavimus  omnesque  eplsoopos  im- 
perii  nostrl  et  aliorum  regnorum,  Franciae  videl., 
Angliae,  Hispaniae  atque  Ungariae,  ut  eorum  in 
praesentia  nostra  iusto  dedaretur  examine,  quis 
illorum  regimem  universalis  ecclesiae  de  iure 
debeat  obtinere.''  Kanones,  welche  dem  Kaiser 
ein  Entscheidungsrecht  bei  zwiespältiger  Papst- 
wahl zusprechen,  existiren  nicht,  vgl.  Reuter 
a.  a.  O.  S.  82.  Indessen  behauptet  auch  das 
Schreiben  keineswegs  das  Vorhandensein  solcher, 
vielmehr  sagt  es  nur,  dass  man  ein  solches  Recht 
aus  den  Kanones  hergenommen,  d.  h.  aus  ihren 
Vorschriften  als  Konsequenz  hergeleitet  habe. 
In  diesem  Sinne  konnten  sehr  wohl  die  den  Kai- 
sem bei  der  Besetzung  des  päpstlichen  Stahles 
gewisse  Rechte  einräumenden  Privilegien  (ächte 
und  gefälschte),  Th.  I.  S.  229. 239.  240. 246. 248 
ausgelegt  werden,  weil  die  Entscheidung  über  den 
berechtigten  Kandidaten  bei  zwiespältiger  Wahl 
die  Voraussetzung  der  Ausübung  des  kaiserUehen 
Zustimmungsrechtes  bildete  und  überdies  in 
früherer  Zeit  mehrfach  seitens  der  Kaiser  ein 
oberstes  Richterreoht  über  den  Papst  gehandhabt 
war,  Th.  I.  S.  298.  301  ff.  303.  305. 

«  Reuter  S.  82.  113. 

6  Die  Zahl  der  anwesenden  Bischöfe,  meist 
aus  Deutschland  und  der  Lombardei,  betrug  nur 
etwa  50;  Reuter  S.  114.  511:  Hefele  5, 
514. 

6  Ep.  bei  BoBO  vito  Alex.  III,  Watterioh2, 
383 :  „In  quo  nimirum  .  .  .  videtur  et  dignitatis 
suae  termlnum  excesslsse ,  dum  sine  consci- 
entia  Romani  pontificis  concilium  oonvo- 
cavit  et  nos  ad  praesentiam  suam,  sicut  homo  su- 
per noB  potestatem  habens,  praecepit  convenire." 

7  Art.  24,  LL.  2,  148. 

B  Abgesehen  von  zahlreichen  italienischen  Bi- 
schöfen waren  Bischöfe  aus  Deutschland,  Frank- 
reich, England,  Irland,  Schottland,  Spanien  und 
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griechiBche  Kirche  des  Morgenlandes  vertreten  waren  \  ist  zn  den  ökumenischen  Kon- 
zilien gezfthlt  worden  2,  jedenfalls  mit  demselben  Recht  wie  das  erste  Lateranensische 
Konzil,  da  dasselbe  einen  noch  grösseren  Triumph  des  Papstthnms  über  das  Kaiser- 
tbom  als  das  eben  erwähnte  darstellt,  ja  die  Erringung  der  oberen  leitenden  Stellung 
des  ersteren  besiegelt  hat  und  seine  Reformkanonen,  wenngleich  sie  einzelne  frühere 
Beatimmungen  aufgenommen  und  an  dieselben  angeknüpft  haben -'^,  doch  in  manchen 
Beziehungen  die  Grundlage  für  die  Weiterentwicklung  des  kirchlichen  Rechts  wäh- 
rend des  Mittelalters  geblieben  sind. 

Koch  glänzender  zeigte  sich  die  weltbeherrschende  Höhe,  welche  das  Papstthum 
errangen  hatte,  auf  dem  vierten  Lateranensischen  Konzil  (1215).  Zu  diesem 
hatte  Innocenz  lU.  die  Patriarchen,  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aebte  und  Prioren  und 
andere  Prälaten  des  Abend-  und  Morgenlandes  berufen,  auch  die  bedeutendsten  christ- 
lichen Fürsten  und  die  Meister  der  Ritterorden  aufgefordert,  sich  auf  demselben  durch 
Gesandte  vertreten  zu  lassen^.  In  der  That  war  das  Konzil  zahlreicher  besucht^ 
und  es  waren  auf  ihm  umfassendere  Gebiete  der  katholischen  Welt  als  auf  den  drei 
frfiheren  vertreten.  Da  indessen  immer  die  nicht  lateinischen  Morgenländer  von  dem- 
selben fem  geblieben  sind ,  so  kann  es  ebenfalls  nicht  als  ökumenisches  Konzil  im 
strengsten  Sinne  des  Wortes  betrachtet  werden^,  wenngleich  Innocenz  lU.  bei  seiner 
Berafung  wohl  die  Absicht  gehabt  hat,  ihm  diesen  Charakter  zu  geben ^.  Nicht  blos 
durch  die  zahlreichere  Betheiligung  der  christlichen  Welt  überragt  dieses  Konzil  seine 
Vorgänger,  auch  für  die  Entwicklung  des  kirchlichen  Rechtes  nimmt  es  eine  bedeu- 
tendere Stellung  als  diese  ein.  In  seinen  70  Kanones^  führt  es  theils  die  durch  das 
dritte  Lateranensische  Konzü  begonnenen  Reformen  weiter,  theils  regelt  es  durch  neue 
Vorschriften  eine  Reihe  von  Verhältnissen,  ftir  welche  es  bis  dahin  an  einer  näheren 
Ordnung  gefehlt  hatte ,  theils  sucht  es  alte  und  neue  Missstände ,  deren  Beseitigung 
dringend  gefordert  war,  durch  seine  gesetzgeberischen  Massnahmen  zu  heilen. 


einer  ans  Ungarn  (keiner  ans  Portugal  und  Po- 
len] erschienen,  Tgl.  Renter  3,  418. 

*  Von  den  Lateinern  Im  Orient  waren  7  Bl- 
seböfe,  bez.  Vertreter  anwesend,  R  en  ter  S.  424. 
Die  Zahl  der  Theilnebmer  wird  sehr  verschieden, 
so  z.  B.  anf  über  1000,  darunter  600,  nach  ande- 
ren vieder  700,  oder  auch  auf  etwa  300  Bischöfe 
angegeben,  s.  die  Zusammenstellung  bei  Reuter 
S.  761,  auch  Watterich  %  642.  n.  5.  Die 
erhaltenen  Verzeichnisse  Mansi  22,  213.  458 
sind  cormmpirt,  Reuter  S.  768.  Nach  letzterem 
bestimmt  sich  die  Zahl  der  Bischöfe  auf  etwa 
300,  die  Zahl  der  Aebte  und  Prioren,  welche 
jedenfalls  eine  sehr  bedeutende  war,  lasst  sich 
nicht  niher  feststellen,  Reuter  S.  424.  425. 

'  Im  Art.  24  des  Yenediger  Friedens  wird  das 
damals  noch  in  Aussicht  stehende  Konzil  nur  als 
generale  bezeichnet,  ebenso  in  den  Bischofs- 
▼erzeichnissen  (s.  vor.  Anm.). 

3  Vgl.  Rentera.  a.  0.  S.438.  768;  Hefele 
5, 632.  8.  auch  Th.  I.  S.  264. 

*  Das  Verzeichniss  der  Einladungsschreiben 
▼.  J.  1213  bei  Potthast  reg.  n.  4706,  1,  407, 
406;  Mansi  22,  960;  s.  auch  Hurter  Inno- 
eenz  m.  2,  638 ;  Hefele  5,777. 

^  Anwesend  waren  71  Primaten  und  Metropo- 
liten, worunter  die  lateinischen  Patriarchen  v. 
Konstantinopel  und  Jerusalem,  412  Bischöfe,  s. 

HiBsehins,  Kirchenrecht.  HI. 


Ann.  Ceccan.  SS.  19,  300,  dann  über  800  Aebte 
und  Prioren,  ausserdem  Vertreter  der  Patriarchen 
V.  Antioohien  und  Alexandrien,  femer  eine  An- 
zahl weltlicher  Fürsten,  vgl.  die  Notiz  bei 
Mansi  22,  1079.  n.  d,  und  dazu  Winkel- 
mann,  Philipp  v.  Schwaben  2,  420.  513. 

^  Das  Gegen  theil  ist  schon  von  Laur.  Surius 
behauptet  worden,  M  ansi  22, 1079.  n.  c.  Aller- 
dings bezeichnet  Innocenz  III  in  dem  Berafungs- 
schreiben  (s.  Anm.  4)  das  Konzil  nicht  nur  als 
generale,  sondern  auch  als  universale,  und 
der  letztere  Ausdruck ,  welcher  ausserdem  in  c. 
2  des  Konzils  vorkommt,  Man  si  22,  985  ist  offen- 
bar auch  in  dem  Protokoll  des  Konzils  selbst  ge- 
braucht, l.  c.  1079  n.  d  u.  Winkelmanu  a.  a. 
0.  S.  513  (die  mittelalterlichen  Berichte,  zusam- 
mengestellt bei  Potthast  1, 437,  wechseln  zwi- 
schen beiden  Bezeichnungen),  indessen  heisst 
concilium  universale  nicht  nothwendig  und  un- 
ter allen  Umstanden  soviel  wie  ökumenisches 
Konzil, 

^  Ausser  der  Einberufung  der  Prälaten  des 
Morgenlandes  spricht  dafür  der  Umstand,  dass 
auch  eine  griechische  Uebersetzung  der  Kanones, 
bei  M a n  si  22,982,  für  die  orienUlischen  Christen 
angefertigt  worden  ist,  Hefele  5,  783. 

8  Bei  Mansi  22,  979.  Ihr  Inhalt  angegeben 
bei  Hurter  Innorenz  III.  2,  641;  Hefele  5, 
783. 
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I,  Die  Hierarehie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  170. 


Seit  Innocenz  in.  steht  das  Recht  des  Papstes,  ausschliesslich  allgemeine  Kon- 
zilien zu  berufen )  im  Abendlande  unangetastet  fest.  Principiell  hat  es  selbst  Fried- 
rich n.  in  seinem  Kampfe  mit  Gregor  IX.  nicht  bestritten  ^  Wenn  er,  nachdem  der 
letztere  1240  durch  Ausschreibung  eines  allgemeinen  Konzils^  seinen  Siegeslauf  zn 
hemmen  versuchte,  erklärt  hat,  er  witrde  die  Abhaltung  eines  solchen  während  der 
Dauer  des  Streites  nicht  dulden  3,  und  femer  den  Zusammentritt  desselben  durch  An- 
wendung faktischer  Massregeln,  insbesondere  durch  Festhaltung  der  nach  Rom 
reisenden  Prälaten  gehindert  hat^,  so  hat  er  damit  dem  Papste  nur  das  Recht  abge- 
sprochen, ein  Konzil  gegen  ihn  als  Kampfmittel  zu  benutzen,  die  Theilnehmer  ledig- 
lich^nach  einseitigen,  dem  Kaiser  feindliehen  Parteirticksichten  auszuwählen  und  der 
Entscheidung  des  Konzils  Angelegenheiten,  welche  nicht  zur  kirchlichen  Kompetenz 
gehörten,  zu  unterbreiten.  Der  Kaiser  ist  also  nicht  der  Ausübung  des  Rechtes 
selbst,  sondern  nur  einer  missbräuchlichen  Benutzung  desselben  entgegengetreten^. 

Denselben  Standpunkt  hat  Friedrich  n.  auch  gegenüber  der  Berufung  des  all- 
gemeinen Konzils  durch  Innocenz  IV.  nach  Lyon  im  J.  1245  eingenommen.  Seinen 
Bevollmächtigten,  welche  er  zu  dem  Konzil  absandte,  gab  er  eine  Urkunde  mit,  in 
welcher  er  sie  ermächtigte,  wegen  der  ihm  zugefügten  Beschwerden  und  wegen  des 
ungerechtfertigten  Verfahrens  gegen  ihn  an  einen  künftigen  Papst  und  ein  anderes 
allgemeines  Konzil  zu  appelliren*'.  Wie  er  darin  das  Berufttngsrecht  des  Papstes 
principiell  nicht  in  Frage  gestellt  hat ,  ebenso  wenig  ist  dies  seitens  seines  Legaten 
bei  der  Erhebung  der  Appellation  auf  dem  Konzil  selbst  geschehen  7. 

Das  Konzil  sollte  nach  den  eigenen  Angaben  des  Papstes  darüber  berathen,  wie 
der  Noth  des  heiligen  Landes  und  der  drohenden  Mongolengefahr  Abhülfe  gebracht, 
entstandene  Ketzereien  unterdrückt  und  endlich  die  Streitigkeiten  zwischen  der  Kirche 
und  dem  Kaiser  beseitigt  werden  könnten  ^.  Die  an  letzter  Stelle  genannte  Ange- 
legenheit war  für  den  Papst  die  Hauptsache ,  das  Konzil  sollte  dem  Papst  zur  Ver- 


1  In  dem  Schreiben  an  den  König  v.  England 
Y.1240,  Huillard-Brtfholles,  bist,  diplom. 
Frlder.  II  5,  1039  (auch  LL.  2,  338)  wirft  er 
dem  Papst  sogar  vor,  dass  er  früher  auf  seinen 
Wunsch,  ein  solches  Konzil  zu  berufen,  nicht 
eingegangen  ist;  vgl.  auch  Uuillard-Brtf- 
hollesl.  c.  p.  1076. 

>  Schirrmacher  Kaiser  Friedrich  II.  3, 
172 ;  die  Einberufungsschreiben  verzeichnet  bei 
Potthastn.  10925.  1094öff. 

3  S.  den  citirten  Brief  Friedrichs  :  „  nee  inter 
nos  et  enm  durante  presenti  discordia  vocari  con- 
cllium  per  eundem  velut  hostem  publicum  im- 
perii  permittemus,  presertim  cum  nobis, 
imperio  et  terre  principibus  Indecentisslmnm  in- 
dicemns  cansas  nostrarum  secularium  potestatum 
eoolesiastico  foro  suhiicere  vel  ludioio  synodall, 
sed  Omnibus  ad  concillum  Ipsum  eonvocatis  per 
totam  terram  nostre  iurisdlctlonl  subiectam  in 
personis  et  rebus  securitatem  denegamus.^ 

^  Matthaeus  Paris  chroTi.  mal.  ad  a.  1240,  ed. 
liuard  4,71 ;  Schlrrmachei  3, 185 ff. ;  He- 
f  ele  5,  956.  987. 

6  S.  Anm.  3;  Huillard-Brtfh.  5,  1028. 
1076 ;  Matthaeus  Par.  1.  o.  4,  69. 

«  Huillard-Br^h.  6,  277;    LL.  2,   354: 


„concessa  eis  plenaria  potestate,  nt  a  gravaniine 
et  inlquo  processu  patris  einsdem,  ad  denm  pri- 
mum  ....  et  postmodum  ad  futurum  snmmuin 
pontlflcem  et  ad  generalem  syuodum,  ad  princi- 
pes  Alemannie  universos  et  ad  alios  prindpes 
orhis  terrae  pro  parte  nostra  libere  yaleant  appel- 
lare.« 

"^  S.  die  Appellation  desselben,  des  Bischofs 
Thaddaeus  von  Suessa, bei  Huillard-Br^h.  6, 
318 :  „cum  .  .  Imperator  citatus  non  fuit  ad  con- 
cllium ,  cum  citatio  in  predicatlone  facta  nulU 
fuerit ...  et  etiam  Incerta  fuerit  .  .  .,  slt  etum 
dominus  papa  in  guerra  cum  eo  et  alt  inimieos 
ipsius  et  contra  omne  ins  partes  aaaumat  iudicj^ 
et  actoris  et  ante  oeptum  indiel  um  .  .  .  intendat 
dlfflnitivam  sententlam  promulgare,  ego  .... 
procurator  ad  hoc  specialiter  constitutus,  dieo 
nullam  fore  sententlam  contra  ....  imperatoiem 
per  summum  pontiflcem  in  presenti  oon«ilio  pro- 
mulgandam.  Si  tarnen  aliqua  sit,  quod  diffiteor, 
cum  nuUus  sit  in  ea  iuris  ordo  servatus,  ab  ipsa 
ad  futurum  romanum  pontiflcem  et  ad  untver- 
sale  concillum  regnm,  principam  et  pielatoiuipf 
cum  presens  oonciUam  aniversale  non  sit,  pio 
parte  dominl  imperatoris  appello.** 

S  S.   das    Benifungsschialben    Innocenz*  IV. 
Mansi  23,  608;  SS.  18,  488. 
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nichtHng  Friedricha  II.  Beistand  leistend  Daher  wurde  es  als  allgemeines  ausge- 
schrieben^, wenngleieh  der  Papst  vorhersehen  konnte,  dass  die  Anhänger  Fried- 
rich n.  nicht  erscheinen  würden.  In  der  That  war  das  Koniil  bei  weitem  nicht  so 
uhlreich  besucht  wie  das  letzte  vor  ihm  von  Innocenz  lU.  im  J.  1215  abgehaltene. 
Die  Zahl  der  anwesenden  ErzbischOfe  und  Bischöfe  kann  jedenfalls  nicht  erheblich 
mehr  als  150  betragen  haben  *.  Die  schismatischen  Griechen  fehlten  ganz^,  und  aus 
Deatschland  waren  nur  sehr  wenige  Prälaten  erschienen^.  Mit  Rücksicht  auf  diese 
Zusammensetzung  ist  von  dem  Gesandten  Friedrichs  11.  schon  auf  dem  Konzil  selbst 
dem  letzteren  die  Eigenschaft  eines  allgemeinen  bestritten  worden^. 

Nach  der  seit  dem  12.  Jahrhundert  herrschend  gewordenen  Anschauung  war 
dasselbe  indessen  trotz  der  geringeren  Betheiligung  eben  so  gut  wie  die  früheren  ein 
sDgemeines^.  Die  kaiserlicherseits  erhobenen  Einwendungen  würden  nur  als  berechtigt 
CTScheinen,  falls  nachweisbar  wäre,  dass  ein  Theil  des  Episkopates,  der  deutsche, 
gtr  nicht  zum  Konzil  berufen,  vielmehr  vom  Papste  absichtlich  fem  gehalten  wor- 
den sei  ^. 

Neben  ihrem  Hauptzweck ,  der  Verhängung  der  Absetzung  Friedrichs  II.  ^,  hat 
die  Synode  auch  in  ihren  Kanones  Massregeln  zur  Unterstützung  des  heiligen  Landes 
nnd  des  Kaiserthums  zu  Konstantinopel ,  sowie  zur  Abwendung  der  Mongolengefahr 


'  Sehirrmacher  4,  91. 

'  In  dem  Einbenifungsschreibeu  beisst  es : 
.rTOges  terrae,  praelatos  eeelesiarum  ac  alios  mundi 
prindpes  duximua  ad?ooaad08.'' 

>  Matth.Par.  a.  1245,  ed.  cit.  4,  431;  Mansi 
23,  633  erzählt,  dass  bei  einer  Yorberathuiig,  als 
noch  nieht  alle  Theilnehmer  eingetroffen  waren, 
2  Patriareheu,  sowie  140  Erzbischöfe  und  Bi- 
•cböfe  anwesend  gewesen  seien ;  nach  der  breyis 
notitia,  M an 8 i  23,  613  haben  das  Absetzungs- 
dekret  gegen  Friedrich  II.  ungefähr  150  Prälaten 
nntenehrieben.  Dem  gegenüber  kann  die  Angabe 
der  snn.  Erfurt.»  SS.  16,  34,  dass  250  Bischöfe 
Theil  genommen  haben,  nicht  von  Oewicht  sein. 
Mig  auch  die  Zahl  der  Bischöfe  in  den  Sitzungen 
später  grösser  gewesen  sein ,  so  lässt  sich  doch 
nicht  annehmen ,  dass  etwa  noch  100  Bischöfe  im 
Laufe  des  Konzils  eingetroffen  sind  und  ebenso 
▼iel  das  Absetznngsdekret  nicht  unterschrieben 
haben.  Gegen  Hefele  5,  983.  n.  6  mit  Recht 
Sehirrmaeher4,  121.  391. 

^  Dagegen  hatten  sich  als  Vertreter  der  Chri- 
sten des  h.  Landes  der  Bischof  von  Berytus,  fer- 
ner die  Patriarchen  v.  Konstantinopel  und  An- 
tioehien  eingefunden. 

»  Sehirrmaoher  4,  120.389.  Ob  sie  über- 
banpt  geladen  sind ,  lässt  sich  nicht  entscheiden, 
in  so  weniger  als  die  Zahl  der  erhaltenen  Ein- 
bemfungssohreiben  (Mansl  23,  608.  609; 
Potthaat  n.  11493;  Schirrmacher  4,  389. 
n.  2)  sehr  gering  ist;  Tgl.  auch  Schirrmaoher 
4, 120.  Am  zahlxeiehsten  waren  die  frauzösi- 
Khen,  italienischen  und  demnächst  die  spani- 
tcben  Bischöfe,  schwächer  die  englischen,  nur 
▼eieinzelt  die  Ungarn  und  Dänen  yertreten, 
SehirrmacheT4,  120ff.;  Hefele  5,  982. 

*  8.  die  Appellation  a.  E.  (S.  354.  n.  7.) 

^  Dies  ist  auch  Tom  Papst  selbst  auf  dem  Konzil 
gegen  den  erwähnten  Appellationsgrund  geltend 
gemacht  worden,  Matth.  Paris  a.  1245,  ed.  cit.  4, 


440:  ^t  appellavit  (der  kaiserliche  Gesandte) 
...  ad  oonoilium  proximo  futurum  genera- 
li us;  nee  enim  nunc  omnes  praelati  Tel  eorum 
vel  principum  procuratores  apparent  bis  in  prae- 
seutiarum.  Cui  papa :  „Satis  est  concilium  gene- 
rale multorum,qul  domini  tu! hnmilitatem  Inuti- 
liter  uon  sine  gravamine  expectarunt,  patriarcha- 
rum,  archiepiscoporum ,  episcoporum  et  aliorum 
de  diversis  mundi  partibus  nobilium  Tel  eorum 
procuratorum.  Et  qul  absunt,  laqueis  domini 
tui  impediuntur  irretiti." 

8  Nachweisbar  ist  das  nicht.  A.  M.  Schlrr- 
macher  4,  120.  Die  Nichtuberlieferung  tou 
Einladungsschreiben  bildet  kein  Argument  da- 
für, ebenso  wenig  der  Umstand,  dass  man  in 
Deutschland  das  Konzil  mit  Theilnahmlosigkeit 
betrachtet  hat  und  dass  eine  deutsche  Qeschlchts- 
quelle,  ann.  SchepfÜ.  SS.  17,  342,  das  Konzil 
als  ein  yom  Papste  mit  ftanzösischen  Bischöfen 
abgehaltenes  bezeichnet.  Innocenz  lY.  hätte  es 
doch  kaum  wagen  können,  dem  Kaiser  durch 
Unterlassung  der  Einladung  der  deutschen  Bi- 
schöfe eine  so  willkommene  Handhabe  zur  Be- 
streitung der  Legalität  der  Berufung  des  Konzils 
zu  gewähren.  Ohnehin  konnte  er  unter  den  ob- 
waltenden Umständen  darauf  rechnen ,  dass  der 
grösste  Theil  der  Deutschen  fern  bleiben  würde, 
und  alles,  was  Schi rrmacher  geltend  macht, 
beweist  nur,  dass  der  Papst  sich  dabei  in  der 
That  nicht  yerrechnet  hat. 

Ob  dagegen  Friedrich  II.  Yon  dem  Konzil  ab- 
gesetzt werden  durfte  und  der  Papst  berechtigt 
war,  eine  Toraussichüich  nicht  unparteiische 
Versammlung  zu  diesem  Zwecke  zu  versammeln 
und  mit  ihr  das  Richteramt  in  eigener  Sache  zu 
Oben,  das  ist  eine  von  der  im  Text  besprochenen 
YöUig  verschiedene  Frage. 

0  Schirrmacher  4, 149  ff.  Die  Absetzungs- 
sentenz bei  Mansi  23,  613  u.  Matth.  Par.,  ed. 
dt.  4,  445. 
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getroffen  ^  und  eine  ßeihe  von  Vorschriften  erlassen,  welche  sich  theils  gegen  vorhan- 
dene Missbränche  richten,  theils  aber  einzelne  kirchliche  Rechtssfltze  nfther  pricisiren 
nnd  entstandene  juristische  Kontroversen  entscheiden^. 

Die  vorletzte  der  hierher  gehörigen  allgemeinen  Synoden^  das  von  Gregor  X.  im 
J.  1274  veranstaltete  zweite  Konzil  von  Lyon,  nimmt  insofern  eine  besondere  Stelle 
ein,  als  dasselbe  neben  den  Berathungen  über  kirchliche  Reformen  und  Aber  die 
Unterstützung  des  heiligen  Landes  auch  Ar  Herbeiftlhrung  der  schon  seit  Urban  IV. 
mit  der  griechischen  Kirche  angebahnten  Union  bestimmt  war  und  Oregor  X.  zu  dem- 
selben den  griechischen  Kaiser  und  die  griechischen  Patriarchen  und  Bischöfe  ein- 
geladen hatte  ^.  Vertreten  war  auf  demselben  die  katholische  Welt  des  Abend-  und 
Morgenlandes  durch  ungefähr  500  Bischöfe,  70  Aebte  und  1000  weitere  Prälaten ^ 
Von  der  vierten  Sitzung  an  nahmen  auch  die  inzwischen  in  Lyon  eingetroffenen  Ge- 
sandten der  bisher  schismatischen  Griechen,  mehrere  kaiserliche  Beamte,  der  frflhere 
Patriarch  von  Konstantinopel  und  der  Metropolit  von  Nicäa,  welche  die  Unions- 
erklärungen  des  Kaisers  sowie  die  der  griechischen  Bischöfe  und  ihrer  Synoden  Hber- 
bracht  hatten^,  an  den  Verhandlungen  Theil^.  Daher  kann  dieses  Konzil,  auf  welchem 
die  freilich  nicht  lange  dauernde  Union ^  mit  der  griechischen  Kirche  vollzogen^  und 
eine  Beihe  von  Reformkanonen  erlassen  worden  ist^,  als  ein  ökumenisches  im  frühe- 
ren Sinne  bezeichnet  werden^®. 

Die  folgende  und  auch  die  letzte  Synode  bildet  die  zun&chst  für  das  Jahr  1310^^ 
dann  aber  später  für  1311  nach  Vienne  von  Clemens  V.  zur  Regelung  der  Ange- 
legenheiten des  Templerordens,  zur  Berathung  über  die  Unterstützung  des  heiligen 
Landes  und  zur  Reform  der  Kirche  und  des  geistlichen  Standes  einberufene  Synode  '^. 
Sie  war  nicht  so  zahlreich  wie  das  zweite  Lyoner  Konzil  besucht.  Da  aber  immerhin 
eine  beträchtliche  Anzahl  von  Bischöfen  der  lateinischen  Welt  zusammen  gekommen 
war  ^3,  so  ist  sie  ebenfalls,  obwohl  das  schismatische  Morgenland  auf  derselben  nicht 
vertreten  war,  zu  den  allgemeinen  Synoden  gerechnet  worden  ^^. 

Die  bisher  besprochenen  Konzilien  unterscheiden  sich  von  denen  des  ersten 


1  NamenÜieh  Anordnangen  über  Beschaffung 
der  erforderlichen  Subsidioii,  c.  14  ff.,  Mansi 
23,  624. 

3  0.  Iff.,  Mansi  23,  619 ;  ferner  die  weiteren 
Kanones  1.  c.  p.  650,  und  dazu  Hefele  5, 
996. 

3  Die  Schreiben  bei  Mansi  24,  42.  49. 

^  Die  Angaben  über  die  Zahlen,  zusammen- 
gestellt 1.  c.  p.  133,  weichen  allerdings  vielfach 
ab.  Die  obige  Annahme  hat  das  Meiste  für  sich, 
Hefele  6,  116.  Die  Abendländer  waren  in  um- 
fassendster Weise  einberufen,  s.  die  Schreiben 
bei  Mansi  1.0.Ö6.Ö7;  Potthast  reg. n.20716. 
20717. 

5  Bei  Mansi  24,  67.74. 

^  Brovis  notitia  bei  Mansi  1.  c.  p.  64.  65; 
Hefele  6,  119.  120. 

7  Vgl.  Hefele  6,  138. 

6  Mansi  24,  64;  Hefele  6,  123. 

»  Mansi  1.  c.  p.  81;  Hefele  6,  128. 

*o  Bezeichnet  wird  das  Konzil  von  Gregor  X. 
selbst  in  den  citirten  Schreiben,  Mansi  24,  47. 


60.  56,  femer  in  seinem  Publikationssebreiben 
der  auf  demselben  beschlossenen  Kanones ,  1.  c 
p.  81,  als  concilium  generale,  ebenso  la  den 
Berichten  über  dasselbe,  brerls  not.,  1.  c  p.  61 
und  Potthast  reg.  2,  1677. 

"  Mansi  25,  199.  369.  375.  376. 

>2  1.  c.  p.  382  ff.  Sie  wird  als  „unlveisale  con- 
cilium'^  in  den  citirten  Schreiben  bezeichnet. 

13  Die  Zahl  der  Bischöfe  wird  von  einzelneii 
Seiten  auf  300 ,  die  Zahl  der  wirkUehen  Mit- 
glieder von  anderen  auf  114  angegeben,  Hefele 
6,  461.  Da  indessen  zwischen  der  ersten  und 
zweiten  Sitzung  sechs  Monate  verlaufen  sind, 
und  zwischen  der  zweiten  und  dritten  (letsieni 
wieder  ein  Monat  gelegen  hat,  a.  a.  O.  S.  463. 
486,  so  ist  es  sehr  wohl  möglieh ,  dass  die  Zahl 
der  Theilnehmer  gewechselt  hat. 

1^  Dagegen  neuerdings Damb erger,  synchro- 
nistische Geschichte  des  Mittelalters  13,  177. 
welcher  mit  Unrecht  behauptet,  vgl.  auch  He- 
fele 1,  66,  dass  das  Konzil  dieses  Charakters 
entbehre,  weil  auf  ihm  keine  allgemeinen  Kir- 
chenangelege'uheiten  verhandelt  worden  seien. 
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JahrtanseiidB  charakteristisch  dadurch ,  dass  sie  im  Vergleich  zu  diesen  ftlr  die  Ent- 
wicklung und  Feststellung  des  Dogmas  nur  eine  nebensächliche  Bedeutung  gehabt 
haben*.  Ihre  Hauptaufgabe  war  die  Erledigung  kirchenpolitischer,  die  Stellung  der 
Kirche  und  des  Papstthums  betreffender  Angelegenheiten  und  die  Weiterbildung  des 
kirchlichen  Rechts  im  Hinblick  auf  die  mannichfaltigen  neuen,  seit  dem  Abschluss  der 
karolingischen  Periode  innerhalb  der  Kirche  hervorgetretenen  Gestaltungen.  Wie 
die  älteren  morgenländischen  ökumenischen  Synoden  unter  dem  Einfluss  der  römi- 
schen Kjuser  gestanden  haben,  so  ist  auf  den  abendländischen  Konzilien  das  Papst- 
thnm  der  herrschende  und  entscheidende  Faktor  gewesen.  Die  eben  gedachten 
Synoden  begleiten  das  Aufsteigen  des  Papstthums  ^  von  dem  Zeitpunkt  ab ,  in  wel- 
chem sich  dasselbe  die  Freiheit  vom  Kaiserthum  erkämpft  und  diesem  als  ebenbürtige 
Macht  gegenüber  getreten  ist 3,  bis  dahin,  wo  dasselbe  die  oberste  leitende  Stelle  in 
der  abendländischen  Welt  eingenommen  hat^,  und  sind  von  ihm,  so  lange  es  sich  in 
dieser  Stellung  behaupten  konnte,  als  Mittel  benutzt  worden,  um  dieselbe  Tor  aller 
Welt  zur  Entfaltung  zu  bringen  <». 

Gerade  dadurch  haben  diese  Konzilien  ihre  hervorragende  Bedeutung  für  die 
abendländische  Kirche  und  die  abendländische  Welt  erlangt.  In  Bezug  auf  dieselbe 
standen  sie  fftr  ihre  Zeit  den  früheren  allgemeinen  Synoden  nicht  nach,  und  so  konn- 
ten sie  diesen  als  gleichstehend  angereiht  werden^.  Abgesehen  von  der  gleichen  Be- 
zeichnung: generale  concilium  ftlr  beide  Arten  von  Synoden  und  von  der  auf  einzelnen 
stattgehabten  Vertretung  der  lateinisch-orientalischen^,  ja  auch  der  schismatisch- 
grieehischen  Kirche^,  galt  die  im  Papstthum  ihren  Mittelpunkt  findende  Kirche  nach 
damaliger  abendländischer  Anschauung  allein  als  die  katholische ,  und  diese  hatte 
anfallen  erwähnten  Konzilien  eine  genügende  Repräsentation  gefunden,  während 
man  den  schismatischen  Orient  nur  als  einen  abtrünnigen  Bruchtheil ,  welcher  kein 
Anrecht  auf  eine  Vertretung  hatte,  betrachtete.  Femer  konnte  die  bereits  in  die  Rechts- 
Sammlungen  während  des  1 1.  Jahrhunderts  übergegangene  Lehre  von  dem  Rechte  des 
Papstes  zur  Einberufiing  von  Konzilien  in  Verbindung  mit  der  universellen  Stellung, 


*  Gonc.  Laieian.  III.  ▼.  1179  weist  c.  27  eine 
Yeidammniig  der  Katharer  (AlblgeuBci),  He- 
fele  5,  036 ;  Later.IV.  y.  1215  c.  1  («  c.  1  X. 
de  gamma  trin.  I.  1)  das  denselben  und  den 
Waldensem  entgegengestellte  Glanbeusbekennt- 
niss,  c.  2  die  Yernrtheilang  von  bestimmten 
Ketzereien  in  betreif  der  Trinität  (ss  g.  2  X  eod.), 
Hefele  5,  783.  785 ;  Lngdan.  I.  ▼.  1245  c.  i 
(«  e.  1  in  Tito  de  summa  trin.  I.  H  die  Asser- 
tion  des^Uoque";  Yiennense  v.  1811  c.  1  (^ 
Clem.  un.de  summa  trin.  1. 1)  dieVeruithellung 
der  dem  Franziskaner  Oliva  zugeschriebenen 
Häresien  und  c.  6  (ss  Giern.  3  de  haeret.  III.  3) 
die  der  Begharden  und  Beghineu,  Hefele  6, 
475.  480  auf.  Wegen  des  II.  Lateran.  Konzils 
1. 0.  S.  351.  n.  8. 

*  Ueber  das  2.  u.  3.  Lateraneusische  Konzil 
T.  1137  a.  1179.  8.0.  S.  351. 

'  Hierher  gehört  das  1.  Lateranenslsohe  Kon- 
ril  Ton  1123,  o.  S.  350. 

'  S.  das  4.  Lateranensische  v.  1215,  o.  S.  353. 

^  Nicht  blos  durch  die  Inangriffnahme  der  kirch- 
Uchon  Beformen,  sondern  vor^allem  auch  durch 


Akte  henrorragender  politischer  Bedeutung,  wie 
z.  B.  die  Absetzung  Friedrichs  II.  zu  Lyon  1245, 
die  Betreibung  der  Kreuzzüge  zu  Lyon  1245  u. 
1274,  die  Vollziehung  der  Union  mit  den  Grie- 
chen auf  der  zuletzt  genannten  Synode.  Die  auf 
der  Synode  von  Yienne  1311  ausgesprochene 
Aufhebung  des  Templerordens  ist  allerdings 
unter  dem  Drucke  des  Königs  Ton  Frankreich  zu 
Stande  gekommen,  Hefele  6,465.  Aber  um 
diese  Zeit  tritt  auch  der  Wendepunkt  in  der 
Entwicklung  des  Papstthums  ein. 

6  So  schon  der  Tom  Konatanzer  Konzil  foxmu- 
llrte  Papsteid,  Sess.  XXXIX  c.  3 :  „me  flrmiter 
credere  et  teuere  sanctam  fldem  catholicam  se- 
cundum  traditiones  apostolorum ,  generalium 
conciliorum  . . . . maxime autem  ss.  YIII  oon- 
ciliorum  universalium  ,  yldelicet  primi 
Niceni  ....  octavi  quoque  Gonstantinopolitani, 
neonon  Lateranensis,  Lugdunensis  et  Tienuensis 
generalium  etiam  conciliorum.'' 

7  Dom  2.,  3.  und  4.  Lateranensischen  v.  1139, 
1179  u.  1215  und  dem  1.  Lyoner  t.  1245,  s.  o. 
S.  351.  352.  353.  355. 

8  Dem  2.  Lyoner  ▼.  1274,  s.  o.  S.  356. 
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welche  man  dem  Papstthnm  beilegte ,  nicht  ohne  Einflnss  bleiben  und  mnsste  noth- 
wendig  zu  dem  Rückschlnss  führen,  dass  die  Synoden,  welche  der  Papst  als  coneilis 
gen^ralia  oder  nniversalia  einbemfen  nnd  aufweichen  er  prftaidirt  hatte  S  auch  wahr- 
haft ökumenische  wie  die  des  ersten  Jahrtausends  seien  ^. 

Aus  der  vorangehenden  Darstellung  hat  sich  schon  ergeben,  dass  der  Papst  das 
alleinige  Recht  zur  Einberufung  solcher  Synoden  während  des  in  Frage  stehenden 
Zeitraumes  erlangt  hat  und  jedes  Recht  des  Kaisers  auf  Mitwirkung  dabei  fortgefallen 
ist^.  Die  Berufung  erfolgte  durch  päpstliche  Convocationsschreiben,  welche  fbr  die 
Erzbischöfe  und  Bischöfe,  auch  wohl  für  Achte  und  Prälaten,  je  eines  fttr  jede  Fro> 
vinz  ergingen  4  und  mitunter  die  Aufforderung  enthielten,  die  Einladung  in  dem  be- 
treffenden Sprengel  weiter  bekannt  machen  zu  lassen^,  sowie  femer  bald  unbestimm- 
ter^, bald  genauer  den  Zweck  des  bevorstehenden  Konziles  angaben^.  Ausserdem  ist 
die  Aufforderung  zum  Erscheinen  durch  die  päpstlichen  Legaten  in  ihren  Beziri^en 
kund  gethan^  und  auch  auf  andere  Weise  verbreitet  worden^.  Als  Zeil^ankt  für  den 
Zusammentritt  wurden  mehrfach  nach  früherem  Oebrauch  ^^  die  Osterzeiten^*  gewählt 
und  behufs  genügender  Vorbereitung  die  Einladungen  gewöhnlich  längere  Zeit  vor- 
her erlassen  ^^. 

Zur  Theilnahme  an  dem  Konzil  berechtigt  erscheinen  nach  den  Berufungs- 
scbreiben  und  den  Berichten  ausser  den  Bischöfen  (Patriarchen,  Ensbischöfen)^^  die 


1  S.  gleich  nachher. 

2  Vgl. hierzu  v.  Schulte,  Stellung  der  Kou- 
zilien,  Papste  etc.  S.  29.  30. 

8  S.  352.  S.  354. 

*  Calixt  II.  1122,  V.  S.  350.  n.  8;  Alexan- 
der III  V.  1178,  Mangl  21,  962  u.  22,  211; 
Innocenz  III.  1213,  I.  c.  22,  460;  Potthast 
reg.  n.  4706;  Gregor  X  v.  1273,  Maust  24,  56. 

5  Iniioc.  III  (b.  vor.  Anm.):  „Iniungatls  .  .  . 
fratres  archiepiscopi  et  eplscopi,  ex  parte  nostra 
unlTersis  eccleslaram  capitalis,  non  solam  cathe- 
drallum,  sed  etiam  alioram,  ut  praepositnm  vel 
decanum  aut  alles  vlros  idoiieos  ad  concilium  pro 
se  mittant,  cmn  noimulla  slnt  In  Ipso  tractanda 
qnae  speclallter  ad  eccleslaram  capltula  pertine- 
hunt."  Schreiben  Gregors  IX  v.  1240,  Hull- 
lard-Brtfholles  hist.  dlpl.  5,1070,  worin  die 
die  Ladung  der  nicht  direkt  berufenen  „capltula 
suffragaueorum ,  abbates  et  praelatl  all!  provln- 
dae'^  befohlen  wird ;  ähnlich  das  Schreiben  Inno- 
cenz' IV  V.  1245,  Mansl  23,  609. 

^  Galixt.  II  ep.  clt. :  „magna  et  dlversa  eccle- 
siae  negotla";  Alex.  III.  ep.  dt.,  Mansl  29, 
211:  „oorrectlo  et  emendatlo  In  eoclesla  del." 
Die  Unbestimmtheit  der  Bezeichnung  In  dem 
vor.  Anm.  cit.  Schreiben  Gregors  IX  ▼.  1240  ,;pro 
magnis  et  arduls  eoclesiae  negotlls"  hat  Frie- 
drich II  in  seinem  S.  354.  u.  1  angeführten  Brief 
u.  A.  zur  Rechtfertigung  der  Verhinderung  des 
Konzils  benutzt. 

^  Innoc.  HI.  ep.  clt.  v.  1213 :  „recuperatio  ter- 
rae sanctae  ac  reformatio  totius  eccleslae^;  In- 
noc. IV.  V.  1245,  Mansl  23,  608,  8.  o.  S.  354. 
Gregor  X  v.  1272,  Mansl  24,  29  (s.  auch  o.  S. 


356),  wegen  des  Konzils  von  Vlenne  1311  8.  S* 
356.  n.  11  u.  12. 

s  So  vor  Abhaltung  des  3.  Lateranensischen 
V.  1179,  Reuter  3,  418 ff.  765. 

0  Durch  Verlesung  der  Konvokatl^nsbullon  aaf 
Partikularkonzllieu ,  s.  das  Londoner  v.  1309, 
Mansl  25, 199. 

»0  S.  unten  %,  175. 

it  Um  diese  Zelt  sind  das  1.  bis  3.  Lateranen- 
slsche  Konzil  gehalten,  Jafftf  reg.  p.  542.  585. 
783.  Ebenso  sollte  das  v.  Gregor  IX  beabsich- 
tigte Konzil  zu  Ostern  1241  zusammentreten  (§. 
Anm.  5),  dagegen  ist  das  4.  Lateranensische  im 
November  1215,  Potthast  reg.  n.  407.437; 
das  2.  Lyoner  im  M^i  1274  und  das  Vienuenaer 
Im  Oktober  1311,  Hef  ele  6,  115.  460  eröffnet 
worden. 

12  Die  Einladungen  zum  1.  Lateran.  Kondl 
sind  Im  Juni  1122,  Mansl  21,255,  zum3.Uter. 
seit  den  ersten  Monaten  des  J.  1178,  Reuter 
3,  765;  zum  4.  Later.  schon  1213  etwa  2V3  ^^ 
vorher,  zu  dem  im  J.  1241  beabsichtlgteD  im 
August  des  vorhergehenden  Jahrea,  Pott  ha  st 
reg.  n.  10925  ff. ;  zu  dem  2.  Lyoner  fiber2  Jshre 
vorher,  Hef  ele  6,  109.  112.  115  ergangen. 
Das  Konzil  v.  Vlenne  Ist  Im  August  1308  aaf 
den  1.  Oktober  1310  einberufen  und  Im  April 
dieses  Jahres  auf  den  1.  Oktober  1311  verlegt  i. 
0.  S.  356.  n.  11. 12  worden.  Dagegen  liegt  kaum 
ein  halbes  Jahr  zwischen  der  Berufung  und  dem 
Zusammentritt  des  1.  Lyoner  Konzils,  He  feie 
5,  972.  984. 

^  S.  die  Angaben  o.  bei  den  einzelnen  Kon- 
Zilien. 
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simmtlichen  Kardinftle^,  Aebte^  imd  andere  Prftlaten^  oder  Prioren  der  verschiede- 
nen Bistiiümer^,  die  ELapiteP,  die  Ritterorden  ^^  ferner  die  weltlichen  Fflrsten  oder 
deren  Gesandte  7.  Ausserdem  werden  auch  andere  Geistliche^,  Mönche®  und  Laien  ^^ 
als  anwesend  erwähnt 

Ein  Decisivvotam  haben  allein  die  Kardinäle ^^  und  die  Bischöfe,  dagegen  die 
Aebte  und  aaderen  Prälaten  blos  eine  berathende  Stimme  besessen  ^3. 


>  KAnonisaücnabulle  CaUxt'  U  ▼.  1123,  er- 
lassen auf  dem  Later.  I,  M  a  n  s  1  21 ,  289 :  „fia- 
tiiboB  epUcopifl  et  Gardinallbns  et  allls  archl- 
episeopls,  epiflcopls,  abbatibus  ac  rellgioals 
Tills'';  Lateran.  11.  s.  o.  S.  361.  n.  Ö ;  Gnillelmns 
Neabii«.  a.  1179,  Watterich  2,  643;  „Ale- 
xander p.  III  cnm  unlverslB  cardlualibns  suis  et 
dero  et  populo  Ibidem  congregato  venlt  ad  eccle- 
if rm  8.  Jobannis  de  Laterano,  celebratnrus  ibi- 
dem eonelllnm";  Tgl.  auch  Mansl  22,  234; 
bievit.  not.  Lngdnn.  cone.  ▼.  1245, 1.  c.  23,  610; 
n.  Lugdnn.  t.  1274, 1.  e.  p.  62. 

'  S.  0.  bei  den  einzelnen  Konzillen,  femer  die 
8. 358.  n.  4.  6  u.  12  angeführten  Berufangsschrel- 
ben  Alexanders  III,  Innooenz*  in,  Innocenz'  lY, 
Gregors  X  and  Clemens'  V,  and  die  vorhergehende 
Anmerkung. 

*  Vgl.  0.  S.  350.  n.  9;  S.  361.  n.  6 ;  S.  368.  n.  6. 
Hieninter  sind  die  s.  g.  praelati  minores,  zu  wel- 
chen allerdings  auch  die  Aebte  gehören,  zu  verste- 
hen, s.Th.  II.  8.371.  Dies  zeigen  Insbesondere 
die  Einberuftingsschreiben  Clemens*  Y  zum  Yien- 
nenser  Konzil  v.  1308,  Mansl  25,  374  ff.  In 
dem  an  den  König  von  Frankreich  heisst  ea: 
^irehiepiseopls,  eplscopis  ac  dilectis  filiis  electls, 
abbatibus,  priorlbuB,  decanls,  praeposltls,  archl- 
diaconls,  archipresbyterls  et  allarum  ecdesiarum 
pnelatis  exemtia  et  non  exemptls  eorumque  ca* 
pitalls  et  conventlbus  .  .  .  mandamus,  ut  iidem 
aichiepisoopl  necnon  caeterl  eplscopl  per  ipso- 
ram  archieplsooporum  provindas  constitutl,  in 
elsdem  lltterls  nomlnatl,  reliquis  ipsorum  epi- 
leoporam  In  dlctls  provludis  remanentlbus  ad  ea 
qaae  pontlflcale  ofAdum  exlgunt . . .  se  acdngant 
ad  iter,  quod  In  huiusmodl  decreto  termlno  quem 
eis  .  .  .  asslgnamus,  In  Yiennen«!  cMtate  ildem 
arehiepiscopl  et  eplscopl  tallter  nomlnatl  p  e  r  - 
lonallter,  alil  vero  remanentes  eplscopl, 
electi,  abbates,  priores,  decani,  praepositl,  archl- 
diaconl,  preabyteri  (d.  b.  archipreahyteri)  et 
praelati,  capltnla  et  conventus,  per  eosdem 
archieplscopos  et  episcopos  ad  praedic- 
tam  oondllum  accessuros  (qulbus  ad  omnia 
qaae  In  eodem  ooudllo  statuuntur,  flent  et  ordi- 
nabuntur  et  fuerint  opportuna,  concedant  plena- 
liam  poteetatem,  de  qua  auffldenter  constet  per 
publica  documeuta)  nostro  se  conspectul  reprae- 
sentent.  Quod  si  forsan  ipals  archleplscopis  et 
episcopifl  accesBuris  huiusmodl  noluerlnt  conce- 
dere  potestatem,  eo  casu  venire  vel  alios  pro- 
aiEatores  idoneos  cum  potestate  slmill  ad  Idem 
teneantuT  condlium  destinare." 

*  Eän  Tbell  der  Berufungsschreiben  Inno- 
cenz*  III  Ist  gerichtet  an  die  arehiepiscopl,  epl- 
scopl, abbates  et  priores  per provindam Ylen- 
Densem,  Moguntlnam  etc.  constltutls,  Mansl 
22, 960.  962;  vgl.  auch  die  Notiz  über  das  4.  la- 
ieranenBladie  Konzil  (S.  353.  n.  5):  „piocura- 


tores  quoque  archieplscoporum ,  episcoporum, 
abbatum,  prlorum  et  capitulorum  absentlum 
tantuB  non  fuit  numerus.  Daas  hier  nicht  ledig- 
lich an  Regular-Prioren  zu  denken  ist,  erglebt 
nicht  nur  das  Th.  II.  S.  605  Angeführte  und  der 
Umstand,  dass  sonst  statt  ihrer  die  Prälaten  ge- 
nannt werden,  sondern  auch  die  Bemerkung  In- 
nocenz'  III  in  dem  Berufangsschreiben  für  die 
Templer  und  Johanniter  1.  c.  p.  964 :  „unlveraia 
archleplscopis  et  epiacopis  et  alils  ecdesiarum 
praelatis  per  unlversas fere  chrlstlanorum  pro- 
vindas constltutls  mandamus'',  welche  die  erst 
dtlrte  Adresse  der  Berufangsschreiben  durch 
Substitution  der  praelati  für  priores  wieder- 
glebt. 

6  S.  Anm.  3  u.  4,  u.  o.  S.  358.  u.  5,  welche 
natürlich  nur  durch  Yertreter  erscheinen  konnten. 

^  S.  Anm.  4  a.  E.,  brev.  not.  conc.  Lugd.  II. 
v.  1274,  Mansl  24,  62. 

7  GulU.  Neubrig.,  Watterich  2,  643:  „Cul 
condlio  (3  Lateran.)  Intererant  nuntii  fere  om- 
nlum  Imperatorum,  regum,  prlndpum  totius 
chrlstlanitatls;  über  .das  4.  lateran.  s.  Winkel- 
mann,  PhlUpp  V.  Schwaben  2,  420 ;  H  e  f  e  1  e 
5,  779  u.  die  S.  353.  n.  5  dtlrte  Notiz ;  über  das 
1.  Lyoner  v.  1245  die  brev.  not.  bei  Mansi  22, 
610;  Hefele  5,  984;  über  dasXLyouer  die  bei 
Potthast  reg.  2,  1668  verzeichneten  Ein- 
ladungsschreiben und  dienet,  bei  Mansi  24, 
62;  Hefele  6, 114;  über  das  Yiennenserv.  1311 
die  Schreiben  bei  Mansl  25,  375. 

8  Die  rellqua  clerl  et  popull  multltudo  er- 
wähnt auf  dem  1. Later.  v.  1123  bei  Maus!  21, 
190.  291;  3.  Lateran,  v.  1179,  Anm.  1  und 
Mansl  22, 234. 

0  S.  0.  Anm.  1. 

10  S.  Anm.  8;  Mansl  21,  301.  Unter  dieaen 
Ben  auch  die  weltlichen  Begleiter  des  Papstes, 
Later.  lU.  Watterich  2,  643:  „pontlfex  In 
eminentiori  loco  cum  cardinallbus  suis  et  sena- 
toribuB  et  praefecto  et  consulibus  urbis  consti- 
tutus.'' 

11  Für  die  Kardinalbischöfe  versteht  es  sich 
von  selbst.  Für  die  übrigen  erglebt  ea  sich  aus 
Ihrer  Stellung  als  Senat  und  Berather  des  Papstes, 
sowie  daraus,  dass  sie  mit  dem  Papste  einen  be- 
sonders ausgezeichneten  Sitz  einnehmen  wie  auf 
dem  3.  Lateran.  Konzil  (s.  vor.  Anm.)  oder  in 
der  Sitzordnung  den  Yorrang  vor  den  Primaten, 
Erzbischöfen  und  Bischöfen  haben,  so  auf  dem  1. 
u.  2.  Lyoner  Konzil,  Mansl  23,  610  u.  24,  62. 

12  Eine  Aenderung  gegen  die  frühere  Zeit,  s. 
0.  S.  339,  ist  nicht  nachweisbar;  zu  Lyon  1245 
u.  1274  hatten  die  Aebte,  die  Prokuratoren  der 
Kapitel  und  der  weltlichen  Fürsten  ihren  Sitz 
nach  den  Bischöfen.  Ausserdem  lauten  die  £in- 
berufungsschreiben  Innocenz*  III  an  den  Clster- 
denaerabt,  die  Bitterorden  und  das  Kapitel  von 
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[§.  no. 


Die  Fürsten  oder  deren  Gesandte  hatten  sich  gutachtlich  in  denjenigen  Ange- 
legenheiten, welche  über  das  kirchliche  Gebiet  hinansgriffen  nnd  ftlr  deren  Erledigung 
ihre  Mitwirkung  nothwendig  war^,  zu  äussern  und  konnten  auch  in  anderen ,  sie 
interessirenden  Sachen  ihre  Wünsche  und  Beschwerden  anbringen^. 

Die  sonst  anwesenden  Geistlichen  waren  theils  päpstliche  Kleriker ,  welche  den 
Papst  begleiteten  und  gottesdienstliche  Funktionen  vollzogen^,  oder  solche,  welche 
im  Dienste  der  Bischöfe  standen ,  theils  auch  Kleriker ,  welche  sich  ebenso  wie  die 
gewöhnlichen  Laien  als  Umstand,  als  Zuschauer  und  Zuhörer ,  in  der  Kirche,  bei  den 
feierlichen  und  öffentlichen  Sitzungen  einfanden,  oder  .speziell  Angelegenheiten  beim 
Papste  oder  bei  den  Konzilsmitgliedern  anbringen  wollten. 

Verpflichtet  zum  Erscheinen  auf  dem  Konzil  waren  zunächst  die  Bischöfe,  «ofern 
sie  nicht  etwa  durch  einen  genügenden  Hinderungsgrund  fem  gehalten  wurden^; 
jedoch  durften  in  jeder  erzbischöflichen  Provinz  einige  derselben  zur  Besorgung  der 
kirchlichen  Geschäfte  zurückbleiben  ^.  Diese  sowie  die  behinderten  sollten  Stellver- 
treter ^  bevollmächtigen ,  als  solche  konnten  aber  auch  ihre  das  Konzil  besuchenden 
Amtsbrttder  fungiren'.  Die  Pflicht,  dem  Rufe  des  Papstes  zu  folgen,  lag  femer  den- 
jenigen Geistlichen  und  geistlichen  Korporationen  ob,  welche  nur  berathende  Stimme 
besassen.  Da  aber  diese  Kategorien  viel  zahlreicher  als  die  Bischöfe  waren,  so  ge- 
nügte das  Erscheinen  einzelner  dazu  gehöriger  Geistlicher  ^  in  Vollmacht  der  übrigen 
oder  besonderer  Stellvertreter-*.  Die  Erschienenen  hatten  endlich  auch  die  Pflicht, 
bis  zum  Schlüsse  des  Konzils  auf  demselben  zu  verweilen  ^^,  und  durften  dasselbe 
vorher  nur  mit  päpstlichem  Urlaub  verlassen**. 


Konstantlnopel  MaoBi  22,  964.  065:  „cam  in 
hoc  generali  concilio  Bnnt  multa  (nonnulla)  trac- 
tauda  quae  ad  statum  veBtii  ordlnis  (ad  ecclesia- 
ram  capltula)  pertincbunt,  decet  et  expedit,  ut  ad 
Idem  condlium  viroB  idoneoa  dcBtinetiB,  qui  no- 
gotia  veBtra  debeant  fldeliter  procurare^' ;  s.  auch 
die  Stelle  S.  358.  n.  3 ;  Aufforderungen,  welche 
unmöglich  auf  AuBÜbung  eines  diesen  Thell- 
nehmeru  zuBtehenden  declBlven  Stimmrechtes, 
sondern  nur  auf  Vertretung  ihrer  Tuteressen  und 
auf  Abgabe  sachverständigen  Käthes  bezogen 
werden  können. 

1  Wie  z.  B.  die  Berathangen  über  neu  zu  ver- 
anstaltende Kreuzzüge,  s.  o.  S.  357.  n.  5. 

2  Die  persönlich  erschienenen  Fürsten  hatten 
allerdings  einen  Ehrenplatz  neben  dem  Papste, 
s.  die  S.  359.  Anm.  11  citirtcn  notitiae,  nicht  aber 
ihre  Gesandten. 

3  z.  B.  päpstUche  Kapellane,  Mansi  23,  610 
u.  24,  62. 

SelbstverstandKch  waren  auch  auf  den  Syno- 
den diejenigen,  deren  Spezial- Angelegenheiten 
verhandelt  wurden ,  zu  erscheinen  berechtigt, 
aber  nicht  als  Theilnehmer.  So  ist  Friedrich  II 
vor  die  Synode  von  Lyon  1245  vorgeladen  wor- 
den und  hat  sich  durch  Legaten  vertreten  lassen, 
8.  0.  S.  354  u.  Hefeleö,  983. 

*  VgL  die  Formeln  des  Obedienzeides  o.  S. 
203.  n.  3;  S.  204  n.  2  u.  6;  Innoc.  IIT.  ep.  cit. 
Mansi  22,  962,  wo  den  unentschuldigt  ausblei- 
benden canonica  ultio  angedroht  wird ;  Innoc.  lY. 
ep.  1.  c.  23, 609;  Greg.  X  ep.,  1.  c.  24, 57;  Ver- 
hängung des  interdictum  ingressus  ecclesiae 
durch  Clemens  V,  Rayuald  a.  1312.  n.  26.  27. 
lieber  Verhandlungen  mit  den  päpstlichen  Nun- 


tien wegen  Freilassung  von  der  Verpflichtung  uTid 
Loskauf  von  derselben  s.  Reuter  Alexander  III. 
3,  419.  420. 

s  Innoc.  III.  ep.  cit.,  Greg. Xep.,  Mansi 24, 
41;  die  Auswahl  blieb  den  Erzbischöfen  and 
Bischöfen  überlassen ,  doch  hat  Clemens  V  in 
seinen  Einberuf ungsschreiben  des  VionnenseT 
Konzils  vielfach  die  Bischöfe,  welche  erscheinen 
und  diejenigen,  welche  zu  Hause  bleiben  sollten, 
selbst  bezeichnet,  Mansi  25, 376  JT. 

^  responsales  bei  Innoc.  III.  ep.  cit.;  nimdi 
ep.  Innoc.  IV.  cit. ;  procuratores  ep.  Clem.  V. 
cit,  Mansi  25,  376;  S.  359.  n.  3.  Bischöfe 
brauchten  diese  Vertreter  nicht  zu  sein,  nicht- 
bischöfliche  Vertreter  aufgezählt  bei  Reuter 
S.  424  und  erwähnt  S.  359.  n.  4. 

^  S.  359.  n.  3. 

8  Innoc.  III.  u.  IV.  ep.  cit.  s.  auch  S.  358. 
n.  5;  ep.  Clem.  V.  Mansi  25,  381,  wo  sogar 
der  Papst  selbst  auch  die  Aebte  auswählt,  s.  auch 
S.  359.  n.  3. 

9  Als  solche  konnten  gleichfalls  die  zum  Kon- 
zil reisenden  Bischöfe  fungiren,  s.  S.  359.  n.  3. 
Wiederholt  wird  für  diese  Art  der  Vertretung  die 
Rücksicht  auf  Ersparung  von  Kosten  für  die  ver- 
tretenen Kirchen  unter  Berufung  auf  c.  4.  Later. 
m.  V.  1170,  c.  6  X  de  cens.  III.  39,  hervorge- 
hoben, s.  die  cit.  Schieiben  bei  Mansi  21,961; 
23,  609;  24,41. 

w  Die  Erlaubniss  zur  Rückkehr  wurde  allge- 
mein erst  beim  Schlüsse  des  Konzils  ertheilt,  s. 
Later.  III.  Mansi  22,234.  235;  Lugdun.  11., 
1.  c.  24,  68. 

"  So  beurlaubte  Gregor  X  in  der  2.  Sitznng 
des  2.  Lyonei  Konzils  die  Vertreter  von  Kapiteln 
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Den  Vorsitz  führte  der  Papst  ^  welcher  das  Konzil  eröffnete^,  die  Verhandlungen 
leitete'  und  den  Schluss  festsetzte^.  Ueber  die  Geschäftsformen^  und  die  Art  der 
Abstimmung'''  ist  so  gut  wie  nichts  bekannt.  Jedenfalls  sind  aber  einzelne  Angelegen- 
heiten kommissarischer  Berathung  überwiesen  und  die  Beschlüsse  der  Kommissionen 
dem  Konzil  zur  Bestätigung  vorgelegt  worden^.  Im  Verlauf  des  13.  Jahrhunderts  ist 
68  auch  immer  mehr  Sitte  geworden ,  dass  der  Papst  die  Bischöfe  und  Prälaten  in 
einzelnen  Abtheilungen  zu  sich  oder  zum  Konsistorium  berief  und  auf  diese  Weise 
sich  ihrer  Zustimmung  versicherte.  So  wurde  der  eigentliche  Schwerpunkt  der  Ver- 
handlungen immer  mehr  aus  den  Plenarsitzungen  in  einzelne  Vorberathungen  ge- 
legt^ und  dadurch  das  Konzil  dem  Papste  gegenüber  immer  bedeutungsloser  ge- 
macht^.  Der  Papst  ist  nicht  mehr  ein  gleichberechtigtes ,  blos  mit  Präsidialrechten 
ausgestattetes  Mitglied  der  Versammlung,  vielmehr  hat  er  allein  die  massgebende 
Stellung  und  das  Konzil  bildet  neben  ihm  nur  einen  grossen  Senat,  welchem  theore- 
tiseh  wohl  das  Recht  zukommt,  seine  Vorschläge  zu  verwerfen,  welcher  aber  thatsäch- 
lieh  nicht  die  Macht  besitzt,  einen  eigenen  selbstständigen  Willen  gegenüber  dem 
Papste  geltend  zu  machen,  geschweige  denn  denselben  zur  Ausführung  von  etwaigen, 
im  Widerspruch  mit  ihm  gefassten  Beschlüssen  zu  zwingen'®.    Diesem  Verhältniss 


ond  die  nicht  Infallrten  Aebte  nnd  Prioren, 
welche  nicht  nameutlich  benifen  wareu,  femer 
Hifi  niederen  infulirten  Prälaten,  Man 8 1  24,  63. 
»  Later.  1,  Mansi  21,289.290;  Watterich 
%  151;  —  Later.  II,  o.  S.  351.  n.  5;  —  Later. 
lU,  Mansi  22,  203.  4D8;  —  Later.  IV,  1.  c.  p. 
10T9.  n.  d. ;  —  Lngd.  I,  1.  c.  23,  610;  —  Lngd. 
II,  1.  c.  24,  62. 

2  Eroffnongs-Reden  und  Predigten  sind  von 
Iimocenz  11,  Watterich  2,250,  und  von  Inno- 
eenz  III,  Mansi  22,  968  aufbewahrt.  Auch  auf 
den  Konzilien  zu  Lyon  haben  Innocenz  IV  und 
Gregor  X  solche  gehalten. 

3  S.  die  cit.  Berichte  über  die  Lyoner  Kon- 
zilien. 

♦  S.  360.  n.  10. 

3  Auf  den  früheren  dieser  Konzilien  Ist  jeden- 
falls debattlrt  worden,  mitunter  sehr  lebhaft,  wie 
dies  einzelne  Vorgänge  auf  dem  4.  Lateran.  Kon- 
zil zeigen,  Winkelmann,  Philipp  v.  Schwa- 
ben 2,  421 ;  Hefeleö,  807. 

^  Dass  eine  solche  stattgefunden  hat,  erglebt 
die  Hitthellung,  dass  der  Beschluss  des  4.  Later. 
Konzils  gegen  den  Grafen  Kaimund  v.  Toulouse : 
cspprobante  pro  malorl  parte  et  sanlorl  ss.  con- 
dlio''  gefasst  worden  ist,  Mansi  22, 1069. 

"^  So  ist  auf  dem  1.  Lateran.  Konzil  die  Be- 
rtthung  über  die  Ansprüche  des  Erzbischofs  ▼. 
Pisa  anf  Ck>r8ica  an  s.  g.  ludices  electi  übertragen 
▼Orden,  deren  Vorlage  das  Konzil  dann  geneh- 
migt hat,  M  a  n  s  1 21 ,  291 .  In  Betreff  des  3.  Later. 
vgl.  Reuter,  Gesch.  Alexanders  III  3,  429. 
767.  Zu  Vienne  wurde  auf  Veranlassung  des 
Papstes  eine  Kommission  gewählt,  welche  die 
Untersuchung  über  die  Templer  mit  demselben 
und  den  Kardinälen  erledigen  sollte.  Indessen 
hat  Clemens  V  unter  Beiseitesetzung  des  Majo- 
litätsgntachtens  dieser  Kommission,  welche  den 
Templern  eln^  weitere  Vertheldigung  gestatten 
wollte,  auf  Andrängen  des  Königs  von  Frank- 
reich in  einem  mit  den  Kardinälen  und  anderen 
Prälaten  abgehaltenen  Konsistorium  den  Orden 


durch  die  Bulle :  Vox  clamantis  (Hefelei.  d. 
tübing.  theol.  Quartalschrift,  Jahrgg.  1866.  S. 
63  ff.)  aufgehoben  (freilich  nicht  de  iure  oder 
per  modum  diftlnitivae  sententiae,  sondern  per 
modum  provisionis  seu  ordinationis  apostolicae) 
und  diesen  Beschluss,  sowie  die  Aufhebungs- 
bulle selbst  vor  dem  versammelten  Konzil  ver- 
öffentlicht, ohne  dass  seitens  des  letzteren  gegen 
dieses  Verfahren  ein  Widerspruch  erhoben  wor- 
den zu  sein  scheint,  Hefele  6,  464  ff. 

8  So  Hess  Gregor  X  zu  Lyon  1274  aus  jeder 
Provinz  den  Erzbischof,  einen  Bischof  und  einen 
Abt,  ebenso  die  dem  römischen  Stuhle  unmittel- 
bar untergebenen  Bischöfe  und  Aebte  zu  sich 
rufen,  um  von  ihnen  das  Versprechen  eines 
6  jährigen  Zehntens  aller  geistlichen  Einkünfte 
für  den  Orient  zu  erlangen ,  Mansl24,63;  He- 
fele 6,  116.  Dasselbe  Verfahren  übte  er,  um 
die  Konstitution  über  die  Papstwahl  und  das 
Konklave  (Th.  I.  S.  267),  über  welche  er  nüt 
den  Kardinälen  in  Zwiespalt  gerathen  war,  durch- 
zusetzen, indem  er  die  Kardinäle  nationenweise 
und  dann  die  Prälaten  ohne  dieselben  zu  sich 
kommen  liess,  während  sich  andererseits  freilich 
die  Kardinäle  abgesondert  vom  Papst  versammel- 
ten und  viele  Prälaten  zu  sich  beriefen,  um  sie 
im  entgegengesetzten  Sinne  zu  beeinflussen, 
Mansi  24,  66;  Hefele  6,  126.  Wegen  des 
Konzils  V.  Vienne  vgl.  die  vor.  Note. 

9  Vgl.  die  vor  dem  Konzil  v.  Lyon  1274  abge- 
fasste  offizielle  Denkschrift  des  Magister  Hum- 
bert de  Romanis  P.  III.  c.  12,  Mansi  24, 132: 
„Non  videtnr  expedlens  de  bis  quae  potest  per  se 
sine  praelatls  exhlbere,  quod  de  ipsis  cum  prae- 
latis  habeat  tractatnm,  sed  ante  condllum  vel 
post  lila  expediat  sine  ipsis." 

10  Allerdings  ist  der  Beschluss  des  4.  Lateran. 
Konzils  betreffend  den  Grafen  von  Toulouse  ent- 
gegen der  Ueberzeugung  Innocenz'  III,  dass  dem- 
selben Unrecht  geschehe,  auf  Andrängen  der  süd- 
französischen Prälaten  gefasst  worden,  W in  k  el  - 
manna.  a.  0.  2,421;  Hefele  5,  807;  Hur- 


362 


1.  Die  Hierarchie  uad  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


B.  171. 


entspricht  es  volikommen,  dass  die  Eonzilsbeschlflsse  während  dieser  Periode  in  der 
Form  päpstlicher  Anordnungen,  welche  nnr  des  Beirathes  und  der  Zastimmong  des 
Konzils  erwähnen,  nicht  aber  als  Dekrete  dieses  letzteren  selbst  abgefasst  nnd  publi- 
cirt  worden  sind  ^. 

§.171.     3.  Die  ReformkonziUen  des  J5.  Jahrhunderts*. 

In  dem  Zeitraom  vom  12.  bis  14.  Jahrhnndert  war  es  dem  Papstthnm  gelungen, 
nachdem  es  schon  vorher  jede  entscheidende  Betheiligung  des  Kaisers  und  der  welt- 
lichen Fürsten  an  den  allgemeinen  Konzilien  hatte  ausschliessen  können,  auch  den 
auf  den  ältesten  ökumenischen  Synoden  in  erster  Linie  massgebenden  Faktor ,  den 
Episkopat,  zu  fast  völliger  Bedeutungslosigkeit  herabzudrUcken.  Das  allgemeine 
Konzil  war  während  dieser  Periode  lediglich  zu  einem  grossen,  glänzenden  Senate 
des  Papstes  geworden,  welchen  derselbe  bei  wichtigen  Anlässen  um  sich  versammelte 
und  welcher  wesentlich  dazu  diente ,  die  Machtfalle  des  Papstthums  zu  verherrlichen 
und  den  Zeitgenossen  klar  vor  Augen  zu  stellen. 

Als  aber  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  das  Papstthnm  von  seiner  mittelalter- 


ter ,  Innocenz  III.  2,  657  ff. ;  und  trotzdem  hat 
ihn  Innocenz III  pablicirt,  P  o  t  th  a  b  t  reg.n.ö009; 
Mansi  22, 1069.  Indessen  bildet  dieser  Vor- 
gang keinen  Beweis  gegen  das  im  Text  Be- 
merkte. Innocenz  III  hat  offenbar,  nm  die  übri- 
gen Zwecke  des  Konzils  nicht  zu  gefährden,  es 
unterlassen,  bei  diesem  Punkte  die  Macbtfrage 
zu  stellen. 

lieber  eine  andere  Differenz  und  zwar  des 
Lyoner  Konzils  mit  dem  Papst  berichtet  M  a  t  - 
thaeus  Paris  a.  1245,  ed.  cit.  4,  173:  „De 
crucis  vero  negotio  nonnulla  sunt  in  concilio  sa- 
lubriter  et  prudenter  constltuta,  sed  cum  de  con- 
trihutione  pecuniae  facta  fuit  mentio,  oontradic- 
tum  fuit  d.  papae  in  facie,  maxime  piopter  hanc 
additionem :  Conferant  aubaidium  per  manua 
eorum  qui  ad  hoc  apoatolka  fuerirU  Providentia 
ordinatiy  qula  multoties  a'c  mulüpliciter  oonque- 
runtur  fldeles  ecclesiae,  se  de  pecunla  sua  terrae 
sanctae  in  auxilium  contributa  per  romanam  cu- 
riam  fuisse  defraudatos.  Caetera  vero  fldeliter  ac 
salubriter  ordinata  aurlbus  ,et  cordibus  fldelium 
placentia  a.  1234  per  papam  G.  (regorlum,  vgl. 
ed.  cit.  3,  280)  .  .  .  verbo  ad  verbum  sunt  con- 
scripta."  Aber  auch  hierbei  handelte  es  sich  um 
keine  irgendwie  principiell  bedeutende  Ange- 
legenheit. 

Die  Mitthelluug  S.  361.  n.  7  zeigt  übrigens, 
dass  Clemens  V  sich  nicht  gescheut  hat,  eine 
wichtige  Angelegenheit,  welche  yon  ihm  vor  das 
Konzil  gebracht  war,  trotz  der  Fortdauer  des- 
selben und  im  Widerspruch  mit  der  Kommission 
des  Konzils  allein  zu  entscheiden. 

*  Dass  die  Kanones  schon  seit  dem  1.  Lateran. 
Konzil  y.  1123,  ebenso  wie  die  der  seit  Mitte  des 
11.  Jahrhunderts  von  den  Päpsten  abgehaltenen 
Generalsynoden  (s.  %,  175),  der  Vorläufer  der 
hier  in  Frage  stehenden  allgemeinen  Konzilien, 
als  Anordnungen  zu  betrachten  sind,  welche  vom 
Papste  ausgehen,  und  dass  die  vorkommenden 
Plurale:  ,,prohibemus",  ^interdicimus^  etc.  den 
Pluralis  majestaticus  bilden,  nicht  aber  auf  die 
Konzilsviter  bezogen  werden  dürfen,  ergiebt 
Later.  I.  o.  1  (^auotoritate  apostolica . . .  prohibe- 


mus'Q  c.  12  („ex  fratrum  nostromm  et  totlvs  cu- 
riae  consiUo'O,  Mansi  21,283;  Later.  IL  c.  7 
(^praedecessorum  nostrorum  Gregorii  Vn  .  .  . 
vestigiis  inhaerentes  praecipimus^  1.  o.  21,  530; 
Later.  III.  c.  1  („de  consiUo  firatrum  nostromm 
et  sacri  approbatione  conoilii  aliquid  decrevirnoB 
adiungendum)  und  ähnlich  c.  20,  1.  o.  22,  217; 
Alex.  III.  ep.  ad  Rhem.  archiep.  l.  c.  21, 1100: 
„nos  autem  in  concilio  Later.  . . .  ao  tota  eodesia, 
quae  con venerat,  approbante  statuimus."  Seit 
dieser  Zeit  findet  sich  auch  der  Ausdruck:  „ip- 
probante  concilio  **  wiederholt  Im  Text  der  Ka- 
nones, Later.  IV  0.2. 5.  47,  1.  c.  22,  985,8.  auch 
S.  361.  n.  6;  Lugdun.  I.  c.  13.  14,  1.  o.  23, 
622.  624;  Lugd.  II.  c.  2,  l.  c.  24,  81,  Vienn. 
vgl.  Glem.  un.  I.  1,  Clem.  2  de  sepult.  HL  7, 
Clem.  1  dereguL  III.  9;  Hefele  6,  475;  die 
Wendung :  „auctoritate  concilii"  in  Lugd.  I.  c.  13, 
M  a  n  s  i  23,  623.  In  der  unter  Innocenz*  IV  Na- 
men erlassenen  Sentenz  gegen  Friedrich  II 
heisst  es,  Mansi  23,  618 :  „Nos  .  .  .  cum  fratii- 
bus  nostris  et  ss.  concilio  deliberatione  praehi- 
bito  dUigenti''. 

Otfenbar  wurden  die  Entwürfe  zu  den  Kanones 
bei  der  Kurie  ausgearbeitet  und  den  KonzilA- 
vätem  fertig  vorgelegt,  s.  auch  Matthaeus  Paris 
.  1245,  ed.  cit.  4,  473:  „Cum  autem  haeesU- 


a 


tuta  ad^iotitiam  audientium  pervenlssent,  in  eoo- 
spectu  omnium  sapientium  placuerunt.  Et  in  hoc 
tam  favorem  quam  gratiam  dorn,  papa  promemit 
universorum^',  s.  auch  die  in  vor.  Anm.  ange- 
führte Stelle  desselben  Schriftstellers. 

•  Vgl.  J.  H.  V.  Wesseuberg,  d.  grossen 
Kirchenversammlungen  des  15.  u.  16.  Jahrhun- 
derts. ConsUnz  1840.  4  Bde. ;  Fr.  v.  Raum  er, 
d.  Kirchenversammlungen  v.  Pisa,  Kostnitz  n. 
Basel  in  dessen  histor.  Taschenbuch.  N.  F* 
10.  Jahrgg.  1849.  S.3flf.;  s.  auch  W.  Mauron- 
brecher,  Studien  u.  Skizzen  z.  Gesch.  d.  Re- 
formationszeit. Leipzig.  1874.  S.  298  ff.  308  ff. 
und  desselben  Gesch.  d.  kathol.  Reformation. 
Nordlingen.  1880.  1,  23  ff.  89  ff. ;  Marc.  MoN 
kenbuhr  diss.  XXVI  de  superiorltate  condlii 
general.  supra  papam.   Monasterü  1814. 


§.171.1 


Die  Reformkonsüien  des  15,  Jahrhunderts.     (Pisa.) 
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liehen  Höhe  herabgesunken  war,  die  zahlreichen  Büssbränohe  in  der  Kirche  inuner 
dringender  Abhälfe  verlangten  und  endlich  das  Schisma  die  Existenz  der  einen  Kirche 
in  Frage  stellte ,  blieb  bei  der  UnfS&higkeit  des  Papstthnms  y  diese  Schäden  zu  heilen, 
als  letztes  und  ausserordentliches  Mittel  zur  Beseitigung  derselben  und  vor  Allem  zur 
Herstellung  der  Einheit  der  Kirche,  nur  die  Einberufung  eines  allgemeinen  Konzils 
flbrig.  Schon  mit  der  letzten  H&lfte  des  14.  Jahrhunderts  wurde  dieser  Ausweg,  wel- 
cher sich  bei  einem  Rückblick  auf  die  vormittelalterliche  Entwicklung  der  Kirche  von 
selbst  darbieten  musste,  von  den  verschiedensten  Seiten  in  das  Auge  gefasst,  und 
seine  rechtliche  Statthaftigkeit  in  der  Theorie  auf  verschiedene  Weise  zu  begründen 
rersQcht^  Eine  Rechtfertigung  dafttr  Hess  sich  aber  nur  finden,  wenn  man  mit  der 
bisherigen  Auffassung  von  der  Souveränität  des  Papstes  in  der  Kirche  brach.  Indem 
die  Theorie  diesen  Schritt  that,  gelangte  sie  dahin,  der  allgemeinen  Kirche  und  dem 
dieselbe  repräsenürenden  Konzil,  theils  für  gewisse  Ausnahmeftllle,  theils  auch  über- 
haupt und  principiell  die  plenitudo  potestatis  ecclesiasticae  beizulegen.  Theoretisch 
war  damit  fQr  das  Konzil  eine  völlig  andere  Stellung,  als  diejenige,  welche  es  bisher 
in  der  abendländischen  Kirche  gehabt  hatte ,  in  Anspruch  genommen ,  und  es  galt 
nanmehr  diese  Anschauung  auch  praktisch  zur  Durchfahrung  zu  bringen. 

Der  erste  Versuch  dazu  ist  gemeinsam  von  den  Kardinälen  der  Obedienzen  Bene- 
dikts Xin.  und  Gregors  XII.  gemacht  worden,  als  jede  Hoffnung  auf  eine  Beseitigung 
des  Schismas  durch  die  eigene  Initiative  der  Päpste  geschwunden  war. 

Im  J.  1408  vereinbarten  sie  zu  Livomo,  dass  das  Kardinalskollegium  jeder  Obe- 
dienz  die  Anhänger  derselben  zu  einem  Generalkonzil  zu  gleicher  Zeit  und  nach 
demselben  Orte  einberufen,  sowie  dass,  nachdem  jedes  Konzil  den  Papst  seiner 
Obedienz  zum  Verzicht  bewogen  oder  bei  etwaiger  Verweigerung  eines  solchen  ab- 
gesetzt habe,  die  beiden  Konzilien  zusammentreten  und  die  vereinigten  Kardinals- 
koUegien  einen  neuen  Papst  wählen  sollten.  Die  Einladungen  zur  Theilnahme  an 
den  beiden  Konzilien  sollten  an  die  Erzbischöfe ,  Bischöfe ,  Aebte ,  Domkapitel  und 
Universitäten ,  sowie  femer  Ersuchen  an  die  weltlichen  Fürsten  um  Absendung  von 
Gesandten  und  um  Schutz  und  sicheres  Geleit  gerichtet  werden^. 

Demgemäss  wurde  von  jedem  Kardinalskollegium  ein  Generalkonzil  für  das 
nftehste  Jahr  ausgeschrieben  und  beide  nach  der  Stadt  Pisa  einberufen  ^,  zu  welchem 
auch  Gregor  XII.* und  Benedict  XIII.  Einladungen  erhielten^.  Die  Kardinäle  stützten 
ihrVoi^ehen  darauf,  dass  bei  dem  Nothstande  der  Kirche  und  bei  der  Unmöglichkeit, 
derselben  die  Einheit  durch  die  beiden  Päpste  selbst  zurückzugeben ,  das  von  ihnen 
an  sich  anerkannte  Recht  des  Papstes,  ein  allgemeines  Konzil  zu  berufen,  auf  sie 
vermöge  Devolution  übergegangen  sei^.    Allerdings  bestritten  beide  Päpste,  von 


«  Th.  I.  8.  196.  Vgl.  daza  auch  0.  Oierke, 
Johannes  Althuslus  u.  die  Entwicklang  der  na- 
tarrechtlichen  Staatstheorieen.  Breslau  1880.  S. 
127  ff.  212  f. ;  P,  Tschackert,  Peter  v.  Allll. 
Gotha  1377.  S.  145  ff.;  Langen,  d.  vatikani- 
sche Dogma  Y.  d.  Unlversal-Episkopat  u.  d.  Un- 
fehlbarkeit des  Papstes.  3  Th.  Bonn  1873.  S. 
90  ff. 

>  Die  vereinbarten  Punkte  bei  M  an  si  27, 101. 
140,  vgl.  anch  das  Schreiben  der  avlgnoneslschen 
Kardinäle  an  Benedikt  XIII,  1.  c.  26,  1175; 
Defeie  6,  783;  J.  B.  Schwab,  Johannes 
Gerson.  WÜraburg  1859.  S.  215  ff. 

3  Das  Formular  der  Kon  vokationsschreiben  der 


Kardinäle  Benedikts  XIII  Mansi  26,  1161  u. 
der  Gregors  XII  p.  1167.  Die  Adresse  lautet: 
„archicpiscopo  etc.  eiusque  suffraganeis,  eiusque 
archiepiscopi  et  suffraganeorum  praedictorum  ca- 
pitnlis  necnon  abbatibus  provinciae  exemptls  et 
non  exemptis  cuiuscumque  religionis  existant.*' 
Die  Schreiben  an  Fürsten  wegen  der  Absendung 
von  Gesandten  (oratores)  und  Antworten  der 
ersteren:  Mansi  27, 106  ff.  144  ff.  189,  an  die 
Universitäten  wegen  der  Deputining  von  maglstri 
et  doctores,  p.  152. 

*  Das  Schreiben  an  Gregor  XII  Mansi  27,  50. 

&  Vgl.  das  eben  cit.  Schreiben  p.  55 :  „de  iure 
praotendlmus,  potestatem  convocandi  et  congre- 
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welchen  jeder,  nachdem  ihnen  von  der  Absicht  der  Kardinäle,  selbstständig  ein  Konzil 
ansznschreiben ,  Kunde  geworden  war ,  nunmehr  seine  Obedienz  zu  einem  General- 
konzil eingeladen  hatte *,  das  Recht  der  Kardinäle,  ohne  päpstliche  Zustimmung  ein 
allgemeines  Konzil  zu  veranstalten^,  aber  der  Schiritt  der  Kardinäle  Hess  bei  der 
Noth  der  Zeit  alle  kanonistischen  Bedenken  ^  in  den  Hintergrund  treten  und  fand  in 
der  öffentlichen  Meinung  flberwiegende  Billigung,  da  man  allein  durch  ihn  wieder  zur 
Einheit  der  Kirche  zu  gelangen  hoffen  konnte. 

Am  25.  März  1409  trat  das  Konzil  zu  Pisa^  zusammen.  Zur  Zeit  seines  stärk- 
sten Besuches  waren  auf  demselben  zugegen  22  oder  24  Kardinäle  von  beiden  Obe- 
dienzen,  4  Patriarchen^,  80  Bischöfe,  102  Prokuratoren  von  abwesenden  Bischöfen*, 
87  Aebte  und  200  Prokuratoren  solcher,  41  Prioren,  die  Generale  der  Dominikaner, 
Minoriten,  Carmeliten,  Augustiner  und  Serviten,  femer  der  Grossmeister  von  Rhodos 
mit  1 6  Kommenthuren,  der  Generalprior  der  Ritter  vom  h.  Grabe,  der  Generalproku- 
rator des  Deutsch-Ordens,  Deputirte  einer  Anzahl  von  Universitäten^,  Prokuratoren 


gandi  sacrum  et  generale  ooncilium  ad  nos  to- 
tallter  doTolutam,  quod  ex  retio  gestis  estis  in 
dicta  congiegatione  suspecti,  cum  non  nisi  post- 
qaam  praesensistis,  nos  ad  dictam  convocatlonem 
parari,  hoc  unquam  velle  facere  ostendistis  et 
qala  nee  possibile  sit  per  ambos  vel  in  uno  loco 
tale  generale  eoudlium  convocari  nee  vocatio  illo- 
Tum  obedientiae  alterius  paitis  posset  recte  dici 
conoilium  generale  nee  in  eo  de  altero  irrequisito 
aliquid  deflnire,  nee  reqnisitus  etiam  cum  parte 
8ua  aeeederet  et  si  acoederet,  et  si  ambo  praesi- 
deretls,  prout  in  uno  papa  indubitato  probablU- 
ter  dici  pOBset,  essetis  in  eodem  corpore  et  unica 
ecclesia  duo  capita  quasi  monatrnm :  nee  iura 
quae  de  congregatione  generalis  eoncilii  auctori- 
tate  papa  loquuntnr,  vendicant  sibi  locum,  cum 
duo  contendunt  contra  TOta  et  iuramenta  sua  im- 
probabiliter  de  papatu,  et  quia  per  mutuam  cessio- 
nem  absque  eoncilii  vocatione,  iuxta  praemissa 
tot  vinculls  Gonflrmata,  possetis  sine  tot  laborl- 
l>us  et  dispendiis  dare  ecdeeiae  unitatem  et  pa- 


u 


cem. 

^  lieber  diese  beiden  Konzilien,  welche  zu 
Perpignan  und  Ci^idale  abgehalten  sind,  vgl. 
unten  %,  175  a.  E. 

^  Darüber  s.  ebendaselbst. 

'  In  kanonistischex  Beziehung  wurde  gegen 
das  Vorgehen  der  Kardinäle  damals,  s.  das  ano- 
nyme Gutachten  bei  M  a  n  s i  27,  223,  Insbesondere 
Folgendes  geltend  gemacht,  1.  dass  der  Papst 
allein  das  ausschliessliche  Recht  zur  Berufung 
von  Konzillen  besitze,  wofür  man  das  dict.  Gra- 
tiani  zu  e.  6  Dist.  XVn  (betreffend  das  Verhal- 
ten des  Ostgothenkönigs  Theodorleh  gegen  Papst 
Symmachus,  s.  Th.  I.  S.  298)  und  c.  5  (Psendo- 
Isidor)  ibid.  anführte.  2.  Behauptete  man  unter 
Berufung  auf  $.  Item  Symmachus  in  G.  II. 
qu.  7  (dieses  Citat  ist  unrichtig,  gemeint  ist  das 
dt.  dict.  Gratiani)  und  auf  G.  II.  qu.  2  und  G. 
III.  qu.  1,  dass,  ehe  ein  Papst  zu  erscheinen  ver- 
pflichtet sei,  ihm  als  spoliatua  volle  Restitution 
zu  gewähren  sei,  d.  h.  die  Subtraktionen  von  der 
Obedienz  und  die  Neutralitätserklärungen  besei- 
tigt sein  müssten  und  dass  diejenigen,  welche 
9ich  der  Obedienz  entzogen  hätten,  kein  Stimm- 


recht ausüben  dürften.  3.  Sodann  wies  mui 
darauf  hin,  dass  nach  c.  9  Dist.  XIX,  c.  6  Dist 
XL(8.Th.  I.  S.302.  n.3  u.  Janus,  d. Papst u. 
d.  Konzil.  Leipzig  1869.  S.  122)  u.  c.  i.  C.XXIV. 
qu.  1  der  Papst  wohl  wegen  erwiesener  Ketzerei, 
nicht  aber  wegen  anderer  Vergehen,  c.  11 
(Pseudo-Isidor)  Dist.  LXXIX  u.  o.  42  (Pseudo- 
Isidor)  0.  XXIII.  qu.  5,  insbesondere  nicht  we- 
gen eines  blossen  Schismas  ohne  Ketzerei,  c.  26 
GXXIV.  qu.  3,  abgesetzt  werden  dürfe. 

Dagegen  führt  ein  Gutachten,  welches  die 
Bologneser  Theologen,  Kanonisten  und  Legisten 
Ende  1408  und  Anfang  1409  auf  Verlangen  des 
Kardinals  Balthasar  Oossa  abgegeben  haben, 
Mansi  27,  219  aus,  dass  ein  Schisma  darch 
lange  Aufrechterhaltung  in  Häresie  übergehe 
und  der  Papst,  welcher  demselben  trotz  aller  Er- 
mahnungen nicht  abhelfe,  als  Ketzer  zu  behanr 
dein  sei,  indem  es  dabei  auf  c.  21.  34  0.  XXIT. 
qu.  i,  c.  26.  G.  XXIV.  qu.  3,  c.  7.  G.  VU  qu. 
1,  c.  4.  G.  XV.  qu.  6,  c.  9.  Dist.  XIX,  c.  9. 
Dist.  LXXIX,  c.  50.  G.  II.  qu.  1  Bezug  nimmt. 
Eine  tiefere  und  principielle  Begründung  des 
Rechts  der  Kardinäle  haben  dagegen  andere,  so 
z.  B.  Gerson  und  d'Ailli  versucht,  vgl.  Th.  I. 
S.  197;  Hefele  6,  79i.  n.  2;  Tschaokert, 
Peter  v.  AiUi  S.  147.  Die  Konklusionen  des 
ersteren  und  eine  Rede  desselben  auch  bei 
Mansi  27,  218  u.  174. 

*  Vgl.  Jacques  Lenfant,  histolre  da  con- 
clle  de  Pise.  Amsterdam.  1734.  2  tom. 

B  Die  3  lateinischen  v.  Alexandrien,  Antio- 
chien  und  Jerusalem,  sowie  der  von  Aqulleja, 
Mansi  26,  1242. 

®  Unter  diesen  werden  einzelne  als  „episoopus 
in  univeraali  eccUsia"  bezeichnet,  Mansi  ^7, 
338.  u.  26, 1242,  wo  ein  solcher  Bischof  als  Ver- 
treter des  Patriarchen  von  Aquileja  aufgeführt 
ist.  Sie  sind  Weihbischofe,  wie  insbesondere  die 
Bemerkung  in  Betreff  des  einen  :  „  ad  eccleslam 
Saltam.  (?)  promotus",  erglebt,  vgl,  auch  Th.  II. 
S.  176.  n.  8. 

"^  Von  Paris,  Toulouse,  Orleans,  Angers,  Mont- 
pellier, Krakau,  Wien,  Prag,  Köln,  Bologna,  Flo- 
renz, Oxford  und  Gambridge. 
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von  mehr  als  100  Domkapiteln,  mehr  als  300  Doktoren  der  Theologie  and  des  kano- 
Disehen  Rechts  und  endlich  zahlreiche  Oesandte  der  Fttrsten  nnd  Republiken  des 
Abendlandes  ^ 

Von  vornherein  vurden,  trotzdem  dass  die  Ejirdin&le  der  beiden  Obedienzen  ftr 
jede  ein  besonderes  Konzil  berafen  hatten ,  die  Sitzungen  und  die  Berathungen  ge- 
meinschaftlich gehalten,  und  es  tagten  von  Anfang  an  die  Erschienenen  ohne  Bück- 
sieht  auf  ihre  verschiedene  Obedienz  als  eine  einzige  Körperschaft^. 

Bei  der  Einmttthigkeit,  welche  das  Konzil  beherrschte,  war  ebensowenig,  wie 
auf  froheren  Synoden  von  der  Au&tellung  einer  OesohAftsorduung  die  Rede^.  Ob  zu 
einem  Decisiv-Yotum  nur  diejenigen  Geistlichen,  welche  ein  solches  auf  den  älteren 
allgemeinen  Konzilien  besessen  hatten,  d.  h.  die  KardinAle  und  die  Bischöfe^,  oder 
auch  diejenigen,  welchen  auf  diesen  nur  eine  berathende  Stimme  eingeräumt  war,  zu- 
gelassen worden  sind  ^,  lässt  sich  nicht  mit  Sicherheit  feststellen.  Indessen  kann  höch- 
stens Air  die  Achte  und  die  übrigen  niedrigeren  Prälaten  eine  Erweiterung  ihrer  Be- 
rechtigung angenommen  werden,  während  in  Betreff  der  sonstigen  Hitglieder  keine 
Aenderung  erfolgt  zu  sein  scheint '^.   Selbstverständlich  hatten  iiuch  die  Qesandten 


1  Tgl.  die  Yeneidmlsse  hei  Man si  26, 1239 
v.  27,  331;  femer  y.  Räumer  a.  a.  0.  S.  28; 
Hefele6,864,  Sehwah  a.  a.  0.  S.  229.  Ge- 
nra  U»en  sich  die  Zahlen  nicht  feststellen. 

*  Das  ergeben  die  Berichte  über  die  einzelnen 
Sitzungen;  ygl.  anch  femer  den  Beschlnss  der 
8.  Sitzung,  M.  26,  1220  n  n.  27,  366 :  „hanc  ss. 
synodiim  per  dd.  cardinales  utrlnsque  eollegii  ad 
Untam  bonam  Bimol  nnitOB  et  congregatos  tem- 
pore congrao  et  in  loco  tato  et  Labili  et  idoneo, 
Beairo  et  libero  rite,  debite  et  canonice  conTO- 
catam.  Declarfit  insnper,  pronunciat  et  decemit 
per  dei  gratiam  hie  esse  generale  ooncillnm  re- 
prueentatiTnm  totiuB  nniveraalia  cathoUcae  ec- 
elesiae,  rite,  inste  et  rationabiUter  fundatum  et 
eongregatnm.^ 

Was  die  Sitzordnung  betrifft,  so  hatten  den 
lierrorrigeudsten  Platz  nahe  am  Altar  (im  Dome 
zu  Pisa)  die  Kardinäle,  aof  den  in  gleicher  Hohe 
an  den  beiden  Langseiten  errichteten  Bänken 
fassen  die  Prälaten,  zuerst  die  Gesandten  der 
Könige,  welche  diese  Würde  hatten,  dann  die 
übrigen  Erzbischofe,  Bischöfe  nnd  Aebte  nach 
dem  Promotionsalter,  niedriger  wie  diese  anf  be- 
sonderen Bänken  die  Vertreter  der  Bischöfe  und 
Kapitel,  sowie  die  Magister  nnd  Doktoren,  vor 
den  Kardinälen  etwas  niedriger  die  Gesandten 
der  Fürsten,  welche  nicht  Prälaten  waren,  fer- 
ner die  Auditoren  und  anderen  Geistlichen  der 
päpstlichen  Kammer,  sowie  die  Ordensgeneräle, 
Mansi  27,  3.  115.  Doch  wurde  wiederholt,  in 
der  1.  und  9.  Sitzung  erklärt,  dass  aus  dieser 
Ordnung  Niemandem  ein  Pr^udiz  erwachsen 
solle,  1.  c.  p.  116.  128.  394  u.  26,  1221. 

»  S.  o.  S.  361. 

«  S.  o.  S.  359. 

^  Also  die  Vertreter  der  Kapitel,  der  Univer- 
sitäten und  der  Orden,  soweit  sie  nicht  zu  den 
bischöflichen  Prälaten  gehörten. 

*  T.  Rau  mer  a.  a.  0.  S.  30  hält  es  für  mehr 
als  wahrscheinlich ,  dass  alle  erwähnten  (mit 
Aosnahme  der  weltlichen  Gesandten)  von  den 
Kardinälen  bis  zu   den  Magistern  und  Bacca- 


laureen  (formati)  der  Theologie  gleiches,  also 
DedsiT- Votum  gehabt  haben.  Er  schUesst  dies 
daraus,  dass  wiederholt  berichtet  wird,  dass 
diejenigen,  welche  in  der  Versammlung  ge- 
sessen, gestimmt  haben,  und  von  den  Geistlichen 
und  den  Mitgliedern  der  gedachten,  yerschie- 
denen  Klassen  Gutachten  abgegeben  worden 
sind. 

Nach  Lage  der  Berichte  erscheint  mir  dieser 
Schluss  gewagt.  Wenn  gesagt  wird,  M  a n  s  i  27, 
3 :  „indictum  fuit  auctoritate  concilÜ,  ut  omnes, 
praelatis,  nunciis  et  doctoribus  exceptis,  ab  ec- 
desia  recederent",  p.  123 :  ,/amiliaribus  dd.  car- 
dinalium  et  alils  omnibus  Yocem  in  ooncilio  non 
habentibus  delectis",  und  p.  126 :  „quod  omnes, 
qui  non  haberent  vooem  in  condlio,  irent  extra 
ecdesiam  exceptis  doctoribus,  magistris  in  theo- 
logia  et  serrientibuii  de  mitra  dd.  cardinalium'', 
so  wird  hierbei  nicht  zwischem  deolsivem  und 
konsultativem  Votum  unterschieden.  Dass  die 
Doktoren  und  Magistri  besonders  erwähnt  wer- 
den, erklärt  sich  daraus,  dass  sie  bisher  auf  den 
früheren  Konzilien  nicht  oder  so  gnt  wie  nicht 
yertreten  waren.  Allerdings  wird  über  die  Ab- 
stimmungen berichtet,  p.  122:  „Tunc  fuerant 
inquisita  vota  omnium  in  condÜo  sedentium: 
quibus  in  unum  congregatis  fnerunt  reperti  eius- 
dem  Toluntatis^;  p.  123  (ähnlich  wie  vorher), 
p.  126:  „fuerunt  scrutata  vota  omnium  in  con- 
dlio  sedentium  per  notarlos  sigillatim.  Quod 
nullo  contradlcente  omnibus  placuit^',  p.  128. 
365.  396  (dem  Sinne  nach  ebenso),  p.  395: 
„Dum  vero  peterentur  Yota  singulorum  .  .  .  om- 
nibus in  eisdem  oonsentientibus ,  contradixit 
unus  Anglicanus  oortislanus  de  servitoribus 
Errorii  (d.  h.  Gregorii  XII),  cul  propter  contra- 
dictionem  petitum  est,  an  mandatum  haberet 
essendl  in  oondlio :  quo  respondente  quod  nul- 
lum  habeat  mandatum,  statim  cum  confusione 
eiectus  de  concilio",  so  beweist  dies  nur,  dass 
man  alle  gefragt  hat,  ergiebt  aber  nichts  darüber, 
ob  den  Abstimmungen  der  verschiedenen  Klassen 
gleicher  Werth  beigelegt  worden  ist  oder  nicht. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  17!. 


der  weltlichen  FUrsten  das  Recht  gutachtlicher  Meinangsänsseningy  Stimmrecht  aber 
nur  insofern  und  insoweit  als  ihnen  dies  nach  der  von  ihnen  bekleideten  geistliehen 
Stellung  zukam '. 

Das  Präsidium  auf  der  Synode  hatte  bis  zur  Wahl  des  neuen  Papstes  Alexan- 
ders y.  der  Kardinal  von  Palftstrina^,  nachher  aber  in  Oemftseheit  des  frflheren 
Rechtes  der  erstere  selbst^. 

Die  veränderte  Stellung  der  Synode  im  Vergleich  zu  den  frttheren  Zeiten  zeigt 
sich  zunächst  in  der  Art  der  Geschäfbsbehandlung.  Davon,  dass  etwa  die  Kardinäle, 
wie  auf  den  vorhergehenden  Konzilien  der  Papst,  thatsächlich  die  Entscheidung  aller 
Angelegenheiten  in  der  Hand  gehabt  und  die  Synode  beherrscht  haben ,  war  keine 
Rede,  vielmehr  stand  die  Entscheidung  bei  den  Konzilsmitgliedem,  und  sogar  die 
Vorbereitung  wichtiger  Berathungsgegenstände  erfolgte  in  Kommissionen,  zu  welchen 
ausser  den  Kardinälen  noch  Vertreter  der  einzelnen  erzbischöflichen  Provinzen  depn- 
tirt  waren  ^. 

Viel  bedeutsamer  aber  war  es ,  dass  die  S3mode ,  indem  sie  von  der  für  sich  in 
Anspruch  genommenen  Vertretung  der  ganzen  Kirche  und  ihrer  daraus  hergeleiteten 


Man  rechnete  offenbar  überall  auf  Einmüthig- 
keit,  wie  dies  die  Entfernung  eines  Englanden 
(s.  die  zuletzt  eitirte  Stelle)  zeigt,  welcher  nicht 
früher  nach  seiner  Legitimation  befragt  wird,  als 
bis  er  widerspricht;  weiter  auch  der  Umstand, 
dasB  mitunter  ohne  besondere  Umfrage  generell 
abgestimmt  worden  ist,  1.  c.  p.  409.  410: 
„responsum  est  in  multitudine"  oder  ^n  turba : 
Placet'^  Die  Frage  ist  demnach  gar  nicht  zur 
Erörterung  gekommen.  Ebensowenig  halte  ich 
für  erwiesen,  so  Hefele  2.  Aufl.  1,23,  dass 
die  Doktoren  der  Theologie  und  des  kanonischen 
Rechts  ein  votum  dedsiTum  gehabt  haben.  Die 
dafür  in  Bezug  genommene,  für  das  Konstanzer 
Konzil  von  d'Allli  gefertigte  schedula,  Mansi 
27,  561 ;  „Et  quia  antiquitus  haec  doctorum 
auctoritas  non  erat  intioducta  per  modum  stu- 
diorum  generalium,  quae  hodie  auctoritate  eccle- 
siae  obserraturf.de  eis  non  llt  mentio  in  antiquis 
iuribtts  communibus,  sed  in  oondlio  Pisano  et 
Romano  eorum  auctoritas  allegatur  et  in  difflnl- 
tiva  sententia  se  subsoribunt"  kann  ebenso  gut 
auf  ein  votum  eonsultativum  hindeuten.  Die 
Annahme  des  Textes,  dass  möglicher  Weise  den 
Aebten  und  niederen '  Prälaten  Decisiv-Yotum 
zugestanden  hat,  gründet  sieh  auf  die  Mitthei- 
Inng  1.  c.  p.  117:  „dixlt  (oardinalis  Prenestinus), 
quod  condlinm  constitueret  proouratores,  advo- 
catos  et  notariOB  pro  serviendo  concilio.  In  quo 
omnes  consenserunt.  Tunc  . '.  .  unus  notarius 
.  .  .  incepit  nominare  ...  VI  notarios  electos  per 
concilium,  lY  procuratores  et  II  adyocatos.  Qui- 
bus nominatis praesentaverunt  omnibusprae- 
lati 8 ,  qui  omnes  in  eorum  eleotione  oonsensum 
praebuerunt.'' 

*  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  Umstand,  dass  es 
auffiel,  dsss  die  Gesandten  König  Ruprechts,  ein 
Ersbisohof  und  zwei  Bischöfe,  vor  dem  Konzil 
nicht  in  geistlicher  Tischt  erschienen,  und  nicht 
unter  den  Synodalmitgliedem  ihre  Sitze  ein- 
nahmen, Mansi  27, 5. 

«  Ygl.  Mansi  26,1131  u.  27,  116.  117. 118. 
121.  360  und  zwar  als  ältester,  noch  vor  dem 
Schisma  ernannter  Kardinal,   Hefele  6,  8ö8. 


Möglich  ist,  dass  einmal  für  ihn  der  Patriarch  v. 
Alexandrien  prasidirt  hat,  Mansi  27,  364;  wu 
Hefele  6,  880.  n.  1  freilich  bestreitet. 

Schon  in  der  ersten  Sitzung  wurden  mehrere 
Prokuratoren  (oder  Promotoren),  Advokaten  and 
Notare  des  Konzils  gewählt  und  die  letzteren 
vereidigt.  Die  Promotoren  haben  die  Erledigung 
der  Geschäfte  zu  betreiben,  insbesondere  die  dazu 
erforderlichen  Anträge  zu  stellen,  die  Advokaten 
sind  dabei  ihre  rechtskundigen  Gehülfen,  welche 
auf  ihre  Yeranlassung handeln,  1.  c.  27, 127:  „de 
qua  petitione  ipse  procurator  in  cathedra  cum 
advocato  existens  petiit^  .  .  .  „rursum  idem  ad- 
vocatns  ascendit  cathedram  et  dixit,  quod  per 
prbmotores  seu  procuratores  per  concilium  electos 
petebatur*^ ;  p.  128:  „advocatus  legit  qnamdam 
schednlam,  qua  pro  parte  promotoris  petebator*; 
p.  363:  „promotore  instante";  26,  1219:  ..fnit 
.  .  .  protestatum  per  dictum  advocatum  ad  iiistan- 
tiam  promotorum  et  procuratorum ;  vgl.  weiter 
27,  117.  118.  121.  123.  126.  364.  365  u.26, 
1228.  Die  Notare  hatten  die  Beurkundung  der 
Yerhandlungen  des  Konzils  und  die  Einsamm- 
lung der  Stimmen  zu  besorgen,  Mansi 27,  117, 
8.  auch  die  Gitate  S.  365.  n.  6. 

8  Mansi  26,  1234  ff.  27,  130,  131.  411. 

4  Dies  geschah  auf  Yorschlag  der  Kardinäle 
und  zwar  sollte  nach  dem  zuerst  von  den  Fran- 
zosen beschlossenen  Modus  aus  Jeder  Provinz  der 
Erzbischof,  bei  Yerhinderung  desselben  aber 
statt  seiner  ein  Bischof  oder  Doktor  aus  der  be- 
treffenden Provinz,  welche  von  den  einzelnen 
Nationen  gewählt  waren ,  zur  Berathung  mit 
den  Kardinälen  zusammentreten,  M  ans!  27,  7. 
8 ;  H  e  f  e  1  e  6,  878. 880.  Eine  Berücksichtiganx 
der  Nationen  fand  ausserdem  insofern  statt, 
als  die  Mitglieder  einzelner  Deputationen,  so 
derjenigen,  welche  in  dem  Prozesse  gegen  die 
beiden  Päpste  die  Zeugenvemehmuiigeu  und  die 
soustigen  Beweiserhebungen  vornehmen  sollte, 
unter  Berücksichtigung  der  Nationalitäten  ge- 
wählt wurden,  Mansi  26.  1219  u.  27,  126: 
Hefele  6,  877. 
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Soperiorität  Qebranch  maehte,  die  beiden  sich  befehdenden  Päpste  als  Schismatiker 
und  Ketzer  der  päpstlichen  Würde  fOr  yerlustig  erklärte  *,  die  Neuwahl  eines  andern 
Papstes  durch  die  Kardinäle  der  früheren  beiden  Obedienzen  welche  zu  einem  ein- 
igen Kolleginm  zusammentreten  sollten,  beschlösse,  sowie  dass  der  neue,  von  den 
Kardinälen  gewählte  Papst  Alexander  Y.  im  Einvernehmen  mit  der  Synode,  ftlr 
den  FaU,  dass  dieselbe  von  ihm  oder  einem  seiner  Nachfolger  aus  dringenden  Grftn* 
den  aufgelöst  werden  sollte,  den  Zusammentritt  eines  neuen  Konzils,  dessen  Ort  ein 
Jahr  vor  demselben  kundgegeben  werden  sollte,  auf  den  Monat  April  des  Jahres  1412 
anordnen  musste^. 

Der  erste  Versuch,  die  Superiorität  des  Konzils  gegenüber  dem  Papst  durchzu- 
setzen und  dasselbe  auch  fDr  die  Folgezeit  hinsichtlich  seines  Zusammentritts  unab- 
hängig von  demselben  zu  stellen,  war  damit  gemacht,  wenngleich  man  sich  dabei 
freilieh  noch  möglichst  auf  den  Boden  historischen  Rechtes  gestellt  hatte  ^  und  diesen 
anch  nach  der  Wahl  des  Papstes  insofern  wieder  betrat,  als  man  den  letzteren  sämmt- 
liehe  Anordnungen  der  Kardinäle  seit  dem  30.  Mai  1408  und  alle  Akte  des  Konzils 
genehmigen  sowie  jeden  etwaigen  Mangel  (defectus  iuris  et  facti)  heilen  liess^. 


1  S.  Th.  I.  S.  306.  Anm.  2.  Beide  waren  auf 
dem  Konzil  nicht  ersehienen.  Die  Ankunft  der 
Getandten  Benedikts  XIII  erfolgte  erst  nach  dem 
5.  Juni  1409,  an  welchem  die  Absetzungssen- 
teni  Terkündet  worden  ist,  Hefele  6,  889.  Die 
oiheren  Nachweisungeu  über  das  vor  der  Ab- 
Bötzung  beobachtete  Verfahren  bei  Hefele  6, 
m.  866.  877.  880  ff. 

Yor  der  Absetzung  sind  namentlich  von  den 
Gesandten  des  deutschen  Königs  Ruprecht  v.  d. 
Pfalz  eine  Reihe  von  Bedenken  gegen  das  Ver- 
fakren  der  Synode  geltend  gemacht  worden,  ins- 
besondere s.  Maus!  26,  1193:  ,,dubium  est,  au 
oonvocatio  concilii  possit  fleri  ab  illo  vel  ilUs  qui 
nullam  habet  vel  habent  auctoritatem  super  con- 
Yoeandum  et  praesertim  super  coneilium,  cuius 
ipsi  eaidinales  non  sunt  superiores  :  nee  videntur 
habere  aliquam  auctoritatem  super  Ipsum  nee 
oriinariam  uec  delegatam."  Die  Widerlegung 
dieser  Bedenken ,  welche  der  Doktor  der  Rechte, 
Petras  de  Ancorano  aus  Bologna  in  der  7.  Sit- 
znag im  Auftrage  des  Konzils  vornahm,  1.  c.  27, 
967  sucht  namentlich  darzulegen,  dass  die  bei- 
den Pipste  als  Forderer  des  Schismas  und  folge- 
veise  als  Ketser  mindestens  der  Ausübung  ihres 
päpstlichen  Amtes  verlustig  gegangen  seien  und 
daher  das  Recht  zur  Berufung  des  Konzils  auf 
die  Kaidinale ,  als  seine  Gehülfen  bei  der  Y er- 
valtong  der  Jurisdiktion,  devolvirt  wäre.  Ferner 
wird  ihr  Konvokationsrecht  durch  den  Hinweis 
darauf;  dass  in  Folge  des  Schismas  die  römische 
Rirshe  erledigt  worden  sei  (c.  1.  X.  de  sohismat. 
V.  8),  und  dsss  die  Kardinäle  bei  obwaltender 
Nothwendigkeit  während  der  Vakanz  des  päpst- 
li^en  Stuhles  dringende  Angelegenheiten  zu  er- 
ledigen berechtigt  seien  (c.  3.  in  VI.  de  eleot. 
I.  6j,  zu  begründen  gesucht,  indem  dabei  aus- 
fahrt wird,  dass  selbst  im  Falle  einer  Nieht- 
eiiedigung  ihnen  eine  solche  Befugniss  zukomme, 
wenn  dieNothwendigkeit  dies  erheische,  z.  B.  der 
Papst  wahnsinnig  oder  von  Ketzern  gefangen  sei, 
oder  wegen  Beschuldigung  der  Ketzerei  seiner- 
seits kein  Konzil  berufe  oder  dies  nicht  könne, 


weil  ihm  nur  ein  Theil  der  Kirche  anhänge.  Es 
ist  also  auch  hier  der  Standtpunkt  der  Devolu- 
tion („certe  in  istis  casibus  videretur  quod  ad  car- 
dinales  tamquam  proximos  atque  vicinos,  devol- 
vatur  illa  potestas'^  1.  c.  p.  383  festgehalten. 

Sein  Absetzungsrecht  hat  das  Konzil  in  Ueber- 
elnstimmung  mit  den  Gutachten  vieler  Univer- 
sitäten, Mansi  27,  399  und  einem  vorher  abge- 
gebenen Votum  aller  anwesenden  Magister  der 
Theologie  und  Doktoren,  Licentiaten  und  bacca- 
laurei  formati,  1.  c,  in  Anhalt  an  das  historische 
Recht  auf  eine  aasdehnende  Interpretation  des 
Begriffes  der  Häresie  gegründet,  nicht  auf  die 
neuen,  damals  schon  hervorgetretenen  Anschau- 
ungen von  der  Superiorität  der  Kirche  und  des 
Konzils  über  den  Papst,  welche  auf  naturrecht- 
licher Basis  ruhen,  Th.  I.  S,  197;  Hübler, 
Konstanzer  Reformation  S.  372  ff. 

2  Mansi  26,  1149.  1231  u.  27,  468. 

3  Hefele  6,  899. 

*  Vgl.  Anm.  1  a.  E. 

5  Mansi  26,  1152  u.  27, 411.  Das  war  selbst- 
verständlich irrelevant,  denn  hatte  die  Synode 
keine  Befugniss,  die  beiden  Päpste  abzusetzen, 
so  war  Alexander  V  nicht  rechtmässig  gewählt 
und  konnte  eine  päpstliche  Bestätigung  nicht  er- 
theilen.  Im  umgekehrten  Falle  war  dieselbe 
dagegen  etwas  Ueberflüssiges.  Das  Faktum  zeigt 
aber  immerhin ,  dass  man  sich  in  Uebereinstim- 
mung  mit  den  mittelalterlichen  Anschauungen 
ein  allgemeines  Konzil  nicht  ohne  Papst  denken 
konnte  und  so  auf  den  Ausweg  verfiel,  das,  was 
'  ohne  denselben  geschehen  war,  nachträglich 
durch  ihn  gewissermassen  ratihabiren  zu  lassen. 
In  Uebereinstimmnng  damit  steht  es  auch,  dass 
während  der  ersten  Zeit  alle  Beschlüsse  des  Kon- 
zils in  dessen  Namen  erlassen  sind  (s.  die  frü- 
heren Gitate),  diejenigen  aber,  welche  es  nach  der 
Wahl  Alexanders  V  gefasst  hat,  wieder  die  mit- 
telalterliche Form  der  Anordnung  des  Papstes 
„«acro  approbante  condlio",  Mansi  26,  1154. 
1155.  12H5  aufweisen. 
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Gelungen  ist  aber  dieser  Versuch  nicht.  Alexander  Y.  wurde  zwar  in  den 
meisten  L&ndem  als  rechtmässiger  Papst  anerkannt,  indessen  weder  OregorXn.  noek 
Benedikt  XTTT.  fDgten  sich  dem  Absetzungsbeschlusse  des  Konsils  und  behielten  noch 
immer ;  der  eine  Neapel  und  einige  kleinere  Staaten  Italiens,  der  andere  Spanien, 
Portugal  und  Schottland,  sowie  den  deutschen  König  und  einzelne  deutsche  Fflrsten 
in  ihrer  Obedienz  K  Daher  hat  die  Synode  von  Pisa  nicht  sofort  das  Ansehen  einer 
abendlftndischen  allgemeinen  oder  ökumenischen  Synode  erlangen  können.  Später 
ist  ihr  aber  dieser  Charakter  insofern  zu  Theil  geworden,  als  Alexander  V.  und 
sein  Nachfolger  Johann  XXTTT.  (1410  bis  1419)  nachmals  ^  selbst  in  Rom  nicht  als 
Eindringlinge  und  unrechtmässige  Päpste  betrachtet  worden  sind  ^  und  in  dieser  An- 
erkennung der  durch  das  Konzil  erfolgten  Wahl  des  ersteren  mindestens  ein  still- 
schweigendes Zugeständniss  der  Oeknmenicität  der  Synode  liegt  ^. 

Alexander  V.  verschob,  obwohl  er  noch  vor  seiner  Wahl  mit  den  übrigen,  bei 
derselben  betheiligten  Kardinälen  die  Inangri&ahme  der  Reformation  der  Kirche  hatte 
geloben  müssen,  dieselbe  bald  nach  seiner  Thronbesteigung  unter  Zustimmung  des 


1  H6fele6,901. 

s  Dem  Konstanzer  Konzil,  welobes  selbst  als 
ein  allgemeines  zu  betrachten  ist,  (darüber  s. 
unten)  bat  das  Pisaner  unzweifelhaft  als  solches 
gegolten.  Als  hier  die  dem  Papst  ergebene,  auf 
Hinausschiebung  der  Reformation  bedachte  Par- 
tei vor  allem  eine  päpstliche  Bestätigung  des 
letzteren  yerlangte,  y.  d.  Hardt,  magn.  conc. 
Gonstaut.  2,  192,  reichten  All  11  und  mehrere 
französische  Prälaten  einen  Gegenantrag  ein,  in 
welchem  erklärt  wurde,  dass  das  Konstanzer 
Konzil  nur  die  Fortsetzung  des  Pisaner  sowie 
mit  ihm  eins  sei,  und  daher  das  letztere  keiner 
Bestätigung  bedürfe,  1.  c,  Tschackert,  Peter 
d*Allli.  S.  185  fr.,  worauf  die  päpstliche  Par- 
tei Ihren  Antrag  fallen  lieBB.  Die  Synode 
selbst  hat  die  Rechtmässigkeit  des  Pisaner 
Konzils  niemals  in  Zweifel  gezogen,  und  auch 
Johann  XXIII,  wie  gerade  seine  Absetzung  zeigt, 
nicht  als  blossen  Papst-Prätendenten,  sondern  als 
rechtmässigen  Papst  betrachtet.  Wenn  sie  noch- 
mals eine  Absetzungssentenz  gegen  Benedikt  XIII 
aussprach,  so  war  das  nur  ein  Superfluum.  Die 
Rechtmässigkeit  der  früber  durch  das  Pisanum 
erfolgten  ist  dabei  nicht  in  Frage  gestellt  worden. 
Wäh^rend  das  gegen  ihn  ergangene  ürthell  ihn 
blos  seines  Rechtes  auf  den  päpstlichen  Stuhl  als 
Schismatiker  ipso  iure  verlustig  gegangen  er- 
klärt und  Ihn,  „quatenus  de  facto  papatum  se- 
cundum  se  tenet^',  absetzt,  v.  d.  Hardt  4, 1375 ; 
lautet  die  Sentenz  gegen  Johann  XXIII,  1.  c.  p. 
281  dahin:  „papatu  .  .  .  deponendum  fore, 
et  eum  .  .  .  synodus  amovet,  privat  et  deponlt." 
Desgleichen  kann  die  Annahme  der  Abdankung 
Gregors  XII  durch  die  Konstanzer  Synode  nicht, 
(a.  M.  Schwab  a.  a.  0.  S.  250)  als  ein  Ab- 
gehen von  dem  Urtheile  der  Pisaner  Synode  be- 
trachtet werden.  Auch  hier  handelte  es  sich  nur 
um  die  Beseitigung  der  bis  dahin  von  dem 
Papste  selbst  erhobenen  Ansprüche. 

3  Dies  zeigt  sich  darin,  daM  Alexander  Y  Ton 
seinen  Nachfolgern  gleichen  Namens  unbean- 
standet in  der  Reihenfolge  mitgezählt  worden  ist. 


Auch  Bell  arm  in  de  oonciliis  et  eeclesit  I.  8, 
opp.  Colon.  Agripp.  1620.  2,  13  erachtet  ikn 
und  Johann  XXIII  für  rechtmässige  Päpste. 

4  Diese  Konsequenz  hat  einzelne  derjenigen 
Kurialisten,  welche  dem  Konzil  den  Gharskter 
der  Oekumenicität  absprechen,  dazu  geführt, 
auch  die  Illegitimität  Alexanders  Y  und  Jo- 
hanns XXIII  zu  behaupten  und  Gregor  XH  bis 
zu  seiner  späteren  Abdankung  für  den  rechte 
massigen  Papst  zu  erklären,  Raynald  ann.  a. 
1409.  n.  79  u.  80;  Phillips  K.  R.i,266ff. 
u.  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  74.  Die  meiaten,  neuer- 
dings noch  Hefele  2.  Aufl.  1,  67,  bewegen  sieh 
dagegen  in  dem  Widerspruch,  die  Oekumenicitit 
des  Pisanum  zu  bestreiten,  andereiseitB  abei 
Alexander  Y  als  rechtmässigen  Papst  zu  be- 
trachten, zweifellos  deshalb,  weil  sie  die  Su- 
periorität  des  Konzils  über  den  Papst  nicht  ein- 
räumen wollen,  andererseits  sich  aber  der  Micbt 
der  bistorischen  Thatsachen  nicht  versohliesnn 
können.  Für  die  Oekumenldtät  des  KonxUi 
die  GaUikaner  Edm.  Rlcher,  bist,  coneilior. 
general.  Paris  1680.  Hb.  II.  c.  2;  Bosinet 
defensio  declaratlonis  .  .  .  Gallican.  P.  II.  l.  IX> 
c.  lOff. ;  Natalis  Alexander  hist.  eeelei. 
saec.  XY  et  XYI  diss.  II.  ed.  Yenet.  Fenan. 
t.  9  (1762)  p.  296  ff. 

Wenn  Bellarmin  1.  c.  das  Konzil  als  ein 
„generale  nee  approbatum  nee  reprobatam"  be- 
zeichnet, so  hat  er  offenbar  das  Richtige  ge- 
fühlt. In  der  That  läset  sich  die  Streitfiag« 
weder  einfach  mit  Ja  noch  mit  Nein  beant- 
worten, da  das  Konzil  einer  Zeit  angehört,  in 
welcher  erst  der  Yersuch  gemacbt  wird,  das  bif- 
her  geltende  Recht  zu  ändern ,  die  neuen  An- 
schauungen aber  noch  nicht  allseitig  festen  Bo- 
den errungen  haben,  mithin  der  damilig« 
Rechtszustand,  nach  welchem  allein  die  Ent- 
scheidung getroffen  werden  kann,  gerade  in  das 
Schwanken  gerathen  war.  Yon  praktischer  Er- 
heblichkeit ist  die  KontroYorse  nicht,  da  das 
Konzil  keine  Yorschriften  von  dauernder  Bedeu- 
tung, deren  Gültigkeit  heute  noch  in  Frage  kom- 
men könnte,  erlassen  hat. 


§.  ni.] 


Die  Reformkonrilien  des  15.  Jahrhunderts.     (Konstanz.) 
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Pisaner  Konziles  auf  die  schon  früher  (S.  367)  festgesetzte  8ynode  und  vertagte  das 
erstere  bis  zu  dem  Znsammentritt  der  letzteren  ^  In  Gemässheit  dieses  Beschlusses  berief 
sein  Nachfolger  Johann  XXII.  im  J.  1411  eine  weitere  allgemeine  Synode  anf  den 
1.  April  des  folgenden  Jahres  nach  Rom.  Zn  derselben  fanden  sich  jedoch  die  Mit- 
glieder so  langsam  und  in  so  geringer  Zahl  ein ,  dass  die  Eröffnung  der  Verhandlun- 
gen erst  gegen  das  Ende  des  Jahres  stattfinden  konnte.  Selbst  aber  noch  beim  Beginn 
des  folgenden  Jahres  war  das  Konzil  sehr  wenig  besucht,  und  so  gelang  es  dem  Papst, 
welcher  seinerseits  kein  Interesse  an  der  Reform  der  Kirche  hatte,  die  Zustimmung 
des  Konzils  zur  Einberufung  einer  neuen  Synode  im  Dezember  des  gedachten  Jahres 
nach  einem  erst  später  noch  zu  bestimmenden  Orte  zu  erhalten  3. 

Nach  dem  Schlüsse  dieses  römischen,  so  gut  wie  resultatlos  verlaufenen  Kon- 
zils 3,  welches  schon  in  Folge  seines  schwachen  Besuches  nicht  als  ein  ökumenisches 
gelten  konnte,  musste  Johann  XXn.  in  Folge  eines  Angriffes  des  Königs  Ladislaus 
von  Neapel  aus  Rom  fliehen^,  und  nunmehr,  als  er  bei  dem  sich  in  Ober-Italien  auf- 
haltenden deutsch-römischen  König  Sigismund  Schutz  suchte,  sich  auf  dessen  Ver- 
anlassung zur  Ausschreibung  eines  neuen  allgemeinen  Konziles,  welches  die  endliche 
Einigung  und  Reformation  der  Ejrche  vornehmen  sollte ,  nach  der  vom  König  selbst 
bezeichneten  deutschen  Reichsstadt  Konstanz^  verstehen^.  Noch  vor  Erlass  der 
päpstlichen  Konvokationsschreiben  und  unmittelbar  nach  dem  Abschluss  der  Ver- 
iiandlungen  mit  dem  Papste  verkündete  Sigismund,  um  demselben  jeden  Rückzug 
nnmöglich  zu  machen,  das  Resultat  der  getroffenen  Uebereinkunft  der  ganzen  christ- 
liehen Welt'  und  lud  seinerseits  in  Ausübung  seines  Rechtes  als  advocatus  ecclesiae^ 
die  Gegenpftpste  Gregor  Xn.  und  Benedict  XTTT.,  sowie  den  König  von  Frankreich 
zu  dem  Konzile  ein^. 

Am  5.  November  1414  wurde  das  Konzil  von  dem  Papste  selbst  eröffnet  ^o. 
Seine  dreifache  Aufgabe  war  die  Beseitigung  der  in  der  katholischen  Ejrche  inzwi- 
schen aufgetretenen  Irrlehren ,  insbesondere  der  hussitischen  Lehre ,  die  Wiederher- 
stellung der  bis  dahin  noch  immer  nicht  erreichten  Einheit  der  Kirche  und  endlich 
die  Reformation  derselben  an  Haupt  und  Gliedern. 

Dasselbe  war  zwar  anfänglich  schwach  besucht  ^^,  im  Verlaufe  fanden  sich  aber 
die  Mitglieder  zahlreich  ein,  und  es  wohnten  demselben  nach  der  höchsten  Zahlen- 
angabe ausser  dem  Papste  etwa  29  Kardin&le,  3  Patriarchen,  33  Erzbischöfe,  150 
Bischöfe,  über  100  Aebte,  50  Pröpste  und  100  Doktoren  der  Theologie  und  der 
Bechte,  sowie  König  Sigismund  und  eine  erhebliche  Anzahl  weltlicher  Fürsten, 


iMansiSe,  1238. 

^  Vgl.  du  Benifang8Bchrelben  Johanns  XXII 
▼.  1413  für  das  Konstanzer  Konzil  Mansi  27, 
Ö37ii.Hefele  7,  15ff. 

^  Auf  demselben  ist  vom  Papste  approbante 
eondlio  nur  ein  Dekret,  enthaltend  das  Verbot 
vikUfltiseher  Bücher,  erlassen  worden,  Mansi 
27,506. 

*Hefele7, 18«f. 

B  He  feie  7,  19.20. 

*  S.  Anm.  2  n.  t.  d.  Hardt,  magnnm  oeea- 
menie.  Constaniiense  eondlium.  Francof.  et 
LIps.  1700.  6,  9. 

7  Mansi  28,  1  n.  ▼.  d.  Hardt  6,  Ö. 

^  «Ex  officio  imperiall^,  s.  die  folgende  Note. 

HtBScIiiiiB,  Kucbenrecbt.  m. 


0  Mansi  28,  Sff.  n.  y.d.  Hardt  6,7.  Spater 
(1414)  forderte  Sigismnnd  auch  kraft  seines 
kaiserlichen  Rechtes  („pro  imperiali  officio  tan- 
qnam  ecclesiae  catholicae  defensoris  et  praedpue 
adyocatl^)  den  Konig  Ferdinand  t.  Aragonien 
nnd  Sizilien  förmlich  zur  Theilnabme  au  dem 
Konzile  auf,  was  der  letztere  aber  znrückwies, 
Dollinger,  Beiträge  zur  polit.,  EJrchen-  und 
Knltnrgesch.  d.  6  letzten  Jahrhunderte.  Regens- 
burg 1862.  2,  371  ff. 

«0  Mansi  27,  522  u.  t.  d.  Hardt  4,  15;  He- 
fele7,26, 

^1  Zur  Zelt  der  Eröffnung  waren  nur  15  Kar- 
dinäle, 13  Erzbischöfe  und  27  Bischöfe  anwe- 
send, T.  Raum  er  a.  a.  0.  S.  54. 
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Grafen,  Freiherren,  Ritter,  Gesandte  von  Fürsten,  Reichs-  und  anderen  Städten' 
bei,  die  meisten  überdies  mit  einer  geringeren  oder  grosseren  Zahl  von  Begleitern^. 

Schon  dnrch  die  Erweiterung  des  Kreises  der  Stimmberechtignng  und  die  damit  in 
Verbindung  stehende  Behandlung  der  Geschäfte  hat  die  Synode  einen  entscheidenden 
Schritt  über  das  Pisaner  Konzil  hinaus  zur  Herbeiführung  einer  umfassenderen  Ver- 
tretung der  Kirche  und  zur  Wahrung  der  Selbstständigkeit  der  Versammlung  gegen- 
über dem  Papstthum  gethan. 

Der  Versuch  Johanns  XXm.  sich  durch  eine  Massenbeförderung  von  Italienern 
zur  Prälatur  die  Majorität  in  der  Versammlung  zu  verschaffen^,  rief  auf  Seiten  der 
Reformpartei  das  Bestreben  hervor,  das  bisherige  Recht  über  die  Stimmberechtigang 
und  die  Art  der  Abstimmung  zu  ändern.  Schon  ein  Reformentwurf  der  Deutschen 
aus  dem  Anfang  des  J.  1415^  stellte  die  Forderung  auf,  dass  auf  dem  Konzile  nicht 
blos  die  Bischöfe  und  infulirten  Prälaten,  sondern  auch  die  Prokuratoren  der  Bischöfe, 
Aebte,  Kapitel  und  Universitäten,  die  Präceptoren  der  Klöster  und  Konvente,  die 
Ordens-Generale,  Provinziale  und  Prioren,  die  Doktoren  und  die  Gesandten  der 
Fürsten  und  Städte  eine  vox  iudicativa  und  dif&nitiva  haben  sollten^.  Dieses  Ver- 
langen nach  Erweiterung  der  Stimnaberechtigung  fand  auch  anderweit  Unterstützung^ 


1  Noch  höhere  Zahlen,  wobei  freilich  alle 
einmal  Anwesenden  mitgezählt  sind,  gieht  H. 
Sieheking,  d.  Organisation  n.  Geschäftsord- 
nung des  Costnitzer  Goncils.  Leipzig  (y.  J.  1872?) 
diss.  inang.  S.  7.  8  nach  Ullrich  Reichen- 
thal, das  Goncilium  zu  Konstanz.  Oonstanz. 
Augsb.  1536,  welcher  letztere  Ton  dem  Magistrat 
zu  Konstanz  mit  der  Aufzeichnung  der  Fremden 
beauftragt  war.  Andere  Yerzeichnisse  bei  ▼.  d. 
Hardt  Y.  2,  10  (von  Simon  Dacher)  und 
Justinger,  Berner  Ohronik  1819.  S.  320. 
Ygl.  auch  T.  Raumer  a.  a.  0.  S.  47;  Hef  ele 
7,  91.  n.  1. 

Das  päpstliche  Einberufungsschreiben  (S.  369. 
n.  2)  lautete:  „patrlarchas,  archiepiscopos,  epi- 
scopoq  et  dilectos  fllios  elect08,abbates  et  ceteros 
ecclesiarum  et  monasteriorum  praelatos  requiren- 
tes  .  .  .  ac  in  virtute  praestlti  luramenti  et  sanc- 
tae  obedientiae  eis  mandantes  quatenus  per- 
sonaliter, necnon . . .  reges  et .  .  .  duces,  prin- 
clpes,  marchiones  et  alles  qui  huiusmodi  concilio 
Interesse  debent  velquiprodessepossunt  . .  .  in- 
ritantes  et  exhortantes  quatenus  pro  pace  eccle- 
siae  et  omnium  christianorum  etiam  personaliter 
vel  si  personaliter  non  possunt,  per  solemnes 
oratores  .  .  .  concilio  dicto  Interesse  debeant." 
Allerdings  werden  hier  die  Kapitel  nicht  er- 
wähnt ,  welche  zu  den  früheren  Konzilien  und 
auch  nach  Pisa  berufen  sind  (S.  363),  und  eben- 
sowenig wird  der  nach  Pisa  (s.  a.  a.  0.)  geladenen 
UniversitätSTertreter  gedacht.  Sie  sind  wohl 
unter  den :  „alii  etc.''  begriffen.  In  diesem  Sinne 
ist  die  Einladung  auch  von  dem  Pariser  National- 
konzil ▼.  1414  aufgefasst  worden,  denn  dasselbe 
hat  zur  Yermeiduug  von  Nachtheilen,  insbeson- 
dere einer  übermässigen  pekuniären  Belastung 
der  Kirchen  beschlossen ,  dass  nicht  alle  vom 
Papste  Geladenen  nach  Konstanz  gehen,  sondern 
aus  jeder  Provinz  nur  mehrere  Bischöfe,  Aebte, 
Magister,  Doktoren  und  andere  angesehene  Män- 
ner sowohl  für  sich  wie  auch  als  Vertreter  der 
übrigen  das  Konzil  besuchen  sollten.    Ihre  Diä- 


ten wurden  für  den  Erzbischof  auf  10,  für  den 
Bischof  auf  8,  für  den  Abt  auf  5,  für  die  übrigen 
auf  3  (z.  B.  den  Doktor)  oder  2  Franks  (wie  den 
Licentiaten)  festgesetzt,  Mansi  27,  515.  Die 
vom  Konstanzer  Konzil  i.  J.  1416  erneuerte  Ein- 
berufung an  die  Abwesenden  v.  d.  Hardt  4, 
778,  hat  eine  mit  dem  päpstlichen  Konvoka- 
tionsschreiben  wesentlich  gleichlautende  Fassung 
und  kann  unmöglich  die  fraglichen  Kategorieen, 
welche  auf  der  Synode  schon  vertreten  waren, 
haben  ausschllessen  wollen.  Kaiser  SigiBmund 
hat  den  König  v.  Frankreich  (s.  S.  369.  d.  9) 
ebenfalls  ersucht  dafür  zu  sorgen,  „nt  praeUti, 
doctores  et  magistri  et  viri  ecclesiastici,  religiosi 
et  seculares . . .  veniant",  und  auch  an  die  Reichs- 
städte Einladungsschreiben  erlassen,  Asch- 
bach, Geschichte  König  Sigismunde  Th.  I. 
BeU.  17. 

^  Im  Gefolge  des  Papstes  befanden  sieh  etwa 
600,  in  dem  des  Erzbischofs  v.  Mainz  640  Per- 
sonen, V.  Raum  er  S.  48. 

3  V.  d.  Hardt  2,  230:  „Quia  tomen  pluiei 
sunt  praelati  Italiae  pauperes,  quam  fere  de  Om- 
nibus nationibus,  praeterea  dominus  noster  fedt 
in  numero  excessivo  praelatos  cubiculaiioe  ultra 
L.  Dicitur  praeterea,  quod  multos  TOluit  sibi 
obligare  iuramentis  et  muneribus ,  alios  minis 
terruisse,  ut  ita  scrutando  per  capita  nihil  Hexet 
nisi  quod  vellet  dominus  noster.'' 

4  Hübler,  Gonstanzer  Reformation  S.  5; 
Tschackert  S.  202. 

d  V.  d.  Hardt  t.  1  proleg.  p.  32ff.  Unierdea 
„devotorum  Christi  fldelium  oratores*^  können  mit 
Rücksicht  auf  die  Einladungen  Sigismnnds  nur 
die  Yertreter  der  Fürsten  und  Städte  Texsianden 
werden,  Tschackert  S.  202. 

®  Dafür  sprach  sich  vor  Allem  AI  111  in  einer 
besonderen  Denkschrift  aus,  v.  d.  Hardt  2, 
224 ;  Mansi  27,  561,  jedoch  nur  soweit  es  sieh 
um  die  Beilegung  des  Schismas  und  die  Her- 
stellung der  Union  und  des  Friedeas,  nieht  so- 
weit es  sich  um  den  Glauben,  die  SaJuamente 
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und  sie  ist  in  der  That  gegenüber  dem  Papste  und  seiner  Partei,  welche  gemäss  der 
frfiheren  Praxis  allein  den  Bischöfen,  Prälaten  und  Aebten  ein  Stimmrecht  zugestehen 
wollten  S  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  J.  1415  (über  den  umfang  s.  nachher)  durch- 
gesetet  worden. 

Es  war  natürlich,  dass  auf  dem  zahlreich  besuchten  Konzile  von  vornherein  die 
Angehörigen  einer  und  derselben  Nation  in  nähere  Verbindung  mit  einander  traten 
und  sieh  über  einzelne  gemeinsame  Angelegenheiten  beriethen^.    Die  die  Reform 


and  Spiritnalien  handeln  würde,  indem  er  be- 
londen  hervorheht :   „Item  sciendnm  est ,  qnod 
quindo  in  ooncllüs  generalibus  soll  episcopi  ha- 
bebtnt  Yocem  deflnitivam,  hoc  fuit,  qnia  habe- 
bant  administiatiouem  popnli  et  erant  yiri  sancti 
et  docti  et  electi  prae  ceteris  in  ecclesia  chri- 
FtiaBt.  Postea  faemnt  additi  abbates  eadem  de 
caiua  et  qnia  habebant  administrationem  snbiec- 
tonuD.    Et  eadem  ratione  addi  deberent  prioreg 
ant  nutiora  quarumeunque  congregationurrij  plug 
quam  episcopi  vel  abbates  inntiles,  solum  titn- 
Urea,  in  qnibns  deflciunt  conditiones  Bnpradictae 
et  qid  forte  in  hac  materia  sunt  snspecti.  Et  mi- 
labile  yideietnr,  qnod  nnns  talis  archiepiscopns 
rat  episcopns  vel  abbas,  pancos  ant  nullos  suf- 
fragentes  habens   et  parvnm  ant  nnllnm  sibi 
snbiectnm,  haberet  tantam  Tocem  in  condlio,  si- 
CQt  archiepiacopns  Mognntinns  ac  Uli   magni 
piaelati  et  princlpes  imperii  et  mnlti  particnla- 
rei  arcbiepiscopi  et  episcopi  in  Francia  et  Anglla 
et  aliis  regnis  qni  plnres  habent  parochiales  ec- 
denas  in  qnibns  est  maior  popnlus  qnam  in 
pluribns    arcMepiscopatibns    et    episcopatibns 
pnedietis.   Item  eadem  ratione,  qna  snpra,  non 
sunt  exclndendi  a  voce  deflnitiya  8$.  Öieologiae 
doetores  ac  iuris  canonici  et  civilis,    Qnibns  et 
maximetbeologis  datni  anctoritas  praedicandi  ant 
doeeadi  nbiqne  tenainm,  qnae  non  est  parra  anc- 
toritas in  popnlo  christiano,  sed  mnlto  maior  qnam 
imins  episcopi  vel  abbatis ,  ignorantis  et  solum 
titnlati.    (Folgt  die  S:  366.  n.  6  y.  S.  365  citlrte 
Stelle,  dann)    Qnare  eos  in  simili  exclndere  per 
piaeaens  eondlinm,  qnod  est  dicti  Pisani  con- 
tinaatlTnm ,  non    solnm  esset  absurdum ,    sed 
dicti  Pisani  condlü  quodam  modo  reprobativnm. 
Item  eiadem   lesponsionibns    vel   consimilibns 
idem  didtnr  de  regihus  et  principihus  aut  eorum 
ambasiatoribus  et  de  procuratoHbus  absentium 
pradatorum  et  capitülorum,   Sicnt  patet  ex  bnlla 
D.  N.  papae,  qnamandat  praesens  concilium,  si, 
maxime  ex  canonids  impedimentis  cansantibns, 
. . .  personaliter  adesse  nequiverint ,  tunc  illi 
qni  impediti  fnerint,  aliquos  .  .  .  scientia  et 
remm  experientla  praeditos  ac  snfflcienti  man- 
dato    anffnltos  mittere    non  postponant,   vices 
eomm  qni  miserant,  in  dicto  condlio  Impletu- 
n».      Item  qnantnm  ad  materiam  terminandi 
praesens  scMsma  et  dandi  pacem  ecclesiae,  Teile 
exclndere    reges,    prindpes    ant   ambasiatores 
eorum   maxime    cum  magnam  et  bonorabilem 
partem  faciant  huins  concilii,  a  Toce  sen  deter- 
minatione  etiam  concluslya,  non  videtur  instnm, 
aeqnnm  ant  ratlonl  consonnm:  cum  hninsmodi 
pads  conclnsio  ad  eos  et  popnlos  eis  subiectos 
▼aide  pertineat  et  sine  eomm  consilio,  auxilio  et 
faToie  non  possint  ea  qnae  hoc  condlio  concln- 
dentUT,  execntioni  mandari.^ 


Ein  weiteres  Gutachten  des  Kardinals  v.  S. 
Marco,  Filastres  ▼.  Rhelms,  ▼.  d.  Hardt  2, 
226;  Mansi  27,561,  gipfelt  in  dem  Satze:  „ego 
omnem  hominem,  habentem  ordinem  vel  offl- 
cinm  ecdesiasticnm,  qnia  Ullus  interest,  omnem- 
que  doctorem,  quia  prodesse  potest,  dico  admit- 
tendum.^  Er  rechtfertigt  dies  in  Betreff  der 
„archidlaconi,  rectores  parochialium  ecclesiamm 
caeterique  dignitates  habentes,  qnibns  imminet 
cura  animamm^,  der^acerdotes  et  diacoui^  damit, 
dass  diese,  insbesondere  auch  die  letzteren  auf 
den  früheren  Konzilien  zugelassen  seien,  und 
weist  darauf  hin,  dass  Priester  und  Bischöfe  den- 
selben ordo  bilden  und  die  Pfarrer  eine  weit  um- 
fangreichere Seelsorge  als  die  Aebte  auszuüben 
haben.  Das  Recht  der  Doktoren  gründet  er  unter 
Heranziehung  von  I  Gorinth.  XII,  28  auf  ihre 
hohe  Bedeutung  für  die  Kirche.  Von  den  Pro- 
kuratoren abwesender  Stimmberechtigten  will  er 
diejenigen  zulassen,  welche  für  legitim  Terhin- 
derte  erschienen  sind.  Endlich  erklärt  er  auch 
die  Fürsten  und  ihre  Gesandten  in  Angelegen- 
heiten, welche  die  allgemeine  Kirche,  insbeson- 
dere die  Union  und  den  Glauben  betreffen,  nicht 
aber  bei  Berathnngen  über  die  Sitten  und  die 
kirchlichen  ordines,  für  stimmberechtigt,  jedoch 
sollen  sie  sich  in  Glaubenssachen  an  die  Ent- 
scheidung der  Erfahrenen  und  Gelehrten  (also 
wohl  der  Theologen)  halten. 

Ein  Torblld  für  die  Ausdehnung  des  Stimm- 
rechtes über  die  früheren,  herkömmlichen  Schran- 
ken boten  in  dieser  Zeit  schon  die  seit  dem 
Ende  des  14.  Jahrhunderts  in  Frankreich  abge- 
haltenen Nationalsynoden.   Tgl.  unten  $.  177. 

^  „episcopi  eommque  maiores,  praelati  et  ab- 
bates«, T.  d.  Hardt  2,  224;  Mansi  27,  560. 

2  Schon  Mitte  November  1414  forderten  die 
Doktoren  der  Theologie,  dass  die  Promotoren  des 
Konzils  und  die  Bathgeber  derselben  (consiliaril) 
ans  den  Terschiedenen  Nationen  gewählt  werden 
sollten,  V.  d.  Hardt  2,  186,  und  diesem  Ver- 
langen wurde  auch  in  der  1.  Sitzung  y.  16.  Nov. 
1414  entsprochen,  t.  d.  Hardt  2,  142  n.  4, 19 
(was  die  angegebenen  Namen,  obgleich  die  die- 
selben unter  ausdrücklicher  Bezeichnung  der 
Nation  mittheilende  Notiz  bei  Mansi  27,  539 
wohl  kein  offizielles  Protokoll  ist,  erkennen 
lassen).  Am  7.  December  dess.  J.  machen  die 
Italiener  Vorschläge  über  die  auf  dem  Konzil 
zu  behandelnden  Geschäfte,  ungefähr  eine 
Woche  nachher  proponirt  Allll  mit  Rücksicht  auf 
die  Yon  ihm  empfohlenen  Gessionsverhandlnn- 
gen  mit  Gregor  XH  u.  Benedikt  XUI,  1.  o.  2, 
197 :  „Et  In  casn,  quo  in  praesenti  condlio  dicti 
modi  sen  Tiae  unionis  non  possunt  pleno  con- 
cludi  et  tractari  vel  execntioni  mandari,  tuno 
praesens   condlium  debet  prorogari  ad  allquod 
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verschleppende  Haitang  des  Papstes  und  der  Italiener  mosste  die  Konsolidimng  der 
einzelnen  Nationen  ans  freien  Vereinigungen  zn  fest  organisirten  Verbänden  be- 
fördern. Als  der  erste  und  ftlr  den  Erfolg  des  Konzils  prl^ndizielle  Streitpunkt,  die 
Frage  Aber  die  Sümmberechtigang,  im  Januar  hervortrat,  wurde  seitens  der  Reform- 
partei der  schon  frflber  von  Ailli  angeregte  Gedanke  der  Repräsentation  nach 
Nationen^  als  geeignetes  Mittel,  das  üebergewicht  der  Italiener,  d.  h.  der  päpstlichen 
Partei,  zu  brechen,  aufgenommen  und  gegen  den  Widerstand  der  letzteren  —  die  auf 
4.  Februar  1415  anberaumte  Sitzung  musste  wegen  des  entbrannten  Streites  ver- 
schoben werden  ^  —  die  Abstimmung  nach  Nationen ,  ohne  dass  jemals  darüber  ein 
formeller  Beschluss  des  ganzen  Konzils  gefasst  worden  ist  3,  noch  im  Laufe  des 


breve  tempus  ...  et  ad  redlmendam  TexaÜonem 
multorum,  possunteligi  aliqui  de  qnalibet 
natlone,  in  qnos  possit  deferri  tota  autoritas 
coBcUii",  (Tgl.  auch  Tschackert  S.187.  188). 
Die  Abhaltung  von  Versammlungen  der  einzel- 
nen Nationen  wird  schon  vom  Jannar  1415  ab 
bezeugt,  Schreiben  der  Deputirten  der  Kölner 
UniTersität  an  die  letztere,  Martine  et  Durand 
nov.  thesauT.  anecdot.  2, 1610:  „Et  fuimus  iam 
in  duabus  couTOcationibus  nationis  Alemanniae 
cum  multis  praelatis,  archiepiscopis,  episcopis, 
abbatihus,  praepositis,  ambasiatoribus  et  docto- 
ribus  roTorenter  succepti  et  collocati.^  In  dem- 
selben Monat,  T.  d.  Hardt  1.  c.  2,  224:  „ex 
parte  nationum  datae  sunt  aliae  cedulae  in  effectu 
continentes,  quod  principaliter  ageretur  de  unione 
ecclesiae^;  (1.  c.  4,  37 :)  „conyenerunt .  .  .  prae- 
lati  de  qualibet  natione  deputati  per 
sacrum  concilium,  ad  assistendum  .  .  .  regi 
pro  parte  b.  concilii  in  exhlbenda  audientia  ora- 
toribus  Angeli  Gorrarii"  (Gregor  XII] ;  Brief  des 
Wiener  UniTersitätsdeputirten  de  Pulka,  heraus- 
gegeben Y.  Firnhaber,  Arch.  f.  osterr.  Gesch. 
Bd.  15  (1856)  S.  13:  „nationes  instant,  ut 
annuat  (Sigismund)  ipsum  (Hus)  servari  in  car- 


u 


cere. 

1  Er  hatte  diese  freilich  für  einen  wesentlich 
verschiedenen  Fall  verlangt,  s.  vor.  Anm.  u. 
TschackertS.  188 u.  204. 

3  Brief  des  Pulka  a.  a.  0.  S.  14 :  „(sessio  ge- 
neralis) ulteriuB  ad  diem  quartum  d.  Febr.  fuit 
suspensa  et  quia  de  scrutinio  votorum,  an  scilicet 
per  nationes  aut  per  singula  capita  habendum  fo- 
ret,  inter  nationes  quaestio  oriebatur,  volentibus 
Anglicis ,  Germanis  et  Gallicis  scrutinium  fleri 
per  nationes,  sicut  in  nostra  universitate  per 
facultates,  Italicis  vero  per  capita  singula,  non 
est  adhuc  aliqua  sessio  celebrata  nee  alius  ter- 
minus  celebrandae  sessionis  constitutus." 

3  Das  Gegentheil  ist  allgemein,  neuerdings 
noch  von  Hefele  7,  83  unter  Bezugnahme  auf 
die  Notiz  des  Cerretanus  bei  v.  d.  Hardt 
4  40  angenommen  worden :  „die  Jovis  VII  Febr. 
(1415)  post  nonnullas  disceptationes  decretum 
est,  ut  in  concilio  per  nationes  et  non  per  vota 
procederetur."  Allein  diese  Angabe  ist,  vgl. 
Steinhausen,  analecta  ad  historiam  conc. 
generalis  Gonstant.  diss.  inaugur.  Berolin.  1862. 
p.39;  SiebekingS.31;  TschackertS.  206, 
entscliieden  irrig,  und  beruht  offenbar  auf  einer 
Verwechselung  mit  der  Thatsache,  dass  die  fran- 
zösische Nation  an  dem  gedachten  Tage  über  die 
Frage  Beschluss   gefasst   hat,    summa    concil. 


Const.  bei  Martine  u.  Durand,  amplissima 
collectio  7, 1411 :  „Die  .  .  .  VU  Febr.,  dum  in 
congregatione  Gallloana  proponeretur,  an  per  na- 
.  tiones  procedi  deberet  In  agendis  in  condlio  an 
vero  per  voces  sive  capita,  fuit  obtentum,  quod 
per  nationes,  sicut  fuerat  determinatum  per  na- 
tiones Germanicam   et  Anglicanam.'^     Cerre- 
tanus selbst  berichtet  zunächst  anderweit,  v.  d. 
Hardt  4,  57,  dass  noch  am  18.  März  1415  die 
Italiener  die  Franzosen  für  die  Abstimmung  nach 
Köpfen  zu  gewinnen   gesucht  haben.     Ferner 
heisst  es  in  der  disputatio  Gallorum  contra  An- 
glos (1416)  1.  c.  5,  67 :  „In  eins  (oondlü)  initio 
zelatores  unionis  .  .  .  praelatl  et  aliae  personae 
in  eodem  concilio  existentes  ...  ad  obviandum 
dissolutioni  se  per  nationes  congregaverunt  et 
separatim  de  rebus  in  concilio  gerendii  delibezi- 
verunt  per  nationes,  ita  quod  Uli  de  Italia  seor- 
sim,  illi  de  Anglia  per  se  congregati  aiMsepenint 
sibi nomina nationum,  nullotamen  decreto 
concilii  nullaque  ordinatione  interve- 
nientibus";   weiter  1.   c.  2,  230:     „inddit 
quaestio ,  quomodo  deciderentur  agenda  in  con- 
cilio et  fleret  scrutinium  votorum:    utrum  per 
nationes  in  genere,  quorum  IV  erant,  nim.   Ita- 
liae,  Galliae,  Germaniae  et  Angliae  vel  per  ca- 
pita singula?     Et  licet  darum  de  iure  vldea- 
tur,    quod  persecutanda   slnt  vota    per    capita 
singula,  (folgt  die  S.  370.  n.  3  dtirte  Stelle). 
In  istis  quaestionibuB  concilium  diu  pependit . . . 
Interim  (d.  h.  nach  dem  16.  Februar  1415,  nach 
dem  Cessionsanerbieten  Johanns  XXIII)  natio- 
nes ulteriorls  Galliae  Germaniae  et  Angliae  et 
ita  postea  Italiae,  per  se  ipsas  se  congregaverunt 
et  deciderunt  de  facto  quaestionem,  utnun  per 
nationes  vel  per  capita  singula  procederetur.  St 
congregaverunt  se  separatim."    Nur  bei  der  hier 
vertretenen  Auffassung,  ist  es  auch  erklirlieh, 
dass  i.  J.  1416  nach  dem  Hinzutritt  der  Spanier 
die  Franzosen,  welche  die  ursprüngliche  Zahl 
von  4  Nationen  festhalten  wollten,   das  freilich 
erfolglose  Verlangen  stellen  konnten,   die  Eng- 
länder wegen   ihrer  verhältnissmässlg   geringen 
Zahl  der  deutschen  Nation  einzureihen ,  v.  d. 
Hardt  5,  53.  57.  62.  76  u.  4,  1025-,  ▼.  Räu- 
mer a.  a.  0.  S.  69.  70;  Hefele  7,  296.  299, 
während  eine  solche  Forderung  nicht  hätte  er- 
hoben werden  können,  falls  ein  besonderer  Kon- 
zilsbeschluss  die  Engländer  als  eigene  Nation 
anerkannt  hätte.  Allerdings  spricht  Johann  XXIII 
in  den  nach  seiner  Flucht  Ende  März   1415  er- 
lassenen  informationes ,   v.  d.  Hardt  2,  156 
(256)  von  einer  „ordinatio  facta,  quod  non  essent 
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Fridyahrs  14 15,  wo  die  Gegenpartei  in  Folge  der  Flucht  des  Papstes  ihren  festen 
Halt  yerloren  hatte,  thats&chlioh  durchgesetzt  K 

Die  Bildung  der  nationalen  Verb&nde ,  welche  far  die  Qeschftftsbehandlung  auf 
dem  Konzile  und  den  weiteren  Verlauf  desselben  von  massgebender  Bedeutung  ge- 
worden ist,  war  nach  vier  Gruppen  oder  Nationen,  der  deutschen,  fran- 
xösischen,  englischen  und  italienischen,  erfolgt^.  Zu  diesen  trat  seit  Okto- 
ber 1416,  nachdem  sich  die  Spanier  von  der  Obedienz  Benedicts  XIU.  losgesagt 
und  dem  Konzile  angeschlossen  hatten,  noch  als  fünfte  Nation  die  spanische 
hinzu  \ 

An  der  Spitze  jeder  Nation  stand  ein  von  derselben,  gewöhnlich  auf  einen  Monat 
gewählter  Präsident^,  welchem  die  Gescfaäfbsleitung  in  der  Nation  und  die  Vertretung 
derselben  nach  aussen  oblagt.    In  der  Nationsversammlung  wurden,  abgesehen  von 


niii  rv  nationes  et  illae  haberent  lY  vocee  una- 
qne  alteri  aequipararetor'',  das  lässt  sich  aber  f  üg- 
lich  auf  die  thatsächliche  Dnrchsetzang  des  Ab- 
ttimmungsmodns  beziehen. 

'  Ausser  jedem  Zweifel  steht  das  Vorkommen 
der  Abfltimmong  nach  Nationen  schon  für  die 
8.  Sitzung  T.  4.  Mal  1415,  t.  d.  Hardt  4, 152. 
Ueber  dieAbstimmangin  derS.Sitznng  v.26.März 
1415  (der  eisten  nach  der  Flncht  Johanns  XXIII) 
«iid  nur  berichtet,  1.  c.  p.  72 :  „Et  clamavit  tota 
eongregatio  in  flne  coiaslibet  conclusionis :  Pla^ 
eet',  aber  die  Satze,  welche  angenommen  wur- 
den, waren  schon  yorher  Ton  den  Nationen  be- 
lathen,  ja  diese  hatten  von  Tornherein  die  Ab- 
liebt, sie  auch  ohne  Rücksicht  anf  die  noch 
anwesenden  Kardinale  zu  Konzilsbeschlüssen  zu 
erheben,  1.  e.  p.  69,  70;  Tschackert  S.  213. 
214.  Eine  vorg^gige  Feststellung  dnrch  Na- 
tionsberathangen    ist    femer    erfolgt    für    die 

5.  Sitzung  ▼.  6.  April,  t.  d.  Hardt  p.  77  u. 
99:  „snrrexit  de  mandato  totias  ss.  synodi  .  .  . 
Andreas  electns  Poznaniensis  et  certa  capitnla 
per  modum  eonstitntionum  synodalium  prius  per 
■iagalas  IV  nationes  condnsa  et  deliberata  legit 
et  pnblieaTit  .  .  .  Quibus  .  .  .  lectis  ,  .  .  cond- 
lium  .  .  .  eas  nniformiter  approbavit'' ;  für  die 

6.  Sitzung  t.  17.  dess.  M.,  1.  e.  p.  113  n.  120 
(naehdem  hier  4  Prälaten,  jeder  als  Vertreter 
einer  Nation  den  Ambo  bestiegen  und  der  eine 
Ifir  alle  und  das  Konzil  die  „articnlos,  alias  per 
IV  nationes  deliberatos^  verlesen,  „fnit  respon- 
sun  per  omnes  de  concilio  nomine  discrepante : 
Plaoet,eos  approbando^  endlich  für  die  7.  Sitzung, 
1.  e.  p.  141 .  142,  (in  welcher  ein  zur  Verlesung 
der  Dekietsentwürfe  besonders  bestimmter  Prä- 
lat unter  Assistenz  von  4  anderen  ad  respon- 
aiones  dandnm  et  ordinanda,  per  lY  nationes 
pisedictus  deputatl'S  die  Publikation  Yomimmt). 

Nach  den  vorstehenden  Mittheilungen  ist  also 
der  nähere  Verlauf  der  gewesen,  dass  man  sich 
in  den  Nationen  über  die  Beschlüsse  einigte,  die 
Entwürfe  zu  diesen  schon  unter  der  Autorität 
▼on  Deputirten  der  ersteren  verlesen  Hess  und 
damit  die  Abstimmung  in  der  Sitzung  zu  einer 
reinen  Formsache  machte.  Als  dies  geschehen 
var,  braeitte  man  dann  seit  der  8.  Sitzung  die 
Thatsadie,  dass  die  Entscheidung  stets  vorher 
von  den  Nationen  ausging,  auch  durch  einen  der- 
•elben  entsprechenden  äusserlichen  Abstim- 
mongsmodas  in  der  Sitzung  zum  Ausdruck. 


'  Massgebend  für  diese  Sonderung  ist  die 
Grösse  der  Nationen,  ihre  politische  und  kirch- 
liche Bedeutung,  die  Zahl  ihrer  Vertreter,  sowie 
der  herkömmliche  Brauch  der  Kirche,  c.  un. 
(Benedict.  XIII)  de  censib.  DI.  10  in  Extrav. 
comm.,  und  der  Universitäten  gewesen,  die  Völ- 
ker in  die  vier  grossen  Gruppen  der  Deutschen, 
Franzosen,  Italiener  und  Spanier  zu  scheiden, 
wobei  die  minder  bedeutenden  den  stammver- 
wandten und  benachbarten  Nationen  zugetheilt 
wurden.  So  rechnete  man  die  Engländer,  Schot- 
ten, Dänen,  Skandinavier,  Böhmen,  Ungarn  und 
Polen  zu  der  deutschen  Nation.  Zu  dieser  ge- 
hörten sie  auch  auf  dem  Konzil  mit  Ausnahme 
der  Engländer.  Den  letzteren  ist  es  hier  ge- 
lungen, obwohl  ihre  Zahl  nur  etwa  20  betrug, 
V.  d.  Hardt  4,  140  u.  5,  70,  sich  als  eigene 
Nation  zu  konstituiren.  Nach  der  Behauptung 
der  Franzosen  (S.  372.  n.  3)  ist  dies  zugelassen 
worden,  um  bei  dem  anfänglichen  Fehlen  der 
Spanier  die  übliche  Vierzahl  herzustellen.  Wahr- 
scheinlicher ist  es  aber,  dass  man  die  Sonder- 
stellung der  Engländer  nicht  blos  wegen  der 
Vorliebe  für  die  Vierzahl  (so  Siebeking),  son- 
dern auch  deshalb  unangefochten  gelassen  hat, 
weil  durch  dieselbe  die  Zahl  der  der  Reform  ge- 
neigten, stimmberechtigten  Nationen  vermehrt 
und  das  Uebergewicht  über  die  Italiener  verstärkt 
wurde.  Vgl.  auch  Steinhausen  p.  42. 

3  V.  d.  Hardt  4,  910.  Die  Portugiesen  und 
Navarresen,  welche  bei  ihrem  Zutritt  zum  Konzil 
ebenfalls  das  Recht ,  eine  eigene  Nation  zu  bil- 
den ,  beanspruchten ,  um  nicht  in  der  spanischen 
Nation  von  den  Spaniern  überstimmt  zu  werden, 
sind  aber  derselben  trotz  ihres  Protestes  der  her- 
kömmlichen Einthellung  gemäss  eingereiht  wor- 
den, 1.  c.  4,  917.  941  u.  5,  53. 

4  Theodor.  Vriehlst.  conc.  Gonstant.  beiv.  d. 
Hardt  1,  158,  u.  ibid.  4,  80.  81;  Mansi  28, 
180.  192.  Erwähnt  werden  solche  schon  seit  An- 
fang Mal  1415,  ibid.  p.  143.  148. 

6  Mansi  28,  181 :  ,,Licet .  .  in  hoc  .  .  .  con- 
cilio fuerit  statutum  et  ordinatum  per  nationes  et 
praesertim  per  hanc  vener.  Gallicanam  et  usque 
nunc  hactenus  .  .  practicatum,  quod  .  .  deputati 
generales  IV  nationum  tarn  per  advisamenta  alio- 
rum  dominorum  de  concilio,  quam  per  se  ipsas 
materias  tractandas  In  congregationibus  nationum 
aperlrent  et  ellgerent  et  singull  praesidentes 
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den  eigenen  Angelegenheiten  der  Nation,  die  zur  Verhandlung  des  Konzils  gelange- 
den  Vorlagen  berathen  ^  und  zwar  naeh  Benehmen  der  Präsidenten  oder  auch  be- 
sonderer Depntirten,  damit  sämmtliche  Nationen  in  der  Lage  waren,  sieh  über  ein 
und  denselben  Gegenstand  schlllssig  zu  maehen.  Bfitonter  nahmen  auch  Depntiirte 
anderer  Nationen  an  der  Berathang  Theil^.  Femer  traten  bei  geeigneter  Gtol^enheit 
die  Depntirten  der  Nationen  zu  gemeinsamer  Berathnng  zusammen ',  theils  über  solohe 
Gegenstände,  über  welehe  noeh  nieht  in  den  einzelnen  Nationen  verhandelt  war*, 
theils  aber  um  naeh  der  Spezialberathung  der  letzteren  eine  Ausgleiehung  der  etwa 
hervorgetretenen  Differenzen  zu  versuchen  und  die  getroffene  Uebereinkunft  nochmalB 
der  Nation  zur  Entscheidung  vorzulegen  ^. 

Da  somit  die  Vorbereitung  der  durch  das  Konzil  selbst  zu  fassenden  Besoblttsse 
völlig  in  der  Hand  der  einzelnen  Nationen  lag,  war  der  Umfang  der  Stimmbereehti- 
gung  und  die  Art  der  Abstimmung  innerhalb  derselben  mittelbar  auch  ftlr  die  Plenar- 
verhandlungen  entscheidend.  Decisiv- Votum  hatten  in  der  Nation  diePriÜaten,Aebte 
und  die  Gelehrten  (Doktoren,  Magister},  sowie  die  Vertreter  der  genannten  Personen, 
femer  die  Prokuratoren  der  Fürsten,  Kapitel,  Klöster  und  Gelehrten^.    Den  Laien 


seu  depntati  ipsanun  nationam  ad  ipsaa  natlonoB 
suas  eaadem  materias  pertractandas  tradereut  Ben 
deferrent,  ut  in  eisdem  nationlbna  tractaientui  et 
in  deliberatione  seu  oonduBlone  concorditer  con- 
cuiierent  et  oonvenirent,  ut  deindo  easdem  in 
eessionibufl  publicis  deflnlrent.^ 

Sie  geben  füi  ihie  Nation  die  Stimme  ab,  y.  d. 
Hardt  4,  157,  ertheilen  Auskunft  Über  deren 
Beaclilüsfle,  1.  o.  p.  1382,  siegeln  Namens  der- 
selben, 1.  c.  146. 149,  und  erlassen  Schreiben  für 
sie,  1.  c.  p.  606.  607.  Vgl.  Steinhausen 
p.  52  u.  Siebeking  S.  32. 

^  Versammlungen  der  Italiener,  t.  d.  Hardt 
4,  57 ;  der  deutschen  1.  c.  p.  157. 176. 190.  718 ; 
der  französischen  Nation ,  M  a  n  s  i  28,  161 .  Das 
Honitorium  der  Synode  gegen  die  Hussiten  ist  nach 
den  darunter  beflndlichen  Vermerken  in  jeder  der 
4  Nationen  vorher  zur  Verlesung  gekommen, 
y.  d.  H  a  r  d  t  4,  839.  In  der  28.  Sitzung  erklären 
die  4  Nationspräsidenten :  „  ita  fore  deliberatum 
per  nationes",  1.  c.  1382. 

*  Mansi  28,  184:  „fuit  eadem  natio  (Galli- 
cana)  solemniter  congregata  fuitque  propositum 
per  d.  praesidentem ,  quod  darentur  aliqui  nota- 
Mles  deputati  ad  eundum  ad  alias  nationes,  ut 
velint  concurrere  cum  dicta  natione  Qallicana. 
Vgl.  weiter  v.  d.  Hardt  4,  557;  Siebeking 
a.  a.  0.  S.  34. 

«  V.  d.  Hardt  4,  188.  291.  560.  552.  559. 
554.  556.  1447.  Die  bei  v.  d.  Hardt  im  dt. 
Bande  aufgeführten  Gesammtrerhandlungen  der 
Nationen  sind  nichts  als  solche  Berathungen  der 
Nationsdeputirten,  Steinhausen  p. 54.  n.  40. 
Nur  waren  die  Verhandlungen  für  die  Regel 
nicht  geheim,  sondern  für  die  Konzilsmitglie- 
der öffentlich  (SiebekingS.  34).  Ausser  den- 
jenigen Personen ,  mit  welchen ,  wie  z.  B.  den 
Kardinälen  eine  Angelegenheit  zu  verhandeln 
war,  und  ausser  dem  römischen  König,  dem 
adyocatns  ecdeslae  et  concilii,  t.  d.  Hardt  4, 
192.  287,  werden  auch  andere  Konzilsmitglieder 
als  anwesend  erwähnt,  so  Bischöfe,  Aebte,  Dok- 


toren und  andere  Personen,  60  an  der  Zahl,  1.  & 
p.  555. 

^  So  beschllessen  sie  am  27.  Mai  1415  eine 
Verschiebung  der  Sitzung ,  t.  d.  Hardt  4, 
259,  s.  auch  4,  819.  821.  Dasa  aber  die  Be- 
schlüsse derselben  über  materielle  Angelegen- 
heiten ohne  eine'  darauf  gebende  Vollmacht  für 
die  einzelne  Nation  ohne  Weiteres  bindend  ge- 
wesen seien,  so  Siebeking  S.  34  unter  Be- 
rufung auf  T.  d.  Hardt  4,  150  ist  irrig,  und 
wird  namentlich  durch  das  Verhalten  des  Konzils 
in  Betreff  dieser  Frage,  s.  sess.  38, 1.  c.  4, 1381, 
widerlegt;  auch  die  Vorsdiläge  der  deutachen 
Nation  über  die  Verbesserung  der  Geschäftsord- 
nung verlangen,  1.  c.  p.  190:  „ut  videlieet 
omnia  in  concilio  deflnienda,  decernenda,  ordi- 
nanda  et  statuenda  et  alia  quaeeunque  ardea 
totius  nationis  deliberationem  exigentia,  post- 
quam  per  deputatos  nationis  auffloienter  fuerint 
avisata  et  cum  aliarum  nationum  deputatle  tno 
tando  concordata  in  totius  nationis  deliberatio- 
nem proponantur  particulaziter  et  diBtinote'' 
unter  Hiuweisung  auf  die  ,4&^dabills  obserrantia 
nationis  Gallicanae,  quae  nee  in  sessioae  aliqoid 
admittit,  nisi  prius  fuerit  in  natione  praeeon- 
clusum.'^ 

6  Firnhaber,  Arch.  f.  österr.  Gesch.  15, 
S.48.49ff.;  y.d.  Hardt4,  190. 1335;  Stein - 
hausen  p.  55;  SiebekingS.  35. 

0  Dies  zeigen  die  Verhandlungen  der  franzö- 
sischen Nation  bei  Mansi  28,  166 ff.  Selbst- 
verständlich mussten  die  Vertreter  Vollmacht 
haben.  War  ein  und  derselbe  von  mehreren 
Personen  deputirt ,  so  konnte  er  für  Jeden  seiner 
Auftraggeber  stimmen,  1.  o.  p.  175.  176:  »deea- 
nus  Lugdunensis  dixit  pro  archiepisoopo  et  capi- 
tulo  et  tota  provinda  Lugduni,  siout  dlxerat  pro 

se  et  pro  universitate  Avenion magister 

Oliv.  Guennet  in  artibus  et  medidna  magister 
dixit  pro  sex  abbatibus,  ut  pro  se  dixerat."  Für 
das  Angeführte  spricht  auch  daa  Verzeidmise 
dei^enigen,  welche  in  der  Generalkongregation 
V.  4.  Februar  den  s.  g.  Narbonner  Vertrag  (s. 
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tto  solchen  kam,  selbst  wenn  sie  Fttrsten  waren,  kein  entscheidendes  Stimmrecht  zu, 
wohl  aber  konnten  sie  dasselbe  durch  einen  Vertreter  üben ,  falls  derselbe  aus  der 
Zahl  der  stimmberechtigten  Oeistlichen  oder  Gelehrten  genommen  war  ^  Indessen 
waren  weder  die  Laien  noch  auch  die  niederen  Geistlichen  principiell  von  den  Yer- 
sanmdungen  in  den  Nationssitzungen  ausgeschlossen,  vielmehr  berechtigt,  sich  an 
denselben  mit  ihrem  Bathe,  also  mit  konsultativem  Votum,  zu  betheiligen  ^. 

In  der  Nation  entschied  bei  der  Abstimmung  die  einfache  Msyorität^,  und  es 
wurde  dadurch  in  den  vor  das  Plenum  des  Konzils  gehörenden  Angelegenheiten  die 
Namens  der  gesanmiten  Nation  abzugebende  Stimme  festgestellt. 

Ftlr  die  Erledigung  einer  Beihe  von  Geschäften,  welche  einer  besonderen  Vor- 
beieitung  und  Bearbeitung  bedurften,  oder  vom  Konzile  selbst  nicht  vorgenommen 
werden  konnten,  w&hlte  man  den  Weg  der  vorgängigen  Kommissionsberathung.   Das 


Hef ele  7,  246)  beschworen  haben,  ▼.  d.  Haidt 
4f  592  (hier  sind  bei  mehreren  Prokuratoien  auch 
die  Hachtgeber,  in  deren  Seele  sie  den  Eid 
leisten,  angegeben).  Vgl.  femer  Siebeking 
S.  19  ff. 

I>en  Aebten  standen  als  stimmberechtigt  die 
Generile  und  sonstigen  Vertreter  der  Orden  gleich 
(t.  d.Hardt  4,  107,  wo  den  Generalprioren 
erboten  wird,  das  Konzil  zu  Terlassen). 

1  Die  bei  Mansi  28,  175 ff.  nnd  sonst  ge- 
naimten  Vertreter  der  Fürsten  sind  den  erwähn- 
ten Kategorien  entnommen,  auch  werden  bei  den 
a.  a.  0.  mitgetheilten  Abstimmungen  nirgends 
Laien  erwähnt.  Zu  Anfang ,  ehe  sich  bei  den 
übrigen  Nationen  derartige  feste  Regeln  für  die 
Oesehäftsbehandlung,  insbesondere  für  die  Ab- 
stimmungen gebildet  hatten,  wie  sie  sich  von 
Tomherein  bei  den  Franzosen  finden ,  mögen  bei 
einzelnen  allerdings  auch  Geistliche  niederer 
Stellung  als  die  genannten  und  Laien  zum  Stün- 
men  mit  zugelassen  worden  sein ,  denn  die  Vor- 
schläge der  deutschen  Nation  über  diese  Punkte 
erklären  es  für  wünsohenswerth,  y.  d.  Hardt  4, 
190 :  „quod  per  totum  concilium  determinaretur 
aathenttce  qui  deberent  habere  TOta  in  concilio 
et  quonun  TOta  sint  in  concilio  et  in  natlonibus 
eomputanda  et  quod  solum  talium  vota  scruten- 
tnr  in  natlonibus  et  ad  concludendum  in  scruti- 
nio  numerentur.  Quodque  nostra  natio  Germa- 
nica in  hoc  se  conformat  et  laudabili  observantiae 
nationis  Galiieanae,  quae  in  suis  oongregatio- 
nibuB  distinguit  non  habentes  voces  ab  haben- 
tibus  et  in  loco  sedendi,  sed  et  habentibus  yota 
ORÜnate  aasignat  sua  loca  in  ceteris  scamnis,  se- 
condum  suorum  gradum  et  dignitatem.  Et  di- 
stlncte  snb  testimonio  notarii  publioi  vota  coUigit 
per  singulos  qui  debent  habere  yoces  et  concludit 
Bocundam  sententiam  maioris  partis."  Auch  Jo- 
hann XXni.  beklagt  sich,  anscheinend  nicht 
ganz  mit  Unrecht,  in  seinen  Informationen,  y.  d. 
Hardt  2,  157(257):  „Quoniam  quicunque  ad 
eoneüium  (ad  Ipsa  condlia)  fuit  admissus,  nulla 
facta  differenüa,  an  foret  clericus  yel  laicus, 
solutoa  yel  eoniugatus :  graduatus  yel  non  gra- 
duatua,  honestus  yel  abiectus :  quornm  yoces  re- 
seeatis  yodbus  praelatomm  acceptatae  sunt  us- 
qoequaqae.''  Für  die  späteren  Verhältnisse  ygl. 
noch  Peteid^Ailli,  tract.  de  eccles.  potestate 
P.  I.  C.4,  y.  d.  Hardt  6,  43 :  „Nam  licet  attenta 


conditione  praesentis  Bchismatls  .  .  .  expediens 
iudicatum  fuerit,  procedere  deliberationes  na- 
tionum ,  in  quibus  yota  singularum  personarnm 
non  minus  bene  et  libere  poterant  scrutari,  quam 
in  generali  seu  publica  sesslone.  Tamen  multis 
yldetur  iurl  esse  consonum,  quod  in  tali  dellbe- 
ratione  nationum  non  solum  attendendum  est  ad 
peisonarum  deliberantium  numerum,  sed  etiam 
ad  meritum.  Et  ideo  referendo  deliberationem 
unius  nationis  notandae  sunt  personae  et  eorum 
Status,  ut  qnot  sint  maiores,  quot  abbates  , 
quot  doctores,  quot  ambassiatores, 
quot  procuratores  et  quales.^ 

Eine  mehrfache  Ausnahme  yon  den  angegebe- 
nen Regeln  war  es,  dass  den  Gesandten  des 
Königs  yon  Aragonien,  unter  denen  sich  auch 
zwei  adlige  Laien  befanden,  durch  das  Konzil, 
y.  d.  Hardt  4,  941,  die  Vergünstigung  einge- 
räumt wurde :  „quod  oratorea  .  . .  tantam  habeant 
yocem,  tantae  virtutis  et  auctoritatis ,  quantae 
essent  yoces  omnium  praelatorum  et  ecclesiastl- 
carum  personarnm  regnorum  et  terrarum  ipsius 
regis,  quae  ad  generale  concilium  sunt  aesuetae 
yocari,  et  hoc  in  natione  Hispanica,  in  qua  erunt", 
jedoch  ist  dies  später  mit  Rücksicht  auf  die 
Kastilianer  und  Portugiesen  dahin  modifloirt 
worden ,  1.  c.  p.  1357  (1387) :  ^quod  ambassia- 
tores .  .  praedictis  yocibus  praelatorum,  .  .  quae 
eisdem  concessae  fuerunt  extra  Hispaniam 
.  .  uti  nuUo  modo  possint  nee  debeant,  sed  quod 
singuli  ambassiatores  regumGastellae,Aragoniae, 
Portugalllae  et  Nayarrae  habeant  et  repraesentent 
in  natione  supradicta  yoces  omnium  praelatorum, 
qui  consueyerant  ad  concilium  eyocari ,  solum 
et  duntaxat  regnorum  et  dominiomm  suorum 
quae  habent  in  Hispania.^ 

2  Das  lässt  sich  daraus  schliessen,  dass  sie 
wiederholt  als  Theilnehmer  an  den  Sitzungen 
erwähnt  werden,  S.  374.  n.  3;  Mansi  28,  167; 
ygl.  Steinhausen  p.  50;  Siebeking  S.  17. 
20. 

3  Vgl.  die  Abstimmungen  der  französischen 
Nation  bei  Mansi  28,  166.  176.  191,  s.  auch 
Anm.  1.    Siebeking  S.  35. 

Die  Nationen  hatten  auch  besondere  Promo- 
toren und  Notare,  erstere  für  die  Betreibung  und 
Erledigung  der  Geschäfte ,  letztere  für  die  Ein- 
sammlung der  Stimmen  und  die  Aufzeichnung 
der  Verhandlangen,  Siebeking  S.  33. 
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Konzil  hat  eine  ganze  Anzahl  derartiger  Kommissionen  bestellt,  deren  Mitglieder  aus 
den  mit  den  betreffenden  Materien  vertrauten  Männern  genommen,  zugleich  aber  aus 
den  verschiedenen  Nationen,  sowie  öfters  auch  aus  den  Kardinälen  gewählt  wurden  ^ 

Die  Plenarversammlungen  des  Konzils  zerfielen  in  zwei  Arten  von  Sitzungen, 
die  semones  generaUs  und  die  congregaHones  generales  oder  congregaäones  püblieae. 

Allein  den  ersteren  sind  besonderes  Gepränge  und  kirchliche  Feierlichkeiten^ 
eigenthümlich.  In  ihnen  werden  femer  die  formellen  Beschlüsse  über  die  vom  Kon- 
zil zu  erledigenden  Angelegenheiten  gefasst  und  verkündet  ^.  Dagegen  wurden  die 
cmigregationes  generales  ohne  die  erwähnten  Feierlichkeiten  gehalten,  und  in  denselben 
solche  Geschäfte  verhandelt,  welche  zwar  ihrem  Charakter  nach  vor  das  gesammte 
Konzil  gehörten,  in  denen  aber  entweder  eine  feierliche  Beschlussfassung  nicht  nöthig 
war  ^,  oder  bei  denen  vor  der  letzteren  eine  Vorbereitung  im  Plenum  angemessen  er- 
schien^, oder  bei  welchen  es  sich  nur  noch  um  Ausführungsmassregeln  auf  Grund  der 
bereits  in  den  Sitzungen  gefassten  Beschlüsse  handelte  ®.  Daher  war  es  auch  möglich, 
dass,  wie  dies  mehrfach  geschehen  ist,  sich  unmittelbar  an  eine  solche  Kongregation 
eine  feierliche  Sitzung  anschliessen  oder  die  erstere  in  eine  letztere  übergehen  konnte^. 
Ebenso  erklärt  es  sich  daraus,  dass,  wenn  wichtige  Geschäfte  in  kürzerer  Weise  erledigt 
werden  sollten,  ausdrücklich  vom  Konzil  angeordnet  wurde,  dass  das  Verhandelte  und 
Beschlossene  dieselbe  Kraft  haben  sollte ,  wie  wenn  eine  eigentliche  Sitzung  gehalten 
worden  wäre  8. 


<  So  z.  B.  eine  Kommiseion  fürrdie  Unter- 
suchung gegen  Hub,  t.  d.  Hardt  4,  118;  zur 
Vernehmung  der  Zeugen  gegen  Johann  XXJII., 
1.  c.  p.  171,  mehrere  (nach  einander)  für  die 
Yorberathung  der  Reform,  Hü b  1er  S.  6.  9.  21. 
40  ;  eine  ad  audiendum  omnes  causas  ad  syno- 
dum  per  appellationem  Tel  querelam  deductas 
yel  deducendas,  t.  d.  Hardt  4,  166. 

*  S.z.B.  SeßB.IV,  V.  d.  Hardt  4,  88:  „fuit 
peractum  offldnm  de  spiritu  Bancto.  .  .  In  qua 
sesBione  fuit  Roroanorum  rex  In  habitu  et  cum 
insignÜB  ad  regem  Bomanorum  apectantlbuB  nec> 
non  .  .  .  cardlnaleB.  Officio  vero  missae  facto 
legebautur  litanlae  cum  Introitu:  Exaudi  nos 
etc.  et  eiuB  coUecta  et  oratiLonibuB.^  Aehnllch 
auch  bei  den  übrigen  Sitzungen. 

8  Die  Zahl  derselben  beträgt  45,  die  erste  ist 
am  16.  November  1414  und  die  letzte  am  22. 
April  1418  gehalten  worden. 

^  Solche  wurden  z.  B.  versanmielt  wegen  der 
Abrelssung  der  Wappen  Gregors  XII,  zur  Bericht- 
erstattung Slglsmunds  über  die  Verhandlungen 
mit  Benedict  XIII  und  Gregor  XII,  zur  Vorlegung 
der  Gesslonserklärung  Johanns  XXIII,  zur  Ver- 
handlung über  die  Reise  Slglsmunds  Im  Interesse 
der  Union,  zur  Verhandlung  mit  dem  Papste 
wegen  seiner  Abdankung,  zur  Verlesung  Yon 
kaiserlichen  Schreiben,  zum  Bericht  über  den 
Erfolg  der  Reise  Slglsmunds,  zur  eidlichen  Be- 
stätigung des  8.  g.  Narbonner  Vertrages,  zur 
Anhörung  von  Gesandten,  v.  d.  Hardt  4,  20. 
31.  42.  45.  47.  56.  57.  556.  584.  586.  619. 

5  So  In  der  Angelegenheit  von  Hus,  v.  d. 
Hardt  4,  306,  der  des  Hleronymus  v.  Prag,  1.  c. 
p.  497 ,  vgl.  ferner  p.  720.  724.  788.  821.  909. 

«  Vgl.  1.  c.  p.  615.  1402. 

7  Behufs  der  Einverleibung  der  Aragonler  In 


das  Konzil  wurde  zuerst,  well  diese  dasselbe 
noch  nicht  anerkannt  hatten,  eine  congregatlo 
generalis  gehalten  und  nachdem  hier  die  erforder- 
lichen Vorfragen  erledigt  waren,  schloss  sich 
daran  sofort  unter  den  sonst  üblichen  Feierlich- 
keiten die  27.  sesslo  generalis  an,  in  welcher  die 
die  Incorporatlon  betreffenden  Dekrete  verkündet 
wurden,  v.  d.  Hardt  4,  911.  936.  Dasselbe 
Verfahren  wurde  bei  der  Union  der  Gesandten 
des  Grafen  von  Foix  (25.  Sitzung),  1.  c. 
p.  997,  des  Königs  von  Navarra  (26.  Sitzung), 
p.  1027,  sowie  des  Königs  von  KastUien,  p. 
1337,  beobachtet.  Vgl.  dazu  auch  1.  c.  p.  714: 
„fuit .  .  .  tenta  .  .  .  congregatlo  generalis  sine 
solennltatlbus  .  .  et  hoc  propter  ambassiatores 
regls  Arragonum  qul  non  vocabant  Constantlense 
condlium  apud  se,  sed  congregatlonem  gene- 
ralem.'' 

s  V.  d.  Hardt  4,  609:  „congregatlo  generalis 
dominorum  de  condllo  .  .  sine  solennltate  sesslo- 
nls,  vldellcet  offldorum  missae,  Utaniaium  et 
allarum  oratlonum ,  ad  sesslones  synodales  per- 
tlnentlum ;  sed  alias  vlm  et  effectum  agendorum 
dlcta  synodus  volult ,  ac  sl  sesslo  super  bis  pu- 
blice in  solennltatlbus  praedlctls  fulsset  obser- 
vata«;  1.  c.  p.  732.  736.  745.  780.  853:  ,.,oon- 
gregatlo  generalis  In  modum  sesslonis  pubUcae^. 
ep.  ambas.  unlvers.  Colon.,  Martine  et  Du- 
rand thesaur.  anecdot.  2,  1619 :  „et  fuit  solennls 
congregatlo  concilU  et  in  loco  sesslonis,  tarnen 
sine  sesslone.^'  Wenn  sich Stelnhausenp. 64. 
65  und  Siebe  kl  n  g  S.  40  auf  diese  Stellen  da.- 
für  berufen,  dass  sich  die  sesslo  generalis  von  der 
congregatlo  generalis  nur  durch  die  Feierlich- 
kelten unterschieden ,  Im  übrigen  aber  beide 
dem  Range  nach  gleich  gestanden  hätten,  so  über- 
sehen sie,  dass  es  sich  hier  gerade  um  Ausnah- 
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Die  Reformkomilien  des  15.  Jahrhunderts.     (Konstanz.) 
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Das  Recht  des  Papstes  auf  den  Vorsitz  in  den  Sitzungen  des  Konzils  ist  seitens 
der  Konstanzer  Synode  nicht  bestritten  worden,  auch  zu  Anfang  von  Johann  XXIU.1 
und  dann  spftter  von  seinem  Nachfolger  Martin  V.^  ansgettbt  worden.  In  der  Zwi- 
aehenzeit  zwischen  der  Absetzung  Johanns  XXIII.  und  der  Wahl  Martins  V.  hat  der 
Dekan  des  Ejirdinalskollegiums  als  Vertreter  desselben  das  Präsidium  geführt  «"^j  da 
man  offenbar  von  der  Anschauung,  dass  das  Recht  des  Papstes  auf  die  Kardinäle 
devolvirt  sei^,  ausgingt 

Endlich  hatte  in  den  Sitzungen  ausser  den  vier  und  nachmals  fünf  Stimmen, 
weiche  von  den  verschiedenen  Nationen  geführt  wurden  (s.  0.  S.  373),  auch  das 
EardinalskoUegium,  welches  den  einzelnen  Nationen  gleichgestellt  war,  als  solches 
eine  Stimme  ^. 

Das  Recht  der  Antheilnahme  an  den  Sitzungen  besassen  nicht  nur  alle  die- 
jeidgen,  welche  in  den  Nationen  stimmberechtigt  waren  ^,  sondern  auch  der  römische 


men  handelt.  Nur  so  ist  es  erkrärlicb,  dass  die 
Wlederliolnng  gewisser  Akte ,  wie  der  Cesslon 
Johanna  XXllI  und  des  Wldeirufea  des  Hierony- 
mns  von  Prag,  nachdem  sie  vor  einer Q^neialkon- 
gregation  stattgefanden  hatten,  in  der  feierlichen 
Sitzung  verlangt  worden  ist,  v .  d .  H  a  r  d  1 1 .  c.  p.  46. 
46.  497,  vgl.  femer  p.  501 :  „Petras  Gameracen- 
sIb  cardinalis  proposult ,  qnallter  Hieronymus  de 
Ptaga  .  .  .  proposnisset  in  publica  congregatione 
. . .  se  revocare  yelle  omnem  haeresin  .  .  .  sed 
ex  quo  non  videbatni  snfflcere,  qnla  non  fait  in 
setslone  pnblica  factum  illud ,  ideo  Hieronymus 
Iterum  venleset  ad  praesentem  sesslonem.''  Das 
ganze  Konzil  als  solches  handelt  und  beschliesst, 
wfem  nicht  ausdrücklich  eine  Ausnahme  ange- 
ordnet wird  oder  in  Folge  eines  schon  gefassten 
Beschlusses  nur  Ausfuhrungsmassregeln  zu  tref- 
fen sind,  allein  in  der  sesslo  generalis.  Für  die 
Richtigkeit  dieser  Ansicht  spricht  auch  der  Um- 
stand ,  dass  derselbe  Grundsatz  gleichfalls  zu 
Basel  (s.  unten)  anerkannt  war. 

Siebeking  S.  40.  41  und  Hefele  7,  285 
nehmen  noch  eine  dritte  Art  yon  Plenarversamm- 
lungen,  dies.g.  congregatlonespubllcae, 
an ,  w^che  sie  aber  nur  als  Kongregationen  Ton 
gezingerer  Bedeutung  zu  charakterlsiren  wissen. 
Diese  Ansicht  hängt  mit  der  unrichtigen  Vor- 
steUung  Ton  der  Glelchwerthlgkeit  der  sesslones 
generales  und  congregationes  generales  zusam- 
men, und  es  lassen  sich  gar  keine  speciflschen 
Unterscheidungsmerkmale  zwischen  den  letzteren 
und  den  congregationes  publlcae  auffinden. 

t  y.  d.  Hardt4, 16. 

2  Yen  der  42.  Sitzung  ab,  1.  c.  1498. 

3  Seit  der  6.  Sitzung,  1.  c.  p.  113.  456; 
Hefele?,  108. 

*  7.  Sitzung,  Y.  d.  Hardt  4,  141 :  „nomine 
cardlnallum  praesldebat",  und  ebenso  p.  168. 
180.  333 ;  ferner  ^nomine  coUegil  cardinalium^, 
p.235. 

^  In  der  3.  Sitzung  hat  von  den  Kardinälen 
Ailli,  ▼.  d.  Hardt  4,  71,  In  der  4.  und  5. 
Sitzung  der  Kardinalblschof  deUrsinis  v.  Albano, 
1.  c.  p.  86.  97,  präsldlrt ,  da  In  allen  diesen 
Sitzungen  der  Dekan  des  Kollegs  nicht  anwesend 
war.  Es  war  die  Zelt ,  wo  die  Stellung  des  Kar- 
dinals-Kollegiums  zu  Johann  XXIII  ein  so  star- 
kes  Misstrauen    der    Kouzllsmitglieder    erregt 


hatte,  dass  das  Konzil  ohne  Rücksicht  auf  die 
Kurie  die  3.  Sitzung  anberaumte  und  damit  um- 
ging, die  Kardinale  überhaupt  von  den  Konzils- 
Yorhandlungen  auszuschliessen,  y.  d.  Hardt  4, 
68.  69;  Tschackert  S.  213.  214.  217.  Zur 
Vermeidung  jedes  Präjudlces  für  die  Kardinäle 
hatte  unter  diesen  Verhältnissen  Ailli  in  der 
3 .  Sitzung  den  Vorsitz  übernommen , Tschackert 
S.  214. 

Wenn  ausnahmsweise  bei  dem  Beginn  der  14. 
Sitzung  König  Sigismund  als  Präsident  fun- 
girt  hat,  y.  d.  Hardt  4,  369.  373,  so  geschah 
dies  deshalb  ,  weil  weder  Gregor  XII  noch  Karl 
y.  Malatesta ,  welcher  die  Abdankung  des  erste- 
ren  an  Sigismund  überbringen  sollte,  das  Konzil 
anerkannten,  ygl.  die  Bulle  Gregors  XII  bei 
V.  d.  Hardt  4,  370;  Hefele  7,  182. 

0  Ein  Antrag,  die  Kardinäle  von  den  Konzils- 
yerhandlungen  auszuschliessen,  welcher  in  Folge 
der  in  der  yor.  Anm.  berührten  Verhältnisse  in 
der  6.  Sitzung  eingebracht  wurde,  y.  d.  Hardt 
2,  285  u.  4, 120,  ist  nicht  zur  Annahme  gelangt. 
Da  ihnen  aber  seitens  der  Nationen  die  Be- 
schlüsse derselben  so  kurz  yor  der  General- 
session bekannt  gemacht  wurden ,  dass  sie  dar- 
über nicht  genügend  berathen  konnten,  1.  c.  4, 
139,  verlangten  sie,  dass  ihnen  dieselben  Rechte, 
wie  jeder  der  anerkannten  Nationen,  gewährt 
werden  sollten ,  1.  c.  p.  140.  Obwohl  auch  dar- 
über kein  formeller  Beschluss  gefasst ,  sondern 
ihnen  nur  unter  den  Fuss  gegeben  wurde ,  den 
Berathungen  ihrer  Nationen  beizuwohnen,  1.  c. 
4, 140,  hat  man  doch  ihr  Recht  auf  das  Präsidium 
nicht  bestritten  (s.  yor.  Anm.),  ja  seit  der  11. 
Sitzung  (25.  Mai  1415)  erscheinen  sie  sogar  auch 
im  Besitze  des  Stimmrechts  für  die  General- 
sessionen, welches  der  prasidirende  Kardinal  für 
sie  ausübt,  v.  d.  Hardt  4,  236.  375.  Vgl. 
Steinhausen  p.  70;  Siebeking  S.  36; 
TschackertS.217u.379.  ünrichtigWessen- 
berg ,  d.  grossen  Klrchenyersammlungen  2, 118. 

■^  y.  d.  Hardt  4,  547:  praesentlbus  .  .  .  car- 
dlnallbus  .  .  .  patriarchis,  Stephane  Dolens!  .  .  . 
episcopis  nonnullisque  aliis  dominis  archiepisco- 
pls,  episcopis,  electls  et  abbatibus  ac  Franciae, 
Angliae  et  Poloniae  regum  nonnuUorumque 
aliorum  regum,  princlpum,  praelatorum,  ducum, 
comitum,  communitatum  et  uuiyersitatum  studio- 
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König  in  seiner  Eigenschaft  als  advocatns  ecclesiae  et  concilii^,  sowie  die  weltlichen 
Forsten  2,  (Gesandte  derselben,  Adlige  und  Ritter  s. 

In  der  Sitzung  besteigen  die  Referenten ,  Kommissarien  nnd  andere  Personen, 
welche  geschäftliche  Sachen  vorzubringen  haben,  die  Rednerbühne,  um  ihre  YortrSge 
zu  halten 4  oder  Verlesungen  vorzunehmen^;  desgleichen  die  Prälaten,  welche  yom 
Konzil  zur  Verkflndung  der  vorher  festgestellten,  zur  Abstimmung  zu  bringenden 
Entwürfe  der  Beschlüsse^  ernannt  worden  sind.  Nachdem  der  AbstimmungsmoduB 
nach  Nationen  angenommen  worden  war^,  gaben  die  Deputirten  der  Nationen  jeder 
besonders  die  Stimme  ftlr  ihre  Nadon  ab^,  immerhin  stand  es  aber  vor  der  Abstim- 
mung jedem  Mitgliede  des  Konzils  noch  frei,  seine  Meinung  über  die  fragliche  An- 
gelegenheit zu  äussern  9.  Wenn  neben  der  Abstimmung  der  Nationsdeputirten  noeh 
öfters  das  Einverständniss  der  ganzen  Synode  erwähnt  wird  ^^,  so  soll  dadurch  offen- 
bar nur  festgestellt  werden ,  dass  der  Beschluss  einhellig  ohne  Widerspruch  gebsst 
ist,  nothwendig  war  aber  eine  solche  Zustimmung  nicht  ^^. 


nun  ambassiatoribas ,  nanclls  et  procnratoribtifl 
et  alÜB  nobülbus,  egreglis  magiatrls  et  doctoribns 
ac  drcumspectlB  et  eminentibiu  vlris,  in  mnlti- 
tndine  copiosa",  s.  ancb  ibid.  p.  1093.  1146. 
1318. 1334.  1362.  1376.  1451. 

^  1.  c.  p.  376.  382 :  „tanqnam  ecclesiae  advo- 
catas  et  s.  condlll  defensor  etprotector^' ;  p.  1109 : 
„tanqnam  adTocatns  concilil  Gonstantiensis  et 
ecclesiae  aanctae  del'^ ;  eine  Stellang,  in  welcher 
er  sich  während  seiner  Beiae  nach  Spanien  durch 
den  KnrfÜnten  Lndwlg  Ton  der  Pfalz  hat  yer- 
treten  lassen ,  1.  c.  p.  499.  Als  solcher  wacht 
er  darüber,  dass  das  Konzil  seine  Aufgabe  er- 
füllt nnd  auf  demselben  ordnnngsmässlg  ver- 
fahren wird.  So  verspricht  er  auf  Erfordern  des 
Konzils ,  welches  sich  dabei  auf  seine  gedachte 
Eigenschaft  beruft ,  dass  dasselbe  nicht  vor  der 
Neuwahl  des  Papstes  aufgelöst  werden  solle ,  p. 
376,  sichert  dem  Konzil  volle  Freiheit  zu,  p.  379 ; 
erklärt ,  dass  er  es  verhindern  wolle ,  dass  Bene- 
dikt XIII  Obedlenz  geleistet  werde,  p.  382,  und 
protestirt  gegen  die  lectura  inavlsata  per  natio- 
nes  eines  Schriftstückes  der  Franzosen ,  In  wel- 
chem das  Recht  der  Engländer  auf  Bildung  einer 
eigenen  Nation  bestritten  wird ,  sowie  dagegen, 
dass  durch  derartige  Vorgänge  die  Union  der 
Kirche  gehindert  und  die  Auflosung  des  Konzils 
herbeigeführt  werde.  Wenn  er  ausser  diesen 
Fällen,  wo  seine  Erklärung  in  der  Regel  mit 
Placet,  der  bejahenden  Abstimmungsformel,  be- 
zeichnet wird,  mehrfach  zu  Dekreten,  welche  ge- 
wisse Lehren  als  Ketzereien  verwerfen  und  die 
Anhänger  derselben  als  Ketzer  bestraft  wissen 
wollen.  In  derselben  Weise  seine  Zustimmung 
abglebt,  so  kann  daraus  nicht  auf  eine  eigent- 
liche Stimmberechtigung  geschlossen  werden, 
vielmehr  Hegt  darin  nur  die  Zusicherung  der 
weltlichen  Bestrafung  für  die  Ketzer,  welche 
ebenfalls  dem  advocatns  ecclesiae  zufällt. 

«  L.  c.  p.  470.  1147.  1311.  1318.  1376. 

a  L.  c.  p.  1104,  vgl.  femer  Anm.  2  und  S.  377. 
n.  7.  Auch  der  Anwesenheit  anderer  Personen 
.^Christi  fldeles''  wird  mehrfach  gedacht,  1.  c. 
p.  1334.  1362.  1376. 

*  L.  c.  p.  182.  183.  236.  429. 

*  L.  c.  p.  168.  237.  398.  399.  1107.  Dasselbe 


geschieht  auch  seitens  der  Angeschuldigten,  so 
z.  B.  von  HieronymuB  v.  Prag  behufs  Yerlesung 
seines  Widerrufes,  1.  o.  p.  513. 

0  Mit  dem  Yerleser  begaben  sich  zugleich  die 
übrigen  Nationsdeputirten,  und  wenn  er  nicht  zn 
den  letzteren  gehörte,  alle  Deputirten  auf  dio 
Bühne,  um  die  Dekrete  zu  a^probiren ,  s.  o. 
8.  373.  n.  1  u.  v.  d.  Hardt  4,  152.  171.  333. 
371.  399.  457.  1145. 

■^  Vgl.  0.  S.  373.  In  der  1.  Sitzung  haben  nur 
die  Prälaten  und  zwar  nach  Köpfen  abgestimmt, 
T.  d.  Hardt  4,  19;  über  die  folgenden  bis  zur 
8.  Sitzung  vgl.  0.  S.  373.  n.  1. 

8  V.  d.  Hardt  4, 183:  „fult  responsum  quod 
placet  per  .  .  .  d.  praesldentem  .  .  .  deinde  Jo- 
hannem  patriarcham  Antioch.  pro  natione  Gal- 
licana,  Nie.  archlep.  Gneznens.  pro  natione  Gex^ 
manloa,  Anthon.  episc.  Bagasin.  pro  natione 
Italica  et  Robert,  epise.  Sarisbur.  pro  natione 
Anglicana'';  p.  236:  „primo  respondebat  dorn. 
Johannes  (der  präsidirende  Kardinal) . . .  pro  col- 
legio  et  se  Ipso,  qnoä.  plaeeret,  Subsequenter  ipst 
in  ambone  existentes,  videl.  aichiepisc.  Mediola- 
nensis  pro  natione  Italica :  placet ...  Et  ultenus 
nniversaliter  per  synodi  totlus  supposita  respon- 
sum fuit :  Ptace««,  ähnlich  p.  237. 282. 334. 336. 
371.  400.  464.  467.  514.  537.  545.  768.  935. 
948.  985. 1012. 1014. 1016.  Berichte  über  solche 
Al>stimmungen  in  kürzerer  Fassung  1.  c.  p.  186. 
379.  382.  433.  473.  512.  519.  531.  942. 

9  L.  e.  p.  171:  „adüciens,  si  aUquis  esset, 
cui  non  placeret,  iuxta  auetorltatem  et  facultatem 
concilli  posset  libere  surgere  et  dicere  id  quod 
sibl  placerefS  ähnlich  p.  281.  282.  Ein  FaU,  wo 
ein  Kardinal  Einwendungen  erhebt,  p.  186. 

10  L.  c.  p.  282:  „Et  sie  subsequenter  omnes 
ibidem  existentes  in  eoncilio  et  de  oondlio 
simlliter  responderunt  Flaceiy  vgl.  p.  182.  n. 
Anm.  8. 

11  Dies  ergiebt  sich  nicht  nur  daraus,  dass  an 
vielen  Stellen  einer  solchen  Abstimmung,  welche 
als  Akklamation  zu  denken  Ist,  gar  nicht  erwähnt 
wird,  V.  d.  Hardt  p.  334.  376.  473.  514.  531. 
537.  985.  1012,  sondern  auch  aus  solchen  Be- 
richten, welche  die  Abstimmung  der  Nationsde- 
putirten als  Beschluss  des  ganzen  Konxils  er- 
scheinen lassen ,  1.  c.  p.  985  „synodae  . . .  per 
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Ansser  den  erwftlmten  Depntirten  bald  vor  ihnen,  bald  neben  ihnen  giebt  anch 
der  piftsidirende  Kardinal  seine  Stimme  ab ,  und  zwar  nach  den  Beriohten  th^ls  als 
Priflident  fftr  sich^,  theils  blos  Namens  des  Eardinalskollegioms^  theils  sowohl  für 
aicli  wie  auch  für  das  letztere.  Hiernach  ist  anznnehmen ,  dass  man  ihm  zwar  eine 
der  der  Nationen  gleiohwerthige  Stimme  zngestanden ^,  dass  er  aber,  als  den  Kardi- 
nälen das  Stimmrecht  eingeräumt  war^,  nor  gleichzeitig  für  diese  seine  Stimme  mit- 
geführt  hat^. 

Später,  als  Bangstreitigkeiten  wegen  der  Reihenfolge  der  Abstimmungen  einge- 
treten waren,  schlng  man  den  Weg  ein,  den  Präsidenten  auch  zugleich  für  die  Natio- 
nen mit  abstimmen  zu  lassen^. 

Wie  die  vorangehende  Darstellung  ergiebt ,  wacht  das  Konzil  von  Konstanz  in 
seiner  äusseren  Zusammensetzung  und  Einrichtung  noch  weiter  als  das  Konzil  zu 
Pisa  von  der  Oi^aaisation,  welche  das  Papstthum  im  Mittelalter  dem  allgemeinen 
Konzil  gegeben  hatte,  ab.  Allerdings  hat  auch  das  Pisaner  theilweise  ohne  einen 
Papst  geti^  und  beschlossen,  und  es  hat  auf  demselben  schon  ein  neuer  Faktor,  der 
fielehrtenstand ,  als  Vertreter  der  damaligen  Wissenschaft,  hervorragenden  Einfluss 
geflbt.  Wenn  gleich  der  letztere  erst  auf  dem  Konstanzer  Konzil  das  volle  Stimm- 
recht erhalten  hat^,  so  lag  darin  doch  nur  eine  legitime  Anerkennung  der  Stellung, 
wdehe  er  faktisch  schon  frtther  eingenommen  hatte.  Die  Eigenthlimlichkeit  des  Kon- 
stanzer Konzils  beruht  vielmehr  darin,  dass  sich  auf  dem  letzteren  das  nationale  Ele- 
ment im  Widerspruch  mit  dem  dasselbe  negirenden  universalen  Princip  der  katholischen 
Kirche  eine  entscheidende  Bedeutung  durch  die  Art  der  Oi^anisation  der  Versanmi- 
lung  und  durch  die  Nations- Abstimmung  zu  verschaffen  wusste,  und  dass  femer  ein 


deputatos  anos  praedictos  .  .  .  reaponderaut : 
plaeet^,  ygl.  auch  p.  926.  1016. 

i  L.  c.  p.  152.  171.  182.  473. 

2  L.  c.  p.  379.  382.  400.  465.  467.  492.  514. 
522.  529.  531.  545.  935.  942.  949.  985. 1012. 

«  L.  c.  p.  239. 

*  S.  0.  S.  377.  n.  6. 

B  Ygl.  p.  769:  „pio  se  cnm  non  habnlt  a  do- 
mlnls  suis  cardlnalibns  (za  ergänzen :  mandatum), 
simlllter  per  Torbnin :  Pl(teeL"  Für  die  Annahme 
dea  Textes  spricht  weiter,  dass  solche  Ahstim- 
miiDgea  seitens  des  Präsidenten  zu  einer  Zeit 
Yorkommen,  wo  schon  nach  Nationen  gestimmt 
wurde,  aher  dem  Kardinalskollegium  die  Stimm- 
berechtigang  noch  nicht  zugestanden  worden  war, 
sowia  dass  es  sich  durch  dieselbe  allein  erklärt, 
wie  das  KardlnalscoUegium  seine  Stimmberech- 
tigung ohne  einen  formellen  Beschluss  der  Sy- 
node hat  erlangen  können,  ygl.  S.  377.  n.  6. 

0  L.  c.  p.  1108:  „Ostiensis  cardinalis . . .  tan- 
quam  pxaesidens,  iuxta  consensum  et  voluntatem 
omnium  nationum  et  aUas  propter  discordiam 
nationom  quoad  ordinem  .  .  .  respondit  pro  yice 
praesenti  ad  omnia  supradicta  lecta  et  protestata 
peryerbum:  „plaeef*^  s.  femer  p.  1131.  1192. 
1197.  1199.  1216.  1316.  1334.  1344.  1350. 
1361.  1366,  1373.  1376.  1377.  1480.  1477. 
1499. 1535,  wo  die  Ausdrücke :  „  nomine  totius 
synodi''  (bez.  condlii)  und  „nomine  omnium  na- 
tionum" abwechseln.  Das  setzte  natürlich  Toraus, 
daaa  wie  früher  den  Nationsdeputirten,  so  nun- 
mehr dem  Präsidenten  die  Beschlüsse  der  Natio- 


nen vorher  mitgetheilt  wurden.  Als  daher  ein 
Dekret  publicirt  wurde,  welches  in  Vollmacht 
der  Nationen  von  den  einzelnen  Deputirten  ohne 
YOTgängige  Nationsberathung  festgestellt  war,  be- 
kräftigen diese  die  Abstimmung  des  Präsidenten, 
1.  c,  p.  1382.  — 

Im  übrigen  mag,  was  die  äussere  Einrich- 
tung und  die  Geschäftsordnung  des 
Konzils  betrifft,  noch  Folgendes  bemerkt  wer- 
den. Die  Betreibung  des  formalen  Fortganges  der 
Geschäfte  lag,  wie  schon  zu  Pisa  (S.  366.  n.  2)  be- 
sonderen Konzilsbeamten,  mehreren  gewählten 
procuratores  t.  promotores  concilli 
(fiscales)  ob,  y.  d.  Hardt  4,  19.46.  Sie 
stellen  namentlich  die  Anträge  auf  Beurkundung 
der  Verhandlungen,  s.  z.  B.  p.  73,  auf  Abstim- 
mung, p.  152.  171.  183,  sowie  in  den  yor  dem 
Konzil  yerhandelten  Prozessen  und  Untersuchun- 
gen die  Anträge  auf  die  erforderlichen  Prozess- 
handlungen, Oitationen,  Kontumazialerklärun- 
gen,  Erlass  des  Urtheils  u.  s.  w.,  p.  142.  152. 
172.  180.  1095. 1374.  Ausserdem  kommen  noch 
als  gewählte  Beamte  des  Konzils  yor:  adyooati 
1.  c.  p.  19.  960.  1144.  1145  (in  derselben  Stel- 
lung, wie  zu  Pisa),  femer  Protonotare  und  No- 
tare für  die  Beurkundung  der  Verhandlungen, 
p.  19  u.  Mansi  27, 539;  ordinatores  seder e 
debentium  oder  sessionarii,  p.  19.  166; 
endlich  zu  Anfang  auch  sorutatores  yoto- 
rum,  y.  d.  Hardt  4,  19.  Vgl.  noch  Siebe- 
king S.  38.39. 

^  S.  0.  8.  365.  374. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  171. 


römischer  König  als  Advokat  der  Kirche  and  des  Konzils  in  Verbindung  mit  den 
übrigen  angesehenen  Mächten  wieder  eine  massgebende  Einwirkung  auf  den  Gang 
und  die  Verhandlungen  der  Synode  austtben  konnte.  Wenn  dadurch  anch  die  Löanng 
der  einen  Aufgabe  des  Konziles,  die  Herstellung  der  Union,  wesentlich  befördert 
worden  ist,  so  wurde  doch  die  Erfüllung  der  anderen,  die  Herbeiführung  einer  Be- 
form, welche  das  Papstthum  aus  seinen  mittelalterlichen  Bahnen  herausgerissen  h&tte, 
und  die  Festsetzung  von  kirchlichen  Verfassungseinrichtungen ,  welche  dem  Papste 
und  der  Kurie  das  Einlenken  in  die  früheren  Geleise  unmöglich  gemacht  hätten,  auf 
das  äusserste  erschwert,  weil  gerade  durch  die  angenommene  Geschftftsbehandlimg 
der  Geltendmachung  der  verschiedenen  kirchlichen  und  poliüschen  Interessen  der 
einzelnen  Nationen  freier  Spielraum  gewährt  war^ 

Was  die  materielle  Bedeutung  der  Beschlüsse  des  Konstanzer  Konzils  betrifit, 
so  kommt  an  dieser  Stelle  Folgendes  in  Betracht.  Hatte  die  Synode  von  Pisa  schon 
thatsächlich  durch  die  Absetzung  Benedicts  XTTT.  und  Gregors  XH.  eine  oberstriohter- 
liehe  Stellung  ausgeübt  und  damit  die  Superiorität  des  allgemeinen  Konzils  über  den 
Papst  zur  Geltung  gebracht,  so  bahnte  sich  das  Konstanzer  Konzil  den  Weg  zur 
Herbeifdhrung  der  Union  dadurch,  dass  es  in  Uebereinstimmung  mit  den  zu  Pisa 
noch  nicht  zu  entscheidender  Herrschaft  durchgedrungenen  Anschauungen  Aillis 
und  Gersons^die  Sätze  aussprach,  dass  das  Konzil  die  Vertretung  der  gesammten 
Kirche  bilde,  seine  Gewalt  unmittelbar  von  Christus  habe  und  daher  ihm  jeder  kireh- 
liche  Würdenträger,  selbst  der  Papst,  in  Glaubenssachen  sowie  bei  der  Beseitiigang 
des  Schismas  und  hinsichtlich  der  allgemeinen  Reformation  der  Eorche  an  Haupt  und 
Gliedern  zum  Gehorsam  verpflichtet  sei  3,  ohne  dass  es  bei  der  Feststellnng  dieser 
Beschlüsse  auf  den  flüchtig  gewordenen  Papst  ^  und  die  ablehnende  Haltung  der  ELar- 
dinäle^  Rücksicht  nahm. 

Von  dem  Standpunkt  aus,  welchen  das  Konzil  mit  diesen  Beschlüssen  eingenom- 
men hatte,  erledigte  es  dann  die  ihm  vorliegende  Glaubensfrage ^  ebenfalls  ohne  den 
Papst  und  führte  auch  in  Ausübung  seiner  oberstrichterlichen  Stellung  durch  die 
Absetzung  Johanns  XXUI.  ^  und  Benedikts  XTTT.  ^  die  Union  der  Kirche  und  die  Be- 
seitigung des  Schismas  herbei. 


*  Vgl.  weiter  anten. 

«  Vgl.  Th.  I.  S.  197ti.  P.  Tschackerta.  a. 
0.  S.  191  ff.  212.  216. 

3  Der  BeschlasB,  welcher  schon  Th.  I.  S.  197. 
n.  7  seinem  Wortlaute  nach  mitgethellt  worden  Ist, 
wnrde  In  der  6.  Sitzang  (6.  April  1415)  gefasst, 
nachdem  er  schon  vorher  in  seinem  ersten  Theil 
mit  Auslassung  der  Schlussworte :  „  generalem 
reformationem  ecclesiae  in  oapite  et  membris'^  in 
der  4.  Sitzung  (30.  März  dess.  J.)  Annahme 
gefunden  hatte,  t.  d.  Hardt  4,  89.  Ueber  die 
Veranlassung  der  Einschaltung  Tgl.  He  feie  7, 
99  bis  103. 

4  Schon  in  der  3.  Sitzung  (26.  März  1415) 
hatte  das  Konzil  beschlossen  :  1)  die  Synode  ist 
rechtmässig  nach  Konstanz  berufen,  eröffnet  und 
bisher  gehalten;  2)  durch  die  Entfernung 
des  Papstes  ist  das  Konzil  nicht  aufgelöst 
worden,  sondern  bleibt  in  seiner  Integrität  und 
Autorität,  selbst  wenn  gegentheilige  Anordnun- 
gen (vom  Papst)  erlassen  würden  *  3)  das  Konzil 
darf  nicht  aufgelöst  werden ,  bevor  das  Schisma 


beseitigt  und  die  Kirche  an  Haupt  und  Oliedem 
reformirt  worden  ist ;  4)  es  darf  nicht  an  einen 
anderen  Ort  verlegt  werden  und  die  Mitglieder 
dürfen  dasselbe  nur  aus  gerechtfertigten  Gründen 
mit  Urlaub  verlassen,  v.  d.  Hardt  ^i  72. 

B  Die  in  der  Sitzung  erschienenen  8  Kardinäle 
hatten  zuvor  erklärt,  dass  sie  dies  nur  thäten,  nm 
Aergemiss  zu  vermeiden,  nicht  aber  um  die  Be- 
schlüsse zu  billigen,  v.  d.  Hardt  4,  96. 

ß  Durch  die  Verurtheilung  v.  Wiclif  (8.  Sit- 
zung V.  4.  Mai  1415),  v.  Hus  (15.  Sitzung  v. 
6.  Juli  1415)  und  v.  Hieronymus  v.  Prag  (21.  Sit- 
zung V.  23.  Mai  1416),  1.  c.  4,  150.  389.  762; 
Hefele7,  116.  193.  272. 

^  12.  Sitzung  v.  29.  Mai  1415,  ▼.  d.  Hardt 
4,  269. 

8  37.  Sitzung  V.  26.  Juli  1417,  1.  c.  4, 1367. 
Gregor  XII  hatte  schon  im  Juli  1415  auf  seine 
Würde  freiwillig  Verzicht  geleistet,  während  Be- 
nedikt XIII  hartnäckig  blieb,  aber  von  seiner  frü- 
heren Obedienz  verlassen  wurde,  H  e  f  e  1  e  7, 182. 
232.  342. 
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Damit  war  das  Konzil  zur  Erledignng  seiner  letzten  Aufgabe,  der  Reformation^ 
der  Kirehe  an  Haupt  und  Gliedern,  gelangt.  Noch  vor  der  Absetzung  des  zuletzt  er- 
wähnten Papstes  war  aber  der  Zwiespalt  schon  zwischen  der  päpstlichen,  kirchlich 
konservatiyen  und  der  reformeifrigen  Partei,  welche  die  Verfassung  der  Kirche  in 
aristokratisch-konstitutionellem  Sinne  umgestalten  und  den  Schwerpunkt  derselben 
in  den  zum  allgemeinen  Konzil  versammelten  Episkopat  verlegen  wollte,  hervor- 
getreten^. Die  erstere  suchte,  indem  sie  in  der  vorgängigen  Neubesetzung  des  päpst- 
lichen Stuhles  den  einzigen  Ausweg  sah,  entscheidenden  Reformen  vorzubeugen,  die 
Papstwahl  in  die  erste  Linie  zu  schieben ,  während  die  Gegenpartei  die  Reformation 
vorher  erledigt  wissen  wollte.  Nachdem  die  konservative  Partei  der  letzteren  schon 
im  Juli  1417  das  Zugeständniss  abgerungen  hatte,  dass  die  vorgängige  Reformation 
blos  auf  die  capita  ecclesiae  beschränkt,  die  in  membris  inferioribus  aber  nach  der 
Wahl  des  Papstes  und  in  Gemeinschaff;  mit  ihm  vollzogen  werden  sollte  ^,  gelang  es 
ihr  noch  im  September  desselben  Jahres  den  Kdnig  Sigismund  und  die  Deutschen  zu 
isoliren  und  auch  den  Zwiespalt  in  die  Reihen  der  deutschen  Geistlichkeit  zu  tragen  *. 
So  sah  sich  Sigmund,  da  der  Charakter  des  Konzils  sich  im  Laufe  der  Zeit  wesent- 
lich verändert  hatte,  zum  Nachgeben  gezwungen,  und  schliesslich  verständigte  man 
sich  dahin,  dass  1)  diejenigen  Reformationskapitel,  über  welche  alle  Nationen  einig 
geworden  waren,  noch  vor  der  Papstwahl  publicirt  werden  sollten,  2)  ein  Synodal- 
dekret die  Zusicherung,  dass  die  Reformation  der  Kirche  nach  der  Papstwahl  wirk- 
Heh  in  Angriff  genommen  werde  (cauiio  deßenda  re/ormaUone),  aussprechen  und  3)  die 
Art  und  Weise  der  Wahl  des  neuen  Papstes  durch  Deputirte  näher  festgesetzt 
werden  sollte  ^ 

Zufolge  dieser  Vereinbarung  konnten  schon  in  der  39.  Sitzung  (am  9.  Oktober 
1417)  die  Reformdekrete  verkündet  werden^.  Sie  beruhen  noch  auf  demselben  prin- 
cipiellen  Standpunkt,  welchen  die  Synode  in  ihrer  5.  Sitzung  eingenommen  hatte. 
Das  erste  ^,  das  s.  g.  decretum  Frequena,  setzte  die  Periodizität  der  allgemeinen  Kon- 
zilien fest.  Das  zweite  suchte  jedes  künftige  Schisma  im  Keime  zu  ersticken ,  indem 
es  anordnete,  dass  beim  Vorliegen  eines  solchen  innerhalb  Jahresfrist ,  nöthigenfalls 
selbst  ohne  päpstliche  Berufung,  ein  allgemeines  Konzil  sich  versammeln  und  die 
Entscheidung  über  die  Ansprüche  der  etwaigen  Prätendenten  treffen  sollte ,  während 


1  Üeber  die  früheren  Reformai1>elten  des  Ans-  Hefele  7,  317.    Ausserdem  hielten  sich  auch 

ichnsses  der  Synode  vgl.  Hübler,  Gonstanzer  selbst  diejenigen  Kardinäle,  welche  prlndplell 

Beformation  S.  6  ff.  Anhanger  der  Reform  waren,  wie  A 11 11 ,  wegen 

^  Hübler  a.  a.  0.  S.  17;  Hefele  7,  313.  ihrer  BesorgnisB  nm  die  Anfrechterhaltnng  der 

318.  Vorrechte  ihrer  Stellung  und  der  päpstlichen  An- 

^  Hfibler  S.  19;    Tschackert  a.  a.  0.  S.  *naten  zu  der  konsenratiyen  Partei,  Tschackert 

286  ff.  S.  256  ff.  Die  Niederlage  der  Deutschen  und  der 

*  Hü bl  er  S.  29.  Der  konservatlTen  Richtung  Reformpartei  ist  schliesslich  dadurch  entschieden 

gehorten  die  meisten  Kardinäle,   Italiener  und  worden,  dass  die  Franzosen,  theils  beeinflusst 

Spanler  an ,  während  die  Deutschen  mit  Sigis-  durch  die  politische  Haltung  Sigismunds  in  dem 

mund  an  der  Spitze,  ferner  die  Engländerund  Streite  Frankreichs  und  Englands,  theils  bestimmt 

tueh  die  Franzosen  die  Reformpartei  bildeten.  durch  die  Furcht  vor  einem  neuen,  bei  Hinaus- 

Innerhalb  derselben  standen  aber  hinsichtlich  der  Schiebung  der  Papstwahl  möglicherweise  eintre- 

Frage  über  die  Beseitigung  der  päpstlichen  Be-  tenden   Schisma    auf  die  Seite  der   Kardinäle 

tetzungsrechte  die  deutschen,  französischen  und  und  der  andern  romanischen  Nationen  traten, 

englischen  ITnlYersltäten  auf  Seiten  der  kurialen  Tschackert  S.  279 ff. ;  H ü b  1  er  S.  30. 

Partei,  weü  sie  allein  durch  Aufrechthaltung  »  v.  d.  Hardt  4,1447;  Hübler  S.30;  He- 

derselben    eine    ausgedehnte    Berücksichtigung  feie  7,321. 

ihrer  Angehörigen  bei  der  Besetzung  von  Pfrün-  «  t.  d.  Hardt  4,  1432;  Hübler  S.  118. 

den  ermögUchen  konnten,  Hübler  S.  25,  80;  '  Th.  I.  198.  n.  1  u.  S.  271.  n.  7. 
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gleichzeitig  f&r  jeden  der  letzteren  von  dem  Beginne  des  Eonziles  ab  ohne  Weiteres 
die  Suspension  von  jeder  Ausübung  der  päpstlichen  Rechte  einzutreten  habe^  Im 
Anschluss  daran  traf  es  weiter  ausfUhrliche  Vorschriften  für  den  Fall^  dass  etwa  eine 
Papstwahl  unter  dem  Einflüsse  eines  Zwanges  erfolgt  wftre,  und  wies  auch  Air  diesen 
Fall  dem  EonzUe  die  Stellung  der  obersten  entscheidenden  Instanz  an  ^.  Das  dritte 
Reformdekret ^  schreibt  in  üebereinstimmung  mit  der  alten  Uebung  der  Kirche^  vor, 
dass  der  neuerwählte  Papst  vor  der  Verkündung  seiner  Wahl  vor  seinen  Wählern  das 
Bekenntniss  abzulegen  habe,  dass  er  den  katholischen  Glauben  gemäss  der  Tradition 
der  Apostel  und  heiligen  Väter,  insbesondere  der  acht  (ersten)  alllgemeinen  Konzilien 
festhalten  und  auch  den  Ritus  der  Sakramente  der  katholischen  Kirche  treu  bewahren 
wolle  *. 

In  der  40.  Sitzung  (30.  Oktober  1417)  wurde  das  zur  Sicherung  der  Durch- 
ftthrung  der  Reformation  bestimmte  Ejiutionsdekret  (s.  o.  S.  381)  erlassen,  nach  wel- 
chem der  neu  zu  wählende  Papst  vor  Auflösung  des  Konzils  mit  demselben  oder  mit 
Deputirten  der  Nationen  eine  Verbesserung  in  capite  et  curia  Romana  in  18  genau  be- 
zeichneten Punkten  vorzunehmen  hatte  %  und  gleichzeitig  der  Modus  der  Wahl  des 
neuen  Papstes  dahin  festgesetzt,  dass  den  Kardinälen  von  jeder  Nation  je  sechs  De- 
putlrte  hinzutreten  und  dass  allein  zwei  Drittel  der  Stimmen  der  Kardinäle  und  zwei 
Drittel  der  Stimmen  der  Deputirten  zu  der  ftlr  eine  gültige  Wahl  erforderlichen  Majo- 
rität ausreichen  sollten'^. 

Nachdem  auf  Grund  dieser  Bestimmungen  der  nene  Papst  Martin  V.  (am  1  I.No- 
vember 1417)  gewählt  und  die  in  dem  Cautionsdekret  in  Aussicht  genommene  Durch- 
ftlhrung  der  Reform  abermals  in  Angriff  genommen  worden  war,  traten  die  frflher^i 
Differenzen  von  Neuem  hervor^.   Schliesslich  blieb  nichts  anderes  übrig,  als  in  Ans- 


*  A.  a.  0.  u.  Hübler  S.  120. 

2  Th.  I.  S.  271  und  Aum.  7  dascJbst. 

5  Hübler  S.  125;  Tgl.  auch  oben  S.  219. 
n.  3. 

*  S.  0.  S.  218. 

6  Hübler  S.  125.  Die  Aufnahme  dieser  Be- 
Btimmnng  erklärt  sich  daraus,  dass  man  nrsprüng- 
llcb  die  Absiebt  hatte,  den  Papst  durch  ein  be- 
sonderes Versprechen  nach  dem  Vorbild  der  an- 
geblichen Profession  Bonif actus' VIII  (s.  S.  219. 
n.  3)  bei  wichtigen  Reglerungsakten  an  die  Zu- 
stimmung der  Kardinäle  und  zum  Thell  auch  an 
die  des  allgemeinen  Konzils  zu  binden,  ein  Ge- 
danke, welcher  ron  Seiten  der  der  Reformpartei 
angehorlgen  Kardinäle  angeregt  ist ,  da  er  sich 
schon  in  dem  v.  AllU  herrührenden  „tractatus 
agendorumln  concillo  generali'*  (Tschackert 
S.  354)  c.  6.  findet,  t.  d.  Hardt  I.  9,  514; 
Hübler  S.  69;  Tschackert  S.  259. 

Das  4.  Dekret  bezieht  sich  auf  die  Translatio- 
nen der  Bischöfe,  Prälaten  und  anderen  Geist- 
lichen und  sucht  auch  dabei  die  Wlllkühr  des 
Papstes  zu  beschränken,  s.  o.  S.  311.  312.  n.  1 
u.  S.  313;  das  fünfte  und  letzte,  Hübler  S. 
127  beseitigt  die  päpstliche  Reservation  der  den 
Prälaten  zustehenden  Procuratlonen  und  des 
Spolienrechtes  auf  den  Nachlass  derselben. 

®  ▼.  d.  H  ar dt  4,  1452:  „S&crosanta  synodus 
Constantiensls  statuit  et  decemlt,  quod  futurus 


summus  pontifex ,  per  dei  graüam  et  proximo 
assumendus,  cum  hoc  s.  concillo  vel  deputandls 
per  slngulas  natlones  debeat  reformare  eccleslam 
In  capite  et  curia  Romana  secundum  aequitatem 
et  bonum  reglmen  ecclesiae ,  antequam  hoc  s. 
concilium  dlssolvatnr,  super  materlls  articulorum 
alias  per  nationes  in  reformatoriis  oblatorum  qvl 
sequuntur :  prlmo  (1)  de  numero,  qualitate  et 
natione  domlnorum  cardlnallum;  (2)  item  de 
reserraüonibus  sedls  apostollcae;  (ß)  item  de 
annatls,  communibus  servitiis  et  minutis;  (4) 
item  de  collatlonlbus  beneflciomm  et  de  gratUs 
expectatlYls ;  (5)  item  de  causis  In  romana  curia 
tractandis  yel  non ;  (6)  item  de  appellationlbuB 
ad  romanam  cuiiam;  (7)  Item  de  offldis  oan- 
cellariae  et  poenitentiarlae ;  (8)  item  de  exem- 
tlonibus  et  incorporationibus  tempore  schismatls 
factis;  (9)  Item  de  commendis:  (10)  item  de 
conflrmationibus  electionum;  (11)  item  de  frue* 
tlbus  medll  temporls;  (12)  item  de  non  allenan- 
dis  bonis  roman.  ecclesiae  et  aliarum  ecclesla- 
rum;  (13)  Item  propter  quae  et  quomodo 
papa  possit  corrigi  yel  deponi;  (14)ltem 
de  exstlrpatione  slmonlae;  (15)  item  de  dispen- 
satlonibus ;  flß)  item  de  provisione  papae  et  car- 
dinalium;  (17)  Item  de  indulgentlis;  (18)  item 
de  decimis,  hoc  adlecto  quod  facta  per  natlonea 
deputatione  praedicta  Uceat  alils  de  papae  11- 
centla  llbere  ad  proprla  remeaie." 

^  Th.  I.  S.  271. 

8  Hübler  S.40ff. 
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fOhrmig  eines  vcn  der  deutschen  Nation  angeregten  Gedankens  ^  das  noch  ansstehende 
Reformationsverk  in  der  Weise  zu  theilen^,  dass  der  Beschlnssfassnng  des  Konzils 
nur  diejenigen  Reformartikel,  ttber  welche  zwischen  allen  Nationen  und  dem  Papst 
eine  Uebereinstimmnng  erzielt  worden  war,  unterbreitet,  die  Regulirung  deijenigen 
Punkte  aber,  in  Bezug  auf  welche  zwischen  den  ersteren  unausgleichbare  Meinungs- 
verschiedenheiten obwalteten,  besonderen  Spezialyerhandlungen  der  einzelnen  Natio- 
nen mit  dem  Papste,  aus  denen  dann  als  Resultat  die  drei  s.  g.  Konkordate 3,  ein 
deutsches,  englisches  und  romanisches^  hervorgegangen  sind,  überlassen  wurden. 

So  konnte  in  der  43.  Sitzung  (vom  2t.  März  1418)  das  Reformwerk  zum  Ab- 
seUnss  gebracht  werden.  Der  Papst  liess  in  derselben  die  gemeinsam  festgestellten 
Reformartikel  ^,  femer  die  mit  den  einzelnen  Nationen  vereinbarten  Konkordate  ^ 
sowie  eine  Anordnung,  dass  mit  beiden  dem  Kautionsdekrete  Oenttge  geleistet  sei^, 
vorlegen,  und  darauf  gab  der  Mhere  Präsident  des  Konzils  die  Erklärung  ab,  dass 
er  die  Reformartikel  im  Aufkrage  aller  Nationen,  die  Konkordate  im  Auftrage  der  bei 
jedem  einzelnen  betheiligten  Nation  billige ,  und  nunmehr  seitens  aller  Nationen  die 
erfolgte  Ausführung  des  Kautionsdekretes  anerkannt  werdet. 

In  der  folgenden  Sitzung^  bestimmte  der  Papst  in  Gemässheit  des  Dekretes  Fre- 
qims[  (s.  o.  S.  381)  die  Btadt  Pavia  als  Versammlungsort  für  das  nächste  Konzil  ^^ 
und  zwar  unter  Zustimmung  der  Nationen  ^^  und  des  römischen  Königs  ^^. 

Das  Konstanzer  Konzil  hat  zwar  die  ihm  gesteckte  Aufgabe  einer  durchgreifen- 
den Reform  der  Kirche  nur  in  geringem  Umfange  erfüllt,  es  hat  aber  andererseits 
das  mittelalterliche  Recht  ttber  das  allgemeine  Konzil  und  das  Ver- 
hältniss  des  Papstes  zu  demselben  wesentlich  in  der  schon  o.  S.  370.  380  ge- 
dachten Weise  umgestaltet. 

Dass  dies  in  rechtsgttltiger  Weise  geschehen,  wird  zwar  von  der  heute  herr- 
sehenden römischen  Ansicht  ^^  bestritten.  Diese  geht  von  dem  mittelalterlichen,  auch 
ftr  die  neuere  Zeit  wieder  zur  Geltung  gebrachten  Grundsatz  aus,  dass  die  Beschlüsse 
eines  allgemeinen  Konzils  der  Bestätigung  des  Papstes  bedttrfen,  und  gesteht  den 
Dekreten  der  Konstanzer  Synode  in  Folge  dessen  den  Charakter  von  Beschlttssen 
eines  ökumenischen  Konzils  und  mithin  auch  die  Rechtsgttltigkeit  nur  insoweit  zu,  als 
dieselben  unter  Betheiligung  des  Papstes  Martins  V.  von  der  42.  Sitzung  ab  gefasst 


^  ATiumenta  natlonls  Germuücae  aas  dem 
Anfang  d.  J.  1418  bei  y.  d.  H  a  r  d  1 1 ,  997. 999 ; 
Habler  S.  42. 

s  Hübler  S.  43.  44. 

'  Neueste  Ausgabe  bei  Hüb  1er  S.  164 ff. 

*  Früher  als  französisches  bezeichnet ;  das  ita- 
lienische und  spsnische  galt  als  yerloren.  HÜb- 
ler  S.  48  ff.  hat  aber  nachgewiesen,  dass  das  s. 
g.  französische  sich  als  das  Resultat  der  Yon  den 
diel  romanischen  Nationen  gemeinsam  geführten 
Verhandlungen  darstellt. 

B  Beste  Ausgabe  bei  Hübler  8. 158.  £s  sind 
7  Artikel.  Von  ihnen  entsprechen  nur  die  ersten 
6  den  Rubriken  8.  (dieser  Art  1  u.  2)  11.  14. 
15. 18.  des  Kautionsdekretes  (o.  S.  382.  n.  6),  der 
7.  Art.  de  vita  et  honestate  clericorum  ist  neu 
hinzu  gekommen.  Sie  tragen  die  Form  pipst- 
HcherKoiistltutlonen,allerdings  erwähnt  dleMehr- 
zahl  unter  Ihnen,  so  Art.  1.4. 6. 7  der  Approbation 
des  KoniÜB,  wihxend  In  den  vor  der  Wahl  des 


Papstes  erlassenen  Dekreten  das  letztere  selbst 
als  dekretirend  erscheint,  s.  z.  B.  S.  382.  n.  2. 

®  Ueber  die  Gestalt,  in  welcher  diese  verlesen 
wurden,  vgl.  Hübler  S.  67ff. 

7  Bei  Hübler  S.  163. 

8  V.  d.  Hardt4,  1540. 
0  S.  0.  4,  1546. 

10  S.  0.  S.  381. 

11  Mit  Ausnahme  der  nicht  anwesenden  fran- 
zosischen Nation,  welche  anscheinend  wegen  der 
Wahl  des  Ortes  nicht  zustimmen  wollte,  ▼.  d. 
Hardt4,  1547. 

12  y.  d.  Hardt  4,  1548.  Die  Einholung  der- 
selben ist  offenbar  mit  Rücksicht  auf  die  Stel- 
lung des  Königs  als  Advokat  der  Kirche  und  des 
KonzUs  (s.  0.  S.  378.  n.  1)  erfolgt. 

18  Vgl.  Phillips  K.  R.  2,  266  u.  4,  435  ff. 
und  Hefele  1.  Aufl.  7,  372,  2.  Aufl.  1,  51. 
60  ff. 
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worden  ^j  ausserdem  aber  auch  insoweit,  als  sie  etwas  in  favorem  fidei  et  salutem  ani- 
mamm  anordnen  und  zugleich  conciliariter  ergangen  sind,  weil  sie  in  diesem  Umfange 
nachträglich  vom  Papste  bestätigt  worden  seien  ^.  Sie  verneint  also  die  Rechtsgttltig- 
keit  der  wichtigen  Reformdekrete  der  3.,  4.,  5.  und  39.  Sitzung,  in  welchen  die  eben 
hervorgehobene  Neuerung  principiell  ausgesprochen  ist^,  indem  sie  dieselben  nicht 
zu  denjenigen  rechnet,  welche  die  materia  fidei  im  eigentlichen  Sinne  betreffen^. 

Wenn  gleich  das  letztere  zuzugeben  ist  ^,  so  beurtheilt  diese  im  Interesse  des 
Papalsystems  aufgestellte  Ansicht  auch  hier  ebenso  wie  in  Betreff  des  Konzils  von 
Pisa^  die  obwaltenden  Thatumstände  nicht  nach  dem  zu  ihrer  Zeit  geltenden  Kechts- 
zustande.  Die  Rechtsanschauung,  welche  sich  schon  auf  dem  eben  erwähnten  Pisaner 
Konzil  geltend  gemacht  hatte  ^,  ist  auf  der  Synode  zu  Konstanz  zu  voller  unbestritte- 
ner Herrschaft  gelangt.  Besass  die  letztere,  wie  sie  in  der  5.  Sitzung  ausgesprochen 
hat^,  die  Befiigniss  zur  Repräsentation  der  Eorche  und  hatte  sie  ihre  Gewalt  unmittel- 
bar von  Christus,  so  war  sie  auch  befugt,  ihre  Beschlüsse  ohne  Rficksicht  auf  jede 
Mitwirkung  des  Papstes  zu  fassen^.  Diesen  Standpunkt  hat  sie  in  der  That  stets 
festgehalten^^,  und  die  Berechtigung  desselben  ist  dadurch  anerkannt  worden,  dass 
man  von  keiner  Seite  die  Nothwendigkeit  einer  päpstlichen  Bestätigung  ihrer  Be- 
schlüsse behauptet  hat,  und  demgemäss  auch  eine  solche  weder  von  Martin  V.  ge- 
fordert, noch  auch  von  ihm  ertheüt  worden  ist. 

In  ersterer  Beziehung  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  das  Konzil  das  Reformwerk 
als  ein  einheitliches  betrachtet  hat,  und  dass  es  allein  von  dem  gedachten  Standpunkt 
aus  erklärlich,  ja  rechtlich  denkbar  erscheint,  dass  die  Synode  die  cautio  de  fienda  re- 
formatione  als  eine  Air  den  zukünftigen  Papst  obligatorische  Bestimmung  betrachten  ^^ 
sowie  dass  demnächst  Martin  V.  nach  dem  Abschluss  des  Reformwerks  sich  in  der 
43.  Sitzung  ausdrücklich  von  der  Synode  die  schon  erwähnte  Erklärung  über  die  £r- 
flülung  der  ihm  durch  das  Kautionsdekret  auferlegten  Pflicht  in  Betreff  der  Durch- 
führung der  Reform  abgeben  lassen  konnte  ^^.  Martin  V.  hat  dadurch  die  Verbind- 
lichkeit des  Kautionsdekretes,  damit  aber  auch  die  Be^gniss  der  Synode,  ohne  den 
Papst  rechtsgültige  Beschlüsse  zu  fassen ,  anerkannt  und  war  also  gar  nicht  in  der 
Lage,  eine  Bestätigung  derselben  seinerseits  für  ihre  Rechtswirksamkeit  als  nothwen- 
dig  zu  erachten  ^3. 


1  Dahin  gehören  toi  Allem  die  Reformartikel 
der  43.  Sitzung,  s.  o.  S.  383. 

2  Vgl.  die  Bulle  Martins  V  v.  22.  Februar 
1418  betreffend  die  Ketzerelen  von  Hus  und  Wic- 
lif ,  wonach  die  Inquisitoren  jeden  der  Ketzerei 
Verdächtigen  fragen  sollen,  Mansl  27,1211: 
„utrum  credat,  teneat  et  asserat,  quod  quodlibet 
conclllum  generale  et  etiam  Gonstantlense 
unlyersalem  eccleslam  repraesentet, 
item,  utrum  credat,  quod  lllud  s.  conc.  Gonstan- 
tlense universalem  eccleslam  repraesentans  ap- 
probavit  et  approbat  In  favorem  fldel  et  ad  salutem 
anlmarum,  quod  hoc  est  ab  unlversls  Christi  flde- 
libus  approbandum  et  tenendum'';  und  die  Er- 
Uärung  des  Papstes  in  der  45.  (Schluss-)Sltzung, 
V.  d.  Hardt  4, 1557:  ^quod  omnia  et  singula 
(leterminata  et  conclusa  et  decreta  in  materils 
fidei  per  praesens  s.  condlium  generale  Oon- 
stantiense  conciliariter  tenere  et  invlola- 
blliter  observare  volebat  et  nunquam  contrave- 
nire  quoquomodo.    Ipsaque  sie  conciliariter 


facta  approbat  papa,  omnia  gesta  in  condlio 
conciliariter  circa  maieriam  fldel  et  ratiflcat  et 
uon  aliter  nee  alio  modo.  Et  illud  idem 
iterato  fecit  dlci  per  Organum  .  .  .  A  .  .  .  flscalis 
et  consistorlalls  advocatl." 

»  S.  0.  S.  380.  381. 

*  Vgl.  Phillips  4,  448. 

ö  HüblerS.  260.  280.  n.  62. 

«  S.  0.  S.  368. 

^  S.  0.  S.  367. 

8  Th.  I.  S.  197.  n.  7. 

0  Diesen  Gesichtspunkt  hat  mit  Recht  zuerst 
Hübler  S.  261  ff.,  welchem  ich  mich  In  allen 
wesentlichen  Punkten  anschliesse,  hervorge- 
hoben. 

w  Vgl.  Hübler  a.  a.  0. 

"  S.  0.  S.  381. 

"  S.  0.  S.  383. 

^  Hätte  er  dies  gethan,  so  würde  er  sich  damit 
selbst  den  Rechtsboden  für  seine  päpstliche  Stel- 
lung unter  den  Füssen  fortgezogen  haben,  denn 
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Die  Bolle  vom  22.  Februar  1418,  welche  eine  solche  für  die  Dekrete  in  materia 
fidei  angeblich  enthalten  soll,  weist  sie  in  der  That  nicht  auf,  da  die  entscheidende 
Stelle  1  nur  den  Eetzer-Inqnisitoren  eine  Anweisung  für  ihre  Thätigkeit  giebt,  und 
bei  der  Beschränkung  des  Erlasses  auf  die  hussitische  und  wiklifitische  Ketzerei 
selbstrerst&ndlich  gar  keine  Veranlassung  vorlag,  auf  andere  Dekrete  des  Eonstanzer 
Konzils  irgend  wie  Bezug  zu  nehmen  2. 

Ebenso  wird  auch  der  Aeusserung  Martins  V.  in  der  45.  Sitzung^  eine  durchaus 
onrichtige  Tragweite  beigelegt.  Sie  hat  naeh  dem  Zusanmienhang  nur  die  Bedeutung, 
dA88  der  Papst  das,  was  das  Konzil  beschlossen  habe,  nicht  aber  die  blossen  Natious- 
besehlttsse  anerkennen  zu  wollen  erklärt^.  Der  Papst  hat  sie  abgegeben  auf  die 
noch  beim  Schluss  des  Konzils  von  den  Polen  erhobene  Appellation  an  ein  künftiges 
Konzil,  dass  ein  bereits  von  der  Olaubenskommission ,  den  einzelnen  Nationen  und 
den  Kardinälen  für  ketzerisch  erachtetes  Buch  des  Dominikaners  Falkenberg  nicht 
anch  in  öffentlicher  Sitzung  verurtheilt  worden  sei  ^.  Sie  ist  also  lediglich  durch  einen 
onerwarteten  Zwischenfall  veranlasst  worden  und  lässt  sich  nur  auf  den  letzteren  be- 
liehen ^   Die  gegentheilige  Ausführung  widerlegt  sich  auch  dadurch,  dass  Martin  V. 


dtnn  war  auch  das  Dekret,  auf  Grand  dessen  seine 
ei^ne  Wahl  erfolgt  ist,  nngQltig,  vgl.  aach  ep. 
eooc  Basileensis  synodalis  XY :  Beaiua  HUrony- 
imu;  Maust  29,  346 :  ;,ReyocaTe  autem  nanc  in 
dabium  ipsa  decieta  condllii  GonstanÜensis  qaid 
aliud  esset  quam  in  dubitationem  vertere  deposi- 
tionem  praedlctonun  (Johannes  XXIII  ti.  Bene- 
dikts Xm),  eleetionem  .  .  .  Martini.'^ 

»  S.  384.  n.  2. 

'  Es  gehört  eine  elgenthümliche  Interpreta- 
tionskunst  dazu  In  dieser Bnlle,  so  Phillips  4, 
439,  eine  Bestatigang  deiBescUüsse  des  Konstan- 
zer Konzils  gegen  die  Häretiker  finden  zu  wollen, 
obwohl  ihr  sonstiger  Text  die  Gültigkeit  der  letz- 
teren ohne  Weiteres  voraassetzt  und  die  erforder- 
lichen Anordnungen  über  die  Inquisition :  „sacro 
tpprobante  concilio  Gonstantiensi"  trifft,  Mansi 
27,  1205.  In  der  That  handelt  es  sich  in  der- 
selben lediglich  um  eine  Ausführung  der  betref- 
fenden Beschlüsse,  welche  der  Papst  in  Anerkeu- 
niuig  ihrer Kechtswirksamkeit  anordnet,  nicht  um 
eine  Bestätigung ,  welche  Ihnen  erst  eine  solche 
gewährt  hatte. 

*  8.  384.  n.  2. 

*  Wie  der  genaue  Wortlaut  der  Erklärung  Mar- 
tins V  gelautet,  wissen  wir  nicht.  Dass  aber  in 
derselben  das  Gewicht  nur  auf  eonciliariter,  nicht 
auch  auf  den  Worten  in  maUriU  fidei  ruht,  zeigt 
namentlich  der  Umstand,  dass  der  älteste,  der 
Bnunsehweiger  Codex  v.  d.  Har  dt  4, 1552  diese 
gir  nicht  aufweist,  vgl.  auch  Hübler  S.  266. 

5  V.  d.  Hardt  4,  1552.  1556;  Hübler  S. 
283;Hefele7,  367. 

^  Steinhausen  anal.  p.  34;  Hübler  S. 
265.266.  Wenn  Hef  ele  7, 367  gegen  den  letz- 
tem geltend  gemacht,  dass  der  Papst  allerdings 
in  erster  Linie  die  Falkenbergsche  Angelegen- 
heit im  Auge  gehabt,  aber  bei  dieser  Gelegen- 
heit auch  zugleich  eine  limitirte  Approbation  der 
Beschlüsse  ausgesprochen  habe,  so  legt  diese  Be- 
hauptung dem  Papst  ein  hinterhältiges  Verfahren 
zur  Last,  für  welches  nicht  der  mindeste  Beweis 
erbracht  Ist.    Und  wurde  wohl  Martin  Y,  falls  er 

HinBchiua,  Eirehenrecht.  UL 


die  Auffassung  Hefeies  gehabt,  wirklich  eine 
so  wichtige  und  bedeutungsvolle  Erklärung  blos 
beiläufig  und  improvisirt,  nachdem  schon  der 
Schluss  des  Konzils :  „dominl,  ite  in  paoe''  ausge- 
sprochen war,  abgegeben  haben?  Vgl.  Hüb  1er 
S.  268. 

Allerdings  soll  Martin  Y  auf  eine  schon  früher 
in  der  Falkeubergschen  Angelegenheit  erhobene 
Appellation  der  Polen  an  ein  allgemeines  Konzil 
in  einem  öffentlichen  Konsistorium  eine  Bulle 
erlassen  haben ,  dass  Appellationen  vom  Papste 
ungültig  seien  und  man  sich  seinem  Urtheil  in 
Glaubenssachen  zu  unterwerfen  habe,  Schwab 
Gerson  S.  665;  Hef  ele  7,343.  Gerson,  welcher 
allein  davon  berichtet,  spricht  aber  nur  von  dem 
Entwurf  einer  solchen,  dlalog.  apologet.  II.  390, 
opp.  ed.  du  Pin  2,  390;  v.  d.  Hardt  4,  1552: 
„appellationl  (Polonorum)  cum  respondendum 
esset,  lecta  est,  ut  dicitur,  in  consistorio  generali 
et  publice  .  . .  minuta  quaedam  sub  forma  bul- 
lae ,  destruens ,  ut  asserunt ,  qui  legerunt  eam, 
fundamentale  penitus  robur  nedum  Pisani  sedCon- 
stantiensis  concilii ....  Gontinebat  Itaque  in  nullo 
casu  licere  appellationem  a  papa  facere  nee  eins 
iudicium  in  causis  fidei  declinare,  plane  contra 
legem  del  decretaque  couciUl",  und  im  tract. 
quomodo  et  an  liceat  in  causa  fidei  a.  s.  ponti- 
flce  appellare,  opp.  2,  303;  v.  d.  Hardt  1,  c, 
giebt  er  den  Inhalt  dahin  an:  „Null!  fas  est,  a 
supremo  iudice,  videl.  apostolica  sede  seu  Ro- 
mano pontifice,  Jesu  Cfhristi  vicario  In  terris  ap- 
pellare &ut  illius  iudicium  In  causis  fidei,  quae 
tanquam  maiores,  ad  ipsum  et  sedem  apostolicam 
deferendae  sunt,  declinare.'^  Man  hat  aber  diesen 
Erlass,  welcher  einen  Yersuch  enthielt,  das  neue 
Yerfassungsrecht  zu  brechen,  und  welcher  jeden- 
falls nicht  gehörig  publicirt  worden  ist,  offenbar 
aus  Scheu,  sich  direkt  mit  dem  Konzil  in  Wider- 
spruch zu  setzen,  ignorixt,  und  bei  der  erneuerten 
Appellation  der  Polen  in  der  45.  Sitzung  ist  we- 
der Martin  Y  auf  die  In  dem  Erlasse  geäusserte 
Ansicht  zurückgekommen,  noch  hat  er  die  erstere 
wegen  des  in  demselben  ausgesprochenen  Grund - 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


B.  171. 


in  der  vorhergehenden  44.  Sitzung  in  genauer  üebereinstimmung  mit  dem  Art.  t  der 
39.  Sitzung  über  die  regelmässige  Abhaltnng  von  allgemeinen  Synoden  und  in  Aus- 
führung desselben  das  nächste  Konzil  nach  Pavia  berufen  \  und  auch  sonst  m  Ge- 
mässheit  desselben  gehandelt  hat  3. 

Abgesehen  aber  auch  von  dem  Verhalten  des  Papstes  selbst  ist  während  der 
Regierungszeit  Martins  V.  und  bis  zur  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  kein  Zweifel  an  der 
Rechtsgtlltigkeit  der  Konstanzer  Gesetzgebung  laut  geworden',  und  selbst  als  im 


Satzes  für  unstatthaft  erkl&rt,  Tgl.  auch  H  ü  h  1  e  r 
S.  264.  n.  26. 

Ebenso  unhaltbar,  wie  die  im  Text  widerlegte 
Meinung,  ist  die  weitere  Ansicht,  dass  Martin  Y 
bei  seiner  angeblichen,  einschränkenden  Bestäti- 
gung der  Beschlüsse  von  dieser  letzteren  nicht 
nur  die  blos  in  den  Nationen,  sondern  auch 
die  nicht  conciliaiiter  gefassten,  d.  h.  alle, 
welche  nicht  in  der  Weise  der  alten  Konzilien 
durch  Abstimmung  der  auf  diesen  Berechtigten 
hach  Köpfen  zu  Stande  gekommen  seien,  ausge- 
nommen habe,  und  dass  demgemäss  den  Dekre- 
ten der  4.  und  5.  Sitzung  die  Rechtsgültigkeit 
abgehe,  so  neuerdings  Phillips  4,  443 ;  H e - 
feie  7, 104;  Schwab,  Gerson  514.  515.  Diese 
Annahme  stützt  sich  auf  die  Stelle  in  Ailli^s 
tract.  de  ecclesiast.  potestate  (v.  1416)  c.4,  y.  d. 
Hardt6,  40:  „Quae  deliberatio  (IT  nationumi 
exdusa  deliberatione  dicti  collegii  (cardinaliumj 
et  non  facta  in  communi  sessione  collatione  yoto- 
rum,  videtur  multis  non  esse  censenda  delibe- 
ratio concllii  generalis  ooUegialiter  (bei  du  Pin 
opp.  Oerson.  2,  940;  „concillariter,  vgl.  auch 
dazu  Tschackert,  Peter  v.  Ailli  S.  217.  n.  1), 
facta''  aber  hier  handelt  es  sich  lediglich  um  ein 
Bedenken  Aillis,  und  es  ist  weiter  eine  uner- 
wlesene  Behauptung  Schwabs  undHefeles, 
dass  dieses  noch  i.  J.  1418  von  dem  ganzen  Kar- 
dinal-Kollegium und  Martin  Y  getheilt  worden 
sei,  s.  auch  Hü  hier  S.  279.  n.  61.  Ueberdies 
würde,  wenn  dasselbe  gerechtfertigt  gewesen 
wäre,  die  Rechtsgültigkeit  der  Konstanzer  Ge- 
setzgebung überhaupt  geleugnet  werden  müssen, 
da  alle  massgebenden  Dekrete  nicht  collatione 
votorum  facta,  sondern  nur  nach  Torgängigem 
Benehmen  der  Nationen  beschlossen  worden  sind, 
Hübler  a.  a.  0.,  Steinhausen  analecta 
p.  25. 

1  S.  0.  S.  381.  383. 

3  Seine  Bulle  ▼.  1423,  wodurch  er  die  Präsi- 
denten für  das  Konzil  v.  Siena  ernennt  und  be- 
Yollmächtigt,  nimmt  ausdrücklich  auf  c.  1.  Sess. 
39  des  Konstanzer  Konzils  Bezug  und  erklärt: 
qdeliberationem  et  ordinationem  s.  Gonstantien- 
sis  concilii  super  hoc  habitas  puro  corde  et  recta 
intentione  adimplere  cupiamus",  monum.  eonci- 
lior.  general.  concil.  Basileense.  Yindobon.  1857. 
1,*  8.  Auf  derselben  Grundlage  ruht  seine  wei- 
tere Bulle,  betreffend  die  Yollmacht  an  die  Prä- 
sidenten, nothigenfalls  das  Konzil  zu  verlegen, 
Mansi  29, 8,  femer  wird  in  dem  Breve  v.  1431 
ausgesprochen,  dass  das  Konzil  v.  Basel  von  ihm 
,4oxta  deliberationem  et  ordinationem  s.  synodi 
Gonstantiensis"  zusammenberufen  sei,  endlich 
hat  Martin  Y  in  dem  Streit  wegen  der  Besetzung 
des  Bisthums  Passau  es  ausdrücklich  abgelehnt 


(1425),  die  Beschlüsse  des  Konstanzer  Konzils 
über  die  Translationen  der  Bischöfe  (s.  o.  S.312) 
zu  verletzen,  Kurz,  Oesterrelch  unter  Al- 
brecht II.  Wien  1835.  S.  78;  Hübler  8.276. 
Wenn  freilich  andererseits  in  seinem  Verhalten 
gegenüber  dem  Konzil  von  Pavla-Siena  eine  ge- 
wisse Ignoiirung  des  Konstanzer  Konzils  hervor- 
tritt (s.  unten),  so  erscheint  dies  irrelevant,  da 
dadurch  die  Rechtskraft  derselben  nicht  beseitigt 
werden  konnte. 

S  Das  Baseler  Konzil  hat  sess.  n  die  Dekrete 
der  sess.  lY  u.  Y  des  Konstanzer  Konzils  er- 
neuert, Mansi 29,21 :  ^^ne  de  eiusdem s.B&sile- 
ensis  synodi  potestate  a  quoquam  dubitetar,  ipsa 
eadem  synodus  duas  dedarationes  ex  decretis  sy- 
nodi Gonstant.  in  praesentl  sessione  aliis  suis 
decretis  editis  seu  edendis  Inserendas  ordinat  et 
decemit.''  unterm  5.  Juni  1432  schreibt  der  Vor- 
sitzende der  erwähnten  Synode,    Kardinallegat 
Julian  an  Eugen  lY,  monum.  concil.  gen.  2, 
204 :  ^;An  hoc  concilium  legittimum  sit,  ex  oon- 
cilio  Gonstantiensi  dependet :  si  illud  fiüt  verom 
et  istud.    Nemo  autem  dubitare  visus  est,  an 
illud  legittimum  fuerit  et  simlliter  et  qnicqiiit 
ibi  decretum  est.    Nam  si  quis  dixerlt  decreta 
illius  concilii  non  esse  valida,  fateii  neoesse  ha- 
bet, priuadonem  olim  Johannis   factam  vigore 
illorum  decretorum  non  valuisse ;  si  iUa  non  va- 
luit  nee  eciam  p.  Martini  elecdo  tenult,  facta 
illo  adhuc  superstite ;  si  Martinus  non  f ait  papa 
nee  sanctitas  vestra  est,  que  per  cardinales  ab 
ipso  factos  est  electa.    Nullius  ergo  magis 
interestdefendere  decreta  Illius  con- 
cilii,  quam   sanctitatis    vestrae  et  si 
quod  cumque  Illius  concilii  decretum 
reuoeetur  in  dubium,    eadem  raeione 
potuerunt  reuocari  et  r  eil  qua  eiusdem 
concilii  decreta.     Hac  eadem  raeione  nee 
aliorum  concillorum  decreta  valebunt,  quia  ra- 
eione qua  vacillat  fldes  unius  concilii  vacillabnnt 
et  reliqua  omnia."  Ja  selbst  Eugen  lY  erkliit 
noch  in  dem  zu  den  s.  g.  Füistenkonkordaten 
(s.  unten)  gehörigen  Breve  v.  5.   Febr.  1447, 
Koch  sanctio  pragmatica  Germanor.  illustrat 
Argentor.  1789.  p.  182 :  „Concilium  autem  gene- 
rale Gonstantiense,  decretum :  FrequeM  ac  alla 
eins  decreta,  sicut  caetera  alia  oondlia, ea- 
tholicam  militantem  ecclesiam  repraesentantia, 
ipsorum   potestatem,  auctoritatem,  honorem  et 
eminentiam,  sicuti  et  caeteri  antic^ssores  nostri, 
a  quorum  vestigiis  deviare  nequaquam  iatendi- 
mus,  suscipimus,    ampleotimur  et  veneramni' 
und  stellt  principiell  die  Gültigkeit  der  Kon- 
stanzer Dekrete  nicht  in  Frage.    Allerdings  bat 
er  in  dem  Schreiben  ▼.   1446,    Baynald  a. 
1446.  n.  3 :  „generalia  condlla  Gonstantiense  et 
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Yerlanfe  des  Konzils  von  Basel  Bedenken  gegen  die  Legitimität  der  Konstanzer  Be- 
selilflsse  erhoben  worden  sind^  hat  man  diese  anfänglich  nicht  einmal  auf  den  Mangel 
einer  Approbation  Martins  V.  gestützt  i. 

Das  zunächst  für  das  J.  1423  nach  Pavia  ansgeschriebene^  und  dann  nach 
Sien  a  verlegte  allgemeine  Konzil^,  welches  die  zu  Konstanz  nicht  zn  allseitiger  Dnrch- 
ftbnmg  gebrachte  Reform  zn  vollenden  bestimmt  war ,  ist  zwar  in  dieser  Beziehung 
resnltaüos  verlanfen,  indessen  ist  es  fftr  die  Konzüiengeschiehte  insofern  von  Beden- 
tiug;  als  sich  aus  den  Verhandlungen  desselben  ergiebt,  dass  das  Konziliarrecht,  wie 
es  sich  auf  der  Synode  zu  Konstanz  und  durch  dieselbe  gestaltet  hatte ,  in  formaler 
Beziehung,  d.  h.  soweit  es  sich  um  die  Zusammensetzung  und  sonstige  Einrichtung 
des  Konzils  handelte,  massgebend  geblieben  ist.  Mit  geringen,  theils  erweiternden, 
theils  beschränkenden  Abweichungen  hat  man  an  der  Ausdehnung  des  Stimmrechts  ^, 


Baiileense  al>  elus  IbIÜo  nsqtie  ad  translationem 
pei  UM  factam  abtque  tameu  praeludido  larls, 
dignitatis  et  piaeemlnentiae  s.  sed.  apostollcae 
. . .  guadplmiu,  compleetlmar  et  Teneramar", 
eine  tof  die  Beschlüsse  der  sess.  lY  u.  Y  des 
KooBtanzei  Konzils  hinzielende  Einschränkung 
gemacht,  aber  diese  ist  so  vage  gehalten,  dass  sie 
ebenfalls  kein  deutliches  Bestreiten  der  Gül- 
tigkeit der  betreffenden  Dekrete  enthalt,  min- 
destens aber  nicht  die  Auffassung  über  den  Um- 
Uag  ihrer  Yerbindlichkeit  erglebt,  welche  man 
Martin  Y  untergelegt  hat  (s.  o.  S.  384). 

^  So  berief  sich  Eugen  lY,  als  er  nach  seiner 
Absetzung  der  Bsseler  Synode  den  Beehtsboden 
durch  Anfechtung  des  Konstanzer  Konzils  ireg^ 
zuziehen  suchte,  lediglieh  darauf,  dass  das  letz- 
tere zur  Zeit  der  Abfassung  der  Dekrete  der  sess. 
lY.  u.  Y  bloa  aus  der  Obedienz  eines  Papstes 
(Johanns  XXm)  bestanden  habe,  Bulle :  Moy- 
les  T.  4.  Sept.  1439  bei  Hardouin  1,  1004  u. 
Baynald  a.  1439.  n.  29  und  Antwort  der  Ba- 
seler Synode :  beatus  Hieronymus  t.  1439 ,  M  a  n  s  1 
29, 345.  Auf  demselben  Standpunkt  steht  auch 
der  Knrialist  der  damaligen  Zeit,  der  nachmalige 
Ksidinal  Johann  v,  Turrecremata  (f  1468), 
8.  dessen  Apologie  für  Eugen  lY  (1431)  bei 
Hardouin  9,1239  u.  summa  de  ecclesiall.  99. 
(Th.  I.  S.  203.  n.  1.)  Ausserdem  führt  er  ftelUch 
davon  ausgehend,  dass  die  Gültigkeit  sller  Konzüs- 
beschlüsse  ron  dem  Papste  und  dessen  Bestätigung 
abhänge  (vgLauch  Th.  I.  S.203.  n.  1),  das  neue 
Argument  in  das  Feld ,  dass  M  artin  Y  den  Kon- 
stanzer  Dekreten  eine  solche  Bestätigung  nicht 
ertheilt  habe,  tract.  de  potest.  papae  et  conc. 
gener.  ed.  Friedrich  Oenopont.  1871.  p.  24. 
77. 100,  ab6T  ohne  der  Yorg^nge  der  45.  Sitzung 
(s.  0.  S.  384)  zu  erwähnen.  Erst  zur  Wider- 
legung dieser  Ausführung  hat  man  auf  die  Er- 
klärung Martins  Y  in  der  eben  gedachten  Sit- 
zung Bezug  genommen  (so  offenbar  schon  Leo  X 
auf  dem  ö.  lateranensischen  Konzil  in  der  Bulle : 
Pastor  aetemus  v.  1516,  Hardouin  4,  1829, 
wenn  er  sagt :  „consueTeruntque  antiquorum  con- 
dliorum  patres  pro  eorum  qnae  in  suis  conciliis 
gesta  foerunt,  corroboratione  a  Romano  pontiflce 
subseriptionem  approbationemque  humiliter  pe- 
tae  et  obtinere . . .  quod  etlam  novissime  Constan- 
tiensea  patres  fecisse  constat^),  und  es  haben 
namentiioh  die  Gallikaner,  vgl.  Hübler  S.280. 


n.  62,  welche  stets  die  Oekumenicität  des  gan- 
zen Konzils  Tertheidlgt  haben,  s.  z.  B.  Erklärung 
des  Pariser  Parlaments  v.  1517  n.  83,  Münch 
Konkordate  1,  292,  Bossuet,  defensio  eccles. 
der.  Gall.  P.  II.  c.  13  ff.,  die  Dekrete  über  die 
Superiorität  des  Konzils  unter  die  mateilae  fidei 
subsumirt,  während  die  Kuriallsten  darauf,  so 
schon  die  Italiener  zu  Trlent,  s.  Sarpi  hist. 
conc.  Trldent.  1.  YII.  n.  52 ,  ed.  Y.  Gorichemi 
p.  595  und  Bellarmin  de  condl.  et  eccl.  II. 
19  (ed.  cit.  p.  2,  12)  die  Scheidung  der  Kon- 
stanzer Beschlüsse  in  eine  pars  probata  und  repro- 
bata  aufgebracht  haben. 

«  S.  0.  S.  383. 

«  Hefele7,  391. 

*  Johannes  de  Raguslo,  Init.  etprosecu- 
tio  Basiliens.  conc,  monum.  concll.  cit.  1,  10, 
nennt  als  Theilnehmer  des  Konzils  zu  Pavia 
ausser  den  yom  Papste  ernannten  Präsidenten 
(Petrus  archiepisc.  Oretensis,  Jacobus  episcopus 
Spoletanus,  Petrus  de  Oolumna  abbas  s.  Petri  de 
Rosacio  Aquileglensis  diocesis,  Petrus  de  Flo- 
rentia  ordln.  ff.  praedicator.  et  s.  paginae  pro- 
fessoris  et  elusd.  ordinis  generalis  minister,  1.  c. 
p.  8),  praelati  ac  doctores  diversarum  nationum. 
Zu  Slona  wurde  dann  unter  Annahme  der  Yor- 
schläge  der  Franzosen  näher  festgesetzt,  wer  in 
die  einzelnen  Nationen  aufgenommen  werden 
solle,  1.  c.  p.  12:  „quod  .  .  .  episcopi  et  supe- 
riores  ecdesiarum,  praelati,  abbates  ordinis  cuius- 
cunque,  priores  conventuales,  doctores  et  maglstri 
cuiusounque  facultatis  in  sacris  constituti,  bacca-* 
laurei  in  s.  theologia  formati,  uecnon  licentiati 
in  iure  canonico,  ciyili  ac  medidna  etlam  in  sa- 
cris  constituti,  paroohialium  ecde- 
siarum rectores  (dummodo  aliter  fuerint 
suffldentes  etidonei)  et  regum,  principum,  mili- 
tiarum ,  religionum  seu  ordinum  quorumcunque, 
baronum  universitatum ,  pilvilegiatarum  domi- 
nationum  et  potestatum  ac  communitatum  pro- 
curatores,  ambassiatores  seu  oratores,  libere  et 
sine  impedimento  admittantur,  si  fuerint  in  sa- 
cris. Geteri  Tero  in  sacris  ordinibus 
constituti,  moribus  et vita idonei, quorum ido- 
neitas  nationi  discutlenda  dimittitur  et  sacro  con- 
cilio  utilis  esse  credatur,  admittantur.^  Die 
Erweiterung  liegt  darin,  dass  auch  einzelne 
Pfarrer,  und  sogar  unter  den  gedachten  Yoraus- 
setzungen  andere  Geistliche  höherer  Weihen  zu- 
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femer  an  der  Eintheilung  der  Eonzilßglieder  nach  den  verschiedenen  Nationen  ^  ui 
der  Vorberathnng  durch  diese ,  der  Art  der  Abhaltung  der  Qeneral-Sessionen,  end- 
lich an  der  Nationsabstimmnng  in  den  letzteren  festgehalten  ^ 

Was  aber  das  Verhältniss  des  Konzils  zum  Papste  betrifft,  so  hat  das  erstere  in 
der  Form  seiner  Dekrete  zwar  die  üeberordnung  Aber  den  Papst  zum  Ausdruck  ge- 
bracht^ und  zu  Siena  sogar  die  Massnahmen  Martins  V.  zur  Ausführung  der  Kon- 
stanzer Beschlüsse  über  die  hussitische  und  wiklifitische  Ketzerei  bestätigt  K  Trotzdem 
konnte  es  gegenüber  dem  sich  fern  haltenden  Papste  und  gegenüber  seinen  Legaten 
keine  Bedeutung  erlangen.  Ganz  abgesehen  von  der  verh&ltnissmftssig  geringen  Zahl 
der  Theilnehmer^  machten  sich,  als  das  Reformwerk  in  Angriff  genommen  werden 
sollte  <^,  die  schon  zu  Konstanz  hervorgetretenen  Spaltungen  innerhalb  der  Nationen 
auch  jetzt  wieder  von  Neuem  geltend  ^. 

Im  Einverständniss  mit  dem  Papste  ^^  welcher  schon  im  Widerspruch  mit  der 
Konstanzer  Gesetzgebung  die  von  der  Synode  gefassten  Dekrete^  auf  Ersuchen  der 
kurialen  Partei  bestätigt  hatte  ^^  und  unter  Beihülfe  der  letzteren,  brachten  die  Legaten 
(1424),  nachdem  sie  noch  in  Gemässheit  der  Konstanzer  Verordnung  die  Stadt  Basel 


gelassen  werden,  wovon  zn  Konstanz,  soweit  wli 
wissen,  nicht  die  Rede  war;  eine  Restriktion  ge- 
gen das  Konstanzer  Konzil  bildet  dagegen  die 
Beschränknng  des  Stimmrechtes  der  Gelehrten 
auf  diejenigen,  welche  die  ordines  sacri  haben, 
8.  0.  S.  374. 

1  Schon  zn  Pavia  tritt  die  Eintheilung  in  ver- 
schiedene Nationen  trotz  der  sehr  geringen  Zahl 
der  Erschienenen  sofort  hervor  nnd  es  ist  über 
die  Verlegung  der  Synode  nach  Siena  in  der  ge- 
dachten Weise  abgestimmt  worden,  monum.  oonc. 
1,  10;  Man8l28,  1057;  für  Siena  l.c.p.  26: 
„Finita  lectura  .  .  .  decretorum,  nomine  et  con- 
sensu  omnium  nationum  .  .  .  cardlnalis  s.  E.  de 
Hispauia . . .  respondit :  Placet.^  Für  die  Verfas- 
sung der  Nationen,  sowie  die  Qeschäftsbebandlung 
Innerhalb  derselben  und  unter  einander  Ist  eben- 
falls das  Konstanzer  Vorbild  massgebend  gewesen, 
1.  c.  p.  12;  Hefele7,393. 

^  Das  Dekret  über  die  Verlegung  der  Synode 
von  Pavia  nach  Siena,  dessen  Wahl  bei  der  Un- 
einigkeit der  wenigen  erschienenen  Konzilsmit- 
glieder den  päpstlichen  Legaten  als  Präsidenten 
der  Synode  überlassen  worden  war,  beginnt :  „sa- 
orosancta  synodus  generalis  Papiensls,  in  spiritu 
s.  legitime  congregata,  universalem  eccleslam  re- 
praesentans^  monum.  conc.  1,  11;  Mansi  28, 
1059 ;  ebenso  die  Eingangsformel  zu  den  4  De- 
kreten, den  einzigen,  der  Synode  von  Siena, 
welche  nur  noch  den  Zusatz  enthält :  „praeslden- 
tibus  .  .  .  nuntiis  ,  .  .  d.  Martini  V  .  .  .  summi 
pontiflcls,  specialiter  deputatis";  mon.  cit.  1,23; 
Mansi  28,  1060.  Das  Präsidium  der  Legaten 
stand  übrigens  mit  dem  Konstanzer  Recht  nicht 
in  Widerspruch,  s.  o.  S.  377. 

3  „approbat  et  conflrmat^,  s.  das  erste  Dekret 
(vor.  Anm.). 

4  Hefe le  7,  390.  391.  Bei  der  erwähnten 
Besohlussfassung  zu  Siena  „interfuerunt  II  d. 
cardinales  ...  et  inter  ceteros  archiepiscopos, 
eplscopos  et  abbates  XXV  mitrati  cum  multitu- 
dine  doctorum  et  magistrorum  et  ceterorum  co- 
plosa'^,  Joh.  de  Ragusio  1.  o.  p.  27. 


6  Der  Reformvorschlag  der  Franzosen,  1.  c  p. 
30;  vgl.  Hefele7,  399. 

0  Namentlich  unter  den  Franzosen  nnd  Italie- 
nern Job.  de  Ragusio,  1.  o.  p.  35 :  „cum  igitur  piae- 
dicti  articuU  fuissent  ex  parte  nationis  Oallieanae 
aliis  nationibus  oommunicati  et  praesidentibiu 
papae  praesentatl,  timor  et  tremor  irmit  super  eos, 
praecipue  propter  artieulum  de  cardinalibus  pio- 
portionaliter  de  omnibns  nationibus  faoiendis 
(vgl.  Tb.  I.  S.  337).  Qui  legit,  intelligat.  Et  ex 
tuno  omnino  ad  extinguendnm  Jesnm,  i.  e.  ad 
dissolvendum  concilium  animnm  dederunt.  Ve- 
rum cum  hoc  efflcere  non  valerent,  unitls  natio- 
nibus, vlis  et  modis,  qnos  sator  zizaniae  dlabolos 
noverat  snggerere,  divisionem  in  nationibus  pro- 
curaverunt  in  tantum,  quod  dnae  nationes,  vide- 
licet  Franclae  et  Italiae,  in  duas  partes  se  diviie- 
runt  et  qnaelibet  eamm  habebat  duospraesidentes, 
quomm  quillbet  habebat  sequelam  suam  et  qoae- 
Übet  partium  se  pro  natione  gerebat.''  Das  Wei- 
tere daselbst  p.  36  fT.  u.  Hef  ele  7,  399. 

7  Nach  Mansi  28,  1073,  vgl.  He  feie  7,404 
hat  der  Papst  die  Auf  losung  des  Konzils  nament- 
lich deshalb  betrieben,  weil  die  Reformfreunde 
eine  strengere  Interpretation  des  Konstanzer  Be- 
schlusses in  Betreff  der  Superloritat  des  Konzils 
durchzusetzen  versuchten. 

8  Hefele7,  396. 

d  Mansi  28,  1075:  „auctoritate  apostoUeaex 
certa  scientia  conflrmamus.^  Die  Formel  lisst 
sich  jedenfalls  dahin  deuten,  dass  die  Konzils- 
beschlüsse, welche  ordnungsmassig  nnd  unter 
Mitwirkung  der  päpstlichen  Präsidenten  geiasst, 
also  nach  dem  neuen  Recht  durchaus  rechts- 
giltig  waren,  bis  dahin  der  vollen  Wirksamkeit 
entbehrt  hatten,  um  so  mehr  als  vorher  bemerkt 
wird :  „pro  parte  archiepiscoporum  ...  et  aliorum 
praelatorum  .  .  .  noblB  fuit  snpplioatom,  nt  ei*- 
dem  decretis  pio  ipsorum  subsistentia  fir- 
miori  robnr  apostolicae  confirmatio- 
nis  adilcere  de  benignitate  apostollca  dignare- 
mur." 
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alsVersammliuigsort  des  nächsten  allgemeinen  EonzUes  hatten  wählen  lassen  ^,  wider 
Erwarten  der  Beformpartei  nnd  trotz  aller  Proteste  derselben  die  Synode  znr  Auf- 
löflimg.  Die  letzte  fOgte  sich  auch  hier  wie  schon  zn  Eonstanz ,  wesentlich  durch  die 
BdfÜrchtong  eines  nenen  Schismas  bestimmt ^^  nnd  Martin  V.  beeilte  sich,  die  von 
seinen  Legaten  einseitig  ausgesprochene,  unrechtmässige  Aufhebung  des  Eonzils^ 
zu  bestätigen*,  um  damit  einen  neuen  Präcedenzfall ^  zum  Nachtheil  der  Eonstanzer 
Gesetzgebung  zu  schaffen. 

Somit  war  auch  die  Synode  von  Pavia  und  Siena  der  Macht  des  Papstthums 
unterlegend  Die  Reformpartei  erschien  dem  letzteren  so  wenig  gefährlich,  dass 
Martin  V. 7  sich  erst  auf  besonderes  Andringen  entschlösse,  die  erforderlichen  An- 
stalten ftlr  die  Vorbereitung  des  bereits  nach  Basel  ausgeschriebenen  Eonzils  zu 
treffen,  indem  er  den  Eardinal  Julian  Cäsarini  zum  präsidirenden  Legaten  ernannte, 
freilieh  zugleich  mit  der  Vollmacht,  das  Eonzil  nöthigenfalls  zu  prorogiren,  aufzu- 
lösen und  in  eine  andere  Stadt  zu  verlegen  ^. 

So  wenig  gflnstig  auch  die  Aussichten  fftrdie  BaselerSynodebei  ihrem  Zu- 
sammentritt wegen  der  obwaltenden  politischen  Verhältnisse,  der  geringen  Zahl  ihrer 
an&nglichen  Theilnehmer^^  und   der  Neigung  des  neuen  Papstes  Eugens  IV.  zu 


1  Das  Protokoll  über  die  Yergammlung  hei 
M aiisi  29,  6.  In  demselben  hatten  die  Legaten, 
ebeDflo  wie  die  Präsidenten  der  Nationen  fireillch 
eiUiirt,  dass  mit  dem  gedachten  BoBchlusse  das 
Konzil  nicht  auf  gelost  sein,  die  Reform  vielmebr, 
80  weit  möglich,  gefordert  werden  sollte,  1.  c.  p. 
9,  indessen  war  die  Anfldsang  schon  im  Ge- 
heimen beschlossen,  Joh.  deRagnslo  1.  e.  p. 
50.  Ein  Theil  der  Mitglieder  reiste  ab  und  die 
Legaten  liessen  das  Auflosungsdekret  heimlich 
anschlagen,  indem  sie  sich  gleichzeitig  nach  Flo- 
renz entfernten,  1.  c.  p.  56.  57;  vgl.  auch  die 
Encyklika  Martins  Y  y.  1424,  Mansi  28,  1071. 

^  Joh.  de  Ragusio  1.  o.  1,  61:  ^mnltaha- 
bitae  fuerunt  deliberationes  inter  praelatos  et 
lapposita  concilil  et  tandem  propter  vitandnm 
eecleslae  scandalum  et  anotoritatis  ac  proprlarum 
peisonomm  periculom,  propter  proplnqoam  tem- 
poralem papae  potentiam,  deliberarunt  res  ecole- 
riae  deo  committere  et  anusqoisqne  ad  propria 
lemeare.'' 

'  Protest  der  Reformpartei,  Johannes  de  Ra- 
gusio 1.  c.  1,  67:  „hoc  8.  condlium  sine  uUa  re- 
qnisitione  seu  commnidcatione  rel  deliberatione 
tonta  Tel  habita  seu  in  publica  rel  solemnlter 
odebrata  sesslone  cum  .  .  .  concUll  nationibus, 
d.  XXYI  m.  Febr.  .  . .  se  dissolTisse  ac  pro  disso- 
lato  baberlToltusse  per  lUa  eornm  scripta  pronnn- 
tisTerant ,  . .  llcentiam  ex  usurpata  potestate  et 
taperloritate,  quae  nulla  in  eis  erat,  seu  aposto- 
lica  seu  quavis  alla  auctoritate  esse  poterat,  sed 
in  hoc  s.  generali  condlio  et  apud  Ipsum  specia^ 
Uter  fait  et  est  de  Iure  ac  secundum  deoreta  s. 
eone.  Gonstantlens.  illibablliter  roservata,  omnl- 
hns .  .  .  ut  ad  propria  redire  posslnt,  llcentiam 
concedere  se  asserentes. 

^  Vgl.  die  beiden  Encykliken  Martins  Y  und 
auch  den  Brief  an  den  König  v.  England  t.  1424, 
Mansl  28,  1077.  1071.  1075.  Als  Hauptgrund 
för  die  Auflosung  wird  die  geringe  Anzahl  der 
Theilnehmer  angegeben,  In  der  ersteren  auch  be- 


merkt, dass  der  Papst  zur  Forderung  der  Reform 
eine  Kommission  Ton  Kardinälen  niedergesetzt 
habe,  um  desf aisige  Vorschläge  entgegen  zu 
nehmen. 

^  Ueber  einen  früheren  s.  S.  388.  n.  9.  Es 
bedarf  wohl  kaum  der  Hervorhebung,  dass  das 
im  Text  Bemerkte  nicht  mit  dem  was  hinsicht- 
lich der  Auffassung  Martins  Y  von  der  Rechts- 
gültigkeit der  Konstanzer  Beschlüsse  o.  S.  384 
ausgeführt  ist,  in  Widerspruch  steht.  Der  Yer- 
such,  Gesetze  durch  Nichtbeachtung  ausser  Wirk- 
samkeit zu  setzen,  ist  etwas  anderes  als  die  prin- 
cipielle  Neglrung  ihrer  bindenden  Kraft. 

^  Was  die  Frage  nach  der  Oekumenicltät 
der  Synode  von  Payla-Siena  betrifft,  so 
ist  dieselbe  nicht  nur  als  allgemeine  einberufen 
und  sie  selbst  hat  sich  nicht  blos  so  bezeichnet 
(s.  0.  S.  388.  n.  2),  sondern  es  Ist  ihr  auch  spä- 
ter Yon  Martin  Y,  Bulle  y.  1424  bei  Mansi  28, 
1071  und  von  Eugen  lY,  Bulle  v.  1431,  1.  c.  29, 
567  das  erwähnte  Prädikat  beigelegt  worden. 
Nachmals  hat  man  sie  indessen  in  der  katholischen 
Kirche  nicht  mehr  zu  den  allgemeinen  gezählt, 
H  e  f  e  1  e  7,  409.  Dies  hat  insofern  seine  Berech- 
tigung, als  ihr  Besuch  so  wenig  zahlreich  gewe- 
sen ist,  dass  sie  nicht  als  ausreichende  Repräsen- 
tation der  ganzen  Kirche  gelten  konnte. 

7  Er  hatte  allerdings  selbst  1.  J.  1425  ein, 
frollich  durchaus  unzulängliches  Reformdekret 
erlassen,  abgedr.  bei  Dölllnger,  Beiträge  z. 
polit.,  Kirchen-  u.  Kulturgesch.  d.  6  letzten 
Jahrhunderte.  Regensbuig  1862.  2,  335;  vgl. 
Hefele7,  409. 

S  Joh.  de  Ragusio  1.  o.  1,  65ff. ;  Hefele 
7,  426. 

0  Eine  Bulle  v.  1431,  Mansi  29,  71  enthält 
die  Bestellung  zum  Präsidenten^  eine  zweite  von 
demselben  Datum,  welche  offenbar  nicht  zu  so- 
fortiger Yorlegnng  bestimmt  war,  die  Yollmacht 
zur  Auflosung,  monum.  concil.  1,  67. 

10  Hefele  7,  432. 
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baldiger  Wiederbeseitignng  des  Konzils  ^  erschienen,  so  hat  sie  doch  nicht  nur  die  m 
Konstanz  unausgeführt  gebliebenen  Verfassungs-  nnd  Reformationspläne  mit  neuer 
Energie  aufgenommen ,  sondern  auch  in  umfassender  Weise  zu  verwirklichen  ver- 
sucht. Sie  bildet  den  Höhepunkt  der  konziliaren  Reformbewegung  des  15.  Jahrhun- 
derts, zugleich  aber  ist  mit  ihrem  schliesslichen  Ausgange  auch  die  definitive  Nieder- 
lage derselben  besiegelt  worden. 

Für  die  Gliederung  des  Konzils  und  die  dadurch  bedingte  Oeschftftsbeh«nd- 
lung^  sah  man  diesmal  von  der  Eintheilung  und  Abstimmung  nach  Nationen,  welche 
sich  auf  den  beiden  früheren  Synoden  für  die  Durchführung  einer  eingreifenden 
Reform  der  Kirche  als  wesentliches  Hemmniss  erwiesen  hatte,  ab.  Ende  Februar  i  432  ^ 
wurde  in  einer  General-Kongregation^  der  Vorschlag  des  Generalprokurators  der  Do- 
minikaner, Johannes  deRagusio'',  angenommen,  aus  der  Gesammtheit  der  Konzilsmit- 
glieder zur  Yorberathung  der  zu  erledigenden  Angelegenheiten ,  nämlich  der  causa 
fidei,  der  causa  reformationis  und  der  causa  pacis,  sowie  endlich  der  allgemeinen,  das 
Konzil  selbst  betreffenden  Fragen  vier  Deputationen  zu  bilden^,  und  sofort  zur 
Einsetzung  derselben  geschritten^.  Wie  zu  Konstanz  die  Stimmberechtigung  inner- 
halb der  Nation  von  präjudizieller  Bedeutung  für  die  Abstimmungen  des  Konzils  ge- 
worden war,  so  wurde  es  nunmehr  zu  Basel  die  Stimmberechtigung  innerhalb  der 
Deputation. 

Als  stimmberechtigt  liess  man  in  Basel  ausser  den  Kardinälen^,  Erzbischöfen 
und  Bischöfen  auch  die  übrigen  Prälaten^,  die  Vertreter  der  Orden ^®,  femer  die  mit 


1  A.  a.  0.  S.  431.  443,  vgl.  auch  unten. 

2  Vgl.  0.  Richter,  die  Organisation  und  Ge- 
schäftsordnung des  Baseler  Concils.  diss.  inaug. 
Leipzig  1877. 

8  Eröffnet  wurde  das  Konzil  am  23.  Juli  1431, 
monum.  concil.  clt.  1,  90;  v.  Raumer  a.  a.  0. 
S.  119;  Hefele  7,  434.  Die  erste  General- 
sitzung, in  welcher  die  Synode  als  zu  Recht  be- 
stehend erklart  wurde,  ist  am  14.  Dezember  1431, 
die  zweite  am  15.  Februar  1432  abgehalten  wor- 
den, Mansi  29,  4  u.  21.  Wenngleich  im  Sep- 
tember 1431  in  einer  Deputation  der  Synode  die 
Beschlussfassung  darüber,  ob  nach  Nationen  oder 
nach  Köpfen  abgestimmt  werden  sollte,  ausgesetzt 
worden  war,  Joh.  de  Ragusio  mon.  dt.  1,  113,  so 
ist  doch  anfänglich  wegen  der  geringen  Anzahl  der 
anwesenden  Theilhehmer  der  letztgedachte  Modus 
angewendet  worden,  sess.!,  Mansi  p.  20:  „car- 
dinalis  praesidens  primo  et  delnde  ceteri  omnes  et 
singuli  domini  praelati,  in  eadem  sesslone  ao 
Sacra  synodo  tunc  praesentes,  concorditer  nuUo 
discrepante  responderunt  riva  voce :  Placet";  Joh, 
de  Segovia,  bist,  gestor.  general.  synodl  Basi- 
llensis  II.  20,  monum.  concil.  cit.  2, 126 :  „Oum- 
que  In  huiusmodi  iniciis  s.  conciUl  negocia  penes 
aliqnos  maiores,  qid  ut  communlter  ildem  sem- 
per  deputati  erant,  tractarentur,  multis  vero  igno- 
ta  essent,  donec  perduoerentur  ad  generalem  con- 
gregacionem,  ubi  de  omnium  consensu 
oonoludebatur,  rumor  penes  quosdam  .  .  . 
erat  quasi  in  mlnisterio  cottidiano  circa  pertrac- 
tanda  negodi  coneilii  desplcerentur." 

*  Vgl.  unten. 

^  Joh.  de  Segoria  1.  c. 

^  Sequeuti  igltur  synodal!  congregadone  .  .  . 


presidens  ezposuit,  quod  summe  erat  ezpedieo« 
atque  necessarlum  institui  IV  deputaciones,  in 
qulbus  supposita  conolHl  deberent  distribui  eqdi 
portionibus,  quantum  fleri  posset.  Qaod  Terbam 
sicut  praestantioribus,  ita  velud  spiiltua  dd  ülud 
fuisset  locutus,  summe  placuit  omnlbus  in  eon- 
cllio  congregatis'',  1.  c.  p.  127;  s.  auch  1.  c.  p. 
135.  Es  ist  daher  irrig,  wenn  Hefele  7,  4d4 
die  Einsetzung  der  Deputationen  erst  in  den 
Herbst  des  J.  1432  setzt.  Damals  erhielt  die 
Einrichtung  nur  noch  Ihre  nähere  Ausbildung 
und  endgültige  Feststellung,  vgl.  Richter  S. 
6.  7  und  auch  unten. 

7  Monum.  dt.  2,  128. 

8  Vgl.  S.  391.  n.  3. 

9  Das  Einberufungsschreiben  des  Vorsitzenden 
KardlnaU  v.  1431,  Mansi  30,  58;  mon.  dt.  % 
34  richtet  dch  in  alter  Welse  an  die  Erzbischofe 
und  Bischöfe  und  fordert  diese  auf,  das  Schrd- 
ben  den  Suflhiganen,  anderen  Prälaten,  exemten 
und  nicht  exemten,  sowie  den  Domkapiteln 
ndtzuthellen. 

10  Joann.  de  Segovia  I.  21,  1.  c.  2,  35:  qm&n- 
dabatur  edam,  ut  omnes  prelatos  religionniD 
suarum  cluitatum,  dyooesum  (sc.  episcopl)  con- 
dlll  auctoritate  convocarent,  de  qualibet  reU- 
gione  electuii  II  vel  ad  minus  unum  prelatnin 
vel  subditum  mellorem  ac  doctlorem  et  ad  refor- 
madonem  iuclinatum  magis,  loco  omulum  alio- 
rum  expends  communlbus  ad  condlium  venta- 
roB,  reformadonls  causa  in  Ipsls  religionibns 
fadende.  Qua  ocoadone  magna  multitudo  rell- 
gioaorum  s.  synodo  Incorporata  fult,  quos  licet 
vocatl  essent  reformadonls  tantum  causa,  eo« 
Interesse  alUs  duobus  (d.  h.  der  causa  fldd  et 
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Vollmacht  ihrer  Kapitel  Tersehenen  Archidiakone ,  Dekane ,  Pröpste  und  Kanoniker 
der  Kathedralkirchen  ^  sodann  die  Magister,  Licentiaten  nnd  Baccalanreen  der  Theo- 
logie, die  Doktoren  nnd  Licentiaten  beider  Rechte  2,  endlich  aber  auch  eine  Reihe 
Ton  Priestern  niederer  Stellung  zvl\  Während  hiemach  das  Stimmrecht  auf  noch 
weitere  Kategorien  der  Geistlichen  als  zu  Konstanz  ausgedehnt  worden  ist,  blieb  es 
dagegen  bei  dem  auf  dem  letzteren  festgehaltenen  Grundsatz ,  dass  Laien ,  selbst  die 
weltlichen  Ftlrsten  und  Kommunen^,  ein  solches  nicht  ausüben  durften,  vielmehr  nur 
durch  Bestellung  von  Vertretern,  welche  an  sich  stimmberechtigt  waren,  dasselbe 
erlangen  konnten^. 

Voraussetzung  der  Ausübung  des  Stimmrechtes  war  die  Aufnahme  oder  die  In- 
korporation als  Mitglied  des  Konzils*.  Ihr  ging  eine  Untersuchung  Aber  die  Berech- 
tigung der  Aufzunehmenden  durch  einen  besonderen  Ausscbuss'^  voraus^.  Nach  ihrer 
Zulassung  wurden  sie  in  der  n&chsten  General-Kongregation  als  Neu-Inkorporirte 


padfl)  requirentes  excladeie  non  decuit  a  nego- 
fÜA  ildem  et  pacem  oonoementibQs  populi  chrl- 
■tUni.''  Später  wurden  auch  Einberufnngssclirei- 
ben  erlassen,  in  denen  spedell  die  capitnla 
pielatonim,  abbatum  alioromqne  prepositomm 
suamm  dTitatnm  et  dyocesum^  genannt  waren, 
1.  c.  p.  36.    S.  aucb  die  folgende  Note. 

1  L.c.  Vn.  2j%  680:  „Qnaliflcacio  antem  de- 
liberata  (1434)  per  depntadones  fult,  qnod  ultra 
prelatos,  abbatea,  episcopoa  eommqne  snperiores 
admlttl  poseent,  qni  magistri,  licenciati  ant  bac- 
calarü  in  tbeologia,  doctores  ant  licentiatl  in  al- 
ten) inrium  ant  in  magnis  constitntl  dignitatibns, 
ucbidyaooni,  decani,  prepositi  Tel  canonici  ca- 
thedr^um  ecclesiamm  habentes  mandata  a  snis 
capitnlls.'' 

<  L.  c.  I.  21,  2,  34  n.  vor.  Anm. 

'  Die  letzteren  seit  dem  yoUigen  Bmcb  des 
Konzils  mit  Engen  lY.  In  welchem  Umfange 
ist  nicht  festzustellen.  Mögen  anch  Aenssernn- 
gen  wie  die  des  späteren  Kardinals  Tnrrecremata 
aof  dem  Konrent  zu  Bonrges  ▼.  1440,  welcher 
das  Baseler  Konzil  ein  i^conventicnlnm  copista- 
nun,  advocatomm  et  saecnlarlum  hominnm" 
nennt  nnd  weiter  bemerkt:  „notarii,  copistae, 
funiliares  et  idiotae  et  ignorantes  derlei  nee 
congme  latine  loqni  sdentes  admissi  snnt  ad  con- 
sedendum  in  condlio  cum  patribns,  paria  cum  s. 
Bomanae  eccles.  cardinalibns ,  cum  apostolicae 
sedis  praesidenübns,  cum  praelatis  et  prindpnm 
ontoribns  TOta  habentes  pailqne  fnngentes  aucto- 
liUte",  iMansi  31,  65.  109  nnd  ähnUche  (s. 
Richter  a.  a.  0.  S.  9.  n.  2)  anf  Uebertrel- 
bnng  beruhen ,  so  lasst  sich  doch  die  im  Text 
hingestellte  Tbatsache  nicht  bezweifeln.  Tgl. 
auch  Patricil  summa  condlior.  Basil.  Floren t. 
etc.  c.  145,  bei  Hartzheim  5,  869  :  „Admitte- 
bantur  si  quldem  ad  definitiones  et  sandenda 
deoeta,  non  modo  episcopl  et  abbates,  sed  theo- 
logUe,  iuris  utriusque  et  aliarum  doctrinamm 
piofetsores,  quos  graduatos  appellant,  tum  eccle- 
siamm canonid  et  parochialinm  rectores,  iurati 
omnes :  ita  ut  non  mlnoris  esset  auctoritas  sim- 
plids  canonid  quam  episcopi  cuiuspiam  sanctls- 
simi  suffragium  contra  antiquorum  condliomm 
consnetudinem ,  in  qoibus  (ut  aiunt)  soll  epi- 
>copl  et  abbates  Yocem  dellberatlvam  habebant, 
alU  consultivam  tantnm.^ 


*  Vgl.  einerseits  die  in  der  Tor.  Anmerkung 
dt.  Aeusserung  Turrecrematas  und  andererseits 
das  Schreiben  des  Kardinals  Julian  an  den  Papst 
bei  M  a  n  s  i  29,  279 :  „quarto  quia  voco  ad  con- 
dlium  reges  et  prindpes  qui  nullo  modo  consue- 
yerunt  neque  de  iure  habere  debent  Yocem  in 
condlio  maxime  in  Isto  qnod  est  asdgnatum  ad 
reformandnm  statum  ecoledastlcum.  Tarnen  nee 
obstat  dlcere ,  eos  fuisse  vocatos  in  Pisano  et  in 
Gonstantiensl  condlio  .  .  .  Non  yocantur,  ut  ha^ 
beant  vocem  auctoritatis ,  sed  invitantur,  ut 
praebeant  subsidinm  et  bracchinm  seculare.  Item 
quia  in  hoc  condlium  secundum  facultatem  d. 
Martini  non  solum  de  reformatione  Status  eccle- 
siastici,  sed  de  pace  prindpnm  christianorum  et 
extirpatione  haeresum  et  de  omni  eo  qnod  perti- 
net  ad  salutem  Christi  fldelium  agendum  videtur. 
Merito  ergo  ad  fructum  pads  qnod  est  negotium 
eomm  proprium  vocandi  erunt.  Cum  vero  trac- 
tabitur  de  ecclesiastids  negotlis  et  correctionibus 
clericomm  excludentur." 

Unter  den  Kommunen  war  u.  A.  auch  die 
Stadt  Rom  auf  dem  Konzile  Tertreten,  B  a  y  n  a  1  d 
a.  1436.  n.  9. 

5  Dies  ergiebt  die  Aufzahlung  der  erwähnten 
Prokuratoren,  mon.  dt.  2,  277.  284.  293.  360. 
520,  in  Verbindung  mit  den  Torhergehenden  Be- 
legstellen und  der  gleichen  Uebnng  zu  Konstanz, 
s.  0.  S.  375. 

^  Vgl.  darüber  Bichter  a.  a.  O. 

"^  Den  der  s.  g.  domini  de  duodeeim,  fQr  wel- 
chen jede  Deputation  drei  Mitglieder  wählte. 
S.  folg.  Anm. 

S  In  Frage  kam  hier  namentlich  die  Prüfung 
derjenigen,  welche  nicht  wie  die  Prälaten  kraft 
ihrer  Stellung  zur  Theilnahme  oder  zur  Absen- 
dung von  Vertretern  berechtigt  waren,  Job.  de 
SegOYia  III.  42,  p.  272 :  „dominis  de  duodeeim, 
quorum  officium  erat  discernere  preterquam  in 
episcopis  eornmque  superioilbus,  qui  essent  con- 
dlio incorporandi,  auisare  materias  super  quibus 
deliberari  debebat  et  concordare,  ut  conduderen- 
tur  que  deliberata  erant  radonemque  in  depu- 
tadonibus  auisatomm  et  in  generali  congre- 
gadone  reddere  concordatomm.  Hi  duodeeim 
equa  pordone  flebant  singulo  mense  ex  IV  na- 
tionibus.'' 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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proklamirt^  Die  Inkorporation  als  solche  begründete  aber  nicht  die  Stimmberechti- 
gung, vielmehr  nur  die  Zugehörigkeit  zur  Synode  2.  Es  gab  eine  Anzahl  Mitglieder^ 
so  namentlich  weltliche  Fürsten  (unter  ihnen  Kaiser  Sigismund)  ^  und  Konmiunen, 
weiche  dem  Konzil  inkorporirt  waren  *,  aber,  wie  schon  vorhin  bemerkt,  kein  Stimm- 
recht hatten  ^. 

Jedes  der  inkorporirten  Mitglieder  war  während  der  Dauer  seiner  Anwesenheit 
auf  dem  Konzil  einer  der  vier  Deputationen  zugetheilt ,  und  zwar  sollte  darauf  ge- 
sehen werden,  dass  in  jeder  eine  möglichst  gleiche  Anzahl  von  Mitgliedern  und  femer 
jeder  Stand,  Kardinäle,  Patriarchen,  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aebte,  Doktoren  und 
Geistliche  niederen  Ranges  ß,  sowie  endlich  jede  Nation^  möglichst  in  gleicher  Stärke 
vertreten  war  ^. 

An  der  Spitze  jeder  Deputation  stand  ein  fttr  die  Zeit  eines  Monats  gewählter 
Präsident.  Jede  hielt  in  der  Woche  dreimal  regelmässig  Sitzungen  ab.  Aus  den  ein- 
gegangenen Vorlagen,  welche  bei  den  Zwölfinännem  anzubringen  waren,  wurden  ihr 
die  zu  ihrem  Ressort  gehörigen  zugewiesen  und  von  dem  Präsidenten  auf  die  Tages- 
ordnung gesetzt.  Für  die  Regel  wurde,  namentlich  bei  wichtigen  Sachen,  nicht  schon 
in  der  ersten,  sondern  erst  in  einer  folgenden  Sitzung  abgestimmt.  Die  Redner  ge- 
langten bei  der  Debatte  nur  nach  Massgabe  der  Sitzordnung  zum  Wort.  Die  Ab- 
stimmung erfolgte  nach  einfacher  Mehrheit.  Die  Stimmen  wurden  von  einem  Notar 
zu  Protokoll  genommen  und  nach  der  Auszählung  derselben  das  Ergebniss  als  Be- 


1  Dabei  hatten  sie  den  Inkorporationseid  zu 
leisten,  dahin,  dass  sie  treu  und  fleisslg  für  den 
Bestand  und  die  Ehre  des  Konzils  arbeiten,  heil- 
samen Rath  nach  Gott  und  Ihrem  Gewissen  er- 
thellen,  die  Abstlmmnug  der  Einzelnen  geheim 
halten,  und  den  Ort  des  Konzils  nicht  ohne  Er- 
laubnlss  verlassen,  (seit  1433  anch)  die  Dekrete 
aufrechterhalten  und  yertheidlgen  wollten,  L.  c. 
II,  19,  p.  121  n.  IV.  20,  p.  343. 

2  Richter  a.  a.  0.  S.  9,  Insbesondere  das 
Recht,  den  Yerhandliingen  beizuwohnen,  Joh.  de 
Segovla  VI.  5  u.  18,  1.  c.  p.  466.  498,  und  das 
prlTlleglum  de  non  evocando,  sess.  V.  c.  6, 
Mansl  29,  38  n.  mou.  clt.  2,  225. 

3  Joh.  de  SegoTla  1.  c. 
*  L.  c.  IV.  27,  p.  355. 
6  S.  0.  S.  891. 

^  Die  Zahl  der  Inkorporirten  und  das  Verhält- 
nlss  der  yerschledenen  Stande  hat  während  der 
Dauer  der  Synode  erheblich  geschwankt.  Ende 
Februar  1432,  bei  der  ersten  Verthellung  auf 
die  Deputationen  waren  nicht  mehr  als  46, 
monum.  clt.  2,  128,  am  9.  April  schon  81,  wor- 
unter 9  Bischöfe  und  16  Aebte  anwesend, 
1.  c.  p.  151,  im  Jahre  1433  wurden  bei  einer 
Abstimmung  Im  April  275  und  Im  Juli  ausser  7 
Kardinälen  387  Mitglieder  gezählt,  1.  c.  p.  352. 
393.  Die  höchste  Zahl  Ist  In  33.  Session  t. 
16.  Mal  1439  erreicht  worden,  In  welcher  ausser 
den  freilich  nicht  zahlreich  vertretenen  Prälaten 
über  400  Mitglieder  gegenwärtig  gewesen  sein 
sollen,  Richter  a.  a.  0.  S.  11. 

■^  Die  Nationen  —  zu  Basel  wurden  übrigens  im 
Gegensatz  zu  Konstanz  (s.  0.  S.  373)  nur  Yler 
unterschieden,  da  die  Engländer  keine  eigene 
Nation  bildeten ,  Joann.  de  Segovia  III.  42  und 
IX.  10,  1.  c.  p.  271,  769;  Hefele  7,  494  — 


waren  allcrdins  keine  für  die  Vorbereitung  der  Ä  b- 
Stimmung  entscheidenden  Körperschaften,  son- 
dern Mos  freie  landsmannschaftliche  Vereinigun- 
gen, welche  sich  auch  zu  Basel,  offenbar  nach 
dem  Vorbilde  der  früheren  ReformkonzUlen,  eine 
gewisse  Organisation  mit  einem  Präsidenten, 
Promotor  und  Notar,  behufs  der  Vorberathung 
der  auf  dem  Konzil  zu  verhandelnden  Gegen- 
stände gegeben  hatten.  Sicher  lässt  sich  dies  für 
die  Deutscheu  nachweisen,  Richter  a.  &.  0. 
S.  23,  und  da  femer  das  Bestehen  einer  firanzö- 
sischen  Nation  bezeugt  Ist,  Mansi  30,  1053, 
auch  sonst  auf  die  verschiedenen  Nationen  (s. 
folg.  Anm.)  Rücksicht  genommen  wird ,  so  ist 
man  berechtigt ,  dasselbe  für  alle  übrigen  anzu- 
nehmen. Vgl.  auch  Joann.  de  Segov.  VII.  8, 
mon.  clt.  2,  591:  „frequenter  oongregaüs  eciam 
super  eadem  re  nationibus.^ 

s  Vgl.  die  Geschäftsordnung»- Artikel  vom  26. 
Sept.  1432(8.  Hefele  7,  495.  n.  1;  Richter 
a.  a.  0.  S.  7.  n.  31;  bei  Mansi  29,  377.  407; 
Hardouin  8,  1439;  Joh.  de  Segovla  m.  37, 
monum.  dt.  2,  260:  „Sint  IV  deputaciones, 
sicut  sunt,  et  slnt  in  qualibet  deputaclone  de 
quollbet  statu  soll.  dd.  cardinalium ,  patriar- 
charum,  archiepiscoporum ,  episcoporum,  abba- 
tum,  doctorum,  religiosorum  exemptorum  et  non 
exemptorum  et  aliorum :  et  in  qualibet  de  Omni- 
bus nacionibus  distribuantur  in  IV  equales  par- 
tes supposita  singularum  nadonum.  Et  ad  di- 
stribuendum  supposita  coneilii  eligantur  IV,  seil, 
unus  ex  qualibet  deputaclone :  qul  quldem  IV 
singuUs  mensibus  eliguntur  de  nono.*^  Schon 
bald  darauf  ist  aber  das  letztere  Geschäft  den 
Promotoren  der  Deputationen  übertragen  worden 
und  schliesslich  scheint  es  auf  die  Zwölfmänner 
übergegangen  zu  sein,  Richter  a.  a.  0.  S.  22. 
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schluss  der  Deputation  vom  Präsidenten  verkündete  Was  in  der  einen  Deputation 
beschlossen  war,  wurde  den  ttbrigen  durch  zwei  Abgesandte  mitgelheilt^,  damit  diese 
sich  ebenfalls  darüber  schlüssig  machen  konnten,  und  von  ihnen  demnächst  in  gleicher 
Weise  an  die  anderen ,  und  zwar  zunächst  an  diejenige,  zu  deren  Geschäftskreis  die 
Angelegenheit  gehörte^,  berichtet. 

Nach  dieser  Yorberathung  in  den  Deputationen  gelangte  der  betreffende  Gegen- 
stand an  die  General-Kongregation^,  d.  h.  die  Plenarversammlung  aller  ordent- 
lichen Mitglieder  des  Konzils.  Eine  solche  wurde  gewöhnlich  jede  Woche  einmal  unter 
dem  Vorsitze  des  Präsidenten  des  Konzils  gehalten^.  Die  Yermittelung  zwischen  den 
einzelnen  Deputationen  und  dem  letzteren  besorgten  die  Zwölfinänner,  indem  sie  die 
endgültige  Feststellung  der  Beschlüsse  der  Deputationen^  vornahmen  und  ihm  die 
erforderlichen  Mittheilungen  über  dieselben  und  die  vorangegangenen  Verhandlungen 
machten  7.  Angelegenheiten  von  Bedeutung  durfte  der  Präsident  der  General-Kon- 
gregation nur  unterbreiten,  wenn  über  sie  vorher  in  den  Deputationen  berathen  war, 
andererseits  musste  er  dies  aber  stets  thun ,  wenn  zwei  Deputationen  es  beantragt 
hatten^.  In  der  General-Kongregation^  berichteten  die  Präsidenten  der  Deputationen 
Aber  die  Berathungen  und  Beschlüsse  derselben ,  oder  liessen  die  darüber  aufgenom- 
menen Notariatsprotokolle  verlesen  i^.  Hatten  nur  höchstens  drei  Deputationen  den 
gleichen  Beschluss  gefasst,  so  wurde  den  Mitgliedern  der  Minorität  nochmals  das 
Wort  zur  Begründung  ihrer  Ansichten  gewährt  i^.  Die  Mch  daran  anschliessende 
Abstimmung  geschah  nach  Deputationen  und  zwar  war  zur  Herstellung  eines  Be- 
schlusses die  Uebereinstimmung  von  mindestens  drei  Deputationen  erforderlich.  Die 
8thnme  für  jede  Deputation  gab  der  Präsident  derselben  ab  und  demnächst  prokla- 


*  Vgl.  die  dt.  Gesohäftsordnungs  -  Artikel, 
Joann.  de  SegoY.  V.  2,  p.  386  und  Richter 
«.  *.  0.  S.  27.  28. 

^  War  die  Beschlnssfassung  nicht  einstimmig 
erfolgt,  80  wurde  der  eine  ans  der  Majorität,  der 
andere  aas  der  Minorität  genommen ,  Geschäfts- 
oidnnngs- Artikel  mon.  dt.  p.  261. 

B  Gesehäftsordnnngs- Artikel  a.  a.  0. —  Oeffent- 
lieh  waren  die  Depntationssitznngen  nicht,  in- 
dessen sollten  die  Mitglieder  nicht  eidlich  zur 
Geheimhaltung  der  in  denselhen  verhandelten 
Gegenstände  gezwungen  werden  dürfen,  vielmehr 
ihnen  freistehen ,  sich  darüber  mit  den  anderen 
Konzilsmitgliedem  zu  berathen. 

*  Vgl.  hierzu  Richter  a.  a.  0.  S.  29. 

^  Nach  vorangegangener  Messe  wurden  zunächst 
die  Inkorporationen  der  neuen  Mitglieder  erledigt 
und  dann  die  für  das  Konzil  eingegangenen  Briefe 
▼erlesen,  sowie  Mittheilungen  von  Gesandten 
oder  Legaten  entgegengenommen,  Joann.  de 
Segov.  IV.  2,  1.  c.  p.  284;  Richter  S.  30. 

^  Solche  Feststellungen  Messen  conoordata  do- 
mlnonim  de  duodedm  oder  concordata  deputatio- 
nam(S.391.  n.  8);  ein  deraitiges  Schriftstück 
beiHardouin8,  1466. 

T  Vgl.  0.  S.  391.  n.  8.  und  Geschäftsordnung 
1.  c.  p.  261.  262:  ,,item  predicti  XII  deputati 
semper-in  die  preoedentl  (ad)  oongregationem 
generalem  eonveniant  cum  presldeute  concilii 
cum  appundoamentis  et  avisatis  ac  cogitatis  de- 


putacionum,  ut  presidens  concilii  sit  pleno  in- 
formatus  de  singuUs  que  habebit  in  generali  con- 
gregacione  proponere  cum  motivis  et  radoni- 
bus." 

s  1.  c.  p.  262 :  „Nichil  autem  arduum  proponat 
presidens  in  eongregacione  generali  ad  conclu- 
dendum  seu  deliberandum,  nisi  prius  propositum 
fuerit  in  singuUs  deputacionibus.  (Quecumque 
vero  in  deputacionibus)  agltata  f nennt,  sive 
omnes  convenirent  sive  non,  proponat,  dummodo 
saltem  per  duas  deputadones  ad  proponendum 
fuerit  requlsitus.^ 

9  Für  die  Regel  waren  diese  ebenso  wenig 
öirentlich  wie  die  Sitzungen  der  Deputationen, 
Richter  a.  a.  0.  S.  29. 

*o  Geschäftsordnung  1.  o.  p.  262  u.  Joann.  de 
Segov.  IV.  2,  1.  c.  p.  284.  Sachwalter  und  Par- 
teien sind  später,  weil  durch  ihre  Zulassung 
Störungen  veranlasst  worden  waren,  von  den 
Verhandlungen  der  Deputationen  und  Kongre- 
gationen ausgeschlossen  worden  und  hatten  ihre 
Anträge  und  Schriftstücke  den  ernannten  Bericht- 
erstattern zu  übergeben,  Joann.  de  Segov.  VIII. 
29  u.  IX.  37,  monum.  dt.  2,  728.  838. 

^1  Wurden  dabei  begründete  Bedenken  gegen 
die  erfolgte  Beschlussfassung  der  Majorität  oder 
gegen  die  genügende  Vorbereitung  der  Sache 
vorgebracht ,  so  konnte  dieselbe  nochmals  an  die 
Deputationen  zurückverwiesen  werden ,  Ge- 
schäftsordnung 1.  c.  p.  262  u.  p.  284. 
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mirte  der  Präsident  des  Konzils  anf  Antrag  des  Promotors  den  Miyorit&tabeBchltiss 
als  Beschlnss  des  Konzils  ^ 

Zur  vollen  Gültigkeit  der  Beschlüsse  bedurfte  es,  sofern  es  sich  um  materiell 
wichtige,  namentUch  nicht  lediglich  die  geschäftliche  Behandlung  betreffende  Gegen- 
stände^ handelte,  noch  ihrer  Publkation  und  Annahme  in  der  sessio  publica,  d.lt 
der  feierlichen  Sitzung ^^  welche  öffentlich  in  der  Kathedrale^  in  Gegenwart  des  Pro- 
tektors des  Konzils  (s.  nachher),  der  Fürsten  und  ihrer  Gesandten,  sowie  auch  unter 
Zulassung  des  Volks  abgehalten  und  mit  Gottesdienst  eröffnet  wurde.  In  derselben 
bestieg  ein  vom  Konzil  beauftragter  Prälat  die  Rednerbühne  und  verlas  die  nach  den 
Beschlüssen  der  General-Kongregation  formulirten  Dekrete^.  Auf  die  hieran  ge- 
knüpfte Frage,  ob  die  Synode  die  Dekrete  genehmige,  gaben  zuerst  der  Präsident,  und 
demnächst  die  übrigen  Konzilsmitglieder,  diese  zusammen,  also  durch  Akklamation, 
ihre  Zustimmung,  und  zwar  durch  das  Wort:  placet^.  Die  genehmigten  Dekrete 
wurden  darauf  in  Ausfertigung  noch  an  demselben  Tage  durch  einen  Aushang  an 
der  Kathedrale  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht  ^. 

Zur  Vorbereitung  gewisser  Angelegenheiten,  bei  denen  es  auf  eine  besondere 
Sachkunde  ankam,  oder  zur  Erledigung  solcher,  welche  sich  ftlr  die  grösseren  Ver- 


1  Geschäftsordnung  1.  c.  p.  262  u.  p.  284. 
Ueber  einen  etwas  abweichenden  Modus  vgl.  p. 
498:  „Ante  Teio  conclusionem  harum  diladonum, 
quod  prius  non  consneverat ,  lectls  concordaüs 
interrogabat  presidens,  si  quisquam  ex  patribus 
in  adveisam  dicere  vellet,  tacentlbus  autem,  an 
concoidata  ipsa  placerent,  et  ad  secundam  intei^ 
logadonem  responso  affirmative  conclnsit  et  hune 
ut  communiter  servavit  modum,  quando  Impera- 
tor aderat  synodali  congregadoni,  ut  omnibus 
innotesceret )  .  .  .  concilio  lihertatem  adesse.'* 
Der  einzige  Abstlmmungsmodus  war  dies  aber 
nicht.  Namentlich  anfänglich  wurde  bei  minder 
wichtigen  oder  eiligen ,  den  Deputationen  nicht 
erst  vorgelegten  Angelegenheiten  durch  Accla- 
mation ,  wobei  alle  ein  placet  aussprachen ,  oder 
auch  durch  Einforderung  der  Vota  nach  Köpfen, 
wobei  dann  die  Majorität  entschied,  abgestimmt, 
Joann.  de  Segov.  III,  25  u,  VI.  7 ,  mon.  dt.  2, 
2i2.  465.  466.  Auch  hat  das  Konsdl  selbst,  so 
für  die  Abstimmung  über  die  Aufhebung  oder 
Verlegung  der  Synode  (1433),  einen  besonderen 
Modus  —  im  gedachten  Falle  sollte  in  Jeder 
Deputation  Zweidrittel-Majorltät  und  die  gleiche 
Mehrheit  aller  in  der  Qeueral-Kongregation  an- 
wesenden Mitglieder  für  die  Entscheidung  der 
Frage  nothwendig  sein  —  festgesetzt;  1.  c.  IV. 
29  u.  X.  24.25,  1.  c.  p.  353.  920  ff. ;  Man8i29, 
54  u.  3i,  230. 

3  So  dnd  z.  B.  die  Bestimmungen  über  die 
Geschäftsordnung  nur  in  den  General-Kongrega- 
tionen festgestellt;  vgl.  weiter  Sess.  V.  c.  9, 
Man8iJ29,  39;  mon.  conc.  dt.  2,  225:  „de 
ceteris  offidarlls  in  hac  sacra  synodo  necessarlis 
.  .  .  disponatur  in  congregacione  generali;  et 
quecumque  ibidem  super  deputacione  eorumdem 
offlcialium  acta  seu  ordinata  fuerint ,  e  i  u  s  d  e  m 
firmitatis  seu  auctoritatis  existant, 
ac  si  facta  fuissent  in  publica  ses- 
sione." 

3  Diese  Sitzungen,  deren  das  Konzil  45  abge- 
halten hat,  wurden  besonders  je  nach  der  Ge- 


schäftslage durch  Besi^luss  der  General-Kongre- 
gation anberaumt,  Joann.  de  Segov.  V.  2,  p.  386: 
„quando  autem  sessio  super  hoc  celebranda  foret, 
remansit  in  deliberadone'' ;  Abstimmung  dar- 
über V.  5,  p.  391  ff.  Nui  ausnahmswdse  bat 
man  die  Sitzung  sofort  nach  der  General-Kon- 
gregation gehalten,  1.  c.  XII.  5,  p.  1005.  1010. 

^  Während  die  Deputationen  und  die  General- 
Kongregationen  in  den  Klöstern,  die  letzteren 
aber  seit  dem  Sommer  1433  ebenfalls  im  Mün- 
ster tagten,  1.  c.  p.364.  Richter  a.  a.  O.  S.29. 
32.  Ueber  die  Sitzordnung  der  Mitglieder  vgl. 
Joann.  de  Segov.  1.  c. 

5  Joann.  de  Segov.  IV.  7,  p.  296 :  „concepta- 
que  est  forma  decreti  deliberata  per  sacras  depu- 
tadones  et  in  generali  conclusa  eongregadone, 
publicata  demum  in  sesdone.^ 

^  Sess.  III;  1.  c.  p.  180:  „celebrata  fuit  sesdo 
solennis,  celebrante  missam  de  spiritu  s.  N. 
Nouarlens.  episc,  praelatis  autem  XXX VU  stan- 
tibus in  apparamentis  .  .  .  Post  decantatas  leta- 
uias  cum  ewangelio :  „vos  estis  sal  terre"  de 
mandato  condlii  .ascendens  thalamom  N.  Lauden- 
ds  episcopus  alta  et  intelligibill  voce  publicavit 
decretum.  Post  cuius  lecturam  eodem  Interro- 
gante  responsum  est  unanimiter  a  prelatis  aliis- 
que  omnibus  inibi  synodaliter  congreg&tis ,  pla- 
cere  elsdem  omnia  vota  atque  publicata  per  eum, 
et  promotores  pedernnt  a  notarils  publica  instru- 
menta, dux  quoque  protector  concilii,  qui  asd- 
stebat  nomine  regle  maiestatls,  dmili  etlam 
modo  prior  Petrecastri  nomine  duds  Sabaudie, 
protectore  ipso  . .  .  Ulrlco  romite  de  Helffensteln 
.  .  .  magistro  duium  Badliensium  et  alils  in 
multltudine  astantlbus  eopiosa'^;  sess.  V.  p.223; 
sess.  VIII.  p.  288;  sess.  XIU.  p.  449;  sess. 
XXVII.  p.  1021 ;  sess.  XXVIII.  p.  1031 ;  se». 
XXX.  p.  1112. 

^  Monum.  cit.  2,  180:  „Circa  Ilam  veio  ho- 
ram  post  meridiem  decretum  Ipsum  in  forma 
autentica  afftxum  stetit  per  III  horas  in  valvls 
ecclede  BasiUenBls'';  p.  288. 


§.  171.] 


Die  Kefonnkonsilien  des  15.  Jahrhunderts.    (Basel.) 
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Sammlungen,  wie  z.  5.  die  Abfassung  von  SchriftstüGken,  die  Führung  von  Unter* 
handlungen  mit  fremden  Gesandten,  nicht  eigneten,  wurden  wiederholt  Kommissio- 
nen {depuiaii)  bestellt  ^  Sie  wurden  nach  Massgabe  der  Beschaffenheit  und  Bedeutung 
der  Sache  in  verschiedener  Stärke  gebildet  und  die  Mitglieder  unter  Berücksichtigung 
der  vier  Nationen  durch  die  Deputationen  gewählt  2. 

Neben  diesen  waren  aber  auch  vom  Konzile  eine  Reihe  ständiger  Kom- 
missionen t&i  die  Verwaltung  und  Besorgung  bestimmter,  wiederkehrender  Ge- 
schäfte eingesetzt,  so  z.  B.  die  schon  früher  (S.  391.  n.  7)  erwähnte  Kommission  der 
Zwdlfinänner,  ferner  die  iudices  ßdei^  und  die  iudices  für  die  übrigen  Rechtssachen^. 

Das  Recht  auf  das  Präsidium,  bez.  die  Ernennung  eines  Stellvertreters  in  der 
Person  eines  Legaten  ist  dem  Papst  zunächst  von  der  Synode  nicht  bestritten  worden  ^ 


»  Joann.  de  Segov.  III.  42,  p.  272:  „Quod 
vero  maxime  erat  anctoiitatis  et  potest&tis  et  ni- 
minm  pondeiis  habens,  regimen  ooncilU  consiste- 
bat  in  deputatis  ybI  ad  expediendum  vel  ad 
deüberandam  et  referendam  .  .  .  super  materiis 
aidois  oecarrentibas,  in  quibns  eoiam  oommixtio 
sensbatur  nacionum  atque  statuum,  excepto  de 
eaidinalibQS.  Etenim  qaia  pars  corporis  pape 
«886  oensentnr ...  In  gravioilbas  ciioa  eos  non 
diseemebatiir ,  sed  una  cum  eis  deputabantur 
aül.  Multum  etiam  attendebatur,  ut  eiusmodi 
depntatorum  prlncipales  essent  eciam  maguo- 
ram  ambaslatores  principum.^ 

'  L.  c.  VI.  7,  p.  468 :  „Presldens  respondit, 
qnod  dare  deputatos  ad  opus  pertlneret  sacrarum 
deputadonum,  unde  .  .  .  consensit,  ut  teneren- 
tur  deputadones,  iu  quarum  singula  YlII  depu- 
tati  fuerunt,  qul  una  cum  cardlnalibus  audirent 
imperatorem  et  referrent."  Die  Kardinäle  wur- 
den bei  idcbtigen  Angelegenheiten — die  höchste 
Zahl,  welche  anwesend  war,  betrug  11,8.  Rich- 
ter a.  a.  0.  S.  24.  n.  3  —  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Stellung  sammtlich  in  die  Kommissionen 
deputirt  (s.  vor.  Anm.),  daher  die  oft  für  die 
letzteren  vorkommende  Bezeichnung:  eardi- 
naUt  et  deputatiy  1.  c.  p.  387.  462.  463.  519. 
üniiehtig ist  es,  wenn  Kluckhohn,  Forschgen 
z.  deutsch.  Oesch.  2,  569  darunter  die  Zwölf- 
]iiänner(s. o.  S. 391.  n.  7)  yerateht ,  s.  Richter 
a.  a.  0.  Ueber  die  Deputlrung  der  Gesandten  In 
den  Kommissionen  vgl.  die  vor.  Anm.  und  we- 
gen des  Yorsltzes  und  der  Betheiligung  der  übri- 
gen Konzilsmitglieder  an  den  Kommisslonsbe- 
lathungen  Joann.  de  Segov.  III.  37,  p.  263: 
„quando  ad  expediendum  allquld  dantur  allqui 
deputati,  dum  convenlunt,  lUe  qul  dignior[et 
piimus  est  inter  eos,  proponat  materiam  tractan- 
dam  et  dirigat  lUam  ac  vota-  allorum  exqulrat. 
Et  8i  allquis  vel  allqui  de  concilio,  non  deputati 
volnnt  Interesse  ad  avisandum  super  materla  . . . 
posseat  avlsaie  deputatos  de  motivis  suis  et  si 
placet  deputatis,  quod  intersint,  possunt  rema- 
uare." 

^  Diese  Glaubens -Kommission  bestand  an- 
&iigs  aus  3  Richtern,  welche  alle  drei  Monate 
durch  Neuwahl  ersetzt  wurden,  seit  1433 
bei  der  geringen  Geschäftslast  aber  nur  aus 
einem.  Der  Richter  hatte  die  ihm  zur  Unter- 
suchung übergebenen  Sachen  zu  instmiren,  die 
Entscheidung  in  denselben  war  aber  dem  Kon- 
zile vorbehalten,  Joann.  de  Segov.  III.  26.  45; 


IV.  28,  p.  214.  278.  358;   vgl.  auch  Richter 
a.  a.  0.  S.  25. 

*  Das  Konzil  hatte  schon  anfänglich  ausser  den 
Glaubenssacheu  auch  die  Rechtsstreitigkeiten 
seiner  Mitglieder  vor  sein  Forum  gezogen,  Joann. 
de  Segov.  III.  25,  p.  212,  später  aber  (1435), 
M  a  n  8 1  30, 958  seine  Kompetenz  auf  alle  Rechts- 
sachen ausgedehnt  und  die  Appellation  an  die 
Kurie  verboten.  Die  Kommission  zur  Entschei- 
dung dieser  s.  g.  causae  iustitiae  bestand  zuerst 
aus  3,  wurde  aber  allmählich  auf  4,  dann  8  und 
endlich  auf  12  Mitglieder  (Iudices  oder  auditores 
rotae)  erhöht.  Die  Richter,  welche  alle  3  Mo- 
nate wechselten,  wurden  von  einer  grösseren,  zu 
diesem  Behufe  vorübergehend  gebildeten  Kom- 
mission gewählt,  Joann.  de  Seg.  III.  25,  IV.  28, 
p.  214  u.  358,  sowie  Sess.  Y.  c.  3, 1.  c.  p.  224 
u.  Mansi  29,  37.  Zur  Vorprüfung  darüber,  ob 
eine  angebrachte  Rechtssache  der  Entscheidung 
der  Richter  überwiesen  sollte,  war  (s.  die  dt. 
Sess.  V)  eine  Kommission  von  praecognltores 
eingesetzt,  welche  auch  zugleich  für  Appellatio- 
nen gegen  die  Urthelle  der  erwähnten  Richter 
andere  aus  dem  Konzil  zu  delegiren  hatten, 
Joann.  de  Seg.  IV.  6,  p.  293. 

Im  übrigen  vgl.  noch  Richter  a.  a.  0.  S.  24. 

S  Der  ernannte  Legat,  Kardinal  Julian,  s.  o. 
S.  389  (die  Erneuerung  seiner  Vollmacht  durch 
Eugen  IV  bei  Mansi  29,  561),  übertrug,  da 
er  zunächst  nicht  in  Basel  anwesend  sein 
konnte,  seine  Befugnisse  auf  den  Dr.  Johann 

V.  Palomar,  Auditor  des  päpstlichen  Palastes 
und  den  M.  Johann  v.  Ragusa,  Generalpro- 
kurator der  Dominikaner ,  als  vloegerentes,  mon. 
dt.  1 ,  86 ,  unter  deren  Vorsitz  das  Konzil 
demnächst  eröffnet  wurde,  1.  c.  p.  90;  Mansi 
30,  44.  Der  weitere  Bericht  bei  Johann,  de  Ra- 
gusio,  mon.  dt.  1, 101 :  ^hldem  etiam  voluerunt 
praedictl  praesldentes,  et  ceteri  de  condlio,  quod 
recedente  maglstro  Johanne  (wegen  einer  Ge- 
sandtschaft an  K.  Sigismund)  tota  et  plenaria 
anctoritas  praesidendi  remaneret  penes  alterum 
praesidentem :  et  fuit  declaratum  posse  flerl  de 
iure  licet  non  ponatur  in  instrümento  in  solidum 
de  uno  quoque.  Et  etiam  idem  magister  Johan- 
nes, ^rogatus  et  requisitus  a  condlio  consensit, 
quod  durante  absentla  sua  anctoritas  sua  rema- 
neret penes  consodum  suum  et  quantum  in  eo 
erat,  committebat  sibi  vices  suas,  et  nihilominus 
ad  cautelam,  auctoritate  universalis  ecclesiae, 
praedicta  per  condlium  oonflrmata  f uere" ,  zeigt. 
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Erst  als  der  päpstlich  ernannte  Legat  nach  der  yersnchten  Auflösung  des  Konzils 
durch  Eugen  IV.  im  Jahre  1432  die  Präsidentschaft  niedergelegt  hatte  ^,  hielt  sich 
dasselbe  berechtigt,  selbst  den  Präsidenten  zu  wählen,  sowie  die  Stellung  und  die 
Befugnisse  desselben  näher  zu  regeln  2.  Je  mehr  es  aber  im  Laufe  der  Zeit  seine 
Superiorität  über  den  Papst  betonte^,  desto  stärker  machte  es  auch  sein  beanspruchtes 
Recht  auf  Selbstregierung  in  der  hier  fraglichen  Beziehung  geltend.  Es  liess  zwar 
im  J.  1434  während  des  Stadiums  der  Ausgleichsverhandlungen  mit  dem  Papst  die 
von  demselben  ernannten  fünf  Legaten  zum  Präsidium  zu ,  aber  nur  unter  der  Be- 
dingung ,  dass  ihnen  keine  Zwangsjurisdiktion  zukomme  und  sie  die  bisherige ,  vom 
Konzil  allein  festgesetzte  Geschäftsordnung  beobachten  sollten.  Ueberdies  wurde 
dabei  zugleich  bestimmt,  dass  bei  einer  Weigerung  der  Legaten,  einen  Beschlass  im 
Sinne  der  Mehrheit  der  Deputationen  in  der  General-Kongregation  zu  formuliren  oder 
bei  ihrem  gänzlichen  Ausbleiben  in  der  letzteren  oder  in  der  feierlichen  Sitzung  das 
Präsidium  auf  den  dem  Range  nach  ältesten  Prälaten  übergehen  sollte  4.  Ja  später, 
nach  dem  Bruch  mit  Eugen  IV.  ^  und  der  Wahl  des  Papstes  Felix  Y .  gestand  es  sogar 
dem  letzteren  kein  Recht  auf  den  Vorsitz  zu^.  Das  einzige  Mal,  wo  er  in  einer  Gene- 
ral-Kongregation präsidirte ,  fungirte  er  in  Vertretung  der  beiden  abwesenden  Prä- 
sidenten als  höchster  Prälat  und  musste  zugleich  im  Namen  des  Konzils  einen  Be- 
schluss  verkünden,  dass  künftighin  stets  der  erste  anwesende  Prälat  den  Vorsitz  zu 
ffthren  habe^. 


dass  das  Konzil  nar  subsidiär  mit  seiner  Auto- 
rität eintreten  wollte. 

i  Joann.  de  Segov.  II.  19,  p.  121.  122. 

2  L.  c.  p.  122 :  „  in  eadem  congregacione  per 
domlnos  de  s.  concilio  synodallter  congregatos  ad 
concilli  presidenciam  electus  uuauimiter  fuit 
Philippus,  eplscopns  Gonstanciensis  (Gontances), 
Rothomagensis  provincie,  ordlnato  quod  eins  pre- 
sldencla  per  mensem  dnraret  eo  flne,  nt  qnomodo 
oneris,  honoris  qnoqne  alil  particlpes  essent.  Sed 
hie  flnis  non  est  secntus,  quia  is  presedlt  proro- 
gacionibus  continuatis,  donec  Septembrio  Ju- 
lianns presidentiam  reassumpsit  .  .  .  Guinsmodi 
autem  institncio  presldencie,  quia  concilli  ancto- 
ritate,  non  pape  a  patribus  facta  est,  in  robur 
cessit  atque  flrmitatem  et  claritatem  generalium 
anctorltatis  conciliorum.  Eqnidem  subtrahente 
se  presidente  apostollco  a  concilli  celebradone . . . 
in  meutern  patrum  venit .  .  .  quod  .  .  .  subtracta 
a  concilio  pape  delegata  potestate  .  .  .  non  ideo 
potestas,  qne  a  Ghristo  concilio  competit,  subla- 
ta,  dimlnuta  seu  abbreviata  censenda  est  .  .  . 
quonlam  ...  et  illa,  quia  est  Immediate  a  deo, 
non  caret  ordlne,  haud  dubio  .  .  .  patres  Intelle- 
xerunt,  quod  In  potestate  concilli  fuit  constituere 
sibi  presldentem  et  consequenter  .  .  .  ita  liml- 
tare  tempus  atque  presldencie  modum." 

Als  der  Kardinal  Julian,  der  frühere  päpstliche 
Präsident,  nachmals  das  Präsidium  übernahm, 
that  er  es  nur  als  Delegirter  des  Konzils.  Seine 
päpstliche  Vollmacht  war  erloschen  und  daher 
konnte  er  auch  dabei  die  Bedingung  stellen,  dass 
es  ihm  freistehe,  das  Präsidium  jeder  Zeit  wie- 
der niederzulegen,  1.  c.  III.  35.  p.  233. 

•  S.  welter  unten. 

*  Sess.  XVII  (v.  26.  April  1434),  Ma  nsi  29, 
90  u.  mon.  dt.  2,  649.    Vorher  hatte  man  ihm 


mehr  Freiheit  gelassen,  Joann.  de  Segov.  IV.  2, 
1.  c.  p.  284 :  „Sed  et  frequenter  ante  condnsio- 
nem  allegacionlbus  in  oppositnm  respondebat 
(praesldens),  edam  d  partes  slmul  andlte  fals- 
sent ;  ubl  autem  materie  graves  erant,  sepe  multa 
disserebat  conformiter  ad  deliberata,  illa  evidenti 
multlplariaque  coujBrmans  laciono  et  allqnando, 
quamvis  rarissime,  in  adversum,  remlttebatque 
Iterum  dellberandas  materias  ad  deputadones 
concludere  nolens.  Que  presideutls  libertas  re- 
gulata  postea  fuit  decreto  XVII  sessionis.'^ 

5  Statt  des  Kardinals  Julian,  welcher  sdt  1437 
den  Sitzungen  nicht  mehr  beiwohnte,  Joann.  de 
Segov.  XII.  5,  p.  1005  und  demnächst  Basel  ver- 
liess,  trat  der  Kardinal  Erzbischof  v.  Arles  als 
Präsident  ein,  Richter  a.  a.  0.  S.  17. 

®  Die  Bulle,  wodurch  er  den  Kardinal  ▼.  Ar- 
les zum  Präsidenten  ernannte,  hat  die  Synode 
nicht  anerkannt.  Maus!  31,245  und  die  Notiz 
dahinter  p.  247. 

"^  Patricius,  summa  ooncll.  Basil.,  Florentin. 
etc.  c.  116,  Hartz  heim  5,  850:  „Et  cum  Are- 
latensis  et  s.  Martini  in  montibus  cardiuales  ab- 
essent,  qui  praesidentes  concilli  erant,  et  ob 
oontentionem  nullus  esset  legitimus  praeddens 
subrogatus,  ipse  Felix  . . .  extra  ordinem  et  prae^ 
ter  consuetudinem  .  .  .  praesedit  in  generali  oon- 
veutu  et  conclusiones  nomine  condlil  fedt  oom- 
plnres,  primum,  ut  praesidens  condlil  esset 
semper  primus  praelatas  qui  adesset.^ 

An  Beamten  des  Konzils,  weldie  von  demsel- 
ben gewählt  wurden,  kommen  vor  promotores, 
proeuratores  (fiseales)  und  nofaHt,  mit  denselben 
Funktionen  wie  zu  Konstanz,  s.  o.  8.  379.  n.  6.  Zu 
den  letzteren  im  weiteren  Sinne  wurden  auch  die 
übrigen  Kanzleibeamten,  die  seriptoret  bullaruni, 
ahbrcviatorea  unter  einem  Oberahbreviator,  die 
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Fflr  ein  Stiminrecht  des  Präsidenten  oder  des  Eardinalkollegiams  als  solchen, 
wie  es  noch  zn  Eonstanz  anerkannt  worden  war  ^,  blieb  bei  der  geschilderten  Art 
der  Organisation  und  des  Abstimmnngsmodns  kein  Ranm,  nnd  damit  hatte  man  anch 
dem  Papste  selbst  ein  solches  entzogen^.  Die  Geschftftsordnnng  brachte  damit  das 
Prinzip  der  Snperiorität  des  Konzils  über  den  Papst  zn  voller  Dnrchftlhmng.  Weiter 
aber  gab  die  Eintheilong  der  Konzilsmitglieder  in  Deputationen,  welche,  wie  vieles 
andere  in  der  durchgebildeten  Geschäftsordnung  an  sich  zweckmässig  war,  bei  der 
im  Laufe  der  Synode  sich  immer  mehr  vermindernden  Betheilignng  der  Prälaten,  dem 
niederen  Klerus  und  dem  €telehrtenstand^  die  Herrschaft  über  das  Konzil  völlig  in 
die  Hand^,  und  gerade  die  radikale  und  doktrinäre  Haltung,  welche  dasselbe  in  Folge 
des  Uebergewichts  dieser  Elemente  annahm,  war  einer  der  Gründe,  weshalb  es  so 
Uägiich  in  Lausanne  endete. 

Dieselbe  Stellung  als  Advokat  der  Kirche  und  des  Konzils,  welche  Sigismund 
kraft  der  Würde  des  römischen  Königs  schon  gegenüber  der  Konstanzer  Synode  ge- 
habt hatte  ^,  hat  er  auch  gegenüber  dem  Baseler  Konzil  eingenommen,  jedoch  hat  ftir 
ihn  anfilnglich,  da  ihn  die  politischen  Verhältnisse  hinderten,  zunächst  in  Basel  zu 
erscheinen,  der  Herzog  Wilhelm  HI.  von  Baiem  als  sein  Stellvertreter  fnngirt^. 


fc^iifrolorea  unter  einem  magiater  regUiri^  die 
eofitUie  unter  einem  Teaeribendariw ;  alle  mit  den 
den  Notaren  unter  der  Leitnng  des  viceoanoeUa- 
ilwandmekrereTPiotonotare  stehend,  i^iechnet, 
Tgl.  sew.  1.  c.  21,  U.  c.  6;  V.  c.  9.  10;  Mansi 
^,  !iO.  22.  39;  mon.oit.  2,  61.  126.  225,  ferner 
IMd.  p.  1002.  1029.  276.  279.  828.  974;  «odann 
weiter  advoeaU  eoneUii  zur  Yertretong  der  Beobte 
des  Konzils  In  den  offentUohen  An^legenheiten, 
velehe  häufig  zu  Gesandtschaften  benutzt  wur- 
den und  auch  als  Bechtsheistände  für  die  Par- 
teien auftraten,  1.  o.  2, 271.  352.  365.  395.  441. 
442.732;  Patiidi  summa  c.  146,  Hartzheim 
5f  871 :  „piocuratores  et  advocati  qui  causas  pu- 
blieas  agebant";  ferner  aedittm  ordtnatorea  oder 
diitributorea^  sess.  I.  c.  21  cit.  und  Patridus  1. 
e.,  deren  Amt  Jedoch  anscheinend  später  von  den 
Promotoren  mit  versehen  worden  ist,  mon.  cit.  2, 
366.  Ueberdies  hatte  das  Konzil  auch  einen 
imdUor  eamere  zum  iudex  concilil  et  anditor  Ordi- 
narius und  zu  dessen  Verfügung  einen  soldanus 
(KerkermeiBter)  bestellt,  sess.  Y.  cit.  o.  7.  8; 
Patticius  1.  G. :  „Erat  praeterea  auditor  s.  palatii 
euiD  potestate  auditoris  camerae  plenam  iuxisdlc- 
tionem  exercens  in  omnes  conoiliares ,  soldanus 
etiam  aderat  tanquam  praetor  et  executor  audi- 
toris.^ Vgl.  hierzu  und  des  Weiteren  Richter 
a.  a.  0.  S.  18.  34. 

»  8.  0.  S.  379. 

*  Schon  in  der  ersten  Zeit  als  der  Kardinal  Julian 
noch  kraft  Auftrages  des  Papstes  präsidirte,  hatte 
er  kein  Stimmrecht  in  Vertretung  des  letzteren. 
In  Betreff  des  Papstes  Felix  V  ergiebt  sich  dies 
aus  dem  oben  S.  396  im  Text  Bemerkten. 

3  S.  hierzu  S.  391  und  S.  392.  n.  6. 

*  Schon  zur  Zeit  des  Konzils  wurde  die  Qe- 
sebäftsoidnung  Ton  papatlicher  Seite  lebhaft  an- 
gefochen,  vgl.  Raynald  a.  1436.  n.  8  und  v. 
Raum  er  a.  a.  0.  S.  134  ff.,  ebenso  von  König 
Sigismund,  welcher  in  der  Wiederherstellung  des 
Konstanzer  Geschäftsganges  die  Bürgschaft  für 


eine  fruchtbarere  Thätigkeit  des  Konzils,  nament- 
lich betreffs  der  Förderung  des  Beformwerkes  zu 
finden  glaubte ,  Joann.  de  Segov.  VII.  43,  1.  c. 
p.  662  ff. 

6  S.  0.  S.  379.  380. 

®  Joann.  de  Segov.  II.  19,  1.  c.  p.  121 :  „die 
autem  III  Febr.  (1432)  ingressus  est  Basileam 
.  .  .  Guillelmus  dux  Bavariae,  oomes  palatinus 
Reni,  sacri  protector  condlii  per  .  . .  Bomanorum 
regem  deputatus."  Nach  der  deutschen  Voll- 
macht, in  welcher  er  als  „Beschirmer  oder  Ver- 
weser des  h.  Konzils  zu  Basel''  bezeichnet  wird, 
sollte  er  dem  Konzil  anstatt  des  Königs  vor  sein ; 
diejenigen  strafen ,  welche  das  Konzil  und  seine 
Glieder  beleidigen  oder  die  zum  Konzil  Reisen- 
den niederwerfen  und  berauben  würden ,  ferner 
aus  königlicher  Macht  und  anstatt  des  Königs 
Geistliche  und  Weltliche  aus  der  ganzen  Christen- 
heit zum  Konzil  einladen,  und  alle  Kriege  und 
Misshelligkeiten  in  den  Ländern  und  Gegenden, 
wodurch  das  Konzil  gehindert  werden  könnte, 
abthun  und  verbieten,  Kluckhohn  i.  d. 
Forschgen.  z.  deutsch.  Gesch.  2,  609.  Wenn  es 
auch  anfänglich  Sigismund  gelang  für  das  Zu- 
standekommen und  die  Fortsetzung  des  Konzils 
thätig  zu  sein,  H  ef  el  e  7, 442. 461. 461  undferner 
sein  Stellvertreter  in  den  ersten  Jahren  einen  er- 
folgreichen Antheil  an  den  Verhandlungen  der 
Synode  nahm,  a.  a.  0.  S.  462.  480.  626.  537. 
548.  549,  Kluckhohn  a.  a.  0.  S.  536.  545,  so 
haben  beide  doch  namentlich  gegenüber  der  Ge- 
sohäftsbehandlung  nicht  einen  solchen  hervor- 
ragenden Einfluss,  wie  ihn  Sigismund  in  Kon- 
stanz ausgeübt  hatte,  geltend  machen  können. 
Der  letztere  war  übrigens  selbst  nur  kurze  Zeit 
während  der  J.  1433  u.  1434  in  Basel,  a.  a.  0. 
S.  552.  559.  564.  581.  Nach  dem  Tode  des  Her- 
zogs Wilhelm  (1435)  ernannte  Sigismund  keinen 
neuen  Stellvertreter,  und  erst  1439  fungirte 
wieder  im  Auftrage  Königs  Albrecht  II  Konrad 
von  Weinsberg  als  solcher,  He  feie  a.  a.  O. 
S.778.  Vgl.  überhaupt  Richter  a.  a.  0.  S.  15. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  171. 


Sehon  mit  dem  Znsammentritt  des  Baseler  Konzils  beginnt  der  Kampf  zwischen 
demselben  und  dem  Papstthnm  nm  das  neue  durch  das  Konstanzer  Konzil  lEestgestellte 
Recht.  Die  Baseler  Synode  sucht  die  Grundgedanken  desselben  noch  scharfer  zu 
präcisifen  und  in  ihren  Konsequenzen  weiter  zu  entwickeln^,  das  Papstthnm  und  die 
kuriale  Partei  dagegen  das  Konstanzer  Recht  einschränkend  zu  interpretiren  und 
thatsftchlich  zu  beseitigen.  Den  Angriff  eröffiiete  der  Papst  dadurch,  dass  er  unterm 
18.  Dezember  1431  die  Auflösung  des  ihm  von  Anfang  bedenklich  erscheinenden 
Konziles^  in  übereilter  Weise  aus  keineswegs  haltbaren  Gründen  rerfügte^.  Damit 
war  der  erste  Streitpunkt  zwischen  dem  Papst  und  dem  Konzil  gegeben.  Es  handelte 
sich  jetzt  um  die  Frage ,  ob  gegenüber  dem  Dekret  Frequens  des  Konstanzer  Konzils 
wegen  der  regelmässigen  Abhaltung  von  Konzilien^  die  einseitige  Auflösung  einer 
schon  versammelten  Synode  durch  den  Papst  für  statthaft  zu  erachten  sei.  Die 
Baseler  haben  dies  verneint^,  und  mit  vollem  Rechte.  Wenngleich  das  erwähnte 
Dekret  keine  ausdrückliche  Vorschrift  darüber  aufweist,  so  ergiebt  sich  die  Be- 
gründetheit ihrer  Rechtsauffassung  sowohl  ans  der  durch  die  Konstanzer  BeschlüBse 
festgestellten  Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst  ^,  als  auch  aus  dem  Dekrete 
Frequens  selbst.     Das  letztere  bindet  den  Papst  bei  der  Bestimmung  des  Ortes  für 


1  Ueber  den  Einflnss  dieser  Bestrehongen  auf 
die  Geschaftsoidnong  s.  o.  S.  397. 

3  Schon  in  der  Emenemngsbnlle  der  dem 
Konzilspiäsidenten  Kardinal  Jnllan  zuerst  von 
Martin  Y  ertheilten  Yollmaoht  v.  12.  März  1431, 
Man8i29,  561  helsstes:  „Circa  Tero  negotlnm 
conoilii  generalis ,  qnia  in  plnribns  mntationem 
factam  esse  sentlmns  omnia  qnae  emerserint  vel 
ad  notitiam  tnam  perrenerlnt,  celeriter  nobls 
scribas  .  .  .  signlflcando  nobis  omnem  illaram 
reram  statnm  particularlter  et  distincte";  He- 
fele7,  431. 

3  Durch  den  Bischof  von  Parenzo  wnrde  dem 
Konzilspräsidenten  eine  Bnlle  Eugens  lY  y. 
12.  November  1431  überbracht,  in  welchem  dem- 
selben auf  Beiiath  der  Kardinäle  überlassen 
wird :  „ipsum  concillum,  si  adhnc  pendere  vldea- 
tur,  dissolvendi  et  nichilominns  ante  dissolncio- 
nem  huinsmodi  in  civltate  nostraBononiensi,  nbi 
.  .  .  personaliter  intendimns  praesldere,  nsque 
ad  annnm  cum  dimidio,  a  die  dissoluclonls  huins- 
modi computandum,  novnm  concllium  indloendi, 
aliudque  pro  tempore  decennii,  inxta  ordinatlo- 
nem  dicte  Gonstanciensis  synodi,  In  loco  nbi  tibi 
cum  conslUo  eorum ,  qni  In  Basilea  pro  concilil 
causa  existunt ,  videbitur ,  similiter  Indicendl^, 
Mansl  29,  561 ;  mon.  cit.  2,  70.  Eine  zweite 
Bulle  Eugens  lY  von  demselben  Datum,  M  a  n  s  1 
30,  75;  mon.  2,  67,  spricht  die  Auflösung  des 
Konzils  direkt  aus,  indem  sie  das  nächste  nach 
Bologna  und  ein  weiteres  nach  Avignon  beruft. 
Endlich  ist  noch  eine  dritte  Bulle  mit  dem  Da- 
tum des  18.  Dezember  1431  überliefert,  Mansi 
29,  Ö64 ;  mon.  cit.  2,  72,  welche  abgesehen  von 
einem  längeren  Passus  über  die  Einladung  der 
Böhmen  zur  Disputation  auf  dem  Konzil  ihrem 
Inhalte  nach  mit  der  zweiten  identisch  Ist.  Diese 
letztere  ist  an  dem  gedachten  Tage  von  Eugen  lY 
zu  Rom  im  Konsistorium  verkündet  worden, 
Joann.  de  Segov.  II.  3,  p.  66.  67.  Die  zweite 
Bulle  hält  H  e  f  e  1  e  7, 450  im  Datum  für  gefälscht. 
Ihre  Aechtheit  ist  aber  jetzt  durch  die  Mitthei- 


lung in  dem  Werke  des  Joannes  de  jSegovia  1.  e. 
ausser  allen  Zweifel  gestellt.  Sie  war  oifenbai 
schon  dem  Bischof  von  Parenzo  mit  einer  ande- 
ren nicht  bekannten,  welche  diesen  zur  Aufiösung 
des  Konzils  ermächtigte,  ep.  JuHani  eard.  ad 
Eugen.,  mon.  2,  106;  Hefele  7,  448.  458, 
sowie  xnit  der  an  den  Kardinal  Julian  gerichteten, 
vorher  erwähnten  mitgegeben  worden,  nm  nöthi« 
genfalls,  wenn  der  letztere  nicht  zur  Auflösung 
des  Konzils  schritt,  seinerseits  diese  zn  vollziehen 
und  zn  verkündigen.  Der  Bischof  ▼.  Parenzo  hat 
aber  bei  der  ablehnenden  Haltung  des  Konzils 
diesen  Auftrag  nicht  zn  vollziehen  gewagt.  Dass 
die  Auflösung  der  Synode  bei  Bugen  lY  be- 
schlossene Sache  war,  ergiebt  sich  daraus,  dass  er 
selbst ,  noch  ehe  der  von  ihm  abgesandte  Bisehof 
V.  Parenzo  in  Basel  eingetroffen  war,  Joann.  de 
Segov.  II.  2,  p.  64,  Hefele  7,  445,  seinerseits 
im  Konsistorium  dieselbe  vollzogen,  also  den 
Erfolg  seines  Schreibens  an  Julian  nicht  eist  ab- 
gewartet hat. 

Als  Grund  für  die  Auflösung  giebt  Eugen  den 
geringen  Besuch  der  Yersammlung,  die  Unsicher- 
heit des  Zuganges  zur  Stadt  Basel  wegen  kriege- 
rischer Wirren,  die  in  Aussicht  stehende  Coioo 
mit  den  Griechen,  und  endlich  den  Umstand  an, 
dass  die  Baseler  die  böhmischen  Ketzer,  obwohl 
diese  schon  zu  Konstanz  und  Siena  veidanmit 
worden  seien,  nochmals  zur  Disputation  einge- 
laden hätten,  Gründe,  welche  zum  Theil  auf  völlig 
irrigen  Yoraussetzungeu  beruhen,  vgl.  das  dt 
Schreiben  des  Kardinals  Julian. 

*  S,  0.  381  u.  Th.  I.  S.  198.  n.  1. 

ö  Joann.  de  Segov.  II.  4,  p.  76 :  „patres  omnes 
Basilee  constitnti  .  .  .  se  pocius  quam  homini 
obedire  volentes  Christo  deo  et  domlno  nostro,  a 
quo  synodus  omnis  generalis  habet  immediate 
potestatem,  flrmiter  credebant  dissolndonem  con- 
cilil absque  eins  oonsensu  a  papa  fleri  non  posse." 
Ygl.  auch  die  Encyklika  des  Baseler  Konzils  v. 
21.  Jan.  1432,  1.  c.  p.  118;  Mansi  29,  238. 

ö  S.  0.  S.  380. 
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jedes  periodisch  abzuhaltende  Konzil  an  die  Einwillignng  der  Tersammelten  Synode 
imd  gestattet  ihm  nur,  falls  eine  solche  nicht  zusammengetreten  ist^  tdr  Ansnahms- 
Me  imter  Beirath  der  Kardinäle  gewisse  Verftigimgen  in  Betreff  des  Ortes  nnd  der 
Abkfirznng  der  Konzilsperiode.  Indem  es  aber  die  Nothwendigkeit  der  Abhaltung 
des  Konzils  selbst  innerhalb  bestimmter  Zeiträume  ohne  Ausnahme  anordnet,  schliesst 
es  dadurch  ohne  Weiteres  ein  einseitiges  Recht  des  Papstes  zur  Auflösung  aus ,  weil 
dasselbe  ein  Mittel  bieten  wtirde,  seine  Vorschrift^  Hlusorisoh  zu  machen.  Es  war 
daher  kein  Uebergriff ,  wenn  die  Synode  in  ihrer  ü.  Sitzung  im  Anschluss  an  die  Er- 
neuerung des  Konstanzer  Dekretes  ttber  die  Superiorität  des  Konzils  ^  dem  Papst  das 
Recht  zur  einseitigen  Auflösung  des  Konzils  absprach^. 

Die  päpstliche  Partei  wandte  dem  gegenttber  ein,  dass  der  Papst  die  Befugniss 
habe,  sich  von  der  Vorschrift  des  Konstanzer  Konzils  kraft  seiner  Machtvollkommen- 
heit zn  dispensiren^,  und  dass  die  Synode  fAr  den  vorliegenden  Fall  die  Anwendung 
des  gedachten  Dekretes  stillschweigend  dadurch,  dass  zu  Basel  keine  genflgende  An- 
zahl von  Stimmberechtigten  zu  der  vorgeschriebenen  Zeit  zusammen  gekommen  sei, 
beseitigt  habe^.  Waren  auch  diese  Gründe  durchaus  hinfällig  ^'^  so  begnügte  sich  doch 


1  Diese  Auffassung  wurde  schon  Eugen  TV  ge- 
genüber bei  der  Kniie  darch  den  spanisohen  Kar- 
dmal Johann  y.  S.  Peter  ad  ylncnla,  Joann.  de 
Seg.  1.  c.  p.  75 ;  sowie  auch  Ton  dem  Kardinal 
Julian,  dem  Konzilspräsidenten,  in  seinem  mehr- 
(aeh  dt.  Sehreiben  an  den  Papst  geltend  gemacht, 
mim.  dt.  2,  106. 

«  c.  3.  4, 1.  c.  2,  124;  Mansi  29, 21. 

«  0.4,  1.  c.  2,  125;  Mansi  29,  22:  „Pre- 
missis  igitur  et  nonnullis  alils  Gonstanciensls 
eoncflii,  presertim  capitull .  .  .  frequens  .  .  .  de- 
oetifl  attentis  .  .  .  synodus  Baslleensls  deoemit 
et  deelarat ,  quod  Ipsa  pro  heresum  extirpacione 
sc  momm  generali  reformacione  ecclesle  in  capite 
et  membrls  necnon  pace  inter  christianos  procu- 
nnda  ...  in  spiritu  s.  legitime  congregata,  per 
nnllam  quavis  auctoritate,  eciamsl  papall  digni- 
täte  prefalgeat,  dlssoM  aut  ad  alium  locum 
tiansferri  sen  ad  aliud  tempus  prorogari  debuit 
sut  potult,  debet  aut  potest,  debebit  aut  poterit 
in  futurum,  absque  eiusdem  synodi  Baslliens. 
ddiberacione  et  consensu.  Item  difflnit,  ordinat 
et  deeemit  haec  s.  synodus ,  quod  nulla  persona 
...  in  eadem  synodo  existens  aut  In  futuro  eidem 
ineorporata  vel  inoorporanda,  a  tempore  airepti 
itineris  ad  ipsam  s.  synodum  sine  fraude  contl- 
nuati,  ad  recedendum  ab  eadem  a  quoquam  qua- 
Tis  auctoritate,  eciam  sl  papall  dignitate  preful- 
geat,  directe  vel  indirecte  in  lesionem  seu 
perturbationem  dicte  synodi,  invita  sine  delibe- 
ndone  et  consensu  ipsius  s.  synodi  requiri,  mo- 
neii,  compelli,  citari,  evocarl  ad  alium  locum, 
eciam  curiam  Romanam ,  "valeat  seu,  ne  ad  ean- 
dem  8.  synodum  veniat ,  posslt  aut  debeat  quo- 
modolibet  impedlri'*,  wiederholt  sess.  XI.  o.  3, 
V.  29,  53 ;  mon.  cit.  2,  353  unter  spedeller  An- 
wendung auf  die  Auflosung  durch  den  Papst. 

^  Rede  des  päpstlichen  Bevollmächtigten,  des 
Bischofs  T.  Tarent ,  in  der  General-Kongregation 
▼.  26.  August  1432,  Mansi  29, 488 :  „cap.  Ulud 
^requefM  .  .  .  quod  certe  non  Ita  arctat  papam, 
quia  possit  ex  suprema  sua  auctoritate  super  loco 
et  tempore  celebrandi  condlii  dispensare  .  .  . 


Neque  propterea  cap.  illud  frequens  et  alia  edita 
in  B.  condlio  Gonstantiensi  cassa  et  inyalida 
reputari  debent,  quotidie  enim  in  positiyis  etiam 
sine  causa ,  nedum  cum  gravis  causa  insit,  .  .  . 
papa  dispensat  eaque  ipsa  penitus  tolllt,  legibus 
in  sua  soliditate  remanentibus." 

^  Rede  des  päpstl.  Bevollmächtigten,  Abtes  v. 
S.  Maria  de  Moniads  in  Sizilien  Anfang  März 
1433,  Mansi  30,  501:  „Ouoniam  licet  duorum 
concillorum,  Gonstantieusis  scü.  et  Senensls  in- 
stitutione  in  septennium  a  fine  synodi  Senensls 
in  hac  .  .  .  Basll.  urbe  condlium  generale  fierl 
debeat,  attamen  ex  quo  termino  communi  con- 
sensu praeflxo,  sdl.  post  septennium  nee  aliqui- 
bus  mensibus  postea  confluxit,  nemo  de  haben- 
tibus  vocem  consultativam  iiec  decisivam  compa- 
mit,  videntUT  ipsi  auctores  ipsius  condlii  atque 
termini  contrario  facto  ipsum  eumdem  terminum 
revocasse  et  saltem  pro  lila  vice  celebrare  volle 
destitisse.  Nam  quemadmodum  eadem  synodus 
potuisset  communi  consensu  constitutionem  illius 
capituli  frequenter  expresse  revocasse, ...  ita  po- 
tuit  tacito  consensu,  saltem  quoad  lllam  vlcem, 
constitutionem  illam  facto  revocasse,  cum  facta 
potentiora  sint  verbis  et  tacitum  ab  expresso  re- 
gulariter  non  differt  secundum  legitimas  sanc- 
tiones." 

®  Den  ersten  haben  schon  die  Baseler  in  ihrem 
Schreiben  v.  3.  Sept.  1432,  mon.  cit.  2,  250; 
Mansi  29, 257  widerlegt :  „Nee  pape  fas  est  de- 
cretum  illud  Gonstant.  .  .  .  abolere,  vel  taliter 
agere,  quod  disposicio  sua  reddatnr  inutilis  vel 
frustatoria;  esset  enim  contra  mentem  ecclesle, 
que  Illud  decretum  edldit  pro  universal!  ecclesie 
statu  conservando ,  circa  quem  papa  non  dispen- 
sat. Statim  autem  tollere  condlium,  ut  iucep- 
tum  est,  nichU  aliud  videtur,  quam  quod  non 
celebrare  .  .  . ;  mon.  2,  254,  Mansi  1.  c.  p.  262: 
„Quantum  vero  ad  dispensadonem  faclendam  su- 
per capitulo:  Frequens,  breviter  dlcendum  est, 
non  posse  in  eo  quemquam  dispensare,  in  quo 
dbi  imponitur  lex,  quam  necesse  servare  habet.^ 
Vgl.  auch  die  Rede  des  Kardinals  Julian  vom 
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die  Synode  nicht  damit ,  sie  zu  widerlegen  und  gegenüber  der  Anschannng  der  Kurie 
von  der  absolnten  Machtvollkommenheit  des  Papstes  ^,  auf  welcher  dieselben  beruhten, 
die  Superiorität  des  Konzils  in  demselben  Umfange  wie  zu  Konstanz  von  Neuem 
zu  proklamiren.  Vielmehr  machte  sie  diese  femer  dadurch  geltend ,  dass  sie  unter 
gleichzeitiger  Forderung  der  Rücknahme  der  AuAösungserklftmng  den  Papst  und 
die  Kardinäle  nicht  nur  zum  persönlichen  Erscheinen  vorlud  ^  und  darauf  gegen  beide 
wegen  ihres  Ausbleibens  sowie  wegen  der  Aufrechterhaltung  der  Auflösung  des  Kon- 
zils den  Prozess  eröffiiete  ^,  sondern  auch  eine  Anzahl  von  Dekreten ,  welche  das 
Interesse  des  Papstes  und  der  Kurie  berührten  ^,  ohne  Anhörung  des  enteren,  nament- 
lich auch  solche,  wodurch  lediglich  ein  Druck  auf  denselben  ausgeübt  werden  sollte  ^ 
erliess  und  sich  sogar  unter  Ignorirung  des  Papstes  als  höchste  kirchliche  Verwal- 
tungsbehörde gerirte^. 

Mindestens  war  der  Anspruch  des  Konzils  auf  persönliche  Anwesenheit  des 
Papstes  rechtlich  zweifelhaft,  wie  dies  die  Synode  selbst  dadurch  anerkannt  hat, 
dass  sie  am  27.  April  1433  in  Anschluss  an  das  Dekret  Freguens  die  Verordnung 
traf,  dass  der  Papst  allen  in  Kraft  des  letzteren  oder  vom  Baseler  oder  einer  anderen 
allgemeinen  Synode  angeordneten  allgemeinen  Konzilien  beizuwohnen  verpflichtet 
sei,  ihm  aber  auch  zugleich  die  Befugniss  offen  Hess,  dieser  Verpflichtung  durch  Ab- 
sendung von  Legaten,  welche  mit  Zustimmung  von  zwei  Dritteln  der  Kardinäle  ge- 
wählt seien,  zu  genügen^. 


16.  Oktober  1438,  mon.  olt.  2,  478.  Die  andere 
Einwendung  ist  Insofern  thatsächlicli  nnrlcbtig, 
als  das  Konzil  zur  Zeit  der  Aoflösong  dnrch 
Eugen  lY  bereits  nnter  der  Antorität  seines  Le- 
gaten eröffnet  war.  Ferner  entsprach  es  dem 
Geiste  des  Konstanzer  Dekretes,  falls  sich  zur 
Zeit  des  festgesetzten  Termiues  keine  aasrei- 
chende Zahl  einfand,  wie  dies  zu  Siena  (s.  o.  S. 
387)  und  auch  anfanglich  zu  Basel  geschehen 
ist,  den  Versuch  zur  Herbeiführung  eines  zahl- 
reicheren Besuches  zu  machen,  vgl.  auch  den 
Brief  des  Kardinals  Julian  an  Eugen  y.  5.  Juni 
1432,  mon.  cit.  %  203.  Vollkommen  unhaltbar 
aber  war  es,  in  dem  Ausbleiben  der  Synodalmit- 
glieder, eine  durch  konkludente  Handlung  erfolgte 
Suspension  des  Konstanzer  Dekretes  finden  zu 
wollen,  obwohl  die  Synode  nach  kurialer  An- 
schauung gar  nicht  zu  Stande  gekommen  sein 
sollte ,  mithin  auch  als  solche  weder  durch  aus- 
drückliche Erklärungen  noch  durch  konkludente 
Fakta  zu  handeln  fähig  war. 

1  Vgl.  namentlich  die  S.  399.  n.  4  cit.  Rede. 

«  Sess.  m  (29.  April  1432)  M ans i  29,  26; 
mon.  cit.  2,  180. 

8  In  der  Sess.  VI  (6.  Sept.  1432  M.  29,  39  j 
mon.  2,  231)  stellten  die  J^omotoren  des  Kon- 
zils Kontumazial- Anträge  gegen  den  Papst  und 
die  Kardinäle,  und  nachdem  dem  ersteren  in  der 
sess.  VIU  (18.  Dez.  1432,  M.  29,  43 ;  mon.  2, 
282)  eine  nochmalige  Frist  von  60  Tagen  zur 
Rücknahme  der  Auflosung  der  Synode  gesetzt 
war,  wurden  diese  Anträge  in  der  X.  sess. 
(19.  Febr.  1433,  M.  29,  49 ;  mon.  cit.  2,  327) 
erneuert,  indessen  namentlich  auf  Rath  des  Pro- 
tektors und  einer  zur  Vermittelung  geneigten  Par- 
tei in  der  sess.  XII  (13.  Juli  1433),  der  sess.  XIII 
(11.  Sept.  1433)  und  der  «ess.  XIV  (v.  7.  Nov. 


1433),  nochmalige  Fristerstreckungen  ausge- 
sprochen, M.  29,  56.  64.  72:  mon.  2,  378. 
Am.  509. 

«  Sess.  IV  (20.  Juni  1432,  M.  29,  32;  mon. 
2,  1981  c.  3,  betreffend  die  Papstwahl,  s.  Th.  1. 
S.  27d  und  das  Ergänzungsdekret  dazu  in  der 
sess.  vn,  M.  29,  42;  femer  sess.  IV.  c.  6,  Ver- 
bot der  Ernennung  von  Kardinälen  während  der 
Dauer  der  Abwesenheit  des  Papstes  vom  Kon- 
zile ;  Sess.  XII.  0.  2  betreffend  die  Freiheit  der 
Kapitelswahlen  und  die  Beschränkung  von  päpil- 
Uchen  Reservationen,  s.  Th.  II.  S.  578  u.  Th.m. 
S.  137. 

5  Sess.  Vin  (s.  Anm.  3)  NiohtigkeitoerUI- 
rungen  aller  geistlichen  Beförderungen  zu  Bis- 
thümem  und  anderen  Kirchenstellen  zum  Nsch- 
theile  des  Konzils  während  der  dem  Papste  ge- 
stellten weiteren  Frist ;  Androhung  des  Verlostet 
der  Aemter  und  der  Ausschliessung  vom  Erwerbe 
neuer  für  alle  dieijenigen,  welche  sich  vom  Papste 
oder  sonst  eine  einem  Anhänger  des  Konzils  zu- 
gehörige Pfründe  verleihen  Hessen  (erneuert 
und  erweitert  in  sess.  X.  cit.  c.  2);  Verbot  gegen 
den  Papst,  Güter  der  römischen  Kirche  zu  ver- 
äussem  und  neue  Auflagen  in  den  Gebieten  der- 
selben zu  machen. 

0  Sess.  IV.  o.  7,  M.  29,  35  (Bestellung  eines 
Legaten  des  Konzils  für  Avignon  und  Venaissin), 
Eingriff  in  die  Besetzung  des  Utrechter  Bischofs- 
sitzes durch  abermalige  Untersuchung  der  darüber 
entstandenen  Wahlstreitigkeiten,  nachdem  der 
Papst  schon  die  Bestätigung  eines  der  Kandidaten 
ausgesprochen  hatte  und  der  Friede  im  Bisthum 
wieder  hergestellt  war,  Hefele  7,  529. 

7  Sess.  XI.  c.  1,  M.  29,  52;  mon.  cit.  2, 352: 
„Inhaerens  .  .  .  haeo  s.  synodus  ordinationi  de- 
creti  Gonc.  Constant.  .  .  .  Frequens  .  . .  dec^emit. 


§.  ni] 
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Was  das  sonstige  Vorgehen  des  Konzils  betrifft ,  so  war  das  letztere  femer  nicht 
berechtigt,  statt  des  Papstes  die  oberste  Verwaltung  in  der  Kirche  an  sich  zu  nehmen^ 
denn  die  Konstanzer  Dekrete  hatten  nnr  die  Snperioritftt  des  Konzils  ttber  den  Papst 
in  Betreff  des  Qlanbens ,  der  Beseitigung  des  Schismas  und  der  Reformation  der 
Kirche  ausgesprochen  ^,  dem  Konzil  also  nur  in  diesen  Beziehungen  die  gesetzgebende 
Qewalt,  nicht  aber  allgemein  auch  das  Recht  auf  die  oberste  Verwaltung  zuerkannt^. 

Dagegen  war  das  Konzil  befugt,  von  dem  Papste  die  Zurücknahme  der  un- 
rechtmilssigen  Auflösung  zu  fordern,  und  konnte  daher  rechtmässiger  Weise  fort- 
tagen, die  zur  Durchführung  der  Auflösung  vom  Papst  getroffenen  Massnahmen  ftlr 
unwirksam  erklären ^  und  diejenigen  Angelegenheiten,  zu  deren  Erledigung  es  be- 
rufen war,  in  Berathung  nehmen,  ja  sogar  Zwangsmassregeln  gegen  den  Papst  behufs 
Rfleknahme  der  Auflösungserklärung  seitens  desselben  anordnen.  Indessen  waren 
diese  durch  die  Konstanzer  Synode  nicht  näher  bestimmt,  und  wenn  auch  das  pro- 
zessualische Verfahren,  welches  die  Baseler  gegen  den  Papst  eröffneten,  dem  Grund- 
gedanken des  Dekretes^  entsprach^,  so  konnte  doch  bei  der  Hartnäckigkeit  Eugens IV. 
em  derartiger  Prozess  nur  mit  dessen  Absetzung  enden  <^.  Eine  solche  Massregel,  zu 
welcher  man  allerdings  in  den  kurz  vorangegangenen  Zeiten  mehrere  Male  behufs  Be- 
seitigung des  Schismas  gegriffen  hatte ,  musste  aber  gerade  um  so  bedenklicher  er- 
scheinen, als  sie  die  Qefahr  eines  neuen  Schismas  nahe  legte,  da  jedenfalls  nicht  darauf 
zu  rechnen  war,  dass  eine  Absetzungssentenz  der  Synode  überall  Anerkennung  und 
Durchführung  finden  würde. 

Vom  Beginne  des  Kampfes  ab  standen  sich  somit  das  Konzil  als  Vertreter  des 
nenen,  durch  die  Konstanzer  Synode  festgestellten  Rechtes  mit  seinem  Bestreben, 
dasselbe  soviel  als  möglich  im  Sinne  der  Superiorität  des  allgemeinen  Konzils  zu  er- 
weitem, und  der  Papst,  welcher  zwar  die  Gültigkeit  der  Konstanzer  Beschlüsse  nicht 
direkt  in  Frage  zu  stellen  wagte  ^,  aber  in  seinem  Vorgehen  von  der  kurialen  An- 


ut  BomannB  pontifex  .  .  .  per  se  yel  legatnm  de 
Utere  aut  leg&tos,  eligendum  Tel  eligendos  de 
contilio  et  Msensa  non  aurlcalari  duanim  par- 
tium caidinallum  in  conciliU  generalibus  debeat 
interes^e:  nee  non  omnes  et  singnlae  personae 
eeclesiaiticae  quae  de  iure  yel  consnetadine  ge- 
neralibng  conoiliiB  adesse  debent,  deincepB  ad  ge- 
neialia  eoncllia  tarn  rigore  ipsius  constitutionis 
frtqutns  indicta  qnam  bnlus  s.  conollii  Basileen- 
Bit  Tel  alterlns  futuri  legitime  congiegati  ancto- 
ritate  indieenda,  sine  alia  vocatione  venire  per- 
flonaliter  adstringantar,  nisi  legitime  detineaatar 
impedimento :  qao  casa  personas  Idoneas  cum 
Süffldenti  mandato  destinare  teneantur.  Quod  d 
ipse  Romauufl  pontifex  et  aliae  praedictae  per- 
sonae boc  fkcere  neglexerint  aut  ipsum  coudlinm 
quoquo  modo  de  facto  impedire,  mntare,  dissol- 
▼eie  operam  dederint,  et  infra  IV  menses  cum 
leali  satisfactione  non  resipuerint,  ex  tunc  Ro- 
manus  pontifex  a  papali  et  praedictae  personae  a 
suanim  dignitatum  adminlstratione  sint  ipso  facto 
Boapensi.  Quae  quidem  papalis  administratio  ad 
B.  eoncilium  ipso  iure  devolratur.  Quod  si  poe- 
oas  praediotas  per  duos  menses  post  dictos  IV 
animo  sastinuerint  Indurato,  contra  tarn  Roma- 
nmm  ponUflcem  quam  praedictas  personas  usque 
ad  piiyationem  incluslye  per  eoncilium  generale 
prooedatur.*' 

HinBohiva,  Kirobenrecbi.  m. 


*  Tb.  I.  S.  197.  n.  7. 

2  Die  Motiyirung  der  yom  Konzil  in  Betreff 
Ayignons  getroffenen  Massregeln  Beitens  des  Kar- 
dinals Julian  yom  16.  Oktober  1433,  mon.  cit. 
%  480,  führt  daher  auch  nur  Opportunitats- 
gründe  an. 

3  S.  z.  B.  SeBs.  YIII.  c.  1,  (Bescbluss,  dass 
während  der  Dauer  des  Baseler  Konzils  kein  an- 
deres allgemeines  Konzil  yersammelt  werden 
könne),  M.  29,  45. 

«  Denn  dasselbe,  Tb.  I.  S.  197.  n.  7,  gestottet 
an  seinem  Scbluss  bei  üngeborsam  des  Papstes 
gegen  das  Konzil  die  Anwendung  yon  Strafen 
und  alia  subsidia  iuris,  was  auch  die  Baseler  Sy- 
node in  der  sess.  II.  c.  4,  Maus  1  29, 21  wieder- 
holt hatte. 

^  Dass  dasselbe  aber  auch  mit  den  Beschlüssen 
der  Sess.  IV.  c.  3  u.  c.  6  und  einem  Tbeil  der  Be- 
BcblÜBse  der  Sess.  VIII  (s.  S.  400.  n.  4  u.  5), 
der  Fall  gewesen,  wird  yemeint  werden  müssen. 

®  Diese  wurde  in  der  Tbat  schon  in  der  sess. 
XI  dem  Papste  angedroht,  S.  400.  n.  7 ;  ygl.  auch 
sess.  XII  u.  XIII  (a.  a.  0.  n.  3). 

7  Eine  derartige  Aeusserung  findet  sich  in 
keiner  der  während  dieser  Zeit  erlasBenen  Bullen 
Eugens  IV  (ygl.  die  Gitate  in  den  folgenden 
Anm.),  8.  auch  S.  399. 
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Behauung  des  Mittelalters  über  die  Stellung  des  Papstes  zum  Konzile  beherrscht  war, 
gegenüber  ^  Die  Konstanzer  Synode  hatte  den  Versuch  einer  näheren  Regelung  des 
Verhältnisses  des  Papstes  zu  dem  allgemeinen  Konzile  nicht  einmal  unternommen, 
obwohl  es  einer  im  Einzelnen  durchgeführten  Eingliederung  des  letzteren  in  die  bis- 
her vom  Papste  absolut  re^erte  Kirche  und  in  die  Verfassung  derselben  bedurfte, 
wenn  die  Superiorität  des  Konzils  praktisch  behauptet  werden  sollte.  War  es  allerdings 
selbstverständlich,  dass  bei  der  Anerkennung  der  Superiorität  des  Konzils  der  Papst 
auch  an  die  Beschlüsse  desselben  gebunden  sein  musste,  so  mussten  doch  immerhin  die 
Fragen,  in  wie  weit  er  ein  Stimmrecht  geltend  zu  machen  befugt,  ob  er  unter  allen 
Umständen  jedes  Vetorechts  beraubt  sein  sollte,  und  ähnliche  zur  Lösung  gebracht 
werden,  da  man  dem  Papst  unmöglich  jede  irgendwie  massgebende  Mitwirkung  auf  dem 
Konzil  entziehen  konnte.  Auch  das  Baseler  Konzil,  welches  dazu,  weil  zu  seiner  Zeit 
zunächst  kein  Schisma  vorlag,  viel  dringendere  Veranlassung  als  die  Konstanzer  Synode 
hatte ,  ist  nicht  darauf  eingegangen,  hat  vielmehr  gegenüber  seiner  vom  Papste  ver- 
fügten Auflösung  unter  Verkennung  der  historischen  Entwicklung  des  Papstthums  und 
der  demselben  noch  immer  innewohnenden  Machtstellung  sich  selbst  als  das  höchste 
und  souveräne  Organ  der  Kirche  in  jeder  Beziehung  gerirt.  Eine  Ausgleichung  beider 
Standpunkte  war  dadurch  so  gut  wie  unmöglich  geworden ,  und  der  Kampf  konnte 
nur  mit  dem  Unterliegen  des  einen  oder  anderen  Theiles  und  der  von  ihm  vertretenen 
Anschauungen  endigen. 

Zunächst  war  es  der  Papst ,  welcher  aus  äusseren  Gründen,  namentlich  wegen 
der  Bedrängniss,  in  welche  er  durch  die  Erfolge  des  Herzogs  von  Mailand  bei  dessen 
kriegerischen  Unternehmungen  gegen  den  Kirchenstaat  gerathen  war,  nachgeben 
musste 2.   In  der  Bulle  vom  15.  Dezember  1433  3  widerrief  er  die  von  ihm  verfügte 


*  So  verlangte  er  bei  den  Vermittelungsver- 
handlungen  (H  e f  e  1  e  7,  528 flf.)  mit  der  Synode 
Ende  1432  und  1433  in  der  Bulle  v.  14.  Dezbr. 
1432,  mon.  cit.  2,  335,  dass  das  Baseler  Konzil 
alle  seine  Beschlüsse  von  der  ersten  Sitzung  an 
widerrufen  sollte ,  und  erklärte  in  der  Bulle  v. 
14.  Febr.  1433, 1.  c.  p.  371 :  „diota  dissolucione 
iam  non  obstante  volumus,  quod  Basileae  conci- 
lium  generale  per  nostros  legatos  . .  .  celebretur'', 
womit,  wie  die  Baseler  in  ihrem  Antwortschreiben 
▼.  16.  Juni  1433,  1.  c.  p.  375  zutrefTend  auß- 
fühien,  die  Rechtsgultigkeit  des  Konzils  erst  von 
der  Zeit  der  BethelUgung  der  Legaten  an  dem- 
selben datirt  war.  Vgl.  femer  die  Bulle  v. 
10.  Mai  1433,  M.  30,  541 ;  sowie  die  Bulle  v. 
1.  August  1433,  mon.  dt.  2,  470 :  „volumus  et 
contentamur,  .  .  .  Basil.  concilium  a  tempore 
inchoacionis  sue  continuatum  fulsse  et  esse,  pro- 
secucionem  semper  habuisse  ac  continuari  pro- 
secucionemque  ad  predicta  habere  debere,  per- 
inde  ac  si  nulla  commutacio,  translacio  seu 
dissolucio  facta  fnisset,  quin  ymmo  prefatam  . . . 
dissolncionem  revocantes,  ipsum  Basil.  concilium 
pure  simplidter  cum  effectu  et  omni  caritate 
amplectimur  .  .  .  ita  tamen  quod  presidentes 
nostri  ad  prefati  conoilii  presidenciam  admittan- 
tor,  ac  omnia  et  singula  contra  personam,  aucto- 
titatom  et  libertatem  nostram  et  sedis  apostolice 
AC  .  .  .  B.  Romane  eoclesie  cardinalium  et  alio- 
Tum  quorumcumque  nobis  adherencium  In  dicto 
concUio   facta  seu   gesta  per  dictum  concilium 


prius  omnino  tollantur  et  in  pristiniim  statam 
reducantUT^,  worin  zwar  die  Auflosung  zurück- 
genommen wird,  aber  die  Bedingung  für  die  An- 
erkennung des  Konzils,  wenn  auch  nicht  im  Aus- 
druck, wohl  aber  der  Sache  nach  so  weit  und 
unbestimmt  gefasst  ist,  dass  de  dem  Yerlangeii 
des  Widerrufes  aller  bisherigen  BesofalüBse  gideh- 
kommt ;  s.  weiter  die  Bulle :  In  arcano  v.  13.  Sept. 
1433,  M.  29,  81 ;  mon.  dt.  2, 567,  durch  welche 
die  Beschlüsse  der  sess.  XII  (s.  o.  S.  400)  für 
nichtig  erklärt  werden,  (die  Bulle :  deus  novit  v. 
demselben  Tage  mit  gleichem  Inhalt,  in  welcher 
der  kuriale  Standpunkt  ausführlicher  und  mit 
mehr  Heftigkeit  vertreten  wird,  M.  29, 82 ;  mon. 
dt.  2,  568,  ist  nicht  von  Eugen  IV  erlassen,  Tiet- 
leicht  ein  nicht  approbirter  erster  Entwurf,  He- 
feie  7,  549). 

a  Hefele7,560. 

9  „Dudum  sacrum'^,  M.  29,  78,  mon  dt.  % 
565  :  „decemimus  et  declaramus  (über  diese  Aus- 
drücke vgl.  He  feie  7,  562  u.  541)  prefttum 
generale  concilium  a  tempore  predlcte  inohoadO' 
nis  legittime  continuatum  fulsse  et  esse,  prose- 
cudonemque  semper  habuisse,  eonünuari  ac  piu- 
secudonem  semper  habere  debere  ad  predicta  et 
pertlnencia  ad  ea  .  .  .  quinymo  prefatam  disso- 
ludonem  irrltam  et  inanem  de  oondlio  et  aaeensu 
simili  (cardinalium)  declarantes,  ipeum  s.  gene- 
rale Badl.  condlium  pure,  Bimpliciter  et  cum 
effectu  ac  omni  devodone  et  favore  prosequimnr 
et  prosequi  Intendimus.'' 


§.171.] 
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Auflösung  des  Konzils  und  erklärte ,  dass  dasselbe  von  seiner  Eröfihnng  ab  recht- 
mtaig  fortgesetzt  worden  und  in  Betreff  der  Ansrottnng  der  Häresie ,  der  Friedens- 
stiffaing  in  der  Ghristenlieit  and  der  Reform  der  Eirehe  an  Hanpt  und  Oliedem  fort- 
gesetzt werden  mlUse.  Das  Konzil  erkannte  zwar  in  Folge  dessen  an,  dass  der  Papst 
den  an  ilin  gestellten  Anforderungen  genttgt  habe  ^,  als  es  sich  aber  nunmehr  um  die 
Znlassnng  der  von  ihm  zn  Präsidenten  des  Konzils  ernannten  Legaten  handelte ,  kam 
su8  Anlass  der  ftlr  dieselben  ausgestellten  Vollmacht^  die  prinzipielle  Frage  nach 
der  8tellnng  des  Papstes  zun  Konzile  (s.  o.  S.  400)  znr  Sprache.  Anftnglich  wollte 
die  Mehrheit  die  Legaten  wegen  der  von  ihr  fllr  pri^ndizirlich  erachteten  Fassung 
ihrer  Vollmacht  zurückweisen^  und  erst  nach  langen  Verhandlungen  gelang  es 
seUiessIich  unter  Vermittelung  des  Kaisers  Sigismund^  eine  Vereinbarung  dahin  zu 
Stande  zu  bringen,  dass  die  Legaten,  nachdem  sie  ftlr  ihre  Person  die  Superiorität  des 
Konzils  eidlich  anerkannt  hatten,  demselben  inkorporirt<^  und  zum  Präsidium  unter 
der  Bedingung  der  Beobachtung  der  Geschäftsordnung,  welche  ihnen  jeden  entschei- 
denden Einfluss  auf  die  Berathungen  nahm,  zugelassen  wurden <^.  Aber  damit  nicht 
genug  hielt  es  das 'Konzil  für  nothwendig,  nochmals  den  Orundsatz  des  Konstanzer 
Konzils  von  der  konziliaren  Superiorität  in  einem  besonderen  Beschluss  zu  er- 
nenem'. 

So  hatte  das  Konzil  zu  Basel  die  Anerkennung  seiner  Rechtmässigkeit  auch 
seitens  des  päpstlichen  Stuhles  erlangt,  lieber  die  bis  dahin  von  dem  Konzil  gefassten 


«  Sess.  XVI  (▼.  5.  Febr.  1434),  M.  29,  78; 
mon.  dt.  2,  564. 

'  Hon.  dt.  2,  603 :  „Yobis  .  .  .  noitio  ao  sedis 
apottolioe  nomine  et  »nctoritate  in  dicto  condlio 
piMidendi  necnon  omnia  et  singaU,  qne  ad  ge- 
neralem  Teformacionem  ecolesie  in  capite  et  in 
memoria  et  perünentibus  ad  ea,  ad  extiipatio- 
nem  heiesnm,  pacem  et  concordiam  prindpum  et 
todtu  popull  christiani  noveritis  pertinere,  pro- 
i&orendi,  pioponendi  et  cnm  consensn,  delibeia- 
done  et  appiobadone  prefati  Basiliens.  condlll 
traetandi,  oidinandi,  deliberandi,  condudendi, 
stataendi,  diaponendi,  terminandi,  deddendi, 
^«daiandi  et  exeqnendi  .  .  .  faciendi  ...  et  qne 
Bomani  pontiflda  et  sedis  apostolice  nomine  in 
gonenlibns  oondliis  presidentes  in  predictis  sen 
diea  predicta  per  omnia  gerere  et  f acere  consne- 
▼enmt  et  posaunt,  .  .  .  plenam  et  libeiam  tenore 
pnsendnm  eoncedimns  facnltatem." 

*  Joann.  de  Segor.  1.  c.  VII.  1,  mon.  dt.  2, 
575;  VII.  ü.  14  bis  20, 1.  c.  p.  605  ff. ;  VB.  27, 
p.629. 

*  L.  c.  Vn.  28ff.,  p.  631  n.  c.  33  bis  35, 
p.  641  ff. 

^  In  der  Generalkongregation  t.  14.  April 
1434,  1.  c.  VII.  36,  p.  647.  Der  Eid  Uutete: 
»primo  qnod  generalis  synodus  in  spiritu  s.  legi- 
time congregata,  generale  condlinm  fadens,  ec- 
desfam  catholioam  militantem  representans,  po- 
testatem  a  Ohristo  immedlate  habet,  cni  qnilibet, 
eoinseunqne  statns  vel  dignitatia  edam  d  papaUs 
ezistat,  obedire  tenetnr  in  Mis  qne  pertinent  ad 
fldem,  extiipadonem  sdsmatis  et  generalem  re- 
formadonem  eeclede  dei  in  capite  et  in  mem- 
bris.  Item  dedarat,  qnod  qnicnmqne,  cuinscnm- 
qne  statoa  Tel  dignitatis,  edam  si  papalis  existat, 
qni  mandatls,  statntis  dve  ordinacionibns  ant 


preceptis  huins  s.  synodi  et  cninscnmqne  alterins 
concilii  generalis  legitime  congregati  snper  pre- 
missis  seu  ad  ea  pertinentlbns  factis  yel  fiendis 
obedire  oontnmaciter  contempserit ,  nisi  resipne- 
rit,  condigne  penitencie  snbidatar  et  debite 
pnniatur,  eciam  ad  alia  inris  snbsidia,  d  opns 
fnerit,  recnrrendo",  woran  sieb  noch  das  eidliche] 
Versprechen  schloss,  nach  bestem  Gewissen  heil- 
samen Rath  zn  geben,  znm  Schaden  anderer 
deren  Abstimmungen  nicht  zn  -verrathen  nnd  das 
Konzil  nicht  ohne  Erlanbniss  der  betreffenden 
Kommission  desselben  zn  verlassen.] 

e  S.  0.  S.  396. 

f  Sess.  XVin  (y.  26.  Jnni  1434,  mon.  dt.  2, 
713 ;  M.  29,  91)  was  schon  in  der  sess.  II  (s.  o. 
S.  399)  geschehen  war;  überdies  war  derselbe 
anch  in  die  Einleitang  der  in  der  sess.  XII  be- 
schlossenen Gitation  des  Papstes  (S.  400.  n.  3) 
eingerüclit  worden.  Die  Fassung  ist  überall  im 
wesentlichen  gleich  und  reprodncirt  nnr  die  des 
KonsUnzer  Konzils  (Th.  I.  S.  197.  n.  7).  Als 
Gmnd  für  die  Wiederholnng  wird  in  der  Einlei- 
tung des  Dekretes  angegeben :  „Ad  magnam  ec- 
clesie  catholice  utilitatem  pertinere  dinoscitnr,  ut 
Ipsins  auctoritas,  cui  omnes  snbesse  tenentnr,  in 
s.  Constantieusi  condlio  declarata  sepius  mani- 
festetnr  et  ad  omnlum  noticiam  perdncatnr ;  et 
quemadmodum  nonnnlla  concilla  precedenciam 
synodorum  salnbres  institaciones  et  dedaradones 
renoyare  consnevemnt,  ita  et  hec  s.  synodus  ne- 
oessariam  illam  declaraclonem  de  generaliom 
conciliomm  auctoritate  in  d.  Gonst.  condlio 
promnlgatam  snb  eodem  tenore  qui  sequitnr, 
innoTat."  Die  p&pstlichen  Legaten  mit  Aus- 
nahme des  Kardinals  Julian  haben  übrigens  ab- 
dchtlich  an  der  18.  Sitzung  nicht  Theil  genom- 
men, mon.  dt.  1.  c. 

26* 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  171. 


BeschlttsBe  hat  der  Papst  sich  in  der  betreffenden  Bnlle  nicht  geftnssert.  Da  aber  der 
Widerstand  der  Baseler  sich  auf  die  Dekrete  der  Konstanzer  Synode ,  insbesondere 
anf  die  von  demselben  ansgesprochene  Snperiorität  des  Konzils  über  den  Papst 
grttndete,  so  war  in  jener  Anerkennung  auch  stillschweigend  eine  Billigang  aller  der- 
jenigen Beschlflsse,  welche  die  gedachten  Dekrete  lediglich  wiederholten  *  oder  inner- 
halb der  durch  dieselben  der  allgemeinen  Synode  beigelegten  Zuständigkeit  gefasst 
waren  2,  enthalten. 

Die  Baseler  schritten  nunmehr  zur  Durchfllhrung  des  zu  Konstanz  unyollendet  ge- 
bliebenen, bisher  von  ihnen  nur  nebenbei  behandelten  Reformwerkes  3.  Die  von  ihnen 
ausgesprochene  Aufhebung  der  Annaten,  servitia  minuta,  primi  fructus  und  sonstiger 
Abgaben  bei  der  Besetzung  von  Bisthümem  und  anderen  Kirchenftmtem  *,  wodurch 
vor  Allem  die  Einkflnfte  der  Kurie  auf  das  Empfindlichste  gesch&digt  wurden ,  gab 


^  Also  Yor  Allem  der  Superlorität  des  Kon- 
zils. 

2  Vgl.  0,  S.  400  ff.  Wenn  He  feie  7,  567 
sagt:  „Ausdrücklich  hat  Eugen  die  Untei- 
ordnung  des  Papstes  unter  ein  allgemeines  Kon- 
zil nicht  anerkannt,  wohl  aber  hat  er  durch  seine 
Erklärung ,  dass  er  den  seitherigen  Bestand  der 
Synode  anerkenne,  implicite  diese  These  und 
damit  die  Konstanzer  Grundsätze  zu  hilligen 
geschienen  (1).  Dabei  behielt  er  es  sich 
vohl  für  eine  günstigere  Zeit  vor,  sich 
näher  über  diese  Frage  und  gegen  die  Baseler 
und  Konstanzer  Grundsätze  auszusprechen.  Für 
jetzt  konnte  er  es  nicht  thun,  denn  eben  war  jene 
These,  sozusagen ,  das  Feldgeschrei  der  Zeit  ge- 
worden'^; so  ist  dies  nur  ein  unberechtigter  Ver- 
such ,  der  im  Text  yertretenen  Ansicht  eine  mit 
der  heutigen  kurialistlscheu  Theorie  in  Einklang 
stehende  Einschränkung  zu  geben.  Einen  Vor- 
behalt,abge8ehen  von  einer  etwaigen  bedeutungs- 
losen Mentalreservation,  hat  Eugen  lY  nicht  ge- 
macht. Im  Gegentheil  bemerkt  er  in  der  Bulle 
an  Kaiser  Sigismund  v.  12.  Januar  1434,  Ray- 
nald  a.  1434.  n.  3:  „Verum  quidquid  feclmus 
(^d.  h.  die  Anerkennung  des  Baseler  Konzils) . . . 
tuo  moti  consilio  fecimus  pro  pace  ecclesiae  et 
bouo  popuU  christiani,  voluimusque  potius  ce- 
dere  de  iure  nostro  tul  contemplatione  et  pro  Sa- 
lute fldelium  quam  perstare  in  conservanda 
dlgnitate  et  anctoritate  nostra  et  apostolicae  se- 
dis.  Itaque  cum  secundum  exhortationes  tuas 
...  Sit  per  nos  decretum  illud  (damit  kann  nur 
der  Beschluss  der  Synode  über  die  Rücknahme 
der  Auflosungs- Erklärung  gemeint  seit)  .  .  . 
acceptatum,  tuum  est  manus  proprium  et  opus 
tueri  et  defendere  nos  iuraque  nostra  et  Romanae 
ecclesiae  ac  agore,  ut  sedes  apostolica  in  sua  dlg- 
nitate et  auctoritato  conservetui" ;  er  spricht  also 
von  einem  Aufgeben  der  von  ihm  in  Anspruch 
genommenen  Rechte  und  von  der  Annahme  der 
von  der  Baseler  Synode  kraft  ihrer  Superiorität 
erlassenen  Anordnung  wegen  Rücknahme  der 
Auflösungsbulle. 

Die  Behauptungen  älterer  Kurialisten,  welche 
wie  Tnrrecremata  summa  eecles.  II.  100  (Ray- 
nald  1.  0.  n.  2)  die  Bulle  Eugens  IV  als  er- 
zwungen und  darum  für  nichtig  erklären,  sowie 
ähnliche  haltlose  Argumentationen,  welche  selbst 


noch  Phillips  21,  453  wiederholt,  hat  schon 
Hef  ele  7,  666ff.  widerlegt. 

8  Sess.  XX  (v.  22.  Jan.  1435)  c.  1  (Verbot 
des  Konkubinats  der  Kleriker),  c.  2  (betreffend 
den  Umgang  mit  Exkommunlclrten),  o.  2  (Ab- 
stellung von  Missbräuchen  bei  Verhängung  des 
Interdikts)  und  c.  4  (Einschränkung  wiederholter 
und  frivoler  Appellationen),  M.  29,  101 ;  mon. 
cit.  2,  773 ;  sess.  XXI  (v.  9.  Juni  1435)  c.  2 
fregula  de  triennali,  s.  Th.  II.  S.  656),  c.  3  ff. 
(über  den  Chordienst  an  den  Kathedralen  und 
KoUegiatkirohen ,  sowie  über  die  Distributionen, 
s.  Th.  II.  S.  141),  vgl.  M.  29,  104;  mon.  dt 
2,801. 

^  Sess.  XXI  oit.  c.  1 :  „quod  tarn  in  curia  Ro- 
mana quam  allbi  seu  in  conflrmacione  eleeeio- 
num,  admisslone  postulacionum  (et)  presenta- 
clonum,  provisione,  coUacione,  dispoeidone, 
eleooione,  postulaoione,  presentaoione,  edam  a 
lalcis  facienda,  instituelone ,  installacione  et  in- 
vestltura  de  ecclesiis  edam  cathedralibua  et  me- 
tropolitanls,  monaaterüs,  dignitatibus,  benefldis 
Offlclisque  eocleslasticis  quibuscumque  neo  non 
benedlceionibus  et  sacra  benedicclone  ac  pallio 
de  cetero  nichll  penltus  ante  vel  post  exigatar 
racione  litterarum,  bulle,  sigUli,  annatanun,  com- 
munlum  et  minutorum  servlclorum,  primoniin 
fructuum,  deportnum  aut  sub  quocumque  alio 
titulo,  colore  vel  nomine,  pretextu  cuiusvis  con- 
suetudinis,  privilegii  vel  statutl  aut  alia  quavis 
causa  vel  occasione,  directe  vel  indirecte,  solnm 
scriptoribus  vel  abbreviatorlbuB  et  registratoribus 
litterarum  seu  minutarum  pro  Ipsorum  labore 
competenti  salario  solvendo.  Huic  auteni  saero 
canoni  si  quis  exigendo,  dando  vel  promittendo 
contraire  presumpserit,  penam  iucurrat  adversus 
symoniacos  inflictam,  et  in  ipsis  dignitatibus  ac 
beneflciis  taliter  obtentis  nulluni  ins  ac  titulum 
acquirat,  obligadones  quoque,  promissiones,  een- 
sure  et  mandata,  et  quicquid  in  preludiciom  de- 
oreti  hulus  saluberrimi  flerl  contingat,  nnllas 
obtlnere  vires  atque  irrita  censeantur.  Et  si, 
quod  absit,  Romanus  pontifex,  qni  pre  ceteris 
nniversalium  oondliorum  exequl  et  custodiie  ca- 
noues  debet ,  adversus  hanc  aancdonem  aliqoid 
fadendo  ecdedam  scandalizet ,  generali  oondlio 
deferatur,  oeteri  vero  pro  modo  culpe  iuxta  eane- 
nicas  sancdones  per  suos  superiores  digna  uleSoae 
pnnlantur.'' 


§.  171.] 
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aber  neuen  Anlass  zu  einer  Spaanimg  zwischen  der  Synode  und  dem  Papste,  da  man 
weder  den  vorher  abgegebenen  Protest  mehrerer  der  päpstlichen  Legaten  ^  noch  die 
Einwendungen  des  Papstes  selbst  ^  beachtete  3,  dem  letzteren  vielmehr  nur  einen 
billigen  Ersatz  in  Aussicht  stellte^.  Yennehrt  wurde  der  Zwiespalt  durch  das  weitere 
Vorgehen  der  Synode ,  als  diese  eine  Reihe  von  Reformdekreten ,  welche  den  Papst 
and  die  Kardinale  betrafen,  erliess^,  und  sich  nicht  dazu  verstehen  wollte,  bei  den 
Unionsverhandlungen  mit  den  Griechen  den  Wünschen  des  Papstes  hinsichtlich  des 
Ortes,  wohin  das  Konzil  zu  diesem  Zwecke  verlegt  werden  sollte,  nachzugeben^. 
Qerade  aber  in  Betreff  der  eben  gedachten  Angelegenheit  waren  innerhalb  der  Synode 
selbst  Streitigkeiten ,  welche  sich  sogar  bis  zu  Ärgerlichen  Auftritten  steigerten ,  ent- 
standen^. Die  Majorität  hatte  sich  für  Basel  und  bei  etwaigem  Widerspruch  der 
Griechen  fftr  Avignon  oder  eine  savoyische  Stadt,  die  Minorität  in  Nachgiebigkeit 
gegen  den  Papst  fQr  Florenz,  Udine  oder  eine  andere  dem  letzteren  und  den  Grie- 
chen genehme  Stadt  als  Ort  des  in  Aussicht  genommenen  Unionskonzils  entschieden, 
und  beide  Parteien  hatten  den  Versuch  gemacht,  ihre  Dekrete  in  tumultuarischer 
Weise  in  der  25.  Sitzung  (vom  7.  Mai  1437)  durch  Verlesung  und  Zustimmung  ihrer 
Anhänger  zu  formalen  Beschlfissen  erheben  zu  lassen  K  Als  darauf  Eugen  IV.  das 
IGnoritätsdekret^,  welches  auch  den  Beifall  des  griechischen  Gesandten  gelinden 
hatte  <<^,  bestätigt  hatte,  fand  sich  die  Majorität  durch  die  beabsichtigte  Verlegung  des 


1  Joftnn.  de  Segov.  IX.  33,  mon.  dt.  2,  799. 
Gegen  de  wurde  sogar  von  einer  Oeneral-Kon- 
giegatlon  wegen  des  gedaehten  Pretestes  und  we- 
gm  Verletzung  Ihres  bei  der  Incorporation  ge- 
leisteten Eides  die  Einleitung  eines  Prozesses 
anf  Ausschliessung  von  den  Verhandlungen  des 
Konzils  angeordnet,  1.  c.  IX.  27,  p.  810;  He- 
fele  7,  600. 

^  Beide  Theile  haben  darüber  mit  einander 
dueh  Legaten  Terhandelt.  Die  des  Konzils  ver- 
langten Beobachtung  ihrer  Dekrete  durch  den 
Papst,  Joann.  de  Segov.  IX.  28.  29,  p.  812, 
Mansi  29,  454.  Die  des  Papstes  wiesen  darauf 
hin,  dass  dem  päpstlichen  Stuhle  die  gebüh- 
rende Ehre  gewahrt  werden  müsse  und  seine  Au- 
torität durch  das  Konzil  nicht  niedergedrückt 
weiden  dürfe ,  und  verlangten,  dass  das  Dekret 
wieder  zurückgenommen  und  eine  Kommission 
aas  allen  Nationen  zur  Verhandlung  mit  der 
Kurie  über  die  streitigen  Punkte  ernannt  werden 
»Ute,  Joann.  de  Segov.  IX.  29.  p.  816.  819; 
Mansi  29,  1250,  ein  Verlangen,  welches  von 
der  Synode  abgelehnt  wurde,  Joann.  de  Segov.  1. 
c.  p.  823.  Näheres  bei  Hefele  7,  598  ff. 
601. 

'  Schon  vor  dem  Eintreffen  der  päpstlichen 
Legaten  (s.  vor.  Anm.)  wurde  von  der  Synode 
den  päpstlichen  Kollektoren  und  anderen  Be- 
amten der  apostolischen  Kammer  befohlen,  alle 
Gelder  an  das  Konzil  abzuliefern  und  diesem 
Rechnung  zu  legen,  sowie  deiijenigen,  welche 
Boch  Aunaten  oder  andere  Abgaben  schiüdig  wa- 
len,  aufgegeben,  diese  gleichfalls  nach  Basel  zu 
zahlen,  M.  29,  439. 

'  Joann.  de  Segov.  1.  e.  p.  823. 

'  Sess.  XXIII.  V.  25.  März  1436,  mon.  dt.  p. 
847,  M.  29,  110,  c.  1  (über  die  Papstwahl,  Th. 
1.S.273),  c.2.3  (Eid  des  neugewählteu  Papstes, 


welcher  sich  an  die  Konstanzer  Formel,  s.  o.  S. 
219,  anschliesst,  aber  auch  anf  die  Anerkennung 
des  Konstanzer  und  Baseler  Konzils  und  die  Ab- 
haltung ^on  allgemeinen  Konzilien  gerichtet  ist, 
sowie  Anweisung ,  wie  der  Papst  regieren  soll), 
c.  4  (über  die  Kardinäle,  Th.  I.  S.  340),  c.  5 
(über  das  Recht  des  Papstes  kanonische  Wahlen 
zu  verwerfen,  Th.  H.  S.  674),  c.  6  (Aufhebung 
der  päpstlichen  Reservationen  mit  wenigen  Aus- 
nahmen, s.  0.  S.  137),  c.  7  (über  die  Aus- 
legung päpstlicher  Schreiben,  betreffend  den 
Verzicht  oder  den  sonstigen  Verlust  eines  Bene- 
flziums).  Ausserdem  war  schon  am  3.  November 
1435  in  einer  Generalkongregation  ein  Verbot  der 
Appellationen  vom  Konzil  an  den  Papst  erlassen 
worden,  Joann.  de  Segov.  IX.  31,  1.  c.  2,  827; 
M.  30,  958. 

•  Vgl.  darüber  Joann.  de  Segov.,  mon.  cit,  2, 
741  ff.  784ff.  872ff.  902ff.  930ff.  Hefele  7, 
ö85ff.  598.  626.  633ff. 

'  Joann.  de  Segov.  1.  c.p.  909  ff.  917  ff.  945  ff. 
957 ff.;  Hefele  7,  641.  644. 

8  Joann.  de  Segov.  1.  o.  p.  965;  Brief  des 
Aeneas  Sylvius  bei  Mansi  31,  220. 

»  Bulle  V.  29.  Mai  1437,  Hardouin  7,  678. 

w  Hefele  7,  649.  Schon  im  Februar  1437 
hatte  derselbe  in  einer  Generalkougregation  den 
Baselern  erklärt,  dass  die  Griechen  nur  in  einen 
ihnen  und  dem  Papst  genehmen  Ort  willigen 
würden,  ^quia  praesentia  sua  (papae)  .  .  .  supra 
modum  est  huic  negotio  necessaria  et  sine  eo  non 
credimus,  quod  aliquid  boni  fleri  possit.  Quin  si 
nostri  sclaut,  quod  ex  parte  vestra  remaneret, 
quod  papa  non  esset  praesens,  a  veniendo  possent 
se  retrahere :  quia  cum  venlant  pro  unione,  nol- 
lent  uniri  in  vanum,  et  esse  causa  dlvisionis  ec^ 
clesiae  Testrae'S  Hardouin  9,  680. 
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Sj>ii2ilB  in  eine  italienische  >  dem  Einfluss  des  Papstes  unterworfene  Stadt  sowohl  m 
ihrer  bisherigen  souver&nen  Stellung  wie  auch  in  der  energischen  WeiterfUuni^  der 
Beform  beeinträchtigt,  und  eröfihete  nunmehr  wegen  Nichtbeachtung  der  Beform- 
dekrete  durch  den  Papst  ^  trotz  der  Abmahnungen  vieler  besonnener  und  hervor- 
ragender, der  Beformpartei  angehörigen  Mitglieder  ^  einen  neuen  Protest  gegen  den 
Papst,  indem  sie  ihn  durch  Beschluss  der  26.  Sitzung  (vom  31.  Juli  1437)  mit  60tlgi- 
ger  Frist  zu  seiner  etwaigen  Vertheidigung  vorlud'.  Auf  dieses  s.  g.  Monitorium,  von 
welchem  die  Synode  auch  allen  Forsten  des  Abendlandes  und  den  Oriechen  Ißt* 
theilung  machte  ^,  antwortete  der  Papst  durch  die  Bulle :  Doctorü  gentium  vom  1 8.  Sep- 
tember 1437,  welche  die  Verlegung  des  Konzils  nach  Ferrara  aussprach  und  den 
Baselern  die  Fortsetzung  ihrer  Th&tigkeit  untersagte^.  Die  Baseler,  welche  off«ibar 
hofften,  dasB  ihr  diesmaliger  Widerstand  von  dem  gleichen  Erfolge,  wie  das  erste 
Mal,  als  sie  sich  der  päpstlichen  Auflösung  des  Konzils  nicht  gefagt  hatten,  gekrönt 
sein  würde,  setzten  darauf  das  gegen  den  Papst  eingeleitete  Verfahren  fort^.  Nach- 
dem sie  ihn  am  24.  Januar  1438  von  seinem  Amte  suspendirt  hatten,  indem  sie  sieh 
dabei  zugleich  selbst  die  AusHbung  der  Papalgewalt  während  der  Suspension  bei- 
legten^, und  am  16.  Mai  1439  die  drei  Sätze,  dass  das  allgemeine  Konzil  über  dem 
Papst  stehe,  dass  derselbe  ein  solches  weder  verlegen ,  noch  vertagen ,  noch  auflösen 
könne,  und  dass  jeder,  welcher  diese  Lehren  nicht  anerkenne,  ein  Ketzer  sei,  sa 


1  Darüber  war  aohon  l&ugst  auf  der  Synode 
▼erbandelt  worden,  Joaun.  de  Segov.  XII.  1,  p. 
994 :  „nt  papa  moneretnr,  Bervare  oanones  syno- 
dales, in  Illbns  congregaoionibuB  m.  Jan.  a. 
XXXVI  fnerat  auotentice  publioatam,  sed  et 
poBtea  super  ea  re  freqnentatisslmi  in  deputacio- 
nibus  habiti  fnerunt  BeErmones,quamYis  non  aueten- 
tioe,  qnia  nondnm  posita  materia  ad  deliberan- 
dum,  sed  mnltis  patrum  in  Yotis  saamm  delibe- 
raoionnm  raolocinantibiu  reformacionem  eoclesie 
snccessnm  minime  habitnram,  ntsi  papa  illam 
oontempnens  oogeretur  eam  susdpere  rigore  eocle- 
siastice  discipline ;  ideoqne  fuit  necesse  eins  pu- 
bllcare  crimina  velut  apertissima  testlmonia  non 
suBcepte  per  enm  reformadonis  et  qnia  semeüp- 
snm  cariamque  nollet  corrigere.^ 

s  Joann.  de  Segov.  XU.  3.  4,  mon.  dt.  % 
999,  so  eines  Thetls  der  Kardinäle,  insbesondere 
Julians,  welcher  das  Präsidium  In  der  entschei- 
denden Session  ablehnte  und  nicht  erschien,  1.  c. 
p.  1005.  Diese  Bedenken  suchte  namentlich  der  auf 
Seiten  der  Aktionspartei  stehende  bekannte  Ka- 
nonist Nicolaus  de  Tudeschis,  Erzbischof  v.  Pa- 
lermo (Panormitanus)  als  unbegründet  zu  wider- 
legen, 1.  c.  p.  1003.  1006.  Ygl.  auch  die  folg. 
Anm. 

»  L.  0.  p.  1010  u.  M.  29,  137,  wo  es  u.  A. 
heisst:  „Ule  qui  primus  heo  exeqni  debuerat 
quemque  et  Christi  precepta  et  canones  ss.  oond- 
liorum  pre  ceteris  serrare  oportuerat,  ymo  et  oete- 
roB  ad  herum  observanclam  efflcaclter  inducere, 
nuUa  umquam  monidone ,  nulla  exhortadone  in- 
duci  iam  longo  tempore  potuit,  ut  aliquam  morum 
emendadonem  Christo  plaoentem  aut  notisslmo- 
rum  abusuum  in  eodeda  s.  dd  efflcere  satageret, 
quin  potlus  conspidt  uniyersus  orbis  sub  dus 
legimine  maiora    semper    scandala  gravloraque 


exoriri.*'  Nach  der  Publikation  des  Dekretes 
liessen  der  Kaiser  und  die  Kurfürsten  duroh  ihre 
Gesandten  unter  Hinweis  auf  dn  mogUohoi 
Schisma  um  Rücknahme  desselben  bitten,  aber 
ebenfalls  yergebllch,  mon.  cit.  2,  1015  ff. 

«  MansiSl,  121. 

8  Hardouiu  9,  698;  mon.  dt.  2,  1033.  Die 
näheren  Modalitäten,  Tgl.  darüber  auch  Hefele 
7,  651,  interessiren  hier  nicht. 

0  In  der  28.  Sitzung  y.  1.  Okt.  1437  wurde 
Eugen  für  contumax  erklärt  und  in  der  29. 
(12.  Okt.)  Ihm  nntei  Nichtigkeitserklärung  der 
Verlegung  des  Konzils  die  Suspension  und  Ab- 
setzung angedroht,  M.  29,  147.  151  u.  mon.  dt 
2,  1028.  1043;  auch  erliess  die  Synode  unterm 
19.  Okt.  1437  eine  ausführUche  EncykUka  zu 
Rechtfertigung  ihres  Vorgehens,  M.  29,  289  a. 
mon.  cit.  2,  1049. 

'^  Sess.  XX2J,  M.  29,  168:  „papam  ...  ab 
omni  administratione  papatus  in  spiritualibus  et 
temporalibuB  suspeudit  ac  suspensum  esse  deda- 
rat  .  .  .  omnem  autem  ipdus  papatus  admini- 
strationem  in  bis  omuibus  qnae  in  spirltualibui 
et  temporalibus  ad  solum  papam  et  sedem  aposto- 
licam  de  iure  pertinere  noscuntur,  eadem  t.  sy- 
nodus  ad  se  ipsam  decemit  ac  dedarat  esse  de- 
volutam."  lieber  die  bdden  in  derselben  Sitzung 
erlassenen  Reformdekrete,  s.  Th.  I.  S.  175  u.  o. 
S.  137.  138.  In  der  Sess.  XXXII  (▼.  24.  März 
1438)  wurde  unter  ausführlicher  Darlegung  des 
Verfahrens  der  Synode  und  gldchzeltiger  Bezug- 
nahme auf  das  Konzil  von  Konstanz  die  Suspen- 
sion des  Papstes  erneuert,  und  eine  Aufforderung 
an  alle  Gläubigen,  dem  Basder  Konzil  treu  zu 
bldben ,  unter  Strafandrohungen  gegen  die  An- 
hänger des  Konzils  Ton  Ferrara  erlassen,  M.  29, 
170. 


f.  171.] 


Die  Itefoniikoniilie&  des  15.  Jahrhunderts.    (Basel.) 


407 


Dogmen  1  der  katholiBohen  Kirche  erhoben  hatten,  sprachen  sie  am  25.  Juni  desselben 
Jahres  die  Absetzung  des  Papstes  aus  y  weU  derselbe  als  8imonist,  Schismatiker  und 
hartnäckiger  Ketzer  ipso  iure  seines  Pontifikates  verlustig  gegangen  sei^,  und  stellten 
Eigen  IV.  in  der  Person  des  Herzogs  Amadeus  von  Savoyen,  Felix  V.,  einen  ande- 
ren Papst  entgegen  3. 

Die  Baseler  Synode  hatte  sich  allerdings  auf  dem  Boden  des  neuen  Rechts  ge- 
halten, als  sie  die  vorhin  erw&hnten  Beformdekrete  erliess,  nicht  minder  war  sie  vom 
Standpunkt  desselben  aus  befiigt ,  die  Durchftlhrung  derselben  seitens  des  Papstes  zu 
Terlangen  und  nOthigenfalls  selbst  durch  Absetzung  des  Papstes  zu  erzwingen.  Aber 
sie  setzte  sich  materiell  in  das  Unrecht  dadurch,  dass  sie  mit  der  Reform  in  Betreff 
des  Papstes  und  der  Kurie  in  einer  so  übereilten  Weise,  ohne  jeden  Versuch  der 
Veistftndigung  mit  dem  Papste ,  vorging.  Nicht  minder  war  es  unklug,  dass  sie  aus 
Elfersucht  auf  ihre  Souveränität  hartnäckig  darauf  bestand,  den  Griechen  ftlr  das 
Unionskonzil  einen  denselben  nicht  genehmen  Ort  au&uzwingen,  und  die  Förderung 
dieser  den  Zeitgenossen  hoch  bedeutsam  erscheinenden  Unions-Angelegenheit  dem 
Papste  ttberliess.  So  verstärkte  sie  durch  ihre  Massregeln  nur  die  Stellung  des  letzteren, 
indem  sie  nicht  nur  die  Interessen  aller  deijenigen,  welche  an  dem  Fortbestande  der 
bisherigen  Einrichtungen  der  Kurie  ein  Interesse  hatten,  verletzte,  sondern  sich  auch 
die  besonneneren  Elemente  in  ihrem  eigenen  Kreise ,  namentlich  einen  grossen  Theii 
der  höheren  Oeistlichkeit  entfremdete^  und  die  Unterstdtzung  einer  Reihe  von  welt- 
lichen Fürsten,  ohne  welche  die  Absetzung  Eugens  IV.  nicht  durchzufahren  war, 
veisoherzte^. 

Eugen  IV.,  welcher  die  Synode  von  Ferrara  am  8.  Januar  1438  hatte  eröffiien 


1  „Yeiltotes  lldei  cathollcae'',  Bess.  XXXTII 
(▼.  16.  Mai  1439)  M.  29,  178. 

2  Sess.  XXXIY  (au  welcher  nur  20  Prälaten, 
mit  Elnschluss  von  7  Bischöfen,  wohl  aber  etwa 
300  Priester  und  Doktoren  theilnahmen) :  „quem 
.  . .  B.  synodos  a  papatn  et  Romano  poutiflcio 
ipso  iure  privatum  esse  declarat  et  pronuntiat,  ac 
ipsnm  ah  eisdem  amovet,  deponit,  privat  et 
abiidt^,  M.  29,  180.  In  Anschluss  daran  wurde 
In  der  sess.  XXXV  (10.  Juli  1.  c.  p.  181)  er- 
klärt, dass  das  Konzil  durch  die  Entfernung 
irgend  welcher  Stände  und  Dignitäten  (Kardinäle, 
Patriarchen  und  Bischöfe)  nicht  aufgelöst  werde 
and  die  Vornahme  der  Neuwahl  eines  Papstes 
nach  zwei  Monaten  angekündigt. 

3  Die  auf  Grund  der  Dekrete  der  sess.  XXXVII 
n.  XXXVni  (24.  u.  30.  Okt.  M.  29,  184.  191) 
am  5.  November  erfolgte  Wahl  (He feie  7,  783, 
8.  auch  Th.  I.  S.  273)  ist  in  der  sess.  XXXIX 
(17.  Nov.,  M.  29, 198)  bestätigt  und  in  der  sess. 
XL  (26.  Febr.  1440  p.  201)  nach  Annahme  der 
Wahl  durch  FeUx  V  eine  Aufforderung  an  die 
Christenheit  zum  Gehorsam  gegen  ihn  erlassen 
worden. 

*  Schon  seit  Beginn  des  Prozesses  gegen  den 
Papst  hatten  sich  die  päpstlichen  Legaten,  auch 
idbst  der  Kardinal  Julian,  von  den  Sitzungen 
femgehalten,  Hef  ele  7,  652.  Ende  1437  ver- 
Hess der  letztere  mit  zahlreichen  Freunden  Basel, 
a.  a.  0.  S.  657.  Bei  der  Absetzung  Eugens  war 
nur  ein  einziger  Kardinal  (v.  Arles)  betheiligt, 
a.  a.  0.  8.  779. 


&  Bereits  1438  schickte  König  Karl  VII  von 
Frankreich  Gesandte  an  das  Konzil  mit  dem  Ver- 
langen, das  weitere  Vorgehen  gegen  den  Papst 
einzustellen,  Hef  ele  7,  770.  Die  deutschen 
Kurfürsten  erklärten  sich  auf  dem  Fürstentage  zu 
Frankfurt  noch  vor  der  Wahl  eines  neuen  römi- 
schen Königs  am  17.  März  1438  —  Kaiser  Sigis- 
mund  war  Ende  1437  gestorben  —  für  neutral, 
d.  h.  sie  erklärten,  nur  die  iurisdictio  ordinaria 
der  Kirchengewalten  in  ihren  Territorien  unter- 
stützen, aber  keine  Verordnungen  der  beiden 
streitenden  Theile  anerkennen  zu  wollen,  Ue- 
fele  7,  772;  y.  Wessenberg,  d.  grossen 
Kirchenversammlungen .  2,  31 5 ;  Puckert,  d. 
churfurstllche  Neutralität  während  des  Baseler 
Goncils.  Leipzig  1858.  S.  64.  Der  neugowählte 
König  Albrecht  n  und  auch  andere  Fürsten  such- 
ten vergeblich  den  Streit  zwischen  dem  Papst 
und  der  Synode  beizulegen,  indem  sie  den 
Vorschlag  machten,  dass  die  Vermittelung  in  die 
Hand  des  römischen  und  des  französischen  Königs 
gelegt,  sowie  dass  der  Papst  und  das  Konzil  sich 
über  die  Abhaltung  einer  neuen  allgemeinen  Sy- 
node in  Strassburg,  Konstanz  oder  Mainz  verei- 
nigen sollten,  Hef  ele  7,  773;  Puckert  a.  a. 
0.  S.  83.  Auf  dem  deutschen  Reichstage  zu 
Mainz  (1439)  wurde  die  Neutralitätserklärung 
wiederholt,  Hefele7,  114,  und  nach  der  Ab- 
setzung Eugens  IV  und  der  Wahl  Felix*  V 
fand  der  letztere  bei  der  schwankenden  Haltung 
der  meisten  Fürsten  keinen  nennenswerthen  An- 
hang, V.  Wessenberg  a.  a.  0.  S.  429;  He- 
fele7,  791. 
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lassen,  und  welchem  es  später  nach  der  Verlegung  derselben  nach  Florenz  gelungen 
war,  die  Union  mit  den  Oriechen  abzuschliessen ^ ,  hatte  inzwischen  dnrch  die  zn 
Florenz  verkündete  Eonstitalion  Tom  4.  September  1439^  die  Beschlflsse  der  Base- 
ler Synode  über  die  Dogmatisimng  der  Snperiorität  des  Konzils  und  seine  Absetzung 
ftlr  nichtig  3  und  die  Mitglieder  der  Synode  ftlr  Häretiker  erklärt,  sowie  Aber  die- 
selben die  Exkommunikation  und  die  Absetzung  von  ihren  Aemtem  ausgesprochen^. 
Nachdem  die  letzteren  hierauf  mit  der  Wahl  Felix'  V.  geantwortet  hatten,  richteten 
sie  ihre  ganze  weitere  Thätigkeit  lediglich  auf  die  Bekämpfung  Eugens  IV.  und  auf 
die  Anordnung  von  Massregeln  zu  Gunsten  ihres  Papstes  ^. 

Schon  während  des  Beines  des  eben  geschilderten  Kampfes  hatten  einzelne 
der  weltlichen  Fürsten,  in  deren  Interesse  es  lag,  ein  neues  Schisma  abzuwenden  und 
die  weitere  Hinausschiebung  entschiedener  Reformen  der  Kirche  zu  verhindern,  ans 
Anlass  der  von  den  Baselern  bei  ihnen  nachgesuchten  Unterstützung  Berathungen 
über  die  Annahme  der  bisher  von  denselben  erlassenen  Reformdekrete  veranstaltet. 
Insbesondere  liess  Karl  VH.  eine  französische  Nationalsynode  im  J.  1438  zu  Bourges 
zusammentreten  ^.  Dieselbe  erklärte  sich  für  die  Annahme  des  grössten  Theiles  der 
Baseler  Dekrete  einschliesslich  der  Festsetzungen  über  die  Snperiorität  der  allge- 
meinen Konzilien,  schlug  aber  bei  einzelnen  Modifikationen  vor ,  indem  sie  allerdings 
ausdrücklich  hervorhob ,  dass  damit  nicht  die  Autorität  des  Baseler  Konzils  irgend 
wie  in  Frage  gestellt  werden  sollte,  vielmehr  die  Aenderungen  nur  wegen  der  beson- 
deren in  Frankreich  obwaltenden  Verhältnisse  verlangt  werden  müssten  ^.  Gbmäss 
dem  Antrage  der  Synode,  die  acceptirten  Dekrete,  und  zwar  diejenigen,  bei  denen 
Veränderungen  für  angemessen  erachtet  worden  seien,  in  der  modifizirten  Gestalt 
unter  der  Erwartung ,  dass  die  Modifikationen  durch  das  Konzil  zugelassen  werden 
würden^,  in  Kraft  zu  setzen,  erliess  der  König  am  7.  Juli  1438  ein  Edict,  die  s.  g. 
pragmatische  Sanktion  von  Bourges^,  in  welchem  er  alle  erwähnten  Vor- 


t  Vgl.  darüber  unten  %,  172.  I. 

2  Erlassen:  „sacro  approbante  concilio'',  bei 
HardoulnO,  1004. 

3  Et  wirft  den  Baselern  eine  Irrige  und  falsche 
Anslegung  der  Konstanzer  Besohlüsse  vor,  frei- 
lich ohne  dies  näher  zu  begründen. 

^  Vorangegangen  war  schon  die  zu  Ferrara  ap- 
probante concilio  erlassene  Konstitution  t.  15.Fe- 
bruar  1438  gegen  die  über  ihn  verhängte  Suspen- 
sion, Hardouin  9,  734. 

s  Nach  der  Absetzung  Eugens  IV  hielt  die  Sy- 
node noch  5  Sitzungen  in  Basel  bis  zum  16.  Mai 
1443,  M.  19,  205  ff.,  Hefele  7,  790.  797.  807. 
In  der  letzten  wurde  die  Abhaltung  einer  neuen 
allgemeinen  Synode  nach  drei  Jahren  zu  Lyon 
und  der  Fortbestand  des  Baseler  Konzils  bis  zur 
Eröffnung  derselben  beschlossen. 

^  Diesen  Charakter  hat  die  Versammlung  ge- 
habt, denn  sie  wird  wiederholt  in  der  nachher  zu 
erwüinenden  pragmatischen  Sanktion  bezeichnet 
als  „praelati  ceterique  yiri  ecclesiastlci  ipsamque 
nostrorum  regnl  et  Delphinatus  eoclesiam  reprae- 
sentantes^  und  als  Theilnehmer  werden  genannt : 
„archiepiscopi,  episcopi,  capitula  notabilia,  abba- 
tes,  decani,  praepositl  caeterique  praelati  eccle- 
siastlci ac  divlni  et  human!  iuris  magistri,  doc- 


tores  et  scientiflci  viri  universitatum  studionim 
generaUum  et  alii  de  regno  et  Delphinatu  nostris 
in  maximo  copiosoque  numero.  Vgl.  auch  unten 
S.  177. 

1  S.  a.  a.  0.,  bei  Durand  et  Mai  Haue, 
dictionnaire  de  droit  canonique  t.  IV.  p.  770 : 
„non  haesitatione  potestatis  et  auctoritatis  oon- 
dentis  et  promulgantis  ipsius  seil.  s.  Basiliensis 
synodi,  sed  quatenus  commoditatibus,  temporibus 
et  moribus  regionum  et  personarum  praefatorum 
nostrorum  regni  et  Delphinatus  congruere  con- 
venireque  congrue,  iuraque  conspexerunt,  prout 
inferius  annotantur  et  inseruntur,  lUico  et  Indl- 
late  reciplenda  consenserunt  et  acceptanda  deli- 
beraverunt." 

8  Auf  die  desfallsige  Forderung  hat  das  Konxil 
die  Entscheidung  zunächst  aufgeschoben  und  eine 
solche  nicht  mehr  abgegeben,  Hefele  7,  770. 
Dagegen  behauptet  Puckert  a.  a.  0.  S.  97  an- 
ter Berufung  auf  Patrioii  summa  c.  97,  dass  eine 
Bestätigung  durch  das  Konzil  ertheilt  worden  sei. 
Weder  1.  c.  noch  c.  77  u.  83  sagt  aber  Patrioius 
etwas  davon. 

9  Abgedruckt  bei  M.  de  Vilevault,  ordon- 
nances  des  rois  de  France  de  la  si^me  race.  Paris 
1782.  13,  267  u.  Durand  de  Maillane  1.  e. 
p,  768  ff. 


§.  171.) 
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schl&ge  annahm ,  die  Beschlflsse  der  Nationalsynode  bestätigte  und  die  Beobachtung 
derselben  sowie  die  Einregistririmg  des  Ediktes  anordnete  ^. 

Nach  dem  Vorgänge  der  Franzosen  erklärten  sich  anf  dem  Beiohstage  zu  Mainz 
(1439)  die  Gesandten  des  römischen  Königs,  die  anwesenden  Churfürsten  und  die 
Vertreter  der  abwesenden  Fürsten  ebenfalls  ftlr  die  Annahme  einer  Beihe  Baseler 
Reformdekrete  ^y  jedoch  verlangten  sie  dabei  gleichfalls  einzelne  Modifikationen  ^  und 
behielten  sich  auch  die  Bezeichnung  weiterer,  den  Verhältnissen  der  deutschen  Nation 
und  ihrer  einzelnen  Theüe  entsprechender  Abänderungen,  über  welche  das  Konzil 
seiner  Zeit  beschliessen  sollte  ^,  vor. 

Das  Acceptationsinstrument  ist  indessen  weder  von  dem  abwesenden  König  ge- 
nehmigt noch  als  Reichsgesetz  verkflndet  worden,  hat  vielmehr  nur  den  Charakter 


1  Das  Edikt  enthält  zwiwhen  der  Einleitung 
and  dem  Schluss,   die  angenommenen  Dekrete 
ihrem  ToUen  Wortlaut  naoh  und  bei  den  einzelnen 
die  Teilangten  Modifikationen.    Unverändert  fin- 
den sieh  wieder  das  sess.  I  c.  3  wiederholte  Kon- 
ituizer  Dekret  ü1>er  die  Abhaltung  allgemeiner 
KoDzilien,  M.  29,  5;  sess.  II.  c.  1—4,  1.  c.  p. 
21  über  die  Autorität  des  Baseler  und  der  anderen 
dliremeinen  Konzilien  (s.  o.  S.  399),  sess.  XXIII. 
e.  6, 1.  0.  p.  120,  (über  die  Reservationen  s.  o. 
8.  405.  n.  5),  sess.  XX.  o.  4,  1.  c.  p.  103  (über 
fdvole  Appellationen,  o.  S.  404.  n.  3),  sess.  XXI. 
e.  2  (de  triennali ,  s.  o.  a.  a.  0.) ,  sess.  XXY. 
c  4 — 11  (über  den  Chordienst  u.  s.  w.,  1.  c.  p. 
106,  8.  0.  a.  a.  0.),  sess.  XX.  o.  1—3,  1.  o. 
p.  101  ff.  (s.  0.  a.  a.  0.) ;   sess.  XXIII.  o.  7, 
L  c.  p.  121  (s.  0.  S.  405.  n.  5).    Modifikationen 
find  beschlossen  worden  zu  sess.  XII.  c.  2,  1.  c. 
p.  61  (de  electionibus,  s.  o.  S.  400.  n.  4)  u.  sess. 
XXni.  e.  5.  p.  120  (de  electionibus,  s.  o.  S.  405. 
B.  5)  —  über  die  erste  Modifikation  vgl.  Th.  II. 
8.  601.  n.  5,  die  zweite  geht  auf  Aufrechterhai- 
taug  der  benlgnae  preces   des  Königs  und  der 
Fürsten  iür  tflchtige  Kandidaten;  —  ferner  zu 
fets.  XXXI.  c.  2  u.  3,  M.  29,  161  (de  coUatio- 
nibas  beneflciorum,  s.  o.  S.  137.  138)  —  die  Mo- 
difikationen betreffen  namentlich  die  Beschräu- 
kong    der   Expektanten   und    des    päpstlichen 
Konkurs-  oder  Präventionsrechtes,  die  Erweite- 
nmg  der  Berücksichtigung   der  Graduirten  bei 
Beneflzlenverlelhungen ,     s.    auch    Hefele   7, 
767  — ;  sess.  XXXI.  c.  1,  M.  29,  159  (de  causis 
AppeUationum)  —  die  Modifikation  verlangt  Aus- 
dehnung des  Grundsatzes,  dassdie  Streitsachen  vor 
dem  ordentlichen  Richter  verhandelt  werden  sollen 
und  richtet  sich  gegen  dieV erhan dlung  von  Prozess- 
nehen  durch  ein  allgemeines  Konzil,  s.  Hefele 
7,  768  — ;  sess.  XXni.  c.  4,  p.  116  (über  die 
Kaidinäle,  s.  o.  S.  405.  n.  5)  —  die  Modifika- 
tion will  Milderung  der  gänzlichen  Ausschliessung 
der  Nepoten  der  Päpste  vom  Kardinalat  — ;  sess. 
XXI.  c.  1,  M.  29,  i04  (über  die  Annaten,  s.  o. 
S.  404.  n.  4)  —  die  Modifikationen  betreffen  die 
dem  Papste  für  die  Aufhebung  der  Annaten  zu 
gewährende  Entschädigung  — ;  sess.  XXI.  c.  3, 
M.  29,  105  (über  den  Chordienst)  —  hier  wird 
die  Aufrechterhaltung  löblicher  Gewohnheiten, 
Statuten  und  Observanzen  gefordert. 

<  Dts  instrumentum  acceptatlonls  v.  26.  März 


1439,  bei  Koch  sanctio  pragmatica Germanorum 
illustrata.  Argentorati  1789.  p.  93  ff .  und  bei 
M  ü  n  c  h ,  Sammig.  aller  Concordate  1 ,  42. 

9  Die  Acoeptatlon  bezieht  sich  auf  die  Dekrete 
der  sess.  I.  c.  3  und  sess.  II.  c.  1—4,  also  gleich- 
falls auf  den  Grundsatz  der  Superlorität  des  Kon- 
zils (vgl.  hierzu  Puckert  a.  a.  0.  S.  93),  femer 
auf  sess.  XY.  M.  29,  74  (über  die  Diöcesan-  und 
Provlnzialsynoden);  sess.  XIX.  c.  5,  p.  98  (über 
die  Juden  und  Neophyten),  sess.  XX.  c.  2—4 ; 
sess.  XXI.  c.  2 — 11,  sess.  XXllI.  c.  4 — 7;  sess. 

XXX.  p.  158  (super  modo  communlonis);  sess. 

XXXI.  c.  1 ;  —  bei  dem  der  sess.  XII  (de  elec- 
tionibus) wurde  eine  ähnliche  Modifikation,  wie 
die  von  Franzosen,  bei  sess.  XXI.  c.  1  über  die 
Annaten  Vorbehalt  der  Taxen  an  die  Kirchen- 
fabrik, bei  sess.  XXXI  de  collationibus  eine  Ein- 
schränkung des  päpstlichen  Präventionsrechtes 
und  die  Bevorzugung  Deutscher  vor  Fremden  bei 
päpstlicher  Verleihung  deutscher  Benefizien  ge- 
wünscht. Ausserdem  verlangten  die  deutschen 
Fürsten  noch  andere  Reformen,  über  welche  das 
Konzil  bisher  nicht  verhandelt  hatte,  Beschrän- 
kung des  Eheverbots  der  Verwandtschaft  und 
Schwägerschaft,  Unterdrückung  der  Excesse  der 
Exemten  und  Abhülfe  gegen  die  bei  der  Kurie 
vorkommende  Ordination  Fremder  und  Unwür- 
diger. Vgl.  hierzu  Puckert  S.  93  ff. 

^  Koch  1.  c.  p.  95:  „Nos  oratores  Romani  re- 
gli,  principes  electores  hie  presentes  (vgl.  He- 
fele 7,  773)  alioTumque  electorum  s.  imperil  et 
Alemanie  metropolitanorum  absentlum  oratores 
decreta  s.  Basilieus.  condll  acceptamus  cum  omni 
honore,  reverentia  et  devotione  qua  decet,  salvis 
tarnen  in  qulbusdam  declaratlonibus,  modiflcatio- 
nibus  ac  limltacionibusnostre  Germanie  nacioni  ac 
cuilibet  nostrum  slngulaiiter  In  suis  provinciis, 
dyocesibus  seu  territoriis  congruentibus  et  acco- 
modis  factis  et  flendls,  suis  loco  et  tempore  op- 
portunis^exprimendis  ac  per  s.  ooncilium  decre- 
tandls.*** 

Dass  das  Konzil  die  gleich  vorgeschlagenen 
Aenderungen  durch  eine  Bulle  v.  1439,  Würdt- 
wein  subs.  diplom.  8,  109  u.  Koch  1.  c.  p. 
171,  genehmigt  habe,  Koch  p.  18,  ist  irrig,  viel- 
mehr ist  das  Konzil  erst  1446  um  die  Bestätigung 
angegangen  worden,  und  die  angebliche  Bulle  ist 
nichts  als  ein  Entwurf  zu  einer  solchen,  Puckert 
a.  a.  0.  S.  98.  n.  1. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  171. 


einer  pFOYisorischen  Vereinbanmg  der  einzelnen  deutsohen  Fllrsten  über  ihr  Ver- 
halten in  dem  zwischen  dem  Papst  und  dem  Konzil  ansgebrochenen  Streit  gehabte 

Es  war  ein  Zeichen  der  yOllig  veränderten  Stellung  des  Konzils  und  des  Papstes, 
dass  während  einst  die  Nationen  die  EUmonen  der  vom  Papste  beherrschten  Kon- 
zilien des  Mittelalters  fast  ausnahmslos  als  bindende  Gesetze  entgegen  genommen 
hatten  y  jetzt  die  Fürsten  zweier  bedeutender  Nationen  erst  Aber  die  Annahme  der 
Beschlüsse  des  Baseler  Konzils  beriethen,  ja  dieselben  in  Frankreich  allein  durch 
ein  weltliches  Gesetz  trotz  der  änsserlichen  Anerkennung  der  Autorität  der  Synode^ 
in  Vollzug  gesetzt  wurden.  Wenngleich  dabei  in  Deutschland  und  in  Frankreich  eia 
grosser  Theil  der  ohne  Mitwirkung  und  sogar  im  Widerspruch  mit  dem  Papste  er- 
lassenen Beformdekrete  des  Konzils  anerkannt  wurde,  so  diente  dieser  fheilweise 
Erfolg  der  Baseler  doch  nicht  dazu,  ihre  Position  gegenüber  dem  Papstthnm  zu 
kräftigen.  Denn  gerade  zu  der  Suspension  Eugens  IV.,  welche  sie  auf  Grund  des 
neuen  Beohtes  gegen  diesen  ausgesprochen  hatten,  war  es  ihnen  nicht  gelungen,  die 
Zustimmung  der  gedachten  Fürsten  zu  erhalten.  Auch  nach  dem  Tode  Albrechts  IL 
(1439)  und  der  Wahl  Friedrichs  III.  (1440)  verharrte  Deutschland  in  der  NentralitSt, 
und  forderte  in  Gemeinschaft  mit  Frankreich  zur  Beilegung  des  durch  die  WsM 
Felix'  V.  entstandenen  Schismas  die  Abhaltung  eines  neuen  allgemeinen  Konziles  an 
einem  andern  Orte  als  Basel  und  Florenz ,  welchen  nöthigenfalls  der  römische  König 
aus  je  sechs  bezeichneten  deutschen  und  französischen  Städten  auswählen  sollte^, 
eine  Forderung,  an  welcher  noch  bis  zum  Jahre  1443  festgehalten  wurde^,  welche 
aber  bei  dem  Widerstände  Eugens  IV.  und  dem  geringen  Entgegenkommen  des  Ba- 
seler Konzils  zu  keinem  Besultate  führte^. 

Inzwischen  hatte  das  Baseler  Konzil  weiter  an  Ansehen  dadurch  eingebüsst, 
dass  Felix  V.  seine  Residenz  nach  Lausanne  verlegte^,  sowie  dass  einzelne  Fürsten 
zu  Eugen  IV.  übergingen  und  ihre  Unterthanen  vom  Konzil  abberiefen^. 

Auch  in  Deutschland  drängten  die  durch  die  Neutralität  und  das  Schisma  in 
den  kirchlichen  Verhältnissen  eingetretenen  Wirren^  zu  einer  definitiven  Begelung. 
Die  oligarchische  Interessenpolitik  der  deutschen  Fürsten,  von  denen  sich  eine  An- 
zahl den  Baselern  wieder  zuneigten  '^,  bewirkte  eine  Annäherung  Friedrichs  UI.  an 
Eugen  IV.  und  derselbe  erkannte  den  letzteren  im  J.  1446  ^^  gegen  sehr  bedeutende 


1  P  ü  c  k  e  r  t  a.  a.  0.  S.  92. 95. 97.  Unrichtig  J. 
Friedlich,  d.  päpstlich  gewährleistete  Recht 
d.  deutsch.  Nation,  nicht  an  d.  päpstliche  Un- 
fehlbarkeit zu  glauben.  M&nchen  1870.  S.  303, 
welcher  die  Beschlüsse  durch  die  Acceptation 
zum  „Beichsgrundgesetz'^  werden  lässt. 

a  S.  o.  S.  408.  n.  7  u.  9. 

8  So  auf  dem  Reichstage  zu  Mainz  1441,  Pa- 
tricius  0.  118;  He  feie  7,  792. 

^  In  der  Instruktion  für  die  Gesandten  an 
Eugen  IV,  welche  nach  dem  Reichstage  Ton 
Frankfurt  1442  abgeschickt  wurden,  Patricius  o. 
132.  Noch  i.  J.  1443  orliess  Friedrich  HI  Schrei- 
ben an  alle  Fürsten  und  Republiken,  um  sie  für 
ein  neues  Konzil  zu  gewinnen;  Hefele  7,  800. 
802.    Vgl.  auch  unten. 

5  Eugen  IV  stellte  nur  eine  Berathung  mit  sei- 
neu Prälaten  in  Aussicht,  ob  es  zweckmässig  sei, 
ein  neues  Konzil  abzuhalten  und  verwarf  die 
Neutralitat  Deutsehlands ,  Patricius  c.  136;  die 
Baseler,  ihr  Schreiben  bei  Mansi  29,  368,  ver- 


langten, dass  ihnen  die  Wahl  des  Ortes  über- 
lassen und  dass  vorher  seitens  des  Königs  die 
Anerkennung  der  Beschlüsse  des  neuen  Konzils 
zugesichert  weide. 

6  Patricius  c.  134. 

^  Soi.  J.  1442  Schottland,  Mailand,  Arago- 
nien  und  Neapel,  Hefele  7,  807. 

8  Hefele  7,  770.  800.  802.  806.  809. 

0  Auf  dem  Nürnberger  Reichstage  war  1444 
wieder  die  Einberufung  eines  Konziles  vom  rö- 
mischen Könige  vorgeschlagen,  indessen  ging 
man,  weil  die  Kurfürsten  Gegenvorschläge  zu 
Gunsten  der  Baseler  machten,  resultatlos  ausein- 
ander. Erst  1445  auf  dem  Reichstage  zu  Frank- 
furt gingen  die  Kurfürsten  auf  den  Yorschlag  des 
Königs  ein,  zugleich  stellte  der  letztere  inzwi- 
schen die  Berufung  eines  deutschen  National- 
konziles  in  Aussicht,  P  ü  c  k  e  rt  a.  a.  0  S.  210  ff. 
238;Hefele7,  811.  812. 

>0  Im  Februar. 
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Konzessionen  als  rechtmäsidgen  Papst  an  ^  Inzwischen  hatte  aber  Engen  IV.  gegen 
die  Earfltrsten  von  Trier  nnd  Köln  wegen  ihrer  Parteinahme  ftlr  das  Baseler  Konzil 
die  Absetzung  aasgesprochen  2.  Durch  diesen  die  Nentralitftt  verletzenden  Schritt 
des  Papstes  erbittert,  traten  die  Kurfdrsten  am  21.  Mftrz  1446  zn  Frankfurt  zusam- 
men, und  stellten  nunmehr  an  Eugen  IV.  die  Fordernis,  dass  er  die  Konstanzer  und 
Baseler  Dekrete  über  die  Gewalt  der  allgemeinen  Konzilien  anerkenne,  bis  zum  1.  Mai 
1447  eine  neue  allgemeine  Synode  nach  Konstanz,  Strassburg,  Worms,  Mainz  oder 
Trier  zur  Beseitigung  der  kirchlichen  Zwietracht  wegen  des  Papstthums  berufe ,  in 
besonderen  Bullen  die  zu  Mainz  mit  ihren  Modifikationen  1439  angenommenen  Baseler 
Reformdekrete  acoeptiren  und  alle  der  Neutralität  zuwider  getroffenen  Verfügungen 
rorflcknehmen  solle.  Nur  fllr  den  Fall  des  Eingehens  auf  diese  Bedingungen  wurde 
Ei^en  IV.  eine  vorläufige  Obedienzleistung,  d.  h.  bis  ein  kflnftiges  Konzil  Aber  die 
Papstfrage  definitive  Entscheidung  getroffen  habe,  zugesichert.  Wenn  aber  der  Papst 
aof  die  gedachten  Forderungen  nicht  eingehe,  so  „were  wol  zu  versteen,  dass  er 
FuTsatz  hedte ,  die  heiligen  gemeynen  concilia  und  ire  Gewaltsam  ewiglich  zu  ver- 
dragken^,  und  dann  wollten  die  Kurftlrsten  das  Konzil  von  Basel  »ft^  ou^  ^at  oon- 
dfiom^  hatten,  jedoch  sollte  dasselbe  sich  nach  Angabe  des  Zeitpunkts  und  einer  ande- 
ren Stadt  seitens  der  Kurfürsten  in  diese  letzere  verlegen  und  Felix  V.  weder  zu  Basel 
noch  auf  dem  künftigen  Konzile  präsidiren,  vielmehr  Alles  bis  zur  Entscheidung  des 
letzteren,  so  gehalten  werden,  wie  es  vor  der  Wahl  Felix'  V.  gewesen.  Endlich 
erklärten  die  KurfOrsten,  dass,  wenn  der  römische  König  sich  bei  dem  KonzUe  nicht 
betheiligen  wollte,  sie  dies  allein  thun  würden^.  Beim  römischen  Könige  fanden  aber 
die  Kurfürsten  keine  ungetheilte  Zustimmung  zu  diesen  Forderungen  an  den  Papst  ^. 
Auf  dem  Reichstage  zu  Frankfurt,  ftlr  welchen  Eugen  IV.  und  die  Baseler  den  Ge- 
sandten der  Kurfdrsten  ihre  Erklärung  zugesagt  hatten^,  gelang  es,  einen  Theil  der 
Kurfdrsten  den  von  den  Gesandten  des  Königs  ebenfalls  im  Prinzip  gebilligten  Vor- 
schlägen Eugens  IV.,  welche  eine  Abschwächung  der  früher  aufgestellten  Forderun- 
gen enthielten^,  geneigt  zu  machen ''.  In  Folge  dessen  wurde  zwar  (am  11.  Oktober 
1446)  beschlossen,  die  letzteren  nochmals  zu  erneuern,  und  den  König  um  Unter- 
stützung derselben  zu  bitten,  andererseits  aber  jedem  Kurfürsten,  falls  der  König 
diese  Bewilligungen  nicht  durchsetzen  könne  und  sich  mit  den  geringeren  Konzessio- 
nen, welche  er  selbst  für  ausreichend  erachtet  habe^,  begnügen  müsse,  freigestellt. 


*  Die  Konoessionen  bestanden  in  der  Kaiser- 
kiooe,  Gewährung  von  Geld  zur  Romfahrt,  eines 
Zehnten  von  den  Kirchenpfründen  in  Deutsch- 
land, sowie  ausgedehnter  Besetzungs-  und  No- 
minationsTechte}  Püokert  a.  a.  0.  S.  247  ff. ; 
Hefele?,  812. 

SRaynald  a.  1446.  n.  1;  Puckert  S. 
241  ff.;  Hefele?,  816. 

'  Die  betreffende  Urkunde  bei  Guden  cod. 
diplomat.  anecdot.  4,  290;  Gärtner  oorp.  lur. 
ecelesiast.  1,  74;  Glos e  1er  Klrehengesch.  II. 
4, 91.  lieber  die  von  den  Kurfürsten  -veranlassten 
Bullen-Entwürfe,  welche  auf  der  Grundlage  die- 
ser Forderungen  Eugen  lY  und  den  Baselern  vor- 
gelegt wurden,  vgl.  Püokert  a.  a.  0.  S.  256. 

^  Derselbe  erklärte ,  dass  sie  sich  ein  liichter- 
amt  Über  den  Papst  anmassten  und  dass  ihr  Plan 
erst  recht  zu  einem  Schisma  führen  könne, 
Puckert  a.  a.  0.  S.  263 ff. 


^  lieber  die  Verhandlungen  mit  dem  Papst 
und  den  Baselern  Püokert  S.  271  ff. 

6  Der  Papst  hatte  sich  nur  bereit  erklärt ,  ein 
neues  Konzil  Intra  competens  tempus  imd  mit 
Zustimmung  der  übrigen  ohristlichen  Könige  und 
Fürsten  zu  halten ,  die  Baseler  Dekrete  aus  der 
Zeit,  wo  dort  ein  allgemein  anerkanntes  Konzil 
getagt  habe,  anzunehmen  und  die  Beschwerungen 
der  deutschen  Nation  durch  Annaten  aufzuheben, 
falls  er  einen  billigen  Ersatz  erhalte,  Puckert 
S.  279  ff. 

7  Den  Kurfürsten  von  Mainz  und  Brandenburg, 
sowie  zwei  andere  Bischöfe,  vgl.  darüber  und  die 
weiteren  Verhandlungen  Puckert  S.  280  ff. 

9  Die  gemachten  Vorschläge  gingen  dahin, 
dass  der  Papst  10  Monate  nach  Aufgabe  der  Neu- 
tralität ein  Konzil  nach  einer  der  gedachten  5 
deutschen  Städte  (s.  im  Text)  ausschreibe  und 
anderthalb  Jahre  nachher  eröffne ,  alles  mit  Ge- 
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die  letzteren  ebenfallB  anzunehmen  und  Engen  IV.  Obedienz  zn  leisten  ^  Dass  der 
Papst  bei  der  durch  die  Beschlflsse  des  Frankfurter  Reichstages  nur  verdeckten 
Uneinigkeit  des  römischen  Königs  mit  den  deutschen  Fürsten  den  ursprünglichen 
Forderungen  der  deutschen  Kurfürsten  nicht  nachgab ,  war  selbstverständlich,  ja  die 
königliehen  und  fürstlichen  Gesandten  konnten  in  Rom^  nur  solche  Zugeständnisse 
erlangen,  welche  die  Vorschlftge  des  Königs  noch  in  einzelnen  Beziehungen  ab- 
schwächten. Sie  sind  niedergelegt  in  vier  päpstlichen  Urkunden,  einem  Breve  und 
drei  Bullen,  bis  auf  die  letzte  derselben  sämmtlich  vom  5.  Februar  1447  datirt^  (den 
s.  g.  Fürsten-Konkordaten)^. 

In  der  ersten  —  dem  Breve,  adressirt  an  den  König  und  die  bei  ihm  vertrete- 
nen Fürsten  —  erklärte  der  Papst,  dass,  wenngleich  nach  seiner  Meinung  besser  Ar 
das  Wohl  der  Kirche  als  durch  Berufung  eines  neuen  allgemeinen  Konzils  gesorgt 
werden  könne,  er  doch  mit  Rücksicht  auf  die  Wünsche  der  deutschen  Nation  die 
übrigen  christlichen  Könige  und  Fürsten  dafür  zu  gewinnen  suchen  wolle,  dass  ein 
solches  Konzil  innerhalb  der  schon  erwähnten  deutschen  Städte  (s.  o.  S.  411)  zu- 
sammentrete, und  dass  er  dies  innerhalb  1 0  Monate  ausschreiben  sowie  anderthalb  Jahre 
nach  Ablauf  dieser  Frist  eröffnen  werde,  sowie  dass,  falls  keiner  der  gedachten  Orte 
den  übrigen  Fürsten  genehm  sein  sollte,  er  das  Konzil  dennoch  innerhalb  der  er- 
wähnten Fristen  einberufen  wolle.  Daran  schiiesst  sich  endlich  die  schon  o.  S.  386. 
n.  3  angeführte  Erklärung  über  die  Anerkennung  des  Konstanzer  Konzils  und  der 
übrigen  allgemeinen  Konzilien. 

In  der  zweiten  Urkunde  —  einer  Bulle  —  wird  Alles,  was  in  Folge  der  von  den 
Deutschen  angenommenen  Baseler  Dekrete  und  der  ihnen  beigefügten  Modifikationen 
(s.  0.  S.  409)  von  den  Anhängern  derselben  vorgenommen  worden  ist,  für  gültig  er- 
klärt, aber  eine  weitere  Verhandlung  wegen  der  durch  diese  Dekrete  einzelnen  Prä- 
laten zugefügten  Beschwerungen  und  wegen  der  dem  päpstlichen  Stuhle  versprochenen 
Entschädigung  durch  einen  abzusendenden  päpstlichen  Legaten  vorbehalten,  und  ge- 
stattet, dass  alle,  welche  die  erwähnten  Dekrete  und  ihre  Modifikationen  angenoomien 
haben  und  welche  den  Annehmenden  anhängen ,  davon  so  lange  Gebrauch  machen 
dürfen ,  bis  die  in  Aussicht  genommene  Vereinbarung  durch  den  Legaten  zu  Stande 
gekommen  oder  durch  das  künftige  Konzil  etwas  Anderes  bestimmt  worden  sei  ^. 


nehmigung  der  übrigen  Könige,  und  falls  er  die 
letztere  nicht  erlange,  befogt  sein  solle,  eine  an- 
dere Stadt  zu  wählen.  Weiter  sollte  der  Papst 
die  Koustanzer  Dekrete  und  die  des  Baseler  Kon- 
zils, so  weit  dieselben  während  seiner  Anerken- 
nung als  allgemeines  Konzil  gefasst  worden  wä- 
ren, aooeptiren  und  es  sollten  dieselben  in 
Gültigkeit  bleiben,  bis  auf  einem  künftigen  Kon- 
zil anders  vorgesehen  worden  wäre,  Püokerta. 
a.  0.  S.  289. 

1  PüokertS.  291. 

2  Vertreten  waren  dort  bei  den  Verhandlungen 
der  romische  König,  die  Kurfürsten  v.  Mainz  und 
und  Brandenburg,  die  Markgrafen  von  Branden- 
burg, der  Herzog  v.  Sachsen,  der  Landgraf  v. 
Hessen,  die  Erzbischöfe  von  Magdeburg,  Salzburg 
und  Bremen  und  verschiedene  Bischöfe,  Puckert 
S.  303. 

3  Die  letzte  trägt  das  Datum  des  7.  Februar 
1447. 


*  Abgedruckt  bei  Koch,  sanotio  pragmatiea 
p.  181  ff.;  Gaertnex  corp.  iur.  ecelesiast  1, 
105  ff. ;  Münch,  Konkordate  1,  77  ff. 

5  K  0  c  h  1.  c.  p.  183 :  „ .  .  .  Super  alüs  autem 
decretis  Basileae  editis  et  per  .  .  .  Albertam  Ro- 
manorum regem  acceptatis  .  .  .  content!  sumus, 
volumus  et  decemimus,  quod  omnia  et  sin^nU, 
vigore  decretorum  huiusmodl,  cum  suis  modiflea- 
tionibus  acceptatorum  per  eos  qui  illa  acceptave- 
runt  vel  acceptautibns  in  natione  prefata  adhese- 
runt,  usque  in  presentem  dlem  quomodolibet 
gesta  vel  acta  sunt ,  cum  Omnibus  Inde  secntia, 
rata,  llrma  et  invlolabilia  persistant,  nee  in  poste- 
rum  a  quoquam  quavis  auctoritate  cassari  vel  an- 
nullari  aut  in  irritum  quovls  modo  valeant  revo- 
cari :  qnodque  omnes  et  singuli,  qui  usi  sunt  Ulis 
aut  in  vim  dictor.  decretorum,  a  die  acceptatiouls 
eorundem  quicquam  consecuti  sunt,  securi  sint 
et  quieti,  nee  propterea  impeti,  turbari  aat  mo- 
lestari  possint  quomodolibet  in  futurum.    Soper 
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Die  Reformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts.    (Basel.) 
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Meisterhaft  hatten  die  römische  Kurie  nnd  Engen  IV.,  welcher  schon  anf  dem 
Ton  ihm  inzwischen  zn  Ferrara-Florenz  veranstalteten  Konzil  das  mittelalterliche 
Recht  hinsichtlich  der  Stellung  des  Papstes  gegenüber  dem  Konzil  wieder  zn  be- 
leben versucht  hatte  ^  die  Uebereilung  und  den  radikalen  Doktrinarismus  des  Baseler 
Konzils,  die  Besorgniss  der  Fürsten  vor  einem  neuen  Schisma .  die  Schwäche  Fried- 
richs m.  und  die  Uneinigkeiten  der  deutschen  Fürsten  auszunutzen  verstanden.  In 
den  vom  Papst  ausgestellten  Urkunden,  gegen  deren  Bewilligung  ihm  die  in  Rom  an- 
wesenden Oesandten  namens  der  von  ihnen  vertretenen  Fürsten  die  Obedienz  leiste- 
ten, war  —  wohl  absichtlich  nur  in  Form  eines  Breve  und  nur  beiläufig  am  Schluss 
desselben  —  zwar  das  Konstanzer  Konzil  anerkannt ,  diese  Anerkennung  aber  nicht 
nur  durch  die  blosse  Nennung  des  decretum:  Frequens  über  die  regelmässige  Abhal- 
tung der  allgemeinen  Konzilien  (s.  o.  S.381)  und  die  äusserst  unbestimmte  Erwähnung 
der  jfllia  «tW  decreta^  abgeschwächt,  sondern  auch  weiter  durch  die  päpstliche  Er^ 
kläning,  die  übrigen  allgemeinen  Konzilien,  „ipsorum  potestatem,  auctoritatem,  hono- 
rem et  eminentiam^^ ^,  wie  seine  Vorfahren,  annehmen  zu  wollen,  da  darin  ein 
Hinweis  auf  die  Päpste  des  13.  Jahrhunderts  gefunden  werden  konnte,  welche,  wie 
Innocenz  III.,  den  Fundamentalsatz  des  Konstanzer  Konzils  von  der  Superiorität  des 
Konzils  nicht  anerkannt  hatten^.  Ja  mit  der  Hervorhebung  des  decretum:  Frequens 
am  Schluss  stand  sogar  der  Anfang  und  Hanpttheil  des  Breves  insofern  im  Wider- 
sprach ,  als  der  Papst  nicht  einmal  die  Nothwendigkeit  der  Einberufung  eines  Kon- 
zils zugestanden,  vielmehr  nur  Nützlichkeitsgründe  für  dieselbe  angefdhrt  und  sie  von 
der  Zustimmung  der  übrigen  Fürsten  abhängig  gemacht  hatte.  Endlich  waren  das 
Baseler  Konzil  und  seine  Dekrete  weder  in  dem  Breve  noch  in  den  drei  Bullen  prin- 
zipiell anerkannt.  Die  S.  4 1 5.  n.  5  gedachte  Bulle,  welche  allein  in  Frage  kommen  kann, 
erklärte  nur  dasjenige,  was  auf  Grund  der  Baseler  Dekrete  geschehen  sei,  für  gültig, 
und  eine  solche  Sanirung  konnte  der  Papst,  auch  ohne  die  Gültigkeit  der  Dekrete 


obseiYEtione  vero  et  modiflcatione  decretomm 
eorondem,  cum  nonnuUi  prelatl  nationis  pref&te 
ei  eisdem  decretis  gravatos  se  fore  iiobis  cou- 
qoesti  sint ,  camque  in  Ulis  apostolice  sedi  que 
multom  in  suis  inribus  ex  ipsis  decretia  gravata 
dinoeeituT,  recompensatio  promissa  sit,  decreYi- 
mns  legatnm  nostrum  com  snfficienti  potestate 
ad  partes  Oermanie  transmltteTO  qni  medlantibus 
rege,  arcMeplflcopo  (sc.  Magnntln.)  et  marchione 
(88.  BrandebuTg)  prefatis  ac  aliis  eiusdem  nationis 
prineipibns  et  prelatis  .  .  .  super  observantia  et 
modiflcatione  decretomm  huinsmodi  neo  non  su- 
per proTislone  apostolice  sedi  faclendis  tractare 
Ttleat  et  finaliter  concordare.  Permittentes  Inte- 
rim et  indnlgentes ,  quod  omnes  et  singuli  qui 
prefata  decreta  recepemnt  yoI  reclpientibus,  ut 
piemissum  est,  adheserunt,  in  prefata  natione, 
decretis  buiusmodi  similitei  cum  suis  modiflca- 
tionibus,  qnibus  recepta  sunt,  libere  et  licite  uti 
possint;  quos  etiam  circa  singula  premissa  ma- 
noteneri  ac  defensari  Yolumus ,  donec  per  lega- 
tnm .  .  .  concordatum  fuerit  yoI  per  concilium, 
qnod  .  .  .  oonvocare  proponimus,  aliter  fuerit  or- 
dinatum,  uon  contrayenturl  nee  contravenientibus 
coniensuri.^  Dann  folgt  nacb  einer  Erklärung, 
dass  der  Papst  keine  Schmälerung  der  Becbte  des 
apostolischen  Stuhles  in  der  Zwischenzeit  er- 
wirte,  noch  die  Beschränkung  der  ausgesproche- 


nen Bewilligung:  „Hanc  autem  concessiouem  ad 
e08,  qui  declarationi  vel  obedientie  per  suos  pre- 
latos  sive  superiores  nobis  facte  aut  infra  VI 
menses  faciende,  se  opponerent  aut  illam  accep- 
tare  recusent,  nullatenus  extendi  volumus  Yel  eis 
opitulari.^' 

Die  dritte  Bulle  enthält  dus  Versprechen, 
die  abgesetzten  Kurfürsten  v.  Trier  und  Köln  (s. 
0.  S.  411),  falls  sie  ebenfalls  der  Vereinbarung 
beitreten  und  Eugen  IV  Obedienz  leisten  wur- 
den, wieder  zu  restitniren,  Koch  1.  o.  p.  186. 

Die  vierte  Bulle  y.  7.  Februar  1446,  1.  c. 
p.  188  erklärt  alle  während  der  Neutralität  in 
Deutschland  erfolgten  Pfründenverleihungen,  so- 
wie alle  während  dieser  Zeit  verhandelten  Pro- 
zesse und  ergangenen  Urtheile  für  gültig  und 
trifft  weitere,  zur  Herstellung  der  kirchlichen 
Ordnung  erforderliche  Verfügungen,  vgl.  auch 
HefeleT,  833. 

1  Vgl.  S.  172. 

'^  Offenbar  ist  auch  dieses  Wort  absichtlich 
statt :  „praeeminentiam^  gewählt. 

3  Ich  kann  daher  der  Ansicht  von  J.  Frie- 
drich, D.  päpstlich  gewährleisteten  Rechte  etc. 
S.  309,  dass  Eugen  IV  sich  unumwunden  zu  der 
Bestimmung  des  Konzils  v.  Konstanz  über  die 
Autorität  allgemeiner  Konzilien  bekannt,  nicht 
beistimmen. 
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selbst  zuzugeben,  Tomehmeii; — ja  dass  derselbe  absichtlich  ein  solches  ABerkenntniss 
nicht  hat  gew&hren  wollen  y  zeigt  die  Beschränkung  der  gemachten  Konzession  anf 
diejenigen,  welche  bis  zu  einer  bestimmten  Zeit  dem  Papste  Obedienz  geleistet  haben 
würden. 

Nirgends  hatte  der  Papst  in  den  erwähnten  Urkunden  die  Oeltung  des  neuen 
Konziliarrechts  direkt  bestritten,  aber  ersichtlich  war  mit  geschickter  Doppelaftngig- 
keit  auch  jede  Anerkennung  des  letzteren  yermieden.  Die  Anhänger  desselben  konn- 
ten die  in  dem  Breve  und  den  Bullen  gemachten  Zugeständnisse  als  solche  anfiassen, 
welche  vom  Standpunkt  des  Konstanzer  Rechts  aus  gewährt  waren ,  andererseits  be- 
fanden sich  aber  sowohl  Eugen  IV.  und  seine  Nachfolger  in  der  Lage ,  diese  Ans> 
legung  als  unberechtigt  zurttckzuweisen.  Und  vollends  um  die  hinterhaltige  Politik 
der  Kurie  zu  krönen,  stellte  der  Papst  noch  am  5.  Februar  1446  das  den  deutschen 
Gesandten  nicht  mii^etheilte  s.  g.  Salvatorium  aus,  und  bekundete  darin,  dass  er 
seine  Bewilligungen  den  deutschen  Fürsten  nur,  um  dieselben  zu  seiner  nnd  der 
römischen  Kirche  Obedienz  zurückzuftlhren  ^  gewissermassen  gezwungen  durch  die 
Rücksicht  auf  die  Nothwendigkeit  und  den  Nutzen  der  Kirche  gemacht  habe,  dass  er 
aber,  weil  er  während  seiner  Krankheit  nicht  Alles  habe  gehörig  prQfen  können,  da- 
gegen protestire,  dass  er  in  seinen  Zugeständnissen  irgend  etwas  habe  bewilligen 
wollen,  was  gegen  die  Lehre  der  heiligen  Väter  oder  gegen  die  Autorität  und  die 
Privilegien  des  apostolischen  Stuhles  Verstösse,  upd  alle  zuwider  laufenden  Bewilli- 
gungen für  nichtig  erkläre  2. 

Weder  Eugen  IV.  noch  sein  Nachfolger  Nikolaus  V.,  welcher  kurz  nach  Antritt 
seines  Pontifikates  ^  die  Konzessionen  des  ersteren  aufrecht  zu  erhalten  versprochen 
hatte  ^,  hatten  die  Obedienzleistung  sämmtlicher  deutschen  Fürsten  erreichen  können. 
Namentlich  waren  noch  die  Kurfürsten  von  Köln,  Trier,  von  der  Pfalz  und  von 
Sachsen  in  abwartender  Stellung  verblieben  ^.  Diese  traten  auf  Veranlassung  des 
Königs  von  Frankreich,  Karls  VU.,  im  Juni  1447  zu  einem  Kongress  zu  Bourges 


^  „ut  eos  ad  nostram  et  s.  romane  ecclesiae 
imitatem  et  obedientiam  alliciamuB.'' 

2  Raynald  a.  1447.  n.  7:  ^os  ad  vitandiiin 
omnc  scandalum  et  periculnm,  quod  cxinde  sequi 
poBset,  nolentes  allqnid  dicere  aut  GonflnnaTe  vel 
concedete,  quod  esset  contra  ss.  patnim  doctrinam 
vel  quod  Yergeret  in  praeludicium  huius  s.  apos- 
tolicae  sedis,  qnoniam  propter  imminentem  nobis 
aegritudinem  non  valemuB  omnia  per  nos  petita 
et  per  nos  concessa,  cum  ea  integritate  iudicii  et 
consilii  examinare  et  ponderare  quae  rerum  mag- 
nltudo  et  graTitas  requirit,  tenore  praesentium 
protestamur,  quod  per  quaecumque  a  nobis  dictis 
regi,  arcbiepiscopOf  marchioni,  praelatis,  prlnci- 
pibus  ao  nationi  responsa  et  respondenda,  con- 
cessa et  concedenda,  non  intendimus  in  aliquo 
derogare  doctrinae  ss.  patrum  aut  praefatae  sedis 
priTilegiis  et  auctoritati,  habentes  pro  non  re- 
sponsis  et  non  concessls  quaecumque  talia  a  no- 
bis contigerit  emanare.'*  Der  angebliche  Zwang 
bestand  für  den  Papst  lediglich  in  dem  Verlangen, 
die  Deutschen  zur  Obedienzleistung  zu  bringen, 
und  hinderte  ihn  seine  Krankheit  die  Tragweite 
seiner  Konoessionen  zu  übersehen ,  so  gebot  es 
die  bona  fldes,  seine  Entschlüsse  zu  vertagen, 
nicht  aber  den   anderen  Kontrahenten  ein  Ver- 


sprechen zu  machen,  welches  er  an  demselben 
Tage  heimlich  für  widerrufbar  erklarte,  und  ledig- 
lich durch  Scheinkonoessionen  dem  anderen  Theile 
die  gewünschten  Zugeständnisse  abzulocken.  Da- 
durch rechtfertigt  sich  sicherlich  das  im  Text  über 
Politik  der  Kurie  gefällte  UrtheU. 

Wenn  Hefele  7,  835  meint,  dass  dem  Salva- 
torium der  Schluss  der  Bulle  v.  7.  Februar  wider- 
spricht, da  der  Papst  in  derselben  für  sieh  und 
seine  Nachfolger  versprochen  habe,  die  Zugs- 
Ständnisse  zu  halten  sowie  jede  Aenderung,  selbit 
wenn  sie  von  einem  Papste  ausgehe,  ßir  nichtig 
erkläre,  und  darin  anscheinend  eine  Rücknahme 
des  Salvatoriums  findet,  so  hat  er  übersehen,  diis 
diese  Bulle  nur  vorübergehende  Anordnungen 
trifft,  während  das  Breve  und  die  zweite  Uiknnde 
eine  weit  allgemeinere  Bedeutung  haben. 

8  Eugen  IV  war  schon  am  23.  Februar  i447 
gestorben. 

«  Die  Bulle  v.  28.  März  1447  bei  Koch  I.  c. 
p.  1 97.  Auch  dieser  B ullo  legte  Friedrich  a. 
a.  0.  S.  315  im  Zusammenhang  mit  seiner  S.  413. 
n.  3  gedachten  Ansicht  eine  nicht  richtige  Trag- 
weite bei. 

6  Puckert  8.305  ff. 
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(sp&ter  nach  Lyon  verlegt)  zusammen^  nnd  hier  tmrde  in  Oemeinscliaft  mit  den  Ge- 
sandten der  Baseler,  sowie  den  Gesandten  Englands,  Siziliens  nnd  Savoyens  be- 
schlossen, Felix  V.  znm  Verzicht  anf  die  Papstwürde  anfznfordem ,  sowie  von  Niko- 
laus y.  ein  theilweises  Nachgeben  gegen  die  Baseler  und  die  Bemfhng  eines  nenen 
allgemeinen  Konzils  in  kürzester  Zeit  nach  einer  französischen  Stadt  veiiangt  ^ 

Qleichzeitig  (im  Jnli  1447)  hatten  sich  in  Dentschland  zu  Aschaffenbnrg 
diejenigen  deutschen  Fürsten,  welche  Eugen  IV.  Obedienz  geleistet  hatten ,  auf  An- 
regung des  römischen  Königs  versammelt,  nnd  sich  dahin  geeinigt,  dass  Nikolaus  V. 
in  Deutschland  als  rechtmässiger  Papst  verkündet,  seinerseits  aber  die  Fürstenkonkor- 
date bestätigen,  und  dass  demnächst  zur  völligen  Ausgleichung,  namentlich  auch  zur 
Festsetzung  der  Entschädigung  des  Papstes,  falls  darüber  nicht  inzwischen  mit  seinen 
Legaten  eine  Vereinbarung  getroffen  worden,  ein  Reichstag  zu  Nürnberg  abgehalten 
werden  sollte  3.  Wenn  es  auch  bald  nachher  gelang,  die  Kurfttrsten  von  der  Pfalz, 
Kohl,  Trier  und  Sachsen  auf  die  Seite  des  Königs  und  Nikolaus  V.  herüberzuziehen^, 
so  machte  doch  das  von  dem  Ersteren  erlassene  Edikt^in  welchem  er  der  gesammten 
deutschen  Nation  die  Anerkennung  Nikolaus'  V.  als  wahren  Papstes  befahl,  nicht 
überall  den  gewünschten  Eindruck,  und  in  Folge  dessen  beeilte  sich  der  römische 
Legat  noch  vor  dem  in  Aussicht  genommenen  Reichstage  mit  dem  König  und  ein- 
zehen  Fürsten  zu  unterhandeln^.  Auf  Grund  der  erzielten  Verständigung  wurde 
demnächst  am  17.  Februar  1448  mit  König  Friedrich  in.  zu  Wien  das  s.  g. 
Wiener  (auch  Aschaffenburger*)  Konkordat  abgeschlossen^.  Dasselbe  ver- 
nichtete im  wesentlichen  fär  Deutschland  die  durch  das  Baseler  Konzil  erlangten 
Emmgenschaften  und  führte  die  Verhältnisse  wieder  auf  den  einst  durch  das  Kon- 
Btanzer  Konkordat  geschaffenen  Zustand  zurück,  in  dem  das  päpstliche  Provisions- 
nnd  Beservationsrecht  in  der  damaligen  Ausdehnung  von  Neuem  anerkannt  wurde  '^, 
nnd  femer  gleichfalls  in  Uebereinstimmung  mit  dem  früheren  Konkordat^  nähere  Be- 
stimmungen über  die  statt  der  s.  g.  primi  fructus  zu  zahlenden  festen  Geldsummen 
(serntia  communia)  bei  der  Vakanz  der  Kathedralen  und  Mannsklöster,  sowie  über 
die  medii  fructus  bei  der  Erledigung  anderer  der  päpstlichen  Verleihung  unterliegen- 
den Beneficien  getroffen  wurden  ®. 

Für  das  Baseler  Konzil  hatte  nunmehr  die  Todesstunde  geschlagen.  Mit  Aus- 
nahme der  Schweiz  und  Savoyens  hatten  sich  alle  christKchen  Staaten  von  demselben 
abgewendet.    Im  J.  1448  siedelte  der  Rest  des  Konzils  nach  Lausanne  über^^,  nach- 


*  Uaynald  a.  1447  n.  19.  20;  Puckert  S. 
306.  307. 

«Hefele  7,  838;  Puckert  a.  a.  0.  S. 
311  ff. 

«  Pückext  a.  a.  0. 

«Hefele7,  838.  839. 

^  So  viiTde  es  früher  genannt,  bis  Koch  1.  c. 
p. bilden  wahren  Sachverhalt  aufdeckte.  Die 
frühere  Bezeichnung  war  nur  insofern  gerechtfer- 
tigt, als  die  Gmndlage  des  Konkordates  in  dem 
Besehlnss  der  Ascbaffenhurger  Versammlung  ge- 
geben war,  und  der  Legat  anf  derselben  wohl 
schon  seine  Verhandlungen  mit  einzelnen  Für- 
sten begonnen  hat,  Hef  ele  7,  838.  839. 

«  Bei  Koch  1.  c.  p.  201  ff.  (s.  auch  o.  S.  138. 
Q.  8).  Das  Konkordat  ist  seinem  Wortlaut  nach 
zwischen  dem  päpstlichen  Stuhle  und  der  deut- 
■chen  Nation  abgeschlossen ,  des  Näheren :  „  pro 


ipsa  natione  Alemanica  per  .  .  .  Romanor.  regem 
.  .  .  plurlmomm  s.  rom.  imperli  electorum  alio- 
rumque  eiusdem  nationis  tam  ecclesiasticorum 
quam  secularium  principnm  consensibus  acceden- 
tibuB.''  Bei  der  Feststellung  desselben,  ist  an- 
scheinend kein  deutscher  Fürst  vertreten  gewesen. 
Der  mitgetheilte  Eingang  erklärt  sich  nur  dann, 
wenn  man  annimmt,  dass  die  Zustimmung  der 
Fürsten  schon  vorher  eingeholt  worden  war,  He- 
fele7,  839;  Puckert  a.  a.  0.  S.  316. 
^  Darüber  s.  o.  S.  138. 

8  c.  3,  Hübler,  Konstanzer  Reformation  S. 
181. 

9  Das  Nähere  in  der  Lehre  von  den  päpstlichen 
Abgaben. 

Ueber  die  Einführung  des  Wiener  Konkordates 
in  den  einzelnen  Territorien  s.  o.  S.  139. 
10  Friedrich  lU  hatte  schon  1447  der  Stadt  Ba- 
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dem  aber  Felix  V.  in  Folge  der  Unterhandlungen  mit  dem  König  ron  Frankreich  und 
den  Gesandten  Nikolaus'  V.  sich  znr  Verzichtleistong  bereit  erkl&rt  hatte  \  stellte  er 
in  einer  Sitzung  des  Konzils  die  f5nnliche  Cessionsnrknnde  ans^.  Dasselbe  wfthlte 
nunmehr  seinerseits  (19.  April  1449),  als  ob  der  päpstliche  Stuhl  dadurch  vakant  ge- 
worden wäre,  Nikolaus  V.  zum  Papst^,  und  sprach  am  25.  April  1449  seine  Anf- 
lösung  aus^. 

Vor  ihrem  Auseinandergehen  hatte  die  Synode  nicht  unterlassen  können ,  noch- 
mals auf  den  Grundsatz  des  neuen  Konziliarrechtes ,  dessen  radikale  und  einseitige 
Durchführung  ihre  Niederlage  angebahnt  hatte,  hinzuweisen,  indem  sie  bei  der  Wahl 
Nikolaus'  V.  erklärte,  dass  sie  durch  glaubwürdige  Berichte  wisse,  dass  derselbe  das 
Dogma  Yon  der  Superiorität  des  Konzils  glaube  und  festhalte  \ 

In  Wahrheit  hatte  das  Papstthum  in  der  Reformfrage  nicht  nur  die  Superiorit&t 
des  Konzils  ignorirt,  sondern  dieselbe  auch  thatsächlich  beseitigt.  Es  hatte  den  ersten 
entscheidenden  Sieg  Aber  das  neue  Recht  davon  getragen,  und  konnte  nunmehr, 
wenngleich  die  französische  Nation  die  Geltung  desselben  durch  die  pragmatische 
Sanktion  von  Bourges  (s.  o.  S.  408)  zu  sichern  gesucht  hatte,  auf  der  betretenen  Bahn 
mit  der  Aussicht  auf  weitere  Erfolge  fortgehen. 

Die  Oekumenicität  der  Konstanzer  Beschlüsse ,  soweit  diese  die  Superiorität  des 
Konzils  über  den  Papst  aussprachen ,  war  schon  während  des  Baseler  Konzils  von 
Eugen  IV.  und  von  den  Kurialisten  in  Zweifel  gezogen  worden  ^.  Dasselbe  geschah 
seitens  der  letzteren  in  Betreff  desjenigen  Theils  der  Baseler  Beschlüsse,  welche  noch 
vor  dem  Erlass  der  Bulle  Eugens  IV. :  Dudum  sacrum  vom  1 5.  Dezember  1 433  ^  lagen, 
obwohl  die  Oekumenicität  derselben  in  dem  früher  (S.  404)  angegebenen  Umfange 
bei  der  ausdrücklichen  Anerkennung  der  Rechtmässigkeit  des  Konzils  seitens  des 
Papstes  nicht  angefochten  werden  konnte^.  So  hatte  gleichzeitig  die  kurialistische 
Theorie  den  Päpsten  für  ihr  Bestreben  nach  Beseitigung  des  neuen,  die  absolute  Ge- 
walt des  Papstthums  über  die  Konzilien  beschränkenden  Rechtes  die  Wege  zu  ebenen 
begonnen ,  da  das  letztere  gerade  auf  dem  Konstanzer  Dekrete  und  den  in  der  ersten 
Zeit  des  Baseler  Konzils  gefassten  Beschlüssen  beruhte.    Denn  diejenigen,  welche 


sei  befohlen,   das  Konzil  nicht  mehr  länger  in 
ihren  Mauern  zu  dnlden,  Hefele  7,  847. 
In  Lausanne  hat  es  noch  5  Sitzungen  gehalten. 

1  Hefele  7,  847. 

2  16.  April  1449,  Raynald  a.  1449.  n.  3.  4. 

3  Raynald  1.  c.  n.  5.  6. 

^  Raynald  1.  c.  n.  6.  Wenn  Janus,  d. 
Papst  u.  d.  Ooncll.  Leipzig  1869.  S.  360  be- 
hauptet, dass  die  vielgeschmähte  Baseler  Synode 
hei  ihrer  Auflösung  noch  eine  glänzende  Genug- 
thuung  erlangt  habe,  weil  die  konziliarischen 
Ideen  selbst  in  Rom  nach  dem  Tode  Eugens  IT 
noch  so  mächtig  gewesen  seien,  dass  Nikolaus  V 
auf  denRath  der  Kardinäle  eine  Bulle  (^Tanto  no8 
V.  18.  Juni  1449,  Hardouln  9,  1337)  erlassen 
habe,  durch  welche  er  alle  Gensuren,  Prozesse, 
Dekrete  Eugens  gegen  das  Baseler  Konzil,  selbst 
wenn  sie  mit  Approbation  der  Ferrareser  u.  Flo- 
rentiner Versammlung  ausgesprochen  wären,  für 
nichtig  erklärt  habe,  so  sind  durch  dieselbe  die 
Baseler  Beschlüsse  nicht  im  entferntesten  aner- 
kannt worden.  Die  Bulle  sollte  ebenso  wie  die 
unter  dem  gleichen  Tage  ergangene  Bulle:    üt 


paeifj  Mansi  29,  228,  nur  den  Besitzstand  des 
Klerus  sichern  und  die  gegen  die  Baseler  aosgC' 
sprochenen  Strafen  aufheben,  hat  mithin  nur  eine 
transitorische  Bedeutung  gehabt. 

s  Raynald  1.  c.  n.  5:  „flde  quoque  relatione 
intelligentes  eumdem  credere  et  teuere  veritateoi 
pro  conservanda  manutenendaque  ss.  authoritate 
conciliorum  in  s.  synodo  Gonstantiensi  deflnitam 
et  declaratam  ac  in  s.  Basileensi  concilio  renovi- 
tam  necnon  a  praelatis,  regibus,  principibus  uni- 
yersitatibusque  orbis  susceptam,  praedicatam  et 
dogmatizatam ,  videlicet  quod  generalis  synodns 
in  spiritu  s.  legitime  congregata,  generale  cond' 
lium  faciens,  ecclesiam  catholicam  militantem 
repraesentans ,  potestatem  immediate  habet  a 
Christo  cui  quilibet  Status  vel  dignitatis,  etiamsi 
papalis  existat,  obedire  tenetur  In  iis  quae  per* 
tinent  ad  fldem ,  extirpationem  schismatis  et  ad 
.  generalem  reformationem  ecclesiae  dei  in  capite 
et  in  membris." 

e  S.  0.  S.  387. 

7  S.  0.  S.  402.  n.  3. 

8  S.  0.  S.  402.  403. 
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das  letztere  später  seit  der  Beilegung  seines  ersten  Streites  mit  Engen  IV.  erlassen 
hatte  ^,  galten  den  Anhängern  der  gedachten  Theorie  selbstverständlich  für  nichtig 
und  kamen  ftlr  sie  nicht  weiter  in  Betracht.  Daher  erklärt  es  sich,  dass  schon  seit 
dem  17.  Jahrhundert  der  Baseler  Synode  überhaupt  die  Eigenschaft  eines  ökumeni- 
schen Konziles  abgesprochen  worden  ist^und  noch  heute  abgesprochen  wird  ^,  während 
ihr  in  der  That  dieser  Charakter  bis  zu  der  im  J.  1437  von  Eugen  IV.  angeordneten 
Verl^ung^  zukommt^,  und  ftir  die  spätere  Zeit  nur  um  deshalb  aberkannt  werden 
mnss,  weil  sie  in  Folge  der  gleichzeitigen  Abhaltung  des  Konzils  von  Ferrara-Florenz^ 
nnd  der  erheblichen  Verminderung  der  Zahl  ihrer  Anhänger  ^  nicht  mehr  als  Re- 
präsentation der  ganzen  Earche  gelten  konnte^. 

§.  172.     4.    Die  Rückkehr  zu  dem  fmUelailerUchen  Recht,     Die  Entwicklung  seit  dem 

Konzil  von  Ferrara-Fhrenz  bis  zum  Vatikanum. 

I.  Das  Konzil  von  Ferrara-Florenz*.  Nachdem  Eugen  IV.  seinen  zwei- 
ten Kampf  mit  den  Baselern  eröffnet  hatte ,  richtete  sich  seine  Thätigkeit  einmal  auf 
^e  Bekämpfung  des  neuen  Konziliarrechtes,  auf  dessen  Boden  die  Baseler  standen 
und  handelten,  und  femer  darauf,  ihrer  Synode  als  der  Hauptvertreterin  dieser  An- 
sehauungen  soviel  wie  möglich  ihre  bisherigen  Anhänger  zu  entziehen.  Ein  Mittel 
dazu  war  die  von  ihm  im  J.  1437  ausgesprochene  Verlegung  des  Baseler  Konzils  nach 
Ferrara^,  dessen  Hauptzweck  die  Herstellung  der  Union  mit  den  Griechen  bildete. 

Dasselbe  ist  aber  zugleich  vom  Papste  und  der  Kurie  dazu  benutzt  worden,  um 
die  Rflckkehr  zu  dem  mittelalterlichen  Konziliarrecht  anzubahnen ,  was  sich  um  so 
leichter  bewirken  Hess,  als  unter  den  zu  Ferrara  erschienenen  Lateinern  sich  selbst- 
verständlich nur  Anhänger  der  Kurie  und  solche ,  welche  das  Vorgehen  des  Baseler 
Konzils  nicht  billigten,  befanden. 


1  S.  0.  S.  404ff. 

s  SoTonBellazmin,  de  conciliis  et  eeclesla 
I.  8.  ed.  dt.  2,  14.  Anf  seinen  Rath  soll  aueh 
die  Aufnahme  des  Baseler  Konzils  in  die  r  5  m  i  - 
•ehe  Konziliensammlnng  (v.  J.  1608 ff.)  nnter- 
blieben  sein,  Hef  ele  2.  Aufl.  1,  62. 

»  Phillips  2, 266  u.  4,449. 

«  S.  o.  S.  406. 

&  Vgl.  darüber  die  Ausführung  S.  407.  Dies 
ist  anch  die  Auffassung  der  gemässigten  Gallika- 
ner,  s.  z.  B.  Alex.  Natalis  Mst.  eocles.  s.  XY 
IL  XVI.  diss.  8.  art.  3 ,  ed.  Ten.  et  Ferrar. 
t.  9  Ci762)  p.  461  ff.  Dagegen  erachtet  He- 
feie  2.  Aufl.  1,  63  nur  die  Beschlüsse  aus  der 
Zeit  vor  der  Verlegung  für  ökumenisch,  welche 
die  Ausrottung  der  Häresie,  die  Friedensstiftung 
in  der  Christenheit  und  die  Reform  der  Kirche 
an  Haupt  und  OUedem  betreffen,  soweit  sie  dem 
ipostolischen  Stuhl  und  der  päpstlichen  Gewalt 
nicht  pnjudiziren,  und  auch  vom  Papste  bestä- 
tigt worden  sind.  Die  letzte  Einschränkung  fügt 
er  anf  Grand  des  o.  S.  386.  n.  3  oitirten  Schrei- 
bens Eugens  IV  v.  1446  hinzu.  Wenn  aber  die 
Ton  mir  vertheidigte  Auffassung,  dass  in  der  da- 
maligen Zeit  der  Konstanzer  Grundsatz  Ton  der 
Superioiltät  des  Konzils  über  den  Papst  gelten- 
des fieeht  g;eweBen  sei  (s.  o.  S.  384),  richtig 
ist,  80  hedurfte  es  für  die  in  den  erwähnten 

HinschiuB,  Kirchenreeht.  111. 


Beziehungen  gefassten  Beschlüsse  keiner  päpst- 
lichen Bestätigung  und  ebensowenig  war  Eugen  IV 
berechtigt,  einen  solchen  Vorbehalt,  wie  ihn  sein 
Schreiben  ausweist,  zu  machen. 

6  S.  den  folg.  $. 

7  S.  0.  S.  407,  410. 

8  Allerdings  erachten  die  strengen  Gallikaner, 
so  Edmund  Rioher,  bist,  concü.  general.  III. 
7  das  Konzil  bis  zu  seinem  Ende  in  Lausanne  für 
Skumenisch.  Praktisch  hat  die  Kontroverse  jetzt 
keine  Bedeutung  mehr. 

*  Oecconi,  stndj  storioi  sul  concilio  di  Fi- 
renze.  Firenze  1869.  Tom.  I. 

9  S.  0.  S.  406  u.  die  Bulle  v.  Ende  1437  oder 
T.  1.  Januar  1438,  Hardouin  9,  707,  worin  als 
Eröffnungstag  der  o.  Januar  festgesetzt  wird.  Dieser 
Tag  ist  auch  innegehalten.  Die  Vollmacht  für  den 
präsidirenden  Kardinallegaten  bei  Hardouin  1. 

0.  p.  714.  Bei  der  ersten  Sitzung  waren  ausser 
demselben  5  Erzbischofe,  22  Bischöfe  und  15 
Ordensgeneräle,  Aebte  und  Ordensprovinzialen 
anwesend,  1.  c.  p.  716.  In  dieser  wurden  auch 
die  Protonotare  und  Notare  auf  Vorschlag  des 
Präsidenten  bestimmt.  Die  erste  feierliche  Sit- 
zung ist  am  10.  Januar  1438  abgehalten  worden, 

1.  c.  p.  721.  Eugen  IV  traf  wohl  Ende  Januar 
in  Ferrara  ein,  1.  o.  p.  723. 

27 
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Zunächst  wurde  die  Stimmberechtignng ,  abgesehen  von  den  Kardiniüen ,  Erz- 
bischöfen und  Bischöfen ,  bei  denen  dieselbe  ausser  Frage  stand,  auf  die  Aebte  und 
anderen  Prälaten,  sowie  auf  die  Geistlichen,  welche  Dignitäten  in  Kathedralstiften  be- 
kleideten ,  oder  einen  akademischen  Qrad  in  der  Theologie ,  dem  kanonischen  oder 
Civilrecht  besassen  ^,  eingeschränkt.  Man  wagte  also  noch  nicht  die  Vertreter  der 
damaligen  Wissenschaft  auf  ein  blosses  konsultatives  Votum  zu  beschränken.  Da- 
gegen wurde  sowohl  der  Abstimmungsmodus  nach  Nationen ,  welcher  zu  Konstanz 
eingeführt  war  (s.  o.  S.  372),  wie  auch  der  Baseler  nach  Deputationen  (s.  o.  S.  390) 
verworfen,  und  statt  desselben  eine  Eintheilung  der  Mitglieder  nach  drei  Btänden 
(staäis)  oder  Klassen ,  dem  Stand  der  Kardinäle ,  Erzbischöfe  und  Bischöfe ,  dem  der 
Aebte  und  Prälaten,  sowie  dem  der  übrigen  Qeistlichen,  beliebt,  indem  zugleich  be- 
stimmt wurde,  dass  zur  Feststellung  der  Stimme  eines  Standes  eine  Majorität  von 
Zweidritteln  der  Mitglieder  desselben  erforderlich  sei  2.  Ob  fftr  die  Gesammt- 
abstimmung das  gleichlautende  Votum  zweier  oder  aller  drei  Stände  ausreichend 
war,  lässt  sich  nach  Lage  der  Quellen  nicht  entscheiden.  Zu  wirklichen  Meinungs- 
differenzen ist  es  bei  der  Ergebenheit  der  Versammlung  gegen  den  Papst  auch  kaum 
gekommen  ^.  Die  Eintheilung  ist  daher  nur  insofern  von  praktischer  Bedeutung  ge- 
wesen ,  als  die  für  wichtige  Angelegenheiten ,  namentlich  für  die  mit  den  Orientalen 
zu  vereinbarenden  Unionsinstrumente  bestellten  Deputirten  aus  den  verschiedenen 
Ständen,  theils  durch  diese  selber  4,  theils  durch  den  Papst  gewählt  worden  sind^. 

Für  die  verhältnissmässig  zahlreich  mit  ihrem  Kaiser  Johannes  Paläologus  er- 
schienenen Griechen^  war  diese  Organisation  selbstverständlich  nicht  maasgebend. 
Zur  Herstellung  der  Union  stand  nur  der  Weg  der  Vereinbarung  offen.  Die  Griechen 
beriethen  und  beschlossen  in  dieser  Angelegenheit  gesondert  als  eigene,  ihre  Kirche^ 
vertretende  Körperschaft  unter  dem  Vorsitze  ihres  Kaisers  oder  des  Patriarchen  von 


^  Vgl.  den  Dialog  des  papstHohen  Advokaten 
Andreas  de  sancta  Cruce  (über  Ihn  Hefele  7, 
666),  welcher  dem  Konzil  persönlich  angewohnt 
hat,  belHardonln  9,  982:  „in  piinciplo,  quo 
concillum  Ferrariae  conventnm  est,  disceptanti- 
bns  patribuB  in  dellberandis  negotiis,  an  per  na- 
tiones  sen  per  depntationes  procedendum  esset, 
cum  singnlis  in  unnm  convenientlbus  nnnquam 
condnsa  fuissent  tractanda,  fuit  'vlstun,  ut  conci- 
lium  in  III  Status  congregaretur,  in  cardinales, 
archleplscopos  et  episcopos ;  et  allns  esset  abba- 
tnm  et  aliorum  regularinm;  tertins  clericornm 
dootorum  et  dignitates  in  catbedralibus  ecclesüs 
habentlum  et  graduatoram  in  theologia,  iure  ca- 
nonico  et  civili.''  Dass  unter  der  Bezeichnung  der 
Mitglieder  des  zweiten  Standes  nicht  bloss 
Mönche  zu  verstehen  sind,  erscheint  selbstver- 
ständlich. Die  nicht  erwähnten  Säkularprälaten, 
welcher  die  Sitzordnung,  1.  c.  p.  727  gedenkt, 
können  allein  in  diese  Klasse  eingereiht  werden. 
Das  ;,doctorum^'  bei  der  Angabe  des  dritten  Stan- 
des kann  nur  docti,  nicht  doctores  bedeuten. 
Eine  ähnliche  Beschränkung  des  Stimmiechtes 
der  Gelehrten  ist  schon  zu  Pavia-Siena  (s«  o.  S. 
387.  n.  4)  vorgekommen.  Zur  Kontrole  der  Stimm- 
berechtigten wurde  die  Eintragung  derselben  in 
eine  Matrikel  eingeführt,  Hardouin  1.  c.  p. 
728. 

Die    erwähnten    Bestimmungen    sind   wahr- 


scheinlich nach  Ankunft  des  Papstes  getroffen, 
da  nach  derselben  in  einer  Kongregation  unter 
dem  Vorsitze  eines  Kardinallegaten  Festsetzungen 
in  Betreff  der  Sitzordnung  und  anderer  Foima- 
Uen  gemacht  worden  sind,  1.  c.  p.  726,  Hefele 
7,664. 

'-^  Hardouin  1.  c.  p.  982:  „Conclusumve  ex- 
titit,  ut  sensus  Status  diceretur  adease,  sl  ex  tri- 
bus  duae  partes  convenirent  cuinslibet  Status: 
sicque  ut  concludi  potuisset,  neoesse  fueiat,  nt 
constituta  forma  auctoritatem  praeberet." 

3  Abgesehen  von  dem  Unionswerk  mit  den 
Orientalen,  Hefele  7,  673.  741.  788.  794.  814, 
wobei  zwischen  den  Lateinern  kein  Zwiespalt 
eingetreten  ist,  hat  sich  das  Konzil  nur  mit  den 
schon  0.  S.  408  besprochenen  Massnahmen  gegen 
die  Baseler  beschäftigt. 

*  So  für  die  Feststellung  des  Unionsdekretes 
mit  den  Griechen,  Hardouin  9, 983. 

^  Für  die  Union  mit  den  Armeniern,  1.  o.  p. 
434. 

«  Vgl.  Hefele  7,  669.  Das  üreiemplar  des 
Unionsdekretes  enthält  33  griechische  Unter- 
schriften, a.  a.  0.  S.  746. 

7  S.  den  Eingang  des  Unionsdekretes  (S.  419. 
n.  2)  und  Hardouin  9,  407.  411.  Vgl.  ««fik 
Hefele  7,  669. 
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Konstauiinopel^  Daher  ist  auch  ausdrüoklich  im  Eingang  des  Unionsdekretes ,  wel- 
ches die  Fonn  einer  Bnlle  Eugens  IV.  trftgt^,  der  Einwilligung  des  griechischen 
Kaisers  und  der  Vertreter  der  orientalischen  Kirche  gedacht. 

Dass  es  Eugen  IV.  gelungen  war,  gegenttber  dem  lateinischen  Theil  des  Konzils 
eine  ähnliclie  dominirende  Stellung  einzunehmen,  wie  einst  die  mittelalterlichen 
Päpste  (s.  o.  8.  361),  zeigte  sich  nicht  nur  in  der  Unterstdtzung,  welche  sein  Vor- 
gehen g^en  die  Baseler  fand  3,  sondern  auch  darin,  dass  sich  das  Konzil  ohne  Wider- 
spruch erst  die  Verlegung  nach  Florenz  ^  und  später  auch  nach  Rom^  gefallen  liess, 
während  die  antikuriale  Partei  in  der  damaligen  Zeit  stets  die  Forderung  aufgestellt 
hatte,  dass  ein  Reformkonzil  an  einem  möglichst  ausserhalb  der  päpstlichen  Macht- 
sphftre  gelegenen  Orte  abgehalten  werden  mässe. 

Endlich  liess  es  sich  Eugen  IV.,  wie  er  schon  bei  der  Verlegung  der  Baseler 
Synode  auf  die  Ende  des  9.  Jahrhunderts  hervorgetretene  pseudo-isidorische  und 
rOmische  Lehre  ^,  dass  die  Berechtigung  des  Konzils  von  der  Autorität  des  Papstes 
abhängig  sei,  zurackgegriffen  hatte  7,  auch  angelegen  sein ,  derselben  —  offenbar  im 
bewussten  Gegensatz  zu  den  Baselern  —  dadurch  erneute  Geltung  zu  verschaffen, 
dass  er  sie  ausdrücklich  unter  diejenigen  Punkte  aufnahm,  welche  die  auf  dem  Kon- 
zil mit  der  lateinischen  Eorche  unirten  Orientalen  anzuerkennen  hatten^,  und  wenn- 
gleich die  Griechen  dies  zurttckwiesen^,  so  war  doch  fOr  den  römischen  Stuhl 
mit  der  im  Unionsdekret  ausdrficklich  enthaltenen  Anerkennung  ^^  des  Primates  des 
Papstes  und  der  daraus  herfliessenden  vollen  Gewalt  „pascendi ,  regendi  ac  guber- 
nandi  universalem  ecdesiam^  eine  geeignete  Waffe  gewonnen,  die  Theorie  der  Re- 


<  Hardouin  9,  311.  314.  391.  407;  Hefele 
7,  704.  718.  In  den  zuerst  von  Lateinern  und 
Griechen  besuchten  öffentlichen  Sitzungen  des 
Konzils  wurde  zwischen  denselben  nur  dlsputirt, 
Hefele  7,  681  ff. 

s  Hefele  7,  746:  „Eugenius  ...  ad  perpe- 
tuam  rei  memoriam.  Gonsentlente  ad  infira- 
seripta  .  .  .  Joanne  Palaeologo  Romaeorum  impe- 
ratore  et  loca  tenentibus  vener.  fratr.  nostr. 
paüjarchamm  et  ceteris  orientalem  ecclesiam  re- 
praesentantibuB.'' 

3  S.  o.  S.  408. 

*  Diese  wurde  Ende  Januar  1439  nach  tot- 
beriger  Yereinbamng  mit  den  Griechen  in  einer 
feierlichen  Sitzung  durch  eine  Bulle  Eugens 
(erlassen  „consentientibus  . . .  Romaeorum  impe- 
ratore  et  .  .  .  patriarcha  Gonstantinopolitano,  s. 
approhante  concilio*')  verkündet.  Zu  Florenz  ist 
die 'erste  Sitzung  im  Februar  abgehalten  wor- 
den, Hardouin  9,  175.  858;  Hefele  7, 
694  ff. 

B  Die  B.approbante  oondlio  erlassene  Bulle  da^ 
tirt  T.  26.  April  1441,  Patricii  summa  c.  129, 
faktisch  ist  aber  die  Verlegung  erst  i.  J.  1443 
erfolgt,  Hefele  7,  794.  814. 

«  S.  o.  8.  352.  n.  2. 

"^  GiÜite  Yerlegungsbulle ,  Hardouin  9, 
1007:  ,,  praedecessorum  nostrorum  sequentes 
Testlgia ,  qui  ut  scribit  s.  m.  Nioolaus  (I)  papa 
(▼gl.  dessen  Brief  an  den  Kaiser  Michael  v.  865 
bei  Mansi  15,  202.  203)  soliti  sunt  concUia 
etiam  uuiversorum  pontiflcum  nequlter  celebrata 
eassare. 


8  Bulle  Eugens  IV  ▼.  22.  November  1439  für 
die  Armenier,  Hardouin  9,  437,  MansiSl, 
1054 :  ^iniunximusqne,  ut . . .  non  solum  dictas 
III  synodos  (Nlcäa,  Eonstantinopel  I  und  Ephe- 
Bus),  sed  et  omnes  alias  universales  auctoritate 
Romanl  pontiflcis  legitime  celebratas,  Bleut  et 
ceteri  fldeles,  reverenter  snscipiant^';  y.  4.  Febr. 
1442  für  die  Jacobiten,  Hardouin  9,  1027: 
„susciplt  (der  Gesandte  der  Jacobiten)  omnes 
alias  universales  synodos  auctoritate  Roman!  pon- 
tiflcis legitime  congregatas  ac  celebratas  et  con- 
flrmatas  et  praesertlm  haue  s.  Florenti- 
na m."  Die  Bulle  für  die  Syrer  v.  30.  September 
1444, 1.  c.  p.  1041  bestimmt,  dass  diese  gleich- 
falls die  Dekrete  für  die  Armenier  und  Jacobiten 
anzunehmen  hätten ;  auch  in  der  Bulle  für  die 
Ohaldäer  v.  7.  August  1445,  1.  c.  p.  1042  findet 
sieb  eine  Bezugnahme  auf  die  letzteren. 

9  Weil  der  griechische  Kaiser  an  dem  alther- 
gebrachten Rechte  der  kaiserlichen  Mitwirkung 
zur  Einberufung  derselben  (s.  {o.  S.  333)  fest- 
hielt, HardoulnO,  411:  „admisimus  prlvllegla 
papae,  praeterquam  duo:  ne  convocet  synodum 
oecumenicam  sine  Imperatore  et  patiiarcbis", 
und  Eugen  IV,  obgleich  er  anfänglich  erklärte, 
p.  414:  „auctoritatem  praeterea  sibi  esse  et  fa- 
eultatem  celebrandi  synodum  oecumenicam  cum 
opus  faerit  et  omnes  patriarchas  parere  eius  vo- 
luntati",  doch  diese  dem  abendländischen  Recht 
längst  entsprechende  Forderung  fallen  lassen 
musste,  um  das  ganze  mühsame  Werk  nicht  zum 
Scheitern  zu  bringen. 

w  Vgl.  Th.  I.  S.  195.  n.  8  a.  E. 
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formpartei  von  der  Snperiorität  des  Konzils  über  den  Papst  zn  bekämpfen,  indem 
man  nunmehr  den  Dekreten  der  Konstanzer  und  Baseier  Synode  den  Ausspruch  eines 
anderen  Konzils ,  welches  schon  den  damaligen  Kurialisten^,  wie  nicht  minder  den 
heutigen^,  als  ökumenisch  galt,  gegenttbersetzen  konnte 3. 

Das  Konzil  zu  Ferrara-Florenz  kann  daher  als  der  Ausgangspunkt  der  neuen 
Entwicklung,  welche  zn  dem  mittelalterlichen  Recht  zurtlckgeftlhrt  und  ihren  Ab- 
schluss  in  unseren  Tagen  durch  das  Vatikanum  gefunden  hat,  bezeichnet  werden. 

II.  Die  Zeit  bis  zum  5.  Lateranensischen  Konzil.  Nachdem  es  dem 
Papstthum  gelungen  war,  eine  eingreifende  Beform  der  Kirche,  und  vor  Allem 
der  Spitze  derselben  zn  verhindern,  suchte  es  das  durch  die  Beformkonzilien  ge- 
schwächte Kurialsystem  so  viel  als  mdglich  zu  stärken.  Von  der  Beobachtung  des 
Konstanzer  Dekretes  über  die  regelmässige  Abhaltung  allgemeiner  Synoden  war 
selbstverständlich  keine  Bede  mehr.  War  doch  weder  Eugen  IV.  noch  sein  Nach- 
folger Nikolaus  V.  auf  die  in  den  letzten  Zeiten  des  Baseler  Konzils  mehrfM^h  er- 
hobene Forderung  nach  Einberufung  eines  neuen  allgemeinen  Konzils  ^  eingegangen. 
Demnächst  verbot  Pius  n.  (Aeneas  Sylvius  Piccolomini  1458 — 1464),  der  einstige 
Anhänger  des  Baseler  Konzils,  welcher  durch  Nachahmung  der  früheren  Päpste  dss 
Papstthum  auf  die  alte  Höhe  zu  erheben  gedachte,  nicht  nur  in  einer  besonderen 
Bulle  die  Appellationen  vom  Papste  an  ein  allgemeines  Konzilium^,  sondern  erklärte 
auch  die  pragmatische  Sanktion  von  Bourges  (s.  o.  S.  408),  welche  dem  Konstanzer 
und  Baseler  Becht  die  Fortdauer  in  Frankreich  sicherte,  für  eine  Verletzung  der  Vor- 
rechte des  päpstlichen  Stuhles ,  indem  er  gleichzeitig  die  französischen  Bischöfe  auf- 
forderte %  für  ihre  Beseitigung  zu  wirken.  Aber  gerade  diese  schroffe  Hervorkehmng 


^  Eugen  lY  BelhstTerst&ndUch,  vgl.  die  S.406 
citirteVerlegungsbulle.  Soll  er  doch,  als  nach  der 
Ankunft  dei  Griechen,  welche  das  Eintreffen  einer 
grosseren  Anzahl  Yon  Lateinern  abwarten  woll- 
ten, die  Verhandlungen  stockten,  erklärt  haben, 
Hardouln9, 23:  „Ubi  ego  sum  cum  imperatore 
et  patriarcha  (v.  Konstantinopel),  ibi  est  universa 
chrlstlaiiorum  synodus,  cum  praesertim  adsint 
patriarchae  omnes  et  cardinales  nostri.^  Schon 
auf  dem  Konzil  von  Trient  wurde  hei  der  Be- 
rathung  über  die  Machtbefugnisse  des  Papstes 
▼on  den  Italienern  die  citirte  Stelle  des  Floren- 
tiner Unionsdekretes  gegen  die  Franzosen,  wel- 
che sich  auf  die  beiden  Reformkonzillen  beriefen, 
in  das  Feld  geführt,  Sarpl  bist.  conc.  Trldent. 
VII.  n.  52,  ed.  V.  Gorincheml  1658.  p.  595, 
Vgl.  femer  Bellarmin  1.  c.  I.  5  (ed.  dt. 
2,  10). 

«  S.  z.B.  Phillips  3,  457. 

3  Die  Gallikaner  haben  noch  zu  Trient  die 
Oekumenicitat  des  Konzils  bestritten,  s.  Sarpl 
1.  c,  lief  ele  2.  Aufl.  1,  65,  später  aber  ist  sie 
von  manchen  derselben  z.B.  NatalisAlexan- 
der  bist,  eccles.  sec.  XV.  et  XVI  diss.  X  art.  1, 
ed.  cit.  9,  541  fF.  anerkannt  worden.  Ganz  ab- 
gesehen von  der  Frage,  ob  Eugen  IV  berechtigt 
war,  das  Konzil  von  Basel  nach  Ferrara  (Florenz) 
zu  verlegen,  war  auf  dem  letzteren  ebensowenig 
wie  zu  Basel,  die  Kirche  in  genügender  Weise 
vertreten.  Von  den  Abendländern  hatten  sich 
fast  nur  Italiener  eingefunden  (das  Unionsdekret 
haben  8  Kardinäle,  63  Patriarchen,  Erzbischöfe 
und  Bischöfe,  sowie  43  Aebte  und  Ordensgene- 


rale unterzeichnet,  H  e  f  e  1  e  7, 750),  Insbesondeie 
blieben  die  Deutschen  wegen  der  s.  g.  Neutra- 
lität fem.  Diese  ungenügende  Vertretung  der 
abendländischen  Kixohe  konnte  dnrch  die  ver^ 
hältnissmässig  starke  Repräsentation  der  OiieD- 
talen  nicht  ersetzt  werden,  von  denen  die  Grie- 
chen überdies  nach  der  Vereinbarung  der  Union 
das  Konzil  verlassen  haben.  Man  vrird  daher  das 
Konzil  von  Florenz-Ferrara  ebensowenig  wie  die 
Baseler  Synode  in  ihrem  letzten  Stadium  für  eine 
Ökumenische  Synode  erklären  können.  Der  heut 
herrschenden  Ansicht  widerspricht  dies  aller- 
dings, vgl.  Hefele  7,  781  u.  2.  Aufl.  1,  65. 

*  S.  0.  S.  410  fr. 

5  Bulle  V.  23.  Januar  1460,  Hardouin  9, 
1441 :  „Execrabills  et  pristinis  temporibus  inau- 
dltus  tempestate  nostra  inolevit  abusus,  ut  a  Ro- 
mano pontiflce  .  .  .  nonnulli  ...  ad  futoruin 
concilium  provocare  praesumant,  quod  quantum 
s.  oanonlbns  adversetur  . . .  quisquls  non  Ignams 
iurium,  intelligere  potest  .  .  .  quls  nou  illnd 
rldicnlum  iudlcaverlt,  quod  ad  id  appelUtor, 
quod  nusqn&m  est  neque  scitur  quodfn- 
t  u  r  u  m  Sit.  ^  Demnächst  werden  solche  Appella- 
tionen für  nichtig  erklärt,  den  Appellirenden  die 
nur  vom  Papst  und  in  articulo  mortis  zu  behe- 
bende Exkommunikation  latae  sententlae,  den 
Körperschaften  das  Interdikt,  sowie  allen  ein- 
schliesslich der  Gehülfen,  (z.  B.  den  Notaren  und 
Ze\igen)  die  Strafen  des  Ma^tätsverbreohens  und 
der  Ketzerei  angedroht. 

^  Antwort  des  Papstes  an  die  Gesandten  Fnnk- 
relohs  auf  dem  Konvent  zn  Mantua  v.  1459,  Hat- 
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des  mittelalterlichen  Standpunktes  trieb  die  (Gegner  des  Papstes  dazn,  zu  ihrer  Ver- 
theidigang  anf  die  Rechtsanschaunngen  der  Reformkonzilien  zurückzugreifen,  und 
gegen  sein  Verfahren  trotz  des  erlassenen  Verbotes  mit  Appellationen  an  ein  allge- 
meines Konzil  vorzugehen  ^.  Selbst  der  Widerruf  der  pragmatischen  Sanktion  durch 
Ludwig  XI.  von  Frankreich ,  welchen  dieser  zur  Förderung  seiner  politischen  Inter- 
essen 1461  ausgesprochen  hatte  2,  blieb  wegen  des  Widerstandes  des  Parlaments  ohne 
Erfolg». 

Auch  unter  den  Nachfolgern  Pius'  II.  ist  wiederholt  die  Einberufong  allgemeiner 
Konzilien  gefordert  worden,  theils  von  den  Kardinälen  im  Interesse  ihrer  auf  die  Be- 
schränkung der  päpstlichen  Macht  gerichteten  Bestrebungen,  theils  von  den  Fürsten 
behufö  Bekämpfung  der  päpstlichen  üebergriflTe^,  ja  die  Drohung  mit  einem  solchen 


d  DU  In  9,  1432:  „Cupimns  ssnct&m  esse  Fran- 
coram  gentem  .  .  .  At  hoc  fleri  non  potest,  iiisi 
liaec  sanctionis  macula  sen  mga  deponatai 
.  .  .  Gerte  non  auctoiltate  generalis  syuodi  nee 
Romanor.  decreto  ponüflcam  recepta  est,  quamvls 
de  eausis  eccleslastlcis  tiactatos  absqne  placito 
Bomanae  sedis  stare  non  possit .  .  .  Non  est  cre- 
dibile,  Caiolum  qul  modo  regnat,  suo  sensu  hanc 
pngmaticam  iutrodnxisse.  Deceptum  patamus . . . 
Nam  quo  pacto  rellglosus  prlnoeps  ea  servari  inssis- 
aet,  quoram  praetextu  summa  sedls  aposto- 
licae  anctoiitaB  laeditur,  rellgionls  nostrae  ^res 
raenantnr  nnltasque  eccleslae  et  llbertas  peiiml- 
tor.  .  .  .  Praesnl  vero  Romanus,  cuius  parochia 
orbis  est,  oulus  piovlncia  nee  oceano  clauditur, 
in  regno  Fiandae  tantum  iurlsdictionis  habebit, 
qnantum  placet  Parlamente.  .  .  .  Sic  iudex  iudi- 
com  Bomanus  poutlfex  iudioio  parlamentl  sub- 
iectus  est.  .  .  .  Vos  lucemae  estls  ardentes  .  .  . 
ile  lucete ,  ut  lux  vestra  tenebras  omnes  ac  cali- 
gines  pragmatlcae  sanctionis  ex  nobili  et  christia- 
aissima  Francorum  geute  depellat." 

Die  principielle  Auffassung  Plus'  II  über  das 
Yerbältniss  zwischen  Papst  und  Konzil  erhellt 
ans  seiner  s.  g,  bulla  retractationum  v.  1463,  1. 
c.  p.  1468 :  ,^aec  nos  de  Romani  pontiflcis  auc- 
toritate  et  potestate  sentimus ,  oul  et  congregare 
generalia  concilia  et  dissolvere  datum  est.  .  .  . 
dun  bis  et  generalis  concilii  auctoritatem  et  po- 
testatem  complectimur ,  quemadmodum  et  aevo 
nostro  Gonstantiae,  dum  Ibi  fuit  synodus  univer- 
salis, declaratum  deflnltumque  est.  Yeneramur 
enim  Constantiense  concilium  et  cuncta  quae 
piiecesseruut,  aRomanis  pontificibus  .  .  . 
approbata:  Inter  quae  nullum  invenimus  um- 
quam  fnisse  ratum,  quod  staute  Romano  In- 
dubitate  praesule  absque  Ipslus  auctoritate 
eouvenerit:  quia  non  est  corpus  eccleslae  sine 
caplte  et  omnls  ex  capite  defluit  in  membris  po- 
testas.*" 

1  So  Karl  VII 1.  J.  1461,  Fi  t  bo  u  preuves  des 
libeitez  de  T^glise  Gallicane  o.  13.  n.  10  und 
Richerii  bist,  concillor.  general.  1.  IV.  P.  I. 
e.  1 ,  welcher  geradezu  die  Einberufung  eines  all- 
gemeinen Konzils  unter  Hinweis  auf  das  Kon- 
stanzer Dekret  fordert  und  für  den  Fall  der  Wei- 
gerung des  Papstes  erklärt,  dass  er  sich  mit  den 
übrigen  Fürsten  in  Verbindung  setzen  würde, 
um  das  Zusammentreten  eines  solchen  zu  veran- 
lassen. 


In  Deutschland  wurde  eine  solche  Appellation 
in  dem  Streite  wegen  des  Bisthums  Brixen  von 
Herzog  Sigismnnd  v.  Oesterreich  (1460)  und  von 
dessen  Rath  Gregor  von  Helmburg,  Goldast 
monarcbla  2,  1576.  1592;  Raynald  a.  1460. 
n.  35;  Gieseler  Kircbengescb.  II.  4.  S.  127. 
n.  dd;  V.  Wessenberg,  d.  grossen  Kirohen- 
versammlungen.  2,  533,  sowie  von  dem  seitens 
Plus'  II 1461  abgesetzten  Erzbischof  Diether  v. 
Mainz  erhoben,  von  welchem  der  Papst  vor  seiner 
Bestätigung  eine  Reihe  drückender  und  unge- 
wohnter Verpflichtungen,  so  u.  A.  auch  die,  weder 
ein  allgemeines  Konzil  zu  verlangen  noch  für 
das  Zustandekommen  eines  solchen  zu  wirken, 
verlangt  hatte,  Senckenberg,  selecta  iuris  et 
histor.  4,  393;  Gieseler  a.  a.  0.  S.  129. 
n.  ee;  v.  Wessenbeig  a.  a.  0.  S.  534.  S. 
auch  Voigt,  Enea  Silvio  de* Picoolomini.  Berlin 
1856.  3,  375flf.  u.  268  ff. 

2  Voigt  a.  a.  0.  S.  194  ff. 

s  Da  Ludwig  XI,  als  er  sich  in  seinen  Erwar- 
tungen über  den  Erfolg  des  dem  Papst  gemachten 
Zugeständnisses  getäuscht  sah,  das  Parlament  ge- 
währen Hess,  Friedberg,  Grenzen  zwischen 
Staat  u.  Kirche  S.  490.  Auch  ertheilte  er  1463 
seinem  Generalprocurator  die  Anweisung,  gegen 
verschiedene  Beschwerungen  des  Papstes  an  ein 
allgemeines  Konzil  zu  appelllren,  Durand  de 
Maillaue,  les  libertez  de  l'^glise  gallicane.  2, 
733. 

**So  hatte  Paul  H  (1464—1471)  mit  den 
übrigen  Kardinälen  vor  seiner  Wahl  beschwören 
müssen,  Jacobi  Piccolomini  card.  Papiensis 
(f  1479)  reram  suo  tempore  gestar.  comment.  lib. 
11  (hinter  Gobellini  comm.  Francof.  1617.  p. 
371):  „concilium  generale  christianorum  intra 
triennium  cogere,  in  quo  et  prinoipes  saeculi  ad 
tuendam  religionls  causam  accenderentur  aegrae- 
quo  partes  ecolesiae  communi  medicamento  sani- 
tatem  reciperent",  s.  v.  Höfler,  d.  romanische 
Welt  und  ihr  Verhältniss  zu  den  Reformideen  des 
Mittelalters.  Wien  1878.  (Separ.  Abd.  a.  d. 
Sitzungsberichten  d.  phil.  bist.  Klasse  d.  kais. 
Akademie  d.  Wissenschaften  Bd.  91.  Juliheft  v. 
1878)  S.  216.  n.  1.  Ein  gleiches  Versprechen 
war  vor  der  Wahl  Iiuiocenz*  VIII  (14Ä)  und 
Julius*  II  (1503)  von  den  Kardinälen  abgelegt 
worden,  Raynald  a.  1484.  n.  31;  Acta  priml 
concilii  Pisani  celebrati  ad  tollendum  sclsma. 
Ltttet.  Paris,  sumpt.  Molohioris  Mondiere.  1602. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  172. 


ist  in  dieser  Zeit  die  geistliche  Waffe  gewesen,  deren  sich  die  Fürsten  gegen  den  von 
den  Päpsten  geübten  Missbrauch  der  Verwendung  kirchlicher  Censuren  zur  Förde- 
rung ihrer  weltlichen  Politik  bedienten  ^ 

Zu  dem  Versuche  der  Verwirklichung  einer  solchen  Drohung  ist  es  aber  nur 
einmal  gekommen,  als  Ludwig  XII.  von  Frankreich  und  Maximilian  I.  zur  Bekämpfung 
der  italienischen  Politik  Julius'  II.  (1503 — 1513)^  die  Ausschreibung  eines  allgemei- 
nen Konzils  nach  Pisa  zum  1.  September  1511  durch  die  vom  Papst  abgefallenen 
Kardinäle  veranlassten^.  Dasselbe  trat  auch  in  der  That  zusammen ^^  war  aber 
wesentlich  nur  von  französischen  Prälaten  und  Anhängern  der  Franzosen  besucht, 
und  erzielte  mit  seiner  Nachahmung  des  Baseler  Konzils^  gegenüber  Julius  U.  nicht 
den  mindesten  Erfolgt. 


p.i4ff.;  y.  Höfler  a.  a.  0.  S.  238,  nur  iet  das 
erste  Mal  die  Zeit  duioh:  „cum  primam  oom- 
mode  fleri  posse  vldebltur,  das  zweite  Mal  auf 
2  Jahre  bestimmt. 

Als  die  von  Sixtus  IV  begünstigte  Verschwö- 
rung der  Pazzl  gegen  die  Medici  in  Florenz  miss- 
lungen  war,  wurde  1478  ein  Kationalkonzll  aller 
zum  Gebiet  v.  Florenz  gehörigen  Prälaten  veran- 
anstaltet.  Dieses  erklärte  das  vom  Papst  über  die 
Republik  verhängte  Interdikt  für  nichtig  und 
appellirte  an  ein  allgemeines  Konzil,  Macchia- 
velli,  istorie  Florentine  lib.  VIII;  Gieseler 
a.  a.  0.  S.  151.  n.  d;  s.  ferner  Angel.  Fabro- 
nius,  Laurentii  Medlds  magnif.  vita.  Pisis 
1784.  2,  136  ff.  In  demselben  Jahre  Hess  auch 
Ludwig  XI  durch  seinen  Gesandten  dem  Papste 
eroffnen,  dass  auf  einer  Versammlung  seiner 
Grossen  zu  Orleans  wegen  der  yA.  dem  letzteren 
in  Italien  erregten  Kämpfe  die  Abhaltung  eines 
allgemeinen  Konzils  für  nothwendig  erachtet 
worden  sei,  sowie  ihm  drohen,  dass  er  erforder- 
lichenfalls seinerseits  ein  solches  in  einer  fran- 
zösischen Stadt  veranstalten  werde,  Durand 
de  Mai  11  an e  1.  c.  p.  735;  Raynald  a.  1478. 
n.  19;  Gieseler  a.  a.  0.  S.  156.  n.  e.  Das- 
selbe Mittel  gebrauchte  Karl  VIII  als  Drohung 
gegen  Alexander  VI  (1492 — 1503)  nachdem  die- 
ser Alfons  II  mit  Neapel  belehnt  hatte,  Ray- 
nald a.  1494  n.  18  ff. 

Nicht  minder  legte  die  Universität  Paris  1491 
eine  solche  Appellation  gegen  eine  Bulle  Inno- 
cenz*  VIII,  welche  dem  Klerus  Abgaben  aufer- 
legt hatte,  ein,  Durand  de  Mailiane  1.  c.  p. 
735. 

1  Konnte  doch  immer  ein  solches  Konzil  bei 
günstiger  Lage  der  Verhältnisse  zur  Absetzung 
des  Papstes  benutzt  werden.  Darauf  war  es  ab- 
gesehen, als  sich  im  J.  1507  Ludwig  XU  von 
Frankreich  und  Ferdinand  von  Aragonien  in 
Savona  zur  Reform  der  Kirche  und  Einberufung 
eines  Konziles  verbanden ,  welches  dazu  dienen 
sollte,  Julius  II  den  französischen  Minister,  Kar- 
dinal von  Amboise,  zum  Nachfolger  zu  geben  und 
so  Italien  der  französischen  Herrschaft  auszu- 
liefern, V.  Höfler  S.  240.  241. 

8  J.  1510  hatte  Ludwig  XH  ein  National- 
konzil der  französischen  Bischöfe  unter  Zu- 
ziehung von  Doktoren  der  Theologie  und  des  ka- 
nonischen Rechts ,  welchem  der  Erzbischof  von 
Lyon  prasidlrte,  veranstaltet  und  diesem  eine 


Reihe  von  Fragen  über  sein  Verhalten  gegen  den 
Papst  vorlegen  lassen ,  welche  von  der  Synode 
durch  s.  g.  conclusiones  selbstverständlidi  im 
Sinne  des  Königs  beantwortet  vrurden,  Har- 
douin  9, 1555 ff. ;  J.  £.  Kapp,  Naohlese  eini- 
ger z.  Erläuterung  d.  Reformationsgesch.  nütz- 
lichen Urkunden  (Lpz.  1727)  4, 490ff.  U.  &.  wurde 
auch  beschlossen :  „Oratorea  instituendos  ad  Ipsum 
. . .  Julium  II . . .  qui  supplicent,  utSanetltas  sua 
velit  congregare  concilinm  ecdesiae  in  looo  tuto 
et  convenienti  ad  determinationem  nltimoram 
oonciliorum  generalium  (d.  h.  Konstanz  und  Ba- 
sel), quatenus  fleri  possit;  idemque  procuret 
christianiBsimus  rex  apnd  imperatorem  et  alios 
principes  chrlstianos ,  ut  sibi  adsint  et  opem  ac 
auzüium  ferant  pro  eodem  concilio  generali  con- 
gregando  ad  reformationem  ecolesiae  nniveiBaUs 
in  capite  et  in  membris^;  vgl.  Gieseler  a.  a. 
0.  S.  183.  n.  g;  v.  Höf  1er  S.  242. 

3  Das  Ausschreiben  v.  16.  Mal  1511,  Riebe r 
bist,  concil.  1.  IV.  p.  I.  c.  3  u.  Gieseler  a.  a. 
0.  S.  188.  n.  i  motivirt  dies  u.  A.  damit: 
„quumque  tempus  decennii  post  ultimum  uni- 
versale Goncilium  iamdudum  Sit  effluxnm  et  sa- 
luberrima  decretali  Ck>nstantien8i  oonstitatione 
edita  Freqwna  slngulis  decenniis  universale  oon- 
cilium  congregari  debeat  et  .  .  .  Julius  P.  D, 
cui  primo  eurae  esse  deberet  illud  oonvocandi, 
tauto  tempore  hoc  neglexerit,  maxime  eom  vo- 
verit  et  iuraverit  jpost  biennium  a  creatione  sua 
illud  teuere  (S.  421.  n.  4)  et  nedum  negligens 
in  praecepto  ecclesiae  et  ooncilii,  sed  et  voti  et 
iuramentl  huinsmodi  transgressor,  iUad  non  te- 
nuerittempusque  interpellet  pro  homine,  eumque 
numquam  sua  auctoritate  aut  voluntate  futurum 
concilium  credatur  oelebrandum :  et  cum  de  gia- 
vlbus  ecclesiae  scandalis  in  capite  agendum  alt, 
quo  casu  ...  ad  snmmum  pontiflcem  congie^- 
tio  condlii  non  attinet,  sed  seoundo  loco  ad 
rever.  dd.  cardinales.^  Gleichzeitig  erliesaen 
auch  Maximilian  und  Ludwig  XII  Einladungs- 
schreiben, V.  Höf  1er  S.  246.  u.  2.  Vgl.  auch 
a.  a.  0.  S.  254. 

^  Die  Eröffnung  fand  am  5.  Nov.  1511,  Acta 
cit.  (S.  421.  n.  4)  p.  83. 

^  In  der  ersten  Sitzung  sprach  es  zwar  die 
Anerkennung  Julius*  II  aus,  erklärte  indesMB 
gleichzeitig  alle  Verfügungen  desselben  gegen  die 
Kardinäle  für  nichtig ;  in  der  zweiten  regelte 
es  die  Geschäftsordnung  nach  dem  Vorbilde  der 


§.  172.]         Die  Bfickkehr  su  dem  mittelalterlichen  Eecht.     (5.  Lateran.  Konzil.) 
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III.  Das  5.  Lateranensische  Konzil  von  1512 — 1517.  Noch  ehe  das 
Konzil  zu  Pisa  zusammengetreten  war,  hatte  Julius  II.  seinerseits  im  Juli  1511  eben- 
falls eine  aligemeine  Synode  und  zwar  nach  Rom  berufen  ^  welche  im  Mai  1512  in 
der  Laterankirohe  unter  Theilnahme  von  11  Kardinälen,  von  79  Patriarchen,  Erz- 
bisehöfen und  Bischöfen,  4  Ordensgeneralen,  2  Aebten,  fast  nur  Italienern,  sowie  der 
Gesandten  Ton  Spanien,  Venedig  und  Florenz  ^  eröffiiet  wurde  ^.  Ausser  dem  König 
von  Spanien  erklärte  auch  der  König  von  England^  seine  Zustimmung  zu  dem  Konzil, 
nnd  noch  vor  der  dritten  Sitzung  war  Maximilian,  welcher  bei  dem  wiederholt  als 
nahe  bevorstehend  angenommenen  Tode  Julius'  n.  den  Gedanken  gefasst  hatte ,  das 
Papstthum  in  irgend  einer  Form  durch  eine  auf  ihn  zu  lenkende  Wahl  oder  zu  über- 
tragende Coadjutorie  an  sich  zu  bringen  und  zur  Verwirklichung  dieses  Planes  sich 
mit  Ludwig  XU.  von  Frankreich  verbündet  hatte ,  bei  der  Abneigung  der  deutschen 
Geistlichkeit  gegen  das  Pisaner  Konzil  und  der  Besorgniss  der  Deutschen  vor  einem 
neuen  Schisma  unter  Abwendung  von  seinem  bisherigen  Verbündeten^  dem  Konzile 
des  Papstes  gleichfalls  beigetreten^.  Damit  war  der  Sieg  des  Papstthums  über  die 
Franzosen  entschieden,  und  dasselbe  beeilte  sich  in  Gemeinschaft  mit  den  ELardinälen 
die  Lehre  des  Konstanzer  und  Baseler  Konzils,  welche  in  Frankreich  ihre  Hauptstütze 
gefunden  hatte,  zu  verurtheilen,  und  einen  weiteren  Schritt  in  der  Rückbildung  des 
Konziliarrechts  zu  thun. 

Was  die  Organisation  des  Konzils  betraf ,  so  waren  zwar  wie  auf  den  früheren 
neben  den  oben  schon  genannten  Prälaten  eine  Anzahl  von  Doktoren  und  Gelehrten 
erschienen'^,   aber   die   Stimmberechtigung  wurde   diesmal   auf  die   Prälaten  be- 


Baseler;  in  der  dritten  (12.  Not.)  wurden  die 
Konstanzer  Dekrete  über  die  Stellung  nnd  das 
Ansehen  der  allgemeinen  Konzilien  erneuert, 
auch  festgesetzt,  dass  das  Konzil  nicht  aufgelöst 
werden  dürfe ,  Ms  nicht  die  Kirche  im  Glauben 
nnd  in  den  Sitten  sowohl  am  Haupte  wie  auch 
in  den  Gliedern  reformirt  worden  sei,  wohl  aber 
nach  einem  sichern  Orte  (indessen  nicht  Rom) 
verlegt  werden  könne,  endlich  wurde  (wegen  eines 
zwlsehen  den  Franzosen  und  Italienern  entstan- 
denen blntigen  Streites)  die  Verlegung  nach 
Mailand  beschlossen.  Nachdem  das  Konzil  ver- 
Seblicb  Verhandlungen  mit  Julius  II  Über  eine 
gemeinschaftlich  zu  beschickende  Synode  ange- 
knfipft  hatte,  suspendirte  es  unter  dem  Ein- 
draeke  des  Sieges  der  Franzosen  über  die  päpst- 
liehe  Armee  bei  Ravenna  In  der  achten  Sitzung 
(21.  April  1512)  den  Papst,  wagte  aber  in  seiner 
Ohnmacht  das  Dekret  nur  an  die  Klrchthüren  in 
Mailand,  Florenz,  Genua,  Bologna  und  Verona 
anschlagen  zu  lassen.  Diese  Sitzung  war  die 
letzte.  Demnächst  siedelte  ein  Rest  des  Kon- 
zils, weil  er  in  Folge  der  Wendung  In  den  poli- 
ttsehen  Verhältnissen  sich  in  Malland  nicht  mehr 
sieher  ffihlte,  nach  Lyon  über,  wonächst  Lud- 
wig xn  die  Synode  auseinandergehen  bloss.  Die 
Yerhandlungen  des  Konzils  in  den  dt.  Acta  und 
bei  Rieh  er  1.  o.  1.  IV.  p.  I.  c.  3,  VgL  auch 
▼.  Höfler  a.  a.  0.  S.  248  ft, 

^  Wegen  der  yeränderten  Stellung  Maximi- 
lians, s.  o.  im  Text. 

>  Die  Bulle  bei  Uardouin  9, 1584.  In  der- 
selben werden  die  Vorwürfe  des  Pisaner  Ans^ 
sehielbens  ndt  der  Behauptung  zurückgewiesen, 


dass  der  Papst  seit  Beginn  seines  Pontiflkates 
die  Absicht  gehabt  habe,  ein  allgemeines  Konzil 
zu  berufen,  insbesondere  wird  in  Betreff  des  Kon- 
stanzer Dekretes  hervorgehoben,  dass  dasselbe 
80  Jahre  lang  nicht  beobachtet  worden  sei.  In- 
dem der  Papst  weiter  betont :  „huiusmodl  conci- 
lia  a  Solls  Romauis  pontifldbus  esse  indicta  et 
allter  indicta  rata  non  foisse'',  erklärt  er  die  Be- 
rufang  und  etwaige  Beschlüsse  des  Pisaner  Kon- 
zils für  nichtig  unter  gleichzeitiger  Verhängung 
Yon  Censuren  und  Strafen  gegen  die  Thellneh- 
mer  desselben. 

2  Hardouin  9,  1581.  Die  Zahl  der  Theil- 
nehmer  hat  sich  später  nur  unerheblich  ver- 
mehrt, 1513  werden  87  Patriarchen,  Erzbischöfe 
und  Bischöfe  als  anwesend  genannt,  p.  1679. 

5  Die  Eröffnung  erfolgte  am  3.  Mai  1512,  1.  c. 
p.  1573;  die  erste  Sitzung  wurde  am  10.  des- 
selben Monats  gehalten,  p.  1581. 

*  L.  c.  p.  1610. 

ö  V.  Höfler  S.  253 ff. 

6  In  der  dritten  Sitzung  (3.  Dezember  1512) 
erklärte  der  kaiserliche  Gesandte,  Bischof  von 
Gurk,  die  Beschlüsse  des  Konzils  von  Pisa  für 
nichtig  und  sprach  Namens  des  Kaisers  dessen 
Adhäsion  an  das  Lateranensische  Konzil,  als 
Vertretung  der  allgemeinen  Kirche,  aus,  Har- 
douin 9, 1626.  1628. 

7  Die  Konvokatlonsbulle  1.  c.  p.  1591  ladet  in 
der  herkömmlichenWeise  nicht  bloss  die  Bischöfe, 
monasteriorum  abbates  et  praelati,  sondern  auch 
„omnes  all!  ecclesiastlcl  vel  saeoulares,  etiam  reges 
et  principes  ceteraeque  personae  quae  de  iure  vel 
consuetudine  in  congregationlbus  geuerallum  oon- 
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schränkt  \  und  zum  ersten  Mal  wieder  auf  den  mittelalterlichen  Abstimmungsmodus 
nach  Köpfen  zurückgegangen^.  Damit  entfiel  auch  die  regelmässige  Feststellung  der 
Vorlagen  in  besonderen,  den  feierlichen  Sitzungen  vorhergehenden  deneralkongrega- 
tionen  ^.  Die  Dekrete  wurden  dem  Konzil  in  bei  der  Kurie  ausgearbeiteten  Entwftrfen 
und  in  der  Form  päpstlicher  „sacro  approbante  concilio^  erlassener  Anordnungen 
unterbreitet  und  die  Abstimmungen  darüber  unter  dem  Vorsitze  des  Papstes^  vorge- 
nommen ^. 

In  ihren  Beschlüssen  richtete  sich  die  Synode  vor  Allem  gegen  die  Konstanzer 
und  Baseler  Konzilientheorie,  indem  sie  die  pragmatische  Sanktion^  verwarft  und 


cilionim  solent  intervenire^  ein.  Der  Anwesen- 
heit von  Doktoren  und  Magistern  in  den  Sitzungen 
wird  mehrfach  erwähnt,  1.  c.p.  1638. 1652. 1671. 

*  Sess.  rv.  1.  c.  p.  1644.  1646 :  „delnde  ex- 
clusis  a  loco  condlii  omnibus  alils  non  hahenti- 
bu8  voces  deflnitivas,  exceptis  oratoribns  princi- 
pum  baronibuB  et  pluribus  prindpalibus  ordinum 
et  porta  condlii  clausa  .  .  .  Alexander  episcopus 
Alexandrinus  de  mandato  suae  sanctitatis  asceu- 
dlt  ambonem  et  legit  schedulam  seu  bnllam  te- 
noris  infra  scripti.  .  .  .  Qua  perlecta  idem  .  .  . 
episcopus  petiit  ab  p&tribus  existentlbus  in 
concilio,  an  placerent  reverendis  paternltatibus 
suis  contenta  in  schedula.  ...  Et  immediate 
scrutatores  votorum  una  cum  protonotarils  et  no- 
tariis  iverunt  ad  redpiendum  vota  patrum.  Et 
omnes  post  sanctlssimum  dominum  nostrum  qul 
respondit  per  yerbum:  Plaeet,  responderunt, 
placere  eis  contenta  in  schedula^;  sess.  V.  p. 
1656.  1660.  1662;  sess.  YII.  p.  1699;  sess. 
YIII.  p.  1720.  1732.  Unter  den  stimmenden 
Yäteni  können  weder  die  Gelehrten  noch  die 
Laien,  von  denen  die  ersteren  mit  den  letzteren 
auch  stets  In  gleicher  Linie  genannt  werden, 
(s.  vor.  Anm.)  verstanden  sein.  Die  Identität  der 
Väter  mit  den  Prälaten  ergiebt  ferner  der  Um- 
stand, dass  die  Mitglieder  der  später  gebildeten 
Deputationen  (s.  die  Anm.  3)  als  durch  die  Prä- 
Uten gewählt  bezeichnet  werden,  1.  c.  p.  1681. 
1682.  S.  femer  p.  1725:  „de  mandato  special! 
.  . .  domlni  nostrl  . .  .  mandatur  omnibus  et  sln- 
gulis  patriarohis,  arohiepiscopis,  episcopis,  abba- 
tibus  et  generalibus,  in  generali  concillo  vocem 
definitivam  habentibus.'^ 

*  Vgl.  die  vor.  Anm. 

3  Unter  Leo  X  (1513)  wurden  auf  dessen  Ver- 
anlassung „quod  difflcile  foret  pro  slngulo  nego- 
tio  tractando  in  concillo  congregare  omnes  prae- 
latos^  die  Väter  in  einer  dazu  veranstalteten 
Kongregation  aufgefordert,  „ut  eligerent  ali- 
quos  praelatos  graves  et  doetos  qul  essent  una 
cum  .  .  .  cardlnalibus  ad  pertractandum  ooram 
domino  nostro  ea  quae  in  sessionibus  conciliari- 
bus  essent  proponenda",  und  in  Folge  dessen  24 
Deputirte  gewählt,  p.  1679.  1680.  ^Dominus 
noster  divisit  supradlctos  praelatos  deputatos  pe^ 
congregationem,  ut  aliqui  eoram  tractarent  ea 
quae  spectant  ad  pacem  universalem  componen- 
dam  inter  princlpes  ohristlanos  et  etiam  quae 
spectant  exstlrpationi  schismatis  et  aUi  ad  trao- 
tandum  ea  quae  spectant  ad  fldem  et  super  refor- 
matione  et  abolitione  pragmaticae  sanctionis.  Et 
etiam  sanetitas  sua  ultra  praelatos  deputatos  per 
congregationem  addidit  alles  .  .  .  ac  etiam  addl- 


dit  generales  ordinum.^  So  wurden  drei  Depu- 
tationen, die  erste  für  die  Herstellung  des  Frie- 
dens ,  die  zweite  für  die  Reformation  der  Kurie 
und  die  dritte  für  die  pragmatische  Sanktion  und 
den  Olauben  gebildet,  p.  1681.  Die  Abhängigkeit 
dieser  Deputationen  von  der  Kurie  war  dadurch 
gesichert,  dass  zu  den  gewählten  und  zwar  in 
grösserer  Zahl  päpstlich  ernannte  Mitglieder  hin- 
zutraten. Nach  Erörterung  der  päpstlieben  Vor- 
lagen in  diesen  Deputationen  oder  ohne  eine 
solche  sind  dieselben  dann  allerdings  noch  mit- 
unter in  einzelnen  Generalkongregatlonen  aller 
Prälaten  vorberathen  worden,  s.  p.  1725.  1769. 
1799. 

*  Zuerst  Julius'  II  und  nach  dessen  Tode 
Leos  X  (v.  d.  sess.  VI  27.  Aprü  1513,  p.  1671). 
In  der  sess.  V  hat  aber  wegen  der  Krankheit  des 
ersten  der  Kardinalbischof  v.  Ostia  präsldirt,  p. 
1651. 

6  Vgl.  die  vorhergehenden  Anmerkungen. 

^  Dieselbe  war  i.  J.  1499  von  Ludwig  XII  aus- 
drücklich wieder  in  Kraft  gesetzt  worden.  Nach 
seinem  Siege  über  Frankreich  erneuerte  Julius  II 
zunächst  in  der  3.  Sitzung  des  Konzils  das  g^en 
Frankreich  schon  früher  verhängte  Interdikt, 
Hardouin9,  1627;  und  erUess  In  der  4.  Sit- 
zung unter  Berufung  auf  die  von  Ludwig  XI  ver- 
sprochene Aufhebung  der  pragmatisohen  Sank- 
tion (s.  0.  S.  421.  n.  2)  ein  „monitorium  contra 
pragmaticam  et  eins  assertores"  mit  60tägiger 
Frist,  1.  c.  p.  1640.  1642.  Von  direktem  Erfolg 
war  dies  Vorgehen  des  Papstes  nicht.  Wenn 
auch  Ludwig  XII  nach  dem  Regierungsantritt  Leos 
im  Dezember  1513  dem  Lateraneusischen  Konzil 
unter  Verwerfung  des  Pisaner  beitrat,  so  verlangte 
er  doch,  dass  der  Papst  und  das  Konzil  mit  wei- 
teren Schritten  gegen  die  pragmatische  Sanktion 
auf  so  lange  einhalten  sollten ,  bis  die  französi- 
sche Kirche  gehört  worden  wäre,  p.  1710.  1713. 
Erst  Leo  X  gelang  es  durch  Abschlnss  des  be- 
kannten Konkordates  mit  Franz  II  im  J.  1515 
die  pragmatische  Sanktion  formell  zu  beseitigen, 
Friedberg,  Qrenzen  S.  491;  v.  Höfler  S. 
272.  Die  Resultate  der  Vereinbarung  wurden 
vom  Papste  dem  Konzil  in  der  11.  Sitzung  durdi 
die  Bulle:  Primitlva  illa  ecclesia  am 
19.  Dezember  1516  kundgethan  und  die  letzteie 
von  der  Synode  gegen  wenige  dissentirende  Stim- 
men angenommen,  Hardouin9, 1810. 1826. 

7  Durch  die  Bulle:  Pastor  aetemus,  1.  c.  p. 
1826  in  der  cit.  11.  Sitzung.  Vgl.  insbesondere 
p.  1829 :  „ex  certa  nostra  sdentla  et  de  aposto- 
licae  potestatis  plenltudlne  eodem  sacro  appro- 
bante   concillo   tenore  praesentium    praefatam 
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dabei  auf  die  mittelalterliche  Aaffassnng  von  der  Machtstellung  des  PapstthamsS 
sowie  seines  Verhftltnisees  zum  allgemeinen  Konzil  ^  znrflckgriff,  während  von  einer 
ernsthaften  and  durchgreifenden  Reformation  der  Kirche  an  Haupt  und  Gliedern 
keine  Rede  war  3.  Mochte  sich  auch  Leo  X.  in  der  ihm  von  den  Kardinälen  vorge- 
legten Wahlkapitulation^  mehr  als  ein  anderer  Papst  bei  seiner  zukttnftigen  Regie- 
nmg  an  die  Mitwirkung  des  Kardinalskollegiums  gebunden  haben  —  hat  er  dem- 
selben doch  sogar  das  Recht  zugestehen  müssen,  dass  es  beim  Bruch  der  Kapitulation 
gegen  ihn  als  einen  Eidbrecher,  welcher  Verwirrung  in  der  Christenheit  anrichte,  ein 
lilgemeines  Konzil  zu  berufen  berechtigt  sein  solle  ^  —  so  hatte  doch  immer  das 
Papalsystem  wieder  einen  neuen  Sieg  errungen,  da  es  sich  bei  dem  Kampfe  nicht  um 
den  Gegensatz  des  Papstthums  und  der  Kardinäle ,  sondern  um  den  des  Papstes  und 
der  Kurie  einerseits  und  den  der  lokalen  kirchlichen  Würdenträger  und  der  Inter- 
essen der  einzelnen  Nationen  andererseits  gehandelt  hat<^. 

Immerhin  waren  aber  trotz  des  Sieges  der  Kurie  die  einst  zu  Konstanz  und 
Basel  herrschenden  Anschauungen  nicht  vollständig  überwunden.  Formell  nicht, 
weil  sich  die  Oekumenicität  des  Lateran-Konzils  mit  Fug  und  Recht  in  Zweifel  ziehen 
Hess  7,  es  also  immer  noch  an  ihrer  Verwerfung  durch  ein  unzweifelhaft  ökumenisches 


pagnuticam  Mnctionem  seu  coiniptelam  eiusque 
appioliatlonem  qnomodolibet  emanatam,  omnia- 
qua  et  siugala  deereta,  capitnla,  statuta,  consti- 
iuttones  sive  ordinationes  lu  eadem  qaomodolibet 
eontentas  sev  etiam  insertas  ac  ab  alÜB  prius 
editw,  neenon  oonsaetudlneB,  stilnm,  usus,  sWe 
potliu  abnBum  ex  ea  lu  haue  usqne  diem  quo* 
modolibet  emanato«  Ben  obserratOB  nulliuB  ro- 
boiiB  Tel  momenti  fulBse  et  esse  decernlmuB  et 
dedaiamus.''  In  AnBoblnsB  daran  wird  allen 
gdBtüehen  und  weltlichen  Personen  die  Anwen- 
dung der  Sanktion ,  das  Halten  von  Exemplaren 
denelben  yerboten,  ja  auch  die  Vernichtung  der 
letzteren  befohlen,  unter  Androhung  des  Ver- 
lustes aller  Würden  und  Aemter,  sowie  der  Un- 
fähigkeit zur  Bekleidung  von  solchen  gegen 
Geistliche,  der  Exkommunikation,  des  VerluBtes 
sUer  kirchlichen  Lehen,  der  Unfähigkeit  zum  Er- 
werbe derselben,  der  Infamie  und  der  Strafen  des 
M^eetatSTerbrechens  gegen  Laien. 

^  L.  c.  p.  1830 :  „Et  cum  de  necessitate  salu- 
tis  ezistat  omnes  Christi  fldeles  Romano  pontiflcl 
Bübesse,  pront  divinae  scripturae  et  ss.  patrum 
testimonio  ac  constitutione  f.  m.  Bonlfadi  p. 
VIII.  .  .  .  ünam  aanetcan  (c.  1  de  M.  et  0.  in 
Extr.  eomm.  I.  8)  dedaratur,  pro  eomndem  llde- 
Uum  Salute  ac  Romanl  pontlflcis  et  huius  b.  sedis 
SQprema  auctoritate  et  ecclesiae  sponsae  suae 
anitate  et  potestate,  constitutionem  Ipsam,  s. 
piaesente  oondlio  approbante,  innoTamus  et  ap- 
probamuB  sine  tamen  praeiudieio  declarationis  s. 
m.  ClemenÜB  p.  Y  .  .  .  Meruii "  (o.  2  de  pri- 
t11^.  eod.  y.  7).  Vgl.  auch  den  Eingang  der 
Bolle  p.  1826:  „migraturus  yero  ex  mundo  ad 
patrem,  in  soliditate  petrae  Petrum  eiusque  suc- 
eessores  Tlcarios  suos  instituit,  quibus  ex  librl 
legum  testimonio  ita  obedire  necesse  est,  ut  qui 
noa  obedierit,  morte  punlatur." 

^  L.  c.  p.  1828 :  JNec  illud  nos  movere  debet, 
quod  sanctio  Ipsa  et  in  ea  contenta,  in  Basileensi 
eondlio  edlta  et  ipso  concilio  instante  a  Bitu- 
dcensi  oougregaüone  reoepta  et  acceptata  fne- 


runt,  cum  ea  omnla  post  translationem  eiusdem 
Basileens.  condlli  per  .  .  .  Eugenium  IV  .  .  . 
factam,  a  Basileensi  conciliabulo  seu  potius  con- 
venticulo,  quod  praesertim  post  huiusmodl  trans- 
lationem concilium  ampllus  appellarl  non  mere- 
batur,  facta  exstiterlnt  ac  propterea  nullum  robur 
habere  potuerint,  cum  etiam  solum  Roma- 
num  pontificem  pro  tempore  existen- 
tem tamquam  auctoritatem  super  om- 
nia  ooncilia  habentem,  tam  coneillo- 
rum  indicendorum  transferendorum 
ac  dissolvendorum  plenum  ins  et  po- 
testatem  habere,  nedum  ex  sacrae  scripturae 
testimonio  dictls  sb.  patrum  ac  aliorum  Romano- 
rum pontiflcum  .  .  .  sacrorumque  canonum  de- 
cretis,  sed  propria  etiam  eomndem  conciliorum 
oonfesBione  manifeste  constat.''  Vgl.  auch  die  o. 
S.  387.  n.  1  mitgetheUte  Stelle. 

8  Die  in  der  sess.  IX  erlassene  bulla  de  refor- 
matlone  curlae,  welche  de  cardlnallbus  und  de 
reformatione  ourlae  et  aliorum  handelt,  Har- 
douin  9,  1747  beBchränkt  sich  wesentlich  auf 
die  Einscharfung  älterer  Vorschriften,  b.  auch  o. 
S.  111.   A.  Ansicht  v.  Höfler  S.  269. 

*  Vgl.  darüber  v.  H  ö  f  1  er  S.  259.  Der  Papst 
sollte  danach  in  allen  wichtigen  Regierungshand- 
lungen von  der  Zustimmung  von  zwei  Drittel  der 
Kardinäle  abhangig  sein,  und  hatte  den  letzteren 
alle  ihre  Privilegien  bestätigen  müssen. 

5  V.  Höfler  S.  261. 

^  Wenn  v.  Höfler  S.  261.  263  meint,  dass 
von  einer  Omnlpotenz  der  Päpste  In  kirchlichen 
Dingen  damals  nicht  die  Rede  war  und  dass  es 
nicht  mehr  in  Frage  gekommen  sei,  ob  der  Papst 
über  dem  Konzil  stehe  oder  dieses  über  ihm,  so 
berührte  das  lediglich  ein  Intemum  der  römischen 
Kurie,  immerhin  fragte  es  sich  aber  noch,  ob  das 
Papstthum,  gleichwohl  ob  selbständig  oder  in  Ab- 
hängigkeit von  den  Kardinälen  unter  Beseitigung 
des  Episkopates  die  ausschliessliche  Herrschaft 
über  die  Kirche  haben  sollte. 

"^  Allerdings  hatten  ausser  den  schon  genann- 
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Konzil  fehlte,  materiell  nicht,  weil  dieselbe  nur  in  der  Form  einer  Verdammung  der 
pragmatischen  Sanktion  erfolgt  war  ^.  Ueberdies  leistete  in  Frankreich  das  Pariser 
Parlament  ihrer  Beseitigung  und  der  Dnrchffthrong  des  Konkordates  Widerstand  ^ 
und  erhob  im  J.  1517  gegen  das  letztere  eine  Appellation  an  ein  zukünftiges  allge- 
meines Konzil  3,  wobei  die  Universität  Paris  sich  ihm  anschloss^.  Hatte  dieser  Schritt 
auch  keine  praktische  Bedeutung,  so  kamen  die  Grundsätze  der  Pragmatik,  trotzdem 
dass  das  Parlament  das  Konkordat  (i^eilich  widerwillig  genug)  ^  hatte  einregistriren 
müssen,  nicht  ausser  Anwendung,  da  dasselbe  in  seiner  Praxis  stets  neben  dem  Kon- 
kordate auf  sie  zurückgriff  ^. 

IV.  Die  Zeit  von  1517  bis  zum  Konzile  von  Trient.  Einbernfnng 
und  Vertagungen  desselben.  Fast  gleichzeitig  begann  in  Deutschland  eine  ge- 
waltige Bewegung  der  Oeister,  welche  trotzdem,  dass  bisher  alle  Versuche,  durch 
ein  allgemeines  Konzil  zu  einer  befriedigenden  Reform  der  Kirche  zu  gelangen ,  ge- 
scheitert waren,  von  Neuem  das  Verlangen  nach  Abhaltung  eines  solchen  hervorrief. 

Ein  Jahr  nach  der  Appellation  des  Pariser  Parlaments  hatte  Luther ,  welcher 
schon  damals  die  Ueberzeugung  ansgesprochen  hatte ,  dass  das  Papstthum  die  noth- 


ten  Fürsten,  S.  423  u.  424.  n.  6  die  Republik 
Venedig,  Hardonin  9,  1639,  der  König  von 
Polen  p.  1691,  von  Portugal  p.  1737,  und  der 
Markgraf  von  Brandenburg  p.  1714,  sowie  eine 
Anzahl  kleinerer  Fürsten,  namentlich  italieni- 
scher, und  mehrere  italienische  Kommunen,  p. 
1692.  1694.  1695.  1715.  1792. 1655. 1674  ihren 
Beitritt  zum  Konzil  erklärt,  indessen  waren 
ausser  den  italienischen  fast  gar  keine  Bischöfe 
aus  andern  Ländern  anwesend,  und  die  katholi- 
sche Kirche  daher  nicht  ausreichend  vertreten.  Es 
muss  der  Synode  daher  trotz  der  päpstlichen  Bern* 
fung  und  der  Bestätigung  seiner  Beschlüsse  durch 
Leo  X  in  der  letzten  (12.)  Sitzung  v.  16.  März 
1517,  p.  1847,  der  Charakter  eines  allgemeinen 
Konzils  ahgesproohen  werden.  Zu  Bellarmin^s 
Zeit  wurde  die  Oekumenicität  desselben  auch 
noch  bestritten,  s.  Bellarmin  1.  c.  II.  17, 
wenngleich  sie  später  und  in  neuerer  Zeit  nicht 
nur  von  den  Kurialisten,  Phillips  K.  R.  3, 
462;  Hefele  2.  Aufl.  1,  68,  sondern  auch  von 
einzelnen  Gallikanern,  soNatallsAIexander 
bist,  eccles.  saec.  XV.  XYI.  diss.  11.  art.  4,  ed. 
cit.  9,  461  ff.  für  ökumenisch  erklärt  worden  Ist. 

1  Denn  die  sonstigen  Stellen  der  Bulle,  welche 
den  Primat  des  Papstes  überhaupt  und  sein  Ter- 
hältniss  zu  den  Konzilien  betreffen  (s.  o.  S.  424. 
n.  7  u.  S.  425.  n.  1)  dienen  nur  zur  Begründung 
der  Aufhebung  der  Sanktion,  haben  aber  nicht 
den  Charakter  selbstständiger  Definitionen  des 
Papstes  und  des  Konzils. 

2  Dasselbe  überreichte  dem  König  auf  seinen 
Befehl  zur  Registrlrung  des  Konkordates  zwei 
Remonstranzen,  Münch,  Konkordate  1,  257. 
268. 303.  In  der  ersteren  heisst  es  n.  78,  S.  291 : 
„L'autre  cause  B*y  est,  par  ce  que  le  pape  revoque 
et  annulle  les  saincts  decrets  du  condle  general 
de  Basle  receus  et  acceptes  en  ce  royaume.  .  .  . 
Or  11  y  a  determination  expresse  de  Tegllse  uni- 
verselle contenant  verttatem  fldei  cathollcae  que 
le  pape  est  tenu  d*obeir  au  concile  general  en  ce 
qui  conceme  la  dlcte  generalle  reformation  de 
Teglise";     n.  83,  p.  292:  „Outre   les  chosses 


dessus  dictes  par  la  dlcte  revocation  non  solum 
les  8.  decrets  du  condle  de  Basle  sont  annulles 
mais  aussl  le  decret:  Frequens  et  deux  autres 
decrets  du .  .  .  concile  de  Constance  .  . .  per  quae 
est  clalr,  que  le  pape  veut  et  entend  revoquer 
les  dicts  decrets  .  .  .  le  quel  concile  de  Con- 
stance est  ooncilium  indubitatissimum  ...  84.  Et 
est  a  noter  que  par  deux  decrets  ...  est  ex- 
pressement  declare  que  le  concile  de  Teglise  de- 
vement  assemble  habet  potestatem  a  Christo  im- 
medlate  et  est  sur  le  pape  en  trois  cas  et  a  seau- 
voir  in  bis  quae  tangunt  fldem,  exstirpationem 
schismatis  et  generalem  reformatlonem  eeclesiae 
dei  in  capite  et  in  membris ;  dont  8*ensnit,  qn*au 
moyen  de  la  dlcte  revocaüon  le  pape  pretend, 
qu'il  est  en  tous  cas  sur  le  dicte  concile  general 
qui  ne  peut  revoquer,  casser  on  annulier  les  actes 
faicts  ou  approuves  par  Icelluy^,  vgl.  auch  n.  95. 
101,  p.  296.298.  Da  aber  der  König  auf  seinem 
Willen  bestand ,  musste  das  Parlament  nachge- 
ben, es  nahm  jedoch  die  Registrlrung  nur  mit  der 
Klausel  vor,  dass  sie  lediglich  auf  Befehl  des 
Königs  und  in  Folge  Zwanges  geschehen  sd. 
Münch  S.  267. 

3  Münch  S.  267:  ,4^  parlement  .  .  .  ausdtot 
que  Tannullation  de  la  pragmatlque  lul  a  4tS 
connue ,  en  a  appel4$  au  condle  en  son  nom,  en 
celui  de  la  cour  et  de  toute  la  France,  le  m^me 
parlement,  s^attachant  encore  ä  cet  appel  et  y 
pers^v<^rant,  a  encore  appel^  de  nouveau  ...  au 
pape  mieux  conseilltf  et  au  premler  concile  l^gl- 
timement  assembltf.'' 

^  Das  Schriftstück  a.  a.  0.  307 :  .,nos  rector  et 
universltas  .  .  .  dlcti  s.  BaslllenBls  ooncilil  ac 
subsecutae  et  el  adhaerentls  pragmatlcae  sanetlo- 
nis  statutorum  abrogatione,  novorum  statatorum 
editione,  consensus  praestatlone  ac  attentata  illo- 
rum  quadam  publicatione  ...  ad  futurum  eon- 
cllium  legitime  ac  in  loco  tuto  .  .  .  provocavi- 
mus  et  appellavimus,  prout  in  bis  scrlptls  pro- 
vocamus  et  appeUamus.'' 

5  S.  Anm.  2  a.  E. 

^  Friedberg,  Grenzen  S.  491. 
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wendige  Reformation  der  Kirche  herbeizuführen  nicht  geeignet  sei ,  als  er  die  pftpst- 
liche  Bannbulle  wegen  seines  Auftretens  gegen  den  Ablass  erwartete ,  die  Berufung 
an  ein  allgemeines  christliches  Konzil  eingelegte  Im  J.  1520  veröffentlichte  er  seine 
grossen  reformatorischen  Schriften  ^.  In  ihnen  hatte  er  der  historisch  erwachsenen 
mittelalterlichen  Kirche  und  dem  Papstthum  die  rein  geistige  Gemeinschaft;  der  Gläu- 
bigen und  das  Priesterthum  aller  Christen,  femer  der  nothwendigen  Heilsvermittlung 
durch  den  Priesterstand  das  direkte  Verhältniss  der  gläubigen  Seele  zu  Gott  gegen- 
flbergestellt  und  damit  den  Bruch  mit  dem  bestehenden  Kirchenwesen  vollzogen. 
Wenngleich  seine  Lehre  und  seine  Sache  keineswegs  überall  in  Deutschland  Anhänger 
gewann,  so  war  doch  die  durch  ilin  angefachte  Bewegung  so  gewaltig,  dass  selbst  die 
Freunde  der  alten  Kirche  sowohl  den  päpstlichen  Legaten  wie  auch  dem  Papst  gegen- 
Aber  auf  Abstellung  der  Beschwerden  der  deutschen  Nation  und  auf  eine  endliche 
Reformation  der  Kirche  drangen,  indem  sie  dabei  nach  dem  Vorbilde  der  gegen  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  in  Spanien  durch  das  vereinte  Wirken  der  Staatsgewalt  und 
der  hohen  kirchlichen  Würdenträger  durchgeführten  Reform  3,  innerhalb  des  be- 
stehenden Kirchenwesens  die  sittliche  und  wissenschaftliche  Hebung  des  Klerus,  die 
Beseitigung  der  Missbräuche  der  Kurie ,  die  Einschränkung  der  päpstlichen  Regie- 
mngsgewalt  und  die  Beförderung  wahrer,  innerlicher  Religiosität  in  das  Auge  fassten^. 
Gerade  bei  dieser  katholischen  Reformpartei  fand  das  von  Luther  erhobene  Ver- 
langen nach  einem  allgemeinen  Konzil  Widerhall^  und  schon  auf  dem  Reichstage  zu 
Nürnberg  (September  1522)  traten  die  Reichsstände  mit  dem  Verlangen  hervor,  dass 
der  Papst  ein  solches  mit  kaiserlicher  Zustimmung  binnen  Jahresfrist  nach  einer  den 
Deutschen  bequem  gelegenen  Stadt  zusammenberufen  sollte  ^.  Nachdem  der  folgende 
Nürnberger  Reichstag  von  1524  diese  Forderung  wiederholt  hatte  ^,  nahm  sie  auch 
Karl  V.,  weil  er  durch  dieses  Mittel  der  religiösen  Bewegung  in  Deutschland  Herr 
zu  werden  gedachte,  auf  ^.  Bei  ihrer  Abneigung  gegen  jede  kirchliche  Reform  such- 
ten indessen  Clemens  VII.  (1523 — 1534)  und  die  Kurie^  die  Abhaltung  eines  all- 
gemeinen Konzils,  obgleich  sowohl  Karl  V.  ^^,  wie  auch  mehrere  Reichstage  '^  wieder- 
holt darauf  zurückkamen ,  unter  Aufbietung  aller  möglichen  diplomatischen  Künste 
zu  verhindernd^.   Inzwischen  hatte  sich  in  Deutschland  die  katholische  und  die  pro- 


1  ZaWltteul>ergam28.NoY.  1518,  LoBcher, 
zuständige  Reformatlons-AkU.  Leipzig  1720  ff. 
2, 505,  und  sie  na«h  Erlass  der  Bannbulle  Leos  X 
V.  15.  Jnul  1520,  Haidouin  9,  1891  am 
17.  Not.  1520,  opp.  Jenae.  2,  257,  Tgl.  KöBt- 
lin,  Martin  Luther.  Elberfeld  1875.  1,  232. 
404,  erneuert. 

^  An  den  cliriBtlicben  Adel  deutscher  Nation 
a.  s.  w.,  Tgl.  darüber  KoBtlin,  a.  a.  0.  S. 
336  ff. 

'  S.  hierüber  W.  Maurenbrecher,  Stu- 
dien Q.  SUzzen  z.  Gesch.  d.  Reformationszelt. 
Leipzig  1874.  S.  3  ff. 

^  W.  Maurenbrecher,  Gesch.  d.  kathol. 
Reformation.  Nördlingeu  1880.  1, 185  ff. 

5  A.  a.  O.  8.  189.  197. 

^  A.  a.  O.  S.  230.  Zugleich  wurde  auch  für  die 
Welüiehen  Sitz  und  Stimme  auf  demselben  ge- 
fordert, Ranke,  deutsche  Gesch.  im  Zeitalter 
d.  Reformation.  Bd.  III.  Kap.  2i  (3.  Ausgabe 
BerUn  1852.  2,  46). 


^  Ranke  Bd. m.  Kap.4;  2,112;  Mauren- 
brecher 1,  234. 

s  Maureubrecher  1,  236  ff. 

0  Ranke  a,  a.  0.  S.  109;  Maurenbrecher 
1,231.  235  ff.  317. 

10  So  1526  (nach  dem  Siege  bei  PaTia}  Mau- 
renbrecher a.  a.  0.  S.  265,  dann  1527  (nach 
der  Erstürmung  Roms)  S.  270.  271 ;  1529  (bei 
der  Zusammenkunft  nüt  dem  Papste  in  Bologna) 
und  1530  u.  1531  (nach  dem  Sohlusse  des  Reichs- 
tages) S.  282.  295.  312.  318  ff.  334 :  1532  (nach 
dem  Reichstage  zu  Regensburg)  S.  3d3  ff. ;  1534, 
S.  371. 

li  S.  R.  A.  zu  Speyer  1529.  $.  1 ;  Augsburg  t. 
1530.  $.  5;  Regensburg  1532.  n.  U;  (Koch) 
Sammig.  der  Reichsabschiede.  Frankfurt  1747, 
2,  293.  308.  355.  Vgl.  auchMaurenbrechcr 
S.  274.  295.  304.  306. 

^  Namentlich  dadurch,  dass  der  Papst  dieNoth- 
wendigkeit  der  Zustimmung  der  anderen  euro- 
päischen  Mächte  und    Tor  Allem   Frankreichs 
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testantische  Partei  fest  organisirt,  und  es  stand  nicht  mehr  zn  erwarten,  dass  sich  die 
Protestanten,  welche  von  ihrem  Standpunkte  ans  die  Unfehlbarkeit  eines  allgemeinen 
Konziles  nicht  anerkennen  konnten,  unbedingt  der  Entscheidung  eines  solchen  fdgen 
würden  1.  Als  daher  Papst  Paul  III.  (1534 — 1549),  welcher  bereitwilliger  als  sein 
Vorgänger  Clemens  VU.  auf  die  Konzilsidee  eingegangen  war,  am  4.  Juni  1536  ein 
allgemeines  Konzil  ftlr  den  Mai  1537  nach  Mantua  ausgeschrieben  hatte ^,  lehnten 
die  Protestanten  dasselbe  ab,  weil  es  von  vornherein  feststand,  dass  der  Papst  dadurch 
lediglich  die  Verurtheilung  der  protestantischen  Lehre  herbeizuführen  bezweckte  ^^ 
Der  Krieg  zwischen  Karl  V.  und  Frankreich,  welcher  inzwischen  ausgebrochen  war, 
hinderte  damals  den  Zusammentritt  des  Konziles,  an  welchem  dem  Papst  selbst  unter 
den  obwaltenden  Umständen  vielleicht  nicht  mehr  ernstlich  gelegen  war^.  Erst  als 
der  Protestantismus  weitere  Fortschritte  gemacht  hatte  und  es  nicht  gelungen  war, 
den  Zwiespalt  zwischen  beiden  Religionsparteien  durch  die  mehrfach  zwischen  den- 
selben geführten  Verhandlungen  zu  beseitigen,  brachte  Karl  V.  die  Berufung  des 
Konzils  von  Neuem  beim  Papst  in  Anregung^,  und  Paul  UI.  schrieb  dasselbe  nun- 
mehr im  Mai  1542  nach  Trient  auf  den  November  aus^.  Wieder  aber  traten  kriege- 
rische Verwicklungen  dazwischen^,  und  so  konnte  erst  unter  dem  19.  November  1544 
eine  neue  Berufungsbulle  ergehen ,  welche  die  Eröffnung  des  Konzils  in  Trient  auf 
den  Monat  März  des  folgenden  Jahres  festsetzte^.  Den  Protestanten  war  diesmal  das 
Konzil  nicht  angekündigt  worden^,  und  auf  dem  Reichstage  zu  Worms  1545  lehnten 
sie  dasselbe  namentlich  in  Hinblick  auf  die  ihnen  im  Speyerer  Reichstagsabschied 
von  1544  gemachte  Zusage  ^^  abermals  ab,  indem  sie  gleichzeitig  verlangten,  dass  der 


betonte,  Maurenbrecher  S.  271.  317 ff.  324. 
334.  364.  371. 

1  Schon  seit  dem  BeichBtage  von  Augsbnrg 
war  diese  Ansicht  bei  ihnen  vertreten,  aach 
musste  für  sie  die  Frage  nach  der  Zusammen- 
setzung des  Konzils  Ton  entscheidender  Bedeu- 
tung sein,  vgl.  Maurenbrecher  S. 370,  sowie 
die  Gitate  bei  Gieseler,  Klrchengesch.  III.  1, 
290,  291. 

^  Raynald  a.  1536.  u.  35. 

3  Ranke  Buch  YU.  Kap.  2;  4,  71  ff.  Hatte 
doch  Paul  in,  Raynald  a.  1536.  n.  39,  unver- 
hohlen ausgesprochen,  dass  er  das  Konzil  zur 
Ausrottung  der  lutherischen  Ketzerei  angekün- 
digt habe.  In  ihrer  ablehnenden  Antwort  an  den 
Kaiser  erklärten  die  Protestanten,  dass  1523  und 
1524  ein  gemeines  freies  Konzilium ,  nicht  aber 
ein  solches  In  den  Formen  der  früheren  gemeint 
worden  sei,  und  dass  sie  keine  Versammlung  der 
letzteren  Art,  am  wenigsten  In  Italien  besuchen 
könnten,  Ranke  4,  77,  s.  auch  Gieseler 
a.  a.  0.  8.  297  ff. 

*  Ranke  Buch  VII.  Kap.  2;  4,  82.  Paul  HI 
vertagte  das  Konzil  1.  d.  J.  1537  u.  1538  drei- 
mal, Raynald  a.  1537.  n.  25.  55.  u.  a.  1538. 
n. 33.35,  vgl.  auch  Aug.  Thelner,  acta  genu- 
Ina  SS.  oecumenlcl  concllll  Trldentlnl.  Zagra- 
brlae  (1874)  1, 14,  und  suspendlrte  es  am  31.  Mal 
1539  Ms  auf  Weiteres,  1.  c.  1, 16. 

6  Ranke  Buch  VII.  Kap.  6;  4,  198. 

«  Raynald  a.  1542.  n.  13;  vgl.  auch  Thel- 
n  e  r  1, 16  ff. 

"^  In  Folge  dessen  suspendlrte  es  Paul  1543 
von  Neuem,  Raynald  a,  1543. n.  17;  Theiner 
1,  18. 


8  Raynald  a.  1544.  n.  29.  Vgl.  v.  Druf- 
f  e  1 ,  Kaiser  Karl  V  u.  d.  Rom.  Curie  1544-1546. 
München  1881  (mir  während  der  Korrektur  zu- 
gegangen). 

9  Ranke  Buch  VHI.  Kap.  1 ;  4,  279. 

10  %,  79,  (Koch)  Sammig.  d.  Relchsabschlede 
2,  510 :  „und  dann  die  angeregte  Spaltung  In  der 
Religion  nicht  wohl  anders  füglich  und  ga&tz- 
lieh  hingelegt  werden  mag,  dann  durch  christ- 
liche Reformation  und  Erörterung  eines  ge- 
meinen christlichen  freyen  concllll  in 
teutscher  Nation,  so  sind  Wir  in  Kralft  unseres 
obllgenden  Ampts,  gnädigst  geneigt,  nochmals  auf 
dienliche  Weg  und  Mittel  zu  bedenken,  die  Sachen 
zu  einem  General-Conclllo,  wie  obgemeldt,  zum 
aUerersten,  als  immer  möglich  zu  befördern, 
demselben  auch  In  eigener  Person  beyzuwohnen. 
$.  80 :  „  Nachdem  aber  ungewiss ,  ob  und  wie 
bald  solch  Goncllinm  nach  Gestalt  gegenwärtiger 
und  künfftlgerZelt  und  Laufte  zu  erlangen  mög- 
lich. ...  So  sind  wir  .  .  .  entschlossen,  einen 
anderen  gemeinen  Reichstag,  fümemllch  wegen 
der  streitigen  Religion  .  .  .  gleich  jetzo  zu  be- 
nennen und  den  auf  nechsten  künfftigen  Herbst 
oder  Winterzelt  anzustellen  und  in  eigner  Person 
zu  besuchen,  auch  mittlerweil  durch  gelehrte . . . 
Personen  christliche  Reformation  verfassen  zu 
lassen.  Gleicher  Gestalt  mögen  die  Stände  durch 
die  Ihren  auch  thun  und  solch  aller  Theil  be- 
deucken  als  dann  gemeinen  Ständen  furlegen 
und  mit  ihnen  auf  freundliche  und  christliche 
Vergleichung  handeln  .  .  .  blss  zu  würkllcher 
Erlangung  und  Vollziehung  eines  General-Cou- 
ciUi " 
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Religionsfriede  nicht  von  der  Theilnahme  an  dem  Trienter  Konzil ,  da  dieses  nicht 
dem  auf  den  Reichstagen  wiederholt  in  Anssicht  gestellten  freien  christlichen  Konzil 
entspräche,  abhängig  gemacht  werdet 

Karl  y.,  welchem  fär  die  Verfolgung  seiner  Politik  Alles  an  der  Unterwerfung 
der  Protestanten  unter  das  Konzil  gelegen  war,  suchte  diese  nunmehr  mit  Gewalt 
zu  erzwingen^.  Noch  vor  Ausbruch  des  schmalkaldischen  Krieges  (1546)  war 
am  13.  Dezember  1545  das  Konzil  zu  Trient  eröffnet  worden^  und  hatte  sich  sofort 
der  Berathung  und  Feststellung  der  durch  die  Protestanten  angefochtenen  Dog- 
men in  einer  Weise  unterzogen,  welche  die  Möglichkeit  einer  Vereinigung  mit  den- 
selben ausschliessen  musste^,  während  der  Kaiser  im  Interesse  einer  solchen  die  vor- 
gängige  Inangriffnahme  der  in  Rom  missliebigen  Reformation  gefordert  hattet.  Ja 
im  Anfang  des  Jahres  1547  fttlurte  Paul  III.,  welcher  in  Folge  der  Siege  des  Kaisers 
m  dem  Ejriege  mit  den  protestantischen  Fürsten  Deutschlands  den  steigenden  Ein- 
flnas  desselben  fOrchtete^,  seinen  längst  gehegten  Plan  aus  und  verlegte  unter  dem 
Verwände  einer  Pest  das  Konzil  nach  Bologna^.  Der  Kaiser  protestirte  dagegen,  in- 
dem er  zugleich  die  Wiedereröffiiung  zu  Trient  verlangte,  und  in  Folge  der  sich  dar- 
über entspinnenden  Verhandlungen®  hörte  die  Wirksamkeit  des  Konziles  für  mehrere 
Jahre  auf».  Erst  der  Nachfolger  Pauls  ID.,  Papst  Julius  UI.  (1550—1555),  gab  dem 
Verlangen  des  Kaisers  nach^^  und  verlegte  im  J.  1550  das  Konzil  von  Neuem  nach 
Trient  zurück  l^  Nunmehr  verstanden  sich  auch  bei  der  Energie,  mit  welcher  der 
Kaiser  auf  den  Besuch  des  Konzüs  drang i^,  einzelne  protestantische  Fürsten  dazu, 
Gesandte  und  Theologen  nach  Trient  zu  schicken  ^^,  aber  schon  im  J.  1 552  veranlasste 
der  Zug  des  Kurfürsten  Moritz  von  Sachsen  gegen  den  Kaiser  eine  neue  Suspension 
der  Synode  ^*. 


1  Ranke  Bach  YII.  Kap.  8;  4,  'U21I,  280ff. 
S.  aach  die  Citate  bei  Öles el  er  a.  a.  0.  S.  326. 
327. 

>  Nach  dem  ReichBtage  zu  Begensburg  1546, 
auf  welchem  die  Protestanten  bei  Ihrer  bisherigen 
Haltung  beharrten,  Ranke  Buch  YIII.  Kap.  2; 
4,  323  ff. 

»  Thelnerl.  c.  1,  27. 

*  In  dem  Eröffnungsdekret  war  die  Synode 
ausdrücklich  als  „ad  exsürpationem  haeresum^ 
bestimmt  bezeichnet  worden.  Eine  Geueralkon- 
gregation  y.  22.  Januar  1546  beschloss  dann,  mit 
der  Reformation  gleichzeitig  die  dogmatischen 
Fragen  in  Berathung  zu  nehmen,  Theiner  1, 
42;  diarium  anonym!  bei  v.  Do  Hinge  r,  unge- 
druckte  Berichte  z.  Gesch.  d.  Konzils  y.  Trient 
1,  58.  60  ff.,  ohne  dass  die  Legaten,  welche  dem 
Wunsche  des  Papstes,  dass  mit  den  Dogmen  be- 
gonnen werden  sollte,  zu  entsprechen,  nicht  für 
zweckmässig  gehalten  hatten,  es  wagten,  diesen 
Beschluss  in  einer  feierlichen  Sitzung  publlciren 
zu  lassen,  Theiner  1,  47.  49.  238;  Massa- 
re 111  diarium  bei  v.  Do  Hing  er  1,  254.  In  der 
sess.  lY.  (8.  April  1546)  wurde  das  Dekret  de 
eanonicls  scripturis  und  in  der  sess.  VI  (13.  Ja- 
nuar 1547)  de  iustlflcatione  erlassen.  Vgl.  auch 
Ranke  Buch  YUI.  Kap.  4;  4,  374ff. 

^  So  mehrfach  im  Laufe  des  Jahres  1546, 
Sforza  Pallavicino  istoria  del  concilio  dl 
Tzento.  1.  VI.  c.  7.  n.  17,  IIb.  Vn.  c.  3.  n.  1 ; 
Massarelli  diarium  1.  c.  1,  235. 


6  Ranke  a.  a.  O.  4,  380 ff. 

7  Vgl.  das  decretum  de  translatione  condlii  in 
sess.  YIII  T.  11.  März  1547.  Auch  die  päpstliche 
YollmachtsbuUe  für  die  Translation  Ist  in  allen 
Ausgaben  des  Trldentinums  abgedruckt. 

Die  Verlegung  wurde  von  den  päpstlichen  Le- 
gaten schon  seit  dem  Juni  1546  betrieben, 
Pallavicino  1.  YIII.  c.  5.  n.  3;  c.  10  u.  o. 
15,  aber  zunächst  scheinbar  aullgegeben. 

B  Pallavicino  L  X.  c.  6ff.;  Ranke  Buch 
IX.  Kap.  1  u.  3;  5,  5.  89. 

d  S.  die  Prorogationsdekrete  der  Synode  zu 
Bologna  In  Sess.  IX  u.  X  v.  21.  April  u.  2.  Juni 
1547  in  den  Ausgaben  des  Trldentinums. 

10  Pallavicino  1.  XI.  c.  8  ff. ,  Ranke  5, 91. 

11  Die  s.  g.  bulla  reassumptlonis  datirt  vom 
14.  Nov.  1550.  Die  Wiedereröffnung  zu  Trient 
fand  am  1.  Mai  1551  (sess.  XI)  statt,  Theiner 
1,  476.  480. 

«  Augsburger  R.  A.  v.  1551  §.  8;  (Koch) 
Sammig.  %  611;  Ranke  5,  91. 

13  1552  hatten  sich  in  Trient  Gesandte  des  Her- 

^zogs  V.  Würtemberg  u.  des  Kurfürsten  v.  Sachsen, 

Theiner  1,  649,  auch  verschiedene  Theologen 

eingefunden  ,Theiuerp.  651.  Ygl.  R  a  n  k  e  5, 

100  ff. 

1*  Das  decretum  suspenslonis  v.  28.  April  1552 
in  sess.  XYI,  s.  auch  Theiner  1, 659. 
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Als  dann  im  J.  1555  die  Protestanten  durch  den  Augsbarger  Religionafrieden 
eine  völlig  gesicherte  Rechtsstellung  erlangt  hatten,  und  die  inzwischen  erfolgte 
Weiterentwicklung  des  Protestantismus  hinreichend  klar  dargethan  hatte ,  dass  eine 
Wiedervereinigung  der  beiden  getrennten  Religionstheile  nicht  mehr  zu  erwarten 
stand,  war  für  die  Protestanten  jede  Veranlassung  geschwunden,  sich  nach  der 
Wiedereröffnung  des  Trienter  Konzils  ^,  welche  erst  auf  Andringen  des  deutschen 
Kaisers  und  des  Königs  von  Frankreich^  durch  Pius  IV.  im  J.  1560  erfolgte 3,  an 
demselben  zu  betheiligen.  Damit  hatte  die  dem  Papstthum  aufgezwungene  Synode 
definitiv  den  exklusiven ,  gegen  den  Protestantismus  gerichteten  Charakter  erhalten, 
welchen  ihr  das  letztere  von  Anfang  zu  geben  bemflht  gewesen  war. 

V.  Das  Konzil  von  Trient  (1545—1563)*.  Die  Zahl  der  Mitglieder  des 
Trienter  Konzils,  welche  wie  auf  den  früheren  Konzilien  mannichfachen  Schwan- 


*  Im  J.  1556  hatte  Paul  IV  (1555—1559) 
die  Absicht,  an  Stelle  des  Trienter  Konzils  eine 
Lateransynode  in  Rom  unter  seinem  Vorsitz  zu 
Yersammelu,  konnte  diese  aber  nicht  zur  Durch- 
führung bringen,  Pallavicino  1.  XIII.  c.  7. 
n.  1  ff. 

2  Gieseler,  Kirchengesch.  UI.  2,  529;  y. 
Wessenberg  3,  345.  346;  Reimann  in  v. 
Sybel  hist.  Ztschr.  1873.  30,  28 ff. | 

3  Die  Bulle  t.  29.  November  1560  (in  den 
Ausgaben  des  Tridentinums)  yermeidet  es  zwar, 
ausdrücklich  das  Konzil  als  Fortsetzung  des  frü- 
heren zu  bezeichnen,  und  beruft  ein  solches  nach 
Trient  auf  Ostern  1561  ein,  enthält  aber  mit  Bezug 
auf  dasselbe  die  Klausel:  „sublata  suspensione 
quacumque^.  Diese  Zweideutigkeit  erklärt  sich 
daraus,  dass  Ferdinand  I  und  Frankreich  ein 
neues,  freies  Konzil  yerlangt  hatten,  um  eine 
Revision  der  in  den  früheren  Stadien  gefassten 
Beschlüsse  und  die  Gewährung  vollen  Gehörs  an 
die  Protestanten  zu  ermöglichen,  Sickel,  z. 
Gesch.  d.  Conc.  v.  Trient  S.  124. 137.  144.  145. 
169;  V.  Wessenberg  3,  348.  350,  dass  aber 
andererseits  Philipp  II  v.  Spanien  darauf  bestand, 
dass  die  neue  Versammlung  ausdrücklich  als 
Fortsetzung  des  Konzils  behandelt  würde ,  S  i  c  k  e  1 
S.  144;  Reimann  a.  a.  0.  S.  32 ff.  Nach  der 
Wiedereröffnung  drangen  deshalb  auch  die  spani- 
schen Bischöfe  auf  eine  dahin  gehende  ausdrück- 
liche Erklärung  des  Konzils,  Musotti  somma- 
rio  del  concilio  Tridentino  bei  v.  Döllinger, 
ungedruckte  Berichte  2,  5.  8.  15;  Paleotto 
acta  conc.  Trid.  bei  Th ein  er  acta  2,  530.  557. 
559 ,  während  die  deutschen  und  franzosischen 
Gesandten  dagegen  protestirten  ,Raynalda.l562 
n.  15;  LePlat  mon.  conc.  Trid.  5, 181.  Wenn- 
gleich ein  Besohluss  darüber  durch  die  Legaten 
verhindert  worden  ist,  so  hat  das  Konzil  sich  doch 
thatsächlich  als  Fortsetzung  des  früheren  gerirt 
und  dies  auch  schliesslich  dadurch  zum  Aus- 
druck gebracht,  dass  es  in  der  letzten  Sit- 
zung die  unter  den  Pontiflkaten  Pauls  III  und 
Julius'  III  gefassten  Beschlüsse  verlesen  Hess, 
Theiner2,  506. 

Die  feierliche  Eröffnung  des  Konzils  hat  erst 
am  18.  Januar  1562  (sess.  XVII)  stattgefunden, 
Theinerl,  673.  676,  geschlossen  worden  ist  es 
in  der  sess.  XXV  v.  4.  Dezember  1563,  1.  c.  2, 
506.  507. 


♦  Pietro  Soave  Polano  (Paolo  Sarpi), 
storia  del  concilio  di  Trento.  I^ndon  1619,  Genf 
1619  u.  ö. ,  lateiu.  London  1620 ;  Gorinchemi  1658. 
Lips.  1690  u.  ö. ;  Sforza  Pallavioino,  istor. 
del  concilio  di  Trento  Rom.  1656. 2  Tom.  fol.  166D. 
3  T.  4. ;  1833. 4.  t.  6 ;  Milano  1843.  t.  6. 8.  ü.  o., 
latein.  Antwerp.  1673,  über  beide  vgl.  Ranke, 
d.  röm.    Päpste   i.  16.  u.  17.  Jahrb.   3.  Aiili. 
Berlin  1845.  3,  31  ff.  u.v.  Döllinger  (s.nich- 
her)  1,  VI  ff.  —  Lq  Plat,  monumentoium  td 
hlstoriam  conc.  Trident.  spectantium  amplissimt 
coUectlo.    Lovan.  1781  ff.    VU  Tom.  l»;  Th. 
Siokel,  z.  Gesch.  d.  Conc.  v.  Trient.  Akten- 
stücke aus  Oesterreich.  Archiven.   Wien  1872. 
vgl.  hierzu  Reimann,  z.  Gesch.  d.  Conc.  ▼. 
Trient  i.  v.  Sybel,  histor.  Zeitschr.  1873.80, 
24  ff.    Acta  genuina  ss.  oecumenici  concilii  Tri- 
dentini  ...  ab  Angelo  Massarello  episcopo 
Thelesino  eiusd.  concilii  secretario  conscripta.. . 
editaab  Augustlno  Thelner.   Aoceduntactt 
eiusd.  concilii  .  .  .  a  cardinale  Gabriele  Pi- 
lo o  1 1  o  ..  .  digesta.  Zagrabriae  (Croatiae)  1874 ; 
(die  ersteren  sind  die  erst  nach  dem  Schlüsse  des 
Konzils  redigirten,  offfziell  sein  sollenden  nndfflr 
die  Oeffentlichkeit  bestimmten  Protokolle,  welche 
Pallavicino  —  s.  vorher  —  vielfach  benutzt  hat, 
V.  Döllinger,  Sammig.  I,  XIV) ;  J.  v.  Döl- 
linger,  Sammig.   v.   Urkunden   z.  Gesch.  d. 
Conc.  V.  Trient.  Bd.  I.   Ungedmckte  Berichte  u. 
Tagebücher  Abth.  1  n.  2.  NördUngen  1876;  0. 
J.  Planckii  anecdota  ad  hist.  oonc.  Trident 
pertinentU.  Göttingen  1791—1818  (26  Göttin- 
ger Festprogramme);    Lettres    et   mtfmoireB  de 
Fran^ois  de  Vargas,  de  PierredeMal- 

V  e  n  d  a  (beide  bei  der  kaiserlichen  Gesandtschaft 
in  Trient)  et  de  quelques  tfvdques  d'Espagne, 
touchant  le  concile  de  Trente,  traduits  de  TEs- 
pagnol  aveo  des  remarques   par   M.  Mich,  le 

V  a  B  s  0  r.  Amsterdam  1699 ;  Analecta  iuris  pontif. 
1872.  p.  43. 167  (hier  ebenfalls  einzelne  Akten- 
stücke pnblicirt).  —  Sali g.  Vollst.  HUtorie  d. 
Trid.  ConcU.  Halle  1741.  3  Th. ;  Mendham, 
memoirs  of  the  concil  of  Trente.  London  1834; 
Rütjes,  Gesch.  d.  Conc.  v.  Trient,  München 
1846;  Danz,  Gesch.  d.  Trid.  Concils.  Jena 
1846 ;  A.  Bungener  hist.  du  concile  de  Trente. 
Par.  1847.  2.  6d,  1850.  2  Vol.,  übersetzt  v.  S.  ▼. 
B.  Stuttgart  1861.  2  Bde.:  Prat,  histoiie  do 
concile  de  Trente.  Lyon  1851  (zuerst  anonym) 
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bmgen  nnterworfen  gewesen  ist,  hat  keineswegs  der  hervorragenden  Bedentnng, 
weiche  die  Beschlüsse  der  Synode  fttr  die  katholische  Kirche  erlangt  haben,  ent- 
sprochen.   In  der  Eröffirnngssitznng  vom  13.  Dezember  1545  waren  ausser  den  drei 
präsidirenden  Kardinälen  nur  ein  anderer  Kardinal,  4  Erzbischöfe,  2 1  Bischöfe  und 
5  Ordensgeneraie,  sowie  eine  Anzahl  Mönche  verschiedener  Orden,  Doktoren  und 
Magister  der  Theologie,  Doktoren  des  kanonischen  und  weltlichen  Rechts,  von  den 
Gesandten  weltlicher  Fürsten  aber  nur  die  des  römischen  Königs  Ferdinand  anwesend  ^ 
Bei  der  Beendigung  des  Konzüs  haben  dagegen  die  Beschlüsse  desselben  nach  den 
?ier  Kardinal-Prftsidenten  2  Kardinäle,  3  Patriarchen,  25  Erzbischöfe,  166  Bischöfe, 
7  Aebte,  7  Ordensgenerale  und  19  Proknratoren  von  Erzbischöfen  und  Bischöfen, 
von  denen  einzelne  gleichzeitig  eine  mehrfache  Vertretung  fährten,  unterschrieben 2. 
Etwa  zwei  Drittel  der  Theilnehmer  waren  Italiener,  Spanien  hatte  einige  30, 
Frankreich  einige  20  und  Deutschland  nur  8  Vertreter  ^  entsendet.  Die  Einladung  zum 
Konzil  war  an  die  Patriarehen,  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aebte  und  alle  diejenigen,  welche 
sonst  nach  Gewohnheitsrecht  oder  Privileg  auf  den  allgemeinen  Konzilien  Sitz-  und 
Stimmrecht  haben,  erlassen  und  gleichzdtig  an  den  Kaiser  und  die  übrigen  weltlichen 
Fürsten  die  Bitte  gerichtet  worden,  persönlich  oder  wenigstens  in  Stellvertretung  zu 
eraeheinen  K  Eine  Abweichung  von  dem  früheren  Herkommen  war  es,  dass  Paul  III. 
ein  Verbot  an  die  Prälaten  erliess,  das  Konzil  durch  Stellvertreter  zu  beschicken^. 
Nur  fOr  die  deutschen  Prälaten,  deren  Verbleiben  in  Deutschland  durch  die  Lage  der 
politisehen  und  kirchlichen  Verhältnisse,  insbesondere  durch  die  Nothwendigkeit  der 
Bekämpfung  der  Protestanten  bedingt  war,  hatte  der  Papst  in  einem  besonderen  In- 
dult* eine  Ausnahme  gemacht  7. 

Die  Stimmberechtigung  ^  war  in  Uebereinstimmung  mit  dem  5.  Lateran-Konzil 
auf  die  Eourdinäle,  Bischöfe,  die  Aebte  ^  und  die  Ordensgenerale  i^  beschränkt.    Die 


2  Vol. ;  Bruxelles  1854  und  ed.  II.  Toumai  1856. 

3  Toll. ;  L.  Maynier,  ^tude  hlstoriqüe  surle 
eoncile  de  Tränte.  Paris  1874;  E.  Prenss,  d. 
Conc.  ▼.  Trient  1862;  ▼.  Wessenberg,  d. 
giwsen  Kli«henvei8ammlnngen  3,  107  ff.  i-Gie- 
seler  Kiiohengesoh.  lU.  2,  603  ff.;  Phillips 
K.  R.  4,  463 ff. ;  Y.  Schulte,  Oesoh.  d.  Quel- 
len n.  Llt.  d.  canon.  Rechts.  3,  64  ff. ;  der- 
selbe, die  Stellung  d.  Gondlien,  Päpste  u.  Bi- 
schöfe y.  histor.  u.  oanonist.  Standpunkte.  Prag 
1871.  S.  227  ff. 

1  Thelner  Acta  1,29. 

2  Theiner2,  Ö09ff. 

'  Vgl.  den  ordo  celebrandi  conc.  Tridentini, 
Theinei  1,  1.3.  Derselbe  ist  auch  gesondert: 
.Die  Geschäftsordnung  d.  Concils  t.  Trient,  aus 
e.  Handschrift  d.  vatikaniscben  Archivs  ans  Licht 
gestellt  sammt  einem  Vorberichte  Wien  i871" 
im  lateinischen  Text  und  In  einer  deutschen 
Uebersetzung  herausgegeben.  Auszüge  aus  einer 
Hünchener  Handschrift  bei  Friedrich,  docu- 
menta  ad  lllustrandum  concllium  Vaticanum. 
Nordlingen.  1871.  1,266.  S.  auch  v.  Schulte, 
Gesch.  d.  Quellen  3,  58.  n.  2  u.  3. 

*  S.  die  Bulle  v.  1542  (o.  S.  428.  n.  6).  We- 
sentlich damit  übereinstimmend  auch  die  frühere 
0.  a.  a.  O.  n.*  2  citirte  Bulle. 

5  Bulle  ▼.  17.  April  1545  Martdne,  ampl. 
eoUeedo  8, 1051 ;  Le  Plat  3,  276.  Die  Proku- 


ratoren sollten  nur  zur  Darlegung  der  Hinde- 
rungsgründe ihrer  Machtgeber,  nicht  aber  zur 
Ausübung  des  Stimmrechts  für  dieselben  zuge- 
lassen werden.  Für  ihre  Person  konnten  sie, 
wenn  sie  an  sich  stimmberechtigt  waren,  selbst- 
verständlich ihr  Votum  ausüben. 

e  Vom  J.  1545,  Thelner  1,  25.  Pius  IV  hat 
es  aber  unterm  26.  August  1562  aufgehoben, 
ordo  bei  Thelner  1,  12  u.  2, 15.278.  Bis  dahin 
hatten  ihre  Prokuratoren  als  solche  aber  auch  nur 
berathende  Stimme.  Vgl.  hierzu  auch  C  e  c  c  o  n  i- 
Molitor,  Gesch.  d.  allg.  Kirchenversammlg.  i. 
Vatikan.  Regensburg  1873.  1,  136  ff. 

7  Ausnahmsweise  hatte  femer  für  den  alten 
und  kranken  Minister  generalis  des  KarmeUter- 
Ordens  ein  Provinzial  des  letzteren  durch  Breve 
Pius' IV  V.  1561  volles  Stimmrecht  als  Prokurator 
seines  Generals  verliehen  erhalten,  1.  o.  1,  671. 

8  Ordo  oit.  1.  c.  1 ,  5 :  „ Votaque  dicuntar  or- 
dine  superius  descripto :  primo  so.  legati  et  pre- 
sidentes,  episcopi  et  abbates  ac  novissime  gene- 
rales  ordlnum.'' 

9  In  der  Generalkongregation  v.  29.  Dezember 
1545  wurde  allein  den  InfulirtenAebtenDecisiv- 
Votum  bewilligt,  die  Frage  aber,  ob  die  übrigen 
ein  solches  oder  blos  berathende  Stimme  auszu- 
üben befugt  sein  sollten,  der  Entscheidung  vor- 
behalten, Theinerl,34.  Zugleich  ist  den  da- 
mals erschienenen  3  Aebten  der  oongregatio 
Casinensis  s.  Justinae  nur  eine  gemeinschaftliche 
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Universitäten^  welche  auf  den  Reformkonzilien  ^  vertreten  waren,  blieben  diesmal  aus- 
geschlossen^, wogegen  man  allerdings  Theologen  nnd  Juristen  als  Sachverständige 
zu  den  Berathangen  nnd  behufs  Fertigstellung  der  Vorarbeiten  fKr  die  zu  erlassen- 
den Dekrete  zugezogen  hat  K 

Den  Gesandten  der  weltlichen  Fttrsten  als  solchen  war  ebenfalls  kein  Stimm- 
recht eingeräumt  4. 

Der  Abstimmungsmodus  war  der  herkömmliche  nach  Köpfen  ^.  Das  Präsidium 
lag  während  der  ganzen  Dauer  des  Konzils  in  der  Hand  der  vom  Papste  ernannten 
Legaten®. 

Eine  Qeschäfteordnung  im  eigentlichen  Sinne  hat  sich  das  Konzil  nicht  gegeben, 
wohl  aber  hat  es  auf  Vorschlag  der  Legaten  ttber  das  geschäftliche  Verfahren  in 
einzelnen  Punkten  Beschlüsse  gefasst^,  während  dasselbe  in  anderen  Beziehnngen 
lediglich  durch  Herkommen  und  Praxis  bestimmt  worden  ist^. 

Die  schon  seit  den  Reformkonzilien  herkömmliche  Scheidung  der  Plenar-Ver- 
Sammlungen  in  congregtUUmes  generaUs  und  in  feierliche  Sitzungen  (seitiones  pubUcae)  ist 
auch  auf  dem  Trienter  Konzil  beibehalten  worden  ^.  In  den  ersteren  ruhte  der  Schwer- 
punkt der  Verhandlungen.  Sie  waren  zur  Durchberathung  der  Vorlagen  und  zur  Be- 
schlussfassung über  dieselben  bestimmt  und  hatten  die  betreffs  der  verhandelten 
Gegenstände  zu  fassenden  Dekrete  in  soweit  festzustellen ,  dass  ftlr  die  öffentlichen 
Sitzungen  nur  noch  die  entscheidende  Abstimmung  über  dieselben  und  die  Publi- 
kation der  angenommenen  Beschlüsse  übrig  blieb.  Daneben  dienten  sie  zur  defini- 
tiven Erledigung  der  den  Geschäftsgang  betreffenden  Angelegenheiten  i^.  Ferner 
wurden  in  ihnen  die  Gesandten  der  weltlichen  Fürsten  empfangen  ^^  An  den  Gene- 
ral-Kongregationen nahmen  ausser  den  Konzilsbeamten  alle  zu  einem  Decisiv-Votam 
berechtigten  lütglieder,  die  Prokuratoren  der  abwesenden,  welche  für  ihre  eigene 
Person  keine  Stimmberechtigung  besassen^^,  femer  auch  die  fürstlichen  Gesandten 
Theil,  indessen  ergriffen  letztere  nur  das  Wort,  wenn  sie  im  Namen  ihrer  Fürsten 
Mittheilungen  und  Vorschläge  zu  machen  hatten  ^\ 


Decisivstimme  als  VeTtretem  ihrer  Kongregation 
eingeräumt  worden,  1.  o.  p.  3ö.  36,  nnd  in  die- 
ser Weise  haben  sie  auch  später  gestimmt,  p. 
527,  wobei  sich  freilich  einmal,  als  sie  verschie- 
dene Vota  abgaben,  ein  nicht  zum  Austrag  ge- 
kommener Streit  über  die  Zählung  ihrer  Stimme 
erhoben  hat,  p.  711;  Masotti  diario  bei  v. 
Döllinger2, 12. 

10  Theinerl,  34. 

i  Zu  Konstanz  und  Basel,  s.  o.  S.  370.  374  u. 
391. 

8  Die  Beruf  nngsschrelben  erwähnen  ihrer  nicht. 

*  Vgl.  unten. 

4  Ordo  cit.  bei  Th einer  1,  3.  6.  6,  ebenso- 
wenig den  Abgesandten  der  Protestanten,  s.  S. 
429.  n.  13  u.  1.  c.  p.  7. 

lieber  die  Sltzordnug  Tgl.  1.  c.  1,  1.  6. 

s  S.  die  Anführungen  aus  den  Ordo  cit.  nnd 
auch  unten. 

6  Die  Aufzählung  derselben  Im  ordo.  n.  I  bei 
Theinerl,  1.  Die  Vollmachten  theils  nachge- 
wiesen, theils  abgedruckt  1.  c.  1,  19  ff.  473.  666. 
680  u.  2,  262.  264.  Neben  den  als  legati  de  la- 
tere  deputirten  Kardinälen  fungirten  eine  Zeit 
lang  auch  einzelne  Bischöfe  in  der  Stellung  von 
nuntll  apostolici. 


7  So  z.  B.  über  zweifelhafte  Stimmbeieehti- 
gung,  s.  S.  431  n.  9  u.  10,  über  die  Vorberdtiuig 
der  Verhandlungsgegenstände,  Theinerl,  31  ff. 

B  Der  schon  mehrfach  erwähnte  ordo  des  Kon- 
zilssekretärs Massarelli  ist  eine  Zusammen- 
stellung des  thatsächlieh  gehandhabten  Veifsh- 
rens,  wie  es  sich  auf  den  erwähnten  Grundlagen 
gestaltet  hatte,  nicht  aber  eine  vom  Konzil  selbst 
beschlossene  offizielle  Qescbäftsordnung. 

0  Ordo  l  de  modo  celebrandi  sessiones  u.  n  de 
congregationibus  generallbus,  Theiner  l,ln.6. 
Die  ersteren  wurden  zu  Trient  In  der  Domkirche, 
die  anderen  zunächst  im  Saale  des  vom  ersten 
Präsidenten  bewohnten  Privathauses,  später  aber 
nach  Vermehrung  der  Mitgliederzahl  in  derKirehe 
S.  Maria  maggiore  gehalten. 

w  S.  z.  B.  S.  431  n.  9. 

H  Ordo  XI  de  redpiendls  et  admittendis  oratoii- 
buB  principum  1.  c.  p.  11  u.  Paleotto  acta  I.  c 
2,  539. 

13  Ordo  XII 1.  0.  1, 12:  „licet  in  congregatio- 
nibus generalibus  procuratores  ipsl  non  praelati 
indistincte  admissi  fuerint,  sed  omninm  norissi- 
me  sedentes  silentesque,  nisi  tantum  inteiro- 
gati.« 

18  Ordo  XI 1.  c.  1, 12:  „Oratores  ipsl  numquam 
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Die  Sitzungen  der  Oeneral-Kongregationen  waren  nicht  öffentlich,  nur  während 
des  Empfanges  der  Gesandten  hatte  Jedermann  Zutritt  ^ 

Behufs  Vorbereitung  der  Verhandlungsgegenstände  wurde  in  den  ersten  Zeiten 
des  Konzils  2  die  Zuweisung  sämmtlicher  Mitglieder  zu  drei  Abtheilungen,  s.  g.ckuses 
oißT conffreffoüanes parüculares  beschlossen^,  von  denen  jede  sich  unter  dem  Vorsitze 
dnes  der  damaligen  Legaten  versammeln  und  zunächst  gesondert  dieselben  Vorlagen 
wie  die  anderen  berathen  sollte^,  jedoch  gab  man  diesen  Modus,  weil  dadurch  die  Be- 
rathimgen  zu  sehr  in  die  Länge  gezogen  wurden^,  noch  im  Laufe  des  Jahres  1546 
auf«. 

Schon  während  dieser  Zeit  hatte  man  das  Verfahren  eingeschlagen,  dass  man 
die  Vorbereitungsarbeiten  fQr  die  in  Betreff  der  Dogmen  zu  fassenden  Beschlüsse  zu- 
Bichst  den  s.  g.  theohgi  minores ^  d.  h.  den  auf  dem  Konzil  anwesenden  Theologen» 
welche  theils  vom  Papst,  theils  vom  Kaiser,  theils  von  den  Fürsten  abgesendet,  oder 
?on  den  E[ardinälen  und  Prälaten  mitgebracht  worden  waren '^,  überwies^.  Die  von 
Omen  angefertigten  Entwürfe  wurden  in  der  ersten  Zeit  den  Klassen^,  später  den 
Qeneral-Kongregationen  zur  weiteren  Prüfung  und  Berathung  vorgelegt  ^^,  Ergaben 
sieh  hier  ftr  die  Feststellung  der  zur  definitiven  Abstimmung  zu  bringenden  Vorlagen 
und  Dekrets-Entwürfe  Schwierigkeiten ,  so  wurde  die  s.  g.  congregaüo  praelatorum 
ihiologorum,  d.  h.  die  Kongregation  derjenigen  stimmberechtigten  Konzilsmitglieder, 
welche  eine  eingehendere  Kenntniss  der  Theologie  hatten  ^^  mit  der  Erledigung  der 


In  fpsa  congregatione  loqaehantar,  nlsi  forte  par- 
tieolare  aliquod  negotium  sai  prlncipis  nomine 
expositari  essent :  idqne  nt  plarimnm  in  Bcriptis 
exhibentes,  a  ooncilii  seoretario  dara  Toce  lege- 
bfttnr.  Aliqnando  etiam  ipsimet  longa  ornata- 
qne  oratione  refereb&nt  .  .  .  Utroqne  autem  casu 
9.  synodi  responsum  ad  aliam  dlem  refeiebatui^; 
P«leottol.  c.  2,  539.  540. 

»  Ordo  1,  c.  1,  11.  12;  Paleotto  1.  c.  % 
531. 

^  In  der  Generalkongregation  v.  26.  Januar 
1546,  Tbelnerl.  c.  1,43. 

3  8.  auch  ordo  V,  1.  o.  1,  8.  Die  Vertbeilung 
der  Mitglieder  auf  die  Klassen  erfolgte  durch 
Verloiung,  anonym!  diarium  bei  v.  Do  Hing  er 
1,  63.  64. 

^  Dabei  war  ein  gegenseitiges  Benehmen  der 
Klassen  Tor  der  Verhandlung  in  der  General- 
kongiegttion  vorgesehen,  auch  die  TOrgängige  Be- 
«tellung  Ton  depntati  behufs  Vorbereitung  eines 
Gegenstandes  für  die  Klassenberathung  offen  ge- 
lassen, 6.  Anm.  2  u.  3. 

'  Berichte  über  Klassensitzungen  bei  Thei- 
ner  1,  44.  49.  53.  55.  60.  86.  96. 

«  Ordo  V  1.  c.  1,  8.  Nur  i.  J.  1563  sind  die 
l'egaten  noch  einmal  auf  diesen  Modus  zurückge- 
kommen, ygl.  1.  c.  2,  371:  „Ut  enim  materiae 
ipcae  melius  et  facilius  discuterentur, exconsti- 
ttttione  legatorum  patres  omnes  in  dirersis 
dassibus  distincti,  rid.  G  a  11 1  in  una,  H  i  s  p  a  n  1 
fn alia,  Hungari  et  Poloni  in  alia,  Itali  in 
^bus  canones  ipsos  perpenderant  et  examina- 
itiDt,  censnrasque  in  eis  factas  ad  ipsos  legatos 
retulerunt,  iuxta  quas  postea  canones  ipsi  aptati 
et  reformatl  sunt.*^ 

'  Ordo  VI,  1.  c.  1,  9.  S.  auch  die  Verzeich- 
iHaseL  e.  1,54.  558.634. 

Hinsebins»  Kirehenieclit.  IQ. 


8  Thelner  1, 54:  „Ipsi  enim  praesidentes 
decreyerunt,  quoties  de  articulis  fldei  et  dogma- 
tibus  agendum  erit,  antequam  quidquam  a  s.  sy- 
nodo  deoematur,  omnia  prius  cum  ipsis  theologis 
conferre  et  eorum  opinionem  et  sententiam  Intel- 
llgere."  Dass  dies  in  einzelnen  Fällen  unter- 
lassen worden  ist,  wird  ausdrücklich  ron  einzel- 
nen Vätern  gerügt,  1.  c.  2,  187.  189. 

Die  Sitzungen  derselben  waren  öffentlich,  ordo 
1. 0.  und  es  wohnten  ihnen  mehrfach  die  Konzils- 
Präsidenten  und  ein  Theil  der  Prälaten  bei,  s.  z. 
B.  Theiuer  1,  55.  Auch  war  eine  bestimmte 
Ordnung  für  die  Abgabe  des  Votums  derselben 
festgesetzt,  femer  wurden  ihnen,  als  sich  Ihre 
Berathungen  zu  sehr  in  die  Länge  zogen,  be- 
stimmte Anweisungen  über  die  Art  derselben 
ertheilt,  sowie  endlich  die  Zahl  der  Theologen, 
welche  sich  gutachtlich  in  den  Sitzungen  zu 
äussern  hatten,  beschränkt,  Theiner  1,  533. 
603  u.  2,  59;  ordo  1.  c. :  „sub  Pio  IV  .  .  .  dis- 
tincti  sunt  ipsi  theologi  per  classes  et  unlcuique 
classi  sui  piopositi  articuli  discutiendi  his  verbis : 
. . .  placuit  in  VI  classes  infrascriptas  disponi,  ut 
ad  eos  examinandos  ex  omni  theologorum  ordine 
aliqui  describerentur:  quare  theologi  omnes  qui 
praescriptae  classis  artlculos  dlscutiendos  susce- 
perint,  alios  omlttentes,  de  Ulis  tantum  senten- 
tias  suas  dicant^  vgl.  dazu  Theiner  2,  133, 
wonach  keiner  länger  als  eine  halbe  Stunde  spre- 
chen sollte ;  auch  eine  Eintheüung  in  4  Klassen 
kommt  TOT,  1.  c.  p.  232. 

9  Theiner  1,  55. 

10  Ordo  1.  c.  u.  Theiner  1,  225.  225.  533. 
561  u.  2,  233.  313;  s.  auch  S.  434.  n.  1. 

11  Ordo  ni,  1.  c.  1.  8.  Sie  hielten  ihre  Sit- 
zungen unter  dem  Vorsitze  eines  der  Kardinal- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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erhobenen  Einwendungen  und  der  Entwerfnng  der  Dekrete  betraut  ^  während  diese 
letztere  in  einfacheren  Fällen  einer  Kommission  von  Prälaten ,  s.  g.  depuiaii,  ttber- 
tragen  wnrde  ^. 

Uebrigens  ist  anch  wiederholt  die  Thätigkeit  der  fheologi  minores',  der 
theologi  praelati^  und  besonders  bestellter  Deputirter^  in  Anspruch  genommen, 
wenn  sich  erst  während  der  Berathangen  in  den  (Jeneral-Kongregationen  heraos- 
stellte,  dass  ohne  eine  weitere  Vorbereitung  der  in  Frage  stehenden  Materien  in 
engeren  oder  sachverständigen  Kreisen  nicht  zu  dem  wllnschenswerthen  Absohloss 
zu  gelangen  war. 

Bei  der  Bearbeitung  der  Reform- Angelegenheiten  liess  man  die  reformbedflrfli- 
gen  Punkte  zumeist  durch  eine  Deputation  zusammenstellen  ^  und  bediente  sich,  weil 
es  sich  hierbei  um  kirchliche  Verfassungs-  und  Rechtsfragen  handelte,  statt  der  prae- 
lati  theologi  des  Beiraths  und  der  Hfllfe  der  s.  g.  praelaü  cofumuiae''. 

In  den  General-Koi^egationen^,  denen  der  erste,  bez.  der  nächstfolgende  Legat 
präsidirte,  sprachen  und  votirten  die  Mitglieder  nach  der  Reihenfolge,  wie  sie  sassen, 
also  zuerst  die  Legaten  und  Kardinäle,  dann  die  Patriarchen,  die  Erzbischöfe^  und 
Bischöfe,  darauf  die  Achte  und  nach  ihnen  die  Ordensgenerale.  Diejenigen,  welche 
der  Sitzung  beizuwohnen  gehindert  waren,  konnten  ihre  Voten  schrifUich  ein- 
schicken ^^. 

Waren  die  Entwürfe  zu  den  Vorlagen  und  Dekreten  durch  die  geschilderten 
Vorbereitungen  und  die  Abstimmungen  in  den  General-KongregaHonen  festgestellt, 
so  wurde  nunmehr  eine  feierliche  Sitzung  [segsio  publica)  anberaumt  ^^  um  einen  for- 


legaten.  Vgl.  auch  Paleotto  bei  Theiner  1, 
571. 

1  Theiner  1,  385:  „QuibuB  articulis  . . .  le<v 
tis  ipse  cardinalis  8.  Orads  (Legat)  dixit,  quod 
errores  Ipsi  ezaminabuntur  a  theologiB  miiiori- 
hus:  deinde  a  patribus  in  eongregatione  generali : 
et  deiiiqne,  si  quid  graye  oocnirerit,  id  discutie- 
tor  per  praelatoa  theologos.  Qul  ordo  piocedendi 
ah  Omnibus  appiohatus  foit."  Berichte  über  Sit- 
zungen 1.  c.  1,  327.  334  ff.  339  ff.  345.  349  ff. 
355.  356.  362.  373.  462.  463. 

«  Ordo  m  1.  c  1,  8  u.  Theiner  1,  60.  66. 
203. 

Sie  wurden  in  nicht  zu  grosser  Anzahl  (6, 4, 8, 
13.  18)  von  der  congregatlo  generalis  gewählt,  1. 
c.  1,  60.  183.  581  oder  ihre  Ernennung  den  Le- 
gaten überlassen,  1,  519.  645.  705.  711  u.  2, 
59.  151.  302.  424. 

Ihre  Sitzungen  hielten  sie  yielfaoh  unter  Be- 
theillgung  der  Legaten ,  namentlich  dann,  wenn 
ihre  Arbeiten  zum  Abschluss  gediehen  waren, 
ab,  ordo  YII  de  deputationihus  particularibus 
praelatorum,  1.  e.  1,  10  u.  Theiner  1,  303. 
309.  310.  320.  323.  520.  524.  591.  696  u.  2, 
427.  460. 

8  Theiner  1, 158.  Slnzelne  derselben  wur- 
den auch  als  Sachverständige  in  der  congregatlo 
generalis  gehört,  p.  181. 

*  Theiner  1,323.  519. 
6  Theiner  1,320. 

•  Ordo  X.  1.  c.  p.  11. 

'  Jedoch  nicht  mehr  zur  Zeit  Plus'  IV,  ordo 
rv  L  0.  1,  8  u.  Theiner  1, 369.  394.  395.  398. 
401.  462.     Sie  wurden  durch  die  Präsidenten 


ausgewählt  und  kamen  ebenfalls  in  Oemeliuehaft 
mit  diesen  zusammen,  1.  c.  1,  391.  Ygl.  auch 
Paleotto  bei  Theiner  1,  571. 

Ueber  alles  (besagte  Tgl.  auch  noch  den  ordo 
VIII— X,  1.  c.  p.  10.  11. 

8  Sie  wurden  theils  Vormittags,  thells  Nach- 
mittags gehalten,  im  ersteren  Falle  begannen  sie 
mit  einer  Messe,  ordo  II 1.  c.  i,  7. 

9  Unter  diesen  stimmten  nach  dem  Alter 
ihrer  Promotion  auch  die  Primaten  ohne  Ruck- 
sicht auf  die  Prlmatialwürde ,  s.  die  Entschei- 
dung Plus'  IV  V.  1562,  Theiner  1,  669.  689. 

io  Ordo  II 1.  c.  p.  7 :  „Sententiae  dlcuntur  alU 
voce  licetque  etiam  ex  scriptis  redtaie  et  quod 
unus  dldt ,  alius  conflrmare  Tel  etiam  perspicnls 
Terhis  impugnare  potest :  quod  aliquando  usque 
ad  maximas  contentloues  &ctam  est.  Non  licet 
tamen  extra  ordinem  loqul ,  quare  si  quid  alicni 
contra  alterius  dicta  dicendum  occurrlt,  id  suo 
tantum  loco  proferre  debet:  si  quls  autem,  eum 
ei  locus  et  tempus  dlcendl  adrenerat,  oongrega- 
tioni  Interesse  et  sententiam  suam  eignere  non 
potulsset,  licentia  et  facultas  erat  Uli  votum  su- 
um  etiam  ex  scripto  ferre  et  YOtum  suum  facere 
etiam  in  eongregatione,  et  tum  pxaesertim,  cum 
patres  super  eandam  materiam,  de  qua  ille  sen- 
tentiam perlaturus  erat,  adhuc  Yota  daie  minime 
complevissent.''  Berichte  über  derartige  Ab- 
stimmungen s.  bei  Theiner  1,  73.  77.  143. 
146  u.  2,  47.  51.  55. 

li  Auf  Vorschlag  der  Legaten  durch  Beeeblnss 
der  Generalkongregation ,  Theiner  1,  45.  88. 
346  u.  2,  58.   Der  Tag  wurde  durch  einen  An- 
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mellen  nnd  endgültigen  Eonzilsbeschluss  in  Betreff  ihrer  herbeizufUhren.  Diese 
Sitzungen  waren  Öffentlich  and  wnrden  durch  besonderen  Gottesdienst  eingeleitete 
Die  zur  Abstimmung  gelangenden  Dekrets-Entwürfe  verlas  einer  der  anwesenden 
Prftlaten^,  und  demnächst  erfolgte  ohne  weitere  Diskussion  die  Abstimmung  in  der- 
selben Reihenfolge  wie  in  den  General-Kongregationen  \  Bei  nicht  unbedingter  Zu- 
s&mnung  überreichten  die  Vftter  ihr  beschränkendes  Votum  gewöhnlich  in  schrift- 
licher Form  (cedula)  ^.  Nach  der  Zählung  wurde  das  Resultat  der  Stimmabgabe  durch 
den  Vorsitzenden  verkündet.  Erst  diese  Abstimmung,  deren  Ergebniss  freilich  nach 
den  vorbereitenden  Berathungen  in  den  General-Kongregationen  kaum  zweifelhaft 
sein  konnte,  war  die  massgebende  ^,  und  allein  durch  ne  in  Verbindung  mit  der  Ver- 
kündigung des  Legaten,  dass  das  zur  Abstimmung  gebrachte  Dekret  die  Billigung 
der  Synode  gefunden  habe,  war  der  Beschluss  derselben  endgültig  festgestellt.  In 
vereinzelten  Fällen ,  in  denen  so  vielfach  modificirte  Vota  abgegeben  wurden ,  dass 
die  Zählung  nicht  ohne  Zeitverlust  zu  bewirken  war^,  wurde  dagegen  das  Resultat 
in  einer  späteren  General-Kongregation  verkündet  und  in  dieser  die  Approbirung  des 
Dekretes  sowie  die  Einverleibung  in  die  Akten  des  Konzils  angeordnet  7. 


8cUag  an  der  Thür  der  Kathedrale  und  des  Hau- 
Nfl  der  Legaten  bekannt  gemacht,  1.  o.  1,  351. 

I  Oido  1 1.  o.  1  ff.  S.  auch  die  Berichte  über 
die  Teischiedenen  Sitzangen  in  dem  Werke  von 
Tkelner. 

'  Gewöhnlich  derjenige,  welcher  die  Messe 
eelebrirt  hatte. 

'  Ordo  I,  1.  c.  p.  5:  „Primo  itaqne  decreto 
leeto  interrogantnr  patres,  an  plaeeat  his  verbis  : 
»Bererendissimi  et  illustrisslmi  domiui  reveren- 
diqne  patres,  placentne  haec  omnla  vobls?  et  sta- 
tlm  secretarias  concilii  assistentibus  ipsins  con- 
dlii  notailis  (qui  Yota  singulonim  describnnt  et 
eednlas,  si  qnl  forte  sentenüam  snam  In  scriptis 
defemnt,  redpinnt)  omnes  patres  interrogat  sin- 
gnlailter,  an  plaeeat,  Secretarias  enlm  erat  scru- 
tator  votonim.  .  .  .  Totis  collectis  omula  referun- 
tnr  et  ostendnntnr  illnstrlssimis  praesidentlbns, 
eoram  qnlbas  numerantar :  et  si  decretum  ab  om- 
nilms  approbatnm  esse  inveniatur ,  tunc  prlmns 
piaesidens  id  ennnciat  synodo  clara  Tooe,  his  vel 
rimiUbiis  Terbis:  Sanctissimi  patres,  decretum 
«pprobatam  est  ab  omnibus,  nomine  discrepante : 
gntiae  agendae  sant  deo.  Tanc  patres  respon- 
dent:  Deo  gratias.  Si  yero  aliqni  contradixerint 
▼el  aUqaa  in  ipsls  decretis  deslderaverlnt ,  id 
etiam  primns  praesidens  pronnnclat ,  inqnlens : 
Deeretnm  approbatnm  est  ab  omnibus,  exceptis 
»liqnibus  (vel  exprimitur  nnmeras,  ut  pnta  3.  4. 
8.10}  qui  cnperent  in  eo  quasdam  modiflcationes : 
7el  si  omnes,  qui  contradixerunt ,  idem  petie- 
rant,  id  particulariter  declaratur,  ut  puta,  qui  in 
tau  2.  3.  Tel  4  etc.  canone  yellent  addi  yel  de- 
trahi  haec  Terba  etc.  Si  yero  oriretur  quaestio 
Bvper  namero  ipsarum  sententiarum,  tunc  yota 
ipsa,  sie  nt  oollecta  sunt,  leguntur  clara  yoce  a 
Mcietario,  ita  nt  qnilibet  recognoscat  et  iterum 
tppiobat  Yotum  suum.  Lioetque  praelato,  qui 
aessioni  ob  adyersam  yaletudinem  Interesse  non 
poflset,  dare  yotum  suum  in  scriptis,  quod  cum 
aÜis  numeratur.  Expedlto  primo  decreto,  legi- 
tor  eodem  ozdlne  seoundum  et  reliqua.*^ 


*  Solche  bei  Thelner  1,  89.  377 ff.  u.  % 
463  ff. 

^  Zu  Anfang  des  Konzils  ist  allerdings  in  der 
Generalkongregation  y.  1.  April  1546,  1.  c.  1,  77 
beschlossen  worden :  „  £a  quae  semel  in  generali 
congregatione  per  maiorem  partem  oonclusa  sunt, 
amplius  non  retractari^,  dies  hat  aber  offenbar 
nur  eine  specielle  Beziehung  auf  den  damals  yor- 
liegenden  Gegenstand  gehabt,  denn  die  Ge- 
schäftsordnung des  Massarelli  weiss  nichts 
yon  einer  allgemein  bindenden  Kraft  der  Be- 
schlüsse der  Generalkongregation  und  Paleotto 
1.  c.  2,  532  hebt  ausdrücklich  heryor:  „douec 
elaborata  omnla  et  expolita  frequentloribus  con- 
sensus  suffraglis  censerentur,  quae  tarnen,  nisi 
per  acta  sesslone  sancta  rataque  haud  habe- 
antur,  cum  unlcuique  etiam  In  sesslone  ipsa 
consilium  mutare  probataqne  improbare,  prout  s. 
Spiritus  suggereret,  liceret;  adeo  ut  cuiuscumque 
generls  argumentum  In  oongregatlonibus 
tantum  pertractatnm,  in  sesslone  de- 
mumdeflnitumdiceretur. 

«  L.  c.  1,  380.  381. 

^  L.  0.  1,  454:  „Deinde  cardlnalis  de  Monte 
(Präsident) :  Considerayimus  inquit .  .  .  yota  pa- 
trum  super  decreto  de  resldentia  in  proxima  prae- 
terita  sesslone  lecto  et  Inyenimus  plnres  esse  eos, 
qui  decretum  slmpUciter  probayenint,  quam  qui 
dissenserunt :  nam  qui  decretum  simplidter  pro- 
bayerunt,  fuerunt  XXXII  ...  et  propterea  con- 
cludimus,  pronunciamus  et  declaramus,  decre- 
tum ipsum  obtentum,  yalldum  et  approbatnm 
esse  ac  pro  obtento,  yalido  et  approbato  haberi, 
publlcari  et  in  actis  concilii  referrl  debere :  man- 
dayitque  mihi  Angelo  Massarello  secretarlo,  ut 
haec  omnia  in  actis  condlü  adnotarem  eodemque 
Claudio  della  Gasa  notario  referam,  ut  et  ipse 
publica  documenta  conflceret.'' 

Vor  der  Abstimmung  über  die  Dekrete  wur- 
den in  den  sessiones  publlcae  die  angekommenen 
Gesandten  der  weltlichen  Fürsten  nochmals  trotz 
ihres  yorgänglgen  Erscheinens  in  einer  General- 
kongregation (s.  0.  S.  432)  empfangen,  ihre  Man- 
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Unter  den  Konzilsbeamten  nahmen  die  vom  Papste  ernannten  Präsidenten* 
die  erste  Stelle  ein.  Sie  hatten  die  Leitung  der  Geschäfte  des  Konzils,  insbesondere 
das  Recht,  Vorlagen  zu  machen 2,  führten  das  Präsidium  in  den  Qeneral-Kongrega- 
tionen  und  in  den  feierllclien  Sitzungen^,  leiteten  die  Verhandlungen^  und  Abstim- 
mungen und  verkündeten  die  Resultate  der  letzteren  K 

Als  sonstige  Konzilsbeamte  kommen  vor:  der  secretarim  conciUif  welcher  die 
Verhandlungen  der  General-Kongregationen  und  der  sessionespublicae  unter  Assistenz 
von  mehreren  Notaren  aufzuzeichnen  hatte  und  zugleich  als  scrutaior  votarum  fun- 
girte^,  mehrere  Notare^,  ein  prae/ecius  amumae  oder  eommissartt4s^j  ein  Gere moni en- 
meist  er,  ein  Promotor  ^,  ein  deposüaritts  pecutUartwi  ei  rerum  camerae  apo9toUcae  m 
condUo  exponendarum  und  binforeriiu  oder  kospitiorum  curator^  welche  sämmtlich  vom 
Papste  ernannt  waren  ^^. 

Die  Geschäftsordnung,  welche  fär  das  Konzil  massgebend  geworden  ist,  ermög- 
lichte ohne  Zweifel  eine  gründliche  Vorberathung  und  Vorbereitung  der  Beschlüsse. 
Aber  die  Selbstständigkeit  der  Synode  gegenüber  dem  Papst  und  den  Legaten  zu 
wahren,  war  sie  nicht  geeignet ^^  Der  bedeutende  Einfluss,  welchen  die  Legaten 
durch  die  ihnen  zustehende  Leitung  des  Geschäftsganges  ausübten,  wurde  wesentlich 
dadurch  verstärkt,  dass  dem  Konzile  jede  eigene  Initiative  genommen  war.  Von  An- 
fang an  haben  die  Legaten  ausser  der  formalen  Leitung  auchi  das  alleinige  Recht  be- 
ansprucht, unter  Ausschluss  jedes  Anderen  dem  Konzile  die  Vorlagen  zu  machen, 
sowie  dieselben  zur  Berathung  und  Abstimmung  zu  bringen*^.    Sie  haben  nicht  nur 


date ,  sowie  die  Antwort  der  Synode  darauf  Tor^ 
lesen,  damit  beides  den  Akten  der  Sitzungen 
einverleibt  werden  konnte,  ordo  1.  c.  1, 5.  lieber 
die  an  die  Gesandten  zu  ertheilende  Antwort 
fasste  die  Synode  in  der  Generalkongregation  Be- 
Bchluss,  ordo  XI,  1.  0.  1,  119;  anoh  wurde  die- 
selbe mitunter  vorher  durch  eine  Kommission, 
depntatl,  vorbereitet  1.  c.  n.  YII  (1,  10)  und 
dann  den  Gesandten  zunächst  In  der  General- 
kougregatlon  mltgethellt.  S.  auch  Thelner  2, 
310.  463. 

1  S.  0.  S.  432.  n.  6. 

2  Ueber  dieses  Recht  ist  weiter  oben  im  Texte 
noch  des  Näheren  gehandelt. 

3  S.  0.  S.  432. 

^  Erklärung  des  ersten  Präsidenten  hei  T Kei- 
ner 1,  214:  „In  rebus  quae  ad  ordinem  rerum 
concillarinm  pertinet,  quarum  dlrectio  et  modera- 
tlo  ad  nos  solos  praesldentes  spectat,  quorum  est 
dlrigere  gesta  concilii.^  Sie  ermahnen  wieder- 
holt die  Väter  zur  Kürze  1.  c.  1,  100.  559,  wah- 
ren die  Redefreiheit,  indem  sie  ungehörige 
Aeussemngen  und  Kritiken  der  Redner  zurück- 
weisen, 1.  c.  p.  85.  100.  453.  705  u.  2,  185,  s. 
auch  ordo  II 1.  o,  p.  7,  und  ordnen  die  Geheim- 
haltung der  den  Vätern  mitgetheilten  Vorlagen 
Ms  zur  Publikation  In  der  feierlichen  Sitzung 
an,  1.  c.  p.  686.  Schwere  Ordnungsstrafen  ver- 
hängte aber  die  Synode  selbst,  so  die  vorläufige 
klösterliche  Haft,  dann  die  Ausschliessung  von  der 
Theil nähme  an  der  Synode  und  die  Ausweisung 
aus  der  Stadt  Trlent  gegen  einen  Bischof,  welcher 
einen  andern  an  dem  Bart  gerissen  hatte,  1.  c.  p. 
192.  194.  212. 

5  S.  0.  S.  435. 


0  Das  Amt  hat  während  der  ganzen  Daum  des 
Konzils  der  1557  zum  Bischof  v.  Telese  beför- 
derte Angelo  Massarelli ,  von  welchem  auch 
die  Abfassung  der  hei  Thelner  gedruckten  Ak- 
ten herrührt,  geführt,  vgl.  auch  S.  430.  n.  *  und 
ordo  1.  c.  1,  5. 

Später  wurden  ihm  noch  2  Prälaten  als  weitere 
Scrutatoren  beigegeben,  Thelner  1,  155. 

'^  Zur  Aufnahme  der  Instrumente  über  die 
Sitzungen,  I.e.  1,  38.  676  und  znr  Aushülfe  bei 
dem  Sekretär. 

8  Der  Verpflegungskommissar.  Das  Amt  wurde 
durch  einen  Bischof  verwaltet,  1.  c.  1,  666  n.  2, 
538,  ihm  wurden  später  noch  4  andere  Bischöfe 
von  der  Synode  zugesellt,  1.  c.  1,  677. 

9  L.  c.  1,  666  u.  2,  528.  Der  Promotor  hatte, 
wie  auf  den  früheren  Konzilien,  s.  o.  S.  366. 
379.  396,  formale  Anträge  In  Bezug  auf  den  Ge- 
schäftsgang und  die  Beurkundung  der  Verhand- 
lungen zu  stellen,  1.  c.  1,  38.  375. 

JO  L.  c.  l,666u.2,  528. 
Für  die  Prüfung  der  ,,mandata  et  excusationes 
absentlum  praelatorum''  hatte  die  Synode  selbst 
eine  Deputation,  ordo  VII 1.  c.  1,  10  bestellt. 

^i  Eine  andere  Auffassung  In :  Die  Geschäfts- 
ordnung d.  Konzils  v.  Trlent  p.  XXI  ff.  u.  bei 
V.  Schulte  Stellung  S.  230;  welcher  aber 
Gesch.  d.  Quellen  3,  59.  60  sich  meiner  Ansicht 
nähert.  Am  ersteren  Orte  hat  derselbe  die  Be- 
deutung des  ausschliesslichen  Propositionsrech- 
tes der  Legaten  (s.  gleich  nachher  im  Text)  nicht 
gehörig  gewürdigt. 

«  Theiner  1,  49.  156.  346.  375.  488,  531. 
677.  674  u.  2,  5;  ordo  II,  1.  c.  1,  7;  „Idem  prl- 
mus  praesldens  proponlt  patribns  ea  quae  pro 
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die  Konzilsmitglieder,  welche  dagegen  Einsprach  erhoben,  zurückgewiesen  ^  sondern 
sieh  auch  gegenüber  dem  Andringen  der  weltlichen  Hauptmächte  ^  in  dieser  Hinsicht 
zu  keiner  irgendwie  nennenswerthen  Koncession  verstanden^.  So  war  es  ihnen  und 
der  Kurie  möglich,  jede  Verhandlung  von  Gegenständen,  welche  der  letzteren  nicht 
genehm  war,  auszuschliessen,  und  also  in  einer  Beziehung  von  durchschlagender  Be- 
deutung das  Konzil  nach  ihrem  und  des  Papstes  Willen  zu  lenken. 

Wenn  man  in  neuerer  Zeit  zum  Nachweis  der  Selbstständigkeit  des  Konzils  vor 
Allem  hervorgehoben  hat,  dass  die  Feststellung  der  Dekrete  demselben  allein  zugestan- 
den, und  die  Legaten  die  volle  Redefreiheit  gewahrt  haben  ^,  so  hat  man  dabei  über- 


tempore  occarrnnt,  de  quibuB  seutentia  rogat: 
nemini  licet  nisl  solis  piaesldentibus 
proponeie:  abseilte  vero  primo  proponit  se- 
cnndus.** 

lieber  die  Yorbereituug  der  Yoilageu  vgl.  ordo 
IX,  1.  e.  1,  11 :  „cum  de  dogmatibus  fidel  agen- 
dorn  est,  primum  colligüntur  articnli,  qui  super 
dogmate  ipso  ex  llbris  haereticorum  habentur: 
proponunturque  disputandi  ac  discutiendi  theo- 
logls  minoribus ,  dato  eis  prius  per  aliquot  dies 
IpsoTum  articulorum  exemplo.  .  .  .  Deinde  iimet 
uticuli  una  cum  ipsorum  theologorum  ludicio 
proponuntnr  examin andi  patribus'';  u.  ordo  X  1. 
e. :  „gl  Tero  alia  materia  (welche  nicht  mit  einem 
Dogma  zusammenhing  oder  wo  es  sich  nicht  um 
Beseitigung  Ton  Mlssbräuchen  handelte)  de  re- 
formatlone  tractanda  erat,  tunc  domini  praesiden- 
tes  Tel  capita  Tel  articulos  aliquos  ipsam  refor- 
mationem  in  gamma  amplectentes  .  .  .  quibus 
postea  examinatls  canones  de  eis  iuxta  patrum 
seotentias  coneipiebantur  vel  etiam  canones  ab 
ipsis  legatis  accersitis  in  consilium  aliquibus  ex 
canonistis  iam  conceptos  ....  patribus  exami- 
Dandos  pioponebant" ;  vgl.  auch  Paleotto  1.  c. 
2.532.  Solche  Vorlagen  bei  Theiner  i,  488. 
531. 677.  694. 

^  L.  c.  1,  100:  „quod  alli,  praeter  collegas 
mos  Tclint  aliquid  in  concilio  proponere,  hoc 
namqnam  ipse  patietur,  cum  ad  ipsos  legatos 
tutum  munus  proponendi  pertineat^;  femer  p. 
101.  103. 104.  Den  Konzilsmltglledem  wird  nur 
das  ins  petendi  (l.  c.  2,  4)  gelassen,  d.  h.  sie 
tollen  ihre  Propositionen  den  Legaten  unterbrei- 
ten, welche  dann  darüber  befinden,  ob  das  Kon- 
zil damit  befasst  werden  soll,  1,  102:  „si  aliquis 
proponere  quicquam  vellet,  id  legatis  ipsis  in- 
sinnet,  quod  si  legati  iniuste  recusaverint,  po- 
terit  praelatis  ille  tuno  iuste  conqueri'' ;  p.  104 : 
^non  potest  tamen  ille  talis,  cum  id  proposuerlt, 
eiqairere  ab  alils  praelatis  super  eo  sententias : 
quod  si  fecerit,  dicti  alii  praelati  non  tenentur 
respondere,  quia  exquirere  sententias  pertinet 
t&ntum  ad  praesidentes  et  legatos.^ 

Eine  Anerkennung  dieses  Propositionsrechtes 
seitens  der  Synode  suchten  die  Legaten  dadurch 
ZQ  erreichen,  dass  sie  in  das  Dekret  der  sess. 
XVII  T.  18.  Januar  1562  über  die  Neueröffnung 
des  Konzils  („placetne  .  .  .  tractarl,  qnae  pro- 
ponentibus  legatis  ao  praesidenübus  .  .  .  ap- 
t&  et  idonea  s.  synodo  Tidebuntur^)  das  propo- 
nentibus  legatis  hineinbrachten,  Theiner 
1,  674  u.  2,  683.  Die  Majorität  der  Synode 
nahm  diese  Fassung  in  der  That  an,  und  nur 
einzelne  Mitglieder  stimmten  dagegen,  1.  c.  1, 


676.  Als  später  auch  die  weltlichen  Mächte  ge- 
gen das  Propositionsrecht  der  Legaten  Einwen- 
dungen erhoben,  Hessen  die  Legaten  auf  Veran- 
lassung des  Papste«  die  fraglichen  Worte  durch 
einen  Beschluss  der  Generalkongregation  t.  10. 
Nov.  1568  dahin  deklariren,  dass  damit  die  Frei- 
heit des  Konzils  nicht  habe  beeinträchtigt  werden 
sollen,  Theiner  1,460:  ^quae  dedaratio  flet  ex 
mente  sanctitatls  suae,  vid.  quod  ex  praedietis 
yerbls  nullum  fiet  praeludidum  libertati  con- 
cilü,  nullique  novum  ius  aoqulratnr,  Tel  quod 
habeat  adimat";  p.  461.  462.  674;  wodurch 
selbstverständlich  in  der  Sache  gar  nichts  geän- 
dert war.  Vgl.  hierzu  auch  Pallarioino  1. 
XV.  c.  16;  Sarpi  l.VI.  p.  424;  v.  Wessen- 
berg8,364. 

2  So  Kaiser  Ferdinands  I ;  die  Instruktion  an 
seine  Gesandten,  mit  welcher  diesen  der  bekannte 
Reformationslibell ,  Le  Plat  5,  232  zur  Ueber- 
reiohung  übersandt  wurde,  bemerkt  (Sickel,  k. 
Geschichte  des  Konzils  v.  Trient  S.  316,  Tgl. 
auch  Sickel,  d.  Reformationslibell  Kaisers  Fer- 
dinand I.  Wien  S.  40) :  „  Est  quldem  aequitatl 
et  rationi  consentaneum  quod  uniouique  prlncipi 
aut  nationi  christianltatis  integrum  liberumque 
Sit  in  concilio  proponere,  si  habeat  difficultates 
aut  si  cupiat  aliqua  in  re  quippiam  concedi  Tel 
tribui.  .  .  .  Verum  hoc  ita  fleri,  ut  rellquae  om- 
nes  nationes  Idem  admittere  et  probare  cogantur 
quod  uni  atque  alteri  placet,  vel  aliunde  extra 
concillum  faoultatem  desuper  statuendi  requi- 
rere,  non  aliud  est.  quam  omnem  ooncilii  liber- 
tatem  et  auctoritatem  labefactare,  proculcare  et 
penltus  auferre."  Ebenso  trat  Spanien  für  das 
freie  Propositionsrecht  der  Fürsten  und  Bischöfe 
ein,  Paleotto  bei  Theiner  1.  c.  1,  669. 
PallaTicino  1.  XXI.  c.  5.  n.  6.  7;  Sickel 
S.  614  ff. ;  vgl.  auch  über  die  weiteren  Verhand- 
lungen T.  Wessenberg,  a.  a.  0.  3,  401.  443. 
445.  455.  465. 

3  Diese  bestand  darin,  dass  auf  Grund  des  Be- 
schlusses der  Generalkongregation  (s.  Anm.  1) 
fast  am  Sohluss  des  Konzils  in  die  Dekrete  der 
24.  Sitzung  T.  11.  NoTomber  1563  das  c.  21 
de  reform,  aufgenommen  wurde:  „sancta  sy- 
nodtts  .  .  .  explicando  declarat,  mentls  suae  non 
fuisse,  ut  ex  praedietis  Terbis  solita  ratio  tractandl 
negotia  in  generalibus  conciliis  ulla  ex  parte  im- 
mutaretur  neque  noTi  quicquam  praeter  Id,  quod 
a  SS.  canonibus  vel  generalium  synodorum  forma 
hactenus  statutum  est ,  culquam  adderetur  vel  de 
traheretur** ;  t.  Wessenberg  3,  494.  495. 

*  Vgl.  die  Geschäftsordnung  etc.  S.  XIX  ff. 
XXII,  wo  sich  die  unrichtige  Behauptung  findet, 
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sehen,  dass  die  letzteren  den  weitgehendsten  Einflnss  anf  die  Abfassung  und  Forma- 
lirnng  der  Beschlüsse  geübt  haben ',  und  dass  sie  in  den  zahlreichen  Italienern  eine 
Schaar  zu  ihrer  Verfügung  hatten ,  welche  in  der  M^orität  stets  in  ihrem  Sinne  zu 
stimmen  bereit  war^,  während  andererseits  die  deutschen  Prälaten  durch  den  Aus- 
schluss der  Prokuratoren  von  der  Stimmberechtigung  fast  jeder  Vertretung  auf  dem 
Konzile  entbehrten  •^  Dass  die  Legaten  unter  diesen  Umständen  manches  freie  Wort 
hingehen  Hessen  und  die  gegen  freimüthige  Redner  von  Anhängern  der  kurialen  Par- 
tei erhobenen  Missfallsäusserungen  zurückwiesen^,  hatte  nur  den  Zweck,  den  Schein 
der  Freiheit  des  Konzils  zu  erregen  ^ ;  die  Abhängigkeit  des  letzteren  von  den  Legaten 
ist  dadurch  nicht  im  Entferntesten  gemindert  worden  '^ 


dass  die  Bestimmung  der  Berathuiigsgegenstaude 
aus  dem  Schoosse  der  Versammlung  selbst  her- 
YOigegaBgen  ist ;  femer  T  h  e  1  n  e  r  acta  1 ,  XY I  ff. ; 
V.  Schulte,  Stellung  S.  230.  234.  238.  Wenn 
der  letztere  S.  230  besonderes  Gewicht  auf  die 
indictlo  futurae  sessionis  am  Schluss  von  Sess. 
XXI  legt,  worin  die  nächste  Sitzung  durch  die 
Synode  auf  den  17.  September  angesetzt  und  der 
Synode  die  Abkürzung  und  Ausdehnung  der 
Frist  in  einer  Generalkongregation  rorhehalten 
wird,  und  darin  ein  Anerkenntniss  findet,  dass 
die  Synode  und  nicht  die  Legaten  zu  bestimmen 
haben ,  so  kann  ich  darin  keinen  Beweis  gegen 
eine  entscheidende  Leitung  der  letzteren  sehen. 
Den  Schein  der  Selbstständigkeit  der  Synode 
haben  die  Legaten  natürlich  gewahrt,  mehr  als 
dies  beweisen  aber  die  Fassungen  der  Dekrete 
nicht.  Was  hinter  den  Ck)uli8sen  gespielt  hat, 
lasst  sich  dagegen  aus  ihnen  nicht  entnehmen. 
Uebrigens  ist  gerade  der  Vorschlag  zu  dem  oitir- 
ten  Dekrete  auch  von  den  Legaten  in  einer  Ge- 
neralkongregation gemacht  worden,  Theiner2, 
65.  57. 

1  S.  S.  436,  Anm.  12  und  ordo  VUI,  Th ei- 
ner 1,  10:  „Nonnumquam  etiam  decreta  ipsa 
opera  et  diligentia  dd.  legatorum  et  praesiden- 
tium  oonflciebantur  per  allquos  doctos  et  peritos 
yiros  ex  iis  qui  praecipui  in  synodo  habebantur 
Tel  ex  privatis  theologis  et  canonistis  idque  pri- 
vatim et  familiariter :  sicque  formata  decreta  cum 
aliqulbus  alüs  etiam  doctis  viris  oonferebantur, 
quousque  in  dolatam  formam  redderentur.^  Wei- 
tet beweisen  dies  jnehrfache  Klagen ,  dass  die 
Dekrete  gegen  den  Willen  und  die  Meinung  der 
Väter  geändert  worden  seien,  1.  c.  2,  442.  443. 
447  (Bischof  v.  Orense  „miratur,  cur  ex  senten- 
tiis  in  scriptis  datls  et  mutatis  alio  modo  refor- 
mati  sunt  canones :  debuerant  enim  mutare  sen- 
tentias  sl  qui  voluerint,  in  congregaüone,  dicendo 
rationes  et  non  sie  occulte  per  scripturas'Q.  449. 
455 ;  4ö6  (Bischof  v.  Lugo  t^conquestus  est,  quod 
hoc  Caput  iuxta  mentem  patrum  fnerat  accepta- 
tum  et  tamen  piopter  vota  clancularia  fuit  mu- 
tatum  a  deputatis,  nescio  qua  ratione.  lUa  enim 
TOta  clancularia  debebant  publicari  in  publica 
congregatione,  ut  concilium  possit  deliberare  et 
potest  ex  hoc  renuntiari  coucilio"),  und  dass  die 
Auswahl  der  Deputationsmitglleder,  welche  viel- 
fach den  Legaten  überlassen  wurde,  S.  434.  n.  2, 
Im  einseitigen  Parteiinteresse  erfolge,  1.  c.  p. 
444. 449.455,  wobei  eine  Bildung  nach  Nationen 
mit  gleicher  Zahl  ohne  Rücksicht  auf  die  Ver- 


treter der  einzelnen  Nationalitäten  verlangt  wird, 
eine  Forderung ,  welche  auch  mehrfach  von  dem 
spanischen  Gesandten  erhoben  worden  ist,  Pal- 
lavicino  1.  XXII.  c.  3.  n.  1. 

2  Ein  Theil  derselben  erhielt  vom  Papst,  um 
ihnen  das  Verbleiben  in  Trient  möglich  zu  ma- 
chen, monatliche  Unterstützung,  Paleottol.  c. 
2,528;  Mussotti,  diario,  v.  Döllinger  2,4. 
Bei  dem  Bevorstehen  entscheidender  Abstim- 
mungen wurden  die  Italiener  auch  vom  Papste 
nach  Trient  beordert,  Pallaviclno  1.  XIX.  c 
2.  n.  3;  Siokela.  a.  0.  S.  404;  LePlatl.c 
5,  716.  Eine  Abstimmung  nach  Nationen  wurde 
sowohl  beim  Anfang  des  Konzils,  sowie  auch  als  sie 
noch  in  dem  letzten  Stadium  desselben  wieder  in 
Anregung  gebracht  worden  war,  von  Born  behan- 
lich  abgelehnt,  Sarpl  lib.  II 1.  o.  p.  117,  dessen 
Bericht  freilich  von  Pallaviclno  1.  VI.  e.  4. 
B.  9  beanstandet  wird,  u.  Pallaviclno  1. 
XVm.  c.  11;  V.  Wessenberg  3,  102.  407. 
Bei  der  o.  S.  433.  n.  6  erwähnten  Bildung  von 
Klassen  nach  Nationen  wurden  die  Italiener 
offenbar  deshalb  auf  die  übrigen  drei  vertheilt, 
um  in  Jeder  Klasse  die  betreffende  Nation  über- 
stimmen zu  können. 

»  S.  0.  S.  431. 

*  S.  0.  S.  436.  n.  4. 

^  Daher  kann  denn  der  spätere  Kardinal 
Paleotto,  welcher  als  auditor  rotae  dem  Kon- 
zil V.  1561  ab  auf  Befehl  Pius'  IV  beigewohnt, 
die  Freiheit,  welcher  das  Konzil  genossen  hat, 
rühmend  hervorheben,  Thelner2,  532. 

6  Das  war  auch  das  Urtheil  unbefangener  Zeit- 
genossen ,  s.  das  Schreiben  der  Oratoren  Ferdi- 
nands I  V.  1563,  Sickel,  z.  Gesch.  d.  Konz.  v. 
Trient,  S.  540:  „M.  V.  S.  cognoscere  dignetur 
omues  quidem  episcopos  satls  libere  de  rebus 
propositis  disserere  neque  quemquam  prohiberi, 
quominus  publice  quod  sentit  dicere  possit,  sed 
quod  nos  et  plerosque  alles  male  habet  illud  est, 
quod  nihil  hio  aut  pauca  ad  modum  deeementar 
et  decreta  promulgabuntur ,  nisl  prius  Bomie 
oonflrmata  fuerint^;  und  das  Schreiben  Ferdi- 
nands; ibid.  p.  549  :  „  conflsi  fueramus  .  .  .  le- 
gatos  non  ut  antea  de  singulis  ad  pontificem  et 
cardinales  eins  Romae  existentes  relatnros  a«t 
decreta  priusquam  publiccntur  ad  cuiiam  Romt- 
uam  conflrmanda  esse  transmissuros ,  sed  spen- 
veramus  patribus  libertatem  non  solum 
dlcendi,  verum  etiam  deoernendi  post 
hao  integram  fore  .  .  .  neque  dubitamos, 
quin  patres  Ipsl  iam  tamdem  aegenime  sint  la- 
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Was  die  Steilang  des  Trienter  Konzils  innerhalb  der  Entwicklung  des  Konziliar- 
rechtes  betriffi;  —  dies  kommt  hier  vor  Allem  in  Frage  —  so  weist  dasselbe  zwar 
Insserlich  eine  andere  Qesialt  als  die  Synoden  von  Ferrara-Florenz  nnd  vom  Lateran, 
mit  welchen  die  Rückkehr  zu  dem  Rechte  des  Mittelalters  begonnen  hat,  auf,  mate- 
riell trftgt  es  aber  denselben  Charakter  wie  diese,  d.  h.  den  einer  vom  Papstthum  be- 
kerrsohten  und  nach  dem  Willen  desselben  geleiteten  Versammlung  von  Bischöfen, 
denen  jede  wahre  Selbstständigkeit  in  der  Initiative  und  Besohlussfassung  gefehlt  hat 
and  welche  nicht  den  Anspruch  zu  erheben  gewagt  haben ,  durch  die  letztere  den 
Papst  wider  seinen  Willen  zu  binden. 

Wenn  das  Konzil  nicht  an  einem  unmittelbar  unter  päpstlichem  Einfluss  stehen- 
den Orte  gehalten  worden  ist,  nicht  lediglich  aus  einer  verhältnissmässig  geringen 
Zahl  von  italienischen  Bischöfen  bestanden,  wenn  es  seine  Dekrete  im  eigenen  Namen 
erlassen  hat  und  die  Legaten  eine  weitgehende  Redefreiheit  gestattet  haben,  so  sind 
alle  diese  Verhältnisse  durch  die  Umstände,  unter  denen  das  Konzil  zusammentreten 
mnsste,  bedingt  worden.  Dem  päpstlichen  Stuhle,  welcher  eine  Wiederkehr  ähnlicher 
Vorgänge,  wie  der  Konstanzer  und  Baseler,  ftlrchtete ,  war  das  Konzil  von  den  welt- 
lichen Mächten,  insbesondere  von  Karl  V.,  weil  der  letztere  dadurch  die  Wiederher- 
Stellung  des  religiösen  Friedens  in  Deutschland  zu  erreichen  hoffte,  aufgezwungen  ^ 
worden.  Die  Kurie  musste  daher,  wenn  auch  widerwillig,  gewisse  Rücksichten  auf 
die  Fürsten  nehmen  und  den  Schein  zu  wahren  suchen ,  als  ob  das  Konzil  seine  Be- 
schlüsse aus  eigener,  freier  Entschliessung  fasse. 

Daraus  erklären  sich  die  hervorgehobenen  Aeusserlichkeiten,  welche  das  Konzil 
bei  flüchtiger  Betrachtung  in  einem  anderen  Lichte  als  das  zuletzt  im  Lateran  abge- 
haltene erscheinen  lassen.  Materiell  war  aber  dasselbe  von  dem  Papst  ebenso  ab- 
hängig, wie  das  eben  erwähnte.  Dass  trotz  der  anscheinend  freien  Geschäftsordnung 
die  päpstlioben  Legaten  das  Konzil  beherrscht  haben,  ist  bereits  oben  S.  486  dar- 
gelegt. Die  Legaten  selbst  waren  aber  an  sich  schon  abhängig  vom  römischen  Stuhle, 
berichteten  überdies  fortwährend  über  alle  Vo^änge  auf  dem  Konzile  nach  Rom  und 
erhielten  von  dort  ihre  Anweisungen,  so  dass  von  demselben  kein  wichtiger  Be- 
sehluss  gefasst  wurde ,  welcher  nicht  vorher  die  Qenehmigung  der  rönuschen  Kurie 
erhalten  hatte  ^,  oder  für  dieselbe  bedenklich  oder  unannehmbar  war.  Dieser  Sachlage 


tmi  et  meiito,  nsque  adeo  omnem  sibi  adimi  fa- 
coltitem  decemendi,  statnendi  contra  morem  . . . 
utiqulMiinonim  condliorum,  ita  nt  statua- 
rmn  Instar  nihil  possint  in  oecnmenico  et  libero 
condliodeeeTnere,  nisi  quod  pontlflci  et  eardi- 
nalibns  snis  .  . .  gratnm  et  aeeeptnm  sit.'^  Aehn- 
Uelie  Aenseernngen  einzelner  Konzilsvater  wäh- 
rend der  Berathnngen  bei  Th  ein  er  2, 227.  445. 
448.  4Ö3. 

^  S.  427  ff.  Nach  dem  Bericht  des  französi- 
Kben  Gesandten  t.  1561,  Le  Plat  4,  742  er- 
Uine  Pins  lY  dem  letzteren :  „qne  ledit  concile, 
qoi  est  de  pen  de  besoln  ponr  le  reste  de  la 
chiestlenttf ,  snperfln  anx  cathollqnes  et  non  de- 
M  des  papes,  n'a  4t6  indit  k  autre  flu,  que  ponr 
ponrtoir  ä  yotie  royaume." 

>  Pale  Otto  1.  c.  2,  532:  „Sed  legatl  Ipsi  ini- 
tfo,  partim  qnod  eis  ex  nsn  christianae  reipnbli- 
«ae  videbatnr,  re  cnm  nonnnllls  pmdentioribns 
«nie  oommnnioata,  patribns  proponebant,  partim 


oratoribns  ac  praelatis  mandabant,  nt,  de  qnibns 
optassent  synodnm  consnli ,  ea  sibi  ipsls  antea 
inspicienda  exhiberent :  idqne  eo  tacite  consilio, 
nt  grayiora  ad  Smi  D.  N.  anres  prins  perferrent, 
qnibns  per  literas  id,  qnod  ex  re  censuisset,  sig- 
niflcari  mandabat  indeque  ipsl  reformationam 
decreta  per  anditorem  contexebant,  quae  synodo 
deliberanda,  dissimnlata  tarnen  snmmi 
pontificls  m e n t e , proponebant^ ;  Mnssotti 
diario  1.  c.  2,  4:  „li  legati  ...  11  glomo  28  de 
Dicembre  .  .  .  rlsolsero,  che  fosse  bene  (accio 
non  segnisce  disordine),  che  delle  materle,  che 
si  havessero  da  trattare,  prima  che  si  facesse  cosa 
alcnna,  se  ne  desse  di  mano  in  mano  ayviso  al 
papa  e  se  n'intendesse  la  sua  volonte." 

Zu  dem  c.  1  n.  2  de  ref.  sess.  V.  Ist  vor  ihrer 
Annahme  in  der  Sitzung  die  Zustimmung  des 
Papstes  durch  die  Legaten  eingeholt  und  das 
Breve  auch  in  derselben  yerlesen,  Theiuer  1, 
152.  154;  aber  andere  Fälle  Tgl.  Paleotto  1. 
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1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  172. 


gegenüber  erscheint  es  daher  gleichgültig ,  dass  die  Beschlüsse  des  Konzils  nicht  die 
mittelalterliclLe  Fassung:  „sacro  approbante  concilio^  tragen,  sondern  die  Formel: 
„«.  oecumemca  et  generalis  Tridentina  synodus  m  spiritu  legitima  congregata""  aufweisen. 
Ueberdies  unterscheidet  sich  diese  von  den  Konstanzer  und  Baseler  Fassungen  da- 
durch y  dass  überall  der  Zusatz :  „praesidentibus  apostoUcae  aedis  legaiia^  gemacht  ist, 
womit  jede  Gefahr  beseitigt  war,  dass  diese  Formel ,  welche  man  sowohl  wegen  der 
Abwesenheit  des  Papstes  vom  Konzilsorte,  wie  auch  mit  Rücksicht  auf  die  weltlichen 
Fürsten  und  die  Protestanten  hatte  wählen  müssen  ^  in  dem  Sinne  einer  Superiorität 


0.  %  559.  660.  562.  566.  567.  592.  613.  621. 
623  und  Massarelli  diario,  v.  Döllinger  1, 
252.  254;  Mussottl  1.  c.  2,  10.  12.  14.  31. 
Diese  Anführungen  in  Verbindung  mit  den  Mit- 
theilungen üher  die  Handhabung  der  Geschäfts- 
ordnung ergeben,  dass   es  sich  bei  dem  Ver- 
kehr der  Legaten  und  des  Papstes  nicht  blos  um 
Instruktionen,  deien  die  ersteren  selbstverständ- 
lich bedurften,  gehandelt  hat.    Der  Zweck  der 
päpstlichen  Anweisungen  war  nicht,  die  Legaten 
zur  Darlegung  der  Ansichten  des  Papstes  und  der 
Kurie  bei  den  Berathungen  des  Konzils  in  den 
Stand  zu  setzen,  sondern  denselben  die  erforder- 
liche Anleitung  zu  geben,  wie  der  Papst  die  Ge- 
schäftsleitung und  die  Besohlussfassung  gelenkt 
zu  sehen  wünschte.    Römlscherseits  hat  man  dies 
zwar  zu  verdecken  gesucht  —  (s.  die  vorher  cit. 
Stelle  aus  Paleotto:  „dissimulata  summi  pon- 
tiflcis  mente'^ ;  so  wurde  auch  die  Suspensions- 
bulle Julius' III  V.  1552,  Le  Plat  4,  544,  von 
den  Legaten  dem  Konzil  nicht  vorgelegt,  viel- 
mehr Hessen  die  Legaten  die  Suspension  durch 
das  Konzil  selbst  beschliessen ,    um  Jede  Dis- 
kussion über  die  Berechtigung  des  Papstes  dazu 
fernzuhalten,  Theinerl,  654)  — ,  indessen  war 
die  Sachlage  doch  allgemein  bekannt,  Schreiben 
des  röm.   Gesandten  an  Ferdinand  I  v.  1561, 
SlckelS.  209:  ,^a  protestanti,  li  quali  hanno 
detto  piu  volte  che  nel  concilio  passato  ogni  cosa 
si  faceva  ad  libitum  pontiflcis  et  chMl  spirito 
Santo  andava  in  postain  una  valise^'; 
Schreiben  des  Kaisers  an  seinen  romischen  Ge- 
sandten V.  1562,  a.  a.  0.  S.  356,  worin  er  den- 
selben anweist,  dem  Papst  vorzustellen :  ^non 
obscuros  ad  nos  sermones  perlatos  esse,  praesen- 
tis  s.  condUi  negocia  non  eo  quo  deberent  ordine 
procedere,  quin  immo  cudi  isthic  in  Roma  cano- 
nes  qui  postea  patribus  ad  concilium  approbandl 
et  publicandi  mittantur,  patres  in  ferendis  suf- 
fragiis  non  posse  frui  solita  et  deblta  Ubertate, 
quin  immo  eos  qui  de  reformatione  deque  aliis 
eiuscemodi  rebus   dictante  conscientia  liberius 
loquantur,  graviter  ad  sanctitatem  suam  deferri 
ac  in  eins  odium  et  indignationem  ferri;   hinc 
autem  flerl,  quod  plerique  non  solum  sectarii, 
verum  etiam  catholioi  de  progressu  et  exitu  huius 
concilii  non  admodum  bene  sentiunt,  quin  etiam 
de  S.  S.  secus  quam  nos  vellemus,  suspicari  in- 
ciplant,  multi  vero  ex  utraque  parte  rideant  et 
detestentur  talem  procedendi  modum :  dicentes, 
quotiescunque  in  concilio  aliquid  sit  decernen- 
d um,  id  fleri  non  posse ,  nisi  prius  spiritu 
sancto   ex   urbe  per    dispositos   equos 
vocato"5  vgl.  Auch  o.  S.  438.  n.  6  u.  Thei- 
ner  1,712.    Allerdings  hat  Pius  IV  im  Laufe 


des  Jahres  1562,  als  er  Aussicht  hatte,  die  von 
ihm  gewünschte  Schliessung  des  Konzils  herbei- 
zuführen, den  Legaten  Vollmacht  gegeben,  nach 
ihrem  Ermessen  zu  handeln,  Pallavicino  1. 
XXI.  c.  6;  1.  XXIII.  c.  3.  n.  9;  c.  5.  n.  16; 
Sarpi  1.  VHL  L  c.  p.  701.  702.  705;  v.  Wes- 
senberg  3,  481,  aber  auch  nach  dieser  Anwei- 
sung hat  der  Verkehr  zwischen  ihnen  und  dem 
Papste  nicht  aufgehört,  s.  a.  a.  0.  u.  Pallavi- 
cino 1.  XXII.  c.  7.  n.  16;  1.  XXUI.  c.  1.  n.  1. 
Ueberdies  war  damals  schon  vorauszusehen,  dass 
das  Konzil  bei  den  in  Betre£F  der  Reform  zu 
fassenden  Beschlüssen  keine  die  päpstliche  Ge- 
walt in  entscheidender  Weise  berührenden  Be- 
stimmungen treffen  würde. 

^  Mit  einem  Konzile,  dessen  Anordnungen 
Namens  des  Papstes,  blos  „approbante  concilio" 
erlassen  wurden,  konnte  denjenigen  weltlichen 
Mächten ,  welche  dasselbe  behufs  Herstellung 
des  Religionsfriedens  mit  den  Protestanten  ver- 
langt hatten ,  unmöglich  gedient  sein ,  da  die 
letzteren  dadurch  einen  weiteren  Anhalt  erhalten 
hätten,  das  Konzil  als  ein  nicht  freies  abzuleh- 
nen. Auch  konnten  gerade  dadurch  für  den  Papst 
unangenehme  Erörterungen  über  die  Frage  der 
Superiorität  des  Konzils  hervorgerufen  werden, 
weil  die  kuriale  Theorie  über  das  beiderseitige 
Verhältniss  sich  keiner  allseitigen  Zustimmung 
bei  den  weltlichen  Fürsten  und  Bischöfen  zu 
erfreuen  hatte.  S.  z.  B.  den  Brief  Ferdinands  I 
V.  1563,  Si  ekel  S.  593:  „Quod  praeterea  iUo- 
rum  quae  decernuntur  in  concilio  petenda  sit,  a 
summo  pontiflce  conflrmatio,  ne  hoc  quldem  pro 
nostra  parte  facturi  sumus,  quia  per  huiusmodi 
petitionem  labefaceremus  et  plane  everteremus 
auctoritatem  s.  concilii  .  .  .  nam  licet  propensi 
sumus  ad  tuendam  et  defendendam  auctoritatem 
summo  pontiflci  et  sedi  apostolicae  debitam  et 
competentem  .  .  .  tamen  par  est,  ne  patiamnr 
auctoritatem  conciliorum  usque  adeo 
supprlmi,  ut  decreta  eins  non  debeant 
robur  obtinere,  nisi  per  pontifieem 
sint  conf  irmata^;  u.  die  Denkschrift  eines 
ungarischen  Bischofs  v.  1561  für  Kaiser  Ferdi- 
nand I,  veröffentlich  v.  Friedberg  1.  Zeitscbr. 
f.  K.  R.  10,  240 :  „Quia  ecclesia  desiderat  con- 
cilium in  quo  sit  congregata  omnis  autoritas  ee- 
clesiae  et  quod  non  sit  opus  petere  extra  oond- 
lium  autoritatem  ad  conflrmandum  oonclUum, 
sed  quod  ipsum  concilium  conflrmet  se.  Kam 
quomodo  concilium  repraesentabit  ecclesiam  uni- 
versalem, si  in  concilio  non  est  autoritas  oonflr- 
mandl  concilium,  cum  autoritas  et  persona  papae 
includatur  in  ecclesia.  Aut  ergo  papa  non  est  de 
ecclesia  aut  si  est,  suam  autoritatem  cum  ecde- 
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des  Konzils  Aber  den  Papst  ausgelegt  werden  konnte  ^  Ein  weiteres  Zngestftndniss, 
als  dieses  durch  die  Lage  der  Verhältnisse  gebotene,  ist  römischerseits  nicht  gemacht 
worden.  Dem  schon  zu  Anfang  des  Konzils  und  auch  nachher  noch  Öfters  gestellten 
Antrag,  der  gedachten  Fassung  die  zu  Konstanz  und  Basel  gebrauchten  Worte :  uni" 
tertalem  ecclemam  repraesentans  einzufügen,  welcher  keine  andere  Bedeutung  haben 
konnte,  als  für  die  S3rnode  die  volle  Souveränität  in  Anspruch  zu  nehmen,  traten  die 
Legaten  mit  aller  Entschiedenheit  entgegen^  und  verhinderten  unter  Zustimmung 
des  Papstes'  die  Annahme  desselben. 

Auch  in  anderen  Beziehungen  sind  die  päpstliche  Kurie  und  die  Legaten  bei 
ihrem  Verhalten  gegenüber  der  Synode  von  dem  pseudo-isidorischen  und  mittelalter- 
lichen Standpunkte  ausgegangen,  dass  das  Konzil  seine  Autorität  lediglich  durch  den 
Papst  erhalte  und  ihm  gegenüber  blos  die  Stellung  eines  berathenden  Senates,  dessen 
Beschlüsse  der  Bestätigung  des  Papstes  bedürften,  einnehme,  und  das  Konzil  hat  sich 
in  seiner  Majorität  dieser  Auffassung  mindestens  thatsächlich  geftlgt. 

Zunächst  haben  die  Legaten  die  Anschauung  vertreten,  dass  das  Konzil  nur  in 
denjenigen  Angelegenheiten,  welche  ihm  ausdrücklich  vom  Papste  überwiesen  seien, 
Zuständigkeit  zur  Beschiussfassung  besitze^,  insbesondere  nicht  berechtigt  sei,  irgend 
etwas  zu  beschliessen,  was  den  Rechten  des  Papstes  und  der  Kurie  präjudicire  Auch 
ist  da,  wo  dies  nicht  zu  vermeiden  war,  von  ihnen  ausdrücklich  die  Genehmigung 
des  Papstes  eingeholt  worden  ^.   Ferner  haben  sie  nicht  nur  das  Recht  in  Anspruch 


rit  in  coneilio  ooniongat.  Et  sie  oondliam  re- 
pnesentabit  eeclesiam  universalem  et  In  ooncilio 
erit  omnifl  antoiitas  qnae  in  Christi  ecclesla  repe- 
ritui.  Coneilio  eanonlce  congregato  et  difflniente 
aiiqnod  dogma  quod  ad  fldem  pertinet,  si  papa 
non  appiobat .  .  .  censendus  est  papa  haereticns 
qvia  contra  difilnitionem  concilii  generalis  vide- 
tor  ciedere  et  non  tenet  fldem  uniTersalls  eccle- 
liae  qnae  in  ooncilio  generali  repraesentator." 

1  Ich  kann  es  daher  nicht  für  zutreffend  er- 
achten, wenn  t.  Schulte  Stellung  pp.  in  dem 
Oehiauch  der  Formel  einen  Beweis  der  Selbst- 
ständigkeit des  Konzils  sieht. 

'  Der  Antrag  wurde  schon  in  der  Oeneralkon- 
giegation  t.  3.  Febr.  1546  von  den  Bischöfen  v. 
Fiesole,  Capaccio  n.  Badajoz  gestellt.  Theiner 
1,  45.  46,  and  von  mehreren  Vätern  mit  grosser 
Ünermüdllchkeit  wahrend  der  Dauer  des  Konzils 
bis  zum  J.  1563  wiederholt,  1.  c.  p.  89.  145. 
m.  290.  291.  293.  375.  382.  464.  486  u.  2, 
310. 

*  Massarelll  dlario  bei  y.  Dollinger  i, 
249. 

*  Im  J.  1546,  Theiner  1,  142:  „Quod  ab 
aliquibuB  dictum  est,  summam  esse  concilii  po- 
testatem ,  condlium  hoc  generale  et  oecumenicum 
esse,  afArmo  quldem ,  sed  summam  habere  dico 
potestatem  In  his  duntaxat  quae  no bis  cum 
etcum  8.  synodocommunicaylt  s.Domi- 
nus  noster  nee  potest  ultra  haec  all- 
quid  facere«;  u.  i.  J.  1547, 1.  o,  p.  424.  425: 
tr^Uqul  cuplunt  fleri  legem,  cui  etiam  pontifex, 
eaidüialeB  et  omnes  obedlre  tenentur,  de  confe- 
rendis  benefleüs :  quod  est  contra  omne  Ins  .  .  . 
eonelllum  In  hls  procedat  quae  el  do- 
rn an  data  sunt  sin  elaesione  autoritatls 
sedis  apostolicae  et  in  hls  quae  non 


potest  concilium,  suppllcetur  suae 
sanctitati'^';  eine  Anschauung,  welche  sich 
auch  in  der  BestitigungsbuUe  Pins'  IV:  Bene- 
dlotuB  deus  ▼.  26.  Januar  1564,  u.  a.  1.  c.  2, 
515  findet:  „nobis  adeo  concilii  libertati  faven- 
tibuB,  ut  etiam  de  rebus  sedi  apostolicae  reser- 
vatis  liberum  ipsi  coneilio  arbitrium  per  literas 
ad  legatos  nostros  scriptas  ultro  permiserlmus.^ 
In  Uebereinstimmung  damit  wurde  dann  auch 
seitens  mancher  KonzilSYäter  geäussert,  dass  das 
Konzil  keine  Gewalt  über  die  Kardinäle  habe, 
dieselben  Tielmehr  nur  bitten  und  ermahnen 
könne,  p.  365.  (Vgl.  auch  folg.  Anm.)  Wider- 
spruch gegen  diese  Ansichten  ist  freilich  erhoben 
worden,  1.  c.  1,  360.  361.  411  („conciliam  habet 
potestatem  condendi  leges  et  reformandi  mores, 
quod  licet  pontifex  posslt,  tarnen  non  debet^ 
412.  413,  aber  erfolglos. 

6  Zu  den  Entwürfen  für  c.  1. 2.  Sess.Y  (1546) 
haben  die  Legaten  Tor  der  Terkündung  in  der 
feierlichen  Sitzung  die  Zustimmung  des  Papstes 
erfordert  und  das  betreffende  BroTO  ebenfalls  in 
der  letzteren  publiciren  lassen ,  weil ,  wie  auch 
das  letztere  selbst  erklärt :  „quae  de  praebendts 
Taoaturis  ...  in  Ipso  coneilio  sandri  oontinget, 
tum  iuris  communis  et  aliorum  concilioram  dis- 
positioni,  tum  etiam  sedls  apostolicae  priYilegUs 
forte  in  aliqua  parte  repugnantibus  cupltis  de- 
super  etiam  nostrum  particularem  assensum  et 
auctoritatem  habere.  Nos  yestrum  propositum  In 
domino  commendantes ,  yolumus  et  decemimus, 
quod  quldquid  super  IIa  in  ipso  condllo  statutum 
fuerit,  plenam  obtinet  roboris  firmitatem.*^  Nur 
der  Bischof  t.  Fiesole  hat  darauf  erklärt:  ,,Flat, 
sine  praeludioio  universalis  anctoritatis  hulus  s. 
synodl",  1.  c.  p.  153 — 155.  Da«  Dekret  über  die 
Kardinäle  (Sess.  XXY.  c.  1)  ist  erst  beschlossen 
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genommen,  bei  einer  geringen  Differenz  in  der  Stinunenzahl  zn  Gunsten  der  Minorität 
den  Ausschlag  zu  geben  ^^  sondern  auch  ansdrficklich  erklftrt,  dass  der  Papst  sich 
nicht  an  die  Mehrheitsbeschlflsse  des  KonzlLs  binden  zu  lassen  brauche,  vielmehr 
seinerseits  das  Gegentheil  zu  verordnen  befugt  sei^. 

In  Uebereinstimmung  mit  diesen  Anschauungen  der  Legaten  ist  seitens  der  Kon- 
zilsmitglieder in  mehrfachen  Fällen,  wo  bei  der  Berathnng  schwieriger  Fragen  die 
Meinungen  weit  auseinander  gingen,  beantragt  worden,  die  Entscheidung  dem  päpst- 
lichen Stuhle  zu  überlassen  ^,  und  insbesondere  auf  diese  Weise  nach  langen  Ver- 
handlungen^ die  Frage  nach  der  Austheilung  des  Abendmahles  in  beiderlei  Gestalt 
erledigt  worden  *. 

Bei  der  Diskussion  ttber  den  Entwurf  zu  dem  Reformdekret  der  25.  Sitzung  hat 
eine  Reihe  von  Bischöfen  den  Vorschlag  gemacht,  in  demselben  die  Autorität  des 
päpstlichen  Stuhles  durch  eine  allgemeine  Klausel  zu  wahren  ^,  und  da  dieser  Ge- 
danke bei  der  Majorität  der  Synode  Anklang  fand  7,  so  wurde  den  Dekreten  der 
25.  Sitzung  das  c.  21 ,  nach  welchem  alle  Beschlttsse  des  Konzils  Aber  die  Reformsr 
tion  und  die  kirchliche  Disciplin  als  unter  Wahrung  der  päpstlichen  Autorität  gefasst 
gelten  sollten,  beigefügt^,  und  damit  dem  Papste  die  Handhabe  gegeben,  das  Dis- 
pensationsrecht  gegenüber  den  Bestimmungen  der  gesammten  Trienter  Refonngesetz- 
gebung  in  Anspruch  zu  nehmen  ^. 

Endlich  haben  die  Legaten  am  Schlüsse  des  Konzils  den  Vätern  die  Frage  vor- 
gelegt, ob  dieselben  damit  einverstanden  seien,  dass  Namens  der  Synode  durch  die 
Präsidenten  für  alle  unter  den  Pontifikaten  Pauls  lU.,  Julius'  lU.  und  Plus'  IV.  be- 


worden ,  nachdem  der  Kardinal  ▼.  Lothringen  in 
Rom  die  ErUämng  des  Papstes  erhalten  hatte, 
dass  sich  die  Reform  auch  auf  diese  erstrecken 
solle,  1.  e.  2,  458.  Im  Jahre  1562  wurden  sogar 
die  Legaten  y.  Plus  IV  angewiesen,  zur  schärfe- 
ren Betonung  dieses  Standpunktes  alle  den  Papst 
und  die  Kurie  betreffenden  Beschlüsse  auf  sei- 
nen Namen  mit  der  Formel :  „  s.  approhante  con- 
01110*^  abzufassen,  und  nur  in  Folge  ihrer  Gegen- 
vorstellungen Ist  davon  Abstand  genommen  wor- 
den, Pal  la  viel  no  1.  XYI.  c.  8.  n.  3. 

^  L.  c.  1,  214:  „cum  in  allqua  re  oritur  inter 
patres  magna  controversia  parvaque  est  In  numero 
patrum  dlfferentia,  tunc  legatorum  sedis  aposto- 
llcae  est  sententia  ponderanda,  ita  ut  cuicumque 
parti  adhaeserint,  eorum  determinationi  stetur." 

2  In  der  Oeneralkongiegation  v.  24.  Febr.  1547 
erklärte  auf  die  Aeusserung  des  Kardinals  v. 
Jaen,  1.  c.  p.  451 :  „Hoc  tarnen  scimus,  quod  in 
oonc.  Lateranensi  (V)  etiam  In  praesentla  papae 
andiebantur  vota  patrum  contradicentium  et  re- 
gistrahantur  eorum  vota  cum  ipsis  decretis '',  der 
erste  Legat:  „Quod  autem  alias  in  conc.  Later. 
factum  fult,  nihil  ad  propositum  fecit,  quo- 
niam  papa  in  concilio  non  tenebatur 
sequi  sententlas  patrum,  sin  olebat:  et 
propterea,  si  maior  pars  oontradixisset,  potuisset 
eüam  solus  statuere." 

9  So  in  Betreff  der  Frage  über  die  klandestinen 
Ehen ,  1.  c.  2,  392.  465,  wogegen  von  einzelnen 
spanischen  Bischöfen  bemerkt  wurde,  p.  392: 
„  ad  quid  eulm  oongregatur  ooncilium  nisi  ad  res 
difflciles'^  ?  und  p.  394 :  „quare  dicere,  remittatur 
aliquid  ad  summum  pontiflcem,  est  dicere  remit- 


tere  aliquid  a  pontiflce  cum  concilio  ad  pontiflcem 
solum,  cum  sit  hlo  tota  ecolesia  representative.^ 
*  Theiner  1,  520  ff. ;  2,  7  ff.  39.  45 ff.  87  ff. 
90ff. ;  vgl.  auch  v.  We8senberg4, 114 ff. 

6  L.  c.  1,  127.  129.  Der  Beschluss  findet  sich 
Sess.  XXII  am  Ende  als  „decretum  super  peti- 
tione  concessionis  calicis.^ 

«  L.  c.  2,  412.  438.  440  ff. 

7  S.  vor.  Anm.  u.  p.  446  ff.  451  ff.  460.  462. 
Erst  im  Laufe  der  Berathung  wurde  vorgeschla- 
gen, dass  die  Klausel  in  einem  Schlussdekret 
ausgesprochen  werden  mochte,  1.  o.  p.  441.  443. 
457.  462.  Die  Gegner  hoben  thells  hervor,  dass 
man  damit  den  Protestanten  Gelegenheit  gebe, 
die  Synode  als  vom  Papst  abhängig  darzustellen, 
p.  421.  442.  451.  456,  theUs,  dass  dadurch  dss 
ganze  Reformwerk  in  Frage  gestellt  weiden 
könne,  p.  457;  endlich  wurde  auch  geltend  ge- 
macht, dass  die  Klausel  der  Autorität  des  Papstes 
schade,  weil  gerade  durch  die  ausdrückliche 
Wahrung  derselben  in  Frage  gestellt  würde,  ob 
sie  ihm  kraft  göttlichen  Rechtes  zustehe. 

8  „Postremo  s.  synodus ,  omnia  et  singola  sab 
quibuscunque  clausulis  et  verbis  quae  de  momm 
reformatione  atque  ecclesiastica  diBciplina  tsm 
sub  f.  r.  Paulo  III  ac  Julie  III,  quam  sub  b.  Pio  IV 
pontiflcibus  mazlmis  in  hoc  s.  concilio  statatt 
sunt,  declarat  ita  decreta  fulsse,  ut  in  his  salvt 
semper  auctoritas  sedis  apostoUcae  et  sit  et  esse 
intelligatur.^ 

9  Die  Klausel  war  zweideutig.  Aber  aus  dem 
Standpunkt  der  Kurialisten,  dass  der  Papst  übec 
dem  Konzile  stehe ,  ergab  sich  diese  Folgarang 
mit  nothwendiger  Konsequenz. 
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scUossenen  Dekrete  und  Definitionen  die  Bestätignng  des  Papstes  eingeholt  werde  ^. 
Aach  damit  erklärte  sich  die  überwiegende  Mehrheit  der  Synode  einverstanden  ^^ 
und  dadurch)  sowie  durch  die  selbstverständlich  bereitwillig  ertheilte  Bestätigung^ 
war  ein  weiteres  Präjudiz  zu  Gunsten  der  kurialen  Lehre  von  der  Superiorität  des 
Papstes  tber  das  Konzil  geschaffen. 


t  Th  ein  er  2, 507. 

2  B^  der  Ahstimmnng  erklärte  sich  nur  der 
Erzbischof  v.  Granada  dagegen,  und  anderer- 
seits TOtiiten  unter  der  Majorität  drei  Bischöfe 
mit  dem  Zusatz :  »peto  conflrmationem  tamquam 
neoeesariam^  1.  c.  2,  507. 

S  Cit.  Bulle :  Benedictus  deus  (s.  S.  441.  n.  4)  : 
„Cum  autem  ipsa  s.  synodus  pro  sua  erga  sedem 
apostolicam  reverentia,  antiquorum  etiam  conci- 
liorum  vestigiis  inbaerens  (?  s.  o.  S.  344),  decre- 
torvm  suorum  omnium  qnae  nostro  et  praedeces- 
Borum  nostrorum  tempore  facta  sunt,  conflrma- 
tionem a  nobis  petierit.  .  .  .  Nos,  ex  legatorum 
litteris  prius,  deinde  post  reditum  eorum  ex  iis 
quae  synodi  nomine  dillgenter  retulerunt,  postu- 
latione  ipsius  synodi  oognita,  habita  super  bac  re 
cum  Toner,  fratrlbus  nostrae  S.  B.  Ei  cardlnali- 
buB  matura  deliberatione .  • .  cum  ea  deereta  om- 
nia  caibolica  et  populo  cbristiano  utilia  et  salu- 
taria  esse  eognoTissemus  ...  de  eorum  fratrum 
noetrorum  consilio  et  assensu  in  oonsistorio  nostro 
seereto  üla  omnia  et  singula  auctoritate  apostollca 
hodie  conflrmavimus  (der  Beriebt  darüber  bei 
Tbeiner  2,  514,  auch  in  den  Ausgaben  des 
KonxOs}  et  ab  omnibus  Cbristi  fldelibus  susci- 
pienda  ae  serranda  decernimus.^ 

Was  die  Bedeutung  dieser  Bestätigung  betrifft, 
so  giebt  V.  Schulte,  Stellung  S.  241  zwar  zu, 
daes  die  historisch  gefestigte  Anschauung  für  die 
Diadplinardekrete  eine  päpstliche  Bestätigung 
erfordert  habe,  für  die  dogmatischen  lehnt  er 
aber  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  ab,  und 
legt  Plus  lY  die  Absicht  unter,  seinerseits  durch 
die  Annahme  der  Beschlüsse  ledigUch  das  Kon- 
zil zu  bestärken,  damit  ausser  Zweifel  stehe,  dass 
die  ganze  Kirche  es  acceptire.  M.  E.  ist  es  in- 
dessen unmöglich  eine  solche  Unterscheidung  zu 
machen.  Der  Papst  spricht  an  der  entscheiden- 
den Stelle  der  Bulle  in  einem  einzigen  Satze  die 
Bestätigung  aller  Beschlüsse,  also  sowohl  der 
dogmatischen,  wie  auch  der  Reformkanones  aus, 
und  gebraucht  nur  einmal  das  Wort :  conflrmare. 
Dasselbe  kann  also  nicht  für  die  ersteren  im 
Sinne  einer  blossen  bestärkenden  Annahme,  für 
die  anderen  als  zur  Reohtsgültigkelt  nothwendige 
Bestätigung  aufigefasst  werden,  xun  so  weniger  als 
das  Konzil  in  seinem  Beschlüsse  über  die  Ein- 
holung der  päpstlichen  Konfirmation  ebensowenig 
eine  Unterscheidung  der  beiden  Arten  seiner  Be- 
sehlüsse  gemacht  hat.  Ich  nehme  meinerseits  an, 
dass  das  confirmare  im  Sinne  der  letzteren  Be- 
deutung sowohl  Ton  den  Legaten  bei  der  Frage- 
stellung, wie  auch  von  Plus  lY  in  der  Bulle  ge- 
braucht ist.  Dass  der  Papst  sich  nicht  der  sonst 
üblichen  Bedewendungen :  „approbamus,  robora- 
mus,  validamus"  bedient ,  beweist  nichts,  da  er 
gegenüber  der  immer  noch  nicht  yöllig  überwun- 
denen Konstanzer  und  Baseler  Theorie  und  ge- 
genüber den  weltlichen  Fürsten  Torsichtig  sein 


musste  und  daher  Veranlassung  hatte,  die  Bestä- 
tigung nicht  zu  scharf  zu  aceentuiren.  Entschei- 
dend ist  es  dagegen ,  dass  die  Kurie  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrh.  bemüht  gewesen  ist, 
die  pseudo-isidorisch  mittelalterliche  Theorie  von 
der  Abhängigkeit  des  allgemeinen  Konzils  vom 
Papste  wieder  zur  praktischen  Geltung  zu  brin- 
gen, und  dass  es  mit  diesen  Bestrebungen,  wel- 
che sich  auch  in  dem  päpstlichen  Verhalten  ge- 
genüber dem  Trienter  Konzil  zeigen  (s.  auch  noch 
gleich  oben  im  Texte),  yOUig  unToreinbar  er- 
scheint, dem  Papste  bei  der  sich  darbietenden 
günstigen  Gelegenheit  eine  andere  Absicht  unter- 
zulegen, als  das  päpstlioherseits  in  Anspruch  ge- 
nommene Recht  der  Bestätigung  der  Beschlüsse 
des  Konzils  auszuüben,  wie  denn  auch  Pias  IV 
im  Eingang  der  Bulle  y.  18.  Juli  1564  (in  den 
Ausgaben  des  Konzils)  sagt:  „Sicut  ad  ss.  oon- 
ciliorum  deereta  ao  canones  auctoritas  atque  con- 
flrmatio  apostolicae  sedis  et  debet  et  seiet  aeee- 
dere,  ita ,  si  quae  super  eis  exorta  sit  dubitatio 
eiusdem  sedis  iudicio  et  declaratione  tollenda 
est.''  Wenn  er  dann  weiter  wegen  der  Zweifel  über 
die  Zeit  des  Inkrafttretens  der  Reformdekrete  be- 
stimmt, dass  dies  mit  dem  1.  Mai  1564  als  erfolgt 
gelten  solle,  so  lässt  sich  diese  Anordnung  nicht 
nur  durch  die  beiden  von  y.  Schulte  a.a.O.  S. 
242  aufgestellten  Altematiyen  erklären,  dass  der 
Papst  die  Bestätigung  blos  für  die  Reformdekrete 
für  nöthig  gehalten  oder  andernfalls  auch  absur- 
der Weise  die  Geltung  für  die  Glaubenssätze  you 
dem  gedachten  Tage  ab  angeordnet  haben  müsse, 
vielmehr  liegt  die  Sache  so,  dass  der  Papst  für 
beide  Arten  von  Beschlüssen  seine  Bestätigung 
für  nothwendig  erachtet  hat,  dass  aber  nur  wegen 
des  Tages  des  Inkrafttretens  der  Reformdekrete 
Zweifel  entstanden  waren,  während  die  Geltung 
der  Glaubensbeschlüsse  sich  für  den  Papst  vom 
Tage  seiner  Bestätigung  ab  von  selbst  verstand 
und  auch  sonst  nicht  in  Frage  gezogen  war.  Wenn 
v.  Schulte  gegenüber  dieser  Auffassung  be- 
merkt (S.  240),  dass  derjenige,  welcher  sie  theilt, 
zugeben  muss :  „der  h.  Geist  hat  erleuchtet,  aber 
diese  Erleuchtung  war  zugleich  suspendirt,  bis 
zu  Rom  eine  Superarbitrirung  des  mit  des  h. 
Geistes  Beistande  Bestimmten  stattgefunden  und 
erkannt  war,  es  sei  gut;  das  Konzil  publioirt, 
aber  wenn  der  Papst  es  nicht  genehmigt  hätte, 
wäre  das  nichts  gewesen",  so  gebe  ich  diese  Kon- 
sequenz zu,  nicht  aber  die  weitere  Behauptung : 
„Mäuniglich  leuchtet  ein,  dass  diese  Auffassung 
geradezu  lächerlich  ist."  Lächerlich  wäre  es  dann 
aach,  die  Nothwendigkeit  der  kaiserlichen  Be- 
stätigung für  die  älteren  Konzilien,  worin  v. 
Schulte  mit  mir  übereinstimmt,  (s.  o.  S.  846) 
anzunehmen,  und  derselbe  Vorwurf  würde  nicht 
minder  die  zweifellos  im  Mittelalter  herrschende 
Theorie,  dass  das  allgemeine  Konzil  vom  Papst 
abhängig  ist,  treffen. 
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Allerdings  hat  diese  Theorie  durch  keinen  Eonzilsbeschluss  eine  principielle 
Anerkennung  gefunden,  ja  die  Kurie  hatte  sogar  selbst  in  richtiger  Beurtheilung  der 
obwaltenden  Verhältnisse  jede  Verhandlung  Aber  das  Verh&ltniss  des  Papstthnms 
zum  Episkopat  so  viel  wie  möglich  auszuschliessen  gesucht,  und  das  einzige  Mal,  wo 
Pius  IV.  von  dieser  Taktik  abwich  und  die  Legaten  anwies  ^,  einen  Kanon  Aber  den 
Primat  des  Papstes  nach  dem  Vorbilde  des  Florentiner  Konzils^  zur  Beschlussfassung 
vorzulegen  3,  mussten  dieselben  bei  dem  Widerspruch  der  französischen  Bischöfe  und 
der  Gesandten  der  weltlichen  Mächte,  welche  darin  eine  Verwerfting  der  Theorie  der 
Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst  erblickten  und  dagegen  protestirten^,  die 
Angelegenheit  noch  während  des  Stadiums  blosser  Vorbesprechungen  fallen  lassen^. 
Andererseits  war  es  aber  von  weittragender  Bedeutung ,  dass  es  dem  Papstthum  ge- 
lungen war,  in  den  Beschlüssen  des  Konzils  jede  Bestimmung  fern  zu  halten ,  welche 
zu  Gunsten  der  Konstanzer  und  Baseler  Theorien  gedeutet  werden  konnte^,  da  die 
Praxis ,  wie  sie  sich  auf  der  Synode  gestaltet  hatte,  der  Lehre  von  der  Superiorität 
des  Papstes  über  das  Konzil  durchaus  günstig  gewesen  war. 


i  Bei  den  Terhandlangen  über  das  Sakrament 
dea  Ordo  (jetzt  Seas.  XXHI.),  bei  welchen  die 
Spanier  und  yiele  der  Franzosen  für  die  unmittel- 
bare göttliche  Einsetzung  des  Episkopates  und 
seiner  Jurisdiktion  (s.  Th.  I.  S.  203.  n.  4)  ein- 
traten, Tgl.  Y.  Wessenberg  4,  Ö9ff. ;  Ranke, 
die  römischen  Päpste  im  16.  und  17.  Jahrh.  1, 
330. 

8  Ende  Dezember  1562,  Pallavicino  1. 
XIX.  c.  8.  n.  6.    Vgl.  anch  Th.  1.  S.  195.  n.  8. 

S  Der  Kanon  lautete  in  der  Fassung ,  velohe 
im  Januar  1563  von  Rom  aus  den  Legaten  yor- 
gescbrieben  war,  Paleotto  bei  Theiner  2, 
613 :  „Si  quis  dixerit,  b.  Petrum  ex  Institutione 
Christi  primum  inter  apostolos  eiusque  vlcarium 
in  terris  non  fuisse  aut  in  ecclesia  non  esse  unum 
pontiflcem  Petri  successorem  et  cam  eo  regiminis 
auctoritate  parem  et  in  romana  sede  legitimes 
eins  successores  ad  haec  usque  tempora  ins  prima- 
tus  in  ecclesia  non  habuisse,  omnium  chrisdano- 
rum  patrem,  pastorem  ac  doctorem  non  extitisse 
plenamque  potestatem  pasoendi ,  regend!  et  gu- 
bemandl  universalem  ecclesiam  a  d.  n.  Jesu 
Christo  in  b.  Petro  eisdem  traditam  non  fuisse : 
anathema  sit^;  Pallavicino  1.  XIX.  c.  12. 
n.  9. 

4  Pale  Otto  1.  c.  614.  615:  „oratores  (Qalli) 
respondent,  se  habere  in  mandatis  a  rege,  ut 
nullo  pacto  hano  fleri  iniuriam  gallicanae  eccle- 
siae  patiantur,  quae  non  admittit  papam  esse 
Bupra  concilium'^*,  vgl.  femer  Pallavicino  1. 
XE^.  e.  13.  n.  2  ff.  u.  c.  14.  n.  4  ff.  Auch  Kai- 
ser Ferdinand  I,  welchen  der  Papst  zu  gewinnen 
versucht  hatte,  um  den  Franzosen  und  Spaniern 
entgegenzutreten  zu  können,  81  ekel  S.  466, 
instrairte  im  März  1563  seine  Gesandten  dahin, 
a.  a.  0.  S.  462 :  „veremur,  ne  in  praesenti  con- 
cilio  aliquando  In  disputationem  veniat  sive  di- 
recte  sive  per  Indirectum  odiosa  illa  ao  difflcilli- 
ma  quaestio,  utrum  videllcet  conclllum  Sit  supra 
papam  vel  papa  supra  concilium  :  cui  sane  eidem 
.  .  .  oratores  debebunt  diligenter  cavere  .  .  .  ne 
ullam  ansam  aut  materiam  praebeant  ...  sin 
veio  eluscemodl  quaestio  nullo  modo  posset  evi- 
tari,  noB  quidem  arbitramur  dlffloile  futurum, 


quod  tunc  Oermanica  uatio  sese  in  hac  parte  a 
decretis  oonciliorum  tam  Constantiensis  quam 
Basiliensis  pateretur  dimoveri .  .  .  prlusquam  vel 
minimum  quippiam  in  hac  parte  (oratores)  con- 
cedant  vel  admittant,  per  quod  ss.  concillorum 
auctoritas  vel  elevari  vel  dimluui  posse  videtur, 
mox  rem  omnem  una  cum  sententia  et  consilio 
ipsorum  ac  plena  totius  negocii  informatione 
ad  nos  deferant'';  und  schrieb  an  den  Papst, 
Sickel  S.  468:  „admoncamus,  si  Sanctitas  Y. 
auctoritatem  et  potestatem  suam  latius  vellet  ex- 
tendere  ac  per  eam  cogitaret  labefactare  et  dimi- 
nuere  auctoritatem  s.  oecumenlci  ooncilii  aut  hac 
OGcasione  vellet  omnes  illud  conflteri  quod  multi 
palam  negant,  Sanctitati  Y.  subeunda  foret  diffi- 
cillima  et  gravissima  disputatio  et  controversia, 
quam  praesenti  rerum  et  temporum  statu  s&tius 
esset,  evitare  .  .  .  quocirca  S.  Y.  .  .  .  rogamus, 
ut  .  .  .  ipsa  auctoritatem  s.  oecumenico  concilio 
debitam  et  competentem  conunendatam  habere 
dignetur  nee  eandem  ulla  parte  diminutam  aut 
labefactatam  velit.'' 

s  Paleotto  1.  c.  2,  616ff.;  Mendoza,  el 
sucedido  en  el  concilio  de  Trento  bei  v.  Döl- 
llnger2,120. 125. 

6  Am  Schlüsse  des  Dekrets  der  Sess.  XYI.  v. 
1552 ,  welches  die  Yertagung  des  Konzils  aus- 
spricht (vgl.  0.  S.  429.  n.  14),  wurde  allerdings 
angeordnet:  „Interea  .  .  .  synodus  exhortatur 
omnes  principes  christianos  et  omnes  praelatos, 
ut  observent  et  respective,  quatenus  ad  eos 
spectat,  observare  faciant  in  suis  regnis  domlnlis 
et  eccleslis  omnia  et  singula,  quae  per  boc  s. 
oecumenicnm  concilium  fuerunt  hactenus  statuta 
et  decreta*',  und  es  scheint  demnach  als  ob  die 
Synode  damit  den  Anspruch  auf  ein  vom  Papste 
unabhängiges  Gesetzgebungsrecht  erhoben  hat, 
indessen  war  dieses  Dekret  im  Einveratändniss 
der  Legaten  entworfen  worden,  und  ihm  die 
Klausel :  „  quatenus  ad  eos  spectat "  beige- 
fügt, was  mehreren  Bischöfen  Yeranlassung  gab, 
gegen  dieselbe  zu  protestiren  und  die  Autorität 
der  allgemeinen  Konzilien  zu  wahren.  Le  Plmt 
1.  c.  4,  546;  Pallavicino  1.  Xm.  c.  3.  n. 
3  ff. 
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Aber  nicht  allein  in  dieser  einen,  freilich  principiellen  Frage  war  das  Papst- 
thnrn,  welches  die  von  ihm  bei  Eröfihnng  der  Synode  innegehabte  Position  zn  wahren 
gewnsst  hatte ,  Sieger  geblieben.  Anch  das  nach  langen  Jahren  mühsam  errungene 
materielle  Ergebniss  des  Konzils  bildete  einen  Triumph  ftr  dasselbe. 

Die  Synode,  welche  ursprünglich  dazu  bestimmt  war,  eine  Vereinbarung  mit  den 
Protestanten  herbeizuführen,  hat  nicht  nur  den  Protestantismus  verdammt  und  gerade 
im  Gegensatz  zu  demselben  die  katholische  Lehre  in  schärferer  und  präciserer  Fassung 
formulirt,  sondern  auch  dadurch,  dass  sie  wesentlich  die  Resultate  der  scholastischen 
Theologie  zum  Symbol  erhoben  hat,  für  die  Folgezeit  eine  voraussetzungslose  wissen- 
schaftliche Prüfung  der  katholischen  Dogmen  innerhalb  der  katholischen  Kirche  un- 
möglich gemacht. 

Was  die  Reformdekrete  betrifft;,  so  hat  das  Konzil  allerdings  manche  heilsame 
Bestimmungen  erlassen^,  aber  weder  eine  durchgreifende  Reform  der  römischen 
Enrie  noch  die  Beseitigung  der  für  Rom  einträglichen  Misshr&uche  herbeigeführt^. 

Die  Rechte  des  Papstes  über  die  Bischöfe^  blieben  im  wesentlichen  unverändert 
and  soweit  eine  Erweiterung  der  bischöflichen  Befugnisse  erfolgt  ist,  wurde  sie  den 
Bischöfen  nur  auf  Grund  einer  ein  für  alle  Mal  erfolgten  päpstlichen  Delegation 
gewährt^. 

Die  Reformdekrete  boten,  soweit  es  sich  um  den  niederen  Klerus  handelte,  die 
Handhabe  für  die  Bischöfe,  die  gesammte  Verwaltung  der  Diöcese  bei  sich  und  hei 
ihren  Behörden  zu  konzentriren ,  soweit  aber  die  Bischöfe  in  Frage  standen,  gaben 
sie  dem  Papste  die  Macht,  die  Diöoesan- Administration  von  Rom  aus  durch  seine  Be- 
hörden^ einheitlich  leiten  und  beherrschen  zu  lassen. 

Dazu  kam  weiter,  dass  das  Konzil,  um  nur  zu  dem  allseitig  herbeigewünschten 
Schlüsse  zu  gelangen ,  sich  genöthigt  sah ,  dem  Papst  die  Erledigung  mehrerer  wich- 
tiger Angelegenheiten,  die  Ausarbeitung  des  Index  der  verbotenen  Bücher,  des  Kate- 
chismus, des  Missales  und  des  Breviers  ohne  jede  Beschränkung  zu  überlassen  ^,  und 
dass  dadurch  der  Kurie  eine  weitere  Gelegenheit  gegeben  war ,  die  Verbreitung  der 
bei  ihr  herrschenden  Anschauungen ,  insbesondere  auch  ihrer  Auffassung  über  die 
Stellung  des  Papstthums,  zu  fördern  ^. 

Anfänglich  hatten  die  Päpste  dem  Trienter  Konzil  besorgt  entgegen  gesehen, 
und  auch  nach  seinem  Zusammentritt  sich  bemüht,  dasselbe  durch  Verlegungen  und 


*  Hierher  gehören  inshesondere  Sess.  V.  c.  1. 
2  de  ref.,  SesB.  XXIII.  c.  18  de  ret,  Sess.  XXIV 
de  reformat.  matrimon.,  Sess.  XXIY.  c.  2.  3.  4 
de  ref.  und  eine  Reihe  von  Dekreten  in  Sess. 
XXV.  de  regalarlbas. 

^  Ueber  die  Annaten  hat  das  Konzil  nichts 
beschlossen.  Die  Bestimmnngen  über  die  päpst- 
lichen Reservationen  und  die  Pluralitat  der 
Beoeflzien  sind  nicht  durchgreifend  genug,  ygl. 
Tb.  III.  S.  141.  164.  255  ff.  Das  päpstliche  Dis- 
pensationsreoht  hat  durch  Sess.  XXII.  c  5  de 
ref.  keine  materielle  Einschränkung  erlitten. 
Ebenso  blieb  die  Beobachtung  der  Vorschriften 
über  die  Auswahl  der  Kardinäle  aus  allen  christ- 
lichen Nationen  und  über  die  Qualifikationen 
mm  Bischofsamtd ,  Sess,  XXIY.  c.  1  u.  Sess. 
XXV.  c.  1.  der  Wlllkühr  der  Päpste  überlassen. 
Endlich  ist  die  Beschränkung  des  päpstlichen 


ATOcationsrechtes  von  kirchlichen  Sachen  eben- 
falls nur  eine  mehr  nominelle,  Sess.  XXIV.  c. 
20  de  ref. 

3  S.  0.  S.  444.  n.  1. 

^  Die  betreffenden  Stellen  des  Tridentinums 
sind  Th.  I.  S.  176  n.  7  und  S.  177  n.  3  zusam- 
mengestellt. 

5  Vgl.  V.  Schulte,  Quellen  3,  59.  63.  Ge- 
rade die  wichtigsten  dieser  Behörden  sind  im 
Laufe  des  16.  Jahrhunderts  eingesetzt  worden, 
s.  Th.  I.  S.  451  ff. 

^  Sess.  XXV  contin.  de  indice  etc. 

<^  So  wurde  die  Lehre  des  Florentiner  Konzils, 
trotzdem  dass  ihre  Anerkennung  durch  die  trien- 
ter Synode  nicht  zu  ermöglichen  gewesen  war, 
s.  0.  S.  444.  n.  3  u.  4,  in  den  remischen  Kate- 
chismus Plus'  V.  y.  1566  aufgenommen ,  Th.  I. 
S.  195.  n.  8  a.  E. 
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Suspensionen  in  seiner  Thätigkeit  möglichst  zn  hemmen.  Das  gfinstige  Besultat,  wel- 
ches sich  trotzdem  für  das  Papstthnm  ans  demselben  ergab,  hatte  das  letztere  theils 
den  obwaltenden  politischen  Verhältnissen,  theils  der  verschiedenen  Stellung  des 
hohen  Klerus  der  einzelnen  L&nder  zu  den  kirchlichen  Fragen,  theils  aber  auch  der 
eigenen  geschickten  Benutzung  der  erwähnten  Verhältnisse  und  der  gewandten  Lei- 
tung der  Legaten  zu  danken. 

Schon  gleich  nach  der  Eröffnung  des  Konzils  gelang  es  Paul  HI.  die  Pläne 
Karls  V.  erfolgreich  zu  durchkreuzen.  Der  letztere  hatte ,  wie  schon  erwähnt ,  die 
Einberufung  desselben  darum  so  lebhaft  betrieben ,  weil  er  dasselbe  als  Mittel  be- 
trachtete ,  eine  durchgreifende  Reform  der  Kirche  und  der  Kurie  zu  bewirken  und 
auf  diesem  Wege  im  Interesse  der  Stärkung  seiner  politischen  Machtstellung  die 
Wiedereinigung  der  Katholiken  und  Protestanten  herbeizuführen.  Bei  der  negativen 
Haltung  Frankreichs ,  welches  weder  eine  Befestigung  der  Herrschaft  Karls  V.  noch 
eine  Vergrösserung  der  päpstlichen  Macht  wünschte ,  erschienen  auf  dem  Konzil  zu- 
nächst nur  eine  geringe  Anzahl  italienischer  und  spanischer  Bischöfe.  Diesen  wenigen 
gegenüber  wurde  es  leicht,  die  schon  besprochene  Art  der  Geschäftsbehandlung 
durchzusetzen,  femer  aber  wussten  die  Legaten  die  protestantenfeindliche  Gesinnung 
derselben  zu  benutzen ,  um  die  Berathungen  der  dogmatischen  Fragen  in  die  erste 
Linie  zu  stellen  und  die  Beformangelegenheit  zurflckzuschieben^  Als  dann  bei  der 
Verhandlung  der  letzteren  aus  Anlass  der  Berathungen  über  die  Residenzpflicbt  die 
Frage ,  ob  diese  auf  dem  ins  divinum  beruhe ,  und  in  Verbindung  damit  das  princi- 
pielle  Verhäliniss  des  Papstthums  zur  bischoflichen  Gewalt  zur  Sprache  gebracht 
wurde,  traten  die  Spanier  im  Verein  mit  einzelnen  Italienern  so  lebhaft  fär  die  Be- 
schränkung der  päpstlichen  Rechte  ein ,  dass  die  Legaten  alle  ihre  Geschicklichkeit 
aufwenden  mussten,  einen  fttr  den  Papst  nicht  präjudizirlichen  Beschluss  bei  der 
Mehrheit  durchzusetzen^,  und  dass  der  Papst  nunmehr  seinen  schon  frfiher  gefaasten 
Plan,  das  Konzil  nach  Bologna  zu  verlegen,  ausführte  3. 

Auch  nach  der  Wiedereröffiiung  des  Konzils  durch  Julius  in.  beobachtete  die 
Kurie  die  frühere  Taktik ,  durch  Betreibung  der  Verurtheilung  der  protestantischen 
Lehren  den  Beitritt  der  Protestanten,  mit  deren  Hülfe  ELarl  V.  die  von  ihm  ge- 
wünschte Reform  zu  erreichen  hofite,  zu  verhindern,  während  Karl  V.  nicht  ener- 
gisch aufzutreten  wagte ,  weil  er  befürchten  musste ,  dass  der  Papst  im  Einverstftnd- 
niss  mit  Frankreich,  welches  das  Konzil  bisher  nicht  anerkannt  hatte,  zu  einer  neuen 
Vertagung  desselben  schreiten  könnte  ^. 

Als  das  Konzil  zum  letzten  Male  wieder  zusammentrat,  waren  die  Verhältniase 
insofern  wesentlich  verändert,  als  einmal  dem  Papst  kein  Kaiser  mehr  gegenüber  stand, 
welcher  die  Macht  hatte,  sich  durch  die  Benutzung  des  Konzils  zu  seinen  Zwecken 
die  Herrschaft  über  das  Papstthnm  zu  sichern ,  andererseits  aber  die  fortwährende 
Hinausschiebung  der  kirchlichen  Reformen  das  Verlangen  nach  derselben  bei  den 
einzelnen  Mächten  und  Bischöfen  auf  das  Entschiedenste  gesteigert  hatte  \  Während 
indessen  von  den  ersteren  Philipp  U.  von  Spanien  in  Uebereinstimmung  mit  dem 

<  Ranke,  deutsche  Gesch.  Im  Zeitalter  der  >  Vgl.  o.  S.  429. 

Refonnation4,  370ff.,  v.  WeBsenbeig  3, 167. 
Vgl.  auch  0.  S.  429,  *  ▼•  Wessenberg  a.  a.  O.  3,  300  ff. 

«  Theiner  1,  346.  351.  363.  373.  377.  382.  «  „       .        cl^   x.    a      i>a  .*    i     4ß  „    ^-r 

\h    aar   Am    AOD    AM\    iftl.  ^.i    .„.i.  ,  «Ranke,  Oeach.  der  Pipste  im  16.  u.  17. 


385.   391.  409.  422.  450.  464;  vgl.  auch  v.       ,  ^  T  Y  aoi 
Wessenberg  4,  33  ff.  ^^^^'  *'  ^^^' 
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römischen  Stahle  in  erster  Linie  die  Unterdrückung  der  Protestanten  wUnschte,  gaben 
Ferdinand  I.  nnd  Frankreich  die  Hofifhung  nicht  auf,  die  Protestanten  durch  eine 
energisohe  Kirchenreform  nnd  durch  einzelne  Eonzessionen,  wie  z.  B.  die  Gestattnng 
des  Laienkelches ,  der  Priesterehe  und  der  Gottesdienst-  und  Sakramentsfeier  in  der 
Volkssprache,  zu  gewinnen  ^ 

Ebenso  uneinig  waren  die  Bischöfe  der  verschiedenen  Nationen.  Die  Italiener 
standen  in  der  Mehrzahl  auf  der  Seite  des  Papstes  und  suchten  in  ihrem  eigenen 
Interesse  jede  entscheidende  Beform  zu  verhindern  \  Die  Spanier  wollten  eine 
solche,  aber  wesentlich  in  der  Richtung  einer  Stärkung  der  bischöflichen  Gewalt  und 
waren  blos  insoweit  geneigt,  die  Rechte  des  Papstes  zu  beschränken ,  die  Franzosen 
endlich  —  die  Deutschen  kamen  bei  ihrer  geringen  Zahl  nicht  in  Betracht  —  stimm- 
ten in  dem  ersten  Punkte  mit  den  Spaniern  llberein,  wollten  dagegen  auch  die 
Snperiorität  des  Eonzüs  Aber  den  Papst  und  die  Freiheiten  ihrer  Kirche  aufrecht- 
halten 3. 

Dem  Papst  und  den  Legaten  konnte  es  daher  nicht  schwer  werden,  diese  ver- 
schiedenartigen Strömungen  zu  benutzen,  um  entscheidende  Beschlüsse  in  der  Re- 
formangelegenheit  hinauszuschieben,  und  dies  gelang  ihnen  auch  namentlich  in  Betreff 
der  Residenzfrage,  bei  welcher  der  schon  früher  entstandene  Streit  über  die  göttliche 
Einsetzung  der  bischöflichen  Gewalt  und  die  Begründung  der  Residenzpflicht  durch 
das  ius  divinum  von  Neuem  entbrannte  4.  Gleichzeitig  wusste  die  Kurie  durch  Ver- 
handlungen mit  den  katholischen  Fürsten,  welche  im  Literesse  ihrer  eigenen  poli- 
tischen Stellung  das  Konzil  nicht  resultatlos  auseinande^ehen  und  es  nicht  auf  einen 
Bruch  mit  dem  Papstthum  ankommen  lassen  wollten,  diese  zur  Herabminderung  ihrer 
Forderungen  zu  bestimmen^,  insbesondere  durch  den  geschickten  Schachzug,  dass 
sie  Ende  des  Sommers  1563  dem  Konzile  durch  ihre  Legaten  eine  Reihe  von  Reform- 
kapiteln auf  Beschränkung  der  Macht  der  Fürsten  in  kirchlichen  Dingen^,  deren 
Annahme  seitens  der  Bischöfe  nicht  zweifelhaft  war'',  vorlegen  Uess. 

Nachdem  auf  diese  Weise  das  Konzil  in  die  der  Kurie  genehme  Bahn  gelenkt 
worden  war,  brachte  dasselbe  seine  Arbeiten  schnell  zum  Abschlüsse,  und  das  Er- 


1  y.  Wessenberg  a.  &.  0.  3,  384  ff.  392. 
408. 

8  a.  a.  O.  4,  9. 

«  Ranke  1,  330;  v,  Weasenberg  4,  9  ff. 

*  Schon  am  11.  März  1562  waren  hierauf  bezüg- 
liche Propositionen  vorgelegt  worden,  T  h  ei  n  e r 
1,  644.  Darüber  wurde  dann  bis  zum  14.  Juli 
1563  Terhandelt,  1.  c.  p.  695.  u.  2,  161  ff.  198. 
208.  219.  227.  229.  264,  270.  281.  295.  299. 
303.  305,  und  die  Angelegenheit  erst  durch  die 
Publikation  der  Dekrete  In  der  Sees.  XXIII  Tom 
15.  Juli  1563  zum  AbschliMB  gebracht,  nachdem 
seit  der  vorhergehenden  (vom  17.  September 
1562  ab)  eine  8malige  Hlnausschlebnng  der  23. 
Sitzung  erfolgt  war,  1.  c.  2,  166.  177.  186.  206. 
218. 230. 263.  298.  Vgl.  auch  v.WeBBenberg 
a.  t.  0.  4,  42  ff. 

^  Darüber,  InsbeBondere  über  die  Sendung  des 
KonzUspräsldenten,  Kardinals  Morone  zu  Ferdi- 
nand I.  Im  Frühjahr  1563  Ranke  1 ,  337  ff.; 
V.  WeB8enberg3,  439.  454.  460. 

•BelThelner  2,  384  und  LePlatO,  227. 
Sie  ordnen  n.  A.  die  Freiheit  der  Geistlichen  von 
der  weltlichen  Gerichtsbarkeit,  von  Steuern  und 


Auflagen,  sowie  die  Beseitigung  des  Regalien- 
rechtes nnd  desPlacetB  an.  Vgl.  auch  Paleotto 
I.e.  2,  663  ff.;  ▼.  We88eiiberg4,  471ff. 

'^  Durch  die  Besorgnlss  davor  wurden  die  Für- 
sten bestimmt,  sich  Ihrerseits  dem  Wunsche  des 
Papstes  auf  baldige  Schliessung  des  Konzils  nicht 
mehr  entgegenzustellen.  Tgl.  Paleotto  1.  o. 
2,  677:  „Quare  hl  omnes  (die  weltlichen  Ge- 
sandten) apud  Sanetissimum  egerunt,  ut  caput 
id  vel  ondtteretur  vel  resecaretur.  SanctisslmuB, 
ut  eoB  quoque  forte  promptiores  ad  flnlendum 
condlium  haberet,  fädle  elB  assensit  ac  per  llte- 
ras  Id  legatis  mandavlt  et  seorsum  multl  praelatl 
ex  his  qul  vehementiores  vldebantur,  admonltl 
ex  urbe  fuerunt,  ne  legatorum  proposltionl  contra- 
dlcerent.  Quare  fult  Id  caput  in  generalem  quan- 
dam  formulam  et  fere  inanem  verborum  sonum 
redactum  . .  et  ab  omnibus  fere  probatum.^  Das- 
selbe steht  Jetzt  Sess.  XXY  de  ref.  als  c.  20. 

8  Die  zahlreichen  Dekrete  der  Sess.  XXIY  und 
XXY  wurden  in  der  Zeit  bis  zum  4.  Dezember 
1563  fertig  gestellt  und  In  den  erwähnten  Sitzun- 
gen vom  11.  November  und  von  dem  eben  gedach- 
ten Tage  angenommen. 
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gebniss  derselben  erschien  dem  Papst  so  befriedigend  j  dass  er  in  seiner  Anrede  an 
das  Konsistorium  vom  31.  Dezember  1563  erklärte:  „Er  ftthle  sich  den  Konzils- 
y&tem  besonders  verpflichtet)  weil  sie  ihm  gegenflber  mit  solcher  M&ssignng  und 
Willföhrigkeit  bei  den  Reformen  vorgegangen  seien,  dass  dieselben,  falls  er  sie  selbst 
in  die  Hand  genommen  h&tte,  sicherlich  strenger  ansgefaUen  sein  würden^  ^ 

In  der  25.  Sitzung  hatte  das  Konzil  durch  ein  besonderes  Dekret^  die  Beobach- 
tung seiner  Beschlüsse  angeordnet  und  zugleich  dem  Papste  das  Becht  eingerftomt, 
Schwierigkeiten  und  Zweifel,  welche  sich  in  Bezug  auf  dieselben  und  ihre  Annahme 
etwa  ergeben  sollten ,  auf  die  ihm  geeignet  scheinende  Weise  zu  heben  und  zu  be- 
seitigen 3. 

Aus  Anlass  der  letzteren  Bestimmung  verbot  Pius  IV.  in  der  Bulle:  Benedictus 
deus^,  ohne  päpstliche  Oenehmigung  Kommentare,  Qlossen,  sowie  Erlänteningen 
irgend  welcher  Art  zu  den  Dekreten  des  Konzils  bei  Strafe  der  Exkommunikation  zu 
veröffentlichen,  und  behielt  dem  päpstlichen  Stuhle  die  ausschliessliche,  d.  h.  die 
authentische  Interpretation  der  Beschlüsse  desselben  vor^.  Entgegen  der  Vollmacht 
des  Konzils ,  welches  dem  Papste  das  erwähnte  Recht  nur  für  Ausnahmeflüle  über- 
tragen und  dabei  die  Berathung  von  kirchlichen  Würdenträgem  der  einzelnen  Pro- 
vinzen oder  eines  allgemeinen  Konziles  in  Aussicht  genommen  hatte ,  war  damit  jede 
wissenschaftliche  Behandlung  der  Dekrete  der  Trienter  Synode  ausgeschlossen,  und 
indem  das  Interpretationsrecht  zu  Gunsten  des  päpstlichen  Stuhles  monopolisirt  wurde, 
derselbe  zum  Herren  der  Konzilsbeschlflsse  gemacht.  Wie  ihm  eine  Bestimmung 
des  Konzils  die  Möglichkeit  bot,  von  den  Anordnungen  desselben  zu  dispensiren  und 
diese  ausser  Wirksamkeit  zu  setzen^,  so  gewährte  ihm  die  gedachte  Klausel  den  An- 
halt für  die  Inanspruchnahme  des  Rechts ,  die  Dekrete  der  Synode  allein  in  seinem 
Sinne  zur  Anwendung  bringen  zu  lassen,  und  damit  war  das  Fundament  für  die  prak- 
tische Bethätigung  der  beiden  Sätze ,  dass  der  Papst  sowohl  über  dem  allgemeinen 
Konzil,  wie  auch  über  dem  ins  canonicum  stehe,  aus  den  Beschlüssen  des  Tridenti- 
num  selbst  gewonnen. 

VI.  D4e  Reception  des  Konzils  von  Trient.  Obwohl  das  Konzil  von 
Trient  in  seinen  Anfängen  verhältnissmässig  schwach  besucht  war,  und  auch  noch 
während  seines  letzten  Stadiums  die  deutschen  Bischöfe  so  gut  wie  gar  keine  Ver- 
tretung auf  demselben  hatten  "^j  ist  katholischerseits  kein  nennenswerther  Zweifel  an 
der  Oekumenicität  desselben  erhoben  worden.  Mit  Rücksicht  auf  den  von  ihr  selbst 
beanspruchten  ökumenischen  Charakter  hatte  die  Synode  in  einem  besonderen  De- 
krete alle  Fürsten  ermahnt,  ihre  Beschlüsse  zu  beobachten^.  Femer  war  am  Schlüsse 
derselben  seitens  der  päpstlichen  Legaten  auf  die  Unterzeichnung  der  Konzilsdekrete 


>  Le  Plat  1.  c.  6,  307;  Pallayicino  1. 
XXIV.  c.  9.  n.  5. 

2  De  recipiendis  et  ohserrandis  decretis  con- 
cilii. 

3  1.  c. :  „Quodsi  in  bis  recipiendis  aliqua  diffl- 
cnltas  oriatur  aat  aliqua  Indderlnt ,  quae  decla- 
raüonem,  qnod  non  credit,  ant  deflnitionem  po- 
stulant,  praeter  alia  remedia  In  hoc  concllio 
institnta  confldit  s.  synodus,  h.  pontiflcem  Roma- 
num  curatnrum,  nt  vel  evocatis  ex  Ulis  praeser- 
tim  pToyinciis ,  nnde  difflcultas  orta  fuerit ,  lis 
quos  eidem  negotio  tractando  Yiderit  expedire  vel 
etiam  concilü  generalis  celebratione, 


gl  necessarinm  ludicaTerlt  vel  com- 
modfore  quacumque  ratione  ei  visuin 
fnerit,  proTinciarnm  necesaitatibas  pro  dei 
gloria  et  ecclesiae  tranqnlllitate  consulatur.'' 

*  S.  0.  S.  441.  n.  4. 

B  Ueber  die  damit  in  Verbindung  stehende 
Errichtung  der  Congregatio  concilü,  s.  Tb.  1. 
S.  456. 

6  S.  0.  S.  442. 

^  S.  0.  S.  431. 

8  Sess.  XXV.  decr.  dt.  de  recipiendis  et  obs. 
decretis  concilü. 
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durch  die  Gesandten  der  weltlichen  Mächte  hingewirkt  worden  ^,  und  in  Folge  dessen 
haben  auch  die  letzteren  mit  Ausnahme  der  Gesandten  Spaniens^  nnd  Frankreichs' 
durch  ihre  Unterschrift  die  Annahme  aller  Beschlüsse  Namens  der  von  ihnen  ver- 
tretenen Fflrsten  und  Reiche  erkl&rt^.  In  der  Bolle:  Benedictos  deus  ermahnte  der 
Papst  die  Fürsten  nochmals  ^,  ihre  Hülfe  für  die  Durchführung  der  Beschlüsse  des 
Konzils  zu  gewähren ,  indem  er  demnächst  zur  Beseitigung  entstandener  Zweifel  an- 
ordnete, dass  wegen  des  für  die  Beschaffung  von  Dmckezemplaren  nothwendig  ge- 
wordenen Zeitraums  als  Tag  des  Inkrafttretens  der  Reformdekrete  der  1.  Mai  des 
Jahres  1564  gelten  sollte^. 

Die  Zelten  des  Mittelalters ,  in  welchem  die  Fürsten  die  vom  Papst  und  einem 
Konzile  beschlossenen  Anordnungen  ohne  Weiteres  als  massgebend  anerkannt  hatten, 
waren  indessen  längst  vorüber.  Das  Papstthnm  war  nicht  mehr  die  allein  herrschende 
und  massgebende  Weltmacht,  welche  den  Fürsten  ohne  Weiteres  bindende  Gesetze 
dMren  konnte.  Seit  dem  Konzil  von  Basel,  dessen  Beschlüsse  ihre  Geltung  in  Frank- 
reich und  Deutschland  durch  die  Annahme  seitens  der  weltlichen  Gewalten  erlangt 
hatten^,  war  der  Einfluss  der  Fflrsten  auf  die  kirchlichen  Angelegenheiten  in  ihren 
Lindem  noch  erheblich  gewachsen,  und  daraus  erklärt  es  sich,  dass  in  einzelnen 
Staaten  die  Trienter  Dekrete  trotz  der  Unterzeichnung  durch  die  fürstlichen  Ge- 
sandten nicbt  ohne  Weiteres  und  in  vollem  Umfange  als  massgebend  anerkannt  wur- 
den, man  vielmehr  eine  Prüfung  in  Bezug  auf  ihr  Verhältniss  zu  dem  bisherigen 
kirchlichen  und  staatlichen  Rechtszustande  vomahnu 

In  Frankreich^  wurde  in  Folge  der  im  königlichen  Rath  in  den  J.  1564  und 
1565  stattgehabten  Verhandlungen  die  Annahme  und  die  Publikation  der  Reformdekrete 
^rweigert,  weil  man  eine  Reihe  von  Bestimmungen  derselben  den  Rechten  der  könig- 
lichen Gewalt  und  den  Freiheiten  der  gallikanischen  Kirche  für  widersprechend  er- 
achtete 9.  Auch  haben  alle  Anstrengungen  Pius'  IV.  bei  Karl  IX.  und  Clemens' IX.  bei 
Heinrich  IV.  ^^^  ebenso  die  wiederholt  von  Seiten  des  französischen  Klerus  auf  den 
Provinzialsynoden^i  und  in  den  assembl^es  g^n^rales  erhobenen  Remonstrationen^^ 
eme  Aendemng  in  der  ablehnenden  Haltung  der  Parlamente  und  der  Könige  nicht 
herbeizuführen  vermocht  ^^.    Nur  einzelne  Reformvorschriften  des  Konzils  wurden 


»  LePlatmon.  6,  187.  188. 

*  Dieser  wollte  nur  mit  Vorbehalt  der  Geneb- 
nüfung  des  Königs  unterschreiben;  Psllayl- 
eiiiol.  XXIV.  c.  8.  n.  14. 

'  Die  franzosischen  Gesandten  waren  schon 
«bgweigt,  Le  Plat  1.  c.  7,  277.  303.  Der  Kar- 
sai Ton  Lothringen  hat  zwar  für  Frankreich 
v^nterscbrieben,  er  war  aber  nicht  französischer 
^^estndter  nad  besass  anch  sonst  keine  Vollmacht 
^tt,  1.  c.  p.  302;  V.  We8senberg4,  223. 

*  Die  Protokolle  vom  6.  Dezember  1564  bei 
Th  ein  er  2,  516  ff.  Damach  haben  die  Unter- 
•ehiift  geleistet  die  Gesandten  des  deutschen 
l^^iers,  femer  die  Böhmens,  Oesterreichs,  Un- 
SVDt,  Polens,  SaToyens,  Florenz*  nnd  Sienas, 
lies  Johannlter-Ordens ,  1.  c.  p.  516 ,  des  Kleras 
^  7  katholischen  Kantone  der  Schweiz ,  1.  0. 
P*  517 ,  Portugals,  Venedigs,  nnd  der  gedachten 
Sehweizer  Kantone,  1.  c.  p.  518. 

>  S.  0.  S.  441.  n.  4. 

*  Bnlle:  Sicnt  ad  TOm  18.  Jnli  1564.  s.  0. 
8. 443.  n.  3. 

^8.  0.8.408  ff. 

Blase  hl  US,  Eirehenrecht.  m. 


8  Vgl.  Gonrayer,  disconrs  hlstorique  sor  la 
rtfception  du  condle  de  Trente,  particulidrement 
en  France  in  dessen  histoire  du  concile  de  Trente 
par  Fra-Paolo  Sarpi,  tradnite  en  fran^s.  Am- 
sterdam 1736.  2,  772  ff.  und  ebendaselbst  1751. 
3,  235  ff. ;  Bouix,  du  concile  provincial.  Paris 
1850.  p.  500  ff. 

9  Le  Plat  1.  c.  6,  320;  Courayer  1.  c. 
(ed.  1751)  p.  228. 

^0  S.  auch  Durand  de  Mailiane,  les  liber- 
tez  de  r^glise  Galllcane.  2,  33;  Htfricourt 
loix  eeclesiastiqnes  de  France  p.  103 ;  ▼.  W  e  s  - 
senberg  4,  224  ff .  Daraaf  bezügliche  Akten- 
stücke bei  Le  Plat  1.  c  7,  225  ff. 

11  So  z.  B.  zu  Tours  1583.  c.  l.  Hardouin 
10. 1394. 

»  Durand  de  Mailiane,  1.  c.  2,  34;  über 
die  energische  Remonstration  von  1615,  s.  Le 
Plat  7,  284. 

13  Während  ihres  Kampfes  mit  Heinrich  IV. 
setzte  die  Ligne  i.  Jahre  1593  allerdings  die  An- 
nahme in  einer  tumultarisohen  Versammlung  der 
assembltfe  generale  durch,  aber  dieser  Beschluss 

29 


450 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


fi  172. 


dnrch  die  Provinzialsynoden  znr  Ausfäliniiig  gebracht  nnd  auch  manche  in  die 
königlichen  Ordonnanzen  aufgenommen  ^  Dagegen  ist  die  Annahme  der  Glaubens- 
dekrete in  Frankreich  niemals  beanstandet  worden  ^.  Unter  diesen  Umständen  hat 
sich  hier  der  Bechtszustand  dahin  fixirt,  dass  von  den  Reformbeschlttssen  diejenigen, 
welche  mit  den  Freiheiten  der  gallikanischen  Kirche  und  den  Rechten  des  Königs  in 
Widerspruch  standen,  als  nicht  geltend,  dagegen  von  den  ttbrigen  alle,  welche  durch 
königliche  Gesetze  oder  sonst,  insbesondere  durch  die  Provinzialsynoden  recipirt 
worden  waren,  sowie  endlich  alle  das  Dogma  betreffenden  Beschlflsse  als  massgebend 
betrachtet  wurden  3. 

In  Deutschland  ist  eine  reichsgesetzliche  Anerkennung  der  Verordnungen 
des  Konzils  niemals  erfolgt.  Wohl  aber  nahmen  die  geistlichen  Fürsten  dieselben 
gelegentlich  des  Reichstages  zu  Augsburg  von  1566^  in  einer  abgesonderten  Ver- 
sammlung an  und  Itessen  sie  in  ihren  Territorien,  namentlich  auf  den  Provinzial-  und 
Diöcesansynoden  publiciren^  Das  letztere  geschah  auch  in  den  österreichischen 
und  anderen  deutschen  Diöcesen  und  Provinzen ,  wenngleich  zum  Theil  erst  Jahr- 
zehnte nach  dem  Schlüsse  des  Konzils^,  ohne  dass  freilich  die  weltlichen  Fürsten  die 
Vorschriften  desselben,  welche  nach  ihrer  Auffassung  gegen  ihre  Rechte  in  Kirchen- 
sachen verstiessen,  als  ftlr  sich  verbindlich  erachteten ''. 

In  Spanien  Hess  zwar  Philipp  U.  im  J.  1564  die  Publikation  des  Tridentinums 
zu,  ertheilte  jedoch  das  Placet  nur  mit  der  Einschränkung,  dass  dadurch  nichts  an 
den  Rechten  des  Königs,  seiner  Vasallen  und  Unterthanen,  insbesondere  nichts  in 
Bezug  auf  die  s.  g.  königlichen  Patronatrechte ,  sowie  in  Benefizial-  und  anderen 
Sachen  geändert  werdet. 

Auch  in  den  anderen  katholischen  Ländern  sind  die  Beschlüsse  auf  Partikular- 
synoden bekannt  gemacht  worden»,  aber  selbst  da,  wo  von  den  Regierungen  keine 
Beschränkungen  für  die  Publikation  gestellt  worden  sind ,  haben  die  letzteren  doch 
trotz  derselben  an  ihren  staatlichen  Rechten  über  die  Kirche  festgehalten. 


wurde  später  als  ungültig  betrachtet.  Damals 
stellte  auch  der  Parlaments-Präsident  Le  Maistre 
alle  anstössigen  Dekrete  zusammen.  Das  Me- 
moire V.  9.  April  1593  hei  Le  Pia t  7,  267,  und 
ferner  bei  Durand  de  Maillane,  dlctlonnalre 
de  droit  eanonique  2  ^d.  4,  639. 

1  Durand  de  Maillane,  dlctlonnalre  1.  c. 
p.  638. 

2  L.  c.  p.  637.  638;  Htfrlcourt  1.  c.  p.  103. 

3  H^ricourt,  1.  c.  p.  104;  Durand  de 
Maillane  1.  c.  p.  639. 

*  Rankea.a.0.2,4ö;  v.WcB8enberg4,229. 

5  Hartzhelm  7,  148.  232.  420.  698.  1057; 
Laspeyres,  Gesch.  der  Verfassung  der  kath. 
Kirche  Preussens  S.  818.  n.  4. 

ö  Ueber  Oesterrelch  s.  Friedberg,  Grenzen 
zw.  Staat  u.  Kirche,  S.  127.  Auf  der  Synode  ▼. 
Olmütz  1568  beriethen  die  Prälaten  lange  ob  sie 
ohne  Genehmigung  des  Kaisers  zur  Publikation 
schreiten  durften  und  nahmen  schliesslich  davon 
Abstand.  Vgl.  Statuten  der  Diöcese  Olmütz  v.  B. 
D  u  d  i  k.  Brunn  1879.  Die  Publikation  Ist  hier  erst 
1591  erfolgt;  Hartzhelm  8,  310.  363,  in  der 
Prager  Provinz  sogar  erst  1605, 1.  c.  8,  762,  nach- 
dem vorher  1565  schon  einzelne  Reifbrmbestlm- 
mungen  In  die  statuta  dioecesana  Aufnahme  ge- 
funden hatten,  1.  c.  7,  26.  S.  auch  Reformartikel 


V.  1564,  her.  v.  B.  Dudlk,  Wien  1871,  S.  5.  6 
u.  österr.  Vierteljahrsschrift  f.  kath.  Theologie. 
13.  Jahrg.  1874.  S.  167  ff. 

''  S.  z.B.  Denkschrift  des  hairlschen  geistliehen 
Rathes  vom  30.  Novbr.  1769,  bei  Friedberg 
a.  a.  0.  S,  258.  n.  1  :  „Sonst  wird  überhanbt 
widersprochen,  das  In  Baym  extra  res  fldei  das 
Trident.  Goncllium  schlechterdlngB  angenohmen 
worden,  da  man  factls  ipsls  villen  stücken  bis 
heutigen  Tages  kontradldrt  hat  und  eine  bischöf- 
liche Publikation  allein  sine  pladto  den  La&des- 
fürsten  nicht  binden  kann." 

8  Gams,  Kirchen gesch.  von  Spanien  ITI.  2, 
186.  188;  Friedberg  a.  a.  0.  S.  544.  545. 
Unter  ähnlichen  Vorbehalten  gestattete  er  audi 
die  Publikation  in  Neapel,  v.  Wossenberg 
4,227;  Friedber  g  S.544,  und  in  den  Nieder- 
landen ,  Le  Plat  1.  c.  7,  90  ff.;  v.  Wessen- 
berg  a. a.  0.  (über  Burgund  s.  Le  Plat  7,214). 

9  So  in  Toscana,  Friedberg  S.  683;  Portu- 
gal, Pallavicino  1.  XXIV.  c.  9.  n.  45;  v. 
WeS8enberg4,  227 ;  Ungarn,  a.  a.  0.;  Polen, 
Heyzmann  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  22,  77  ff.;  in 
der  katholischen  Schweiz,  v.  Wessenberg  4, 
231;  vgl.  auch  cit.  Archiv  27,  68;  in  Venedfg, 
Sarpi  bei  Le  Biet,  Magazin  der  Kirchen-  v. 
Staatsgesch.  1,524;  v. Wessenberg 4,  226. 
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Kor  80  weit  daher  die  letzteren  nicht  in  Betracht  kamen,  sind  die  BeschlllBse 
des  Tridentinnms  innerhalb  der  damaligen  katholischen  Welt^  praktisches  Becht 
geworden  und  es  auch  bis  heute  geblieben  2. 

Vn.  Die  Zeit  nach  dem  Tridentinum  bis  zum  yatikanischen  Konzil. 
Die  Synode  vonTrient  hatte  ans  den  früher  angegebenen  Gründen  die  Lehre  von  der 
Saperiorität  des  Papstes  über  das  allgemeine  Konzil  nicht  in  einem  principiellen  Aus- 
sprach Sanktioniren  können ,  und  wenn  dieselbe  auch  thats&chlich  durch  die  prak- 
tische Anwendung  dieser  Theorie  seitens  der  Kurie  beherrscht  worden  war,  so  blieb 
doch  immer  noch  für  die  Anhänger  der  Konstanzer  und  Baseler  Anschauungen  die 
Möglichkeit  übrig,  ohne  sich  dem  Vorwurf  der  Ketzerei  auszusetzen,  an  der  entgegen- 
gesetzten Lehre  festzuhalten.  Namentlich  in  Frankreich  hatte  dieselbe ,  als  ein  Theil 
des  Oallikanismus,  feste  Wurzeln  geschlagen;  sie  fand  hier  nicht  nur  mit  demselben 
ihre  weitere  wissenschaftliche  Begründung  3,  sondern  wurde  auch  ausdrücklich  in  die 
berühmte  d^claration  du  clerg^  de  France  von  1682  aufgenommen'*.  Nicht  minder 
hat  sie  in  den  übrigen  Ländern,  namentlich  unter  dem  Einflüsse  des  Oallikanismus, 
ihre  Herrschaft  fortgeübt  ^.  Einen  direkten  und  principiellen  Kampf  gegen  die  Lehre 
hat  das  Papstthum  lange  Zeit  hindurch  nicht  für  zweckmässig  erachtet,  denn  eine 
definitive  Beseitigung  derselben  war  nicht  anders  möglich,  als  dass  man  den  Be- 
schlüssen von  Konstanz  und  Basel,  denen  die  Kurie  und  die  Kurialisten  fi*eilich  die 
Oekumenicität  absprachen  ^,  den  gegentheiligen  Ausspruch  eines  andern  unzweifel- 
haft anerkannten  allgemeinen  Konzils  '^  entgegen  zu  setzen  im  Stande  war.  Weder  im 
17.  noch  im  18.  Jahrhundert  konnte  man  aber  bei  der  Lage  der  politischen  und 
kirchlichen  Verhältnisse  päpstlicherseits  den  Versuch  machen,  ein  allgemeines  Konzil 
zu  diesem  Zwecke  einzuberufen^,  und  daher  ist  die  Kontroverse  über  das  Papal-  und 
Episkopalsystem,  sowie  über  die  Superiorität  des  Papstes  über  das  Konzil  und  umge- 
kehrt bis  auf  unsere  Zeit  in  der  katholischen  Kirche  unentschieden  geblieben. 

Erst  das  im  J.  1814  restaurirte  Papstthum  vermochte  nach  mehr  als  50  Jahren 
diese  Aufgabe  zu  lösen ,  nachdem  es  begünstigt  durch  eine  verschiedene  Reihe  von 
Momenten,  vor  Allem  unter  Mitwirkung  des  Jesuitenordens,  sowohl  in  dem  Klerus, 
wie  in  der  katholischen  Wissenschaft  die  gallikanischen  und  episkopalistischen  An- 
schauungen so  gut  wie  ganz  hatte  beseitigen ,  sowie  durch  Pflanzung  und  Förderung 
ultramontanen  Geistes  innerhalb  des  Klerus  und  der  Laienschaft  die  Centralisation 
der  katholischen  Kirche  in  einem  selbst  dem  Mittelalter  unbekannten  Masse  und  die 
thatsächlich  absolute  und  alleinige  Herrschaft  Roms  hatte  zur  Durchführung  bringen 
können^. 


^  Eine  Publikation  hat  nicht  Btattgefanden 
im  HeTzogthnm  Preuesen,  in  Sachsen,  in  dem 
grössten  Theil  der  Schweiz,  in  England,  Schott- 
land und  einzelnen  Theilen Irlands,  in  Schweden, 
Norwegen  und  Dänemark,  Analeota  iur.  pontif. 
1858.  p.  1077. 

'  Ueber  das ,  was  heute  nnpraktisch  ist ,  bei 
den  einzelnen  Lehren,  s.  ;l,  B.  nnten  $.  173. 

»  Th.  I.  8.  198. 

«  a.  a.  O.  S.  199;  s.  anch  G.  Phillips,  d. 
Aegalienrecht  in  Frankreich.  S.  854  ff. 

6  Th.  I.  S.  199  ff. 

B  S.  o.  S.  387.  n.  1  und  S.  416.  Auch  ist,  wie 
sehoa  früher  (s.  o.  S.  420  ff.),  wieder  in  der  Bulle : 
Goena  domlnl  der  Satz  reprobirt  worden,  dass  eine 


Appellation  vom  Papst  an  ein  allgemeines  Kon- 
zil znlässig  sei,  s.  dieselbe  In  der  Recension 
Benedicts  XIY.  const.  Pastoralis  Bomani  ponti- 
flcis  $.  2  vom  30.  März  1741,  buUar.  Benedict. 
XIV.  1,  36. 

"^  Denn  die  Oekumenicität  des  Konzils  ▼.  Flo- 
renz (s.  S.  420)  kann  fügl  icher  Weise  bestritten 
werden. 

S  Ein  näheres  Eingehen  darauf,  wie  auf  die 
Entwicklung  seit  1814  ist  hier  nicht  möglich, 
weil  die  Darstellung  zu  einer  Geschichte  der 
katholischen  Kirche  seit  dem  Tridentinum  bis  zum 
Jahre  1^70  werden  mQsste. 

9  Tgl.  hierzu  J.  Friedrich,  Gesch.  d.  vatl- 

29* 
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VUI.  Das  Vatikanische  Konzil  von  1869  und  1870*.  Bei  Qelegenlieit 
der  achtzehnten  hnndertjährigen  Erinnenmgsfeier  des  Märtyrertodes  der  Apostel 
Peter  nnd  Paul  am  26.  Jnni  1867  that  Pins  IX.  im  Eonsistoriom  seine  Absicht  kund, 
so  bald  es  angftnglich  erscheine,  ein  allgemeines  Konzil  zor  Berathnng  geeigneter 
Heilmittel  gegen  die  die  Kirche  in  der  Jetztzeit  bedrohenden  Uebe)-  einznbemfen^ 
nnd  nachdem  die  damals  in  Rom  zahlreich  versammelten  Bischöfe  in  einer  Ergeben- 
heits- Adresse  ihre  Frende  darüber  ausgesprochen  hatten^,  erklftrte  er,  das  Konzil 
am  Tage  der  unbefleckten  EmpAngniss  Marift  eröfinen  zu  wollen^.  Ein  Jahr  sp&teT, 
am  29.  Juni  1868,  erging  die  Einbemfongsbulle^,  welche  die  ErOffiinng  anf  den  er- 
wähnten Festtag  (8.  Dezember)  des  Jahres  1869  festsetzte  nnd  zu  demselben  die 
Patriarchen,  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Achte  und  alle  anderen,  „qnibns  iure  ant  privi- 
legio  in  conciliis  generalibas  residendi  et  sententias  in  eis  dicendi  facta  est  potestas^, 
einlud^.  Bald  daranf  wurden  auch  durch  besondere  Bullen  die  nicht  unirten  orien- 


kanlscben Konzils.  Bonn  1877.  Bd.  1  (enthaltend 
die  YorgeacMclite  bis  zur  Eiöffnung). 

*£ug.  Oecconl,  Btoria  del  condllo  yatlcano, 
Bciitta  sui  documenti  original!.  Parte  I.   Antece- 
dentl  del  condllo.     Roma  1872.    Vol.  I.    (im 
päpstlichen  Auftrage  unter  Benutzung  der  Akten- 
stücke),  autorisirte  deutsche  Uebersetzung  von 
W.  Molitor.   Regensburg  1873.  —  Acta  et  de- 
creta  ss.  et  oecum.  concilU  Vaticanl.    Friburgl 
Brlsig.   1871;    J.  Friedrich,  documenta  ad 
illustrandum  condllum  Vaticanum.    II  Partes. 
Nordllng.  1871.  1872;  0.  Martin,  d.  Arbeiten 
des  vatikanischen  Konzils.   2.  Aufl.   Paderborn 
1873;    0.  Martin,   omnlum  concilü  Vaücani 
quae  ad  doctrinam  et  dlsdplinam  pertlnent  do- 
cumentorum  collectio,  ed.  II.  Paderborn.  1873; 
E.  Friedberg,   Sammlung  d.  Aktenstücke  z. 
ersten  vatikanischen   Goncll.     Tübingen  1872; 
Offizielle  Aktenstücke  z.  d.  y.  Pins  IX  berufe- 
nen ökumenischen  Gondl.   Berlin  1869.     Eine 
Anzahl  yon  Aktenstücken  auch  im  Arch.  f.  k. 
K.  R.  Bd.  22 — 33.   (Chronologische  Zusammen- 
stellung derselben  i.  Generalregister  zu  Bd.  I — 
XXVII.  Mainz  1872;  sowie  in  Vol.  7  ff.  y.  Ro- 
skovany,   Romanus  pontifex ,  vgl.  den  index 
In  Vol.  XV  (Nitriae  1879)  p.  660  ff.  —  Kondl, 
d.   ökumenische.     Stimmen   aus  Maria  Laacb. 
N.  F.    Unter  Benutzung  rom.  Mittheilungen  u. 
d.  Arbeiten  d.  Oiviltä,  her.  y.  Flor.  Riess  u. 
K.y.Weber.  Frdburgl.Br.  1869  ff.  lOHfte.— 
Scheeben,   d.  ökumenische  Konzil  y.  1869. 
Regensburg  1870  ff.  3  Bde. ;  Actes  et  histoire  du 
oondle  oecum^nique  de  Rome  publi^s  sous  la 
directlon  deVictorFrond.  Paris,  s.  a,  (1870 ff.) 
7  Vol.,  dayon  aber  erst  Vol.  7 :    c^^ration  du 
condle  oecum^nique  du  Vatican.   Actes,  d^crets 
et  documents  recueilUs  et  mls  en  ordre  par  V. 
Pelletier.   Paris  1872  (Prachtwerk,   s.  auch 
darüber  J.  Friedrich,  Tagebuch  während  des 
yatik.  Gondls.  2.  Aufl.   S.  180);   Fessler,  d. 
Vatikan.  Gondl,  dessen  äussere  Bedeutung  und 
innerer  Verlauf.  Wien  1871 ;  Henry  Edward 
(Manning),  the  true   history  of  the  Vatican 
coundi.  London  1877;  deutsche  autor.  Ueber- 
setzung y.  Bender.  Berlin  1877.  —  (Von  alt- 
katholischer Seite.)     Stimmen  aus  der  kathol. 
Kirche  über  Kirchenfragen  der  Gegenwart.  Mün- 


chen 1869.  2  Bde.  (darin  Heft  2:  Einige  Woite 
über  die  Infallibilitats-Adresse  und  die  neue  Ge- 
schäftsordnung des  Gondls.  Zwei  Gutachten  t. 
J.  y.  Döllinger;  Heft  7:  Wie  es  auf  dem 
Konzil  hergeht) ;  Quirlnus,  röm.  Briefe Tom 
Konzil.  München  1870  (u.  dagegen  W.  E.  f. 
Ketteier,  d.  Unwahrhdten  d.  rom.  Briefe  v. 
Konzü.  Mainz  1870);  J.  Friedrich,  Tagebuch 
während  d.  vatikanischen  Gondls  geführt.  2.  Aufl. 
Nördlingen  1873;  F.  y.  Schulte,  d.  Stellung 
d.  Gondlien ,  Päpste  u.  Bischöfe  v.  histor.  n. 
canon.  Standpunkt  u.  d.  päpstl.  Gonstitution  v. 
18.  Juli  1870.  Prag  1871;  H.  Reinkens,  d. 
Unregelmässigkdt  u.  Unfreiheit  des  yatlkan. 
Gondls.  Münster  1871.  —  (Von  protestantischer 
Seite.)  Tb.  Frommann,  Gesch.  u.  Kritik  d. 
yatikanischen  Gondls.  Gotha  1872.  —  Im  Uebri- 
gen  ygl.  die  Nachweisungen  bei  Friedberg 
a.  a.  0.  S.  2  ff.,  in  d.  dt.  General-Register  des 
Arch.  f.  k.  K.  R.  S.  19  ff.  u.  dem  dt.  Vol.  XV. 
y.  Roskoyany  p.  668ff. 

1  Friedberg,  Aktenstücke  S.  212.  Schon 
Ende  d.  J.  1864  hatte  der  Papst  Gutachten  der 
Kardinäle  über  die  Einberufung  eines  allgemei- 
nen Konzils  erfordert,  und  da  diese  meistens 
günstig  lauteten,  im  J.  1865  eine  besondere 
Kongregation  yon  6  Kardinälen  zur  weiteren  Be- 
rathnng der  Angelegenheit  eingesetzt;  Cee- 
coni- Molitor  S.  Iff.  19 ff.  Nachdem  sich 
diese  ebenfalls  für  den  Plan  des  Papstes  erkliit, 
wurde  dann  eine  etwas  zahlreichere  Spezialkon- 
gregation  für  die  Ldtung  der  Angelegenheiten 
des  künftigen  allgemeinen  Konzils  (con^r^osioiM 
apeiiale  direttriec  per  gli  affan  del  futuro  eondlio) 
gebildet,  a.  a.  O.  S.  36. 

3  Friedberg  a.  a.  0.  S.  217.  Die  Adresse 
ist  yon  500  Bischöfen  unterschrieben  worden, 
Gecconi-Molltor  S.  61. 

8  Friedberg  a.  a.  0.  S.  222. 

*  S.  228. 

B  S.  232 :  „eis  yi  iurisiurandi,  quod  noMs  et 
huic  8.  sedi  praestiternnt  ac  s.  obedientiae  rir- 
tute  et  sub  poenis  iure  aut  consuetudine  In  ede- 
bratlonibus  condliorum  adyersus  non  aceedentes 
ferri  et  proponl  solitis  mandanten  arcteque  prae- 
dpientes,  ut  ipsimet,  nisi  forte  iusto  deiinean- 
tur  impedlmento,  quod  tarnen  per  legiümos  pro- 
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taliBchen  Biflchöfe  zum  Erscheinen  und  zur  Herstellung  der  Union  mit  der  römischen 
Kirche  1,  sowie  die  Protestanten  nnd  die  übrigen  Akatholiken  znr  Rückkehr  in  den 
Schooss  der  katholischen  Kirche  aufgefordert  2. 

Abweichend  von  dem  Mheren  Herkommen^  erhielten  die  weltliohen  Mächte 
kone  £Snladungen  zu  dem  Konzile  ^,  indem  die  Kurie  offiziell  als  Grund  dafftr  die 
rerftnderten  Beziehungen  derselben  zum  päpstlichen  Stuhle  und  zur  katholischen 
ISrche  angab  <^,  während  derselbe  in  der  That  wohl  einmal  in  dem  Bestreben  des 
Papstes  lag,  bei  einem  so  bedeutsamen  Anlass  wie  der  Abhaltung  eines  allgemeinen 
Konziles  nach  mehr  als  dreihunder^ähriger  Unterbrechung  den  Anspruch  auf  die  Un- 
abhängigkeit der  Kirche  von  den  weltlichen  Mächten  zum  Ausdruck  zu  bringen,  ande- 
rerseits aber  auch  in  der  Besorgniss,  dass  die  Pläne  der  Kurie  durch  eine  Theilnahme 
von  Vertretern  der  weltlichen  Regierungen  möglicher  Weise  gekreuzt  werden  könnten  ^. 

Nicht  minder  stand  es  im  Widerspruch  mit  der  früher  üblichen  Sitte  ^^  dass  in 
den  offiziellen  Kundgebungen  der  Zweck  des  Konzils  nicht  bestimmt  und  klar,  son- 
dern nur  in  sehr  vagen  und  vieldeutigen  Wendungen  angegeben  wurde  ^.  Schon  im 
Februar  1869  Hessen  indessen  die  von  Rom  ausgehenden  Erklärungen,  namentlich 
die  Veröffentlichungen  in  der  Giviltä  cattolica,  keinen  Zweifel  mehr,  dass  die  Prokla- 
mirung  der  Lehren  des  Syllabus  vom  J.  1864,  sowie  die  der  Unfehlbarkeit  des  Pap- 
stes, durch  das  Konzil  beabsichtigt  werdet. 

Die  Vorbereitungen  für  das  Konzil  wurden  im  Auftrage  des  Papstes  durch  eine 
besondere  im  J.  1865  eingesetzte  Kardinals-Kongregation  getroffen  ^^  mit  welcher 


cnntores  synodo  piobare  debebimt,  sacro  hiiic 
oondllo  omnino  adesse  et  Interesse  teneantni^. 

1  Vom  8.  Sept.  1868,  Friedberg  S.  233. 
Ueber  die  Ablebnung  dieser  Einladung  durch  die 
Oxlentalen  Tgl.  Frommann  S.8;  Friedberg 
S.  12.  70. 

s  Vom  13.  Sept.  1868,  a.  a.  0.  S.  235.  Ueber 
die  Torsehiedenen  protestantlsoben  Kundgebun- 
gen dagegen,  a.  a.  0.  S.  15.  75;  Frommann 
fl.  10. 

»S.o.  8.369.  389.  427 ff. 

*  In  Bezug  auf  dieselben  sagt  die  Einbe- 
mfongsbulle  nur:  ,,In  eam  autem  spem  erigi- 
mur,  fore  utDeus  .  .  .  efflciat,  ut  omnes  supremi 
omninm  populorum  prindpes  et  moderatores 
praesertim  catholid  .  .  .  non  solum  non  impe- 
diant,  quominus  .  .  .  antistites  aliique  omnes 
supia  oommemorati  ad  hoo  condlium  Tenlant, 
yemm  etiam  ipsls  libenter  faveant  opemque 
ferant  et  studiosissime,  uti  decet  catholicos  prin- 
dpes, üs  cooperentur,  quae  in  maiorem  dei  glo- 
liam  eiusdemque  condlii  bonum  cedere  queant.^ 

5  Ceeconi-Molitor  S.  134. 135.  Die  an- 
geführte Stelle  der  Bulle  sollte  der  Kardinal  An- 
tonelli  den  Regierungen  in  dem  Sinne  erklären, 
dass  man  dem  Erscheinen  der  Fürsten  kein  Hin- 
denüss  entgegenstellen ,  fielmehr  das  gute  Ein- 
▼emehmen  mit  ihnen  nicht  Terschmahen  werde. 

*  Frommann  S.  352. 
'  S.  0.  8.  350ff. 

»  Vgl.  dt.  Bulle :  ^n  oecumenioo  hoc  oondllo 
eaomnia  aocvratissime  examine  suntperpendenda 
ac  Btatuenda  quae  hlsce  praesertim  asperrimis 
tempoiibus  maiorem  dei  gloriam  et  fldei  integri- 
tatem  divinique  cultus  decorem  sempitemamque 


hominum  salutem  et  utriusque  clerl  disdplinam 
dusque  salutarem  solidamque  culturam  atque 
ecclesiasticarum  legum  observantiam  morumque 
emendatlonem  et  christianam  iuventutis  instltu- 
tionem  et  communem  omnium  pacem  et  conoor- 
diam  in  prlmis  respioinnt.  Atque  etiam  int«n- 
tissimo  studio  curandum  est,  ut  omnia  ab  ecdeda 
et  dvlli  societate  amoyeantur  mala,  ut  mlseri 
errantes  ad  rectam  veiitatis  iustitlae  salutisque 
tramitem  reducantur,  ut  yitils  erroribusque  eli- 
minatis,  augusta  nostra  religio  eiusque  salati- 
fera  doctrina  ubique  terrarum  reylvlscat  et  quo- 
tldie  magis  propagetur  et  dominetur  utque  ita 
pietas,  honestas,  probitas,  iustltia,  Caritas  omnes- 
que  christianae  ^tutes  cum  maxima  humauae 
Bodetatis  utilitate  vigeant  et  efflorescant.^ 

0  Vgl.  Frommann  S.  13  ff.;  Friedberg 
S.  16.  Schon  die  Gutachten  der  36  Bischöfe, 
welche  der  Präfekt  der  oben  im  Text  genannten 
Kommission  im  J.  1865  erfordert  hatte ,  wiesen 
darauf  hin,  dass  bei  der  Auswahl  der  Berathungs- 
gegenstande  der  Syllabus  als  Wegweiser  dienen 
könne  und  einzelne  beantragten  sogar  die  Fest- 
setzung der  päpstlichen  Unfehlbarkeit,  Gec- 
coni-Molitor  S.  40.  42.  43.  Auch  die  von 
der  theologisch-dogmatiBehen  Kommission  yor- 
bereiteten  Schemata  waren  in  Anhalt  an  den 
Syllabus  abgefasst.  In  Betreff  der  yon  ihr  gleich- 
falls —  seit  Februar  1869  —  behandelten  Frage 
der  päpstlichen  Unfehlbarkdt  hatte  sie  be- 
schlossen, dass  diese  Lehre  als  Glaubensartikel 
deflnirt  werden  könne ,  aber  dies  nur  auf  Antrag 
der  Bischöfe  geschehen  solle,  indessen  gleich- 
zeitig ein  für  diesen  Fall  schon  in  Bereitschaft  ru 
haltendes  Schema  festgestellt,  a.  a.  0.  S.  285  ff. 

10  S,  462.  n.  1. 


454 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitong  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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im  J.  1867  ftlnf  Consnlten  oder  EonunisBionen  unter  dem  Vorsitze  je  eines  der  Kon- 
gregation angehörigen  Kardinals  ans  einberufenen  römischen  und  auch  einigen  nieht- 
italienischen  Theologen  und  ELanonisten  als  Gonsnltoren  verbunden  wurden  ^ 

Das  Konzil,  welches  an  dem  vorher  bestimmten  Termine  zusammentrat,  war 
eines  der  zahlreich  besuchtesten,  welches  die  katholische  Kirche  je  gesehen  hat.  .E& 
bestand  aus  764  Mitgliedern ^i  49  Kardinillen  (davon  17  blos  Priester,  7  nur  Dia- 
konen), 10  Patriarchen  (darunter  die  vier  lateinischen  von  Konstantinopel,  Alexan- 
drien,  Antiochien,  Jerusalem  ohne  Heerde),  7  Primaten,  124  Erzbischdfen  (wovon  22 
in  partibus),  522  Bischöfen  (worunter  98  in  partibus,  aber  49  vicarii  apostolioi  mit 
Gemeinden),  endlich  6  Aebten  nullius  dioecesis  und  46  Ordensvertretem  —  danmter 
276  italienische,  84  französische  Bischöfe,  48  österreichisch-ungarische,  41  spanische, 
35  britannische,  19  deutsche,  113  amerikanische  Bischöfe,  so  dass  also  die  Zahl  der 
Italiener  mehr  als  ein  Drittel  sämmtlicher  Mitglieder  betrugt. 

Bei  den  Vorarbeiten,  welche  sich  auf  die  Organisation  des  Konzils  und 
die  Art  der  Geschftftsbehandlung  bezogen,  hielt  man  sich  wesentlich  an  das 
Vorbild  des  Trienter  Konzils,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass  Aber  eine  Reihe  hierher 
gehöriger  Fragen,  welche  dort  die  Legaten^  freilich  in  dem  von  ihnen  gewiinschten 
Sinne  durch  das  Konzil  hatten  entscheiden  lassen,  von  vornherein  eine  einseitige 
päpstliche  Bestimmung  getroffen  wurde. 

So  zunächst  in  Betreff  der  Stimmberechtigung.  Ausser  den  Bischöfen,  unter 
denen  auch  die  Titularbischöfe^  einbegriffen  wurden'^,  ward  durch  die  noch  weiter  n 
besprechende  Geschäftsordnung  vom  27.  November  1869<^  die  Berufung  der  Aebte 
und  sonstigen  Stimmberechtigten  in  der  Bulle  vom  29.  Juni  1868  ^  stillschweigend  da- 
hin deklarirt,  dass  nur  die  Aebte  nullius  dioecesis,  sowie  die  General-Aebte  oder 
General-Moderatoren  und  diejenigen  General- Vikare  der  Mönchsorden,  welche  einem 
solchen  mit  denselben  Rechten  und  Privilegien,  wie  die  Generäle,  vorstanden,  Sitz- 
und  Stimmrecht  haben  sollten®. 


1  Eine  theologisch-dogmatisclie,  eine  diaoipll- 
näre,  eine  für  das  Oidenswesen,  eine  für  die 
orientaüschen  Kirchen  und  lüssionen,  sowie 
eine  politisch-kirchliche ,  Gecconi-Molitor 
S.  70.  Später  wurde  noch  eine  sechste  für  das 
Ceremoniell  gebildet,  a.  a.  0.  S.  327.  Das  Yer- 
zeichniss  der  Konsultoren ,  von  denen  die  römi- 
schen durch  die  Präsidenten  der  Konsuiten ,  die 
auswärtigen  durch  die  Nuntien  nach  Einholung 
bischöflicher  Gutachten  ausgewählt  waren,  a.a.O. 
S.  71.  76 ,  befindet  sich  a.  a.  0.  S.  86  ff. ;  s. 
auch  Friedberg  S.  227. 

3  Bei  der  Eröffnung  des  Konzils  waren  719 
Mitglieder  anwesend,  FriedbergS.  26. 

8  Diese  Zahlen  nach  y.  Schulte,  Stellung 
S.  245,  welcher  sie  dem :  „Album  illustratum 
autographorum  facsimilia  complectens  S.  Pont. 
Pii  IX.  .  .  .  patrum  oecum.  conc.  Vatio.  Medio- 
lani  1870^  entnommen  hat;  ygl.  auch  Fried- 
bergS. 99;  Frommann  S.  57.  n.  1;  Fess- 
1er  S.  15.  Verzeichnisse  der  Konzilsmitglieder 
bei  Friedberg  S.  376;  Acta  et  decreta  etc. 
Friburg.  1871.  S.  XXXVII;  Acte  s.  sed.  5,  513. 

^  Weder  in  der  Bulle  noch  in  der  Geschäfts- 


ordnung (no.  IV)   werden  sie  ausdrücklich  ge- 
nannt. 

6  Gecconi-Molitor  S.  IIB.  Auhg.  S.  61. 
Ueber  die  Frage  selbst  s.  $.  179. 

0  FriedbergS.  358. 

7  S.  0.  S.  462. 

s  No.  lY  (betreffend  die  Sitzordnung):  „sex- 
tum  abbates  nullius  dioecesis ;  septimum  abbatet 
generales  aliique  moderatores  ordinum  leligioso- 
Tum  in  quibus  solemnia  Tota  nuncupantnr, 
etiamsi  vicarii  generalis  titulo  appellentur,  dum 
tamen  re  ipsa  cum  omnibus  supremi  modentoiifl 
iuribus  et  privilegils  universo  suo  ordini  legitüne 
praesint.'^  Hierunter  waren  auch  die  Abt-Prisi- 
denten  der  zu  Kongregationen  yeieinigten  Zo- 
ster einzelner  Orden  (wie  z.  B.  der  Benediktiner) 
begrüfen  ,  s.  das  Yerzeichnlss  bei  Friedberg 
S.  392,  nicht  aber  die  Aebte  einzelner  Kloster, 
mochten  diese  auch  gar  keinem  KongregationS' 
Verbände  angehören,  Gecconi-Molitor  8. 
115.  Ueber  die  Zulassung  der  Aebte  auf  dem 
Tridentinum  s.  o.  S.  431.  Die  General-Oberen 
der  blossen  ordensähnlichen  Kongregationen  bll^ 
ben  also  fem. 

Bei  dem  Ausschluss  der  Prokuratoren  yon 
Bischöfen  yon  jedem  selbst  beiathenden  Stimm- 
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Femer  liess  der  Papst  eine  Geschäftsordnnng  für  das  Konzil  ausarbeiten  nnd 
pnblicirte  diese  kurz  vor  dem  Zusammentritt  des  letzteren  mittelst  des  Breves :  Mul- 
i^Uees  mt»r  unter  dem  schon  angegebenen  Datum  ^,  indem  er  das  Recht  der  alleinigen 
Feststellung  einer  solchen  für  den  römischen  Stuhl  in  Anspruch  nahm  \ 

Nicht  minder  legte  die  Geschäftsordnung  dem  Papste  das  auf  dem  Tridentinum 
den  päpstlichen  Legaten  lebhaft  bestrittene ,  ausschliessliche  Propositionsrecht  ^  als 
etwas  durchaus  selbstverständliches  bei,  und  gestattete  den  Konzilsmitgliedern  allein 
Yoisehläge  über  etwaige  Berathungsgegenstäude  zu  machen,  Aber  deren  Zulassung 
aber  dem  Papste  die  Entscheidung  ausdrücklich  vorbehalten  wurde  ^. 

Wie  sieh  hierin  die  Tendenz  offenbarte,  das  Konzil  zu  einem  blossen,  vom  Papst 
geleiteten  grossen  Senate  herabzudrücken  ^,  so  zeigte  sich  diese  auch  in  der  von  der 
Geschäftsordnung  wieder  aufgenommenen  mittelalterlichen  Fassung  der  Konzils- 
Dekrete:  Pins  etc.  sacro  approhante  conciUo^ 

Zugleich  ernannte  der  Papst  in  dem  Geschäftsordnungsbreve  kraft  seines  unbe- 
streitbaren Rechtes  auf  den  Vorsitz  im  Konzil  fünf  Kardinäle  zu  Konzils-Präsidenten, 
welche  die  Verhandlungen  der  congregaHones  gmerales  leiten  sollten'',  femer  aber  auch 
die  flbrigen  Konzilsbeamten,  nämlich  einen  secretoHus  eonciUi  nebst  einem  subsecreta- 
rius  und  zwei  Gehfllfen,  6  notarü  nebst  zwei  Adjunkten,  8  scrtUatores  votorum,  2  pro- 
motores  ooncilü,  mehrere  magisiri  ctieremoniarum  und  cusignatorea  locorum^.  Dagegen 
wurde  die  Wahl  von  zwei  ständigen  Kommissionen  aus  je  5  Mitgliedern,  die  erstere 
Zur  PrüAing  der  Entschuldigungen  der  ausgebliebenen  Konzilsmitglieder  und  der  den^ 
Papst  zu  unterbreitenden  Urlaubsgesuche  der  erschienenen  (iudices  excmationum),  die 
zweite  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  in  Bezug  auf  die  Sitzordnung,  den  Vor- 
rang u.  s.  w.  [iudtces  guerehntm  ei  corUroversiarum)  der  Versammlung  selbst  über- 
lassen^. 

Für  die  Erledigung  der  Geschäfte  behielt  die  Ordnung  die  herkömmliche  Ein- 
theilnng  der  Sitzungen  in  congregaüones  generales  und  in  sessiones  puhUcae  ^^  bei. 


recht,  0.  S.  452.  n.  5  u.  Oecconl-Molitor 
8. 13Ö  u.  Anhg.  S.  64.  65 ,  hat  man  sich  ehen- 
(Uk  an  die  füi  das  Tridentinum  eilassenen 
ptpstUchen  Anordnungen  gehalten,  8.  o.  S.  431. 
Nach  FeSBlei  8.  21.  22  ist  freiUch  durch 
betondeies  PrlTÜeg  ein  Bisthumsveiwesei  zuge- 
lassen  worden. 

1  S.  454.  n.  6. 

2  Gecconi-Molitor  S.  155. 
«  S.  0.  8.  436. 

*  Gesch. -Ordn.  n.  II :  ^icet  ius  et  munus 
proponendi  negoüa  quae  in  s.  oecumenica  synodo 
tnetari  dehehunt ,  de  iisque  patrum  sententias 
logandi  nonnlsi  ad  nos  et  ad  hanc  sedem  perti- 
neat;  nihilo  minus  non  modo  optamus^sed  etiam 
lioitunur,  ut  si  qui  inter  concilii  patres  aliquid 
proponendum  hahuerint,  quod  ad  puhlicam  utili- 
tatem  conferre  posse  existiment,  id  lihere  exequi 
velint  ....  atatuimus  eiusmodi  propositiones 
ita  lieri  debere,  ut  earum  quaelibet:  1.  scripto 
mandetUT  acpeculiari  congregatloni  nonnullorum, 
tarn . . .  cardinalium,  tum  synodi  patrum  a  nohis 
deputandae  privatim  exhiheatur;  2.  publicum 
rei  christianae  bonum  yere  respiclat ,  non  singu- 
Itfem  dumtaxat  unius  vel  alterius  dioecesis  uti- 
Utatem ;  3.  rationes  contineat,  ob  quas  utllis  et 
ppportona  censetur ;  4.  nihil  prae  se  ferat,  quod 


a  constanti  ecclesiae  sensu  eiusque  inviolabillbus 
tradltionibus  alienum  sit.  Peculiaris  praedicta 
congregatio  propositiones  slbi  exhlbitas  diligen- 
ter  expendet  suumque  circa  earum  admissionem 
vel  exclusionem  consilium  nostro  iudicio 
Bubmittet,  ut  nos  deinde  matura  consideratione 
de  iis  statuamus ,  utrum  ad  synodalem  delibera- 
tionem  deferri  debeant. "  Vgl.  dazu  Cecconi- 
Molitor8.  167. 

S  Für  diese  römische  Anschauung  Tgl.  auch 
die  Aeusserung  des  Kardinals  Bilio  in  der  Gene- 
ral-Kongregation vom  3.  Juni  1870 ,  dass  es  dem 
Konzil  nicht  zustehe,  Zeugniss  zu  geben,  zu 
richten  und  zu  entscheiden ,  sondern  nichts  an- 
deres als  die  Wahrheit  anzuerkennen  und  dann 
dem  Papste  zu  überlassen,  was  er  durch  Ein- 
gebung des  h.  Geistes  deftniren  wolle,  Quiri- 
nuB  8.  515. 

«  L.  c.  n.  VIII. 

7  L.  c.  n.  VII;  Fessler  8.  23. 

8  Ausserdem  noch  zwei  aus  dem  römischen 
Adel  genommene  Laien  als  generaXes  eustodta 
eoncilii.  Die  Funktionen  dieser  Konzilsbeamten 
waren  die  herkömmlichen,  s.  o.  8.  436. 

»  GeBch.-Ordn.  n.  V  u.  IX. 
w  8.  0.  8.  376.  393.  394.  432. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  172. 


In  den  Kongregationen^,  in  welchen  die  Kardinals-Präsidenten  den  Yorsits 
hatten^,  sollten  die  von  den  vor  Zusammentritt  des  Konzils  eingesetzten  Vorberei- 
tungskommissionen ^  festgestellten  Entwürfe  {scAemaia)^  nach  vorgängiger  Vertheilung 
der  Druckexemplare  an  die  Konzilsväter  zur  Berathung  und  Beschlussfassni^  vor- 
gelegt werden-  Die  Reihenfolge  der  Redner  war  in  Uebereinstimmung  mit  dem  anf 
dem  Tridentinum  beobachteten  Verfahren^  der  Sitzordnung  gemäss <^  bestimmt.  Auch 
hatten  diejenigen  Väter,  welche  zu  einem  der  durch  die  Präsidenten  auf  die  Tagesord- 
nung gesetzten  Schemata  das  Wort  ergreifen  wollten,  dies  am  Tage  vorher  denselben 
anzuzeigen,  während  es  allerdings,  nachdem  die  angemeldeten  Redner  ihren  Vortrag 
beendigt  hatten,  auch  anderen  Mitgliedern  freistand,  wieder  in  der  durch  ihren  Rang 
gegebenen  Reihefolge  das  Wort  zu  ergreifen. 

Der  ModufiT  der  Abstimmung  war  der  nach  Köpfen  7.  Sie  erfolgte  mflndlich^  in 
derselben  Folge  wie  die  Verstattung  zum  Wort.  Die  Entscheidung  durch  die  Miyorität 
war  dabei  vorausgesetzte 

Für  den  Fall ,  dass  sich  bei  der  Diskussion  wegen  eintretender  Schwierigkeiten 
die  Unmöglichkeit  einer  Erledigung  der  Angelegenheit  herausstellen  soUte  i®,  war  eine 
weitere  Durchberathung  in  vier  vom  Konzil  einzusetzenden  Kongregationen  oder  De- 
putationen ,  der  ersten  fOr  die  Glaubenssachen,  der  zweiten  ftlr  die  kirchliche  Disci- 
plin,  der  dritten  fOr  die  Angelegenheiten  der  geistlichen  Orden  und  der  vierten  fftr 
die  der  orientalischen  Kirche,  vorgesehen.  Jede  dieser  Kongregationen  sollte  ans  24 
von  den  Konzilsvätem  zu  wählenden  Mitgliedern  bestehen  und  einen  seitens  des 
Papstes  ernannten  Kardinal  zum  Präsidenten  haben.  Dieser  hatte  aus  den  päpst- 
lichen oder  bischöflichen  Kanonisten^^  einen  oder  mehrere  zu  den  Berathungen  zu- 
zuziehen und  von  diesen  einer  zugleich  die  Geschäfte  des  Sekretärs  der  Kongregation 
zu  versehen.  Nachdem  die  ftlr  die  Angelegenheit  zuständige  Kongregation  ihre 
Thätigkeit  beendet  hatte,  war  das  Ergebniss  ihrer  Arbeiten  wieder  auf  dem  gewöhn- 
lichen Wege  an  die  General-Kongregation  zur  abermaligen  Berathung  und  Beschhus- 
fassnng  zu  bringen  ^^. 


1  Gesch. -Ordn.  n.  VII. 

«  S.  0.  S.  455. 

8  S.  0.  S.  454.  n.  1. 

^  L.  c. :  „Schemata  decretomm  et  canonnm  ab 
iisdem  Tiris  expressa  et  redacta,  qnae  nos,  nnlla 
nostra  approbatione  manita  Integra  integre  pa- 
tram  cognitioni  reserraTlmus".  Dies  bezieht  sich 
selbstverständlich  nur  auf  die  Fassung  der  Sche- 
mata. Dass  dieselben  dagegen  nicht  ohne  Wissen 
des  Papstes  vorgelegt  worden  sind,  erglebt  die 
vertranllohe  Stellung  der  Yorbereitungskongre- 
gation  zu  demselben,  Geoconi- Molitor  S. 
!283;  s.  auch  daselbst  S.  183. 

s  S.  0.  S.  434. 

^  Diese  war  die  herkömmliche ,  dem  Rangver^ 
haltniss  entsprechende,  Th.  II.  S.  376,  mit  einer 
einzigen  Ausnahme  zu  Gunsten  der  Primaten, 
Th.  I.  S.  632. 

^  Ausdrücklich  bestimmt  ist  dies  nirgends. 
Der  Modus  folgt  aber  aus  den  Anordnungen  über 
die  Sitzordnung  no.  lY.  und  aus  no.  VII :  „tunc 
nihil  morae  erit,  quominus  disceptationlbus 
compositis,  decreti  vel  canonis  conciliaris  .  .  . 
formula  rogatis  patrum  suffragiis  statuatur^,  und 
„suiZragia  autem  a  patribus  oretenos  edentur,  ita 


tarnen,  ut  Ipsis  integrum  sit  etiam  de  scripto  lila 
pronuntiare.^ 

8  Das  Ablesen  aus  einer  Nlederschiift  war  er- 
laubt, s.  vor.  Anm. 

0  Eine  besondere  Anordnung  findet  sich  eben- 
falls nicht. 

10  Gesch.-Ordn.  n.  YII:  „Sin  autem  circa 
Schema  praedictum  huiusmodi  oriantur  difficul- 
tates,  ut  senteutüs  in  contraria  conversis  via  non 
suppeditet,  qua  in  ipso  conventu  oomponi 
poBsint." 

ii  Cecconl-Molitor,  S.  194. 

13  No.  YII.  dt. :  „cardinales  einadem  genecalis 
congregationis  praesides  curabunt,  ut  Schema,  de 
quo  agltur,  una  cum  obiectis  difücultaübufl  exa- 
mini  sublciatur  ülius  ex  spedaUbuft  deputaäo- 
nibus,  ad  quam  iuxta  assignata  cuique  renim 
traotandarum  genera  pertlnere  intelligitur.  Quae 
in  deputatione  dellberata  fueilnt,  eorum  relatio 
typis  edita  patribus  dlribenda  erlt  iuxta  metho- 
dum  a  nobis  superlus  praescrlptam,  ut  delnde  in 
proxlma  congregatione  . . .  rogatis  patmm  siiffin- 
gUs  decreti  vel  canonis  condllaris  formula  oon- 
datur."" 
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Endlieh  waren  diese  Sitzungen  anob  zur  Erledigung  der  die  Eonzilsgesehftfte 
betreffenden  Angelegenheiten,  insbesondere  der  Wahlen  für  die  versohiedenen  Kom- 
nuBsionen  bestimmte 

Bei  den  General-Kongregationen  war  die  Oeffentlichkeit  ausgesehlossen^,  und 
den  Mitgliedern  des  KonzUs,  den  Beamten  desselben,  sowie  den  saohverstftndigen 
Berathem  die  Geheimhaltung  der  Vorlagen,  Verhandlungen  und  Abstimmungen  an- 
befohlen ^ 

Die  semonea  jHtbUcae^  dagegen  waren  zur  Vornahme  der  entsoheidenden  Sohluss- 
abstimmung  über  die  in  den  General-Kongregationen  festgestellten  Dekrete,  zur  Ver- 
ktindnng  der  Annahme  derselben,  sowie  der  gleiohzeitigen  Ertheilung  und  Publikation 
der  pftpstiiehen  Bestätigung  bestimmt.  In  ihnen  fdhrte  der  Papst  den  Vorsitz.  Naoh 
Beendigung  der  religiösen  Feierliehkeiten^  und  naohdem  aUe  nicht  zum  Verweilen 
berechtigten  Personen  die  Konzilsaula  verlassen  hatten  ^,  wurden  die  Dekrete  mit  der 
schon  oben  (8.  455)  erwähnten  Einleitungsformel  versehen,  auf  Befehl  des  Papstes 
von  dem  Konzils-Sekretär  oder  einem  anderen  Bischof  verlesen^.  Demnächst  hatten 
die  Skmtatoren  unter  Beihülfe  von  Notaren  die  Stimmen  der  einzelnen  Väter  der 
Sitzordnung  gemäss  entgegenzunehmen^,  wobei  diese  entweder  mit  Fiacet  oder  Non 
placel  zu  antworten  hatten*.  Nach  Zählung  der  Stimmen  unter  Aufsicht  des  Sekretärs 


1  Frledherg,  fl.  26.  No.  IV. 

>  Geeconi-Molitor,  S.  269.  Abgehalten 
winden  die  Sitzangen  in  einem  dafOr  berge- 
liebteten  Baume  der  Peterskirebe,  Friedberg 
8.28.98;  Fessler  S.  29. 

'  Gescb.-Ordn.  no.  III.  In  Qemässbeit  dieser 
ToTsebrift  sind  die  Konzilsbeamten,  welcbe  nicbt 
die  biseböfllcbe  Würde  batten ,  in  der  Yorrer- 
sammlnng  fcongregatio  prosynodalis)  yom  2.  De- 
zember 18o9  in  der  Sixtinlscben  Kapelle  ver- 
eidigt worden,  Friedberg  S.  26  n.  96.  Den- 
selben Eid  batten  ancb  die  vom  Sekretär  zn- 
gezogenen  Stenograpben  (ebenfalls  Geistllcbe) 
za  leisten,  Acta  conc.  Yaüc.  Frlbnrgl  1871. 
S.  157. 

4  Oeseb.-Ordn.  no.  YIII.  Sie  baben  glelcbfalls 
in  der  Anm.  2  gedachten  Konzlls-Anla  stattge- 
funden.  S.  folg.  Anm. 

5  Ygl.  darüber  den  dafür  besonders  erlasAenen 
ordo  bei  Ceeconl-Molltor,  Anb.  S.  121, 
und  die  metbodn8(r)  servanda  In  I  sesslone  etc., 
sowie  die  metbodns  (II)  servanda  In  sessionlbns 
etc.  a.  a.  0.  S.  127.  139;  der  ordo  ancb  In  den 
Acta  dt.  S.  120. 

*  Metbodns  I.  n.  105  n.  Metb.  11.  n.  69 :  „Per 
praefectnm  caeremonlammdimlttentnrqnilocnm 
non  habent,  In  condllo,  nempe :  maglster  s.  bo- 
spitU ,  rellqni  praelatl  qui  non  snnt  offldales, 
exeeptis  snbdlaoono  apostollco  et  deoano  rotae, 
cabicularii  omnes  secretl  et  honoris,  dnobns  tan- 
tam  de  nnmero  partldpantinm  exeeptis  qni  in- 
servlent  snmmo  pontlflei ,  cappellanl  secretl  et 
eommnnea,  cameraril  extra,  acolytbl  et  cleriel 
capellae,  oatiaill  de  vlrga  mbea,  caudatarll." 
Anf  Anordnung  des  Papstes  durften  aber  trotz 
der  AnsscblleflBnng  der  Oeffentlichkeit  anf  den 
Tribünen  die  Fürsten,  das  diplomatische  Korps, 
der  Senat  von  Rom,  die  Vertreter  abwesender 
Bischöfe  nnd  die  Theologen  des  Konzils  verblei- 
ben, Ceeconl-Molltor  S.  146. 


t  Metb.  I.  n.  109  ff.  n.  Metb.  H.  n.  73  ff. 

8  Metb.  I.  n.  114  n.  Meth.  II.  n.  78:  „Scm- 
tatores  cnm  notarils  accedent  ad  medlnm  presby- 
terll  et  facta  snmmo  pontlfld  gennflexlone  acce- 
dent ad  cardlnales  et  patres  et  redplentsnffragla." 
115  n.  79 :  „Procedent  comltante  altere  ex  caere- 
moniamm  maglstrls  scmtatores  snffraglomm  blnl 
et  bini,  qnlbnscnm  notaril  concilli  Ita  inngentor, 
nt  dno  scmtatores  unnm  ex  condlll  notarils  ad- 
Innctum  babeant.  Hl  vero  mnnns  colllgendl  pa- 
tmm  snffragla  Ita  oblbnnt,  nt  per  lY  princlpales 
anlae  oondlli  partes  distrlbntl  temi  simnl  (dno 
nempe  scmtatores  et  nnns  condlii  notarins)  ac- 
cedent ad  partem  anlae  sibi  pro  bac  re  asslgna- 
tam,  ibiqne  slngillatlm  emin.  cardlnalinm  Item- 
qne  patriarchamm  snfl!ragia  exqnirent  inxta  ordl- 
nem  sedendl,  primatnm  vero,  arcbiepiscopomm, 
episcoporam  aliommqne  concilli  patmm  singn- 
lomm  snffragla  rogabunt  pariter  inxta  ordinem 
sedendl,  stantes  In  piano  anlae  condlii :  slngu- 
lomm  antem  snifragia  accnrate  descrlbent.^  116 
n.  80 :  „Oardinales  et  patres  snfl^ginm  proferent 
elata  voce  per  verbnm :  PUteet  ant  non  plaeet,  se- 
dentes  cnm  mltris.  Abbates  et  aUl,  qnlbus  ex  prl- 
vilegio  datar  snffraginm  proferre ,  assnrgent  de- 
tecto  capite  et  facta  versns  snmmnm  pontlflcem 
gennflexlone  verbnm :  plaeet  vel  non  plaeet  pro- 
nnntiabnnt.'^  Ygl.  auch  Qescb.-Ordn.  no.  YI.  4 
n.  no.  YIII. 

e  In  der  Meth.  I.  n.  117  u.  U.  n.  81,  helsst 
es  allerdings :  „Onm  In  nna  ex  praedictis  anlae 
partibns  snffragla  omnia  coUecta  fnerlnt,  dno  ist! 
scmtatores  cnm  notario  qni  In  ea  parte  snffragla 
collegemnt,  accedent  ad  tabnlam  secretarii  In 
medlo  positam,  ibl  snffragla  ooUecta  compnta- 
bnntur  et  referetnr  In  acta,  ntmm  omnlbns  qni 
snffragla  dedemnt  decretnm  placnerit,  an  slnt 
nonnnlli  qnlbns  nonuisl  cnm  mntatione  ant  con- 
dltione  plaoeat  vel  omnlno  non  placeat'';  nnd  es 
wird  die  Statthaftigkeit  eines  bedingten  oder  be- 
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und  nach  Feststellimg  des  ErgebniBses^  sohritt  dann  der  Papst  znr  PnblikatLon  des- 
selben und  zur  Ertheilnng  seiner  Bestätigung  für  die  angenommenen  Besohltlflse^. 
Daran  schloss  sieh  die  Verlesung  des  päpstlichen  Dekretes  über  die  Ansetznng  der 
nächsten  Sitzung^  und  der  Antrag  der  Promotoren  auf  notarielle  Ausfertigung  der 
Instrumente  über  die  stattgehabte  Sitzung^.  Ihren  Abschluss  fand  dieselbe,  unter 
Wiederzulassung  der  Oeffentlichkeit  und  (Bestattung  des  Zutritts  für  die  beim  B^nn 
der  Abstimmung  entfernten  Personen,  durch  eine  weitere  kirchliche  Feierlichkeit^. 

Die  Beherrschung  des  Konzils  durch  die  Kurie,  welche  die  Legaten  zu  Trient 
nur  auf  Umwegen  hatten  erreichen  können,  war  der  Zweck,  welcher  sich  unzweideu- 
tig aus  den  Vorschriften  dieser  Geschäftsordnung  ergab.  Daher  richteten  schon  bald 
nach  der  ErOfbung  des  Konzils  einzelne  Gruppen  von  Bischöfen,  eine  französische® 
und  eine  deutsch-österreichische  ^,  Gesuche  auf  Abänderung  der  Geschäftsordnung 
an  den  Papst,  um  eine  grössere  Freiheit  der  Berathung  zu  erzielen.  Einer  Antwort 
sind  diese  Anträge  nicht  gewürdigt  worden^,  wohl  aber  wurden  unterm  20.  Februar 
1870,  als  sich  herausgestellt  hatte,  dass  das  Konzil  die  ihm  gemachten  Vorlagen  nicht 
mit  der  von  der  Kurie  gewünschten  Schnelligkeit  und  Bereitwilligkeit  annehmen 
würde,  unter  dem  Vorwand  der  Vereinfachung  und  Verbesserung  der  Geschäftsord- 


BchränktenYotamB  TorausgeBetzt.  Indessen  beruht 
diese  Fassung  auf  einem  Versehen,  denn  dieselbe 
steht  sowohl  mit  den  Yorhergehenden  Nummern 
der  methodub  (s.  die  ror.  Anm.),  wie  mit  derYor- 
Schrift  der  Geschäftsordnung  no.  YIII :  „Snffra- 
gia  prouundail  dehere  in  haec  verba :  plaeet  aut 
not»  plaeet^  In  Widersprach.  Auch  hat  der  Kon- 
zUssekretair  am  18.  April  1870  den  Yäteni  ein 
Monitum  zugehen  lassen ,  dass  nur  diese  Art 
des  Yotums  zulässig  sei,  Gecconl-Molitor 
S.24i. 

^  Schriftliche  Stimmeneinsendung  der  nicht 
in  der  Sitzung  erschienenen  Mitglieder  war  aus- 
drücklich durch  die  Gesch. -Ordn.  1.  c.  ausge- 
schlossen. 

^  Ge8ch.-Ordn.  1.  c.  Nos  deinde  supremam 
iiostram  sentenüam  edlcemus  eamque  enunciari 
et  promulgarl  mandablmus,  hac  adhlblta  solemnl 
formula :  Decreta  modo  leeta  placuerunt  omnibua 
patribus  nemine  dwentienle  (yel  st  qui  forte 
dissenserint}  tot  numero  exeeptis ;  Noaqrie  aaero 
approbante  eoneiliOt  iUa  ita  dccenUmus,  ataiuimua 
atque  aaneimiUy  ut  leeta  aimt, 

3  Gesch.-Ordn.  1.  c.  Meth.  I.  n.  121.  122  u. 
II.  n.  85.  86.  So  wurde  in  der  ersten  Eröffnungs- 
sitzung V.  8.  Dezember  1869,  die  zweite  auf  den 
6.  Januar  1870  angesetzt,  Fessler,d.  ratikan. 
Concil  S.  51  ff.;  Friedberg  S.  26.  Da  aber 
für  diese  noch  kein  Berathungsgegenstand  zur 
Abstimmung  reif  war,  worauf  die  Kurie  freilich 
gerechnet  hatte,  so  Hess  man  sie,  um  sie  nicht 
absagen  zu  müssen  durch.  Ablegung  desHrlden- 
tinischen  Glaubensbekenntnisses  seitens  der  Bi- 
schöfe ausfüllen,  Frommann  S.  55.  56; 
Friedberg  S.  28.  443;  Quirinus  S.  103; 
Fessler  S.  62.  Ausser  diesen  sind  nur  noch 
zwei  Sitzungen,  die  dritte  am  24.  April  und  die 
vierte  am  18.  Juli  1870  gehalten  worden,  Fried - 
berg  S.  32.  52.  731.  740. 


«  Gesch.-Ordn.  1.  c. ;  meth.  I.  n.  123—125  u. 
U.  n.  87—89. 

5  Meth.  I.  n.  126  ff.  u.  U.  n.  90  ff. 

0  Yen  Mitte  Dezember  1869  bei  Friedricli 
docum  2,  380.  Gewünscht  wird :  1.  Yermehrung 
der  Antrags-Kommission  (s.  o.  S.  455.  n.  4)  durck 
mehrere  vom  Konzil  gewählte  Mitglieder,  2.  Er- 
mögllchung  eines  näheren  Yerkehrs  der  Yiter 
unter  einander  und  Neukonstltuirung  von  beson- 
deren Kommissionen  für  wichtige  Fragen,  bei 
deren  Yerhandlungen  Jedes  Mitglied  Zutritt  habe ; 
3.  Yorgängige  Berathung  der  Yorlagen  durch  die 
Kommissionen ;  4.  Milderung  des  Amtsgehelm- 
nlsses.  Endlich  wird  darauf  hingewiesen,  dass 
zur  Feststellung  der  Dogmen  Einstimmigkeit  er- 
forderlich  sei. 

7  Yom2.  Januar  1870,  Friedrich  1,  247; 
Friedberg  S.  410.  Die  Eingabe  macht  auf 
die  schlechte  Akustik  der  Konzils- Aula,  den 
Mangel  zuverlässiger  stenographischer  Berichte, 
sowie  die  Unmöglichkeit,  ohne  Yorberathung  in 
Einzel-Gruppen  der  Bischöfe  die  Yorlagen  in  den 
General-Kongregationen  in  angemessener  Weise 
zu  erörtern,  aufmerksam  und  verlangt,  1.  baldige 
gleichzeitige  Zustellung  der  Yorlagen  über  den 
Glauben  und  die  Disoiplin,  2.  Gestattung  der 
Yorberathung  in  etwa  sechs  nach  Nationen  und 
sprachlichem  Zusammenhang  zu  bildenden  Grup- 
pen und  Absendung  von  Deputirten  derselben  zu 
den  Yerhandlungen  der  einzelnen  Kommissionen. 
3.  Erlaubniss  für  die  Yäter  die  in  den  General- 
Kongregationen  gehaltenen  Reden  drucken  und 
an  die  übrigen  Mitglieder  vertheilen  zu  lassen. 
Eine  energisch  gehaltenere  und  darum  wohl  von 
weniger  Bischöfen  unterzeichnete  Eingabe  von 
demselben  Tage  stellt  die  Anm.  6  unter  1  er- 
wähnte Forderung  auf,  Friedrich  2,  383; 
Friedberg  S.  413. 

8  Frommann  S.  50  ff.  96. 
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nuig  eine  Reihe  von  Naohtragsbestimmimgen  seitens  des  Papstes  erlassen  ^  welche 
die  Freiheit  der  Konzilsyftter  noch  mehr  als  früher  einschränkten. 

Danach  sollten  zur  Vermeidung  weitlftnfiger  Reden  die  Väter,  welche  gegen  ein 
zur  Berathnng  vertheiltes  Schema  Einwendungen  zu  machen  hatten ,  diese  vor  der 
General-Kongregation  innerhalb  einer  von  den  Präsidenten  bestimmten  Frist  schrift- 
lieh ^  unter  genauer  Angabe  der  von  ihnen  anderweit  gewünschten  Formulimngen  des 
Sehemas  einreichen,  und  dieselben  demnächst  von  der  zuständigen  Deputation  des 
Konzils  in  Berathung  gezogen  werden.  Nach  Prüfung  des  Schemas  und  etwaiger  Um- 
arbeitung desselben  durch  die  Kommission  soUte  es  dann  mit  einem  kurzen  Bericht  über 
die  beantragten  Aenderungen  den  Vätern  zugestellt  und  von  den  Präsidenten  die 
Sitzung  der  General-Kongregation  anberaumt  werden.  Für  die  Diskussion  in  der- 
selben war  eine  General-  und  Spezialdebatte ,  bei  welcher  noch  neue  Abänderungs- 
anträge  in  schriftlicher  Form  eingebracht  werden  durften,  vorgesehen^.  Bei  der 
Debatte  konnten  die  Mitglieder  der  Kommission  jeden  Augenblick  das  Wort  ergreifen, 
nm  den  Rednern  zu  antworten,  während  ftlr  diese  die  durch  das  Rangverhältniss 
festgestellte  Ordnung  massgebend  bliebt.  Die  Abstimmung  sollte  zunächst  über  die  zu 
jedem  einzelnen  Theile  eingebrachten  Anträge,  dann  über  diesen  selbst  und  nach  der  so 
erfolgten  Feststellung  der  Einzelheiten  über  das  Schema  im  Ganzen  erfolgen^.  Nur 
bei  der  letzteren  wurde  der  früher  angewendete  Modus  des  Stimmens  mit  placet  und 
fkMplacet  beibehalten,  auch  ausdrücklich  gestattet,  bedingungsweise  (iuxia  modumjj 
aber  unter  schriftlicher  Einreichung  des  Votums  zu  stimmen  ^,  im  übrigen  sollte  da- 
gegen die  Abstimmung  durch  Aufstehen  mit  der  Gegenprobe  durch  Sitzenbleiben  be- 
wirkt werden.  Als  angenommen  galten  nach  der  nunmehr,  freilich  blos  ftlr  die  Ein- 
zelabstimmungen getroffenen  Anordnung  diejenigen  Anträge  und  Vorlagen,  fttr  welche 
nch  die  Majorität  erklärt  hatte^.  Zur  Abkürzung  der  Debatten  führte  die  neue  Ge- 
schäftsordnung endlich  auch  die  Schlussanträge  mit  einer  Unterstützung  von  10  Mit- 
gliedern ein,  über  welche  durch  Mehrheitsbeschluss  entschieden  werden  sollte  ^. 

Ein  Protest,  welchen  mehr  als  100  Konzilsväter  aller  Nationen'  gegen  die  ver- 


1  FriedbeigS.  415. 

'  Und  zwar  in  der  Ordnung,  dass  die  das 
Schema  allgemein  betreffenden  Bemerkungen  an 
die  Spitze  gestellt  and  demnächst  die  Ausstel- 
lungen gegen  einzelne  Punkte  der  Ordnung  des 
Schemas  entsprechend  angefügt  werden  sollten. 
No.2. 

'  L.  c.  n.  7.  8. 

*  L.  c.  n.  9 :  „Liberum  erit  cuique  respectivae 
deputationls  eplscopls ,  Impetrata  a  praesidibus 
venia,  oratorum  diffloultatibus  et  animadver- 
sionibns  respondere :  ita  tarnen,  ut  facultas  ipsis 
iit  vel  statim  post  oratoris  sermonem  eloqui  vel 
pluribus  oratoribus  eadem  super  re  disceptantl- 
bus  idque  Tel  eodem  Tel  alio  die  perflcere.'^ 

ft  No.  12. 

•  No.  14. 

^  No.  13:  ;,Suffragla  tum  super  emendatio- 
nibuB,  tum  super  singularium  partium  textu  ita 
a  patribus  oondlii  ferentnr,  ut  praesides  distinc- 
tis  neibus  ad  surgendum  invitent  primum  eos 
qvl  emendationl  Tel  textui  assentiantur,  deinde 
601  qui  contradlcunt :  recensltis  autem  suffragils 
iddecemetur,  quod  malori  patrum  numero  pla- 
aüt." 


s  No.  11  (mit  Abstimmung  durch  Aufstehen 
und  Sitzenbleiben). 

»Friedberg  S.  417^  Friedrich  1,258. 
Gerügt  wird,  dass  den  Präsidenten  allein  die 
Zeitbestimmung  in  Betreff  der  Verhandlung  der 
Berathungsgegenstände  überlassen,  dass  die  den 
Deputationen  eingereichten  Bemerkungen  zu  den 
Torgelegten  Schemata  nur  kurz  und  ohne  nähere 
Begründung  den  Vätern  in  den  Kongregationen 
mitgetheilt  werden,  dass  die  Mitglieder  der  De- 
putation jeder  Zeit  den  Rednern  antworten  kön- 
nen, diese  aber  kein  Recht  dazu  ausser  der  durch 
den  Rang  festgestellten  Reihenfolge  haben,  so- 
wie dass  der  Schluss  der  Debatte  auf  Antrag  Ton 
10  Mitgliedern  angenommen  werden  könne.  Sie 
Terlangen:  1.  Zulassung  der  Antragsteller  zu 
den  Berathungen  der  Deputationen,  2.  Abände- 
rung der  Rede-Ordnung  in  der  Weise,  dass  die 
Redner  für  und  gegen  den  Berathungsgegeustand 
abwechseln,  3.  dass  bei  wichtigen  Vorlagen, 
namentlich  solchen ,  welche  den  Glauben  be- 
treffen, der  Widerspruch  Ton  60  Vätern  den 
Schluss  der  Debatte  hindere,  und  4.  dass  dabei 
durch :  placet  oder  non  placet ,  nicht  aber  durch 
Aufstehen  und  Sitzenbleiben,  abgestimmt  werde. 
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änderte  Geschäftsordnung  erhoben^,  blieb,  wie  die  früheren ,  anberflcksichtigt  nnd 
worde  keiner  Antwort  gewürdigt  Trotzdem  konnte  sich  die  Minorität  aus  Furcht 
vor  einem  Schisma  nicht  zu  dem  energischen  Entschlüsse  erheben,  ihre  wdtere  Be- 
theiligong  an  dem  Konzil  von  der  Vornahme  der  gewünschten  Abändeningen  ab- 
hängig zn  machen  und  dasselbe  durch  die  Verweigerung  weiterer  Mitwirkung  in  Frage 
zu  stellen,  vielmehr  ftigte  sie  sich  thatsächlich  dadurch,  dass  sie  auch  unter  der  Herr- 
schaft der  neuen  Geschäftsordnung  an  den  Sitzungen  weiter  theilnahm  2. 

Nur  in  einzelnen  Fällen  gelang  es  der  Minorität,  die  Versuche  der  Präsidenten, 
im  Interesse  der  Durchftlhrung  der  Pläne  der  Kurie  sich  sogar  noch  über  diese  die 
Väter  beengende  Geschäftsordnung  hinwegzusetzen,  zu  vereiteln^,  während  sie  frei- 
lich nicht  alle  derartigeu  Schachzüge  abzuwehren  vermochte^,  und  ebensowenig  im 


Vor  Allem  wird  aber  herrorgehoben ,  dass  bei 
der  Fassung  dogmatischer  Besohlüsse  morallache 
Einstimmigkeit  erforderlich  sei.  Auch  sonst  ist 
diese  neue  Geschäftsordnung  sehr  abfälligen  Kri- 
tiken unterzogen  worden,  s.  die  auf  dem  Konzil 
blos  in  60  Exemplaren  an  die  Kardinäle  yer- 
theilte  Schrift  eines  französischen  hohen  Wür- 
dentnigers :  la  Uherttf  du  condle  bei  Friedrich 
1,129;  ferner  von  Döllinger,  bei  Fried- 
berg S.  422;  Wie  es  auf  dem  Concll  zugeht 
S.  86;  Acten,  z.  Oesch.  d.  yatikan.  Gonclls. 
München  1871.  8.  86. 

1  Frommann  S.  100  ff. 

'  So  zuerst  an  den  nächsten  seit  dem  18.  Kärz 
1870  über  das  roTidirte  Schema  de  fide  abgehal- 
tenen General -Kongregationen,  In  deren  36. 
(am  29.  März  1870)  das  prooemium  desselben 
fast  einstimmig  angenommen  wurde,  nachdem 
dasselbe  noch  manchen  Veränderungen  unter- 
zogen war,  Friedberg  S.  29;  Frommann 
S.  140  ff. 

s  Als  man  am  29.  und  30.  April  1870  (47.  u. 
48.  General-Kongregation)  Über  das  Schema  de 
parvo  cateohismo,  in  welchem  die  Lehre  von  der 
päpstlichen  Unfehlbarkeit  In  versteckter  Weise 
zur  Geltung  gebracht  war,  verhandelt  hatte, 
brachten  die  Präsidenten,  obwohl  bestimmt  war, 
dass  zuerst  die  Abstimmung  über  die  Amende- 
ments vorgenommen  und  nach  Drucklegung  des 
in  Gemässhelt  derselben  gestalteten  Entwurfes 
eine  solche  über  das  ganze  Schema  an  einem  an- 
deren Tage  stattfinden  sollte,  nach  den  Yer- 
besserungsvorschlägen  sofort  auch  das  letztere 
zur  Abstimmung,  Qulrinus  S.  294;  From- 
mann S.  160  und  die  Beschwerde  französischer 
Bischöfe  bei  Friedrich  2,  391.  Dabei  ergaben 
sieb  aber  67  non  plaeet  und  24  bedingte  plaeet. 
In  Folge  dessen  wurde  der  Entwurf  nochmals  an 
die  Deputation  zurückgewiesen  und  in  der  Gen.- 
Kongregation  v.  13.  Mai ,  wo  diese  Bericht  er- 
stattet hatte,  Hessen  es  die  Präsidenten  in  der 
Voraussicht ,  dass  die  Opposition  sich  noch  ver- 
grössem  werde,  nicht  mehr  zu  einer  Abstimmung 
kommen,  Frommann  S.  160.  —  In  der  83. 
General-Kongregation  v.  6.  Juli  1870 ,  in  wel- 
cher der  reformirte  can.  3.  cap.  III  constitutionis 
dogmat.  primae  de  ecclesla  zur  Abstimmung 
kam,  wurde  derselbe  nicht  in  der  Fassung,  wie 
er  den  Vätern  vorher  gedruckt  zugestellt,  son- 
dern mit  einem  auf  Befehl  des  Papstes  einge- 


schalteten ,  die  Verurthellung  des  Eplskopal- 
systemes  enthaltenden  Zusatz,  ohne  Zulassung 
einer  vorgängigen  Diskussion  darüber,  dahin  ver- 
lesen :  „si  quls  dixerit  Romanum  pontiflcem  ha- 
bere tantammodo  offldum  inspectionis  vel  diree- 
tionis,  non  autem  plenam  et  supremam  potes- 
tatem  lurisdictionls  In  universam  ecclesiam,  tum 
in  rebus  quae  ad  fldem  et  mores  tum  quae  ad  di»- 
ciplinam  et  reglmen  ecclesiae  per  totum  orbem 
dlffusae  pertlnent,  aut  eum  habere  tantum  potio- 
re$  partesy  non  vero  totam  pleniiudfnem  huhu  m- 
premae  protestatU . . .  anathema  sit^,  Friedrich 
2.313  (etwas  abweichend  Qulrinus  S.  696. 
697).  Nur  durch  den  Widerspruch  desErzbischofi 
von  Paris  wurde  diese  Uebenumpelung  des  Kon- 
zils seitens  der  Präsidenten  verhindert,  und  diese 
mussten  den  Kanon  beschämt  zurückziehen.  In 
einem  demnächstigen  Protest  verlangten  62  Bi- 
schöfe ein  geschäftsordnungsmässlges  Verfahren. 
In  Folge  dessen  konnte  der  Kanon  erst  nach 
nochmaliger  Berichterstattung  in  der  84.  Gen.- 
Kongregation  v.  11.  Juli  1870  zur  Abstimmung 
gebracht  werden.  Er  wurde  dann  allerdings  an- 
genommen ,  wobei  nach  Angabe  der  Minorität 
60 — 60,  nach  der  der  Minorität  aber  zwischen  90 
und  100  sich  dagegen  erhoben  haben  sollen, 
Frommann  S.  196  ff. ;  Qulrinus  S.  617. 

^  In  der  47.  Gen.-Kongregation  v.  29.  April 
1870  wurde  die  Diskussion  über  das  umgearbei- 
tete Schema  de  parvo  eaieekUmo  dureh  eine  Er- 
klärung der  Präsidenten  unterbrochen,  dass  die 
bisher  schon  theilweise  durchberathenen  dogma- 
tischen, wie  dlscipllnarischen  Schemata  zurvek- 
gestellt,  dagegen  ein  neues  Schema  über  den  Pri- 
mat und  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes  (Fried- 
bergS.  673;  Friedrich  2,  290),  zu  baldiger 
Berathung  vorgelegt  werden  sollte,  la  libert^  du 
condle  bei  Friedrich  1,166.  Weil  Indessen 
dieses  Schema  noch  nicht  gedruckt  war  und  erst 
8  Tage  später  verthellt  werden  konnte,  wiuden 
die  Berathungen  über  den  Katechismus  fortge- 
setzt (s.  vor.  Anm.),  dann  aber,  da  eine  Ter- 
wahrung  von  mehr  als  70  Bischdfen  aller  Nationen 
(Friedrich  2,  391)  gegen  diese  gesohäftford- 
nungswldrlge  Umkehrung  der  Reihenfolge  der 
Berathungen,  wie  alle  Proteste  der  Minorität  auf 
diesem  Konzile  ohne  jeden  Erfolg  blieb,  die  Ver- 
handlung über  das  neue  Schema  in  der  60.  Gen.- 
Kongr.  V.  13.  Mal  1870  begonnen,  F  rem  mann 
S.  157.  162  ff.;  Friedberg  S.  45.   Ferner  iet 
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Stande  war ,  sich  gegen  die  darchans  parteiische  Leitung  der  Präsidenten  nnd  die 
ünterdrfickangsgelflste  der  Mehrheit  zu  schützen  i.  Aber  an  dieser  jede  erfolgreiche 
Opposition  der  Minorität  beseitigenden  Geschäftsordnung  und  an  der  Majorisimng  der- 
selben war  es  noch  nicht  genng,  vielmehr  trat  auch  der  Papst,  als  die  Definimng  der 
pftpatlichen  Unfehlbarkeit  im  Jannar  1870  in  Anregung  gebracht  worden  war^^  per- 
sönlich zu  Ounsten  derselben  ein  ^j  indem  er  zugleich  den  Gegnern  derselben  seinen 
Unwillen  deutlich  merken  und  Alhlen  liess^.    Selbst  durch  kleinliche  Polizeimass- 


in  das  Schema  o.  4  über  die  Unfehlbarkeit  die 
Elnechaltang  der  wichtigen  Worte :  „non  autem 
a  e(m$en$u  ecelesiae^  in  den  SchlusMatz :  „ideo- 
que  Romanl  pontiflcia  deflnitiones  ex  sese  irre- 
formaMles  esse*'  erst  auf  Grund  der  am  16.  Jnll 
dngereiohten  Emendationen  von  der  Kommission 
Toigenommen  nnd  der  Kanon  dann  schon  der  86. 
Oeneral-Kongregation  am  folgenden  Tage  in  dieser 
Fusang  znr  Abstimmung  unterbreitet  worden, 
Friedrich  2, 318  Anm.;  Frommann  S.203; 
Qnirinns  S.  628. 

^  In  die  Yorbereitangskommissionen  (s.  o. 
S.  456)  wurden  nnr  streng  päpstlich  gesinnte 
Hitglieder  gewählt,  Frommann  S.  44.  45.  In 
der  30.  Qen.-Kongr.  yom  29.  März  1870  ist  die 
Abstimmung  über  das  o.  1  des  Schemas  de  Üde 
(Friedrich  2,  78)  so  schnell  yorgenommen 
vorden ,  dass  in  5  Yiertelstonden  47  Amende- 
ments, welche  gar  nicht  einmal  verlesen  wurden, 
ihre  Erledigung  fanden  und  die  Täter  kaum  Zeit 
hatten,  dieselben  vor  Abgabe  ihres  Votums  in 
den  Druckexemplaren  anzusehen,  la  liberttf  du 
eondle  bei  Friedrich  1,  147;  Quirinus  S. 
671.  Hierbei  stimmte  die  Majorität  bei  den  £in- 
leitnngsworten :  „sancta  Romana  catholica  eccie- 
tüdf  fOr  die  Milderung  des  Prädikates  Romaua 
durch  Sinschaltung  eines  Kommas  ror  catholica. 
Unter  dem  Yorwand,  die  Stimmen  nicht  gleich 
zählen  zu  können,  wurde  dieses  Resultat  der 
Abstimmung  nicht  verkündet,  und  die  Präsiden- 
ten liessen  die  Abstimmung  nach  der  Erklärung, 
dass  die  Kommission  das  Komma  zurückweise, 
in  der  folgenden  Sitzung  nochmals  wiederholen, 
velohe  nunmehr,  da  die  folgsame  Mehrheit  jetzt 
genügend  instmirt  war,  im  entgegengesetzten 
Sinne  ausfiel,  Friedrich  1,  176  u.  Kenrick 
eoneio,  appendix  F,  1.  c.  p.  246.  Als  der  Bischof 
Strossmayer  von  Bosnien  in  der  Sitzung  vom  30. 
Dezember  1869  die  vorgeschriebene  Eingangsfor- 
mel der  Konzilsdekrete  einer  unliebsamen  Kritik 
unterwarf^  wurde  ihm  durch  den  Legaten  das  Wort 
entzogen,  Quirinus  S.  117;  Friedrich, 
Tagebuch  S.  54.  In  der  Qen.-Kongregation  vom 
22.  März  1870  richtete  derselbe  Bischof  seinen 
Angriff  gegen  eine  Stelle  der  Einleitung  des 
Sehemas  de  flde,  Friedrich  2,  65,  in  welchem 
der  Protestantismus  für  alle  „monstra"  philoso- 
phischer Meinungen  und  alle  möglichen  Irrlehren, 
wie  Atheismus  u.  s.  w.,  verantwortlich  gemacht 
wird,  und  verlangte  eine  bestimmte  Erklärung, 
dass  über  GlaubensAragen  nur  durch  mindestens 
moialische  Einstimmigkeit  entschieden  werden 
solle  (ein  Theil  der  Rede  bei  Acten,  z.  Gesch. 
d.  Vatikan.  Konzils  S.  87  und  Friedberg  S. 
104).  Dabei  wurde  er  durch  den  Ruf  des  Präsi- 
denten:   „Hloee  non  est  locus  laudandi  protes- 


tantes"  unterbrochen.  Als  er  dann  die  erwähnte 
Forderung  erhob,  entstand  ein  furchtbarer  Tu- 
mult der  Migorität,  Rufe:  „omnes  iUum  dam- 
namus"  erschollen  von  vielen  Seiten,  und  der 
Präsident  befahl  ihm  die  Redner-Tribüne  zu 
verlassen,  was  er  unter  dreimaligem  lautem: 
„Protestor''  that,  Quirinus  S.  296ff.,  s.  den 
schriftlichen  Protest,  welchen  er  nachher  dem 
Präsidenten  überreichte,  bei  F  r  1  e  d  b  e  r  g  S.  106. 
Auch  der  Bischof  Haynald  von  Kalocsa  wurde  in 
seiner  Rede  am  22.  Februar  1870,  als  er  gegen 
die  Fälschungen  im  römischen  Brevier  und  gegen 
die  Sucht,  neue  Dogmen  zu  machen,  sprach, 
durch  den  Tumult  der  Majorität  unterbrochen, 
und  es  wurde  ihm  von  einem  der  Präsidenten 
ebenfaUs  das  Wort  entzogen,  la  liberttf  bei 
Friedrich  1,  165.  172;  Quirinus  S.  239, 
Vgl.  auch  noch  la  libert^  1.  c.  p.  173. 

3  Schon  im  Januar  1870  war  in  Rom  von  den 
Bischöfen  der  Mehrheit  eine  Adresse  an  das  Kon- 
zil in  Umlauf  gesetzt  worden,  Friedberg  S. 
465.  468,  worin  dasselbe  um  die  Festsetzxmg  ge- 
beten wurde :  „supremam  ideoque  ab  errore  im- 
munem esse  eiusdem  Romani  pontifids  auetori- 
tatem  quum  in  rebus  videl.  morum  ea  statuit  ac 
praeclpit,  quae  ab  omnlbus  ohristi  fldelibus  cre- 
denda  et  tenenda  quaeve  reioienda  et  damnanda 
sint.^  Femer  wurden  zwei  weitere  abermalige 
Eingaben  von  den  italienischen  Bischöfen  (Fri  e  d  - 
borg  S.  469)  und  von  den  Spaniern  eingereicht. 
Die  erstere  enthielt  410 Unterschriften,  From- 
mann S.  59;  Friedberg  S.  33.  In  Folge  da- 
von richteten  um  Mitte  Januar  deutsch-öster- 
reichische, französische,  amerikanische,  orienta- 
lische und  italienische  Bischöfe,  zusammen  etwa 
137,  5  ganz  ähnlichlautende  Gegenadressen  an 
den  Papst,  in  denen,  um  die  Männer  der  ver- 
schiedensten Anschauungen  zu  vereinigen,  vor 
Allem  die  Inopportunität  einer  Deklarirung 
des  Unfehlbarkeitsdogmas  hervorgehoben  wurde, 
Friedberg  S.  33.  472  ff.;  Frommann  S. 
60.  Der  Papst  nahm  die  beiderseitigen  Adressen 
nicht  an,  sondern  übergab  sie  der  Konzilsdepu- 
tation zur  Prüfung,  Frommann  S.  65. 

s  So  schon  in  der  Ansprache  bei  einer  Massen- 
audienz von  1200  Personen ,  in  welcher  er  sich 
gegen  gewisse  Klüglinge  aussprach,  welche  ver- 
langten, dass  man  bestimmte  Fragen  nicht  be- 
rühre, Fried  b er g  S.  481  (weitere  a.  a.  0.  S. 
482  ff.).  Auch  liess  er  es  nicht  an  Belobigungen 
und  Ermuthigungen  deijenigen  fehlen,  welche 
sich  zu  Gunsten  der  Unfehlbarkeit  ausgesprochen 
hatten,  a.  a.  0.  S.  37.  487  ff.  8.  überhaupt: 
Wie  es  auf  dem  Koncile  zugeht.  S.  171  ff. 

^  Hierher  gehören  eine  Reihe  tadelnder  Aöus- 
serungen,  welche  er  gegen  die  Opposition  bei  den 
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regeln  1  snohte  man  die  Minderheit  geftlgig  zu  machen,  nnd  nahm  schliesslich  sogar 
seine  Znflncht  dazu,  unter  Zurflckweisnng  der  Vertagungsgesnche  der  IGnoritftt  durch 
Festhaltang  der  Bischöfe  während  der  heissen  und  ungesunden  Jahreszeit  in  Born 
einen  weiteren  Druck  auf  sie  auszuüben  2. 

Der  Hauptzweck,  zu  welchem  der  Papst  das  Vatikanische  Konzil  berufen  hatte, 
war,  wie  durch  den  Verlauf  desselben  ausser  jedem  Zweifel  gestellt  worden  ist,  die 
Dogmatisirung  des  absoluten  Papalsystems  und  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  Der 
ursprüngliche  Plan  der  Kurie  ging  dabei  dahin,  die  Definition  der  letzteren  aus  dem 
Schoosse  des  Konzils  in  Anregung  bringen  und  durch  Akklamation  annehmen  zn 
lassen  K  Daher  wurde  dem  Konzil  anftnglich  keine  darauf  bezügliche  Vorlage  ge- 
macht ,  vielmehr  demselben  zunächst  ein  Schema  constituHoms  dogmaticae  de  doeirma 
cathoUca^j  welches  bestimmt  war  eine  Reihe  von  Grundsätzen  des  Syllabus  zu  allge- 
mein verpflichtenden  Glaubensnormen  zu  erheben,  mitgetheilt.  Demnächst  folgten 
im  Januar  eins  de  ecclesia  Christi  ^,  mehrere  de  diecipUna  eoclesicutica ,  wobei  eins  über 
die  Bischöfe,  Residenz,  Visitation  der  Diözese,  die  visitatio  liminnm,  die  Provinzial- 
und  Diözesansynoden ,  sowie  die  GeneraL-Vikare<^,  und  im  Februar  ein  weiteres  de 
parvo  catechismo'^ .  Das  Schema  de  ecclesia  Christi  enthielt  u.  A.  ein  Kapitel  de  eecle- 
siae  infalUbiUtaie  (c.  9),  ein  solches  (c.  11)  de  Romani  ponHßcis  primatu^y  in  welchem 
der  Üniversal-Episkopat  des  Papstes  und  die  Superiorität  desselben  über  das  all- 
gemeine Konzil  durch  das  Verbot  der  Appellation  an  das  letztere  ausgesprochen 
war,  ein  ferneres  (c.  \2)  de  temporaUs  s,  sedis  dominio^,  und  endlich  drei  Schlusskapitel 


in  der  yorlgen  Anm.  erwähnten  Gelegenheiten 
fallen  liess.  Anch  beschied  Pins  IX  den  Kardinal 
Gnidi,  Erzbischof  von  Bologna,  welcher  am  18. 
Juni  1870  eine  freimüthige  Rede  gegen  die  per- 
sönliche Unfehlharkeit  des  Papstes  gehalten  hatte, 
noch  an  demselben  Tage  zu  sich,  um  ihm  Vor- 
würfe wegen  seiner  Feindschaft  und  seines  Un- 
dankes, sowie  wegen  seiner  ketzerischen  Reden 
zn  machen,  Qnirinns  S.  526.  554.  571.  Vgl. 
femer  Fr om  mann  S.  178. 188.  Sogar  ein  Brief 
des  Bischofs  Hefe  le  y.  7.  Jnli  1870  bei  Fried- 
rich, Tagebach  S.  403  erklärt:  „Er  (der  Papst) 
übt  die  stärkste  Pression  ans." 

1  Schon  von  Anfang  an  war  der  Znsammentritt 
grösserer  Yersammlnngen  von  Bischofen  vom 
Papste  Terboten,  Qnirinns  S.  96.  121.  Alle 
AntriLge  nm  Znlassnng  solcher  (s.  S.  458.  n.  6) 
n.  Friedrich  2,  388  (im  März  nnd  April  1870) 
wnrden  nnberücksichtigt  gelassen,  S.  155.  Die 
Kardinäle,  insbesondere  die  der  Minorität  wnrden 
polizeilich  überwacht,  Friedrich  Tagebuch  S. 
216.225;  Qnirinns  S.  372, nnd  den  Bischofen, 
nm  sie  in  Rom  zusammenzuhalten,  die  Pollzel- 
Yisas  für  Ihre  Pässe  auch  zu  nothigen  Erholungs- 
reisen rerwelgert ,  Friedrich  a.  a.  0.  S.  345 ; 
QuirlnusS.468.  511.  537. 

S  Das  Yertagungsgesnch  an  den  Papst  von  Ende 
Juni  bei  Qnirinns  S.  573;  Im  übrigen  s.  das. 
S.  476.  513;  Frommann  S.  170  ff. 

3  Frommann  S.  17  n.  55,  auch  o.  S.  453. 
n.  9. 

*  Bei  Friedrich  doc.  2,  3.  Vgl.  From- 
mann S.  53.  Alle  vorher  entworfenen  Schemata 
sind  den  Bischöfen  nicht  einmal  während  der 
Daner  des  Konzils  mitgetheilt  worden,  wohl  aber 


ist  ein  index  derselben  bekannt  geworden,  dieser 
bei  Friedberg  S.  432. 

ft  Bei  Friedrich  2,  85.  Vgl.  Frommann 
S.  86. 

0  Die  anderen  de  sede  episcopaU  vacante  nnd 
de  Tita  et  moribus  clericorum  ,  bei  Friedrich 
2,  319  flf.  333.339.  Vgl.  Frommann  S.80.81. 

7  Bei  Friedrich  2,  345. 

8  L.  c.  S.  93:  „ipsum  pontiflcem  Romanum . . . 
yemm  Christi  yicarium  totiusque  ecolesiae  eaput 
et  omnlnm  christlanomm  patrem,  doctorem  et 
indicem  supremum  existere;  et  ipsi  in  b.  Petro 
pascendi,  regend!  ac  gnbernandi  uniyersalem  ec- 
deeiam  a  domlno  nostro  Jesu  Christo  plenam 
potestatem  traditam  esse:  et  hanc  qnae  propiia 
est  iurisdictionls  potestas,  ordinariam  esse  et  im- 
mediatam,  erga  quam  partlcularinm  ecclenamin 
pastores  atque  fldeles  tum  seorsnm  slnguli  quam 
simnl  omnes  officio  hlerarchlcae  snbordinationis 
yeraeqne  obedientlae  obstringuntur,  nt  custodita 
cum  roman.  pontiilce  tam  commnnionis  qnam 
eiusdem  fldei  professlonis  nnitate  ecclesia  Christi 
Sit  nnus  grex  sub  uno  summo  pastore  . .  .  Quare 
damnamus  .  .  .  eomm  sententlas  qul  ..... 
afArmant,  romanor.  pontlflcnm  iurisdictionem  or- 
dinariam et  immediatam  non  esse  tam  in  omnes 
simul  quam  in  singulas  seorsnm  particalariam 
pastorum  ecclesias,  aut  etiam  contendnnt,  licere 
ab  iudiclls  Romanomm  pontiflcum  ad  futurum 
generale  concilium  tanquam  ad  anotoritatem  Ro- 
mano pontiflce  superiorem  appellare." 

9  Die  Tendenz  doMelben  ergiebt  sich  aus  der 
Schlussbestimmung  f.  c.  p.  94 :  „Cum  yero  im- 
pii  homines  qul  omne  in  terris  ins  mutare  co- 
nantnr,  huno  eiyilem  s.  Roman,  eoelesiae  j^nei- 
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betreffend  das  Yerhftltmss  der  katholischen  Kirche  znm  Staat  (c.  13:  c^  eoncordia 
inier  eccksiam  ac  sodetatem  civilem  y  c.  1 4 :  de  iure  et  um  potesiaHe  oiviUs  secundum  eccle- 
tiae  cathoUeae  dodrinam  nnd  c.  1 5 :  y^de  epecidUbue  quihusdam  eecleeiae  turihus  m  rekUionem 
ad  soctetatem  cwäem^)  K 

Mit  den  Verhandlungen  der  General-Kongregationen  über  das  erste ,  dritte  und 
vierte  Schema ,  bei  welchen  klar  wnrde ,  dass  die  Knrie  sich  in  der  Erwartung  einer 
schnellen  nnd  nnveränderten  Annahme  derselben  getftnscht  hatte,  verging  die  Zeit 
bis  gegen  Ende  des  Monats  Februar  1870 3.  Inzwischen  waren  die  Adressen  um  De- 
finition der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  eingereicht  worden  ^  und  in  der  Oeneral-Kon- 
gregation  vom  14.  Februar  1870  hatte  der  Bischof  von  Belley  die  Forderung  erhoben, 
dass  man  durch  schleunige  Annahme  dieser  Lehre  dem  KonzU  ein  Ende  machen 
sollte^.  Die  Kurie  schritt  nunmehr,  nachdem  sie  durch  die  neue  Oesch&ftsordnuug 
den  oppositionellen  Regungen  der  Minorität  möglichst  enge  Schranken  gesetzt  hatte  ^, 
dazu,  die  Unfehlbarkeitsfrage  zur  Verhandlung  zu  bringen.  Durch  ein  Monitum  vom 
6.  März  wurde  den  Mitgliedern  des  Konzils  ein  caput  addendum  decreto  de  Romani  pon- 
iificis  primaiu^  vorgelegt,  und  dies  durch  die  daraufgerichtete  Bitte  vieler  Väter  moti- 
virt^.  Während  der  Zeit,  welche  man  den  letzteren  zur  Einreichung  ihrer  Bemer- 
kungen und  der  Kommission  zur  Zusammenstellung  und  Bearbeitung  derselben  lassen 
musste,  wurde  in  den  General-Kongregationen  die  Berathung  über  das  erste  dogma- 
tische Schema  erledigt^  und  in  der  dritten  feierlichen  Sitzung  das  Resultat  dieser 


patam,  in  rel  chriflüanae  honmn  et  utilitatem 
ordinatam  et  ab  e&  omnlhus  iuiibus  titnlis  tot 
saecnlomm  decuisn  possessum,  quovis  Insidia- 
rom  et  yiolentianim  genere  labefactare  ac  con- 
Tellere  adnitantur :  sacro  appiobante  concilio  in- 
novantes  huias  apostolicae  sedis  ac  praecedentiam 
eondlioram  indicia  ac  decreta,  damnamns  atque 
pnBcribimüs  tnm  eomm  haereticam  doctrinam, 
qni  afflrmant,  lepngnare  inri  dlTlno,  ut  cum 
spiritnali  potestate  in  Romanig  pontiflcibns  prin- 
eipatns  ciTilis  couiungatnr,  tnm  perrersam  eornm 
sententiam,  qni  oontendnnt  ecclesiae  non  esse  de 
biiins  principatQB  civilis  ad  generale  cbristianae 
reipablicae  bonnm  relatione  qnidpiam  onm  auc- 
toritate  constitnere  adeoque  Heere  catholicis  bo-> 
minibns,  ab  illius  decislonibns  bac  de  re  editis 
recedere  aliterqne  sentire^,  s.  dazu  ancb  die  an- 
gehängten Adnotatlonen  1.  c.  p.  151,  ferner  o.  Tb. 
I.  S.  215.  n.  4. 

'  Diese  entbalten  die  knrialistiscbe  Lebre  yon 
der  Oberbobeit  der  Kircbe  über  den  Staat.  Vgl. 
c.  13, 1.  c.  p.  95 :  „Qnapropter  nemo  dicere  prae- 
samat ....  ad  optimam  societatis  pnblicae  ratio- 
nem  necessariam  esse  civilis  reipnblicae  ab  eccle- 
siae separationem,  ita  nt  imperio  negetnr  ins  et 
offlcinm  coercendl  sancitis  poenls  violatores  catbo- 
lieae  religionis,  nisi  qnatenus  pax  publica  postu- 
let";  c.  14,  1.  0.  p.  98:  „De  ipsa  antem  agendl 
norma  iudidnm,  quatenns  de  morum  bonestate, 
de  lidtoetillicito  statuendnm  est,  pro  civil!  etiam 
BOdetate  publicisqne  negotiis  ad  supremnm  ec- 
clesiae magisterinm  pertinet  ....  neque  Heere 
sibi  existiment  (imperantes)  sive  in  privatis  sive 
In  pablicis  negotiis  ob  poUtlcas  rationes  dei  et  s. 
matris  ecclesiae  leges  et  iura  violare.''  Das  c.  15, 
p.  98  richtet  sieb  gegen  die  modernen  Staatsgesetz- 


gebnngen  über  das  Schulwesen,  die  Erziehung 
und  Bildung  der  Kleriker,  die  geistlichen  Orden, 
sowie  über  den  Erwerb,  die  Verwaltung  und  die 
Einziehung  des  Kirchengutes. 

2  Frommann  S.  53.  79.  95.  Vgl.  auch  die 
Zusammenstellung  bei  Friedberg  S.  27  ff. 
Das  Schema  de  ecclesia  war  noch  nicht  zur  Be- 
rathung gekommen ,  andererseits  waren  aber  am 
22.  Februar  1870  schon  mehrere  neue  Schemata : 
de  oneribus  missarnm,  de  tltulis  ordlnationum  und 
circa  ordines  reguläres,  Friedrich  2,  355  ff. 
vertbeilt  worden,  Frommann  S.  98.  99. 

8  S.  0.  S.  461.  n.  2. 

*  QulrlnusS.  213. 

5  S.  0.  8.  458. 

^  Nämlich  zu  c.  11  des  Schemas  de  ecclesia, 
dessen  Hauptstelle  lautet,  Friedrich  2,  178: 
„Hinc  s.  approbante  concilio  docemus  et  tanquam 
fldel  dogma  deflnimus,  per  divlnam  assistentiam 
fleri,  ut  Romanus  pontifex . . .  cum  supreml  omnium 
christanorum  doctoris  munere  fungens  pro  aucto- 
rltate  deflnit ,  quid  in  rebus  fidel  et  morum  ab 
universa  ecclesia  tenendum  sit,  errare  non  posse 
et  hanc  Rom.  pontiflds  inerrantiae  seu  infalli- 
bllitatis  praerogativam  ad  idem  obleotum  porrigi, 
ad  quod  Infallibilltas  ecclesiae  extenditur.'' 

'  Das  Monitum  bei  Fried  rieh  2,  177  fordert 
zugleich  auf,  die  Bemerkungen  nicht  nur  zu 
diesem  Zusatzkapitel,  sondern  auch  zu  o.  11  und 
den  daraus  abstrahirten  canones  14 — 16,  des 
Schemas  de  ecclesia ,  1.  c.  p.  103  bis  zum  17. 
März  1870  einzureichen.  —  Die  citirten  Akten- 
stücke auch  bei  Friedberg  S.  569  ff. 

8  In  der  30.  bis  46.  Gen.-Kongr.  v.  18.  März 
bis  19.  April  1870,  Friedberg  8.  39  ff.; 
Frommann  S.  139  ff. 
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Arbeiten,  die  constitutio  dogmatica  de  fide  cathoUca^  vom  Papst  am  24.  April  1870 
promnlgirt^.  Die  nunmehr  folgenden  Kongregationen  beschftftigten  sich  bis  zum 
30.  Mai  1870  mit  der  Diskntirang  des  Schemas  über  den  kleinen  KatecMsmns^. 

Schon  vor  Abschlnss  dieser  Verhandlnngen  hatte  die  Kurie,  bei  welcher  sich  die 
Befürchtung  geltend  machte,  dass  bei  der  Durchberathung  des  umfassenden  Schemas 
de  ecclesia  eine  Erledigung  des  Kapitels  über  den  Primat  und  des  Zusatzartikels  über 
die  päpstliche  Unfehlbarkeit  bis  zum  Eintritt  der  ungesunden,  heissen  Jahreszeit  ver- 
zögert werden^  und  bei  einer  dann  nicht  zu  umgehenden  Vertagung  des  Konzils  eine 
thats&chliche  Auflösung  desselben  eintreten  könnte,  ihre  Taktik  behufs  sicherer 
Durchführung  ihres  Planes  geändert.  In  der  47.  General-Kongregation  vom  29.  April 
1870  unterbrach  der  Präsident  die  Debatten,  um  den  Vätern  anzuzeigen,  dass  der 
Papst  mit  Rücksicht  auf  den  lebhaften  Wunsch  der  Majorität,  nach  Abschluss  der 
Berathungen  über  den  Katechismus,  ein  neues  Schema  über  den  Primat  des  Papstes 
und  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  zur  Diskussion  stellen  lassen  verde  ^,  und  ein  sol- 
ches wurde  dann  unter  der  Bezeichnung :  eonstihttio  dogmaüca  prima  de  ecclesia  ChrisH 
schon  am  10.  Mai  1870^  den  Vätern  zugestellt.  Es  handelte  in  4  Kapiteln:  1)  de 
apostoüei primahts  in  b.  Petro  inetituHone  ^  2)  de  perpeiuUate  primatue  b,  Petri  in  Roman. 
ponHfleihus,  3)  de  vi  ei  raiione  primatua  Rom,  pontificie  und  4)  de  Romani  pontificie  infaUt- 
biUiate  7. 

Die  Opposition  hatte  dieses  energische  und  rücksichtslose  Vorgehen  der  Kurie 
wesentlich  selbst  durch  ihr  schwächliches,  temporisirendes  Verhalten  verschuldet 
Als  sie  sich  im  Januar  aus  Anlass  der  von  den  Infallibilisten  eingereichten  Unfehl- 
barkeitsadresse zusammen  gefunden^,  war  es  lediglich  die  Basis  der  InopportunitSt 
einer  Definirung  des  Dogmas,  auf  welcher  sie  sich  zur  Bekämpfung  desselben  ver- 
einigt hatte  ^.   Obwohl  sich  seit  der  erwähnten  Zeit  auch  die  Tagespresse  und  die 


»  FriedbergS.  731. 

2  Frommann  S.  149. 

8  Friedberg  S.  44;  Frommann  S.  160. 

^  Zn  l>eiden  Kapiteln  waren  sehr  zahlreiche 
Erorteningen  von  den  Yätem  eingereicht,  zn  dem 
Zusatzartikel  allein  189  Eingaben  eingegangen. 
Die  Zasammenstellung  dieser  Bemerkungen,  Sy- 
nopsis analytica  ohservatlonum ,  welche  am  30. 
April  1870  den  Yatem  zugestellt  wurde,  nm- 
fasste  104  Quartseiten  betreffend  den  Primat  and 
242  betreffend  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes 
(abgedruckt  bei  Friedrich  doc.  2,  179— 2fi  u. 
p.  212^—289).  (JrÖBstentheils  waren  die  Obser- 
vationen voQ  der  Oppositionspartei  ausgegangen, 
Frommann  S.  130,  und  die  Kuile  konnte  schon 
danach  auf  umfassende  Dehatten  rechnen.  Ueber- 
dies  hatte  geschäftsordnungsmässig  zunächst  über 
die  vorangehenden  10  Kapitel  berathen  werden 
müssen,  was  auch  eine  unter  Leitung  des  Kardi- 
nals Rauscher  an  die  Präsidenten  gerichtete  Vor- 
stellung der  Minorität  V.  10.  April,  Friedrich 
doo.  2,  385,  verlangt  hatte. 

S  Frommann  S.  158;  Friedberg  S.  45. 
Die  Petition  der  Mehrheit  und  ihre  Dankadresse 
a.  a.  0.  S.  570. 

«  Bei  Friedrich  2,  290;  Friedberg  S. 
573;  s.  auch  daselbst  8.45  und  Frommann 
S.  164.  Dasselbe  war  eine  völlig  neue  Umarbei- 


tung des  c.  11  des  früheren  Schemas  de  ecclesh 
einschliesslich  des  Zusatzartikels. 

7  Gleichzeitig  wurde,  ein  auf  Grund  der  früher 
eingereichten  Bemerkungen  (Anm.  4)  zusam- 
mengestellter Bericht  der  dogmatischen  Kom- 
mission, beiFriedrich2,  294  ff.,  mitgetheilt, 
welcher  sich  selbstverständlich  für  die  Yotirung 
der  Vorlagen  aussprach.  Charakteristisch  ist'darin 
folgende  Stelle,  1.  c.  p.  310:  „Ad  dogmaticam 
infallihllitatis  pontiflciae  dellnitionem  neoessa- 
rium  et  sufflclens  est ,  ut  patribus  ex  propiüs 
dwmat  tevtlaiionis  fontibus^  seil,  ex  sciiptura  et 
traditlone ,  constet ,  esse  illam  divinitus  revda- 
tam  proindequd  patrum  officium  est  et  munus, 
haue  divini  depositi  veritatem  pro  vuo  charactere 
cum  auctoritate  dedarare  et  proponere ;  singulas 
autem  aUunde  petitas  difflcultates  quae  Uli  op- 
ponuntur,  dissolvere,  non  tarn  patrum  concilii  ius 
est,  quam  scholae  theologorum,  qui  quod  ad  hano 
quoque  causam  spectat,  suo  munere  diu  fiincd 
sunt." 

s  Zu  ihr  gehorten  namentlich  die  Kardinäle 
Rauscher,  Erzbischof  von  Wien,  und  Schwatzen- 
berg,  Erzbischof  von  Prag,  Bischof  Hefele  von 
Rottenburg,  Haynald,  Erzbischof  von  Kolocsa, 
Strossmayer,  Bischof  von  Sirmium,  Erzbischof 
Darboy  von  Paris ,  die  Bischöfe  Dupanloup  von 
Orleans,  Ginoulhiac  von  Grenoble,  Place  von  Mar- 
seille und  Erzbischof  Kenrick  von  S.  Louis. 

e  S.  0.  S.  461.  n.  2. 


f.  172.]       Die  Rackkehr  zu  dem  mittelalterliohen  Becht.    (Das  Vatikan.  Konzil.) 
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wissenscluiftliche  Er^rternng  in  ausgedehntem  Umfange  einer  Prilfang  des  Dogmas 
anf  seine Begrilndetheit  hin  unterzogen  hatte  ^,  ja  selbst  einzelne  der  Minderheit  ange- 
hörigen  Bischöfe  sich  an  dieser  literarischen  Bewegung  betheiligten  ^,  so  beschränkte 
sieh  doch  die  Minorität  noch  Anfang  März  darauf,  die  Kurie  durch  die  Forderung 
der  moralischen  Einstimmigkeit  für  dogmatische  Beschlüsse  ^  von  ihrem  Vorhaben 
abzubringen.   Gerade  dies  unentschiedene  Verhalten  der  Opposition  hatte  aber  die 
Kurie  und  die  infallibilistisch  gesinnte  Minorität  zu  immer  weiterem  Vorgehen  er- 
iQQthigt.  Nachdem  die  erstere  vollends  die  Ueberzeugung  gewonnen  hatte,  dass  die 
Begierungen  der  verschiedenen  Staaten  in  ihrer  bisherigen  negativen  Haltung  ver- 
harren wttrden^,  glaubte  sie  den  entscheidenden  Schritt  mit  Erfolg  unternehmen  zu 
können  in  der  festen  Zuversicht,  dass  die  Opposition  aus  Furcht  vor  einem  Schisma, 
durch  welche  schon  bisher  ihr  Widerstand  gelähmt  worden  war,  in  sich  zerfallen  wUrde. 
Hätte  dagegen  die  Minorität  im  Januar  eine  feste  und  energische  Haltung  eingenommen 
nnd  eine  direkte  und  unumwundene  Erklärung  gegen  die  Annahme  des  Unfehlbar- 
keitsdogmas, verbunden  mit  der  Drohung,  das  Konzil  zu  verlassen,  abgegeben,  so 
wftre  dadurch  wahrscheinlicher  Weise  ein  Erfolg  zu  erzielen  gewesen,  weil  die  Kurie 
dami  ihrerseits  in  die  Lage  versetzt  worden  wäre,  erwägen  zu  müssen,  ob  sie  die  Oe- 
fahr  eines  theilweisen  Schisma,  welches  beinahe  ganz  Deutschland  und  mindestens 
einzelne  Theile  von  Frankreich  und  Nordamerika  ergreifen  konnte,  auf  sich  nehmen 
wollte.  Im  April,  als  der  Zusatzartikel  über  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  bereits  vor- 
gelegt worden  war^,  wurde  zwar  der  Versuch  gemacht,  der  Opposition  eine  gewisse 
Organisation  zu  geben,  und  von  ihr  beschlossen,  die  Unfehlbarkeit  nach  allen  Rich- 
tangen  hin  zu  bekämpfen^.   Nunmehr  war  es  aber  zu  spät,  und  überdies  wollte  sie 


»  Vgl.  dAniberFTiedl)ergS.  33ff.;  From- 
mann S.  65  ff.  Zu  erwähnen  sind  vor  Allem 
die  4  vom  Oratorianer  Pore  Gratry  zn  Paria  vor- 
offentlichten  Briefe,  und  der  Aufsatz  D  ö  1 1  i  n  - 
gers  V.  19.  Januar  1870,  Friedberg  S.  495, 
welcher  zahlreiche  Zustimmungserklärungen,  na- 
mentlich auch  seitens  einer  Reihe  von  katholl- 
Khen  theologischen  Fakultäten  in  Deutschland 
bervonrief,  Friedberg  S.  42. 

2  Hierher  gehören  die  seit  dem  März  entstan- 
denen Schriften  von  (Ransoher)  observationes 
quaedam  de  infallibilitatls  ecclesiao  subiecto. 
Neapoli  1870  (deutsch  Wien);  von  Hefele: 
Gftüsa  Honorii  papae.  Neapoli  1870 ,  und  Encore 
nn  mot  sur  le  pape  Honorius.  Paris  1870  (deutsch 
Tübingen);  von  Kenrick,  De  pontiflcia  infal- 
libilitate,  qtialis  in  concilio  Yaticano  proponltur, 
di^ert.  theolog.  Neapoli  1870;  dann  die  auf  Ver- 
anlassung des  Kardinals  Schwarzenberg  von 
dem  Cistertienser  Franz  Sales  Mayer  ver- 
wüste anonyme  Schrift :  De  summi  pontiflcis  in- 
fallibilitate  personali.  Neapoli  1870  und  eine 
weitere  deutschen  Ursprungs ,  vom  Bischof  von 
Ketteleivon  Mainz  in  Rom  vertheilt:  quae- 
stio,  num  regimen  ecclesiae  sit  monarchicum  ab- 
solatum,  abgedruckt  bei  Friedrich  doc.  2,  1  ff. 
Vgl.  über  diese  Schriften  Frommann  S.  123. 

3  In  ihrem  Protest  gegen  die  neue  Geschäfts- 
ordnung.   S.  0.  S.  459.  n.  9. 

^  Nachdem  die  schon  im  April  1869  von  dem 
b airischen  Ministerpräsidenten  Fürsten  H o - 
heu  lobe  yersachte  Anbahnung  'einer  Verstau- 

HinschiaB,  Eircheiireckt.  m. 


digung  über  eine  gemeinsame  Haltung  der  euro- 
päischen Regierungen  gegenüber  dem  Konzil 
gescheitert  war,  Friedberg  S.  21  ff.;  From- 
mann S.  26,  versuchten  einzelne  derselben 
später,  so  namentlich  Frankreich  und  Oesterreich, 
nach  Vorlegung  des  ersten  Schemas  de  ecclesia 
die  Kurie  durch  Warnungen  von  der  Dogmatisi- 
rung  der  Unfehlbarkeit  abzubringen,  aber  zu 
irgend  welchen  energischen  Schritten  verstanden 
sie  sich  gegenüber  den  Beruhigungen  Antonel- 
I  i '  s  und  unter  dem  Einflüsse  der  schwächlichen 
Politik  Frankreichs  nicht,  Frommann  8.  90; 
Friedberg  S.  42  ff. 

5  S.  0.  S.  463. 

^  Der  von  Hefele  entworfene  Plan  schlug 
folgende  Taktik  für  das  Verhalten  der  Oppo- 
sitionsbischöfe  vor:  1.  Verharren  der  Bischöfe 
in  Rom  und  Rückkehr  der  bereits  abgereisten, 
2.  Verhinderung  Jedes  Mehrheitsbeschlusses  in 
Qlaubenssachen ,  3.  Abreise  der  Minorität  bei 
einer  etwa  in  der  Unfehlbarkeitsfrage  ver- 
suchten Ueberrumpelung  des  Konzils;  4.  Dis- 
kussion der  Frage  von  allen  verschiedenen 
Standpunkten  der  Mitglieder  der  Opposition, 
bei  voreiligem  Abbruch  der  Debatte  Protest, 
aber  Betheiligung  an  der  Abstimmung,  5.  Fest- 
halten der  entschiedenen  Nicht-Opportunisten 
an  ihrem  non  placet;  6.  bei  einem  Opposi- 
tionsvotum von  60  Stimmen  Bestreitung  der 
Oeknmenicität  des  Beschlusses  und  Vorstellun- 
gen darüber  bei  dem  Papst  und  bei  den  Regie- 
rungen, 7.  Protest  gegen  die  Gültigkeit  des  zu 
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sich  anch  jetzt  noch  nicht  zu  dem  Schritt  verstehen ,  das  Konzil  in  grösserer  Zahl  ta 
verlassen,  sobald  die  gedachte  Frage  zur  Debatte  gestellt  werden  wfirde. 

Die  Berathnngen  über  das  am  10.  Mai  1870  vertheilte  Schema  de  eccleria  be- 
gannen am  13.  desselben  Monats  (in  der  50.  General-Kongregation)  nnd  wnrden  ent 
am  16.  Jnli  (in  der  86.  General-Kongregation)  znm  Abschlnss  gebrachte  Die  Gene- 
raldebatte nahm  die  Zeit  bis  zum  3.  Jnni  in  Ansprach.  An  diesem  Tage  wurde  der 
Schlnss  derselben  auf  einen  von  250  Mitgliedern  eingebrachten  Antrag  mit  einer 
Mehrheit  von  19  Zwanzigstel  der  Stimmen  angenommen^,  nm  eine  weitere  YerzOge- 
mng  der  Entscheidung  durch  die  Minorität ,  von  welcher  noch  mehrere  Redner  znm 
Worte  angemeldet  waren,  unmöglich  zu  machen.  Die  schriftliche  Yerwahmng, 
welche  dieselbe  den  Präsidenten  einreichte  3,  hatte  natttrlich  nicht  den  geringsten 
Erfolg.  Am  6.  Juni  trat  das  Konzil  in  die  Spezialdebatte  über  die  einzelnen  Theile 
des  Schemas  ein^,  und  schon  am  15.  dieses  Monats  begann  die  Debatte  über  das 
4.  Kapitel  betreffend  die  päpstliche  Unfehlbarkeit,  welche  am  4.  Juli,  da  ein  durch 
die  unerträgliche  Hitze  in  Rom  motivirtes  Vertagungsgesuch  <»  vom  Papste  abge- 
schlagen war^  und  die  Oppositionsbischöfe  in  ihrem  Widerstände  erlahmten,  mit  all- 
seitigem Einverständniss  geschlossen  wurde''.  Bei  der  Abstimmung  Aber  die  aaf 
Grund  der  Debatten  umgearbeitete  Fassung  des  3.  Kapitels  am  5.  Juli  1870  wurde 
der  schon  erwähnte  Ueberrumpelungsversuch  von  der  Minorität  zurückgewiesen  ^ 
Nachdem  dann  am  11.  Juli  der  Bericht  über  das  von  der  Kommission  umgearbeitete 
4.  Kapitel  erstattet  worden^  und  die  beiden  Hauptkapitel  (c.  3  und  4)  nochmals  an 
dieselbe  zur  Umarbeitung  zurückgegangen  waren,  erfolgte  die  Entscheidung  in  der 
85.  General-Kongregation  am  13.  Juli. 

Zunächst  wurden  die  gedachten  beiden  Kapitel  in  der  nunmehr  vorliegenden 
Fassung  mittelst  Abstimmung  durch  Aufstehen  und  Sitzenbleiben  angenommen.  Dann 
schritt  man  zur  Abstimmung  über  die  ganze  constiti^iio  dogmadca  de  eoclesta  Chmü*  Von 
den  692  in  Rom  damals  noch  anwesenden  Prälaten  hatten  sich  nur  601  eingefdnden. 
451  stimmten  mit  phcety  88  mit  non  phcet  und  62  mit  placel  iuxta  modum  ^^.  Im  Gan- 
zen standen  etwa  100  Opponenten  ^^  einer  fünfmal  grösseren  Zahl  von  Infallibilisten 
entgegen.  Die  ersteren  machten  nochmals  einen  Versuch  die  drohende  Gefahr  dnroh 
Absendnng  einer  Deputation  von  ftlnf  Bischöfen  an  den  Papst  abzuwenden,  aber 
gleichfalls  vergeblich  ^ 2.    d\q  bej  ^^r  Abstimmung  am   13.  Juli  eingereichten  und 


erlassenden  Besohlnsses  nnd  freiwillige  Abreise 
ohne  päpstlichen  Urlaub,  Friedrich,  Tagebnch 
S.  310 ;  Frommann  S.  150  ff.  Dieses  Memo- 
randnm  hat  in  der  That  die  Norm  für  das  spätere 
Verhalten  eines  Theils  der  Minoritätsbischöfe  ab- 
gegeben. 

*  Friedberg  S.  45  ff.;  Frommann  S. 
165  ff. 

3  Bis  dabin  hatten  64  (oder  65)  Mitglieder,  etwa 
27  gegen  nnd  37  für  die  Vorlage  gesprochen,  an- 
gemeldet waren  noch  einige  50,  Friedberg  S. 
47;  Frommann  S.  172;  Fessler  S.  85. 

8  Unterzeichnet  ron  81  Vätern  bei  Frl e d ri  c  h 
doc.  2,  397  nnd  Friedberg  S.  143.  Vgl.  anoh 
Frommann  S.  174. 

«  Friedberg  S.  47;  Frommann  S.  184. 

»  Bei  Qnlrlnns  S.  573  nnd  Friedberg 
S.  144. 

«  Qnlrlnns  S.  575;  Frommann  S.  191. 


7  Friedberg  S.  50.  51:    Frommann  8. 
195. 

8  S.  0.  S.  460.  n.  3. 

®  S.  darüber  Frommann  S.  199. 

w  Friedberg  S.  51;  Frommann  8.202; 
F  e  s  s  1  e  r  S.  89.  Zn  den  unbedingt  Vemeinen- 
den  gehorten  3  Kardinäle  (Ranscher,  Schwanen- 
berg  nnd  Matthlen  von  Besannen),  die  ange- 
sehensten Bischöfe  Deutschlands,  Oestemiöh- 
Ungams,  manche  ans  Nordamerika,  eine  Belbe 
Yon  Orientalen,  dagegen  wenige  Italiener  und 
Engländer. 

*»  Die  Weggebliebenen  waren  nicht  alle  Oegner 
der  Infallibilität ,  ebensowenig  alle  diejenigen, 
welche  mit  Iuxta  modum  stimmten,  Fromm snn 
S.  201.  202;  Fessler  S.  89.  n.  *. 

i>  Bei  der  Audienz  that  der  Bisohof  t.  Kettsler 
▼on  Mainz  einen  Fussfall  vor  dem  Papst,  Qnl* 
rlnusS.  624ff.;  Fromm ann  S.  204. 
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einige  andere  nachher  der  Kommission  übergebenen  Vorschläge  wurden  demnächst 
in  der  General-Kongregation  vom  16.  Juli  1870  erledigt^. 

Am  Abend  desselben  Tages  vereinigten  sich  55  Prälaten;  meistens  deutsche,  zu 
einem  neuen  Proteste^.  Sie  erklärten  darin,  an  ihrer  früheren  Abstimmung  festzuhalten, 
andererseits  aber  durch  kindliche  Ehrerbietung  gehindert  zu  sein,  bei  einer  die  Person 
des  Papstes  so  unmittelbar  berührenden  Angelegenheit  Angesichts  seiner  offen  in  der 
feierlichen  Sitzung  mit  Non  placet  zu  stimmen.  Gleichzeitig  kündigten  sie  ihre  Ab- 
reise an  und  motivirten  diese  mit  dem  Hinweis  auf  die  drohende  Kriegsgefahr  und 
die  Verhältnisse  in  ihren  Diöcesen ,  welche  ihre  Anwesenheit  erforderten.  Ausser 
ihnen  verUessen  noch  etwa  60  andere  Mitglieder  der  Opposition  das  Konzil  \ 

Am  18.  Juli  wurde  unter  dem  Vorsitze  des  Papstes  die  vierte  und  letzte  öffent- 
liche Sitzung  des  Konzils  abgehalten.  Von  den  noch  anwesenden  535  MitgUedem 
stimmten  533  für,  nur  zwei^  gegen  die  Annahme  der  comtituUo  dogmoHca  Pastor  aeter- 
nusj  und  der  Papst  verkündigte  dieselbe  sofort  unter  gleichzeitiger  Ertheilung  seiner 
Bestätigung  ^. 


»  Fromm  an n  S.  203.  205  (a.  auch  S.  460. 
n.  4  &.  £.).  In  dieser  Sitzung  wurde  den  Bi- 
ichöfen  auch  eröffnet,  dass  ihnen  der  Papst  nach 
der  demnächst  zu  haltenden  öffentlichen  Sitzung 
bis  zam  ii.  NoYember  1870  einen  allgemeinen 
Urlaub  erthelle ,  ohne  dass  Jedoch  deswegen  das 
Konzil  aulgelöst  oder  vertagt  werde, — wahrschein- 
lich nm  der  Minderheit  die  Abreise  zu  erleichtem, 
und  der  Kurie  die  Wiederholung  der  non  plaeel 
in  der  öffentlichen  Sitzung  zu  ersparen. 

*  Bei  Friedrich  doc.  2,263;  Friedberg 
S.622. 

8  Frommann  S.  208. 

*  Die  Bischöfe  Fitz-Gerald  v.Littlerock  (Nord- 
amerika) u.  Riccio  V,  Gajazzo  (Sizilien),  Fried- 
berg S.  52. 

*  Mit  den  Worten :  „Decreta  et  canones  qui  in 
constitutione  modo  lecta  eontinentur,  placuerunt 
Omnibus  patribus,  duobus  exceptis;  Nosque  s. 
approbaute  concilio,  illa  et  illos,  ita  ut  lecta  sunt, 
defluimus  et  apostolica  auctoritate  conflrmamus." 
Die  sich  daran  ansclüiessende  päpstliche  An- 
sprache bei  Friedberg  S.  52. 

Die  wichtigsten  Sätze  der  constitutio  (u.  A. 
bei  Friedberg  S.  740)  lauten:  „Gap.  I.  de 
apostolici  primatus  in  b.  Petro  institutione.  Do- 
cemus  itaque  et  declaramus  iuxta  evangelii  testi- 
monia  primatum  iurisdictionis  in  universam  dei 
ecelesiam  immediate  et  directe  b.  Petro  apostolo 
promiasum  atque  coUatum  a  Christo  domino 
faisse ....  Huio  tam  manifestae  ss.  scripturarum 
doetrinae ,  ut  ab  ecdesia  catholica  semper  intel- 
leeta  est,  aperte  opponuntur  pravae  oorum  sen- 
tentiae,  ^ui  constitutam  a  Christo  domiuo  in  sua 
ecclesia  regiminis  formam  pervertentes  negant, 
•olumPetrum  prae  caeteris  apostolis  sIto  seor- 
sum  singulis  sive  omnibus  simul  Tero  proprioque 
iorisdictioniB  primatu  fuisse  a  Christo  instructum, 
aut  qui  afflrmant,  eundem  primatum  non  im- 
mediate directeque  ipsi  b.  Petro,  sed  ecclesiae  et 
per  hanc  Uli  ut  ipsius  ecclesiae  ministro  dela- 
tnm  fuisse.  Si  quis  igitur  dixerit,  b.  Petrum 
Apostolum  non  esse  a  Christo  domino  constitu- 
tum apostolorum  omni  um  prindpem  et  totius 
ecdesiae  militantis  yisibile  caput  Tel  eundem 


honoris  tantum ,  non  autem  verae  propriaeque 
iurisdictionis  primatum  ab  eodem  domino  nostro 
Jesu  Christo  directe  et  immediate  acoepisse,  ana- 
thema  alt.'' 

„Gap.  II.  de  perpetuitate  primatus  Petri  in 
Romanis  pontiflcibus.  Quod  autem  in  b.  Apostolo 
Petro  princeps  pastorum  et  pastor  magnus  ovium 
dom.  Christus  Jesus  in  perpetuam  salutem  ac 
perenne  bonum  ecclesiae  instituit,  id  eodem  auc- 
tore  in  ecclesia  .  .  .  iugiter  durare  necesse  est. 
Nulli  enim  dubium,  imo  saeculis  omnibus  notum 
est,  quod  .  .  .  Petrus  apostolorum  princeps  et 
Caput  fldeique  columna  et  ecclesiae  catholicae 
fuudamentum  a  d.  n.  Jesu  Christo  ....  claves 
regni  accepit,  qui  ad  hoc  usque  tempus  et  semper 
in  suis  successoribuB,  episcopis  s.  Roman,  sedis, 
ab  ipso  fundatae  eiusque  consecratae  sanguine, 
rivit  et  praesidet  et  iudicium  exercet  (cf.  Ephe- 
sini  Goncilii  act.  III).  Unde  qulcumque  in  hac 
cathedra  Petro  succedit,  is  secundum  Christi  ip- 
sius institutiouem  primatum  Petri  in  universam 
ecelesiam  obtinet.  Si  quis  ergo  dlxerit,  non  esse 
ex  ipsius  Christi  dom.  institutione  seu  iure  diyi- 
no,  ut  b.  Petrus  in  primatu  super  universam  ec- 
elesiam habeat  perpetuos  successores  aut  Roma- 
num  pontiflcem  non  esse  b.  Petri  in  eodem  pri- 
matu successorem,  anathema  sit.'^ 

„Gap.  III.  De  tI  ac  ratione  primatus  Rom.  pon- 
tiflcis"  (ist  schon  Th.  II.  S.  704.  705  abgedruckt). 

„Gap.  IV.  De  Romani  pontiflcis  infallibilitate 
....  Itaque  nos  traditioui  a  fldei  christianae  ex- 
ordio  perceptae  fideliter  Inhaerendo,  ad  dei  sal- 
Yatoris  nostri  gloriam,  religionis  catholicae  exalta- 
tionem  et  christianorum  populorum  salutem,  s. 
approbante  concilio,  docemus  et  diTinitus  r  e  t  o  - 
latum  dogma  esse  declaramus:  Romanum 
pontificem,cumexcathedraloquitur, 

i.  e.  cum  omnium  christianorum  pastoris  et  doo- 
toris  munere  fungens,  pro  suprema  sua  apostolica 
auctoritate  doctrinam  de  fide  vel  moribus 
ab  universa  ecclesia  tenendam  deflnit,  per  assis- 
tentiam  divinam,  ipsi  in  b.  Petro  promissam,  ea 
infallibilitate  pollere,  qua  divinus  re- 
demptor  ecelesiam  suam  in  deflnienda  doctrina 
de  flde  Tel  moribus  instractam  esse  Toluit,  ideo- 
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Der  Zweck;  zu  welchem  die  Kurie  das  Konzil  berufen  hatte,  war  damit  erreicht. 
Formell  dauerten  die  General-Kongregationen  zwar  noch  fort,  obwohl  die  Zahl  seiner 
Mitglieder  auf  kaum  200  zusammengeschrumpft  war^  indessen  wurde  keiner  der 
übrigen  Berathnngsgegenstftnde  mehr  erledigt,  und  am  20.  Oktober  1870  vertagte  der 
Papst  2  mit  Rücksicht  auf  die  politische  Lage,  namentlich  aber  auf  die  inzwischen  er- 
folgte Besetzung  des  Kirchenstaates  durch  die  Italiener ,  das  Konzil  bis  auf  eine  ge- 
legenere und  günstigere  Zeit.  Formell  dauert  dasselbe  also  noch  fort,  einberufen 
worden  ist  es  aber  nicht  wieder. 

Durch  die  constituHo :  Pastor  aetemus  des  vatikanischen  Konzils ,  welche  in  ihren 
beiden  letzten  Kapiteln  den  Universal-Episkopat^  und  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes 
dogmatisirt  hat,  ist  die  längst  begonnene  Entwicklung  der  katholischen  Kirche  zn 
einer  monarchischen  Verfassung  mit  dem  Papst  als  unbeschränkten  Herrn  über  alle 
Glieder  der  Kirche  und  über  alle  Gebiete  des  menschlichen  Lebens  (fides  et  mores) 
zum  definitiven  Abschluss  gelangt.  Das  vom  Papst  und  von  den  Jesuiten  beherrschte 
Konzil  hat  das  krasseste  Papalsystem  sanktionirt  und  damit  den  Gallikanismus  und 
das  Episkopalsystem ,  dessen  Hauptwaffe  gerade  die  allgemeine ,  unfehlbare  Synode 
gewesen  ist,  verworfen^.  Neben  einem  mit  der  ordentlichen  Jurisdiktion  über  den 
ganzen  Erdkreis  ausgestatteten  Universalbischof,  dessen  Kathedral-Entscheidungen 
in  allen  den  Glauben  und  das  weite  Gebiet  der  Sitten  betreffenden  Verhältnissen  aus 
sich  selbst ,  ohne  die  Zustimmung  der  durch  den  Episkopat  repräsentirten  Kirche, 
unfehlbar  sind,  hat  ein  allgemeines  Konzil  weder  besondere  Aufgaben  zu  erfüllen 
noch  eine  selbstständige  Stellung  zu  beanspruchen  ^.  Die  einst  zu  Konstanz  und  Basel 
proklamirte  Theorie  der  Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst  ist  in  den  dogma- 
tischen Festsetzungen  der  constitutio :  Pastor  aetemus  durch  die  Stellung,  welche  sie 
dem  Papste  in  der  Kirche  beilegen ,  beseitigt ,  eine  Konsequenz ,  welche  die  Konsti- 
tution selbst  mit  den  Worten  ausspricht:  j^Quare  a  recto  veritatis  tramite  aberrani,  qui 
affirmanty  Heere  ab  ittdicüs  Romanorum  ponüficum  ad  oecitmenicum  conctUum  lanquam  ad 
atictoritatem  Romano  pontifiee  supertarem  appeUare^  ^.  Das  allgemeine  Konzil  hat  nur 
noch  die  Bedeutung  einer  dem  Papst  zur  Seite  stehenden  begutachtenden  Bischoft- 
versammlung, auf  deren  Kath  und  moralische  Autorität  er  sich  bei  seinen  Anordnungen 
und  Definitionen  stützen  mag,  deren  Beschlüsse  aber  allein  rechtliche  Bedeutung  erst 
dadurch  erhalten ,  dass  er  sich  dieselben  aneignet  oder  genehmigt  7.   Die  Rückkehr 


que  einsmodi  Romani  pontificis  defini- 
tione8ex8ese,iion  autem  ex  consensn 
ecclesiae,  irreformablles  esse.  Si  qnis 
autem  huic  nostrae  deflnitioni  coutradicere,  quod 
den 8  avertat,  praesumpserit,  anathema  sit." 

»  Am  26.  Juli  1870  wurde  den  Vätern  noch 
ein  Schema  super  apostolieis  miasionibus  zuge- 
stellt, am  13.  August  die  Kommission  für  die 
kirchlichen  DlsciplinaTsachen  durch  Neuwahlen 
ergänzt,  am  19.  August  fand  eine  Vertheilung  der 
schon  Im  Januar  debattlrten  Schemata  über  den 
bischöflichen  Sitz  und  das  Leben  des  Klerus 
(s.  0.  S.  462)  statt  und  am  23.  August  begann 
die  Diskussion  über  die  Schemata  de  aede  epi- 
aeopali,  de  eynodis  et  vieariis  generalibus  und  de 
8ede  epie'eopali  vaeante,  FiiedbergS.  53. 

2  Das  BreTe  bei  Friedberg  S.  623. 

3  S.  darüber  Th.  11.  S.  706. 

^  Vom  Standpunkt  dieser  Theorie  aus  ist  aller- 


dings die  Opposition  der  Minorität  gar  nicht  mehr 
geführt  worden,  vielmehr  wollte  die  letztere  nur 
an  dem  überlieferten  Yerfassungsrechte  und  den 
dadurch  thatsächlich  gesetzten  Schranken  der 
monarchischen  Stellung  des  Papstes  festhalten, 
sie  trat  also  nur  der  Proklamirung  eines  schran- 
kenlosen päpstlichen  Absolutismus  entgegen.  Mit 
Recht  präcisirt  die  schon  o.  S.  465.  n.  2  citlrte 
quaestio,  1.  c.  p.  1,  die  Diiferenz  dahin:  ^nura 
Romano  pontiflci  concesssa  Bit..totaomn{no 
plenitudo  potestatis  an  concessa sit potis- 
sima  quidem  pars  potestatis  sed  non  tota,  ita  ut 
tota  plenitudo  ecclesiasticae  potestatis  constet  tum 
ex  potestate  Rom.  pontificis,  tanquam  elemento 
potissimo  et  ex  potestate  episcoporum,  tanqnam 
elemento  longo  inferiore  et  priori  aubordinatof* 

6  Das  Nähere  s.  darüber  unten  §.  179. 

«  c.  3.,  8.  Th.  n.  S.  706. 

'f  Ob  die  beiden  Funktionen,  welche  bisher 
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mm  Mittelalter  ist  Yollendet,  ja  dasselbe  noch  ftberboten^denn  der  Grundsatz  Pseudo- 
Isidors,  dass  die  Autorität  des  allgemeinen  Konzils  auf  dem  Papste  beruht  ^,  welcher 
in  jenen  Zeiten  nur  zu  praktischer  Geltung  gelangt  war,  ist  nunmehr  in  der  katho- 
Usehen  Kirche  zum  Dogma  erhoben  worden.  — 

Nach  der  kurialen  Auffassung  waren  die  Dekrete  der  constitutio :  Fastor  aetemm 
mit  der  pflpstlichen  Publikation  in  der  Sitzung  des  vatikanischen  Konzils  vom  18.  Juli 
1870  ftlr  die  ganze  katholische  Kirche  in  Kraft  getreten^.  Die  Bischöfe,  deren  Majo- 
rität zu  Born  ftlr  die  Annahme  der  Konstitution  gestimmt  hatte ,  beeilten  sich  nach 
der  Bückkehr  ihren  Untergebenen  in  besonderen  Hirtenbriefen  oder  in  ihren  DiGce- 
sanblättem  von  den  Beschltlssen  des  Konzils  Kunde  zu  geben  und  sie  über  die  Be- 
deutung derselben  zu  belehren^.  Ja  selbst  diejenigen  Bischöfe;  welche  Bom  vor 
der  letzten  Sitzung  des  Konzils  nach  Erhebung  des  erwähnten  Protestes  verlassen 
hatten^,  unter  ihnen  auch  die  eifrigsten  und  tüchtigsten  Bekämpfer  des  Dogmas  von 
der  päpstlichen  Unfehlbarkeit,  haben  sich  einer  nach  dem  andern  unterworfen  ^,  und 
bereits  mit  dem  Jahre  1871  waren  die  Vatikanischen  Dekrete  in  der  gesammten  katho- 
lischen Kirche  durch  den  Episkopat  recipirt. 

Nur  von  zwei  Seiten  erhob  sich  dagegen  Opposition.  Abgesehen  von  den  Ein- 
wirkungen der  Konzilsbeschlüsse  auf  das  Dogma  und  die  Lehre  der  katholischen 
Kirche  äusserten  dieselben  auch  eine  bedeutende  Tragweite  ftr  das  Yerhältniss  der 
letzteren  zu  den  einzelnen  Staaten.  Direkt  verwarfen  sie  zwar  nur  die  Beschränkung 
des  Verkehrs  zwischen  dem  römischen  Stuhle  und  den  einzelnen  Bischöfen  durch 
staatliche  Massnahmen  sowie  das  für  die  päpstlichen  Erlasse  in  manchen  Staaten  gel- 
tende Placet,  aber  indirekt  sind  durch  die  Sanktionirung  des  Universal-Episkopates 
alle  Bechte,  welche  von  den  einzelnen  Staaten  zur  Herbeiführung  einer  den  staat- 
lichen Interessen  entsprechenden  Diöcesan- Verwaltung  und  Ausübung  der  kirch- 
lichen Amtsgewalt  seitens  der  kirchlichen  Behörden  ihrer  Länder  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  wirkungslos  gemacht,  da  der  Papst,  welcher  den  Gesetzen  der 


dem  allgemeiiien  Konzil  ausschliesslich  beigelegt 
wurden,  die  Ahortheilung  des  Papstes  im  Fall 
der  Häresie  und  die  Entscheidung  bei  sohisma- 
tischen  Wahlen  (s.  Th.  I.  S.  306.  307)  Ihm  noch 
nach  dem  Yatikanum  zustehen,  darüber  s.  unten 
S.  179. 

»  8.  0.  S.  352.  361. 

^  Das  hat  Antonelli  in  einer  Note  v.  11.  Au- 
gust 1870  an  den  Nuntius  zu  Brüssel,  Fried- 
berg S.  62Ö,  ausdrücklich  ausgesprochen. 

8  Vgl.  Friedberg  S.  151.  In  Frankreich 
wurde  die  Publikation  von  den  Bischofen,  mit 
Ausnahme  von  18,  noch  vor  dem  deutschen  Kriege 
Torgenommen.  Die  letzteren  veranlassten  sie  aber 
ebenfalls,  abgesehen  von  einem  einzigen,  In 
spaterer  Zeit,  a.  a.  0.  S.  63. 209.  779 ;  über  Ita- 
lien, a.  a.  O.  S.  211,  vgl.  auch  Frommann  S. 
215  ff.  u.  die  Anm.  Ö. 

*  S.  o.  S.  467. 

^  Fiommanna.  a.  0. : „Allein wer  will  einem 
katholisehen  Kirchenfürsten  aus  Handlungen,  die 
man  bei  gewöhnlichen  Sterblichen  als  Beweise  un- 
verantwortlicher Charakterschwäche  verurthellen 
müsste,  einen  Vorwurf  macheu,  da  sie  vielmehr 
von  ihm  als  rühmenswerthe  Selbstverleugnung 
zur  Forderung  des  Einen  höchsten  Lebenszwecks, 
des  Wohles  der  Kirche ,  auligefasst^werden.    Die 


äussere  Einheit  der  katholischen  Kirche  und  ihre 
dadurch  bedingte  irdische  Macht  und  Herrlich- 
keit kann  auch  die  klarsehendsten  Geister  ver- 
blenden und  in  ihren  Augen  es  als  das  abscheu- 
lichste Verbrechen  erscheinen  lassen,  auch  nur 
das  Geringste  zur  Verkümmerung  dieses  Macht- 
einflusses beizutragen". 

Von  den  österreichisch-ungarischen  Mitglie- 
dern der  Opposition  Bauscher,  Schwarzen- 
berg,  Haynald,  Friedberg  S.  154.  775; 
Frommann  S.  222.  n.  4. 

Ein  Thell  der  deutschen  Oppositionsbischöfo 
trat  Ende  August  1870  zu  Fulda  zusammen,  und 
vereinbarte  ohne  Rücksicht  auf  das  Versprechen, 
welches  sich  die  Minderheit  vor  ihrer  Abreise  in 
Rom  gegeben  hatte,  ihr  ferneres  Verhalten  gegen- 
über dem  neuen  Dogma  von  gemeinsamer  Ver- 
ständigung abhängig  zu  machen,  Frommann 
S.  208,  eine  gemeinschaftliche  Ansprache  an  die 
Gläubigen  zu  Gunsten  der  vatikanischen  Be- 
schlüsse, Friedberg  S.  67.  155.  156.  639.  764. 
Auch  diejenigen  Anti-Infalllbllisten,  welche 
diese  Ansprache  nicht  unterzeichnet  haben,  a.  a. 
0.  S.  155,  erkannten  später  das  Vatikanum  an, 
Frommann  S.  235;  Friedberg  S.  58,  zu- 
letzt der  Bischof  Hefele  von  Bottenburg,  a.  a.  O. 
S.  711. 
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einzelnen  Staaten  nicht  unterworfen  ist,  überall  konkurrirend  mit  sduier  bisohöfliohen 
Jurisdiktion  eintreten ,  also  alle  staatlichen  Eirchenhoheitsrechte  illasoriflch  machen 
kann '.  Einen  noch  weiter  greifenden  Einflnss  übt  das  Dogma  von  der  Unfehlbarkeit 
des  Papstes  anf  das  erwähnte  Yerhältniss  ans.  Nicht  nur  ist  dem  letzteren  damit  ein 
Mittel  gegeben,  in  Zukunft  durch  unfehlbare  Eathedral-Entscheidungen  die  staatUchen 
Gesetze,  welche  mit  den  kurialen  Anschauungen  von  der  Stellung  des  Staates  gegenüber 
der  Kirche  in  Widerspruch  stehen,  zu  bekämpfen  und  die  Katholiken  bei  Verlust 
ihrer  Seligkeit  zum  Widerstände  gegen  den  Staat  anzuhalten,  sondern  es  sind  auch, 
da  die  Definirung  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  zugleich  die  ünfeblbarkeit  für  alle 
Mheren  Päpste  und  die  von  ihnen  ex  cathedra  erlassenen  Anordnungen  einschliesst, 
ohne  Weiteres  eine  Reibe  früherer  päpstlicher  Erlasse,  welche  die  überhöhet  der 
katholischen  Kirche  über  den  Staat  aussprechen  und  die  wichtigen  Grundlagen  des 
modernen  Staatsrechts  verdammen,  so  insbesondere  die  Konstitntion  Pins'  IX. :  Quania 
cura  vom  S.Dezember  1864,  mit  welcher  gleichzeitig  der  bekannte  tyüabus  ecnqdectens 
praeciptws  nostrae  aetatis  error  es  publicirt  worden  ist^,  zu  unfehlbaren  Anordnungen 
geworden,  deren  Lehren  die  Katholiken  nothwendig  anzunehmen  verpflichtet  sind'. 
Diese  Konsequenzen,  auf  welche  schon  während  des  Konziles  und  nachher  von 
vielen  Seiten  aufmerksam  gemacht  worden  ist^,  konnten  den  einzelnen  Staatsregie- 
rungen unmöglich  entgehen.  In  Baiern  erliess  das  Ministerium  am  9.  August  1870 
eine  Warnung  an  die  Bischöfe,  die  Konzilsbeschlüsse  nicht  ohne  das  gesetzlich  vor- 
geschriebene Placet  zu  verkünden^,  und  auch  in  Würtemberg  und  Baden  er- 
klärten die  Regierungen  mit  Rücksicht  auf  das  dort  geltende  Recht  des  Placets^,  dass 
sie  den  Beschlüssen  des  Vatikanischen  Konzils  keinerlei  Rechtswirkung  oder  Geltung 
fttr  das  staatliche  Gebiet  zugestehen  könnten  7,  ohne  dass  sich  freilich  die  Bischöfe 
dadurch  haben  abhalten  lassen,  die  Publikation  derselben  zu  bewirken^.  Auch  in 
Preussen  nahm  man,  wiewohl  hier  die  Gesetzgebung  kein  Placet  kennt,  aus  Anlaas 
einzelner  Konfliktsfälle  denselben  Standpunkt  ein^  0 esterreich  endlich  kündigte 
unter  Hinweis  darauf,  dass  die  katholische  Kirche  durch  die  Konzilsbeschlttsse  eine 
Wesensänderung  erfahren  habe  und  somit  der  Compaciscent  ein  anderer  geworden  sei, 
mittelst  einer  Note  vom  30.  Juli  1870  das  im  J.  1855  abgeschlossene  Konkordat ^^ 


1  Vgl.  P.  Hins  Chilis,  d.  Stellnng  d.  deut- 
schen Staatsregiernngen  gegenüb.  d.  Beschlüssen 
des  Yatikan.  Konzils.  BerHn  1871.  S.  35  ff. ; 
Frommann  S.  479. 

3  U.  A.  abgedruckt  1.  Arcb.  f.  k.  K.  B.  13, 
294. 

*  Vgl.  Hlnschius  a.  a.  0.  S.  41ff.;  From- 
mann S.  480  ff.  S.  ferner  auch  die  Schriften 
von:  V.  Schulte,  Denkschrift  üb.  d.  Verhält- 
niss  des  Staates  zu  den  Sätzen  der  päpstlichen 
Constitution  Tom  18.  Juli  1870.  Prag  1871 ; 
Berchthold,  die  Unyerelnbarbeit  der  neuen 
päpstlichen  Glaubensdekrete  m.  d.  bayer.  Staats- 
verfassung. München  1871;  Wasserschieben, 
d.  deutsch.  Staatsregierungen  u.  d.  kath.  Kirche 
d.  Gegenwart.   Berlin  1872. 

*  Vgl.  die  Nachweisungen  bei  Friedberg 
S.  53  ff. 

6  Friedberg  S.  645. 

«Würtemb.  Ges.  v.  Jan.  1862.  Art.  1  und 
Bad.  V.  9.  Okt.  1860.8.  ^ö. 


"^  Die  badische  Erklärung  von  16.  September 
1870  und  die  würtemb.  vom  20.  AprU  1871  bei 
Friedberg  S.  62. 

8  S.  0.  8.  469. 

ö  Vgl.  Friedberg  S,  57  ff.  160;  From- 
mann S.  232  ff. 

10  Friedberg  S.  56.  626  ff.;  Frommann 
S.  220. 

In  Frankreich  ist  seitens  der  Regierung 
trotz  des  in  d.  organ.  Art.  3  vorbehaltenen  Pla- 
cets  für  die  Dekrete  allgemeiner  Synoden  die 
Publikation  nicht  gehindert  worden,  Fr  o  mm  an  n 
S.  216.  In  1 1  a  1  i  e  n  erliess  die  Regierung  unter 
d.  15.  August  1870  ein  Cirkular,  worin  sie  die 
Bischöfe  aufforderte,  bei  der  Publikation  der 
EonzilsbesohlüBse  auf  die  Art.  268.  269.  461  dec 
Strafgesetzbuches  Bücksicht  zu  nehmen,  Fried- 
berg  S.  63.  210,  ohne  dass  neb  diese  freUich 
daran  kehrten.  Dagegen  wurde  in  der  Schweiz 
seitens  einzelner  Kantone  der  Publikation  das 
Placet  verweigert,  und  auch  der  Bundesiath  er- 
klärte am  20.  August  1870,  dass  er  die  piaktlaehe 


§.  172.]       Die  Rückkehr  zu  dem  mittelalterlichen  Becht.     (Das  Vatikan.  Konzil.) 
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Verschftrft  und  vermehrt  wurden  die  Konflikte  in  Deutschland  zwischen  einssel- 
nen  Begiemngen  und  den  Bischöfen  dadurch)  dass  vor  Allem  in  Baiem  wie  auch 
in  der  Bheinprovinz  und  in  Schlesien  seitens  einer  Beihe  angesehener  Gelehrten  und 
Laien,  welche  die  Bechtsverbindlichkeit  der  Beschlüsse  des  Vatikanischen  Konzils 
bestritteni  eine  lebhafte  Opposition  gegen  das  letztere  begonnen  und  in  Folge  dessen 
gegen  einzelne  Mitglieder  dieser  Partei  von  den  Bischöfen  eingeschritten  wurdet 
Schon  im  Frühjahr  1871  bildete  sich  in  München  ein  Aktionskomit^  und  dieses  ver- 
anlasste im  September  1871  die  Einberufung  eines  Katholikenkongresses  nach  der 
genannten  Stadt,  welcher  zahlreich  von  Theilnehmem  aus  Deutschland,  sowie  auch 
aus  Oesterreich  und  der  Schweiz  besucht  war^,  und  welcher  nach  seinem  dort  be- 
schlossenen Programm  3  an  dem  früheren  Glauben  und  der  alten  Verfassung  der 
katholischen  Kirche  unter  Verwerfung  der  neuen  Dogmen  festhalten  sowie  eine  Be- 
form der  Gebrechen  und  Missst&nde  der  katholischen  Kirche  unter  verfassungsmässig 
geregelter  Theilnahme  des  Volkes  an  den  kirchlichen  Angelegenheiten  erstreben 
zu  wollen  erklärte. 

Weder  der  fernere  Verlauf  dieser  s.  g.  altkatholischen  Bewegung^  bis  zur 
Konstituirung  besonderer  Gemeinden  und  der  Wahl  eines  eigenen  altkatholischen 
Bischofs  noch  das  weitere  Verhalten  der  Staatsregierungen  und  die  Geschichte  der 
durch  das  Vatikanische  Konzil  veranlassten  Versuche  zu  einer  Neuregelung  der  Stel- 
lung der  katholischen  Kirche  in  einzelnen  Ländern  ist  an  diesem  Orte  weiter  zu  ver- 
folgen. 

Hier  kommt  es  nur  auf  Feststellung  der  Thatsache  an,  dass  in  der  katholischen 
Kirche  und  auch  in  Deutschland  abgesehen  von  einem  verhältnissmässig  kleinen  Theil 
der  Katholiken  die  Beschlüsse  des  Vatikanischen  Konzils  recipirt  worden  sind,  und  die 
Regierungen  denselben  auch  nur  insofern  Widerstand  geleistet  haben,  als  aus  ihnen 
mit  dem  bestehenden  staatlichen  Becht  in  Widerspruch  tretende  praktische  Konse- 
quenzen gezogen  worden  sind.  Aber  gerade  seitens  der  Altkatholiken  ist  sowohl 
der  ökumenische  Charakter  des  Vatikanischen  Konzils,  wie  auch  die  Gültigkeit 
seiner  Beschlüsse  bestritten  worden^,  und  es  bedarf  daher  noch  eines  Eingehens  auf 
diesen  Punkt. 

Die  Illegitimität  des  Konzils  wird  zunächst  hergeleitet  aus  der  Art  seiner  Kon- 
atituirung,  oder  richtiger  aus  der  Art  seiner  Zusammensetzung,  sowie  aus  der  man- 
gelnden inneren  Freiheit,  welche  letztere  durch  den  einseitigen  Erlass  der  Geschäfts- 
ordnungen seitens  des  Papstes,  durch  die  Leitung  der  Geschäfte  seitens  der  Legaten 
und  durch  die  Beseitigung  des  Bechtes  der  Mitglieder  auf  freie  Antragstellung  und 
freie  Diskussion  ausgeschlossen  gewesen  sei.  Weiter  hat  man  altkatholischerseits  die 
Legitimität  des  Konzils  angefochten,  weil  auf  demselben  die  über  die  Konzilien 


Geltendmaohuiig  der  Beschlüsse  nothigenfalls  be- 
kämpfen würde,  Frledberg  S.  63.  208. 

1  Friedberg  S.  56  fif . ;  Frommann  S. 
^  ff.  2&0  ff. ;  Th.  Förster,  d.  Altkatholicis- 
mw.  Gotha  1879.  S.75ff.  88  ff.;  Oh.Bühler, 
d.  Altkatholidamiis.  Leiden  1880.  S.  17. 

2  Frommann  S.  225;  Förster  S.  9ö.ff. 

^  Abgedruckt  bei  H 1  n  s  c  b  1  n  s ,  die  Stellung 
etc.  8.  82.  a.  *.  u.  B übler  S.  18. 

^  Ausser  Deutschland  ist  eine  umfassendere 
Opposition  gegen  das  Ystikanum  nur  in  der 
Schweiz  hervorgetreten,  welche  hier  ebenfalls 


zur  Begründung  einer  s.  g.  cbrlstkatbolisoben 
Klrcbe  geführt  bat,  Gareis  u.  Zorn,  Staat  u. 
Kirche  In  der  Schweiz  1,  267.  333  und  2,  217: 
Förster,  AltkathoUcismus  S.  99  ff.  110  ff.  122 
ff. ;  Bübler  S.  61  ff.  Wegen  der  übrigen  Län- 
der s.  Bühler  S.  100. 

6  Das  Hauptwerk  ist  das  schon  o.  S.  327.  a.  7 
citirte  von  y.  Schulte,  d.  Stellung  d.  Goncilien 
etc.  Prag  1871 ,  s.  daselbst  S.  243  ff.  Weitere  Lite- 
ratur ebendaselbst  und  bei  Frledberg  S.  53  ff. 
Es  genügt,  die  eingehenden  Ausfühxungea  des 
ersteren  zu  berücksichtigen. 
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I.  Die  Hieraichie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


B.  172. 


geltenden  Fnndamentalsätze  nicht  beachtet  worden  seien ,  indem  man  als  solche  be- 
zeichnet, dass  jedes  Konzil  in  dogmatischer  Hinsicht  einen  festen  Anhalt  haben,  d.  h. 
den  Zweck  haben  müsse,  eine  bestimmte,  in  Zweifel  gestellte  und  angegriffene  Glau- 
benslehre klar  zu  stellen,  dass  die  eingehendsten  Untersuchungen  über  die  zu  er- 
örternde Glaubenslehre  erforderlich  seien ,  und  dass  die  Aufgabe  des  Konzils  allein 
darin  bestehen  könne,  an  der  Hand  des  Wortlautes  der  Schrift,  der  Väter  und  der  Kon- 
zilien, sowie  der  Uebereinstimmung  der  Eürche  den  Glauben  im  Wege  des  Zeugnisses 
und  zwar  eines  einstimmig ,  nicht  eines  durch  Mehrheitsbeschluss  bekundeten ,  fest- 
zustellen K  Endlich  wird  ein  weiterer  Nichtigkeitsgrund  darin  gefunden,  dass  es  dem 
Konzile  an  äusserer  Freiheit  gefehlt  habe.  Nicht  nur  seien  die  Bischöfe  während  der 
in  Rom  höchst  ungesunden  heissen  Sommermonate  beim  Konzil  zurückgehalten  wor- 
den, sondern  der  Papst  habe  auch  bei  jeder  Gelegenheit  die  Gegner  der  Infallibilitfit 
herabgesetzt,  die  Anhänger  derselben  dagegen  belobt,  femer  auf  die  Abstimmung  ein- 
zuwirken gesucht^,  und  auf  diese  Weise  einen  unberechtigten  Einfluss  und  Zwang 
auf  das  Konzil  und  seine  Beschlüsse  ausgeübt. 

Es  erscheint  zweckmässig  die  Prüfung  der  Berechtigung  dieser  Einwendungen 
mit  der  UntersuchuAg  über  die  Frage  zu  verbinden,  welche  Normen  sich  aus  der  Q^ 
schichte  für  die  neuere  Zeit  als  massgebende  Rechtsregeln  für  das  Institut  des  allge- 
meinen Konzils  entwickeln  lassen  (vgl.  darüber  §.  179),  weil  eine  sichere  Entscheidung 
nur  auf  dieser  principiellen  Basis  möglich  ist.  Allein  der  eine  davon  unabhängige  An- 
fechtungsgrund, dass  das  Konzil  der  äusseren  Freiheit  ermangelt  habe,  kann  schon 
hier  besprochen  werden.  Mag  es  auch  geradezu  unwürdig  erscheinen,  dass  man  den 
Prälaten  in  der  heissen  Jahreszeit  den  Urlaub  verweigert  hat,  und  mag  auch  die  Art 
und  Weise  wie  Pius  IX.  mit  seiner  persönlichen  Autorität  zu  Gunsten  der  Unfehlbar- 
keit eingetreten  ist,  gerechtfertigtem  Tadel  unterliegen,  so  steht  jedenfalls  soviel  fest, 
dass  schon  beim  Beginn  des  Konzils  eine  bedeutende  Miyorität  der  Theünehmer  ge- 
neigt war,  für  den  Universal-Episkopat  und  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes  einzu- 
treten ,  sowie  dass  sich  diese  Mehrheit  ebenso  gut  wie  die  Kurie  an  der  Majorisirung 
der  Minorität  betheiligt  hat^.  Wenn  daher  durch  die  erwähnten  Thatsachen  wirklich 
ein  Zwang  ausgeübt  worden  ist,  so  ist  höchstens  die  Minorität,  nicht  das  ganze  Konzil 
dieser  Einwirkung  unterlegen.  Femer  aber  muss  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob 
in  allen  jenen  Thatsachen  ein  Zwang  im  juristischen  Sinne,  d.  h.  ein  solcher,  welcher 
nach  rechtlichen  Gmndsätzen  die  Ungültigkeit  von  Willenserklämngen  herbeiführt, 
gefunden  werden  kann.  Wirkliche  Bedrohungen  der  Bischöfe  mit  schweren  Uebeln 
sind  nicht  erfolgt  ^,  und  wenn  eine  Reihe  von  Rednern  ungehindert  gegen  die  Vorlage 
der  Kurie  hat  sprechen  können,  femer  in  der  General-Kongregation  vom  13.  Juli  8S, 
und  in  der  feierlichen  Sitzung  vom  18.  Juli  2  Konzilsväter  mit:  Non  placet  gestimmt 
haben ^,  so  ist  doch  dadurch  der  Beweiss  erbracht,  dass  es  den  Vätern  nicht  an  der 


1  Daher  werden  insbesondere  anoh  die  Defini- 
tionen des  c.  3.  a.  4  der  const.  Pastor  aetemus 
für  nichtig  erklärt,  weil  sie  der  Schrift  nnd  Tra- 
dition widersprechen,  das  Konzil  also  hei  der  An- 
nahme derselben  seine  Befugnisse  überschritten 
habe,  ▼.  Schnlte  a.  a.  0.  S.  282  ff.  nnd  v. 
Schulte,  d.  Unfehlbarkeitsdekret  y.  18.  JuU 
1870  auf  seine  kirchl.  Verbindlichkeit  geprüft. 
Prag  1871. 


2  S.  0.  S.  461. 

3  Jedenfalls  sind  anf  die  älteren,  Ton  den 
Altkatholiken  als  normal  betrachteten  griechi- 
schen allgemeinen  Konzilien  seitens  der  Kaiser 
nicht  geringere  Pressionen  als  die  hier  iu  Frage 
stehenden  ausgeübt  worden,  vgl.  S.  343 ;  Fro  m- 
mann  a.  a.  0.  S.  369;  Hase,  Handbuch  d. 
Protest.  Polemik,  3.  Aufl.  S.  32. 

«  S.  S.  466.  467. 


§.  173.] 
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Freiheit  bei  der  Abstimmung  gefehlt  hat  S  und  dasa  in  der  Öffentlichen  Sitzung  ebenso 
got  wie  die  beiden  Dissidenten  auch  die  übrigen  Väter  in  der  Lage  waren,  ein  yemei- 
nendes  Votum  abzugeben.  Von  einem  rechtlich  relevanten  Zwange  kann  demnach  keine 
Bede  sein.  In  der  That  ist  das  Verhalten  der  Minorität,  welche  den  festen  Willen  der 
Kurie  bei  der  Verfolgung  ihrer  Pläne  erkannte,  wesentlich  durch  die  Furcht  vor  einem 
Schisma,  durch  das  Bestreben,  die  Einheit  der  Kirche  unter  allen  Umständen  im  Inter- 
esse der  Machtstellung  derselben  zu  wahren,  und  durch  persönliche  Pietätsrücksichten 
gegen  Pius  IX.  beeinflusst  worden,  auch  vielleicht  nnbewusst  durch  das  Oeftthl,  dass 
ein  Widerstand  gegen  den  sich  mit  Nothwendigkeit  vollziehenden  Abschluss  der  Ver- 
fsssungsentwicklnng  der  katholischen  Kirche  nutzlos  sei ,  und  die  feierliche  Kon- 
statimng  desselben  höchstens  auf  Zeit  hinausgeschoben  werden  könne.  Waren  dies 
aber  die  Momente,  welche  in  erster  Linie  jeden  energischen  Schritt  der  Minorität  ge- 
lähmt haben,  so  kann  jenen  auf  Pression  berechneten  Massnahmen ,  selbst  wenn  man 
von  dem  juristischen  Begriff  des  Zwanges  absieht,  keine  entscheidende  Bedeutung  für 
dss  Endergebniss  des  Konzils  beigelegt  werden.  Die  Minorität  ist  durch  diese  nur  be- 
einflusst worden,  weil  sie  bei  der  Auffassung  ihrer  Stellung  gegenüber  dem  Papste 
▼on  vornherein  der  leisesten  Beeinflussung  zugänglich  war'^. 


B.  Die  Synoden  zur  Vertretung  der  einzelnen  kirchlichen  Verbände. 

§.  173.     /.   Die  Proptnziaisynoden* . 

Das  Institut  der  Provinzial-  (Eparchial-  oder  MetropoHtan-)  Synoden  kommt  in 
voller  Ausbildung  in  der  orientalischen  Kirche  schon  im  4.  Jahrhundert  vor^; 
seine  Anfänge  müssen  also  jedenfalls  bis  in  das  3.  Jahrhundert  hinaufreichen.  Dem- 
nächst hat  dasselbe  auch  sehr  bald,  Ende  des  4.  und  Anfang  des  5.  Jahrhunderts, 
Aufnahme  in  den  verschiedenen  Theilen  des  Abendlandes,  in  Nord- Afrika,  in 
Gallien  und  Spanien  gefunden^.  Die  Prozinzialsynode  ist  die  Vereinigung  der 
Bischöfe  einer  kirchlichen  Provinz  (Eparchie)  unter  dem  Vorsitze  des  Metropoliten 
derselben.  Sie  wurde  durch  den  letzteren  zusammengerufen^  und  sollte  nach  den  noch 
dem  4.  Jahrhundert  angehörigen  Vorschriften  zwei  Mal  des  Jahres,  im  Frühjahr  und 
Herbst  zusammentreten^.    Doch  ist  dies  schon  sehr  bald  nicht  mehr  regelmässig 


I  Auf  den  Protest  der  Konzilspräsidenten  v. 
16.  Juli  1870,  daM  du  Konzil  voUe  Freiheit  gc- 
uiesse  und  auf  den  Hirtenbrief  der  deutschen  Bi- 
schöfe V.  August  1870,  F  r i  e  d  b  e  r  g  S.  621 .  639, 
welcher  dasselbe  ausspricht,  lege  loh  natürlich 
keinen  Werth. 

'  Das  ist  sicherlich  nicht  zu  yiel  behauptet  Ton 
Männern,  welche,  obwohl  es  ihre  Pflicht  er- 
heischte, nach  ihrer  Ueberzeugung  ihr  Votum 
abzugebmi,  sich  entfernten,  um,  wie  sie  selbst  er- 
klärten, nicht  dem  Papst  mit  Nein  in  das  Ange- 
sicht zu  stimmen,  und  die  kindliche  Ehrerbietung 
gegen  den  Papst  höher  stellten,  als  das  was  nach 
ihrer  eigenen  Ansicht  das  Wohl  der  Kirche  er- 
forderte. 

^  Blnterlm,  pragmatische  Geschichte  der 
deutsch.  National-,  Provinziai-  u.  vorzüglichsten 
Piöcesansynoden,  Mainz  1875 ff.  7 Bde.;  J.  Fess- 
ler,  über  d.  ProTinzial-Conoillen  u.  Diöcesan- 


Synoden,  Innsbruck  1849 ;  B  o  u  1  x  du  coucile  pro- 
Tincial.  Paris  1850. 

3  S.  die  folgende  Anm. 

^  Das  ergeben  die  nachstehenden  Cltate. 

5  c.  20  Antioch.  v.  341  (o.  4. 15  Dlst.  XVIII). 
c.  35  Agath.  v.  506  (c.  13  Dlst.  clt.);  in  Nord- 
Afrika  durch  den  hier  dem  Metropolitan  gleich- 
stehenden primas  oder  senex  proTindae,  Th.  11. 
S.  2.  n.  9.  Die  erste  Stelle  verbietet  ausdrück- 
lich den  Komprovinzialbischöfen,  ohneVorwissen 
des  Erzbischofs  Konzilien  zu  halten. 

«  c.  5  Nlcaen.  ▼.  325  (c.  3  Dist.  XVllI) ;  c.  20 
Antioch.  dt. ,  can.  38  (36)  apostol.  In  der  näheren 
Bestimmung  der  Zeit  weichen  aber  diese  Kanonen 
Yon  einander  ab.  Für  zweimalige  Abhaltung  auch 
c.  19  Ohalo.  V.  451  (c.  6  Dist.  dt.)  u.  Leo  I.  ep. 
14.  c.  7  in  c.  2  Dist.  cit.  Den  c.  20  Ant.  wieder- 
holt 0.  10  des  Kouz.  v.  Riez  y.  439 ;  s.  auch  c.  8 
desselb. 
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geschehen  ^  ja  man  hat  sich  sogar  mit  Bflcksicht  auf  politische  Wirren  und  sonstige 
störende  Verhältnisse 3,  so  in  Gallien,  mit  der  Anordnung  einer  einmaligen  Ab- 
haltung begnügt 3)  ohne  dass  selbst  diese  Forderung  dort  und  in  Spanien^  streng 
durchzufbhren  gewesen  ist  ^.  Alle  Bischöfe  der  Provinz  waren,  dringende  Hindenuigs- 
grttnde  ausgenommen,  zum  Erscheinen  verpflichtet^  und  konnten  sich  nur  beim  Ob- 
walten solcher  durch  Abgesandte  vertreten  lassen  ^.  Die  Anwesenheit  anderer  Oeisi- 
iicher,  insbesondere  die  von  Priestern  und  Diakonen,  war  nicht  ausgeschlossen  ^  viel- 
mehr brachten  die  Bischöfe  solche  als  Begleiter,  die  ersteren  behufs  ihrer  Berathung, 
vor  allem  in  theologischen  Dingen,  die  letzteren  zu  anderen  Dienstleistungen  mit  ^,  aber 
ein  entscheidendes  Stimmrecht  haben  dieselben  in  der  gedachten  Zeit  nicht  besessen  ^^. 
Was  den  Wirkungskreis  der  Provinzialsynoden  betrifft,  so  umfasste  derselbe  die 
Aufsicht  Aber  die  zu  der  Provinz  gehörigen  Bisthümer  und  die  Verwaltung  in  denselb^, 
die  Straf-,  insbesondere  Disciplinargerichtsbarkeit  m  Betreff  der  Bischöfe  und  Gast- 
lichen 1^  sowie  die  Erledigung  wichtiger  Verwaltungsangelegenheiten  ^^,  Endlich  haben 


i  Dies  zeigt  die  Einsobaifangin  o.  19  Ghalc.  cit. 

2  So  wegen  der  Einfälle  der  Baibaren  das  Tml- 
lanum  y.  692.  c.  8  nnd  nach  ihm  das  Nicännm 
Y.  787  c.  6  (c.  7  Dlflt.  cit.).  Schon  das  o.  8  des 
Konz.  za  Riez  verlangt  die  zweimalige  Abhal- 
tung nnr  „si  quies  temporum  erit^. 

8  Einmalige  Abhaltung  schreiben  Yor  c.  71 
Agath.  Y.  506 ;  c.  2  Aurel.  II.  v.  533 ;  c.  1  Aurel. 
III.  V.  538 ;  c.  37  Aurel.  IV.  v,  541 ;  c.  23  Aurel. 
V.  V.  549;  c.  7  Eins.  v.  551,  Hefele  3,  10; 
mindestens  eine  solche  c.  1  Tuion.  II.  y.  567. 

*  c.  18  Tolet  III.  Y.  589  G^consölt»  itineris 
longitudineetpaupertate  eodesiarum  Hispaniae^), 
nach  welchem  Yor  dem  Schluss  Ort  und  Zeit 
des  nächsten  Konzils  festgesetzt  werden  soll; 
c.  3  Tolet.  IV.  Y.  633 ;  c.  15  Tolet.  XI.  y.  675 
(unter  Androhung  der  Exkommunikation  gegen 
alle  Bischöfe ,  welche  ein  Jahr  lang  ohne  Synode 
Yerstreichen  lassen). 

5  Dies  zeigt  die  wiederholte  Einschärfung  (s. 
vor.  Anm.)  und  die  Androhung  der  einjährigen 
Suspension  vom  Messelesen  gegen  den  Metropoli- 
tan, welcher  zwei  Jahre  lang  keine  Synode  ein- 
beruft, In  c.  1  Aurel.  V  cit.  Nach  praef.  conc. 
Tolet.  XI.  Y.  675  war  in  Spanien  18  Jahre  lang 
keine  Synode  zusammengetreten. 

«  c.  40  Laodic.  zw.  343  u.  381  (c.  5  Dist. 
XVIIl);  c.  19  Chalo.  (c.  6.  §.  1  D.  cit.);  c.  8 
Tmll.  Y.  692;  c.  6  Nicaen.  y.  787  (c.7  D.  cit.); 
c.  10  Carth.  y.  401  (c.  10  D.  cit.) ;  c.  1  Epaon. 
Y.  517;  0.  19  Aurel.  U.  zw.  442.  Y.4Ö3  (o.  12  D. 
cit.) ;  c.  35  Agath.  y.  506  (c.  13  D.  cit.) ;  c.  1 
Aurel.  II.  Y.  533 ;  c.  2  Aurel.  in.  v.  538 ;  c.  18 
Aurel.  V.  v.  549 ;  c.  21  stat.  eccles.  aut  (c.  9  D. 
cit.);  c.  6  Tarracon.  y.  516;  Emer.  a.  666.  o.  5. 
c.  15.  Tolet.  XI.  Y,  675.  Die  Verletzung  der  Ver- 
pflichtung ist  in  den  gallischen  Konzilien  mit 
Ausschluss  Yon  der  Gemeinschaft  der  Bischöfe 
(vgl.  Löning,  Oesch.  d.  deutsch.  K.  R.  1,375), 
in  der  spanischen  mit  Exkommunikation  be- 
droht. Auch  finden  sich  Verbote  des  eigenmäch- 
tigen Verlassens  der  Synode,  s.  c.  19  Arel.  dt.; 
0.  18  Aurel.  V.  dt. 

"^  Auch  unter  den  spanischen  Konzilien  finden 
sich  die  Unterschriften  von  Priestern  und  Diako- 
nen als  bischöflicher  Stellvertreter ,  s.  Saragossa 


Y.  592  u.  Egara  y.  614,  Mansl  10,  472.  531. 
Die  Vertretung  durch  Diakonen  hat  aber  d»8 
Konzil  von  Merida  (666)  o.  5  verboten.  Die 
Vertreter  haben  ebenso  wie  auf  den  allgemeinen 
Konzilien  die  Stimme  des  Bischofs  gefAhrt. 

8  c.  20  Antioch.  cit.;  in  den  Unterschriften  der 
in  der  vor.  Anmerkung  citirten  gallischen  Kon- 
zilien werden  neben  den  Bischofen  vielfach  sie 
begleitende  Priester ,  Diakonen  und  Lektoren  er- 
wähnt. Vgl.  auch  Tolet.  IV.  v.  633.  c.  4.  Die 
Provinzialsynode  von  Tarragona  v.  516  steht  mit 
der  Vorschrift  In  c.  13 :  „Epistolae  tales  a  metro- 
politano  sunt  dirigendae ,  ut  non  solum  a  oathe- 
dralibus  ecclesiis  presbyteros,  verum  etiam  de 
dioecesanis  ad  oonciUum  trahant  et  allquos  de 
flliis  eocleslae  saecularibus  seeum  adducere  de- 
beant",  In  Betreif  der  Laien,  welche  offenbar  nur 
zur  Kenntnissnahme  der  getroffenen  Anordnun- 
gen mitgebracht  werden  sollten,  vereinzelt  da. 

®  Vgl.  hierzu  Rot  he,  Vorlesungen  üb.  Kir- 
chengeschichte, 2.  Ausg.  Tübingen  1875.  1, 
384  ff.  Während  man  den  Priestern  eine  bera- 
thende  Stimme  mit  Fug  und  Recht  beilegen  kann, 
zeigt  der  Umstand ,  dass  die  Diakonen  auf  den 
Synoden  stehen  mussten,  und  nicht  wie  die  Prie- 
ster sitzen  durften ,  dass  sie  nur  untergeordnete 
Geschäfte  zu  besorgen  hatten,  s.  auch  Anm.  7. 

10  Dies  ergiebt  schon  c.  20  Antioch.  dt. ,  wel- 
ches die  Priester  und  Diakonen  den  Personen 
gleichstellt,  welche  Klagen  und  Beschwerden  an- 
zubringen haben ;  femer  ist  in  allen  Stellen  eine 
Pflicht  zum  Erscheinen  nur  für  die  Bischöfe  fest- 
gesetzt; 8.  auch  ep.  syn.  conc.  Valent.  0.379, 
Bruns  I.  2,  111 ;  c.  19  Arel.  II.  dt. ;  ep.  syn. 
ooncVenet.  (Vannes  v.  465);  vgl.  Rot  he,  Vor- 
lesungen 1,  383;  Löning  a.  a.  O.  S.  374. 

11  Vgl.  darüber  unten  bei  den  betreffenden 
Lehren. 

^  So  z.  B.  die  Bntschddung  von  Strdtigkeiten 
über  die  Zugehörigkeit  von  Gemeinden  zu  den 
einzelnen  Diöcesen ,  c.  17  Ghalc.  v.  451  (c.  1  0. 
XVI  qu.  3);  Carth.  a.  418  c.  12  (cod.  eoclee. 
Afric.  c.  120,  c.  1.  C.XVI.  qu.  6);  die  Einrich- 
tung neuer  Bisthümer  (in  Nordafrika),  Th.  IL 
S.  380,  die  Versetzung  von  Bischöfen,  s.  o. 
S.  305 ;  die  ErtheUung  der  Erlaubnisa  zu  Rdsen 
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fde  Moh  freilioh  in  sehr  yerschiedenem  Umfange  eine  gesetzgeberisehe  Thäügkeit 
duchfirlaM  von  Vorschiiften  zur  DurehfUinmg  der  geltenden  kirehlichen  Ordnungen, 
sowie  aueb  durch  An&tellnng  neuer  kirchlicher  Normen  geübt.  In  der  mor  genl  an- 
disehen  Kirehe  tritt  diese  Seite  ihres  Wiricongskreises  nicht  hervor^  Dies  er- 
klftrt  sich  daraus ,  dass  hier  zum  Theil  die  allgemeinen  Synoden  eine  wichtige  und 
nuusgebende  gesetzgeberische  Thäti^eit  geübt  haben.  Ausserdem  wurde  eine  solche 
uch  durch  die  Ausbildung  der  höheren  kirchlichen  Verbände  Aber  den  Metropolitan- 
spreagehi  und  das  wiederholte  Zusammentreten  grosserer  Synoden  bei  wichtigen 
Anlftssen,  nicht  minder  durch  das  Eingreifen  der  Kaiser  in  die  kirchlichen  Ange- 
legenheiten ausgeschlossen. 

Hiermit  hängt  es  weiter  zusammen,  dass  im  Orient  weder  eine  Genehmigung  des 
Eiiflers  für  ihre  Berufung  noch  für  ihre  Beschlflsse  erfordert  worden  ist^. 

In  Nord-Afrika  haben  die  Provinzialsynoden  wegen  des  hier  ausgebildeten 
Institates  der  Plenar-  und  Universal-Ronzilien^  so  gut  wie  keine  eigentliche  gesetz- 
geberische Thätigkeit  entwickeln  können^. 

Dagegen  ist  dies  in  Spanien,  namentlich  vor  der  Bekehrung  der  Westgothen 
mm  Eatholicismus  in  höherem  Masse  der  Fall  gewesen^,  während  allerdings  nachher 
die  westgothischen  National-Eonzilien  diese  Aufgabe  erfüllt^  haben  und  den  Pro- 
Tinzial-KonzUien  hauptsächlich  nur  die  Einschärfung  der  kirchlichen  Disciplinar- 
bestimmungen  und  der  Erlass  besonderer  Vorschriften  für  die  einzelne  Provinz  übrig 
geblieben  ist^.  Dass  eine  Genehmigung  des  Königs  bis  zu  der  gedachten  Zeit  fQr  den 
Zosammentritt  der  Synoden  erfordert  worden  ist,  dafür  findet  sich  kein  Anhalt^. 
Später  wird  allerdings  mehrfach  eine  Betheiligung  des  Königs  bei  der  Berufung 
der  Provinsial-Konzilien  erwähnt^,  und  bei  den  engen  Beziehungen  zwischen  dem 


der  Bischöfe  an  den  kalMillehen  Hof,  o.  S.  221 ; 
die  PrQfnng  und  Konsekration  der  gewählten  Bi- 
schöfe, Th.  U.  S.  512. 

*  Die  dieser  augehorigen  Yonohriften  y  welche 
der  PiOTlnzialBynoden  gedenken ,  die  von  Nlcaa, 
Antlochien  nnd  die  apostolischen  Kanones  er- 
wlhnen  eine  solche  Thätigkelt  nicht.  Auch  die 
Anoidnmng  der  zweimaligen  Abhaltung  in  einem 
Jahre  zeigt,  dass  sie  wesentlich  die  Funktionen 
böherer  kirchliohei  Yerwaltungshehorden  haben 
wllten,  wie  denn  auch  die  nachweisbaren  Pro- 
Tinzialsynoden,  welche  an  Zahl  sehr  gering  sind, 
80  z.B.  die  zn  Alexandrien  v.  388  u.  389,  Sozomen. 
Vn.  15,  He  feie  2,  48,  nur  eine  solche  Thätig- 
kelt geübt  haben.  Dagegen  sind  die  älteren  Yor- 
Khitften,  welche  für  die  kirchliche  Disciplin 
massgebend  geworden  sind ,  und  welche  auch  in 
die  abendländischen  Sammlangen  bis  zum  De- 
krete Gratisna  hinab  Aufnahme  gefunden  haben, 
die  Kanones  von  Ancyra,  Neocäsarea,  Antiochien 
and  Laodicea  nicht  auf  Provinzial-,  sondern  grös- 
Beren  Synoden  beschlossen,  auch  erscheint  es 
mindestens  sehr  zweifelhaft,  ob  das  Konzil 
von  Gangra  blos  eine  Provinzialsynode  gewesen 
ist. 

*  Ygl.  aueh  Ldning  a.  a.  0.  1,  381. 
3  S.  unten  $.  174. 

*  Unter  den  fielen  afrikanischen  Konzilien  des 
4.  und  5.  Jahrhunderts  sind  nur  die  zu  Karthago 
T.  394,  cod.  eccles.  Afric.  tot  c.  34,  v.  409, 1.  o. 
e.l07,  Y.416,  zuMUe^e  v.416,  Hefe le 2, 113, 


zu  Telepte  o.  Zella  v.  418,  a.  a.  O.  S.  47,  zu 
Karthago  v.  421 ,  a.  a.  0.  S.  136 ,  und  endlich 
eine  numldische  v.  423,  a.  a.  0.  S.  137  Provin- 
zialsynoden gewesen,  in  Betreff  der  Karthagl- 
nensischen  t.  397  (cod.  eccl.  Afric.  c.  56,  a.a.  0. 
2,  66)  ist  es  zweifelhaft. 

6  Hierher  geboren  die  Synoden  von  Tarragona 
'516),  Gerona  (517),  Lerida  (524),  Yalencia 
'524  0.  546),  Toledo  (II.  t.  527)  und  Barcelona 
'540). 

^  e  S.  unten  %.  177. 

7  Tolet.  lY.  V.  633.  c.  3 :  „ut  si  fldel  causa  est 

aut  quaelibet  alla  eccleslae  communis ,  generalis 

totius  Hispaniae  et  Galliae  synodus  convocetur, 

si  Toro  nee  de  flde  nee  de  communi  eccleslae  uti- 

litate  tractabitur,  speciale  erit  concilium  unius- 

cuiusque  provinclae,  ubi  metropolitanus  elegerit, 

peragendum".    Ygl.  die  Konzilien  von  Narbonne 

'589),  Sevilla  (590) ,  Saragossa  (592) ,  Huesca 

'598),   Barcelona  (599),   Egara  (614),  Sevilla 

'619),  Toledo  (IX  v.  655),  Merida  (666),  Toledo 

XI  V.  676),  Braga  (675)  und  Toledo  (XIY  v. 

684). 

B  Der  Schluss  v.  Toledo  II:  ,^atias  aglmus 
. . .  Amalarico  regi  divinam  clementiam  postu- 
lantes,  qul  (al.  ut)  innumeris  annis  regni  eins  ea 
quae  ad  cultum  fldei  pervenlunt,  peragendl  nobis 
licentiam  praestet"  bietet  einen  solchen  nicht. 

ö  Das  II.  Konzil  von  Saragossa  v.  592  erklärt, 
es  sei :  „ex  permissu  regis^'  zusammengekommen, 
des  Zusammentrittes  auf  eine  iussio  oder  ordina- 
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Königthum  and  der  katholischen  Kirche  im  Westgothenreiche  ^  kann  es  nicht  auf- 
fallen, dass  die  Könige  wiederholt  die  Bemfong  solcher  Synoden  veranlasst  habend, 
sowie  dass  dem  Könige  von  der  Bemfong  eines  Konzils  Mittheilung  gemacht  werden 
musste^y  indessen  die  vorgängige  Einholung  einer  Erlaubniss  desselben  ist  nicht  er- 
forderlich gewesen^. 

In  Gallien  haben  die  Provinzialsynoden  noch  in  den  ersten  Zeiten  nach  der  Auf- 
richtung des  Frankenreiches  die  schon  gedachten  Funktionen  ausgeflbt^;  indessen  ist 
auch  hier  die  Regelung  der  kirchlichen  Verhältnisse  bald  in  so  weitem  Umfange  von 
den  Nationalsynoden  bewirkt  worden ,  dass  dadurch  die  Thätigkeit  der  Provinzisl- 
Konzilien  lahm  gelegt  worden  ist^.  Und  wenngleich  dieselben  noch  bis  zum  Ende  des 
6.  Jahrhunderts  hin  und  wieder  zusammengetreten  sind,  um  wichtige  kirchliche  Yer- 
waltungsangelegenheiten,  insbesondere  Disciplinarsachen  zu  erledigen  ^,  so  war  doch 
von  einem  lebenskräftigen  Gedeiken  dieser  kirchlichen  Einrichtung  schon  damals 


tio  regia  gedenkt  c.  5  Emerit.  v.  666 :  „tempore,  qao 
concilium  per  metTOpolitani  volontatem  et  regiam 
iussiouem  electum  faerit  agere" ;  ferner  Tolet.  XI 
(675)  praef.  a.  c.  15.  16 ;  Caesarang.  III.  v.  691 
praef. ;  der  Zusammeubenifniig  durch  den  Konig 
selbst  Emerit.  cit.  c.  8  u.  Bracar.  III.  v.  675 ;  s. 
anch  Tolet.  XIY.  praef.  (hier  eines  königlichen 
Befehls  zur  Abhaltung  von  Provinzialsynoden  zum 
Ersatz  eines  Nationalkonzils  gedacht). 

1  Dahn,  Könige  der  Germanen  6,  602. 

^  Zumal  als'diese  auch  hier,  s.  Tolet.  XI.  praef. 
dt.,  längere  Zeit  nicht  stattgefunden  hatten,  ob- 
wohl die  jährliche  Abhaltung  durch  das  spanische 
Staatskirchenrecht  auf  den  Nationalkonzilien ,  s. 
Tolet.  III.  V.  589.  c.  18  u.  Tolet.  IV.  v.  633.  c.  3, 
vorgeschrieben  war. 

8  Um  etwaige  Kollision  mit  den  vom  König  ein- 
zuberufenden Nationalkonzilien  oder  mit  könig- 
lichen Aufträgen  an  die  Bischöfe  zu  verhindern, 
sovrie  ihm  den  Yersammlungsort  behufs  Absen- 
dung der  weltlichen  insbesondere  etwaiger  Pala- 
tinal-Beamten ,  welche  am  Konzilsort  erscheinen 
sollten ,  Tolet.  ÜI.  v.  589.  c.  18  u.  Tolet.  IX, 
Mansi  11,  32,  kund  zu  thun.  S.  Emerit.  v.  666. 
0.  7 :  „semel  in  anno  flerl  concilium,  ubi  elegerit 
metropolitanus  episcopus  atque  . . .  manet  ordina- 
tum,  ut  comprovlnciales  episcopi,  dum  a  suo  me- 
tropoUtano  fuerint  admoniti ,  praesentes  esse  de- 
beant  ad  locumtemporis  deblti,  quae  res  non  extra 
regiam  agitur  voluntatem.  Sunt  nonnulli,  qui  pro 
hoc  admonitionem  suis  metropolitani  et  regiam 
iussionem  acciplunt  et  minime  Implent  quae 
iubentur."  Dass  der  König  dann  auch  eine  an- 
dere Zelt  bestimmen  konnte,  zeigt  c.  15  Tolet. 
XI.  v.  675  (^tempore  quo  principls  vel  metropo- 
litani electio  deflnlerit"). 

«  A.M.Dahna.  a.  0.  8.  378.  n.  4  u.  S.468. 
Zu  der  Auffassung  des  Textes  nöthlgt  Indessen  der 
Umstand,  dass  die  übrigen  spanischen  Piovinzial- 
synoden  keiner  Genehmigung  des  Königs  geden- 
ken. Uebrigens  hat  das  IX.  Konzil  von  Toledo 
(c.  17)  selbstständig  die  Provinzialsynode  für  das 
folgende  Jahr  nach  Toledo  In  Ueberelnstimmnng 
mit  0. 18  Tolet.  III.  cit.  beschieden  und  das  Kon- 
zil von  Narbonne  (589)  sich  blos  auf  die  Be- 
stimmung des  letzteren,  nicht  auf  königliche  Er- 
laubniss, berufen.    Endlich  hätte  die  seit  dem 


gedachten  Toletanischen  Konzil  geltende  Yor- 
Bchrlft,  dass  die  Provinzialsynode  Jedes  Jahr  An- 
fang November  abgehalten  werden  sollte ,  deren 
Beobachtung  wenigstens  das  Konzil  v.  Narbonne, 
V.  Sevilla  (590)  und  v.  Saragossa  (592)  ergeben, 
welche  aber  im  7.  Jahrhundert,  s.  die  vorige 
Note  (Tolet.  lY.  v.  633.  o.  3  setzt  als  Zeit 
den  Juni  fest,  während  Tolet.  XII.  v.  681 .  o.  12 
wieder  als  solche  den  November  bestimmt)  nicht 
mehr  innegehalten  worden  zu  sein  scheint,  keinen 
Sinn  gehabt,  wenn  Jedes  Mal  eine  königliche  Ei^ 
laubniss  vorher  einzuholen  gewesen  wSie. 

Im  Sue venreich  hatten  die  arlanischen Kö- 
nige den  Zusammentritt  von  Konzillen  nicht  ge- 
duldet, erst  nach  der  Bekehrung  des  Königs 
Theodemir  (Ariamir)  trat  auf  dessen  Befehl  eine 
Provinzialsynode  zur  Ordnung  der  kirchlichen 
Yerhältnlsse ,  die  von  Braga  im  J.  563 ,  zusam- 
men, s.  praef.  Bracar.  I.  Die  weitere  Synode  v. 
Lugo,  auf  welcher  der  König  die  Eirichtung  eines 
zweiten  Erzbisthnms  Lugo  erlangt  haben  soll, 
ist  zweifelhaft,  Hefele  3,  28;  Dahn  a.  a.  0. 
S.  578;  die  dritte  und  letzte  des  Suevenreidts 
(Bracar.  II.  v.  572)  war  keine  Provinzial-,  son- 
dern eine  Nationalsynode,  da  auf  ihr  zufolge  kö- 
niglicher Anordnung  die  Bischöfe  aus  den  beiden 
Erzbisthümern  des  Reiches  versammelt  waren. 

5  Ygl.  das  Konzil  v.  Elusa  v.  551;  Fried- 
rich, drei  unedirte  Konzilien  a.  d.  Merovinger- 
zeit  S.  71;  Hefele  3,  8,  u.  v.  Arles  v.  554,  a. 
a.  a.  0.  S.  10.  Auf  der  Synode  zn  Arles  waren 
aber  auch  einzelne  Bischöfe  ans  der  Kirchen- 
provinz Embrün  und  Narbonne  anwesend ,  doch 
hatten  diese  Bezirke  vielleicht  damals  die  Stel- 
lung als  Metropolitansprengel  verloren,  L  ö  n  i  n  g, 
Gesch.  d.  deutsch.  K.  R.  1, 143.  Die  Synode  von 
Lyon  im  J,  567  ist  eine  für  die  beiden  Provinzen 
Lyon  und  Yienne  kombinirte  Provinzialsynode 
gewesen,  Mansi  9,  786. 

ß  S.  unten  %.  177.  Die  S.  474.  Anm.  3  und  6 
angeführten  Konzilien  des  Frankenreichs  aus 
dieser  Zeit  sind  fast  alle  Nationalsynoden  gewe- 
sen. 

"^  Ueber  derartige  Synoden  aus  den  letzten  4 
Jtehrzehnten  des  6.  Jahrh.  berichtet  Gregor.  Tu- 
ron.  bist.  IV.  26.  Y.  37.  YI.  38.  39.  IX.  37 ;  s. 
dazu  Hefele  3,  20.  21.  47.  55. 
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keine  Bede  melur^  Der  weltlich  gesinnte  meroyingische  Episkopat ,  einschliesslich 
der  Metropoliten  y  hatte  keinen  Sinn  flir  dieselbe.  Ihm  lag  die  Erwerbung  politischer 
Macht  nnd  weltlicher  BeiohthfUner  viel  mehr  am  Herzen  als  die  kirchliche  Y erwaltang 
und  die  Anfrechterhaltang  der  kirchlichen  Disciplin.  Die  Metropoliten  besassen  da- 
her kein  Interesse  an  der  AusUbnng  ihrer  dahin  gehenden  Rechte  und  anterliessen 
die  Bemfong  der  zu  diesem  Behufe  erforderlichen  Provinzialsynoden  ^.  So  haben 
dieselben  im  Laufe  des  7.  Jahrhunderts  in  Folge  der  praktischen  Bedeutangslosig- 
keit  nnd  des  damit  eintretenden  Verfalles  des  Metropolitanverbandes  ^  so  gnt  wie  auf- 
gehM^,  nnd*  erst  im  folgenden  Jahrhundert,  in  karoUngischer  Zeit,  ist  der  Versuch 
gemacht  worden,  das  Institut  wieder  neu  zu  beleben^.  So  lange  dasselbe  aber  in 
praktischer  Wirksamkeit  war,  ist  eine  Genehmigung  der  merovingischen  Könige  zum 
Zusammentritt  der  Provinzialsynoden  nicht  nothwendig  gewesen  ^. 

Dasselbe  ist  ebensowenig  in  dem  ehemaligen  burgundischen  Reich,  fttr  welches 
sich  freilich  einzelne  Provinzialsynoden  nicht  nachweisen  lassen 7,  der  Fall  gewesen^. 

In  Italien  sind  die  Provinzialsynoden  kein  regelmflssiges  Institut  geworden. 
Unter  der  nicht  geringen  Zahl  der  zu  Rom  abgehaltenen  Konzilien  können  sehr 
wenige  auch  nur  mit  einiger  Sicherheit  als  Synoden  für  den  Metropolitansprengel  des 
Papstes  bestimmt  werden^,  und  ebenso  sind  für  die  Provinz  Mailand  blos  einige 


t  Schon  599  hat  Gregor  I.  ep.  IX.  106,  ed. 
Bened.  2,  1006;  Mansi  10,  180,  mehrere  frän- 
kische Bischöfe  an  die  Jährliche  Ahhaltnng  der 
Frorinzialsynoden  erinnert. 

*  Loning  a.  a.  O.  2,  210.  211. 
»  Th.  n.  S.  7  u.  S.  705. 

*  £p.  Bonifao.  ad  Zachar.  pp.  t.  742;  Jaff  ^, 
mon.  Mogiint.  p.  112:  „Franci  enim,  ut  senioreB 
dicunt,  plus  quam  per  tempus  LXXX  annorum 
synodom  non  fecerunt.^ 

*  Vgl.  S.  479. 

^  Die  herrschende  Ansicht  nimmt  das  Gegen- 
iheil  an,  Rettberg,  Klrchengesch.  2,  623; 
Waitz,  Verf.  Gesch.  2,  465  (517);  Richter  n. 
Dove  K.R.  $.24.  Mit  Recht  hat  aber  L 5 n i n g 
herroigehoben,  dass  hier  eine  Verwechselung  der 
ProTinziai-  mit  den  Nationalkonzilien  Torliegt. 
Anf  keiner  Provinzialsynode  wird  die  Genehmi- 
gung des  Königs  für  ihren  Zusammentritt  er- 
wähnt; ebensowenig  enthalten  die  Bestimmungen 
der  Nationalkonzilien  über  die  Abhaltung  der 
Provinzialsynoden  eine  dahin  gehende  Vorschrift. 
Aus  dem  Bericht  Gregors  v.  Tours  IV.  26  über 
die  Synode  zu  Saintes  (563)  erhellt  deutlich, 
dass  zu  derselben  keine  königliche  Genehmigung 
erfordert  worden  ist.  Auch  hätte  die  Synode  Ton 
Tours  (567)  c.  1,  falls  eine  solche  nothwendig  ge- 
wesen wäre,  nicht  verordnen  können ,  dass  kein 
königlieher  Befehl  den  Bischof  wegen  seines  Fern- 
bleibens oder  Wegreisens  von  der  Provinzial- 
synode  entschuldigen  solle.  Erst  König  Sigi- 
bert  (638 — 656)  von  Austrasien  hat  aus  Anlass 
der  Ausschreibung  einer  Provinzialsynode  durch 
den  Metropolitan  von  Bourges,  dessen  Provinz  nur 
theilweise  in  seinem  Reiche  gelegen  war ,  nach 
einer  Stadt  in  dem  letzteren  ein  Verbot  an  seine 
Bischöfe  erlassen ,  das  Konzil  zu  besuchen ,  nad 
fui  die  Zukunft  die  Einholung  seiner  Zu- 
stimmung zu  solchen  Synoden  gefordert,  B  o  u  - 


quetiec.  4,  47;  Pardessus  dipl.  2,  82:  „go- 
gnovimus  quasi,  vocati  vos  ab  .  .  .  Vulfolendo 
episcopo  synodali  consilio  Kai.  Sept.  in  regno  no- 
stro,  ignoramus  in  quo  loco,  una  cum  reliquos 
fratres  et  comprovlnciales  vestros  debeatis  con- 
lungere  ...  sie  nobis  cum  nostris  proceribus  con- 
venit ,  ut  sine  nostra  sdentia  synodale  oondlium 
in  regno  nostro  non  agatur,  nee  ad  dict.  Kai.  Sept. 
nulla  coniunctio  sacerdotum  ex  his  qui  ad  no- 
stram  ditlonem  pertiuere  noscuntur ,  non  flatur. 
Postea  vero  opportune  tempore,  si  nobis  antea 
denuntiatur,  utrnm  pro  statu  ecclesiastico  an 
pro  regni  utilltate  sive  etiam  pro  qualibet  ratio- 
nabili  conditione  conventio  esse  decreverit,  non 
abnuimus^.  Das  war  entschieden  eine  Neuerung, 
Löning2,  206. 

^  Die  Konzilien  von  Epao  (Albon)  und  Lyon 
(517)  waren  National-  oder  Reichssynoden. 

8  Loning  a.  a.  0.  1,  567.  n.  3  gegen  die 
herrschende  gegentheillge  Ansicht ,  insbesondere 
Bindings,  d.  bürg,  roman.  Königreich .  Leip- 
zig 1868.  1,  136.  Die  dafür  angeführten  Quel- 
lenstellen beziehen  sich  sämmtlich  nicht  auf  Pro- 
vinzialkonzilien. 

9  Nämlich  möglicherweise  die  Synoden  v.  386 
unter  Zosimus,  Mansi  3,  669.  671,  He  feie  2, 
45 ;  V.  430  unter  Cöiestin ,  M  a  n  s  i  4,  550 ;  H  e- 
fele2,  164;  v.  447.  458  unter  Leo  I,  Mansi 
6,  493.  387,  Hefele  2,  302.  309.  581 ;  v.  484 
u.  485  unter  Felix,  Mansi  7,1053.  1142,  He- 
fele 2,  607.  610;  von  495  unter  Gelasius  I, 
Mansi  8,  177,  Thiel  1,  437;  Hefele  2,  622; 
V.  499  unter  Symmachus  (betr.  die  Papstwahl) 
0.  Th.  1.  S.  218;  Mansi  8,  229  („frequentem 
ItaUae  sacerdotum  conventum^).  Auf  diesen  rö- 
mischen Synoden  wird  wiederholt  der  Theilnahme 
der  Priester  und  der  diaconi  adstantes  gedacht ; 
i.  J.  495,  Thiel  1,  437;  1.  J.  499,  Mansi  8, 
233  ff. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


(§.  173. 


solclier  nachweisbar  ^  Dies  erklärt  sich  zum  Theil  aus  dem  grossen  umfange  der 
italienischen  Metropolitansprengel.  Insbesondere  war  es  kaum  angänglioh,  die  zn  dem 
römischen  Sprengel  gehörigen  Bischöfe  anch  nur  einmal ^  geschweige  denn,  wie  das 
Nicännm  angeordnet  hatte ,  zweimal  im  Jahre  um  den  römischen  Bischof  zn  versam- 
meln 2.  Femer  konnte  in  Rom,  wo  sich  vielfach  fremde  Bischöfe  znr  Berathung  wich- 
tiger Gegenstflnde  einfanden ,  über  manche  Angelegenheiten  auf  grösseren  Synoden 
Beschlnss  gefasst  werden ,  während  die  Erledigung  anderer  Gegenstände  durch  den 
Papst  mit  der  römischen  Oeistlichkeit  und  den  suburbikarischen  Biscköfen  bei  der 
Stellung  des  Papstes  in  Italien  immer  von  massgebendem  Gewicht  ftlr  die  dortigen 
Bischöfe  sein  musste.  Ein  Bedürfhiss  nach  Provinzialsynoden  machte  sich  daher  hier 
weniger  geltend,  und  überdies  lag  die  Abhaltung  solcher  Synoden ,  bei  denen  der 
römische  Bischof  lediglich  in  der  bescheidenen  Rolle  eines  Metropoliten  zu  er- 
scheinen hatte,  nicht  einmal  im  Interesse  desselben'. 


1  Vom  J.  380.  390.  451  u.  680,  Mansl  3, 
517.  664;  6,  141  u.  11,  203;  Hefele  1,  744; 
2,  51.  392;  3,  252. 

2  So  hat  schon  Leo  I,  welcher  offenbar  die 
Absicht  gehabt  hat,  das  Institut  möglichst  leben- 
dig zu  erhalten,  den  Bischöfen  Siziliens  in  dieser 
Beziehung  folgende  Vergünstigung  gemacht ,  ep. 
16  V.  447.  c.  7,  Baller.  1,715,  Mansiö, 1305: 
„nt  qaia  salnberrime  a  ss.  patribns  constitutum 
est ,  binos  in  annis  slnguUs  episcoporum  debere 
esse  conventus  ,  terni  semper  ex  vobis  ad  diem 
III  um  Kai.  Oct.  Romam,  fraterno  concilio  so- 
ciandi,  indissimulanter  occurrant." 

3  Was  England  betrifft,  so  wird  zwar  in  dem 
Schreiben  Gregors  I.  für  Augastin ,  s.  Th.  I.  S. 
616.  n.  5,  die  Einführung  des  Institutes  der  Pro- 
Tinzialsynoden  nach  Aufrichtung  der  dortigen 
kirchlichen  Organisation  vorausgesetzt ,  indessen 
lässt  sich  die  Abhaltung  solcher  Synoden  für  das 
7.  Jahrh.  nicht  nachweisen.  Allerdings  soll  nach 
Hefele  3,  64  u. 605  unter  Augustinus  eine  Sy- 
node zu  London  gehalten  sein,  allein  aus  der  da- 
für angezogenen  ep.  Bonif.  ad  Zachar.  pp.,  Jaff  ^ 
monum.  Mogunt.  p.  114 :  „Qua  synodus  et  aec- 
clesia,  in  qua  natus  et  nutritus  fui,  i.  e.  in  traiis- 
marina  Saxonia  Lundunensis  synodus  —  impri- 
mis  a  discipulis  s.  Gregorii,  1.  e.  Augustino, 
Laurentio,  lusto,  Milleto  archiepiscopis  constituta 
et  ordinata  fuit,"  ergiebt  sich  dies  nicht.  Mit 
synodus  ist  hier  —  dies  zeigt  die  Aufzählung  der 
sich  hintereinandergefolgten  Erzbischofe  von  Can- 
terbury  (London)  —  der  Sprengel  der  Londoner 
Kirche,  nicht  aber  eine  Synode  gemeint,  wie  dies 
auch  die  ep.  Zachar.  ad  Bonif.  1.  c.  p.  185  klar 
ergiebt.  Die  Konzilien  von  Hertford  (673)  und 
Hatfleld  (680),  Mansi  11,  127.  175  sind  keine 
Provinzialsynoden  gewesen,  da  auf  ihnen  auch 
das  Erzbisthum  York,  dessen  Metropolitanstel- 
lung damals  freilich  eine  sehr  unsichere  war,  ver- 
treten gewesen  ist.  Sie  können  daher  nur  als  Pri- 
matialkonzilien  betrachtet  werden,  wie  denn 
auch  gerade  die  erstgedachte  Synode  offenbar  im 
Interesse  der  Machtstellung  von  Ganterbury  c.  7. 
bestimmt  hat :  „qula  diversae  causae  impedlunt 
omnlbns  in  conmiune,  ut  Ealendis  Augnsti  In 
loco  . . .  Clofeshooh  semel  in  anno  congregetnr", 
und  die  herkömmliche  Anordnung  über  die  Ab- 


haltung des  Provlnzialkonzils  auf  eine  einzige 
für  England  zu  veranstaltende ,  also  eine  Prima- 
tialsynode,  anwendet.  Wenn  Hefele  2, 113  die 
erstere  und  W.  Stubbs,  constitutional  history 
of  England.  Oxford  1874.  1,  230  gar  beide  Na- 
tionalsynoden nennen )   so  ist  das  nur  insofern 
richtig,  als  auf  ihnen  die  einheitliche  katholische 
Kirche  in  derHeptarchie  vertreten  war,  National- 
konzilien, wie  sie  sonst  in  England  in  der  dama- 
ligen Zeit  vorgekommen  sind  (s.  unten  den  be- 
treffenden §.  177),  waren  sie  aber  nicht.  Dies  er- 
giebt die  rein  kirchliche  Natur  ihrer  Berathungs- 
gegenstände  und  Beschlüsse ,  auch  wird  der  An- 
wesenheit weltlicher  Personen ,  insbesondere  der 
Könige,  abgesehen  von  der  Angabe  bei  Beda  bist. 
Y.  24.  ad  a.  673,  dass  zu  Herford  der  König  von 
Northumberland  gegenwartig  war,  nicht  gedacht. 
Auch  aus  den  folgenden  Jahrhunderten  ist  ausser 
den  Synoden  zu  Worcester  (738),  welche  nur  eine 
Klosterschenknng  bestätigt  hat,  1.  c.  12,  301 ;  zu 
Cloveshoe  (747,  1.  c.  p.  395),  welche  auf  Veran- 
lassung des  Bonifadus  abgehalten,   rein  kirch- 
liche Vorschriften  erlassen ,  auf  welcher  aber  der 
König  von  Mercien  mit  seinen  Grossen  ebenfalls 
anwesend  war;  zu  Cloveshoe  (803),  1.  c.  14,  5, 
auf  welcher  der  Erzbischof  von  Oanterhury  ein 
Dekret  zu  Gunsten  des  Rechts  seiner  Kirche  be- 
schtiessen  Hess  und  auf  welcher  neben  den  Bi- 
schofen auch  Priester  und  Aebte  anwesend  va- 
ren ,  nichts  über  die  Abhaltung  von  Provinrial- 
konzilien  Überliefert.   Die  Vertheilung  des  Lin- 
des in  verschiedene  Königreiche  und  die  vielen 
Fehden  unter  diesen  waren  schon  an  sich  dem 
Zusammentritt  solcher  Synoden  nicht  günstig. 
Bei  dem  damaligen  Zustande  des  Ghristenthtuns 
in  England  blieben  die  Bischöfe  ferner  für  die 
Durchführung  kirchlicher  Verordnungen  auf  die 
Hülfe  der  Könige  angewiesen,  und  da  sie  in  den 
einzelnen  Reichen  auch  als  geistliche  Grosse  Tketl 
an  den  weltlichen  Geschäften  hatten ,  so  war  es 
natürlich,  dass  die  kirchlichen  Angelegenheiten 
auf  Versammlungen ,  welche  die  Könige  mit  der 
Geistlichkeit  und  den  weltlichen  Grossen  abhiel- 
ten,  erledigt  wurden.    S.  darüber  den  §.  177 
über  die  Nationalsynoden.    Eine  eigenthümliehe 
durch  die  engliachen  Verhältnisse  erklärliche  Ver- 
bindung von  Provlnzialkonzil  und  Nationalsynode 
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Im  fränkisch  en  Beich  hatte  Bonifazlus  im  8.  Jahrhnndert  bei  seinen  reformato- 
riflchen  Bestrebungen  gleichzeitig  mit  der  Reorganisation  des  Metropolitanverbandes 
auch  die  Wiederbelebung  der  Provinzialsynoden  als  Mittel  zur  Herstellung  und  Auf- 
reehterhaltung  einer  kräftigen  Kirchendlsciplin  in  das  Auge  gefasst^,  indessen  ist 
ihm  selbst  die  Ausführung  dieses  Planes  nicht  mehr  gelungen,  vielmehr  die  Wieder- 
herstellung der  Metropolitanverfassung  erst  nach  seinem  Tode  erfolgt.  Ja,  auch  später 
unter  Karl  d.  Or.  ^  und  seinen  Nachfolgern  ^  sind  die  Provinzialsynoden  selten  gehalten 


bilden  die  auf  Yeianlassnng  des  päpstlichen  Le- 
gaten 787  abgehaltenen  Refonnkonzilien ,    das 
eine  für  das  Erzblsthnm  GaDterbury,  sowie  fär 
die  Königreiche  Mercia  und  Wessex  ,  das  andere 
I3i  das  Erzblsthnm  and  das  Könlgreieh  Northum- 
beiland,  wozu  offenbar  die  Znstim  mang  der  Kö- 
nige eingeholt  ist ,  nnd  deren  Beschlüsse  ansser 
von  den  Bischofen ,  Aebten  nnd  anderen  Geist- 
lieben  auch  von  den  Konigen  und  weltlichen 
Grossen  nnterschrleben  sind,  Mansl  12,937. 
949.  Beide  haben  (c.  3)  den  zweimaligen  jähr- 
lichen   Zusammentritt    von    Provinzialsynoden 
angeordnet,  Jedoch  ist  diese  Vorschrift  ebenso- 
wenig, wie  in  anderen  Ländern   durchgeführt 
weiden.      Aach  an   dem  Provlnzialkonzil  tob 
Canterbury  (gegen  die  Eingriffe  der  Laien  In  das 
Kirchengut)  haben  der  König  von  Merclen  („prae- 
Bidente  Cennlfo  rege  necnon  .  .  .  archlepificopo 
. . .  cum  episcopls,  abbatlbus  et  multis  aliis  ido- 
nels  personls",  Mansl  13,  1023)  und  an  dem  fQr 
Toii  (Emeaening  älterer  kirchlicher  Yerordnun- 
gon)  weltliche  Grosse  (1.  c.  „quamplurimi  prlncl- 
piles  et  eccleslastlcl  viri^Q  Thell  genommen ;  der 
erstere  mit  „daces  et  culuscumque  dignitatis  vlrl'' 
1.  c.  p.  1039  zu  Cloveshoe  (800)  und  zu  Calchut 
(816 ,  1.  0.  14 ,  355 :  „praesens  (rex)  adfuit  cum 
suis  prindpltus,  duclbus  et  optimatibus  tum  un- 
diqne  sacrl  ordines,   praesides  cum  abbatibus, 
piesbyteris ,   dlaconlbus  pariter  tractantes  de  ne- 
eessarils  ntllitatlbus  ecclesiamm".  Aus  der  nach- 
folgenden Zeit  bis  zur  normannischen  Eroberung 
können  nur  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  die 
von  Dunstan  von  Oanterbury  zur  Durchführung 
des  Golibates  abgehaltenen   Synoden  von  969, 
Mansi  19,  15,  und  v.  975  (zu Winchester),  I.e. 
p.  61  als  Provinzlalkonzilien  bezeichnet  werden. 
Ob  Konig  Edgar  auf  dem  ersteren  anwesend  war, 
ist  nicht  festzustellen ,  wohl  aber ,  dass  die  Re- 
form mit  seinem  Einveiständniss  geschehen  ist 
(die  zweite  ist  während  dei  Thronstreitigkeiten 
nach  seinem  Tode  gehalten).    Andere  lassen  sich 
nicht  nachweisen.   Damit  stimmt  es  vollkommen 
Gberein ,  wenn  das  Londoner  Konzil  von  1075, 
Mansi  20,  451 :  „quia  multo  retro  annis  in  An- 
glicano  regno  usus  conciUorum  obsoleverat"  die 
Vorschriften  der  4.  Toletaner  über  die  Sitzord- 
nung der  Bischöfe  erneuert  und  bestimmt :  „ne 
qnis  in  consllio  loquatur  praeter  llcentlam  a  me- 
tropolitano  acceptam  exceptis  episcopls  et  abba- 
tibus." 

Das  seltene  Vorkommen  der  Provinzlalkonzi- 
lien seit  dem  9.  Jahrhundert  erklärt  sich  daraus, 
dass  die  Reichsversammlungen  (witenagemot) 
ebenfalls  Idxchliche  Angelegenheiten  erledigt  ha- 
ben, 8.  unten  $.177,  und  dass  der  Unterschied, 
welcher  für  die  frühere  Zeit  zwischen  diesen  and 


den  Provinzlalkonzilien,  wenngleich  freilich  nicht 
streng  dahin  hervortritt,  dass  auf  den  letzteren  An- 
gelegenheiten der  Inneren  Disdpliu  der  Kirche  und 
des  Klerus  erledigt  worden  sind,  mit  dem  Schwin- 
den reformatorischer  Bestrebungen  fortgefallen 
ist.  Dafür,  dass  die  königliche  Bestätigung  für 
die  Beschlüsse  der  Provlnzialkonzllien  nothwen- 
dig  gewesen  sei  (so  P  h  1 1 1 1  p  p  s ,  Gesch.  d .  angel- 
sächs.  Rechts.  Gottiugen  1825.  S.  227)  findet  sich 
keiu  Anhalt.  Die  Frage  erledigt  sich  thatsäch- 
lich  dadurch ,  dass  fast  auf  allen  Konzilien  die 
Konige  mit  ihren  weltlichen  Grossen  anwesend 
waren  und  die  Beschlüsse  offenbar  unter  ihrer 
Zustimmung  gefasst  worden  sind.  Es  lasst  sich 
daher  auch  In  Betreff  derselben  nicht  zwischen 
kirchlicher  und  staatlicher  Gültigkeit  unter- 
scheiden. 

1  ep.  ad  Cuthb.  v.  748,  Th.  II.  S.  8.  n.  2. 
Dagegen  beziehen  sich  conc.  germ.  v.742,  Jaff  ^ 
mon.  Mogunt.  p.  127 :  „statuimus  per  annos  sln- 
gulos  synodum  oongregare  nobis  praesentlbas  at 
canonum  decreta  et  eccleslae  Iura  restaurentur  et 
religio  christlana  emendetur",  die  gleiche  Anord- 
nung des  conc.  v.  Soissons  v.  744.  c.  2,  LL.  1, 20 ; 
sowie  c.  4  des  Konzils  v.  Yemeail  v.  755.  LL.  1 , 
24 :  „üt  bis  in  anno  synodus  flat,  prima  synodus 
mense  prima ,  quod  est  Martias  Kai. ,  ubi  domno 
rex  iusserit,  eins  praesentia,  secunda  synodus 
Kai.  Octobris  aut  ad  Sessionis  vel  allubl  ubl  ad 
Martias  Kai.  inter  ipsos  eplscopos  convenlt.  Et 
illi  episcopi  Ibidem  conveiüant  quos  modo  vicem 
episcoporum  constitulmus,  et  alii  episcopi  vel  ab- 
bates  seu  presbiteri,  quos  ipsi  metropolitani  aput 
se  venire  iusserint,  ibidem  in  ipsa  secunda  synodo 
oonvenire  fadant",  nicht  auf  die  Provinzlal-, 
sondern  die  National-  oder  Relchssyuoden ,  nur 
c.  4  cit.  hat  am  Ende  die  ersteren  im  Auge. 

2  Obwohl  die  admonltio  v.  789  (s.  g.  cap.  eccles.) 
c.  13  (LL.  1,  55)  die  zweimalige  Abhaltung  im 
Jahre  unter  Hinweis  auf  c.  20  Antloch.  u.  c.  19 
Chalced.  (s.  o.  S.  473.  n.  6)  einschärft.  In  seine 
Zeit  fallen  3  in  Baiem ,  799  o.  800  zu  Riesbach 
(Freisingen,  Salzburg),  805  and  807  zu  Salzburg 
abgehaltene  Provinzialsynoden  des  Salzburger 
Sprengeis,  LL.  3,  469  (1,  77);  3,  479 ,  von  de- 
nen die  erste  o.  6  die  Yorschrlft  des  c.  19  Chal- 
ced. dt.  wiederholt. 

8  Conc.  Paris,  v.  829  1.  I.  c.  26  (Mansi  14, 
555) :  „irrepsit  periculosa  temporis  nostri  consue- 
tudo,  quae  valde  ab  auctoritate  canonica  abhorret 
eo  quod  episcoporum  concilia  bis  in  anno ,  sicut 
mos  canonicuB  docet,  per  unam  quamque  provin- 
ciam  non  flunt.  Proinde  omnibus  nobis  perne- 
cessarium  visum  est,  ut  ab  Imperiall  celsitudine 
libertas  temporis  imploretur ,  quo  haec  ad  hono- 
rem dei  et  utilitatem  s.  dei  eccleslae  multorum- 
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worden,  und  haben  für  die  Kegelnng  nnd  Ordnung  der  kirohlichen  YerhftltniBse  kerne 
erhebliche  Bedeutung  gehabt.  Wie  früher  haben  auch  in  karolingischer  Zeit  die 
Nationalsynoden  diese  Aufgabe  erfüllt.  Der  Handhabung  einer  strengen  Kirchen* 
disciplin,  welcher  die  Provinzialsynoden  hätten  dienen  können ,  waren  die  späteren 
Zeiten  der  Regierung  Ludwig  d.  Fr.  und  seiner  Nachfolger  nicht  günstig,  und  so  sind 
die  Forderungen  der  damaligen  geistlichen  Reformpartei  auf  Wiederbelebung  der 
Provinzialkonzilien  von  829  und  845^  ungehört  verhallt^.  Endlich  waren  es  seit 
der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  nicht  allein  die  Bischöfe,  sondern  auch  die 
Päpste,  welche  einer  Kräftigung  der  Metropolitangewalt,  sowie  der  Rechte  der  Pro- 
vinzialsynoden als  kirchlicher  Yerwaltungs-  und  Gerichtsbehörden  entgegentraten', 
und  dabei  in  den  pseudoisidorischen  Dekretalen  eine  Stütze  fanden ,  da  nach  den- 
selben die  Provinzialsynoden  keine  wichtigere  Angelegenheit,  insbesondere  die  Ab- 
setzung von  Bischöfen  nicht  definitiv,  vielmehr  nur  provisorisch  unter  Vorbehalt  der 
Entscheidung  des  Papstes  erledigen,  ja  Synoden  überhaupt  ohne  Wissen  des  letzteren 
nicht  zusammentreten  sollten  ^. 

Eine  königliche  Genehmigung  zum  Zusammentritt  jedes  einzelnen  Provinzial- 
konziles  ist  in  der  karolingischen  Zeit  nicht  erforderlich  gewesen^.  Die  mehrfach  vor- 
kommenden Bitten  der  hohen  Geistlichkeit  an  die  Könige,  die  Abhaltung  solcher 
Synoden  zu  ermöglichen,  enthalten  keinen  Vorwurf  darüber,  dass  eine  solche  Erlanb- 
uiss  verweigert  worden  sei,  richten  sich  vielmehr  dahin,  den  Bischöfen  die  noth wen- 
dige Zeit  und  Freiheit  von  weltlichen  Geschäften  und  vom  Hofdienst ^  zu  lassen,  um 
zu  den  Synoden  zusammentreten  zu  können*^.  In  Uebereinstimmung  hiermit  wird 
in  den  Nachrichten  über  die  einzelnen  Provinzialsynoden  niemals  der  königlicben 


que  Gorrectionem  congruenter  decenterque  fleri 
posslnt.  Et  si  haec  aliqua  praepediente  necessi- 
tate  bis  fleri  neqneiint,  saltem  in  anno  semel 
flant";  petitio  episcopor.  Wormat.  von  829  c.  4, 
LL.  1,  339 ;  8.  ferner  die  Forderung  der  Synode 
V.  Meaux-Paris  t.  845/846  c.^32,  Th.  II.  S.  10. 
n.  1;  Mettens.  888.  c.  1 ,  M an 8 1  18,  78:  „nos 
antem,  qui  tanto  tempore  transacto  comprovincia- 
lem  synodum  non  habuimns" ;  Mognnt.  Ton  888 
praef.,  1.  c.  p.  61 :  „Ecce  labentibus  tot  annomm 
carricnlis  numqnam  nee  generali  nee  etlam  pro- 
vinciaÜ  synodo  coadunati  8iiinu8."  Auch  die  For- 
mel bei  Boziftrerecuelln.  526;  2,  646,  Ein- 
ladungsschreiben des  Erzbischofs  Luitbert  von 
Mainz  u.  877,  geht  davon  aus,  dass  lange  kein 
Provinzialkonzil  gehalten  worden  ist. 

*  S.  vor.  Anm. 

2  In  Betreff  der  Forderung  v.  829  s.  Simson, 
.Jahrb.  unter  Ludw.  d.  Fr.  1,  325;  v.  845/846; 
Dümmler,  ostfräuk.  Reich  1,  277;  vgl.  auch 
Hefel.e,  Conc. -Gesch.  4,74. 120.  Ein  Beispiel 
zweier  gemeinsam  abgehaltener  Provinzialsyno- 
den bietet  die  Synode  von  Macon  855  für  die  Pro- 
vinzen Lyon  und  Vlenne,  deren  Zusammentritt 
offenbar  durch  die  damals  eingerissene  Verwilde- 
rung veranlasst  worden  ist ,  M  a  a  s  s  e  n ,  e.  bur- 
gundische  Synode,  Wien  1879. 

8  Th.  II.  S.  9  ff.  Es  ist  daher  auch  nicht  zu- 
fällig, dass  gerade  Hinkmar  bei  seinen  Bestre- 
bungen auf  Stärkung  der  Metropolitangewalt  das 
Institut  wieder  praktisch  zu  machen  versucht  hat. 


So  weit  wir  wissen,  hat  er  u.  853  eine  Synode  zn 
Chiersy,  Flodoard  bist.  III.  23,  He  feie  4,  188, 
und  eine  weitere,  die  bekannte  v.861  gegen  Rot- 
had  V.  Solssons  (Th.  11.  S.  10),  zuSoissons  ahge- 
halten. 

*  Die  Stellen  angeführt  Th.  II.  S.  11.  n.  7. 

6  A.  M.  Loning,  Gesch.  d.  deutseh.  K.  R. 
2,  207. 

®  Charakteristisch  für  diese  Inanspruchnahme 
der  Bischöfe  ist  das  Schreiben  des  Bischofs  von 
Toul  an  den  Bischof  von  Trier  v. 813  bei  Maus! 
14,  143. 

'^  Deutlich  zeigt  dies  die  petitio  episcopor. 
Wormat.  v.  829.  c.  4,  LL.  1,  339:  „cum  sacri 
canones  bis  in  anno  concilia  celebrari  iabeant, 
111  ud  obnixe  vestram  pietatem  deposcimus,  ut  sal- 
tim  vel  setnel  in  anno  libertas  opportun! 
temporis  concedatur,  quo  haec  .  .  .  fleri  possintr; 
ähnlich  Paris.  829  cit.  (s.  o.  S.  479.  n.  3),  Eine  an- 
dere Auffassung  wird  auch  nicht  durch  c.  32  Held, 
cit.  (a.  a.  0.)  und  den  Brief  der  Bischöfe  der 
Rhelmser  u.  Rouener  Provinz  an  Ludw.  d.Dentsrh. 
V.  858.  c.  7,  Mansi  17  app.  p.  73:  „ut  tempo- 
ribus  a  sacris  regulis  constitutis  comprovinctales 
synodoB  cum  episcopis  et  speciales  cum  presbyte- 
ris  habere  quiete  possint,  annuite",  bedingt,  um 
so  weniger,  als  man  aus  letzterem  doch  jedenfalls 
nicht  die  Nothwendigkeit  königlicher  Erlaubnis 
für  die  Berufung  der  Diösesansynoden  wird  eot- 
nehmen  wollen. 


J.  1730 


Die  PtoTinsialiynodon. 


481 


Oenehmigiiog  gedacht  ^  und  wenn  allerdings  sehr  vereinzelt  ein  königlicher  Befehl 
erw&hnt  wird ,  auf  Grand  dessen  der  Zusammentritt  eines  derartigen  Konzils  erfolgt 
ist^j  so  Iftsst  sich  doch  daraus  nicht  abnehmen ,  dass  es  eines  solchen  stets  bedurft 
habe^ 

In  Bezug  auf  die  Berechtigung  zur  Theilnahme  und  das  Stimmrecht  weist  die 
karolingische  Zeit  keine  wesentliche  Veränderung  auf.  Zu  den  Priestern,  anderen 
Geistlichen,  Achten  und  den  mitunter  anwesenden  Laien  sind  nur  die  in  den  einzel- 
nen Diöcesen  vorhandenen  Ghorbischöfe  hinzugetreten  4.   Entscheidendes  Stimmrecht 


1  Nicht  in  Betroff  der  salzbaiger  t.  805  u.  807 
(S.  479.  n.  2),  der  v.  Noyon  v.  814  für  die  Pro- 
▼inzRheims,  Flodoard.  hist.  II,  18,  Mansi  14, 
142;  Tou  GMersy  (853),  Flodoard.  III.  28;  von 
Soissons  (861),  ann&l.  Bertin.  cont.  SS.  1,  455; 
▼.  Hetz  (888) ;  M  a  n  B 118,  77 ;  TrosW  (Rheims), 
1.  c.  p.  263.   Bei  Flodoard.  II.  18  ist  die  Unter- 
Uasung  der  Erwähnung  der  königlichen  Geneh- 
migaag  nm  so  bedentsamer ,  ala  er  In  demselben 
Kapitel  von  der  Beformsynode  zn  Rheims  (813), 
welche  kein  Provinzialkonzil  gewesen  ist ,  han- 
delt and  hier  ansdrücklich  der  Berufung  durch 
Karl  d.  Gr.  gedenkt.    Aach  Hlnkmar  t.  Rheims 
weiss  nichts  Ton  dem  Erforderniss  der  königlichen 
Eilaubniss,  de  Jure  metropolitan.  c.  28,  Migne 
patiol.  126,  205 :  „sl  nos  fratema  charitas  invi- 
tiTerit  potiusque  iussio  apostolicae  sedis  et  prae- 
eeptio  a.  n.  Caroli  imperatoris  Augusti  nos  ad 
(ynodnm  . . .  vocare  decreverit  pro  talibus ,  qnae 
forte  proYlndali  nequiverlnt  examlne  difllniri, 
maxime  in  causa  fidel  Tel  generalis  religiouis  . . . 
Qnonlam  imperatomm  auotoritate  couYOcatas  ge- 
nexales  synodos  et  in  historils  ecclesiasticis  et  in 
episiolls  apostolicae  sedis  pontiflcnm  roperimus''; 
oposc.  LY  cap.  c.  20,  1.  c.  p.  361.  362:  „Ciaret 
etiam  . . .  unlTersales  ao  generale«  synodos  nomi- 
nari ,  cum  plures  eplscopi  .  . .  fnerint  congregatl 
apostolicae  sedis  missione  et  imperlali  conTOca- 
tione.'' 

>  Die  Synode  von  Riesbach  etc.  Yon  799/800, 
LL.  3,  469  trigt  die  Ueberschrift :  „decretum  si- 
Dodale  eplsooporum  ex  iussione  domini  Karoli." 
Sehieiben  d.  Synode  y.  Mainz  ▼.  847  an  Ludw. 
d.  Deutsch.,  Mansi  14,  900.  lieber  das  Kölner 
KonzU  T.  887,  1.  c.  18,  45,  s.  unten  S.  482. 
n,4. 

3  Denn  dass  in  einzelnen  Fällen  die  Regenten 
solche  Synoden  zur  Abstellung  von  Missbrauchen 
Teianlassten ,  kann  nicht  auffallend  erscheinen. 
Die  Anftassnng  des  Textes  findet  Ihre  Bestätigung 
in  der  Tlelleioht  der  Aachener  Winterrersamm- 
lojig  angehörigen  Eingabe  der  Bischöfe  an  den 
Kaiser,  Slmson  Jahrb.  unter  Ludw.  d.  Fr.  1, 
300.  309,  c.  1.  LL.  1,  326:  „De  necessitate  epi- 
seoponim  conTenlen^  cum  suo  metropolitano 
oportane  annis  singulis  seonndum  canonicam  auc- 
toritatem;  cui  conTontul  Interesse  oportet  ab- 
batet tam  canonioos  quam  monasticos  absque  ulla 
sabstractione.  Et  si  possibile  est  ant  imperlali 
serritio  non  detlnentur,  adsint  etiam  comites; 
qaod  gl  Uli  defuerint,  adsint  eorum  vice  tales 
mlssl  qul  adlmplere  Taleant  quaecumque  ntilla 
eorrigendl  studio  secundum  rogulam  Christianita- 
tis  ibidem  inyenta  fnerint.  Sunt  autem  plurimae 

Himschiva,  Srchenraeht.  m. 


necessitates  qnae  allter  emendarl  non  possunt, 
nisi  in  hulusmodl  conventn.  Qul  tamen  conven- 
tus  quo  tempore  fleri  debeat ,  consideratione  me- 
tropolitani  vestrae  pietatl  innotescendum  est, 
quod  plenlus  Tostra  auctoritate  ad  eum  convenia- 
tur.''  Die  Bischöfe  schlagen  also,  um  das  Zusam- 
mentreten der  Synoden  zu  sichern,  als  etwas 
Neues  yor,  dass  der  Metropolit  die  Anberaumung 
der  Synode  dem  Kaiser  anzeigt,  damit  er  den  (bei 
ihm  anwesenden)  Bischöfen  befehlen  kann ,  ihr 
beizuwohnen.  In  c.  7  der  Synode  v.  Langres  t. 
859,  Mansi  15,  538:  „Posoendum  a  . . .  prlnci- 
pibus  uostris ,  ut  ooncilia  eplsooporum  iuxta  an« 
tiquam  ecolesiae  obserrantlam  .  .  .  nuUatenns 
omittantur,  sed  per  singulas  quasque  provindas 
saltem  semel  per  annos  singulos  cum  eorum  fa- 
Yore  et  pia  exoratlone  celebrontur^  kann  faYor 
ebenfalls  nicht  eine  für  die  Abhaltung  jeder  Sy- 
node erforderliche  fürstliche  Genehmigung  be- 
deuten. Endlich  erwähnt  auch  die  Formel  für 
ein  Elnberufungsschrelben  der  Sufl^aganbischöfe 
bei  Rozldre  recueil  n.  256,  2,  645,  nicht  der 
königlichen  Genehmigung. 

^  Salzburger  GonYokationsschreiben ,  welches, 
wenn  es  nioht  für  die  Synode  zu  Riesbaoh  erlassen 
ist,  doch  jedenfalls  dieser  Zeit  angehört,  LL.  3, 
477 :  „et  praeclpiatis  vestro  chorepiscopo,  ut  illuc 
veniat  et  arohipresbyteris  vestris  seu  ceteris  primo- 
ribus  ecdesiastlois  et  de  illa  yestra  abbatia  illos 
proceres  monachos  quantos  Yobls  vldebitur^ ;  Sy- 
node von  805  u.  807,  LL.  3,  479 :  „synodus  epl- 
sooporum atque  abbatnm  ceterommque  ecclesia- 
sticorum  yirorum  (clerlcorum)  de  provintia  Baina- 
riorum.'^  Noyon  ol4 :  „synodum  InTonitur  ha- 
buisse  (Yulfarium  archiepiscopum  Remensem) 
congregatis  seoum  episcopis  suis  ...  et  chorepi- 
scopis  W.  Sp.  nee  non  et  abbatibus  (8)  .  •  .  cum 
cetero  clero,  presbyterls  et  diaoonibns,  convocatis 
etiam  comitibus.^  (4)  . . . ;  Mainz  847,  Mansi 
14 ,  899 :  „Rabanus  . . .  archiepiscopus  . . .  cum 
ooepiscopis  meis,  qul  ad  praedictam  dloeoesim 
pertlnent . .  .  cum  rellqnls  collegis  nostrls  chor- 
episcopis,  abbatibus,  monachis,  presbyterls  et  ce- 
teris ecclesiasticis  ordinlbus;^  Metz  888,  I.e.  18, 
77 :  „et  Stephanus  Toner,  abbas  et  multi  saoer- 
dotes  cum  comitibus  et  pluribus  nobUibus  et 
deum  timentibus  viribus  adfuerunt.^  Das  Pariser 
Konzü  V.  829  1. 1.  c.  26  verlangt,  1.  o.  14, 556 :  „ut 
et . . .  adsint  presbyterl  et  dlacoui  et  omnes  qul 
se  laesos  existlmant  (vgl.  o.  20  Antlooh.  dt.) . .  • 
etiam  nnicuiusque  episcopi  eruditi  yiri ,  quos  ad 
Christi  militiam  . . .  praeparat."  Ygl.  femer,  na- 
mentlich auch  Über  den  Zweck ,  zu  welehem  die 
Grafen  anwesend  waren,  Anm.  3. 
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haben  yon  allen  Theilnehmem  nnr  die  Bischöfe  besessen  >,  denen  aber  in  dieser  Be- 
ziehung die  Ghorbischöfe  wohl  gleich  gestanden  habend. 

Von  einer  Bestätigung  der  Bynodalbeschlflsse  durch  die  Herrscher  findet  sich 
keine  Spur,  und  wenn  sich  auch  ein  Fall  nachweisen  lässt,  wo  sie  nachgesucht  wor- 
den ist 3,  so  ist  sie  doch  ebenso  wenig  rechtlich  nothwendig  gewesen,  wie  die  könig- 
liche Erlaubniss  zum  Zusammentritt  der  Synoden^. 

Was  Italien  während  der  karolingischen  Zeit  betrifit,  so  sind  hier  Pro- 
vinzialsynoden  sowohl  fdr  den  Metropolitanbezirk  des  römischen  Bischofs^,  wie  auch 
für  die  Provinzen  der  übrigen  Erzbischöfe^  sehr  selten  abgehalten  worden^.  Soweit 
es  sich  um  die  Neuregelung  kirchlicher  Angelegenheiten  und  die  Entscheidung  wich- 
tiger Sachen  handelte,  sind  sie  durch  grössere  Synoden  ersetzt  worden,  während  der 
Erftülung  ihrer  anderen  Aufgabe ,  der  Ueberwachung  und  Belebung  einer  strengen 
kirchlichen  Disciplin,  die  Verhältnisse  des  9.  Jahrhunderts  im  Allgemeinen  nicht 


«  Dies  ergiebt  die  S.  481.  n.  2.  citirte  Ueber- 
schrift,  femer  conc.  Matt,  von  888,  Mansi  18, 
77 :  „haec  in  commune  praesules  locuti  sunt", 
woranf  die  Kanones  folgen.  Anch  zu  Salzburg 
807,  LL,  3,  480 :  „moverunt  idem  episcopl  .  .  . 
questiones  de  decima  fldelium  populorum  .  .  . 
LecÜs  inde  oapitulls  ex  canonum  auctoritate  .  .  . 
inTenerunt  IV  poitiones  fleri  .  * .  Tum  consen- 
seiunt  ibl  cuncti  abbates,  qui  praesentes  aderant, 
liuio  decreto  secundum  canones  et  reddiderunt 
poTÜones  episooponim  episcopis  ea  ratione,  ut  ul- 
terius  exinde  inter  eos  nulla  discordia  oriretur,  sed 
concordia  deinceps  semper  manerenf',  d.  h.  die 
Bischöfe  besohllessen  und  die  Aebte  konstatlren 
ihre  Unterwerfung  unter  den  Beschluss.  Auf  dem 
Konzil  V.  Mainz  v.  847  sind  zwei  Abtheilungen 
(turmae)  für  die  Y orberathung,  eine  aus  der  Welt- 
geistlichkeit, eine  ans  den  Aebten  gebildet  wor- 
den. In  der  ersteren  erscheinen  die  Bischöfe  als  die 
allein  massgebenden  Persönlichkeiten,  und  die 
Aebte  und  Mönche  werden  auf  die  Berathung  von 
Reformen  des  Klosterwesens  beschränkt,  Mansi 
14,  901.  Ueber  die  Pflicht  der  Bischöfe  man- 
gels von  Hinderungsgründen  zu  erscheinen ,  gilt 
ebenfalls  das  frühere  Recht.  Dies  zeigt  die  For- 
mel für  ein  Entschuldigungsschreiben  (etwa  von 
877)  bei  RozlÄre  recuell  n.  527.  2,  647. 

3  Mangels  entscheidender  Quellenzeugnisse 
darf  dies  wohl  aus  der  damaligen  Stellung  der 
Ghorbischöfe,  s.  Th.  11.  S.  165,  geschlossen  wer- 
den, umsomehr  als  sie  Raban,  s.  S.  481.  n.  4, 
als  Kollegen  der  Bischöfe  bezeichnet. 

8  Von  der  cit.  Mainzer  Synode  v.  847,  s.  c.  31 
1.  f.,  Mansi  14,  912:  „Haec  vero  quae  vobis 
trausmlssa  sunt,  petimns  ut  vestra  auctoritate 
flrmentur  et  si  quis  adversarius  Ulis  existere  vo- 
luerit,  praevalere  non  permlttatur.  Dei  enlm 
cooperatores  vos  esse  debetis  et  adiutores  s.  eins 
ecclesiae,  qnatenns  religio  christiana  incontami- 
nata  temporibus  regni  vestri  usque  in  flnem  ser- 
vetur.''  Die  Begründung  des  Gesuches  zeigt, 
dass  derErzbischof  V.Mainz  nicht  aus  rechtlicher 
Nothwendlgkeit,  sondern  behufs  sicherer  Durch- 
führung der  im  Einverständniss  mit  dem  König 
durch  die  Synode  angebahnten  Reformen  die  Be- 
stätigung des  letztern  nachsucht. 

4  Auffällig  erscheint  allerdings  zunächst  der 
Eingang   des   Kölner  Provinzialkoniils   v.  887, 


M  a  n  8 1 18, 45 :  „couvenernnt  in  nrbe  Agripplnensi 
una  cum  consensu  ..  .imperatorisCaieliet 
Moguntinae  sedls  Luidberti  archiepiseopi, 
Yvilllbertus  .  .  .  eiusdem  praefati  archiepiscopna 
Franoo  Tugrensis  episcopus  (folgen  die  Namen 
von  3  anderen  Sufhraganen  Kölns),  cum  consensu 
Rimberti  vener.  episcopl,  praesentibas  etiam  bo- 
nae  devotionis  abbatibus  .  .  .  cum  praefaiarum 
sedinm  presbyteris  et  diaconls  et  laids  quibas- 
dem  religiosis,  oelebrata  synodo  ea  qnae  subiecta 
sunt .  .  .  promulgaverunt.^  Indessen  erkfart  sich 
die  Erwähnung  des  kaiserlichen  Konsenses  daraus, 
dass  das  erste  Geschäft  der  Synode  die  KonsekTa- 
tlondes  neugewählten  Bischofs  Drogo  von  Minden 
war,  B.  c.  1.  l.  0.  Die  Hervorhebung  der  Zustim- 
mung des  Erzbischofs  von  Mainz,  welcher  als  sol- 
cher keine  Genehmigung  zur  Abhaltnng  von  Pro- 
vlnzialkonzilien  in  der  Provinz  Köln  za  geben 
hatte,  kann  daher  rühren,  dass  die  königliobe  Er- 
laubniss zur  Weihe  des  Drogo  von  diesem  entspre- 
chend der  Formel  bei  R  o  z  i  ^  r  e  recneil  2,  622  dem 
Kölner  Erzbischof  im  Auftrage  des  Kaisers  mitge- 
theilt  worden  ist ,  s.  anch  Th.  II.  S.  530«  Für 
consensu  Rimberti  ist  wohl  zu  lesen  com  cou- 
sessu  Rimperti,  was  auf  die  Betheilignng  des 
Bremer  Erzbischof  es  deuten  könnte.  Die  Be- 
zeichnung Bischof  schlechthin ,  und  die  Erwäh- 
nung zwischen  den  übrigen  Bischöfen  und  den 
Aebten  lassen  aber  die  Yermuthung  Binte- 
rlms,  deutsche  Konzilien,  3,  155.  n.  4,  dass  da- 
mit ein  Chorbischof  Rimbert  gemeint  sei,  begrün- 
deter erscheinen. 

^  Es  gehören  hierher  die  Synoden  v.  745  unter 
Zacharias,  Mansi  12,  382;  Hefele  3,  512; 
V.  798  unter  Leo  III.  (gegen  den  Adoptianis- 
mns),  Mansi  13,  1030;  Hefele  3,  721;  von 
862  unter  Nikolaus  I.  (gegen  Johann  v.  Ravenna), 
Mansi  15,  598,  und  von  869  unter  Hadrianll. 
gegen  Photius,  l.  c.  16,  128  ft. 

^  Nachweisbar  sind  für  Aqnileja  eine  Synode 
von  Friaul  v.  796,  Mansi  13,  829;  für  Mailand 
V.  842,  l.  c.  14,  790 ;  v.  860,  ep.  58  Niool.  I.  ▼. 
867,  l.  0.  15,  334,  u.  v.863,  Maassen,  e. Mai- 
länder Synode.  Wien  1865.  S.  3. 

^  Auf  der  in  vor.  Note  citirten  Synode  v.  Friaul 
wird  ebenfalls  bemerkt ,  dass  „per  tot  temporum 
currlcnla  minlme  slt  reverendi  concUil  sessio  ee- 
lebrata.« 
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gflnstig  waren.  Interessant  ist  aber,  dass  seitens  Nikolaus'  I.  in  einem  Falle  der 
psendoisidorisehe  Grundsatz  Ton  der  Nothwendigkeit  der  päpstlichen  Bestätigung  der 
Konzilien  auch  auf  die  Provinzialsynoden  *  zur  Anwendung  gebracht  worden  ist  K 

Auch  nach  Auflösung  des  karolingischen  Reiches  ist  von  einer  regelmässigen 
Abhaltung  der  Provinzialsynoden  keine  Rede  gewesen.  Sie  sind  seit  dem  Anfang  des 
10.  bis  zur  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  nur  hin  und  wieder,  in  einzelnen  Provinzen 
allerdings  häufiger,  wie  in  anderen,  gewöhnlich  zur  Erledigung  einzelner  Angelegen- 
]ieiten,  so  von  kirchlichen  Streitigkeiten,  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarfällen 
und  von  verschiedenartigen  Verwaltungssachen  zusammengetreten  und  haben  nur 
selten  Anordnungen  allgemeinen  Charakters  erlassen  ^. 


1  S.  0.  8.  35^.  n.  2  u.  Th.  n.  S.  11.  n.  7. 

2  ep.  Nicol.  cit. :  f^Deoretoque  et  auctorltate 
pnemissa,  iussum  est  Mediolanl  eplscoporam 
eonciUam  fleri  . .  .  sententiamque  ...  in  synodo 
anetoritate  nostra  convocata  nos  qnoqne ,  ut  sacri 
eanones  praedpiunt,  oonsensn  nostroflrmavimas." 

'  In  diese  Zeit  fallen  in  dem  Erzbisthum  N  ar- 
bonne ,  welches  seit  der  Zerstörung  des  ErzMs- 
thums  Tarragona  auch  einen  Theil  Spaniens  mit- 
omfasste,  Wlltsoh,  Hdbch.  d.  kirchl.  Geogra- 
pliie  1,  309,  die  Synoden  yon  Barcelona  906  und 
S.  Tiberius  (Diocese  Agde)  907,  M  a  n  s  il8, 253  ff. 
(Streit  über  Abgaben  eines  Bisthnms  an  das  Erz- 
bistbnm,  erst  auf  der  zweiten  erledigt,  da  die 
eiste  keine  „plena")  d.  h.  nicht  von  allen  Bischö- 
fen  der  Provinz  besucht  war),   Barcelona  906 
(Bestätigung  von  Pfarreien  für  eine  Aebtiasin)  1. 
e.  p.  257;  Jonqu^res  (Diöcese  Magalona) ,  1.  c. 
p.  *i61  (Absolution  eines  Grafen  und  seiner  Fa- 
milie); Fontcouvert  bei  Narbonne  911,  1.  c,  p. 
314  (Streit  über  die  Diocesangrenzen  zwischen 
den  Bisthümem  Urgel  und  Pallaria) ;  Narbonne 
947  n.  Eine  947  (Bestätigung  einer  Bischofswahl, 
Publikation  der  päpstlichen  Absetzung  zweier 
Bischöfe  und  Restitution  derselben ,  sowie  Ent- 
scheidung über  Präcedenz  eines  Bischofs) ,  1.  c. 
p.  415 ,  Karbonne  993  gegen  Beraubung  der  Kir- 
chen, 1.  c.  19,  103;  S.  Tiberius  1050  wegen  des- 
selben Gegenstandes,  1.  c.  p.  794 ;  1054  zur  Be- 
festigung und  Ausbildung  des  Gottesfriedens,   1. 
e.  p. 827 ;  in  der  Rheimser  Provinz Trosltf  921 
(Absolation  eines  Grafen),  Mansi  18,  343,  S8. 
3,  369;  Rheims  924  (Auferlegung  von  Bussen 
für  Theilnahme  am  Kriege),  1.  c.  p.  345 ;  Trosl^ 
924  (Busse  und  Genugthuung  eines  Grafen  für 
Verletzungen  des  Bisthums  Gambray),  Flodoard. 
iun.  SS.  3,  374;  TrosW  927,  Flodoard.  ann.  SS. 
3,  377 :  „Synodus  VI  episcoporum  .   .  .  habita, 
eontradieente  rege  Rodulfo,  per  missos  Heribert! 
comitis  et  mandante  Uli  ut  synodum  differret  si- 
biqne  obrlam  ad  Oompendium  veniret.  Quod  ille 
agere  renuit ;  synodo  vero  interfult.  Ubi  Herlui- 
nns  comes  ad  poenitentiam  venit  pro  uxore,  quam 
doxerat  alia  vlveute;"  Mansi  18,  349;  Firnes 
935,  Flod.  1.  e.  SS.  3,  383:   „synodus  VII  epi- 
scoporum .  . .  Artoldo  archiepiscopo  praesidente 
(Oegenbischof  gegenüber  dem  925    intrudirten 
Hugo,  Hef  ele  4,  580),  in  qua  praedones  et  ec- 
desiasticarum  rerum  pervasores  ad  correctionem 
venire  vocantur."  Mansi  18,  373;  Soissons  941, 
Flod.  1.  c,  SS.  3,  388:  „Hugo  (v.  Paris)  etHe- 
ribertos  comltes  episeopos  convocant  Remensis 


dioeceseos.  Qui  tractant  de  statu  Remensis  ec- 
clesiae,  deflnientes,  ut  quoniam  Artoldus  eplsco- 
pus  iuraverat ,  quod  numquam  se  de  ipso  episoo- 
patu  Intromitteret ,  ad  ipsius  gubemationem  re- 
verti  non  deberet,  Hugo  vero,  fllius  Heribertl  oo- 
mltis,  qui  prius  ad  Ipsum  episropatnm  fuerat 
evocatus ,  clero  populoque  potente ,  ordlnaretur 
eplscopus".  S.  Thierry  953,  Flod.  1.  c. ,  SS.  3, 
402 :  „synodus  V  episcoporum,  Artoldo  ardiiepisc. 
praesidente.  Ad  quam  vocatus  Ragenaldus  comes 
ob  res  aecelesiasticas  ab  eo  pervasas ,  venire  no- 
luit,  sed  deprecatus  est  regem,  ne  excommunlca- 
retur,  ut  ad  synodum  mitteret :  oulus  excommu- 
nicatlo ,  rege  potente ,  tunc  Intermissa  est^.  S. 
Maria  972  „provin Cialis  synodus",  Bestä- 
tigung der  Umgestaltung  eines  Stiftes  in  ein  Klo- 
ster, Mansi  19,  33;  Rheims  975,  Absetzung 
des  Bischofs  Theobald  v.  Amiens  unter  dem  Vor- 
sitze eines  päpstlichen  Legaten,  1.  c.  p. 
69;  um  985  von  Adalbero  eine  Synode  berufen, 
nur  das  Beruf ungsschreiben  1.  c.  p.  85  überlie- 
fert ,  Senlis  988  wegen  der  Gefangennahme  des 
Erzbischofs  Arnulf  allein  von  den  Rheimser  Suf- 
fraganen  abgehalten.  Verhängung  von  Kirchen- 
strafen gegen  die  Thäter,  1.  c.  p.  95;  Rheims 
992  0. 993,  Bussaufforderung  an  die  Beschädiger 
des  Kirchengutes,  1.  c.p.  169.  —  Provinz  Bour- 
ges  1031  über  den  Apostolat  des  Martlalis  und 
Reformkanones  insbesondere  gegen  Simonie, 
Priester-Konkubinat ,  Ordination  von  Söhnen  der 
Geistlichen,  Mansi  19,  502;  Hefele4,  690; 
Limoges  1031  betreffend  den  Apostolat  des  Mar- 
tialis,  Exkommunikation  gegen  Friedensbrecher. 
Mansi  19,  507  ff.;  Hefele  4,  692;  Bourges 
1038  Friedenssynode,  Kluckhohn,  Gesch. 
des  Gottesfriedens.  Leipzig  1857.  S.  35;  He- 
fele 4,  698;  Provinz  Bordeaux,  Oharroux 
991,  Kanones  gegen  Beraubung  der  Kirchen  und 
Armen,  sowie  Vergewaltigung  des  Kirchengutes, 
Mansi  19,  89;  Pöitiers  1000,  l.  c.  p.  267: 
„Guilelmo  Pictavense  duce  convocante  condlium 
.  .  .  oonvenemnt  episcopi  V  (Erzbischof  v.  Bor- 
deaux und  4  Suffragane  —  es  fehlt  nur  einer  — 
et  abbates  XII)  Friedensvereinigung  mit  den 
Grossen,  Kluckhohn,  Gottesfriede  S.  23, 
daneben  auch  Kanones  gegen  Simonie  und  Prie- 
sterkonkubinat. 

Von  deutschen  Synoden  gehören  hierher 
Trier  927,  habito  . .  .  cum  suffraganeis  episcopi« 
ac  reliquo  clero  generali  coneillo  (Erzb. 
Rutger)  librum  canonicorum  decretorum  sua  in- 
dustria  componere   (compositum?)  in  medium 
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1.  IMe  Hierarchie  und  die  Lritang  der  Kirche  durch  dieselbe. 


8.  173. 


In  Frankreich  bezieht  sich  ihre  Thätigkeit  hauptsächlich  auf  Abwehr  der 
Eingriffe  und  Bedrückungen,  welche  die  Kirche  in  Folge  der  Bchw&che  der  KOnigs- 
gewalt  und  der  daraus  hervorgehenden  Oewaltthaten  der  weltlichen  Grossen  zn  er- 
leiden hatte  y  insbesondere  suchen  sie  im  11.  Jahrhundert  die  Bildung  von  Friedens- 
Vereinigungen  herbeizuführen  und  ebenso  wie  die  grösseren  zu  diesem  Zwecke 
gehaltenen  Synoden  ^  den  OottesMeden  zu  fördern  und  zu  befestigen. 

Ein  Versuch  y  die  Provinzialsynoden  wieder  regelmässig  und  periodisch  zu  ver- 
sammeln« ist,  soweit  sich  übersehen  lässt,  in  dieser  Zeit  allein  in  Deutschland  von  dem 
Erzbischof  Ar ibo  von  Mainz  (1021 — 1031)  gemacht  worden^.  Diese  sollten  nicht 


pTOtalit  atque  conflrmayit^,   Mansi  18,  349; 
Duisburg  929,  welche  für  die  Blendung  des  £tz- 
bischofs  V.  Metz  gegen  die  Thäter  die  Exkommu- 
nikation aussprach,  aber  auch  andere  Angelegen- 
heiten verhandelt  haben  muss ,   LL.   2 ,  551 ; 
Waitz,  Heinrich  I.,  2.  Bearbeitung  S.  139;  Re- 
gensburg 932,  LL. 3, 482 :  „synodus  generalis'' 
(Erzbischof  y.  Salzburg ,  die  Bischöfe  von  Eich- 
stedt.  Freising,  Passau,  ein  Ghorbischof ,  ein  Abt 
„cum  reliqua  non  modica  sacerdotum  coadunatio- 
ne'O}  Visitations-  und  Gorrektionssynode;  Mag- 
deburg 999 ,  gegen  den  Grafen  Werner ,  welcher 
seine  Braut  eigenmächtig  aus  dem  Kloster  ent- 
führt hatte,  Mansil9,  236;  in  der  Mainzer 
Provinz  Gandersheim  lÖOO  wegen  der  Jurisdik- 
tion über  das  dortige  Frauenkloster,  Thangm.  vita 
Bemw.  c.  18 ,  SS.  4,  767 :  „Ipse  vero  episcopus 
(Erzbischof  Willigis  v.  Mainz) . . .  synodum  suam 
biduo  ante  s.  Andreae  natale  cum  banni  approba- 
tione  denunciat",  die  jedoch,  weil  die  Partei  des 
Bischof^  Y.  Hildesheim  die  Synode  verlasst,  re- 
BultatloB  bleibt,  s.  L  c.  c.20;  Boehmer-Will 
reg.  archiepisc.  Magunt.  1, 133;  Hefele4, 656; 
Nimwegen  1015,  Thietm.  chron.  YIII.  5,  SS.  3, 
863:   „magnus  fit  .  .  .  sinodus  et .  .  .  Oddo 
(Graf  V.  Hammerstein)  et  uxor  eins  Irmirgerd, 
consanguinitate   proxima  iiiiuste  diu  coniuncti, 
ob  inobedlendam   contlnuae  vocacionis  excom- 
municati  sunt,  cooperatores  vero  eorum  ab  epi- 
scopis  vocantur  suis  ad  satisfaccionem'^ ;   Mainz 
i(m,  vita  Meinwerc.  SS.  11,  146:  ,,Aribo  Mag. 
archiepisc.  imperatorem  in  pentecoste  Magon- 
tiam  invitavit,  ubi  et  concilium  generale  ooa- 
dunavit,  in  quo  episooporum  oonsillo  plura  quae 
deviaverunt ,  praedpue  tamen  Ottonem  comitem 
de  Hamerstein  et  Irmingardam  .  .  .  separare  dls- 
posuit'';  Wolfher.  vita  Godehardi  post.  c.  19,  1. 
c.  p.  206;  SeÜgenstadt  1023  (nach  anderen  1022), 
ReformconcU  (beste  Ausgabe  von  Bresslau  in 
Hirsch,  Heinrich  ü.  3,348,  vgl.  auch  daselbst 
S.  267);  Höchst  1024,  betreffend  die  Suspension 
des  Erzbischofs  durch   den  Papst,    Berufungs- 
Bchreiben  bei  Jafftf,    mou.  Mogunt.  p.  358; 
Schreiben  der  Synode  an  den  Papst  1.  o.  p.  362 ; 
Bresslau  a.  a.  0,  S.  287;  Gandersheim  1025, 
Wolfkeii  vita  Godeh.  prior  c.  27,  SS.  11,  187: 
„Nam  de  Grona  rediens  quondam  sui  clericum 
Gandesheim  destlnavit  (der  Erzbischof)  ibique 
interposito  VI  ebdomadarum  spatio  synodum 
suam  indicare  maudavit;  o.  28,  p.  188:  „arohi- 
eplscopus  . .  .  Gandesheim  adiit  .  .  .  ibique  si- 
nodum  cum  suis  quos  conduxerat,  habuit,"  welche 
keine  definitive  Entscheidung  herbeiführt,  Bress- 
lau, Konzad  II.  1, 97,  ebenso  wenig  wie  die  früher 


zur  Entscheidung  des  Streites  1026   angesagte 
Gronaer  Synode,  auf  welcher  nur  4  Suffraganen  v. 
Mainz  und  der  Bischof  v.  Utrecht  eMchienen  waren, 
a.  a.  0.  S.  Öö ;  Seligenstadt  1026,  vita  Metnw.,  StS. 
11, 153 :  „Aribo  Mog.  archiep. . . .  concilium  ge- 
ner a  1  e  XII  episooporum  (die  Theilnehmer,  unter 
ihnen   auch    ein  nicht  Mainzer  Suffragan    bei 
Bresslau  a.  a.  0.  S.  176.  n.  2  aufgezahlt)  oon- 
civit ,  in  quo  .  .  .  Godehardum ,  Hildenesheim. 
ecd.  episoopum  super  Gandinesheimensi  pamH 
chia  publice  convenit,   quam   tamen  stnodum 
unanimitas  fratrum  in  futurum  annum  in  prae- 
sentiam  regia  compereudlnavit",  Berufungstchiei' 
ben  bei  Jafftf,  mon.  Mog.  p.  363;  Qeisledeo 
1028,  nochmaliger  vergeblicher  Versuch  Aribos, 
die  Gandersheimer  Angelegenheit  zu  verhandeln, 
Wolf,  vita  Godeh.  post.  SS.  11, 209  Qsinod um 
suam  concivit''),  ann.  HÜdeeh.  3,  97:  „sinodum 
gener alem  cum  suis  suifraganeis  episeopis  ha- 
buit,   in  qua  inter  cetera  ecclesiastica  quidam 
homo  ingenuus  de  homieidio  . . .  Incusatos,  eaa- 
denti  se  ferro  expurgavit^  (die  von  PSUde  1028 
hat  einen  besonderen  Charakter,  s.  darüber  8. 
485);  für  die  Provinz  K51n  zu  Aachen  1023, 
neben  einem  Reichstag  gehalten.  Streit  zwischen 
dem  Erzbischof  und  Bischof  von  LütÜch  wegen 
eines  Klosters,  Mansi  19,  405;  Bresslau  in 
Hirsch,  Heinrich  II.  3, 260.  Für  Italien  nur 
nachweisbar  in  der  Provinz  Ravenna  Ravenna 
954,  Klage  des  BischofB  ▼.  Ferrara  wegen  entle- 
gener Kirohengüter ,  Mansi  18,  439;  Modena 
973,  Güterstreitigk^t  zwischen  den  Biachöfen  v. 
Bologna  u.  Parma,  1.  c.  19,  41  (^^ynodus  de  qui- 
busdam  necessailis  et  utilibus  regni  eeoletiarBm 
Status  rebus  habita*^ ;  Ravenna  v.  §74  Yeroidnimg 
gegen  simonistlBche  Abtswahl,  1.  c.  p.  60;  996 
Ravenna,  3  Kanones  gegen  simonistiache  Ueber- 
lassung  der  Hostie  und  des  Ghriama,  gegen  solche 
Weihen  und  ähnliches ,  1.  c.  p.  217 ;  Ravenna 
1014 — 1016,   zur  Beseitigung  von  Missstlttden, 
welche  sich  während  einer  längeren  Vakanz  und 
in  Folge  der  Intrusion  eines  Biachofs  eingeseUi- 
ehen  hatten,  I.  c.  p.  361:  in  der  Provinz  Aqui- 
1  e  j  a ,  Verona  993  u.  994  (Klage  wegen  verwei- 
gerter Subjektion  von  Geistlichen  seitens  eines 
Bischofs),  Mansi  19,  197. 

Wegen  Englands  und  der  Normandie  s. 
8.  177. 

1  Vgl.  S.  176. 

<  ep.  Aribon.  ad  episc.  Wlreeb.,  Jafftfmon, 
Mog.  p.  359:  „Gum  nobis  antiquorum  patmm 
praeclpiant  instituta  bis  in  anno  generalia  ee- 
lebrare  condlia,  bonum  et  utile  mihi  videCnr, 
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nur  der  Befftrdenmg  Idrohliolier  Befonn  dienen,  sondern  ancli  eine  engere  Verbindung 
der  Snfflraganen  mit  ihrem  Metropoliten  anbahnen  ^^  and  eine  festere  Vereinignng  der 
Bisehöfe  nun  Schutz  gegen  die  fortschreitende  Ausdehnung  der  Jurisdiktion  des 
Papstes  schaffen^.  Von  Erfolg  sind  diese  Bestrebungen  indessen  nicht  gewesen,  da 
68  dtfu  der  Unterstfltzung  des  deutschen  EOnigthums  bedurft  hfttte,  das  letztere  aber 
«ach  wshrend  dieser  Zeit  seiner  frflheren  Politik,  die  kirchlichen  Angelegenheiten  in 
Gemeinschaft  mit  dem  Papstthum  zu  erledigen,  treu  geblieben  ist. 

Seit  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  beginnt  zur  Durchftlhrung  der  von  dem 
Papstthum  unternommenen  Reformen  eine  rege,  von  demselben  in  das  Leben  gerufene 
Synodalthfttigkeit.  Diese  äussert  sich  allerdings  hauptsächlich  in  der  BeruAmg  von 
Qeneralsynoden  seitens  der  Päpste  selbst'  und  in  der  Veranstaltung  von  gemein- 
schaftlichen Synoden  verschiedener  Provinzen  durch  päpstliche  Legaten^,  immerhin 
sind  aber  auch  mehrfach  Provinzialsynoden  zu  demselben  Zwecke  und  zur  Erledigung 
damit  zusammenhängender  Angelegenheiten  theils  auf  direkten  Befehl  des  Papstes  ^ 


Qt  hniiifmodi  institatlo  nostris  temporibnB  Baltem 
Mmel  ammoatim  minus  negligatnr*'.    Das  be- 
weist anoh  die  Zahl  der  unter  Ihm  abgehaltenen 
KonzUien,   s.   dazn  Bresslan   bei  Hirsch, 
Heiiiiidi  II.  3,  267.    Wenn  der  letztere  a.  a.  0. 
S.  2ö8.  n.  8  Indessen  wegen  der  Bezeichnung : 
»eoBcUium  generale^  die  Qualität  des  Mainzer 
KonzQs  Ton  1023  als  ProTindalsyaode  bezweifelt, 
10  ist  darauf  hinzuweisen ,  dass  jene  häufig  fär 
diese  Art  von  Konzilien  gebraucht  wird,  s.  die  ep. 
citiuddie  Glt«te  8.483.  Anm.  3;  ebensowenig 
Ist  die  Synode  v.  Höchst  (1024)  ein  NationalkonzU 
(so  Bresslau  a.  a.  0.  S.  !2i81)  gewesen,  dies 
eiglebt  das  erhaltene  Einladungsschreiben ,  ep. 
dt.  Aribon. ,  und  wenn  selbst ,  was  zweifelhaft 
Ist,  die  Ton  Axibo  als  „consilU  cooperatores"  ein- 
gsUdenen  Bischöfe  t.  Köln  u.  Trlei  erschienen 
wiien,  Tgl.  Bresslau  a.  a.  0.  S.  289.  n.  6,  so 
vfirde  du  nichts  ändern ,  da  mitunter  auf  den 
ProTinzialkonzlUen  auch  andere  Bischöfe  als  Suf- 
fnganen  anwesend  waren.     Nur  die  Synode  von 
P5klde  von  1028,  welche  Aribo  zur  nochmaligen 
Verhandlung  der  OandersheimoT  Sache  aus  An- 
lass  der  dortigen  Anwesenheit  einer  Reihe  von 
Bischöfen  und  des  Kaisers  zusammenbrachte,  vita 
Oodehardl  prior  c.  35,  SS.  11,  193:  r^m^entow 
. . .  Phalidi  aliquandiu  residente  metropolitanns 
eun  episeopis,  qul  tunc  forte  herllis  servitii  gra- 
tis ourtl  aderant,  constUans  ibi  synodum  pro  posse 
eondvit  et  illo  . . .  Oodaehardum  (v.  Hildesheim) 
Dsgis  imperatorls  et  confratrum  iusslone  quam 
eanonica  adlegatlone  vocari  praeeepit"  war  ein 
Konzil,  welches  mehr  den  Charakter  einer  Relchs- 
sls  PrDfvInzlalsynode  hatte ,  weil  auf  demselben 
(s.1.  c;  Bresslau,  Konrad  U.  1,  265.  256) 
ausser  dem  Erzbischof  Mainz  und  mehreren  sei- 
ner Suifraganblschöfe  noch  2  Sulfragauen  v.  Köln, 
der  Erzbischof  von  Magdeburg  mit  einem  Suffra- 
gm,  ein  Suffragan  von  Hamburg,  ausserdem  aber 
tneh  unus  episoopus  Romanus  et  allus  Graecus, 
srsterer  wahrscheinlich  der  Patriarch  v.  Aqulleja, 
snwesend  waren. 

^  Einleitung  d.  Konz.  v.  SeligensUdt  v.  1023, 
Bresslau  a.  a.  0.  S.  349:  „quatenus  cum  com- 
Bunl  praedletomm  eonsillo  atque  consensu  mul- 
timoda  divlnomm  offidorum  atque  synodallum 


legum  componeretur  dlssenslo  et  dlsparllltas  no- 
strarum  singularlum  consuetudlnum  honesta  con- 
sensione  redlgeretur  In  unum.  Inconveniens  qui- 
dam  saneto  Uli  conventui  visum  est,  quod  mem- 
bra  capiti  disoordarent  et  üla  diversltas  in  unlus 
compagine  corporis  esset". 

<  Vgl.  cono.  Seligenstadt  V.  1023,  Bresslau 
bei  H 1  r  8  c  h ,  Heinrich  II.  3, 352,  c.  10 :  „Decre- 
vit  s.  synodus,  ut  nullus  Romam  eat,  nisi  cum 
licentia  episcopi  sui  vel  eius  vicaili^;  c.  18: 
.jQuia  multi  tantA  mentis  suae  falluntur  astutia, 
ut  in  aliquo  capitali  crimlne  inculpati  poeniten- 
tiam  a  sacerdotlbus  suis  acdpere  nollnt ,  in  hoc 
maxlme  conflsi,  ut  Romam  petentlbus  apostolicus 
omiüa  dlmittat  peccata,  s.  concillo  visum  est,  ut 
talis  indulgentia  Ulis  non  prosit,  sed  prlus  luxta 
modum  deUcti  poenitentiam  a  suis  sacerdotlbus 
iniunctam  adimpleant  et  tunc,  Romam  Ire  si 
velint,  ab  episcopo  proprio  licentiam  et  eplsto- 
lam  ad  apostolicum  ex  hlsdem  rebus  referendam 
acdpUnt'';  vgl.  Bresslau  a.  a.  0.  S.  268.  270, 
8.  aber  auch  andererseits  Boehiher-Wlll, 
regest,  p.  XLYIII. 

«  8.  S.  175. 

*  S.  8.  176. 

^  So  schon  auf  Stephans  X  Anordnung  die  Sy- 
node für  Mailand  zu  Fontanetum  bei  Novarabehufs 
Beilegung  der  von  Ariald  und  Landulph  wegen  des 
Konkubinats  der  Oeistlichen  erregten  Wirren,  Ar- 
nulfl  gestolll.  12,  SS.  8,  20;  Mansi  19,  865; 
H  e  f  e  1  e  4,  792 ;  Anweisungen  Gregors  YII  von 
1075  an  die  Erzbischöfe  v.  Köln  und  v.  Mainz, 
reg.  II,  67:  „cum  ftatrlbus  et  coepiscopis  tuls 
ooncilium  te  cogere  suademus.  In  quo,  quam 
mazimo  poteris  clerlcorum  cetu  congregato  leges 
canonlcas  per  sedis  apostolicae  auctoritatem  et 
confratrum  omnlum  patenter  promulgabis'S  und 
reg.  III,  4,  Jafftf  mon.  Greg.  p.  188.  208  zur 
Publldrung  der  Yerordnungen  gegen  Priesterehe 
und  Simonie,  s.  auch  ep.  Sigifr.,  Jafftf  mon. 
Bamb.  p.  97,  Jedoch  wnrde  die  nach  anzüg- 
lichem Sträuben  Siegfrieds  v.  Mainz  1075  zu 
Mainz  abgehaltene  Synode  in  Folge  des  Tumultes 
der  über  die  Verordnungen  erbitterten  Kleriker 
abgebrochen,  Lambertl  ann.  SS.  5,  230;  Boeh- 
mer-Will  reg.  p.  205;  ähnlich  war  es  schon 
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theils  dorch  Legaten  desselben^  abgehalten  worden.  Neben  üinen  kommen  indessen 
auch  derartige  Konzilien  flir  Sachen,  welche  das  Interesse  der  ganzen  Kirche  be- 
rflhrteh^,  oder  fQr  solche  Angelegenheiten,  in  welchen  vom  Papst  eine  Entscheidnog 
beansprucht  3  oder  von  anderer  Seite  eine  solche  gefordert  worden  war^,  vor. 

Endlich  haben  die  Erzbischöfe  selbst  aus  eigener  Initiative,  wie  in  früherer  Zeit) 
Provinzialsynoden ,   meistens  freilich  znr  Erledigang  einzelner  Angelegenheiten  ^ 


vorher  ftaf  dem  Konzil  v.  Brfnrt  1074,  welches 
ebenfalls  auf  p&pstliche  Veranlassung  Teranstaltet 
war,  zugegangen,  SS.  5,  218;  Hefele  5,25; 
Boehmer-Willp.  201. 

i  Benevent  1061,  Mansl  19,  435  (j^nter  ce- 
tera, quae  In  eadem  synodo  .  .  .  emendata  sunt") ; 
Auch  1068 ,  1.  c.  p,  1063  (denn  der  päpstliche 
Legat,  welcher  es  abgehalten  hat,  hat  dies  sicher 
nicht  bloss  wegen  des  Beschlusses  über  die  Ent- 
richtung der  quarta  dedmarum  an  die  Kathedral- 
kirchen gethan);  Gerona  1078  für  die  Provinz 
Narbonne  (der  Erzbischof  fehlt,  well  er  exkom- 
munldrt  war,  H  e  f  e  1  e  5,  109.  117,  andererseits 
Ist  mit  dem  der  Provinz  Auch  angehdrlgen  Le* 
gaten  ein  Bischof  aus  derselben  anwesend)  na- 
mentlich gegen  Simonie,  Anstellung  der  Söhne 
von  Klerikern  und  gegen  Konkubinat  der  letz- 
teren, Mansl  20,  517;  Toulouse  1079,  Exkom- 
munikation eines  simonistischen  Bischofs,  1.  c. 
20,  457;  Hefele  5,  48;  Foligno  1144:  „cond- 
lium  generale"  (vielleicht  für  den  römischen  Me- 
tropolitansprengel  von  einem  Legaten  berufen), 
nichts  Näheres  bekannt,  Mansl  21,  695;  Mont- 
pellier 1195  für  Narbonne,  Erneuerung  von 
Kanones  der  3.  Lateransynode,  und  Anordnungen 
gegen  Ketzerelen  und  Räubereien,  1.  c.  22,  667. 

2  Hierher  gehört  das  Konzil  v.  Poitiers  1075, 
betreffend  Berengar  v.  Tours,  abgehalten  von 
einem  päpstlichen  Legaten,  Mansl  20,  447; 
Hefele  5,  47;  Soissons  für  Rheims  1121,  Yer- 
urtheilung  der  Schriften  Abälards  In  Gegenwart 
eines  solchen,  Mansi  21,  265;  Hefele  5, 
321. 

3  Pavia,  von  einem  päpstlichen  Legaten  im 
Auftrage  des  Papstes  1129  berufen  zur  Exkom- 
munikation des  Erzbischofs  von  Mailand,  weil  er 
den  Gegenköiiig  Konrad  gekrönt,  M  a  n  s  i  21, 373 ; 
Bernhard!,  Lothar  v.  Supplinburg  S.  207; 
Konzil  der  Mailänder  Suffraganen  auf  Veran- 
lassung des  Papstes  zur  Wahl  eines  neuen  Erz- 
bischofes,  1.  c.  p.  499. 

*  So  hat  Erzbischof  Siegfried  v.  Mainz  zu  der 
Synode,  welche  er  wegen  des  Thüringer  Zehnte 
1073  halten  wollte,  um  die  Sendung  eines  päpst- 
lichen Legaten  nachgesucht,  Mansi  20,  53  (auf 
derselben,  Erfurt  1073,  ist  ein  solcher  aber  nicht 
erschienen,  Boehmer-Will  p.  296;  He- 
fele 4,  895).  Vielleicht  gehört  hierher  das 
Konzil  von  Benevent  1119,  wo  ein  Kardinal- 
bischof und  zwei  Kardinäle  anwesend  waren, 
Mansi  21,  258;  Lagny  für  Rheims  1143  auf 
Appellation  von  Mönchen ,  denen  das  Recht  der 
Abtswahl  vom  Bischöfe  bestritten ,  durch  einen 
Legaten  berufen  ^  1.  o.  p.  581 ;  Merseburg ,  im 
Auftrag  des  Papstes  1156  vom  Erzbischof  von 
Magdeburg  mit  seinen  Suffraganen  zur  Entschei- 
dung eines  Zehntstreites  abgehalten,  1.  o.  p.  845 ; 
Hefele  5,  501. 


9  Rheims  1074,  „generalis  synodus^, 
Mansi  20,  443,  Stiftungen  zu  Gunsten  eines 
Klosters ,  1.  c.  p.  441 ;  Benevent  1075 ,  Streit 
zwischen  einem  Kloster  u.  einem  Bischof,  1.  e. 
p.  445;  Saintes  1075  (Pr.  Bordeaux),  Bestäti- 
gung einer  Klosterstiftung,  „synodus  ge- 
neralis^ (von  Hefele  5,  48  deswegen  inj| 
für  eine  aquitanlsche  Generalsynode  erklärt), 
Mansl  20,  48;  Gompiegne  1085  für  Rheims, 
Beseitigung  der  Exemtion  eines  könlgUohen 
Klosters  daselbst ,  auch  3  Bischöfe  aus  der  Pro- 
vinz Sens  anwesend,  1.  c.  p.  609;  Glooester 
1085  für  Kantetbury,  1.  c.  p.  603  (nichts  Nähe- 
res) ;  Narbonne  1090,  Streitigkeit  zwischen  einem 
Kloster  u.  Erzbischof,  1.  c.  p.  729 ;  Soissons  (Pr. 
Rheims),  gegen  Ketzerei  eines  Klerikers,  I.e. 
p.  741;  Hefele  5, 181;  Rheims  1092  gegen  das 
vom  Grafen  v.  Flandern  beanspruchte  Spolien- 
recht, Mansi  20,  745;  Rheims  1097,  StreU 
zwischen  einem  Abt  n.  einem  Mönch  über  dessea 
Gehorsamsverpflichtung,  1.  c.  p.  941;  S.  Omer 
für  Rheims  1099,  Friedenssynode  u.  Kanones 
zum  Schutz  der  Kirchen  und  Geistlichen ,  1.  e. 
p.  969;  Mailand  1103,  wegen  der  Anfeindung 
des  Erzbischofs  durch  die  strengere  Partei ,  1.  e. 
p.  1135;  Rheims  1104,  Streit  wegen  Kloster- 
Exemtion  auf  Grund  eines  gefälschten  päpst- 
lichen Privilegs,  1.  c.  21,  5;  Berufung  eina 
Mainzer  Provinzialsynode  nach  Erfurt  1106  oder 
1106,  Sudendorf  registr.  Jenae  1849.  2,  116; 
Rheims  um  1112,  Streit  zwisdien  Kanonikern  n. 
Mönchen,  Mansi  21,  69;  Rheims  1114,  Be- 
stätigung einer  Klosterschenkung,  1.  c.  p.  113; 
Dijon  1117  für  Vienne  (Näheres  nicht  bekannt), 
1.  0.  p.  161 ;  Mainz  1125,  betreffend  den  Würz- 
burger Bischofsstreit,  Jaf  f  <$  mon.  Bamb.  p.396. 
408;  Hefele  5,  352;  Toroello  1127  für Giado, 
Streit  zwischen  einem  Bischof  und  Kanonikern, 
Mansi  21,  347;  Arras  für  Rheims  1128,  Er- 
setzung von  Nonnen  in  einem  königlichen  KJoetsr 
durch  Mönche,  1.  c.  p.  372;  Narbonne  IISI, 
wegen  der  Verwüstung  der  Diöcese  Eine  durch 
die  Sarazenen,  1.  c.  p.  497;  Köln  1138,  Stzeit 
über  die  Präcedenz  unter  den  Pröpsten,  auch  an- 
wesend ein  Suffragan  v.  Mainz  u.  Rheims,  1.  c 
p.  519;  Rheims  1141,  „synodus  generalis% 
Bestätigung  von  Besitzungen  eines  Stifts ,  L  c 
p.  575;  Tarragona  1146,  Stiftung  einer  Verbrüde- 
rung ,  Garns,  Kirchengesoh.  v.  Spanien  OL 
1,  156;  Erfurt  1148 ,  nicht  Diöcesansynode,  wie 
Boehmer-Will  p.  341  angiebt,  Erledigsng 
verschiedener  Angelegenheiten  auf  Wunsch  des 
Papstes,  I.e.  p.  749:  Jafftf  mon.  Gorbeiess. 
p.  298;  Hefele  5,  463  und  sich  daran  sn- 
schllessend  Mainz  1149,  11.  co. ;  Salzburg  and 
R^ensburg  1150,  Mansi  21,  749,  nichts  Nähe- 
res; Venedig  für  Grado  1152,  betr.  die  Raefate 
einer  Kirche,  1.  c.  p.  751.  772;  Trier  1152, 
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seltener  zur  Dnrehfthmng  yon  Reformen  ^  und  znm  Erlass  anderer  allgemeiner  An- 
ordnungen^ yeranataltet. 

Eine  periodiscke  Regelmftssigkeit  in  der  Abhaltung  der  Synoden  ist  nach  Lage 
unserer  Quellen  nicht  zu  erkennen.  Bringt  man  aber  auch  selbst  in  Anschlag  ^  dass 
unsere  Ueberliefemngen  nicht  vollständig  sind,  und  dass  die  Provinzialsynoden, 
welche  nach  unserer  Kenntniss  nur  einzelne  spezielle  Sachen  erledigt  haben ,  wahr- 
scheinlioher  Weise  wenigstens  zum  Theü  sich  mit  Angelegenheiten  von  allgemeiner 
Bedentong  ftlr  ihre  betreffende  Provinz  besch&fügt  haben,  so  lässt  sich  doch  aus 
inneren  Gritnden  behaupten,  dass  durch  eine  Vermehrung  unseres  Quellenmateriales 
dn  anderes  Res^tat  nicht  gewonnen  werden  wird. 

Das  Institut  der  Provinzialsynoden  hatte  ursprünglich  den  Zweck ,  das  Rechts- 
leben der  zu  einer  Provinz  verbundenen  bischöflichen  Diöoesen  zu  regeln,  über  die 
Aufreehterfaaltung  der  kirchlichen  Disciplin  zu  wachen  und  eine  Reihe  von  Verwal- 
tnngs-  und  richterlichen  Geschäften  wahrzunehmen.  Ihre  Hauptbedeutung  beruhte 
in  den  beiden  ersten  Funktionen.  Aber  gerade  fltr  die  selbstständige  Erfüllung  der- 
selben blieb  ihnen  in  dem  hier  fraglichen  Zeiträume  vom  10.  bis  zum  13.  Jahrhundert 
kein  freies  Feld  mehr.  Eine  Neigung  zur  Durchführung  einer  strengen  kirchlichen 
Disciplin  war  am  Anfange  dieses  Zeitraumes  weder  b^i  dem  niederen  Klerus  noch  bei 
den  Bischofen  vorhanden.  Wichtige  kirchliche  Angelegenheiten  wurden  nach  dem 
Verfall  des  karolingischen  Reiches  in  den  einzelnen  Ländern  auf  den  von  den  Herr- 
schern derselben  einberufenen  oder  mit  ihnen  abgehaltenen  Synoden  erledigt  3,  und 
da,  wo  das  Königthum,  wie  in  Frankreich  während  des  10.  Jahrhunderts  zu  schwach 
war,  um  den  Unordnungen  zu  steuern  und  der  Kirche  Schutz  zu  gewähren,  traten  die 
Bischöfe  lieber  in  grösserer  Anzahl  zusammen ,  um  sich  der  Bedrückungen  und  der 
Kirchenberaubungen  zu  erwehren^.  Die  enge  Verbindung  des  Kaiserthums  und  des 
Papstthums  seit  Otto  d.  Gr.  erleichterte  es  dem  letzteren ,  auch  eine  Reihe  von  Ver- 
waltungs-  und  richterlichen  Angelegenheiten  an  sich  zu  ziehen.   Unter  diesen  Ver- 


nigstens  wahrscheinlich  nach  dem  Diplom ,  1.  c. 
p.  761 ;  Köln  1182,  Streitsache  rwlschen  Bischof 
and  Klerikern,  1.  c.  p.  763;  Bourgaeil  bei  Tonrs 
1154:  ^negotia  provinciae",  1.  c.  p.  833;  Halle 
1176  für  Magdeburg  gegen  die  Rittertomiere, 
1.  c.  22,  167;  Tarragona  1180,  über  Datirnng  v. 
Urkunden,  1.  c.  p.  471;  Aquileja  1181,  Elnfüh- 
rung  der  Tita  communis ,  1.  c.  p.  471 ;  für  Trier 
Houson,  von  Folmar  berufen,  auf  welcher 
die  Anhänger  des  kaiserlichen  Bischofs  nicht 
erschienen  und  zum  Thell  exkommunicirt ,  zum 
Theil  abgesetzt  worden  sind,  1.  c.  p.  509;  He- 
fele  5,  647;  Köln  1187,  Berathung  wegen 
Schatz  des  Erzbisthums  gegen  Angriffe  des  Kai- 
sers und  Bestätigung  einer  Klosterschenkung, 
M an  8 i  22,  536 ;  Sens  1199,  YerurtheiluTig  tou 
Ketzern,  1.  c.  p.  683;  1209  Mainz,  nichts  Wei- 
teres als  zwei  Urkunden  für  Klöster,  Winkel- 
mann,  Philipp  ▼.  Schwaben  2,  484. 

^  Mainz  1154,  vita  Arnoldi  archiep.,  Jaff^ 
mon.  Mog.  p.  612 :  „auctoritate  apostolica  In  Le- 
tare  Jherusalem  (14.  März)  totius  sul  metropoli- 
tanatuB  convocato  concUio,  manifestam  hominum 
suBpeetlonem ,  quantum  potuit  per  se  et  .  .  . 
episcopoe  qui  presentes  et  cooperatores  erant, 
canonids  edictia  et  legibus  a  cl&ti  ellminaTit 
coüBortio  aliaque  quae  ad  domus  del  decorem 


queque  ad  rellgionis  Studium  caritatisque  fervo- 
rem  conducerent,  modis  omnibus  concillabat^' ; 
Hohenau  für  Salzburg  1178,.  zur  Wiederherstel- 
lang  der  Ordnung  nach  dem  Schisma  und  Durch- 
führung der  Obedienz  gegen  Alexander  111, 
Mansl22,  209;  Dublin  1186,  gegen  Konkubi- 
nat der  Geistlichen,  1.  c.  p.  524;  Hefele  5, 
648. 

2  Aixlll2,  über  die  Bezahlung  der  Quart  u.  die 
DiÖcesau-Dimissorialien,  Mansl  21,  73 ;  Nantes 
für  Tours  1127  auf  Veranlassung  des  Grafen  von 
Bretagne,  Verzicht  auf  Strand  recht,  daneben  aber 
auch  Reformkanones  gegen  incestuose  Ehen, 
Ordination  Ton  Priestersöhnen  und  Vererbung 
der  Beneflzlen,  1.  c.  p.  351 ;  Rheims  1157,  gegen 
Ketzereien,  Kirchenräuber,  Turniere,  Miss- 
brauche  bei  Anstellung  von  Geistlichen!  und  Er- 
neuerung des  Gottesfriedens,  1.  c.  p.  843;  1173 
Lerida  für  Tarragona ,  grössere  Anzahl  von  Re- 
formkanones, Tej  ada,  colccclon  de  concilios  3, 
278;  Garns,  Klrchengesch.  v.  Spanien  IIl.  1, 
205;  Aquileja  1184,  Strafandrohungen  gegen 
Kirchenräuber,  Mansl  22,  493;  Laval  für  Tours 
1207,  nur  ein  Kanon  über  Anlegung  von  Klrohen- 
archiven  erhalten,  1.  c.  p.  757. 

8  S.  8-  177. 

4  S.  2.  175. 
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hftltiiiflsen  war  an  eine  Stärkung  der  seit  der  karolin^ohen  Zeit  wesentlich  ge- 
schwächten Machtbefugnisse  der  Metropoliten,  welche  die  Vorbedingung  eines  regel- 
mässigen Funktionirens  des  Institutes  der  Provinäalsynoden  war,  nicht  seu  denken. 
Weder  der  Papst,  noch  die  weltlichen  Herrscher  oder  die  einzelnen  Suflfraganbischöfe 
hatten  ein  Interesse  an  der  E^räftigung  derselben,  da  eine  solche  nur  aof  Kosten  ihrer 
eigenen  Stellung  geschehen  konnte  K 

Als  dann  seit  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  die  Kurie  die  Kirchenreform  un- 
abhängig vom  deutschen  Kaiserthum  in  die  Hand  nahm  und  ihre  auf  Orflndung  einer 
päpstlichen  Universalherrschaft  gerichtete  Politik  yerfolgte,  waren  es  die  von  den 
Päpsten  selbst  einberufenen  OeneralsTnoden  und  im  Anschluss  daran  die  von  den 
Legaten  derselben  abgehaltenen  Konzilien  grösserer  kirchlicher  Gebiete,  auf  welchen 
die  neuen  reformatorischen  Anordnungen  erlassen,  verkündet  und  zur  DurchfOhnuig 
gebracht  wurden.  Wenngleich  zu  diesen  Zwecken  hin  und  wieder  auch  Provinzial- 
synoden  benutzt  worden  sind^,  so  konnte  doch  durch  diese  ihre  Verwendung  zu  päpst- 
lichen Publikations-  und  Vollstreckungsorganen  ein  Institut  nicht  wieder  belebt  wer- 
den, dessen  Gedeihen  dadurch  bedingt  war,  dass  der  Schwerpunkt  des  kirchlichen 
Lebens  in  den  einzelnen  Theilen  der  Kirche  ruhte,  während  dasselbe  schon  damals 
in  massgebender  Weise  allein  von  einem  einzigen  Mittelpunkt,  von  Rom,  aus  b^ 
stimmt  wurde. 

Es  kann  nicht  Wunder  nehmen,  dass  innerhalb  dieser  Zeit,  wo  sich  die  Umbil- 
dung der  Provinzialsynoden  zu  einem  von  dem  ursprünglichen  Charakter  wesentlich 
verschiedenen  Institut  vollzieht,  nachdem  sich  diese  schon  seit  Gründung  der  Grer- 
manenreiche  angebahnt'  und  im  karolingischen  Frankenreiche  fortgesetzt  hatte ^, 
keine  allgemeinen,  sich  auf  die  ProvinzialSTnoden  beziehenden,  ihr  Recht  regelnden 
Anordnungen  ergangen  sind. 

Die  Zusammensetzung  der  Provinzialsynoden ,  für  welche  in  dieser  Zeit  die  Be- 
zeichnung: synodua  gmeraUs  oder  concilitan  generale  nicht  selten  ist*^,  ja  sogar  auch 
die:  conctUum  umversale^  vorkommt,  ist  daher  im  wesentlichen  dieselbe  wie  früher  ge- 
blieben. Es  erscheinen  unter  dem  Vorsitze  des  Erzbischofes''  oder  des  berufenden 
päpstlichen  Legaten  ^  die  Suffiraganbischöfe^  als  Mitglieder  mit  entscheidendem  Btimm- 


^  Für  die  Henschei  kam  namentlioh  das  Recht 
der  Besetzang  der  Bisohofsatühle ,  wodurch  das 
alte  Prüfungs-  and  Bestätigungsrecht  des  Erz- 
blschofs  und  der  Provinzialsynoden  beseitigt  war, 
In  Frage,  s.  Th.  II.  S.  512.  537. 

«  S.  0.  S.  485. 

»  S.  o.  S.  475  ff. 

*  S.  0.  S.  479. 

^  So  namentlich  in  Deutschland,  s.  S.  483.  u.  3 
(Provinz  Trier,  ^gensborg  und  Mainz);  8.  484. 
n.  2;  aber  auch  in  Frankreich  (S.  4ö6.  n.  5); 
Köln  M.  21 ,  519.  Im  Hinblick  auf  den  Erz- 
bischof wird  die  Provlnzlalsynode  auch  „  s  y  n  o  - 
dus  sua"  genannt,  S.  483.  n.3  (Pro^nz  Mainz). 

^  Mit  Bezug  auf  die  von  Siegfried  von  Mainz 
im  Auftrag  Gregors  Yll.  auszuschreibende  Sy- 
node erzählt  Berthold  ann.  SS.  5,  278 :  ^t  qula 
causae  communes  sunt ,  praecepit  .  .  .  papa  ob 
eas  canonlce  dlfllniendas  MogoncUci  universale 


fterl  conclllum.  Quod  iam  aiehiepisoopus 
suis  suffraganels  16  Kai.  Sept.  observandum  in- 
notuit.  Qul  iam  tuno  Inobedlentlam  piaemodi- 
tantes  contempto  apostoUoo  praecepto  infeotum 
dlmiserant.^ 

'^  Das  zeigen  die  Anführungen  S.  483.  Aus- 
nahmswelse fehlt  er,  so  Senlls  988,  hier,  weU  er 
gefangen  ist,  Mansl  19,  95. 

8  S.S.  486.  n.  Iff. 

9  S.  die  Anmerkungen  S.  483  ff.  Legaten  der 
Bischöfe  zu  Narbonne  1054,  Mansl  19,  827;  zu 
Gerona  (Archldiacon)  1078  1.  c.  20,  520;  femer 
auch  zu  Montpellier  1195  „Intexnuntii^  dersel- 
ben ,  1.  c.  22 ,  667.  Nach  Ihrer  Aufzahlung 
neben  den  Bischöfen  und  Ihren  Unterschriften 
(l.  e.  22,  667  bezieht  sich  das  „de  assensu  om- 
nium^  auf  die  Bischöfe  und  Ihre  Vertreter)  kann 
nicht  gezweifelt  werden,  dass  sie  entschei- 
dendes Stimmrecht,  wie  ihre  Machtgeber,  be- 
sessen haben. 
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recht,  ferner  Aebte  und  andere  öeisiUolLe  ^  Auch  eine  Betheilignng  von  Laien  ^, 
namentlioh  weltlicher  Fflrsten  nnd  Grossen,  insbesondere  derjenigen,  auf  deren  An- 
re§^g  das  Konzil  einberufen  war  oder  deren  Mitwirkung  es  zur  Ausführung  der 
BesdülUse  desselben  bedurfte  3,  kommt  vor.  Endlich  finden  sich  auf  einzelnen  auch 
Bischöfe^  aus  anderen  Provinzen  als  deijenigen,  fttr  welche  das  Konzil  abgehalten 
wiri  Ob  sie  Stimmrecht  gehabt  haben,  Iftsst  sich  nicht  feststellen,  ist  aber  nicht  un- 
wahrscheinlich, da  man  es  im  Mittelalter  mit  der  Kompetenz  keineswegs  streng  ge- 
nommen hat^. 

Die  die  sonstigen  Verhältnisse  der  Provinzialsynoden  betreffenden  ftlteren  ELano- 


1  Narbonne  906.  Mansi  18,  253:  „cum  .  .  . 
•bbatibns  et  dlveni  oidlnU  deiieoram  maxima 
eoiiglobtüo  et  religiosorum  laicorum  immodica 
caterrt'';  ähnlieh  Barcelona  906,  1.  c.  p.  257; 
liier  927, 1«  o.  p.  349;  „com  reliqno  dero'^;  Re- 
genflbnTg  932  (e.  S.  483.  n.  3,  Mei  anch  ein  Gbor- 
blsehof);  Bayenna  954 :  „astanübiie  . . .  abbat!- 
boB  atqne  preBbiterla,  diaconlbus  et  subdiaconi- 
b<  l.  c.  p.  439 ;  Rbeims  (S.  Maria)  972 ,  „co- 
nm  . . .  abbatibaa  caeteiisque  fldelibaa  (damn- 
ter  Arehidiakonen) ,  1.  c.  19,  33 ;  Verona  993  o. 
994:  „cum  eoetu  . . .  sacerdotnm  gen  leyltarum", 
1.  c  p.  197 ;  Poltiers  1000 ,  12  Aebte ,  1.  c.  p. 
267 ;  Bonrgee  1031 ,  „abbatom  et  rellquomm  fld&- 
livm ,  1.  c.  p.  506 ;  Limogee  1031 ,  „preebytert, 
dJMoni,  abbates'S  1.  c.  p.  507;  Narbonne  1054: 
„eom  abbatnm  et  derlconun  ac  quommdam  no- 
bilinm  et  ig^iobillam  non  minima  mnltitadlne'' ; 
BeoeTentlOöl,  „onm  abbatlbiu,  saoerdotibua  ce- 
tedsqne  gradiboB  ecdeaiae  aimnl  cum  allqnlbuB 
laicii",  1.  e.  p.  935;  Aach  1068,  „cum  abbatlbas 
et  magnatibufl  nniversae  Gnaaconiae",  1.  c.  p. 
1063;  Benevent  1075,  „abbates,  princeps,  schnl- 
dachis,  nobiles  Beneventani,  1.  o.  20, 445 ;  Com- 
piegne  1065  Aebte,  1.  e.  p.  609 ;  Narbonne  1090 : 
q>Bte  praeeentiam  .  .  .  episcoporum  et  canonico- 
rom  eiusdam   eccleaiae  Narben,  caeteroramqne 
Tuonim  rellgloBorum,  abbatnm  et  noblUnm  viro- 
nun«;  1.  e.  p.  729;  Bheüns  1097,  1.  c.  p.  941 ; 
8.  Omer  1099 ,  „non  parva  mnltitudlne  derl  et 
popnli'',  1.  c.  p.  969;  Benevent  1119,  6  Aebte, 
l  e.  21 ,  258 ;  Nantea  1127 :  „conTooatiB  ...  et 
abbtübiia  mnltisqae  rellgiosia  ac  saplentlbaa  rl- 
ris";  Airas  1128,  „abbates  allaeque  reUgioaae 
penonae^  1.  c.  p.  374:  Köln  1138,  Kanoniker  1. 
e.  p.  519,  Bheims  1141,  Aebte  nnd  Kanoniker, 
1.  c,  p.  574 ;  Yenedlg :  „mazlma  mnltltadlne  re- 
▼eiendonun    derlconun    (Kanoniker,    Priester, 
Diakonen),  I.  c.  p.  755.  760;  Monaon  für  Trier 
1186:  j^unlTeral  • . .  tarn  deii  quam  praelatl  saf- 
frigaaeanun  ecclesianun  et  plnrimi  paatores  de 
aiebidlaeonata  . .  •  inter  Trefirim  et  iTodinm  ca- 
>tzum  . .  .  oonToneront"„  1.  c.  p.  509 ;  Montpel- 
lier 1195 :  „praelatl  ecdeslamm  provindae  Nar- 
ben.«, 1.  c  p.  667. 

Für  eine  DeelalTStimme  der  Aebte,  Prälaten 
und  Kanoniker  ergiebt  sich  kein  Anhalt,  nnr  bei 
Bechtaatreltlgkelten  sind  allerdings  anch  Nlcht- 
bischofe,  z.  B.  znKöln  1138  der  Dompropst,  zuerst 
tun  das  ürtheil  gefragt  worden,  1.  c  21,  519. 
Das  berührt  sich  mit  der  in  Italien  vorkommen- 
den gldchen  Elnrichtang ,  wo  sogar  neben  den 
CfeistUchen  auch  die  welUichen  iudices  bd  der 


ürtheilsftndung  mitwirken,  s.  das  Konzil  y.  Mo- 
dena  973,  1.  c.  19,  43,  Tgl.  anch  Flcker, 
Forschgen  z.  Rdchs-  u.  Bechtsgesch.  Italiens  3, 
283.  285  fr, 

'  S.  die  Torige  und  folgende  Anm. 

'  So  bd  Filedensvereinlgungen ,  Beschlüssen 
über  den  Gotteafirleden  and  Schutz  gegen  Räube- 
reien, Narbonne  993  u.  1084,  Mansi  19, 103  u. 

20,  827 ;  Poltiers  1000,  1.  c.  19,  267 ;  S.  Omer 
1099, 1.  c.  20,  969.  Zu  TtosU  921 1.  c.  18,  343 
erscheint  der  König  von  Frankrdch  als  Interce- 
dent  für  einen  zu  absolvirenden  Qrafen,  zu  Com- 
piegne  1085, 1.  c.  20,  609  und  Arras  1128,  1.  c. 

21 ,  372  mit  Bücksicht  darauf,  dass  hier  Be- 
schlüsse in  Betreff  königlicher  Klöster  gefasst 
worden  sind.  Der  deutsche  König  ist  zu  der 
Mainzer  Synode  v.  1023  (S.  483.  n.  3)  Tom  Erz- 
bischof dngeladen  worden ,  und  ebenso  auf  der 
zu  Pöhlde  (S.  484.  n.  2)  und  der  zu  Erfurt  1073 
(S.  486.  n.  4)  anwesend  gewesen ;  überall  han- 
delte es  dch  für  den  Erzbischof  t.  Mainz  darum, 
sich  sdnes  Beistandes  zu  yergewtssem.  Die  Sy- 
node yon  Nantes  1127  ist  auf  Yeranlassung  des 
Graf en  Yon  der  Bretagne  berufen,  welcher  hier 
auf  das  Standrecht  und  andere  Rechte  verzichtet 
und  die  Exkommunikation  für  die  Yerletzer  des 
neuen  Rechtszustandes  angedroht  wünscht ,  1.  c. 
p.  351.  354.  Die  Synoden  zu  Trosltf  921  u.  Sois- 
sons  941  (S.  483.  n.  3)  in  der  Provinz  Rheims 
sind  anter  dem  Druck  der  Gössen ,  wdche  den 
dnen  Erzbischof  v.  Rheims  intrudixt  hatten ,  zu 
Stande  gekommen. 

^  So  waren  zu  Höchst  vom  Erzbischof  v.  Mainz 
die  Erzbischöfe  v.  Köln  u.  Trier  als  „cooperatores 
consilii"  eingeladen  (S.  484.  n.  2),  vgl.  ferner 
über  die  Synode  zu  Pöhlde  v.  1028  ebendaselbst, 
Synode  v.  Grona  1025,  wo  der  Bischof  v.  Utrecht 
(S.  483.  n.  3),  v.  Seligenstadt  1026,  wo  der  Bi- 
schof v.  Oldenburg,  s.  a.  a.  0.;  Synode  v.  Llmo- 
geB  1031,  wo>  auch  einzelne  Bischöfe  aus  der  Pro- 
vinz Bordeaux,  Mansi  19,  516.  525.  530;  Nar- 
bonne 1054,  wo  ein  Snfhragan  von  Bourges ,  1.  c. 
p.  827;  Erfurt  1073,  wo  ein  Suflfragan  von 
Magdeburg  und  einer  von  Köln  (S.  486.  n.  4), 
Compiegne  1085 ,  wo  Bischöfe  aus  der  Provinz 
Sens,  Mansi  20, 609 ;  und  Köln,  wo  der  Bischof 
V.  Würzburg  und  der  v.  Cambray  (s.  die  Anm.  1) 
Theil  genommen  haben. 

<^  Für  die  Reichssynoden  kommt  dieselbe  Er- 
scheinung vor.  S.  übrigens  auch  gleich  nachher 
im  Texte, 
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nes  *  sind  niemals  formell  aufgehoben  worden.  Nach  ihnen  bestand  zunftehst  die 
Pflicht  der  Sufiraganen,  der  Einberafdng  durch  den  Metropoliten^  abgesehen  tod  ge- 
rechtfertigten Hinderangsnrsaolien,  Folge  zu  leisten,  indessen  zeigt  der  mehr  bittende 
als  befehlende  Ton  der  erhaltenen  Einladongsscbreiben ,  dass  die  Erzbischöfe  die 
Verbindlichkeit  der  Bischöfe  nicht  zu  nrgiren  nnd  kaum  durch  Androhung  von  Strafen 
zu  erzwingen  wagten^. 

Nicht  anders  war  es  in  Betreff  der  Kompetenz  der  Provinzialsynoden.  Aber 
wie  diese  schon  durch  die  National-  und  Reichssynoden  in  den  Germanenreichoi  seit 
dem  6.  Jahrhundert  thatsAchlich  beschränkt  worden  ist^,  und  wie  später  die  psendo- 
isidorischen  Dekretalen  den  Päpsten  seit  Ende  des  9.  Jahrhunderts  Gelegenheit  gegeben 
hatten,  die  selbstständigen  Befugnisse  der  Synoden  zu  mindern^,  so  sind  es  naehher 
gleiche  und  ähnliche  Faktoren  gewesen,  welche  denselben  Einfluas  in  noch  ver- 
stärkterem Masse  ausgeübt  haben.  Als  solche  kommen  zunächst  die  Reichssynoden 
far  einzelne  Länder^,  sowie  die  von  den  Kaisern  mit  den  Päpsten  abgehaltenen  Kon- 
zilien in  Betracht.  Feste Kompetenzbestimmnngen  gab  es  fttr  diese  nicht, 
vielmehr  wurden  alle  möglichen  Sachen  vor  dieselben  gezogen,  wogegen 
nur,  soweit  es  sich  um  die  Reichssynoden  handelte,  höchstens  unter  besonderen 
Umständen  ein  Widerspruch  seitens  des  Papstes  erhoben  worden  ist^.  Nach  der 
Praxis  der  damaligen  Zeit  galt  der  Grundsatz,  dass  dasjenige,  was 
zur  Kompetenz  der  Provinzialsynode  gehört,  auch  unter  allen  Um- 
ständen durch  eine  grössere  Synode  erledigt  werden  kann^  und  mit 
dieser  Auffassung  hängt  es  offenbar  zusammen,  dass  die  Theilnahme  einzelner  Nieht- 
suffraganbischöfe  an  den  Provinzialsynoden  nicht  beanstandet  worden  ist. 

Daneben  führte  die  sich  immer  weiter  ausdehnende  Jurisdiktion  des  Papstes 
eine  fernere  thatsächliche  Verengerung  der  Kompetenz  der  Provinzialsynoden  her- 
bei^.  Eine  noch  erheblichere  trat  aber  seit  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  ein,  seit- 


^  S.o.  S.  473 ff.  Ebensowenig  sind  aber  In  die- 
Bei  Zeit  Neuerungen  gemacht.  Die  Einholung  der 
päpstlichen  Bestätigung  durch  den  Erz- 
bischof von  Tours  für  die  Synode  von  Nantes  1127 
(s.  0.  S.  489.  n.  3),  M.21,  351. 354  ist  eine  trel- 
yriUige  gewesen,  um  den  Beschlüssen  derselben 
grossere  Autorität  zu  gewahren,  Tgl.Thomassin 
P.  II.  IIb.  III.  c.  57.  n.  2. 

2  Vgl.  das  Beruf ungsschrclben  für  Rheims  u. 
985,  Mansi  19,  85,  für  Mainz  v.  1024,  Jaffa' 
mon.  Mog.  p.  358,  u.  v.  1026, 1.  c.  p.  363.  Die 
Androhung  des  Bannes  kommt  nur  ausnahms- 
weise, s.  Oandersheim  1000  (s.  S.  483.  n.  3.)  vor. 

3  S.  0.  S.  475  ff. 

*  S.  0.  S.  480  u.  auch  Th.  II.  S.  10  ff. 

*  S.  unten  5.  177;  zum  Theil  auch  die  grös- 
seren Synoden  für  mehrere  Provinzen,  s.  §.  176. 

»  S.  das  §.  177  über  die  Synode  t.  S.  Basol  bei 
Rheims  Bemerkte. 

"^  Das  ergiebt  namentlich  die  Behandlung  des 
Oandersheimer  Streites.  Ueber  diesen  ist  1000 
auf  der  Provinzialsynode  zu  Gandersheim ,  auf 
der  päpstlich-kaiserlichen  zu  Rom  1001  (^Boeh- 
mer-Will  p,  134)  und  Todi  1002,  vgl.  Uefele 
4,  657  ff.,  s.  auch  J.  177,  dann  auf  den  Provin- 
zialsynoden V.  Grona  und  Gandersheim  v.  1025, 
von  Seligenstadt  1026  und  endlich  auf  der  Reichs- 
Synode  T.  Frankfurt  v.  1027,  Bresslau,  Kon- 


rad II.  1,  50.  54.  96.  97.  195  ff.  225.  230,  ver- 
handelt worden,  worauf  der  Erzbischof  von 
Mainz  noch  den  Versuch  gemacht  hat,  die  Auge« 
legenhelt  abermals  auf  der  ProvinzialsyBode  za 
Geisleden  1028  zur  Sprache  zu  bringen ,  und  die 
Sache  endlich  1028  zu  Pöhlde  (über  diese  Synode 
s.  8.484.  n.  2)  zur  Erledigung  gelangt  ist,  B  res »- 
lau  1,  258  ff.  Ebenso  sind  mit  der  Ehesache 
des  Grafen  v.  Hammerstein  die  ProvlnzlalsynodeD 
V.  Nimwegen  1015,  Mainz  1023  (s.  S.  483.  0.31 
und  die  Frankfurter  Reiohssynode  von  1027, 
Bresslau  1,  229  befasst  gewesen. 

^  Charakter! stisoh  für  die  Uebergangszeit  iit 
z.  B.  der  Brief  Siegfrieds  v.  Mainz  an  Gregor Vll. 
v.  1074,  Jafftf  mon.  Bamb.  p.  85:  „harteniis 
insolitum  ab  eo  exilt  edictum ,  ut  .  . .  eoepiseo- 
pum  nostrum  (t.  Prag)  non  solum  ab  officio  tw 
suspenderit,  sed  etlam  rebus  et  leditibns  siae 
ecclcsiae  omnlno  spoliSTerit  et  extrnserlt  .  •  • 
Quod  factum  si  apostollcam  deceat  mansvetodl- 
nem,  si  decretorum  seryet  anctoritatem ,  vestram 
non  praeter! t  sanctitatem.  Debuit  namque  iaxta 
decreta  canonum  ad  nos  primum  causa  defeni  et 
nie  ad  concilium  vocatus  intra  provindam  Inter 
fratres  suos  andiri.  Ego  vero  et  fratres  mel  debe- 
remus  ad  apostollcam  sedem ,  velut  ad  caput  do* 
strum  referre,  si  tanta  res  esset ,  ut  per  nos  nee 
posset  nee  deberet  terminari^,  in  welchem  die  alte 
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dem  die  päpstlichen  Gtoneralsynoden  ^  die  Refonn  der  Kirche  in  die  Hand  genommen 
iiattenand  eine  Reihe  von  hlrehenreehtlichen  Vorschriften  erUessen,  deren  allgemeine 
Geltung  nach  Lage  der  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Ländern  nicht  in  Frage  gezogen 
werden  konnte  nnd  welche  nunmehr  der  gesetzgeberischen  oder  verordnenden  Thätig- 
keit  der  Lokal-Synoden  insofern  Schranken  setzten ,  als  sich  die  letzteren  nur  noch 
auf  der  Basis  derselben,  nicht  aber  mehr  im  Widersprach  mit  ihnen  frei  bewegen 
konnten. 

So  vollzieht  sich  während  der  fraglichen  Zeit  durch  die  Ansbildnng  eines  von 
der  ganzen  Kirche  anerkannten  obersten  centralen  Organes  der  kirchlichen  Gesetz- 
gebang  and  Verwaltung  die  Umbildang  der  Provinzialsynoden  za  Versammlungen^ 
welche  ihre  anordnende  Thätigkeit  allein  in  Unterordnung  unter  dem  Haupte  der 
Kirche  und  in  Uebereinstimmung  mit  dem  allgemeinen  Recht  derselben  ausüben,  also 
nur  Bestimmungen  zur  Durchfahrung  des  letzteren  sowie  für  rein  lokale ,  durch  das- 
selbe nicht  geregelte  Verhältnisse  treffen  können.  Die  erfolgte  Veränderung  tritt  klar 
aas  den  ELanonen  des  4.  Lateranensischen  Konzils,  des  ersten,  welches  sich  seit 
langer  Zeit  wieder  mit  den  Provinzialsynoden  beschäftigt,  hervor.  Diese  ordnen  an, 
dasB  die  Metropoliten  mit  ihren  8u£&aganen  jährlich  Provinzialkonzilien  abhalten  und 
aof  diesen  über  die  Verbesserung  der  Sitten  berathen,  Missstände  abstellen,  sowie 
dabei  die  massgebenden  kirchlichen  Kanones,  insbesondere  die  des  Lateranensischen 
Konzils  selbst,  bekannt  machen  sollen  2,  und  weisen  damit  deutlich  auf  die  eingetretene 
Beschränkung  der  Kompetenz  dieser  Synoden  hin. 

Die  Vorschrift  des  Konzils  über  die  jährliche  Abhaltung  der  Provinzialsynoden, 
welche  im  Verlaufe  der  nächsten  Jahrhunderte  auch  mehrfach  durch  partikuläre 
Synoden  erneuert  worden  ist  3,  hat  zwar  nicht  zur  vollen  Durchführung  gelangen 
können^,  andererseits  ist  aber  die  Synodalthätigkeit  seit  Abhaltung  des  gedachten 
allgemeinen  Konzils  ^  bis  zum  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  in  vielen  Provinzen  jeden- 
falls eine  regere  als  in  den  vorhergehenden  Zeiten  gewesen  ^. 


Kompetenz  derPiovinziaUyuoden  zu  wahren  ver* 
sucht  wird. 

1  S.  $.  175.  Die  Einwirkung  zeigt  sich  weiter 
daiin ,  dass  offenhar  nach  dem  Vorbilde  dieser 
Synoden  Jetzt  auch  die  Abhaltung  der  Provinzial- 
konzilien um  die  Fastenzeit  üblich  geworden  ist, 
80  z.B.  11Ö4  zu  Mainz,  Jafftf  mon.  Mog.  p.  612; 
1186  zu  Mouaon,  Mansi  22,  ÖIO ;  1186  zu  Du- 
bUn,  I.  c.  p.  523. 

^  c  6  in  c.  2Ö  X  de  accus.  Y .  1 ;  ferner  c.  30 
Is  e.  29  X  de  praeb.  III.  5,  wonach  die  Proviu- 
zialkonziUen  insbesondere  jährlich  feststellen  sol- 
len ,  ob  auch  die  kirchlichen  Benefizien  mit  ge- 
eigneten Männern  besetzt  werden. 

»  Paris  (Sens)  1314.  c.  1,  Mansi  26,  531; 
Beneyent  1331.  c.  70,  1.  c.  p.  973;  DubUn  1348 
praef.,  1.  c.  26,  109;  Valladolid  1322.  c.  1,  1.  c. 
25,  697,  welches  allerdings  erst  bei  nicht  zwei- 
jähriger Abhaltung  Strafe  androht.  S.  auch  die 
folgende  Anm. 

*  Einberafungaschrelben  Rudolfs  v.  Salzburg 
von  1288,  1.  c.  25,  947 :  „provinciale  concüium 
diu  ante  nos  omissum  . .  .  congregare*' ;  ep. 
Gregor.  XI  ad  archiep.  Narbon.  1374,  Mansi  2d, 
591 :  „quia  tarnen  celebraüo  huiusmodi  fere  ubi  - 
4tteterrarum...longistemporibuseBt 


omissa,  propter  quod  idem  clerus  ab  honestate 
8ui  primaeTi  Status  non  modlcum  excidit . .  .  non 
videmuB  quod  huiusmodi  reformatio  possit  citius 
et  offlcaoius  fleri,  quam  per  novas  celebrationes 
conciliorum  proviucialium^. 

ß  Zur  Publikation  und  Durchführung  der  Be- 
schlüsse desselben  sind  offenbar  viele  Provinzial- 
synoden yersammelt  worden,  von  denen  indessen 
nur  eine  spanische  (nach  1215) ,  eine  von  Genua 
1216,  eine  Salzburger  1216  und  eine  von  Ronen 
1223,  Mansi  22, 1085. 1090. 1103  bekannt  sind. 
Hefelo6,  809. 

^  Dies  ergiebt  die  nachfolgende  Zusammen- 
stellung der  bekannten  abgehaltenen  Synoden, 
welche  sich,  soweit  nichts  anderes  angegeben,  bei 
Mansi  Bd.  22  bis  Bd.  27,  die  deutschen  auch  bei 
Hartzheim  Bd.  3  u.  4,  abgedruckt  finden,  nach 
den  erzbischöflichen  Provinzen :  Mainz  1239, 
1243  (Fritzlar)  ,  1256  (Fritzlar,  Hef  ele  6,  51), 
1261,  1282  (Aschaffenburg),  1292  (Asohaffeu- 
burg),  1310,  zw.  1339  u.  1345  (Müller,  Kampf 
Ludwigs  d.  Baiern  mit  der  rom.  Kurie  2,  97); 
Köln  1306,  1310,  1322;  Trier  1238  u.  1310; 
Salzburg  1240  (Straubing),  1249  (MühldorO, 
1267  (Wien),  1274,  1281,  1288,  1292,  1294, 
1300,1310,  1386;  Magdeburg  1260,  1266, 
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Die  Gründe  ftlr  diesen  verhältnissmässigen  AnfBchwnng  des  Institates  liegen 
darin,  dass  dasselbe,  nachdem  das  kirchliche  Recht  mit  dem  13.  Jahrhundert  eine 
weitgehende  gemeinsame  Regelung  durch  die  allgemeinen  Konzilien  und  durch  die 
in  dieser  Zeit  erfolgte  Publicimng  authentischer  päpstlicher  Dekretalensammlungen 
erfahren  hatte ,  nunmehr  dem  Zwecke  dienstbar  gemacht  wurde ,  diese  Einheit  des 
Rechtes  in  den  einzelnen  Theilen  zu  voller  praktischer  Durchführung  zu  bringen  ^ 
und  dass  dieser  Zweck  seitens  der  Päpste  auf  jede  Weise,  z.  B.  durch  Absendung 
von  Legaten  zur  Abhaltung  solcher  Konzilien  2,  Förderung  erfuhr.    Wie  femer  die 


1315,  1320  (Halle),  1322,  1344  fKalbe),  rw. 
1383  u.  1403;  Bremen  1266,  1292;  Uam- 
b  arg  5406 ;  Prag  (Erzbiatham  aeit  1344)  1349, 
1353,  1355,  1361,  1365,  um  1370  (b.  auch  Höf- 
ler, oono.  Pragenaia.  1862.  p.  XXYIII,  p.  2  fF. 
8 «f.  14 ff.);  Lyon  1286  (Macon),  1300  (Anse), 
1376;  Vlenne  1289;  Bmbrnn  1267  (Seyne), 
1276;  Aix  1285  (Riez);  Arlea  1234,  1236, 
1251  (LlBle),  1260, 1270, 1275, 1279  (Avignon), 
1282  (Avignon),  1288  (Llale);  Narbonne 
1227,  1246  (Beziers),  1258  (MontpelUer),  1260, 
1268  (Beziers),  1296  (Bezlers),  1299  (Beziers), 
1311^(Bezlers),  1351  (Beziers),  1374,  1389 
(Salnt-Tlberi),  1402  (Salnt-Tiberi) ;  Tonlonse 
(Erzbisthum  seit  1317)  1327;  Auch  1279, 1290 
(Nogaret),  1303  (Nogaret),  1308, 1313  (Nogaret), 
1326  (Marclac),  1330  (Mardac);  Bordeanx 
1238  (Cogna^,  1255,  1258  (Riiffec).  1260,  1262 
(Cognac),  1327  (Ruffec),  1368  (Perigueux) ; 
Bonrges  1278  (Aurillac),  1279,  1280,  1286, 
1290  (Noblat),  1294  (AuriUao),  1315,  1335; 
Tours  1231  (Obiteau-Gontier),  1236, 1237  fein- 
berufen  nach  LeMans,  abgehalten  ?),  1239, 1242 
(LaTal),  1253  (Gh&teau-GoutieT  und  Saumui), 
1264  (Nantes),  1268  (Cblteau-Gontler),  1269 
(Angers),  1273  (Rennes),  1276  (Saumur),  1278 
(Langeais),  1279  (Angers),  1282, 1294  (Saumur), 
1315  (Saumur),  1336  (Chateau-Gontier) ,  1365 
(Angers);  Sens  u.  1225,  1248  (Paris),  1251 
(Provlns),  1252  (Paris),  1255  (Paris).  1269, 1280, 
1300(Melun),  1314  (Paris),  1315,1320,  1323 
(Paris),  1346  (Sens) ;  R  h  e  1  m  s  1231  (Saint-Quen- 
tin),  1233  (Noyon,  Laon,  Senlis,  S.  Quentin),  1235 
(S.  Quentin,  Gompidgne,  Senlis),  1239  (S.  Quen- 
ttn),  1256  (S.  Quentin),  1270  (CompiÄgne),  1271 
(S.Quentin),  1277(Oompifegne),  1287, 1301  (Com- 
plÄgne),  1304  (Complögne),  1310,  1318  (Senlis), 
1326  (Senlis),  1329  (Oompiigne),  1344  (Noyon), 
1408;  Ronen  1231, 1267 (Pont- Audemer),  1279 
(Pont-Audemer),  1299,1305  (Pont-Audemer), 
1313  (Notre-Dame  du  Prtf),  1335,  1342;  Ra- 
re nna  1253,  1270, 1280,  1286  (Forll),  1305, 
1310,  1311,  1315  (Argenta),  1317  (Bologna); 
Mailand  1287  (Lodl),  1291,  1311  (Bergamo): 
Aquileja  1282,  1305,  1339;  Grado  1310 
(Udine),  1320;  Genua  1292;  Benevent  1332, 
1378;  Palermo  1380;  Canterbury  1221 
(Oxford) ,  1231  (London) ,  1257  (London) ,  1258 
(Morton),  1261  (Lambeth  u.  London),  1269  o. 
1270, 1277  (London),  1282  (London),  1290  (Lon- 
don), 1300.  1309  (London) ,  1310,  1311  aon- 
don),  1312  (London),  1321  (London),  1328  (Lon- 
don), 1330  (Lambeth),  1342  (London),  1356 
(London),  1362  (Maghfeld  u.  Lambem,  1378 
(Glocester),  1382  (London  u.  Oxford),  1391  (Lon- 


don), 1392  (Stanford),  1396(London),  1399  (Lon- 
don), 1401  (London),  1408  (Oxford),  1413  (Lon- 
don u.  Canterbury) ;  Y  o  rk  1261  (Beyerley),  1311, 
1367;  schottischer  Blsthumsyerband 
1225,  und  dann  zu  Edinburgh  1239,  zu  Perth 
1242, 1259,  1268,  1275,  1280.  1321;  Dublin 
1348, 1351;  Tarragona  1229  (Lerlda  in  Flo- 
rez,  Espafla  sagrada  48,  308  u.  Tejadft,  co- 
leccion  de  los  condllos  de  Espafla.  Madrid  1859. 
3,  329),  1230, 1239,  1240,  1242,  1243  (?).  1244, 
1246, 1247,  1248  (vgl.  auch  über  diese  Konzi- 
lien Gams,  Klrohengesch.  Spaniens  III.  1,221. 
224-235),  1253,  1266,  1279,  1282,  1292, 1293 
(Lerlda),  1294  (Lerlda),  1305,  1307,1308,1310, 
1312,  1317,  1323,  1327,  1331  u.  1332,  13S6, 
1339  (Barcelona),  Tgl.  hierzu  Gams  a.  a.  O.  S. 
239.  240.  247.  248.  256  ff.  260.  263.  268.  274. 
276.  280,  283.  284.  286;  Toledo  1302  (Pefia- 
flel),  1314  ?  und  1319  ?  (Valladolid  u.  Toro;  s. 
Gams  a.  a.  0.  S.  375),  1324,  1325  (Alealk), 
1325,  1326  (AlcaU),  1333  (Alealk),  1339  u.  1347 
(Alealk),  13d5,  s.  Gams  a.  a.  0.  S.  379  ff.  381. 
384.  387;  S.  Jago  de  GompoBtella  1311? 
u,  1313  ?  zu  Zamora  (GamB  a.  a.  0.  S.  374), 
1312  (Salamanca) ,  1335  (Salamanca);  Sevilla 
1352  u.  1412  (?),  a.  a.  O.  S.  386.  400;  Ssra- 
gossa  (erst  seit  1318  Erzbisthum)  1318,  a.  a.  0. 
S.  278;  Lund  1245  (Odensee),  1256  (Vcile), 
1278  (W^edel) ;  Upsala  1248  (Skeninge),  139i5 
(Arboga);  Gnesen  1248  (Breslau) ,  1375  (Wi- 
nuwski);  Gran  1292,  1309  (üdvarde). 

1  So  ist  die  Republikation  der  Kanones  des  IV. 
Lateranenslschen  Konzils,  femer  die  Publikstion 
von  Kanones  der  Bpäteren  allgemeinen  Synoden, 
sowie  auch  einzelner  päpstlicher  Dekretalen  wie- 
derholt auf  den  damaligen  Provinzialsynoden  vor- 
genommen oder  angeordnet  worden,  vgl.  z.  B. 
Tarragona  1244,  Mansi  23,  604;  Ghkteau-GoB- 
tler  1253,  1.  c.  p.  819;  Salzburg  1274 , 1.  c.  24, 
147;  Meluu  1300,  1.  c.  25,  1;  Pont-Audemer 
1305,  1.  c.  p.  127;  Skeninffe  1248  (Durchführung 
des  Golibates)  1.  c.  23, 768;  Pont-Audemer  1267 
(desgleichen)  1.  o.  p.  1165;  Anse  (Lyon)  1300, 
24,  1218:  Pont-Audemer  1305,  25,  127;  Salz- 
burg 1310,  p.  225;  Paris  1346,  26,  15. 

<  Sie  finden  sich  zu  Skeninge  1248  (s.  vor. 
Anm.),  Tarragona  1239,  Mansi2d,  513;  Lon- 
don u.  York  1261 ,  1.  o.  p.  1073;  Bremen  1266, 
1.  0.  p.  1155;  Magdeburg  1266,  1.  c.  p.  1161  u. 
24,  773,  Hefele  6,  86;  Wien  1267,  Mansi  23, 
1168. 

UrbanY,  hat  1366  die  Abhaltung  von  Synoden 
angeordnet,  um  die  Pluralität  der  Benefizien  zu 
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allgemeine  nnd  päpstliehe  Gesetzgebnng  in  dieser  Zeit  bei  der  fortschreitenden  Ver- 
weltliehnng  der  Kirche  den  sich  immer  wieder  geltend  machenden  lüssbränchen  und 
Schaden  entgegentreten  musste,  so  fanden  die  Provinzialkonzilien  in  dieser  reformi- 
renden  Th&tigkeit  ebenfalls  ein  weites  Arbeitsfeld.  Die  meisten  der  oben  >  verzeich- 
neten Synoden  haben  theils  in  mehr  oder  minder  umfassenderem  Masse  Reform- 
kanones  angestellt,  theils  wiederholt  emenert^,  nnd  hierbei  ergab  sich  dann  anch 
dieNothwendigkeit,  die  im  Lanfe  der  Zeit  erlassenen  Vorschriften  zu  sammeln,  zu 
sichten  nnd  zn  ordnen^.  Ferner  handelte  es  sich  aber  anch  um  die  Zurückweisung 
der  vielfachen  Angriffe  der  Laien,  insbesondere  der  weltlichen  Grossen,  auf  die  Kle- 
riker und  das  Kirchengut,  sowie  um  die  Bekämpfung  von  Beeinträchtigungen  der 
kirchlichen  Immunitäten  und  Gerichtsbarkeit  seitens  derselben  und  um  Wahrung  der 
Rechte  der  bischöflichen  Jurisdiktion  gegenüber  den  auf  Erlangung  von  Exemtionen 
gerichteten  Bestrebungen,  zu  welchem  Zwecke  theils  allgemeine  Vorschriften  erlassen  \ 
theils  aber  auch  in  einzelnen  Fällen  besondere  Massregeln  beschlossen  worden  sind^. 
Dazu  trat  freilich  vielfach  auf  päpstliche  Veranlassung  die  Erledigung  einzelner 
Geschäfte,  so  die  Vorbereitung  von  allgemeinen  Konzilien  ^,  die  Bewilligung  von  Auf- 
lagen zu  Lasten  des  Klerus  behufs  Beschaffung  von  Subsidien  für  Kriege  gegen  die 


bekämpfen,  Mansl  26,  421 ,  vgl.  auch  H  efele 
6,  617. 

In  diesen  Zusammenhang  gehört  auch  die  An- 
oidnimgHonorlus'III.  v.  1226,  Mansi  22, 
1221,  dass  die  Bisohofe  Schottlands,  wel- 
che damals  in  keinem  MetropolitanTerhande  stan- 
den, kraft  päpstlicher  Autorität  hehufs  Durch- 
(tthiiuig  der  Bestimmungen  des  IV.  Lateranen- 
slMhan  Konzils  und  hehufs  Vornahme  von  Be- 
foraieu  zu  Provinzialsynoden  zusammentreten 
BoUten. 

1  S.  491.  n.  6. 

'  So  z.  B.  ProTlns  (Sens)  1251,  Mansi  23, 
793:  risle  (Arles)  1251,  1.  o.  p.  794;  Tarragona 
12ße,  p.  1124;  Salzhurg  1274,  M.  24,  135;  Ar- 
les 1275,  p.  147;  Saumur  (Tours)  1276.  c.  14, 
p.  166;  Lambeth  (Canterhury)  1279,  p.  245; 
Avlgnon  (Arles)  1282,  p.  437;  Anse  (Lyon)  1300, 
p.  1218;  1305  Pont-Audemer  (Bouenj  25, 127; 
Auch  1308,  p.  195;  Salzburg  1310,  p.  225 ;  Mag- 
deburg 1322,  p.  685;  Bologna  (Ravenna)  1317, 
p.  600:  Paris  (Sens)  1323,  p.  127;  Bourges  1335, 
p.  1059;  ParU  (Sens)  1346,  26,  15. 

<  Bourges  1286,  Mansi  24,625;  Mainz  1310, 
25,  297;  Notre  Dame  du  Prtf  1313,  p.  525 ;  Tar- 
ngona  1327,  p.  858 ;  Magdeburg  zw.  1383  u.1403, 
26,627. 

Einzelne  dieser  Statuten  sind  zu  formlichen 
Ksnouensammlungen  angewachsen ,  Benevent 
1332,  M.  25,  939;  Prag  u.  1341  (hier  Uebertra- 
gang  der  frftheren  Mainzer  Statuten)  26, 75. 382 ; 
Magdeburg  zw.  1383  u.  1403,  p.  568  (hier  die 
Dekretalen-Ordnung  beobachtet). 

*  Perth  1242,  M.  23, 601.  Morton  1258,  p.  973 ; 
Oocnae  (Bordeaux)  1262,  p.  1105;  Tarragona 
1266,  1.  0.  p.  1124;  Ghateau-Gontier  1268 .  p. 
1261 ;  1273  Rennes  (Tours)  24 ,  33 ;  London  1277, 
p.207;  AquUeiJa  1282,  p.  427;  Bremen  1292, 
p.  1103;  Bouen  1299,  p.  1203;   Oompi^ne 


(Rhelms)  1301,25,87;  Köln  1306,  Hartzheim 

4,  99;  Auch  1308,  Mansi  25,  195;  Magdeburg 
1310,  p.  523 ;  Auch  1315,  p.  557;  SenlisCRheims) 
p.  647;  Köln  1322,  p.  723;  Tarragona  1323,  p. 
727 ;  Ruffec  1327,  p.  805 ;  London  (Canterhury) 
p.  134 ;  Gompidgne  (Rhelms)  p.  879 ;  Alealk  (To- 
ledo) 1333,  p.  981 ;  Ronen  1342,  p.  1270 ;  Noyon 
(Rhelms)  1344,  26,  2;  Kalbe  (Magdeburg)  p.  13. 

5  Rheimser  Synoden  zu  Noyon ,  Laon ,  Senlls, 

5.  Quentin  y.  1233  betreffend  die  Verletzung  der 
bischöflichen  Gerichtsbarkeit  über  die  Stadt  Beau- 
vals  seitens  des  Königs,  M.  23, 249;  zu  S.  Quen- 
tin, Gompi^gne,  Senlls  1235  betreffend  den  Streit 
zwischen  den  Bürgern  y.  Rhelms  und  dem  Erz- 
bischof, p.  365;  Paris  (Sens)  1252  Ermahnung 
des  Königs  v.  Navarra,  Grafen  y.  Champagne,  oc- 
cuplrte  Kirchenguter  herauszugeben,  p.  803;  da- 
selbst 1252  u.  1255  u.  Sens  1256  Massnahmen 
wegen  Ermordung  des  Domkantors  v.  Chartres, 
Fortverlegung  des  dortigen  Domkapitels,  p.  803. 
917.  921 ;  Ravenna  1253  Bestäügung  von  Sen- 
tenzen gegen  Räuber  des  Kirchengutes ,  p.  807 ; 
Teile  1256,  Androhung  des  Interdikts  über  Dä- 
nemark wegen  Bedrückungen  des  Königs,  p.  945 ; 
Ravenna  1270 ,  Bann  und  Interdict  gegen  Alle, 
welche  sich  am  Bischof  v.  Cesena  vergriffen  hat- 
ten, M.  24,11 ;  Oompidgne  1277,  Beschlüsse  der 
Bischöfe  gegen  die  aufsässigen  Domkapitel,  p. 
183 ;  Aurillac  (Bourges)  1278  gesen  Uebergriffe 
der  Exemten ,  p.  207;  Auch  1279,  Bitte  an  den 
König ,  Ueberg^en  des  Seneschalls  zu  steuern, 
p.  165;  G^ran  1292  gegen  Bedrückungen  durch 
die  Bürger  v.  Ofen,  p.  1103 ;  Beziers  (Narbonne) 
1299 ,  Bitte  an  den  König  um  Schutz  des  Erz- 
bischofs  gegen  einen  aufsässigen  Vasallen,  p. 
1213 ;  Mardac  (Auch)  1330 ,  Strafen  gegen  die 
Mörder  eines  Bischof^,  25,  887. 

®  Vgl.  die  Synoden  von  London  v.  1309  (auf 
Befehl  Clemens'  Y.  gehalten) ,  M.  25,  199  und 
Udlne  (Grado)  1310,  p.  350. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


Q.  173. 


Ungläubigen^  oder  auch  für  die  Bedürfnisse  der  Provinz^,  weiter  die  Untersuehnng 
nnd  Abnrtheilnng  von  anftretenden  Ketzereien^;  nicht  minder  die  Berathnng  nnd 
Bewilligung  von  Abgaben,  welche  seitens  der  weltlichen  Herrscher  in  einzelnen 
Fällen  von  dem  Klems  gefordert  wurden  ^,  endlich  aber  auch  die  Abwehr  derartiger 
Forderungen  der  Fürsten  und  Päpste  ^ 

Dagegen  haben  die  Provinzialsynoden  die  Kompetenz  zur  Erledigung  wichtiger 
Angelegenheiten  der  kirchlichen  Verwaltung  der  Provinz  in  dieser  Zeit  verloren. 

Die  Zusammensetzung  des  Provinzialkonzils ,  für  welches  jetzt  die  frühere  Be- 
zeichnung: concüium  generale  oder  synodus  genenüia  sehr  selten  vorkommt^,  ist  in 
seinen  Haupttheilnehmem  dieselbe  wie  früher  geblieben.  Neben  den  Erzbischöfen 
und  den  Suffiraganbischöfen  der  Provinz''  erscheinen  auf  ihnen  noch  immer  auch  andere 
Geistliche,  freilich  jetzt  regelmässig  nur  diejenigen,  welche  sich  in  höheren  Stellungen 
befinden 8,  nämlich  ausser  den  Achten^  die  Archidiakonen ^^  und  Prälaten  **   der 


*  Auf  Befehl  Alexanders  IV.  wegen  Hülfe  ge- 
gen die  Tartaren  Bordeaux  1260,  M.  23,  1045; 
desgleichen  1261  za  Ravenna,  London,  York  nnd 
Mainz,  p.  993.1073;  auf  Veranlassung  Nikolaus' 
IV.  Mailand  1291  wegen  Hülfe  für  das  h.  Land, 
24,  1079;  Salzburg  1310,  Bewilligung  eines 
zweijährigen  Zehnten  für  denselben  Zweck ,  25, 
225;  Barcelona  (Tarragona)  1339,  unter  einem 
päpstlichen  Legaten  wegen  Aufbringung  yon  Sub- 
sidien  zur  Bekämpfung  der  Mauren,  p.  1147. 

2  So  Noblat  (Bourges)  1290  (hundertster  Theil 
der  Einkünfte],  M.  24, 1073. 

8  Sens  u.  1225,  M.  22,  1212,  Venirtheüung 
des  Werkes  des  Scotus  Erigena  de  divisione  na- 
turae;  Arles  1260,  M.  23,  1001,  Venirtheüung 
der  Irrthümer  des  Joachim  v.  Flore.  Hierher  ge- 
hören auch  die  von  Clemens  V.  veranlassten  Kon- 
zilien in  der  Angelegenheit  des  Templer-Ordens : 
Mainz  1310,  M.  25,  298.  350  —  wegen  Trier  und 
Köln  1310,  s.  Hef  ele  6,  429.  443.  —  ,  Tarra- 
gona 1310  u.  1312,  M.25,  515;  Hef  ele  6,422; 
ferner  eine  Reihe  von  englischen  Synoden  in  der 
Angelegenheit  Wiclefs,  London  1382,  Oxford 
1382 ,  London  1398  u.  1401 ,  M.  26.  695.  717. 
809.  937. 

*  Canterbury  1269  o.  1270  wegen  des  vom 
Papste  dem  König  Heinrich  III.  bewilligten  Zwan- 
zigsten von  den  Einkünften  der  Geistlichen  zum 
Zwecke  eines  Kreuzznges,  M.  24,  7  ff.;  Hefele 
6,  101;  Aurillac  (Bourges)  1294,  Bewilligung 
eines  zweijährigen  Zehnten  an  König  Philipp 
d.  Schönen  zur  Vertheidigung  des  Reiches ,  p. 
1117.  1143;  Subsidienforderung  des  Königs  auf 
der  Synode  v.  Beziers  (Narbonne)  1296,  Hefele 
6,  332;  Sens  1315,  Zehntbewilligung  für  den 
König,  M.  25,  551;  London  1356, 1396  u.  1401, 
Zehntforderung  für  den  König  von  England ,  26, 
413.  809.  956 ;  desgleichen  für  den  von  Frank- 
reich S.  Tiberl  (Narbonne)  1402,  M.  26,  835. 

5  London  1257  wegen  Befreiung  von  drücken- 
den Abgaben  an  Papst  und  König,  M.  23, 948  ff.; 
H  e  f  e  1  e  6,  48 ;  Perth  1275  wegen  Ermässigung 
des  ausserordentlichen  Zehnten  zum  Besten  des 
heiligen  Landes,  M.  24,  154. 

6  AquUeja  1282  u.  1305,  M.  24 ,  438  u.  25, 
149;  Üdine  1310,  1.  c.  p.  350;  daneben  auch 
TptovineidU  capittawn ,  L'Isle  1251  ,  M.  23,  795 


und  Avignon  1275,  24,  232;  pUnum  concüium 
Saumur  1253,  23,  818;  palriarehale  eone.  Aqni- 
leja  1305,  25,  149. 

^  Den  einzigen  nachweisbaren  Fall,  wo  ein 
anderer  als  ein  Suffraganbischof  theilgenommen 
hat,  was  früher  öfters  vorgekommen  ist,  s.  o.  S. 
489.  n.  4,  bildet  die  Synode  von  Wien  1267,  anf 
welcher  der  Bischof  von  Prag,  der  zur  PiOTinz 
Mainz  gehörte,  anwesend  war.  Diese  ist  aber  von 
einem  päpstlichen  Legaten  abgehalten  worden, 
dessen  Legationsbezirk  die  DlöoesePrag  mit  um- 
fasst  hat,  M.  23,  1170;  Hefele  6,  88. 

8  Ohateau-Oontier  1231,  M.  23,  224:  „convo- 
catis  nostris  proyincialibus  (sc.  episcopis)  et  aliis 
ecclesiasticis  personisiurisdictionem  habentlbiifl^'. 

0  Ein  solcher  entschuldigt  sich  1237  bei  dem 
Bischof  V.  Tours,  M.  23,  477;  Mailand  1287, 
24,  867;  s.  ferner  Anm.  11. 

10  Entschuldigungsschreiben  einea  solchen  von 
1237,  s.  vor.  Anm.  u.  des  Weiteren  Anm.  11. 

^1  Mainzer  Einberafungsschrelben  an  die  Snf- 
firagane  1239,  M.  23, 501 :  „omni  difflculUte  poet- 
posita  venire  curetis  . .  .  sl  necesse  fnerit  eccle- 
siastlca  districtione  cogentes  piaelatos  Testrae 
dloecesis  universos,  ut  ad  eandem  synodum,  ncvt 
tenentur,  aecedere  non  omittant";  Paris.  1248.  c 
1.  p.  765 :  „statuimus,  nt  abbates  et  priores  oon- 
ventuales  qui  non  yeuerunt  ad  concilium  nee  se 
excusaverunt ,  praetendendo  canonicnm  impedi- 
mentum,  per  monsem  ab  Ingressu  ecclesiae  eint 
suspensl'^  Llsle  1251 ,  p.  795 :  „praesentibns 
etiam  pro  maiore  'partibus  abbatibus  et  praepo- 
sitis  et  prioribus  conventnalibus  provinoiae  Are- 
latens.'';  Sens  1280,  24,  337 :  „omnibus  capltnlo- 
rum  abbatibus,  prioribus  conventnalibus  non  ex- 
emptis  .  .  .  couTOcatis  et  exlstentibus" ;  Avignon 
12d0,  p.  15 :  „suffraganei  atqne  multi  aUi  prae- 
lati  eiusdem  provinciae  congregatL";  Einbera- 
fungsschrelben für  die  Salzburger  Snffraganen 
1288,  p.  948:  „mandamus,  quatenus  cum  omni* 
buB  abbatibus,  praepositis,  archidiaconis  alilsqne 
praelatis  nostrae  civitatis  et  dioecesis  yestrae  iniis- 
dictioni  sublectis  qui  canonica  Impedltlone  non 
fuerint  praepediti ,  yobiscum  sub  simlli  auctori- 
tate  Testm  ordinaria  specialis  mandati  districtione 
vocandis  addncendis  .  .  .  vestram  carotis  prae> 
sentiam  procnl  dubio  eithlbere";  Bremen  l29^ 


§.  173.J 


Die  ProTinsiftUynoden. 
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Kspitel  und  Konvente,  endlich  auch  die  Dom-  und  EoUegiatkapitel  und  die  sonstigen 
(z.  B.  Mönchs-)  Konvente  der  erzbisoh5flichen  Provinz ,  die  zuletzt  erwähnten  geist- 
hchen  Korporationen  durch  Stellvertreter^  (procurcUores,  nutUit}.  Das  Recht  zu  ersehe!- 
noB  und  an  den  Berathungen  Theil  zu  nehmen,  steht  gemeinrechtlich  den  Bischöfen  2, 


p.  1094:  „totins  pioTlndae  pTaelaÜB ,  tarn  rega- 
kribus  quam  saecularibuB  et  plnribus  cleriois  tarn 
lelifiosis  quam  aliis  .  . .  congregatis" ;  Tarragona 
1292:  ^praesentibiis  eüam  . . .  abbatibus,  piae- 
positiv,  prioiibns,  aichidlaoonis  et  decanis  neonon 
et  plnribus  aliis  eccleslarum  praelatls  praefatae 
proriaciae,  tam  ezemtis  quam  non  exemtls^;  An- 
gen  1365,  M.26, 426 :  „necnon  abbatibus  et  prae- 
latls, qui  ad  hoc  vocari  consueyerunt^.  Vgl.  fer- 
ner Salzburg  u.  Göln  1310,  M.  25, 226. 248,  auch 
folgende  Anm. 

1  Paris  1248.  c.  14,  M.  23,  767:  „de  capitulis 
quae  Toeata  fueiint  et  consueyerlnt  ad  concUium 
eToearl  et  quae  sufflcienter  non  miserint ,  perso- 
Die  et  canonici  non  residentes  per  VlIT  dies  a 
quotidianis  dlstributionibus  suspendantur ,  quae 
in  usus  pauperam  et  maioiis  ecclesiae  per  episco- 
pam  dioeoesis  loci  erogentur'* ;   Tarragona  1266, 
p.  1129:  „allozum  etilam  auffraganeorum  nostro- 
mm  et  capitulorum  eccleslarum  cathedralium  et 
aliOTum  praelatorum  Tarrac.  proviudae  procura- 
toribus  . .  .  praesentibas^ ;  Bennos  1273, 24,  33 : 
,T0Gatl8  . .  .  suffraganeis  nostris,  capitulis,  abba- 
tibus et  aliis  qui  fuerant  evocandl^;  ebenso  An- 
gers 1279,  p.  307  und  Saumur  1276  u.  1294,  p. 
159.  1121,  desgleichen  Tours  1282,  p.  469  nur 
noch  mit  dem  Zosatz :  „conventibus''  hinter  „ca- 
pitalis";  Tarracon.  1286,  p.  611:  „abbatibus,  ca- 
pitnlis,  prioribus  et  aliis  qui  fuerunt  eyocandi''; 
Compi^gne  1270,  p.  14 :  „cum  proouratoribus  alio- 
Tom  suifraganeorum  ...  et  cathedralium  ecclesia- 
nim«;  ebenso  Seulis  1326,  M.  25,  749;   Com- 
piigne  1329,  p.  879;  Noyon  1344,  M.  26,  2;  Be- 
rafangsschreiben  des  Erzbischofs  v.  Ganterbury 
für  London  1278,  M.  24,  207 :  „quatenus  ...  in 
propriis  personis  (suffraganei)  conveniant   una 
cum  aliquibus  personis  maioribus  de  suis  capitu- 
lis et  archidiaoonis  et  procuratoribus  totius  cleri 
dioecesium  singularium" ;   Riez  1285,   p.  575: 
„assistentibus  . .  .  suffraganeis  ...  et  abbatibus, 
arehidiaconis  et  procuratoribus  dictarum   eccle- 
slarum (sc,  cathedralium)  et  aliis  pluribus  eccle- 
slarum rectoribus  et  pluribus  aliis  discretis  viris^; 
Rheims  12B7,  p.  847 :  „suffraganeis  ,  .  .  procura- 
toribus capitulorum  cathedralium  et  allarum  colle- 
giatarum  eccleslarum,  abbatibus,  prioribus  cou- 
ventualibxis   non  exemptis  et  aliis  eccleslarum 
praelatls,  praefatae  piovinciae,  qui  ad  hoc  vocandi 
faenmt,  vocatis";  Mailand  1287,  p.  873  eine  An- 
zahl Ton  KapltelsTertretem  aufgeführt;   ebenso 
VUle  1288,  p.  952;  Marciac  1329,  M.  25,  888; 
Embrun  1290,  M.  24,  1064 :  „una  cum  . . .  pro- 
curatoribus  capitulorum   eccleslarum^;    Nogaret 
1290,  p.  1066 :  „cum  procuratoribus  omnlum  ca- 
pitulorum eccleslarum  cathedralium,  ooUegiata- 
nim  ipslus  pfOTlnciae  et  abbatibus  ...  et  pluri- 
bus prioribus,  praeoeptoribus,  archlpresbyterls  et 
aliis  eeclesiarum  praelatls  dioecesiset  provinciae^; 
AarlUac  1294,  Elnberufungsschreiben,  p.  1117: 
;,ana  cum  suffraganeis  nostris,  capitulis,  decanis, 
arehidiaconis,  abbatibus  conventuallbus  et  colle- 


giatamm  eccleslarum  prioribTis,  archlpresbyterls, 
eccleslarum  rectoribus,  perpetuls  yicarlis  et  aliis 
clericis  beneflciatis  provinclae  nostrae'';  Anse 
1299,  p.  1218 :  „assensu  . . .  abbatum  ...  et  pro- 
curatorum  capitulorum  cathedralium,  coUegiata- 
rum,  couTentualium  nostrae  proYinclae^;  Peüa- 
flel  1302,  25,  100 :  „una  cum  nostrorum  capitu- 
lorum procuratoribus^ ;  London  1309  Berofungs- 
schrelben,  p.  211 :  „quatenus  . . .  episcopos,  elec- 
tos ,  conflrmatos ,  abbates ,  priores  eleetivos  ple- 
num  conventum  habentes,  decanos,  praepositos, 
archipresbyteros,  archldlaconos  et  capltula  ac  col- 
legia  nnlversa  necnon  et  clerum  cuiuslibet  dioe- 
oesis nostrae  Gantuar.  prorlnclae  tam  exemptos 
quam  non  exemptos  citetis  .  .  .  quod  iidem  epl- 
scopi,  electi,  abbates,  priores,  decani,praepositi, 
arohlpresbyteri ,  archldlaconi  personaliter,  prae- 
dlcta  quoque  capltula,  coUegla  per  unum  ,  clerus 
quoque  cuiuslibet  dloecesis  per  duos  proouratores 
Idoneos  compareant  coram  nobis^;  ähnlich  die 
Beruf ungsschrelben  für  York  1311,  London  1311, 
1312, 1326,  p.  353.  435. 518. 835 ;  London  1356, 
p.  413,  Tgl.  auch  London  1401,  p.  737;  Ronen 
1342,  p.  1270 :  „Tocatls  . .  .  abbatibus,  prioribus 
conventuallbus  et  capitulis  tam  cathedralium 
quam  allarum  coUeglatarum  et  regularium  eccle- 
slarum et  monasteriorum'' ;  MaTciaGl329,  p.888: 
„necnon  et  procuratoribus  nonnullorum  aliorum 
praelatorum,  abbatum, praepositorum,  decAuorum, 
capitulorum  coUeglatarum  eccleslarum  et  aliorpm 
archldlaconorum";  Prag  u.  1346,  M.  26,  75:  „as- 
sensu suffraganeorum,  capitulorum,  conyentuum, 
omniumque  praelatorum  personatus  dlgnitates  vel 
officia  ecclesiastica  regentium  caeterorumquesub- 
ditorum ,  nostrorum  quocumqne  nomine  censean- 
tuT^;  Beziers  1351,  Einberufungsschreiben  des 
Erzbischofs  von  Narbonne  an  die  Snffraganen,  p. 
237 :  „quatenus  citetis  .  . .  omnes  et  singulos  ab- 
bates, praepositos,  decanos  et  priores  eccleslarum 
coUeglatarum  et  alias  personas  ecclesiasticas  re- 
guläres et  saeculaxes  non  exemptas  quae  debent 
et  consueverunt  in  dictis  conciliis  Interesse  de 
usu,  consuetudine  yel  de  iure;  exemptos  vero, 
si  qui  slnt,  exhortantes,  ut  personaliter,  conven- 
tusToro  et  capltula  . . .  per  procuratores  Idoneos  ad 
hoc  specialiter  constitutos  cum  sufflcienti  man- 
dato  .  .  .  compareantf' ;  und  an  die  Kapitel ,  p. 
239 :  „quatenus  tos  ,  praeposite ,  personaliter  et 
oapitulum  per  procuratorem  idoneum  et  snfflden- 
ter  Instruetum  ad  hoc  spedaliter  deputatnm  .  .  . 
comparere  coretlB'';  älmllch  auch  die  Berufung 
des  Konzils  v.  Narbonne  y.  1374,  p.  587. 

^  Diesen  auch  schon  vor  der  Konsekration,  weil 
sie  durch  die  Konfirmation,  bez.  auch  durch  die 
Wahl  (Th.  II.  S.  671. 675)  die  blschoniche  Juris- 
diction erlangen.  So  erwähnen  Insbesondere  die 
englischen  Berufungsschreiben  des  14.  Jahrh.  (s. 
vor.  Anm.)  der  episcopl  electi  nnd  conflrmati; 
und  es  werden  episcopl  electi,  conflrmatl  als  Sy- 
nodalmitglieder erwähnt,  Paris  1255,  Sens  1256, 
M.  23, 853.  917;  Nogaret  1303  u.  1313,  26, 116. 
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den  Aebten^,  den  Domkapiteln^,  ferner  nach  weitverbreitetem  partiknlftren  Recht 
anch  den  Prälaten  nnd  Prioren  der  Di^cese^  zu.  In  Betreff  der  letzteren  und  der 
übrigen  Kapitel  und  Konvente  war  selbstverstftndlich  bei  der  Verschiedenartigkolt 
der  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Provinzen  anch  die  nähere  Bestimmnng  der  Be- 
rechtigten dieser  Kategorien  partiknlärer  Anordnung  und  Gewohnheit  flberlassen^. 
Jedenfalls  galten  aber  die  Prälaten ,  mochten  sie  an  der  Spitze  eines  Kapitels  oder 
Konventes  stehen,  als  selbstständig  berechtigt,  andererseits  aber  waren  sie  anch  nicht 
geborene  Vertreter  eines  solchen  *. 

Neben  den  bisher  besprochenen  Kategorien  werden  femer  noch  andere  Geist- 
liche meistens  geringerer  Stellung  sowohl  zu  den  Konzilien  berufen,  wie  auch  mehr- 
fach als  Theilnehmer  an  denselben  erwähnt*,  insbesondere  Erzpriester'',  Pfarrer^, 
vicarii  perpetui  und  clerici  beneficiati^.  Endlich  sind  weiter  theologische  und  juri- 
stische Sachverständige  1^,  sowie  Vertreter  der  Ritterorden^*  anwesend  gewesen.  Im 
Gegensatz  zu  der  erst  gedachten  Klasse  können  alle  diese  Personen  nicht  als  an 
sich  zum  Besuche  des  Konzils  berechtigt  erachtet  werden  *2,  wenngleich  allerdings 


557.  Bei  Sedltvakanz  des  Blsthnms  treten  Ab- 
geordnete (vlcarli)  des  Kapitels  ein,  Nogaret  1290, 
M.  24,  1066;  Köln  1310,  25,  248. 

^  Die  Theilnahme  derselben  bemht  auf  altem 
Gewohnheitsrecht ,  s.  o.  S.  481  u,  489  in  den 
Anmerknngen. 

2  Die  Berechtignng  derselben,  als  Korporation 
theilznnehmen,  ist  erst  im  13.  Jahrhundert  fest- 
gestellt worden.  Früher  wird  nur  der  Anwesenheit 
einzelner  Kanoniker  erwähnt,  s.  o.  S.  489.  n.  1. 
Erst  in  Folge  eines  Streites  in  der  Provinz  Sens  hat 
Honorius  III.  in  c.  10  X.  de  bis  quae  flunt  III. 
10  (nicht  Innocenz  III.  angehorig ,  Potthast 
reg.  n.  1796)  zu  ihren  Gunsten  entschieden.  Dass 
sie  selbst  noch  in  dieser  Zeit  nicht  immer  einbe- 
rufen worden  sind ,  zeigen  die  Anführungen  auf 
S.  494  n.  11.  Freilich  bleibt  es  zweifelhaft, 
ob  darin  eine  bewusste  Opposition  gegen  die  Ka- 
pitel liegt,  oder  ob  es  sich  nicht  blos  um  ein  Fest- 
halten an  alten  Traditionen  handelt.  Mitunter 
ist  sogar  für  die  Nichtberufung  ganzer  Katego- 
rien Ton  Berechtigten  der  Gesichtspunkt  entschei- 
dend gewesen,  diesen  die  durch  den  Besuch  des 
Konzils  erwachsenden  Kosten  zu  sparen.  Ihn  be- 
tont z.  B.  das  lediglich  aus  den  Bischöfen  zusam- 
mengetretene Konzil  y.  Bourges  y.  1279,  M.  24, 
245 ,  in  seinem  Schreiben  an  die  übrigen  Theil- 
nahmeberechtigten. 

S  Daher  führt  das  Londoner  Konzil  yon  1282 
das  Recht  derselben  auf  die  sacrl  canones  zurück, 
M.  24,  423. 

*  Daraus  erklärt  sich  die  mehrfache  Erw&hnung 
Ton  solchen  Korporationen  und  Personen,  welche 
der  Gewohnheit  gemiss  zu  berufen  sind ,  vgl.  S. 
495.  n.  1 ;  Paris  1248,  Rheims  1287,  Beziers  1851, 
s.  auch  Senlis  1326 :  „una  cum  aUorum  suffraga- 
neorum  Bemens.  proT.  absentium  et  cathedra- 
lium  ecclesiarum  proouratoribus  . . .  congregatis, 
aliis  Omnibus ,  qui  potuerunt  et  debuerunt  cond- 
tari,  yocatis^,  ebenso  Compi^e  1329  u.  Noyon 
1344,  M.  25,  799.  879  u.  26, 1 ;  auch  die  als  sub- 
diti,  8.  Prag  1346,  cit.  Anm.,  Nogaret  1303,  M. 
25,  116,  Benerent  1331.  c.  70  u.  1378.  c.  70, 
M.  25,  973  u.  26,  654  bezeichneten  Personen 
gehören  wenigstens  zum  Thell  hierhez. 


^  Das  erglebt  der  Umstand,  dass  sie  sowohl 
schon  Yor  dem  13.  Jahrhundert  wie  auch  in  der 
hier  fraglichen  Zeit  neben  den  Kapiteln  genannt, 
s.  S.  489.  n.  1  u.  S.  495.  n.  1  und  auch  penön- 
lich  neben  ihnen  berufen  werden ,  und  diese  be- 
sondere Vertreter  zu  bestellen  haben ,  8.  London 
1309  u.  Bezien  1351,  S.  495.  n.  1  a.  £. 

*  Der  clerus  oder  elerid  schlechthin  erwähnt 
Aquileja  1282,  M.  24,  438;  Mailand  1287,  p. 
867;  Bremen  1292  (S.  494.  n.  11) ;  Köln  1310  n. 
1322.  25.  248.  725;  Tarragona  1317,  25,  627: 
London  1326,  25.  835. 

7  Aurillac  1294,  M.  24,  1118  („deoani  mn- 
les") ;  BenoYont  1332.  c.  70,  25,  973. 

B  Riez  1285  und  Aurillac  1294,  S.  495.  n.  1; 
Udine  1310,  M.  25, 349  werden  einberufen  „vlo- 
bani  et  alii  ecclesiarum  rectores'^ ;  Narbonne  1374, 
M.  26, 608 :  „parochialium  ecclesiarum  presbyteri 
rectores"  anwesend. 

9  Aurillac  1294, 'S.  495.  n.  1 ;  Naibonne  1374 
(Yor.  Anm.) ;  SenUs  1317,  M.  25,  639  werden 
auch  die  capellani  der  Dom-  und  Kolleglatstifter 
und  Tarragona  1317,  25,  627  Proknratoren  sol- 
cher Kathedral-Kapellane,  welche  als  Yon  den 
einzelnen  Kollegien  derselben  deputirt  zu  den- 
ken sind,  genannt. 

io  York  1311,  M.  25,  437:  „saorae  theologiia 
doctores  et  iuris  canonici  et  cIyHIs  professores"; 
„doctores,  licentiati,  bacchalarii'',  Saint- Tibexi 
1402,  M.  26,  837;  Ucenttatns  in  deeretis,  Kai- 
bonne  1374,  M.  26,  608.  Auch  unter  den  sonst 
genannten :  „alii  plures  Yiri  discreti*',  Riez  1285  m 
L'Isle  1288,  24,  575.  752  sind  wohl  hauptsiek- 
lich  solche  zu  Yorstehen.  Zu  Tarragona  1242 
war  Raimund  y.  Pefiaforte ,  welcher  damals  sein 
Amt  als  magister  generalis  des  Dominikaner-Or- 
dens niedergelegt  hatte,  anwesend,  M.  28,  553. 

11  Tarragona  1253 ,  M.  23,  805  zwei  tenentes 
looum  maglstri  domus  milltlae  templi;  femer 
ein  solcher  Tarragona  1266,  p.  1129  u.  1283, 24, 
490 ,  und  1283  auch  der  magister  templi  In  par- 
tibus  Aragoniae  et  Gataloniae. 

IS  Es  bedurfte  also  für  sie  einer  besondeien 
Einberufung  oder  mindestens  der  Brlanbniw,  dea 
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möglicher  Weise  für  die  eine  oder  andere  Klasse  ausnahmsweise  eine  solche  Befiig- 
niss  durch  das  partiknläre  Recht,  insbesondere  durch  Gewohnheit  begründet  sein 
konnte  ^ 

Bei  denjenigen,  welche  das  Recht  zur  Theilnahme  haben,  korrespondirt  dem- 
selben als  Korrelat  die  unter  Androhung  von  Strafen  festgesetzte  Pflicht  zum  Er- 
seheinen ^,  während  sie  bei  der  zuletzt  gedachten  Kategorie ,  welche  blos  zugelassen 
werden  kann,  nur  bei  erfolgter  Einberufung  kraft  der  Gehorsamsverpflichtung  ent- 
steht. SteUvertretnng  ist,  abgesehen  von  den  Korporationen^,  oder  denjenigen 
Kreisen,  denen  eine  Betheilignng  nur  durch  eine  beschränkte  Anzahl  von  Vertretern 
partiknlarrechtlich  gestattet  wurde*,  mangels  besonderen  päpstlichen  Privilegs*  nur 
bei  gerechtfertigtem  Hinderungsgrund  erlaubt,  und  es  ist  der  abzusendende  Stellver- 
treter, welcher  diesen  darzulegen  hat«,  zugleich  mit  ausreichender  Vollmacht  zu 
versehen^,  üeber  die  Qualifikation  der  Vertreter  finden  sich  keine  näheren  Vor- 
sehriften^^,  selbstverständlich  aber  mussten  sie  Geistliche  sein.  Sie  wurden  seitens 
der  Bischöfe ,  falls  diese  nicht  ihren  Generalvikar  absandten^,  aus  ihren  Offizialen, 
den  Prälaten  der  Diöcese  oder  dem  Kapitel  genommen  ^^. 


Beiathungen  des  Konzils  anzuwohnen.  Zugelas- 
MD  wxirden  sie  thells  als  Umstand,  theils  nm  die 
Publikation  der  Beschlüsse  des  Konzils  anzuhö- 
ren, aber  auch  wohl ,  am  Auskunft  üher  gewisse 
Verhältnisse  zu  ertheilen.  Alles  dies  ergieht 
sich  aas  ihrer  Stellung  In  der  Hierarchie ,  ferner 
aber  auch  aus  dem  Umstand,  dass  sie  verhältnlss- 
misslg  seltener  aufgezählt  oder  genannt  werden. 
Wo  sie  speziell  berufen  und  aufgefordert  werden, 
dnrch  Deputlrte  zu  erseheinen ,  wie  zu  Aurlllac 
1294,  M.  24,  1118:  „decani  rurales,  eecleslarum 
rectores  et  allae  inferloxls  ordlnis  slve  Status  per- 
sonae  per  procuratores  slve  oeconomos  sufflclen- 
ter  instructos  compareant" ;  London  1312 ,  2ö, 
517.  519;  London  1356  u.  1401 ,  26,  413.  937, 
hat  es  sich  um  die  Bewilligung  von  Geldforde- 
rongen,  welche  eine  Belastung  des  Klerus  zur 
Folge  hatte,  oder,  wie  zu  London  1309,  25,  211 
und  zu  üdlne  1310,  S.  493.  n.  6,  um  die  Vorbe- 
reltang  eines  allgemeinen  Konzils  gehandelt. 

'  Darauf  deuten  die  Berufungsschreiben  für 
Beziers  1351  und  Narbonne  1374  (s.  S.  495.  a.  1) 
in  den  Worten :  „alias  personas  ecclesiastlcas  re- 
guläres et  saeeulares  non  exemptas  quae  debent 
et  eonsueTemnt  in  dictls  concillls  Interesse  de 
lua,  consuetudine  vel  de  lure^. 

*  c.  25  X.  de  accus.  V.  1 ;  Tolet.  1324.  c.  1, 
M.  35,  731  (Suspension),  Tarracon.  1329.  c.  15, 
p.  S42  (Berufung  zum  Erzbischof  und  Verweilen 
bei  Ihm  bis  zu  dessen  Rückkehr -Erlaubnlss); 
Benevent  1331.  c.  70,  p.  1331  (Geldstrafe  nach 
Ermessen  des  Erzbischofs) ;  wiederholt  Benevent 
1378.  e.  70,  26,  654 ;  Lavaur  1368.  c.  2.  p.  493 ; 
Narbonne  1374.  e.  1.  p.  595  (spricht  nur  die 
Pflicht  zum  Erscheinen  aus).  Eine  Anordnung 
Innocenz'  IV.  von  1243 ,  dass  die  gegen  den  Bi- 
schof T.  Glermont  wegen  Ausbleibens  beim  Kon- 
zil vom  Metropolitan  verhängte  Suspension  und 
Exkommunikation  beobachtet  werden  soll,  bei 
Martine  thesaur.  anecdotor.  1,  1023.  Aus- 
drüekUeh  wird  die  letztere  für  unentschuldigtes 
Fernbleiben  in  dem  Salzburger  Berufungsschrei- 
ben V.  1288  angedroht,  M.  24,  947. 

Binse  hl  Hg,  Eürchentecht.  lU. 


3  S.  0.  S.  495.  Die  Vollmacht  eines  Kapitels 
für  seinen  Vertreter  v.  1280,  M.  24,  364.  We- 
gen der  Strafen  der  Kapitel,  welche  keinen  Ver- 
treter senden,  vgl.  Paris  1248.  c.  14  fS.  495.  n.  1). 

*  Wie  dem  niederen  Klerus,  S.  496.  n.  9  und 
auch  S.  495.  n.  1  (Undon  1309). 

5  Privileg  Honorius'  III.  von  1226  für  den  Bi- 
schof T.  Würzburg  wegen  Gefährdung  seiner  Per- 
son nicht  auf  den  Mainzer  Konzilien  persönlich 
erscheinen  zu  brauchen,  Würdtwein  nova  sub- 
sldla4,  135;  Clemens'  IV.  von  1286  für  einen 
Abt  In  der  Diöcese  Nismes ,  sich  nach  Gefallen 
vertreten  zu  lassen  ,  M^nard,  bist,  de  Nismes. 
Paris  1750.  1,  p.  89. 

^  S.  das  Entschuldigungsschreiben  eines  Bi- 
schofs und  die  Bevollmächtigung  eines  Schola- 
sticus  für  das  Mainzer  Konzil  1239,  M.  23,  501 ; 
ein  anderes  derartiges  Schreiben  für  das  von  Be- 
ziers 1280,  24,  363;  für  London  v.  1321,  M.  25, 
681 ,  vgl.  femer  Llsle  1251,  M.  25,  795 :  „epl- 
seopls  se  canonice  excusantibus  sed  tamen  alUs 
.  . .  commlttentlbus  vlces  suas^ ;  Ause  1299,  M. 
24,  1218 :  „archldlaconi  Divlon.  in  ecdesia  Lin- 
gonensl  procuratoris  et  excusatorls  .  .  .  epi- 
soopl  Lingonens."  Vgl.  auch  S.  494.  n.  9  u.  10. 

7  S.  vor.  Anm.  u.  Anm.  2 ;  o.  2  Par.  1248,  M. 
23,  765;  Narbonne  1374.  c.  1,  26,  597.  Dies 
gilt  selbstverständlich  auch  für  die  von  Korpora- 
tionen und  vom  Klerus  bestellten  Vertreter,  Be- 
ziers 1351,  S.  495.  n.  1. 

8  Es  werden  allein  wiederholt,  s.  S.  495. 
n.  1,  procuratores  idonei  gefordert.  Nur  ist 
mehrfach  angeordnet  worden ,  dass  die  Bischöfe 
und  die  Kapitel  nicht  denselben  Vertreter  und 
Aebte  einen  bewährten  Mönch  ihres  Ordens  sen- 
den sollen,  Tarragona  1331.  o.  4,  M.  25,  901; 
Lavaur  1368.  c.  3,  26,  493. 

»  S.  z.  B.  Ravenna  1330,  M.  25,  550.  Bei  Ab- 
wesenheit des  Bischofs  wird  ebenfalls  sein  Gene- 
ralvikar geladen,  London  1311,  p.  435. 

10  Beispiele  ergeben  sich  aus  den  citlrten  Sy- 
noden, zu  Köln  1322  erscheint  auch  ein  Weih- 
bischof als  bischöflicher  procurator,  M.  25,  725. 

32 


498 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  173. 


Die  von  jeder  bischöflichen  Jurisdiktion  befreiten  exemten  Prälaten  und  Kor- 
porationen sind  in  einzelnen  Provinzen  nicht  in  der  üblichen  peremptorischen  Form 
zum  Provinzialkonzil  geladen i,  wohl  aber  mitunter  ersucht  worden,  sich  an  dem- 
selben zu  betheiligen  ^.  Eine  verpflichtende  Berufung  konnte  nur  kraft  besonderer 
päpstlicher  Ermächtigung  ^  oder  in  soweit  erfolgen ,  als  die  Exemten  nicht  exemte 
Kirchen  oder  Benefizien  besassen^. 

Die  Berufung  erfolgt  durch  den  Erzbischof*,  beziehentlich  seine  Vertreter^,  sei 
es  selbstständig,  sei  es  auf  päpstliche  Veranlassung^,  und  zwar  nicht  nothwendig 
nach  der  erzbischöflichen  Residenz ,  sondern  auch  nach  einem  andern  passend  er- 
scheinenden Orte  der  Provinz^.  Ausser  dem  Erzbischof  kommt  das  Berufungsrecht 
auch  dem  päpstlichen  Legaten  zu  ®. 


Dass  die  erwähnten  Vorschriften  über  das  person- 
liche Erscheinen,  insbesondere  der  Bischöfe  nicht 
innegehalten  worden  sind,  zeigt  das  vielfache 
Vorkommen  von  Proknratoren  auf  den  Synoden, 
s.  auch  die  Anweisungen  Honorius'  III.  an  die 
Salzburger  Suffraganen,  den  Bemfangen  ihres 
Erzbischofs  Folge  zu  leisten,  y.  1222,  Meli  1er, 
Regesten  der  Salzhurgei  Erzbiscbofe  S.  229  u. 
262,  Auf  der  Provinzialsynode  zu  S.  Tiberl  1389 
waren ,  den  Ezzbischof  von  Narbonne  mit  einge* 
schlössen,  nur  Prokuratoren  von  Bischofen ,  kein 
Biscbof  personlich  anwesend,  M.  26,  7ö3. 

1  Rheims  1287,  S.  495.  n.  1 ,  werden  nur  die 
Nichtexemten  berufen. 

3  So  ist  wohl  schon  die  Berufung  zu  London 
1257  aufzufassen,  wo  das  eonvocare  der  Exemten 
den  Gegensatz  zu  dem  eitare  der  übrigen  bildet. 
Ponterville  1304  wird  vom  Konzil  anerkannt, 
dass  der  Abt  eines  exemten  Klosters  „non  coactus, 
privileglis  apostolicis  super  exemptione  suae  per- 
sonae  suique  monasterii  ...  in  omnibus  eis  sal- 
vis^',  erschienen  ist,  25,  117;  Ersuchen  an  die 
Exemten  Beziers  1351,  26,  237  (S.  495.  n.  1). 

3  Alex.  IV.  ad  arch.  Burdlgal.  1260,  M.  23, 
1045 :  „coactis  . . .  praelatistam  regularibus  quam 
saecularibus  tam  exemptis  (quibus  ex  convoca- 
tione  tua  nullum  volumus  ad  libertates  et  immu- 
nitates  eorum  in  posterum  praeiudlclum  generari 
nullumque  ipsis  contra  convocatlonem  et  coac- 
tionem  huiusmodi,  quantum  ad  hunc  spectat  ar- 
tioulum,  ex  privileglis  vel  adminiculis  libertatum 
exemptionumve  suarum  excusationis  seu  excep- 
tionis  provenire  praesidium)  quam  etiam  non  ex- 
emptis«. s.  femer  Tarragona  1292,  24,  1105. 
SenUs  1318,  M.  25,  632  wird  dem  Erzbischof  ein 
Protest  mehrerer  exemterAebte  überreicht,  welche 
erklären ,  dass  sie  nur  wegen  der  dem  ersteren 
ertheilten  päpstlichen  Ermächtigung ,  nicht  der 
kraft  seiner  Metropolitan gewalt  stattgehabten  Be- 
ruf ang  Folge  leisten,  und  gegen  die  Behauptung 
des  Erzbisohofs  appelliren ,  dass  er  sie  als  Metro- 
polit, weil  es  sich  um  ein  negotium  fldei  handle, 
vorladen  könne;  Ermächtigung  Gregors  XI  von 
1373  für  den  Erzbischof  v.  Narbonne,  26,  591. 

^  Lambeth ,  Einbernfungssohrelben  1281 ,  M. 
24,  423 :  „ab  episcopali  obedlentia  exemptos  ra- 
tione  saltem  ecclesiarum  non  exemptaram";  Lon- 
don 1356,  M.  26,  413,  s.  auch  die  Anweisung  für 
London  1312,  25,  517:  „eplscopls  suffraganeis 
ac  vicariis  districtius  iniungendo ,  quod  nos  .  .  . 


qnique  abbates  et  priores  exempti  plebes,  eccle- 
sias  seu  capellas  habeant  non  exemptas ,  de  eis- 
dem  ...  reddidlssent . . .  certiores  per  suas  lit- 
teras  patentes«.  Allerdings  lauten  die  Einberu- 
fungsschreiben für  London  1309, 1321, 1401,  M. 
25,  211  U.680;  26,  937  und  York  1311,  25,  437 
ohne  Beschränkung  auf  die  exempti  schlechthin. 
Dies  erklärt  sich  aber  bei  den  auf  päpstliche  Vei^ 
anlassung  berufenen  Konzillen  von  London  und 
York  (1309  u.  1311)  aus  der  ausdrücklichen  Er- 
mächtigung des  Papstes,  M.  25, 199;  bei  den  an- 
deren liegt  wohl  eine  Ungenaulgkeit  im  Gebrauche 
des  Wortes  exemtl  vor. 

5  Vgl.  die  verschiedenen  vorher  citirten  Ein- 
berufungSBchreiben.  Sie  ergingen  gewöhnlich  an 
die  Suffraganen,  welche  dann  daraufhin  die  wei- 
teren Gitationen  erliessen. 

^  So  in  Abwesenheit  desselben  durch  Prior 
und  Kapitel  des  Metropolitanstuhles,  London 
1399,  M.  26,  917;  femer  durch  den  päpstlichen 
Administrator  des  Erzbisthums,  Tarragona  1329, 
1331,  um  1332,  M.  25,  837.  897.  934;  „vi  spe- 
cialis commissi  archiepiscopi  absentlB«  durch  einen 
Suffraganbischof ,  Ronen  1342,  p.  1269.  Wah- 
rend der  Vakanz  des  Rhelmser  Stuhles  berief  der 
Bischof  von  Soissons,  wohl  als  ältester  SniEiB- 
gan,  1271  ein  Konzil  nach  S.  Quentin  ein,  wozu 
die  Rheimser  Domherren  anfanglich  ihre  Zu- 
stimmung beanspruchten,  eine  Forderung,  welche 
sie  aber  später  fallen  liessen,  M.  24,  18. 

^  S.  o.  S.  493.  n.  6  u.  S.  494.  n.  1. 

8  Das  zeigt  das  Verzeichniss  S.  491.  n.  6. 
Bedrückender  Belastungen  durch  Berufung  nach 
fernen  Orten  suchten  sich  allerdings  die  B«- 
thelUgten  mitunter  zu  erwehren,  s.  die  Vereini- 
gung der  Bischöfe  v.  Lübeck,  Schwerin  und 
Ratzebnrg,  sowie  des  Hamburger  Domkapitelf 
behufs  Abwehr  von  Ladungen  zu  überelblachen 
Provinzlalkonzilien  v.  1355,  Urkdboh.  d.  Bifth. 
Lübeck  S.  757.  Die  Möglichkeit  einer  gewöhn- 
heitsrechtllchen  Fixlrung  des  Ortea  zeigt  da« 
Delegatlonsrescrlpt  Honorius'  IH  v.  1221  be- 
treffend den  Anspruch  der  Hamburger  Doot* 
herren,  dass  die  Provinzlalkonzilien  in  Ibrer 
Kirche  abzuhalten  seien,  Lappenborg,  Hanft- 
burger  Urkdbch.  1,  196. 

»  Beispiele  dafür  Edlnburg  1239.  Skeninge 
1248,  M.  23,  505.  767;  Breslau  1248,  Hefele 
5,  1026;  Bremen  1266,  Wien  1267,  M.  23, 
1155.  1169;  Lodi  1287,  M.  24,  881. 
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Den  Vorsitz  Ahrt  der  Erzbischof  oder  ein  Vertreter  desselben  ^  und  wenn  ein 
päpstlicher  Legat  anf  dem  Konzil  anwesend  ist,  der  letztere  ^^  obgleich  nicht  in 
allen  Fällen  \ 

Die  Betheüignng  von  Laien  an  den  Provinzialkonzilien  kommt  in  dieser  Zeit 
äusserst  selten  vor^.  Einzelnen  haben  allerdings  namentlich  weltliche  Fürsten  nnd 
deren  Grosse  angewohnt,  theils,  wenn  es  sich  um  EinfOhmng  wichtiger  Reformen 
bandelte^,  theils  anf  Wnnsch  der  Geistlichkeit,  weil  sich  diese  dadnrch  die  Unter- 
stäiznng  der  weltlichen  Macht  für  ihre  Beschlflsse  zn  sichern  sachte^,  theils  endlich 
m  Fällen,  wo  die  Gewährung  von  Subsidien  für  die  o.  S.  493  gedachten  Zwecke  in 
Frage  stand  ^. 

Immer  ist  aber  die  Provinzialsynode  hinsichflich  ihres  Zusammentrittes  und 
ihrer  Beschlflsse,  wie  frflher ,  noch  unabhängig  von  der  weltlichen  Gewalt.  Wenn  in 
England  die  K((nige  Verbote  gegen  die  Abhaltung  von  Proyinzialsynoden^  oder  gegen 
die  Verhandlung  gewisser  Angelegenheiten  auf  solchen  erlassen  haben  ^,  so  zeigt  ge- 
rade die  Berufung  auf  die  gleichzeitig  zu  erfflllenden  Lehnspflichten  und  die  Er- 
mahnung, nichts  zum  Präjudiz  der  Rechte  der  Krone  und  des  Reiches  zu  be- 
schliessen  ^^,  dass  der  König  an  und  ftlr  sich  weder  ein  Recht  zur  Genehmigung  der 
Einberufung  noch  der  Beschlflsse  der  Proyinzialsynoden  in  Anspruch  genommen 
hat". 

Eine  entscheidende  Stimmberechtigung  haben  auf  dem  Proyinzialkonzil  ebenso 
wie  frflher  nur  die  Bischöfe,  während  die  flbrigen  zum  Erscheinen  Berechtigten  wohl 
den  Verhandlungen  beiwohnen  durften  und  eine  berathende  Stimme  abzugeben  hatten. 
Allerdings  wird  häufig  des  Rathes  und  der  Zustimmung  der  letzteren  in  einer  Form 
gedacht,  welche  an  sich  auf  eine  weitergehende  Stimmberechtigung  schliessen  Hesse  ^^, 


>  S.  Tiberl  1389  der  GeneralYikar,  M.  26, 753, 
▼gl.  auch  o.  S.  498.  n.  6. 

>  S.die  S.  491.  n.  6  angeführten  Synoden  und 
Barcelona  1339,  M.  25,  1147. 

3  So  -wohl  nicht  zu  Senlis  1240,  London  und 
Beyerley  1261,  M.  23,  521.  962. 

*  Aqnileja  1282:  „praesentibns  .  .  .  lalcornm 
.  .  .  maltltadine  copiosa'',  M.  24,  438. 

B  Der  Konig  y.  Schweden  und  Grosse  zu  Ske- 
ninge  1248,  M.  23,  767. 

^  Der  Konig  v.  Schottland  mit  seinen  Grossen 
Perth  1242,  wo  es  sich  um  Beschlüsse  gegen  Be- 
drückungen der  Kirche  durch  die  Barone  han- 
delte. 

''Barcelona  1339,  M.  25,  1147,  anwesend 
König  und  Königin  Ton  Aragonlen  und  Grosse. 

Zu  Mainz  1239,  M.  23,  501 ;  Hef  ele  5,  960, 
war  König  Konrad  IV ;  zu  Perigueux  um  1268 
der  Prinz  von  Wales  als  Statthalter  von  Aquita- 
nien  anwesend,  He  feie  6,  626,  ohne  dass  Ge- 
naueres über  den  Grund  ihrer  Anwesenheit  be- 
kannt ist. 

s  So  Heinrich  III  gegen  die  vom  Erzbischof  von 
Ganterbury  1257  behufs  Abwehr  von  Bedrückun- 
gen des  Königs  und  des  Papstes  nach  London 
einbemfene  Synode  unter  Androhung  des  Yer- 
lostee  der  Lehne ,  weil  die  Bischöfe  kraft  Ihrer 
Lehnspflicht  Ihm  im  Kriege  gegen  Wales  Folge 
zu  leisten  verpflichtet  seien,  M.  23,  949.  950. 

*  Eduard  I  für  die  Synode  von  Lambeth  1281, 
welche  ausgeschrieben  war ,  nachdem  durch  das 


Statut  V.  Glocester  dem  Klerus  und  Adel  auf- 
gegeben war,  sein  Anrecht  auf  seine  Besitzungen 
vor  königlichen  Kommlssarlen  urkundlich  nach<- 
zuwelsen ,  und  ein  Statut  von  1279  den  Erwerb 
von  Grundbesitz  durch  die  todte  Hand  verboten 
hatte,  M.'24,  421;  Hefele  6,  196,  undEduard 
II  für  die  Synode  v.  London  1321,  M.  25,  669. 

w  S.  die  beiden  vor.  Anm. 

"  Der  Bericht  über  die  Synode  v.  Perth  1259 
bei  M.  23,  993 ,  wonach  der  König  von  Schott- 
land und  die  Grossen  die  Beschlüsse  derselben 
approblrt  haben,  lässt  nicht  genau  erkennen, 
worum  es  sich  dabei  gehandelt  hat,  und  schllesst 
jedenfalls  nicht  aus,  dass  gewisse  Beschlüsse  der 
Synode  auch  zu  weltlichen  Gesetzen  erhoben 
worden  sind. 

w  Seyne  1267,  M.  23, 1179 :  „de  conslUo  prae- 
latorum";  Salzburg  1284,  M.  24,  135:  „de  con- 
silio  ven.  praelatorum,  qulpraesentl  iuterfuerunt 
concillo,  absentium  etiam  fratrum  tam  eplscopo- 
rum  quam  allorum  praelatorum  accedente  con- 
sensu'' ;  Saumur  1276,  p.  160 :  „de  Ipsorum  epi- 
scoporum,  abbatum  et  allorum  ad  hoc  vocatorum 
consllio  et  consensu'';  ähnlich  Angers  1279,  p. 
307 ;  Tarragona  1282,  p.  490 :  „de  assensu  om- 
nlum  praediotorum  (d.  h.  Bischöfe,  Vertreter 
von  Bischöfen,  Kapiteln,  PiAlaten  und  des  Tem- 
plerordens) ;  ähnlich  Riez  1285,  p.  575 ,  wo  vor- 
her als  anwesend  auch  ecdesiarum  reotores  et 
alli  discreti  vlri  genannt  werden ;  ebenso  Bremen 
1292,  p .  1 092,  vorher  gleichfalls  Kleriker  erwähnt ; 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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dass  es  sich  indessen  hier  nur  um  eine  Ansdrncksweise  handelt,  welche  die  faktisch 
abgegebene  Zustimmungserklärung  festzustellen  beabsichtigt,  ergiebt  sich  aus  der 
Stellung,  welche  einerseits  die  Bischöfe ,  andererseits  die  übrigen  Theilnehmer  in  der 
Hierarchie  der  katholischen  Kirche  einnehmend  Ueberdies  wird  mehrfach  der  Bei- 
stimmung der  Bischöfe  allein  gedacht  2,  oder  ihre  Genehmigung  in  besonderer  Weise 
hervorgehoben^,  auch  gewähren  einzelne  Quellenstellen  den  Vertretern  der  Dom- 
kapitel *  und  der  Aebte  ^  nur  ein  Recht  der  Berathung.  Eine  Ausnahme  trat  nur  Air 
diejenigen  Geistiichen  ein,  welche  als  Vertreter  von  Bischöfen  erschienen  waren; 
diese  hatten  ebenso  wie  ihre  Machtgeber  Decisiv- Votum  \ 

Selbstverständlich  besassen  die  Laien,  ebenso  wie  in  früheren  Zeiten,  kein 
Stimmrecht  und  von  ihnen  durften  sich  wohl  höchstens  die  weltliehen  Fürsten  und 
Grossen  an  den  Berathungen  betheüigen  ^. 

Handelte  es  sich  um  Erlass  von  Anordnungen  allgemeinen  Inhalts ,  so  wurden 
die  Vorlagen  den  Theilnehmem  vor  der  Berathung  in  schon  vorher  bei  der  erzbischöf- 
lichen Kurie  angefertigten  Entwürfen  zugestellt  ^  und  die  Beschlüsse  von  ihnen  zum 
Zeichen  ihres  Einverständnisses  besiegelt^.  Die  beschlossenen  Kimonen  erscheinen 
ihrer  äusseren  Fassung  nach  als  von  dem  Erzbischofe  (oder  dem  sonstigen  Vorsitzen- 


AflchaffenbuTg  1292,  p.  1081 :  „de  suffragsneornm 
necnon  de  praelatorum  nostrorum  consilio  et  as- 
senBu";  Bergamo  1311,  M.  25,  478:  „cum  con- 
Büio...  saffiaganeoTum  et  noBtri  proYlncialis  con-  , 
oilil^;  Saumur  1315,  p.5Ö3:  „de  suffraganeorum 
nostrorum  et  ahbatum  praesentiiim  consilio  et 
consensu";  Chäteau-Gontier  1336:  „de  consilio 
et  consensu . . .  sufTraganeomm  nostrorum,  abba- 
tarn  et  aliorum  Tocatorum'' ;  Dublin  1348.  p.  109 : 
„auctoritate  praeaentis  concilli ,  de  .  .  .  suffraga- 
neorum et  cleri  nostrae  dioec.  et  prov.  consensu 
et  assensu^;  AlcaU  1347.  p.  126:  „praesentibus 
.  .  .  snffraganeis  nostris  et  capitull  Toletanl  et 
aliorum  suffraganeorum  nostrorum  et  capitulorum 
ipsornm  procuratoribus^. 

1  Im  TÖUigen  Widerspruch  mit  der  desfalsigen 
Auffassung  müsste  eine  etwaige  gegentheillge 
Ansicht  nicht  nur  den  Aebten ,  Prälaten  und  an- 
deren hervorragenden  Geistlichen,  sondern  auch 
den  Pfarrern  (s.  Riez  1285,  vor.  Anm.)  und  nie- 
deren Klerikern  (Bergamo  1311,  M.  25,  514: 
„ipsis  . .  .  episcopis  ...  et  multis  allls  clerlds 
civitatis  et  dioec.  Medlolan.  ibi  congregatis  et 
elsdem  approbantlbus  et  consentientibus^Declslv- 
Votum  einräumen. 

«  Avlgnon  1282,  M.  24,  437 ;  Ravenna  1286, 
p.  615.  624:  „statuta  facta  per  provinciale  conci- 
lium ,  vid.  per  . .  .  archiepiscopum  et  suffraga- 
neos  eins  .  .  .  consentieiites  per  se  aut  per  Ido- 
neos  procuratores" ;  London  1342  0.  1343,  25, 
1169;  Magdeburg  zw.  1382  u.  1403,  26,  568. 
In  der  Einleitung  des  Konzils  von  Embruu  1290, 
24 ,  1064  heisst  es :  „una  cum  .  .  .  suifraganeis 
nostris,  .  .  .  abbate  ac  procaratoribus  capitulo- 
rum ipsornm  ...  de  Ipsoram  consilio  et  assensu 
expressa  statuta  rata  habentes,  dann  aber  c.  2: 
„cum  sulTraganels  nostris  nnanlmlter  ea  concor- 
diter  in  praesenti  concillo  statulmus". 

3  L»Isle  1251 ,  M.  23,  795:  „praesentibus  et 
consentientibus ,  auctoritatem  praestantibus  .  .  . 


episcopis  . . .  praesentibus  etiam  pro  maloii  paite 
abbatibus  et  praepositis  et  prioribus  conventuali- 
bus^;  Montpellier  1258,  p.  989:  „de  oonseiun 
fratrum  nostrorum,  praesenti  concilio  appro- 
bante" ;  Pont-Audemer  1279,  24,  219 :  „ordinata 
j»er  .  .  .  archiepiscopum  Rotomag.  et  eins  sniTia' 
ganeoB  ,  de  totius  condlii  Providentia  unanimi  et 
concordi". 

«  c.  10  X.  de  his  quae  flunt  III.  10,  s.  o.  S. 
496.  n.  2. 

6  Tarragona  1331.  c,  4,  M.  25,  901 :  „procura- 
tores oonstituant .  .  .  abbates  .  .  .  religiosos  sui 
ordinis  vita  et  honestate  probatos  qul  salubre 
sciant  dare  consilium  In  agendis^'. 

6  Ravenna  1286,  s.  o.  Anm.2.  Dies  entspricht 
auch  den  Regeln ,  welche  für  die  grosaeren  Kon- 
zilien galten. 

'^  Das  erglebt  sich  schon  aus  den  Gegenstän- 
den, welche  die  in  ihrer  Gegenwart  abgehaltenen 
Synoden  beschäftigt  haben,  s.  S.  499. 

s  Schon  die  gleich  zu  besprechende  Fassung 
der  Beschlüsse  lässt  darauf  schliesseu.  Vgl.  toch 
den  Bericht  über  die  Vorgänge  zu  Salzburg  1288, 
M.  24,  949;  Hefele  6,  230.  Hier  waren  die 
Entwürfe  (tabulae)  durch  Doktoren  vorher  abge- 
fasst ,  und  man  liess ,  um  Einigkeit  zu  erzielen 
und  den  Bischöfen  die  Möglichkeit  einer  Sinnes- 
änderung abzuschneiden,  sie  schon  vordereisteo 
Sitzung  zur  Besiegelung  vorlegen. 

9  S.  vor.  Anm.;  S.  Quentin  1239,  M.  23,  ö03; 
Compi^gne  1270,  M.  24 ,  16 ;  Bourges  1286,  p. 
643;  Bourges  1336,  M.  25,  1068:  „nos  archlepi- 
scopus  Bitur.  in  provlnciall  concillo  constitnti, 
sigillum  nostrum  una  cum  sigillis  . . .  nostronun 
suffraganeorum  apponi  fedraus  et  appeadi^ 
Ebenso  fügen  zu  Köln  1322  die  anwesenden  Snf- 
fraganbischöfe  ihre  Siegel  bei ,  und  spater  thnt 
dies  ein  Suflhtganbischof,  welcher  sich  dnieh 
einen  Prokurator  hatte  vertreten  lassen ,  p.  726. 
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den,  z.  B.  dem  Legaten)  im  Einvernehmen  mit  dem  Konzile  erlassene  Anordnun- 
gen ^  nicht  mehr  wie  frflher  als  von  allen  Mitgliedern  des  Konzils  festgestellte 
Bestimmungen  ^^  eine  Aendemng^  welche  dnrch  Nachbildung  der  üblich  gewordenen 
Fassung  der  Kanonen  der  päpstlichen  Synoden  ^  herbeigeführt  worden  ist  ^. 

Am  Schlüsse  des  Konzils  erfolgte  die  Publikation  der  Beschlüsse  desselben  durch 
Vorlesung^,  und  ausserdem  sollten  dieselben  nicht  nur  innerhalb  bestimmter  Frist 
nach  Beendigung  der  Synode ,  sondern  auch  noch  später  und  wiederholt  durch  die 
Bischöfe  auf  den  Diöcesansynoden^,  durch  die  Archidiakonen ,  Erzpriester''  und 
Pfarrer  in  ihren  Sprengein  ^,  sowie  auch  innerhalb  der  einzelnen  geistlichen  Korpo- 
rationen (z.  B.  der  Kapitel)  den  Mitgliedern  derselben^  bekannt  gemacht  werden ^^. 

Nach  der  Stellung,  welche  die  Provinzialkonzilien  in  dieser  Zeit  erhalten  hatten, 
konnte  es  nicht  zweifelhaft  sein ,  dass  sie  sich  mit  ihren  Beschlüssen  innerhalb  der 
Schranken  des  gemeinen  Rechts  zu  halten  hatten  ^^,  und  wenn  sie  in  manchen  Fällen 
diese  überschritten  haben  ^^,  so  ist  dies  offenbar  nur  aus  Unachtsamkeit,  nicht  in  der 
Absicht,  ihr  Recht  in  Betreff  der  Gesetzgebung  zu  erweitem,  geschehen.  Eine 
regelmässige  Kontrole  in  Betreff  der  Beschlüsse  ist  in  dieser  Zeit  von  den  Päpsten 
nicht  geübt  worden ,  aber  in  einzelnen  Fällen  haben  sie  doch  bei  gegebener  Ver- 
anlassung dieselben  ihrer  Prüfung  unterzogen  und  die  Vornahme  von  Abänderungen 
derselben  verfügt* 3. 


«  Ygl.dieNacliwei8angenS.499.  n.  12ff.  Der 
dabei  gebrauchte  Plural  ist  der  Pluralis  majesta- 
tions,  in  welcbem  der  Erzbiscbof  spricht. 

*  Im  11.  und  12.  Jahrhundert  ist  noch  die  Fas- 
sang :  ^decretum  est  a  ss.  conoilio^  ,„statuit  ss.  sy- 
nodus!^,  Sellgenstadtl023,  Hirsch-Bresslan, 
Heiniieh  U.  3,  350;  Aix  1102,  M.  21,  73,  oder 
„placnit  uuiTersis'',  Nantes  1127,  p.  383  übUch. 

8  S.  o.  S.  362. 

*  Yiellelcht  insbesondere  unter  Mitwirkung 
desUmstandes,  dass  die  päpstlichen  Legaten  die- 
selben fÜT  die  Beschlüsse  der  von  ihnen  abgehal- 
tenen Synoden  anwandten ,  wie  z.  B.  zu  Mont- 
pellier 1195,  M.  22,617:  „ipse  legatus  de  assensu 
omnium  universo  . .  .  ita  oonstltuit^'. 

6  Lambeth  1262,  M.  23, 1072 ;  Forll  1286,24. 
p.  624;  Anse  1300,  p.  1222;  Gompi^gne  1301, 
25,  80;  Nogaret  1303,  p.  116;  Compiftgne  1304, 
p.  122;  K51nl310,  p.  248;  Ravenna  1311 ,  p. 
475 ;  Angers  1376  c.  30,  26,  456. 

«  Montpellier  1258.  c.  7,  M.  23,  992;  Oognac 
1262.  c.  7,  p.  1209;  Wien  1267.  c.  19,  p.  1176; 
Compl^gne  1270,  24.  16;  Ayignon  1279.  c.  15, 
p.  242;  Aquileja  1282,  p.  438;  Tarragona  1282, 
p.  494;  Bremen  1292,  p.  1098;  Anse  1300,  p. 
1232;  Bergamo  1311,  p.  513;  Marclac  1326.  c. 
56,  p.  798. 

^  Paris  1248.  c.  23,  M.  23,  768;  Anse  1300, 
24,  1212 ;  York  1367,  26,  471 ;  Benevent  1378. 
c.  72,  p.  656. 

8  Macon  1286,  M.  24,  616 ;  Bremen  1292,  p. 
1096 ;  Trier  1310,  35,  293. 

9  Vgl.  die  Yorhergehenden  Anmerkungen. 

U>  Zn  diesem  Behufe  wurde  die  Anfertigung 
Ton  Transaumpten  angeordnet  und  den  Bethei- 
ligten aufgegeben,  sich  solche  zu  yerschafiTen, 
Köln  1310.  C.28, 25, 247;  Bergamo  1311,  p.  513 ; 


Mardac  1326,  p.  798;  York  1367,  26,  471;  Be- 
neyent  1378.  c.  72,  p.  656. 

ii  Vgl.  z.  B.  ComplÄgne  1270,  M.  24, 16 :  „Sal- 
Tis  nihilominus  ils  quae  supra  praedictls  et  aUls 
articulis  per  sedem  apostolicam  ordinata  et  sta- 
tuta sunt". 

^  Einen  Widerspruch  mit  dem  gemeinen  Recht 
weist  auf  Salzburg  1274.  c.  2,  M.  24 ,  137,  vgl. 
dazu  c.  10  (Alex.  UI)  u.  o.  18  (Innoc.  III)  X. 
de  regulär.  III.  31,  da  es  den  statthaften  Ueber- 
gang  eines  Mönches  zu  einem  strengeren  Orden 
verbietet.  Ueber  einen  anderen  Fall  s.  oben 
S  250 

*w  So'  Martin  IV.  1282  in  Betreff  der  c.  7—9. 
Turon.  1282  über  die  Exkommunikation  welt- 
licher Beamten ,  welche  Kirchen  und  Geistliche 
bedrucken,  s.  Schreiben  desselben  an  seinen  Le- 
gaten M.  24 ,  474 :  „cum  .  .  .  statuta  huiusmodi 
eorum  generalitate,  perploxitate,  involutione  ac 
qualitate  pensatis,  spiritualiter  et  temporaliter 
quamplurimum  captiosa  fore  .  . .  dinoscuntur . . . 
mandamus ,  quatenus  .  . .  ea  prudenter  corrigas, 
immutes,  emendes,  temperes,  modereris  et  refor- 
mes" ;  ferner  erliess  Johann  XXII  auf  Beschwerde 
der  Kolner  über  die  strengen  Anordnungen  des 
Kölner  Provinzialkonzlls  von  1322  in  Betreff  des 
Interdikts,  Hefele  6,  77,  eine  Anweisung  an 
den  Erzhischof  zu  Köln ,  diese  zu  mildern ,  was 
derselbe  auch  demnächst  bewirkte,  M.  25,  735. 

Davon  sind  diejenigen  Fälle  zu  unterschei- 
den, in  denen  die  vom  Provinzialkonzil  beschlos- 
sene Massnahme  als  solche  nach  dem  bestehen- 
den Recht  der  päpstlichen  Bestätigung  bedurfte, 
so  behält  z.  B.  das  Konzil  von  AurlUac  1294  in 
Uebereln Stimmung  mit  c.  7  (Later.  IV)  X  de  im- 
munit.  eccles.  III.  49  zu  der  Subsidienbewilli- 
gung  aus  kirchlichen  Einkünften  an  den  König 
ausdrücklich  die  Genehmigung  des  Papstes  vor, 
M.  24,  1120. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  173. 


Die  Reformsynoden  des  15.  Jahrhunderts  wandten  den  ProvinziaLsynoden 
ebenfalls  ihre  Aofinerksamkeit  zn.  Nachdem  schon  das  Konzil  von  Pisa  (1409)  die 
allseitige  Einbemfhng  von  Provinzialsynoden  vor  dem  nächsten  allgemeinen  Konzile 
vorgeschrieben  hatte  ^^  fasste  die  erste  Reformkommission  der  Konstanzer  Synode  den 
Beschluss,  dass  die  Provinzialkonzilien  mindestens  alle  drei  Jahre  abgehalten  werden 
sollten  ^.  Dieser  Beschlnss  ist  zwar  auf  der  Synode  selbst  nicht  mehr  zur  Berathang 
gelangt,  aber  Martin  V.  hat  ihn  in  sein  1425  erlassenes  Reformdekret  aufgenommen  ^ 
wie  er  auch  schon  vorher  (1418)  bei  der  Bezeichnung  der  Stadt  Pisa  als  Yersamm- 
lungsort  des  nächsten  allgemeinen  Konziles  die  eben  gedachte  Anordnung  des  frfihe- 
ren  Pisaner  Konzils  wiederholt  und  insbesondere  die  deutschen  Erzbischöfe  zur  Ab- 
haltung von  Vorbereitungssynoden  för  das  erstere  ermahnt  hatte  ^.  Demnächst  hat 
das  Baseler  Konzil^  unter  Androhung  von  schweren  Strafen  und  Festsetzung  einer 


*  Se88.  XXIII,  M.  26,  1156. 

2  Hübler,  Ooiistanzer  Reform.  S.  118.  n.  1. 

S  DöUinger,  Beiträge  zar  polit.,  Kirchen- 
a.  Knltargesch.  der  6  letzten  Jahrhunderte.  Re- 
genBburg  1862.  2,  340;  Hefele  7,  410. 

^  Eine  AuCfordernng,  welche  1423  vom  Papst 
wiederholt  worden  ist,  Ray  na  Id.  ann.  1423.  n. 
1  n.  2.  In  Folge  dessen  sind  auch  Proyinzialsy- 
noden  abgehalten  worden  für  die  Provinzen  Salz- 
burg 1418,  M.28,  977,  welche  c.  2  eine  14  tagige 
Daner  der  Provinzialkonzilien  vorschreibt ;  Mainz 
1423,  Hartzheim  5,  206;  Köln  1423,  M.  28, 
1049;  Trier  1423,  Hartz h.  ö,  222. 

Ans  der  Zeit  bis  zum  Baseler  Konzil  treten  zu 
diesen  noch  Tarragona  1424,  Gams,  Kirchen- 
gesch.  V.  Spanien  III.  1,  302;  Kopenhagen  1425 
furLund,  M.28,  1083;  Riga  1428,  p.  lllö; 
Paris  für  Sens  1429,  wo  darauf  Bezug  genommen 
wird ,  dass  die  Konzilien  nach  kanonischer  Vor- 
schrift alle  3  Jahre  gehalten  werden  sollen ,  aber 
zugleich  mit  dem  Bemerken,  dass  dies  aus  Nach- 
lässigkeit seit  langer  Zeit  nicht  geschehen  sei, 
p.  1095;  Narbonne  1430,  p.  1159. 

5  Sess.  XV  von  1433 ,  M.  29,  75 :  „Celebretur 
quoque  in  singulis  proviucüs  saltem  Infra  bien- 
nium  a  fine  concilil  generalis  et  deinde  ad  minus 
semel  de  trlennio  in  triennium  provinciale  con- 
cilium  in  loco  tuto  in  quo  tam  archiepiscopus 
quam  sufifraganei  omnes  et  alii  qui  in  huiusmodi 
concllils  provincialibus  Interesse  tenentur,  debite 
voeati  Intersint.  Quod  si  episcopus  canonlco 
fnerit  impedimento  detentus,  procuratorem  suum 
destiuet  non  solum  ad  excusandum  et  probandum 
absentiae  causas,  sed  etiam  ipsius  nomine  conci- 
liointeressendum  susdpiendumque  quicquid  oon- 
cilium  duxerit  statuendum.  Alioquln  ipse  epi- 
scopus a  perceptlone  medietatls  fructuum  unius 
anni  suae  ecclesiae,  qui  per  personam  in  ipso 
concilio  deputandam  in  Ipsius  ecclesiae  suae  fabri- 
cam  effectualiteT  convertantur,  eo  ipso  sit  suspen- 
sns.  Alii  vero  venire  negligentes  concilil  arbitrio 
puniantur,  aliis  iuris  poenis  in  suo  robore  dura^ 
turis  .  . .  Porro  in  huius  inchoatione  concilii  ipse 
metropolitanus  vel  alius  eins  nomine  infra  mis- 
sarum  solemnia  vel  post,  exhoTtatorium  sermonem 
faciat  ea  quae  ad  statum  ecclesiasticum  et  praeci- 
pue  ad  pontificale  officium  pertinent  seriöse  memo- 
rando  .  .  .  Praecipue  autem  fiat  tunc  monitio,  ut 
dignls  et  bene  meritis,  quorum  vita  sufflcienti  testi- 


monio  nota  sit,  ordines  et  beneflcia  sine  simoniaca 
labe  conferantur.  Et  super  omnia,  ut  in  anlmarom 
cura  c^mmittenda  summa  diligentia  et  matuia  in- 
qulsitio  adhibeatur.  Et  ut  bona  ecclesiastica  nal- 
latenus  ad  usus  illidtos ,  quinimmo  ad  honorem 
dei,  ecolesiarum  conservationem  (habendo  secan- 
dum  SS.  canones  praecipuam  curam  pauperum  et 
indigentium)  laudabiliter  convertantur  ...  In 
quibus  quidem  concUiis  de  oorrigendie  exces- 
sibus  morlbusque  subditorum  reformandis  et 
praecipue  qualiter  episeopi  in  conferendis  be- 
neficiis  et  conflrmandis  electionibus,  ministran- 
dis  ordinlbuB,  deputandls  confessoribuB ,  piae- 
dioando  ad  populum ,  et  paniendo  excessus  sub- 
ditorum, observatione  episcopallum  synodorum 
oeterisque  ad  officium  episcopale  ac  iurisdictio- 
nem  et  administrationem  eorum  in  spitltualibiiB 
et  temporalibus  quomodolibet  speetantibiu  se  ges- 
serint  et  praesertim  an  a  simoniaca  labe  manni 
Innoxias  servent,  diligens  inquisitio  secundmn 
iuris  dispositionem  fiat ,  ut  omnes  qui  in  pzae- 
missis  deliquisse  comperti  sunt ,  per  ipsum  coa- 
cllium  corrigantur  et  puniantur.  Simili  modo  de 
ipso  metropolitano  drca  omnia  supra  scripta  diU- 
genter  inqulratur  cuius  excessus  etdefectns  ipsum 
concilium  eidem  speoialiter  exprimat  Ipsum  ad- 
monendo  et  obsecrando,  ut  cum  aliorum  pater  vo- 
cetur  et  esse  debeat,  a  talibus  omnino  desistat. 
Et  nihilo  minus  inquisitionem  de  ipso  habitam, 
in  scriptis  redactam  ad  Romanum  pontificem  vel 
alium  eins  superiorem,  si  quem  habeat,  sinemon 
transmlttat ,  ut  ab  eo  punitionem  et  reformatio- 
nem  susoipiat  condecentem.  Inter  cetera,  si  quae 
discordiae,  contentiones  et  inimidtiae  inter  quos- 
cumque  vignerint,  quae  quietem  et  tranquillitar- 
tem  provinciae  posseot  perturbare,  curet  omni 
studio  concilium  illa  sedare  et  more  plorum  pa- 
trum  ad  pacem  concordlamque  flliorum  vigllanter 
Intendat  .  .  .  Cogitentur  insuper  In  provindali 
synodo  quae  immediate  generale  eoucilium  sub- 
sequens  antecedit,  omnino  quae  in  eodem  gene- 
rali concilio  visa  fuerint  prosequenda,  ad  dei 
gloriametprovindae  commodum  salutemqoeclui- 
stiani  popuU.  Ibidemque  eligantur  in  nnmero 
competenti  qui  ad  proximum  generale  concilium 
vice  totius  provinciae  debeant  profidsd ,  quibus 
per  subsidium  vel  alias  provideatur,  prout  de 
iure  et  concilio  provindali  fuerit  visum  expediie, 
ita  tamen,  quod  Uli  qui  ultra  personas ,  ut  pi«e- 
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Devolntion  des  Einberafnngsrechtes  an  den  ältesten  Sufiraganbischof  die  mindestens 
dreijährige  Abhaltung  ^  derselben  zur  Durchführung  zu  bringen  gesucht,  wobei  es  an 
der  Stellung,  welche  die  letzteren  seit  dem  13.  Jahrhundert  im  Organismus  der  Kirche 
erhalten  hatten,  nichts  geändert,  indessen  vor  Allem  Reform-  und  Korrektionszwecke 
sowie  die  Vorbereitung  der  allgemeinen  Konzilien  als  ihre  Aufgabe  in  den  Vorder- 
gnind  steltte. 

Wie  aber  die  von  dem  Konzile  angestrebte  Reform  überhaupt  gescheitert  ist,  so 
hat  auch  seine  Anordnung  über  den  regelmässigen  Zusammentritt  der  Provinzial- 
synoden  keinen  Erfolg  gehabt.  Es  wurden  zwar  solche  im  1 5.  Jahrhundert  abge- 
halten, aber  in  geringerer  Zahl  als  dies  in  der  den  Reformkonzilien  vorangegangenen 
Zeit  der  Fall  gewesen^.  So  wiederholte  denn  die  von  Karl  V.  nach  der  Verlegung  des 
Konzils  von  Trient  nach  Bologna  auf  dem  Augsburger  Reichstage  1 548  unterbreitete 
und  von  den  deutschen  Bischöfen  angenommene  Reformationsformel  ^  die  Anordnung 
des  Baseler  Konzils  über  die  dreyährige  Abhaltung  der  Provinzialsynoden  von 
Neuem  ^,  und  ein  gleichzeitig  erlassenes  kaiserliches  Mandat  befahl  die  sofortige  Aus- 
ftlhrung  derselben  ^. 

Endlich  hat  das  Konzil  von  Trient  die  gleiche  Vorschrift  über  die  Periodicität 
der  Provinzialkonzilien  unter  seine  Beschlüsse  aufgenommen,  indem  es  dabei  die 
Abhaltung  der  demnächstigen  ersten  Provinzialsynode  in  jedem  Erzbisthum  innerhalb 
Jahresfrist,  von  seiner  eigenen  Beendigung  an  gerechnet ,  vorschrieb  ^,  andererseits 
aber  an  den  Funktionen  der  Provinzialsynoden  nichts  änderte. 


dictnm  est,  deputatas  ad  ipsnin  concilium  gene- 
rale accedere  Tolaerint,  aut  eorum  cleras,  nnlla- 
tenUB  piopterea  graventur.  Relegantur  quoqne 
in  nnoquoque  pro^inciali  concillo  qnae  secundum 
canonieas  sanotiones  in  eisdem  legi  praecipiantur, 
ut  ea  et  inviolabiliter  observentur  et  transgresso- 
ribas  poenae  debitae  infeiantur.  Quodsi  metro- 
politani  vel  dioeoesanl  praedlctis  terminis  in  ce- 
lebiandls  pTOTlnelaUbns  et  episcopalibns  synodis, 
«eesante  legitimo  Impedimento,  fuerint  negli- 
gentes ,  medietatem  omnium  fructumn  et  obren- 
tioniim  ratione  suarum  eccledaram  ad  eos  pertl- 
nentlnm ,  fabrioae  ipsaram  eeclesiarum  applioan- 
dam  eo  ipso  amittant.  Qal  si  in  eadem  negligen- 
tia per  III  proximos  menses  perseyeTaverint,  ab 
offlelis  et  beneflcüs  sint  ipso  facto  suspensi.  Qul- 
bustransactis  temporibus  snb  antesoriptls  poenis, 
intiqnioi  in  piovinola  ordine  episcopas  ipsins 
metropolitani  episcopi  ant  malor  in  dignitate  post 
pontlflealem  in  sacris  oonstitutas,  nisi  ad  alios 
fonan  de  eonsuetndlne  vel  piivllegio  peitineat, 
negligentlam  in  celebrandis  piaediotis  provinda- 
libns  et  episoopalibus  synodis  supplere  tenean- 

^  Nicht  zweijährige,  wie  es  bei  Richter- 
Dom,  8.  Anfl.  §.  149.  n.  2  (s.  vor.  Anm.) 
beisst.  Diese  Yorschrlft  nnd  manches  mit  dem 
Baseler  Konzil  Verwandte  findet  sich  schon  in 
den  Beschlüssen  der  Pariser  Synode  v.  1408, 
M.  26,  1004;  He  feie  6,  647,  welche  unter 
Aafkfindlgung  der  Obedienz  gegen  Benedikt  XIII 
die  Neutralität  erklärte.  Damit  hängt  es  auch 
zusammen,  dass  die  erwähnte  Synode  für  die 
Zeit  derselben  die  Ausübung  bes^mmter  päpst- 
Ueher  Rechte,   z.  B.  die  Dispensation  von  ge- 


wissen Ehehindemissen ,  gewissen  Defekten  bei 
Bischofskandidaten  und  die  Entscheidung  in 
letzter  Instanz  den  Provinzialsynoden  übertragen 
hat,  M.  26,  1003.  1006. 

^  Aus  Deutschland  geboren  hierher  Mainz 
1451,  welche  das  Baseler  Konzil  über  die  Ab- 
haltung der  Provinzialsynoden  recipirt,  Hartz- 
heimÖ,  398;  Salzburg  1457,  abgehalten  von 
Nikolaus  v.  Cusa  als  päpstlichem  Legaten,  p.  923 ; 
Köln  1452,  desgleichen,  wo  die  erwähnte  Baseler 
Anordnung  ebenfalls  wiederholt  wird ,  p.  413 ; 
Magdeburg  14Ö2  (unter  demselben  Legaten),  p. 
426;  Mainz  1453.  p.  438;  Salzburg  1456,  p. 
936 ;  Salzburg  1490,  p.  572. 

»Bei  Qoldast  constit.  imper.  2,  366; 
Hartzheim  6,  741;  Le  Plat  monum.  ad 
bist.  cono.  Trid.  amplisslma  oolleotio  4,  73. 

^  tit.  21  de  synodis.  Dasselbe  hatte  schon  die 
Verordnung  des  Kardinallegaten  Campeggio, 
welche  aus  Anlass  des  von  mehreren  Ständen  In 
Regensburg  1524  zur  Vollziehung  des  Wormser 
Ediktes  geschlossenen  Bündnisses  in  demselben 
Jahr  behufs  Abstellung  einzelner  Missbräuche 
erlassen  war,  unter  Nr.  XXVI,  Hartzheim 
6,  203,  vorgeschrieben. 

^  Mandatum  de  babendis  synodis  provindali- 
bus  et  dioecesanis  bei  Le  Plat  1.  c.  p.  103.  Auf 
Grund  dieser  Anordnungen  sind  Provinzialkon- 
zilien zu  Köln  1549,  Hartzheim  6,  532; 
Salzburg  1549,  p.  415;  Mainz  1549,  p.  562; 
Trier  1^49 ,  p.  595  abgehalten  und  es  ist  auch 
die  Beobachtung  der  Beschlüsse  des  ersteren 
durch  ein  Edikt  Karls  V  v.  1549 ,  l.  c.  p.  562, 
ausdrücklich  befohlen  worden. 

t»  Sess,  XXIV.  c.  2  de  ref. 
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Ist  schon  die  letzte  Vorschrift,  welche  den  Zweck  hatte,  die  Publikation  und  die 
Durchfthrung  der  Trienter  Beschlüsse  in  den  einzelnen  kirchlichen  Verwaltungs- 
kreisen  zu  sichern,  nicht  überall  befolgt  worden  ^  so  hat  vollends  die  Verordnung 
Sixtus' V.  in  der  Bulle:  „Immensa  a^temi^  von  1587^,  dass  die  Beschlüsse  der 
Provinzialkonzilien  vor  ihrer  Veröffentlichung  und  Durchführung  zur  Prüfung  an  die 
Congregatio  concilii-^  einzusenden  seien  ^,  dem  Institut  die  Lebensader  unterbunden. 
Damit  war  die  Festsetzung  von  partikulären  Normen  durch  die  Provinzialsynoden 
innerhalb  ihrer  ohnehin  beschränkten  Zuständigkeit  von  der  Zustimmung  einer  den 
lokalen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  fremd  gegenüber  stehenden  Behörde  in  Rom 
abhängig  gemacht  und  den  Erzbischöfen  jedes  nennenswerthe  Interesse  benommen, 
solche  Synoden  einzuberufen,  um  so  mehr  als  sich  auf  ihren  Antrag  das ,  was  sie  mit 
den  Provinzialsynoden  unter  Roms  Zustimmung  anordnen  konnten,  auch  ohne  diese 
von  dort  aus  selbstständig  regeln  liess,  während  für  die  Bischöfe  bei  der  Stellung, 
welche  sie  in  der  damaligen  Zeit  gegenüber  den  Metropoliten  inne  hatten,  keine  Ver- 
anlassung vorlag ,  ihrerseits  die  Veranstaltung  von  Provinzialsynoden  anzuregen  und 
durch  dieselben  den  Erzbischöfen  Gelegenheit  zu  ausgedehnterer  Handhabung  ihres 
Aufsichts-  und  Visitationsrechtes  zu  geben  \  Hieraus  erklärt  es  sich  in  erster  Linie, 
dass  die  Provinzialsynoden,  für  deren  Abhaltung  die  Nothwendigkeit  der  Publikation 
und  der  Durchführung  der  Beschlüsse  des  Trienter  Konzils  noch  in  den  ersten  Zeiten 
nach  der  Beendigung  desselben  eine  besondere  Veranlassung  abgegeben  hatte,  schon 
im  Laufe  des  1 7.  Jahrhunderts  entweder  gar  nicht  mehr  oder  nur  selten  zusammenge- 
treten sind  ^.  In  Deutschland  ^  insbesondere  waren  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  zu- 
folge ihrer  Stellung  als  Reichsfttrsten  so  sehr  von  politischen  Geschäften  in  Anspruch 
genommen ,  dass  ihnen  für  die  kirchliche  Verwaltung  keine  Zeit ,  auch  vielfach  kein 
Interesse  übrig  blieb,  und  überdies  schloss  ausserdem  die  hier  herrschende  Sitte  der 
Kumulationen  von  Erzbisthümem  und  Bisthümem  in  einer  Hand  ^  die  Möglichkeit  der 
Abhaltung  von  Provinzialsynoden  aus. 


1  Z.  B.  nicht  in  der  Provinz  Köln,  wo  seit  dem 
S.  503.  n.  6  cit.  erst  1860  wieder  eine  Provinzial- 
synode  gehalten  worden  ist,  Arch.  f.  k.  K.  R.  9, 
108;  ebenso  wenig  in  Trier  und  Mainz,  ygl. 
Y.  Schalte,  Geschichte  d. Quellen  n. Literatur 
des  kanon.  Rechts  III.  1,  80.  n.  **;  und  über 
Spanien  insbesondere  Garns  a.  a.  0.  III.  2, 
186  ff. 

2  M.  Bnllar.  2,  630  (Th.  I.  S.  457.  n.  4). 

8  Ueber  die  besondeie  Abtheilnng  der  Congre- 
gatio concilii,  welche  sich  für  die  Erledigung  der 
betreifenden  Geschäfte  gebildet  hat,  s.  Th.  I. 
S.  464. 

*  Schneemann,  Arch.  f.  k.  E.  R.  22,  114. 
n.  2  und  collect,  condl.  Lacens.  1,  16  behauptet, 
dass  diese  Anordnung  keine  Neuerung  enthalte. 
Er  beruft  sich  darauf ,  dass  schon  vorher  die  Be- 
schlüsse mancher  Proyiuzialsynoden ,  so  der 
Mailänder  des  h.  Karl  Borromäus  ▼.  1565,  1569, 
1573,  1576, 1579, 1582  und  anderer  in  Deutsch- 
land, Frankreich,  Belgien,  Polen,  Spanien  und 
Amerika  aus  der  Zeit  yon  1565  bis  1585  zur 
Prüfung  nach  Rom  gesandt  seien  (übrigens  ist 
dies  auch  mit  dem  der  Salzburger  t«  1559  der 
Fall  gewesen,  welche  erst  1573  pnblicirt  worden 
ist,  T.  Schulte  a.  a.  0.  S.  84.  n.  12).  Diese 
Allführungen  beweisen  aber  nichts  welter,  als 


dass  diese  Einreichung  freiwillig  erfolgt  ist,  was 
sich  daraus  erklärt ,  dass  man  sich  bei  der  Neu- 
heit der  Beschlüsse  des  TrldentLnums  darüber 
Tcrgewissem  wollte,  ob  in  Rom  die  Anordnungen 
der  ProTinzialsynoden  auch  mit  diesen  in  Ein- 
klang stehend  erachtet  würden.  Die  Neuerung 
Sixtus'  y  besteht  aber  darin,  dass  die  Ein- 
reichung  obligatorisch  und  die  Gültigkeit  der 
Beschlüsse  von  der  vorgänglgen  Prüfung  Roms 
abhängig  gemacht  worden  ist. 

s  Berichtet  doch  auch  der  Kardinal  de  Luca 
(t  1683).  discurs.  XXX.  n.  4  ad  conc  Trideat., 
dass  seiner  Zeit  wegen  der  Streitigkeiten  der 
Metropoliten  mit  ihren  Suffraganen  in  Italien  die 
Einberufung  der  Provinzialsynoden  nur  nach 
vorheriger  Anfrage  bei  der  Congregatio  oondlii 
gestattet  war. 

^  Vgl. die  Zusammenstellung  bei  t.  Schulte 
a.  a.  0.  S.  80.  n.  **;  über  Spanien  Garns  a.  a,  0. 
ni.  2,  19ff. ;  hier  sind  sie  nur  in  der  Provinz 
Tarragona  noch  bis  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
ziemlich  regelmässig  gehalten  worden. 

^  Wo  die  Vorschrift  des  Tridentinums  schon 
im  16.  Jahrhundert  nicht  mehr  beobachtet  wor- 
den ist,  8.  Anm.  1. 

8  S.  0.  S.  255  und  die  Zusammenstellung 
bei  V.  Schulte  a.  a.  0.  S.  82.  n.  7. 


§.  173.] 


Die  ProvinzialBynoden. 


505 


Abgesehen  von  besonderen  politischen  Verhältnissen  trat  der  letzteren  endlich 
noch,  freilich  in  untergeordneter  Weise,  der  Umstand  entgegen,  dass  nieht  nur  viel- 
fach das  staatliche  Placet  für  die  Beschlüsse  der  Proyinzialsynoden^,  sondern  auch  in 
einzelnen  Ländern,  wie  in  Frankreich^,  Spanien^  und  Neapel^,  die  vor- 
gftngige  landesherrliche  Genehmigung  zur  Einberufung  der  Provinzialsynoden  ^  er- 
fordert wuvie^. 

Auch  nach  der  Wiederherstellung  der  katholischen  Earchenverfassung  in 
Deutschland  und  in  Frankreich  ist  es  zunächst  bei  dem  früheren  Zustande 
verblieben ''.  Erst  in  Folge  der  Bewegungen  des  Jahres  1848,  als  es  galt,  f{lr  die 
katholische  Kirche  die  Freiheit  von  den  Fesseln  der  kirchenstaatlichen  Gesetzgebung 
in  den  einzelnen  Ländern  zu  erringen ,  fasste  sowohl  der  französische  wie  auch  der 
deutsche  Episkopat  den  Plan,  für  jedes  Land  ein  s.  g.  Nationalkonzil  zu  veran- 
stalten ^,  aber  bei  dem  Widerwillen  Roms  gegen  derartige  kirchliche  Versammlungen, 
wurde  die  Abhaltung  solcher  Konzilien  nicht  fär  angemessen  erachtet  und  den  Bi- 
schöfen statt  dessen  die  Einberufung  von  Provinzialkonzilien,  deren  Wiederbelebung 
ebenfalls  von  ihnen  in  Aussicht  genommen  war  ^,  empfohlen  ^^. 


^  Davon  iBt  des  Näheren  in  der  Lehre  yon  der 
Gesetzgebung  zn  handeln.  Insbesondere  bedurfte 
ee eines  solchen  in  Spanien  und  Neapel,  wo 
logar  seitens  der  Könige  den  Synoden  einzelne 
Gegenstände  zur  Yerhandlung  unterbreitet  wor- 
den  sind,  Schmid,  Blsthumssynode  2,  266; 
Garns  a.  a.  0.  S.  188;  Friedberg,  Grenzen 
zw.  Staat  und  Kirche  S.  555.  664.  Die  Akten 
derKonzUieu  von  Mexiko  1771  und  Lima  1772 
u.  1773  sind  unter  Karl  HI  in  Madrid  sequestrirt 
worden  und  Ihre  Beschlüsse  nicht  zum  Druck 
gelangt,  Schneemann  coli.  Lac.  1,  7;  Gams 
a.  a.O.  S.  191  ;  über  Frankreich  s.  Durandde 
Haillane,  les  libert^s  de  l'^glise  Gallicane. 
Lyon  1771.  1,  107. 

2  In  Frankreich  ist  dies  schon  seit  Ende  des 
16.  Jahrb.  In  yerschiedenen  Edikten  und  Arrets 
beansprucht  worden,  s.  Durand  deMaillane 
a.  a.  0.,  Tgl.  auch  H^rloourt,  les  loix  eccltf- 
liastiqnes  de  France  p.  105.  Darauf  beruht  die 
Yonchrift  des  art.  organique  4 :  „Aucun  condle 
national  ou  metropolitain,  aucun  synode  dioc€- 
sain,  aucune  assembltfe  d^btfrante  n'aura  lieu 
uns  la  permission  expresse  du  gouvemement.'' 

'  S.  die  Anführungen  in  Anm.  1.  Hier  haben 
auch  königliche  Kommissare  den  ProYinzial- 
synoden  beigewohnt. 

*  S.  Anm.  1. 

B  Auch  das  preuss.  A.  L.-B.  11.  11.  §.  141  hat 
die  Mitwirkung  des  Staates  bei  der  Berufung  und 
der  Ausführung  der  Beschlüsse  der  Provinzial- 
konzilien für  erforderlich  erklärt. 

8  Daaa  aber  darin  nicht  der  entscheidende 
Grand  für  den  Verfall  der  Proyinzialsynoden 
liegt,  ergiebt  sich  aus  dem  Umstände,  dass  in 
Frankreich  mehrfach  Im  16.  und  17. '.Jahrhundert 
seitens  der  Könige  zur  Abhaltung  von  Proyin- 
zialsynoden aufgefordert  worden  ist,  Guy  du 
Rousseaud  de  la  Combe,  recueil  de  Jurls- 
prudence  canonique.  Paris  1748.  art.  conciles. 
scct.  rv.  1,  157;  Htfrlcourt  1.  c.  p.  105,  und 
dasB  man  sich  die  königliche  Erlaubniss  für  das 
Konzil  V.  Embrun  1727,  welches  gegen  den  Bi- 


schof V.  Senez  wegen  seiner  Opposition  gegen  die 
Bulle :  Unigenitus  yorgehen  wollte,  gefallen  Hess, 
Schneemann  1.  c.  p.  6.  Ist  es  doch  auch  in 
Spanien  in  der  Provinz  Tarragona  möglich  ge- 
wesen, bei  der  dortigen  Gesetzgebung  wenigstens 
eine  yerhältnissmässlg  nicht  geringe  Anzahl  yon 
Provinzialkonzilien  abzuhalten.  Vgl.  des  Wei- 
teren v.  Schulte  a.  a.  0.  S.  80ff. 

"^  Yon  den  Regierungen  der  oberrheinischen 
Kirchenprovinz  war  allerdings  dieWiederemeue- 
rung  der  Provinzialsynoden  in  Aussicht  genom- 
men, 8.  Frankfurter  Kirchenpragmatik  %,  9, 
Münch,  Konkordate 2, 324;  Longner, Gesch. 
d.  Oberrhein.  Kirehenprovinz  S.  638:  JProvin- 
zialsynoden  können  nur  mit  Genehmigung  der 
vereinten  Staaten,  welche  denselben  KommisBa- 
rien  beiordnen,  gehalten  werden.  Da  die  wich- 
tigeren ,  den  Zeitumständen  und  der  fortschrei- 
tenden Gultur  entsprechenden  Yerbesserungen 
In  Kirchensachen  von  denselben  erwartet  wer- 
den, so  soll  in  der  Regel  alle  10  Jahre  eine 
solche  stattfinden,  die  erste  aber  im  Laufe  der 
nächsten  5  Jahre  gehalten  werden.  Ausserdem 
soll  zur  Erledigung  aller  die  Kirehenprovinz  be- 
treffenden Yerwaltungsangelegenheiten  jährlich 
eine  Synodal-Conferenz  stattfinden,  wozu  mit 
Genehmigung  der  Regierungen  der  Erzbischof, 
sowie  auch  jeder  Bischof,  einen  Bevollmächtigten 
absendet.^  In  die  gemeinsame  Yerordnung  der 
betreffenden  Regierungen  vom  30.  Januar  1830 
§.  9  ist  nur  der  erste  Satz  Übergegangen,  der 
zweite  ganz  fortgefallen  und  auch  im  dritten  die 
Yorschrift  über  die  Zeit  der  Abhaltung  der  Kon- 
ferenzen beseitigt  worden. 

8  Schreiben  des  Pariser  Erzbischofs  an  Plus  IX. 
V.  1849,  Ginzel,  Arch.  f.  Kirohengesch.  u.  K. 
R.  3,  38.  collect,  eonc.  Lac.  4,  2;  und  Plus'  IX. 
an  den  Kardinal  Schwarzenberg ,  Ginzel  2,  69. 

9  Schreiben  der  deutschen  Bischöfe  an  den 
Klerus  v.  1849,  a.  a.  0.  2,  65. 

10  Durch  das  Anm.  8  dt.  Schreiben  Plus'  IX.  u. 
das  Schreiben  desselben  an  die  französischen  Bi- 
schöfe V.  1849,  a.  a.  0.  S.  43. 44  und  coli.  Lao.  4, 3 ; 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Handelte  es  sich  doch  auch  darum ,  den  nltramontanen  Oeist  überall  zu  be- 
festigen und  zu  yerbreiten ,  und  die  wenigen  Bischöfe ,  welche  noch  nicht  gesonnen 
waren,  sich  unbedingt  zu  gefügigen  Werkzeugen  Roms  und  der  ultramontanen  Partei 
machen  zu  lassen,  zu  majorisiren  K  So  wurden  denn  zunächst  in  Frankreich  seit 
dem  Jahre  1849  eine  Reihe  von  Provinzialkonzilien  abgehalten  2,  welche  diesen 
Zwecken  dienten  und  nicht  nur  die  gallikanischen  Traditionen  der  ftanzöi^chen 
Kirche  verliessen ,  sondern  auch  in  Anerkennung  der  absoluten  Gewalt  des  Pap- 
stes und  der  Unfehlbarkeit  desselben  dem  späteren  vatikanischen  Konzil  die  Wege 
ebneten  ^.  Einen  ähnlichen  Charakter  tragen  das  einzige  deutsche  Konzil,  das  Köl- 
ner von  1860^  und  die  in  Oesterreich-Ungarn  abgehaltenen^  Provinzial- 
synoden. 

In  Nordamerika  hat  das  Institut  der  Provineialsynoden ,  nachdem  dort  das 
erste  Erzbisthum  zu  Baltimore  im  J.  1808  gegrflndet  worden  war,  schon  frflher  als  in 
der  alten  Welt  neues  Leben  gewonnen ,  da  sich  in  Folge  dessen  das  Bedürfoiss  nach 
Regelung  der  Verhältnisse  der  sich  weiter  ausdehnenden  katholischen  Kirche  geltend 
machte  ®.  Aus  gleichen  Gründen  sind  dann  in  den  übrigen  Ländern ,  in  denen  die 
katholische  Propaganda  neuerdings  nennenswerthe  Erfolge  aufzuweisen  hatte,  so  im 
britischenNordamerika^,  in  Irland®,  England^,  Holland><>  und  Austra- 
lien^^ mehrfach  Provinzialsynoden  abgehalten  worden.  Da  es  sich  hier  überall  nm 
Missionsländer  handelt  ^^,  in  denen  die  Abhängigkeit  der  Bischöfe  vom  päpstlichen 
Stuhl  an  sich  schon  eine  grössere  wie  in  den  Gebieten  der  ordentlichen  kirchlichen 
Verfassung  ist ,  so  ist  es  erklärlich ,  dass  die  in  den  letzten  Jahrzehnten  dort  ver- 
sammelten Synoden  ebenfalls  denselben  Zwecken  wie  die  deutschen  und  französischen 
gedient  haben.  ^^ 


fQr  Oesteireioli  noch  besonders  nach  Absohloss 
des  Konkordates  mit  Rücksicht  auf  Art.  4  dessel- 
ben durch  Breve  t.  5.  Nov.  1865,  Arch.  f.  k.  K. 
R.  1,  XXVI.  Ueber  ähnliche  Vorgänge  in  Baiern 
im  J.  1849  s.  Friedrich,  Qesch.  des  Vatikan. 
Konrilsl,  301. 

*  Friedrich,  a.  a.  0.  S.  132  ff. 

2  Paris  1849,  Rheimsl849, 1853,  1856;  Tours 
und  Avignon  1849 ;  Albi,  Lyon,  Rouen,  Sens,  Alx, 
Toulouse,  Bourges,  alle  1850;  Bordeaux  1850, 
1853,  1856,  1859  u.  1868;  Auch  1851,  sämmt- 
lich  in  Bd.  4  der  coli,  concil.  Lac. 

3  So  setzte  man  sich  schon  1849 ,  dann  auch 
später  über  die  Einholung  der  Genehmigung  der 
Regierung  zur  Einberufung  derselben  (s.  S.  505. 
n.  2)  hinweg ,  und  um  Konflikte  zu  yermeiden, 
Uess  die  letztere  1849  im  Moniteur  vorher  erklä- 
ren ,  dass  sie  aus  Gründen  des  allgemeinen  Woh- 
les die  Provinzialkonzilien  für  das  Jahr  1849  er- 
laubey  Glnzel  a.  a.  0.  3,  45;  Friedrich  a. 
a.  0.  S.  133;  Schneemann  coli.  Lac.  4, 5.  Im 
Uebrigen  vgl.  den  Index  zu  der  coli.  Lac.  unter 
gallicanismns,  pontifex,  pontiflcis  infallibile 
maglsterium.  Charakteristisch  ist  die  Erklärung 
des  Konzils  v.  Bordeaux  1853.  c.  1,  l.  c.  p.  649: 
„Nostram  autem  summo  pontülci  obedientiam  non 
in  reUciendis  tantum  erroribus  vel  prayis  opinio- 
nibus  ab  ipso  reprobatis  profltemur;  sed  quod  ad 
nos  propius  attinet,  iu  abiiciendls  etiam  1  i  s  u  s  1  - 
bus  vel  consuetudinlbus.  In  nostras 
eocleslas  etiam  a  longo  tempore  sens  Im 


inductis,  quas  ipse  iu  suae  dlvinae  potestttis 
imminutiouem  Teigere  iudicaret^;  vgl.  hicRn 
Friedrich  a.a.O.S. 583 ff.  604  ff.;  T.  Schulte 
a.  a.  0.  S.  85  ff. 

^  Collect,  cit.  5,  231 ;  vgl.  insbesondere  c.  ^. 
24. 

5  Wien  1858,  Prag  1860,  Gran  1858  und  Co- 
locza  1863,  coli.  cit.  p.  121.  383.  1.  597, 

®  Provinzialkonzilien  sind  abgehalten  worden 
für  die  Provinz  Baltimore  1829. 1833. 1837. 1840. 
1843.  1846.  1849.  1855.  1858. 1869;  Ciueiniuti 

1855.  1858.  1861 ;  Nevf-York  1854, 1860. 1861 ; 
S.Louis  1855.  1860;  Oregon  1848;  New-Oileans 

1856.  1858,  alle  in  Bd.  3.  collect.  Lac. 

7  Für  die  Kircheuprovinz  Quebec  1851. 1854. 
1863 ;  Halifax  1857,  ebenfalls  Bd.  3  1.  c. 

8  Dublin  1853;  Cashel  1853;  Armagh  1854; 
Tuam  1817.  1854,  Bd.  3.  L  c. 

^  Für  die  einzige  Kirchenproviuz  Westmlnster 
1852.  1855.  1859. 

10  Für  Utrecht  zu  Herzogenbusch  1865,  I.e.  5, 
724. 

11  Zu  Sidney  1844  u.  Melbourne  1859,  1.  c  3, 
1039.  1059. 

«  Th.  n.  S.  361. 

13  Vgl.  die  Nachvrelsungen  untei  Pontifex  nm- 
mus  in  coli.  Lac.  3,  1468  und  Utrecht  1. 1.  c  7, 
1.  c.  5,  784. 

Nichts  charakterisirt  dies  besser  als  die  Aodo- 
tatlon  a  zu  dem  dem  vatikanischen  Konzil  voig^- 
legten  Schema  de  episcopis  o.  5,  Friedrick, 
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Die  neuesten  Proyinziaisynoden  sind  theils  bewusste ,  theils  nnbewnsste  Werk- 
zeuge in  der  Hand  Roms  gewesen,  und  die  Unterwürfigkeit  gegen  den  Papst,  welche 
sie  bewiesen  haben ,  hat  eine  weitere  Aendemng  in  ihrer  Stellung  herbeigeführt, 
welche  zwar  noch  nicht  dnroh  ansdrfickliche  Rechtsnormen  fizirt  ist,  aber  deutlich 
genng  aus  der  geflbten  Praxis  heirortritt  Was  Rom  betrifft ,  so  hat  dasselbe  unter 
Konniyenz  der  Bischöfe  das  durch  Sixtus  V.  (s.  o.  S.  504)  festgesetzte  Prflfungs- 
recht  der  Synodalbeschlflsse  zu  einem  Abftnderungsrecht  ausgedehnt  i,  und  die  Bischöfe 
haben  ihrerseits  das  Recht  der  freien  Initiative  ftlr  die  auf  den  Konzilien  zu  verhan- 
debiden  Gegenstände  aufgegeben  ^,  sowie  auch  der  Kurie  thatsächlich  die  Befugniss 
ragestanden ,  die  Beschlfisse  der  Proyinziaisynoden  durch  andere ,  dort  getroffene 
Anordnungen  zu  ersetzen  und  diese  den  ersteren  einzuverleiben '.  Aeusserlich  er- 
scheinen zwar  die  Proyinziaisynoden  noch  als  dasselbe  was  sie  frflher  waren ,  aber 
thatsftchlieh  sind  sie  in  völlige  Abhängigkeit  von  Rom  gerathen.  Die  Dekrete,  welche 
unter  ihrem  Namen  und  als  Ergebnisse  ihrer  freien  Berathung  veröffentlicht  werden, 
sind  in  Wirklichkeit  nichts  anderes  als  päpstliche  Anordnungen ,  da  auch  die  von 
den  Bischöfen  noch  etwa  selbstständig  gefassten  Beschlüsse  erst  dadurch  Bedeutung 
erlangen,  dass  sie  in  Rom  nicht  beanstandet  und  approbirt  werden^. 

Nach  der  Vertagung  des  Vatikanischen  Konzils  ist  in  der  Abhaltung  der  Pro- 
Tiuzialsynoden  wieder  ein  entschiedener  Stillstand  eingetreten.  Zum  Theil  erklärt 
sich  dies  ans  den  politischen  Verhältnissen ,  insbesondere  den  zwischen  der  katho- 
lischen Kirche  und  den  einzelnen  Staaten  entstandenen  Konflikten.  Andererseits  aber 
haben  die  Frovinzialkonzilien  in  dem  Zeitraum  von  1849  bis  1869  ihren  Zweck  er- 
füllt, und  da  sie  nunmehr  insofern  bedeutungslos  sind,  als  die  fUr  die  einzelnen  Pro- 
vinzen erforderlichen  Anordnungen  schneller  und  bequemer  direkt  von  Rom  aus 
erlassen  werden  können,  so  erscheint  es  mindestens  fraglich,  ob  eine  regelmässige 
Abhaltung  derselben  wieder  aufgenommen  werden  wird  ^.  Das  dem  Vatikanischen 
Konzil  vorgelegte ,  nicht  zur  Berathung  gelangte  Schema  de  episcopis  enthielt  zwar 


doevm.  ad  illastr.  couc.  Vatlcan.  2, 331 :  „Maxima 
KmoD.  N.  gloria  deloetur,  qnl  concilionim  provin- 
cialinm  usum  redintegiaTit.  Quod  antem  m'berrl- 
mni  inde  fractuB  obyenerit,  docet  magpnuB  hamm 
synodonim  munerut  qnl  nlttmis  hlBce  temporibus 
delatos  est  ad  8.  G.  Goncilii  a  plurinm  nationnm 
archlepiscopis.  Ex  quo  non  Blne  admlTablli  dei 
Providentia  yia  patefacta  est  eminentlori  gravio- 
rique  conveutni  convocando,  qualis  est  auspica- 
tisflima  haee  Yatieana  8ynodIl8'^ 

*  Darüber  ist  des  N&heren  bei  der  Darstellung 
des  beute  geltenden  Reebtes  ($.  180)  zn  bandeln. 

Die  8.  506.  n.  13  angefübrte  Annotation  be- 
richtet  nrar  unter  d ,  dass  Plus  IX.  eine  beson- 
dere Kongregation  „quae  synodls  provlncla- 
Ubus  recognoscendis  operam  daret%  ein- 
gesetzt habe,  Indessen  kann  es  slob  dabei  nur  um 
die  Reorganisation  der  schon  früher  exlstlrenden 
eongregatlo  particularls  super  reylslone  synodo- 
nim provincialium  innerhalb  des  Schosses  der 
Gongregatio  concllil  Th.  I.  S.  464  gehandelt  ha- 
ben ,  da  die  päpstlichen  Schreiben  über  die  Re- 
vision nur  der  letzteren  erw&hnen,  und  die  Revl- 
slonssehreiben  an  die  Bischöfe  Ton  dem  Präfek- 
teu  der  Gongregatio  concllil  erlassen  worden  sind, 
t.  56.  coli.  Lac.  4,  786  u.  ö,  266.  267.  407.  608. 


609.  Auch  die  neueren  Jahrgänge  des  päpstlichen 
Jahrbuches  führen  nur  die  zu  Anfang  erwähnte 
Spezial-Gongregatlon  auf. 

s  So  Ist  Yor  der  Abhaltung  des  Prager  Konzils 
1860  das  Yerzeichnlss  der  Berathungs-Gegen- 
stände  nach  Rom  eingesendet  worden ,  coli.  Lac. 
5,  383.  Der  Erzbischof  von  Köln  hat  1859  nicht 
nur  einen  Theil  der  Vorlagen  Yorher  nach  Rom 
überschickt,  sondern  auch  sogar  um  die  päpst- 
liche Erlaubnlss  zur  Abhaltung  des  Konzils 
gebeten,  obwohl  das  TridentiLnum  die  Erzblschofe 
dazu  bei  Strafe  Yerpfllchtet,  1.  c.  5,  231.  234; 
Friedrich  Gesch.  d.  Yat.  Konz.  S.  593. 

3  Die  Nachweisungen  bei  der  Darstellung  des 
geltenden  Rechts  ($.  180). 

*  Friedrich  a.  a.  0.  S.  596;  y.  Schulte 
a.  a.  O.  S.  84.  Daraus  erklärt  es  sich  auch,  dass 
man  In  Rom  nichts  dagegen  einzuwenden  hatte, 
wenn  sich  die  ProYinzlalkonzlllen  im  ausgedehn- 
ten Umfange  mit  dogmatischen  Gegenständen  be- 
schäftigten. War  man  dooh  der  dort  gewünschten 
Ergebnisse  sicher. 

5  Möglicher  Welse  in  den  Misslonsländem ,  da 
hier  Immer  eigenthümllohe  Verhältnisse  zu  re- 
geln sind. 
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u.  A.  die  Anordnnng,  dass  die  ErzbischOfe  alle  5  Jahre  Provinzialkoiizilien  abhalten 
BoUten,  setzte  aber  dabei  nicht  mehr,  wie  das  Tridentiniim ,  Strafen  anf  die  Yemach- 
lässignng  dieser  Pflicht  und  gestattete  auch  ausserdem  den  Erzbischöfen ,  eine  Ver- 
längerung dieser  Frist  beim  Papste  nachzusuchen  \  so  dass  im  Resultat  Alles  von 
Opportunitätsrflcksichten  abhängig  gemacht  worden  war. 

§.174.    2.  Die  Pafriarchalsynoden  und  die  KonziUen  anderer  grösserer  kirchlicher  Sprengel 

(Plefiar-y  Primaiial-  etc,  Synoden), 

Nachdem  sich  in  der  morgenländischen  Kirche  die  einzelnen  Metropolitansprengel 
zu  grösseren  kirchlichen  Einheiten,  den  Patriarchaten,  gegliedert  hatten,  traten  auch 
für  diese  Bezirke  zur  Regelung  wichtiger  Angelegenheiten  derselben,  sowie  zur  Be- 
schlussfassung über  allgemeine,  die  ganze  Kirche  berührende,  z.  B.  Olaubensstreitig- 
keiten,  Synoden  unter  dem  Vorsitze  des  Patriarchen  zusammen  \  Doch  ist  dies  nur 
gelegentlich  ^  geschehen.  Eine  regelmässige  Verwaltungsinstanz  sind  diese  Synoden 
niemals  geworden.  Diese  Erscheinung  hängt  offenbar  damit  zusammen ,  dass  bei  den 
seit  dem  5.  Jahrhundert  die  morgenländische  Kirche  bewegenden  dogmaüschen 
Streitigkeiten  vielfache  Spaltungen  innerhalb  der  einzelnen  Patriarchate  eingetreten 
sind,  und  unter  diesen  Umständen  ein  einheitliches  Zusammenwirken  solcher  Synoden 
mit  ihrem  Patriarchen  ausgeschlossen  war,  vielmehr  die  Anhänger  jeder  der  ver- 
schiedenen  Parteien  sich  mit  den  gleichgesinnten  Bischöfen  in  anderen  Patriarchaten 
zusammengeschlossen  haben.  Daraus  erklärt  es  sich  auch,  dass  in  den  Rechtsnormen 
dieser  Zeit  der  Patriarchalsynoden  so  gut  wie  gar  nicht  gedacht  wird^.  Es  ist  in- 
dessen unzweifelhaft ,  dass  auf  ihnen  wie  auf  den  allgemeinen  und  den  Provinzial- 
Synoden  nur  die  Bischöfe  oder  deren  Stellvertreter^,  nicht  aber  andere  Geistliche, 
welche  allerdings  auf  ihnen  ebenfalls  erschienen  sind  ^,  Stimmberechtigung  besessen 
haben  7,  und  dass  für  ihre  Beschlüsse  eine  kaiserliche  Bestätigung  nicht  erforderlich 
gewesen  ist®. 


1  c.  5,  Friedrich,  docum.  2,  324. 

2  Vgl.  Th.  I.  S.  540.  n.  5  u.  S.  549.  Als  fer- 
nere Beispiele  können  dienen  die  Synode  zu  Ale- 
xandrien  von  430  (gegen  die  Ketzerei  des  Nesto- 
rlus),  Mansl  4,  1067;  Hefele  2,  167;  zu  An- 
Üochlen  v.  445  (Absetzung  des  Bischofs  von  Per- 
rha,  welcher  nach  seiner  Resignation  sein  früheres 
Blsthum  wieder  eigenmächtig  In  Besitz  genommen 
hatte),  Mansl  7,  326;  Hefele  2,  304;  zu  An- 
tioohlen  vou  447  o.  448  (Anklage  gegen  Bischof 
Ibas  V. Edessa),  Man8i7,215;  Hefele2,310; 
zu  Jerusalem  von  536  (Zustimmung  zu  der  Ab- 
setzung des  Patriarchen  Authimus  v.  Konstanti- 
nopel), Mansl  8,  1164;  Hefele  2,  773. 

3  Dies  zeigen  die  Anführungen  in  Anm.  2; 
ferner  c.  6  Constant.  v.  381,  welcher  die  Anklä- 
ger eines  Bischofs  nur  dann  an  die  Patrlarchal- 
synode  verweist,  wenn  die  Provinzlalsynode  nicht 
im  Stande  ist ,  das  demselben  vorgeworfene  Yer- 
gehen  zu  bestrafen. 

^  Ausser  der  in  der  vor.  Anm.  oitirten  Stelle 
erwähnt  ihrer  erst  wieder  c.  17  Constant.  v.  869, 
Mansl  16,  171 :  „Sed  sancta  haec  et  universalis 
synodus,  nee  concilia  quae  a  metropolitanis  fiunt, 
Interdlcens ,  multo  magis  lila  novit  ratlonabillora 


esse  ac  utiliora  metropolitanorum  ooncillis  quie 
a  patriarchali  sede  cougregantur :  et  Idolrco  haec 
fleri  exigit :  a  metropolita  qulppe  unius  quidem 
provinclae  dispositlo  effldtur ,  a  patriarcba  vero 
saepe  totius  causa  dioeceseos  dispensatui^. 

6  Vgl.  die  Citate  in  Anm.  2. 

^  So  kommen  Diakonen  als  Notare  der  Synoden 
vor,  8.  die  clt.  Anm. 

7  Dies  bestätigt  auch  der  freilich  spätere  c.  17 
dt.  conc.  Oonstant.  v.  869 :  „cum  nusquam  saai 
canones  convenire  prindpes  in  concllüs  sanxerint, 
sed  solos  antlstites.  Unde  nee  Interfuisse 
illos  synodis ,  exceptis  conciliis  univeTsalibus  in- 
venimus :  neque  enim  f as  est  saeculares  prindpes 
spectatores  flerl  rerum  quae  sacerdotibus  dei  non- 
numquam  eveniunt.  Quisquis  ergo  metropolita- 
norum proprium,  patriarcham  contempaeiit  et  vo- 
catlonem  eins  quae  slve  ad  unum  solum  sive  ad 
plures  sive  ad  omnes  flt,  absque  validisslma  aegio- 
tatione  vel  paganorum  incursu  non  obedlerit  et 
per  totos  duos  menses  post  notitiam  voeationis  ad 
proprium  venire  patriarcham  minime  festinaveiit 
.  .  .  segregetui''. 

8  Dafür  lässt  sich  kein  Anhalt  ermitteln.  Al- 
lerdings ist  der  Beschluss  der  antiochenischen 


§.  174.] 


Flenar-,  Primatial-  eto.  Synoden. 
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Eine  den  orientalischen  Patriarchalsynoden  verwandte  Stellnng  nehmen  die- 
jeni^n  Konzilien  ein,  welche  nnter  dem  Vorsitze  der  Päpste  abgehalten  worden  sind, 
und  an  denen  nicht  nnr  die  znm  römischen  Metropolitansprengel  gehörigen  Bischöfe, 
sondern  anch  die  italienischen  Erzbischöfe ,  wie  die  von  Ravenna ,  Mailand,  Aqnileja 
und  Qrado  Theil  genommen  haben  ^  Sie  kommen  seit  dem  6.  Jahrhundert  vor  ^j  sind 
aber  erst  im  9.  häufiger  geworden  ^  insbesondere,  war  es  Johann  YIU.  (872 — 882), 
welcher  wiederholt  solche  Synoden  bemfen  und  dieselben  als  Mittel  zur  Herstellung 
der  kirchlichen  und  politischen  Oberherrschaft  des  römischen  Stuhles  über  Italien 
zu  benutzen  versucht  hat. 

lieber  die  Theilnahme  an  diesen  Versammlungen  gilt  das  S.  508  Bemerkte^,  da 
man  ttberhaupt  auf  dieselben  die  fOr  die  allgemeinen  und  die  FrovinzialsTuoden  mass- 
gebenden Vorschriften  angewendet  hat  ^.  Deshalb  ist  auch  von  einer  Betheiligung  der 
Kaiser  bei  der  Berufung  dieser  Synoden  keine  Rede,  und  nur  vereinzelt  haben  solche, 
so  Lothar  I.  der  Komischen  von  853^  und  Lambert  der  Ravennatisohen  von  898^, 
angewohnt. 


Synode  t.  447  o.  448  (S.  508.  n.  2]  yom  Kaiser 
kusirt  und  eine  Kommission  zur  nochmaligen 
Verhandlung  der  Angelegenheit  ernannt.  Hier 
liegt  aber  nur  ein  Fall  des  Eingreifens  des  Kaisers 
In  kirchliche  Disciplinarverhältnisse  Yor,  wie  sich 
solche  mehrfach  nachweisen  lassen. 

*  Die  Gleichstellnng  rechtfertigt  sich  dadurch, 
dass  die  Päpste  üher  diese  Erzhischofe  gewisse 
obere  den  Patriarohalrechten  ähnliche  Befugnisse 
geltend  zu  machen  snchten  nnd  auch  thellweise 
erlangt  haben.  Uebrigens  bezeichnet  auch  Papst 
Johann  VIII.  selbst  mehrere  derartige  von  ihm 
einberufene  Synoden  als  synodus  generalis, 
ep.  53.  182,  Mansi  17,  46.  123;  offenbar  im 
Gegensatz  zu  der  Synode  seines  Metropolitan- 
sprengelB,  und  die  Synode  Ton  Rayenna  (877)  ep. 
57,  1.  c.  p.  49  als:  „coepiscoporum  nostrorum 
Italic!  regni  universale,  i.  e.  totius  pro- 
Tinciae  eoncilium^;  Tgl.  auch  ep.  56,  1.  o. 
p.48;  s.  im  Uebrigen  noch  S.  327.  n.  7. 

^  Hierher  gehören  die  römischen  Synoden  un- 
ter Gregor  I.  ▼.  595  u.  601,  Mansi  9,  1226  und 
10,  486;  Hef  ele  3,  57.  81  und  die  unter  Gre- 
gor in.  v.  731,  Mansi  12,299;  Hefele  3,406. 
9  Es  kommen  in  Frage  die  römischen  Synoden 
ton  826,  LL.  2.  app.  11  (da  hier  der  Erzbischof 
▼on  Rayenna  anwesend  war,  1.  c.  p.  14);  y.  850 
(Enbischöfe  y.  Rayenna  und  Mailand  und  75  an- 
dere Bischöfe),  Mansi  14,  1026;  y.  853  (Ver- 
treter des  erstgedaohten  ^rzbischofs),  Mansi  14, 
1002;  y.  863, 1.  c.  15,  650  (Einberuf uugsschrei- 
ben  Nikolaus*  I.  an  den  Patriarchen  yon  Grado,  1. 
c<  p.  661 ;  zwischen  871  u.  878  (mindestens  als 
solche  beabsichtigt,  da  auch  Bischöfe  aus  dem 
Sprengel  von  Rayenna  einberufen  waren) ,  c.  16, 
M  a  a  s  s  e  n ,  eine  röm.  Synode  aus  der  Zeit  yon  871 
—878.  Wien  1878  S.  10  ff. ;  y .  Mai  879  loann. VIII 
ep.  153.  155  (Einberufnngsschreiben  der  Erzbi- 
schöfe y.  Rayenna  u.  Mailand),  Mansi  17,  107. 
108,6.auchep.l82,ibid.p.l23;Uefele4,538; 
T.  Oktober  879,  loann.  VIU  ep.  221.  222,  Mansi 
17, 164. 165 ;  (Einberufungsschreiben  für  die  ge- 
dachten Erzbischöfe  eiusd.  ep.  182.  220, 1.  c.  p. 
123.  164);  yon  880  eiusd.  ep.  272, 1.  c.  p.  202 
(Einberufung  des  Erzbischofs  y.  Rayenna  ep.  253. 


ibid.  p.  188;  y.  881,  ep.  275,  ibid.  p.  201;  yon 
898  unter  Johann  IX.  (hier  eine  Anzahl  oberita- 
Uenischer  Bischöfe,  Mansi  18,  567),  Hefele 
4,  567 ;  femer  die  Synoden  yon  Rayenna  y.  877, 
Mansi  17,  335  (Mailand,  Rayenna,  Grado  yer- 
treten ,  Berufiingssohreiben  filr  Mailand ,  Bresoia 
und  Rayenna,  loann.  VIII  ep.  53.  57,  1.  o.  p.  46, 
50);  und  yon  898  unter  Johann  IX,  besucht  von 
73  Bischöfen  aus  allen  Theilen  Italiens,  Dümm- 
1er,  Auxilius  und  Vulgarius.  Leipzig  1866.  S. 
95.  Dagegen  ist  wegen  Mangels  eingehenderer 
Nachrichten  nicht  festzustellen,  ob  die  römischen 
Synoden  y.  862  o.  863,  Hefele  4,  260;  y.  864 
(betreffend  die  Restitution  des  Rolhad  yon  Sois- 
sons,  Mansi  15,  155),  y.  864  (gegen  den  Lega- 
ten Rodoald,  Nicol.  I  ep.  7,  l.  c.  p.  184:  „episco- 
porum  numerosa  synodus'^)  ^*  ^^f  ^^^'  Bertin. 
y.868,  Hefele  4,  373;  y.876,  Mansi  17,236, 
H ef  el e  4, 514.  516 ;  y.  881  (September)  loann. 
ep.  272.  274.  275.  278,  1.  c  p.  202.  203.  204. 
278  hierher  gehören  oder  nur  yon  Bischöfen  aus 
dem  römischen  Metropolitansprengel  besucht  wa- 
ren. 

^  Neben  den  stimmberechtigten  Bischöfen  er- 
scheinen auch  als  Stellyertreter  solcher  Priester 
und  Diakonen,  Rom  853 ,  M  a  n  s  i  14,  1020 ;  ep. 
Nicolai  I,  Mansi  14,  661,  dann  üborhaupt  Prie- 
ster mit  berathender  Stimme  und  die  diaooni  ad- 
stantes,  bez.  auch  der  cunctus  olerus,  Rom  595. 
601.  731,  Mansi  9,  1226;  10,  486,  12,  299; 
Rom  i.  J.  826,  LL.  2.  app.  p.  14;  i.  J.  853, 1.  c 
14,  1021. 

ft  So  auch  die  Bestimmung,  dass  die  Erzbischöfe 
und  Bischöfe  nur  im  FaU  ihrer  Behinderung  aus- 
zubleiben berechtigt  seien  und  SteUyertreter  zu 
senden  haben ,  ep.  Nicolai  I  dt. ,  sowie  dass  bei 
ungerechtfertigtem  Ausbleiben  Gensuren  gegen 
sie  eintreten  sollen,  s.  die  Berufungsschreiben 
Johanns  VIII.  o.  Anm.  3.  Auch  die  zweimalige 
Einberufung  solcher  Synoden  rechtfertigt  der  ge- 
nannte Papst  durch  Bezugnahme  auf  die  „canoni- 
cae  SS.  patrum  regulae''  ep.  153,  Mansi  17, 107. 

■    8  Mansi  14,  1020. 

7  Dümmler,  Auxilius  S.  95. 
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Die  erwähnten  Konzilien  haben  aber  schon  theilweise  im  9.  Jahrhundert  inso- 
fern einen  über  die  Stellung  von  Patriarchalsynoden  hinausgehenden  Charakter  an- 
genommeU)  als  auf  ihnen  nicht  blos  italienische,  sondern  auch  kirchliche  Angelegen*- 
heiten  aus  anderen  Theilen  der  katholischen  Welt  verhandelt  S  und  sie  den  Bestrebun- 
gen des  Papstthums  auf  die  entscheidende  Oberleitung  der  ganzen  Kirche  dienstbar 
gemacht  worden  sind  2.  Mit  dem  Verfall  des  Papstthums  Ende  des  9.  und  Anfang 
des  10.  Jahrhunderts  hört  dies  aber  auf,  und  nach  Aufrichtung  des  ottonischen 
Kaiserthums  sind  es  fast  ausschliesslich  die  unter  kaiserlicher  Autoritftt  in  Italien  zu- 
sammengetretenen Synoden ,  auf  welchen  allgemeine  und  wichtige  kirchliche  Fragen 
erledigt  worden  sind  3.  Die  im  10.  und  auch  noch  Anfangs  des  11.  Jahrhunderts 
ohne  Theilnahme  der  Kaiser  abgehaltenen  Synoden,  so  weit  sie  in  die  hier  bo- 
sprochene  Klasse  fi^en,  sind  entweder  solche  gewesen,  deren  Hassnahmen  der 
Zustimmung  des  Kaisers  schon  von  vornherein  gewiss  waren  ^  oder  im  Einverstind- 
niss  mit  demselben  getroffen  worden  sind^,  oder  solche,  welche  speciell  italienische 
oder  das  kaiserliche  Interesse  nicht  berflhrende  Angelegenheiten  erledigt  haben, 
falls  sie  überhaupt  hierher  gehören  ®  und  nicht  blos  Synoden,  welche  aus  dem  Metro- 
politansprengel  Roms  zusammengetreten  7,  oder  gar  nur  Versammlungen  der  Rom 
benachbarten  Bischöfe  und  des  römischen  Klerus  ^  gewesen  sind  ^. 

Gegen  die  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  tritt  aber  ein  Wendepunkt  ein.  Seit  jener 
Zeit  haben  die  Päpste  mit  einer  gewissen  Regelmässigkeit  Synoden  zu  Rom  oder  auch 
nach  Umständen  in  anderen  italienischen  Städten  abgehalten.  Sie  sind  ohne  Zweifel  in 
zielbewusster  Weise  zur  Verfolgung  der  seit  jener  Zeit  das  Papstthum  und  die  Kurie 
beherrschenden  Reformtendenzen,  insbesondere  der  Bestrebungen  nach  Emancipation 
von  dem  Kaiserthum  benutzt  worden,  und  haben,  weil  sie  offenbar  das  Qegengewicht 


^  Z.  B.  auf  der  römiBchen  Synode  y.  863  unter 
Nikolaus  I.  (s.  S.  509.  n.  3) ,  "wo  über  die  Ehe- 
scheidungsangelegenheit  Lothars  II.  verbandelt 
und  die  Absetzung  der  Erzbischofe  yon  Köln  und 
Trier  ausgesprochen  worden  ist,  Hef  el  e  4,  272. 

3  Ueber  den  Einfluss  dieser  Bestrebungen  auf 
die  fränkischen  Reichssynoden  s.  unten  $.  177. 

»  Vgl.  unten  §.  177. 

♦  So  das  Vorgehen  der  Synode  zu  Pavla  von 
997,  an  welcher  unter  Gregors  Y.  Vorsitz  die  Erz- 
bischöfe V.  Mailand  und  Ravenn&  sowie  jedenfalls 
eine  Anzahl  oberitalienischer  Bischöfe  Theil  ge- 
nommen haben.  Diese  bat  u.  A.  diejenigen  Bi- 
schöfe ,  welche  die  Absetzung  des  von  Deutsch- 
land begünstigten  Bheimser  Erzbischof  Arnulf 
mit  ausgesprochen  hatten,  suspendlrt,  den  Bi- 
schof Giselher  von  Magdeburg  zur  Verantwor- 
tung wegen  seines  Ueberganges  von  Merseburg 
nach  Magdeburg  vorgeladen  und  in  der  Ehe- 
sache des  Königs  Robert  von  Frankreich  ent- 
schieden ,  ep.  Greg.  Y  ad  Willigis.  archiep.  Mo- 
gunt.,  Jafftf  mon.  Mogunt.  p.  351;  Hefele 
4,  649;  Verhandlungsgegenstände ,  welche  die 
in  Anwesenheit  Ottos  III.  demnächst  zu  Rom 
noch  998  0.  i.  J.  999  abgehaltene  Synode  in 
gleichem  Sinne  erledigt  hat.  Dasselbe  gilt  von  der 
römischen  Synode,  falls  diese  ihrer  nicht  bekann- 
ten Zusammensetzung  nach  hierher  gehört ,  auf 
welcher  Gregor  Y.  den  Gegenpapst  Johann  (XYI) 
absetzen  Hess,  Jafftf  reg.  ep.  344;  Hefele 
4,660. 


s  So  das  von  Thietm.  chion.  UI.  8,  SS.  3, 763 
als ;,  g  e  n  e  r  al  e  "  bezeichnete  Konzil  v.  981 0. 932, 
welches  die  Versetzung  Giselhers  von  MerBebnrx 
nach  Magdeburg  genehmigte  und  das  erstgediehte 
Bisthum  aufhob,  Hefele  4,634,  möglicherweise 
auch  die  römische  Synode  v.  1007  zur  Bestätigung 
des  Bisthums  Bamberg,  Jhiti  mon.  Bamberg,  p. 
28,  falls  diese  nicht  eine  blosse  Versammlung  von 
Bischöfen  aus  dem  MetropoUtansprengel  des  Pi^ 
stes  war. 

6  Yiellelcht  ist  dies  der  Fall  mit  der  Synode 
V.  971  unter  Johann  XIII,  welche  ein  Privileg  für 
ein  englisches  Kloster  ertheilt  hat,  da  dasselbe 
als  ,^nerale''  charakterisirt  wird,  M an s i  19,  26, 
und  mit  der  v.  1016,  l.  c.  p.  361,  beiiefread  ein 
in  der  Provinz  Mailand  belegenes  Kloster. 

"^  Wie  wahrscheinlich  das  Konzil  von  979, 
Mansi  19,  71  (Privileg  für  ein  spanisches  Klo- 
ster) und  vielleicht  auch  das  v.  974,  l.  c  p.  60, 
auf  welcher  der  Gegenpapst  Bonifaz  YII.  anathe* 
matisirt  worden  ist,  Hefele  4,  633;  ferner  das 
V.  1044  betreffend  den  Streit  zwischen  Grado 
undAquileja,  Mansi  19,606;  Steindorff, 
Heinrich  III.  1,  268. 269. 

s  Also  Yorläufer  der  nachmaligen  päpstlichen 
Konsistorien,  Th.  I.  S.  364. 

0  Unter  diese  Kategorie  könnten  fallen  die  von 
Hefele  4,  632.  642.  659.  686  als  Synoden  be- 
zeichneten Yersammlungen  von  973 ,  Mansi  19, 
46,  V.  993,  1.  c  p.  169;  v.  1002,  1.  c.  p.  276  n. 
V.  1026  o.  1028,  1.  o.  p.  487. 
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gegen  die  herkömmlich  unter  kaiserlicher  Autorität  gehaltenen  Synoden  bilden  nnd 
diese  beseitigen  sollten^,  kirchliche  Angelegenheiten  von  der  weitgehendsten,  die 
ganze  abendländische  Welt  berflhrenden  Tragweite  behandelt.  Ihrer  Funktion  nach 
haben  sie  daher,  wenngleich  ihre  Zusammensetzung  vielfach  dem  nicht  entsprochen 
hat  2,  die  Stellung  von  Generalsynoden  des  Abendlandes  gehabt  und  sind  die  Vor- 
Uufer  der  s.  g.  ökumenischen  Synoden  des  Mittelalters  geworden.  Bs  erscheint  da- 
her passend,  ihre  weitere  Entwicklung  in  dem  von  den  Generalsynoden  handelnden 
^  175  zu  besprechen. 

Den  Patriarchalsyiioden  stehen  ihrem  Charakter  nach  die  conciUa plmaria^  oder 
umersaUa^^  welche  während  des  4.  und  5.  Jahrhunderts  in  Afrika  zusammengetreten 
smd^,  gleich.  Hier  hatte  der  Bischof  von  Carthago  eine  den  orientalischen  Patriar^ 
ehen  gleichkommende  Stellung^.  Die  unter  seinem  Präsidium  regelmässig  abgehal- 
tenen Synoden  haben  das  oberste  leitende  Organ  der  dortigen  Kirche  gebildet  und, 
weil  sie  ein  lebensfthiges  Glied  der  Verfassung  derselben  geworden  sind,  einen  be- 
deutenden Einfluss  nicht  nur  auf  die  kirchliche  Rechtsentwicklung  in  Afrika  aus- 
geübt, sondern  ihre  Vorschriften  haben  auch  ausserhalb  ihres  eigentlichen  Geltangs- 
gebietes grosses  Ansehen  und  massgebende  Bedeutung  erlangt  7. 

Die  Plenarkonzilien  sollten  nach  der  ursprünglichen  Vorschrift  alle  Jahre  aus 
den  verschiedenen  kirchlichen  Provinzen  Afrikas^,  nach  der  späteren  Anordnung 
aber  nur  falls  gemeinsame  Angelegenheiten  zu  erledigen  waren,  auf  Ausschreiben  des 
Primas  nach  einem  günstig  gelegenen  Orte  in  einer  der  verschiedenen  Provinzen  be- 
rufen werden^.  Stimmberechtigt  waren  die  Bischöfe,  jedoch  waren  nicht  alle  zum 
Erscheinen  verpflichtet,  vielmehr  hatten  die  Bischöfe  jeder  Provinz  in  zwei  oder  drei 
Abtheilungen  aus  sich  Abgeordnete  (Legaten)  zu  wählen  und  zur  Synode  zu  entsen- 
den ^o.  Diese  mussten  mangels  gewichtiger  Hindemisse  bei  Strafe  des  Ausschlusses  aus 
der  Kirchengemeinschaft  mit  ihren  Mitbrüdem  (nicht  aber  der  mit  der  eigenen  Kirche) 
sich  auf  dem  Konzile  einfinden  ^^  Anwesend  durften  aber  auch  Priester  ^^,  Diakonen 
nnd  andere  Geistliche  sein^^.  Die  Plenarkonzilien  hatten  die  gemeinsamen  Ange- 
legenheiten der  afrikanischen  Kirche  zu  erledigen.  Es  stand  ihnen  die  üeberwachung 


»  Vgl.  den  S.  175. 

«  S.  a.  a.  0. 

3  Gartb.  XI.  c.  1  (cod.  eccles.  Afric.  c.  95); 
Hefele2,  54. 

^  (üonc.  Hippon.  y.  393.  c.  7;  Milevitan.  von 
402= cod.  eccles.  Afric.  prooem.  zn  c.86;  Oarth. 
VI.  c.  11  V.  401  =  c.  77  1.  0.;  Carth.  XVI.  c.  19 
T.  418  S3S  c.  127  1.  c;  aach  concüium  caiholieum 
kommt  vor,  Carth.  VIII  v.  403  (cod.  oit.  o.  92). 

ft  Vom  J.  393  bis  424  sind  16  solcher  Synoden 
naehveishar ,  welche  zn  Carthago  mit  Ausnahme 
dreier,  der  v.  Hippo  (393),  Adrumet  (394?)  und 
Mileve  (4021  gehalten  woiden  sind,  Hef  ele  2, 
54.  66.  80.  82.  86.  98  ff.  115.  116.  122.  Die 
carthag.  Synode  zw.  345  u.  340,  a.  a.  0.  1,  633, 
ist  ebenfalls  eine  Plenarsynode  gewesen,  aach 
haben  wohl  schon  einzelne  der  früheren  Synoden, 
Tb.  I.  S.  581.  n.  4,  denselben  Charakter  gehabt. 
Nachdem  die  Bedrückungen  der  Vandalen  aufge- 
bort hatten,  trat  im  J.  525  wieder  eine  Plenar- 
synode zn  Carthago  zusammen ,  Mansi  8,  637; 
Hefele  2,  710,  und  nach  dem  Untergange  der 


Vandalenberrscbaft  eine  weitere  im  J.  535,  Mansi 
8,  808 ;  Hef  ele  2,  758;  die  letzte  bekannte  ist 
die  V.  646  gegen  den  Monotheletlsmus ,  a.  a.  0. 
3,205. 

e  Tb.  I.  S.  581. 

^  Dies  zeigt  die  Aufnahme  ihrer  Beschlüsse  In 
die  Sammlungen  von  der  des  Dionys  £xiguu8  bis 
auf  das  Dekretum  Oratians  (vgl.  ed.  Friedberg  p. 
XXI). 

8  c.  5  Hippon.  V.  393. 

9  Carth.  XI  V.  407.  c.  1  dt. 

JO  Hippon.  a.  393.  c.  3  fCartb.  ID.  c.  2). 

11  Carth.  VI.  V.  401.  c.  11,  cod.  eccles.  Ab.  c. 
76.  Die  Legaten  erhielten  Vollmachten  und  hat- 
ten diese  auf  der  Synode  vorzulegen,  conc.  Carth. 
VIII.  V.  403  =3  cod.  eccles.  Afdc.  nach  o.  90. 

12  Augustinus  soll  noch  als  Priester  auf  der  Sy- 
node zu  Hippo  (393)  einen  Vortrag  de  flde  et 
symbolo  gehalten  haben,  Hef  ele  2,  54. 

13  „adstantibus  diaconis^  im  prooem.  Carth.  V. 
V.  401  (cod.  eccl.  Afric,  vor  c  57) ;  Milevit.  von 
402  (1.  0.  vor.  c.  86),  Carth.  403  prooem.  (1.  c. 
hinter  c.  90). 
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der  geaammten  Disciplin  \  die  Ausübung  des  Gesetzgebnngsrechtes ,  die  Vertretung 
ihres  Verbandes  den  anderen  Eirchenkörpern^  nnd  dem  Kaiser  gegenüber  zn',  end- 
lich bildeten  sie  anch  in  wichtigen  Verwaltnngs- ^  nnd  in  Appellationssaehen^  die 
oberste  Instanz.  Einer  kaiserlichen  Bestätigung  haben  ihre  Beschlüsse  ebenso  wenig 
wie  die  der  Provinzial-  oder  Patriarchalsynoden  bedurfte 

In  dieselbe  Klasse  gehören  femer  eine  Anzahl  von  südgallischen  Synoden 
des  5.  nnd  6.  Jahrhunderts.  Schon  Anfang  des  5.  Jahrhunderts  hatte  der  Bischof  von 
Arles  vermöge  der  politischen  Bedeutung  seines  Sitzes  und  mit  päpstlicher  Unter- 
stützung die  Stellung  eines  Primaten  in  den  südgallischen  Kirchenprovinzen  erlangt '. 
Wenngleich  dieselbe  nicht  völlig  unbestritten  geblieben,  sowie  die  Ausdehnung  seines 
Primatialbezirks  und  der  Umfang  seiner  Primatialrechte  manchen  Schwankungen  unter- 
worfen gewesen  sind  ^,  so  haben  die  dortigen  Primaten  die  letzteren  doch  anch  wieder- 
holt durch  Abhaltung  von  Synoden^  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit,  insbesondere 
über  Bischöfe  ^0,  zur  Entscheidung  kirchlicher  Rechtsstreitigkeiten  ^^  zur  Beschluss- 
fassung in  dogmatischen  Fragen  ^^  und  zur  Regelung  der  kirchlichen  Verhältnisse 


^  üeber  das  damit  zusammenhängende  Recht 
der  Prüfung  der  Beschlüsse  der  Provinzialsynoden 
8.  Th.  I.  S.  682.  n.  1. 

*  Schreiben  an  den  Papst,  Carth.  XI.  c.  7  (cod. 
ecoles.  Afr.  o.  CI).  Insbesondere  haben  die  Ge- 
neralkonzUlen  in  dem  bekannten  Streit  mit  dem 
Papst  über  die  Appellation  nach  Rom  kraft  dieser 
ihrer  Stellung  mit  den  za ihnen  entsendeten  päpst- 
Uchen  Legaten,  sowie  mit  den  Päpsten  verhandelt 
und  die  Unabhängigkeit  der  afrikanischen  Kirche 
gewahrt,  Hefele2,  121.  132  ff.  137. 

s  Gesuche  an  die  Kaiser  in  c.  3*  3.  Carth.  Y  u. 
c.  16  Carth.  VI.  von  401  (cod.  eccles.  Afric.  58. 
64.  82);  Carth.  IX.  v.  404  (1.  c.  c.  93),  Carth. 
XI.  c.  3  0-  c.  0.  97). 

^  Genehmigung  der  Errichtung  einer  neuen 
Provinz,  Hippen,  v.  393.  c.  4;  vgl.  auch  c.  2  u. 
Carth.  III.  von  397.  c.  38  (betr.  die  Zurückwei- 
sung des  Anspruchs  des  Bischdfs  von  Villa  regis 
auf  eine  zweite  bischöfliche  Kirche);  c.  13  Carth. 
VI  (cod.  eocles.  Afr.  o.  78,  Abordnung  einer  Kom- 
mission zur  Ordnung  der  Verwirrung  in  einem 
Bisthum),  c.  2  Milev.  v.  402  (1.  c.  c.  88,  Gestat- 
tung der  Resignation  auf  ein  Bisthum). 

s  So  bei  Anklagen ,  Hippen,  c.  7 ;  c.  9  Carth. 
V.  V.  401  (cod.  eccles.  Afric.  c.  65);  Milevit.  v. 
402  c.  2  (1.  c.  c.  87);  c.  6  Carth.  XI  (1.  c.  c.  C). 

®  Dies  zeigt  namentlich  c.  38.  43  Carth.  von 
397,  wonach  die  Synode  einzelne  Mitglieder  er- 
mächtigt, den  rector  provinciae  zur  zwangsweisen 
Entfernung  von  Bischöfen,  welche  Ihre  Diocesen 
widerrechtlich  behalten  wollen,  anzuweisen. 

Von  einer  päpstlichen  Bestätigung  ist  vol- 
lends nicht  die  Rede  gewesen,  nur  die  Synode  v. 
635  (s.  S.  511.  n.  5)  hat  sich  freiwillig  über  ge- 
wisse Punkte  um  Belehrung  an  den  Papst  gewen- 
det. Mansi  8,  808.  848;  Hef  ele  2,  759. 

'J  Th.I.S.588ff.;  Löning,  Gesch.  d.  deutsch. 
K.  R.  1,  477. 

8  Th.  I.  S.  589.  690;  Löning  a.a.O.  1,481. 
534  u.  2,  76. 

9  Im  5.  Jahrhun  dert  die  Synoden  von  Riez 
(439,  Bischöfe  aus  der  provincia  Viennensis, 
Narbonnensis  II  und  Alpes  maritlmae,  Mansi 


5, 1195;  Löning  1,478. n.l;Hefele  2,289); 
V.  Orange  (441,  Bischöfe  aus  den  genannten  Pr^ 
vinzen),  Mansi  6,  434,  Maassen,  Gesch.  der 
Quellen  des  kanon.  Rechts  1,  951;  Hef  ele  2, 
291,  V.  Vaison  (442,  Bischöfe  aus  denselben  Pro- 
vinzen und  der  Narbonnensis  I),  Mansi  6,  451, 
Maassen  a.  a.  0.  1,  952;  v.  Arles  (443 0.452, 
Hefele2,  298,  —  ihre  Theilnehmer  sind  zwar 
nicht  bekannt ,  dass  sie  aber  keine  Provlnzialsy- 
node  gewesen  ist,  ergeben  c  18 :  „Ad  Arelatensis 
episcopl  arbltrium  synodus  congreganda^  und  c. 
5o :  „ut  nihil  contra  magnam  synodum,  d.  h.  das 
Primatialkonzil,  metropolitani  sibi  aestiment  vin- 
dlcandum^ — ^),  Mansi  7,  876;  von  Besannen 
(444,  B.  die  folgende  Anm/),  von  Arles  (451), 
Mansi  6,  161;  v.  Arles  (455),  Mansi  7,  907; 
Löning  1,  492;  von  Arles  (475),  Mansi  7, 
1007  ff. ;  Hef  el  e  2,  597.  Die  Synode  v.  Arles 
(463)  ist  auf  Befehl  des  Papstes  zur  Entscheidung 
vonOrdlnatlonsstreitigkeiten  unter  einzelnen  Bi- 
schöfen abgehalten  worden,  Mansi  7,  936  ff.; 
Hef  ele  2,  591;  Löning  1,  494. 

Aus  dem  6.  Jahrhundert  gehören  hierher  die 
Synoden  v.  Arles  (5241,  Mansi  8,  626;  Carpen- 
tra  (527),  1.  c.  p.  768;  Valence  (529)  L  c.  p. 
723,  Hef  ele  2,  738;  Orange  H  (ö29),  Mansi 
8,  711;  Vaison  (529),  1.  c.  p.  725,  und  Marseffle 
(533),  He  feie  2, 752.  Vgl.  über  diese  Synoden 
auch  Löning  1,  540  ff. 

Den  Vorsitz  hat  selbstverständlich  der  Bisehof 
von  Arles  geführt,  nur  zu  Carpentras  nicht,  wo 
er  wegen  Krankheit  am  Erscheinen  verhindert  und 
durch  Stellvertreter  repräsentirt  war. 

10  Vgl.  die  Synoden  von  Riez  und  Besan^n, 
welche  letztere  von  Hllarius  v.  Arlea  in  einer  frem- 
den Provinz  (Maxima  Sequanorum)  abgehalten 
und  auf  welcher  der  dortige  Metropolit  abgesetzt 
worden  Ist,  Th.  I.  S.  589;  Löning  1,  479;  fei^ 
ner  die  Synode  v.  Marseille  (533). 

11  Zwischen  dem  Bischof  von  Frtfjus  und  dem 
Kloster  Lerins,  vgl.  Arles  (446). 

ia  Arles  (455,  Beitritt  zur  eplstola  dogmatiet 
Leos  I),  Arles  (475,  gegen  den  Prädestlnatlaaer 
Luddus);  Valence  (529)  u.  Orange  529)  betref- 
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durch  allgemeine  Anordnungen  praktisch  bethätigen  können^,  indessen  ist  das  Be- 
streben einzelner  Primaten,  ein  jährliches  oder  wenigstens  ein  regelmässig  wieder- 
holtes Zusammentreten  solcher  Synoden  herbeizuführen^,  weder  im  5.  noch  im  6. 
Jahrhundert  mit  dauerndem  Erfolge  gekrönt  worden ,  trotzdem  dass  ihnen  schon  in 
der  letzten  Hälfte  des  ersteren  die  Befngniss  zur  Zusammenberufhng  derartiger  Ver- 
sammlungen ausdrttcklich  vom  Papste  ertheilt  worden  ist^,  und  das  Recht  dazu  in  der 
den  Primaten  im  6.  Jahrhundert  übertragenen  Stellung  eines  päpstlichen  Vikars  ent^ 
halten  war  4. 

In  Betreff  der  Stimmberechtigung  der  Bischöfe  und  ihrer  Vertretung**,  sowie  der 
Pflicht  zum  Erscheinen  sind  fftr  diese  Synoden  ^  dieselben  Regeln  wie  fttr  die  Provin- 
zialkonzilien  massgebend  gewesen. 

Wenngleich  sowohl  in  der  karolingischen  Zeit,  wie  auch  noch  später  im  Mittel- 
alter, einzelne  Erzbischöfe  die  Patriarchen-,  Primaten-  und  VikariatswUrde  besessen 
haben  ^,  und  manchen  sogar  päpstlicherseits  das  Recht  verbrieft  worden  ist,  die  Erz- 
hisehöfe  und  Bischöfe  ihres  Primatial-  oder  Vikariatssprengels  zu  Konzilien  zu  ver- 
sammeln ^,  so  war  doch  die  Primatial-  und  Vikariatsstellung  eine  so  schwankende 
und  von  so  geringer  realer  Bedeutung,  dass  dieses  Recht  seitens  der  Primaten  kaum 
sosgeübt  werden  konnte.  So  sind  denn  derartige  Synoden  nur  sehr  vereinzelt  vor- 
gekommen^.    In  England,  wo  der  Erzbischof  von  Canterbury  die  Primatialwürde 


fend  die  Lehre  TOn  der  Chiade  und  dem  freien 
WiUen,  deren  Beschlüsse  Gäsarius  dem  Papste 
zur  BilUgimg  unterbreitet  hat,  Mansi  8,  737; 
Hefele  2,  737,  was  hei  dem  dogmatischen  Gha- 
nikter  derselben  nnd  der  Stellung  des  Gäsarius 
nun  Papst  nicht  anffäUig  erscheinen  kann. 

»  Rlei,  Vaison  (U2\  Arles  (443  o.  462),  Ar- 
les  (524),  Vaison  (529). 

>  c.  29  Aransic.  (441)  setzt  die  Zeit  des  Znsam- 
mentrittes der  Synode  des  nächsten  Jahres  fest 
imd  ordnet  an,  dass  keine  ohne  Ankündigung 
einer  nenen  zusammentreten  soll.  In  Folge  dieser 
Bestimmung  scheint  die  Synode  v.  Vaison  (442) 
abgehalten  worden  zu  sein.  Ausser  diesen  der 
Zeit  des  Hilarlus  v.  Arles  (429^449)  angehori- 
a — j;ien  In  welche  auch  noch  andere  fallen, 
w  1^.  ul2.  n.  V,  zeigt  sich  erst  wieder  eine  gewisse 
Regelmassigkeit  unter  Gäsarius  (502—542),  s.  a. 
s.  0. ;  auch  hat  unter  ihm  das  Konzil  von  Gar- 
pentras  (527)  wieder  nach  dem  Vorbilde  des  von 
Orange  (441)  die  Zeit  der  nächsten  Synode  be- 
stimmt. 

3  £p.  Hilar.  pp.  ad  Episc.  Qalliae  v.  462.  c.2, 
Thiell,  144 :  „Per  annos  itaque  singulos  ex  pro- 
▼ineils  quibus  potuerit  congregari,  habeatur  epi- 
seopale  condllum  ita  ut  opportunis  locis  atque 
temporibus  secundnm  dispositionem  .  .  .  Leontii 
(B.  T.  Arles) ,  cui  solUcitudinem  in  congregandls 
fratribus  delegavimus,  metropolitanis per lit- 
teras  eins  admonitis  celebretur** ;  s.  auch  Th.  I. 
S.  590.  n.  1 ;  ep.  Symmachi  ad;  Gaesar.  v.  514, 
M  a  n  s  1 8, 227  (hier  aber  nur  beschränkt  auf  wich- 
tige Gelegenheiten). 

*  S.  die  Th.  I.  590.  n.  6  n.  7  angeführten  De- 
kretalen,  Loning  a.  a.  0.  2,  80.  Praktisch  ist 
aber  die  Vikariatsstellung  in  der  hier  fraglichen 
Beziehung  nicht  geworden,  a.  a.  0.  2,  80.  81, 
denn  Synoden,  welche  auf  Grund  dieses  Titels 

HinsehiaB,  IBrehenrecht.  in. 


abgehalten  worden  sind ,  lassen  sich  nicht  nach- 
weisen. 

s  Der  bischöflichen  Legaten  erwähnt  Orange  I 
(441)  c.  29  und  c.  18  Arles  II  (v.  443  o.  452) ; 
Priester  und  Diakonen  als  Vertreter'  von  Bischö- 
fen in  den  Unterschriften  des  gedachten  Konzils 
und  des  Konzils  v.  Vaison  (442)  bei  Maassen 
a.  a.  0.  1,  951.  953,  sowie  desjenigen  t.  Arles 
(524),  M ans!  8,  627;  auch  Priester,  Diakonen, 
Lektoren  neben  den  Bischofen  (als  Berather  und 
Begleiter  derselben)  erwähnt  bei  Maassen  a.  a. 

0.  Die  Beschlüsse  der  Synode  v.  Orange  II  (529), 
Mansi  8,  711,  haben  der  praefectus  praetorii 
Galliarum  und  mehrere  yiri  illustres  unterzeich- 
net (^consentiens  subscripsi'Q.  Dies  erklärt  sich 
aber  daraus,  dass  die  Synode  gelegentlich  der 
Einweihung  einer  Ton  dem  ersteren  erbauten 
Kirche  gehalten  worden  ist  und  die  Bischöfe  die 
Laien  zur  Unterzeichnung  der  Glaubensdekretc 
ausdrücklich  aufgefordert  haben,  1.  c.  p.  718. 

^  Nur  gerechtfertigte  Hindemisse  entbanden 
davon,  c.  29  Arausic.  I  (441),  c.  18,  19  Arel.  II 
(443  u.  452),  s.  auch  Th.  I.  S.  590  n.  6. 

7  Th.  I.  S.  567  ff.,  591  ff. 

8  A.  a.  0.  S.  599.  606.  617.  621.  626. 

9  So  für  den  Primatlalbezirk  von  Bourges  die 
zu  Gharroux  1186,  Mansi  22,  509.  Dagegen 
hat  schon  1212  der  ErzbisohoT  von  Bordeaux  es 
abgelehnt ,  auf  einer  von  dem  Erzbisohof  von 
Bourges  einberufenen  Primatialsynode  zu  er- 
scheinen, eine  Weigerung,  welche  er  freilich 
demnächst  für  spätere  Fälle  zurückgenommen 
hat,  Innoc.  III.  ep.  XV.  45.  130,  ed.  Migne 
3,  576.  644;  Mansi 22,  891.  Femer  gehören 
hierher  die  Synoden  von  Grado  1296  und  1325; 

1.  c.  24,  1165  u.  25,  651,  auf  denen  der  zum 
Patriarohalbezirke  v.  Grado  gehörige  Erzbisohof 
von  Zara  und  Suifraganen  desselben  erschienen 
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besass^  lassen  sie  sieb  für  das  11.  imd  12.  Jahrhundert  wegen  der  Mitwirkung  des 
Königs  bei  der  Einberafung  von  Synoden  ftr  das  ganze  Land  und  bei  dem  Zusam- 
menfallen des  PrimatialsprengelB  mit  dem  Umfange  des  Reiches  nicht  von  den  Reichs- 
Synoden  unterscheiden^.  Beit  dem  Ende  des  letztgedachten  Jahrhunderts  aber,  als 
das  frühere  Recht  des  Königs  nicht  mehr  von  der  Geistlichkeit  beachtet  wurde '^  und 
der  Charakter  dieser  Synoden  als  Primatialkonzilien  hätte  rein  hervortreten  können, 
ist  es  dem  gedachten  Bischof  bei  dem  ablehnenden  Verhalten  des  Erzbiachofs  von 
York  wohl  kaum  gelungen,  ein  solches  Konzil  zu  versammeln  4. 


C.   Die  Synoden  aus  verschiedenen  nicht  einheitlich  organisirten  Sprengein. 

§.175.    1,  Die  orientalischen  und  occidentaliechen  General-KonssiUen.   (PäpeÜiche  Synoden 

des  Mitielaliers.) 

Ausser  den  in  den  beiden  vorhergehenden  Paragraphen  besprochenen  Synoden, 
welche  als  Repräsentation  bestimmter  festorganisirter  kirchlicher  Theilverbände  er- 
scheinen, haben  mitunter  auch  kirchliche  Versammlungen  stattgehabt,  welche  man 
als  General-Konzilien  des  Orients  oder  des  Occidents  bezeichnet,  weil  auf  ilinen  der 
Episkopat  des  einen  oder  anderen  Reichstheils  als  vertreten  gelten  konnte.  Ihrem 
Wesen  nach  sind  sie  dadurch  von  den  gedachten  Synoden  verschieden,  dass  weder 
der  Orient  noch  der  Occident  eine  durch  eine  gemeinsame  höhere  kirchliche  Organi- 
sation verbundene  kirchliche  Einheit  gebildet  hat  ^.  Wenn  trotzdem  eine  solche  Schei- 
dung bei  der  Behandlung  kirchlicher  Angelegenheiten  eingetreten  ist,  so  hat  dies 
seinen  Grund  in  der  Verschiedenheit  der  politischen  und  kirchlichen  Entwicklung, 
welche  auch  in  der  wiederholten  Theilung  des  römischen  Reiches  zur  Erscheinung 
gelangt  ist,  gehabt^.  Andererseits  hängt  es  aber  auch  damit  zusammen,  dass  von 
einem  regelmässigen  Zusammentreten  derartiger  Synoden  nicht  die  Rede  sein  konnte, 
dass  dieselben  vielmehr  nur  ausnahmsweise  zusammengekommen  sind,  wenn  die  Er- 
ledigung von  Angelegenheiten  in  Betracht  kam,  welche  ihrer  Natur  nach  von  wesent- 
licher Bedeutung  fUr  den  einen  oder  andern  Reichstheil  waren,  insbesondere  dne 
Vertretung  der  gemeinsamen  Interessen  des  einen  oder  anderen  geboten  war,  oder 
wenn  bei  einer  die  ganze  Kirche  berührenden  Frage  sich  ein  allgemeines  Konzil 
nicht  ermöglichen  Hess.  Dieselben  Faktoren ,  welche  zur  Ausbildung  des  Synodal- 
wesens überhaupt  geführt  haben,  haben  auch  noch  später,  nachdem  sich  die  einzelnen 
Gemeinden  und  Bisthttmer  bereits  zu  höheren  Verbänden  organisirt  hatten,  unter 


sind,  ygl.  auch  Th.  I.  S.  569.  670;  sodann  eine 
irische  t.  1261,  anf  welcher  wenigstens  Snf- 
fnganen  Ton  Tuam,  Th.  I.  8.  629,  sich  einge- 
funden hatten,  M.  M.  23,  1049,  endlich  anch  die 
ungarische  von  1822,  acta  et  deereta  oondl.  coli. 
Lac.  5,  933. 

1  Th.  I.  S.  616. 

a  S.  $.  177. 

3  „Hubertus  Oantnariensis  arohiepiscopus  ge- 
nerale celebrayit  condllum  apud  Vvestmonaste- 
ilum  contra  prohibltlones  .  .  .  summi  iustitla- 
rii  Angllae,  1.  J.  1200,  Mansl  22,  713. 

*  Auf  dem  als  Primatialsynode  einberufenen 
Konzil  Yon  1199,  Mansl  22,  697  Ist  weder  der 


Erzbischof  von  York  noch  einer  seiner  Sulfrag»^ 
neu  erschienen ;  ob  er  auf  dem  Konzil  von  1200 
(s.  vor.  Anm.)  anwesend  war,  ist  nicht  festzu- 
stellen. Die  Londoner  Konzilien  v.  1237  u.  1239, 
1.  0.  23,  441.  571,  an  deren  ersterem  er  sich  he- 
theiligt  hat,  waren  dagegen  durch  päpstliche  Le- 
gaten einberufen.  Die  Yersammlnng  zu  Oxford 
1241,  1.  0.  23,  549,  gehört  nicht  hierher,  sie  war 
überhaupt  kein  Konzil. 

6  Ueber  das  Yerhältniss  der  oooldentalisdien 
Generalsynoden  zu  dem  Patriarchate  des  Biaebob 
von  Rom  vgl.  o.  S.  327.  n,  7. 

^  Dass  diese  Scheidung  auch  dem  klrehtUdieB 
Bewnsstseln  entsprach,  zeigt  S.  327.  n*  7. 
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solchen  Verhültniflsen ,  wenn  bestimmte  kirchliclie  Interessen  durch  die  Provinzial- 
imd  Patriarehalsynoden  ilure  Befriedi^ng  nicht  finden  konnten,  andererseits  aber 
die  Sachlage  fttr  den  Znsammentritt  eines  allgemeinen  Konzils  nicht  angethan  war, 
ihre  Wirkung  geäussert. 

Die  älteste  der  hierher  gehörigen  Synoden  ist  das  von  Kaiser  Konstantin  behn& 
Beilegung  des  Donatistenstreites  im  J.  314  nach  Arles  berufene  General-Konzil  ^ 
DieDonatistisohen  Wirren  haben  den  Orient  nicht  berührt,  es  handelte  sich  also  dabei 
am  eine  lediglich  den  Occident  betreffende  Angelegenheit.  Auch  die  zweite  allgemeine 
Synode  zu  Konstantinopel  von  381  ist  nur  als  Oeneral-Konzil  des  östlichen 
Rdchstheils  berufen,  weil  die  Beilegung  der  ArianiBchen  Streitigkeiten  und  der  da- 
durch yerursachten  Unordnungen  und  Missst&nde  zunächst  als  Sache  des  Orientes 
betrachtet  wurdet.  Das  gemeinschaftliche  Interesse  des  Abendlandes  an  der  Auf* 
rechterhaltnng  der  reinen  Lehre  gegentlber  der  monotheletischen  Ketzerei  und  dem 
7om  Kaiser  Konstans  11.  erlassenen  Typus  hat  die  im  J.  649  durch  Martin  I.  voran- 
staltete  Lateransynode  in  Rom  vertreten'^.  In  dieselbe  Kategorie  gehört  die  von 
Papst  Agatho  behufs  Vorbereitung  des  6.  allgemeinen  Konzils  im  J.  680  abgehaltene 
römische  Synode^,  welche  neben  den  päpstlichen  auch  eigene  Gesandte  nach  Kon- 


*  S.  0.  S.  326.  n.  11  n.  12  und  S.  327.  n.  7. 
Debilgens  hatte  Konstantin  damals  noch  nicht  die 
Allelnhemchaft  über  das  ganze  römische  Reich. 

'  S.  0.  S.  348.  Dagegen  hat  umgekehrt  die 
aQf  Befehl  JastiniansII.  zusammengetretene  Sy- 
node Yon  Konstantinopel  y,  692  (trullanische 
oder  Quinisexta),  welche  nach  dem  ursprüngli- 
chen Plane  eine  Ökumenische  sein  sollte  (so  be- 
zeichnet sie  sieb  auch  in  ihrer  Ansprache  an  den 
KAfser,  Hansi  11,  930.  984  und  in  c.  51)  und 
auf  der  mehr  als  200  orientalische  Bischöfe  ver- 
treten waren,  wegen  ihrer  mangelnden  Anerken- 
nnng  im  Abendlande  nur  die  Bedeutung  eines 
moigenländiscben  General-Konzils  erlangt,  He- 
fele3,328.  343.  345. 

'  Das  Yerzeicbnlss  der  TbeÜnehmer  und  die 
Unterschriften  weisen  allerdings  blos  Bischöfe 
«QB  Italien,  Sicilien,  Sardinien  und  Afrika  auf, 
tfansi  10,  866.  1162;  insbesondere  hat  kein 
fiinkiseher  Bischof  an  der  Synode  theilgenom- 
men.  Dass  sie  aber  als  Generalkonzil  beabsich- 
tigt war,  zeJ^  ep.  Martin  I  ad  Amand.  eplsc. 
Tnleet.,  Mansi  1.  e.  p.  1186:  „necesse  habui- 
mu8  . . .  eoetnm  gen  er  alem  fratrum  et  coepi- 
Moporum  nostrornm  in  hac  Romana  ciiitate  con« 
|l«gare^  Auch  sollte ,  s.  den  cit.  Brief,  die 
offenbar  von  vornherein  vorausgesetzte  Zustim- 
mnng  der  austrasischen  u.  neustriscben  Bischöfe 
durch  Synoden  derselben  festgestellt  und  ferner 
sollten  einige  von  ihnen,  um  sich  der  päpstlichen 
Gesandtschaft  an  den  Kaiser  nach  Konstantiftdpel 
anznschliessen,  nach  Rom  depuürt  werden,  vgl. 
anehHofele3,  229. 

Ob  das  früher,  aus  einem  ähnlichen  Anlass, 
nämlich  der  Räubersynode  von  Ephesus,  behufs 
Verwerfung  derselben  von  Leo  1. 1.  J.  449  abge- 
haltene 8.  g.  ß/>€eid€ntaU  eoneilium^"  Mansi  6, 
^,  H  e  fei  e  2 ,  390,  ebenfalls  eine  Generalsy- 
Dode  gewesen  ist,  lässt  sich  nicht  feststellen. 
Ebensowenig,  wiewohl  es  nicht  unwahrsehein- 
lieh  ist,  ob  die  von  Nicolaus  I.  gegen  Photius  von 


Konstantinopel  i.  J.  863  veranstaltete  römische 
Synode,  von  welcher  wir  nur  wissen,  dass  sie 
„eoetus  convocatus  multarum  provindarum  occi- 
dentalium  regionum  ss.  episcoporum^  gewesen 
Ist,  ep.  Nicolai  I.  bei  Mansi  15,  178.  245,  die- 
sen Charakter  gehabt  hat. 

^  Ep.  Agathon.  et  synodi  ad  Imper.,  Mansi, 
11,  286:  „Agatho  cum  unlversis  synodis  sub- 
laoentibus  conoilio  apostolicae  sedls  .  .  .  omnes 
nos  .  .  .  praesules  ...  in  septentrionalibus  vel 
occiduis  partibus  constituti  .  .  .  p.  294:  „Prl- 
mum  quidem,  quod  numerosa  multitudo  nostro- 
rnm usque  ad  oceani  regiones  eztenditur,  cuius 
itineris  longinquitas  in  multl  temporis  cursum 
protelatur.  Sperabamus  deinde  de  Britania 
Theodorum  .  .  .  magnae  insulae  Britannorum 
archieplscopum  .  .  .  cum  aliis  .  .  .  ezinde  ad 
nostram  humilitatem  coniungere  atque  diverses 
huius  concilii  episcopos  in  diverslB  reglonibus 
oonstitutos,  ut  a  generaUtate  totius  oondlii  ser- 
vllis  nostra  suggestio  fleret  ...  et  maxlme,  quia 
in  medio  gentium  tarn  Longobazdorum,  quamque 
Sclavomm,  nee  non  Francorum,  Gallorum  et  Go- 
thorum  atque  Britannorum  plurimi  confamulo- 
rum  nostrornm  esse  noscnntur,  qui  et  de  hoc  cu- 
riose  satagere  non  desistunt,  ut  oognoseant  quid 
in  causa  apostolicae  fldei  peragatu^.  Die  Unter- 
schriften dieses  Briefes  ergeben  die  Anwesenheit 
vieler  Bischöfe  aus  allen  Theilen  Italiens,  ein- 
schliesslich der  Lombardei,  eines  Bischofs  als 
;,legatus  synodi  per  Britanniam  oonstitutae^,  so- 
wie dreier  Bischöfe  und  eines  Diakons  als  ,;legati 
synodi  per  Galliarum  provlndas  oonstitutae". 
Es  konnte  also  in  der  That  das  Abendland  als 
repräsentirt  gelten,  wie  denn  auch  Agatho  seibat 
mit  dem  Beisatz  unterschrieben  bat :  „cum  gene- 
raUtate totius  apostolicae  sedls  concilii".  Oond- 
lium  und  synodus  bedeuten  hier,  i.  femer  ep. 
Leon,  II.  ad  eplsc.  Hisp.  v.  682,  Mansi  11, 
1051,  den  Sprengel,  aus  welchem  sich  ein  Konzil 
versammelt,  und  das  coneülum  sedls  apostolicae 
kann  demnach  nur  das  Abendland  sein. 
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stantinopel  depnlirt^  und  die  Instruktionen  für  diese  festgestellt,  also  die  erforder- 
liclien  Massnahmen  znr  Vertretung  des  Abendlandes  beschlossen  hat 

Ein  Beispiel  des  Ersatzes  einer  allgemeinen  Synode  dureh  zwei  fast  gleichzeitig 
im  Orient  und  im  Occident  tagende  General-Konzilien  bilden  die  Synoden  zu  Kon- 
stantinopel  und  zu  Kom  vom  J.  382,  welche  zusammengetreten  sind,  um  die  durch  den 
Arianismus  und  die  mit  demselben  verwandten  Ketzereien  entstandenen  Wirren  beizu- 
legen^, das  erstere  auf  Berufung  des  Kaisers  3,  als  die  von  den  Abendl&ndem  an  ilm 
gerichtete  Bitte  auf  Einberufung  eines  allgemeinen  Konzils  sich  nicht  als  ausftlhrbar 
gezeigt  hatte. 

An  festen  Rechtsnormen  in  BetrejBT  dieser  Art  der  Konzilien  fehlt  es  gftnzlich, 
was  sich  aus  ihrem  nur  gelegentlichen  Zusammentritt  erklärt.  Das  Präsidium  auf 
ihnen  hat  der  angesehenste  Bischof,  also  der  Patriarch  von  KonstantinopeH  oder  der 
Papst  ^,  geführt,  nur  auf  der  Synode  zu  Arles  der  Bischof  dieser  Stadt  ^.  Als  anwesend 
werden  Bischöfe  oder  deren  Stellvertreter  ^,  ausserdem  aber  auch  Priester,  Diakonen 
und  Kleriker  niederer  Orade  erwähnt^.  Nach  der  Analogie  der  allgemeinen  und 
Provinzialsynoden  darf  man  annehmen,  dass  nur  die  Bischöfe  und  ihre  Abgesandten, 
oder  die  Legaten  ganzer  Provinzen  Stimmberechtigung  besessen  habend.  Darftber,  in 
welchem  Masse  die  einzelnen  kirchlichen  Verbände  des  Orients  oder  Occidents  ver- 
treten sein  mussten,  um  die  Synode  als  Repräsentation  des  einen  oder  anderen 
Theiles  der  Kirche  erscheinen  zu  lassen ,  fehlt  es  an  jeder  Bestimmung.  In  dieser 
Beziehung  war  die  Auffassung  der  zusammengetretenen  Synode  selbst  ^^  in  Verbindung 
mit  der  nachträglichen  Anerkennung  ihrer  Beschlüsse  in  den  einzelnen  kirchlichen 
Sprengein  entscheidend  i^,  wobei  jedoch  in  Betracht  kommen  musste,  dass  diese  auch 
von  den  nicht  vertretenen  Bezirken  nicht  so  leicht  verweigert  werden  konnte,  wenn  nur 
ein  erheblicher  Theil  des  Episkopates  und  zwar  aus  mehreren  verschiedenen  Ländern 
zusammengewirkt  hatte.  Von  einer  päpstlichen  Bestätigung  ist  bei  den  nicbt  in  Rom 
unter  dem  Vorsitze  des  Papstes  abgehaltenen  Synoden  keine  Rede  ^^,  ebenso  weni^ 


1  S.  auch  S.  338.  n.  1. 

2  Hefele2,  35  ff.  80. 

Ein  fräheies  Beispiel  bieten  die  von  Kaiser 
Konstantins  i.  J.  369  statt  des  nrsprünglich  be- 
absichtigten allgemeinen  Konzils  nach  Rimlni 
und  nach  Seleucia  berufenen  Parallelsynoden, 
von  denen  die  erstere  durch  abendländische  Bi- 
schöfe aus  Illyrien,  Italien,  Afrika,  Spanien, 
GaiUen  und  Britannien,  die  zweite  durch  morgen- 
lindische  Bischöfe  aus  Oriens ,  Aegypten ,  Li- 
byen und  Thraclen  besucht  war.  Wegen  der  Ge- 
walt, welche  auf  beiden  gegen  die  der  ortho- 
doxen Lehre  angehörenden  Bischöfe  geübt  worden 
ist,  und  der  erst  spater  mühsam,  unter  kaiser- 
lichem Einfluss  erreichten  Aufstellung  einer 
gemeinsamen  Olanbensformel  ist  aber  durch  sie 
die  kirchliche  Eintracht  nicht  hergestellt  worden, 
und  es  hat  keine  dieser  Synoden  das  Ansehen 
eines  Generalkonzils  erlangen  können,  He  feie 
2,  697  ff. 

3  Mansl3,  583;  Hefe1e2,  37. 

^  Ueber  das  Konzil  Ton  Konstantinopel  v.  381 
8.  S.  335.  n.  6. 

&  Für  die  Lateransynode  ▼,  649  vgl.  M  a  n  s  i  10, 
863,  für  die  römische  tob  680,  1.  c.  11,  286, 
298. 


®  Er  steht  wenigstens  In  dem  SynodalBohrei- 
ben  an  den  Papst  voran. 

^  S.  das  Verzelchniss  der  zu  Arles  anweaenden 
Bischöfe  bei  Maus  19,  476.  477;  über  die  La- 
teransynode V.  649, 1.  c.  10,  865 ,  über  die  rö- 
mische y.  680  1.  c.  11,  298. 

s  So  in  dem  Yerzeichniss  für  Arles  neben  den 
Priester  und  Diakonen  auch  ExordLsten  und  Lek- 
toren. 

9  Auf  den  beiden  römischen  Synoden  tm 
649  u.  680  haben  nur  solche  nnterschrieben. 

iO  So  hat  sich  zweifellos  das  römische  Konzil 
▼on  680  als  Repräsentation  des  Abendlandes  be- 
trachtet, s.  S.  515.  n.  4.  Dasselbe  läset  sieh  auck 
für  das  Konzil  von  Arles  nachweisen.  In  c.  1 
trifft  es  die  Bestimmung,  dass  die  von  ihm  an- 
genommene Osterberechnung  „per  orbem"  beob- 
achtet werden  soll,  und  giebt  c.  8  eine  epedelle 
Anordnung  für  die  afrikanische  Kirdie;  endUek 
hat  es  seine  Beschlüsse  dem  römischen  Bisdiof 
zur  weiteren  Publikation  mltgetheilt,  Th.  I.  8. 
557. 

"  Vgl.  auch  S.  515.  n.  3. 

i3  Auch  nicht  bei  den  Beschlüssen  toii  Aziea, 
Th.  I.  a.  a.  O. 
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aber  auch  von  einer  kaiserlichen,  wenngleicli  diesia  Konzilien,  abgesehen  von  der  L&te- 
ransynode,  auf  Yeranlassong  oder  mit  Wissen  des  Kaisers  zusammengetreten  sind^ 

Im  9.  Jahrhundert  hat  Papst  Nikolaus  I.  im  J.  864  im  Interesse  der  Förderung 
des  päpstlichen  Einflusses  auf  die  gesammte  ELirche  aus  Anlass  der  durch  den  Ehe- 
handel Lothars  ü.  angerichteten  Missstände  eine  Synode  zu  veranstalten  gesucht,  zu 
weleher  ans  jeder  gallischen  und  germanischen  Eorchenprovinz  je  zwei  Bischöfe  ab- 
gesendet werden  sollten^,  und  welche,  da  sicherlich  auch  die  Einberufung  der  Bi- 
sehdfe  Italiens  beabsichtigt  war,  den  Charakter  einer  Qeneralsynode  des  Abendlandes 
angenommen  haben  würde ,  wenn  dieselbe  nicht  durch  das  Ausbleiben  der  Bischöfe 
deg  fränkischen  Beiches  vereitelt  worden  wäre ,  da  die  Herrscher  desselben ,  sowie 
auch  die  Bischöfe  selbst,  den  Zweck  der  Synode,  die  Beseitigung  des  fürstlichen  Ein- 
flusses anf  die  kirchlichen  Angelegenheiten  und  die  Herabdrückung  der  Stellung  der 
Metropoliten  und  Bischöfe,  offenbar  richtig  erkannt  hatten  ^, 

Die  Bestrebungen  Nikolaus'  I.  sind  erst  nach  langer  Unterbrechung,  während 
welcher  das  neu  errichtete  Kaiserthum  Ottos  I.  einen  massgebenden  Einfluss  auf  das 
Papstthum  und  die  Kirche  ausgeübt  und  insbesondere  auch  eine  entscheidende  Mit- 
wknng  bei  der  Erledigung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  durch  die  Synoden  gel- 
tend gemacht  hat^,  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  wieder  aufgenommen  worden. 

Leo  IX.  ist  der  erste  Papst  gewesen,  welcher  in  Rom  zur  Durchfthrung  des 
Programms  der  damaligen  Reformpartei  regelmässig  Synoden  abgehalten  hat^.  Vor 
Allem  waren  es  die  Simonie-Verbote  und  die  alten  Cölibatsgesetze,  welche  dieselben 
erneuerten  und  zu  strenger  Durchführung  zu  bringen  suchten^.  Zu  gleichen  Zwecken 
hat  der  Papst  auch  in  anderen  Theilen  Italiens  Synoden  veranstaltet^.  Auf  diesen 
wd  ebenso  auf  den  römischen  sind  femer  eine  Reihe  von  kirchlichen  Angelegen- 
heiten erledigt  worden,  welche  nicht  dem  speziellen  Metropolitansprengel  Roms  an- 
gehört haben  K   Zu  einem  Konflikt  mit  Heinrich  in.  ist  es  bei  diesen  päpstlichen  Be- 


*  Vgl.  cUurül>er  das  Yorher  in  Betreff  der  Jein- 
zelnen  Synoden  Bemerkte. 

^  ep.  ISNicol  ad  Rodolf.  aroMep.  Bitur.  I., 
Mansi  15,  384:  „hortamur,  qnatenna  binos  de 
oolleglo  sacerdotali  veatrae  sanctltatie  legatos, 
omninm  vestroram  vioes  agentes  drea  Kai.  Not. 
Mi  apostolicam  sedem  destinare  caretls'^;  ep. 
«Md.  7, 1.  c.  15,  291. 

'  Dfimmler,  ostfränk.  Reich  1,  541. 

«  S.  $.  177. 

^  Und  zwar  gewdknlloh  einige  Zeit  (etwa  zwei 
Wochen)  nach  Ostern,  so  1049.  1051.  1053, 
Hsrim.  Ang.  chron.  a.  1048.  1051.  1053,  Wat- 
tetich  Tit.  roman.  pontif.  1,  106.  107.  108  n. 
1050,  Jafftfieg.  p.  371.  Vgl.  das  s.  g.  itine- 
ndnm  Anselmi,  Mansi  19,  344:  „Quorum  dno 
pdmi  condllo  ab  eodem  papa,  ut  morislUi 
eist,  XY  die  post  dominlcam  resnzxectlonem 
B«niae  hablto  Interfnerunt^. 

IHe  Sitte,  möglichst  regelmässig  um  die  Oster- 
zeit  solehe  Konzilien  zn  berufen,  welche  auch 
die  Nachfolger  Leos  IX.  beibehalten  haben  (s. 
nachher),  lässt  sich  nicht  weiter  hinauf  verfol- 
gen, wenngldoh  es  in  ep.  Stephanl  legati  apost. 
•d  archiep.  Dol.  t.  1068,  M  a  n  s  i  14, 928  heisst : 
9>d  synodum  quae  antiquo  more  Romae  post 
puoha  eelebrabitur^.  Dass  darin  eine  üebertrei- 
^luig  Hegt,   erglebt  auch  Anselm.  itlner.  dt., 


da  hier  diese  Praxis  gerade  Leo  IX.  zugesehrie- 
ben wird.  Boi  dem  mehrfachen  Zurückgreifen 
auf  die  Dlsdplin  der  alten  Kirche  ist  es  nicht 
unwahrscheinlich,  dass  die  Wahl  der  betreffenden 
Zelt  im  Hinblick  auf  c.  20  Anttoch.  a.  341  (c. 
4.  Dlst.  XVIII)  erfolgt  ist. 

0  So  1049,  Wiberti  vita  Leon.,  Watterich 
1,  154;  1050,  Bonlth.  ad  amic,  Jafftf  mon. 
Greg.  p.  635. 

^  Zu  Mantua  1053,  Wibert.,  1.  c.  p.  160; 
He  feie  4,  763;  wahrscheinlich  auch  die  zu 
Pavia  schon  1049  abgehaltene  Synode,  Herim. 
Aug.  chron.  a.  1049,  Watterich  1,  106,  He- 
fele4,  721. 

s  1050  ist  zu  Rom  die  Angelegenheit  Beren- 
gars  Y.  Tours  yerhandelt  und  anf  der  weiteren  nach 
Yercelli  im  September  desselben  Jahres  ausge- 
schriebenen Synode  dieVerurtheilung  seiner  Lehre 
erfolgt.  He  feie  4,  741.  Ferner  gehören  hier- 
her die  Bestätigung  des  Primates  des  Erzbischofs 
von  Trier  zu  Rom  1049,  Mansi  19,  723;  —  die 
Verhandlung  über  die  Stellung  Pols  zum  Erz- 
blsthum  Tours  und  die  Absetzung  der  simoni- 
stischen  angeblichen  Suffragane  v.  Dol,  Mansi 
19,  679,  sowie  die  Kanonlsation  Gerhards  ▼. 
Toul  auf  der  römischen  Synode  von  1050,  I.  c. 
p.  769.  —  Absetzung  des  Bischofs  von  Veroelli 
und  Verhandlung  über  die  Weihen  simonlstl- 
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strebnngen  noch  nicht  gekommen,  im  Gegentheil  gingen  beide,  soweit  die  Herbeifth- 
nrng  von  kirchlichen  Beformen  in  Frage  kam^,  Hand  in  Hand  3.  Diese  Verhältnisse 
dauerten  anch  nach  dem  Tode  Leos  IX.  noch  eine  Zeit  lang  fort'.  Erst  als  die  Kurie 
solche  Folgerungen  aus  ihrem  Programm  zu  ziehen  begann,  welche  die  bisherigen 
Rechte  des  Kaisers  in  Frage  stellten  und  den  ersten  Schlag  gegen  dieselben  durch 
das  auf  der  römischen  Synode  von  1059^  beschlossene  Dekret  über  die  Papstwahl 
gefdhrt  hatte  ^,  hörte  die  bisherige  Harmome  auf,  und  das  Papstthum  verfolgt  nun- 
mehr seine  Ziele  allein  und  im  Gegensatz  zu  dem  Kaiser  <^. 

Soweit  sich  bei  den  unzureichenden  Nachrichten  beurtheüen  lässt,  sind  diese 
Sjnoden  zwar  nicht  blos  von  Bischöfen,  welche  dem  römischen  Metropolitansprengel 
angehört  haben,  besucht  worden  7,  indessen  können  sie  ihrer  Zusammensetzung  nach 
kaum  annfthemd  als  Oeneral-Konzilien  in  dem  Sinne  von  kirchlichen,  das  Abendland 
ausreichend  vertretenden  Versammlungen  betrachtet  werden^. 


Bcher  Bischöfe  saf  der  Synode  Ton  1051,  He- 
f  ele  4,  7ö8.  —  Bestätigung  der  PilTileglen  fflr 
Qrsdo,  Mansi  14,  657,  anf  der  Ton  1053. 

1  Th.  n.  S.  641. 

s  Hat  doch  auch  LeoIX  im  Yeroin  mit  Heinrich 
III.  1049  eine  Beformsynode  in  Deutschland  ab- 
gehalten, nachdem  Yorher  eine  solche  von  ihm 
in  Rhelms  veranataltet  war,  s.  $.  177.  Auch  die 
von  Ihm  1059  zn  Salemo  und  Slpont  gefeierten 
Synoden,  über  deren  Znsammensetzung  nichts 
näheres  bekannt  ist,  Hefele4,  739,  sind  wohl 
ähnliche  wie  die  genannten  gewesen. 

<  So  hat  Viktor  II.  noch  1055  eine  Synode  mit 
Heinrich  HI.  zu  Florenz  abgehalten ,  s.  den  an- 
geführten J.  Von  der  von  ihm  allein  veranstal- 
teten Synode  zu  Rom  1057,  welche  gemäss  der 
Gewohnheit  Leos  IX.  ebenfalls  nach  Ostern  zu- 
sammentrat, Ist  ausser  dem  Diplom  bei  Mansl 
19,  861  nichts  überUefert,  He  feie  4,  791.  — 
Die  mehrfachen  Synoden  Stephans  X.  von  1057, 
Leo  Gasin.  II.,  95,  Watterich  1,  194:  ,;per 
rv.  continuos  menses  Romae  moratus  ao  fire- 
quentlbus  synodls  clerum  urbem  populumque 
oonveniens  maxlmeque  pro  coniuglls  olerloorum 
ac  sacerdotum  nee  non  consanguinearum  copula- 
tlonlbus  destruendls  nlmlo  zelo  decertans,  sowie 
die  von  1058,  1.  c.  II.  48,  p.  196 :  ,^congregatls 
extra  ecclesiam  eplscopis  et  clero  populoqne  Ro- 
mano sub  districta  nimis  Interdlctlone  constl- 
tult :  ut  si  anteqnam  Hlldebrandns  ...  ab  impe- 
ratrioe  .  .  .  redlret^  se  oblre  contingeret,  nuUus 
omnlno  ellgere  papam  praesumeret,  sed  usque  ad 
lUlus  redltum  apostolica  sedes  Intacta  vacaret, 
elus  consiUo  ordlnanda"  sind  nur  Versammlun- 
gen des  riSmischen  Klerus  und  der  Kardinal- 
bischöfe gewesen.  Ueber  eine  weitere  von  1057 
ist  nur  wenig  bekannt,  Hef  ele  4,  792  und  die 
von  ihm  auf  den  13.  Tag  nach  Ostern  einberu- 
fene, Mansi  19,  862,  Ist  Infolge  seines  Todes 
nicht  zu  Stande  gekommen. 

^  Auch  diese  hatlmAprll  getagt,  Schef  f  er- 
Bolohorst,  Neuordnung  d.  Papstwahl  durch 
Nikolaus  II.,  Strassburg  1879.  S.  27,  und  Ist, 
da  Ostern  auf  den  4.  April  fiel,  ebenfalls  zu  der 
seit  Leo  IX.  hergebrachten  Zelt  gehalten. 

ft  Th.  I.  S.  248 ff.;  Schef fer-Bolchorst 
a.  a.  O. 


^  Bis  zum  Pontlflkat  Gregors  VII.  gehören 
hierher  unter  Nikolaus  ü.  die  ebenfalls  nach 
oder  um  Ostern  gehaltenen  römischen  Synoden 
von  1060  U.1061,  H.4,  839.842;  unier  Alexan- 
der  II.  die  von  1063,  nach  Ostern  zusammenge- 
tretene und  die  In  der  Quadrageslma  1073  abge- 
haltene, H.  4,  857.  898;  femer  eine  römische 
vom  Mai  1068  und  eine  vom  Februar  107B,  s.  a. 
a.  0.  S.  872.  890. 

"^  Darauf  deutet  die  Bezeichnung  der  römi- 
schen von  1051  unter  Leo  IX.  und  1061  unter 
Nikolaus  II.  als  aynodus  pUnariaj  Mansl  19, 
747  und  Watterich  1,  249,  beide  Mal  von 
Petrus  Damlanl  gebraucht,  die  der  römischen 
unter  Viktor  U.,  Mansl  19,  863,  als  eo»- 
eilium  generale ,  ferner  der  Umstand,  dass  so- 
wohl von  Stephan  II.  wie  von  Alezander  H.  ein 
Berufungsschreiben  an  den  ErzbLschof  von 
Rheims,  das  erstere  auch  zugleich  ffir  die  Suffica- 
gane  desselben,  für  die  1058  und  1067  beabsich- 
tigten Ostersynoden  erlassen  worden  ist,  Mansi 
19,  862.  952.  S.  auch  die  folgende  Note. 

8  Auf  der  römischen  Synode  von  1049  mter 
Leo  JX,  waren  anwesend  nach  Bonitho  L  c  p. 
633;  „dlversarum  provlndarum  episoopl*',  nsä 
Herim.  Aug.  chron.,  Watterich  1,  106:  «Iti- 
liae  episcopl^  nach  dem  Chron.  S.  Benlgnl, 
Mansl  19,  722  sollen  anch  die  gallischen  Bi- 
schöfe berufen  sein ;  nachweisbar  und  aber  ton 
diesen  nur  der  Erzbischof  von  Lyon  und  der  Bi- 
schof von  Nevers,  aus  Deutschland  der  Erzbi- 
eohof  von  Trier,  1.  c.  19,  680.  724.  744;  an  der 
von  1050,  Mansl  19,  770  haben  Theil  genom- 
men 55  Bischöfe  und  zwar  aus  allen  Gegenden 
Italiens,  mehrere  französische,  nur  wenige  ais 
DeutscUand  und  Burgund ;  an  der  von  1059  un- 
ter Nikolaus  II,  auf  welcher  das  Wahldekret  be- 
schlossen ist,  sicher  nur  82  Bischöfe  aus  allen 
Thellen  Italiens  ,  ein  burgundlscher  und  ein 
französischer  Bischof,  Scheffer-Boichorst 
a.  a.  0.  S.  1  n.  1  u.  S.32;  Über  die  von  1063  s.  ep. 
Alex,  n  ad  der.  Constant.,  Jaf  f  tf  mon.  Bourb. 
p.  48:  „synodo  nuper  celebrata  coram  100  et 
amplius  eplscopis''. 

Um  den  Beschlüssen  dieser  Synoden  eine 
sichere  Durchführung  zu  verschaffen ,  haben  die 
Päpste,  wenn  sie  Rom  verlassen  konnten,  aseh 
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Dies  gilt  auch  von  den  Synoden,  welche  Oregor  Vn.  noch  regelmässiger  als 
seine  Vorgänger  versammelt  hat  i.  Denn  wenn  anch  dieselben  als  concilia  generalia 
bezeichnet^  werden  und  die  Berichte  über  die  Anwesenheit  zahlreicher  Bischöfe 
lauten^,  so  sind  doch  die  nicht  italienischen  Bischöfe  offenbar  stets  in  verhältniss- 
miasig  beschränkter  Zahl^,  die  dentschen  dagegen  so  gnt  wie  gar  nicht  vertreten  <^ 
gewesen. 

Trotzdem  haben  diese  Synoden  nicht  nnr  die  eingreifendsten  allgemeinen  An- 
ordnungen über  die  Disciplin  der  Kirche  nnd  insbesondere  über  die  Besetzung  der 
kirchlichen,  namentlich  der  Bischofsämter  erlassen^,  Ar  die  Nichtbeaohtnng  der- 
selben geistliche  Strafen  verhängt  ^  nnd  die  Thätiigkeit  einer  obersten  leitenden, 
riehterüchen  nnd  verwaltenden  Instanz  in  der  ganzen  Kirche  ausgeübt^,  sondern 
auch  durch  die  von  ihnen  getroffenen  Massnahmen  den  ersten  entscheidenden  Sieg, 
welchen  das  Papstthnm  später  durch  das  Wormser  Konkordat  ermi^en  hat,  vor- 
bereiten helfen.  Nachdem  das  deutsche  Kaiserthum  selbst  im  10.  und  11.  Jahrhun- 
dert theUs  im  Verein  mit  dem  Papstthnm,  theUs  auch  selbstständig,  durch  Synoden, 


Mdohe  in  den  Tersehledenen  Länderu  &1>ge- 
lulten,  wodurch  dann  die  Znstimmnng  -weite- 
rer Uichlieliei  EielBe  beschafft  wurde  ,  üher 
Leo  IX.  8.  S.  Ö18  n.  2 ;  ferner  gehört  hierhei  die 
Ton  Nikolaus  II.  zu  Melfl  1059  abgehaltene  Sy- 
node, auf  welcher  UDgefähr  100,  wahrscheinlich 
melBtena  Süd-italienische  Bischöfe  anwesend 
▼aren,  SS.  9,  261.  Watterich  1,  215  n.  1 ; 
Hefele4,  831. 

^  Sie  sind  gewöhnlich  auf  die  Zeit  der  qua- 
dngeslma  berufen  worden,  so  in  d.  J.  1074. 
1075. 1076.  1078.  1079.  1080.  1081,  s.  die  An- 
föhrongen  in  den  folgenden  Anm.  Diese  Yer- 
legiing  tritt  unter  Alexander  II.  bei  der  Synode 
T.  1073  herror,  es  ist  daher  ungenau,  wenn  Gre- 
gor YH.  ep.  II.  42  Yon  1075,  Jafftf  mon.  Gre- 
gor, p.  156  sagt :  ^iont  iam  per  aliquot  annos 
in  apcstolica  sede  flerl  consnevit,  in  la  ebdomada 
qosdragesimae  synodum  .  .  .  celebrare  dispoiui- 
mus.''  Die  Bezugnahme  auf  die  längere  Zeit 
kann  nur  auf  die  Jährliche  Abhaltung  einer  Sy- 
node während  der  Osterzeit  überhaupt  gedeutet 
werden,  wie  es  denn  auch  ep.  I.  43  von  1074, 
1.  e.  p.  61  heisst :  „in  Romana  ecclesia  iam  du- 
dum  constitutum  esse,  ut  per  singulos  annos  ad 
decorum  et  utilitatem  s.  ecclesiae  generale 
eonoilium  apud  sedem  apostolicam  slt  tenen- 
dum.  Nos  itaque  ...  in  la  ebdomada  quadra- 
gesimae  synodum  celebrare  disposuimus.^ 

Zu  den  Fastensynoden  treten  noch  eine  im 
NoTember  1074 ,  ep.  Greg.  U.  2.  3.  4.  28.  33. 
p.  HO.  112.  140.  147,  Hefele  5,  25;  eine  in 
demselben  Monat  des  J.  1078,  Jaff^  mon.  G.p. 
330  und  des  J.  1083, 1.  o.  p.  516,  sowie  eine  zu 
Salomo  V.  1084,  Hefele  6,  157. 

'  S.  vor.  Anm. 

»  Für  1075,  1.  c.  p.  170 :  „ubi  interfnit  archie- 
piseoporum,  episcoporum  et  abbatum  multitudo 
■tqae  diversi  ordinis  dericorum  et  laicorum  co- 
pla:*«  fast  gleichlautend  für  1076,  1.  c.  p.  222 ; 
für  1079,  1.  c.  p.  352:  „finitlmi  et  diversaram 
piDvindarum  archlepiscopi ,  episcopi  religiosae- 
qnepersonae'';  fOr  1080.  1.  c.  p.  398:  „archle- 
piscopi et  episcopi  diversarum  urbium  necnon  et 
abbatum  ac  dirersorum  ordinum  olericorum   et 


laioorum  innumerabilis  multitudo,''  für  1078,  1. 
G.  p.  305 :  ^rchipiscopi  et  episcopi  diversarum 
urbium  fere  numero  centum  neo  non  et  abba- 
tum ac  diversorum  ordinum  clericorum  et  laioo- 
rum innumerabilis  multitudo",  wogegen  Ber- 
thold ▼.  1078,  "Watterich  1,  411  von  „fere 
8eptuaginta''beriohtet;  fürdiedt.  ▼.  1076 
giebt  Bonith.  ad  amicum,  Jafftf  mon.  Greg.  p. 
667  die  Zahl  der  Bischöfe  auf  110  an. 

^  Synode  v.  1083,  1.  c.  p.  516 :  „archlepiscopi 
et  episcopi  Campanl  et  de  principatibus  atque 
Apulia;  paud  quoque  Gallicani.''-  Geladen 
worden  sind  zu  der  Fastensynode  von  1075  die 
Bischöfe  und  Aebte  Britanniens,  ep.  II.  1,  1.  c. 
p.  108,  (ausserdem  Robert  von  Ravenna  ep.  II« 
42.  p.  155) ;  zu  der  Novembersynode  1078  die 
Bischöfe  und  Aebte  Frankreichs,  1.  c.  p.  548. 
Anwesend  waren  auf  der  Fastensynode  t.  1074 
der  Erzbischof  von  Bordeaux  I.  54,  p.  74  und 
Gesandte  des  Bischofs  von  Konstanz  1.  c.  p.  545. 

^  Diese  verhielten  sich  zumeist  gegen  die  be- 
absichtigten Reformen  ablehnend,  s,  Th.  I.  S. 
154  u.  Th.  II.  S.  543.  547.  Bestätigt  wird  dies 
auch  durch  die  mehrfachen  Vorladungen  deut- 
scher Bischöfe  vor  die  Synoden,  um  sich  wegen 
ihres  Ungehorsams  zu  verantworten,  ep.  11.  28. 
30.  p.  140.  143.  u.  ep.  coli.  p.  528. 

«  Th.  n.  S.  542  ff.,  s.  auch  Th.  I.  S.  153. 

'  Th.  n.  S.  543.  n.  8;  über  die  Synode  von 
1075,  Jaff^m.  Greg.  p.  170;  Hefele  5,  3. 
ff.;  1076  Exkommunikation  Heinrichs  IT., 
sowie  Strafen  gegen  eine  Reihe  von  Bischöfen, 
1.  c.  p.  222, 223 ;  vgl.  femer  1.  c.  p.  305.  330. 
355.  399.  401.  452;  Hefele  5,  109.  115.  121. 
129.  147. 

9  1074  Entscheidungen  über  Streitigkdten  zwi- 
schen Klöstern  der  Provinz  Bordeaux,  zwischen 
Kanonikern  inPoitiers,  Verhandlung  in  der  Ehe- 
sache des  Markgrafen  Azzo,  Exkommunikation 
Robert  Guiscards  I.  51.54.57.86,  Jafftf,  m. 
G.  p.  71.  74.  76.  108;  1075  Androhung  derEx- 
konimunikation  gegen  König  Philipp  von  Frank- 
reich, 1,  c.  p.  170;  über  die  hierher  gehörigen 
Massnahmen  v.  1076,  1.  c.  p.  223.  305.  330. 
332,  Hefele  5, 109.  115.  118.  133. 
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1.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  175. 


deren  Ziuammensetzang  keine  andere  als  der  ebengedachten  gewesen  war^,  eine 
Beilie ,  die  allgemeine  Kirche  betreffende  Angelegenheiten  geregelt  und  es  dadurch 
dem  Papstthnm  erleichtert  hatte,  eine  oberste  leitende  Oewalt  über  die  Kirche  in 
den  einzelnen  Ländern  znr  Geltung  zu  bringen ,  war  es  den  Kaisern  schon  an  sich 
kaum  möglich  die  Kompetenz  der  von  den  Päpsten  versammelten  Synoden  principiell 
anzufechten,  und  dem  Papstthum  die  universelle  Stellung,  welche  es  erlangt  hatte, 
wieder  zu  nehmen^.  Aber  nicht  allein  auf  dieser  beruhte  die  Bedeutung  jener 
Synoden,  sondern  auch  darauf,  dass  das  Papstthum  die  nicht  nur  an  der  Kurie,  son- 
dern auch  in  anderen  kirchlichen  Kreisen  herrschenden  Anschauungen  durch  diese 
Synoden  in  das  Recht  der  Kirche  einzuführen  und  in  der  Praxis  zur  Anerkennung 
zu  bringen  suchte,  sowie  bei  diesen  seinen  Bestrebungen  ausserhalb  Borns  und  Italiens 
vielseitige  ünterstfltzung  fand. 

Bei  diesem  Charakter  der  Synoden  musste  es  gleichgültig  sein,  ob  dieselben  in 
Rom  gehalten  wurden  und  welchen  kirchlichen  Kreisen  die  Bischöfe,  welche  an  ihnen 
Theil  nahmen ,  angehörten.  Ihre  Autorität  beruhte  wesentlich  auf  der  Stellung  des 
Papstthums.  Es  genügte  daher ,  dass  der  Papst  ein  solches  Konzil  um  sich  versam- 
melte, gleichviel,  wo  er  seinen  Aufenthalt  genommen  hatte,  und  dass  ein  Theil  des 
Episkopates  als  Repräsentant  der  in  der  Kirche  herrschenden  Strömungen  seine 
Uebereinstimmung  mit  dem  Papstthum  auf  diesen  Versammlungen  dokumentirte  \ 

In  der  That  entspricht  auch  die  Praxis  der  Nachfolger  Oregors  YII.  der  eben 
geltend  gemachten  Auffassung.  Seit  dem  Ende  des  1 1 .  Jahrhunderts  bis  in  das  dritte 
Jahrzehnt  des  folgenden  haben  sie  vielfach  an  anderen  Orten  Synoden  der  gedachten 
Art  abgehalten^,  theils  weU  sie  in  dem  Kampfe  mit  dem  Kaiserthum  den  Besitz  der 


1  S.  S.  177. 

3  Allerdings  gehen  die  in  dem  Wormser  Ab- 
setznngsdekret  gegen  Gregor  YU.  yon  1076  er- 
hobenen Beschuldigungen  anch  dahin,  dass  er 
die  Bischöfe  der  ihnen  von  Gott  Terliehenen  Ge- 
walt, soviel  als  möglich  beraubt  und  sich  eine 
bisher  unerhörte  Gewalt  angemasst  habe,  LL.  2, 
44.  Da  aber  damit  der  Vorwurf  verbunden  wird, 
dass  er  die  Harmonie  in  der  Gliederung  der 
Kirche  gestört  habe,  so  richten  sich  die  Anschul- 
digungen mehr  gegen  den  Missbrauch  der  ober- 
sten Stellung  des  Papstthums,  als  dass  sie  die- 
selbe innerhalb  bestimmter  Grenzen  überhaupt 
in  Frage  ziehen.  Abgesehen  davon  ist  aber  die 
Absetzung  Ghregors  II.  von  keinem  dauernden 
Erfolg  geblieben,  und  das  Kaiserthum  hat  seine 
bedrohte  Stellung  durch  die  Ernennung  von 
Gbgenpäpsten  (so  schon  gegenüber  Alexander  II. 
durch  die  Erhebung  des  Gadalus  v.  Parma  1061, 
dann  gegenüber  Gregor  YII  durch  die  Wiberts  v. 
Bavenna  1080)  zu  halten  und  sich  die  päpstliche 
Macht,  wie  in  früheren  Zeiten,  dienstbar  zu 
machen  versucht.  Die  Gegenpäpste  haben  eben- 
falls Synoden  veranstaltet,  welche  trotz  ihrer  noch 
geringeren  Zahl  von  Theilnehmem  Beschlüsse  von 
derselben  welttragenden  Bedeutung  erlassen  und 
für  diese  dieselbe  allgemeine  Anerkennung, 
wie  ihre  Gegner,  beansprucht  haben,  so  die  Sy- 
node von  Parma  1063,  auf  welcher  Alexander  II, 
exkommunicirt  worden  ist,  H  e f  el  e  4, 858 ;  fer- 
ner die  römische  Synode  von  1086  und  1089, 
Mansi  20,  594;  Jaf  ftf  mon.  Bamberg,  p.  145, 
von  denen  die  letzte  die  Exkommunikation  Hein- 
richs lY.  für  nichtig   erklart  und  Beschlüsse 


über  simonistische  Weihen,  den  Gölibat,  die 
Yerwandtenehen  und  über  den  gültigen  Em- 
pfang von  Sakramenten  erlassen  hat,  endlich  die 
von  Ravenna  1086,  welche  ebenfalls  als  plenaria 
bezeiclmet  wird,  Mansi  20,  616. 

Ueberdies  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen, 
dass  man  das  ganze  Mittelalter  hindurch  in  Be- 
zug auf  die  Anforderungen  an  die  Yertretmig 
der  einzelnen  kirchlichen  Kreise  auf  den  Kon- 
zilien überhaupt  sehr  laxe  und  milde  Aiiscbau- 
ungen  gehabt  hat. 

3  Victor,  vita  Oasin.  III.  72,  Watte  rieh  1, 
567. 569:  „mense  autem  Augu8to(1087)  sinodum 
celebrare  cum  episcopis  Apuliae  et  Galabriae  nee 
non  prindpatuum  statuens  Beneventum  perrexit. 
.  .  .  Haec  igitur  dum  cunctorum  eplscoporum 
in  eodem  ooncilio  residentinm  auctoritate  con- 
flrmata  fuissent  (nämlich  die  Exkommunikation 
Wiberts  und  anderer  Bischöfe,  sowie  die  Erneue- 
rung der  Investiturverbote)  fadentes  exempU- 
ria  per  Orientem  et  Occidentem  disseminave- 
runt". 

Ihre  Autorität  suchte  man  den  Beschlüssen 
auch  dadurch  zu  sichern,  dass  man  die  derfdlihe- 
ren  Synoden  vielfach  auf  den  späteren,  mit 
anderen  Bischöfen  abgehaltenen  erneuerte  und 
bestätigte,  so  schon  Rom  1063,  Jafftf  mon. 
Bamb.  p.  48;  dann  z.  B.  Olermont  1095,  Tours 
1096,  Rom  1099,  Rom  1102,  Troye»  1107,  Wat- 
terich 1,  518.  603.  616.  u.  2,  23.  40,  und  auf 
diese  Weise  den  Kreis  der  Bischöfe  und  der  Urch- 
liehen  Provinzen,  welche  dieselben  anerkannt 
und  genehmigt  hatten,  vergrösserte. 

*  Th.  n.  S.  550. 


§.  175.] 


P&psÜiohe  Synoden  das  Mittelalters. 
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Stadt  Rom  verloren  hatten  ^  theilB  aber  weil  sie  aus  Anlass  der  Regelung  spezieller 
Angelegenheiten  oder  anderen  Gründen  von  Rom  abwesend  waren  ^,  endlich,  weil  sich 
didnrch  auch  ausserhalb  der  engeren  päpstlichen  Machtsphftre  grössere  Erfolge  er- 
zielen Hessen  ^y  ja  die  ausserrömisohen  Konzilien  sind  sogar  häufiger  als  die  rOmi- 
sehen^  geworden. 


1  So  Yiktor  ni  zu  Beneveat  (hier  nur  sfldita- 
lienlBche  Biieh5fe,  8.  8.  520.  n.  3);  Urban  II. 
1091  ebendaselbst,  Mansi  20,  788:  „praesi- 
dente ...  Urbano,  piaesentibas  episoopls  et  abba- 
tibiu,  quonun  nnmeras  faeile  nnmerail  non  pot- 
estf,  Bemold.  a.  1091,  Watterioh  1,  582: 
„geneialem  synodnm  Beneventi  ooegif,  Pa- 
sebalis  II.  1117  sn  Beneyent,  ann.  Benerent. 
1.  0.  2,87:  „nblllSarchlepiscopiet  episoopioum 
moltis  abbaübns  de  tota  ItaUa  oonTeneniat"; 
8.  aiicbMansi20, 161;  Hefele  5, 303  (die  von 
Hefele  5, 306  dem  Gelasias  II  zagesobriebene  Sy- 
node ▼.  Gapna  t.  1118,  anf  welcher  Heinrich  Y  u. 
der  Oegenpapst  gebannt  worden  sind,  ist  wohl 
nur  eine  Versammlnng  der  Kardinale  und  der 
ora  den  Papst  beindlichen  Bischöfe  gewesen. 
Watterieh  2,   109;   die  von  Ihm  zn  Ylenne 

1118  abgehaltene,  deren  Existenz  übrigens  be- 
itritten  ist,  kann  nicht  näher  klassiflcirt  werden, 
Minsi  20,  287;  Hefele  5,  308).     CalixiU. 

1119  Toolonse,  Mansl  21,  225:  „praesldente 
. . .  papa  .  .  .  cum  eardinalibas,  archlepiscopls, 
episcopls,  abbatibns  provintlae  Gotlae,  Gasoo- 
nlie,  Hispanlae  et  clterlorls  Britanniae^' ;  H  e  - 
feie  5,  309;  1119  Rheims,  s.  o.  S.  351.  n.  4; 
Einladungen  dazn  an  den  Erzblschof  von  Köln, 
den  Bischof  von  Gompostella,  sowie  die  Bitte  an 
Heiniich  v.  England,  die  ErzbischSfe  von  York 
und  Canterbnry  zum  Konzil  reisen  zn  lassen, 
J'iffi^reg.  n.  4916.  4930.  4937. 

>  Urban  U.  Melfl  1089,  nach  Bemold  12, 
Watterich  1,  580:  „generalem  synodum 
115  ^Bcoporam  colleglt" ;  die  Notiz  bei  Mansl 
20,  725,  Watterioh  1,  579  giebt  dagegen  70 
BiKhofe  nnd  12  Aebte  an,  worunter  wohl  fast 
BOT  süditalienische,  s.  anch  M  a  n  s  1 1.  c.  p.  724 ; 
'Fioja  1093,  Bemold.,  1.  c.  p.  588:  „gen ora- 
lem synodnm  G  pene  eplscopomm  in  q nadra- 
ge slma  ex  diversis  provincUs  .  .  .  congregavlt^ ; 
■ach  den  Akten  1.  c.  p.  689,  Mansl  20,  789  nur 
ungefähr  75  Bischöfe,  12  Aebte;  Bari  1098,  185 
Bischöfe,  Man  s  1  20, 950 ;  nnter  ihnen  auch  An- 
selm  von  Oanterbnry,  Hefele  5,  225;  Pa- 
sehalisn.  Guastalla  1106,  registr.  Paschal., 
Watterioh  2,  39:  „condllum  .  .  .  celebravlt 
intra  Lombardiam  .  .  .  cum  episcopis  dlversa- 
linm  provlnclamm  slve  ultra  sive  dtra  montes^; 
Ekkehard.  1.  o.  p.  38:  „presldente  .  .  .  Pa- 
whale  II.  eormm  mnltitudlne  maxima  clericornm 
necnon  et  laiconun  qnl  de  diversis  regnorum 
uedeslis  oonvenerantf  presentlbus  etiam  legatls 
. . .  Heinrid  regis*'  (geweiht  wurden  hier  der 
Sizblschof  Ton  Salzburg  und  der  Bischof  von 
Tiient);  Troyes  1107,  Ekkeh.,  1.  c.  p.  40:  „oon- 
eiliam  non  modionm  apnd  Treoam  habult" ;  Suger. 
Lndov.  Gr.  vlta,  1.  c.  p.  41  nennt  es  sogar  ein 
oConcillam  universale";  dass  dazu  auch 
die  deutschen  Erzbischöfe  mit  ihren  Sufftaganen 
geladen  waren,  ergeben  die  Briefe  des  Papstes 
belJaff  tf  mon.  Mogent.  p.  383.  384.  (Darüber, 
ob  die  von  PasehaUs  1101 ,  zu  Melfl,  M  ausl  10, 


1131,  Hefele  5,  236,  1102,  1108  und  1113  zu 
Benevent,  Hefele  5,  242.  263;  Watterich 
2,  24.  43.  78,  Mansl 20,  83.  87,  1114  zu  Ce- 
prano,  Watterich  2,  39,  Hefele  5,  291 
gehaltenen  Synoden  hierher  gehören,  lässt  sich 
beim  Mangel  näherer  Nachrichten  nichts  bestim- 
men; sie  sind  wohl  ebenso  wie  die  von  Troja 
(1115),  wo  nur  die  Erzbischöfe,  Bischöfe  nnd 
Grossen  Apuliens  anwesend  waren,  Watterioh 
2,  81 ;  Hefele  2,  291,  Spedalsynoden  zur  Re- 
gelung der  Verhältnisse  Unteritaliens  gevresen). 

8  Urban  n.  Placenza  1095,  Bemold.,  Wat- 
terich 1,  594:  „Inter  ipsos  sclsmatlcos  et 
oontra  ipsos  generalem  synodum  condlxlt,  ad 
quam  eplscopos  Itallae,  Burgundlae,  Frandae 
—  vgl.  dazu  das  Berufungsschreiben  für  Rheims, 
Mansl  20,  693.  —  Alamannlae,  Baioariae  alla- 
lumque  provlnciarum  canonlca  et  apostollca  au- 
ctoritate  mlssls  Uterls  convocavlt  .  .  .  facta  est 
.  .  .  drea  medlam  quadragesimam  .  .  ., 
ad  quam  dnodum  multitndo  tarn  InnumerabiUs 
confluxlt,  ut  nequaquam  in  qualibet  aeclesia 
illlus  loci  posset  comprehendl".  Die  Akten 
selbst  erwähnen  nur  der  Bischöfe  Galliens,  Tus- 
clens  und  der  Lombardei,  Mansl  20,  804,  nnd 
auoh  nur  solche  haben  neben  den  Kaidlnälen  die 
Bulle  l.  c.  p.  809  unterschrieben,  indessen  wa- 
ren nach  Bemold,  1.  c.  p.  596  auoh  der  Erzbi- 
schof von  Salzburg,  sowie  die  Bischöfe  Ton  Pas- 
sau  und  Konstanz  anwesend.  —  Clermont  1095, 
Bemold.  1.  c.  p.  598 :  g  eneralis  synodns  . . . , 
In  qua  XIII  archlepiscopl  cum  eomm  suffiraga- 
neis  fuerunt  et  CGY  pastorales  vlrgae  numera- 
tae  sunt",  nach  den  Akten  1.  c.  p.  598 ,  Mansl 
20,  901 :  ^12  Erzbischöfe,  20  Bischöfe,  abbates 
innumeri^;  ebenso  die  Urkunde  Urbans  1.  c.  p. 
829,  nur  dass  diese  ungefähr  90  Aebte  anglebt. 
Nach  ep.Raynold.  arohieplsc.,1.  c.  p.  694  sind  die 
Erzbischöfe  rem  Papst  angewiesen  worden,  „ut 
omnes . . .  metropolls  suffraganeos  oonvocatis  tam 
abbatibus  quam  caeteris  ecdeslarum  primorlbus, 
sed  et  excellentloribus  princlpibus  adlpsumcon- 
clliuminvltaremus'^;  dass  solche  primores(s.  o.  S. 
359.  n.4)  auch  die  Bischöfe  begleitet  haben,  erglebt 
die  narratio  1.  o.  p.  694.  Vertreten  war  auf  der 
Synode  Frankreich  und  die  Noxmandie,  1.  c.  922. 
923,  femer  Italien,  Spanien,  dagegen  Deutsch- 
land und  England  so  gut  wie  nldit,  Hefele  5, 
197;  Glesebrecht,  Gesch.  d.  deutsch.  Kaiser- 
zelt  3,  645 ;  —  Tours  1096,  Bemold.,  Watte- 
rich 1,  603;  gln  terda  epdomada  quadra- 
geslmae  .  .,  papa  slnodum  celebravlt  cum  di- 
rersamm  episcopis  provlndamm^,  nach  Urban. 
ep. ad Orderls. V.  1097,  Mansl  20,  929:  44  Erz- 
bischöfe, Bischöfe  und  Aebte,  d.  h.  wohl  nur 
französische  und  Italienische,  1.  c.  p.  926 ;  Nlsmes 
1096,  über  deren  Zusammensetzung  nichts  nähe- 
res bekannt  Ist,  Hefele  5,  223;  über  die  auch 
unter  diesen  Gesichtspunkt  fallende  Synode  von 
Rheims  1119,  s.  o.  Anm.  1. 

*  Hierher  gehören :  nnter  Urban  II.  die  von 
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Entspreohead  der  Erweiterung  der  päpstlichen  Maolit  zeigt  sich  auf  diesen  Kon- 
zilien eine  zunehmende  Betheiligung  der  abendlftndisoheni  insbesondere  der  nicht 
italienischen  Kirchen.  Den  Abschlnss  des  im  Wormser  Konkordat  in  dem  Investitur- 
streit  errungenen  Sieges  kann  das  Paptthnm  durch  die  I.  Lateranensisohe  Sy- 
node (112  3}  feiern,  welche  die  glänzendste  der  bis  dahin  im  Abendlande  gehaltenen 
Kirchenversammlungen  gewesen  ist,  und  nachher  als  ökumenisches  Konzil  ge- 
golten hat. 

Nichts  als  die  bisher  besprochene  Entwicklung  zeigt  deutlicher,  dass  die  s.  g.  all- 
gemeinen Konzilien  des  Mittelalters  im  Abendlande,  wie  schon  o.S.  330.350  bemerkt 
worden  ist,  historisch  aus  den  päpstlichen  Generalsynoden  seit  der  Mitte  des  1  I.Jahr- 
hunderts herausgewachsen  sind.  Nur  die  hervorragende  Bedeutung  einzelner  hat 
ihnen  später  das  Ansehen  allgemeiner  Konzilien  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes 
verschafft,  ihrem  inneren  Wesen  nach  sind  sie  dagegen  nicht  verschieden.  Die  Zu- 
sammensetzung ist,  abgesehen  davon,  dass  namentlich  auf  den  früheren  General- 
synoden die  verschiedenen  Länder  zum  Theil  gar  nicht,  zum  Theil  nur  spärlich  durch 
ihren  Episkopat  vertreten  waren  ^,  dieselbe  2;  desgleichen  setzt  der'Papst  Ort  und 
Zeit  des  Konzils  fest',  erlässt  die  Ladungen^,  welche  bei  nicht  vorliegenden  Hinde- 


1097,  über  welche  nur  einzelnes  bekannt  ist,  von 
1099,  Beinold.,  Watterioh  1,  616.  616: 
^ynodum  qnoqne  suam  in  teTda  epdomada  Ro- 
mae  celebrmdam  post  pascha,  mlBsls  llttezia 
naque  qnaqne  dennndaTit^  .  .  n.  „generalem 
synodum  l&O  episoopornm  et  abbatnm  et  olerieo- 
mm  innnmeiabilinm  .  .  .  coUegiit^;  auf  dersel- 
ben waren  ansser  den  ItalieniBchen  anoh  franzö- 
sische Bischöfe,  sowie  Anselm  von  Ganterbnry 
anwesend,  Watterich  1,  616;  Mansi  20, 
964.  965;  unter  Paschalis  U.  TOn  1102,  Ek- 
kehard.  Watterich  2,  23:  „transacta  post 
haec  media  qnadragesima,  conTenientibns 
nniveisis  Apnliae,  Gampaniae,  Siciliae,  Tnsca- 
niae  totinsque  simnlltaliaepresnlihns,  nltramon- 
tanonim  qnam  plnrimoram  patmm  legatis  syno- 
das  magna  Roma  est  hablta";  von  1106,  Mansi 
20,  1183,  über  deren  Zusammensetzung  nichts 
bekannt  ist;  von  1110  in  derFastenzeit,  aun. 
Saxo,  Watterich  2,  46:  „pluxlmi  abbates, 
episcopi^;  ann.  Hildesh.  1.  c.  p.  46:  ^ynodns 
gloriosa  .  .  .  presidente  .  .  .  papa  .  .  .  celebra- 
tur'';  von  1112  in  der  Fastenzeit  (s.  Th.  IL 
S.  666),  auf  welcher  11  Erzbischöfe  und  mehr 
als  100  Bischöfe  fast  sämmtlioh  ans  Italien ,  nur 
zwei  französische  Bischöfe,  zugleich  als  Vertreter 
der  Erzblsohöfe  von  Vienne  und  Bourges ,  kein 
deutscher,  ausserdem  viele  Aebte  und  andere 
Geistliche  erschienen  waren,  reg. Paschal.,  Wat- 
terich 2,  76,  Hefele6,  284;  von  1116  in  der 
Fastenzeit  (Th.n.  8.666),  Ekkeh.,  Wat- 
terich 2,  83:  „celebrata  est  synodus  univer- 
salis concilii,  congregatis 'ibidem  ex  di- 
versis  regnis  et  provinciis  episcopis,  abbatibus, 
dudbns  et  comiübus,  legatis  nniversamm  pro- 
vindarum  quam  plurbmls.^ 

i  Vgl.  S.  618.  n.  8;  S.  619.  n.  3;  S.  621.  n. 
1  ff.  Andererseits  sind  die  Synoden  von  Gler- 
mont,  das  lateraiiensische  Konzil  von  1116,  und 
das  von  Rheims,  8.  621.  n.  1.  3.  4  fast  ebenso 


zahlreich,  wie  die  naolunals  s.  g.  aUgemeinen 
besucht  gewesen. 

s  Kar£[nSle,  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aebte, 
8.  die  GiUte  S.  618  ff. ;  über  die  Betheiligung  der 
ersteren  s.  ep.  Leon.  IX.  (Synode  von  l&O), 
Mansi  19,  770.  771,  Wahldekret  Nikolaus*  II., 
Soheffer-Boichorst  a.  a.  O.  S.  31 ;  narratio 
über  das  Konzil  von  Glermont  1096,  1.  c.  20, 
696;  Watterich  2,  26  (Lateransynode  von 
1112),  welche  offenbar  nur  deshalb  so  selten  be- 
sonders genannt  werden,  weil  ihre  Tbeilnahme 
als  Rathgeber  des  Papstes  selbstverständlieh 
war.  Ausser  diesen  werden  auch  schon  die  primo- 
res  oder  priores  ecdesiarum  (s.  o.  S.  369.  d.  4) 
genannt  (Glermont  1096,  s.  S.  621.  n.  3);  ferner 
andere  Geistliche  und  Mönche ;  8.  619.  n.  3 ;  8. 
62i.  n.  3;  narratio  cit. :  „exceptis  honestls  aique 
religiosis  diversamm  regionum  atqne  provinoia- 
mm  dericis  et  laids,  qnonm  numerum  levi- 
ter  quisque  scire  pxae  multitudlne  non  potuit." 
Unter  den  wiederholt  erwähnten  Laien  (s.  die 
vorhergehenden  Gitate)  traten  besonders  die 
Fürsten  und  ihre  Gesandten,  mit  welchen  gele- 
gentlich des  Konzils  Verhandlungen  gefühlt 
worden  sind,  oder  deren  Unterstützung  für  die 
Beschlüsse  desselben  (Gottesfrieden,  Kieuzzüge) 
erforderlich  war,  (zu  Melfl  1089  ist  Herzog 
Roger  mit  seinen  Grossen  anwesend,  Watte- 
rich 1,  679;  zu  Rheims  1119,  Mansi  21,  238; 
zu  Guastalla  1106  eine  Gesandtschaft  Heinrichs 
y.,  S.  621.  n.  2)  hervor;  ausserdem  wurden 
auch  zu  dem  letztgedaohten  Zweek  andere  welt- 
liche Grosse  eingeladen,  so  zu  dem  Konzil  zu 
Glermont  1096,  S.  621.  n.  3,  und  zu  dem  lato- 
ranensisohen  v.  1116,  S.  621.  n.  4. 

Ueber  die  Vertreter  von  Bischöfen  S.  521.  n.  4. 

^  Dabei  ist  auch,  selbst  wenn  das  Koniil 
nicht  nach  Rom  berufen  wurde,  nooh  die  Zelt 
der  Quadragesima  festgehalten  worden,  so  fBr 
die  Synode  von  Troja  1093;  Piacenaa  1095; 
Tours  1096,  Rom  1102.  1110.  1112.  1116  oder 
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nmgsgrftnden  zum  Ersoheinen  verpffiohten  ^,  prftsidirt  der  Yersammliing^  nnd  sohliesst 
rie,  indem  er  den  Eonsilsmi^liedem  Engleich  die  ErUnbniBS  ertheilt,  den  KonsUs- 
ort  m  verlassen'.  Dass  ein  entsoheidendes  Stimmrecht  nur  'denselben  Klassen 
Ton  Oeistlichen^,  'wie  anf  den  s.  g.  allgemeinen  Konzilien^,  zugestanden  hat,  kann 
Diebt  zweifelhaft  sein,  ebenso  wenig,  dass  der  Papst  und  die  Enrie  auf  diesen 
Spoden,  welche  die  von  beiden  eingeleitete  Bewegung  zu  fSrdem  bestimmt  waren, 
mindestens  die  trichtigeren  und  massgebenden  Vorlagen  gemacht  haben*.    Ja  auch 


▼enigBtens  die  Zeit  nach  Ostern ,  Rom  1097,  b. 
S.  521.  Q.  n.  4.  Aneh  darin  zeigt  sieh  der  hl- 
storlflche  Zusammenhang  dieser  Synoden  mit  den 
naehmali  s.  g.  allgemeinen  Konzilien,  s.  o.  S. 
358.  B.  11. 

*  EhUadnngsschreihen  Alexanders  11.  Ton 
1066,  Mansl  19,  952,  Gregors  TU.  reg.  I.  42. 
43.  n.  1.  42,  Jafftf  mon.  Mog.  j^,  60.  61. 
108. 156;  andere  angeführt  S.  521.  n.  1.  a.  E., 
n.  2  n.  3. ;  s.  aueh  Anm.  3  a.  Anfig.  n.  Bemold., 
Watterich  1,  598;  Mansl 20,  825. 

Ton  der  Nothwendlgkeit  der  ElBwllUgimg  des 
Kaisers  oder  der  weltlichen  Regenten,  in  deren 
Bdeh  das  Konzil  gehalten  wurde,  Ist  seit  Niko- 
laus n,  insbesondere  seit  Gregor  VIT  keine  Rede 
(über  die  frühere  Zelt  s.  o.  S.  518).  Der  Kampf 
dieht  sich  seit  Jener  Zelt  nur  noch  darum,  ob 
die  Kaiser  ebenfalls,  wie  früher,  derartige  Kon- 
silien einzuberufen,  berechtigt  sein  sollten,  s. 
0.  S.  350  und  unten  $.  177 ,  und  zur  Bekim- 
pfcmg  des  kaiserlichen  Berufongsreohtes  ist  of- 
fenbar der  S.  352.  n.  2  citirte  8atz  In  den  dio- 
titns  Greg.  Yll.  aufgenommen  worden.  Aller- 
dings heisst  es  mit  Bezug  auf  das  Konzil  von 
Glemiont  1095  in  ep.  ürban.  II.  ad  Guamer. 
Mansi  20,  695:  „Rex  enim  Francorum  non  so- 
Ittm  irenlre  ad  nos,  alios  non  prohibet,  Terum 
etiam  omnibus  suae  potestatis  episcopis  et  abba- 
tibus  Tcnlre  ad  concilium  llcentiam  dedit".  Ab- 
gesehen aber  daron,  dass  dieser  Brief  an  einen 
Grossen  gerichtet  ist,  welcher  den  zum  Konzil 
reisenden  Bischof  von  Arras  gefangen  genommen 
hatte,  nnd  diesem  gegenüber  die  Betonung  der 
königlichen  Erlaubniss  als  Einschüchterungsmit- 
tel benutzt  wird,  so  kann  dieselbe  von  Philipp  I 
sehr  wohl  ertheilt  sein,  um  die  Synode,  von  der 
er  eine  günstige  Entscheidung  in  seiner  Ehesache 
mit Bertrada ,  Hefele5,  191.  197,  erwartete, 
zn  fördern,  ohne  dass  der  Papst  eine  solche  Ge- 
nehmigung seinerseits  für  nothwendig  erachtet 
oder  gar  gefordert  bitte. 

^  Ausser  den  Einladungsschreiben  ergeben  dies 
die  Berichte  über  Yerhingung  von  Strafen  gegen 
ohne  Entschuldigung  ausgebliebene  Bischöfe, 
Rom  1078,  Jaf f  tf  mon.  Greg.  p.  308.,  Piaoeaza 
1095,Watterich  1,594;  Troyes  1107,  1.  c. 
2,  4i;  Paschal.  II.  ep.  v.  1107  bei  Jaf  ftf  mon. 
Mognnt.  p.  383.  385.  Weiter  kommt  die  in 
dem  Bischofseide  beschworene  Yerpfllchtung,  auf 
den  vom  Papst  ausgeschriebenen  Synoden  zu 
erscheinen,  In  Betracht,  s.  o.  S.  202.  n.  3,  die 
offenbar  In  denselben  aufgenommen  ist ,  um 
einen  zahlreichen  Besuch  der  päpstlichen  Kon- 
zilien durch  die  Bisöhöfe  zu  sichern. 

>  S.  8.  521.  n.  1  ff. 


s  Rom  1080.  1083,  Jafftf  mon.  Greg.  398. 
517;  Olermont  1095,  Büdr.  archlep.  bist. 
Jer.,  Watterich  1,  603;  s.  auch  Mansi  20, 
824;  Guastalla  1106,  reg.  Paschal.  Watte- 
rlch2,  39;  Rom  1116, 1.  c.  p.  85. 

«  S.  0.  S.  359. 

^  Das  erglebt  schon  die  Analogie  aller  andeni 
Arten  von  Konzilien.  Nicht  entgegensteht  die 
Bulle  Leos  IX.  über  die  Kanonlsation  Gerhards 
V.  Toni,  Mansl  19, 770 :  „sanetam  synodum  In- 
terrogavlmus,  sl  deberet,  ut  sanctusvenerari  ,  •  . 
Ad  quod  cuncti  tam  azohlepiscopl  quam  epl- 
scopl,  tam  abbates  quam  olerid  ac  lalcl . . .  quasi 
uno  ore  clamaverunt,  Ipsum  .  .  .  Inter  sanctos 
nnmerandum",  da  hier  von  einer  sofortigen  Ak- 
klamation der  ganzen  Versammlung  einschliess- 
lich des  Umstandes  die  Rede  ist.  Dasselbe  gilt 
von  derYerurtheilung  des  Heinrich  Y.  ertheilten 
Privilegs  auf  der  Römischen  Synode  von  1112, 
Watterioh  2,  75.  Wenn  Ouno  von  Praeneste 
auf  dem  Lateran.  Konzil  von  1116  nach  Ekke- 
hard,  1,  c.  2,  85  bittet,  „ut  sieut  •  .  .  papa  lega- 
tioaem  suam  oonflrmavisset,  ita  presenris  con- 
cilii  patres  et  episeopl  conoorditer  anauerent^, 
so  ist  das  patres  et  episeopl  hier  nur  tautolo- 
glsch  gebraucht,  da  die  Aebte  doch  unmöglich 
vor  den  Bischöfen  genannt  werden  konnten. 
Auch  die  folgende  Erzählung :  „Dum  tall  ratione 
et  ordlne  tam  variae  et  dlssonae  mnltitudinis 
assensus  exquiritur,  a  saniori  parte  veritati  et 
apertae  rationl  nihil  oontradlctum,  a  pauds  sub- 
murmuratum,  ab  episcopis  et  abbatlbus  nullo 
modo  redamatum^,  ergiebt  nichts  für  eine 
Stimmbereohtigung  der  Aebte,  zeigt  vielmehr, 
dass  eine  eigentUche  Abstimmung  nicht  stattge- 
funden hat. 

9  Dies  zeigt  schon  die  Fassung  des  Wahlde- 
krets Nikolaus  n,  Scheff  er-Boiohorst  a.  a. 
O.  S.  27 :  „pontifex  auctoritate  apostolica  deeer- 
nens,  de  electione  summl  pontiflois  Inqult: 
Novit  beatitudo  vestra,  dilectissiml  fratres  et 
ooepisoopi  .  .  .  Quapropter  instructl  praedeces- 
sorum  nostrorum,  .  .auctoritate  decemlmus". 
Bei  Kanones,  welche  das  apostolica  auotorita  In- 
terdidmus  aufweisen,  findet  sich  der  Schluss  : 
„aoolamatum  est  ab  omnibus:  flat,  flat";  Bene- 
vent. 1091.  c.  2,  Mansl  20,739;  ferner  kommt 
auch  vor  ein :  „responsum  est  ab  omnibus :  flat, 
flat";  0.  2.  Trojan.  1093, 1.  o.  p.789;  „damatum 
est  ab  omnibus :  flat",  Qaromont.  1095,  1.  o.  p. 
713 ;  8.  femer  Trojan,  dt.  praef.  „tandem  oon- 
sentientibus  omnibus,  hoc  capitulum  promulga- 
tnm  est";  Plaeentia  1095,  1.  c.  p.  804:  „septimo 
die  post  tractatlonem  dlutinam  haec  sunt  capitula 
prolata  et  assensu  totlus  condUl  oomprobata". 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  175. 


die  Fassnng  der  Eanones  trägt  schon ,  wie  nachmals  bei  denen  der  8.  g.  allgemeinen 
Konzilien  seit  dem  I.  Lateranensisohen^  den  Charakter  von  päpstlichen,  seitens  der 
Synoden  gebilligten  Anordnungen,  nicht  den  von  Erlassen  dieser  letzteren  selbst  K 

Dies  entspricht  der  leitenden  Fühmng ,  wefche  das  Papstthnm  in  den  Reform- 
bewegnngen  der  damaligen  Zeit  und  in  dem  Kampfe  mit  dem  Kaiserfhnm  tibemom- 
men  hatte.  Im  Zusammenhange  damit  steht  es,  dass  die  Stellung  der  Bischöfe  von 
vornherein  auf  diesen  Konzilien  herabgedrückt  worden  ist.  Da  aaAnglich  nur  die 
der  päpstlichen  Politik  ergebenen  Bischöfe  sich  auf  ihnen  einfanden,  welche  selbst- 
verständlich die  von  der  Kurie  vorgeschlagenen  Massnahmen  billigten,  so  musste  das 
Konzil  lediglich  als  eine  Versammlung  erscheinen,  deren  Beirath  und  Qenehmigung 
der  Papst  zwar  zur  Verstärkung  seiner  Autorität  und  seiner  Anordnungen  einholte, 
welche  indessen  ihm  gegenüber  nicht  eine  völlig  gleichberechtigte  Stellung  einnahm, 
weil  sie  ohne  den  Papst  nichts  beschliessen  und  ihre  massgebende  Bedeutung  blos 
durch  seine  Theilnahme  und  seine  Zustimmung  erlangen  konnte^. 


1  Vgl.  das  cltirte  PapstwaUdekiet  Nikolaus'  II ; 
ep.  Alex.  II.  ad  der.  Mediol.  v.  1063,  Mansi 
19,  978:  fJLn  synodo  nostra  Romana  eplscopis  et 
religiiosis  fratribns  adindicantlbns,  decreyisse,  a 
simoniacis  et  fornicatorlbus  offlcium  celebrarl 
non  debeTe** ;  femer  dienen  als  Beweise  die  Ka- 
nones,  In  denen  etwas  nnter  Bezugnahme  auf 
die  apOBtollsche  Autorität  angeordnet  wird,  Rom 
1078,  Jaff^  mon.  Greg.  p.  333. 334.  c.2  Benev. 
1091,  Mansi  20,  739}  Placentin.  1095,  1.  c.  p. 
807;  Olermont  1096,  Mansi  20,  817,  o.  1. 
Dict.  LX;  Nismes  1096, 1.  o.  p.  933;  c.  1.  Rom 
1099,  1.  c.  p.  961 ;  c.  1  Rhelms  1119,  I.  c.  21, 
285;  B.  femer  Rom  1080,  Jaff^l.  c.  p.  398: 
„Inter  cetera  namqne  in  flne  synodalis  absolnti- 
onis  haec  annexnit  .  .  .  Ita  dicendo :  Seqnentes 
SS.  patnim  ...  ita  et  nnno  apostolica  anctoritate 
decemlmns  ao  oonflrmamns^,  Glermont  1095, 
Mansi  20,  818  a;  g.  46.  G.XII.  qn.  2:  „contra 
qnos  commune  totlas  concilil  anathema  pro- 
latam  est,  ipso  papa  huinsmodi  sententlam  pro- 
mnlgante^.  Damit  stimmt  es  auch  überein,  dass 
In  den  Berichten  der  Geschichtsschreiber  (s.  die  Gl- 
täte  S.  518 ff.)  der  Papst  als  die  Person  erscheint, 
welche  allein  in  entscheidender  Weise  handelt, 
femer,  dass  er  nach  den  Konzilsakten  nnd  päpst- 
lichen Erlassen  bei  Yerwaltungs-  und  richter- 
liehen Akten  ebenfalls  unter  Beirath  und  Zu- 
stimmung der  Synode,  nicht  aber  diese  selbst 
die  Anordnungen  trifft.  So  ist  die  Kanonisation 
Gerhards  von  Toul  durch  Leo  IX  „annuente  et 
laudante  synodo*'  1050  ausgesprochen,  Mansi 
19,  769 ;  ebenso  1059  Ton  Viktor  II  die  Vereini- 
gung des  getheilten  Bisthums  lilarslca  ;4u^l<^o 
generalis  ooncilii*' (von  Rom);  dasselbe  gilt  Ton 
den  Verhängungen  von  Exkommunikationen  und 
Absetzungen  seitens  Gregors  VII  auf  den  römi- 
schen Konzilien  tou  1075.  1076.  1077.  1080; 
Jafftf  mon.  Greg.  p.  170.  222.  305.  399.  401. 
452.  517;  seitens  Urbans  II  zu  Rom  1099,  vgl. 
c.  17,  Mansi  20,  964;  und  Paschalis' II  zu  Rom 
1105,  1.  c.  p.  1183.  Dem  kann  weder  die  Fas- 
sung der  Kanones  des  Lateranensischen  Konzils 
von  1110:  „presidente  .  .  .  Paschall  II  .  .  . 
constitutiones  s.  canonum  sequentes  statuimus'', 
Mansi  21,  7,  noch  des  tou  den  Gorrectores  Ro- 


mani  zu  c.  47.  G.  XVI.  qu.  1,  Mansi  20,  725 
mitgetheilten  angeblichen  Kanons  Urbaiis  n 
(„decreylt  iste  sacer  conventus''))  ^^^  die  Einlei- 
tung von  c.  1  u.  17  des  Konzils  von  Glermont 
„statutum  est'',  und  ,4nterdictum  esf*  entgegen- 
gehalten werden.  Die  Fassung  der  beiden  letz- 
tem ist  jedenfalls  nicht  die  ursprüngliche ,  H  e- 
feie  5,  197;  dasselbe  gilt  auch  von  dem  Text 
des  Lateranens.  Konzils  von  1110,  denn  der  An- 
nallsta  Saxo,  Watterich2,  45  berichtet  über 
die  Synode :  „presidente  .  .  .  papa  .  .  .  uM  om- 
nium  communi  consensu  haec  capitula  edlta 
sunt",  und  es  folgt  nun  nicht  der  Kanon  des 
Konzils  von  Troyes  von  1107,  wie  bei  Mansi; 
sondem  gleich  die  dort  hinter  gestellten  Aus- 
züge aus  den  Kanones  apostoloram  und  erst 
nach  diesen :  ^^llud  etiam  .  .  .  conflrmatum  est, 
quod  in  Trecensi  concilio  de  investiturls  conflr- 
matum est,  quod  ita  se  habet :  constitutiones 
patrum  sequentes*',  womit  zu  vgl.  der  Brief  Pa- 
Bchalis' n  an  Rothard  von  Mainz,  Mansi  20, 
1221 :  „noB  quoque  ss.  canonum  constitutiones 
sequentes  cum  firatribus  nostris  in  Trecensi  con- 
dlio  statuimus  etc."  Endlich  ist  es  sehr  zweifel- 
haft, ob  der  Urban  II  zugeschriebene  Kanon, 
welcher  dem  Konzil  von  Placenza  oder  Melfl  zu- 
gewiesen wird,  diesem  oder  einer  der  gedachten 
Synoden  angehört.  Gerade  seine  Fassung  spricht 
nach  dem  Beigebrachten  dagegen.  Die  einzige 
Abweichung  ,  welche  sich  sicher  konstatiren 
lässt,  ist  die  Erklärang  der  unter  Pasohalia  II 
abgehaltenen  Synode  von  1112,  wodurch  dieselbe 
das  Heinrich  V  seitens  des  Papstes  1.  J.  IUI  er- 
theilte  Privileg  für  nichtig  erklärt  (^nos  omnes  in 
hoc  s.  concilio  cum  d.  Paschali  papa  oongregati*, 
Watterich  2,  74.  75).  Der  Grand  dafür  lag 
aber  darin,  dass  der  Papst  selbst  nicht  gegen  den 
dem  Kaiser  geleisteten  Eid  handeln  wollte,  s. 
Th.  II.  S.  556. 

3  Dass  die  darauf  bezüglichen  Pseudo-Isidar- 
Stellen  gerade  schon  in  die  Kanonensammlong 
des  Anselm  von  Luoca  aufgenommen  sind ,  Ist 
bereits  o.  S.  352.  n.  2  bemerkt.  Auf  diesen 
fnssen  auch  die  Ausfiihrungen  Bemolds  in  sei- 
nem apologetlcuB  c.  3.  4;  Mansi  20,  405,  für 
die  Fastensynode  Gregors  VII  von  1074. 
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Mit  der  Abhaltung  des  I.  Lateranensischen  Konzils  von  1123  schliesst  die 
Periode  der  regsten  synodalen  Thfttigkeit,  welche  die  Oeschiohte  des  Papstthnms 
an£znweisen  hat  ^  Bei  der  Stofe,  welche  die  päpstliche  Macht  schon  damals  erstiegen 
hatte,  bednrfte  es  zur  Erreichung  der  weiteren  Ziele  der  regelmässigen  Abhaltung 
solcher  Konzilien  nicht  mehr 3.  Sie  sind  daher  während  des  12.  bis  14.  Jahrhunderts 
von  den  Päpsten  nur  noch  aus  besonderen  Veranlassungen  ausgeschrieben  worden.  Es 
gehören  hierher  einmal  diejenigen,  welche  man  später  den  ökumenischen  Konzilien 
zugerechnet  hat,  dann  die  Synoden,  welche  sowohl  Innocenz  II.  wie  auch  Alexan- 
der m.  veranstaltet  haben  ^,  um  sich  gegentlber  ihren  Oegnem  (Anaklet  ü.  und 


1  Die  von  He  feie  5,  327  angenommene  lo- 
mische  Synode  Oalixts  II  betreffend  die  Bechte 
des  EizhUchofs  Ton  Pisa  Ist  keine  Synode,  son- 
dern nur  eine  Yersammlung  der  Kardinäle  und 
des  idmlBchen  Klems  gewesen,  Mansi  21,  270. 

'  Nicht  hierher  gehört  die  römische  Synode  t. 
1125  anter  Honorins  II  wegen  des  Tor.  Anm.  be- 
zeichneten Gegenstandes,  Mansi  21,  342,  zn 
welcher  nnr  Bischöfe  ans  Italien,  dem  Patriar- 
chalbezirk  Boms,  znsammenbemfen  sind.  Ueber 
die  Znsammensetznng  des  1127  zu  Troja  von 
demselben  Papste  abgehaltenen  Konzils  ist  nichts 
bekannt,  I.e.  21,  357;  Hefele  5,  357.  Die 
Ton  Hefele  a.  a.  0.  S.  353  auf  1126  ange- 
setzte Synode  ist  nur  eine  Vereinigung  der  Kar- 
dinäle gewesen,  Jaff<^  mon.  Bamb.  p.  399. 

3  Unter  Innocenz  II  das  Konzil  v.  Glermont 

1130,  Mansi  21,  437:  „residente  .  .  .  papa  cum 
epiaeopls  et  cardinallbus  .  .  .  (Erzbisohöfe  von 
Lyon,  Bonrges,  Yienne,  Narbonne,  Arles,  Tar- 
ragona ,  Anch ,  Aix ,  Tarantaise)  eorumque  suf- 
firaganeis  episeopis  et  abbatlbus  quam  plurlmis 
.  .  .  nna  cum  Salsebnrg.  archiepiscopo  et  Monast. 
eplscopo  ac  abbate  Gorgieusi,  qui  pro  honore  et 
Salute  ecclesiae  pro  Teutonico  regno  occurrerunt.^' 
Hierher  gehören  anch  die  oanones  1.  c.  21 ,  458, 
welche  do^rt  fälschlich  dem  Bheimser  Konzil  zn- 
geschiieben  sind ;  —  femer  das  Konzil  y.  Bheims 

1131,  welches  et  selbst  ep.  ad  der.  Hildesh., 
I.  c.  p.  463,  synodus  plenaria  nennt,  und  auf 
welchem  ausser  den  Begleitern  des  Papstes,  Kar- 
dinilen,  anderen  Knrlalen,  Bischöfen  undAebten 
Bischöfe  aus  Deutschland  und  Frankreich ,  der 
Normandle,  Spanien,  femer  der  König  Ton 
Frankreich  anwesend  waren,  Mansi  21,  454. 
456;  Watterich  2, 206;  Hefele  5, 369.  Die 
Zahl  der  Bischöfe  und  Aebte  wird  auf  300,  An- 
selmi  Qemblac.  cont.  SS.  6,  384,  andererseits 
aber  auf  nur  50 ,  oan.  Wissegr.  cont.  Gosmae  a. 
1131,  SS.  9,  137  angegeben;  die  letztere  er- 
scheint aber  zu  gering.  Die  Kanones  bei  Jaffif 
mon.  Bamb.  p.  440  mit  der  Einleitung :  „quae  a 
d.  Innocentio  .  .  .  decreta  et  a  tota  synodo  .  . . 
unanlmiter  sunt  recepta",  womit  es  dann  über- 
einstimmend heisst:  „placuit  domno  apostolico 
et  toti  condllo'';  „acclamantibus  omnibus  est 
praeeeptum";  „sancitum  est  auctoritate  aposto- 
lica  et  totius  condlil*';  —  Placenza  1132,  Boson. 
Tita  Innoo.  U,  Watterioh2,  176 :  „congregatls 
episeopis  et  aliis  ecclesiarum  praelatis  tam  de 
Lombardia,  quam  de  Ravennatensi  provincia  et 
Inferioris  Marcbiae  paitibus  tertlum  concillum 


celebravlt« ;  —  Rsa  1135,  vita  cit.  p.  177 :  „oon- 
Tocatls  omnibus  eodesiamm  praelatis  de  Hispa- 
nla,  Guasconia,  Anglia,  Franola,  Burgundla, 
Alamannia,  Hungaria,  Lombardia  et  Tuscia^; 
s.  auch  die  Naohrlchtea  bei  Watterich  2,  215 
und  bei  Bernheim  in  Ztschr.  f.  K.  B.  16, 
147  ff . ,  die  erhaltenen  Kanones ,  welche  die 
Ueberschrift  tragen :  „Innoc.  generali  condlio  Pisis 
residens  statuif',  bei  Mansi  21,  489;  über  das 
Laterankonzil  y.  1139  s.  o.  S.  351. 

Unter  Alexander  III  das  Konzil  t.  Tours 
1163,  Boson.  Tita  Alex,  m,  Watterioh  2,393  : 
„in  quo  iuterfuerunt  secum  cardinales  nnmero 
XVn,  eplscopi  CXXIV,  abbates  OOGCXIV  et 
aliomm  tam  deriooram  quam  lalcorum  maxlma 
mulütudo^,  Hugo  Pictov.  bist.  Yizel.,  1.  c.  2, 
534 :  „condlinm  ibidem  teunit  omnlum  episco- 
poram  Lugdunensinm,  Narbonensium,  Yiennen- 
sium,  Bituricensium,  Senonenslnm,  Bemensium, 
Bothomagensium ,  Turonenslum  ,  Burdegalen- 
sium,  Ansdtanensium,  Alpenslum,  Apennina- 
rum  et  maritimarum  GY  numero :  Gantuarensium 
etiam  atque  Eboracensium,  Scotorum  quoque  et 
Hibemenslum,  sed  et  abbatum  et  diversae  pro- 
fessionis  personamm  gratanter  undlque  adve- 
nlentlum.  Nam  et  Germanorum  eplscopi  plures 
occulte  scripsemnt  .  .  .  papae ,  obedlentlam  et 
omnimodam  re^erentiam  pro  loco  et  tempore 
Uli  humiliter  exhibentes.  Italiae  veio  non  mi- 
nima pars  affuit,  partim  scripto,  partim  sua  prae- 
sentia.  Sed  et  Sardinia  et  Sidlla  cum  omni 
Galabria,  omnis  quoque  orlentalis  ecclesia  et 
Hispanla  derotum  obedientlae  oaput  .  .  .  catho- 
lioo  papae  snbdidlt";  Hef  el  e  5,  540;  Benter 
Alexander  III.  1,  285.  546.  In.  c.  2,  Watte- 
rich 2,  394;  Mansi  21,  1176(c.  1  X.  de  usur. 
Y.  19)  heisst  es:  ,4ddroo  generalis  condlil 
decemit  auctoiitas^,  worin  allerdings  eine  Ab- 
weichung von  der  sonst  üblichen  Fassung  der 
Kanonen  (s.  o.  S.  521)  liegt.  Dass  indessen  in 
den  übrigen  Kanones  der  Papst  im  Pluralis  ma- 
jestaticns  Anordnungen  trifft ,  nicht  das  Konzil, 
ergiebt  c.  8 :  „de  praesentis  concillo  assensu  sta- 
tuimus.''  Wenn  Heinrich  II  t.  England  seinen 
Prälaten  die  Erlaubnlss  zum  Besuch  des  Konzils 
ertheilt  und  diese  ron  einer  yorgängigen  Yer- 
sicherung  des  Papstes,  dass  Ihm  daraus  kein 
Präjudiz  entstehen  sollte,  abhängig  gemacht  hat, 
Alex.  III  ep.  ad  Henric.  y.  1163,  Bymer  foe- 
dera  1,  44;  Keuter  a.  a.  0.  S.  284;  Hefele 
5,  535,  so  entsprach  dies  dem  geltenden  eng- 
lisch-normannischen Staatsrecht,  s.  o.  S.  222. 
Anm.  4  a.  B. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  175. 


Okt&vian  oder  Viktor  IV.)  eine  möglichst  ausgebreitete  Obedienz  zu  sichern  S  end- 
lich das  grosse  von  Engen  ni.  im  J.  1148  zur  Befestigung  des  pftpstliohen  An- 
sehens nach  Rheims  berufene  Konzil  2. 

Ihnen  lassen  sich  schliesslich  die  von  den  sich  gegenüberstehenden Pftpaten,  Gre- 
gor XII.  und  Benedikt  XIII.  einseitig  im  J.  1408  berufenen  Konzilien  anreihen. 
Sie  sind  im  Gegensatz  zu  der  von  den  Kardinälen  beider  Obedienzen  schon  damals 
vorbereiteten  einen  Synode  (der  nachmaligen  Pisaner)  ^,  behufs  Beilegung  des 
Schismas,  als  allgemeine  (General-)  Konzilien  ausgeschrieben  worden^.  Diesen  Cha- 
rakter hat  aber  weder  die  eine  noch  die  andere  erlangen  können.  Auf  der  von  Bene- 
dikt Xni.  1408  und  1409  zu  Perpignan  abgehaltenen  waren  zwar  Anfangs  120  Pri- 
laten,  die  Mehrzahl  aus  Spanien,  allerdings  auch  einzelne  aus  der  Gascogne,  aus  Ba- 
voyen  und  Lothringen  nebst  den  Gesandten  mehrerer  weltlichen  Fürsten  erschienen^, 
aber  die  Differenzen  erreichten  hier  einen  solchen  Grad ,  dass  am  Schlüsse  bei  der 
Feststellung  der  entscheidenden  Massnahmen  nur  noch  18  Konzilsmitglieder  anwesend 
waren  ^.  Das  unter  Gregor  XII.  in  Cividale  del  Friuli^  1409  tagende  Konzil  war 
zunächst  so  schwach  besucht,  dass  der  Papst  sich  genöthigt  sah,  ein  neues  Berufiings- 


1  In  solchen  Pillen  Hessen  es  die  Päpste  anoh 
hingehen,  dass  die  Fürsten  in  den  einzelnen 
Ländern  Reichssynoden  nach  Art  der  früheren 
Nationalkonzilien  yeranstalteten.  Ueber  die  Eon- 
zillen zu  Würzbarg  nnd  Etampes  s.  $.  177. 

2  Zn  dieser  anfangs  nach  Troyes  gemäss  frü- 
herer Sitte  wieder  einmal  auf  die  Fastenzeit 
ansgesohriehenen  (Jaff  tf  reg.  n.  6362.  p.  629) 
Synode,  welche  als  concilinm  universale  oder 
generale  bezeichnet  wird,  Boson. yita  Eng. III 
n.  Otto  Frlsing.  gest.  I.  54,  Watterich  2, 
283.  303 ;  Sigeh.  cont.  Gemblac.  SS.  6 ,  390, 
Mansl  21,  311,  waren  berufen  (s.  Jaf  ftf  1.  c.) 
„arcbieplscopi,  episcopi  et  alii  ecdesiarum  pre- 
latl  de  diversls  mnn^  partibns",  nnd  Bischöfe 
ans  Italien,  Frankreich,  Deutschland,  Spanien 
und  England  erschienen,  Maus!  21,  741.  742; 
Hefele  5,  453.  Die  Zahl  der  geistlichen  Wür- 
denträger glebt  die  cont.  Sigeberti  Gemblac, 
SS.  6,  390  auf  etwa  1100  an.  Die  Kanones, 
welche  ebenfalls  den  Charakter  päpstlicher  Ver- 
ordnungen tragen  (o.  6:  „auctoritate  apostolica 
prohibemus^;  c  13:  „statuta  praeoessoris  nostri 
.  .  .  p.  Innocentil  conflrmantes  decemimus'Q, 
bei  Mansl  1.  c.  p.  713.  Dass  auch  Eugen  III 
während  seines  Aufenthalts  in  Trier  1147  eine 
Synode  abgehalten  hat,  ist  eine  irrige  Annahme 
Hefele^s  5,  451,  die  offenbar  darauf  basirt, 
dass  dort  eine  Anzahl  fremder  Bischöfe  zusam- 
mengeströmt war,  und  hier  unter  Zuziehung  der 
Kardinäle  und  einzelner  derselben  verschiedene 
kirchliche  Geschäfte  erledigt  worden  sind ;  Tgl. 
die  Zusammenstellungen  bei  Watterich  2, 
300.  AuchJafftf  reg.p.630.631undGie8e- 
brecht,  Gesch.  d.  deutsch.  Kaiserzeit  4,  312 
wissen  nichts  von  einer  solchen  Synode.  — 
Ebenso  wenig  Ist  übrigens ,  wie  He  f  e  1  e  5,  439 
meint,  der  Streit  zwischen  Dol  und  Tours  auf 
einer  römischen  Synode  unter  Eugens  III 
Vorgänger  Lucius  II  entschieden  worden,  Tiel- 
mehr  nur  im  Kardinalskollegium,  zu  welchem 
mehrere  andere  in  Rom  gerade  anwesende  Bi- 


schöfe und  Aebte  zugezogen  worden  sind,  Mansl 
21,  619. 

Dagegen  kann  hierher  gezählt  werden  die  Sy- 
node von  S.  Marco  in  Venedig  y.  1177,  welche  unter 
Alexander  in  mit  italienischen  und  deutschen 
Prälaten  zur  Ausführung  des  Art.  24  des  Vene- 
tianer  Friedens  behufs  kirchlicher  Bestätigung 
und  Sicherung  desselben  In  Gegenwart  des  Kai- 
sers'abgehalten  ist,  Boson.  Tit.  Alex,  m,  Wat- 
terich 2,  443;  Reuter  3,  321;  Hefele  Ö, 
628.  Ob  dagegen  Alexander  in  die  Exkomme- 
nlkation  Friedrichs  I  1.  J.  1167  auf  einer  Late- 
ransynode ausgesprochen,  so  Reuter  2,  243. 
244;  Hefele  5,  583,  erscheint  nach  den  Quel- 
lennachrichten ,  Mansl  22,  33;  WatterUk 
2,  572,  sehr  zweifelhaft.  Dasselbe  gilt  von  der 
seitens  Innocenz'  m  über  Otto  IV  1.  J.  1210  ▼er- 
hängten Exkommunikation,  gegen  Hefele  5, 
721  ff.  s.  die  Stellen  bei  Potthast  reg.  1,  356; 
Winkelmann,  Philipp  t.  Schwaben  2,  249, 
und  der  Bannung  Friedrichs  II  durch  Gregor  IX 
i.  J.  1228,  Mansl  23,  161;  Potthast  1.  c 
1,  709;  Hefele  5,  855.  Bei  Verkündung  der 
letzteren  sind  allerdings  eine  Reihe  von  Prälaten 
aus  yerschiedenen  Thellen  Italiens,  welche  ni- 
fällig  wegen  ihrer  Geschäfte  bei  der  Kurie  an- 
wesend waren,  zugezogen  und  um  Rath  gefingt 
worden.  Das  ist  wahrscheinlich  auch  in  den  an- 
deren Fällen  geschehen,  aber  immerhin  ist  man 
darum  nicht  berechtigt,  diese  Versammlungen  als 
Synoden  im  eigentlichen  Sinne  zu  bezeichnen. 

>  S.  o.  S.  364. 

^  Die  Berufungsschreiben  bei  Mansl  20, 
1085.  1103. 

&  Mansl  26,  1100;  Hefele  6,  851;  J.  B. 
Schwab,  Johannes  Gereon,  WOnburg  1859. 
S.  212.  217. 

9  LL.  cc. 

^  Bei  Aquileja. 
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Synoden  aus  Terscbiedenen  kirchlichen  Sprengeln. 
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schreiben  zu  erlassen  \  in  Folge  dessen  sich  aber  auch  nnr  eine  geringe  Zahl  von 
Prftlaten  einfand  >. 

Wt  ihnen  sohliesst  die  Reihe  der  hier  besprochenen  Art  von  S3moden.  Wie  die 
ersten  den  Beginn  der  Machtentfaltnng  des  Papstthnms  bezeichnen  nnd  als  Mittel  znr 
Fdrdemng  derselben  gedient  haben,  so  lassen  die  beiden  letzten  den  Verfall  der  päpst- 
lichen Macht  erkennen.  Gegenllber  den  anderen  Faktoren,  welche  nnnmehr  die  kirch- 
liche Entwicklung  bestimmten  nnd  die  grossen  Synoden  beherrschten  3,  hatte  zwar 
Qregor  XII.  bei  der  Ansschreibnng  seines  Konzils  noch  das  ansschliessliche  Recht 
des  Papstes  zur  Einbemfiing  allgemeiner  S3moden  betont^,  aber  weder  sein  noch 
seines  Gegners  Rof  hatte  einen  erheblichen  Theil  der  Wllrdenträger  der  Kirche  zn 
versammeln  vermocht,  nnd  während  das  Papstthnm  frflher  die  Synoden  beherrschte, 
mnsste  jetzt  jeder  der  beiden  Päpste  auf  seinem  Rnmpf-Konzil  gegenüber  der  mäch- 
tigen, anf  Herbeiftlhmng  der  Einheit  gerichteten  Strömung,  wenn  auch  widerwillig, 
die  Verzichtleistang  auf  seine  Wllrde  in  Aussicht  stellen^. 

§.176.    2.  Synoden  aus  verschiedenen  kirehUohen  Sprengeln, 

Auch  nach  der  Ausbildung  der  Metropolitan-  und  Patriarchalverfassung  sind 
noch  viele  Jahrhunderte  hindurch  Synoden  zusammengetreten,  welche  ebenso  wenig 
wie  die  ältesten  Konzilien^  und  wie  die  General-Synoden  als  Vertretung  eines  fest 
organisirten  kirchlichen  Verbandes,  d.  h.  einer  Provinz,  eines  Patriarchates  und  Pri- 
matialbezirkes,  betrachtet  werden  können. 

Im  römischen  Reich  haben  zunächst  die  die  Kirche  seit  dem  4.  Jahrhundert  be- 
wegenden dogmatischen  Wirren  Veranlassung  dazu  gegeben.  Schon  während  der 
arianischen  und  den  mit  diesen  verwandten  Streitigkeiten  haben  vielfach  solche 
Synoden  stattgefunden.  Theils  sind  sie  seitens  der  Kaiser  zur  Anbahnung  des 
kirchlichen  Friedens  berufen'',  auch  öfters  von  ihnen  im  Interesse  der  Durchsetzung 


i  ManBi26,  1087. 

s  Hefeleß,  897;  Schwab*,  a.  0.  S.  212. 
214.  218.  246. 

>  Vgl.  0.  S.  363  ff. 

4  ManBi  26, 1085:  „generale  concilinm,  qnod 
omnes  via«  ad  nnionem  indudit  .  .  .  qnodqne 
congregaie  soliaa  Romani  pontiflciB  esse  dignos- 
dtar,  sine  cüIus  anctoiltate  factum  non  concl- 
lima,  sed  conclUabnlura  dloitai  et  difAnltüT, 
milliim  exiatere  .  .  .  Indidmiu  et  etiam  oonvo- 
oamiia.^  Das  Berofangsschreiben  Benedikts  XIII 
1.  c.  1108  hebt  allerdings  nur  die  Pflicht  des 
Papstes  zur  Yeranstaltnng  eines  Generalkonzils 
behufs  Beendigung  des  Schismas  hervor,  indes- 
sen llsst  sein  weiteres  Schreiben  von  1409 ,  1.  c. 
p.  1188  („ad  quem  solum  concilil  generalis  oele- 
biatlo  pertinet^  keinen  Zweifel,  dass  er  densel- 
ben Standpunkt,  wie  Gregor  XII,  eingenommen 
hat,  vgl.  auch  Hefele  6,  781.  782. 

&  Vgl.  Hefele  6,  860.890;  Sohwaba.a.0. 
S.  217.  246. 

*  Dem  Stadium  der  Entwicklung  der  Metropo- 
litanyerwaltung  gehören  im  Abendlande  noch 
die  Synodeii  von  Valencia  (374),  Mansl  3,  374, 
von  Nimes  (394);  Hefele  2,  61  —  auf  bei- 
den hat   der  Bischof  der   ProTinzialhauptstsdt 


nicht  den  Vorsitz  geführt,  Löning,  Gesch.  d. 
deutsch.  K.-R.  1,  368.  n.  1  — ,  von  Saragossa 
(380  gegen  die  Priscilllanisten),  Man si  3,  633; 
Hefele  1,  744,  und  von  Toledo  (400)  a.  a.  O. 
2,  78,  an. 

7  Von  Konstantin  die  Synode  Yon  Tyrus 
(335),  auf  welcher  ungefähr  60  Bischöfe  aus 
Aegypten,  Libyen,  Asien  und  Europa  anwesend 
waren,  Euseb.  fit.  Gonstantini  I.  40—42;  So- 
erat.  bist,  eocles.  I.  28;  Theodoret.  bist,  eccles. 
I.  29;  Hefele  1,  461  wegen  der  mit  den  dog- 
matischen Streitigkeiten  zusammenhängenden 
Angriffe  gegen  Athanasius,  und  die  gleich  darauf 
folgenden  Synoden  Ton  Jerusalem  und  Konstan- 
tinopel  in  demselben  Jahre,  wozu  die  Thellneh- 
mer  der  erstgedachten  ebenfalls  vom  Kaiser  ge- 
laden worden  sind,  Hefele  1,  470.  471.  —  Yon 
Konstantins  die  Synode  von  Antiochien 
(341  In  encaeniis,  von  der  Kirchweihe),  zu  wel- 
cher ungefähr  90  Bischöfe  meistens  aus  Antio- 
chien, aber  auch  aus  andern  orientalischen  Pro- 
vinzen zusammengetreten  sind,  a.  a.  O.  S.  602  ff. 
Auf  Wunsch  des  genannten  Kaisers  ist  femer 
851  die  Synode  von  Sirmium  gehalten  worden, 
welche  fast  nur  aus  orientalischen  Bisohdfen,  so 
gut  wie  keinen  abendländischen  bestanden  liat, 
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ihrer  eigenen  dogmatischen  Anffassnngen  benutzt  worden  ^  Theils  waren  es  Ver- 
Bamminngen,  welche  die  Anhänger  der  verschiedenen  dogmatischen  Ansichten  znr 
näheren  Feststellung ,  Befestignng  nnd  Verbreitung  derselben,  znr  Anfhebimg  der 
Kirchengemeinschaft  mit  ihren  Gegnern  nnd  zitr  Verartheilung  derselben  nnd  ihrer 
Lehren,  sowie  anch  znm  Schatze  der  Anhänger  der  eigeiiBii  Partei  veranstaltet 
haben  2.  Jede  Partei  rechnete  dabei  darauf,  die  Zustimmung  des  grössten  Theiles  der 
Kirche  zu  erlangen,  mitunter  sich  auch  durch  die  kaiserliche  Gewalt  die  Oberhand 
zu  verschaffen.  Gelungen  ist  dies  aber  niemals,  vielmehr  haben  die  durch  diese  Ver- 
hältnisse herbeigeftlhrten  Wirren  gerade  zu  der  Berufung  der  allgemeinen  Konzilien 
gefflhrt,  welche  sich  allein  als  ausreichend  erwiesen,  den  kirchlichen  Frieden  herzu- 
stellen K  Aus  allen  diesen  Umständen  erklärt  es  sich,  dass  auf  den  erwähnten  Syno- 
den die  einzelnen  Tbeile  der  Kirche  im  verschiedensten  Umfange  vertreten  gewesen 
sind,  sowie  dass  an  einzelnen  nur  Bischöfe  aus  nahe  gelegenen  Metropolitan-  nnd 
Patriarchalbezirken,  an  anderen  wieder  morgenländische  und  abendländische  Bischdfe 
Tbeil  genommen  haben,  wenngleich  sich  bei  ihnen  andererseits  auch  die  sonst  her- 


a.  a.  0.  S.  641. —  Theodosius  hat  391  eine 
Synode  naoh  Gapua  zur  Bellegang  des  meletia- 
nischen  Schismas  berufen,  welche  im  cod.  can. 
eccles.  Afilcan.  c.  43  synodus  plenarla  genannt 
wird,  also  Ton  einer  grossen  Anzahl  Yon  Bischöfen 
besucht  gewesen  sein  muss,  a.  a.  0. 2, 52.  —  Unter 
Zustimmung  Gratians  ist  femer  a81  eine  yon 
32  Bischöfen  ans  Italien  (mit  Ausnahme  Roms), 
Gallien,  Pannonien  und  Afrika  bestehende  Synode 
gegen  zwei  des  Arianismus  beschuldigte  ülyri- 
sehe  Bischöfe  zu  Aquileja  abgehalten  worden, 
a.  a.  0.  S.  34. 

Ein  Beispiel  aus  späterer  Zeit  bildet  die  unter 
dem  Vorsitz  des  Patriarchen  yon  Konstantinopel 
auf  Befehl  Justinians  536  zu  Konstantinopel  zu- 
sammengetretene Synode  wegen  der  monophysi- 
tischen  Ketzereien  des  Patriarchen  Anthimus,  an 
welcher  Bischöfe  aus  allen  Theilen  des  byzanti- 
nischen Reichs,  sowie  mehrere  schon  früher  yom 
römischen  Stuhl  nach  Konstantlnopel  gesandte 
Bischöfe  Theil  genommen  haben,  Hefele  2, 
764. 

Ohne  kaiserliche  Genehmigung  hat 
Athanasius  aus  eigener  Initiatiye  362  zu  Alexan- 
drien  nach  dem  Reglerungsantritt  des  Kaisers 
Julianus  Apostata  behufs  Herstellung  des  kirch- 
lichen Friedens  eine  Synode  der  Orthodoxen, 
bestehend  aus  ägyptischen,  libyschen,  arabischen 
und  italienischen  Bischöfen  zusammenberufen, 
s.  das Synodalschreiben  bei M ans!  3,  346;  He- 
fele 1,  727.  Denselben  Zweck  hat  die  yon  146 
orientalischen  Bischöfen  besuchte  Synode  von 
378  zu  Antiochien  am  Orontes  gehabt,  Hefele 
1,  743. 

^  Beispiele  bieten  die  in  der  Angelegenheit 
des  Athanasius  auf  Wunsch  des  römischen  Bi- 
schofs yon  Konstantins  yeranstaltete  Synode  y. 
Arles  (353),  auf  welcher  der  letztere  den  Bischö- 
fen ein  schon  fertiges  Yerdammungsurtheil  des 
Athanasius  vorlegen  Hess,  Hefele  1,  653  und 
die  damit  zusammenhängende,  von  demselben 
Kaiser  berufene  und  im  Interesse  des  Arianis- 
mus yergewaltigte  Malländer  Synode  (355),  auf 
welcher  300  Abendländer,  dagegen  nur  sehr  we- 


nige Orientalen  versammelt  waren,  a.  a.  0.  6ö4 
(f.;  endlich  die  ebenfalls  in  Anwesenheit  des 
Konstantins  358  zu  Sirmium  gehaltene  Synode, 
auf  welcher  der  dorthin  berufene,  bereits  exi- 
lirte  Papst  Liberlu^  znr  Unterzeichnung  einet 
semiarianischen  Glaubensformel  gebracht  wurde, 
a.  a.  0.  S.  681.  684.  696. 

s  Von  grossem  Synoden  gehört  hierher  die 
von  Papst  Julius  I  allerdings  wegen  der  bei  den 
römischen  Kaisern  von  den  Gegnern  des  Athina- 
slus  vorgebrachten  Klagen  auf  Veranlassung  der 
erstem  gehaltene  römische  Synode  von  341, 
auf  welcher  über  50  Bischöfe  aus  Italien  und  aus 
dem  übrigen  Abendlande  (ep.  Jul.  I  ad  Daninm, 
M  a  n  s  1  2, 219  (,,sententiam  omnium  Italoram  et 
omnlum  in  hls  regionibus  eplscoporum'9 ,  ans 
Aegypten,  Thracien,  Goelesyria  und  Palästina, 
Mansi  1.  c,  anwesend  waren,  Hefele  1,  491. 
499. 

Von  andem  kommen  in  Frage  die  abendländi- 
schen Synoden  gegen  Photinus  von  Siimlum  zs 
Malland  von  345  und  von  347  (ebendaselbst  oder 
zu  Rom),  Hefele  1,  637.  638. 

Eine  reine  Parteiversammlung  war  die  340  zo 
Antiochien  von  den  Gegnern  des  Athanasius  ab- 
gehaltene Synode,  in  welcher  Athanasius  unter 
Genehmigung  des  Kaisers  Konstantins  abge- 
setzt, Hefele  1,  496,  femer  die  Synode  vm 
Konstantinopel  von  360,  auf  welcher  Ton  mor- 
genländischeii  Bischöfen  aus  verschiedenen  Pa- 
triarchaten und  Exarchaten  die  Glaubensformel 
der  Synode  von  Rimini  (s.  o.  S.  516.  n.  2)  be- 
stätigt wurde,  a.  a.  0.  S.  722.  Ein  weiterei 
Beispiel  bietet  die  mit  kaiserlicher  Genehmignng 
von  Theophilus  von  Alexandrien  ad  qnexenm  bei 
Konstantinopel  403  gegen  Ghrysostomus  unter 
Betheiligung  von  36  Bischöfen  aus  Aegypten, 
sowie  einigen  aus  Pontus  und  Antiochien  zusam- 
mengetretene Synode,  welcher  Ghrysostomus  eine 
andere  mit  40  Bischöfen,  meistens  ägyptischen, 
gegenüberstellte,  a.  a.  0.  2,  89.  93. 

3  Wenngleich  nicht  immer,  wie  die  Synode  v. 
Sardika,  welche  ja  auch  als  allgemeines  Konzil 
berufen  worden  ist,  s.  o.  S.  328.  n.  8. 


§.  176.] 


Synoden  aus  venchiedenen  kircliliclien  Sprengein. 
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Tortretende  Scheidung  des  römischen  Reiches  in  den  Orient  und  Occident  geltend 
gemacht  hat^ 

IGt  der  wesentlich  dogmatischen  Bedentnng  der  erwähnten  Konzilien  hftngt  es 
weiter  zusammen,  dass  manche  von  ihnen  nicht  dnrch  die  Kaiser  berufen^,  sondern 
aaeh  in  Abwesenheit  derselben  gehalten  worden  sind  ^  und  bei  ihnen  kaiserliche  Kom- 
missare jfdngirt  haben  ^.  Selbstverständlich  konnte  aber  bei  dem  verschiedenen  Cha- 
rakter dieser  Synoden  von  der  Entwicklang  gemeinsamer ,  sie  betreffenden  Kechts- 
normen  keine  Rede  sein^. 

Einzelne  derartige  Synoden  haben  sich  sowohl  im  Orient  wie  anch  im  Abend- 
lande mit  der  Aufstellung  kirchlicher  Rechtsnormen  beschäftigt^;  im  Occident  sind 
dieselben  aber  selbst  nach  Ausbildung  der  Metropolitanverfassung  bei  dem  Mangel 
einer  höheren  einheitlichen  Organisation  über  den  Metropolitansprengeln  auch  zur 
Beschlussfiissung  über  wichtige  V erwaltungssachen ,  welche  sich  nicht  für  einen 
Sprengel  allein  erledigen  Hessen ,  aus  Bischöfen  benachbarter  Provinzen  zusammen- 
getreten 7. 

Wie  das  Gewicht  der  Beschlüsse  dieser  Synoden  in  Betreff  der  dogmatischen 
Streitigkeiten  von  der  Anerkennung  durch  grössere  kirchliche  Kreise  abhing,  so  war 
dasselbe  der  Fall  hinsichtlich  der  von  ihnen  aufgestellten  Rechtsnormen,  welche  an 
sich  nur  eine  massgebende  Bedeutung  fllr  die  auf  der  Synode  anwesenden  Bischöfe 
nnd  deren  Sprengel  beanspruchen  konnten  ^. 


1  Pui  Alles  gel)en  die  in  den  Anm.  7  ff.  S. 
327  ingef Qhrten  Synoden  die  Belege. 

2  S.  527.  n.  7. 

3  S.  a.  a.  0. 

*  Schreiben  Konstantins  tetr.  die  Synode  von 
Tyrus  (3351  bei  Euseb.  vita  Const.  I.  42;  Theo- 
doret  I.  29:  ^'AnioTsiXa  Atovuoiov  xöv  dic6  6ica- 
Ttxov,  6<  xal  Toü(  6cpe[Xovcac  ei(  t^v  06^050^ 
if^vdä^t  (iied'  öp-wv  (»itojtv/jaei  xoX  totv  itparro- 
\ihart  l^ottp^oc  ^k  rffi  etna^ia^  xaTdoxoiro( 
^aplotai." 

^  Für  die  Yom  Kaiser  berufenen  Synoden  be- 
stand dieselbe  Verpfliobtung  znm  Erscheinen, 
wie  für  die  allgemeinen  Synoden ,  s.  das  in  der 
vor.  Anm.  citirte  Schreiben,  in  welchem  den  re- 
nitenten Bischöfen  das  Exil  angedroht  wird. 

Einzelne  der  von  ihnen  gefassten  Beschlfisse 
und  Sentenzen  sind  anch  von  den  Kaisern  bestä- 
tigt worden,  Hefele2,  97.  773. 

lieber  das  Recht  zum  Präsidium  bestand  keine 
feste  Norm ;  für  die  Regel  hat  es  aber  der  Bi- 
sehof des  Synodalortes  geführt,  so  wohl  zu  An- 
tioehlen  (341),  va  Aqnileja  (381),  zu  KonsUn- 
tinopel  (536);  —  zu  Konstantinopel  ad  qner- 
eun  (403)  statt  des  dortigen  Erzbischofs,  als 
deiselbe  (Chrysostomus)  unter  Anklage  gestellt 
war,  der  Exarch  von  Heraklea  (Th.  I.  S.  576. 
577);  dagegen  zu  Tyms  (335)  wahrscheinlich 
auf  Veranlassung  des  Kaisers  Eusebius  von  Gi- 
saiea. 

/^  So  die  erwähnte  Synode  von  Antiochlen 
),  femer  die  Synoden  von  Laodicea  (zw. 
und  381),  besucht  von  den  Bischöfen  ver- 
schiedener Provinzen  Asiens,  Hefele  1,  750, 
nnd  von  Oangra  (zw.  314  und  382).  S.  Im 
üebrigen  die  folgende  Note. 

HiniehiaB,  Klrehenreoht.  m. 


7  Vgl.  das  Konzil  von  Turin  von  401,  zusam- 
mengetreten „ad  postulationem  provinciae  Gal- 
liae  sacerdotum^  Bruns  I.  2,  113  u.  Mansi  3, 
859,  welches  namentlich  Streitigkeiten  wegen 
der  Primatial-,  d.  h.  Metropolitanrechte  in  den 
südgallischen  Provinzen  entschieden  hat,  Lö- 
ning  Gesch.  d.  deutsch.  K.-R.  1,  369;  das  Kon- 
zil derBiachöfe  der  Provinzen  Tarragona,  Cartha- 
gena,  Bätica  und  Lusitanien  zu  Toledo  v.  447, 
Hefele  2,  306;  das  Konzil  von  Tours  (461  Bi- 
schöfe aus  den  Provinzen  Tours,  Bourges  und 
Ronen,  Mansi  7,  943);  das  von  Toledo  von  597 
(Bischöfe  aus  den  Provinzen  Merida,  Toledo 
und  Narbonue)  1.  c.  10,  478 ;  das  Konzil  von  Agde 
von  506,  welches  unter  dem  Vorsitz  des  Cäsarius 
von  Arie«  mit  Erlaubnlss  Königs  Alarich  n  zu? 
Regelung  der  kirchlichen  Disciplin  im  damaligen 
ÜVestgothenreich  aus  den  Erzbischöfen  und 
Bischöfen  des  westgothischen  Galliens  zusam- 
mengetreten ist,  Mansi  8,  336;  Löning  a.  a. 
0.  1,  532  und  einen  Vorläufer  der  späteren 
westgothischen  Nationalkonzilien  bildet 

8  Diese  Auffassung  bestätigt  das  Schreiben 
der  Synodalmitglieder  zu  Antiochlen  (von  341), 
worin  sie  ihre  Beschlüsse  den  Bischöfen  in  den 
übrigen Eparchieen  mittheilen  (Bruns  1. 1,  80) : 
„«iOTe6(javTe«  ...  Sri  xal  a^ol  0üji.itve6c7jTe  .  .  . 
Td  a^rd  Te  '^p.tv  oufjtcpeDy^oavrec  xal  6ptadusvot 
%al  xd  6p^oK  SöSavra  ^tocppaYtC^fxevot  xai  Be- 
ßatouvTEc  T§  Tol>  d^lou  icve6(jiaToc  oupiooiviqi.*' 
Schon  das  Konzil  von  Chalcedon  hat  einzelne  der 
antiochenischen  Kanonen  zur  Anwendung  ge- 
bracht, Hefele  2,  459.  461.  493,  nnd  ihnen 
sowie  den  Kanonen  ähnlicher  Synoden  ausdrück- 
lich allgemeine  Geltung  beigelegt,  o.  1  Ghalc. 
(c.  14.  0.  XXV.  qn.  1). 

34 
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Der  hier  in  Bede  stehenden  Art  von  Synoden  müssen  auch  die  s.  g.  auvoftoi  ivSi]- 
^ouaai  ^  angereiht  werden. 

Damnter  sind  diejenigen  Synoden  zn  verstehen^  welche  seit  dem  4.  Jahrhundert 
durch  die  jeweilig  in  Eonstantinopel  anwesenden  Bischöfe  gebildet  worden  sind'. 
Da  sich  fortwährend  viele  Bischöfe  aus  allen  Theilen  des  Morgenlandes  in  der  Haupt- 
stadt und  bei  Hofe  aufhielten  ^,  so  war  es  natürlich^  dass  diese  sowohl  selbst  die  dar- 
gebotene Gelegenheit  benutzten  y  um  kirchliche  Angelegenheiten  in  Oemeinschaft  zn 
berathen,  wie  auch  dass  solche  zur  Erledigung  an  sie  seitens  der  Kaiser^  und  mit- 
unter auch  seitens  anderer  Personen^  gebracht  wurden. 

Von  diesen  Synoden,  auf  denen  naturgemäss  dem  Patriarchen  von  Eonstantinopel 
zufolge  seiner  Stellung  als  angesehenstem  Bischof  und  Bischof  der  kaiserlichen  Resi- 
denz der  Vorsitz  zufiel^,  sind  dogmatische  Fragen  ^,  damit  im  Zusammenhang  stehende 
Anklagen^;  sowie  Streitigkeiten  unter  Bischöfen  verhandelt ',  BeschlUsse  in  wichtigen 
kirchlichen  Verwaltungssachen  gefasst^^,  endlich  auch  bei  gegebenen  Anlassen  die 
Vorschriften  älterer  Konzilien  wieder  eingeschärft^^  oder  im  Anschluss  an  dieselben 
neue  Rechtsnormen  aufgestellt  worden  ^^. 


1  Th.  n.  S.  542.  n.  5. 

2  Auf  dem  Konzil  Ton  Ch&lcedon  v.  451  act.  4, 
Mansi  7,  92,  hat  der  Patriarch  von  Konstanti- 
nopel in  Betreff  der  Frage:  „xal  el  o6vo5ov  ^p^ 
xaXeiv  Töv  l7rt27](xo6vT(uv  ttq  ßa9iX($i  7c6Xei  ttjv 
ouv^Xeuaiv"  erklärt :  „ouvi^^cia  Ävtodrv  xexparr^xe, 
Tou;  dv57]p.ouvTac  T]jJ  p.£YaX(Dv6(X(|)  iröXei  d^ico- 
TdfTOUC  inior.6no\}ij  V|vtxa  xatp6c  xaX^aiQ  Ttepl 
dvaxuircövrcov  tivöv  ixxXTjOiaortxw'V  icpaYfi.dT(uv, 
ouveTvai  xal  SiaTuitoOv  Ixaoxa  xal  airoxp(oea>c 
d^ioüv  TOüc  Seopivouc." 

Ausser  den  Bischofen  sind  anch  die  Priester 
in  Konstantinopel,  s.  das  Schreiben  der  Synode 
V.  394,  Mansi  3,  851  („xal  Ttavxöc  toO  lepa- 
TE^ou),  ferner  die  Klostervorsteher  (so  i.  J.  448, 
1.  c.  6,  751  und  1.  J.  543,  1.  c.  9,  523),  aber 
ohne  Stimmrecht,  zugezogen  worden ;  auf  einer 
um  das  Jahr  451  abgehaltenen  Synode  wird  auch 
der  Anwesenheit  von  Diakonen  neben  den  Prie- 
stern und  Klostervorstehem  erwähnt ,  1.  c. 
7,  775. 

8  Auf  der  o6vo^oc  lv5ir](jLouaa  von  394  waren 
weit  mehr  als  20,  Mansi  3,  851,  auf  der  von 
448  etwa  30,  1.  c.  6,  750,  und  auf  der  von  459, 
M.  7,  911,  etwa  80  Bischöfe  anwesend. 

^  So  hat  Kaiser  Theodos  II  die  von  ihm  er- 
folgte Erhebung  von  Berytus  zur  kirchlichen 
Metropole  und  die  Lostrennung  der  Stadt  und 
ihres  Bezirks  von  Tyrus  durch  eine  o6vo^oc 
M-r]\ko^aa  genehmigen  lassen,  Th.  II.  S.  380. 
n.  1 ;  Hefele  2,  462;  Justinian  543  dem  Patri- 
archen von  Konstantinopel  die  Abhaltung  einer 
solchen  behufs  Beitrittes  zu  seinem  Dekrete  ge- 
gen Origenes  befohlen,  Mansi  9,  487.  522, 
Hefele  2,  786.  790.  Auch  die  Synode  v.  497 
0.  498  ist  auf  Veranlassung  des  Kaisers  zu- 
sammengetreten, a.  a.  0.  2,  623.  624. 

s  S.  Anm.  2. 

«  S.  Mansi  3,  851  (von  394);  6,  748  (von 
448);  7,  915  (von  459):  8,  745  (von  531);  9, 
522  (von  543) ;  M  a  n  s  i  10,  999  (638).  Nur  bei 
den  Berathungen  der  Synode  von  518  war  der 


Patriarch,  wie  das  an  'ihn  gerichtete  Schiciben 
der  letzteren,  1.  c.  8,  1041,  ergiebt,  zwar  nicht 
anwesend,  aber  die  Berathungsgegenstände  hat 
er  der  Synode  unterbreitet. 

^  Auf  einer  kurz  vor  451  abgehaltenen  Synode 
ist  die  Zustimmung  zu  der  epistola  dogmatica 
Leos  I  ausgesprochen  worden,  Mansi  7,  775, 
Hefele  2,  397;  die  von  497  o.  498  hat  aoi 
Anlass  des  Henotikons  einen  Theil  der  chalcedo- 
nensischen  Bescblüsse  approbirt,  a.  a.  O.  2,  624; 
ebenso  ist  die  von  518  für  den  orthodoxen  Glau- 
ben eingetreten,  a.  a.  0.  S.  689.  Dagegen  hat 
die  Synode  von  638  die  Ekthesis  des  Kaisen 
Heraklius  gebilligt ,  a.  a.  0.  3,  181.  Vgl.  aaeh 
Anm.  4  in  Betreff  der  von  543. 

d  Die  Synode  von  448  hat  die  Anklage  gegen 
Eutyches  verhandelt  und  denselben  abgesetzt, 
Hefele  2,  320,  die  von  478  die  Absetzung  des 
Petrus  Fullo  von  Neuem  bestätigt  und  diesen 
anathematisirt,  a.  a.  0.  S.  603.  Ueber  die  Ver- 
handlung einer  anderen  Anklage  i.  J.  400  unter 
Ghrysostomus  s.  a.  a.  0.  S.  513. 

0  So  die  Streitigkeit  zwischen  zwei  Bischofen 
wegen  des  zu  Antiochien  gehörigen  Bisthomi 
Bostra  auf  der  Synode  von  394,  Mansi  3,  851, 
und  ein  nicht  näher  bekannter  Zwist  zwischen 
dem  Metropoliten  von  Sardes  und  zweien  seiner 
Suffraganen,  Hefele  2,  320. 

10  S.  Anm.  4  in  Betreff  des  Bisthums  Beiy- 
tus ;  Aber  die  Verhandlung  wegen  der  Beset" 
zung  des  Bisthums  Larissa  auf  der  Synode  von 
531  s.  Hefele  2,  745. 

^1  z.  B.  des  c.  2  Chalced.  gegen  simonistlselie 
Weihen  auf  der  Synode  von  459,  Mansi  7, 
911. 

12  Die  Synode  von  394  hat  beschlossen,  dsn 
die  Absetzung  eines  Bischofes  nicht  von  8  Bi- 
schöfen, sondern  nur  von  der  ganzen  Provinzial- 
synode  ausgesprochen  werden  solle,  Mansi  3, 
854.  Die  c.  14  und  15  conc.  Antioch.  341,  au 
welchen  sich  dies  ergiebt,  sind  dabei  nicht  be- 
rücksichtigt worden. 


§.  176.] 


Synoden  aus  verschiedenen  kirchlichen  Sprengein. 
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Man  hat  die  auvoSoi  dv8r|(jLouaai  als  eine  abnonne  Art  von  Synoden  bezeichnet^. 
In  der  That  sind  sie  nicht  abnormer  als  alle  anderen  vorher  in  diesem  Paragraphen 
besprochenen  Synoden.  Sie  stehen  den  letzteren  darin  völlig  gleich,  dass  ihre  Theil- 
nehmer  nicht  durch  die  Zngehörigkeit  zu  einem  einheitlich  organisirten  Sprengel, 
viehnehr  durch  andere,  davon  völlig  unabhängige  Umstände  bestimmt  worden  sind. 
Wie  bei  den  schon  vorhin  gedachten  Synoden  ihre  Bedeutung  auf  dem  sachlichen 
Gewicht  ihrer  Beschlfisse  und  der  dadurch  bedingten  Anerkennung  in  den  verschie- 
denen kirchlichen  Eoreisen  beruhte,  so  war  dies  auch  bei  den  ouvoSoi  ivSijptouaai  der 
Fall,  nur  dass  ihr  Ansehen  noch  durch  die  Theilnahme  des  Patriarchen  von  Kon- 
Btantinopel  und  die  mehrfach  nicht  unbeträchtliche  Zahl  der  anwesenden  Bischöfe 
verstärkt  werden  musste.  Auf  diesen  Synoden  sind  öfters  Angelegenheiten  verhandelt 
worden,  welche  an  sich  von  der  Zuständigkeit  anderer  Yerwaltungs-  und  Synodal- 
organe nicht  ausgeschlossen  waren.  Zum  Theil  sind  diese  ihnen  wohl  von  den  be« 
theiligten  Bischöfen  selbst  zur  Entscheidung  unterbreitet  worden^,  was  um  so  weniger 
auffallen  kann,  als  die  Praxis  der  älteren  und  mittelalterlichen  Kirche  keineswegs  so 
strenge  auf  Innehaltung  der  Kompetenzbestimmungen  gehalten  hat,  dass  nicht  das- 
jenige, was  vor  eine  niedere  Synode  gehörte,  von  einer  höheren  hätte  erledigt  werden 
können,  und  dass  die  Mitwirkung  anderer  als  der  den  betheiligten  kirchlichen  Ver- 
bänden angehörigen  Bischöfe  für  unstatthaft  erachtet  worden  wäre  ^.  Theils  hat  es 
sich  um  Angelegenheiten  gehandelt,  in  welchen  der  Patriarch  von  Konstantinopel 
rermöge  seiner  konkurrirenden  Jurisdiktion  in  den  Diöcesen  Thracien ,  Pontus  und 
Aaia  proconsularis  zuständig  war^,  und  für  deren  Erledigung  er  die  gerade  an  seinem 
Wohnsitze  anwesenden  Bischöfe  zur  Stärkung  seiner  Autorität  zuzog.  Endlich  haben 
anch  die  genannten  Patriarchen  bei  ihrem  Bestreben,  sich  die  oberste  kirchliche 
Leitnngsgewalt  in  der  orientalischen  Kirche  zu  erringen  und  eine  solche  zu  bethätigen, 
offenbar  jede  günstige  Gelegenheit  zur  Abhaltung  derartiger  Synoden  benutzt,  weil  so- 
wohl der  Zusammentritt  der  letzteren  an  ihrem  Amtssitze  wie  auch  die  Verhandlung 
der  verschiedenartigsten  kirchlichen  Angelegenheiten  des  ganzen  Orients  auf  denselben 
unter  ihrem  Vorsitze  ihre  bevorrechtigte  Stellung  klar  zum  Ausdruck  bringen  musste. 

Diese  angeblich  abnorme  Erscheinung  der  auvoSoi  2v8r|p.ouoai  ist  weder  ftir  die 
römischen  Kaiserzeit  noch  für  die  spätere  Zeit  ohne  Analogie.  In  Rom  sind  ebenfalls 
seit  dem  5.  Jahrhundert  unter  dem  Vorsitz  der  Päpste  Konzilien  abgehalten  worden, 
welche  sich  der  hergebrachten  Dreitheilung  in  allgemeine,  Provinzial-  und  Diö- 
cesansynoden  nicht  einordnen  lassen,  da  an  ihnen  neben  den  italienischen  auch 
fremde  in  Rom  anwesende  Bischöfe  Theil  genommen  habend.  Insbesondere  ist  dies 
der  Fall  gewesen,  wenn  kirchliche  Angelegenheiten  aus  fremden  Ländern  an  den 
römischen  Stuhl  zur  Entscheidung  gebracht  waren  <^.  Auch  hat  später  mitunter  der 


«  Hefelei,  4. 

2  So  bei  dem  1.  J.  394  (S.  630.  u.  9)  verhan- 
delten Streite,  da  der  Pa^aroh  Ton  Antiochien 
auf  dieser  Synode  anwesend  war. 

^  Das  zeigen  die  Paragraphen  ül>er  die  ver- 
sehiedenen  Arten  Yon  Synoden. 

*  Th.  L  8.  543.  577. 

^  Hierher  gehört  die  Synode  unter  Hilams  yon 
462  zur  Verhandlang  südgallischer  Angelegen- 
heiten, ep.  Hilar.  ad  eplso.  Vienn.,  Thiel  1, 
142 :  „praesidente  fratrum  numeroso  ooncilio  ex 


diversls  proyinciis  congregato^ ;  die  von  465,  1. 
c.  p.  159,  auf  welcher  mehrere  gallische  und 
afrikanische  Bischöfe  anwesend  waren,  die  von 
679  wegen  der  Diöcesan-Elntheilnng  Englands,  an 
welcher  der  Bischof  Ton  Toni,  M  a  n  s  i  11,  179 ; 
HefeleS,  119;  das  TOn  721  unter  Gregor  II, 
Mansii2,  261;  Hefele  3,  362,  an  welcher 
ein  spanischer,  englischer  und  schottischer  Bi- 
schof sich  betheiligt  haben. 

®  Zu  solchen  Synoden  wurden  dann  die  Bi- 
schöfe, welche  die  betreffende  Angelegenheit  in 
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I.  Die  Hierarchie  tmd  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§,  176. 


Papst  selbst  bei  wichtigen  Anlässen  nnd  in  dringenden  Lagen  im  eigenen  Interesse 
und  zn  seiner  Unterstützung  das  Erscheinen  fremder  Bischöfe  anf  solchen  Synoden 
veranlasste 

Die  weitere  Entwicklung  dieser  römischen  Synoden  hftngt  innig  mit  der  Gestal- 
tung des  Verhältnisses  des  Papstthums  und  des  Kaiserthums  zusammen  und  hat  da- 
her j  weil  dieselben  dadurch  einen  eigenthümlichen  Charakter  angenommen  haben, 
ihre  Behandlung  an  anderer  Stelle^  finden  müssen. 

Die  Zeit  vom  10.  Jahrhundert  ab.  Nach  dem  Verfall  des  karolingischen 
Reiches  haben  in  Frankreich  während  der  Zeit  des  Verfalls  der  königlichen  Macht 
die  Nationalsynoden  ihre  frühere  Aufgabe  nicht  mehr  erfüllen  können.  Das  Eönig- 
thum  musste  gegenüber  den  mächtigen  Grossen  eine  Anlehnung  an  Deutschland 
suchen ,  und  die  hohen  geistlichen  Würdenträger  waren  darauf  angewiesen,  die  er- 
forderlichen kirchlichen  Massnahmen  selbst  zu  treffen  und  in  der  allgemeinen  Ver- 
wirrung sich  selbst  zu  helfen.  Diese  Verhältnisse  haben  den  Zusammentritt  einer 
Reihe  von  Synoden  veranlasst,  welche  sich  nur  unter  die  hier  zu  besprechende  ELate- 
gorie  einreihen  lassen. 

Abgesehen  von  der  Synode  zu  Coblenz,  welche  922  auf  Oeheiss  des  deutschen 
Königs  Heinrich  I.  und  Karls  d.  Einfältigen  zusammengetreten  ist,  auf  welcher  in- 
dessen nur  einzelne  deutsche  Bischöfe,  aber  keine  französischen  erschienen  sind', 
tritt  die  Schwäche  des  französischen  Königthums,  welches  sowohl  die  Hülfe  Ottos  L 
wie  die  des  Papstes  in  Anspruch  zu  nehmen  genöthigt  war,  deutlich  aus  den  wegen 
des  Streites  über  das  Rheimser  Erzbisthum  in  Folge  der  Litrusion  Hugos,  Sohnes 
des  Grafen  von  Vermandois,  abgehaltenen  Synoden  hervor.  Nachdem  über  diese 
Angelegenheit  auf  zwei  Synoden,  zu  Verdun  947  und  Mouson  948,  welche  von 
den  Bischöfen  verschiedener  Provinzen  besucht  waren,  verhandelt  worden  war^ 


Kom  betrieben,  zagezogen,  so  4  afrikanische 
Bischöfe  zu  der  Synode  von  487  o.  488  unter 
J^elix  I  wegen  der  Verhältnisse  der  afrikanischen 
Kirche,  H e f  el  e  2,  615.  Vgl.  auch  die  vor.  Anm. 

1  So  Stephan  lU  (IV)  die  Betheiligung  frän- 
kischer Bischöfe  an  der  Lateiansynode  von  769, 
Mansi  12,  713;  Ahel  Karl  d.  Gr.  1,  51; 
Hefele  3,  434,  s.  auch  Th.  I.  S.  228. 

2  In  S».  175  üher  die  Generalsynoden  (S.  517  ff.) 
nnd  in  $.  177  üher  die  Nationalsynoden. 

8  LL.  2, 16 :  ,4ussu . . .  Karoli  videlicet  etHen- 
lid  regum  . . .  congregati  sunt  episcopi  numero  8 
(Köln,  Mainz,  Würzhurg,  Minden,  Osnabrück, 
Worms,  StrasBhnrg  und  Paderborn)  cum  abha- 
tihus  aliisque  sacri  ordinis  Wris  quam  plurimis^. 
Dass  die  Könige  seihst  anwesend  waren,  ist  wohl 
nicht  anzunehmen,  s.  Wai  t z ,  Heinrich  I.  Berlin 
1863.  S.  67.  68.  So  ist  diese  Synode  gar  kein 
französisches  Konzil  geworden,  aber  auch  nicht 
einmal  eine  deutsche  Reichssynode  gewesen. 
Ihre  Beschlüsse  beziehen  sich  auf  Ehehinder- 
nisse, hischöfliche  Gerichtsbarkeit,  Verhältnisse 
der  Bischöfe  zu  den  Mönchen  und  Anstellung 
der  Geistlichen  durch  Laien.  Vgl.  Phillips, 
die  grosse  Synode  von  Trihur.  Wien  1865.  S.  51. 
70. 

*  üeher  die  Synode  von  Verdun,  die  nach  vor- 
heriger Verabredung  zwischea  Otto  und  Ludwig 
Yon  Frankreich,  andererseits  Hugos  t.  Verman- 


dois abgehalten  ist,  Flodoardl  ann.  a  947,  SS. 
3,  394;  Bicher.  bist.  II,  65,  L  c  p.  602,  syn. 
Ingelh.  948,  LL.  2,  94;  Köpke-Dümmler 
Otto  d.  Gr.  S.  157,  Tgl.  die  citirten,  insh.  Flodoard. 
1.  c. :  „Synodus  Virduni  hahita  est ,  praesidente 
Rotberto  Treverensi  praeside,  (in  der  Eigenschaft 
als  päpstlicher  Xegat)  cum  Artoldo  Remensi 
(dem  Gegner  des  intrudirten  Hngo),  Odalrieo 
Aquensi  (s.  über  ihn  Köpke-Dümmler  S. 
257),  Adalberone  Mettensi,  Gosleno  Tullensi, 
Hildebalde  Transrhenensi  (yon  Münster),  Is- 
raele  Brittone  (s.  a.  a.  0.  S.  157),  —  (so  dass 
also  wesentlich  nur  die  Provinz  Trier  und  Köln 
Yortreten  war) — praesente  Brnnone  abbate  fratre 
regis  Othonis .  .  .  cum  aliis  quibusdam .  . .  abba- 
tibus.  Ad  quam  Hugo  episcopus  eyocatus .  •  •  t^ 
nire  noluit.  Universa  vero  synodus  .  .  .  Ar- 
toldo Remense  tenendum  adindioavit  episeopinm. 
Indicitur  iterum  synodus.  Anno  948  synodus 
praedicta  celebratnr  ante  prospectam  castri  Mo- 
somi  a  •  •  Rotberto  oeterisque  TreTirensis 
dioeceseos  eplscopls  et  aliquibns  Remensibus  . . 
indicatum  est .  . ,  ut  Artoldo  praesnie  retinente 
commnnionem  et  parrochiam  Remensem  Hugo, 
qui  ad  duas  iam  synodos  evocatns  venire  con- 
tempserat,  a  communione  et  regimine  Bemensis 
episcopii  abstineret,  doneo  ad  universalem 
synodum,  quae  indioebatur  kalendas  Augnsti 
sese  purgaturuB ,  occurreret'',  vgl.  auch  Bioher. 


§.  i76.] 


Synoden  auB  verschiedenen  kirchlichen  Sprengein. 
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wurde  noch  in  dem  eben  gedachten  Jahr  von  Otto  I.  im  Einverständniss  mit  dem 
päpstlichen  Legaten  und  mit  König  Ludwig  (nltramarinns)  ein  neues  Konzil  zu  Ingel- 
heim in  Gegenwart  beider  Könige  versammelt.  Dasselbe  war  von  einer  Keihe  deut- 
scher Erzbischöfe  und  Bischöfe,  aber  nur  von  wenigen  französischen  besucht  \  resti- 
tairte  Artold  unter  Exkommunikation  seines  Gegners,  und  stellte  im  Interesse  Ludwigs 
einen  besonderen  Kanon  zum  Schutze  der  königlichen  Gewalt  gegen  den  Herzog 
Hngo,  zu  dessen  Partei  der  Erzbischof  Hugo  von  Rheims  gehörte,  auf  2.  An  dasselbe 
Bchloss  sich  endlich  eine  weitere  zur  Ausftlhrui^  der  Beschlüsse  der  Ingelheimer  Ver- 
sammlung vom  Legaten  nach  Trier  ausgeschriebene  Synode  an,  zu  welcher  sich  ausser 
dem  Erzbischof  von  Trier  nur  Artold  von  Rheims  und  drei  seiner  Sufiraganen  ein- 
fanden', und  welche  den  Herzog  Hugo,  sowie  mehrere  von  Hugo  von  Rheims  kon- 
sekrirte  Bischöfe  in  den  Bann  that. 

Ihrer  Berufung  und  Zusammensetzung  nach  sind  diese  Synoden  den  damaligen 
deutschen  Reichssynoden  verwandt,  aber  ihre  Eigenthümlichkeit  besteht  darin,  dass 
sie  nicht  deutsche,  sondern  französische  Angelegenheiten,  welche  freilich  das  deutsche 
Interesse  nahe  berührten,  verhandelt  haben. 

Ausser  diesen  Synoden  sind  im  10.  und  im  11.  Jahrhundert  auf  französischem 
Boden  eine  Reihe  von  Synoden  gehalten  worden,  auf  welchen  von  den  Bischöfen  ver- 
schiedener Provinzen  allgemeine,  ihre  Sprengel  betreffende  gemeinsame  Massnahmen 
beschlossen  ^  sowie  auch  Verwaltungsangelegenheiten^  und  Streitsacheu  erledigt  wor- 
den sind  ^. 


bist.  n.  67,  Kopke-Dümmlei  S.  161 ;  He- 
fele4  535. 

1  Rieh,  hik  U.  68;  S8.  3,  603 :  „Mittitur  . . . 
MudniiB ,  d.  papae  TicariuB ,  ad  Ottouem  legem, 
ob  evocandam  .  .  .  universalem  sinodum. 
Piiigiiiitar  et  epistolae  speolaliter  aliquot  epls- 
oopis  tarn  Gennaniae  quam  Galliae  ...  II.  69 : 
ninteiea  statuto  tempore  sinodus  universa- 
lis ooUecta  est  ex  praecepto  Agapiti.^  syn.  In- 
gelb, a.  948,  LL.  2,  24:  „ipso  (Ottone  rege)  cum 
lege  Ludovico  In  praesentia  manente,  .  .  gene- 
ralis synodus  .  .  coUecta  est,  praesideute 
. .  .  AgapiÜ  papae  aprocrisiario  .  .  et  consldenti- 
bus  arehieplscopis  (von  Köln,  Mainz,  Trier, 
Hamburg,  Salzburg,  sowie  auch  des  hetbeiligten 
Artold  von  Rheims ,  femer  einiger  20  Bischöfe, 
darunter  allein  2  Suffraganen  von  Rheims, 
sonst  nur  deutscher  und  einiger  dänischer), 
Gom  coetu  abhatum,  canonioorum  necnon  monar- 
chorom'';  vgl.  Flodoard  L  c;  Kopke-Dümm- 
1er  S.  162  ff. 

3  c.  1.  LL.  2, 25 :  „Nullus  deinceps  reglam  po- 
testatem  praesumat  popularl  seu  allquam  per- 
fldiae  maoulam  sibi  fallaciter  exhibere". 

3  Flodoard  a.  948 :  „ceterorum  vero  Lotbarien- 
rium  vel  Qermanorum  praesulum  illic  inveuere 
neminem.'';  Richer. II.  82,  SS.  3,  606;  Eöpke- 
Bümmler  S.  165;  Hefele4,  597. 

^  So  zu  Narbonne  902,  Mansi  18,  219:  „cum 
...  pro  dlversis  commoditatibus  s.  matris  eo- 
cleslae  .  .  .  aicbiepiscopi  Rostagnus  Arela- 
tensis  catbedrae  et  Afnustus  primae  Naibonae 
cum  universis  Gothlae  Spaidaeque  atque  Pro- 
vindae  oompraesulibus  .  .  conslderemus^  unter 
dem  Yorsltz  des  Erzblscbofis  v.  Arles  ,4^^  quo 
pendebat  .  .  .  generaliter  totios  nostri  conciUl 


discretio'';  Gbalous  a.  d.  Saone  915  von  den  Erz- 
biscbofen  von  Lyon,  Narbonne  und  Besan^n 
und  einzelnen  ibrei  Suffraganen,  1.  c.  p.  325 ;  zu 
Anse  bei  Lyon  994,  Mansl  19,  99.  177,  von 
den  Erzbiscbofen  von  Lyon  (nebst  3  Suffraga- 
nen),  von  Yienne  (nebst  3  Suffraganen) ,  von 
Tarantaise  (mit  einem  Suffraganen)  und  einem 
Suffraganen  von  Narbonne,  welche  Reformkauo- 
nes  über  den  Umgang  der  Priester  mit  Weibern, 
die  Jagden  der  Geistlichen,  die  Sonntagsfeier 
u.  s.  w.  aufstellte;  Toulouse  von  1020  von  den 
Erzbiscbofen  von  Narbonne  und  Auch  mit  3  Suf- 
fraganen, Androhung  der  Exkommunikation  ge- 
gen einen  gewissen  Aberglauben,  Mansi  19, 
389.  Was  auf  der  Synode  von  Ghateau-Thierry 
von  933  „congregatis  nonnullis  Franciae  vel 
Burgundiae  praesulibus  cui  praesederunt  .  .  . 
antistes  Remorum  et  Turonensls  episcopus^',  1. 
0.  18,  374  verhandelt  ist,  wissen  wir  nicht 

5  Anse  994  (s.  vor.  Note) :  Bestätigung  der 
Besitzungen  von  Clugny  und  der  Gründung  eines 
KoUegiatstiftes. 

^  Narbonne  902  Streit  wegen  Zehnten  und 
Kirchen  ,  Chalons  915  (Streit  wegen  Parochial- 
zugehörigkeit  (s.  Anm.  4),  Meaux  962,  Flodoard. 
ann.  SS.  3,  405 :  „synodus  XIII  episcoporum  . . . 
ex  Remensi  .  .  ac  Senonensi  diocesi",  auf  wel- 
cher nach  dem  Tode  Artolds  von  Rheims  das 
Blsthum  von  Hugo  gefordert  (s.  o.  S.  532),  aber 
Anfrage  beim  Papste  beschlossen  wird,  s.  auch 
Kdpke-Dümmler  S.  308;  Gompi^gne  999 
von  den  Erzbiscbofen  von  Rheims  und  Tours  zur 
Yerhandlung  einer  Anklage  gegen  den  Bischof 
von  Laon,  Mansi  19,  241;  Hefele  4,  655; 
Anse  1025  von  den  Erzbischöfen  von  Lyon  (mit 
3   Suffraganen),   Yienne   (mit    3),    Tarantaise 


534 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  176. 


Weiter  gehören  hierher  einzelne  der  um  die  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  bei  der 
damaligen  Zerrfittung  Frankreichs  von  dem  Episkopat  verschiedener  Provinzen  ver- 
anstalteten Konzilien  znr  Herstellung  des  Friedens  und  zur  Befestigung  des  Glau- 
bens^, sowie  im  Anschluss  daran  einzelne  derjenigen  Synoden ,  welche  zuerst  den 
Gottesfirieden  eingeführt  und  nähere  Bestinmiungen  über  denselben  getroffen  haben  ^. 

Fast  gleichzeitig  hatte  das  Papstthum  seine  reformatorische,  auf  Emancipation 
von  der  weltlichen  Gewalt  abzielende  Thätigkeit  begonnen.  Zur  Durchführung  der 
auf  den  früher  besprochenen  Generalsynoden  erlassenen  Anordnungen  wurden  seit 
dieser  Zeit  von  Rom  aus  in  die  verschiedenen  Provinzen  päpstliche  Legaten  ent- 
sendet, um  in  denselben  zu  dem  gedachten  Zwecke  Konzilien  zu  veranstalten  ^.  Dazu 
sind  von  ihnen  fär  die  Regel  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  mehrerer  benachbarter 
Provinzen  berufen  worden.  Die  grösste  Zahl  dieser  Synoden  hat  in  Burgnnd  und 
Frankreich  getagt^,  während  nur  verhältnissmässig  wenige  auf  die  übrigen  Länder 


(mit  einem),  einem  Suffraganen  von  Sens  uud 
einem  von  Narboune,  wo  dem  Abt  von  Clugny 
das  Recht  der  Exemtion  vom  Diöcesanbischof 
abgesprochen  wurde,  1.  c.  19,  423. 

^  Kluokhohn,  Gesch.  d.  GottesMedens. 
Leipzig  i8ö7.  S.  28  ff.;  Hefele  4,  697. 

s  Das  älteste  auf  den  Gottesfrieden  bezügliche 
Dokument,  ein  Schreiben  des  Erzbischofs  von 
Arles  „cum  B.  Avenionensi  et  N.  Nicensi  episco- 
pis  necnon  .  .  abbate  d.  Odilone  nna  cum  Om- 
nibus episcopis  et  abbatibus  et  cuncto  clero  per 
universam  Galliam  inhabitantibus''  an  Bischöfe 
luid  Klerus  in  Italien,  von  1041,  Mansi  19, 
593  ;  Kluckhohn  S.  48,  ist  wahrscheinlich  in 
Folge  der  Beschlüsse  einer  grosseren  südfranzö- 
sisohen  Synode  erlassen,  Hefele  4,  699; 
Steindorf  f,  Heinrich  DI  1,  137.  Weiter  ge- 
bort hierher  die  Synode  von  Montriond  von  1041 
in  der  Diocese  Lausanne,  welche  die  Erzbischöfe 
von  Yienne  und  Besannen  mit  ihren  Suffraganen 
gefeiert  haben,  Steiudorff  a.  a.  0.  S.  139ff.; 
v.  Narbonne  1043,  Mansi  14,  601,  von  den 
Erzbischöfen  von  Narbonne  und  Arles  nebst 
Suffraganeu;  St.  Giles  bei  Narbonne  1050,  von 
den  Erzbisohöfen  von  Arles,  Yienne  und  Bischö- 
fen aus  den  Provinzen  Narbonne,  Bourges  und 
Embrun,  1.  c.  p.  843  abgehalten. 

3  Vereinzelt  ist  es  auch  vorgekommen ,  dass 
der  Papst  selbst  bei  seiner  Abwesenheit  von 
Rom  ein  solches  gehalten  hat,  so  Urban  II  das 
Konzil  von  Bourges  1095  mit  den  Erzbischöfen 
von  Lyon,  Bourges,  Bordeaux  und  Pisa,  sowie 
einzelnen  französischen  Bischöfen,  auf  welchem 
der  Bischof  von  Limoges  abgesetzt  worden  ist, 
Mansi  20,  918. 

*  Zu  Lyon  1055,  Mansi  19,  837,  gehalten  von 
Hildebrand  als  Legaten,  auf  welcher  offenbar  süd- 
französische Erzbischöfe ,  Bischöfe  und  Prälaten 
versammelt  waren  und  simonistische  Bischöfe  ab- 
gesetzt worden  sind;  —  Toulouse  1056  von  den 
Erzbischöfen  von  Arles  und  Aix  als  päpstlichen 
Legaten  mit  dem  Erzbischof  von  Narbonne,  so- 
wie Bischöfen  aus  den  genannten  Provinzen  und 
den  Provinzen  Auch  und  Bordeaux,  insbe- 
sondere gegen  Simonie  und  Konkubinat,  1.  c.  p. 
847.  —  Vienne  und  Tours  1060  zu  demselben 
Zweck,  über  deren  Zusammensetzung  nichts 
näheres  bekannt  ist ,   1.  c  p.  925 ;   —   Chalons 


1063  von  Petrus  Damiani  als  Legaten  und  von 
13  Bischöfen,  auf  welcher  die  Exemtion  Glugnys 
bestätigt  wurde,  1.^  c.  p.  1026;  —  Toulouse 
1067  von  dem  Legaten  Hugo  Gandidus  ^eom 
XI  episcopis  et  abbatibus  plurlbus  cum  religio- 
sis  clerlcis  et  laicis^'  gegen  Simonie,  auf  welcher 
die  Erzbischöfe  von  Auch  und  Bourges ,  feiner 
Bischöfe  aus  diesen  und  den  ProTinzen  Narbonne 
und  Bordeaux  anwesend  waren,  1.  c.  p.  1065;  — 
Bordeaux  1068  unter  einem  päpstlichen  Legaten 
mit  Bischöfen  aus  den  Provinzen  Bordeaux,  Tours 
und  Bourges,  1.  c.  p.  1067.  —  Chalons  1072, 
desgleichen  mit  den  Erzbischöfen  von  Lyon, 
Yienne  und  Besannen,  Suifraganen  derselben  und 
Aebten,  Mansi  20,  47.  —  Autun  1077,  beru- 
fen von  dem  Legaten  Hugo  ▼.  Die,  Berufangs- 
schreiben  für  den  Erzblsohof  von  Tours,  1.  o.  20, 
491 :  „te  .  .  apostolica  auctoritate  vocamus  et  per 
te  tuos  suffraganeos  eplscopos ;  tuos  etlam  uti- 
liores  clericos  et  abbates  .  .  .  venire  praedpi- 
mus" ;  geladen  waren  auch  die  Erzbischöfe  von 
Bordeaux  und  Besannen  s.  auch  Hugon.  Diens.  ad 
Gregor.  YII.  c.  p.  488;  Gregor.  YU.  reg.IY.  22, 
Jaf f  ^  mon. Gregor,  p. 272,  Hefele  5, 101  {üb. 
d.  Zusammensetz.  d.  i.  J.  1076  und  1077  vorher 
V.  dems.  Legaten  zu  An8e,Clennontu,  Dijon  ab- 
gehaltenen Synoden,  ist  nichts  bekannt,  Mansi 
L  0.  p.  481 ;  H  ef  el  e  a.  a.  0.).  —  Poitiers  1078 
berufen  von  dem  genannten  Legaten,  auf  welcher 
die  Erzbischöfe  von  Tours  und  Lyon  anwesend,  zu 
der  aber  auch  noch  dei  Erzbischof  von  Besan^n 
geladen  war;  Suspensionen  von  Prälaten  und 
Kanones  gegen  Simonie,  Priester -Konkubinat 
und  Kinder,  Mansi  20,  495  —  ebenso  Lyon 
1080,  auf  welcher  Erzbischof  Manasse  von 
Rheims  abgesetzt  wurde,  über  deren  Theiluehmer 
zwar  nichts  näheres  bekannt,  welche  aber  wohl 
kaum  eine  Provinzlalsynode  gewesen  ist,  Greg. 
YH  reg.  YII.  12.  20,  1.  c.  p.  394.  411  n.  p, 
559;  Hefele  5,  133;  —  Bordeaux  1080,  zwei 
päpstliche  Legaten,  Erzbischöfe  von  Bordeaux, 
Tours  und  Auch,  einzelne  Suffraganen  derselben 
und  Aebte,  Mansi  20,  529.  551;  —  Avignon 
1080,  (nichts  näheres  über  die  Theilnehmer,  L 
c.  p.  554).  —  Salutes  1080 ,  päpstlicher  Legat 
mit  den  Erzbischöfen  von  Bordeaux,  Yienne, 
Bourges  und  Tours,  sowie  einzelnen  Sof&aganen 
derselben  und  Aebten,  1.  c.  p.  571.  —  Issoudon 


§.  176.] 


Synoden  aus  verschiedenen  kirchlichen  Sprengein. 
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entfallend    In  Dentschland  insbesondere  waren  die  Reichssynoden  länger  als  in 
Frankreich  in  Uebong  geblieben ,  auch  hatte  Heinrich  m.  die  päpstlichen  Reform- 


bei  Bouiges  1081,  Legat,  Erzhisohof  von  Boax- 
gM,  Sens,  Tours  und  Bordeaux  mit  einzelnen 
Suffraganen,  1.  c.  p.  579.  —  Meaux  1081,  zwei 
Legaten,  Erzbischof  von  Bouiges  und  Suffraga- 
nen der  Provinzen  Lyon,  Yienne,  Sens  und 
Rheinis,  L  c.  p.  583;  Hefele  5,  143.  —  Tou- 
louse 1090,  Bernold.  chron.  Mansi  20,  733; 
SS.  5,  iöO :  „Ufbanus  [II)  generalem  sino- 
dnm  cum  episcopis  dlTersarum  provlnciarum  per 
legatos  SU06  .  .  .  collegit  Ibique  multa  in  ec- 
elesiastids  causis  quae  corrigenda  erant,  correxit. 
In  qua  sinodo  Tolosanus  episcopus  de  lllatis 
cdminibus  expuigatui  et  legatio  pro  restauranda 
chiistianitate  in  Toletana  oivitate,  rege  Hispano- 
Tun  hoc  supplicante,  destinatur^' ;  —  Bordeaux 
1098,  Erzhisohof  von  Bordeaux,  zugleich  päpst- 
licher Legat,  mit  dem  Erzbischof  von  Auch  und 
Suffiaganen  beider  Provinzen,  Mansi  20,  751. 

—  Autunl094,  Bernold.  chron.,  SS.  5,  461: 
qCongregatum  est  generale  conoilium  a  . . .  Eu- 
gene Lugdun.  archlepiscopo  et  sedls  apostolicae 
legato  cum  arohiepiscopls  et  abbatibus  dlversa- 
rnm  piovlnciarum.  In  quo  condllo  renovata  est 
exoommunicatlo  in  Henricum  regem  et  in  Wiber- 
tam  sedls  apostolicae  invasorem  et  in  omnes  eo- 
rum  complices.  Item  rex  Galllarum  Phillppus 
exoommunicatus  est,  eo  quod  vivente  nxore  sua 
alteram  superinduxit.  Item  simoniaoa  heresis  et 
iacontinentia  saeerdotum  sub  excommunicatione 
damnata  est  Item  monachis  interdlctum,  ne. . ., 
panoechialiom  saeerdotum  oflicia  in  parroechiis 
usurpent'';  chron.  Yirdon.,  Mansi  20,  299: 
qGonoilium  XXXII  eplscoporum  .  .  .  cui  etiam 
inteifuerunt  abbates  quamplurimi  et  vlri  reli- 
giosV';  —  Saintes  1096,  Erzbischof  von  Bordeaux 
aU  päpstlicher  Legat,  im  Ganzen  43  Erzbischöfe, 
Bischöfe  und  Aebte,  darunter  vertreten  die  Pro- 
vinzen Bordeaux,  Auch  und  Tours,  Mansi 
20,  931.  —  Bordeaux  1098  in  ähnlicher  Zusam- 
mensetzung wie  die  eben  angeführte,  1.  c.  p. 
955.  9ö7.  —  Anse  1100,  Erzbischof  von  Lyon 
als  päpstlicher  Legat,  mit  Erzbischöfen  von  Tours 
und  Bouiges  nnd  Suffraganen  von  Sens  (Friedens- 
edikt, Verhandlungen  wegen  eines  Kreuzzugs) 
l  c.p.  1121.  -—  Yalence  1100,  von  2  päpstUchen 
Legaten  gehalten, Hugo Flav.,  Mansi  20,  1115: 
1^  quod  convenerunt  archieplscopi ,  episcopl, 
abbates  numero  24  occurrentibus  legatis  .  .  Lug- 
don.  aicMepiscopi,  quia  ipse  Inflrmabatur"  (An- 
lage wegen  Simonie).  —  Poitiers  1100,  Beru- 
fangsschreiben  der  beiden  päpstlichen  Legaten 
an  den  Bischof  von  Airas,  1.  c.  p.  1125 :  „  ut . . . 
com  abbatibns  tuis  venlas^,  Entschuldigungs- 
sohieiben  des  ebenfalls  berufenen  Bischofs  von 
Le  Mans,  1.  o.;  die  Zahl  der  erschienenen  Erz- 
bischofe,  Bischöfe  und  Bischöfe  wird  theils  auf 
80,  theUs  auf  140,  1.  c.  p.  1117  und  1120  ange- 
geben, Kanones  insbesondere  gegen  Laien-Inve- 
»titnr  und  Simonie,  1.  c.  p.  1122,  Verhandlung 
der  Ehesache  Königs  Philipp,  Hefele  5,  234. 

—  Tioyes  1104,  päpstlicher  Legat  mit  den  Erz- 
biscböfen  von  Bheims,  Sens  und  Tours  (Anklage 
eines  Bischofs  wegen  Simonie),  Mansi  20, 
^^79;  —  Beaugency  1104,  päpstlicher  Legat, 


Erzbisohöfe  und  Suffraganen  von  Sens  und 
Bheims  (Ehesache  des  Königs  von  Frankreich) 
Mansi  20,  1183.  —  Paris  1104  im  päpsüichen 
Auftrage  von  den  genannten  Erzbischöfen  und 
Bischöfen  zur  Absolution  des  Königs  abgehalten, 
L  c.  p.  1193,  Hefele  5,  246;  —  Poitiers  1106, 
abgehalten  von  einem  päpstlichen  Legaten 
(concilium  plenum)  behufs  Aufforderung  zum 
Kreuzzug,  M  a  n  s  i  20,  1207 ;  —  London  bei  Poi- 
tiers 1109,  päpstlicher  Legat,  Erzbischof  von 
Bordeaux  und  Suffraganen  desselben ,  sowie  der 
Provinz  Tours,  1.  c  21,  1 ;  Hefele  5,  265.  — 
Fleury  1110,  päpstlicher  Legat  mit  den  Erzbi- 
schöfen von  Sens,  Bheims,  Tours  und  Bourges 
„cum  episcopis  et  abbatibus  suis'',  Mansi  21, 
11 ;  Vienne  1112,  Erzbischof  v.  Vlenne,  zugleich 
päpstlicher  Legat  und  andere  Eizblschöfe,  Bi- 
schöfe und  Aebte,  Kanonen  gegen  die  Laien-In- 
vestitur, Verurthellung  des  von  Paschalis  II  i.  J. 
1111  Heinrich  V  ausgestellten  Privilegs  und  Ex- 
kommunikation des  letzteren,  1.  c.  p.  73.  76 ;  s. 
auchTh.  L  S.  305.  n.  1;  —  Beauvais  1114, 
päpstlicher  Legat  mit  den  Erzbischöfen  von 
Bheims,  Bourges  nnd  Sens,  Mansi  21,  121. 
124:  „et  suffraganeis  eomm  multlsque  aliis  sy- 
nodalibus  viris"  (worunter  wohl  die  Aebte 
nnd  Prälaten  zu  verstehen  sind^  Exkommunika- 
tion Heinrichs  V,  Kanones  zum  Schutz  der  Kir- 
chengüter, insbesondere  über  die  Verjährung  von 
Jahr  nnd  Tag),  zugleich  Ansetzung  einer  neuen 
Synode  zu  Solssons  zur  Erledigung  der  Abdan- 
kungssaohe  des  Bischofs  von  Amiens,  1.  c.  p. 
123.  127;  Hefele  5.  294.  —  Bheims  1115 
päpstlicher  Legat  jedenfalls  mit  den  Erzbischö- 
fen von  Bheims,  Sens,  Bourges,  1.  c.  p.  129. 
131 :  „freqnentissima  synodus^  (Exkommunika- 
tion Heinrichs  V).)  — 

^  In  Italien  waren  es  die  Päpste  selbst, 
welche  behufs  Durchführung  Ihrer  Beformen  die 
schon  §.  175.  S.  517  ff.  besprochenen  Cteneral- 
synoden  abgehalten  haben. 

Nachweisbar  ist  nur  eine  Synode,  welche  der 
Erzbischof  Anselm  IV  von  Mailand  „cum  episco- 
pis catholids  suffraganeis  suis  et  reliquls  tam 
Galliae  (dem  Erzbischof  von  Arles)  quam  Lom- 
bardiae^'  im  Interesse  der  Beform  und  gegen  die 
dem  Kaiser  anhängenden  Bischöfe  1098  gehalten 
hat,  Mansi  20,  224. 

An  s  p  an  1  s  ch  e  n  Synoden  —  die  zu  Gompo- 
stella  von  1056,  Mansi  19,  855,  Hefele  4, 
790,  unterschrieben  von  den  Bischöfen  von  Gom- 
postella,  Dumium  nnd  Lugo  ist  bei  der  für  diese 
Zeit  nicht  sicheren  Metropolitaneintheilung 
ihrem  Gharakter  nach  nicht  bestimmbar,  und 
wenngleich  sie  ebenfalls  Beformkanones  aufge- 
stellt hat,  so  hängen  diese  doch  mit  den  damals 
von  Born  ausgehenden  Bestrebungen  nicht  zusam- 
men —  kommt  ein  von  dem  Legaten  Hugo  mit 
den  Erzbischöfen  von  Narbonne  und  Auch,  und 
deren  Suffraganen  —  Gerona  gehörte  damals  zu 
Narbonne  —  sowie  mehreren  Aebten  in  Gegen- 
wart des  Grafen  von  Barcelona  zu  Gerona  1068 
gehaltenes  Beformconcil  gegen  Simonie,  Prle- 
sterkonkublnate  u.  s.  w.,  Mansi  19,  1069  in 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  176. 


bestrebangen  seinerseits  durch  solche  unterstützt.  Als  aber  später  der  Eonfikt  zwi- 
schen der  Kurie  und  Heinrich  IV.  ausgebrochen  war ,  suchte  der  letztere  nach  wie 
vor  mit  den  von  ihm  einberufenen  Synoden  den  päpstlichen  Anforderungen  entgegen- 
zutreten ,  ja  nachdem  ein  Theil  der  Bischöfe  den  anfänglichen  Widerstand  gegen  die 
vom  Papst  entsandten  Legaten  aufgegeben  hatte,  und  dem  König  ein  Gegenkönig 
gegenübergestellt  war,  wurden  von  diesem  im  Verein  mit  den  päpstlichen  Legaten 
ebenfalls  nach  Art  der  früheren  Keichskonzilien  grössere  Synod^  abgehalten  ^. 

Erst  gegen  Ende  des  Investiturstreites,  als  sich  der  Elampf  zwischen  Heinrich  V. 
und  Oelasius  U.  von  Neuem  verschärft  hatte,  gelang  es  dem  päpstlichen  Legaten 
während  der  Abwesenheit  des  Kaisers  zwei  Synoden  in  Deutschland  im  J.  1118, 
nämlich  eine  zu  Köln  und  eine  zu  Fritzlar,  zu  versammeln,  um  über  denselben  und 
seine  Anhänger  das  Anathem  aussprechen  zu  lassen  ^. 

Seit  der  ersten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  schliessen  sich  an  diese  Konzilien 
eine  Reihe  von  Synoden  an ,  zu  welchen  die  Bischöfe  verschiedener  Provinzen  eben- 
falls von  päpstlichen  Legaten  berufen  worden  sind.  Sie  haben  den  Zweck  gehabt, 
Angelegenheiten,  bei  welchen  der  päpstliche  Stuhl  eine  Entscheidung  beanspruchen 
konnte,  vorzubereiten,  zu  berathen  oder  auch  definitiv  zu  erledigen^.  Weiter  sind 
von  den  Legaten  auch  solche  Synoden  abgehalten  worden,  um  wichtige,  die  ganze 
Kirche  mitberührende  ^  oder  Angelegenheiten  von  spezieller  oder  lokaler  Bedeutung 


Betracht.  Oh  die  weiteren  Konzilien  zu  Geiona 
1101  und  zu  Hnsillos  yon  1104,  Mansi  20, 
1134.  1185;  Hefele  5,  236.  246  in  die  be- 
sprochene Kategorie  fallen,  läset  sich  nicht 
genan  feststellen.  Im  übrigen  ist  hier  die  Ein- 
fühlung der  Beformen  unter  der  Betheilignng  der 
weltlichen  Fürsten  anf  Konzilien  erfolgt,  wel- 
cher $.  177  unter  den  Reichssynoden  gedacht  ist. 
Aus  dem  12.  Jahrhundert  gehören  hierher  meh- 
rere TOm  Erzbischof  TOn  Gompostella  als  päpst- 
lichem Legaten  1121  und  1124  gehaltene  Sy- 
noden. Garns,  Kirohengesoh.  Spaniens,  III.  1. 
S.  91.  96. 

In  England,  wo  das  KÖnigthum  an  dem  Be- 
rufungsrecht der  Landessynoden  festgehalten  hat, 
und  die  päpstlichen  Legaten  nur  mit  königlicher 
Erlaubniss  das  Land  betreten  durften,  waren 
derartige.  Synoden,  wie  sie  in  Burgund  und 
Frankreich  vorgekommen  sind,  ausgeschlossen, 
8.  u.  S.  177. 

1  Vgl.  S.  177. 

s  Zu  Köln  war  Jedenfalls  der  Bischof  von 
Mainz  anwesend,  Jafftf  mon.  Bamb.  324,  aber 
auch  eine  Anzahl  anderer  deutscher  Bischöfe, 
unter  diesen  der  Erzbischof  von  Salzburg,  vita 
Theogeri  II.  13.  SS.  12,  472;  ann.  Colon,  max. 
a.  1118,  SS.  17,  752  0,epi8oopi  Saioniae«),  vgl. 
auch  Ekkehard.  chron.  a.  1119,  SS.  6,  254. 

Fritzlar,  Scheffer-Boicborst  ann.  Pa- 
therbrun.  Innsbruck  1870  p.  135 :  „delnde  cum 
üsdem  Fridlclariam  se  transtulit  (der  Legat)  et 
adiunctis  sibi  Maguntino  et  Goloiüensl,  Traiec- 
tensi,  Monasteiiensi ,  Osnabrugensi ,  Cioensi, 
MersebuTgensi  et  Splrensi  episcopis,  ibidem  con- 
cilium  celebrat  et  imperatorem  cum  idolo  suo  et 
Omnibus  sibi  adhaerentibus  excommunicat^;  vgl. 
Xafftf  1.  c.  p.  323.  325;  Jafftf  mon.  Mogunt. 
p.  389 . 


8  1120  Beauvais  mit  den  Erzbischofen  von 
Rheims,  Tours  und  Sens  (?),  Suf&aganen  dersel- 
ben, „abbatum,  archldiaconorum,  praepositerum 
et  copiosa  clerl  multitudo'',  Mansl  21,  259. 
262  (Heiligsprechung  des  Bischofs  Arnulf  von 
Soissons);  1127  Worms,  Suffhigane  von  Trier 
und  Mainz,  Beruh ardi,  Lothar  von  Snpplln- 
burg  S.  130  (Terhandlung  gegen  den  simonisti- 
schen Bischof  Gottfried  V.  Trier);  1128  Troyes, 
Erzbischöfe  von  Bheims  und  Sens,  Suffraganen 
derselben  und  Aebte  des  Cistercienser-Ordens, 
Mansi  21,  357;  Hefele  5,  357  (Bestatig:ung 
der  Regel  der  Templer) ;  112iB  Rheims,  die  ge- 
dachten Erzbischöfe  und  Suffraganen  ,  Aebte 
aliaeque  religiosae  personae,  Mansi  21,  372. 
373  (Genehmigung  der  Entfernung  von  Nonnen, 
welche  sich  schlecht  aufgeführt  hatten,  aus  einem 
Kloster  und  Ersatz  derselben  durch  Mönche); 
1129  Paris,  Erzbischof  von  Rheims  und  Bischöfe 
aus  der  Provinz  Sens,  1.  c.  p.  379  (betreffend 
eine  ähnliche  Angelegenheit);  1199  IHJon,  Erz- 
bischöfe von  Rheims,  Lyon  und  Besan^on,  18 
andere  Bischöfe  und  Aebte  (Berathung  wegen 
des  über  Frankreich  zu  verhängenden  und  1^00 
auf  der  Synode  zu  Yienne  ausgesprochenen  In- 
terdictesj,  Mansi  22,  707;  Hefele  5,  705. 

«  1248  Monteil  bei  Yalence,  vom  Papst  selbst 
berufen,  2  päpstliche  Legaten,  Erzbischöfe  von 
Narbonne,  Yienne,  Arles  und  Aix,  17  andere 
Bischöfe  und  Prälaten  aus  den  erwähnten  und 
benachbarten  Provinzen  ,  Exkommunikation 
Friedrichs  II  und  Erneuerung  früherer  Kanones, 
Mansl  23,  777;  Hefele  5,  1028.  Welterge- 
hören hierher  eine  ganze  Anzahl  französi- 
scher, die  Albigenser  betreffender  Syno- 
den, nämlich :  Montpellier  1206,  süd&anzöaische 
Erzbischöfe,  Bischöfe  und  Prälaten,  Mansi  2^, 
754;  Hefele  5,  744;  1209  Montelimar  und  S. 
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zu  erledigen,  bei  denen  es  darauf  ankam,  den  Besclilüssen  dersdiben  eine  möglichst 
durchschlagende  Antttrit&t  zu  sichernd  Insbesondere  gehören  in  diese  Kategorie  die- 
jenigen Konzilien,  welche  die  p&pstliohen  Legaten  zu  Beformzwecken  in  grösseren 
Gebieten  veranstaltet  haben  2. 


OiUes,  ebenso,  Mansi  22,  769;  Hefele  ö,  747; 
1209  AvifDon,   tfioneühan  generale"  unter  dem 
Yoiritz  zweier  Legaten,  mit  den  ErzMschöfen 
von  Yienne,  Arie«  und  Aix,  20  Bischöfen  ^mol- 
tis  abbatibns  et  aliis  ecclesiamm  rectoribus'', 
Mansi  22,  784  (Kanones  zur  Yerbesserung  der 
dnreb  die  Albigenser-Streitigkeiten  zerrütteten 
UicUicbenTerhältnisse);   1213  Layanr,  Erzbi- 
schöfe  von  Narbonne  und  Bordeaux,  andere  Bi- 
sehöfe und  Prälaten,  Mansi  22,  881  ff.;  He- 
feie  5,  758;  Montpellier  1215,  Erzbiscböfe  Ton 
Narbonne,  Auch,  Arles,  Aix  und  Embrun ,  27 
Bischöfe,  ferner  Aebte  und  Prälaten  in  Anwe- 
senheit der  Grossen  des  Landes  (ebenfalls  Ka- 
nones des  gedachten  Charakters),   Mansi  22, 
935;  He  feie  5,   763;    Sens-Paris  1223,  Be- 
mfmigsschrelben,  Mansi  22,  1201. 1204,  Erz- 
bischöfe Yon  Bheims  und  Sens,  Suffragane  aus 
diesen  und  den  Provinzen  Ronen  und  Narbonne, 
ein  englischer  Bischof,  1.  c.  p.  1202 ;  H  e  f  e  1  e  5, 
881;   1224  Montpellier,  Erzbiscböfe  von  Nar- 
bonne, Auch  und  Arles  und  Suffragane,  Mansi 
22,  1208 ;   —  1226  Bourges,   Erzbischöfe  Yon 
Boiuges,   Bheims,    Lyon,   Auch,   Ronen  und 
Tonis  und  Suffraganeu  aus  diesen  und  anderen, 
im  Ganzen  9  Provinzen,  etwa  100  an  Zahl,  aus- 
serdem Aebte,  Prioren  und  Vertreter  von  Eapl- 
tehi,  Mansi  22,  1213.  1215;   Hefeleö,  833; 
—  1229  Toulouse,  Erzbischöfe  von  Narbonne, 
Aach,  Bordeaux,  viele  Bischöfe  und  Prälaten,  auch 
weltliche  Grosse  zur  Ausrottung  der  Ketzerei  und 
Wiederherstellung  der  Ordnung  in  Südfrankreich, 
Mansi  23,    191;   Hefele  5,   872  (dass  der 
papstliche  Legat  in  der  Einleitung  der  bezüglichen 
Kanones  sagt,  Mansi  1.  c.  p.  194:   „duximus 
stataendum  de  eonaüio  archieplsooporum,  episco- 
pomm  et  praelatorum  et  b  a  r  0  n  u  m  et  m  1 1  i  t  u  m^, 
erklärt  sich  aus  dem  Inhalt  der  Bestimmungen, 
welche  behufs  Unterdrückung  der  Ketzerei  auch 
mehrfach  in  das  weltliche  Gebiet  übergreifen) ; 
1229  Orange ,  sÜdAranzösische  Erzbischöfe ,  Bi- 
schöfe und  Prälaten,  Mansi  23,  266;   Hefele 
5,877;   Narbonne  1243,   Erzbischöfe  von  Nar- 
bonne, Arlee  und  Aix  und  Prälaten,  Mansi  23, 
353;  Hefele  5,  979;  Albi  1254,  Bischöfe  und 
Piälaten  aus  den  Provinzen  Narbonne,  Bourges 
und  Bordeaux  unter  dem  Vorsitz  des  Bischofs  v. 
Avignon  als  päpstlichen  Legaten,  veranlasst  vom 
König  von  Frankreich  (hier  auch  Reformkanones 
erlassen),  M.  1.  o.  p.  829.  852;  endlich  ist  auch 
das  Konzil  von  Beziers  von  1232,  Mansi  1.  c. 
p.  269;  Hefele  5,  916,  welches  ebenfalls  in 
der  gedachten  Angelegenheit  eine  Reihe  Kano- 
nes erlassen  hat,  eine  grössere  Synode  mehrerer 
Provinzen  gewesen. 

Ans  dem  14.  Jahrhunderte  kommt  in  Betracht 
das  behufs  der  Untersuchung  gegen  die  Templer 
von  dem  Erzbischof  von  S.  Jago  als  päpstlichem 
Kommissar  1310  abgehaltene  Konzil  von  Sala- 
manca,  zu  dem  die  Erzbischöfe  von  Toledo  und 
Sevilla  geladen  waren,   aber  nicht  erscheinen 


konnten,  M.  25,  297;  Gams  Kirchengeschichte 
von  Spanien  IH.  1,  375;  Hefele  6,  420. 

^  1134  Jouarre  bei  Meaux,  Erzbischöfe  von 
Rheims,  Ronen  und  Tours,  Suffraganeu  aus  die- 
sen Provinzen  und  der  Provinz  Sens,  Mansi  21, 
446.  448;  Hefele  5,  376 (Bestrafung  des  geist- 
lichen Mörders  zweier  Geistlichen);  1136  Bur- 
gos,  Gams  Klrohengeschichte  von  Spanien  III. 
1,  32  (zum  Schutz  des  Erzbischofs  von  Compo- 
stella);  1192  Salamanca,  Bischöfe  aus  den  Rei- 
chen Leon  und  Portugal  (Trennung  der  Ehe 
Königs  Alfons  YII  von  Leon  und  Theresas  von 
Portugal),  a.  a.  0.  S.  61 ;  1229  Tarragona,  Erz- 
bischöfe von  Toledo  und  Tarragona,  sowie  Bi- 
schöfe aus  den  Reichen  Castllien  und  Arragonlen 
(Ungültigkeitserklärung  der  Ehe  Jaimes  I  von 
Aragonien  a.a.  O.  S.2!i3;  1225  Mainz,  Hartz- 
heim 3,  520.  524;  Ficker,  Engelbert  d.  Hei- 
lige. S.  176  ff.;  Hefele  5,  835  (Anathem  über 
die  Mörder  Engelberts). 

2  So  die  eben  erwähnte  Mainzer  Synode  von 
1225,  8.  vor.  Anm.  u.  Mansi  23,  1  ff.,  die  Sy- 
node zu  London  von  1237,  freilich  auf  Yeranlas- 
sung  Heinrichs  III  mit  im  Interesse  der  Stär- 
kung der  königlichen  Macht  von  den  Legaten 
veranstaltet,  wo  die  Erzbischöfe  von  Ganterbu^ 
und  York  anwesend  waren,  Matth.  Paris,  ehren, 
ed.  Luard  3,  395.  403.  412.  416.  420;  Mansi 
23,  441 ;  H ef  el e  5,  934  (berufen  waren  MaUh. 
Paris  p.  415 :  „omnes  Angliae  praelatl,  so.  ar- 
chiepiscopi,  episoopi,  abbates,  priores  installati, 
tam  sub  conventus  sul  vel  capituli,  quam  suo 
nomine  literas  procuratorias  deferentes,  ut  quic- 
quid  in  concilio  statueret  legatus,  ratum  utrobl- 
que  haberetur";  dem  entsprechend  lautet  auch 
die  Einleitung  zu  den  Kanones,  1.  o.  p.  419: 
„nos  Otto  .  .  .  (legatus  .  .  .  astantis  concilü  suf- 
fragio  et  oonsensu  .  .  .  quaedam  ex  commissa 
nobis  potestate  duximus  observanda  quae  per 
certos  articulos  fecimus  digeri  et  dlstingui'') ; 
weiter  die  für  England,  Schottland,  Irland  und 
Wales  von  einem  päpstlichen  Legaten  1268  eben- 
falls nach  London  berufene  Synode,  Mansi  25, 
1237;  Hefele  6,  95. 

Yon  französischen  Konzilien  sind  wohl 
hierher  zu  rechnen  das  Pariser  von  1212  u.  1213 
unter  Yorsitz  des  Robert  von  Cour^on  als  päpst- 
lichen Legaten,  Mansi  22,  817;  Hefele  5, 
771,  Bourges  von  1276,  M.  24,  165;  Hefele  6, 
159;  und  Paris  1284,  M.  1.  o.  p.  519,  über 
dessen  Theilnehmer  freilich  nichts  näheres  be- 
kannt ist. 

Für  Italien  kommt  in  Betracht  Padua  1350, 
M.  26,  222,  Hefele  6,  603  (anwesend  die  Pa- 
triarchen von  Aquileja  und  Grado,  sowie  der 
Erzbischof  von  Zara,  und  Prokuratoren  anderer 
Erzbischöfe,  sowie  Bischöfe  und  deren  Yertre- 
ter ,  ob  aber  aus  dem  ganzen ,  abgesehen  von 
den  genannten  Provinzen,  auch  die  von  Salzburg, 
Gran ,  Colocsa ,  Spalato ,  Mailand ,  Genua,  Ka- 
venna  und  Pisa  umfassenden  Sprengel  des  prä- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  176. 


Endlich  sind  anch  die  Erzbischöfe  nnd  Bischöfe  verschiedener  Synoden  sowohl 
zur  Berathnng  nnd  Beschlnssfassnng  über  Angelegenheiten  wichtigeren  Gharakten 
nnd  grösserer  Tragweite  ^  sowie  auch  znr  Anfstellnng  gemeinsamer  Normen  nnd  zur 
Einfahmng  gemeinsamer  Reformen  zn  solchen  Synoden  selbststftndig  zusammen- 
getreten 2. 

Schon  im  14.  Jahrhundert  sind  Konzilien  der  hier  fraglichen  Art  seltener  ge- 
worden und  mit  dem  folgenden  hören  sie  so  gut  wie  ganz  auf  ^ 

Ihr  Zweck  war,  so  weit  es  sich  um  die  Durchführung  des  gemeinen  Kirchen- 
rechts  unter  Mitwirkung  von  päpstlichen  Legaten  gehandelt  hatte,  erfüllt,  und  gleich- 
zeitig wurde  bei  der  sinkenden  Machtstellung  des  Papstthums  die  Möglichkeit  eines 
entscheidenden  Eingreifens  in  die  kirchlichen  Angelegenheiten  in  den  einzelnen  Lin- 
dem inmier  geringer. 

Was  dagegen  die  von  den  Bischöfen  allein  veranstalteten  Synoden  betrifft,  so 
waren  diese  überhaupt  nur  zur  Erledigung  einzelner  beson^ßrer  Angelegenheiten, 
oder  da,  wo  die  kirchlichen  Verhältnisse  eine  gemeinsame  Regelung  angezeigt  er- 
scheinen liessen,  wie  vor  Allem  im  südlichen  Frankreich,  zusammengetreten,  nnd  so- 
mit vom  Vorhandensein  besonderer  Voraussetzungen  abhängig  gewesen. 

Feste  Rechtsnormen  haben  sich  fdr  die  hier  besprochenen  Synoden  auch  in  der 
späteren  Zeit,  ebenso  wenig  wie  früher^,  entwickelt,  vielmehr  hat  man  sich  an  die- 
jenigen Regeln  gehalten,  welche  für  die  Provinzialsynoden  massgebend  waren ^;  ja 
einzelne  dieser  Synoden,  soweit  sie  von  den  Erzbischöfen  selbstständig  und  ohne 
Betheiligung  von  Legaten  veranstaltet  worden  sind,  haben  sich  später  selbst  als  Pro- 


sidirenden  Legaten,  erscheint  bei  dem  grossen 
Umfange  des  ersteren  mindestens  zweifelhaft), 
endlich  von  spanischen  Yalladolid  1228 ,  Bi- 
schöfe von  Castilien  nnd  Leon,  n.  a.  auch  Er- 
neuening  dei  Vorschriften  des  IV.  lateranen- 
sischen  Konzils  von  1215,  Tejada,  coleccion 
de  los  condlios  3,  324;  Garns  a.  a.  0.  S.  143; 
Palencia  1322,  deren  Theilnehmer  nicht  näher 
bekannt  sind,  Man s  125,  695;  Garns  a.  a.  0. 
S.  375  (hier  ohne  Anhalt  als  Nationalsynode 
bezeichnet) ;  H  e  f  e  1  e  6,  533. 

^1141  Seus,  Erzhischöfe  v.  Sens  und  Rheims 
mit  ihren  Suffraganen  nnter  Theilnahme  von 
Aebten  und  Mönchen  in  Gegenwart  Königs  Lud- 
wig YU  von  Frankreich,  betreffend  die  Ange- 
legenheit Abälards,  M  a  n  s  1  21 ,  559  ff . ;  H  e  f  e  1  e 
5,  405.  430 ;  Deutsch,  Synode  von  Sens.  Ber- 
lin 1880;  1152  Beaugency,  Erzbischöfe  von 
Sens,  Rheims,  Ronen  und  Bordeaux,  mit  Suffra- 
ganen  zur  Trennung  der  Ehe  Ludwigs  YII,  M. 
21,  751 ;  1243  Narbonne,  Erzbischöfe  von  Nar- 
bonne,  Auch  und  Arles,  Berathung,  betreffend 
das  Verfahren  gegenüber  den  Albigensern  und 
Dominikaner-Inquisitoren,  M.  23,  353;  He- 
fele  5,  979;  Senlls  1316,  Anklage  gegen  einen 
Bischof  wegen  Mordes,  M.  23,  559;  Hefele6, 
503.  Ob  die  auf  Klage  des  Grafen  v.  Sayn  wegen 
der  Bedrückungen  Konrads  von  Marburg  1233 
zu  Mainz  abgehaltene  Synode  ein  Provincial-  oder 
ein  grösseres  Konzil  gewesen,  ist  zweifelhaft. 
Während  die  Wormser  Annalen,  Boehmer 
fontes.  2,  176  sie  als  ersteres  bezeichnen,  erwäh- 
nen andere  Quellen,  z.  B.  Albridchron.  YU  fönt., 
SS,  23,  931  der  Gegenwart  des  Königs,  der  Erz- 


bischöfe, Bischöfe  und  Fürsten  des  Reiches,  s. 
auch  Hartzheim  3,  542  ff.;  Hefele5,  910. 

2  Zu  Avignon  1326  und  1337  die  Erzbiscböfe 
von  Arles,  Aix  und  Embrun  nebst  Suffiraganeo, 
Aebten  und  Prokuiatoren  der  Kapitel,  Manil 
25,  739.  1088 ;  desgleichen  zu  Apt  bei  Avignon 
1365,  1.  c.  26,  445;  ferner  zu  L&vaur  1368  die 
Erzbischöfe  von  Narbonne ,  Toulouse  und  Auch 
nebst  Suffraganen,  1.  c.  p.  483. 

s  Aus  dem  15.  Jahrhundert  gehört  hierher  die 
von  dem  Legaten  des  Konstanzer  Konzils  zu 
Lerida  1418  mit  den  Bischöfen  der  Provinzen 
Tarragona  und  Saragossa  abgehaltene  Synode  we- 
gen Beseitigung  des  Gegenpapstes  Benedikts  Xni 
(Peters  von  Luna),  Garns  in.  1.  S.  299.  300. 
In  Betreff  der  Synode  von  Tortosa  1429  kann 
man  zweifelhaft  sein,  ob  sie  hierher  oder  zu  den 
Nationalsynoden  im  späteren  Sinne  (s.  $.  177) 
zu  rechnen  Ist. 

*  Das  Konzil  von  Basel  hat  allerdings  Sess.  XV 
von  1433  auf  die  Abhaltung  von  Synoden  meh- 
rerer Provinzen  hingewiesen;  Mansl  29,  77: 
„Et  si  inter  regna,  provincias  et  principatus  huiai- 
modi  discordias  snsdtari  contingat,  mox  ss.  del 
antistites  condlia  provinciarum  suanim  simnl 
congregari  procurent,  et  sibi  Invicem  oonsüium 
et  auxilium  impendentes  euncta  disoordianuD 
fomenta  amputare  studeant." 

^  Also  namentlich  hinsichtlich  der  Befngnisi 
und  der  Pflicht  zu  erscheinen,  der  Stimmbereck- 
tigung,  der  Abfassung  der  Kanones.  In  letzte- 
rer Beziehung  ist  auch  die  FormuUrnng  der  päpst- 
lichen Generalsynoden  von  Einfluss  gewesen.  1. 
0.  S.  524. 


§.  i77.] 


Die  National-  und  Reichskonzilien. 
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vinzialkonzUieii  bezeiehnet^  und  bei  ihrer  Eröffiiimg  ist  die  Jurisdiktion  der  Synode 
durch  die  betheiligten  Erzbischöfe  ausdrücklich  auf  das  ganze  vertretene  Gebiet  aus- 
gedehnt worden^. 

§.177.     3,  Die  NaHonal-  und  RetchskonztUen.    (Kaiserliche  Synoden.) 

Erst  in  den  nach  der  Volkerwanderung  begründeten  germanischen  Reichen  sind 
Konzilien  abgehalten  worden,  welche  die  Bestimmung  hatten,  die  kirchlichen  Ver- 
hftltnisse  dieser  politischen  Gemeinwesen  zu  regeln  und  daher  nur  von  den  zu  den- 
selben gehörigen  Bischöfen  besucht  wurden.  Sie  stehen  den  ältesten  allgemeinen 
Konzilien  darin  gleich,  dass,  wie  die  letzteren  die  Kirche  des  gesammten  Römerreichs 
reprftsentirten ,  sie  die  Vertretung  sämmtlicher  einem  Germanenstaat  angehörigen 
kirchlichen  Verbände  bildeten. 

Die  ältesten  Konzilien  dieser  Art  kommen  im  Frankenreiche  vor^.  Schon 
Chlodwig  hat  im  J.  511  das  erste  Nationalkonzil  nach  Orleans  zur  Berathung  und 
Beschluss&ssung  über  von  ihm  gemachte  Vorlagen  zusammenberufen*.  Seitdem  sind 
diese  Synoden  zu  einer  festen  Einrichtung  der  fränkischen  Kirche  geworden^  und  die 
letztere  hat  durch  dieselben  auch  bei  etwaigen  Theilungen  des  Reiches  bis  zur  Mitte 
des  7.  Jahrhunderts  ihre  Einheit  festgehalten  ^,  Wie  der  römische  Kaiser  die  allge- 


1  So  die  Synoden  von  Ayignon  1326  n.  1337, 
Apt  bei  AYl^non  1365  und  Lavani  1368  (S.  638. 
n.  2),  das  Ton  Apt  bezeichnet  sieb  allerdings 
auch  als  generale,  M ans  126,  458,  was  aber 
nicht  widerspricht,  s.  o.  S.  488. 

>  Arignon  1326,  Mansl  25,  743:  „prorogata 
primo  inrisdlctlone  de  locis  ad  loonm  per  .  .  . 
AqnensenijEhradenensem  et  eomm  snffraganeos 
eonsentiente  .  .  .  Arelatensi  episcopo  et  episcopa- 
tus  Avenlonensls  (In  welchem  das  Konzil  gebalten 
wurde)  . . .  generali  vicario",  fast  gleicblantend 
anch  Ayignon  1337, 1.  c.  p.  1088  nnd  Layanr,  M. 
26, 484,  obwohl  hierzu  mit  Rücksicht  daranf,  dass 
Urban  Y  1364  d^n  Erzbischof  von  Karbonne  zur 
Abhaltung  eines Provinzlalkonzils  ermahnt  hatte, 
auf  des  letzteren  Yorstellnng  aber,  die  Yeranstal- 
tmkg  einer  gemeinsamen  Synode  rär  seine  eigene 
ProYlnz  und  die  Provinzen  Toulouse  und  Auch 
Mi  zweckmässiger,  eingegangen  war,  päpst- 
liche Genehmigung  Yorlag,  1.  c.  p.  473. 474. 

'  Ygl.  darüber  Lonlng,  Gesch.  d.  deutsch. 
E.  B.  2,  129  if.  Genannt  werden  diese  Konzi- 
lien :  „eoncilium  universale'',  o.  20  Matisoon.  II. 
▼.  585,  Mansl  9,  957;  „generalis  synodus% 
e.  3  Bemens.  (624  o.  625),  1.  o.  10,  594 ;  „uni- 
versalis et  magna  synodus",  GUohy  (626)  Ein- 
leitung, Friedrich,  drei  unedirte  Goncilien 
a.  d.  Merovingerzeit.   Bamberg  1867.  S.  61. 

^  Ygl.  ep.  synodi  ad  Cblodov.,  Mansl  8, 
350:  „Qula  .  .  .  sacerdotes  de  rebus  necessariis 
tiactaturos  in  unum  oolligi  iusseritls ,  secundum 
voluntatis  vestrae  consultationem  et  (&d?)  titulos 
qnos  dedistts,  ea  quae  nobis  visum  est  deflnitione 
respondlmus;  ita  ut  si  ea  quae  nos  statuimus, 
etiam  vestro  recta  esse  iudicio  comprobantur, 
tanti  oonsensus  regis  acdomini  maiori  auctoritate 
lervandam  tantorum  flrmet  sententlam  sacerdo- 
tum";  und  praef.  a.  a.  0. :  „cum  ...  ex  evoca- 


tione  glor.  regis  Ohlotbovechi  in  Aurelianensi 
urbe  fuisset  oonoilium  summorum  antistitnm 
congregatum.''  Anwesend  waren  32  Bischöfe, 
unter  ihnen  die  Metropoliten  von  Bordeaux, 
Bourges,  Tours,  Eauze  (Elusa)  und  Ronen, 
M^ansil.  c.  p.  356. 

Was  das  Burguudisohe  Königreich  betrifft, 
so  ist  zwar  hier  im  J.  517  zu  Epao  (Albon)  ein 
Konzil  auf  Berufung  der  beiden  Metropoliten  des 
Reiches  (Yienne  und  Lyon)  zusammengetreten, 
Mansl  o,  556 ff.,  und  wenngleich  dasselbe  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  der  katholische  Sigismund 
516  auf  den  Thron  gelangt  war,  die  kirchliche 
Dlsciplin  neu  geordnet  und  einzelne  das  Yerhält- 
nlss  zu  den  Arianem  betreffende  Fragen  geregelt 
hat,  so  unterscheidet  sich  dasselbe  doch  darin 
von  den  fränkischen  National-Konzilien ,  dass 
eine  Mitwirkung  des  Königs  bei  der  Berufung 
nicht  eingetreten  ist.  Die  gegentheilige  Ansicht, 
8.  insbesondere  Blnding,  d.  burg.-roman. 
Königreich  1,  229,  beruht  auf  einer  missver- 
ständlichen Auffassung  des  sich  als  eine  Rede 
eines  Konzilsmltgliedes  darstellenden  s.  g.  pro- 
oemiums,  vgl.  Löning  a.  a.  O.  1,  568  Note. 
Andere,  vom  König  berufene  Reichs-KonziUen 
sind  für  Burgund  nicht  nachweisbar,  das  Konzil 
V.  Lyon  v.  517,  Mansl  8,  573,  erwähnt  eines 
solchen  nicht,  und  die  zw.  518  u.  523  gesetzte 
Synode  v.  S.  Moritz  (Agaunum),  Hef  ele  2,667, 
ist  unecht,  Löning  a.  a.  0.  S.  569.  n.  1. 

ö  Dies  ergeben  die  Anführungen  in  den  fol- 
genden Anmerkungen. 

^  Auf  dem  Konzil  von  Orleans  (H.  v.  533) 
waren  Bischöfe  aus  dem  Reiche  Chlotars  I  und 
Theuderichs  I,  auf  dem  von  Clermont  (I.  v.  535) 
aus  dem  Reiche  Childberts ,  auf  denen  von  Or- 
leans (m.  lY.  Y.  V.  538,  541,  549)  Bischöfe  aus 
den  Reichen  Chlotars  I,  Theudeberts  I  und  dessen 
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meinen  Konzilien  bernfen  hat,  so  sind  die  fränkischen  Nationalsynoden  auf  Befehl  des 
EOnigs  zusammengetreten^.  War  das  Reich  getheiit,  so  ging  ein  solcher  von  dem 
Herrscher  desjenigen  Theilreiches  ans,  innerhalb  dessen  sich  das  Konzil  versammeln 
sollte^,  nachdem  ein  vorgängiges  Benehmen  mit  den  übrigen  Königen  stattgefunden 
hatte  ^.  Daneben  sind  aber  anch  seit  der  zweiten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  von  den 
Königen  besondere  Nationalkonzilien  für  ihre  Theilreiche  abgehalten  worden^,  ja 
seit  der  letzten  Hälfte  des  7.  Jahrhundert  sind  in  Folge  der  Auflösung  des  Zusam- 
menhanges zwischen  den  einzelnen  Theilreichen  nur  noch  Konzilien  für  diese  zu- 
sammengetreten ^. 

Zum  Erscheinen  und  zur  Abstimmung  auf  diesen  S3moden  waren  die  sftmmt- 
liehen  Bischöfe  des  Frankenreichs ,  auf  den  Konzilien  der  Theilreiche  die  der  letz- 
teren berechtigt.  Verhinderte  konnten  sich  durch  Priester,  Diakonen  und  Aebte 
vertreten  lassen  \  Eine  Pflicht,  dem  Rufe  des  Königs  zum  Konzil  zu  folgen ,  ist  erst 
im  Laufe  des  6.  Jahrhunderts  vereinzelt  ausgesprochen  worden  ^.  Den  Vorsitz  führte 


Sohn  Theudebald ,  auf  dem  von  Tonis  (567)  aus 
dem  Reiche  Ghilperichs,  auf  dem  Ton  Clichy 
(626)  aus  dem  Reiche  Dagoherta ,  L  ö  n  i  n  g  a.  a. 
0.  2,  137,  anwesend. 

i  c.  20  Matlscon.  II  (585),  Mansi  9,  957: 
„complacnlt,  nt  . . .  ad  synodum  post  trietericnm 
tempus  omnes  conveuiant .  .  .  .Et hoc adimplere 
solioitadiiiis  sit  metropolitani  Lugdanensla  epi- 
Bcopi,  nna  cum  disposltione  magnilicl  piincipls 
uostri,  prins  deflnientis  locum  mediterranenm, 
ad  quem  omnes  eplscopl  .  .  .  congregentnr^ ; 
Paris  (614):  „ex  evocatione  .  .  .  Glotaohari^, 
Mansi  10,  579. 

3  Orleans  II  (533)  :  ;,ex  praeceptlone  glorio- 
sisslmomm  regum",  Mansi  8,  835;  Clermont 
(535):  „cousentiente  rege  Theodeberto  .  .  .  qul 
nobis  oongregationis  trlbuerat  potestatem",  1.  c. 
p.  859 ;  Orleans  (549) :  „cum  .  .  .  Ghlldebertus 
rex  pro  amore  sacrae  fldei  et  statu  rcligionis  .  .  . 
oongregasset  in  unum  domini  saoerdotes",  Mansi 
9,  128;  Paris  (551) :  „ad  invitationem  .  .  .  Ghll- 
deberti",  1.  c.  p.  739 ;  Tours  (567) :  „iuxta  con- 
niyentiam  .  .  .  Ghariberti'',  1.  c.  p.  772;  Macon 
(581):  „ex  evocatione  .  .  .  Ounthramni^,  1.  c. 
p.  931 ;  Yalence  (584) :  „iuxta  imperinm  .  .  . 
Guntheramnl«,  I.e.  p.945;  Chalons  (644—650): 
„ex  evocatione  vel  ordlnatione  .  .  .  Glodovei^, 
Mansi  10,  1189;  Gllchy  (626) :  „Suggerente. . . 
Hlothario  rege  cum  .  .  .  iuxta  .  .  .  Gliplaco  .  .  . 
venlssemus,  ubique  dementia  vestra  canonum 
regulas  tractaie  iussisset",  Friedrich,  drei nn- 
edirte  Goncilien,  S.  61 ;  Bordeaux  (660—673): 
„per  iussionem  .  . .  Ghllderids'^,  M  a  a  s  s  e  n ,  rwei 
Synoden  unter  Ghilderich  II.  Gratz  1867.  S.  13. 
Vgl.  auch  Gregor.  Turon.  V.  c.  19  (Paris  577), 
c.  28  (Chalons  579),  Vin.  20  (Macon  585),  IX. 
32  (589),  X.  15.  16  (Poitiers  590).  Das  Kon- 
zil von  S.  Jean  de  Losne  (670—673)  hat  „in 
praesentia  regis"  stattgefunden ,  Maassena.  a. 
0.  S.  20.  In  den  Akten  der  Konzillen  von  Lyon 
(567)  u.  Paris  (573)  ist  eine  königliche  Berufung 
derselben  nicht  erwähnt,  aber  Gregor  v.  Tours 
V.  21  u.  IV.  48  gedenkt  derselben.  Es  kann 
nach  allem  Angeführten  kein  Zweifel  sein,  dass 
auch  die  Konzilien  von  Orleans  (III.  IV.  v.  538 
Q.  541),  Paris  (557)  und  Lyon  (583)  auf  könig- 


Hohen  Befehl  zusammengetreten  sind,  wenngleich 
in  ihren  Akten  nichts  davon  überliefert  ist. 

*  üeber  solche  Verabredungen  vgl.  Gregor. 
Turon.  Vin.  18  (betr.  d.  J.  585),  IX.  20  (zum 
J.  588) :  „Indicastis  (Guntram)  nepoti  Tostro ,  ut 
omnes  regnl  sui  eplscopl  in  unum  convenirent, 
quia  multa  sunt  quae  debeant  indagari:  sed, 
Iuxta  oonsnetudinem  canonum  placebat  glorio- 
sissimo  nepoti  vestro,  ut  nnnsquisque  metropoUs 
cum  pTovinolallbus  suis  covijungeretui^;  X.  15 
(i.  J.  590) :  „Haeo  autem  Ghlldebertus  rex  audi- 
ens  legationem  ad  Guntchramnum  regem  diiexlt, 
ut  scilicet  eplscopl  coniuncti  de  utroque  regoo, 
haec  quae  gerebantur ,  sanctlone  canonica  emen- 
darent."  Ton  einer  besonderen  Erlaubnias  des 
Königs  zum  Besuch  eines  in  einem  anderen 
Theilreiche  abgehaltenen  National-Konzils  ist 
nichts  überliefert,  Lönlng  a.  a.  0.  2,  135. 

^  So  namentlich  im  Reiche  König  Guntrams. 
Beispiele  bieten  die  Konzilien  von  Lyon  v.  567 
u.  583,  Hef  ele  3,  21.  38,  von  Yalence  v.  584, 
Mausl  9,  945;   Macon  v.  581,  Hefele  3,  36. 

5  Zu  Ghalons  (650)  waren  nur  Bischöfe  au» 
dem  Gebiete  Ghlodwigs  II  anwesend,  Hefele 
3,  92,  s.  auch  Löning2,  135. 

»  S.  die  Unterschriften  zu  Orleans  (533), 
Mansi  8,  839 ;  Orleans  (541),  1.  c.  9,  20;  Or- 
leans (549),  1.  c.  p.  137;  von  Lyon  (567),  1.  c 
p.  787 ;  Paris  (573),  1.  c.  p.  868 ;  Macon  (585> 
1.  c.  p.  958;  Chalons  (644—650),  1.  c.  p.  1194; 
Bordeaux  (660—673),  Maassen  a.  a.  0. 
S.  15. 

*7  c.  20Mati8oon.  v.  585,  Mansi  9,  957,  wo 
Ausschluss  von  der  bischÖfliohen  Gemeinschaft 
bis  zum  nächsten  Konzil  angedroht  wird ;  c  21 
Latun.,  Ma a  s s e  n  a.  a.  0.  S. 24.  In  den  frühe- 
ren Zeiten  folgten  die  Bischöfe  wohl  freiwillig 
dem  königlichen  Befehl,  wenngleich  sie  die  Ab- 
gabe der  Veranlassung  des  Konzils  und  der 
Berathungsgegenstande  verlangten,  ep.  eplflc 
Mapplnil  Rem.  ad  Nicetium  Trevir.  am  550, 
Bouquet  4,  68:  „Indicamus  nos  litteras  .  .  . 
regis  Theodobaldl  exceplsse,  nt  in  Tnllensium 
urbe  de  Kai.  Jun.  adesse  deberem,  nullam  cau- 
sam evocationls  declarantes,  redprocante  pag:iiia 
indlcavimus  nos  illuc  accedere  non  debere,  quia 
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einer  der  anwesenden  Metropoliten,  ohne  dass  sich  das  Princip  ermitteln  lässt,  nach 
welchem  derselbe  bestimmt  wurde  ^. 

Seit  dem  7.  Jahrhundert  haben  an  den  Konzilien  auch  mehrfach  die  fränkischen 
Einige  ^  oder  Vertreter  derselben  ^  und  vereinzelt  andere  Laien  ^,  allerdings  ohne 
Stimmrecht'^,  Theil  genommen. 

Die  Nationalkonzilien  haben  über  kirchliche  Angelegenheiten  von  allgemeiner 
Bedeutung  ftr  die  fränkische  Kirche  verhandelt,  and  das  fränkische  Kirchenrecht 
tkeils  durch  Annahme  und  wiederholte  Einschärfung  schon  früher  und  anderweit 
festgestellter  kirchlicher  Normen  ^,  theils  durch  Ertheilung  neuer  Vorschriften  ^  näher 
ausgebildet.  Femer  haben  sie  die  Disciplinargerichtsbarkeit  über  die  Bischöfe,  nament- 
lich in  schwereren  Fällen,  wo  die  Absetzung  derselben  in  Frage  stand,  an  Stelle  der 
Metropolitansynoden  geübt  \  Endlich  sind  sie  auch  von  den  Königen  als  Organ  der 
Kirche  ftlr  die  Berathung  allgemeiner,  das  Wohl  des  Staates  betreffenden  Fragen^ 
nnd  zur  Bekräftigung  wichtiger  politischer  Akte  zugezogen  worden  ^^. 

Trotz  dieser  letzteren  Funktion  haben  sie  aber  die  Reichsversammlungen  der 
Könige  zur  Berathung  staatlicher  und  weltlicher  Angelegenheiten  nicht  in  der  Weise 
absorbirt,  dass  sowohl  über  diese  wie  auch  über  die  kirchlichen  Sachen  die  Könige 
und  weltlichen  Optimaten  mit  den  Bischöfen  gemeinsam  Beschluss  gefasst  hätten  oder 
dass,  wie  die  herrschende  Meinung  dies  ausdrückt^',  seit  dem  Ende  des  6.  Jahr- 


e&ns&m  oonditionetnqne  nos  const&bat  Ignorare" 
und  erat  nach  erfolgter  Mittheilung  erklärt  er 
sieh  l>ereit  za  erscheinen,  da  ^^parere  nos  regUs 
praeceptls  in  bonis  rebus  et  conyeniat  et  libeat^. 
Eine  Verhandlung  darüber ,  ob  ein  National kon- 
zil  erforderlich  nnd  nicht  eine  Proyinzialsynode 
rasreichend  sei,  bei  Greg.  Turon.  IX.  20.  (S.  540. 
n.3.) 

^  Aas  den  Konzilsakten  ergiebt  sich  nur  so 
Tiel,  dass  weder  der  Metropolit,  in  dessen  Erz- 
diooese  das  Konzil  stattfand,  noch  das  höhere 
Ordinatlonsalter  entscheidend  war.  Vgl.  die 
Naebwelse  bei  L ö  nl  n  g  2, 143.  Letzterer  nimmt 
iIb  wahrscheinlich  an,  dass  die  Metropoliten 
allein  oder  mit  den  anderen  Bischofen  den  Vor- 
sitzenden gewählt  haben.  Möglich  bleibt  auch, 
dass  der  König  den  Yorsltzenden  ernannt  hat. 
IHeThatsache,  dass  dies  bei  TheilkonziUen  nicht 
immer  ein  L&ndesbischof  des  Theilreiches  war, 
lehliesst  dies  jedenfalls  nicht  aus.  In  den  bur- 
gnndlschen  Landestheilen  hat  dagegen  seit  dem 
6.  Jahrhundert  fast  immer  der  Erzbischof  von 
Lyon  den  Vorsitz  geführt,  zu  Macon  581  und 
585,  Lyon  583  und  Ghalons  650,  nur  nicht  zu 
Tdence  (564).  Ihm  war  auch  durch  c.  20  Ma- 
tiseon  11.  dt.  die  Befugniss  ertheilt ,  das  Konzil 
alle  3  Jahre  zu  berufen. 

^  So  an  dem  Konzil  von  S.  Jean  de  Losne,  S. 
MO.n.2;  dem  vonMaslay  r67T),Pertz  diplom. 
ij  44 ;  dem  von  Antun  (67o),  vita  S.  Leodegar. 
e.  14,  Bouquet2,  621. 

'  Auf  dem  schon  dtirten  Koncil  von  Bordeaux 
var  für  Chllderich  II  der  Herzog  Lupus  anwe- 
send, Maas  sen,  a.  a.  0.  S.  9.  15. 

*  Kondl  von  Bordeaux ,  M  a  a  s  s  e  n ,  a.  a.  0. 
S.  13 :  „et  ibidem  in  aecclesia  s.  Petri  apost.  cum 
prDYindalibus  Aoutanis  pro  statu  et  ecclesiae 
▼d   Btabilitate    regni    fuissemus   adunatl'';    zu 


Antun  (s.  Anm.  2)  war  ausser  dem  König  auch 
der  Majordomus  Ebroin  gegenwärtig. 

^  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  weder  der  Kö- 
nig noch  die  Laien  mit  unterschrieben  haben; 
für  den  König  auch  daraus,  dass  er  einzelne  Be- 
schlüsse besonders  bestätigt  hat ,  vgl.  unten. 
Wohl  aber  haben  die  Könige  den  Konzilien  be- 
stimmte Angelegenheiten  zur  Berathung  über- 
wiesen, also  das  Recht  geübt,  ihnen  Vorlagen  zu 
machen,  s.  S.  539.  n.  4. 

«  So  z.  B.  c.  14.  15.  29.  Aurel.  I  v.  511 ;  c. 
7  Aurel.  II  v.  533 ;  c.  27  Aurel.  IH  v.  541 ;  o. 
18.  24.  Aurel.  V  v.  549;  c.  6.  Matisc.  v.  585 
(vgl.  c.  28  Hippon.).  c.  1.  Par.  V.  v.  614.;  c.  3. 
Rem  624  o.  625;  c.  2.  4.  Gabillon.  (644  o.  650); 
Aurel.  II  von  533 :  „quae  ...  In  posterum  sint 
observanda,  ex  veterum  canonum  auotorltate  oon- 
scripsimus";  s.  auch  die  folgende  Note;  Lugdun. 
II.  von  567:  „pro  renovandis  ss.  patrum  insti- 
tutis,  quae  praesentis  temporls  necessario  fecit 
opportunitas  relterari". 

7  Vgl.  z.  B.  Aurel.  III.  von  538 :  „praesentl- 
bus  regulis  vetera  statuta  renovavimus  et  nova 
pro  causarum  vel  temporum  conditione  addenda 
credldimus'^. 

8  Vgl.  vorläufig  Löning  2,  146.  521  ff. 

^  Matiscon.  I.  von  581 :  „tam  pro  causis  publi- 
ds  quam  necessitatibus  pauperum';  Paris.  V. : 
„tractantes  quid  prinolpis,  quid  saluti  populi  uti- 
lius  competeret  vel  quid  ecclesiasticus  ordo  sa- 
lubriter  observaret^;  s.  auch  Anm.  4. 

w  Lönlng  2,  147;  Löbel,  Gregor  von  Tours 
n.  seine  Zeit.  2.  Aufl.  1869.  9.  267  ff. 

11  Eichhorn,  deutsch.  Staats-  u.  Rechts- 
gesch.  5.  Aufl.  1,  477;  Rettberg,  Kirchen- 
gesch.  Deutschlands  2,  623 ;  Richter-Dove 
K.-R.  8.  Aufl.  S-  M;  Waitz  Verfass.-Gesch.2, 
519  ff.,  542  ff. 
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handerts  lediglich  s.  g.  conciUa  mixta  im  merovingischen  Reich  gehalten  worden 

wären  ^. 

Die  von  den  Nationalsynoden  beschlossenen  Anordnungen  galten  ohne  Weiteres, 
insbesondere  ohne  königliche  Bestätigang ,  als  für  die  Bischöfe ,  den  Klerus  und  die 
Gläubigen  verbindliche  kirchliche  Normen ,  deren  Durchfährung  der  Kirche  mit  den 
ihr  zu  Gebote  stehenden  geistlichen  Mitteln  freistand 2.  Weltliches,  unter  staatlicher 
Autorität  durchführbares  Recht  waren  sie  aber  nicht ,  diesen  Charakter  konnten  sie 
vielmehr  nur  durch  einen  besonderen  gesetzgeberischen  Akt  des  Königs  erlangen^. 


1  Es  ist  das  Verdienst  Lonings  2,  138  ff. 
dies  klar  gestellt  zu  haben.  Die  Entscheidung 
der  Kontroverse  liegt  in  der  Beantwortung  der 
Frage,  ob  kiiehliche  Anordnungen  durch  solche 
Beichsversammlungen  unter  entscheidender  Mit- 
wirkung der  weltlichen  Grossen  erlassen  worden 
sind.  Dies  verneint  Löning  mit  Recht.  In 
den  Akten  der  Konzilien  des  6.  Jahrhunderts  ist 
dei  Thellnahme  TOn  Laien  nirgends  gedacht ;  ins- 
besondere gilt  das  auch  von  dem  von  Macon  von 
585,  a.  M.  Waltz  2,  519,  das  sich  c.  7  als: 
„unlversa  sacerdotalls  congregatio''  bezeich- 
net, und  welches  der  Vorsitzende  (praef.)  anredet : 
„fratres  et  consacerdotes  mei'^.  An  die  Natio- 
nalkonzilien haben  sich  allerdings  wiederholt 
BeichsTersammlungen  der  geistlichen  und  welt- 
lichen Grossen  angeschlossen,  und  die  herrschende 
Ansicht  ist  nnr  zu  der  Annahme  der  concllia 
mixta  gelangt,  weil  sie  beides  nicht  unter- 
schieden hat.  Kach  den  Quellen  ist  aber  die 
Auseinanderhaltung  geboten.  Vgl.  Gregor.  Tü- 
ren. VI.  1 :  ^pud  Lugdunum  synodus  episcopo- 
rum  (583)  diversarum  causarum  altercatione  in- 
cidens,  negligentioresque  iudicio  damnans.  Sy- 
nodus ad  regem  revertitur,  multa  de  fuga  Mum- 
moli  ducis,  nonnuUa  de  discordiis  tractant^.  Was 
das  wiederholt  von  der  gegnerischen  Meinung  als 
Beispiel  angeführte  Pariser  Konzil  von  614  und 
das  dazu  ergangene  Edikt  Chlotars  betrifft,  so 
ist  das  erstere  nur  eine  kirchliche  Versammlung 
gewesen;  wenn  das  letztere  dagegen  von  sich 
selbst  (o.  24.  LL.  1,  15)  sagt:  „hanc  deliberatio- 
nem  quam  cum  pontiflcibus  vel  tam  magnis  viris 
optimatibus  aut  fldelibus  nostris  in  synodali 
conciUo  instituimus",  so  ist  mit  dem  synodale 
concllium  die  von  dem  Pariser  Konzil  verschie- 
dene Reichsversammlung  gemeint.  Auf  dem  Pa- 
riser Konzil  und  von  diesem  kann  das  Edikt 
nicht  beschlossen  sein,  weil  dasselbe  in  manchen 
Punkten  von  den  Beschlüssen  des  Konzils  ab- 
weicht, s.  Th.  II.  S.  518.  n.  7;  Loning  2, 141. 
Note.  Die  das  Konzil  von  Maslay  (677)  be- 
treffende Urkunde  Theuderichs  III,  Pertz  dipl.  1, 
44 :  ^um  et  episcopos  de  regna  nostra  .  .  .  pro 
statu  aeclisiae  vel  confirmacione  pacis  .  .  .  ius- 
semus  advenire,  et  aliqui  ex  ipsis  qui  in  infldi- 
litate  nostro  fuerant  inventi,  per  eorum  cannonis 
fuirunt  iudecati,  inter  qnos  .  .  .  Ghramlinus  qui 
aepiscopatumAebreduno  civitate  habuit.  .  .unde 
Genllo,  Chadune  .  .  .  qui  matropoli  esse  viden- 
tur,  vel  reliqui  quampluris  episcopi  ipsus  iudi- 
cantis  in  nostri  praesencia  fuit  conscissus  adque 
de  supra  scripto  episcopato  aeiectus.  Ideo  nos  una 
cum  consilio  suprascriptor.  pontefecum  vel  proce- 
rum  nostrorum  conplacuit,  quatenus,  dum  se- 


cundum  canonis  in  ipso  se nodale  concilio 
fuerat  degradatus,  res  snas  proprias  pertracta- 
vemus  suo  mercidis  causa  perdere  non  debirit', 
unterscheidet  deutlich  die  kirchliche  Synode, 
welche  das  Absetzungsurtheil  über  den  Bischof 
ausspricht,  von  dem  weltlichen  Königsgericlit, 
an  welchem  allerdings  die  Bischöfe  gleichfalls 
als  Reichsgrosse  Theil  genommen  haben. 

2  Nach  der  gewohnlichen  Meinung  soll  aueh 
zur  kirchlichen  Geltung  derKonzilsheschlüBsedie 
königliche  Bestätigung  nothwendig  gewesen  sein, 
Rettberg  a.  a.  0.  2,  624;  Richter-Dovea. 
a.  0.  S.  149.  Auch  sie  ist  von  Löning  2, 150 
berichtigt  worden.  Gegen  die  erwähnte  Ansicht 
spricht  zunächst,  dass  die  Gültigkeit  der  Be- 
schlüsse auf  keinem  Konzil  von  der  königlichen 
Genehmigung  abhängig  gemacht  worden  ist,  und 
dass  die  Synoden  unmögli<^  Vorschriften,  welche 
die  Beobachtung  der  beschlossenen  Kanones  un- 
ter Androhung  kirchlicher  Strafen  schlechthin 
anordnen,  hätten  festsetzen  können,  wenn  die 
königliche  Genehmigung  Bedingung  der  Bechts- 
gültigkeit  gewesen  wäre,  vgl.  z.  B.  c.  21.  AureL 
II.  Ton  533 :  „Sane  si  qui  post  haue  diligentissi- 
mam  sanctionem  non  observaverint,  quae  sunt  su- 
perius  comprehensa,  reos  se  divinitatis,  pariter 
fratemitatis  iudicio  futuros  esse  cognoscant^ ;  c 
33.  Aurel.  III.  ▼.  538  j  c.  38.  Aurel.  IV.  v. 
541 ;  c.  10  Paris.  V.  v.  557.  Ebenso  unerklär- 
lich wäre  die  Aeussernng  der  Metropoliten  auf 
dem  Konzil  II.  v.  Macon  (praef.) :  „hoc  universae 
&atemtati  suademus,  ut  ea  quae  spiritu  sancto 
dictante  per  ora  omnium  nostrorum  terminats 
fuerint,  per  omnes  ecclesias  innotescant,  ut  unns 
quisque  quid  observare  debeat  sine  aliqua  exeo- 
satione  condiscat." 

3  So  hat  König  Guntram  in  einem  Edikte  von 
585,  LL.  1,  3,  die  Beobachtung  der  Sonntagsfder 
vorgeschrieben,  nachdem  das  Konzil  von  Macon 
(585)  c.  1  schon  darauf  bezügliche  Anordnungoi 
erlassen  hatte.  In  dem  Schlüsse  des  ersteren : 
„Guncta  quae  huius  edioti  teuere  decievimns, 
perpetualiter  volumus  custodiri,  quia  in  s.  sy- 
nodo  Matisconensi  haeo  omnia  . . .  studuimus  de- 
flnire,  quae  praesenti  auctoritate  vulgamus";  d. 
h.  nachdem  die  Synode  auf  Veranlassung  des 
Königs  das  Gebot  als  kirchliches  aufgestellt  hat, 
wird  dasselbe  auch  zu  einem  staatlichen  erho- 
ben. Von  einer  Bestätigung  oder  Ungültigkeits- 
Erklärung  der  übrigen  Kanones  der  Synode  ist 
nicht  die  Rede.  Dasselbe  Verhältniss  waltet 
zwischen  den  Vorschriften  des  Pariser  Konzils 
und  dem  Edikt  Chlotars  ob.  Letzteres  hat  nur 
in  c.  1.  2.  3.  4.  7.  10.  18,  betreffend  die  Beob- 
achtung der  Kanones,  die  Besetzung  der  Bischofs- 
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Andererseits  wird  es  aber  mit  Rücksicht  anf  die  Stellung  der  Kirche  im  damaligen 
Frankenreich  nicht  bezweifelt  werden  können,  dass  der  König  beftigt  war,  auch  die 
Beschlflsse  der  Kcmzüien  zu  verwerfen  und  ihnen  dadurch  die  Rechtsgültigkeit  für 
das  kirchliche  Qebiet  zu  entziehen,  falls  er  sie  mit  dem  bestehenden  weltlichen  Recht 
und  dem  staatlichen  Interesse  unvereinbar  fand  ^. 

Einen  anderen  Charakter  als  die  fränkischen  haben  die  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  6.  Jahrhunderts  im  spanischen  Westgothenreich  abgehaltenen  Konzilien 
gehabt.  Nach  dem  Glaubenswechsel  (589)  hatten  die  Könige  gegenüber  dem  mäch- 
%en  weltlichen  Adel  sich  auf  die  durch  Bildung  und  Organisation  überlegene  geist- 
liche Aristokratie  des  Episkopates  gestützt,  und  diese  war  im  7.  Jahrhundert  der 
maassgebende  Faktor  im  politischen  Leben  geworden,  welcher  das  Königthum  trotz 
der  ihm  zustehenden  Kirchenhoheitsrechte  thatsächlich  von  sich  abhängig  gemacht 
nnd  sogar  wiederholt  über  den  königlichen  Thron  verfügt  hat.  Die  mit  dieser  Ent- 
Wickelung  zusammenhängende  Steigerung  der  Machtstellung  des  Episkopates  zeigt  sich 
Tor  AUem  darin,  dass  er  bei  den  wichtigsten  Staatsgeschäften,  insbesondere  auch  bei 
der  weltlichen  Gesetzgebung,  betheiligt  wurde.  So  absorbirt  hier  das  kirchliche 
Konzil  die  Reichsversammlung  und  übt  deren  Funktionen  aus,  ohne  dass  die  blos 
formalen  Rechte  des  Königs  und  die  Theilnahme  der  wenigen  Laien  an  den  Konzilien 
den  Charakter  derselben  als  kirchlicher  und  von  kirchlichen  Interessen  beherrschter 
Versammlungen  zu  ändern  vermögen.  Die  westgothischen  Konzilien  sind  anderer- 
seits aber  keine  concilia  mixta  in  der  herkömmlichen  Bedeutung  dieser  Bezeichnung, 
Bie  sind  vielmehr  kirchliche  Versammlungen ,  welche  ihre  Kompetenz  auch  auf  die 


stöhle,  die  Angehnng  des  Königs,  die  Gerichts- 
barkeit, die  Freigelassenen,  die  Ehen  der  Nonnen 
und  die  Juden  Yorschiiften  des  Konzils  (c.  1.  2. 
3.  5.  6.  7.  lö.  17.  nach  der  Zählang  hei  Fii  ed- 
lieha.  a.  0.  S.  9,  nachBrunsI.  2,  255.  o.  1. 
2.  3.  4.  5.  13. 15  znr  Unterlage,  welche  es  theil- 
weise  yerandert,  wogegen  seine  sonstigen  Be- 
stimmungen rein  weltlicher  Natur  sind,  es  er- 
theilt  also  nur  den  näher  hezeichneten  An- 
ordnungen des  Konzils  die  Kraft  staatlicher 
Gesetze.  Das  o.  1  des  Edikts :  Ideoque  definitionis 
nostiae  est,  ut  canonum  statuta  in  omnihus  con- 
serreutur^,  bezieht  sich  nicht  auf  die  Kanones 
des  Pariser  Konzils,  sondern  spricht  nur  generell 
den  Satz  aus,  dass  die  Kanones  Geltung  haben 
und  beobachtet  werden  sollen.  In  Ueberein- 
stimmung  hiermit  unterscheidet  ein  seinem  Ort 
und  seiner  Zeit  nach  unbekanntes  Konzil  dieser 
Periode  c.  1,  Bruns  1.  c.  p.  259:  „ut  constitu- 
tiones  illae  qnaeParisiis  sunt  decretae,  h.  e.,  tarn 
a  dominis  sacerdotibus  quam  a  domno  Ghlotha- 
cario  rege**  zwischen  den  blos  kirchlichen  Kano- 
nes und  den  weltlichen  Gesetzen,  welche  zu  Pa- 
ris erlassen  sind.  Das  Konzil  zu  Gllchy  v.  626, 
welches  der  letzteren,  soweit  sie  einzelne  Kano- 
nes mit  weltlicher  Autoritöt  bekleidet  haben, 
susdrücklich  gedenkt,  c.  4 :  „Edictum  Tel  capi- 
tnla  canonum  quod  Parisiis  in  generali  illa  sy- 
iiodo  .  .  .  constitutum  est  et  a .  . .  Hlothario  rege 
flimatum,  sub  omni  flrmitate  censemus  custo- 
dire*<,  bittet  den  Konig  im  Eingang :  „Est  nobis 
▼aide  gratissimum,  nt  ea  quae  vestro  sunt  imperio 
generaliter  promnlgata  atque  tantis  sacerdotibus 
mnt  edita  vel  digesta,  in  omnibus  conserventur 


et  qnla  nonnulla  horum  capitula  quae  per  diver- 
ses canonum  scripsimus  libros  in  unum  corpus 
collecta  congessimus  ac  praedictam  constitntio- 
nem  iudicamus  adnectendam,  observamus  obnexe 
ut  quae  yestri  examinis  llbra  ex  his  propheta- 
YeTit,ut  (et?)  praedictis  regulis  elegeritesse  sub- 
denda,  auctoritatis  vestrae  oraculo  conflrmentur, 
perpetuo  domino  praesule  adstipulatione  man- 
snra"  (Friedrich  a.  a.  0.  S.  61 J,  die  ihm  ge- 
eignet scheinenden  Kanones  zu  weltlichen  Ge- 
setzen zu  erheben.  Nach  allen  diesen  Ausfüh- 
rungen kann  die  Bemerkung  des  I.  Konzils  von 
Orleans  von  511  o.  S.  539.  n.  4.  nur  dahin  ver- 
standen werden,  dass  die  königliche  Zustimmung 
den  Beschlüssen  grössere  Autorität,  also  leich- 
tere Durchführung  sichern,  werde. 

^  Insoweit  ist  D  0  V  e '  s  Bemerkung  in  R  i  c  h  - 
ter  K.  R.  7.  Aufl.  S.  491.  Anm.  3  begründet, 
nur  rechtfertigt  sie  nicht  die  Zurückweisung  der 
Ansichten  Lönings,  denn  es  handelt  sich  bei 
der  Kontroverse  gerade  um  die  rechtliche  Bedeu- 
tung derjenigen  Konzilsbeschlüsse,  welche  we- 
der durch  die  königliche  Bestätigung  zu  weltli- 
chen Gesetzen  erhoben,  noch  von  dem  König 
beanstandet  worden  waren.  Auch  der  Vorwurf 
D  0 V  e  *s  gegen  L  ö  ni  n  g ,  dass  letzterer  bei  der 
scharfen  Scheidung  der  kirchlichen  und  staat- 
lichen Sphäre  zu  sehr  aus  dem  modernen  Be- 
griff der  kirchlichen  Autonomie  konstruire ,  er- 
scheint mir  nicht  haltbar,  da  sich  für  diese 
Zeit  eine  Autonomie  der  Kirche  nicht  läugnen 
lässt,  und  somit  auch  in  derselben  die  Frage 
nach  dem  Umfange  und  den  Grenzen  derselben 
entstehen  musste. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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staatlichen  Verhältnisse  erweitert  haben,  und  welche  im  Verein  mit  dem  König  sowohl 
staatliches,  wie  auch  staatlich  geltendes  kirchliches  Recht  schaffen. 

Bemfen  werden  die  Konzilien  ^  durch  den  König  ^.  Bo  lange  das  Königthnm 
noch  nicht  in  Abhängigkeit  von  der  hohen  Geistlichkeit  stand  ^,  sind  sie  selten  ver- 
sammelt  worden,  erst  später  mehren  sie  sich,  je  schwächer  die  Stellung  des  König- 
thums  gegenüber  dem  Episkopat  wird.  Eine  Anordnung,  welche  eine  bestunmte 
Periode  für  ihre  Einberufung  festgesetzt  hätte,  hat  nicht  bestanden,  nur  die  Vor- 
schrift, dass  bei  Vorliegen  von  Glaubens-  oder  von  anderen  allgemeinen  kirchliehen 
Angelegenheiten  ein  solches  Konzil  zusammentreten  sollte^.  Es  erscheinen  auf  ihnen 
als  stimmberechtigte  Mitglieder  die  Bischöfe  des  Reiches ,  die  Btellvertreter  verhin- 
derter Bischöfe,  nämlich  Priester,  Diakonen^  und  Aebte^,  sowie  auch  eine  Reihe  von 
Achten  aus  eigenem  Recht  7,  ohne  dass  es  für  die  Gültigkeit  der  Beschlüsse  not- 
wendig war,  dass  sich  alle  Bischöfe  in  Person  oder  durch  Stellvertreter  eingefonden 
hatten^.  Ausser  der  Geistlichkeit  haben  aber  auch  die  vom  Könige  ausgewählten 
hohen  Hof-  und  Staatsbeamten  (die  pakuim)^  Sitz  und  Stimmrecht  gehabt  ><).  Endlieh 
konnten  der  Synode  als  Berather  und  Begleiter  der  Bischöfe  auch  Priester  und  Dia- 
konen anwohnen  ^^ 


1  Im  Gegensatz  zu  den  Piovinzialkonzilien 
bezeichnen  sie  sich  als  generale  concilium^  Tolet. 

IV.  c.  633  praef.  Mansi  10,  615;  Tolet.  XIV. 
c.  1,1.  1 — ^11,  1086;  generali»  n/nodus  Tolet. 
rv.  c.  3 ;  universalia  et  magna  synodus^   Tolet. 

V.  Y.  636.  V.  2, 1.  c.  10,  654 ;  universale  eonci- 
Kum,  Tolet.  V.  oit.  c.  7;  Tolet.  XI.  c.  2,  1.  c. 
p.  663. 

3  Eine  solche  Benifang  bezeugen  Tolet.  III.  v. 
589,  Mansi  9,  977;  Tolet.  IV.  v.  633.  c.  14; 
Tolet. VI.  V.  638  praef.  a.  c.  19,  Tolet.  VII.  y.  646, 
Tolet.  VIII.  V.  653,  Mansi  15,  614.  661.  763. 
1205;  Tolet.  X.  V.  656,  Tolet.  XII.  v.  681;  Tolet. 
XIII.  V.  683.  0.  13,  Mansi  11,33.1023.  1075; 
Tolet.  XVI.  Y.  693  praef.  n.  c.  11  n.  Tolet.  XVII. 
Y.  694,  Mansi  12,  60.  80.  103. 

3  Die  erste  Synode  nach  dem  Bekehrnngskon- 
zil  Yon  589  ist  erst  633  (Toi.  lY.)  abgehalten 
worden.  Für  die  16jährige  Regierangszeit  des 
kräftigen  SYinthila  (621—637)  lässt  sich  gar 
kein  Konzil  nachweisen;  GhindasYinth  (641 — 
652)  hat  nur  das  Toi.  VII.  y.  646  bemfen,  das 
X.  fällt  in  die  Regiemngszeit  des  Recesvlnth 
(652—672),  in  die  Wambas  (672—680)  keins, 
das  XII.  n.  XIII.  gehören  derReglemng  Erwichs 
(680—687),  das  XV.— XVU.  der  des  Egica 
(687—701)  an. 

*  Tolet.  IV.  c.  3,  8.  0.  S.  475.  n.  7. 

6  Vgl.  die  Unterschriften  zn  Toi.  III.  bis  VIII., 
Mansi  9,  1002  u.  10,  643.  657.  672.  771. 
1222,  znTol.  XH.,  XIII,  1.  c.  11,  43.  1040. 
1076  und  zn  Toi.  XV.  n.  XVI.,  1.  c.  12,  22. 
85. 

e  Toi.  X.,  Xni.,  XV,  Mansi  11,  43.  1076 
n.  12,  22. 

7  Solche  haben  anf  dem  VH.,  XH.,  XIII., 
XV.  n.  XVI.  Konzil  Yon  Toledo  unterschrieben, 
und  zwar  stets  Yor  den  StelWertretem  der  Bi- 
schöfe, was  ergiebt,  dass  sie  Stimmrecht  gehabt 
haben  müssen.  Auch  findet  sich  anf  dem  VII. 
und  XV.  Konzil  kein  Unterschied  in  der  Art  der 
Unterschrift. 


8  Das  zeigen  die  Unterschriften,  so  ist  insbe- 
sondere das  5.  Toletaner  Konzil  schwach  besucht 
gewesen. 

®  Toi.  I.  praef.  „optimales  et  eenlores  paUtii''; 
Toi.  VT.  c.  3:  „otiam  cum  suomm  (regis)  opti- 
matum  lUustriumque  Yiromm  conseusn''.  Toi. 
VIII.  tomus :  „yos  etiam  illustres  ylros,  qnos  ex 
officio  Palatino  huio  sanctae  synodo  mos  pri- 
maoYUS  obünuit  ac  nobilitas  spectabilis  hono- 
ravit^,  (nachher  werden  sie  als  „ex  ania  legls 
decenter  electi''  bezeichnet),  Toi.  XHI.  tomus: 
„sublimium  Ylrorum  nobilitatem,  qui  ex  anlae 
regalis  officio  in  hac  sancta  synodo  nobiscum  ses- 
suri  praelecti  sunt^.  Wenn  es  in  dem  tomus  y. 
Toi.  XII.  heisst :  „ut  quia  praesto  sunt  religiös! 
proYindarum  rectores  et  darissimomm  ordinum 
totius  Hispaniae  duces%  so  sind  damit  (a.  M. 
He  feie  3,  316)  nicht  Herzöge  gemeint,  son- 
dern die  Palatinen,  da  weiter  gesagt  wird :  gOm- 
nes  tamen  in  commune  couYenio,  et  yos  pa- 
tres sanctissimos  et  yos  aulae  regiae  yItos,  quos 
Interesse  huic  s.  concillo  delegit  nostra  subliml- 
tas'^  Das  Toi.  IV.  c.  4.  lässt  allerdings  nur 
Laien  zu,  „qui  electione  condlii  Interesse  merue- 
rint",  diese  Anordnung  ist  aber  offenbar  nicht 
auf  die  Palatinen  des  Königs  zn  beziehen. 

10  Denn  die  Anreden  des  Königs  (s.  Yor.  Note) 
setzen  Yoraus,  dass  sie  mit  beschUessen,  auch 
unterschreiben  sie  die  Beschlüsse  mit  den  Gtelst- 
lichen  und  in  derselben  Weise.  Erheblieh  ist 
ihre  Zahl  nie  gewesen,  nach  den  ünterschiÜten 
zu  Toi.  Vni.  X.  XIII.  XV.  XVI.  betragt  die 
höchste  26  (Toi.  XIII.),  sonst  schwankt  sie  zwi- 
schen 15 ,  16  u.  17.  Bestätigt  wlid  diese  An- 
nahme dadurch,  dass  sich  Toi.  XVII.  mit  seiner 
Anordnung  in  c.  1,  wonach  bei  der  Verhandlung 
kirchlicher  Angelegenheiten  die  Anwesenheit 
Jedes  Laien  ausgeschlossen  sein  soll,  olfenbar 
gegen  die  bisherige  Praxis  richtet. 

11  Toi.  rv.  c.  4.  Die  Priester  sitzen  hinter  den 
Bischöfen,  die  Diakonen  stehen  Yor  ihnen.  Ueber 
die  Zuziehung  Yon  Notaren  vgl.  ibid. 
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Den  Vorsitz  hat  anfilnglich  wohl  der  älteste  Metropolit  geführt  >,  bis  derselbe 
seit  681  anf  den  Erzbischof  von  Toledo  in  Folge  seiner  Primatialstellung  dauernd 
flbergegangen  ist^. 

Der  Kömg  war  bei  der  Eröffnung  des  Konzils  gegenwärtig ,  nahm  aber  an  den 
Verhandlungen  selbst  keinen  Antheil,  entfernte  sich  vielmehr  «"^^  wenn  er  unter  einer 
entsprechenden  Anrede  einen  die  Berathungsgegenstftnde  enthaltenden  Schriftsatz, 
tumusy  zur  demnächstigen  Verlesung  überreicht  hatte  ^.  Indessen  konnte  das  Konzil 
aDck  aus  eigener  Initiative  Angelegenheiten  zur  Berathung  ziehen^. 

Die  Zuständigkeit  der  Reichskonzilien  betraf  nicht  allein  kirchliche,  sondern 
«ich  staatliche  und  weltliche  Sachen  der  verschiedensten  Art^  Das  Nationalkonzil 
erUsst  kirchliche  und  weltliche  Gesetze^,  ttbt  die  kirchliche  Oerichtsbarkeit  aus^, 
:erl6digt  kirchliche  Verwaltungsgeschäfte  ^,  und  wirkt  bei  wichtigen  Staats-  und  Re- 
S^ernngsakten  mit  ^^  oder  legalisirt  sie  ^^ 

Behub  Fassung  der  Beschlflsse  wurde  auf  den  Konzilien  abgestimmt  und  die 
lOnorität  galt  an  die  Entscheidung  der  Minorität  gebunden  ^^. 


^  Nor  so  erklärt  sich  die  wechselnde  Reihen- 
folfe  der  Metropoliten  bei  ihren  Untersohriften 
(s.  Th.  I.  S.  bvZ,  n.  3),  welche  der  Anordnung, 
dass  die  Bischöfe  nach  ihrem  Ordination^alter 
nngiren  sollen,  Toi.  IT.  c.  4,  s.  auch  Tolet.  XYI 
pnef.,  entspricht. 

»  Th.  I.  S.  592. 

3  AnsdrücUich  erwähnt  im  Eingange  Ton  Toi. 

XU.  xin.  XV.  XVI  u,  XVII. 

*  S.  ausser  der  praef.  zu  Toi.  VIII.  auch  die 
In  der  ror.  Note  ciürten  Stellen.  Die  Gegen- 
rtinde,  welche  in  den  tomi  den  Konzilien  unter- 
breitet werden ,  sind  meist  weltlicher  Natur,  in 
dem  tomus  des  XVI  Toi.  wird  aber  Abhülfe  gegen 
den  Verfall  der  Landkirchen  verlangt. 

^  Du  ergiebt  die  Vergleichung  des  Inhaltes 
der  Synodalbeiohlüsse  mit  den  in  den  tomi  ange- 
febenen  Berathongsgegenständen.  Der  tom.  des 
III  Toi.  enthält  die  AufTorderung  an  die  Synode : 
sCeneraUter  obseozo,  ut  quidquid  in  nostrae  glo- 
riae  legibus  absurdum ,  quldquid  iustitiae  yide- 
tor  esse  contrariom,  unanimitatis  yestrae  iudido 
eorrigatur.  De  ceteris  autem  causis  atque  nego- 
tiii,  quae  novella  competunt  institutione  flrmari, 
eridentium  sententiarum  titulis  exaranda  con- 
scriblte."  Vgl.  auch  Anm.  7. 

^  Toi.  VII  praef. :  „quia  semper  est  magnopere 
prOTidendnm,  quldquid  Tel  ecclesiasticis  moribus 
vel  ntUitati  pnblicae,  sine  qua  quieti  non  viri- 
mus,  opportunum  esse  perpenditur" ;  Toi.  Vm 
(im  tomus) :  „ut  quaeeumque  negotia  de  quorum- 
libet  querela  Testils  auditibus  extiterint  pate- 
fieta,  cum  iustitiae  Tigore  misericorditer  et  cum 
temperamento  miserationis  iustissime  cum  nostra 
oonniTentia  terminetiB;  in  legum  sententiis, 
qnae  ant  depravata  consistunt,  aut  ex  superfluo 
Tel  indebito  coniecta  videntur,  nostrae  serenitatis 
weomodante  eonsensu,  haec  sola,  quae  ad  since- 
rtm  iuBÜtiAm  et  negotiorum  suf&cientiam  conve- 
ninnt,  ordinetis;  canonum  obscura  quaedam  et 
in  dubinm  Tersa  in  meridiem  luoidae  intelligen- 
tiae  redueatiB,  omniumque  negotiorum  conyentus 
ordinumque  statu«,  qui  in  Testram  extiterint 
de^olutl  piaesentiam  • . .  maiorum  regulis  concor- 
dantee,  lustiMime  • . .  constltuere  studeatis.''  Eine 

fiiasoblua,  Kliehenreoht.  m. 


Uebersieht  des  Inhalts  der  Beschlüsse  der  Kon- 
zilien unter  Berücksichtigung  ihrer  politischen 
Bedeutung  und  Tragweite  bei  Dahn,  Könige 
der  Germanen  6,  434  ff. 

^  So  über  die  Konigswahl  Toi.  IV.  c.  75  und 
Toi.  vm.  c.  10;  zum  Schutz  des  Königs  und 
der  königlichen  Familie  gegen  hoohTerrätherische 
Handlungen,  1.  c.  und  Toi.  V.  c.  2ff.,  Toi.  VI. 
c.  11,  Toi.  VII.  c.  1,  X.  c.  2,  Toi.  XVII.  c.  7; 
über  den  Eid  des  Königs  In  Betreff  der  Juden, 
Toi.  VI.  c.  3  ;  über  Verletzung  der  Heerbanns- 
pflicht,  Toi.  Xn.  c.  7 ;  über  Ausschliessung  der 
Freigelassenen  Tom  Palatinalamt ,  Toi.  XIII. 
c.  6. 

8  Toi.  X,  Mansi  11,  40,  über  den  Bischof 
Potamius  Ton  Braga  (in  geheimer  Sitzung  der 
Bischöfe  allein);  Toi.  XVI  (decret.  iudicU),  Ab- 
setzung des  Bischofs  Sisbert  t.  Toledo. 

0  Besetzung  Ton  Bischofsstühlen ,  Toi.  X., 
M  a n  s  i  11, 41 ;  Toi.  XVI.  (decret.  iudio.) ;  Trans- 
lationen auf  (solche,  Toi.  XVI.  cit.;  Aufhebung 
eines  Bisthuma,  Toi.  XII.  o.  4. 

>0  Hierher  gehört  das  aus  Anlass  der  Bekehrung 
der  (}othen  abgehaltene  Toi.  III.  Ton  589;  s.  fer- 
ner Toi.  XIII.  c.  1.  (Rüokgängigmaohimg  Ton 
Güterkonflskationen)  und  c.  3  (Steuer-Erlasse). 

"  Tolet.  IV.  c.  75  und  Tolet.  XII.,  welche  die 
Erhebung  des  Slsinanth  gegen  König  STinthila 
und  die  des  Erwich  gegen  König  Wamba  ge- 
nehmigt haben,  s.  Dahn  6,  450.  473. 

12  Toi.  VIII.  c.  11:  „Cum  Toro  quaelibet  s. 
synodus  agitur  aut  paciflca  inter  episcopos  quld- 
piam  deflnitur,  si  pauciores  per  nesdentiam  Tel 
contemptionem  forte  dissentiant,  aut  (^mmoniti 
plurimorum  sententiae  cedant  aut  ab  eorum  coetu 
cum  dedeoore  confusionls  abscedant  et  oxoom- 
municationis  annuae  sententiam  luant",  was  dar- 
auf deutet,  dass  man  freilich  selbst  durch  mora- 
lischen Druck,  soTiel  wie  möglich  Einstimmig- 
keit herbeizuführen  suchte.  Der  weltlichen  Mit- 
glieder gedenkt  das  Kapitel  allerdings  nicht, 
wohl  deshalb,  weil  ihre  Zahl  gering  war  und 
diese  als  Hofbeamte  in  Abhängigkeit  Tom  König 
Stauden. 

35 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


B.177. 


Abweichend  vom  fränkisch-meroriiigisclLen  Recht  bedurften  die  Beschlflsse  der 
Konzilien  der  Bestätigung  des  Königs.  Diese  wird  aber  für  alle,  sowohl  in  kirehlichen 
wie  in  weltlichen  Angelegenheiten  ertheilt,  und  dadurch  wurden  sie  zu  stasüieh 
bindenden  Normen  erhoben ^  Es  war  daher  selbstverständlich,  dass  auch  die  nicht 
auf  dem  Konzil  anwesenden  Bischöfe  an  die  Beschltlsse  gebunden  waren  und  diese 
zu  publiciren  hatten  2. 


1  Am  charakteristischsten  decr.  Ervigii  leg. 
zu  Toi.  XII :  ,;Magna  salus  populis  gentisque 
nostrae  regno  conquiritur,  si  haec  synodalium 
decreta  gestoium,  sicut  pio  devotlonds  nostrae 
studio  acta  sunt,  Ita  inconyulsibilis  nostrae 
legis  oraculo  confirmentur^  utquod  serenissimo 
nostrae  celsitudinis  iussu  a  venerandis  patribus 
et  clarisslmls  palatli  nostri  senioribus  discreta 
titulorum  exaratione  est  editum,  praesentls 
huius  legis  nostrae  edicto  ab  aemulis  defenda« 
tur^'.  Vgl.  ferner  die  Bestätigungsdekzete  zum 
Toi.  III.,  Mansi  11,  999,  wo  bei  Nichtbeach- 
tung der  Konzils-Beschlüsse  gegen  Laien  Yer- 
mogenskonllskatlon  angedroht  wird;  zu  Toi.  Y., 
zu  Toi.  XII.  XIII.  XV.  XVI.  XVII.  (wieder 
mit  Androhung  der  erwähnten  Strafe,  freilich  in 
Höhe  verschiedener  Quoten  des  Vermögens).  Es 
ist  daher  nur  als  Zufall  zu  betrachten,  dass  keine 
solche  Dekrete  zu  Toi.  IV.  VI.  bis  VIII  erhalten 
sind,  Übrigens  erwähnt  auch  das  erst  citirte  am 
Schluss  des :  „annuente  rege''.  Auch  umgekehrt 
haben  die  Könige  ihre  Anordnungen ,  so  Rece- 
swinth  eine  solche  über  das  königliche  Krön- und 
Privatvermögen,  durch  ein  Nationalkonzil  bestä- 
tigen lassen,  c.  13.  Toi.  VIII:  „decreti  nostri  se- 
riem,  quam  in  serenissiml  .  .  .  regis  edidimus 
nomine  pro  rebus  a  d.  mem.  patre  suo  quolibet 
titulo  conquisitls  decemimus  omnino  constare". 
In  dem  angefügten  decretum  conoilll  universalis 
editum  in  nomine  principis  werden  als  Beschluss- 
fasser  bezeichnet:  „cum  omni  palatino  officio 
simulque  maiorum  minorumque  conventu  nos 
omnes  pontiflces  quam  et  lam  sacerdotes  et  uni- 
versi  saoris  ordinibus  famulantes",  wobei  für  die 
nicht  zu  den  Palatinen  gehörigen  Beamten  und 
die  Priester,  sowie  die  andern  Geistlichen  offen- 
bar nur  an  eine  Akklamation  zu  denken  ist. 
Dahn6,  465. 

3  Vgl*  decr.  zu  Toi.  XII.,  doch  ordnet  das 
decr.  zu  Toi.  XVI,  ausdrücklich  für  die  nicht 
erschienenen  Bischöfe  der  Provinz  die  Abhal- 
tung eines  Provlnzialkonzils  zurUntersohreibung 
der  Beschlüsse  des  Konzils  an.  — 

In  England  finden  sich  seit  dem  7.  Jahrhun- 
dert eine  Reihe  von  Versammlungen,  auf  denen 
unter  Anwesenheit  der  Könige,  Bischöfe,  ande- 
rer Geistlicher  und  auch  angesehener  weltlicher 
Personen  kirchliche  Angelegenheiten  erledigt 
worden  sind.  Sie  beschränken  sich  meistens  nur 
auf  eins  der  damaligen  Königreiche,  jedoch  haben 
auf  solchen  auch  mehrfach  Bischöfe  und  Geistliche 
aus  den  andern  Königreichen  an  der  Berathung 
Theil  genommen.  Hierher  gehört  die  von  Oswi  t. 
Northumberland  664  berufene  Synode  v.  Strenes- 
halch  zur  Feststellung  der  Osterberechnung,  wel- 
cher ausser  dem  Bischof  von  York  mit  seinem 
nach  Schottland  hinein  reichenden  Sprengel  noch 
der  episcopus  occidentalium  Saxonum(Doichester- 


Winchester)  angewohnt  hat ,  Beda  hist.  III.  28, 
Mansi  11,  67.  Diese  Versammlungen  stehen 
den  witenagemot,  den  Reichsversammlungen  da 
damaligen  Zeit,  völlig  gleich,  denn  auf  letztens 
sind  gleichfalls  kirchliche  Gesetze  erlassen  wor- 
den, z.  B.  die  K.  Ines  v.  Wessex,  R.  Schmid, 
Gesetze  der  Angelaachsen,  Leipzig  1858.  8.  !21;: 
„Ego  Ine  .  .  .  exhortatione .  .  Heddes  episoopl 
mei  (Dorchester  -  "Winchester)  et  Ercenwoldes 
episcopi  mei  (London)  et  omnium  aldennanno- 
nun  meorum  et  seniorum  sapientum  regni  md" 
(zw.  688  u.  694),  ferner  die  K.  Wlhtrids  von 
Kent  vom  J.  696  0.  697,  a.  a.  0.  S.  15  (die 
Urkunde  über  das  witenagemot  oder  condlimn 
V.  Beccancelde  v.  694  ist  verfälscht,  Schmidt a. 
a.  0.  S.  XXXV).  Diese  Vermischung  von  Synode 
und  Reichstag  bezeugt  insbesondere  derBeseklu* 
des  römischen  Konzils  von  679,  welches  beli«& 
Beilegung  der  Streitigkeiten  wegen  desBlsthnms 
York  und  zur  Verwerfung  des  Monotheletismos 
verlangt,  Mansi  11,  182:  „ut  ...  Theodonis 
(v.  Oanterbury)  Ulis  in  partibus  ex  tna  (da 
Papstes)  .  .  .  auctoritate  et  nostra  synodsli  Imi- 
tate universale  condlium  coDgreget  et  eam  oni- 
versls  praesulibuB,  regibus,  prlndpibns  et  nni- 
versis  fidelibus,  senioribus  maioribusqne  nata 
totius  Saxoniae  publicam  oecumenicamqne  ft- 
ciat  synodum*';  also  die  Berufung  einer  Ter- 
Sammlung  derjenigen  Personen,  welche  zn  den 
witenagemot  der  einzelnen  KonigieiGhe  gehörten, 
gefordert  hat.  Auch  in  der  Folgezeit  bis  xnr 
normannischen  Eroberung  (1066)  ist  es  bei  die- 
ser Sitte  geblieben.  Zwischen  der  northambii- 
schen  Versammlung  von  705  am  Niddfliiss  (B^ 
gelung  der  Verhältnisse  des  Bisthums  York,  an- 
wesend :  der  Erzbischof  von  Ganterbury,  Bisdiöfe, 
Aebte,  principes  regni,  Manal  12,  172),  femer 
der  zu  Cloveshoe  von  742  (1.  c.  p.  363:  »pi«*- 
sidente  eidem  concillo  Aethelbaldo  rege  Merdo- 
rum  cum  Cuthberto  arohiepiseopo  Doiobeniiae 
caeterisque  episcopis  slmul  assidentibns  dili- 
genter  examinantes  circa  necessaria  totlns  rell- 
gionis  et  de  symbolo**),  auf  welcher  auBser  des 
Bischofen  auch  Aebte  und  weltliche  Orofse  nn- 
terschrieben  haben  ,  andererseits  der  unter  Kö- 
nig Ine  708  abgehaltenen,  bei  welcher  ss  sich 
nur  um  weltliche  Dinge  gehandelt  haben  kann 
(Willibaldi  Vita  s.  BoniÄcü  c.  4,  Jaff^aon. 
Mogunt.  p.  439:  „subltanea  quaedam  Inen- 
buerat  nova  quadam  seditione  exorta  neoetti' 
tas :  et  statlm  synodale  a  primatibus  aeedesia- 
mm  cum  consilio  . . .  regis  s^vorum  dei  feetun 
est  concilium  ...  Et  .  .  .  legatos  ad  arehiepi' 
scopum  Gantuariae  .  ,  .  distinandos  deputnnit 
.  .  .  Cumque  omnis  senatus  et  universus  dof- 
corum  ordo . . .  consentirent''),  laast  sich  kdn  Un- 
terschied entdecken.  Ueber  die  von  Offa  v«b 
Mercien  wegen  der  Erbauung  eines  Klosters  m 
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Während  in  Spanien  die  Nationalsynoden  mit  der  Zerstörung  des  westgothischen 
Reiches  ihr  Ende  fanden,  ist  das  Institut  im  Frankenreiche  nach  der  langen 
Unterbrechung  von  etwa  einem  halben  Jahrhundert  Ausgangs  der  Merovingerherr- 
sehaft,  als  die  karolingischen  Hausmeier  die  Regierung  in  ihre  Hand  genommen 
hatten,  ron  Neuem  wieder  in  das  Leben  gerufen  worden.  Es  hat  jedoch  hier  einen 
▼esentlich  anderen  Charakter  als  früher  erhalten.  Die  ersten  Konzilien  dieser  Art 
Bind  durch  die  von  Bonifaz  im  Einverständniss  mit  den  Hausmeiem  unternommene 
Beorganisation  der  frftnkisohen  Kirche  veranlasst  worden.  Sie  haben  den  Grund  zu 
dem  Anschluss  der  letzteren  an  den  römischen  Primat  gelegt,  erscheinen  aber  äusser- 
Keh  als  von  den  Hausmeiem  berufene  Versammlungen ,  an  denen  dieselben  mit  den 
Grossen  des  Reiches  Theil  nehmen,  und  nach  deren  Rath  sie  allein  die  neuen  Ord- 
nungen behufs  Wiederherstellung  der  verfallenen  Landeskirche  festsetzen.  Diesen 
Charakter  tragen  das  fllr  das  östliche  Reich  unter  Karlmann  742  abgehaltene  s.  g. 
coneüinm  Germanicum^,  das  von  Pippin  744  ftr  das  westliche  Franken  veranstaltete 
Konzil  von  Soissons^  und  endlich  die  fAr  beide  Reichstheile  gemeinschaftlich  zu- 
sammengetretene Synode  von  Lifhinä  von  745  3. 


Veralun  794    abgehaltene  YeTsammliuig  wird 
zvar  berichtet,  M ans!  13,  861 :  „rex  .  .  .  pro- 
Tindale   tenuit    concilimn    cum    aroMeplscopo 
Humberto  (y.   Liohfleld),   sola  auffraganeia  et 
pilinatibxiB  aulB^,    da  aber  damala  der  Kdnig 
Lichfleld  zum  Krzbistham  für  sein  Königreich 
eifaoben  hatte,   Hefele,   Gondl-GeBch.  3,  638, 
•0  ist  auch  hier  kein  Unterschied  zwischen  Kon- 
Kfl  lud  witenagemot  zn  machen.    Weiter  gehö- 
i»n  Merher  die  s.  g.  Synoden  zu  London,  Clo- 
Teshoe  nnd  Oslaveshlen  zw.  816  und  824  unter 
dem  König  Genulf  von  Merden  und  seinem  Nach- 
folger Beomwulf  betreifend  einen  Streit  zwischen 
dem  ersteren  and  dem  Erzbisohof  Yon  Ganter- 
bwy  wegen  der  dem  letzteren  gehörigen  Güter 
und  der  Beatitution  derselben ,  M an  si  14,  401. 
488;  He  feie  4,  36;  zu  Kingston  von  838  betr. 
die  Bestätigung  einer  Schenkung  an  die  Kirche 
ZQ  Canterbury,    1.  c.  p.  756  („praesidente   .  .  . 
baic .  .  .  congregstioni  Gerenotho  archiepiscopo 
eeteriaque  perplurimis    eplscopis  nee  non  .  .  . 
regibos  nostris  Ecgbertho  et  Aethelvulfo  cum 
Omnibus  gentis  suae  optimatibus'Q,  die  zu  Win- 
chester  855,    auf  welcher  „Ethelvulphus  rex 
Westsaxonum  cum  concillo  episcoporum  ac  pilnci- 
pnm'^  Schenkungen  zu  Gunsten  der  Kirche  macht, 
Mansi  15,   122,    die  von  905  zur  Besetzung 
▼on  Bisthümem,  1.  c.  18,  112 :   „congregavit  rex 
Edov&rdus  synodum  senatorum  gentis  An- 
glorum,  cui  praesidebatPleigmundus  archlepisco- 
pni  Cantuariensls  .  .  .  tunc  rex  et  episcopi  .  .  . 
elegeiunt  .  .  .  slngulos  episcopos  ...  et  quod 
Ohm  duo  habuerunt,  in  qulnque  diviserunt''  (s. 
auch  Th.  II.  S.  584),  zu  London  944,  auf  wel- 
cher geistliche  und  weltliche  Gesetze  erlassen 
wurden,   Schmid  a.  a.  0.  p.  173:   „Eadmun- 
dns  rex  congregavlt  magnam  synodum  dei  ordi- 
nli  et  saeculi  .  .  . ,  cul  interfuit  Oda  et  Wulsta- 
nus,  archleplscopi  et  alli  plures  episcopi",  zu 
London  948  (Klosterschenkungen)  Mansi  18, 
429,  zu  Bradford  964  (unter  Edgar)  1.  c.  475,  zu 
London   Ton  970  o.  971   (Privilegien  für  ein 
Kloster  ertheilt  durch  König  Edgar  „communl 


episcoporum,  abbatum  primorumque  oonsilio'O) 
1.  c.  19,  23 ;  Winchester  1021,  1.  c.  p.  389 ; 
London  1065,  1.  o.  p.  1041  (auf  beiden  eben- 
falls ErtheUung  königlicher  Privilegien  für  Klö- 
ster). Ganz  in  derselben  Weise  sind  erlassen 
die  constitutio  de  decimis  von  Aethelstan  (924 
—9401,  Schmi  d  a.  a.  0.  S.  127 ;  Edgars  (959 
— 975)  geistliche  Gesetze,  a.  a.  0.  S.  185,  die 
Gesetze  Aethelreds  (978  —  1016),  zum  Theil 
kirchlichen  Inhalts ,  a.  a.  0.  S.  221.  227,  und 
die  Knuts  (von  1018)  gleichen  Inhalts,  a.  a. 
O.  S.  250. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  so  gut  wie  gar 
keine  besonderen,  rein  kirchlichen  Versammlun- 
gen für  diese  Zeiten  nachweisbar  sind  (s.  auch 
0.  S.  478.  n.  3),  erscheint  die  Annahme  gerecht- 
fertigt, dass  das  witenagemot  die  Thätigkeit  der- 
selben absorbirt  hat.  Vgl.  auch  S  t  u  b  b  s,  constitu- 
tlonal  history  of  England.  Oxford  1874.  1,  230. 
242.  Dasselbe  ist  also  für  diese  Zeit  zugleich 
ein  concilium  mixtum  im  herkömmlichen  Sinne, 
*  und  unterscheidet  sich  von  den  firänklschen  Na- 
tionalsynoden desMerovingerreichs  dadurch,  dass 
die  letzteren  ihren  kirchlichen  Oharakter  be- 
wahrt haben,  von  den  westgothischen  aber  da- 
durch, dass  es  nicht  hauptsächlich  eine  kirch- 
liche Versammlung,  welche  ihre  Zuständigkeit 
auch  auf  das  staatliche  Gebiet  erweitert  hat,  viel- 
mehr eine  Vereinigung  gewesen  ist,  von  welcher 
wegen  der  Theilnahme  der  Geistlichkeit  auch 
kirchliche  Angelegenheiten  berathen  worden 
sind. 

<  Jaff^  mon.  Mogunt.  p.  127:  „Ego  Garl- 
mannus  .  .  .  cum  consilio  servorum  dei  et  opti- 
matum  meorum  episcopos ,  qui  in  regno  meo 
sunt,  cum  presbiterls  et  concilium  et  synodum 
.  .  .  congregavi  ...  et  per  consilium  sacerdotum 
et  optimatum  meorum  ordlDavlmus  per  civitates 
episcoposS  vgl.  dazu  Hahn,  Jahrbücher  des 
ft&nk.  Reichs  von  741—752.  S.  34;  Hefele 
3,  497. 

3  LL.  1,  20:  „  .  .  ego  Pippinus  .  .  .  una  cum 
Gonsensn  episcoporum  sive  sacerdotum  vel  ser- 

35* 
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Schon  die  beiden  ersteren  batten  im  Interesse  der  Durchfilhning  der  Beformen 
die  jährliche  Abhaltung  solcher  Konzilien  angeordnet  K  Zn  voller  praktischer  Geitnog 
ist  diese  Vorschrift  zwar  nicht  gelangt,  aber  immerhin  sind  auf  die  letztgedaehteYe^ 
Sammlung  noch  die  Synoden  von  747  2,  von  748  (Düren 3),  von  753  <  (Verberie)  und  von 
755  (Yemeuil)  ^  gefolgt.  Die  erstere  hat  zwar  die  Verbindung  der  fränkischen  Kirche 
mit  Rom  offiziell  vollzogen^,  indessen  hat  dieser  Umstand  zunächst  auf  den  Charakter 
der  folgenden  Synoden  keinen  Einfluss  gehabt  7.  Die  letzte  traf  die  Anordnung^  dass 
künftighin  jährlich  zwei  Synoden  abgehalten  werden  sollten  ^^  die  eine  Anfang  Min 
an  einem  vom  König  bestimmten  Ort  in  dessen  Gegenwart^,  die  zweite  Anfang 
Oktober  in  der  KOnigsstadt  Soissons,  falls  nicht  die  Bischöfe  auf  der  Frülyahrasynode 
sich  über  einen  anderen  Ort  geeinigt  hätten  ^^,  die  erstere  offenbar  zur  Regelung  aü- 
gemeiner  kirchlicher  Angelegenheiten,  die  letztere  zur  Erledigung  von  Verwaltnngs-, 
KorrektionS'-  und  Disciplinar-Angelegenheiten,  sowie  zur  Vorbereitung  der  Vorlagen 
und  Anträge  für  die  Märzversammlung  bestimmt  ^^ 

Zur  Durchführung  ist  diese  Vorschrift  indessen  nicht  gekommen.  Aus  der  Zeit 
Pippins  sind  nur  die  Synoden  von  Compi^gne  (757)  ^^  und  von  Qentilly  (767)  ^^ 


vomm  dei  eonsilio  Ben  eomltibuB  et  obtimAtibtis 
Francorum  conloqui  apud  Saessionis  dyltas  syno- 
dum  Tel  conoilio  faceie  decieTimuB  ...  c.  2. 
propteiea  no8  an&  cum  consensu  episeopomm 
sive  Bacerdotum  «en  Bervomm  dei  et  optimatiim 
meoram  conBllio  decreTimus ,  nt  annis  singuliB 
synodo  renoTare  debeamoB^  H  ah  n  a.  a.  0.  S.  57 ; 
HefeleS,  518. 

3  Jaf  f^  1.  c.  p.  129.  Die  weiteren  Naeh- 
richten  über  ihre  BeschlüBBe  (sie  Bind  nicht  toU- 
Btändig  erhalten)  bei  Hahn  a.  a.  0.  S.  73. 
192  ff.  «a.  in  d.  ForBchnngen  z.  dentBchen  Ge- 
schichte 15,  59  ff.;  Hefele  3,  522. 

1  S.  0.  S.  479.  n.  1. 

3  Die  BeachlüBBe  sind  nicht  vorhanden;  es 
beziehen  Bich  aber  die  Briefe  6&— 70  und  81  hei 
Jhti4  mon.  Mognnt.  ep.  184.  226.  anf  diese 
Synode,  welche  ein  Generalkonzil  gewesen  ist. 
Ans  ep.  67,  p.  193  erhellen  die  Bischöfe,  welche 
Thell  genommen  haben,  anch  ergieht  sich  dar* 
ans,  daBs  ChorhischÖfe,  Priester,  Diakonen  und' 
andere  Kleriker,  ans  ep.  68,  p.  195.  dass  anch 
die  Optimaten  anwesend  gewesen  Bind.  Vgl. 
anch  Hefele  3,  552. 

8  Annal.  Mettens.,  SS.  1,  330:  ^Pippinus 
plaoitum  snnm  habnit  in  Yilla  .  .  .  Dura,  in 
^na  synodnm  congregare  inssit  pro  ecclesiamm 
restauratione  et  caasis  panperum  vidnaramqne 
et  orfanomm  corrigendis  institiisqne  faciendis'^ ; 
weiter  ist  nichts  bekannt,   vgl.  Hefele  3,  568. 

*  So  nach  der  herrschenden  Meinnng,  He- 
fe 1  e  3,  573 ;  0  e  1  s  n  e  r ,  Jahrb.  nnter  Pippin. 
S.  270. 458  verlegt  sie  in  das  Jahr  756.  Erhalten 
sind  nur  die  Beschlüsse,  welche  in  den  LL.  1, 
22  als  capit.  Vermer.  abgedruckt  sind.  Ueber 
die  Theilnehmer  ist  nichts  bekannt. 

&  LL.  1,  24,  wonach  nnr  die  „episcopi  Gallla- 
rum"  von  Pippin  berufen  sind,  obwohl  das  Ca- 
pitnlare  seinem  Inhalte  nach  für  das  ganze 
Reich  berechnet  erscheint,  Oelsner  a.  a.  0. 
S.  219. 


«  Zaohar.  ad  Bonif.  ep.66,  Jaff^  Lc.  p.i90; 
Hefele  3,  553;  Hahna.  a.  0.  S.  105. 

"^  Damals  erscheint  dw  König  noch  all  d« 
Oberhanpt  der  fr&nkischen  Kirche,  daher  ruft  er 
die  Synoden  znsammen  und  erlisst  die  auf  Urnen 
berathenen  Anordnungen.  In  dem  capit.  Venu 
liegen  zwar  die  BeschlQsse  der  Bischöfe  tor,  aber 
nach  c.  6  war  der  König  anwesend  und  hit  ent- 
scheidenden Einfluss  auf  die  Feststelliuig  der 
ersteren  gehabt.  Daraus  folgt,  dass  sie  nur  mit 
seiner  Genehmigung  als  seine  Anordnusgeo 
publicirt  sein  können. 

8  8.  0.  S.  479.  n.  1. 

9  FQr  diesen  Termin  war  es  entscheidend, 
dass  an  ihm  die  Jährliche  Reichsversanunliuig. 
das  s.  g.  Märzfeld,  abgehalten  wurde.  Sduo 
die  oben  erwähnten  Synoden  von  Soiseons  ud 
von  Liftlnä  haben  Anfang  Min  getagt 

10  Diese  Vorschrift  hatte  den  Grund,  dem  Kö- 
nig die  Möglichkeit  der  Theilnahme  zu  erieleb- 
tem. 

11  Der  Unterschied  ergiebt  Bich  dsiaus,  diM 
auf  der  zweiten  die  Anwesenheit  des  Königs 
nicht  als  nothwendig  vorausgesetzt  wird.  VeoD 
Oelsner  S.  225  die  Bezeichnung  ^synodni po- 
blicus"  in  c.  5  Vom.  allein  auf  die  Mansynode 
beziehen  will,  so  hat  das  keinen  Anhalt. 

12  Die  Beschlüsse  ohne  Einleitung  und  ünte^ 
Schriften  LL.  1,  27.  An  ihr  haben  zwar  papst- 
liche Legaten  Theil  genommen,  Th.  1. S. 
505,  und  wenn  es  mit  Bezug  auf  sie  in  c  i^ 
14—16.  21'heisst:  „sie  senserunt^  oder  ^ooiueD- 
Berunt",  so  bedeutet  dies  doch  nur,  dsH  mm 
sich  ihres  sachverständigen  Käthes,  namentlicb 
in  Betreff  der  römischen  Auffassung  über  be- 
stimmte Fragen,  bedient  und  darauf  hin  Ib 
Uebereinstimmung  mit  diesem  Beschlösse  ge- 
fasst  hat,  s.  auch  Oelsner  a.  a.  0.  S.  295. 

w  Annal  Lauilss.  a.  767,  SS.  1,  145:  ,Orti 
quaestione  de  s.  trinitate  et  de  sanetonun  imini- 
nibus  Inter  orientalem  et  oocidentalem  eeeleslaa 
.  .  •  rex  PippinuB  conventn  in  villa  GestiliM« 


§.  m.] 
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welche  im  Frttlgahr  abgehalten  sind*,  and  die  Synode  von  Attigny  (762) ^^  welche 
wahrscheinlich  eine  der  in  Aussicht  genommenen  Herbstversammlnngen  war^,  nach- 
weisbar i 

Was  das  Yerhftltniss  zwischen  den  Reichstagen  nnd  den  Synoden  betrifft,  so 
kann  der  Unterschied  nicht  darin  gesetzt  werden ,  dass  an  den  letzteren  allein  die 
Bischöfe  oder  auch  andere  Geistliche,  nicht  aber  Weltliche  Theil  zn  nehmen  hätten^, 
viebnehr  nur  darin,  dass  die  Synode  zur  Berathung  kirchlicher  Gegenstände  bestimmt 
ist  imd  daher  zu  ihr,  wenn  angänglich,  alle  Bischöfe  vom  König  berufen  werden. 
Der  Reichstag,  auf  welchem  diese  erschienen  sind ,  wird  daher,  wenn  er  in  die  Be- 
htndlung  kirchlicher  Angelegenheiten  eintritt,  Synode®,  ohne  dass  die  weltlichen 
Greseen  ausscheiden. 

Auch  unter  Karl  d.  Gr.  ist  ftusserlich  in  allen  in  Frage  kommenden  Beziehungen 
keine  Aenderung  eingetreten,  wenngleich  nunmehr  die  enge  Verbindung  des  Fran- 
kenköiugs  und  der  fränkischen  Kirche  mit  Rom  geknüpft  worden  war  und  die  kirch- 
ßchen  Einrichtungen  im  Frankenreich  immer  mehr  nach  dem  von  Rom  als  mass- 
gebend anerkannten  Typus  gestaltet  wurden.  Weder  dem  Papst  noch  anderen 
kirchlichen  Organen  steht  das  Gesetzgebungsrecht  in  kirchlichen  Dingen  zu.  Viel- 
mehr besitzt  es  allein  der  König,  und  zwar  übt  er  es  aus  unter  Beirath  der  die 
Synode  bildenden  Seichsversammlung 7,  welche  er  beruft^  und  welcher  er  prftsidirt^. 


coDgiegito  synodum  de  ipsa  qnaestlone  hahnit^. 
Oeliner«.  a.  O.  S.  404;  HefeleS,  431. 

1  Die  eistere  im  Mai,  denn  in  dieser  Zeit  Ist 
die  Sitte  aufgekommen,  die  gioese  Frühjahnyei- 
ttmmlung  im  Mai  statt  im  Wktz  zu  halten, 
OelsneiS.  295.  447. 

'  Um  Beschlüsse  sind  nicht  eihalten,  nni  dei 
▼on  den  Prälaten  heschlossene  s.  g.  Todtenbnnd, 
LL.1,29. 

'Oeisner  S.  358  ff. 

*  Denn  die  übrigen  Yersammlnngen  zwischen 
761  nnd  767,  von  denen  uns  Kunde  aufbewahrt 
ist,  Oelsner  S.  348.  379.  402.  408,  waren 
weltUohe  Reichsversammlnngen. 

'  8.  S.  547.  Selbst  zu  GentlUy,  wo  es  sich 
um  die  Stellung  der  fränkischen  Kirche  zu  der 
Bnderverehrung  nnd  dem  Dogma  über  das  Aus- 
gehen des  h.  Geistes  vom  Sohne  handelte,Oels- 
nerS.  404;  Hefele  3,  431,  sind  die  weltli- 
ehen Grafen  nicht  ausgeschlossen  gewesen.  S. 
ep.  Pauli  pp.  ad  Pippin.,  welche  sich  auf  die 
In  Aussicht  genommene  Versammlung  bezieht, 
Jaff<  mon.  Carolin,  p.  132:  „slgniflcans  de 
missis  nostris  vestrlsque  atque  Grecorum  .  .  . 
eos  aput  TOS  esse  detentos,  Interim  quod  aggre- 
giUs  vestris  sacerdotibus  atque  obtimatibus,  co- 
niceie  seu  perpetrare  valeatis,  quid  de  bis  quae 
^bis  directa  sunt,  respondendum  erlt";  vita  Au- 
itremon.  episc.  Arvem.,  Mansi  12,  662:  Qui 
(Rppinus)  iuseit  aggregari  synodum ,  in  qua 
f«ere  praesules  clarlssimi  et  comltes  innumeri'^; 
eine  Nachricht,  welche,  wie  Oelsner  S.  404. 
IL  7  nachgewiesen,  nicht  ein  filsohUch  ange- 
nommenes Kondl  Ton  YoMo,  sondern  das  von 
Oentilly  betrifft. 

^  Zu  dieser  Auffassung  passt  die  Ausdrucks- 
velse  der  Annal.  Mett.,  S.  548.  n.  3,  vollkom- 
men, s.  auch  a.  a.  0.  n.  13. 

'  (Jap.  T.  HerisUU  t.  779,  LL.  1,  36 :  „fac- 


tum capitulare,  qualiter  congregatis  in  unum 
synodali  condlio  episoopis,  abbatibus  virisque 
inlustribus  oomitibus  uns  cum  . . .  domino  nostro 
.  .  .  consenserunt  decretum";  annal.  Lauresh.  a 
794,  LL.  1,  35 :  „rex  ...  in  estivo  tempore  con- 
gregavlt  universalem  synodum  (zu  Frankfurt) 
cum  missis  domni  apostolici  Adriani  seu  ipsum 
patriarchum  Aquiliensem  .  .  .  cum  arcbiepi- 
scopo  Petro  Mediolanense  et  episcopis  eorum  et 
omnes  archieplscopos  in  regno  suo  cum  episcopis 
et  abbatibus  seu  etiam  quam  plurimi  pres- 
teil  et  diaconi  cum  reliquo  devoto  populo";  Ein- 
hard.  ann.  a  794,  1.  c.  p.  181 :  Rex.  .  .  .  ae- 
statis  initio,  quando  et  generalem  populi  sui 
conventum  habuit,  concilium  episcoporum  ex 
Omnibus  regni  sui  prorinciis  ...  In  eadem  Tilla 
(Frankfurt)  congregaTit". 

8  Ueber  das  Regensburger  Konzil  in  Sachen 
des  Adoptianismus  von  792  sagt  die  romische 
Synode  von  798,  Mansi  13,  1031:  „quod  per 
iussionem  .  .  .  Garoli  Magni  regia  actum  est''; 
Gap.  Francof.  a.  794,  LL.  1 ,  71 :  „Ooniungenti- 
bus  .  .  .  apostoUca  auctoritate  atque  .  .  .  Karoli 
regis  iu88loiie(m)  .  .  .  cunctis  regni  Francorum 
seu  Italiae,  Aquitaniae ,  Provliitiae  episcopis  ao 
sacerdotibus  synodali  concilio,  inter  quos  ipse 
mitissimus  (Karl)  interfuit  convento'';  und  das 
Schreiben  der  deutschen  und  gallischen  Bischöfe, 
Mansi  13,  884:  „praecipleute  et  praesidento 
Oarolo  rege'',  s.  auch  die  vorige  Note;  ferner 
Einhardi  ann.  a.  809,  SS.  196 :  ^i^P^^^^tor  .  .  . 
Aquas  reversus,  mense  Novembrio  concilium  ha- 
buit de  processione  splritns  sancti  . . .  Agitatum 
est  etiam  in  eodem  coneUio  de  statu  ecolesiarum 
et  oonversatione  eorum  qui  in  eis  deo  servire  di- 
cuntur,  neo  allquld  tarnen  definltum  propter  re- 
mm,  ut  videbatur,  magnitudinem". 

0  Alouini  üb.  I  adv.  Ellpandum,  Maus!  13, 
865 :  „haec  .  •  .  secta  .  .  .  principe  praesidente 
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Allerdings  tritt  der  Antheil  der  Greistlichkeit  jetzt  insofern  entscheidender  hervor^ 
als  diese  vielfach  abgesondert  Aber  kirchliche  Angelegenheiten  berathen  hat^  mochte 
es  sich  um  dogmatische  Angelegenheiten^  oder  um  andere  kirchliche  Anordnungen 
und  Disciplinarvorschriften ^  handeln.  Ja,  Ende  der  Regierung  Karls  d.  Gr.  zeigt 
sich  diese  Scheidung  des  geistlichen  Elementes  von  dem  weltlichen  besonders  deut- 
lich in  den  für  die  verschiedenen  Theile  des  Landes  behufs  Durohffthrung  kirchlicher 
Reformen  auf  Befehl  des  Kaisers  im  J.  813  abgehaltenen  Synoden^,  eine  Maasregel, 
welche  sich  wohl  daraus  erklärt,  dass  auf  diese  Weise  in  dem  weitausgedehnteD 
Reiche  ein  zahlreicherer  Besuch  der  Geistlichkeit  als  auf  einer  allgemeinen  Versamm- 
lung gesichert  und  eine  gründlichere  Erörterung  der  speziellen  Verhlltnisse  der  ein- 
zelnen kirchlichen  Kreise  ermöglicht  werden  konnte.  Diese  Synoden ,  auf  denen  an 
Stelle  des  Kaisers  Missi  desselben,  und  zwar  Erzbischöfe,  prftsidirten^,  hatten  aber 
nur  die  Aufgabe,  die  entscheidenden  gesetzgeberischen  Massnahmen  vorzubereiten^. 
Die  letzteren  selbst  sind  nach  Prüfung  und  Sichtung  der  einzelnen  Vorlagen  von  Karl 
d.  Gr.  auf  dem  Reichstage  zu  Aachen  (813)  erlassen  worden  7. 


yenülata  est  in  .  .  .  Raiginisburg  et  synodal! 
anctorit&te  aacerdotum  Christi,  qnl  ex  diversis 
christiani  imperii  partibus  convenerant,  .  .  . 
damnata''. 

1  Annal.  Lanresh.  a.  802,  SS.  1,  38 :  „Et 
mense  Octimbrio  congregavit  nniyeisalem 
synodnm  in  iam  nominato  loco  (Aachen)  et 
ibi  fedt  episcopos  cum  prebyteris  sen  diaconibne 
relegi  nniTersos  canones  quas  s.  synodns  recepit 
et  decreta  pontiflcnm  et  pleniter  iussit  eos  tradi 
coram  omnibus  episcopis  presbyteris  et  diaconi- 
bns.  Similiter  in  ipso  synodo  congregayit  nni- 
versos  abbates  et  monachos  qnl  ibi  aderant  et 
ipsi  intei  se  eonventum  faciebant  et  legenint  re- 
gnJam  8.  patris  Benedicti  et  eam  tradidernnt 
sapientes  in  conspectn  abbatum  et  monachomm. 
Et  tunc  lussio  eins  generaliter  snper  omnes  epi- 
scopos, abbates,  presbyteros,  diacones  sen  uni- 
verso  clero  facta  est,  nt  nnnsqnisqne  in  loco  sno 
secnndnm  Constitutionen!  ss.  patrnm  . . .  viverent 
et  qnicquid  in  clero  ant  in  populo  de  cnipis  ant  de 
neglegentiis  appainerit,  inxta  canonnm  anctoritate 
emendassent  et  qnicquid  in  monasteriis  sen  in 
monachis  contra  regula  s.  Benedict!  factum 
fnisset,  hoc  ipsnd  inxta  regulam  s.  Bened. 
emendare  fecissent.  Sed  et  Ipse  Imperator  In- 
terim quod  ipsnm  synodnm  factum  est,  congre- 
gavit duces,  comites  et  reliquo  christiano  populo 
cum  legislatoribus  et  fecit  omnes  leges  suas  in 
regno  sno  legi  et  tradi  nnicuique  bominl  legem 
snam  et  emendare^. 

Eine  weitere  Spedalislrnng  bildet  die  Schei- 
dung einer  Abtheilung  der  Welt-  und  einer  der 
Klostergeistlichkeit  für  die  Yorberathung,  welche 
auch  auf  einer  der  gleich  zu  besprechenden  Re- 
formsynoden, der  Mainzer  TonSlo,  Mansi  14, 
64,  wiederkehrt. 

Auf  der  Frankfiirter  Synode  von  794  (s.  S.  549. 
u.  7),  welche  insofern  eine  eigenthümliche 
Stellung  einnimmt,  als  auf  ihr  auch  eine  An- 
zahl Bischöfe  Italiens  anwesend  waren,  haben 
diese  fQr  eich  und  ebenso  die  übrigen  Bischöfe 
aus  Deutschland,  Gallien  und  Aquitanieu  abge- 


sondert berathen,   s.    die  Schreiben  bei  Mansi 
13,  874.  883.  901. 

3  Wie  zu  Regensburg  (S.  549.  n.  8)  u.  Frank- 
furt (794). 

3  So  auf  dem  Reichstag  und  der  Synode  xa 
Aachen  von  802  (s.  Anm.  1). 

«  Einhardi  annal.  a.  813,  SS.  1 ,  200 :  „Con- 
cilia  qnoque  iussu  eins  snper  statn  eodesiaram 
corrigendo  per  totam  Galliam  ab  eplsoopis  habita 
sunt,  quorum  nnum  Mogoutiaci,  altemm  Remis, 
tertium  Turonls  ,  qnartum  CablUlone,  quintniD 
Arelati  congregatnm  est,  et  oonstitiitionum,  qne 
in  Singulis  factae  sunt,  collatlo  coram  imperaloie 
in  illo  couTentu  (d.  h.  dem  vorher  erwähnten 
Reichstag  zu  Aachen  von  813)  habita^.  Auf  der 
ersten  Synode  waren  die  Bischöfe  Dentschlauds, 
M a n  si  14, 64,  auf  der  zu  Ghalons  die  der  GallU 
Lugdunensis,  1.  c,  p.  93  anwesend,  wahrend  für 
die  übrigen  die  Bezirke  ,  ans  welchen  die  Bi- 
schöfe versammelt  waren,  nicht  angegeben  sind, 
1.  c.  p.  67.  78.  83. 

&  Bezeugt  für  die  Synoden  von  Aries  und 
Mainz,  1.  c.  p.  67.  63. 

®  S.  Synode  zu  Arles  am  Schi.,  1.  c.  p.  62: 
,^aeo  igituz  snb  brevltate  quae  emendatione 
digna  perspeximus,  quam  brevissime  annotari- 
mns  et  domno  imperaton  praesentando  decrevi- 
mus,  poscentes  eins  dementlam,  nt  si  quid  hie 
minus  est,  eins  pmdentia  suppleatnr,  ei  quid  eecu 
quam  se  ratio  habet,  eins  iadicio  emendetv:  si 
quid  rationaliter  taxatnm  est,  eins  adintorio  . . . 
perflciatur'';  ihnlich  auch  die  Tonrede  der  Miin- 
zer  Synode,  1.  c.  p.  65  und  der  Synode  von  Cha- 
lons,  I.  c.  p.  93;  am  Schluss  der  Synode  von 
Tours  1.  c.  p.  92  heisst  es  noch  devoter:  .^Hiec 
nos  in  conventu  nostro  ita  ventilavimns,  sed 
quomodo  deinceps  .  .  .  prindpi  nostro  de  bis 
agendum  placebit,  nos  fldeles  eins  famnli  llbenti 
animo  ad  nutum  et  volnntatem  eins  puati 
sumus". 

"^  S.  Anm.  4;  das  betreffende  Capitolai  i.  d. 
LL.  1,  189.  Als  Theilnehmer  des  Reichstages 
werden  bezeichnet,  1.  c.  p.  187 :  „epltoopi,  abba* 
tes,  comites,  dnces^. 
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Dieser  Vorgang  lässt  deutlich  erkennen ,  dass  die  Stellung  der  zur  Synode  ver- 
sammelten Geistlichkeit  dem  König  gegenüber  nur  eine  berathende  gewesen  ist,  und 
dass  ihre  Beschlltsse  erst  durch  die  königliche  Genehmigung  Gesetzeskraft  erhalten 
konnten.  Nicht  minder  rechtfertigt  er  den  Schluss,  dass  in  den  regelmässigen  Fällen, 
wo  die  Bischöfe  sämmtlich  an  einem  Orte  zur  Synode  versammelt  waren  und  ge- 
trennt von  den  weltlichen  Grossen  berathen  haben,  ihre  Beschlflsse  ebenfalls  nur 
einen  vorbereitenden  Charakter  besessen  und  erst  durch  den  Kaiser  auf  der  Versamm- 
lung durch  dessen  Genehmigung  zu  Gesetzen  erhoben  worden  sind  K  Für  eine  prin- 
oipielle  Ausschliessung  des  weltlichen  Elementes  bei  der  Berathung  kirchlicher  An- 
gelegenheiten jSndet  sich  kein  Anhalt  *K  Es  ist  daher  wahrscheinlich,  dass  behufs  der 
kaiserlichen  Beschlussfassung  über  die  Bestätigung  auch  die  wel^ichen  Räthe  sowie 
nicht  minder  die  um  den  Kaiser  zum  Reichstag  versammelten  Grossen,  geistliche  wie 
weltliohe,  zugezogen  worden  sind  3. 

Wenngleich  auf  der  Frankfurter  Synode  von  794  päpstliche  Gesandte  anwesend 
waren  ^,  so  ist  doch  rechtlich  weder  eine  päpstliche  Betheüigung  bei  der  Einberufung, 
noch  viel  weniger  eine  päpstliche  Bestätigung  der  Beschlüsse  der  Nationalkonzilien 
erforderlich  gewesen^. 


1  Die  beiden  Stucke  LL,  1,  106.  107  beruhen 
wohl  auf  der  Berathung  der  Geistlichkeit  zu 
Aachen  i.  J.  802  (S.  ÖÖO.  n.  1);  ob  das  cap. 
ecdes.  1.  c.  p.  160  der  Aachener  Versammlung 
von  809  (S.  549.  n.  8)  angehört,  erscheint 
zweifelhaft.  Anf  dem  Konzil  zn  Frankfurt  hat 
dagegen  Karl  den  Verhandlungen  selbst  beige- 
wohnt (s.  S.  549.  n.  7)  und  c.  68  des  Gapitul. , 
daher  findet  sich  in  demselben  c.  4  die  Angabe : 
nStatoit .  .  .  rex  consentlenti  s.  synodo  und  c.  6. 
7.  9.  10  die  Wendung :  ^statutum ,  definitum 
est  a  rege  et  s.  synodo",  s.  auch  c.  16.  Dass 
mit  dem  ersteren  Ausdruck  die  Festsetzung -welt- 
lichen Rechts  gemeint  sei,  mit  den  beiden  letzte- 
ren die  blos  geistlichen  Rechts,  so  S  o  h  m  bei 
Dove  und  Friedberg,  Ztschr.  f.  K.  K.  9, 
203,  ist  m.  £.  eine  unhaltbare  Unterscheidung, 
welche  schon  durch  die  gleiche  Bedeutung  der 
Worte  widerlegt  wird.  Zu  der  Ton  So  hm  den 
letzten  Ausdrücken  beigelegten  Bedeutung  passt 
auch  die  Anordnung  in  c.  6  nicht :  „comites  qnoque 
veniant  ad  iudicium  episcoporum",  da  diese 
Pflicht  den  Grafen  doch  nur  durch  eine  Vor- 
Bchrift  des  weltlichen  Rechts  auferlegt  werden 
konnte. 

^  Vgl.  auch  Hincmari  de  ordlne  palatli  o.  35, 
Walter  corp.  lur.  german.  3,  771 :  „Quae  utra- 
qne  tarnen  seniorum  susceptacula  sie  in  duobus 
divisa  erant,  ut  prlmo  omnes  episcepl,  abbates 
Tel  huiusmodi  honorlflcentiores  derlei  absque 
nllalaicorum  commitione  congregarentur;  simi- 
Hter  comites  vel  huiusmodi  principes  sibimet 
honorabiliter  a  cetera  multitudine  segregaren- 
tor  . , .  et  tunc  praedicti  senlores  more  solito, 
clerid  ad  suam,  laici  vero  ad  suam  constitutam 
cnriam  .  .  .  convoearentur.  Qni  cum  separati  a 
caeteris  essent,  in  eorum  manebat  potestate, 
qnando  slmul,  yel  quando  separati  residerent, 
pront  eos  tract&ndae  causae  qualitas  docebat 
slve  de  splrltallbus  sive  de  saecularibus  sive 
etiam  commixtls'',    woraus    sich  erglebt,   dass 


selbst  die  Vorberathung  nicht  immer  allein  von 
der  Geistlichkeit  vorgenommen  wurde. 

3  Vgl.  praef.  Meldensis  conc.  v.  845,  Mansi 
14,  814 :  „statuerunt  (die  Bischöfe)  primo  aliqua 
ex  bis,  quae  nuper  ab  eodem  devotissimo  prin- 
cipe una  cum  sacro  ecclesiastlco  ordine  et  lllu- 
strium  virorum  nobilitate  decreta  sunt  (bezieht 
sich  auf  die  Beschlüsse  der  kurz  vorher  gehalte- 
nen Synoden,  1.  c.  p.  815.  821.  822),  ita  ut 
constituta  fuerunt,  praeflgere".  Garol.  Galv.  syn. 
apud  Vermer.  c.  3,  LL.  1,  422:  „capitula  quae 
synodal!  consultu  .  .  .  rex  Karolus  in  concilio  .  . 
apud  Suessionis  (853)  civitatem  .  .  .  proposuit 
conventui,  coram  lldelibus  suis  in  .  .  .  palatlo 
Vermeria  relegi  fecit  et  ab  omnibus  consonauter 
suscepta  sunt  et  accepta".  Das  letztere  lässt  sich 
auch  daraus  schliessen,  dass  in  späterer  karolin« 
gischer  Zeit  gegenüber  dem  schwachen  Konig- 
thum  der  Einfluss  der  weltlichen  Grossen  so  ge- 
wachsen ist,  dass  sie,  wie  z.  B.  auf  dem  Reichs- 
tag zu  Epemay  846  einer  Anzahl  von  Beschlüssen 
der  Geistlichkeit  ihre  Zustimmung  versagt  und 
dadurch  das  Inkrafttreten  derselben  gehindert 
haben,  vgl.  S.  552.  n.  1  unter  b. 

*  S.  549.  n.  7. 

B  Nur  auf  der  Frankfurter  Synode  (s.  a.  a.  0.) 
wird  neben  der  königlichen  iusslo  die  apostolica 
auctoritas  erwähnt,  indessen  handelte  es  sich 
hier  um  die  Entscheidung  einer  dogmatischen 
Streitfrage,  über  welche  sich  Karl  mit  dem  Papste 
in  Verbindung  gesetzt  hatte,  Hefele  3,  678, 
und  nur  dieses  Faktum  vdrd  a.  a.  0.  konstatirt. 
Ganz  haltlos  ist  aber  die  Annahme,  dass  Karl 
die  Beschlüsse  dieser  Synode  an  Papst  Hadrian 
zur  Bestätigung  gesandt  habe,  vgl.  Hefele  a. 
a.  0.  S.  685. 

So  lange  Baiern  unter  eigenen  Herzögen 
stand,  sind  auch  hier  bairische  Nationalsyno- 
den abgehalten  worden,  welche  den  fränkischen 
entsprechen.  Es  gehört  hierher  das  Konzil  von 
Aschhelm,  LL.  3,  457  (756  nach  Oelsner  a. 
a,  0.  S.  296,  Jedenfalls  zw. 748  u,763,  Hefele 


552 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  m. 


Äensserlich  ist  weder  während  der  Regierang  Ludwig  des  Frommen  noch  za- 
nächst  während  der  Herrschaft  der  Nachkommen  desselben  eine  Aendemng  in  den 
geschilderten  Einrichtungen  eingetreten  ^,  sie  sind  daher  in  Betreff  der  Synoden, 


3,  598),  welches  eine  Reihe  von  Bitten  oder 
Forderungen  betreffend  kirchliche  Verhältnisse 
nnd  Reformen  an  den  Herzog  stellt ,  das  zu 
Dingolflng  von  769,  Abel,  Karl  d.  Gr.  1,  41, 
LL.  3,  459  :  „haec  sunt  decreta  quae  oonstituit 
8.  synodus  .  .  .  TassUone  principe  mediante", 
auf  welcher  ausser  den  Bischöfen  und  Aebten, 
1.  c.  p.  461.  462  ebenfalls  weltliche  Grosse  an- 
wesend gewesen  sein  piüssen,  da  ihre  Beschlüsse 
auch  rein  weltliche  Bestimmungen  enthalten, 
endlich  das  zu  Neuching  von  771  (Abel  a.  a. 
0.  S.  86),  LL.  3,  463 :  „omnes  regnl  sui  .  .  . 
princeps  colleglum  procerum  cuadhunaret  in  vil- 
lam  .  .  .  Niuihhlugas  .  .  .  ut  ibidem  tam  regu- 
lärem moderaret  In  sancto  habito  cenobio  Tirorum 
et  puellarum,  quam  episcopales  moderaretur  ob- 
sequias ;  insuper  gentls  suae  institutiones  legum 
per  primatOB  inperitos  universa  eonsentiente  mul- 
tltudine  quae  repperit  diutuma  vitiata  .  .  . 
evelleret  et  quae  decretis  plaouit,  componenda, 
Institnerentur^,  vgl.  femer  c.  1  de  popularibus 
legibus,  1.  c.  p.  464 :  „prlncepe  unlverso  coucor- 
dante  ooUegio  constituit  etc.". 

Für  das  unter  karoUngischer  Herrschaft  ste- 
hende longobardische  Reich  in  Italien  sind 
keine  Nationalkonzillen  nachweisbar.  Die  Mög- 
lichkeit ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  dass  der 
Reichstag,  von  welchem  das  Gapitulare  Pippins 
von  782,  LL.  1 ,  42  („complacuit  nobis  Plpplno 
.  .  .  cum  adessent  noblscum  singulis  eplscopis, 
abbatibus  et  comitibus  seu  et  reliqul  fldeles 
nostros  Francos  et  Langobardos")  herrührt,  zu- 
gleich eine  Synode  gewesen  ist,  weil  das  Gesetz 
auch  rein  kirchliche  Bestimmungen  enthält. 

1  a.  Die  Einberufung  der  Synoden  erfolgt 
noch,  wie  früher,  durch  den  König;  durch  Lud- 
wig d.  F.  sind  berufen  817  das  Reformkonzil  zu 
Aachen,  Mansi  14,  147;  PublikationsschTeiben 
und  EncykUka  desselben  an  die  nicht  auf  der 
Synode  erschienenen  Erzbischöfe   LL.   1,  204. 
209 ;  828  die  Reformsynoden  für  die  verschiede- 
nen Theile  des  Landes,  LL.  1,  327.   329;   836 
die  Synode  zu  Aachen,  Mansi  14,  673  und  838 
die  zu  Quierzy,  1.  c.  p.  742 —  durch  Karl  den 
Kahlen  die  Synoden  843  zu  Germigny,  Mansi 
14,  793 :  „factus  erat  conventus  populorum  .  .  . 
per  regiam  evocationem  .  .  .  nbi  etiam  nos  .  .  . 
qui  episcopl    .  .  .    convenimus,   ut  scilicet  per 
sacrorum  antistitum  maxime  concilium  qul  de 
diversls  regnl  eins  partibus  aderant,  ea  quae  in 
quibuslibet  ordinibus  ecclesiae  minus    utiUter 
constare  vid^ebantur  ob  incuriam  negligentlum 
aut  propter  civilis  belli  transacti  violentiam  .  .  . 
in  melius  reformare  satageret^';  844  zuYemeull, 
LL.  1,   383;  845—846  Meaux-Paris,   Mansi 
14,  814,  815;  849  Quierzy,  ep.  Hincm.  Rem.  ad 
Amolon.  Lugdun.,  Ml gne  patrolog.  121,  1027 
und  Mansi  14,  922:  „ad  episcoporum  praesen- 
tiam  qui  tunc  regio  mandato  pro  negotlis  regis 
.  .  .  accersiti  erant«;    853  Verbrie,  LL.  1,   420: 
„lussu  Karoli  .  .  .  synodallter  congregatl" ;   857 
Quierzy,  LL.  1,  451 :  „synodum  episcoporum  et 


conventum  fldelium  nostrorum  fecimus  oonve- 
ulre^';  862  Pistres,  annal.  Bertin.  SS.  1,  457: 
„Ipse  ad  Pistis,  quo  plaoltum  slmul  et  syDodum 
ante  condixerunt,  cedit^ ;  869  Verberie,  Ann.  dt: 
„Carolus  . . .  synodum  omnium  episcoporum  regoi 
sul ...  oondixit"  ;|871  Douoy,  Ann.  olt.;  874Doaqr, 
Mansi  17,281:  ,  synodus  plurimamm  piovin- 
ciarum . .  sanctione  Caroli  regis. . .  convocata;  — 
durch  Lothar  II  862  Aachen,  Mansi  15,  612: 
„ex  vocatlone  regis^;  —  durch  Ludwig  den 
Deutsch.  848  Mainz,  ep.  synod.  Rabani  ad  La- 
dov.  Mansi  14,  900 :  „secundum  veatram  iussio- 
nem'';  852  Mainz,  Rudolf.  Annal.  Fuld.  Sa  1, 
367 :  „Habita  est . .  .  synodus  ex  voluntate  atqne 
praecepto  .  .  .  prlncipis  .  .  .  praesidente  Babano 
cum  Omnibus  eplscopis  atque  abbatibus  Orients^ 
lis  Franclae,  Baioaiiae  et  Saxonlae.  Et  IUI  qni- 
dem  de  absolvendls  quaestionibus  ecdlesiastidf 
tractatum  habebant,  rex  vero  cum  prinelpibns  et 
praefectls  provindarum  publids  causis  litibas- 
que  conponendis  Insistens,  postquam  synodilia 
eorum  decreta  suo  iudlcio  oomprobavlt  . .  .^ 
LL.  1,  410;  868Worm8,  Mansi  15,  867:  „im- 
slone  regia  ...  et  quonlam  generale  coneUiiuB 
egimus'';  durch  Arnulf  888  Mainz,  Mansi  18, 
61 :  »imperante  .  .  .  rege  convenissemus'*';  895 
Trlbur,  1.  c.  p.  132. 

b.  Was  die  Fortdauer  der  könlglleken 
Bestätigung  der  Synodalbeachlüsae  betrifft, 
so  ist  eine  solche  für  die  der  Aachener  Synode 
von  817  ertheUt,  Mansll4,  148.  üeber  dleder 
Dekrete  der  Synode  von  Meaux-Paris,    über 
welche  auf  dem  Reichstage  zu  Epemay  846  be- 
funden werden  sollte,  s.  conv.  ^amac  LL.  1, 
388 :   „et  obUta  sunt  eldem  prlndpi,  slcut  ipse 
iusserat,  ooUecta  (sc.  capitula)  ad  relegendnm  in 
Spamaco  ...    Et  quia  factlone  quorundam  mo- 
tus  est  anlmuB  ipsius  regis  (Karls  d.  K.)  eontn 
eplsoopos,  dlssldentibuB  regnl  sul  primoilbas  ab 
eorundem  episcoporum  ammonltione  et  remotb 
ab  eodem  condlio  eplscopis,  ex  omnlbus  llliseapf* 
tulls  haec  tantum  observanda  et  complacenda  sibi 
coUegerunt  et  eplscopis  seripto  tradiderunt,  dloen- 
tes  non  ampUus  de  eorum  capitulis  acceptaase  quam 
ista  et  ista  se  yelle  cum  principe  observaie^.  Die 
Bitte  des  Mainzer  Konzils  von  848  um  Bestäti- 
gung seiner  Beschlüsse  an  Ludwig  den  Deutsch, 
bei  M  a  n  s  i  14, 912.   Ueber  die  der  Beschlüsse  der 
Mainzer  Synode  von  852  s.  Rudolf.  Fuld.  ano. 
cit.  (unter  a) ;  letztere   führen  daher  aaeh  die 
Ueberschrift  cauon  Hludowlcl  regis  LL.  1,  146, 
vgl.  Dümmler,    Gesch.  d.  ostfränk.  Reichs u. 
He  feie  4,   181.   Wegen   der  Bestitigong  der 
Schlüsse  des  Konzils  von  Soissons  von  8^,  e. 
LL.  1,  416  u.  S.  551.  n.  3,  und  von  Qolerzy 
857,  LL.  1 ,  451 :  „Quorum  (episcoporum  et  flde- 
lium) consultu  decrevlmus^  Für  die  Synode  von 
Tribur  895  s.  d.  praef.  d.  collect.  Diess.,  Phil- 
lips  d.  Gr.  Synode  von  Tribur.  Wien  1866.  S. 
58 :    „Porro  cum  eorum  (episcoporum)  unanimi- 
tas  de  ecclesiastioo  iure  diligenti  conamine  invl- 
gilaret,  placuit  omnlbus,  ut  ad  ...   prindpem 


§.  177.1 


Die  National-  nnd  Beiclukonsilien.   (Rarolingisches  Reich.) 


553 


welche  nach  der  Theilung  des  karolingischen  Reiches  in  den  einzelnen  Theilreichen 
abgehalten  wurden*,  vorerst  noch  massgebend  geblieben 2. 


regui  traBsmitteretur  atque  ab  ipso  fldelitei  iu- 
Testigaretai ,  quali  benignltate  quicqnid  ipai 
iuxta  eanonicas  sancüones  yentilarent  corroborare 
digiiaietur  .  .  .  Resideiitesque  capitula  snbter- 
niza  pTomalgarant  et  titalaveniiit ;  s.  anch 
Mansi  18,  157.  158:  Dfimmler,  Gescb.  d. 
ostfränk.  Reichs  2,  396.  n.  18. 

c.  Ebenso  hat  sieh  die  Verbindung  von 
Reichstag  nnd  Synode  erhalten:  822  At- 
tigny,  Hincm.  Rem.  de  divortio  Lotb.  interr.  lY, 
Migne  1,  655,  Simson ,  Jahrb. unter  Lndw.  d. 
Fr.  1,  178;  823  Complögne  (Astronom.)  vita 
Hludow.  c.  37,  SS.  2,  628;  Roziftre,  recueU 
des  formules  2,  529.  n.  446;  Sim  son  1,  204  ; 
825  Aachen  a.  a.  0.  S.  239;  826  Ingelheim,  vita 
Hludow.  c  40:  „ibfqne  Uli  conventns  populi 
sul,  seoundum  quod  praeceperat,  ocourrit.  In 
eodem  placito  .  .  .  miüta  quae  eccleslae  essent 
utilia .  .  .  statait  ac  deflnivit^ ;  ann.  Xantens,  a. 
826,  SS.  2,  225:  „Imperator  habult  sinodum 
episcoporum  ad  Jngalenheim;  835  Diedenhofeu, 
Simsen  1,  126;  843  Coulaines  LL.  1,  376  u. 
Dümmler  1,  232;  857  Quierzy,  LL.  1,451. 
Wiederholt  tritt  auch  die  abgesonderte  Be- 
rat h  u  n  g  der  Geistlichkeit  hervor :  Aachen  817, 
wo  sieh  auch  die  Scheidung  der  Bischöfe  und  der 
Aebte  (s.  S.  550.  n.  1)  wieder  findet,  LL.  1, 
201;  Slmson  1,  183,  vgL  auch  Mansi  14, 
741 ,  Germigny  (s.  unter  a) ;  844  Juditz  bei 
Diedenhofeu  LL.  1,  380;  Dammler  1,  243, 
wo  Drogo  von  Metz  mit  Genehmigung  des  Königs 
don  Vorsitz  gef&hrt  hat;  844  Vemueil  (LL.  1, 
383  (s.  auch  c.  2.  12  ibid.,  unter  Vorsitz  des 
Bischofs  von  Poltiers,  des  Erzbischols  von  Sens, 
dea  Abtes  von  8.  Denis  und  Hinkmars);  Mainz 
848,  Ann.  Xant.  SS.  2,  223 ;  Ludewicus  .  .  . 
habxdt  Gonventum  populi  apud  Maguntiam  et 
secta  quaedam  In  synodo  episcoporum  inlata  est 
a  quibusdam  monachis  de  predestinatione  om- 
nipotentis  dei  (auch  wieder  Sondemng  der  Bi- 
sehofe und  Mönche,  Mansi  14,  901;  Dümm- 
ler 1,  319);  852  Mainz  (s.  unter  a),  853  Ver- 
berie,  LL.  1,  420,  s.  auch  S.  551.  n.  3 ;  Pistres, 
Soissons  (s.  unter  au.  üb.  proclam.  Rothadi  episc. 
Mansi  14,  682.  683;  Dümmler  1,  531;  He- 
feie  4,  257);  870  Attigny,  ann.  Bertin.  a.  870 : 
^ynodns  episcoporum  X  provlnciamm";  D  ü  m  m- 
iei  1,  734.  765;  874  Doucy  (s.  unter  a  und 
Ann.  Bertin.  a.  874:  „Generale  .  .  .  placitum 
.  .  .  tenuiVO;  895  Tribur,  Mansi  19,  133; 
Phillips,  a,  a.  0.  S.  58. 

d.  Endlich  sind  auch  nach  dem  Vorbilde  der 
Aachener  unter  Karl  d.  Gr.  (s.  S.  550)  besondere 
Beformsynoden,  welche  Slmson  1,  310  irriger 
Weise  als  Provlnzialsynoden  bezeichnet,  abge- 
halten worden,  so  i.  J.  829  gleichzeitig  1.  zu 
Mainz  für  die  Erzblsthümer  Mainz,  Köln,  Trier, 
Besan^n  und  Salzburg,  2.  zu  Paris  für  Rheims, 
Sens  und  Tours,  3.  zu  Toulouse  für  Arles,  Kar- 
bonne, Bordeaux  und  Bourges,  4.  zu  Lyon  für 
Lyon,  Vienne,  Tarantaise,  Aix  und  Embrun, 
LL.  1,  327.  329  (von  welchen  nur  die  Akten  der 
zweiten,  Mansi  14,  533  ff.  erhalten  sind,  we- 
gen der  übrigen  s.  Simsonl,  312).    Es  gehört 


ferner  hierher  die  Synode  von  Aachen  v.  836, 
M  a  n  s  1 14,  672.  Prudentii  ann.  a.  836 ;  Astro- 
uom.  vita  Ludovici  c.  57,  Simsen  2,  148 
und  die  Synode  von  Meaux-Paris  von  845—846, 
auf  welcher  die  Erzblsthümer  Sens,  Rheims, 
Bourges  und  Reuen  durch  Ihre  Metropoliten  nebst 
deren  Suffraganen  („ceteris  sacerdotibus  legatis  vel 
scriptis  suam  praesentlam  exhibentibus'*,  M  an  si 
14,  814)  vertreten  waren.  Unter  den  letzteren 
müssen  daher  auch  die  cap.  Sparuac.  LL.  1,  318 
genannten  Erzbisehöfe  von  Tours  und  Lyon,  — 
das  letztere  gehörte  theilweise  zum  Reiche  Karls 
d.  K.  — verstanden  werden,  wogegen  von  besonde- 
ren Reform-  oder  Provlnzialsynoden  für  die  bei- 
den zuletzt  gedachten  Erzblsthümer  —  so  He- 
fele4,  121  —  nichts  bekannt  ist. 

i  Beispiele  bieten  für  das  Reich  Karls  des 
Kahlen  die  Synoden  zu  Germigny  und  Coulaines 
i.  J.  843,  Vemueil  844,  Meaux-Paris  845—846, 
Quierzy  857,  Pistres-Soissons  862,  Verberie  869, 
Attigny  870,  Doucy  871  und  874;  für  das  Reich 
Lothars  II  die  zu  Aachen  862,  für  Deutschland 
die  zu  Mainz  848.  852.  888,  Worms  868  und 
Tribur  895,  vgl.  die  vorige  Anm. 

Nationalsynoden  für  das  ganze  karolingische 
Reich  (selbst  von  Italien  abgesehen)  sind  nach 
der  Theilung  von  Verdun  nicht  gehalten  worden . 
Nur  zu  Judltz  bei  Diedenhofeu  war  um  die  Kö- 
nige eine  Synode  aus  Bischöfen  der  verschiede- 
nen Reiche  versammelt,  um  Vorschlage  zur  Be- 
festigung des  Friedenswerkes  namentlich  im  In- 
teresse der  Ordnung  der  kirchlichen  Verhältnisse 
zu  machen,  LL.  1,  380:  „cul  synodo  Drogo  Me- 
tensis  episcopuB  praesedit  consensu  eorumdem 
regum  :  quae  et  ipsi  prlnoipes  ante  se  fldelesque 
eorum  relecta  capitula  adprobaveruntet  se  eadem 
servaturos  .  .  .  promlsemnt'^ ;  Dümmler  1, 
243.  Ausserdem  kommt  in  Betracht  die  in  der 
Angelegenheit  der  Thietberga  860  abgehaltene 
Aachener  Synode,  Hincm.  Rem.  de  divortio  Loth. 
interr.  I  resp.,  Migne  1,  637:  „decementlbus 
.  .  .  regibus  Ludovico,  Carole  atque  Lothario 
iuniore  in  generali  oonventu  optimatum  ex 
regno  .  . .  Lotharfi  actum  et  concilium  episcopo- 
rum .  .  .  Gunthari  Agrlppin.,  Theotgaudl  Tre- 
ver.,  Wenllonis  Rothomag.,  Franconis  Tungrens., 
Hattonis  Virdun.,  Hüdegarii  Meldens.,  Hilduini 
Aviniens^,  auf  welcher  neben  den  lothringischen 
Bischöfen  auch  solche  aus  dem  Westfrankreich 
und  der  Provence  anwesend  waren.  Dass  noch 
andere  Bischöfe,  insbesondere  auch  Hinkmar  v. 
Rheims  berufen  gewesen,  ergiebt  interr.  III.  1.  c. 
p.  646.  Endlich  gehört  hierher  die  Synode  von 
Metz  859,  zu  welcher  auf  Wunsch  Karls  d.  K. 
und  Lothars  II  die  Bischöfe  der  Reiche  dersel- 
ben zusammengetreten  sind,  um  nach  dem  miss- 
glückten Einfall  Ludwigs  des  Deutschen  die 
Bedingungen  festzustellen,  unter  denen  derselbe 
die  Vergebung  der  Kirche  für  seine  Vergehen 
und  die  in  den  Sprengein  der  erwähnten  Bisthü- 
mer  verübten  Gewaltthaten  erlangen  könne,  LL. 
1,  458;  Dümmler  1,  428;  die  Synode  von  Sa- 
vonldres  bei  Toni  (859),  „universale  condlium^, 
Mansi  15,532,  „synodns  XII  provindarum^'; 
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Während  aber  die  alten  Formen  im  karolingischen  Reiche  noch  beibehalten 
worden  sind,  hat  sich  eine  durch  diese  zunächst  noch  verdeckte  Wandelung  voll- 
zogen j  welche  erst  gegen  Ende  der  karolingischen  Periode  klar  zu  Tage  tritt  und 
erkennbare  Wirkungen  äussert. 

Unter  Karl  d.  Gr.  hatten  die  Nationalsynoden  in  Folge  der  Verbindung  der  frän- 
kischen Kirche  mit  Rom  ihre  frühere  Bedeutung  als  höchstes  Organ  einer  in  sich 
abgeschlossenen  Landeskirche  verloren ,  sie  waren  vielmehr  seit  der  Herrschaft  der 
Karolinger,  da  die  letzteren  die  Regelung  und  Ordnung  der  kirchlichen  Verhältnisse 
in  den  Kreis  der  Aufgaben  des  KOnigthums  und  Kaiserthums  einbezogen  hatten ,  zu 
begutachtenden  sachverständigen  Versammlungen  kirchlicher  Würdenträger ,  welche 
ihr  Recht  zur  Berathung  des  Herrschers  mit  den  weltlichen  Grossen  theilen  mussten, 
geworden.  Zu  Rom  und  zum  Papst  standen  sie  weder  in  unmittelbarer  Beziehnug 
noch  Unterordnung.  Der  Zusammenhang  der  fränkischen  Kirche  mit  Rom  wurde 
allein  durch  Karl  d.  Gr.  vermittelt  und  lediglich  durch  ihn  der  Umfang  der  Einwir- 
kung des  Papstes  auf  die  Kirche  in  seinem  Reiche  bestimmt.  Die  Fortdauer  dieses 
Abhängigkeitsverhältnisses  des  Papstes  einerseits  und  andererseits  der  Geistlichkeit 
des  eigenen  Landes  war  durch  ein  starkes  Königthum  und  Kaiserthum  bedingt,  welches 
die  Kraft  besass,  beiden  Faktoren  gegenüber  eine  massgebende  und  entscheidende  Stel- 
lung aufrecht  zu  erhalten.  Aber  weder  Ludwig  d.  Fr.,  noch  viel  weniger  seine  Nach- 
folger sind  im  Stande  gewesen,  sich  diese  zu  bewahren.  Schon  unter  dem  ersteren 
hat  die  hohe  fränkische  Geistlichkeit  einen  weitgehenden  Einfluss  auf  die  Staatsange- 
legenheiten und  die  Regierung  erlangt  und  unter  ihm  tritt  die  Idee  einer  durch- 
greifenden kirchlichen  Reform  im  Sinne  einer  bedeutenderen  Machtstellung  der  Kirche 
und  Geistlichkeit  als  Heilmittel  für  die  tiefen  Schäden  des  Reiches  in  den  Vorder- 
grund. Die  veränderten  Beziehungen  zwischen  Geistlichkeit  und  Kirche  finden  unter 
Ludwig  d.Fr.,  soweit  es  sich  um  Einrichtung  der  Nationalsynoden  handelt,  freilich  nur 
erst  imen  schwachen  Ausdruck  in  der  wiederholten  Abhaltung  von  eigenen,  von  den 
Reichstagen  verschiedenen  Reformsynoden  ^  und  in  der  auf  den  ersteren  selbst  schär- 
fer hervortretenden  Sonderung  der  Geistlichkeit^,  d.  h.  der  zunehmenden  Scheiduig 


LL.  1,  463,  welche  in  Anwesenheit  der  Könige, 
Karls  d.  K.,  Lothars  II  und  Karls  v.  Provence 
von  Bischöfen  ans  den  drei  Reichen  derselben 
zusammengetreten  ist,  nnd  dieYonThon8ey(860) 
von  Bischöfen  aus  denselben  Reichen  besucht, 
Mansilö,  557.  Ö63. 
«  S.  S.  552.  n.  1. 

i  S.  552.  n.  1  unter  d.  auf  S.  553. 

3  A.  a.  0.  unter  c.  Interessant  ist  der  Bericht 
Hinkmars  v.  Rheims  de  divortio  Lothar,  interr. 
lY,  ed.  Mlgne  1,  655  über  den  Reichstag  und 
die  Synode  t.  Attigny  (822) :  „quando  in  univer- 
sal! synodo  totlns  imperii ...  et  in  generali  pla- 
cito  femina  quaedam  non  Ignobills  genere  .  .  . 
de  quihusdam  inhonestiB  inter  se  et  vlmm  suum 
...  ad  imperatorem  publice  prodamavit.  Quam 
Imperator  ad  synodum  destinavlt,  ut  inde  epi- 
scopalis  auctoritas  quid  agendum  esset,  deceme- 
ret.  Sed  episooporum  generalitas  ad  laicorum  ac 
ooniugatorum  eam  remlsit  iudicium,  ut  ipsi  inter 
iUam  et  suum  coniugem  iudicarent,  qui  de  tali- 
bus  negotÜB  erant  cognlti  et  legibus  saeculi  suf- 


flcientissime  praediti,  eorumque  legalibus  iodi- 
dis  eadem  femina  se  subjiceret  .  .  .  si  vero 
crimen  aliquod  esset,  inde  poenitentiae  modum 
post  illorum  iudicium  ab  episcopali  auctoritate 
deposceret,  secundum  quod  sacrl  canones  prae- 
fixerunt,  ei  imponere  non  negarent.  Nobilibus 
autem  lalcis  sacerdotalis  discreüo  placuit,qiiiade 
suis  coniugibus  eis  non  toUebatur  ludidum  dm 
a  sacerdotali  ordine  inferebatur  legibus  dvilibus 
praeludidum  et  legem  proclamationi  feminM 
protulerunt  ac  legali  iudido  quaestioni  teiminiun 
contulerunt.^'  Der  Kaiser  gesteht  also  der  Geist- 
lichkeit eine  weitergebende  Kompetenz  zu,  als 
diese  selbst  beansprucht. 

Die  mehrfach  in  dieser  Zeit  vorkommende 
Aussonderung  der  Bischöfe  auf  den  Reichstagen 
zu  Synoden ,  um  Gericht  wegen  Hochvenathec 
über  ihre  Amtsgenossen  zu  halten,  so  zu  Aachen 
818,  Nimwegen830  undDiedenhofen8d5,  Bin- 
se hius,  decret.  Pseudo-Isidor,  p.  CCXXI; 
Simson  1,  121.  359.  363;  2,  131.  137,  erklärt 
sich  daraus,  dass  schon  nach  merovingischem 
Recht  seit  der  zweiten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts 


§.  177.] 
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der  Synode  von  dem  Reichstage.  Unter  seinen  Nachfolgern  sind  solche  selbststündige 
Synoden  namentlich  in  Westfrankenreich  schon  öfter  gehalten  worden  ^y  nnd  wenn 
es  noch  bei  dem  früheren  Herkommen  in  Betreff  der  königlichen  Einberafhng  der 
Synoden  und  Bestätigung  der  Beschlüsse  derselben  geblieben  ist^,  so  erklärt  sich 
dies  daraas ,  dass  die  Herrscher  zwar  gegenüber  den  mächtigen  weltlichen  Grossen 
ihre  Stütze  in  der  hohen  Geistlichkeit  suchen  mnssten,  die  letztere  aber  ihrerseits  das 
schwache  Königthum  für  die  Verfolgung  ihrer  eigenen,  denen  der  Laien- Aristokratie 
widerstreitenden  Interessen  auszunutzen  suchte  ^. 

Wie  die  schwachen  Nachkommen  Karls  d.  Gr.  sich  an  die  eigene  Geistlichkeit 
ihres  Landes  anlehnten ,  so  wandten  sie  sich  auch  wiederholt  wegen  ihrer  persön- 
lichen Interessen  und  in  ihren  Streitigkeiten  unter  einander  an  die  Päpste ,  um  den 
Beistand  des  römischen  Stuhles  für  ihre  Politik  zu  gewinnen,  und  gewährten  diesem 
eise  willkommene  Handhabe,  in  die  Angelegenheiten  des  Frankenreichs  und  der 
fränkischen  Kirche  in  entscheidender  Weise  einzugreifen.  Weiteren  Anlass  dazu 
boten  die  auch  für  die  staatliche  Politik  der  Herrscher  nicht  bedeutungslosen  Zwistig- 
keiten  unter  den  kirchlichen  Würdenträgem  des  Frankenreichs,  insbesondere  die 
Jahre  lang  nicht  zur  Ruhe  kommende  Angelegenheit  des  abgesetzten  Erzbischofs  £bo 
von  Rheims ,  die  Bestrebungen  seines  Nachfolgers  Hinkmar  auf  Erringung  der  Pri- 
matialgewalt  und  Stärkung  der  Metropolitanrechte,  und  die  in  Folge  dieser  Streitig- 
keiten wiederholt  angerufene  Intervention  des  römischen  Stuhles,  dessen  Primatial- 


Mlehe  Angelegenheiten  vor  die  geistliehe  Synode 
geholten,  Sohmi.Doye  n.  Friedberg,  Ztsoh. 
f.  K.  B.  9,  248. 

^  Abgesehen  von  der  S.  ÖÖ2.  n.  1  unter  b.  er- 
wähnten Reformsynode  Meanx-Paris  (845.  846) 
kommen  in  Betracht  die  zu  Beanvais  845,  Flodoard. 
Ust.  Bem.  111. 1 :  „Garolns  Galvns  oonrocavit  syno- 
dum  epiflcoponim  sni  regni^' ;  LL.  1 ,  387 ;  Soissons 
853,  LL.  1,  417 :  „episcopis  inxta  Institnta  cano- 
nun  synodum  celebrare  Tolentlbus  annnlt  idem 
Kaiolns  eosqne  ad  nrbem  S  . . .  .  conyenire  prae- 
cepit ,  nbi  .  .  .  ipse  qnoque  rex  adesse  dignatus 
est^  (den  Vorsitz  führte  Hinkmar,  Mansl  14, 
987;  Hefele  4,  182);  Qnierzy  853,  Hinom.  de 
piaedest.  diss.  post.  ep.  ad  regem,  Migne  1,  68 : 
;,et  synodall  decreto  .  .  .  qnatnor  oapitnla  episco- 
psB  difflnitione  vobis  de  cathoUcornm  patmm 
dictis  eolllgl  et  slngnlorum  exigeretis  manibns 
roborari'';  Hefele  4, 186;  v.  Noorden,  Hink- 
mar y.  Bheims  S.  66 ;  Yalence  866  fKr  die  Pro- 
ylnzen  Lyon ,  Vienne  und  Arles  im  Beich  Lo- 
thars 11,  Mansl  15,  2:  ^oum  ...  ex  insslone 
. .  .  principis  ...  III  proylnoiamm  episoopi  . .  . 
collecti  resedissent  .  .  .  adluncto  etiam  yenera- 
bUl  ooetu  presbyteromm ,  deyotisBimls  quoque 
diaconibus  adstantibus",  y .  N  o  o  r  d  e  n  S.  86  ff. ; 
H  ef  ele  4,  193.  196 ;  Langies  859  für  die  eben 
genannten  Proyinzen,  welehe  c.  7,  Mansl  15, 
588:  „in  eorum  (prlneipnm)  quoque  palatlis 
saltem  semel  intra  biennium  generalis  eplsoopo- 
rmn  conyentus  agatur^,  die  regelmissige  Abhal- 
tung besonderer  Nationalsynoden  fordert ;  Sayo- 
nltoes  bei  Toul  859  (8.  553.  n.  1) ;  Thousey  860 
(a.  a.  0.,  eine  Einberufung  durch  die  drei  Könige 
Karl  d.  K.,  Lothar  II  und  Karl  y.  Proyence,  oder 
aneh  nur  die  Anwesenheit  derselben  ist  nicht 


bezeugt,  gegen  Hefele  4,  215,  ygl.  Du  mm  1er 

1,  460.  n.  54);  Aachen  862,  Mansl  15,  611 : 
„ex  yocatione  .  .  .  Hlotharii  (II)  .  .  .  archiepi- 
scopi  eorumque  coepiscopi^  (d.  h.  mit  Ausnahme 
der  Burguudisohen,  Dümmlerl,  476);  Worms 
868  f&r  das  Beioh  Ludwig  d.  Deutsch.,  s.  o.  S.  552. 
n.  1.  a  u.  Ann.  Fuld.  a.  o68:  „synodus  apud  Wor- 
matiam  .  .  .  habita  est  praesenteHludowicorege, 
ubi  episcopi  nonnuUa  capita  de  utilltate  aeecle- 
siastica  conscribentes  Graecorum  ineptiis  congrua 
edideruntresponsa^;  yerberie869,  Ann.  Bertin. : 
„Carolus .  .  .  synodus  omnium  episcoporum  regni 
sui  .  .  .  condixlt" ;  Doucy  871,  1.  e.  a.  871 :  „ut 
rex  synodum  .  .  .  oondiceret'',  Mansl  16,  570. 
687  (8  Metropoliten  anwesend) ;  Mainz  888  für 
Deutschland  (s.  S.  552.  n.  1.  a). 

2  S.  die  yorhergehende  Note  und  S.  552.  u.  1 
unter  b.  Seit  der  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  wird 
allerdings  die  königliche  Bestätigung  seltener  er- 
wähnt ,  aber  meistens  waren  die  Könige  auf  den 
Synoden  anwesend,  s.  a.  a.  0.  Die  Synode  der 
westfränkischeu  Bischöfe  zu  Fismes  881  ist  aller- 
dings nachweisbar  ohne  königliche  Genehmigung 
zusammengetreten ,  sie  rechtfertigt  aber  dies 
durch  die  dringende  Nothweudlgkeit  (^maxima 
necessltate  compulsl",  Mansl  17,  537)  und  hat 
übrigens  nur  eine  Beihe  Ermahnungen  an  den 
König  Ludwig,  Sohn  Ludwig  des  Stammlers,  ge- 
richtet, Dümmler2,  150. 

s  y.  Noorden  a.  a.  O.  S.  120;   Dümmler 

2,  637.  638.  Hatten  doch  z.  B.  die  weltlichen 
Grossen  auf  dem  Beichstag  zu  Epemay  Karl  d. 
Gr.  bewogen,  einen  grossen  Theil  der  Beschlüsse 
der  Beformsynode  yon  Meaux-Paris  nicht  zu  be- 
stätig en,  s.  S.  552.  n.  1  unter  b. 
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Bteliung  von  den  Betheiligten ,  so  weit  sie  dadurch  für  sich  Yortheile  erreichen  zn 
können  glaubten,  gern  anerkannt  wurde.  Dazu  kam,  dass  gerade  während  dieser 
Zeit  ein  Papst,  Nikolaus  I.  (858 — 867),  den  römischen  Stuhl  einnahm,  welcher 
alle  diese  Yerhültnisse  fttr  seine  Politik,  die  fttrstliche  und  weltliche  Gewalt  der 
Kirche  unterzuordnen,  in  der  letzteren  aber  die  Selbstständigkeit  der  kirchlichen 
Leitungsinstanzen  in  den  einzelnen  Ländern  zu  brechen  und  dem  römischen  Primat 
die  allein  massgebende  Stellung  zu  verschaffen ,  geschickt  zu  benutzen  verstand ,  und 
dass  nicht  lange  vor  seinem  Regierungsantritt  die  damals  für  echt  gehaltene  Samm- 
lung Pseudo-Isidors ,  welche  dieser  Politik  den  Schein  der  vollsten  Berechtigung  ge- 
währte, in  Umlauf  gesetzt  worden  war. 

In  Folge  dessen  wird  das  bisher  anerkannte  Recht  des  Königs,  allein  die  Reichs- 
synoden einzuberufen,  in  Frage  gestellt,  und  es  nimmt  der  päpstliche  Stuhl  diese 
Befugniss  nunmehr  ebenfalls  fAr  sich  in  Anspruch.  So  hat  zunächst  schon  Sergius  U. 
den  Zusammentritt  einer  Synode  im  J.  846  angeordnet  S  ohne  dass  Karl  d.  K.  Wider- 
spruch zu  erheben  wagte.  Wiederholt  ist  dies  durch  Nikolaus  I.  geschehen  2,  indem 


^  Ep.  Hincm.  Rem.  ad  Nicol.  pp.,  Migne  2, 
8!2;  M  ans!  15,  777:  „Lotharias  imperatoi .  .  . 
caufta  fratiis  sui  (Kail  d.  K.)  eiga  me  commotus, 
epistolas  a  Sergio  (11)  papa  exegit .  .  .  pro  re- 
frieando  concilio  de  Ebonis  deposltlone,  quasi 
diBcoidia  esset  In  Remensi  ecdesia  pro  mea  ordl- 
natione . . .  Unde  isdem  domn.  apostolicus  llteras 
d.  Garolo  mislt ,  at  Qantboldum  Rothomagensem 
axohleplsoopum  cnm  caeteris  eplscopls  regnl  snl 
qnos  .  .  .  Guntbaldus  ad  hoc  sibi  ellgeret,  obvlam 
mlssis  eius  TreTeris  ad  hano  caasam  dlscutien- 
dam  dirigeiet  et  me  ad  Ipsnm  synodum  venire 
faoeiet.  Ipsl  quoqne  Guntboldo  Inde  litteras 
mislt,  ut .  .  .  ad  praedictum  loenm  in  servitium 
cnm  episcopis  hanc  causam  difflnituras  adiret. 
Sed  et  mihi  inde  litteras  misit,  nt  ad  idem  veni- 
rem  concilinm.  Nos  antem  exspectsTlmus  eos- 
dem  missos  usqne  ad  oondictum  terminum  et 
non  yenernnt.  Quapiopter  auctoritate  litteramm 
domn.  p.  Sergii,  anunente  d.  nostro  rege  Garolo 
consensn  archlepiscopornm  et  caeteromm  episco- 
pornm  regnl  Ipsins  Gnntboldns  synodnm  (Paris) 
condixit,  qno  Ebenem  ....  ex  anctorltate  prae- 
dicti  papae  oonTOcaylf';  Hefele  4,  121;  v. 
Noorden  a.  a.  0.  S.  43.  44.  Schon  844  hatte 
Lothar  I  von  Sergins  II  znr  Förderung  seiner 
politischen  Interessen  die  Ertheilung  der  Yika- 
riatswGrde  an  Drogo  v.  Metz  erwirkt,  wobei  letz- 
terem die  Befugniss  beigelegt  wurde,  kraft  päpst- 
licher Autorität  Generalsynoden  einzuberufen, 
Th.  I.  S.  595.  596. 

2  Zunächst  In  der  Ehetrennungsangelegenheit 
Lothars  11,  ep.  Nicolai  I  ad  Loth.  v.  862,  M  a  n  s  1 
16,  278:  ^RegaUs  excellentia  vestra  nuper  apo- 
stolatui  nostro  direxit ,  ut  pro  perflcienda  synodo 
missos  e  latere  dlrigere  digiiaremur  ....  Nunc 
.  .  .  legatos  .  .  .  duos  .  .  .  quorum  adventu  at- 
que  praesentia  dei  sacerdotum  synodns  congrege- 
tur,  transmittimus,  sicut  nostrls  iam  prldem  di- 
roximus  literis,  quibus  magnitudini  vestrae  in- 
timatum  est,  blnoe  episcopos  de  regno  Ludovici 
regis  patrol  restri  et  Caroli  regis  fratrls  yestrl,  ad 
Ipsam  synodum  oonvenire  debere.  Nunc  autem 
Tolumus  atque  .  .  .  iubemus  similiter  duos  de 


regno  Caroli  .  .  .  patrui  vestrl  ibidem  sine  aliqua 
ambiguitate  adesse^,  s.  auch  ep.  eiusd.  ad  Garol., 
ad  LudoT.  und  ad  episc.  Gall.  et  Germ.  v.  862, 
1.  c.  p.  278.  279.  281 ;  v.  867 ,  1.  c.  p.  336. 
Danach  sollte  die  Synode,  für  welche  Metz  als 
Versammlungsort  bestimmt  war,  eine  allgemeine 
des  ganzen  Frankenreiches  sein,  und  wenngleich 
Lothar  II  sich  selbst  an  Nikolaus  I  gewandt  hatte, 
so  stand  dessen  Absicht,  seinerseits  In  den  Ehe^ 
handel  einzugreifen ,  schon  fest,  und  er  hat  zu 
der  Einberufung  des  Konzils  nicht  nur  nicht  die 
Zustimmung  der  übrigen  Herrscher  eingeholt, 
sondern  yielmehr  diese  blos  ersucht,  die  Bisehöfb 
frei  zu  der  Synode,  „quam  nostra  anctorltate 
fleri  decroTimus^,  1.  e.  15,  279,  ziehen  zu  lasaen, 
und  diese  letzteren  selbst,  1.  c.  p.  281.  282,  an- 
gewiesen, unter  allen  umständen  mit  selnea 
Legaten  zu  derselben  zusammenzutreten.  Aller- 
dings sind  auf  der  Synode,  welche  dann  863  zu- 
sammentrat, nur  die  Bischöfe  Lothringens  er- 
schienen ,  und  dieselbe  hat  einen  völlig  anderen 
als  den  vom  Papst  beabsichtigten  Ausgang  ge- 
habt, Hefele  4,  262  ff.;  Dümmlerl,  öOSfr. 
—  2.  Nachdem  Hinkmar  v.  Rhelms  in  der  An- 
gelegenheit der  von  Ebo  ▼.  Rheims  geweihten 
Kleriker  die  Bestätigung  der  darüber  gefassten  Be- 
schlüsse der  Synode  von  Soissons  1  J.  855  vmi 
Benedikt  II  unter  Klausel:  „si  Ita  est^  Mansl 
15, 111,  von  Nikolaus  I  sogar  nur  unter  dem  Vor- 
behalt :  „salvo  tamen  Romanae  sedls  in  omnibus 
iussu  atque  iudicio",  1.  c.  p.  374  erlangt  hatte, 
nahm  der  letztere  die  Sache  wieder  auf  und  ord- 
nete, falls  Hinkmar  die  Restitution  der  abgesetz- 
ten Geistlichen  nicht  ohne  Weiteres  yomehmen 
wolle,  den  Zusammentritt  einer  grossen  Synode 
zu  Soissons  an,  ep.  ed  Hincm.  Rem.  v.  866, 
Mansi  15,  705:  „praecipimus  Remlgium  Lvg- 
dun.,  Adonem  Yiennens.,  Yvenllonem  Rothom. 
una  cum  ceteris  archiepiscopis  et  episcopis  Gal- 
llarum  et  Neustriae,  quibus  tamen  possibllltaa 
est,  in  id  ipsnm  cum  beatitudine  tua  et  safin- 
ganeorum  tuorum  apnd  Suessionem  .  .  .  oonTO- 
niro.  . . .  Quicquid  vero  In  condllo  f^erit  a  ▼dbis 
.  .  .  repertum,   snb   gestorum   serle  dlscietioni 
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er  sich  hierbei  auf  die  Lehre  Psendo-Isidors  stfltzte ,  dass  keine  Synode  ohne  Oe- 
nehmi^ng  des  päpstlichen  Stahles  zusammentreten  oder  ohne  die  Büligong  des- 
selben irgend  etwas  Entscheidendes  in  wichtigeren  Sachen  beschliessen  kOnne^ 
Ferner  hat  Johann  VUL.,  nachdem  ihn  Karl  d.  K.  bei  seiner  Krönung  znm  Kaiser 
(875)2,  um  ij^  Reiche  Ludwig  d.  Deutschen  Einfluss  zu  gewinnen,  zur  Ernennung  des 
Bischofs  Ansegisus  von  Sens  zum  Vikar  von  Oallien  und  Germanien  mit  dem  Rechte 
zur  Berufdng  von  Synoden,  veranlasst  hatte  ^,  im  Einverstftndniss  mit  dem  Kaiser  nicht 
nur  behufs  Durchführung  dieser  Massregel,  sondern  auch  behufs  der  Anerkennung  des 
neuen  Kaiserthnms  im  Frankenreiche  und  zur  Stärkung  desselben  gegenüber  Ludwig 
d.  Deutschen^,  die  Synode  zu  Ponthion  (876)  einberufen^,  zu  welcher  auch  die 
Bischöfe  und  Grafen  des  letzteren,  um  sich  zu  verantworten,  eingeladen  wurden®. 
Ebenso  wenig  aber  wie  die  deutsche  Geistlichkeit  auf  derselben  erschienen  ist  7, 
ebenso  wenig  nahm  sie  auch  an  der  weiteren  Synode  von  Troyes  (878)  Theil^,  auf 
welcher  der  Papst  selbst  präsidirte  und  welche  er ,  als  er  von  den  italienischen  Her- 
zögen bedrängt,  sich  nach  Frankreich  begab,  fdr  das  ganze  ehemalige  karolingische 
Reich  unter  Benachrichtigung  der  Theükönige^  ausgeschrieben  hatte,  um  Unter- 
sttttzung  gegen  seine  italienischen  Gegner  und  Sicherstellung  des  Erbgutes  des  h.  Pe- 
tras von  allen  Nachkonmien  ELarls  d.  Gr.  zu  erlangen  ^o. 


nostne,  dcut  reneranda  decreta  (d.  h. 
Psendo-Iridor)  statannt ,  mittere  et  nostiae 
aactoiltati  quae  salabria  Tidebantur,  roboranda, 
plena  fldeliqne  relatione  dirigeTo^;  ep.  ad  Hezard. 
Tnion.  1.  e.  p.  710;  indem  er  König  Eail  nnz 
davon  in  Kenntniss  setzte,  ep.  ad  Carol.  1.  c.  p. 
7i0;  ep.  Oaiol.  ad  Niool,,  1.  c.  p.  708:  »sicnt 
ivMittls,  celebratnri  snmns  synodum  .  .  .,  in 
qua  omnes  episoopi  et  fldeles  regni  nostii  paratl 
•nnt,  in  leataniatione  piaedlctorum  nnanimiter 
adeise'^;  ep.  einsd.  ad  ennd.,  I.  c.  p.  734:  „a  sy- 
nodo  piaeeeptione  restra  .  .  .  Snessioni  congre- 
gaU%  1.  0.  p.  784;  Annal.  BerÜn.  a.  866;  Oa- 
lolas  .  .  .  Saessionis  dyitatem  adit  et  synodo  a 
p.  Nieolao  convocatae  considet".  Vgl.  überhaupt 
Dümmler  1,  587  ff.;  v.  Norden  S.  211  ff.; 
Hefele  4,  313  ff.  —  3.  Mit  Rücksicht  darauf, 
dass  die  Synode  von  Soissona  die  Restitution  der 
Kleriker  nicht  selbst  vorgenommen  und  ihm  anch 
die  Akten  nicht  TOllstandig  mitgetheilt  hatte, 
▼erfügte  der  Papst  die  Nachholung  des  Unterlas- 
Benen  auf  einer  weitem  Synode ,  Nicol.  ep.  ad 
episG.  syn.  Suess.  von  866,  Mansi  15,  738,  und 
in  Folge  dessen  trat  auf  Befehl  Karls  d.  K.  867 
eine  neue  Synode  zu  Troy  es  zusammen,  annal. 
Bertin.:  „Carolas  synodum  apud  Trecaa  .  .  .  au- 
etoritate  Niool  ai  indidt .  .  .  Synodus  pro- 
vineiamm  Remensis,  Rothomagensis,  Taronensis, 
Senonum,  Burdagalensium  atque  Bituricensium 
apnd  Trecaa  .  .  .  convenit^. 

^  Die  Stellen  Pseudo-lsidors  Th.  II.  S.  11.  n. 
7.  Aufdiese  haben  im  Frankenreich  schon  die  von 
Ebo  geweihten  Kleriker  auf  dem  Konzil  von  Sois- 
aons  (853)  Bezug  genommen,  narrat.  clerioor.  bei 
Bouquet  recueil  7,277:  ,in  synodo  apostolioa 
aaetodtate  non  convocata  neque  eins  legatione 
roborata  damnail  nullatenus  iuxta  decreta  ss.  pa- 
tnun  potulsset^. 

Dass  Nikolaus  II  damals  die  pseudoisidozi- 
schen  Dekietalen  schon  gekannt  hat,  ist  keinem 


Zweifel  unterworfen,  Th.  11.  S.  11,  s.  auch  S. 
556.  n.  2.  Hinkmar  von  Rheims  hat  sp&ter  die- 
selben Anschauungen  vertreten,  s.  S.  481.  n.  1. 

2  Dümmler  1,  834. 

8  Th.  I.  S.  597. 

«  Dümmler  1,  842. 

^  „Ann.  Beitin.  a.  876:  „Quo  (Gaiolus)  ac- 
cersiens  legatos  apostolid  .  .  .  atque  Ansegiaum 
Senonensem  synodum  auctoritate  apostolioa  et 
illorum  consilio  atque  sanctione  sua  indixlt  .  . . 
apud  Pontigonem,  quo  per  Remis  et  Oatalaunis 
civitates  pervenit^.  Als  die  westfräaklschen  Bi- 
schöfe den  Piimat  des  Ansegis  nicht  ohne  Vorbe- 
halt anerkennen  wollten,  erklarte  der  Kaiser,  1. 
c. :  „qnod  domnus  papa  ei  suas  vices  eommisit  in 
synodo  et  quod  is  praecepit,  ille  exequl  studeret". 

fl  Mansi  17,  m  230. 

^  S.  die  Unterschriften  bei  Mansi  17,  317. 

8  Ann.  Bertin.  878:  ,Interea  papa  Joannes 
generalem  synodum  cum  episoopls  Galliarum  et 
Belglcarum  provindarum  agens". 

0  ep.  ad  Ludovic  Balb.  von  878,  Mansi  17, 
76 :  „epistolas  reliquas  quas  confiratribus  vestris, 
Carolomanno  videl.  et  Ludovioo  atque  Oaiolo  iu- 
niori  dirigimus  .  .  .  easdem  illis  sine  mora  desti- 
nare  dignemiui  omnibusque  .  .  .  archiepiscopis 
et  dero  totius  ordinis  regni  vestri  . . .  signiflcari 
praecipite,  quoniam  .  .  .  apud  vos  synodum  ce- 
lebratnri sumus  cuuctis  populis  Ohristianis  per- 
necessarium^,  ad  Ludovic.  Baior.  1.  c.  p.  77 : 
„voblBcumque  simul  positi  .  .  .  universalem  sy- 
nodum celebrare  disponimus  totius  s.  ecclesiae''; 
ad  Gaiolomann.  1.  c.  p.  78.  Auch  die  lombardi- 
schen Bischöfe  waren  eingeladen,  1.  c.  p.  71. 
Weitere  Einberufungsschreiben  an  f^nz(wisehe 
und  deutsche  Bischöfe  1.  c.  p.  84— -87.  YgU 
auch  D  ü  m  m  1  e  r  2,  82.  84.  In  der  frühem  Zeit 
ergingen  diese  Schreiben  seitens  des  Königs,  LL. 
1  329. 

'lo  Dümmler  2,  84. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  177. 


Die  EntwicUimg  hat  demnach  im  karolingischen  Reich  damit  abgeschlossen,  dasa 
die  Synoden,  welche  im  Beginn  des  Zeitraums  Yersammlnngen  zur  Berathang  innerer 
kirchlicher  Landesangelegenheiten  waren  und  in  enger  Verbindung  mit  den  Reichs- 
tagen standen,  den  Charakter  von  Organen  der  allgemeinen  Kirche,  welche  die  Ver- 
hältnisse einzelner,  zu  derselben  gehöriger  Bezirke  regeln  i,  und  auch  von  den  Pftpsten 
zur  Förderung  ihrer  politischen  Pläne  benutzt  werden^,  angenommen  haben.  Das 
Königthum  und  Kaiserthum^  hat  die  entscheidende  und  massgebende  Stellung  ver^ 
loren,  diese  hat  vielmehr  jetzt  das  Papstthum  und  die  Geistlichkeit  erlangt. 

Allerdings  gilt  das  Gesagte  nur  ftlr  das  Westfrankenreich.  In  Deutsch- 
land, wo  sich  Ludwig  d.  Deutsche  während  seiner  langen  Regierung  (843 — 876) 
niemals  in  schwächlicher  Weise  der  Geistlichkeit  untergeordnet  hatte  und  kein  ernster 
Zwiespalt  zwischen  ihr  und  der  Krone  eingetreten  war^,  hat  das  Königthum  sein  Ein- 
berufnngs-  und  Bestätigungsrecht  der  Synoden  gewahrt^,  und  weder  die  Herrscher 
noch  die  Geistlichkeit  haben  sich  an  den  vom  Papst  ausgeschriebenen  Synoden  be- 
theiligt ^. 

Als  stimmberechtigte  Mitglieder  der  bisher  besprochenen  karolingischen  Synoden 
erscheinen  selbstverständlich  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  des  Frankenreiches  oder 
derjenigen  Theile  desselben,  ftlr  welche  die  Synode  gehalten  wird  7.  Femer  dürfen 
zu  diesen  wohl  auch  die  wiederholt  ei'wähnten  Chorbischöfe  ^  gerechnet  werden^. 
Die  Achte,  welche  ebenfalls  öfters  genannt  werden  i^,  haben  mindestens  in  solchen 
Angelegenheiten,  welche  das  Klosterleben  und  klösterliche  Angelegenheiten  be- 
trafen, Stimmrecht  gehabt  *^  nicht  aber  die  Priester  ^2,  sofern  sie  nicht  als  Stell- 


1  Vgl .  die  für  das  KönigrelclL  Aielat  abgehaltene 
Synode  von  Vlenne  (892),  welche  sich  gegen  die 
Beraubung  des  Kirchengutes  und  Bedrückung 
derGeistUohkeit  rlohtet,Man8ii8, 119:  „inssu 
d.  Formosi  apostolici  congregata  synodo  .  .  . 
praesentibns  legatis  s.  apostolicae  sedis  ...  et 
aliis  coeplBGopis  elasdem  regni^*. 

3  Vgl.  namentlich  die  Synoden  von  Ponthion 
und  Troyes. 

'  BetheUigt  sind  die  Könige  allerdings  an  den 
Synoden  gewesen,  auch  einzelne  noch  von  ihnen 
einberufen  worden,  S.  552.  n.  1 ;  dem  Papst 
gegenüber  erscheinen  sie  aber  völlig  abhängig 
und  die  neben  der  päpstlichen  Berufung  erwähnte 
Anordnung  des  Königs  ist  nichts  als  leere  Form, 
S.  556.  n.  2.  und  S.  557.  n.  5.  Von  einer  Be- 
stätigung der  auf  päpstliche  Veranlassung  abge- 
haltenen Synoden  konnte  ebenfalls  nicht  mehr 
die  Rede  s^n. 

«  Dümmler  1,  859.  860. 

»  S.  552.  n.  1. 

«  S.  556.  n.  2-,  S.  557. 

Auf  deutschem  Boden  hat  eine  solche  niemals 
getagt.  Die  Synode  zu  Frankfurt  892,  welche 
auf  päpstliche  Anordnung  behufs  Untersuchung 
der  Ansprüche  Kölns  auf  die  Zurückgabe  Bre- 
mens unter  dem  Vorsitz  des  Erzbisohofes  von 
Mainz  zusammengetreten  ist,  war  keine  Synode 
für  ganz  Deutschland,  sondern  nur  eine  ünter- 
>8uehungskommi8sion,  um  die  Angelegenheit  für 
die  Entscheidung  des  Papstes  vorzubereiten. 
Uebrigens  haben  sich  mit  derselben  nach  der  letz- 
teren auch  noch  die  Synode  von  Tribur  895  und 
König  Arnulf  beschäftigt,   vgl.  Dümmler  2, 


401  ff.  Wegen  der  hierbei  stattgehabten  Bethei- 
ligung  des  Papstes  und  des  Königs  s.  Th.  II. 
S.  351.  381. 

"7  Die  Belege  dafür  geben  die  Anmerkungen 
auf  S.  549  ff. 

8  Mainz  829,  Simson  1,  313;  Mainz  852, 
LL.  1,  411 ;  SoisBons  853,  Mansi  14,  982;  Va- 
leuce  855,  1.  c.  p.  15,  14 ;  Doucy  871,  1.  c  16, 
677. 

9  Aus  den  bereits  S.  481  in  Betreff  der  Pra- 
vinzialsynoden  angeführten  Gründen. 

JO  Heristell  779;  Frankfurt  794  TS.  549.  n.7), 
Aachen  802  (S.  550.  n.  1)  Tours  813,  Mansi 
14,  83 ;  Chalons  813  1.  c.  p.  93 ;  Aachen  817, 
LL.  1,201;  Mainz829,Simsonl,313;Mftinz 
852, LL.  1,  411 ;  Soissons  853,  Mansi  14,  982; 
Savoniöres  859,  LL.  1,  465  (c.  13  i.  f.);  Pistres 
862,  LL.  1,  478;  Verberie863,  Annal.  BerÜn., 
Worms  868,  Mansi  15,  867;  Mainz  888,  1,  c. 
18,  63 ;   Tribur  895,  1.  c.  p.  132. 

^^  Dies  zeigen  die  Berichte  über  die  Synoden, 
wo  eine  gesonderte  Berathung  der  Aebte  statt- 
gefunden hat.  Hier  werden  neben  ihnen  ancli 
noch  monachi,  Aachen  802  und  817,  Mainz  852, 
oder  „probati  monachi",  Mainz  813  genannt. 

12  Als  anwesend  erwähnt  werden  sie  schon  wt 
den  conc.  Germ,  von  742,  S.  547.  n.  1 ;  Fruik- 
fürt  794,  S.  549.  n.  7 ;  Aachen  802  (S.  550.  n. 
1);  Mainz  852,  LL.  1,  411;  Soissons  833;  Va- 
lence  855,  Mansi  15,  2;  Mainz  888;  ih 
„stantes^  auf  dem  Frankfurter  Konzil  794  und  zu 
Tribur  895,  Mansi  18,  158. 
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Vertreter  von  Bischöfen  anweBend  waren  ^  und  noch  viel  weniger  die  Diako- 
nen^. 

Das  Präsidiom^  haben,  soweit  eine  abgesonderte  Berathnng  der  Geistlichkeit 
oder  eine  besondere  vom  Reichstage  getrennte  Synode  stattfand ,  zunächst  die  Missi 
als  Stellvertreter  des  Königs  oder  Kaisers,  welche  ans  der  hohen  Geistlichkeit,  ins- 
besondere den  betheiligten  Erzbischöfen ,  genommen  wurden,  geführt^,  später  aber, 
seitdem  sich  der  kirchliche  Charakter  der  Synoden  wieder  herausbildet,  mehrfach 
der  Erzbischof,  in  dessen  Provinz  die  Synode  abgehalten  wurde  \ 

Auf  das  lo ngobardische  Reich  in  Italien  ist  das  Institut  der  Reichssynoden 
in  seiner  fränkischen  Gestaltung  ebenfalls  übertragen  worden  ^.  Die  Synoden  treten 
theils  allein 7,  theils  in  Verbindung  mit  Reichstagen^,  aber  dann  abgesondert  für  die 
Berathungd,  auf  Befehl  des  Herrschers  oder  unter  seiner  Mitwirkung  zusammen  *^,  und 
ihre  Beschlüsse  haben  ebenfalls  der  königlichen  Bestätigung  unterlegen  ^L   Im  Laufe 


'  S.  z.  B.  die  Unterschriften  unter  dem  Kon- 
lil  Ton  Doncy  871,  Mansi  16,  677.  678,  wo 
lach  ArchidUkonen  als  Stellvertreter  Ton  Bi- 
schöfen fangiren. 

s  Frankfoit  794,  Aachen  802,  Mainz  852; 
femer  adstan  tes  diaooni  nooli  Soissons  853  und  Ya- 
lenee  800,  nehen  ihnen  werden  auch  noch  manch- 
mal reliqnomm  gradunm  derlei  erwähnt,  so 
ZQ  Soissons  853 ;  jedoch  sind  unter  dem  schlecht- 
hin genannten  cunctus  clerus  oder  unter  ähnli- 
chen Ausdrücken  auch  die  Priester,  Diakonen, 
mitunter  sogar  die  Mönche  hegrlffen,  s.  Konzil 
Ton  Frankfurt  794;  Tours  813  und  Mainz  852, 
LL.  1,  411. 

3  Vgl.  auch  0.  S.  560. 

*  Auf  den  Reformsynoden  von  813,  S.  550. 
n.  4;  auf  der  Yersammlung  zu  Juditz  bei  Metz 
Drogo  Ton  Metz  im  Auftrage  der  Könige  (8.  552. 
n.  1.  c).  Nar  als  solche  missi  können  auch  die 
Prisidenten  der  Spiode  von  Yemueil  844  (s.  a. 
t.  0.)  betrachtet  werden. 

s  So  der  Erzbischof  von  Mainz  auf  den  Syno- 
den zu  Mainz  852  (S.  552.  n.  1.  a),  868  Worms, 
Hefele  4,  368  und  Tribur  895,  Phillips, 
grosse  Synode  von  Tribur  S.  58;  Mansi  18, 
157 ;  Hinkmat  von  Rheims  853  zu  Soissons,  S. 
565.  n.  1 ;  871  zu  Doucy,  Mansi  16,  671 ;  881 
zu  Firnes,  D  ü  m  m  l  e  r  2, 150.  Wenn  der  bei  der 
Aufzählung  zuerst  -genannte  Erzbischof  als  Prä- 
sident betrachtet  wird,  so  passt  das  allerdings 
nicht  ffir  die  Synoden  zu  Yerberie  853  und 
Thousey  860. 

Ueber  das  Präsidium  des  Papstes  S.  557, 

«  Vgl.  0.  S.  562  n.  5  von  S.  551. 

7  Hierher  gehört  die  Synode  von  Mantua  von 
826  zur  Entscheidung  der  Streitigkeiten  zwi- 
schen den  Patriarchen  von  Grado  und  von  Aqui- 
leja,  welche  Simsen  1,  283  irriger  Weise  für 
ein Provlnzialkonzil  erklärt.  Ygl.  Mansi  14, 
493 :  „ImperantibUB  .  .  .  Ohlodovico  et  Chlotare 
imperatoribus  .  .  .  secundum  del  gratiam  et 
sanctionem  eorum  eongregata  synodus,  in 
qua  adfnemnt .  .  .  Benedictus  episcopus  et  Leo 
.  .  .  dlaconus  bibliothecarius,  habentes  locum 
. . .  papae  Eugenii ;  Sichardus  palatlnus  presbyter 
et  vir  spectabilis  Theoto  a  praefatls  Augustis  di- 
recti:    Petronasque  Ravennatis  .  .  .  archiepisoo- 


pus  atque  Angelpertas  .  .  .  Mediolanensis  ar- 
chieplsoopus :  provinelae  Aemiliae  (6  Bischöfe 
und  6  Diakonen),  Liguriae  provinciae  (4  Bi- 
schöfe) .  ,  .  Yenetiae  provinciae  (10  Bischöfe  n. 
ein  Archldiakon  als  bischöflicher  Yertreter) ;  resi- 
dentibus  igitur  in  hac  synodo  .  .  .  episcopis,  ad- 
stantibus  diacouibus  et  cetero  clero''  .  .  .  Die 
Anwesenheit  der  päpstlichen  Legaten  kann  des- 
halb, weil  sich  um  die  Organisation  von  Metro- 
politanstühlen,  deren  Inhaber  das  Pallium  beim 
Papste  nachzusuchen  hatten,  handelt,  nicht  auf- 
fallen ;  ferner  falls  sie  echt  ist,  auch  die  Synode 
V.  Pavia  865,  Mansi  15,  759,  s.  Dümmler, 
ostfränk.  Reich  1,  579  u.  Hefele  4,  806. 

B  So  zu  Pavia  850,  Boretius,  Gapitularien 
im  Longobardenreich  S.  163,  Pavia  855,  LL.  1, 
430. 

9  Für  den  Reichstag  zu  Pavia  von  850  zeigt 
dies  die  Fassung  der  Beschlüsse  LL.  1,  396  (s. 
c.  1.  „decrevit  8.  synodus^ ;  c.l6:  „Suggerendum 
est  imperatoribus^)  und  die  Ueberschrift:  „sy- 
nodus cui  praesederunt  Angilbertus  Mediol.  epi- 
scopus, TheodemaruB  Aquileiensis  patriarcha  et 
Joseph  vener.  episcopus  atque  archlcapellanus 
totius  ecclesiae",  welche  wohl  kaiserliche  missi 
gewesen  sind,  s.  o.  Anm.  4 ;  für  Pavia  855  LL, 
1,  430. 

10  S.  Anm.  7;  für  die  Synode  von  850  ergiebt 
sich  dies  daraus,  dass  der  mit  ihr  verbundene 
Reichstag  sicherlich  vom  Kaiser  einberufen  ist, 
sowie  dass  kaiserliche  missi  präsidlrt  haben,  für 
die  von  Pavia  (855)  aus  der  üeberschrift :  „capitula 
quae  .  .  .  Hludovicus  (II)  suis  episcopis  de  statu 
sul  regni  considerare  praecepit^,  LL.  1,  430; 
Pavia 865,  Mansi  15,  759:  „iussu  .  .  .  impe- 
ratis  Ludovici". 

11  So  bildet  die  s.  g.  instltutio  Hludowlci  Im- 
peratoris  LL.  1, 434  die  Bestätigung  der  Anträge 
der  Bischöfe  auf  der  Synode  von  Pavia  von  855, 
ibid.  p.  430.  Boretius  a.  a.  0.  S.  165.  166. 
Ueber  die  der  Synode  von  850  ist  nichts  bekannt, 
denn  die  capitula  de  ordinibus  ecclesiastids,  1. 
c.  p.  400,  sind  kein  auf  die  Beschlüsse  der  Sy- 
node, 1.  c.  p.  396,  erlassenes  Bestätigungskapltu- 
lar,  so  Hefele  4,  176,  sondern  nnr  eine  andere 
Yersion  der  ersteren,  Boretius  a.  o.  0.  S. 
161. 
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der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  tritt  aber  auch  hier  ein  Wendepunkt  ein. 
Bei  dem  zunehmenden  Verfall  der  kaiserlichen  Gewalt  und  der  steigenden  Macht  des 
PapstÜiums  wird  die  Regelung  der  kirchlichen ,  sogar  auch  der  Angelegenheiten  des 
longobardischen  Italiens  vor  die  von  den  Päpsten  einberufenen  Synoden  gezogen ', 
wie  denn  auch  die  mit  einem  Reichstage  verbundene  Synode  von  Paria  876^,  auf 
welchem  Karl  d.  Kahlen  die  Krone  Italiens  von  den  logobardischen  Grossen  und 
Bischöfen  bestätigt  wurde,  unter  päpstlichem  Einfluss  zu  Stande  gekommen  ist^.  — 

Die  seit  dem  Erlöschen  der  karolingischen  Dynastie  während  des  Mittelidters  in 
Deutschland  abgehaltenen  hierher  gehörigen  Synoden  —  synodi ^enerales y  canctUa 
genemUa,  auch  <.  universales  genannt^  —  zeigen,  je  nach  der  Stellung  des  Königthnrns 
in  Deutschland  und  seinem  Verhältniss  zur  Ejrche  und  zum  Papstthum  einen  ver- 
schiedenen Charakter. 

Das  erste  derartige  Konzil ,  das  von  Hohenaltheim^  im  J.  916,  weist  eine  Ver- 
wandtschaft mit  den  späteren  Synoden  der  karolingischen  Zeit  im  Westfrankenreich 
auf.  Berufen  von  König  Konrad  I.  im  Einverständniss  mit  dem  Papste  ^  suchte  es  in 
Gemeinschaft  mit  dem  Legaten  des  letzteren  die  Herrschaft  des  Königs  zu  stfltzen 
und  zu  sichern  ^,  andererseits  aber  auch  ftlr  die  Geistlichkeit  eine  unabhängigere  Stel- 
lung gegenflber  der  weltlichen  Gewalt  zu  gewinnen  K 

Unter  Heinrich  I.,  unter  welchem  die  nähere  Beziehung  des  deutschen  Reichs 
zum  Papstthum  abgebrochen  war,  ist  es  wieder  das  Königthum  allein,  welches  zur 
Reform  der  Kirche  im  Einverständniss  mit  dem  deutschen  Episkopat  die  Synoden^ 


^  S.  0.  S.  509.  D.  3;  Tgl.  auch  die  Schrei- 
ben Johanns  YIII  betreffend  die  beabsichtigte 
Abhaltung  einer  Synode  zn  Pavia  Ton  878,  ep. 
142.  126.  127.  128;  Mansi  17,  103.  96.  97, 
welche  indessen  nicht  zn  Stande  gekommen  ist, 
Dammler  2,  92. 

2  LL,  1,  530. 

»  Dümmler  1,834.  838. 

*  S.  n.  Anm.  6  n.  9  u.  S.  561.  n.  3. 

s  Im  Ries  südlich  von  Nordlingen. 

^  LL.  2,  556:  „congregata  est  s.  generalis 
synodus  . .  .  presente  Yidelicet  d.  Jobannis  papae 
apocrisiario  Petro ,  s.  Ortensis  ecclesiae  .  .  .  epi- 
soopo^.  Darüber,  dass  der  Konig  die  Berufung 
veranlasst  bat,  kann  nach  Lage  der  Verhiltnisse 
kein  Zweifel  sein,  Dümmler  2,  602;  Waitz, 
deutsch.  Yerfassgsgesch.  5,  61;  Hefele  4,581. 
lieber  die  Bischöfe,  welche  Theil  genommen,  ist 
nichts  bekannt,  die  sächsischen  sind  aber  nicht 
erschienen,  c.  30,  LL.  1,  559:  „Placuit  s.  sy- 
nodo,  episcopos  qni  yocatl  de  Saxonia  ad  s.  oon- 
oilinm  non  Tenemnt  nee  secnndum  ss.  canones 
missos  snos  vel  yicarios  direxemnt,  .  .  .  pro 
cnlpa  laobedientiae  increpare.  Unde  Itemm  eos 
fratema  caritate  ad  predlctnm  condlinm  inylta- 
mus  et  Tocamns,  Qnod  si  et  hoc  ...  pro  nichilo 
dnxeiint  et  venire  nolaerint,  iustamqne  rationem 
reddere  InoboedienÜae  suae  detrectaverint,  apo- 
stollca  auotoritate  interdicit  eis  Petrus,  s.  Petri 
et  papae  mlssns,  una  cnm  s.  synodo  mlssas  ce- 
lebrare  qnonsque  Romam  veniant  et  coram  papa 
et  s.  ecdesia  dignam  redderint  rationem^'. 

7  S.  c.  19—21.  23.  34;  auch  dnroh  Ahndung 
de^enlgen,  welche  sich  gegen  die  Ordnungen  des 


Reiches  und  der  Kirche  aufgelehnt  hatten, 
Dümmler2,  604.  605. 

8  So  insbesondere  dnrch  Aufnahme  einer 
Reihe  pseudoisldorlflcher  Satze  betreffend  die 
Anklagen  gegen  Geistliche  und  Bischöfe  und  die 
Berufung  an  den  papstlichen  Stuhl,  c.  13  ff.. 
Dümmler  2,  603. 

«  LL.  2,  18:  „932  .  .  .  apnd  Erpbeefurt  s.  et 
universalis  synodus,  ut  rex  .  .  •  cum  eon- 
silio  primatum  suorum  decrevit,  .  .  .  pro  utili- 
tate  et  statu  s.  matiis  ecclesiae.  Guius  rei  so- 
lertiam  s.  .  .  .  viil  Hiltiberti  arohiepisoopi  (von 
Mainz)  Studium  guberuabat,  oonsidentibus  reli- 
giosissimis  sacerdotibus  .  .  .  (die  beiden  Sa- 
bisohöfe  von  Trier  und  Hamburg,  sowie  10  Suf- 
fraganbischöfe  aus  den  Sprengein  von  Mainz  und 
Köln)  necnon  et  abbatibus  alliaque  sacrl  ordinis 
viris'';  vgjl.  Hefele  4,  590;  Waitz,  Hein- 
rich I.  Berlin  1863.  S.  147.  Die  bairischen 
Bischöfe  fehlten  ganz.  Doch  ist  noch  in  demsel- 
ben Jahie  gleichzeitig  mit  einem  Hoftage  zuDln- 
golflng  eine  Synode  für  Baiem  abgehalten  wor- 
den, LL.  3,  482 :  „convenientibus  cunctis  Bawa- 
riis  .  .  .  causa  synodalis  colloquii,  117  episoopis 
videlicet  atque  comitibus  alüsque  popuUs  supia- 
dlcte  regionis :  residentlbus  autem  episcopis  in 
synodal!  concilio  (der  Erzbisebof,  3  Soflra- 
ganen  und  nundl  eines  vierten),  chorepiioopis 
duobus  .  .  .  alüsque  presbyteris  et  diacoiiibns 
ac  clericis  quam  plurimis,  de  statu  ecelesiastico 
tractantes^  .  .  .,  vielleicht  hangt  diese  Absonde- 
rung der  bairischen  Bischöfe  mit  der  bevorrechtig- 
ten Stellung,  welche  der  Herzog  ihnen  gegenüber 
einnahm,  zusammen,  Th.  II.  8.5^1 .  n.  4 ;  W  a  i  t  z , 
Heiniich  I.  S.  57,  dm  dieselben  auch  schon  yot 
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versammelt.  Indessen  hat  der  König  nicht  mehr  den  Vorsitz  ^  und  ebenso  wenig  übt 
er  noch  ein  Bestätignngsrecht  gegenüber  den  Beschlüssen  derselben^. 

Auch  unter  den  folgenden  Herrschern  und  nach  der  Wiederherstellung  des 
Kaiaerthums  unter  Otto  I.  ist  es  bei  diesem  Rechtszustande  verblieben^,  allerdings 


dem  Erfurter  Konzil  i.  J.  932  zn  einer  Synode 
in  Begensbnrg  verBammelt  gewesen  sind. 

*  Dass  Konrad  I  an  dem  Hohenaltheimer  Kon- 
zil Qberhaapt  Theil  genommen  hat,  ist  nicht 
einmal  nachweisbar,  zn  Erfnrt  hat  der  Erzbi- 
schof ?on  Mainz  präsidirt  (S.  560.  n.  9). 

2  Für  Hobenaltbeim  wird  nichts  darüber  er- 
wähnt, nnd  für  das  Erfurter  Konzil  nnr  bei  einer 
Bestimmung  über  das  Verbot  der  gerichtlichen 
Ladung  wahrend  bestimmter  Zeiten  vor  hohen 
Festen,  welche  also  das  weltliche  Gebiet  betrifft, 
c.  2. 1.  c,  bemerkt  „rex  concessit'^. 

Ueber  die  Koblenzer  Synode  von  922  s.  o.  S. 
532. 

^  Für  die  Zeit  Ottos  I   vgl.    die  mit  dem 
Reichstage  zn  Augsburg  952  gleichzeitig  abge^ 
haltene  Synode,  LL.  1,  27 :    Cum  .  .  .  Otto  .  .  . 
• . .  inprimis  pontiflcum  aliorumque  primatum 
snonim  communi  consilio  fretus  .  .  .   placltnm 
eonventnmqae  synodale  Augustae  fleri  decrevit 
• . .  Guiu»  lel  disposiüonem  per  .  . .    Frlthurici 
Mognntinae  eedis  archiepiscopi  industriam  ma- 
xime  gubemari  deüberavlt.  Herolde  etiam  Juva- 
vens.  eccl.  archlepiscopo,  Manasse  quoque  Medio- 
lan.  eccles.  archiep.,  Petro  Ravennati  archiep. 
caeterisque  Italiae,  Galliae,  Germaniae  subnotatis 
pontifldbus  huic  discussioni  operam  exlgentlbns, 
(als  anwesend  werden  aber  nur  Suffraganen  der 
genannten  deutschen  nnd  Italienischen   Erzbl- 
Bchöfe  aufgeführt),  vgl.  Köpke.   Dümmler, 
Otto  d.  Gr.  S.  205;  Hefele  5,  602;  Ingelheim 
&72,  vita  Oudalr.  c.  23.  SS.  4,  408:   „reverten- 
tibas  deltalla  imperatoribus,  patre  so.  et  eiusproli 
...  facta  est  synodus  in  J.,  ad  quam  archiepiscopi 
eum  eeteris  suis  suffraganeis,  Oudalrlcum  cum 
suis  legatis    honoriflce  invitavemnt^' ,    s.    auch 
das  im   Einverstandniss    mit    dem   Papst    von 
Rom  aus  erlassene  Berufungsschreiben  Ottos  I 
bei  Moser,    Urkdbch.   zur  Osnabrück.    Gesch. 
n.  14,  dessen  Echtheit  freilich  Zweifeln  unter- 
liegt, Waitz,   Yerfassungsgesch.  6,  328.  n.  2; 
Kopke-Dümmler  S.  486.    Für  die  Zeit  Ot- 
tos ni  Quedlinburg  und  Aachen  1000,  Thietm. 
chron.  DI.  28,  SS.  3,  781 :  „Fit  illuc  (Quedlin- 
burg) magnufi  senatorum  concursus   ...    et  ha^ 
bito. . .  sinodo,  Iterum  GisUerus  (von  Magdeburg) 
vocatur.  Hie  inflrmitate  oppressus  valida, . . .  ex- 
eusatur  .  .  .   Indicitur  huic  concillnm  in  Aquis- 
grani,  quo  ipse  cum  suis  veniens  .  .  .   generale 
libi  postolat  dar!  condlium  sicque  indiscussa 
dUata  sunt  haec  omnla" ;  H  e  f  e  1  e  5,  656 ;  —  für 
die  Zeit  H  e  i  n  r  i  c  h  s  II  die  in  der  vita  Adalberon. 
II  c.  15  ff.  SS.  4,  663  erwähnte  Synode  („Hein- 
rieus  .  .  .   colloquium    synodumque    conscivit. 
Dbi  omnes  pene  regni  summos  sacerdotes  coadu- 
nans^ ...  e.  18  werden  als  anwesend  genannt  die 
Erzbiaehöfe  von  Trier,  Mainz  und  Köln,  8  Suffra- 
ganen derselben  ^liique  quam  plures  non  solum 
ex  Lotharii    regno,    vero  ex  omni  Germania^, 
welche  bald  nach  Sachsen,  bald  nach  Diedenho- 
fen  verlegt  und  auf  1003, 1004  oder  1005  ange- 

Hinschius,  Kirchenrecht.  DI. 


setzt  wird,  Hefele 4,  661;  Dortmund  1005, 
Thietm.  chron.  VI.  13,  SS.  3,  810,  auf  welcher 
die  Erzbischöfe  von  Köln,  Bremen,  Magdeburg 
nnd  12  Suffraganen  aus  diesen  Erzbistbümem 
und  je  einer  ans  denen  von  Mainz  nnd  Trier  er- 
schienen waren;  Frankfurt  1007,  Thietm.  chron. 
VI.  23,  SS.  3,  814:  „generale  condlium  In 
Fronkenevordi  a  rege  ponitnr  et  hoc  ab  omnibus 
cisalpinis  antistibus  visitatur^'.  Adelb.  vita 
Heinr.  II  c.  10,  SS.  4,  795  u.  c.  12,  1.  c.  p. 
797:  „habito  . . .  generali  condlio  In  Franken vurt; 
cul  praesedit ...  archiepiscopus  Willigisus  Mogon- 
tinus,  universi  archiepiscopi  et  episcopi,  qui  in- 
terfuerunt,  nnmero  37",  (nach  der  notltia  SS.  4, 
795.  n.  11  nnd  Mansi  19,  285  die  Erzbiscböfe 
von  Mainz,  Trier,  Salzburg,  Köln,  Magdeburg 
mit  Suffraganen,  aus  Burg  und  die  von  Lyon  und 
Tarantaise  nebst  einigen  Suffraganen,  Suffra- 
ganen aus  der  Provinz  Vienne  und  Besangen,  fer- 
ner zwei  Italienische  Bischöfe  und  ein  Erzbischof 
aus  Ungarn),  Hefele  4,  664;  Hirsch,  Hein- 
rich II  2,  66 ;  Bamberg  1012  nach  der  Einwei- 
hung der  neuen  Domkirche,  Thietm.  chron.  VI. 
40 :  „omnis  prlmatus  ad  dedlcationem  istius  au- 
lae  ibidem  congregatur  et  sponsa  haec  Christi  per 
manus  Johannis  patriarchae  de  Aquileia  et  alio- 
rum  plus  quam  30  episcoporum  minlsterio  coii- 
secratur  .  .  .  Post  hec  sinodus  hlc  fit  magna''; 
Hefele  4,  668;  Hirsch  a.  a.  0.  2,  322.  324; 
Koblenz  1012,  Thietm.  VI.  53.  SS.  3,  831:  ^b 
(rex)magnam  sinodum  obdampnationemThie- 
drlci  Metensis  episcopi  posuit'';  ann.  Qnedlinb. 
a.  1012,  1.  c.  p.  81;  für  die  Zeit  Konrads  II 
Frankfurt  1027  s.  Br esslau,  Konrad  II  1,  225 
(anwesend  waren  23  Bischöfe  und  etwa  10  Aebte, 
unter  den  ersteren  die  Erzbischöf^  von  Mainz, 
Köln  und  Magdeburg,  auch  der  Bischof  v.  Man- 
tua ;  dagegen  ans  den  Provinzen  Trier  und  Bre- 
men nur  einige  Suffraganen,  während  die  Bischöfe 
aus  der  Provinz  Salzburg  ganz  fehlten,  a.  a.  0. 
1,  226.  227;  Tribur  1031,  Sigeb.  chron.  SS.  6, 
356:  „iussu  Guonradi  .  .  .  regali  et  synodal! 
conventn  apud  Triburias";  Tribur  1036,  Ann. 
Hildesh.  SS.  3,  100 :  „Trlburiam  tendens  (Im- 
perator) generali  .  .  .  Ibidem  sinodo  praesedit, 
in  qua  germanitas  episcoporum  priora  decreta 
conflrmavit  et  etiam  quedam  ad  flnnamentnm  s. 
aeclesiae  necessaria  conformavit'' ;  Herim.  Aug. 
a.  1035,  SS.  5,  122;  „synodns  magna  apud  Tri- 
buriam  ab  imperatore  collecta  est'*;  gesta  Ca- 
merac.  III.  51,  SS.  7,  483:  „Gonradus  de  diver- 
sis  partibus  episcopos  convocavit"  —  für  die  Zeit 
Heinrichs  IV  dessen  Versuch  von  1059,  eine 
Synode  in  Worms  nach  Erlass  des  Wahldekrets 
seitens  des  Papstes  Nikolaus*  H  zu  Stande  zu 
bringen,  Lamb.  ann.  SS.  5,  161 :  „Rex  nativita- 
tem  domini  Wormadae  celebravlt.  Ubi  et  sinodus 
indicta  f uerat.  Sed  excusantibus  se  per  Inflrmlta- 
tem  et  pestilentlam,  quae  tunc  temporis  vehemen- 
ter grassabatur  in  Gallla,  ad  effectum  non  perve- 
nit'',  vgl.  auch  H  e  f  e  1  e  4,  846 ;  Einberufung  einer 
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kommt  neben  der  kaiserlichen  Bemfdng  eine  Mitwirkung  des  Papstes  ^  ja  auch  eine 
Einberufung  durch  letzteren  mit  Zustimmung  des  Kaisers^  vor,  bis  zur  Mitte  des  11. 
Jahrhunderts  selten ,  gegen  Ende  desselben  aber ,  namentlich  während  des  Kampfes 
zwischen  Gregor  VII.  und  Heinrich  IV.,  öfter '^j  da  in  dieser  Zeit  selbstverständlich 
der  Papst  und  der  Gegenkönig ,  der  Kaiser  und  der  Gegenpapst  im  Einverständniss 
mit  einander  handelten  ^. 

In  dieser  Beziehung  hat  also  die  Entwicklung  far  die  Folgezeit^  wieder  in  die 
Bahn  eingelenkt,  in  welche  sie  schon  am  Ende  der  karolin^sehen  Zeit  gerathen  war^ 
Den  Vorsitz  auf  den  gedachten  Konzilien  hat  bis  zur  Mitte  des  1 1 .  Jahrhunderts  fOr  die 
Regel  der  Erzbischof  von  Mainz  ^  wegen  seiner  Stellung  als  Primas  von  Deutschland  und 
als  Legat  des  apostolischen  Stuhles  geführt®,  nur  ausnahmsweise  einmal  der  Papst ^ 


Synode  nach  Angsbnrg  1066  durch  Anno  TOn 
Köln  als  Relohsverweaer  zur  Entscheidung  über 
die  streitige  Papstwahl,  Benzo  III.  26,  SS.  11, 
631;  Hefele  4,  856;  Worms  1076  berufen 
vom  Konig  behufs  Absetzung  Gregors  VII)  Lam- 
bert, ann. a.  1076,  Watterich,  pontif.  Roman. 
Titae  1,  372:  ^omnesqne  qnl  in  regno  suo  essent 
episcopoB  et  abbates  Wormatiae  .  .  .  convenire 
praecepit"  (anwesend  waren  die  Erzbischdfe  von 
Mainz  und  Trier,  Sufifraganen  derselben  und  der 
Erzblschofe  von  Köln  und  Salzburg,  der  Bischof 
Ton  Lausanne  und  Verona,  LL.  2,  44  und  Ja  f  f  tf 
mon.  Bamb.  p.  103;  Hefele  5,  57;  1076  Ver- 
suche Heinrichs  IV  neue  Synoden  gegen  Gre- 
gor VII  zu  Worms  und  Mainz  zu  Stande  zu 
bringen ,Boehmer-Will,  reg.  archiepiscopor. 
Moguntin.  1,  208.  209;  Hefele  5,  68.  69; 
BrixenlOSO,  LL.  2,  51 ;  Mainz  1086,  Boeh- 
mer-WilU.  c.  p.  222;  Hefele  5,  168;  für 
die  Zeit  Lotbars  von  Supplinburg  1130  Würz- 
burg  zur  Berathung  über  die  streitige  Papstwahl, 
Bernhardl,  Lothar  von  Supplinburg  S.  339. 

*  So  für  die  Berufung  der  Synode  zu  Ingel- 
heim 972  (s.  S.  561.  n.  3),  falls  die  Urkunde 
bei  Moser  acht.  Wenn  belRichter-DovoK. 
R.  8.  Aufl.  S.  492.  Anm.  7  unter  Berufung  auf 
das  PrlTileg  Benedikts  VII  von  975  für  Trier 
(Th.  I.  S.  609.  n.  7)  behauptet  wird,  dass  die 
Berufung  von  Nationalkonzilien  schon  im  10. 
Jahrhundert  als  Vorrecht  von  den  Päpsten  in 
Anspruch  genommen  worden  sei,  so  ist  einmal 
darin  von  solchen  Synoden  keine  Rede  und  andern- 
theils  lässt  sich  aus  dieser  lediglich  eine  alte 
Formel  wiedergebenden  Urkunde  (s.  o.  S.  557) 
um  so  weniger  etwas  schliessen,  als  die  im  Text 
dargestellten  Verhältnisse  nichts  für  ein  solches 
Vorrecht  ergeben. 

2  Wie  bei  der  unter  Anwesenheit  Leos  IX  zu 
Mainz  i.  J.  1049  abgehaltenen  Synode,  die  Stelleu 
belBoehmer-Willl.c.  S.  173.  Anders  hat  es 
sich  mit  den  in  Italien  von  den  Kaisern  oder  In 
deren  Gegenwart  abgehaltenen  Synoden  verhal- 
ten, s.  S.  564  ff. 

3  Vor  diese  Zelt  fällt  noch  die  Synode  von 
Mainz  1071,  Mau8i20,  7;  Boehmer-Will 
a.  a.  O.  S.  193;  Hefele  4,  888. 

*  Hierher  gehören  die  Synoden,  welche  Hein- 
rich IV  und  die  Legaten  des  Gegenpapstes  mit 
den  Anhängern  des  erstem  zu  Mainz,  der  Gegen- 


könig  Hermann  Ton  Schwaben  und  der  päpst- 
liclie  Legat  mit  dessen  Partei  zu  Qnedlinbuig 
1085  veranstaltet  haben,  Boehmer-Will  a. 
a.  0.  S.  219.  220  (das  ElnUdungsschreiben 
Heinrichs  IV  LL.  2,  54),  Hefele  5,  162.  163; 
femer  die  nach  der  Empömng  Heinrichs  V  gegen 
seinen  Vater  zu  Nordhausen  1105  abgehaltene 
Synode,  Boehmer-Will  a.  a.  0.8.232;  He- 
fele 5,  251. 

Im  J.  1074  haben  die  deutschen  Bisehofe  dem 
Papst  noch  das  Recht  bestritten,  durch  andere 
Legaten,  als  den  Erzbischof  von  Mainz  wegen 
seiner  desfalsigen  Stellung  für  Deutschland  (Th. 
I.  S.  607)  Synoden  abhalten  zu  lassen,  Bonl^on. 
ad  amic.  IIb.  VH,  Jafftf  mon.  Gregor.  12,  658; 
reg.  Gregor.  H.  28,  l.  c.  p.  140,  als  die  ersteien 
im  EinTerständniss  mit  Heinrich  IV  solche  be- 
hufs Durchführung  der  Simonie- Verbote  und 
des  Gölibats  veranstalten  wollten. 

5  Für  die  Zeit  Friedrichs  I  vgl.  Ann.  Palld. 
SS.  16,  87 :  „mlssl  sunt  eodem  tempore  ah  £u- 
genio  II  cardinales  Gregorlus  et  Bernardus,  qni 
sinente  rege  magna  operati  sunt  in  regno.  Qvi 
generale  condllum  apnd  Wormadam  (1153) 
.  .  .  presente  rege  et  multis  prlnciplbui  regni, 
episcopis  et  abbatibus  et  omni  ecciesia  Mogon- 
tina  celebravemnt.  Hie  Heinricus  Mogoncirasis 
archiepiscopus  .  .  .  depositus",  s.  ferner  Boeh- 
mer-Will a.  a.  0.  S.  350,  ist  das  päpstlidie 
Beraf  ungsrecht  unter  konkurrlTender  Zustimmang 
des  Königs  und  Kaisers  unbestritten. 

«  Wie  ja  auch  die  Politik  Nikolaus'  I  und  die 
unter  dem  Einflüsse  Hildebrands  stehende  itali- 
sche Politik  seit  der  zweiten  Hälfte  des  11.  Jahr- 
hunderts eine  nahe  Verwandtschaft  zeigen  und 
die  letztere  nur  das  wieder  aufnimmt,  was  der 
erstgedachte  Papst  begonnen. 

7  Erfurt  932,  S.  560.  n.  9 ;  Augsburg  952 ; 
Frankfurt  1007;  Frankfurt  1027,  auch  wohlWonne 
1076  (S.561.  n.  3):  Mainz  1071 ;  Th.I.  S.ÖOÖ. 

8  Th.  I.  3.  607.  608.  Auf  diese  Stellang  ist 
auf  dem  Konzil  zu  Frankfurt  1007  und  zu  MaiiiE 
1071  ausdrücklich  Bezug  genommen.  Du  in 
den  Theil  I  a.  a.  0.  dtirten  Ballen  zngestandenA 
Recht,  Synoden  abzuhalten,  war  aber,  wie  der 
Text  zdgt,  durch  das  Recht  des  Königs  und  Kai- 
sers beschränkt. 

0  Mainz  1049,  Herlm.  Aug.  ehren.  S8.  5, 
129;  bei  Adam.  Brem.  SS.  7,  346  werden  P^pst 
und  Kaiser  als  Präsidenten  genannt;  ann.  C«loii. 
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wfthrend  später  anoh  die  anwesenden  päpstliehen  Legaten  dies  Recht  geflbt  haben  K 
Die  deutschen  Könige  und  Kaiser  sind  wiederholt  anf  den  Synoden  gegenwärtig  ge- 
wesen 2,  und  wenngleich  sie  mehrfach  als  Vorsitzende  bezeichnet  werden  3,  so  kann 
sieli  dies  nur  anf  einen  Ehrenvorsitz  derselben^  sowie  daranf  beziehen,  dass  anf  ihre 
Veranlassung  gewisse  Angelegenheiten  zur  Berathung  und  Beschlussfassung  an  die 
Synode  gebracht  worden  sind. 

Die  Thätigkeit  der  Synoden  der  damaligen  Zeit  ist  ebenfalls,  wie  früher,  theils 
eine  gesetzgeberische^,  theils  eine  verwaltende^,  theUs  eine  richterliche^.  In  ersterer 
Beziehung  handelt  es  sich  aber  nicht  mehr  um  selbstständige  Regelung  der  Verhält- 
Bisse  der  deutschen  Kirche,  vielmehr  wesentlich  um  die  Durchführung  von  Reformen^ 
welche  das  Papstthum  zunächst  in  Verbindung  mit  dem  Kaiserthum,  später  aber  ohne 
und  sogar  wider  Willen  desselben  ftlr  die  ganze  katholische  Christenheit  für  noth- 
wendig  erachtete.  Bei  der  Erledigung  spezieller  Angelegenheiten  greifen  die  Synoden 
aber  auch  wegen  der  engen  Beziehung  der  einzelnen  nationalen  Kirchenkreise  zur  all- 
gemeinen Kirche  und  zu  Rom,  sowie  der  Verbindung  des  Kaiserthums  mit  dem  deut- 
schen Königthum  und  der  zwischen  dem  ersteren  und  dem  Papstthum  gegebenen 
Beziehung  Aber  den  Kreis  rein  deutscher  Verhältnisse  hinaus^,  ohne  dass  freilich  das 
Papstthum  die  Kompetenz  dazu  anders  als  in  Fällen,  wo  die  Entscheidung  einer  sol- 
chen Synode  in  seinem  eigenen  Interesse  lag,  unbeanstandet  gelassen  hätte  ^. 

Wenngleich  die  Kaiser  und  Könige  vielfach  auf  die  Vorlagen  und  auf  die  Be- 
sehlflsse  der  Reichssynoden  einen  thatsächlich  massgebenden  Einfluss  geübt  ^  und  bei 
einzelnen  Angelegenheiten ,  für  welche  die  Betheiligung  der  weltlichen  Gewalt  von 
der  Kirche  immer  zugelassen  und  anerkannt  worden  ist,  mitgewirkt  haben  ^^  so  ist 
doch  selbst  von  den  Ottonen  ein  Bestätigungsrecht  für  allgemeine  Anordnungen 


nox.,  SS.  17,  742  der  Erzblschof  von  Köln,  was 
offenbar  irrig  iat. 

<  Qaedlinbuig  1085,  Nordhaueen  1105  (neben 
dem  Enblschof  von  Mainz). 

'  Aagsbnrg  962,  Frankfurt  1007,  Bamberg 
1012,  Frankfurt  1027,  Mainz  1049,  Mainz  1071, 
Wcms  1076,  Brixen  1080 ;  Quedlinburg  1085, 
Mainz  1086,  Würzburg  1130. 

«  Frankfurt  1027,  Tribur  1036,  Mainz  1049, 
■.  8.  562,  n.  9. 

*  Das  zeigt  die  eingehende  Beschreibung  der 
Fiankforter  Synode  v.  1027  bei  Wolfher.  vita  Go- 
dehardi  prior  c.  31  ff.,  SS.  11,  190;  denn  trotz- 
dem, dass  Ton  einem  praesidere  des  Kaisers  die 
fiede  ist,  heisst  es  yon  dem  Erzbischof  y.  Mainz, 
iM  quem  renim  summa  pertinuit",  d.  h.  es  kam 
Ilun  die  eigentliche  Leitung  zu,  vgl.  auch  B  r  e  s  s- 
I«u,  Konrad  U  1.  226.  227. 
^  ^  Augsburg  952  (hauptsächlich  Anordnungen 
über  Gölibat  und  sonstiges  Verhalten  der  Geist- 
liehen), Dortmund  1005,  Thietm.  chron.  VI.  13, 
SS.  3,  olO:  „ubirex  coepiscopis  presentibusque 
eunetis  pluiima  questus  est  s.  aecclesiae  incon- 
renientia  et  oommuni  eorundem  consilio  haec  sta- 
tnit  deinceps  prohiberi*';  Mainz  1049  (gegen 
Simonie  und  Konkubinat  der  Geistlichen);  Qued- 
linburg 1085  (gegen  Beraubung  der  Kirchen  und 
Unzucht  der  Geistlichen,  H ef  el  e  5, 163);  Nord- 
bausen  1105  (gegen  Simonie  und  Konkubinat, 
t.  a.  0.  8.  261.) 


^  Resignation  auf  Bisthümer,  Ingelheim  972; 
Gründung  des  Bisthums  Bamberg,  Frankfurt 
1007. 

"^  Verhandlung  von  Zehntstreitigkeiten  zwi- 
schen Bischof  und  Klöstern,  Ingelheim  972 ;  über 
streitige  Besetzung  bischoflioher  Stühle,  Mainz 
1049,  Hefele4,  735;  über  Ehesachen  (Hein- 
rich IV)  Mainz  1069  a.  a.  0.  4,  884 ;  über  Un- 
gülügkeit  Ton  Weihen,  Quedlinburg  1085,  a. 
a.  0.  5,  162;  Gandersheimer  Streit,  Frankfurt 
1027, Bresslaua.  a.  0.  S. 230 ;  Anklagen  gegen 
Bischöfe,  Bamberg  und  Koblenz  1012,  Hefele 
4,  668;  Mainz  1071,  a.  a.  0.  S.  888.  Vgl.  auch 
die  folg.  Anm. 

8  Augsburg  1062  zur  Berathung  über  die  strei- 
tige Papstwahl  (Alexander  II  und  Cadalus)  H  e  - 
feie  4,  850;  Worms  1076  und  Brixen  lOÖO  Ab- 
setzung Gregors  VU,  Th.  I.  S.  303.  304;  Würz- 
burg 1130  Verhandlung  über  die  streitige  Papst- 
wahl (Innocenz  II  und  Anaklet),  Bernhard! 
Lothar  von  Supplinburg  S.  339  ff. 

0  Gegen  die  auf  Veranlassung  Heinrichs  IV 
ausgesprochenen  Absetzungen  Gregors  VII  hat 
derselbe  Protest  erhoben,  Innocenz  II  aber  nioht, 
als  Lothar  und  die  deutschen  Bischöfe  aus  An- 
lass  der  streitigen  Wahl  sich  für  seine  Anerken- 
nung ausgesprochen  hatten. 

iO  Wie  Heinrich  II,  s.  Hefele  4,  661  ff. 

11  So  bei  der  Gründung  neuer  Bisthümer,  Th. 
II.  S.  382,  insbesondere  Anm.  4  u.  5. 
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kirchlicher  Natnr  niemals  in  Anspruch  genommen  worden  \  dasselbe  ist  vielmehr  seit 
dem  Niedergange  des  karolingischen  Reiches  ^  für  das  Mittelalter  unwiederbringlich 
verloren  gegangen.  Desgleichen  ist  es  bei  der  in  dem  letzteren  ausgebildeten  Schei- 
dung der  Synoden  von  den  Reichstagen  geblieben ,  und  wenngleich  mehrfach  beide 
gleichzeitig  abgehalten  worden  sind  ^  und  weltliche  Grosse  in  Begleitung  des  Königs 
und  Kaisers  anwesend  waren  ^,  so  haben  dieselben  doch  nicht  an  den  Synodalver- 
handlungen in  entscheidender  Weise  Theil  genommen^. 

Seit  der  Herstellung  des  abendländischen  Kaiserthums  durch  Otto  I.  und  der 
Wiederankntipfung  der  Verbindung  Deutschlands  und  Italiens  sind  femer  eine  Reihe 
von  Synoden  in  und  für  Italien  unter  mehr  oder  minder  entscheidender  Betheilignng 
der  Kaiser  abgehalten  worden. 

Vor  Allem  gehören  hierher  diejenigen,  welche  die  Kaiser  im  10.  und  11.  Jahr- 
hundert in  Folge  ihrer  kaiserlichen  Stellung  zur  Ordnung  der  Verhältnisse  des  päpst- 
lichen Stuhles,  sowie  zur  Ausübung  ihrer  oberstrichterlichen  Befugnisse  über  den- 
selben ,  so  behufs  Abhaltung  von  Gericht  über  einzelne  Päpste  und  behufs  Entschei- 
dung über  zwiespältige  Papstwahlen  veranstaltet  haben.  In  diesen  Fällen  ist  die 
Berufung  seitens  der  Kaiser  erfolgt^  und  sie  haben  dann  auch  gewöhnlich  den  Vorriti 
auf  solchen  Synoden  geführt  7. 


1  Eine  solche  ist  nicht  nachweisbar.  Anders 
Kopke-DümmlerOtto  d.  Gr.  S.  206  in  Be- 
trefr  der  Synode  von  Angsbnrg  952^  deren  Be- 
schlüsse erst  dnrch  die  Znstimmnng  Ottos  I  bin- 
dende Kraft  erhalten  haben  sollen.  Wenn  es 
aber  LL.  2,  27  helsst :  „omnibus  (eplscopls)  ra- 
tum  pntabatnr,  principem  .  .  .  postulare,  qnate- 
nus  ibidem  divina  discntientibns  Interesse  dlgna- 
retur.  Tum  die  praeflnlto  eo  veiilens  .  .  .  satls- 
faclendo  pontiflcum  petitionl  cum  insigni  priva- 
tim turba  synodum  Intravlt.  Interim  .  .  .  Mo- 
guntinae  sedis  archiepiscopus  .  .  .  sermonem  re- 
gularl  studio  coiigruentem  protulerat ,  deinde 
cnncta  quae  de  iure  eccleslastlco  iuxta  canonicam 
auctorltatem  et  .  .  .  ss.  patrum  decreta  erant 
ventllata  pronundans,  In  hlsce  omnibus  huic  rel 
necessarlis  se  In  commune  eins  praeslduum  sen- 
tire  postulabat.  Quibus  rex  .  .  .  mentis  corpo- 
risque  nlsu  ecclesiasticarum  remm  auxiliatorem, 
defensorem  promptissimum  se  esse  promittendo 
certificaTlt.  Hac  videllcet  promissione  andita 
regali  .  . .  archiepiscopus  residens,  communl  cae- 
teroTum  assensu  capitula  subsequentia  titulari 
praecepit'S  so  hat  Otto  danach  nur  einYersprechen, 
die  Durchführung  der  Reformbeschlüsse  fordern  zu 
-wollen,  gegeben.  Von  einer  Bestätigung  ist  keine 
Rede.  Ebensowenig  lässt  sich  auf  eine  solche 
der  Bericht  über  die  sachsische  Synode  unter 
Heinrich  II  (1005),  Hef  ele  4,  663  bei  Thietm. 
chron.  VI.  21,  SS.  3,  813  beziehen:  „sinodali 
iudicio  iniustas  flerl  nuptias  christiauosque  genti- 
libus  venundari  presens  ipsa  canonica  et  apostollca 
anctorltate  prohibnit  deique  Insticiam  spementes 
Hplritnali  mucrone  interfld  precepit**,  woraus 
Hirsch  Heinrich  II 1,  372  unbegreiflicher  Welse 
ein  Sendgericht  gemacht  hat.  Die  Stelle  kann 
nichts  anderes  bedeuten,  als  dass  Heinrich  II  die 
Synode  veranlasst  hat,  unter  Berufung  auf  die  Ka- 
nones  nnd  die  apostolische  Autorität  unrechtmas- 
sige Ehen  und  den  Verkauf  von  Christen  als  Skla- 


ven an  Helden  zu  verbieten.  Endlich  soll  Hein- 
rich II  auf  der  Synode  zu  Ooslar  1019  die  Be- 
schlüsse der  von  Papst  Benedikt  VIII  zu  Pavia 
1018  abgehaltenen  Synode  gegen  den  Konkubinat 
der  Kleriker  und  über  die  Unfreiheit  der  Klndei 
der  letzteren,  Mansi  19,  353,  bestätigt  und  zc 
Relchsgesetzen  erhoben  haben,  Hefele  4,  670. 
671  -,  allein  die  letztere  gehört  dem  Jahre  1022 
an,  Bresslau  in  Hirsch,  Heinrich  II  3,  342, 
und  der  Beschluss  von  Ooslar,  welcher  sieb  als 
ein  im  Rath  des  Königs  gefasstes  Welsthiun 
darstellt,  LL.  2,  app.  p.  173,  betrifft  nur  dnen 
mit  den  Paveser  Beschlüssen  sich  berührenden 
Punkt. 

2  S.  0.  S.  555.  n.  2  n.  S.  558. 

3  Auch  In  diesen  Fällen  tritt  die  Trennung 
deutlich  hervor,  so  zu  Ingelheim  972,  Quedlin- 
burg 1000,  Bamberg  1012,  s.  S.  561.  n.  3. 
Waltz  Verfassgsch.,  6,  328.  329,  dessen  Angi- 
ben  mit  Vorsicht  zu  benutzen  sind,  da  er  Reichs* 
und  andere,  namentlich  Provinzial-Konzillen 
darin  durcheinander  wirft,  giebt  wenigstens  za, 
dass  die  Verhandlung  kirchlicher  und  staatlicber 
Angelegenheiten  getrennt  geführt  ist,  wenng1ei<i 
er  andererseits  behauptet,  dass  Reichs-  und 
Kirchenversammlnngen  sich  nicht  scheiden  las* 
sen  und  die  Reichssynoden  auch  als  Reichstage 
zu  betrachten  sind. 

*  Zu  Frankfurt  1027,  B  re ssl  an ,  Konrad  II 
1,  228;  Mainz  1049,  Herim.  Aug.  SS.  5,  129; 
Brixen  1080,  LL.2,51,  wo  aber  die  Absetznngs- 
sentenz  nur  von  den  Bischöfen  ausgesprochoo 
worden  ist. 

ß  Ueber  die  Stimmberechtigung  der  Geistli- 
chen s.  S.  567  ff. 

6  Hierher  gehören  die  Synoden  von  Rom  963 
(Absetzung  Johannas  XII),  Th.  I.S.302 ;  K öp k e- 
Dümmler,  Otto  I  S.  B49;  Pavia,  Sutri  and 
Rom  1046,  Th.  I.  S.  203;  Steindorff,  Hdn- 
rich  III  1,  307.  313.  ÖOO;   die  Synode  v.  Bs^d 
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Aasaerdem  fallen  aber  in  diese  Zeit  noch  eine  Reihe  anderer  Konzilien ,  welche 
zufolge  gegenseitigen  Einverständnisses  zwischen  Kaiser  nnd  Papst  einberufen  worden 
äind ' ,  oder  auf  welchen  mindestens  neben  dem  Papst  der  Kaiser  den  Ehrenvorsitz 
gefthrt  hat^.  Auf  ihnen  sind  theils  allgemeine  kirchliche  Angelegenheiten  berathen, 
insbesondere  kirchliche  Reformen  erwogen ^  und  darauf  bezügliche  Vorschriften,  so 
vor  Allem  gegen  die  Simonie^  und  den  Konkubinat  der  Kleriker^)  erlassen  worden. 
Andererseits  hat  sich  aber  ihre  Thätigkeit  auch  auf  die  Erledigung  spezieller  kirch- 
lieber  Angelegenheiten  Italiens <^  und  Deutschlands ^  und  anderer  Länder^  erstreckt. 

Diese  Synoden  —  sie  werden  ebenfalls  als  universales  oder  generales  bezeichnet^ 


1061,  zn  welcher  Heinrich  IV  die  lougobardi- 
scheu  Bischöfe  berufen  und  auf  der  Gadalus  von 
Parma  (Uonorins  II)  von  ihnen  zum  Papst  gewählt 
wurde,  Bemold.  chron.  a.  1061,  Watterich 
1,  240;  He  feie  4,  850:  ferner  die  auch  mit 
italienischen  Bischöfen  abgehaltene  Synode  zu 
Augsburg  1062,  und  die  weitere  zuMantna  1064 
betreffeud  die  Absetzung  des  Gadalus  und  An- 
crkeimuiig  Alexanders  II,  Th.  I.  S.  257 ;  H.  4, 
856.866;  PavialOSl  (Anerkennung  Wiberts), 
Watterich  1,  447.  n.  2;  Hefele  5,  150. 
Vgl.  femer  Ekkehard.  chron.  a.  1102,  Watte- 
rich  2,  23:  „Imperator  Helnricus  habito  cum 
principibus  colloqulo  Komam  se  profecturum  ac 
generale  concilium  circa  Febr.  Kalendas 
inibi  convocaturum  coudixit,  quatinus  tarn  sua 
qu&m  domni  apostolid  causa  canonice  ventilata 
cathoUca  inter  regnum  et  saoerdotium  conflrmare- 
tur  unitas^.  Der  Zug  Heinrichs  lY  und  die  Ein- 
beiafong  der  Synode  ist  freilich  unterblieben, 
Hefole  5,  238. 

^  So  Otto  I  zu  fiom  963,  Liudprand.  c.  9. 
Watterich  1,  53;  Heinrich  HI  zu  Sutri  und 
Born,  8.  vor.  Anm. 

*  Das  ist  sicher  für  die  aus  Anlass  der  Kaiser- 
kiönung  Ottos  I  abgehaltene  romische  Synode  von 
962  anzunehmen,  Hefele  5,  606;  ebenso  für 
die  von  Heinrich  II  nach  Ravenna  berufene, 
Papst  in  Hirsch,  Heinrich  II  2,  417.  418,  u. 
die  bei  seiner  Kaiserkronung  1014  abgehaltene, 
a.  a.  0.  2,  426 ;  erwiesen  für  die  römische  von 
1027  unter  Johann XIX  u. Konrad II,  Bresslau 
Konrad  III,  148.  n.  4  (in  den  dort  oitirten 
Stellen  wird  theils  der  Papst  theils  der  Kaiser 
unter  Erwähnung  der  Mitwirkung  des  anderen 
als  derjenige,  welcher  die  Synode  berufen  hat, 
bezeichnet). 

^  Auf  der  römischen  von  964  (zur  Restitution 
Leos  VIII)  Liudpr.  c.  21,  Watterich  1,  62: 
residenübus  itaque  .  .  .  Leone  summo  et  uni- 
versali  papa  .  .  .  necnon  imperatore''.  Die  Hil- 
desheimer  Annalen  von  963,  SS.  3,  ^0 :  „mag- 
num  sinodale  concilium  factum  est  Roma  .  .  . 
ibique  praesidebat  Otto  Imperator^  schreiben 
dem  Kaiser  sogar  den  Vorsitz  zu ;  Rom  998  c.  3, 
Mansil9,  2&:  „ut  episcopatus  Merseburgensis 
...  in  proprium  honorem  redeat  a  sede  aposto- 
lica  iudicatum  est  per  universale  conci- 
lium praesldento  .  .  .  Ottone  III  ..  .  et  Grego- 
rio  V";  Rom  1001,  Thangm.  vita  Bemwardi  c.  22, 
SS.  4,  768 :  „praesidente  d.  Gerberio  apostolico 
cum  imperatore'*  (Otto  III) ;  Todi  1002,  1.  c.  36, 
SS.  4,  774. 


Abgesehen  davon  ist  die  Anwesenheit  Ottos  I 
bezeugt  auf  der  römischen  Synode  von  962, 
Mansi  18,  461;  von  967,  Muratori  ant.  5, 
465,  Jaff«J  reg.  p.327;  Ravenna  967,  Köpke- 
D  um  ml  er  Otto  d.  Gr.  S.  415;  Rom  968  (hier 
auch  Otto  II),  a.  a.  0.  S.  431;  Rom 969,  Mansi 
19,  19;  die  Ottos  II  Rom  981,  I.e.  19,  77;  die 
Ottos  III  Rom  996,  1.  c.  19,  218;  Pa via  997, 
ann.  Quedlinb.  a.  998,  SS.  3,  74  u.  ep.  Gro- 
gor.  V,  a.  997,  Jaf  f  ^  mon.  Mogunt.  p.  351,  SS. 

3,  694;  Rom  998,  Mansi  19,  227;  Rom  998  o. 
999,  l.  0.  223;  die  Heinrichs  H  Pavia  1022, 
s.  S.  564.  n.  1;  Konrads  II  Rom  1027,  s. 
Anm.  1;  Heinrichs  III  Florenz  1055  Hefele 
4,784. 

3  Rom  962;  Mansi  18,  461 :  „cumque  in  ec- 
clesia  b.  Petri  ...  de  statu  et  regimine  totius  chri- 
stianitatis  tractantes,  quae  utilia  sunt,  utiliter 
secundum  deum  tractarentur";  ähnlich  Rom  und 
Ravenna  967,  Muratori  1.  c.  5,  327;  Gontiu. 
Regln.  SS.  1,  628. 

*  Rom  981,  Mansi  19,77;  Pavia 997,  JaffÄ 
mon.  Mog.  p.  352;  Pavia  1046  (hier Heinrich  III 
allein),  Steindorff  Heinrich  lU  1,  307 ;  Flo- 
renz 1055,  Bonith.  IIb.  ad  am.  V,  Jaff^  mon. 
Greg.  p.  637. 

8  Ravenna  967 ,  Rather.  Veron.  ep.  17.  opp. 
p.  561;  Pavia  1022,  Mansi  19,  353;  Florenz 
1055. 

6  Erhebung  Benevents  zumErzbisthum  zu  Rom 
969,  Mansi  19,  19;  Rom  1027,  Entscheidung 
des  Streites  zwischen  Aquileja  undGrado  und  des 
Rangstreites  zwischen  Mailand  und  Ravenna, 
Bresslau,  Konrad  II  1,  149  ff. 

"^  Errichtung  des  Magdeburger  Erzbisthams 
Rom962und967,Köpke-Dümmler  S.  333. 
419 ;  des  Meissner  Bisthums  Rom  968,  a.  a.  0. 
S.  432;  Restitution  von  Merseburg  nach  der  Un- 
terdrückung desselben,  Rom  998  c.  3  cit., 
Mansi  19,  225;  zur  Verhandlung  des  Gandes- 
heimer  Streites  Rom  und  Todl  1001,  ann.  Hil- 
desh.  SS.  3,  92;?  Thangm.  vita  Bernw.  c.  21.  22 
u.  c.  36,  SS.  4,  768.  774. 

8  Sentenzen  gegen  französische  BisohÖfe,  Rom 
962,  Flodoard.  ann.  962,  SS.  3,  406;   Hefele 

4,  607;  Rom  997,  Jafftf  mon.  Mog.  p.  351; 
Rom  998,  Mansi  19,  227;  Hefele  4,  652; 
Rom  998  o.  999.  c.  2.  5.  6.  10,  Mansi  19,  225. 
226 ;  Eheangelegenheit  König  Roberts  v.  Frank- 
reich, Rom  998  und  Rom  998  o.  999  c.  1. 

0  Rom  998  0.  999  praef.  u.o.  3  cit.,  Mansi 
19,  225;  Rom  1046  Anonym.  Haser.  «.  36; 
Basel,  Bemold.  chron.  a.  1061,  Watterich 
1,  240;  s.  auch  S.  564.  n.  6. 


566 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  177. 


—  nehmen  eine  besondere  Stellung  ein,  weil  sie  den  Charakter  TOn  Urehlichen  Ver- 
sammlnngen  fttr  das  damalige  dentsche  Kaiserreich  an  sich  tragen,  und  in  soweit  aller- 
dings eine  Aehnlichkeit  mit  den  ftir  einzelne  Länder  abgehaltenen  Konzilien  auf- 
weisen, andererseits  aber  unterscheiden  sie  sich  von  den  letzteren  dadurch ,  dass  sie 
bei  den  universalen  Tendenzen  des  Kaiserthums  und  des  Papstthums,  sowie  bei  der 
Bedeutung  des  letzteren  fdr  die  damalige  abendländische  Welt  die  Funktionen  eines 
Organs  der  allgemeinen,  sich  über  die  verschiedensten  Nationalitäten  und  Beiohe 
erstreckenden  Eirche  ausgeübt  haben  ^. 

Diese  eigenthümliche  Erscheinung  erklärt  sich  aus  dem  damaligen  YerhältniBs 
des  Kaiserthums  zur  Eirche  und  zum  Papstthum.  Sie  war  nur  so  lange  möglich,  ala 
das  erstere  eine  überlegene  Stellung  besass  und  das  Papstthum  in  Anlehnung  an  das- 
selbe und  in  Oemeinschaft  mit  ihm  dieselben  kirchlichen  Ziele  verfolgte.  Als  daher 
das  Papstthum  seit  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  die  Politik  eingeschlagen,  den 
Einfluss  des  ELaisers  auf  die  Leitung  der  kirchlichen  Dinge  auszuschliessen  und  die 
Gründung  einer  geistlichen  unter  der  Herrschaft  des  Papstes  stehenden  üniversal- 
monarchie  in  das  Auge  gefasst  hatte 2,  waren  die  Voraussetzungen,  unter  denen  ach 
diese  Art  der  Synoden  hatte  entwickeln  können,  fortgefaUen.  Heinrich  IV.  hat  zwsr 
noch  derartige  Synoden  einberufen  3,  und  mit  ihnen  gegenüber  dem  Papstthum  die 
Rechte  auszuüben  gesucht,  welche  Otto  I.  und  Heinrich  in.  unbeanstandet  geltend 
gemacht  hatten^,  aber  von  Erfolg  sind  seine  Bestrebungen  nicht  gewesen^.    Seine 


1  Dass  die  auf  diesen  Synoden  erlassenen  Ka- 
nones  fSLr  die  ganze  Kirche  Geltung  beanspracht 
haben,  ist  m.  £.  nicht  zweifelhaft.  Auf  dem 
Konzil  zu  Pavia  1022,  welches  Bresslau  bei 
Hirsch,  Heinrich  U  3,  214,  irrig  als  PiOTin- 
zialkonzil  fär  die  Lombardei  und  Piemont  be- 
zeichnet, sind  eine  Reihe  Ton  Kanones  gegen 
den  Konkubinat  der  Geistlichen  und  Bischöfe, 
sowie  in  Betreff  der  Kinder  der  zu  Geistlichen 
geweihten  KlrohenhÖrigen  erlassen,  Mansi  10, 
353.  Eine  Beschränkung  der  Geltung  ihres  Um- 
fanges  ist  nirgends  angedeutet,  zudem  heisst  es 
am  Schluss  der  Ton  P.  Benedikt  YIII  gehaltenen 
Rede  1.  c.  p.  352 :  „et  ut  flrmum  posthac  quod 
sanoimus  permaneat  et  in  fines  orbis  terrae 
conservandum  perveniat ,  totius  huius  summa 
sententiae  hac  nostri  forma  decreti  fratribus  et 
coepiscopis  nostrls  subsciibentibus  conflrmabi- 
tur^.  Allerdings  hat  das  Konzil  auch  die  Bitte 
an  den  Kaiser  gerichtet,  1.  o.  p.  354 :  „hoc  .  .  . 
eoclesiae  dei  testamentum  (d.  h,  die  Kanones) 
.  .  .  H.  augusti  edictl  lege  flrmari,  conoborari  et 
humanis  inseri  et  inscribi  legibus  Tolumus  et 
per  omnem  imperii  sui  latitudinem ,  ut  .  .  .  te- 
neatur  et  publica  authoritate  omni  tempore 
iudicetur,  omnes  .  .  .  obsecramus.  Erit  enim 
deo  volonte  in  aetemum  valiturum,  si  quod  eo- 
desiastlca  grayitas  prohibet,  publice  fuerit  yi- 
gore  exterminatum.  .  •  .  Neo  impune  putabunt 
audendum ,  quod  puhUca  damnatum  seyeritate 
cognoverint" ;  und  der  Kaiser  darauf  unter  Erlass 
eines  besondem  Edikts,  1.  c.  p.  354  erklärt: 
„omnla  quidem  quae  pro  ecclesiae  neoessaria  re- 
paratione  synodaliter  instituit  et  refonnavit  fhi- 
ternitas  tua,  ut  fllius  laude,  conflrmo  et  approbo 
...  et  in  aetemum  mansura  et  Inter  publica  iura 
semper  recipienda  et  humanis  legibus  solenniter 


inscribenda,  hao  nostra  auctoritate  .  .  .  com  ae- 
natoribus  terrae,  cum  domestids  palatü  et  ami- 
ois  reipublicae  . . .  ita  corroboramus."  Dass  hier- 
in indessen  nicht  eine  Nachsuchung  um  Ertliei- 
lung  der  kaiserlichen  Bestätigung  für  diekirehen- 
rechtUche  Gültigkeit  li^gt,  zeigt  der  Inhatt 
des  Ediktes ,  wie  denn  auch  die  Forderung  des 
Papstes  ihrem  Inhalte  nach  nur  eine  Zustim- 
mung zur  Durchführung  der  Bestimmungen  der 
Kanones  für  das  weltliche  Gebiet  mit  weltUckeD 
Mitteln  yerlangt,  was  bei  der  in  das  erstere  Mn- 
übergreifenden  Natur  ihrer  Voraehriften  für  die 
Sicherung  der  Wirksamkeit  derselben  erfoider- 
lioh  war.  Die  Kirche  konnte  z.  B.  anordnen  (s. 
c.  4  Ibid.),  dass  derjenige,  welcher  Kinder  von 
kirchenhorigen  Geistlichen  für  firel  erkläre,  der 
Exkommunikation  yerfalle,  aber  nur  die  weH^ 
liehe  Gesetzgebung  war  im  Stande,  den  Bechts- 
satz,  dass  solche  Kinder  unfrei  seien,  c.  3.  4  des 
Edikts,  zur  Geltung  zu  bringen.  In  ähnlicher 
Weise  verhalten  sich  die  übrigen  YorschiifteD 
des  letzteren  zu  den  sonstigen  Kanones,  letztere 
setzen  mit  Ausnahme  der  Peitsohung  und  der 
Einkerkerung  der  Kirchenhörigen,  Strafen,  wel- 
che die  Kirche  als  Herrin  gegen  dieselben  Yerhin- 
gen  konnte,  nur  geistliche  Strafen  fest,  während 
das  Edikt  die  berührten  Yerhältniese  für  das  welt- 
liche Recht  regelt  und  weltliche  Strafen  androht 

s  üeber  die  Synoden,  welche  seitens  der  Päp- 
ste selbst  zur  Verfolgung  dieser  Bestrebungen 
und  zur  Beseitigung  der  kaiserlichen  Synoden 
einberufen  und  abgehalten  worden  sind ,  s.  o. 
S.  517  ff. 

»  S.  0.  S.  564.  n.  6. 

*  Th,  I.  S.  303. 

5  A.  a.  0.  S.  303.  304. 
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Nachfolger  haben  diese  letzteren  nicht  wieder  aufgenommen  und  seitdem  kommen 
diese  eigenartigen  Synoden  nicht  mehr  vor.  Allerdings  hat  Friedrich  I.,  den  Tradi- 
tionen seiner  Yorg&nger  folgend,  zur  Entscheidung  Aber  die  zwiespältige  Wahl  Alexan- 
ders ni.  und  Oktavians  (Viktors  IV.)  noch  ein  Konzil  nach  Pavia  ausgeschrieben, 
aber  es  ist  charakteristisch,  dass  dasselbe  als  allgemeines  vom  Kaiser  beabsichtigt 
war  1  und  dass  sich  der  letztere,  indem  er  ausdrücklich  aussprach,  es  stehe  ihm  selbst 
kein  Mitwirkungsrecht  bei  der  materiellen  Entscheidung  zu,  in  Folge  dessen  von  dem 
Konsile  fem  hielt  ^. 

Sowohl  auf  den  von  den  Kaisem  in  Deutschland  wie  auch  auf  den  von  ihnen  in 
Italien  gehaltenen  Synoden  bilden  ausser  dem  Papste  ^  die  Bischöfe  den  massgeben- 
den, stimmberechtigten  Theil.  Eine  Vertretung  sämmtlicher  Earchenprovinzen  auf 
den  deutschen  Synoden  ist  offenbar  nicht  fQr  nothwendig  erachtet  worden  ^,  anderer- 
seits sind  auch  auf  denselben  einzelne  nicht  deutsche  Bischöfe  anwesend  gewesen  K 
Noch  verschiedenartiger  war  die  Zusammensetzung  der  kaiserlich-päpstlichen  Syno- 
den. Ein  Anhalt  dafOr ,  dass  auf  diesen  bestimmte  kirchliche  Kreise  vertreten  sein 
mussten,  findet  sich  nicht,  offenbar  hat  man  es  flr  genügend  erachtet,  dass  sich  auf 
ihnen  eine  nicht  ganz  unerhebliche  Anzahl  von  Bischöfen  zusammenfand^,  welche  je 


«  Vgl,  0.  S.  352. 

s  Th.  I.  S.  304.  Reuter,  Alexuidex  UI 
1,  115. 

IMe  Synoden  zu  Venedig  1177  nach  dem  Frie- 
densschlnsse  mit  Alexander  III  und  ferner  die 
zu  Verona  unter  Ludus  III  1184,  auf  welehen 
beiden  Friedrich I  ebenfalls  anwesend  war,  Reu- 
ter a.  a.  O.  3,  321;  Hefele  6,  627.  642  gehö- 
ren nicht  in  die  hier  besprochene  Kategorie,  ^gl. 
S.  526.  n.  2. 

3  Selbfltversandlich  gilt  dies  nicht  für  die 
Synoden,  auf  welcher  sich  die  Päpste  zu  verant- 
worten hatten,  S.  564.  n.  6. 

*  Vgl.  die  Angaben  über  die  Erzbischofe  und 
Bisehofe,  welche  an  diesen  Synoden  Theil  ge- 
nommen haben,  S.  560.  n.  6  u.  S.  561.  n.  3. 

5  So  z.  B.  zu  Augsburg  952  italienische;  zu 
Frankfurt  1007  ebenfalls  italienische,  sowie  bur- 
gondische  Erzbischöfe  und  Bischöfe,  endlich  auch 
ein  Erzbischof  aus  Ungarn;  zu  Frankfurt  1027 
der  Bischof  von  Mantua;  Tgl.  überhaupt  S.  561. 
n.  3.  Die  Betheiligung  der  italienischen  Bischöfe 
erklart  sich  offenbar  aus  den  engen  Beziehungen 
Deutschlands ,  dessen  König  die  Kaiserkrone 
trug,  zu  Italien,  die  Anwesenheit  der  Übrigen 
wohl  aus  zufälligen  Umständen.  Dafür,  dass  die 
fremden  Bischöfe  auf  den  deutschen  Synoden 
etwa  blofl  als  Ehrengäste  zugelassen  waren,  findet 
sich  kein  Anhalt,  dagegen  spricht  die  Art  der 
Erwähnung  ihrer  Anwesenheit,  denn  es  wird  da- 
bei zwischen  ihnen  xmd  den  deutschen  Bischöfen 
kein  Unterschied  gemacht. 

s  Zu  Rom  963  waren  anwesend  einige  20  epi- 
seopi  Romani,  Th.  I.  S.  327 ;  mehrere  aus  Tus- 
cien,  oberitalienische  Erzbischofe  und  Bischöfe, 
sowie  der  Erzbischof  von  Hamburg  und  die  Bi- 
sehöfe Ton  Speier  und  Minden ,  Liudprand.  c.  9, 
Watterieh  1,  53;  Rom  964  „episcopi  Romani, 
Italiei,  a  Lothrlngia  et  Saxonla  archiepiscopi'', 
Lindpr.  c  21,  1.  o.  1,  62;  Ravenna  967  die  3 
Erzbischofe  von  Rayenna,  Malland  und  Aquileja, 


der  Bischof  Ton  Minden  und  „  episcopi  Italiei  et 
ultramontani  numero  L^  Köpke-Dümmler, 
Otto  d.  Gr.  S.  415;  Rom  968  „cum  archiepisco- 
pis  et  episcopis  yidel.  Italids  et  ultramontanis, 
XXXVI,  Mansi  18,  530,  vgl.  aber  auch  1.  c. 
p.  534  und  Köpke-Dümmler  S.  431;  Rom 
969:  „ItaUcis  et  occidentalibus (episcopis?)  reli- 
giosis  quam  plurimis  atque  etiam  catholicis  et  sa- 
pientlssimis  totius  ordinis  riris^  M.  19, 19 ;  Rom 
981 :  „cum  nostris  sufftaganeis,  archiepisoopis  et 
episcopis*',  1.  c.  p.  77 ;  Rom  998 :  „omnis  Romanae 
ecclesiae  episcopis  et  ultramontanis'',  1.  c.  p.  227 ; 
Rom  998  o.  999,  Bischöfe  der  römischen  Pro- 
vinz, Erzbischof  von  Ravenna  und  andere  italie- 
nische Bischöfe,  1.  o.  p.  226 ;  1001  Rom :  „syno- 
dus  XX  episcoporum  de  Romania,  aliquant! 
aifuere  de  Italia  et  Tuscia,  de  nostris  quoque  S. 
Augustensis,  H.  Wirciburgensis,  H  . . .  Citicen- 
sis  .  .  .  praesente  domno  Helnrico  duce  et  abba- 
tibus,  astantibus  quoque  presbiteris  et  diaconi- 
bus  omnique  Romana  dignitate^,  Thangm.  vita 
Bemwardi  c.  22,  SS.  4,  768;  Todi  1002:  „con- 
cilium  episcoporum  per  Romaniam  et  aliquo- 
rum  de  Tuscia  et  Italia;  de  nostris  quoque  con- 
siderunt  N.  Leodioensis,  S.  Augustensis,  H.  Gi- 
ticensis*'  1.  c  c.  36,  SS.  4,  774.  Die  Beschlüsse 
der  Synode  von  Pavia  (1022)  haben  nur  der  Erz- 
bischof von  Mailand  und  5  oberitalienische  Bi- 
schöfe unterzeichnet,  Mansi  19,  354;  freilich 
steht  dahin,  ob  die  Unterschriften  vollständig 
sind.  Zu  Rom  1027  finden  sieh  eine  Anzahl  rö- 
mischer Bischöfe,  der  Erzbischof  von  Ravenna, 
Mailand,  Mainz,  alle  mit  einzelnen  Suffraganen, 
sowie  die  Erzbischöfe  von  Trier  und  Salzburg, 
Mansi  19,  479;  zu  Pavia  1046  die  Erzbischöfe 
von  Aquileja  und  Malland  mit  zusammen  22 
Suffraganen,  einige  Bischöfe  aus  der  Aemilla  u. 
der  Romagna,  die  burgundischen  Erzbischöfe  von 
Arles  und  Besannen,  femer  jedenfalls  die  deut- 
schen Erzbischöfe  V.  Salzburg u. Bremen, Suffraga- 
nen des  ersteren  u.  des  Bischofs  von  Mainz,  Mansi 
19,  617;  Steindorrff,  Heinrich  lU  1,  308. 
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nach  der  Lage  des  Ortes  der  S3riiode  and  der  Zusammensetzung  der  kaiserlichen  Be- 
gleitung gewechselt  haben ,  unter  denen  aber  stets  die  italienischen  die  zahlreichsten 
gewesen  sind.  Die  Vertretung  der  Bischöfe  durch  Priester  und  Diakonen  war  auch 
auf  diesen  Synoden  zulässig  ^ 

Was  die  sonstigen  geistlichen  Theilnehmer  anlangt^  so  werden  mehrfach  auf  den 
kaiserlich-päpstlichen  Synoden  die  Kardinäle  erwähnt^.  So  weit  sie  zu  den  Kardinal- 
bischöfen  gehörten,  unterliegt  ihre  Stimmberechtignng  keinem  Zweifel.  Dagegen  ist 
eine  solche  fflr  die  übrigen  Kardinäle  nicht  nachweisbar  ^^  obwohl  es  mit  Rücksicht  auf 
die  geschichtliche  Entwicklung  des  Kardinalates  nicht  unwahrscheinlich  ist,  dass 
sie  eine  solche  seit  dem  11.  Jahrhundert  geübt  haben  ^.  Ausser  ihnen  sind  sowohl 
auf  diesen ,  wie  auf  den  in  Deutschland  abgehaltenen  Synoden  andere  Priester  und 
Diakonen,  nicht  minder  Kleriker  niederer  Weihegrade  ^  und  auch  Aebte  anwesend 
gewesen^,  sie  haben  aber  ebenfalls  kein  Stimmrecht  besessen <*. 

Was  die  Stellung  der  Kaiser  auf  den  Synoden  betrifft,  so  sind  zwar  die  Be- 
schlüsse derselben  theils  auf  Anregung,  tteils  im  Einverständnisse  mit  denselben  ge- 
fasst  worden,  eine  Stimmberechtigung  im  eigentlichen  Sinne ,  womit  auch  die  Mög- 
lichkeit einer  Ueberstimmung  derselben  gegeben  wäre,  kann  man  Urnen  indessen 
nicht  zuschreiben.  Bei  den  Verhandlungen  der  Synoden  sind  sie  nicht  stets  anwesend 
gewesen  7,  jedenfalls  aber  haben  die  Bischöfe  immer  allein  die  Entscheidung  gefällt^. 
Nur  wo  der  Kaiser  selbst  präsidirt  hat,  hat  er  auch  das  Konzil  um  die  Meinung 
desselben  befragt  und  sein  Einverständniss  mit  dem  gefassten  Beschluss  erklärt^,  wel- 
cher freilich  in  solchen  Fällen  schon  gewöhnlich  im  Voraus  feststand.  Mitunter  hat 
auch  der  Kaiser  zum  Zeichen  seines  Einverständnisses  das  Konzilsdekret  oder  die 
vom  Paps1^  erlassenen  Verfügungen  unterschrieben  i^. 


t  Auf  der  römischen  Synode  von  963  wird  ein 
Diakon  als  Vertreter  von  Aqulleja  erwähnt, 
Lindpr.  c.  9,  Watterlch  1,  58. 

2  Kardinalblschofe  finden  sich  einzeln  hin  nnd 
wieder  nnter  den  eplscopi  Roman!  aufgezählt, 
mindestens  sind  sie  alle  unter  dieser  allgemeinen 
Bezeichnung  begriffen.  Andere  Kardinäle,  Prie- 
ster und  Diakonen,  waren  auf  dem  römischen 
Konzil  von 963  anwesend,  Liudpr.  c.9,  Watte- 
rich 1,  54;  von  969  und  981,  Mansi  19,  19. 
22. 77 ;  von  1001  (s.  o.  S.  567.  n.  6),  wo  unter  den 
presbiteri  et  dlaconl  offenbar  vor  allen  die  Kardi- 
näle zu  verstehen  sind. 

3  Der  Bericht  Benedikts  VII  über  das  römi- 
sche Konzil  von  981  gegen  die  Simonie  erwähnt 
als  Theilnehmer  des  Konzils  ^.,presbyterl,  dlaconl 
Tel  cunctus  clerus  8.  cath.  et  apost.  Roman,  ec- 
clesiae,  Mansi  77,  91.  Nachher  werden  aber 
die  Kanones  eingeleitet  durch  :  „Interdlctum  est 
primltus  a  nostro  proprio  ore  et  postea  a  cunctis ... 
archiepiscopis  et  episcopls . . .  resldentlbus  quod"; 
der  Bericht  über  das  römische  Konzil  von  1001  bei 
Thangmar(s.  S.  567.  n.  6]  sondert  ebenfalls  deut- 
lich die  Bischöfe  von  den  Übrigen  Anwesenden 
und  fährt  nach  dem  Bericht  über  die  dem  Kon- 
zil vom  Papst  zur  Entscheidung  vorgelegte  Frage 
fort :  „sanctum  concilium  secessum  petit,  ut  se- 
cretlus  inter  se  de  hls  conqulrant.  Quod  .  . .  papa 
annult.  Egresslque  sunt  soll  Romanl  eplscopi 
et  post  modum  Introgressl  cum  Itemm  conse- 
dlssent . . .  papa  dlxlt :  „Quid  sancitls  f  ra  t  r  e  s  ?^', 


worunter  nur  die  Bischöfe  zu  verstohen  dnd. 
Das  Brlxeuer  Absetzungsdekret  gegen  Gregor  YIl 
von  1080,  LL.  2,  52  trägt  dagegen  die  Uuter- 
Schrift :  „Hugo  Oandidus  s.  Roman,  eccles.  pres- 
byter  cardinalls  .  .  .  huic  decreto  a  nobis  pn>- 
mulgato  asseusum  praebul,  aber  auch  zugleich 
den  Zusatz :  „et  subscripsl  vice  omnlum  cardi- 
nallum  Romanorum",  so  dass  Hugo  die  Stimm- 
berechtigung für  alle  Kardinäle,  nicht  blos  für  die 
Kardinalsbischöfe,  In  Anspruch  genommen  hat. 

8a  Vgl.  auch  vor.  Anm. 

«  Vgl.  S.  567.  n.  6  u.  o.  Anm.  2  u.  3 ;  Frankfur- 
ter Synode  v.  1007,  wo  unter  den  Geistlichen  andi 
kaiserliche Kapläne  anwesend  waren,  Bresslau 
Konrad  II 1,  227.  Zu  Pavla  1046  werden  auch 
Kanoniker  erwähnt,  Mansi  19,  618. 

5  S.  8.567.  n.6;  Rom  1027,  Mansi  19,  479. 
Frankfurt  1027,  Bresslau  a.  a.  0.  S.  227; 
Worms  1076,  Lamb.  ann.  a.  1076,  SS.  5,  241. 

6  Das  ergiebt  sich  schon  aus  der  Analos^e  der 
andern  Synoden,  s.  übrigens  o.  Anm.  1;  die 
Wormser  Absetzungssentenz  ist  ebenfalls  nur  von 
den  Bischöfen,  nicht  von  den  anwesenden  Achten 
erlassen,  LL.  2,  45  ff. 

7  Ueber  Otto  I  zu  Augsburg  952,  s.  S.  564  n.l. 

8  S.  z.  B.  0.  Anm.  3  in  Betreff  des  römi- 
schen Konzils  von  1001. 

»  So  Otto  I  zu  Rom  963  bei  der  Absetniug 
Johanns  XII,  Liudpr.  c.  11,  Watterlch  i,  58. 

10  Vgl.  Mansi  19,  270;  LL.  2,  52  (Brixener 
Absetzungsdekret  von  Heinrich  IV  zuletzt  hb- 
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Endlich  ist  mehrfach  eine  Betheilignng  weltlicher  Grosser  ^  ja  auch  des  Volkes 
bezeugte  Während  das  letztere  lediglich  als  Umstand ^  als  zuhörendes  Publikum  zu 
denken  ist,  haben  die  ersteren  wohl  theils  als  Rathgeber  des  Kaisers  fungirt,  theUs 
aber  auch  an  den  Berathungen  des  Konzils  selbst  ohne  Stimmrecht  Theil  ge- 
nommen. 

Was  die  übrigen  Länder  ausser  Deutschland  und  Italien  betrifft,  so  sind  in 
Frankreich  während  des  Laufes  des  10.  Jahrhunderts  keine  Reichs-  oder  National- 
Konzilien  zusammengetreten,  was  sich  zur  Genüge  aus  der  Schwäche  des  dortigen 
Königthums  erklärt.  Erst  die  am  Ende  des  10.  Jahrhunderts,  auf  Veranlassung  der 
Könige  zu  S.  Basel  bei  Rheims  991  für  das  damalige  Machtgebiet  der  Kapetinger 
abgehaltene  Synode  kann  als  Reichskonzil  bezeichnet  werden^.  Sie  war  hauptsäch- 
lich zur  Aburtheilung  des  des  Hochverraths  angeschuldigten  Erzbischofs  Arnulf  von 
Rheims  herufen^,  und  hat  diesen  auch  unter  gleichzeitiger  Erhebung  Gerberts  auf 
das  gedachte  Erzhisthum  abgesetzt^,  dabei  aber  eine  für  das  Papstthum  bedenkliche 
Stellung  eingenommen,  indem  es  im  Widerspruch  mit  der  früheren  Praxis  des  späte- 
ren westfränkischen  Reiches  die  Entscheidung  des  bereits  von  Arnulf  angegangenen 
Papstes  nicht  abwartete  und  femer  üher  die  Pflicht  zum  Gehorsam  gegen  den  päpst- 
lichen Stuhl  Anschauungen  laut  werden  liess,  welche  in  Rom  grossen  Anstoss  erregen 
mussten^.  Als  dann  auf  einer  neuen  ebenfalls  auf  Veranlassung  der  Könige  veranstal- 
teten Synode  zu  Ghelles  994  wegen  der  feindlichen  Stellung,  welche  Rom  gegenüber 
dieser  Gefahdung  seines  Primates  in  Verbindung  mit  den  den  Kapetingem  aus  politi- 
schen Interessen  abgeneigten  deutschen  Bischöfen  eingenommen  hatte,  ein  einträchtiges 
Zusammenhalten  beschlossen  worden  war^,  wurde  von  Johann  XV.  bei  der  schwäch- 


tenchiieben).  Nur  darauf,  nicht  auf  ein  forma- 
les Zustimmungsreclit  lassen  sich  die  Erklärun- 
gen Heinrichs  IV  in  den  Briefen  an  Gregor  VII 
nach  der  Wormser  Absetzung  desselben  LL.  2, 
46 ;  ,^quorum  sententlae,  quod  iusta  et  probabi- 
lis  .  .  .  vldebatur,  ego  quoque  assentiens  omne 
tibi  papatns  ins  .  .  .  abrenuntlo  u.  p.  47 :  „Tu 
.  .  .  omnium  episcoporum  nostrorum  iudicio  et 
nostro  dampnatus  descende",  beziehen. 

*  Rom  963,  Lludpr.  c.  9,  Watterlohl,  54: 
„ex  primatibus  Romanae  civitatis  (folgen  12  Ka- 
men) ;  ex  plebe  Petrus  .  .  .  adstltit  cum  omni 
Romanorum  mliitia";  Rom  964,  1.  c.c.  21,  p.  62: 
^mnique  Romanorum  plebe",  Rom  998,  Mans,! 
19,  227 :  „cum  ultramontauis  Longobardorumque 
dudbas  ,  comitibus  seu  milltlae  copia  nimis" ; 
Rom  1001  (Herzog  Heinrich  von  Baiem),  8. 568. 
11.3;  Frankfurt  1027,  Bresslaul,  226.  228; 
Mainz  1049 ,  Herim.  Aug.  chron.  SS.  5,  129 : 
^liam  synodum  40  prope  episcoporum  coram 
imperatore  et  regni  nostri  prlnciplbus  celebravlt"; 
Brixen  1080,  LL.  2,  57 :  „necnon  et  optimatum 
exerdtus  non  solum  Italiae  sed  et  Germaniae". 

2  Qerberti  acta  conc.  Rem.,  SS.  3,  659  (auch 
Mansi  19,  110)  c.  1  :  „anno  regnl  5  d.  Hugonls 
angusti .  .  .  regis  Rotberti  4  congregata  est  syno- 
dus  in  Remensl  territorio.  Actum  est  autem 
magna  industria  principum,  ut  qula  omnes  Gal- 
liamm  episcopl  eo  convenire  non  poterant  .  .  . 
ii  maxtme  convenlrent,  qui  comprovlnciales  es- 
sent ;  delnde  ex  vicinis  provinclis  fama  et  digni- 
tate  honestlores  et  qui  legatlone  suarum  provin- 
darum  digni  viderentur  suorumque  fratrum  ab- 


sentiam  sna  praesentla  sustinere  possent."  An- 
wesend waren  6  Rheimser  Suffraganen ,  der 
Erzbischof  von  Bourges,  5  Suffraganen  von  Lyon, 
der  Erzbischof  von  Sens  mit  2  Suffraganen: 
„Praetereadiversarumjurbium  abbates  quam  plu- 
rlmi  aderant,  qui  post  solitariam  episcoporum 
dlsputationem  residere  iussi  sunt^'  (mitgestimmt 
haben  sie  nicht,  c.  54.  55).  Dass  auch  andere 
Kleriker  erschienen  waren ,  erglebt  c.  49 :  „Se- 
quenti  autem  die  consedeutlbus  eplscopis  .  .  . 
totlusque  cleri  dlsposito  conventu  pauoa  de  civl- 
Ubus,  plurima  de  ecoleslastids  negotlis  pertractata 
sunt".  Am  zweiten  Tage  wohnten  der  Versamm- 
lung auch  die  Könige  „cum  primoribns  palatli" 
an,  c.  50.  Den  Vorsitz  hat  der  Erzbischof  von 
Sens  geführt,  c.  1. 

s  lieber  die  anderen  Angelegenheiten,  über 
welche  verhandelt  worden  ist  (s.  vor.  Anm.),  ist 
nichts  bekannt. 

«  c.  54.  55;  Hefele4,  641.  642. 

5  c.  28  ff.  L  c;  Hefele  4,  639. 

6  Richeri  bist.  III.  89,  SS.  3,  651 :  „cum  a 
papa  .  .  .  abdlcatio  Amulfl  et  promotlo  Gerberti 
plurimls  eplstolarum  scriptls  calumnlaretur  epi- 
scopl quoque  rel  huinsmodl  auctores  aliique  coo- 
peratores  diversis  reprehensloulbus  redargueren- 
tur,  placult  eplscopis  Galliae  In  unum  convenire 
.  .  .  Qulbus  Ghelae  oollectls  sinodus  hablta  est. 
Gul  rex  Rotbertus  praesedlt  (d.  h.  er  hatte  den 
Ehrenvorsitz),  consldentibus  metropolitanls,  Ger- 
berto  Remensl,  cui  tota  sinodalium  causarum 
ratio  discutleuda  (als  Vorsitzendem)  commlssa 
fult,  S.  quoque  Senonensl,  E.  Turonlco,  D.  Bi- 
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liehen  Haltung  des  Königs  Hugo  ^  der  Zusammentritt  einer  gemeinsamen  Synode  von 
deutschen  und  französischen  Bischöfen  unter  Betheiligong  eines  pftpstliohen  Legaten 
in  Mouson,  einem  Ort,  welchen  die  ebenfalls  geladenen  französischen  Könige  selbst 
bestimmt  hatten,  veranlasst 3.  Bei  dem  Ausbieiben  der  Könige  und  ihrer  Bischöfe—- 
von  den  letzteren  war  nur  Gerbert  erschienen  —  konnte  die  Angelegenheit  nicht  de- 
finitiv erledigt  werden  ^,  und  erst  auf  einer  demnftchst  in  Rheims  995  ^  von  dem  Le- 
gaten mit  den  französischen  Bischöfen  abgehaltenen  Synode  wurden  die  Beschltoe 
der  Synode  von  S.  Basel  in  Betreff  Arnulfs  kassirt  und  der  letztere  wieder  restitniit^ 
Der  Kampf  des  Papstthums  hatte  damals  nicht  dem  Institut  der  Beichssynoden 
als  solchem  gegolten.  Unangefochten  von  demselben  sind  vielmehr  auch  Im  i  1.  Jahr- 
hundert derartige  Konzilien  in  Frankreich  zusammengetreten,  fttr  deren  Bemfluig^ 
und  Zusammensetzung  dasselbe  wie  fOr  die  deutschen  Synoden  galt ''.  Indessen  waren 


turicensi  allisqae  horum  compiovindalibüB  non- 
nuUis.  In  qua  postquam  ex  patrnm  decretis  r&- 
tiones  de  statu  aecdesiae  promnlgamnt ,  inter 
nonnulla  utilla  constitul  et  roborari  placult,  ut 
ab  eo  die  idem  sentirent,  idem  cooperaientnr. 
.  .  .  Decemi  et  illud  voluere,  ut  si  in  qnalibet 
ecclesia  qnaecomque  tirannlB  emergeret,  quae 
tele  anathematift  ferieada  yideretnr,  Id  imprimis 
ab  Omnibus  consulendum  et  sie  communi  decreto 
agitandum :  et  qul  auathemate  reUxandi  forent, 
decreto  communi  simlliter  relaxandos  .  ,  .  Pla- 
cuit  qnoqne  sanciri,  si  quid  a  papa  Romano 
contra  patrnm  deoreta  snggereretnr, 
cassnm  etirritnm  fieri.  Nee  minns  abdl- 
cationem  Arnolfl  et  promotlonem  Gerberti,  prout- 
ab  eis  ordinatae  et  per&ctae  essent,  peipetuo  pla- 
coit  sanciri". 

1  8.  den  Brief  K.  Hngos  an  den  Papst,  Mansi 
19, 168  n.  173 :  „Nihil  contra  apostolatam  ves- 
tram  eglsse  solmns :  qnod  si  absentlbus  non  sa- 
tis  oredltis ,  praesentes  de  praesentibns  Tera  co- 
gnosdte.  Gratianopolis  civitas  in  flne  Italiae  et 
Galliae  sita  est,  ad  qnamRomanl  pontlflcesFran- 
corom  reglbiis  occnrrere  soUtl  faerunt.  Hoc  si 
vobis  placet,  iterare  posslblle  est.  At  si  nos  et 
nostra  in-vlsere  Übet,  snmmo  cum  honore  de- 
soendentemde  Alpibns  exdpiemus :  morantem  ac 
redeuntem  debltis  obsequiis  proseqnemnr". 

3  Bicherl  bist.  III.  95.  96,  SS.  3,  663. 

»  L.  0.  0.99  ff.,  SS.  3,  654. 

*  S.  0.  0.  107,  SS.  3,  656;  Mansi  19,  197. 
Die  andere  Angabe,  dass  die  Synode  zu  Senlls 
SS.  3,  657  abgehalten  ist,  ist  wohl  irrig.  Vgl. 
Hefele4,  464. 

3  S.  Tor.  Anm.  und  die  hierher  gehörigen  acta 
conc.  Gauselensls  SS.  3,  671;  Hefele  4,  646. 
lieber  die  Znsammensetznng  der  Synode  Ist 
nichts  näheres  überliefert. 

0  Sie  erfolgt  durch  die  Könige  oder  Im  Elnver- 
ständniss  mit  ihnen,  Chelles  1008,  dlpl.  Boberti 
Mansi  19,  296:  „onm  eplscopis  s.  synodl  no- 
strae"";  Orleans  1022,  Radolf.  Glaber  III.  8, 
l.  c.  19,  373:  ^ex  Robertas  ...  Anrelianls  pro- 
peerans,  conTOcatls  plnrlmis  eplscopis  et  abba- 
tlbus  ac  religiosls  qnlbnsqne  laids",  vgl.  1.  c.  p. 
377;  Paris  1024,  1.  c.  19,  422;  Paris  1051 ,  Du- 
rand Troam.  bei  Mansi  19,  781:  „Qul  (K. 
Heinrich  I)  consultu  sni  regni  pontlflonm  prooe- 


mmqne  condliom  Pazifils  cogi  . . .  praecepit . . . 
freqnensqne  conyentns  praesnlnm  ac  reliquorom 
s.  ordinls  deiicomm  necnon  nobilinm  laloonim 
PailsUs  faotos  est"";  Rheims  1094,  I.e.  20,  795: 
„congregarit  Phillppus  rex  archlepiscopos  et  epi- 
scopos  regni  so!  In  Remend  nrbe^  verelnselt 
steht  für  das  12*  Jahrhundert  da  die  Synode  voa 
Etampes  1130  0.1131,  Snger.TltaLndoT.,  Wat- 
terich 2,200:  ^x  ...  condlinm  arddepieoopo- 
mm,  episcoporam,  abbatnmet  religlOBoram  viio- 
mm.  Stampls  conyocat'^  Dass  die  Pariser  Synode 
Ton  1074,  anf  welcher  dch  fast  alle  BlsdiÖfiB, 
Aebte  und  Kleriker  gegen  die  Anoidniuigen 
Gregors  YII  über  den  Cöllbat  aussprachen, 
Mansi 20/437,  Im  EinTerstandniss  mit  d<MB 
König  abgehalten  worden  ist,  eischelnt  nach  Lage 
der  Verhältnisse  wahrscheinlich. 

Ausser  dem  Konige  haben  auch  einzelne  Gioas- 
Tasallen  für  Ihre  Gebiete  Synoden  berufen,  so 
z.  B.  Wilhelm  Y  Herzog  ^n  Aquitanlen  um 
1028  zu  S.  Garroux,  Adem.  chron.,  Mansi  19, 
484 :  „condlium  aggregavit  episcoporum  et  ab- 
batum  •  .  .  propter  extlngueudas  haereses  que 
Yulgo  a  Manlchads  dlssemlnabantur^ ;  auch  wird 
in  der  ep.  Jordanl  Lemovic,  1.  c.  p.  394  ein 
anderes,  betreffend  die  Apostelqualitat  des  Mar- 
tialis  abgehaltenes  „condlium  GuJllelmt  duds 
Aquitanorum''  erwSUmt ;  feiner  die  Heizoge  tod 
der  Normandle,  s.  unten  S.  574  Anm. 

"^  Nähere  Angaben  über  die  anwesenden  Bi" 
sohöfe  fehlen  meistens,  zu  Ghelles  1008  waren 
gegenwärtig  die  Erzbisohofe  von  Sens  und  Tonis, 
sowie  11  Bischöfe  thells  Sufltaganen  von  Rheims, 
theils  von  Sens;  über  Etampes  1130  o.  1131 
8.  chron.  Maurlniac,  Watterich  2,  201:  ^x 
Ludovicus  archlepiscopos  Remensem,  Senonen- 
sem,  Biturlcensem,  Turonensem  simulqne  epi- 
scopos  regni  sul  et  abbates  Stampls  oonrocat^; 
Aebte  zu  Orleans  1022,  Paris  1074  und  Etampes 
(hier  auch  Mönche),  reliqui  derid  Paris  1051  u. 
i074,  weltliche  Grosse  und  Laien  zu  Orleans  1022, 
Paris  1024,  Man  si  19,  422,  Etampes  Arnulf.  Sa- 
giens.  SS.  12,  715 :  ,^s  (Ludovicus)  vocatls  epl- 
scopis et  Omnibus,  qul  probatae  religlonlslnGal- 
111s  habebantur,  oonvocatl«  etlam  dero  regnique 
maloribus  conciUum  statult  generale^ 

Den  Vordtz  hat  zu  Orleans  der  Erzblschof  von 
Sens  geführt,  Mansi  19,  380;  zu  Rheims  der 
Erzblschof  dieser  Stadt,  L  o.  20,  795. 


§.  177.1 
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sie  von  viel  geringerer  Bedeutung  als  in  Dentsohland  S  wo  ein  starkes  Königthnm 
im  1 0.  und  Anfang  des  1 1 .  Jahrhunderts  ordnend  in  die  kirchlichen  Verh&ltnisse  ein* 
gegriffen  nnd  kirehliche  Reformen  gefördert  hat.  Femer  haben  die  Könige  in  Frank- 
reich es  nicht  verhindern  können,  dass  grössere  Synoden  auch  ohne  ihre  Zustimmung 
zasammengetreten  sind.  Wie  sie  schon  im  10.  Jahrhundert  das  Eingreifen  Jo- 
hanns XY.  in  der  Bheimser  Erzbischofs-Angelegenheit  haben  dulden  müssen,  so  sah 
sich  später  Heinrich  I.  ausser  Stande,  die  ihm  unbequeme  Abhaltung  der  von  Leo  IX. 
im  J.  1049  nach  Kheims  einberufenen  französischen  Beformsynode  zu  vereiteln  2. 

Vollends  als  gegen  Ende  des  11.  Jahrhunderts  bei  der  weiten  Verbreitung  der 
gregorianischen  Anschauungen  unter  der  französischen  Geistlichkeit,  und  der  m&ch- 
tlgen,  durch  die  Predigt  der  Ereuzzflge  hervorgerufenen  religiösen  Erregung  unter 
der  Laienschaft  das  Papstthum  und  die  Geistlichkeit  die  leitende  Führung  übernom- 
men hatten ,  war  die  Zeit  für  die  von  den  Königen  berufenen  Beichssynoden  vor- 
über K  Statt  ihrer  sind  es  die  Päpste  und  päpstlichen  Legaten,  welche  solche  Kon- 
zUien  versammeln^,  und  es  müssen  sich  die  Könige  sogar  vor  diesen  in  sie  betreffenden 


^  Dies  zeigen  auch  die  Yerhandlungsgegen- 
Btände.  Die  Konzilien  Ton  Oileans  nnd  Pazis 
1051  Bind  behnfs  Yemrihellung  von  Ketzern  nnd 
ketied£cher  Lehren,  die  letztere  gegen  Berengar 
von  Tonis  nnd  dessen  Anhänger  abgehalten  wor- 
den. Von  dex  zn  Chelles  wissen  wir  nichts  ande- 
res, als  dass  anf  ihr  ein  königliches  Privileg  für  S. 
Denis  ertheUt  worden  list.  Die  Pariser  von  1024 
hat  über  die  Frsge,  ob  Maitialis  Apostel  genannt 
werden  dürfe,  nnd  die  Rheimser  von  1094  nnter 
dem  £inflnB8  Philipps  I  über  dessen  Ehe  mit 
Berfcrada  verhandelt.  Ueber  die  Pariser  von  1074 
s.  8.  570.  n.  6. 

sitinerar.  Anselmi  b.  Mansi  19,  727. 
Danaeh  hat  Leo  IX  das  Konzil  von  Toni  ans 
lelbststandig  bemfen  nnd  den  „cireumiacen- 
ttnm  regionnm  episoopis  et  abbatlbns^  Einladun- 
gen zugehen  lassen,  aber  einzelne  den  Reform- 
bestrebnngen  abgeneigte  Bischöfe  ^gi  Franco- 
nm  suggemnt,  regni  sni  decus  annibilari,  si  in 
eoBomaiii  pontiflds  antoritatem  dominaii  per- 
mitteret  vel  si  eidem  nt  deoreverat,  occnrrens 
pnesentiae  snae  favorem  ad  cogendum  oond- 
linm  exhiberet ...  (p.  731)  Hac  igltnr  persna- 
sione  rex  emollitnr  .  .  .  papae  per  Silvanecten- 
sem  mandat  episoopnm  se  snosqne  pontilices 
com  abbatibus  eogl  ad  comprimeudam  pervica- 
dam  dbi  resistentinm  ideoqne  non  posse  occnr- 
lere  illi  in  praeflxo  termino  ad  peragendnm  con- 
dlinm.  Unde  adventum  snnm  in  Franciam  in 
slind  tempus  differat :  quo  absolntis  huinsmodi 
negotüs  enm  debito  onm  honore  snsoipiat.  Ad 
baec  papa  remandat :  ...  ad  basllicam  eins  (d. 
h.  Remlgins  zu  Rheims)  dedicandam  procnl  du- 
bio ventumm  :  nbi  si  qui  divinae  religlonis  ama- 
tores  convenerint,  cum  eis  synodi  ratlonem  se 
fotetor  habitumm.  Cnius  mandati  ad  regem  rela- 
tione  perlata,  ipse  tarnen  in  rebeUes  iteraggredi- 
tor,  eoaeta  in  unum  ingenti  exerdtussui  militia : 
Md  et  episcopis  et  plerisque  abbatibus  contra  vo- 
luntatem  suam  illo  euntibus;  Ulis  etiam  per- 
▼erslB  ecelesiaium  rectoribus  ad  id  negotium 
vXtto  se  ingerenttbus  qui  ut  summi  pastoris  vica- 
ilum  actus  eomm  examlnare  venientem  possent 


effagere,  eamdem  expeditionem  exitiall  teohna 
elaboravemnt  struere".  Die  Zahl  der  Theilneh- 
mer  des  Konzils  wird  auf  20  Bischöfe ,  ungefähr 
50  Aebte  (,,et  alii  ecclesiastlci  ordinis  quam  plu- 
rimi^  angegeben.  Namentlich  werden  aufge- 
zählt die  Erzbischöfe  von  Rheims  mit  3  SufEra- 
ganen,  von  Trier  mit  2,  von  Lyon  mit  einem  Suf- 
fraganen,  sowie  der  Erzbischof  von  Besannen) 
fünf  SufCraganen  von  Ronen,  zwei  von  Tours, 
einer  von  Sens,  der  Bischof  von  Porto  und  ein 
engUscher  Bischof,  1.  c.  p.  736.  737.  Die  aus- 
gebliebenen Bischöfe,  welche  sich  dem  Zuge  des 
Königs  angeschlossen  hatten,  vnirden  vom  Papst 
und  dem  Konzil  exkommuniclrt,  1.  c.  p.  741. 
Die  Reformkanones,  welche  sich  hauptsächlich 
gegen  Simonie  und  incestuöse  Ehen  richten,  1. 
c.  p.  742 ;  über  die  sonstigen  Yerhandlungen  s. 
Hefele4,  728. 

s  Schon  1077  hat  Gregor  VII  seinen  Legaten, 
den  Bischof  Hugo  von  Die  angewiesen,  eine  Sy- 
node —  sie  ist  später  zu  Antun  zusammengetre- 
ten —  mit  soviel  Erzbischöfen  und  Bischöfen 
Frankreichs  wie  möglich,  zu  veranstalten :  „ma- 
xime  quidem  cum  oonsensu  et  consilio  regls 
Francorum,  si  fleri  potest;  sin  autem  aliqua  00- 
casione  id  oonsentire  uoluerit,  in  Lingonensi  ec^ 
clesia  conventum  celebrandi  condlii  instituas^, 
reg.  IV.  22.  Jaf f tf  mon.  Mogunt.  p.  273 ;  vgl. 
Hefele5,  101.  Die  von  demselben  Legaten 
1078  nach  Poitiers  einberufene  Synode  hat  Phi- 
lipp I  von  Frankreich  zwar  zu  hindern  gesucht, 
8.  ep.  Hugon.  Diens.,  Mansi  20,  495:  „deinde 
comiti  (v.  Poitiers)  tum  etiam  episcopis  sui 
iuris  literas  misit,  adiurans  eos  omni  attesta- 
tlone  et  snae  maiestatis  ac  fldelitatis  reos  esse 
instltuens,  sdl.  comitem,  si  pateretur  nos  uspiam 
ubi  posset,  conventicula  et  quasi  condlia,  sie  ea 
vocans,  celebrare:  episcopos  vero,  si  Interessent 
vel  nostris  faverent  decretis,  in  quibus  nlteba- 
mur  splendorem  coronae  eins  obfuscare  et  prin- 
dpum  regnl  elus^  indessen  hat  das  keinen  ent- 
scheidenden Erfolg  gehabt,  Hefele  5,  104. 

*  So  hat  schon  Urban  II  das  grosse  Konzil  zu 
Olermout  1095  auf  französischem  Boden  gehal- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  177. 


kirchlichen  Rechtssachen  verantworten^.  Nur  einmal ^  im  12.  Jahrhundert,  als  es 
sich  für  Innocenz  U.  darum  handelte,  gegenüber  seinem  Gegner  Anaklet  U.  die  An- 
erkennung der  französischen  Krone  und  der  französischen  Geistlichkeit  zu  erlangen, 
konnte  das  Königthum  noch  eine  Reichssynode  nach  alter  Art  behufs  Entscheidung 
zwischen  den  beiden  Prätendenten  des  päpstlichen  Thrones  einberufen  ^.  Und  wenn 
auch  während  jener  Zeit  noch  mehrfach  Versammlungen  auf  Veranlassung  der  Könige 
zusammengetreten  sind,  auf  welchen  die  Geistlichkeit  des  Landes  erschien,  so  waren 
dies  doch  keine  Synoden,  sondern  Reichstage,  weil  auf  ihnen  Angelegenheiten  be- 
rathen  wurden,  welche,  wenn  sie  auch  eine  kirchliche  Bedeutung  hatten,  doch  nicht 
ausschliesslich  kirchlicher,  sondern  ebenfalls  weltlicher  Natur  waren  3. 

In  England  zeigt  sich  eine  Scheidung  zwischen  den  Reichstagen  und  Reichs- 
synoden erst  nach  der  normannischen  Eroberung^.  Schon  seit  Wilhelm  I.  (1066 — 
1087)  werden  auf  den  vom  König  oder  unter  seiner  Mitwirkung  ^  berufenen  Ver- 
sanmilungen  der  Geistlichkeit,  der  Bischöfe  und  Aebte  des  Reiches®,  an  denen  freilich 
auch  weltliche  Grosse  Theil  nehmen^,  die  kirchlichen  Angelegenheiten  gesondert  be- 
rathen  und  entschieden  ^.   Noch  deutlicher  tritt  dieser  Umstand  unter  seinen  Nach- 


ten, Hefele  5,  195  ff.  Vgl.  ferner  o.  S.  521. 
n.  3. 

1  Auf  dem  Konzil  zn  Glermont  1095  wurde 
Philipp  I  wegen  seiner  Verbindung  mit  Beitrada 
exkommunicirt,  M ans!  20,  815;  femer  gehören 
hierher  die  Synoden  von  Paris  1196,  1.  c.  22, 
671  und  Soissons  1201  in  der  Ehesache  Phi- 
lips II  Augustus  1.  c.  p.  737. 

^  Nach  Etampes,  s.  S.  570.  n.  6  und  7. 

8  So  die  Versammlung  zu  SoiBSons  wegen  Be- 
schwörung eines  allgemeinen  Landfriedens, 
Mansi  21,  837,  zu  Paris  1185,  1.  o.  22,  507 
wegen  Veranstaltung  eines  neuen  Kreuzzuges ; 
Paris  1226,  1.  c.  23 ,  9  wegen  eines  Kreuzzugs 
gegen  die  Albigenser. 

*  üeber  die  frühere  Zeit  S.  546.  n.  2. 

5  Winchester  und  Windsor  1070,  Mansi  19, 
1079  und  20,  5,  wo  in  Gegenwart  päpstlicher 
Legaten  eine  Anzahl  englischer  Bischöfe  abge- 
setzt und  deren  Stühle  an  Normannen  vergeben 
worden  sind  \  Peterdan  1071  „coram  rege  et  pri- 
matibus  totius  Angllae",  Mansi  20,  7.  London 
1129,  1.  c.  21,  383.   S.  femer  folg.  Anm. 

Das  war  schon  vorher  in  der  Normandle  Sitte. 
Die  Synoden  von  Lisieux  1055  zur  Absetzung 
des  Erzbischofs  von  Ronen  unter  Mitwirkung 
eines  päpstlichen  Legaten,  Mansi  19,  839,  von 
Ronen  1055,  1.  c.  p.  841  und  Ronen  1063,  ha- 
ben in  G-egenwart  des  Herzogs  stattgefunden.  — 
Auch  die  Versammlung  zu  Gaen  1061,  1.  c.  p. 
937,  deren  Charakter  als  Synode  nicht  ganz 
zweifellos  erscheint,  ist  auf  Befehl  Herzog  Wil- 
helms zusammengetreten.  Nur  die  Rouener  Sy- 
node von  1048  0.  1049,  auf  welcher  blos  zwei 
Suffraganen  erschienen  waren ,  1.  c.  p.  751  ist 
ohne  den  Herzog  gehalten,  was  sich  wohl  aus 
der  damaligen  Verwirrung  in  der  Normandie  (s. 
Phillips,  engl.  Reichsgesch.  1,  53  ff.),  er- 
klärt. 

ß  S.  die  folgende  Note;  femer  London  1102, 
Mansi  20,  1150:  ,4pso  (Henrico  I  rege)  an- 
nuente  celebratum  est  concilium  .  .  .  commnni 
consensu  eplscopomm  et  abbatum  et  prindpum 


totius  regni.  In  quo  praesedit  Anseimus  archi- 
episcopus  Dorobernensis  .  .  .  cousidentlbus  .  .  . 
Gerardo  Eboracensi  archiepiscopo  .  .  .  aUisque 
tam  episcopls  quam  abbatibus.  Huic  oonventai 
affuerunt  Auselmo  archiepiscopo  petente  a  rege 
primates  regni,  quatenus  quicquid  condlii  aucto- 
ritate  decerneretur,  utriusque  ordinis  concordi 
cura  et  soUicitndine  ratum  servaretnr';  London 
1108,  1.  c.  p.  1229 :  „Incontinentlae  crimen  rex 
subvertere  cupiens  .  .  .  cunctis  maioribus  legnl 
de  negotio  cum  Anselmo  archiepiscopo  et  caete- 
ris  episcopis  Angliae  tractavit  .  .  .  Unde  An- 
selmus ...  et  Thomas  eleotus  archiepiscopus  Ebo- 
racensis  et  omnes  alii  Angliae  episcopi  statue- 
runt  In  praesentia  . . .  regia  H. ,  assensu  omniam 
baronum  suorum" ;  Pipewell  1189,  Mansi  22, 
587.  Ueber  die  Anwesenheit  anderer  Geist- 
lichen s.  S.  573.  n.  1  (Londoner  Konzil  von 
1127);  London  1125,  Mansi  21,  350:  „cum 
innumera  cleri  et  populi  multitudine^,  wovoi^ 
her  nur  20  Bischöfe  und  ungefihr  40  Aebte  als 
anwesend  genannt  werden ;  ebenso  London  1138, 
1.  c.  p.  510. 

7  Peterdan  1071  (s.  Anm.  5);  über  Win- 
chester u.  Windsor  1072  vgl.  ep.  Lanfranä  ad 
Alex.  II.  Mansi  20,  23 :  „convenerunt  .  . .  sd 
regalem  curiam  .  .  .  episcopi,  abbates  caeteii- 
que  ex  sacro  et  laicali  ordine,  quos  flde,  actione 
eorumque  probitate  par  fuerat  convenisse^ ;  vgl. 
femer  die  vorhergehende  Anm.;  Pipewell  11B9, 
L  c.  22,  587.  Für  die  Normandie  gilt  das- 
selbe, Ronen  1074  und  Lillebonne  1080,  1.  «• 
20,  397.  555. 

8  Dies  ergiebt  sich  für  die  schon  erwähnten  Kon- 
zilien von  1070(6.  Anm.  5)  daraus,  dass  bei  ihnen 
der  Anwesenheit  weltlicher  Grossen  nicht  gedackt 
wird.  Auch  haben  die  auf  dem  Konzil  von  Win- 
chester 1072  getroffene  Vereinbarung  wegen  des 
streitigen  Primates  von  Ganterbury  über  York 
ausser  dem  König  und  der  Königin  nur  Geist- 
liche, Bischöfe  und  Aebte  unterschrieben,  Mansi 
20,  19.  Vgl.  femer  in  Betreff  des  Konzils  von 
Gloucester  1085,  1.  c.  p.  603 ;  ^fuit  rex  in  Glean- 
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folgern  hervor  ^  wenngleich  sich  solche  Konzilien  ge wohnlich  an  Reichsversamm- 
lungen  angeschlossen  habend.  Auf  ihnen  fahrt  der  Erzbischof  von  Oanterbury  den 
Vorsitz^  nnd  mitnnter  werden  gerade  auf  ^eine  Veranlassung  auch  die  weltlichen 
Grossen  des  Reiches  zugezogen ,  um  dieselben  mit  der  Bedeutung  der  Beschlüsse  be- 
kannt zu  machen  und  sich  ihrer  Htllfe  bei  der  Durchführung  im  Interesse  der  kirch- 
lielien  Reform  zu  versichern^. 

Die  Trennung  von  Reichstagen  und  Reichssjmoden  hat  aber  andererseits  die 
Folge,  dass  die  letzteren  gewissermassen  zugleich  den  Charakter  von  Primatial- 
Synoden  des  Erzbischofs  von  Oanterbury^  annehmen  ^,  weil  auf  ihnen  die  zum  eng- 
lischen Reich  gehörigen  Bischöfe,  einschliesslich  des  Erzbischofs  von  Tork^  und 
seiner  8uffraganen  erschienen ,  andererseits  aber  sein  Primatialbezirk  ganz  England 
umfasste^ ;  —  allerdings  nicht  vollkommen,  denn  fQr  wichtigere  Angelegenheiten,  bei 
welchen  die  Mitwirkung  des  Papstes  erforderlich  war,  ist  eine  solche  eingetreten^, 
und  femer  haben  die  päpstlichen  Legaten,  welche  mehrfach  nach  England  zur 
Durchfahrung  der  damals  auf  der  Tagesordnung  stehenden  Reformen,  insbesondere 
zur  Beseitigung  der  Simonie  und  des  Konkubinates  der  Geistlichkeit ,  von  der  Kurie 
gesendet  worden  sind,  an  ihnen  Theil  genommen  ^. 

Während  des  11.  und  12.  Jahrhunderts  haben  die  englischen  Könige  das  allei- 
nige Recht  zur  Berufung  und  zur  Genehmigung  der  Einberufung  solcher  Sjmoden 
geflbt  1^,  (nur  König  Stephan  (1 134 — 1 154)  hat  dasselbe  bei  seiner  Abhängigkeit  von 


eester  cum  suis  proceribus  et  tennit  ibi  cuil&m 
saam  Y  dies;  postea  autem  arcbiepiscopus  et 
cleri  hahuerunt  syuodam  III  dienim". 

»  Vgl.  die  Londoner  Konzilien  von  1102,  1108 
(S.Ö7'i.  n.  6)  und  1127,  Mansl  21, 353 :  „Doro- 
bemensis  archiepiscopiis  congregavit  generale 
conclLium  omnium  eplscoporam  et  abbatum  to- 
tius  Angliae  .  .  .  Col  condlio  praesedit  ipse,  si- 
cat  archieplsoopus  et  legatus  apostollcae  sedis, 
<u>nsldentlbus  secum  (folgt  die  Aufzählung  der 
einzelnen  Bischöfe)  .  .  .  Confluxerant  quoque 
illno  magnae  mnltitudines  clericorom  et  lai- 
comm". 

2  So  die  Londoner  KonziUen  von  1102,  1108 
und  1109,  Mansl  20,  1152.  1153.  1229.  1236; 
London  1154,  L  c.  21,  852. 

3  Londoner  Konzil  von  1070, 1075,  M  a  n  s  i  20, 
4Ö1 ;  y.  1102(S.  572.  n.  6)undll27(Anm.  1).  So 
heisst  68  auch  in  der  Notiz  bei  M  a  n  s  i  20,  605 : 
„Lanfrancus  Cantnariensls  arcbiepiscopus  .  .  . 
diverfla  In  dlversis  locis  Angliae  celebravit  con- 
fitla  .  .  .  primum  itaque  .  .  .  generale  concl- 
linm  apud  Wlntonlam" ;  London  1151,  1.  c.  21, 
749.  753.  Wenn  mehrfach  London  1127  und 
1151  (Mansl  21,  354  und  789)  dabei  auch  die 
Legatenwürde  des  Erzbiscbofs  betont  wird,  so  ist 
dies  wohl  deshalb  geachehen,  um  das  Recht  des- 
selben zum  Vorsitze  unabhängig  von  seinem  sei- 
tens des  Erzbischofs  Ton  York  bestrittenen  Primat 
nnd  aueh  gegenüber  andern  englischen  Bischöfen, 
welche  die  Legatenwürde  besassen,  s.  z.  B. 
Man  sl  21,  545.  573.  579,  zu  begründen. 

4  So  zu  Westminster  1076,  Mansi  20,  459  n. 
606 ;  London  1102  (S.  572.  n.  6). 

5  Bezeichnet  werden  sie  in  den  Quellen,  eben- 
so wie  die  Keichssynoden  in  anderen  Ländern, 
als  eoncilium  generale  (s. o.  Anm.  1  u. 3),  Lon- 


don 1138,  1.  c.  21,  510.  oder  synodus  univer- 
salis, Charta  WilUelmi  I  v.  1077  bei  Mansi 
20,  606. 

6  VgL  Th.  I.  S.  617  u.  Mansi  20,  605. 

^  Allerdings  beanspruchte  Canterbury  auch 
den  Primat  über  Schottland  und  Irland,  Th.  I. 
S.  617,  aber  in  diesen  beiden  Ländern  war  die 
Ausübung  desselben  nur  eine  sehr  unsichere, 
wie  sich  denn  auch  die  Anwesenheit  von  Bischö- 
fen aus  diesen  Ländern  nur  in  vereinzelten  Fällen 
nachweisen  lässt  (S.  575.  n.  1). 

s  So  sind  die  Synoden  v.  Winchester  u.Windsor 
V.  1072  wegen  desPrlmatialstreites  zwischen  Can- 
terbury und  York  ex  praecepto  Alexandri  (II) 
papae  unter  Theilnahme  eines  päpstlichen  Le- 
gaten veranstaltet  worden,  Mansi  20,  19. 

9  So  zu  Winchester  und  Windsor  1070,  wo  sie 
auch  präsidirt  haben:  London  1125,  Mansi  21, 
330:  „Praefuit  autem  illi  synodo  Joannes  de 
Crema  .  .  .  pp.  Honorii  in  AngUam  legatus  cum 
W.  Gantuariensi  et  T.  Eboracensi  archlepiscopis", 
zu  welcher  die  Berufung  der  Bischöfe,  Aebte 
und  Prioren  allerdings  vom  Erzbischof  von  Can- 
terbury ausgegangen  ist,  s.  das  Schreiben  1.  c. 
p.  329;  desgleichen  London  1138, 1.  c.  p.  510; 
Winchester  1176,  1.  c.  22,  157. 

10  Abgesehen  von  der  Regierungszeit  Stephans 
wird  fast  bei  allen  derartigen  Synoden  mindestens 
ihrer  Gegenwart  gedacht;  für  die  Synode  v. 
Winchester  1076,  wo  die  königliche  Mitwirkung 
bei  der  Berufung  nach  Mansi  20,  603  zweifel- 
haft sein  könnte,  vgl.  Charta  v.  1077  ibid. 
p.  606.  Während  des  1075  von  Lanfrauc  ge- 
haltenen Londoner  Konzils  war  Wilhelm  I  von 
England  abwesend ,  da  aber  bei  der  Beschluss- 
fassuug  über  die  Verlegung  von  Bischofssitzen 
seiner  Bewilligung  gedacht  wird ,  so  ist  auch  an- 
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der  Geistlichkeit  nicht  immer  zn  wahren  gewnsst^),  und  erst  im  13.  Jahrhundert  seit 
der  Regierung  Johanns  ist  es  der  Geistlichkeit  gelungen,  dem  Eönigthum  die  ans- 
schliessliche  Bef^gniss  dazu  zu  entwinden  ^. 

Andererseits  ist  aber  die  kirchenrechtliche  Gültigkeit  der  auf  diesen  Synoden 
beschlossenen  Anordnungen  nicht  von  einer  königlichen  Bestätigung  abhängig  ge- 
wesen, einer  solchen  bedurfte  es  vielmehr  nur,  falls  ihre  Durchführung  auch  mit 
weltlichen  Massregeln  erzwungen  werden  sollte  3. 


zunehmen ,  dass  seine  Zastimmnng  zur  Abhal- 
tung der  Synode,  auf  welcher  diese  ausgespro- 
chen wild ,  vorher  ertheilt  worden  ist.  Nur  für 
die  Synode  v.  Lamheth  1110,  Hefele,  Konci- 
liengesoh.  5,  237,  und  die  v.  London  1125, 
Man 8 120,  327,  erheUt  nichts  über  die  könig- 
liche Zustimmung.  Die  erstere ,  Eadmer.  hlst. 
noY.  1.  III,  Migne  159,  426,  welche  sich  mit 
der  Frage  der  Zulässlgkeit  der  Ehe  zwischen 
Heinrich  I  und  der  schottischen  Prlnzess  Ma- 
thilde beschäftigt  hat,  war  aber  sicherlich  keine 
Reichssynode  und  die  andere  ist  unter  einem 
päpstlichen  Legaten  abgehalten,  welcher  nach 
englischem  Recht  (Th.  I.  S.  503)  das  Land  nur 
mit  königlicher  Genehmigung  betreten  durfte. 
Für  die  Zelt  Heinrichs  II  erglebt  sich  die  Aus- 
übung des  Rechts  für  die  Synoden  y.  London 
1154,  Winchester  1176,  Egenesham  1186  und 
Plpewell  1189,  Mansi  21,  785.  852;  22,  155. 
157.  511.  587. 

Als  Bestätigung  dient  ferner  der  umstand, 
dass  auch  in  der  Normandie  die  Reichssyno- 
den in  Anwesenheit  des  Königs  gehalten  wor- 
den sind,  so  die  v.  Ronen  1074,  Mansi  20,  390 ; 
Lillebonne  1080,  1.  c.  p.  555  (beide  zur  Durch- 
führung kirchlicher  Reformen),  Ronen  1098,  1.  c. 
21,  185  G,de  statu  eccleslae");  Ronen  1128  (un- 
ter einem  päpstlichen  Legaten  auf  Befehl  Königs 
Heinrich  I),  gegen  Konkubinat  der  Geistlichen, 
Kumulation  der  Beneflzlen  und  Zehntusurpa- 
tionen ,  1.  c.  p.  375.  Die  Synode  y.  Avranches 
1172,  1.  c.  22,  139,  unter  dem  Vorsitze  eines 
englischen  Legaten,  nimmt  insofern  eine  beson- 
dere Stelle  ein,  als  Heinrich  II  auf  ihr  wegen  der 
Becketschen  Angelegenheit  die  Leistung  der  Sa- 
tisfaktion übernommen  hat,  Hefele  5,  611; 
Reuter,  Alexander III.  3,  146.  Ebenso  Ist  das 
Konzil  V.  1096,  welches  unter  Betheiligung  der 
Grossen  der  Normandie  abgehalten  und  auf  wel- 
chem die  Kanones  des  Konzils  v.  OlermontT.  1095 
publlcirt ,  sowie  Verordnungen  über  den  Gottes- 
frieden getroffen  sind ,  1.  c.  20,  921 ,  kaum  ohne 
Vorwissen  des  Königs  zusammengetreten.  Uebrlg 
bleiben  die  Konzilien  y.  Ronen  t.  1072,  1.  c.  p. 
73  (Reformkanones) ,  mehrere  vom  Erzbischof 
Johannes  (1069 — 1079)  gegen  den  Konkubinat 
der  Kleriker  abgehaltene  Synoden,  1.  c.  p.  442, 
y.  Ronen  1119,  betreffend  denselben  Gegen- 
stand, L  c.  21,  257,  und  y.  Ronen  1189  (Re- 
formkanones), 1.  c.  22,  581,  für  welche  nichts 
über  eine  königliche  Mitwirkung  festzustellen 
ist.  Das  zuletzt  erwähnte  Konzil  bezeichnet  sich 
ausdrücklich  als:  „conclllum  proyinciale^,  und 
so  könnte  man  auch  die  übrigen  für  Proyinzial- 
synoden  erklären  und  zu  der  Annahme  gelangen, 
dass  diese  ohne  königliche  Betheiligung  hätten 


einberufen  werden  dürfen,  was  dem  anderweit 
geltenden  Recht  (s.  o.  S.  480  ff.)  entsprechen 
würde.  Damit  ist  aber  die  Schwierigkeit  nickt 
gelöst,  den  Unterschied  zwischen  den  Reichs- 
synoden und  den  Proyinzialkonzilien  In  der  Nor- 
mandie nach  festen  Kriterien  zu  bestimmen,  was 
kaum  gelingen  dürfte,  da  die  Normandie  sieh 
wesentlich  mit  der  Kirchenprovinz  Ronen  gedeckt 
hat  und  überdies  genaue  Kompetenzyorscbiif- 
ten  im  Mittelalter  für  die  Proyinzial-  und  andere 
grössere  Synoden  nicht  existirt  haben. 

1  Die  Londoner  Synoden  y.  1138  u.  1151, 
Mansi  21,  510.  749.  753,  sind  allerdings  unter 
seiner  Mitwirkung  gehalten,  dagegen  sind  die 
Synoden  yon  Winchester  1139  und  1141 ,  sowie 
die  von  Westminster  1141,  Mansi  21, 545. 573. 
579,  yon  dem  Bischof  yon  Winchester ,  der  zu- 
gleich apostolischer  Legat  war,  einberufen  wor- 
den. Vor  die  erstere  wurde  der  König  zur  Her- 
ausgabe gefangen  gehaltener  Bisehöfe ,  die  sich 
des  Hochyerraths  verdächtig  gemacht  hatten,  ge- 
laden. Die  zweite  hat  Mathilde,  die  Wittwe 
Kaiser  Heinrichs  V  yon  Deutschland,  nach  der 
Gefangennehmung  Stephans  als  Königin  anei^ 
kannt  und  mehrere  Anhänger  dea  letzteren  re- 
stituirt.  Die  letzte  hat  sich  dann  wieder  für 
Stephan  erklärt,  ygl.  auch  Hefele  5,  395.  436. 
438. 

3  Ohne  Johanns  Zustimmung  sind  berufen  die 
Konzillen  y.  London  1213  durch  einen  päpst- 
lichen Legaten,  bez.  den  Erzbischof  von  Ganter- 
bury,  Mansi  22,  953.  955;  Hefele  5,  729; 
y.  London  1214 (durch  den  ersteren),  Mansi  22, 
954;  Hefele  5,  731. 

'  Phillips,  engl.  Reichs-  u.  Rechtagesch.  1, 
105  behauptet ,  von  seiner  unrichtigen  Ansicht 
über  die  angelsächsische  Zeit  ausgehend  (s.  o. 
S.  478.  n.  3  a.  E),  dass  auch  während  der  Norman- 
nenherrschaft alle  SynodalbesohlüBse  der  könlg* 
liehen  Bestätigung  bedurft  hätten.  Die  einzige 
yon  ihm  a.  a.  0.  S.  131  in  Bezug  genommene 
Urkunde  Heinrichs  I  y.  1127,  welche  sich  auf 
das  damals  abgehaltene  Londoner  Konzil  gegen  die 
Simonie,  sowie  den  Konkubinat  derGeistliohen  be- 
zieht und  auch  sonstige  Reformen  anordnet — ein 
anderer  Anhalt  ist  nicht  nachweisbar — ,  Bymer 
foedera  1,  8:  „Sciatis  quod  auctoritate  regia  et 
potestate  concedo  et  conflrmo  statuta  oondUi  . .  . 
apud  Westmonasterlum  oelebrata  et  interdieta 
interdioo.  Si  quis  yero  horum  decretorum  yiola- 
tor  yel  contemptor  extiterit,  si  ecclesiasti- 
cae  discipllnae  non  satisfeoerit,  noTe- 
rit  se  regia  potestate  grayiter  cohercendum ,  qnia 
diyinae  dispositioni  reslstere  praesumpsit",  hat 
aber  nur  die  im  Text  angegebene  Bedeutung. 
Für  ein  Bestätigungtrecht   lag    übrigens  such 
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Endlich  kann  es  bei  der  Yereinigong  der  Herrschaft  Aber  England  nnd  über  die 
Normandie  nicht  anfflUUg  erscheinen,  dass  mehrfach  an  den  englischen  Reichssyno- 
den anch  Bischöfe  ans  der  letzteren  Theil  genommen  haben  ^. 


el»eiMO  wenig  wie  früher  ein  BedÜrfhiss  yor,  da, 
so  lange  das  normannische  Konigthnm  der  Geist- 
llehkelt  kiaftToU  gegenüber  stand,  unliebsame 
Beschlüsse  dei  Synoden  dnrch  die  Gegenwart  des 
Königs  gehindert  werden  konnten,  denn  es  kann 
keinem  Zweifel  unterworfen  sein,  dass  derselbe 
einen  entseheldenden  Einflnss  anf  die  Berathnn- 
gen  der  Synoden  ausgeübt  hat,  wie  dies  die  Ein- 
leitung zu  dem  Lillebonner  Konzil  v.  i080  für 
die  Nonnandie,  in  welcher  die  Verhältnisse 
ebenso  wie  in  England  lagen,  ergiebt,  Mansi 
20,  555:  „sub  eiusdem  regis  praesentla,  prae- 
sente  Rotomagensi  arehipraesnle  W.  congregatis 
etlam  episcopis  et  abbatlbns,  consullbus  quoque 
et  veteris  Normanniae  principibns  oelebratum 
est  .  .  .  eondlium ,  in  quo  .  .  •  regis  Willelmi 
Providentia  praescriptomm  fldelium  suoram 
eonsilio  defftniyit.'' 

1  So  zu  Winchester  1072  der  Bischof  y.  Ba- 
jenx,  „Gomes  Cantiae",  und  der  y.  Ck)utances, 
„nnns  de  primatibus  Angliae'',  Mansi  20,  21; 
anf  dem  Konzil  y.  Winchester  1139  wurde  der 
Erzbisehof  y.  Ronen  erwartet,  1.  c.  21,  549;  der- 
selbe und  der  Bischof  y.  Bajeux  waren  1189  zu 
Plpewell  anwesend,  1.  c.  22,  587;  allerdings 
ausser  ihnen  anch  die  ErzbisohSfe  y.  Dublin  und 
Trier,  die  Bischöfe  y.  Fems  (Irland)  und  y.  Lei- 
ghlin  C?  episcopus  Hegilonensis). 

Was  Irland  betrifft,  so  sind  hier  yor  der 
Begründung  der  englischen  Oberlehnsherrlich- 
keit  mehrere  allgemeine  Synoden,  welche  sich 
als  Nationalsynoden  bezeichnen  lassen,  gehalten 
worden,  und  wenn  auch  auf  denselben ,  wie  auf 
der  Synode  y.  1112  zu  Usneach,  Mansi  21,  71, 
znr  Verbesserung  der  Sitten  ausser  dem  Erz- 
bisehof ▼.  Armagh  und  dem  Bischof  y.  Gashel 
(„nna  cum  60  episcopis,  300  presbyteris  et 
3000  (?)  ordinU  ecclesiastlci'O,  der  König  Murier- 
taeb  nnd  einzelne  Grosse ,  desgleichen  auf  sol- 
eben Yersammlungen,  welche,  weil  bei  der  Er- 
ledigung der  betreffonden  Angelegenheiten  die 
Konkurrenz  der  weltlichen  Gewalt  erforderlich 
war,  yielleicht  Reichstage  gewesen  sind,  —  so 
za  Waterford  1096  wegen  Errichtung  des  dorti- 
gen Blstbums,  1.  0.  20,  961,  und  zu  Mellifont 
1152,  wo  unter  Leitung  p&pstlicher  Legaten  die 
Elnibeilnng  Irlands  in  yier  erzbisohofliche  Pro- 
yinzen  festgestellt  worden  ist,  1.  c.  21 ,  768 
(„interfnerunt  episcopi,  abbates,  reges,  duces  et 
malores  natu  Hiberniae'*),  Könige  und  Grosse 
anwesend  waren  — ,  so  erscheint  es  doch  bei  der 
damaligen  Theilung  Irlands  in  yerschiedene 
Herrsebaften  kaum  denkbar,  dass  der  Znsammen- 
tritt solcher  Synoden  yon  der  Genehmigung  dieser 
Theilfürsten  hätte  abh&ngig  gewesen  sein  sollen. 
Dagegen  spricht  auch  der  Umstand,  dass  die  Sy- 
node yon  1162,  welche  Vorschriften  über  die 
Ansbildung  der  Geistlichen  erlassen  hat,  nur  yon 
dem  Erzbischof  yon  Armagh  und  26  Bischöfen 
abgebalten  ist,  ohne  dass  yon  einer  Theilnahme 
der  Fttrsten  berichtet  wird,  1.  c.  21, 1167.  Die  bei- 
den als  Synoden  yon  1168  und  1171  von  Mansi 
21,  861  n.  22, 123,  Hefele  6,  601.  610  be- 


zeichneten Versammlungen,  betreffend  die  Frei- 
lassung der  gefangenen,  zu  Sklayen  gemachten 
Engländer,  sind  offenbar  identisch  und  einKeichs- 
tag  gewesen.  Nach  der  Eroberung  Irlands  durch 
Heinrich  n  ist  dann  allerdings  auf  Befehl  des- 
selben die  Reichssynode  zu  Cashel  1172  unter 
Theilnahme  eines  irischen  Bischofs  als  päpst- 
lichen Legaten,  der  irischen  Erzbischöfe  „cum 
suffraganeis  suis  et  coepiscopis ,  abbatibus  quo- 
que, archidiaconis,  prioribus  et  decanls  et  miütis 
aliis  Hibemiensis  ecdesiae  praelatis"  und  yer- 
schiedenen  Abgesandten  des  Königs  abgehalten 
worden,  und  da  es  sich  hierbei  um  die  Einfüh- 
rung der  kirchlichen  Ordnungen  Englands  han- 
delte ,  kann  auch  die  Erwähnung ,  dass  die  Kon- 
zilsbeschlüsse „regiae  sublimitatis  authoritate 
flrmata"  seien,  Mansi  22,  133,  nicht  auffallen, 
ygl.  auch  Reuter,  Alexander  III.  3, 136,  eben- 
sowenig, dass  bei  der  anfänglich  wenig  gesicher- 
ten Herrschaft  der  Engländer  ein  Legat  Alexan- 
ders III  1176  offenbar  behufs  Befestigung  des 
Zusammenhanges  der  irischen  Kirche  mit  Rom 
und  nebenbei  auch  der  Stellung  Heinrichs  II 
allein  eine  Synode  zu  Dublin,  Mansi  22,  167, 
abgehalten  hat. 

In  Schottland  sind  um  das  J.  1076 u. ff. auf 
Veranlassung  der  Königin  Margaretha  und  ihres 
Gemahls  Malcolm  III  mehrere  Synoden  behufs 
kirchlicher  Reformen  abgehalten  worden,  Mansi 
20,479;  Hefele  6,  101.  Etwas  näheres  ist 
über  dieselben  ebensowenig  bekannt  wie  über 
die  offenbar  mit  königlichem  Einyerständniss  von 
einem  päpstlichen  Legaten  zu  Roxburgh  um  1126 
veranstaltete  Synode,  welche  zunächst  zur  Ent- 
scheidung der  Frage  über  die  Abhängigkeit  der 
schottischen  Bischöfe  von  York  bestimmt  war, 
Mansi  21,  327;  Hefele  6,  348. 

In  den  im  Laufe  des  Mittelalters  neu  begrün- 
deten spanischen  Königreichen  zeigt  sich  zu- 
nächst eine  yöllige  Vermischung  von  National- 
synode und  Reichstag  mit  einem  Ueberwlegen  des 
geistlichen  Elementes,  also  eine  Wiederanknüp- 
fung  an  die  Einrichtungen  des  früheren  Westgo- 
thenstaates.  Das  Konzil  von  Leon  von  1020  für 
das  Königreich  gleichen  Namens,  Mansi  19, 
336,  auf  welchem  zwar  eine  Anzahl  kirchlicher 
Beschlüsse  gefasst  sind,  hat  zugleich  eine  Reihe 
weltlicher  Gesetze  erlassen,  und  abgesehen  von 
der  Zusammensetzung  desselben  (^in  praesentla 
regis  d.  Adelfonsi  (V)  et . . .  reginae  convenlmus 
.  .  .  omnes  pontiflces  et  abbates  et  optimates  re- 
gis Hispaniae  et  iussu  regis  talia  decreta  de- 
crevimus^Q  ergiebt  sich  der  gedachte  Charakter 
dieser  Versammlungen  ganz  klar  aus  c.  1:  „ut 
in  Omnibus  conciliis  quaedeinceps  celebrabuntur, 
cansae  ecdesiae  prius  ludicentur"  und  c.  6 :  „iu- 
dicato  ergo  ecclesiae  iudicio  adeptaque  iustitia, 
agatur  causa  regis,  deinde  populorum''.  Es  ge- 
hören weiter  hierher  das  für  Navarra^Aragonien 
yon  Sanoho  d.  Gr.  1023  veranstaltete  Konzil  von 
Pampelona  („episcoporum  [7  an  Zahl],  abba- 
tum  et  potestatum  et  totius  popuU'^,  1.  c.  191, 
412;   Gams,   Kirchengesch.  v.  Spanien.  II.  2, 
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Mit  dem  13.  Jahrhundert  hat  das  Institut  der  Reichssynoden  seinen  früheren 
Charakter  als  einer  unter  wesentlicher  Mitwirkung  des  Fürsten  abgehaltenen  Ver- 
sammlung der  Bischöfe  eines  Reiches  verloren.  Es  kommen  in  dieser  Zeit  zwar  noch 
hin  und  wieder  in  einzelnen  Ländern  Synoden  vor,  auf  welchen  der  gesammte  Episko- 
pat derselben  vertreten  ist  und  welche  aus  diesem  Grunde  als  Reichs-  oder  Natlonal- 
Eonzilien  bezeichnet  werden  können,  so  in  Deutschland^,  im  Königreich  Sizi- 
lien2,  in  Frankreich^  und  Ungarn^,  aber  die  frühere  massgebende  Betheiligong 
des  weltlichen  Fürstenthums  an  ihnen  hat  seit  jener  Zeit  aufgehört.  Sie  sind  Synoden, 
welche  von  päpstlichen  Legaten  einberufen  wurden,  theils  um  in  den  einzelnen  Ländern 
Reformen  durchzuführen  s,  theils  auch  um  spezielle  Angelegenheiten  zu  erledigen®.  Auf 
ihnen  haben  die  Legaten  die  allein  entscheidende  Stellung.   Sie  präsidiren  den  Ter- 


415  und  das  Konzil  von  Coyanza  von  1050  für 
Leon-Kastülen,  Mansi  19,  786:  „Ferdluandnsl 
rex  et  Sanoia  regina  ad  restanTatlonem  uostrae 
chrlfltianitatis  facimus  concllinm  .  .  .  cum  epi- 
scopis  (9  BiBchöfe,  Game  a.  a.  0.  S.  402)  et  ab- 
baübus  et  totins  regni  nostri  optimatibus''  (c. 
10  und  13  enthalten  weltliche  Yorschriften). 
Das  aragonische  Konzil  von  1060  zu  Jacca, 
welches  Ramiro  I  znr  Yerbesserang  der  kirch- 
lichen Zustände  und  Wiederherstellung  des 
Bisthnms  Huesca  berufen  hat,  Mansi  1,  929. 
931,  ist  nur  insofern  eigenthümlich ,  als  auf 
demselben  auch  mehrere  französische  Bischöfe, 
der  Erzbischof  von  Auch  mit  Suffraganen  an- 
wesend waren,  was  sich  wohl  daraus  erklärt, 
dass  dieselben  bei  der  geringen  Zahl  einheimi- 
scher Bischöfe  behufs  Mitberathung  der  Befor- 
men zugezogen  worden  sind.  (Die  Urkunde  über 
das  angebliche  Konzil  von  S.  Juan  de  la  Peua  v. 
1062  0.  1023,  auf  welchem  neben  dem  König 
nur  Bischöfe,  Aebte  und  andere  Geistliche  er- 
schienen sein  sollen,  welches  also  eine  Sonde- 
rung von  Konzil  und  Reichsversammlung  erge- 
ben würde,  Mansi  19,  1019,  ist  unächt  und  auf 
Grundlage  des  Konzils  vonPampelona  gefälscht, 
Gams  a.  a.  0.  II.  2,  420).  Erst  in  der  letzten 
Hälfte  des  11.  Jahrhunderts,  als  die  Könige  mit 
Rom  in  nähere  Verbindung  getreten  waren  und 
in  Folge  dessen  im  Einverständnlss  mit  ihnen 
die  päpstlichen  Legaten  in  Spanien  die  Ein- 
führung der  römischen  Ordnungen  und  der  da- 
mals in  Angriff  genommenen  Reformen  betrie- 
ben, hat,  soweit  ersichtlich,  die  Verbindung 
zwischen  Reichstag  und  Synode  aufgehört  und  es 
sind  die  betreffenden  kirchlichen  Angelegenhei- 
ten auf  Synoden  der  Geistlichkeit,  so  zu  Burgos 
1080,  Mansi  20,  574;  Gams  II.  2,  460;  He- 
fele5,  143;  zu  Husillos  1088,  GamsUI.  1, 
7;  Hefeleö,  178,  zuLeonl090,  Mansl20, 
735,  Gams  III.  1,  8  unter  dem  Vorsitze  der  Le- 
gaten und  in  Anwesenheit  des  Königs  erledigt 
worden.  Auf  der  von  Alfous  VII  1129  nach  Pa- 
len cia  einberufenen  Synode  erscheinen  zwar 
ausser  den  Bischöfen  und  Aebten  auch  „comites, 
princlpes  et  terrarum  potestates",  aber  die  unter 
dem  Vorsitz  des  Erzbischofs  von  Toledo  gefass- 
ten  Beschlüsse,  obwohl  sie  zum  Thcil  weltliche 
Sachen  betreffen,  werden  ausdrücklich  als  de- 
creta  pontiftcnm  bezeichnet.  Mansi  21,  385; 
Gams  III.  1,28. 


1  Synode  von  Würzburg  1287,  Mansi  24, 
849 ;  Hartzheim  3,  724,  einberufen  von  einem 
päpstlichen  Legaten.  Anwesend  waren  die  £n- 
bischöfe  von  Mainz,  Köln,  Salzburg  und  Bre- 
men, Suffraganen  derselben,  sowie  auch  Suffra- 
ganen  aus  den  Provinzen  Trier,  Magdeburg  und 
Besan^on  (Basel),  33  Bischöfe,  die  Erzbischöfe 
mit  eingerechnet,  nebst  Prälaten  und  Aebten, 
sowie  auch  Rudolph  v.  Habsburg,  Hef  ele6, 217. 

2  Synode  zu  Melfl  1284,  Mansi  24,  570. 
Ueber  ihre  Zusammensetzung  giebt  beim  Mangel 
aller  anderen  Nachrichten  allein  der  Schloss: 
„unlversis  archiepiscopis  et  episcopis  per  regnum 
Siciliae  constitutis  teuere  praesentium  diatricte 
praeclplendo  mandamus,  ut  constitutiones  quas 
in  generali  vocatione  praelatorum  regni  Siciliae 
apud  Melflam  in  praesenti  edidimus,  observent^, 
Auskunft.  Danach  ist  das  Konzil  eine  Reichs- 
synode gewesen  und  von  einem  päpstlichen  Le- 
gaten —  nur  ein  solcher,  nicht  die  betheiligten 
Bischöfe  können  die  dtirte  Anordnung  erlassen 
haben  —  gehalten  worden. 

3  Paris  1263,  wo  der  französiache  Episkopat 
dem  päpstlichen  Legaten  Subsidien  aus  den  Ein- 
künften des  Klerus  zum  Besten  des  heiligen 
Landes  bewilligt  hat,  Mansi  23,  1111;  femer 
Paris  1290,  eine  Synode,  über  welche  nichts 
näheres  bekannt  ist,  als  dass  sie  ein  päpstlicher 
Legat  einberufen  hat. 

«  Gran  1256,  Mansi  23,  919,  Hefele  6, 
47;  Ofen  1279,  I.e.  24,  272:  »oonstitutiones 
edltae  per  ...  in  Hungaria,  Polonia,  Dalinatla, 
Croacia,  Rama,  Servia,  Lodomeria,  Gallids  ac 
Cumania  apostolicae  sedis  legatum,  de  oonsÜio 
et  consensu  archlepiscoram,  episcoporum,  electo- 
rum  atque  abbatum,  praepo^torum,  archidiacono- 
rum,  prlorum,  ministrorum  custodum ,  guaidani- 
orum,  plebanorum,  canonicorum,  lectorum  et 
aliarum  personarum  et  clericorumnecnoncapitii' 
lorumtam  cathedralium  quam  aliarum  ecclesiarom 
saecularium  et  regularium^':  Hefele  6,  170; 
Pressburg  1309,  M  a  n  s  1 25, 212 ;  H  e  fe  1  e  6, 427. 

5  So  Würzburg,  Melfl,  Ofen,  Prefisburg  (s.  die 
vorhergehenden  Anmerkungen). 

6  Vgl.  Anm.  3.  Auch  zu  Würzburg  i287 
hat  der  päpstliche  Legat  für  Rom  auf  4  Jahre  ein 
Viertel  der  kirchlichen  Einkünfte  verlangt,  H  e  - 
feie  6,  223.  Von  dem  Konzil  zu  Gran  1256 
wissen  wir  nur,  dass  es  einen  Streit  zwischen 
einem  Bischof  und  Abt  entschieden  hat. 


§.  177.] 


Die  National«  und  Reichskonzilien.    (13.  u.  14.  Jahrhundert.) 
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sammliiiigeii  nnd  pnbliciren  die  Verordnungen  in  ihrem  Namen  ^,  und  wenn  auch  der 
Betheilignng  nnd  Zustimmung  der  Geistlichkeit  des  Landes,  welche  in  derselben  Zu- 
sammensetzung wie  auf  den  übrigen  Synoden  erscheint,  gedacht  wird^,  so  ist  doch 
zweifellos  eine  solche  mehr  Sache  der  Form  gewesen.  Die  weltlichen  Fürsten  haben 
diesen  Reichssynoden  theils  angewohnt  ^^  theils  sind  die  letzteren  wenigstens  im 
Benehmen  mit  ihnen  abgehalten  worden  ^,  aber  einen  massgebenden  Einfluss  auf  die 
Berathungen  haben  sie  nicht  mehr  ausgeübt^,  und  ebenso  wenig  findet  sich  ein 
Axhalt  dafür ;  dass  ihre  Zustimmung  zur  Berufung  rechtüch  ftlr  nothwendig  erachtet 
worden  ist^.  Hat  doch  Bonifazius  VIII.  sogar  w&hrend  seines  Streites  mit  Philipp  lY. 
dem  Schönen  von  Frankreich  im  J.  1301  alle  französischen  Bischöfe,  Domkapitel, 
Doktoren  der  Theologie  und  Magister  des  kanonischen  und  Civilrechts,  sowie  eine 
Anzahl  von  Achten  zu  einer  Synode  nach  Rom  einberufen^,  um  mit  ihnen  über  Mass- 
nahmen zur  Abwehr  der  üebergriffe  des  Königs  und  zur  Wahrung  der  kirchlichen 
Freiheit  zu  berathen ,  und  trotz  des  Verbotes  Philipps  ^  fanden  sich  in  Rom  4  Erz- 
bischöfe®, 35  Bischöfe,  6  Aebte,  sowie  auch  mehrere  Doktoren  und  Magister  zu  der 
festgesetzten  Zeit  im  J.  1302  ein^^,  so  dass  der  Papst  in  der  Lage  war,  die  Synode, 
welche  nach  seiner  Absicht  eine  Art  französischer  National-  oder  Reichssynode  auf 
römischem  Boden  sein  sollte  ^^  abzuhalten  ^2. 

Mit  dem  13.  Jahrhundert  ist  die  Reichs-  oder  National-Synode,  wie  sich  aus 
dem  Vorstehenden  ergiebt,  eine  kirchliche  Versammlung  geworden,  welche  sich  von 
den  übrigen  Konzilien ,  insbesondere  den  Provinzialkonzilien  und  den  ftlr  mehrere 
Provinzen  abgehaltenen  Synoden  nur  dadurch  unterscheidet,  dass  sie  den  Episkopat 
eines  ganzen  Landes  oder  Reiches  umfasst.  Der  für  dieselbe  früher  massgebende 
Faktor,  das  weltliche  Fürstenthum,  ist  einflusslos  geworden  und  in  seine  Stelle  das 
Papstthum,  repräsentirt  durch  seine  Legaten,  eingetreten. 

Gegen  Ende  des  folgenden  Jahrhunderts,  als  das  Papstthum  seine  beherrschende 
Machtstellung  verliert  und  in  Folge  der  trostlosen  Zustände  der  Kirche  und  des 
fortdauernden  Schismas  der  Episkopat  und  das  Fürstenthum  dahin  gedrängt  werden, 
nunmehr  ihrerseits  die  Beendigung  des  Schismas  und  die  Anbahnung  der  kirchlichen 
Reform  in  die  Hand  zu  nehmen,  zeigt  sich  indessen  in  der  Entwicklung  des  Institutes 


*  S.  die  S.  576.  n.  2.  4.  5  angefahrten  Kon- 
zilien. 

'  Vgl.  die  Synoden  von  Würzbuig,  Ofen  und 
Ppessbnig. 
8  8.  576.  n.  1. 

*  So  die  Synode  von  Ofen  1279,  Hefele  6, 
170. 

^  Nur  wenn  die  Legaten  Snbsidien  von  der 
Geistlichkeit  verlangten,  suchten  sie  sich  des 
Einverständnisses  der  Herrscher  zu  versichern, 
da  ohne  dieselbe  die  Beitreibung  schwer  durch- 
führbar war.  Zu  Paris  (1263)  bedingen  sich  die 
Bischöfe  ausdrücklich  aus,  dass  die  freiwillig  von 
ihnen  abemommenen  Abgaben  nicht  mit  Hülfe 
der  weltlichen  Gewalt,  sondern  nur  durch  kirch- 
liche Gensuren  beigetrieben  werden  sollen. 

^  Wenn  König  Ladislaus  die  Ofener  Synode 
durch  die  dortige  Bürgerschaft  hat  auseinander- 
jagen lassen,  Raynald.  ann.  a.  1280.  n.  8; 
Hefele  6,  178,  weil  er  sich  durch  ihre  Be- 
sehlasse in  seinen  Rechten  beeinträchtigt  glaubte, 

Hinschtns,  Kirchenrmbt.  III. 


SO  zeigt  dies  gerade,  dass  von  einem  Mitwirkungs- 
recht der  Fürsten  damals  nicht  mehr  die  Rede 
war  und  der  König  sich  nur  auf  dem  Wege  der 
Gewalt  helfen  konnte. 

"^  Raynal  d  ann.  a.  1301.  n.  29;  (Dupuy), 
histoire  du  differend  entre  le  pape  Boniface  Ylll 
et  Philippe  le  Bei.    Paris  1655^  preuves  53.  54. 

8  Hefele  6,  305.  306. 

9  Von  Tours,  Bourges,  Auch  und  Bordeaux. 

10  Dupuy  1.  c.  86. 

11  In  dem  Schreiben  der  Kardinäle  an  den 
französischen  Adel  von  1302,  Dupuy  l.  c.  63; 
Hefele  6,  306  wird  hervorgehoben,  dass  der 
Papst  von  der  Berufung  einer  allgemeinen  Synode 
abgesehen  habe,  weil  unter  den  Bischöfen  der 
fremden  Staaten  sich  auch  solche  hätten  befinden 
können,  welche  dem  König  von  Frankreich  nicht 
günstig  gesonnen  wären. 

«  Potthast  reg.  2,  2013;  Mansl  25,  99; 
Hefele  6,  315.  lieber  die  Verhandlungen  und 
Beschlüsse  ist  nichts  bekannt. 
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der  Reichs-  oder  Nationalsynoden  wieder  eine  rückläufige  Bewegung,  insofern  als 
die  entscheidende  Mitwirkung  der  Fttrsten  jetzt  von  Neuem  Raum  ftlr  ihre  Beihäti- 
gung  bei  diesen  Synoden  gewinnt. 

Im  J.  1395  berief  Karl  VI.  die  französischen  Erzbischöfe  und  Bischöfe,  andere 
Prälaten  und  Gelehrte  nach  Paris  zusammen ,  um  ttber  die  Mittel  zur  Hebung  des 
Schismas  zu  berathen^.  In  Uebereinstimmung  mit  den  Vorschlägen  der  Synode- 
wurde die  Gesandtschaft  des  Königs  an  den  Papst  Benedikt  Xni.  dahin  instmirt^, 
demselben  anzurathen,  die  Beendigung  des  Schismas  durch  Abdankung  (durch  die  8«g. 
via  cessionis)  herbeizuführen,  und  als  der  Papst  darauf  nicht  eingegangen  war^,  noch 
in  demselben  Jahre  eine  neue  Synode  veranstaltet,  deren  Mehrheitsbeschluss  anf  Wie- 
derholung dieser  Aufforderung  an  den  Papst  der  König  genehmigte  und  zur  AnsftlhroBg 
brachte^.  Die  Erfolglosigkeit  dieses  Schrittes  veranlasste  sodann  die  EinbemAmg 
einer  dritten  grossen  Synode  nach  Paris  im  J.  1398.  Hier  waren  unter  dem  Yorsitze 
der  beiden  Oheime  des  Königs,  der  Herzöge  von  Berry  und  Burgund,  sowie  seines 
Bruders ,  des  Herzogs  von  Orleans ,  als  königlichen  Stellvertretern ,  in  Anwesenheit 
des  Königs  von  Navarra,  des  Herzogs  von  Burgund  und  der  königlichen  Räthe  1 1  Erz- 
bischöfe, 60  Bischöfe,  30  Aebte  und  viele  niedere  Prälaten,  Prokuratoren  der  Dom- 
kapitel, Deputirte  einer  Anzahl  Universitäten  und  Magister  und  Doktoren  der  Theo- 
logie, sowie  der  beiden  Rechte  zusammengetreten^.  Sie  entschieden  sich  mit 
überwiegender  Majorität  fftr  die  gänzliche  Subtraktion  der  französischen  Kirche 
von  der  Obedienz  Benedikts  XIH.  7,  ein  Beschluss,  welcher  die  Genehmigung  des 
Königs  fand  ^  und  von  ihm  durchgeführt  wurde  ^. 

Dieser  Synode  folgte  eine  weitere  gleicher  Art  im  J.  1406*®.  Sie  hat,  nachdem 
es  dem  Papst  Benedikt  XIII.  gelungen  war ,  Frankreich  wieder  zu  seiner  Obediau 
zurflckzubringen ,  sich  in  ihrer  Majorität  ftlr  eine  erneuerte ,  aber  nur  beschränkte 
Subtraktion**,  einstimmig  aber  ftlr  die  Einberufung  eines  allgemeinen  Konzils  aus 


»  Manai  26,  780;  Hefele  6,  708;  J.  B. 
Schwab,  Johannes  Gereon.  Würzburg  1859. 
S.  135.  Anwesend  waren  die  beiden  Patriarcben 
von  Alexandrien  und  Jerusalem ,  yon  welchen 
jeder  dauernder  Administrator  eines  franzosischen 
Blsthums  war,  7  £rzbischöfe,  47  Bischöfe  aus 
11  Kirchenprovinzen,  Aebte  und  Prioren,  Magi- 
ster, einzelne  Mönche,  Deputirte  der  Universität 
Paris,  Parlaments-  und  königliche  Räthe.  Das 
Präsidium  führte  der  Patriarch  von  Alexandrien, 
welcher  das  Resultat  der  gesondert  abgehaltenen 
Berathungen  dem  Könige  in  feierlicher  Audienz 
unterbreitete. 

*  Der  König  schloBS  sich  der  Majorität  dersel- 
ben an,  nicht  der  aus  22  Mitgliedern  bestehen- 
den Minderheit,  Man sip.  785;  Hefele  6,710. 

3  Die  Instruktion  bei  Man si  26,  787. 

*  Hefele  6,  711  fif. 

5  Hefele  6,  719.  Den  Vorsitz  führte  der 
Bruder  des  Königs,  der  Herzog  von  Orleans. 

«  Man8i26,  839;  Hefele  6,727;  Schwab 
a.  a.  0.  S.  144  ff. 

'J  Aus  dem  Bericht  über  die  Zahl  der  Stimmen 
der  Majorität  (247)  und  der  für  abweichende 
Vorschläge,  Mansi26,  912,  vgl.  auch  p.  906: 
^inguli  antem  praelati,  abbates  et  procuratores 
capitulorum  et  universltatum  praesenti  ligno  s. 
crucis  et  tactis  ss.  evangeliis  opiniones  suaa  di- 


xerunt,  lurati  et  requlsitl^,  erglebt  sieb,  das 
alle  genannten  Geistlichen  gleiches  Stimmrecht 
gehabt  haben.  Freilich  handelte  es  sich  hierbei 
nur  um  einen  Vorschlag,  welcher  der  koniglieben 
Genehmigung  unterbreitet  werden  sollte. 

8  Mansi26,  912. 

0  Durch  zwei  Dekrete  vom  28.  Juli,  eines  vom 
3.  August,  welches  alle  Beneflcien  und  Verlei- 
hungen Benedikts  XIII  ungültig  erklärte,  und 
ein  viertes  vom  22.  August  1398  über  die  Er- 
setzung der  Worte :  „anno  pontiflcatus*'  duirh  ^b 
electione  d.  Benedicti'^  in  der  Datirnng  der  Ur- 
kunden, Martdnethesaur.  anecdotor.  2,  1153. 
1154  ff. 

10  M  a  n  8  i  26,  1019.  Anwesend  waren  64  Bi- 
schöfe, ungefähr  140  Aebte,  Prälaten,  Vertreter 
von  Kapiteln  und  Universitäten,  sowie  Magister 
und  Doktoren.  Den  Vorsitz  führten  als  Vertreter 
des  Königs  die  Herzöge  von  Guienne  und  Berry. 
sowie  der  König  Ludwig  von  Neapel,  Hefele 
6,  754,  Schwab  a.  a.  0.  S.  185. 

1*  In  Betreff  der  Splritualien  wollte  man  in  der 
Obedienz  des  Papstes  bleiben,  nicht  aber  in  Be- 
treff der  Beneficienverleihnngen,  Mansf  l.  c 

Auf  dieser  Synode  ist  in  derselben  Weise  wie 
i.  J.  1398  abgestimmt  worden.  Mansi  1.  e.  p. 
1022. 
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den  Obedienzen  beider  P&pste  ansgesprochen ,  und  fär  diese  ihre  Beschlüsse  die  Oe- 
nehmigung  des  Königs  erhalten  ^ 

An  sie  schliessen  sich  zunächst  im  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  noch  zwei; 
eise  Tom  J.  1408*"^  und  eine  andere  vom  J.  1414  3,  an.  Die  erstere  hat  mit  Rücksicht 
auf  die  in  Frankreich  erneuerte  Subtraktion  und  die  gegenüber  den  beiden  Päpsten 
erklärte  Neutralität ^  die  Verhältnisse  für  die  Zeit  der  letzteren  geregelt^,  insbeson- 
dere Vorschriften  darüber  getroffen ,  durch  welche  Behörden  die  dem  Papste  zu- 
stehenden Rechte  und  Befugnisse  ausgeübt  werden  sollten^'  und  die  Deputirten  für 
das  nach  Pisa  ausgeschriebene  Konzil  gewählt  '*,  während  die  letztere  nur  über  die 
Beschickung  des  Konzils  von  Konstanz  Beschluss  gefasst  hat  ^. 

Endlich  gehört  hierher  noch  die  schon  o.  S.  408  besprochene  Nationalsynode 
ZQ  Bourges  von  1438 ,  auf  welcher  über  die  Annahme  der  Baseler  Reformdekrete  in 
Frankreich  berathen  worden  ist. 

Mit  den  erwähnten  französischen  Synoden^,  deren  Charakter  sich  theils  aus 
den  eigenthümlichen  Verhältnissen  während  der  Zeit  des  Schismas,  theils  aber  ans 
der  Stellung  des  französischen  Königthums  zur  Kirche  erklärt,  schliesst  die  Entwick- 
lung des  Institutes  der  National-  oder  Reichssynoden  ab. 

Seit  dieser  Zeit  sind  sie  so  gut  wie  gar  nicht  mehr  vorgekommen^^.  Seitens  der 
weltlichen  Gewalt  hat  man  allerdings  noch  in  Frankreich  im  16.  und  dann  wieder 
am  Anfang  unseres  Jahrhunderts  vereinzelte  Versuche  zur  Abhaltung  derselben  ge- 
macht, wenn  es  darauf  ankam,  Reformen  gegenüber  der  Unthätigkeit  und  dem  Wider- 
stände des  Papstthums  durchzusetzen*^,   oder  eine  Pression   auf  den  Papst  zur 


*  Uefele  6,  756.  757,  jedoch  sind  die  be- 
treffenden Dekiete  des  Königs  nicht  in  Vollzug 
gesetzt  worden. 

*  üeber  die  Theilnehmer  s.  Mansi  26,  1079. 
nßoiiTenientibiis  patriarcha  Alexandrino  (S.  578. 
n.  1),  archiepiscopis,  episcopis,  abbatibus,  prio- 
ribuB  et  nniversatnm  et  ecclesiarum  metropolita- 
Daram,  cathedraliiun,  necnon  qnonindam  alio- 
ram  piaelatomm  et  yirorum  ecdesiasticonim 
regni  Franciae  et  Delphinatns  Yiennensis  absen- 
Ünin  proonratoribns  et  depntatis,  ecolesiam 
Oallicanam  faclentlbns  et  repraesen- 
tantibus  anctoritate  et  mandato  .. .  GaroU  . . . 
Francoram  regia^.  Das  Präsidium  haben  in  Ver- 
tretung des  Königs  zunächst  der  Kanzler  dessel- 
ben, dann  aber  auch  der  Patriarch  von  Alexan- 
«irien  geführt. 

8Man8i27,  515. 

*  Hefele  6,  779;   Schwab  a.  a.  O.  S.  212. 
^  Hefele  6,  848;  Mansi  1.  c.  p.  1029. 

^  Mansi  1.  c.  p.  999,  hier  unrichtig  zum  J. 
1404  gestellt,  Hefele  6,  848. 

^  Mansil.  c.  p.  1079. 

8  S.  0.  8.  370.  n.  1. 

'  Was  die  andern  Länder  betrifft,  so  kann 
höchstens  die  spanische  Synode  Ton  Valladolid 
1403  hierher  gerechnet  werden,  wenn  diese  vom 
König  berufene  Versammlung  der  Prälaten  und 
Herren  (G  am s  a.  a.  O.  III.  1,  396)  nicht  eher 
ein  Reichstag  war.  Die  yorher  in  Spanien  ans 
Anlass  des  Schismas  abgehaltenen  Synoden  von 
Alcalä,  Toledo.  lUascas  und  Biirgos  (1379), 
Mansi  26,  655;  Hefele  6,  807  und  Garns  a. 
s.  0.  S.  391  sind  nicht  näher  bestimmbar,  scheinen 
indessen  keine  Nationalsynoden  gewesen  zu  sein. 


10  Aus  dem  15.  Jahrhundert  kann  hierher  noch 
die  Synode  von  Tortosa  im  J.  1439,  Mansi 
28,  1117,  gerechnet  werden.  Sie  ist  von  einem 
päpstlichen  Legaten  für  das  Königreich  Arago- 
nien  berufen  worden,  nachdem  der  dort  gewählte 
Ctegenpapst  Mufioz  (Clemens  VIII)  resignirt  und 
Aragonlen  zur  Obedienz  Martins  V  zurückge- 
kehrt war.  Anwesend  waren  die  Vikare  der  er- 
ledigten Erzbisthümer  Tarragona  und  Saragossa, 
Bischöfe  und  bischöfliche  Generalvikare  aus  den 
Suffraganbisthümern  beider  Provinzen,  Vertreter 
der  Domkapitel  derselben,  femer  Aebte  und  an- 
dere Ordensobere  nebst  ungefähr  200  Welt- 
und  Klostergeistlichen,  wie  Prioren,  Kapitels- 
dekane, Archldiakone  u.  s.  w.  Auf  der  Synode 
wurde  dem  Papst  eine  Beihülfe  vom  Klerus  be- 
willigt und  femer  von  dem  Legaten  eineRelheRe- 
formkanones  erlassen,  Hefele  6,  41 6;  Garns 
a.  a.  0.  S.  308.  Das  Konzil  trägt  denselben  Cha- 
rakter, wie  die  oben  S.  577  erwähnten  Synoden 
des  13.  Jahrhunderts,  hat  also  mit  den  zuletzt  im 
Text  erwähnten  französischen  keine  Verwandt- 
schaft; wie  es  denn  auch  in  dem  Pnblikations- 
protokoll,  Mansi  28,  1157  als  concilium  provin- 
ciale  nach  Analogie  der  für  mehrere  Provinzen 
gemeinsam  gehaltenen  Synoden  (s.  o.  S.  538) 
bezeichnet  wird.  Dagegen  hatte  die  zu  Florenz 
1478  abgehaltene  Synode  denselben  Charakter, 
wie  die  firanzosischen,  s.  o.  S.  422  Anm.  lieber 
die  in  Deutschland  im  J.  1445  beabsichtigte  Na- 
tionalsynode 8.  0.  S.  410.  n.  9. 

1  ^  So  hat  Franz  II  von  Frankreich  1 560,  als  durch 
das  Benehmen  Pauls  IV  die  Hoffnung  auf  eine 
Reform  durch  ein  unabhängiges  Konzil  vereitelt 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  177. 


Erlangung  von  geforderten  Zugeständnissen  auszuübend  Das  seltene  Vorkommen 
erklärt  sich  daraus ,  dass  man  seit  jener  Zeit  nicht  mehr  auf  einen  festen  Zusammen- 
halt der  Bischöfe  gegenüber  Rom  rechnen  konnte,  und  dass  die  immer  weiter  fort- 
schreitende Ausbildung  des  staatlichen  Kirchenhoheitsrechtes  den  Fürsten  genügende 
Mittel  in  die  Hand  gab ,  ihre  und  die  staatlichen  Interessen  auch  ohne  solche  Kon- 
zilien wahrzunehmen.  Selbst  in  Frankreich,  wo  sowohl  die  Erinnerung  an  die  Syno- 
den des  1 5.  Jahrhunderts  lebendig  geblieben  ist,  als  auch  die  wissenschaftliche  Be- 
gründung des  Gallikanismus  auf  die  Zeit  der  merovingischen  und  karolingischen 
Nationalsynoden  zurückgegriffen  hat,  hat  man  zwar  theoretisch  an  dem  Rechte  des 
Königs,  solche  Synoden  zu  berufen,  festgehalten  2,  aber  statt  der  Nationalsynode  lieber 
das  seit  dem  16.  Jahrhundert  ausgebildete  Institut  der  assemblSes  gStUraUs  du  chrgi^ 
zu  den  erwähnten  Zwecken  benutzt^. 


seUen  und  sein  Nachfolger  um  Zusammenbcru- 
fnng  einer  derartigen  neuen  Synode  angegangen 
war,  ein  französlBches  Nationalkonzil  für  das 
Jahr  1561  nach  Paris  ausgeschrieben,  um  die  Vor- 
schläge für  die  erstere  zu  berathen,  und  bis  zur 
Abhaltung  derselben  die  erforderlichen  Reformen 
selbst  vorzunehmen,  s.  das  Schreiben  vom  10. 
September  1560,  Durand  de  Mailiane,  les 
libertez  de  l'^gllse  GalUcane.  Lyon  1771.  1, 
116;  Le  Plat,  monumentor.  ad  bist.  conc. 
Trid.  speotant.  ampl.  collectio.  4,  651 :  „suivant 
Vexemple  des  rois  de  bonne  memoire  nos  anc^- 
tres,  convoquer  les  pr^ats  et  autres  membres  des 
dites  eglises  (d.  h.  de  notre  royaume),  pour  con- 
f^rei  ensemble,  cousulter  et  r^soudre  ce  qu'ils 
aviseront  digne  d^^tre  propos^  au  dit  concile  g^- 
n<^ral ;  et  n<^anmolns  en  attendant  la  c^^ratlon 
d'lcelul,  T^former  et  retrancher  les  abus,  lesquels 
peu  k  peu  auraient  6\j6  IntrodDits  en  la  maison 
de  Dieu  contre  la  rdgle  des  salntes  ^critures,  Ca- 
nons apostoliques  et  d^terminations  des  saiiits 
conciles";  und  nach  dem  noch  i.  J.  1560  erfolgten 
Tode  des  Königs  ist  eine  gleiche  Drohung  auch  von 
Karl  IX  (oder  vielmehr  seiner  Mutter  Katharina 
V.  Medicis)  ausgesprochen,  s.  die  königlichen 
Schreiben  vom  14.  und  31.  Dezember  1560  an 
die  französischen  Gesandten  beim  Kaiser  und 
in  Rom,  Le  Plat  1.  c.  p.  668.  670;  sowie  später 
im  J.  1563  zur  Förderung  des  Reformwerkes  in 
Trient  nochmals  wiederholt vrorden,  v.  Wessen- 
borg,  die  grossen  Eirchenversamml.  des  15.  u. 
16.  Jahrh.  3,  414.  Die  Erklärung  des  französi- 
schen Gesandten,  welcher  gegen  die  von  Julius  III 
1551  verfügte  Zurück  Verlegung  des  Konzils  nach 
Trient  Namens  des  Königs  dort  protestiren  musste, 
Raynald.  a.  1551  n.  32;  LePlat4,  241:  „se 
testari  palam  ac  denuntlare,  ad  eadem  se  remedia 
ac  praesidia  descensurum,  si  necesse  vlderetur, 
quibus  maiores  sui  Francorum  reges  in  re  consi- 
mili  causaque  uti  consuevissent'S  lässt  sich  eben- 
falls nur  auf  die  Einberufung  einer  Reiohssynode 
beziehen. 

In  Deutschland  ist  im  16.  Jahrhundert 
während  der  Verhandlungen  zur  Beilegung  der 
Religionswirren  seit  1524  ebenfalls  wiederholt 
die  Abhaltung  eines  Nationalkonzils  angeregt, 
Maurenbrecher,  Gesch.  der  kath.  Reforma- 
tion. Nordlingen  1880.  1,  234.  342,  und  dieser 
Weg      auch    noch    in    dem    Passauer   Vertrage 


(Le  Plat  1.  c.  4,  561)  in  Aussicht  genommen 
worden. 

^  Unter  diesen  Gesichtspunkt  fallt  das  von  Na- 
poleon I  nach  der  Einverleibung  des  Kirchenstaatg 
i.  J.  1811  nach  Paris  ausgeschriebene  National- 
konzil der  französischen  und  italienischen  Bi- 
schöfe, das  Berufungsschreiben  in  Acta  eondl. 
collect.  Lacens.  4,  1243 ;  das  Verzeichniss  der  er- 
schienenen ibid.  p.  1262 — ,  durch  das  ein  Druck 
auf  Plus  VII  zur  Annahme  der  an  ihn  gestellten 
Forderungen,  namentlich  in  Betreff  der  Ertheilung 
der  kanonischen  Institution  an  die  vom  Kaiser  er- 
nannten Bischöfe  ausgeübt  werden  sollte,  wel- 
ches Napoleon  aber  selbst,  als  es  ihm  nicht  völ- 
lig zu  Willen  war  und  für  seine  unter  dem  Vor- 
sitz des  Kardinals  Fesch,  Erzbischofs  yon  Lyon, 
in  den  eben  gedachten  Angelegenheiten  gefass- 
ten  Beschlüsse  die  Genehmigung  des  Papstes  für 
nothwendig  erklärt  hatte,  1.  c.  p.  315,  wieder 
entliess,  vgl.  auchMejer,  zur  Gesch.  d.  röm. 
u.  deutsch.  Frage.  1,  353  ff. 

2  Der  10.  Artikel  der  s.  g.  gallikanischen 
Freiheiten  lautet :  „Les  rois  de  France  ont  droit 
d'assembler  conciles  dans  leurs  tftats  et  de  faire 
des  loix  sur  les  matidres  eccl^siastiques^  und 
P 1 1  h  0  u  bemerkt  dazu :  „les  rois  tr^s-ehrestiene 
ont  de  tout  temps  selon  les  occurrenees  et  n^ 
oessittf  de  leur  pays  assembltf  ou  fait  assembler 
les  synodes  et  condles  provindaux  et  nationaux, 
esquels,  entre  autres  choses  importantes  ^  1* 
conservatiou  de  leur  estat,  se  sont  aussi  traltei 
les  affaires  ooncemants  Tordre  etdisciplineeeel^- 
siastlque  de  leurs  pays";  und  dem  entsprechend 
fordert  auch  d.  4  organ.  Artikel  noch  Staat»- 
genehmigung  zur  Abhaltung  von  Nationalkon- 
zilien (S.  505.  n.  2). 

8  Die  Entstehung  und  Ausbildung  dieses 
Institutes  hängt  mit  der  Bewilligung  von  Abga- 
ben seitens  des  Klerus  von  seinen  kirchlichen 
Einkünften  an  den  König  von  Frankreich  zusam- 
men und  datirt  seit  1561,  als  der  erstere  sich  zu 
Poissy  verpflichtet  hatte,  1,600,000  Livres  bin- 
nen 6  Jahren  zu  zahlen  und  einen  Theil  dei 
Renten,  mit  denen  das  Hotel  de  Ville  ni  Paris 
vom  König  für  gewisse,  von  demselben  bei  Pri- 
vaten aufgenommene  Darlehen  belastet  war,  bin- 
nen 10  Jahren  anzukaufen.  Die  Abwicklang  der 
Geschäfte  dieses  s.  g.  Kontraktes  von  Poissy. 
sowie  die  erneuerten  Anforderungen  des  Königs^ 
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Eine  Abhaltung  von  Nationalsynoden  in  der  Bedeutung  von  staatlieheraeits 
nicht  beeinflussten  Versammlungen  der  Bischöfe  ganzer  Länder  ist  erst  in  unserem 
Jahrhundert^,  als  es  sich  seit  dem  Jahre  1848  darum  handelte,  eine  Abänderung 
der  bisherigen  staatskirchlichen  Gesetzgebung  und  eine  grossere  Freiheit  der  Be- 
wegung fär  die  katholische  Kirche  zu  erlangen,  von  dem  Episkopat  selbst  in  An- 
regung gebracht  worden,  offenbar  deshalb,  weil  man  durch  ein  derartiges  Konzil  die 
Geschlossenheit  des  Auftretens  und  die  Gemeinsamkeit  der  zu  stellenden  Forde- 
rungen gegenüber  den  Staatsregierungen  am  besten  zum  Ausdruck  bringen  konnte 
und  einen  grösseren  Erfolg  zu  erzielen  hoflfte. 

Im  Jahre  1848  wandten  sich  die  zu  Würzburg  zusammengetretenen  deutschen 
Bischöfe  an  den  Papst  mit  der  Bitte ,  ihnen  die  Veranstaltung  eines  Nationalkonzils 
zu  gestatten  2,  und  im  J.  1849  wurde  ein  gleiches  Ersuchen  an  denselben  von  den 
französischen  Bischöfen  gerichtet-^. 

In  Rom  herrscht  aber  seit  Jahrhunderten  eine  entschiedene  Abneigung  gegen 


welche  wiederholt  amf  10  Jahre  von  der  Geist- 
lichkeit bewilligt  wurden,  (die  s.  g.  dtfoime  er- 
dinaire  011  ancienne  d^cime,  im  Gegensätze  zu 
anderen,   dem  König  gewährten  Suhyeutiouen, 
d^cimee  extraordinaires)  bedingten  eine  geiKisse 
Regclmässigkeit  der  Versammlungen  des  Klerus, 
und  zwar  bildete  sieh  seit  Ende  des  16.  Jahrhun- 
derts die  Sitte,  dieselben  von  10  zu  10  Jahren 
(assembl^es  du  contrat)  und  ausserdem  solche 
von  5  ZQ  5  Jahren  (zur  Abwickelung  der  Reoh- 
uungsgeschäfte  über  die  zu  leistenden  Abgaben, 
asiembltfes  des  comptes)  zu  halten.     Zu  ihnen 
traten  dann  auch  noch  bei  besonderen  Gelegen- 
heiten die  assembltfes  extraordinaires.  Alle  diese 
YeTsammlungen  konnten  nur  mit  Genehmigung 
des  Königs  zusammentreten.  Beschickt  wurden  die 
assembMes  du  contrat  yon4DeputirtenJeder  erz- 
biflehofllcben  Provinz,  je  2  du  premier  ordre  (aus 
den  Erzbischöfen  oder  Bischöfen)  und  je  2  du  se- 
cond  ordre  (aus  den  Geistlichen  der  höheren  Weihe- 
grade mit  einem  wenigstens  20  livres  an  d Reimes 
zahlenden  Beneflcium),  welche  am  Metropolitan- 
sitze duTcb  die  Bisehöfe  und  die  aus  jedem  Bis- 
thum  depntirten  Wahlmänner  des  zweiten  Standes 
zu  wählen  waren,  während  auf  den  assembltfes  des 
comptes  nur  je  ein  Provinzialvertreter  aus  jedem 
Stande  erschien.    Ausgeschlossen  von  der  Yer- 
tretang  auf  den  eben  gedachten  beiden  Versamm- 
lungen waren  die  Bischöfe  und  die  Geistliohkeit 
derjenigen  Bisthümer,  welche  erst  nach  der  Aus- 
bildung der  Einrichtung  an  Frankreich  gekommen 
waren   (Besan^n,  Belley,  Gambrai,   Arras,   S. 
Omer,   Metz,  Toul,  Yerdun,  Strassburg,  Orange, 
S.  Clande,  Perpignan)  und  keine  d^cimeszu  ent- 
richten hatten,  wohl  aber  wurden  deren  Vertre- 
ter zn   den  ausserordentliohen  Versammlungen 
berufen.   Ihre  Vorsitzenden  wählten  die  assem- 
bl^e  selbst. 

Die  assembltfe  g^ntfrale  war  nach  dem  Ange- 
führten eine  Repräsentation  der  französischen 
GettUichkeit  für  die  Wahrnehmung  der  finanziel- 
len Angelegenheiten  gegenüber  dem  König  und 
dem  Staat,  keine  Reichs-  oder  Nationalsynode. 
Es  la^  aber  nahe,  wenn  sie  versammelt  war, 
aneh  kirchliche  Angelegenheiten  ihrer  Berathung 
zu  unterbreiten  oder  zu  diesem  Behuf e  ausseror- 


dentliche Versammlungen  einzuberufen ,  well 
immerhin  auf  ihnen  die  französische  Kirche  in 
ausgedehntem  Umfange  vertreten  war.  Vgl.  hier- 
zu Durand  de  Mailiane,  dictionnaire  de 
droit  canonique  s.  v.  assembUes,  d^dmes  et  d<^- 
puttfs,  1,219;  2,  30u.  119;  Htfricourt,  les 
loix  eccUsiastiques  de  France  p.  677. 

^  So  wählte  Ludwig  XIV,  als  er  in  dem  Streite 
mit  Innocenz  XI  über  das  Regalieniecht  von  den 
Prälaten  angegangen  wurde,  entweder  eine  as- 
sembltfe  du  clergtf  oder  eine  Nationalsynode  ein- 
zuberufen, das  erstere.  Sie  trat  i.  J.  1681  zu- 
sammen und  hat  demnächst  (1682)  die  4  be- 
rühmten Artikel  des  galllkanischen  Klerus  auf- 
gestellt, G.  Phillips,  das  Regalienrecht  in 
Frankreich.   Halle  1873.  S.  318.  328. 

1  Der  Antrag  der  von  Scipio  Ricci  1786  abge- 
haltenen Diöoesansynode  (s.^.  178),  dass  die  Re- 
gierung behufs  der  in  Gemeinschaft  mit  Peter 
Leopold  von  Tosoana  erstrebten  Kirchenverbesse- 
rung ein  Nationalkonzil  veranstalten  möge,  hat 
keine  Folge  gehabt,  well  der  Grossherzog  es  vor- 
zog, bei  der  kundgewordenen  Stimmung  der  Bi- 
schöfe eine  Privatkongregation  derselben  zu  be- 
rufen. Da  die  gedachten  Bestrebungen  auf 
gaUikanischen  und  josephinischen  Anschauungen 
beruhen,  so  war  hierbei  ein  Nationalkonzil  im 
älteren  Sinne,  nicht  in  der  oben  im  Texte  ge- 
dachten Bedeutung,  in  das  Auge  gefasst. 

2  Ihr  Schreiben  Acta  conc.  coli.  Lac.  5,  991, 
worin  das  beabsichtigte  Konzil  als  eoneüium  na- 
tionale bezeichnet  wird;  die  vorangegangenen 
Verhandlungen  der  Würzburger  Konferenz  über 
diesen  Gegenstand,  a.  a.  0.  p.  1095.  1098.  Auch 
in  Baiem  hatte  der  Erzbischof  von  München  im 
J.  1849  mit  den  übrigen  bairischen  Bischöfen 
die  Abhaltung  eines  gemeinsamen  Konzils  ver- 
abredet und  sich  deswegen  nach  Rom  gewendet, 
Friedrich,   Gesch.  d.  vatikanischen  Konzils 

1,  302. 

3  Das  Gesuch  abgedruckt  bei  Ginzel,  Arch. 
f.  Kirchengesch.  3,  39  u.  Acta  conc.  coli.  Lac.  4, 

2.  Es  nennt  im  Gegensatz  zu  dem  deutschen  das 
in  Aussicht  genommene  Konzil  jfioneiUum  pUna- 
rium*^. 
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derartige  Synoden  ^^  einmal  weil  überhaupt  das  Institut  mit  der  die  Selbstständigkeit 
der  einzelnen  Nationen  negirenden  Universalität  der  katholischen  Kirche  im  Wider- 
spruch steht  und  sich  unliebsame  historische  Erinnerungen  fQr  Rom  an  dasselbe 
knüpfen ,  femer  aber  auch ,  weil  es  in  demselben  ein  Mittel  sieht,  welches  der  Epi- 
skopat eines  Landes  benutzen  könnte ,  um  sich  fester  zusammen  zu  schliessen  und 
sich  der  Kurie  gegenüber  unabhängiger  zu  stellen.  Daher  wurde  zwar  von  Pins  IX. 
bereitwilligst  das  Anerkenntniss ,  dass  derartige  Synoden  nicht  ohne  Erlaubniss  des 
päpstlichen  Stuhles  abgehalten  werden  dtlrfen,  angenommen  j  aber  die  Genehmigimg 
zur  Veranstaltung  derselben  abgelehnt  ^. 

Allein  innerhalb  der  Gebiete  der  Propaganda  y  welche  in  vollkommenster  Ab- 
hängigkeit von  Rom  stehen,  hat  man,  wie  schon  in  früheren  Zeiten^,  so  auch  noch 
neuerdings  die  Abhaltung  von  solchen  Nationalsynoden,  für  welche  jetzt  die  Bezeich- 
nung :  concilntm  plenartum  gebraucht  wird  ^,  gestattet  ^,  und  nur  in  diesen  Ländern 
sind  sie  somit  heute  allein  noch  praktisch. 

§.178.     4.  Die  Diöcesansi/noden* . 

Das  Institut  der  Diöcesansynode,  der  Versammlung  der  Geistlichkeit  einer 
bischöflichen  Diöcese  unter  dem  Vorsitz  des  Bischofs ,  konnte  erst  seine  Ausbildung 


1  Schon  Auf  dem  Konzil  yon  Trient  erklärte 
1.  J.  1547  bei  den  Berathangen  über  die  Reei- 
denzpflicht  der  Bischöfe  der  päpstliche  Legat  Kar- 
dinal del  Monte  (später  Jnlins  III),  Raynald. 
ann.  a.  1547  n.  4 :  „Qnoniam  a  multis  probari  video, 
ut  renoYentur  concüia  provinclalla,  sciant  patres 
nobis  quoque  (quoad  me  tantnm  loqnor)  id  non 
improbari,  instaarationem  condliomm  provincla- 
lium  (inquam),  qnae  ab  uno  metropolitano  et 
suffraganeis  eiusdem  constitunntur,  non  pla- 
rium,  veluti  qnae  nationalia  vocant, 

haec  enim  semper  perniciosa  Q  0  ^^^e"« 
Vgl.  ferner  das  Breve  Pauls  IV  von  1555  an  die 
polnischen  Bischöfe,  Le  Plat,  monnm.  ad  bist, 
conc.  Trident.  spect.  coli.  4,  567:  ^^Nam  lllud 
.  .  .  ut  concilinm  yestrae  nationls  episcopomm 
isthic  haberetnr,  ad  componendas  de  flde  et  reli- 
gione  controversias  nullo  modo  a  nobis  probari 
potnisset  .  .  .  neqne  enim  in  concilils  provlnciae 
aut  nationis  alicuius  de  flde  religlonisque  oatho- 
licae  dogmatibns  .  .  .  statni  quidquam  yel  maio- 
rum  institnta  yel  iuris  ratio  et  ss.  canonnm  de- 
creta  patiuutnr;  de  his  enim  rebus  In  oecnmeni- 
eis  generalibusque  conoiliis  agendnm  et  decer- 
nendum  est".  Vgl.  dazu  y.  Wessenberg,  die 
grossen  Kirchenyersammlnngen  des  15.  u.  16. 
Jahrh.  8,  340. 

3  Breye  yom  17.  Mai  1849  an  .die  deutschen 
Bischöfe,  ooU.  cit.  5,  995;  Ginzel  a.  a.  0.  2, 
69:  „Quamobrem  .  .  .  a  nobis  efllagitastls,  nt 
huio  yestro  desiderio  conourrere  yelimus,  cum 
probe  noscatis,  conoilium  idem  absque  nostra 
et  apostolicae  sedis  auctoritate  nee  in- 
dici  nee  haberi  posse  .  .  .  Verum  neminem  ye- 
strum  latet,  eam  nnnc  esse  in  istis  quoque  regio- 
nlbus  rerum  ac  temporum  coudiüonem,  ut  oppor- 
tunum  tempus  coniici  haud  possit,  quo  solemnis 
nie  omnium  Germanlae  antistitum    conyentus 


aut  ea  tranquillitate  haberi  queat,  quae  in  tanti 
momenti  negotio  requiritur  aut  ea  celeritate  ab- 
solvi,  qua  episcopi  yaleant  quam  primmn  ad 
propilas  redire  dioeceses.  Quapiopter  etiamsi  iu 
praeaenti  omnlnm  fere  regionnm  pertnrbatlone 
nihil  hac  super  re  a  nobis  lam  nuno  stataendum 
existlmemus  tamen  futurum  confldimus,  ut  ubi 
.  .  .  pax  ao  publica  quies  restitnta  fuerit,  maiora 
episcoporum  concilia  tranquiUiorl  modo  possint 
celebrari'^,  worauf  dann  die  Abhaltung  von  Pro- 
ylnzialkonzilien  empfohlen  wird.  Fast  wörtlich 
gleichlautend  ist  das  an  die  französischen  Bi- 
schöfe gerichtete  Breye  yon  demselben  Datum, 
nur  wird  darin  noch  heryorgehoben,  daas  diese 
nicht  sämmtlich  einen  Wunsch  nach  einem  Pie- 
nar-Konzil  dem  Papste  kundgethan  haben.  Der 
Ausdruck :  National-Konzll  ist  In  beiden  Sehrei- 
ben yermieden.  Ueber  die  Verweigerung  der 
Zustimmung  für  das  balrische  Konzil  Fried- 
rich a.  a.  0.  S.  303. 

9  Hierher  gehört  das  yon  dem  Erzbischof  von 
Antiyari.  Primaten  yon  Serbien,  in  Folge  einer 
ihm  päpstlicherseits  anfgetragenen  Visitation  für 
3  erzbischöfliche  Proyinzen  i.  J.  1703  abgeb«!- 
tene  Albanische  National-Konzil ,  welches  sieh 
selbst  „nationalis  siye  proyindalis  synodus^  nennt, 
yon  der  Gongregatio  de  Propaganda  flde  aber  blos 
als  „concilinm  proylnciale^  bezeichnet  wird;  Coli, 
cit.  1,  283. 

*  Coli.  cit.  3,  130.  326. 
^  S.  unten  %.  181. 

*  G.  Phillips,  die  Diöceeansynode.  Frei- 
burg 1849;  V.  M.  Sattler,  d.  Diözesan-Syno- 
den,  ihr  Ursprung,  Wachsthum  etc.  Regensbnig 
1849 ;  M.  F 1 1  s  e  r ,  die  Diöcesansynode.  Augs- 
burg 1849;  J.  Am  berger,  derOlerusauf  d.Dio* 
cesansynode.  Regensburg  1849;  H.  y.  Wessen- 
berg, die  Blsthumssynode.  Stuttgart  1849;  AI. 
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finden,  als  die  Koncentration  des  Gottesdienstes  und  des  Klerus  in  der  Bischofsstadt 
aufgehört,  und  auf  dem  Lande  ebenfalls  priesterliohe  und  Beelsorge-Btationen  er- 
richtet worden  waren  ^  Bis  dahin  waren  die  Versammlung  des  Diöcesanklerus  und 
das  Presbyterium  ^  identisch.  Nachdem  es  aber  nothwendig  geworden  war,  eine  Reihe 
von  Landstationen  zu  errichten  und  durch  Priester  verwalten  zu  lassen,  ging  es 
selbstverstftndlich  nicht  mehr  an,  auch  diese  bei  denjenigen  Akten  der  kirchlichen 
Verwaltung,  bei  welchen  der  Bischof  das  Presbyterium  zuzog,  zu  betheiligen  und  sie 
jedes  Mal  nach  der  Stadt  einzuberufen.  Andererseits  war  es  durch  das  Interesse 
einer  geordneten  bischöflichen  Verwaltung  geboten,  den  Zusammenhang  dieser  Prie- 
ster mit  dem  Bischöfe  aufrecht  zu  erhalten  und  sie  bei  wichtigen  Anlässen  um  den- 
selben zu  versammeln ,  um  ihren  Rath  einzuholen ,  sich  von  ihnen  Bericht  erstatten 
und  Rechenschaft  ablegen  zu  lassen ,  sowie  ihnen  die  erforderlichen  Anweisungen  in 
Betreff  ihrer  Amtsfllhrung  zu  ertheilen.  Diese  so  erweiterte,  nicht  ständige  Versamm- 
lung beruhte  zwar  auf  demselben  Grundgedanken  wie  das  Presb3rterium ,  sonderte 
sich  indessen  nunmehr  als  eine  selbstständige  Einrichtung  von  demselben  ab  ^, 

Demnach  kann  das  Alter  des  Institutes  Air  den  Orient  nicht  höher  hinauf  als  in 
das  Ende  des  3.  Jahrhunderts,  für  das  Abendland  nicht  höher  als  in  das  5.  Jahr- 
hundert verlegt  werden  <.  Für  die  ersten  Zeiten  sind  Quellenzeugnisse  nur  sehr 
spärlich  vorhanden^  und  noch  viel  länger  fehlt  es  an  besonderen  kirchlichen  Rechts- 
vorschriften fiber  diese  Versammlungen  <^.  In  den  Kanonen  der  morgenländischen 
Konzilien  wird  ihrer  gar  nicht  gedacht.  Zuerst  ^  erwähnt  sie  das  Konzil  von  Auxerre 
(585),  indem  es  den  jährlichen  Zusammentritt  aller  Priester  in  der  Bischofsstadt  vor- 
sehreibt ^.   Dass  aber  damit  die  Beobachtung  einer  höher  hinaufreichenden  Sitte  ein- 


S  ch ml d ,  d.  BisthumMynode.  Begensbuig  1850. 
2  Bde. ;  Thomassin  yet.  et  nova  eccles.  dis- 
dplina.  P.  II.  1.  3  c.  74  —  o.  76;  van  Espen, 
ins  eccles.  nnirers.  P.  I.  t.  18;  Bonix,  de  epi- 
scopo  et  synodo  dioeoesana.  Par.  (1859).  1873. 
%  347  ff. ;  F  e  s  8 1  e  r ,  über  die  Provlnzlal-Con- 
dlien  und  Didcesan-Synoden.  Innsbniok  1849. 
S.  leö  ff.;  Phillips,  K.-R.  7,  135  ff. 

i  Th.  II.  S.  262  ff. 

«  A.  a.  O.  S.  49. 

3  Dass  die  DlGcesansynode  sich  histoiisch  aas 
dem  Presbyterium  als  besonderes  Institnt  eut- 
wlekelt  hat,  ist  die  herrschende  Meinung,  schon 
mngedeatet  bei  van  Espen  1.  c.  c.  1.  n.  1 ;  ygl. 
femer  Phillips,  Dloeesansynode  S.  35  ff.; 
Schmida.  a.  0.  2,  3  ff. 

^  Es  ist  daher  nnrichtig,  die  Entstehung  der 
Didceaansynoden  bis  auf  die  älteste  oder  aposto- 
lische Zeit,  so  z.  B.  Thomassin  1.  c.  c.  tö.  n. 
1 ;  Sattler  a.  a.  O.  13  ff.  zurück  zu  datiren. 

^  Das  älteste  Beispiel  bildet ,  soweit  ich  habe 
ermitteln  können,  die  Tom  Patriarchen  Alezan- 
der ron  Alexandrien  etwa  321  abgehaltene  Synode, 
um  seinem  Klerus  die  Absetzung  des  Arius  kund 
zu  thun ,  s.  die  darauf  bezügliche  Ansprache  bei 
Mansi  2.  568:  „^A^Sav^poc  ic{>6aßuTlpoic  xal 
OfOX^NOic  AXs^avBpebc  xai  Mopedbrou,  Tcapdiv 
?rapouoiv  .  .  •  dvapiatov  i^fy}9avT]N ,  6(Aa<  p*^ 
Touc  Tfjc  ic^Xtoc  icXT]ptxoOc  ouva^aYclv,  6(iiflk  (e 
TOÖc  dreh  Map€«6Tou  |AeTaic£fx,<|/aodai.'^  Weiter 
geliort  hierher  die  Synode  zuPtolemais  betreffend 
die  Exkommunikation  eines  Laudvogtes  Ton411, 
Hansi  4,  11;  Hefele  2,  103,  und  die  zu  Je- 


rusalem T.  415  betreffend  den  Pelagius,  Mansi 
4,  307;  Hefele  2,  107.  Für  das  Abendland 
würde  die  älteste  Synode  die  von  Toumay  (520) 
sein,  M  a  n  s  1  8,  Ö87,  Jedoch  erscheint  die  Aecht- 
heit  der  Ueberlieferung  sehr  fraglich,  Binte- 
r  i  m ,  pragmatische  Gesch.  der  deutschen  Natio- 
nal-, Provinzial-  etc.  Condlien  1,  396;  Hefele 
2,  697.  Die  erste  sichere,  Ton  welcher  sich  auch 
eine  Reihe  Kanonen  und  die  Unterschriften  von 
7  Achten,  34  Priestern  und  3  Diakonen  erhalten 
haben,  M  a  n  s  i  9,  91 1 ,  ist  die  yon  Auxerre  (585). 
Vielfach,  s.  z.  B.  Schmid  a.  a.  0.  1,  21,  He- 
fele 3,  14,  werden  mehrere  zu  Llandaff  in 
Wales  abgehaltene  Synoden,  welche  man  um  das 
Jahr  560  ansetzt,  Mansi  9,  763 ff.,  hierher  ge- 
rechnet, hier  handelt  es  sich  aber  wahrscheiulloh 
um  Einrichtungen  der  Culdeer  Kirche. 

0  Die  Nachweisungen  bei  Sattler,  S.  23, 
sind  vollkommen  unzuverlässig,  da  er  vielfach 
Provinzial-  und  Diöcesausynoden  verwechselt 
hat. 

7  Die  Palea  bei  €fratian  c.  16.  Dist.  XYUI.: 
,,Item  ex  oonc.  Bylon.  Annis  singuUs  eplsco- 
pns  in  sua  diocesi  sinodum  fadat  de  suis  clericis 
nee  non  abbatibus  et  discutiat  alteros  clericos 
et  monachos^,  wird  zwar — ein  Konzil  von  Bylon 
ist  völlig  unbekannt  —  von  B  e  r  a  r  d  1  canones  ge- 
nuini  1,  233  dem  Konzil  von  Hippe  von  393  zu- 
geschrieben, unter  den  Kanones  desselben  findet 
sich  indessen  die  Stelle  nicht. 

S  c.  7 :  „XJt  medio  Male  omnes  presbyteri  ad 
synodum  in  civitatem  veniant  et  Kai.  Novembris 
onmes  abbates  ad  condlium  conveniaut". 


584 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


l§.  178. 


geschärft  wird,  zeigt  der  Umstand ,  dass  gleichzeitig  auch  fOr  die  Aebte  ein  beson- 
derer jährlicher  Versammlungstag  festgesetzt  wird,  und  für  die  regelmässige  Berufimg 
derselben  offenbar  die  Zusammenkünfte  der  Priester  das  Vorbild  abgegeben  haben*. 
Diese  Trennung  kann  nicht  auffällig  erscheinen ,  da  die  Mönche  in  der  damaligen 
Zeit  an  und  für  sich  nicht  zum  Klerus  gehörten  j  und  für  die  Behandlung  der  Diöee- 
sangeschäflie ,  an  welcher  der  Weltklerus  betheiligt  war,  andere  Gesichtspunkte  in 
Betracht  kamen,  als  für  die  Handhabung  der  bischöflichen  Aufsicht  über  die  Klöster, 
ihre  Leiter  und  Insassen^.  Auch  im  Westgothenreiche  in  Spanien  ist  die  jährliche 
Abhaltung  solcher  Synoden,  ohne  dass  hier  freilich  eine  Trennung  der  Weltgeistiich- 
keit  von  den  Achten  hervortritt,  mehrfach  angeordnet  worden^.  Sowohl  in  QaUien 
wie  auch  in  Spanien  dienten  sie  nach  Ausweis  der  erwähnten  Zeugnisse  der  Verkün- 
dung  der  auf  den  Provinzial-  und  National-Konzüien  beschlossenen  Kanonen^,  der 
Ueberwachung  der  Diöcesanverwaltung  durch  den  Bischof,  der  Abstellung  von 
Missbräuchen  bei  derselben  und  der  Korrektion  der  schuldigen  GeistUchen  und 
Mönche  ^.  Dass  die  Versammlung  dem  Bischof  gegentlber  nur  eine  berathende  Stel- 
lung hatte ,  folgt  daraus ,  dass  die  Diöcesansynode  aus  dem  Presbyterium  herausge- 
wachsen ist<^.  Eine  massgebende  Stimme  bei  der  Berathung  haben  wohl  nur  die 
Priester  und  Aebte  gehabt 7,  während  die  tlbrige  Geistlichkeit  und  die  Laien,  deren 
Erscheinen  in  Spanien  ebenfalls  verlangt  wurde ,  nur  die  zu  erlassenden  Bekannt- 
machungen, sonstigen  Anordnungen  und  die  verhängten  Disciplinarmassregeln  ent- 
gegenzunehmen hatten  ^. 

In  wie  weit  das  Institut  im  merovingischen  Beich  in  Uebung  geblieben  ist,  lässt 
sich  beim  Mangel  an  Nachrichten  nicht  feststellen,  wahrscheinlich  ist  es  aber,  dass 
mit  dem  Verfall  des  kirchlichen  Lebens  unter  den  späteren  Merovingem  die  Diöcessn- 
synoden  ebenso  wie  die  Provinzial-Konzüien  aus  der  Praxis  der  Kirche  verschwunden 
sind.   Darauf  deuten  die  Bemühungen  des  Bonifazius,  die  Diöcesansynoden  in  die 


^  Eines  solchen  jährlichen  Zusammentrittes 
der  Aebte  auf  Berufung  des  Bischofs  erwähnt 
schon  Anrel.  I.  y.  511.  c.  19. 

S  Irrig  ist  08,  wenn  Thomas  sin  1.  c.  c.  73. 
n.  4;  Phillips,  Diöcesansynode  S.  42  ff.  die 
in  den  vorigen  Noten  citirten  Stellen  dahin  in- 
terpretiren,  dass  die  Achte  zu  der  Versammlung 
dor  Priester  hinzugezogen  worden  sind,  s.  auch 
L  0  n  i  n  g ,  Gesch.  d.  deutsch.  K.-R.  2.  361.  An 
der  Diöcesansynode  von  Autun  (o59 — 678), 
Bruns  I.  2,  272,  welche  nur  Vorschriften  fiber 
die  Klöster  und  das  MÖnchswesen  enthält,  haben 
wahrscheinlich  nur  Aebte  Theil  genommen,  L  ö  - 
uinga.  a.  0.  8.  362. 

3  GoBC.  Oscense  von  598.  c.  1 :  „ut  annuis  vicibus 
unus  quisque  nostrum  omnes  abbates  monasterlo- 
Tum  vel  presbyteros  et  diaconos  suae  dioeoesis  ad 
locum,  ubi  episcopus  elegerit,  congregari  prae- 
clpiat,  et  Omnibus  regulam  demonstret  ducendi 
Vitas"  .  .  . ;  c.  26  Tolet.  IV.  a  633  (c.  2.  D. 
XXXVIII)  und  0.  7  Tolet.  XVI.  a.  693.  c.  17. 
D.  XVIII).  In  c.  4  Tolet.  a.  589,  welches  für 
die  Verwandlung  einer  Pfarrkirche  in  ein  Kloster 
dem  Bischof  die  Einholung  des  „consensus  con- 
cilii  Bui"  vorschreibt,  und  in  c.  68  Tolet.  IV  cit., 
nach  welchem  der  Bischof,  wenn  er  einen  Kir- 
cbensklaven  ohne  Vorbehalt   des   Patrociniums 


fireilassen  will,  dafür  rwei  andere  gleichen  Wer- 
thes  und  mit  gleichem  Peculium  „coram  coDdlio 
ecclesiae"  anbieten  soll,  bedeutet :  concilium  wohl 
soviel  als  Presbyterium. 

«  c.  7  Tolet.  XVI  cit.  schreibt  aosdrüeklich 
vor,  dass  der  Bischof  eine  solche  Publikation  lo- 
nerhalb  sechs  Monaten  nach  dem  Provinzialkon- 
zil  bei  Strafe  der  Exkommunikation  vornehmen 
soll.  Die  S.  583.  n.  8  oitirte  Synode  yon  Auxeire 
enthält  ebenfalls  eine  Reihe  von  Kanonen  des 
Nationalkonzils  von  Macon  (585),  Löning  a. 
a.  0.  S.  362.  n.  2. 

^  S.  die  vorangehenden  Gitate. 

®  Ein  entscheidender  Beweis  des  Gegentheils 
lässt  sich  ans  c.  45  der  Synode  von  Auzene: 
„hanc  deflnltlonem,  quam  ex  anctoritate  eann 
nica  communl  consensu  et  convenientia  eonicrip- 
simus"  und  den  Unterschriften  der  Priester  und 
Aebte  unter  den  Kanones  nicht  entnehmen. 

"^  In  Gallien  waren  nur  diese  nach  den  anfe- 
führten  Stelleu  zu  erscheinen  verpflichtet,  und 
die  Unterschriften  der  3  Diakonen  auf  der  Synode 
von  Auxerre  sind  von  diesen  als  Stellvertietem  v. 
Priestern  abgegeben  vroxden.  FOr  Spanien  laist 
aber  Oscense  oit.  den  Zweifel  offen,  ob  nicht  die 
Diakonen  den  Priestern  gleichstanden. 

«  c.  7  Tolet.  XVI.  cit. 
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lebendige  Disciplin  der  Kirche  mit  denselben  Funktionen ,  welche  ihnen  früher  in 
Gallien  zugekommen  waren,  wieder  einzuführen^,  Bemühungen,  welche  auch  die 
Unterstützung  durch  die  Gesetzgebung  der  Karolinger  gefunden  haben  ^.  Dieses  Be- 
streben ist  nicht  ohne  Erfolg  geblieben^,  ja  es  ist  sogar  im  9.  Jahrhundert  für  ein- 
zelne Diöcesen  die  jährliche  Abhaltung  zweier  derartiger  Sjmoden  angeordnet  wor- 
den^, auch  haben  manche  Bischöfe  selbst  eine  noch  häufigere  Einberufung  ihres 
Klerus  zu  Diöcesansynoden  als  Mittel  zur  Bedrückung  desselben  benutzt,  so  dass  sich 
die  weltliche  Gewalt  veranlasst  sah,  mehr  als  zwei  Versammlungen  im  Jahre  zu  ver- 
bieten ^ 


>  Konzil  von  742,  Jaf  f^  monnm.  Mogunt.  p. 
128 :  „ut  uuQS  quisque  presbyter  .  .  .  semper  iu 
qaadiagesima  rationem  et  ordinem  miniBterii  sul 
bIto  de  baptismo  sive  de  flde  catholica  sive  de 
preoibus  et  ordine  missarum  eplBCopo  reddat  et 
osteudat^;  Konzil  von  747,  b.  den  Brief  an  Guth- 
beTt,  1.  c.  p.  200,  iro  dies  -wiederholt  nnd  weiter 
bestimmt  wird:  „moneat  (metropolltanus),  ut 
episcopi  a  synodo  venientes  in  propria  pariocMa 
cam  presbyteriB  et  abbatibns  conventum  haben- 
tes,  praeeepta  synodi  servare  inslnaando  praeci- 
piant^.  Tgl.  femer  das  nach  dem  Tode  des  Bo- 
nifazlas'  755  abgehaltene  conc.  Yernens.  c.  8: 
„et  omnes  presbyteri  ad  concillnm  episcopi  sui 
conveniant%  Mansi  12,  582;  LL.  1,  25. 

'  Cap.  ine.  anni(755?  Oelsner,  König  Plp- 
pinS.240.468;  Hefele3,Ö91)c.3,  LL.l,3i: 
fj>e  presbyteris  et  clerids  sie  ordinamus,  nt  ar- 
chldiaconus  episcopi  eos  ad  synodnm  commo- 
ueat  nna  cam  comite.  £t  si  quis  contempserit, 
comes  enm  distringere  faciat  et  ipse  presbyter 
aut  defensor  snns  LX  solides  oomponat  et  ad  sy- 
nodum  eat."  Auf  die  Diöccsansynode  bezieht 
sich  anch  c.  1  einer  Regensburger  Synode,  LL. 
3,  455  (welche  von  Merkel,  1.  c.  p.  237  jeden- 
falls mit  Unrecht  zw.  722—730,  von  Nagel, 
Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  18,  739  auf  743  oder 
744,  vonHefele  -wohl  am  richtigsten  in  das 
Ende  des  8.  Jahrhunderts  gesetzt  wird) :  „Ut  am- 
moneamurplebs  sancta,  ut  omni  studio  adsumant 
sibi  usum,  communloni  se  lungere  ss.  episcopo- 
rum  eeterorumque  sacerdotum,  ut  quando  apud 
eos  s.  synodufl  i.  e.  convenientia  tractande  salu- 
tis  Ipsorum  seu  et  eorum,  quibus  presunt,  quibus 
baptisma  exhibent,  quorum  confessionem  ante 
deum  suscipiunt  et  quibus  paenitentiae  medica- 
menta  ingerant,  quorum  aelymosinis  et  oblatio- 
nlbus  vivunt,  quando  pro  eis  iniunt  consilia, 
qnaliter  salvari  possunt  aulmas  earum ,  ut  et 
laiel  Student  ibidem  ad  idem  s.  concilium  ve- 
nire et  humiliter  se  commendare  in  sacrosanetas 
orationes  eorum". 

3  Capit.  Theodulfl  ep.  Aurel.  c.  797  c.  4, 
Mansi  13,  996 :  „Quando  m or e  s o  11 1 o  ad  sy- 
nodum  oonvenitls,  vestimenta  et  vasa  sancta  .  .  . 
vobiscum  deferte.  Necnon  duos  aut  tres  clerl- 
ricos,  cum  quibus  missarum  solemula  celebratis 
▼obiseum  adducite,  ut  probetur,  quam  dillgenter, 
quam  studlose  del  servitlum  peragatis";  c.  28 
ibid.:  „Cum  vero,  domino  opitulante,  ad  syno- 
dum  in  uDum  convenerimus,  sciat  nobis  unus- 
quisque  dicere,  quantam  domino  adiuvante 
laboraverlt  aut  quem  sanotum  fiructum  acquisie- 
rit";   Arelat.  v.  813.  o.  4,  1.  c.  p.  60:    „quia  a 


BS.  patribus  institutum  est,  ut  quaudo  ad  con- 
cilium venerint,  rationem  episcopo  suo  reddant, 
qualiter  susceptum  officium  vel  baptismum  ce- 
lebrent." 

*  Capit.  Heraidi  episc.  Turou.  v.  858  (Har- 
d  0  u  1  n  5,  449)  c.  91 :  „Ut  bis  in  anno  concilia 
celebrentur  et  nemo  plus  in  unoquoque  quam 
XY  dies  remoretur''.  Als  Vorbild  für  diese  An- 
ordnungen haben  'wohl  die  Kanones,  betreffend 
die  zweimalige  Abhaltung  der  Provinzialsynoden 
(s.  0.  S.  473),  gedient.  So  stellt  auch  der  Brief  der 
Bischöfe  der  Rheimser  und  Rouener  Provinz  an 
Ludwig  d.  Deutsch,  von  858  c.  7,  (s.  o.  S.  480. 
n.  7)  beides  zusammen.  Vgl.  auch  die  folgende 
Note.  Benedikt  Lovita  ist  von  einer  zweimali- 
gen Berufung  nichts  bekannt ,  er  T^iederholt  L 
2,  11 ;  III.  147  nur  die  Anm.  1  u.  2  angeführten 
Vorschriften. 

Für  Italien  vgl.  die  Synode  von  Ghieti  von 
840,  Mansi  14,  779:  „cum  synodali  more  .  .  . 
resideremus,  praesentibus  nobiscum  presblteris, 
et  diaconlbus  necnon  et  cuncto  dero  praefatae 
sedis  iblque  ...  in  custodiam  reotitudinis  s. 
nostrae  ecolesiae  statueremus^. 

5  Syn.  Tolosan.  Oarol.  Galvi  von  84  i  für  Sep- 
timanlen  c.  9,  LL.  1,  380:  „Ut  episcopi  synodos 
a  presbyteris,  nisi  sicut  docet  auctoritas  cano- 
num,  duos  sdllcet  et  per  tempora  constituta,  non 
exigant :  sed  et  In  eisdem  synodis  non  per  occa- 
slonem,  sed  per  veritatem  ministezil  sui  .  .  .  ad 
quod  constltuti  sunt,  presbyteros  traotent  et  te- 
neant  et  absolvant^. 

Phillips,  Diocesansynode,  S.  46  findet  an- 
dererseits einen  Ersatz  der  Diocesansynode  in 
der  bei  Bened.  III.  231  erwähnten  Einrichtung : 
„Statutum  est,  ut  omnes  presbyteri  parrochiae 
per  turmas  et  per  ebdomadas  ab  episcopo  sibi 
constltutas  oonveniant  discendi  gratia,  ut  aliqua 
pars  in  parrochiis  presbiterorum  remaueat ,  ne 
popull  et  ecclesiae  dei  absque  officio  sint:  et 
aliqua  utilia  in  civitate  discant,  ut  meliores  ad 
parrochias  demum  et  sapientiores  atque  populis 
utiliores  absolnti  revertantur.  Et  ibi  ab  episcopo, 
i.  e.  in  civitate  sive  a  suis  bene  doctis  ministris, 
bono  animo  instruantur  de  sacris  lectionibus  et 
divinis  oultibus  et  sanctis  canonibus  sive  de  bap- 
tismatis  sacramento  atque  missarum  solemnils  et 
piecibus  et  de  reliquis  officüs  omnibus  sibi  neces- 
sarils  etdistincteacsingillatim  Imbuantur^.  Diese 
Anordnung,  deren  Quelle  nicht  bekannt  ist,  kann 
indessen  nur  eine  vorübergehende  Bedeutung 
gehabt  haben,  da  doch  sicherlich  nicht  fortdauernd 
alleDlöeesanpriester  alljährlich  abtheil angsweise 
zu  dem  angegebenen  Zwecke  nach  der  BiBchofs- 
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In  der  Znsammenseizimg  der  Sjmoden,  ftlr  welche  mehrfach  die  Beseichniing . 
generale  presbyierorum  eondäum^  ^  vorkommt,  hat  sich  in  der  karoüngisehen  Zeit 
nichts  wesentliches  geflndert^.  Allerdings  wird  mehrfach  der  Theilnahme  von  Dia- 
konen, anderen  Klerikern  ^  nnd  anch  von  Laien  ^  gedacht.  Dieselben  haben  aber  in 
dieser  Zeit  ebenso  wenig  wie  früher  ein  Stimmrecht  besessen^;  ihre  Anwesenheit  er- 
klärt sich  vielmehr  daraas,  dass  diese  Versamnünngen  snr  Yerkflndong  allgemein 
verbindlicher  Anordnungen  bestimmt  waren®  nnd  Yisitations-  nnd  Korrektionfr- 
zwecken dienten. 

Auch  in  den  folgenden  Jahrhunderten  hat  sich  das  Institut  der  Diöcesansynoden 
—  sie  werden  jetzt  noch  wie  früher  als  generalis  eynodus  7,  ferner  als  pithUca  s.  ^,  pkria*"^ 
oder  plenaria  s,  ^®  bezeichnet  ^^  —  in  praktischer  Uebnng  erhalten  *^.  Nähere  Nach- 
richten über  dieselben  fliessen  freilich  nicht  allzu  reichlich.  Meistens  sind  es  einzebie 


Stadt  einberufen  zu  weiden  bnnchten.  Auoh  c.  73 
Herardi  Tnion. :  „nt  disoendi  gratla  ad  eivltatem 
vel  ad  loca  oonstituta  preabyteii  conveiüant  qua- 
dragestmali  tempore''  zeigt  In  Yerbindnug  mit 
c.  91  dt.,  dasft  es  aloh  dabei  nicht  um  ein  Sur- 
rogat der  Diöcesansynode  bandelt. 

1  So  für  die  vom  Gborblscbof  Amalar  y.  Lyon 
(vgl.  Maas  Ben,  Glossen  des  canon.  Rechts: 
karoling.  Zeitalter.  Wien  1877.  S.  11)  mit  den 
andern  Gborbiscböfen,  den  Arcbldiakonen  nnd 
Priestern  834  in  Abwesenheit  des  Biscbofis  abge- 
haltene Lyoner  Synode,  auf  welcher  der  erstere 
denselben  seine  Schrift  de  ecdesiasticis  offldis 
zur  Zustimmung  vorlegte,  Mansi  14,  663.  665; 
„generalis  sacerdotum  synodus'^  in  praef.  He- 
rardi Turon.  1.  c. ;  ferner  „universalis  synodus'^ 
für  die  Synode  von  S.  Omer  von  839,  Mansi 
14,  772. 

2  Dass  die  Ghorbischöfe  und  auoh  die  Arcbl- 
diakonen Theil  genommen  haben,  s.  vor.  Anm., 
hat  nichts  auffallendes.  Erstere  stehen  hoher  als 
die  Priester,  und  die  Arcbldiakonen  hatten  da- 
mals schon  in  einzelnen  Diöoesen  die  Priester- 
weihe, Tb.  n.  S.  189. 

9  Synode  von  Lemans  840,  Mansi  14,  767: 
.jsynodus  omuium  sacerdotum  ac  levitarum  seu 
rellquorum  servorum^  ($e,  dei);  o.  4  Theodulf. 
Aurel.  (S.  585.  n.  3),  s.  auoh  a.  a.  O.  n.  4. 

*  S.  586.  n.  % 

6  Eine  solche  Aenderung  ist  nicht  nachweis- 
bar. Dagegen  spricht  auoh  die  Bezeichnung: 
synodus  oder  concilium  presbyterorum ;  femer 
die  seltene  Erwähnung  der  Diakonen  nnd  ande- 
ren niederen  Kleriker. 

®  Herard  von  Tours  (S.  585.  n.  4) ,  Hinkmar 
von  Rheims  und  Walter  von  Orleans  haben  sol- 
che, s.  g.  capitula,  auf  Ihren  Dlocesansynoden 
verkündet,  Mansi  15,  475.  493.  503.  Vgl. 
auch  Herard.  Tur.  c.  1 :  „Ut  in  synodo  prius  ge- 
nerales  causae,  quae  ad  normam  totius  ecdesiae 
pertinent,  flniantur,  postea  speciales  ventHentur". 

^  Poitiers  936,  Mansi  18,  381;  Yerdun 
967,  Hartzheim  2,  631;  Toni  1105.1111. 
1136,  H.  3,  249.  268.  334;  Köln  1109,  ibid. 
p.  255;  Toni  1122,  Ibid.  p.  283;  Hildeshelm 
1131  und  1149,  ibid.  p.  323.  362;  Trier  1135, 
ibid.  p.  328;  Hildesheim  1149,  p.  363;  Utrecht 
1173,   p.  404;   Paderborn  1189,    p.  448;   Köln 


1198,  p.  466;  Halberttadt  1200,  p.  473;  gene- 
rale concilium,  Mainz  1122,  p.  289. 

8  Frelalng908,  Hartzheim  2,586;  Halber- 
stadt 1121,  H.  3,  282;  HUdesheim  1178,  p. 
416;  Oschersleben  (HalbersUdt)  1178,  p.  419; 
publicum  ooncilium,  Halberstadt  1120, 
p.  279. 

9  Toni  916,  im  11.  Jahrb.  und  1091,  Harts- 
heim  2,  587  und  3,  182.  317;  Besan^u  1041, 
M.  19,  595;  Arras  1090,  H.  3,  211 ;  Toni  1105 
und  1116, 1.  G.  p.  251.  270 ;  Eine  1114,  H.  21, 
92;  Halberstadt  1147  und  1150,  H.  3,  356. 365; 
Trier  1163,  l.  c.  p.  394;  Halberstadt  1186  und 
1189,  p.  435.  448:  Köln  1197,  p.  466. 

10  Toni  971,  982,  1074  und  1123,  Hartz- 
heim 2,  653.  667  und  8,174,293;  Mainz  1122, 
Ibid.  289 ;  Laufen  (Salzburg)  1195,  p.  462. 

11  Ausserdem  kommen  vor  die  Bezeichnungeii : 
synodus  nostra  bez.  sna  (i.  e.  episoopi), 
Ghalons  893—900,  Mansi  18,  125;  Toni  109S, 
Hartzheim  3,  213;  Würzburg  1187,  1.  c.  p. 
336;   Halberstadt  1147,    p.  356;    Ghester  am 

1148,  Mansi  21,  850;  Köln  1182  und  1197,  p. 
427.  467;  magna  synodus, Halberstadt  1137, 
H.  3,  3o7;  synodalis  couventus,  Köln 
948,  Lüttieh  968  und  980,  Hartzhelm  2, 
621.  647.  662;  Toni  1111,  ibid.  3,  268;  Speier 

1149,  p.  362;  oapitulum,  Augsburg  1135: 
„olero  comprovindali  eodem  tempore  ad  capitn- 
lum  oongregaio'',  Hartzheim  B,  380;  Augs- 
burg 1154, 1.  c.  p.  376:  „in  generali  capi- 
tulo  cum  ohoro  maioris  eeclesiae  ao  YI  .  .  . 
abbatibus  ac  XI  regularibus  praepositis  ae  innu- 
mera  multltudine  clerieorum":  Würzburg  1169, 
p.  401;  Freising  1170,  p.  4Ö2;  Libnitz  (Salz- 
burg) 1187,  p.  441 ;  Freising  1140,  p.  781  (cap. 
universale);  Hildosheim  1191  (cap.  ple- 
num)  p.  454;  Laufen  (Salzburg)  1195  (eap. 
solenne)  p.  459;  Passau  1203  (cap.  publi- 
cum) p.  482. 

»  Vita  Udalrioi  o.  3,  SS.  4, 392 :  ^tribus  diebos 
contignis  (in  der  Osterwoche)  synodale  coUequium 
habere  ooneuevlteoquod  oanonesbis  in  anno  epi- 
sooporum  concilla  fleri  praedpinnt,  unum  XV 
Kal.octobr.,  aliud  IVhebdomadepostpascha.  Hoc 
in  isto  tempore  perflcere  deorevit,  ne  in  antea 
ei  aliquod  ostaeulum  illud  perUdendi  impedl- 
mentum  faceret". 


§.  178.] 


Die  DiöcesanBynoden. 


587 


Verwaltnngs-  und  Rechtsgeschäfte  ^,  sowie  richterliche  Akte  ^y  durch  deren  Beurkun- 
dung uns  die  Kunde  von  der  Abhaltung  solcher  Synoden  bewahrt  worden  ist, 
wenngleich  dabei  auch  mitunter  der  eigentliche  Zweck  derselben  angedeutet  wird  ^. 
Verordnungen  allgemeinen  Inhalts,  welche  auf  diesen  Synoden  erlassen  worden  sind, 
finden  sich  nur  in  verhftltnissmftssig  geringem  Umfange  tlberliefert^.  Desgleichen  sind 


»  FrelBing  908  (Vergleich  zwischen  Bischof  u. 
Choibischo^  Hartzheim  2,  585;  Bergamo  908 
(ErdchtUDg  einer  canonica)  Mansi  18,  269; 
Freising  956,  fTausch  von  KiTchengatern) 
Hartzheim  2,  624;  Padna  955  (Bestätigung 
des  Besitzes  des  Domklems)  M.  18,  441 ;  Toul 
971  (Schenkung  an  eine  Kirche),  982  (Klo- 
fttersttftnng),  988  (Schenkung  einer  Kirche  an 
eine  andere),  H.  2,  652.665.669;  Langres  1017 
(ExemtionmrlTileg  für  ein  Kloster)  H.  19,  379; 
Besan^on  1041  (Privllegien-Ertheilang  an  ein 
Kloster)  1.  c.  p.  595 ;  Utrecht  1063  (Vergleich 
zwischen  Bischof  und  Abt)  H.  3,  148;  Passan 
1074  (Verkündnng  der  Gölibatsgesetze)  Tita  Alt- 
manni  c.  11.  SS.  12,  232;  Konstanz  1094  (das- 
selbe), M.  20,  795;  Arras  1097.  1098.  1101 
(Klosterangelegenheiten)  1.  c.  p.  941.959. 1145 ; 
Paderborn  1103  (Schenkung  an  ein  Kloster),  H. 
3,246;  Toni  1105  (Privilegien-  und  Güterbe- 
statigong  für  eine  Kirche),  ibid.  p.  249 ;  Köln 
1109  (Schenkung  an  eine  Kirche),  ibid.  p.  255 ; 
Toni  1119  (Bestätigung  von  Schenkungen),  ibid. 
p.269;  Halberstadt  1120  (Umwandlung  eines 
Fnuen-  in  ein  Mannskloster),  ibid.  p.  280 ;  Hal- 
berstadt 1121  (Bestätigung  eines  Klosters),  ibid. 
p.  281;  Toni  1122  (desgleichen),  ibid.  p.  282; 
Toul  1123  (Bestätigung  eines  Vergleichs  zwi- 
schen 2  Klöetem),  p.  293;  HUdesheim  1131 
[Bestätigung  einer  Klostergründung),  p.  322; 
Trier  1135  (Bestätigung  eines  Vergleiches),  p. 
327;  Augsburg  1135  (Klosterbestätigung),  p. 
329;  Wfirzburg  1136  (Errichtung  einer  Pfarrei), 
p.  331;  Toal  1136  (Bestätigung  von  Kloster- 
sckenkungen),  p.  333;  Wüizburg  1136  (desgl.), 
p.  335;  Halberstadt  1137  (desgl.),  p.  337  und 
1147  (Bestätigung  einer  Klosterstiftung),  p.  356; 
Speier  1149  (Schenkung  an  ein  Kloster),  p.  362; 
Hüdesheim  1149  (GüterbesUtlgung),  p.  363; 
Halberstadt  1150  (Bestätigung  eines  Tausches), 
p.  365;  Freising  11 70  (Bestätigung  einer  Zehnt- 
Schenkung),  p.  401 ;  Köln  1173  (Klosterstiftung), 
P.  404;  HUdesheim  1178  (Güterbestätigung),  p. 
415;  Oschersleben  (Halberstadt)  1178,  desgl., 
p.  417;  Trier  1179  (BesUtigung  einer  Zehnt- 
schenkung), p.  421 ;  Köln  1182  (Bestätigung  v. 
Schenkungen),  p.  426;  Halberstadt  1183  (Be- 
stätigung eines  Tausches),  p.  427 ;  Halberstadt 
1186  (Bestätigung  einer  Klostergründung),  Lib- 
nüz  (Salzburg)  1187  (Tausch  von  Kirchen  und 
Beendigung  eines  Prooesses  durch  Verzicht),  p. 
441 ;  Oschersleben  (Halberstadt)  1189  (Bestätl- 
gUDg  von  Schenkungen  und  Ertheilung  von  Pri- 
vilegien), p.  448;  Laufen  (Salzburg)  1195  (Gü- 
terbestätigung), p.  459;  Mainz  1196  (Erlaub- 
niss  für  die  Ministerialen,  ihre  Allodien  einem 
bestimmten  Kloster  zu  schenken),  p.  463 ;  Worms 
1196  (Inkorporation),  p.  464;  Köln  1197  (Be- 
stätigung eines  Patronattechtes),  p.  465 ;  Utrecht 
1209  (Genehmigung  der  Errichtung  einer  neuen 
Pfarrkirche),  p.  490. 


2  ChaloBs  zw.  893  und  900  (Vorladung  eines 
Priesters,  der  eine  Ehe  geschlossen),  Mansi  18, 
125  •  Vienne  907  (Streit  zwischen  2  Aebten  über 
eine  Kapelle),  1.  c.  p.  260;  Toul  916,  Hartz- 
he im  2,  587  (Zehntstreitigkeit);  Tours  925,  M. 
18,  347  (desgleichen);  Poitiers  936,  1.  c.  p.  382 
(desgleichen);  Verdun  967  (Streit  über  eine 
Kirche),  H.  2,  631 ;  Arras  1025  (Untersuchung 
gegen  manichäische  Ketzer),  M.  19, 424;  Vienne 
1030  (Zehntstrelügkeit),  1.  e.  p.  498;  Bamberg 
1058  (Zehntstreitigkeit),  H.  3,  126 ;  Toul  1074 
(Streit  wegen  Klostergnt),  H.  3,  174 ;  Worcester 
1092  (Streit  zwischen  zwei  Priestern  wegen  einer 
Kirche),  M.  20,  753;  Eine  1114  (Abgabe  der 
Schlussentseheidung  in  einem  Prooess  zwischen 
2Klöstem),  M.  21,  91;  Toul  IUI  (Streit  über 
eineMönchscella),  H.3,  267;  Mainz  1122  (Streit 
wegen  einer  Pfarrkirche),  ibid.  p.  289;  Mainz 
1127  (Weisthum  über  die  Lieferung  von  Zehn- 
ten), ibid.  p.  300;  Köln  1146  (Untersuchung 
gegen  Ketzer),  1.  c.  p.  353;  Augsburg  1154 
(Streit  über  eine  Kirche),  p.  376;  Trier  1163 
(Zehntstreitigkeit),  p.  393 ;  Würzburg  1169  (des- 
gleichen), p.  401 ;  Köln  1198  (Exkommunika- 
tion),  p.  466;  Halberstadt  1200  (Prozess  über 
ein  Archidiakonat),  p.472;  Passau  1203  (Zehnt- 
Btreitigkeit),  p.  482. 

3  Padua  955,  M.  18,  442 :  ^dum  episcopus  re- 
sideret  in  cathedra  sui  episcopii  .  .  .  convocata 
sacerdotum,  levitarum  reliquorumque  caterva  tam 
ex  cardine  urbis  eiusdem  quamque  ex  singulis 
plebibus  vel  oraculis  in  synodali  eventu  (1.  con- 
ventu),  ut  solerti  Providentia  mentes  cunctorum 
divini  verbi  epulis  reilceret  et  spirituali  admoni- 
tione  iuxta  ss.  statuta  patrum  singulos  instrueret 
atque  ((ituie)  regulariter  in  synodo  peragenda  ao 
deliberanda  sunt  .  .  .  salubriter  perflceret.^ 
Bamberg  1058,  M.  19,  883  u.  H.  3,  126 :  „Ego 
.  .  .  propter  multimoda  meae  eoclesiae  negotia 
synodam  unlversomm  snbiectorum  tenui.  Erat 
enim  plebs  huius  episcopii,  utpote  ex  maxlmo 
parte  Slavonica,  ritibus  gentilium  dedita,  ab- 
horrens  a  religione  christiana,  tam  in  eognatorum 
connublis  quam  in  decimationum  contraditione 
decretis  patrum  omnino  contraria.^ 

*  Beispiele  bieten  die  Synoden  von  Konstanz 
1094,  Mansi  20,795;  OomposteUallU,  M.  21, 
119;  Toul  1192,  M.  22,  647;  Camin  1204, 
Hartzheim  3,  483;  Utrecht  1209,  p.  488; 
Paris  Ende  des  11.  o.  Anf.  d.  12.  Jahrb.,  M.  22, 
675 ;  Dublin  1214,  l.  c.  p.  926.  Auch  gehören 
hierher  die  Kanones  eines  normannischen  Kon- 
zils aus  der  Mitte  des  12.  Jahrh.  bei  M.  18,  431, 
welche  Hefele  4,  598  einer  Provinzialsynode 
zuweist,  obwohl  es  sich  nach  c.  11  (»omnes  qui 
in  nostra  parochla  suut^)  nur  um  eine  Diöcesan- 
synode  handeln  kann.  Mit  Ausnahme  der  beiden 
erstgedachten  Synoden  tragen  die  Anordnungen 
den  Charakter  der  späteren  Diöcesanstatuten  au 
sich. 


588 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Vorschriften,  welche  die  Abhaltang  und  Einrichtung  derselben  betreffen,  selbst  wenn 
man  die  von  grösseren  Synoden  darüber  aufgestellten  Kanonen  mit  in  Betracht  zieht, 
äusserst  selten  ^ 

Die  Diöcesansynoden  sollten  nach  diesen  Anordnungen  entweder  jährlich  ein- 
mal^ oder  auch  zweimal  ^  abgehalten  werden^.  Theil  nahmen  an  ihnen  die  Mitglieder 
der  Dom-  und  sonstigen  Kapitel,  die  Aebte  und  Priester,  sowie  auch  andere  Kleriker 
der  Diöcese  ^,  ferner  aber  auch  Laien ",  insbesondere  die  in  dem  Sprengel  ansässigen 
Grossen  und  adeligen  Herren  ^,  die  bischöflichen  Beamten  (Advokaten  ^)y  Vasallen  % 


1  Vgl.  die  folgenden  Anmerkungen.  Die  bei 
Mansi  18,  323  Walter  von  Sens  (924-927) 
beigelegten  Kapitel  müssen  in  das  13.  Jahrhun- 
dert ,  in  welchem  ein  anderer  Walter  (Comut)  v. 
1222 — 1241  Erzhischof  y.  Sens  war,  gesetzt  wer- 
den ,  wie  sie  denn  auch  Mansi  selbst  23,  509 
unter  dem  Namen  des  letzt  genannten  zu  1239 
noch  einmal  abdruckt.  Die  Erwähnung  der  iudi- 
ces  ordinarli  und  delegati  (c.  8),  canonici  saecu- 
lares  (c.  9),  prioratus  (c.  10  ff.),  offlciales  epi- 
scoporum  (c.  13)  und  Goliarden  (ibid.,  s.  c.  un. 
in  VIto  de  vita  der.  III.  1  u.  Th.  I.  S.  119.  n.  6) 
passt  nicht  für  das  10.  Jahrhundert.  Zudem  be- 
zieht sich  c.  9 :  „moneantur  .  .  .  canonici  et  de- 
rlei saeculares,  quod  ipsi  in  habitu  suo  et  aliis 
praecepta  tradita  in  generali  conoilio  ftdeli- 
ter  ohservent",  offenbar  auf  c.  16.  Later.  lY.  von 
1215  (c.  15  X.  III.  1),  während  ein  vor  924  ab- 
gehaltenes General-Konzil,  welches  gemeint  sein 
könnte,  uuerflndlich  ist. 

Der  s.  g.  sermo  synodalis  bei  Hartzheim  3, 
1,  welcher  freilich  nicht  mit  Sicherheit  dem  h. 
Ulrich  von  Augsburg  (923—973)  zugeschrieben 
wird,  und  die  syuodica  des  Rather  von  Verona 
(952-— 968)  sind  Eröflnungspredigten  und  ent- 
halten Ermahnungen  an  die  Geistlichkeit  über 
die  Führung  ihres  Amtes  und  die  Wahrung  Ihrer 
Standesverpflichtungen. 

2  So  nach  den  dem  Bischof  Atto  v.  Yercelli 
zugeschriebenen  Kapiteln  aus  dem  10.  o.  11. 
Jahrh.  c.  27,  Mansi  19,  250;  Paris.  1211. 
P.  IV.  c.  17.  Rotomag.  1214.  P.  m.  c.  18 ,  M. 
22, 843. 920 ;  der  vonlnnocenz  III 1198 bestätig- 
ten Konstitution  des  Bischofs  v.  Waizen,  Innoo. 
ep.  I.  293,  ed.  Migne  1,  251. 

9  Nach  const.  eccles.  Golomanni  reg.  Hungar. 
c.  1,  Mansi  20,  1166;  vorausgesetzt  in  c.  4 
Odonis  Paris.  (1196—1208),  M.  22,  676.  Dass 
in  der  fraglichen  Zeit  die  Abhaltung  zweier  Sy- 
noden im  Jahr  die  Regel  gewesen,  so  Phillips, 
Diöcesansynode  S.  49,  ist  nicht  nachweisbar. 
Der  Rückschluss,  welchen  er  aus  Vorschriften 
des  14.  Jahrh.  macht,  erscheint  bedenklich.  Da- 
gegen sprechen  die  Aum.  2  angeführten  Stellen, 
von  denen  c.  27  Atton.  Vercell.  ausdrücklich 
hervorhebt:  „quia  ...  bis  in  anno  difflcultas 
temporis  tleri  concilium  non  sinit,  saltem  vel 
semel  a  nobis  celebretui^;  femer  die  Anordnung 
lunocenz'  III  v.  1205,  ed.  Migne  2,  622,  für 
Burgos ,  dass  die  Aebte  und  Prioren  einmal  im 
Jahre  auf  der  Synode  ihres  Bischofs  erscheinen 
sollen.  Allerdings  ist  für  einzelne  Bisthümer 
und  Jahre  auch  eine  zweimalige  Diöcesansynode 
nachweisbar ,  so  z.  B.  für  Langies  1196,  Mansi 
21,  156. 


*  Die  Jahreszeit,  in  welcher  dies  geschah,  war 
die  Zeit  um  Ostern  oder  Pfingsten  und  der 
Herbst ,  gewöhnlich  der  Oktobermonat.  Dies  er- 
geben die  Citate  über  die  einzelnen  Synoden ,  s. 
auch  die  Zusammenstellung  bei  Phillips  a.  a. 
0.  S.  50.  Anm.  29. 

^  Vienne  907:  „ministri  episcopi,  abbates, 
multi  sacerdotes^,  Mansi  18,  259;  Freising 
906:  „coram  clero  et  astante  populo^,  Hartz- 
heim 2,  886;  946  Mons  Trage,  M.  18,  414: 
„cum  Omnibus  abbatibus,  presbyteriB  vel  diaeo- 
nibus" ;  Como  1010,  M.  19,  315 :  „praeseutibos 
totius  eplscopii  clericis  et  laicia";  Besan^n 
1041,  1.  c.  p.  597  erwähnt  Propste,  Dekane, 
Kantoren,  Archidiakonen,  Subkantoren  der  Stifte, 
Aebte,  Archipresbyter,  Kapellane,  Diakonen  und 
Subdiakonen;  Bamberg  1058,  Hartzh.  3,  126: 
Dignitäten  und  Domherren  „et  fere  omnls  de- 
rus'';  Arras  1090,  p.  212:  „abbates,  archidiaconi 
et  cleriol'*;  Konstanz  1094,  M.20,  795:  „abbates 
et  clerid  innumerabUes'' ;  Toul  llOö,  H.3,  2Ö1 : 
Probst,  Archidiakonen,  Kanoniker,  Aebte ;  Pissaa 
1204 ,  p.  482 :  Aebte,  Pröpste,  Archidiakonen, 
Plebane.  Weitere  Beispide  lassen  sich  aus  den 
Gitaten  S.  587.  n.  1  u.  2  entnehmen 

0  S.  vor.  Anm.  Einzelne  Quellen,  so  die  cip. 
Odou.  Paris,  cap.  2.  $.  1,  Mansi  22,  675, 
schliessen  die  Laien  aber  nach  stattgehabter  Er- 
öffnung der  Synode  von  der  Theilnahme  an  den 
Verhandlungen  aus :  „flnito  sermone  licenclabit 
episcopus  lalcos  et  scholares  et  alios  deiieos  qui 
non  debebunt  synodo  Interesse'^.  Aus  einem  For- 
mular :  „quomodo  initianda  sit  synodns^,  welches 
sich  in  den  Ausgaben  des  Dekretes  von  Burdiard 
V.  Worms  findet,  ed.  Migne  patrol.  140, 1062, 
auch  beiHartzheim  3,  13,  und  dessen  Anfang 
der  c.  4  Tolet.  IV.  v.  633  zu  Grunde  Uegt,  er- 
giebt  sich  dasselbe.  Die  Laien  sollen  erst,  um 
Ihre  Beschwerden  anzubringen ,  am  zweiten  8it- 
znngstage ,  falls  die  Klagen  der  Kleriker  erledigt 
sind,  sonst  am  dritten  zugdassen  werden. 

"^  Konstanz  1094 :  „cum  praedictis  dndbus  et 
reliquis  Alemanniae  principibus" ;  comites  Vienne 
907,  Verdun  967,  Hartzheim  2,  631;  Bim- 
berg  1058,  Toul  1105  (s.  Anm.  5);  Bergamo 
908:  „reliqui  noblles'',  Mansi  18,  260;  Pader- 
born 1103,  H.3,  246:  „liberi  homines";  Kob 
1109,  p.  256:  „laid  liberi'';  ebenso  Würzbnrg 
1137,  H.  3,  336;  Halberstadt  1178,  p.  419. 
„nobiles  laici". 

8  Advokat  und  ludices,  Bamberg  1058;  Advo- 
kat und  Dapifer,  Toul  1105. 

0  fldeles  nostri,  Verdun  967;  defin.  Addboldi 
Traiect.  v.  1027,  H.  3,  18:  „praenomiuati  om- 
nes  feudales  ecclesiae  in  generali  synodo  episcopi 
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Ministeriiden  ^  nnd  Bürger  der  Bischofastadt^.  Die  Pflicht  zum  Erscheinen  bestand 
flDr  alle  Kleriker,  weil  diese  kraft  ihrer  Oehorsamsverpflichtung  der  Einladung  des 
Bisehofs,  welche  innerhalb  seiner  amtlichen  Zuständigkeit  lag,  zu  folgen  verpflichtet 
waren  3. 

In  Betreff  der  Stellung  der  Theilnehmer  tritt  nunmehr  im  Vergleich  zu  der  vor* 
hergehenden  Zeit  eine  Aenderung  hervor.  Vielfach  erscheint  die  Synode  nicht  als 
berathende  Versammlung  neben  dem  versitzenden  Bischof,  vielmehr  giebt  sie  auf 
Fragen  desselben  eine  massgebende  Entscheidung  ab.  Dies  ist  namentlich  der  Fall 
bei  Streitsachen,  welche  vor  der  Synode  verhandelt  werden^  und  bei  derVerhftngung 
von  Zwangsmitteln  zur  Durchführung  erlassener  Urtheile^. 

Mitunter  findet  sich  aber  eine  solche  entscheidende  Mitwirkung  auch  bei  Fest- 
stellungen von  Rechtss&tzen  und  Anordnungen  ^,  und  sie  erfolgt  dann  in  der  Form 
des  germanischen  Weisthums^.  Endlich  kommt  sie  vereinzelt  bei  der  Vornahme  von 
Verwaltnngsgeschftften  vor^.   Dabei  geben  vielfach  Laien  neben  den  Geistlichen  ihr 


Tniectensis  tenentur  et  debent  personaliter  In- 
tereMe,  qui  fendum  Buam  a  me  recepenint'^ ; 
Köln  1173,  p.  405  :  „nobiles  et  beneflciati''. 

1  Bamberg  1058;  Paderborn  1103;  Kolnll09; 
WÖTzburg  1137. 

2  Paderborn  1103. 

s  Bamberg  1087,  Hartzh.  3,  206:  „univerBi 
qai  synodo  intererant,  olerici  qnldem  per  sanctam 
obedientiam,  ladices  vero  caeterique  laicl  sacra- 
mentiB  astrlcti.''  Das  galt  auch  für  die  Aebte,  s. 
ep.  Widon.  Ambian.  ▼.  1063,  Mansi  19,  1030. 
Bei  gerechtfertigten  Hindernngsgründen  war  aber 
Stellvertretang  zulässig,  conc. Arelat.  v.  1097, 1.  g. 
p.  943,  Odon.  Paris,  cap.  2  cit.  $.  6 ;  vgl.  femer 
ep.  Inn.  HI  v.  1205,  Migne  2,  622;  Znsiche- 
rang  der  Freiheit  vom  Erscheinen ,  syn.  UltnLj. 
V.  1073,  Hartzh.  3,  148.  Als  generell  zum 
Erscheinen  verpflichtet  werden  in  c.  1.  2.  $.  6 
cap.  Odon.  Paris,  bezeichnet  „abbates  et  presby- 
teil,  maxime  cnram  animanim  habentes".  Un- 
entschuldigtes Ausbleiben  wurde  mit  Gensnren, 
z.  B.  der  Exkommunikation  geahndet;  s.  ep. 
Widon.  olt.  Die  anderen  Kleriker  und  Mönche 
hatten  wohl  nur  die  Pflicht,  wenn  eine  besondere 
Aufforderung  ergangen  war. 

Eine  Verbindlichkeit  der  Laien  bestand  blos 
in  Folge  besonderer  TreuTerhältnisse,  s.  syn. 
Bamberg.  1087  dt.,  abgesehen  von  dem  Falle, 
wo  sie  nicht  als  Parteien  oder  Angeschuldigte  zu 
erscheinen  hatten.  S.  auch  die  S.  588.  n.  9  dt. 
Utrechter  Yerordn.  y.  1027,  welche  sich  auf  die 
Herzoge  Ton  Brabant,  die  Grafen  von  Geldern, 
Holland,  Kleve  und  Bentheim,  sowie  andere 
freie  Herren  bezieht. 

4  Toni  916,  H.  2,  587  (Zehntstreitigkeit) : 
„Tnnc  Drogo  episcopus  .  .  .  interrogavit  fldeles 
snos  arehidiaconos  nee  non  sacerdotes  .  .  .  Qua 
propter  iudieaverunt  omnes  ...'';  Yerdun  967, 
p.  631  (Streit  über  eine  Kirche) :  „iudido  deni- 
qne  nostrorum  fidelium  et  consensu^;  Yienne 
1030,  Mansi  19,498  (Streit  wegen  einer  Kirche 
nnd  wegen  Zehnten):  „propter  quam  controyer^ 
siam  decrevit  s.  synodus  in  praesentia  d.  Leud- 
garii  episcopi'';  Arras  1090,  H.  3,  211  (Streit 
wegen  Pfarreien) :  „ventnm  est  ad  synodum,  nbi 
audito  clamore  et  response  iudicio  vener.  abba- 


tnm,  archidiaconorum  et  olericorum  .  .  .  deter- 
minatum  est,  quod''  .  .  .;  Köln  1198,  p.  466 
(Zehntstreitigkeit):  „sicut  adiudicatum  est  eis 
in  sententia  priorum  (s.  Th.ll.  S.  605)  et  no- 
b  i  1  i  u  m  1  a  1  c  o  r  u  m'';  Passau  1203  (Zehntstrei- 
tigkeit),  p.  482 :  „super  quo  requisitt  a  nobis  D. 
Chunradus  archldiaconus,  T.  de  Pr.,  ministe- 
rialis  noster,  talem  dederunt  sententiam,  ut 
testes  audirentur  etsecundum  eorum  attestationes 
. . .  cansae  flnem  imponeremus  . . .  Auditis  atte- 
stationibus,  requisiti  a  nobis  Chalhohus  archldia- 
conus et  Henr.  de Prez,  ministerialis  noster, 
hanc  sententiam  dicunt :  quod  praenominati  te- 
stes ita  testiflcati  essent,  quod  saepedicti  cano- 
nid  iuste  per  eos  praetaxatam  deeimam  et  prae- 
dium  supramem.  obtinuissent.  Quam  sententiam 
rite  latam  et  universaliter  a  clerids  etlaicis 
approbat&m  praesentata  anctoritate  nostra  con- 
flrmantes,  sigilli  nostri  robur  ei  impendimus'^ 

B  Köln  1198  dt.  „0,  de  Schleyde,  qui  in  par- 
tem  dedsae  haereditaÜs  ipsam  dedmam  accepe- 
rat,  de  sententia  priorum  et  assensuu 0- 
b  i  1  i  u  m  virorum  excommunicavimus''. 

0  Bamberg  1058;  nach  der  S.  587.  n.  3  dtlr- 
ten  Stelle  heisst  es :  „communi  omnium  iudicio 
eonflrmatum  est,  ut  qui  sponte  canonids  decretis 
noUent  obedire,  compellerentur  Intrare  et  qui 
canonice  banno  constrictus ,  non  decimaret ,  bo- 
nis  suis  a  domino  sno  abdlcaretur,  donec  resipls- 
cere  compelleretur". 

^  Mainz  1127,  H.  3,  300:  „Quaesita  enim  a 
praelatis  et  rectoribus  ecclesiae  nostrae  sententia 
et  iudicio  super  huiusmodi  causa  et  dissensione, 
decretum  est  ab  eis  lege  synodal!  :  in  locis,  ubl 
creverint  fruges,  dandam  esse  deeimam'';  Utrecht 
1209,  p.  490 :  „Quaesita  fuit  in  generali  synodo 
sententia :  an  episcopus  consensu  archidiaconl  et 
personae,  inspecta  necessitate,  cum  consensu  pa- 
troni  dare  posset  auctoritatem  construendi  novam 
ecclesiam  ?  Et  sententiatum  fuit,  quod  bene  et 
synodus  approbavit  sententiam''. 

8  Warzburg  1136,  H.  3,  331  (Erhebung  einer 
Kirche  zur  Pfarrkirche):  „totam  huins  cansae 
seriem  in  synodo  nostra  ad  omnem  ecclesiae  con- 
ventum  detulimus  et  totius  ecclesiae  nostrae  con- 
silio  et  anctoritate  praedictam  ecclesiam  in  A.  a 
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[§.  178. 


Urtheil  in  völlig  gleichberechtigter  Weise  ab  ^  Der  Bischof  erthellt  allerdings  den 
in  Prozessen  gelallten  Urtheilen  der  Synode  seine  Bestätigung^^  indessen  hatte 
diese  nicht  die  Bedentang ,  das  Urtheil  znm  Abschlnss  zu  bringen ,  sondern  vielmehr 
den  Zweck  j  dasselbe  unter  seinen  Jurisdiktionellen  Exekntivschutz  zu  stellen,  da  da- 
bei gleichzeitig  die  Verletzung  des  Urtheils  mit  geistlichen  Strafen  bedroht  wurde. 

Diese  Eigenthflmlichkeiten ,  welche  offenbar  auf  den  Einfluss  germanischer 
Rechtsanschauungen  zurückzuftlhren  sind^  finden  sich  freilich  nicht  überall ,  und 
ebenso  wenig  kann  der  Nachweis  geführt  werden,  dass  das  geschilderte  VerfahreB 
auch  nur  stets  auf  den  Synoden  ein  und  desselben  Bisthums  beobachtet  worden  ist'. 
Es  zeigt  sich  vielmehr  hier  das  auch  sonst  ^  vorkommende  Schwanken  zwischen  der 
Ausflbung  der  richterlichen  Thätigkeit  durch  den  Beamten  unter  Beirath  anderer 
Personen^  und  zwischen  der  germanischen  Trennung  von  Richter-  und  ürtheüer- 
Funktion. 

Auch  die  Betheiligung  von  Laien  als  Schöffen  mit  entscheidender  Stimme,  welche 
darin  hervortritt,  dass  sie  das  Urtheil  finden  oder  ihm  ihre  YoUbort  geben,  kann  in 
dieser  Zeit  nicht  auffällig  erscheinen.  Sie  hat  auch  sonst  ihre  Analogie  ^  und  ist  nicht 
einmal  auf  die  Synodal-Geschäfte  beschränkt,  sondern  kommt  gleichfalls  bei  anderen 
wichtigen  kirchlichen  Angelegenheiten ,  wie  bei  den  Bischofswahlen  ^,  Verftussemn- 
gen  von  Kirchengut  u.  s.  w.  ^  vor. 

Von  einer  Mitwirkung  der  weltlichen  Gewalt  als  solcher,  also  des  Landesherm 
oder  Fürsten,  ist  keine  Rede  ^.  Die  Bischöfe  halten  die  Synoden  kraft  ihrer  eigenen 
Autorität  ab,  wenngleich  vielleicht  in  einzelnen  Fällen  ein  Bischof,  um  seinen  An- 
ordnungen mehr  Gewicht  zu  geben ,  dieselbe  zugleich  unter  Bezugnahme  anf  seine 
etwaige  Stellung  als  päpstlicher  Legat  erlassen  haben  mag  i^. 

Die  erste  allgemeine  gesetzliche  Bestimmung  über  die  Diöcesan- 
Synoden  hat  das  IV.  Lateranensische  Konzil  von  1215  erlassen.  Es  ordnet  an, 
dass  die  Bischöfe  jährlich  einmal  nach  dem  in  dem  betreffenden  Jahre  abzuhaltenden 


pftTOchiali  ecclesia  .  .  .  ahsolvimas  .  .  .  Ut  antem 
haec  omnia  ita  rata  .  .  .  permaneant,  nos  .  .  . 
hanc  cartam  oonseribi  fecimus,  quam  sigilli  no- 
stri  impressione  inslgiiltam  .  .  .  officii  nostri 
anctoritate  conflrmayiinTis".  Zu  Toul  1105,  p. 
249,  erfolgt  die  Bestätigung  von  Gutem  und  Prl- 
yilegien :  „auctorltate  mea  (episcopi)  et  assensn 
totius  clerl  et  popnli  in  evldentla  generalis  sy- 
nodl", 

1  S.  589.  n.  4  a.  5. 

2  S.  589.  n.  4. 

8  Die  Gewinnung  eines  festen  Resultates  ist 
deshalb  nnmoglich ,  weil  genaue  Nachrichten 
über  die  Art  der  Verhandlung  auf  den  Synoden 
so  gut  wie  ganz  fehlen.  Das  S.  588.  n.  6  ge- 
dachte Formular  enthält  wesentlich  nur  liturgi- 
sche Vorschriften. 

*  S.  S.  489.  n.  1. 

»  Vgl.  z.B.  Eine  1114,  Mansiül,  92:  „epl- 
scopns  .  .  .  canonlco  iudlcayit  iudloio." 

ß  So  bei  den  Provinzlalsynoden,  S.  489.  n.  1. 

^  Th.  II.  S.  532.  608  ff. 

8  Th.  II.  S.  59. 

0  FQr England  wird  dies  allerdings  v. Fried- 
berg, Grenzen  zwischen  Staat  u.  Kirche  S.  732 
behauptet,  indessen  beziehen  sich  seine  Nach- 


weisungen nicht  auf  die  Diöcesansynoden.  Eine 
Ausnahme  macht  allerdings  die  Synode  Ton 
Mons  Trago  946,  Man sl  18,  414:  „Ego  Rani- 
mirus  (II)  .  .  .  lex  —  (▼.  Leon)  commonitione 
. . .  antilstitis  nostri  . . .  Salomonis  Astoricensis 
ecclesiae  episcopi  cum  omnibus  abbatibus  . .  • 
presbyteris  vel  diaconlbns  cunctls  habitantibi-« 
subditione  sna  et  adflnitatis  eins  ...  in  nnm 
.  .  .  concilium  adglomerare  praecepl  et  pariter 
cum  eis  deTotus  adveni,  ubi  cum  ...  de  saBcti 
religione  et  de  communi  voluntate  s.  eedeiiu 
attentius  tractaremus^.  Hier  beruft  der  König 
die  Synode  und  nimmt  an  ihr  Theil,  aber  gende 
in  Spanien  kommt  lange  Zeit  hlnduroh  eine  Ver- 
bindung kirehlloher  und  weltlicher  Angelega- 
helten,  s.  S.  575.  n.  1  vor.  So  hat  auch  z.  B.  noek 
die  Synode  Ton  Gompostella  Ton  1114, 1.  e.  21, 119 
im  Beisein  der  Grossen  nicht  nur  kirehllcbe, 
sondern  auch  weltliche  Anordnungen  getroffen. 

10  Darauf  deutet  der  Berieht  über  die  TonOeb- 
hard  von  Konstanz,  namentlich  zur  Elnsehirfanf 
der  Simonie-Verbote  und  des  CSÜbats  1094  ab- 
gehaltenen Synode;  Mansi  20,  795:  ^Jiaee  . .  • 
Ipse  in  proprio  episcopatu  et  ex  episeopall  tu- 
otoritate  et  ex  apostoliea  legatione  potuit  iniCi' 
tuere." 


$.  178.] 


Die  Diöcesansynoden. 
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ProvinzialkonziU  eine  Didcesansynode  bei  Strafe  der  Suspension  berafen  sollen,  um 
auf  derselben  die  Beschlösse  der  ersteren  zn  verktinden  ^.  Diese  Vorschrift  des  Kon- 
zils hat  aber  nor  die  Bedeutung ,  die  einmalige  jährliche  Abhaltung  der  DiOcesan- 
synode  obligatorisch  zu  machen,  nicht  aber  die  noch  theilweise  flbLLch  gebliebene 
zweimalige  Einberufang  in  einem  und  demselben  Jahre  zu  verbieten  ^.  Das  ergiebt 
sieh  deutlich  daraus,  dass  sie  keine  allgemeine  Kegelung  des  Instituts  der  Diöcesan- 
Synoden  yomimmt,  sondern  dieselbes  nur  als  Publikationsorgane  ftlr  die  Beschlfisse 
der  Provinzialsynoden  gebraucht  wissen  will. 

Es  ist  daher  auch  nicht  auffällig,  dass  noch  manche  spätere  partikuläre  Synoden 
die  Abhaltung  zweier  Diöcesansynoden  im  Jahre  angeordnet  haben  ^.  Allerdings 
finden  sich  daneben  auch  andere  derartige  Bestimmungen,  welche  nur  den  jährlichen 
Zusammentritt  einer  derartigen  Synode  vorschreibend 

Zwar  sind  weder  die  Anordnung  des  Lateranensischen  Konzils,  noch  die  Be- 
stimmungen der  eben  gedachten  partikulären  Synoden  zu  voller  Durchftlhrung  ge- 
langt^ —  hing  diese  doch  nicht  allein  von  der  Persönlichkeit  des  Bischöfe,  sondern 
auch  von  den  allgemeinen  politischen  und  den  besonderen  Verhältnissen  der  einzel- 
nen Dlöcese  ab  — ,  immerhin  haben  sich  aber  im  13.  und  14.  Jahrhundert  die  DiOce- 
sansynoden,  für  welche  in  dieser  Zeit  zuerst  neben  den  früheren  Bezeichnungen'' 
auch  die  noch  heute  übliche:  xynodm  dioecesana  auftritt^,  in  praktischer  Uebung  er- 
halten, und  sind  sogar  in  einzelnen  Bisthümem  mindestens  während  gewisser  Zeit- 
räume mit  ziemlicher  Regelmässigkeit  gehalten  worden  ®. 


*  Vgl.  darüber  o.  S.  491. 

2  e.  6  in  c.  25.  X  de  accus.  Y.  1. 

3  So  auch  Phillips,  Diocesansynode.  S.  63. 
«  Münster  1279.   c.  1,    Haitzhelm  3,  645 

rin  der  Fastenzeit  nnd  im  Oktober);  Glermont 
I26d  praef.,  Maust  23,  1185:  „cam  synodus 
aesti-valis  ...  semper  consaeverit  celebrari 
die  Mercnrii  et  JoyIs,  qui  proxime  festnm  Pente- 
coBten  Bubseqnantur ,  atqne  similiter  synodus 
hiemalisd.  Mercnrii  et  Jovls  feste  b.  Lncae 
eTangelistae  proximioribns^;  Bodez  1289, 1.  c.  24, 
96ö :  „enm  Igitnr  synodns  aesti  valis  ...  in  d. 
martis  et  d.  mercnrii  post  qulndenam  festl  Pa- 
sehae,  synodus  -vero  hlemalis  in  d.  martis  et  d. 
merenrii  proximis  post  festnm  b.  Lncae  evang. 
oonsneverunt  celebrari'';  ancb  für  Köln  sind 
1335—1337,  1353—1357  zwei  solcher  Synoden 
Jährlich  abgehalten  worden,  Hartzheim  4, 
4^.  463. 

6  Köln  1281.  praef.,  Hartzheim  3,  658  Qn 
der  Fastenzeit);  Gabors  1289,  Mansi24,  767: 
„fttatnimns  ad  fatigationes  nostromm  subiecto- 
mm  remoTendas  et  nt  opportune  qnl  congre- 
gandi  sunt,  omni  excnsatione  semota  Teiüre  va- 
leant,  nt  d.  mercnrii  et  d.  Joyis  post  festnm  Pen- 
teooates  synodns  in  nostra  ecolesia  cathedrali 
semel  In  anno  eelebretnr*';  Gerona  1257,  Mansl 
23,  931  (Oktober);  Ravenn.  proTinc.  1311.  c.  18, 
1.  c.  25,  459 ;  Paris,  provlno.  1314,  1.  c.  p.  531 ; 
Palentin.  (Valladolid)  1322.  c.  1,  1.  c.  p.  697; 
Tarrac.  prov.  1329.  o.  63,  1.  c.  p.  869;  Fer- 
ntra  1332.  e.  10, 1.  c.  p.  705 ;  Lavanr  1368.  c.  6, 
1.  e.  26,  494;  Olmütz  1413.  o.  13,  Hartzheim 
5,43. 

6  Köln   1281   praef.,    Hartzhelm  3,   658: 


„generalem  synodam  propter  periculosum  statnm 
ecclesiae  Goloniensis  et  praedecessomm  nostro- 
rum  occupationes  allqnantis  temporibns  praeter- 
missam  de  consilio  praelatomm  nostromm  et 
capltnli  nostri  duximns  indicendam". 

''Am  häufigsten  kommt  als  solche  noch  vor: 
s.  generalis,  s.  Hartzheim  3,  325.  536. 
6U.  658.  684 ;  4,  174.  256. 258.  277. 285.  343. 
353.  363.  369.  511;  femer  Trlentl279,  Mansl 
24,  323  u.  1336,  Hartzheim  4,  617;  daneben 
aber  anch  s.  pleua,  13.  Jahrb.  Hartzheim 
3,  516.  525;  Marseille  1263,  Mansl  23,  1113; 
Gerona  1267,  1.  c.  p.  934;  s.  publica  Worms 
1224,  Hartzhelm3,  517;  s.  sua,bez.  nostra, 
Worcester  1240,  M.  23,  524;  Munster  1279,  H. 
3,  653;  Köln  1310,  4,  308;  Utrecht  1347  und 
1350,  p.  352.  362;  Bremen  a.  1350,  p.  360; 
Köln  1371,  p.  508;  WOrzburg  1373.  p.  515; 
capltnlnm  S.  Polten  1284.  1294,  H.  3,  680 
n.  4,  19.  Dieser  Zeit  gehört  dagegen  wohl  der 
Ausdrack:  «.  tpiseoptdU  an,  c.  25.  X.  Y.  1  dt.; 
Sens  1269.  c.  5,  Maus i  24  6. 

8  Breslau  1290,  H.  3,  739;  Golon.  pror.  1322, 
H.  4,  283. 

9  Gerona  1257.  1261. 1267. 1274,  Mansi  23, 
928;  Valencia  1248.  1255.  1262.  1273,  1.  c.  p. 
769.  885. 1051. 1049;  Salutes  1260. 1282. 1298, 
1.  c.  24,  377.  465.  1185.  Durham  1255.  1276. 
1.  c.  23,  895  u.  24,  155;  ehester  1289.  1292,  1. 
c.  24,  1055.  1097;  Gambray  1300  ff.  1311. 
1312,  Hartzhelm  4,  66.237.242;  Köln  1327. 
1330.  1333  ff.  1353  ff.  1375.  1400,  1.  c.  4.  293. 
305.  427.  463.  516.  548;  Mainz  1316.  1318,  1. 
e.  4,  259.  265 ;  Münster  1317,  1318,  1.  o.  4, 
251.254;  Utrecht  1343.   1346—1348.    1350— 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  1T8. 


Im  Vergleich  zu  der  früheren  Zeit  tritt  jetzt  die  EigentliümUchkeit  hervor,  dass 
auf  diesen  Synoden  vielfach  eine  Reihe  allgemeiner  sicli  auf  die  Diöcesanverwaltnng 
nnd  den  Diöcesanklema  beziehender  Anordnungen  erlassen  werdend  Dies  hängt 
theils  damit  zusammen,  dass,  nachdem  das  allgemeine  Recht  der  Kirche  dnrch  die 
päpstlichen  Synoden  nnd  die  päpstliche  Gesetzgebung  seine  Regelung  erfahren  hatte, 
es  sich  nunmehr  um  die  Durchführung  desselben  in  den  einzelnen  Di5cesen  handelte, 
theils  aber  auch  damit,  dass  in  jener  Zeit  bei  4er  immer  weiter  greifenden  Verwelt* 
lichung  der  Kirche  ein  Einschreiten  gegen  viele  hervortretende  Missbräuehe  erforder- 
lich war.  Die  Anordnungen  der  Synoden  beziehen  sich  insbesondere  auf  die  Spen- 
dung der  Sakramente ,  die  Festordnung,  die  Reinerhaltung  der  christlichen  Lehre, 
den  Lebenswandel  der  Geistlichen,  die  Besetzung  und  Verwaltung  der  Earchenämter 
sowie  die  Handhabung  der  Disciplin,  und  wenden  sich  gegen  solche  Missstände,  welche 
die  allgemeinen  und  Provinzial-Konzilien  gleichfalls  zu  bekämpfen  suchen,  wie  z.  B. 
die  Nichtbeobachtung  der  Residenz,  die  Kumulation  der  Benefizien  u.  s.  w.^  Auch 
hat  in  manchen  dieser  Statuten  das  Institut  der  DiOcesansynode  selbst  Berücksichti- 
gung und  nähere  Regelung  erfahren^. 

Andererseits  hört  jdie  frühere  Sitte,  auf  diesen  Synoden  einzelne  Verwaltangs-^ 
und  richterliche  Geschäfte^  vorzunehmen,  namentlich  im  14.  Jahrhundert,  mehr  nnd 
mehr  auf,  dagegen  dient  die  Diöcesansynode  noch  immer,  wie  früher,  Korrektions- 
und Visitationszwecken,  indem  sie  dem  Bischof  Gelegenheit  giebt,  sich  über  die  Ver- 
hältnisse seiner  Diöcese  durch  Befragung  der  erschienenen  Theilnehmer  und  durch  die 
von  diesen  erforderte  Berichterstattung  zu  informiren  ^,  und  die  nöthigen  Massregeln 
zur  Abstellung  von  Ungehörigkeiten,  Missständen  und  Missbräuchen  zu  ergreifen. 


1354.  1355,  1.  c.  4,  342.  348.  350.  351.  365  ff. 
378.  Zu  beachten  ist  dabei ,  dass  nicht  sel- 
ten in  den  Verordnungen  det  Synoden  aaf  frü- 
here constitntiones  synodales  Bezng  genommen 
wird,  8.  z.  B.  Lüttich  1287, 1.  c.  3,  684.  Ande- 
rerseits sind  aber  auch  offenbar  manche  bischof- 
liche Anordnungen,  welche  die  Konziliensamm- 
ler als  Statuten  tou  Diocesankonzilien  bezeich- 
nen, ohne  solche  erlassen  worden  ,  so  z.  B.  die 
Kolner  v.  1327  und  1375,  1.  c.  4,  293.  517,  in 
welchen  ausdrücklich  Torgeschrieben  wird,  dass 
sie  auf  der  nächsten  Diöcesansynode  publicirt 
werden  sollen. 

Beispiele  von  Diocesansynoden,  welche  zur 
Publikation  der  Beschlüsse  von  Pro^iuzialkonzi- 
lien  in  Gemässheit  der  oben  gedachten  Vorschrift 
des  lateran.  Konzils  abgehalten  worden  sind, 
bieten  die  von  Torcello  1296,  Maus i  24,  1163 
und  Cambray  1300.  1301,  Hartzheim  4,  88. 
89. 

^  Durch  die  Aneinanderreihung  der  auf  den 
verschiedenen  Synoden  erlassenen  und  öfters  re- 
pnblicirten  Verordnungen  entstanden  von  selbst 
Sammlungen  derDlöcesan-Statuten,  vgl.  die  vor. 
Anm.  Auch  haben  einzelne  Bischöfe  für  ihre 
Diöcesen,  so  z.  B.  schon  der  Bischof  Oliver  von 
Paderborn  1224  solche  veranstaltet,  Hartzh. 
3,  514.  Weitere  Nachweisungen  bei  Phillips, 
Diöcesansynode  S.  66. 

^  Specielle  Nachweisnngen  sind  unnöthig,  da 
die  Citate  der  einzelnen  Synoden  hinreichende 
Belege  ergeben. 


3  Tgl.  die  folgenden  Anmerkungen. 

*  Bestätigung  einer  KirchenschenkungHalber- 
stodt  1224,  Worms  1224,  Hartzheim  3,  515. 
518;  Zehntschenkung  Hildesheim  1230,  p.  535; 
Weisthümer  über  die  Pflicht,  die  Konsekration 
eines  neu  gebauten  und  dotirten  Altars  herbeizu- 
führen, Halberstadt  1328, 1.  c.  4,  601 ;  über  die 
Unfähigkeit  des  Kirchenadvokaten,  an  Götera 
der  seiner  Advokatie  unterliegenden  Kirche  tol- 
les Eigenthum  und  Erbrecht  zu  erwerben,  Mainz 
1227,  1.  c.  p.  615 ;  über  das  Recht  des  Mannei 
Erbgüter  ohne  Konsens  seiner  Erben  seiner  Fraa 
zu  überlassen,  Halberstadt  1296, 1.  c.  p.  630. 

^  Besitzstreitigkeit  Worms  1224,  Hartzheim 
3,  517 ;  Exkommunikation  gegen  Zehntvervei- 
gerer,  Marseille  1263,  Mansl  23,  1113;  Unt^ 
suchungen  und  Verurth eilungen  wegen  Ketze- 
reien, Hildeshelm  1224,  Hartzh.  3,  516;  Trier 
1231,  p.  539.  Absetzung  eines  verbrecheriscken 
Abtes,  Freising  1248,  p.  577.  Zum  Tbell  AvA 
solche  Synoden  ausdrücklich  zu  dem  bezeichne- 
ten Zwecke  gehalten  worden.  Anderseits  findet 
sich  aber  auch  die  Vorschrift,  so  fürRhodez  1289, 
M  an  s  1  24,  966 :  „nullus  causas  inducat  ad  sy- 
nodum  quae  alio  tempore  eoram  nobis  vel  oft- 
ciali  nostro  possent  facilius  et  commodins  ei- 
pediri". 

^  S.  z.  B.  Gambray  1300,  Hartzheim  4,  66. 
Vgl.  Schmid  a.  a.  0.  11.  1,  184  ff.  Um  diesen 
Zweck  besser  zu  erreichen  sind  auch  Im  15.  Jahr- 
hundert in  einzelnen  DiÖoesen  nach  Analogie 
der  Sendschöffen  in  dem  Seudgerichte  Sendzen- 
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Was  die  Znsammensetzimg  der  8ynode  betrifft,  so  ist  sie,  soweit  die  Geistlich- 
keit in  Frage  steht,  selbstverständlich  dieselbe  wie  Mher.  Den  Vorsitz  fahren  der 
Bisehof  und  in  seiner  Abwesenheit  der  Oeneralvikar  i,  während  der  Vakanz  des 
Bisthams  die  vom  Domkapitel  bestellten  Eapitelsverweser^,  ausnahmsweise  statt  des 
enteren  auch  ein  päpstlicher  Legat  3.  Als  Theilnehmer  werden  erwähnt  die  Prälaten 
des  Bisthnms ,  also  Aebte  nnd  Dignitäten  der  Dom-  nnd  anderer  Stifter ,  Kanoniker 
ienelben,  Priester  und  andere  Oeistliche^. 

Wenngleich  anch  einzelne  Diöcesanstatnten  alle  diese  znm  Erscheinen  ftlr  ver- 
pflichtet erklären  ^  oder  die  Bemfangsschreiben  ihrer  sämmtlich  erwähnen^,  so  ist 
doch  meistens  die  Pflicht  bald  nur  auf  die  Priester,  insbesondere  diejenigen,  welche 
eine  Seelsorge  haben '^,  bald  selbst  allein  bis  auf  zwei  Drittel  der  von  den  Landdeka- 
nen auszuwählenden  Parochial-Priester^,  bald  auch  blos  bis  auf  die  Pfarrer^  oder 
gar  die  Landdekane  ^^  beschränkt  gewesen. 


gen  für  die  Diöcesansynoden  Terpflichtet  worden, 
Salzbuiger  Provinz.-  nnd  Dlöcesansynode  von 
1418,  e.  2,  bez.  c.  16,  Hartzheim  5,  173. 
190,  welche  dnrch  das  IV  lateran.  Konzil,  c.  25 
X  de  accusat.  V.  1.  allerdings  schon  für  die 
Provinzialsynoden  (s.  o.  S.  491)  eingeführt 
waren« 
i  Utrecht  1346,  Hartzheim  4,  348. 

*  Camhray  1344, 1.  c.  p.  287,  s.  übrigens  Th. 
II.  S.  232. 

3  Hildeshelm   1224,   Hartzheim   3,   515. 
Vgl.  überhaupt  Schmid  a.  a.  0.  S.  183. 

*  Hildesheim  1224,   1.  c:   „praelati  et  clems 
episcopatns«';    Hildesheim   1230,   1.  c.  3,  536: 
Jbompropst,   Kustos  u.  s.  w.  et  totns  clerns^; 
K51n  1266,  p.  619 :  „de  communi  consilio  et  as- 
sensn  capitnU  nostri  et  omninm  praelatomm  et 
ecclesianim   et  deri  civitatis  dioecesis  Colon.''; 
indietlo  syn.  Ck)nstant.  1327,   H.  4,  292:   „con- 
Tocationem   omninm    praepositorum,    abbatam, 
prlorum    prioratnnm,    decanorum    ecclesiarum 
eollegiataram  ac  decanomm  christianitatnm  no- 
stramm  dviUtis  et  dioeces.  Gonst.";  Köln  1330, 
p.  308:    „priorum  et  cleri  nostramm  civitatis  et 
dioecesis  oopia  praesente'';  Trient  1379,  Mansl 
24,  322:   jjcongregatis  tarn  clericis  civitatis  qaam 
qnasi  omidl»ii8  clericis  totins  dioecesis  Trident.^, 
ausserdem   werden    genannt  Dekan,    Archidia- 
koD,   Scholastikus   des  Domkapitels,   ein  Abt, 
Klosterpropste,  „archipresbyteri,  plebani,  vicarii 
et  alii  derlei";  Toul  1296,  Hartzheim  4,  637  : 
Dekan,   Archidiakon,    Scholastlkns,   Domherrn, 
Mansionaiien   nnd  Kapellane  von  Trient,  sowie 
„oniversi  de  clero  intrinseco  et  extrinseco  civita- 
tis Tridentl  et  dioecesis'';  Torcello  1296,  Mansl 
24,  116Ö :  „convento  .  .  .  toto  clero  nostrae  civi- 
tatis et  dioecesis  Torcellan.";  Padna  1339, 1.  c.  25, 
1131 :  ,4n  generali  synodo  totins  cleri  Paduani'^; 
Florenz   1346,   1.   c.   26,   23:  „in    capitnli  et 
cleri  nostrae  civitatis  et  dioecesis  Flor,  ad  syno- 
dom  spedaliter  vocatornm  pertinentia". 

&  Köln  1281  praef.Hartzheim  3,658:  „om- 
nes  praelati  et  cleriei  tam  religlosanim  quam 
saeenlaxiam  ecdeslarnm  et  derlei  saeculares  no- 
strae dvit.  et  dioec^;  vgl.  anch  Köln  1337,  1.  c. 
4,  442 ;  Gabors  1289,  Man  si  24, 967 :  .,ad  qnam 

Hinsehias,  Kirchenrecht.  IQ. 


omnes  praelati  et  derlei  nostrae  civit.  et  dioec.  et 
sacerdoteset  beneflciati  curam  animaram  habentes 
et  eomm  vicarii  venire  personaliter  tenentnr''. 

«  Utrecht  1345,  Hartzheim  4,  348:  „abba- 
tespraepositos,  archidiaconos,  decanos,  provisoies, 
ecclesiarum  rectores,  curatos  et  clericos  dvitatis 
et  dioecesis", 

1  Sutut.  Rotomag.  a.  1235.  c.  1.  2,  Mansl 
23,  371;  Stat.  Genoman.  1247,  1.  c.  p.  733; 
Bajeux  1300.  o.  1.  2,  1.  c.  25,  61;  Würzburg 
1298,  Hartzh.  4,  24.  (Daher  schreiben  alle 
anch  übereinstimmend  vor:  „die  dominica  sy- 
nodum  praecedente  sacerdotes  qui  capellanos  non 
habent  in  suas  parochias  diligenter  inqnirant 
publice  in  ecclesia,  si  qui  sint  inflrml  in  parochia 
et  feria  sequenti  sive  antequam  Iter  arripiant,  eos 
visitent  etiam  non  reqnisiti  et  faciaut  qnicquid 
necesse  fuerit  ad  salutem  animamm;  nihilomi- 
nus  tamen  provisionem  eorum  procurantes  quae 
solent  facere  per  capellanos  in  aliis  ecclesüs  re- 
manentes.")  Terracon.  prov.  1329.  c.  16, Mansl 
25,  843;  Lüttich  1287.  c.  1,  H.  5,  684:  „deca- 
nis  et  sacerdotibus  et  alils  qni  ipsi  synodi  Inter- 
esse tenentur'';  Ferrara  1332.  c.  10,  Mansl  25, 
905 :  „praelati  et  capellanl  civitatis  et  dioecesis"; 
über  die  Seelsorge  -  Vikare  insbesondere  vgl. 
Schmid  a.  a.  0.  H.  1,  173. 

9  Cambray  1300,  Hartzh.  4,  66. 

d  Münster  1279.  c.  1,  H.  3,  645 :  „ut  omnes 
abbates,  praepositi,  priores  rdigiosarum  eccle- 
siarum et  praelati, praepositi,  decani  saecnlarinm 
ecclesiarum  et  rectores  nostrae  civitatis  et  dioe- 
cesis ...  ad  SS.  synodos  nostras  . . .  conveniant"; 
Saintes  1280.  c.  2,  Mansl  24,  377:  „item  mo- 
nemus  omnes  et  singulos  rectores  ecclesiarum  et 
alles  quoscumque  qui  ad  hanc  nostram  synodum 
venire  consueverunt  aut  tenentur,  de  quibus 
nos  et  praedecessores  nostri  sumus  et  fuimus  in 
possessione,  ut  veniant";  Stat.  von  Antun  1323. 
c.  1,  Martine,  thesaur. nov. anecdotor.  4,  500 ; 
Meaux  1363.  c  12, 1.  c.  p.  919. 

10  KonsUnz  1327,  s.  Anm.  4;  Olmütz  1413. 
c.  13,  Hartzh.  5,  43,  verlangt  Erscheinen  der 
Dekane  mit  den  vier  ältesten  Pfarrern  ihres  Be- 
zirks. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Wo  jährlich  die  Abhaltung  zweier  Synoden  vorgeschrieben  ist,  findet  sich  hin  und 
wieder  gleichzeitig  die  Unterscheidung,  dass  auf  der  einen  alle  PrieBter,  auf  der  ande- 
ren nur  diejenigen,  welche  eine  Seelsorge  verwalten,  zu  erscheinen  haben  K  Wieder- 
holt werden  neben  den  gedachten  Geistlichen  auch  solche  genannt,  welche  ausserdem 
venire  tenentur'^.  Darunter  können  nur  diejenigen  anderen  Kleriker  verstanden  wer- 
den, welche  entweder  nach  der  Gewohnheit  der  Diöcese  oder  auf  Grund  besonderer 
bischöflicher  Anordnung  zum  Besuche  der  Synode  verpflichtet  sind  ^.  Eine  Vertretang 
war  im  Allgemeinen  blos  im  Fall  gerechtfertigten  Hindernisses^,  mitunter  anch 
schlechthin  für  die  Kapitel  und  geistlichen  Korporationen  ^,  im  Uebrigen  nur  kraft 
Gewohnheitsrechtes  ^  oder  Privilegs  ^,  gestattet,  und  das  sonstige  Ausbleiben  ohne  be- 
sonderen bischöflichen  Urlaub  zog  kirchliche  Strafen  ^  oder  Geldbussen  ^  nach  sich. 

Der  Pflicht  zum  Erscheinen  entsprach  selbstverständlich  auch  die  Pflicht,  die 
Synode  nicht  ohne  Erlaubniss  des  Bischofs  zu  verlassen  ^^. 

In  Uebereinstimmung  mit  der  sonstigen  Entwicklung  hört,  und  darin  liegt  eine 
weitere  Abweichung  von  der  früheren  Zeit ,  die  Theilnahme  der  Laien  an  den  Be- 
rathungen  der  Diöcesansynoden  ganz  auf;  schon  im  13.  und  14.  Jahrhundert  werden 
sie  nur  noch  ganz  vereinzelt  erwähnt  ^^ 


i  Statut.  Olaromont.  1268  ,  Mansi23,  1185: 
„praecipimus  Bacerdotibus,  ut  omnes  veniant  ad 
synodnm  aestivam,  et  curam  animamm  habentes 
ad  utramque".  In  den  Statuten  v.  Rhodez  1289, 
1.  c.  24,  965:  „ut  ad  .  .  .  synodum  hiemalem 
veniant  . . .  pereonaliter  omnes  praelati  et  derlei 
et  sacezdotes  curam  anlmanim  habentes  dictae 
nostrae  dioecesis  . . .  vel  saltem  vlcarii  seu  mini- 
strantes  in  eccleslis  pro  eisdem :  ad  synodum  vero 
aestiralem  ambo  per  se  et  porsonallter  veniant, 
seil,  tarn  praelati  quam  pro  eis  ministrantes  cum 
cappellano  curato^,  liegt  die  Unterscheidung  in 
dem  Ilecht  sich  vertreten  zu  lassen  und  der 
Pflicht,  persönlich  zu  erscheinen. 

2  S.  Lattich  1287,  S.593.  n.7;  Saintes  1280, 
a.  a.  0.  n.  9;  Statut,  v.  Autun  1323,  a.  a.  0; 
Nantes  1410.  c  2,  Martine  1.  c.  4,  1005. 

3  Also  z.  B.  Pfarrvikare;  ferner  auch  solche 
Geistliche ,  welche  von  berechtigter  Welse  Aus- 
bleibenden als  Stellvertreter  deputirt  waren ,  s. 
folgende  Anm. 

*  Stat.  Rotomag.  1235.  c.  1,  Maus i  23,  371  : 
„et  si  inevitabili  neeessltate  deteuti  fnerint, 
mittant  capellanum  suum  aut  clericum  loci''; 
ebenso  st.  Cenom.  1247  und  Glermont  1268,  1.  c. 
p.  733  u.  1185;  Saintes  1280.  o.  2,  1.  c.  24, 
377;  Poitiers  1280.  c.  11 ,  1.  c.  p.  388;  Köln 
1281.praef.,  Hartzh.  3,  658;  Lüttich  1287. 
c.  1, 1.  c.  p.  684;  Rhodez  1289  und  Cahorsl289, 
Mansl  24,  965  u.  967;  Bajeux  1300.  c.  2,  1.  c. 
25,  61;  Würzburg  1298.  o.  1,  Haitzh.  4,  24; 
Lüttich  1300,  1.  c.  p.  67;  Autun  c.  1,  s.  Anm. 
2;  Avignon  1337.  c.  8,  Martöne,  thesaur. 
nov.  4,  563;  Meaux  1363.  c.  1  und  Nantes  1410. 
c.  2,  1.  c.  p.  915  u.  1005. 

5  Köln  1281,  s.  vor.  Note:  „Gapitnla  antem 
et  quaelibet  collegia  per  unicum  vel  per  duos 
procuratores  de  Ipsorum  collegiis  compaiebunt, 
ad  observationem  statutorum  in  procaratoriis  so 
similiter  obligantes." 

ö  So  wird  auf  der  Diöcesansynode  zu  Worms 


1374  die  Gewohnheit  als  bestehend  anerkannt: 
;,quod  pjro  ecclesla  Wlmpinensi  et  omniboB  per- 
Bonis  eiusdem,  praelatls,  canonlcis,  beneflciatis 
et  officiatis  uua  persona  ipsius  ecclesiae  nomine 
aliorum  omnium  et  pro  ipsls  in  synodis  episco- 
palibus  semper  transmlssa  slt  et  consuevit  inter- 


u 


esse. 

7  Privileg  Clemens*  IV  v.  1266  für  einen  Abt 
der  Diöcese  Nismes,  die  Synode  durch  einen 
Vertreter  zu  beschicken,  M^nard,  higtoire  de 
la  ville  de  Nismes.  Paris  1750,  p.  89. 

^  So  z.  B.  Suspension,  s.  die  Anm.  2  u.  4  ange- 
führten Statuten  von  Saintes,  Poitiers,  Luttifk 
und  Utrecht  1345.  c.  1,  Hartzh.  4,  348;  oder 
Exkommunikation ,  Rhodez,  Meaux  und  Nantes, 
B.  die  cit.  Anm. 

9  Nach  Avignon  1337.  c.  8  (s.  Anm.  4)  20  so- 
lldi;  nach  Ferrara  1332.  c.  10,  Mansl  25,  907, 
—  10  solldi. 

10  So  ausdrücklich  vorgeschrieben  Köln  1381, 
Hartzh.  3,  658. 

"  So  Worms  1224,  Hartzh.  3,  517dervicedo- 
minus  und  andere;    Halberstadt  1328,  L  €.  4. 
601 :    „cui  Beuten  tiae  omnes  tam  clerld  qo^n 
laici  concordarunt."  Dass  die  Laien  nieht  mekr 
als  stimmberechtigt  galten ,    zeigt  auch  Lüttick 
1290,  H.  3,  721.    Diese  Synode  ändert  einzeln« 
Statuten  der  früheren  v.  1287  ab,  weU  die  ^po* 
tentes,  magnates,  nobiles  necnon  magistri,  sea- 
bini  inrati  et  communitates  civitatis  Leodiensis  0t 
oppldorum  etc."  darüber  Klage  gefuhrt  hatten,  dass 
ihre  Freiheiten,  Rechte  und  Gewohnheiten  dwek 
die  letzteren  beeinträchtigt  worden  waren.    In 
Cambray  1300.  c.   1,  Hartzh.  4,  66,    wonach 
erscheinen  sollen :    „praelati ,  personae  sive  pa- 
troni  et  duae  partes  sacerdotum^,  können  nnnöf- 
lich,  wie  Sohmid  a.  a.  0.  II.  1,  179  annimmt. 
Laien  gemeint  sein,  es  handelt  sich  hier  offenbar 
um  geistliche  Patrone  oder  inkorporationsberecJi- 
tigte  Aebtü  und  Prälaten. 

Wenn   Phillips,  Diöcesansynode    S.  &3  in 
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Auch  darin  ist  eine  Aenderung  eingetreten^  dass  die  frflher  entsclieidende  Stimm- 
berechtigung  der  Mitglieder  der  Synode  bei  der  Erledigung  von  einzelnen  Angelegen- 
heiten, insbesondere  von  richterlichen  Geschäften,  verschwindet  ^ 

Die  Stellung  der  Synode  erseheint  daher  nunmehr  noch  reiner,  wie  früher^  als 
die  eines  berathenden  Organs  des  Bischofs  \  Jedenfalls  hatten  dabei  die  kirchlichen 
Wfirdenträger  der  Di($cese  die  Hauptstimme ,  denn  öfters  wird  nur  ihres  Rathes  ge- 
daeht^,  wie  ja  der  Bischof  insbesondere  verpflichtet  war,  einen  solchen  in  Betreff  der 
rorznlegenden  Diöcesanstatuten  seitens  seines  Kapitels  einzuholen^. 

Wenngleich  die  Diöcesansynoden  in  der  besprochenen  Zeit  sich  in  Uebung  er- 
halten haben  ^,  so  sind  sie  doch  offenbar  nicht  überall  regelmässig  zusammengetreten  ®. 
Dies  wird  dadurch  bestätigt ,  dass  die  erste  Reformkommission  des  Eonstanzer  Kon- 
ais einen  Beschluss  auf  Einschärfung  der  jährlichen  Abhaltung  derselben  gefasst 
hatl  Mit  der  Zurückstellung  des  Reformwerkes  ist  derselbe  auf  dem  Konzile  selbst 


c.  14  Colon.  1266,  Hartzh.  3,  623:  „nt  praelati 
et  ozdinarii  iudices  nostrae  civitatis  et  dioeeesis 
in  teiminls  eonim  iorisdictloni  subiectis  syno- 
dnm  snain  . .  .  observent . .  ^  ei  omnes  in  ecole- 
sia  lila  et  parochia  In  qua  synodus  celebranda 
fnent,  qaandocunque  eis  fnerit  denonciata,  ad 
eoelesiam  et  synodnm  yeniant  obedientes  et  iuia 
«ynodalla  obseivent  reverenter  ,  .  .  Soli  tarnen 
nobilee  exeipiantur,  qni  ad  nostram  synodnm 
noscnntar  specialitei  pertinere'',  anscheinend  «o- 
m  eine  Pflicht  für  die  AdeUgen  anf  der  Diöee- 
sansynode  zn  erscheinen  statnirt  findet,  so  ist 
dies  nicht  richtig.  Es  handelt  sich  um  das  bi- 
sehöfliche Sendgerlcht.  Die  Stelle  berühit  sich 
Tollkommen,  wie  Phillips  selbst  nioht  ver- 
kionthat,  oEiit  Sachsenspiegel  II.  I. 

Die  SUtuten  von  Rhodez  1289,  Mansi  24, 
WO;  vonMeaux  v.  1363.  c.  12,  Martine  4, 
919  oidnen  sogar  die  Entfernung  der  Laien  nach 
dem  Eröffnnngsgottesdienst  an. 

>  Zu  Worms  1224,  Har tzh.  3, 517,  wird  eine 
fi«sitz8treitigkeit  nach  römischer  Weise  vom  Bi- 
schof: „nos  itaqne  praelatomm  nostrorum  et 
allonim  pmdentnm  viromm  nsi  consilio'^  ent- 
schieden. Die  frühere  massgebende  Betheilignng 
tritt  nnr  noch  in  den  Fällen,  wo  ein  Weisthnm 
fiher  einzelne  Bechtssätze  erthellt  wird,  s.  S.  692. 
n.  4  nnd  Bremen  1350,  H.  4,  359,  hervor;  hier 
var  sie  indessen  dnrch  die  Natnr  der  yon  der 
Synode  geforderten  Erklärung  geboten. 

'  S.  Tor .  Anm .,  femer  Freising  1248,  H  a  r  t  z  h. 
3f  577:  Absetzung  eines  Abtes  „totius  suae 
dioeeesis  cleri  tam  praelatoram  quam  subditorum 
oommunicato  consilio'^;  Ausdrücke,  wie  „appro- 
^uite praesenti  synodo",  Durham  1276,  Mansi 
24,  158.  159,  oder  „omnibus  existentibus  in  ss. 
•ynodo  in  hoc  eonsentientibus^,  Norwich  1255, 
1.  e.  23,  915,  stehen  nicht  entgegen,  denn  sie 
deuten  nicht  nothwendig  anf  Deeisivrotum,  vgl. 
auch  Sehmid  a.  a.  0.  I,  238ff. 

3  Erlass  von  Statuten  S.  Polten  (Passau]  1284, 
ff  de  consllio  praelatomm  et  archldiaconomm^ 
Hartzh.  3,  680;  ähnlich  auch  S.  Polten  1294, 
H.  4,  21;  WÜTzburg  1313.  c.  1,  p.  246:  „de 
Gonsilio  praelatomm  et  capltuli  ecclesiae  nostrae", 
8«  auch  die  folgende  Anm.  a.  £. 

*  Th.  II.  S.  156.  Wenn  wiederholt  des  „con- 
sensu«  capltuli"  erwähnt  wird,  Norwich  1255, 


Mansi  23,  915;  Lütüch  1287.  o.  3,  Hartzh. 
3,  684,  so  ist  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
dass  man  erst  seit  dem  13.  Jahrhundert  in  der 
Doktrin  zwischen  dem  coruentui  und  dem  con- 
sHtum  capitull  zu  scheiden  begonnen  hat,  Th.II. 
S.  153 ,  also  die  erwähnte  Zustimmung  nioht 
Ausfluss  eines  Rechtes  auf  consensus  im  heutigen 
Sinne  zu  sein  braucht.  So  heisst  es  z.  B.  Lübeck 
1342,  H.  4,  335:  „de  capltuli  nostri  consilio 
etassensu".  Dass  neben  den  Mitgliedern  des 
Domkapitels  auch  andere  Prälaten  der  Diöcese 
eine  solche  herrorragende  Stellung  haben,  s.  fer- 
ner Köln  1307,  I.  c.  p.  107 :  „de  consensu  et 
assensu  capitull  nostri  et  praelatomm  Colonien- 
sium";  Breslan  1290,  1.  c.  3,  740,  wo  des  ex- 
pressus  consensus  mehrerer  Domdignitaten  und 
Personate ,  der  Domkanoniker ,  mehrerer  Archi- 
diakonen  und  eines  anderen  Stiftspropstes  gedacht 
wird,  erklärt  sich  daraus,  dass  diese  auch  sonst 
bei  wichtigen  Angelegenheiten  neben  dem  Dom- 
kapitel konkurrirten,  s.  Th.  II.  S.  605. 

5  Das  ergeben  sowohl  die  vorhergehenden  An- 
merkungen, als  auch  die  Anordnungen  einzelner 
Provinzialkonzilien ,  Marciac  (für  Auch)  1326. 
c.  56;  Ronen  1355.  c.  13,  Mansi  25,  798. 
1046,  dass  ihre  Beschlüsse  jährlich  oder  häufig 
auf  den  Diöcesansynoden  der  Suffraganen  publi- 
cirt  werden  sollen. 

6  Vgl.  z.  B.  die  Vorschrift  des  Salzburger  Pro- 
vinzialkonzils  von  1418  (nicht  1420)  c.  2, 
Hartzh.  5,  173:  „ut  singuli  suflfraganei  nostrae 
provlnciae  qui  per  annum  vel  alium  in  casu  quo 
legitime  non  fuerint  Impediti  omlserint  celebrare 
synodos  eplscopales,  a  pontiflcali  officio  necnon  ab 
omni  exerciüo  iurisdictionis  ecclesiasticae  per  se 
vel  per  alium  sint  ipso  iure  suspensi.'' 

^  Hüb  1er,  Gonstauzer  Reformation  S.  118. 
n.  1 :  „fuit  conclusum  quod  .  .  .  flaut .  .  .  s  y  - 
nodi  episcoporum  singulis  annis.''  Diese 
Bezeichnung  oder  s.  episcopalis  wird  jetzt 
häuflger,  Basel  sesa.  XV,  Mansi  29,  74;  Salz- 
burg 1418.  0.  16,  Konstonz  1463,  Hartzh.  5, 
190.  470.  Daneben  kommen  allerdings  auch  die 
früheren  :  synodus  dioecesana,  Breslau  1473, 
1.  G.  p.  492;  s.  generalis,  Toumai  1481,  p. 
525 ;  s.  n  0  B  t  r  a ,  Toumai  1481 ;  Bamberg  149 1 ; 
Schwerin  1492,  p.  526.  597.  640,  Tor. 
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nicht  mehr  zur  Berathong  gekommen ,  wohl  aber  hat  das  Baseler  Konzil  ^  die  Ange- 
legenheit wieder  aufgenommen  nnd  die  jährliche  Abhaltung  einer  Diöcesansynode 
in  jedem  Bisthnm ,  sofern  nicht  etwa  eine  zweimalige  üblich  sei,  angeordnet,  indem 
es  namentlich  den  Yisitations-  nnd  Korrektionszweck  derselben  betonte  nnd  deshalb 
auch  vorschrieb ,  dass  der  Bischof  in  Person ,  abgesehen  von  dem  Fall  eines  triftigeD 
Hindernngsgmndes,  präsidiren  nnd  die  Synode  zwei  bis  drei  Tage  dauern  sollte^. 

Von  demselben  Gesichtspunkte,  dass  die  Diöcesansynode  ein  geeignetes  Mittel 
zur  Verbesserung  der  kirchlichen  Disciplin  nnd  der  Sitten  des  Klerus  bilde ,  ^ng 
später  auch  die  s.  g.  Reformationsformel  Karls  V.  von  1548  aus^,  welche  den  zwei- 
.maligen  Zusammentritt  der  DiOcesansynoden  in  jedem  Jahre  anordnete  *.  In  Folge 
dessen  und  in  Gemässheit  eines  gleichzeitig  erlassenen  besonderen  kaiserlichen  Be- 


*  SesB.  XV  V.  1433,  Mansi  29,  74.  Hier 
heisst  eft  (p.  75) :  „Prima  antem  die  conrenien- 
tlbns  dloecesano  et  omnibus  aliis  qni  huiusmodi 
synodo  Interesse  tenentar,  infra  missaniin  solem- 
nia  Tel  post  dloecesanus  vel  alias  eius  nomine 
verbnm  dei  proponat,  exhortando  omnea  ad  bo- 
nos mores  sectandum,  abstinendum  a  vitiis  et  ad 
ea  quae  pertinent  ad  ecclesiasticam  dlsciplinam 
et  offtcia  singulorum  et  praesertim,  nt  hi  qnlbus 
cara  animarum  eommissa  est,  diebns  dominicis 
et  aliis  solemnitatibns  plebem  sabiectam  doctri- 
nis  et  monitis  salutaribus  Instmant.  Post  ea  le- 
gontnr  statnta  proTincialia  et  synodalia  et  Inter 
alia  aliqnis  compendlosus  tractatns  docens  qno- 
modo  sacramenta  minlstrari  debeant  et  alia  utilia 
pro  iustructione  sacerdotum.  Deinde  Ipse  dioe- 
oesanuB  de  vita  et  moribns  subditomm  solerter 
inqulrat,  labern  slmoniacae  pravitatis,  contractus 
nsnrarios  et  alia  quaevis  crimina  et  excessns  de- 
bita  correctione  cobibeat.  Allenationes  reram 
eccleslasticaram  a  iure  prohibitarnm  reyocet,  de- 
ricoram  abnsns  et  aliornm  snblectoram  qui  drca 
divinum  offldum  et  delationem  debiti  habltus 
defecerint,  in  melius  reformet  et  emendet.  Et 
qnoniam  multa  scandala  saepe  contingunt,  eo 
quod  constltutio  Bonifacii  pp.  YIII  .  .  .  Perlen- 
loso,  edlta  super  dausura  monialium  (c.  un.  in 
yito  de  statu  regul.  III.  16)  non  servatnr,  stu- 
deat  ipse  dloecesanus,  ut  omnino  iuxta  ipslus 
constltutlonis  teuerem  executlonl  demandetur; 
necnon  ut  quicumque  religiosi  dloecesano  sub- 
iecti  regulas  et  constitutlonessuarnmreligionum, 
praesertim  ut  ab  eis  omnis  proprietas  abdicetur, 
luviolabiliter  observent.  Ne  etiam  in  receptlone 
ipsorum  ad  religlonem  quidquam  per  simoniam 
exigatur.  Praecipua  autem  In  ipsa  synodo  epi- 
Bcopi  cura  sit,  Inqulrere  ac  debitis  remediis  oc- 
currere,  ne  allquod  dogma  baereticum,  erroneum 
aut  scandalosnm  seu  piarum  animarum  offensi- 
▼um,  sortllegia,  divlnationeB,  Incantationes,  su- 
pemtitlones  et  quaevls  diabollca  flgmenta  dloe- 
cesim  suam  inflclant.  Instituantur  praeterea 
testes  synodales,  ylri  graves,  proTldl  et  honesü, 
legis  dei  zelum  habentes,  iuxta  dioecesum  latl- 
tudinem  in  numero  competenti  aut  alt!  eorum 
potestatem  habentes,  ubi  alii  non  sunt  ad  boc 
instituti,  qui  sl  dloecesano  minus  idonei  videan- 
tur,  eos  amovendo,  alles,  prout  ei  videbitur  expe- 
dlre  instituat.  Hi  autem  In  manibus  Ipsius  dioe- 
cesanl  vel  sul  vlcaril  lurare  tenentur,   prout  tra- 


dit  canon :  Episoopus  In  synodo  (c.  7.  G.  XXXY 
qn.  6) :  qui  per  annl  drculum  lustrantes  Ipsun 
dlocesim,  quae  corrigenda  rel  reformanda  Tide- 
rint,  bis  ad  quos  talla  corrigere  vel  reformue 
pertinet,  referant.  Qnae  nisl  correcta  yel  refor- 
mata  iam  fuerint,  ad  synodum  subseqnentem 
perferant.  In  qua  debitis  remediis  occnrratar. 
Sed  et  praeter  lila  quae  a  testibus  synodalibm 
Tel  aliis  eorum  officia  exeroontibus,  dioecesanni 
audierit,  Inqulrat  et  ipse  dillgenter  de  cunctU 
subditomm  suorum  excesslbus  et  taliter  in  de- 
linquentes  InBurgat  correctionis  debltae  disd- 
plina,  ut  allls  malignari  volentibus  transeat  in 
exemplum^.  Vgl.  femer  auch  o.  S.  502.  o.  5 
a.  E.  Wegen  der  Sendzeugen  s.  S.  592.  n.  6. 

2  Ueber  die  Diocesansynoden,  welche  einer- 
seits im  Zusammenhang  mit  den  o.  S.  502.  n.  1 
erwähnten  Provinzialsynoden  abgehalten  worden, 
8.  Hefele,  Gonc.-Qesch.  7,  381,  und  die  wei- 
ter dahin  gehörige  Brlxener  ▼.  1419,  O.  Bi- 
ckell  synodi  Brixinenses  saec.  XV.  Oenipont 
1880.  S.  1.  2,  sowie  die  andereneita  aus  An- 
lass  der  Yorsohrlften  des  Baseler  Konzils  und 
nach  demselben  zusammengetretenen,  abgeiehäi 
Ton  den  S.  595.  n.  7  erwähnten  nnd  den  in  deo 
Konziliensammlungen,  namentlich  bei  Hartz- 
heim  tom. 5  abgedruckten ,  noch  B i c k eil  1. e.« 
welcher  Brlxener  Synoden  ron  1438. 1449. 1453. 
1455. 1457publicirt  hat,  sowieRapp ,  Statncend. 
ältesten  (?)  bekannten  Synode  von  Brixen  i.  J. 
1511.  Innsbruck  1878,  und  dazu  H.  Orisar, 
i.  d.  histor.  Jahrb.  d.  Gorresgesellsdiaft ,  red. 
yon  G.  HO  ff  er.   Münster  1880.  1,  603. 

8  S.  0.  S.  503.  n.  3. 

^  tit.  21  de  synodis.  Auch  die  Verordnung  des 
Kardinallegateu  Campegglo  von  1424  (s.  S.  503. 
n.  4)  hatte  unter  n.  35  die  jährliehe  Feier  tob 
Diocesansynoden  befohlen :  „ut  refloieat  catboliea 
fldes  ecoleslastlcaque  dignitas,  haeresibus  ladi- 
cltus  exstirpatis,  suum  locum  retineat  Idqne  rii 
alle  modo  aptius  et  commodlus  fleri  possit,  quan 
synodis^,  Hartzheim  6,  204,  allerdings  we- 
sentlich zu  dem  Zweck,  den  Protestantismas  zu 
bekämpfen ,  während  die  Reformationaformel 
Karls  y  die  in  der  katholischen  Kirche  eingeris- 
senen Missbränche  beseitigen  und  dadavch  die 
Wiederreieinigung  der  Protestanten  mit  den  Ka- 
tholiken erleichtern  wollte. 
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fehles  auf  sofortige  Veranstaltung  dieser  Synoden  \  wurden  solche  noch  in  demselben 
Jahre  und  in  den  nächstfolgenden  von  den  deutschen  Bischöfen  zusammenberufen  ^, 
um  die  beabsichtigte  Reformation  durchzuführen  \ 

Das  Konzil  von  Trient  hat  demnächst  ebenfalls  die  Abhaltung  der  Diöcesan- 
Synoden  wieder  eingeschärft^,  jedoch  sich  begnügt,  den  einmaligen  Zusammentritt 
derselben  im  Jahre  als  obligatorisch  vorzuschreiben^.  Dieser  Anordnung  ist  auch 
noch  un  Verlauf  des  16.  Jahrhunderts  insofern  entsprochen  worden,  als  in  weiten 
Kreisen  der  katholischen  Kirche  in  Verbindung  mit  den  gleichfalls  durch  das  Tri- 
dentinum  veranlassten  Provinzialkonzilien  Diöcesansynoden,  insbesondere  zur  Publi- 
cinmg  und  Durchführung  der  Beschlüsse  des  Konzils,  abgehalten  worden  sind, 
wenngleich  andererseits  schon  damals  von  einem  regelmässigen  jährlichen  Zu- 
sammentritt keine  Rede  gewesen  ist  ^\ 

Mit  dem  folgenden  Jahrhundert  beginnt  der  Verfall  des  Institutes.  Allerdings  sind 
noch  hin  und  wieder  Diöcesansynoden  zusammenberufen  worden ,  aber  ohne  Regel- 
mtaigkeit^  und  schon  im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts  hören  sie  in  den  meisten  Bis- 
thflmem  Deutschlands^  und  Belgiens®  auf,  während  sie,  freilich  meistens  ver- 
einzelt, noch  in  manchen  französischen  ^<^,  spanischen^^,  portugiesischen  ^^ 
nnditalienischen^^Diöcesen  während  des  18.  Jahrhunderts  vorkommen.  Erklärlich 
wird  dieses  Absterben  des  Institutes  daraus,  dass,  nachdem  die  leitende  Gewalt  in 
der  Kirche  sich  in  den  Händen  des  Papstthums  konzentrirt  hatte ,  auch  die  Bischöfe 
ihrerseits  in  ihren  Bisthümem  möglichst  unbeschränkt  zu  regieren  und  namentlich 


^  Bei  Le  Plat  ampl.  coli.  moii.  conc.  Trid. 
4,103. 

3  1548  zu  Köln,  Paderboin,  Augsburg,  Lüt- 
tich,  Trier,  1549  zu  Stiassburg  und  Kolu,  1550 
zuGambray  und  2  zu  Köln,  Hartz  he  im  6, 
3Ö0.  359.  360.  390.  398.  416.  608.  614.  616. 
767. 

*  Vgl.  des  Näheren  Phillips,  Diöcesansy- 
node  S.  76  ff.,  welcher  auch  die  Annahme,  dass 
der  Klerus  auf  diesen  Synoden  eine  andere  als 
eine  berathende  Stellung  gehabt  habe,  mit  Recht 
zorJickweist. 

^  Zum  Theil  auf  Andrängen  der  französischen 
Gesandten,  postul.  orator.  reg.  Qall.  art.  petlt. 
34,  Le  Plat,l.  c.  p.  648. 

^  Sess.  XXIV.  c.  i  de  ref .  Das  weitere  s.  un- 
ten J.  182  bei  Darstellung  des  geltenden  Rechtes. 

^  In  Betreff  Deutschlands  Tgl.  die  bei  H  art z- 
heim  t.  7  und  8  abgedruckten  Synoden  dieser 
Zeit;  8.  dazu  auch  v*  Schulte,  Geschichte  der 
Quellen  u.  Literatur  des  kanon.  Rechts  m.  1, 
88  (und  Arch.  für  k.  K.-R.  25,  228);  ffir  die 
übrigen  Länder  s.  Schmid  a.  a.  0.  II.  2,  57  ff. 
Insbesondere  hat  der  h.  Karl  Borromäus  v.  Hai* 
Und  (1560—1584)  11  Dlöcesansynoden  abgehal- 
ten, jedoch  auch  nur  in  der  Zeit  von  1579 — 1584 
jährlich  eine,  während  zwischen  den  früheren 
nn  Zeitraum  von  je  4  Jahven  liegt ,  S c hm  1  d  a. 
a.  0,  S.  93. 

^  Nähere  Naohweisungen  darüber  bei  S  c  h  m  i  d 
».  a.  0.  8.  47  ff. 

s  In  Köln  ist  die  letzte  1667 ,  in  Paderborn 
1688  zusammengetreten,  allerdings  in  Kulm  erst 
1745  und  für  Ermland  1726.  Ob  zwischen  deu 
beiden  letzteren  und  den  hier  zunächst  Torher- 


gehenden  von  1641  und  1623  etwa  noch  andere 
gehalten  worden  sind,  lässt  sich  nach  dem  vor- 
liegenden Material  nicht  feststellen,  vgl.  v. 
Schulte  a.  a.  0.  und  Schmid  a.  a.  0.  S.  51. 
54.  Eine  Ausnahme  macht  nur  das  Blsthum 
Münster,  in  welchem  die  Synoden  von  1642  ab 
fast  regelmässig  stattgefunden  und  ihrer  äussern 
Form  nach  noch  bis  zum  Jahre  1838  fortgewährt 
haben,  Schmid  a.a.O.  S. 56;  Phillips,  Diö- 
oesansynode  S.  88. 
9  Schmid  a.  a.  0.  S.  64. 

10  Hier  noch  Autun  1726,  Ohälons  1746  und 
1749.  In  Besannen  wurden  bis  1636  zwei,  eine 
Frühlings-  und  eine  Herbstsynode,  von  da  an 
aber  bis  tief  in  das  18.  Jahrhundert  hinein,  eine 
im  Jahr  gehalten.  Auch  beim  Aufhören  einer 
mehr  regelmässigen  Einberufung  blieb  es  indes- 
sen in  einzelnen  Bisthümern  noch  während  die- 
ser Zelt  bei  der  Sitte,  dass  jeder  Bischof  wenigstens 
nach  seinem  Regierungsantritt  eine  solche  Synode 
versammelte,  Schmid  a.  a.  0.  S.  77.  82. 

11  Die  letzte  ist  hier  die  vonOviedo  1769,  wel- 
che in  diesem  Blsthum  auf  die  von  1607  gefolgt 
ist,  Schmid  a.  a.  0.  S.  65 ff. 

^  Portalegre  1714;  Visen  1745  und  1748, 
a.  a.  0.  S.  69. 

«  z.  B.  Sablna  1736,  Orvieto  1723,  TlvoU 
1729,  Osimo  1778,  a.  a.  0.  S.  95;  s.  auch  v. 
Schulte  a.  a.  0.  u.  Phillips,  Diöcesansy- 
node  S.  89.  n.  3.  In  Benevent  hat  der  Papst 
Benedikt  XIII  als  dortiger  Erzbischof  von  1686 
— 1724  nach  seiner  eigenen  Angabe  auf  dem  rö- 
mischen Provinzialkonzil  von  1725  t.  II.  c.  1 
(collect.  Lac.  1,  350)  38  Dlöcesansynoden. ab- 
gehalten. 
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jede  Betheilignng  des  Pfarrklerns  dabei  ausznschliessen  sachten.  Ausserdem  bot  die 
inzwischen  üblich  gewordene  Organisation  einer  Reihe  von  bisch<)flichen  Behörden 
Ersatzmittel  ftlr  einzelne  Funktionen,  ftlr  welche  früher  die  Diöcesansynoden  benntEt 
worden  waren,  so  für  die  Geschäfte  der  Visitation,  Korrektion  und  der  Rechtspflege. 
Die  persönliche  Thätigkeit  des  Bischofs  trat  bei  der  durch  diese  Behörden  geführten 
Verwaltung  mehr  zurück,  und  so  blieb  ftlr  die  Diöcesaasynoden  fast  allein  der  Eir- 
lass  allgemeiner  Diöcesan- Verordnungen  und  Statuten  übrig.  Da  aber  diese  gemäss 
der  oben  gedachten  Tendenz  den  Diöcesansynoden  schon  fertig  gestellt  voi^gelegt 
wurden,  und  die  Diöoesansynode  wesentlich  darauf  beschränkt  war,  die  Verkündigung 
derartiger  Anordnungen  entgegenzunehmen^,  sah  man  schliesslich  mit  Rücksicht  dar- 
auf,  dass  sich  die  Publikation  ebenso  gut  durch  Zustellung  von  Druck-Exemplaren 
an  den  Klerus  bewirken  liess,  von  der  Einberufung  der  Diöcesansynoden  ganz  ab. 

Für  einzelne  Länder  traten  zu  diesen  durch  die  kirchliche  Entwicklung  beding- 
ten Ursachen  noch  andere  Oründe  mitwirkend  hinzu.  In  Deutschland,  wo  die 
Bischöfe  in  Folge  ihrer  Stellung  als  Reichsfürsten  die  eigentlichen  DiöoesangeBchäfle 
so  gut  wie  ganz  ihren  geistlichen  Behörden  überliessen,  erschwerte  weiter  die  herr- 
schende Praxis,  mehrere  Bisthümer  in  einer  Hand  zu  vereinigen^,  an  sieh  schon 
die  Abhaltung  der  Diöcesansynoden  durch  den  Bischof  und  musste  bei  der  geringen 
Neigung,  solche  zu  versammeln,  den  völligen  Verfall  des  Institutes  beschleunigen  '. 

Endlich  ist  auch  die  Veränderung  der  Stellung  der  weltlichen  Gewalt  zur  katho- 
liscben  Kirche,  welche  sich  mit  dem  16.  Jahrhundert  vollzogen  hatte,  von  Einfluss 
gewesen.  Das  von  den  weltlichen  Regierungen  auch  gegenüber  den  bischöflichen 
Erlassen  geübte  Placet  und  der  recursus  ab  abusu  wirkten  hemmend  und  lähmend 
auf  die  Beförderung  des  Synodalwesens  seitens  der  Bischöfe  ein,  namentlich  deshalb, 
weil  den  Geistlichen  und  Laien,  welche  sich  durch  Bestimmungen  der  Diöcesan- 
statuten  oder  durch  sonstige  auf  der  Synode  getroffene  Verwaltungsmassregeln  be- 
schwert fühlten,  ein  Mittel  gegeben  war,  durch  Anrufen  der  Regierung  die  bischöf- 
lichen Massnahmen  unter  die  Kontrole  derselben  zu  stellen ,  und  die  Verweigerung 
des  staatlichen  Placets  für  dieselben  herbeizuführen^. 

Einen  gewissen  Ersatz  für  die  Diöcesansynoden  bildeten  in  einzelnen  Bis- 


1  Schmid  a.  a.  0.  8.  57.  67.  95.  252. 

2  Th.  III.  S.  255  und  die  Zusammenstellung  bei 
V.  Schulte,  Gesch.  der  Quellen  und  Literatur 
des  kanon.  Rechts.  III.  1,  82  n.  7. 

3  Daraus  erklärt  sich,  dass  gerade  in  Deutsch- 
land die  Diöcesansynoden  schon  im  17.  Jahrhun- 
dert aufhören.  Freilich  kommt  noch  weiter  der 
Umstand  in  Betracht,  dass  in  die  erwähnte  Zeit 
auch  der  drelssigjahrige  Krieg  fallt. 

«  Schmid  a.a.O.  IL  2.  8.211.269.266.276. 
Im  Königreich  Neapel  wurde  durch  kön.  Reskript 
von  174v  der  Gebrauch  der  alten  Synodalstatu- 
ten ohne  neue  königliche  Genehmigung  verboten, 
8.  266.  In  Spanien  Ist  sogar  zu  einzelneu  Sy- 
nodalsynoden vorher  königliche  Erlaubnlss  ein- 
geholt worden,  a.  a.  0.  S.  272,  und  es  haben 
ihnen  auch  königliche  Kommissarien  ange- 
wohnt. 

In  Preussen  schreibt  das  A.  L.  R.  II.  11. 
$.  141  zur  Abhaltung  der  Synoden  ebenfalls 
staatliche  Genehmigung  vor. 

Für  einzelne  deutsche  Länder,  welche  zu  den 


Diöoeaen  relchsunmittelbarer  Fürsten  gehörten, 
z.  B.  die  Herzogthümar  Kärnthen  und  Steier, 
sowie  Baiern  kam  weiter  in  Betracht,  daas  die 
Tendenz  der  staatskirchlichen  Gesetzgebong  in 
diesen  darauf  hinausging,  den  Klerus  möglichst 
der  direkten  Einwirkung  der  Bischöfe  selbst  zu 
entziehen,  und  die  in  Folge  dessen  erlassenen 
einzelnen  gesetzgeberischen  Massregela  eben- 
falls die  Abhaltung  von  Diooesansynodea  er- 
schwerten, a.  a.  0.  8.  222  ff.  237  ff.  Auch  war, 
wie  in  der  Grafschaft  Mark,  der  Besuch  von  Sy- 
noden ausserhalb  des  Landes  ohne  fürstliokie  &- 
laubnlss  nicht  gestattet,  Woher,  Gesch.  d. 
norddeutsch.  Franolskaner- Missionen.  Fretburg 
1880,  8.  638. 

Dagegen  übten  in  Italien  die  nicht  seltenen 
Appellationen  des  Saeoular  -  und  Weltklems 
gegen  die  Synodalstataten  an  den  päpstliche 
Stahl  oder  die  Congregatlo  coneilii  einen  ähn- 
lich lähmenden  Einfluss,  wie  anderwärts  der 
Rekurs  an  den  Staat,  aus,  Benedict.  XIY  de 
synodo  dioecesana  1.  HI.  c.  6  n.  13;  Sohmid 
a.  a.  0.  8.  268. 
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thftmem  die  Versammlungen  der  Dekane  oder  vicarii  foranei,  welche  sich  jährlich 
beim  Bischof  einzufinden  hatten ,  nm  ihm  Bericht  über  den  religiösen  Znstand  ihres 
Bezirks  zn  erstatten ,  sowie  die  aus  diesem  Anlass  gegebenen  Anweisungen  behufs 
ihrer  AnsfAhrung  entgegen  zu  nehmen  ^,  in  dem  westlichen  Frankreich  dagegen  die 
8.  g.  eon/irettces  ecoUsiastiques ^  welche  ftlr  die  besonderen,  zu  diesem  Zwecke  in  der 
Biöcese  gebildeten  Eonferenzbezirke  jährlich  durch  den  Bischof  oder  einen  Kom- 
missar desselben  mit  der  Geistlichkeit  des  betreffenden  Sprengeis  abgehalten  wurden, 
und  auch  der  wissenschaftlichen  Förderung  der  letzteren  zu  dienen  bestimmt  waren  ^. 

Gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  sind  allerdings  sowohl  in  Toskana  wie  auch 
in  Deutschland  Versuche  gemacht  worden,  die  Diöcesansynoden  neu  zu  beleben,  aber 
sie  dabei  zugleich  auf  eine  andere  Grundlage  zu  stellen.   Dieselben  stehen  im  Zu- 
sammenhang mit  den  damaligen,  durch  den  Gallikanismus  hervorgerufenen  Bestre- 
bmigen  des  Episkopates  auf  Erringung  einer  grösseren  Selbstständigkeit  gegenüber 
der  römischen  Kurie,  in  Toskana  mit  den  vom  Grossherzog  Peter  Leopold  nach  dem 
Vorbilde  seines  Bruders  Josephs  II.  in  Angriff  genommenen  kirchlichen  Reformen 
seines  Landes.    Nachdem  der  Grossherzog  schon  im  J.  1785  die  Bischöfe  zur  Ab- 
haltung von  Diöcesansynoden  ermahnt  hatte,  liess  er  ihnen  unterm  26.  Januar  1786 
einen  Kirchenverbesserungsplan  in  57  Artikeln  zugehen,  welcher  als  Grundlage  ftlr 
die  Berathung  der  Diöcesansynoden  dienen  sollte  ^.   Gleich  der  Art.  1  ^  erklärt  diese 
letzteren  ftlr  nothwendig,  damit  die  Bischöfe  von  den  Pfarrern  und  anderen  recht- 
sehaffenen  Geistlichen  die  in  ihrer  Diöcese  hervorgetretenen  Missbräuche  erfahren 
und  sie  gemeinsam  mit  diesen  abstellen  könnten,  und  verlangt  für  die  Zukunft  die  Ein- 
berufung solcher  Versammlungen  in  mindestens  zweijährigen  Zwischenräumen.    In 
Uebereinstimmung  mit  einer  im  18.  Jahrhundert  in  Frankreich  entwickelten  Theorie, 
welche  fttr  den  Pfarrklems,  den  s.  g.  ^ordre  second^,  ein  entscheidendes  Stimmrecht 
in  Anspruch  genommen  hatte  ^,  wird  den  Pfarrern  das  nächste  Recht  vor  den  Kano- 
nikern, Benefiziaten  oder  anderen  Geistlichen,  sich  an  der  Synode  zu  betheiligen,  bei- 
gelegt, und  der  Diöcesansynode  eine  sehr  weitgehende  Kompetenz  in  allgemeinen 
kirchlichen  Angelegenheiten  (z.  B.  Verbesserung  der  Breviere  und  Messbücher),  ins- 
besondere auch  die  Berathung  über  die  Wiedereinsetzung  des  bischöflichen  Amtes  in 
seine  alten,  im  Laufe  der  Zeit  auf  den  Papst  übergegangenen  Rechte  zugewiesen^. 

Nur  einer  der  toskanischen Bischöfe,  Bischof  Scipio  Ricci  von  PistojaundPrato, 
berief  noch  im  Herbst  des  Jahres  1786  in  Folge  der  grossherzoglichen  Anregung 
für  das  eine  seiner  Bisthümer,  für  Pistoja,  eine  solche  Diöcesansynode  ein^,  indem 
er  zugleich  in  dem  Berufungsschreiben  erklärte,  dass  er  den  Priestern  die  Rechte  der 


1  Sie  finden  sich  in  italieniBchen  Blsthümern, 
insbesondere  in  Mailand,  ferner  in  1>elg:ischen  nnd 
in  einzelnen  ostfranzösifichen  Diöeesen,  und  dien- 
ten nrsprünglicli  znr  Vorbereitung  der  Diöcesan- 
synode, Schmida.  a.  O.  S.  129.  69.  60.  61. 
102.  106.      , 

2  Aach  sie  sollten  ursprünglich  neben  der 
DiocesAnsynode  gehalten  werden.  Vgl.  Schmld 
a.  a.  O.  8.  83. 

3  Seh  ml  da.  a.  0.  1,  122. 

4  Acta  congregatiouis  archieplscoporum  et  epi- 
seoporamHetniriae  Floren tiae  a.  1787  celebratae. 
£x  Italico  translata  a  J.  Schwarzel,  Bamb. 
1790  ff.  %  13. 


5  Schmid  a.  a.  0.  1,  111  fT.,  wo  die  Schrif- 
ten angegeben  sind  ;  insbesondere  gehört  hierher 
(Manltrot),  Le  droit  des  pretres  dans  le  sy- 
node  ou  concile  dioc^sain.  1779 ;  ferner  los  droits 
dn  second  ordre  d^fendns  contre  les  apologistes 
de  la  domination  episcopale  (ohne  Namen  und 
Druckort)  1779  und  die  Fortsetzung  dieses  Wer- 
kes :  Defense  du  droit  des  pretres  dans  le  synodc 
etc.  1789.  Vgl.  weiter  auch  v.  Schulte,  Ge- 
schichte d.  Quellen  u.  Literatur  d.  canon.  Rechts 
3,  649. 

6  Art.  2  ff.  a.  a.  0.  Schwarzel  1.  c.  2, 
13  ff. 

7  Schmida.  a.  0.  S.  125. 
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alten  Presbyterien  nicht  vorenthalten  wollte  ^  In  ihren  Beschlttssen  nahm  die  Synode 
wesentlich  den  grossherzoglichen  Reformationsplan  zur  Omndlage^  nnd  erhielt  in 
Folge  dessen  das  Placet  des  Grossherzogs  \ 

Die  Dnrchftlhrnng  der  beabsichtigten  Reform  scheiterte  indessen  daran,  dass 
die  Majorität  der  Bischöfe  nicht  für  dieselbe  zu  gewinnen  war^.  Als  der  Grossher- 
zog nach  dem  Tode  seines  Bmders  (1790)  Kaiser  von  Deutschland  geworden  war, 
wurden  in  Toskana  die  Reformpläne  fallen  gelassen ,  und  Pius  VI.  verdammte  in 
der  Bulle:  Auctorem  fidei  vom  28.  August  1794  85  ihrer  Beschlüsse  wegen  ihres 
gallikanischen  und  jansenistischen  Inhalts^. 

Auch  in  Deutschland  ist  im  Zusammenhange  mit  verwandten  Bestrebungen, 
welche  in  der  Emser  Punktation  von  1786  ihre  Formulirung  gefiinden  haben*,  von 
dem  Erzbischof  von  Münz,  Friedrich  Karl  v.  Erthal,  im  Jahre  1789  eine  Diöcesan- 
Synode  fdr  das  Jahr  1792  nach  Mainz  zur  Durchführung  ähnlicher  Reformen  ausge- 
schrieben worden,  indem  das  Vikariat,  die  theologische  Fakultät,  jedes  Stift  und 
Kloster,  sowie  jedes  Landkapitel  der  Pfarrer  zur  Einlieferung  von  Gutachten  über 
alle  einer  Reform  bedürftigen  Gegenstände  aufgefordert  wurden,  indessen  ist  die- 
selbe wegen  des  Ausbruchs  der  französischen  Revolution  nicht  zu  Stande  gekommen'. 

Nach  der  Wiederaufrichtung  der  katholischen  Kirchenverfassung  in  Deutsch- 
land hat  das  Institut  der  Diöcesansynoden  kein  neues  Leben  gewonnen.  Zwar  haben 
einzelne  Regierungen,  so  die  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz,  ebenso  wie  die 
Wiederbelebung  der  Provinzialkonzilien  ^  auch  die  Erneuerung  der  Diöcesansynoden 
erwartet,  und  von  dieser  Annahme  ausgehend,  die  Abhaltung  den  Bischöfen,  freilich 
unter  Vorbehalt  der  landesherrlichen  Genehmigung,  der  Absendung  landesherrlicher 
Kommissarien  und  des  Placets  gestattet  ^,  aber  seitens  der  Bischöfe  sind  solche  nicht  zn- 
sammenberufen  worden.  Dagegen  machte  sich  innerhalb  eines  Theiles  des  deutschen 
Klerus,  vor  Allem  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz,  vom  Ende  der  zwanziger  bis 
in  die  vierziger  Jahre  dieses  Jahrhunderts  hinein  eine  lebhafte  Agitation  für  Wieder- 
einführung der  Diöcesansynoden  durch  Petitionen  an  die  Bischöfe  von  Freiburg  und 
Rottenburg  und  an  die  badische  und  würtember^che  Kammer  geltend ,  wobei  eine 
entscheidende  Theilnahme  der  Geistlichkeit  und  der  Laien  gefordert  und  die  Ein- 
führung von  kirchlichen  Reformen  im  nationalen  und  modernen  Sinne  in  das  Auge 
gefasst  wurde.  Sowohl  die  Bischöfe  wie  auch  die  Regierungen  verhielten  sich  in- 
dessen diesen  Bestrebungen  gegenüber,  welche  von  denselben  Anschauungen,  wie 
die  des  vorigen  Jahrhunderts  beeinflusst  waren,  ablehnend  ^o. 

In  Folge  der  politischen  Ereignisse  des  Jahres  1848  erhielt  diese  Bew^ong 


1  Atti  6  decieti  del  concilio  dl  Pistoja.  1788. 
S.  1.   Vgl.  auch  Schmld  a.  a.  0.  S.  125. 

^  Die  Beschlüsse  in  dem  in  d.  vor.  Anm.  ci- 
tiiten  Werke. 

3  Atti  e  decreti  cit.  p.  VI.  VIII;  S  ch  mld  a. 
a.  0.  S.  179. 

*  Schmld  a.  a.  0.  S.  130. 

5  Bollar.  Koman.  Oont.  9,  395. 

«  Tb.  I.  S.  530. 

''  Kopp,  die  kathol.  Kirche  im  19.  Jahrhun- 
dert. Mainz  1830.  S.  57;  Schmld  a.  a.  0.  11. 
2,233;  Mejer,  zur  Geschichte  d.  rom.  deut- 
schen Frage  1,  125. 

8  8.  0.  S.  505. 


0  Frankfurter  Kirchenpragmatik  too  1820  $. 
23,  Münch,  Konkordate  2,  328  undLongner, 
Gesch.  der  oberrh.  Kirchenproylnz.  S.  645,  und 
gemeinsame  Y.  v.  20.  Januar  1830.  %,  18 :  diö- 
cesansynoden können  vom  Bischof,  wenn  sie 
nöthig  erachtet  werden,  nur  mit  G«nehinlgang 
des  Landesherm  zusammengerufen  nnd  im  Bei- 
sein landesherrlicher  Kommissariä  gehalten 
werden.  Die  darin  gefassten  Beschlüsse  nnter- 
liegen  der  Staatsgenehmlgnng  nach  Massgabe 
der  $$.4  u.  5  festgesetzten  Bestimmungra.'' 

10  Brück,  die  oberrheinische  KlrchenpioTiiiz. 
Mainz  1868.  S.  238  ff. ;  Schmld,  BUthvmssy- 
node  1,  142  n.  ü.  2,  303,  bei  welchem  aoeh  die 
damalige  Tagesliteratur  angegeben  ist. 
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neue  Krftftigiuig  ^  und  nnnmehr  nahmen  die  deutschen  and  österreichischen  Bischöfe, 
um  dieselbe  wenigstens  in  ihrem  Sinne  zu  leiten,  die  vielfach  geforderte  Abhaltung 
von  Diöcesansynoden  ebenfEÜls  in  ihr  Programm  auf  2.  Von  Rom  aus,  wo  man  damids 
die  noch  theilweise  im  deutschen  Klerus  herrschende  freiheitliche  Richtung  mit  Miss- 
trauen  betrachtete,  rieth  man  indessen  den  Bischöfen  ab,  indem  man  darauf  hinwies, 
dasB  sich  auf  den  Synoden  Bestrebungen  auf  Schmftlerung  der  bischöflichen  Gewalt 
und  auf  Untergrabung  der  kirchlichen  Disciplin  (z.  B.  auf  Beseitigung  des  Cölibates) 
geltend  machen  könnten ^  In  Folge  dieser  Abmahnung  ist  in  Deutschland  bisher 
mit  einziger  Ausnahme  des  Bisthums  Paderborn  (1867)^  keine  Diöcesansynode  ab- 
gehalten worden  ^ 

Dagegen  haben  einzelne  Bischöfe  Oesterreichs  und  Ungarns  innerhalb  der 
letzten  20  Jahre  wieder  solche  Versammlungen,  freilich  nicht  in  regelmassiger  Wieder- 


1  Brück  a.  a.  0.  8.250.  Auch  Mlimer, 
welche  nicbt  gallik&nischer  Riobtang  huldigten, 
traten  damals  für  kirchliche  Reformen  und  für  die 
Wiederbelebung  der  Diöcesansynoden  behufs  An- 
bahnung derselben  ein,  so  z,  B.  der  Kölner  Pfar- 
rer Binterim,  V.  Schulte  a.a.O.  Ul.l,  326 
und  der  Freiburger  Professor  Hirse  her,  a.  a. 
0.  S.  341;  Brück,  S.  256.  Vgl.  femer  über 
die  verschiedenen  Strömungen  in  dieser  Bewe- 
gung Fe  ss  1er,  über  Provinzial-Synoden  etc. 
S.  1  ff.  Die  durch  die  letztere  hervorgerufenen 
wiebtigeren  Schriften  s.  0.  S.  582.  n.  *. 

2  Vgl.  die  Verhandlungen  der  deutscheu  Erz- 
blschofe  und  Bischöfe  von  1848,  Archiv  f.  k.  K. 
R.  22,  373.  387.  405.  415.  Die  wichtigsten  Be- 
schlüsse lauten:  .  .  .  ^1.  Die  Erzbischöfe  und 
Bisehofe  werden  in  Erwägung  der  gegenwärtigen 
Verhältnisse,  die  Diöcesansynoden,  nach  Vor- 
schrift des  Konzils  von  Trient,  die  bisher  nicht 
eingehalten  werden  konnte,  mit  sorgfaltiger  Rück- 
sieht auf  das  Beste  der  einzelnen  Diöcesen,  so- 
bald als  möglich,  nach  gehöriger  Vorbereitung 
und  in  cauonischer  Form  abhalten.  2.  Der 
Zweck  der  Diöcesansynoden  ist,  den  Geist  der 
Frömmigkeit  und  Gottesfurcht  im  Klerus  und 
Volk  neu  zu  beleben,  die  etwa  verfallene  Kir- 
chenzucht wieder  herzustellen,  zu  dem  Ende 
heilsame  Gesetze,  sowohl  zur  Abschaffung  von 
Missbiäuchen,  als  auch  zur  Hebung  des  christ- 
lichen Lebens,  entweder,  wo  solche  schon  vor- 
handen waren,  zu  erneuern  oder,  wo  die  Verhält- 
nisse es  nothwendig  machen,  neue  zu  erlassen, 
ferner  den  Klerus  auf  die  zweckmässigste  Art 
über  wichtige  zeitgemässe  Gegenstände  und 
schwierige  Verhältnisse  des  priesterlichen  und 
seelsorglichen  Amtes  zu  belehren,  endlich  päpst- 
liche Constitutionen  und  Beschlüsse  der  Natio- 
nal- uudProvinzialcoucilien  bekannt  zu  machen. 
3.  Kraft  der  Verfassung  der  katholischen  Kirche 
steht  auf  der  Diöcesan-Synode  dem  Bischöfe 
allein  das  Recht  der  Entscheidung  zu.*' 
In  Anschluss  hieran  erklärte  das  von  den  Bischö- 
fen an  den  Klerus  ihrer  Dlöcesen  gerichtete 
Schreiben  vom  15.  November  1848,  Ginzel, 
Axch.  f.  Kirchengesch.  u.  K.-R.  2,  65 :  „freuen 
wir  uns.  Euch,  gellebte  Brüder,  bald  in  grösse- 
rer Anzahl  um  uns  zu  versammmein,  um  ...  In 
der  Herstellung  der  alten  von  der  Kirche  ange- 
ordneten Diöcesansynoden  das  heilige  Band  zwi- 


schen den  Bischöfen  und  ihren  Priestern  noch 
fester  zu  knüpfen.^ 

3  Breve  Pius'  IX  vom  17.  Mai  1849,  Ginzel 
2,  70 :  „quod  atünet  ad  dioecesanas  synodos  co- 
geudas  .  .  .  tanta  prudentia  poUetis,  ut  per  vos 
ipsi  plane  videatis,  ea  esse  pecnliaria  in  pluri- 
bns  istarum  dioecesium  locls  adluucta,  ut  pruden- 
ter  timendum  sit,  ne  eiusmodl  synodorum  oou- 
vocatio  absque  perioulo  possithaberi.  Vobis  enim 
apprime  notum  est,  nonnuUos  e  clero  reperiri, 
qui  in  hoc  potissimum  temporum  motu  et  aspe- 
ritate  novls  pravlsque  rebus  faventes  ac  ss.  an- 
tistitum  potestatem  minnere  et  eccleslasticam 
disciplinam  subvertere  ac  solutiorem  vivendi  ra- 
tlonem  inducere  cupientes ,  dioecesanas  synodos 
avidissime  expetant,  quo  vel  pernlciosas  Herme- 
sii  aliasque  pestiferas  dootrinas  instaurent  vel 
gravia  excitent  dissidia  vel  exitiosas  rei  sacrae 
novitates  insinuent  et  foveant.  Nequo  iguoratis, 
haudquaquam  deesse  in  Germania  ecclesiasticos 
vlros  qui  subversivam  et  ab  apostolica  sede  .  .  . 
damnatam  foventes  doctrinam  sibi  in  dioecesanls 
syiiodis  decislvum  suffragium  arrogare  conten- 
dunt  quique  synodos  ipsas  ea  sane  mente  iam 
diu  summopere  exoptant,  ut  cuiusque  proprii  an- 
tistitis  auctoritate  deprcssa  sibi  facllius  viam  mu- 
niant  ad  s.  hierarchiae  iura  convellenda,  ad  sacri 
coelibatus  legem  dissolvendam  et  alia  perflcienda 
quae  sanctissimis  catholicae  religionis  priuoipiis 
et  SS.  canonum  praescripto  vel  maxime  adversan- 
tur  . . .  longe  opportnnius  et  salutarius  fore  arbi- 
tramur,  ut  archiepiscopi  proviuciales  synodos 
primum  habeant  .  .  .  Postmodum  vero  utiliori 
prorsus  ratione  dioecesauae  synodi  convocaripote- 
ruut,  in  quibus  unusquisquo  episcopus  ea  cum 
suo  clero  ad  exitum  deducat  quae  cum  aliorum 
antistitum  consilio  constituta  et  apostolicae  sedls 
auctoritate  fuerint  corroborata".  Vgl.  auch 
Friedrich,  Gesch.  d.  Vatikan.  Kouzils  1,  301. 

«  Arch.  f.  k.  K.-R.  20,  93.  353. 

&  Das  Kölner  Provinzial-Konzil  von  1860.  tit. 
I.  c.  9,  acta  couc.  coli.  Lac.  5,  346  enthält  zwar 
einen  Abschnitt  über  die  Diöcesansynode,  urgirt 
aber  die  Abhaltung  derselben  nicht.  In  Posen  und 
Gnesen  hat  der  Erzbischof  zum  Ersatz  der  Diö- 
cesansynode 1866—1869,  1871  und  1872  Ver- 
sammlungen der  Dekane  abgehalten,  Arch.  f.  k. 
K.-R.  23,  59  und  29,  197,  vgl.  o.  S.  598.  599. 
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kehr  —  auch  hier  hat  im  allgemeinen  die  Ansicht  geherrscht,  dass  sie  zu  gefthrlich 
seien  ^  —  veranstaltet  2. 

Aach  in  Belgien^  nnd  Spanien^  sind  neuerdings  vereinzelt  DiOcesansynodeo 
gehalten  worden.  In  Frankreich  haben  dagegen  manche  der  seit  1849  zusammen- 
getretenen Provinzialkonzilien  die,  wenn  irgend  m((glich,  jährliche  Einbemfnng^ 
andere  dagegen  nur  für  jedes  der  Abhaltung  eines  Provinzialkonzils  folgende  Jahr^, 
oder  auch  wohl  nur  nach  Qelegenheit^  vorgeschrieben,  wobei  einzelne  in  den  seitens 
des  Bischöfe  mit  der  Oeistlichkeit  zu  veranstaltenden  Konferenzen  einen  Ersatz  fin- 
den^ und  überdies  femer  ausdrücklich  hervorheben,  dass  dem  Klerus  keine  Deci* 
sivstimme  gegenüber  dem  Bischof  zustehe  ^.  Wenngleich  in  Folge  dieser  Anordnungen 
mehrfach  Didcesansynoden  zusammengetreten  sind^^,  so  ist  doch  auch  hier  eine  völ- 
lige Wiederbelebung  des  Institutes  nicht  erfolgt. 

Während  in  der  alten  Welt  die  Diöcesansynoden  schon  so  gut  wie  abgestorben 
waren,  wurde  in  Nordamerika  nach  der  Gründung  des  ersten  dortigen  Missionsbis- 
thums  Baltimore  im  J.  1791  auch  die  erste  Diöcesansynode  gehalten '^  Bei  der  hier 
schnell  fortschreitenden  Ausdehnung  des  Katholicismus  und  der  Nothwendigkeit,  neue 
Organisationen  zu  schaffen  und  zu  befestigen,  hat  in  Folge  des  regen  Synodaliebens 
in  Plenar-  und  Provinzialkonzilien^^  auch  das  Institut  der  Diöcesansynoden  neue 
Wurzeln  geschlagen  ^  3,  und  es  sind  hier  mehrfach  in  unserer  Zeit,  gewöhnlich  in  4— 
5jährigen  Zwischenräumen,  Diöcesansynoden  zusammengetreten^^. 


i  ▼.  Schulte  a.  a.  0.  S.  92.  Das  Breve 
Pins*  IX  an  den  OBterreichischen  Episkopat  y.  5. 
Nov.1855,  Arch.  f.k.K.-R.I,  XXVI  weist  zwar  auf 
die  A)>haltnng  von  Diöcesansynoden  hin,  indes- 
sen war  schon  durch  eine  geheime  Beilage  zum 
Konkordat  zu  Art.  4,  Arch.  f.  k.  K.-R.  18,  455; 
acta  coucil.  Lac.  5,  1238,  in  Aussicht  gestellt, 
dass  der  Papst  den  österreichischen  Bischöfen  in 
Bezug  auf  die  Abhaltung  der  Diöcesansynoden 
die  gleiche  Vollmacht,  wie  dem  Bischof  von  Lüt- 
tich, d.  h.  statt  derselben  Erzpriester- Versamm- 
lungen einzuberufen,  gewähren  werde,  und  dem- 
gemäss  beschloss  die  1856  zu  Wien  zusammen- 
getretene Konferenz  der  österreichischen  Bischöfe, 
Diöcesansynoden  erst  nach  Abhaltung  von  Pro- 
vinzialkonzilien einzuberufen,  gleichzeitig  aber 
auch  sich  die  gedachte  Vollmacht  von  Rom  zu 
erbitten.  In  Ucbereinstimmung  hiermit  enthal- 
ten zwar  die  Provinzialkonzilien  von  Wien  1858 
tit.  II.  c.  11  und  Prag  1860  tit.  VI.  c.  3,  coli. 
Lac.  5,  159  und  551,  Vorschriften  über  die  Diö- 
cesansynoden, heben  aber  ausdrücklich  hervor, 
dass  die  jährliche  Einberufung  derselben  nach 
Lage  der  Verhältnisse  unmöglich  sei,  und  ordnen 
für  die  Jahre,  in  welchen  dieselben  nicht  statt- 
finden, die  Abhaltung  von  Konferenzen  des  Bi- 
schofs mit  den  Dekanen  oder  vicarii  foranei  unter 
Zuziehung  des  Domkapitels  und  anderer  vom 
Bischof  ausgewählten  und  geeigneten  Männer  an 
(vgl.über  solche  Konferenzen  auch  o.  S.  598. 599), 
während  das  Provinzlalkonzil  von  Gran  von  1858 
tit.  9.  c.  5  nur  die  Berufung  von  Diöcesansyno- 
den in  Aussicht  stellt  und  ausdrücklich  betont, 
dass  auf  denselben  der  Klerus  neben  dem  Bi- 
schof kein  entscheidendes  Stimmrecht  besitzt. 

2  Abgehalten  sind  Synoden  zu  Prag  1863, 
Arch.  f.  k.  K.-R.  14,  67.  235.  und  1873,  a.  a. 


0.  31,  198  nnd  32,  235;  Bad  weis  1863,  a.  a. 
0.  14,  67.  290,  1872,  a.  a.  O.  29,  162  u.  1876, 
a.  a.  0.  35,  366;  Leitmerltz  1863  und  Kö- 
niggratz  1863,  a.a.O.  14,  67;  zu  Gran 
1860,  a.  a,  O.  11,  402  und  12,  77;  zu  Fünf- 
kirchen  12,  95.  430. 

3  So  1867  in  Namur  und  1872  in  Mechelu, 
Arch.  f.  k.  K.-R.  29,  160.  Für  Holland  weist 
das  Pro V, -Konzil  von  Utrecht  1865,  coli.  eit.  p. 
785  auf  die  Schwierigkeit  der  Einberufung  bin 
und  gestattet  als  Ersatzmittel  die  Zusammeabo- 
rufung  des  Kapitels  und  anderer  geeigneter 
Geistlichen,  denen  der  Bischof  die  zu  erlassen- 
den Synodalstatuten  zur  Begutachtung  vorlegen 
soll,  nachdem  er  zuvor  die  Dekane  zu  einer  Kon- 
ferenz um  sich  versammelt  hat. 

*  Hier  in  Jaen  1872,  a.  a.  0.  S.  160.  n.  1. 

SRheimsl849,  Albi  1849,  Seus  1850;  Ali 

1850,  coli.  oit.  4,  155.  417.  879.  911.  994. 

6  Paris  1849,  Rouen  1850,  Auch  1851,  l.c  p. 
13.  533.  1177. 

7  Tours  1849,  Lyon  1850,  1.  c.  p.  259.  471. 

s  Tours  1849  und  Bourges  1850,  I.  c.  p.  1095, 
vgl.  auch  0.  S.  599. 

0  So  die  schon  citirten  von  Toun,  Avigiion, 
Albi  und  Bourges. 

10  Paris  1850,    Rheims  1850.   1851,   Le  Mans 

1851,  Soissons  1855,  v.  Schulte  a.  a.  0.  8. 
89.  n.  •. 

11  Coli.  Lso.  cit.  3,  1;  Schmid  a.  a.  0.  U, 
2  73. 

'«  Vgl.  0.  S.  506. 

13  Ueber  die  in  den  30er  und  40er  Jahren  statt- 
gehabten derartigen  Synoden  vgl.  Schmid  ,  S. 
76.  77. 

14  Vgl.  Neher,  kirchl.  Geographie  3,  92.  Das 
Plenar-KonzU  von  Baltimore  von  1866  t.  II.  c 
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Auf  dem  VatikaBisohen  allgemeinen  Konzil  von  1869/1870  ist  von  einzelnen 
französiBchen  Bischöfen  der  Antrag  gestellt  worden,  die  regelmässige  Abhaltung  von 
solchen  Synoden  in  3 — 5  jährigen  Perioden  einzuschärfen  ^,  und  das  Schema  einer 
die  Bischöfe  betreffenden  Konstitution  c.  6  hatte  in  Folge  dessen  eine  3  jährige  Ein- 
berufung angeordnet^,  dasselbe  ist  aber  wegen  der  Vertagung  des  Konzils  uner- 
ledigt geblieben. 


///.    Geltendes  Recht. 

§.  179.     A.    Das  allgemeine  Konzü*. 

Die  historische  Darstellung  (s.  o.  S.  468)  ist  zu  dem  Ergebniss  gelangt,  dass 
durch  die  Beschlüsse  des  Vatikanischen  Konzils  von  1870  die  allgemeinen  Synoden 
in  der  katholischen  Kirche  überflüssig  geworden  sind.  Nichtsdestoweniger  ist  eine 
Elrörterung  darüber,  welche  Bechtsnormen  in  Betreff  der  ökumenischen  Synoden  in 
der  katholischen  Kirche  heute  als  praktisch  geltend  zu  betrachten  sind,  nicht  über- 
flüssig. Ganz  abgesehen  davon ,  dass  die  Berufung  eines  allgemeinen  Konziles  trotz 
des  Vatikanums  nicht  absolut  ausgeschlossen  ist,  und  selbst  für  eine  rein  historische 
Betrachtung  eine  nähere  Beleuchtung  der  sich  aus  der  erreichten  Entwicklungsstufe 
ergebenden  einzelnen  Konsequenzen  geboten  erscheint ,  kann  eine  solche  Erörterung 
schon  deshalb  nicht  umgangen  werden ,  weil  die  Rechtsgültigkeit  der  vatikanischen 
Dekrete  von  altkatholischer  Seite  angefochten  wird  (S.  471),  und  bei  der  Tragweite 
dieser  Beschlüsse  für  das  Rechtsgebiet  die  Frage  zur  Lösung  gebracht  werden  muss. 
DskB  ist  nur  möglich  auf  dem  Boden  des  vorvatikanischen,  also  des  tridentinischen  und 
nachtridentinischen  Rechtes.  Das  sich  ergebende  Resultat  hat  zugleich  präjudizielle 
Bedeutung  dafttr,  ob  das  Vatikanum  wie  für  die  übrigen  Rechtsgebiete  so  auch  für  das 
heutige  Konziliarrecht  als  gültige  Rechtsnorm  zu  betrachten  ist  oder  nicht.  Da  das 
Vatikanum  nur  den  Abschluss  der  Entwicklung  seit  1 437  (s.  o.  S.  33 1 .  4 1 7  ff.)  und  der 
vollen  Rückkehr  zum  mittelalterlichen  Recht  bildet,  so  erscheint  es  angemessen,  die 
Darstellung  des  nachtridentinischen  ^  und  des  vatikanischen  Rechtes  bei  den  einzelnen 


4,  coli.  cit.  3,  420  ordnet  mit  RückBicht  auf  die 
einer  jäbrlichen  Znsammenbernfung  entgegen- 
stehenden Schwierigkelten  an,  dass  die  Synode 
jedesmal  nach  dei  eingelaufeneu  päpstlichen  Be- 
stätigung der  Beschlüsse  der  Plenai-  und  Provin- 
cial'Konzillen  abgehalten  -werden  soll. 

1  Martin,  omn.  conc.  Yatic.  etc.  documentor. 
collect  ed.  H.  Paderborn  1873.  2,  158. 

2  Martin  1.  o.  p.  173;  Friedrl  ch,  docum. 
ad  lllustr.  conc.  Vatlc.  Nördlingen  1871.  2, 
326.  332. 

^  Vgl.  ausser  den  Llteratumachweisungen  zu 
^J.  16d — 172.  Insbesondere  denen  zum  vatika- 
niselien  Konzil  (o.  S.  452.  n.  *)  noch  Phil- 
lips, K.-B.  2,  2ä7  ff.;  Obseryations  oanoniques 
sur  le  eoncile  g^ntfral  i.  d.  Analecta  iur.  pontif. 
1864.  p.  649.  795.  931;  Bouix,  tractatus  de 
papa  ubi  et  de  concilio  oecumenico.  Paris  1869. 
3,  345 ff.;  Frommann,  Gesch.  u.  KrlÜk  des 
ratikan,  Konz.  1869  u.  1870.  Gotha  1872.  S.  263  flF. 
Für  den  neuesten  romischen   Standpunkt  vgl. 


Phil.  deAngelis,  praeleotlones  iuris  canonici 
ad  method.  decretal.  Gregorü  IX.  exactae.  Born. 
1877.  I.  2.  p.  256  flf. 

1  Nur  die  Prüfung  nach  dem  Rechte  dieser 
Zeit  halte  ich  für  statthaft.  Das  ist  die  von  mir 
schon  früher,  Stellung  d.  deutschen  Staatsregie- 
rungen gegen,  die  Beschlüsse  des  Vatikan.  Kon- 
zils S.  8,  ausgesprochene  princlpielle  Differenz 
zwischen  meiner  Auffassung  und  der  Anschau- 
ung der  Altkatholiken,  insbesondere  v.  Schul- 
te's Stellang  der  Goncilien  S.  18 ff.  u.  Lehrb.  d. 
K.'  R,  3.  Aufl.  S.  347.  Anm.  ♦*.  Es  ist  m.  E. 
unrichtig,  das  Konziliarrecht  der  acht  ersten 
morgenländischen  allgemeinen  Synoden  als  das 
rechtlich  allein  massgebende  zu  betrachten  und 
nach  demselben  unter  Ignorirung  der  weiteren 
Entwickelung  von  etwa  900  Jahren  die  Vorgänge 
der  modernen  Zeit  bemessen  zu  wollen ;  das  im 
vorliegenden  Falle  um  so  mehr,  als,  wie  ich  ge- 
zeigt zu  haben  glaube  (s.  o.  S.  330. 350. 522),  das 
allgemeine  Konzil  der  abendländischen  Kirche 
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Punkten  zu  verbinden  und  bei  denselben  die  durch  das  letztere  gemachten  Aende- 
rungen  darzulegen. 

Wesentlich  fbr  das  heutige  allgemeine  Konzil  ist 

1.  dass  dasselbe  vom  Papste  einberufen  wird.  Dieser  Satz  war  schon 
mittelalterliches  Recht ^.  Das  Konzil  von  Konstanz^  setzt  seine  Geltung  als  Regel 
voraus,  und  dass  er  im  16.  Jahrhundert  ebenfalls  in  Anerkennung  gestanden,  ergiebt 
die  päpstliche  BeruAing  des  Tridentinums  ^  in  Verbindung  mit  der  Thatsache  y  dass 
die  weltlichen  Fürsten,  insbesonders  Karl  V.,  keinen  anderen  Weg  zur  Herbeif&hruDg 
und  Wiedereröffnung  des  von  ihnen  begehrten  allgemeinen  Konziles  als  den  der  Ein- 
wirkung auf  den  Papst  beschritten^,  und  als  Drohmittel  nicht  die  selbststftndige 
Veranstaltung  eines  allgemeinen  Konziles,  sondern  die  von  Reichssynoden  benutzt 
haben  ^. 

Das  ist  auch  schon  die  herrschende  Lehre  vor  dem  Vatikanum  gewesen^.  Dem- 
gemäss  erscheint  es  rechtlich  nicht  als  irrelevant,  wer  das  allgemeine  Konzil  einbe- 
rufen haf.  Nur  darum  kann  es  sich  noch  handeln  —  worauf  weiter  unten  näher 
eingegangen  werden  soll  — ,  ob  die  Berechtigung  der  Einbemfang  eines  allgemeinen 
Konziles  in  gewissen  Ausnahmefällen  jemals  anderen  Personen  als  dem  Papst  zusteht 
und  zustehen  kann  ^. 

2.  Was  diejenigen  kirchlichen  Würdenträger  betrifft,  welche  zum  Konzile 
als  sitz-  und  stimmberechtigt  einzuberufen  sind,  so  gehören  dahin 

a)  zunächst,  wie  die  konstante  Praxis  der  Kirche®  bei  allen  Konzilien  ergiebt, 
die  sämmtlichen  Diöcesanbischöfe  (Patriarchen,  Primaten,  Erzbischöfe  und  ge- 
wöhnlichen Bischöfe). 

b)  Ob  ihnen  dagegen  die  Weih  bis  chöfe  {eptscopt  in  partibus  thßdelium)  gleich 
stehen  *^,  darüber  herrscht  Streit.  Historisch  sicher  ist  die  Betheiligung  einzelner 
solcher  Bischöfe  schon  an  den  Konzilien  von  Pisa^^  und  von  Konstanz*^,  und  wenn- 


nach  der  Trennung  des  Morgenlandes  aus  den  mit- 
telalterlichen päpstlichen  Synoden  herausgewaoh- 
sen  ist.  Berechtigt  erscheint  mir  der  altkatholische 
Standpunkt,  soweit  es  sloh  um  die  Anbahnung 
von  Reformen  handelt,  aber  deshalb  können  die 
wünschenswerth  erscheinenden  Aenderungen  ei- 
nes bestehenden  Zastandes  doch  sicherlich  nicht 
den  Massstab  für  die  juristische  Beurtheilung 
von  thatsächlichen  Vorgängen  bilden.  Ich  hebe 
dies  ausdrucklich  bei  meiner  in  allen  Einzel- 
punkten von  V.  Schulte  abweichenden  Auffas- 
sung, welche  mich  überall  nothigt,  seinen  An- 
sichten entgegen  zu  treten,  hervor,  um  nicht 
Miss  Verständnissen  ausgesetzt  zu  sein. 
»  S.  0.  S.  358. 

2  S.  0.  S.  381  und  decret.  Frequens  sess.  gen. 
XXXIX.  c.  1  (Th.  I.  S.  198.  n.  1> 

3  S.o.  S.  428 ff. 
*  S.  0.  S.  427. 

5  S.  479.  n.  11.  lieber  das  Recht  das  Konzil 
zu  schliessen  und  zu  vertagen  s.  unten  S.  631. 

^  Ferraris  prompta  bibliotheca  canon.  s.  v. 
roncilium  art.  I.  n.  17 — ^21;  Phillips,  K.  R. 
2,  236  ff.}  Walter,  K.  R.  S- 157;  Perma- 
nedor,  K.  R.  $.274;  Archiv  für  k.  K.  R. 
2,  556;  Ginzel,  Hdbch.  d.  K.  R.  1,  122; 
Richter,  K.  R.  5.  Aufl.  S.  304;  Mejer, 
Lehrb.  d.  deutsch.  K.  R.  3.  Aufl.  S.  328.  n.  2. 


Selbst  die  Anhänger  der  früheren  Theorie  von 
der  Scheidung  der  Rechte  des  Primates  in  iura 
essentialia  und  adventitia  rechnen  das  Beni- 
fungsrecht  der  allgemeinen  Konzilien  zu  den 
wesentlichen  Primatialrechteu,  s.  Tb.  I.  S.  202. 

1  So  V.  Schulte,  Stellg.  S.62.  63  u.  Lehrb. 
3.  Aufl.  S.  348.  £s  ist  also  an  der  froheren 
Lehre  festzuhalten,  dafür  ausser  den  Ultramon- 
tanen, s.  Yering,  K.  R.  S.  582  und  de  Ad- 
golisl.  c.  p.  255,  auch  Friedberg,  Lehrb. 
d.  K.  R.  S.  115. 

8  S.  darüber  unten  Nr.  10. 

Selbstverständlich  ist  es,  dass  in  den  anderen 
Fällen  bei  einer  Einberufung  seitens  einer  ande- 
ren Person  derMatigel  durch  die  Genehmigung  des 
Papstes  ersetzt  und  getheilt  wird,  s.  auchAnni.2. 

»  S.  0.  S.  336.  358.  365.  370.  390.  418.  423. 
431.  454. 

iO  Vgl.  Raffaele  Copp^ol»,  sul  dirltto  di 
suffragio  del  vesoovl  tltolarii  e  rinuutiarii  nel 
concilio  ecumenico.  NapoU  1868  (auch  abge- 
druckt In  der  Ztschrlft :  La  scienza  e  la  fede.  %• 
Jahrg.  von  1868.  Vol.  71.  fasc,  425.  p.  353); 

11  S.  0.  S.  364.  n.  6. 

^^  Bei  der  Degradation  von  Hus  hat  der  Weih- 
bischof  des  Bischofs  von  Konstanz  mitgewirkt, 
T.  d.  Hardt.  conc.  Constant.  4,  433. 
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gleich  die  AusHbung  der  Stimmberechtlgang  im  eigenen  Namen  anf  denselben  nicht 
direkt  bezeugt  ist,  so  hat  doch  a^ur  Zeit  der  Reformkonzilien  nachweisbar  die  An- 
schaunng  gegolten,  dass  auch  die  Titularbischöfe  als  solche  auf  dem  allgemeinen 
Konzile  stimmberechtigt  seiend  Nicht  minder  sind  auf  der  Synode  von  Trient  ver- 
schiedene Weihbischöfe  gegenwärtig  gewesen*^  und  haben,  wenngleich  sie  als  Prokura- 
toren anderer  Bischöfe  erschienen  waren,  doch  fär  ihre  eigene  Person  das  Stimmrecht 
ausgeübt^.  Ueberdies  enthält  der  von  den  TitularbischOfen  abzulegende  Bischofe- 
eid,  welcher  der  gleiche  wie  der  der  Diöcesanbischöfe  ist ,  ebenfalls  das  Gelöbniss 
einer  Einladung  des  Papstes  zu  Konzilien  zu  folgen  *. 

Die  Praxis  der  Earche  hat  also  die  Titularbischöfe  den  anderen  Bischöfen  gleich 
gestellt.  Erst  aus  Anlass  des  Vatikanischen  Konzils  ist  das  Recht  der  Theilnahme 
derselben  an  den  allgemeinen  Konzilien,  welches  auch  die  frflhere  Doktrin  anerkannt 
hatte ^,  von  altkatholischer  Seite  bestritten  worden,  weil  die  wesentliche  Funktion 


1  Zo  Basel  begründeten  die  von  Eugen  IV  er- 
nannten Präsidenten  ihre  Forderang  auf  Zulas- 
sung damit;  (Joann.  de  Segor.  bist.  oonc.  Basi- 
leens.  lY.  35,  mon.  eondl.  ed.  Vindobon.  2, 
370) :  ^cum  Interesse  in  concilio  generali  ins  Sit 
cninslibet  episcopi  etiam  tltulari s/'  Vgl. auch 
S.  370.  n.  6. 

'  episcopus  Solouensis  oder  Salonensis  (Soli 
auf  Cypem),  Weihbischof  von  Würzburg,  T he  i- 
ner  aeU  cone.  Trldent.  i,  486.  509.  523.  604 
und  öfter,  episcopus  Lacorensis  (?,  vielleicht 
fQr  Lacucensis),  Weihhlschof  v.  Barcelona  ibid. 
p.  511.  527.  5&.  575;  archiepiscopus  Gorinthio- 
nun,  coadiutor  Senensis,  p.  671  u.  2,  470.  509; 
episcopus  Philadelphiensis ,  Weihhischof  von 
Eichatadt  nnd  Prokuratoi  dieses  Blsthums  und  v. 
Wünthurg,  1.  c.  2,  278.  565 ;  zwei  weitere  Titu- 
larbischöfe als  Koadjntoren  italienischer  Bischöfe 
anligeftthrt,  1.  c.  1,  670 ;  vescovo  Sidoniense,  suf- 
fraganeo  Moguntino,  diarium  des  Massarelli  bei  v. 
Döllinger,  ungedruckte  Berichte  zur  Gesch. 
d.  Conc.  von  Trient  1,  215.  223.  Eine  Voll- 
macht fQr  den  episcopus  Aconensis,  Weihbischof 
von  Münster  als  Prokurator  seines  DiÖcesanbl- 
sehofs  von  1551  bei  Tibus,  Weihbischöfe  von 
Munster  S.  74. 

3  Die  Stimmberechtigung  ergiebt  sich  daraus, 
dass  obwohl  den  nichtdeutschen  Bischöfen  von 
vornherein  eine  Vertretung  durch  Prokuratoren 
nicht  gestattet  war  (s.  o.  S.  431),  doch  ein  Weih^ 
bisehof  der  Diöcese  Barcelona  an  den  Verhand- 
lungen und  Debatten  ebenso  wie  die  Reslden- 
zialbischöfe  Theil  nimmt,  s.  vor.  Anm. ,  und  dass 
mit  den  Bischöfen  und  unter  diesen,  nicht  unter 
den  Prokuratoren,  ohne  weitere  Bezeichnung  die 
Bischöfe  von  Paphos  und  Argos,  Theiner,  1.  c. 
2,  513  nnterzeichnet  haben.  Auch,  wo  die  deut- 
schen Weihbischöfe  in  den  Protokollen  als  de- 
battirend  aufgeführt  werden,  geschieht  dies  nur  in 
gleicher  Weise  wie  bei  den  anderen  aus  romani- 
schen BisthÜmem,  so  dass  also  der  Einwand  unbe- 
rechtigt erscheint,  dass  sie  damit  nur  die  ihnen 
bis  1562  zugestandene  beratbende  Stimme  (s.  o. 
S.  431.  n.  6)  ausgeübt  haben,  um  so  mehr,  als 
anch  noch  später  der  Weihbischof  von  Eiohstadt 
sich  an  den  Debatten  betheiligt  nnd  dabei  erklärt 
hat,  Theiner  1.  c.  2,  278:  „cum  vox  mihi  uti 
procnratori  Eystetensi  et Herbipolensi  (d.  h. 


in  dieser  Eigenschaft,  nicht  als  Weihbischof)  sit 
praeclusa^ 

«  Th.  II.  S.  177  u.  Tb.  in.  S.  205. 

^  Bellarmin  de  oonciliis  et  ecclesia  I.  c.  17 
erklärt  jedweden  Bischof,  blos  mit  Ausschluss 
des  exkommunicirten,  für  theilnahmeberechtigt  • 
für  die  ausdrückliche  Gleichstellung  Gonzalez 
Teiles  ade  1.  X.  de  ordin.  ab  episcop.  I.  13 
n.  7;  Ferraris  1.  c  n.  29;  Ginzel,  K.  R.  1, 
121;Permaneder,  K.R.  $.274.  Andre ucci 
de  episcopo  tltulari  n.  118  ff.;  P  hillips,  K.  R. 
1,  195  u.  2,  132.  249;  Bon  ix  1.  o.  p.  383. 
Wenn  die  drei  letzteren,  femer  Kohn  im  Arch. 
f.  k.  K.  R.  46,  208,  obgleich  sie  ihnen  vol- 
les Stimmrecht  zugestehen,  behaupten,  dass  sie 
zwar  berufen  werden  können,  aber  ihre  Einla- 
dung nicht  erforderlich  sei,  so  ist  das  inkonse- 
quent. Da  eine  persönliche  BerufuDg  der  Bi- 
schöfe zum  Konzil  nicht  üblich  gewesen  ist,  so 
stellt  sich  die  Frage  zugleich  dahin :  Dürfen  die 
Titularbischöfe  in  der  allgemeinen  Berufungs- 
bulle  ausdrücklich  ausgeschlossen  oder  falls  die 
letztere  nichts  über  sie  enthält,  bei  etwaigem 
Erscheinen  auf  dem  Konzile  zurückgewiesen 
werden.  Vom  Standpunkt  der  herrschenden  An- 
sicht ist  beides  zu  verneinen,  und  es  war  voll- 
kommen zutreffend,  wenn  die  Vorbereitungs- 
Congregation  für  das  Vatikanum  auch  die  Ver- 
pflichtung der  Titnlarbisohöfe  zur  Betheiligung 
am  Konzile,  wie  sie  für  die  Bischöfe  besteht,  an- 
genommen hat,  Cecconi-Molitor,  Gesch.  d. 
Kirchenversammlung  im  Vatikan.  S.  114  n.  An- 
hang S.  64. 

Aus  demselben  Grunde ,  wie  den  Titularbi- 
schOfen, hat  die  Doktrin  auch  diejenigen  Bi- 
schöfe, welche  auf  ihr  Bisthum ,  aber  nicht  auf 
ihre  bischöfliche  Würde  verzichtet,  (eine  s.  g. 
resignatio  loci,  nicht  dlgnitatis  abgegeben  haben, 
Th.  III.  S.  275),  für  stimmberechtigt  erklärt, 
0  0  p  p  0 1  a  in  d.  clt  Zeitschr.  p.  357  ff.  Dieser 
Ansicht  hat  auch  die  Praxis  auf  dem  Konzil  von 
Trient  entsprochen.  Denn  hier  hat  neben  dem 
episcopus  Cavensis  iunior  auch  der  senior,  wel- 
cher 1550  resignirt  hatte,  sich  an  den  Debatten 
betheiligt,  Theiner  1,  700.  713.  721  u.  2,  1. 
5.  24.  510;  unter  den  Bischöfen  haben  femer 
unterschrieben    zwei  Bischöfe   v.  Milopotamos, 
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der  Bischöfe  auf  den  allgemeinen  Konzilien  in  der  Beknndnng  des  objekÜTen  Glau- 
bens ihrer  Didcesen  bestehe  nnd  derjenige,  welcher  keine  Heerde  besitze,  nichta  be- 
kunden kOnne  ^  Indessen  schon  von  Anfang  der  kirchlichen  Entwicklung  an  ist  das 
Fundament  der  Stimmberechtigung  der  Bischöfe  nicht  die  Vertretung  ihrer  Diöeesen 
gewesen,  vielmehr  ihr  apostolischer  Amtscharakter ^.  Diesen  besitzt  aher  der  Tltular- 
nicht  minder  als  der  Diöcesanbischof ,  und  wenngleich  auf  den  ersten  orientaliaehen 
allgemeinen  Konzilien  bei  der  nicht  erfolgten  Ausbildung  des  Institutes  der  THtular- 
bischöfe  nur  Diöcesanbischöfe,  welche  ihre  Jurisdiktion  ausfiben  konnten,  erschienen 
sind-,  so  muss  dieser  letztere  Umstand  deshalb  vom  principieUen  Standpunkte  ans 
für  unerheblich  erachtet  werden,  weil  es  sich  auf  dem  allgemeinen  Konzil  ftlr  die 
Bischöfe  um  Ausübung  ihres  Berufes ,  soweit  sich  dieser  auf  die  ganze  Kirche,  nicht 
aber  soweit  er  sich  auf  ihre  Diöcese  bezieht ,  handelt.  Damach  ist  die  herrschende 
Doktrin  vollkommen  begrtlndet  ^. 

c)  Femer  hat  die  Kirche  schon  im  Mittelalter  an  dem  Grundsatz  des  lediglich 
durch  den  apostolischen  Amtscharakter  begrfindeten  Theilnahmerechtes  nicht  streng 
festhalten  können,  weil  im  Laufe  der  Entwicklung  auch  andere  Aemter,  deren  TrSger 
des  bischöflichen  Ordos  nicht  bedurften  oder  ihn  überhaupt  nicht  erlangen  konnten, 
fttr  die  Kirche  von  entscheidender  und  einflussreicher  Bedeutung  geworden  sind,  und 
es  angemessen  erscheinen  musste ,  auch  die  Inhaber  dieser  Aemter  mit  ihrer  Sach- 
kunde und  ihrer  Erfahmng  auf  dem  Konzile  zu  hören. 

Es  war  naturgemäss,  dass,  als  die  Kardinäle  die  höchste  Stellung  in  der 
Kirche  nach  dem  Papste  und  den  Vorrang  vor  allen  Bischöfen  erlangt  hatten ,  man 
denjenigen,  welche  als  Gehülfen  und  Berather  des  Papstes  bei  der  Ausübung  seiner 
Primatialrechte  an  der  Regiemng  der  Kirche  Theil  nahmen,  auf  den  Konzilien 
eine  gleiche  Berechtigung  wie  den  Bischöfen  nicht  vorenthalten  konnte ,  und  so  er- 
scheinen dieselben  bereits  seit  den  ersten  mittelalterlichen  allgemeinen  Konzilien  bis 
auf  das  Tridentinum  herab  kraft  eines  allmählich  fixirten  Gewohnheitsrechtes  im  Be- 
sitze des  Rechtes ,  auf  den  Konzilien  zu  erscheinen  und  ebenso  wie  die  Bischöfe  ein 
Decisiv- Votum  zu  führen*. 

d)  Weiter  konnte  man  bei  dem  bedeutenden  Aufschwünge,  welchen  daa  Ordens- 
leben im  Mittelalter  genommen,  und  bei  der  grossen  Zahl  der  Kirchenglieder,  welche 
sich  demselben  gewidmet  hatten,  die  Interessen  so  zahlreicher  und  gerade  für  den 
päpstlichen  Stuhl  wichtiger  Genossenschaften  auf  den  allgemeinen  Konzilien  nicht 
gänzlich  unvertreten  lassen.  Man  zog  daher  die  Vertreter  der  Orden  gleichfalls 
im  Mittelalter  zu  den  allgemeinen  Konzilien  zu.  Zunächst  gewährte  man  ihnen  aller- 
dings nur  eine  berathende  Stimme  ^.  Ein  Decisiv- Votum  erhielten  sie  vielleicht  schon 
zu  Pisa*^,  jedenfalls  aber  in  Folge  der  Annahme  des  Abstimmungsmodus  nach  Na- 
tionen und  nach  Deputationen  zu  Konstanz '',  beziehentlich  zu  Basel  ^,  und  auch  nach- 
dem diese  Abstimmungsarten  wieder  aufgegehen  worden  waren®,  Hess  man  ihnen 

der  eine  als  iuoior  (der  senior hatlö55 reslgnlrt),  3  Vgl.  übrigens  anoh  d e  A  n g e  I  i s  I.  e.  p. 259. 

aasseidem   anch  der  episcopus  oUm  Yestanus,  ^  S.  o.  S.  3Ö9.  365.  379.  390.  418.  423.  431. 

Thelner2,  510.  öll.  454. 

1  T.  Schulte,  Stellung  S.  77.  246  u.  Lehib.  &  S.  o.  S.  359. 

3.  Aufl.    S.  349.     Demgemäss  gesteht   er  nur  ^  S.  o.  S.  365. 

den  Titnlar-Bischofen,  welche  als  vicaril  aposto-  "^  S.  o.  S.  370. 

lici  Gemeinden  unter  sich  haben,  das  Sitz-  und  ^  S.  o.  S.  390. 

Stimmrecht  zu.  9  Zu  Ferrara-Florenz  bildeten  sie  einen  beson- 

s  S.  0.  S.  338.  n.  2.  dem  Status,  s.  o.  S.  418. 


§.  n9.i 


Das  allgemeine  Konsil.    Qeltendeg  Recht. 
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diese  Berechtigung  selbst  dann  noch,  als  man  wieder  zu  der  altherkömmlichen  Ab- 
stimmung nach  Köpfen  znrttokgekehrt  war  *.  Was  die  verschiedenen  Kategorien  der 
einzelnen  Ordensoberen  betrifft,  so  ist  man  in  den  ersten  Zeiten,  als  es  sich  nur  um 
die  Zulassung  mit  berathender  Stimme  handelte,  dabei  weniger  streng  wie  später  ver- 
fahren ,  als  es  sich  bei  der  Rttckkehr  zu  der  letzteren  Art  der  Abstimmung  um  die 
Abgabe  eines  Decisiv-Votums  handelte.  Seitdem  gestand  man  ein  solches,  was  in  der 
Natur  der  Sache  lag,  den  an  der  Spitze  eines  einheitlich  organisirten  Ordens  stehen- 
den Generalen  zu^,  sprach  es  aber  den  Vorstehern  der  einzelnen  Klöster  auch  in  den- 
jenigen Orden,  welche  keine  derartige  Verfassung  hatten,  ab,  während  es  zu  einer 
festen  Abgrenzung  der  Berechtigung  der  übrigen  Kategorien  nicht  gekommen  ist  3. 
Wenn  daher  Pins  IX.  eine  solche  für  das  Vatikanische  Konzil  in  der  o.  S.  454  ange- 
gebenen Weise  vorgenommen  hat,  so  lag  ein  entschiedenes  Bedflrfhiss  dazu  vor,  und 
abgesehen  davon,  dass  der  Erlass  einer  derartigen  das  positive  Recht  betreffenden  Be- 
stimmung in  der  Zuständigkeit  des  Papstes  lag,  wird  eine  unbefangene  Auffassung 
zugeben  müssen,  dass  in  derselben  die  Grenzen  der  Stimmberechtigung  zutreffend 
and  keineswegs  zu  weit  gesteckt  worden  sind^. 

Mit  Zulassung  der  unter  b — d  genannten  Berechtigten  zum  Vatikanischen  Konzil 
hat  sich  die  Kurie  streng  an  die  bisherige  Praxis  der  Kirche  gebalten ,  und  es  war 
daher  völlig  ungerechtfertigt ,  wenn  man  die  Legitimität  des  gedachten  Konzils  des- 
halb angefochten  hat ,  weil  alle  erwähnten  Kategorien,  einschliesslich  der  Kardinäle 
ohne  Biscböfsweihe,  kein  fundamentales  Recht  zur  Betheiligung  am  Konzile  besessen 
haben  ^. 


^  So  auf  dem  5.  Lateranensischen  Konzil,  g.  o. 
S.  423  und  za  Tilent,  s.  o.  S.  431.  n.  9  und 
Ni.  10. 

2  S.  0.  S.  424.  n.  1  a.  E.  u.  S.  431. 

^  üeber  das  Konzil  yon  Trient,  s.  o.  S.  431. 
Daher  eikl&ren  sich  auch  die  schwankenden  An- 
gaben in  der  Doktrin;  bei  den  älteren,  z.  B. 
Bellarmln  I.e.  1.15;  Ferraris  1. c. n. 30blos 
abbates  (ersterer  auch :  generales  ordinum) ;  da- 
gegen GlnzeljK. R.  1, 122 :  benedieirte Aebte, 
P  e  r  m  a  n  e  d  e  r  K.  R.  $.  274 :  Aebte  und  Prälaten 
mit  quasi  Episkopal-Rechten  ;Phillips,K.  R. 
2y  249 :  Aebte  mit  quasi  bischöflicher  Jurisdic- 
tion; Walter  $.  157:  mit  wirklicher  JurUdic- 
tion  ertchienene Aebte  u.  Prälaten;  y.  Schulte 
Syst.  d.  K.  R.  2,  349 :  Aebte  mit  iurisdictio 
quasi  episoopalis  lund  praelati  nullius ;  B  ou  ix 
1.  e.  p.  386  :  abbates  exempti  habentes  iurisdic- 
tionem  quasi  episcopalem  in  monachos  suos. 

*  Denn  für  die  Aebte  nullius  spricht  ihre 
gleiche  Stellung  hinsichtlich  der  Jurisdiktion  mit 
den  Bischöfen,  für  die  Generalvikare  der  nicht 
einheitlich  organisirten  Orden  ihre  der  der  Ge- 
nerale in  den  andern  Orden  analoge  obere  Lei- 
tangsgewalt. 

Zu  den  mittelalterlichen  Konzillen  hat  man 
ferner  auch  die  ^^piscopi  eUcii"  zugelassen,  b.  o. 
S.  359.  n.  3;  ebenso  hat  zu  Trient  mit  den 
Bisehöfen  der  „episcopus  Gortonensis 
electus*'  unterschrieben,  Theiner  1.  c.  2, 
513.  Auf  dem  yatikanisehen  Konzil  ist  dagegen 
kein  solcher  anwesend  gewesen.  Eine  sichere 
and  feste  Praxis  für  das  Stimmrecht  dieser  Ka- 
tegorie lässt  sich  übrigens  nioht  nachweisen. 
Nur  Bouix  1.  c.  p.  382  schreibt  ihnen  ein  sol- 


ches zu,  weil  er  als  Grund  der  Berechtigung 
lediglich  die  iurisdictio  episoopalis  betrachtet. 
Noch  weniger  hat  sich  zu  Gunsten  der  Gap  1- 
telsverweserein  Gewohnheitsrecht  gebildet, 
und  daher  hat  sie  die  Yorbereitungskommission 
des  vatikanischen  Konzils  mit  Recht  von  der 
Berufung  ausgeschlossen ,  Gecconi-Molitor 
a.  a.  0.  S.  124  und  Anh.  S.  65.  Die  Zulassung 
des  einzigen  Bisthumsverwesers  (eines  admini- 
strator  apostolicns  von  Podlachien  in  Russland 
durch  päpstliches  Privileg,  Fes s  1er,  das  vatlk. 
Concilium  S.  15.21)  erklärt  sich  daraus,  dass  die 
russische  Regierung  den  ihrer  Hoheit  unterwor- 
fenen Bischöfen  den  Besuch  des  Konzils  verboten 
hatte, Friedberg,  Aktenstücke  zum vat.  Konzil 
S.  23.  96;  Quirinus,  röm.  Briefe  vom  Goncil 
S.  129. 

Ohne  jeden  Grund  ist  es,  wenn  deAngelis 
1.  c.  p.  262  die  vicaril  apostolici,  welche  nicht 
episcopi  in  partibus  sind  (vgl.  Th.  II.  S.  357), 
ebenfalls  für  stimmberechtigt  erklärt. 

5  Vor  Allen  V,  Schulte,  Stellung,  S.  245. 
Nach  seinen  Berechnungen  waren  von  den  offi- 
ziell gezählten  764  Mitgliedern  des  Konzils  138 
Würdenträger  ohne  Gemeinden  und  Diöcesen 
(etwa  die  Hälfte  davon  Weihbischöfe),  also  etwas 
mehr  als  ein  Siebentel  der  Gesammtzahl,  unbe- 
rechtigt. £s  muss  zugegeben  werden,  dass  diese 
Proportionszahl  eine  höhere  als  auf  den  früheren 
Konzilien  gewesen  ist,  sowie  dass  die  Titular- 
bischöfe  meisteutheils  ihre  Würde  dem  Papste 
verdanken  und  die  vicarii  apostolici,  ebenso  wie 
die  Missionsbischöfe,  in  direkter  Abhängigkeit 
von  der  Propaganda  stehen,  vgl.  Kenrickbei 
Friedrich  docum.  ad illustr.  cono.  Yatio. 2, 288 


608 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  179. 


Alle  Sitz-  und  Stimmberechtigten  haben  aber  nicht  nur  die  Befngniss ,  sondern 
auch  die  Pflicht,  auf  dem  allgemeinen  Konzile  zu  erscheinen,  es  sei  denn,  dass  sie 
durch  gerechtfertigte  Hinderungsgründe  abgehalten  werden.  Diese  Pflicht  bernht 
auf  festem  Gewohnheitsrecht  >  und  ist  durch  das  abgeleistete  iuramentnm  obedientiae 
besonders  verschärft^.  Auf  den  ältesten  orientalischen^  und  auf  den  späteren  abend- 
ländischen Synoden  bis  zum  Tridentinum  ^  hat  man  aber  die  Befngniss  der  rechtmässig 
Gehinderten,  sich  durch  Prokuratoren  mit  vollem  Stimmrecht  vertreten  zu  lassen, 
niemals  beanstandet.  Erst  fAr  die  Trienter  Synode  ist  durch  päpstliche  Anordnung 
diese  bisher  übliche  Vertretung  Ausgeschlossen  und  es  sind  die  Prokuratoren  lediglich 
auf  die  Darlegung  der  Entschuldigungsgründe  ihrer  Machtgeber  beschränkt  worden^. 
Auf  dem  Vatikanum  hat  man  dasselbe  Verfahren  eingeschlagen,  jedoch  den  Proku- 
ratoren  die  Anwesenheit  bei  den  feierlichen  Sitzungen  des  Konzils  auch  während 


(fl.  auch  Frommann  S.  339).  Es  handelt  sich 
aber  hierbei  um  Verhältnisse,  welche  durch  die 
Entwicklung  der  katholischen  Kirche  längst  Tor 
dem  Vatikanum  entstanden  waren ,  und  welche 
vielleicht  eine  Reform  des  Konziliarrechtes  in  Be- 
treif der  Zulassung  dieser  abhängigen  Prälaten 
wünschenswerth  erscheinen  lassen,  aber  nach  dem 
positiven  Rechte  keinen  Anfechtnngsgmnd  der 
Legitimität  des  Vatikannms  bilden  können.  Ganz 
abgesehen  davon,  dass  nicht  blos  diese  Prälaten, 
sondern  auch  andere  wirkliche  Diöcesanbischöfe 
während  ihres  Aufenthaltes  in  Rom  aus  der 
päpstlichen  Kasse  unterhalten  worden  sind, 
Quirinus  2,  S.  185.187;  Frommann,  S. 
340,  —  was  übrigens  auch  schon  zu  Trient  ge- 
schehen ist  (s.  0.  S.  438.  n.  2)  —  würde  Indessen 
die  Zahl  aller  Prälaten  ohneHeerde,  niemals  aus- 
gereicht haben,  wider  den  Willen  der  anderen 
kirchliehen  "Würdenträger  mit  Diöcesen  und  Ge- 
meinden das  von  der  Kurie  gewünschte  Resultat 
zu  erzielen.  Dass  sich  weiter  Plus  IX,  was 
V.  Schulte  S.  246  als  notorisch  hinstellt,  vor- 
behalten hat,  wen  er  von  den  episcopi  in  parti- 
bus  und  den  Ordensleuten  berufen  wolle,  mag 
der  Fall  sein,  die  Einladungen  sind  aber  allge- 
mein und  gemäss  der  bisherigen  Praxis  erlassen, 
auch  ist  von  keiner  Seite  die  Behauptung  aufge- 
stellt worden,  dass  irgend  ein  Berechtigter,  wel- 
cher auf  Grnnd  der  Berufung  erschienen  war, 
ausgeschlossen  worden  sei. 

In  Verbindung  damit  ist  die  Zusammen- 
setzung des  Vatikannms  weiter  deshalb  bemän- 
gelt worden,  weil  die  verschiedenen  Nationen, 
insbesondere  in  Rücksicht  ihrer  Seelenzabi  eine 
überaus  ungleiche  Vertretung  durch  die  Bischöfe 
und  die  vlcarii  apostolici,  vgl.  o.  S.454,  From- 
mann S.  343.  gefunden  hätten,  v.  Schulte 
S.  245.  Grösstentheils  hing  dies  mit  der  nicht 
erst  seit  neuerer  Zeit  datirenden  Verschiedenheit 
in  dem  Umfange  und  der  Seelenzahl  der  einzel- 
nen bischöflichen  Diöcesen  zusammen.  Ueber- 
dies  ist  auf  den  übrigen  Konzilien  des  zweiten 
Jahrtausends,  so  namentlich  auf  dem  Konzil  zu 
Trient  (s.  o.  S.  431)  das  Verhältniss  der  Ver- 
treter der  einzelnen  Nationen  stets  ein  abnormes 
gewesen,  und  es  hat  vielfach  die  eine  oder  andere 
Nation,  meistens  die  italienische,  prävalirt,  s.  o. 
S.  425.  n.  7.  Die  hieraus  resultirenden  Missstände 
hätten  nur  durch  die  Wiedereinführung  einer 


Abstimmung  nach  Nationen  ,  welche  zwar  zu 
Konstanz  üblich  gewesen,  aber  dem  Principe  der 
katholischen  Kirche  widerspricht,  beseitigt  wer- 
den können.  Jedenfalls  kann  man  daraus,  dass 
der  Papst,  ohne  eine  solche  Neuerung  vorzuneh- 
men, es  bei  dem  auf  den  meisten  Konzilien  zur 
Anwendnng  gebrachten  Modus  belassen  hat,  un- 
möglich einen  Grund  für  die  Illegitimität  des 
Konzils  hernehmen. 

1  Vgl.  0.  8.  360.  n.  4. 

2  Th.  III.  S.  203.  n.  3  n.  S.  204.  n.  2  n.  6. 
Auf  dasselbe  nehmen  z.  B.  die  Einbenifungs- 
bullen  zum  Konstanzer  Konzil,  zum  Tridentinum 
und  zum  Vatikanum  Bezug,  s.  S.  369.  428. 452. 
Bestimmte  Strafen  für  nnentschnldigtes  Aus- 
bleiben sind  nicht  festgestellt,  vielmehr  können 
die  für  Verletzung  der  Obedienz  und  anderer 
Amtspflichten  zulässigen  Strafen  zur  Anwen- 
dung gebracht  werden.  Jedoch  Ist  davon  selten 
Gebrauch  gemacht  worden  (s.  aber  o.  S.  360.  n.  4). 
Auch  für  das  Vatikanum  hat  man  sich  dahin  ent- 
schieden, dass  es  dissimulirt  werden  solle,  wenn 
die  nichterschienenenTitularbisehöfe  keinen  Pi»- 
kurator  behufs  ihrer  Entschuldigung  senden  wür- 
den, nnd  dasselbe  Verfahren  gegenüber  den  vor 
dem  Konzil  vom  Erscheinen  dispensirten  Bisehö- 
fen beobachtet,  Oecconl-MolitorS.  115. 146. 

Die  Pflicht  zum  Erscheinen  schllesst  auch  die 
Verbindlichkeit  in  sich,  das  Konzil  nicht  eigen- 
mächtig vor  dem  Schlüsse  zu  verlassen. 

Die  Kosten  der  Reise  nnd  desAufent- 
halts  am  Konzilsorte  haben  die  Berufenen 
aus  eigenen  Mitteln  zu  bestreiten ,  so  aoch 
Phillips  2,  251.  doch  haben  schon  die  römi- 
schen Kaiser  (^Konstantin  zu  Nicäa,  He  feie, 
Gonc.  Gesch.  1, 290)  und  später  auch  die  Päpste, 
so  z.  B.  auf  dem  Tridentinum  und  dem  V^tika- 
nuro  (s.  0.  Anm.  v.  S.  607),  einzelnen  Biiebofen 
Beihülfen  und  Unterstützungen  gewährt.  Femer 
hat  man  früher  zur  Deckung  dieser  Kosten  in  ein- 
zelnen Kirchenprovinzen,  so  1311  in  der  Provinz 
Aquileja,  Mansi  25,  352.  450,  und  1414  in 
Frankreich  für  das  Konstanzer  Konzil,  Man  s  i  27, 
515,  den  Geistlichen  mit  kirchlichem  Einkommen 
nnd  den  Klöstern  eine  Steuer  (Snbsidiam)  auf- 
erlegt, s.  0.  S«  370.  n.  1. 

8  S.  0.  S.  336. 

«  S.  0.  S.  360.  364.  370. 

ß  S.  0.  S.  431. 


§.  179,] 


Da«  allgemeine  Konzil.    Geltendes  Kecht. 
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der  Zeit,  ftr  welche  die  Oeflfentlichkeit  suspendirt  wurdet  gestattet^.  Wenn  das 
Konzil  von  Trient  trotz  des  Ausschlusses  der  Prokuratoren  unbezweifelt  als  ökume- 
nisches Konzil  gegolten  hat  und  gilt,  so  kann  man  sicherlich  nicht,  wie  dies  eben- 
falls von  altkatholischer  Seite  geschehen  ist  3,  die  Rechtmässigkeit  des  Vatikanums 
wegen  der  Nichtzulassung  der  bischöflichen  Stellvertreter  in  Frage  stellen  *. 

Bei  den  früheren  allgemeinen  Konzilien  hat  ferner  eine  verschiedenartig  gestal- 
tete Betheiligung  der  Fürsten ,  ihrer  Gesandten ,  der  Vertreter  der  Universitäten  und 
der  theologischen  Wissenschaft,  sowie  der  Kapitel  stattgefunden  s,  jedenfalls  haben 
aber  diese  Kategorien  auf  denjenigen  Synoden,  auf  welchen  nach  Köpfen  abgestimmt 
worden  ist,  höchstens  berathende  Stimme  gehabt,  oder  sind,  wie  die  Theologen,  nur 
ftr  die  Feststellung  der  Vorarbeiten  zugezogen  worden«.  Zu  dem  Vatikanischen 
Konzil  ist  entgegen  diesem  Herkommen  weder  eine  Einladung  dieser  Kategorien  er- 
gangen, noch  hat  man  Zugehörige  derselben  zu  den  entscheidenden  Verhandlungen  auch 
nur  mit  berathender  Stimme  zugelassen '.  Aber  auch  in  diesem  Verfahren  wird  nicht 
ein  die  Illegitimität  des  Konzils  begründender  Verstoss  gegen  die  wesentlichen  Vor- 
schriften über  die  Zusammensetzung  eines  allgemeinen  Konzils  gefunden  werden 
kennen  \  Der  Ausschluss  einer  vorgängigen  Anhörung  der  zu  berathender  Stimme 
berechtigten  Personen  vor  der  entscheidenden  Beschlussfassung  kann  nur  kraft  posi- 
tiven Gesetzes  einen  Nichtigkeitsgrund  abgeben  \  Eine  dahin  gehende  kanonisch- 
rechtliche Vorschrift  besteht  nicht ,  noch  hat  sich  ein  festes  Gewohnheitsrecht  für 
dieses  Erfordemiss  gebildet,  ja  im  Gegentheü  folgt  aus  dem  Begriffe  des  Ökumeni- 
schen Konzils  als  der  Gesammtrepräsentation  der  Kirche  durch  den  Papst  und  die 
Bischöfe,  als  Nachfolger  der  Apostel,  dass  die  Theilnahme  anderer  Personen  als 
dieser  nicht  ftlr  ein  wesentliches  Erfordemiss  erachtet  werden  kann. 

Soweit  demnach  die  Einberufung  des  Vatikanischen  Konziles  in  Frage  steht,  ist 
dieselbe  ordnnngsmässig  erfolgt,  und  es  erscheinen  alle  Bemängelungen  desselben 
w^en  der  Nichtzulassung  Unberechtigter  und  der  Ausschliessung  Berechtigter  hin- 
ftllig. 

3.  Für  die  Art  der  Berufung  eines  allgemeinen  Konzils  bestehen  keine  be- 
sonderen Vorschriften ,  es  genügt  wenn  dieselbe  in  solcher  Weise ,  z.  B.  durch  ge- 
hörig bekannt  gemachte  Encykliken,  kundgethan  wird,  dass  jeder  Betheiligte  davon 
Kenntniss  erlangen  kann^^. 

4.  Es  ist  femer  ein  allgemein  anerkannter  Rechtssatz,  dass  die  Betheiligung 
sämmtlicher,   mit  entscheidender  Stimmberechtigung  ausgestatteter  kirchlicher 

Episkopates  leiohtei  eneiclit  werden  kann,  kam 
für  das  vatikanische  Konzil,  welches  eins  der  zahl- 
reichst besuchten  war,  nicht  in  Frage. 

5  S.  0.  S.  334 ff.  358.  369.370.374.377.378. 
391.  397.  il8.  423.  431.  432. 

e  S.  0.  S.  433. 

"^  S.  0.  S.  4ö4.  Ueber  die  BetheiUgnng  von 
Theologen  und  Kanonlsten  s.  o.  S.  456. 

8  A.  M.  auch  hier  wieder  v.  Schulte  a.  a.  0. 
S.  248.  249. 

9  Vgl.  z.  B.  in  Betreff  der  Handlungen,  wel- 
che der  Bischof  ohne  die  erforderliche  Einholung 
des  consilium  capituli  vorgenommen  hat,  Th.  II. 
S,  166. 

10  Phillips  ,  K.  R.  2,  250.  Die  Art  der  Be- 
rufung der  früheren  Konzilien  ist  in  den  $$.  169 
—  172  bei  den  einzelnen  Konzilien  angegeben. 

39 


«  S.  o.  S.  457.  H.  6. 

*  Geceoni-Molltor  S.  144  u.  Anhangs. 
64.  66. 

8  Vgl.  V.  Schulte,  Stellung  S.  247.  Auf 
dem  Konzile  selbst  hat  dies  schon  der  Erzb. 
Kenrick  von  S.  Louis  gethan,  Friedrich  1.  c. 
p.  289. 

^  Uebrigens  darf  auch  nicht  ausser  Acht  ge- 
lassen werden,  dass  bei  den  verbesserten  Kom- 
munikatioiismitteln  und  gesicherteren  Zustanden 
iu  den  einzelnen  Ländern  ein  Bedürfniss  zu  einer 
Vertretung  jedenfalls  nicht  mehr  in  demselben 
Umfange ,  wie  in  den  ersten  16  hundert  Jahren 
besteht.  Auch  der  weitere  Gesichtspunkt,  dass 
durch  die  Gestattung  der  Stellvertretung  die  zur 
Oekumenlcitat    erforderliche    Betheiligung    des 

HiBflcbinii,  Eirchenrecht.  ODE. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  179. 


Würdenträger  zur  Oekumenicltftt  des  aUgemeinen  Konziles  nicht  erforderlich  ist^ 
und  in  der  That  ist  auf  keiner  einzigen  der  früheren  allgemeinen  Synoden  der  ge- 
sammte  Episkopat  vereinigt  gewesen.  Feste  Zahlenangaben  darüber,  wie  viel  von 
den  Berechtigten  erschienen  sein  müssen  j  lassen  sich  mangels  positiver  Festsetzimg 
nicht  machen,  man  wird  vielmehr  nur  so  viel  sagen  können ,  dass  eine  solche  Zahl 
von  Bischöfen  erforderlich  ist,  nm  wenigstens  annähernd  den  Episkopat,  womöglich 
der  verschiedenen  Theile  der  katholischen  Welt,  repräsentirt  erscheinen  zu  lassen 2. 
Bchliesslich  entscheidet  darüber,  ob  die  Zahl  eine  ausreichende  gewesen  ist,  die  s.  g. 
Reception  der  Konzilsbeschlüsse  ^. 

Einer  Vertretung  der  Kirchen  des  Orients,  soweit  dieselben  schismatisch  sind, 
bedarf  es  seit  der  definitiven  Trennung  der  morgenländischen  von  der  abendlän- 
dischen Kirche  nicht  mehr.  Die  Schismatiker  sind  der  Ausübung  ihrer  kirchlichen 
Rechte  beraubt  und  haben  keinen  Anspruch  auf  Betheiligung  am  Konzile^.  Demnach 
ist  man  vom  Standpunkt  der  katholischen  Kirche  aus  nicht  berechtigt,  fftr  die  Zeit  nach 
der  Lostrennung  der  Kirche  des  Orientes  von  der  des  Abendlandes  einen  Unterschied 
zwischen  ökumenischen  Synoden  und  abendländischen  allgemeinen  Konzillen  zu 
machen,  je  nachdem  auf  denselben  der  Orient  vertreten  war  und  ist  oder  nichts 
Das  abendländische  allgemeine  Konzil  ist  nichts  anderes  als  das  ökumenische  Konzil 
des  Mittelalters  und  der  späteren  Zeit.  Denn  wenngleich  das  letztere  historisch  sich 
aus  den  päpstlichen  Konzilien  des  Mittelalters  entwickelt  hat^,  so  beruht  doch  das 
Wesen  beider  in  der  Gesammtrepräsentation  der  Kirche,  und  die  verschiedene  Ver- 
wirklichung der  letzteren  in  den  verschiedenen  geschichtlichen  Perioden  giebt  keine 
Berechtigung  dazu ,  unter  Verleugnung  der  Einheit  des  Grundgedankens  die  Gestal- 
tung jeder  einzelnen  Periode  als  ein  besonderes  Rechtsinstitut  zu  behandeln ''. 


t  Bellarmin,  L  c.  I.  1.  17;  Walter,  K. 
R.  $.  167;  Oinzel,  £.  R.  1,  122;  Phillips, 
Lehrb.  2.  AuH.  S.  358;  y.  Schulte,  Lehrb. 
3.  Aufl.  S.  348;  Verlng,  K.  R.  S.  583;  de 
Angelis,  1.  c.  p.  266;  Richter-Dove,  K. 
R.  8.  Aufl.   S.  489. 

2  So  z.  B.  Rlchter-Dove  a.  a.  0.  S.  489 
und  de  Angelis  p.  267.  Dass  die  Zahl  absolut 
gleichgültig  ist,  v.  Schulte,  Lehrb.  S.  348  u. 
Phillips  K.  R.  2,  238,  und,  s.  den  letzteren, 
allein  die  Absicht  des  Papstes,  ein  Konzil  zu 
halten,  entscheidet,  widerspricht  aber  dem  Be- 
griff des  allgemeinen  Konzils.  In  einer  Ver- 
sammlung von  6  oder  10  Bischöfen  wird  doch 
Niemand  eine  Repräsentation  der  allgemeinen 
katholischen  Kirche  sehen  wollen. 

Die  Oekumenicltat  des  Yatikanums  ist  bei 
der  zahlreichen  Vertretung  des  Episkopats  auf 
demselben  (s.  0.  S.  454),  soweit  es  sich  um  das 
hier  fragliche  Erfordenüss  handelt,  ausser  allem 
Zweifel. 

s  Darüber  s.  0.  S.  348.  349  und  unten  unter 
Nr.  12. 

NachBouix  1.  c.  3,  409  kann  das  Konzil 
selbst  mit  Zustimmung  des  Papstes  oder  bei 
späterem  Zweifel  der  regierende  Papst  allein  die 
Oekuroenicit&t  feststellen.  Aber  das  Fehlen  we- 
sentlicher Voraussetzungen  wird  dnrch  blosse 
nachträgliche  Erklärungen  nicht  ergänzt,  es  kann 
sich  höchstens  darum  handeln,  den  Beschlüssen 
hinterher  dieselbe  Kraft  zn  geben,  wie  wenn  sie 


▼on  einem  wirklich  allgemeinen  Konzile  erlassen 
wären. 

4  So  hat  auch  Plus  IX  an  die  sohlsmatiflchen 
orientalischen  Bischöfe  nur  eine  Einladung  im 
Sinne  einer  Aufforderung  zur  Rückkehr  In  den 
Schoss  der  katholischen  Kirche  erlassen,  s.  o.  S. 
452. 

&  Diese  Unterscheidung  macht  v.  SchnlCef 
Lehrb.  S.  347  u.  S.  351  auch  noch  für  das  heu- 
tige Recht,  indem  er  für  beide  yerschiedene 
Rechtssätze  aufstellt,  z.  B.  für  die  ökumenische 
Synode  die  päpstliche  Berufung  nicht  für  noth- 
wendig,  aber  für  die  abendländische  allgemeine 
für  wesentlich  erklärt,  andererseits  nor  der  er- 
steren,  nicht  aber  der  letzteren  die  Zuständig- 
keit beilegt,  als  Organ  der  Kirche  den  wirklichen 
Glaaben  derselben  auszusprechen,  eine  Ansicht, 
bei  welcher  m.  E.  die  Konsequenz  nicht  »bau- 
weisen  ist,  dass  die  dogmatischen  Besehlusae 
der  Synode  ^on  Trient,  welche  v.  Schulte  a. 
a.  A.  S.  399  selbst  nicht  zn  den  ökumeniflchen 
Synoden,  sondern  zu  den  abendländischen  Gene- 
ralsynoden rechnet,  wegen  mangelnder  Kompe- 
tenz ungültig  sind  oder  wenigstens  nicht  den 
wirklichen  Glauben  der  katholischen  Kirche  aus- 
gesprochen haben. 

e  S.  0.  S.  330.  350.  522. 

"^  Dass  man  die  4  lateranensisohen  Synoden 
im  Mittelalter  als  concilia  generalia  und  rnilTef^ 
salia  bezeichnet  hat,  worauf  ▼.  Schulte  S.  348. 
n.  3  hinweist,  ändert  daran  nichts,  s.  aueli  o.  S. 


J.  179.] 


Du  allgemeiae  Konxil.    Qeltendes  Keebt. 
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5.  Das  Recht  des  Vorsitzes  auf  dem  Konzile  steht  kraft  des  ihm  nnbestritte- 
ner  Masses  zukommenden  Primates  dem  Papste  zu.  Er  kann  es  in  eigener  Person 
oder  durch  besondere  Legaten  üben  ^  Ans  dem  Begriffe  des  Primates  folgt  aber 
aneh  zugleich,  dass  —  die  AnsnahmeMle^  vorläufig  dahin  gedtellt  —  diese  Betheili- 
gnng  des  Papstes  in  der  einen  oder  anderen  Weise  am  Konzile  rechtlich  nothwendig 
ist,  denn  beim  Fehlen  des  den  Primat  reprSsentirenden  Bischofes  ist  die  Kirche  in  einer 
wesentlichen  Beziehung  nicht  vertreten,  und  das  Konzil  kann  keinen  Anspruch  dar- 
aaf  machen,  als  Organ  der  gesammten  Kirche  zu  handeln  und  zu  beschliessen  ^. 

6.  In  Folge  des  Vatikanischen  Konziles  ist  die  Frage  lebhaft  erörtert  worden, 
wem  das  Recht  zukomme,  die  Geschäftsordnung  für  das  allgemeine  Konzil  fest- 
zusetzen. Während  die  Reformkonzilien  von  Konstanz  und  Basel  diese  selbst 
festgestellt  haben  ^,  und  auf  dem  Konzile  von  Trient  die  geschäftliche  Behandlung 
ftr  eine  Reihe  von  Fragen  ausdrücklich  oder  stillschweigend  zwischen  den  Legaten 
mid  den  Konzilsvätem  vereinbart  worden  ist^,  hat  ftir  das  Vatikanum  Pius  £^.  die 
Geschäftsordnung  einseitig  erlassen".  Ohne  all  und  jeden  analogen  Vorgang  war 
dies  indessen  nicht.  Schon  auf  den  mittelalterlichen  Konzilien  sind  die  Entwürfe  zu 
den  Kanones  von  der  Kurie  einseitig  angefertigt  worden  und  es  ist  jede  entschei- 
dende Antheilnahme  der  Synoden  an  der  Feststellung  und  Gestaltung  der  Vorlagen 
ausgeschlossen  gewesen^.  Ebenso  ist  die  Kurie  auf  dem  5.  Lateranensischen  Konzil 
verfahren  K 

Immerhin  kann  aber  nicht  geleugnet  werden,  dass  die  Praxis  der  Konzilien  des 
16.  Jahrhunderts  von  einer  absoluten  Ausschliessung  der  Mitwirkung  der  Konzils- 
mitglieder bei  der  Erledigung  einzelner  Geschäftsordnnngsfragen  nichts  gewusst  hat. 
Der  einseitige  Erlass  der  ersten,  sowie  der  zweiten,  revidirten  Geschäftsordnung 
dorch  Pius  IX.  war  also  eine  Neuerung ,  um  so  mehr  als  mindestens  bei  der  Fest- 
stellung der  letzteren  das  damals  schon  versammelte  Konzil  mitzuwirken  in  der 
Lage  war®. 

Die  Vorbereitnngskommission  hat  das  vom  Papst  in  Anspruch  genommene  Recht 
aus  seiner  Befugniss  das  Konzil  zu  berufen,  den  Vorsitz  zu  führen  und  seine  Dekrete 


357.  n.6.  Die  späteren  Konzilien,  von  den  Reform- 
Synoden  an,  haben  die  Bezeichnung  ökumenisch 
▼leder  aufgenommen,  obwohl  sie  nicht  gemein- 
same Repräsentationen  der  katholischen  Kirche 
und  der  schismatischen  des  Morgenlandes  gewe- 
sen sind.  Nachdem  mit  dem  Untergange  des  den 
Occident  and  Orient  umfassenden  romischen 
Kaiserreiches  das  Wort:  ökumenisch  seine  Be- 
ziehung auf  dasselbe  yerloren  hatte,  konnte  die 
katholische  Kirche  dasselbe  sehr  wohl  für  die 
kirchliche  Gesammtrepräsentation  anwenden,  und 
bei  der  schismatischen  Stellung  des  Orients  trotz 
der  Nichtbetheiligung  desselben  den  die  ganze 
katholische  Kirche  darstellenden  Synoden  das 
Prädikat  der  Oekumenicität  beilegen. 

>  Damit  war  auch  die  kirchliche  Praxis  mit 
Ausnahme  einzelner  Perioden  des  Pisaner,  Kon- 
stanzer und  Baseler  Konzils  im  Einklang,  s.  o. 
8.  ,361.  366.  369.  377.  396.  424.  432.  Nur  das 
letztere  allein  hat,  und  zwar  auch  erst  sp&ter, 
dem  Papste  das  Recht  auf  den  Vorsitz  abgespro- 
chen, s.  o.  S.  396.  üeber  das  Präsidialreoht  des 
Papstes  herrscht  in  der  Doktrin  Einstimmig- 
keit, Bellarmin  I.  19;  Ferraris  1.  o.  n.  46; 


Walter  J.  167;  Permaneder  J.  274;  Gin- 
zel  1,  123;  Phillips  2,  254;  Bouix  p.  398; 
de  Angelis  p.  267;  Richter-DoTe  S.  488. 
Vgl.  auch  Th.  I.  S.  202. 

«  Vgl.  dariiber  unten  S.  631. 

8  Vgl.  dazu  die  Anführungen  in  Anm.  1. 
▼.  Schulte,  Lehrb.  S.  361  hält  dagegen  den 
Vorsitz  des  Papstes  unter  Berufung  auf  die  frü- 
heren morgenUndischen  Synoden  nicht  für  we- 
sentlich, was  mit  seiner  schon  o.  S.  603.  n.  1  cha- 
rakterislrten  principieUen  Auffassung  derselben, 
als  der  allein  massgebenden,  zusammenhängt. 
Indessen  rechnet  selbst  die  von  dem  Gallikanis- 
mus  beeinflusste  Lehre  von  der  Theilung  der 
Rechte  des  Papstes  in  wesentliche  und  zufallige, 
das  Präsidialrecht  zu  den  ersteren,  Th.  I.  S.  202. 

*  S.  0.  S.  372.  390. 

6  S.  o.  S.  432.  Ueber  die  Einsetzung  von  De- 
putationen auf  dem  6.  Lateranensischen  Konzil 
auf  Veranlassung  des  Papstes  s.  o.  S.  424.  n.  3. 

ö  S.  0.  S.  455  u,  469. 

'  S.  0.  S.  362.  n.  1. 

8  S.  0.  S.  424. 

»  S.  o.  S.  469. 
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zu  bestätigen  hergeleitet  ^  Aber  diese  Begründung  ist  haltlos.  Ans  dem  zuletzt  ge- 
dachten Recht  —  darüber  nachher  —  würde  an  sich  nur  so  viel  folgen,  dass  die  6e- 
schäftsordnungsbeschlttsse  nicht  ohne  Qenehmignng  des  Papstes  Gültigkeit  erlangen 
kennen.  In  der  That  aber  lässt  sich  die  Frage  von  diesem  Standpunkt  aus  nicht 
lösen,  yielmehr  nur  dadurch,  dass  man  auf  die  rechtliche  Stellung  des  Papstes  gegen- 
über dem  Konzile  zurückgeht,  denn  das  Recht  der  Berufung  und  das  Recht  auf  das 
Präsidium ,  welche  nicht  einmal  stets  in  derselben  Hand  zu  ruhen  brauchen,  kdnnen 
auf  Ycrschiedenartigen  Rechtsgründen  beruhen  ^. 

Für  den  Papst  fliessen  allerdings  beide  Rechte  aus  seinem  Primate  und  seiner 
dadurch  bedingten  Stellung  zum  Konzile  3.  Ob  aber  auch  darin  die  Befugniss,  dem 
allgemeinen  Konzile  eine  Qeschäftsordnung  zu  geben ,  liegt ,  das  hängt  von  der  Ent- 
scheidung der  Streitfrage  über  das  Verhältniss  des  Konziles  zum  Papste  ab.  Jeden- 
falls kann  vom  Standpunkte  des  praktisch  geltenden  Rechts  zur  Zeit  des  Zusammen- 
trittes des  Vatikanischen  Konzils  dem  Konzil  eine  derartige  alleinige  Berechtigong 
unter  Ausschluss  des  Papstes  nicht  zugesprochen  werden  ^.  Die  Theorie  von  der  Bupe- 
riorität  des  Konziles  über  den  Papst  war  praktisch  in  der  katholischen  Kirche  über- 
wunden, wenn  auch  die  Verwerfung  derselben  noch  nicht  ihren  dogmatischen  Ausdruck 
gefunden  hatte ,  und  ist  auch  von  keinem  der  auf  dem  Vatikanischen  Konzil  erschie- 
nenen Prälaten  vertreten  worden  ^.  Vielmehr  galt  der  Papst  als  das  Haupt  des  Kon- 
zils ,  ohne  dessen  Mitwirkung  dasselbe  nicht  die  Oekumenicität  erlangen  konnte. 
Andererseits  hatte  aber  das  sich  schon  vorbereitende  Resultat  der  bisherigen  Ent- 
wicklung, die  Herabdrückung  des  zum  allgemeinen  Konzile  versammelten  Episkopates 
zum  blossen  Beirath  und  blossen  Senate  des  Papstes,  noch  nicht  seine  definitive  Fest- 
stellung erfahren.  Wäre  somit  auch  bei  diesem  schwankenden  Rechtszustande  die 
Vereinbarung  einer  Oeschäffcsordnung  zwischen  Papst  und  Konzil  oder  die  Vorl^ung 
einer  solchen  zur  Genehmigung  an  das  letztere  das  Angemessenste  gewesen,  so 
wird  man  doch,  da  die  oberste  Gesetzgebungsgewalt  des  Papstes  längst  in  unbestrit- 
tener Geltung  gestanden  hat,  und  andererseits  eine  positive  Rechtsvorschrift  über  die 
fragliche  Berechtigung  nicht  vorhanden  war,  es  nicht  ftlr  absolut  unberechtigt  halten 
können,  dass  der  Papst  die  vorhandene  Lücke  durch  Inanspruchnahme  des  erwähnten 
Rechtes  fdr  den  Primat  ausgefüllt  hat^.  Vollends  aber  erscheint  es  haltlos,  wenn  ans 
der  blossen  Thatsache ,  dass  der  Papst  die  Geschäftsordnung  einseitig  gegeben  hat, 
eine  Illegitimität  des  Konziles  und  seiner  Beschlüsse  hergeleitet  wird.  Der  Vorgang, 
um  dessen  rechtliche  Beurtheilung  es  sich  hier  handelt,  fällt  in  eine  Zeit  flüssiger 
Rechtsentwicklung,  d.  h.  in  eine  solche,  wo  das  frühere  Recht  formell  noch  nicht 
völlig  beseitigt,  das  neue  aber,  trotz  des  Absterbens  des  alten,  noch  nicht  zu  ent- 
schiedenem Durchbruch  gelangt  war.  Während  solcher  Perioden  ist  bei  dem  Schwan- 


1  Cecconi-Molitor  S.  156.  Dieselbe  Be- 
gründung bei  de  Angelis  1.  c.  p.  266.  Ohne 
eine  solche  für  das  Recht  des  Papstes  Y  e  r  i  n  g 
K.  R.  S.  583. 

^  Der  dentsche  Reichstag  z.  B.  wird  durch  den 
Kaiser  einberufen,  der  letztere  hat  aber  nicht  das 
Recht,  für  denselben  einen  Präsidenten  zu  ernen- 
nen und  ihm  eine  Geschäftsordnung  zu  geben, 
vielmehr  stehen  diese  Befugnisse  dem  Reichstage 
selbst  zu,  Art.  12  u.  27  der  Reichsverfassung. 

3  S.  0.  S.  604  u.  611. 

*v.    Schulte,   Lehrb.  S.  351,    ist  der  Aji- 


sicht,  dass  der  Papst  absolut  nicht  berechtigt  ist, 

die  Geschäftsordnung  festzustellen. 

fi  S.  0.  S.  426.  451.  468. 

6  Sogründetz.B.Ginzell,  123das&agliehe 

Recht  auf  den  primatus  iuiisdictionls. 

Haben  doch  auch  in  Süddeutschland  die  Be- 
gierungen  bei  der  Einführung  konstitutioneller 
Verfassungen  die  Geschäftsordnungen  für  die 
Kammern  der  Landtage  festgesetzt ,  s.  z.  B.  das 
bayr.  Edikt  über  die  Ständeversammlnng,  BeiL 
X  zur  Verf.-Ürk.  von  1818.  Tit.  2,  DölUttger 
Samml.  7,  43. 
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ken  des  Rechtsbodens  eine  sichere  Entscheidung  kaum  möglich.  Die  Sicherheit  tritt 
erst  wieder  ein,  wenn  die  Uebergangsperiode  zum  Abschlnss  gelangt  ist  und  mit  der 
Gewinnung  eines  neuen  festen  Rechtes  pflegt  dann  auch  gewöhnlich  eine  nachträg- 
liche Legitimirung  der  in  ihrem  Rechtsbestande  zweifelhaften  Vorgänge,  welche  dem 
neuen  Rechte  zum  Siege  verholfen  haben,  zu  erfolgen. 

Was  das  Vatikanische  Konzil  betrifift,  so  Iftsst  sich  heute,  nachdem  mehr  als 
10  Jahre  verflossen  sind,  auf  Orund  der  Stellung,  welche  die  katholische  Kirche  zu 
demselben  eingenommen  hat,  mit  Fug  und  Recht  behaupten,  dass  die  Beschlüsse  des 
Konzils  in  derselben  recipirt  sind ,  und  durch  die  s.  g.  Reception  würde  festgestellt 
sein  1,  dass  die  fragliche  Berechtigung  des  Papstes  nicht  in  Zweifel  zu  ziehen  war. 
Aber  es  bedarf  nicht  einmal  des  Hinweises  auf  dieses  Moment.  Selbst  wenn  man  an- 
nimmt, dass  der  Papst  nur  die  Befngniss  gehabt  habe,  die  Geschäftsordnung  mit  dem 
Konzile  zu  vereinbaren,  so  war  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  ihm  das  letztere  die 
Anfertigung  einer  solchen  übertrug  oder  überliess.  Rechtlich  gleich  stand  femer  der 
Fall,  wenn  das  Konzil  bei  der  einseitigen  Vorlegung  derselben  durch  den  Papst  sein 
Mitwirkungsrecht  für  die  Feststellung  nicht  geltend  machte,  sondern  die  Oktroyirung 
der  Geschäftsordnung  ohne  Wahrung  seiner  Befiigniss  hinnahm.  Das  letztere  ist  so- 
wohl in  Bezug  auf  die  erste,  wie  auch  auf  die  revidirte  Geschäftsordnung  geschehen. 
Die  Minorität  der  Konzilsmitglieder  hat  sich  vollkommen  passiv  verhalten.  Von  der 
Minorität  sind  zwar  beide  Male  Proteste  erhoben  worden^,  aber  in  keinem  derselben 
ist  die  principielle  Seite  der  Sache  berührt.  Sie  hat  das  Recht,  bei  der  Feststellung 
der  Geschäftsordnung  mitzuwirken,  nicht  in  Anspruch  genommen  und  dem  Papste  die 
Befngniss  zum  Erlasse  derselben  nicht  bestritten,  vielmehr  lediglich  nur  einzelne 
materielle  Aenderungen  verlangt,  und  indem  sie  die  Vornahme  derselben  vom  Papste 
forderte ,  ihm  gerade  indirekt  das  Recht  zum  Erlasse  derartiger  Anordnungen  ein- 
geräumt. 

Jedenfalls  wird  aber  für  die  Zukunft,  sollte  noch  einmal  ein  allgemeines  Konzil 
zusammentreten,  dem  Papst  das  Recht,  allein  die  Geschäftsordnung  für  dasselbe  zu 
erlassen ,  nicht  mehr  bestritten  werden  können.  Das  Vatikanum  hat  ihn  zum  abso- 
luten Monarchen  der  Kirche  gemacht  und  den  zum  Konzil  versammelten  Episkopat 
in  die  Stellung  eines  Senates  herabgedrückt.  Derselbe  hat  dem  Papst  gegenüber  nur 
das  Recht  gutachtlicher  Meinungsäusserung,  an  welche  der  letztere  nicht  gebunden 
ist,  und  da  die  Einholung  einer  solchen  lediglich  in  dem  Ermessen  des  Papstes  steht, 
80  folgt  daraus  auch  seine  Befngniss,  die  Formen,  welche  bei  der  Erstattung  des 
Gutachtens  beobachtet  werden  sollen,  vorzuschreiben. 

Verschieden  von  der  Frage  über  die  Berechtigung  zur  Feststellung  der  Ge- 
schäftsordnung ist  aber  die  weitere ,  ob  die  Normen  für  die  Geschäftsbehandlung  be- 
liebig bestimmt  werden  können,  oder  ob  gewisse  Fundamentalsätze  bei  der  letzteren 
beobachtet  werden  müssen.  Sie  lässt  sich  erst  entscheiden,  wenn  der  Zweck  des  all- 
meinen Konzils  und  die  Funktionen,  welche  die  Mitglieder  auf  demselben  zu  erfüllen 
haben,  klar  gestellt  sind. 

7.  Zweck,  Aufgabe  und  Zuständigkeit  des  allgemeinen  Konzils. 
Als  Gründe  der  Berufung  eines  allgemeinen  Konzils  zählt  man  vielfach  auf:    1)  Die 

'  Ueber  die  Reception  vgl.  noch  -weiter  unten  ^  S.  o.  S.  458  u.  S,  4Ö9, 

8.634. 
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Beseitigung  entstandener  gefUirlicher  und  weil^eifender  Ketzereien ,  2)  die  Vor- 
nahme einer  umfassenden  Reform  der  Kirohe,  3}  die  Vorbereitung  und  Fördemog 
eines  grossen  Unternehmens  gegen  die  Feinde  derselben,  4)  die  Herstellung  der  Ein- 
tracht zwischen  dem  sacerdotium  und  imperium ,  5)  die  Beseitigung  eines  Schismas, 
6)  das  Vorhandensein  des  Verdachtes  der  Häresie  oder  anderer  schwerer  Vergehen 
gegen  den  Papst  und  7)  die  Unmöglichkeit  oder  pflichtwidrige  Unterlassung  einer 
Papstwahl  durch  die  Kardin&le^  während  v.  Schulte^  dagegen  behauptet,  dass  die 
Einberufung  des  Konzils  „in  dogmatischer  Hinsicht  einen  festen  Anhalt  haben  mflsse, 
dass  eine  bestimmte  christliche  Glaubenslehre,  welche  angegriffen  war,  unter  Gon- 
demnation  der  Urheber  und  Anhänger  der  Ketzerei  verworfen  werden  soUe^.  Es 
ist  ersichtlich,  dass  es  sich  bei  beiden  Ansichten  lediglich  um  Abstraktionen  aus  den 
geschichtlichen  Vorgängen ,  die  zur  Einberufung  der  früheren  allgemeinen  Synoden 
geführt  haben,  handelt.  Die  älteren,  morgenländischen  Konzilien  sind  zur  Schlich- 
tung von  Glaubensstreitigkeiten  einberufen  worden,  fttr  das  1.  und  2.  Lateranen- 
sische  Konzil  ist  dieser  Zweck  gar  nicht  in  Frage  gekommen',  und  die  flbrigen 
mittelalterlichen  Synoden  haben  sich  nur  in  geringem  Masse  mit  dogmatischen  Ange- 
legenheiten beschäftigt,  während  ihr  Hauptzweck  die  Erledigung  kirchenpolitiseher 
Angelegenheiten  und  die  Weiterbildung  und  Reform  des  kirchlichen  Rechtes  war^. 
Ebenso  wenig  lag  der  Schwerpunkt  der  s.  g.  Reformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts 
in  der  Feststellung  von  Dogmen  ^,  und  selbst  das  Konzil  von  Trient  hat  sein«  Thätig- 
keit  gleichmässig  dem  Dogma  wie  der  Reform  zugewendet^.  Die  Konziliengeschiehte 
liefert  daher  keinen  Beweis  tdt  die  Existenz  eines  angeblichen  Fundamentalsaties, 
dass  das  allgemeine  Konzil  nur  dann  gültig  berufen  werden  kOnne  ^,  wenn  das  Be- 
dflrfhiss  für  die  Entscheidung  dogmatischer  Streitigkeiten  vorliege. 

Ebenso  wenig  folgt  dies  aus  dem  Wesen  des  allgemeinen  Konzils  als  der  6e- 
sammtrepräsentation  der  Kirche.  Vielmehr  ergiebt  sich  daraus,  dass  sein  Zusammen- 
tritt immer  berechtigt  ist,  wenn  es  sich  um  die  Beschlussfassung  Ober  eine  Angel^n- 
heit  von  allgemeiner  Bedeutung  für  die  ganze  Kirche  handelt  ^.  Ob  eine  solche  vorliegt, 
darüber  hat  zunächst  deijenige ,  welcher  zur  Einberufung  des  Konzils  berechtigt  ist, 
zu  bestimmen,  und  es  könnte  nur  Sache  der  Synode  sein,  nach  ihrem  Zusammentritt 
eine  Verhandlung  deshalb  abzulehnen,  weil  die  Angelegenheit  nicht  wichtig  genug 
erscheint,  um  ein  allgemeines  Konzli  damit  zu  befassen.  Ja  selbst  die  Erledigong 
spezieller,  die  kirchliche  Jurisdiktion  betreffender  Sachen  ist  der  Kognition  des  all- 
gemeinen Konzils  nicht  einmal  entzogen.  Schon  die  älteren  allgemeinen  Konzilien 
haben  mindestens  gelegentiich  ihres  Zusammentrittes  auch  einzelne  spezielle  Ange- 
legenheiten berathen  und  entschieden  ^.   Die  Zuständigkeit  des  allgemeinen  Konsils 


1  S.  z.  B.  Hefele  Couciliengesch.  1,  Ö;  de 
AngelUl.  c.  p.  267. 
s  Stellang  8.  203. 
»  S.  0.  S.  351. 
*  S.  0.  S.  352  ff.  357.  u.  1. 

6  8.  0.  8.  380.  401  ff. 
«  8.  0.  S.  433  ff. 

7  Darauf  läuft  die  ÄTgumentaÜon  toii  y. 
Schulte  a.  a.  0.  8.  263  ff.  hinaus,  wenn  man 
namentlich  erwägt,  dass  sie  sich  in  dem  Kapitel 
von  der  Illegltimltiit  des  yatlkanischen  Koncils 
nach  seinem  thatsachlichen  Verfahren  unter  der 


Ueberschrift :  Ausserachtlassung  der  Fundamen- 
talgrundsätze  befindet. 

s  So  sagt  auch  ▼.  Schulte  a.  a.  0.  S.  86, 
obwohl  er  zum  Beweise  seiner  Torhin  erwihntea 
Ansicht  sich  (S.  263)  gerade  auf  diese  Stelle  be- 
ruft: allgemeine  Synoden  sind  nothwendlg, 
wenn  es  sich  um  den  Glaal>en  oder  eine  die 
ganze  Kirche  unmittelbar  angehende 
Sache  handelt." 

a  8.  0.  S.  340.  Das  4.  Lateranensische  Kon- 
zil hat  sich  mit  der  Errichtung  von  lateinischen 
Blsthümem  auf  der  Insel  Gypem,   Mansi  ^ 
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erstreckt  sieh  daher  einmal  anfalle  Sachen,  welche  die  ganze  EUrohe  betreffen,  anf 
das  Gebiet  des  Glaubens  und  der  Lehre,  sowie  auf  das  Gebiet  der  Disoiplin  (der  Ver- 
fassung und  des  Rechtes),  femer  aber  auch  auf  alle  spezielle  Angelegenheiten,  welche 
ohne  Verletzung  der  Kompetenz  der  bestehenden  Instanzen  an  dasselbe  gelangt  oder 
vor  dasselbe  gezogen  worden  sind,  denn  als  die  Gesammtrepräsentation  der  Kirche 
kann  es  auch  diese  —  also  z.  B.  solche  Sachen,  welche  ihm  der  Papst  aus  dem  Kreise 
seiner  Zuständigkeit  heraus  zu  gemeinsamer  Erledigung  tiberweist  —  rechtsgültig 
entscheiden  ^  Berttcksichtigt  man  aber  die  durch  die  Beschlüsse  des  Vatikanischen 
Konzils  bewirkte  Umgestaltung  in  der  Verfassung  der  katholischen  EUrohe ,  so  führt 
die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  dazu,  dass  das  allgemeine  Konzil  in  allen  Sachen, 
welche  ihm  der  Papst  seiner  Berathung  unterbreitet,  zuständig  ist,  denn  in  seiner 
Stellung  als  Universalbischof  der  ganzen  Kirche  kann  er  jede  lokale  Angelegenheit 
aus  der  einzelnen  Diöcese  an  sich  ziehen,  und  darüber  das  Gutachten  des  Episkopates 
auf  dem  Konzile,  als  seines  Senates,  einholen  2. 

8.  Die  Funktionen  der  Konzilsmitglieder  (Abstimmung:  Stimmen- 
mehrheit oder  Einstimmigkeit).  In  Folge  der  übertriebenen  Betonung  der 
dogmatischen  Aufgaben  der  allgemeinen  Konzilien  ist  man  neuerdings  dazu  gelangt, 
die  Thfttigkeit  der  Bischdfe  auf  denselben  wesentlich  auf  die  Ablegung  von  Zeug- 
nissen fOr  den  Glauben  ihrer  Kirchen  und  Gemeinden,  die  Prüfung  der  abgelegten 
Zeugnisse  und  die  Feststellung,  ob  nach  denselben  eine  Lehre  den  Bedingungen  der 
Universalität,  der  Perpetuität  und  des  Consensus  entspreche,  zu  beschränken 3.  Ich 
habe  schon  0.  S.  341  fQr  die  älteren  orientalischen  Synoden  nachzuweisen  gesucht, 
dass  gerade  umgekehrt  die  Bischöfe  auf  denselben  den  Beruf  der  Urtheiler,  eine  ur- 
theilende  Thätigkeit  darüber  geübt  haben ,  was  entsprechend  der  christlichen  Lehre 
zum  Dogma  erhoben  werden  könne  und  dürfe  und  dabei  auch  relativ  neue  Dogmen, 
als  Konsequenzen  der  bisher  geglaubten  und  gelehrten  Sätze,  festgestellt  haben.  Für 
die  neuere  Zeit  bieten  insbesondere  die  Dekrete  des  Konzils  von  Trient  den  schlagend- 


1076  und  der  Uuteisuchung  der  Ehesache  Bur- 
ehaids  von  Avesnes  befasst,  Innoc.  ep.  appeiid. 
adlib.XIV,  Migne  patrol.3,  529  ff.;  Tgl.  auch 
Hefeleö,  809. 

*  Soweit  allerdings  speciell  Sachen  zur  Zu- 
ständigkeit dei  einzelnen  kirchlichen  Instanzen, 
einschliesslich  des  Papstes  gehören,  hat  das  Kon- 
zil das  bestehende  Recht  ebenfalls  zu  beachten, 
bis  dasselbe  beseitigt  ist  Derselbe  allgemeine 
Grundsatz  ergiebt  sich  auch  f&r  den  Standpunkt 
der  Anhänger  der  Theorie  der  Superioritat  des 
Konzils  über  den  Papst,  nur  mit  der  Modifika- 
tion, dass  das  Konzil  allein  das  Recht  hat,  Sachen 
innerhalb  der  erwähnten  Schranken  an  sich  zu 
ziehen,  Schranken,  welche  freilich  das  Konzil 
von  Basel  nicht  beachtet  hat,  s.  0.  S.  400  u.  401, 
sowie  mit  der  weiteren  Abweichung,  dass  das- 
selbe wegen  seiner  höheren  Stellung  befugt  ist, 
als  Appellationsinstanz  über  dem  Papst  zu  fun- 
gixen.  Die  wiederholt  gegen  einzelne  päpstliche 
VerfQgungen  erhobenen  Berufungen  an  das  all- 
gemeine Konzil  (s.  0.  S.  421)  beweisen  übrigens 
ebenfalls,  dass  man  die  Erledigung  von  speziellen 
Angelegenheiten  von  der  Kompetenz  des  Konzils 
nicht  ausgeschlossen  erachtet  hat. 

^  Durch  die  Torstehenden  Ausführungen  wi- 
derlegt sich  der  aus  dem  Mangel  eines  Bedürf- 


nisses hergenommene  Angriff  v.  Schultes  auf 
die  Legitimität  des  Yatikanums.  Uebrigens  lässt 
es  sich  doch  wohl  nicht  bestreiten,  dass  die  dem 
Yatikanum  unterbreiteten  Schemata,  insbeson- 
dere der  Entwurf  der  Konstitution :  Pastor  aeter- 
nus  über  den  Universalepiskopat  und  die  Un- 
fehlbarkeit des  Papstes,  solche  Angelegenheiten 
betrafen,  welche  die  ganze  Kirche  berührten. 

s  So  namentlich  v.  Schulte  und  D 0 Hin- 
ge r,  s.o.  S.  340.  Allerdings  hat  vor  ihnen 
schon  Ginzel,  K.  R.  1,  119  den  Zeugenberuf 
der  Bischöfe  auf  das  entschiedenste  betont.  Wenn 
er  aber  hinzufügt :  „Die  im  Laufe  der  Zeit  zu 
Tage  getretenen  Entwicklungsmomente  des  gött- 
lichen Glaubens  fasst  der  jeweilige  bischöiUohe 
Lehrkörper  in  Wort  und  Schrift,  indem  er  die- 
selben dem  ursprünglichen  kirchlichen  Symbo- 
lum,  als  der  göttlich  gegebenen  Grundlage  des 
Glaubens  und  der  Lehre,  wie  dort  zu  Nicäa  und 
Konstantinopel  einfügt,  also  dass  die  späteren 
kirchlichen  Symbola  sich  nur  als  das  ursprüngli- 
che apostolische  erweisen ,  aus  dessen  Stamme 
im  Laufe  der  Zeit  einzelne  Aeste  und  Zweige, 
als  die  zur  Entfaltung  gekommenen  Momente  die- 
ses und  jenes  Glaubensartikels,  herrorgebrochen 
waren^,  so  geht  diese  Funktion  doch  über  die 
blosser  Zeugen  hinaus. 
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sten  Beweis  dafür,  dass  sehr  vieles,  was  nicht  durch  das  Zeugniss  der  Bischöfe  als 
ubique,  semper,  ab  onmibas  geglaubt  erwiesen  war  und  als  solches  gar  nicht  erwiesen 
werden  konnte,  zum  Dogma  ftlr  die  katholische  Kirche  erhoben  worden  ist*.  Ebenso 
wenig  ergeben  die  Verhandlungen  des  Konzils,  dass  die  Bischöfe  lediglich  von  dem 
Standpunkt  aus ,  dass  sie  fttr  den  Glauben  ihrer  Kirchen  und  Gemeinden  ZeagiuBS 
ablegen,  diskutirt  haben,  vielmehr  haben  sie,  allerdings  unter  Berflcksichtigang  der 
Ueberlieferung  der  Kirche  und  der  damaligen  Resultate  der  theologischen  Wissen- 
schaft ,  ibre  Ansichten  und  ürtheile  geäussert  und  nach  Massgabe  ihrer  AafTassnng 
gestimmt 2.   Wozu  hat  man  auf  dem  Konzile  eine  Reihe  von  s.  g.  theologi  minores' 
zugezogen  und  durch  diese  Berathnngen  behufs  der  Anfertigung  der  Vorarbeiten  an- 
stellen lassen?   Sie  sollten  doch  den  Bischöfen  mit  ihrer  theologischen  Sachkunde 
dienen  und  diesen  die  Bildung  eines  Urtheils  durch  die  vorgftngige  wissenschaftliche 
Behandlung  des  Materiales  erleichtem.   Für  die  Ablegung  blosser  Zeugnisse  ftir  den 
Glauben  hätten  dagegen  diese  Theologen  den  Bischöfen  umsoweniger  ünterstfltzung 
leisten  können,  als  ihnen  die  Bearbeitung  der  dogmatischen  Vorlagen  zunächst  flber- 
wiesen  war  und  die  Bischöfe  erst  später  mit  der  Berathung  derselben  befasst  wurden, 
und  wie  hätte  endlich  das  Konzil  von  Trient,  sei  es  den  ursprünglich  vom  Kaiser  be- 
absichtigten Zweck,  eine  Vereinigung  mit  den  Protestanten  herbeizuftihren,  sei  es  die 
ihm  durch  die  Kurie  thatsächlich  auferlegte  Aufgabe ,  die  katholische  Lehre  gegen- 
über der  protestantischen  näher  zu  präcisiren  und  auszugestalten,  auf  dem  Wege  der 
blossen  Zeugnissablegung  und  Prüfhng,  wie  sie  v.  DÖ  Hinge  rund  v.  Schulte  cha- 
rakterisiren ,  erfüllen  sollen?  Kam  es  doch  hierbei  vor  Allem  darauf  an,  über  die 
Bedeutung  der  verschiedenen  Principien,  von  welchen  die  beiden  sich  gegenüber 
stehenden  Religionstheile  ausgingen,  Klarheit  zu  gewinnen,  sowie  gegenüber  den 
einzelnen  protestantischen  Lehren  in  Folge  der  durch  dieselben  eröffneten  neuen 
Gesichtspunkte  die  katholische  Auffassung  näher  auszugestalten  und  in  manchen  bis- 
her kaum  berührten  Beziehungen  festzustellen.  Wenn  es  richtig  ist,  dass  ^die  dogma- 
tischen Dekrete  und  Kanones  des  Tridentinums  in  Wirklichkeit  ein  zum  Symbol  er- 
hobenes Lehrsystem  der  scholastischen  Theologie  sind  und  dass  man  kühn  behaupten 
darf,  dass  es  seit  1 563  zu  keiner  Zeit  hundert  Laien  und  unter  je  hundert  Geistlichen 
kaum  jemals  zehn  gegeben  hat,  welche  diese  132  Sätze  genau  gekannt  haben^*,  so 
haben  sie  sicherlich  auf  dem  Konzil  nicht  als  Lehren,  welche  die  Merkmale  der  Uni- 
versalität, der  Perpetuität  und  des  Consensus  an  sich  tragen  und  von  den  Bischöfen, 
ihren  Barchen  und  Gemeinden  vorher  geglaubt  worden  sind,  festgestellt  werden  kön- 


<  So  du  deor.  sess.  IV  über  die  Gleicbstellang 
der  Tradition  mit  der  h.  Schrift,  vgl.  Hase, 
Polemik  3.  Aufl.  S.  67,  eine  Lehre,  die  so  venig 
feststand,  dass  einer  der  Bischöfe  bei  der  Bora- 
thnng  das  Dekret  als  implum  bezeichnete, 
Theiner  acta  1,  84;  von  der  feststehenden 
Siebenzahl  der  Sakramente,  sess.  YII.  de  sa- 
cram.  c.  1,  hat  man  im  ersten  Jahrtausend  nichts 
gewusst,  Ha  s  e  a.  a.  0.  S.  345 ;  ja  die  Einsetzung 
der  letzten  Oelung  als  Sterhesakramentes  durch 
Christus,  welche  sess.  XIY.  decr.  extremae  unc- 
tlonis  lehrt,  hat  nicht  einmal  Anhalt  an  der 
Tradition  der  Kirche,  Hase  a.  a.  0.  S.  478. 
Ist  ferner  die  Festsetzung  sess.  XXTIf  de  sacram. 
ordin.  o.  4,  welches  die  Bischöfe  als  vom  h. 


Gelfite  eingesetzte  Nachfolger  der  Apostel  be- 
zeichnet und  bekanntlich  aus  langen  mahsamen 
Yerhandlungen  als  Resultat  eines  Kompromisses 
hervorgegangen  ist  (s.  o.  S.  447  u.  Th.  I.  S.t^), 
auf  dem  Wege  der  blossen  Zeugnissablegung  und 
Zeugnlssprüfung  zu  Stande  gekommen  ? 

2  So  weit  Ich  die  The  In  er  sehen  Akten  dea 
Konzils  kenne,  habe  Ich  nicht  ein  einziges  Mal 
gefunden,  dass  sich  ein  Bischof  bei  den  Verhand- 
lungen auf  den  Glauben  seiner  Kirche  und  sei- 
ner Gemeinde  berufen  hätte. 

3  S.  0.  S.  433. 

*  V.  Schulte,  Gesch.  d.  Quellen  «.Litera- 
tur des  canon.  Rechts  3,  59* 


§.  179.1 


Das  allgemeine  Konzil.    Geltendes  Recht. 
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nen.  So  versagt  jene  Theorie  ebenso  wie  sie  gegenüber  den  acht  älteren  Konzilien 
lialtios  erscheint^  auch  bei  dem  vorletzten  öknmenischen  Konzile  der  katholischen 
Eirohe  die  Probe  ^  und  dass  sie  diese  an  den  mittelalterlichen  und  Reformsynoden 
Dicht  bestehen  kann,  bedarf  bei  der  geringen  dogmatischen  Bedeutung  derselben 
nicht  erst  der  Ausführung. 

Die  Funktion  der  Bischöfe  auf  den  allgemeinen  Konzilien  in  Glaubenssachen  ist 
also  wesentlich  eine  urtheilende  gewesen,  für  deren  Ausübung  theologische  Sachkunde 
die  Voraussetzung  gebildethat  und  die  Sammlung  undKonstatirung  von  Zeugnissen  über 
den  Glauben  nur  als  adminikulirendes  Moment  in  Frage  gekommen  ist^  Die  Bischöfe 
erscheinen  auf  dem  Konzile  allerdings  nicht  als  theologische  Sachverständige  ^,  und 
können  sich  die  für  die  Ausübung  ihrer  Funktion  erforderliche  Fachkunde  durch 
andere,  die  gelehrten  Theologen,  beschaffen  lassen,  vielmehr  haben  sie  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Nachfolger  der  Apostel  innerhalb  der  o.  S.  342.  615  angedeuteten  Grenzen 
die  Macht,  Bestimmungen  über  den  Glauben  zu  erlassen^.  Die  rechte  Ausübung  die- 
ser Funktion  wird  einmal  durch  die  ihnen  kraft  ihrer  Bischofsweihe  zustehende 
besondere  geistige  Befähigung,  sowie  ferner  durch  die  nach  dem  Glauben  der  katho- 
lischen Kirche  hinzutretende  Mitwirkung  des  h.  Geistes  garantirt. 

Von  dieser  meiner  Auffassung  aus  halte  ich  daher  die  Bekämpfung  der  Dekrete 
der  vatikanischen  constitutio :  Pastor  aetemus  als  materiell  nichtig ,  weil  nicht  fest- 
gestellt worden  sei  und  nicht  festgestellt  werden  könne,  dass  die  betreffenden  Lehren 
den  Erfordernissen  der  Universalität,  der  Perpetuität  und  des  Consensus  ent- 
sprächen^, für  verfehlt.  Vielmehr  wird  ein  unbefangener  Standpunkt  anerkennen 
müssen,  dass  die  durch  die  Konstitution  festgesetzten  Dogmen  nichts  anderes  als  der 
Abschlnss  einer  seit  Jahrhunderten  datirenden  Entwicklung  in  der  katholischen  Kirche 
sind,  and  lediglich  als  letzte  Konsequenzen  der  katholischen  Lehre  von  der  Unfehlbar- 
keit der  äusseren  Kirche  und  der  neueren  katholischen  Auffassung  von  der  Stellung  des 
Papstes  als  Nachfolger  des  Apostels  Petrus  aufzufassen  siqd  ^.  Aas  der  Bahn,  welche 


1  Uebrigens  verstösst  die  hier  bekämpfte  Theo- 
rie auch  insofern  gegen  die  Prindpien  der  katho- 
Ikehen  Kirche,  als  sie  entscheidendes  Gewicht 
anf  den  Glauben  der  Gemeinden,  der  Laien,  legt, 
dieser  aber  als  solcher  nicht  In  Betracht  kommt, 
sondern  nnr  in  so  weit,  als  er  mit  den  Lehren 
der  Kirche  übereinstimmt ,  worüber  [doch  nur 
wieder  der  Bischof  bez.  der  Papst  und  zwar  im 
Wege  des  Urtheils,  entscheidet. 

2  Insoweit  stimme  ich  v.  Schulte,  Stellung 
S.  43  bei. 

'  Dies  Im  Gegensatz  zu  v.  Schalte  a.  a.  0. 

^  Statt  aller  verweise  ich  blos  auf  v.  S  c  h  u  1 1  e , 
SteUnng  S.  278,  292.  300. 

B  Vgl.  Hase,  Polemik  S.  199:  „Als  aber  der 
Drang  des  Katholicismns,  das  Ideale  sofort  wirk- 
lieh und  äusserlich  zu  besitzen,  das  Papstthum 
hervorgetrieben  hatte  als  den  auf  Erden  immer- 
dar persönlich  fortlebenden  Christus,  war  es  nur 
ein  Fortwirken  derselben  Gedankenfolge,  diesem 
Statthalter  Gottes  gottmenschliche  Attribute  bei- 
zulegen, soweit  sie  an  einem  armen  Menschen 
irgendwie  haften  wollen,  also  zunächst  an  ihm 
als  Weltlehrer  der  Unfehlbarkeit.  Der  Glaube 
daran  ist  entstanden  und  konnte  lange  Zeit  nur 
beftehen,  als  eine  freie  Meinung  in  der  katholi-r 


sehen  Kirche,  die  doch  irgend  einmal  mit  der 
bischöflichen  Unfehlbarkeit  auf  ökumenischen 
Synoden  zusammentreffen  musste.  Es  war  ein 
naheliegender  Vorwurf  gegen  diese  Kirche,  wie 
er  am  Abschluss  der  geschichtlichen  Uebersicht 
in  den  früheren  Drucken  dieses  Buches  ausge- 
sprochen ist:  Aus  diesem  Allen  ist  klar,  dass 
die  katholische  Kirche  selbst,  obwohl  sie  aus  der 
Voraussetzung  ihrer  Unfehlbarkeit  heraus  oft 
gehandelt  hat,  allen  Andersgläubigen  das  ewige 
Hell  absprechend  und  so  weit  möglich  auch  das 
zeitliche  Heil  abschneidend,  dennoch  ein  festes 
und  stetiges  Bewusstsein  über  ein  bestimmtes 
Organ  dieser  Unfehlbarkeit  und  über  bestimmte 
Kennzeichen  seiner  unfehlbaren  Sprüche  nie  ge- 
habt hat,  die  eine  katholische  Kirche  der  andern, 
der  Papst  den  allgemeinen  Goncilien  widerspro- 
chen hat.  Diesem  Vorwurf  hat  das  Vatikanische 
Concll,  soweit  es  Glauben  findet,  ein  Ende  ge- 
macht, indem  es  dem  Papste  doch  jedenfalls  den 
Vorrang  der  Unfehlbarkeit  zusprach  und  die  freie 
PhanUsie  seiner  Untrüglichkeit  zum  Dogma  er- 
hob, an  das  zu  glauben  bei  Verlust  des  ewigen 
Heils.  .  .  .  Hiermit  hat  das  Concll  den  Gedanken 
des  Papstthums  zu  seinem  höchsten  Gipfel  ge- 
steigert und  abgeschlossen,  da«  Dogma  der  Uu- 
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die  Entwicklung  der  katholischen  Kirche  bisher  genommen  hat,  ist  dieselbe  sicher» 
lieh  nicht  durch  die  constitutio :  Pastor  aetemus  herausgeleitet  worden. 

Durch  die  Theorie  von  der  Zeugenfhnktion  der  Bischöfe  auf  den  Konzüien 
haben  v.  DöUinger  und  v.  Schulte  die  schon  seit  drei  Jahrhunderten  aufgestellte 
Ansicht,  dass  das  allgemeine  Konzil  Dekrete  über  den  Glauben  und  die  Lehre  niur 
mit  Einstimmigkeit,  mindestens  mit  einer  solchen  überwältigenden  Stimmenmehrheit, 
welche  eine  s.  g.  moralische  Stimmeneinhelligkeit  bildet,  gefasst  werden  können^, 
tiefer  zu  begründen  gesucht,  eine  Ansicht,  welche  aber  niemals  die  ausschliesslich 
herrschende  gewesen  ist,  da  ihr  fortdauernd  eine  andere  Meinung,  welche  auch  ffir 
dieses  Gebiet  die  Majoritätsbeschlüsse  ausreichend  erachtete,  gegenüber  gestanden 
hat  2. 

Wie  0.  S.  342  dargelegt,  lässt  sich  die  Nothwendigkeit  der  Einstimmigkeit  für 
die  älteren  morgenländischen  Konzilien  nicht  darthun.  Die  mittelalterlichen  Syno- 
den, über  deren  Abstimmungen  wir  nichts  Genaueres  wissen ,  kommen  für  die  Frage 
nicht  in  Betracht.  Was  dagegen  die  Reformsynoden  betrifft,  so  ist  weder  zu  Konstanx 
noch  zu  Basel  fdr  Glaubenssachen  eine  Ausnahme  von  dem  angenommenen  Abstim- 
mungsmodus nach  Nationen  und  Deputationen  vereinbart  worden ,  ja  das  Verlangen 
der  Einstimmigkeit  wäre  hier  praktisch  undurchführbar  gewesen,  da  man  dieselbe 


fehlbaikeit  unter  uns  vandelud  als  diese  be- 
stimmte lebendige  Person,  ein  göttlicher  Yicar 
und  Yicegott,  der  zu  Jeder  Stunde  bei  Jedem 
aufgetauchten  Zweifel  und  Irrsal  die  unfehlbare 
Entscheidung  zu  geben  vermag.  Hierdurch  er- 
klärt sich  auch,  dass  wohl  manche  einfache  Bi- 
schofsseelen meinten ,  nicht  der  Propaganda, 
nicht  den  Jesuiten,  nicht  einmal  der  Pietät  für 
Pio  Nono  zu  gehorchen,  sondern  ein  acht  katho- 
lisches Werk  zu  YOllziehen,  als  sie  die  Unfehlbar- 
keit des  Concils  zum  letzten  Mal  gebrauchten, 
um  eine  höhere,  persönliche  Unfehlbarkeit  zu 
decretiren.^ 

Ebensowenig  wie  der  Maugel  der  im  Text  er- 
wähnten Erfordenüsse,  kann  vom  Standpunkt  des 
heutigen  Katholicismus  der  Lehre  Ton  der  päpst- 
lichen Unfehlbarkeit  der  Mangel  der  schriftmäs- 
slgen  Begründung  entgegengehalten  werden. 
Denn  mit  demselben  Recht,  mit  welchem  die  ka- 
tholische Kirche  ans  Matth.  16,  18  ff.  u.  Joann. 
21,  15 — 17  den  Primat  des  Papstes  herleitet, 
kann  sie  aus  diesen  Stellen  und  aus  Luc.  22,  31 
ff.  auch  die  Unfehlbarkeit  desselben  folgern. 
Hat  doch  auch  die  altkatholische  Opposition  ,  so 
z.  B.  V.  Schulte  S.  114 ff.,  293  ff.  die  letztere, 
was  schon  Frommann  S.  411  yöUig  zutreffend 
hervorhebt,  nicht  mit  Erfolg  bekämpfen  können, 
ohne  gleichzeitig  die  herrschende  Auffassung  des 
Primates  als  eine  Entartung  und  Entstellung  der 
reinen  Anschauung  der  alten  Kirche  zu  bezeich- 
nen und  die  ganze  mittelalterliche  Entwicklung 
seit  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  als  nicht  mehr 
massgebend  zu  ignoriren. 

Eine  nähere  Erörterung  dieser  Frage,  welche 
wesentlich  dem  theologischen  Gebiet  anheim- 
fällt, gehört  nicht  hierher.  Ygl.  ausser  Hase  a. 
a.  0.  S.  155  vor  Allem  die  Ausführungen  bei 
Frommann  S.  381  ff.  S.  406  ff. 

*  Schon  auf  dem  Konzil  von  Trlent  hat  der 
Kardinal  von  Lothringen  geäussert,  Th einer 


2, 458  :  „advertant  patres,  quod  quando  agitm  de 
flde,  omnes  tenentur  consentire,  sed  quando  agi- 
tur  de  reformatione,  necessarium  est,  ut  sit  cob- 
sensus  nationum^.  Ygl.  v.  Droste-Hfili- 
hoff,  Grundsätze  d.  gem.  K.  R.  %  1,  305; 
Phillips,  K.  R.  2,  260  n.  26;  Permaneder 
K.  R.  $.  274;  Eichhorn  K.  R.  2,  5;  Rich- 
ter-Dove  8.  Aufl.  S.  490:  Mejer,  Lehrb.  d. 
deutsch.  K.  R.  3.  Aufl.  S.  328.  n.  3. 

3  Njicol.  Gusani  de  catholica  concordantia 
II.  15.  Y.  J.  1433  (opp.  Basel  1565  p.  733):  ^t 
quia  quisque  ad  synodum  pergens  ludido  maio- 
ris  partis  se  submittere  tenetur :  quia  hoc  prae- 
supponit,  quod  maior  pars  regulariter  rindt. 
Tunc  synodus  ex  concordia  omnium  definit,  lieei 
varia  sunt  etiam  patriculariam  vota,  quando  iuxta 
maioritatem  partem  conclndit :  nulla  tarnen  con- 
clusio  maxime  in  materia  fldei  esset  secura,  nisi 
ad  unitatem  vota  reduoerentur  (d.  h.  dadureb, 
dass  die  Minorität  sich  der  Majorität  unterwirft), 
sicut  in  Omnibus  conciliis  legimus  actum**'.  Tur- 
recremata  summa  de  ecclesia  III.  65,  (Bo- 
caberti,  bibl.  max.  pontif.  13,  570);  Bel- 
larmin 1.  c.  l.  18;  Alexander  Natalis  hiit. 
ecoles.  saec.  YU.  diss.  II  proposit.  2,  ed.  Fer- 
rar.  Yenet.  1758.  5,  583;  Benedict.  XIV  de 
Server,  dei  beatif.  I.  22.  n.  15 :  „in  ipsis  conci- 
liis generalibus,  cum  de  articulis  fldei  deflnlen- 
dis  agitur,  praevalet  snffragiorum  pluralitas ,  et 
summ  US  pontifex  prudenter  agere  dicitur^  si 
maiori  adhaereat  suffragiorum  parti";  Walter 
$.  157;  Ginzel  1,  123,  GiviltiL  cattolica  Roma 
1870  Ser.  VH.  vol.  10.  p.  100.  450  u.  voL  11. 
p.  347 ;  d.  Oekumenische  Goncil.  Stimmen  aus 
Maria  Laach,  N.  F.  XI.  Freiburg  1871.  S,  52«!; 
de  Angelis  1.  c.  p.  268  ff .  Demnach  ist  die 
Entscheidung  durch  Einstimmigkeit  kein  bis  zum 
Yatikanum  unbestrittener  Grundsatz  (so  R 1  c  b  - 
ter-Dovea.  a.  0.)  gewesen. 
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nioht  nnr  Ar  die  Abstimmung  in  den  Plenar-,  sondern  auch  in  den  Nations-  nnd 
DeputationsYersammlangen,  deren  Votam  für  die  in  den  ersteren  präjudiziell  war, 
hätte  festsetzen  müssen,  dies  aber  bei  der  Zahl  nnd  Qualifikation  der  Theilnehmer, 
80wie  dem  schwankenden  Bestände  dieser  Körperschaften  unmöglich  gewesen  wäre^ 
Man  hat  aber  behauptet,  dass  auf  der  Synode  von  Trient  der  Grundsatz  der 
Einstimmigkeit  beobachtet  worden  sei ,  nnd  insbesondere  Plus  IV.  seine  Legaten  an- 
gewiesen habe ,  nichts  entscheiden  zu  lassen ,  was  nicht  allen  Vätern  genehm  sei  ^. 
Eine  derartige  Instruktion  ist  allerdings  vom  Papst  ertheilt  worden  ^,  indessen  datirte 
dieselbe  erst  vom  Januar  1563  und  hatte  eine  ganz  spezielle  Beziehung  auf  die  Ver- 
handlungen über  den  von  den  Legaten  vorgelegten  Kanon  betreffend  den  Primat  des 
Papstes,  gegen  welchen  sowohl  die  spanischen  Bischöfe  wie  auch  die  Gesandten  der 
weltlichen  Mächte  lebhaften  Widerspruch  erhoben  hatten^.  Von  einer  Anerkennung 
des  Princips  der  Einstimmigkeit  für  Konzüiarbeschlüsse  in  Glaubenssachen  ist  darin 
keine  Rede.  Ebenso  wenig  liefert  die  von  Massarelli  zusammengestellte  Geschäfts- 
ordnung einen  Beweis  dafür,  im  Gegentheil  thut  dieselbe  nicht  nur  dar,  dass  man 
auch   für  Glaubensdekrete    eine  Majoritätsentscheidung  für  genügend   erachtet^, 


«  8. 0. 8.  375. 377. 392.  393.  Auf  dem  Kouzil 
zn  Konstanz  haben  übrigens  vor  Feststellung  der 
nachmals  beobachteten  Geschäftsordnung  die  dort 
▼ersammelten  Doctoreu  dem  Papste  den  Entwarf 
TOD  Orundzügen  („quae  ordinarie  ponuntur^  zu 
einer  solchen  im  J.  1414  überreicht,  in  denen  es 
heisst :  „deputandi  emut  quidam  notabiles  viri 
et  praelati,  qui  oum  notariis  vota  recolligant  et 
publice  referant,  notando  maiorem  etsaniorem  par- 
temubi  non  esset  concordia",  M  a  n  s  i27, 534. 535 ; 
Hefele,  Gonc.-Gesch.  3,  27.  Ferner  wird  aus 
Anlass  der  Mängel  der  späteren  Gesohäftsbehand- 
long  In  der  Kongregation  der  deutschen  Nation 
von  14  Mai  141Ö,  v.  d.  Hardt4,  191  henror- 
gehoben :  „Et  sie  ea  alil  minus  gratuite  accepta- 
rent,  imo  quandoque  defl  niendo  nee  maiorem 
partem  ooncorditer  contingeret  consentire.  Que- 
madmodum  nuper  accidit,  quod  tota  natio  Galli- 
cana  de  articulis  260  Ipsius  Wicleff  se  asseruit 
nihil  scire.  Sexto,  quia  sie  vere  et  secure  habito 
tall  scrutinio  in  nationibus  dici  posset :  Placet 
ioUt^fnodo**,  quia  ratione  ma^ioris  partls  con- 
leiitlentis^. 

>  Döllinger  bei  Friedberg,  Aktenstücke 
S.  429. 

'  Palla-vicino  istoria  del  conclUo  di  Treuto 
C.  XIX.  c  15.  u.  3 :  „e  quando  appariva  in  anti- 
chissime  belle  il  presente  costume  d'iutitolarsi 
fl  papa  ve9eovo  deUa  chieaa  eatioüea,  che  tanto 
Talquanto  univtrsale;  anzi  quando  ^  rito  deir 
impeiEiore  scrivendo  al  papa,  mettere  neirinscri' 
zione:  AlponUftce  deUa  ehiesa  universale.  Ag- 
giugnevaei  con  tutto  cid  che  non  per  urtare  la 
durezza  deiraltmi  euere  poteansi  in  Tece  delle 
paiole  giä  dette  porre  le  sequenti :  regger  iutto 
ü  grege  del  signore  . . .  o  anche  potersi  lasciar 
quiTi  la  voce  semplice  ekieaa  di  dio  senza  Tag- 
ginnto  d'imtversole,  sol  che  s'alterasse  anche  qual- 
che  altra  delle  parole  adoperate  dal  conoilio 
Fiorentino,  aceiocchi  noncomparisaelamutazione 
in  questa  sola.  E  11  papa  celebrando  messa  una 
mattina  quando  ferveva  questa  disputazione  os- 
senrö  e  fe'signiflcare  a'  legati,   che  tutti  i  sacer- 


doti  cattolici  nelle  tre  orazioni  le  quali  sogllono 
recitarsi  a  beneflcio  del  romano  pontefice,  par- 
laude  a  dio,  ripetevan  tre  Tolte,  aver  voluto  che 
Pto  aoprasti  alla  tua  ehiesa:  onde  oiöda  niun  fe* 
dele  gli  poteva  esser  conteso.  Ma  pol  coiichlude- 
vasi,  che,  ove  anche  In  questosi  trovasse 
arduitä  inespugnabile  senza  rottura, 
sarebbe  oontento  11  papa  che  nulla  vi 
fosse  espresso  della  podesta  nh  sua  nh 
deWescovi,  faoendosi  quelle  sole  di- 
fiuizioni  nelle  quali  i  padri  conspi- 
rassero  ad  un  parere^ 

*  S.  0.  8.  444.  n.  3.  Vgl.  auch  Hase,  Po- 
lemik 8.  32  und  F rommann  8.  318. 

5  Ordo  n.  Vni,  Theiner  acta  1,  10:  ^Sic 
igitUT  reformatum  decretum  et  facta  de  eo  omni- 
bus  copia,  iterum  in  generali  congregatione  exa- 
minandum  proponituratque  iterum  censurae  super 
eo  faetae  perpenduntur  a  deputatis  qui  illud  se- 
oundum  eas  reformant :  rursusque  in  plena  sy- 
nodo  examinatur :  quod  toties  slt,  quousque  vel 
ab  Omnibus,  si  flerl  potest,  (quod  omni  cura,  stu- 
dio ac  diligentia  praesidentes  et  deputati  pro- 
curant)  vel  saltem  a  longo  maiori  parte 
comprobetur.  Si  autem  patres  vel  super  tota 
decreti  forma  vel  aliquo  elus  capite  adeo  discor- 
des  essent,  uta  maiori  parte  reprobaretur, 
tunc  alia  decreti  forma  concipitur :  quae  si  eodem 
modo  proposita  pluribus  displiceret,  alia  atque 
alia  vel  integra  vel  aliquod  particulare  caput  vel 
canon  formatur  quousque  taadem,  ut  dictum  est, 
patres  omnes  vel  maiorpars  conveniat :  quod 
quidem  allquandob  patrum  contentiones  adeo 
difflcile  factum  fuit,  ut  decretorum  expeditio  ad 
mulos  menses,  sessiones  iterum  atque  iterum 
prorogando  producta  fuerit".  Mir  scheint  es  un- 
möglich, das  longe  maior  pars  an  der  einen  der 
drei  Stellen,  wo  von  den  Majoritätsbeschlüssen  die 
Rede  ist,  als  s.  g.  moralische  Einstimmigkeit  zu 
verstehen  und  danach  die  übrigen  beiden  Stellen 
zu  interpretiren,  denn  Massarelli  setzt  gerade 
die  thatsächliche  Einstimmigkeit  zu  der  Majori- 
ritätsentscheidnng  in  Gegensatz  und  hätte  dies 
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sondern  die  jetzt  publicirten  Akten  des  Konzils  ergeben  auch ,  dass  dasselbe  nicht  in 
allen  Fällen  einstimmige  Beschlüsse  gefasst  hat*.  Gelegentlich  hat  allerdings  bei 
einer  Debatte*^  der  Kardinal  von  Lothringen  die  Nothwendigkeit  einstimmiger  Be- 
Schlüsse  in  Glaubenssachen  betont^,  dies  ist  aber  jedenfalls  nicht  die  AnfTassnng  der 
päpstlichen  Legaten  gewesen^,  und  auch  von  den  übrigen  Vätern  ist  die  gedachte 
Aensserung  nicht  weiter  aufgenommen  worden.  Für  das  Konzil  von  Trient  hat  dem- 
nach ebenso  wenig  der  gedachte  Grundsatz  gegolten,  vielmehr  hat  man  sich  hier 
ebenfalls  nur  wie  sonst  bemüht,  soweit  als  möglich  Einhelligkeit  zu  erreichen.  Das  war 
an  sich  natürlich ,  weil  eine  Majorisirung  in  Glaubenssachen  immer  etwas  Bedenk- 
liches hat,  zu  Trient  aber  auch  deshalb  geboten,  um  den  Konzilsbeschlüssen  gegen- 
über den  Protestanten  eine  grössere  Autorität  zu  gewähren  *^. 

Die  Lehre ,  dass  auf  den  allgemeinen  Konzilien  in  Glaubenssachen  Majoritäts- 
entscheidungen ausgeschlossen  seien  und  in  solchen  Einstimmigkeit  erforderlich  sei, 
erscheint,  auf  ihr  historisches  Fundament  geprüft,  unhaltbar,  ebenso  wenig  aber  lässt 


nicht  thnn  können,  wenn  er  an  die  von  den  neu- 
eren, der  thatsäcblicben  gleich  erachtete  mora- 
lische Stimmeneinhelligkeit  gedacht  hätte.  Auch 
würde  dann  der  Gebrauch  des  blossen  maior  pars 
an  den  beiden  anderen  Stellen  durchaus  inkor- 
rekt sein,  während  sich  alle  diese  Schwierig- 
keiten lösen,  wenn  man  unter  dem  erstgedach- 
ten Ausdruck :  absolute  Majorität  versteht.  Wie 
die  in  der  folgenden  Anmerkung  angegebenen 
Vorgänge  zeigen,  würde  er  andernfalls  auch  un- 
richtig referirt  haben  und  seine  Angabe  mit 
dem,  was  er  über  die  Publikation  der  Abstim- 
mungen in  den  sessionespublicae,  wobei  das  Vor- 
kommen von  Mehrheitsentscheidungeu  für  alle 
Vorlagen  ohne  unterschied  Torausgesetzt  wird, 
berichtet,  s.  o.  S.  435.  n.  3,  in  Widerspruch 
treten. 

1  Das  dogmatische  Dekret  der  sess.  IV  de  cano- 
nicis  scripturis,  ist  allerdings  in  der  feierlichen 
Sitzung  ohne  sachliche  Einwendungen  von  allen 
Vätern  angenommen  worden,  Theiner  acta  1, 
89,  aber  in  der  General-Kongregation  yom  1. 
April  1546, 1.  c.  p.  77  haben  sich  unter  den  53 
abstimmenden  Konzilsmitgliedem  Minoritäten 
bis  zu  21  Stimmen  gegen  einzelne  Theile  des- 
selben ergeben  und  auch  bei  der  Abstimmung 
über  das  reformirte  Dekret  am  5  desselben  Mo- 
nats befanden  sich  unter  etwa  50  —  60  Vätern 
iiooh  mehr  als  10,  welche  mit  demselben  nicht 
einverstanden  waren,  1.  c.  p.  84.  Diese  Ab- 
stimmungen waren  aber  die  entscheidenden,  da 
in  der  erstgedachten  Versammlung  beschlossen 
war:  „ea  quae  semel  in  generali  congregatione 
per  malorem  partem  conclusa  sunt,  amplius  non 
retraotari",  l.  o.  p.  77.  Gegen  das  decr.  sess. 
XXI  de  communione  haben  6  Väter  von  etwa 
180  in  der  betreffenden  Sitzung,  gegen  das  de 
sacriflcio  missae  sess.  XXII  9  von  183  gestimmt, 
1.  c.  p.  56.  131.  Allerdings  sind  die  beiden  zu- 
letzt erwähnten  Minoritäten  nicht  erheblich  ge- 
wesen, ob  man  aber  bei  Widerspruch  etwa  eines 
Zwanzigstels  der  Versammlung  noch  von  morali- 
scher Einstimmigkeit  sprechen  kann,  dürfte  doch 
sehr  zweifelhaft  sein. 

^  Ueber  das  Reformdekret  der  sess.  XXIV. 


»  S.  0.  8.  618.  n.  1. 

*  Vgl.  0.  S.  441.  442  und  Theiner  1,  711 : 
„Quia  multi  patres  dixerunt,  dedarandum  esse 
residentiam  de  iure  divino ;  aUl  de  ea  re  null  am 
verbum  fecerunt,  alii  vero  non  esse  fadendam 
declarationem  censuerunt,  ut  patres,  qui  delecti 
fnerint  ad  conflcienda  decreta,  possint  ea  tutius 
conücere,  dicantdominationes  vestraepaudseimia 
verbis  vel  per  verbum  placet  vel  non  j^aeet,  velint 
necne  declarari  residentiam  esse  iuris  divlnl, 
ut  ex  maiori  numero  votorum  et  senten- 
tiarum  possint  decreta  conscribi,  quem  admo- 
dum  in  hac  s.  synodo  semper  fieri ,  consuevit". 
In  der  stürmischen  General-Kongregation  vom 
16.  Sept.  1562  betreffend  die  Kanones  de  sacai- 
ficio  missae  ermahnte  der  Legat,  als  sich  eine 
Minorität  von  20  Stimmen  ergeben  hatte,  die 
Väter  möchten  sich  doch  in  der  feierlichen  Sit- 
zung einstimmig  zeigen,  „riverissero  il  commnn 
parere  della  loro  assemblea  ...  non  facendo  segne 
al  popolo  di  veruna  discordia  .  .  .  onde  po«to 
ch'ella  non  ponga  in  forse  il  diritto  nella  sen- 
tenza,  prova  senza  forse  il  difetto  ne^giudid^  (d. 
h.  wenn  gleich  die  zwiespältige  Beschlussfassung 
die  Rechtsgültigkeit  des  Dekretes  nicht  in  Zwei- 
fel stellt,  beweist  sie  doch  ohne  Zweifel  die  Un- 
vollkommenheit  der  Richter)  vgl.  Pallavieino 
1.  XVm.  c.  8.  n.  12  (das  Protokoll  bei  Thei- 
ner 2,  129  ist  über  diese  Vorgänge,  offenbar  ab- 
sichtlich, sehr  kurz  gehalten).  Auch  bei  der  Zu- 
sammenkunft mit  Kaiser  Ferdinand  in  Inns- 
bruck hat  der  Kardinal  Morone  den  Vonriuf, 
dass  fortwährend  an  den  Papst  berichtet  werde, 
damit  zu  entkräften  gesucht :  „non  toglier  questo 
la  libertä,  perocchft  1  decretl  si  stabllivano  te- 
cundo  il  piü  delle  voci",  Pallavieino  1. 
XX.  c.  13.  n.  13. 

B  Uebrigens  Ist  die  lange  Dauer  der  Verhand- 
lungen über  einzelne  Gegenstände  nicht  lediglleh 
durch  das  Bestreben,  s.  g.  moralische  Einhellig- 
keit zu  erreichen,  herbeigeführt  worden,  ^el- 
mehr  ist  dabei  auch  der  Widerstreit  der  Ter- 
schledenen  Anschauungen  und  Interessen  der 
Betheiligten,  der  Bischöfe  aufl  den  verschledeiiien 
Ländern,  des  Papstes  und  der  weltlichen  Machte 
von  Einfluss  gewesen,  s.  o.  S.  446. 
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sie  sieh  yom  Standpunkt  der  kathoÜBohen  Kirche  innerlich  and  ans  der  Natur  der 
Sache  begrflnden  ^.  Wenn  dieselbe  auf  den  allgemeinen  Synoden  einmal  in  Glaubens- 
sachen abstimmen  lägst,  dann  bleibt,  damit  in  allen  Fällen  ein  Resultat  der  Abstim- 
miing  erreicht  werden  kann,  nichts  übrig,  als  eine  bestimmte  Zahl  von  Stimmen  ent- 
seheiden  zu  lassen ,  und  es  ist  offenbar  das  unbewusste  Gefühl  dieser  Konsequenz, 
welche  die  Anhänger  der  anderen  Meinung  zu  der  Herabminderung  ihrer  Forderung 
auf  die  blosse  s.  g.  ^moralische  Einstimmigkeit^^  deren  Begriff  nicht  scharf  zu  be- 
stimmen ist  und  auch  von  ihnen  nicht  näher  definirt  wird,  bewogen  hat  'K 

Die  Opposition  auf  dem  Vatikanischen  Konzil,  welche  in  ihren  Protesten  gegen 
die  Geschäftsordnung^,  sowie  in  ihren  Reden,  Eingaben  und  Schriften ^  eine  solche 
für  nothwendig  erklärt  hat,  war  also  im  Unrecht,  und  desgleichen  ist  die  Anfechtung 
der  Beschlttsse  des  Konzils  von  diesem  Standpunkte  aus^  verfehlt 

9.  Wesentliche  Erfordernisse  der  Geschäftsbehandlung  (Propo- 
sitionsrecht). Zunächst  kommt  hier  die  neuerdings  von  altkatholischer  Seite  an- 
geregte Frage  in  Betracht,  wem  das  Recht  zusteht,  die  auf  dem  Konzile  zu  verhan- 
delnden Gegenstände  zu  bestimmen.  Auf  dem  Vatikanischen  Konzil  hat  es  sich  der 
Papst  allein  vorbehalten  ^,  und  auch  bereits  auf  dem  Tridenünum  haben  die  päpst- 
lichen Legaten  das  von  ihnen  beanspruchte  ausschliessliche  Propositionsrecht,  wenn- 
gleich ihnen  dasselbe  lebhaft  bestritten  worden  ist,  doch  thatsächlich  zu  wahren  ge- 
wusst?.  Selbstverständlich  handelt  es  sich  hierbei  nicht  um  die  rein  formale  Befügniss 
der  Vorlegung  eines  Gegenstandes  für  die  Berathung  in  einer  bestimmten  Sitzung, 
welche  Sache  der  Präsidialleitung  ist,  sondern  darum,  ob  das  Konzil  eine  entschei- 
dende Mitwirkung  bei  der  Bestimmung  der  überhaupt  zur  Verhandlung  gelangenden 
Öegenstände  besitzt  oder  nicht.  Sieht  man  von  der  Theorie  der  Superiorität  des  Kon- 
zils über  den  Papst  ab,  bei  welcher  selbstverständlich  die  massgebende  Bestimmung 
dem  ersteren  anheim  fallen  muss,  und  stellt  man  sich  auf  den  praktisch  geltenden 
Standpunkt  des  nachtridentinischen  Rechtes ,  dass  der  Papst  das  Haupt  des  Konziles 
ist  and  ihm  der  Primat  in  der  Kirche  zukommt ,  so  ergiebt  sich  aus  dieser  seiner 
Stellung,  dass,  wie  er  das  Konzil  einberuft,  er  auch  jedenfalls  in  erster  Linie  über 
die  zu  verhandelnden  Gegenstände  die  Entscheidung  zu  treffen  und  dass  das  Konzil 


>  Vgl.  Hase,  Polemik  S.  32. 

3  wird  dagegen  aber  die  Majorisirang  ausge- 
fcldossen,  womit  man  sich  Tom  Boden  des  Ka- 
thoUdsmiiB  auf  den  des  Protestantismas  beglebt, 
dann  kann  man  anch  nicht  einen  einzigen  wi- 
deispreohenden  Bischof  füi  verpflichtet  erachten, 
sich  der  Mehrheitsentscheldnng  zn  fügen,  und 
sein  Recht  des  Widerspruches  von  dem  zufälli- 
gen Umstände  abhangig  machen,  ob  er  noch 
eine  Anzahl  Genossen,  welche  überdies  unbe- 
stimmt gelassen  wird  —  genügen  dazu  10  oder 
15  oder  20?  —  bei  seinem  dissentlrenden  Vo- 
tum findet,  und  dadurch  der  Eintritt  der  s.  g. 
moialischen  Einstimmigkeit  verhindert  wird. 

»  8.  o.  S.  468.  n.  6  u.  S.  459.  n.  9. 

*  So  Bischof  Strossmeyer  in  der  Sitzung  vom 
22.  März  1870,  Quirinus,  rom.  Briefe  vom 
Konzil.  S.  297;  Erzb.  Darboy  vom  20.  Mai  1870, 
a.  a.  0.  S.  648  und  Ketteier  am  23.  Mai  1870, 
a.  a.  O.  S.  447;  s.  femer  die  Synopsis  ob- 
servationum  bei  Friedrich  a.  a.  0.  2,  216. 
217.  218  (Ketteler).  219  (Hefele).   225  (Mel- 


chers)  Vgl.  dazu   Frommann   S.  75  und  v. 
Schulte,  d.  Unfehlbarkeitsdekret  S.  31. 

5  So  im  Besondern  v.  Schulte,  Stellung  S. 
278.  Uebrigens  ist  auch  in  der  Sitzung  vom  18. 
Juli  1870,  da  nur  zwei  dlssentirende  Stimmen 
abgegeben  worden  sind,  die  s.  g.  „moralische 
Einstimmigkeit"  erreicht  worden,  denn  durch 
ihre  Abreise  hat  sich  die  Opposition  ihres  Stimm- 
rechts begeben  und  ihr  schriftlicher  Protest 
konnte  ebensowenig,  wie  ihre  frühere  noch  nicht 
definitive  Abstimmung,  in  Betracht  kommen. 
Die  Behauptung  V.  Schulte*s,  dass  von  einer 
verschwindenden  Minorität  keine  Rede  sein 
könne,  beruht  darauf,  dass  er,  indem  er  die 
Stimmen  der  abgereisten  Minoritätsbischöfe  zählt 
und  die  Stimmen  der  nach  seiner  Ansicht  nicht 
fundameutaliter  Berechtigten  abzieht  (s.  o.  S. 
607),  eine  Minorität  von  einem  Viertel  heraus- 
rechnet. 

8  S.  0.  S.  455. 

7  S.  0.  S.  436. 
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diese  seinerseits  zu  erledigen  hat.  Dass  aneh  seitens  des  Konzils  oder  seiner  Mit- 
glieder Berathnngsgegenstände  in  Vorschlag  gebracht  werden,  ist  nicht  ansge- 
schlossen.  Soweit  sie  aber  anch  in  die  Kategorie  der  natorgemflss  dem  (^kamenischen 
Konzil  zufallenden,  allgemeinen  Angelegenheiten  gehören,  wird  man  dem  P^wt 
die  Befdgniss  nicht  absprechen  können,  ihre  Berathnng  ansznschliessen.  Ein  der- 
artiges Recht  folgt  daraus,  dass  das  Konzil  keine  selbststftndig  und  unabhängig  neben 
ihm  dastehende  Körperschaft  ist,  dass  es  vielmehr  sich  aus  dem  Papste  und  dem 
Episkopat  zusammensetzt,  nur  mit  ihm  und  unter  seiner  Theilnahme  besteht  und  dass 
femer  dasselbe  wegen  der  Primatialstellung  des  Papstes  ohne  seine  Zustimmung 
keinen  rechtsgültigen  Beschluss  fassen  kann  K  Vollends  kann  vom  Standpunkt  des 
heutigen  Rechts,  nach  dem  Vaükanum,  kein  Zweifel  darttber  bestehen,  dass  dem 
Papst,  weil  das  Konzil  ihm  gegenüber  nur  noch  eine  berathende  Stellung  hat,  das 
Propositionsrecht  ausschliesslich  zukommt,  und  das  erstere  lediglich  die  Vorlegiing 
ihm  wttnschenswerther  Verhandlungsgegenstände  unmassgeblich  in  Anregung  brin- 
gen kann. 

Fflr  die  geschäftliche  Behandlung  der  einzelnen,  dem  Konzil  vorgelegten  Gegen- 
stände kann  es ,  weil  darttber  keine  positiven  Vorschriften  bestehen  und  demgenäas 
auf  die  Natur  der  Sache  zurückgegangen  werden  muss,  allein  als  wesentüch 
erachtet  werden,  dass  den  Mitgliedern  die  Vorlagen  eine  angemessene  Zeit,  welche 
die  Bildung  eines  Urtheils  über  dieselben  ermöglicht,  vor  der  Berathnng  zngestsUt 
werden  und  der  Diskussion  so  viel  Raum  gewährt  wird ,  dass  die  Hervorhebung  der 
verschiedenen  bei  der  einzelnen  Vorlage  in  Frage  kommenden  Gesichtspunkte  mög- 
lich ist.  Eine  Geschäftoordnung,  welche  lediglich  diesen  Erfordernissen  entspricht, 
kann  immer  noch  unzweckmässig  genug,  sowie  der  Würde  des  Konzils  und  der  Be- 
deutung der  von  ihm  zu  erledigenden  Fragen  nicht  entsprechend  gestaltet  sein ,  aber 
es  handelt  sich  hier  nicht  um  das  Angemessene  und  Wünschenswerthe,  sondern  um 
das  Wesentliche ,  dessen  Nichtbeachtung  eine  Nichtigkeit  herbeiführt  2.    Selbstver- 


1  Ein  materielles  Unrecht  begeht  der  Papst 
allerdings,  wenn  er  eine  Berathnng  abweist  nnter 
Umständen,  wo  die  Lage  der  kirchlichen  Ver- 
hältnisse und  der  Zweck  des  Konzils  die  £in- 
hringnDg  der  betreffenden  Vorlagen  rechtfertigt, 
namentlich  die  letzteren  dazu  bestimmt  sind, 
den  durch  das  Konzil  beabsichtigten  Zweck  mit 
erfüllen  zu  helfen.  Ein  Beispiel  für  ein  derarti- 
ges Verfahren  bietet  die  Inanspruchnahme  und 
Festhaltang  des  alleinigen  Propositionsrechtes 
auf  dem  Konzil  Ton  Trient,  s.  0.  S.  436. 

Was  das  Vatikanum  betrifft,  so  kann  ich  in 
der  hierher  gehörigen  Bestimmung  der  Geschäfts- 
ordnung (s.  0.  S.  455)  jedenfalls  kein  formales 
Unrecht ,  namentlich  nicht  eine  die  Nullität  be- 
gründende AuBseraohtlassung  eines  Fundamen- 
talsatzes  des Konziliarrechtes,  wie  v.  Schulte, 
Stellung  S.  269  finden.  Abgesehen  davon  wür- 
den doch  schwerlich  die  Beschlüsse  des  Konzils 
über  die  berechtigter  Weise  vom  Papst  gemach- 
ten Vorlagen  dadurch,  dass  die  Verhandlung  an- 
derer Gegenstände  selbst  nach  formalem  Recht 
unzulässiger  Weise  ausgeschlossen  worden  wäre, 
von  einer  durch  den  letzteren  Umstand  hervor- 
gerufenen Nichtigkeit  betroffen  erachtet  werden 
können. 


2  So  gerechtfertigt  auch  die  abfällige  Kritik, 
welche  vielfach  an  den  Geschäftsordnungen  des 
Vatikanums  geübt  worden  ist,  erscheint  (vgl.  0. 
S.  459.  n.  9),  so  wird  man  doch  nicht  behaupten 
können,  dass  sie  die  im  Text  gedachten  Minimal- 
forderungen  verletzt  haben.  Ich  halte  es  daher  ffir 
nicht  begründet,  wenn  v.  Schulte,  Stellung, 
S.  254.  268.  277  aus  dem  Umstände,  dass  auf 
dem  Konzil  nach  den  gedachten  Geschäftocnd- 
nungen  verfahren  und  beschlossen  worden  istr 
die  Nichtigkeit  der  Dekrete  desselben  herleitet. 
Als  entscheidend  hebt  er  in  dieser  Beziehung  her- 
vor :  1.  das  ausschliessliche  Recht  der  Prisiden- 
ten,  die  Fristen  für  Einbringung  der  sduiflli- 
chen  Bemerkungen  über  die  vorgelegten  Schemata 
anzuordnen,  sowie  die  Tage  der  General-Kongre- 
gationen und  öffentlichen  Sitzungen  zu  bestim- 
men, 2.  die  den  Kommissionen  beigelegten  Be- 
fugnisse in  Betreff  der  Prüfung  und  Redaktion 
der  eingereichten  Anträge  und  Bemerkungen  (,s. 
0.  S.  459)  und  die  damit  in  Verbindung  ste- 
hende Art  der  Berichte  über  die  BemeAnngeo 
(Synopsis  observationu]^),  in  welcher  die  Namen 
der  Antragsteller  zum  Theil  gefehlt  und  welche 
durch  die  kurze  ungenügende  Angabe  des  In- 
halts der   Bemerkungen  ein  Urthell    über    die 
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stindlieh  ist  es  aber ,  dass,  wenn  einmal  eine  Geschäftsordnung  für  das  Konsil  be- 
steht, dieselbe  auch  beobachtet  werden  mnss  nnd  dass  die  Verletzung  wesentlicher 


Tragweite  derselhen  nnmSgUoh  gemacht  hüten, 
3.  das  Beoht  dei  Majorität  auf  Antrag  Ton  10 
Mitgliedern  die  Debatte  zu  schliessen,  4.  die 
mangelnde  Freiheit  der  Disknesion ,  weil  die 
Mitglieder  der  KommisBlonen  jeder  Zelt  auf  die 
Bemerkungen  eines  Redners  antworten  durften, 
den  Angegriffenen  aber  diese  Freiheit  nloht  zu- 
gestanden habe  (s.  o.  S.  459),  6.  die  nicht  voll- 
itindige,  gleichzeitige  Vorlegung  aller  vorher 
aasgearbeiteten  Schemata  bei  der  Eröffnung  des 
Konzils,  6.  die  Nichtgewährung  der  Einsicht 
dei  stenographischen  Aufzeichnungen  der  Re- 
den an  die  Konzilsmitglieder,  7,  die  Nichtvor- 
nalime  einer  eigentlichen  Untersuchung  in  Be- 
treff der  der  Besohlussfassung  unterbreiteten 
Gegenstände,  weil  a.  blos  General-Kongiegatio- 
nen,  keine  partikulären  TheologenTersammlun- 
gen,  wie  zu  Trient,  stattgefunden  hätten  und 
nur  Beden  gehalten  und  gelesen  worden,  aber 
keine  Vorlesung  und  Prüfung  der  Quellen  erfolgt 
sei,  b.  weil  die  Konzilsaula  sich  akustisch  als 
ongeeigiiet  erwiesen  habe,  c.  weil  bei  der  ver- 
spenrten  Einsicht  der  Protokolle,  der  yerschiede- 
nen  Anssprache  des  Lateins,  der  gänzlichen  Un- 
möglichkeit, in  der  Kürze  der  Zeit  die  nöthlgen 
Studien  zu  machen,  die  meisten  Väter  verhin- 
dert worden  seien,  sich  ein  Urtheil  zu  bilden, 
d.  weil  vor  dem  Konzil  in  den  Provinzen  keine 
Prüfung  stattgefunden  habe,  und  weil  e.  die 
Konzilsmitglieder  nicht  einmal  zur  Zeugniss- 
abgabe aufgefordert  worden  seien,  obwohl  zahl- 
reiche Bischöfe  erklärt  hätten,  dass  ihre  Dio- 
eesen  nichts  von  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit 
wfissten. 

Dass  einzelne  dieser  Umstände  für  sich  allein 
unmöglieh  genügend  sind,  wie  z.  B.  der  unter  ö 
aufgeführte,  eine  Nichtigkeit  zu  bilden,  bedarf 
offenbar  keiner  Erörterung.  Die  Bemängelungen 
unter  1  bis  4  und  6  sind  ebenfalls  unter  dem 
hier  in  Frage  stehenden  Gesichtspunkt  hinfällig, 
insbesondere  ist  die  Redeordnung  dieselbe,  wie 
die  auf  dem  Tridentinum  gewesen  (s.  o.  S.  434  u. 
S.4Ö6).  Bs  liegt  femer  auf  der  Hand,  dass  eine 
Versammlung  von  500 — ^700  Mitgliedern  nicht 
zu  einem  Abschlnss  ihrer  Geschäfte  gelangen 
kann,  wenn  sie  beliebig  im  Stande  ist,  die  Sit- 
zungen und  Diskussionen  in  das  Unangemessene 
hinauszuschieben.  Feste  Bestimmungen,  welche 
Jenen  Abschlnss  innerhalb  der  im  Text  angege- 
benen Gränzen  gestatten,  sind  also  unbedingt 
nöthig.  Thatsächlioh  ist  auch  die  Möglichkeit 
einer  ausreichenden  Diskussion  in  Betreff  des 
Schemas  der  coustitutlo  de  flde  catholica  (s.  o. 
S.  462.  464)  und  der  constitutio  prima  de  ec- 
desia  Christi  (s.  o.  S.  462  ff.)  gewährt  werden 
und  die  Majorität  hat  insbesondere  bei  den 
Verhandlungen  über  das  letztere  ihre  Macht 
dnich  unzeitige  Durchsetzung  des  Schlusses  der 
Debatte  nicht  gemissbranoht.  Trotz  aller  been- 
genden VoTSchriften,  welche  in  den  Einwendun- 
gen v.  Sc  h  ulte^s  unter  Nr.  1.  2.  3  und  6  gerügt 
werden,  hat  die  Geschäftsordnung  eine  einge- 
hende Verhandlung  der  Vorlagen  nicht  ausge- 
schlossen, und  der  Fundamentalsatz,   dass  den 


Mitgliedern  Zelt  zur  Prüfung  solcher  gegeben, 
sowie  eine  ausreichende  Debatte  zugelassen  wer- 
den müsse,  erscheint  nicht  verletzt. 

Der  weitere  Vorwurf  v.  Schulte *s  (Nr.  8), 
„dass  nicht  der  Schatten  einer  eigentlichen  Un- 
tersuchung stattgefunden  'habe^',  hängt  mit  sei- 
ner schon  0.  S.  615  zurückgewiesenen  Theorie, 
dass  die  wesentliche  Funktion  der  Konzilsväter 
in  der  Ablegung  des  Zeugnisses  für  Ihre  Diöce- 
sen  und  Gemeinden  bestehe,  zusammen.  Ueber- 
dies  muss  hervorgehoben  werden,  dass  es  weder 
als  Fundamentalsatz  erachtet  werden  kann,  dass 
dleVorberathung  von  Konzilsvorlagen  in  Theolo- 
genversammlungen erfolgt,  noch  dass  es  möglich 
ist,  erst  auf  einem  Konzile  den  Bischöfen  die 
Zeit  zu  gewähren,  um  die  erforderlichen  theologi- 
schen Studien  für  die  Beurtheilung  der  Vorlagen 
zu  machen.  Dass  jeder  Bischof  zu  den  Fragen, 
welche  in  den  letzteren  berührt  worden  sind, 
schon  vorher  Stellung  genommen  haben  musste 
oder  im  Stande  sei  dies  zu  thun,  das  konnte  doch 
billiger  Weise  verlangt  werden,  um  so  mehr  als 
es  ja  schon  vor  dem  Zusammentritt  des  Kon- 
zils bekannt  war,  dass  dasselbe  sich  mit  der 
Frage  der  päpstlichen  Unfehlbarkeit  zu  beschäfti- 
gen haben  würde  (s.  o.  S.  453).  In  der  That 
hatten  denn  auch  die  auf  dem  Konzile  erschiene- 
nen Bischöfe  sich  bereits  ihre  Meinung  in  dieser 
Frage  gebildet,  und  es  hat  nicht  an  der  Ge- 
schäftsordnung gelegen ,  wenn  die  Minorität 
nicht  den  Muth  hatte,  ihre  Ansicht  fest  und 
energisch  zu  vertreten.  Welche  Motive  aber  für 
die  Stellung,  welche  die  einzelnen  Bischöfe  ein- 
genommen haben,  entscheidend  gewesen  sind, 
ob  sie  das  Ergebniss  einer  gewissenhaften  theo- 
logischen und  wissenschaftlichen  Prüfung  oder 
blosser  äusserer  Rücksichten,  wie  namentlich 
einer  Liebedienerei  gegen  Pins  IX,  war,  das  ent- 
zieht sich  natürlich  der  Beurtheilung  und  ist,  da 
der  einzelne  formell  zur  Abgabe  seiner  Stimme 
in  der  einen  oder  anderen  Richtung  berechtigt 
war,  juristisch  gleichgültig. 

Abgesehen  von  allen  diesen  Erwägungen, 
kommt  aber  noch  in  Betracht,  dass  die  Ma- 
jorität gegen  die  Bestimmungen  der  Geschäfts- 
ordnungen keine  Einwendungen  erhoben,  und 
dass  die  Minorität  zwar  sowohl  gegen  die  erste,  als 
auch  gegen  die  zweite  protestirt  (s.  o.  S.  458. 459), 
indessen  sich  ihr  thatsächlich  gefügt  und  an  den 
Verhandlungen  Theil  genommen  hat.  Unter  die- 
sen Umständen  hat  also  die  Geschäftsordnung 
eine  allseitige  thatsäehliche  Anerkennung  gefun- 
den, und  dieses  Anerkenntniss  würde  rechtlich 
nur  dann  unerheblich  sein  können ,  wenn  darin 
eine  Verletzung  unzweifelhafter,  mit  absolut 
verbindlicher  Kraft  ausgestatteter  und  durch 
Verzicht  nicht  zu  beseitigender  Fundamental- 
sätze der  konciliaren  Geschäftsbehandlung  ge- 
legen hätte.  Davon  konnte  aber,  das  werden  we- 
nigstens die  frühem  Ausführungen  ergeben  ha- 
ben, keine  Rede  sein,  und  will  man  selbst  dies 
in  Zweifel  ziehen,  so  hinderte  die  Geschäftsord- 
nung keinen  der  Bischöfe,  falls  er  die  Vorlagen 
nicht  genügend  vorbereitet  und  sich  selbst  nicht 
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Vorschriften  derselben  Nichtigkeit  des  so  Beschlossenen  nach  sich  zieht,  es  sei  denn, 
dass  die  Betheiligten  mit  der  stattgehabten  Abweichung  einverstanden  sind^ 

tO.  Die  s.  g.  Bestätigung  der  Konzilsbeschlüsse  dnrch  den  Papst 
Wahrend  die  Theorie  von  der  Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst  selbstver- 
ständlich die  Beschlüsse  eines  solchen  ohne  die  Mitwirkung  und  Bestätigung  des- 
selben für  rechtsgültig  und  verbindlich  erachtet  hat^  und  erachten  muss,  haben  die 
Kurialisten  schon  zur  Zeit  des  Konzils  von  Basel  wieder  auf  die  pseudo-isidorische 
und  mittelalterliche  Lehre  zurückgegriffen ,  dass  die  Autorität  der  allgemeinen  Kon- 
zilien von  der  Betheiligung  und  Zustimmung  des  Papstes  abhängig  sei^,  und  dem  ge- 
mäss hat  eine  auch  schon  vor  dem  Vatikanum  zahlreich  vertretene  Ansicht  die  Be- 
stätigung der  Konziliarbeschlüsse  durch  den  Papst  zu  deren  Oflltigkeit  ftlr  nothwendig 
erachtet^.  In  der  Mitte  zwischen  beiden  endlich  stand  eine  weitere  Meinung,  welche 
eine  Unterscheidung  zwischen  den  Glaubensdekreten  und  den  Disciplinar-,  d.  h.  den 
die  Verfassung  und  das  Recht  der  Kirche  betreffenden  Beschlüssen,  machte  und  die 
päpstliche  Genehmigung  wohl  für  die  letzteren  forderte,  sie  aber  für  die  ersteren  der 
Natur  der  Sache  nach  für  ausgeschlossen  erklärte  K 

Von  dem  Standpunkte  des  nachtridentinischen  und  vorvatikanischen  Rechts  aufl 
kann  aus  dem  schon  wiederholt  hervorgehobenen  Grunde  die  erste  Meinung  nieht 
mehr  für  haltbar  erachtet  werden^',  ebenso  wenig  erscheint  aber  auch  die  Mittel- 
meinung begründet.  Wenn  die  päpstliche  Bestätigung  für  die  dogmatischen  Be- 
schlüsse einer  ordnungsmässig  zusammengesetzten  Kirchenversammlung  deshalb  (tu 
entbehrlich  erklärt  wird ,  weil  die  letztere  „als  die  sichtbare  Darstellung  der  Kirche 
als  Idee  in  allem,  was  den  Glauben  angeht,  keinem  Irrthum  unterworfen  worden  ist^, 
so  leidet  diese  Begründung  an  dem  Fehler,  dass  sie  die  Frage  nach  den  Vorans- 


hinrelcbend  informirt  hielt,  dieselben  aus  diesen 
Gründen  durch  ein  non  plaeet  abzulehnen,  und 
dadurch  die  Absichten  der  Kurie  zu  vereiteln. 
Auch  dürfte  mir  wohl  weiter  zugegeben  werden, 
dass,  wenn  die  Majorität  der  Theilnehmer  des 
Konzils  diesen  Plänen  nicht  günstig  gestimmt 
gewesen ,  ihr  Tielmehr  energisch  entgegengetreten 
wäre,  weder  durch  die  erste  noch  durch  die  zweite 
Geschäftsordnung  eine  Verwerfung  der  vorgeleg- 
ten Schemata  hätte  verhindert  werden  können. 

*  Ueber  die  auf  dem  Yatikanum  vorgekomme- 
nen Verletzungen  der  Geschäftsordnung  vgl.  o. 
S.  460.  Aber  auch  gegen  diese  hat  allein  die 
Minorität  protestlrt,  und  ihren  Protest  durch  die 
weitere  Betheiligung  an  der  Verhandlung  that- 
sächlich  zurückgenommen. 

2  Danach  haben  die  Konzilien  von  Konstanz 
und  Basel  gehandelt,  ohne  freilich  die  Stellung 
des  Papstes  gegenüber  dem  Konzil  näher  zu  be- 
stimmen, s.  0.  S.  380  ff.  401  ff.  Auch  bei  den  Gal- 
likanem  herrscht  darüber  nicht  völlige  Klarheit, 
B.  z.  B.  den  Art.  40  der  von  Pithou  formuUrten 
libert^s  de  V4gliBe  Gallicane,  Th.  I.  S.  198.  n.6, 
und  die  ebendaselbst  citirte  Aensserung  von  d  e 
Mar  ca.  Die  strenge  Konsequenz  hat  dagegen 
Hontheim  gezogen,  Th.  I.  S.  201,  während 
in  der  von  ihm  beherrschten  Literatur  das  ius 
conflrmandi  concilia  thells  als  Bestätignngsrecht 
und  wesentliche  Befugniss  des  Primates  aufge- 
fasst,  theils  nur  als  blos  formales  Recht  zur  Ein- 
sicht und  Publikation  der  Konziliarbeschlüsse 
behandelt  worden  ist,  s.  a.  a.  0.  S.  202.  203. 


8  So  Johannes  v.  Turrecremata  tract.  de  pol- 
est, papae  et  condlii  generalis  P.  I.  concil.  111. 
V.,  ed.FriedrlchOenipontil871.p.24.27,a. 
auch  Th.  I.  S.  203.  n.  1.  Von  diesem  Standpunkt 
aus  hat  auch  Pins  FV  d&s  Konzil  von  Trlent  i.  J. 
1564  bestätigt,  s.  0.  S.441.n.  4,undSixtuBVüi 
d.  const.  Immensa  von  1587,  M.  Bullar.  2,  670, 
erklärt:  „Cum  ad  singularem  Bomani  pontüldf 
auctoritatem  tantummodo  spectat  geneimlia  eoo' 
cilia  indicere,  conflrmare,  interpretari  et  ut 
ubique  locorum  serventur ,  curare  praedpeieT'. 
Tgl.  femer  Bellarmin  1.  c.  I.  12  ff.  II.  15  ff. 
und  Ferraris  1.  c.  n.  55. 

*  Walter,  K.  R.  %,  157;  t.  Droste- 
Hülshoff,  Grundsätze  des  gem.  K.  IL 2, 139; 
Phillips,  K. R.  2,  260.  261 ;  Permaneder. 
K.  R.  S.  274;  Glnzel,  K.  R.  1,123.  124; 
Fr.  H.  Härig,  Ueber  das  Recht  des  Papstss, 
allgemeine  Synoden  zu  bestätigen.  Müncben 
1840 ;  (früher  auch)  v.  Schulte,  kath.  K.  R. 
2,  349;  Bouixl.  c.  3,415.426;  Eichhorn, 
Grundsätze  d.  K.  R.  2,  6. 

s  Richter,  K.  R.  5.  Aufl.  S.  304,  s.  auch 
Rlchter-Dove.  8.  Aufl.    S.  487. 

6  V.  Schulte,  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  349.  350 
vertritt  sie  allerdings  noch  auf  Grund  seiner 
Theorie  von  dem  ökumenischen  Konzil,  während 
er  S.  352  die  päpstliche  Bestätigung  der  Disei- 
plinarbeschlüsse  der  allgemeinen  abendlandi- 
schen Konzilien  [s.  o.  S.  610.  n.  5)  durch  den  Papsl 
verlangt. 
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setsnngen  eines  gflltigeii  Glanbensdekretes  mit  der  nach  den  Eigenschaften  eines  sol- 
chen verwirrt.  Sie  enth&lt  lediglich  eine  petitio  principii.  Nur  ein  gültig  zn  Stande 
gekommenes  Glanbensdekret  kann  unfehlbar  sein ,  die  Unfehlbarkeit  wird  also  durch 
das  ordnungsmftssige  Zusammenwirken  aller  das  allgemeine  Konzil  bildenden  Fak- 
toren bedingt,  und  deshalb  ist  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  der  Papst  ebenfalls 
zn  den  letzteren  gehört  und  seine  Mitwirkung  in  der  Ertheilung  seiner  Bestätigung 
zu  bestehen  habe ,  präjudiziell  fdr  die  Eigenschaft  der  Unfehlbarkeit  eines  Konzils- 
beschlusses ^ 

Als  die  der  seit  dem  Tridentinum  praktisch  herrschenden  Theorie  entsprechende 
Ansicht  kann  nur  die  Meinung  angesehen  werden^  dass  die  Rechtsgttltigkeit  und  Ver- 
bindlichkeit der  Beschlüsse  eines  Konzils  sowohl  in  Glaubens-  als  auch  in  Discipli- 
narsachen  durch  die  päpstliche  Zustimmung  ^  bedingt  ist.  Wenn  der  Primat  als  eine 
wesentliche  Einrichtung  der  Kirche  betrachtet  werden  muss  und  der  Vertreter  des- 
selben die  oberste  leitende  Stelle  in  derselben  einnimmt,  so  ist  eine  Gesammtreprä- 
sentation  der  Kirche  ohne  seine  Betheiligung  nicht  denkbar.  Diese  gründet  sich  aber 
nicht  auf  dasselbe  Fundament  wie  die  der  Bischöfe,  sondern  auf  die  höhere  Stellung 
des  Primates.  Er  steht  daher  mit  den  letzteren  nicht  auf  gleicher  Stufe  und  besitzt 
nicht  blos,  wie  diese,  einfaches  Stimmrecht,  vielmehr  ist  er  ihnen  als  das  wesentliche 
Hanpt  der  Earche  vorgeordnet.  Diese  Stellung  bedingt  es,  dass  der  Episkopat  durch 
Mehrheits-  oder  einstimmigen  Beschluss  allein  und  ohne  den  Papst  nichts  als  Organ  der 
Gesammtkirche  festsetzen,  ihn  also  nicht  überstimmen  kann ,  sondern  dass  zu  allen 
Beschlüssen  auch  seine  aus  dem  Primatialrecht  heriliessende  Zustimmung  hinzutreten 
muss.  Eine  Willensäusserung  der  Gesammtkirche  ist  demnach  erst  vorhanden,  wenn  der 
Primat  und  der  Episkopat,  der  letztere  wenigstens  in  seiner  Mehrheit,  einig  sind.  Der 
Beschluss  des  ersteren  hat,  ehe  der  Beitritt  des  Papstes  erfolgt  ist,  noch  keine  Rechts- 
gültigkeit und  bindende  Kraft,  vor  derselben  liegt  nur  ein  Beschluss  des  Episkopates 
vor,  und  erst  durch  die  Ertheilung  seiner  Zustimmung  wird  der  Beschluss  des  letzteren 
Beschluss  des  sich  aus  dem  Papst  und  dem  Episkopat  zusammensetzenden  Konziles. 

Von  dieser  Auffassung  aus  muss  die  vielfach,  sowohl  von  den  Päpsten^,  wie 
auch  in  der  Literatur^  für  die  Mitwirkung  des  Papstes  gebrauchte  Bezeichnung:  con- 
ßrmaUo  oder  Bestätigung  für  inkorrekt  erklärt  werden.  Diese  drückt  das  Verhält- 
uiss  des  nothwendigen  Zusammenwirkens  beider  Theile  zur  Herbeiführung  eines  ein- 
heitlichen Beschlusses  nicht  aus.  Sie  bedingt  entweder  ein  Verhältniss  derselben  zu 
eiBander ,  bei  welchem  der  eine  Theil  eine  selbstständige ,  ftlr  sich  abgeschlossene 
Willenserklärung  zu  geben  befagt  ist,  der  andere  Theil,  aber  ebenfalls  gesondert, 
dieselbe  behufs  ihrer  Rechtswirksamkeit  mit  seiner  Zustimmung  zu  versehen  hat,  setzt 
also  die  Existenz  zweier  gesonderter  Organe  und  zweier  verschiedener  Willensakte 
von  verschiedenem  rechtlichen  Charakter,  welche  sich  gegenseitig  ergänzen  müssen, 
voraas.    Oder  die  Bestätigung  kann  auch  als  der  allein  entscheidende  Akt  aufgefasst 


1  Vor  der  hervorgehobeneu  Verwechselaiig 
hätte  übrigens  der  Umstand  schon  bewahren 
müssen,  dass  auch  die  Frage,  ob  das  Konzil  ohne 
Papst  oder  nar  mit  dem  Papste  unfehlbar  sei, 
▼ielfacbe  Erörterung  gefanden  hat. 

2  Ich  sage  absichtlich  nicht :  Bestätigung. 
Vgl.  darüber  welter  unten  im  Text. 

s  Vgl.  0.  S.  624.  n.  3. 
Hi  nie  blas,  Kirchenrecht.  IH. 


^  Von  den  S.  624.  n.  4  angeführten  z.  B. 
Phillips,  V.  Droste-Hülshoff,  Bich- 
ter-Doye,  s.  auch  Gin zel  1,  123,  während 
Permaneder  $.274  und  Hefele,  Gonc- 
Gesch.  1,  56,  bald  von  Bestätigung  bald  von 
Beitritt  des  Papstes  zu  den  Konzilsbeschlüssen 
sprechen,  Walter  $.  157  den  Ausdruck:  Zu- 
stimmung ,  Eichhorn  das  Wort :  Uebereiu- 
stlmmung  braucht. 
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werden^  welcher  erforderlich  ist,  nm  den  Beschlnss  des  Episkopates  erst  als  6e- 
schlnss  eines  allgemeinen  Konzils  zn  legitimiren  nnd  ihn  überhaupt  erst  mit  der  fltr 
die  Rechtsverbindlichkeit  nothwendigen  Autorität  der  Art  zu  bekleiden,  dass  er  diese 
allein  ans  dem  Akt  der  Bestätigung,  nicht  aber  ans  der  Mitwirkung  des  Episkopates 
entnimmt. 

Bei  der  erstgedachten  Auffassung  des  Begriffes  der  Bestätigung  wird  die  Ein- 
heit der  Gesammtrepräsentation  der  Kirche  durch  das  Konzil  zerrissen,  der  Papst 
und  der  Episkopat  werden  zu  zwei  sich  gesondert  gegenüberstehenden  Organen  ge- 
macht und  es  entfllllt  damit  die  Möglichkeit  der  Abgabe  eines  einheitlichen  Willens- 
aktes durch  das  allgemeine  Konzil  als  solches,  d.  h.  diese  Anschauung  verstösst 
gegen  den  Satz ,  dass  der  Papst  als  Haupt  und  der  Episkopat  als  Glieder  das  allge- 
meine Konzil  bilden  und  demgemäss  auch  nur  in  dieser  Vereinigung  durch  einheit- 
liche Willensakte,  d.  h.  Akte  des  Konzils,  handeln  können. 

Legt  man  dagegen  dem  Worte:  Bestätigung  den  zweiten  Begriff  unter,  so  wird 
damit  die  Selbstständigkeit  des  Episkopates  yemeint,  seine  Beschlussfassung  hat 
dann  nicht  mehr  die  Bedeutung,  den  einen  wesentlichen  Faktor  fflr  den  gemeinsamen 
Willensakt  herzustellen,  zu  dem  der  andere,  die  päpstliche  Zustimmung,  hinzutreten 
muss,  vielmehr  nur  die  Funktion,  eine  Unterlage  zu  schaffen,  welche  erst  durch  die 
päpstliche  Bestätigung  rechtliche  Erheblichkeit  gewinnt  und  somit  bis  dahin  nnr  den 
Charakter  einer  blossen  gutachtlichen  Aeusserung  besitzt.  Man  hat  dann  den  Rechts- 
zustand anticipirt,  welchen,  wie  noch  unten  näher  auszuführen  ist,  das  Vatikanische 
Konzil  sanktionirt  hat. 

Obgleich  meistens  keine  volle  Klarheit  darüber  herrscht ,  in  welchem  Sinne  das 
Wort:  Bestätigung  gebraucht  wird,  so  bricht  doch  vielfach,  wenn  auch  unklar,  schon 
seit  Jahrhunderten  die  zuletzt  gedachte  Auffassung  durchs  Das  erklärt  sich  daraus, 
dass  die  Kurialisten  seit  dem  15.  Jahrhundert  auf  den  mittelalterlichen  Satz  zurQck- 
gegriffen  haben,  dass  die  Autorität  des  allgemeinen  Konzils  vom  Papste  abhänge,  so- 
wie daraus,  dass  bei  der  Bekämpfung  der  Konstanzer  und  Baseler  Theorien  von  der 
Superiorität  des  Konzils  über  den  Papst  nicht  nur  die  möglichste  Herabdrückung  der 
Bedeutung  der  ohne  den  Papst  gefassten  Konzilsbeschlüsse  geboten  war,  sondern  auch 
eine  konsequente  Weiterentwicklung  jener  Lehre  dazu  führen  musste,  dem  Papste, 
unter  Zerreissung  des  organischen  Zusammenhanges  der  beiden  wesentliehen  Fak- 
toren des  allgemeinen  Konziles,  des  Hauptes  und  der  Glieder,  die  ausschliesslich  ent^ 
scheidende  Stellung  beizulegen. 

Mehrfach  ist  behauptet  worden ,  dass  der  Papst  allein  und  persönlich  diese  Zu- 
stimmung oder,  wie  sie  fälschlich  genannt  wird ,  diese  Bestätigung  zu  ertheilen  habe, 


4  So  schon  bei  TurrecrematÄ  (»,  Th.  I.  S.  203. 
n.  1  n.  de  potestate  papae  et  conc.  ed.  Friedrich 
Oeniponti,  1871 .  p.  TA  flf.);  dann  bei  allen, 
welche  dem  Papst  gestatten,  auch  Minoritätsent- 
scheidnngen  des  Konzils  zn  bestätigen  (s.  dar- 
über unten  im  Text),  ferner  bei  Ferraris  1.  c. 
n.  Öö,  welcher  TOn  einem  ins  anctoritative  con- 
flrmandi  concilia  generalia  spricht,  und  bei 
Ginzel  1,  123:  „Die  Bestätigung  einer  hierar- 
chischen Versammlung  als  eines  allgemeinen 
Konziles  besteht  in  dem  Ausspruche :  die  Be- 
schlüsse derselben  seien  als  Anordnung  des  vom 
h.  Geiste  erfüllten  Lehramtes  der  Kirche  anzu- 


sehen und  von  allen  Ghristgllubigen  zu  befol- 
gen. Dieses  bestätigende  Urthell  kann  nur  der 
unfehlbare  Richter  in  Glauhenssachen  fallen.' 
Die  citirten  päpstlichen  Bullen  lassen  ihiea 
Wortlaut  nach  über  die  Bedeutung  der  conflnna- 
tio  nnr  so  viel  entnehmen ,  dass  dabei  an  eine 
höhere  Autorität  des  Papstes  gedacht  wird.  Nach 
der  ganzen  Richtung  der  Entwicklung  kann  es 
freilich  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  man  damit 
die  Bestätigung  im  Sinne  der  elgentUehen  Legi- 
timirung  gemeint,  aber  die  Zelt  noch  nieht  ftkr 
gekommen  erachtet  hat,  das  klar  und  scharf  zun 
Ausdruck  zu  bringen. 
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und  die  Zuatimmung  der  auf  dem  Konzile  anwesenden  und  präsidirenden  Legaten 
nicht  ausreiche  S  weil  nur  der  unfehlbare  Richter  in  Giaubenssachen  persönlich  ein 
aolchee  ürtheil  f&Uen  könnet,  oder  weil  darin  die  feierliche  Beglaubigung  der  Inne- 
haltung der  Vollmachten  seitens  der  Legaten  liege  und  jeder  Zweifel  an  der  Zustim- 
mung des  Kirchenhauptes  ausgeschlossen  werde  ^. 

Zunächst  ermächtigt  eine  nur  auf  die  Leitung  des  Konzils  gerichtete  Vollmacht 
selbstverständlich  die  päpstlichen  Legaten  nicht ,  ftlr  den  Papst  die  entscheidende 
Zustimmung  zu  den  Beschlüssen  der  Versammlung  zu  ertheilen ,  aber  auch  eine  all- 
gemein und  generell  ertheilte  Ermächtigung,  allen  vom  Episkopat  zu  fassenden  Be- 
schlfissen  Namens  des  Papstes  zuzustinmien  ^,  kann  deshalb  nicht  für  ausreichend 
erachtet  werden,  weil  die  Willensmeinung  des  Papstes  selbst,  welcher  in  seiner  Pri- 
maüalstellung  als  solcher  keinen  Stellvertreter  hat,  sondern  nur  einzelne  aus  der- 
selben herfliessende  Rechte  zur  Ausübung  an  Andere  übertragen  kann  ^j  als  Hauptes 
der  Earche  fttr  das  Zustandekommen  eines  Konzilsbeschlusses  wesentlich  ist  und  bei 
einer  allgemein  lautenden  Vollmacht  nicht  der  Wille  des  Papstes,  sondern  der  seines 
Legaten  entscheidet.  Dagegen  erseheint  es  aus  demselben  Grunde  nicht  unzulässig, 
daaa  zu  bestimmt  formulirten  Beschlüssen  ein  Legat  Namens  des  Papstes  in  Vollmacht 
des  letzteren  die  päpstliche  Zustimmung  erklärt,  oder  ihm  im  Voraus  die  Ermächti- 
gung gewährt  wird,  für  einen  seinem  Inhalte  nach  genau  bestimmten ,  erst  vom  Kon- 
zil zu  fassenden  Beschlnss  die  päpstliche  Zustimmung  zu  ertheilen^,  denn  in  beiden 
FftUen  hat  der  Papst  selbst  persönlich  die  Entscheidung  gegeben  und  der  Legat  dient 
ihm  hier  nur  als  Organ,  welches  dieselbe  zu  verkünden  hat. 

Wie  aber  nach  den  bisherigen  Ausführungen  ein  Konzilsbeschluss  nur  gültig  zu 
Stande  kommt,  wenn  der  Papst  der  ordnungsmässig  festgestellten  Willensäusserung 
der  Bischöfe  zustimmt,  so  bildet  auch  andererseits  diese  letztere  ein  wesentliches 
Moment  flllr  die  Herbeiführung  eines  solchen  und  ohne  ihr  Vorhandensein  kann 
ebenso  wenig  von  einem  Konzilsbeschlusse  die  Rede  sein.  Denn  vor  dem  Vatikanum 
war  zwar  die  Lehre  von  der  Superiorität  des  Konzils  schon  praktisch  überwunden, 
aber  die  o.  S.  626  berührte  kuriale  Theorie  von  der  das  Konzil  allein  legitimirenden 
Autorität  des  Papstes ,  so  sehr  sie  sich  auch  schon  geltend  zu  machen  angefangen 
hatte ,  war  doch  noch  nicht  zu  voller  Herrschaft  gelangt,  und  der  Episkopat  ebenso 
wenig  zu  voller  UnSelbstständigkeit  herabgedrückt. 

Als  Willensmeinung  des  zum  Konzile  versammelten  Episkopates  kann  aber  — 
wenn  derselbe  auf  dem  Konzil  neben  dem  Haupte  noch  eine  selbstständige  Stellung 
haben  soll  —  nur  dasjenige  gelten,  was  dieser  mit  Stimmenmehrheit  beschlossen 
hat.  Wenngleich  der  Papst  befugt  ist ,  einem  Beschlnss  des  Episkopates  seine  Zu- 
stimmung zu  versagen  und  dadurch  zu  verhindern,  dass  ein  Konzilsbeschluss  zur 


1  BelUrmin,  de  concillis  11.11;  Pirhing 
iiu  e&non.  prooem.  n.  18;  Phillips 2,  261. 

9  Olnzel  1,  123. 

8  Permaneder  $.  274. 

4  Die  VoUmacbten  für  die  Legaten  zn  Trient 
enthielten  eine  derartige  Klansel,  dahin  lau- 
tend :  nln  ipso  concilio  praesidendi  ac  in  illo 
pro  vestra  pietate  atqne  sapientia  ea  omnia 
proponendi,  ordinandi  et  de  ipsius  concilii  con- 
silio  decemendi  et  statuendl ,  qnae  in  prae- 
miseis  et  eirea  ea  necessaria  sen  opportnna  et 
alias  ad  landem  et  honorem  dei  pertinere  no- 


veritis,  etiamsl  magis  speciale  mandatnm  exi- 
gant,  plenam  et  liberam  anctoritate  praedicta  te- 
nore  praeseutium  concedimns  potestatera  et  faoul- 
tatem'^,  s.  Theiner  acta.  1^  16.  17;  I^aynald. 
a.  1545.  u.  39;  Le  Fiat,  monam.  conc.  Tri- 
dent.  4,  211. 

s  Daher  ist  selbst  den  Legaten  a  latere  die 
Entscheidung  von  causae  maiores  entzogen  und 
es  kann  ihnen  diese  nur  durch  besondere  Spe- 
zialYollmacht  übertragen  werden,  s.  Th.  L  S. 
Ö14. 

«  SoauchBoulxL  c.  p   419. 
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Existenz  gelangt,  so  ist  er  doch  andererseits  nicht  berechtigt,  durch  seine  Zustimmang 
zu  der  Ansicht  der  Minorität  diese  letztere  zu  einem  solchen  zu  erheben.  Er  kann 
dasjenige,  was  von  der  Majorität  des  Episkopates  auf  dem  Konzile  verworfen  worden 
ist,  seinerseits,  soweit  seine  alleinige  gesetzgebende  Gewalt  in  der  Kirche  reicht,  in 
Uebereinstimmung  mit  der  Minorität  als  Kirchengesetz  yorschreiben ,  aber  in  diesem 
Falle  liegt  nur  eine  einseitige  päpstliche  Anordnung,  kein  Konzilsbeschluss  vor,  und 
eine  solche  hat  ihre  bindende  Kraft  allein  zufolge  der  gesetzgebenden  Gewalt  des 
Papstes,  nicht  deshalb,  weil  sie  eine  von  der  Gesammtrepräsentation  der  Kirche,  von 
einem  allgemeinen  Konzil,  erlassene  Gesetzesvorschrifl;  ist.  Allerdings  ist  wiederholt 
die  Ansicht  aufgestellt  worden,  dass  der  Papst  auch  den  Beschluss  der  Minorität  ge- 
nehmigen könne  i,  aber  diese  geht  von  einem  Verhältniss  zwischen  Papst  und  Epi- 
skopat aus,  bei  welchem  die  erst  durch  das  Vatikanische  Konzil  herbeigeführte  Ver- 
nichtung der  Selbstständigkeit  des  letzteren  als  schon  erfolgt  vorausgesetzt  wird,  und 
argumentirt  dabei  aus  der  ebenfalls  durch  das  erwähnte  Konzil  dogmatisirten  Un- 
fehlbarkeit des  Papstes  heraus,  wenn  sie  sich  darauf  beruft;,  dass  der  letztere  das 
Recht  habe,  auch  die  in  ihrer  Mehrzahl  Irrenden  Brüder  zum  rechten  Glauben 
zurückzuführen. 

Bei  dieser  Auffassung  des  gegenseitigen  Verhältnisses  zwischen  Papst  und  Epi- 
skopat kann  endlich  die  Frage,  ob  dem  ersteren  die  Superiorität  über  dajs  alige- 
meine Konzil  zukommt,  nicht  gestellt  werden^,  denn  abgesehen  von  Ausnahme  Ver- 
hältnissen (darüber  s.  am  Schluss  dieser  Nummer)  bilden  er  und  der  Episkopat  das 
allgemeine  Konzil.  Ohne  die  Zusammenwirkung  der  beiden  Faktoren  ist  ein  solches 
nicht  denkbar  und  folglich  kann  der  eine  nicht  über  dem  anderen  stehen.  Vom 
Standpunkt  der  Theorie  der  Reformkonzilien  des  1 5.  Jahrhunderts  konnte  wohl  die 
umgekehrte  Frage  angeworfen  werden,  weil  man  die  plenitudo  potestatis  der  ganzen 
Kirche  in  erster  Linie  beilegte  und  daher  unter  gewissen  Voraussetzungen  den  Epi- 
skopat als  Organ  derselben  betrachten  konnte  3.  Es  ist  aber  unmöglich,  wenn  man 
den  Papst  als  den  allein  entscheidenden  und  mit  der  obersten  MachtfAlle  bekleideten 
Faktor  ansieht,  sei  es,  dass  ihm  die  letztere  krafi;  eigenen  Rechtes,  sei  es  blos  zu 
Ausübung  zukommt,  noch  den  Begriff  des  allgemeinen  Konzils  als  der  Gesanuntrepri- 
sentation  der  Kirche  durch  den  Episkopat  allein  ohne  ihn  festzuhalten,  denn  von 
diesem  Standpunkt  aus  giebt  es  ohne  ihn,  das  Haupt,  kein  solches.  Der  Episkopat 
fUr  sich  bildet  einen  blossen  Rumpf,  und  dann  hat  der  Satz ;  der  Papst  steht  über 
dem  Konzil  keinen  Sinn  *,  weil  eine  solche  Bischofsversammlung  kein  Konzil  ist  und 
sein  kann. 


^  So  schon  von  den  Legaten  zu  Trient,  s.  o.  S. 
442.  n.  1  u. 2;  vgl.  ferner  Melcb.  G&nus  loci 
theolog.  V.  5.  qii.  2,  opp.  Wien,  1754.  p.  292 ; 
Bellarmin  1.  c.  I.  18;  Natalis  Alexan- 
der histor.  ecoles.  saec.  VII.  diss.  II.  prop.  2, 
ed.  cit.  5,  583;  de  An  gell  s  l.  c.  p.  273;  an- 
scheinend auch  Benedict.  XIY  de  synodo  dioe- 
cesana  XIII.*  10.  n.  3;  Bonix  1.  o.  p,  413. 
Die  Frage  wird  gewöhnlich  gelegentlich  der  Be- 
gründung der  Meinung,  dass  die  Bischöfe  auf 
dem  allgemeinen  Konzil  nicht  blosse  conslliarii, 
sondern  iudioes  seien  und  bei  der  Erörterung 
darüber,  dass  der  Papst  den  Beschluss  der  Mehr- 
heit des  Konzils  nicht  zu  genehmigen  brauche, 
behandelt. 


3  So  auch  z.  B.  Walter  $.  158  undHefele 
a.  a.  0.  1,  54.  Man  kann  höchstens  fragen: 
Sind  die  Konzllsbeschlüsse  für  das  QeaeCzge- 
bungsrecht  des  Papstes  unantastbar?  und  kana 
in  Ausnahmefallen  der  Papst  von  dem  blonen 
Episkopat  gerichtet  werden?  Eine  sehr  ausführ- 
liche Erörterung  vom  ultramontanen  Standpunkt 
aus  über  die  Frage  der  s.  g.  Superiorität  des 
Papstes  über  das  allgemeine  Konzil  bei  B  o  n  i  i 
1.  c.  2,  498  ff. 

a  S.  0.  S.  363  u.  Tb.  I.  S.  197. 

«  Ginzel  1,  126  hält  ihn  alleidings  Iüt  zu- 
treffend, wenn  der  Papst  auf  dem  Konzil  bloe 
durch  Legaten  vertreten  sei,  weil  dann  die  Ter- 
Sammlung  der  Bestätigung  doreh  den  Papst  b^ 
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Nachdem  das  Vatikanische  Konzil  den  Universal-Episkopat  und  die  Unfehlbar- 
keit des  Papstes  zum  Dogma  erhoben  hat,  können  aber  die  vorstehend  entwickelten 
Resultate  nicht  mehr  für  massgebend  erachtet  werden.  Sie  bernhen  anf  der  An- 
schaunng;  dass  der  Papst  und  der  um  ihn  versammelte  Episkopat  die  Oesammtver- 
tretnng  und  das  Organ  der  allgemeinen  Earche  bilden. 

Wenn  indessen  in  dem  Papst  nicht  nur  die  Fülle  des  Primates,  sondern  auch  da- 
mit weiter  der  Universal-Episkopat  über  die  ganze  Kirche ,  alle  Diöcesen  nnd  alle 
Glftnbigen  vereinigt  ist,  so  repräsentirt  er  dadurch  allein  alle  Gewalten  in  der 
Kirche,  und  eine  Versammlung  der  Bischöfe,  in  deren  Diöcesen  er  eine  konkurrirende 
Jurisdiktion  besitzt,  kann  der  Vertretung  der  Kirche  nichts  hinzufügen,  was  nicht 
schon  durch  die  Person  des  Papstes  allein  repräsentirt  wäre. 

Nach  katholischer  Anschauung  ist  der  Earche ,  wie  sie  in  der  Welt  äusserlich 
zur  Gestaltung  gelangt  ist,  die  Gabe  der  Unfehlbarkeit  in  Betreff  der  Ausübung  ihres 
Lehrberufes  verliehen.  Als  Organ  dieser  Unfehlbarkeit  galt  unbestritten  bis  zum 
Vatikanum  das  die  Gesammtrepräsentation  der  Kirche  bildende  allgemeine  Konzil 
nnd  es  wurden  daher  seine  Beschlüsse  in  Glaubenssachen  als  unfehlbar  betrachtet^- 
Das  allgemeine  Konzil  hatte  daher  bisher  die  Aufgabe ,  in  streitigen  Glaubensfragen 
die  untrüglichen  Normen  festzustellen.  Dieselbe  Eigenschaft  besitzen  aber  nach  der 
Lehre  des  Vatikanischen  Konzils  auch  die  vom  Papst  ex  cathedra  in  Betreff  des 
Glaubens  und  der  Sitten  erlassenen  Lehrentscheidungen.  Der  Papst  kann  daher  die- 
selbe Funktion,  welche  das  allgemeine  Konzil  bisher  zu  erfüllen  hatte,  ebenfalls  allein 
ansfiben.  Ja  das  letztere  ist  für  die  Feststellung  der  Glaubenslehre  völlig  bedeutungs- 
los geworden. 

Die  Unfehlbarkeit  kommt  dem  Papste  persönlich  als  Nachfolger  Petri  zu,  die 
Zustimmung  der  Kirche,  d.  h.  des  zum  Konzile  versammelten  Episkopates ,  zu  den 
von  ihm  erlassenen  Glaubensdekreten  ist  ftlr  ihre  Untrüglichkeit  gleichgültig,  sie  sind 
„Irreformabiles  e^  sese,  non  ex  consensu  ecclesiae^.  Da  nun  aber  ein  allgemeines 
Konzil  ohne  den  Papst,  ohne  den  Inhaber  des  Primates  und  des  Universal-Episko- 
pates  der  ganzen  Kirche  nach  dem  Vatikanum  noch  viel  weniger,  wie  vorher,  als 
Gesammtrepräsentation  der  Kirche  denkbar  erscheint,  andererseits  aber  die  früher 
dem  Konzile,  als  der  Verbindung  des  Papstes  und  des  Episkopates,  beigelegte  Un- 
fehlbarkeit dem  Papste  allein  innewohnt,  femer  die  von  dem  Konzile  erlassenen  De- 
krete ihre  Untrüglichkeit  nur  dadurch  erhalten  können ,  dass  der  Papst  sich  die  Be- 
schlüsse des  Episkopats  aneignet  und  sie  seinerseits  verkündet,  so  hat  die  Mitwirkung 
des  letzteren  keine  irgend  wie  massgebende  Bedeutung  mehr.  Die  Unfehlbarkeit  4es 
Papstes  hat  die  Unfehlbarkeit  des  Konziles  absorbirt,  freilich  nicht  in  dem  Sinne, 
dass  das  allgemeine  Konzil  nicht  mehr  als  unfehlbar  zu  betrachten  wäre,  aber  in  dem 
Sinne,  dass  die  Unfehlbarkeit  seiner  Beschlüsse  nicht  mehr  auf  dem  Konzile  als 


dürfe  und  der  Ronflnnliende  unzweifelhaft  über 
dem  za  Bestätigenden  stehe,  d.  h.  aber  der  Papst 
steht  über  den  Konzilsbeschlüssen,  nicht  über 
dem  Konzil,  abgesehen  davon,  dass  hier  wieder 
Konzil  unklarer  Welse  als  der  blosse  Episkopat 
gefasst  wird. 

1  Vgl.  z.  B.  He  feie,    Concil. -Gesch.  1,  56. 
Ueber  diese  Lehre,  welche  das  Dogma,  nicht  das 


Recht  betrifft  und  daher  hier  in  ihrer  Entwick- 
lung nicht  zu  erörtern  ist,  vgl.  Hase,  Polemik 
S.  15  ff.  Ebensowenig  gehört  eine  nähere  Bespre- 
chung der  früheren  Streitfrage,  ob  das  Konzil 
ohne  denPapst  oder  nur  in  Gemeinschaft  mit  ihm 
unfehlbar  ist,  welche  vom  Standpunkt  des  Epi- 
skopallsmns  im  Sinne  der  ersten  Alternative  be- 
antwortet wurde,  in  das  Kirchenrecht. 
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solehem,  sondern  lediglich  auf  dem  Papst  nnd  seiner  Ifitwirkimg  bei  dem  Konzile 
beruht*. 

Weder  ftlr  die  Austlbang  der  Leitungs-  noch  der  Lehrgewalt  besitzt  der  Epi- 
skopat in  seiner  Vereinigung  zum  allgemeinen  Konzil  um  den  Papst ,  in  welchem 
allein  die  Kirche  verkörpert  ist  und  welcher  dieselbe  in  allen  ihren  Vollmaehten  re- 
prftsentirt^  jetzt  noch  irgend  eine  entscheidende  Stellung  neben  dem  Papste  mehr,  da 
die  Rechte  und  Vollmachten  desselben  durch  die  Mitwirkung  des  ersteren  nicht  die 
mindeste  Erweiterung  erfahren. 

Das  allgemeine  Konzil  ist  also  ftlr  die  katholische  Kirche  nnntitz  nnd  ttberflOssig 
geworden  ^.  Tritt  ein  solches  wieder  zusammen,  so  kann  seine  Funktion  nur  in  der 
Betheiligung  an  der  Vorbereitung  der  ihm  vom  Papst  unterbreiteten  Berathungs- 
gegenstände  und  der  Abgabe  von  Gutachten  bestehen ,  es  hat.  wie  ich  dies  schon 
mehrfach  hervorgehoben  habe,  nur  noch  die  Stellung  eines  grossen  Senates,  welche 
es  allerdings  faktisch  schon  im  Mittelalter  eingenommen  und  welche  die  Päpste  so- 
wohl dem  Tridentinum  wie  auch  dem  Vatikannm  thatsächHch  zu  geben  mit  Erfolg 
bemüht  gewesen  sind.  Daraus  folgt  aber  weiter,  dass  der  Papst  sich  nicht  an  die 
Beschlüsse  der  Mehrheit  dieser  berathenden  Körperschaft  zu  halten  braucht  3,  son- 
dern auch  die  Meinung  der  Minoritftt  anzunehmen  und  mit  Gesetzeskraft  zu  bekleideB 
befugt  ist.  Beschlüsse  eines  allgemeinen  Konzils  im  eigentlichen  Sinne  kann  es  eben- 
falls nicht  mehr  geben.  Ihre  rechtliche  und  gesetzliche  Kraft  entnehmen  sie  allein 
aus  der  Gewalt  des  Papstes,  der  Konziliarbeschluss  ist  jetzt  nichts  anderes  als  eine 
Anordnung  des  Papstes,  welche  er  nach  Einholung  des  Rathes  des  zum  grossen 
päpstlichen  Senate,  dem  allgemeinen  Konzil,  versammelten  Episkopates  erlässt,  und 
unterscheidet  sich  nur  dadurch  von  anderen  päpstlichen  Konstitutionen ,  dass  diese 
vom  Papste  allein  unter  blosser  Vorbereitung  durch  die  gewöhnlichen  KurialbehördeB 
erlassen  werden. 

So  hat  das  allgemeine  Konzil  seit  dem  Vatikannm  neben  dem  Papstthnm  keine 
selbstständige  rechtliche  Bedeutung  mehr,  es  kann  nur  noch  dazu  dienen,  die  p^wt- 
lichen  Erlasse ,  welche  unter  seiner  beirathenden  Mitwirkung  ergehen,  mit  höheren 
äusserem  und  faktischem  Nimbus  zu  bekleiden  und  vielleicht  auch  die  Reception 


1  Da  mit  der  DogmatisiruDg  der  päpstlichen 
Unfehlbarkeit  nach  katholischer  Lehre  zugleich 
festgestellt  ist,  dass  die  Unfehlbarkeit  anch  allen 
Päpsten  von  Anfang  an  zugekommen  ist,  so  hat 
Pins  IX  das  erwähnte  Dogma  schon  ebenfalls  als 
unfehlbares  und  zwar  Kraft  eigener,  nicht  Kraft 
der  dem  Tatikanischen  Konzile  als  solchem  inne- 
wohnenden Unfehlbarkeit  erklärt.  Die  Mitwir- 
kung des  Konziles  dabei  war  gleichgültig  und  so 
hat  die  Definition,  wie  schon  Richter-DoTo, 
8.  Aufl.  S.  382  bemerkt,  lediglich  die  Bedeu- 
tung eines  Zeugnisses,  welches  Plus  IX  sich 
selbst  für  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  ertheilt 
hat. 

3  Darauf  hat  aach  die  Opposition  auf  dem  Ya- 
tikanum  mehrfach  hingewiesen ,  s.  z.  B.  die 
Rede  von  B.  Strossmayer  bei  Qulriuus  S.  465 
und  die  relatio  über  die  Observationen  zum 
Schema  de  Romanipontiflcis  primatu  bei  Fried- 
rich docum.  2,  308.  An  der  letzteren  Stelle 
wird  diese  Folgerung  zwar  unter  Berufung  auf 


Bei  lärm  in  de  roman.  pontif.  1.  lY.  c.  7  und 
de  concil.  1. 10.  11.  zu  widerlegen  gesucht,  aber 
vergeblieh.  Dieser  sagt  nämlich  1.  o.  dt:  ^Vk- 
men  uon  debet  pontifex  in  controveniis  fldd  di- 
iudicandis  aut  soll  suo  iudicio  fldere  aut  exspee- 
tare  divinam  revelationem,  sed  adhibere  dlUgen- 
tiam  quantam  res  tanta  postulat  et  oidinaria  me- 
dia, et  tum  demum  exspectare  asslstentiam  Spi- 
ritus sancti  et  directionem  divinam  . . .  Pono  me- 
dium ordinarium  ac  perinde  neeessarium  esse 
condlium  m  a  g  n  u  m  aut  p  a  r  v  u  m ,  nnum  vel 
plura  prout  Ipse  iudlcaverit,  facile  probaxi  pot- 
est'',  und  stellt  schliesslich  illes  in  das  EnneMCB 
des  Papstes,  Indem  er  nur  die  faktische  Angcnee- 
senheit,  nicht  aber  die  rechtliche  Nothwendigkdt 
der  Konzilien  betont. 

s  Für  heute  ist  also  die  schon  o.  8.  G28  er- 
wähnte Ansicht  richtig.  Andererseits  kSnnen  die 
Bischöfe  nur  noch  als  conslliarii  des  Papstes, 
nicht  mehr  als  iudiees  (o.  a.  a.  0.  n.  1]  betiaeh- 
tet  werden. 
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derselben  zu  erleichternd  Die  mittelalterliche,  auf  dem  Vatikanischen  Konzil  von 
Neuem  gebrauchte  Fassung  der  Konzilsbeschlüsse :  s.  approhante  concüio  bezeugt  nur 
eine  rechtlich  irrelevante  Thatsaohe  und  charakterisirt  die  Funktion  des  zum  Konzil 
versammelten  Episkopates  nicht  mehr  zutreffend.  Sie  mflsste  zu  diesem  Behufe  —  was 
freilich  bei  der  traditionellen  Festhaltung  der  herkömmlichen  Formeln  durch  die 
Kurie  nicht  geschehen  wird  —  in  die  Fassung:  odMnio  comnlio  9,  cwtciUi  umgeändert 
werden. 

Bis  zum  Vatikanum  hat  man  dem  zum  Konzil  versammelten  Episkopat  die  Be- 
fugniss  beigelegt ,  Aber  den  Papst  im  Falle  einer  Häresie  das  Urtheii  zu  fallen  und 
femer  bei  dem  Eintritt  eines  Schismas  die  Entscheidung  ttber  die  Rechtmässigkeit 
oder  Unrechtmässigkeit  der  Prätendenten  des  päpstlichen  Stuhles  zu  treffen^.  Mit 
Rfieksicht  auf  die  veränderte  Stellung ,  welche  dem  allgemeinen  Konzil  durch  das 
Vatikannm  angewiesen  ist,  muss  aber  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  diese  Sätze 
noch  aufrecht  erhalten  werden  können. 

Was  eine  etwaige  Häresie  des  Papstes  betriflft,  so  kommt  zunächst  in  Betracht, 
dasSy  wenn  der  letztere  eine  Lehre ,  welche  frflher  als  ketzerisch  betrachtet  worden 
ist,  ex  cathedra  verkündet  hat,  diese  nunmehr,  weil  der  Ausspruch  des  Papstes  mit 
der  Unfehlbarkeit  bekleidet  ist,  zur  göttlich  geoffenbarten  Wahrheit  wird  und  somit 
in  diesem  Falle  von  einer  Ketzerei  überhaupt  keine  Rede  mehr  sein  kann*^  Die  Mög- 
lichkeit, dass  der  letztere  aber  sich  sonst,  in  anderen  amtlichen  Akten  oder  ausseramt- 
lich,  der  Ketzerei  schuldig  machen  könnte,  ist  an  und  fQr  sich  nicht  ausgeschlossen  ^. 
Vom  Standpunkt  der  vorvatikanisohen  Theorie  konnte  das  erwähnte  Recht  des  Kon- 
zils in  den  Fällen  der  Ketzerei  und  des  Schismas  noch  damit  begründet  werden, 
dass  hier,  wo  ftlr  den  Papst  eine  Theilnahme  am  Konzile  unmöglich  ist,  sein  Recht 
ruhe  und  der  neben  ihm  die  Kirche  repräsentirende  Episkopat  die  derselben  zukom- 
mende richterliche  Befrigniss  allein  auszuüben  habe.  Dies  erscheint  indessen  jetzt, 
nachdem  der  Papst  zum  absoluten  Monarchen  in  der  Kirche  geworden  ist  und  gegen- 
über der  ihm  zukommenden  alleinigen  Oesammtrepräsentation  derselben  der  Episko- 
pat seine  selbstständigen  Befrignisse  verloren  hat,  unmöglich  ^. 

Die  gedachte  Lehre  muss  also  jetzt  aufgegeben  werden.  Damit  wird  allerdings 
die  katholische  Kirche  des  bisher  vorhandenen  Mittels,  schwere  Krisen,  wie  sie  ein 
Schisma  mit  sich  führt,  auf  einem  rechtlich  geordneten  Wege  zu  überwinden,  beraubt, 
und  es  wird  sich,  falls  solche  Verhältnisse  wieder  in  der  Zukunft;  eintreten  sollten,  fra- 
gen, ob  man  Atmn  an  den  vatikanischen  Beschlüssen  wird  festhalten  können  oder  nicht. 

11.  Vertagungs-,  Verlegungs-  und  Schliessungsrecht  des  Pap- 
stes.   Nach  den  Ausfühmi^en  unter  Nr.  10  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen^ 


1  Darüber  8.  unten  S.  632. 

s  S.  Th.  I.  S.  306.  307.  Für  diese  Fälle  blieb 
natüiHob  nur  Einbemfang  durch  die  Kardinäle 
(wie  z.  B.  beim  Konzil  zu  Pisa ,  s.  0.  S.  363) 
oder  Zusammentritt  der  Bisohöfe  auf  Anregung 
eines  Thells  derselben  übrig.  Eine  feste  Theorie 
hat  sich  in  dieser  Beziehung  nicht  gebildet. 

8  So  Rlchter-DOTO.  8.  Aufl.  S.  389  u.  de 
Angelisl.  c.  p.  256.257. 

4  Warum  Rlchter-Dove  a.  a.  0.  die  An- 
nahme dieser  Möglichkeit  Ton  der  Hand  weist, 
iet  mir  nicht  klar  geworden« 


5  Was  den  Fall  des  Schismas  betrifft,  so  giebt 
d  e  Angells  1.  c.  p.  209  lediglich  die  bisherige 
Meinung  wörüioh  nach  Ferraris  1.  c.  1.  s.  t. 
oardinales  art.  5.  u.  40.  41  wieder.  Richter- 
Do  ve  a.  a.  O.  legt  dem  Konzile  noch  eine  dekla- 
ratlTeBefuguiss  zu,  welcher  Ton  den  beiden  Prä- 
tendenten der  rechtmässige  Papst  sei.  Von  einer 
blossen  Deklaration  kann  aber,  wenn  das  Schisma 
beseitigt  werden  soll,  nicht  die  Rede  sein,  s.  Th. 
I.  8.  307,  und  andererseits  ist,  wenn  der  Papst 
der  absolute  Monarch  in  der  Kirche  ist,  er  allein, 
kein  anderes  Orgs^  berechtigt,  über  seine  Legi- 
timität eiue  Butscheidung  zu  fallen. 
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dass  dem  Papste  sowohl  das  Becht  zur  Vertagung  und  Verlegung  wie  auch  zur 
Schliessung  des  Konzils  zugesprochen  werden  muss^  Vom  Standpunkte  des  vor- 
vatikanischen  Rechts  folgte  dasselbe  aus  seiner  Stellung  als  Haupt  des  Konzils.  Ist 
er  nicht  gehalten^  das  Resultat  der  Thätigkeit  des  anderen  neben  ihm  stehenden  Fak- 
tors anzunehmen,  kann  er  vielmehr  seinen  Beitritt  zu  demselben  versagen,  so  kami 
er  auch,  wenn  es  ihm  wünschenswerth  erscheint ,  die  Suspendirung  oder  gar  die  Be- 
endigung dieser  Thätigkeit  eintreten  lassen^,  oder  einen  anderen  Ort  ftlr  die  Be- 
rathungen  bestimmen.  Dagegen  ist  der  Episkopat  nicht  im  Stande,  seinerseits  ein- 
seitig eine  Vertagung,  Verlegung  oder  Schliessung  herbeizuftihren ,  denn  ein  darauf 
hinzielender  Beschluss  bedürfte,  um  ein  gültiger  Konziliarbeschluss  zu  werden, 
der  Zustimmung  des  Papstes.  Während,  wenn  etwa  die  einzelnen  Bischöfe  ihren 
Willen  durch  einseitige  Entfernung  vom  Konzilsorte  durchzusetzen  suchen  sollten, 
wohl  eine  faktische  Auflösung  des  Konzils  herbeigeführt  werden  könnte,  jeder  em- 
zelne  aber  damit  seine  eidlich  übernommene  Pflicht,  auf  dem  Konzile  zu  erscheinen, 
verletzen  und  sich  disciplinarisch  strafbar  machen  würde  (s.  o.  S.  608). 

Für  das  neueste,  vatikanische  Recht  ergeben  sich  die  erwähnten  Befugnisse 
des  Papstes  daraus,  dass  der  zum  Konzil  versanmielte  Episkopat  ihm  gegenüber 
lediglich  die  Stellung  eines  Senates  einnimmt  und  völlig  von  ihm  abhängig  ist.  Be- 
steht nicht  einmal  mehr  eine  rechtliche  Nothwendigkeit  ftlr  den  Papst  mit  demselben 
gemeinsam  zu  handeln ,  so  entfällt  damit  auch  jede  Verpflichtung  ftlr  ihn,  die  einbe- 
rufene Rathsversammlung  länger  thätig  sein  zu  lassen,  als  er  es  seinerseits  ftlr  zweck- 
mässig erachtet,  wogegen  selbstverständlich  von  einem  einseitigen  Recht  des  Episko- 
pats auf  Suspendirung  und  Schliessung  des  Konzils  vollends  keine  Rede  mehr  sein 
kann. 

12.  Die  Reception  der  allgemeinen  Konzilien^  Die  s.  g.  Reception 
der  Konzilien  ist ,  wie  ich  schon  o.  S.  348  hervorgehoben  habe ,  die  Erprobung  der 
von  einem  Konzile  gefassten  Beschlüsse  an  dem  Oesammtbewusstsein  der  Kirche  in 
der  Richtung,  ob  dieselben  sich  als  Fortentwicklung  der  in  dem  bisherigen  kirch- 
lichen Glauben  liegenden  Keime  darstellen.  Sie  entscheidet  also  darüber,  ob  die  Be- 
schlüsse eines  Konzils  dem  damit  bezeichneten  materiellen  Erfordemiss  ihrer  Ofiltig- 


i  Die  Yertagniig  des  Konzils  von  Trient  1.  J. 
1552  ist  allerdings  durch  das  Konzil  selbst  be- 
'Sßhlossen,  s.  o.  S.  429,  die  des  Yatikanum  da- 
gegen allein  vom  Papst  verfügt  worden,  s.  o.  S. 
468.  Für  die  Verlegung  des  Konzils  von  Trient 
1.  J.  1547  nach  Bologna  ist  Paul  III  der  Intellek- 
tuelle Urheber  gewesen,  wenngleich  er  das  Kon- 
zil dieselbe  formell  hat  beschllessen  lassen,  da- 
gegen ist  die  Zurückverlegung  nach  Trient  i.  J. 
1550  allein  durch  Julius  III  angeordnet  worden, 
6.  0.  S.  429.  Der  Schluss  des  Konzils  ist  dage- 
gen durch  die  Synode  selbst  auf  Anfrage  der 
Legaten  ausgesprochen  worden,  Theiner  2, 
507. 

Die  Revindikation  dieser  Rechte  seitens  des 
päpstlichen  Stuhles  gegenüber  der  sie  ausschlies- 
senden  Lehre  von  der  Superiorität  des  Konzils 
Über  den  Papst  beginnt  schon  im  15.  Jahrhundert 
mit  dem  Kampfe  Eugens  lY  gegen  das  Konzil  von 
Basel,  8.  0.  S.  417  und  später  hat  Leo  X  dieselben 
auf  dem  5.  Lateranensisohen  KonzU  ausdrücklich 


für  den  Papst  In  Anspruch  genommen  (s.  S.  425. 
n.  2).  Freilich  haben  sie  sieb  unter  den  Verhält- 
nissen, unter  denen  das  Konzil  von  Trient  zu- 
sammentrat, nicht  streng  festhalten  lassen,  da 
mindestens  der  Schein  gewahrt  werden  musste, 
als  ob  dasselbe  auch  bei  diesen  Akten  mltgewiiit 
habe. 

Die  Doktrin  stimmt  mit  der  Ansicht  des  Tex- 
tes überein,  s.  Ferraris  1.  o.  a.  9;  Pbilllps 
2,247;  Ginzel  1,123;  BouixS,  369,  alle 
freilich  unter  Berufung  auf  die  erwähnte  Anovd- 
uung  Leos  X. 

3  Dass  er  damit  aber  unter  Umständen  (s.  o. 
S.  622.  n.  1)  ein  materielles  Unrecht  begehen 
kann,  ist  nicht  ausgeschlossen. 

3  Ueber  die  Publikation  der  Konzilsbe- 
schlüsse ist  schon  bei  der  Geschichte  der  einzel- 
nen Konzilien  das  Erforderliche  bemerkt.  Des 
Weiteren  s.  auch  unten  die  Lehre  von  der  Publi- 
kation der  Kirchengesetze. 
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keit  eatsproohen  haben.  Diese  AuflfassiiBg,  welche  bereits  für  die  Konzilien  des 
ersten  Jahrtansends  dargethan  ist,  bewahrheitet  sich  anch  ftlr  die  abendländischen 
Synoden. 

Von  ihnen  gelten  die  mittelalterlichen  (die  vier  Lateranensischen ,  die  zwei 
Lyoner  nnd  das  Yienner)  Konzilien  y  nicht  minder  das  Tridentinnm  unbestritten  als 
ökumenische  ^  Zn  ihren  Gunsten  hat  das  Oesammtbewnsstsein  der  Kirche  längst 
definitiv  entschieden. 

In  Betreff  des  Konstanzer,  Baseler,  Florenzer  nnd  des  5.  Lateranensischen  Kon- 
zils herrscht  dagegen  Streit  2.  Das  ersterwähnte  und  das  Baseler  (bis  zu  seiner  Ver- 
legung im  J.  1437)  haben,  wie  oben  dargelegt  ist,  den  formalen  Erfordernissen  der 
Oekomenicität  nach  damaligem  Recht  entsprochen'.  Wenn  man  ihnen  trotzdem  diese 
Eigenschaft,  dem  Konstanzer  schon  etwa  seit  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  bestrit- 
ten hat*,  so  lag  der  Grund  dafllr  darin,  dass  das  Bewusstsein  des  Papstthums  und 
der  von  demselben  beherrschten  kirchlichen  Kreise  sich  sehr  bald  gegen  den  von 
ihnen  gemachten  Versuch,  die  bisherige  kirchliche  Verfassungsentwicklung  in  andere 
Bahnen  zu  leiten  und  der  fortschreitenden  Entfaltung  des  päpstlichen  Primates  zu 
voller  und  absoluter  Herrschaft  über  die  Kirche  Halt  zu  gebieten,  aufgelehnt  hat. 
Allerdings  sind  die  erhobenen  Angriffe  gegen  die  Oekumenicität  dieser  Konzilien  auf 
den  Mangel  von  nothwendigen  formalen  Erfordernissen  gestfltzt  worden,  aber  gerade, 
dass  man  diese  letzteren  nach  dem  mittelalterlichen  Konziliarrecht  bemessen  hat, 
zeigt,  dass  jene  Bekämpfung  durch  die  Reaktion  gegen  die  beschlossenen  materiellen 
Neuerungen ,  mit  denen  das  neue  Konziliarrecht  in  untrennbarer  Verbindung  stand, 
hervorgerufen  und  bestimmt  worden  ist.  Dadurch  ist  von  vornherein  der  Rectption 
der  erwähnten  Konzilien  in  ihrem  ersten  Stadium  entgegengewirkt ,  sowie  verhindert 
worden ,  dass  diese  zu  einer  allseitigen  und  definitiv  entscheidenden  geworden  ist, 
nnd  die  fortdauernde  Kontroverse  über  die  Oekumenicität  der  gedachten  beiden  Kon- 
zilien ist  nur  eine  Folge  dieses  schwankenden  und  unsicheren  Charakters  des  Recep- 
tionsprozesses  gewesen.  Ja,  es  erklärt  sich  weiter  daraus,  dass  mit  der  fortschreiten- 
den Rückkehr  zu  den  mittelalterlichen  Anschauungen  über  den  päpstlichen  Primat 
und  der  weiteren  Verbreitung  derselben  die  Erinnerung  an  die  Konstanzer  und 
Baseler  Beschlüsse  in  dem  Masse  hat  schwinden  können,  dass  auf  dem  Vatikanischen 
Konzile  die  Minoritätsbischöfe  nicht  einmal  mehr  gewagt  haben,  sie  zum  Ausgangs- 
punkte ihrer  Opposition  zu  machen  ^. 

Das  Florenzer  und  5.  Lateranensische  Konzil  konnten  ihrer  Zusammensetzung 
nach  nicht  als  Ökumenische  Konzilien  angesehen  werden.  Aber  gerade  derselbe 
Prozess,  welcher  in  seinem  Endresultat  dahin  geführt  hat,  die  Konstanzer  und 
Baseler  Dekrete  aus  dem  Gesammtbewusstsein  der  heutigen  katholischen  Kirche  aus- 
zustossen  und  die  beiden  Konzilien  thatsächlich  ihrer  Oekumenicität  zu  entkleiden, 
hat  es  umgekehrt  bewirkt,  dass  den  erstgedachten  beiden  Synoden  die  Oekumenicität 


*  S.  0.  S.  357.  448.  kreten'der  4.  und  5.  Sitzung  des  Konstanzer  Kon- 
2  8.  o.  S.  383  ff.  416.  420.  425.  zUs  (s.  o.  S.  380.  381.  384)  übeieinstimme, 
>  S.  o.  S.  385.  416.  QuiiiniiB  S.  648.    Ansaerdem  haben  nni  Bi- 
^  S.  o.  S.  386.  Bchof  Stroaamayer  und  der  Kardinal  Schwarzen- 
s  Allein  der  Erzb.  Darboy  Ton  Paris  hat  in  sei-  berg  auf  das  Dekretum  Frequens  desselben  Kon- 
ner Rede  vom  20.  Mai  1870  u.  a.  den  Nachweis  zlls  Bezug  genommen,  um  die  regelmassige  Wle- 
▼erlangt,  dass  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  auch  derkehr  Ton  Konzillen  zu  empfehlen ,  a.  a.  0. 
mit  den  f on  ihm  für  ökumenisch  erklirteu  De-  6.  133.  lÖö. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


l§.  180. 


beigelegt  worden  ist,  und  dass  diese  Anschauung  in  der  katholischen  Kirche  mit  der 
steigenden  Herrschaft  des  Ultramontanismns  immer  mehr  Boden  gewonnen  hat,  so 
dass  sich  in  dieser  Beziehung  eine  der  Reception  der  Synode  von  Konstantinopel 
(381)  ^  ähnliche  Erscheinung  wiederholt  hat. 

Was  endlich  das  Vatikanische  Konzil  betrifft ,  so  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein, 
dass  die  Reception  desselben,  wenngleich  erst  seit  seiner  Vertagung  elf  Jahre  ver- 
flössen  sind,  als  vollendet  zu  betrachten  ist,  d.  h.  dass  das  Gesammtbewnsstsein  der 
heutigen  katholischen  Kirche  in  seinen  Beschlüssen  nur  eine  folgerichtige  Weiter* 
entwicklung  der  bisherigen  katholischen  Lehre  von  dem  päpstlichen  Primat  gefunden 
hat.  Dasselbe  ist  in  der  ganzen  katholischen  Welt  anerkannt  worden,  kein  einziger 
der  zahlreichen  katholischen  Bischöfe  ist  demselben  entgegengetreten  und  selbst  die- 
jenigen von  ihnen,  welche  auf  demKonzil  der  Oppositionspartei  angehört  haben,  haben 
sich  seinenBeschlflssen  unterworfen.  Diesen Thatsachen  g^enüber  kann  die  altkatho- 
lische Bewegung  nicht  als  ein  die  Beception  ausschliessender  Faktor  betrachtet  wer- 
den ,  denn  die  Zahl  ihrer  Anhänger ,  welche  nicht  einmal  nach  Hunderttausenden 
zählt,  verschwindet  gegenüber  den  vielen  Millionen  von  Katholiken,  welche  ent- 
weder die  neuen  Dogmen  angenommen  oder  doch  nicht  gegen  dieselben  protestirt 
haben.  Selbst  wenn  wirklich  begründete  Zweifel  gegen  die  Rechtsgültigkeit  des 
Vatikanischen  Konzils  erhoben  werden  könnten ,  würden  dieselben  jetzt  durch  die 
Reception  gehoben  sein  ^.  Mag  man  es  auch  vom  staatlichen ,  nationalen  und  prote- 
stantischen Standpunkt  aus  beklagen ,  die  entscheidende  Probe  auf  seine  Oeknmeni- 
cität  am  Gesammtbewnsstsein  der  katholischen  Kirche  hat  das  Vatikaniflche  Konzil 
bestanden  ^. 


§.  180.    B.  Die  Provvmalkonzilien*. 

Das  Provinzialkonzil  ist  die  Versammlung  der  Hierarchie  einer  Kirchenprovinz 
zur  Berathung  und  Erledigung  der  dieselbe  betreffenden  kirchlichen  Angelegenheiten. 
Das  Institut  gehört  nicht  nur  der  regelmässigen  und  festen  Organisation ,  sondern 
auch  der  Missionsverfassung  der  katholischen  Kirche  an,  ja  es  ist  sogar  in  den  Län- 
dern, wo  die  letztere  besteht ,  in  der  Neuzeit  fast  allein  in  praktischer  Uebung  ge- 
blieben*. 

I.  Die  Berufung  des  Konzils  kommt  naturgemäss  dem  Erzbischof  der  Provinz^ 


1  S.  0.  S.  348. 

2  Denn  dnroh  dieselbe  ist  klargestellt,  dass 
das  Bewnsstsein  dei  Kirche  diebeiderBeschlnss- 
fassnng  Torgekommenen,  ihrer  rechtlichen  Trag- 
weite nach  zweifelhaften  Unregelmässigkeiten 
nicht  als  Verletzung  wesentlicher  Förmlichkeiten 
betrachtet  hat. 

3  Anch  hier  weicht  meine  Auffassung  wieder 
von  der  v.  Schnlte's  Stellung  S.  321  ff.  ab, 
welcher  behauptet,  dass  alle  nachträglichen  Bei- 
tritte oder  Publikationen  der  einzelnen  Bischöfe 
dem  Dekrete  vom  18.  Juli  1870  keinen  andern 
Charakter,  als  es  ohnehin  hat,  geben  können  und 
dass  dogmatische  Sentenzen  nicht  you  der  An- 
nahme eines  einzelnen  Bisohofes  abhängig  seien. 
Hierbei   wird   aber   die    Reception   als  ein  die 


RechtsgüUigkeit  hervorbringender  Faktor  ge- 
dacht, und  da  ich  diese  Auffassung  aasdrösklich 
ablehne  und  in  den  nachträglichen  Erklärungen 
der  Bischöfe  nur  eine  Reihe  Ton  Manifestationen 
sehe,  .welche  auf  das  [Gesammtbewusstseiii  der 
Kirche  schliessen  lassen,  so  treffen  die  Aosföli- 
rungen  v.  Schulte 's  meine  Darlegungen  nicht. 

•  Literatur  s.  o.  S.  473.  n.  •;  vgl.  femer: 
Des  conciles  provinciaux  1.  d.  Analecta  iur.  pon- 
tif.  1855.  p.  1261  ff.;  Rauscher  (Kardinal)  de 
conciliorum  provincial.  couvocatione  i.  d.  Acta 
conc.  provinc.  Vienn.  Yindob.  1859.  p.  199  ff. 

*  S.  0.  S.  Ö06. 

^  Ueber  den  Fall  der  nnio  aeque  prindpalis 
zweier  Erzbisthümer  s.  Th.  n.  S.  427.  n.  2. 
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ZQ  S  bei  seiner  Verhinderang  und  bei  der  Erledigung  des  erzbischöflichen  Stahles 
dem  der  Weihe  nach  Ältesten  Sufiraganbischof  2. 

Zn  berufen  sind  diejenigen^  welche,  auf  dem  Konzil  zu  erscheinen 
berechtigt  und  verpflichtet  sind.  Es  gehören  dahin  alle,  welche  Decisiv- 
Stimme  besitzen,  nftmlich  die  sftmmtlichen  Bischöfe  der  Provinz  ',  femer  die  exemten 
Bischöfe,  welche  sich  dem  Konzil  des  betreflfenden  erzbischöflichen  Sprengeis  ange- 
schlossen haben  ^,  sowie  diejenigen,  welche  ftlr  die  gedachten  Bischöfe  im  Fall  ihrer 
Verhinderung  oder  bei  der  Vakanz  des  bischöflichen  Stuhles  die  bischöfliche  Juris- 
diktion auszutben  befugt  sind,  also  die  Koa^utoren  der  Bischöfe,  falls  sie  die 
bisehöfliche  Verwaltung  selbstständig  führen^,  sowie  auch  die  Kapitular- Vikare <*,  die 
vioarii  und  administratores  in  den  Missionsgebieten,  welche  ein  Vikariat  leiten  und 
zugleich  episcopi  in  partibus  sind  ^,  endlich  die  praelaü  nuliius,  welche  sich  dem  Erz- 


*  Trid.  8068.  XXIY.  c.  2  de  ref.:  „per  se  ip- 
808^.  Das  Recht  ist  ein  persdnlicfaee  uud  kann 
nicht  auf  den  erzbiBchöflichen  General-Yikar 
übertragen  weiden. 

Der  Erzbischof  kann  aber  die  Berufung  nicht 
eher  Tomehmen,  als  er  Im  Besitze  des  Palliums 
ist,  Th.  II.  8.  33,  s.  dazu  noch  Acta  et  deoreta 
concil.  coli.  Lac.  3,  695  u.  5,  240,  es  sei  denn, 
dass  er  eine  päpstliche  Vollmacht  dazu  empfan- 
gen habe,  1.  c.  o,  11. 

'  So  fiir  den  ersten  Fall  nach  ausdrücklicher 
Yorschiift  des  Trid.  I.e.,  für  den  zweiten  s. 
Bntseh.  d.  G.  C.  v.  1624,  Richter,  Tridenü- 
iium  S.  374.  n.  13. 

Durch  einen  etwaigen  anderen  Vorrang  als  den 
der  Weihe  (Th.  II.  S.  376,  s.  auch  Acta  conc. 
coli.  Lac.  4,  35)  wird  aber  das  Einberufungs- 
recht nicht  bestimmt,  Wiener  Prov.  Konz.  t. 
1858,  coli.  dt.  5, 151. 

8  Auch  die  noch  nicht  konsekrirten,  aber  bereits 
päpstlich  konflrmirten  Bischöfe,  weil  sie  die  für 
da«  Provinzialkonzil  allein  in  Frage  kommende 
bischöfliche  Jurisdiktion  besitzen ,  Ferraris  s. 
V.  concilium  art.  II.  n.  12;  Bouix  p.  119; 
Wien.  F.  K.  1858,  1.  0.  Zu  Paris  1849  ist  aber 
der  blos  designirte  Bischof  Ton  Orleans,  freilich 
auf  Wunsch  des  Papstes,  zugelassen  worden,  l.  g. 
4,35,  dagegen  hat  man  solchen  Bischofen  In  andern 
Fällen  korrekter  Welse  nur  konsultatives  Votum 
zugestanden,  p.  610.  611.  Der  zum  Erzbischof 
einer  andern  Provinz  designirte  Suffraganbischof 
hat  noch  Sitz  und  Stimme  auf  der  Synode  seiner 
bisherigen  Provinz,  s.  auch  1.  c.  p.  610. 

*  Th,  U.  S.  334  u.  Acta  dt.  5,  247.  Hat  ein 
solcher  Bischof  auch  eine  höhere  Anciennitat  der 
Weihe,  als  die  sammtllchen  Suffraganblschofe, 
so  kommt  Ihm  doch  das  zu  I  erwähnte  Recht 
nicht  zu,  s.  dieAnm. 2  cit. Entscheidung ;  Fer- 
raris L  c.  n.  9  u.  Boulx  p.  107. 

9  Wenn  die  Congr.  de  Propaganda  sich  gegen 
die  Zulassung  von  Koadjutoren  mit  Deolsiv- 
Stimmrecht  1.  J.  1859  erklart  hat,  coli.  cit.  3, 
1026,  so  kann  sich  dies  nur  auf  diejenigen  be- 
ziehen, welche,  wie  dies  wiederholt  vorgekom- 
men, neben  ihren  gleichfalls  erschienenen  coad- 
intl  dazu  verstattet  worden  sind,  Utrecht  1865, 
1.  c-  5, 726. 729. 929 ;  Baltimore  1837,  1.  c.  3, 47. 
58;  Baltimore  1846,  p.  97.  103;  Quebec  1851, 
p.  603.  618;  Tuam  1858,  p.  866.  891;   West- 


minster  1855.  p.  971.  974,  denn  In  dem  im  Text 
gedachten  Fall,  d.  h.  wenn  sie  die  plena  potes- 
tas  regendl  dioeceslm  haben  (Baltimore  1833. 
1837  und  1840,  1.  0.  3,  37.  43.  47.  66,  vgl. 
auch  Th.  IL  S.  255.),  sind  sie  befugt,  den  Bischof 
in  allen  Beziehungen  zu  vertreten.  Dasselbe 
gilt,  wenn  der  coadiutor  von  dem  noch  neben 
ihm  amtirenden  coadiutus  zur  Vertretung  auf 
dem  Konzile  bevollmächtigt  ist,  s.  Rheims  1857, 
1.  c.  4,  196,  Quebec  1868, 1.  c.  3,  691.  722  (so 
auch  anscheinend  3,  37.  43.  86.  91).  Der  Ge- 
währung einer  berathenden  Stimme ,  Toulouse 
1850,  1.  c.  4,  1072.  1074;  Quebec  1854,  1.  c. 
3,  626  und  Westmiuster  1859,  p.  999  steht 
nichts  entgegen.  Die  verschiedene  Behandlung 
rührt  oifenbar  daher,  weil  man  die  verschiedene 
Stellung,  welche  der  coadiutor  einnehmen  kann, 
nicht  berücksichtigt,  andrerseits  aber  auch  seine 
Qualität  als  Weihbischof  mit  In  Betracht  gezo- 
gen hat. 

0  Ferraris  s.  v.  condlium  art.  IL  n.  15; 
Bouix  1.  c.  p.  162;  Oinzel  1,  134;  de  Au- 
ge 1  i  s  praelect.  iur.  canon.  I.  2,  282.  Unrich- 
tig Phillips  2,  275,  nach  welchem  das  Konzil 
darüber  zu  befinden  hat,  ob  ihnen  Declriv-  oder 
Konsultativ- Votum  beigelegt  werden  soll.  Dem 
steht  auch  die  neueste  Konzillen-Praxis  entge- 
gen, Wien  1858  t.  IL  c.  4,  L  c.  5,  151 :  „Abba- 
tes,  qui  In  populum  lurisdictionem  quasl-epi- 
scopalem  exercent,  adlre  tenentur  condlium  pro- 
vindae,  intra  culus  termlnos  dlstrictus,  nbi  po- 
pulo  praesunt,  Situs  est.  Hl  uecnon  vlcarii 
capltulares  episoopatuum  per  provlnciam 
vacantlum  suffragium  decislvum  ferunt^',  s.  auch 
Gran  1858,  L  c.  5,  92.  94.  96;  Westmlnster 
1855,  1.  c.  3,  974.  985 ;  nicht  klar  Tours  1849, 
1.  c.  4,  258. 

Gleich  stehen  ihnen  in  den  Misslonsgebieten 
die  Administratoren  vakanter  Diöoesen ,  Balti- 
more 1843.  1855,  S.  Louis  1858,  1.  c.  3,  91. 
97.  155.  313;  s.  auch  die  folgende  Note. 

^  Conc.  plen.  Baitimor.  1866.  u.  60,  1.  c.  3, 
417 :  „debent  Interesse  .  .  .  dioecesium  admini- 
stratores a  s.  sede  constituti,  legitime  absentium 
praesulum  procuratores  necnon  11  qui  sede  vacante 
dioeceses  regunt,  demum  vlcarii  apostolld,  qui 
intra  provinciae  Umites  lurisdictionem  exer- 
cent"; Glncinnati  1855,  p.  185.  198;  Baltimore 
1859,  p.  581.  595. 
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biachof  der  Provinz  als  dem  benachbarten  Metropoliten  angeschlossen  haben  ^j  ferner 
auch  solche^;  welche  eine  inrisdictio  quasi  episcopalis  Aber  den  Klerus  und  das  Volk 
an  einem  Orte  der  Provinz  besitzen  K  . 

Die  in  der  letzteren  amtirenden  WeihbischOfe  fallen  nicht  unter  diese  Kat^orie, 
da  sie  keine  bischöfliche  Jurisdiktion  in  einer  der  Diöcesen  der  Provinz  haben.  Wohl 
aber  ist  ihre  Zulassung  nicht  nur  statthaft^,  es  kann  ihnen  sogar  auch  durch  das  par- 
tikulare Recht  die  Verpflichtung  zum  Erscheinen  auferlegt^  und  femer  durch  die  zur 
Provinzialsynode  versammelten  Diöcesanbischöfe  an  Stelle  der  ihnen  regelmässig  zu- 
stehenden berathenden  Stimme  ^  Decisiv- Votum  ^  beigelegt  werden. 
*  Die  zweite  Kategorie  bilden  diejenigen ,  welchen  allein  berathende  Stimme  zu- 
kommt, und  zwar  ist  hier  zu  unterscheiden  zwischen  denjenigen ,  welche  eingeladen 
werden  müssen  und  deigenigen,  welche  nur  berufen  oder  zugelassen  werden  können, 
ohne  ein  Recht  darauf  zu  haben.  Abgesehen  davon ,  dass  durch  das  geschriebene, 
gemeine  Recht,  soweit  es  sich  um  die  erste  ELlasse  handelt,  ausdrücklich  nur  ein 
Recht  der  Domkapitel  anerkannt  ist  ^,  und  für  die  Befngniss  der  Achte,  auf  dem  Pro- 
vinzialkonzil  zu  erscheinen,  sich  ein  festes  Oewohnheitsrecht  gebildet  hat^,  ist  die 
nähere  Bestimmung  der  zu  der  einen  oder  anderen  Klasse  gehörigen  Personen,  sowie 
die  Anordnung  darüber,  welche  von  den  Mitgliedern  der  ersten  Klasse  zum  Erschei- 
nen verpflichtet  sind ,  lediglich  partikulärer  Festsetzung  überlassen  geblieben,  denn 
das  Tridentinum  ^^  hat  in  dieser  Beziehung  allein  die  Anordnung  getroffen ,  dass  alle 
berufen  werden  sollen,  ^qui  de  iure  vel  consuetudine  Interesse  debent^,  und  damit 
die  Möglichkeit  offen  gelassen,  je  nach  den  verschiedenen  Bedürfiiissen  der  einzelnen 
Provinzen  die  für  die  Berathungen  nothwendigen  und  geeigneten  Kräfte  auf  den  Pro- 
vinzialsynoden  heranzuziehen. 

So  ist  neuerdings ,  was  die  erste  Klasse  betrifft ,  vielfach  eine  Pflicht  der  Dom- 
kapitel'i,  durch  eine  bestimmte  Zahl  von  Vertretern  zu  erscheinen,  festgesetzt  wor- 


1  Th.  II.  S.  344;  Grau  1858,  1.  c.  4,  91.  96. 
99. 

2  Wien  1858,  S.  63Ö,  n.  6  j  vgl.  auch  Baltl- 
moie  1863,  1.  c.  3,  582.  595. 

8  Th.  II.  S.  347.  Ein  Abt  mit  besonderem 
Privileg  auf  Dedslvstlmme  Gashel  1853,  1.  e.  3, 
844. 

«  Wien  1858.  t.  2.  c.  4,  1.  c.  5,  151 :  „Epi- 
Bcopl  auxillaies  Tel  metropolitae  vel  allls  patri- 
bus  adiuncti,  capitula  metropolitanum  et  cathe- 
dialia,  ecclesiarnm  collegiatarum  praepoBlti  aut 
quomodocumque  prima  eamm  dignitas  adpella- 
tur  nee  non  abbates,  praeposlti,  priores  conven- 
tuales  atque  superiores  proTinoiales  regularlum 
qui  animarum  curae  operam  navant  aut  quorum 
monasterüs  domlbusve  beneflcla  curata  Incorpo- 
rata  exlstunt,  ad  concilium  vocandi  sunt  et  con- 
snltatlviim  in  eo  suffhigium  exercent.  Gapitulum 
metropolitanum  per  III.,  cathedralia  per  II  pro- 
curatores  suffiragiis  absolute  maioribus  eligeudos 
comparent  .  .  .  Legitime  vocatus  absque  causa 
legitima  a  metropolita  probanda  non  absit^' ;  Bal- 
timore 1866,  n.  60.  1.  c.  p.  417 :  ,,debent  Inter- 
esse .  .  .  deinde  cum  yoto  consultativo  episcopi 
auxlllares,  capitulorum,  sl  quae  sint  cathedra- 
lium  procuratores,  abbates,  praeposlti,  provlncia- 
les  regularium,  semlnarlorum  maiorum  rectores, 
sl  ita  YideatUT  patribus  allique  omnes  qui  de  iure 


vel  consuetudine  vocandl  sunt;  et  demum,  si  qui 
sunt  alli,  qui  ut  Interessent,  e  re  communi  foiet 
aut  quorum  opera  episcopi  uti  ▼ellent*'. 

*  S.  die  Tor.  Anm. 

^  S.  Anm.  4 ,  vgl.  femer  Oran  1858,  1.  c.  5, 
94.96;  Wien  1858,  p.  122.  123.  224;  Köln 
1860,  p.  235.  236 ;   Coloosa  1863,  p.  601.  722. 

7  Entsch.  d.  Gongr.  conc.  v.  Io50,  1.  e.  3, 
417.  n.  7,  doch  gehört  dazu  Einstlnunlgkeit  der 
besohllessenden  Bischöfe,  ygl.  Baltimore  1869, 
1.  c.  3,  595.  Prag  1860,  1.  c.  5,  596  und  Utrecht 
1865,  p.  727.  729. 

8  c.  10  (Honor.  III)  X.  de  bis  quae  flunt  a 
praelat.  III.  10,  s.  auch  o.  S.  496.  Für  Kolle- 
gialkapitel gilt  dies  aber  nach  gemeinem  Bedit 
nicht,  Bouix  p.  170.  Unrichtig  de  Angel is 
1.  c.  p.  283. 

Ein  exemtes  Kapitel  gehört  der  ProTinzialsy- 
node  an,  auf  welcher  sein  nicht  exemter  Bischof 
zu  erscheinen  hat.  Ist  der  letztere  selbst  ezemt, 
so  kann  es  sich  -wie  dieser  ein  für  alle  Mal  die 
Provinzialsynode  wählen,  Entsch.  d.  Gongr. 
conc.  V.  1573  bei  Rl  chter  Tridentinum  8. 329. 
n.  12. 

«  Vgl.  0.  S.  496. 

w  Sess.  XXIV.  c.  2.  de  ref. 

11  Nach  gemeinem  Recht  besteht  eine  solcbe 
Pflicht  nicht,  Fagnan.  ad  c.  10.  X.  oit.  n.  37  fr. 
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den^  Das  Gleiche  hat  man  auch  yereinzelt  in  Betreff  der  Aebte^  bestimmt  ^  nnd 
ihnen  sind  eine  Reihe  anderer  Ordensoberer,  so  die  st^enores  prowndiUes^y  priores 
nnd  praeposiH  convenätaies  ^y  sowie  anch  die  Pröpste  von  Kollegiatkirchen  ^  nnd  die 
Rektoren  von  Seminaren "'  gleiohgestellt  worden. 

Wenn  bei  diesen  partiknlarreohtlichen  Festsetzungen  der  Pflicht  der  Ordens- 
oberen anf  eine  etwaige  Exemtion  derselben  keine  Rücksicht  genommen  worden  ist^ 
obwohl  für  die  Exemten  eine  solche  Verbindlichkeit  gemeinrechtlich  nicht  besteht  ^^ 
so  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  die  Exemtion  insoweit  cessirt,  als  sie  in  der  S&knlar- 
seelsorge  verwendet  werden  oder  Säknlarbenefizien  verwalten  ^. 

Zn  der  zweiten  Klasse,  d.  h.  demjenigen,  welche  blos  zugezogen  werden  können, 
gehören  vor  Allem  die  Theologen  und  Kanonisten,  welche  die  einzelnen  Bischöfe  als 
ihre  sachverständigen  Rathgeber  mitbringen  ^^  und  über  deren  Zulassung  die  Synode 


42;  Benedict  XIY.  de  synodo  dloeees.  III.  4. 
n.  1;  Bonixp.  163;  Phillips  2,  275.  Ohne 
Jeden  Anhalt  nimmt  Qinzel  1,  130.  131  eine 
YeTpflichtang  für  Dom-  and  KoUegiatk&pitel  an. 

1  Wien  18Ö8,  8.  o.  S.  636.  n.  4 ;  Gran  1868, 
1.  c.  5,  93.  94.  99 ;  Köln  1860.  p.  236;  Prag 
1860.  p.  186.  394:  Golocaa  1863.  p.  598; 
Utrecht  1865.  p.  726 ;  RheimB  1853  nnd  1857, 
1.  c.  4,  92. 195 ;  Lyon  1850.  p.  458.  459 ;  Ronen 
1850.  p.  512;  Bordeaux  1850. 1856.1859. 1868. 
p.  540.  685.  731.  794  und  Sens  1850.  p.  872. 
Da,  wo  die  Pflicht  nicht  ausdrücklich  ausgespro- 
chen ist,  ergieht  sie  sich  aus  der  Aufzählung  der 
Kapitel  unter  denjenigen,  welche  sich  hei  Ver- 
hinderung entschuldigen  müssen  oder  denjenigen, 
welche  ,,de  iure  et  consuetudlne  Interesse  dehenV. 
In  den  österreichischen  und  deutschen  Dlocesen 
sollen  für  die  Metropolitan-  3,  für  die  andern 
Domkapitel  2  Deputirte,  in  den  firanzosischen 
nur  einer  oder  zwei  abgeordnet  werden,  welche 
von  den  Kapiteln  der  ersteren  mit  absoluter  Ma- 
jorität, von  denen  der  letzteren  meistens  mit  Zu- 
stimmung des  Bischofs  zu  wählen  sind.  Qe- 
sammtbetheillgung  des  Metropolitankapitels  ord- 
net allein  Köln  1860  an. 

Den  gemeinrechtlichen  Standpunkt  hat  Tours 
1849  decr.  VI.  n.  2.  3, 1.  o.  4,  258:  „Huic  sy- 
nodo .  .  .  omnes  episcopi  personaliter  et,  si  \e^- 
time  Impedlti  fuerint ,  per  procuratores  ad  hoc 
specialiter  constitutos  Interesse  debebant.  Oon- 
Yocabuntur  capitula,  ecclesiae  sc.  metropolitanae 
et  cathedralium ,  ut  per  unum  aut  alterum  depu- 
tatum  adesse  valeant". 

9  Nach  gemeinem  Recht  brauchen  sie  nicht  zu 
erscheinen,  Fagnan  I.  c.  n.  42 ;  B  e  n  e  d i  c  t.  XIV. 
1.  c.;Bouixp.  132;  144;  Ginzel  1, 130.  A.m. 
Y.  Schulte,  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  353.  In  Ueber- 
einstimmung  hiermit  sind  auch  zu  den  neueren 
ProYlnzialsynoden  die  Aebte  nur  eingeladen 
worden,  ooU.  cit.  4,  91.  248.  513.  794;  Tours 
1849  1.  c.  n.  3 :  „luxta  morem  prlstinum  inyita- 
buntur,  prout  metropolitanus  cum  suis  suffraga^ 
neig  iudioaTerit  expedire,  abbates  monasteriorum 
In  proTinda  existentlum.^^  Die  auf  fallende  That- 
saehe,  dass  sie  in  einem  Theile  der  Berufungs- 
flchreiben  insbesondere  der  nach  der  Wiederbe- 
lebung des  Institutes  zunächst  abgehaltenen  Syno- 
den nicht  speziell  erwähnt  und  unter  den  auf 
den   letztem  erschienenen  Theiluehmem  nicht 


aufgezählt  werden,  erklärt  sich  offenbar  daraus, 
dass  man  zunächst  jeden  Schein  einer  Beein- 
trächtigung der  exemten  Stellung  der  Orden  hat 
vermeiden  wollen.  Es  ist  daher  auch  kaum  an- 
zunehmen, dass  man  ihnen  in  den  wenigen  Be- 
rufungsschreiben, welche  sie  mit  den  Personen 
^quae  debent  Interesse"  auf  gleiche  Stufe  stel- 
len, so  z.  B.  Rheims  1857,  p.  195,  bewusster 
Weise  eine  Pflicht  zum  Erscheinen  hat  auflegen 
wollen. 

8  §0  Wien  1858,  S.  636.  n.  4  für  diejenigen, 
welche  die  Seelsorge  verwalten  oder  deren  Klö- 
stern und  Häusern  Seelsorgerbeneflcien  incorpo- 
rirt  sind;  Gran  1858,  1.  c.  5,  93.  94  und  Prag 
1860.  p.  386  schlechthin  die  abbates  et  praepo- 
siti  regularium,  ebenso  Utrecht  1865,  p.  726 ; 
oonc.  plen.  Baltim.,  1866.  t.  2.  c.  3 :  „debeut  In- 
teresse deinde  cum  voto  consultativo  . . .  abbates, 
praepositi  provineiales  regularium,  seminariorum 
maiorum  rectores,  si  ita  videatur  patribus''. 

4  Köln  1860,  1.  c.  5,  236  (hier  auch  solche 
Obere  von  Kongregationen);  Wien  1858,  s.  a. 
a.  0.;  Golocsa  1863,  1.  c.  5,  598,  letzteres  ebenso 
wie  Wien  mit  der  Beschränkung:  „in  quorum 
monasteriis  domibuBque  beneflcla  curata  proTln- 
fiae  nostrae  incoiporata  existunt". 

5  Wien  1858,  s.  a.  a.  O. ;  Colocsa  1863  G»pr»o- 
positl  reales'^  5,  598),  s.  auch  Anm.  3.  Auch  auf 
den  englischen  und  australischen  Provinzialyno- 
den  waren  solche  anwesend,  ohne  dass  etwas  in 
Bezug  auf  ihre  etwaige  Pflloht  erhellt,  1.  c.  3, 
907.  972.  1063. 

e  Wien  1858,  s.  a.  a.  0.,  Köln  1860  1.  c.  5, 
236.  Auch  für  Oran  1858  sind  mehrere  Kolle- 
glatkapitel  eingeladen ,  ob  aber  auch  mit  der 
Pflicht  zu  erscheinen,  ist  nicht  klar,  p.  94.  lie- 
ber die  frühere  Zeit  s.  o.  S.  495.  496. 

^  Köln  1860, 1.  c.  5,  236;  Utrecht  1865,  p. 
726;  Baltimore,  s.  o.  Anm.  3;  zu  Köln  auch 
gewählte  Vertreter  der  theologischen  Fakul- 
täten. 

8  Fagnan.  ad  c.  10.  X.  de  bis  quae  flunt 
m.  10.  n.  48,  vgl.  auch  o.  S.  498. 

0  Trid.  Sess.XXV.  c.  11  de  reg.  In  einzelnen 
Konzilien ,  s.  Wien ,  S.  636.  n.  4  und  Colocsa, 
8.  Anm.  4,  ist  diese  Beschränkung  auch  aus- 
drücklich ausgesprochen. 

10  Der  einzelne  erlangt  sein  Recht  zu  erschei- 
nen erst  durch  die  Zuziehung  des  Bischofs,  und 
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selbst  beschliesst^  ferner  die  Oeneralvikare  der  Bischöfe  ^^  sowie  weiter  alle  die- 
jenigen, von  deren  Theilnahme  an  den  Verhandlungen  sich  dieselbe  einen  Nutzen  Ar 
ihre  Berathnngen  verspricht  ^^  so  z.  B.  die  Bischöfe  fremder  Diöcesen  *  und  Bischöfe, 
welche  auf  ihr  Amt  resignirt  haben  ^.  Auch  Laien,  wozu  auch  die  Fürsten  gehören, 
können  noch  heute  eingeladen  und  es  kann  ihnen  berathende  Stimme  gegeben 
werden  «. 

Die  Pflicht  zum  Erscheinen  umfasst  auch  die  Pflicht,  das  Konzil  nicht  vor  seiner 
Beendigung  ohne  Urlaub  zu  verlassen^. 

Den  Versammlungsort  far  das  Provinzialkonzil  hat  der  Erzbischof  zu  bestim- 
men ;  er  soll  aber  dazu  fttr  die  Regel ,  d.  h.  wenn  weder  die  Nothwendigkeit  noch 
örtliche  Verhältnisse  etwas  anderes  bedingen,  seine  Residenz  und  die  Metropolitan- 
kirche  wählen^. 

Wesentlich  ftlr  die  Berufung  selbst  ist  nur,  dass  sie  sich  an  alle  diejenigen 


diesem  ist  er  kraft  der  O'bedienz  zu  folgen  ver- 
pflichtet. 

Solche  sind  fast  anfallen  nenern  Synoden  zuge- 
zogen worden,  s.  z.  B.  für  die  Synoden  in  Oester- 
reicb,  Ungarn  und  Deutschland,  1.  c.  ö,  94.  100. 
101.  124.  152.  228.  236.  395.  601,  In  Frank- 
reich 4,  35.  36.  159.  197.  258.  287.  417  (Alhi 
1850 1.  IL  10).  495.  540.  612.  719.  794.  855, 
in  Nordamerika  3,  156.  187. 204.  218.  582.  604. 
732;  in  Irland  3,  810.  817;  In  England  3,  898. 

973,  nnd  Anstrallen  3,  1040.  1068. 

1  L.  c.  4,  36.  159.  287.  495.  612.  855  nnd 
3,  604. 

2  Z.  B.  Rheims  1849,  1.  c.  4,  93;  Bordeaux 
1850,  p.  540;  Baltimore  1869,  1.  c.  3,  582;  An- 
strallen 1869,  p.  1061.  1067.  Sie  erscheinen 
aber  auch  unter  den  Theologen  1.  c.  4,  514.  919. 
1010. 

3  Wien  1858.  t.  2,  c.  4,  1.  c.  5,  152:  „Tarn 
metropollta  qnam  ceteri  concilil  provincialis  pa- 
tres curam  habebnnt,  ut  secum  adducant  vires 
et  doctrlna  et  rernm  gerendamm  experientia  cla- 
ros,  quomm  consilio  In  decretis  praeparandls 
ntantnr^';  conc.  plen.  Baltim.  1866  n.  60,  1.  c.  3, 
418:  „et  demnm,  si  qul  sunt  alil,  qui  nt  Inter- 
essent, e  re  commnni  foret  aut  quomm  opera 
eplscopi  ntl  vellent^;  Neu-Orleans  1856,  p.  &5 : 
.,Statnemnt  qnoque  praesules  admittendos  in 
concilio  tanqnam  consultores  .  .  .  qui  rellgiosis 
ordlnlbns  et  congregationibus  in  hac  provlncia 
praesnnt^'.  Vgl.  auch  Bordeaux  1850,  1.  c.  4, 
540. 

*  Wien  1858,  1.  c.  p.  152 :  ^AUamm  provln- 
ciarum  metropolltls  vel  eplscopls,  si  concilio  In- 
teresse Optant,  sedes  honoriflca  assignetur.  Fra- 
tema  eomm  consilia  adhlbeantur ;  snffragium  de- 
dslvnm  eis  conferri  neqnit";  über  eine  derartige 
Theilnahme  als  synodalis  honorarius  an  Synoden 
In  Deutschland  1.  c.  5,  247.  248.  (Köln  1860), 
In  Frankreich  1.  c.  4,  35.  41.  502.  1011.  1211, 
In  Nordamerika,   1.  c.  p.  603,   in  England,   p. 

974.  985,  und  in  Holland  5,  728.  729. 

Eine  Zulassung  mit  Decisiv-Stimme,  wie  sie 
(Baltimore  1840)  vorgekommen  ist,  1.  c.  3,  65. 
72  (über  die  frühere  Zeit  (s.  o.  S.  489.  n.  4  u. 
S.  494.  n.  7),   erscheint  nnznlässig,   well   der 


fremde  Bischof  Innerhalb  der  Provinz  keine  Jiuis- 
dlktion  besitzt  und  bei  der  Anwesenheit  mehre- 
rer solcher  durch  ein  Ueberstimmen  der  Provin- 
zlalbischöfe  Dekrete  für  die  Provinz  erlassen 
werden  könnten,  welche  diese  letzteren  nicht  ge- 
fasst  haben  würden.   Vgl.  anch  Bonix  p.  120. 

6  Gleichviel,  ob  sie  der  Provinz  angehört  ha- 
ben oder  nicht  Solche  haben  mehrfach  an  den 
franzosischen  Synoden  theilgenommen,  s.  1.  e. 
4,  289.  610.  633.  862.  1076. 

^  Ein  Recht  darauf  haben  sie  nicht,  auch 
wenn  sie  Fürsten  oder  fürstliche  Kommissare 
sind,  ferner  sollen  sie  nicht  bei  Terhandlnngen 
rein  kirchlicher  Natur,  namentlich  Korrektions- 
sachen der  Geistlichen,  zugezogen  werden,  Fag- 
nan.  ad  c.  10  X.dt.  n.  16  ff.  u.  50;  Benedict. 
XIV.l.o.  m.  9.  n.3.6;  Bonixp.  176  und  die 
dort  citlrten  Entscheidungen  der  Gongr.  conc. 
Gebrauch  hat  man  aber  auf  den  neueren  Synoden 
von  djeser  Befugniss  nur  in  seltenen  Fällen  ge- 
macht, so  Baltimore  von  1829,  coli.  cit.  3.  15 
(Zuziehung  von  Juristen  zur  gutachtlichen  Aens- 
serung  über  in  Frage  kommenden  Gesetze). 
Ueber  die  früheren  Zeiten  s.  o.  S.  489.  490. 

^  Vgl.  unten  das  über  das  decretam  de  non 
discedendo  und  die  iudlces  excnsationum  Be- 
merkte. 

Reise-  nnd  Aufenthaltskosten  haben  die  Er- 
schienenen selbst  zu  tragen,  doch  wird  gewöhn- 
lich seitens  des  Erzbischofs  für  ihre  Unterbrin- 
gung (auch  wohl  Verpflegung)  gesorgt  und  dazu 
ein  eigener  praefectns  hospitii  (s.  unten)  be- 
stellt, vgl.  coli.  clt.  5,  98.  101.  102.  238.  251. 
731  n.  4,  917. 

8  So  die  Gongr.  conc.  nach  Fagnan.  ed.  c  25  X. 
deaccusat.  V.  1.  n.  26.  27.  In  letzterem  Falleist 
vorgängiges  Benehmen  mit  dem  Snflraganen  an- 
gezeigt (Tours  1849  ordnet  dies  an,  decr.  VI. 
n.  1,  coli.  cit.  4,  257,  s.  auch  3,  846),  reekiUch 
aber  nicht  geboten. 

Nenerdings  sind  die  Konzilien  für  Rhaims, 
Tours,  Bordeaux,  1.  c.  4,  93.  157.  644.  686. 
719.  793,  für  Armagh  3,  845,  für  Sidney,  p. 
1059,  nnd  für  Utrecht,  5, 726,  nach  anderen  Or- 
ten, meistens  nach  einem  Snffingansitz,  berufen 
worden. 
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richtet,  welche  die  Pflicht  and  das  Recht  haben,  anf  dem  Konzile  zn  erscheinen^,  den 
Tag  und  Ort  der  Versammlung  angiebt  und  dass  sie  in  einer  Weise  publicirt  wird, 
welche  die  Sicherheit  gewährt,  dass  alle  Betheiligten  davon  Kunde  erhalten  2. 

Die  Berujfung  des  Provinzialkcnzils  soll  mindestens  alle  drei  Jahre  erfolgen  ^, 
und  der  sftnmige  Metropolit  unterliegt  der  Strafe  der  stispmsio  ab  officio^ ^  welche  in- 
dessen nur  fermdae^  nicht  Jata»  sentenäae  ist^.  Doch  ist  die  erstgedachte  Vorschrift 
niemals,  selbst  auch  nicht  einmal  neuerdings  nach  der  versuchten  Wiederbelebung 
des  Instituts^  in  volle  Geltung  getreten  ^  und  ebenso  wenig  ist  in  der  Praxis  von  einer 
Anwendung  der  angedrohten  Strafe  die  Rede  gewesen^. 

D.  Bildung,  Organisation  und  Geschäftsordnung  des  Konzils.  An 
dem  festgesetzten  Tage  haben  sich  alle  zum  Konzil  Berufenen  an  dem  Versammlungs- 
orte einzufinden.  Diejenigen ,  welchen  nach  gemeinem  oder  partikularem  Recht  eine 
Verpflichtung  dazu  obliegt,  dürfen  nur  beim  Vorliegen  gerechtfertigter  Hinderungs- 
grflnde^,  welche  sie  dem  Metropoliten  anzuzeigen  haben,  fortbleiben*^,  widrigenfalls 
sie  entweder  ebenso  wie  den  mit  der  Berufung  des  Konzils  säumigen  Metropoliten  die 
Suspension  oder  auch  eine  andere  Strafe  treffen  kann^^ 

Zur  Absendung  eines  Prokurators  sind  aber  allein  diejenigen  berechtigt  und 
andererseits  auch  verpflichtet,  welche,  wie  die  Bischöfe  ^^  und  die  praelati  nullius 
dioecesis,  entscheidendes  Stimmrecht  besitzen  ^^.  Nach  einer  römischerseits  gebilligten, 


*  Eine  besondere  Aufzählung  aller  ist  nicht 
erforderlieh.  Oenannt  werden  in  der  Regel  die 
Bisehöfe,  femer  Tielfaoh  die  Aebte,  die  Kapitel, 
mitunter  auch  andere,  wie  die  praepositl  und 
die  proyineiales  reguläres ,  und  daran  schllesst 
sieh  die  Klausel  an :  „omnes  qul  de  iure  et  con- 
suetadine  interesse  debent^  s.  z.  B.  1.  c.  ö,  94. 
234.  595;  4,  6.  91.  159.  316;  3,  575.  601.  728. 
846.  895.  1059. 

2  Da«  Gaeremoniale  episeoporum  I.  31  erklärt 
ausser  der  Publikation  des  Indiktions-  oder  Kon- 
vokationeschreibens  auch  Bekanntmachung  beim 
Oottesdlenst  an  Sonntagen  und  Feiertagen  In  der 
Metropolitan-  und  den  Domkirchen  der  Provinz 
für  angemessen,  sowie  Anheftung  einer  kurzen 
Anzeige  darüber  an  die  Thüren  der  Kathedralen 
(derartige  Edikte  1.  c.  5,  237;  4,  540  und  3, 
576).  Ronen  1850  schreibt  Yor,  dass  alle,  wel- 
che ein  DedsiY- Votum  haben,  namentlich  gela- 
den werden,  1.  c.  4,  535.  Mehrfach  hat  man  auch 
neuerdings  die  frühere  Sitte  wieder  aufgenom- 
men, Boulx  p.  417,  bei  dem  Schlüsse  eines 
Konzil«  Zeit  und  Ort  des  nächsten  zu  bestimmen, 
9.  coli.  clt.  5,  224;  4,  32.  156.  189.  284. 

«  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  2.  de  ref.  Vgl.  auch 
S.  503. 

^  L.  c.  in  Verbindung  mit  0.  25  X.  de  accu- 
sat.  V.  1. 

^  Const.  Leon. X  Lateran,  t.  1515,  H ar d 0 nl n 
9,  1779  („poena  . ..  se  noTerlnt  incursuros^); 
Faguan.  ad  0.  25  X.  V.  1.  cit.  n.  106. 

0  Und  trotz  der  auf  den  neuem  Synoden  mehr- 
fach erfolgten  Einschärfung  der  Anordnung  des 
Tridentlnums,  coli.  cit.  1,  40.  151.  336.  783; 
4,  13.  257 ;  3,  416. 

^  S.  o.  S.  506.  507. 

®  Da  es  erst  der  Verhängung  derselben  durch 
Urthell  bedurfte. 


<^  Z.  B.  Krankheit,  hohes  Alter,  Gefangen- 
schaft, Zurückhaltung  durch  Krieg,  Epidemien 
oder  dringende  Geschäfte.  Im  einzelnen  hat 
das  Konzil  selbst  darüber  zu  entscheiden,  und 
es  Ist  ungerechtfertigt,  wenn  man,  s.  Fagnan. 
ad  e.  25  X.  V.  1.  clt.  n.  112  u.  ad  c.  4.  X.  de 
iurelur.  II. 24.  n.  9;  Boui  x  p.  434,  die  über  die 
Nichtbeobachtung  der  Pflicht  zurTlsitatlo  llmlnum 
geltenden  Hinderangsgründe  entscheiden  lassen 
will,  denn  eine  Reise  nach  Rom  und  ein  Aufent- 
halt daselbst  ist  etwas  von  dem  Besuche  des  Ter- 
hältnissmässlg  nahen  Konzilortes  wesentlich  ver- 
schiedenes. Ein  Beweis  des  Hinderungsgrundes 
ist  selbstrerständllch  erforderlich ,  aber  über  die 
Art  und  Weise,  wie  er  zu  erbringen  ist,  ent- 
scheidet das  Konzil  und  es  erscheint  ebenfalls 
haltlos,  wenn  Fagnan.  ad  c.  4.  X.  cit.  n.  13 
die  eidliche  Erhärtung  ganz  ausschllesst.  Vgl. 
auch  unten  über  die  ludices  excusationum  oder 
synodales. 

iO  S.  die  Oitate  S.  635  if.  in  Betreff  der  Pflicht 
der  yerschledenen  Kategorien  der  zu  berufenden 
Personen. 

"  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  2  de  ref.  und  c.  25  X. 
de  accus.  V.  I.  So  kann  z.  B.  der  Ausschluss 
Ton  der  Gemeinschaft  der  übrigen  Bischöfe  bis 
zu  dem  nächsten  Konzil,  c.  13.  14.  Dlct.  XVIII 
(s.  auch  0.  S.  474.  n.  6,  S.  490,  S.  494),  yer- 
hängt  werden,  Fagnan.  ad  e.  25  cit.  n.  111  ; 
Ferraris  L  c.  29;  Boulxp.  429.  Freilich  ist 
das  auch  unpraktisch. 

IS  Für  die  Bischöfe  steht  nicht  blos  das  Recht, 
sondern  auch  die  Pflicht  gemeinrechtlich  fest,  c. 
9.  Dlct.  XVIII ;  vgl.  Tours  1849,  Bourges  1850, 
Albl  1850.  coli.  cit.  4,  258.  402.  1095. 

i3  Wien  1858, 1.  o.  5,  152 :  „Omnes  qul  suf- 
fragil  decisivl  Iure  gaudent,  sl  legitime  Impe- 
diti  abfuerint,  procuratores  mltterepossunt  ac  de- 
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festen  Praxis  steht  den  Vertretern  derselben  aber  ein  Decisiv- Votum  an  nnd  fDr  sich 
nicht  zu  y  vielmehr  nur  dann,  wenn  ihnen  das  Konzil  ein  solches  an  Btelle  der  be- 
rathenden  Stimme  beilegte 

Für  die  gültige  Konstituining  der  Synode  erscheint  es  ausreichend,  wenn  allein 
die  Theilnehmer  mit  Decisiv- Stimmrecht  erschienen  sind.  Da  den  Mitgliedern  ndt 
berathender  Stimme  kein  entscheidender  Einfluss  auf  die  Beschlüsse  zukommt,  so 
kann  ihre  Anwesenheit  nicht  als  wesentliches  Erfordemiss  gelten  ^.  Darüber  aber, 
wie  viel  von  den  Mitgliedern  mit  Decisiv-Stimme  sich  betheiligen  müssen,  fehlt  es  an 
jeder  positiven  Vorschrift  3.  Aus  der  Natur  der  Bache  folgt  aber,  dass  mindestens  die 
Betheiligung  der  Mehrheit  der  zur  Provinz  gehörigen  Bischöfe  als  wesentlich  erachtet 
werden  muss  ^. 

Den  Vorsitz  auf  dem  Konzil  führt  der  Erzbischof,  bez.  der  ihn  vertretende 
älteste  Suffraganbischoff.   Er  hat  also  die  Oeschftftsleitung^,  jedoch  nur  als  Präsident 


bent.  Qui  utmm  suffragium  deoivisum  an  consul- 
tatlYtim  latnrl  aint,  concllium  provinciale  de  casu 
ad  casum  decemet'*.  S.  andererseits  Westminster 
1852,  wo  einem  ClsteTcienser  Abt  das  Recht,  einen 
Prokurator  zu  entsenden,  abgesprochen  worden  ist, 
1.  c.  3,  897. 

i  So  die  Gongr.  conc.  v.  1596,  Fagnan  ad  c. 
10  X.  cit.  n.  53  n.  Benedict.  XIV.  1.  c.  IH. 
12.  n.  6.  Konsequent  wäre  die  Beilegung  des 
Decisiy-Stimmrechts,  da  es  sich  am  Ausübang 
der  bischöflichen  Jurisdiktion  handelt  und  da, 
wenn  man  einmal  ein  Recht  und  eine  Pflicht, 
einen  Prokurator  zu  senden,  anerkennt,  dieser 
dann  auch  in  der  Lage  sein  muss,  mit  denselben 
Rechten ,  wie  der  Vertretene  selbst ,  auf  dem 
Konzil  zu  erscheinen ,  um  so  mehr,  als  auch 
den  Kapitularyikaren  entscheidende  Stimme  ein- 
geräumt ist  (s.  0.  S.  635).  So  ist  es  in  den 
älteren  Zeiten  gewesen ,  s.  o.  'S.  474  u.  S.  497. 
n.  10.  Auf  den  neuesten  Synoden  hat  man  in 
Deutschland  und  Holland  den  Prokuratoren  das 
DecisiT- Votum  zugebilUgt,  so  Köln  1860  und 
Utrecht  1865,  l.  c.  5,  236.  729 ;  ebenso  auch  In 
Frankreich  I.e.  4,  160.  492.  718.  772.851.855, 
hier  aber  auf  einzelnen,  Paris  1849,  1.  c.  4, 
35,  beschränkt,  nämlich  unter  Ausschluss  der 
„casus  a  iure  excipiendl'^  oder  Albi  1850,  ibid. 
p.  448 :  „quae  episcopalem  characterem  aon  re- 
quirunt'^,  in  den  Missionsländem  Amerika  und 
Grossbritannien  meistens  ebenfalls,  wenngleich 
hier  freilich  mitunter  nur  die  Gewährung  einer 
KonsulUtiTstimme  erfolgt  ist,  1.  c.  3,  50.  171. 
249.  691.  846.  847.  854.  897. 

2  Schulte,  kath.  K.  R.  1,  123  nimmt  aller- 
dings an,  es  gehöre  zur  Gültigkeit  der  Beschlüsse, 
dass  diese  Mitglieder  gerufen  und  wenn  sie  es 
▼erlangen,  auch  gehört  werden.  Einen  quellen- 
mässigen  Anhalt  hat  das  nicht,  und  die  Analogie 
des  zum  oonsilium  berechtigten  Domkapitels 
passt  nicht,  da  die  erwähnten  Mitglieder  zu 
dem  zur  Provlnzialsynode  versammelten  Episko- 
pate nicht  in  demselben  Verhältnlss  stehen. 
Vgl.  übrigens  auch  S.  496.  n.  2. 

^  So  weit  ich  sehe,  sind  diese  Punkte  nirgends 
einmal  berührt. 

*  Irgend  wie  in  Anregung  gekommen  ist  diese 
Frage  praktisch  nicht,  wohl  deshalb,  weil  die 
ProTlnzialkonzilien  nur  dann  einberufen  worden 


sind,  wenn  sich  eine  genügende  Betheiligong  er- 
warten Hess.  Die  Ansicht  des  Textes  stützt  sieh 
darauf,  dass  das  ProvlnzialkonzU  die  Provinz  und 
ihre  Bisthümer  repräsentiren  und  für  diese  Be- 
schlüsse fassen  soll,  dass  daher  eine  solche  Vertre- 
tung nur  dann  als  vorhanden  erachtet  werden  kann, 
wenn  die  Majorität  der  Bischöfe  bez.  der  Vertre- 
ter derselben  erscheint.  Eine  blosse  Mehrheit 
aller  Stimmberechtigten,  d.  h.  der  Bischöfe  und 
der  anderen  zum  Konzil  gehörigen  Prälaten  (s. 
0.  S.  635)  kann  deshalb  nicht  genügen,  weil  die 
letzteren  keine  Bisthümer  vertreten,  auch  die 
praelati  nullius  durch  den  Anschluss  an  die 
Provlnzialsynode  nicht  in  den  Metropolitanver- 
band  treten  (Th.  IL  S.  344).  Prokuratoren  mit 
vollem  Stimmrecht  würden  dagegen  für  die 
Feststellung  der  Majorität  in  Betracht  kommen. 

Hält  man  nicht  an  einer  bestimmten  Mini- 
malzahl von  Bischöfen  fest ,  so  würde  übrigens 
in  Folge  der  Anm.  1  gedachten  Entscheidung  der 
Gongr.  conc.  die  Möglichkeit  vorliegen,  dass  eine 
kleine  Mlnoiltät  von  Bischöfen,  welche  den  Pro- 
kuratoren ihrer  abwesenden  Amtsbrüder  nur 
konsultative  Stimme  zubilligt,  allein  Beschlüsse 
fasst,  welche  die  Majorität  der  letzteren  bei  per- 
sönlichem Erscheinen  abgelehnt  haben  würde. 

Weiter  erledigt  sich  auch  durch  die  hier  ver- 
tretene Auffassung  die  Frage,  ob  die  Erzbischofe, 
welche  keine  Suffraganen  haben,  mit  den  ihnen 
unterworfenen  praelati  cum  iurisdictione  quast 
episcopali  eine  Provlnzialsynode  abhalten  können, 
—  sie  ist  verschieden  beantwortet  worden,  s.  Th. 
U.  S.  23.  n.  2;  Bouix  p.  111  —  Im  negativen 
Sinne,  denn  da  diese  Mos  Titularerzbischöfe  sind 
und  keine  Provinz  unter  sich  haben,  kann  in 
solchen  Fällen  von  einer  Vertretung  der  letzteren 
keine  Rede  sein.  Dagegen  steht  für  Erzbistiiü- 
mer  mit  einem  Suffragan  (z.  B.  Gnesen-Posen^ 
über  andere  in  Italien  s.  Game,  seiies  episoo- 
porum  ecclesiae  oathol.  Ratisbon.  1873,  p.  842) 
der  Abhaltung  einer  solchen  Synode,  weil  es  bier 
an  einer  erzbischöflichen  Provinz  nicht  fehlt, 
nichts  entgegen,  nur  liegt  hier  die  Gefahr  vor,  dass 
dieselbe  resultatlos  verläuft,  wenn  sieh  der  En- 
bischof  und  sein  Suffragan  über  die  zu  fassenden 
Beschlüsse  nicht  einigen  können. 

6  Vgl.  Gongr.  conc.  bei  Fagn.  ad  c.  25  X. 
V.  1.  cit.  n.  98.  99. 
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einer  Yenammlnng,  deren  stimmbereohtigte  Mitglieder  ihm  gleich  stehen  ^  Er  besitzt 
daher  selbst  nur  eine  Stimme,  und  es  können  alle,  sowohl  das  Konzil  selbst  betreffen- 
den geschftftliehen  ^  wie  die  übrigen  der  Beschlnssfassnng  desselben  unterstehenden 
Angelegenheiten  allein  durch  Mehrheitsbeschluss  erledigt  werden  ^.  Entsprechend 
diesem  Yerhftltniss  des  Vorsitzenden  zur  Synode  hat  der  Eingang  der  gefassten  De- 
krete korrekter  Weise  die  Form  einer  vom  Metropoliten  de  comiMo  et  ctmsensu  episco- 
porum  comprcdncialium  erlassenen  Verordnung  zu  enthalten  ^. 

Für  die  Erledigung  der  Geschäfte  ist  seit  dem  16.  Jahrhundert  ein  ähnliches 
Verfahren  wie  auf  den  allgemeinen  Konzilien  üblich,  geworden^.  Für  die  Berathung 
sowie  ftlr  die  Vorbereitung  der  Beschlüsse  dienen  die  congregationes  generaUs  und  con- 
gregaüones  o.  consuUationes  privatae  (eptecoporum)  j  während  die  sessionespubUcae  o.  eolem- 
net  nur  zur  feierlichen,  definitiven  Abstimmung  über  die  Dekrete  und  zur  Publikation 
derselben  bestimmt  sind^.  An  den  congregationes  generales  nehmen  alle  Konzilsmit- 
glieder, sowohl  die  zu  Decisiy-  wie  Konsultativ-Stimme  berechtigten,  Theil.  In  ihnen 
werden  die  einzelnen  Gegenstände  durchberathen  und  diskutirt^,  sei  es,  dass  sie 


*  Das  ist  allerdings  früher  angezweifelt  und 
bebanptet  worden,  dass  der  Erzbischof  auch  die 
Ansicht  der  Minorität  durch  seinen  Beitritt  zum 
Konziüarbescbluss  erheben  könne  oder  dass  bei 
einem  Zwiespalt  zwischen  ihm  nnd  den  Suf  fra- 
gtnen  die  Entscheidung  des  Papstes  eingeholt 
werden  müMe,  vgl.  über  diese  Kontroverse  Fag- 
nan.  ad  c..2Ö  X.  V.  1.  cit.  n.  33  ff.,  aber  c.  1. 
2  (Antioch.  341  c.  14)  G.  VI.  qu.  4  beziehen 
sieh  auf  Kriminal- Anklagen,  und  schon  die  älte- 
ran  Kanonen  c.  1.2.  C.  IX.  qu.  3  und  c.7  (Are- 
lai  II.  Y.  443  0.  4Ö2)  X.  de  tempor.  ordin.  I. 
11  ergeben  deutlich  das  Prinzip  der  Majoritats- 
entscheidung.  Diese  Meinung  ist  auch  die  herr- 
sehende geworden,  F  a  g  n  a  n.  1.  c.  n.  104,  F  e  r  - 
rarisl.  e.  n.  43  ff.;  Bened.  XIY.  l.  c.  XIII. 
2.  D.  4;  Phillips  2,  270.284;  t.  Schulte» 
Lehrb.  3.  Anfl.  S.  353;  Ginzel  1,  134;  Fess- 
le r,  über  ProYiuzlal- und  Diöcesansynoden  S. 
129.  Vgl.  auch  Narbonne  1609.  c.  29,  Har- 
douin  11,  32:  „decretis  .  .  .  tarn  episcopi  quam 
piocuratoree  subscribant],  licet  in  Omnibus  no- 
mine proprio  non  oonsenserint :  iudida  enlm  sa- 
nioiis  et  maioris  i^rtis  praevalent  et  quod  con- 
elusum  f nerit  in  pluribus,  censetur  approbatom". 
Tours  1849,  decr.  VI.  n.  5  coli.  cit.  4,  258: 
qquae  enim  iudicio  maioris  partis  praevalent, 
eensentur  ab  Omnibus  approbata";  Baltimore  1837, 
auf  welchem  für  die  congregationes  privatae  (s. 
nachher)  bestimmt  ist,  1.  c.  3,  49 :  „demum  pln- 
lalitate  votorum  quaestio  decidatur^',  dasselbe 
Quebec  1861 ,  p.  606. 

2  So  z.  B.  die  Verstattung  der  Prokuratoren 
zum  DecisiT-Yotum,  s.  o.  S.  640.  n.  1 ;  die  Zu- 
lassung anderer  Personen,  als  der  berechtigten, 
wie  z.  B.  fremder  Bischöfe,  S.  638.  Vgl.  im 
Uebiigen  die  folgenden  Bemerkungen  über  die 
Geschaftsbehandlung. 

3  S.  Anm.  1. 

*  8.  0.  8.  500;  coli.  cit.  4,  103.  166.  403. 
454.  546.  959.  1087  und  3,  609.  703.  734.  825. 
867.  Die  Congr.  de  propaganda  hat  sogar  die  For- 
mel: eofuüio  et  asieneu  eoipUeoporum  1830  ge- 
rügt, well  danach  die  Bischöfe  als  blosse  consi- 

Hinschins,  Kirchenrecht.  in. 


liarii  des  Erzbischofs  erscheinen  könnten,  frei- 
lich ohne  Grund  und  die  dafür  Yorgeschlagene 
Formel :  una  cum  episeopia  ist  ebenfalls  nicht 
deutlicher,  als  die  beanstandete  3,  25. 

^  So  schon  auf  den  Yon  Karl  y.  Borromäus 
Y.  Mailand  abgehaltenen  ProYluzialsynoden,  de- 
ren allerdings  Yon  dem  heutigen  etwas  abwei- 
chender Geschäftsgang  bei  Beul x  p.  449  darge- 
stellt Ist. 

®  Das  Caeremoniale  episcoporum  I.  31  (auch 
abgedruckt  bei  B  o  u  1  x  p.  585)  kennt  nur  sessio- 
nes  der  letztgedachten  Art,  ebenso  das  pontifl- 
cale  Romanum,  ordo  ad  synodum,  und  zwar  re- 
gelmässig drei,  in  deren  beiden  letzten  „leguntur 
constitutioncs  per  synodum  approbandae;  quibus 
lectis,  habito  scrutinio  quae  placent,  per  patres 
conflrmantur'',  wobei  allerdings  über  die  Art  der 
Yorbereltnng  der  Konstitutlons-Eutwürfe  nichts 
Näheres  bemerkt  ist.  Auf  dem  ersten  Australi- 
schen Konzil  Yon  1844  hat  man  ohne  Abhaltung 
Yon  Generalkongregationenln  den  Sitzungen  unter 
Ausschluss  der  Oeffentlichkeit  diskutirt,  coli. 
dt.  3,  1040. 

"^  Am  prägnantesten  die  Yon  dem  Erzbischof 
Yon  Utrecht  mit  seinen  Snffraganen  festgestellte 
norma  celebrationis  Yon  1865  n.  1,  coli.  cit.  5, 
729:  ,,Ut  maturae  deliberationi  decreta  concilii 
subilciantur ,  quadruplicis  speciei  conYentus 
erunt,  congregationes Yid. partlcnlares,  congr. 
generales,  congregationes  prlYatae  et  ses- 
siones  solemnes.  Congreg.  partlcnlares 
(etiam  commissi  0  nes  et  sectiones  dictae) 
ex  certo  synodalium  numero  componuntur.  Sin- 
gulae  partem  decretorum  expendunt  et  discutiunt. 
Praesldet  episcopus,  cui  adiungitur  vice-praeses  et 
notarius.  Quisque  synodalis  Interesse  debet  sec- 
tionl,  cui  adscriptus  est.  Congr.  generalis 
coetus  est  ad  quem  patres  omnes  ceterique  sy- 
nodi  socii  conYenlro  tenentur.  Praeside  metro- 
polita  in  ea  proponuntur  et  discutiuntur  decreta 
quae  in  congregationibus  particularibus  exami- 
nata  sunt.  Co  ngr*.prlYatae  ,  in  quibus  pa- 
tres concilii  inter  se  dellberant,  destlnatae  sunt, 
ut    perspectis    obserYationibus    congregationum 
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sofort  an  dieselbe  gelangen,  sei  es,  dass  sie  zunächst  von  einer  Kommission,  deren 
gewöhnlich  mehrere  für  die  Vorbereitung  bestimmter  Vorlagen  bestellt  werden  ^  er- 
örtert worden  sind  2.  In  den  congregatimiea  privatae^  zu  welchen  nur  die  Konzilsmit- 
glieder mit  entscheidender  Stimme  Zutritt  haben',  erfolgt  nach  stattgehabter  Be- 
rathung  in  den  Generalkongregationen  (nöthigenfalls  durch  Abstimmung)  die  Ent- 
scheidung über  die  in  den  öffentlichen  Sessionen  vorzulegenden  Dekrete.  In  der 
ersten  nach  dem  Eintreffen  der  Konzilsmitglieder  gehaltenen  Privat-Kongregation* 
werden  noch  vor  der  Eröffnung  des  Konzils  die  erforderlichen,  sich  auf  die  Konsti- 
tuirung  und  den  Geschäftsgang  desselben  beziehenden  Anordnungen^,  betreffend  den 
ordo  celebrandi  concilii^*,  die  einzusetzenden  Kommissionen'',  die  Ernennung  der 
Konzilsbeamten  ^,  die  Bewilligung  von  Stimmrechten  ^,  die  Zulassung  von  Prokura- 
toren der  Kapitel  1^,  sowie  von  Theologen  ^S  die  Bewahrung  des  Amtsgeheimnisses*^, 
die  Sitzordnung*^,  die  Festsetzung  der  ersten  General-Kongregation*^  und  ähnliche 


particularinm  et  generaliam  deflniatur,  quid  Bta- 
tuendnm  Sit.  Sessiones  Inseryluiit,  nt  solem- 
niter  legantur  decreta  atqne  Bolemni  modo  ex- 
cipiantur  yota  patrum.  IIa  adeaae  deltent  omnes, 
quotquot  ad  Bynodum  coacti  sunt'S  ^Sl*  ^^^^ 
Gran  1858,  p.  97;  Köln  1860,  p.  236;  Prag 
1860,  p.  388.  Dasselbe  Verfahren  ist  auch  anf 
den  französischen,  vgl.  l.  c.  4,  35.  92.  93.  285. 
389.  492.  609.  918.  1011.  1015.  1148.  1211, 
nordamerikanischen,  1.  c.  3,  49.  65.  85.  111. 
155.  185.  205.  215.  233.  259.  303.  577.  603. 
625.  691,  irischen,  p.  816.  855,  und  englischen 
Synoden,  p.  999  beobachtet  worden. 

i  Bestehend  aus  einem  Bischof  als  Vorsitzen- 
den und  einer  Anzahl  Ton  Synodalen  mit  bera- 
thender  Stimme,  insbesondere  Theologen  und 
Kanonisten,  s.  die  vor.  Anm. 

^  S.  641.  n.  7.  Eine  Abstimmung  ist  hier  aus- 
geschlossen, weil  die  Diskussionen  allein  zur 
Aufklärung  und  Information  für  die  demnächstige 
Beschlussfassung  der  Väter  mit  entscheidendem 
Stimmrecht  dienen  sollen,  vgl.  namentlich  1.  0. 
5,  97  und  3,  606. 

Zu  diesen  Kongregationen  sind  übrigens  mit- 
unter auch  andere  Geistliche  auf  besonderes  An- 
suchen als  Zuhörer  zugelassen  worden,  1.  c.  5, 
113.  114.  388.  602  (unter  Verpflichtung  der 
Wahrung  des  Geheimnisses). 

Vgl.  S.  641.  Anm.  7. 

3  Selbstverständlich  aber  auch  die  erforderli- 
chen Beamten,  wie  der  Notar  oder  Sekretär  und 
Promotor  1.  c.  4,  918.  Ausnahmsweise  hat  man 
allerdings  auch  nur  zu  Kousultatiwotum  berech- 
tigten Aebten  oder  fremden,  der  Synode  beiwoh' 
nenden  Bischöfen  die  Theilnahme  gestattet,  1.  c. 
3,  577  und  4,  918.  1212. 

^  Mitunter  auch  in  mehreru.  Für  diese  erste 
Privatsitzung  wird  auch  die  Bezeichnung :  eotixtt 
praeparatoritts  gebraucht,  1.  c.  3,  65.  85.  111. 
185. 

^  Sie  die  vor.  und  die  nachfolgenden  Anmer- 
kungen. 

8  Gran  5,  46,  Sens  4,  918,  Quebec  3,  606. 
Für  Köln  (1860)  hat  ein  vom  päpstlichen  Stuhl 
genehmigter,  5,  236.  250  vorgelegen,  welcher 
dem  letzteren  vorher  eingereicht  worden  war, 
p.  232. 


^  Ernennung  der  Kommissionsmitglieder,  Que- 
bec 3,  606. 

8  Gran,  Sens,  Quebec,  a.  a.  0. 

Als  solche  kommen  vor,  wie  auf  den  allge- 
meinen Konzilien ,  mehrere  promotores, 
(Prag  1860,  4,  393):  „1.  promotomm  erit,  de- 
bito  modo  instare,  ut  materia  in  congres^^^n^^^ 
generalibuB  et  aesBionlbus  publids  opportano 
tempore  parata  et  bene  ordinata  sit.  2.  .  .  •  pio- 
videre,  ut  quae  fonnam  actionis  Bynodalis,  po- 
tissimum  in  seBslonibuB  publicis  usitatam  oon- 
cernunt,  servato  tum* 8.  llturgiae  ordine,  tum 
tradltionis  ecoleslasticae  more  expediantnr.  3. 
Ritual!  ofAcio  in  congregationibus  et  sewlonibiis 
alternantes  fungentur  praelegentque  pariter  cum 
secretariis  coneilii  alternantes  materiam  decnio- 
rum  in  seBsionibus  publlcandam.  4.  Eor«m 
tandem  erit,  coUigere  tum  confecta  a  singnlis 
notariis  instrumenta  seu  protocolla  aetionum  sy- 
nodalinm,  tum  iila  decretorum  exemplaxia  quae 
ceu  authentica  publlcatam  coneilii  materiam  eoo- 
tinent.  5.  Finita  synodo  omnia  actionnm  instm- 
menta  una  cum  congrua  relatione  metropolitae 
exhibebunt^,  s.  auch  Grau,  Utrecht,  1.  c.  p.  102. 
731,  ferner  mehrere  Notare,  Sekretäre  und 
Geremonienmei8teT,B.  11.  CG.,  sowie  4,35  u. 
94.160und3, 12.  827.  897,  mitunter  ein  prae- 
feotus  hospitil  (Gran  5,  102:  „proridendis 
hospitibuB  omnem  adhibet  dlligentiam,  ot  de- 
rlei ad  synodnm  rite  convoeati  honestis  exeipiaB- 
tur  hospitiis^)  mit  einem  subpraefeetus ,  tJtieeht 
p.  731.  B.  auch  5,  238.  251  (hier  vomErzbiiaof 
ernannt). 

0  Sofern  im  gegebenen  Fa11,wie  beiWeihbischö- 
fen,  fremden  Bischöfen,  das  Kondi  darüber  zu 
befinden  hat,  Sens  4,  918,  Auch  p.  1211,  Que- 
bec 3,  604. 

to  Sens  1.  c.  Beziers  4,  1148,  Quebec  3,  003. 

*i  Beziers,  Quebec  a.  a.  0. 

12  Auch  4,  1211. 

i3  Quebec  3,  605.  Dieselbe  bestimmt  sich 
nach  Massgabe  der  Th.  II.  S.  376  besprocbenea 
Rangordnung.  Vgl.  auch  Gran  5, 98;  Wienp.  152; 
Köln,  p.  236 ;  Utrecht  p.  729,  und  ferner  B  0 ui  x 
p.  188. 190.  195.  221. 

t*  Sens  4,  918. 
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Angelegenheiten  \  fesfgeBtellt,  sowie  auch  Berathnngen  fiber  die  dem  Konzile  zu 
machenden  Vorlagen  gepflogen  ^. 

Die  erste  darauffolgende  General-Kongregation  ist  derKonstitnirnng  und  der  vor- 
läufigen  ErO£tenng  der  Synode  gewidmet.  In  derselben  werden  nach  dem  Qebet  des  Erz- 
bischofs und  einer  Ansprache  desselben  die  Beschlflsse  der  ersten  Privat-Kongrega- 
tioii  pnblicirt,  die  Erschienenen  auf  das  Amtsgeheimniss  verpflichtet,  das  Verzeichniss 
der  Synodalen  verlesen,  die  Namen  der  Konzilsbeamten,  sowie  der  Theologen  und 
Kanonisten  verkündet,  eine  Anfrage  darfiber  an  die  Konzilsmitglieder  gerichtet,  ob 
ihnen  etwas  Aber  das  Ausbleiben  zum  Erscheinen  verpflichteter  Synodalen  bekannt 
aei,  die  herkömmlichen  Dekrete  de  aperiendo  condUo^^  de  pro/esstone  fidei  emitienda*,  de 
praeiudhio  non  aßerendo^  de  modo  vivendi  in  clero^  und  de  non  discedendo'^  verlesen  und 
die  Stimmberechtigten  Aber  ihre  Zustimmung  und  die  Publikation  der  Dekrete  in  der  er- 
sten feierlichen  Sitzung,  sowie  auch  über  den  Tag  der  letzteren  befragt  ^.  Mitunter  wer- 
den allerdings  einzelne  der  erwähnten  Angelegenheiten  gar  nicht  erst  in  derPrivat-Kon- 
gregation  vorbereitet  ^,  andererseits  aber  auch  solche  Geschäfte ,  welche  sonst  schon 
in  der  letzteren  erledigt  werden,  erst  in  dieser  General-Kongregation  vorgenommen  ^^. 

Die  sessionee  solemnea  oder  puhUcae^  welche  in  der  Kirche  abgehalten  werden  und 
Öffentliche^  sind,  beginnen  mit  feierlichem  Gottesdienst  und  mit  Predigt.  Es  folgt 
dann  auf  Antrag  des  Promotors  die  Verlesung  der  vorher  festgestellten  Dekrete,  so- 
wie die  definitive  Abstinunung  der  Väter  darüber  mit  den  üblichen  Worten:  ^>/ii^«/ 
oder  non  j9^6/,  endlich  die  Beschlussfassung  über  den  Tag  der  nächsten  Sitzung. 
Die  erste,  welche  sobald  als  mOglich  nach  der  ersten  General-Kongregation  statt- 
findet, hat  nur  eine  formelle  Bedeutung,  da  mangels  der  erforderlichen  Zeit  für  die 
Vorbereitung  materieller  Gegenstände  in  derselben  nur  die  definitive  Abstimmung 
und  Publikation  über  die  Eröffnung  der  Synode  un4  die  anderen  üblichen  Dekrete, 
sowie  die  Ablegung  der  professio  fidei  vorgenommen  wird  e^.  Die  Dekrete  über  die 
materiellen  Vorlagen  gelangen  erst  nach  der  Vorberathung  in  den  Kommissionen  an 
die  Öeneral-  und  Privat-Kongregationen  und  werden  demnächst  in  den  späteren  Sit- 
zungen zur  definitiven  Abstimmung  und  Publikation  gebracht  ^^, 


^  Hierher  gehören  die  Üblicher  Welse  zu  er- 
lAMenden,  gleich  kq  erwähnendea  Dekrete,  Pa- 
ris 4,  35  nnd  Sens  s.  s.  0. 

2  Gran  5,  96 ;  Köln  p.  236. 

3  Enthaltend  die  Erklärung  des  Erzblschofs, 
daaa  dasselbe  de  eonsilio  et  asseutn  episcopomm 
eomprovineialinm  als  rechtmässig  berafen  nnd 
▼ersammelt  eröffnet  werde,  s.  z.  B.  1.  c.  6,  127. 
262.  605.  732;  4,  7.  251,  3,  335.  610.  899. 

^  Ueber  die  Ablegnng  der  professio  fldei  Tri- 
dentina  (s.  o.  S.  220)  durch  die  Synodalen  in 
der  erstea  feierlichen  Sitzung,  l.  c.  5,  127.  282. 
605.  732 ;  4,  8. 

*  Enthaltend  die  Bestimmung,  dass  keinem 
Konzllsmitgliede  aus  der  beobachteten  Sitzord- 
nung oder  sonst  für  seinen  Rang  ein  Präjudiz 
entstehen  soll,  s.  a.  a.  O. 

0  Betreffend  die  religidsen  Yeipftichtungen  der 
Konzüsmitglieder ,  der  Geistlichen  und  der 
Laien  am  Orte  des  Konzils,  s.  ebendaselbst. 

7  Anordnung,  dass  die  Synodalen,  insbeson- 
dere die  stimmberechtigten  Väter ,  das  Konzil 
nicht  Tor  seinem  Schluss  ohne  Urlaub  und  ohne 


gerechtfertigten  Grund  verlassen  sollen,  s.  eben- 
daselbst. 

8  Sehr  eingehend  darüber  Köln  5,  238.  u.  das 
Protokoll  Yon  Paris  4,  37. 

0  Wie  die  oben  im  Text  erwähnten  herkömm- 
lichen Dekrete  oder  andere  derartige  Sachen, 
welche  der  Erzbisohof  schon  vorher  feststellt. 

*o  So  überreichen  mitunter  die  Prokuratoren 
ihre  Vollmachten  erst  in  derselben,  Köln,  1.  c. 
p.  238;  Wien  125. 

"  Gran  5,  113.  Rheims  4,  95.  200.  Tours, 
Bordeaux  4,  298  616.  621,  wenigstens  was  den 
gottesdienstlichen  Theil  betrifft,  Prag  5,  390. 

«  S.  z.  B.  das  Protokoll  für  Gran  5,  105 ;  vgl. 
ferner  Köln  p.  240;  Prag  p.  390;  Paris  4,  42; 
Tours  p.  289;  Avignon  p.  392;  Lyon  p.  496; 
Bordeaux  p.  615 ;  Baltimore  3,  157 ;  Gincinnati 
p.  186;  Dublin  p.  809;  Westminster  p.  901. 

*'  Gewöhnlich  werden,  wie  das  Caeremonlale 
episcopor.  und  das  Pontiflcale  dreier  Sitzungen 
als  der  Regel  gedenken ,  auch  nur  ausser  der 
ersten  formalen  noch  zwei  solcher  gehalten,  und 
der  zur  definitiven  Feststellung  Torbereitete  Stoff 
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Die  Vorlagen  an  das  Provin^ialkonzil  macht  der  Erzbischoff  welcher  sie  vorher 
ausarbeiten  lässt  ^  doch  haben  anch  die  übrigen  stimmberechtigten  Mitglieder  das 
Recht  ^;  Berathongsgegenstände  in  Vorschlag  zn  bringen  nnd  selbstst&ndige  Anträge 
zu  stellen,  nicht  aber  diejenigen  Synodalen,  welche  nur  berathende  Stimme  besitzen, 
vielmehr  geht  die  Befhgniss  der  letzteren  gemäss  ihrer  Stellung  allein  darauf,  zu  den 
gemachten  Vorlagen  Anträge  einzubringen  ^. 

Ausser  den  erwähnten  Kommissionen  für  die  Vorberathnng  der  materiellen  Vor- 
lagen wird  gewöhnlich  noch  eine  andere,  bestehend  aus  einzelnen  Bischöfen  und 
andern  Konzilsmitgliedem,  den  s.  g.  iudioes  excusaHonum  et  querelarum  oder  auch  iudi- 
ces  synodales  bestellt ,  welche  die  Entschuldigungsschreiben  der  Ausgebliebenen ,  die 
nach  Eröffiiung  des  Konzils  eingehenden  Urlaubsgesuche,  sowie  die  Vollmachten  der 
Prokuratoren  zu  prüfen,  femer  die  Strafurtheile  gegen  die  unentschuldigt  Ausgeblie- 
benen zu  entwerfen,  Streitigkeiten  unter  den  Konzilsmitgliedem  über  den  Vorrang 
beizulegen  oder  zu  verhandeln  und  in  diesen  Angelegenheiten  die  Entscheidungen 
des  Konzils  vorzubereiten  haben  ^. 

Wie  das  Konzil  feierlich  in  einer  sessio  solemnis  eröffnet  wird,  so  erfolgt  andi 
sein  Schluss  nach  Erledigung  seiner  Arbeiten  in  derselben  Weise  durch  ein  beson- 
deres, zu  publicirendes  Dekret  \  Vorher  haben  aber  die  mit  vollem  Stimmrecht  ana- 


auf  diese  veithellt,  Gran  5,  115 ;  Köln  p.  244; 
Paris  4,  46.  49 ;  Rheims  p.  9S.  101 ;  Baltimore 
3,  160;  Oinciunati  3,  190.  193;  Quebec  p.  629. 
702.  Dublin  p.  809.  810;  Westmiuster  p.  906. 
Auf  einzelnen  französischen  Konzilien,  z.  B. 
Tours  und  Bordeaux  4,  300.  629  haben  aller- 
dings 4,  zu  Rheims  4,  200  dagegen  nur  2  statt- 
gefunden. 

i  Diese  urerden  mitunter  im  Einberufungs- 
schreiben zwar  nicht  genauer,  wohl  aber  In  allge- 
meinen Wendungen  bezeichnet,  GranÖ,  94.  Köln 
1860  p.  235.  Utrecht  1865  p.  726.  Rheims  4, 
92. 

2  Kölner  Einberufungsschreiben  5,  235 :  „de- 
liberabitur  .  .  .  necnon  de  aliis  disciplinamchri- 
stianam  spectautibus,  prout  nobis  et  concilii  pa- 
tribus  expedire  videbitur",  ebenso  Utrecht  p.  726J; 
Rheims  4,  92;  ygl.  ferner  Baltimore  IV,  3,  66 : 
„proponente  episcopo  Bostoniensi  patres  censue- 
runt".  Die  Bischöfe  werden  auch  in  diesen 
Schreiben  geradezu  aufgefordert,  etwaige  Anträge 
▼orher  dem  Metropoliten  anzuzeigen,  S.  Louis 
3   303. 

'3  S.Köln  1860,5,250.  258  (hier  genaue  For- 
mulirung  der  Verbesserungs-  und  Abänderungs- 
anträge  Torgeschrieben,  ebenso  Utrecht  p.  729), 
BouTges  1850,  4,  1152;  Baltimore  3,  13.  Cha- 
rakteristisch Sens  1850,  4,  928 :  „Tices  promoto- 
ris  .  .  .  gerens  in  coetum  patrum  (Privat- Kongre- 
gation) admissus  exponit,  quosdam  ex  theologis 
plurimum  expetere,  ut  inter  decreta  concilii  ali- 
quod  de  admittenda  .  .  .  liturgla  Romana  pro- 
mulgetur;  et  a  patribus  sclscltatur,  utrum  pro 
suo  munere  promotoris  aliquid  a  concillo  circa 
hano  quaestionem  requirere  expediat.  Respondlt 
archiepiscopus  :  concilii  offlciarios  non  theologo- 
rum,  sed  patrum  nomine  officio  .  .  suo  fungi;  ac 
proinde  minime  decere,  utpromotorconcilii 
ullam  quaestionem  in  mediumprof  erat 
praeter  easquaea  patribus  tractandae 


defininntur:  theologos  et  canonistas  ad  id 
electos  esse  a  suis  episoopls,  ut  dubia  proposita 
solvere  et  requisitum  conslllam  .  .  .  Impendere 
adnitantur,  non  autem  ut  patribu»  quid 
tractandum,  quid  decretis  statuen- 
dum  Sit,  indigitent:  si  denique  a  caplta- 
lorum  deputatis  quaestio  haec  moyeretur,  inqni- 
rendum  esse  ante  omnla,  utrum  aliquod  speciale 
mandatum  a  suis  capitulis  circa  hoc  punctum  ac- 
ceperint :  qnod  sl  nuUum  . . .  habeant,  ipsis  soa- 
dendum  esse,  ut  slcut  et  alil  qul  ad  conei- 
Ilum  i^dmissi  sunt,  patrum  sapientiae  eon- 
fldant  circa  tractandarum  qu  aestionmn 
opportun! tatem'^  Danach  haben  also  die 
Kapitel  das  Recht,  vorher  Vorschläge  an  das 
Konzil  zu  bringen,  freilich  nicht  in  dem  Sinne, 
dass  über  Ihre  Verhandlung  beschlossen  werden 
muss.  Uebrigens  kann  selbst verstandUcli  jeder 
Petitionen  an  das  Konzil  richten,  vgl.  3,  730. 
899.  1000. 

«  Gran  5,  6.  101 ;  Wien  p.  124;  Köln  p.  237. 
252.  Prag  p.  392.  398.  Colocsa  p.  602.  606. 
Armagh  3,  849.  Westminster  p.  919.  Sie  haben 
auch  zugleich  auf  die  Wahrung  des  Amtsgeheiffl- 
nlsses  der  Synodalen  zu  achten.  In  Frankreick 
kommen  sie  nicht  vor,  hier  sind  einzelne  ihrer 
Geschäfte  in  den  General-  oder  Privat-Kongrega- 
tionen  erledigt,  1.  c.  4,  162.  252.  494.  854  oder 
einem  Mitgliede  zur  Vorbereitung  flberwiesea 
werden,  p.  389. 

Die  Bestellung  und  die  Namen  der  iadlces 
werden  in  der  ersten  General- Kongregation  ver- 
kündet, und  mitunter  darüber  ein  Dekret  in  die 
Konzilsschlüsse  aufgenommen. 

S  Ein  solches  wird  theils  als  letztes  in  die 
Zusammenstellung  der  Konzilsbeschlüsse  aul^- 
nommen,  s.  z.  B.  5,  92.  224;  4,31.446;  3, 
844,  theils  ihnen  aber  auch  nicht  einverleibt,  s. 
z.  B.  Köln  5,  262.  381.  u.  1.  c  p.  596.  60& 
734 ;  4,  155.  190.  364. 
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gestatteten  Mitglieder  ein  Exemplar  der  gefassten  BeBchlttsse  zum  Zeichen  ihrer  An- 
erkennung* noch  in  der  Schlnsssitzung  zu  unterschreiben  i. 

in.  Zuständigkeit  des  Konzils.  Das  Tridentinum  bezeichnet  als  Zweck 
der  Provinzialkonzilien  die  Aufrechterhaltung  der  Sitten,  die  Abstellung  und  Bosse- 
rang  von  Vergehen  und  Ausschreitungen ,  die  Beilegung  von  Streitigkeiten  und  die 
Ausübung  der  sonstigen,  ihnen  in  den  Kanones  beigelegten  Befugnisse^,  indem  es 
damit  Richtung  und  Ziele,  sowie  Art  und  Inhalt  seiner  Thätigkeit  zusammenwirft. 

Fttr  die  Darlegung  der  Zuständigkeit  kommt  aber  in  erster  Linie  der  letztere 
Gesichtspunkt  in  Betracht,  während  der  andere  dabei  nur  die  Bedeutung  eines  den 
Inhalt  der  Thätigkeit  näher  bestimmenden  Faktors  besitzt. 

1.  Dem  Konzile  steht  zunächst  ein  Recht  der  Gesetzgebung  zu.  Da  je- 
doch das  gemeine  Recht  der  Kirche  der  Einwirkung  eines  nur  partikulären  Gesetz- 
gebungsorganes  entzogen  ist,  kann  dasselbe  allein  etwaige  Lücken  des  gemeinen 
Rechts,  insbesondere  für  solche  Verhältnisse ,  welche  das  letztere  wegen  ihrer  Natur 
der  partikulären  und  lokalen  Regelung  überlassen  hat,  ausfüllen  ^,  sowie  Massnahmen 
treffen  ^  und  Vorschriften  erlassen,  um  das  gemeine  Recht  zu  voller  Geltung  zu  brin- 
gen und  seine  Durchführung  zu  sichern,  insbesondere  im  Widerspruch  mit  demselben 
hervoi^etretene  Missbräuche  zu  beseitigen  und  solchen  sowie  Verletzungen  des  be- 
stehenden Rechtes  vorzubeugen  ^ 

Gemäss  dieser  seiner  Stellung  als  eines  dem  Ganzen  untergeordneten  Gliedes  ist 
das  Konzil  insbesondere  nicht  befugt,  Entscheidungen  über  noch  nicht  von  der 
Kirche  festgestellte  oder  über  zweifelhafte  Glaubenslehren  zutreffen,  vielmehr  be- 
schränkt sich  seine  Zuständigkeit  in  dieser  Beziehung  darauf,  die  sicheren  Glaubens- 
sätze gegen  Irrlehren  zu  schützen,  und  Ketzereien,  welche  sich  gegen  die  ersteren 
richten,  zu  verurtheilen  und  abzustellen  ^. 


Es  ist  selbstyentändllch,  dass  der  Metropolit 
das  Konzil  nicht  einseitig  gegen  den  Willen  der 
M^joritöt  der  stimmberechtigten  Väter  auflösen 
kann,  s.  auch  die  Oongr.  conc.  hei  Fagnan.  ad 
c  25  X.  V.  1  cit.  u.  98. 

1  Und  rwar  anf  dem  Altar  in  der  Kirche,  5, 
117.26^  401.733 ;  3,618.  Die  Stimmherechtigten 
unterschreiben  regelmässig  mit  dem  Znsatz :  de- 
finiens,  5,  381.  596.  722.  929;  3,  594.  618. 
854.  985  —  welchen  die  Gongr.  der  Propaganda 
1830  für  allein  korrekt  erklärt  hat ,  3,  24.  25  ^ 
auch  mit  iudicans  4,  491  oder  conseniiens  5, 
224 ;  mitunter  allerdings  blos  mit  ihrem  Namen 
5,  92.  4,  31.  534. 

Manchmal  werden  auch  einzelne  Mitglieder 
mit  berathender  Stimme,  wie  z.  B.  Weihbisohöfe, 
zur  Unterschrift  zugelassen,  bei  ihnen  fallen 
aber  die  gedachten  Worte  fort,  5,  92.  576.  722. 
985. 

^  Sess.  XXIV.  c.  2.  de  ref.:  „pro  moderandis 
moribus,  corrigendisexcessibus,  controYereiis  com- 
ponendis  aliisque  ex  ss.  canonibiis  permissis". 

^  Hierher  rechnet  das  Tridentlnum  z.  B.  die 
Errichtung,  Erhaltung  und  Einrichtung  der  Se- 
minarien,  sess.  XXIII.  c.  18  de  ref.,  die  Rege- 
lung des  Chordienstes  an  den  Kathedralen,  sess. 
XXIY.  c.  12  de  ref.,  die  Einrichtung  der  Prü- 
fung fQr  die  Seeborge- Aemter,  sess.  XXIY.  c. 
18  de  ref.     Wenn  aber  eine  Angelegenheit  eine 


rein  lokale  Bedeutung  für  eine  einzelne  DiÖcese 
besitzt,  so  ist  die  Anordnung  darüber  dem  Diö- 
cesanbischof  und  der  Diöcesansynode  zu  über- 
lassen. 

^  z.  B.  Publikation  von  neu  ergangenen,  all- 
gemeinen Anordnungen,  wie  z.  B.  Ton  päpstli- 
ohen  Erlassen. 

5  Fagnan.  ad  c.  25  X.  V.l.  n.  75.  81; 
Bouix  p.  258  ff.;  Fessler  S.  132  ff.  Wenn 
sich  Anordnungen  des  gemeinen  Rechts  für  die 
Provinz  schädlich  oder  unpraktisch  erweisen, 
kann  es  demnach  selbst  keine  Abänderungen  vor- 
nehmen, muss  vielmehr  an  den  Papst  berichten ; 
dasselbe  gilt  da,  wo  es  sich  erst,  wie  in  den 
Missionsländem,  um  neu  zu  schaffende  Einrich- 
tungen handelt,  welche  wegen  der  dort  beste- 
henden besonderen  Verhältnisse  nicht  ohne  Wei- 
teres nach  dem  ordentlichen  Rechte  der  Kirche 
gestaltet  werden  können.  Zahlreiche  Beispiele 
dafür  giebt  Bd.  3  d.  coli.  Lac. 

Das  Nähere  über  diesen  Punkt  in  der  Lehre 
von  der  Gesetzgebung. 

8  Bellarmin  de  concilis  II.  10;  Fagnan, 
1.  c.  n.  77.  82;  Bouix  p.  517  ff.  Allerdings 
haben  die  neuerdings  abgehaltenen  Provinzial- 
synodeu  diese  Grenzen  zweifellos  überschritten, 
indem  sie  sich  für  die  päpstliche  Unfehlbarkeit 
wie  ein  schon  zu  ihrer  Zeit  bestehendes  Dogma 
erklärt  haben,  Köln  1860,  5,  311 ;  Utrecht  1865 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  T^eitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  1«0. 


2.  Femer  hat  das  Konzil  die  Auf  sieht  Aber  die  kirchlichen  Yerh&liiiiBse  der 
Kirchenprovinz  und  Aber  die  Beobachtung  der  Kirchengesetze,  namentlieh  soweit 
dieselben  wichtige  nnd  das  Wohl  der  Kirche  berflhrende  Angelegenheiten  be- 
treffen*. 

3.  Nach  dem  Konzil  von  Trient  steht  dem  Provinsialkonzii  femer  die  Gerichts- 
barkeit bei  geringeren  Vergehen  der  Bischöfe,  d.  h.  solchen,  bei  welchen  es  sidi 
nicht  um  Ketzerei  oder  nicht  um  die  Absetzung  handelt^,  sowie  Aber  die  Synodal- 
Examinatoren,  welche  sich  der  Simonie  oder  sonstiger  Pflichtverletzungen  achuldig 
machen,  zu  3. 

4.  Endlich  hat  die  Provinzialsynode  die  s.  g.  iudices  in  partibus  zu  wählen^. 
IV.  Das  Verhältniss   des  Provinzialkonzils   zum  Papste.     Da  der 

Metropolit  das  Konzil  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  innerhalb  bestimmter 
wiederkehrender  Perioden  einberufen  soU^,  so  ist  es  selbstverständlich,  daas  er 
zur  Ausschreibung  und  Abhaltung  desselben  nicht  erst  der  päpstiichen  Geneh- 
migung bedarf  <^,  und  dass  das  Konzil  innerhalb  seiner  Zuständigkeit  volle  Selbst- 
ständigkeit in  Betreff  der  Festsetzung  der  von  ihm  zu  verhandelnden  Gegenstände 
besitzt.  Nichts  desto  weniger  haben  in  der  neueren  Zeit  einzelne  ErzbisohOfe  nicht 
nur  die  Erlaubniss  des  Papstes  zur  Berufung  der  Provinzialkonzilien  eingeholt  7,  sen- 
dem  sogar  vorher  die  Vorlagen  fAr  dieselben  nach  Rom  eingesendet^,  um  dem  rOmi- 


p.  757,  ygl.  auch  o.  S.  506  ff..  Dagegen  ist  fieilich 
Yon  Rom  aus,  weil  diese  Konzilien  mit  solchen 
und  ähnlichen,  die  päpstliche  Macht  überspan- 
nenden Beschlüssen  den  Erfolg  des  Tatikani- 
schen  Konzils  haben  Torberelten  helfen,  kein 
Widerspruch  erhoben  worden . 

i  Das  folgt  aus  ihrer  Pflicht,  die  Sitten  zu 
regeln  und  Missstände  abzustellen,  erglebt 
sich  auch  daraus,  dass  c.  25.  X  de  accusat.  cit. 
y.  1.  dem  Konzil  die  Verpflichtung  zur  Bestel- 
lung mehrerer  teste»  tynodales  für  Jede  ProTlnz 
auferlegt,  d.  h.  geeigneter  Männer,  welche 
„soUcite  investigent,  quae  correetlone  yel  refor- 
matione  sunt  dlgna  et  ea  fldeliter  proferant  ad 
metropolitanum  et  suiKragajleos  et  alios  in  con- 
cilio  subsequenti^  ;  und  welche  eidlich  auf  ihre 
Funktion  verpflichtet  werden,  eine  Vorschrift, 
der  auch  mehrere  neuere  Konzilien  durch 
Auswahl  geeigneter  Geistlichen ,  Köln  1860, 
5,  261;  Prag  1860.  p.  598;  Paris  1849, 
4,  32;  Rheims  1857.  p.  199  (s.  femer  1.  c.  p. 
300.  534.  632.  725.  784.  864.  911.  1009.  1023. 
1133);  conc.  Baltlm.  plen.  1866,  3,418;  Quebec 
1851,  p.  618;  Gashel  1853.  p.  842;  Australien 
1844.  p.  1043,  nachgekommen  sind.  Die  Be- 
stellung erfolgt  Yor  der  letzten  Sitzung  und 
wird  In  dieser  publioirt. 

Femer  sollen  die  Bischöfe  und  die  ProTlnzial- 
synoden  auf  Missbräuche  in  der  Anmfung  der 
Heiligen,  der  Verehrung  der  Reliquien  und  Bil- 
derverehrang, sowie  der  Ablässe  achten,  Trid. 
sess.  XXV.  decr.  de  invocatlone  und  de  indnl- 
gentiis ,  die  letzteren  müssen  jedoch  in  schwe- 
ren Fällen  vorher  über  die  Abhülfsmasaregeln 
nach  Rom  berichten. 

WennFessler  S.  139  und  Ginzel  1,  132 
die  Aufsicht  der  Provinzialsynode  auf  die  Hand- 
hahung  der  Kirehengesetze,  insbesondere  die  Be- 
obachtung der  Reformdekrete  des  Trienter  Kon- 


zils seitens  der  Bi  s  o  h  o  f  e  beschränken,  indem  sie 
derselben  nur  das  Recht  zu  Ermahnungen  gegen  die 
letzteren  gewähren  und  sie  im  Uebilgen  auf  An- 
zeige an  den  Papst  verweisen  wollen,  so  ist  das  In 
ersterer  Beziehung  zu  eng,  Im  üebrlgen  aber  auch 
nicht  ganz  korrekt.  Allerdings  schreibt  das  Trid, 
XXV.  c.  14  de  ref.  den  letzteren  Weg  vor,  wenn 
Bischöfe,  welche  im  Konkubinate  leben,  sich 
trotz  der  Ermahnung  nicht  bessern,  dagegen  ge- 
währen Sess.  XXIII.  c.  18  de  ref.  und  Sess. 
XXV.  de  regul.  c.  22  der  Synode  behufs  Dnich- 
fQhrang  der  Vorsehriften  über  die  Seminaiieo 
und  die  Reformation  der  Klöster  und  Regulä- 
ren gegen  die  säumigen  Bischöfe  auch  dasBedit 
des  „corripere,  cogere,  supplere,  coeroeie^,  als« 
die  Befugniss  zu  Zwangsmaasregeln,  üeberdies 
bildet  die  nachlässige  Handhabung  der  Kliehen- 
gesetze  zweifellos  ein  DisdpUnarrergeben  der 
kirchlichen  Oberen,  zu  deren  Bestrafung  dem 
Provinzialkonzil  ebenfalls  das  Recht  zusteht,  s. 
im  Text  unter  n.  3. 

2  Trid.  sess.  XXIV.  c  5  de  ref.  Doeh  kann 
das  Konzil  auch  Richter  dafür  deputiieo.  F ess- 
ler S.  140;  Boulxp.  481. 

s  L.  0.  c.  18  de  ref. 

*  L.  c.  sess.  XXV.  c.  10  de  ref.  und  Tb.  I.  S. 
176.  Von  den  neueren  hat  das  Prager  (1860)  1. 
c.  5,  400.  553  solche  bestellt. 

5  0.  S.  639. 

*  Ueber  eine  singulare  frühere  Ausnahme  a.0. 
S.  504.  n.  5. 

7  So  die  von  Köln  5,  231  und  Utrecht  p.  724, 
wobei  allerdings  gewisse  IMspense  erbeten  aind. 
Vorherige  Anzeige  Prag  5,  383;  Seos  4,  915. 

8  Köln  5,  234,  worauf  von  dort  freilich  geaat- 
wortet  Ist,  dass  die  Väter  nach  ihrem  Bnnenen 
die  Berathungsgegenstände  ausinwählen  hätten, 
ferner  Prag  5,  383.   Für  Lyon  sind  Indenen  1861 
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sehen  Stuhle  ihre  Ergebenheit  zu  bezeigen ,  obwohl  man  in  Rom  selbst  für  die  unter 
der  Propaganda  stehenden  Missionsgebiete  nach  der  Errichtung  der  dortigen  Erz- 
bisthflmer  die  Einholung  einer  solchen  Erlaubniss  nicht  verlangt  hat. 

Dagegen  hat  der  Papst  firtther  das  Recht  gettbt,  Provinzialsynoden  durch  seine 
Legaten  einberufen  und  abhalten  zu  lassend  Die  kanonistische  Doktrin  des  Mittel- 
alters hat  ihm  dieses  Recht  nicht  bestritten,  war  vielmehr  nur  darüber  uneinig,  ob 
der  legatus  a  latere  einer  Spezialvollmacht  bedttrfe  oder  nicht ,  obwohl  sie  sich  frei- 
lich überwiegend  fSr  die  verneinende  Ansicht  entschied  ^.  Vom  Standpunkt  der  heute 
dem  Papst  durch  das  Vatikanum  eingerftumten  Stellung  kann  seine  Beftigniss ,  selbst . 
oder  durch  einen  Legaten  ein  Frovinzialkonzil  zu  berufen,  ebenso  wenig  in  Frage 
gezogen  werden,  und  wenngleich  die  Aussendung  päpstlicher  Legaten  zu  diesem 
Zweck  nieht  mehr  vorkommt^,  so  hat  die  Frage  doch  noch  insofern  praktische  Be- 
deutung, als  durch  ihre  Bejahung  zugleich  entschieden  ist,  dass  der  Papst  auch 
andere  Pr&laten  als  den  Metropoliten  oder  den  ältesten  Suffraganbischof ,  welchem 
das  Tridentinum  das  betreffende  Recht  beilegt,  mit  der  Abhaltung  des  Proyinzial- 
koniils  flu  betrauen  beftigt  ist^. 

Sowohl  nach  dem  alten  wie  auch  dem  mittelalterlichen  Recht  bedurfte  es  für 
die  verbindliche  Kraft  der  Beschlüsse  der  Provinzialsynoden  weder  einer  Prüfung 
noch  ^r  einer  Genehmigung  derselben  in  Rom^,  und  die  entgegengesetzte  Forderung 
Pseudo-Isidors  ist  in  der  Kirche  bis  zum  Tridentinum  nicht  zu  praktischer  Geltung 
gelangte  Erst  durch  die  Bulle  Sixtus'  V.:  Immensa  aetemi  von  1587  ist  die  Einsen- 
dung der  Beschlüsse  der  Provinzialsjrnoden  von  der  Congregatio  concilii  vorgeschrie- 
ben worden,  welche  sie  „expendei  et  recognoscet^  "^ ^  ehe  sie  publicirt  werden  dürfen®. 
Diese  Bestimmung  hatte  den  Zweck,  dem  päpstlichen  Stuhl  eine  Kontrole  darüber  zu 
gewähren ,  ob  die  Beschlüsse  der  Synoden  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Zuständig- 
keit gefasst  wären,  sowie  femer  darüber ,  dass  sie  nichts  der  kirchlichen  Wohlfahrt 
and  dem  kirchlichen  Interesse  Widerstreitendes  enthielten.  Sie  sollte  es  also  ver- 
hindern ,  dass  in  einzelnen  Provinzen  Synodaldekrete  publicirt  und  zur  Ausführung 
gebracht  wurden,  welche  äusserlich  den  Anspruch  auf  verbindliche  Kraft  erhoben, 
aber  wegen  Ueberschreitung  der  Befugnisse  der  Synode  materiell  nichtig  waren  oder 
den  kirchlichen  Interessen  zum  Schaden  gereichen  konnten.  Die  Anordnung  legt 
demnach  dem  römischen  Stuhl  und  der  Congregatio  concilii  nur  ein  Revisions-  und 
Beanstandungsrecht  bei,  macht  aber  die  Rechtsverbindlichkeit  der  innerhalb  der  Kom- 
petenz der  Synode  ordnungsmässig  gefassten  Beschlüsse  von  keiner  Bestätigung  abhän- 
gig, noch  weniger  giebt  sie  dem  Papst  oder  der  Congregatio  die  Befagniss,  an  Stelle 
der  beanstandeten  Bestimmungen  andere  Vorschriften  als  Konzilsdekrete  zu  setzen, 


▼on  Rom  ans  gewisse  zn  erledigende  Angelegen- 
heiten bezeieknet  worden,  4,  458. 

1  S.  o.  S.  498.  499. 

s  Vgl.  Panorm.  ad  c.4.  X.  I.  30.  n.7nnd  die 
weiteren  Angaben  bei  Bouix  p.  85. 

>  AUerdlngH  bat  derProTinzialsynodeder  nnir- 
ten  Rntkenen  zn  Zamosc  i.  J.  1720  der  Nuntius 
für  Polen  Kraft  Vollmacht  Clemens'  XI  prasidirt, 
ooU.  cit.  %  18. 

4  So  hat  für  die  Abhaltung  des  ProTlnzialkon- 
ziles  Ton  Quebec  1863  der  Administrator  und 
Coadjntor  der  Erzdiocese  wegen  Krankheit  des 
Metrofolitans  unter  Eeiseitesetzung  des  ältesten 


Suffraganbischofes  durch  Plus  IX  Vollmacht  da- 
zu erhalten,  coli.  cit.  3»  665. 

^  Vg^.  0.  S.  473  ff.  483  ff.  Die  gegeutheillge 
Behauptung  von  Bouix  p.  377.  401  ist  völlig 
unbegründet.    S.  auch  o.  S.  504.  n.  4. 

«  S.  o.  S.  501.  504. 

7  S.  Th.  1.  S.  457.  n.  4  und  über  die  Abthcl- 
lung  der  Congregatio,  welche  diese  Sachen  bear- 
beitet, a.  a.  0.  S.  464  und  auch  diesen  Theil  o. 
S.  507.  n.  1. 

8  Entscb.  d.  Congr.  conc.  vom  6.  April  1596: 
„publlcari  non  debcnt  inconsulto  Romano  pon- 
tiflce''  bei  Bouix  p.  38J. 
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vielmehr  bedingt  die  Konsequenz  der  Anordnung  allein  ein  Recht,  die  Publikation 
beanstandeter  Dekrete  zu  untersagen  und  deren  Verbesserung  oder  AbSudemng 
einer  neuen  Provinzialsynode  au&ugeben  ^. 

Dieser  korrekte  Standpunkt  ist  aber  weder  von  Born  noch,  von  den  Provinzial- 
Synoden  eingehalten  worden.  Schon  vor  dem  Erlass  der  erwähnten  Vorsehrift  durch 
Sixtus  V.  hat  man,  als  die  Provinzialsynoden  (offenbar  um  sich  zu  vergewisseni, 
dass  ihre  Beschlüsse  den  kurz  vorher  ergangenen  Vorschriften  des  Tridentinums  kon- 
form seien),  dieselben  nach  Rom  einsandten,  dort  Veränderungen  an  den  letzteren  vor- 
genommen, sowie  die  Erzbischöfe  angewiesen,  sie  mit  diesen  zu  publiciren,  und  diese 
Praxis  auch  nachher  beibehalten  2,  wofür  allerdings  die  in  den  Uebersendungs- 
schreiben  ausgesprochene  Bitte ,  die  erforderlich  erscheinenden  Verbesserungen  vor- 
zunehmen, einen  Anhalt  bot  3.  Nicht  minder  sind  damals  schon  ausdrückliche  Antrflge 
auf  Bestätigung  der  Beschlüsse  an  den  Papst  gerichtet  und  es  ist  diesen  auch  ent- 
sprochen worden  *. 

Demnach  erscheint  es  erklärlich ,  dass  bei  der  Wiederbelebung  der  Provinzial- 
synoden in  neuerer  Zeit,  in  welcher  die  Bischöfe  nicht  daran  dachten,  ihre  Selbst- 
ständigkeit gegenüber  dem  Papste  zu  wahren ,  in  Rom  aber  schon  auf  die  möglichste 
Erhöhung  der  päpstlichen  Machtstellung  hingearbeitet  wurde,  die  frühere  Praxis 
ebenfalls  wieder  aufgenommen  worden  ist^.    Sowohl  aus  den  Missionsländem  ^,  in 


»  WeiiiiFagnan.adc.25X.V.l.cit.n.95Bagt: 
„ut  a  sede  apostolica  revideantnr,  coirigantur  at- 
que  probentui^',  so  kann  „probare'*  füglich  den 
Sian  vou :  billigeii,  d.  h.  in  Uebereinstimmung 
mit  dem  geltenden  Rechte  stehend  erachten"  ha- 
ben. Ganz  klar  Benedict.  XIY  1.  c.  XIII.  c.  3.: 
,,uon  quidem,  ut  postea  conflrmationem  reportent 
a  Sede  apostolica,  sed  ut  corrigantnr,  si  aliqnid  in 
iisdem  aut  nimis  rigidnm  aut  minus  rationi  con- 
gruum  deprehendatur^',  und  dann  c.  4:  „Non  se- 
mel  tarnen  accidit,  provinoialia  ooncilia  non  so- 
lum  a  s.  cougregatlone  coucilii  recoguosci  et  si 
opus  fuerlt,  emendari,  rerum  etlam  a  summo 
pontiflce,  itapetentibus  metropolitanis, 
per  litteras  apostolicas  conflrmarl'*. 

2  Breve  Gregors  XIII  von  1584  in  Betreff  des 
Rheimser  Konzils  1583,  Uardouin  10,  1305: 
„Mandavimus  decreta  syuodi  .  .  .  per  .  .  .  cardi- 
uales  super  dubiis  in  materia  ooncilii  Tridentini 
occunentibuB  deputatos  dlligeuter  cognosci  atque 
ubi  opus  esset,  emendari.  Bemittimus  nunc 
tibi  eum  librum  emendatum.  Facies  ut  quae 
pie  prudenterque  decreta  atque  emendatasunt, 
quam  dlligentissime  serventur";  ebenso  für  Tours 
Ton  1584,  1.  c.  p.  145*2;  von  Sixtus  V  v.  1585 
für  Bourges  1.  c.  p.  1584.  In  Betreff  des  Konzils 
von  Narbonne  1609,  1.  c.  11,  54,  erklärt  der 
Präfekt  der  Kongregation  :  „decreta  a  ss.  congreg. 
Card.  conc.  Trident.  interpretum  emendata, 
recognita  atque  a  p  t  at  a  fuisse''.  Etwas  abweichend 
Schreiben  des  Präfekten  in  Betreff  der  Synode 
von  Bordeaux  V.  1582, 1.  c.  10, 1392  :  „quid  mutan- 
dum  erit,  .  .  .  tum  separatim  desoriptum,  tum 
in  marglne  synodi  ad  singula  capita  adnotatum 
mittltur,  ut  pro  tua  flde  et  prudeutia,  postquam 
lila  omnia  sio  aptari  iusserit,  ad  synodum  pro- 
mulgaudam  exsequendamque  ineumbas  idem- 
que  a  coepiscopis  fleri  eures",  wobei  der   Un- 


terschied nur  der  ist,  dass  der  Erzbisehof  selbst 
im  päpstlichen  Auftrage  ohne  Zuziehung  der 
Suffragauen  die  Aenderungen  an  Jden  Synodal- 
besohl üssen  machen  soll. 

3  Schreiben  des  Erzbischofs  yonTonrs  v.  1583, 
1.  c.  10,  1451 :  „tuae  erit  nunc  sanctttatis  . . . 
interponere  auctoritatem,  ut  quae  tibi  videban- 
turrecta,  approbatione  tuasancias;  quae 
secus,  obliteres,  expungas  et .  .  .  sacratioia  et 
meliora  proferas^';  Bordeaux  1582,  Bouix  p. 
387 :  „s.  Rom.  ecclesiae  auctoritati  et  iudieio  ... 
decreta  .  .  .  perpetuo  emendanda  et  oonigenda 
subiicimus'';  ebenso  Aix  von  1585,  Hardouiu 
10,  1585  mit  dem  Zusatz:  logaraus,  ut  ea  sapi- 
entia  sua  meliora  facere  atque  apcatoliea  auctori- 
täte  confirmareetmunire.  .  .  velit. 

*  S.  vor.  Anm.  Auch  Toulouse  1590,  L  c.  p. 
1834  u.  Narbonne,  1609,  1.  c.  11,  56,  spreebea 
in  den  Publikationsschreiben  von  einer  compro- 
batio,  bez.  conflrmatio  des  päpstlichen  Stuhles. 

^  Sie  ist  also  nicht  erst  neuerdings  eingeführt, 
wie  anscheinend  Friedrich  Gesch.  d.  Vatikan. 
Konzils  1,  586  voraussetzt,  wohl  aber  seitdem 
überall  geübt  worden. 

ö  Für  Baltimore  1829  s.  coli.  cit.  3,  1.  21 ; 
Baltimore  1843,  p.  92;  Baltimore  1849,  p.  118: 
„quae  ergo  decrevimus  tibi 'et  tuo  iudicio  subild- 
mus,  ut  quae  in  eis  recta  sunt,  oonfirmes,  quae 
deflciunt,  suppleas,  si  quae  minus  aceurate  ad  can«- 
num  normam  proposita,  oorrigas'';  Baltimore  1868 
p.  177;  Cincinnati  1858  p.  212:  „quae  tibi  re- 
spuenda  vldentur,  reiidas  ;  quae  mutanda  coni- 
gas,  quae  recta  arbitraris  ,  ea  omnia  apostolica 
qua  polles  auctoritatesancias,  conflnnes,  tuearis^. 
Neu  York  1861  p.  299 ;  S.  Louis  1858  p.  319; 
für  britisch  Nordamerika  und  England  ibid.  p. 
619.  758.  953,  986. 


§.  180.] 
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denen  die  ersten  Provinzialsynoden  der  Neuzeit  abgehalten  worden  sind,  wie  aus  den 
flbrigen  Theilen  der  Kirche  ^  haben  die  Provinzialsynoden  dieabgefasstenEeschlttsse 
dem  päpstlichen  Stnhl  nüt  der  Erklärung  eingereicht,  sie  dem  Urtheile  desselben 
zu  unterstellen,  damit  dieser  das  Verbesserungsbedürftige  verbessere  und  das  Kor- 
rekte bestätige,  und  öfters  unter  ihre  Dekrete  einen  ausdrücklichen  Vorbehalt  über 
das  päpstliche  Bevisions-  und  Korrektionsrecht  angenommen  ^.  Demgemäss  hat  so- 
wohl dieCongregatio  concilii,  wie  auch  die  Congregatio  de  Propaganda  fide,  welche  für 
die  MissionsUQider  die  betreffenden  Sachen  bearbeitet  3,  eine  Reihe  von  Veränderungen 
an  den  eingereichten  Dekreten  gemacht  ^  oder  den  Erzbischöfen  aufgegeben,  solche 
m  Gemässheit  von  genau  ertheilten  Anweisungen  vorzunehmen^.  Weder  bei  den 
letzteren  noch  bei  den  Snfiraganbischöfen  ist ,  abgesehen  von  wenigen  Ausnahmen  % 
auch  nur  ein  Bedenken  darüber  hervorgetreten ,  dass  derartige  in  Rom  selbst  oder 


<  Rheims  1857,  4,  243:  „quodcumqne  .  .  . 
doMb  coirigeadum  iudictum  fuerit,  coirigere  pa- 
ratl  sumus,  quodcumque  delendum,  delebimus  : 
qnodcnmque  addendum,  addere  curabimus.  Ita- 
que  quicqnid  beatitudo  restia  decreyerit  de  le- 
buft  ad  synodum  Remeneem  spectantibus,  iudi- 
einm  Tostnim  nobis  erit  iudicium  Petri  per  os 
Testrnm  loqueutis ;  Tours  1849  p.  249 :  „iudicio 
et  arbitrio  .  .  .  subilcinnt,  se  proflteiittis  esse 
paiatos  quicqnid  aummo  et  dilectieaimo  ponti- 
flci  de  iis  decemeie  placuerit,  ultro  acceptare'^; 
Lyon  1850.  p.  456:  „Quae  .  .  .  docreta  confeci- 
mos  ,  ut  flrma  et  svprema  auctoritate  roborata 
maneant,  quam  maiori  possumus  reverontia  ad 
sanctitatem  vestram  dnximus  dirigenda.  Yea- 
tnim  est  ...  ex  illis  expUDgere,  quae  expun- 
genda  sunt,  in  illis  corrigere,  quae  correctione 
indigent ;  illis  addere  quae  addeiida  vobis  pla- 
cueriut.  ludidum  qnippe  beatitnd.  vestrae  nobis 
erit  iudicium  Petri";  Bordeaux  1853,  p.  646: 
^on  copimus,  ut  iata  in  lucem  prodeant,  qualia 
nunc  99^  sedi  subiiciuntur,  si  mutari  aut  emen- 
dari  debeant,  sed  qualia  prodeunda  censuerit 
oeulatissimus  iudex'*;  vgl.  femer  p.  687.  732. 
795.  912.  957.  1084.  1166;  Köln  1860,  5,266: 
.«decreta  sanctitati  vestrae  .  .  .  recognoscenda  et 
approbanda  aut,  ubi  opus  fuerit,  emendanda 
bumillime  offerre";  Wien  p.  225 ,  Prag  p.  407 ; 
Colocsa  p.  608:  „eatbedrae  s.  Petri  .  .  .  exa- 
mini  et  iudicio  humillime  submitto,  tuuc  utique 
promulganda  vigorenique  nactura  ,  dum 
Buprema  S.  Y.  auctoritate  foerint  saucita  et  ap- 
piobata^;  reservirter  Paris  1849,  4,  33 :  „iuxta 
coust.  Sixti  p.  y.  placitum  .  .  .  omnia  decreta 
.  .  .  y.  S.  recognitionl  submittimus  .  .  .  precabi- 
mur,  nt  illa  benedicere  et  conflrmare  vellt,  pro- 
priam  illornm  auctoritatem  auctoritatis  apostoli- 
cae  sigillo  muniens'*. 

2  Gran  5 ,  92 ;  Köln  p.  383 ;  Tours  4 ,  253, 
Baltimore  1829,  3,  32;  conc.plen.  Baltim.  1866. 
p.  416;  Quebec  1868.  p.  721 ;  Halifax  1857.  p. 
775. 

8  Th.  I.  S.  476.  ygl.  auch  die  Citate  aus  Bd. 
3  d.  collect,  cit. 

^  Z.  B.  an  denen  des  Konzils  von  Paris  1849 : 
vgl.  Fried  rieb  a.  a.  0.  1,  589.  Ygl.  femer 
Dekret  d.  Propaganda  von  1825,  coli.  Lac.  3, 
768 :    „anno  .  .  .  archiepiscopus  Tuamensis  .  ,  , 


miserit  examinandi  gratia  decreta  edita  in  synodo 
prov.  Tuamensis .  .  .  a.  1817  cumque  eadem  de- 
creta iuxta  B.  congregatiouis  senteutiam  habitae 
d.  7  sept.  1819  et  30  maü  1825  emendata  fue- 
rint,  s.  congregatio  decreta  memorata,  prout  in 
teitu  superius  exscripto  nunc  prostaut,  auctori- 
tate sua  approbat  et  conflrmat";  und  ron  1852  in 
BetrefT  der  ersten  australiscben  Synode,  p.  1058 : 
^ustmctio  vero  addita  est,  ut  ea  declarentur, 
quae  emendanda  visa  sunt,  iuxta  quam  instrue- 
tionem  synodus  per  S.  C.  approbaretur ,  sen- 
tentia  S.  C.  couflrmata.  Cum  vero  opportuiüus 
fuerit,  ut  cura  ipsius  s.  Gong  reg  a- 
tionis  acta  et  decreta  synodi  redige- 
ren tur  ad  formam  quae  praedictae  instructionis 
tenori  responderet  idque  per  exemplar  in  hoc 
libello  agnoscatur  praestitum,  S.  0.  censuit  bac 
ratione  acta  et  decreta  synodi  esse  probanda". 
Auch  in  der  Schrift :  „Wie  es  auf  dem  Condle 
hergebt'-.  München  1870.  S.  21  wird  behauptet: 
„es  sind  die  Provinzial-Synoden ,  deren  Acten 
man  in  Rom  umgestaltet".  Die  mit  den  Akten 
der  Synoden  zurückgehenden  Revisionsschreiben 
der  Präfekten  der  beiden  betheiligten  Kongrega- 
tionen lassen  meistens  ihrer  Fassung  nach  nicht 
erkennen,  ob  die  Aendemng  schon  in  Rom  vor- 
genommen worden  ist  oder  erst  vom  Erzbisohof 
nach  Massgabe  der  Anweisungen  erfolgen  soll. 
Die  letzteren,  welche  üblicher  Weise  den  Schrei- 
ben in  besonderer  Anlage  beigefugt  werden, 
sind  in  der  citirten  collect,  nicht  mit  abgedruckt, 
auch  die  auf  die  eine  oder  andere  Weise  entstan- 
denen Aenderungen  nicht  im  Text  der  Konzilien 
selbst  kenntlich  gemacht  Nur  in  den  Schrei- 
ben der  Präfekten  der  Propaganda  in  Betreff  der 
älteren  amerikanischen  Synoden  sind  die  Monlta 
aufgeführt,  so  z.  B.  3,  22.  56.  77. 

5  Coli.  cit.  4,  368;  5,  735;  3,  310.  311. 

^  Die  Biscbofe  des  Pariser  Konzils  von  1849 
hatten  erst  die  Absicht,  sich  einzelnen  Korrek- 
turen zu  widersetzen  und  nochmals  an  den  Papst 
zu  berichten  ,  haben  diesen  Plan  aber  nachher 
fallen  lassen,  Friedrich  a.  a.  0.  8.  589.  590. 
In  Nordamerika  hat  der  Erzbischof  von  Baltimore 
wenigstens  in  Betreff  der  älteren  Synoden  die  Be- 
merkungen der  Congr.  de  propaganda  den  Syno- 
dalbischöfen vorgelegt  und  diese  haben  dann  mit 
ihm  die  Yomahme  der  von  derselben  gewünsch- 
ten Aenderungen  beschlossen,  1.  o.  3,  26.  56. 
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auf  dortige  Weismig  vom  Erzbischof  geänderte  Besohlllsse  nicht  mehr  fDr  Anordnun- 
gen der  Provinzialsynoden  erachtet  werden  können,  vielmehr  Anordnungen  des  Pap- 
stes und  der  römischen  Behörden  sind,  sowie  darflber,  dass  in  Folge  dessen  unter 
den  nach  der  Revision  in  der  veränderten  Gestalt  zur  Publikation  gelangenden  De- 
kreten der  Provinziaisynode  sich  eine  Anzahl  Beschlllsse  enthalten  finden ,  welche 
äusserlich  als  Anordnungen  derselben  erscheinen ,  aber  in  der  That  gar  nicht  von 
ihr,  sondern  von  Rom  aus  erlassen  sind.  Durch  die  gedachte  Praxis,  welche 
nicht  nur  den  wiederholten  Ergebenheitsbeweisungen  der  Bischöfe  gegen  den  römi- 
schen Stuhl,  sondern  sogar  auch  den  eigenen  Gesuchen  derselben  ^  ihre  Entstehung 
verdankt,  hat  sich  das  Recht  des  Papstes  und  seiner  erwähnten  Behörden  festgestellt, 
selbst  an  Stelle  der  Provinzialsynoden  Dekrete  zu  erlassen,  welche  ihrem  rechtlichen 
Charakter  nach  nicht  den  päpstlichen  Anordnungen  gleichstehen ,  vielmehr  ebenso 
wie  sie  äusserlich  als  Synodalbeschlüsse  erscheinen,  auch  nur  materiell  dieselbe 
gesetzliche  Kraft  besitzen^. 

Wie  schon  bemerkt,  ist  auch  von  den  Provinzialsynoden  in  Rom  eine  Bestäti- 
gung ihrer  Beschlüsse  nachgesucht  worden.  Wenngleich  die  Bittschreiben  der 
Bischöfe  davon  ausgehen,  dass  durch  eine  solche  den  Dekreten  eine  besondere  Auto- 
rität verliehen  werdet,  so  ist  dies  doch  nur  in  soweit  richtig,  als  dieselben  in  Folge 
dessen  ein  grösseres  faktisches  Ansehen  erlangen  und  ihre  praktische  DurchfUming 
dadurch  erleichtert  werden  kann.  Rechtlich  werden  indessen  die  Beschlüsse  nicht  mit 
der  päpstlichen  Autorität  bekleidet  und  zu  päpstlichen  Konstitutionen  erhoben.  Für 
die  Regel  ertheilt  der  Papst  die  Konfirmation  oder  Approbation  nur  auf  Vortrag  der 
Kongregation  des  Konzils  oder  der  Propaganda  in- der  Weise,  dass  er  deren  desfall- 
siges  Votum  genehmigt,  und  diese  giebt  den  Bischöfen  in  ihren  Dekreten  davon 
Kunde  ^.  Auch  ist  die  Ertheilung  davon  unabhängig,  ob  die  Kongregation  Aende- 
mngen  in  Vorsehlag  gebracht  hat  oder  nicht,  ja  sie  wird  selbst  unter  dem  Vorbehalt 
der  Vornahme  von  solchen  gewährt^. 

Demnach  hat  die  päpstliche  Entscheidung  nicht  die  Bedeutung  eines  besonderen 
selbstständigen  Gnadenaktes  des  Papstes ,  sondern  bildet  die  Erledigung  einer  zum 
Ressort  der  betreffenden  Kongregation  gehörigen  Angelegenheit  unter  Mitwirkung  des 
Papstes^,  welche  blos  eine  grössere  faktische  Garantie  dafür  giebt,  dass  die  Kongre- 


1  S.  649.  n.  1. 

8  Dies  folg:t  darans,  ^mb  da«  anordnende  Or- 
gan, der  Papst  und  die  römischen  Kongregationen, 
sie  nicht  unter  ihrem  Namen,  sondern  nnter  der 
Firma  der  Piotlnzialsynode  pahllciren  lassen, 
also  ihnen  selbst  nnr  die  Bedentnng  yon  Syno- 
daldekreten beilegen  wollen. 

8  Vgl.  a.  a.  0.  Die  Synode  von  Colocsa  nimmt 
sogar  an,  dass  sie  erst  dadurch  Kraft  erhalten. 

4  Dekret  der  Propaganda  von  1830,  I.e. 3, 77: 
„qnonlam  yero  S.  Congr.  ea  qnoqne  mens  et  sen- 
tentla  fait,  nt  ad  ampliorem  synodo  splendorem 
aodecretis  flrmitatem  comparandam, 
ss.mo  dom.  nostro .  . .  preces  flerent,  nteadem  de- 
oreta  apostollea  anctoritate  sna  conflrmaret,  b.mns 
pater  .  .  .  decreta  synodi  .  .  .  oonflrmaTit  eaqne 
in  foederatae  Americae  septentr.  dioeceslbns 
serrari  insslt^;  ygl.  ferner  1.  o.  p.  78.  94.  106. 
723.  Uebrigens  lauten  die  Ausdrücke  yersehie- 
den.    Das  Gutachten   der  Congr.  auf  Ertheilung 


oder  Bestätigung  lautet  bald  auf  „sanelreetappfo- 
bare"  p .  228,  bald  blos  auf  „adprobare''  p.  301 .  320. 
891 .995.  Der  Papst  selbst  erUsst  neben  den  Dekre- 
ten der  Propaganda  wohl  auch  seinerseits  Schrei- 
ben an  die  zur  Synode  yersammelt  gewesenen 
Bischöfe,  diese  sprechen  aber  keine  Bestätigung 
aus,  sondern  enthalten  nur  Belobigungen,  s.  p. 
106.  309.  683.  892. 

Was  die  Dekrete  der  Congr.  conciUi  für  die 
Länder  der  ordentlichen  Verfassung  betrifft,  so 
ergeben  dieselben,  soweit  sie  In  den  coU.  Lae.  t 
4  u.  5  abgedruckt  sind,  eine  Konfirmation  nur 
einzelner  besonders  herausgehobener  Beechlflsse 
durch  den  Papst,  nicht  eine  generelle,  vgl.  das 
Dekr.  1850  für  Avignon  4,  368. 

»  S.  z.  B.  l.  c.  3,  301.  320.  723  u.  die  Tor. 
Aum. 

«  Vgl.  Th.  I.  S.  486.  Auch  bei  der  Piopt- 
ganda  ist  sie  nicht  immer  nöthig,  «.  z.  3,  620. 
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gition  bei  der  Revision  das  Riehtige  getroffen  hat,  aber  den  Synodaldekreten  keinen 
anderen  reohtliohen  Charakter  verleiht  als  sie  an  sieh  besitzen  ^ 

Versehieden  davon  in  der  Form  ist  die  Approbation  oder  Konfirmation  dnroh 
ein  besonderes  pftpstliohes  Breve,  welches ,  wenn  es  weiter  nichts  als  diese  ent- 
hält, eine  in  s.  g.  forma  cornmuni  ergangene  päpstliche  Anordnung  bildet  2.  Diese 
enth&lt  stillschweigend  den  Vorbehalt  in  sich ,  dass  in  den  bestätigten  Besohlttssen 
nichts  dem  bestehenden  Rechte  (den  Kanones,  dem  Konzil  von  Trient  nnd  den  päpst> 
liehen  Konsitutionen)  widerspricht  3,  während  allein  eine  Bestätigung  in  s.  g.  forma 
tpeeifica*,  welche  ans  der  päpstlichen  Machtflille  heraus,  matt*  proprio  et  ex  certa 
amn/Ki  ertheilt  wird ,  alle  entgegenstehenden  Rechte  (mit  Ausnahme  von  Berechtig 
g:imgen  Dritter)  beseitigt.  Hiemach  hat  eine  blosse  Konfirmation  in  forma  cornmuni 
nicht  die  Kraft,  den  Synodaldekreten  den  Charakter  päpstlicher  Konstitutionen  und 
damit  Celtung  in  der  ganzen  Kirche  zu  ertheilen  ^.  Ihr  Geltungsgebiet  bleibt  dem- 
nach auf  den  Umfang  der  Provinz  beschränkt,  femer  beseitigen  sie,  soweit  sie  dem 
gemdnen  Recht  entgegenstehen,  dasselbe  nicht  und  unterliegen  auch  der  Abände- 
mag  durch  eine  spätere  Provinzialsynode^. 

Während  schon  frflher  niemals  eine  Bestätigung  von  Synodalbeschlüssen  in 
fmna  specifka  ertheilt  ist,  hat  man  neuerdings  auch  in  Rom  die  Praxis  festgehalten, 
troiz  der  Bitten  der  Synoden  keine  Konfirmation  in  forma  eoimnum  zu  gewähren  7. 
Man  will  offenbar  die  Dekrete  der  Provinzialsynoden  nicht  als  etwas  anderes  er- 
scheinen lassen,  als  was  sie  in  der  That  sind.  Dagegen  nimmt  man  die  Bitten  um  Be- 
stätigung gern  entgegen,  weil  in  ihnen  eine  Rechtfertigung  fQr  die  Praxis  liegt,  in  die 


^  Dies  zeigt  sich  auch  darin,  dass  das  über  die 
Konflnnation  oder  Approbation  des  Papstes  be- 
riehtende  Dekret  mitunter  zugleich  des  Befehles 
desselben  erwähnt,  die  Synodalbeschlflsse  zu  be- 
obachten. 

XJebrigeus  bat  auch  die  Gongr.  concll.  1865 
dabin  entschieden,  dass  eine  rechtsgültige  Ge- 
wohnheit in  Betreff  der  Abhaltung  der  Konven- 
tuahnesse  durch  die  entgegenstehenden  Anord- 
nungen des  Kölner  Provinzlalkonziles  P.  II.  tit. 
I.  c.  5,  coli.  cit.  5,  339,  trotz  der  in  Rom  er- 
folgten s.  g.  Approbation  nicht  beseitigt  worden 
sei,  Aroh.  f.  kath.  K.  R.  13,  450. 

2  Aus  früherer  Zeit  liegen  solche  mehrfach 
Tor,  z.  B.  von  1608  für  eine  Mechler  Synode, 
Hardoui  n  10, 1969 ;  v.  1728  für  die  ayignone- 
sische,  Yon  1727,  für  die  von  Embrun,  coli.  dt. 
Lac.  1,  586.  722. 

3  Fagnan.  ad  c.  1.  X  de  confirm.  11.  30.  n. 
18;  Benedict.  XIV.  1.  c.  1.  XIII.  c.  5.  n. 
4;  Analeet.*1nd.  pontif,  1855.  p.  1272  ff.  und 
1863.  p.  2009.  Vgl.  auch  das  Bestatigungsbreve 
Benedikts  XIII  von  1724  für  die  Provinzialsy- 
node  der  unirten  Ruthenen  zu  Samosc  t.  J. 
1720,  coli.  Lac.clt.2,3:  „deoretaauctoritateapo- 
steUea  .  .  .  oonflrmamus  et  approbamus  iUisque 
iBviolabilis  apostolicae  flrmitatis  roburadiiclmus, 
ita  tarnen  qnod  per  nostram  praedictae  synodi 
eonflrmatlonem  nihil  derogatum  censeatur  con- 
stitutionlbus  Romanor.  pontiflcum  praedecessorum 
nostrorum  et  decretls  conciliorum  generalium 
emanatis  super  ritlbus  Graecorum  quae  non  ob- 
stante  hulusmodi  conflrmatione  semper  in  suo 
roborepermaneredebeantacsalva  semper  in  prae- 


missis  auetoritate  oongregatlonum  eommdem  car- 
dlnallum  (des  Konzils  und  der  Propaganda). 

*  Fagnan.  1.  c.  n.  11 ;  Benedict.  XIV  1.  c; 
Anal.  cit. 

6  Benedict.  XIV.  1.  c  3.  n.  5. 

«  Benedict.  XIV.  1.  c.  0.  5.  n.  9—11.  Der- 
selbe spricht  allerdings  1.  c.  c.  3.  n.  5  von  dem 
robur,  welches  den  Beschlüssen  durch  die  päpst- 
liche Bestätigung  beigefügt  wird,  bezeichnet 
aber  deren  Juristische  Wirkung  nicht,  sie  hat  auch 
in  der  That  nur  eine  faktische  Bedeutung. 

7  Wenigstens  soweit  sich  aus  den  citirten 
Bänden  der  coli.  Lac.  ersehen  lässt  (das  einzige 
Approbationsbreve  Plus' IX  v.  1855  1.  c.  3,  1104 
betrifft  die  Synode  der  westindischen  Kolonien, 
welche  keine  reine  Provinzialsynode  gewesen 
ist,  (s.  den  folgenden  $.).  Eine  Anmerkung  zu 
dem  die  Provlnzialkoncillen  betreffenden  Schema 
für  das  vatikanische  Konzil,  Friedrich  docum. 
2,  331  erklärt  ebenfalls :  „haec  obligatio  non  eo 
spectat,  ut  8.  sedes  synodorum  provincialium 
actis  et  decretis  suam  approbationem  proprio  die- 
tam  adiidat,  sed  ut  expendat,  an  synodus  ad  ss. 
canonum  normam  habita  fnerit,  et  corrigat,  si 
quid  fortasse  in  decretis  aut  nimls  rigidum  aut 
minus  rationi  congnium  deprehendatur''. 

Nur  Belobigungs-  und  Anerkennungsschreiben 
hat  der  Papst  neben  den  Revisionsdekreten  der 
gedachten  Kongregationen  erlassen,  vgl.  coli. 
Lac.  cit.  4,  249.  457  u.  5,  206.  226.  267.  408, 
wo  allerdings  für  diese  tind  die  Dekrete  der 
Kongregationen  vielfach  die  Uebersehrift :  „ap- 
probatlo  condlii^  gebraucht  irlrd. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  181. 


Synodalbeschlflsse  Dekrete  hineinzukorrigiren,  welche  von  den  Provinzialkonzilien 
nicht  gefasst  worden  sind,  nnd  man  die  letzteren  dnrch  dieses  Recht  nicht  nnr  in  gros- 
serer Abhängigkeit  halten  kann  als  dnrch  die  päpstliche  Konfirmation,  sondern  auch 
den  y  ortheil  erreicht,  die  Synoden  nach  Anssen  hin  als  selbständig  erscheinen  zulassen. 

Die  psendoisidorische  Forderung  der  Abhängigkeit  der  Konzilien  vom  Papst  ist 
also  seit  dem  Tridentinum  auch  für  die'Provinzialsynoden  yerwirklicht  worden,  frei* 
lieh  ohne  dass  diese  in  irgend  einer  juristischen  Form  ihren  äusseren  Ausdruck  findet 

V.  Die  Publikation  der  Beschlüsse  der  Provinzialsynoden.  Die 
Nothwendigkeit  der  Einsendung  der  Akten  der  Provinzialsynoden  nach  Rom  be- 
dingt es ,  dass  die  Publikation  ihrer  Beschlüsse  in  den  feierlichen  Sitzungen  allein 
die  Bedeutung  einer  Konstatirung  des  die  Mitglieder  bindenden  Ergebnisses  ihrer 
Verhandlungen  haben  kann.  Die  Beschlüsse  erlangen  damit  also  noch  nicht  bin- 
dende Kraft  für  die  Provinz ,  und  auch  eine  anderweitige  Publikation  z.  B.  durch 
den  Erzbischof  vor  Abschluss  der  Revisionsarbeiten  in  Rom ,  ist  nicht  im  Stande, 
ihnen  eine  solche  zu  verleihen  ^  Erst  nach  dem  Eingang  der  Revisionsschreiben  nnd 
nach  Erledigung  der  Monita  der  römischen  Kongregationen  darf  die  Publikation 
erfolgen.  Diese  ist  der  Erzbischof  vorzunehmen  verpflichtet,  und  sie  geschieht  ge- 
wöhnlich mittelst  eines  besonderen  Schreibens  desselben  an  den  Klerus  der  Pro- 
vinz 2,  indem  zugleich  Druckexemplare  an  die  Bischöfe,  die  Kapitel,  die  Pfarrer  u.s.w. 
versendet  werden  ^.  Wenngleich  daneben  auch  eine  weitere  Kundgebung  dnrch  die 
Bischöfe  wünschenswerth  erscheint  und  letztere  sogar  zur  Vornahme  von  solchen,  weil 
sie  die  Provinzialsynodalbeschlüsse  zur  Ausführung  zu  bringen  haben,  auf  Anwei- 
sung des  Metropoliten  verpflichtet  sind ,  so  hat  doch  nur  die  erste ,  auf  seine  An- 
ordnung erfolgte  Bekanntmachung  die  Bedeutung  der  Publikation  im  rechtlichen 
Sinne ^,  d.  h.  des  die  bindende  Kraft  der  Dekrete  herbeiführenden  Aktes,  und  ist 
daher  auch  allein  wesentlich,  während  anderweite  Bekanntmachungen  blos  den 
faktischen  Zweck  haben ,  die  Kenntniss  der  Dekrete  in  möglichst  grossem  Umfange 
zu  verbreiten. 

§.181.     C.  Die  Flenar-  (Primatial-,  s,  g.  National-)  Konzilien. 

Die  neuere  Praxis  der  Kirche  kennt  trotz  der  Jahrhunderte  alten  Abneigung 
der  Kurie  gegen  die  Nationalsynoden  ^,  doch'  als  praktisches  Institut  l^r  einzehie 
Theile  der  katholischen  Welt  Konzilien,  welche  die  Prälaten  mehrerer  durch  die 
Gleichheit  der  Nationalität  zusammengehörigen  Kirchenprovinzen  umfassen.    Aber 


i 


1  Daher  verbieten  auch  einzelne  Konzilien, 
Rheims  1857,  Bordeaux  1850,  1.  c.  4,  243.  609 

vgl.  ifeitcr  p.  661.    717.    771.    1132;  3.  617. 
59.  679.  843)  jede  vorherige  Drucklegung  und 
anderweit«  Publikatiou. 

2  Solche  1.  c.  5,  268.  410.  739;  4,  397.  406. 
537.;  965.  1027;  3,  575. 

9  Doch  ist  auch  eine  Publikation  in  der  Weise 
möglieh ,  dass  der  Erzbischof  oder  das  Konzil 
selbst  den  Bischöfen  dieselbe  für  deren  Dlöceseu 
aufgiebt,  1.  c.  4,  243.  536.  641.  661.  685.  717. 
728.  771.  1072.  1132.  1163.  1210;  3,  208.  617. 
659.  679.  843. 

Der  Im  älteren  Recht  angeordnete  Modus  der 


Veröffentlichung  durch  die  Diöcesansynodeo,  c 
17  (Tolet.  XVl  V.  693)Dlst.  XYUI;  c.  25  (Ibb. 
III)  X  de  accus.  Y.  1,  (s.  auch  0.  S.  591)  ist 
zwar  noch  von  einzelnen  der  neueren  Provinzial- 
konzilien  ebenfalls  (s.  den  vor.  Absatz)  wieder 
angeordnet  worden,  aber  mit  Rücksicht  darauf, 
dasB  die  Dlöcesansynoden  jedenfalls  nicht  mehr 
regelmässig  gehalten  werden,  nicht  zu  einen 
obligatorischen  und  ausschliesslichen  gemacht. 

^  Daher  wird  auch  In  den  Anm.  2  angeführ- 
ten Schreiben  ausdrücklich  erklärt,  dass  damit 
die  Promulgation  erfolgt  sei, 

*  9.  0.  8.  582. 
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es  iflt  sieht  die  Rtteksieht  auf  die  Nationalität  als  solche,  welche  die  Kurie  veran- 
lasst hat,  derartige  Synoden  zuzulassen,  Yielmehr  das  kirehliche  Interesse,  nämlich  die 
Nothwendigkeit,  in  grösseren  Gebieten,  in  welchen  im  wesentlichen  gleiche,  aller- 
dings in  erster  Linie  durch  die  gemeinsame  nationale  oder  politische  Entwicklung 
hervorgerufene  und  bedingte  Verhältnisse  vorliegen ,  die  kirchlichen  Einrichtungen 
einheitlich  zu  regeln.  Das  ergiebt  sich  daraus,  dass  diese  Bynoden  in  der  Neuzeit  nur 
noch  auf  dem  Boden  einzelner  Missionsländer  abgehalten  worden  sind  i,  sowie  daraus, 
dass  ftr  ihre  Bildung  die  politische  und  nationale  Zusammengehörigkeit  der  einzelnen 
kirchlichen  Bezirke  nicht  stets  bestimmend  gewesen  ist  2.  Daher  vermeidet  die  Kurie 
bei  ihrer  Bezeichnung  auch  den  Ausdruck  coneiUum  natumah  und  nennt  sie  offlciell: 
ecneilia  plenaria  -^ 

Die  Bildung  der  Bezirke  solcher  Synoden  steht  dem  Papst  zu^,  ferner  können 
dieselben  ohne  seine  Genehmigung  nicht  zusammenbemfen  werden  und  zusammen- 
treten^. Die  Berufdng  des  Konzils  geht  von  dem  vom  Papste  ernannten  Delegaten 
ans,  welcher  dem  Konzil  zu  präsidiren  und  dasselbe  zu  leiten  hat^.  Die  etwaige 
blosse  Ehrenstellung  eines  Primas,  welche  einer  der  betheiligten  Erzbischöfe  inne 
hat,  gewährt  nach  der  heutigen  Praxis  der  Kurie  diese  Rechte  nicht  ohne  Weiteres  ^. 
Allerdings  ist  es  üblich,  dass  der  Papst  den  Primas  zu  seinem  Delegaten  mit  den 
erwähnten  Befugnissen  ernennt  ^. 

Fflr  die  Berufiing'^,  die  Zusammensetzung  dieser  Konzilien  ^o,  die  Theilnahme- 


*  Nimlich  für  die  vereinigten  Staaten  Nord- 
ameiikas  Baltimore  1852  und  1866,  coli.  clt.  3, 
129.  389 ;  f&r  Irland  Thurles  1860,  p.  769  und 
Maynooth  1875,  Arch.  f.  k.  K.  R.  43,  55;  für 
die  Kolonien  Westindiens  1854  und  1867,  coli. 
dt.  3,  1089.  1107. 

2  Der  Bezirk  der  zuletzt  in  der  Yorlgen  Note 
angeführten  Synoden  der  westindischen  Kolonien 
ist  gebildet  worden  aus  der  Kirchenprovinz  von 
Puerta  de  fispafia  (oder  Spanish  town  auf  Trini- 
dad) mit  dem  Bisthum  Roscau  (auf  Dominica), 
sowie  aus  den  apostolischen  Yikariaten  von  brit. 
Guyana  oder  Demerara,  holl.  Guyana  oder  Suri- 
nam, von  Jamaica  und  Cura^ao,  also  aus  Gebie- 
ten unter  britischer,  dänischer  und  holländischer 
Herrschaft,  s.  11.  cc. 

3  Die  Provinzialsyuöde  von  Baltimore  1849 
bittet  den  Papst  um  Gestattung  eines  coucllium 
nationaley  in  der  päpstlichen  Bewilligung  wird 
dasselbe  aber  als  p^narium  bezeichnet ,  3,  112. 
129 ;  und  diese  Benennung  bleibt  dann  die  ofü- 
zielle  der  Kurie,  wie  der  Synoden  selbst,  p.  325. 
335..  Die  Synode  von  Thurles  charakterlsirt  sich 
selbst  als  ruUionalU^  p.  773,  der  Papst  sie  als 
conventus  jplenarius  episcoporum  totius  nationis 
p.  769,  die  Propaganda  dagegen  als  synodus 
pUna/ria  p.  804.  Für  die  beiden  westindischen 
Synoden  wird  allerdings  diese  Bezeichnung  nicht 
gebraucht. 

*  Coli.  cit.  3,  1089.  1107. 

5  S.  die  Gltate  in  Anm.  1. 

Die  beiden  erwähnten  Rechte  des  Papstes  er- 
geben sieb  für  die  Gebiete  der  Propaganda  dar- 
aus, dass  er  hier  die  obere  Leitung  bat  und  alle 
Einrichtungen  von  ihm  abhängig  sind,  soweit  er 


nicht  durch  Uebertragnng  der  Institutionen  des 
gemeinen  Rechts  dieses  zugleich  mit  in  Kraft 
gesetzt  hat  (weshalb  z.  B.  bei  Durchführung  der 
MetropoUtanverfassung  in  solchen  Gebieten  zur 
Berufung  von  Provinzialsynoden  keine  päpst- 
liche Genehmigung  erforderlich  ist). 

In  den  Ländern  der  ordentlichen  Verfassung 
sind  die  Plenarsynoden  übrigens  ebenfalls  keine 
gemeinrechtliche  Institution.  Nur  da,  wo  noch 
eine  reale  Primatialstellung  besteht,  wie  in  Un- 
garn, Th.  I.  S.  632,  würde  der  Primas  allein, 
wie  dies  dort  noch  i.  J.  1822  mit  der  Press- 
burger  Synode,  coli.  clt.  5,  933,  geschehen  ist, 
ein  Primatlalkonzil  ohne  Genehmigung  des  Pap- 
stes einzuberufen  befugt  sein.  A.  M.  Ginzel 
1,  128.  Freilich  wird  bei  der  heutigen  Abhän- 
gigkeit der  Bischöfe  vom  Papste  dies  kaum  mehr 
ohne  Einholung  der  Zustimmung  des  letzteren 
erfolgen. 

^  Das  ist  für  alle  erwähnten  Synoden  gesche- 
hen, 8.  0.  Anm.  1. 

^  A.  M.  Gi  nzel  1,  128.  Er  übersieht  aber, 
dass  es  sich  bei  einer  solchen  nicht  um  reale 
Rechte  handelt. 

8  Obwohl  der  Erzbisehof  von  Baltimore  den 
Vorrang  eines  Primas  erbalten  bat,  coli.  cit.  3, 
179,  sowie  in  Irland  der  Erzbischof  von  Armagb 
diesen  Titel  führt,  Th.I.  S.  621,  ist  doch  bei- 
den die  Befugniss,  ein  Plenarkonzil  mit  den  er- 
wähnten Rechten  zu  berufen,  besonders  vom 
Papste  übertragen  worden,  coli.  cit.  3,326.  769  ; 
Arch.  f.  k.  K.  R.  43,  55. 

9  Berufungsschreiben  coli.  cit.  3,  129.  327. 
771. 

10  Vgl.  3,  131.  133. 
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Bereehtigung  und  VerpfliohtangS  das  Recht  zu  entscheidender^  nnd  beraihender 
Stimme^,  die  Geschäftsbehandlnng ^,  die  Beschlnssfassung^,  die  Einsendung  der  Be- 
schlflBse  nach  Rom^  die  Revision  derselben  <^,  ihre  etwaige  päpstliche  Bestitignng^ 
sowie  endlich  ihre  Publikation^  gilt  das  fttr  die  Proyinzialsynoden  Bemerkte,  da  de 
sich  aus  den  Theilnehmem  mehrerer  solcher  zusammensetzen. 

Die  örtliche  Zuständigkeit  einer  solchen  Synode  erstreckt  sich  dagegen  auf  das 
gesammte  Qebiet,  für  welches  dieselbe  berufen  wird.  Materiell  umfasst  sie  das  Gesetz- 
gebungsrecht  für  den  ganzen  Bezirk  innerhalb  derselben  Schranken,  welche  des 
Provinzialsynoden  gesteckt  sind^.  Femer  steht  der  Synode  auch  ein  AuMchts- 
recht  insoweit  zu,  als  es  sich  um  die  Erlangung  der  erforderlichen  Kunde  der  Vei^ 
hältnisse  ihres  Bezirks  zum  Zweck  der  gemeinsamen  Regelung  der  letzteren  und  der  Ab- 
stellung von  Missbräuchen,  sowie  um  die  Ausführung  ihrer  Beschlüsse  handelt  ^,  wo- 
gegen ihr  die  anderweitigen  den  Provinzialsynoden  zukommenden  Befugnisse  fehlen  *V 


§.  182.     D.   Die  Di/feesansynoden*. 

Die  Diöcesansynode  ist  die  Versammlung  des  Klerus  einer  Diöcese  unter  dem 
Ordinarius  derselben  behufs  der  Berathung  des  letzteren  bei  der  Lieituag  der  Di6- 


1  L.  c.  3,  327.  845.  Znlassnng  fremder  Bi- 
schöfe p.  131 ;  vgl.  ferner  p.  138. 

2  L.  c.  3,  148.  352.  545:  799. 
8  L.  c.  3,  352. 

^  Ernennung  der  Konzilsbeamten,  welche  de- 
nen des  Provinzialkonzils  entsprechen  3,  131. 
338.  774.  1109;  Zulassung  Ton  Theologen  p. 
134.  348.  1109;  Bildung  yon  Kommissionen  3, 
132;  Erledigung  der  Geschäfte  in  Privat-,  Gene- 
ral-Kongregationen und  öffentlichen  Sitzungen 
p.  133.  137  ff.  331  ff.  351  ff. 

5  L.  c.  3,  773. 

«  L.  c.  3,  148.  151.  374.  379.  772.  1115. 

"^  Bestätigungsbreve  von  Plus  IX  von  1856, 
1.  c.  3,  1104. 

8  Publikationsschreiben  des  versitzenden  De- 
legaten 3,  323. 

9  Es  ist  erklärlich,  dass  mit  Rücksicht  auf 
den  Zweck  dieser  Synoden  auch  von  Rom  aus 
Anweisungen  über  die  Berathung  bestimmter 
Gegenstande  gegeben  worden  sind ,  3,  325.  328. 

10  Gono.  pl.  Baltim.  II.  n.  57,  1.  c.  3,  416  : 
„GoncilioTum  autem  provincialium  quae  in  sin- 
gulis  nostris  provlnciis  celebrabuntur,  erit  pro- 
mulgare  ac  executloiii  dare  fldei  sanctae  defini- 
tiones  generalisque  ecclesiae  disclpllnae  statuta 
ac  nominatim  huius  plenaril  coneilil  de- 
creta,  postquam  fuerint  a  summo  pontifice  re- 
oognita  ac  emendata.  Praecipuum  quippe  huius- 
modi  conclllorum,  sicut  et  plenarlorum  mu- 
nus  in  eo  conslstit,  ut  non  solummodo  legum  ec- 
deslae  generalium  in  oecnmenicis  conciliis  et 
poutifidis  constitutlonibus  latarum  Promulga- 
tion! ac  executioni  efficadter  providere  satagaut, 
sed  etiam  a  b  u  s  u  u  m  per  fragilitatem  humanam 
contra  easdem  Invectorum  correctioni  invigilent 
ac  fldei  sanctae  principia  ab  ecclesia  deflnita 
contra  novatomm  machinationes  sart«  tecta  tue- 


antur,  ne  grex  Christi,  alimenti  aalataxis  loco, 
errorum  veneno  inflciatur.'' 

11  Blosse  Bischofsversammlungen  eines  Landes, 
wie  sie  im  J.  1848  und  1849  in  DentschUad  und 
Frankreich  gehalten  worden  (s.  o.  S.  581),  t&t- 
ner  in  Oesterreich  auf  staatliche  Yeranlaunng  In 
demselben  Jahre  zur  Berathung  über  die  Aus- 
führung des  Patentes  v.  4.  März  1849,  Beitrige 
z.  preuss.  u.  deutsch.  Kirchenrecht.  Paderborn 
1856.  S.  37.  41,  coli.  Lac.  5,  1331  ff.,  welter 
1856  über  die  Durchführung  des  Konkordates  v. 
1855,  coli.  Lac.  5,  1241  ff.,  sodann  in  Deutsch- 
land 1869  mit  Rücksicht  auf  das  bevontehende 
Yatikanlsche  Konzil,  1.  c.  p.  1215,  nnd  nach 
demselben  1870,  Friedberg,  Aktenstüeke 
zum  Vatikan.  Konoil  S.  56.  155.  639,  zusam- 
mengetreten sind,  gehören  nicht  hierher.  Sie 
sind  nicht  formell  als  Konzilien,  sondern  ili 
freie  Yersammlungen  berufen ,  und  wenngleiek 
es  sich  auf  allen  um  Berathung  kirchlldier  An- 
gelegenheiten gehandelt  hat,  so  war  der  Zweck 
derselben  doch  nicht  die  Ausübung  von  Juris* 
diktions- Akten,  insbesondere  der  Festatellonf 
von  kirchlichen  Gesetzen  und  Anordnungen, 
sondern  der,  gemeinschaftliche  Antnge  an  die 
Regierungen  zu  verdnbaren,  gutachtliche  Aeoase- 
mngen  abzugeben  oder  Aufklärungen  and  Be- 
lehrungen an  Klerus  und  Volk  zu  erlassen. 

*  Ygl.  ausser  der  o.  S.  582.  n.  ^  angefühlten 
Literatur  noch  Enr.  Botteo  (de  Bottis)«  tr. 
de  synodo  eplscopall.  Lugd.  1529;  Giov.  Amt 
Massobrius,  tr.  de  synodo  dioeeesana.  B»m. 
1627;  Bart.  Gavanto,  de  synodo  dioeeeaana. 
Rom  1628;  des  selb.  Praxis  dioeoeaanae  synedL 
Rom  1634.  1644.  1673;  Benedictl  XIY  de 
synodo  dioeoesana  libri  XIII  (über  die  Ansgabea 
B.  V.  Schulte,  Gesch.  d.  Quellen  «.  Liter,  d. 
can.  Rechts  3,  504);  Holtgreven,  die  Didee- 


§.  181] 


Die  Diöoesansynoden.   Geltendes  Recht. 


655 


eesangesehflfte  und  der  Enndgliohang  einer  wirksameren  and  gedeihlicheren  Verwal- 
tuDg  des  Bisthnms. 

I.  Das  Recht  der  Berufung  und  Abhaltnng  steht  dem  Bischof  ^  von  dem 
Zeitpunkt  des  Empfangs  seiner  BestätigangsbuUe  ^^  sowie  dem  Generalvikar  dessel- 
ben, aber  nur  kraft  besonderer  Spezialvollmacht 3,  endlich  bei  Erledigung  des  bischöf- 
liehen  Stahles  dem  Kapitularvikar ,  sofern  seit  der  letzten  Didcesansynode  ein  Jahr 
verflossen  ist^,  zu.  Dagegen  sind  die  praelati  ntUlius  im  Allgemeinen  nicht  befugt, 
Ar  ihre  Quasi-Diöcese  solche  Synoden  zu  veranstalten^. 

II.  Recht  und  Pflicht  der  Theilnahme.  Nach  der  Vorschrift  des  Tri* 
dentinums^,  haben  ein  Recht  zur  Synode  berufen  zu  werden  und  auf  derselben  zu 
erscheinen,  andererseits  aber  die  Pflicht,  sich  auf  derselben  einzufinden^: 

1.  Alle  diejenigen,  welche  an  einer  Kirche  die  Seelsoi^e  verwalten; 
gleichviel,   ob   sie  Weltgeistiiche  oder  Mönche   sind^,  ob  ihr  Amt  den  Charakter 
eines  wirkliclien  Benefiziums  trägt  oder  nicht  ^,   und  ob  sie  als  Ordensleute  das 
Privilegium  der  Exemtion  besitzen  oder  ob  ihnen  dasselbe  fehlt  >^. 


sansynode  als  Recbtslnstitat.  Münstei  1868; 
Kolkmann,  die  (P&derborner)  Diöoasansynode 
▼.  8.,  9.,  10.  October  1867.   Münster  1868. 

»  Trid.  sess.  XXIV.  c.  2  de  ref.  Darüber, 
du8  er  Yorber  deuBeiratb  des  Kapitels  nicht  ein- 
zuholen braucht,  vgl.  Tb.  II.  S.  156.  üeber  die 
Abhaltung  in  aeque  prlncipaliter  nnirten  Diö- 
eesen  s.  Tb.  U.  S.  427. 

^  Damit  erlangt  er  das  Recht  zur  Ausübung 
seiner  bischöflichen  Jurisdiktion,  aus  welcher 
die  Befugoiss  zur  Abhaltung  der  Synode  her- 
fliesst,  Benedict.  XIII 1.  c.  II.  5.  n.  5. 6,  vgl. 
auch  Tb.  II.  S.  675.  lieber  die  zu  verneinende 
Streitfrage,  ob  der  Erzbischof  die Diöcesansynode 
für  seine  Erzdiöcese  erst  nach  Empfang  des 
PalUnms  berufen  kann,  vgl.  Tb.  II.  S.  33. 

Der  epi$copu8  in  partibtu  infidelium  kann  als 
solcher  keine  Diöcesansynode  abhalten,  wenn  er 
nicht  gleichzeitig  anderwärts  einen  eigenen 
Sprengel,  welchen  er  als  wirklicher  Bischof  ver- 
waltet, besitzt,  Benedict.  XIV.  1.  c.  II.  7. 
n.  4.  5. 

'  Th.  II.  S.  214 ,  auch  wenn  der  Bischof  ab- 
wesend ist.  Daher  würden  die  Beschlüsse  einer 
von  ihm  selbst  in  diesem  Falle  ohne  Vollmacht 
abgehaltenen  Synode  nichtig  sein ,  Gongr.  oonc. 
in  Bichter's  Tridentinum  S.  328.  n.  2.  Auch 
kann  der  Bischof  im  Verhindernngsfalle  einen 
anderen  Stellvertreter  damit  beauftragen,  Fer- 
raris s.  V.  synodus  dioecesana.  n.  13.  Der  Kar- 
dinalvikar in  Rom  bedarf  einer  solchen  Spezial- 
vollmacht nicht,  Xh.  I.  S.  488;  doch  ist  die  Ab- 
haltung von  Diöcesansynoden  für  Rom  nicht  üb- 
lich, Benedict.  XIV.  1.  c.  II.  3.  n.  7. 
*  Th.  II.  S.  243. 

Das  Recht  muss  auch  dem  coadintor  des  Bi- 
schofs, welcher  die  alleinige  Verwaltung  des 
Bisthnms  führt,  zugesprochen  werden,  Th.  II. 
S.  255 ;  ebenso  einem  apostolischen  Vikar,  wel- 
cher mit  derselben  beauftragt  ist,  a.a.  0.  S.258, 
doch  erklärt  es  Benedict.  XIV.  1.  c.  c.  10. 
n.  10  für  räthlicber,  falls  in  seiner  Bestellungs- 
urkunde  eine  desfallsige  Vollmacht  nicht  enthal- 
ten ist,  eine  solche  vom  Papste  zu  erbitten. 


ö  Th.  II.  S.  345. 

^  Sess.  XXIV,  0.  2  de  ref. :  „Synodl  quoque 
dioecesanae  quotannis  celebrentur ;  ad  qnas  ex- 
empti  omnes  qni  alias  eessante  exemptione  Inter- 
esse deberent  nee  capitulis  generalibus  snbdnn- 
tur,  aceedere  teneantur;  ratione  tarnen  parochia- 
lium  aut  aliarum  saecnlarinm  eGcleslanun,  etiam 
annexarum  debeant  ii,  qui  illarum  curam  gerunt, 
quicunque  illl  sint,  synodo  Interesse.^ 

^  Wie  man  schon  früher  so  gut  wie  aus- 
schliesslich die  Pflicht  zum  Erscheinen  betont 
hat,  so  auch  noch  das  Tridentinum,  Da  indessen 
die  Diöcesansynode  die  Repräsentation  des  Kle- 
rus der  Diöcese  bilden  soll,  so  ist  das  Erscheinen 
des  letzteren  auf  derselben  wesentlich  und  er 
hat  daher  unabhängig  vom  Bischof,  falls  dieser 
eine  Diöcesansynode  abhalten  will,  auch  das 
Recht,  zu  derselben  berufen  und  zugelassen  zu 
werden.  Welche  Klassen  von  Geistlichen  die 
erwähnte  Vertretung  des  Klerus  zu  bilden  haben 
und  welche  für  dieselbe  nicht  erforderlich  sind, 
kann  allerdings  nur  das  positive  Recht  bestim- 
men. Wenn  dasselbe  aber  für  gewisse  Katego- 
rien das  Erscheinen  bei  Strafe  anordnet,  so  liegt 
darin  zugleich  ein  Ausdruck  dafür,  dass  es  diese 
für  wesentliche  Theilnebmer  der  Synode  er- 
achtet, ihnen  also  auch  ein  Recht  der  erwähnten 
Art  gewähren  will,  Holtgreven  S.  llff.  S. 
übrigens  für  einen  Spezialfall  Fagnan.  ade.  19 
X.  de  praec.  III.  5.  n.  10  und  Benedict.  XIV. 
1.  c.  III.  4.  n.  3. 

8  Benedict.  XIV.  1.  c.  III.  5.  n.  2. 

0  Der  poenltentarius  des  Domkapitels  (s,  Anm. 
7.  a.  E.),  femer  z.  B.  die  desservants  in  Frank- 
reich, B  0  u  1 X  2,  360,  von  denen  im  Widerspruch 
mit  dem  Tridentinum  nach  den  Provinzialkon- 
zilien  v.  Avignou  1849  u.  Auch  1851,  aeta  conc. 
coli.  Lac.  4,  345.  1177,  der  Bischof  nur  einige 
auswählen  und  zulassen  soll,  endlich  Vikare, 
welche  eine  vakante  Pfarre  verwalten  oder  den 
dauernd  behinderten  Pfarrer  vertreten. 

10  So  die  Oongr.  ooncil.  bei  Bened,  XIV.  1.  c. 
III.  1.  n.  10  u.  III.  7.  n.  1  ff.,  sowie  Richter's 
Tridentinum  S.  330.  n.  10,   Die  zur  Quasi-Diö- 
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2.  Sofern  sie  nicht  zu  der  unter  1  erwähnten  Kategorie  gehören,  schon  nach 
dem  früheren  gemeinen  Recht  alle  Klostervorsteher  in  der  Diöcese  ^  und  zwar  nach 
dem  Tridentinnm^  auch  diejenigen,  welche  sonst  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion 
eximirt  sind  ^,  falls  sie  nicht  unter  einem  Oeneralkapitel  stehen. 

3.  Zufolge  eines  festen  allgemeinen  Gewohnheitsrechts  endlich  auch  das  Dom- 
kapitel^, welches  mindestens  durch  Stellvertreter  zu  erscheinen  angehalten  werden 
kann^ 

Ausser  diesen  Personen  kann  sowohl  durch  das  Partikularrecht  noch  anderen 
Geistlichen  die  Verpflichtung  auferlegt^,  sowie  auch  ein  Recht  zum  Erscheinen  ge- 


cese  eines  piaelatl  nnllias  gehörigen  Seelsorger 
haben  auf  der  Diocesansynode  des  benachbarten 
Bischof  es  zu  erscheinen,  welcher  nach  Trid.  sess. 
XXIY.  c,  9  de  lef.  über  sie  das  YlsitutionBrecht 
auszuüben  hat,  -vgl.  Th.  II.  S.  345.  n.  4. 

Was  die  inkorporirten  Pfarreien  oder  eine  einer 
Korporation  oder  einem  Dignitar  als  solchem 
zustehende  Seelsorge  betrifft,  so  nimmt  die 
herrschende  Meinung  an,  Fagnan.  ad  c.  9  X. 
de  M.  et  0.  I.  33.  n.  7  und  Benedict.  XIV. 
1.  c.  III.  i.  n.  11,  dass  wenn  die  Seelsorge  nur 
durch  ad  nutum  amovible  Vikare  ausgeübt  wird, 
der  Prälat  oder  die  Korporation,  welche  diese 
ernennt ,  auf  der  Diocesansynode  zu  erscheinen 
hat,  dass  aber  umgekehrt  die  Pflicht  den  Vikaren 
obliegt,  falls  sie  Weltgeistliche  sind  und  dauernd 
unter  Approbation  des  Bischofs  mit" der  Wahr- 
nehmung der  Seelsorge  betraut  sind.  Indessen 
erscheint  diese  Unterscheidung  haltlos,  weil  sie 
auf  einem,  dem  Tridentinum  (S.  655.  n.  6)  frem- 
den Moment  beruht.  Die  Worte  desselben :  „qui 
illarum  curam  gerunt^  können  nur  entweder  auf 
das  Recht  zur  Seelsorge  oder  die  thatsächliche 
Ausübung  derselben  bezogen  werden ,  und  dabei 
ist  die  Widerruflichkeit  des  Rechtes  oder  der 
faktischen  Stellung  ToUig  gleichgültig.  Fragt 
mau,  welche  der  beiden  Alternativen  das  Konzil 
im  Auge  gehabt  hat,  so  wird  man  sich  für  die 
erstere  entscheiden  müssen,  denn  nicht  nur  liegt 
für  die  Regel  die  thatsächliche  Verwaltung  der 
Seelsorge  dem  dazu  Berechtigten  persönlich  ob, 
sondern  selbst  da,  wo  sich  derselbe  vertreten 
lassen  kann ,  steht  ihm  gewöhnlich  die  Aufsicht 
über  seine  Vertreter  zu.  Von  diesem  Standpunkt 
aus  hat  also  bei  der  incorporatio  quoad  tenipo- 
ralia  der  die  Stelle  des  Pfarrers  elunebinende 
Vikar  (Th.  II.  S.  447)  und  bei  der  einem  Ka- 
pitel zustehenden  cura  habitualis  derjenige,  wel- 
cher kraft  feste»  Rechtes  die  cura  actualis  aus- 
übt (a,  a.  0.  S.  304),  nicht  der  Inkorporations- 
berechtigte oder  das  Kapitel  das  Recht  und  die 
Pflicht,  auf  der  Synode  z«  erscheinen,  umgekehrt 
aber  bei  incorporatio  quoad  temporalia  et  spiri- 
tualia  der  Inkorporationsberechtigte  (a.  a.  O. 
S.  452),  sowie  das  Kapitel,  welches  seine  cura 
habltnalis  durch  blosse  Vikare  ohne  festes  Becht 
auf  die  cura  verwalten  lässt.  Weder  im  Ein- 
klang mit  dieser  noch  der  erst  erwähnten  Ansicht 
sollen  nach  dem  Wiener  Provinzialkonzil  v.  1858, 
coli.  Lac.  5,  159,  nur  die  Aebte,  Pröpste,  Kon- 
ventualprioren  und  Ordensprovinzial-Oberen  be- 
rufen werden,  „quorum  monasteriis  domibusve 
beneflicia  curata  incorporata  sunt'^  (ähnlich  auch 
Colocsa  1863,    1.  c.  p.  640),    was  nur  korrekt 


wäre,  wenn  es  sich  in  allen  Fallen  um  eine  in- 
corporatio quoad  temp»  et  spiritualia  handelte. 

1  c.  9  (Innoc.  III)  X.  de  M.  et  0. 1.  33 ;  c.  17 
(id.)  X.  de  Privileg.  V.  33,  welche  aUeidings 
nur  das  bestehende  Gewohnheitsrecht,  s.  o.  S. 
588.  593,  anerkennen.  Das  cit.  Wiener  Konzil 
(s.  vor.  Anm.)  beschnnkt  die  Berufung  dagegen 
lediglich  auf  die  Klostervorsteher  der  dort  er- 
wähnten Art  und  solche ,  welche  selbst  die  Seel- 
sorge verwalten. 

2  S.  655.  n.  5. 

3  Ueber  die  praelati  nullius,  welche  selbst 
keine  Diocesansynode  abhalten  können,  a.  Th.  II. 
S.  345. 

*  S.  0.  S.  588.  593;  Benedict.  XTV.  1.  c. 
III.  4.  n.  2;  Ferraris  s.  synodus  dioecesant 
n.  24;  Phillips  S.  153;  Bouix  2,  359. 
Uebereinstimmend  damit  die  Anordnungen  der 
neueren  Provinzialkonzllien ,  Wien  1.  c. ;  Köln 
1860,  coli.  dt.  5,  347;  Colocsa  1863,  p.  640; 
Albi  1850,  1.  c.  4,  418;  Aix  1850,  p.  980; 
Auch  1851,  p.  1176.  Dem  entspricht  auch  die 
Praxis.  So  war  das  Domkapitel  vertreten  auf  den 
Diöcesansynoden  von  Fünfkirchen  1863,  Mecheln 
1872  und  Prag  1873,  Arch.  f.  k.  K.-R.  12,  95; 
29,  161  u.  31,  198. 

Auch  der  canonicus  jubilatus  (s.  o.  S.  241) 
ist  an  sich  nicht  von  der  Pflicht  zum  Erscheinen 
befreit,  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  6. 

S  Benedict.  XIV.  1.  c.  n,  2,  wenn  das  Par- 
tikularrecht oder  der  einberufende  Bischof  (Arch. 
f.  k.  K.-R.  29,  161)  eine  solche  theilweiae  Ver- 
tretung zulässt. 

^  Eine  solche  Pflicht  hat  früher  vielfach  für 
die  Prälaten  der  Stiftskirchen  In  der  Dioeeae  be- 
standen, s.  0.  S.  588.  593.  Vgl.  auch  Bened. 
XIV.  1.  c.  III.  c.  1  u.  2.  Das  Kölner  Proylnzia]- 
konzil  V.  1860,  legt  sie  allen,  welche  in  der 
Diöcese  eine  Dignität,  einen  Personat  und  Ottt- 
cium,  sowie  den  Kanonikern  der  Kollegiatkir- 
cheu  und  den  Säkular- Aebten  auf,  tit.  I.  c.  9, 
coli.  cit.  5,  346 :  „  Interesse  aatem  tenentut  sy- 
nodo  omnes,  qui  in  dioecesi  dignitatem  habent, 
personatum  et  officium,  vicarlus  generalis,  vi- 
carii  foranei,  ecclesiae  metropolitanae  sen  cathe- 
dralis  canonici,  parochi  et  omnes  qui  cnram  aui- 
fiiarum  habent  parochialium ;  rectorea  qnoqne 
saeculariam  ecclesiarum,  etiam  annexarnm ;  piae- 
terea  canonici  collegiatarum,  abbates  aaecnlares 
atque  etiam  reguläres,  qui  generallbaa  capltuUs 
non  subduntnr  cunctiqne  exemti  qui  alioquln, 
sublata  exemtione,  ad  synodum  venire  deberent*. 
Das  cit.  Wiener  Provinzialkonzil  besellTankt  die 
Pflicht  auf  die  Pröpste  der  KoUegiatkiichen,  tit. 
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währt  sein  ^  und  soweit  dabei  Exemte  in  Frage  stehen ,  kommt  ebenfalls  die  er- 
wähnte Vorschrifl  des  Tridentinnms  znr  Anwendung.  Endlich  ist  der  Bischof  befagt, 
diejenigen  Geistlichen,  deren  Theilnahme  ihm  für  die  Erftlllnng  der  Zwecke  der 
Diöcesansynode  erforderlich  und  wttnschenswerth  erscheint,  einznbemfen  und  die- 
selben sind  kraft  ihrer  Obedienzpflicht  verbunden,  seinem  Rufe  zu  folgen. 

Hierher  gehören,  soweit  sie  nicht  schon  aus  dem  eben  vorher  gedachten  Grund 
in  Frage  kommen : 

a.  Der  Generalvikar  2, 

b.  die  Erzpriester  und  Bezirksvikare  [vicarn  foranei)  *, 

c.  die  Kollegiatkapitel  ^.  / 

d.  Ausser  den  Kanonikern  (s.  vorher)  auch  die  Inhaber  anderer  einfacher  Bene- 
fizien  ^  und 

e.  die  Kleriker  der  höheren  Weihen ,  beide  Kategorien  aber  nur  dann ,  wenn 
sieh  daftlr  ein  Gewohnheitsrecht  gebildet  hat,  die  letzte  auch  abgesehen  davon  unter 
der  Voraussetzung,  dass  auf  der  Synode  ttber  die  Reform  der  Sitten,  über  allgemeine, 
den  ganzen  Klerus  betreffende  Angelegenheiten  verhandelt  oder  die  Verkündigung 
der  Beschlüsse  des  Provinzialkonzils  vorgenommen  werden  soll  ^,  wobei  jedoch  im 
Beruflingsschreiben  diese  Zwecke  angegeben  werden  müssen  ^. 


11.  c.  11,  1.  c.  Ö,  159:  „Ad  synodum  dioecesa- 
num  Tocandi  sunt  ecclesiae  metropolitanae  seu 
cathedrallfl  canonici,  ecclesiamm  collegiatarnm 
praepositi  vel  qnomodocunque  prima  eornm  dig- 
nitas  adpelletnr  necnon  abbates,  praepositi,  pri- 
ores conrentnales  atque  snperiores  provinciales 
legalariam,  qni  anlmarnm  curam  agnnt  aut  qao- 
rum  monasteriis  domibnsve  beneflcia  curata  in- 
coiporata  sunt  neque  sine  legitima  excusatione 
absint.  Vocati  praererea  adesse  tenentur  parochi 
et  omnes  aacerdotes  in  parocbiali  animarnm  cura 
constitutl,  rectores  qaoqne  ecclesiarnm  non  pa- 
Tochialinm,  nbi  cnltns  divinns  publice  celebra- 
tur;  si  autem  de  mornm  reformatione  vel  alia  re 
totnm  cleram  concemente  agendum  aut  concllll 
provincialls  decreta  publicanda  sint,  etiam  alli 
saceidotes  dioecesani.  Delectos  tarnen  ita  habea- 
toT,  ut  cura  animarum  detrimentum  non  capiat. 
neque  ad  synodum  vocatorum  numerus  ultra  du- 
centos  facile  ascendat".  Hinzuweisen  ist  bei  die- 
sen Stellen  besonders  auf  die  Berufung  der  ^rec- 
tores  saecnlarlum  ecclesiarnm  etiam  annexaruoi'' 
im  Kölner  und  der  „rectores  ecclesiarnm  non  pa- 
rochialinm,  ubi  cultus  divinns  celebratur". 

Das  Plenarkonzil  von  Baltimore  von  1866  tlt. 
2.  c.  4.  n.  66,  coli.  cit.  3,  420:  „Praeter  sacerdo- 
tes  cnram  animarum  habentes  slve  sint  saecula- 
ret,  omnes  etiam  in  dignitatibus  quibuscumque 
ooBStltuti,  rectores  etiam  seminariorum,  huius- 
modl  aynodis  Interesse  debent",  verlangt  auch 
Theilnahme  der  Seminarrektoren. 

1  Doch  braucht  dieses  nicht  immer  mit  der 
Pflicht  verbunden  zu  sein. 

2  Benedict.  XIV.  1.  c.  c.3.  n.2.  3;  Phil- 
lips S.  152.  Vgl.  auch  das  cit.  Kölner  Prov.- 
Konzil. 

Für  den  Welhbischof  gilt  dies  aber  nicht.  Der 
Bischof  kann  ihn  wohl  zur  Synode  einladen  und 
zulassen  —  zu  Mecheln  1872,  Arch.  f.  k.  K.-R. 
29,  161,  wai  ein  solcher  anwesend  — ,  aber  da 

HiiiBckiai,  Kirchenrecht.  III. 


er  als  Weihbischof  nichts  mit  der  Diocesanver- 
waltung  zu  thun  hat,  und  als  Bischof  nur  dem 
Papst  untersteht,  Th.  II.  S.  177,  kann  derDiöce- 
sanblschof  ihn  nicht  zum  Erscheinen  verpflichten. 

3  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  5;  Phillips 
a.  a.  0. ;  vgl.  ferner  das  citirte  Kölner  Prov.- 
Konzil  und  die  Füufklrchener  Diöcesansynode 
V.  1861  (vice-archidiaconi ,  s.  Th.  II.  S.  291. 
n.  7). 

*  Benedict.  XIV.  1.  c.  III.  4.  n.  5.  Die 
nicht  am  Synodalort  residirenden  Kapitel  können 
aber  Vertreter  senden.    Vgl.  auch  S.  6ö6.  n.  6. 

5  So  nach  der  Praxis  der  Congr.  conc.  1.  c.  III. 
6.  n.  1— 5;  Richter's  Tridentinum  S.  329. 
n.  10.  11. 

^  S.  a.  a.  0.  Unter  dieser  Voraussetzung  sind 
selbstverständlich  auch  die  Inhaber  einfacher 
Beneflzien  zum  Erscheinen  verpflichtet,  aber 
nicht  wegen  ihrer  Beneflzien,  sondern  wegen 
ihrer  Zugehörigkeit  zum  Klerus.  Ein  Geist- 
licher, dessen  Domizil  sich  in  einer  anderen  Diö- 
cese  als  sein  einfaches  Beneflzium  befindet,  hat 
daher  wegen  der  zu  d)  gedachten  Verpflichtung 
dem  Rufe  des  Bischofes  derDiöcese  seines  Bene- 
flziums,  wegen  der  zn  e)  aber  der  Ladung  des 
Bischofs  seines  Domizils  zur  Synode  zu  folgen, 
Ben  ed.  XIV.  1.  c.  n.  7. 

'  Congr.  conc.  v.  1629  bei  Benedict.  1.  c. 
n.  1  und  Richter  a.  a.  O.  n.  11.  Sonst  tritt 
keine  Verpflichtung  zum  Erscheinen  ein. 

Ausserdem  war  der  Bischof  als  apostoli- 
scher Delegat  befugt,  die  Aebte,  Prioren, 
Guarrliane  und  sonstigen  Oberen  der  in  Italien 
und  auf  den  angrenzenden  Inseln  befindlichen, 
von  lunocenz  X  1652  supprimirten ,  aber  1654 
.wieder  restituirten  kleineren  exemten ,  unter 
Generalkapiteln  stehenden  Klöster  zur  Diöce- 
sansynode zu  berufen,  Dekret  Alexanders  VII 
V.  10.  Februar  1654,  vgl.  Fagnan.  ad  c.  7  X. 
de  off.  lud.  ordin.  I.  31.  n.  41  ff. ;  Benedict, 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Laien,  welche  in  frflherer  Zeit  wiederholt  an  den  Synoden  Theil  genommen 
haben  ^,  soll  der  Bischof  behufs  Einhoinng  ihres  Rathes  nach  der  spätem  rdmischen 
Praxis  nicht  mehr  zuziehen  ^.  Von  einem  Recht  und  einer  Pflicht  derselben  zu  er- 
scheinen, kann  daher  keine  Rede  sein  \ 

III.  Die  Berufung  der  Synode  erfolgt  durch  ein  besonderes  Konvokations- 
schreiben^  des  Berechtigten,  für  die  Regel  also  des  Bischofs,  welches  eine  aoge- 
messene  Zeit^  vor  dem  Zusammentritt^  erlassen  und  bekannt  gemacht  wird^.  Das- 
selbe hat  die  Zeit  der  Abhaltung,  sowie  den  Ort,  welcher  fftr  die  Regel  die  Kathe- 
dralkirche sein  soll^,  anzugeben.  Es  muss  femer  die  Auffordemng  an  alle  diejenigen 
enthalten,  welche  zum  Erscheinen  berechtigt  und  verpflichtet  sind,  ohne  dass  es 
freilich  einer  besonderen  Bezeichnung  derselben  ^,  sofern  ihre  Verbindlichkeit  nicht 
etwa  blos  durch  die  Einberufung  des  Bischofs  begründet  werden  soll  ^^,  bedarf. 

Wesentlich  ist  die  Angabe  der  Zeit,  des  Ortes,  die  Einladung  der  Berechtigten 
und  die  gehörige  Bekanntmachung  der  Bemfung. 

Die  neueren  Provizialsynoden  haben  mehrfach  wegen  der  für  einzelne  ausgedehnte 
Diöcesen  bestehenden  Schwierigkeit,  eine  grosse  Anzahl  von  Geistlichen  zu  versam- 
meln, Beschränkungen  in  Betreff  der  Berufung  angeordnet,  z.  B.  dahin,  dass  die 
Zahl  der  Theilnehmer  vom  Ordinarius  bestimmt  werden  und  200  Mitglieder  nicht 
überschreiten^^,  oder  dass  nur  die  Dekane  und  höchstens  noch  der  je  älteste  Pfarrer 
jedes  Dekanatsbezirks  erscheinen  sollen  ^^,  und  demgemäss  sind  auch  in  neuerer  Zeit 


XIV.  1.  c.  III.  6.  n.  1—4,  w&hrend  die  Vorsteher 
der  erwähnten  Klöster,  welche  der  damaligen 
Sappression  nicht  unterworfen  worden  sind,  nur 
sofern  in  denselben  nicht  mindestens  6  Religiösen 
nnd  darunter  4  Priester  unterhalten  wurden,  Ton 
dem  Bischof  kraft  der  gedachten  Befugnlss  zur 
Diöcesansyuode  geladen  werden  durften,  die 
Leiter  der  übrigen  aber  nicht,  Benedict.  XIV. 

1.  c.  n.  5.  6. 

1  S.  0.  S.  588.  594. 

2  Benedict.  1.  c.  III.  9.  n.  8;  Fessler 
S.  193. 

3  Wohl  aber  kann  sie  der  Bischof  als  Zeugen 
oder  Zuhörer,  falls  er  es  angemessen  findet,  zu- 

assen,  1.  c.  und  Phillips  S.  157. 

4  Ein  Formular  solcher  litterae  convocationis, 
indictioniB  oder  epistola  invitatoria  bei  Bouix 

2,  413. 

&  Etwa  2  Monate  vorher. 

^  Ueber  den  Zeitpunkt  der  Abhaltung,  welcher 
in  früheren  Zeiten  vielfach  partikularrechtlich 
ein  für  alle  Mal  festgesetzt  war,  s.  o.  S.  583. 591, 
bestimmt  das  Tridentinum  nichts.  Die  Entschei- 
dung darüber  steht  also  dem  Bischof  zu.  Zweck- 
entsprechend erscheint  es,  dass  die  Synode  nach 
abgehaltener  Yisitation  der  Diöcese  einberufen 
wird,  weil  diese  gerade  für  die  Berathungen  und 
Anordnungen  derselben  das  erforderliche  Mate- 
rial beschafrt,  Benedict  XIV.  1.  c.  I.  2.  n.  2; 
Phillips  S.  108.  166.  Indessen  setzt  dies  so- 
wohl die  regelmässige  Vornahme  von  Visitatio- 
nen als  auch  die  regelmässige  Abhaltung  von 
Diöcesansynodeu,  also  eine  andere  als  die  tbat- 
säcblicbe  bestehende  Praxis  voraus.  Daher  hal 
auch  die  Congr.  conc.  sich  dafür  ausgesprochen, 
dass  die  Synode,  wenn  seit  langer  Zeit  eine  solche 
nicht  versammelt  gewesen  ist,  vor  der  Visitation 


einberufen  werden  soll,   Ferraris  1.  c.  n.  16. 
Vgl.  Fessler  S.  238. 

"7  Z.  B.  durch  ein  an  die  Thür  der  Kathedrale 
zu  heftendes  Edikt,  Formel  bei  Bouix  p.  413; 
Publikation  im  DiÖcesanblatte,  Mittheilnng  an 
das  Domkapitel  und  die  Erzpriester. 

8  Ansnahmsweise  aber  ein  anderer  Ort  inner- 
halb der  Diöcese  sein  kann,  so  auch  die  Congr. 
conc,  Benedict.  1.  c.  I.  5.  n.  3.  Abgesehen 
von  dem  Fall  der  Union  zweier  Bisthümer  (^Th.n. 
S.  427)  bedarf  der  Bischof  znr  Abhaltung  der 
Synode  in  einer  fremden  Diöcese  der  Erlanbniss 
des  Ordinarius  derselben.  Selbst  aber,  wenn  ei 
aus  dem  eigenen  Sprengel  vertrieben  worden  ist, 
wird  er,  anderer  Ansicht  Benedict.  XIV.  1.  c. 
n.2;  Phillips  S.  168,  die  Verpflichteten  nicht 
zum  Erscheinen  zwingen  und  die  Ausgebliebenen 
nicht  bestrafen  können,  da  eine  Verbindlichkeit 
für  sie,  ihm  ausserhalb  der  Diöcese  zu  folgen, 
nicht  besteht. 

9  Auch  hier  ist  die  Formel :  „qul  de  iure  vel 
consuetudine  Interesse  debent'  üblich  und  aus- 
reichend. 

w  S.  0.  S.  657. 

'1  Kölner  von  1860,  coli.  Lae.  5,  345 :  „Cnde 
etiam  providendum  est,  ut  ubi  dioeceseos  ampli- 
tudo  aliaeve  causae  maiorem  exhibent  difflcult*- 
tem,  minor  ex  illis  qui  adesse  tenentur,  nume- 
rus ab  ordinario  determinandus,  qui  CG  tarnen 
non  excedat,  convocetur''. 

12  Coloesa  1863,  1.  c.  p.  640. 

Von  den  französischen  scblieast  Tours  1849. 
irriger  Weise  von  der  Ansicht  ausgehend,  dass 
die  Kanonen  mehr  eine  Pflicht  als  ein  Recht  zum 
Erscheinen  festsetzen,  die  nicht  inamovibel  an- 
gestellten Seelsorger  im  Allgemeinen  ans  and 
lässt  nur  einen  amoviblen  aus  jedem  Kanton  sn. 


§.  182.] 


Die  Diöcesansynoden.    Geltendes  Recht. 


659 


unter  der  Bezeichanng:  Di5cesaii8ynoden  Versammlnngen  einberufen  worden,  von 
denen  in  Folge  derartiger  Vorsohriften  ein  Theil  der  nach  dem  Tridentinam  zum 
Erscheinen  berechtigten  Geistlichkeit  ausgeschlossen  gewesen  ist^  Hierin  liegt  eine 
entschiedene  Verletzung  des  gemeinen  Rechtes.  Derartige  Versammlungen  können 
daher  im  juristischen  Binne  nicht  als  Diöcesansjnoden  betrachtet  werden  *^,  und  ihre 
Anordnungen  haben  daher  nicht  den  Charakter  von  Diöcesansynodalstatuten,  viel- 
mehr allein  den  einseitiger' bischöflicher  Verordnungen.  Wo  ein  wirkliches  Bedttrf- 
niss  vorliegt ,  im  Interesse  der  erleichterten  Abhaltung  der  Didcesansynoden  nicht 
alle  Theilnahmeberechtigten  zu  berufen ,  kann  nur  durch  ein  päpstliches  Indult  ge- 
holfen werden,  welches  von  der  Vorschrift  des  Tridentinums  dispensirt^.  Liegt  ein 
solches  vor,  dann  steht  allerdings  eine  in  Ueb^reinstimmung  mit  demselben  gehaltene 
Versammlung  rechtlich  der  DiOcesansynode  gleich  ^. 

Nach  dem  Tridentinum^  soll  die  Berufung  der  Synode  alljährlich  durch  den 


1.  c.  4,  259;  nach  Bordeaux  1850,  p.  581  soll 
nur  ein  Theil  der  Pfarrer  abwechselnd  Jedesmal 
nach  einander  berufen  werden.  Vgl.  übrigens 
auch  S.  655.  n.  9. 

'  So  die  Paderbomer  yoii  i867,  zu  welcher 
nur  die  Landdechauteu  und  ans  jedem  Dekanate 
je  nach  dem  Umfange  derselben  entweder  zwei 
oder  ein  Pfarrer,  welche  duroh  die  Dekanatskon- 
ferenz gewählt  worden  sind,  einberufen  waren, 
Kolk  mann  a.  a.  0.  S.d.  10.  Freilich  ist 
dies  auch  schon  in  älterer  Zeit,  vor  dem  Triden- 
tinum,  vorgekommen,  s.  o.  S.  593. 

2  S.  das  Reskript  d.  Congr.  conc.  von  1720 
bei  Benedict.  XIV.  1.  c.  L  2.  n.  5  an  den 
Bischof  der  kanarischen  Inseln,  welcher  dersel- 
ben die  Unmöglichkeit  wegen  der  vielen  zerstreut 
liegenden  Inseln,  eine  Diöcesansynode  abzuhal- 
ten, dargelegt  hatte:  „Verum  s.  Congregatio  a 
te  certior  fleri  cupit,  an  in  unaquaque  insQla 
possent  per  annos  singulos  deflnito  a  te  per  edi<^ 
tum  loeo  ac  die  aut  omnes  aut  maior  clericorum 
pftrs,  quibus  synodo  Interesse  ins  est,  commode 
colre,  vices  suas  uni  aut  pluribus  proenratorlbus 
delegatuil ;  et  an  qui  electi  fueiint,  possent  ac- 
eepto  authentioo  legationis  suae  testlmonio  Sta- 
tute pariter  tempore  te  conveniro,  ut  referrent 
suarum  ecclesiarum  statum,  cleri  etpopuli  mores, 
rellgionem,  pietatem,  templorum  decus,  piorum 
locoTum  administrationem  ceteraque  omnia  quae 
opus  forent.  Gollatis  tunc  ipse  consiliis,  quid 
agendum  esset,  imperares,  veluti  de  synodl  sen- 
tentla  imperataque  illi  ad  suos  adduoerent  cura- 
lentque  perfectum  iri.  Id  enlmvero  synodl 
apeciem  obüneret,  maximumque  inde  fmctom 
eaperes;  quippe  quid  ubique  tuae  dioecesis  aga- 
tur ,  penitus  intemoseeres  habitoque  cum  gra- 
Yls«imis  virls,  qnales  huiusmodi  procuratores 
creandl  essent,  serroone  melius  universis  eccle- 
siae  tuae  rebus  consuleres'*,  welches  also  für  den 
Fall,  dass  die  Möglichkeit  zum  Erscheinen  nicht 
allen  Berechtigten  freisteht,  nur  von  einer  species 
synodl,  einem  Ersatz  einer  solchen,  spricht.Ben  e- 
d  1 G  t  XIY  selbst  äussert  sich  mit  Bezug  darauf, 
dass  die  Congr.  .^praecipuas  suggerit  industrias 
substituendas  synodo,  cum  ab  episcopo  fleri  ne- 
quit^,  h'ält  also  eine  solche  Versammlung  eben- 
falls nicht  für  eine  Diöcesansynode  im  recht- 


lichen Sinne,  sondern  nur  für  ein  Ersatzmittel 
derselben,  um  deren  Zwecke  annähernd  zu  er- 
füllen. Derselben  Ansicht  Holtgreven  a.  a. 
0.  S.  21.  29.  Der  entgegengesetzten  Meinung 
Fessler  S.  198  ff.  Er  beruft  sich  aber  irriger 
Weise  auf  das  cltirte  Reskript  der  Congr.  conc. 
und  auf  Fagnan.  ad  c.  25  X.  de  accus.  V.  1. 
n.  110,  welcher  indessen  nur  sagt,  dass  wenn 
nicht  alle  Verpflichteten  auf  der  Synode  erschie- 
nen^ sind,  der  Bischof  dieselbe  mit  den  Anwesen- 
den aohalten  könne,  mithin  gar  nicht  von  der 
Ausschliessung  Berechtigter  handelt.  Sein  wei- 
terer selbstständiger  Grund,  dass  die  Diöcesan- 
synode die  bestmöglichste  Verwaltung  der  Seel- 
sorge bezwecke,  dieselbe  aber  durch  -deren  Ab- 
haltung nicht  vernachlässigt  werden  dürfe  und 
daher  eine  Auswahl  der  Berechtigten  geboten  sei, 
um  nicht  für  die  Dauer  der  Synode  alle  Seelsorger 
ihren  Amtsbezirken  zu  entziehen,  rechtfertigt 
wohl  die  Zurücklassung  deijenigen,  deren  An- 
wesenheit nach  spezieller  Lage  der  Verhältnisse 
in  ihrer  Pfarrei  erfordert  wird,  aber  nicht  die 
generelle  Ausschliessung  ganzer  Kategorien  ohne 
Rücksicht  auf  solche  Umstände.  Auch  Phil- 
lips S.  16?  scheint  dem  Bischof  das  Recht  der 
Auswahl  der  zu  berufenden  Geistlichen  einzu- 
räumen. 

3  Ein  derartiges  Indult  ist  für  die  Synode  von 
Mechelu  dahin  gegeben  worden,  dass  nur  die 
Erwählten  berufen  zu  werden  brauchen,  Archiv 
f.  k.  K.  R.  29,  160;  ein  ähnliches  für  die  Fünf- 
kirchener  von  1863,  a.  a.  0.  12,  95.  Für  die 
vorhin  erwähnte  Paderborner  Synode  von  1867 
ist  dagegen  ein  solches  nicht  nachgesucht  wor- 
den (a.  a.  0.),  dieselbe  ist  also  keine  wahre  Diö- 
cesansynode gewesen,  da  die  Vorschrift  des  Köl- 
ner Provinz! alkonzils,  auf  Grund  deren  ein  Theil 
der  Berechtigten  ausgeschlossen  worden  ist,  trotz 
der  8.  g.  Approbation  des  letztem  duroh  die 
Congr.  conoil.  das  gemeine  Recht  nicht  hat  wirk- 
sam beseitigen  können,  s.  o.  S.  651. 

^  Gleichgültig  ist  es  dabei,  ob  der  Bischof  das 
Indult  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht  hat 
oder  nicht,  vgl.  darüber  Holtgreven  a.a.  0. 
S.  29  fr. 


^  Sess.  XXIV.  c.  2,  de  ref. 
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Bisehof  bei  Strafe  der  »uspenno  ab  o/fido^  erfolgen,  indessen  ist,  wie  oben  B.  597  ff. 
bemerkt,  diese  Vorschrift  niemals  streng  beobachtet  worden,  vielmehr  nur  von  Zät 
zu  Zeit  der  Versuch  gemacht,  das  Institut  der  Diöcesansynode  wieder  in  die  prak- 
tische Uebung  einzuführen  '^, 

Wegen  ungerechtfertigten  Ausbleibens  ^,  welchem  das  eigenmächtige  Verlassen 
der  Synode  ohne  Urlaub  gleichsteht  ^,  können  arbitr&re  Strafen  verhängt  werden  \ 

IV.  Zweck  und  Zuständigkeit  der  Synode.  Die  Di5ce8ans3rnode  hat 
den  Zweck,  eine  gedeihliche  Verwaltung  der  bischöflichen  Diöcese  zu  erleichtern  und 
zu  sichern  ^.  Da  diese  letztere  vor  Allem  eine  gesetzmässige  sein  muss ,  so  dient  die 
Synode  1.  der  Kundmachung  der  Dekrete  der  ProVinzialkonzilien  ^  und  andere  kirch- 
licher Anordnungen;  z.  B.  der  päpstlichen  Konstitutionen;  2.  der  Ueberwachung  der 
Durchführung  und  Beobachtung  der  kirchlichen  Gesetze ;  weiter  aber  3.  der  Rennt- 
nissnahme  des  Bischofs  von  der  Art  der  Verwaltung  der  Diöcese,  der  in  derselben 
hervortretenden  individuellen  Bedürfnisse  und  Missbräuche  auf  Grund  des  persön- 
lichen Verkehrs  mit  dem  Klerus  und  der  persönlichen  Berichterstattung  des  letz- 
teren^; 4.  der  direkten  persönlichen  Einwirkung  des  Bischofs  auf  die  versammelte 
Geistlichkeit  der  Diöcese ,  insbesondere  durch  Ertheiiung  von  Anleitungen  ftlr  eine 
gedeihliche  Amtsverwaltung,  sowie  andererseits  durch  Ermahnungen  und  Rügen  bei 
wahrgenommenen  Uebelständen ;  5.  der  Vorbereitung  etwaiger  Anträge  für  die  Pro- 
vinzialkonzilien  und  6.  dem  Erlasse  bischöflicher  Anordnungen,  beides  unter  Be- 
nutzung des  durch  die  Synode  beigebrachten  Materiales  oder  ihres  etwaigen  gut- 
achtlichen Rathes  -^ 

Endlich  weist  das  Tridentinum  der  Diöcesansynode  die  Wahl  der  sg.  Synodal- 


1  Ferendae  sententiae,  Trid.  1.  c. ;  c.  25.  X. 
de  accusat.  V.  1  und  o.  S.  689. 

2  Wegen  der  Vorschriften  der  neueren  Provln- 
zialsyuoden  darüber  und  der  von  ihnen  in  Aus- 
sicht genommenen  Ersatzmittel  s.  o.  S.  601. 602. 

3  Ueber  die  Entschuldlgungsgründe  gilt  das 
S.  639.  n.  9  bemerkte.  Insbesondere  kommt  hier 
für  die  Pfarrer  die  Nothwendigkeit,  behufs  Aus- 
übung der  Seelsorge  in  der  Pfarrei  zurückzu- 
bleiben, In  Betracht,  Benedict  XIV.  l.  c.  c. 
12.  n.  3.  Det  Grund  ist  dem  Bischof  anzuzei- 
gen und  nöthigenfalls  darzuthun,  1.  c.  n.  4. 
Eine  Steilvertretung  verhinderter  Thell- 
nahraeherechtigter  ist  auf  der  Diöcesansynode 
nicht  gestattet,  weil  die  letzteren  gegenüber  dem 
Bischof  kein  Decisivvotum  h«ben,  1.  c.  n.  7. 

*  Vgl.  darüber  unten. 

Die  Mitglieder  haben  übrigens  auch  hier  die 
Pflicht,  die  Kosten  der  Reise  und  Ihres 
Unterhaltes  aus  eigenen  Mitteln  zu  bestrei- 
ten, freilich  ist  öfters  Wohnung  und  Verpflegung 
auf  Vorkehrung  des  Bischofs  gewährt  worden, 
Phillips  S.  171. 

»  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  2  de  ref. ;  c.  25  X  de 
accusat.  V.  1 ;  c.  9  X.  de  M.  et  0.  I.  33.  Geld- 
strafen sind  ebenfalls  zulässig,  nur  nicht  gegen 
die  Regularen,  Bon  ed.  XIV.  1.  c.  n.  2.  und 
Entsch.  d.  Con?r.  conc.  von  1703,  l.  c.  c.  2. 
n.  4. 

«  Vgl.  Phillips  S.  95  ff.  Kessler  S.  165 
fr.   Kolk  manu  S.  123. 

7  c.  25  X.  V.  1.  clt.,  s.  auch  o.  S.  652.  n.  3. 


8  Die  Bestellung  von  teste s  synodales 
durch  den  Bischof  für  die  Diöcese,  welche  dieeem 
Zweck  durch  Ihre  Berichte  ebenfalls  dienen  soll- 
ten, s.  0.  S.  592.  n.  6,  ist  aber  seit  dem  16. 
Jahrhundert  wegen  der  Gehässigkeit  des  Amtes 
allmählich  ansser  Gebrauch  gekommen,  nachdem 
zunächst  einzelne  Bischöfe  den  Ausweg  eigrüfeo 
hatten,  die  Namen  derselben  geheim  zu  halten, 
Benedict  XIV.  1.  e.V.  3.  n.6iT.;Schmid,Bis- 
thumssynode  II.  2,  124.  Doch  ordnet  die  Pnger 
Provluzialsynode  von  1860  ihre  Bestellung  wie- 
der an,  coli.  Lac.  dt.  5.  552.  553,  und  diese 
Vorschrift  ist  auch  zur  Ausführnng  gebracht  woi^ 
den,  Arch.  f.  k.  K.  R.  31,  209.. 

<>  Die  Ausübung  richterlicher  Befugnisse  auf 
den  Dlöcesan- Synoden  Ist  längst  abgekommenes. 
0.  S.  592.  598 und  S  c h  mi  d ,  Bisthumssynode  n. 
2,  134,  ebenso  das  s.  g.  Scruiinwm^  die  Unter- 
suchung des  Wandels  und  der  Amtsfabroiig  der 
Geistlichen  nach  vom  Bischof  vorgelegten  Fragen 
durch  Skrutatoreu  {jpraefeeti  scrtitinit),  welche 
das  Resultat  dem  Bischof  zusammensteliten,  da- 
mit dieser  vor  Beendigung  der  Synode  darauf  die 
geeigneten  Massregeln  (z.  B.  Ermahnungen,  Vor- 
legung von  Dekreten  zur  Abstellung  von  Mis»- 
bräuchen)  ergreifen  konnte,  Benedict.  XIY.  1. 
c.  V.  3.  n.  1.  5ff. ;  Schmid,  Blsthumssyuode 
JI.  1,93  und  II.  2,  131;  Phillips  S.  184. 
189. 

Auf  den  neueren  Synoden  ist  fast  allein  die 
Ausübung  des  bischöflichen  Verorduuug&rechtes 
praktisch  geblieben. 
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Examinatoren  ftli  den  Püarrkonknrs  ^  und  konkorrirend  mit  der  Provineialsynode  die 
der  iudices  in  partibt48  zu  ^. 

Was  insbesondere  die  Ausübung  des  bischöflichen  Gesetzgebungsrechtes  auf 
der  Diöcesansynode  betrifft,  so  sind  dem  letzteren  nicht  blos  durch  das  gemeine 
Reeht  die  gleichen  Schranken ,  wie  der  Gesetzgebung  der  Provinzialsynoden ,  ge- 
zogen, vielmehr  tritt  noch  eine  weitere,  in  demselben  Umfange  wirksame  Beschrän- 
kimg durch  die  von  den  Provinzialkonzilien  festgesetzten  Rechtsnormen  hinzu  ^. 
Demgemäss  dürfen  die  zu  erlassenden  Anordnungen,  wenn  sie  rechtsgültig  sein 
Bellen,  nur  Bestimmungen  zur  Ausführung  und  Sicherung  des  gemeinen  und  Pro- 
vinziaisynodal-Rechtes  ^  oder  zur  Regelung  solcher  Verhältnisse  enthalten ,  welche 
weder  durch  das  eine  oder  andere  geordnet  sind.  Insbesondere  gehört  die  Erörte- 
rung zweifelhafter  Glaubensfragen  nicht  zum  Ressort  der  Synode^. 

y.  Yerhältniss  der  Synode  zum  Bischof.  Die  Diöcesansynode  bildet 
kerne  Versammlung,  welche  aus  dem  Bischof  als  blossem  Vorsitzenden  und  den  zum 
Erscheinen  befdgten  Mitgliedern  des  Klerus  als  gleichberechtigten  Theilnehmem  be- 
steht und  durch  Stimmenmehrheit  Beschlüsse  fasst,  vielmehr  nimmt  der  Bischof 
aUein  die  entscheidende  und  massgebende  Stellung  auf  derselben  ein ,  und  der  um 
um  versammelte  Klerus  dient  ihm  nur  als  Auskunfts-  und  berathendes  Organ  ^.  Er 
kinn  daher,  soweit  es  sich  um  den  Erlass  von  Diöcesanstatuten  auf  der  Synode  han- 
delt, diese  dem  ELlerus  blos  zur  Kenntnissnahme  unterbreiten  und  dieselben  auf  der 
Synode  publiciren '',  aber  auch  vorher  gutachtliche  Aeusserungen  der  Mitglieder  des 
letzteren  über  die  vorgelegten  Dekrete  erfordern ,  und  eine  förmliche  Abstimmung 
darüber  veranlassen^,  indessen  hat  selbst  ein  dadurch  festgestelltes  Gesammtvotum 


«  Se»B.  XXIV.  c.  18  de  ref. ;  Th.  II.  S.  495  ;' 
Schmid  a.  a.  0.  II.  2,  41.  148.  Solche  slud 
noch  zu  Fünfkirchen  1863  gewählt  worden,  Aroh. 
f.  kath.  K.  R.  12,  97. 

2  SesB.  XXV.  0.  10 ;  Schm  id  a.  a.  0.  I,  293 
aDd  II.  2,  37.  141 ;  vgl.  auch  a.  a.  0.  S.  646. 

Der  Kardinal  Borromäus  hat  auf  der  4.  Mai- 
länder Synode  von  1574,  p.  II  verordnet,  daas 
die  punetatoresy  s.  Th.  II.  S.  142  auf  der  JDiöce- 
MiLsynode  vereidigt  werden  oder  den  bereits  ge- 
leisteten Eid  wiederholen  Follten,  und  diese  An- 
ordnung iat  demnächst  auch  für  andere  Diöcesen 
erlassen  worden.  Heute  ist  das  aber  längst  un- 
praktisch, Benedict  XIV.  1.  c.  V.  4.  n.  3; 
Schmid  a.  a.  0.  IL  2,  148. 

3  S.  darüber  unten  in  der  Lehre  von  der  Ge- 
setzgebung und  Schulte,  kath.  K.  R.  1,  109. 
115. 

*  Vgl.  z.  B.  Gran  1860 ,  Arch.  f.  kath.  K.  R. 
11,402;  Fünfkirchen  1863 ,  a.a.O.  12,  430; 
Prag  1863,  a.  a.  0.  14,  77.  253. 

5  BuUe  Plus'  VI  Auctorem  fldei  von  1794,  s. 
0.  8.  600.  n.  5,  prop.  X :  „doctrlna  qua  paroehi 
alÜTe  sacerdotes  in  synodo  congregati  pronuncian- 
tor  una  cum  episcopo  indloes  fldei  et  simul  in- 
nuitur  iudicium  in  causis  fldei  ipsis  competere 
luxe  proprio  et  quidem  etiam  per  ordinationem 
accepto,  falsa,  temeraria,  ordinis  hierarchicl  sub- 
verslva,  detrahens  flrmitati  deflnitionum  iudicio- 
rumve  dogmaticorum  ecciesiae,  ad  minus  erronea". 

^  Cit.  Bulle  piop.  IX:  „doctrina  quae  statult: 
Refonnationem  abusniim  circa  eccleslastlcam  dis- 
cipllnam  in  synodis  dloeoesanis  ab  episcopo  et 


parochlB  aequaliter  pendere  ao  stabiliri  debere 
ac  sine  libertate  decisionis  indebitam  fore  sub- 
iectionem  suggestionibus  et  iussionibus  episco- 
porum  ,  falsa ,  temeraria ,  episcopalis  auctorita- 
tis  laesiva,  regiminis  hlerarchici  subverslva,  fa- 
vens  haeresi  Arianae  a  Calvine  innovatae^'.  Be- 
nedict XIV  1.  c.  III.  12.  n.  7 :  „in  synodo  dioe- 
cesana  solus  episcopus  est  iudex  et  legislator, 
ipse  suo  nomine  decreta  promulgat  et  quamvls 
adstantium  consilium  expoBcat,  non  tarnen  oogi- 
tur  illud  sequi^,  eine  Aeusserung ,  welche  das 
conc.  prov.  Colon,  von  1860,  coli.  Lac.  dt.  5, 
347,  Traiect.  1865,  1.  c.  p.  784  und  conc.  plen. 
Baltimore  von  1866,  L  c.  3,  420  wiederholen, 
während  andere  neuere  Provinzialkonzilien,  Co- 
locsa  1863,  L  c.  5,  641  und  mehrere  französi- 
sche ,  Aviguon  1849,  Bordeaux  1850 ,  u.  Auch 
1851,  1.  c.  4,  345.  581.  1177  eich  auf  die  citirte 
Bulle  Pins'  VI  beziehen.  Das  richtet  sich  gegen 
die  o.  S.  600  und  602  gedachten  Bestrebungen. 

Vgl.  ferner  Schmid,  Bisthumssynode  1,  215 
ff.;  FesslerS.  208;  Phillips  S.  200  ff. 

"^  Vgl.  die  Reskripte  und  Entsch.  der  Congr. 
conc.  von  1592.  1599  und  1689  bei  Ben  ed. 
XIV.  1.  c.  Xin.  c.  1.  n.  12—14. 

8  Ob  der  Bischof  eine  solche  vornehmen  lassen 
will,  steht  in  seinem  Ermessen,  doch  soll  er  es 
nach  Benedikt  XIV  1.  c.  1.  n.  4  bei  wichtige- 
ren Sachen  thun.  Auch  das  conc.  plenar.  Bal- 
tim.  1866,  coli.  cit.  3,  420  sagt:  „decet  tamen, 
ut  (episcopus)  prius  omnlum  synodallum  senten- 
tlam  exquirat  patienterque  audiat  et  diligenter 
conaideret :  ut  quod  omnlum  consensu  perflcitor, 
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des  Klerus  allein  den  Charakter  eines  Gntachtens^  dessen  Berücksichtignng  oder 
Nichtbeachtung  in  der  Hand  des  Bischofö  steht'.  Wohl  aber  hat  derselbe  in  Betreff 
der  vorzulegenden  Synodaldekrete  vorher  das  durch  ordnnngsmässigen  Beschlnsa 
festzustellende  Consilium  seines  Domkapitels  einzuholen^,  widrigenfalls  die  von  ihm 
publicirten  Verordnungen  nichtig  sind  j  also  auch  nicht  den  Charakter  von  Diöcesan- 
synodal-Dekreten  erlangen  können-^,  indessen  hängt  dieses  Erfordemiss  mit  der  Stel- 
lung des  Domkapitels  als  einer  neben  dem  Bischof  in  gewissen  Fällen  bei  der 
Diöcesanregierung  konkurrirenden  Behörde  zusammen,  nicht  damit,  dass  dasselbe 
etwa  als  Vertreter  des  gesammten  Diöcesanklerus  wa  betrachten  wäre  *, 

Nur  in  einem  einzigen  Ausnahmefall ,  nämlich  bei  der  Ernennung  der  Synodal- 
Examinatoren,  ist  der  Bischof  an  die  Zustimmung  des  zur  Synode  versammelten 
Klerus  gebunden,  denn  die  von  ihm  vorgeschlagenen  Personen  müssen  von  der  Ma- 
jorität des  letzteren  gebilligt  werden  ^,  jedoch  haben  hierbei  die  Geistlichen  mit 
einem  einfachen  Benefizium,  sowie  der  sonstige  Nichtseelsorge- Klerus  (z.  B.  die 
nicht  bepfründeten  Kleriker)  kein  Stimmrecht  ^. 

VI.  Die  Abhaltung  der  Synode.  Nach  alter  Sitte  erstreckt  sieh  die 
Dauer  der  Didcesansynode  auf  drei,  höchstens  vier  Tage^.  Damit  die  Geschäfte  in 
dieser  kurzen  Zeit  erledigt  werden  können ,  werden  die  Vorlagen  schon  vorher  auf 
Veranlassung  des  Bischofs  und  unter  seiner  Leitung  festgestellt^,  auch  von  ihm  die 
Konzilsbeamten  ernannt  '^    Für  die  Vorbereitung  der  Vorlagen  werden  gewöhnlich 


maiorem  sibi  conciliet  sauctionem  faclliusque 
efftcaciusque  execntioni  mandetni^;  ähnlich  auch 
Utreeht  1865,  1.  c.  5,  784.  Berathungen  über 
die  vorgelegten  Dekrete  haben  in  den  congre- 
gationes  speciales  et  generales  (b.  unter  VI)  auf 
den  neueren  Diöcesansynoden  z.  B.  zu  Fünf- 
kirchen 1803;  Prag  1873,  wo  auch  abgestimmt 
worden  ist,  und  zu  Budweis  1875,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  %  97 ;  31,  290  und  36,  366  stattgefunden. 

1  S.  0.  S.  661.  n.  6. 

3  Deshalb  erscheint  es  zweckmässig,  wenn- 
gleich nicht  absolut  nothwendig,  dass  dies  zu 
den  Akten  der  Synode  konstatirt  werde,  Ent- 
scheidungen der  Gongr.  conc.  bei  Ferraris  l. 
c.  n.  21. 

8  Vgl.  Tb.  U.  S.  156.  157;  es  sei  denn,  dass 
ein  die  Nothwendigkeit  des  consilium  beseiti- 
gendes Gewohnheitsrecht  existire,  Benedict. 
XIV.  1.  c.  XIII.  1.  n.  9.  Auch  kann  die  Nich- 
tigkeit durch  die  Gongr.  conc.  geheilt  werden,  1. 
c.  n.  16.  Des  Konsenses  des  Kapitels  bedarf  es 
ausnahmsweise,  soweit  sich  die  Dekrete  auf  die 
Regelung  solcher  Angelegenheiten  beziehen,  für 
welche  derselbe  sonst  erforderlich  ist.  Th.  II.  S. 
153;  Bened.  XIV.  1.  c.  n.  9.  1213  und  die  dort 
angeführten  Entscheidungen  der  Gongr.  conc. 
oder  falls  sich  ein  Gewohnheitsrecht  dafür  gebil- 
det hat,  1.  c.  n.  9  und  Th.  II.  S.  155. 

«  Phillips  S.  200. 

5  Vgl.  Th.  II.  S.  495  und  Anm.  12  daselbst. 

^  Entsch.  d.  Gongr.  conc.  von  1633  und  1654 
bei  Benedict  XIV.  1.  c.  III.  6.  n.  3  u.  Rich- 
ter, Tridentinum  S.  329.  n.  11. 

Im  Gegensatz  zu  Trid.  sess.  XXIV.  c.  18  de 
ref.  Terlangt  sess.  XXV.  c.  10  de  ref.  nur, 
dass  die  iudictB  in  partibus  auf  der  Diöce- 
santynode  bezeichnet  werden   sollen.    AusAn- 


lass  dieser  Formulirung  wird  es  von  Einzelnen 
für  ausreichend  erachtet,  dass  der  Bischof  hl« 
das  für  ihn  nicht  massgebende  consilium  der  Sy- 
node erfordert,  Benedict.  XIV.  1.  c.  IV.  4.  n. 
5,  andererseits  verlangt  man  dagegen  ebenfalls 
eine  Approbation  der  designirten  Personen,  wie 
bei  der  Bestellung  der  Synodal -Examinatoren, 
so  die  Gongr.  conc.  (s.  den  Anfang  d.  Anmer- 
kung) und  dem  hat  auch  die  Praxis  einer  An- 
zahl von  Synoden  entsprochen ,  S  c  h  m  i  d ,  Bis- 
thuinssynode  I,  293. 

7  Benedict  XIV.  1.  c.  V.  1.  n.  2;  Phil- 
lips S.  175;  Fessler  S.  251.  Eine  längen 
oder  eine  kürzere  Dauer  ist  Jedoch  nicht  ausge- 
schlossen, so  hat  z.  B.  die  Prager  ron  1863  Tier, 
die  von  1873  aber  nur  zwei  Tage  gewährt ;  Arch. 
f.  kath.  K.  R.  31,  199. 

®  unter  Zuziehung  von  theologischen  Sachver- 
ständigen und  auch  von  geeigneten  MitgjUedeni  de« 
Diöcesanklerus,  welche  gewöhnlich  kurz  vor  der 
Synode  zu  s.  g.  congregatione9  praesynodaUf  (an- 
ter dem  Vorsitz  des  Bischofs)  einberufen  wer- 
den, Benedict.  XIV.  1.  c.  III.  il.  n.  3; 
Phillips  S.  171;  Fessler  S.  245. 

®  Der  promotor  (mitunter  auch  zwei  und  dann 
ein  urbanua  und  ein  foraneu»  oder  dioece$at%*u) 
—  der  secretariiu  (auch  mit  einem  Gehülfen,  s.  g. 
lecior)y  der  notarius,  und  die  magisUr  caertmey- 
niorum,  deren  Functionen  dieselben,  wie  auf  den 
Provlnzlalkon Zilien  (s.  o.  S.  642)  sind,  dazv 
traten  früher  die  Skrutatoren  oder  praefeeti  dis- 
ciplinae  et  Bcrutinii  (s.  o.  S.  660.  n.  9),  ein 
oeconomus  für  die  Empfangnahme  des  vom  Kle- 
rus auf  der  Synode  zu  entrichtenden  eatKedraUc%mi 
und  ein  procurator  cUri^  welcher  Namens  des  er- 
schienenen Klerus  dessen  Ansichten  und  Anträge 
dem  Bischof  zu  unterbreiten  hat,    Benedict. 


§.  182.] 


Die  Diöcesansynoden.    Geltendes  Hecht. 
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Yorsehiedene  Kommissionen,  cangregadones  speciales^  denen  je  ein  Theil  derselben 
zugewiesen  wird  und  auf  welche  die  erschienenen  Synodalen  vertheilt  werden, 
gebildet.  Die  Gesammtberathung  erfolgt  nach  der  Erledigung  der  Vorlagen  seitens 
der  Kommissionen  in  den  sg.  congregaiumea  generales ,  ^n  welchem  alle  Synodalen  und 
die  Konzilsbeamten  theilnehmen^ 

Der  definitive  Abschluss  der  Geschäfte ,  insbesondere  die  Publikation  der  Ver- 
ordnungen des  Provinzialkonzils,  sowie  der  von  der  Diöcesansynode  zu  erlassenden 
Dekrete  geschieht  in  den  sessumes  puhlicae  ^y  welche  in  der  Kirche  gehalten,  mit  feier- 
liehem  Gottesdienste  und  Predigt  eröffnet  werden  '^  und  denen  alle  Synodalen  beizu- 
wohnen haben,  während  Laien,  sofern  sie  nicht  ausdrücklich  zugelassen  sind ,  nur 
bei  dem  gottesdienstlichen  Theile  anwesend  sein  dürfen,  und  sich  vor  dem  Eintritt 
in  die  geschäftlichen  Verhandlungen  entfernen  müssend.  Die  Zahl  dieser  Sitzungen 
beträgt  gewöhnlich  drei^  und  es  wird  in  der  ersten  zunächst  eine  Reihe,  die  Kon- 
stituinmg  der  Synode  und  ähnliche  Formalien  betreffenden  Angelegenheiten  erledigt^, 
sowie  von  den  versammelten  Theilnehmern  dl^  profemo  fidei  abgelegt  ^  und  zwar  ge- 
wöhnlich auch  vom  Bischof  sowie  von  allen  anderen ,  welche  ihrer  Pflicht  in  Betreff 
desselben^  bereits  genügt  habend.  Die  etwa  übrig,  bleibende  Zeit  der  ersten 
Sitzung  und  die  beiden  übrigen  sind  dagegen  den  materiellen  Geschäften  der 
Synode,  insbesondere  der  Bestellung  der  Synodal-Examinatoren  ^^  sowie  der  Vor- 


XIV.  1.  c.  IV.  2;  Phillipa  S.  173.  174; 
Sattler,  Dlöcesansynodeu,  S.  299  ff.  Bon  ix 
2,  368.  414.  Die  iudicts  querelctrum  et  exeuta- 
tionum,  welche  femer  zu  demselben  Zwecke,  wie 
auf  den  ProTinzialkonzllien  (s.  o.  S.  644),  hier 
aber  aeitens  des  Bischofs  ernannt  werden,  haben 
in  der  Zeit,  in  welcher  die  Handhabung  der  Ge- 
lichtsbarkeit  durch  die  Synoden  selbst  aufhörte, 
and  noch  einige  Zeit  nachher  (s.  o.  S.  598)  auch 
eine  Jurisdiktion  in  Streit-  und  Kriminalsachen 
geübt,  Schmid  Blsthumssynode  I,  290  und 
11.  2,  134. 

1  Bouix2,  374.  415;    Fessler  S.  251.   So 
war  das  Verfahren  auf  der  Prager  Synode  von 
1863,    Arch.  f.  k.  K.  R.  14,  68  und  der  Fünf- 
klrehener  von  1863,  a.  a.  0.  12,  95. 
*  S.  Tor.  Anm. 

^  Massgebend  in  dieser  Beziehung  sind  ebenso 
wie  für  die  ProTinzialkonzllien  die  Vorschriften 
des  Pontificale  Romanum  und  des  Caeremoniale 
episcoporum  I.  31(8.  o.  S.  641.  n.  6).  Vgl. 
noch  Phillips  S.  178;  Fessler  S.  253; 
Bouii2,  381. 

Ueber  die  Sitz-  und  Rangordnung  der 
TheUnehmer,  Benedict.  XIV.  1.  c.  III.  10; 
Schmid,  Blsthumssynode  II.  2,  252;  Sattler 
S.  125;  Phillips  S.  179,  s.  auch  Th.  II.  S. 
367  und  Arch.  f.  kath.  K.  R.  12,  75. 

*  Benedict.  XIV.  1.  c.  III.  9.  n.9;  Fess- 
ierS.  267. 

5  Diese  Zahl  wird  auch  als  die  regelmässige  in 
dem  Pontificale  Romanum  und  dem  Caeremo- 
niale episcoporum  vorausgesetzt.  Mit  Rücksicht 
auf  die  kurze  Dauer  der  Diöcesansynode  drängen 
sich  also  die  Sitzungen  der  Kommissionen  und 
der  General-Kongregationen,  femer  die  sessiones 
publicae  auf  wenige  Tage  zusammen.  Vgl. 
ßouix2,  406  ff.  und  die  Zeiteintheilung  für 
die  Fünfkirchener  Synode  von  1863,  Arch.  f.  k. 


K.  R.  12,  95  ff.  Auf  der  Prager  Synode  v.  1873 
sind  im  Interesse  derZeitersparnissnur  congrega- 
tiones  speciales  und  generales,  keine  sessiones 
publicae  gehalten  worden,  a.  a.  0.  31,  199. 

^  Hierher  gehört  der  Namensaufruf  durch  den 
promotor,  Bouix  2,  406.  417;  Arch.  12,  97; 
ferner  die  Publikation  der  Dekrete  1 .  de  synodo 
incoepta^  2.  de  modo  vivendi^  3.  de  non  prae- 
iudicando,  4.  de  non  diseedendo  (über  die  Bedeu- 
tung derselben  vgl.  o.  S.  643),  sowie  die  Ver- 
kündigung der  Namen  der  Konzilsbeamten  durch 
das  decretum  de  ministris  synodaWnUy  sowie  der 
Namen  der  iudices  excusationum ,  Phillips 
S.  181;  Sattler  S.  309  ff.;  Fessler  S.  257; 
Boulx  2,  405;  Formulare  dafür  ibid.  p.  414  ff. 

•  Phillips  S.  182;  Fessler  S.  258; 
Bouix  2,  405.  416;  Utrechter  Provinzialkonzil 
V.  1865,  coli.  Lac.  5,  784. 

8  Vgl.  o.  S.  220. 

9  Benedict.  XIV.  1.  c.  V.  2;  Fessler 
S.  258;  PhillipsS.  182, 183.  Das  Trid.  sess. 
XXV.  c.  2  de  ref.  legt  zwar  diese  Pflicht  mit 
Ausnahme  der  Bischöfe,  all^n,  welche  Beneflzien 
besitzen  und  zum  Erscheinen  auf  der  Diöcesan- 
synode verpflichtet  sind,  auf;  da  indessen  nach 
sess.  XXIV.  c.  2  de  ref.  sowohl  die  Geistlichen 
mit  Seelsorgebeneflzium  und  die  Domherrn  der 
Kathedralen  die  professio  binnen  2  Monaten  nach 
erlangtem  Besitz  ihres  Benefiziums  zu  leisten 
haben,  s.  o.  S.  211,  220,  so  besteht  für  die 
Diöcesansynode  nur  eine  rechtliche  Pflicht  der- 
jenigen aus  den  genannten  Kategorien,  welche 
ihrer  Verbindlicheit  noch  nicht  nachgekommen 
sind,  sowie  der  Kanoniker  der  KoUegiatkirchen 
und  solcher  Synodalen,  welche  blos  einfache  Be- 
neflzien besitzen,  Benedict  XIV.  1.  c.  n.  6; 
Bouix  2,  376. 

10  Die  Abstinunung  erfolgt   so,    dass  in  Be- 
treff der    einzelnen    vorgeschlagenen  Personen 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselhe. 


[§.  ist 


legnng  und  Yerkündigang  der  Synodaldekrete  gewidmet.  Ist  es  üblich  oder  hftlt  es 
der  Bischof  angemessen,  die  Aenssernng  der  Synodalen  über  dieselben  anch  in  einer 
sessio  publica  einzuholen,  so  geben  die  einzelnen  anf  Befragen  zwar  ihre  Stimme 
mit  den  bei  den  allgemeinen  nnd  Provinzial-Konzilien  üblichen  Worten:  Flacet  oder 
Non  placet  ab^  aber  die  Bedeutung  einer  den  Bischof  bindenden  Abstimmung 
haben  diese  Worte  nicht  ^. 

Die  Sjrnodaldekrete  ^  werden  ihrer  Form  nach  als  Anordnungen  des  Bisehofe 
erlassen  und  auch  von  ihm  allein,  nicht  von  den  übrigen  Synodalmit^edem  unter- 
schrieben ^.  Durch  ihre  Verlesung  auf  der  Synode  gelten  sie  als  gehörig  publicirt 
und  erlangen  von  diesem  Zeitpunkt  ab  verpflichtende  Kraft ''^. 

VII.  Verhältniss  der  Diöcesansynode  zum  Papst.  Das  Recht  des 
Papstes  in  einem  bischöflichen  Sprengel  durch  einen  Legaten  eine  Diöcesansynode 
abhalten  zu  lassen,  —  praktisch  ist  dasselbe,  wenngleich  sehr  selten,  auch  im 
Mittelalter  ausgeübt  worden  ^  —  kann  heute  nach  der  durch  das  Vatikannm  fest- 
gestellten Theorie  von  dem  päpstlichen  üniversalepiskopat^  nicht  in  Frage  gestellt 
werden. 

Andererseits  unterliegen  im  Gegensatz  zu  den  Beschlüssen  der  Provinzial- 
konzilien  die  Diöcesansynodaldekrete  vor  ihrer  Publikation  keiner  Revision  in  Rom, 
ja  selbst  auf  ausdrückliches  Ersuchen  der  Bischöfe  wird  eine  solche  dort  naeh 
feststehender  Praxis  stets  abgelehnt^.     Nur  ausnahmsweise  kann  eine  derartige 


Zettel  (mit  appTol>o  oder  reprobo)  abgegeben  wer- 
den, oder  dass  nach  Nennung  aller  gefragt  wird : 
placentne  Tobis.  Nach  der  Abstimmung  erfolgt 
die  Verkündigung  des  Resultates  und  die  Yer- 
eldigang  der  Examinatoren ,  Phillips  S.  187; 
Boulr  2,  409,  421 ;  Arch.  f.  k.  K.  R.  12,  97 
vgl.  auch  Th.  II.  S.  495.  n.  15. 

1  Phillips  S.  188, 189;  F  essler  S.  259. 

2  Die  Congr  conc.  hat  1592  ausgesprochen, 
dass  das  Gegentbeil  auch  nicht  aus  der  Vorschrift 
des  Pontiflcale  Romanum,  dass  die  Synodalen 
zum  Placet  über  die  Dekrete  aufgefordert  werden 
sollen,  folgt,  Benedict  XIV  I.e. XIII.  1.  n.22; 
vgl.  Phillips  S.  211. 

Aus  der  ganzen  Stellung  der  Diöcesansynode 
zum  Bischof  erklärt  es  sich  wohl ,  dass  sich  nir- 
gends Bestimmungen  darüber  finden,  wie  viel 
der  berechtigten  Synodalen  zur  Beschluss- 
fähigkeit der  Diöcesansynode  anwesend 
sein  müssen.  Die  absolute  Majorität  wird,  weil  die 
Synode  keine  entscheidende  Behörde  ist,  nicht  ver- 
langt werden  können ,  vielmehr  nur  der  Grund- 
satz aufzustellen  sein,  dass  die  Erschienenen 
nach  Zahl  und  Kategorien  mindestens  eine  aus- 
reichende Vertretung  des  DiÖcesanklerus  bilden 
m  ilssen .    unklar  darüber  SattlerS.  121 . 

^  Sie  werden  als  dtcrtta^  eonatiiutionei ,  sta- 
ittta,  ordinaUonts ,  praecepta  bezeichnet,  Phil- 
lips S.  192. 

*  Die  Congr.  conc.  v.  1689  hat  ausdrücklich 
den  Anspruch  eines  Domkapitels  auf  die  Mit- 
unterschrift verworfen,  Benedict  XIV.  1.  c. 
Xni,  c.  2.  n.  1,  doch  ist  es  früher  öfters  vorge- 
kommen, dass  auch  andere  Synodale  als  die  Bi- 


schöfe mit  unterzeichnet  haben,  vgl.  auch  F ess- 
ler 8.-261. 

»Benedict  XIV.  1.  c.  XIII.  4,  n.  iff., 
Philipps  S.  215.  Allerdings  wird  daneben 
für  die  weitere  Kundmachung  durch  Einrücken 
in  das  Diöcesanblatt ,  Vertheilung  von  Dmck- 
exemplaren  an  den  Klerus  u.  s.  w.  gesoigt.  Der 
letztere  kann  aber  nicht  durch  den  Bischof  ver- 
pflichtet werden,  sich  solche  auf  eigene  Kosten  an- 
zuschaffen, so  die  Congr.  conc.  1782,  weil  jeder 
Verdacht  einer  Geldspekulation  vermieden  wer- 
den soll,  Benedict  1.  c.  Xill.  5.  n.  14. 

In  Betreff  ihrer  materiellen  Bedeutung 
und  verbindlichen  Kraft  stehen  die  vom 
Bischof  auf  der  Diöcesansynode  erlassenen  De- 
krete den  blos  bischöflichen  Verordnungen  voll- 
kommen gleich.  Daher  kann  er  nicht  nur  von 
ihrer  Beobachtung  dispensiren ,  sondern  sie  aach 
durch  seine  Anordnung  allein  ganz  aufheben; 
das  Weitere  in  der  Lehre  von  der  Gesetzge- 
bung. Vgl.  Benedict  XIV.  I.e.  XIll.  5,  n.  1. 
Schulte,  K.  R.  1,  106,  116;  Phillips 
S.  195,  205. 

«  S.  0.  S.  593. 

7  S.  0.  S.  468. 

s  Congr.  conc.  1645,  Benedict  XIV.  I.e. 
XIII.  3.  n.  6,  welche  ausdrücklieh  die  gegen- 
theilige  Behauptung  des  Kardinals  de  Luca. 
annot.  ad  conc.  Trident.  disc.  30.  n.  9  u.  van 
Espen's  J.  E.  U.  I.  19.  c.  4.  n.  12  reprobirt. 
Höchstens  unternimmt  auf  derartige  Bitten  ein 
Mitglied  der  Congregatio  selbst  oder  ein  von  ei- 
nem solchen  ersuchter  Kanonist  in  Rom  eine 
Revision.  Das  Urtheil  dieses  Revidenten  bat 
aber  nur  einen  privaten  Charakter,  1.  c.  n.  7. 
Vgl.  auch  Schmid,  Blsthumssynode  I,  371. 


§.  183.]  Die  staatliche  Oesetsgebung  in  Betreff  der  Koniilien  oder  Synoden. 
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Kognition  über  einzelne  Dekrete  der  Synode  dadaroh  lierbeigefohrt  werden,  dass 
gegen  dieselben  eine  Appellation  seitens  eines  Diöeesaneni  welcher  sieh  dadaroh 
beschwert  fühlt,  an  die  Congregath  concün^  eingelegt  wird^. 


§.183.     E,   Die  staatliche  Geeehgehung  in  Betreff  der  KotmUen  oder  Sgnodm, 

W&hrend  in  früherer  Zeit  vielfach  die  Abhaltang  kirchlicher  Synoden  von  mer 
Genehmigong  der  Staatsre^erongen  abhängig  gemacht  worden  ist,  and  die  letsteren 
aach  das  Recht  in  Anspruch  genommen  haben,  staatliche  Kommissare  zu  denselben 
in  entsenden  und  von  ihren  Verhandlungen  durch  diese  Kenntniss  zu  nehmen  ^^ 
hat  die  neuere  Gesetzgebung  der  deutschen  Staaten,  insbesondere  Preussens^ 
Wfirttembergs^  Badens^  und  Hessens^  diese  Rechte  beseitigt  Nur  in 
Baiern  ist  der  Staatsgewalt  die  Befugniss  Yorbehalten  „von  Denjenigen,  was  in 
Versammlungen  der  Kirchengesellschaften  gelehrt  und  verhandelt  wird,  Kenntniss 
einzuadehen^'^  und  dem  Regenten  sogar  das  an  die  flrfihere  Zeit  der  Reichssyno- 


^  In  den  MiMionsländern  an  die  oongt.  de 
Propaganda  flde. 

2  Dieselbe  hat  aber  keine  Snspensivwlrkang 
nnd  soll  die  beschwerenden  Yoraobriften  genan 
bezeichnen,  Benedikt  XIV.  I.  c.  XIII.  5. 
n.  12,  13;  Schmida.  a.  0.  S.  397. 

3  In  Betreff  der  Provinzialkonzilien  s.  o.  S.  505, 
und  der  Diöcesansynoden  o.  S.  598.  lieber  Natio- 
nal- und  Reichssynoden  vgl.  $  177. 

*  Das  A.  L.  R.  II.  11  ordnete  zwar  noch  an 
$.  141 :  „Zu  KirchenTersammlungen  innerhalb 
Landes  darf  die  Geistlichkeit  ohne  Yorwlssen 
und  Mitwirkung  des  Staats  nicht  berufen ;  viel 
weniger  können  die  Schlüsse  solcher  Versamm- 
Inngen  ohne  Genehmigung  des  Staats  in  Aus- 
führung gebracht  werden^  und  $  142 :  „Den  Ein- 
ladungen zu  auswärtigen  Klrchenversammlungen 
dürfen  inländische  Geistliche  ohne  besondere  £r- 
lanbniss  des  Staat«  nicht  Folge  leisten",  Indessen 
tot  %.  141  durch  den  freilich  zufolge  des  Gesetzes 
▼om  18.  Juni  1875  beseitigten  Art.  15  der  Verf.- 
Urk.  ▼.  31.  Jannar  1850,  welcher  der  katholi- 
schen Kirche  die  selbstständige  Verwaltung  ihrer 
Angelegenheiten  gewährleistet,  sowie  auch  Art. 
29  a.  a.  O.,  welcher  allen  Preussen  gestattet^  sich 
In  geschlossenen  Räumen  zu  versammeln  (rgl. 
übrigens  auch  Vereinsgesetz  y.  11  März  1850  $.2, 
Abs.  S),  der  $.  142  durch  Art.  5  a.  a.  0.,  wel- 
cher die  personliche  Freiheit  gewährleistet ,  be- 
seitigt. Vgl.  den  Oberpräsidial-Erlass  t.  15.  Mai 
1852,  Beiträge  z.  preuss.  u.  deutsch.  K.  R.  Pa- 
derborn 1856.  Hft.  2.  S.  7,  8.  Dies  ist  auch  der 
Reehtszustand  in  den  1866  neu  erworbenen  Pro- 
rlnzen,  da  hier  die  Verfassungsurkunde  ebenfalls 
eingefClhrt  worden  ist,  insbesondere  sind  dadurch 
für  den  Jetzt  preussischen  Autheil  der  oberrheini- 
schen Kirchenprovinz  die  $§.  9  u.  18  der  gemein- 
samen Veiordn.  ▼.  30.  Januar  1830,  welche  noch 
in  Kuthessen-galten ,  und  die  KSk.  4, 5  des  gemein- 
•amen  Erlasses  ▼.  1.  März  1853  (vgl.  folgende 
Anm.)  beseitigt  worden.  Die  Darstellung  Thu- 
dlchums,  deutsch.  K.  R.  1,  297  über  diesen 
Punkt  ist  ungenügend  und  nicht  korrekt. 


5  Hier  waren  die  %%  9,  18  d.  Y.  v.  30.  Januar 
1830  (s.  o.S.  505.  n.  7u.  S.  600  n.  9)  schon  durch 
den  Erlass  v.  1 .  März  1853  §§  4, 5  dahin  modiflclrt 
worden,  dass  Provinzialsynoden ,  auf  denen  des 
landesherrlichen  Placets  bedürftige  Gegenstände 
beschlossen  werden  sollten,  nur  nach  Anzeige  an 
die  Regierungen  der  bethelUgten  Staaten  stattfin- 
den durften  und  denselben  das  Recht  vorbehalten 
blieb,  den  Yersammlungen Kommissäre  beizuord- 
nen, sowie  dass  In  Betreff  der  Diöcesansynoden 
unter  der  erwähnten  Yoraussetzung  der  Regierung, 
in  deren  Territorium  die  Synode  gehalten  werden 
sollte,  dieselben  Rechte  gewahrt  wurden.  Diese 
Beschränkungen  sind  aber  durch  das  Gesetz  v. 
30.  Januar  1862  aufgehoben,  da  dasselbe  Art.  1 
allein  das  Placet  in  gewissem  Umfange  für  die 
Beschlüsse  der  gedachten  Synoden  beibehält  und 
Art.  20  den  Yerkehr  mit  den  kirchlichen  Obern 
freigiebt. 

^  Hier  sind  die  ebenfalls  früher  massgebenden 
Yorsohriften  dos  Erlasses  v.  1.  März  1853  durch 
das  Ges.  v.  8.  Oktob.  1860  SS  7,  15,  17  fortge- 
fallen, s.  auchSpohn,  bad.  Staatskirchenrepht 
S.  164,  Anm. 

^  Ygl.  Ges.  V.  23.  April  1873  d.  rechtliche 
Stellung  d.  Kirchen  betr.  (Dove  u.  Fried - 
berg,  Ztschr.  f.  K.  R.  13,  212)  Art.  4,  5,  wel- 
ches ebenfalls  die  Yorsohriften  des  erwähnten 
Erlasses  v.  1853  nicht  aufgenommen  hat.  Das 
sächs.-weimar.  Ges.  v.  7.  Okt.  1823,  S  3  und 
der  oldenburgische  Regullrungsvertrag  v. 
5.  Jan.  1830,  §  21  (A.  Müller^  Lexikon  d.  K. 
R.  2.  Aufl.  5,  373,  405)  behalten  nur  ein  Placet 
für  die  Synodalbesohlüsse  vor. 

8  S  57  des  ReUglons-Edlktes  v.  26.  Mai  1818. 
Dem  Wortlaute  nach  ist  die  Absendung  eines 
Kommissars  zu  diesem  Zweck  nicht  ausgeschlos- 
sen. Auch  die  am  20.  Nov.  1873  (cit.  Ztschr. 
12, 259)  ausser  Wirksamkeit  gesetzte  Entschlies- 
sung  V.  8.  April  1852  n.  2  hat  nur  die  Ausübung 
dieses  Rechtes  in  einer  Weise  zugesichert,  „dass 
dadurch  die  freie  Berathung  kirchlicher  Synodal- 
versammlungen nicht  gestört  würde". 
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den  ^  erinnernde  Recht  eingeräumt,  ,,wenn  er  wahrnimmt,  daas  bei  einer  Särohen- 
gesellschaft  Spaltungen,  Unordnungen  oder  Missbräuche  eingerissen  sind,  znr 
Wiederherstellung  der  Einigkeit  und  kirchlichen  Ordnung  unter  seinem  Schutze 
Kirchenversammlungen  zu  veranlassen,  ohne  jedoch  in  Gegenstände  der  Religions- 
lehre sich  selbst  einzumischen'' ''^. 

Dagegen  hat  die  französische  Gesetzgebung 3,  welche  auch  fftr  Elsass- 
Lothringen  zur  Anwendung  kommt,  noch  an  der  Noth wendigkeit  einer  vorgän- 
gigen  staatlichen  Genehmigung  für  jedes  National-  und  Provinzial- Konzil,  sowie 
jede  Diöcesansynode  und  jede  andere  berathende  kirchliche  Versammlung  festge- 
halten. 

In  Oesterreich  endlich  besteht  keine  Beschränkung  fftr  die  Abhaltung  tob 
Provinzial-  und  Diöcesansynoden^,  jedoch  sind  die  Bischöfe  durch  den  Papst  ange- 
wiesen worden,  der  Regierung  von  derselben  vorher  Anzeige  zu  machen  und  aiieh 
mindestens  gleichzeitig  mit  der  Veröffentlichung  der  Beschlüsse  durch  den  Druck 
ein  Exemplar  der  letzteren  einzusenden  ^. 

In  Betreff  der  allgemeinen  Konzilien  hat  dagegen  in  neuerer  Zeit  keine  Regie- 
rung mehr  ein  Betheiligungs-  oder  Mitwirkungsrecht  in  Anspruch  genommen^. 

Wenn  somit  das  staatliche  Recht  jetzt  im  Allgemeinen  der  Veranstaltung  von 
Konzilien  und  Synoden  kein  Hindemiss  in  den  Weg  legt,  so  sind  doch  die  Be- 
schlüsse derselben  vielfach  dem  noch  heute  fttr  alle  kirchlichen  Verordnungen  und 
Erlasse  geltenden  Placet  unterworfen'. 


Anhang. 

§.  184.      Die  Synode  der  Althttholiken, 

Während  das  Institut  der  Synoden  in  der  katholischen  Kirche  so  gut  wie  ab- 
gestorben ist,  hat  dasselbe  bei  den  Altkatholiken  in  Deutschland^  neues  Leben 
gewonnen,  weil  fttr  sie  das  Bedttrfniss  vorlag,  ein  höheres  Organ,  als  das  Bisehofe- 
amt  einzusetzen,  und  von  vornherein  bei  den  von  ihnen  erstrebten  Reformen  auch 
eine  Betheiligiing  der  Laien  an  der  Verwaltung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  in 
Aussicht  genommen  war*. 

Die  altkatholische  Synode  wird  gebildet  ^<>  durch  den  Bischof,  die  Mitglieder 


<  S.  0.  S.  578. 

2  $  56  des  cit.  Religions-Ediktes. 

3  S.  0.  S.  505.  n.  2.  Freilich  haben  sich  die 
Bischöfe  1849  an  diese  Vorschrift  nicht  gekehrt. 
S.  506.  n.  3. 

4  Art.  lY  lit.  e  des  jetzt  beseitigten  Konkorda- 
tes hat  ihnen  das  Recht  dazu  ausdrücklich  garan- 
tirt,  und  das  neue  Gesetz  v.  7.  Mai  1874  hat 
keine  besondere  darauf  bezägliche  Bestimmung. 

^  Breve  ▼.  5.  Novemb.  1865,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
1,  XXVI. 

6  Im  Uebrigen  s.  o.  8.  609.  Ein  Mittel,  die 
Abhaltung  derselben  innerhalb  seines  Territo- 
riums wider  ^Inen  Willen  zu  yerhindern,  bil- 
det aber  für  Jeden  Staat  sein  Recht,  Ausländer 


vom  Eintritt  in  sein  Gebiet  auszuschliessen  und 
aus  demselben  auszuweisen. 

'  Vgl.  darüber  die  Lehre  von  der  Geseö- 
gebung. 

8  Und  in  der  christkatholischen  Kirche  in  der 
Schweiz ,  Chr.  Bühler,  d.  Altkatholicismii. 
Leiden  1880.  8.  67;  Friedberg,  AktenstJlcke 
die  altkathol.  Bewegung  betr.  TühingeTi  1876, 
S.  511. 

0  Vgl.  das  Programm  des  Münchener  Kon- 
gresses vom  22.-24.  September  1871  Nr.  3,  b«i 
Bühler  S.  18  und  P.  Hinschius,  Stellg.  ^. 
deutsch.  Staatsregierungen  geg.  d.  Vatikan.  Kon- 
zil.  Beriin  1871,  S.  83  Anm. 

10  Synodal-  u.  Gemeinde-Ordnung  J.  22,  Be- 


§.  184.] 


Die  Synode  der  Altkatholiken. 
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der  Synodal-Repräsentanz  (vgl.  nachher),  sftmmtliche  Geistliche  and  je  einen  Ab- 
geordneten jeder  Gemeinde,  bez.  jedes  Vereins  ^  wenn  dieselben  nicht  unter  100 
und  nicht  über  200  selbststftndige  Männer  zfthlen,bei  grösseren  Gemeinden  noch  einen 
weiteren  auf  je  200  Männer,  sowie  femer  auf  den  darflber  hinausgehenden,  mehr  als 
100  betragenden  Ueberschnss^,  welche  yon  den  sftmmtlichen  grossjährigen,  im  Be- 
sitze der  Ehrenrechte  befindlichen  männlichen  Mitgliedern  der  Gemeinde  ^,  der  sg. 
Oemeindeversammlnng,  gewählt  werden  nnd  der  von  ihnen  vertretenen  Gemeinde 
angehören  müssen^. 

Die  Synode  ist  das  höchste  Organ  der  altkatholischen  Kirche  des  deutschen 
Reichs  nnd  hat  insofern,  obwohl  zn  ihr  nur  ein  einziger  Bischof  gehört,  eine 
den  alten,  vom  Papstthnm  nnabhängigen  Nationalsjnoden  verwandte  Stellung^, 
während  sie  andererseits  den  katholischen  Plenarkonzilien  darin  gleicht,  dass  von 
einer  Mitwirkung  oder  Betheiligung  der  Staatsregierung  nicht  die  Rede  ist. 

Zu  ihrer  Zuständigkeit  gehört  zunächst  die  Ausübung  der  Gesetzgebungsge- 
walt ®.  Sodann  bildet  sie  für  gewisse  wichtigere  Verwaltungsgeschäfte  die  kompe- 
tente Instanz.  Sie  hat  den  jährlichen  Voranschlag  für  die  allgemeinen  Rirchenbe- 
dflrfnisse  festzustellen  und  zur  Deckung  der  letzteren  die  Umlagen  auf  die  einzelnen 
Gemeinden  und  Vereine  zu  vertheilen^,  sowie  das  Einkommen  des  Bischofs  zu  nor- 
miren  ^.  Femer  wählt  sie  den  Bischof^,  die  Synodal-Repräsentanz  i<^  und  die  Synodal- 
Ezaminatoren  für  die  Abhaltung  der  theologischen  Prüfung  ^^  Sie  entscheidet  weiter 


Bchlüeae  d.  ersten  Synode  d.  Altkatholiken  Tom 
27.,  28.  Q.  29.  Mai  1874,  amtl.  Ausgabe.  Bonn 
1874,  S.  20;  Friedberg  a.  a.  0.  S.  362. 

^  d,  h.  deijenigen  Gemeinschaften ,  deien 
Mitgliedeizakl  nickt  200  Belbstständige  Männer 
betragt,  für  welche  kein  besonderer  Kirchen  vor- 
stand eingerichtet  nnd  anch  nicht  stets  ein  be- 
sonderer Geistlicher  angestellt  ist,  $$.  22.  35. 
50  a.  a.  O. 

3  Kleinere  Gemeinden  nnd  Vereine  können  so 
zusammengelegt  werden,  dass  je  100 — 200  Män- 
ner In  denselben  einen  Abgeordneten  wählen, 
$.  22  a.  a.  0. 

8  S.  45. 

*  g.  48.  lit.  a. 

6  Für  die  ihr  im  wesentlichen  gleichstehende 
Yersammlnng  der  christkatholischen  Kirche  der 
Schweiz  ist  sogar  die  offizielle  Bezeichnung :  Na- 
tional-Synode  gewählt ,  s.  die  Verfassung 
derselben  $.  8,  bei  Fried b er g  a.  a.  0.  S.  511. 

0  Das  ist  zwar  in  der  Syn.-Ord.  selbst  nicht 
ausgesprochen,^ vielmehr  im  §.  26  nur  der  an  die 
Synode  anzubringenden  Anträge  und  Petitionen 
gedacht,  indessen  äussern  sieh  die  1874  angenom- 
menen „Grundsätze  über  Reformen^,  amtliche 
Ausgabe  S.  46,  dahin :  „1.  Auf  dem  Kölner  Kon- 
gresse ist  die  Erklärung  angenommen  worden: 
„9 Die  endgültige  Prüfung  der  tiefgefühlten 
iflmbräaehe  und  die  Durchführung  der  entspre- 
chenden Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Disci- 
plin  und  des  Kultus  bleibt  den  verfassungsmäs- 
sigen Organen  der  Kirche  vorbehalten''*'.  Diese 
▼eifaaanngsmässigen  Organe  der  Kirche  sind  die 
Synoden  nnd  zwar  sind  es  natnrgemäss  znm 
Theil  allgemeine,  zum  Theil  Partikularsynoden, 


denen  es  zusteht,  zur  Anbahnung  oder  Durch- 
führung Yon  Reformen  die  bestehenden 
kirchlichen  Gesetze  aufzuheben  oder 
abzuändern  und  neue  Gesetze  zu  er- 
lassen. 2.  Die  gegenwärtige  Synode  darf  sich  für 
berechtigt  halten,  solche  Anordnu])|>en  zu  be- 
schliessen,  wie  sie  nach  dem  alten  kirchlichen 
Rechte  jede  Partikularsynode  zu  erlassen  be- 
fugt war."  In  Folge  dessen  hat  die  erste  (Bonner) 
Synode  ▼.  1874  die  von  dem  Kongresa  zu  Kon- 
stanz genehmigte  Synodal-  und  Gemeinde-Ord- 
nung einstimmig  aiioeptirt,  und  z.  B.  die  Synode 
von  1878  die  Aufhebung  des  Gölibatsgesetzes 
beschlossen ,  B  ü  h  1  e  r  S.  22.  36.  44 ;  amtliche 
Ausgabe  S.  9.  Ueber  andere  durch  Synodalbe- 
schlüsse eingeführte  Reformen  vgl.  Bühler 
S.  23.  28.  32. 

"^  SS-  33.  34  d.  Syn.-Ordn. 

8  S-  9  »•  »•  0. 

0  Th.  II.  S.  689. 

10  Synod.-Ordn.  «§.  13.  16.  32,  d.  h.  die  aus 
2  Geistlichen  und  3  Laien  als  ordentlichen,  fer- 
ner 2  Geistlichen  und  2  Laien  als  ausserordent- 
lichen Mitgliedern  bestehende  Behörde,  welche 
dem  Bischof  bei  der  Leitung  des  altkatholischen 
kirchlichen  Gemeinwesens  zur  Seite  steht,  ins- 
besondere auch  mit  demselben  die  Vorlagen  für 
die  Synoden  vorzubereiten  hat.  Sie  soll  offenbar 
einen  Ersatz  für  das  fehlende  Domkapitel  bilden, 
ihre  Stellung  unterscheidet  sich  aber  von  der 
eines  solchen  wesentlich  dadurch ,  dass  sie  unter 
dem  Vorsitze  des  Bischofs  und  mit  demselben 
einen  einheitlichen  Körper  ausmacht  und  mit 
Stimmenmehrheit  entscheidet,  Syn.-Ordn.  $$.  18 
—20.  21.  26.  27. 
ii  A.  a.  0.  SS-  31.  53. 
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aaf  Besohwerden  der  (Gemeinden  wegen  Verweigeruiig  der  Bestfttigaiig  der  ge- 
wählten Pfarrer  seitens  des  Bisehoft  >,  und  wegen  der  seitens  der  Synodal-RepTisen- 
tanz  getroffenen  Anordnungen  hinsichtlich  der  von  den  Gemeinden  und  Vereinen 
angenommenen  besonderen  Lokal-Statuten  ^.  Endlicli  hat  sie  anch  richterliche  Be- 
fiignisse  anuuttben  insofern,  als  ihr  ausschliesslich  die  Enthebung  der  Pfarrer  von 
ihrem  Amte  zusteht  3. 

Die  Synode  soll  aiy&hrlich  zusammentreten,  und  zwar  auf  Einladung  des  Bi- 
schofs (für  die  Regel  in  der  Pfingstwoche,  sofern  derselbe  nicht,  wozu  er  aber  der 
Zustimmung  der  Sjmodalrepräsentanz  bedarf,  eine  andere  Zeit  wählt  ^).  Bei  der  Va- 
kanz des  Bischoftstuhles  erlAsst  die  Synodalrepräsentanz  die  Einladung.  Den  Vor- 
sitz, fuhrt  der  Bischof^,  und  bei  erledigtem  Bischofsstuhle  der  Bisthnmsverweser^^, 
jedoch  hat  er  nur  die  formelle  Geschäftsleitung,  während  im  Uebrigen  die  Synode 
selbst  ttbiBr  die  Behandlung  der  Geschäfte  und  den  Sohlnss  der  Synode  entscheidet  l 
Alle  Mitglieder  haben  gleiches  und  zwar  Decisiv-Stimmrecht  ^.  Die  Beschlttsae  wer- 
den mit  absoluter  Minorität  gefasst^.  Wenn  indessen  sich  eine  Mehrheit  ron  nicU 
zwei  Dritteln  der  Stimmen  ergeben  hat,  so  muss  die  Sache  auf  einstimmigen  Antrag 
der  Minderheit  oder  der  Synodal-Repräsentanz  zur  nochmaligen  Verhandlung  der 
nächsten  Synode  überwiesen  werden,  welche  dann  mit  einfacher  Minorität  be- 
schliessen  kann  ^^. 


*  §.  54.  7  Vgl.  die  der  Syn.-Ordn.  beigefügte  Ge- 
2  $$.  49.  50.  schiftsordnung ,  Insbesondere  gg.  2.  6.  9.  18. 
«  S.  55.  25.  30.  35. 

*  Der  Bischof  kann  auch  im  Einvernehmen          &  Syn.-Ord.  %,  30. 

mit  der  Synodal-Repräsentanz  ansserordentliohe  ®  Zar  Beschlnssfahigkeit  ist  die  iLnweseniMÜ 

Synoden  elnberofen,  $.  21.  von  zwei  Dritteln  der  legltimirten  Mitglieder  er- 

S  $.  24.  forderUeb,  Oeseh&fts-Ordn.  $.  7. 

«  S.  24  II.  $.  11.  w  Syn.-Ordn.  $.  30 ;  Geschifts-Ord.  SS**-  **• 


Dritter  Abschnitt 
Die.FHHktioMeM  der  kirelilidieii  Leitugsorgue. 

Erste  Abtbeilnng. 
Das  Oesetzgebungs-  oder  Verordnongsreoht. 

Erstes  Kapitel:  Geschichte. 

I.   Das  römische  Beich. 

§.  185.     A.     Im    Allgemeinen, 

So  lange  sich  während  der  Zeit  der  Ausbreitung  des  Christenthnms  die  einzelnen 
christlichen  Gemeinden  noch  nicht  zn  höheren  zusammenfassenden  Organisationen 
vereinigt  hatten,  lag  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  jede  Gemeinde  ihre  Angelegen- 
heiten selbststSndig  regelte,  und  dass  nach  der  Ausbildung  des  bischöflichen  Amtes 
der  Bischof  unter  Betheiligung  seines  Presbyteriums,  anfänglich  auch  wohl  unter 
Zuziehnng  der  Gemeindeglieder  ^,  die  erforderlichen  Anordnungen  fttr  die  kirchlichen 
Angelegenheiten  erliess.  Schon  im  2.  Jahrhundert  hatte  aber  das  BedttrjEhiss  nach 
einer  engeren  und  festeren  Gemeinschaft  unter  den  christlichen  Gemeinden  und  ins- 
besondere nach  gemeinsamer  Erledigung  dogmatischer  und  anderer  wichtiger  Fragen 
in  einzelnen  Theilen  der  Kirche  zur  Ausbildung  des  Institutes  der  Synoden  geführt  ^. 
Zunächst  waren  die  letzteren  freie  Vereinigungen  der  betheiligten  Gemifinden  und 
der  auf  ihnen  in  Vertretung  der  letzteren  erscheinenden  Bisehöfe.  Bei  der  Selbst- 
ständigkeit und  rechtlichen  Unabhängigkeit  der  einzelnen  Bisthümer  konnten  Be- 
schlflsse  Aber  die  verhandelten  Gegenstände  nur  einstimmig  gefasst  werden  ^,  und  da 
die  Synode  als  solche  in  den  ersten  Zeiten  der  Entwicklung  des  Institutes  noch  nicht 
als  Organ  eines  höheren,  einheitlich  yerfassten  kirchlichen  Gebietes  gelten  konnte, 
hatten  ihre  Beschlflsse  nicht  ohne  Weiteres  bindende  Kraft  in  den  auf  der  Synode 
vertretenen  kirchlichen  Gebieten,^  vielmehr  beruhte  diese,  abgesehen  von  dem  mo- 


i  Th.  II.  S.  49  Aum.  5. 

2  8.  o.  S.  32Ö. 

^  Das  ergiebt  die  Natur  der  Sache.  Die  £i]i- 
Btiamigkeit  wird  daher  auch  öfters  hervorgehe- 
beBf  80  f  &r  die  karthagischen  Synoden  unter  Cy- 
priaa,  eiusd.  ep.  55.  c  7  (ed.  Hartel  ep.  64.  c. 
2  und  ep.  72.  c.  2)  und  für  die  noch  vor  das 
Stadium  des  Abschlusses  der  Metropolitanver- 
fsMong  fallende  Synode  v.  Elvira  v.  305  o.  806 
(s.  o.  S.  328)y  deren  Kanonen  mit  „episcopi  un  i.- 
veisi  diieninf*  (Brnns  I.  2,  2)  eingeleitet 
werden. 


*  Daher  waren  weder  die  dissentirenden,  noch 
die  ausgebliebenen  Bischöfe  ohne  Weiteres  daran 
gebunden.  Diese  AuffassuDg  wird  durch  die 
Briefe  Cyprians  über  die  unter  ihm  gehaltenen 
karthagischen  Synoden  bestätigt,  ep.  72  c.  3  (betr. 
das  2.  Konzil  v.  2ö6,  He  fei  o,  Koudliengesch. 
1,  118):  „ceterum  scimus,  quosdam  .  .  .  saluo 
inter  collegas  pacis  et  concordiae  vinculo  quaedam 
propria  quae  apud  se  semel  sint  usurpata  retinere 
qua  in  re  nee  nos  vim  cuiqoam  faoimus  aut  legem 
damus,  quando  habeat  in  ecolesiae  administra- 
tioBo  voluntatis  suae  arbitrium  liberum  unus- 
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ralischen  Ansehen  der  erlassenen  Anordnungen  lediglich  darauf,  dass  die  auf  der 
Synode  erschienenen  Bischöfe  dieselben  auch  in  ihren  DiOoesen  zur  DnrchfUiniiig 
brachten.  Allerdings  hat  man  wohl  diejenigen,  welche  aof  der  Synode  zugestimmt 
hatten ,  zur  Beobachtung  und  Ausführung  der  Beschlüsse  derselben  fttr  verpflichtet 
erachtete 

Auf  demselben  Standpunkte  scheinen  auch  noch  die  im  4.  Jahrhundert  ftir 
mehrere  Eparchieen  im  Orient  abgehaltenen,  grösseren  Synoden  zu  stehen,  wenngleich 
es  freilich  dahingestellt  bleiben  muss,  ob  sie  die  aus  den  betheiligten  Sprengein  nieht 
anwesenden  Bischöfe  an  ihre  Beschlüsse  gebunden  betrachtet  haben  oder  nicht  ^ 
Zu  der  Zeit,  in  welcher  die  gedachten  Synoden  zusammengetreten  sind,  hatte  im 
Orient  die  Metropolitanverfassung  schon  ihre  Ausbildung  erhalten.  Die  dadurch 
herbeigeführte  Vereinigung  einer  Reihe  von  Bisthümem  zu  einer  einheitlicben  Orga- 
nisation und  die  Stellung,  welche  die  Eparchial-  oder  Provinzialsynode  für  dieselbe 
einnahm,  bedingt  die  Annahme,  dass  dieselbe  befugt  war,  allgemein  bindende  An- 
ordnungen für  die  Oesammtheit  der  zu  ihr  gehörigen  bischöflichen  Sprengel  za 
erlassen^. 

Gleichzeitig  macht  sich  aber  schon  der  Oedanke  praktisch  geltend,  dass  den 
Beschlüssen  einer  zahlreich  aus  weiten  Kreisen  der  Kirche  besuchten  Bischo&ver- 


quisque  praeposltus ,  rationem  actas  snl  domino 
redditmus;''  ep.  73.  c.  26  (über  das  3.  Konzil  t. 
256,  Hefele  1,  109):  ,^aec  tibi  .  .  .  reacrlpsl- 
mas ,  pater  cariBSlme ,  nemini  praesciibentea  ant 
piseindlcanteB  qaomlnns  uausqaisque  eplsoopo- 
Tum,  qnod  putat,  faciat,  habens  aTbitiii  sul  übe- 
ram  potestatem;"  ep.  55.  c.  21 ;  ep.  57.  c.  5. 

1  Daher  kann  Oyprian  die  Beschlüsse  dieser 
Synoden  als  ^jdecietam'^,  ep.  63,  oder  „seutentia'^, 
ep.  70.  c.  1.  u.  ep.  73.  c.  1,  bezeichnen.  Vgl. 
ferner  ep.  63.  c.  1 :  „quod  ei  (Viotorl  presby- 
tero),  antequam  paenitentlam  plenam  egisset .  .  . 
temere  Theraplns  ooUega  noster  immaturo  tem- 
pore et  praepopera  festinatioue  pacem  dederit. 
qnae  res  nos  satls  moult,  recessum  esse  a  de- 
cretl  nostra  anctoritate  .  .  .  sed  librato 
apnd  nos  diu  consilio  satls  fuit,  obiargare  Thera- 
piiim  collegam  nostmm,  quod  temere  hoc  fecerit 
et  instrnxlsse,  ne  qnld  tale  de  cetero 
faciat:  pacem  tarnen  quomodocumque  a  sacer- 
dote  del  semel  datam  uon  putanlmus  auferendam 
ac  per  hoc  Yictori  commnnlcationem  slbl  con- 
cessam  usurpare  permlslmns^,  wonach  also  nur 
Nützlichkeltsgründe  für  die  Nichtkassation  des 
unter  Verletzung  des  erwähnten  Beschlusses  ein- 
geschlagenen Verfahrens  den  Ausschlag  gegeben 
haben. 

3  Ein  sicheres  Urtheil  gestattet  der  Stand  der 
Quellen  nicht.  Die  Synode  von  Antioohien  341 
betont  in  ihrem  Schreiben  (s.  o.  S.  529.  n.  8)  ihre 
Einmüthigkeit.  Ob  die  Aufforderung  an  die  übri- 
gen Bischöfe,  ihren  Beschlüssen  beizutreten,  blos 
an  solche  in  fremden  Eparchieen  oder  auch  an 
die  aus  den  vertretenen  ausgebliebenen  Bischöfe 
gerichtet  ist,  liisst  sich  nicht  entscheiden.  Die 
Ueberlieferung  der  weiter  hierher  gehörigen  Sy- 
node V.  Ancyra  (s.  o.  S.  328)  bietet  ebenfalls 
keinen  sicheren  Anhalt  zur  Lösung  der  Frage. 
Wenn  aber  die  Synoden  von  Laodicea  (zw.  343 
u.  381)  und  von  Gangra  (zw.  314  u.  382)  ihre 


Beschlüsse  als  Spot  bezeichnen,  ja  sogar  die  leti- 
tere  die(Jenigen,  welche  dieselben  nicht  anneh- 
men, mit  dem  Ausschluss  aus  der  Kirchenge- 
meinsohaft  bedroht,  so  lässt  sich  indessen  hieraus 
eher  entnehmen,  dass  auch  die  anderen  Bischöfe 
aus  den  vertretenen  Gebieten,  welche  nicht  Theil- 
nehmer  der  Synode  gewesen  waren,  durch  deren 
Verordnungen  rechtlich  gebunden  sein  sollten, 
eine  Auffassung,  welche  im  Abendlande  schon 
bei  der  Synode  von  Arles  v.  314  (s.  nachher  im 
Text)  deutlich  hervortritt.  Sicher  ist  nach  dem 
Schreiben  der  Synode  von  Antiochlen  jedenfalls 
so  viel,  dass  die  Beschlüsse  für  die  nidit  be- 
theiligten Eparchieen  an  sich  keine  bindende 
Kraft  hatten,  s.  auch  o.  S.  529. 

3  Dass  diese  Seite  ihrer  Thätlgkeit  zunächst 
im  Orient  nicht  hervorgehoben  ist,  darauf  habe 
ich  schon  o.  S.  475  hingewiesen.  Ihre  Befugnis» 
dazu  kann  aber  um  so  weniger  bezweifelt  wer- 
den, als  das  conc  Antioch.  v.  341.  c.  9  (Th.  IL 
S.  1.  n.  3,  c.  2.  G.  IX.  qu.  3),  s.  audi  c  35 
apostol.,  unter  der  Vorschrift,  dass  der  einxelne 
Bischof  in  gemeinsamen  Angelegenheiten  der 
Provinz  nichts  ohne  den  Metropoliten,  dieser  aber 
nichts  ohne  seine  Suifraganen  thun  solle ,  auch 
das  Recht  zum  Erlass  allgemeiner  Anordnungen 
begreift.  Dass  davon  so  gut  wie  kein  Gebraadi 
gemacht  worden  ist,  hängt  mit  den  damaligen 
Zeitverhältnissen  zusammen.  Die  Vereinbarong 
über  dogmatische  Streitfragen  und  wichtige  rwei- 
felhafte  Gegenstände  der  Disciplin  konnte  nur 
dann  für  die  Erhaltung  der  Einheit  und  die  Her- 
beiführung einer  gleichmässigen  Praxis  von  ErCulg 
sein,  wenn  sie  auf  grösseren  Versammlungen,  als 
den  Eparchialsynoden  versucht  wurde,  und  die 
ersten  boten  dann  —  das  ist  z.  B.  der  Fall  in 
Betreff  der  Synoden  von  Gangra  und  von  Alles 
gewesen  —  auch  Gelegenheit,  Kanones  zur  nähe- 
ren Ordnung  der  kirchlichen  Verhältnisse  aofra- 
stellen. 
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mmmlniig  lediglieh  nur  deshalb,  weil  sie  von  einem  bedentenden  Theile  des  Episko- 
pates einmttthig  gefasst  waren,  nioht  blos  ein  faktisehes,  die  allseitige  Annahme  in 
den  vertretenen  Bezirken  yerbfli^endes  Ansehen^,  sondern  anch  eine  rechtlich  ver- 
pfliehtende  Autorität  innewohne.  Diese  Auffassung  hat  zuerst  das  von  Konstantin 
htt  J.  314  nach  Arles  berufene  General-Konzil  des  Occidentes*''  Ycrtreten,  da  das- 
selbe in  seinen  beiden  Sjmodalschreiben  ^  die  allseitige  Beachtung  der  von  ihm  er- 
lassenen Kanones  verlangt  und  den  römischen  Bischof  um  Publikation  derselben 
ersucht^.  Dieser  Gedanke  hat  weiter  zu  der  Konsequenz  geführt,  dass  eine  aus  dem 
ganzen  Reiche ,  d.  h.  aus  allen  Theilen  der  Kirche  berufene  Versammlung  von  Bi*- 
schufen  die  Beftigniss' besitze,  bindende  Normen  fttr  die  gesammte  Kirche  zu  be- 
schliessen  und  zu  erlassen^,  und  damit  die  Schaffung  eines  dieselbe  repr&sentirenden, 
obersten  Organes,  des  allgemeinen  Konzils  ermöglicht. 

Bis  zum  4.  Jahrhundert  beruhte  die  verbindliche  Kraft  der  sowohl  von  den 
einzelnen  Bischöfen,  wie  auch  von  den  Synoden  erlassenen  Anordnungen  lediglich 
auf  der  Anerkennung  der  Autorität  dieser  Organe  innerhalb  der  Christengemeinden 
selbst,  und,  so  weit  etwa  eine  Auflehnung  gegen  dieselben  erfolgte,  konnte  ihre 
DurchfUirung  allein  durch  geistliche  und  kirchliche  Mittel  erzwungen  werden.  FOr 
den  römischen  Staat,  in  welchem  die  christliche  Religion  bis  dahin  keine  Aner- 
kennung gefunden  hatte,  ja  die  einzelnen  Christengemeinden  als  collegia  illicita 
rechtlos  waren  und  höchstens  unter  der  Form  der  collegia  tenuiorum  existiren 
konnten^,  waren  alle  diese  Normen  bedeutungslos  und  hatten  nicht  einmal  den  Cha* 
rakter  eines  statntarisclien  oder  korporativen  Rechtes. 

Erst  unter  Konstantin  trat  die  christliohe  Kirche  in  die  Reihe  der  vom  Staat 
anerkannten  Verbände  ein.  Sie  wurde  damit  des  römischen  ins  publicum  theilhaftig 
und  auf  sie  der  altrömische  Satz,  dass  das  ins  sacrum  ein  Theil  des  ersteren  sei"^, 
flbertragen.  Ihre  bisherige  Gliederung  wurde  an  sich  davon  nicht  berührt,  aber  als 
Oanzes  und  mit  ihren  Einzeloi^anisationen  wurde  sie  in  den  Staatsorganismus  ein- 
gef&gt  und  wurde  mit  diesen  zugleich  ein  Theil  des  Staates.  Wie  dem  Kaiser  die 
oberste  Gewalt  im  Staate  und  Aber  das  ins  publicum  zukommt,  so  wird  er  nun- 
mehr auch  der  Träger  der  obersten  Machtvollkommenheit  in  der  Eärche.  Daher 
ruht  in  seinen  Händen  auch  das  Gesetzgebungsrecht  ftlr  dieselbe^  und  damit  die 


1  Das  ist  offenbar  noch  der  Standpunkt  der  zu- 
erst (8.  0.  S.  670)  im  Text  erwähnten  Synoden 
gewesen. 

«  8.  0.  S.  515. 

»  S.  Th.  I.  S.  557.  n.  7  u.  8. 

*  In  dem  einen  der  dtirten  Schreiben  helsst 
es :  ^nt  omnes  sdant,  quid  in  fatamm  obsenrare 
debeant^  nnd  in  dem  anderen :  „qnae  nos  cense- 
mas  obserrare  debere*^,  Tgl.  a.  a.  0.  n.  8,  Ja  der 
römische  Bischof,  welcher  allerdings  anf  der  Sy- 
node Yertreten  war ,  gilt  dabei  ebenfalls  an  die 
Beschlüsse  gebunden,  a.  a.  0.  S.  557. 

ft  Vgl.  das  Schreiben  Konstantins  an  alle  Kir- 
chen über  den  Beschluss  des  Konzils  von  Nicaa 
wegen  der  Paschafrage,  Socrates  hist.  eccles.  I.  9 
ed.  Hnssey  1,  76:  .,xotviQ  icöEvrmv  ^p€9t  «piaei, 
T^  d'fiwrdvrj^  toü  Ildo^a  iopr^Jv  uclqt  tJ  aötij 
VjfUp^  (iuvT«Xeto8at  ..."  To6twv  oSv  o5to>  otoi- 

2o6vTCBV  dapivoc  ft^co^  ti|w  o6pctv(av  xa\  de(av 
»<  dXT)IM9C  ivToXV)v*  iiotv  Y^p  o  Ti  5  oiv  ti  ToTc  i'^iw.i 

Tftv  ilttOx6lt€OV  0UVedp[0lC    1ipeCTTY)Tai|    TOOtO  lEp^ 


r^  (k(av  ßo6X'r)oiv  £^et  r^s  dva^opiv.  Aiö  iraoi 
.  .  .  aSeX^ou  ifA^ovCoavTsc  tä  icpoysYpafiipi^a, 
^l-q  xal  TÖv  TCpostpTjpiivov  Xö^ov  xal  t^v  itopati^- 
onQOiv  Tf)c  dificnrdTTjc  i\iU^a^  bizottjfto^ail  ts  xal 
oiaTdErTEiv  6^c(XeTe.^ 

6  £. Lönlng, Gesch. d.  deutsch.  K.  R.  1, 197ff. 

7  L.  1.  $.  %  D.  de  iustitU  I.  1 ;  vgl.  G i er k  e , 
deutsch.  Genossenschaftsreoht.  3,61. 

8  Der  noch  heidnische  Konstantin  wird  von 
Eusebius  als  allgemeiner  Bischof  bezeichnet,  vita 
Constant.  1. 44:  „^^(psTOv  hk  rn  dxxXijofa  toD  IkoO 
T^v  nop  *a^oD  vif&ov  ^poyc(5a  oia^epofAevov  tivöbv 

irpöc  dXX-^Xouc  xord  (la^öpouc  X^P^>  ^^  ^^^  ^^^' 
voc  dic(oicoicoc  tx.  ^ou  xa^corapif^oc ,  ouvö^u« 
tAv  tou  OeoD  XciTOup^dv  ouvcxpmt.^  Nach  Atha- 
nasias  hist.  Arian.  ad  monach.  c  33,  opp.  ed. 
PeUvii  1777.  1,  287  hat  Konstantins  auf  der  Sy- 
node V.  Mailand  (355)  den  Ausspruch  gethan : 
„''Oicep  d^d)  ßo6Xopiai,  xo&ro  xavobv  vouLtC^o^o)^. 
Die  I.  Synode  von  Konstautinopel  (381)  schreibt 
an  den  Kaiser,  M  a  n  sl  3, 558 ;   „gratias  agimos 
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massgebende  Enteeheidang  über  die  weitere  Entwicklung  des  kirchliehen  Qlrabeu 
und  des  kirehlichen  Beohtes  ^ 

In  ersterer  Besiehung  bestimmt  der  Kaiser  bei  neu  anftauolienden  Lehr« 
meinungen  und  dogmatischen  Skeitigkeiten  kraft  seiner  G^etzgebungsgewalt,  wel- 
ches der  rechte  Glaube  ist  und  welchen  die  Kirche  zu  befolgen  hat.  Allerdings  nad 
die  kaiserlichen  Erlasse  dieser  Art  vielfach  in  Form  von  Besttttigongs-Edikten  der 
allgemeinen  Konzilien  ^  ergangen,  ja  das  ökamenische  Konzil  als  ReprisentatiTOTgaii 
der  christlichen  Kirche  kann  geradezu  als  eine  BohOpfting  Konstantins  bezeMmet 
werden  ^,  indessen  hat  das  letztere  keineswegs  eine  rechtliche  Schranke  fttr  die  Ai*- 
übong  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Kaisers  gebildet.  Wie  schon  oben  8. 346.347. 
nachgewiesen  worden ,  bedurften  die  Glaubensbesohlflsse  der  allgemeinen  Kenziliea 
zu  ihrer  kirchlichen  und  staatlichen  Bechtsgttltigkeit  der  kaiserlichen  BestAtiging. 
Femer  bestand  eine  rechtliche  Verpflichtong  des  Kaisers  ^  derartige  Synoden  zur 
Entscheidung  von  Glaubensstreitigkeiten  zu  veranstalten,  nicht,  vielmehr  hing  die 
Einberufung  einer  solchen  lediglich  von  seinem  Ermessen  ab^.  EndUeh  haben  die 
römischen  Kaiser  wiederholt  ohne  ein  allgemeines  Konzil  Aber  streitige  Glanbei»- 
fragen  Gesetze  erlassen  ^  ja  selbst  Versuche  gemaeht,  der  Kirehe  zuwider  dar  ven 
allgemeinen  Konzilien  getroffenen  Entscheidung  eine  andere  QlaabensmeBiQiig  anf- 
zttdrftngen®. 

Aber  andererseits  musste  der  eigenthflmliebe  Charakter  der  Kirche,  welcbe  sieh 
von  allen  anderen  im  römischen  Reiche  bestehenden  Korporationen  weaentlioh  da- 
durch unterschied,  dass  sie  ihrem  Wesen  nach  datanf  angewiesen  war,  die  Selbst- 
ständigkeit ihres  religiösen  Glaubens  zn  wahren,  einer  rein  wiUktthrlichen  Auatbiuig 
des  kaiserliehen  Gesetzgebungsrechtes  gewisse  thatsftchliche  Schranken  setzen.  Die 
Kirche  leitete  ihre  Existenzberechtigung  nicht  vom  Staate  ab,  fihrte  dieaetbe  viel- 
mehr auf  göttliche  Stiftnng  zurück.  Sie  konnte  daher  nicht  auf  den  Ansprodi  ver- 
zichten ,  dass  ihr  Glaubens-  und  sonstiges  Leben  in  Uebereinstimmnng  mit  den  ihr 


deo,  qul  yestrae  pieUtis  Impeiium  constitult  ad 
communem  p&cem  ecclesiaram  et  sacr&e  lldei  con- 
flnnatiouem  :  ageiitefl  »utem  deo  debitas  giatiaa 
necessario  quoque  ea,  qaao  acta  sunt  in  b.  concillo, 
ad  tuam  referimus  pletatem."  Vgl.  ferner  1.  2  C. 
Th.  XVI.  1  (▼.  380) :  „ouuctos  populos  quo!  de- 
meutiae  nostrae  regit  temperamentum ,  in  tali 

▼olumus  religiene  Tersari hoc  est,  ut  ae- 

Gundum  apostolicam  diaciplinam  eyangellcaraqee 
doctrinam  patris  et  fllli  et  splritus  aauoti  »nam 
deitatem  aub  parili  maieetate  et  sub  pla  irinitate 
credamus.  J 1.  Hanc  legem  sequentes  Gbrlstlano- 
ram  catholicorum  nomen  inbemus  amplecti,  reli- 
quos  vero  demeivteB  Teaanosque  indlcantee  haere- 
tloldogmaiig  infaBniam  sufttinere/'  Justiniani  Nov. 
6.  (535)  praef :  ^'Hrulc  toIvuv  (ieYionrjv  ^o^itcv 
^povrl&a  iccp(  tc  tä  oKrÄf^  toQ  dcoO  h6rfiuLxa,  icepC 
TC  Ti^v  Tdiv  Uoin^  oeptvöTyJra,  und  Nov.  131.(545) 
e.  1 :  „BeonlCofaev  to(vtiv ,  xa&v  vöftmv  iniytis 
Tou<  d^touc  ixxX7}ota9Tixo^c  xav6va<  Toi^  b-zh  xAv 
anims  Teaodp<DV  0uv6^v  ixTe^ivrac  xal  ßeßatoi- 
^vToc»  TourioTi  T?|«  iv  Ntxa(q[  töv  titj'  xal  Tfjc  ^ 
KwvoravTtvouicöXsi  Tmv  ^^(0*^  pV  icoripoiv  «al 
r7)c  iv  ^Eo^otp  icpdlrryH;  %a\  Ti)c  ^v  X«Xx7jMvi» 
xa^'  4^v  £ut6)rT)c  \tsxa  Ncoroplou  dva^fAtttlo^. 
Tttv  yoip  icpMipir;|(Aivnv  d^lmv  ou^^öfiisv  «ol  xd  56^- 


Touc  xov^vac  o>c  v^piouc  ^uXorcopiev.'' 

1  Vgl.  auch  EL  L&ning  a.  a.  Q.  S.  37.  64. 
503. 

3  S.  0.  S.  333 ff. ,  insbesondere  S.  346.  n.  3 a. 4. 

»  S.  0.  S.  327. 

*  S.  0.  S.  333.  334. 

5  So  Kaiser  Zeno  i.  J.  482  das  s.  g.  Henotikon, 
He  feie  2,  567;  Justinian  die  beiden  Edikte 
V.  544  u.  551  im  s.  g.  Dreikapitelatreit,  a.  a.  0. 
S.  800.  836,  Heraklius  die  s.  g.  Ektheaia  i.  J. 
638,  a.  a.  0.  3,  178  und  Konstans  II.  den  Typus 
i.  J.  648  a.  a.  0.  S.  210.  Aucb  mag  daran  er- 
innert werden ,  dass  der  gegen  Zeno  ah  Gegen- 
kaiser auftretende  Usurpator  Basiliskus  476  durch 
ein  Edikt  daa  Konzil  von  Ghalcedon  für  kraftlos 
erklärt ,  dasselbe  aber  selbst  wieder  im  folgenden 
Jahr  ausser  Geltung  gesetzt  bat,  Evagr.  bist 
eccles.  III.  4 — 6. 

0  Hierher  geboren  die  Massnalmien  Keuetan- 
tius'  (353—361)  und  Yalein'  (364-^78)  gegen 
die  Orthodoxen  zu  Gunsten  des  Arianismiis,  s.  0. 
S.  528.  n.  1  und  Hefele  1,  652  ff.  734ff.  Vgl. 
auoh  den  S.  671  n.  8  aageföhcteii  Ameptiick 
des  eisteren. 
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boi  ihrer  göttlichen  Stilftimg  gegebenen  Grandlagen  geregelt,  und  dabei  ihren  eigenen 
Organen ,  welche  sie  sich  während  der  Zeit  ihrer  Verfolgung  geschaffen  hatte  nnd 
weiche  firflher  solche  Angelegenheiten  selbststftndig  entschieden  hatten,  mindestens 
eine  angemessene  Mitwirkung  nnd  Bethfttignng  gew&hrt  wurde.  Nicht  der  Kaiser, 
sondern  nur  die  legitimen  Organe  der  Kirche  waren  befähigt,  festzustellen,  was  dem 
Glauben  der  christlichen  Oemeinschaft  entsprechend  war  und  auch  der  erstere 
konnte  unmöglich  die  Orundlagen  des  christlichen  Glaubens  durch  sein  Gesetz  um- 
stossen ,  weil  er  damit  die  Anerkennung  der  Existenzberechtigung  der  christlichen 
Kirche  selbst  angetastet  und  wieder  yemichtet  haben  würde. 

Zun&chst  fahrte  die  Lage  der  Verhältnisse  unter  Konstantin  von  selbst  dazu, 
der  Kirche  und  ihren  Organen  eine  solche  Betheiligung  zu  gewähren.  Wenngleich 
sich  der  letztere  kraft  seines  kaiserlichen  Amtes  fttr  berechtigt  hielt ,  die  Einheit  in 
der  Kirche  durch  Beseitigung  der  zu  seiner  Zeit  eingetretenen  Spaltungen  herzu- 
stellen, so  lag  dafür,  ganz  abgesehen  davon,  dass  er  dazu  eines  sachverständigen, 
theologischen  Beirathes  bedurfte,  welcher  nur  bei  den  höheren  Leitungsorganen  der 
Kirche  zu  finden  war ,  mit  Rücksicht  auf  die  schon  früher  in  einzelnen  Theilen  der 
Kirche  geübte  Praxis  ^  der  Weg  nahe ,  eine  möglichst  zahlreiche  Versammlung  von 
Bischöfen  zur  allseitigen  Erörterung  der  verschiedenen  Standpunkte  zu  berufen,  so- 
wie die  kaiserliche  Entscheidung  auf  die  moralische  Autorität  einer  solchen  als  Re- 
präsentation der  ganzen  Kirche  erscheinenden  Synode  zu  gründen,  und  dadurch  ihre 
allseitige  Anerkennung  und  Durchfahrung  zu  sichern.  Das  allgemeine  Konzil  hat 
somit  von  vornherein  dem  Kaiser  gegenüber  nicht  lediglich  die  Stellung  einer  sach- 
verständigen berathenden  Versammlung  eingenommen,  vielmehr  als  Organ  der  Kirche 
fnngirt,  welches  auf  Veranlassung  desselben  das  kirchliche  Glaubensbewusstsein  fest- 
zustellen und  eine  die  Uebereinstimmung  der  kaiserlichen  Entscheidungen  mit  dem 
letzteren  garantirende  Unterlage  zu  gewähren  hat.  Das  allgemeine  Konzil  ist  also 
Organ  der  gesammten  Kirche,  zugleich  aber  auch  Organ  des  Kaisers,  durch  welches 
er  seinen  Einflnss  auf  die  Kirche  ausübt^,  und  letzteren,  indem  es  seinen  Erlassen  die 
kirchliche  Legitimation  giebt,  verstärkt. 

Indessen  hatte  das  allgemeine  Konzil  selbst,  obwohl  es  als  Repräsentation  der 
ganzen  Kirche  galt,  bei  dem  der  Kirche  innewohnenden  Triebe  nach  Erhaltung  der 
Selbstständigkeit  ihres  religiösen  Glaubens  seine  Beschlüsse  an  dem  Gesammtbe- 
wusstsein  der  ganzen  Kirche  zu  bewähren'^.  Das  Konzil  konnte  allerdings  von  den 
Kaisem  in  unselbstständiger  Stellung  gehalten  und  von  ihnen  beherrscht  werden. 
Dem  Glaubensbewusstsein  der  ganzen  Kirche  gegenüber  aber  waren  sie  doch  macht- 
los und  nicht  im  Stande  die  Reaktionen  desselben  gegen  geübten  Glaubenszwang  zu 
unterdrücken.  Dasselbe  hat  sich  stark  genug  erwiesen,  ihm  widersprechende  Glau- 
bensbeschlüsse kaiserlicher  Synoden ,  welche  als  allgemeine  berufen  waren ,  abzu- 
weisen -*,  und  sich  mit  noch  grösserer  Kraft  gegen  derartige  einseitig  von  den  Kaisern 
erlassene  Glaubensedikte  aufgelehnt^.  Ja  selbst  in  den  Fällen,  wo  die  Kaiser  und 
allgemeinen  Konzilien  eine  den  Grundprincipien  des  apostolischen  Glaubens  ent- 
sprechende Entscheidung  getroffen  haben ,  hat  die  unterlegene  Partei  für  sich  ein 


>  S.  o.  S.  3%  und  S.  669. 

2  S.  auch  Löning  a.  a.  0.  1,  69.  70. 

3  S.  o.  8.  347. 
*  S.  o.  S.  348. 

Hinacbias,  Kireliettreeht.   ni. 


&  So  haben  die  S.  672  n.  ö  erwähnten  Edikte 
ihren  Zweck,  die  obwaltenden  dogmatischen  Strei- 
tigkeiten zn  beseitigen ,  nicht  erfüllt,  vielmehr 
nur  nene  Wirren  hervorgerufen. 
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Recht  auf  Selbstständigkeit  ihres  Olanbens  in  Ansprach  genommen  und  es  hat  oft 
längerer  Zeit  nnd  harter  Kämpfe  bedurft,  bis  solche  Beschlttsse  zn  allseitiger  Aner- 
kennnng  in  der  Kirche  gelangt  sind  ^. 

Das  rechtlich  nnbeschränkte  Oesetzgebnngsrecht  des  römischen  Kaisers  hat 
demnach  an  dem  der  Kirche  innewohnenden  Triebe  nach  Selbstständigkeit  eine  ent- 
scheidende faktische  Schranke  geftinden.  Während  derselbe  sich  aber  nach  der 
Scheidung  des  Reiches  in  Orient  und  Occident  seit  dem  5.  Jahrhundert  im  Abend- 
lande erfolgreich  geltend  machen  konnte  und  hier  auf  die  schon  seit  dem  4.  Jahr- 
hundert hervorgetretenen  Anschauungen,  welche  die  kaiserliche  Machtvollkommen- 
heit auf  kirchlichem  Gebiete  bestritten,  und  sogar  schon  theilweise  die  Herrschaft 
der  Kirche  über  den  Staat  gefordert  hatten 2,  zurückgegriffen  wurde,  geriethen  im 
Orient  die  Bischöfe,  denen  vor  Allem  der  Beruf  zufiel,  die  Selbstständigkeit  der 
Eorche  zu  wahren,  in  immer  grössere  Abhängigkeit  von  den  Kaisern ,  die  Kirche 
verlor  hier  das  Bewusstsein  ihrer  Freiheit  gegenüber  den  letzteren  und  diese  übten 
nunmehr  ihre  Herrschaft  unbeschränkt  über  dieselbe  ans.  Dieser  s.  g.  Gäsaropapis- 
mus  im  oströmischen  Reich  raht  aber  keineswegs  auf  anderen  rechtlichen  Grund- 
lagen, als  das  frühere  Yerhältniss  der  römischen  Kaiser  zur  Kirche.  Konstantin  und 
seine  Nachfolger  haben  dieselbe  rechtlich  unbeschränkte  Herrschaft  wie  Jnstiikian 
und  die  späteren  oströmischen  Kaiser  über  die  Kirche  in  Anspruch  genommen,  nnr 
thatsächlich  ist  die  Stellung  der  letzteren  eine  andere  geworden  ^,  und  es  sind  sp&ter 
im  oströmischen  Reich  allein  die  faktischen  Schranken,  welche  der  sich  bethätigende 
Drang  der  Kirche  nach  Selbstständigkeit  der  Ausübung  der  kaiserlichen  Rechte  ent- 
gegenzusetzen im  Stande  war,  fortgefallen. 

Nicht  minder  wie  in  Betreff  des  Dogmas  haben  die  römischen  Kaiser  ihre  ge- 
setzgebende Gewalt  auch  in  Betreff  einer  Reihe  innerer  kirchlicher  Yerhältiiisse 
geübt 4,  und  darauf  bezügliche  Gesetze,  wenn  auch  zu  Anfang  seltener^,  später  in- 


i  Den  Beschlüssen  des  Nicanoms  z.  B.  ist  erst 
eine  Periode  gefolgt,  in  denen  der  Arianisrons 
selbst  Ton  den  Kaisem  begünstigt  nnd  gefördert 
wurde,  s.  o.  S.  672  n.  6.  Auch  an  das  Konzil 
Yon  Ghaicedon  (451^  hat  sich  eine  Zeit  dogmati- 
scher Wirren  angeschlossen,  H  e  f  e  1  e  2,  564.  Ans 
diesen  Yerhältnissen  erkl&rt  es  sich  auch ,  dass 
Justlnian  im  Not.  131  (s.  o.  S.  671  n.  8)  trotz- 
dem, dass  die  4  ersten  allgemeinen  Synoden  von 
seinen  Vor^ngem  bestätigt  waren,  nochmals 
verordnete,  dass  ihre  dogmatischen  Beschlüsse 
wie  die  heilige  Schrift  angenommen  werden 
BoUten. 

2  Vgl.  Hergen  rother,  katbol.  Kirche  nnd 
christlicher  Staat.  Freibnrg  i.  Br.  1872.  S.  375. 
384  n.l.  S.386;  I^öning,  a.  a.  0.  1,70,  79. 
Vgl.  anch  unten  S.  682. 

8  So  auch  Loning  S.  78. 

*  Die  kaiserlichen  Gesetze ,  welche  die  Stel- 
lung der  Kirche  im  Staate  überhaupt  geregelt, 
Privilegien  fQr  dieselbe  und  die  Geistlichkeit 
gewährt,  und  das  Yerhältniss  der  Kirche  und  der 
letzteren  gegenüber  den  staatlichen  Einrichtun- 
gen normirt  haben,  übergehe  ich  hier,  well  es  sich 
dabei  zugleich  um  Ausübung  der  Gesetzgebung 
für  das  staatliche  Gebiet  gehandelt  hat. 

^  Als  Beispiele  können  dienen  c.  20.  0.  Th. 


XVI.  6  V.  370  (Verbot  an  die  Geistlichen ,  die 
Häuser  von  Wittweu  und  unmündigen  Mädchen 
zu  besuchen,  zur  Verhinderung  der  Erbschlei- 
cherei); c.  1.  0.  Th.  XVI.  6  V.  373  (weldie 
den  eine  Wiedertaufe  vornehmenden  Bischof  des 
Sacerdotiums  für  unwürdig  erklärt,  also  mit  Ab- 
setzung bedroht,  vgl.  can.  47  apost.);  e.  27. 
C.  Th.  XVI,  2  oder  1.  9.  0.  J.  I.  3  v.  390  (worin 
das  Alter  für  die  Diakonissinnen  auf  60  Jahr 
festgesetzt  wird,  vgl.  I.  Timoth.  I.  9);  &  3ol.  C 
Th.  eod.  n.  390  (nach  welcher  die  Bischöfe  hlos 
beim  Mangel  anderer  Kleriker  Mönche  weihen 
sollen^;  c.  44.  C.  Th.  eod.  oder  1.  19  G.  J.  I.  3 
V.  420  (welche  den  Geistlichen  gestattet  nur 
nahe  weibliche  Anverwandte  in  ihrem  HautAe  zu 
haben ,  —  vgl.  c.  3  Nicaen.  v.  325,  c.  16  Dist. 
XXXII  —  und  ihnen  verbietet,  die  vor  der 
Priesterweihe  geheiratheten  Ehefrauen  m  ver- 
lassen, vgl.  can.  6  apost.,  c  14  Dist.  XX VIII); 
c.  6.  C.  J.  I.  2  V.  421,  (wonach  die  geltenden 
kirchlichen  Kanonen  auch  in  Tllyrien  zur  An» 
Wendung  kommen  und  zweifelhafte  Angeleges- 
heiten  nur  mit  Wissen  des  Patriarchen  von  K.011- 
stantinopel  entschieden  werden  sollen ,  vgl»  «.  3 
Oonstantinop.  I.  v.  381  u.  Th.  I.  S.  579.  685); 
1.  29.  0.  J.  I.  3.  V.471,  (Verbot  an  dieMonehe, 
ihr  Kloster  zu  verlassen  und  falls  sie  dies  thiin. 


§.  185.1 
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deasen  häufiger^  wie  insbesondere  Jnstinian^  erlassen.  In  ihren  materiellen  Anord- 
nimgen  haben  sich  diese  zwar  meistens  an  die  heilige  Schrift,  die  sohon  vorhandenen 
Synodal-Eanones  und  die  bestehende  kirchliehe  Praxis  gehalten^,  formell  erscheinen 
de  indessen  als  firlasse  des  Kaisers,  deren  bindende  Kraft  lediglich  ans  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  desselben  herfliesst  ^. 

Anch  ftir  das  änssere  Leben  der  Kirche  haben  demnach  die  römischen  Kaiser 
das  oberste  Gesetzgebnngsrecht  gettbt.  Indessen  haben  sie  dasselbe  nicht  ans- 
schliesslich  fttr  sich  allein  beansprucht,  vielmehr  der  Kirche  hierbei  gleichfalls  eine 
Betheilignng  nnd  Mitwirkni^  dnrch  ihre  Organe  offen  gelassen  4. 

Zunächst  haben  die  von  ihnen  berufenen  allgemeinen  Konzilien  ^  eine  Reihe  von 


über  die  Religion  zu  dlsputiren,  Yersammlnngen 
zu  priflidiren  nnd  die  Menge  aufzaregen,  Tgl.  c. 
23  Chalced.  y.  451). 

*  Vor  Allem  kommen  in  Betracht  Noy.  6.  v. 
ä3ö,  Nov.  123  y.  546,  Not.  131  t.  546  und  Noy. 
137  V.  564.   Von  seinen  Verordnungen ,  soweit 
sie  rein  innere  kirchliche  VerbaUnisse  betreffen, 
hebe  ich  heraus :  Verbot  der  Würfel-  und  anderer 
Spiele  und  derBetbeiligung  bei  Gircus-  und  Schau- 
spielen füT  die  Kleriker  unter  Androhung  kirch- 
licher Strafen,  I.  34  C.  I.  4  v.  534  u.  Noy.  123. 
e.  10  (vgl.  c.  42  apostol.  u.  c.  54  Laod.  zw.  343 
u.  381,  c.  37  Dist.  V  de  consecr.);  Verordnung, 
dass  die  Kleriker  selbst  die  Noktumen,  KatuÜ- 
nen  und  Vespern  singen  sollen ,  1.  42.  $  10  0.  I. 
3.  Y.  528 ;  Bestimmungen  über  die  Haushalter- 
innen der  Geistlichen  (s.  Yor.  Note)  und  Androb- 
mig  der  Absetzung  gegen  Bischöfe ,  welche  mit 
einer  Frauensperson  zusammenwohnen,  Noy.  123 
e.  29;  Beschränkung  des  Rechtes  zur  Bischofs- 
wahl auf  ein  Vorschlagsrecht  zweier  oder  dreier 
Kandidaten  durch  den  Klerus  und  die  Vornehmen 
der  Blschofsstadt ,  Noy.  123.  o.  1  u.  Noy.  137  c. 
2  (v.  564),  (im  Gegensatz  zu  den  Vorschriften 
der  Kanones,  s.  Th.  II.  S.  512  ff.);  Vorschriften 
über  die  Qualifikation  zum  Bischofsamt,  Noy. 
6.  c.  1,  NoY.  123.  c.  1,  Nov.  137.  c.  2,  insbe- 
sondere :  IJnbescholtenheit  des  Wandels ,  vgl.  I 
Timoth.  III.  9.  V.  2,  Alter  von  30  Jahren,  c.  11 
Neoeaes.  zw.  314  u.  325,  c.  4  Dist.  LXVIII, 
Zagehorigkeit  zum  Klerikalstand,  c.  10  Sard.  y. 
343,  c.  10  Dist.  LXI,  Ehelosigkeit  und  Kinder- 
losigkeit, —  auch  schon  1.  42.  §  1.  (y.  528)  und 
1.  48  (y.  531)  0. 1.  3  angeordnet  —  und  bei  frü- 
herer Verheirathung  Ehe   mit  einer  nicht  Ge- 
sehwäehten,  in  Anhalt  an  I.  Timoth.  III.  9.  y.  2, 
Tit.  I.  6,  can.  17. 18  apost.  (c.  1.  Dist.  XXXIIl), 
c.  8.  Neoeaes.  (c.  11  Dist.  XXXIV)  und  die  Co- 
libatspraxis  der  orientalischen  Kirche  s.  Th.  I. 
S.  146 ;  Erneuerung  der  Anordnung  der  o.  S.  473 
n.  6  citirten  älteren  Kanonen  über  die  zweimalige 
Abhaltung  der  Proyinzialsynoden  im  Jahr,  und 
twtkT  im  Juni  und  September,  Noy.  137.  c.  4; 
Verbot  der  grundlosen  Ausschliessung  aus  der 
Klrehengemeinschaft    unter    Androhung  dieser 
Strafe  für  denjenigen .  welcher  eine  solche  Yor- 
nimmt,  Noy.  6.  c.  4.  5.  n.  Noy,  123.  c.  11,  Quali- 
fikation der  Kleriker,  Kenntnisse,  rechter  Glau- 
ben, Unbeseholtenheit  und  Beobachtung  derVor- 
sehrlften  über  OÖlibat  und  -erste  Ehe,  ibid.  c.  12, 
Ygl.  I.  Tim.  III.  3 ;  c.  9  Nicaen.  (c.  7  Dist.  XXIV 
u.  e.  4  Dist.  LXXXI),  can.  17.  18  apost.  und  c. 


8  Neoeaes.  cit. ;  Alter  der  Priester,  Diakonen, 
Sttbdiakonen  und  Lektoren  Noy.  123.  c.  13,  ygl. 
c.  1 1  Neoeaes.  cit.  für  die  Priester ,  wogegen  für 
die  übrigen  Grade  selbstständige,  sich  zum  Theil 
mit  der  abendländischen  Rechtsentwicklnng  be- 
rührende Festsetzungen  vorliegen,  s.  Th.  I.  S.  18. 
19;  Alter  der  Diakonissinnen,  Nov.  123.  v.  13, 
nach  c.  15  Chalced.  (c.  23  0.  XXVII.  qu.  1)  auf  40 
Jahre  bestimmt  im  Gegensatz  zu  1.  27  G.  Th.  VI. 
2  (s.  vor.  Anm.) ;  Verbot ,  den  geistlichen  Stand 
zu  yerlassen,  Nov.  6.  c.  7,  vgl.  v.  7  Chalced.  (c. 
3.  C.  XX.  qu.  3);  Verbot  des  Wechsels  der  Kir- 
chen dnrch  die  Kleriker,  Nov.  123.  o.  18  1.  f., 
Ygl.  can.  15.  apost.;  c.  15  Nicaen.  (c.  19.  C.  VII. 
qu.l);  c.  20  Chalced.  (c.  4  Dist.  LXXI);  vgl. 
endlich  auch  die  Anordnungen  über  die  Rechte 
der  Stifter  Yon  Kirchen  Th.  II.  S.618,  für  welche 
die  kirchlichen  Kanonen  keinen  Anhalt  bieten. 

2  S.  die  Nachweisungen  in  den  beiden  vorher- 
gehenden Anmerkungen.  Auch  wird  in  einzelnen 
dieser  Stellen  theils  allgemein  auf  die  Kanones, 
1.  45  C.  I.  3  (530),  Nov.  137  c.  4,  theils  speziell 
unter  Citation  yon  solchen  und  von  Aussprüchen 
der  Kirchenväter ,  Nov.  cit.  c.  1 ,  auf  die  kirch- 
liche Praxis  Bezug  genommen. 

3  Von  dieser  Anschauung  aus,  s.  Nov.  6(S.  671. 
n.  8)  nennt  Justinian  seine  kirchlichen  Erlasse: 
„vöfjLOC  eU  TÖ  6i7)vex^c  iT/ß^ms^'t  noY.  123  n.  131, 
nnd  weist  die  Patriarchen,  Nov.  5,  Noy.  6,  Nov. 
67  ep.  oder  auch  den  magister  offlciomm  und 
andere  weltliche  Beamte,  Nov.  123  u.  137  zu 
ihrer  Publikation  und  Ueberwachung  der  Befol- 
gung an. 

*  Auf  dem  Koncil  yon  Chalcedon  (6.  Sitzung) 
legte  Kaiser  Marcian  drei  Verordnungen  über 
die  Errichtung  und  die  Verhältnisse  der  Kloster, 
über  weltliche  Beschäftigungen  der  Geistlichen 
nnd  Mönche  und  über  den  Wechsel  der  Kirchen 
durch  die  Kleriker  mit  dem  Bemerken  Yor,  M  an  s  i 
7,  173,  dass  er  es  aus  Achtung  vor  der  Sy- 
node für  besser  halte,  ihr  die  Feststellung  zu 
überlassen,  als  seinerseits  über  die  erwähnten 
Gegenstände  durch  Gesetz  zu  bestimmen  („xtvdl 
loTi  xecpoXaia,  Ärivairpöc  xifA-^jv  T?jc  üfAcr^pa«  e6Xo- 
Beta«  6fj.Tv  i^\jkdiati&*,  itp^itov  7)ry)adlfi.evoi,  nap 
Ufjiwv  Tauta  xavovixö«  xatd  oövooov  Tuitco^vai 
^  NÖpiotc  dcöiTwfryjvai  T^fier^poi«")  und  die  Synode 
hat  den  kaiserlichen  Vorschlägen  entsprechend 
darauf  bezügliche  Kanonen,  nämlich  die  c.  4.  3. 
und  20,  beschlossen.  Im  Uebrigen  ygl.  das 
Folgende. 

6  Von  Nlcäa  und  Yon  Chalcedon,  ferner  die 
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VorBchriften  nber  die  Verfassung  und  das  Recht  der  Kirche  festgestellt.  Eine  kaiser- 
liche Bestfttigung;  welche  sich  direkt  auf  diese  bezöge ,  ist  für  keine  der  in  Frage 
kommenden  Synoden  nachweisbar  *.  Demnach  kann  nur  angenommen  werden,  dass 
eine  solche  nicht  erfolgt  ist,  und  dass  in  der  kaiserlichen  Bemfting  der  allgemeinen 
Synode  zugleich  die  Ermächtigung  gelegen  hat,  die  erforderlichen  Normen  fOr  solche 
kirchliche  Verhaltnisse  zu  erlassen,  deren  festere  Regelung  der  Synode  ein  Bedlirf- 
niss  erschien  ^.  Insofern  haben  also  die  Kaiser  der  Kirche  eine  gewisse  Autonomie 
gewährt.  Freilich  war  dieselbe  blos  eine  faktische,  aber  keine  rechtlich  gesicherte  ^, 
weil  den  Synoden  nicht  ein  einziges  Gebiet  kirchlicher  Sachen  zur  ausschliessliclien 
Regelung  überwiesen  war ,  und  die  Kaiser  das  Recht  beanspruchten,  falls  es  ihnen 
angemessen  erschien,  auch  in  rein  kirchlichen  Dingen  Gesetze  zu  erlassen^,  üeber- 
dies  waren  die  Synoden  bei  der  Stellung,  welche  sie  den  Kaisem  gegenüber  ein- 
nahmen, kaum  in  der  Lage,  Beschlüsse  zu  fassen,  mit  welchen  die  letzteren  nicht 
einverstanden  gewesen  wären  ^. 

Die  Rechtsnormen,  welche  von  einem  allgemeinen  Konzil  erlassen  worden 
waren,  hatten,  da  dasselbe  als  Organ  der  gesammten  Earche  des  römischen  Reiches 
galt,  als  kirchliche  Gesetze  für  das  Gebiet  des  letzteren  bindende  Kraft  zu  bean- 
spruchen und  diese  ist  in  der  That,  sowohl  im  Orient  wie  auch  im  Abendlande,  hier 
insbesondere  auch  yon  den  römischen  Bischöfen,  anerkannt  gewesen^. 


erste  von  Konstantinopel  y.  381,  welche  freilich 
nicht  alB  allgemeine  berufen  war,  s.  o.  S.  348. 

1  Vgl.  0.  S.  346  n.  3  u.  4,  wo  die  Bestötigünge- 
edikte  näher  nachgewiesen  sind.  Das  Gegentheil 
behauptet  allerdings  Hef  ele  1,  45  für  die  Sy- 
node V.  Ghalcedon ,  was  aber  schon  durch  seine 
eigenen,  darauf  bezüglichen  Mittheilungen  %  554 
widerlegt  wird.  Eine  Ausnahme  macht  nur  die 
truUanische  von  692,  deren  Disciplinarkanones 
der  Kaiser  Justinian  II. unterschrieben  hat,  M  an  si 
11,  987.  Aber  sie  ist  nicht  als  allgemeine  aner- 
kannt worden  und  die  Ausnahme  erklärt  sich 
daraus ,  dass  sie  keine  anderen  Bestimmungen 
erlassen  hat,  Hef  ele  Concil.  Gesch.  3,  328. 

2  Für  diese  Auffassung  spricht  der  S.  675  n.  4 
erwähnte  Vorgang  und  die  Sitte,  dass  die  Kanones 
erst  nach  Erledigung  der  Glaubensfragen  berathen 
und  beschlossen  worden  sind,  He  feie,  Concil. 
Gesch.  2,  504. 

3  Gesetzliche  Vorschriften  haben  darüber 
nicht  bestanden,  insbesondere  bezieht  sich  der 
Erlass  y.  Arkadius  und  Honorius  an  den  Präfek- 
ten  von  Afrika  y.  399,  c.  1.  C.  Th.  XVI.  11 : 
„Quoties  de  religione  agitur ,  episcopos  conYenit 
agitare;  ceteras  vero  caussas  quae  ad  ordinarios 
cognitores  vel  usum  publici  iuris  pertinent,  legi- 
bus oportet  audiri'^,  auf  Streitsachen ,  nicht  auf 
die  Gesetzgebung.  Die  Aeusserungen  der  dama- 
ligen Verfechter  der  kirchlichen  Freiheit  (s.  o. 
S.  674  n.  2*),  insbesondere  der  romischen  Bischöfe, 
z.  B.  ep.  Gelasli  I  ad  Anastas.  imperat.  y.  494, 

Thiel  1 ,  351 :  „Duo  quippe  sunt , 

quibus  principaliter  mundus  hie  regitiir :  auctori- 
tas  sacrata  pontiflcum  et  regalis  potestas.  In  qui- 
bus tanto  gravius  est  pondus  sacerdotum,  quanto 
etiam  pro  ipsis  regibus  hominum  in  divino  reddi- 

turi  sunt  examine  rationem.  Nosti  etenim 

quod  licet  praesideas  humano  generi  digiiitate, 
rerum  tarnen  praesulibus  divinarum  devotus  colla 


submittis  atque  ab  eis  oausas  taae  salutis  ex- 
spectas  inque  sumendis  coelestibus  sacrameDtis 
eisque  ut  competit  disponendis,  s u b di  te debere 
cognoscis  religionis  ordine  potius  quam  praeease, 
itaque  inter  haec  ex  illorum  te  pendere  ludido, 
non  illos  ad  tuam  Yolle  redigi  voluntatem.  Si  enim, 
qnantum  ad  ordinem  pertinet  pubUeae  dlsetpli- 
nae,  cognoscentes  Imperium  tibi  supema  dispo- 
siüone  collatum,  legibus  tuis  ipsi  quoque  parant 
reUgionis  antistltes ,  ne  vel  in  rebus  mundanis 
exclusae  Yideantur  obviare  sententiae ;  quo,  oid 
te,  decet  affectu  eis  obedlie  qui  piaerogandis 
Yenerabilibus  sunt  attributi  mysteriis?^  (theil- 
weise  in  c.  10  Dist.  XGVI)  beweisen  nicht  nur 
nichts  dagegen,  sondern  dafür,  da  sie  ReaktiMiea 
des  kirchlichen  Bestrebens  auf  Erringung  einer 
gesetzlich  anerkannten  Freiheit  der  Kirche  gegeo 
den  bestehenden  Zustand  sind,  und  diesen  gerade 
zur  Voraussetzung  haben.  Vgl.  übrigens  auch  den 
folgenden  %, 

4  S.  die  S.  675  n.  4.  cltirte  Aeussening  des 
Kaisers  Marolan.  Hat  doch  derselbe  in  der  glei- 
chen Sitzung  in  Ausübung  seiner  kaiserliclieD 
Gewalt  dem  Stuhle  zu  Ghalcedon  den  Ehrenravg 
einer  Metropolis  zugesprochen,  Mansi  7, 17B. 

5  Der  c.  3.  Constant.  1.  v.  381  über  den  Vor- 
rang des  Patriarchenstuhles  von  Konstantixiopel 
(s.  Th.  I.  S.  541)  kann  unmöglich  ohne  WIdsen 
des  Kaisers  beschlossen  sein,  und  der  denselben 
Gegenstand  betreifende  c.  28  Chalced.  ist  aaf 
dieser  Synode  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
Wunsche  des  Kaisers  angenommen  worden,  H  e  - 
feie  2,  504.  543.  548. 

6  Auf  das  Nicanum  und  zwar  c.  4  bemft  sieh 
schon  die  Synode  y.  Konstantinopel  y.  382  in 
ihrem  Schreiben  an  Damasus  y.  3&,  Couslant 
p.  585,  und  die  Synode  y.  Ephesus  (431)  hat 
denselben  Kanon  ihrer  Entscheidung  in  den 
Streite  zwischen  dem  Patriachen  y.  Antlochieii 


§.  185.] 


Gesetsgebungsrecht.  Geschichte.  Das  lömiBohe  Reich 
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Von  den  seitens  der  ELaiser  selbst  in  kirchlichen  Angelegenheiten  gegebenen 
Gesetsen  nnterschieden  sich  die  Anordnungen  der  allgemeinen  Konzilien  aber  dadurch, 
dass  sie  nur  auf  Grand  der  von  diesen  der  Kirche  nnd  den  Synoden  eingeränmten 
Stellung  erlassen  waren  und  ihre  bindende  Kraft  blos  mittelbar  aus  dem  kaiserlichen 


und  den  Bischöfen  der  Insel  Cypem  (Tb.  I.  S.  578) 
zu  Omnde  gelegt,  Mansl  4,  1465  ff. ;  Hefele 
2,208. 

Im  Abendlande  nebmen  von  römischen  Bischö- 
fen anf  einzelne  Kanones  Bezug  z.  B.  Jalinsl.  ep. 
ad  Daninm  t.  341;  Damasns  1.  ad  Acbolium 
T.  380  (bdde  auf  c.  15,  s.  o.  S.  306.  n.  5);  Siri- 
eios  ad  Himer.  Tarracon.  v.  385  eil,  Gonstant 
p.  635  (auf  c.  3\  ad  episeop.  Afrieae  v.  366,  1.  o. 
p.  654  (auf  c.  4)  u.  ad  episo.  divers,  zw.  384 — 
398 ,  1.  c.  p.  661  (auf  c.  2.  4.  6) ;  Innooentins  1 
ad  Victor.  Rctomag.  v.  404,  c.  1  n.  c.  7,  1.  c.  p. 
748.  752  (auf  c.  4  n.  17),  ad  Theopbll.  v.  404  1. 
r.  p.  790  (allgemein),  ad  syn.  Toletan.n.  404.  c. 
2, 1.  e.  p.  767  (auf  c.  4),  ad  der.  et  pop.  Gonstant. 
T.  405 1.  c.  p.  (99  (allgemein),  ad  Rufnm  v.  414. 
c.  5,  1.  c.  p.  835  (anf  c.  8),  ad  Alex.  Antiocb.  n. 
415, 1.  c.  p.  852  (auf  c.  4  u.  6),  ad  Felic.  Nucer. 
zw.  401  u.  417  c.  1.  1.  c.  p.  911  (auf  c.  1)  u.  ad 
Agapit.  zw.  401  u.  417,  1.  o.  p.  914  (auf  c.  10) ; 
BonifaciQS  I  ad  Hilar.  v.  422,  1.  c.  p.  1032  (auf 
C.6),  von  Partikularsynoden  conc.  Valent.  v.  374. 

c.  3.,  Cartb.  XVII  ▼.  419,  Bmns  I.  1,  158  ff.; 
Regiense  ▼.  439.  c.  3 ;  Arelat.  II.  v.  443.  o.  452 
e.  6.  10.  Die  AnfQbmngen  durch  die  romiscbeu 
Bischöfe  sind  um  so  bedeutsamer ,  als  sie  für  die 
Anerkennung  der  Partikularsynoden  vollkommene 
Frelbeit  in  Anspruch  genommen  haben,  so  bat 
Innocentius  I.  mit  Bezug  auf  c.  4  u.  12  Antiocb. 
in  ep.  dt.  ad  Tbeopbil.  erklärt :  „testibus  Nicaeni 
eondlii  (alium  enim  canonem  non  admittit  ecde- 
sia**)  nnd  in  ep.  cit.  ad  der.  Gonstant :  „solis  illis 
(canonibns)  parendnm  esse  didmus  qui  Nicaeae 
deflniti  sunt,  quos  solos  seotari  et  agnoscere 
debet  ecclesia  catholioa.  Sin  autem  a  quibusdam 
alii  proferantnr  qui  a  Nicaenis  canonibus  dissen- 
tiant  et  ab  haeretids  compositi  esse  arguantnr, 
hi  ab  eplsoopis  catboUcis  reiiduntur'',  vfcl.  Mas- 
sen, Oesob.  d.  Quellen  u.  Literatur  d.  cau. 
Rechts  1,  68. 

Die  Kanones  der  1.  Synode  v.  Konstantinopel 
(381)  sind  allerdings  in  Rom  weder  im  5.  Jabr- 
hundert  (ep.  Leon.  I.  v.  452,  Jafftf  ed.  II.  n. 
488,  Tb.  I.  S.  541.  n.  5;  Brief  der  römischen 
Synode  unter  Felix  IL  t.  485.  c.  4,  Thiel  1, 
254:  ^venerandas  synodos  Nicaenam  et  Ephesi- 
nam  atqne  Galcbedonensem  .  .  .  nos  teuere;  Ge- 
lasii  I.  decr.  de  libris  redpiendis  y.  495  o.  496 
e.  2, 1.  c.  p.  456)  noch  im  6.  Jahrhundert  (Gre- 
gor. I.  ep.  VII.  34  V.  597  ed.  Bened.  2,  882: 
^manä  autem  ecdeda  eosdem  canones  vel  gesta 
synodi  illius  haetenus  non  habet  nee  accepit;  in 
hoc  autem  eam  accepit ,  quod  est  per  eam  contra 
Macedonium  deflnitum'Q  recipirt  gewesen ,  in- 
dessen war  das  erwähnte  Konzil  seiner  Berufung 
und  Zusammensetzung  nach  kein  ökumenisches 
ahd  hat  erst  später  lediglich  in  Betreff  des  ihm 
zugeschriebenen  Glaubensbekenntnisses  (Vgl. 
jetzt  Harnack  in  Herzog,  Realencyclopädie 

d.  Theologie,  2.  Aufl.  8,  216)  das  Anseben  einer 
ökumenischen  Synode  erlangt,  s.  o.  S.  348. 

Die  Kanonen  der  ephesiniscben  Synode 


(431)  kommen  nicht  in  Betracht.    Sie  enthalten 
keine  generellen  Anordnungen,  sondern  nur  sol- 
che, welche  sich  ausschliesslich  auf  die  nestoria- 
nischeund  pelagianiscbe  Angelegenheit  bezieben. 
Was  die  Kanonen  der  Synode  von  Ghalcedon 
(451)  betrifft ,   so  bat  die  letztere  sowohl  selbst 
wie  auch  der  Kaiser  Mardan  (o.  S.  345  ist  da- 
nach der  Druckfehler:  „Mauricius^  zu  verbessern) 
bei  Leo  I.  allerdings  um  die  Bestätigung  des  can. 
28  über  die  Vorrechte  des  Patriarcbenstuhles  von 
Konstantinopel  nachgesucht,  vgl.  Tb.  I.  S.  543. 
Dies  steht  indessen  der  Auffassung  des  Textes 
nicht  entgegen.    Denn  nachdem  die  päpstlichen 
Legaten  schon  auf  dem  Konzil  selbst  dagegen 
Protest  eingelegt  hatten,  musste  dem  Patriarchen 
von  Konstantinopel  und  dem  Kaiser  Alles  daran 
gelegen  sein,  diesen  Widerspruch  zu  beseitigen, 
da  ohne  die  Anerkennung  des  ersten  Bischofs- 
stubles  im  Abendlande  jene  Stellung  des  Patriar- 
chen nicht  als  eine  allseitig  gesicherte  gelten 
konnte.    Leo  I.  lehnte  aber  das  Ersuchen  ab  und 
zwar  mit  der  Begründung,  dass  die  Kanones  von 
Nicäa  durch  die  Beschlüsse  keines  anderen  Kon- 
ziles  abgeändert  werden  könnten,   vgl.  ep.  119 
ad  Maxim.  Antioch.  v.  453,  ed.  B al  I  e r.  1 ,  1217: 
„Si  quid  sane  ab  bis  fratribus  quos  ad  s.  syno- 
dum  (Ghalcedon)  vice  mea  misi  praeter  id  quod 
ad  causam  fldei  pertinebat,  gestum  esse  perhibe- 
tur,  nullius  erit  penitus  flrmitatis :   quia  ad  hoc 
tantum  ab  apostolica  sunt  sede  directi,  ut  exdsis 
haeresibus,   catbolicae  essent  fldei  defensores. 
Quidqnid  enim  praeter  spedales  causas  synoda- 
lium  conciliorum  ad  examen  episcopale  defera- 
tur,  poterit  aliquam  diiudicandi  habere  rationem, 
si  nihil' de  eo  est  a  ss.  patribus  apud  Nicaenum 
deflnitum.    Nam  quod  ab  illoram  regulis  et  con- 
stitutione discordat,  apostolicae  sedis  numquam 
poterit  obtinere  consensum^';  ep.  106.  ad  Anatol. 
V.  452:  1.  c.  1,  1163:  „neque  GCG  illls  XVIII 
episcopis  quantumlibet  oopiosior  numerus  sacer- 
dotum  vel  comparare  se  audeat  vel  praeferre,  cum 
tanto   divinitus   privilegio  Nicaena  sit  synodus 
consecrata,  ut  sive  per  paudores  sive  per  plures 
ecclesiastica  iudida  oelebrentur,    omni  penitus 
auctoritate  sit  vacuum,  qulcquid  ab  illorum  fue- 
rit  constitutione   diversum'';   u.  l.  c.  p.  1165 : 
„sancti  illi  patres  .  .  .  mansuras  usque  in  flnem 
mundi  leges  ecclesiasticorum  canonum  condide- 
runt  et  apud  nos  et  in  toto  orbe  terrarum  In  suis 
conetitutionibus  vlvunt  et  si  quid  usquam  aliter 
gestum  quam  illi  statuerepraesumitur,  sine  cunc- 
tatione  cassatur",    vgl.  auch  ep.  105  ad  Pulcb. 
aug.  V.  452,   ep.  114  ad  episeop.  syn.  Ghaloed. 
u.  ep.  119  ad  Max.  Antioch.  v.  453, 1.  c.  1,  1155. 
1157.  1177.  1215.     Für  das  Nicänum  erkennt 
also  Leo  I.  den  Satz  an,  dass  die  Kanonen  der 
allgemeinen  Konzilien  allseitig,   auch  für  den 
römischen  Bischof,  verpflichtend  sind.    Wenn  er 
ihn  dagegen  für  das  Konzil  von  Ghalcedon  läug- 
net,  und  damit  auch  die  Konsequenz ,  dass  die 
Beschlüsse  einer  allgemeinen  Synode  durch  die 
einer  anderen  abgeändert  werden  können,  aus- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dies^be. 


[§.  185. 


Oesetzgebungsrecht  herleiteten  ^  Im  Gegensatz  zu  den  kaiserlichen  Gesetzen  wurden 
sie  daher  mit  dem  Ausdruck  xavmv,  xavovs^,  welcher  schon  seit  dem  4.  Jahrhandert 
für  die  kirchlichen  Rechtsnormen  überhaupt  gebräuchlich  geworden  ist^,  bezeichnet, 
wiewohl  sie  allerdings  ebenfalls  als  Theil  des  ins  publicum  des  römischen  Reiches 
galten,  und  an  Rang  und  Kraft  den  kaiserlichen  Gesetzen  gleichstanden. 

Was  endlich  das  Verhältniss  der  letzteren  und  der  Kanones  zu  einander  betrifit, 
so  folgt  aus  der  Stellung  des  Kaisers  als  höchsten  Gesetzgebers,  dass  er  principiell 
befugt  war,  auch  die  Kanonen  der  Ökumenischen  Konzilien,  welche  diese  auf  Grund 
ihrer  generellen  Ermächtigung  als  kirchliche  Organe  erlassen  hatten,  abzuändern  ^ 


drücklich  von  der  Hand  weist ,  eo  hat  er  diesen 
Standpunkt  offenbar  deshalb  eingenommen ,  um 
die  Ansprüche  des  Patriarchenstuhles  von  Kon- 
stantinopel Im  Interesse  der  Primatlalbesirebun- 
gen  der  römischen  Kirche  zu  bekämpfen.  Ge- 
rechtfertigt war  diese  Anschauung  aber  nicht, 
denn  so  gross  auch  das  Ansehen  des  Nicannms 
war,  kam  seineu  Kanones  doch  keine  rechtliche 
Unabänderlichkeit  su.  Die  römische  Kirche  hat 
allerdings  uoGh  längere  Zeit  nach  Leo  1.  die  ab- 
lehnende Haltung  nicht  nur  gegenüber  dem  c  28, 
sondern  auch  gegenüber  den  anderen  Kanones 
des  Konzils  von  Ghalcedon  festgehalten,  vgl.  Pe- 
lagli  U.  ep.  ad  Eliam  Aquileiens.  u.  585,  Mansi 
9,  433  u.  Gregor.  I.  ep.  III.  10.  ▼.  592,  IV.  39. 
v.  594,  ed.  Bened.  2,  633  u.  720,  wenngleich 
allerdings  schon  im  6.  Jahrhundert  nicht  mehr 
mit  strenger  Konsequenz  (s.  ep.  Yigilil  ad  Rustic. 
V.  550,  Mansi  9,  354:  „ita,  ut .  .  .  coniuratio- 
nem  inter  vos  contra  statuta  canonum  nobls 
ignorantlbus  facientes,  in  apertum  uterque  pio- 
Tumperetis  scandalum^',  was  nur  auf  c.  18  eoue. 
Chalced.  b=  c.  21.  G.  XI.  qu.  1  bezogen  werden 
kann).  Immerhin  ergiebt  sich  aber  aus  den  ci- 
tirten  Briefen  Gregors  1.,  dass  die  bekannte  Stelle 
in  ep.  1.  25  des  letzteren  v.  591,  1.  c.  p.  515  (c.  2 
Bist.  XV.):  „Sicut  s.  evangelil  lY  llbros,  slcIY 
eoncilla  susclpere  et  venerare  me  fateor  Nicae- 
num  sc,  in  quo  perversum  Arii  dogma  destrui- 
tur,  Constantinopolitautim  quoque,  in  quo  £u- 
nomii  et  Macedonil  error  convlncitur,  Ephesinum 
etlam  primum,  in  quo  Nestoril  impietas  iudicatnr, 
Chalcedonense  vero,  in  quo  Eutychis  Dioscorique 
pravitas  reprobatur"  sich  nur  auf  die  dogmati- 
schen Festsetzungen  der  genannten  Konzilien 
bezieht,  auf  welche  es  allein  auch  nach  dem 
Zwecke  des  Schreibens  (s.  o.  8. 219.  n.  1.)  ankam. 
Was  endlich  die  späteren  allgemeinen  Synoden 
des  ersten  Jahrtausends  betrifft,  welche  erst 
zusammengetreten  sind,  nachdem  bereits  auf  dem 
Boden  des  früheren  weströmischen  Reiches  zum 
Theil  neue  Staaten  gegründet  waren,  so  sind  die 
dogmatischen  Beschlüsse  derselben  erst  allmäh- 
lich und  unter  mannigfachem  Widerspruch  red- 
pirt  worden  (s.  o.  8.  348.  n.  1  u.  8).  Kanones 
haben  von  Ihnen  nur  die  siebente,  Nleäa  v.  787, 
und  die  achte,  von  Konstantinopel  v.  869  aufge- 
stellt, Hef  el e ,  Ooncil.  Gesch.  3, 475  u.  4,  417. 
Beide  gehören  Indessen  einer  Zelt  an,  in  welcher 
das  frühere  Yerhältniss  des  oströmlschen  Kaisers 
zum  Abendlande  sich  schon  seit  lange  geändert 
hatte,  und  von  der  Ausübung  einer  dort  mass- 
gebenden gesetzgebenden  Gewalt  durch  die  unter 
seiner  Autorität  abgehaltenen  Konzilien  keine 


Rede  mehr  sein  konnte.     Ygl.   übrigens  auch 
§.  188. 

1  Daher  kann  Justlnian  sagen,  1.  45.  C.  1.3. 
V.  530 :  „Touc  ^i  ^iwi  xav6vac  o&x  ikweos  twv 
vöfioiv  to^6eiv,  xal  ol  if^f^irpot  ßoOXovrat  v^jiot**; 
Nov.  6.  c.  1  $.8.  v.  535:  ^^otdri  %a\  rote  icpö 
ifjfioiv  ßeßaoiXeux6oi  xal  ifjfjt.iv  aörotc  6ptoc  ctpij- 
Tat,  ^etv  To6c  lepouc  xavövoc  dvrt  vopiou  xfa- 
T61V.  Es  ist  aus  demselben  Grunde  unmö^ch, 
der  Anordnung  in  Nov.  131.  c.  1.  (s.o. S.  671  n. 
8)  die  Bedeutung  beizulegen,  dass  die  Kanones 
der  4  ersten  Synoden  erst  durch  diese  Geoefezes- 
kiaft  ertialten  haben,  so  B  ie  n  e  r ,  Gesoliiehite  d. 
NoveUen  Justiniaes.  Berlin  1824.  8.  158,  vfel- 
mehr  schärft  JuBtinian  blos  von  Neuem  den  schon 
früher  ausgesprochenen  Grand  satz,  dass  «ie  den 
kaiserlichen  Gesetzen  an  Kraft  gleichstehen,  ein, 
um  In  Konsequenz  davon  auch  durch  c.  ^  ibid. 
das  von  Rom  nicht  anerkannte  Privilegium  des 
Patriarchenstuhles  von  Konstanüuepel  in  lieber- 
elnstiramung  mit  c.  28  oonc.  Chalced.,  s.  Th.  I. 
S.  544,  zu  bestätigen.  Endlich  beruht  es  auf 
derselben  AnscKauung ,  dass  Justlnian  das  Reeht 
und  die  Pflicht  für  sich  In  Anspruch  nimmt,  die 
Beobachtung  der  Kanones ,  ebenso  wie  die  der 
weltlichen  Gesetze  (tto^Tixoi  vöfAOi)  zu  übei^ 
wachen,  und  zu  diesem  Behuf  Gesetze  zu  erlawen, 
Nov.  137  praef.,  sowie  wenn  er  ibid.  c.  4  anord- 
net, dass  auf  den  Provinzlalsynoden  alle  Miss- 
bräuche  gemäss  toTc  ^eloic  xav^ot  xal  xeic  liifu- 
Tipoic  vöpiou  abgestellt  werden  sollen. 

2  In  c.  10.  16.  Nicaen.  wird  xovdiv  ixxXi}- 
ocaonx^C  im  Sinn  von  kirchlicher  Yeipidnoug 
und  zwar  in  16  Im  Hinblick  auf  e.  15  ibid.  ge- 
braucht ,  in  c.  9  xaviuv  mit  Bezug  auf  c  9  Neo- 
caesar.,  s.  ferner  c.  1. 2.  Ibid.,  wo  auf  Rechttsatse 
verwiesen  wird,  welche  sich  auch  in  den  aposift- 
lischen  Kanenen  (c.  21  ß.  14.  lö),  vgL  Hefele 
1,  804.  806,  linden.  In  c.  1.  Laodie.  bedektncli 
xttvdiv  ixxXT]9taenx6c  suf  c.  8.  Nieaea.,  c  3.  7. 
Neocaes.  lu  c.  19  Ancyr.  Auch  die  Synode  von 
Antiodhlen  nennt  in  Ibrem  Schreiben  (b.  o. 
8.  529.  n.  8)  die  von  Ihr  gefassten  Beschliase: 
xavövec  dxxXTjOtaartxoi. 

Ausser  xqcvi6v  wird  alleidings  auok  vielfach 
5po^  gebraucht,  c.  14.  17. 18  Nicaen.,  c.  1.  As- 
tioch.,  c.  15  Sardlc,  vgl.  anefa  S.  670  n.  2. 

^  Bei  der  nicht  erfaebliehen  Zahl  von  Kanonen 
der  ersten  allgemeinen  Kenzilien,  und  den  ^9- 
nigen  Punkten,  welche  diese  geregelt  habent 
blieb  den  Kaisem  noch  ein  weites  Gebiet  für 
ihre  gesetzgeberische  Thätigkeit  offen.  Auch  da, 
wo  sie  eine  solche  geübt  haben,  hatten  lie  mei- 
stens keine  Yeranlassung ,  von  den  bestehenden 
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dass  aber  umgekehrt  den  Konzilien  eine  Bereehtigung,  kaiserliohe  Gesetze  aufzu- 
heben, nicht  zustand  ^. 

Neben   den  allgemeinen  Konzilien  als  Organen  der  gesanmiten  Kirche  waren 
femer  auch   die  Synoden   der  einzelnen,   organisirten  kirchlichen  Verbände,   der 


kirchlicheu  Normen  der  allgemeinen  oder  Parti- 
kular-Synoden  abzugehen  und  daher  haben  sie 
sieh  in  ihren  Gesetzen  im  Wesentliehen  an  diese 
angeschlossen.  Daraus  erklärt  es  sich,  dass  sich 
durchgreifende  Aenderungen  von  Kanonen  der 
allgemeinen  Konzilien  in  den  kaiserlichen  Ge-* 
setzen  nicht  nachweisen  lassen,  sondern  nur  ge- 
ringere Modifikationen  derselben  vorgekommen 
sind,  so  reiht  z.  B.  c.  44  C.  Th.  XVI.  2  (1.  19 
C.  J.  I.  S)  V.  420  und  Nov.  Justin.  123.  c.  29 
T.  546  unter  die  nahen  weiblichen  Anverwandten, 
welche  der  Geistliche  im  Hause  haben  darf,  die 
in  c.  3  Nicaen.  nicht  genannten  Töchter  ein, 
lasst  aber  die  dort  erwähnte  Tante  aus,  und  fer- 
ner fehlt  in  der  zuerst  citirten  Stelle  auch  die 
sieh  in  c.  3  cit.  findende  Erweiterung  auf  solche 
weiblichen  Personen ,  bei  denen  kein  Verdacht 
anerUvbften  Umganges  begründet  iH.  Nichts- 
destoweniger würde  eine  Erklärung  solcher  Ab- 
weichungen aus  der  S.  680  n.  6  besprochenen 
firscheinnng  nicht  begründet  sein,  da  der  im 
Text  hervorgehobene  Satz  aus  der  prlucipiellen 
Stellung  des  Kaisers  zur  Kirche  folgt.  Auch 
haben  die  Kaiser  für  einzelne  Fälle  ein  Dlspeu- 
•ationsrecht  in  Betreff  der  £raglichon  Kanonen 
geübt,  so  hat  Kaiser  Zeno  wegen  der  Unruhen 
in  Autlochieu  i.  J.  481  den  Kaleudion  durch  den 
Patriarehen  von  Konstantinopel  zum  Bischof  von 
Antlochien  weihen  lassen  und  diese  Verletzung 
des  Nicaen.  c.  6  durch  die  Noth wendigkeit  einer 
Dispensation  gerechtfertigt,  ep.  Simplicii  pp.  ad 
Zenon.  c.  3,  Thiel  1,  203:  „quoniam  seditiones 
Antiochenas  religiosissimo  proposito  sedandas 
non  aliter  existimastis,  nisi  praeter  praeiudicium 
venerandi  illius  oonoilii  Nicaen!  apud  Gonstan- 
tinopolim  iisdem  petentibns  ordinaretur  antistes, 
qnod  in  eins  tantummodo  persona  sie  memorastis 
assnmptnm,  ut  deinceps  secundum  deflnitiones 
patrum  orientali  synodo  creatio  Antiocheoi  pon- 
tifids  reeervetuf,  nee  haben  loco  vultis  iniuriae, 
qnod  dissensionis  graiia  factum  est  anfeieudae. 
.  *  .  .  Unde  quae  a  vobis  amore  quietis  saacte  et 
religiöse  sunt  ordinata,  reprobare  non  possumus, 
ne  Status  Antiochenae  ecolesiae  snb  nostra  dubi- 
tatione  videatur  anbiguus''.  Wenn  der  Kaiser 
sich  deswegen  an  den  Papst  gewendet  hat,  so  ist 
dies  nleht  etwa  deshalb  geschehen ,  weil  er  die 
Nothwendigkeit  anerkannt  hat,  zu  der  Abwei- 
ekmng  von  den  Kanones  des  Nicaenums  eine  Zu- 
stimmung des  P&pstes  einzuholen  (so  auch  v. 
Schalte,  Stellung  d.  Concilien,  Päpste  ete. 
S.  150.  151),  sondern  deshalb,  weil  dem  Kaiser 
zor  Beseitignng  der  Wirren  daran  liegen  musste, 
die  Gewähmng  der  Kirchengemeinschaft  seitens 
des  römischen  Bischofs  an  den  neu  bestellten 
Bischof  von  Antioohlen  zn  erlangen  (s.  auch 
Xh.  II.  S.  521  Anm.) 

Nach  Hefele  Conc.  Gesch.  2,  463  n.  1  und 
S.  464  soll  die  Synode  von  Chalcedon  v.  451  in 
ihrer  4.  Sitznng  erklärt  haben,  dass  alle  kaiser- 
lichen Pragmatiken  (Dekrete),  welche  den  Kano- 
nes widerspreohen,  kraftlos  sein  sollen  und  nach 


Pichler,  Gesch.  d.  kirchl.  Trennung  zw.  d. 
Orient  u.  Occident  1,  68  dieser  Satz  sogar  durch 
ein  Gesetz  Valentinians  III  und  Mardans  v.  451 , 
1.  12  C.  J.  de  SS.  eccles.  I.  2,  sanktionirt  worden 
sein.  Die  Erklärung  der  gedachten  Synode  hat 
aber  solche  Pragmatiken  betroffen,  welche  zu 
Gunsten  einzelner  Personen  erlassen  oder  von 
diesen  erschlichen  waren,  wie  der  Antrag  des  Bi- 
schofs von  Sebastopolis,  M  a  n  s  i  7, 96,  zeigt :  „le6- 
[U^a  &QTt  dpfijoai  dvavTi^j^VjTO)^  rd  iizi  ßXdß{) 
T&v  xavövwv  irpa^fidTixa  itpo^Äf^a  Ttolv  iv 
itoo-Q  iizapxWf  xpaTfJffai  hi  toxk  xavövac  5td  icdlv- 
Toov",  und  ist  aus  Anlass  der  Erhebung  von  Be- 
rytus  zur  Metropole  durch  Theodos  11  (Th.  II. 
S.  379.  n.  7)  aufgestellt  worden.  Aus  dleiexn 
Anlass  hat  die  Synode  den  c  12  formulirt  und 
derselbe  bezieht  sich,  ebenso  wie  die  Erklärung 
selbst,  nur  auf  die  einseitige  kaiserliche  Bildung 
neuer  Metropolitansprengel  und  die  damit  ver- 
bundene Beeinträchtigung  der  Rechte  der  bis- 
herigen Metropoliten ,  während  sie  andererseits 
die  Regel  (c.  17)  sanktionirt  hat,  dass  die  kai- 
serliche Erhebung  einer  Stadt  zur  Metropole  im 
staatsrechtlichen  Sinne  ihr  auch  den  Rang  einer 
kirchlichen  gewähre ,  H  e  f e  1  e  2,  517.  Es  hat 
sich  also  für  die  Synode  lediglich  um  eine  Oppo- 
sition gegen  einen  einseitigen  früheren  Verwal- 
tungsakt gehandelt,  welche  auch  von  den  auf 
dem  Konzil  anwesenden  Kommissarien  Namens 
des  Kaisers  für  gerechtfertigt  erachtet  worden  ist, 
Mansi  1.  c.  7,  89;  Hefele  2,463  und  die  bei- 
den aus  Anlass  der  betreffenden  Verbandlungen 
aufgestellten  Kanones  12  u.  17  (Th.  II.  S.  379) 
sind  offenbar  im  Einverständinss  mit  den  Kom- 
missarien aufgestellt  worden.  Das  im  Anschluss 
daran  ergangene  kaiserliche  Gesetz:  „Privilegla 
quae  generalibus  Constitution ibus  universisecde- 
siis  orthodoxae  religionis  retro  prlncipes  prae- 
stiterunt,  firma  et  illibata  in  perpetuum  de- 
cemimus  custodiri.  Omnes  saue  pragmatlcas 
sanctlones  quae  contra  canones  ecclesiasticos  i  n  - 
terventu  gratiae  et  ambitionis  elici- 
tae  sunt,  robore  suo  et  firmitate  vacuatas  ces- 
sare  praecipimus'^,  erklärt  nur  die  gegen  die  alten 
Privilegien  der  Kirchen  erschlichenen  kaiserlichen 
Anordnungen  für  nichtig,  stellt  aber  keineswegs 
den  S&tz  auf,  dass  alle  gegen  die  kirchlichen  Ka- 
nonen erlassenen  pragmatischen  Verordnungen 
kraftlos  sein  sollen.  Damit  fallen  diese  Be- 
hauptungen, welche  es  völlig  ignoriren,  dass  die 
römischen  Kaiser ,  welche  in  der  gewaltsamsten 
Weise  mit  ihrer  Gesetzgebung  in  die  Glaubens- 
sphäre der  Kirche  eingegriffen  haben  (s.  o.  S.  672), 
doch  unmöglich  sich  in  anderer  Beziehung  eine 
derartige  Beschränkung  »uf erlegt  haben  können, 
zusammen. 

<  Allerdlugs  hat  c.  15  Ghalced.  das  Gesetz 
Theodosius'  d.  Gr.  v.  370  (s.  o.  S.  674  n.  3) 
insofern  abgeändert,  als  es  das  Alter  der  Diako- 
ulssinnen  von  60  auf  40  Jahre  herabgesetzt  hat, 
und,  soviel  bekannt,  hat  ,erst  Justlnian  ein  da- 
mit übereinstimmendes  Gesetz  (Noy.  123.  o.  13) 
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kirchlichen  Provinzen*  und  der  grösseren  Sprengel  wenigstens  principiell  in  der 
Lage,  für  ihre  Bezirke  allgemeine  Anordnungen  zu  erlassen,  also  ein  Gesetzgebungs- 
recht  auszuüben ,  wenngleich  sie  freilich  in  jener  Zeit  selten  davon  Gebrauch  ge- 
macht haben.  Davon,  dass  die  römischen  Kaiser  eine  Mitwirkung  dabei  bean- 
sprucht hätten,  finden  sich  nicht  die  geringsten  Spuren^.  Offenbar  wurden  in  Folge 
der  staatlichen  Anerkennung  der  christlichen  Kirche  und  ihrer  Organisation  auch 
die  einzelnen  Theile  der  ersteren  dadurch  fdr  legitimirt  erachtet,  die  ihnen  kirchen- 
verfassungsmässig  zustehenden  Rechte  zu  ttben.  Uefoerdies  lag  es  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  etwaige  von  diesen  Partikularkonzilien  ausgehende  Anordnungen  weder 
die  in  Kirchensachen  ergangenen  kaiserlichen  Gesetze  noch  die  die  ganze  Kirche 
bindenden  Kanonen  der  allgemeinen  Konzilien  abändern  konnten^. 

Wie  schon  an  anderen  Stellen  hervorgehoben  worden  ist^,  haben  aber  auch 
Synoden,  welche  aus  verschiedenen,  nicht  zu  einem  einheitlich  Ganzen  organisirten 
Sprengein  zusammengetreten  sind,  indem  sie  dabei  als  Vertretungsorgane  derselben 
handelten,  mehrfach  kirchenrechtliche  Normen  aufgestellt*^.  Selbstverständlich 
waren  dabei  für  sie  die  materiellen  Schranken  dieselben,  wie  für  die  Provinzialkon- 
Zilien^,  und  die  örtliche  Geltung  ihrer  Beschlüsse  konnte  an  sich  nicht  über  den  Be- 


erlassen.  Mit  Rucksicht  darauf  aber,  dass  nicht 
nur  die  kaiserlichen  Kommissare  auf  dieser  Sy- 
node in  entscheidender  Weise  eingegriffen  haben, 
8.  0.  S.  335  n.  3  n.  S.  343,  sondern  auch  die 
c.  12.  17.  28.  (s.  vor.  Anm.  u.  o.  S.  676  n.  ö) 
mit  Vor  wissen  des  Kaisers  büsnhlossen  worden 
sind,  erscheint  die  Annahme  nicht  zn  gewagt, 
dass  auch  bei  c.  15  ein  solches  Eiuverständniss 
obgewaltet  hat. 

>  Wegen  der  £parchial-  oder  Prorinzlalsynodeu 
8.  0.  S.  670  n.  S.  Von  morgenländischen  Pa- 
triarchalsynoden,  welche Kanones  erlassen  hätten, 
Ist  nichts  bekannt,  s.  o.  S.  508,  wohl  aber  haben 
die  diesen  gleichstehenden  afrikanischen  Plenar- 
oder  Universalkonzilien  in  weitem  Umfange  von 
diesem  Recht  Gebrauch  gemacht,  s.  o.  S.  511. 

2  S.  0.  S.  475.  512. 

3  S.  anten  Anm.  6. 

<  S.  0.  S.  527  n.  S.  670.  671. 

5  S.  0.  S.  529  n.  6. 

^  Positiv  ausgesprochen  Ist  das  freilich  nir- 
gends. Abgesehen  davon,  dass  bei  der  damals 
erst  in  geringem  Umfang  erfolgten  Regelung  der 
kirchlichen  Verhältnisse  durch  speclelle  Normen 
diesen  Partlkularsynoden  namentlich  im  Hin- 
blick auf  die  in  ihren  Bezirken  hervortretenden 
Bedürfnisse  schon  an  sich  ein  ausreichend  weites 
Feld  für  Ihre  gesetzgebende  Thätlgkeit  oifen  blieb 
(ist  doch  z.  B.  die  Stellung  der  Chorbischöfe 
allein  durch  solche  Konzilien,  nämlich  die  Syno- 
den von  Ancyra ,  Neocäsarca  und  Antlochien  ge- 
regelt worden,  Th.  II.  S.  162^,  enthalten  die 
Kanones  derselben,  soweit  die  letzteren  nach  dem 
Nlcänum  abgehalten  sind,  in  den  Gegenstanden, 
in  welchen  sie  sich  mit  dorn  letzteren  berühren, 
keine  demselben  widersprochenden  Anordnungen, 
Tgl.  z.  B.  c  5  Nicaen.  und  c.  6  Antiooh.,  c.  6 
Nie.  und  c.  16  Autioch.  (soweit  beide  die  un- 
rechtmässige Besetzung  von  Blsthümern  und  das 
Eindrängen  in  solche  betreffen'),  c.  4  ;und  6  Ni- 
caen., c.  16.  19  Ant.  und  o.  12  Laodlc.  (Ober  die 
Bestellung  ^und  Weihe  der  Bischöfe ,  Th.  U.  S. 


512. 513),  c.  15. 16  Nicaen.  und  c  21  (betreffend 
den  Wechsel  der  Bischofssitze).   Wenn  c.  3  Ant. 
hinsichtlich  der  Translation  der  GelBtliohen  ge- 
genüber c.  16  Nicaen.  die  selbststandige  Bestim- 
mung enthält,  dass  der  Bischof,  welcher  einen 
wegen  eigenmächtigen  Wechsels   seiner  Kirche 
abgesetzten  Kleriker  anstellt,  von  der  PioTinziil- 
synode  bestraft  werden  soll ,  so  ist  dies  nur  eine 
nähere  Anordnung  zur  Sicherung  der  Darchfohr- 
ung  des  fraglichen  Gesetzes ,  wie  auch  c.  1  Ant. 
besondere  Kirchenstrafen  für  die  Verletzung  dei 
Nicänlschen  Dekretes  über  die  Feier  des  Oster- 
festes androht.  Eine  Differenz  besteht  allerdings 
zwlsr>hen  c.  5  Nicaen.  und  o.  20  Antioch.,  welche 
beide  die  zweimalige  Abhaltung  der  PNrviuzial- 
Synode  im  Jahre  vorschreiben,  über  die  Zeiten 
des  Zusammentrittes  derselben.   Das  erklärt  sich 
aber  wohl  daraus,  dass  man  die  BestimmuBg  des 
Nioänums  in  der  letztgedachten  Hinsicht  nicht  für 
eine  absolut  gebietende  erachtet  hat,  wie  denn 
auch  später  das  Konzil  v.  Ghalcedon  ▼.  451.  c.  19 
bei  der  Einschärfung  des  Gebotes  auf  den  Zeit- 
punkt der  zweimaligen  Versammlung  kein  Ge- 
wicht gelegt  hat.   Uebrigens  tzitt  aus  den  hier  ge- 
machten  Anführungen   schon   die  Erscheinong 
entgegen,   dass  man  auf  den  Paitikularsynoden 
nicht  alle  Einzelheiten  in  den  Anordnungen  der 
allgemeinen  Konzilien  für  unabänderlich  gehsl- 
ten ,  vielmehr  nur  den  Kern  der  einzelnen  Vor- 
schriften als  die  bindende  Norm  betrachtet,  im 
Uebrigen  aber  unter  Festhaltung  der  dadurch  ge- 
gebenen Direktive,  die  Befugniss  in  Anspra<^ 
genommen  hat,  je  nach  Massgabe  der  Bedürfinisfc 
der  einzelnen  Länder  und  Kirchen  Modifikationen 
in  den  Einzelheiten  und  in  den  Durchffihrungs- 
massregeln  eintreten  zu  lassen,  also  nicht  nur  die 
festgesetzten  Rechtsnormen  zu  suppllren,  sondera 
auch  innerhalb  der  gedachten  Grenzen  lu  kozri* 
giren.   Dafür  liefern  nicht  nur  die  eben  erwikn- 
ten  orientalischen  Konzilien  den  Beweis,  aondein 
auch  im  Abendlande  hat  man  den  Kanones 
der  allgemeinen  Konzilien  gegenüber  ganz  die- 
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urk  der  yereinigten  Sprengel  hinansgehen.  Indessen  haben  gerade  die  Kanonen  der 
ältesten  hierher  gehörigen  Synoden  von  Ancyra^,  Neocäsarea,  Antiochien,  Lao- 
dicea  nnd  Oangra^,  hauptsächlich  wohl  dnrch  ihre  Aufnahme  in  die  älteste  grie- 
chische  Kanonensammlung  ^  schon  früh  im  Morgenlande  auch  über  ihren  Entstehungs- 
kreis hinaus  Verbreitung  gefunden  und  sind  hier,  mindestens  in  einzelnen  Theilen, 
dnrch  Gewohnheitsrecht  in  Kraft  getreten.  Da  aber  diese  gewohnheitsrechtliche 
Reception  nicht  flberall  sicher  war,  auch  einzelne  dieser  Synoden,  wie  die  von  An- 
tiochien,  keines  unbestrittenen  Ansehens  genossen^,  so  fand  sich  das  allgemeine 
Konzil  von  Chalcedon  (451)  veranlasst,  den  von  den  bisherigen  Synoden  aufgestell- 
ten Kanonen  ausdrücklich  Geltung  beizulegen^  nnd  sie  dadurch  zu  allgemeinen 
ELirchengesetzen  zu  erheben*. 


selbe    Stellang    eingenommen.     Was   zunächst 
Nordafrika  betrifft,  so  ist  eine  Primatialstel- 
lung,  wie  sie  dort  der  Bischof  ▼.  Carthago  unter 
Anerkennung  der  Plenarsynodeu,  s.  o.  S.  511  u. 
Th.  I.  S.  581  erlangt  hat,  dem  Nicauum  fremd, 
femer  bat  Cartb.  387  o.  390  c.  12  u.  Cartb.  IIl. 
▼.  397  c.  2  wohl  die  dem  c.  4  Nicaen.  entspre- 
chende Vorschrift  dass  im  Notbfalle  3  Bischöfe 
einen  andern  ordiniren  können,  anfgestellt,  ver- 
langt aber  nicht  dazu  die  seitens  des  letzteren 
Torgeschriebene  schriftliobe  Einwilligung  der  ab- 
wesenden Bischöfe  der  Provinz.  Von  den  galll'- 
8 oben  Synoden  wendet  Yalence  (374)  c.  3  die 
YoTBchrift  des  c.  11  Nicaen.  über  die  lapsi  wäh- 
rend der  Verfolgung  des  Liciiiiiis  unter  ausdrück- 
licher Bezugnahme  dieses  Konzils  auf  diejenigen 
an  y  welche  den  Dämonen  geopfert  haben ,  trifft 
aber  zugleich  Bestimmungen  über  die  diesen  auf- 
zuerlegende Busse,  welche  mit  c.  11  cit.  nicht 
übereinstimmen.   Riez  439.  c.  8  macht  die  zwei- 
malige Abhaltung  der  Proyinzlalkonzilien  (o.  5 
Nieaen.)  von  der  Bedingung :  ,,si  qnles  temporum 
erit"  abhängig  (und  setzt,  falls  c.  10  zu  diesem 
Konzil  gehört,  Hefele  2,  281,  auch  die  Zeit 
der  Abhaltung  nicht  nach  dem  Nlcänum,  sondern 
nach  c.  20  Antiocb.  fest,  s.  vorher),  Orange  I.  v. 
441  C.29  lässt  es  bei  dem  einmaligen  Zusammen- 
tritt der  Provinzialsyuoden  bewenden  und  trifft 
r.  21  die  den  c.  4  Nicaen.  in  eigenthümlichor 
Weise  ergänzende  Anordnung,   dass  wenn  nur 
zwei  (nicht  mindestens  3)  Bischöfe  einen  Geist- 
lichen wider  seinen  Willen  geweiht  haben ,  der 
letztere,  falls  er  tauglich  ist,  den  Bischofssitz  des 
einen  seiner  Konsekratoren  einnehmen  soll,  was 
in  sofern  geradezu  gegen  das  Nicänum  verstösst, 
als  der  Konsekrirte  weder  in  Gemässbeit  desselben 
bestellt  noch  geweiht  Ist  und  ihm  durch  die  un- 
erlaubte Bandlung  der  Konsekratoren  ein  Anrecht 
auf  einen  Bischofssitz  gewährt  wird. 

Den  eben  erwähnten  Konzilien  standen  die- 
jenigen, welche  zwar  als  allgemeine  berufen, 
aber  als  solche  nicht  zu  Stande  gekommen  waren, 
ihrer  lechtlichen  Stellung  nach  gleich.  Sie  konn- 
ten daher  ebensowenig,  wie  die  ersteren,  die  von 
den  allgemeinen  Synoden  festgesetzten  Normen 
abändern.  Allerdings  hat  das  hierher  gehörige 
Konzil  von  Sardika  v.  343  (s.  o.  S.  328.  n.  8), 
welches  sieh  selbst  in  der  Einleitung  zu  seinen 
Kanonen  auch  blos  als:  oOvoSo«  «upcpo'nQ^eToQi 
in  Sia^öpoDV  hza^yt&N  bezeiehnet ,  diese  Grenze 
nlebt  innegehalten.  Die  viel  berufenen  c.  3.  4. 
ö  (c.  7.  G.  VII.  qu.  4  u.  c.  36.  0.  II.  qu.  6)  über 


die  Appellationen  abgesetzter  Bischöfe  nach  Kom 
waren  etwas  durchaus  Neues  und  sprachen  dem 
dortigen  Bischof  ein  Vorrecht  zu ,  welches  dem 
Nicänum  nicht  nur  unbekannt  war,  sondern  auch 
mit  c.  6  desselben  nicht  in  Einklang  zu  bringen 
war.  Indessen  sind  die  Beschlüsse  des  gedachten 
Konzils  anfänglich  weder  im  Orient ,  noch  selbst 
im  Abendlande  im  nennenswerthen  Umfange  an- 
erkannt und  recipirt  worden.  Wohl  aber  haben 
sich  seit  dem  Beginn  des  ö.  Jahrhunderts  die 
römischen  Bischöfe  unter  Benutzung  des  Umstan- 
des,  dass  die  sardicensisohen  Kanones  schon  früh 
denen  des  Nlcänums  ohne  Trennung  und  Unter- 
scheidung in  den  Handschriften  angefügt  worden 
sind  und  sie  daher  als  nicänische  galten,  Maas- 
sen  a.  a.  O.  1,  52  ff.  auf  sie  als  nicänische 
Kanonen  berufen ,  um  das  ihnen  in  denselben 
zuerkannte  Recht  der  Appellationsinstanz  prak- 
tisch zur  Durchführung  zu  bringen,  Maassen 
a.  a.  0.  S.  57;  Löning,  Gesch.  d.  deutsch. 
K.  R.  1,  455.  Dem  gegenüber  haben  aber  die 
afirikanischen  Bischöfe  in  dem  Appellationsstreit 
mit  Rom  seit  dem  J.  418,  Hefele  2,  120,  den 
völlig  korrekten  Standpunkt  eingenommen,  das 
beanspruchte  Recht  des  römischen  Bischofes  als 
nicht  nicäulseh  zu  bestreiten,  und  damit  die 
Rechtsverbindliclikelt  der  Sardlcensischen  Kano- 
nen abzulehnen.  Aus  der  Aeusserung  des  Bi- 
schofs Gratus  v.  Carthago  auf  dem  Kondl  v.  345 
0. 348.  c.  5,  welcher  dem  Konzil  v.  Sardika  selbst 
beigewohnt  hat,  Hefelei,  Ö4Ö,  „nam  et  meminl, 
in  88.  concilio  Sardicensi  statutum,  ut  nemo  al- 
terius  plebis  hominom  usurpet**  (c.  15.  16),  folgt 
jedenfalls  nichts  für  eine  Reception  der  Kanones 
in  Afrika,  welche  dort  im  ö.  Jahrhundert  völlig 
unbekannt  gewesen  sind,  Maassen  S.  56. 

1  S.  0.  S.  328. 

2  S.  0   S.  475  n.  1  u.  S.  527.  n.  6. 

3  Den  Grundstock  derselben  haben  die  Kano- 
nen von  Ancyra  und Neooäsarea  gebildet,  Maas- 
sen, a.  a.  0.  1,  125;  zunächst  sind  ihnen  dann 
die  Beschlüsse  von  Nicäa  und  Gangra ,  a.  a.  O. 
S.  78,  später  (aber  jeden  fall  f:  noch  vor  dem  Kon- 
zil von  Chalcedon')  die  von  Anttochien,  S.85,  und 
endlich  die  von  Laodicea  und  Konstantinopel 
beigefügt  worden,  S.  122. 

*  Hefelei,  529  u.  2,  505. 

5  c.  1 :  „To^c  irapd  xiüv  4^^®''  Traxdpmv  %tt%' 
^■Ka<3Tr)v  o6vo8ov  df^pi  toO  vOv  dXTC&^vrac  xav6va( 
xpaxetv  ihixaiAaatts^  (c.  14.  C.  XXV.  qu.  1). 

6  Hefele  2,  5Ö5.  Dagegen  behauptet  Eich- 
horn K.  R.  1,  52  unter  Zustimmung  von  Rieh- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


C§.  186. 


§.186.     B,  Das  westränxiache  Reich  inibesondere.   Der  Bischof  von  Rom. 

Die  im  vorigen  §.  besprochene  Stellung  als  des  in  der  Kirche  massgebenden, 
obersten  Faktors  haben  die  römischen  Kaiser  sich  nnr  in  der  Ostlichen  H&lfte  be- 
wahren können,  sie  hier  allerdings  anch  bis  in  ihre  ftnssersten  Konsequenzen  (bis  zu 
dem  s.  g.  Byzantinismus  oder  Oäsaropapismns)  bethätigt. 

Dagegen  begann  im  Westen  nach  dem  Tode  Theodosius'  d.  Gr.  (395)  und  nach 
der  Theiiung  des  Reiches  sich  eine  eigenthttmliche  Entwicklung,  welche  zu  vöU^ 
abweichenden  Resultaten  geführt  hat,  zu  vollziehen.  Hier  war  das  immer  schwftclier 
werdende  Kaiserthum ,  welches  das  zerfallende  Reich  nicht  einmal  mehr  gegen  die 
Ueberfluthung  der  vordringenden  Germanenstämme  zu  schlitzen  vermochte,  ausser 
Stande,  der  Kirche  gegenüber  die  Machtstellung  zu  behaupten,  welche  die  frfiheren 
Kaiser  besessen  hatten,  und  es  konnte  nunmehr  hier  der  der  Kirche  innewohnende 
Trieb  nach  Selbstständigkeit  gegenüber  der  weltlichen  Gewalt  freie  Entfaltung 
finden.  Die  Anschauungen,  welche  schon  in  einzelnen  geistlichen  und  christUchen 
Kreisen  im  4.  Jahrhundert  im  Gegensatz  zu  dem  herrschenden  staatskirchlichen  Sy- 
stem hervorgetreten  waren  und  für  die  Kirche  die  oberste  massgebende  Stellung  be- 
anspruchten, indem  sie  zugleich  vom  Kaiser  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  im 
Dienste  der  Kirche  und  in  Unterwerfung  unter  dieselbe  die  Durchführung  der  von 
ihr  gesetzten  Normen  forderten  ^,  wurden  jetzt  im  Westen  von  einem  in  der  Entwick- 
lung immer  bedeutsamer  hervortretenden  Faktor  aufgenommen,  und  von  diesem 
zur  Richtschnur  seiner  kirchenpolitischen  Thätigkeit  gemacht. 

Der  Bischof  von  Rom  hatte  schon  früh  wegen  der  Bedeutung  seines  Sitzes 
als  Hauptstadt  des  Reiches  und  als  Mittelpunkt  der  antiken  Welt  eines  hohen  An- 
sehens genossen ,  und  galt  dem  Range  nach  als  der  erste  unter  seinen  bischöflichen 
Amtsbrfldem^.  Im  3.  Jahrhundert  wurde  diesem,  auf  den  äusseren  und  politischen 
Verhältnissen  beruhenden  Vorrang  in  Rom  auch  eine  kirchliche  Grundlage  gegeben, 


ter-DoTe  K.  R.  8.  Aufl.  S.  53.  n.  3,  es  sei  in 
dem  citirten  Kauon  kelae  Rede  „▼on  der  Bestätig- 
Hiig  der  Schlüsse  einzelner  älterer  Synoden,  son- 
dern nnr  von  Gmndsätzen ,  die  sie  anerkennen 
nnd  deren  Inhalt  freilich  hie  und  da  auch  in  den 
Schlüssen  solcher  früherer  Koncilien  vorkam, 
welche  als  Ganzes  zu  keinem  allgemein  anerkann- 
ten Ansehen  gelangt  waren".  £r  giebt  damit  dem 
Kanon  des  Konzils  einen  so  unbestimmten  nnd 
vagen  Inhalt,  dass  die  Frage  berechtigt  ist ,  wie 
dasselbe  überhaupt  dazu  gekommen  sein  sollte, 
eine  solche  unklare  Vorschrift  z«  erlassen  und 
was  es  damit  bezweckt  habe.  Auch  sprachlich  ist 
•eine  Erklärung  unhaltbar.  Die  Stelle  spricht 
deutlich  von  den  von  den  Vätern  der  früheren  Sy- 
noden erlassenen  Kanones  und  kann  um  so  weniger 
anders  erklärt  werden ,  als  c.  5  desselben  Kon- 
zils: ^Ilepl  hk  xm^  (ircaßaivövTODV  dic^  TCÖXeo« 
cU  TT^Xtv  tJzt9t6'Kms  t)  xXv)pcxä9V  ihoie  to6c  Ttcpl 
TOÖmv  Tc^^VTa^  xav^vac  t&v  d^loav  ita- 
ripwv  l)^etv  T^jv  {Mov  l«y6v",  die  gleiche 
Wendung  gebraucht  und  hier'  zweifellos  auf  die 
Kanones  Jener  Synoden,  nämlich  u.  a.  c.  21  An- 
tioch.  (s.  0.  S.  305)  Bezug  genommen  wird.  Be- 
rücksichtigt man,  dass  der  Synode  die  griechlBche 
KanoneiMammlnng  in  ihrer  damaligen  Gestalt 
vorlag  —  am  derselben  wurden  bei  den  Verhand- 


lungen c.  4.  6.  16.  17  Autioch.  als  c.  83.  84.  96. 
96  oitirt,  Mansi  7,  84.  281,  Hefele  2,  459. 
461.  493-,  Maassen  S.  127,  so  erseheint  es 
sicher,  dass  die  Festsetzung  des  Konzils  in  can. 
1  die  in  der  erwähnten  Kollektion  enthaUencn 
Kanones  gemeint  hat.  Ist  diese  Auffassung  rich- 
tig, dann  folgt  weiter,  dass  die  Nov.  131.  c  1 
(s.  0.  S.  671  n.  8)  mit  den  von  den  4  allgenei- 
nen  Synoden  bestätigten  (ßfißaioi^vcac)  Kanones 
vor  allem  die  eben  erwähnten  in  das  Auge  gefasft 
haben  muss ,  dass  also  Justinian  auch  diese  aa 
Rang  den  kaiserlichen  Gesetsen  gleichgestellt  hat 
(s.  S.  671  n.  8).  Andrer  Ansicht  auch  hier  wie- 
der Eichhorn  S.  ÖO  und  Richter-Dove  a.a. 
0.,  obwohl  es  doch  kaum  auffällig  sein  kann,  dass 
Justinian,  dessen  Gesetze  vielfach  den  Inhalt  rin- 
zelner  Kanons  nicht  blos  der  allgemelneB,  son- 
dern auch  der  PartikularkonziUen  vrieder  geben 
(o.  S.  675  n.  1)  oder  wenigstens  daiauf  fvsM», 
im  Interesse  der  sicheren  Anfitsechtarhaltnng  der 
kirchlichen  Disciplln  eine  solche  generelle  An- 
ordnung getroffen  hat. 

1  S.  0.  S.  674.  Unter  den  Vertreten  dwseiben 
ist  vor  allem  Augnstlnas  (insbesondere  mit  der 
Schrift  de  dvitate  dei)  zu  nennen. 

2  R  0 1  h  e ,  Vodesnngen  über  KirchengMohichte 
1.  369. 


§.  1S6.]        GeBetBgebungsreeht.  Das  weströmische  Reich.  Der  Bischof  Ton  Rom. 
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iBdem  man  ihn  auf  die  Nachfolge  des  fömischen  Bischofs  in  die  Steilnng  nnd'Aato* 
ritAt  des  Apostel  Petrns  gründete^  und  dem  Zeugniss  der  römischen  Kirche  und  ihres 
Bischofs  eine  besonders  massgebende  Bedentung  beilegte,  weil  die  erstere  als  ehe- 
maliger Sitz  des  Petrus  vor  allen  anderen  die  apostolische  Tradition  treu  und  rein 
bewahrt  habe  ^ 

Im  Laufe  des  4.  Jahrhunderts  ist  allerdings  der  Ehren vorrang  des  römischen 
Bischofs  vor  seinen  anderen  Kollegen  bereits  gesetzlich  anerkannt  worden  ^.  Aber 
im  Uebrigen  hat  er  in  dieser  Zeit  ausserhalb  des  ihm  in  kirchlicher  Beziehung  kraft 
seiner  Metropolitan-  (oder  Patriarohal-)  Gewalt  unterstehenden  Theiles  Italiens  keine 
Rechte  geübt,  welche  auf  irgend  eine  obere  leitende  Stellung  oder  auf  einen  Primat 
im  juristischen  Sinne  deuteten,  vielmehr  war  seine  Autorität  über  diesen  Bezirk  hin- 
aas lediglich  eine  moralische,  welche  auf  der  hervorragenden  Bedeutung  seines 
Stifales  beruhte  '\  Insbesondere  war  davon  keine  Rede ,  dass  ihm  in  der  fraglichen 
Zeit  irgend  welche  gesetzgebenden  Befugnisse  über  die  nicht  zu  seinem  Sprengel  ge- 
hörigen Kirchen  zugestanden  hätten  4. 

Aber  gerade  die  Sitte,  dass  sich  die  Bischöfe  aus  den  verschiedensten 
Theilen  der  Kirche  schon  seit  längerer  Zeit  an  den  römischen  Stuhl  um  Beleh- 
rung wandten,  gab  gegen  Ende  des  4.  Jahrhunderts,  seit  welcher  Zeit  solche  Zu- 
schriften vor  Allem  häufig  aus  Spanien  und  Gallien  in  Rom  eingingen,  den  rö- 
mischen Bischöfen  Veranlassung,  ihre  Belehrungen  in  der  Form  autoritativer 
und  massgebender  Anweisungen  zn  ertheilen.  Zuerst  ist  dies,  soweit  sich  feststellen 
lässt,  von  Siricius  geschehen^,  und  in  noch  grösserem  Umfange  im  5.  Jahrhundert 


^  Der  erste  römische  Bischof,  welcher  nach- 
weisbar sich  darauf  berufen  hat ,  ist  Stephan  I. 
(2Ö3— 2Ö7}.  XMes  ergiebt  sich  aus  dem  Brief 
Finnilianjs  an  Oypriau,  opp.  Oypriani,ed.  Hartel 
ep.  75.  c.  17,  2,  821 :  ^n  hac  parte  luste  indig- 
Dor  ad  hanc  tarn  apertam  et  manifestam  Stephani 
stultitiam  quod  qui  sie  de  episcopatus  sui  loco 
gloriatur  et  se  successlonem  Petri  teuere 
eontendit,  super  quem  fundamenta  ecclesiae 
GoHoeata  sunt^;  Gypriani  ep.  71  ad  Qulntum  c. 
3, 1.  c.  p.  773 :  „Non  autem  est  de  consuetudine 
pnesciibendum,  sedratione  uincendum.  nam  nee 
Petrus  quem  primum  dominus  eleglt  et  super 
qoen  aedlfleauit  eccleslam  suam ,  cum  seeum 
Paulus  de  drcnmoisione  postmodum  disceptaret, 
uindlcanit  sibl  aliquid  insolenter  aut  adroganter 
adsumpsit,  ut  dieeret  se  primatum  tenere  et  ob- 
temperari  a  nouellis  et  posteris  slbi  potius  opor« 
tere''.  8.  dazu  Rothe  a.  a.O.8.  37Ö;  F.Fried- 
lich,  zur  allsten  Oeseh.  d.  Primates  in  der 
Kiieke.  Bonn  1879.  S.  91 .  Wahrscheinlich  haben 
aber  schon  Viktor  I.  (189->199?1  und  Oalllstus  I. 
(217—222)  oder  Zephyrinus  (199?— 217)  ahnliche 
Ansprüche  erhoben,  R  o  t h  e  S.  375 ;  F  ri  e dr  1  ch 
8.  75.  83. 

2  Vgl.  Th.  I.  8.  641. 

»  A.  a.  O.  S,  567. 

*  Das  zeigt  namemtlioh  die  Stellung  des  römi- 
schen Bisdiofe  zu  der  Synode  t.  Arles,  a.  a.  0. 
S.  567  nnd  zu  dem  KonzU  yon  Nlcäa,  o.  S.  333 
u.  2.  n.  344  n.  8. 

^  ep.  ad  Himer.  eplec.  Tarraoon.  a.  385.  o.  15, 
Couetantp. 637 :  „ad singulas causas de quibus 
...  ad  Romanam  eccleslam ,  ntpote  ad  caput  tu! 
corporis  retuhsti ,  sufflei^iter,  quantum  opinor, 


responsa  reddldlmus.  Nunc  fraternitatis  tuae 
animum  ad  serrandos  canones  et  tenenda  de- 
cretalla  constituta  magis  ac  magis  incita- 
muB,  ut  haec  quae  ad  tua  rescrlpslmus  cousulta, 
In  omni  um  coepiscoporum  nostrornm  perferri 
facias  notionem  et  non  solum  eornm  qui  in  tua 
sunt  dioecesi  constituti ,  sed  etiam  ad  universos 
GarthaginensesacBoetlGOS,  Lusitanos  atqueGalli- 
cios  vel  eos  qui  vicinis  tuis  oolUmltant  hlnc  inde 
proYinciis,  haec  quae  a  nobls  sunt  salubri  ordi- 
natiene  disposita,  sub  litterarum  tuarum  pro- 
secutione  mittantur.  Et  quamquam  statuta 
sedls  apostolicae  vel  canonum  venera- 
bilia  definita,  null!  sacerdotum  domini 
ignorare  Bit  liberum:  utilius  tamen  et  pro 
antiquitate  sacerdotii  tai ,  dilectionl  tuae  esse 
admodum  poterit  gloriosum,  sl  ea  quae  ad  te 
special!  nomine  generaliter  scripta  sunt,  per  una- 
tilmitatis  tuae  sollicitudlnem ,  In  unlTersorum 
fratram  nostrornm  notltiam  perferantur :  quate- 
nus  et  quae  a  nobis  non  inconsulte,  sed  provide 
sub  nlmia  cautela  et  deliberatione  sunt  salubriter 
constituta,  intemerata  permaneant  et  omnibus  in 
posterum  excusationibus  aditus,  qui  iam  null! 
apud  no8  patere  poterit,  obstruatui^.  Femer 
helsst  es  in  c.  8,  1.  c.  p.  632  in  Bezug  auf  das 
Verbot  der  mehrfachen  Ehe  für  die  Priester  und 
Diakonen,  welches  freilich  schon  in  der  Kirche 
bestand,  s.  Th.  I.  S.  22:  „quid  ab  unlyersis 
posthac  ecclesiis  sequendum  sit,  quid  vltandum, 
generali  pronuntiatione  decernimus.  Aus 
dem  Inhalte  des  Schreibens  erglebt  sich,  dass  der 
Bischof  von  Tarragona  die  Autorität  des  Papstes 
für  seine  Bestrebungen  gegen  seine  Amtsgenos- 
sen (s.  Goustant  p.  626)  angerufen  hatte,  und 
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von    seiBen    Naohfolgam,    nämlich    von    Innocenz    U,     Zosimus^,     €  Öle- 


offenbar  hat  dies  mit  Veranlassung  gegeben ,  die 
Bedeutung  der  päpstlichen  Erlasse  und  Auwei- 
suDgen  so  scharf  zu  accentulren. 

Interessant  ist  der  Brief  auch  dadurch,  dass  er 
c.  1.  1.  c.  p.  624 :  „signastl ,  baptlzatos  ab  im- 
piis  Arianis  plurimos  ad  fldem  catholioam  festl- 
nare  et  quosdam  de  fratribus  Dostris  eosdem  bap- 
tizare,  quod  neu  licet,  cum  hoc  flerl  et  apostolus 
vetet  et  canones  contradlcant  et  post  cassatum 
Ariminense  ooncilium ,  missa  ad  provincias 
a  von.  memoT.  praedecessore  meo  Liberio  ge- 
ueralia  decreta  piohibeant :  quos  nos  cum No- 
vatiauis  alüsque  haereticls,  sicut  est  in  synodo 
(d.  h.  y.  Nicäa),  constitutum  per  invocationem 
solam  septiformis  Spiritus,  episcopalis  manus  im- 
positione,  catholiconim  conveutul  sociamus,  quod 
etiam  totus  oriens  occideiisque  custodia,  von 
generellen  Anordnungen  des  Papstes  Liberius, 
welche  etwa  i.  d.  J.  362  zu  setzen  wären,  spricht. 
Etwas  Weiteres  ist  über  die  letzteren  nicht  be- 
kannt, und  es  lasst  sich  höchstens  soviel  ent- 
nehmen, dass  darin  von  einer  ausdehnenden  An- 
wendung des  die  Rückkehr  der  Gatharer  (d.  h. 
Novatianer)  zur  Kirche  betreffenden  c.  8  des  Nicä- 
nums  die  Rede  gewesen  ist.  Da  aber  der  sich 
danach  für  die  Taufe  der  Ketzer  ergebende  Grund- 
satz schon  durch  das  conc.  Arelat.  v.  314  c.  8  aus- 
gesprochen war,  so  können  die  s.g.  deereta  genera- 
lia  des  Liberius  nichts  Neues  enthalten,  vielmehr 
nur  auf  die  schon  in  der  Kirche  feststehende 
Regel  und  Praxis  hingewiesen  haben.  Die  Nach- 
richt kann  also  nicht  als  Beweis  für  die  Ausübung 
eines  päpstlichen  Gesetzgebungsrechtes  dureh 
Liberius  dienen. 

1  £p.  ad  Decent.  Eugub.  a.  416,  Co u staut 
p.  855:  ,;Si  instituta  ecclesiastica ,  ut  sunt  a  b. 
apostolis  tradita ,  integra  vellent  servare  domini 
sacerdotes,  nuUa  diversitas,  nulla  varietas  in  ipsis 
ordiuibus  et  consecrationibus  haberetur.  Sed 
dum  unusquisque  non  quod  traditum  est,  sed 
quod  sibi  visum  fuerit ,  hoc  aestimat  esse  tenen- 
dum,  inde  diversa  in  diversis  locis  vel  ecdesiis 
aut  teneri  aut  celebrari  vldentur  ac  fit  soandalum 
populis.  Quis  nesciat  aut  non  ad  vertat,  i  d  q  u  o|d 
a  principe  apostolorum  PetroRomanae 
eoolesiae  traditum  est  ac  nunc  usque 
custoditur,  ob  omnibus  debere  servari; 
uec  superduci  aut  introduci  aliquid,  quod  auctori- 
tatem  non  habeat  aut  aliunde  acdpere  vldeatur 
exemplum?  praesertim  cum  sit  manifestum,  in 
omnem  Italiam,  Gallias,  Hispanias, 
Africam  atque  Siciliam  et  insulas  in- 
teriacentes  nullum  instituisse  eocle- 
Sias,  nisi  eos  quos  vener.  apost.  Petrus  aut 
eius  successores  constituerint  sacerdotes. 
Aut  legant,  si  in  his  proviuciis  alius  apostolorum 
invenitur  aut  legitur  docuisse.  Qui  si*non  legunt, 
quia  nusquam  inveniunt,  oportet  eos  sequi, 
quod  ecclesia  Romana  custodlt,  a  qua 
eos  principium  accepisse  non  dubinm  est;  ne 
dum  peregrinis  assertionibus  Student,  caput  in- 
stitutionum  vldeantur  omittere^  (vgl.  übrigens 
dazu  V.  S  c h u  1 1 e ,  Stellung  d.  Konzilien,  Papste 
etc.  Prag  1871.  S.  155).  Während  hier,  wo  es 
sich  um  einen  Bischof  des  Rom  untergebenen 
Gebietes  von  Italien  handelt,  der  Papst  seinen 


Standpunkt  in  voller  Schärfe  geltend  macht,  ge- 
schieht dies  in  milderer  Form  in  der  ep.  ad 
Yictric.  Rotomag.  v.  404,  1.  c.  p.  746 :  „tarnen 
quia  Romanae  ecclesiae  normam  atque  auctorita- 
tem  magnopere  postulasti ,  voluntati  tuae  morem 
admodum  gerens,  digestas  vitae  et  momm  proba- 
bilium  disdplinas  annexas  literis  meis  misi,  per 
quas  advertant  ecclesiarum  regiouis  vestrae  po- 
puli,  quibus  rebus  et  regulis  christianorum  vita  in 
sua  cuiusque  professione  debeat  contineri  qualis- 
que  servetur  in  urbis  Romae  ecclesiis  discipUiu. 
Erit  dilectionls  tuae,  per  plebes  flnitimas  et  con- 
sacerdotes  nostros  qui  in  illis  regionibus  proprüs 
ecclesiis  praesident,  regularum  hunclibrnm 
quasi  didascalicum  atque  monitorem 
sedulo  insinuare,  ut  et  nostros  cognoscere 
et  ad  fldem  confluentium  mores  valeant  docendi 
sedulitate  formare'',  und  noch  mehr  im  Ton  blosser 
Belehrung  ep.  ad  Exsuper.  Tolos.  a.  405,  1.  c.  p. 
789 :  „Gonsulenti  tibi ...  pro  captu  intelllgentiae 
meae  quae  sunt  visa  respondi ,  quid  sequendun 
vel  docllis  ratio  persuaderet  vel  auctoritas  leetioni» 
ostenderet  vel  custodita  series  temporum  demon- 
straret.  Et  quidem  dilectlo  tua  ad  sedem  aposto- 
licam  referre  maluit,  quid  deberet  de  rebus  dubiis 
custodire,  potius  quam  usurpatione  praeaumta 
quae  sibi  viderentur  de  singulis  obtinere.  Cm 
enim  magis  pudendum  putemus  discere  aliqnid 
quam  omnlno  uesoire^,  indessen  wird  andererseits 
die  Anordnung  des  Siricius  in  dem  S.  683  n.  5 
citirten  Brief  über  die  Enthaltung  der  Geistlichen 
vom  Umgang  mit  ihren  Frauen  (s.  auch  Th.  I. 
S.  147  n.  11)  als  bindende  Norm  behandelt,  1.  c 
p.  792 :  ^Nam  sl  ad  aliquos  forma  illa  eedesiasti- 
cae  vitae  pariter  et  disciplinae  quae  ab  cpiscopo 
Siricio  ad  p  r  0  V  i  n  c  i  a  s  (in  Wirklichkeit  nur  nock 
Spanien)  commeavlt ,  non  probabitnr  per^enisse, 
his  ignorationis  venia  remittetur,  ita  ut  de  cetero 
penitus  iuciplant  abstinere .  .  .  .  Si  qui  anten 
scisse  formam  vivendi  missam  a  Sirido  detegen- 
tur  neque  statim  cuplditates  Ubidlnis  abiedMe, 
Uli  sunt  modis  omnibus  submovendl,  qui  post 
admonltionem  cognitam  praeponendam  arbiliati 
sunt  voluptatem".  Auch  das  Einleitungisdireibeo 
und  der  Schluss  der  canones  synodi  Romanoram 
ad  Gallos  episoopos  iuxta  quaestiones  ab  Ulis  pro- 
positas,  Bruns  I.  2,  274,  welche  wohl  in  die 
Zeit  Innocenz*  I.  gehört,  Hef  ele  2,  27  hateinsB 
mehr  belehrenden  Charakter  gewahrt. 

3  Ad  Patrocl.  Arelat.  v.  417,  Goustant  p. 
962:  „si  enim  apostolus  neophytqin  sacerdotioMO 
statim  cumularl  iubet  et  hoc  Idem  canonum  sta- 
tuta (Nicaen.  c.  2)  sanxerunt,  hoe  addimai 
nostra  sententla,  ut  quisquis  de  cetero  vel 
summo  sacerdotio  vel  presbyteiil  gradu  vel  dla- 
conatus  crediderlt  cumulandum,  seiat  et  se  gn- 
dus  sui  snbire  iacturam  nee  in  illnm  valiton 
esse  quae  contulit:  .  .  .  Scripta  nostrt  !■ 
omnium  facies  notitiam  pervenira;  «t 
ne  hoc  quidem  ipsum  tibi,  quod  omnibus  iBtei- 
dictum  est ,  lioere  cognoBcas** ;  ad  Hesyeh.  SaSo- 
lütan.  a.  418,  1.  c  p.  970:  „ad  te  potissimosD 
scripta  dlreximus  quae  in  omnium  fratram  st 
coepisooporum  nostrorum  fades  ire  notitiam,  hob 
tantum  eorum  qui  in  ea  provincia  sunt,  sed  eCUv 
qui  dileotionis  tuae  provinoiis  adianguntnr.  Sdet 
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stin  I.  ^  und  Leo  I.^  Von  Allen  wird  schon  die  Forderung  erhoben,  dass  ihren 
Amr^mmgßn  (decretaUa  eoiutiiuta''^y  deoreta*,  statuta^,  regukte^i  auctoritas'^ )  bindende 
und  verpflichtende  Kraft  zukomme  und  ihnen  Gehorsam  geleistet  werden  mttsse, 
freilich  gegenflber  solchen  Bischöfen,  welche,  wie  die  Italiens,  ihnen  untergeben, 
oder  welche,  wie  ein  Theil  der  gallischen,  spanischen  und  ilijrischen  Bischöfe  wegen 
der  besonderen  Verhältnisse  ihrer  Länder  in  der  damaligen  Zeit  in  eine  engere  Be- 
ziehnng  zu  Rom  getreten  waren  ^. 

Ein  festes  Fundament  erhielten  die  Ansprüche  aber  erst  unter  Leo  I.  Ihm  ge- 
lang es,  von  dem  schwachen  Valentinian  lU.  i.  J.  445  ein  Gesetz  zu  erwirken,  in 
welchem  ausser  der  oberstrichterlichen  Stellung  auch  die  gesetzgebende  Gewalt  des 
römischen  Bischofs  im  Abendlande  anerkannt  wurde  ^. 

Bisher  hatten  im  römischen  Reich  der  Kaiser  und  ferner  als  sein  Organ,  das 
allgemeine  Konzil,  das  oberste  Gesetzgebungsrecht  ausgeübt  ^^.  Eine  Gleichstellung 
des  römischen  Bischofes  mit  diesen  beiden  Faktoren  hat  das  gedachte  Gesetz  aber 
nicht  ausgesprochen.  Denn  jedenfalls  lag  in  der  Ertheilung  eines  derartigen  Privi- 
legiums kein  Verzicht  des  Kaisers  auf  sein  höheres  Recht,  und  daher  sind  auch  in 
der  Folgezeit  die  von  den  Kaisem  in  kirchlichen  Angelegenheiten  erlassenen  Gesetze 
seitens  der  römischen  Bischöfe  als  massgebend  anerkannt  worden  ^K 


qnisqnis  hoc  postposita patrum  et  apostolicae 
eediB  auctoritate  neglexerit  a  nobis  distric- 
tins  vindieandam''. 

1  Ad  epiacopos  Apuliae  et  Calabriae  a.  427, 
1.  c.  p.  1072 :  „Nnlli  sacerdotam  saoa  licet  cano- 
nes  ignorare  nee  quidqnam  facere  quod  patrum 
posslt  regalis  obTiare.  Quae  enim  a  iiobia  res 
digna  serrabituri  ridecretallum  nonna  con- 
stitutoram  pro  [aliquornm  libito,  licentia  po- 
pnUs  pennlssa,  Arangatnr?  .  .  .  Tallbus  Itaqne, 
fratrea carissimi,  qni  iuris  nostrl,  i.e.  cauo- 
num  gubernaevla  ciutodimiis,  necesse  est, 
obTiemns,  hisqne  ftatemitatem  ▼estram  epistolis 
commonemus,  ne  quis  laicum  ad  ordinem  clerica- 
tas  admittat  et  sinat  flerl  ande  et  illum  decipiat 
et  8lM  eaasaa  generet,  quibusrens  constitu- 
tis  decretalibus  flat^ 

^  ep.  ad  episcop.  per  GampaniaiD  v.  443  (Jaf  ftf 
il ed.  n.  402)  c.  ö,  ed.  Baller.  1, 616 :  ^Ne  quid 
▼ero  Sit,  qnod  praetennissam  a  nobis  forte  ereda- 
tar,  omnla  decretalia  constituta  tarn  b. 
recordat.  Innoeentli  quam  omnlum  de- 
cessorum  nostrorum  quae  de  eccleala- 
Stiels  oTdinlbus  et  canonum  promul- 
galae  sunt  dlsciplinis,  ita  a  veatra  dilec- 
tlone  enatodiri  mandamus,  ut  si  quis  illa 
contempaerit,  venlam  sibi  delnceps  noyerit  dene- 
gari". 

S  S.  o.  S.  683  n.  5  u.  hier  n.  1,  so  mit  Rflck- 
sleht  darauf,  daas  die  Briefe  Anordnungen  des 
Papates  in  bestimmten  Abschnitten  oder  Kapi- 
teln (dtereta)  enthalten,  Maassen  a.  a.  0.  1, 
229.  Decretalis  epUtola  kommt  erst  vor  im  de- 
cret.  Qelasil  I.  de  libria  recipiendis  y.  495  o.  496 
c.  3,  Thiel  1,  458:  „Item  decretales  epi- 
8 to  1  a  s ,  qnas  beatlaslml  papae  diversis  temporl- 
bua  ab  nrbe  Roma  pro  dWersorum  patrum  con- 
saltatione  dederunt,  Tenerabillter  suscipiendas 
esse«  (auch  c.  3.  $.  16.  Dist.  XVI.). 

«  3.  o.  S.  683  u.  5  a.  £. 


B  S.  0.  a.  a.  O.  Zosim.   ep.  ad  Gallos  ▼.  417, 
c.  2,  G  0  u  s  t  a  n  t  p.  736. 

e  S.  0.  S.  684  n.  1. 

7  Ep.  Zosim.  cit.  ▼.  417.  o.  1. 

Vgl.  zu  den  Anm.  1  biso  auch  Maassen 
S.  228 ff.»;  Phillips  K.  R.  3,  629  ff. 

6  S.  die  Gitate  auf  S.  683.  684. 

0  NoY.  Valentinian.  III.  tit  16,  ed.  Haenel 
p.  172,  abgedruckt  Th.  I.  S.  504  n.  2. 

»0  8.  0.  S.  671  ff. 

11  Gregor  I.  hat  zwar  das  unter  Kaiser  Mauri- 
cius  erlassene  Gesetz ,  „ut  nullus ,  qui  actionem 
publicam  egit,  nullus  qui  optio  (Gehülfe  des 
Genturio),  vel  manu  signatus  vel  inter  mUites 
fuit  habitus,  ei  in  monasterium  converti  non 
liceat,  nisi  forte  si  militia  eins  fuerit  expleta^ffir 
ungerecht  und  gegen  Gottes  Gebot  erlassen  er- 
klärt („contra  auctorem  omnium  deum  hanc  in- 
tendere  constitntionem  sentio^),  indessen  seine 
verbindliche  Kraft  nicht  geleugnet,  Yielmehr  nur 
den  Kaiser  um  Aufhebung  desselben  gebeten, 
ep.  III.  65.  66.  V.  573,  ed.  Bened.  2,  675.  677 
und  dasselbe  sogar  einer  grossen  Anzahl  von  Bi- 
schofen, z.  B.  den  italienischen  Metropoliten  von 
Mailand  und  Rayenna,  den  Bischöfen  von  Sizi- 
lien, den  Erzbischofen  von  Thessalonich  und 
Justiniana  prima  (s.  Th.  I.  S.  579.  585)  mitge- 
theilt,  ep.  VIII.  5.  v.  597,  1.  c.  2,  898,  worin 
keineswegs  eine  thellweise  Abänderung  des  kai- 
serlichen Gesetzes,  soThomassin  vet.  et  nova 
disciplina  P.  I.  1.  III.  c.61.n.  13  nnd  Hergeu- 
röther,  kathol.  Kirche  u.  christl.  Staat.  S.450 
zu  finden  ist.  Vgl.  übrigens  auch  ep.  Gelasii  I. 
ad  epise.  Siciliae  v.  494,  Thiel  1,  381  (c.  2. 
G.  XVI.  qu.  3) :  „Praesulum  nostrorum  (d.  h.  der 
Kaiser)  auctoritas  emanavlt,  nt  facaltates  eccle- 
siae  episcopl  ad  regendum  habeant  potestatem, 
ita  tarnen,  ut  viduarum,  pupillorum  atque  pau- 
perum  necnon  clericorum  stipendia  distribuere 
debeant.  Hoc  eis  etiam  statuimns  dari,  quod  hao- 
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[§.  186. 


Ebensowenig  hat  das  Gesetz  dem  rdmischen  Stahle  ein  mit  den  allgemeinen 
Konzilien  konkurrirendes  Gesetzgebnngsrecht  ertheilt,  vielmehr  haben  die  römischen 
Bischöfe  selbst  anch  nach  seinem  Erlass  die  Anffassnng  festgehalten  nnd  vertreten, 
dass  sie,  ebenso  wie  die  ganze  Kirche  an  die  Beschlflsse  der  allgemeinen  Komsilien 
gebunden  seien  ^ 

Das  Gesetz  Valentinians  III.  hat  demnach,  obwohl  es  selbst  von  dem  Primat  des 
Apostels  Petms  spricht ,  wenn  man  es  im  Zusammenhang  mit  den  damaligen  staat- 
lichen und  kirchlichen  Einrichtungen  des  römischen  Reiches  benrtheilt,  dem  römi- 
schen Stahle  blos  eine  Patriarchalstellnng  für  das  weströmische  Reich  gewahrt,  nnd 
das  mit  derselben  verbundene  Gesetzgebungs-  oder  Anordnungsrecht  war  seinem  Cha- 
rakter nach  sowohl  materiell  wie  auch  lokal  beschränkt.  Fttr  den  Konflikt,  aus  dessen 
Anlass  es  von  Leo  I.  nachgesucht  war,  hatte  es  seine  Dienste  geleistet,  für  die  Ver- 
folgung der  Primatialbestrebungen  der  römischen  Bischöfe  war  aber  die  Verwerthnng 
desselben  bedenklich,  denn  einmal  hätte  in  einer  Berufung  auf  dasselbe  das  Aner- 
kenntniss  gelegen,  dass  der  römische  Stuhl  seine  oberste  Stellung  der  kaiserlichen 
Gewalt  verdanke,  nicht  aber  der  von  ihm  geltend  gemachten  Succession  in  die  Voll- 
machten des  Apostel  Petrus,  und  femer  konnten  die  römischen  Bischöfe  auf  den 
Titel  dieses  Gesetzes  hin  keine  Primatialreohte  über  die  orientalischen  Kirchen  be- 
anspruchen. 

Hieraus  erklärt  sich,  dass  die  römischen  Bischöfe  sich  so  gut  wie  gar  nicht  ^  auf 
das  Gesetz  Valentinians  III.  berufen  haben  ^,  Die  Ausübung  ihres  Gesetzgebungs- 
rechtes hat  sich  vielmehr  ganz  in  derselben  Weise ,  wie  vor  demselben  lediglich  io 
dem  Erlass  einzelner  Anordnungen  auf  vorgängige  Anfragen  an  einzelne  Bischöfe 
oder  mehrere  Bischöfe  grösserer  zusammenhängender  Gebiete  bethätigt^. 


tenus  decretum  est"  (d.  h.  unter  Anerkennung 
des  Gesetzes  bestimmt  der  Papst  die  den  letzt- 
gedaohten  Personen  zu  gewährenden  Theile ,  in- 
dem er  auf  seine  Anordnung  in  ep.  ad  epise. 
Lucan.  v.  494.  c.  27,  Thiel  1,  378  hinweist). 

1  In  Betreff  der  Glaubensentscheidungen  der 
allgemeinen  Konzilien  vgl.  oben  S.  672  ff.  Was  die 
Kanones  derselben  betrifft,  so  kam  zur  Zeit  des 
Erlasses  des  Gesetzes  nur  das  Konzil  von  Nicäa 
in  Betracht.  Gerade  Leo  I.  hat  die  Bedeutung 
desselben ,  um  den  oan.  28  des  Konzils  t.  Ghal- 
cedon  ablehnen  zu  können,  sogar  in  unhaltbarer 
Weise  übertrieben,  und  die  Anerkennung  der 
übrigen  Kanones  des  letzteren  nur  deshalb  abge- 
lehnt, weil  sie  nicht  ordnungsmässig  beschlossen 
worden  seien,  vgl.  über  Alles  o.  S.  676  n.  6. 
Wenngleich  seine  Nachfolger  diesen  von  ihm  ein- 
genommenen Standpunkt  festgehalten  haben ,  so 
haben  sie  doch  andererseits  ebenfalls  im  Princip 
die  verbindliche  Kraft  der  allgemeinen  Konzilien 
anerkannt,  vgl.  dieo.  S.  348  n.2  citirten  Aeusse- 
rungen  Gelasius*  I.  und  die  vielfachen  Berufun- 
gen der  Nachfolger  Leosl.  auf  das  Nicänum,  z.  B. 
Hilar.  1.  syn.  Roman,  v.  465.  c.  2.  u.  ep.  ad 
Ascan.  v.  465.  praef.,  Felle.  II.  ad  Acac.  v.  484, 
ad  der.  et  pleb.  Oonstantin.  v.  484  u.  ad  episc. 
res  diversas  provinc.  c.  3.  4,  Thiel  1, 161. 166. 
243.  251.  263.  264. 

^  Nur  ein  einziger  solcher  Fall  ist  nachweis- 
bar. Er  betrifft  gerade  die  Verhältnisse  im  Vi- 
karlat  von  Alles,  welche  zum  Erlass  des  Gesetzes 


Veranlassung  gegeben  hatten,  s.  Hilar.  I.  ^.  ad 
episc.  V.  464,  Thiel  1,  149.  löO:  ^fxrntii .  .  . 
Leontio  nihil  constituti  a  s.  mem.  decessore  meo 
iuris  potuit  abrogari,  nihil  valuit,  quod  honori 
eins  debetur,  auflerri :  quia  christianomm  quoqve 
principum  lege  decretum  est,  ut  quidquid  eeclesüs 
earomque  reotoribus  pro  quiete  omnium  domini 
sacerdotum  atque  ipsius  observantia  disdpllaae 
in  auferendis  confusionibus  apostoUcae  sefis  aa- 
tistes  suo  pronunciasset  examine,  veneranter 
acdpi  tenadterque  servari  cum  suis  pleMbus 
Caritas  vestra  cognosceret:  nee  umquam  posamt 
convelli,  quae  et  sacerdotali  ecolesiastiea  prae- 
ceptione  fulcirentur  et  regia? 

^  Selbst  nicht  in  den  Fällen ,  wo,  wie  sdion 
früher,  die  bindende  Kraft  der  Verordnungen  des 
rdmischen  Stuhles  betont  wird,  s.  z.  B.  Hilar.  I. 
syn.  Rom.  c.  2  v.  465,  Thiel  1,  161 :  ^utnaUi 
fas  Sit,  sine  Status  sui  pericnlo  vel  divinas  eoD- 
stitutiones  vel  apostolicae  sedls  decreta  temenre^'. 

*  Vgl.  Leon  I.  ep.  159  ad  NieeUm  Aqoi]ai.v. 
458;  ep.  166  ad  Neon.  Ravenn.  u.  ep.  ad  Bastle. 
Narben,  v.  458.  o.  459,  1.  c.  p.  1330. 1406. 141Ö; 
ep.  Uilar.  I.  ad  episc.  divers,  piov.  Gall.  ▼.  4fi3 
u.  ad  Ascan.  et  episc.  Tarracon.  prov.  v.  465, 
Thiel  1,  146.  165;  FeUc.  U.  ep.  ad  AMcan. 
V.  487  aus  Anlass  der  Verfolgung  der  Vandalen, 
aber  auch  wohl  anderen  Bischöfen  mitgetheilt,  l. 
c.  p.  15.  260;  Gelasii  I.  ad  epise.  per  Luema. 
Brut,  et  Sidl.  v.  494,  l.  c.  p.  362;  Symmsehi  ad 
Gaesar.  Arelat.  v.  513,  1.  c.  p.  713;   Honnisdu 
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Von  dem  Erlass  aUgemeiner  Kirchengesetze  fllr  das  ganze  Abendland  ist  da- 
gegen in  dieser  Zeit  noch  keine  Rede  gewesen.  Dies  hängt  damit  zusammen,  dass 
der  Gedanke  einer  einheitlichen  und  planvollen  Gesetzgebnng  der  damaligen  Zeit 
fiberhanpt  fem  lag.  Dieselbe  war  blos  eine  gelegentliche,  nnd  die  Impulse  dazn 
gingen  von  solchen  Theilen  der  Kirche  ans,  welche  damals  in  eine  nähere  Beziehung 
zun  römischen  Stahle  getreten  waren  nnd  in  welchen  daher  die  Anordnungen  des- 
selben ohne  Weiteres  anf  Beachtung  rechnen  konnten.  Abgesehen  aber  davon,  such- 
ten die  römischen  Bischöfe  ihren  Primat  und  ihre  obere  Machtstellung,  so  sehr  sie 
auch  die  Pflicht  zur  Beobachtung  ihrer  Erlasse  principiell  betonten,  doch  zunächst 
anf  dem  praktischeren  und  darum  erfolgreicheren  Wege  zur  Geltung  zu  bringen,  dass 
sie  unter  Berufung  auf  die  als  nicänisch  geltenden  Vorschriften  des  Konzils  von  Sar- 
dika^  ein  oberstes  richterliches  Recht  in  Anspruch  nahmen,  und  femer  im  Anhalt  an 
dasselbe  Konzil  und  an  die  vielfach  geflbte  Sitte,  bei  dem  römischen  Stuhle  Beleh- 
mngen  einzuholen,  demselben  die  Endentscheidung  auch  in  allen  wichtigeren  Einzel- 
angelegenheiten flir  vorbehalten  erklärten  ^. 

Aus  diesem  Grunde  tritt  in  der  damaligen  Zeit  die  Handhabung  des  beanspmch- 
ten  Gesetzgebungsrechtes  gegenflber  den  Bestrebungen,  die  Stellung  einer  höchsten 
richterlichen  und  Verwaltnngsinstanz  zu  erringen  und  zubethätigen,  wesentlich  zurück, 
nnd  dasselbe  wird  praktisch  blos  da  ausgeübt,  wo  aus  Anlass  besonderer  Gelegen- 
heiten und  Einzelfalle  ein  Eingreifen  des  römischen  Bischofes  in  den  zuletzt  erwähn- 
ten Beziehungen  unter  günstigen  Verhältnissen  auf  einem  dafUr  geebneten  Boden 
erfolgen  konnte. 

Mit  diesem  nur  gelegentlichen  Charakter  jener  Anordnungen  des  römischen 
Stuhles  hängt  es  endlich  zusammen ,  dass  dieselben  theils  vom  römischen  Bischof 
allein^,  theils  unter  Mitwirkung  einer  um  den  letzteren  versammelten  Synode,  sei 
es  eines  Provinzialkonziles  für  den  römischen  MetropolitansprengeH,  sei  es  einer 


ep.  ad  episo.  Hispan.  v.  617,  deien  Anordnungen 
er  selbst  in  ep.  ad  Johann.  Illieit.  episc.  1.  c. 
p.  787  als :  „proiogata  generalia  ad  Hispanlenses 
eeelesia«  constituta''  bezeichnet. 

1  Zosim.  ep.  ad  legatos  y.  418  (Jaf  f  ^  ed.  II. 
n.  347),  Goustant  p.  981;  Leon.  I.  ep.  43  ad 
Theodos.  v.  449,  B  a  11  e  r.  1 ,  909 ;  vgl.  namentlich 
Oelas.  I  ad  Faust,  magistr.  t.  493  c.  6,  Thiel 
1,  343 :  „Nobis  opponant  canones,  dum  nesciunt 
quid  loquantur.  Contra  quos  hoc  ipso  venire  se 
prodnnt,  quod  primae  sedi  Sana  reetaque  suadenti 
paiere  refugiunt.  Ipsi  sunt  canones  qui  appella- 
tiones  totius  eccleslae  ad  huius  sedis  examen 
Toluere  deferri,  ab  Ipso  toto  nusquam  prorsus 
appellari  debere  sanxerunt^' ;  und  ebenso  ep.  ad 
Dardan.  v.  495,  c.  5,  1.  c  p.  399,  vgl.  o.  S.  680  (u. 
S.  681)  n.  6,  um  so  mehr,  als  auf  das  angebliche 
Fundmment  des  Nicänums  hin  eine  solche  Befug- 
niss  auch  gegenüber  den  orientalischen  Bischöfen, 
wie  die  Torgehenden  Oitate  theilweise  zeigen,  ge- 
gründet vrerden  konnte. 

^  Inno«.  I.  ep.  ad  Victor.  Rotomag.  t.  404. 
e.  3,  Goustant  p.  749:  „Si  maiores  causae  In 
medium  f uerint  devolutae,  ad  sedem  apostolicam, 
Bleut  synodus  statuit  et  beata  (cd.  vetus,  Balle- 
rini Leon.  I  opp.  3,  207)  consuetudo  exigit,  p«st 
ludicium  eplscopale  referantur'S  womit  freilich  in 
erster  Linie  Streitsachen  gemeint  sind,  ohne  dass 
Indessen   andere  Yerwaltungs-Angelegenhelten 


ausgeschlossen  werden ,  vgl.  auch  ep.  eiusd.  ad 
Felic.  Nucer.  (401—417),  1.  c.  p.  910:  „Mlrari 
non  possumus,  dileotionem  tuam  sequi  Instituts 
maiorum  omnlaque  quae  posaunt  aliquam  recipere 
dubitationem ,  ad  nos  quasi  ad  eaput  atque  ad 
apioem  episcopattts  referre,  ut  eonsulta  videlioet 
sedes  apostolica  ex  ipsls  rebus  dubiis  certum  ali- 
quid  faciendumque  pronuntiet'';  Zosiml  ad  episc. 
Gall.  V.  417  i.  f.,  1.  c.  p.  938;  Leon.  I.  ep.  5.  ad 
episc  Illyr.  c.  6 ;  ep.  6  ad  Anast.  Thessal.  c.  5  v. 
444  und  ep.  15  ad  eund.  c.  1  v.  446  (?),  Bai  1er. 
1,  619.  622.  683.  Die  zuletzt  angeführten  Briefe 
gehen  alle  nach  Gegenden,  in  denen  es  gelungen 
war,  einzelnen  Bischofen  die  Stellung  eines 
päpstlichen  Vikars  zu  geben,  Th.  I.  S.  583.  588. 

3  S.  die  Anführungen  S.  683  ff.  Dass  dabei 
das  Presbyterium  der  romischen  Kirche  öfters 
zugezogen  worden  ist,  erscheint  an  sich  wahr- 
scheinlich, Ist  auch  für  einzelne  Fälle  ausdrück- 
lich bezeugt,  ep.  Innoc.  I.  ad  episc.  in  Toletana 
synodo  n.  404,  Goustant  p.  764. 

*  Hierher  gehört  anscheinend  die  römische  Sy- 
node unter  Siridus  v.  386,  s.  o.  S.  477  n.  9  (wo 
der  Druckfehler :  „Zoslmus^  zu  verbessern  ist), 
deren  Kanonen  den  Afrikanern  und  vielleicht 
auch  andern  Bischöfen  mitgethellt  worden  sind, 
ferner  die  Synode  v.  447  unter  Leo  I.  s.  o.  a.  a.  0., 
auf  welcher  die  Briefe  n.  16.  17  ad  episc.  Sid- 
liae,  ed.  Baller.    1,  715.  727,  und  die  v.  458, 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  186. 


grösseren  Versammlang ,  an  welcher  anoh  andere ,  in  Rom  anwesende,  fremde  Bi- 
schöfe Theil  genommen  haben  ^j  erlassen  worden  sind. 

Was  des  Näheren  den  Umfang  dieses  päpstlichen  Oesetzgebungsrechtes  betrifil, 
so  hat  sich  dasselbe  im  Orient  nicht  bethätigen  können.  Anordnungen  allgemeinen 
Inhaltes  für  4ie  Kirchen  des  Morgenlandes  sind  nicht  nachweisbar^.  Wohl  aber 
haben  die  Päpste  auf  Orund  der  fnr  den  Nachfolger  des  Apostels  Petrus  und 
den  ersten  Bischof  des  Reiches  geforderten  Stellung  auch  dem  Orient  gegenüber  die 
Anschauung  mit  Erfolg  geltend  gemacht,  dass  ein  allgemeines  Konzil  keine  Dogmen 
im  Widerspruch  mit  dem  vom  römischen  Stuhl  abgelegten  Glaubenszeugnisse  fest- 
setzen könnet,  und  andererseits  der  letztere  vor  allen  anderen  berechtigt  sei,  als 
Wahrer  und  Hüter  des  durch  die  Konzilien  festgestellten  Olaubensschatzes  der 
Kirche  aufzutreten^. 

Wie  schon  bemerkt,  haben  weiter  die  römischen  Bischöfe  sich  allerdings  nicht 
nur  durch  die  Olaubensbeschlflsse  der  allgemeinen  Konzilien,  sondern  auch  durch 
die  Kanones  derselben  gebunden  erklärt  ^,  indessen  haben  sie  denselben  in  allen  ihren 
Einzelheiten  ebensowenig  eine  absolut  verpflichtende  Kraft  beigelegt,  wie  die  älteren 
Paiükular-Konzilien ^,  vielmehr  ihnen  gegenüber  ganz  dieselbe  freie  Stellung,  wie 
die  letzteren ,  eingenommen  ^.    Auch  haben  sie,  da,  wo  eine  Nothwendigkeit  vorlag, 


auf  welcher  der  Brief  au  Neo  v.  Raveuua,  s.  o.  S. 
686  n.  4,  erlassen  sind. 

1  Vgl.  die  Synoden  v.  462  u.  465  unter  Hlla- 
rlus  1.,  8.  0.  S.  631  n.  5.  Zu  welcher  Kategorie 
die  römische  Synode  unter  Innocenz  I.  v.  402,  s. 

0.  S.  684  n.  1,  gehört,  Ist  nicht  zu  bestimmen. 

'^  Dagegen  haben  die  römischen  Bischöfe  in  die 
Verhältnisse  des  Orients  aus  Anlass  von  Einzel- 
fallen wiederholt  eingegriffen  und  i^re  ange- 
strebte Primatialstellung ,  namentlich  durch  die 
Ausübung  des  beanspruchten  oberstrichterlichen 
Rechtes  in  Glaubenssachen  geltend  zu  machen 
gesucht. 

3  Leon.  I.  ep.  45  ad  Pulcher.  v.  449,  Baller. 

1,  919  mit  Bezug  auf  die  Ränbersynode :  ^Quae 
enim  congregata  apud  Ephesum  synodo  .  .  .  sa- 
nanda  pacis  remedio  credebantur,  haec  ...  in 
ipsius  fldei  qua  christlani  sumus,  excidia  pioces- 
serunt.  Et  hi  quidem  qui  missi  sunt  .  .  .  protes- 
tantes  ea  quae  per  rim  metumque  gerebantur, 
eacramentis  ecclesiae  et  ipsl  symbolo  ab  apostolis 
instituto  praeiudicare  non  posse  nee  se  ab  ea  flde 
Ulla  iniuria  separandos  quam  plenissime  expo- 
sitam  atque  digestam  a  sede  b.  apostoll  Petri  ad 
sanctam  synodum  detulissent"  u.  ep.  Hilarit  ad 
eandem,  1.  c.  1,  928:  ^Yestra  dementia  cognos- 
cat,  a  praefato  papa  cum  omni  occidentali  concilio 
reprobata  omnia  quae  in  Epheso  contra  canones 
per  tumnltus  et  odia  saecularla  a  Dloscoro  gesta 
sunt,  et  nnlla  ratione  haec  in  partibus  suscipi 
posse  quae  .  .  .  non  sine  laesione  fldei  commissa 
sunl^.  S.  auch  Leon.  I.  ep.  43  u.  44  ad  Theodos. 
aug.  V.  449, 1.  c.  1,  902.  907,  911  und  o.  S.  348, 
insbesondere  Anm.  2  u.  5. 

^  Vgl.  in  Bezug  auf  die  Konzilien  von  Nicaa 
und  Ohalcedon  ep.  156  ad  Leon.  aug.  t.  4Ö7  d. 
c.  1,  1323,  sowie  die  ep.  149  ad  Basil.,  ep.  154 
ad  episc.  Aegypt.,  ep.  157  ad  Anatol.  v.  457: 
ep.  161  ad  presbyt.  Constantln.,  ep.  162  u.  164 
ad  Leon.  aug.  v.  458,  L  c.  1,  1311.  1316.  1327. 
1340.  1348,  worin  er  zur  Festhaltung  an  der 


Glaubensdeflnition  des  Konzils  von  Cbalcedon 
ermahnt  und  sich  dagegen  erklärt ,  dass  dasselbe 
durch  Einberufung  eines  neuen  Konzils  in  Frage 

festellt  werde ;  ep.  SimpHc.  ad  Basllisc.  aug.  t. 
76.  c.  3  u.  ad  Zenon.  imperai.  ▼.  477,  Thiel  1, 
181.  189,  worin  der  Papst  beiden  Kaisern  gegen- 
über für  die  Aufrechterhaltung  des  von  demielben 
Konzil  festgesetzten  Dogmas  eintritt. 

Dagegen  kann  die  berühmte  ep.  dogmmtfca 
Leon.  1.  ad  Flavian.  Constantln.  v.  449,  ep.  28 
ed.  Baller.  1,  801  u.  Hefele,  Conc.  Qeseh.2, 
353  n.  3  nicht  zum  Beweise  eines  schon  damals 
geltend  gemachten  Rechtes ,  Dogmen  mit  allsei- 
tiger bindender  Kraft  zu  deklariren,  herangezogen 
werden.  Sie  präcislrt  die  dogmatische  Auffassung 
des  römischen  Stuhles  mit  Rücksicht  auf  das  be- 
vorstehende Konzil,  um  sie  auf  demselben  zur 
Geltung  zu  bringen.  Auch  hat  sie  Leo  L,  um  ihr 
Gewicht  zu  verstarken,  zur  Beitrittserklimng 
449  an  Ravennius  v.  Arles,  450  an  4ie  ober- 
italienischen  Bischöfe,  nnd  451  an  Paschasinut 
V.  Lilybäum  gesendet,  vgl.  darüber  und  über  die 
Zustimmung  der  gallischen  Bischöfe  und  der 
Mailänder  Synode  v.  450,  opp.  Leon.  I.  ep.  67. 
68.88.97.  99,  ed.  Ball  er.  1,  1000.1003.1057. 
1082.  1107,  und  ihre  massgebende  Bedeutung 
hat  sie  erst  durch  die  Billigung  der  Synode  v. 
Ghalcedon  erhalten,  Hefele  2,  440  ff. 

5  S.  0.  S.  686  n.  1 ;  s.  auch  Zosim.  ep.  ad 
episc  Vienn.  et  Narb.  prov.  v.  417,  Gou staut 

p.  959 :  „Indecens  ausus hoc  ab  episco- 

pis  .  .  .  extorquere,  quod  contra  statuta  pstrum 
et  S.  Trophimi  reverentiam  .  .  .  concedere  vel 
mutare  ne  huius  quidem  sedis  possit  anetoritas. 
Apud  nos  enim  inconvulsis  radlribus  vivit  anti- 
qultas,  cul  decreta  patrum  sanxere  reverentiun**. 
(vgl.  c.  7.  C.  XXV.  qu.  1). 

«  S.  0.  S.  680  n.  6. 

7  Ep.  Gelas.  I.  ad  episc  Lucan.  Brut  et  Sicil. 
V.  494,  c  1,  Thiel  1,  362:  „Neoessaiia  raras 
dispositlone  constringimur   et   apostolicae  sedis 
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sich  Aber  die  Verletzung  derselben  im  kirchliehen  Interesse  und  zur  Vermeidung 
grösserer  Verwirrung  hinwegzusetzen,  die  Aufrechterhaltung  solcher,  im  Widerspruch 
mit  den  Kanonen  begründeter  Verhältnisse  gestattet  ^ 

Soweit  femer  das  Verhftltniss  der  römischen  Bischöfe  zu  den  Kaisem  und  dem 
von  diesen  geflbten  obersten  Gesetzgebungsrecht  in  Betracht  kam,  konnten  die 
ersteren  dasselbe  allerdings  nicht  principiell  und  direkt  in  Frage  stellen ,  indessen 
von  dem  von  ihnen  vertretenen  Standpunkt  der  Selbstständigkeit  der  Kirche  aus 
haben  sie  die  Unterordnung  der  Kaiser  bei  der  Ausübung  ihres  Oesetzgebungsrechtes 
imter  die  Beschlflsse  der  allgemeinen  Konzilien^,  sowie  unter  die  durch  die  kirch- 
lichen Rechtsnormen  festgestellte  Praxis  der  Kirche  beanspmcht^,  und  die  Kaiser 
auf  die  Sanktionirung  und  DurchfUhrung  der  von  der  Earche,  insbesondere  auch  der 


modemnine  conyenimnr ,  sie  canonnm  patemo- 
ntm  deeieta  libraie  et  retio  praesalum  deces8o- 
nunque  noBtionun  praecepta  metiri,  nt  quae 
piaesentiojn  necessitas  temponim  Testanrandia  sc- 
elesiis  deposcit,  adhiblta  consideratioue  diligentia 
qu&ntam  potest  flerl,  temperemus^;  ep.  Symmachl 
td  Ayit.  Yieiui.  y.  601, 1.  c  p.  657 :  „Nam  quam- 
TiB  ä  patrlbas  statata  diligentl  obseiyatione  et 
obierranti  diligentia  8int  custodienda,  nihilomi- 
nn»  propter  aliqnod  bonam  de  rigore  legis  aliquid 
relaxatnr,  qnod  et  ipsa  lex  cayisseti  si  piaevi- 
dlsset".  So  gestatten  z.  B.  Honnisdae  ep.  ad  episc. 
Hisp.  ▼.  517.  c.  3,  Thiel  1,792  und  Gregor  I. 
ep.  IX.  106,  ed.  Ben.  2,  1010  die  einmaUge  Ab- 
haltung von  ProYinzialkonzilien  für  den  Fall, 
dass  die  Vorschrift  des  Nicanums  über  eine  zwei- 
malige nicht  durchführbar  erscheint. 

1  So  die  Beibehaltung  der  Bischofsstühle  durch 
die  zuwider  c.  4  Nlcaen.  ohne  Mitwirkung  des 
Metropoliten  geweihten  Bischöfe,  Hilar.  I.  ad 
Asean.  et  reliqu.  episc.  Tarracon.  c  4  u.  ep.  ad 
Ascan.  y.  465,  Thiel  1,  167.  169.  Dieselbe 
Stellung  haben  sie  auch  gegenüber  der  sonstigen 
kirchUchen,  sei  es  auf  einzelne  Vorschriften 
des  Eyangeliums  oder  auch  auf  Kanonen  yon 
Partikularsynoden  gegründeten  Praxis  eingenom- 
men, s.  ep.  Siricii  ad  Himer.  Tarracon.  y.  385 
c  15,  p.  4B6  ,  wo  den  zu  Klerikern  geweihten 
Pönitenten,  bigami  und  Ehemännern  yon  Witt- 
wen,  s.  Th.  I.  S.  22.  30.  38,  die  Beibehaltung 
ihres  Weihegrades  erlaubt,  aber  weiteres  Auf- 
steigen yerboten  wird.  An  und  für  sich  ist  es 
daher  nicht  unrichtig,  yon  einem  [schon  damals 
seitens  der  rSmischen  Bischöfe  geübten  Dispen- 
sationsrecht  zusprechen,  aber  die  Bethätigung 
desselben  hängt  eng  mit  dem  yon  ihnen  bean- 
spruchten Gesetzgebungsrecht,  dessen  Ausfluss 
das  Dlspensationsrecht  ist,  zusammen ,  wie  denn 
auch  die  yielfach  aufgestellte  Behauptung,  s. 
Thomassin,  yetus  et  noya  disciplina  P.  11.  1. 
ni.  c.  24.  n.  5  u.  Petr.  de  Marca  concordia 
saeerdotli  et  Imperii  lU.  14.  n.  5,  dass  bis  zum 
11.  Jahrh.  nur  eine  dispensatio  canonis  infracti, 
nicht  eine  dispensatio  infrigendi  canonis  gewährt 
worden  sei ,  nicht  richtig  ist.  Dies  wird  schon 
durch  den  S.  688  n.  7  cltirten  Brief  Gelasius'  I. 
widerlegt.  Andererseits  hat  indessen  damals  ein 
susschliessliches  Dlspensationsrecht  des  römi- 
schen Bischof  es  noch  nicht  bestanden ,  yielmehr 

Hinschiufl,  Eircheikrecht.   Ol. 


hat  man  auch  in  den  einzelnen  kirchlichen  Krei- 
sen seitens  der  Synoden  und  Bischöfe  ein  solches 
ausgeübt.  Vgl.  c.  68  cod.  eccles.  Afrlcae  (Garth. 
VI.  a.  401.  0.2,  Hefele  Cono.  Gesch.  1,82) 
über  die  mildere  Behandlung  der  zurückkehren- 
den donatistischen  Geistlichen  gegenüber  der 
strengeren  Behandlung  durch  eine  transmarini- 
sche  Synode  (yielleicht  die  y.  Gapua  y.  391, 
Goustant  p.  733).  Von  der  Einholung  einer 
Dispensation  in  Rom  bei  Anastasius  I.  ist  dabei 
nicht  Rede  gewesen,  (so  Goustant  p.  784; 
Thomassin  yet  et  noya  discipl.  P.  II.  üb.  III. 
c.  24n.  6;  Phillips  Ö,  165)  noch  yiel  weniger 
yon  der  Ertheilung  einer  solchen  durch  ihn,  (wie 
der  letztere  ohne  jeden  Anhalt  behauptet),  yiel- 
mehr hat  die  Synode  nur  beschlossen,  den  übrigen 
Bischöfen  und  auch  yor  Allem  dem  Bischof  yon 
Rom  Mittheilung  über  ihre  durch  die  Noth  ge- 
botene, abweichende  Behandlung  der  Frage  zu 
machen. 

Uebrigens  ziehen  Thomassin  1.  c.  und  nach 
ihm  Phillips  1,  165  ff.  eine  Reihe  yon  Fällen 
hierher,  welche  gar  nicht  in  diesen  Zusammen- 
hang passen.  So  ist  z.  B.  die  angebliche  Dispen- 
sation des  Melchiades  (311—314)  in  Betreff  der 
donatistischen  Bischöfe  nichts  anderes  als  der  Be- 
schluBs  der  auf  Veranlassung  Konstantins  zu  Rom 
unter  dem  Vorsitz  des  Melchiades  gehaltenen 
Bischofsyersammlung  y.  313,  Hefele  1,  199. 
Femer  löst  sich  die  Zulassung  des  Flayianus  auf 
das  Bisthum  yon  Antiochien  durch  Damasus 
(366 — 384)  auf  dem  Wege  der  Dispensation  in 
die  Gewährung  der  Gemeinschaft  mit  dem  römi- 
schen Stuhl  (Socrat.  bist,  eccles.  V.  15)  auf,  und 
in  dem  Fall  des  Bischofs  Perigenes  zu  Korlnth  hat 
es  sich  lediglich  um  eine  weitere  Auslegung  der 
Kanones  gehandelt,  s.  o.  S.306  u.  Th.  II.  S.  521. 
Anm.  a.  E.  Endlich  gehören  auch  Milderungen 
oder  Aufhebungen  yon  erkannten  Strafen  nicht 
hierher.  Vgl.  überhaupt  noch  Joann.  Ju  ng  praes., 
G.  J.  Thelemann  defend.  facta dispensatiouum 
episcopalium  historica  ex  tribus  primis  secretis. 
Magunt.  1787,  namentlich  p.  88  ff. 

2  Vgl.  die  S.  688  n.  4  angeführten  Briefe  yon 
Leo  I.  und  yon  Simpllcius. 

8  Vgl.  die  Anführungen  0.  S.  677  Anm.  über  die 
Stellung  Leos  I.  zu  den  Kanonen  der  Synode  y. 
Ghalcedon;  ep.  Gelasii  I.  ad  episcop.  Dardaniae 
y.  495.  c.  11,  Thiel  1,  407. 
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I.  Die  Hierarehie  und  die  Leitung  dei  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  186. 


von  ihnen  selbst  getroffenen  Anordnungen  zu  beschränken  gesuchte  Wenngleich 
durch  die  Aufstellung  und  Vertretung  derartiger  Ansckanungen  an  sieh  eine  A^ide- 
rung  des  geltenden  römischen  Staatsrechtes  und  der  Stellung  der  kaiserlichen  Gesetz- 
gebung zur  Earche  nicht  herbeigeführt  wurde  \  so  konnte  doch  immerhin  bei  der 
Schwäche  der  weströmischen  Kaiser,  welche  sich  eines  eigenmächtigen  Bingreifens 
in  die  kirchlichen  Angelegenheiten  enthielten  und  in  manchen  Beziehungen  den  For- 
derungen der  römischen  Bischöfe  nachkamen  3,  die  ungehinderte  Uebung  einzelner 
Primatialrechte  durch  die  römischen  Bischöfe  im  Abcndlande  als  Beweis  für  die  An- 
erkennung der  Selbstständigkeit  der  Kirche,  sowie  namentlich  der  von  dem  römi- 
schen Stuhle  beanspruchten  Stellung  und  seines  obersten  Gesetzgebungsrechtes  m 
den  kirchlichen  Kreisen  angesehen  werden,  um  so  mehr,  als  das  Papstthum  gleieh- 
zeitig  während  des  5.  Jahrhunderts  theils  eine  massgebende  Stellung  in  den  das  ost- 
römische Reich  bewegenden  dogmatischen  Fragen  eingenommen  hatte  ^,  theils  den 
oströmischen  Kaisem  im  Interesse  der  Abwehr  von  Glaubensvergewalügungen  in 
entschiedener  Weise  entgegengetreten  war^. 

Endlich  kamen  dem  römischen  Bischof  gegenüber  auch  die  Faktoren  in  Be- 
tracht, welche  bisher  in  einzelnen  Theilen  der  Kirche  die  kirchlichen  Angelegen- 
heiten selbstständig  geordnet,  also  fär  diese  ein  wenngleich  lokal  beschränktes  Ge- 
setzgebungsrecht gettbt  hatten.  Principiell  Hess  sich  das  Recht  der  verschieden- 
artigen Partikular-  (Plenar-  und  Provinzial-j  Konzilien  dazu  noch  nicht  bestreiten  ^ 
und  ebensowenig  eine  feste  materielle  Kompetenzabgränzung  zwischen  ihnen  und 
dem  römischen  Stuhl  ziehen.  Aber  immerhin  enthielt  der  Anspruch  Innöcenz'  I.  anf 
Berichterstattung  über  alle  wichtigen  Sachen  an  den  römischen  Stuhl  ^  einen  tasten- 
den Versuch  dazu ,  und  ebenso  diente  die  Uebertragung  der  Vikariatswürde  an  ein- 
zelne Bischöfe  in  Illyrien  und  in  Gallien  zugleich  dem  Zweck,  jene  synodalen 
Organe  in  Abhängigkeit  von  Rom  zu  bringen  ».  Ueberdies  kamen  auch  einzelne 
dieser  Synoden,  indem  sie  sich  far  eine  weitere  und  ausgedehntere  Wirksamkeit  ihrer 


1  Ep.  Felle.  II.  ad  Zenon.  imperator.  ▼.  484 
mit  Bezug  auf  das  von  dem  letzteren  erlassene 
Henotikon,  Tbiell,  250 :  „Pnto quod  vobis  sine 
Ulla  dubitatione  Bit  ntile,  si  ecclesiam  catbolicam 
vestri  tempore  principatas  slnatis  nti  legibus  suis 
nee  libertati  eins  quemquam  permittatis  obsis- 
tere  quae  regni  Yobis  restitult  potestatem.  Gertum 
est  enim,  hoc  rebus  vestris  esse  salutare,  ut  quum 
de  causis  dei  agitur,  et  iuxta  ipsius  constitutum 
regiam  Toluntatem  sacerdotibus  Christi  studeatis 
subdere,  non  praeferre  et  sacrosancta  per  eorum 
piaesules dlscere  potius quam docere,  ecclesiae 
formam  sequi,  non  huic  humanitus  se- 
quenda  iura  praefigere,  neque  eins 
sanctlonibus  velle  dominari,  cui  deus 
Toluit  clementiam  tuam  piae  devotionis  colla  sub- 
mittere^;  Tgl.  auch  den  Brief  des  Gelasius  I.  o. 
S.  676  n.  3. 

3  Dass  dies  nicht  der  Fall  gewesen  ist ,  zeigt 
die  umfassende  Ausübung  des  kaiserlichen  Ge- 
setzgebungsrechtes  durch  Justinian,  s.  o.  S.  675. 
Vgl.  ferner  über  die  Zelten  Gregors  I.  o.  S.  685. 
n.  11. 

3  So  ist  das  Gesetz  Valentinians  v.  445  (s.  o. 
S.  68ö)  auf  Veranlassung  Leos  I.  ergangen.  Schon 
vorher  war  das  von  Theodosius  U.  i.  J.  421  erlas- 


sene Gesetz,  welches  Illyrien  unter  den  Patriarchat 
von  Konstantinopel  gestellt  hatte,  demoacbst 
auf  Verwendung  des  Honorlus  widerrufen  wcNrden, 
Th.  I.  S.  585.  EbejTiso  ist  derselbe  Kaiser  bei  Er- 
lass  seines  Gesetzes  über  die  zwiespältigen  Paprt- 
wählen,  s.  a.  a.  0.  S.  218.  n.  3  auf  Bitten  des 
römischen  Bischofs,  Bonifaclus  I.,  vorgegangen. 

4  Z.  B.  Leo  I.  in  den  eutychianischen  Streitige 
keiten,  welche  zu  der  Raubersynode  von  Ephesus 
und  dann  zu  dem  Konzil  v.  Ghaicedon  gefohlt 
haben. 

^  Wie  in  den  monophysitischen  Stieitigkeiteii 
Simplicius  gegenüber  dem  Usurpator  Basüiskas, 
Felix  II.  (III.)  gegenüber  Zeno  und  dem  von  dem- 
selben erlassenen  Henotikon ,  ferner  Gelasias  I. 
Symmachufl  und  Hormisda  gegenüber  Anastasiua. 

^  lieber  die  Ausübung  dieses  Rechtes  duieb 
die  Synode  von  Elvira  v.  305  o.  306  u.  Toledo  v. 
J.  400  (Bruns  I.  1,  203)  in  Spanien,  für  Süd- 
galllen  durch  die  von  Turin  v.  401 ,  für  Afrika 
durch  die  dort  im  Laufe  des  4.  und  5.  Jahrhan- 
derts  abgehaltenen  Plenar -Konzillen  vgl.  o.  S. 
326.  n.  10,  S.  529.  n.  7  und  S.  511. 

7  S.  0.  S.  687. 

»  Vgl.  Th.  I.  S.  585.  586.  588  ff.  und  die«» 
Theil  0.  S.  512.  513. 
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BeschlflBse   der  Beistimmnng   des  römischen  Bischofs  zu  versichern  sachten  ^  den 
damaligen  Primatialbestrebnngen  Roms  fördernd  entgegen^. 

Alle  geschilderten  Yerhftltnisse  zeigen,  dass  der  Yersueh  der  römischen  Bischöfe 
die  von  ihnen  angestrebte  Primatialstellnng,  soweit  es  sich  dabei  um  das  Vorrecht 
der  obersten  Gesetzgebung  in  der  Kirche  gehandelt  hat,  wenigstens  im  Abendlande 
theilweise  erfolgreich  gewesen  ist.  Die  Unterbrechung  der  römischen  Kaiserherr- 
schaft Aber  Italien  durch  Odoaker  (476 — 493)  und  durch  die  Errichtung  des  ost- 
gothischen  Königreiches  (495 — 553)  hat  im  Allgemeinen  keinen  hemmenden  Einfluss 
auf  diese  Entwicklung  ausgeübt.  Sowohl  der  erstere,  wie  auch  die  ostgothischen 
Könige  haben  zwar  dieselben  Rechte  Aber  Italien,  wie  die  römischen  Kaiser,  für  sich 
in  Anspruch  genonunen,  indessen  haben  sie  von  dem  obersten  Gesetzgebungsrecht  in 
kirchlichen  Dingen  nur  spärlich  Gebrauch  gemacht^,  und  auch  im  Uebrigen,  soweit 
nicht  besondere  Verhältnisse  dazu  Anlass  gegeben  haben,  sich  des  Eingreifens  in  die 
Angelegenheiten  der  katholischen  Kirche  enthalten^. 

Noch  im  Laufe  des  6.  Jahrhunderts  trat  aber  eine  Aenderung  ein,  welche  zu- 
nächst den  von  Innocenz  I.  angebahnten  und  von  seinen  Nachfolgern,  namentlich 
von  Leo  I.  geförderten  Prozess  der  Centralisation  der  kirchlichen  Macht  in  den  Hän- 
den des  römischen  Bischofs  unterbrochen  und  die  weitere  Ausbildung  des  bereits 
theilweise  zur  Geltung  gebrachten  päpstlichen  Gesetzgebungsrechtes  gehemmt  hat. 

Einmal  wurden  durch  den  Verlust  einer  Reihe  von  Provinzen  des  weströmischen 
Reiches  an  die  Germanen  und  die  Giündung  von  selbstständigen  germanischen  Kö- 
nigreichen, in  welchen  die  Herrscher  mit  den  Reichs-  oder  Nationalsynoden  die 
kirchlichen  Angelegenheiten  unter  Ausschliessung  einer  direkten  Einwirkung  des 


1  So  die  karthagische  Provinzialsynode  v.  416 
wegen  ihrer  Beschlüsse  gegen  Gälestius  und  die 
Ketzerei  der  Pelagianer,  Schreiben  derselben 
Coustant  p.  869:  „Hoc  itaque  gestum  .  .  .  . 
intimandam  duximus,  nt  atatutis  nostris  etiam 
apostolicae  sedls  adhlbeatnr  auctoritas,  pio  tuen- 
da  Salute  multomm  et  quorumdam  perversitate 
etiam  corrigenda;  ebenso  das  ProTinzialkonzil  v. 
Mlleve  V.  416, 1.  c.  p.  873. 

2  £p.  Innoc.  I.  ad  conc.  Carthag.  v.  417,  Gou- 
staut  p.  888 :  „In  requirendis  dei  rebus ,  qnas 
omni  cum  sollici tadine  deeet  a  sacerdotibus, 
m&xlme  a  yero  iustoque  et  catholico  tractari  con- 
cilio,  antlqnae  traditionis  exempla  ser- 
T&ntes  et  eeclesiasticae  memores  dls- 
ciplinae,  vestrae  religionis yigorem  non  minus 
nunc  in  consuleudo,  quamanteacumpronun- 
tiaretis,  Vera  ratione  ürmastis,  quiadnostrum 
referendum  approbastis  esse  iudicium, 
sclentes  quid  apostolicae  sedi,  cum 
omnes  boc  loco  positi  ipsum  sequi  desideremus 
apostolum,  debeatur,  a  quo  ipse  episco- 
patus  et  tota  auctoritas  nomlnis  huius 
emerslt.  Quem  sequentes  tarn  mala  damnare 
noYlmus  quam  probare  laudanda.  Tel  id  yero, 
quod  patrum  instituta  sacerdotali  officio  custo- 
dientes  non  censetls  esse  calcanda,  quod  illi  non 
humana,  sed  dlvina  decrevere  sententia,  ut  quid- 
quid  quam  vis  de  dlsiunctis  remotisque 
provinciis  ageretur,  non  prlus  duce- 
rent    fiulendum,   nisi   ad  huius   sedls 


notltlam  peryenlret:  ut  tota  huius  auc- 
t  ort  täte  lustaquae  fueritpronuntiatio 
firmaretur  indeque  sumerent  ceterae  ecclesiae 
(velut  de  natali  suo  fönte  aquae  cunctae  procede- 
rent  .  ,),  quid  praecipere,  quos  abluere, 
quos  vcluti  coeno  inemundabili  sordidatos,  mun- 
dis  digna  corporibus  unda  vitaref^;  ähnlich  ad 
conc.  Mllevlt.  v.  417,  1.  c.  p.  895. 

8  Von  Odoaker  gebort  hierher  die  in  Verbin- 
dung mit  seinem  Erlass  über  die  Papstwahl  (Thl. 
I.  S.  218)  gegebene  Verordnung  gegen  Verausser- 
ungen  des  Kirchengutes  zum  Schutze  der  römi- 
schen Kirche,  Maus!  8,  267;  Thiel  1,  686  u. 
D  a  h  n ,  Könige  der  Germanen  3,  204,  von  dem 
Ostgothenköulg  Athalarich  das  Gesetz  gegen  die 
Simonie  bei  Papst-  und  Bischofswahlen,  Gasslo- 
dor.Var.  IX.  15.  16,  s.  Th.  I.  S.  219. 

*  So  hat  es  z.  B.  Theodorich  nicht  gehindert, 
dass  Papst  Symmachus  mit  der  römischen  Synode 
V.  499  (wahrscheinlich  einem  Provlnzlalkonzll, 
s.  0.  S.  477.  n.  9)  ein  Gesetz  über  die  Papstwahl 
gegeben,  Th.  I,  S.  218,  sowie  mit  einer  anderen 
(v.  502)  die  vor.  Anm.  gedachte  Anordnung  Odoa- 
kers  als  rechtswidrige  Verfügung  eines  Laien  in 
kirchlichen  Angelegenheiten  aufgehoben  und  an- 
dere ,  denselben  Gegenstand  betreffende  Bestim- 
mungen erlassen  hat,  Thiel  1,  690.  Ferner 
fallen  In  die  ostgotblsche  Zeit  die  beiden  unter 
Bonifatius  II.  (530 — 532)  abgehaltenen  Synoden 
betreffend  die  Besetzung  des  römischen  Stuhles, 
Th.  I.  S.  227. 
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römischen  Bischofs  selbstständig  regelten  ^  gerade  diejenigen  Theile  des  Abend- 
landeS;  in  welchen  sich  dieselbe  bisher  in  entscheidender  Weise  bethätigt  hatte,  des 
unmittelbaren  Zusammenhanges  mit  Rom  beraubt,  und  die  Machtsphäre  des  Papstes 
wesentlich  auf  Italien  beschränkt  ^. 

Ferner  gerieth  unter  Justinian  I.  nach  der  Zerstörung  des  Ostgothenreiches  und 
der  Wiedereroberung  Italiens  fKr  das  oströmische  Reich  das  Papstthum  in  Abhängig- 
keit von  dem  kaiserlichen  Hofe  ^,  und  die  umfassende  kirchliche  Gesetzgebung  des 
eben  genannten  Kaisers  *  wurde  nunmehr  auch  auf  Italien  ausgedehnt  ^. 

Damit  entfiel  fllr  den  römischen  Bischof  die  Möglichkeit,  das  bisher  praktische 
bethätigte  Gesetzgebungsrecht  in  dem  früheren  Umfange  auszuüben.  Indessen  er- 
langte derselbe  sehr  bald,  nach  dem  Eindringen  der  Longobarden  in  Italien  (568),  in 
Folge  der  Unfähigkeit  der  Griechen,  das  Land  gegen  dieselben  zu  schützen,  von 
Neuem  eine  grössere  Selbstständigkeit  gegenüber  den  oströmischen  Kaisern^.  Er 
wurde  dadurch,  getragen  von  den  Sympathieen  der  römischen  Bevölkerung  in 
Italien,  befähigt,  den  rohen  und  eigenmächtigen  Eingriffen  der  römischen  Kaiser  in 
das  Glaubensleben  der  Kirche  einen  erfolgreichen  Widerstand  entgegenzusetzen,  und 
das  bisherige  kaiserliche  oberste  Gesetzgebungsrecht  in  kirchlichen  Angelegenheiten 
ftlr  Italien  in  dem  Masse  illusorisch  zu  machen  und  auszuschliessen  ^,  dass  sowohl  in 


»  Vgl.  den  folgenden  S-  187. 

2  Hier  hat  sich  die  oberste  Stellung  des  Papst- 
thums  allerdings  in  dieser  Zeit,  so  insbesondere 
unter  Gregor  I.,  mehr  durch  zahlreiche  einzelne 
Yerwaltungsakte  als  durch  die  Ausübung  des  Ge- 
setzgebungsrechtes bethätigt.  Von  allgemeinen 
Anordnungen  sind  aber  zu  erwähnen  die  Be- 
schlüsse der  Synoden  y.  595  u.  601,  s.  o.  S.  509 
n.  2,  femer  die  Jaf  f  ^  ed.  II.  n.  1941  nachge^ 
vlesenen  Dekrete  Gregors  I.,  wogegen  die  Zuthei- 
lung  von  n.  1991  (c.  1.  C.  XXXV.  qu.  2.  u. 
3)  an  Gregor  I.  und  ron  n.  2004  (c.  3  0  XXX. 
qu.  3)  an  Deusdedit  (615 — 618)  sich  anzweifeln 
lässt.  Ueber  die  damals  ausserhalb  Italiens  be- 
stehenden Vikariate,  s.  Th.  I.  S.  579  u.  585. 

3  Niehues,  Gesch.  des  Verhältnisses  zw. 
Kalserthum  u.  Papstthum  1.  Mittelalter.  2.  Aufl. 
Münster  1877.  1 ,  368  ff.  Vgl.  auch  o.  S.  672. 
n.  5.  u.  Th.  I.  S.  299. 

*  S.  0.  S.  675. 

*  Durch  die  constit.  pro  petitione  Vigilii  §.11, 
womit  auch  die  Anordnung  in  Nov.  CXXXI.  v. 
545.  c.  2  Über  die  bis  dahin  von  Rom  nicht  aner- 
kannte Stellung  des  Patriarchen  von  Konstautl- 
nopel  (Th.  I.  S.  544.  n.  4)  für  Italien  Gesetzes- 
kraft erhielt.  Vgl.  auch  S.  334  Anm.  u.  S.  345 
Anm.  in  Betreff  des  5.  allgemeinen  Konzils 
(Konstantinopel  v.  553). 

6  Niehuesa.  a.  0.  S.  381  ff. 

7  So  hat  schon  Severin  640  gegen  die  Ekthesis 
des  Kaisers  Heraklius  ein  Gegendekret  erlassen, 
lib.  diurnus  c.  n.  LXXIII,  ed.  Rozidre.  Paris 
1869.  p.  142.  und  sein  Nachfolger  Johann  IV.  641 
mit  einer  römischen  Synode  die  monotheletiscbe 
Ketzerei  verdammt,  1.  c,  Mansi  10,  607;  He- 
fele  3,  183,  vgl.  auch  sein  Schreiben  an  den 
Sohn  des  Heraklius  J  a f  f  ^  ed.  II.  n.  2042,  M.  10, 
682  u. Theodori  I.  pp.  ad  episcop.  v.642,  Jaff^ 
n.  2052.  Mansi  10,  706. 

Nach  Erlass  des  Typus  durch  Konstans  II.  in 


648  hat  Martin  I.  mit  der  von  ihm  649  im  La- 
teran abgehaltenen  Generalsynode  (s.  o.  S.  515) 
den  Monotheletismus  sowie  die  Ekthesis  und  den 
Typus  anathelnatisirt,  vgl,  die  Encyklika  des 
Papstes  und  der  Synode  an  alle  Gläubigen,  Mansi 
10, 1173 :  „impios  autem  haeretioos  cum  omnibus 
pravissimis  dogmatibus  eorum  et  impiam  eethe- 
sim  vel  impiissimum  typum  .  .  .  anathematiza- 
vimus^';  und  der  Widerstand  Roms  hatte  den  Er- 
folg, dass  unter  dem  Kaiser  Konstantinus  Pogo- 
natus  die  vom  Papst  Agatho  vertretene  orthodoxe 
Lehre  des  Dyotheletlsmus  (s.  auch  o.  S.  515)  »nf 
dem  6.  allgemeinen  Konzil  (Konstantinopel  v.  680) 
angenommen  wurde  (s.  o.  S.  334  Anm.,  S.  345 
Anm.  u.  S.  346  n.  4). 

Als  Kaiser  JusÜnian  II.  1.  J.  691  o.  692  die 
Kanones  der  von  ihm  berufenen ,  8.  g.  trallani- 
sehen  Synode,  welche  sich  selbst  als  ökumeniscbe 
bezeichnet  hat  (Mansi  11,  933),  an  welcher  aber 
nur  griechische  und  orientalische  Bischöfe  Theil 
genommen  haben,  Hefele  3,343,  an  Papst Ser- 
gius  I.  zur  Unterschrift  geschickt  hatte,  verwei- 
gerte der  letztere,  obwohl  die  Beschlüsse  Tom 
Kaiser  selbst  unterschrieben  worden  waren,  M. 
11,  987  ,  und  ihre  Gesetzeskraft  demnach  oiicbt 
bestritten  werden  konnte,  die  Anerkennung  der- 
selben, hauptsächlich  wohl,  weil  unter  den  in 
can.  2  bestätigten  früheren  kirchlichen  Gesetzen 
die  meisten  abendländischen  Synoden  und  aocb 
alle  Dekretalen  der  romischen  Bischöfe  übet' 
gangen  waren,  und  can.  36  die  Beschlüsse  des 
Konzils  V.  Konstantinopel  c.  3  und  der  Synode 
V.  Chalcedon  c.  28  über  die  Vorrechte  des  Stuhles 
von  Konstantinopel  wiederholt  hatte,  und  er- 
klärte dieselben  sogar  für  nichtig,  lib.  pontif. 
in  vita  Sergii,  Mansi  12,  3.  Dem  Kaiser,  «el- 
cher offenbar  auf  dem  früheren  Recht  fossend 
den  Papst  zur  Verantwortung  ziehen  wollte,  und 
daran  nur  durch  äussere  Umstände  und  die  dem 
Papst  ergebenen  Soldaten  gehindert  wurde,  blieb 
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Glaabenssachen  ^  wie  auch  in  Betreff  des  Rechtes  und  der  Verfassung  der  Kirche  ^  allein 
die  Anordnungen  der  römischen  Kaiser  und  der  von  denselben  abhängigen  Synoden^ 
welche  seine  Zustimmung  gefunden  hatten,  über  das  Ostreich  hinaus  Geltung  und 
Anerkennung  erlangen  konnten.  Waren  diese  negativen  Erfolge  der  Geltend- 
machung der  Freiheit  der  Kirche  und  des  päpstlichen  Primates  durch  die  römischen 
Bischöfe  schon  an  sich  bedeutsam  genug,  so  war  es  noch  wichtiger,  dass  in  den 
grossen  dogmatischen  Streitfragen  des  7.  und  8.  Jahrhunderts  die  von  ihnen  im  Wi« 
derspruch  gegen  die  Kaiser  vertretenen  Auffassungen  auf  den  allgemeinen  Konzilien, 
welche  den  Streit  zum  Abschluss  brachten ,  als  die  rechte  Kirchenlehre  sanktionirt 
wurden,  und  somit  der  römische  Bischof  schon  damals,  wenn  auch  nicht  juristisch, 
doch  materiell  kraffc  des  von  ihm  in  Anspruch  genommenen  Primates  als  der  höchste, 
Aber  die  Kaiser  triumphirende  Gesetzgeber  in  Glaubenssachen  erschienen  war  3. 

§.  187.     //.   Die  Oermanenreiche  vom  5.  ins  zum  8.  Jahrhmdert. 

I.  DasWestgothenreich.  Nach  der  Begründung  des  Westgothenreiches 
in  Gallien  und  Spanien  haben  die  Könige  die  enge  Verbindung,  welche  zwischen  dem 
römischen  Stuhle  und  den  sfldgallischen  Bischöfen  seit  der  Begründung  der  Vika- 
riatsstellung  des  Bischofs  von  Arles  bestanden  hatte,  nicht  gestört  und  thatsächlich 


später  bei  dem  gesnnkeiien  AnBeben  des  Kaiser- 
thums  nichts  anderes  übrig,  als  mit  den  Nach- 
folgern des  Papstes,  Johann  YII.  und  Konstantin 
über  die  Ausmerznng  der  Rom  unliebsamen  Ka- 
nones  in  Verbindung  zu  treten,  obne  dass  dies 
allerdings  ein  Resultat  gehabt  hat,  lief  ele  3, 
345  £r.  In  Folge  dieses  Widerstandes  der  römi- 
schen Bischöfe  hat  die  gedachte  Synode  niemals 
im  Abendlande  das  Ansehen  einer  allgemeinen 
Synode  erlangt,  s.  o.  S.  515  n.  2. 

In   das  8.  Jahrhundert  fallt  die  Opposition 
Gregors  II.  gegen  das  yon  Leo  III.  (Isauricus) 
726  erlassene  Verbot  der  Bildenrerehrung ,  H  e  - 
feie  3,  376 ff.,  vgl.  Schreiben  desselben  an  den 
Kaiser  (v.  729),  Mansi  12,  968:  „Scis,  Impera- 
tor, sanctae  ecclesiae  dogmata  non  imperatorum 
esse,   sed  pontiflcnm  quae  tuto  debent  dogmati- 
zari.    Idcirco  ecclesiis  praepositi  sunt  pontlflces 
a  reipnblicae  negotils  abstinentes  et  imperatores 
eigo  similiter  ab  ecclesiasticis  abstineant  et  quae 
sibi  commissa  sunt  capessant^,  und  das  zweite 
anf  eine  Antwort  des  Kaisers  ergangene,  1.  c. 
p.  977:    „cessa  et  sanctam  ecclesiam   sequere, 
prout  inyenisti  atque  accepisti :  non  sunt  impe- 
ratonim   dogmata  sed   pontiflcnm  .  .  .  Alia  est 
ecclesiastlcarum  constitutlonum  institutio  et  alius 
sensus  saecularium  ...  Et  ecce  tibi  palatii  et 
ecclesiarum   scribo  discrlmen,   Imperatorum  et 
pontiflcum  .  .  .   Nam    quemadmodum  pontifex 
introspiciendi  in  palatium  potestatem  non  habet 
ae  dlgnltates  regias  deferendi,  sie  neque  Impe- 
rator in  ecclesias  introspiciendi  et  electiones  in 
clero  peragendi  neque  consecrandi   vel  symbola 
SS.  saerameutomm  administrandi  sed  neque  parti- 
dpandi  absque  Opera  sacerdotis'^  lieber  die  Fort- 
setzung des  Kampfes  durch  seine  Nachfolger,  die 
▼on  Gregor  III.  731  abgehaltene  römische  Syuode 
(s.  o,  S.  509  n.  2)  sowie  die  Verurtheilung  der 
▼on  Konstantin  Kopronymus  754  veranstalteten 


Generalsynode,  Hefele  3,  410,  durch  das  La- 
terankonzil V.  769  unter  Stephan  III.  (IV.),  s.  o. 
S.  532  n.  1.  Bekanntlich  hat  der  Streit  damit  ge- 
endet, dass  die  von  den  römischen  Bischöfen  yer- 
theidigte  Auffassung  über  die  Bilderverehrang  (s. 
0.  S.  334  Anm,  u.  S.  346  Anm.)  durch  das  allge- 
meine Konzil  y.  Nlcaa  (787)  adoptirt  worden  ist. 

1  S.  die  vor.  Anm. 

2  Vgl.  das  in  der  Anm.  S.  692  n.  7  über  die 
trullanische  Synode  Bemerkte. 

3  Nichts  als  das  rücksichtslose  Eingreifen  der 
oströmisohen  Kaiser  hat  mehr  dazu  beigetragen, 
dass  die  römischen  Bischöfe  in  jenen  Zeiten  auch 
im  Orient  ihre  Primatialstellung  in  den  verschie- 
densten Richtungen  geltend  machen  konnten 
(über  die  Ernennung  eines  Vikars  für  Jerusalem 
i.  J.  649  s.  Th.  II.  S.  521  Anm.  a.  £.),  da  die 
orientalischen  Bischöfe,  welche  sich  der  kaiser- 
lichen Glaubensdespotie  nicht  fügen  wollten, 
mehr  noch  als  in  den  früheren  Zeiten  ihren  An- 
halt beim  römischen  Bischof  suchten  und  den 
Primat  desselben  in  Glaubenssachen  bereitwil- 
ligst anerkannten,  s.  den  Brief  des  Bischofs  Ser- 
gius  v.  Cypem  an  Papst  Theodor  (642 — 649), 
Mansi  10,  913:  „gu  y^P  ....  6ic(ipx^^^  ll^poc 
xal  diel  Ttj)  ocj)  9efjieX(q>  t9J(  ixxXYjOia;  ol  oruAci 
TZtd^wZK  .  .  .  o6  Tdbv  ßeßvjXoiN  alpiaecDV  xa^at- 
p^C  xa9doT7)xac  ^  xopucpatoc  xal  xa^T^Yi^nTjc 
rTjc  6p&o56(ou  xal  d{j.ai|jiif)Tou  irlorecoc";  Er^ 
klärung  des  Abgesandten  des  Patriarchen  von 
Jerusalem  auf  der  Lateransynode  v.  649,  1.  c. 
p.  895:  „donec  ad  apostolicam  sedem,  ubi  ortho- 
doxorum  dogmatum  fundamenta  existunt,  per- 
venias,  ....  exorans  eos,  donec  ex  apostolica 
prudentia  quae  in  deo  est,  ad  victoriam  iudiclum 
perducere  debeaut  et  uoviter  introductorum  dog- 
matum perfectam  faciant  secundnm  canones  de- 
structionem'^  Vgl.  auch  Pichler,  kirchl. 
Trennung  1,  135  ff. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  187. 


fortbestehen  lassen  ^  Principiell  war  indessen  eine  oberste  Gesetzgebungsgewalt  des 
römischen  Bischofs  für  die  katholische  Kirche  im  Westgothenreich  nicht  anerkannt^, 
vielmehr  nahm  der  König  eine  solche  ^  offenbar  im  Anhalt  an  die  früher  von  den  rö- 
mischen Kaisem  geübten  Befugnisse,  in  Anspruch^.  Andererseits  hatten  aber  die 
arianischen  Könige  ebenso  wie  den  Vikariat  von  Arles,  auch  die  sonstige  Organisar 
tion  der  katholischen  Kirche  und  ihre  frühere  Rechtsstellung  bestehen  lassen.  In 
Folge  dessen  wurde  an  der  durch  das  kirchliche  Recht  anerkannten  BefugniBS  der 
Synoden,  kirchliche  Normen  fttr  die  vertretenen  Bezirke  zu  beschliessen,  nichts  ge- 
ändert, nur  nahm  der  König  in  Anschluss  an  das  frühere  kaiserliche  Recht  der  Beru- 
fung der  ökumenischen  Konzilien'*,  die  Berechtigung  in  Anspruch,  den  Zusammentritt 
allgemeiner  Konzilien  des  Reiches,  welche  er  selbst  als  Arianer  nicht  berufen  konnte, 
von  seiner  Genehmigung  abhängig  zu  machen^.  Dagegen  ist  eine  königliche  Er- 
laubniss  weder  zur  Abhaltung  der  Provinzialkonzilien  ^,  noch  der  zwischen  ihnen 
und  den  Reichskonzilien  stehenden  Primatialsynoden  ^  erforderlich  gewesen.  Wenn- 
gleich sich  kein  Anhalt  fUr  eine  feste  Kompetenzabgränzung  zwischen  diesen  ver- 
schiedenen Synoden  findet,  so  ergiebt  sich  doch  wenigstens  aus  der  Stellung  der 
Reichssynoden,  welche  unter  der  Autorität  des  Königs  zusammentraten,  dass  diese 
allein  berufen  waren,  allgemein  verbindliche  Anordnungen  för  sämmtliche,  zum 
Reich  gehörige  kirchliche  Sprengel  zu  erlassen  ^. 


1  Tb.  I.  S.  590;  Löiiing,  Gescb.  d.  deutäch. 
K.  R.  1,  528ff.  543. 

^  Dies  ergiebt  sieb  daraus,  dass  das  Gesetz 
Yalentinians  UI.  r.  445  (s.  o.  S.  685)  uicbt  in  die 
lex  Romana  Vlsigotbornm  Alaricbs  II.  v.  506 
aufgenommen  worden  ist,  L  ö  n  i  n  g  1 ,  527.  Aller- 
dlugs hat  das  Konzil  von  Agde  c.  9  angeordnet : 
„nt  si  diacones  aut  presbyteri  coniugati  ad  torum 
uxorum  saarum  redire  voluerint,  papae  Inno- 
oentll  ordlnatio  (d.  b.  ep.  ad  Exsuper.  Tolos. 
V.  405,  c.  1,  Goustant  p.  790)  et  Siricil  epi- 
scopl  auctoritas  .  .  .  conservetur"  (ep.  ad  Hlme- 
rlum  V.  385.  c.  7,  1.  c.  p.  629),  selbst  aber,  wenn 
man  darin  keine  Reception  dieser  päpstlichen 
Verordnungen,  sondern  nur  eine  erneuerte  Ein- 
scbärfnng  derselben  siebt,  widerlegt  dies  die  Au- 
slebt des  Textes  nicht,  da  hier  längst  ergangene 
und  schon  früher  Bestandtbeile  des  kirchlichen 
Rechtes  gewordene  Erlasse  der  Päpste  in  Frage 
stehen. 

3  Dies  zeigt  die  Beseitigung  der  bisherigen 
römischen,  auch  die  Kirche  betreffenden  Kaiser- 
gesetzgebung und  die  Ersetzung  derselben  durch 
das  Gesetzbuch  Alarichs  II.,  bei  dessen  Bear- 
beitung allerdings  auch  die  katboliscben  Bischöfe 
zugezogen  worden  sind,  auctoritas  Alarlcl  regis 
(lex  Rom.  Vlsigotb.  ed.  Haenel  1848.  p.  2), 
und  in  welches  ein  grosser  Theil  der  früheren 
Bestimmungen  Aufnahme  gefunden  hat,  L  ön  i  n  g 
1,  522  ff.  Die  formale  Autorität  dieser  Vor- 
schriften beruhte  demnach  auf  dem  Gesetzge- 
bungsrecht  des  Königs,  kraft  dessen  auch  in  ein- 
zelnen Punkten  materielle  und  nicht  unwichtige 
Aenderungen  gemacht  worden  sind. 

*  S.  0.  8.  333. 

^  Die  einzige  derartige  Yor  der  Bekehrung  der 
Könige  abgehaltene  Synode  Ist  die  Yon  Agde 
V.  506  gewesen ,  s.  o.  S.  529  n.  7;  Lönlng  1, 
534.    Dass  dieselbe  c.  71  (48) :   „Synodum  etiam 


secundum  constltuta  patrum  annia  singa- 
11  s  placuit  congregari",  den  Jäbrliehen  Zusam- 
mentritt einer  Reicbssynode,  soLöningl,  539 
n.  1,  angeordnet  habe,  widerspricht  schon  der 
richtigen  Annahme  desselben,  dass  die  konlgiicbe 
Genehmigung  dazu  erforderlieh  war  und  der 
König  sich  durch  eine  solche  Vorschrift  nicht 
binden  lassen  konnte.  Es  handelt  sich  -vielmehr 
um  Provinzialsynoden  und  wenn  L  ö  n  i  n  g  hier- 
gegen darauf  hinweist,  dass  diese  jährlich  zwei- 
mal gehalten 'werden  sollten,  so  hat  sich  diese 
Vorschrift  im  Abendlande  nicht  durchführen 
lassen  und  auch  schon  früher  eine  Milderung  er- 
fahren, s.  0.  S.  474.  Jedenfalls  kann  unter  den 
„constltuta  patrum^  auf  welche  sich  der  Kanon 
bezieht,  nicht  die  Anordnung  des  Hilaros  I. 
V.  462  c.  2,  Thiel  1,  144,  für  Arles,  jährUch 
aus  denjenigen  ProTinzen,  aus  welchen  es  mög- 
lich ist,  ein  Primati alkonzil  zu  versammeb, 
wie  Löning  will,  yerstanden  werden,  denn  die 
constltuta  patrum  sind  Beschlüsse  von  Synoden, 
nicht  päpstliche  Anordnungen. 

«  S.  0.  S.  475  u.  Löning  1,  534. 

1  Hierher  gehören  die  o.  S.  512  n.  9  Abe.  2 
aufgeführten  Synoden,  die  unter  ostgothischer 
Herrschaft  und  zugleich  mit  burgundischen  Bi- 
schöfen gehalten  worden  sind,  Löaingl,d39ff. 

s  Von  den  in  diese  Zeit  fallenden  Proviuzitl- 
synoden,  s.  o.  S.  475  n.  5,  bezieht  sieh  die  ton 
Lerida  c.  3  ausdrücklich  auf  c.  27  des  Kon&ls 
Yon  Agde,  indem  sie  eine  weitere  er^uizende 
Vorschrift  über  einen  dort  nicht  berührten  Ponkt 
trifft. 

ImSueYenreich  in  Spanien  istderV^kehr 
der  katholischen  Bischöfe  mit  dem  römijehen 
Bischof  während  des  5.  Jahrhunderts  nicht  ge- 
hindert gewesen,  ygl.  die  Briefe  Leos  I.  u.  das 
Bischofs  Turibius  y.  Astorga  über  die  Prisdllia- 
nisten   y.  447,   ed.  Baller.  1,683.693,  in- 
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Nach  der  Annahme  des  Ratholiciamas  durch  die  westgothischen  Könige  und  ihr 
Volk  hat  sich  hierin  im  wesentlichen  nichts  geändert.  Obwohl  das  grosse  Bekeh- 
rungskonzil  v.  589  ausdrücklich  angeordnet  hat,  dass  die  Eanones  der  früheren 
Konzilien  und  die  bisherigen  epistolae  synodicae  der  römischen  Bischöfe  ihre  Kraft 
behalten  sollen  ^,  so  ist  doch  auch  in  dieser  Zeit  dem  Papste  keine  gesetzgebende 
Gewalt  eingeräumt  worden^.    Das   oberste  Gesetzgebungsrecht  in  der  spanischen 


defisen  haben  auch  hier  die  Könige  die  Kirchen- 
hoheit  in  Anspruch  genommen,  und  wenngleich 
sie  die  Gesetzgebungsgewalt  selbst  nicht  geübt 
haben,  so  haben  sie  doch  nach  ihrer  Bekehrung 
die  kirchlichen  Verhältnisse  durch  von  ihnen 
anbefohlene  Konzillen  (Braga  1.  J.  563  u.  572) 
ordnen  lassen,  s.  o.  S.  476  n.  4,  Dahn,  Könige 
d.  Germanen  6,  576  ff« ;  freilich  nach  Massgabe 
der  bisherigenOrdnungen  der  katholischen  Kirche, 
denn  auf  dem  1.  Konzil  von  Braga  wurde  die 
Beobachtung  der  „ex  codice  tarn  generallum  sy- 
nodorum  quam  localium*'  (vgl.  Maassen  1,645) 
vedesenen  Kanones  und  der  „auctorltas  sedls  apo- 
stolicae  ad  Profuturum"  v.  538,  Mansl  9,  29, 
eingeschärft,  s.  praef.  u.  c.  4.  22;  vgl.  auch 
Bracar.  II«  v.  572  praef. :  „sancti  eulm  patres  ac 
praecessores  nostrl  autgenerales  sy nodos  undlque 
coUecti  (colllgl)  pro  unitate  rectae  fldei  fecerunt, 
sicutin  Nicaea . . .  InConstantinopoli ...  in  Epheso 
...  in  Ghalcedone  .  .  .  aut  certe  speciales  syno- 
dos  per  suas  unusquisque  provlncias  .  .  .  coUe- 
gemnt  et .  .  .  canonum  sententlas  .  .  .  conscri- 
psemnt,  quas  oportet  nos  legere  et  Intelligere  et 
tenere^^ 

Abweichend  von  den  übrigen  Germaneurelcheu 
hat  im  burgundi sehen  Königreich  der  König 
offenbar  keine  Gesetzgebungsgewalt  in  den  kirch- 
lichen Dingen  beansprucht.  Nicht  nur  ist  hier 
von  einer  Revision  des  früheren  kirchlichen 
Hechtes  im  Gegensatz  zu  dem  Westgotfaenreich 
keine  Rede  gewesen ,  sondern  es  hat  zwischen 
den  burgundi  sehen  Bischöfen  und  Rom  der  engste 
Verkehr  stattgefunden  und  der  Primat  des  römi- 
schen Bischofs  in  voller  Anerkennung  gestanden. 
Bin  ding,  Gesch.  d.  burg.-romau.  Königreichs 
S.  128;  Löning  1,  552.  565,  ja  nicht  einmal 
eine  Genehmigung  zum  Znsammentritt  der  grösse- 
ren Konzilien  Ist  von  den  Königen  in  Anspruch 
genommen  worden,  s.  o.  S.  539  n.  4. 

*  praef.  conc.  Tolet.  III. :  „maneant  in  suo  vi- 
gore  condllorum  omninm  constituta,  simul  et 
synodicae  ss.  praesnlum  Romanorum  epistolae'^ 
Darunter  sind  offenbar  nicht  besondere  Arten 
päpstlicher  Briefe,  namentlich  nicht  die  Th.  II. 
S.  520  gedachten  epistolae  synodicae  zu  ver- 
stehen, vielmehr  nur  überhaupt  päpstliche  An- 
ordnungen, well  diese  mehrtach  in  Briefform  auf 
Anfragen  der  zu  Synoden  versammelten  Bischöfe 
gerichtet  oder  unter  Zuziehung  von  Synoden  er- 
lassen worden  sind,  vgl.  o.  S.  687  u.  Phillips 
3,  631.  634;  ebenso  heisst  es  auch  Tolet.  lY. 
V.  633.  c.  17:  „Apocalypsis  llbrum  multorum 
conciliorum  auctoritas  et  synodica  ss.  praesnlum 
Romanorum  decreta  Joannls  evangelistae  esse 
praescribunt",  womit  das  auf  der  römischen  Sy- 
node v.  495  0.496  erlassene  Dekret  des  Gelasiusl. 
de  libris  redplendis  und  das  decretale  Hormisdas 
(514—523),    Thiel  1,  454.  931  gemeint  ist; 


vgl.  auch  conc.  clt.  c.  19 :  „secundum  synodalia 
vel  decretalia  constituta"  u.  c.  2  conc.  IL  Hispal. 
V.  618:  ^oc  enim  et  saecularium  principum 
edieta  praecipiunt  et  praesulum  Romanorum  de- 
crevlt  auctoritas'^ 

2  c.  6  Tolet.  lY.  V.  633  sagt :  „proinde  quid  a 
nobis  (in  Betreff  des  drei-  oder  einmaligen  Unter- 
tauchens bei  der  Taufe)  .  .  .  flendum  sit,  apo- 
stolicae  sedls  Informemur  praeceptis  non  nostram 
sed  patemam  institutionem  sequeutes"  unter  Be- 
zugnahme auf  ep.  Gregoril  I.  ad  Leandr.  eplsc. 
Hispal.  V.  591  (Jafftf  H.  ed.  n.  1111,  reg.  I.  43 
ed.  Bened.  2,'5ol),  welche  nur  eine  Belehrung 
unter  Billigung  der  Ansicht  der  spanischen  Bi- 
schöfe enthält,  und  giebt  also  blos  das  Motiv  zu 
der  Bestimmung  des  Konzils  an«  In  c.  8  Tolet. 
YI.  V.  638  wird  einer  „antiqua  sententla  papae 
Leonis«(ep.  167inqu.  13,  ed.  Baller.  1, 1, 1425) 
gedacht,  aber  die  Synode  hat  in  Bezug  auf  die- 
selbe gewisse  Modifikationen  beschlossen.  Als 
Leo  II.  -die  Beschlüsse  des  6.  allgemeinen  Kon- 
zils V.  680  den  spanischen  Bischöfen  zum  Beitritt 
übersandt  hatte,  Mansl  11,  1050,  s.  auch  ibid. 
p.  1055.  1085,  nahmen  diese  eine  genaue  Prü- 
fung derselben  vor  und  billigten  sie  erst,  als  sie 
gefunden  hatten,  dass  sie  mit  den  4  ersten  allge- 
meinen Konzilien  in  Uebereinstimmung  waren, 
c.  5—7.  Tolet.  XIY.  v.  584  (s.  Th.  II.  S.3.  n.  6J. 
Wie  sie  hierin  ihre  Unabhängigkeit  dem  Papste 
bewiesen,  so  auch  auf  dem  15.  Konzil  von  Toledo 
V.  688.  Benedikt  II.  hatte  in  dem  ihm  über- 
machten, vom  Erzbischof  Julian  v.  Toledo  ver- 
fassten  liber  responsionis  fldei  nostrae,  betreffend 
die  Uebereinstimmung  der  spanischen  Bischöfe 
mit  der  Lehre  des  6.  allgemeinen  Konzils,  die 
Abänderung  einiger  anstösslgen  Stellen  verlangt. 
Dieses  Ansinnen  lehnten  aber  die  zum  Konzil  ver- 
sammelten Bischöfe  in  sehr  energischer  und  grober 
Welse  ab,  Mansl  12,  10.  Nachdem  sie  ihm 
u.  A.  eine  „incuriosa  lectio^'  Ihrer  Schrift  vorge- 
worfen (1.  c.  p.  11. 12)  haben,  schliessen  sie  1.  c. 
p.  17 :  „iam  vero  si  post  haec  et  ab  ipsis  dogma- 
tibus  patrum  ...  in  quocumque  (Romani)  dis- 
sentiunt,  non  iam  cum  Ulis  est  amplius  conten- 
dendum  sed,  maiorum  dlrecto  calle  Inhaerentes 
vestigils,  erit  per  divinum  iudldum  amatoribus 
veritatis  responsio  nostra  sublimis,  etlamsi  ab 
ignorantibus  aemulis  censeatur  indocills'',  He- 
fele  3,  325.  Ein  regerer  Yerkehr  mit  Rom  ist 
nur  unmittelbar  nach  dem  Glaubenswechsel 
nachweisbar  (vgl.  Gregor.  I.  reg.  II.  54;  Y.  49; 
IX.  61.  120.  121.  122;  XIU.  45,  46,  ed.  Ben. 
2,  620.  777.977. 1026 ff.  1250 ff.);  Gams,  Kir- 
chengesch.  v.  Spanien  II.  2,  28.  37,  während 
aus  der  späteren  Zeit  bis  zum  Untergang  des 
Reiches,  abgesehen  von  den  erwähnten  Fällen, 
blos  eine  Nachricht  über  einen  Brief  Honorius^  I. 
an  die  zum  6.  Toletanlschen  Konzil  versammelten 
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[§.  187. 


Kirche  übte  vielmehr,  wie  in  früherer  Zeit  der  König  ^  aus,  und  zwar  theils  auf  dem 
Wege  der  weltlichen  Gesetzgebung  2,  bei  welcher  der  Adel  und  die  hohe  Geistlichkeit 
als  Berather  zugezogen  wurden  ^,  theils  aber  auch  in  Gemeinschaft  mit  den  Reichs- 
konzilien,  welche  rechtlich  von  ihm  abhängig  waren,  da  sie  nur  auf  seine  Berufung 
zusammentreten,  und  ihre  Beschlüsse  allein  durch  seine  Bestätigung  nicht  nur  fßr 
das  weltliche,  sondern  auch  für  das  kirchliche  Gebiet  Gültigkeit  erhalten  konnten^. 
Das  letztere  wurde  aber  später,  als  die  hohe  Geistlichkeit  die  massgebende  Stellung 
im  Reiche  erlangt  hatte,  die  Regel  ^,  und  wenngleich  noch  mitunter  in  der  Zeit,  in 
welcher  das  Reichskonzil  auch  seine  Zuständigkeit  auf  die  weltlichen  Angelegen- 
heiten ausgedehnt  hat^,  seitens  der  Könige  Anordnungen  über  kirchliche  Sachen  in 
der  Form  weltlicher  Gesetze  erlassen  worden  sind  ^,  so  geschah  dies  doch  wesentlich 
auf  Grund  schon  vorher  über  dieselben  Gegenstände  gefasster  Konzilienbeschlüsse  ^, 
zum  Theil  sogar  unter  ausdrücklicher  Hinweisung  auf  diese  ^.  Allerdings  wird  in  der 
Sprache  der  westgothischen  Gesetzgebung  zwischen  canofi  und  lex  in  der  Weise  un- 
terschieden ^^,  dass  mit  dem  ersten  Ausdruck  die  Beschlüsse  der  Konzilien  ^^,  mit  dem 
letzten  die  vom  König  ausgehenden  Anordnungen  bezeichnet  werden  ^^,  ein  materieller 


Bischöfe,  in  welchem  er  sie  zu  grÖBserem  Eifer 
für  den  rechten  Glauben  ermahnt,  überliefert 
Ist,  Braulioui8ep.21;  Jaff^ed.II.  n.2038, 
Migne  patrol.  80,  668;  Garns,  Kirchengesch. 
V.  Spanien  II.  2, 224.  Wenn  man  welter  erwägt, 
dass  Gregor  I.  allein  einmal  in  die  Jurisdiktion 
der  spanischen  Bischöfe  i.  J.  603,  reg.  XIII.  45. 
46  eingegrifTen  hat,  und  keine  anderen  Palllen- 
Verlelhungen  an  spanische  Erzbischöfe  als  die 
Gregors  I.  an  Leander  v.  Sevilla  bekannt  sind, 
so  beweist  dies  Alles  zusammen,  dass  der  frühere 
Elnfluss  des  römischen  Stuhles  auf  die  spani- 
schen Bischöfe  aufgehört  hat  und  Yon  der  Aus- 
übung eines  obersten  Gesetzgebungsrechtes  für 
die  spanische  lUrche  keine  Rede  gewesen  sein 
kann. 

1  Ein  Anerkenntnlss  der  Kirchenhoheit  des 
Königs  enthält  conc.  Emerlt.  v.  666  praef. : 
„quonlam  de  saecularibus  sancta  Uli  man  et  cura 
et  ecclesiastlca  per  divinam  gratlam  recte  dis- 
ponit". 

2  So  rührt  von  Reccared  I.  (586—601)  lex  Vi- 
sigoth.  V.  tlt.  I.  3  her  (wonach  eine  Veräusse- 
rung  von  Kirchensachen  durch  die  Geistlichen 
„praeter  consensum  caeterorum  clerlcorum'^  un- 
gültig ist,  „nisi  ita  fuerlt  facta  venditlo  sive 
donatio ,  quemadmodum  ss.  canonum  Instituta 
constituunt  atque  decernunt'') ;  vgl.  übrigens 
dazu  c.  3.  Tolet.  III.  v.  589;  möglicherweise  von 
demselben  König  auch  l.  1.  l.  Visigoth.  ibid., 
zwischen  welcher  jedenfalls  eine  Beziehung  zu 
c.  15  Tolet.  VI.  V.  638  obwaltet,  vgl.  Hei f e- 
rich,  Entstehung  d.  Westgothenrechts.  Berlin 
1858.  S.  176. 

'  Dahn,  Könige  der'Germanen  6,  249. 

*  S.  0.  S.  544.  546.  ' 

B  S.  0.  S.  544  n.  3. 

«  S.  oben  S.  545. 

7  Z.  B.  1.  Vis.  V.  tu.  I.  2  (von  Erwich ,  680 
—687?,  vgl.  Dahn,  westgoth.  Studien.  Würz- 
burg 1874.  S.  50),  wonach  der  Bischof,  der  Prie- 
ster und  Diakon  nach  der  Ordination  ein  Inven- 
tarlum  des  Kirchenvermögens  anfertigen  und  der 


Nachfolger  bei  seinem  Amtsantritt  nach  dem- 
selben die  vollständige  Erhaltung  des  letzteren 
kontroliren  soll,  wofür  allerdings  0.  1.  3.  4.  9 
Tolet.  IX.  V.  655  einen  Anhalt  boten. 

8  So  enthält  1.  Visig.  V.  tlt.  I.  5  (von  I^a, 
687 — 701)  wörtlich  die  Anordnungen  des  c.  5 
Tolet.  XVI.  V.  693  (c.  3.  0.  X.  qu.  3)  gegen 
Beschwerung  der  Pfarreien  mit  übermässigen 
Abgaben,  gegen  Vereinigung  zweier  Kirchen  in 
einer  Hand  u.  s.  w.  Lib.  III.  tlt.  IV.  18  über 
die  Konkubinen  der  Geistlichen  (v.  Rekisvinth 
649—672)  fuBst  auf  c.  5  Tolet.  VIII.  v.  653  n. 
c.  10  Tolet.  IX.  v.  655. 

ö  Vgl.  1.  Visigoth.  m.  tit.  IV.  18  cit.;  V 
tlt.  I.  6.  de  coercitlone  pontiflcnm  (v.  Wamba 
672—680)  verweist  auf  c.  5  Tolet.  XL  v.  675; 
1.  Vis.  III.  tit.  V.  4  auf  Tolet  IV.  c.  56;  Tolet. 
VI.  c.  6 ;  Tolet.  X.  c.  4.  5. 

Mit  dieser  Verquickung  von  Kirche  und  Staat 
hängt  es  auch  zusammen,  dass  die  Königsgesetze 
als  Strafe  die  Exkommunikation  (1.  Visig.  II. 
tit.  I.  6 ;  V.  tit.  I.  5  cit. ;  XH.  tit.  3.  24)  und 
Fasten  II.  tit.  I.  18;  IX.  tlt.  I.  21  androhen. 

10  Bestätigungsedikt  von  Reccared  für  das  3. 
Konzil  V.  Toledo  v.  589,  Bruns  I.  1,  394:  „has 
omnes  constitutiones  ecclesiastlcas,  quas  summa- 
tlm  breviterque  constrinxlmus,  sicut  plenias  in 
canone  continetur";  1.  Visig.  III.  tit.  IV.  18: 
„luxta  SS.  canones"  (s.  Anm.  8);  l.  c.  tit.  V.  2. 4; 
V.  tit.  I.  6 :  ^iuxta  canonem  Toletani  undcciml^ 
Tolet.  III.  c.  14 :  .jdomlnus  noster  canonibus  io- 
serendum  praecepit^;  Tolet.  XI.  v.  638  c.  11: 
„legum  et  canonum  sententiae  exquirantni^  Be- 
stätigungsedikte zu  Tolet. XII,  Bruns  1.1,320. 
332;  zu  Tolet.  XIII,  l.  c.  p.  347.  348  und  zu 
Tolet.  XV,  1.  c.  p.  360. 

11  Freilich  allerdings  dem  herkömmliehen 
Sprachgebrauch  gemäss  auch  die  von  früheren 
Konzilien,  also  nicht  blos  von  den  westgothischen 
Reichssynoden  aufgestellten  Anordnungen ,  To- 
let. III.  V.  589  c.  1 :  „contra  vetita  canonum*'. 

12  So  auch  die  von  den  Königen  erlassenen 
Bestätigungsedikte  der  Beschlüsse  der  Seich»- 


§.  187.]     Gesetzgebungsrecht.  Die  Germanenieiche  vom  5.  bis  zum  8.  Jahrhundert.  697 

Unterschied  zwischen  beiden  waltete  aber  nicht  ob,  da  die  von  den  westgothischen 
Konzilien  beschlossenen  Kanonen  in  Folge  der  königlichen  Bestätigung  gleichzeitig 
für  das  staatliche  Gebiet  geltende  Normen  wnrden  K 

Als  selbstverständlich  galt  es,  dass  die  obersten  Gesetzgebungsorgane  in  ihrer 
TMtigkeit  durch  den  Glauben  der  katholischen  Kirche  gebunden  waren,  und  dieser 
eine  Schranke  ftlr  die  Ausübung  ihrer  Befugnisse  bildete^.  Andererseits  haben  sich 
aber  die  spanischen  Bischöfe  und  Konzilien,  soweit  es  sich  um  die  Feststellung  strei- 
tiger Glaubenslehren  gehandelt  hat,  das  Recht  eigener  und  selbstständiger  Prüfung 
darüber,  ob  die  getroffenen  Entscheidungen  in  Uebereinstimmung  mit  dem  überlie- 
ferten Glaubensschatz  der  Kirche  ergangen  waren,  auf  das  Entschiedenste  gewahrt^. 

Nicht  minder,  wie  die  Glaubenslehren  der  ökumenischen  Konzilien  wurden  auch 
die  Kanonen  derselben  in  der  spanisch-wesl^othischen  Kirche  für  bindend  erachtet  4, 
indessen  hat  das  Reichskonzil  gegenüber  den  Einzelvorschriften  der  Kanonen  nicht  nur 
denselben  freien  Standpunkt,  wie  schon  die  früheren  morgenländischen  und  abendlän- 
dischen Partikularsynoden  ^  eingenommen^,  sondern  auch  da,  wo  die  Verhältnisse  eine 
ihnen  widersprechende  Gestaltung  angezeigt  erscheinen  Hessen,  abweichende  Anord- 
nungen beschlossen ''j  offenbar  von  der  Anschauung  ausgehend,  dass  es  in  soweit, 
als  die  eigenthümliche  Entwicklung  besondere,  neue  Festsetzungen  erforderte,  als 
höchstes  kirchliches  Organ  für  das  westgothische  Reich  dieselben  Befugnisse,  wie 
einst  das  allgemeine  Konzil  für  das  römische  Reich  zu  beanspruchen  befugt  sei. 

Ausser  dem  König  und  den  Reichskonzilien  kommt  auch  den  Provinzialsynoden 
das  Recht  der  Gesetzgebung  für  ihre  Provinz  zu.  Jedoch  sind,  was  in  der  Natur  der 
Sache  lag,  ihrer  Zuständigkeit  alle  Glaubenssachen,  wie  alle  die  ganze  Kirche  be- 
treffenden Angelegenheiten  entzogen  gewesen^.  Weil  sie  in  Folge  dessen  lediglich 
auf  partikulare  Anordnungen  beschränkt  waren ,  bedurfte  es  weder  einer  Genehmi- 
gung des  Königs  zu  ihrer  Einberufung  noch  einer  Bestätigung  ihrer  Beschlüsse  durch 
den  letzteren^.    Auffällig  muss  es  allerdings  erscheinen,  dass  von  einzelnen  dieser 


Konzilien,  s.  dieflell)eii  zu  Tolet.  XII,  o.  S.  546. 
n.  1 ;  zu  Tolet.  XIII.  XV.  XVI.  XVII. 

1  BestatiguDgsedikt  v.  Tolet.  XII. :  „ged  geue- 
laliteT  per  cunctas  regni  nostil  proTindas  haec 
canouum  instituta  nostrae  gloilae  temporibus 
acta  et  auctoritatis  dehltae  fastigio  praepollebunt 
et  inoYocabili  ludlciorum  exercitlo  ...  in  omni- 
bas  regni  nostri  piOYinells  celebres  habebuntnr'', 
8.  auch  0.  S.  546  n.  1. 

2  Das  folgt  schon  daraus,  dass  auf  dem  Bekeh- 
ningskonzil  y.  Toledo  (589)  der  katholische  Glau- 
ben, wie  er  durch  die  4  ersten  allgemeinen  Kon- 
zilien Nicaa,  Konstantinopel  I.,  Ephesus  und 
Gbalcedon  festgestellt  war,  als  Norm  für  das 
kirchliche  Leben  angenommen  und  jede  andere 
Lehre  mit  dem  Anathem  belegt  worden  ist, 
Man  si  9,  977,  s.  namentlich  die  23  Anathema- 
tlsmen,  Insbesondere  no.  11.  19 — 22;  auch  ha- 
ben die  folgenden  Synoden  und  die  Könige  auf 
ihnen  dieses  Glaubensbekenntniss  mehrfach  er- 
neuert, Tolet.  rv.  T.  633.  c.  1 ;  Tolet.  VI.  v.  638. 
c.  1;  Tolet.  VIII.  V.  653.  tom.  reg.  u.  c.  1 
Emerlt.  ▼.  666.  c.  1 ;  Tolet.  XI.  y.  675  praef. 
Bracar.  ▼.  675.  c.  1 ;  Tolet.  XIL  y.  681.  c.  1 
Tolet.  Xm.  Y.  683  praef. ;  Tolet.  XV.  y.  688 
praef. ;  Tolet.  XVI.  y.  693  praef. ;  Tolet.  XVH. 
Y.  694  praef. 


3  Vgl.  das  über  ihr  Verhalten  gegenüber  dem 
6.  allgemeinen  Konzil  o.  S.  695.  n.  2  Bemerkte. 

*  Ausdrücklich  in  Bezug  genommen  wird  das 
Konzil  Y.  Chalcedon  c.  18  in  Narbonne  589.  c.  5 
(hier  aber  irriger  Welse  als  Nlcaenum)  und  c  26 
in  c.  48  Tolet.  IV.  y.  633.  Vgl.  auch  unten 
Anm.  6. 

5  S.  0.  S.  680.  n.  6. 

0  Ebensowenig  wie  diese  haben  die  spani- 
schen Synoden  an  der  zweimaligen  Abhaltung 
You  ProYinzlalkonzilien  im  Jahre  festgehalten, 
8.  0.  S.  474.  n.  4  u.  S.  476.  n.  4.  Dabei  trifft 
das  c.  18.  Tolet.  III.  y.  589  die  Anordnung  ein- 
maliger Abhaltung  „staute  priorum  auctoritate 
canonum".  Auch  Tolet.  IV,  y.  633.  c.  42  weicht 
In  Betreff  der  Haushälterinnen  der  Geistlichen 
insofern  you  c.  3.  Nicaen.  ab,  als  es  die  dort 
nicht  genannte  Tochter  zulässt  und  der  sonstigen 
nicht  Yerwandten  Personen,  bei  denen  kein  Ver- 
dacht obwaltet,  gar  nicht  gedenkt. 

7  Sicherlich  stand  die  Bestimmung  über  das 
Weiherecht  des  Erzbischofs  Yon  Toledo,  s.  Th.  I. 
S.  592  und  Th.  n.  S.  517,  mit  Nicaen.  4  und  6 
nicht  im  Einklang. 

8  S.  0.  S.  475.  n.  7. 
ö  S.  0.  S.  475. 
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Konzilien  auch  weltliche  Strafen,  sowohl  gegen  Laien,  wie  gegen  Gütliche  festge- 
setzt und  Angelegenheiten  weltlicher  Natur  normirt  worden  sind  ^.  Indessen  haben 
dieselben  wohl  zum  Theil  in  ihren  Kanonen  nur  bestehendes  weltliches  Becht  repro- 
dncirt^,  zum  Theil  auch  auf  besondere  Veranlassung  und  Ermächtigung  des  Königs 
die  betreffenden  Beschlüsse  gefasst^.  Denn,  dass  sich  die  Zuständigkeit  der  ProYin- 
zialsynoden  an  sich  auf  solche  weltliche  Angelegenheiten  erstreckt  hätte,  würde 
eine  völlig  abnorme  Erscheinung  sein^,  welche  sich  auch  nicht  einmal  aus  der 
Stellung  der  Geistlichkeit  im  Westgothenreiche  erklären  liesse.  Dagegen  kann  es 
nicht  auffallen,  dass  bei  der  entscheidenden  Mitwirkung  derselben  bei  den  Staatgge- 
Schäften  der  König,  welchem  das  Gesetzgebungsrecht  formell  zustand,  statt  der  Ein- 
berufung eines  Reichskonziles  unter  Umständen  einzelne  Angelegenheiten  nur  parti- 
kulären Versammlungen  der  Bischöfe  zur  Erledigung  überwies  und  auf  diese  Weise 


1  Narbonne  589.  c.  4  (bei  Verletzung  der 
Sonntagsfeier  Geldstrafe  an  den  Grafen  für  Freie, 
Prügel  für  Sklaven),  c.  14  (Wahrsagen,  für  Freie 
und  Sklaven  Prügel  und  Verkauf  in  die  Skla- 
verei zum  Besten  der  Armen);  Tolet.  IX.  v.  655 
c.  10  (für  Kinder  der  Bischöfe  und  Geistlichen 
von  freien  Frauen  oder  Sklavinnen  Verlust  des 
Erbrechts  und  Sklaverei  bei  der  Kirche ,  welcher 
der  Geistliche  angehört);  Tolet.  XI.  v.  675.  c.  5 
(wegen  Verführung  der  Töchter  von  Magnaten 
durch  einen  Bischof,  wegen  Begehung  eines  Mor- 
des oder  schwerer  Injurien  gegen  hochgestellte 
Personen  durch  einen  solchen  neben  den  geist- 
lichen Strafen  Verbannung).  Vgl.  ferner  auch 
unten  n.  3  letzter  Absatz. 

2  So  wohl  Narbonne  v.  589  und  Toledo  IX, 
denn  wenn  auch  solche  Gesetze  nicht  nachweis- 
bar sind,  so  berührt  sich  doch  c.  14.  Narbonne 
mit  1.  Visig.  VI.  tit.  II.  5  ff.,  und  dass  c4  einem 
weltlichen  Gesetz  entnommen  ist,  lässt  der  Um- 
stand schliessen,  dass  in  demselben  nur  welt- 
liche und  keine  geistlichen  Strafen  angedroht 
werden.  Endlich  beziehen  sich  die  Bischöfe  auch 
in  Betreff  der  Vorschriften  des  ersten  Theiles  des 
11.  Konzil  V.  Toledo  c.  5  auf  die  Gesetze  des 
Königs  Wamba,  mit  denen  nicht,  soHelffe- 
rich  a.  a.  0.  S.  188,  1.  Visig.  V.  tit.  I.  6  de 
coereitione  pontifieum  gemeint  sein  kann,  da 
dieses  Gesetz  sich  seinem  Inhalt  nach  damit  nicht 
deckt  und  auf  den  o.  5  cit.  ausdrücklich  verweist, 
Vgl.  auch  die  folgende  Anm. 

3  Dies  gilt  m.  £.  von  der  oben  u.  1  erwähn- 
ten Bestimmung  des  c.  5.  Tolet.  XI,  welche  of- 
fenbar durch  spezielle  Vorgänge  veranlasst  wor- 
den ist,  so  auch  Dahn,  Könige  6,472.  Das 
Konzil  lässt  in  seinen  Kanonen  eine  entschiedene 
Verwilderung  der  kirchlichen  Disclplin,  nament- 
lich aber  eine  grosse  Entsittlichung  der  geist- 
lichen Aristokratie  erkennen.  Da  König  Wamba, 
welcher  der  Kirche  wieder  mit  Selbstständigkeit 
entgegentrat,  nicht  nur  das  in  der  vor.  Anm.  er- 
wähnte Gesetz  de  eoercitione  pontifieum  gegeben, 
sondern  auch  den  Zusammentritt  des  Konzils 
veranlasst  hat,  so  erscheint  die  Annahme  gerecht- 
fertigt, dass  spezielle  und  schwere  Excesse  ge- 
rade von  der  höheren  Geistlichkeit  in  der  Provinz 
Toledo,  insbesondere  auch  gegen  die  weltliche 
Aristokratie  verübt  worden  sind  und  das  Ein- 
schreiten des  Königs  hervorgerufen  haben.  Dann 
ist  es  aber  weiter  auch  wahrscheinlich,  dass  der- 


selbe zugleich  der  Geistlichkeit  Direktiven  über 
die  zu  fassenden  Beschlüsse  ertheilt  hat.  lo 
diesem  Verfahren  lag  einmal  ein  rücksichtsvolles 
Vorgehen  gegen  die  Bischöfe  und  andererseits  ver- 
mied der  König  die  Einberufung  eines  General- 
Konzils,  auf  welchem  er  möglicher  Weise  eineu 
Widerstand  des  vollständig  versammelten  Epi- 
skopats zu  fürchten  hatte.  Gleichgültig  ist  übri- 
gens für  diese  Auffassung  die  chronologische 
Schwierigkeit,  welche  sich  daraus  eigiebt,  dass 
nach  den  überliefexten  Daten  die  lex  dt  coerei- 
tione pontifieum  im  Januar  erlassen  und  das  11. 
Konzil  V.  Toledo  im  November  des  4.  Regierungs- 
Jahres  Wambas  abgehalten  ist,  trotzdem  aber  das 
erstere  auf  das  letztere  Bezug  nimmt.  Denn  mag 
sich  diese  dadurch  lösen,  dass  die  ebengedaohte 
Anführung  erst  durch  Erwich  in  das  Gesetz  ein- 
gerückt worden  ist  (so  Helfferioh  a.a.O. 
S.  187. 188),  oder  mag  die  Ueberlieferuug  in  den 
Daten  nicht  korrekt  sein,  jedenfalls  ist  sovohl 
für  den  Fall,  dass  das  Gesetz  früher  als  das  Kon- 
zil erlassen,  wie  für  den  anderen,  dass  das  letz- 
tere vorher  abgehalten  worden  ist,  ein  reformato- 
rlsches  Vorgehen  Wambas  gegen  den  Episkopat 
sicher  bezeugt  bleibt. 

Eine  fernere  Bestätigung  für  die  hier  vertretene 
Auffassung  bildet  weiter  die  Thatsache ,  daiss  im 
Anschluss  an  c.  5.  Tolet.  XIII.  v.  683 ,  welcher 
die  Wiederverheirathung  der  verwittweten  Kö- 
nigin verbietet ,  das  Provlnzialkonzil  von  Sazft- 
gossa  691  c.  5  anordnet,  dass  dieselbe  sofort  Dseh 
dem  Tode  ihres  Gemahles  in  ein  Kloster  trotea 
und  den  Schleier  nehmen  soll.  Auch  dleies 
Konzil  ist  auf  Befehl  des  Königs  Egika  zussn- 
mengetreten  und  es  Ist  uicht  möglich ,  dass  eine 
solche  Bestimmung  anders  als  auf  Verlangen  des 
Königs  erlassen  worden  sei.  Vielleicht  wollte 
sich  Egika  seiner  Schwiegermutter  entledigen 
(vgl.  Dahn  6,  491),  und  zog  auch  hier  wegen 
der  leichteren  Beeinflussung  eines  Theiles  der 
Geistlichkeit  die  Mitwirkung  einer  blossen  Pn>- 
vinzialsynode  der  Einberufung  eines  ReichsfcoD- 
ziles  vor. 

*  Eine  Erklärung  dafür  haben  weder  Garns, 
Kirchengesch.  v.  Spanien  II.  2,  17.  129. 163. 
180  noch  Dahn  6,  438.  466.  471.  491  vareucbt, 
wenngleich  allerdings  der  letztere  sohou  mit 
Recht  darauf  hinweist,  dass  der  Beachluss  dei 
Konzils  von  Saragossa  wohl  auf  die  Initiative 
des  Königs  zurückzuführen  sei. 
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ansnahmsweise  die  Kompetenz  der  Provinzialsynoden  erweiterte.  Hatten  diese  an 
sich  kraft  gesetzlicher  Bestimmung  innerhalb  ihrer  regelmässigen  Zuständigkeit  die 
Befngniss,  sowohl  staatlich  wie  kirchlich  gttltige  Rechtsnormen  zu  erlassen,  ohne 
dass  eine  königliche  Bestätigung  hinzuzutreten  brauchte ,  so  galt  dies  auch  fär  die 
Fälle,  wo  die  gedachte  Erweiterung  ihrer  Kompetenz  durch  besondere  Anordnung  des 
Königs  erfolgte,  und  es  mag  daher  gerade  dieser  Weg  da  gewählt  worden  sein,  wo 
68  dem  König  angemessener  erschien,  nicht  direkt  selbst  als  Gesetzgeber  aufzutreten, 
andererseits  aber  die  Mitwirkung  der  Geistlichkeit  für  die  Erreichung  der  von  ihm 
beabsichtigten  Zwecke  erwilnscht  war  ^. 

Ueber  die  Ausllbung  eines  Gesetzgebungs-  oder  Anordnungsrechtes  durch  die 
Diöeesansynoden  im  Westgothenreich  fehlt  es  an  Nachrichten^. 

n.  Das  Frankenreich  in  merovingischer  Zeit^.  So  verschiedenartig 
sich  auch  die  politischen  und  kirchlichen  Verhältnisse  im  Westgothen-  und  im  Mero- 
vingerreieh  gestaltet  haben ,  so  hat  doch  darin  zwischen  beiden  Uebereinstimmung 
obgewaltet,  dass  dem  römischen  Bischof  im  Frankenreich,  ebensowenig  wie  in  Spa- 
nien, ein  Recht  zuin  unmittelbaren  und  massgebenden  Eingreifen  in  die  Angelegen- 
heiten der  fränkischen  Kirche  unabhängig  von  der  Zustimmung  des  Königs  einge- 
räumt worden  ist'^.  Das  früher  in  Gallien  durch  den  römischen  Bischof  geübte 
oberste  Gesetzgebungsrecht  ist  demselben  mit  der  Errichtung  der  fränkischen  Mo- 
narchie verloren  gegangen.  Allerdings  hat  noch  während  des  6.  Jahrhunderts  ein 
reger  Verkehr  zwischen  Rom  und  dem  Frankenreiche  stattgefunden^,  auch  wurde 
der  römische  Bischof  dort  als  der  erste  Bischof  der  Christenheit  verehrt  ^,  indessen 
findet  sich  in  den  erhaltenen  Briefen  der  römischen  Bischöfe,  soweit  sie  sich  auf  die 
kirchlichen  Verhältnisse  des  Frankenreichs  beziehen,  keine  Spur  von  positiven  und 
direkten  Anordnungen ,  vielmehr  enthalten  sie  nur  Bitten  um  Abstellung  von  Miss- 
bräuchen ^,  oder  Ermahnungen  ^  und  Belehrungen  ^,  und  zeigen,  dass  die  römischen 


1  Dm  pu8t  auch  vollkommen  auf  das  Vor- 
gehen Wambas  und  Eglkas  in  den  beiden  er- 
wähnten Fällen. 

2  S.  0.  S.  584. 

'  J.  F  e  hr ,  Staat  und  Kirche  im  frank.  Reich 
bis  auf  Karl  d.  Or.  Wien  1869  und  derselbe, 
Primat  d.  apostol.  Stuhles  i.  d.  gallisch-fränk. 
Kirche  1.  Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  365  (unkritisch 
und  ungenügend). 

4  Das  ist  das  völlig  begründete  Resultat,  zu 
welchem  Loning  2,  62 if.  gelangt.  Vgl.  auch 
Rettberg,  Deutsehlands  Kirchen  geschieh  to  2, 
582  fr. 

s  Vgl.  das  Gratulationsschreiben  Anastasius'  II. 
an  Chlodwig  nach  seiner  Bekehrung  v.  496, 
Thiel  1,  623;  femer  ep.  Pelagii  I.  v.  556  u. 
557,  Jaf  f  tf  ed.  II.  n.  943.  945.  946;  Pelag.  U. 
V.  580,  Jaff^n.  1048;  Gregor.  I.  v.  596.  601. 
602,  1.  c.  n.  1431.  1837.  1871.  S.  auch  die  fol- 
genden Anmerkungen  und  L  ö  li  i  n  g  2,  64  ff .  73  ff. 
Aus  der  Zelt  nach  dem  Tode  Gregors  I.  sind  nur 
wenige  Briefe  erhalten,  s.  Th.  II.  S.  5;  ferner 
diesen  TheU  o.  S.  266.  n.  9;  S.  515.  n.  3  und 
unten  S.  700  n.  1,  sowie  dazu  Loning  2,  69. 

«  Vgl.  z.  B.  ep.  VigUii  1.  ad  Aurel.  Arel.  v. 
550,  Mansi9,  361:  „Ghildeberto  regl,  quem 
christianitatis  studio  vcnerationem  integram  sedi 
apostolicae  .  .  .  coguovimus  exhibere^'.  S.  ferner 


Gregor.  Turon.  hlst.  Francor.  X.  1. 19.  und  dazu 
Loning 2,  71. 

■^  Gregor.  I.  ep.  V.  55  ad  Ghildeb.  v.  595,  ed. 
Ben  ed.  2,  786,  Ersuchen  um  Abstellung  der 
Beförderung  von  Laien  zu  Bischöfen  und  der  Si- 
monie („hactenus,  ut  tam  detestabile  facinus  de 
regno  suo  cxcellentia  vestra  prohiberl  prae  ci- 
piaf*);  ep.  IX.  110  ad  Theodor,  et  Theodebert. 
reg.  V.  549,  1.  o.  2,  1016,  wegen  derselben  Ge- 
genstände und  gegen  Belastung  der  Kirehen- 
grundstücke  mit  Abgaben  („Qua  de  re  .  .  . 
synodum  congregari  prabcipite,  in  qua,  sicut  fra- 
trlbus  coeplscopisque  uostrls  mandavimus  .  .  . 
sub  anathematis  debeat  obligatione  constitui, 
nullum  pro  ecclesiastlco  ordine  aliquid  umquam 
dare  . . .";  auch  um  den  Erlass  einer  constitutio 
gegen  den  Besitz  christlicher  Sklaven  durch  Ju- 
den wird  gebeten^ ;  ep.  XI. 59  ad  Theodor.,  60  ad 
Theodeb.,  61  ad  Chlotar.,  63  ad  Brunehild.  v.  601 
1.  c.  2,  1145 ff.,  Bitte  um  Versammlung  einer 
Synode  gegen  die  Simonie.  Vgl.  dazu  auch  noch 
die  Briefe  Jaf  f  tf  ed.  n.  n.  1374—1376. 

8  Gregor.  I.  ep.  IX.  11  ad  Brunehild.  v.  598, 
1.  c.  2,  936  wegen  ZurOckführung  der  Schisma- 
tiker zur  Einheit  der  Kirche  und  Abstellung  heid- 
iiisoher  Gebräuche. 

9  Vigilii  I.  ep.  ad  Theodeb.  I.  Austras.  v.  536, 
Jafftf  n.  905.  906,  Mansi  9,  9  über  das  Ehe- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  t87. 


Bischöfe  blos  die  Stellung  eines  Rathgebers  nicht  aber  eines  obersten  Gesetzgebers 
in  kirchlichen  Dingen  ^  gegenüber  den  Frankenkönigen  beansprucht  haben.  Dagegen 
war  es  eine  Folge  der  Annahme  des  katholischen  Glaubens  durch  die  Frankenkönige 
und  der  Belassung  der  katholischen  Kirche  in  ihrer  bisherigen  Rechtsstellung^,  daas 
die  früheren  Glaubensentscheidungen ^  und  päpstlichen  Erlasse^  im  Allgemeinen, 
vorbehaltlich  besonderer,  durch  die  fränkischen  Verhältnisse  bedingter  Abänderun- 
gen als  massgebend  betrachtet  wurden. 

Andererseits  ist  aber  die  Stellung  der  Kirche  im  Frankenreich  gegenüber  der 
weltlichen  Gewalt  eine  völlig  andere,  als  im  römischen  und  im  Westgothenreich.  Der 
Frankenkönig  nimmt  keine  Succession  in  die  Rechte  des  römischen  Kusers  für  sieh 
in  Anspruch.  Die  Kirche  ist  zwar  dem  Staate  und  der  königlichen  Grewalt  unter- 
worfen und  untersteht  der  staatlich^i  Gesetzgebung,  aber  sie  ist  einmal,  sofern  es 
sich  um  Glaubenssachen  handelt,  selbstständig  und  der  König  besitzt  nicht  das  Recht, 
wie  fi*üher  der  römische  Kaiser,  den  orthodoxen  Glauben  festzustellen^.  Femer  war 
ihr  die  Freiheit  gelassen,  ihre  innere  Verfassung  selbstständig  weiter  auszubilden 
und  ihre  Anordnungen  mit  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  kirchlichen  Mitteln  gegen 
ihre  Mitglieder  zur  Durchführung  zu  bringen^,  wogegen  sie  andererseits  für  das 
weltliche  Gebiet  keine  verbindlichen  Rechtsnormen  festsetzen  konnte  ^. 

An  Stelle  des  bisher  anerkannten  höchsten  Organes  der  gesetzgebenden  Gewalt 
in  der  Kirche ,  des  römischen  Bischofs ,  schafft  das  fränkische  Königthum  bei  der 


hindernisB  der  Scbwägerschaft ;  Gregor.  I.  ep. 
XUI.  5  ad  Aetber.  Lagdun. ;  XIIL  6  ad  Bnine- 
hild.  V.  602  über  die  Verwaltung  der  Diöcese 
eines  geisteskranken  Biscbofs. 

1  Allerdings  sind  Yon  den  römiscben  Biscböfeu 
scbon  in  damaliger  Zeit  Priyilegien  für  fränki- 
scbe  Klöster  ertbeilt  worden,  so  Yon  Yigilins  I. 
Y.  550  für  ein  solcbes  in  Axles,  bestätigt  von 
Gregor.  I.  ep.  IX.  111  y.  599,  ed.  Ben  ed.  2, 
1018,  femer  Yon  letzterem  für  drei  Kloster  in 
Antun  ep.  XIII.  6  v.  602,  aber  in  allen  Fällen 
ist  dies  anf  Bitten  des  Königs  und  der  Königin 
geschehen,  auch  dürften  die  drei  erhaltenen  Pri- 
vilegien für  Antun,  ep.  XIII.  8—10,  1.  o.  2, 
1221  ff.,  welche  Loning  2,  392  für  gefälscht 
erklärt,  P.  Ewald  Jafftf  reg.  ed.  II.  n.  1875  da- 
gegen für  acht  hält,  mindestens  an  einzelnen 
Stellen  interpolirt  sein.  Das  weiter  hierher  ge- 
hörige Schreiben  y.  Adeodatns  zw.  672 — 676  für 
das  Martinskloster  in  Tours,  Mansi  11,  103, 
welches  in  seinen  beiden  überlieferten  Fassun- 
gen verdächtig  ist,  Jaff^  n.  2105;  J.  Hart- 
tung,  diplomatisch-histor.  Forschungen.  Gotha 
1879.  S.  120,  hat  nach  dem  vorliegenden  Text 
der  Abt  unter  Vorzeigung  eines  Privilegii  des 
Bischofs  von  Tours  mit  Zustimmung  desselben 
persönlich  In  Rom  eingeholt.  Alle  diese  Privi- 
legien sind  also  nicht  geeignet,  die  selbstständige 
und  vom  Könige  unabhängige  Ausübung  einer 
gesetzgebenden  Gewalt  des  römischen  Bischofs 
über  die  fränkische  Kirche  darzuthun. 

Ebensowenig  lässt  sich  dies  aus  der  noch  im 
6.  Jahrhundert  vorkommenden  Ernennung  des 
Bischofs  V.  Arles  zum  päpstlichen  Vikar  her- 
leiten ,  s.  Th.  I,  S.  590 ,  da  diese  auch  nur  im 
Einvernehmen  mit  den  fränkischen  Königen  und 


zwar  dem  für  das  betreffende  Theilreioh  zostlni- 
menden  Fürsten  erfolgt  ist,  Lönlng  2,77.  Tgl. 
auch  0.  S.  513.  n.  4. 

2  Loning  2,  36. 

3  c.  1.  Aurel.  V.  v.  541;  Arvem.  U.  v.  549. 
c.  1,  Clichy  v.  626.  c.  6.  Da  der  romische  StuM 
als  vorzüglicher  Träger  der  kirchlichen  Lehre  galt, 
so  war  natürlich  Uebereinstimmung  mit  ihm  ge- 
boten und  die  Rechtgläubigkeit  des  jeweiligen 
Papstes  eine  auch  die  fränkische  Kirdie  beräk- 
rende  Angelegenheit.  In  Folge  dessen  hat  ?dir 
gius  I.,  als  es  sich  noch  um  Anerkennung  des  5. 
allgemeinen  Konzils  von  Konstantinopel  handelte, 
auf  Aufforderung  Childeberts  I.  ein  Glaubens- 
bekenntnisB  an  diesen  gesandt,  s.  o.  S.219.  n.3; 
Lönlng  2,  46.  72. 

*  Angeführt  in  c.  3.  Aurel.  IIL  v.  538:  ,de- 
creta  sedis  apostolioae''  über  die  Wahl  des  Metith 
pollten  und  der  Bischöfe,  Klerus  und  Volk  (s. 
Th.  n.  S.  515.  n.  5.  6);  in  c.  1.  Aurel.  IV.  t. 
541  Berufung  auf  den  Brief  Viktors  I.  wegen 
der  Osterfeier;  vgl.  femer  c.  20.  Turon.  v.  567: 
„Et  quia  in  sententia  pp.  Innocentii  ad  Victii- 
cum  episcopum  Rotomag.  lata  legitur  scriptum 
de  virginibus  quae  Christo  spiritualiter  nnpse- 
runt.  .  .  .  Quis  saoerdotum  cojitra  decretatalii 
quae  a  sede  apostolica  processerunt,  agere  prae- 
sumat?  ...  et  quorum  auctorum  valere  possh 
praedicatio,  nisi  quos  sedes  apostolica  sempermi 
intromisit  aut  apocryphos  fecit?  et  patres  Dostii 
hoc  semper  custodlerunt,  quod  eorum  praeoepit 
auotoritas". 

^  Lönlng  2,  30,  s.  auch  Gregor.  Turon.  hist 
V.  45. 

6  Loning 2,  36. 

7  Vgl.  0.  S.  542.  543. 
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Lösang  der  rechtlichen  Abhängigkeit  der  Kirche  von  Rom  ^  ein  anderes,  das  Natio- 
nal- oder  Reichskonzil,  welches  die  Befdgniss  besitzt,  für  die  innerhalb  der  Landes- 
gränzen  als  ein  abgeschlossenes  Ganzes  behandelte  Kirche  ^  mit  höchster  kirchlicher 
Autorität  zu  fongiren^.  Dasselbe  ttbt  nunmehr  auch  selbstverständlich  das  Recht 
der  kirchlichen  Gesetzgebung  für  die  fränkische  Kirche  aus  und  kann  daher  die 
früheren  kirchlichen  Gesetze,  selbst  die  Kanones  der  allgemeinen  Konzilien,  so- 
weit dies  die  Verhältnisse  der  fränkischen  Kirche  bedingen,  abändern  ^.  Es  ist  zwar 
insofern  vom  König  abhängig,  als  es  allein  auf  seine  Berufung  zusammentreten  kann  ^, 
mdessen  bedurften  seine  Beschlttsse,  um  f&r  die  kirchliche  Sphäre  bindend  zu  werden, 
der  königlichen  Genehmigung  und  Bestätigung  nichts. 

Die  höchste  gesetzgebende  Gewalt,  selbst  über  dem  Nationalkonzil,  besitzt  aber 
in  kirchlichen  Angelegenheiten  der  fränkische  König  ^.  Er  regelt  die  Stellung  der 
Kirche  im  Staat  ^  und  bestimmt  durch  staatliche  Normen  die  Rechtsstellung  der- 
selben^. Ob  er  sich  für  die  Ausübung  seines  Gesetzgebungsrechtes  in  der  zuletzt 
gedachten  Beziehung  des  Nationalkonzils  bedienen  will  ^o,  hängt  lediglich  von  ihm  ab. 
Wie  durch  seine  Genehmigung  allein  die  kirchlich  gültigen  Anordnungen  der  Na- 
tionalkonzilien zugleich  staatlich  bindende  Normen  werden  können  i^,  so  ist  er  an- 
dererseits auch  befugt,  sie  abzuändernd^  oder  zu  kassiren^^  und  ihnen  damit  ihre 
Bechtsgültigkeit  nicht  nur  für  das  staatliche,  sondern  auch  für  das  kirchliche  Gebiet 
zu  entziehen'^. 

Hat  schon  die  Thätigkeit  der  fränkischen  Nationalsynoden  im  wesentlichen 
darin  bestanden,  die  älteren  kirchlichen  Vorschriften  von  Neuem  zu  wiederholen  und 
einzuschärfen ,  sowie  daran  nur  in  Einzelheiten  mit  Rücksicht  auf  die  veränderten 
Verhältnisse  Modifikationen  vorzunehmen,  so  ist  den  Provinzialsynodenfürdie 
Ausübung  ihres  Gesetzgebungsrechtes,  welches  ihnen  an  sich  nicht  entzogen  worden 
ist,  nur  ein  äusserst  geringes  Feld  übrig  geblieben,  und  daher  sind  ihre  Beschlüsse 
im  Allgemeinen  für  die  Rechtsentwicklung  der  fränkischen  Kirche  bedeutungslos 
gewesen  ^^. 

Dass  auch  die  Bischöfe  auf  den  Diöcesansynoden  das  Anordnungsrecht  ftlr 
ihre  Sprengel  geübt  haben,  zeigen  die  allein  aufbewahrten  Kanones  der  fränkischen 
Synode  von  Auxerre  (585)  ^^.  Alles  Weitere  entzieht  sich  bei  der  völlig  lückenhaften 


*  S.  0.  S.  699. 

2  Loning2,  34  ff. 

^  S.  0.  S.  541.  üeber  die  Nationalkonzilien 
für  die  einzelnen  Theilreiche  s.  o.  S.  540. 

^  Das  ist  z.  B.  in  Betreff  der  Yorschrift  des 
c.  5.  Nicaen.  über  die  zweimalige  Abhaltung  der 
ProTinzialkonzilien  geschehen,  s.  o.  S.474.  u.  3 
nnd  dazu  o.  S.  540.  n.  2. 

5  S.  o."  S.  537.  540. 

ß  S.  o.  S.  542. 

^  L.oning2,  16.  34. 

s  Auf  solchen  Anordnungen  des  Königs  muss 
die  Abschliesaung  der  fränkischen  Kirche,  die 
Nothwendigkeit  der  Berufung  der  National kon- 
zilien  durch  den  König,  die  Beibehaltung  der 
bisherigen  Verfassung  der  Kirche  sowie  ihre  Be- 
fugiiiss,  vorbehaltlich  der  oben  erwähnten  Be- 
schränkungen für  das  kirchliche  Gebiet  bindende 
Nonnen  zu  erlassen,  beruhen,  wenngleich  der- 
artige Konigsgesetze  nicht  überliefert  worden 
sind. 


»  Vgl.  z.  B.  0.  S.  176  n.  4. 

10  Darüber,  dass  die  Könige  den  National  kon- 
zilien  Vorlagen  gemacht  haben ,  s.  o.  S.  539  u. 
541  n.  5.  ^ 

"  S.  0.  S.  542. 

12  Beispiele  dafür  o.  S.  542  n.  3  und  femer 
Th.  11.  S.  518  n.  7  u.  S.  714. 

^  Das  folgt  aus  dem  nachweislich  geübten 
Abänderungsrecht. 

H  Denn  hatte  der  König  eine  Veränderung  an 
dem  Beschlüsse  vorgenommen,  wie  dies  z.  B.  in 
Betreff  des  c.  1.  cono.  Paris.  V.  über  die  Bischofs- 
wahlen  geschehen  ist,  s.  Th.  II,  S.  518  n.  7,  so 
konnte  selbstverständlich  auch  nicht  mehr  nach 
dem  kirchlichen  Kanon  verfahren  werden,  vgl.  o. 
S.  543. 

15  Kanones  sind  aufbewahrt  von  den  Provin- 
zialkonzilien  v.  Elusa  551  und  Arles  554 ,  vgl. 
dazu  0.  S.  476  n.  5  u.  6. 

1^  S.  0.  S.  583.  Ihre  Kanonen  wiederholen  im 
Wesentlichen  nur  die  Anordnungen  des  2.  Na- 
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Ueberliefernng  näheret  Kenntniss,  nur  so  viel  iftsst  sich  aas  dem  Mangel  fast  jeglicher 
Naehrichten  entnehmen,  dass  auch  diese  Synoden  nicht  häufig  gehalten  sein  können  ^ 


§.  188.     ///.    Die  karoUngische  Zeit. 

I.  Das  Frankenreich.  Als  in  der  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  die  fränkischen 
Majores  domns  Karlmann  und  Pippin  in  Verbindung  mit  Bonifatius  die  Reorgani- 
sation und  Reform  der  fränkischen  Kirche  unternahmen,  blieb  bei  den  damaligen  Ver- 
hältnissen im  Frankenreich  kein  anderer  Weg  als  der  der  unmittelbaren  königlichen 
Gesetzgebung  übrig,  nur  dass  selbstverständlich  bei  der  Ausflbung  derselben  die 
ersteren  an  Stelle  des  Königs  treten  mussten.  Von  einem  direkten  Eingreifen  des 
Papstes  konnte  sowohl  nach  dem  geltenden  fränkischen  Staatsrechte,  wie  auch 
bei  dem  völligen  Aufhören  jeder  näheren  Beziehung  des  verweltlichten  fränkischen 
Episkopates  zu  dem  römischen  Bischof  keine  Rede  sein.  Ebensowenig  aber  war  auf 
eine  Durchführung  der  geplanten  Reformen  zu  rechnen,  wenn  die  Miyoresdomus  etwa 
den  Versuch  gemacht  hätten,  das  Institut  der  in  kirchlichen  Dingen  frei  beschliessen- 
den  National-  oder  Reichssynoden  wieder  zu  beleben,  und  dem  Episkopate  allein 
die  erforderlichen  Massnahmen  zu  überlassen. 

Daher  tritt  in  formeller  Beziehung  am  Anfang  der  karolingischen  Periode  ge- 
genüber der  merovingischen  Zeit  die  Abweichung  hervor,  dass  die  Vertreter  der 
königlichen  Gewalt  nicht  mehr  ausschliesslich  mit  der  Repräsentation  der  hohen 
Geistlichkeit ,  sondern  wie  bei  der  Gesetzgebung  in  weltlichen  Dingen  mit  der  Ge- 
sammtheit  der  Grossen  des  Reiches,  der  weltlichen  und  geistlichen,  also  mit  dem 
Reichstage,  die  kirchlichen  Anordnungen  erlassen^. 

Materiell  aber  vollzieht  sich  in  Verbindung  damit  die  weitere  Aenderung,  dass 
jetzt  die  Durchführung  des  kirchlichen  Rechtes  nicht  mehr  allein  auf  die  Anwendung 
rein  kirchlicher  Mittel  seitens  der  Kirche  beschränkt  bleibt,  sondern  die  Staatsgewalt 
mit  weltlicher  Strafe  und  weltlichem  Zwang  helfend  ftir  denselben  Zweck  eintritt^. 


tionalkonzils  von  Macon  v.ÖBÖ,  s.  o.  S.  540  n.  1, 
Die  KanoncB  der  Diöcesansynode  des  Bischofs 
Leodegar  v.  Autun  (659—678),  Brnns  1.2,272 
enthalten  ausschliesslich  Vorschriften  über  das 
Kloster-  und  Monchswesen.  Vgl.  dazu  o.  S.  584 
n.  2. 

1  FürEngland  liegen  aus  der  Zeit  seit  dem 
Anfang  des  7.  Jahrhunderts  eine  Reihe  von 
päpstlichen  Erlassen  vor,  so  von  Gregor  I.  an 
Augustinus  ep.  XI.  65.  y.  601  u.  XI.  64,  ed. 
Ben  ed.  2,  1163.  1150,  yon  denen  die  letztere 
jedenfalls  in  der  Jetzigen  Gestalt  nicht  echt  ist 
(ob  c.  6.  Dist.  IV;  Jaf  f  tf  ed.  II.  n.  1987  Gre- 
gor I.  angehört,  erscheint  zweifelhaft) ;  ferner 
von  Boiüfatius  V.  v.  625,  J a  f  f  tf  n.  2107,  M  a n s i 
10,  553  (dazu  ibid.  n.  2008.  2009.  1.  c.  p.  550. 
552),  Yon  Honorius  I.  v.  634,  Jaf  f  tf  n.  2019— 
2021,  Man 8 i  10,  579  ff.,  von  Vitalianus  v.  668, 
J.  n.  2095,  M.  11,  24,  vgl.  auch  die  Anordnun- 
gen des  römischen  Konzils  unter  Agatho  v.  679, 
s.  0.  S.  531.  n.  5.  Da  diese  indessen  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Einführung  des  Ghristen- 
thums  und  der  romischen  Einrichtungen,  welche 
unter  Zustimmung  der  angelsächsischen  Könige 
erfolgt  ist,  stehen,  Phillips,  Gesoh.  d.  angel- 


sächs.  Rechts  S.  19ff. ;  Ebrard,  d.  iroschotti- 
sehe  Missionskirche.  Gütersloh  1873.  S.  19  IT., 
so  ist  auch  hier  von  einem  von  der  weltlichen 
Gewalt  unabhängigen  Gesetzgebnngsrecht  des 
Papstes  keine  Rede  gewesen.  Später  ist  in  der 
angelsächsischen  Zeit  die  Gesetzgebung  in  kirch- 
lichen Dingen  wesentlich  von  den  S.  546.  n.  1 
erwähnten  gemischten  Versammlungen  ausgeübt 
worden  und  die  Zulassung  und  Betheiligung  et- 
waiger päpstlicher  Legaten  nur  mit  GenehmiguB^ 
der  Könige  erfolgt.  Das  oberste  Gesetzgebungs- 
lecht  hat  also  auch  hier  der  König  ausgeübt, 
wenngleich  freilich  die  angelsachsische  Kirche 
zum  Theil  während  dieser  Zeit  einen  engen  Zn- 
sammenhang mit  Rom  bewahrt  hat,  s.  o.  S.  546. 
n.  2  und  auch  S.  478.  n.  3,  vgl.  femer  Bax - 
mann,  Politik  der  Päpste  1,  180.  190.  198. 

2  S.  0.  S.  547. 

^  Hierher  gehört  c.  5.  oonc.  German.  ▼.  742, 
Jaff^,  monum.  Mogunt.  p.  128;  Boret  ins. 
capitul.  reg.  Francor.  1 ,  25 :  .,ut  secundum  ea- 
nones  unusquisque  episcopus  in  sua  parro«hia 
sollicitudinem  ad  hibeat  ,adlnvantegravione 
qui  defensor  ecclesiae  est,  nt  populus  dei  paga- 
nias  non  faciat,  sed  ut  omnes  spurdtias  gentilt- 


§.  1^.] 
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Gleichzeitig  wk^  —  und  da»  iat  in  den  sfNltereii  Zeii^  des  karc^ingischen  Reichs 
and  weit  darttber  hinaus  von  der  h^haien  Bedeutung  gewesen  —  die  Tendenz  und 
die  Sichtung  der  kirehlkhan  Gesetsigebnng  im  Frankenreiche  eine  wesentlich  andere. 
Hatte  die  fränkische  Kirche  bisher  in  Unterordnung  unter  der  königlichen  Gewalt 
ihre  Verhältnisse  zwar  auf  Grund  der  Kanonen  der  allgemeinen  Synoden  und  der 
tlbrigen  sonst  in  der  abendländischen  Kirche  recipirten  und  anerkannten  Konzilien 
geregelt^  sieh  indessen  dabei  trotz  der  Wahrung  ihres  dogmatischen  Zusammenhanges 
mit  dem  römischen  Bischof  dem  letzteren  gegenüber  ihre  volle  Selbstständigkeit  be- 
wahrt, so  beginnt  mit  der  Zeit,  in  welcher  die  weltliche  Macht  die  kirchliche  Gesetz- 
gebung so  gut  wie  ausschliesslich  in  die  Hand  nimmt,  sich  auf  die  weitere  Entwick- 
lung des  kirchlichen  Hechtes  ein  entscheidender  Einfluss  des  römischen  Bischofs 
geltend  zu  machen.  Von  vornherein  waltete  bei  der  Inangriffnahme  der  Reform  der 
fränkischen  Kirche  der  Gedanke  ob,  ihre  Verhältnisse  nach  den  von  Rom  für  mass- 
gebend erachteten  Normen  zu  gestalten  und  so  eine  engere  Verbindung  mit  Rom  zu 
begrflnden,  ohne  dass  allerdings  dabei  beabsichtigt  wurde,  das  herkömmliche  staat- 
liehe, oberste  Gesetzgebungsrecht  aufzugeben  und  dem  römischen  Bischöfe  eine 
direkte  Anordnungsgewalt  einzuräumen. 

Zunächst  war  es  der  geistige  Leiter  der  damaligen  Reformbewegung,  Boni- 
fatius,  welcher  diesen  Zusammenhang  vermittelte.  Als  Legat  des  Papstes  ist  er  von 
diesem  abhängig^,  handelt  er  nach  dessen  Instruktionen^  und  Belehrungen^  und 
bestimmt  danach  die  reformii^nde  Thätigkeit  der  staatlichen  Gesetzgebung^.  Die 
Berechtigung  der  letzteren  hat  er  seinerseits  niemals  in  Zweifel  gezogen  ^,  während 


tatis  ablciat  et  respnat^'  füber  die  meiovingische 
Zeit  ygl.  L5iiing2,  462  ff.)  n.  c.  6:  „ut  post 
hanc  Bynodam  .  .  .  quisquls  servoram  dei  .... 
in  Climen  fornicationis  lapsus  faerit,  qaod  in 
earoere  poenitentiam  faciat  In  pane  et  aqna.  B* 
si  oidinatns  presbiter  falsset,  II  annos  in  carcere 
pexmaneat  et  antea  flagellatuB  et  scortl- 
eatas  videatnr  et  post  episcopns  adaugeat" 
(sc.  flagella ,  während*  zur  merovingischen  Zeit 
körperliclLe  Züchtigung  gegen  die  Kleriker  vom 
Snbdiakou  an  ausgeschlossen  ist,  vgl.  Lönlng 
2,  496);  c.  10.  eonc.  Suesson.  v.  744,  Boretius 
1, 30 :  „Si  qnis  contra  hanc  decretam,  quam  XXIII 
eplscopi  .  .  .  nna  cum  coiisensu  pilncipem  Pip- 
piuo  Tel  obtimatibus  Francorum  cousilio  consti- 
taemnt,  transgredire  vel  legem  irrumpere  volue- 
rint  vel  dispexeriot,  iudicatus  slt^b  ipso  prin- 
cipe vel  episcopis  seu  comitibus,  componat 
secundum  quod  in  lege  scriptum  est,  unusquisque 
iuxta  ordlnem  suo";  vgl.  auch  c.  9.  conc.  Ver- 
nens.  t.  755,  Boretius  1,  35  u.  o.  S.  585.  n.  2. 
Allerdings  bot  hierfür  die  Merovingerzeit  schon 
durch  vereinzelte  Erlasse  seit  dem  6.  Jahrhun- 
dert ein  Vorbild,  vgl.  Löning  2,  56.  402.  457. 
463. 

»  S.  Th.  I.  S.  506  u.  Th.  III.  S.  200. 

2  S.  die  ep.  Gregor.  II.  ad  der.  ordiu.  et  pleb. 
V.  722,  Jafftf ,  mou.  Mogunt.  p.  79. 

8  Ep.  Gregor,  n.  v.  726;  Gregor.  III.  u.  732, 
V.  739,  1.  c.  p.  88.  91.  104.  Wenn  diese  Briefe 
auch  fast  alle  vor  die  Zeit  der  engeren  Verbin- 
dung des  Bonlfatius  mit  Karlmann  und  Pippin 
fallon ,  so  haben  sie  doch  auch  für  seine  spätere 


Thätigkeit  Bedeutung.  Für  die  in  Frage  stehende 
Periode  vgl.  noch  ep.  Zachar.  pp.  v.  743.  745. 
748.  751,  Jafftf  1.  c.  p.  116.  148.  184.  220, 
welche  auf  Anfragen  und  Berichte  des  Bonifatins 
über  die  kirchlichen  Verhältnisse  in  Frankreich 
ergangen  sind. 

^  Diese  verfolgt  allerdings  dieselben  Ziele. 
Insbesondere  hat  Pippin  i.  J.  746  sich  über  ver- 
schiedene Punkte  der  kirchlichen  Disciplln  Be- 
lehrung vom  Papste  Zacharias  erbeten  und  von 
diesem  eine  Sammlung  von  27  Kapiteln,  welche 
den  Kanonen  der  Synoden  v.  Chalcedon,  Neocä- 
sarea,  Ancyra  und  Antiochlen,  sowie  den  afrika- 
nischen Konzillen ,  endlich  den  Dekretalen  von 
Sinei  US,  Innocentius  I.,  Leo  I,  und  Gelasius  I. 
(nach  der  Dionysiana)  entnommen  sind ,  zuge- 
sendet erhalten,  ep.  Zachar.  ad  Pippin.  v.  747, 
Jaf  f^,  mon.  Carolina p.  18  (vgl.  dazu  Hefele, 
Conc.-Gesch.  3,  548;  Rettberg,  Deutschlands 
Kirchengesch.  1,  377)  und  ep.  Zach,  ad  Bonifat. 
V.  747,  Jaff  d,  mon.  Mog,  p.  181, 

s  Ep.  Bonifat.  ad  Daniel,  eplsc.  Vinton.  zw. 
732  u.  746,  Jaffd,  mon.  Mog.  p.  159:  „Sine 
patrodnio  principis  Francorum  nee  populum 
ecclesiae  regere  nee  presbiteros  vel  clerlcos,  mo- 
nachos  vel  ancillas  dei  defendere  possum :  nee 
ipsos  paganorum  ritus  et  sacrilegia  idolorum  sine 
illius  mandato  et  timore  prohibere  valeo."  Auf 
dem  concll.  German.  v.  742  (s.  o.  8.  702.  n.  3) 
ist  Bonifatius  anwesend  und  lässt  sich  die  An- 
ordnung gefallen  c.  1 :  „et  constituimus  super 
eos  archiepiscopum  Bonifatium ,  qui  est  missus 
B.  Petri'*.  Vgl.  O.Fischer,  Bonlfatius.  Leipzig 
1881.  S.  122.  223. 
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er  allerdings  sowohl  sich  selbst,  wie  auch  die  flbrigen  fränkischen  Bischöfe  Ar  ver- 
pflichtet erachtet,  die  Einheit  mit  der  römischen  Kirche  zu  bewahren  und  die  An- 
ordnungen der  römischen  Bischöfe  —  so  weit  sie  den  Kanones  und  der  auf  ihnen 
beruhenden  Praxis  der  Kirche  entsprechen  —  zu  befolgen  i. 

Ebensowenig  ist  das  Papstthum  der  gesetzlichen  Regelung  der  kirchlichen  Ver- 
hältnisse durch  die  Majoresdomus  entgegengetreten.  Freilich  hat  es  dasselbe  ver- 
mieden, principiell  die  Berechtigung  des  staatlichen  Oesetzgebungsrechtes  anzner^ 
kennen ,  vielmehr,  indem  es  seinerseits  an  Bonifatius  die  erforderlichen  Anweisungen 
selbstständig  ertheilt  hat,  den  Standpunkt  eingenommen,  als  ob  der  päpstliche  Stuhl 
und  sein  Legat  die  Reformbestrebungen  zu  leiten  berechtigt'^  und  die  Majoresdornns 
ihrerseits  blos  auf  die  Gewährung  von  Beistand  und  Schutz  dabei  beschränkt  seiend 

In  der  That  aber  blieb,  obwohl  sich  durch  die  Thätigkeit  des  Bonifatius  ein 
enger  direkter  Verkehr  auch  zwischen  dem  Papst  und  den  fränkischen  Bischöfen 
wieder  angebahnt^  und  die  Abschliessung  der  fränkischen  Kirche  damit  aufgehört 
hatte,  praktisch  noch  das  alte  Staatsrecht  der  merovingischen  Zeit  in  Geltung.  Die 
Nachfolger  des  Zacharias  waren  bei  der  Bedrängniss,  in  welche  sie  durch  die  An- 
griffe der  Longobarden  geriethen,  und  bei  der  Nothwendigkeit  gegen  dieselben  bei 
den  Franken  Schutz  zu  suchen ,  nicht  in  der  Lage,  die  staatliche  Gesetzgebung  in 
kirchlichen  Angelegenheiten  zu  beseitigen  oder  auch  nur  zu  beschränken.  Sie  wird 
daher  von  Pippin  auch,  nachdem  Qr  (751  oder  752)  den  letzten  merovingischen  König 
entthront^  hatte  und  i.  J.  754  nach  Eingehung  des  Freundschaftsbundes  mit  Papst 
Stephan  ni.  (U.)  nochmals  von  diesem  gesalbt,  sowie  zum  Patricius  der  Römer  er- 
nannt war^,  gerade  in  derselben  Weise,  wie  vorher,  ausgeübt^. 


i  Vgl.  die  Th.  II.  S.  8.  n.  2  mitgetheilte  Stelle 
aus  dem  Briefe  an  Cathbert.  Dass  damit  das 
bisherige  Recht  der  weltlichen  Gesetzgebung 
nicht  geleugnet  werden  sollte,  zeigt  das  ganze 
Verhalten  des  Bonifatius,  welcher  bei  der  Einig- 
keit der  Migoresdomus  und  des  Papstthums  an 
einen  Konflikt  zwischen  beiden  nicht  denken 
konnte  und  in  der  Durchführung  der  römischen 
Ordnungen  gerade  das  beste  Mittel  sah,  die  Re- 
formbestrebungen der  ersteren  zu  yerwirklichen. 
In  Betracht  kommt  hierbei  allerdings,  dass  Za- 
charias selbst  die  Kanones  auch  für  sich  als  ver- 
bindlich erklärt  und  Bonifatius  den  Papst  nicht 
für  berechtigt  hält,  sich  über  die  bestehende  ka- 
nonische Ordnung  hinwegzusetzen.  Dies  zeigt 
Bein  Brief  ▼.  742,  1.  c.  n.  42.  p.  114,  worin  er 
Zacharias  um  Auskunft  ersucht,  ob  sein  Vor- 
gänger einem  Yomehmen  Laien  die  Ehe  mit  der 
Wlttwe  seines  Onkels ,  welche  den  Schleier  ge- 
nommen hatte,  gestattet  habe  und  erklärt,  dass 
er  dies  nicht  glauben  könne,  und  die  Antwort  des 
Papstes  ep.  43,  p.  120 :  „absit  hoc,  ut  decessor 
noster  ita  praeciperet.  Nee  enim  ab  hao  apostolica 
sede  illa  diriguntur,  quae  contraria  esse  patrum 
sive  canonum  institutis  probentur^. 

2  Vgl.  Hahn,  Jahrbücher  d.  fränk.  Reiches 
741—752.  S.  32.  33. 

3  Ep.  48.  Y.  744,  Jaff  tf  p.  132  nennt  Zacha- 
rias die  Majoresdomus :  „In  praedicatione  socii  et 
adiutores'^,  vgl.  femer  ep.  49.  v.  744.  p.  134: 
„quod  et  concilium  adiuvante  deo  et  Garlomanno 
praebente  et  contestante  (al.  concertante)  factum 
est^;  ep.  51.  p.  149:   „de  synodo  autem  congre- 


gata  apud  Francorum  provinciam  mediantibns 
Pippino  et  Garlomanno  .  .  .  iuxta  nostnrum  syl- 
labarum  commonitionem" ;  ebenso  ep.  52  ad 
«pisc.  per  Gallias  v.  745.  p.  153,  worin  es  weiter 
heisBt :  ,4pB^ii^  (Bonifatius)  enim  viee  nostia  iB 
partibus  Ulis  ad  praedicandum  constitutum  hahe- 
mus ,  ut  vos  ...  ad  vitam  perducat  rectitudinis 
et  a  cunctis  facinoribus  salvi  esse  possitis".  End- 
lich weist  er  Bonifaz  im  Hinblick  auf  die  Pippin 
übersandte  Kanonensammluug  (s.  S.  703.  n.  4} 
an,  p.  182 :  „ut  In  sacerdotali  coUegio  pandatar 
et  tuam  firaternam  sanctitatem  inibi  evocari  de- 
dlmus  in  mandatis". 

4  Vgl.  ausser  den  vorstehenden  Citaten  Za- 
char.  ep.  66.  p.  190:  „suscepimus  .  .  .  chartain 
conscriptam  v%re  atque  orthodoxae  professionis  et 
catholicae  unitatis,  quam  cum  . . .  episoopis  par- 
tis  Francorum  tua  direxit  fratemitas"  (s.  dazu 
Th.  II.  8.8.  n.  2)  u.  ep.  67  ad  nonnull.  episcop. 
Gall.  p.  193. 

B  Hahna.  a.  0.  S.  145.229. 

6  W.  Martens,  d.  römische  Frage.  Stutt- 
gart 1881.  S.  22 ff.  80  ff. 

"^  Dies  geschieht,  wie  früher,  auf  und  mit  den 
Reichssynoden,  s.  o.  S.  548.  549.  Die  Richtung 
und  Tendenz  der  Gesetzgebung  venndert  sieb 
ebensowenig,  vgl.  die  Einleitung  zu  conc  Vem. 
V.  755,  welches  eine  Reihe  früherer  Kanoneo, 
z.  B.  von  Ghalcedon ,  Antiochien  u.  s.  w.  — 
(nach  der  Quesnelschen  Sammlung  dtirt,  & 
Maassen,  Gesch.  d.  Quellen  1,494)  —  repio- 
ducirt  und  die  Beachtung  derselben  einschärft, 
und  die  Beschlüsse  der  Synode  v.   Gompi^e 
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Sein  Nachfolger^  Karl  d.  Gr.,  hat  denselben  Standpnnkt  eingenommen^  ja  sogar 
auch  die  oberste  nnd  entscheidende  Leitang  der  kirchlichen  Angelegenheiten  bean- 
spracht  und  geführt^  indem  er  die  Förderung  der  Kirche  und  die  Beaufsichtigung 
der  kirchlichen  Verwaltung  in  die  Aufgaben  seines  Herrscheramtes  einbezog  K  Aber 
die  Kirche,  welcher  seine  Bestrebungen  und  Fürsorge  galten,  war  die  historisch  ent- 
wickelte, römische,  mit  dem  Papst  an  der  Spitze.  Daher  bethätigte  er  noch  grösseren 
Eifer  als  seine  Vorfahren,  das  von  den  letzteren  angebahnte  Werk,  die  firänkische 
Kirche  in  ihren  Einrichtungen  den  Kanones  und  der  römischen  Praxis  gemäss  zu 
gestalten,  zur  Durchfllhrung  zu  bringen^.  Andererseits  galt  ihm  indessen  der  Papst, 
wenn  er  demselben  auch  als  Vertreter  des  AposteUtlrsten  Petrus  hohe  Verehrung 


T.  757,  BoretiDB  cap.  1,  37,  welche  sich  mit 
der  Reform  des  Eberechtes  im  kirchlichen  Sinne 
imd  theüweise  nach  römischen  Ansohauangen 
beschäftigt,  and  auf  welcher  zwei  päpstliche  Le- 
gaten als  Berather  des  Königs  und  der  Bischöfe 
anwesend  Bind,  s.  o.  S.  548.  n.  12  n.  Oelsner, 
Jahrb.  unt.  Plppln.  S.  307.  Auch  sogar  Aber 
dogmatisohe  Angelegenheiten  haben  die  Reichs- 
synoden Besehlnss  gefasst,  s.  o.  S.  549.  n.  5. 

Von  einem  direkten,  amtlichen  Eingreifen  nnd 
▼on  unmittelbaren  Anordnungen  des  römischen 
Stuhles  Ist  dagegen  In  dieser  Zelt  keine  Rede, 
Tgl.  auch  Oelsner  S.  222,  welcher  nachweist, 
dass  das  Schreiben  des  Mainzer  Bischofs  Lull 
(zw. 755 n.  768)  belJ a f f rf ,  mon.  Mogunt. p.  279 
nicht  an  den  Papst,  sondern  nur  an  eine  frän- 
kische Synode  oder  fränkische  Bischöfe  gerichtet 
sein  kann.  Dasselbe  nimmt  aui  o.  8.  cono.  Vern. 
▼.  755  Bezug  und  bezeichnet  den  Standpunkt 
des  fränkischen  Klrchenreohtes  korrekt  dahin: 
„sanotaetregulariainstltuta,  canonloa  aucto- 
ritate  conflrmata  tam  eplscoporum 
noftcomm  yenerahlUum  quam  etlam  domnl 
regia  Pippinl  conslllatorumque  elus,  manlfesta 
rattone  solmus  conserranda'*. 

Wenn  Übrigens  Oelsner  S.  222  zur  Erklä- 
rung für  den  Umstand,  dass  sich  Ton  einer  Be- 
grfindung  amtlicher  Beziehung  zu  Rom  keine 
Spur  findet,  auf  den  Tod  des  Bonifatius  oder  die 
Italienischen  Wirren  hinweist,  so  liegt  der  Grund 
einfach  dar^n,  dass  weder  Karlmann  noch  Pippln 
trotz  ihrer  Relormbestrebungen  gesonnen  ge- 
wesen sind,  Jle  Ihnen  nach  dem  fränkischen 
Recht  zukommende  oberste  Gesetzgebungsgewalt 
aufzugeben.  Eine  Aendemng  ist  seit  dem  Tode 
des  Bonifatius  (755)  allein  insofeni  eingetreten, 
als  mit  letzterem  die  Persönlichkeit  fortgefallen 
war,  wele  he  den  direkten  Verkehr  mit  dem  Papste 
ffiT  die  fränkische  Kirche  aufrecht  erhalten  und 
nach  dessen  Anweisungen  die  Gestaltung  der 
kirehliehen  Gesetzgebung  beelnflusst  hatte ,  und 
als  welter  in  Folge  dessen  auch  die  frflhere  blos 
materielle  Einwirkung  der  Päpste,  welche  Jetzt 
durch  die  italienischen  Yerhältnlsse  ToUständig 
In  Anspruch  genommen  waren,  auf  die  kirch- 
lichen Angelegenheiten  im  Frankenreiche  auf- 
gehört hat. 

1  Ep.  Carol.  ad  Leon.IU.  pp.  y.796,  Jafftf , 
mon.  Carol.  p.  356 :  ^Nostrum  est :  secundum 
auxllium  diTinaa  pletatis  sanctam  ublque  Ohrlsti 
eeolesiam  ab  Incursu  paganorum  et  InfideUum 

Hintckius,  Kirehenrackt.    lU. 


devästatione  armis  defendere  foris  et  Intus 
catholicae  fidel  agnltione  munire. 
Yestrum  est,  sanotlsslme  pater,  eleratls  ad  deum 
cum  Moyse  manibus  nostram  adluvare  mill- 
tlam ;  quatenus  vobis  interoedentibus ,  deo  du- 
ctore  et  datore  populus  chrlstianus  super  in- 
imicos  sui  s.  nominis  ublque  semper  habeat 
Tictorlam.  .  .  .  Vestrae  Yero  auctorltaüs  pru- 
dentia  canonlds  ublque  inhaereat  sanctlonlbus  et 
SS.  statuta  patrum  semper  sequatur:  quatenus 
totius  sanctitatis  exempla  Omnibus  oTidenter  In 
vestra  fulgeant  conversatlone";  admonltlo  gener. 
▼.  789,  Boretlus  capit.  1,  53:  ^quapropter 
placuit  nobis  restram  rogare  solertlam,  o  pastores 
eccleslarum  Ohrlsti,  .  .  .  ut  viglli  oura  et  sedula 
ammonitione  populum  del  ad  pascua  vitae  aeter- 
nae  ducere  studeatls  et  errantes  oves  bonorum 
exemplorum  seu  adhortatlonum  humeris  intra 
ecdesiastlcae  firmitatis  muros  reportare  sataga- 
mini,  ne  lupus  Insidians  aliquem  canonicas 
sanctlones  transgredientem  rel  pater nas 
traditiones  universalium  conciliorum 
excedentem  .  .  .  inyenlens  devoret.  Ideo  magno 
doTOtionis  studio  ammonendl  et  adhortandl  sunt, 
Immo  compellendi ,  ut  flrma  ftde  et  Infatigablll 
penererantla  Intra  paternas  sanctionesse 
conteneant :  in  quo  opere  et  studio  sdat  certis- 
sime  sanetitas  vestra  nostram  Yobls  coope- 
rare  dlllgentiam.  Quapropter  et  nostros  ad 
vos  dlrexlmus  missos  qui  ex  nostrl  nominis  aucto- 
rltate  una  vobiscum  corrigerent  quae  corrigenda 
essent.  Sed  et  aliqua  oapitula  ex  canonlds  In- 
stitutionibus  quae  magis  nobls  necessarla  vide- 
bantuT«  sublunxlmus.  Ne  aliquis,  quaeso,  huius 
pietaüs  ammonitionem  esse  praesumtlonem  ludl- 
cet,  qua  nos  errata  corrigere,  superflua  absd- 
dere,  reeta  oohartare  studemus,  sed  magis  benl- 
Tolo  carltatis  animo  suscipiat.  Nam  leglmus  in 
regnorum  llbrls,  quomodo  s.  Joslas  regnum  dbl 
a  deo  datum  drcumeundo,  oorrlgendo,  ammonendo 
ad  cultum  yeri  del  studuit  revocare :  non  ut  me 
elus  sanctltate  aequiparabüem  faciam,  sed  quod 
nobis  sunt  ublque  sanctorum  semper  exempla 
sequenda  et  quoscumque  poterlmus  ad  Studium 
bonae  vitae  in  laudem  et  in  glorlam  d.  n.  Jesu 
Christi  congregare  necesse  est";  vgl.  Bettberg, 
2.  595;  Maassen,  neun  Kapitd.  S.  130fr. 

a  Vgl.  z.  B.  Cap.  V.  769 ,  Harlstall.  v.  779, 
Boretlus  p.  44.  47;  admonltlo  gener.  v.  789 
cit. ;  annal.  Lauresh.  v.  802 ,  Boretlus  1.  c. 
p.  105  u.  0.  S.  550.  n.  1. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  duroh^dieselbe. 


[§.  !8». 


zollte^  doch  nnr  als  der  erste  Bischof  der  Christenheit  und  seines  ReiekesS  welcher 
zwar  vor  den  übrigen  gewisse  Vorrechte  besitzt,  insbesondere  an  erster  nnd  oberster 
Stelle  bemfen  ist,  über  die  geistiiche  Seite  der  Kirche  nnd  über  die  Aofreckterhaltong 
des  Glaubens  und  der  Eanones  zu  wachen^,  welchem  aber  keine  PrimatialsteUnng  in 
dem  Sinne  zukommt ,  dass  derselbe  kraft  seines  Amtes  ein  selbststftndiges,  tob  ihm 
unabhängiges  Leitungs-  und  Anordnungsrecht  über  die  Kirche  im  Frankenreiche 
auszuüben  berechtigt  gewesen  wäre  ^. 

Wie  seine  Vorfahren  hat  Karl  der  Gr.  die  Gesetzgebung  in  kirchlichen  Ange- 
legenheiten fttr  die  Regel  auf  und  mit  den  Reichstagen  ausgeübt,  auf  welchen  aller- 
dings, namentlich  in  den  späteren  Jahren  seiner  Regierung,  für  die  Vorberathnng  der 
kirchlichen  Sachen,  nicht  aber  für  die  definitive  Beschlussfassung  über  dieselben  eine 
Sonderung  der  geistlichen  Grossen  von  den  weltlichen  stattgefanden  hat  4.  Das 
kirchliche  Recht  ist  aber  im  Frankenreich  nicht  Volksrecht,  sondern  die  Feststellung 
desselben  steht  dem  König  kraft  eigener  Machtvollkommenheit  zu  ^,  nnd  so  sind  auch 
mehrfach  kirchliche  Anordnungen  von  Karl  allein  —  ohne  Reichstage  oder  Synoden 
—  oder  blos  unter  Zuziehung  seiner  üblichen  Berather  oder  besonders  ausgewählter 
Männer  erlassen  worden  ^. 

In  materieller  Beziehung  hat  sich  Karl,  soweit  es  sich  um  dogmatische  Ange- 
legenheiten gehandelt  hat,  zwar  durch  den  für  die  katholische  Kirche  festgestellten, 
orthodoxen  Glauben  gebunden  erachtet,  andererseits  aber  für  sich  und  die  Kirche 
seines  Reiches  das  Recht  beansprucht,  bei  entstehenden  Glaubensstreitigkeiten  von 
dieser  Grundlage  aus  die  verschiedenen  Lehrmeinungen  zu  prüfen  und  über  diese 
unabhängig  sowohl  vom  Papst,  wie  auch  von  einem  durch  die  fränkische  Kirche  nicht 
beschickten  allgemeinen  Konzile  Beschluss  zu  fassen  ^. 


i  S.  Th.  I.  S.  300. 801  n.  M  ar t  e  n  g ,  romiaehe 
Frage  S.  211. 

2  Instruktion  für  den  an  Leo  III.  abgesandten 
Abt  Angilbert  r.  796,  J  a  f  f  ^ ,  mon.  Oarol.  p.  353 : 
„ammoneas  eum  diligenter  de  omni  honestate 
vitae  suae  et  praecipae  de  ss.  obserratione  eano- 
nnm,  de  pia  s.  del  ecolesiae  gaberiiatione^ ;  vgl. 
anch  den  S.  705.  n.  1  eitirten  Brief  Karls  a.  Schi. 
Auch  nach  der  Auffassang  der  Zeitgenossen  ist 
nicht  der  Papst,  sondern  Karl  an  erster  Stelle 
zur  Leitnng  der  Kirche  bemfen ,  ygl.  ep.  Oath- 
uulfl  ad  Oarol.  n.  775,  mon.  Garol.  p.  337 :  „Me- 
mor  esto  ergo  semper,  rex  mi,  dei  regis  tui  com 
timore  et  amore,  quod  tu  es  in  vice  illius :  super 
omnia  membra  eius  custodire  et  regere  et  ratlo- 
nem  reddere  in  die  Indicii,  etiam  per  te.  Et 
episcopus  est  In  secundo  loco,  in  vice  Christi 
tantum";  ep.  Alcuini  ad  Carol.  y.  799,  Jafftf , 
mon.  Alcuin.  p.  464:  ^Nam  III  personae  in 
mundo  huc  usque  altisslme  fuernnt.  Id  est,  apo- 
stolica  subllmltas  quae  b.  Petrl  principis  aposto- 
lorum  sedem  ylcario  munere  regere  solet.  .  .  . 
Alia  est  Imperialls  dignitas  et  secundae  Romae 
saecularis  potentia  .  .  .  Tertia  est  regalis  digni- 
tas, in  qua  tos  domlnl  nostri  Jesu  Christi  dls- 
pensatlo  rectorem  populi  christiani  disposult, 
ceteris  praefatis  dignitatibus  potentia  excellen- 
tiorem,  sapientia  clariorem,  regiii  dignitate  snb- 
limiorem.  Ecce  in  te  solo  tota  Salus  ecclesiarum 
Christi  recumbit^. 

^  £iii  solches  ist  auch  seitens  der  Päpste  nicht 


beansprucht  worden.  Wenn  in  der  eit.  adme* 
nitio  gener.  o.  58  den  Bischöfen  die  Anordnung 
Leos  I.  eingeschärft  wird,  „ut  si  quis  saoeidotum 
contra  constituta  decretalia  praesumptioee  agst 
et  corrigi  nolens,  ab  officio  suo  subraoveatmr' 
und  auf  der  Synode  zu  Aachen  s.  802  (e.  o. 
S.  550.  u.  1)  ebenfaUs  die  decreta  pontiaeiim 
verlesen  worden  sind ,  so  hat  es  sich  dal>ei  mr 
um  die  zu  Bestandtheilen  der  kirchlichen  Diecf- 
plln  gewordenen  fr&heren  Dekretalen  gehandelt, 
keineswegs  war  aber  damit  ein  selbstatindlges 
Gesetzgebungsrecht  der  Papste  fQr  die  Folgeseit 
prlndplell  anerkannt. 

*  S.  0.  S.  549  ff. 

A  Boretlns,  Beitrage  zur  Capitularienkiitik. 
Leipzig  1874.  S.  38.  Ö4.  Vgl.  auch  weiter 
unten. 

0  Hierher  gehören  die  eitirte  s.  g.  admoBiÜs 
generalis,  die  epistola  generalis  (zw.  780  n.  800)^ 
betreffend  die  Benutzung  einer  von  Karl  ▼emi- 
stalteten  Sermonen-Sammlung  in  den  KirelieB. 
Boretius  caplt.  1,  80;  die  capitula eeeleatastica 
(810—813?)  und  wohl  andi  die  capit.  ad  Salz 
data  (803  o.  804)  u.  capit.  excerpta  de  canooe 
(806?),  1.  c.  p.  178.  119.  133.  Das  capit.  I.  (t. 
769?),  p.  44 :  (^apostolicae  sedis  hortatn  omniani- 
que  fldelium  nostrorum  et  maxime  episeoponm 
ac  reliquorum  sacerdotum  consultu^)  seheittt  da- 
gegen auf  einem  Reichstage  ergangen  zu  sein. 

^  So  hat  das  Frankfurter  Konzil  r.  794,  nadi- 
dem  Karl  zur  Widerlegung  der  Beschlösse  des 
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Was  sodann  die  Regelnng  des  kirohliehen  Lebens  und  der  kirchlichen  Verh&lt- 
niflse,  also  die  Verfassung  und  das  Recht  der  Kirche,  betrifil,  so  sind  die  gesetz- 
geberischen Schritte  Karls,  wie  schon  vorhin  bemerkt,  in  erster  Linie  auf  die 
Dnrehffthrung  der  Mheren  Kanones  und  der  römischen  Praxis  gerichtet  gewesen. 
Als  massgebende  Quelle  dafElr  ist  die  Karl  dem  Gr.  vom  Papst  Hadrian  I.  i.  J.  774 
fibergebene  Sammlung  des  Dionysius  Exignns  (in  einer  von  der  ursprünglichen  Form 
abweichenden  und  vermehrten  Qestalt)  ^  benutzt  worden  ^.  Bei  diesen  seinen  Mass- 
nahmen kann  Karl  aber  nicht  von  der  Anschauung  ausgegangen  sein,  dass  jene 
«Normen  erst  durch  seine  gesetzgeberischen  Akte  überhaupt  verbindliche  Kraft  er- 
halten, also  soweit  durch  die  letzteren  auf  sie  ausdrücklich  Bezug  genommen  ¥rurde, 
kirchliches  Recht  werden  sollten,  vielmehr  nur  davon,  dass  dieselben  an  und  für  sich 
schon  die  Kirche  seines  Reiches  verpflichtende  Normen  seien  und  dass  es  sich  im 
Allgemeinen  nur  darum  handeln  könne,  dieselben  von  Neuem  einzuschärfen,  sowie 
geeignete  Massregeln  zur  Sicherung  ihrer  Beobachtung  und  Anwendung  zu  treffen. 
Ein  grosser  Theil  der  älteren  Kanones  und  auch  einzelne  päpstliche  Dekretalen 
hatten  schon  in  der  merovingischen  Zeit  als  kirchliche  Gesetze  für  die  fränkische 


aUgemeinen  Konzils  y.  Nicäa  (787)  über  die 
BUderrerehnmg  ein  besondeies  Werk  ,  die  b.  g. 
UM  Oarollni,  hatte  ausarbeiten  lassen ,  trotz  der 
gegentheiligen  Ansicht  des  Papstes  Hadrians  I. 
die  Festsetzungen  Jenes  Konziles  yerworfen,  e.  2 
syn.  Franoof.,  Boretins  capit.  1,  73:  ,^llata 
est  in  medio  quaestio  de  noya  Oraecomm  synodo, 
quam  de  adorandis  imaglnihns  Gonstantinopolim 
feeemnt,  In  qna  scriptam  hahebator,  nt  qni  ima- 
gines  sanctomm  ita  nt  delflcam  trinitatem  ser- 
▼itio  ant  sdorationem  non  inpenderent,  anathema 
indf  eayemnt :  qni  snpra  sanctissiml  patres  nostri 
omnimodis  adorationem  et  seryitntem  rennueu- 
tes  eontempserant  atqne  oonsentientes  oondemp- 
nayermit";  und  Karl  in  Folge  dessen  eine  Kor- 
rektur der  yerworfenen  BeschlQsse  seitens  des 
Papstes  Terlangt,  s.  den  Brief  der  Pariser  Synode 
y.  825  an  Lndw.  d.  Fr.,  Mansi  14,  422:  „Ean- 
dem  porro  synodnm  com  .  .  .  genitor  yester  co- 
lam  se  snisque  perlegi  fecisset  et  mnltis  in  lods, 
«t  dignum  erat,  reprehendisset  et  quaedam  ca- 
pltnla,  qnae  reprehensioni  patehant,  praenotasset 
eaqne  per  Angilbertam  ahhatem  eidem  Hadriano 
papae  dlrexisset,  nt  lUius  indicio  et  ancto- 
ritate  corrigerentnr,  ipse  rnrsns  fayendo 
ilUs  qni  eins  instinetn  tarn  snperstitiosa  qnam* 
qne  incongma  testimonia  memorato  operi  inse- 
meimnt,  per  slngnla  capitnla  in  iUornm  excn- 
sstionem  respondere  qnae  yoluit,  nou  tarnen  qnae 
deeuit,  eonatnr^.  Einen  Protest  gegen  das  Ver- 
fahren der  Frankfurter  Synode  oder  gar  einen 
Vorwurf,  dass  sie  im  Verein  mit  Karl  dem  Gr.  ihre 
Befugnisse  überschritten  hätte,  spricht  Hadrian 
in  seinem  Antwortschreiben,  1.  c.  13,  759,  nicht 
im  Entferntesten  aus ,  yielmehr  sucht  er  die  yon 
ihm  eingenommene  Stellung  nur  zu  yertheidigen 
und  zwar  namentlich  durch  den  Hinweis  darauf, 
dass  er  an  der  Tradition  der  Kirche  seit  Gregor  I. 
festhalte,  über  die  Frankfurter  Synode  s.  auch  o. 
S.  348.  n.  8,  S.  549.  n.  7.  u.  8  u.  S.  551.  n.  5, 
und  über  die  ferner  hierher  gehörige  Regens- 
burger Synode  o.  S.  549.  n.  8,  ygl.  überhaupt 
Baxmann,  Politik  d.  Päpste  1,  296 ff.  o.  He- 
feled,  671.  689.  694. 


In  dem  auf  der  Frankfurter  Synode  yon  den 
italienischen  Bischofen  in  Betreff  des  Adoptia- 
nismus  festgestellten  und  an  die  Spanier  ge- 
sandten Traktat  heisst  es  zwar  gegen  Ende, 
M  ans!  13,  882 :  „Bos  autem  qui  post  haue salu- 
berrimam  deflnitionem,  quam  plenaria  synodus 
.  .  .  terminayit,  falsissimis  eorum  assertionibus 
siye  olam  siye  publica  yoce  praebuerint  assensum, 
slmili  eos  sententiae  yindicta  (d.  h.  Ausschluss 
aus  der  Kirche)  sancimus  pleotendos,  reseryato 
per  omnia  iuris  priyilegio  summi  pontiflcis  .  .  . 
Hadriaui  primae  sedls  beatisslmi  papae",  dies 
widerspricht  aber  der  Auffassung  des  Textes 
nicht.  Denn  es  erscheint  unmöglich,  diesen 
Vorbehalt  auf  eine  päpstliche  Bestätigung  der 
Beschlüsse  der  Synode  zu  beziehen,  da  diese 
yollig  selbstständig  die  Ketzerei  der  fraglichen 
spanischen  Bischöfe  yerworfen  hat,  syn.  Franeof. 
c.  1,  Boretius  cap.  1,  73,  yielmehr  wahrt  der 
Traktat,  welcher  yon  den  italienischen  Bischöfen 
ohne  Mitwirkung  des  Papstes  yerfasst  worden 
war,  dem  letzteren  nur  ausdrücklich  das  Recht, 
als  Inhaber  des  ersten  bischöflichen  Stuhles  seine 
Meinung  unabhängig  yon  den  gefassten  Be- 
schlüssen und  ungebunden  durch  die  letzteren 
abzugeben. 

1  Die  s.  g.  Dionysio-Hadriana ,  ygl.  Maas- 
sen,  Gesch.  d.  Quellen  1,  444. 

2  Offenbar  hatte  Hadrian  dies  bei  der  Ueber- 
gabe  der  Sammlung  an  Karl  bezweckt.  Die  Dio- 
nysiana  war  allerdings  schon  Im  6.  Jahrhundert 
im  Frankenreich  bekanntgeworden,  Maassen 
1,  439,  später  war  aber  dort  bei  der  Pippinischen 
Gesetzgebung  die  s.  g.  Quesnelsohe  Sammlung 
benutzt,  s.  o.  S.  704.  n.  7.  Seit  Karl  hat  man 
dann  die  Dionysio-Hadriana  gebraucht.  Zuerst 
tritt  eine  Benutzung  in  der  admonitio  generalis 
V.  789,  Boretius  capit.  1,  53  hervor  (welcher 
sich  mit  Recht  gegen  die  Annahme  yon 
Knitschky,  Ztschr.  f.  K.  R.  13,  397,  erklärt, 
dass  die  yon  dem  letzteren  dort  beschriebene  8. 
Galler  Kanouensammlung  gebraucht  worden  sei). 
Weitere  Nachweisungen  bei  Maassen  1,  468. 
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I.  Die  Hierarohie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  188. 


Kirche  gegolten  ^,  und  waren  als  solche  nienuds  formell  beseitigt  worden.  Mochten 
sie  gleich  während  der  Zerrüttung  der  kirchlichen  Verhältnisse  in  den  letzten  Zeiten 
der  Merovinger  vielfach  nicht  beobachtet  worden  sein,  so  war  doch  während  derselben 
nicht  all  und  jede  kirchliche  Organisation  zu  Grunde  gegangen  und  damit  das  frühere 
Recht  immer  theoretisch  in  Geltung  geblieben.  Handelte  es  sich  daher  bei  den  Re- 
formbestrebungen der  Vorfahren  Karls  des  Gr.  zum  Theil  blos  um  die  praktische 
Wiederlebung  und  erneuerte  Durchführung  des  früheren  Rechtes  und  waren  diese 
schon  bei  ihren  Reformbestrebungen  von  der  Verbindlichkeit  der  früheren  Kanonea 
ausgegangen  2,  so  konnte  auch  Karl  seinerseits  keinen  anderen  Standpunkt  ein- 
nehmen \  Für  ihn  kam  bei  seinen  umfassenden  Plänen  aber  auch  die  Einführung 
mancher  noch  nicht  in  der  fränkischen  Kirche  recipirten  Rechtsnormen,  insbesondere 
einer  Anzahl  früherer  päpstlicher  Dekretalen  ^,  femer  die  gesetzgeberische  Regelung 


1  S.  0.  S.  700. 

2  Die  Synode  y.  742  (s.  o.  S.  702.  n.  3)  trllTt 
c.  3.  4.  5  ihre  Anordnungen:  „secundnm  cano- 
neB'';  die  v.  Soissons  y.  744.  o.  1,  Boretius  1, 
29  bestimmt :  „flde  cathollca  qnam  consütaernnt 
318  eplscopl  In  Nlcaeno  coneiUo,  ut  dennnciare- 
tar  per  nnlversa  regione  nostra  et  iudlcias  oano- 
nicas  alioTam  ganotomm,  qnae  constitneront  in 
sals synodis ;  quomodo lex deietecolesiaBtioa 
regnla  recuperetnr  qnae  in  dleloua  pilo- 
mm  prineipam  dlsaipata  est";  vor  Allem  aber 
Yemens.  v.  755,  1.  c.  p.  33 :  „Suffloerant  quidem 
piiscorum  patnim  regnlae  .  .  .  sl  earum  sanotls- 
slma  Iura  perseverassent  inlesa.  Sed  qnia  .  .  . 
contigit,  nonnulla  ex  hac  re  neglegentia  fadente 
fuisse  intermissa  Ideoqne  .  .  .  Plppinns  univer- 
SOS  eplscopos  adgregarl  feclt .  .  .  recuperare 
allquan  tlsper  cuplens  Institntacanonlca.  Et 
qaia  facultas  modo  non  suppetit  ad  integrum, 
tarnen  aliqua  ex  parte  vult  esse  oorrectum  quod 
ecclesiae  del  yalde  cognoscit  esse  contrarium. 
Et  sl  tempora  serena  .  .  .  divinitus  fuerlnt  ei 
conlata,  cuplt  ad  plenum  secundum  sanctorum 
canones  .  .  .  melius  perfectius  Integreque  in  antea 
conservare.  Et  quum  ita  factum  fuerit,  c es- 
sen t  haec  quae  necessitate  cogente  ex  sa> 
crls  oanonlbus  remisslus  sunt  ex- 
cerpta,  maneant  praefata  Iura  canonica 
firmisslma  atque  Intemerata". 

8  Die  admonitio  v.  789  fährt  nach  der  o.  S.  706 
n.  1  angeführten  Stelle  fort:  „Quapropter  .  .  . 
allqua  capitula  notare  iussimus,  ut  simul  haec 
eadem  vos  ammonere  studeatis  et  quaecumque 
Yobis  alia  necessaria  soitis,  ut  et  istaetilla 
aequali  intentione  praedicetis",  weist  also  die  Bi- 
schöfe an,  auch  andere  Kanones  als  die  von  Karl 
selbst  bezeichneten  zur  Anwendung  und  Durch- 
führung zu  bringen.  Ja  auch  die  Form  einer  admo- 
nitio, trotz  welcher  der  Erlass  doch  als  yerbind- 
llohe  Anordnung  gedacht  werden  muss,  würde 
nicht  haben  gewählt  werden  können,  wenn  es  sich 
um  die  Einführung  neuen  Rechtes  gehandelt  hätte. 
Hierzu  treten  eine  Reihe  von  Anordnungen,  welche 
ausdrücklich  heryorheben,  dass  sie  „secundum 
canonicam  cautelam,  secundum  canones"  erlassen 
seien,  capit.  I.  y.  769  (?)  c.  4.  5.  8,  Bor  et  Ins 
cap.  1,  45,  oder  erlassen  werden  sollen,  oap. 
Mantuan.  1.  c.  1 ,  1.  c.  p.  195 :  „Volumus  .  .  . 
ecclesias  nostras  secundum  auctorltatemoa- 


nonum  ordinäre  et  ordinem  clericomm  dlspo- 
nere'',  Vorschriften  in  Gesetzen  und  Missalin- 
Btruktionen,  welche  ein  Verhalten  In  Ueberein- 
Stimmung  mit  den  Kanones  anbefehlen,  Oapit. 
y.  779.  0.  4;  oap.  miss.  y.  802.  c.  10.  21 ;  cap. 
misB.  spec.  y.  8o2.  c.  2;  cap.  ad  Salz  y.  803.  o. 
804.  c.  4 ;  cap.  excerpta  de  can.  c.  2 ;  cap.  miss. 
y.  813?  c.  4.  6, 1.  c.  1,  47.  90. 95. 100. 133. 182 
und  für  Italien  cap.  Longob.  zw.  780  u.  790 
c  1.  2,  i.e.  p.  189,  Anordnungen,  dajss  die 
Geistlichen  sich  Kenntnlss  der  canones  yer- 
schaifen  sollen,  syn.  Francof.  y.  794.  c.  20.  53; 
cap.  miss.  spec.  y.  802.  c.  2,  1.  c.  p.  76. 78. 100, 
sowie  Androhung  yon  Strafen  für  Verletzung  der 
canones,  cap.  y.  769  (?)  c.  5  dt. 

Dieser  Auffassung  entspricht  endlich  der  Cha- 
rakter der  kirchlichen  OesetzgebungKailsdesGr., 
welche  zum  grossen  Thell  blos  ältere  kirehllehe 
Rechtsnormen,  auch  solche,  welche  bereits  für 
die  Kirche  im  meroylngischen  Reich  Geltung 
hatten,  und  zwar  nicht  nur  einmal,  aomdem  zu 
wiederholten  Malen  und  immer  wieder  yon  Neuem 
einschärft,  so  z.  B.  die  Vorschriften  über  die 
Haushälterinnen  der  Geistlichen  (c.  5  Nieaen.), 
ygl.  admonitio  cit.  c.  4;  cap.  a  sacerdot.  prop. 
y.  802?  c.  15;  cap.  ad  lect.  can.  e.  9;  Pipp.cap. 
zw.  800  u.  810,  1.  c.  1,  54.  107.  108.  207  (a. 
hierzu  Th.  I.  S.  132  u.  Lönlng,  Gesch.  d. 
deutsch.  K.  R.  2,  323). 

^  Auf  die  letzteren  nimmt  schon  die  admonitio 
y.  789  c.  11. 27. 51—59  wiederholt  Bezug.  Auch 
die  Lorscher  Annalen  (s.  o.  S.  550.  n.  1)  be- 
richten ,  dass  auf  dem  Reichstage,  bez.  der  Sy- 
node zu  Aachen  i.  J.  802,  auf  welchem  die  Dlo- 
nysio-Hadriana  redpirt  worden  ist,  Maasses 
a.  a.  0.  1, 469,  zugleich  mit  den  Kanones  die  de- 
creta  pontlflcum  gelesen  und  erörtert  worden 
seien,  sowie  dass  Karl  eine  Anweisung  an  die 
Geistlichkeit  erlassen  habe,  Ihr  Leben  und  Ver- 
halten „luxta  constitutlonem  patrum^,  d.  h.  nach 
den  In  der  erwähnten  Sammlung  zusammenge- 
stellten Normen  einzurichten.  Die  Fassung  der 
Stelle :  „relegl  uniyersos  canones  quas  s.  syoodtts 
receplt  et  deoreta  pontUlcuni''  berechtigt  keliiee- 
weges  zu  der  Annahme,  dass  die  p^stUchen  De- 
kretalen Im  Gegensatz  zu  den  Konzilien-Kanonen 
nicht  redpirt  worden  sind ,  denn  einmal  werden 
Im  weiteren  Verlauf  der  Darstellung  beide  Aifeen 
yon  kirchlichen  Normen  yöllig  gleich  behandelt. 


§.  188.] 
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von  VerhftltniAaeii,  für  welche  eine  solche  bisher  gar  nicht  oder  nicht  in  ausreichen- 
dem Umfange  erfolgt  war  ^  nnd  endlich  die  Feststellung  des  Verhältnisses  der  kirch- 
lichen Rechtsnormen  zu  dem  weltlichen  Recht  und  den  staatlichen  Einrichtungen  ^, 
insbesondere  die  Gewährung  staatlichen  Schutzes  nnd  staatlichen  Zwanges  zur 
Durchführung  der  kirchlichen  Rechtsnormen  ^,  in  Frage. 

Wenngleich  die  oberste  Gesetzgebung  in  kirchlichen  Angelegenheiten  in  der 
Hand  des  Königs  ruht,  so  ist  das  kirchliche  Recht,  welches  er  festsetzt,  doch  an  und 
Ar  sich  nicht  weltliches  Recht  und  bindet  insbesondere  die  weltlichen  Gerichte 
nicht  ^.    Es  ist  an  sich  zwar  verpflichtend  ftlr  die  kirchlichen  Beamten  und  die  ein- 


und  ferner  hatte  Karl  der  Gr.  ja  schon  in  der  ad- 
monitio  auf  eine  Reihe  von  päpstlichen  Dekre- 
talen  hingewiesen.  Demnach  bedeutet  der  Pas- 
sat :  es  ist  die  ganze  Kanonensammlnng,  welche 
die  Synode  redpirt  hat,  verlesen  worden,  ilnd 
Ewar  dabei  auch  die  deereta  pontlflenm.  An- 
dereneits  würde  es  aber  noch  nnbereohtigter 
sein,  aus  diesem  Bericht  zu  schliessen,  dass  erst 
auf  diesem  Reichstag  den  kirchlichen  Rechts- 
normen insgesammt  rechtsverbindliche  Kraft  bei- 
gelegt worden  sei.  Das  würde  schon  mit  den 
vorhin  8.  708.  n.  3  angefahrten  Momenten  In 
Widerspruch  treten.  Recipirt  worden  ist  nur  die 
Sammlung.  Diese  umfasste  aber  eine  Anzahl  von 
schon  l&ngst  geltenden  Vorschriften ,  allerdings 
auch  andere ,  welche  bisher  in  der  fränkischen 
Kirche  nicht  bekannt  waren,  und  nur  Insofern 
wurde  neues  Recht  eingeführt.  Allerdings  hat 
man  in  allen  in  Frage  kommenden  Beziehungen 
nicht  so  scharf,  wie  wir  es  heute  gewohnt  sind, 
imtersehieden  und  brauchte  auch  es  für  den  prak- 
tischen Zweck,  die  Durchführung  der  kanonischen 
Ordnung,  nicht  zu  thun. 

1  Hierher  gehören  z.  B.  die  Vorschriften  über 
die  kirchliche  Baulast,  namentlich  über  die  der 
Inhaher  von  Beneflzlen  nnd  Kirchengut,  syn. 
Francof.  t.  794.  c.  26  ;  c.  1  capit.  ad  Salz  v.  803 

0.  804,  cap.  eccles.  v.  810 — 813?  c.  5;  cap.  de 
reh.  eccles.  zw.  787 — 813?  45.  1,  Boretius  1.  c. 

1,  76.  119.  178.  185;  femer  diejenigen  über  das 
Verhältniss  der  Grundherrn  zu  den  in  ihrem 
Eigenthnm  stehenden  Kirchen,  worüber  allerdings 
schon  Ton  einzelnen  Synoden  der  merovlngischen 
Zelt  Bestimmungen  erlassen  worden  waren,  vgl. 
Th.  II.  8.  6^1f. 

3  So  z.  B.  über  das  Verhältniss  der  von  der 
Kirche  beanspruchten  geistlichen  Jurisdiktion 
zu  der  staatlichen  Gerichtsharkeit,  vgl.  darüber 
den  betreffenden  Abschnitt  weiter  unten  und 
Sohm  i.  d.  Ztschr.  f.  K.  R.  9,  193  ff. ,  femer 
üher  die  Anerkennung  des  Asylrechtes,  cap.  Ha- 
rlst.  V.  779.  c.  8 ;  cap.  leg.  addit.  c.  3,  und  Über 
das  Wehrgeld  der  Geistlichen  1.  o.  c.  1,  Bore- 
tius 1.  c.  p.  48.  113. 

«  Wie  schon  früher  (s.  o.  S.  702)  zur  Unter- 
drückung des  Hcidenthums  und  heidnischen 
Aberglaubens,  cap.  v.  769?  c.  6.  1.  c.  1, 45  (Mit- 
hülfe des  Grafen);  zur  Erzwingung  des  Gehor- 
sams der  Aebte,  Priester  and  anderen  Geistlichen 
gegen  den  Bischof,  syn.  Francof.  v.  794.  c.  10, 
1. 0.  p.  74 ;  Ver^'irkung  des  Kdnlgsbannes  seitens 
der  Bischöfe  und  anderer  Geistlicher,  welche 
verdächtige  Frauenspersonen  als  Haushälterinnen 
haben.  In  umfassendem  Masse  finden  sich  solche 


Anordnungen  in  der  cap.  de  partlbus  Saxoniae 
V.  775—790,  Boretius  cap.  1,  68.  Vgl.  ferner 
die  folgenden  Anmerkungen. 

^  Anderer  Ansicht  Niehues,  Gesch.  des 
Verhältnisses  zw.  Kaiserthnm  u.  Papstthum. 
2.  Aufl.  S.  553.  Er  erklärt  die  Kirchengesetze 
zugleich  für  Staatsgesetze.  Aehnlich  anscheinend 
auch  W  alt z,  Verfassungsgesch.  4,371  („jetzt, 
wo  die  Gesetze  der  Kirche  allgemein  als  ver- 
pflichtend angesehen  wurden^).  Dagegen  schon 
mit  Recht  Sohm  a.  a.  0.  S.  231.  Sehr  deutlich 
ergiebt  sich  dies  aus  den,  freilich  erst  Ludwig 
dem  Fr.  angehSrigen  Kapitularien  v.  817,  LL. 
1,  206  u.  210.  Das  capit.  eccles.  ordnet  c.  20 
an  :  „Ne  pueri  vero  sine  voluntate  parentum  ton- 
sorentur  vel  pnellae  v«lentur,  modis  omnlbus  in- 
hibitnm  est ;  et  qui  hoc  facere  temptaverit,  mul- 
tam  quae  in  capitulis  legis  mundanae 
a  nobis  constitutis  continetur,  persol- 
vere  cogatur'',  und  dazu  das  capitulare  legibus 
addendum,  welches  also  das  von  den  weltlichen 
Gerichten  zu  beachtende  Volksrecht  festsetzt 
(vgl.  Boretius,  Beiträge  zur Kapitularienkrltik 
S.  36),  c.  21 :  „Si  quis  puemm  invitis  parentibus 
totonderit  aut  pnellam  velaverit,  legem  suam  In 
triplo  conponat  aut  ipsi  puero  vel  puellae,  si  lam 
suae  potestatis  sunt,  aut  Uli  in  culus  potestate 
fuerint'^ ;  femer  cap.  eccles.  c.  21 :  „De  feminls, 
quae  viros  amittunt,  placet,  ne  se  sicut  hactenus 
indlscrete  velent,  sed  ut  30  dies  post  decessum 
vlrl  sui  exspectent  et  post  30um  diem  per  con- 
silium  episcopi  sui  vel  si  episcopus  absens  fue- 
rit,  consilio  aliorum  religiosorum  sacerdotum 
suorumque  parentum  atque  amicomm  Id  quod 
eligere  debent,  eligant.  Et  quia  a  sacro  con- 
ventu  rogati  sumus,  ut  hl  qui  publicam  gerebant 
poenitentiam,  et  feminac  quae  viros  amittebant, 
nostra  auotoritate,  donec  deliherent  quid 
agunt,  tuerentur,  speclaliter  prohiscapi- 
tula  fleri  et  legis  mundanae  capitulis 
inserenda  decrevimus'';  und  dazu  cap. le- 
gibus add.  c.  4:  „Qui  vlduam  intra  primos  30 
annos  dies  vidultatls  suae  vel  invitam  vel  vo- 
lentem  sibi  copulaverit,  bannum  nostrum,  1.  e. 
LX  solides,  in  triplo  conponat.  Et  si  Invitam 
eam  duxit,  legem  suam  el  conponat,  illam  vero 
ulterius  non  adtingat" ;  c.  5 :  „Qui  hominem 
puhllcam  poenitentiam  agentem  interfecerit, 
bannum  nostram  in  triplo  conponat  et  wirgll- 
dum  eins  proximis  eins  persolvat";  vgl.  auch 
weiter  cap.  eccles.  c.  15  de  honore  ecdesiarum 
mit  G.  1  cap.  leg.  add.,  sowie  c.  22 — ^24  cap. 
eccles.  mit  c.  9  cap.  leg.  add.  Darüber,  dass 
das  im  Text  Bemerkte  auch  für  die  Zeit  Karls  des 
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zelnen  Glieder  der  Kirche  *,  aber  es  wird  für  das  weltliche  Gebiet  mit  staatlichen 
Mitteln  erst  dttrchfBhrbar,  wenn  die  einzelnen  Bestimmungen  dnrch  einen  Geaets- 
gebungaakt  des  Königs  znm  Volksreoht  erhoben  sind,  oder  wenn  der  letztere  ihnen 
durch  seine  königliche  Anordnungsgewalt,  insbesondere  dnroh  den  Königsbann  ^,  die 
staatliche  Erzwingbarkeit  gewährt^. 

In  Uebereinstimmung  hiermit  scheidet  der  Sprachgebrauch  der  karolingischen 
Zeit  die  capiitda  ecclesiastica,  d.  h.  diejenigen  quae  perünent  ad  ordinem  ecciesiastwum^ 


Gr.  zutrifft,  kann  kein  Zweifel  sein.  Nur  daraus 
erklärt  es  sich ,  dass  die  Vorschriften  über  das 
Asylrecht,  das  Wehrgeld  der  Geistlichen  und 
über  Schenkungen  an  Kirchen  ebenfalls  in  einem 
capit.  leg.  addit.  (s.  S.  709  ii.  2)  u.  c.  6.  1.  c. 
erlassen  sind.  Diese  Bestimmungen  mussten, 
falls  sie  zur  Durchführung  gelangen  sollten, 
gerade  auch  von  den  weltlichen  Gerichten  ange- 
wendet werden. 

^  Vgl.  auch  die  Ueberschrift  zu  dem  Kapitular 
Ludw.  des  Fr.  y.817,  LL,  i,  206 :  ^aec  capitula 
proprie  ad  episoopos  vel  td  ordines  quosque  ec- 
clesiasticos  portliientia,  quae  non  solum  hi  obser- 
vare,  sed  etiam  sibi  subieotls  vel  commissis  fa- 
cienda perdocere  debent^. 

2  S.  0.  S.  709  n.  3u.  4;  ferner  gehört  die  disho- 
noratio  ecclesiae  zu  den  8  königlichen  Bannfallen 
Yon  60  solidi,  Boretius  1,  224;  vgl.  welter 
cap.  ad  leg.  Baiwar.  add.  y.  801 — 803.  c.  1, 
welches  die  Aufnahme  eines  fremden  Klerikers 
bei  Strafe  des  Königsbannes  verbietet. 

3  Wal  tz  a.  a.  0.  3,  359  scheint  anzunehmen, 
dass  die  Grafen  allgemein  zur  Durchführung 
aller  kirchlichen  Vorschriften  auf  Erfordern  des 
Bischofs  verpflichtet  gewesen  seien.  Unter  den 
dafür  angeführten  Belegen  spricht  aber  keine 
Stelle  diesen  Grundsatz  aus,  vielmehr  ordnen 
admonit.  v.  789  c.  62;  cap.  missor.  v.  802  c.l4; 
cap.  missor.  spec.  v.  802  c.  18^ ;  eap.  e  oan.  exe. 
0.  9,  Boretius  cap.  1,  58.  94.  101.  174,  an, 
dass  die  Grafen  und  Bischöfe  mit  einander  Ein- 
tracht halten  und  sich  nicht  gegenseitig  hindern 
sollen ,  mehr  sagt  auch  nicht  cap.  Baiwar.  u. 
810?  c.  4:  ,,Ut  episoopi  cum  oomitibus  Stent  et 
comites  cum  episcopis,  ut  uterque  pleniter  Buum 
minlsterium  peragere  posslnt^.  Etwas  anderes 
fordert  weiter  nicht  c  20  conc.  Gabllon.  v.  813, 
Mansi  20,  97,  und  wenn  dasselbe  allerdings 
hinzufügt,  „ut  non  solum  non  noceant,  quin  po- 
tius  adminicnlo  sinf^ ,  so  kann  doch  darin  un- 
möglich das  erwähnte  Princip  ausgesprochen  sein. 
Das  Schreiben  Karls  an  die  Beamten  in  Italien 
(790—800),  B  0  r  e  t  i  u  s  1 ,  203  verlangt  von  die- 
sen Gehorsam  gegen  die  Bischöfe,  aber  nur  in 
so  weit,  als  diese  ihn  zu  fordern  haben,  und  rich- 
tet sich  insbesondere  gegen  die  Nichterfüllung 
von  Pflichten  In  Betreff  der  kirchlichen  Benefl- 
zialgüter.  In  ersterer  Beziehung  stimmen  damit 
überein  conc.  Arelat.  v.  813.  c.  13  n.  Tuion. 
Y.  813.  c.  53,  Mansi  14,61.88.  Das  cap. 
eccles.  oder  incert  c.  2,  Boretiusl,  257,  wel- 
ches dieser  letztere  Karl  dem  Gr.  mit  Recht  ab- 
zusprechen geneigt  ist ,  enthält  eine  Anweisung 
an  den  Grafen,  für  einen  bestimmten  Spezialfall 
weltliche  Hülfe  zu  gewähren.  So  bleiben  von 
allen  Stellen  nur  folgende  übrig,  welche  anschei- 
nend für  die  bekämpfte  Ansicht  sprechen)  näm- 


lich csp.  Mant.  y.  781  ?  c.  6,  1.  c.  p.  190 :  „ut 
quando  episcopus  per  sua  parrochia  cercata  fece- 
rit,  comis  vel  sculdais  adiutorium  praebeat,  qua- 
liter  minlsterium  suum  pleniter  perficere  valeat 
seeundum  canonicam  institutionem '^  u.  rap. 
Pippin.  Italic,  v.  801—810,  c.  5,  p.  209:  „Vo- 
lumus  ut  episcopi  et  oomites  conoordiam  et  di- 
lectionem  Inter  se  habeant  ad  dei  et  ecclesiae 
protractatum  peragendum,  ut  episcopus  sno 
oomiti,  ubi  ei  necessitas  poposoit,  adintor  et 
exortator  existat,  qualiter  suum  minlsterium 
explere  possit;  similiter  et  comis  faciat  contia 
suum  episGopum,  ut  in  omnibos  Uli  adtutor  sit, 
qualiter  infra  suam  parrochiam  canonicam  possit 
adimplere  ministerium".  Die  erste  weist  aber 
die  weltlichen  Beamten  an ,  nur  die  Hindemisae 
wegzuräumen,  welche  sich  der  Ausübung  des 
bischöflichen  Visitationsrechtes  entgegenstellen 
(vgl.  auch  Dove  i.  Ztsohr.  f.  K.  EL.  4,  22)  und 
die  zweite  drückt  diesen  Gedanken  blos  noch 
allgemeiner  in  Beziehung  auf  die  gesamrate 
Amtsthätigkeit  aus,  und  zeigt  dureh  die  Anord- 
nung, dass  auch  der  Bischof  dem  Grafen  Helfer 
und  Ermahner  sein  soll,  deutlich,  dass  es  sich 
zugleich  um  die  gegenseitige  Kontrole  der  beiden 
Beamten  handelt,  dass  aber  keineefalls  die 
Durchführung  aller  auf  dem  Gebiete  des  welt- 
lichen oder  kirchlichen  Reohtes  liegenden  Nor- 
men gemeint  ist,  denn  die  Parallele  würde  sonst 
die  unmögliche  Annahme  erfordern,  dass  der  Bi- 
schof die  Beobachtung  alles  welüiohen  Bedites 
seinerseits  durch  geistliche  Strafmittel  zu  er- 
zwingen verpflichtet  gewesen  sei.  Weiter  geht 
allerdings  das  cap.  Aquisgr.  Hludov.  et  ülotb. 
Y.  825.  c.  25,  LL.  1,  246:  „eomite«  vero  minl- 
stris  ecclesiae  in  eorum  ministeriis,  ut  hoe  ple- 
nins  et  de  nostris  et  de  se  et  de  suis  hominibns 
obtinere  possint,  adlutores  In  omnlbus  flaut.  St 
si  quicumque  prima  et  secunda  vice  de  bis  a  co- 
mite  admonltus  se  non  correxerii,  Yolumns  ut 
per  eundem  comitem  eins  neglegentia  ad  nostnm 
notitiam  perferatur,  ut  nostta  auctoritate,  quod 
in  nostro  capitulari  (das  ist  unbekannt)  continet 
subire  tenetur^,  aber  der  Graf  wird  selbst  hier 
blos  auf  eine  Ermahnung  hingewiesen,  während 
sich  der  Kaiser  seinerseits  die  Anordnung  von 
Zwangsmassregeln  vorbehält.  Vgl.  auch  unten 
S.  713  n.  4, 

*  Dass  beides  Identtscb  ist,  zeigt  die  allge- 
meine praefatlo  des  Ansegis  zu  seiner  Kapitida- 
riensammlung,  welche  den  zuletzt  gedachten 
Ausdruck  gebraucht,  In  Vergleichung  mit  den 

5raefatiunculae  zu  Üb.  II.  III.  IV,  LL.  1,  272. 
91.  300.  310;  daher  Ut  es  ungerechtfertigt, 
wenn  Jacobson  in  Herzog,  Real-Eneyklopi- 
dle  f.  protestantische  Theologie:  Gapitulsrien. 
1.  Aufl.  2,  563  und  nach  ihm  Dove  in  Bieh- 
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welche  aLso  die  Verhältnisse  der  ELirohe  für  den  Beohtskreis  deraelbem  regeln,  und 
die  capätdm  ud  fmmdanam  kpem  oder  ad  augmenktm  mundana«  leifis  perHnmSia^y  velohe 
wdtlicheB  Becht,  sowie  wdtliche  Strafen  nnd  weltlichen  Zwang  fOr  die  Dnrehitlhrug 
der  die  Kirche  betreffenden  Anordnungen  und  zum  Schutze  derselben  festaeteen^. 
Zn  dem  ersteren  gehören  aaoh  die  recipirten  kirchlichen  Eanones  nnd  päpstlichen 
Dekretalen^,  und  erst  später,  ais  die  Geistlichkeit  gegentber  dem  Königthun  eine 
mächtigere  Stellung  errungen  hat,  werden  diese  beiden  letzteren  den  VorschrUlen  der 
Kapitularien  als  gleichwerthig  gegenüber  gestellt  ^. 


ter,  K.  B.  6.  Aufl.  $.  SO.  n.  4  behtupteti ,  dasB 
seitdem  die  geistliclien  und  inreltlicken  Reichs- 
fttAude  regelmässig  gesondert  beiietheu,  die  iu 
gemeinsamer  Berathung  gefassten  Beschlüsse  über 
kirchliche  Gegenstände  als  capitula  von  den 
leges  ecclesiasticae  geschieden  werden  konnten. 
Da«  angeführte  Moment  ist  für  den  firaglichen 
Sprachgebrauch  völlig  gleichgültig  gewesen ,  wie 
auch  insbesondere  die  Thatsache  zeigt ,  dass  die 
bei  Ansegls  i.  1  ff.  zasammengestellten)  yon  ihm 
als  capitula  eeccleßiastiea  bezeichneten  Normen 
der  allein  von  Karl  d.  Gr.  erlassenen  admonitio 
T.  789,  Boieiius  eap.  1,  54,  entnommen  sind. 

1  8.  die  cit.  praefatio  und  die  praefatiunculae 
zu  üb.  m.  u.  IV. 

^  Denn  diese  linden  sich  bei  Ansegis  iu  den 
die  lex  mundana  eDthaltendeu  Büchern  III.  und 
IV.,  Tgl.  z.  B.  III.  55;  IV.  13.  14.  16.  21.  38, 
Tgl.  übrigens  auch  o.  S.  709  n.  4 ,  wenngleich 
allerdings  auch  in  lib.  II.  einzelne  derartige 
Anordnungen,  welche  auf  solche  Massregeln  hin- 
weisen, 8.  z.  B.  G.  7.  23,  enthalten  sind. 

3  Lib.  I.  Anseg.  weist  wesentlich  Vorschriften, 
welche  den  Kanonen  und  Dekretalen  entnommen 
sind,  sowie  diese  in  Bezug  nehmen,  auf. 

4  KaroU  II.  Oonv.  apud  Pistas.  y.  869,  LL.  1, 
509.  c.  7  :  ^;Ut  si  episeopi  suia  laicis  iniuste  fe- 
oerint,  et  ipsi  laici  ad  nos  inde  reclamaverint, 
noatrae  regiae  potestati  secnndum  nostrum  et 
suum  ministerium  ipsi  archiepiscopi  et  episeopi 
obedlant,  ut  secundum  aa.  eanonea  et  iuxta  leges 
qwu  eceleaia  catholica  probat  et  aervat  et  secun^ 
dum  capitula  avi  et  patris  nostri,  hoc  emendare 
curent". 

FragUoh  erscheint  allerdings,  was  unter  den 
in  der  dtirten  Stelle  ens  ahnten  legea  zu  verstehen 
ist.  Die  Bezugnahme  auf  dieselben  kehrt  in  den 
capitula  Pistens.  mehrfach  wieder,  c.  1 :  „archi- 
episcopi quoque  et  episeopi  et  ceteri  sacerdotes 
ac  serri  et  ancillae  dei  .  .  .  honorem  et  immuni- 
tatem  secundum  sacras  leges  et  eanones 
habeant";  c.  4:  „Ut  .  .  .  regni  miuistri  .  .  . 
eplscopis  et  ceteris  sacerdotibus  ac  servis  et  an- 
cilUs  dei,  ut  suum  ministerium  implere  possint, 
sicut  ab  anteeessoribus  nostxis  impe- 
ratoribus  et  regibus  et  a  nobis  consti- 
tutum est,  adiutorium  praestent,  et  sanctis 
eccleaiis  et  sacerdotibus  ac  servis  et  ancUlis  dei 
secundum  sacras  leges  tam  mundanas, 
quam  ecclesiastic  as  et  secundum  capi- 
tula ati  et  patris  nostri  ac  nostra  debitum  ho- 
norem et  immunltatem  conservent  et  exhibeant'^; 
e.  5 :  „Ut  epiSftopi  comitibus ,  missia  et  vassis 
ttoetris,  sed  et  Ipsis  suis  subditis  .  .  .  paternam 


benignitatem  secundum  euuia  ministerivm  ac 
debitum  honorem  ac  legem  et  iustitiam  .  .  .  im- 
pendant  et  conservent,  sicut  sacrae  leges  tam 
mundattae  quam  eocleslasticae  et  ca- 
pitula avi  et  patris  nostri  decernunt  et 
sicut  in  capitulis  a  nobis  et  a  fratribus 
nostris  regibus  ac  communibns  fidell- 
bus  nostris  est  constitutum^';  c.  6:  „Ut  si 
episeopi  suis  clericis  iniuste  fecerint ,  secundum 
quod  8S. eanones  et  sacrae  leges  quas  eeele- 
sia  catholica  p  ro bat  et  s er vat,  praeflgunt, 
hoc  eorum  iudicio,  quorum  interest,  emendare 
pioeurent". 

Jacobson  a.  a,  0.  2,  563  versteht  unter  den 
„leges  quas  eeclesia  catholica  probat  et  servat"  (s. 
c.  6.  7)  die  von  der  Kirche  gebilligten, 
weltlieher  Seits  ergangenen  Gesetze  gelatlicheu 
Inhalts,  und  rechnet  insbesondere  dahin  das  ro- 
misobe  Recht  und  dae  auf  den  frinUichen 
Reichsversammlungen  beschlossene  geistliche 
Recht,  sowie  auch  dasjenige,  welches  sich  in  den 
einzelnen  Volksrechten  des  fränkischen  Beichs 
befindet,  also  aueh  die  von  Ansegle  so  genannten 
capitula  eoclesiastica.  Das  ist  aber  irrig.  Von 
einer  selbstständigen  Befugniss  der  fränkischen 
Kirche  in  karolingischer  Zeit,  die  Kapitularien 
der  Könige  zu  recipiren.  oder  durch  Ablehnung 
der  Reeeption  ihre  Anerkennung  für  das  kirch- 
liche Gebiet  auszuachliessen,  ist  keine  Rede  ge- 
wesen. Die  Kirche  hat  nur  insofern  Antheil  an 
der  kirchlichen  Gesetzgebung  gehabt,  als  die  Bi- 
schöfe auf  den  Reichssynoden  mit  zu  berathen 
und  zu  beschliessen  hatten,  und  selbst  in  der 
späteren  karoUngischen  Zeit,  welcher  die  hier 
fraglichen  Stellen  angehören,  hat  nicht  die  frän- 
kische Kirche  als  solche,  sondern  das  Papstthum 
ein  selbststandiges  Gesetzgebungsrecht  ausgeübt. 
£s  ist  daher  unmöglich  unter  der  gedachten  Be- 
zeichnung die  von  der  weltlichen  Gewalt  erlas- 
senen Gesetze  schlechthin,  soweit  sie  von  der 
Kirche  gebilligt  oder  rectpirt  sind,  zu  verstehen. 
Vielmehr  kann  darunter  schon  allein  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  die  Kirche  als  Gesammtbeit 
wie  früher  unter  romiacher,  so  auch  später  unter 
merovingisober  und  karolingischer  Herrschaft 
nach  römischem  Recht  gelebt  hat,  Löning, 
Gesch.  d.  deutsch.  K.R.  2,285,  blos  das  römische 
Recht  verstanden  werden.  Bestätigt  wird  dies 
dadurch,  dass  sieh  sowohl  Hinkmar  v.  Rheims, 
wie  auch  Hinkmar  v.  Laon  gleicher  Wendungen 
für  das  von  der  fränkischen  Kirche  als  Theil 
ihrer  Verfassung  redpirte  und  festgehaltene  rö- 
mische Recht  bedienen ,  Hinom.  Rhem.  quater- 
niones  pro  eociesiae  libertatum  defensione  v.  868, 
Migne,(patrol.  125,  1048:   „episoopus  Beoun* 
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In  allen  erw&hnten  Beziehungen  tritt  kein  Unterschied  zwischen  der  Zeit,  vor 
der  Erwerbung  der  Kaiserwürde  durch  Karl  den  Or.  und  nach  derselben  hervor  ^, 
ebensowenig  zwischen  den  fränkischen  Stammlftndem  einerseits  und  dem  italieni- 
schen Reiche  \ 

In  wie  weit  Karl  der  Gr.  den  Provinzial-  und  Diöcesansynoden  ^  ein  Gesetz- 
gebungs-  oder  Anordnungsrecht  fOr  ihre  Bezirke  zugestanden  hat,  Iftsst  sich  bei  der 
Lückenhaftigkeit  des  vorhandenen  Materials  nicht  bestimmen.  Dass  sie  die  erlas- 
senen/ allgemeinen  kirchlichen  Gesetze  nicht  abändern  konnten,  folgt  schon  ans 
ihrer  Stellung,  und  da  die  kirchlichen  YerhäHmsse  unter  Kiurl  dem  Gr.  in  allen  wesent- 
lichen Beziehungen  auf  dem  Wege  der  allgemeinen  Gesetzgebung,  insbesondere  durch 
die  Reichssynoden  geregelt  worden  sind ,  so  sind  sie  jedenfalls  ftlr  die  Fortbildung 
des  kirchlichen  Rechtes  bedeutungslos  gewesen  *. 

Unklarheit  hatte  aber  die  Kirchengesetzgebung  Karls  des  Gr.  in  einer  wichtigen 
Beziehung ,  nämlich  in  Bezug  auf  das  Yerhältniss  der  Kanones  und  älteren  päpst- 
lichen Dekretalen,  sowie  der  schon  in  merovingischer  Zeit  von  der  Kirche  recipirten 
römischen  Kaisergesetze  zu  den  fränkischen  Staatseinrichtungen  und  zu  den  auf  Grund 
der  letzteren,  im  Widerspruch  mit  manchen  Dekretalen  beanspruchten  kön^lichen  oder 
kaiserlichen  Rechten  in  kirchlichen  Angelegenheiten  gelassen.  Offenbar  war  Karl  der 
Gr.  selbst  davon  ausgegangen,  dass  die  früher  im  merovingischen  Reiche  geltende 
und  die  von  ihm  neu  eingeführten  Rechtsnormen  des  erwähnten  Charakters  da,  wo 
sie  im  Widerspruch  mit  den  staatlichen  Rechten  standen,  keine  bindende  Kraft  zu 
beanspruchen  hatten^.    Eine  Revision  der  kirchlichen  Rechtsnormen  unter  diesem 


dum  legds  qnas  eccleeia  receplt  et  ye- 
iienloiliter  comprobatet  seeandum  ss. canoneB 
et  decreta  sedis  Romanae  pontiflcnm,  advocatam 
pablids  indicüs  dare  debet  (unter  Bezugnahme 
auf  1.  B8  C.  Th.  XYI.  2):  rotuia,  dem  König  zu 
PiBtes  Torgelegt,  1.  c.  p.  1062:  „Et  hinc  leges 
quae  aervat  ecclesia,  dlcunt:  obseTvare 
autem  apedaliter  iudices  debent :  .,Ut  In  omnibus 
cauais  sententia«  etc.  (vgl.  1.  2.  C.  Th.  IV.  12 
Inteipret.};  admonitio  altera  ad  episc.  regni 
T.  882,  1.  c.  p.  1010 :  „Quallter  autem  ordinatl 
ndnistros  sibl  snppositös  regere  debeant,  w,  ca- 
nones  et  decreta  sedis  Romanae  pontiflcum ,  sed 
et  sextuB  deoimus  Über  Legum  (d.  b.  des  Cod. 
Theodos.),  quibus  una  cum  ss.  canonibus 
s.  moderatur  eoclesia,  patenter  ostendnnt^; 
Einem.  Laud.  sohedula,  1.  c.  124,  1028 :  „contra 
SB.  canones  et  decreta  pontiflcum  s.  sedis  Roma- 
nae, contra  leges  quibus  una  cum  sacris  regulls 
moderatur  ecclesla^.  Zugleich  ergiebt  sich  hier- 
aus weiter,  dass  die  c.  1.  4.  6  erwähnten  sacrae 
leges  oder  sacrae  leges  tam  mundanae  quam 
eoolesiastioae,  neben  denen  die  Kapitularien  der 
fränkischen  Könige  gesondert  erwähnt  werden, 
ebenfalls  die  über  kirchliche  Verhältnisse  er- 
lassenen römischen  Kaisergesetze  sein  müssen, 
was  auch  durch  den,  die  gleiche  Bezeichnung 
aufweisenden  Brief  Karls  des  K.  an  Hadrian  11. 
V.  872,  Migne  1.  c.  124,  893  (s.  unten  8.  719. 
n.  1)  bestätigt  wird. 

^  A.M.  Rettbergl,  432,  welcher  behauptet, 
dass  Karl  als  Kaiser  ein  viel  uneingeschränkteres 
Regiment  über  die  kirchlichen  Dinge  als  vorher 
ausgeübt  habe.  Welche  etwa  vorher  obwaltenden 


Beschränkungen  in  Folge  der  Erlangung  der 
Kaiserwürde  fortgefallen  sein  sollten,  giebt  ei 
aber  nicht  an.  Vgl.  übrigens  auch  o.  S.  705  n. 
706.  Ein  unterschied  liegt  nur  darin,  daas  Karl 
die  Stellung,  welche  er  früher  zur  fränkischen 
Kirche  eingenommen  hatte,  später  gegenüber  der 
Kirche  seines  ganzen  Reiches,  und  damit  gegen- 
über der  ganzen  abendländischen  Kirche  als 
Kaiser  geltend  gemacht  hat. 

2  Vgl.  die  früheren  Nach  Weisungen  8.  706  ff., 
wo  auch  die  italienischen  Kapitularien  benutzt 
worden  sind. 

3  8.  über  dieselben  in  karoliugiseher  Zeit  o. 
S.  479  u.  S.  585. 

«  Vgl.  0.  8. 479.  489.  Von  den  unter  Karl  dem 
(3t.  abgehaltenen  Provinzialsynoden  (s.  o.  S.  479. 
n.  2)  hat  die  zu  Riesbach  v.  799  o.  800  unter 
Erneuerung  früherer  Kanones  (mancher  ans  der 
Dionysiana)  auch  einzelne  bereits  für  das  Fran- 
kenrelch  geltende  Vorschriften,  s.  c.  46  und 
dazu  c.  16.  17.  cap.  Venner.,  Boretius  1,  230 
u.  40  betreffend  das  Eherecht,  eingeführt.  Sie 
war  offenbar  zur  Uebertragung  gewisser,  sehoo 
in  der  fränkischen  Kirche  geltender  Bechtanot^ 
men  auf  Baiern  bestimmt,  was  sich  auch  danni 
ergiebt,  dass  sie  auf  Befehl  Karls  zusammenge- 
treten ist,  8.  0.  S.  481.  n.  2. 

^  So  gerade  in  Betreff  des  Gesetzgebungsreeh- 
tes  in  kirchlichen  Dingen,  welches  mit  den  in 
den  Dekretalen  des  5.  Jahrhunderts  schon  von  den 
Päpsten  erhobenen  Ansprüchen  (s.  o.  S.  683 ff.) 
nicht  im  Einklang  stand.  Ebensowenig  war  in 
den  Kanones  das  von  Karl  geübte  Beeetzungsrecht 
der  Bisthümer  anerkannt,  s.  Th.  11.  S.  512.  517. 


§.  188.] 
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Gesiolitspuiikt  nnd  eine  gesetzgeberische  Regelung  jenes  Verhältnisses  in  allen  Bin- 
xeiheiten  ist  aber  von  ihm  nicht  nntemommen  worden.  Wenngleich  ein  derartiges 
systematisches  Vorgehen  der  Oesetzgebnng  der  damaligen  Zeit  fem  lag,  und  die  ge- 
waltige Persönlichkeit  Karls  auch  ohne  ein  solches  den  von  ihm  eingenommenen 
Standpunkt  festzuhalten  vermochte,  so  war  immerhin  damit  die  Möglichkeit  zu  Kolli- 
sionen gegeben ,  und  diese  konnten  um  so  leichter  eintreten ,  als  die  Tendenz  der 
karolingischen  Gesetzgebung  darauf  gerichtet  war,  (freilich  unter  dem  stillschwei- 
genden Vorbehalt  der  königlichen  und  kaiserlichen  Rechte)  die  kirchlichen  Ver- 
hältnisse gemäss  den  Kanonen  und  Dekretalen  zu  gestalten. 

Allerdings  wurde  den  Nachfolgern  Karls  des  Gr.  das  oberste  Gesetzgebungsrecht 
in  kirchlichen  Angelegenheiten  vorerst  noch  nicht  direkt  bestritten ,  und  dieselben 
haben  es  formell  noch  in  derselben  Weise,  wie  der  letztere,  ausgeübt  ^  Indessen  tritt 
schon  im  Beginn  der  Regierung  Ludwigs  des  Fr.  in  der  fränkischen  Geistlichkeit, 
freilich  von  ihm  selbst  begflnstigt  ^,  das  Bestreben  hervor,  im  Interesse  der  Reform 
der  Kirche  die  Rechtsverhältnisse  derselben  noch  in  grösserem  Umfange  als  früher, 
und  selbst  unter  Beschränkung  der  ftlrstlichen  Rechte  mit  den  Normen  der  Kanones 
imd  der  Dekretalen  in  Einklang  zu  bringen  ^.  Später,  als  in  Folge  der  zunehmenden 
Verwirrung  des  Reiches  und  der  Schwächung  der  kaiserlichen  Autorität  die  Forde- 
nmgen  nach  einer  Reform  der  Kirche  immer  lauter  von  der  Geistlichkeit  erhoben 
wurden ,  wird  sogar  dabei  unter  Berufung  auf  päpstliche  Dekretalen  schon  eine  An- 
schauung geltend  gemacht,  welche  das  bisherige  Verhältniss  des  Kaisers  zur  Kirche 
uid  damit  auch  das  oberste  Gesetzgebungsrecht  desselben  in  Frage  stellen  musste, 
indem  die  kirchliche  Reformpartei  für  die  priesterliche  und  bischöfliche  Gewalt  den 
Vorrang  vor  der  weltlichen  beansprucht  und  von  der  letzteren  die  Enthaltung  jeder 
Einmischung  in  die  kirchlichen  Dinge  fordert^,  bis  dann  etwa  um  die  Mitte  des  9.  Jahr- 
hunderts in  den  aus  den  kirchlichen  Reformkreisen  hervorgegangenen  Fälschungen  des 


518.  523.  Weiter  gehört  hierber  das  auf  Omnd 
der  sardieensischen  Kanones  von  Rom  bean- 
spmobte  oberstrichterliche  Recht. 

^  Vgl.  darüber  des  Näheren  o.  S.  554  ff. 

*  Simson,  Jahrb.  u.  Ludw.  d.  Fr.  1,  37. 

^  So  schon  auf  dem  Reichstage,  bez.  der  Sy> 
node  ▼.  Aachen  1.  J.  817,  s.  o.  S.  552.  n.  la; 
Simsen  1,  82 ff.,  wo  Ludwig  auf  das  Emen- 
nungsrecht  der  Bischöfe,  wenngleich  nicht  auf 
jede  Mitwirkung  bei  den  Bischofswahlen,  offen- 
bar in  Nachgiebigkeit  gegen  die  Forderungen  der 
Geistlichkeit,  yerzlchtet  hat,  s.  Th.  ü.  S.  524. 

^  So  auf  der  Reformsynode  zu  Paris  v.  829,  I. 
3,  Hansl  14,  537  unter  Berufung  auf  die  o. 
S.  676.  n.  3  mitgethellte  Stelle  des  Gelasius  I., 
femer  in.  8  unter  Berufung  auf  den  Bericht 
RuflBS  in  seiner  bist,  eocles.  X.  2  über  den  Aus- 
sprach Kaiser  Konstantins :  „deus  .  .  .  constltuit 
TOS  sacerdotes  et  potestatem  vobis  dedit  de  nobis 
quoque  iudioandi  et  ideo  nos  a  vobis  recte  ludi- 
camui ;  tos  autem  non  potestls  ab  hominlbus  lu- 
dlcari«,  M.  14,  598 ;  HI.  25,  1.  c.  p.  603 :  „spe- 
daliter  tarnen  unum  obstaculum  ex  multo  tem- 
pore iam  inoloTisse  cognovlrnus,  1.  e.  quia  et 
prindpalls  potestas,  diversis  occasionlbus  inter- 
venlentlbus,  secus  quam  auctoritas  dlTlna  se 
habest,  In  canssas  eccieslasticas  prosillerit"  .  .  . ; 
Tgl.  auch  die  consult.  episcopor.  auf  dem  Reichs- 


tage zu  Worms  t.  829.  c.  3,  LL.  1,  333,  petltlo 
eben  daselbst  c.  1.  p.  338;  femer  das  Aachener 
Konzil  V.  836  praef.  u.  lU.  5,  Mansl  14,  673. 
687.  Eine  Konsequenz  dieses  Standpunktes  ist 
es,  wenn  die  Synode  v.  Meaux-Paris  845  bis  846. 
verlangt,  c.  71,  Mansi  14,  836:  „ut  auctorlta- 
tem  slgUlo  regio  roboratam  more  tractoriae  chri- 
stianlsslmus  prlnceps  singulis  donet  episcopls 
quam  quisque  episcoporum  penes  se  habet,  ut, 
quando  ei  necesse  fuerit,  per  eamdem  auctorita- 
tem  relpublicae  ministros  conveniat,  ut  ipsi  in 
quibuBcunque  cMll  indiguerit  adiutorio,  rel- 
publicae ministrls  concurrentibus,  suum,  immo 
divinum,  posslt  rite  peragere  mlnlsterium", 
also  eine  königliche  Blanco- Vollmacht  für  die 
Bischöfe,  für  alle  ihre  Anordnungen  und  Mass- 
nahmen die  staatliche  Exekutivgewalt  in  Bewe- 
gungsetzen zu  können,  obwohl  bereits  Ludwig  der 
Fromme  in  der  Gewährung  des  staatlichen  Zwan- 
ges für  einzelne  Fälle  weiter  gegangen  war,  als 
Karl  der  Gr.,  vgl.  cap.  gen.  "Wormat.  v.  829.  c.  1. 
3.  6.  7,  LL.  1,  350.  351,  wo  sogar  für  einen 
Fall  der  König  sich  die  Wahl  zwischen  der  For- 
derung des  Joannes  oder  Yerhängung  der  harml- 
scara  (entehrende  Strafe)  vorbehält.  Vgl.  Im  All- 
gemeinen Simsen  1,  316  u.  2,  149;  Dümm- 
ler,  ostfränk.  Reich  1,  48.  50. 114. 277;  Hin- 
schi us,  decret.  Pseudo-Isldor.  p.  COXVIIIff. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  188. 


Benediktas  Leyita  and  des  Pseudo-Isidor  unter  noch  sch&rferer  Betonoiig  der  Hoheit 
der  geistlichen  Gewalt  and  des  Ausschiasses  der  Laien  von  der  Regelung  der  kireh> 
liehen  Angelegenheiten  ^  auch  die  Folgerung  klar  hingestellt  wird^  dass  die  weltliehen 
Konstitationen,  welche  gegen  die  Kanones  oder  die  Dekrete  der  rdmisohen  oder  an- 
derer Bischöfe  erlassen  werden,  nall  und  nichtig  sind  '^.  Wenngleich  damit  alleiii  das 
bisherige  fränkische  Staatsrecht  nicht  amgestaltet  ward,  so  hat  doch  während  dieser 
Zeit  das  Königthum  und  Kaisertham  die  leitende  Stellung  in  den  kirchlichen  Ange- 
legenheiten, welche  es  unter  Pippin  and  Karl  dem  Gr.  gehabt  hatte,  und  damit  aneh 
den  massgebenden  Einfluss  anf  die  kirchliche  Gesetagebong  verloren  ^. 

II.  Das  Papstthum.  Die  ersten  Karolinger  hatten,  wie  oben  8.  702  be- 
merkt, bei  der  Einführung  der  von  ihnen  beabsichtigten  Reformen  dem  Papste  kein 
direktes  und  allgemeines  Anordnungsrecht  für  die  fränkische  Kirche  eingeränmi 
Indessen  haben  sie  andererseits,  um  für  einzelne  ihrer  Massnahmen,  welche  mit  dra 
bestehenden  Kanonen  nicht  in  Einklang  waren ,  die  Autorität  des  Nachfolgers  Petri 
za  erhalten,  die  Mitwirkung  desselben  nachgesucht  oder  mindestens  in  anderen  Fällen 
eine  solche  gestattet.  Hieraus  erklärt  sich  die  eigenthtlmliche  Erscheinong,  dass  der 
Papst,  obwohl  ihm  principiell  kein  kirchliches  Gesetzgebungsrecht  im  Frankenreiehe 
zustand,  doch  sowohl  das  Recht  zur  Ertheilung  von  Privilegien  ^  wie  auch  von  Dis- 
pensationen ^,  welches  ein  Ausfluss  der  gesetzgebenden  Gewalt  ist,  wenigstens  unter 
Konkarrene  der  weltlichen  Herrscher,  ausgeübt  hat^. 

Ebensowenig  kann  es  befremden,  dass  Stephan  III.  (IV.)  im  J.  769,  als  Karl  nodi 
blos  die  Stellung  eines  römischen  Patriciers  inne  hatte,  ohne  dessen  Mitwirkung  sdne 


1  Beued.  Levit.  I.  316.  319.  322;  Pseudo- 
dem.  0.  57 ;  Ps.  Alex.  c.  12 ;  Ps.  TelespU.  c.  8; 
Ps.  Calixt.  c.  5.  6;  Ps.  Fabian,  c.  15.  16.  24; 
P».  Ltio.  0.  6;  Pb.  Melc.  c.  10;  Ps.Fel.  U.  c.21, 
ed.  HiriBchius  p.  53.  102.  111.  136.  163.  166. 
177.  248.  493. 

*  Beiied.  Lev.  III.  346:  „coustitutiones  contra 
canoues  et  decreta  presulum  Romanorum  sea  re- 
llqnorum  pontiflcum  vel  bonos  mores  nullius  sunt 
momenti"  und  cap.  Angilramni  36,  ed.  Hin- 
schius  p.  764;  vgl.  auch  Ben.  Lev.  III.  122: 
„providendum  est  in  Omnibus,  iie  in  aliquo  apo- 
stoiica  decreta  violentur**,  und  Angilr.  c.  20  bis  Q. 
c.  p.  769):  „Item  generali  decreto  constituimus, 
ut  execraudum  anathema  et  velut  praevarlcator 
catholicae  Üdd  apud  deum  reus  existat,  qui- 
cumque  regum  vel  potentum  deinceps  canonum 
censuram  In  quocumque  crediderit  vel  permiserit 
vlolandum";  femer  Bened.  I.  402:  „Non  liceat 
imperatori  vel  cuiquam  pietatem  custodienti  ali- 
quid contra  mandata  dlvina  praesumere",  wieder- 
holt Angilr.  16  bis,  1.  c.  p.  768  u.  Ps.  Calixt.  6 ; 
Ps.  Marcellln.  4 ;  Ps.  Symm.  syn.  VI,  1.  c.  p.  137. 
222.  683. 

3  Vgl.  0.  S.  555  ff. ,  wo  dies  in  Betreff  der 
Beichssynoden,  dem  Hauptorgane  der  königlichen 
Gesetzgebung,  des  näheren  nachgewiesen  und 
auch  das  Erforderliche  über  den  Unterschied 
zwischen  dem  westfränkischen  Reich  und  Deutsch- 
land bemerkt  worden  ist. 

*  Hierher  gehören  eine  Reihe  von  Privilegien 
für  Klöster,  deren  Aechtbeit  allerdings  (min- 
destens in  einzelnen  Fassungen  oder  In  einzelnen 


Thellen)  äusserst  bestritten  ist,  in  Betreff  denen 
aber  jedenfalls  so  viel  feststeht,  dass  sie  von  deo 
als  Urhobern  bezeichneten  Päpsten  erlassen  wor- 
den sind  und  dass  sie  zu  Gunsten  der  fraglicken 
Klöster  besondere  Begünstigungen  gegen  das  be- 
stehende kirchliche  Recht  festgesetzt  haben,  so 
das  Privileg  Zacharias'  v.  751  für  Fulda,  Jaff e , 
mon.  Mogunt.  p.  228,  vgl.  dazu  Uabn,  fränk. 
Reich  741—752.  S.  136.227;  Oelsner,  Jahrb. 
d.  fränk.  Reichs  uuter  Pipplu  S.  58.  487; 
Sickel,  Beiträge  z.  Diplomatik  ,  Sitzgsber.  d. 
Wiener  Akademie  47,  597;  Härtung,  diplom. 
histor.  Forschungen.  Gotha  1873.  S.  195;  Ste- 
pbans III.  V.  757,  HadriauB  I.  v.  786,  s.  Tb.  0. 
S.  335.  n.  2,  und  Leos  III.  v.  798  für  8.  Denif, 
Jaff^ed.I.n.  1911,  vgl.  Siokela.a.O.S. 616; 
Oelsner,  a.  a.  O.  S.  236.  287.422;  Hartuug 
a.  a.  0.  S.  70,  also  für  Klöster,  welche  gleiek- 
zeitlg  auch  von  den  weltlichen  Regenten  Privi- 
legien erhalten  haben,  vgl.  femer  von  Leo  111. 
für  Centulum  oder  S.  Riquier  (Depart.  Somme), 
Jaff  d  1.  c.  n.  1913.  Danlber,  daas  du  PiiTÜeg 
Hadrians  I.  über  die  Ertheilung  der  Prioialeii- 
wiftde  an  Tilpin  v.  Rheims  unächt  ist,  s.  Th.  I. 
S.  602. 

^  So  in  Betreff  Angilrams  von  Metz  und  Hü- 
debolds  von  Köln  von  der  Beobachtung  der  Reai- 
denzpflicht,  s.  o.  S..222.  n.  4. 

8  Uebrigens  sind  (offenbar  aus  denselben 
Gründen)  auch  innerhalb  wie  ausserhalb  d«s 
päpstlichen  Machtbereiches  ähnliehe  Piiviic^n 
nachgesucht  und  ertheilt  worden,  s.  z.  B.  für 
Italien  Jaf  f^  n.  1867  (Hadrian  1.)  und  für  Cmi- 
terbury  1.  c.  u.  1914  (Leo  UI.). 


§.  188.] 


OesetzgebungBieolit.    Die  karolingische  Zeit.    (Papstthüm.) 


715 


Lateransynode,  sn  welcher  er  wenigstens  in  Folge  seiner  Beziehungen  som  Franken- 
reiche  frflnidsohe  Bischöfe  eingeladen  hatte,  einbemfen  nnd  mit  derselben  ein  Gesetz 
Aber  die  Papstwahl  erlassen  hat  ^  Dies  hi&ngt  damit  Kosammen,  dass  das  Papstthüm 
damals  eine,  von  Ostrom  thaisäehlich  anabhängige  Btellnng  hatte,  und  die  Ordnung 
der  Papstwahl  unter  den  obwaltenden  Umständen  als  eine  wesentlich  rdmische  An- 
gelegenheit gelten  konnte  ^.  Das  einzige,  weiter  hier  in  Betracht  kommende  römische 
Konzil  ans  der  Zeit  Karls  des  Gr.,  das  von  798,  in  Betreflf  des  Adoptianismus  ist  an- 
scheinend eineProvinzialsynode  gewesen  und  überdies  auf  Veranlassung  desselben  von 
Leo  III.  abgehalten  worden^.  Von  der  Ausübung  eines  selbsiständigen  päpstlichen 
Gesetzgebungsrechtes  zeigen  sich  während  des  erwähnten  Zeitraumes  so  gut  wie  gar 
keine  Spuren.  Aber  schon  unter  Ludwig  dem  Fr.  beginnt  der  Anfang  einer  Entwicklung, 
welche  zu  der  Emancipation  des  Papstthums  von  der  Unterordnung  unter  die  Karo- 
linger führt.  Ludwig  selbst  hatte,  wenngleich  vielleicht  aus  berechnender  Politik  * 
in  einem  Fall  das  ausschliessliche  Recht  des  Papstes,  über  Glaubensstreitigkeiten  zu 
befinden,  anerkannt*'^,  und  ebensowenig  hat  er  es  gehindert,  dass  Eugen  II.  i.  J.  826 
eine  grössere  Synode  nach  Bom  einberufen  ^  und  mit  derselben  —  schon  unter  star- 
ker Betonung  der  Pflicht  zur  Beobachtung  der  Dekrete  des  apostolischen  Stuhles^  — 
eine  Reihe  Reformkanones,  welche  sich  vielfach  mit  denen  der  fränkischen  Konzilien 
berühren,  erlassen  hat^.  Von  den  späteren  Zeiten  der  Regierung  Ludwigs  des  Fr.  an 
haben  die  mannigfachen,  im  Frankenreiche  hervortretenden  Wirren  den  Päpsten 
reichliche  Gelegenheit  zum  Eingreifen  in  die  Verhältnisse  desselben  und  zur  Aus- 


«  S.  o.  8.  532.  n.  1  u.  Th.  I.  S.  228. 

^  Wie  ja  auch  einst  dtrüber  die  römische  Sy- 
node unter  Symmachus  i.  J.  499  während  der 
Ostgothenherrschaft  selbstständig  Anordnungen 
getroffen  hatte,  8.  o.  8.  691.  n.  4  and  Th.  1. 
S.  218. 

^  S.  o.  S.  482.  n.  ö.  Die  angebliche  Synode 
▼.  774  hat  niemaU  stattgefunden.  Ueber  die  t. 
800  Tgl.  Th.  I.  S.  a06.  Ob  das  vonHefeleS, 
625  und  Man 8 i  12,899  zu  780  angesetzte  Kon- 
zil und  die  Yersanimlung  von  810  in  Betreff  des 
filioqucy  wekhe  Hefele  3,  753  nur  eine  Art 
Synode  nennt,  wirklich  Synoden  oder  nur  Ver- 
sammlungen des  römischen  Presbyteriums  ge- 
wesen sind,  lässt  sich  nicht  feststellen.  Für  die 
Yorliegende  Frage  ist  dies  aber  irreleyaut,  da 
Karl  der  Gr.  dem  Papst  und  der  römischen  Kirche 
an  sieh  das  Recht,  auch  ihrerseits  Entscheidun- 
gen aber  Glaubensfragen  abzugeben,  nicht  be- 
stritten hat. 

*  Vgl.  Simson  a.  a.  O.  1,  221. 

&  Insofern  als  er  bei  seinem  Versuche,  eine 
Verständigung  mit  dem  Papste  in  der  Frage  über 
die  Bilderverehrung  anzubahnen,  denselben  um 
Erlanbnlss  bat,  die  massgebenden  Stelleu  über 
die  letztere  durch  fränkische  Bischöfe  zusammen- 
stellen lassen  zu  dürfen,  eine  Erlanbnlss,  welche 
natürlich  Tom  Papst  erthellt  worden  ist,  s.  den 
Brief  Ludwigs  an  Eugen  11.  t.  826  bei  Baluzo 
oap.  reg.  Franc.  1,643  u.  Mansi  15app.  p.437; 
Sickel,  Acta  reg.  et  imper.  Karol.  2,  105. 
n.  236. 

^  S.  0.  S.  509.  n.  3,  auf  welcher  auch  Bischöfe 
ana  dei  Lombardei,  z.  B.  der  von  Pavia,  anwesend 
waren,  LL.  2  app.  p.  14. 


"^  So  enthält  das  erste  Kapitel  der  einleitenden 
Admouition  des  Papstes  eine  Reproduktion  des 
S.  686  n.  3  theil weise  citirten  c.  2  der  römischen 
Synode  y.  465  unter  Hilarus  1.  und  das  zweite 
eine  solche  der  Stelle  der  ep.  Gelasii  I.  ad  episc. 
Lucan.  etc.  v.  494,  o.  S.  688.  n.  7,  s.  LL.  2. 
app.  p.  12. 13. 

^  LL.  2.  app.  p.  11  ff.  Von  einer  ausdrück- 
lichen kaiserlichen  Genehmigung  zur  Einberu- 
fung der  Synode  oder  auch  nur  von  einer  Bestä- 
tigung Ist  nichts  überliefert.  Allerdings  finden 
sich  c.  36.  37.  19.  38  c.  33  in  einzelnen  Kodices 
der  Loiigobardischen  Gesetze,  LL.  1,  372;  s. 
auch  lib.  Papiens.  Lothar,  o.  95.  76.  101  und 
add.  I.  o.  31,  LL.  4,  557  u.  588,  als  Gesetze  Lo- 
thars 1.  bezeichnet,  aber  auf  eine  Bestätigung 
desselben  Ist  daraus  nicht  zu  schliesseu ,  da  bei 
der  Kompilation  der  gedachten  Gesetze  ebenfalls 
andere  Stücke  als  Kapitalarien  excerpirt  worden 
sind ,  Boretlus.  Gapltnlarien  im  Longobarden- 
reich.  Halle  1864.  S.  183.  Ein  kaiserliches  Ge- 
schehenlasseu  ist  aber  anzunehmen,  da  die  Sy- 
node auch  aus  dem  longobardischen  Reich 
beschickt  war  und  hier  üas  Institut  der  fränki- 
schen Reichssynoden  noch  über  diese  Zeit  hinaus 
in  praktischer  Uebung  gestanden  hat,  s.  o.  S.  559. 

In  diesen  Zusammenhang  würde  auch  die  rö- 
mische Synode  unter  Stephan  V.  (IV.)  v.  816, 
welche  eine  Bestimmung  über  die  Papstwahl  ent- 
hält, gehören.  Sie  ist  aber  unächt,  s,  Th.  I. 
S.  231,  und  Ich  muss  trotz  des  Widerspruchs  von 
Uofeie,  Konc-Gesch.  3,7  und  von  Niehues 
in  Uüf f  er ,  bist.  Jahrb.  d.  GÖrtesgesellschaft.  1, 
141  bei  meiner  Ansicht,  vgl.  auch  Simson  1. 
66.  n«  7,  Terbleiben. 
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ttbang  einzelner  der  von  ihnen  längst  beanspruchten  Primatialrechte  g^eben  *.  In 
Verbindung  damit  wird  bereits  von  Leo  lY.,  welcher  allerdings  seinerseits  noch  prin- 
cipiell  eine  Bindung  des  Papstes  durch  die  Kanones  anerkennt  ^,  die  Oleichstellung 
der  Dekretalen  der  römischen  Päpste  und  der  kaiserlichen  Gesetze  ausgesprochen^, 
nachdem  schon  von  seinem  Vorfahr  Sergius  II.  das  Recht  des  Königs,  die  fränkischen 
Synoden  ausschliesslich  zu  berufen,  in  Frage  gestellt  worden  war^.  Auf  dem  letzteren 
Wege  ging  Nikolaus  I.  weiter  fort.  Bei  seiner  Auffassung  von  der  römischen  Kirche  als 
derjenigen  Anstalt,  welche  an  oberster  Stelle  zur  Sorge  für  die  ganze  Christenheit 
berufen  ist,  nimmt  er  nach  dem  Vorbilde  der  Päpste  des  5.  Jahrhunderts  (s.  o.  8.  683] 
nicht  nur  ein  oberstes  Gesetzgebungs-  und  Privilegienrecht  ftlr  die  ganze  Kirche  in 
Anspruch^,  sondern  er  erklärt  auch — im  Anhalt  an  die  pseudoisidorischen  Dekretalen 
—  die  Autorität  der  Konzilien  von  der  Mitwirkung  oder  Bestätigung  des  Papstes 


1  8.  0.  8.  555. 

2  8.  den  von  Ewald  ,  d.  Papstbriefe  d.  britt. 
Sammig.  im  Neuen  Aich.  d.  Gesellsch.  f.  ältere 
deutsche  Oesohichtskunde  5,  386  citirten  Brief, 
s.  auch  ep.  ad  Loth.  (Jafftf  ed.  I.  n.  1972), 
Man 81 14,  886. 

8  ep.  ad  Loth.  v.  853  (vgl.  Ewald  a.  a.  0. 
8.  388.  395.  396)  In  a  9  Dist.  X. :  ^e  capitulia 
Tel  preoeptis  imperialibns  vestris  noBtrornmque 
(so  ist  statt  vestroiumque  zu  lesen,  Ewald 
8.  388.  n.  2)  pontiflonm  predecessorum  irrefira- 
gabiliter  cnstodiendis  et  conTersandis ,  qnanto 
valalmns  et  yalemus  Christo  propitio  et  nunc  et 
in  ennm  oonserratnris  omnlbns  modis  profltemnr^. 
Auch  er  hat  zu  Rom  i.  J.  850  und  853  zwei  Sy- 
noden abgehalten,  von  denen  die  letztere  die 
Kanones  Eugens  II.  y.  826  wiederholt  hat,  s.  o. 
S.  509.  n.  3  nnd  Hefele  4, 178  u.  185. 

*  S.  0.  S.  556. 

s  Römisches  (Lateran.)  Konzil  v.  863  (s.  auch 
0.  S.  509.  n.  3)  c.  5,  Mansi  15,  651 :  ,,Si  quis 
dogmata,  mandata,  interdicta,  sanctiones  vel  de- 
creta  pro  caiholica  flde ,  pro  ecclesiastica  disci- 
plina,  pro  correotione  fldelium ,  pro  emendatione 
soeleratomm  vel  Imminentium  vel  faturomm 
malorum ,  a  sedis  apostoUcae  praeside  saluhritei 
promnlgata  contempserit ,  anathema  slt^  (c.  18. 
G.  XXY.  qn.  2);  ep.  ad  univ.  episc.  Galliae  v. 
865  (Jaffd  ed.  I.  n.  2100;  Mansi  15,  695; 
theilweise  auch  in  c.  1.  Dist.  XIX):  „restat  nl- 
mlmm,  quod  deoretales  eplstolae  Romanorum 
pontiflonm  sunt  recipiendae,  etiamsi  non  sunt 
canonum  oodioi  compaginatae ,  quoniam  inter 
ipsos  oanones  nnum  b.  Leonis  capitulum  constat 
esse  permixtum ,  quo  ita  omnia  decretalia  con- 
stituta  sedis  apostoUcae  cnstodiri  mandantur ,  nt 
sl  quis  in  lila  oommiserit,  noverit  sibi  veniam 
negari.  Alt  enim  oap.  V.  suomm  decretalia :  „ne 
quid  vero  sit ,  quod  praetermissum  a  nobis  forte 
credatnr ,  omnla  decretalia  constltota^  u.  s.  w. 
(s.  0.  S.  685.  n.  2).  Dicendo  vero  omnia  decre- 
talia oonatitnta,  nuUum  de  decretallbus  oonstitu- 
tls  praetermisit,  quod  non  mandaverit  esse  custo- 
diendum.  Et  rursus  asserendo  omnium  decesso- 
rum  nostrorum ,  nuUum  pontificum  Romanomm 
qui  ante  se  f nerit ,  excepit ,  cuius  ita  non  prae- 
ceperit  decretalia  constituta  ab  omnibus  cnsto- 
diri, nt  sl  quis  in  lila  oommiserit,  veniam  sibi 


delnceps  noverit  denegari.   Itaque  nihil  interest, 
utrum   sint  omnia   decretalia  sedis  apostoUcae 
constituta  inter   canones  conciliorum  immixta, 
cum  omnia  in  uno  corpore  oompagiiiari  non  pos- 
siut  et  lila  eis  intersint,  quae  flrmitatem  his  qaae 
desunt  et  vigorem  suum  assignent.    Praesertim 
cum  synodalia  gesta,  inter  quae  ipsi  canones  ata- 
tntl  sunt,  in  oodice  canonum  non  habeantur,  sed 
a  nobis  omni  cultu  debite  venerentur.    Gonsonat 
autem  huic  b.  p.  Leoni  ...  in  deeretis  suis  p. 
Oelasins  ita  inquiens :  „Decretales  n.  s.  w.  (&  o. 
S.  685.  n.  3).    Dictis  autem :  diveraU  temporibu» 
etiam  illa  tempora  vir  sanctus   eomprehendit, 
quae  crebrescentibus  paganorum  persecutionibus 
ad  sedem  apostoUcam  deferri  caussae  episoopo- 
mm  difffdllime  permittebant.    His  ita  divina 
favente  gracia  praeUbatis  ostendimus  nuUam  dif- 
ferentiam  esse  inter  ea  decreta ,  quae  in  codiee 
canonum  habentur  sedis  apostoUcae  piaeenlnm, 
et  ea  quae  prae  multitudine  vlx  per  slngula  vola- 
minnm  corpora  reperinntur :   cum  omnia  et  om- 
nium decessomm  snorum  decretalia  constitota 
atque  deoretales  epistolas  qnas  beatlssimi  papae 
diversis  temporibus  ab  urbe  Roma  dederunt,  ve- 
nerabiliter  esse  snsoipiendas  et  cnstodiendae  exi- 
mlos  praesules ,  Leonem  sc.  et  Gelasium ,   man- 
dasse  probavimus."  Die  Ausführung  bezieht  sieh 
bekanntlich  auf  die  Pseudoisidorischen  Dekre- 
talen, vgl.  Hinschius,  decret.  Pseudo-Isidor. 
?.  GGV ;  D  ü  m  m  1  e  r ,  Gesch.  d.  ostfrink.  Reichs 
,  538,  hat  aber  auch  insofern  eine  dariiber  htn- 
ausgehende  prindpielle  Tragweite,  alsNikolaasI. 
durch  dieZurü  ckweisung  der  Einwendung  der  fun- 
kischen Bischöfe,  dass  jene  Dekretalen  nicht  in  der 
von  der  fränkischen  Kirche  recipirten  Dionyeio- 
Hadriana    standen,    wenigstens    mittelbar    den 
Grundsatz   des  bisherigen  Staatskirchennecbtes, 
dass  der  Papst  kein  direktes  Gesetzgebungsrec^t 
im  fränkischen  Reiche  besitze,  verwirft. 

6  lieber  das  Privilegienrecht  s.  c.  8  (NleoL 
I.  a.  864,  Jafftf  ed.  I.  n.  2091)  C.  IX.  qn.  3: 
„ .  .  .  primates  enim  uel  patriarchas  nichil  priiü- 
legii  habere  pre  ceteris  episcopis,  nisi  quantvin 
sacri  canones  concednnt  et  prisca  consuetudo  Ulis 
antiquitus  contulit,  dlfflnimus,  ita  ut  secandvm 
Nicenas  regnlas  priuilegia  sementnr  occieslia, 
preterquam  si  apostolica  tedes  aüqnain 
ecclesiam  nel  rectorem  ipsius  quolibet  speeiaU 
prinilegio  decrenerit  honoraie.'^ 


§.  188.] 
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abhingigS  imd  legt  den  kirchlichen  Rechtsnormen  den  Vorrang  vor  den  kaiserlichen 
Qesetzen  nnd  Anordnungen  bei^.  Abgesehen  von  seinem  Eingreifen  in  die  von  den 
MnkiBchen  Synoden  verhandelten  Angelegenheiten  und  der  Anordnung  der  Abhal- 
tang  solcher  auf  fränkischem  Boden  ^^  hat  Nikolaus  I.  die  von  ihm  beanspruchte 
Primatialstellung  auch  durch  die  selbstständige  Einberufung  von  römischen  Syno- 
den^, auf  welchen  er  sowohl  Verordnungen  rechtlichen^  wie  auch  dogmatischen 
Inhalts <^  erlassen  hat,  zur  Geltung  gebracht.  Seine  Stellung  berührt  sich  mit  der 
der  Päpste  des  5.  Jahrhunderts,  auf  deren  Aussprüche  er  seine  Darlegungen  gründet  7, 
gerade  darin,  dass  er  wie  diese  die  Angelegenheiten  der  griechischen  Kirche  in  ent- 
scheidender Weise  beeinflusst  ^  und  auch  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  autori- 
tative Belehrungen  in  kirchlichen  Rechtsfragen  ertheüt  hat^,  nicht  minder  auch  in- 
sofern, als  er,  wie  seine  gedachten  Vorgänger  i^,  seine  Machtstellung  dem  geschickten 
und  wirkungsvollen  Eingreifen  in  einzelne  kirchliche  Angelegenheiten  verdankt  ^K 
Andererseits  hat  aber  das  Papstthum  unter  seinem  Pontifikat  bereits  eine  höhere 
Machtstufe  als  im  5.  und  im  Anfang  des  6.  Jahrhunderts  erreicht,  weU  es  damals 
Beine  Primatialrechte  in  einem  viel  weiteren  Oebiet  hat  geltend  machen  können  ^^. 

Die  Fundamente  des  früheren  fränkischen  Staatskirchenrechtes  waren  durch 
das  Papstthum  im  Westfrankenreich  und  in  Italien  in  das  Wanken  gebracht  und  das 
Institut  der  fränkischen  Reich  ssynoden,  das  Organ  der  königlichen  und  kaiserlichen 
Gewalt,  vom  Papstthum  abhängig  geworden  ^\  Unbestrittenermassen  hatte  Nikolaus  I. 
das  päpstliche  Gesetzgebungsrecht  beanspruchen  und  in  einzelnen  Beziehungen  aus- 
üben können.  Für  die  Folgezeit  boten  nunmehr  nicht  allein  die  Dekretalen  der 
Päpste  des  4.  und  5.  Jahrhunderts,  sondern  auch  neben  seinen  eigenen  die  pseudo- 
indorischen  Dekretalen,  welche  als  eine  schon  in  den  ältesten  Zeiten  der  Kirche 
geübte  Bethätigung  eines  umfassenden  Anordnungsrechtes  der  römischen  Bischöfe 
erscheinen  mussten ,  die  Grundlagen ,  auf  welcher  das  Papstthum  unter  günstigen 
Verhältnissen  fortbauen  konnte.  Solche  traten  allerdings  erst  wieder  nach  dem 
Verlauf  von  zwei  Jahrhunderten  ein.     Aber  zunächst  vermochte  das  Papstthum, 


i  S.  o.  S.  556.  n.  2  n.  S.  557.  n.  1 ;  vgl.  auch 
ep.  dt.  y.  865:  „Gbristus  enlm  priTilegia  con- 
stitiita ,  in  Petro  disposita  yel  flrmata  Romanae 
contalit  eccleslae,  saper  quam  nihil  synoduB 
qnaelibet  ausa  est  merito  constituere ,  cum  soiat 
omnia  Uli  domini  sermone  concessa." 

2  ep.  ad  episc.  synod.  Silyanect.  y.  863,  Jaf  f  tf 
n.  2054,  Mansi  15,  301 :  „Ecce  quemadmodum 
impeiiali  indicio  non  possnnt  ecclesiastica  iura 
dissoivl;  ecce,  qualiter  quod  lex  hnmana  conoes- 
sit,  lex  divina  proMbeat.  Non  quod  imperatorum 
leges ,  qnibus  saepe  ecclesia  circa  haereücos  uti- 
tur,  saepe  circa  tyrannos  atque  circa  prayos  quos- 
que  defenditur,  dicamus  penitus  renuendas,  sed 
quod  eas  evangelicis,  apostolicis  atque 
eanonicis  decretis,  quibus  postpo- 
nendae  sunt,  nullum  posse  inferre 
praeludicium  asseramus'^  (c.  1.  Dict.X). 

3  S.  0.  S.  556.  n.  2. 

*  S.  0.  S.  509.  n.  3.  Vgl.  auch  die  folgenden 
Anmerkungen,  s.  übrigens  auob  S.  483. 

K  So  auf  der  römischen  Synode  v.  862  o.  863, 
Mansi  15,  658  über  die  Papstwahl,  s.  Tb.  I. 
S.  231.  n.  3,  und  über  die  Beobachtung  der  Ka- 


nones  der  römischen  Synode  ▼.  858  (s.  o.  8.  716 
n.  3,  ygl.  auch  daselbst  n.  b\ 

«  So  auf  der  Synode  y.  862  o.  863  gegen  die 
Lehre  der  Theopasohiten  (s.  c.  7.  8),  und  auf 
der  Lateransynode  v.  863  in  Betreff  der  Bilder- 
yerehruBg,  Mansi  15,  178  u.  249,  wobei  er  den 
bisher  yon  der  römischen  Kirche  im  Gegensatz 
zur  fränkischen  eingenommenen  Standpunkt  fest- 
gehalten hat,  ygl.  He  feie  1,  260.  272. 

'  S.  z.  B.  0.  S.  716.  n.  5. 

s  In  der  Angelegenheit  des  Photius  s.  o.  Anm. 
5,  Hefele,  Oonc.  Gesch.  1,  228  ff.  267  ff., 
B  axm ann ,  Politik  d.  P&pste  2,  4  ff. 

9  Vgl.  die  Briefe  an  Ado  y.  Vienne  y.  862  u. 
y.  858—867,  Mansi  15,  343.  451;  an  Rudolf 
y.  Bourges  y.  864,  p.  389;  an  Ardulcus  y.  Be- 
sauen y.  865,  p.  459 ;  an  Salomon  y.  Konstanz 
zw.  858  u.  867,  Jaff^  n.  2155—2158;  femer 
die  ausführliche  Belehrung  an  die  Bulgaren  y. 
866,  Mansi  15.  401. 

10  S.  0.  S.  687. 

11  Vgl.  Dümmler  a.  a.  0.  1,  653  ff.,  Bax- 
mann  a.  a.  0.  S.  17  ff. 

«  S.  0.  S.  691. 

18  S.  0.  S.  556.  558. 
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wenngleich  die  nnmittelbaren  Naehfolger  Nikolaus'  I.  demselben  nicht  an  geiitiger 
Bedeutang  gleichkamen»  doch  immer  noch  bei  der  weiteren  Zeraetenng  der  VerhAlt- 
nisse  des  fränkischen  Reiches  im  wesentlichen  die  Stellung  festhalten,  welche  ihm 
der  letztere  gegeben  hatte.  Abgesehen  davon,  dass  Hadrian  II.  (867 — 872)  auf  der 
8.  allgemeinen  Synode  von  Konstantinopel  869  auch  gegenflber  der  byzantiniichen 
Kirche  seine  beanspruchte  Primatialstellung,  freilich  ohne  dauernden  Erfolg,  hatte 
geltend  machen  können  S  hat  sein  Nachfolger  Johann  YIII.  (872 — 882)  nioht  nur 
in  Italien  selbstständig  Synoden  zur  Begelung  der  kirohlichen  Verhältnisse  berufen^, 
sondern  es  sind  auch  die  damaligen  Nationalsynoden  flttr  das  longobardische  und 
weetfränkische  Reich  unter  seiner  persönlichen  Betheiligung  oder  mindestens  unter 
seiner  Mitwirkung  abgehalten  worden^.  Allerdings  hat  sieh  schon  nach  dem  Tode 
Nikolaus'  I.  g^en  die  seitens  desselben  vertretene  Anschauung  von  der  aliaeitig  ver- 
bindlichen Kraft  aller  päpstlichen  Dekretalen  sowohl  in  der  hohen  Geistlichkeit  wie 
auch  seitens  der  weltlichen  Gewalt  Widerspruch  erhoben.  So  hat  Hinkmar  von 
Rheims  in  seinem  Streite  mit  Hinkmar  von  Laon  die  Kraft  der  pseudoisidorischen 
Dekretalen  durch  die  Ausfahrung  zu  bestreiten  versucht,  dass  der  päpstliche  Stuhl 
nur  solche  Anordnungen  zu  eiiassen  befugt  sei,  welche  mit  den  alten  EjULOnes  in 
Einklang  stehen  und  die  letzteren  zur  Durchftlhrung  oder  zur  Anwendung  fttr  spe- 
zielle Fälle  bringen^;   und  femer  Karl  der  Kahle  gegenflber  Hadrian  II.  die  Auf- 


1  Hatte  doch  diese  In  ihrem  c.2  die  Befolgung 
aller  Beaohlüise,  welche  unter  dem  Vorsitze  Ni- 
kolaus' I.  fs.  0.  S.  513.  n.  3}  nnd  Hadrians  II. 
(s.  0.  S.  4o2  n.  5)  auf  ihren  romischen  Synoden 
über  Ignatlas  und  Photius  gefasst  waren,  an- 
geordnet ,  femer  c.  3  sich  im  wesentlichen  für 
die  von  Rom  vertretene  Anschaunng  in  der  Bil- 
derfxage  ansgesprochen  und  endlich  c.  !21  be- 
stimmt :  „Porro  si  synodus  nniyersalis  fnerit  con- 
gregata  et  facta  fuerit  etiam  de  s.  Romanorum 
eoelesla  qnaevls  ambigaitaa,  oportet  venerabili- 
ter  et  cum  convenienti  reverentia  de  proposita 
qnaestione  sciscitari  et  solutionem  accipere  ant 
pTofleere  ant  profectum  facere,  non  tamen  andac- 
ter  senteutiam  dicere  contra  summos  senioris 
Romae  pontiflces";  Mansi  16,  160.174;  s.o. 
S.  336  u.  Th.  I.  S.  501;  vgl.  femer  Dümm- 
1er  a.a.0.1,  692 ff.,  Baxmann  a.a.O.2,30ff. 

Dastf  die  erwähnte  Synode  „das  Dispensations- 
recht  des  Papstes  anf  das  Unumwundenste  an- 
erkannt hat",  so  P hill ips  5, 172,  Ist  unrichtig. 
Auf  derselben  Ist  allerdings  ein  den  Primat  des 
Papstes  anerkennendes  Schreiben  des  Patriarchen 
Ignatiusv.  Konstantinopel  an  Nikolaus I.,  M  an  sl 
16,  47,  In  welchem  der  ersteie  Anweisung  über 
die  Behandlung  der  von  Photius  geweihten  Geist- 
lichen und  der  Angehörigen  derselben  erbittet, 
sowie  eine  darauf  bezügliche  Antwort  Ha- 
drians II  ,  1.  c,  p.  50,  verlesen  worden,  und  die 
Synode  hat  die  letztere  gebilligt ,  1.  c.  p.  53, 
vgl.  auch  He  feie  4,  361.  396.  Will  man  aber 
selbst  in  den  Anordnungen  Hadrians  eine  Dis- 
pensation finden,  so  lag  nur  die  Anerkennung 
einer  solchen  für  einen  Spezialfall  unter  hinzu- 
tretender Mitwirkung  eines  allgemeinen  Konzils 
vor,  von  einer  principiellen  Einräumung  des 
Dispensatlonsrechtes  ist  dagegen  keine  Rede  ge- 
wesen. 


2  S.  0.  S.  509,  Insbesondere  Anm.  3,  und 
S.  560.  n.  1. 

3  S.  0.  S.  557  u.  560.  Darüber,  Ambb  Jo- 
hann YIII.  auch  versucht  hat,  von  einzelnen 
Erzbisehöfen  bei  Naehauehung  des  Palliums  die 
Einsendung  eines  Anerkenntnissee  der  päpst- 
lichen Dekretalen  zu  erlangen,  vgl.  o.  S.  201 .  n.4. 

Von  seinen  Nachfolgern  hat  Stephan  VI.  piin- 
clplell  wenigstens  den  von  Nikolaus  I.  vertxete- 
nen  Standpunkt  festgehalten ,  s.  ep.  ad  Stilian. 
aiohiep.  (Neooaes.)  zw.  885  n.  891  bei  Ewald 
a.  a.  0.  S.  406 :  „quia  speculum  et  exemplum  s. 
Romana  ecelesia  .  .  .  poslta  est  omnlbus ,  quld- 
quld  statuit,  quicquld  ordlnat,  perpetno  et  inre- 
fragabiliter  observandum  est";  vgl.  auch  c.  2. 

0.  XXXY.  qu.  9.     Johann  IX.  hat  die  beide« 

1.  J.  898  abgehaltenen  Synoden  (b.  o.  S.  509. 
n.  3.  u.  Th.  I.  S.  236)  berufen  und  da  der  Kai- 
ser Lambert  auf  der  von  Ravenna  gegenwärtig 
war  und  die  betreffenden  Anordnungen  beider 
mit  seinem  Einverständniss  erlassen  worden  sind, 
Dümmler,  ostfränk.  Reich  2,  428.  429,  so  hat 
für  Italien  damals  dasselbe  Yerhältniss  obgewal- 
tet, wie  nicht  lange  vorher  zwischen  Johann  YUI. 
und  Karl  dem  Kahlen  für  das  westfrankisohe  und 
longobardische  Reich. 

*  c.  10.  opuscul.  LY.  capit.  adv.  Hincm.  Laad. 
V.  869—870,  Migne  patrol.  126.  316.  Hier 
geht  Hinkmar  von  der  auch  von  Nlkolaua  I.  ver- 
wendeten Dekretale  Leos  I.  (s.  o.  S.  685.  n.  2) 
aus,  und  indem  er  die  In  derselben  gebrauchten 
Worte :  „promulgare  de  ecclesiaaticis  ordinibiiB 
et  canonum  disoipllnls^  dahin  erklärt:  ..promul- 
gare autem  leges  est  leges  oondere ,  proraalgare 
de  legibus  est  de  illis  iudlda  snmere  ei  seeai»- 
dum  lllas  Indlcare  earumque  observationem  et 
iudicfa  omnlbus  intimari'',  ruft  er  naeh  demHUi- 
weis  auf  altere  Dekretalen,  welche  die  Yerbfnd- 
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tesang  vertreten,  dass  auch  die  Gesetze  der  Kaiser  (wenigstens  der  Mheren)  eine 
Seliranke  Ar  das  pftpsüiehe  Gesetzgebiingsreclit  bildend    Indessen  ist  diese  Oppo-- 


iiehkeit  der  KonzillenlLanones  aoMprechen,  g.  o. 
S.  677.  Anm.,  aeinem  Neffen  zu  :  „Audis  ss.  ca- 
nones  splritu  dei  conditos  et  totlus  mundi  reve- 
lentta  oonserratOB ,  a  qulbns  nnlla  negligentia 
aat  praesumptione  a  qnolibet  deviazl  concedltur  ? 
Audig,  qnia  contra  eosdem  canones  nee  etiam 
apostolioa  sedes  sibi  licere  allqnid  temere 
copiftt?"  In  Uebeieinatimmnng  damit  bemüht  er 
lieb  c.  25.  1.  c.  p.  384  weiter  darzutbun ,  dass 
den  papstlicben  Dekretalen  im  Vergleich  mit  den 
Kanonea  der  Konzilien  blos  eine  relative  Oültig- 
keit  zukomme.  Er  geht  hierbei  von  dem  decre- 
tum  des  Oelaaius  I.  de  libris  recipiendis  v.  495 
0.  496,  Thiel  1,  457.  n.  15  u.  p.  458  ans,  in 
welchem  in  Betreff  der  Konzilien  in  einem  Zu- 
gatz bemerkt  wird :  „sed  et  si  qua  gunt  eoncilia 
(anssex  den  4  eisten  allgemeinen)  a.  ss.  patrlbns 
instituta ,  post  herum  IV  auctoritatem  et  cugto- 
dienda  et  reeiplenda  deorevimug'^  von  den  pipst- 
lieben  Dekretalen  aber  gesagt  ist :  „Yenerabiliter 
guseipiendag  esse"  (g.  o.  S.  685.  n.  3),  und  hebt 
dann  hervor:  „quantom  enim  digtat  inter  lila 
coneilia,  qaae  custodienda  et  recipienda 
decrevlt  et  inconvulsa  flrmaque  deincepg  patreg 
eatboliei  volnemnt  et  illas  eplgtolag  quae  diver- 
sis  temporlbas  pro  diveisorum  consolatione  datae 
fnerunt,  quas  venerabiliter  suscipiendas  dielt, 
nemo  in  dogmatibus  ecclesiasticis  exercitatus 
ig:norat.  Si  enim  quaedam  ex  bis  quae  in  qui- 
bnfldam  Ulis  epistolis  oontinentuT,  teuere  et 
CQstodire  yelle  Inceperimus,  contra  alia  plnrima 
lllaram  epistolamm  faoere  Incipiemus.  Kt  rur- 
sns,  si  alia  contra  quae  feeeramns,  teuere  et 
enetodire  Inceperimus,  adversus  ea  quae  antea 
servare  yoluimus ,  faciemus  et  a  eonoilils  sacris 
qnae  perpetuo  nobis  recipienda,  tenenda  atque 
seqnenda  sunt ,  deviabimus :  sed  et  a  consuetu- 
dine,  quam  cathoUca  ecclesia  habult,  ex  quo  in 
8.  Nfcaennm  ooneilium  patres  noetri  convene- 
runt,  qui  adhac  .  .  .  nobiscam  in  suis  constitu- 
tionibus  vivunt,  pemidosisslme  discedemus.  .  .  . 
Nam  et  b.  Gelasins  easdem  eplstolas  non  solum 
ss.  canonibns  in  quibusdam  adversas ,  sed  etiam 
sibi  ipsis  diversas  ostendit,  cum  dielt,  illas  di- 
venia  temporibus  pro  diversonim  consolatione 
data.^  Er  führt  also  aus,  dass  die  Kanones dauernd 
nnd  ewig  gültiges  Recht  enthalten,  welches  un- 
wandelbar ist  und  unwandelbar  beobachtet  wer- 
den muss  (das  heisst  ihm :  eustodire  et  recipere), 
daas  dagegen  die  päpstlichen  Dekretalen  zwar 
anoh  Recht  schaffen ,  aber  nur  für  die  sich  ver- 
ändernden und  wandelbaren  Bedürfnisse  der 
kirchlichen  Gestaltungen  und  weil  sie  sich  des- 
halb widersprechen  können  (Tgl.  dazu  auch  c.  10, 
p.  353),  zwar  zu  beobachten  sind,  aber  nicht  für 
Immer  nnd  ewig ,  gondem  nur  so  lange  die  von 
ihnen  betroffenen  Verhältnisse  obwalten  (das 
heisst  ihm :  „suscipere"))  vgl.  auch  1.  c.  p.  385 : 
„qnia,  si  lila,  quae  in  eisdem  epistolis  continen- 
tnr  et  suis  temporibus  congrna  fecerunt,  snbge- 
qaentibug  temporibus,  ita  ut  in  eis  conünentur, 
omnia  et  inaimul  cugtodiri  valerent  et  aervari  ac 
teneri  oongmerent,  patrea  nostri,  cathollcl  vide- 
licet  doetiqne  pontiflces,  in  conciliis  saeris  leges 


manguras  usque  in  saecull  flnem  non  eonderent", 
und  so  lange  sie  nicht  durch  die  Kanones  der 
Konzilien  abgeändert  werden  (was  offenbar  im 
Hinblick  auf  die  zumThell  aus  der  Zeit  vor  dem 
Nicänum  datirten  pseudoisidorischen  Dekretalen 
gesagt  wird).  Vgl.  hierzu  auch  v.  Noorden,  Hink- 
mar,  Erzbischof  v.Rheims.  Bonn  1863.  S.  270  ff. 
280  ff.  Endlich  bestreitet  Hiukmar  auch  den 
pseudoisidorischen  Satz ,  dass  die  Autorität  aller 
Konzilien  vom  Papste  abhänge ,  er  gesteht  dem 
Papste  das  Einberufungsrecht,  freilich  auch  un- 
ter gleichzeitiger  Erwähnung  der  Mitwirkung  des 
Kaisers ,  nur  für  die  grosseren  Synoden ,  nicht 
aber  für  die  Provlnzialkonzilien  zu,  indem  er 
die  päpstliche  Ermächtigung  für  die  letzteren  in 
der  allgemeinen  kirchengesetzlichen  Anordnung 
über  ihre  Abhaltung  findet,  o.  20, 1.  c.  p.  359  ff. 
Vgl.  auch  S.  481.  n.  1. 

1  In  dem  von  Hinkmar  v.  Rhelms  verfassten 
Antwortschreiben  an  Hadrian  II.  v.  872,  vgl. 
Dümmler  1,  183,  u.  v.  Noorden  S.290.  Hier 
wendet  sich  Karl  gegen  das  den  pseudoisidori- 
schen Dekretalen  entsprechende  Verlangen  Ha- 
drians  II.,  dass  ihm  allein  die  Verhandlung  und 
Entscheidung  der  Anklagesaohe  gegen  Hinkmar 
V.  Laon,  nachdem  dieser  die  Appellation  an  den 
römischen  Stuhl  eingelegt  habe,  hätte  überlassen 
werden  müssen.  Unter  Berufung  auf  1.  35.  G. 
Th.  XVI.  2  u.  nov.  123.  c.  11  hebt  er  hervor, 
Migne  patrol.  124,  891 :  „Quas  leges  ab  impe- 
ratoribus  et  regibus,  nostris  videlieet  praedeces- 
sorlbus ,  promulgatas  atque  deeretas,  nos  immu- 
tilate  et  Irrefragabillter  convenit  oonservare,  sient 
apostolicae  sedis  antistites  ad  dominos  et  terrae 
principes  scripserunt.  Alt  enim  Leo  ad  Leonem 
Augustum :  „Debet ,  inquiens ,  inounotanter  ad- 
vertere  reglam  potestatem  tibi,  non  solum  ad 
mundl  regimen,  sed  maxlme  ad  ecclesiae  praesl- 
dium  esse  collatum,  ut  ausus  nefarios  comprl- 
mendo  et  quae  bene  sunt  statuta  defendas  et  ve- 
ram  pacem  bis  quae  sunt  turbata  restltnas^  (ed. 
Baller.  n.  156.  e.  3.  v.  457,  1,  1323).  Et  Ge- 
lasins ad  Anastasium:  „Etenim,  Imperator 
auguste,  si  contra  leges  publlcas  aliquid ,  quod 
absit ,  quisplam  fortasse  tentaret,  nuUa  .  .  .  ra- 
tione  potuisset  admltti""  (v.  494,  Thiel  1,  357). 
Quas  etiam  leges  prinoipali  auctoritate  promul- 
gatas, non  solum  a  quibuscunqne  eplsoopis,  sed 
etiam  ab  Ipsls  apostolioae  sedis  pontlfl<ÄbuB, 
Ipsius  primae  sedis  antistites  observarl  debere 
scripserunt ,  sleut  b.  Leo  ad  Leonem  augustum 
scribens  demonstrat ,  dicens  non  se  refragari  de- 
bere edicta  imperlalia  vel  ea  qnae  sui  deoessores 
secundum  tramitem  scrlpturanim  praedicationem- 
que  malorum  statuerunt.  „Si  quae  inquiens, 
destruxi,  ego  aedlfloo,  praedicatorem  me  oonstl- 
tuo  et  eis  me  ultlonum  conditionibns  subdo  quas 
non  solum  auctoritas  b.  m.  princlpis  Martiani, 
sed  etiam  ego  mea  eonsensione  flrmavi"  (ed.  cit. 
n.  162.  c.  2.  V.  458,  1,  1340).  ...  Et  cum  saerae 
leges,  tam  ecclesiastloae  quam  mundanae  de 
damnato  episcopali  et  gynodall  eonoillo  decer- 
nant ,  non  eat  nogtri  regii  ministerii  reum  et  es. 
canonum  ludlcio  condemnatum  atque  apostolicae 
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siüon  nicht  vom  Standpunkte  des  früheren  karolingisohen  Staatsrechtes  ans,  vielmehr 
nur  durch  Bemfiing  auf  ftltere,  weder  ihrem  Zusammenhang  noch  ihrer  historischen 
Bedeutung  nach  gewürdigte  Gesetze  und  Dekretalen,  sowie  durch  spitzfindige  Wort- 
auslegung derselben  begründet  worden.  Denn  das  oberste  päpstliche  Gesetzgebungs- 
recht  ist  dabei  principiell  nicht  mehr  in  Frage  gestellt  worden  ^,  nur  um  die  Schran- 
ken desselben  hat  sich  der  Streit  gedreht.  Zum  Austrag  ist  derselbe  damals  nicht 
gelangt  ^,  vielmehr  hat  die  Entwicklung  am  Ende  der  karolingischen  Periode  ftr  das 
west  fränkische  Reich  damit  abgeschlossen,  dass  das -Gesetzgebungsrecht  des 
Papstes  far  dasselbe  anerkannt ,  daneben  aber  das  des  Kaisers  und  Königs  noch  nicht 
ganz  beseitigt  worden  ist  3,  ohne  dass  sich  allerdings  klare  und  feste  AnschanungeD 
über  das  nähere  Yerhältniss  des  kaiserlichen  und  päpstlichen  Gesetzgebungsrechtes 
und  über  die  Schranken  des  letzteren  gebildet  haben  ^. 

Im  ostfränkischen  Reich  hat  dagegen  das  Königthum  noch  bis  zu  den 
Zeiten  Arnulfs  hinab  sich  das  frühere  Gesetzgebungsrecht  in  kirchlichen  Angelegen- 
heiten, formell  unabhängig  von  Rom,  bewahrt  und  in  alter  Weise  auf  den  National- 
synoden bethät^t  ^,  aber  auch  hier  hat  die  bedeutende  Stellung ,  welche  das  Papst- 
thum  in  der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunders  errungen  hatte,  einen  solchen  Einfinss 
ausgeübt,  dass  von  einer  principiellen  Ausschliessung  desselben  bei  der  Regelang 
der  kirchlichen  Angelegenheiten  nicht  mehr  die  Rede  sein  konnte,  im  Gegentheü 
sogar  ausdrücklich  das  Anerkenntniss  ausgesprochen  worden  ist ,  dass  sich  die  ost- 
fränkische Kirche  nach  den  von  Rom  ausgehenden  Normen  zu  richten  habe^ 


Bedls  deflnitione ,  sicnt  in  gestis  synodi  invenire 
potestis,  anathematizatnm ,  nostra  potentla  fre- 
tam  quoquam  dirigeie,  cum  apertissime  ss.  cano- 
nes  deüniant  et  leges  Justimani  ac  ceteroium  im- 
peiatoTum  catholicomm  edicta ,  qualitei  et  pro 
qulbns  et  a  quibuB  debeat  episcopus  iudlcarl  et 
poflt  iadidom ,  quid  et  qualiter  et  per  quos  sit 
lüde  apostolicae  sedi  agendum,  quae  non  abnui- 
mns,  sed  incunctantei  ac  competenter  annni- 
mus.^ 

1  Dasselbe  ist  weder  ^on  Hinkmar(8.  o.  S.  718. 
n.  4),  noch  von  Karl  demK.  beetritten  worden,  vgl. 
den  S.  719  n.  1  citirten  Brief,  l.  c.  p.  894 :  „Nolite 
igitur  ...  ex  vestro  nomine  yel  apostolicae  sedis 
auctoritate  lusslones  Tel  excommunicationnm  in- 
tentationes  contra  ss.  soripturarum  tramitem 
praedicationemque  maiorum  ac  ss.  legum  saneto- 
romque  oanonum  constitutiones  nobis  de  caetero 
scribi  cuiuscunque  instinetu  permittere,  preea- 
mur,  quia  scitis  et  scimus  totum  esse  irritum, 
quidquid  ab  eorum  fuerlt  constitutione  diyer- 
sum'^  u.  p.  896:  „quod  ex  apostolicae  sedis  no- 
inine  secundnm  ss.  scripturarum  tramitem  prae- 
dicationemque maiorum  et  orthodoxorum  decreta 
scribitur ,  sequendum  et  tenendum  non  ignora- 
mus  et  quod  secus  a  quoquam  fuerit  compilatum 
slve  conflctum  (das  geht  auf  die  psendoisidori- 
schen  Dekretalen),  non  solum  respuendum,  sed 
et  redarguendum  esse  cognoscimus.^' 

2  Denn  Hadrian  IL,  welcher  Ludwig  den 
Deutschen  und  dessen  Sohne  Ton  Italien  und  der 
Kaiserkrone  ausschliessen  wollte,  hat  auf  die  un- 
mittelbare Durchführung  der  pseudoisidorischen 
Dekretalen  verzichtet,  um  sich  Karl  d.K.  wieder 
zu  n&hem,  DÜmmler  1,788,  und  diese  Politik 


ist  von  seinem  Nachfolger  Johann  Ylli.  weiter 
▼erfolgt  worden,  vgl.  o.  S.  ÖÖ7  u.  S.  718. 

^  Johann  YIII.  u.  Karl  der  K.  haben  Im  gegen- 
seitigen Einvernehmen  gehandelt,  s.  o.  8.  bbl» 

*  Darauf  haben  die  YerhUtnisse  In  jener  Zeit 
noch  nicht  hingedrängt. 

5  S.  0.  S.  558.  562.  n.l.  S.5ö6.  n.2.  S.ÖÖ7. 
Allerdings  ist  die  Synode  ▼.  Worms  1.  J.  868  auf 
Veranlassung  Nikolaus'  I.  von  Ludwig  dem  Deut- 
schen berufen  worden,  S.  552.  n.  1  a  geg.  Ende. 
Da  indessen  der  erstere ,  s.  ann.  Fuld.  a.  868, 
SS.  1,  380,  sowohl  von  den  Bischöfen  im  Reiche 
Karls  des  K.,  wie  auch  von  denen  im  Reiche  Lud- 
wigs ein  Gutachten  gegen  die  Lehren  der  Orie- 
ohen  gefordert  hatte ,  um  denselben  durch  eine 
zu  erzielende  Einmüthigkeit  der  abendlandisehea 
Kirche  zu  imponlreu,  Dümmler,  ostfnnk. 
Reich  1,  640.  643  ff.,  und  die  Synode  selbst  vom 
König  versammelt  worden  ist,  so  lag  darin  nichts, 
was  dem  Kirchenstaatsrecht  der  alteren  karolin- 
gischen Zeit  widersprochen  hatte. 

^  c.  30  der  Synode  von  Tribur  v.  895,  Mansi, 
18,  147 :  „In  memoriam  b.  Petri  apostoll,  hone- 
remus  s.  Romanam  et  apostolicam  sedem,  ut 
quae  nobis  saoerdotalis  mater  fst  dignitatis,  esse 
debeat  magistra  ecclesiasticae  rationis. 
Quare  servanda  est  cum  mansuetudine  humilitaa, 
ut  licet,  vixferen  dum  ab  lila  s.  sed  e  impo- 
natur  iugum,  conferamus  et  piadevo- 
tione  toleremus.  Si  vero,  quod  non  deeet,  qui- 
Ubetsivepresbytersivedlaoonus,  allqnam  pertor- 
bationem  macMnando  et  nostro  ministerio  Insldt- 
ando,  redaiguatur  falsam  ab  apostolioo  detiilisse 
eplstolam  vel  aliud  quid ,  quod  inde  non  eonve- 
nerit,  salva  flde  et  integra  circa  apoatolicum  hu- 


1. 188.] 
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m.  Das  Anordnungsrecht  der  Provinzialsynoden  nnd  Bischöfe 
in  späterer  karolingischer  Zeit  Bei  der  Bedeutungslosigkeit  der  Pro vin- 
sialsynoden^  während  der  karolingischen  Zeit  ist  das  Bedttrfbiss  einer  Kompe- 
tenzabgränzung  des  Gesetzgebnngsrechtes  zwischen  diesen  und  den  Reichs-  oder 
Nationalsynoden  nicht  hervorgetreten,  auch  aus  den  Eanones  der  geringen  Zahl  von 
Provinzialkonzilien y  von  denen  solche  überliefert  sind,  lässt  sich  nichts  Sicheres 
darflber  entnehmen;  da  dieselben  fast  nur  Anordnungen  früherer  Synoden  wieder- 
holen^. Wenn  einzelne  von  ihnen  auch  Vorschriften  aus  den  pseudoisidorischen 
Dekretalen  aufgenommen  haben  ^^  so  ist  dies  sicherlich  nicht  in  der  Absicht, 
damit  neues  Recht  selbstständig  einzufahren,  sondern  nur  in  der  Voraussetzung 
geschehen,  dass  die  betreffenden  Dekretalen  als  Erlasse  der  früheren  Päpste  an 
sieh  Gültigkeit  ftlr  die  Kirche  zu  beanspruchen  hätten,  und  ihre  Anordnungen 
nur  durch  eine  erneuerte  Einschärfbng  zur  praktischen  Anwendung  zu  bringen 
seien  ^. 

Endlich  haben  auch  die  Bischöfe,  theils  auf  den  von  ihnen  abgehaltenen  Diöce- 
sansynoden^,  theils  selbständig  ohne  solche  das  ihnen  zustehende  Recht  zum  Er- 
lass  kirchlicher  Anordnungen  für  ihre  Diöcesen  während  der  karolingischen  Zeit 
aasgeübt*.  Diese  s.  g.  capttula  episcopomm  geben  meistens  in  kürzerer  Form  das 
durch  die  Kapitularien  eingeführte  oder  neu  belebte  Kanonen-  oder  Dekretalen- 
Material,  so  weit  es  für  die  Verwaltung  der  Diöcese  für  die  Geistlichen  und  die  Laien 
von  Bedeutung  ist,  wieder,  und  wollen  den  ersteren  im  Hinblick  auf  die  Vorschriften 
der  Kapitularien,  dass  sie  sich  Kenntniss  der  Kanones  verschaffen  sollen^,  die  Er- 
werbung einer  solchen  erleichtern^.  Die  späteren  enthalten  aber  auch  falsche  Stücke 


militate  penes  episcopnm  sit  potestas,  ntrnm  enm 
in  carnerem  aut  in  aliam  detrndat  custodiam,  iis- 
qiie  quoquam  per  epistolam  aat  per  idoneos  snae 
paitis  legatos  apostolicam  interpellet  aublimita- 
tem,  ut  potisBimum  sna  b.  legatione  dignetur  de- 
cemere,  quid  de  talibus  iusto  ordine  lex  Romaua 
statnat  dlfflnire,  ut  is  et  eorrlgatar  et  eaeterlB 
modoB  imponatar'',  woraus  sich  die  Anschauung 
erglebt,  dasB  sowohl  der  Papst  ein  direktes  Qe- 
setzgebnngsrecht  für  die  fränkische  Kirche  besitze, 
wie  auch  dass  die  letztere,  soweit  sie  ihrerseits 
neue  Anordnungen  aufstellt ,  dabei  an  die  Ver- 
ordnungen der  römischen  Kirche,  als  Richtsohnnr, 
gebunden  sei.  Uebrlgens  hat  auch  schon  die 
Reichssynode  ▼.  Mainz  y.  888  c.  12,  Mansl 
18,  67,  den  Satz,  dass  der  Papst  von  Niemanden 
gerichtet  werden  dürfe ,  aus  den  falschen  consti- 
tiita  SilYestri  o.  2,  Hinschius  decretales 
Psendo-Isldor.  p.  449,  und  das  Konzil  ▼.  TribuT 
V.  895  einzelne  Stellen  aus  Pseudo-Isidor  (c.  7, 
Anaclet.  c.  14,  c.8  Giern,  c.  57  u.  c.  19  A^exand. 
e.  9)  anfgenomnipn.  Vgl.  übrigens  auch  oben 
im  Text. 

«  S.  0.  8.  479  u.  S.  712. 

3  Hierher  gehört  die  von  Mainz  t.  847.  Mansl, 
14,  900,  für  welche  die  Nachweisungen  Yon  H  e- 
feie  4,  126  zu  vergleichen  sind,  von  italieni- 
schen die  von  Mailand  v.  863,  s.  o.  S.  482.  n.  6. 
üeber  die  baltischen  s.  o.  S.  712.  n.  4.  Vgl. 
auch  die  folgende  Note. 

Ob  die  4  auf  einer  Synode  zn  Ohierzy  erlasse- 
HinffcliiaVf  Klrcbenrecht.    III. 


nen  Kapitel  über  dogmatische  Fragen  (insbeson- 
dere über  die  Pridestination),  M  a  n  s  i  14 ,  920 
u.  995  der  von  Hlnkmar  daBelbst  abgehaltenen 
Provlnzlalsynode,  vgl.  Hefele  4,  186.  188,  an- 
gehören, Ist  zweifelhaft.  Aber  selbst  die  Be- 
handlung dogmatischer  Fragen  durch  eine  Pro- 
vlnzlalsynode könnte  in  diesem  Falle  nicht  be- 
fremden ,  da  dieselbe  auf  Veranlassung  des  Kö- 
nigs erfolgt  ist. 

«  Köln  V.887.  0.  3,  Mansl  18,  47  beruft  sich 
auf  Anaclet.  c.  16;  Metz  v.888.  c.8,  1.  c.  p.80, 
auf  die  falschen  Briefe  des  Damasns  und  Leo 
über  die  Ghorbischöfe,  H 1  n  s c  h  1  n  s  1.  c.  p.  509. 
628. 

*  Das  'zeigt  die  Art  ihrer  Anführung  zu  Köln 
und  Metz  (s.  vor.  Anm.)  in  Verbindung  mit  dem 
Umstände ,  dass  die  Unechthelt  der  Dekretalen 
damals  noch  nicht  geahnt  wurde. 

5  S.  0.  S.  586.  n.  6. 

0  Hierher  gehören  die  Kapitel  Theodulfs  v. 
Orleans  u.797,  Mansl  13,  993;  Hattos  v.  Basel 
n.  822, 1.  c.  14,  393. 

7  S.  0.  S.  708.  n.  3. 

s  Daher  schreibt  auch  Herard  v.  Tours,  Man sf 
1.  c.  p.  685  vor :  „Uaec  vero  brevltatis  studio  . . . 
a  nobis  collecta  omnlbus  nostris  sacerdotibus  ha- 
benda  statuimus,  quoniam  Ipsls  et  subiectis  ovi- 
bus  haec  eadem  bene  habita  et  intellecta  Omni- 
bus modls  profutura  cognoscimns." 
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I.  Die  Hiexarohie  und  die  Leitung  der  Kirohe  durch  dieeelbe. 


[§.  186. 


aus  Benediktas  Levita  ^^  welohon  sie  offenbar  ebenso  wie  die  Provinzialsynoden  den 
Pseudoisidor,  bona  fide  benntst  haben  \ 

§.  189.     IV.   Die  Entwicklung  und  Ausbildung  des  heutigen  päpstlichen 

Oesetzgebungs-  (und  Dispensations-)  Rechtes. 

I.  Die  Zeit  bis  zur  Mitte  des  1  1.  Jahrhunderts.  Bei  der  Gestaltmig 
der  politischen  und  kirchlichen  Verhältnisse  in  den  ersten  Zeiten  nach  der  Anflösung 
des  karolingischen  Beiches  konnte  die  durch  die  spätere  Entwicklung  in  dem  lets- 
teren  brennend  gewordene  Frage  ^  ob  der  Papst  unter  Ausschluss  des  Kaisers  das 
oberste  Qesetzgebungsrecht  in  der  Earche  auszuüben  befugt  sei  ^,  wenngleich  sie 
damals  nicht  zum  Austrag  gebracht  worden  war,  sich  nicht  in  ihrer  frllheren  Schärfe 
geltend  machen.  Weder  das  Papstthum  noch  das  Kaiserthum  befand  sich  sunächat 
in  der  Lage,  die  früheren  universalen  Tendenzen  mit  Energie  zu  verfolgen,  und  da- 
mit waren  von  vornherein  Konflikte  zwischen  den  beiden  Mächten  ausgeschlossen. 
Abgesehen  davon  waren  aber  jene  Zeiten  der  Auflösung  auch  nicht  geeignet,  irgend 
welche  umfassende  Bestrebungen  ftlr  die  gesetzgeberische  Ordnung  der  kirchlichen 
Verhältnisse  wach  zu  rufen  und  daher  sind  in  derselben  allein  hin  und  wieder  und 
vereinzelt  blos  für  einzelne  Länder  oder  einzelne  kirchliche  Bezirke  kirchliche  An- 
ordnungen allgemeinen  Inhaltes ,  welche  der  eingetretenen  Verwirrung  durch  Ein- 
schärfdng  älterer  kirchlicher  Vorschriften  zu  steuern  beabsichtigten,  erlassen  wor- 
den-^. Soweit  dabei  Reichssynoden  in  Frage  gestanden  haben,  ist  nunmehr  anch  in 
Deutschland  ^  bei  der  Schwäche  des  Königthums,  welches  sich  auf  die  kirchlichen 
Gewalten  zu  stützen  genöthigt  sah  ^,  das  früher  geübte  königliche  Bestätigui^recht 
in  Wegfall  gekommen,  und  die  Synoden  üben  daher  jetzt  die  Befugniss,  ftlr  den 
Rechtskreis  der  Eorche  bindende  Normen  festzusetzen '',  selbstständig  aus.  Blas  in- 
soweit bedurfte  es  einer  Zustimmung  des  Königs,  als  Anordnungen ,  welche  über  das 
Gebiet  der  Kirche  hinausgingen,  in  Frage  standen^.  Allerdings  haben  die  Synoden 
damals  noch  im  Einvernehmen  mit  den  Königen  gehandelt,  und  es  ist  daher  sowohl 
die  Frage  ungelöst  geblieben,  ob  ein  Widerspruch  des  Königs  die  kirchliche  OllUig- 
keit  der  Synodalbeschlüsse  hindern  könne ,  als  auch  das  Verhältniss  der  im  alige- 
meinen  far  massgebend  erachteten  Kanones  und  Dekretalen^  zu  etwaigen  ihnen 


1  So  Isaac  y.  Laugres  in  seinen  Kanones  (y. 
859\  Baluze  caplt.  1,  1233;  Mansl  16.  app. 
p.  668,  welohe  einen  systematischen  Auszug  aus 
den  8  Büchern  Benedikts  über  bestimmte,  in 
denselben  behandelte  Materien  geben,  und  fer- 
ner Herard  y.  Tours  in  seinen  auf  einer  Dioce- 
sansynode  i.  J.  858  publicirten  Kapiteln,  Ba- 
luze 1,  1283  u.  Mansi  1.  o.  app.  p.  677. 

^  Wenn  Isaac  y.  Langres  in  der  Vorrede  zu 
seinem  Werke  sagt ,  dass  er  dasselbe ,  um  den- 
jenigen ,  -welche  alle  zu  ihrer  Besserung  erlasse- 
nen Yerordnangen  als  yon  ihm  selbst  ausgedacht 
und  erfunden  bezeichnen,  entgegenzutreten,  zu- 
sammengestellt, und  die  Kapitel  den  yon  Boni- 
fatius  als  päpstlichen  Legaten  und  yon  Karlmann 
abgehaltenen,  päpstlioh  bestätigten  Synoden  ent- 
nommen habe,  so  deutet  dies  noch  nicht  auf 
mala  fldes ,  da  Benediktus  Leyita  seine  Samm- 
lung I.  i  ff.  mit  einem  Briefe  des  Zacharlas  und 


mit  den  yon  Karlmann  und  Bonifatins  abgehal- 
tenen Synoden  beginnt. 
8  S.  0.  S.  720. 

*  So  z.  B.  yon  der  Proyinzialsynode  zu  Trier 
y.  927,  s.  0.  S.  488.  n.  2.  Ueber  die  Reiebs- 
synoden  s.  oben  im  Text. 

»  S.  0.  S.  720. 

*  Ueber  Konrad  I.  ygl.  Dümmler,  Gescb.  d. 
ostfränk.  Reiches  2,  589.  692.  602. 

"^  Vgl.  das  Über  die  Synodeaty.  Hohenaltheim 
(916)  und  zu  Erfurt  (932)  o.  S.  560  Bemerkte, 

8  S.  0.  S.  561.  n.  2. 

0  So  ordnet  die  Hohenaltheimer  Synode ,  LL. 
2,  555,  sehleehthin  an,  c.  1 :  „Üt  euangellomm 
et  oanonum  statuta  sine  praeludido  ab  omnlbns 
custodiantur ;  et  nemo  in  actlonibus  yel  iadieUs 
ecclesiastiois  suo  sensu,  sed  eorum  anetoiitate 
ducatur'*,  und  o.  12:  „Leges  aecclesiae  apostoliea 
flrmamus  anetorltate  et  peregrina  Indida  svb- 
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viderspreehenden  Oesetsen  und  staatUehefli  ESnriohtmigeii  nfehi  tiüt  Klattielt  ge- 
bi«eht  worden  ^ 

Von  Versnehen  der  damidigen  Päpste ,  dnroh  allgemeine  Anordnungen  refor- 
mirend  in  die  kirchliehen  Yerhlltnisse  einzugreifen  2,  konnte  vollends  unter  den  ob- 
waltenden Verhältnissen  keine  Rede  sein,  wohl  haben  aber  dieselben  umstände, 
welehe  ihnen  schon  seit  längerer  Zeit  die  Ausübung  cnner  Privilegiengewalt  erm()g- 
lieht  hatten^,  es  ihnen  auch  jetzt  erleichtert,  dieselbe  weiter  zur  Geltung  zu  bringen^, 
ja  diese  ist  jetzt  um  so  weniger  in  Zweifel  gezogen  worden,  als  die  primatiale 
Stellung  des  Nachfolgers  Petri  in  der  Kirche,  so  schwankend  auch  die  einzelnen  aus 
derselben  hergeleiteten  Befugnisse  noch  waren,  und  so  unwürdige  Persönlichkeiten 
aoch  den  römischen  Bischofsstuhl  bekleideten,  wenigstens  allseitig  anerkannt  war, 
da  der  Auffassung  der  damaligen  Zeit  eine  einheitliche  Spitze  in  der  Kirche ,  ebenso 
wie  ein  universales  Kaiserthum  unentbehrlich  erschien.  Von  der  Uebnng  eines  Dis- 
pensationsrechtes  finden  sich  dagegen  nur  vereinzelte  Spuren,  was  sich  offenbar 
daraus  erklärt,  dass  in  einer  Zeit,  in  welcher  nur  zu  oft  die  kirchlichen  Gebote  eigen- 
nächtig Ubertreten  wurden,  das  BedUrfhiss  einer  Dispensation  höchstens  in  ganz 
exorbitanten  Fällen  empfanden  worden  ist<^. 

Als  das  Königthum  in  Deutschland  in  den  Händen  der  sächnschen  Fürsten 
neue  Ejraft  gewonnen  und  Otto  I.  dann  das  Kaiserthum  wieder  aufgerichtet  hatte, 
hat  derselbe  zwar  auf  die  karolingischen  Traditionen  bei  der  Ausübung  der  kaiser- 
lichen Kechte  zurückgegriffen®,  und  demgemäss  auch  die  entscheidende  Leitung  in 
den  kirchlichen  Angelegenheiten  ausgeübt,  indessen  ist  von  ihm  kein  Versuch  ge- 
macht worden,  den  Grundsatz  des  karolingischen  Staatsrechtes,  dass  der  Kaiser 
allein  zum  Erlasse  bindender  kirchlicher  allgemeiner  Eechtsnormen  befbgt  sei,  wieder 
zur  Geltung  zu  bringen.  Weder  fbr  die  allgemeinen  kirchlichen  Anordnungen,  welche 


moTemus.  Peius  malnm  fore  ae«tlmo  quam  ehri' 
Btianw  snis  InTfdere  episoopis  et  saeeTdotibns ; 
non  potest  aatem  hnmano  eondemnari  examlne, 
quem  Aent  auo  teaerrablt  ludioio"  (yg\.  Anaclet. 
iö,  Hlngchiua  deeret.  Pseudo-IsidoT.  p.  73). 

1  Dass  die  Tendenz  der  Bischöfe  auf  der 
Hobenaltheimer  Synode  auf  Herbeifuhning  der 
Herrschaft  der  Kanones  im  Interesse  der  Stär- 
kung der  geistlichen  Gewalt  gegangen  ist ,  kann 
frelllob,  namentlich  In  Anbetracht  der  Anfhahme 
einer  Anzahl  psendoisidorlseher  Stellen,  insbe- 
sondere über  die  Anklagen  gegen  Blsoh5fe  und 
Geistliche,  nicht  zweifelhaft  sein. 

2  Selbst  die  Belehrung  Leos  YII.,  adresslrt: 
„regibuB,  ducibus,  abbatibus,  comltibus,  £.  Ju- 
▼ay.,  J.  Ratispon.,  L.  Frising.,  W.  Sablonens., 
eeterlsque  Galliae,  Germaniae,  Alemanniae  epi- 
seopis^  Mansi  18,  378,  welche  auf  Anfrage 
des  Bischofs  voa  Lorch  sich  unter  Bezugnahme 
älterer  Vorschriften  wider  eine  Reihe  von  Ver- 
letzungen der  „canonum  regula  et  decreta  maio- 
mm''  wendet  und  oifenbar  behufs  ihrer  weiteren 
Verbreitung  in  verschiedenen  Ausfertigungen  er- 
gangen ist,  steht  vereinzelt  da. 

8  S.  0.  8.  716. 

^  Dies  zeigen  eine  gamte  Reihe  von  darauf  be- 
zAgliehen  Dekietalen,  imbesondere  von  Privile- 
gien zu  Gunsten  von  Klöstern ,  z.  B.  für  Fulda 


V.  Johann  X.  (917),  Leo  VII.  (937),  Marinus  11. 
(943),  Agapet  II.  (948),  Johann  XII.  (961), 
Jafftf  reg.  ed  I.  n.  27^6.  2752.  2775.  2794. 
2830;  Harttung,  diplomat.  histor.  Forschun- 
gen S.  387.  393.  394.  396.  398  (weitere  daselbst 
S.  XVII);  für  Oluny  v.  Johann  XI,  (931),  Leo 
Vn.(938)u.  Agapet(949),  Jafftf  n.  2744. 2759. 
2798,  vgl.  weiter  daselbst  n.  2793.  2799.  2836. 
2852.  2854,  welche  auf  Bitten  der  Aebte  oder 
betheiligten  Fürsten  und  Grossen  ertheilt  wor- 
den sind;  ein  Privileg  auf  Bisehofswahl  fürAutun 
von  Johann  XI.  v.  933,  Jaf  f  tf  n.  2749. 

s  Das  einzige  mir  bekannte  Beispiel  bietet  die 
Bestätigung  der  im  Alter  von  5  Jahren  aus  Partet- 
Rüoksiehten  erfolgten  Beförderung  des  Erzbischofs 
Hugo  auf  den  Stuhl  von  Rheims,  Jaff^  n.  2735 
u.  Th.  I.  S.  18.  n.  1,  In  welcher  zugleich  eine 
Dispensation  von  dem  Mangel  des  erforderlichen 
Alters  gelegen  hat.  Auf  die  Inanspruchnahme 
des  Dispensationsrechtes  seitens  der  Päpste  deu- 
tet allerdings  auch  hin  syn.  Ingelheim,  v.  948 
(o.  S.  533),  LL.  2,  25:  „signifleatum  est  .  .  . 
praedictum  praesulem  Marinum  ab  ipso  univer- 
sal i  papa  tali  tenore  ad  nostros  flnes  directum 
fnisse,  quo  in  omni  ecolesiastioarum  legnm  diseus- 
sioni  ipsius  exlstens  viearinsquaecumque  Uganda 
essent,  apostolica  auctoritate  ligaret  et  quae  sol- 
venda  viderentur,  pariU  solveret  potestate." 

«  S.  0.  S.  564. 
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I.   Die  Hierarohie  und  die  Leitung  der  Kirche  duroh  dieselbe«  [§.  186. 


die  in  Deutschland  abgehaltenen  Beiohakonzilien  \  nooli  für  diejenigen,  welche  auf 
den  von  den  Kaisern  and  Päpsten  gemeinsam  veranstalteten  Synoden^  erlassen  wer- 
den,  obwohl  die  letzteren  entsprechend  der  universalen  Stellung  beider  Mftchte  für 
die  ganze  Kirche  gesetzliche  Kraft  beanspruchen  mussten  \  ist  ein  königliches  oder 
kaiserliches  Bestätigungsrecht  gefordert  und  geübt  worden^.  Bei  dem  wesentlichen 
Einverständniss  der  Kaiser  mit  den  deutschen  Bischöfen  und  dem  Bestreben  durch 
die  Beherrschung  des  Papstthums  die  ganze  Kirche  in  Abhängigkeit  zu  erhalten,  ist 
offenbar  auf  ein  solches  Becht  kein  Oewicht  gelegt  worden,  um  so  weniger,  als  die 
Kaiser  ihren  Einfluss  auf  die  Kirche  hauptsächlich  durch  das  Eingreifen  in  einzelne 
Angelegenheiten  behufs  Erledigung  derselben  in  ihrem  Sinne  zu  bethätigen  suchten  ^ 
und  ferner  die  Synoden,  deren  allgemeine  gesetzgeberische  Massnahmen  sich  nur  auf 
eine  Wiederbelebung  älterer  Vorschriften  beschränkten,  ohnehin  thatsächlich  durch 
sie  beherrscht  wurden.  Dass  es  nicht  Schwäche  war,  wenn  in  dieser  Beziehung  die 
karolingische  Tradition  nicht  erneuert  worden  ist,  kann  mit  Rücksicht  auf  die  damalige 
Stellung  des  Kaiserthums  nicht  zweifelhaft  sein,  und  überdies  haben  die  kaLserlicheD 
Synoden  in  vereinzelten  Fällen  auch  ohne  den  Papst  lediglich  auf  Veranlassung  des 
Kaisers  eine  gesetzgeberische  Thätigkeit  ausgeübt  ^. 

Allerdings  hat  gerade  diese  Politik  des  deutschen  Kaiserthums  ^  wesentlich  mit 


1  Vgl.  das  unter  Otto  I.  i.  J.  952  abgehaltene 
Augsburger  Konzil,  s.  o.  S.  561.  n.  3-,  S.  563. 
n.  5  u.  S.  664.  n.  1. 

2  Hierher  gehört  die  Synode  von  Rom  (^962) 
mit  ihren  Kanones  zum  Schutz  der  Rechte  und 
des  Vermögens  der  Kirchen,  vgl.  insbesondere 
c.  3 :  ,,Quod  ecclesiastica  statuta  et  privilegia  ab 
apostolis  et  reliquis  magistris  ecclesiae  tradita 
Integra  serventur  et  praevarioatores  eorum  ex- 
communicentur''  und  c.  4 :  „Quod  consuetudines 
ecclesiasticae  pro  lege  teneantur^  (Mansi  18, 
463;  Kopke-Dümmler,  Otto  d.  Gr.  S.  322. 
323).  Ueber  die  weiter  hierher  gehörigen  Synoden 
s.  0.  S.  565.  n.  3 — 5. 

8  S.  0.  S.  566. 

^  Selbst  für  die  Vorschrift  des  Augsburger 
Konzils  V.  952  (s.  o.  Anm.  1)  c.  4,  dass  die 
unerlaubter  Weise  bei  einem  Geistlichen  woh- 
nende Haushälterin  „ab  episcopo  vel  eins  misso 
yirgis  caesa  detondeatur.  Si  autem  secularis  po- 
testas  hoc  fleri  prohibuerit ,  regia  potestate  foe* 
mina  coacta  praelatae  sententiae  subiaceat",  wel- 
che über  das  kirchliche  Gebiet  hinausgeht,  ist 
nichts  von  einer  Bestätigung  Ottos  I.  berichtet, 
aber  jedenfalls  ist  diese  im  Einverständniss  mit 
ihm  erlassen  worden,  s.  o.  S.  564.  n.  1. 

5  S.  565.  566. 

0  So  hat  auf  Veranlassung  Heinrichs  III.  i.  J. 
1046  die  von  ihm  zu  Pavia  veranstaltete  Synode 
einen  Beschluss  gegen  die  Simonie  gefasst ,  Ru- 
dolf. Glaber,  SS.  7, 71 :  „Tunc  preposnit  edictum 
omni  imperio  suo ,  ut  nnllus  gradus  clericomm 
vel  ministerium  aecdesiasticum  predo  aliquo  ad- 
quireretur.  At  si  quis  dare  aut  accipere  praesu- 
meret,  omni  honore  destitutus,  anathemate  mul- 
taretar"«,  Steindorff,  HeinrichUI.  1,305.306, 

Dass  Otto  I.  ohne  Synoden,  blos  auf  Reichs- 
tagen Anordnungen  in  kirchlichen  Angelegen- 
heiten getroffen  hat,  erweist  das  auf  dem  Reichs- 
tage zu   Frankfurt  951    erlassene  oonstitutum, 


LL.  2,  26,  nicht.  Dasselbe  enthält  zwar  c  1  die 
Erneuerung  kirchlicher  Strafen  gegen  die  Ent- 
führung und  den  Raub  von  Jungfrauen,  und  c  2 
bestimmt:  „Inventum  est  a  praefato  rege,  nt 
nulla  abbatia  quae  per  se  electionem  habet,  ad 
monasterium  nee  alicui  in  proprium  dari  possit. 
illae  vero  quae  eleotione  carent ,  regia  donatione 
et  privilegio  ad  aliud  monasterium,  quod  sub 
eiusmundibnrdio  consistit,  subrogari  possin t^,  in- 
dessen enthält  das  erstere  nur  eine  Wiederholung 
älterer  Vorschriften ,  welche  „capitolarium  prae- 
cedentium  regfum  institutis  coram  positis^  (vgl. 
cap.  Aquisgr.  v.  817,  eccles.  c.  22  ff.  n.  leg. 
add.  c.  9,  LL.  i,  208.  211)  erfolgt  ist,  aleo  eine 
Erneuerung  älteren  Reiohsrechtes  and  c  2  be- 
trifft die  Verfügung  über  Klöster,  welche  damals 
noch  als  Objekte  des  Eigenthnms  und  kaiaer- 
licher  Verfügung  galten.  Deshalb  konnten  beide 
Anordnungen  bei  dem  damals  schwankenden  Ver- 
hältniss  zwischen  kirchlichen  und  staatlichen 
Angelegenbeiten  sehr  wohl  als  das  staatliche  Ge- 
biet betreffend  erachtet  werden. 

"^  Im  Zusammenhang  mit  derselben  hat  das 
Papstthum  unter  Beihülfe  der  deutschen  Bischöfe 
einen  Versuch  des  französischen  Königthums  und 
Episkopates,  den  Papst  auf  die  Durehfühmng 
und  die  Ueberwachung  der  Beobachtimg  der  Ka- 
nones zu  beschränken  und  den  Gehorsam  gegm 
Rom  von  der  persönlichen  Würdigkeit  des  jewei- 
ligen Papstes  abhängig  zu  machen,  zurückweisen 
können,  vgl.  die  Synode  v.  Basol  v.991,  auf  wel- 
cher der  Bischof  Arnulf  v.  Orleans  unter  Zustim- 
mung der  Versammlung  erklärte,  c.  18,  Mansi 
1^,  131:  „Nos  Romanam  eocleslam  propter  h. 
Petri  memoriam  semper  honorandam  decemimns 
nee  decretis  Romanorum  pontiflcnm  obviare  ooo- 
tendlmus  salva  auctorltate  Nicaeni  condlii,  qned 
eadem  Romana  ecolesia  semper  venerata  eet. 
Statuta  etiam  ss.  canonam  di venia  locis  diveisis 
temporibus  (sed  eodem  dei  spiritu  conditonun) 
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dam  beigetragen,  die  primatiale  Stellung  des  Papstes  in  der  Kirche  zn  befestigen, 
sowie  die  Ansflbnng  der  daraus  hergeleiteten  Rechte  zu  erleichtern,  und  damit  die 
Wendung,  welche  sieh  seit  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  zu  vollziehen  beginnt, 
vorbereitet^. 

n.  Die  Zeit  von  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  bis  zur  Regierung 
Alexanders  III.  Seit  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  hat  das  durch  die  deut- 
schen Kaiser  erhobene  und  gekräftigte  Papstthum  die  Führung  der  damaligen  Re- 
formbewegung ttbemommen  und  zur  Förderung  und  Durchführung  der  beabsichtigten 
Kirchenyerbesserung  jene  rege  Synodalthätigkeit  entfaltet,  welche  schon  o.  S.  517  ff. 
näher  besprochen  worden  ist.  Leo  IX.,  welcher  diese  Periode  einleitet,  hat  dabei 
noch  in  vollem  Einverständniss  mit  Kaiser  Heinrich  in.  gehandelt,  aber  zweifellos 
hat  er  seine  Berechtigung ,  behufs  Reform  der  Kirche  mit  gesetzgeberischen,  Ver- 
waltungs-  und  Jurisdiktionsakten  vorzugehen ,  ausschliesslich  auf  den  päpstlichen 
Primat,  unabhängig  von  jedem  Mitwirkungsrecht  des  Kaisers  gegründet^.  Bald 
haben  aber  seine  Nachfolger  nicht  nur  des  Einverständnisses  des  Kaiserthums  ent- 
behren zu  können  geglaubt,  sondern  sogar  ihre  Ziele  im  Widerspruch  gegen  dasselbe 
Tcrfolgt  und  unter  Benutzung  der  damals  herrschenden  reformatorischen  Tendenzen 
die  Unabhängigkeit  der  geistlichen  und  päpsüichen  Gewalt  von  dem  Kaiserthum, 
sowie  die  Herrschaft  des  Papstthums  über  die  ELirche  und  die  üeberordnung  dessel- 
ben über  alle  weltlichen  Gewalten  erstrebt  ^. 

Es  beginnt  nunmehr  die  Epoche  in  der  Oeschichte  des  Papstthums,  in  welcher 
das  längst  von  demselben  beanspruchte  und  auch  thatsächlich  hin  und  wieder  gettbte 


in  aetemum  valere  praeeipimus,  ab  omnlbus  ser- 
vanda  eensemus.  Duo  aatem  sunt  quae  magno* 
pere  a  noble  praevideri  debent,  1.  e.  Si  Romani 
pontiflcis  Silentium  ant  nova  constitutio  prom^l- 
gatis  legibus  canonnm  vel  deoretis  prioram  prae- 
indicaie  potest.  Si  enim  sllentiiim  praeiudicat, 
omnes  lege»,  omnia  prionim  decreta,  eo  ai- 
lente,  allere  neoeaae  est;  si  antem  nova  conati- 
tutio,  quid  proaunt  legea  conditae,  cum  ad  nnina 
arbttrium  omnia  dirigantur?  Videtls,  qnia  de  Ms 
daobvs  eanaais  admissls  ecelesiamm  dei  statns 
periolitatuT  et  dum  legibus  leges  qaaerimaa,  nul- 
laa  omnlno  leges  babemns.  .  .  .  nnm  privilegio 
Romani  pontiflcis  derogabimas?  minlme.  Sed  si 
Romanns  eplscopns  is  est,  quem  sdentia  et  vitae 
meritum  commendet,  nee  sllentinm  nee  nova 
conatitntio  metnenda  est  Qnod  si  vel  ignorantia 
Tel  metn  vel  eupiditate  abalienatar  vel  conditio 
fATidiam  facit  (qnod  fere  snb  haec  tempOTa  vidi- 
mns,  Romae  tyrannide  praeralente) ,  tunc  mnlto 
minus  Idem  sllentlum  et  nova  constltotio  formi- 
danda  snnt.  Non  enim  is  qnl  qnolibet  modo  eon- 
tra  legea  est,  legibus  praeiudicare  potesf*,  nnd 
1.  c.  p.  132:  „Nnm  talibns  monstris  (mit  Bezug 
auf  einzelne  P&pste  des  10.  Jahrhunderts ,  z.  B. 
Johann  XII.}  bominum  Ignomiuia  plenis,  seientia 
dlTinarnm  et  bumanarum  rerum  yaenis  innume- 
roa  aaeerdotea  dei  per  orbem  terrarnm  scientia  et 
▼itae  merito  conaplcuoa  aubiiei  decretum  eat?*^ 
Tgl.  ferner  o.  8.  569.  n.  6.  a.  E.  u.  S.  570. 

1  Die  Tbätigkeit  der  partikulären  kirebllcben 
Geaetzgebungsorgane  ist  In  dieser  Zelt  ebenfalls 
eine  aebi  spirliche  gewesen;  Über  die  ProTln- 
zialaynoden  s.  o.  S.  483.  Anm.  3  u.  S.  484,  und 


über  die  gemeinscbaftllch  für  mehrere  Provinzen 
abgehaltenen  Synoden  o.  S.  533.  Ueber  England, 
wo  das  kircbliohe  Gesetzgebungsrecbt  gleichfalls 
in  der  Hand  der  Konige  geruht  bat  und  von  ihnen 
mit  den  Reichstagen  (Reicbssynoden)  ausgeübt 
worden  ist,  vgl.  o.  8.  546.  Anm.  2  u.  auch  S. 
478.  n.  3 ;  über  Spanien  endlich  ,  wo  dasselbe 
Yerbältniss  obgewaltet  hat,  S.  575.  Anm.  1. 

^  So  hat  er  auf  der  von  ihm  zu  Rbeims  abge- 
haltenen Synode  t.  1049  (s.  o.  8.  571)  ausdrück- 
lich erklären  lassen :  „quod  solus  Bomanae  sedis 
pontifex  universalis  eccleslae  primas  esset  et 
apostolicus^  Mansi  19,  738,  und  auch  den 
pseudoisldorischen  Satz,  dass  kein  „conollium 
universale"  ohne  den  Willen  des  Papstes  abge- 
halten werden  kann,  geltend  gemacht,  s.  o.  8. 
352. n.  2.  In  dem  Schreiben  ad  fratres  et  fllios 
catholicos  per  regnum  Francorum  v.  1049,  Maus! 
19,  145,  erklärt  er  mit  Bezug  auf  das  Rheimser 
Konzil :  ^plnrima  ad  utilitatem  chrlstiauae  reli- 
gionis  necessaria  consilio  ooepisooporum  .  .  .  sta- 
tuendo  conflrmavimus.  Quae  omnia  capitulis 
dlgesta  inter  cauoues  haben  praedpimus''.  Vgl. 
weiter  sein  Schreiben  an  den  Patriarchen  Michael 
v.  Konstantinopel  v.  1054,  c.  6.  7.  23,  1.  o.  p. 
635  und  überhaupt  Steindorff,  Heinrich  111. 
2,  56.  Die  allein  von  Heinrich  lU.  auf  dem 
Reichstage  zu  Zürich  1054  erlassene  Konstitution 
über  die  unerlaubten  Ehen,  LL.  2,  42,  sichert 
nur  die  Durchführung  der  kirchlichen  Bestim- 
mungen durch  weltliche  Strafen  ,  verleiht  ihnen 
also  auch  den  Charakter  weltlichen  Rechtes. 

«  Tgl.  0.  S.  522  ff. 
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I.  Die  Hierarohie  und  die  Leitung  der  Xirobe  dureh  dieflelbe. 


[§.  189. 


Oeaatzgebungsreobt  in  einer  dea  früberen  Zeiten  nnbekaonten  AnsdehBimg  nnd 
WirkMinkeit  sowobl  gegenüber  den  weltlichen,  wie  auoh  gegenflber  den  lokalen  kiiek« 
liekeu  Gewalten  zur  Geltung  und  Ar  alle  folgenden  Jabrhnnderte  zu  nnbeaMttener 
Anerkennung  gebracht  wird. 

Theoretisch  nimmt  das  Papstthnm  zwar  selbst  unter  Gregor  YLL  das  Recht  zum 
Erlasse  neuer  Gesetze  nur  für  den  Fall,  dass  die  Nothwendigkeit  und  die  Bedrftngnias 
der  Zeiten  solche  erfordert,  in  Anspruch  \  ja  es  erkennt  eine  gewisse,  freilich  nicht 
näher  bestimmbare  Gebundenheit  an  die  Kanones  an^,  aber  da  die  Beobachtung 
dieser  Schranken  lediglich  in  das  Ermessen  des  Papstes  gestellt  sein  konnte,  so  war 
damit  ftlr  die  kirchliche  Praxis  den  p&pstlichen  Erlassen  die  volle  Gleichwerthigkeit 
mit  den  früheren  Kanones  beigelegt  3,  und  die  entscheidende  Leitung  und  Sjontrole 
in  Beti^ff  der  Bechtsbildung  in  der  Earche  ^  dem  Papstthum  in  die  Hinde  gegeben. 

So  günstig  auch  die  Verh&ltnisse  für  das  Papstthum  bei  der  Verfolgung  seiner 
Ziele  nach  dem  Tode  Heinrichs  in.  lagen,  so  konnte  es  doch  trota  der  Schwäche  des 
deutsehen  Kaiserthums  und  der  weiten  Verbreitung  der  Beformideen  mit  der  Ver- 
wirklichung seiner  Pläne  nur  vorsichtig  vorgehen.  Neu  und  ungewohnt  mnsste  der 
damaligen  Zeit  jene  energische  Wiedergeltendmachung  des  primatialen  Reehtea  der 
kirchlichen  Gesetzgebung  ohne  Mitwirkung  des  Kaisers,  ja  im  Gegensatz  au  dem- 
selben sein.  Daher  übte  das  Papsttbum  diese  vorerst  unter  Festhaltung  der  von 
Leo  IX.  eingeführten  Sitte  mit  den  aus  den  gleichgesinnten  Anhängern  Eusammen- 
gesetzten  Synoden^,  welche  bei  ihrer  verschiedenartigen  Zusammensetzung  die  für 
die  ganae  Kirche  beanspruchte  Autorität  nur  aus  der  universalen  Stellung  des  sie 
leitenden  Papstthums  hernehmen  konnten^,  aus,  und  suchte  auf  diese  Weise  den 


1  Gregor  VII.  reg. II.  67,  Jaf  f  tf  mon.  Gregor, 
p.  187 :  „quamquam  buio  sanotae  Romanae  eccle- 
siae  «emper  licult  semperqne  Uoebit ,  contra  no- 
vlter  iucresceiiteB  exoessue  nova  quoque  deoreta 
atque  remedia  procurare ,  qnae  ratiouig  et  aucto- 
ritatl8  edlta  iudicio ,  uulli  homiuum  sit  fas ,  at 
irrita,  ref utare" ;  dlctatus  II.  55»,  p.  174 :  „Quod 
Uli  soll  licet  pro  tempoiis  necessitate  nOYas  leges 
condere". 

3  Jedenfalls  aber  nicht  eine  recbtlicbe  ,  denn 
reg.  II.  50 ,  p.  166 :  „Solet  enlm  sancta  et  apo- 
stolica  sedes  pleraque  ratione  tolerare ,  sed  nun- 
quam  In  suis  decretis  et  constitutionlbus  a  con- 
cordia  canonicae  traditionis  discedere",  vgl.  auch 
I.  12,  p.  24 ,  weist  nur  auf  ein  Faktum  bin  und 
die  concordia  canonicae  traditionis  konnte  aucb 
gewahrt  bleiben,  wenn,  wie  thatsächlich  ge- 
schehen ,  s.  die  folgende  Anmerkung ,  einzelne 
Vorschriften  abgeändert  wurden  und  man  sich 
nur  mit  ihren  Grundprinoipien  In  Uebereinstim- 
mung  h^lt. 

3  Schon  Leo  IX.  hatte  angeordnet,  dass  die 
Yorschriften  des  Rheimser  Konzils  als  Kanones 
betrachtet  werden  sollten  fs.  o.  S.  725.  n.2)  und 
Alexander  H.  (1061—1073)  schreibt  an  den  Kö- 
nig v.  Frankreich,  M ans!  19,  979:  „Ignorant 
miseri  quod  huius  s.  sedls  dccreta,  ita  pia  flde 
a  filiis  matris  ecclesiae  accipienda  sint  et  vene- 
randa ,  ut  tanqnam  regula  cauonum  ab  elsdem 
absque  ullo  scrupulo  admlttautur^' ;  ygl.  auch 
Gregor.  VII.  reg.  I.  12,  II.  1.  Die  Synode  von 
1059  unter  Nikolaus  II.  hat  eine  mit  dem  frühü- 


ren  Recht  der  Kanones  nicht  Tereiuhtie  Bestim- 
muiig  in  Betreff  des  Cdlibates  getroffen,  s.  Th.  1. 
S.  151  u.  dazu  S.  146.  n.  3 ;  ebensowenig  Ist  die 
Anordnung  der  römischen  Synode  v.  lOdO  über 
die  Bischofswahlen  eine  reine  Wiedereinf&hnuig 
des  alten  kanonischen  Wahlverüahrens  gewesen, 
8.  Xh.  II.  8.  545  n.  546  n.  1. 

4  Diese  Tendenz  ergiebt  nicht  nur  die  o.  Si. 
352.  n.  2  citirte  Stelle  aus  dem  dicUtns,  son- 
dern auch  der  weitere  in  demselben  entiültene 
Satz:  „quod  nullum  oapitnlnm  nnllusqne über 
oanonicus  habeatur  absque  Ulins  (d.  h.  des  Pap- 
stes) auotoiitate",  womit  offenbar  auf  die  Gfiltig- 
keit  und  Autorität  von  privaten  KanonensaauB- 
lungen  hingezielt  wird ,  tgl.  auobGiesebreckt, 
d.  Gesetzgebung  d.  römischen  Kirche  sui  Zeit 
Gregors  YII.  i.  MUnchnez  histor.  Jahrbuch  für 
1866.  München  1866.  S.  149. 

6  S.  0.  S.  520  u.  S.  524.  Wenn  St  ein  der  ff, 
Heinrich  III.  2,  79  mit  Bezug  auf  die  romisolie 
Synode  Leos  IX.  v.  1049  hervorhebt,  dass  seine 
Synoden  mit  nickten  blosse  Werkzeuge  der  päpstr 
liehen  Autorität  waren,  und  es  ihnen  an  reellcB 
Elnfluss  auf  die  Politik  nicht  gefehlt  hat,  sollt 
das  für  diese  Zeit  allerdings  riohttg,  aber  für  die 
spätre  nicht  mehr ,  da  iu  der  letztem  nur  die- 
jenigen Biachöfe  erschienen  sind,  welche  mit  dar 
Politik  des  Papstthums  einverstanden  wanapisr 
sioh  von  demselben  leiten  lieasen. 

ß  S.  0.  S.  520.  D»$B  dies  die  papetliehe  A«f- 
lassnng  war,  zeigt  auch  die  Publikation  der  B»- 
BchlüiSQ  der  Synode  Ton  1059  durch  Nikolaus  IL 
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jApsHichen  ABordnungeB  mehr  faktifichea  Gewicht  zu  geben  und  ihre  DnrchfUimiig 
zu  aiehem.  Daher  lehnte  es  sich  ferner,  namentlich  in  den  beiden  Hanpl^egenstftn- 
den  seiner  gesetageberischen  Thfttigkeit,  dem  Vorgehen  gegen  die  verheiratheten 
Qeistlichen^  nnd  gegen  die  Simonie  oder  die  Aemtervergebnng  dnroh  die  Laien  2, 
mdglichat  an  die  alten  Kanones  an,  nnd  bemfthte  sieh,  die  erlassenen  Verordnungen 
lediglieh  als  Emenernng  des  früheren  Rechtes  ssnr  AbsteUnng  von  Missbr&nchen  dar- 
zustellen^, obwohl,  so  richtig  dies  aneh  an  sieh  war,  eine  Jahrhunderte  lange  Ent- 
wicklung nnd  eine  andere  kirchliche  Praxis  dieselben  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  hatte 
nnd  ihre  Restauration  für  die  damaligen  Verhältnisse  eine  völlig  andere  Bedeutung 
und  Wirkung  haben  musste^.  Weiter  hftngt  es  damit  zusammen,  dass  so  energisch 
Gregor  Vn.  im  Allgemeinen  den  neu  erlassenen  Beformvorschriften  durch  Aussen- 
dung Yon  Legaten  zur  Veranstaltung  von  Reformsynoden  in  den  einzelnen  Ländern  ^, 
durch  rfloksichtslose  Ausübung  seines  oberstrichterlichen  Rechtes  über  nicht  gefligige 
Bischöfe®,  endlich  selbst  durch  die  Aufrufnng  der  Laien  gegen  den  der  Reform  ab- 
geneigten Klerus  7  Anerkennung  und  praktische  Geltung  zu  verschaffen  suchte,  er 
doch  zunächst  in  Betreff  des  Investiturverbotes,  soweit  dessen  Durchführung  ge- 
genüber dem  Kaiser  in  Frage  stand;  nur  mit  berechnender  Langsamkeit  und  Be- 
hutsamkeit vorgegangen  iat^,  weil  es  sich  hierbei,  wie  schon  bei  dem  Papstwahl- 
dekret von  Nikolaus  IL ,  nicht  blos  um  die  Regelung  rein  kirchlicher  Angelegen- 
heitetty  sondern  auch  um  einen  Eingriff  in  die  kaiserlichen  Rechte  handelte. 

Der  dadurch  herbeigeführte  Streit,  welcher  in  der  Folge  sich  zu  einem  Kampf 
über  das  prindpielle  Verhältniss  des  Kaiserthums  und  Papstthums  erweiterte^,  ge- 
wann damit  zugleich  eine  pri^udizielle  Bedeutung  für  das  oberste  Gesetzgebnngsreelit 
in  der  ELirche,  denn  mit  der  Beseitigung  der  bisherigen  leitenden  Stellung  des  Kai- 
serthums musste  auch  die  frühere  Abhängigkeit  des  Papstes  bei  der  Ausübung  die- 
ses Rechtes  fortfallen. 

W&hrend  des  weit  über  den  Tod  Gregors  VU.  hinaus  dauernden  Kampfes  hatten 
seine  Nachfolger,  ebenso  wie  er  selbst,  zunächst  noch  jene  vorhin  erwähnten,  eigen- 
thümlichen  83moden  zur  Verfolgung  ihrer  Ziele  benutzt  ^^  und  so  fort  und  fort  das  für 
das  Papstthum  beanspruchte  oberste  Gesetzgebungsrecht  unabhängig  vom  Kaiserthum 


an  alle  Biaehdfe,  die  geaammte  Qeiatlichkeit  nnd 
das  gesammte  Volk  von  1059,  M  ans!  19,  897, 
▼gl.  axLck  ibid.  p.  873.  Feiner  galten  den  Päp- 
sten die  Beaehlüue  dieser  Synoden  als  p&pBtliche 
Anoidnnngen  odei  Anordnungen  der  rdmltehen 
Kirche,  Gregor.  VU.  reg.  I.  30,  Jaf  f  ^  1.  e.p.  48, 
„prseeeptie  Romanae  aynodl ,  cul  Interf niatl  in- 
obediena  nsqve  hodie  Tldearis  .  .  .  Unde  .  .  .  te 
. .  .  admonemns ,  nt .  .  .  qnod  Romana  eceleeia 
te  testante  de  Immnndltia  elerioomm  atatnit . . . 
constanti  auctoritate  in  eccleaia  tna  praedlcando 
exerceaa'';  II.  45,  Y.  18,  p.  159.315;  ep.eollect. 
3.  4,  p.  523.  524. 

Wenn  Giesebrecht  a.  s.  0.  8.  140  n.  44, 
mit  Bezng  auf  den  Bericht  über  die  römische  Sy- 
node ▼.  1078,  Jaff<  VI.  5b,  p.  330.  332,  worin 
die  „qnaedam  oapitnla,  quae  In  aequentibns 
denotantni^  nnd  „deereta  In  eadem  a3modo  facta'' 
mnteiflchiedea  werden,  bemerkt,  das«  damit  eine 
Tersebledenheit  der  Veröffentlichiing  der  Be- 
ichlüMe  angedeutet  sei ,  so  ist  das  nicht  richtig. 
IHe  Dekrete  find  die  wottlloh  mltgetbellteu  Be- 


stimmungen ,  die  capltula  die  Anordnungen, 
welche  nicht  wortlich  wieder  gegeben,  sondern 
nur  ihrem  Inhalte  nach  kurz  bezeichnet  werden. 

1  Th.  J.  S.  152  ff. 

a  Th.  II.  S,  542  ff. 

8  Gregor.  VII.  reg.  II  68,  p.  189:  „Non  no- 
Btra  decreta — quamquam  lleenter,  si  opus  esset, 
poBsemus — vobls  proponlmus,  sed  a  ss.  patribns 
statuta  renoTamns'';  III.  10,  p.  220:  „nlehil 
novl,  nichll  adlnventione  nostra  statuentes ;  sed 
primam  et  unlcam  eeolesiasticae  dlsdplinae  re- 
gulam  et  tritam  sanctomm  liam  rellcto  errore 
repetendam  .  .  .  esse  censuimus^;  II.  45.  66,  p. 
159.  186 ;  ep.  collect.  3.  4.  5.  p.  523.  524.  525. 

«  S.  X.  B.  Th.  11.  S.  544  u.  Giesebrecht 
a.  a.  0.  S.  147. 

6  S.  0.  S.  485.  534 ;  Th.  I.  S.  154. 
«  Th.  D.  S.  544. 

7  Th.  I.  8.  153.  154  u.  Th.  II.  S.  544. 
»  Th.  II.  8.  543.  547. 

»  Th.  n.  S.  548. 
10  S.  0.  S.'520  ff.  und  auch  Tb.  U.  S.  550  ff. 
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gehandhabt.  Als  dann  nach  dem  Abschlnss  des  Investitnrstreites  durch  das  Worm- 
ser  Konkordat  das  lateranensische  Konzil  von  1123  das  Resultat  der  bisherigen  von 
den  Päpsten  geleiteten  kirchlichen  Oesetzgebong  dauernd  festgestellt  hattet  war 
damit  zugleich  auch  das  alleinige  oberste  Recht  des  Papstes  zur  kirchlichen  Oeaets- 
gebung  gegen  eine  etwaige  erneuerte  Inanspruchnahme  der  Mitwirkung  seitens  des 
Kaisers  ein  fär  alle  Mal  sicher  gestellt^. 

Mit  der  Beseitigung  der  bisherigen  Befugnisse  des  letzteren  hörte  aber  auch  der 
entscheidende  Einfluss  des  Episkopates  bei  der  Handhabung  jenes  päpsüiehen 
Rechtes  auf.  Diesen  hatte  er  früher  auf  den  Reichs-  und  kuserliohen  Synoden  neben 
den  Kaisem  ausgeübt,  und  sich  in  der  Anlehnung  an  dieselben  zugleich  die  Selbst- 
ständigkeit gegenüber  dem  Papstthum  bewahren  können^.  Indessen  schon  tob 
Beginn  des  grossen  Kampfes  an  hatte  sich  unter  dem  Einfluss  der  herrseheaden  Re- 
formideen ein  Theil  des  Episkopates  auf  die  Seite  des  Papstthums  gestellt,  und 
nachdem  er  sich  yöUig  der  Leitung  des  letzteren  gefolgt  und  demselben  zum  Siege 
verhelfen  hatte,  war  es  für  die  Bischöfe  Jahrhunderte  lang  nicht  mehr  möglieh, 
wieder  eine  selbstständigere  Stellung  bei  der  Verwaltung  der  allgemeinen  Ange- 
legenheiten der  Kirche  zu  erringen-^.  Dazu  kam,  dass  diejenigen  Alteren  Quellen- 
Aussprüche,  welche  in  die  von  den  Anhängern  der  päpstlichen  Partei  während  des 
Streites  angefertigten  Kanonensammlungen  ^  zur  Begründung  des  obersten  päpst- 
lichen Oesetzgebungsrechtes  aufgenommen  waren*,  sowie  die  darauf  bezttgiieheii 
Ausführungen  in  dem  auf  Veranlassung  Gregors  VU.  aus  seinen  Schreiben  zusam- 
mengestellten Registrum  ^,  sich  ebenso  gut  wie  gegen  den  Kaiser,  auch  gegen  einen 
massgebenden  Antheil  des  Episkopates  an  der  allgemeinen  kirchlichen  Gesetzgebung 
richteten  und  dagegen  verwenden  Hessen. 

Gregor  VII.  selbst  hatte  allerdings  noch  die  Kanones  als  eine  gewisse  Schranke 
des  päpstlichen  Gesetzgebungsrechtes  anerkannt^,  und  vorerst  blieb  diese  An- 
schauung auch  unter  seinen  Nachfolgern  herrschend^.    Aber  bei  der  Unbestimmtheit 


1  S.  0.  S.  350.  356. 

2  S.  auch  0.  S.  571. 

3  S.  0.  S.  561  ff. 

*  Ueber  die  Stellung  dei  Proyinzialsynoden 
uud  der  anderen ,  nicht  päpstlichen  und  nicht 
kaiserlichen  Synoden  -während  dieser  Zeit  vgl.  o. 
S.  491.  513.  533  ff. 

^  Hierher  gehören  die  Sammlungen  des  A.n- 
selm  y.  Lncca  (f  1086)  uud  des  Kardinals  Dens- 
dedlt  (1086 — 1087),  welcher  letztere  namentlich 
den  Zweck  verfolgte ,  alles  auf  die  Rechte  und 
Freiheiten  des  römischen  Stuhles  bezügliche  Ma- 
terial zusammenzustellen,  vgl.  Giesebrecht 
a.  a.  0.  S.  180. 

^  So  z.  B.  syn.  Roman,  v.  863  c.  5  (s.  o.  S. 
716.  u.  5)  bei  Anselm.  IV.  26  u.  Deusdedit  I. 
134 ;  Hilar.  J.  syn.  Roman,  c.  2  v.  465  (o.  S. 
686.  n.  3)  bei  Anselm.  I.  46.  63  n.  Deusdedit  1. 
174;  Bened.  Lev.  111.  346  u.  cap.  AngUr.  36 
(s.  0.  S.  714.  n.  2)  bei  Anselm.  Hb.  m.  i.  f.  u. 
Deusdedit  I.  121  (hier  in  der  Verkürzung): 
nconstitutiones  contra  s.  decreta  romanoium  prae- 
sulum  nullius  sunt  momenti'';  nov.  Yalentin. 
III.  V.  445  tit.  16  (s.  Th.  I.  8,  504.  n,  2  u.  o. 
S.  685)  bei  Deusdedit  1.  Q36.  Dazu  kommen 
dann  eine  Reihe  psendoisidorischer  Stellen  über 


die  Abhängkeit  der  Antorität  der  Synoden  von 
den  Päpsten ,  s.  o.  S.  352.  n.  2  u.  Deusdedit 
ed.  M  a  r ti  n  u 0  ci  p.  6  ff.  und  Aber  die  souatigeii 
Primatialrechte  des  Papstes.  Dieselben  An- 
schauungen sind  übrigens  auch  in  den  damals 
von  der  gregorianischen  Partei  ausgegangenen 
Streitschriften  vertreten  worden,  s.  z.  B.  Ber- 
the 1  d  v.  Konstanz,  de  auctoritate  oanonum  c.  51, 
Ussermann,  prodomus GermaBi»e  saerae  seu 
rollectio  monumentor.  res  Alemann,  illiistr.  San 
Blas.  1790.  2,  347:  „De  auctoritate  autem  ipso- 
mm  pontificallum  decretonim  nalla  nobis  dabi- 
tatio  relinquitur ,  quum  et  ipsa  nniversaUa  con- 
cilia  auctoritatem  exinde  perceperint  nee  aliunde 
synodicam  flrmitatem  habeie  potuerint.*^ 

'f  S.o.S.726u.Gie8ebTecht  a.a.O.S.i50. 

8  8.  0.  S.  726. 

0  Conc.  Piacent.  v.  1095  c.  12  (in  Betreff  der 
von  Simonisten  oder  Schismatikern  geweihten 
Kleriker,  s.  Th.  I.  S.  23),  Mansi  20,  806: 
„Quamvis  autem  mlseriooidiae  intuitn  magnaque 
necessltate  oogente  hanc  in  sacris  oidinibus  dis- 
pensationem  oonstituerimus ;  nullam  tarnen  pne- 
iudlcium  sacris  canonibus  fleri  volumos,  sed  ob- 
tineant  proprium  robur.  Et  cessante  neeessüate, 
lllnd  quoque  oesset  qnod  est  pro  necotsitate^ ; 
(wiederholt  in  c  11  Roman,  v.  1099,  Lo.  p. 963> 
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dieser  Grftnie  beriefen  sich  nicht  blos  die  Gegner  der  gregorianischen  Partei  anf  die 
ihneii  gtknstigen  früheren  Kanones,  nm  die  Anordnungen  der  pftpstlichen  Synoden 
als  nichtig  anzufechten  ^  sondern  dasselbe  Verfahren  schlngen  auch  sogar  die  An- 
hinger der  letzteren  ein,  um  einzelne  ihnen  nicht  streng  genug  erscheinende  Verftt- 
gnngen,  welche  die  Päpste  selbst  erlassen  hatten,  als  unverbindlich  darzuthun^.  Solche 
Kanones,  mit  denen  die  herrschende  Praxis  der  Kirche  in  Widerspruch  stand,  liessen 
sich  stets  finden,  einmal  schon  deshalb,  weil  die  fortschreitende  Entwicklung  der 
Kirche  sich  nicht  in  allen  Punkten  an  die  Kanones  der  frflheren  Zeiten,  welche  unter 
völlig  veränderten  kirchlichen,  politischen,  wirthschaftliohen  und  anderen  Verhält- 
idssen  beschlossen  worden  waren,  hatte  binden  können,  und  überdies  das  bisher 
vorliegende,  namentlich  in  den  damals  schon  vorhandenen  Sammlungen  zusam- 
mengetragene Material  eine  ganze  Reihe  sich  widersprechender  Vorschriften  aus 
Jen  verschiedensten  Zeiten  darbot.  Unter  diesen  Umständen  waltete  die  Gefahr 
ob,  dass  die  allgemeinen  gesetzlichen  Erlasse  der  Päpste  und  ihrer  Synoden  durch 
den  Hinweis  auf  angeblich  widersprechende  Kanonen  in  Frage  gestellt  wurden,  und 
dasselbe  konnte  auch,  wie  gleichfalls  frühere  Vorgänge  zeigten,  MnsichÜich  der 
päpstlichen  Anordnungen  fUr  einzelne  Fälle,  namentlich  gegenüber  der  praktisch 
wichtigen  Ausübung  des  aus  dem  obersten  Gesetzgebungarecht  herfliessenden 
Rechtes  zur  Ertheilung  von  Dispensationen  und  Privilegien  geschehen  ^.     Wollten 


1  So  haben  z.  B.  die  schlsmatiscbeii  K&rdinäle 
Wibeitfl  in  ihren  Denkschriften  von  1095  und 
▼on  1005  bi0  1008,  Sudendoif ,  registi.  f.  d. 
deutsche  Gesohiohte.  Jena  1840.  2,  60.  70.  100. 
109,  sowohl  Gregor  VII.  wie  auch  Urhan  II.  toi- 
geworfen,  dass  sie  dnroh  einzelne  Beschlüsse 
ihier  Synoden  die  Kanones  Terletzt  hätten. 

2  Wie  gegen  Ende  des  11.  Jahrhunderts  das 
Wahldekret  Nikolaus'  II. ,  weil  dies  angeblich 
dem  König  noch  zu  riel  Rechte  einräumte ,  An- 
selml  Lucensls  ep.  ad  Wibertum,  SS.  12,  8: 
qpraefatuB  Nicolaus,  unus  scillcet  patriarcha,  cum 
qaolibet  episcoporum  concUlo  non  potuit  abrum- 
pere ,  imo  nee  mutare  non  obyiantia  fldei  prae- 
fata  decreta  ss.  quinque  patriarcharum  .  .  .  et  ss. 
p&trum  numero  250  ...  in  quibus  non  Inve- 
tiiuntui  quidquam  regiae  potestati  in  pontiflcum 
electione  seu  promotione  coucessisse ,  imo  .  .  . 
considentibus  cum  eis  christianlssimls  imperato- 
ribus  et  non  coutradiceiitibus,  leguntur  sub  per- 
petuo  anathemate  yetuisse^.  Bonithon.  ad  ami- 
cum  lib.  IX,  Jafftf  monum.  Gregor,  p.  680: 
i^unt  enim  qul  dicunt :  eum  (Gregorium  VII.) 
uon  iure  fuisse  apostolicum,  propter  quaedam 
decreta  Nicolai  iunioris  .  .  .  Quod  falsissimum 
esse  Omnibus  modis  declarabitur;  quam  vis  etsl 
verum  esset,  tameu  nullius  momenti  esset.  Nam 
etsl  licet  Romanis  pontiflcibus  ilgorem  canonum 
temporäre  pro  necessitate  temporum ,  tamen  non 
licet  omnino  destruere.  Quid  enim  aliud  esset 
nisi  omnino  christianam  legem  destruere,  decreta 
88.  Romanorum  pontiflcum  qul  sauguine  suo  ec- 
clesiam  fundavexe  inlringere,  et  sacrosancta  lY 
coucilia  que  ab  hominibus  velut  euangelia  sunt 
veneranda,  irrita  facere'''. 

'  Allerdings  haben  die  Päpste  bei  Dispensa- 
tionen sich  auf  das  Recht,  den  rigor  canonum  in 


einzelnen  Fällen  zu  mildern ,  berufen,  c.  3  (Ur- 
ban.  II.)  C.  I.  qu.  5  n.  Urban.  II.  adPetr.  eplsc. 
PlstoT.  V.  1088 ,  Ewald,  neues  Arch.  5,  361 : 
„Multa  ecclesiae  principes  pro  teuere  canonum 
districtius  iudicant,  multa  pro  temporum  neces- 
sitate patienter  tolerant,  multa  pro  peraonarum 
qualltatemoderantesdissimulant''  (c.  87.  Dlst.  I., 
gleichfalls  Ton  Urban  II.,  ist  nur  in  kurzem  Aus- 
zug mitgetheilt),  indem  sie  sich  dabei  ausdrück- 
lich gegen  die  Beseitigung  der  allgemeinen  Gel- 
tung derKanones  überhaupt  verwahrten,  Pascha- 
lis IL  ep.  ad  Anselm.  Gantuar.  v.  1107,  Mansl 
20,  1063,  vgl.  ferner  eiusd.  ep.  ad  eund.  v. 
1102, 1.  c.  p,  1021,  und  Gregor  VII.  hat  densel- 
ben Standpunkt  auch  in  Betreff  der  PrivUegien- 
Ertheilung  eingenommen,  reg.  VI.  2,  ed.  Jafftf 
p.  324:  „Privilegla,  slquidem  non  debent  ss. 
patrum  auctoritatem  infringere,  sed  utilitati  s. 
ecclesiae  prospicere",  indessen  war  hiermit  selbst- 
verständlich ein  Streit  über  die  Innehaltung  die- 
ser Schranken  fQr  den  einzelnen  Fall  nicht  aus- 
geschlossen. So  hatte  schon  1025  eine  Synode 
von  Erzbischöfen  aus  mehreren  Provinzen  zu 
Anse,  Mansi  10,  423 ,  die  Exemtion  des  Klö- 
stern Cluny  Ton  der  Jurisdiction  des  Diöcesan- 
bischofes,  als  gegen  c.  4  Ghalced.  v.  451  ver- 
stossend,  für  nichtig  erklärt  und  in  Folge  dessen 
sich  Johann  XIX.  veranlasst  gesehen,  auf  der 
mit  Konrad  II.  1027  abgehaltenen  römischen  Sy- 
node die  Privilegien  des  Klosters  nochmals  zu 
erneuern,  Jaffrf  reg.  n.  3101.  3110—3112, 
Bresslau,  Konrad  II.  1,  147,  femer  wurde  ge- 
genüber Paschalis  II.  die  Ableistung  des  Obe- 
dienzeides  seitens  eines  (ungarischen?,  s.  o.  S. 
203.  n.  6)  Erzbischofes  mit  dem  Hinweis  darauf, 
dass  die  älteren  Konsilien  keine  derartige  An- 
ordnung getroffen  hätten,  verweigert,  c.  4.  X.  de 
elect.  I.  6. 
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sich  also  die  PApste  ihr  beanspruchtes  Gesetegebmigsreoht  gegen  alle  Angriffe 
sichern,  so  bedurfte  es  einer  näheren  PrAcisirung  der  Sehranken  desselben  und  zu- 
gleich auch  einer  engeren  Begrenzung  der  leteteren,  als  durch  das  Recht  der  Ka- 
neues,  da  sie  allein  bei  einer  allseitig  als  berechtigt  anerkannten  freieren  Bewe- 
gung der  wesentlichen  Aufgabe  der  Gesetzgebung ,  fiOr  die  neu  entstandenen  Yer- 
hAltnisse  die  erforderlichen  Rechtsnormen  zu  schaffen,  gerecht  werden  konnten. 

Wenn  ihnen  auch  die  pseudoisidorische  Theorie  S  dass  die  Konzilien  Ton  der 
AutoritAt  des  Papstes  abhängig  seien,  eine  Handhabe  darbot,  um  in  einzelnen  Fällen 
etwaige  Angriffe  wegen  Ueberschreitung  ihrer  Befugnisse  zurückzuweisen^,  so  war 
es  doch  vor  Allem  die  neue  kanonistische  Wissenschaft  des  12.  Jahrhunderts,  welehe 
Aber  die  gedachten  Fragen  zur  Klarheit  zu  gelangen  suchte  und  bei  der  Beschaffen- 
heit des  vorliegenden  Materials  und  bei  ihrem  Mangel  historischer  Kritik  zu  keinem 
anderen,  als  einem  dem  Papstthum  günstigen  Resultat  gelangen  konnte. 

Gratian,  welcher  in  Uebereinstimmung  mit  der  pApstlichen  Anschauung  seiner 
Zeit  den  Vorrang  der  kirchlichen  Ordnungen  vor  dem  weltlichen  Recht  lehrt  3,  weist 
unter  den  ersteren  dem  alten  und  neuen  Testamente  die  erste  Stelle  zu  ^  und  reiht  diesen 
an  zweiter  die  Kanones  der  Ökumenischen  Synoden  und  an  dritter  die  päpstlichen  De- 
kretalen  an,  welche  er  ebenfalls  unter  den  Begriff  der  Kanones  ziehte  Als  materielle 
Schranke  ftlr  die  Ausübung  der  kirchlichen  Gesetzgebung  stellt  er  nicht  mehr  die 
Kanones  schlechthin  auf,  sondern  nur  das  göttliche  Recht"  oder  das  ius  naUirah  (s. 
auch  §.  141)  d.  h.  dasjenige,  welches  von  Gott  selbst  angeordnet  und  vor  Allem  in 


1  S.  0.  S.  352.  n.  2. 

2  So  antwortet  Paschalls  U,  (a.  vor.  Note)  aaf 
den  ihm  gemaohten  Yorhalt  mit  dem  a.  a.  0. 
mitgetheilten  Satze. 

8  Dlst.  X ,  insbesondere  dict.  zu  o.  6 :  „Ecce 
qnod  constitntlones  principnm  ecclesiaaticis  legi- 
bus postponendae  sunt  UM  autem  euangelids 
atque  oanonicls  decietis  non  obuiauerint,  omni 
reverentia  dlgnae  sunt'^ 

^  Dist.  I  praef. :  „Jus  naturae  eat,  quod  in  lege 
et  euangelio  oontlnetur''. 

^  Dist.  III  dict.  zu  c.  2 :  „Porro  canonum  all! 
sunt  decreta  pontlfleum,  aUi  statuta  conoiUorum. 
Gondliorum  uero  alia  sunt  uniuersalia,  alia  pro- 
uinoialia.  Prouincialium  alia  oelebrantur  aucto- 
ritate  Romani  pontiflcis,  presente  uidelicet  legato 
sanctae  Romanae  ecolesiae ,  alia  uero  auotoritate 
patriarcharum  uel  piimatum  uel  metropolitano- 
rum  elusdem  prouinciae^'.  Obwohl  er  hier  die 
päpstlichen  Dehretalen  voranstellt,  handelt  er 
doch  später  zunächst ,  s.  Dist.  XV  u.  flg. ,  von 
den  allgemeinen  Konzilien  und  den  übrigen  Sy- 
.  noden  und  dann  erst  Dist.  XIX  von  den  päpst- 
lichen Dekretalen. 

S  Dict.  i.  f.  Dist.  IX  :  „Cum  ergo  natural!  iure 
nichil  aliud  precipiatur ,  quam  quod  deus  vult 
fleri,  nichilque  vetetur,  quam  quod  deus  prohibet 
fleri ,  denlque  cum  in  cauonica  scriptura  nichil 
aliud,  quam  in  diuinis  legibus  inueniatnr,  diuine 
vero  leges  natura  consistant,  patet,  quod  quaecum- 
que  diuinae  uolnntati  seu  canonicae  seripturae 
contraria  probantur,  eadem  et  naturali  iuri  inve- 
nlunturadversa.  Unde  queeumque  diuinae  uolun- 
tati  seu  eanonice  scripture  seu  diuinis  legibus 
postponenda  censentur,  eisdem  naturale  ius  pre- 
ferrl  oportet.  Constitutiones  ergo  uel  ecelesiattioae 


uel  seculares,  sl  naturaU  iuri  contrarlae  piobantnr, 
penitus  sunt  excludendae^'.    Das  alte  TesUmenl 
gilt  ihm  aber  nicht  als  Ganzes  für  unabändei^ 
llchea  oder  göttliches  Recht,  sondern  nur  sofwelt 
es  Moralvorschriften  enthält,  s.  dict.  am  AnÜang 
V.  Dist.  V.  u.  a.  E.  v.  Dist.  VI ,  vgl.  auch  E. 
Meier,  Rechtsbildung  in  Staat  u.  Kirche.  Ber- 
lin 1861.  S.  195.  Dieselbe  Theorie  wie  hier  fin- 
det sich  allerdings  schon  in  c.  6.  G.  XX Y.  qu.  1 : 
„Sunt  quidam  dicentes,  Romano  pontiflci  semper 
licuisse  nouas  condere  leges.    Quod  et  nos  non 
solum  uegamus,   sed  etiam  ualde  afftrmamus. 
Sciendum  uero  summopere  est ,  quia  inde  nouas 
leges  condere  potest ,  unde  Euangellstae  aliquid 
nequaquam  dixerunt.    Chi  uero  aperte  dominus 
uel  eius  apostoll  et  eos  sequentes  ss.  patres  sen- 
tentialiter  aliquid  difftnierunt,  ibi  non  nouaia 
legem  Romanus  pontifex  dare ,  sed  pociuf  quod 
praedicatum  est,  usque  ad  animum  et  sanguinem 
confirmare  debet.    Si  enim  quod  docuerunt  apo- 
stoll et  prophetae,  destruere  (quod  absit)  nitere- 
tur,  non  sentenciam  dare,  sed  magia  errare  cqb- 
uinceretur.  Sed  hoc  procul  absit  ab  cla,  qui  sem- 
per domini   ecclesiam  contra  luporom  insidias 
optime  custodierunt".  Die  Stelle,  welche  die  In- 
scription :  „Urbanus  papa'*  trägt,  aber  sich  weder 
in  den  Decretaleu  Urbans  I.  oder  II.  hat  ermit- 
teln lassen,  gebort  ihrem  ganzen  Ton  nach  ofTen- 
bar  keinem  Papst  zu  ,  rührt  vielmehr  aus  einer 
die  Rechte  des  Papstes  betreifenden  AusfUhmiig 
her,  und  muss  der  Zeit  Gratians  sehr  nahe  stehen, 
da  vor  Ende  des  11.  Jahrhunderts  die  darin  'be- 
handelte Frage  nicht  gut  zur  Erörterung  gekom- 
men sein  kann,  und  das  Bruchstück  sich  in  kei- 
ner der  von  Gratian  benutzten  vermittolndcn 
Sammlungen  findet. 
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dar  heiligen  Sehrift  enthalten  ist.  Die  pApstliehen  Dekretalen  haben  nach  seinen 
weiteren  Ansfllhrnngen  dagegen,  sofern  sie  sich  innerhalb  der  gedachten  Schranke 
halten^,  gleiche  Kraft  mit  den  Kanonen  der  Konzilien^;  denn  nur  der  päpstliche 
StoM  hat  das  Recht,  Konzilien,  welche  gesetdicbe  Vorschriften  erlassen  können,  zu 
berufen  3,  nur  er  giebt  den  Kanonen  derselben  kraft  seiner  Primatialstellang  die  er- 
forderliche Autorität^,  nor  er  hat  das  Recht,  die  Kanones  zn  interpretiren,  ist  aber 
seinerseits  nicht  an  die  letzteren  gebunden,  denn  bei  ihnen  versteht  sich  der  Vorbe- 
halt der  Autorität  des  päpstlichen  Btnhles,  d.  h.  einer  anderweiten,  dem  Papste  zu- 
stehenden Verfügung,  stets  von  selbst^. 


1  Dict.  zu  0.  7.  Dist.  XIX :  ^oc  autem  intel- 
ligendum  est  de  Ulis  sanctioui'biis  nel  decretalibus 
epUtoli«,  In  quibui  neo  piecedentium  patrum 
dfioietifl  uec  euaiigelicu  pieeeptis  aliquid  oon- 
trarium  inuenitur".  Von  diesem  Standpunkt  aus 
kiitfflit  er  z.  B.  c.  18.  0.  XXXVII.  qu.  7  (Gre- 
gor. II.  ad  Bonifac.  y.  726,  Jafftf  mon.  Mog. 
p.  89),  in  welchem  eine  Ehescheidung  wegen 
Impotenz  der  Frau  zn  gelassen  wird,  dahin,  s. 
dict.  zu  c.  18 :  „lUud  Gregorii  ss.  canonihus,  imo 
euangelicae  et  apostolicae  doctrinae,  penitus  in- 
uenitur  adyersum". 

3  Dict.  a.  Anfg.  ▼.  Dlsi.  XIX :  ^De  epistolis 
uero  decretalihus  queiitur ,  an  uim  auctoritatis 
obtineant ,  eum  in  corpore  canonum  nou  inueni- 
utür.  De  his  ita  soribit  Nicolaus  (I,  s.  o.  S.  716. 
n.  5) .  .  .  e.  1.  Decretales  epistolae  uim  aucto- 
ritotis  habent",  u.  a.  Anfg.  y.  Dist.  XX :  „De- 
cretales itaque  epistolae  canonlbus  oonciUorum 
pari  iure  ex(a)equantur^. 

<  Dict.  zu  Anfg.  y.  Dist.  XYII :  ^uctoritas 
aero  congregandorum  condliorum  penes  aposto- 
Ueam  sedem  est^  und  zu  Anfg.  y.  Dist.  XVIII : 
nSpiseoponun  igitur  ooncilia,  ut  ex  premissis  ap- 
paret ,  sunt  inualida  ad  difflniendum  et  consti- 
taendum,  non  autem  ad  eorrigendum". 

*  Dieser  Satz  findet  sich  schon  yor  ihm  in  dem 
S.  362.  n.  2  citirten  Brief  Pasehalis'  U. 

^  Die  letzten  Satze  entwickelt  Gratian  bei 
seiner  £r5rterung  über  die  Bedeutung  der  päpst- 
lichen PriTilegien,  auf  welche  noch  oben  im  Text 
zurückzukommen  ist,  dlot.  a.  £.  yon  G.  XXY. 
qu.  i.  ,,Si  ergo  primam  sedem  statuta  concüiorum 
prae  omnibus  seruare  oportet,  si  pro  statu  om- 
nium  ecclesiarum  necesse  est  lllam  Inpigro  uigi- 
lare  affeetn ;  si  ea  quae  a  Romanlß  pontifldbus 
decreta  sunt,  ab  omnibus  semari  conuenit .... 
patet,  quod  contra  statuta  ss.  canonum,  qulbus 
Status  ecclesiarum  uel  confundantur  uel  pertui^ 
bentur,  priyilegia  ab  apostolioo  conoedi  non  de- 
bent.  ^.  1.  His  ita  respondetur:  Saorosancta 
Romaua  ecclesia  ss.  canonibus  ins  et 
auctoritatem  Impertit,  sednoneisal- 
ligatur.  Habet  enim  ins  condendi  ca- 
n  0  n  e  s ,  ut  pote  que  capat  et  cardo  est  omni  um 
eeclesiarum,  a  cuius  regula  dissentlre  nemini 
licet.  Ita  ergo  canonibus  auctoritatem  prostat, 
ut  se  ipsam  non  subiciat  eis.  Sed  sicut  Ohristus, 
qui  legem  dedit,  ipsam  legem  camaliter  impleuit, 
ootaua  die  circumdsus,  qnadragesimo  die  cum 
hostiie  in  templo  presentatus  .  .  .  postea  uero,  ut 
se  dominum  legis  ostenderet,  contra  litteram  le- 
proeum  taugende  mundauit ...  .  sie  et  summae 
sedis  pontiflces  canonibus  a  se  siue  ab  aliis  sua 


auctoritate  conditis  reuerentiam  exhibent  et  eis 
se  humiliando  ipsos  custodiunt,  ut  aliis  obser- 
uandos  exhibeant.  Nonnumquam  uero  seu  lu- 
bendo  seu  difflniendo  seu  decemendo  seu  aJiter 
agendo,  se  decretorum  dominos  et  conditores 
ostendunt.  In  premissis  ergo  capitulis  aliis  in- 
ponitur  necessitas  obsequendi,  aummis  uero 
pontifldbus  ostenditur  inesse  auctoritas  obser- 
uandi,  ut  a  se  tradlta  obseruando  aliis  non  eon- 
tempnenda  demonstrent;  exemplo  Christi,  qui 
sacramenta,  que  ecclesiae  seruanda  mandauit, 
primum  in  se  ipso  suscepit,  ut  ea  in  se  ipso  sancti- 
flcaret.  Oportet  ergo  primam  sedem,  ut  diximus 
obseruare  ea  que  mandauit  decemendo ,  non  ne- 
cessitate  obsequendi,  sed  auctoritate  inpertiendi. 
Licet  itaque  sibi  contra  generalia  decreta  spe- 
dalia  priuilegia  indulgere  et  spedali  beneflcio 
ooncedere  quod  generali  prohibetur  decreto. 
%  2.  Quamquam  si  decretorum  intentionem  dl- 
ligenter  aduertamus,  nequaquam  eontra  ss.  oa* 
nonum  auctoritatem  aliquid  conoedere  inuenian- 
tur.  Sacri  siquidem  canones  ita  aliquid 
constituunt,  ut  suae  interpretationis 
auctoritatem  s.  Romanae  ecclesiae  re- 
seruent.  Ipsi  soIi  ualent  canones  in- 
terpretari,  qui  ins  condendi  eos  ha- 
be nt.  Unde  in  nonnullis  capitulis  con- 
ciliorum,  cum  aliquid  obseruandum  decemitur, 
statim  infertur :  Niti  auctoritas  Bomanae  wcU" 
9iae  ifiperaverit  aliter,  uel :  saluo  tamtn  in  omnibus 
iure  8.  Bomanae  eccUMiae  uel:  aalva  tarnen  in 
omnibus  apostoliea  auetoritate.  Quecumque  ergo 
de  decimis  uel  quibuslibet  ecclesiasticis 
SS,  canonibus  diffiniuntur,  intelli- 
genda  sunt,  necessario  seruari,  nisi 
auctoritas  Romanae  ecclesiae  aliter 
fieri  mandauerit  uel  permiserit".  Die 
letzte  Ausführung  zieht  nur  die  weiteren  Konse- 
quenzen des  schon  yon  Paschalis  II.  (s.  o.  S.  352 
u.  2)  ausgesprochenen  Gedankens.  Die  Begrün- 
dung derselben  durch  die  Behauptung  dass  auch 
einzelne  Konzilien  den  erwähnten  Yorbehalt  auf- 
weisen, ist  irrig.  Von  allen  yor  Gratian  abgehalte- 
neuKonzilien  hat  keines  bis  zum  Konzü  y.Piacenza 
y.  1095  einen  solchen  Vorbehalt  in  seine  Kanonen 
aufgenommen,  ygl.  Tb  an  er,  üb.  Entsteh,  u. 
Bedeutg.  d.  Formel :  salya  sedis  apostolicae  auc- 
toritate. Wien  1872.  S.  40,  das  letztere  yerord- 
net  allerdings  c.  6.  (und  dann  ebenso  das  romische 
y.  1099.  c.  6),  Maus i,  20,  805.  762):  „IUI  uero 
qui  per  se  ipsos,  cum  maioris  essent  aetatis  ne- 
fanda  cupiditate  ducti  eas  (eocledas  yel  eccle- 
siarum partes)  emerunt,  si  in  aliis  ecclesiis  ca- 
nonioe  ylyere  yoluerint,  serratis  proprüs  ordini- 
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I.   Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  189. 


In  gleicher  Weise  wie  das  Gesetzgebungsrecht  bindet  Gratian  auch  die  Dispen- 
sationsgewalt  des  römischen  Stuhles,  welche  er  im  Znsammenhange  mit  dem  ersterea 
in  der  Lehre  von  den  Rechtsqnellen  behandelt,  lediglich  an  das  ins  naturale  K 

Wie  Gratian  wenn  nicht  zuerst,  doch  mindestens  als  einer  der  ersten  durch  seine 
theoretischen  Darlegungen  das  oberste  allgemeine  Gesetzgebungsrecht  des  Papstes 
der  Fesseln  der  Kanones  zu  entledigen  und  dem  letzteren  auch  die  üeberwachung  und 
Beherrschung  der  partikulären  Rechtsbildung  in  der  Kirche  im  Sinne  der  Oentrali- 
sation  zuzusprechen  versucht  hat,  so  hat  er  zugleich  von  seinem  Standpunkt  aus  die 
bisher  über  das  Privilegienrecht  des  Papstes  herrschenden  Auffassungen  beaeilägt^. 
Bis  zu  seiner  Zeit  waren  die  Privilegien  ^  von  den  Päpsten  als  dauernde  Berechti- 
gungen ertheilt  worden  *,  Daher  war  ihre  Beseitigung  durch  einfachen  Widerruf  des 
apostolischen  Stuhles  ausgeschlossen,  vielmehr  konnten  dieselben  nur  durch  Rechts- 
vetwirkung  verloren  gehen  *.  Im  Gegensatz  zu  Gregor  VII. ,  welcher  es  zwar  fllr 
zulässig  erklärt,  dass  die  Privilegien  der  Autorität  der  Kanones  derogiren^, 
andererseits  sie  aber  zu  blossen  aus  Nothwendigkeit  oder  Nützlichkeit  zulässigeo, 
abänderungsfähigen  Verwaltungsmassregeln  herabzudrflcken  sucht  ^,  fahrt  Gratian 
aus,  dass  die  Privilegien,  welche  nach  seiner  Auffassung  auf  der  gesetzgebenden 


bus  pio  magna  miBericordia  ibi  eos  ministrare 
permittiinus.  Quod  st  ad  alias  transferri  fortasse 
non  potnerint  et  in  eisdem  canonice  riYere  pro- 
miseiint,  minoribna  ordinibus  contenti  ad  saGroa 
ordines  non  accedant,  salva  tarnen  in  Omni- 
bus apoBtolioae  sedls  anctoritate'^,  aber 
hier  bedeutet  die  Klausel  gerade  das  Gegentheil, 
nämlich  die  Wahrung  des  Rechts  des  apostolischen 
Stuhls  die  strengeren  Vorschriften  der  Kanones 
wieder  geltend  zu  machen,  s.  Thaner  a.  a.  0. 
S.  40  ff. 

1  Dict.  zu  Dist.  XIII :  „Item  aduersus  naturale 
iuB  nuUa  dispensatio  admittitur,  nisi  forte  duo 
mala  ita  urgeant,  nt  alterum  eorum  necesse  sit 
eligi'S  bei  welcher  Annahme  er  jedoch  mehr  die 
Absolution,  als  die  Dispensation  im  eigentlichen 
Sinne  vor  Augen  hat.  Ueberhanpt  geht  er 
selbst  wenig  auf  die  Sache  ein,  und  theilt  nur 
in  Dist.  XIV.  und  gelegentlich,  c.  6.  0. 1.  qu,  7, 
einige  hierher  gehörige  Stellen  mit. 

2  Vgl.  die  SteUe  o.  S.  731  n.  3  über  die  con- 
cilia  episcoporum,  und  dict.  zu  c.  11.  Dist. 
XII. :  „Hoc  autem  de  consuetudine  illa  intelU- 
geudum  est,  que  uel  unlYersalis  ecclesiae  usu 
uel  temporis  prolixitate  roboratur.  Ceterum,  si 
pro  uarietate  temporum  uel  animorum  uariae 
consuetudines  iutroducantur  inuenta  opportuni- 
täte,  resecandae  sunt  potius,  quam  obseruandae.'' 

s  Darunter  hat  man  freilich  in  der  hier  frag- 
lichen Zeit  nicht  nur  Privilegien  im  heutigen 
Sinne,  d.  h.  Verleihungen  einzelner ,  von  dem 
gemeinen  Rechte  abweichender  subjectiver  Be- 
rechtigungen,  sondern  auch  Verleihungen  von 
Gütern  und  Rechten  u.  Bestätigungen  der  letzte- 
ren, um  ihnen  einen  besonderen  erhöhten  Schutz 
zu  gewähren,  verstanden,  vgl.  Thaner,  a.  a.  0. 
S.  31.  Diese  letzteren  haben  den  erstgedachten 
Charakter  nur  in  so  weit ,  als  die  zu  ihrer  Ver- 
wirklichung in  ihnen  bestimmten  Mittel,  z.  B.  die 
Androhung  der  päpstlichen  Exkommunikation, 
s.  die  Formeln  n.  89.  91.  95—98  bei  de  Ro- 


zidrelib.  dlurnus,  nicht  schon  durch  das  gel- 
tende Recht  gegeben  waren.  Hier  kommt  es 
weiter  nicht  darauf  an,  da  auch  schon  Privilegiea 
in  jener  ersten  Bedeutung  aus  früherer  Zeit,  s.«. 
S.  714  n.  4,  vorhanden  sind  und  das  Bemerkte 
für  diese  gleichfalls  zutrifft. 

*  S.  die  Formel  bei  Rozidre  Über  diumus 
n.  32  in  Verbindung  mit  den  Privilegien  für 
Fulda,  bei  Jaff  tf  mon.  Mogunt  p.  228,  welche 
am  Schlüsse  für  die  Verletzung  dem  Bischof  jed- 
weder Kirche  den  Bann  androhen.  Weitere  der- 
artige Privilegien  bei  J.  Harttung,  diplomat.- 
histor.  Forschungen ,  S.  420.  424.  Selbst  die 
Bindung  der  eigenen  Nachfolger  des  Papstes  wird 
in  manchen  dieser  Diplome  ausgesprochen,  di- 
plom.  Joannis  Xni.  für  Auch  v.  971 ,  Mansi, 
18,  490;  vgl.  auch  Thaner  S.  30. 

5  Dies  zeigt  deutlich  die  Entscheidung  Ho- 
norius'  II.  v.  1126,  durchweiche  das  von  Kalixtü. 
widerrufene  Privilegium  Pisas  zur  Weihe  der 
Bischöfe  auf  Gorsika,  s.  Th.  I.  S.  606,  wieder^ 
hergestellt  worden  ist,  „quia  Pisanae  ecdesiae  a 
tot  pontiflcibus  Romanis  coUata  et  conftimata 
dignitas  sine«  manifesta  culpa  et  iudicio  aufeiri 
non  debuit,"  ferner  aber  auch  der  Anfang  des 
dictum  Gratians  zu  0.  XXV.  qu.  1  und  die  -woiha 
mltgetheilten  Kanones.  sowie  die  qu.  2,  ibid.  wo 
Gratian  Stellen  für  den  Satz,  „quod  antiquioribus 
privilegiis  subsequentlbus  derogari  non  poarit' 
anführt,  vgl.  auch  Thaner  S.  SOff. ;  s.  übri- 
gens ferner  das  über  Gregor  VII.  oben  im  Text 
Bemerkte. 

«  S.  0.  S.  729  n.  3. 

"7  Gregor  VH.  reg.  VI.  2,  Jafftf  mon.  Hogont. 
p.  324 :  ^quod  possunt  quaedam  in  privilegiis  fio 
re  pro  persona  pro  tempore  pro  loco  coneedi,  quae 
iterum  pro  eisdem,  si  necessitaa  vel  ntllitas  maier 
exegerit,  licenter  valeant  oommutari,"  vonnf 
die  in  der  vor.  Anm.  cit.  SteUe  folgt.  Dadnreh 
kommt  Gregor  VII.  allerdings  zu  demselben  prak- 
tischen Resultat,  wie  Gratian,  vgl.  Tili  an  er 
a.  a.  0.  S.  36. 
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Autorität  dös  Papstes  beruhen,  dnroh  dieselbe  Autoritftt  ans  gerechtfertigten  Ur- 
Mchen,  welche  er  freilich  nicht  näher  bestimmt,  auch  abgeändert  and  widermfen 
werden  dürfen  ^ 

Theoretisch  hatte  Oratian  damit  von  römischen  Rechtsanschannngen  ausgehend  ^, 
dss  päpstliche  Privilegienrecht  in  den  richtigen  Znsammenhang  mit  dem  obersten 
Qasetsgebungsrecht  der  Päpste  gebracht  und  während  er  dem  letzteren,  bereits  zu 
seiner  Zeit  thatsächlich  yon  ihnen  geflbten  Rechte  die  wissenschaftliche  Begründung 
gegeben  hat,  hat  die  Kurie  seine  Ansftlhrung  über  das  Privilegienrecht  erst  ihrerseits 
angenommen  und  nunmehr  in  der  Praxis  dadurch  zur  Geltung  gebracht ,  dass  seit 
seiner  Zeit,  zuerst  seit  Cölestin  U.  (1 143 — 1144)3,  in  die  Schlussformel  der  päpst- 
lichen Privilegien  die  allgemeine  Klausel:  salva  gedU  apo9toUeae  auetoriUUe^  (d.  h. 


»  Dict  a.  E.  V.  C.  XXV.  qn.  1  nacli  der  o.  S.  731    » 
n.  5  dtirten  Stelle:    „Cnm  ergo  allqna  priTllegia 
ab  apostolico  aliquibus  conceduntar,  etsi  contra 
generalem  legem  aliqnid  sonare  uideantar,  non 
tarnen  contra  ipsam  aliquid  concedere  Intelli- 
fantar,   com  ipsins  legis  anctoritate  priuilegia 
slngnlornm  penes  matrem  |omninm  ecclesiamm 
reseruentnr.     Neque  enim  prinilegia  aliquibus 
coDcedeientnr,  si  pretet  generalem  legem  nuUi 
aliquid  speciale  indnlgeretur^;    Dict.  zu  c.  26. 
C.  XXV.  qu.  2 :  „Non  ergo  prinilegia  ecclesia- 
rum  sie  inniolata  permanere  oensentur  nt  qni- 
bttsdam    de  cansis   intemenlentibns   apostolioa 
auctoritate    eis    derogari   non  possit;    alioquin 
multitndo  ecclesianim  ad  paucitatem  redigere- 
tur,    cum    innnmerae  ecclesiae  in  dioecesibus 
aliamm  freqnenter  conditae  inTeniantnr.    Ser- 
uentnr  ergo  privilegia  ecclesiamm   cunctis  in- 
ooncussa  temporibus ,   ne  uidelicet  p  r et  e  r  eins 
auctoritatem  a  quo  data  sunt,  contra  ea  liceat  Ire 
alicul.  ...  S  1.  .  .  .  Vel  pocins  de  utrisqne  in- 
lelligendum  est,   nidellcet,  nt  sicut  necessita- 
tem  patientes  cessante  necessitate  beneflciis  re- 
nnnciAie  cognntur,  qne  eis  miseratlonls  indulslt 
intuitns,  sie  religiöse  uinentes ,  cum  a  religione 
cessanerint ,  priuilegiis  exnuntur,  qne  rellgiosa 
conTersatio  merait.  Prinilegia  ergo,  qne  religiosis 
domibuB  conceduntnr,  uel  in  eo  casn  accipienda 
Eunt,  in  quo  ita  eis  consulitnr,  qnod  nnlli  ali- 
qnid derog&tnr,  nidellcet  nt  ex  nouallbns,  qno- 
rum  declmationes  nnlli  assignatae  fuerant,  pri- 
nilegiorum    decimas    aliquibus  persolnere  non 
cogantur,  nel  si  propter  instantem  temporis  ne- 
ceasitatem  eis  consnli  non  poterlt,  nisi  aliis  dero- 
getnr,  ita  piiuilegiomm  anctoritas  nidetnr  esse 
temanda,  nt  eomm  snbneniatnr  inopiae,  non  nt 
suamm  dinitiamm  augmento  et  possessionnm  non 
modica    extensione   porreota,    baptismales  sen 
parrochlanae  ecclesiae  penitns  destmantnr''. 

3  Die  Ausführung  in  Dict.  oit.  zu  CXXV. 
qn.  1  weist  deutlich  auf  Nov.  131.  c.  1  u.  Nov. 
143  pr.  hin,  Thaner  a.  a.  0.  S.  44. 

s  Denn,  dass  das  Dekret  nicht  erst  1150  o. 
Hol  vollendet  worden,  muss  nach  den  neuesten 
Forschungen  mindestens  als  wahrscheinlicb  gel- 
ten, Thaner  a.  a.  0.  S.  26;  v.  Schulte, 
G«Bch.  d.  Quellen  n.  Literatur  des  oanon.  Rechts 
1,  48;  Friedberg,  über  meine  neue  Ausgabe 
d.  V  eompllationes  antiquae.  Dekanatsprogramm. 
Leipzig  1882.  S.  7. 

*  In  den  ersten  Diplomen  dieser  Art :  salva  in 


omnihus  ap.  ted,  auet.,  Jaf f^  n.6010. 6029,  und 
wenn  zugleich  ein  Vorbehalt  für  die  Gerechtsa- 
men des  Diocesanbischofs  vorkommt,  znn&ohst : 
Bolva  dioeaesani  episeopi  eanonica  iusHÜa  et  ap. 
sed,  auct.,  Jafftf  n.  6011.  6018;  dann  aber 
unter  Vorstellung  des  apostolischen  Stuhles, 
Jafftf  n.  6098,  vgl.  Thaner  S.  10.  38  ff. 
Aehnlich  lautende  Vorbehalte :  salvo  iure  (anc- 
toritate oder  reuerentia)  s.  ecclesiae  Romanae 
(oder  sedis  apostolicae),  kommen  allerdings 
firüher  vor,  aber  gewöhnlich  nicht  in  der  Schluss- 
formel, also  mit  Beziehung  auf  einzelne  Rechte, 
nicht  auf  den  Oesammtinhalt  der  Verleihung, 
und  bedeuten  da,  wo  von  weltlichen  Rechten  in 
der  Urkunde  die  Rede  ist,  den  Vorbehalt  derarti- 
ger der  römischen  Kirche  zustehender  Befug- 
nisse, wo  aber  die  Verleihung  sich  auf  kirchliche 
Rechte  bezieht ,  eine  Reservation  der  herkömm- 
lichen Vorrechte  und  Befugnisse  des  römischen 
Bischofs,  so  z.  B.  bei  Primatialverleihungen  den 
Vorbehalt  des  Primates  des  römischen  Bischofs, 
Thaner  a.  a.  0.  S. 8  ff.,  niemals  hat  die  Klau- 
sel aber  in  den  früheren  Diplomen  den  Sinn, 
welcher  ihr  seit  Cölestin  gegeben  worden  ist. 

Im  Zusammenhang  mit  dieser  neuen  Praxis 
der  Kurie  steht  auch  die  In  derselben  Zeit  auf- 
gekommene Sitte,  Privilegien  in  kürzerer  Fas- 
sung mit  den  Anfangsworten  ^aluUm  ei  apotto- 
lieam  henedietionem'^ ,  statt  der  früher  herkömm- 
lichen und  auch  weiter  in  den  Privilegien  zu- 
gleich mit  der  Klausel:  salva  s.  ap.  anct. 
gebrauchten  Worte :  in  perpetuum,  sowie  femer 
mit  Weglassung  eines  Theiles  der  bisher  üblichen 
Sßhlussformel  auszufertigen,  von  ThanerS.4 
huUae  minores  genannt,  s.  z.  B.  Mansi  21,  594 
(Cölestin  II.  v.  1144),  welche  materiell  sich  nur 
als  rein  persönliche  Gnadenbezeigungen  darstel- 
len sollten  und  daher  auch  keines  Vorbehalts  des 
Widerrufes  für  den  apostolischen  Stuhl  bedurf- 
ten, Thaner  a.  a.  O.  S.  37. 

Wenn  auch  im  weiteren  Verlaufe  des  12.  Jahr- 
hunderts die  Form  dieser  zuletzt  gedachten  Bul- 
len immer  häufiger  bei  der  Ertheilnng  von  Pri- 
vilegien angewendet  worden  ist ,  so  kommt  doch 
die  ausführlichere  Fassung  mit  der  Einleitung : 
in  perpetuum  und  der  auf  die  Autorität  des  römi- 
schen Stuhles  bezüglichen  Klausel  noch  weit  über 
das  gedachte  Jahrhundert  hinaus,  vgl.  z.B.  für 
Alexander  m.  bull.  Tauxin.  2, 664. 674. 718.786, 
für  Lucius  III.,  ürban  III.,  Clemens  III.,  Coele- 
stinUl.,1.  c3, 16. 34. 66. 71. 78,  bis  in  die  zweite 
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vorbehalilicb  einer  anderweiten  Verftgang  des  apofltoUseheii  BlahleB)  eingerSckt 
worden  ist,  nm  die  Abhängigkeit  der  Verleihiing  von  dem  geeetegeberiBehen  WiUen 
des  Papstes  zu  bezeichnen. 

III.  Die  Bntwioklnng  seit  Alexander  III.  bis  sn  Anfang  des 
14.  Jahrhunderts.  Wie  die  nm  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  anfblthende 
kanonistische  Schule  dem  von  den  Schranken  der  Kanones  befreiten  centralen  nd 
obersten  Qesetzgebungsrecht  des  Papstes  die  theoretisebe  Begrftndimg  gegeben 
hatte,  so  hat  sie  femer  der  allseitigen  praktischen  Anerkennung  desselben  die  wich- 
tigste Förderung  geleistet.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Theorieen  OraHans  in 
Folge  des  hohen  Ansehens  seines  Werkes  und  dnrch  die  sieb  an  dasselbe  an- 
schliessende kanonistische  Rechtslehre  auf  den  neu  erstandenen  Hochsehnlen  die 
weiteste  Verbreitung  erlangen  mussten  \  kam  noch  ein  anderer  Umstand,  welcher  von 
nicht  geringerer  Bedeutung  war,  in  Betracht. 

Das  Papstthum  hat  gemäss  seinen  früheren  Traditionen  auch  selbst  noch  im 
12.  Jahrhundert  nur  selten  und  blos  bei  besonderen  Anlässen  durch  allgemeine  Anord- 
nungen in  die  Regelung  der  kirchlichen  Verhältnisse  eingegriffen  und  in  diesen  FäUeii 
sich  noch^  wie  im  1 1 .  Jahrhundert,  des  Institutes  der  von  ihm  abhängigen  Synoden 
bedient^.  Einen  viel  grösseren  Einfluss  hat  es  dagegen  durch  seine  Entscheidungen 
in  einzelnen  Verwaltungs-  und  Rechtssachen  ausgeübt  und  derselbe  war  in  dieser 
Zeit  um  so  bedeutender  als  bei  der  unbestrittenen  centralen  Stellung  des  Papstthums, 
bei  der  Erweiterung  seiner  obersten  Leitungsrechte  und  insbesondere  der  Ausdeh- 
nung der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit^  sich  die  Gelegenheiten  zn  solchen  Einwir- 
kungen so  zahlreich  darboten,  dass  zur  Zeit  Alexanders  m.  die  Kurie  selbst  die 
Geschäftelast  nicht  allein  mehr  bewältigen  konnte  und  nur  mit  Hülfe  des  damala  mr 
Ausbildung  gelangenden  Instituts  der  Delegation  die  an  sie  gebrachten  Sachen  er- 
ledigen konnte^.  Gerade  jene  fftr  einzelne  konkrete  Fälle  erlassenen  Dekretalen 
mit  ihren  Spezial-Entscheidungen  und  Spezial- Anweisungen  dienten  vor  Allem  seit 
der  Zeit  Alexanders  lU.  der  praktischen  Fortbildung  des  kirchlichen  Rechtes.  Nnr 
aus  ihnen  konnte  die  damalige  viffens  ecclesiae  discipUna,  wie  sie  sich  auf  Grund  des 
alten ,  im  Dekrete  Gratians  zusammengestellten  Materials ,  freilich  nicht  nnr  unter 
Ergänzung,  sondern  auch  unter  mancher  Abweichung  von  demselben  gestaltet  hatte, 
erkannt  werden.  Daher  wurden  dieselben  schon  zur  Zeit  des  genannten  Papstes 
gesammelt^  und  auch  in  der  Schule  von  den  Ranonisten,  welche  zufolge  Ihrer  rö- 
mischrechtlichen Bildung  nach  dem  Vorbilde  der  Pandekten  und  des  Kodex  jede 


Hüfte  des  folgenden  hinein  vor,  vgl.  in  Betreff 
Innocenz'  III.  ep.  I.  131  ▼.  1198,  Migne  i, 
30^  n.  ep.  XVI.  146, 1.  a  3,  939,  Honorins'in. 
(1216),  Potthast  reg.  n.  5327,  bnll.  Tanrin. 
3,308;  Gregors  IX.  (1236),  Potth.  n.  10236, 
bull.  clt.  3,  495,  Innocenz'  IV.  (1249),  Pottb. 
n.  13357 ,  buU.  clt.  3,  542  und  Alexanders  lY . 
(1255),  Pottb.  n.  15919,  bnll.  dt.  3,  615.  Im 
14.  Jabrbnnderte  Tertchwindet  eie,  soweit  iok 
sehe»  nnd  damit  gleicht  slob  anoh  der  weitere  Un- 
terschied zwischen  den  beiden  Fassungen  ans, 
vgl.  z.  B.  das  Privileg  Johanns  XXII.  (XXI.)  v. 
1325  bnll.  dl  4,  310. 

1  So  schreibt  Johann  v.  Salishury  an  Alexsni- 
derlU.  e^  198,  Migne,  patrol.  199, 218 :  „Fa- 
teor  ei  verum  est,  omnla  Romano  lioere  pontifld, 
sed  ea  dnaiazat  quae  de  lue  dtvino  ecdedaltl- 


cae  concessa  snnt  potestati.  Licet  ei  inra  noti 
oondere ,  vetera  abfogate ,  dnm  tarnen  lila  fne 
a  det  verbo  in  evangelio  vel  lege  perpetnam  cu- 
sam  habet,  mntare  nen  poedt*^. 

«  S.  0.  S.  352.  525. 

^  Vgl. hierzu  Renter,  Gesch.  Alexanders m. 
3,  528  ff. 

*  S.  Th.  I.  8.  472. 

^  Dass  schon  vor  der&ltesten  bekannten  Samn- 
Inng,  dem  s.g.  appendix  Lateranensie  (Maaei 
22,  149.  274  ff.)  aus  der  Zeit  Lndns'  m.  (1181 
bis  1186),  eine  andere  und  zwar  ver  1179  ange- 
fertigt worden  sein  mase,  hat  v.  S  chnlte,  isr 
Gescb.  d.  Literatur  üb.  d.  I>ekret Gratians,  eistar 
Beitrag.  Wien  1870.  S.32ff.,  s.  auch  desselb. 
Gesch.  d.  Quellen  1,  76,  arwi« 
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fliiixelne  Dekretale  als  Gesetz  ftr  die  darin  entschiedene  Materie  anffaasten  ^  als  das 
neue  praktische,  das  Dekretum  Gratians  abändernde  Recht  benutzt  nnd  behandelt^. 
Auf  diese  Weise  wnrde  der  theoretische  Gmnd  itlr  ein  neues  allgemeines,  anf  dem 
obersten  pftpstliehen  Gesetsgebungsrecht  beruhendes  ius  eanomcum  gelegt '  und  jene 
Anschauung  durch  die  Veranstaltung  weiterer  Privatsammlungen  von  Dekretalen 
und  durch  die  Vorlesungen  an  den  Hochschulen  immer  mehr  befestigt  K 

Allerdings  war  gerade  bald  nach  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts,  in  welcher  Zeit 
das  centrale  päpstliche  Gesetzgebungsrecht  seine  theoretische  Begründung  gefunden 
hatte,  das  deutsche  Eaiserthum  von  Neuem  bu  einer  gebietenden  Machtstellung  ge- 
langt. Aber  so  sehr  auch  Friedrich  I.  von  dem  Vorbild  Karls  des  Gr.  erfOllt  war  nnd 
80  energisch  er  einzelne  kaiserliche  Rechte  in  kirchlichen  Angelegenheiten  zur  Gel- 
tang SU  bringen  und  zu  wahren  wusste  ^,  so  ist  es  doch  in  der  hier  fraglichen  Be- 
ziehung nicht  zu  einem  Konflikt  zwischen  dem  Papstthum  und  Kaiserthum  gekommen. 
Einmal  war  der  Kampf  zwischen  beiden  Mächten  mehr  politischer,  als  kirchlicher 
Natar,  und  femer  hat  Friedrich  I.  nicht  einmal  mehr  den  Versuch  gemacht,  in 
kirchlichen  Angelegenheiten  ein  alleiniges  derartiges  Recht,  wie  einst  Karl  der  Gr.,  in 
Anspruch  zu  nehmen®  oder  auch  nur  das  frflhere  Institut  der  kaiserlichen  Synoden 
wieder  zu  beleben  7.  Die  Anschauung,  dass  nicht  mehr  die  Ftirsten,  sondern  die 
Kirohe  selbst  und  vor  Allem  das  Papstthum  die  Normen  fdr  den  kirchlichen  Rechts- 
kreis  zu  setzen  beftagt  sei,  hatte  sich  seit  den  Zeiten  Gregors  Vn.  allgemein  befestigt, 
und  sie  war  bereits  so  mächtig  geworden,  dass  sie  auch  in  deiyenigen  Ländern, 
welche  nicht,  wie  Italien,  Deutschland  und  Frankreich,  in  fortwährender  unmittel- 
barer Berührung  mit  dem  Papstthum  und  der  Kurie  standen,  gerade  im  12.  Jahr- 
hundert durch  die  päpstlich  gesinnten  Mü^üeder  des  Episkopates  immer  mehr  an 
Boden  gewann  ^. 


*  T.  S  G  h  u  1 1  e,  Gesoh.  d.  Quellen  1 ,  100.  n.  18. 
2  So  hat  schon  der  Mag:l8ter  Simon  deBl- 

siniano  in  seiner  zwischen  1174  n.  1179  ge- 
schriebenen Sninina  zum  Dekrete  Gratians  gegen 
80  neuere  Dekretalen  benutzt  nnd  das  Vorbild  für 
diese  Art  der  Behandlung  gegeben,  y.  Schulte, 
QueUen  1,  142.  226. 

S  Ygl.  Summa  des  Sicardus  y.  Oremona  (zw. 
il79  u.  1181)  zu  C.  III.  qu.  7:  „Sed  hodie 
noYo  iure  canonieo",  womit  er  e.  4.  X.  IV.  2 
T.  Alexander  III.  u.  c.  26  conc.  Later.  III.  ▼. 
1179  (c.  3.  X.  V.  19)  meint,  ▼.  Schulte,  zur 
Gesch.  d.  Literatur  Ab.  d.  Dekret  etc.  1.  Beitrag. 
8.47. 

*  Vgl.  darüber  v.  Schulte,  Gesch.  d.  Quel- 
len 1,  77  ff. 

fi  S.  o.  S.  352.  567  u.  Tb.  n.  S.  565  ff. 

0  Allerdings  finden  sich  in  der  constlt.  de  pace 
tenenda  t.  1156  c.  4  u.  in  der  constit.  pacis  ▼. 
1168,  LL.  2,  102. 112,  auch  Vorschriften,  wel- 
che die  Geistlichkeit  betreffen ,  es  handelt  sich 
aber  hierbei  um  Bestimmungen  zur  Wahrung  des 
Landfriedens ,  welche  zugleich  der  Kirche  zum 
Vorthell  gereichten. 

^  S.  0.  S.  567. 

^  So  ist  in  England  das  königliche  Recht  der 
Berufung  und  Genehmigung  der  Einberufung  der 
Beiehssynoden  unter  Stephan  (11 34 — 1 1 54)  nicht 
mehr  geübt  worden ,  s.  0.  S.  573.  Am  längsten 
hat  der  Kampf  in  Norwegen  gedauert.    Hier 


war  es  rwar  dem  hierarchisch  gesinnten  Episko- 
pat seit  der  1152  erfolgten  Errichtung  des  Me- 
tropolitansitzes zu  Dronthelm  (Nidaros)  gelan- 
gen, im  Jahre  1164  unter  König  Magnus  die 
Herrschaft  über  den  Staat  zu  erlangen  und  ins- 
besondere das  alte  königliche  Gesetzgebungs- 
recht, welches  auch  In  kirchlichen  Angelegen- 
heiten Yon  König  und  Volk  an  den  Dingstätten 
geübt  wurde,  in  Frage  zu  stellen,  Zorn  ,  Staat 
u.  Kirche  in  Norwegen.  München  1875.  S.  38. 
92  ff.  107.  Aber  nachdem  König  Syerrlr  seit  1184 
seine  Herrschaft  befestigt  hatte,  trat  derselbe 
energisch  für  das  alte  Recht ,  namentlich  für  die 
Aufrechterhaltung  der  staatlichen  Gerichtsbar- 
keit, des  Laien-  und  königlichen  Patronates  (we- 
gen des  Mitwirkungsrechtes  bei  Besetzung  der 
Bisthümer,  s.  Th.  11.  S.  592  Anm.)  ein ,  und  er 
vermochte,  trotzdem  seit  1194  auch  die  Päpste  in 
den  Konflikt  eingriffen,  alle  Ansprüche  der  Hier- 
archie zurückzuweisen,  Zorn  a.  a.  0.  S.  118. 
127. 137. 145  ff.  Seine  Nachfolger,  welche  nach- 
giebiger gegen  die  Forderungen  derselben  waren, 
hielten,  wenngleich  das  im  FrostuthlngslÖg  ent- 
haltene Ghristenrecht  ▼.  J.  1244  vom  König  Ha- 
ken Gamli  mit  dem  Erzbischof  von  Dronthelm 
▼ereinbart  worden  ist  und  schon  ylel  kanonisches 
Recht  aufweist,  ebenfalls  an  dem  ausschliesslichen 
staatlichen  Gesetzgebungsrecht,  wie  an  der  staat- 
lichen Gerichtsbarkeitfest.  Selbst  die  RoTlslon  der 
norwegischen  Gesetzbücher  und  ihrer  Ohrlsten- 
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Die  Wiederbelebung  abgeschlossener,  der  direkten  Einwirkung  des  Papstthuma 
entzogener  Landeskirehen  war  nicht  mehr  möglich,  aber  andererseits  hatte  das 
letztere  bei  seiner  gesetzgeberischen  Thätigkeit  seit  Gregor  YII.  den  Ansprach  er- 
hoben, eigenmächtig  die  Qränzen  des  kirchlichen  Rechtskreises  weit  in  das  weltliche 
Gebiet  hinein  ohne  jede  Rücksicht  auf  staatliche  Interessen  zu  setzen.  Hiergegen 
allein  noch  konnte  eine  staatliche  Reaktion  von  Erfolg  sein,  und  sie  musste  noth- 
wendig  zu  dem  Versuch  fuhren,  das,  was  der  staatlichen  und  was  kirchlicher  Sphftre 
zugehöre,  genau  zu  scheiden,  und  damit  die  Grundlagen  des  heutigen  staatlichen 
ins  circa  sacra  anzubahnen,  wozu  es  bei  dem  bisherigen  Verlaufe  der  Entwicklung  an 
jedem  Anlass  gefehlt  hatte  K 

Der  erste  derartige  Versuch,  das  gregorianische  System  im  staatlichen  Interesse 
zu  beschränken,  ist  schon  während  des  hier  fraglichen  Jahrhunderts  in  England  nach 
der  schwachen  Regierung  Stephans  durch  Heinrich  U.  gemacht  worden.  Derselbe 
liess  i.  J.  1164  zu  Clarendon  im  Wege  des  Rekognitionsyerfahrens  die  consueta- 
dines  avitae  2,  d.  h.  die  herkömmlichen  Rechte  des  Königs  gegenüber  der  Kirche 
feststellen^.  Wenngleich  eine  Reihe  der  hier  beurkundeten  Befbgnisse  schon  firtther 
in  dem  englisch-normannischen  Staatswesen  geübt  worden  waren  und  mit  der  da- 
maligen Gestaltung  des  Verhältnisses  der  Kirche  zum  Staat  und  dem  Königthum  zu- 
sammenhingen^, so  standen  dieselben  doch  mit  dem  jetzt  von  der  Kurie  und  der 
hierarchischen  Partei  fär  massgebend  betrachteten  neuen  ins  canonicum  in  direktem 


rechte  unter  Konig  Magnus  Lagabaetii,  i.  J. 
1268 ,  welche  das  kanonische  Recht  noch  weiter 
durchführten,  wurde  noch  in  alter  Weise  Yorge- 
nommen;  als  aber  auch  das  Frostuthing  1.  J. 
1269  in  dieser  Weise  yerändert  werden  sollte, 
trat  der  Erzhischof  Jon  von  Drontheim  unter 
Beistimmung  der  Landgemeinde  dem  Versuch  der 
Regelung  des  Kirchenrechtes  durch  die  staatliche 
Gesetzgebung  entgegen  und  die  daraus  entstan- 
denen Differenzen  wurden  durch  das  Konkordat  zu 
Rergen  1.  J.  1273  beigelegt,  worin  der  König  auf 
eine  Reihe  von  Rechten ,  insbesondere  auch  auf 
das  Recht ,  die  Landesgesetze  gegen  die  frühere 
Gewohnheit  zum  Nachtheil  von  Kirche  und  Kle- 
rus zu  ändern,  verzichtete.  Gregor  X.  hat  das 
Konkordat  zwar  verworfen ,  und  erst  i.  J.  1277 
kam  es  zum  Abschluss  eines  neuen ,  des  Tuns- 
berger  Konkordates,  welches  ohne  Einholung  der 
päpstlichen  Genehmigung  in  Kraft  trat.  Das  zu- 
letzt erwähnte  Konkordat  enthält  im  wesent- 
lichen die  frühereu  Yerzichtleistungen.  Damit 
und  durch  das  einseitig  von  Erzbischof  Jon  1273 
erlassene  Ghristenrecht ,  welches  der  König 
gleichfalls  1.  J.  1277  anerkannte ,  war  in  Folge 
der  Schwäche  des  letzteren  der  Sieg  des  kanoni- 
schen Rechts  entschieden  und  das  alte  staatliche 
Gesetzgebungsrecht  in  kirchlichen  Angelegen- 
heiten preisgegeben,  vgl.  Zorn  a.  a.  0.  S.  150. 
169.  173.  183.  198.  204.  207.  213.  218.  222. 
229.  237.  Wenn  übrigens  der  letztere  S.  277 
darauf  hinweist ,  dass  in  den  südlichen  Staaten 
der  Staatsgedanke  sich  erst  später,  als  in  Norwe- 
gen, gegen  das  kanonische  Recht  erhoben  und 
das  nationale  Recht  sich  dort  zunächst  für  eine 
solche  Reaktion  nicht  stark  genug  erwiesen  hat, 
so  muBB   dieser  Auffassung  eutgegen   gehalten 


werden,  dass  der  skandinavische  Norden  die 
ganze  Entwicklung  des  Yerhältnisses  zwischen 
Staat  und  Kirche  seit  der  Zeit  Karls  d.  Gr.  nicht 
mit  durchgemacht  hat  und  hier  von  einer  aU- 
mählichen  Zersetzung  des  nationalen  Rechtes 
durch  die  Kirche  nicht  hat  die  Rede  sein  können. 
Gerade  der  völlig  unvermittelte  Gegensatz  zwi- 
schen dem  altnationalen  und  dem  kanonischen 
Recht,  dessen  volle  Einführung  die  Kirche  nach 
kaum  zweihundertjähriger  Herrschaft  des  Chri- 
sten thnms  erstrebte,  hat  hier  sofort  die  seharfen 
Konflikte  erzeugt ,  wie  sie  doch  sicherlich  auch 
im  Frankenreiche  nicht  hätten  ausbleiben  kön- 
nen, wenn  die  Kirohe  in  der  Lage  gewesen  wäre, 
etwa  Karl  dem  Gr.  mit  denselben  Anforderungen 
entgegenzutreten ,  welche  sie  seit  Gregor  Tll. 
erhoben  hat. 

1  Denn  im  römischen  Reich,  in  den  früher  ab- 
geschlossenen germanischen  Landeskirchen,  und 
im  karolingischen  Reich  kam  den  weltlichea 
Herrschern  die  massgebende  Entscheidung  bei 
der  Feststellung  des  kirchlichen  Rechtes  zu  und 
auch  nachher  hat  in  Deutschland  bis  zum  11. 
Jahrhundert  das  Kaiserthum  dabei  wenigstens 
tbatsächlich  die  entscheidende  Stellung  besessen, 
während  andererseits  das  gregorianische  System 
der  geistlichen  Universal monarchie  keine  selbst- 
ständigen  Rechte  der  Fürsten  und  des  Staates  in 
allen  Angelegenheiten,  welche  auch  nur  im  ent- 
ferntesten die  Kirche  und  die  Geistlichen  be- 
rührten, anerkennen  konnte. 

2  Abgedruckt  bei  Mansi  22, 1187;  Reuter, 
Gesch.  Alexanders  III.  i,  574. 

3  Vgl.  Reuter  a.  a.  0.  S.  299  ff.  358;  He- 
fe le,  Gonoiliengesch.  5,  548  ff. 

*  Reuter  a.  a.  0.  S.  369.  574. 
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Widersprach  ^,  vor  Allem  lag  aber  in  der  Kodifikation  derselben  und  dem  Verlangen 
ihrer  eidlichen  Anerkennung  seitens  der  Bischöfe  die  principieUe  Znrflckweisung  der 
Forderang  der  Hierarchie,  einseitig  die  Qränzen  des  kirchlichen  Oesetzgebnngs- 
rechtes  zn  bestimmen,  sowie  gleichzeitig  die  Inansprachnahme  der  Befiigniss,  die  Gel- 
timg des  kanonischen  Rechts  nach  Massgabe  der  staatlichen  Interessen  durch  eigene 
Anordnung  zu  regeln  und  zu  beschränken.  Und  wenn  Heinrich  ü.  in  dem  aus 
Anlass  der  Konstitutionen  entstandenen  Streit  mit  Thomas  Becket^  sich  mehr  schein- 
bar als  wirklich  gefügt^  und  nur  zum  Theile  die  in  denselben  verbrieften  Rechte 
aufgegeben^  hat,  so  war  Alexander  ni.  aus  politischen  Rllcksichten  nicht  aUzuscharf 
gegen  ihn  vorgegangen  i^,  und  bald  nachher  gelang  es  der  Kurie,  unter  seinem  Nach- 
folger weitere  Vortheile  zu  erreichen. 

Das  von  Alexander  HI.  auf  der  Höhe  seiner  Macht  abgehaltene  Lateran- 
konzil V.  J.  1 179^  hat  allerdings  in  seinen  Kanones  kein  principieUes  Anerkenntniss 
des  obersten  kirchlichen  Gesetzgebungsrechtes  des  Papstes  ausgesprochen,  aber  es 
hat  ausser  seinen  reformatorischen  Bestimmungen  eine  Reihe  von  Vorschriften  er- 
lassen, welche  sich  gegen  ein  etwaiges  Anordnungsrecht  der  weltlichen  Herrscher 
Aber  die  von  dem  Papstthum  fdr  die  kirchliche  Sphäre  in  Ansprach  genommenen  An- 
gelegenheiten richteten  und  dasselbe  gerade  fßr  solche  Verhältnisse,  in  denen  es  bis- 
her von  einzelnen  Fllrsten  geübt  war,  ausschUessen  sollten '^.  Dass  Alexander  UI. 
die  betreffenden  Bestimmungen  nicht  allein,  sondern  in  Gemeinschaft  mit  einem  all- 
gemeinen Konzile  gegeben  hat,  kann  nicht  aufßlllig  erscheinen.  Abgesehen  davon, 
dass  die  damalige  Lage  der  politischen  und  kirchlichen  Verhältnisse  auf  die  Einbe- 
rufung einer  solchen  Synode  hinwies ,  lag  es  im  eigenen  Interesse  des  Papstthums, 


1  So  0.  8  (Verbot  der  Appellation  über  den 
ErzMschof  hinaas  ohne  königliche  Erlaub niss, 
d.  h.  nach  Rom),  c.  4  (Verbot  der  Reisen  der 
Bischöfe  ohne  Genehmigung  des  Königs  ausser 
Landes ,  s.  o.  S.  203.  n.  3  u.  S.  222  Anm.  4 
a.  E.);  c.  1.  3.  6.  9.  11.  15  (Vorbehalt  der  welt- 
lichen Qerichtsharkeit  nnd  Beschränknng  der 
geistlichen  Jurisdiktion  in  streitigen  und  Straf- 
sachen), c.  5.  7.  10  (Beschrankung  der  Exkom- 
munikation und  ihrer  Wirkungen) ,  c.  12  (Wah- 
rung des  Regalienrechtes  bei  Bisthumem,  Abteien 
und  Prioraten  und  des  Rechtes  auf  Mitwirkung 
bei  der  Wahl  zu  diesen  Stellen,  sowie  Forderung 
des  Lehnseides  vor  der  Konsekration,  s.  Th.  11. 
S.  586),  C.2  (Vorbehalt  der  königlichen  Zustim- 
mung zur  Vergebung  der  zu  königlichen  Lehnen 
gehörigen  Kirchen). 

2  Schon  auf  der  Versammlung  zu  Sens  i.  J. 
1164  hat  Alexander  III.  die  Konstitutionen  1.  3. 

4.  5.  7  bis  10.  12.  15  als  den  Kanones  zuwider- 
laufend verworfen,  ManBi21,  1194;  Hefele 

5,  567. 

3  Denn  er  gelobte  i.  J.  1172  zu  Avranches 
zwar  ansdrQcklich,  Mansi  22,  135:  .,quod  ne- 
que  appellationes  impediret  neque  impedire  per- 
mitteret,  quin  libere  flerent  in  regno  suo  ad 
Romannm  pontiflcem  in  ecclesiasticis  causis,  tta 
tarnen,  ut  si  ei  suspecti  fnerint  aliqni,  securita- 
tem  faciant,  quod  malum  suum  vel  regni  sni 
non  qnaerant",  des  weitem  aber  nur  allgemein, 
die  während  seiner  Regierungszeit  zum  Nach- 
theil der  Kirche  eingeführten  Gewohnheiten  auf- 
zuheben, s.  Th.  II.  S.  587.    Mit  dem  letzteren 

Hinsckius,  Eirchenieeht.    lU. 


Versprechen  war  allerdings  die  Kodifikation  von 
Clarendon  widerrufen ,  aber  dadurch  wurde  ein 
Festhalten  an  den  durch  die  letztere  blos  fest- 
gestellten nnd  schon  vorher  von  seinen  Vorfahren 
gehandhabten  Rechten  —  tind  dahin  gehörten 
fast  alle  kodificirten  Befugnisse  des  Königs  — 
nicht  direkt  ausgeschlossen. 

^  Ueber  die  Festhaltung  der  königliahen  Rechte 
bei  der  Besetzung  der  bischöflichen  Stuhle  s. 
Th.  II.  S.  587;  im  Uebrigen  vgU  Reuter  a.  a. 
O.  3,  151.  722 ;  nur  in  Betreif  der  Gestattung  der 
Appellationen  an  den  päpstlichen  Stuhl  hat 
Heinrich  II.  thatsächlich  nachgegeben. 

s  Aus  demselben  Grunde  erklärt  es  sich ,  dass 
es  in  Sicilien ,  wo  die  Fürsten  ebenfalls  an 
den  normannischen  Rechtsgewohnheiten  fest- 
hielten und  bei  den  Differenzen  mit  den  Päpsten 
in  der  günstigen  Lage  waren ,  nicht  von  den  Bi- 
schöfen des  eigenen  Landes  bekämpft  zu  wer- 
den, zu  keinem  Konflikt  gekommen  ist,  obwohl 
gerade  Wilhelm  II.  zur  Zeit  Alexanders  mehrere, 
die  geistliche  Gerichtsbarkeit  einschränkende 
Gesetze,  Huillard-Brtfholles,  bist.  dipl. 
Friderici  IT.  IV.  1,  40.  48,  erlassen  hatte,  vgl. 
Sen  ti  8,  d.  monarchia  Sicula  S.  73  ff.  80. 

«  S.  0.  S.  352. 

^  Hierher  gehören  die  Vorschriften  in  c.  1  Aber 
die  Papstwahl  (s.  Th.  I.  S.  264),  in  c.  14  über 
die  kirchliche  Gerichtsbarkeit ,  in  c.  7.  19  über 
das  Verbot  der  Auflagen  auf  Kirchengut  sowie 
der  Beeinträchtigung  der  bischöflichen  Jurisdik- 
tion, und  in  c.  17  über  das  Patronatrecht,  Mansi 
22,  217  «r. 
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jenen  einschneidenden  Anordnungen  die  bindende  Kraft  durch  ein  Organ  verleihen 
zu  lassen,  dessen  Autorität  allseitiger  Anerkennung  gewiss  war  und  namentlich  von 
den  weltlichen  Mächten  nicht  in  Frage  gestellt  werden  konnte.  Dagegen  hätte  der 
Weg  einseitiger  päpstlicher  Anordnung  allgemeiner,  die  ganze  Kirche  betreffen- 
der Normen  als  ein  völlig  ungewöhnlicher  erscheinen  mllssen,  und  femer  gebot 
es  die  Politik,  mit  Rflcksicht  auf  den  Episkopat,  welcher  in  den  Zeiten  Friedrichs  I. 
wenigstens  zum  Theil  in  Anlehnung  an  die  kaiserliche  Macht  wieder  eine  gewisse 
selbstständige  Stellung  hatte  einnehmen  können ,  bei  der  praktischen  Verwerthang 
der  neuen  Theorie  von  dem  centralen  päpstlichen  (Jesetzgebungsrecht  nur  mit  Vor- 
sicht zu  handeln. 

Selbst  Innocenz  III.  hat,  obwohl  er  den  Fllrsten  mit  grosser  Entschieden- 
heit in  den  die  Kirche  auch  nur  im  Entferntesten  berührenden  Angelegenheiten  ent- 
gegengetreten  ist^,  und  das  Dispensations-  und  Privilegienrecht  als  päpstliche  Prä- 
rogative beansprucht  hat^,  doch  beim  Erlass  allgemeiner  kirchlicher  Gesetze  den 
hergebrachten  Weg  der  konziliaren  Gesetzgebung  ^  nicht  verlassen,  ja,  als  er  im  J. 
1210  zuerst  von  allen  Päpsten  eine  offizielle  Sammlung  aus  seinen  eigenen  Dekre- 
talen  zusammenstellen  liess,  hat  er  dieser  nicht  einmal  direkt  Gesetzeskraft  beigelegt, 
sondern  sie  blos  an  die  Universität  Bologna  zur  Benutzung  beim  Unterricht  und  beim 
Rechtsprechen  übersendet^. 

Dagegen  hat  sein  Nachfolger  Honorius  in.  schon  kein  Bedenken  mehr  ge- 
tragen, fdr  die  von  ihm  1226  veranstaltete  Sammlung  die  Reception  in  den  Univer- 
sitäten und  in  den  Gerichten  zu  befehlen  ^.  Beide  Sammlungen  sind  ohne  princi- 
piellen  Widerspruch  recipirt  worden,  obwohl  freilich  die  Schule  in  alter  Gewohnheit 


»  ep.  XV.  204  ad  reg.  Oypr.  v.  1213,  Migne 
patrolog.  216,  133  :  „Qnla  dum  non  contentns  iis 
qnae  Caesaris  esse  debent,  ad  ea  quae  dei  sunt, 
manus  extendis ,  actlonem  contra  libertatem  ec- 
clesiae  inten tando,  de  calamnia  te  reum  exhibes 
apud  denm,  super  ingratitudlne  nihilominus  re- 
oonventum  eo  quod  ecclesiam ,  quae  te  per  sa- 
cramentum  baptismi  solutis  vlnculis  servitutis, 
quibus  morti  peccati  tenebaris  astrictus,  In  liber- 
tatem salutls  eripuit  et  regeneraflt  ad  yitam ,  In 
duram  et  asperam  redigere  niteris  serritutem, 
cum  absurdum  slt  et  ingratnm,  ut  matrem  fllius 
et  sponsam  regis  coelestis  rex  terrenus  ancillet" ; 
ep.  XI.  77  ad  eplso.  Yeric.  v.  1208,  I.  c.  125, 
lo94:  ^omnes  pactiones ,  constltutlones  et 
coniurationes  de  rebus  eccleslastids  in  ecclesia- 
rum  dlspendium  a  praedictis  laids  attentatas  Tel 
in  posterum  attentandas  omnlno  oassamus'' ;  vgl. 
weiter  die  Zusammenstellung  bei  Hurt  er, 
Gesch.  Papst  Innocenz*  III.  3 ,  78  ff.  u.  c.  26. 
4Ö.  46.  61  des  4.  Lateranensiscben  Konzils  v« 
1215  (s.  0.  S.  353). 

2  üeber  das  Privilegienreoht  s.  c.  11  (Innoc. 
III.)  X.  de  off.  lud.  ord.  I.  31,  worin  die  S.716. 
n.  6  citirte  Aeusserung  Nikolaus'  I.  ohne  Nen- 
nung desselben  wiederbolt  wird.  Dass  Inno- 
cenz III.  für  den  päpsülcben  Stuhl  das  Wlder- 
rufsrecbt  von  Privilegien  gleichfalls  in  Anspruch 
genommen  bat,  zeigt  ep.  I.  138  ▼.  1198,  Migne 
1,  128,  in  welcher  er  ein  solches  wieder  aufhebt; 
femer  ep.  v.  1214 ,  1.  e.  4 ,  226 ,  in  welcher  dem 


König  von  England  bei  Ertheilung  eines  Privi- 
legs die  Ermahnung  ertheilt  wird,  dasaelbe  nicht 
zu  missbrauchen,  weil  Ihm  dasselbe  sonst  wieder 
entzogen  werden  müsse.  Vgl.  übrigens  auch  c.  24 
(Later.  IV)  X.  de  privU.  V.  33  und  o.  S.  733. 
n.  4  a.  E.  Wegen  des  Dispensationsrechtes  s. 
Nr.  V  dieses  $. 

8  S.  0.  S.  353. 

*  Vgl.  die  Vorrede  bei  v.  Schulte  a.  a.  0. 
S.  87.  n.  1  (Potthast  n.  4157):  ^nnotescat, 
decretales  a  .  .  .  magistro  P.  subdiacono  et  no- 
tario  nostro  compilatas  fideliter  et  sub  eompeteo- 
tibus  titulis  collocatas ,  in  nostris  usque  XU  sn- 
num  contineri  registris,  quas  ad  cautelamro- 
bls  sub  buUa  uostni  duximus  transmittendas,  vt 
eisdem  absque  quolibet  dubitationit 
scrupulo  uti  possitis,  cum  opus  fnezit 
tam  in  ludiciis  etscholis''. 

5  Vorrede  bei  v.  Schulte  a.  a.  O.  S.  90  n. 

22  (Potthast  n.  7684),  gerichtet  an  Tankred, 
Arohidiakon  in  Bologna :  „nos  quasdam  epistolas 
decretales  super  his ,  quae  nostris  suborta  tem- 
poribus  per  nos  vel  fratres  nostros  deddimus  vel 
etiam  aliis  de  ipsorum  consUio  oommiaimus  de- 
cidenda ,  compilari  fedmus ,  et  tibi  sub  buBi 
nostra  duximus  destinandas :  quooirca  diseretioai 
tuae  per  apostolica  scripta  mandamus,  qoateuf 
eis  solenniter  pubiicatis  absque  uUo  scrupulo 
dubitationis  utaris  et  ab  aliis  recipi  faeias 
in  iadioiis  quam  in  scholis''. 
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sieh  das  Recht  beilegte,  ebenso  wie  die  einzelnen  Stellen  im  Dekrete,  anch  die 
einzelnen  päpstlichen  Dekretalen  zu  kritisiren  ^ 

Nachdem. die  Wissenschaft  das  päpstliche  Gesetzgebnngsrecht  allseitig  aner- 
kannt hatte,  die  allgemeinen  Konzilien  lediglich  zn  abhängigen  Organen  der  Päpste 
geworden  waren,^  nnd  das  Papstthnm  mitinnocenz  UI.  seine  weltbeherrschende  Höhe 
erlangt  hatte,  konnte  nnnmehr  G  r  e  g  o  r  IX .  den  entscheidenden  Schritt  wagen,  nämlich 
zum  ersten  Male  allein  nnd  einseitig  einen  Akt  umfassender  allgemeiner  kirchlicher  Ge- 
setzgebung vorzunehmen  und  damit  fQr  alle  Zukunft  das  centrale,  päpstliche  Gesetz- 
gebungsrecht sowohl  gegenüber  den  lokalen  Gewalten  in  der  Kirche,  wie  anch  gegen- 
flber  den  weltlichen  Mächten  sicher  zu  stellen.  Am  5.  September  1234  übersandte  er 
durch  die  Bulle :  Rex  padßcus  ^,  die  auf  seinen  Befehl  durch  Raimond  a  Pennaforte 
angefertigte  Dekretalensammlung  an  die  Universitäten  zu  Bologna  und  Paris,  nnd  befahl 
dabei  nicht  nur  den  alleinigen  Gebrauch  derselben  unter  Ausschluss  aller  früheren, 
sondern  er  untersagte  auch  zugleich  in  Uebereinstimmung  mit  einem  schon  von 
Gregor  YII.  ausgesprochenen  Gedanken  ^  die  Anfertigung  neuer  Sammlungen  ohne 
besondere  päpstliche  Erlaubnisse  und  beseitigte  dadurch  die  bisherige  freie  Stellung 
der  Schule,  von  welcher  bis  dahin  die  Reoeption  der  fdr  die  Einzelfälle  ergangenen 
Dekretalen  als  massgebender  allgemeiner  Normen  des  neuen  ins  canonicum  abge- 
hangen hatte.  Ueber  das  Verhältniss  seines  Gesetzbuches  zu  dem  im  Dekretum 
Gratians  enthaltenen  älteren  kirchlichen  Recht  ist  in  der  PubHkatlonsbulle  nichts 
bestimmt.  Da  indessen  die  Sammlung  an  Stelle  der  früher  benutzten  treten  sollte, 
und  das  Gesetzgebungsrecht  des  Papstes  in  derselben  seine  ausdrückliche  Anerken- 
nung gerade  im  Hinblick  auf  die  Aenderung  von  Gesetzen  und  die  verbindliche  Kraft 
neuer  päpstlicher  Erlasse  gefunden  hatte  ^,  so  konnte  es  nicht  zweifelhaft  sein ,  dass 
allen  früheren  Vorschriften  im  Dekrete  durch  die  widersprechenden,  in  den  Einzel- 
dekretalen  ausgesprochenen  oder  aus  ihnen  zu  abstrahirenden  Rechtssätze  derogirt 
sein  sollte.  Diesen  Standpunkt  hatte  allerdings  die  Schule  und  Doktrin  auch  ge- 
genüber den  früheren  Sammlungen  und  den  in  ihnen  enthaltenen  Dekretalen  ein- 
genommen, nunmehr  musste  derselbe  aber,  einmal  weil  bei  den  einzelnen  Dekretalen 
des  Gregorianischen  Gesetzbuches  kein  Zweifel  an  ihrer  Bedeutung  als  allgemeiner 
Gesetze  mehr  erhoben  werden  konnte,  und  weil  in  demselben  in  umfassender  Weise 
das  neue,  den  lebendigen  Gestaltungen  der  damaligen  kirchlichen  Entwicklungsstufe 
entsprechende  päpstliche  ins  canonicum  kodificirt  war,  zu  dem  Resultate  führen,  dass 
das  Dekretum,  welches  das  im  ersten  Jahrtausend  der  Eärche  entstandene,  im  we- 
sentlichen konziliare  Recht  zusammengefasst  hatte ,  in  vielen  Stücken  seine  mass- 
gebende und  seine  praktische  Bedeutung  verlor  und  an  seine  Stelle  das  auf  päpst- 
lichen Gesetzen  ruhende  novum  ins  canonicum  trat®. 


1  T.  Schulte  u.  a.  0.  S.  164.  Anm.  25; 
S.  165.  Anm.  26  u.  2,  5. 

2  Friedberg,  corp.  Inr.  can.  2,  1.  DasB  der 
hier  angegebene  Beweggrand,  eine  grössere  Ver- 
einfachung nnd  Uebersichtlichkeit  des  vorhande- 
nen Doknmentenmaterials  herbeiführen,  nicht 
der  wahre  und  entscheidende  ist,  darüber  vgl. 
Y.  Schulte  a.  a.  0.  2,  6. 

3  S.  V.  S.  726  n.  4. 

*  Bulle :  Bex  pacifleus :  „Volentes  igitur ,  ut 
hae  tantam  compilatlone  universi  utantur 


in  iudiciis  et  scholis,  distriotius  inhibemus,  ne 
quis  praesumat,  aliam  facere  absque  auc- 
toritatesedisapoBtollcaespeciali". 

5  c.  13  (Gregor.  IX.)  X.  de  constit.  I.  2 : 
„Quoniam  constitutio  apostolicae  sedis 
omnes  constrlngit  .  .  .,  declaramus,  consti- 
tütlonem  ....  non  ad  praeterita,  sed  ad  futura 
tantum  extendi,  quam  leges  et  constitutiones 
faturis  certum  sit  dare  formam  negotiis,  non  ad 
praeterita  facta  trahi,  nisi  nominatim  in  eis  de 
praeteritis  caTeatnr^. 

8  ▼.  Schalte  a.  a.  0.  1,  222  u.  2,  4.  456. 
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Ein  principieüer  Widerstand  gegen  4en  Schritt  Gregors  £K.  hat  sich  nicht 
erhoben,  vielmehr  wurde  seine  Dekretalensammlnng  nunmehr  die  Grundlage  ftlr  den 
kanonistisclien  Unterricht  und  die  wissenschaftliche  Behandlung  des  kirchücheii 
Rechtes!)  und  fand  in  den  geistlichen  Gerichten  allseitige  Anwendung.  Die  gesetz- 
liche Fortbildung  des  kanonischen  Rechtes  erfolgt  seitdem  allerdings  im  Wesentlichen 
noch,  wie  früher,  auf  dem  Wege  der  Spezialentscheidung  einzelner  Angelegenheiten 
und  Fälle ^,  aber  noch  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  wird  theils  einzelnen  der  neu 
ergangenen  Dekretalen  durch  päpstliche  Erlasse  a%emeine  Gesetzeskraft  beigelegt  ^ 
theils  werden  sie  zu  einer  neuen  offiziellen  Sammlung  vereinigt  und  diese  als  Gesetz- 
buch publicirt.  In  der  Publikationsbulle  zu  der  einzigen,  hierher  gehörigen  Zusam- 
menstellung des  13,  Jahrhunderts,  dem  liber  Sextus,  bezeichnet  Bonifaz  VIIU 
die  Stellung  der  römischen  Kirche  als  ioHus  arhis  praecipum  tnagistrahu ,  welcher  die 
Fürsorge  für  ihre  ünterthanen,  mhdiH  5,  obliege  und  in  der  Sammlung  selbst,  welche 
im  Gegensatz  zu  den  Dekretalen  Gregors  K.  auch  in  formeller  Beziehung  mehr  den 
Charakter  eines  Gesetzbuches  trägt  ^,  den  Papst  als  deiyenigen  qui  iura  omnia  in  $enmo 
pectoris  sm  censetur  habere"^. 

So  hat  sich  während  des  13.  Jahrhunderts  das  centrale  Gesetzgebungsreeht  des 
Papstes  und  die  Herrschaft  desselben  über  das  ins  canonicum  festgestellt,  und  der 
Rechtszustand  gebildet,  welchen  das  Papstthum  von  dieser  Zeit  an  als  den  allein 
legitimen  erachtet  und  welchen  es  gegen  alle  später  hervorgetretenen  Angriffe  der 
unteren  kirchlichen  Gewalten  erfolgreich  vertheidigt  hat. 


»  A.  a.  0.  2,  456  ff. 

2  Allgemeine  Erlasse  kamen  alleidingB  Tor, 
aber  selten.  Ein  Beispiel  bietet  die  o.  S.  122 
n.  3.  cltirte  Konstitution  Innoceiiz*  lY.  v.  1253. 

3  So  Yon  Innocenz  IV.  Bulle  v.  9.  Sept.  1253 
(Potthast  n.  15129)  an  den  Archidiakon  v.  Bo- 
logna, Schulte,  Dekretalen  zw.  d.  „decretales 
Gregorii  IX.«  u.  „liber  VI.  Bonlfaeii  VIII«.  Wien 
1867.  S.  709:  „Ad  expediendos  nodos  multi- 
plicium  quaestionnm ,  quas  de  rebus  ingiter 
emergentibus  öontra  Tarios  posltiTi  iuris  articulos 
hnmanae  indaginls  induclt  inflrmitas,  nonuulla 
temporibus  nostris  nofarum  decretalium,  consti- 
tutionum,  epistolarnm  remedia  emanarunt  quae 
praedecessorum  nostror.  strenuls  sunt  subiecta 
laboribus,  per  quas  fuit  ad  oommunem  omulum 
et  maxime  stndentium  utilitatem  vlgilantissimis 
excogitationibus  desudatum.  Verum,  sicutaccepi- 
mus  eis  constitutionibuB  decretalibus  q  uaedam 
aliae  sub  nostro  confecto  nomine  ab 
aliquibus  inseruntur,  quas  nostrae  approbationis 
eo  non  provexit  auctoritas,  ut  cum  aliis,  quas 
locum  habere  censuimVis,  in  iudiciis  «t  scholis 
debeant  elsdem  iuris  articulls  contineri.  Ne  ergo 
per  commixtionem  huius  opinionis  cuius- 
libet  umbra  speciem  veritatis  usurpans  aliquot 
in  eonfusionis  abdacit  errorem,  constitutionum, 
decretalium  et  epistolarumj  quas  tempore  ponti- 
flcatns  nostri  edidimus,  quoaque  in  corpore  iuris 
contineri  deeemimuSy  tibi  competentibus  assigna- 
tas  titulis  duximus  transmittendas ,  discretioni 
yestrae  p.  apost.  scripta  maudamus,  quatenue 
ea  magistris  et  scholaribus  diligenter  exponens 
ex  parte  nostra  dlstrictins  prohlbeat,  ne  quis 
aliquas  sub  nomine  nostro  editas  Tel  edendas 


in  iudiciis  Tel  in  scholis  admittat  absque  mandato 
sedis  apostolicae  special!.  Principia  ren 
illarum  sunt  haec  et  hl  eorum  titnli,  prout  per 
ordinem  subscriptnm  videtnr  et  competere  dignos- 
cuntur''  (das  beigefügte  Verzeichniss  der  in  die 
Gregorianische  Sammlung  einzufügenden  De- 
kretalen enthält  54  Principieii  und  zwar  Ton  42 
auf  dem  Konzil  zu  Lyon  1245  erlassenen  Kanones 
und  Ton  12  neuen  Dekretalen),  vgl.  v.  S  c  h  n  1  te . 
Oesch.  d.  Quellen  u.  Literatur  d.  canon.  Rechts. 
2,  30,  und  die  Abdrucke  der  »Sammlung  bei 
Mansi  23,  651  und  J.  H.  Boehmer,  oorp- 
iur.  can.  2,  351. 

Dasselbe  hat  Oregor  X .  mit  den  auf  dem  Kon- 
zil von  Lyon  t.  1274  und  einzelneu  nachher  pn>- 
mulgirten  Konstitutionen,  vgl.  Bulle  v.  1.  No- 
vember 1274,  Potthast,  n.  20950,  und  Niko- 
laus III.  mit  seinen  Konstitutionen,  Bulle  v. 
23.  März  1280,  vgl.  v.  S  ch  u  1 1  e,  Dekretalen  etc., 
S.  717.  718,  gethan. 

<  Vom  3.  März  1298,  Potthast  n.  24632, 
corp.  iur.  can.  ed.    Friedberg  2,  934. 

^  In  der  Publikationsbulle  der  GlementineD 
V.  Johann  XXII.  (1317)  ist  ebenfalls  von  niftieeti 
die  Rede,  1.  c.  2,  1130. 

6  Denn  die  einzelnen  Dekretalen  sind  in  der 
Art  umgearbeitet,  dass  sie  blos  allgemeine  Rechts- 
normen aufstellen,  und  entscheiden  metstens 
eine  Anzahl  damals  bestehender  Kontroversen, 
V.  Schulte,  Gesch.  d.  Quellen  2,  39. 

"^  c.  1.  in  VIto  de  constit.  1.  2,  in  Nachahmung 
von  Lucas  von  Tuy  (Tudensis,  gest.  1249)  de 
altera  Tita  etc.  contra  Albigensium  errores  II.  1 : 
,,In  scrinio  eius  pectoris  totius  summa  iuris  con- 
sistit''. 


§.189.]  Entwicklung  des  heutigen  päpstlichen  Gesetzgebungsrechtes.  (13.  Jahrhundert.)  741 

Allerdings  sind  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  noch  zwei  weitere  allgemeine 
Konzilien  und  im  Beginn  des  folgenden  noch  ein  drittes  abgehalten  worden,  auf 
denen  kirchliche  Gesetze  beschlossen  und  publicirt  worden  sind.  Ihre  Einberufung 
ist  indessen  von  den  Päpsten  nicht  in  erster  Linie  zu  diesem  Zwecke  ^  noch  viel 
weniger  in  der  üeberzeugung  von  der  rechtlichen  Nothwendigkeit  ihrer  Mitwirkung 
bei  der  Ausübung  des  Gesetzgebungsrechtes  vorgenommen  ^y  vielmehr  sind  sie  nur 
zum  Erlass  allgemeiner,  von  der  Kurie  vorbereiteter  Anordnungen  ^  benutzt  worden, 
um  den  Charakter  derselben  als  allgemein  verbindlicher  Gesetze  von  vornherein  klar 
hervortreten  zu  lassen  und  ihnen  eine  allseitige  Durchführung  zu  sichern. 

Was  endlich  die  Stellung  der  weltlichen  Mächte  zu  der  eben  geschilderten  Ent- 
wicklung betrifft,  so  liess  sich  bei  der  Stufe,  welche  das  Papstthum  seit  Inno- 
cenz  in.  erreicht  hatte,  das  päpstliche  Gesetzgebungsrecht  für  den  Rechtskreis  der 
Kirche  selbst  nicht  mehr  bestreiten.  Andererseits  macht  sich  aber  nunmehr  gegen 
die  weite  Bestimmung  der  Grenzen  desselben,  insbesondere  auch  gegen  die  von  dem 
Papstthum  verfochtene  Anschauung,  dass  dasselbe  die  letzteren  allein  zu  setzen  habe, 
von  Neuem  eine  allmählich  erstarkende  Opposition  geltend.  Dieselbe  beginnt  schon 
am  Anfang  des  Jahrhunderts  in  Frankreich  in  Folge  der  Dekretale :  Novii,  welche  In- 
nocenz  III.  aus  Anlass  des  Streites  zwischen  Johann  von  England  und  Philipp  II.  von 
Frankreich  erlassen  hatte.  In  derselben  nahm  der  Papst  für  die  Kirche  das  Recht  in 
Anspruch^,  in  jede  Streitsache  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Sünde  einzugreifen  und 
seine  Entscheidung  über  dieselbe  abzugeben.  Dieser  Forderung  gegenüber  vereinbarte 
der  König  noch  in  demselben  Jahre  mit  seinen  Baronen  eine  Reihe  von  Anordnungen 
über  die  Einschränkung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit^.  Daran  schlössen  sich 
weitere  Massnahmen ,  welche  die  Folge  hatten,  dass  die  damaligen  Ansprüche  der 
Kirche  in  vielen  Beziehungen  in  Frankreich  niemals  zu  voller  Geltung  gelangen 
konnten^.  Aehnliche  Beschränkungen  setzte  Kaiser  Friedrich n.,  welcher  vor  seiner 
Krönung  die  Forderungen  der  Kirche  oder,  wie  die  päpstliche  Terminologie  der  da- 
maligen Zeit  lautete,  die  Freiheit  der  Kirche  anerkannt  hatte  ^,  im  Laufe  seiner  Re- 
gierung in  den  von  ihm  zu  Melfi  im  J.  1231  für  das  Königreich  beider  Sizilien  erlas- 
senen Konstitutionen  fest^.  Das  Gleiche  geschah  in  Venedig^,  in  den  lombardischen 
Städten  ^^,   im  Königreich  Navarra  '^  und  in  England  ^^.     In  der  letzten  Hälfte  des 


t  S.  0.  S.  354  ff. 

2  Denn  Gregor  IX.  hat  seine  Dekretalensamm- 
Inng  (s.  0.  S.  739)  schon  Tor  dem  I.  Konzil  v. 
Lyon  publicirt. 

3  Vgl.  darüber  o.  S.  362  n.  1.  a.  E. 
*  e.  13.  X.  de  Indic.  II.  1. 

^  Die  8.  g.  capitula  de  interceptionibus  cleri- 
corum  ad  versus  iurisdictionem  dorn,  regis, 
Brüssel,  Nouvel  examen  de  Tu  sage  g^n^ral 
des  flefs  en  France.  Paris  1750.  t  II.  app.  p. 
XX YII ;  Tgl.  auch  D  o  v  e ,  de  iurisdlctionis  eccies. 
progressu,  diss.  inaug.  Berol.  1855.  p.  124. 

<^  Dove,  1.  c.  p.  127  ff.  Das  Nähere  hierüber, 
sowie  auch  über  die  andern  im  Text  erwähnten 
Länder  in  der  Lehre  von  der  kirchlichen  Gerichts- 
barkeit. 

f  Gonstit.  für  Sicilien  von  1220  und  const.  in 
basilica  8.  Petri  v,  1220,  LL.  2,  238.  243;  vgl. 
Hefele,  Konc.  Gesch.  5,816;  Sentis,  die 
monarchia  Sicula.     Freiburg  1869.     S.  84. 


8  In  der  Ausgabe  bei  Huillard-Br^holles, 
historia  diplomat.  Fridericl  II.  IV.  1,  40.  48. 
227 ;  von  denen  die  beiden  zuerst  dtirten  Kon- 
stitutionen die  S.  737  n.  5  gedachten  Gesetze 
Wilhelms  II.  erneuern. 

0  Vgl.  ep.  Gregorii  IX.  ad  ducem  et  commune 
Venet.  v.  1234,  Hof  1er,  Kaiser  Friedrich  II. 
München  1844.  S.  341. 

^^  In  den  Anm.  7  citirten  Konstitutionen  kas- 
sirt  Friedrich  II.  alle  Statuten  und  Gewohn- 
heiten gegen  die  Freiheit  der  Kirchen ;  vgl.  auch 
v.  Raum  er,  Gesch.  d.  Hohenstaufen.  4.  Aufl. 
5,  94  ff. 

11  S.  die  gegen  den  König  Theobald  gerichtete 
Bulle  Gregors  IX.  v.  1236.  ^otthast  n.  10096), 
M.  Bull.  9,  47. 

12  Friedberg,  de  flnium  regundorum  inter 
ecclesiam  et  dvitatem  ludlcio.  diss.  Inaugur. 
Berol.  1859.  p.  91  ff. 
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13.  Jahrhunderts  trat  in  Frankreich  Lndwig  IX.  durch  einen  weiteren  gesetzgebe- 
rischen Akt,  seine  pragmatische  Sanktion  y.  1268,  von  Neuem  den  sich  immer  mehr 
steigernden  Ansprüchen  der  Kurie  entgegen,  indem  er  schon  für  einzelne  Verhült- 
nisse  die  Aufrechterhaltung  des  älteren  ins  canonicum  \  sowie  der  königlichen  Pri- 
vilegien gegenflber  widersprechenden  päpstlichen  Verfügungen  anordnete^,  und 
Philipp  (IV.)  der  Schöne  hat  in  seinem  Streit  mit  Bonifazius  VIII.  principiell  das 
staatliche  Recht  der  Gesetzgebung  auch  über  die  Kleriker  gewahrt  3. 

IV.  Die  Reformkonzilien  und  der  Kampf  des  Papstthums  fftr 
das  Recht  des  1  3.  Jahrhunderts.  Während  zunächst  die  weltlichen  Fürsten 
gegen  die  weite  Ausdehnung  des  päpstlichen  und  kirchlichen  Gesetzgebungsrechtes, 
welche  lediglich  die  Konsequenz  der  seit  Gregor  VII.  von  der  Kurie  geltend  ge- 
machten Anschauungen  über  die  Stellung  des  Papstthums  gewesen  war,  den  Kampf 
begonnen  und  ihn  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  in  der  früheren  Weise  durch  Zu- 
rückweisung der  einzelnen  päpstlichen  Ansprüche  fortgesetzt  hatten,  waren  es  erst 
die  Reformkonzilien  des  15.  Jahrhunderts,  welche  der  päpstlichen  Allmacht  auf  dem 
Gebiet  der  Kirche  selbst  entgegentraten  und  diese  einzuschränken  versuchten^. 

Durch  den  Satz,  welchen  das  Konzil  von  Konstanz  aufgestellt,  und  die  Synode  von 
Basel  nicht  nur  wiederholt,  sondeni  auch  dogmatisirt  hat  ^,  dass  der  Papst  in  Sachen 
des  Glaubens  und  der  Reformation  dem  allgemeinen  Konzil  untergeordnet  sei,  war 
die  absolute  und  ausschliessliche  Gewalt  des  Papstthums  über  das  Recht  der  Kirche 
vernichtet  und  dem  allgemeinen  Konzile  das  höchste  Gesetzgebungsrecht,  kraft  dessen 
das  erstere  auch  für  den  Papst  verbindliche  und  unabänderliche  Normen  erlassen 
konnte,  beigelegt.  Wie  schon  oben  dargethan,  ist  es  aber  demPapstthum  gelungen,  die 
Vollendung  der  Reception  der  Konstanzer  und  Baseler  Gesetzgebung  zu  verhindern  ^ 
und  schon  auf  dem  5.  Lateranensischen  KonziP  hat  die  Kurie  die  pseudoisidorische 
Theorie  von  der  Superiorität  des  Papstes  über  die  allgemeinen  Konzilien  von  Neuem 
proklamirt.    Im  16.  Jahrhundert  trat  allerdings  noch  einmal  die  Gefahr  einer  dauem- 


1  S.  o.S.  132.  n.  2  s.  verbis :  „secundnm  dis- 
positionem  iuris  communis  et  ss.  conciliorum  ec- 
clesiae  del  atque  instltntionem  antiquorum  ss. 
patrum^. 

2  Art.  YI :  „Item  libertates,  franchislas ,  im- 
muuitates ,  piaerogativas ,  iura  et  priyilegia  per 
.  .  .  reges  praedecessores  nostros  et  successive 
per  nos  eoolesiis ,  monasteriis  atque  lods  piis, 
religiosls  necnoii  personis  ecolesiasticis  regni 
nostri  concessas  et  conoessa  laudamus,  approba- 
mus  et  conflrmamus^. 

3  Antwortschreiben  v.  1296  (Dupuy)  his- 
toire  du  diff^rend  entre  le  pape  Bonlface  YIII.  et 
Philippe  le  Bei.  Paris  16Ö5,  actes  et  preuves 
p.  21 :  „Antequam  essent  derlei ,  rex  Franciae 
hahehat  custodlam  regni  sui  et  poterat  statuta 
facere  ....  S.  mater  ecclesia,  sponsa  Christi,  non 
solum  est  ex  clericls  sed  etiam  ex  laicis  .  .  . 
quam  Ipse  .  .  .  per  mortem  suam  misericorditer 
liberavlt:  qua  libertate  gaudere  voluit  omnes 
illos  tam  laicos  quam  clericos  .  .  .  Clerid  .  .  . 
uon  debent  nee  possunt,  nisi  forsitan  per  ab- 
usum  sibi  appropiare,  quasi  alios  excludendo, 
ecclesiasticam  llbertatem ,  loquendo  de  libertate 
qua  Christus  nos  sua  gratia  liberavlt.  Muitae 
vero  sunt  libertates  singular^e ,  non  anlversaUü 


ecciesiae  .  .  .  sed  solum  eins  ministrorum  .  .  . 
quae  quidem  libertates  per  statuta  roman. 
pontiflcum  de  benlgnitate  vel  saltem  permissioDe 
principum  saecularium  sunt  conoessae:  quae 
quidem  libertates  sie  concessae  vel  pennissM 
ipsis  regibus  regnorum  suorum  gubemationem  ae 
defensionem  auferre  non  possunt  neo  ea  quae 
dlctae  gubeniatlonl  et  defensloni  necessaria  sen 
expedientla  ludicantur ,  dicente  domlno  pontifl- 
cibus  templi :  Reddlte  ergo  quae  sunt  Gaesazis 
Caesar!  .  .  .^  Mag  dies  Schreiben  auch  nicht  an 
Bonifaz  abgesendet  worden  sein  (so  Boutaric, 
la  France  sous  Philippe  leBel.  Paris  1861.  S.  97; 
Hefele,  Gonc.  Gesch.  6,  270.  n.  2),  so  kenn- 
zeichnet es  doch  tiefFend  den  Standpunkt  Phi- 
lipps. 

lieber  Norwegen,  wo  seit  1280  ebenfalls 
eine  staatliche  Reaktion  gegen  die  hierarchischeo 
Ansprüche  der  Kirche  eingetreten  und  das  Tuns- 
berger  Konkordat  (s.  o.  S.  735.  n.  8)  beseitigt 
worden  ist,  s.  Zorn,  Staat  u.  Kliohe  in  Nor- 
wegen, S.  241  ff. 

4  S.  0.  S.  362  ff. 

fi  S.  0.  S.  380.  398  ff.  403. 

6  S.  0.  8.  416  ff.  633. 

7  S.  0.  S.  425.  n.  2. 
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den  Beschränkiing  der  päpstlichen  Gewalt  hervor^  als  die  Enrie  sich  anter  dem  Druck 
der  weltlichen  Mächte  zur  Bemfiing  des  Konzils  von  Trient  hatte  verstehen  mflssen. 
Aber  auch  diese  hat  das  Papstthom  durch  seine  geschickte  Leitnng  der  Eonzilsver- 
bandlangen  abgewendet,  and  sich  das  oberste  und  uneingeschränkte  Oesetzgebungs- 
recht  über  die  Kirche,  wie  sich  dasselbe  im  13.  Jahrhundert  festgestellt  hatte,  zu 
wahren  gewusst^.  Seit  dem  Schluss  des  Konzils  ist  dreihundert  Jahre  lang  bis  zum 
vatikanischen  Konzil  von  1869  keine  aUgemeine  Bynode  zusammengetreten,  und 
während  dieser  Zeit  hat  das  Papstthum  sein  oberstes  Gesetzgebungsrecht  Aber  die 
Kirche  in  umfassendem  Masse  bethätigen  können  2.  Freilich  ist  dasselbe  während 
dieses  Zeitraums  nicht  unangefochten  geblieben.  In  Frankreich  hielt  man  im  We- 
sentlichen an  den  Konstanzer  und  Baseler  Anschauungen  fest  und  in  Verbindung 
damit  wurde  hier  die  frühere  mittelalterliche  Lehre  (s.  0.  8.  726),  dass  der  Papst  in 
geistlichen  Sachen  an  die  alten  Kanonen  und  Dekretalen  der  Dionysisch-Hadriani- 
sehen  Sammlung  gebunden  und  die  Gesetzeskraft  der  späteren  päpstlichen  Dekre- 
talen von  der  Reception  derselben  seitens  der  französischen  Kirche  abhängig  sei,  als 
eine  der  gallikanischen  Freiheiten  geltend  gemacht  3.  In  Anschluss  daran  hat  Hon t- 
heim  in  seinem  Febronius  dem  Papst  das  Recht,  Allein  allgemeine  Gesetze  über 
den  Glauben  und  die  Disciplin  für  die  Kirche  zu  erlassen,  abgesprochen,  und  ihn  auf 
die  Proposition  solcher  Namens  der  ganzen  Kirche  beschränkt,  sowie  den  Bischöfen 
dasselbe  Dispensationsrecht,  wie  dem  Papste,  vindicirt^.  Diese  Forderungen  hat 
sich  die  Emser  Punktation  von  1786  angeeignet^  und  verwandte  Anschauungen  sind 
sowohl  in  der  Doktrin  des  Kirchenrechts  Ende  des  18.  Jahrhunderts®,  wie  auch  bei 
den  Reformationsbestrebungen  in  Toskana  während  der  gedachten  Zeit  hervorgetreten  '^. 
Ein  praktisches  Resultat  haben  aUe  diese  Bewegungen  nicht  gehabt,  das  Papstthum 
hat  vielmehr  unter  Verdammung  derselben  an  seinem  Standpunkt  festgehalten^  und 
ihnen  in  unserem  Jahrhundert  auch  durch  die  Beschlüsse  des  vatikanischen  Konzils 
die  dogmatische  Berechtigung  entzogen  ^.    Für  das  Gebiet  der  Kirche  steht  heute 


1  S.  0.  S.  439  ff. 

2  Das  zeigt  ein  Blick  in  die  Bullarien.  Bei- 
iplele  solcher  allgemeiner  päpstlicher  G^etze  bie- 
ten die  Tb.  I.  S.  87. 180. 274.  Th.  U.  S.  343.  n.  5; 
8.  449.  n.  4;  S.  451.  n.  4;  S.  453.  n.4;  S.494. 
n.  7. ;  S.  672.  n.  4 ;  n.  oben  8.220.  n.  12 ;  S.  226. 
n.8;  8.271.  n.ö;  8.273  citiTten  Konstitutionen. 

8  Tb.  I.  8. 198.  n.  6  u.  8.  199,  n.  2. 

^  A.  a.  0.  8.  201.  Konsequenterwelse  bat 
Hontbelm  auch  den  Dekretalensammlungen 
Gregors  IX. ,  Bonifazlas'  YIII.  und  Clemens'  Y . 
die  Gesetzeskraft  abgesprochen ,  vgl.  Jetzt  auch 
0.  Mejer,  Febionius.  Tübingen  1880.  8.41.43. 

s  Nr.  II :  „Ein  jeder  Bischof  kann  vermöge 
der  von  Gott  erhaltenen  Gewalt  zu  binden  und 
zu  lösen ,  Gesetze  geben  und  in  denselben  aus 
zureichenden  Ursachen  dlspensiren''.  Nr.  lY: 
j^eses  vorausgesetzt,  werden  a)  die  s.g.  facul- 
tates  qulnquennales  Mnf  Ühro  von  dem  römischen 
Hofe  nicht  mehr  begehret,  sondern  In  den  darin 
enthaltenen  Fällen  die  erforderlichen  Dispense 
nur  vom  Bischof  ertheilt.  Jene  Dispensen ,  die 
auswärtig  erlangt  werden,  sollen  kraftlos  sein, 
b)  Auch  die  übrigen  römischen  Bullen ,  Breven 
oder  sonstige  päpstlicbe  Yerffigungen  verbinden 
ohne  gehörige  Annahme  die  Bischöfe 
nicht.    Ohne  dieselben  sollen  c)  auch  die  Erklä- 


rungen ,  Bescheide  und  Yerordnungen  der  römi- 
schen Kongregationen  ...  in  Deutschland  nicht 
anerkannt  werden^,  Gaertner  corp.  iur.  eccles. 
2,  349.  351. 

^  Diese  hat ,  wenn  sie  auch  den  Papst  eben- 
falls an  die  Kanones  gebunden  erklärte,  ihm 
zum  Theil  doch  als  iura  essentialia  die  Befugnisse, 
provisorische  Dekrete  in  Glaubenssachen  und  Ge- 
setze zur  Beseitigung  von  Missbräuchen  zu  er- 
lassen ,  sowie  von  der  Strenge  der  Kanones  zu 
dispensiren,  zugestanden,  s.  0.  Th.  I.  S.  202. 

^  8.  0.  8.  509. 

8  lieber  dieYerurtheilung  desFebroniusTh.I. 
8. 200.  n.  1  und  die  der  Emser  Punktation  a.  a.  0. 
8.  525.  n.  6.  8.  531 ;  vgl.  femer  Bulle :  Aucto- 
rem  fidel  Plus'  YI.  v.  1794  (s.  0.  8.  600.  n.  5) : 
„Doctrina  synodi  (sc  Plstoriensis),  qua  proflte- 
tur :  PemKUum  aibi  esie ,  epi9eopum  aeeepiiBe  a 
Christo  omnia  iura  neoessaria  pro  bona  regimen 
9uae  dioeee9i9 ,  perinde  ao  si  ad  bonum  regimen 
culusque  dioecesis  necessariae  non  slnt  superio- 
res  ordinatlones  spectantes  slve  ad  fldem  et  mo- 
res, sive  ad  generalem  disclpllnam,  quarum 
lus  est  penes  summos  pontifloes  et 
concllla  generalia  pro  unlversa  eccle- 
sla,  schismatiea,  ad  minus  erronea^ 

9  8.  0.  S.  468. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  189. 


das  oberste  und  centrale  päpstliche  Gesetzgebungsrecht  ausser  Zweifel  und  ausser- 
halb aller  Anfechtung.  Die  Niederlage  der  anderen  kirchlichen  Gewalten  ist  definitiv 
besiegelt.  Erfolgreich  in  ihrem  Kampfe  ist  nur  die  staatliche  Opposition  gegen  die 
mittelalterlichen  Prätensionen  gewesen,  worüber  des  Näheren  im  folgenden  §.  ge- 
handelt werden  wird. 

V.  Das  päpstliche  Dispensationsrecht  seit  dem  1  1.  Jahrhun- 
dert. *  Päpstliche  Dispensationen  sind  vereinzelt  schon  in  den  früheren  Jahrhun- 
derten, in  denen  hin  und  wieder  der  römische  Stuhl  darum  angegangen  worden  ist, 
vorgekommen^,  indessen  hatte  sich  bei  der  Seltenheit  dieser  Fälle,  sowie  bei  der 
Stellung  des  Papstthums  zu  der  Kirche  und  zu  den  einzelnen  Ländern  eine  aus- 
schliessliche Dispensationsgewalt  desselben,  sowie  eine  Beschränkung  der  kirchlichen 
Lokalgewalten  '^  in  dieser  Beziehung  um  so  weniger  herausbilden  können,  als  in  jene 
frühere  Periode  auch  Zeiten  der  kirchlichen  Verwirrung  und  Verwilderung  fallen,  in 
denen  man  kein  Bedenken  trug,  sich  beliebig  über  die  Kanones  hinwegzusetzen  und 
das  Bedürfhiss  nach  einer  Dispensation  von  den  letzteren  überhaupt  nicht  einmal 
empfunden  wurde. 

Eine  Aenderung  trat  erst  ein,  als  die  kuriale  Reformpartei  ihr  Programm  zn 
verwirklichen  begann ,  und  die  Päpste  nunmehr  zur  Durchführung  desselben  iheils 
auf  die  alten  Kanones  zurückgriffen,  theils  aber  auch  neue  Anordnungen  erliessen. 
Je  mehr  der  strengere  Geist  sich  im  Klerus,  namentlich  in  dem  Episkopate,  verbrei- 
tete, und  je  stärker  derselbe  das  Bestreben  bethätigte,  das  kirchliche  Leben  in  Ge- 
mässheit  der  neuen  Reformgesetzgebung  zu  gestalten,  desto  mehr  musste  sich  für 
etwaige  Fälle,  in  denen  sich  die  massgebenden  Normen  als  zu  streng  und  hart  erwie- 
sen und  eine  Milderung  angezeigt  erschien ,  die  Ueberzeugung  aufdrängen ,  dass  ein 
Bruch  der  bestehenden  Ordnung  stets  eine  besondere,  die  Geltung  derselben  prin- 
cipiell  anerkennende  Legalisirung  erfordere.  Es  war  selbstverständlich,  dass  man 
eine  solche  nunmehr  bei  dem  römischen  Bischöfe  einholte,  um  unter  der  Autorität 
des  höchsten  Leiters  der  Earche  handeln  zu  können  und  namentlich  in  zweifelhaften 
Fällen  mit  der  Auffassung  desselben  in  Einklang  zu  bleiben.  So  mehren  sich  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  1 1 .  Jahrhunderts  die  Dispensationsgesuche  an  den  römischen 
StuhP  und  derselbe  übt  die  Dispensationsgewalt  in  einem  grösseren  Umfange  als 
früher  aus,  ohne  dass  freilich  in  dieser  Zeit  das  Dispensationsrecht  der  kirchlichen 
Lokalgewalten  rechtlich  irgendwie  beschränkt  worden  ist^. 


*  Thomas  Bin  vet.  et  nova  discipllua.  P.  II. 
lib.  3.  c.  24  ff. 

1  S.  0.  S.  689.  714.  723. 

"^  KiuBeiBpiel  einer  bischöflichen  Dispensation 
vom  Ehehinoeniiss  der  Verwandtschaft  im  5.  u. 
6.  Grade  nach  vorgäugiger  Berathung  mit  ande- 
ren Bischöfen  gegen  Ueberlassung  von  12  mansi 
bei  Hontheim,  bist.  Trev.  1,  367  u.  Beyer, 
mittelrhein.  Urkundenbuch  1,  359. 

3  S.  0.  S.  729.  n.  3.  Von  den  gekennzeichne- 
ten Anschauungen  aas  sind  namentlich  die  Bit- 
ten Anselms  v.  Ganterbury  an  Paschalis  II.  (s. 
a.  a.  0.)  um  Nachlassung  der  Strenge  einzelner 
Kanones  für  die  englische  Kirche  gerichtet  wor- 
den. Charakteiistisch  ist  auch  der  Umstand,  dass 
bei  Alexander  II.  die  Erlaubniss  zur  bischöf- 
lichen Konsekration  eines  unehelich  geborenen 
Priestersohues  für  dasBlsthumLemans  eingeholt 


worden  ist,  c.  12,  Dist.  LYI,  obwohl  damals  die 
irregularltas  ex  .defectu  natalium  noch  durch 
kein  allgemeines  Kircheugesetz ,  sondern  nar 
durch  partikuläre  Anordnung  eingeführt  war ,.  s. 
Th.  I.  S.  11. 

^  Im  Gegentheil  überweist  noch  das  Konzil  ▼. 
Piaceuza  t.  1095  dem  Bischof  die  Dispensation 
von  der  Pluralität  der  Benefizien ,  s.  o.  S.  246. 
n.  11,  u.  auch  Berthold  v.  Konstanz  (f  1088)  de 
canonum  auctoritate,  c.  58.  59 ,  U  s  s  e  r  m  a  u  n , 
prodomus  Germaniae  sacrae.  San  Blas.  1790.  % 
o53:  „nee  mirerls,  si  Roman!  pontlflces  baiic 
semper  pecullariter  habuerlnt  potestatem,  ut  ca- 
nones  pro  tempore  dispensarent.  Ipsi  enim  sunt 
auctores  canonum  .  . .  Nequaquam  ergo  aliqaid 
Romanus  pontifex  contra  canones  agit,  si  quando 
pro  conslderatlone  temporum  nunc  iutendit, 
nunc  remittit,  quum  et  ipsi  canones  tale  pilTile- 
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Da  die  Dispensationen  immer  nur  ein  Nothbehelf  blieben  und  principiell  an  der 
Nothwendigkeit  der  DurchfQhrang  der  Kanones  von  den  kirchlich  gesinnten  Parteien 
festgehalten  wnrde,  so  mnsste  sich  bei  der  zunehmenden  Zahl  der  Dispensationen 
auch  bald  die  Frage  aufdrängen  ^  innerhalb  welcher  Grenzen  dieselben  ertheilt  wer- 
den durften ,  denn  unmöglich  konnte  man  selbst  dem  Papste  eine  absolute  und  un- 
eingeschränkte Herrschaft  Aber  das  gesammte  kirchliche  Recht  beilegen^  und  die 
Grundlagen  der  Kirche  und  ihres  Rechtes  seiner  Willkühr  ohne  jede  Beschränkung 
freigebend  Im  Beginn  des  12.  Jahrhunderts  hat  man  sich  bereits  mit  jener  Frage 
beschäftigt  und  bei  den  theoretischen  Erörterungen  derselben  werden  als  Grenze  die 
heilige  Schrift^  oder  die  ewigen'^  oder  unwandelbaren  göttlichen  Gebote^  hingestellt. 
Diese  Theorie,  welche  dem  Dispensationsrecht  die  gleichen  Schrai^en  setzt,  wie  sie 
in  derselben  Zeit  für  das  päpstliche  Gesetzgebungsrecht  bestimmt  worden  waren  ^,  ist 
Ton  Gratian  in  sein  Dekret  aufgenommen^  und  sehr  bald  zur  herrschenden  ge- 
worden '. 


gimn  üidubltaikter  coiicesseriiit.  Sic  ot  alii 
episcopi,  etsi  nnllo  modo,  ut  piaesul  aposiolicus 
Tel  eanones  instituere  vel  iam  institutos  ludicare 
valeant ,  aliquando  tarnen  pio  modulo  suo  aliqua 
statuta  temperaut''  spricht  den  Bischöfen  das 
Dispensationsrecht  noch  nicht  völlig  ab. 

1  Vereinzelt  ist  man  allerdings  damals  soweit 
gegangen,  s.  die  folg.  Anm. 

2  So  Gottfried  v.  Yendomc  in  Beziehung  auf 
die  Frage  nach  der  Berechtigung  des  Papstes  Pa- 
schalis zur  Ertheilung  und  Aufhebung  des  ihm 
Tou  Heinrich  Y.  abgezwungenen  Investiturprivi- 
leges, 8.  Th.  II.  S.  ÖÖ5  u.  Seh  um,  Kaiser  Hein- 
rich V.  11.  Paschalis  II.  i.  Jahrb.  d.  Alcad.  ge- 
meinnütziger Wissenschaften  zu  Erfurt.  N.  F.  8, 
298  fr.,  in  opuse.  II,  Migue  patrol.  157,  215: 
jSunt  quidam  qui  Romanae  eccieslae  omnia  Heere 
putant  et  quasi  quadam  dlspensatione  aliter 
quam  divina  scriptura  praecipit  eam  facere  posse. 
Quicumque  ita  sapit,  desipit.  Nam  Romanae 
eccieslae  post  Petruni  minime  licet,  qnod  Petro 
uon  licuit",  u.  opusc.  V,  1.  c.  p.  221 :  .^Dispeusa- 
tioues  aliquando  in  ecclesla  faciendae  sunt ,  non 
quidem  amore  pecuniae  vel  qnolibet  huniano 
favore  sed  pia  et  miserlcordi  intentione.  Tunc 
enim  a  pastore  eccieslae  dispensatlo  pia  et  mlse- 
ricorditer  fleri  creditur,  cum  aliquid  minus  per- 
fecte  ad  tempns  flt  vel  fleri  pemiittitur,  non  vo- 
luntate  sua  sed  aliorum  necessitate ,  ne  in  ipsis 
videlicet  fldes  christlana  periclitetur*'. 

3  Ivo  V.  Ghartres  im  Prolog  zu  seinem  decre- 
turo,  Migne  patrolog.  161,  50:  „Praeceptiones 
itaquc  et  prohibitioncs,  aliae  sunt  mobiles,  aliae 
immobiles.  Praeceptiones  immobiles  sunt,  qnas 
lex  aeterna  sanxit,  quae  observatae  ad  sa- 
lutem  conferunt ;  non  observatae,  eamdem  aufe- 
rnnt .  . .  Mobilia  vero  sunt,  .quas  lex  aeterna  non 
sanxit ,  sed  postcriorum  diligentia  rationc  utili- 
tatis  invenit ,  non  ad  salutem  principalitor  obti- 
nendam ,  sed  ad  eam  tutius  munlendam  .  .  . 
(p.  öl)  In  his  igitur ,  in  quibus  observatis  salns 
acquiritur  vel  in  quibus  neglectis  mors  indubi- 
tata  consequitnr,  nulla  est  admlttenda  dispen- 
satio ;  sed  ita  sunt  omnia  mandata  vel  interdicta 
servanda,  sicut  sunt  aeterna  lege  sancita.  In  his 
vero  quae  piopter  rigorem  dlsciplinae  vel  munlen- 


dam salutem ,  posteriorum  sanxit  diligentia ,  si 
honesta  vel  utilis  sequatur  compensatio ,  poteat 
praecedere  auctoritate  praesidentium  diligenter 
deliberata  dispeusatio  .  .  .  Sic  aliae  dispensatlo- 
nes  salubri  deliberatione  admissae ,  cessante  ne- 
cessitate, debent  et  ipsae  cessare;  nee  est  pro 
lege  habcudum  quod  aut  utilitas  suadet  aut  ne- 
cessitas  imperavit  .  .  .  Quod  tarnen  iam  monui- 
mus ,  iterum  monemus ,  ut  si  quis  quod  legerit 
de  sanctionibus  sive  dispensationibus  ecclesiasti- 
ds ,  ad  charitatem ,  quae  est  plenitudo  legis  re- 
forat,  uon  errabit,  non  peocabit;  et  quando  aliqua 
probabili  ratione  a  summo  rigore  declinabit,  cha- 
ritas  excnsabit;  si  tamen  nihil  contra 
evangelium,  nihil  contra  apostolos 
nsurpaverit". 

<  Petrus  venerabills  (f  1156)  eplst.  I.  28, 
Migne  patrol.  189,  148:  ^^Hoc  tamen  reducere 
ad  meutern  charitas  vestra  debet,  quod  divina 
mandata  partim  mobilia  partim  sunt  immobilla. 
Divina  vero  mandata  diximus  non  solum  ea  quae 
per  se  ipsam  in  came  divinltas  apparens  homi- 
nibus  tradidit  aut  ea  quae  per  apostolos  teneri 
constltuit  sive  illa  quae  ante  perceptam  carnem 
per  patriarchas  vel  prophetas  mandavit,sed  etiam 
illa  quae  post  apostolos  viri  apostolica  vestigia 
secuti  maximi  multorum  catholicorum  consensu 
servari  praeceperunt  .  .  .  Inter  illa  vero  quae 
moveri  dispensative  poasunt ,  patrum  authorlta- 
tem  sequentes  ea  esse  dicimus ,  quorum  pleia- 
que  in  ecelesiasticis  canonibus  invenimus ,  quae 
sicut  pro  communi  totius  vel  propifa  alicuius 
eccieslae  utilitate ,  cum  non  existerent ,  inventa 
sunt,  sie  rursum  pro  communi  totius  vel  propria 
alicuius  aut  geutis  aut  eccieslae  salute ,  praevia 
in  Omnibus  oharitate,  mutata  sunt^ 

s  8.  0.  S.  730.  Ob  die  Theorie  über  die  Be- 
schränkung des  Dispensationsrechtes  früher,  als 
die  über  die  Grenzen  der  Gesetzgebung  entwickelt 
worden  ist,  lässt  sich  kaum  bestimmen,  nament- 
lich deshalb  nicht,  weil  die  Herkunft  von  c.  6  G. 
XXY.  qu.  1  (s.  a.  a.  0.)  nicht  bekannt  ist. 

«  S.  0.  S.  732. 

7  Ygl.  V.  Schulte,  Gesch.  d. Quellen  1, 103. 
Anm.  Dass  Innocenz  III.  auf  diesem  Standpunkt 
steht,  ergeben  einerseits  c.  20  X.  de  elect.  I.  6. 
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Gleichzeitig  bereitet  sich  nun  auch  die  Ausschliessung  der  kirchlichen  Lokal- 
gewalten von  der  Befugniss,  ihrerseits  Dispensationen  gegen  das  allgemeine  kirch- 
liche Recht  zu  ertheilen,  vor.  Nachdem  man  dem  Papste  das  oberste  Gesetz- 
gebungsrecht  ftlr  die  ganze  Earche  zugestanden  hatte,  war  es  lediglich  eine  Konse- 
quenz dieser  Anschauung,  ihm  auch  allein  die  Befugniss  zur  Dispensation  von  den 
allgemeinen  kirchlichen  Normen  zuzusprechen.  Innocenz  III.  hat  ausdrOcklich 
erklärt,  dass  einzig  dem  Papst  das  Recht  zustehe,  von  den  Kanones  zu  dispensiren  \ 
indem  er  diese  Befugniss  aus  der  plenitudo  potestatis  desselben  ableitet  ^,  und  schon 
in  Anerkennung  dieses  Standpunktes  hat  das  IV.  Lateranensische  Konzü  blos 
eine  päpstliche  Dispensation  von  seinem  Verbote  der  Pluralität  der  Benefizien  zuge- 
lassen 3.  Immerhin  ist  aber  auch  von  Innocenz  III.  noch  principiell  anerkannt 
worden,  dass  die  Ausübung  dieses  Vorrechtes  nur  im  Falle  einer  Nothwendigkeit 
oder  eines  Nutzens  der  Kirche  statthaben  dürfe  ^,  obgleich  sowohl  von  ihm,  wie  auch 
schon  von  seinen  Vorgängern  diese  Schranke  in  der  Praxis  nicht  eingehalten  wor- 
den ist  ^.  Hatte  sich  schon  zu  Zeiten  Innocenz'  HI.  das  päpstliche  Dispensationsrecht 
fast  als  ausschliessliches  in  der  Praxis  festgestellt^,  so  erhielt  dasselbe  im  folgenden 


c.  11  X.  de  renune.  L  9 ,  c.  4  X.  de  ooncess. 
piaeb.  III.  8,  in  denen  er  sich  nicht  durch  die 
Kanones  der  allgemeinen  Konzilien  in  seiner 
DispensationsgewaU  für  gebunden  erklärt,  femer 
ep.  XVI.  164  V.  1213,  Migne  patrol.  216, 943 : 
„summns  pontifex  est  assnmptus  In  pleuitudinem 
potestatis,  qul  cum  moderator  sit  canonnm ,  inri 
non  fadt  Iniurlam ,  si  dlspensat ,  praesertim  cum 
dispensatio  sie  inris  vincnia  laxat  in  aliquo,  qnod 
in  aliis  non  dissolvlt  et  sie  beneficium  gratiae 
specialis  inducat,  qnod  rlgorem  constitutionis 
non  perimlt  generalis'',  und  andererseits  ep.  XY. 
106  V.  1212, 1.  c.  p.  617,  worin  er  dem  König 
Philipp  August  V.  Frankreich  mit  Bezug  auf  die 
von  diesem  I  gewünschte  Trennung  seiner  Ehe 
schreibt :  „non  auderemus  super  huiusmodl  casn 
de  nostro  sensu  pro  te  aliquid  difflnire  piopter 
illam  sententiam  oTangelicam  .  .  .  Quod  deus 
conlunxit ,  homo  non  separet ,  cum  absque  du- 
bio nee  sanctoTum  exempla  neo  patrum  deoreta 
intentionl  tuae  in  hoc  artlculo  suffragentur.  Ve- 
rum si  super  hoc  absque  generalis  deli- 
beratione  concilii  determinare  aliquid  ten- 
taremus,  praeter  dlYinum  offensum  et  mundanam 
infamlam ,  quam  ex  eo  possemus  incurrere,  for- 
san  ordinis  et  offlcii  nobis  periculum  immineret, 
cum  contra  praemissam  Teritatis  sententiam 
nostra  non  possit  auctoritas  dispensare",  also 
principiell  die  hellige  Schrift  als  Schranke  seiner 
Oewalt  anerkennt. 

1  ep.  Xm.  195  V.  1211,  Migne  patrol.  216, 
363  (in  c.  15  X.  de  temp.  ordin.  I.  11  Hono- 
rius  III.  beigelegt):  „Cum  constiterit . . .  Reffen- 
sem  episcopum  in  pluribus  deliquisse,  tum  quia 
sine  mandato  archiepiscopl ,  sicut  ipse  confessus 
exstitit,  ad  huiusmodl  ordinationem  inordinate 
processit ;  tum  quia ,  etsi  de  archiepiscopl  man- 
dato constaret ,  cum  Uli  huiusmodl  dispensa- 
tio a  canone  minime  sit  permissa  (näm- 
lich von  der  Yorschrift,  dass  mehrere  höhere 
Weihen  nicht  gleichzeitig  ertheilt  werden  sollen, 
Th.  1.  S.  112),  quam  ad  solum  Romanum 
pontificem  non  est  dubium  pertinere, 


ipsi  obtemperare  non  debuit".  Durch  den  Hin- 
weis auf  die  Nothwendigkeit  der  Berathung  mit 
einem  allgemeinen  Konzil,  s.  vor.  Note,  hat  In- 
nocenz III.  nicht  etwa  die  Mitwirkung  eines  sol- 
chen bei  der  Ausübung  seines  DlspensatioBs- 
rechtes  als  erforderlich  in  Anspruch  nehmen  wol- 
len, um  sich  auch  über  die  Yorsehriften  des 
Evangeliums  hinwegsetzen  zu  können ,  derselbe 
erklärt  sich  vielmehr  daraus ,  dass  Innocenz  IH. 
in  dem  betreffenden  Fall ,  in  welchem  die  that- 
sächliche  Yoraussetzung,  dass  der  König  die  Ehe 
mit  Ingeburge  nicht  konsummirt  habe,  fast  mehr 
als  zweifelhaft  erschien,  nicht  auf  eigene  Gefahr 
handeln  wollte ,  um  sich  nicht  einem  etwaigen 
Yorwurf,  dass  er  die  gedachte  Grenze  seines  Div 
pensationsrechtes  überschritten  habe,  auszusetzen. 

2  S.  0.  S.  745.  n.  7 ;  c.  4  (Innoc.  III.)  X.  de 
Gonc.  praeb.  III.  8 :  „ .  .  .  Licet  autem  intentiih 
nis  nostrae  non  sit,  investitnras  de  Tseatucis 
faotas  contra  canonum  instituta  ratas  habere, 
qui  secundnm  pleuitudinem  potestatis  de  lue 
possumus  supra  ins  dispensare^;  ep.  XYI.  74  v. 
1213,  Migne  216,  875. 

8  S.  0.  S.  248.  249. 

*  c.  19  X.  de  sent.  et  re  lud.  II.  27;  ep.XHL 
118,  Migne  216,  305;  vgl.  dazu  auch  o.  S.7i5. 
n.  3  ff. 

s  Denn  es  waren  doch  lediglich  politische  In- 
teressen ,  aus  welchen  Innocenz  III.  für  die  ehe- 
liche Yerbindung  Ottos  lY.  mit  Beatrix,  der 
Tochter  Philipps  von  Schwaben ,  wirkte  und  die 
Dispensation  für  dieselbe  gewährte ,  <  Winkel- 
mann  ,  Philipp  v.  Schwaben  2,  HO.  128.  15B, 
vgl.  auch  0.  S.  248.  n.  8.  Ueber  ähnliche  Dis- 
pensationen Hadrians  lY.  o.  S.  247.  n.  6  o. 
Alexanders  III.  o.  S.  248.  n.  8. 

0  Das  zeigtdie Bemerkung  ine.  13 (Innoc Hl.) 
X.  de  rest.  spoliat.  II.  13:  „quando  aliqois  con- 
sanguinitatis  gradus  obildtur,  in  quo  sedes  apo- 
stolica  dispensare  non  potest  nee  etiamcoD' 
s  u  e  V 1  f^,  weiter  der  Umstand,  dass  erst  in  die- 
ser Zeit  sich  der  besondere  Begriff  der  poshUaii" 
flxirt  hat ,  dessen  Yoraussetzung  die  Anerken- 
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Jahrhundert  durch  die  vou  seinen  Nachfolgern  als  Gesetzbücher  erlassenen  Dekre- 
talensammlungen  nunmehr  auch  seine  feste  und  unantastbare  Grundlage.  Alle  die- 
jenigen Stellen,  welche  tiber  päpstliche  Dispensationen  fdr  Einzelfälle  berichteten  oder 
eme  solche  in  Anspruch  nahmen  ^,  mussten  als  Ausflüsse  der  desfallsigen  Prärogative 
des  Papstes  erscheinen ,  und  es  konnte  femer  bei  der  römisch  rechtlichen  gebildeten 
Jurisprudenz  der  damaligen  Zeit  bald  nicht  mehr  zweifelhaft;  sein,  dass  von  den  Nor- 
men des  neuen  ins  canonicum,  welches  die  Päpste  geschaffen  und  dessen  allgemeine 
Verbindlichkeit  anerkannt  war,  nur  derjenige  dispensiren  könne,  welcher  diese  Gesetze 
gegeben  habe  ^.  Daneben  musste  nunmehr  das  früher  von  den  Lokalgewalten  aus- 
geübte Dispensationsrecht ,  soweit  es  in  einzelnen  Dekretalen  noch  anerkannt  war, 
lediglich  den  Charakter  einer  blossen  Ausnahme  erhalten,  und  dieselben  konnten 
nicht  mehr  berechtigt  erscheinen  3,  ihre  Befugniss  über  die  speziell  erwähnten  Fälle 
auszudehnen^.  Wenn  einzelne  partikuläre  Anordnungen  im  13.  und  14.  Jahrhundert 
über  diese  Grenzen  hinaus  den  Bischöfen^  oder  den  Provinzialsynoden^  noch  ein 
Dispensationsrecht  vorbehalten  haben,  so  beruhte  dies  nicht  auf  einer  bewussten 
Opposition  gegen  die  päpstliche  Prärogative,  sondern  lediglich  auf  Missverständniss 
oder  auf  Nichtbeachtung  einzelner  kirchenrechtlicher  Normen  ^. 

So  schwerer  Missbrauch  auch  noch  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  von  den 
Päpsten  mit  den  Dispensationen  getrieben  wurde  ^,  so  hat  doch  selbst  das  Konzil  von 
Konstanz,  abgesehen  davon,  dass  selbstverständlich  von  seinem  Standpunkt  aus 
eine  Dispensation  des  Papstes  von  den  Reformkanones,  welche  es  kraft  seiner  Supe- 
riorität  erlassen  hatte,  ausgeschlossen  erscheinen  musste^,  das  Dispensationsrecht 
des  römischen  Stuhles  nicht  in  Frage  gestellt  ^o,  sondern  nur  die  Ausübung  desselben 


nong  des  päpstlichen  Dispens&tionsTeohteB  bil- 
det, Th.  II.  S.  678.  Anm.  1. 

1  8.  z.  B.  c.  9  (Alex.  III.)  X.  de  fll.  presb.  I. 
17  (Th.  n.  S.  480);  c.  18  (Gregor.  IX.)  X.  eod. 

^  Vgl.  auch  Giern.  2  de  elect.  I.  8 :  ,,quod  lex 
anperioriB  per  Inferiorem  tolll  non  potest''.  Al- 
lerdings hat  man  im  13.  Jahrhundert  noch  dar- 
über gestritten,  ob  das  päpstliche  Dispensations- 
recht gegenüber  dem  bischöflichen  die  Ausnahme 
bilde  oder  umgekehrt  und  selbst  die  Glosse  zu 
e.  4  X.  de  lud.  II.  1.  s.  y.  adulterils  steht 
noch  anf  dem  ersteren  Standpunkt,  vgl.  auch 
PhillipsK.  R.  5,  156. 

3  S.  die  Th.  I.  S.  56.  n.  1  u.  2  citirten  Dekre- 
talen Alexanders  III.  und  e.  1  (Bonif.  YUI.)  in 
VIto  de  fll.  presb.  I.  11  (Th.  I.  S.  14). 

*  e.  15  (Innoc.  III.)  X.  de  tempor.  ordln.  I. 
11  (s.  o.  S.  746.  n.  1). 

5  S.O.S.2Ö0.  DievonThomassin  I.e.  c.28. 
n.  9  weiter  angeführten  Stellen  beweisen  mit 
einer  einzigen  Ausnahme  (s.  folg.  Anm.)  nichts, 
denn  von  den  überhaupt  in  Frage  kommenden 
datirt  c.  2  der  Konstitutionen  v.  Ronen  (1227), 
Mansl  22,  1107,  welches  die  Dispensation  bei 
der  Irregularität  ex  defectu  natalium  dem  Bi- 
schof zuspricht ,  Tor  Erlass  der  Gregorianischen 
Sammlung  und  fällt  in  eine  Zeit,  wo  gerade  über 
diesen  Punkt  die  Entwicklung  noch  im  Fluss 
war,  Th.  I.  S.  14;  c.  8  Angers  v.  1363, 1.  c.  26, 
430,  spricht  nur  von  der  bischöflichen  Dispen- 
sation in  Betreff  des  durch  Partlkularvorschriften 
bestimmten  Alters  für  bestimmte  Beneflzien. 
Wenn  der  Bischof  v.  Konstanz  noch  i.  J.  1429 


eine  21jährige  Aebtissin  auctoritate  ordinaria  vom 
Impediment  des  Alters  dispensirt,  y.  Wyss, 
Mittheilungen  d.  antiquar.  Gesellschaft  z.  Zürich 
YIII.  1,  430,  so  handelte  es  sich  dabei  um  ein  der 
Jurisdiktioif  des  Bischofs  unterstehendes  Kloster 
und  um  eine  nicht  gemeinrechtliche  Vorschrift 
über  das  Alter. 

®  So  behält  das  Konzil  v.  Ravenna  y.  1314  c.2 
(Mansl  25,  537),  welches  das  Alter  für  den 
Presbyterat  auf  25,  für  den  Diakonat  auf  20,  das 
für  den  Subdiakonat  auf  16  Jahr  festsetzt,  die 
Dispensation  dem  Papst  oder  dem  Provinzialkon- 
zil  vor. 

^  S.  0.  S.  250.  n.  2.  Was  das  Konzil  yon  Ra- 
yenna  betrifft,  so  beruht  seine  Bestimmung  wohl 
darauf,  dass  eine  positive  Yorschrift  über  die 
Dispensation  vom  Alter  fehlte,  vgl.  Th.  I.  S. 
18,  19. 

^  S.  0.  S.  250.  251  und  das  eigene  Zeugniss 
Bonifadus'  VIII  in  c.  15  in  VIto  de  rescr.  I.  3. 

9  S.  0.  S.  742. 

10  Dass  die  Pariser  Nationalsynode  v.  1408,  s. 
0.  S.  579,  die  Ertheilung  der  Dispensationen 
theils  dem  Bischöfe  theils  der  Provinzialsynode 
zuwies,  war  eine  rein  vorübeigehende  Massregel, 
welche  durch  die  Subtraction  von  der  päpst- 
lichen Obedlenz  bedingt  war. 

Auch  das  Konzil  von  Pisa  hat  das  päpstliche 
Dispensationsrecht  principiell  anerkannt ,  denn 
es  Hess  die  aus  den  vorhin  erwähnten  und  ähn- 
lichen Anlässen  erthellten  bischöflichen  Dispen- 
sationen in  der  letzten  Sitzung  durch  den  Papst 
für  gültig  erklären,  s.  o.  S.  367. 
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in  bestimmtem  Umfang  zu  beschr&nken  gesaeht  ^,  freilich  aber  dabei  einen  kaom 
nennenswerthen  Erfolg  erreicht^. 

Das  Konzil  von  Basel,  welches  gleich  bei  seinem  Beginn  mit  Engen  IV.  in 
einen  Streit  darüber  verwickelt  wurde,  ob  der  Papst  das  Recht  habe,  von  den  Vor- 
schriften des  Konstanzer  Konzils  zu  dispensiren  ^,  hat  sich  mit  einer  Reform  des 
päpstlichen  Dispenswesens  nicht  beschäftigt  ^. 

Nachdem  die  Reformkonzilien,  ohne  eine  wesentliche  Einschränkung  des  päpst- 
lichen Dispensationsrechtes  herbeizuführen,  vorflbergegangen  waren,  war  selbstver- 
ständlich nicht  daran  zu  denken ,  dass  das  von  den  Legaten  beherrschte  Trienter 
Konzil  trotzdem,  dass  die  Missbräuche  in  Betreff  des  Dispenswesens  in  Rom  fort- 
dauerten^, sich  einer  solchen  Aufgabe  unterziehen  würde.  Dasselbe  hat  zwar  für 
alle,  päpstliche,  wie  nicht  päpstliche  Dispensationen  den  Grundsatz  aufgestellt,  dass 
Dispense  allein  bei  dringendem  und  gerechtfertigtem  Grunde  oder  bei  einem  entschie- 
denen Nutzen,  sowie  nur  nach  reiflicher  Erwägung  und  zwar  unentgeltlich  ertheilt 
werden  sollen  ^,  indessen  das  päpstliche  Dispensationsrecht  im  Wesentlichen  in 
seinem  früheren  Umfange  bestehen  lassen''  und  femer  durch  eine  zweidentage 
Klausel^  dem  Papste  die  Möglichkeit  offen  gehalten,  auch  gegenüber  den  Reform- 
gesetzen des  Konzils  selbst  von  seiner  Dispensationsgewalt  Gebrauch  zu  machen^. 

Di^egen  hat  —  abgesehen  von  den  durch  das  staatliche  Placet  herbeigefUhrtea 
Beschränkungen  ^^  —  die  Lehre  der  Gallikaner  in  Uebereinstimmnng  mit  ihrer  An- 
schauung von  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Papstes  ^^  den  letzteren  bei  der  ErÜiei- 
lung  von  Dispensationen  durch  die  Vorschriften  der  allgemeinen  Konzilien,  soweit  diese 
solche  direkt  oder  indirekt  ausschliessen,  für  gebunden  erklärt,  womit  auch  zugldeh 


1  H e  f e  1  e ,  Goncil.  Gesch.  ,  232.  236 ; 
Hübler,  Gonstanzer  Refonnation  S.  148.  ii. 
79.  S.  150.  11.  86  ff. 

2  Das  ganze  Resultat,  welches  erreicht  worden 
ist,  beschränkt  sich  darauf,  dass  c.  ö.  Sess.  XLIII. 
die  Dispensationen  ^on  der  Erlangung  des  für 
bestimmte  Weihegrade  erforderlichen  Ordos 
ausgeschlossen  werden,  Th.  II.  S.  482.  n.  15; 
Hübler  S.  161,  sowie  dass  im  deutschen  und 
romanischen  Konkordate  vom  Papste  die  Zu- 
sicherung gegeben  ist,  in  „gravlbus  et  arduis 
causis"  nicht  ohne  Rath  der  Kardinäle  dispen- 
siren zu  wollen,  a.  a.  0.  S.  191.  205,  und  die 
Dispensation  vom  defectus  aetatis  für  bestimmte 
Beneflzien  verboten  wird,  a.  a.  0.  S.  191.  205, 
endlich  im  englischen  Konkordate  die  schon 
0.  S.  225.  n.  1  und  254.  erwähnten  Zugeständ- 
nisse in  Betreff  der  Dispensation  von  der  Resi- 
denzpflicht und  Inkompatibilität  der  Beneflzien 
ertheilt  worden  sind,  vgl.  auch  die  Zusammen- 
stellung bei  Hü  hier  S.  240.  241. 

3  S.  0.  S.  398.  399. 

*  Allerdings  musste  das  Baseler  Konzil  von 
der  Anschauung  ausgehen,  dass  die  von  ihm  er- 
lassenen reformatorischen  Bestimmungen,  s.  o. 
S.  404  u.  406.  n.  7,  auch  für  den  Papst  in- 
dispensabel seien,  wie  es  denn  seinerseits  auch 
eine  Reihe  von  Dispensationen  ertheilt  hat,  welche 
Eugen  lY.,  soweit  sie  Deutschland  betrafen, 
i.  J.  1447,  s.  S.  412,  sanctionirt  hat.  Anderer- 
seits ist  aber  vom  Konzil  selbst  im  übrigen  das 
päpstliche  Dispensationsrecht    nicht  bestritten 


worden,  s.  respons.  syn.  n.  5  v.  1435  hei  Mansi 
29,276.  „Per  ooncilium  antem  statuta  in  nullo 
deroRant  suae  potestati,  quin  pro  tempore  cau- 
sisque  et  personis,  utilitate.  vel  necessitate  sua- 
deute,  moderari  dispensareque  possit  atque  nti 
summi  principis  imtix^icf.  quae  ab  eo  aufeni 
nequit." 

^  V.  Wessenberg,  die  grossen  Kircbenver- 
sammlungen  3,  530 ;  G.  gravamina  nationis  Ger- 
man.  v.  1522  c.  .1,  Gaectner,  oorp.  iur.  ecd. 
2,  157. 

•  Sess.  XXV.  c.  18.  de  ref. :.  „...  .  Quapropter 
sciant  universi,  sacratissimos  canones  exacte  ab 
Omnibus  et  quoad  eins  fleri  poterit,  indistincte 
observandos.  Quod  si  urgens  iustaque  ratio  et 
maioT  quandoque  utilitas  postnlaverit  cum  sli- 
quibus  dispensandum  esse,  id  causa  cognita  »c 
summa. maturitate  atque  gratis  a  quibnscunqne, 
ad  quos  dispensatio  pertinebit,  erit  praestandara 
aliterque  facta  dispensatio  surreptitia  censeator." 
Vgl.  übrigens  auch  Sess.  XXII.  c.  5  dereCa. 
über  die  Verhandlungen  auf  dem  Konzil  v. 
W  e  s  s e n b er g  a.  a.  O.  4,  182. 

7  Sess.  VI.  c.  2  de  ref.  fs.  o.  S.  225.  n.  7); 
Sess.  VII.  c.  5  de  ref.  (o.  S.  255.  260);  Sess.  VII. 
c.  11.  12  (Th.  I.  S.  96.  97);  Sess.  XXIV.desaer. 
matr.  c.  3,  de  ref.  matrim.  c.  i  u.  c.  5  ;  Sess.  XXIV. 
de  ref.  c.  6.  (Th.  I.  S.  56). 

8  Sess.  XXV.  c.  21  de  ref. 
»  S.  0,  S.  442. 

iO  Darüber  vgl.  %  190. 
"  S.o.  S.  743. 
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Dispensen  gegen  die  Reformdekrete  des  Tridentinnms  ausgeschlossen  wurden  ^  und 
später  ist  namentlich  von  Hontheim^  und  in  der  Emser  Pnnktation  von  1786^  so- 
gar die  Prärogative  des  Papstes  zur  Dispensertheilnng  verneint,  sowie  die  Gleich- 
berech<%ang  aller  Bischöfe  hinsichtlich  der  letzteren  mit  dem  Papste  gelehrt  und 
gefordert  worden.  Praktische  Geltung  haben  sich  aber  diese  Theorieen  nur  in'  ge- 
ringem Umfange  verschaffen  können  ^  und  so  ruht  auch  noch  heute  das  jetzige  Recht 
in  Betreff  des  Dispens wesens  auf  den  im  13.  Jahrhundert  festgestellten  mittelalter- 
liehen Grundsätzen. 


§.190.     V,  Die  siaaüiche  Opposition  gegen  das  päpstliche  und  kirchliche  Gesetzgebungs- 
recht  seit  den  letzten  Zeiten  des  Mittelalters,      Geschichte  des  staatlichen  Placets.  * 

Schon  im  12.  Jahrhundert,  als  das  Papstthum  den  von  Gregor  VII.  begonnenen 
Kampf  far  seine  freie  unbehinderte  Einwirkung  auf  die  katholische  Kirche  in  allen 
Ländern  gegen  die  Fürsten  fortsetzt,  ist  von  den  letzteren  als  Gegenmassregel  die 
Anordnung  getroffen  worden,  dass  die  Anerkennung  und  Ausfthrung  der  päpstlichen 
Erlasse  und  Dekretalen  von  der  ftlrstlichen  Genehmigung  abhängig  sein  sollte  ^. 


>  Liberttfs  de  l'^lise  Gallioane  art.  4!2:  „Le 
pape  ne  peut  dispenser  pour  quelque  cause  qae 
ee  seit,  de  ce  qni  est  de  droit  dirin  et  natniel, 
ny  de  ce  dont  les  saincts  conciles  ne  luy  pennet- 
tent  de  faire  grace."  Vgl.  dazu  Durand  de 
Mailiane,  les  libertez  de  IVglise  Gallicane, 
2,  103 :  „cela  s'entend  de  ceux  dont  la  dispense 
serait  contraire  h  nos  moeurs  ou  qui  sont  le^us 
et  autoristfs  ou  bleu  suivis  comme  des  loix  qui 
noas  sont  propres.  Tels  . . .  que  les  canons  du 
ooncile  de  Bale,  approuv^s  par  la  pragmatiqne, 
les  Canons  du  eoneile  de  Trente  r^duits  en  loix 
partes  ordonnances  ou  autres  semblables."  Ausser- 
dem kommen  noch  in  Betracht  der  die  Mendi- 
kantenorden  betreffende  art.  27  :  „Ne  peut  aussi 
permettre  ou  dispenser  ancun  de  tenir  et  posse- 
der  Mens  en  royaume  contre  les  loix,  Statuts  ou 
coustumes  des  lieux,  sans  eongS  et  licence  du 
roy''  und  endlißh  art.  64 :  „Ne  peut  dispenser  au 
pr^iudice  des  louables  coustumes  et  Statuts  des 
eglises  cathedrales  ou  collegiales  de  ce  royaume 
qui  concement  la  decoratiou.  entretenement,  con- 
tinuation  et  augmentatlon  du  service  divin :  si 
snr  06  y  a  approbation,  priyilege  et  conflrmation 
apostoliqne,  octroy^e  pour  la  susdite  cause  aus- 
dltes  eglises,  klarequesteduroy,  patron  d'ißelles: 
encore  que  les  ditsprivüeges  alnsi  ootroyez,  soient 
snbseqnent  les  fondations  des  dites  eglises." 

2  Febronios  c.  5.  §.  5.  n.  6. 

3  S.  0.^.  743;  vgl.  auch  die  1769  von  den  3 
geisUicben  Kurfürsten  dem  Kaiser  überreichte 
Beschwerde  n.  25,  Gaertner  corp.  iur.  eccies. 
2,  343.  Daher  rechnet  die  von  H  o  n  t  h  e  i  m  beeln- 
flusstekanonistische Theorie  am  Ended.  18.  Jahrb. 
das  ins  dispensandi  cum  episcoporum  exolusione 
zu  den  iura  adventitia  des  Papstes  und  nur  das 
ius  relaxandi  canonum  rigorem  ad  unitatis  con- 
serrationem  zu  den  iura  essentialia,  Th.  I.  S.202. 

4  So  hat  Joseph  II.  den  Bischöfen  durch  Hof- 
reskiipt  vom  4.  Sept.  1781,  cod.  iur.  eccies. 
Joeeph.  1,  34:  „aufgetragen,  dass  sie  bei  Matri- 
monial oder  Ehesachen  (soweit  nicht  nach  dem 


göttlichen  oder  Naturrecht  ein  impedimentnm 
abhaltet)  in  allen  übrigen  impedimentis  canonicis 
gegen  einige  massige  Taxe  für  ihre  Kanzleien, 
die  betreffenden  Personen  der  k.  k.  Vasallen 
und  Unterthanen,  ohne  eine  päpstliche  oder 
anderweite  Dispensation  zu  erwarten,  bei 
vorhandenen  Beweggründen  iure  proprio  von  nun 
an  dispensiren  sollen.  Da  einem  Staate  aus 
höchstwichtigen  Gründen  ungemein  viel  daran 
gelegen  sey,  dass  die  Bischöfe  sich  der  ihnen» 
von  Gott  verliehenen  Amtsgewalt  gehörig  ge- 
brauchen ..."  In  Anschluss  an  dieses  Reskript, 
welches  mit  den  Tendenzen  der  josephinischen 
Gesetzgebung,  den  Papst  von  einer  direkten, 
staatlich  nicht  kontrolirten  Leitung  der  Kirche 
auszusch Hessen ,  zusammenhängt ,  hat  sich  in 
Oesterreißh  später  der  Rechtszustand  entwickelt, 
dass  die  Bischöfe  die  Dispensationsgewalt  auszu- 
üben hatten,  und  es  ihnen  nur  überlassen  blieb, 
sich  ihrerseits  an  den  Papst  zu  wenden,  H  e  1  f  e  r  t 
Udbch.  d.  K.  K.  $  183.  Auch  in  einzelnen  deut- 
schen Erzbisthümem  haben  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts die  Bischöfe  ohne  Rücksicht  auf  den 
Papst  dispensirt,  Kopp,  d.  kathol.  Kirche  i. 
Dentschland.  S.  355. 

*  von  Espen,  tract.  de promulgatione legom 
ecclesiasticar.  (P.  II.  u.  folg.  in  den  Gesammt- 
ausgaben  seiner  Werke);  D.  Govarts  opusc. 
adv.  Espenii  doctrinam  de  placeto  regio  quoad 
bullas  dogmaticas  etc.  (schon  1724  u.  1725  ge- 
schrieben) Brux.  1830;  A.  Müller  de  placito 
regio,  diss.  inaug.  Lovanii  1877;  Papius  Gesch. 
d.  Placet.  i.  Arch.  f.  d.K.R.  18,  161  (Sep.-Abdr. 
Mainz  1867) ;  Aug.  Alex.  Besier,  specimen 
iur.  publ.  de  iuris  placeti  historia  in  Belg.  Trai.  ad 
Rhen.  1848;  L.  Hyacinthe  d'Uesmivy,  re- 
cueil  des  titres  . .  touchant  Tannexe,  Aix.  1727 
u.  öfter  (s.  V.  Schulte,  Gesch.  d.  Quellen  3, 
637). 

^  Freilich,  wie  die  Darstellung  des  Textes  er- 
giebt,  aus  yerschiedenen  Gründen  und  zn  ver- 
schiedenen Zwecken.  Gerade  der  Umstand,  dass 
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I.  Die  Hierarohie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  190. 


Zunächst  hat  es  sich  in  einzelnen  Ländern  dabei  nm  die  Bewahrnng  der  noch  immer 
theilweise  bestehen  gebliebenen  Abgeschlossenheit  der  Kirche  und  am  die  Sicherang 
eines  entscheidenden  Einflusses  der  Landesherren  auf  dieselbe  gehandelt  ^  SpSter, 
als  die  erstere  gegenüber  der  Entwickelung  des  Papstthums  nicht  mehr  aufrecht  zu 
erhalten  war^  haben  die  Fürsten  die  Femhaltung  päpstlicher  Bullen  von  ihren  Län- 
dern als  Kampfmittel  in  ihren  Streitigkeiten  mit  den  Päpsten  benutzt^  oder  die  vor- 
gängige  Vorlegung  und  Genehmigung  derselben  zum  Schutze  der  königlichen  Beehte 
angeordnet,  um  einer  dieselben  verletzenden  Ausübung  der  päpstlichen  Jurisdiktion^ 


man  jede  kirchliche  oder  staatliche  Genehmigung 
für  die  Bekanntmachung  päpstlicher  Bullen, 
gleichviel  für  welche  Arten  derselben,  gleichviel, 
zu  welchen  Zwecken  sie  gefordert  wurde ,  unter 
den  Begriff  des  staatlichen  s.  g.  Placets  zusammen- 
geworfen hat,  bildet  den  Grund  dafür,  dass  der 
Streit  über  die  Entstehung  des  Placets  noch 
nicht  zu  einer  befriedigenden  Losung  gebracht 
worden  ist. 

1  Wenn  Friedberg,  Grenzen  zw.  Staat  u. 
Kirche  S.  729  und  Pap! us  a.  a.  0.  S.  166  be- 
haupten, dass  schon  Wilhelm  I.  von  England 
(1066 — 1087)  verordnet  hat,  dass  päpstliche 
Aktenstücke  ohne  königliche  Erlanbniss  in  Eng- 
land nicht  hätten  bekannt  gemacht  werden  dürfen 
und  sich  dafür  auf  Phillips,  engl.  Reichs-  u. 
Kechtsgesch.  beruft,  welcher  ebensowenig,  wie  sie 
selbst,  einen  Beleg  dafür  anführt,  so  hatte  doch  das 
in  England  bestehende  Gesetz,  dass  päpstliche  Le- 
gaten das  Land  nicht  ohne  königliche  Genehmi- 
gung betreten  durften,  s.  a.  a.  0.  u.  Th.  I.  S.  523, 
dieselbe  Wirkung,  da  es  offenbar  gegeben  war, 
■um  dem  König  die  vorgängige  Information  über 
ihre  Aufträge  zu  ermöglichen  und  päpstliche  Ein- 
griffe in  die  kirchlichen  Angelegenheiten  des 
Landes  zu  verhindern.  Ein  absolutes  und  freies 
Gesetzgebungsrecht  des  Papstes  war  damals  in 
England  noch  nicht  anerkannt,  ebenso  wenig  wie 
zu  den  Zeiten  Heinrichs  I,  welchem  Paschalis  II. 
(s,  ep.  V.  1115,  Th.  I.  S.  523,  n.  3)  den  Vor- 
wurf macht,  dass  weder  päpstliche  Legaten  noch 
Briefe  Zugang  und  Aufnahme  ohne  seine  Ge- 
nehmigung fänden.  Von  einem  Placet  im  heuti- 
gen Sinne  ist  dabei  nicht  die  Rede.  Dafür,  dass 
ein  solches  nicht  bestanden  hat,  spricht  auch  der 
Umstand,  dass  die  Konstitutionen  v.  Clarendon, 
in  welchen  Heinrich  II.  die  alten  Gewohnheiten 
seines  Reiches  und  die  Rechte  des  Königs  flxireu 
liess,  (s.  0.  S.  736)  nichts  darüber  enthalten. 

3  So  hat  schon  Heinrich  II.  von  England  im 
Verlaufe  seines  Streites  mit  Alexander  III.  aus 
Anlass  der  Konstitntionen  von  Clarendon  (s. 
Reuter,  Alexander  III.  1,  469)  angeordnet, 
Phillips,  a.  a.  0.8. 170.  n.  303:  „1.  Si  quis 
inventus  faerit,  litteras  ferens  dorn,  papae  vel 
aliquod  mandatum  archiepiscopi  Cantuariensis, 
continens  inteidictum  christianitatis  in 
Anglia  capiatur  et  de  eo  sine  dllatione  iustitia 
flat,  sicut  de  traditore  regis  et  regni.  ...  IV.  Ne 
aliquod  placltum  teneatnr  de  mandatis  papae  vel 
archiepiscopi  vel  aliquod  mandatum  illorum  in 
Anglia  ab  ullo  homine  accipiatur.  Si  quis  in- 
ventus fuerit  aliteragens,  capiatur  et  incarceretur.^ 
Auch  Kaiser  Friedrich  II.  hat  nach  seiner  Ex- 
kommunikation duroh  Gregor  IX.  das  Einfühlen 


päpstlicher,  gegen  ihn  gerichteter  Briefe  bei  To- 
desstrafe im  Jahre  1239  verboten,  Ryecard.  de  S. 
Germano  SS.  19,  377.  Aehnliche  Massregeln 
sind  femer  von  Philipp  IV.  dem  Schönen  v.  Frank- 
reich in  seinem  Streit  mit  Bonifazius  VIH.  er- 
griffen worden,  so  wurde  z.  B.  die  Bulle:  Aw- 
euUa  fili  v.  1301  unterdrückt  und  auf  Anordnung 
des  Pariser  Parlamentes  öffentlich  yerbrannt 
Hefele,  a.a. 0.5,  297;  Friedberg,  Grenzen, 
S.  478.  Herzog  Odo  v.  Burgund  soll  dem  König 
gerathen  haben,  Petrus  de  Marca,  de  con* 
cordia  sacerdotii  et  imperii  II.  17.  n.  5 :  „consu- 
limus  etiam  vobis,  quod  nuUo  modo  patiamini, 
quod  aliquis  in  regnovestro  aliquid  novum  insti- 
tuat,  quod  temporibus  praedeeessorum  vestromm 
institutum  non  fuerit  vel  ordinatum  vel  usitatum." 
Aus  dem  14.  Jahrh.  gehört  hierher  die  Verordnung 
Ludwigs  d.  Baiem,  dass  Niemand  päpstliche  Briefe 
ohne  Erlaubniss  des  Diöcesanbischofs  verkündeo 
solle,  Heinricus  de  Rebdorff  v.  1339 bei 
Freher-Struve,  ss.  rer.  germ.  1,  618;  C. 
Müller,  d.Kampf  Ludw.  d.  Bair.  mit  der  romisck. 
Kurie.  2,  89 ;  s.  auch  die  Verordnungen  des  letz- 
teren an  das  Kapitel  und  den  Rath  zu  Frankfott 
V.  343.  dass  keine«  päpstlichen  Bullen  gegen  die 
ihm  anhängenden  Kleriker  angenommen  und  pu- 
blicirt  werden  dürfen.  Bo.ehmer,  ood.  dipl. 
Moenofrancf.  1,  582.  583. 

3  Vgl.  die  Anordnung  Eduards  III.  v.  England 
V.  1307.,  Rymer,  foedera  II.  1,  13:,  de  eonsilio 
nostro  ordinayimus,  quod  bulle  seu  litteie 
alique,  per  quas  nobia  aut  inri  nostro  regio  prM- 
iudioari  poterit,  quoquo  modo  infra  idem  reg- 
num  vel  ad  partes  transmarinas  nobis  inoonsoltii 
minime  deferantur ,  vobis  Igitur  mandamns  . . . 
quod  .  .  .  omnes  buUas  ac  alias  litteras  ...  per 
quas  citationes  vel  executiones  alique  fleri  se« 
iurisdictio  aliqua  in  nostri*  iuris  et  corone  noetn 
praeludicium  exerceri  poterunt  vel  etiam  fade 
fuerint,  arrestari  et  nos  de  tenoribus  bullamm 
cerciorari  eosque  salvo  custodiri  faoiatis,  donec 
.  .  .  aliud  inde  vobis  duxerimus  demandandniB;^ 
wiederholt  von  Eduard  III.  1343,  l.^c.  H.  12, 
1231  („ne  quis  intra  regnum  Angliae  defeiat 
litteras,  bullas  seu  instrumenta  aliqua  regt  et 
populo  praeiudicialia") ;  vgl.  auch  die  V.  ▼.  1344, 
1.  c.  III.  1,  11,  wonach  die  Freilassung  zweier 
verhafteter  Bischöfe,  aber  die  Einbehaltung  der 
dem  König  präjudizirlichen  Bullen  unddie  Ueber- 
Sendung  der  letzteren  an  denselben  befohlen  wird. 

Ein  Verbot  der  Annahme,  Publikation  und 
Vollstreckung  von  Mandaten  und  Akten  päpst- 
licher Richter  (allerdings  auch  der  Ordinarien)  in 
den  zu  Unrecht  vor  das  geistliche  Forum  gesoge- 
nen Rechtssachen,  findet  sich  in  d.  Klerer  La&- 
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und  insbesondere  um  der  flberm&ssigen  Ausdehnung  der  pftpstlichen  EoUations- 
reehte*  entgegenzutreten^.  Zeigt  sich  auch  hierin  eine  Reaktion  des  staatlichen 
Bewusstseins  gegen  die  Ueberspannung  der  päpstlichen  Macht,  und  wurde  auf  diese 
Weise  zugleich  die  Handhabung  der  päpstlichen  Gesetzgebung  unter  die  Eontroie 
der  Fürsten  gestellt ,  so  hatten  doch  alle  diese  Massregeln  bis  zum  15.  Jahrhundert 
einen  rein  defensiven  Charakter  und  sind  nicht  aus  der  Anschauung  hervorgegangen, . 
dass  dem  Staat  principiell  ein  Beoht  zustehe,  die  gesammte  kirchliche  Gesetzgebung 
zu  kontroliren  und  den  von  den  kirchlichen  Oi^anen  festgesetzten  allgemeinen  Nor- 
men, welche  die  staatlichen  Interessen  verletzen,  die  Anerkennung  und  die  verbind- 
liehe Kraft  zu  versagen  ^. 

Die  heillose  Verwirrung  während  der  Zeiten  des  Schismas  zu  Ende  des  14.  und 
zu  Anfai^  des  15.  Jahrhunderts^  musste  schon  an  sich  zu  einer  Erstarkung  des 
fUrstlichen  Einflusses  auf  die  kirchlichen  Angelegenheiten  fthren  ^.  Als  dieselbe  in 
den  kirchlichen  Kreisen  die  Entwicklung  neuer  Theorieen  über  das  Verhältniss  der 
Gesammtkirche  und  des  päpstlichen  Primates  gezeitigt  hatte  ^,  und  als  Büttel  für  die 
Heilung  der  tiefen  Schäden  der  Kirche  allein  der  Weg  der  Einberufung  eines  allge- 
meinen Konzils ''  übrig  zu  blieben  schien^  war  die  Beschreitung  desselben  nicht  ohne 
Betheiligung  der  weltlichen  Fürsten  möglich.  Die  Beschlüsse  des  Konzils  von  Kon- 
stanz waren  für  das  Interesse  der  weltlichen  Mächte  insofern  gttnstig,  als  sie  die 
päpstliche  Allmacht  durch  die  Unterordnung  des  Papstes  unter  das  allgemeine  Konzil 
beschränkt  und  die  Stellung  des  Episkopats  gestärkt  hatten.  Nachdem  indessen  wesent- 
lich durch  das  Verhalten  der  Kurie  eine  durchgreifende  Reform  verhindert^  und  auch 


desordnimg  v.  1486,  Friedberg,   de  fin  ... 
reg.  lad.  p.  157.  n.  1. 

1  So  in  Sizilien  Konig  Martin  1408,  Sen- 
tis,  d.  monarcMa  Sicula.  S.  108.  Für  Brabant 
worden  durch  Edikt  1479  die  päpstlichen  Kom- 
menden-Ertheilungen,  femer  1485  für  B  r  a h  an  t 
and  Flandern  alle  päpstlichen  Provisionsbul- 
len  ausgeschlossen,  jedoch  i.  J.  1497  wieder 
nnter  der  Bedingung  zugelassen,  dass  vorher 
beim  höchsten  Rath  literae  patentes  behufs  ihrer 
Exeqnirang  nachgesucht  würden,  Friedberg, 
Grenzen  S.  591.  n.  3;  A.  Müller,  de  placito 
p.  29 ,  nachdem  schon  der  Magistrat  zu  Utrecht 
i.  J.  1349  verboten  :  „bullen  ze  lesen  up  levende 
personen'S  d.  h.  die  päpstlichen  Anwartschaften 
ausgeschlossen  hatte,  Friedberg  S.  591.  n.  8, 
worin  freilich  A.  Müller  1.  c.  p.  27  nur  eine 
Erneaemng  des  betreffenden  kanonischen  Ver- 
botes (s.  Th.  II.  S,  479)  findet,  indem  er  ver- 
schweigt, dass  die  Päpste  sich  ihrerseits  an  das- 
selbe nicht  gebunden  haben,  s.  o.  S.  140.  158. 

2  Anch  die  Verhältnisse  während  des  Schis- 
mas haben  zur  Handhabnng  derartiger  Mass- 
regeln Veranlassung  geboten.  So  hat  Karl  VI. 
1.  J.  1407,  Ordonn.  du  Louvre  9,  191,  alle  gegen 
die  Snbtraktions-Erklärung  Frankreichs  gerich- 
teten BuUen  nnd  Akte  Benedikts  XIII.  für  nich- 
tig erklärt.  Später  Ist  ebenfalls  Ton  Alfons  V.  v. 
Aragonlen  (1416—1468)  mit  Rücksicht  auf  das 
durch  die  Wahl  Felix' Y.  herbeigeführte  Schisma 
angeordnet  worden,  dass  keine  päpstlichen  Briefe 
ohne  königliche  Erlaubniss  pnbllcirt  werden 
sollten,  A.  Müll  er  p.  10  u.Friedberg  S.540. 


Ja  selbst  die  Päpste  haben  darauf  gehende,  ähn- 
liche Indulte  verliehen,  s.  n.  Anm.  4. 

3  Allerdings  hat  sich  schon  Papst  Martin  Y. 
i.  J.  1427  in  einem  Schreiben  an  die  Erzbischöfe 
von  Portugal  darüber  beschwert ,  Raynald. 
annal.  a.  1427  n.  19 :  „Quod  regio  Statute  man- 
datum  est,  ne  quis  andeat  sine  ipsius  regis 
licentia  sab  poena  mortis  et  perdidonis  .  .  . 
litteras  apostolicas  pubUcare",  und  danach  könnte 
man  annehmen ,  dass  damals  in  Portugal  das 
Placet  für  aUe  Ballen  bestanden  hätte ,  indessen 
ergeben  die  concordias  Pedros  I.  art.  32  (1361 — 
1367)  und  loaos  I.  v.  1437.  art.  82,  dass  es  sich 
dabei  um  Provisionsbullen  für  Beneflzien  gehan- 
delt hat,  Pereira  de  Castro,  de  manu  regis. 
Lagdun.  1698.  1,  402. 

*  Diese  hat  sogar  ürban  VI.  (1378—1389)  zur 
ErtheÜung  eines  Privilegiums  an  die  Prälaten 
seiner  Obedienz ,  dass  alle  apostolischen  Briefe 
erst  zur  Ausführung  gebracht  werden  sollten, 
wenn  sie  vorher  von  ihnen  oder  ihren  Offlzialen 
geprüft  worden  seien,  bewogen.  Dasselbe  ist 
allerdings  von  Bonifazius  IX.  (1389—1404)  und 
dann  durch  eine  anter  Zustimmung  des  Kon- 
stanzer Konzils  You  Martin  Y.  erlassene  Bulle  v. 
1418,  bull.  Roman.  III.  2,  427,  worin  dieses 
Recht  schon  placet  genannt  wird,  widerrufen 
worden,  rghBenedict,  XIV  de  synododioeces. 
IX.  1.  n.  2. 

5  S.  0.  S.  578  ff. 

^  S.  0.  S.  363  und  dazu  noch  0.  Gierke,  d. 
deutsche  Genossenschaftsreoht  3,  584  ff. 

^  S.o.  S.  363.  369.  377.  378.381. 

8  S.  0.  S.  383. 
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der  Erfolg  des  Konzils  von  Basel  ^  darch  die  Verlegung  des  letzteren  seitens  Eugens  IV. 
im  J.  1437  nach  Ferrara  in  Frage  gestellt  worden  war,  da  war  es  natOrlich,  dass 
sich  eine  Reihe  von  Fürsten  auf  die  Seite  des  Baseler  Konzils  stellten,  um  ihren 
Ländern  die  bisher  beschlossenen  Reformen  zu  sichern.  In  Deutschland  geschah 
dies  allerdings  nur  auf  dem  Wege  einer  provisorischen  Vereinbarung  2,  in  Frankreich 
dagegen,  wo  seit  den  Tagen  Philipps  IV.  des  Schönen  die  Souveränität  des  Staates 
fortdauernd  gegenüber  dem  Papste  und  der  Kirche  aufrecht  erhalten  worden  war, 
durch  ein  königliches  Edikt,  die  pragmatische  Sanktion  von  Bourges  vom  J.  143S^, 
also  durch  einen  staatlichen  Akt^,  und  dieser  beschränkte  sich  nicht  darauf,  die  Be- 
schlüsse des  allgemeinen  Konzils  zu  wiederholen,  sondern  unterwarf  dieselben  auch 
theilweise  einzelnen  Abänderungen^  und  gab  überdies  in  rein  kirchlichen  Angelegen- 
heiten, insbesondere  in  Betreff  der  Stellung  des  Papstthums  zu  der  Kirche  und  zu  dem 
allgemeinen  Konzil ,  bindende  gesetzliche  Vorschriften  für  Frankreich  und  die  fran- 
zösische Kirche.  Wurde  auch  die  Bedeutung  dieses  staatlichen  Aktes  wesentlich  inne- 
rer kirchlicher  Gesetzgebung  durch  die  Thatsache,  dass  man  dabei  die  Autorität  des 
Baseler  Konzils  nicht  in  Frage  zu  stellen  zu  wollen  erklärte  und  einen  grossen  Tkeil 
der  Beschlüsse  desselben  recipirte,  verschleiert,  so  hat  sie  das  Papstthum  doch  sofort 
in  ihrer  Tragweite  erfasst  und  sich  bestrebt,  das  feste  Fundament,  welches  damit  f&r 
die  eigenthümliche  Weiterentwicklung  des  kirchlichen  Rechts  in  Frankreich  ge- 
schaffen war  und  welches  zugleich  einen  starken  Wall  gegen  die  schon  von  Eugen  IV. 
begonnene  Bekämpfung  der  durch  die  Reformkonzilien  vertretenen  Anschauungen  und 
Lehren  bildete,  zum  Wanken  zu  bringen^.  Aber  gerade  deswegen  wachte  man  in 
Frankreich  desto  eifersüchtiger  auf  die  Aufrechterhaltung  des  durch  die  pragmatische 
Sanktion  geschaffenen  Zustandes  "^  und  nachdem  man  schon  von  Fall  zu  Fall  von  dem 
damals  gleichfalls  in  anderen  Ländern^  geübten  Placet  Gebrauch  gemacht  hatte ^, 
erging  im  J.  1475  eine  Ordonnanz  Ludwigs  XI.  i^,  welche  die  Vorlegung  und  Prüfung 
aller  von  Rom  ausgegangenen  Erlasse  darauf  hin,  ob  sie  etwas  zum  Nachtheil  des 
Königs  oder  der  Privilegien  und  Freiheiten  der  Gallikanischen  Kirche  enthielten, 
verordnete  ^^  Trotz  der  Verurtheilung  des  Placets  in  der  Bulle :  In  coena  dommi  durch 


1  S.  0.  S.  405  ff. 

2  S.  o.  S.  409. 

3  S.  0.  S.  408. 
^  S.  0.  S.  410. 

5  S.  0.  S.  409.  II.  1. 

6  S.  o.  S.  420. 

'^  Insbesondere  die  Parlamente,  unter  deren 
Schutz  die  pragmatische  Sanktion  gestellt  war, 
s.  tit.  23  derselben. 

8  S.  0.  S.  750.  n.  1. 

9  8.  0.  S.  750.  n.  2  u.  S.  75i.  n.  2;  ferner 
1406  Karl  VI.  gegen  Indulgenzen  ,  Ordonnances 
du  Louvre  9,  109;  1440  Karl  VII.  schon  allge- 
mein, Papius  a.  a.  0.  S.  170.  n.  1.  Bereits  im 
J.  1455  hat  das  Parlament  die  Einreichung  einer 
Bulle  zur  Untersuchung:  „advidendum,  si  erant 
contrariae  pragmaticae  sanctioni  et  auctoritati 
cnrlae",  angeordnet ,  D  u  r  a  n  d  de  Maillane,  les 
libertez  de  l'^glise  Gallicane  2,  117. 

W  üeber  den  wirkungslosen  Widerruf  der  Sank- 
tion i.  J.  1461  s.  0.  S.  421,  und  ihre  Wiederher- 
stellung 0.  S.  424.  n.  6. 

1^  Ordonnances  du  Louvre  18,  169 ,   auch  in 


(D  u  p  i  n)  Preu  ves  des  libert^s  de  Tt^glise  Galli- 
cane 1, 215 :  ,, . . .  avons  par  ad  vis  et  delibention 
de  plusieurs  des  seigneurs  de  nostre  rang  e. 
lignage  et  gens  de  notre  conseil ,  advis^.  ooncia 
et  deliber^ ,  de  mettre  en  aucnnes  bonnes  villes 
d'iceluy  nostre  royaume,  aueunes  personnes  no- 
tables et  k  nousseursetfeables,  au^quellestoute« 
manieres  de  gens  de  quelque  estat  et  condition 
quMls  soient ,  venans  de  la  dite  cour  de  Rome 
seront  tcnus  monstrer  et  exhiber  les  lettre«,  bol- 
les  et  autres  escritures  quMls  porteront .  pour 
estre  veues  et  vistt^es  et  sc^voir,  si  elles  peuveut 
tourner  ä  ancun  pr^iudice  ou  dommage  a  nons  et 
aux  Privileges ,  franchiaes  et  libertez  de  la  dite 
eglise  Gallicane".  Nach  Androhung  der  Gefäng- 
nissstrafe für  Verletzungen  dieser  Anordnung  und 
weiteren  Vorschriften  über  die  Form  der  Publi- 
kation des  Gesetzes  heisst  es  gegen  den  Soblns 
zu :  „Gar  ainsy  nons  plaist^il  estre  fait,  non  ob> 
stant  oppositions  ou  appellations  quelconqne«*. 
eine  mehrfach  als  etwas  Besonderes  hervorgelio» 
bene  Formel,  welche  aber  nichts  anderes  als: 
das  ist  unser  Wille  bedeutet,  bibl.  de  iVcoIe  des 
chartes  1881.  42.  p.  561. 
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Julias  n.  im  J.  151 P,  der  Nichtigkeitaerklärung  der  pragmatischen  Sanktion  dnrch 
das  5.  Lateranensische  Konzil  ^^  sowie  der  Absclüiessnng  des  Konkordates  zwischen 
Leo  X.  nnd  Kdnig  Franz  I. '  blieb  das  Placet  in  Frankreich  in  fortdanemder  Uebnng, 
und  ist  insbesondere  ftlr  die  Publikation  der  Reformdekrete  des  Konzils  von  Trient 
verweigert  worden  ^ 

Oegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  reihte  Pithon  das  Placet  in  seiner  Znsam- 
mensteUong  der  libertös  de  T^glise  Gallicane^  nnter  die  Rechte  der  Krone  ein  7,  nnd 
bei  dem  fast  gesetzlichen  Ansehen,  welche  das  Bnch  in  den  Parlamenten  and  in  der 
Wissenschaft  erlangte,  wurde  damit  fUr  die  Handhabung  des  Placets  neben  dem 
Konkordate  von  1516^  eine  neue  Grundlage  geschaffen^.  Seitdem  ist  das  Placet 
bis  zum  Zusammenbruch  der  Monarchie  am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  in  steter 
Geltang  geblieben  ^o.    Auf  die  Erlasse  der  Bischdfe  hat  man  dasselbe  zwar  nicht 


<  Const.  GonsaeTeniiit  §.  10 ,  bull.  Rom.  III. 
3, 319 :  ^Bxoommuiiieamus  et  anatbematizamnB) 
ae  illoa  qni  ne  literis  et  mandatis  apostolicae 
■edls  et  legatoram  ae  nuneiorain  et  indicum  de- 
legatomm  einsdem  gratiam  vel  Juetitiam  concer- 
nentfbiis  decretisqne  snper  Ulis  et  re  iudicata, 
pToeesribus  et  executoiialibus ,  non  habito  prf  us 
eornm  beneplaefto  et  asaenau ,  ne  parentur  . . . 
8ub  gpraTiasimis  poenis  problbere,  statueie  aeu 
mandare  . . .  praesumunt". 

«  S.  o.  8.  424.  u.  7. 

»  8.  o.  8.  424.  n.  6. 

*  Frledberg,  Grenzen  8.  491;  Paplua 
S.  191. 192. 

5  8. 0.  8.  U9. 

•  Th.  I.  8. 198. 

''  Art.  77:  „8eoondement,  observant  soigneuse- 
ment  que  toutes  buUes  et  expeditions  venant  de 
MUT  de  Rome  fnssent  ylsittfes  pour  B^aTolr  si  en 
icelles  y  auoit  aucune  cbose  qui  portast  pre- 
iudiee  en  quelque  manieie  que  oe  fust,  aux  droits 
et  libertez  de  T^gtiae  Gallioane  et  &  l'authorlttf 
du  Roy :  dont  ae  trouve  encore  ordonnance  expresse 
du  Roy  Louis  XI.  (s.  o.  8.  752.  n.  11),  sulYle  par 
lea  predecesseurs  de  Tempereur  Oharles  Y.,  lors 
Taasaux  de  la  Couronne  de  France  e  par  luy 
meme  en  un  sien  edlt  falt  li  Madrid  en  Vanntfe 
1543  et  pratiqutf  en  Espagne  et  autrea  pays  de 
Bon  obeissance  avee  plus  de  rigueur  et  moins  de 
reapeet  qu^en  ce  Royaume'' ;  art.  44 :  „bullös  et 
lettree  apostoliques  de  dtation  executoriales,  ful- 
mlnatoires  ou  autres  ne  s'executent  en  France  sans 
PareaiU  du  Roy  ou  de  ces  offlciers :  et  Texoeu- 
tton  qui  s'en  peut  faire  par  le  lay  aprds  la  per- 
mission ,  se  fait  par  luge  royal  ordinaire  de  Tau- 
torit^  du  Roy  et  non  auctoritaie  apostolieay  pour 
€yiter  distractlon  et  meslauge  de  iurisdiction, 
metmes  eeluy  qui  a  Impetrtf  bullös ,  reserlts  ou 
lettres,  portans  teile  clause,  est  tenu  declarer, 
s'ü  entend  que  les  deleguez  ou  executeura,  soient 
dercs  ou  lalos,  en  connolssent  iure  ordinario, 
autrement  11  y  abus^. 

Endlich  gebort  auch  In  diesen  Zusammenhang 
art.  17 :  „Les  clauses  insertfes  en  la  Bulle  de 
Coena  domini  et  notamment  Celles  du  temps  du 
pape  Jules  11.  et  depuis  n*ont  lieu  en  France 
pour  ce  qui  conceme  les  libertez  et  priTileges  de 
r^glise  Gallicane  et  droits  du  Roy  ou  du  Ro- 
yaume".  Dieser  Artikel  gründet  sich  darauf,  dass 
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schon  im  16.  Jahrhundert  das  Placet  mehrfach 
gegen  die  genannte  Bulle  und  ihre  Republikatlo- 
nen  angewendet  worden  war,  Durand  de  Mai  1- 
lanel.  c.  1,  297. 

9  Welches  jedenfalls  nach  der  Absicht  Leos  X. 
alle  entgegenstehenden  königlichen  Rechte  und 
f^nzösisohen  Gesetze,  so  auch  die  Ordonnanz 
Ludwigs  XI.  V.  1475,  hatte  beseitigen  sollen. 

9  Daher  wird  das  Placet  in  Frankreleh  geradezu 
als  loy  du  royaume  bezeichnet,  ygl.  den  auch 
sonst  interessanten  Arr6t  des  8taatorathes  y.  1639 
bei  Petr.  d  e  Marca  IV.  e.  21  a.  E.:  „• . .  que 
le  parlement  de  Bourdeaux  contre  Tordre  de  tout 
temps  observtf  dans  le  royaume  a  cydeyaut  re-^ 
gistrtf  des  brefs  de  nostre  S.  P.  le  Pape  sans 
lettres  patentes  soelltfes  du  grand  sceau  ny 
autre  eommandement  de  sa  Majesttf  .  .  .  le  Roy 
estant  en  son  eonseil  a  easstf ,  annuUtf ,  easse  et 
annulle  le  dit  Arrest .  .  .  portant  enregistrement 
desdits.  brefs ,  comme  donntf  au  prejudice  de  la 
loy  du  royaume.  Faict  sa  Mi^esttf  tres-ex- 
presses  inhibitions  et  defenses  a  sa  dite  eour  . . . 
et  &  tous  autres  de  plus  a  Tadvenir  enregistrer 
anciens  brefs  sans  lettrespatentes  scelltfes 
du  grand  sceau.  Et  afln  d*empecher  que  les  brefs 
qui  peuvent  estre  obtenus  par  surprise  ne  soient 
executez  au  prejudice  de  la  Jurisdiction  et  des 
droits  des  evesques,  veut  et  ordonne  qu*&  Tadve- 
nir  ceux  qui  obtlendront  des  brefs  (excepttf  les 
Indults  secrets  de  la  Penitenoerie)  les  presentent 
aux  evesques  dans  les  dioceses  dequels  IIb  doi- 
▼ent  estre  executez,  lesquels  donneront  leurs 
advis  dans  trois  Jours  apres ,  pour  lesdits  advls 
presentez  avee  lesdits  brefii  a  Sa  Majest^ ,  y  etre 
pourveu  ainsi  qu*elle  adylsera  estre  a  faire  par 

10  Papius  a.  a.  O.  8. 190;  A.  Müller  1.  e. 
p.  64  if. ,'  auch  gegen  päpstliche  Bullen,  welche 
dogmatischen  Inhalts  waren,  ist  dasselbe  gehand- 
habt worden  ,  so  z.  6.  gegen  eine  Bulle  Alexan- 
ders VII.  V.  1665,  van  Espen  1.  o.  P.  V.  c.  6. 
8. 1.  Nur  auf  die  Indulte  der  Ponitentiarie  bezog 
sich  das  Placet  nicht,  s.  vor.  Anm.  Bei  der  Er- 
theilung  des  Placets  (virifieaUon  oder  annexe), 
sowie  bei  der  Eintragung  der  p&pstlichen  Erlasse 
in  die  Akten  des  Parlamentes  wurde  öbrigens 
stets  die  Klausel  hinzugefügt:  „sans  prtfjudice 
des  droits ,  immunitez  et  prerogatives  de  Teglise 
Gallicane  et  de  la  souveralnit^  du  roy  sur  le 
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ausgedehnt,  aber  die  Thätigkeit  der  Synoden  wurde  gleichfalls  schon  seit  dem 
16.  Jahrhundert  dadurch  unter  die  Kontrole  des  KGnigthums  und  des  Staats  gestellt, 
dass  zu  ihrem  Zusammentritt  die  königliche  Genehmigung  erfordert  worden  ist  K 

Ausser  Frankreich  zeigt  sich  eine  solche  allgemeine  Anadehntuig  des 
Placets  am  Ende  des  15.  Jahrhunderts  nur  noch  vereinzelt  in  Baiern ^,  und 
ferner  vorübergehend  in  Portugal^,  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  tritt 
eine    derartige   Erweiterung    aber    auch   in   anderen   Ländern,    in  Spanien^, 


temporer'.  Ah  Ergänzniig  des  Placets  diente 
endUch  der  appel  eomme  d'abus,  denn  bei  Nicht- 
einholang  des  ersteien  erfolgte  die  Einleitung  des 
letzteren  wegen  der  Publikation  und  Ausführung 
der  Bulle,  Tgl.  Friedbeig,  Grenzen  S.  504; 
Papius  a.a.O.  S.  190. 191. 

^  Art.  10  der  gallikanischen  Freiheiten,  s.  o. 
S.  680  insbes.  Anm.  2  u.  o.  S.  506. 

3  S.  die  in  dieser  Zeit  für  Deutschland  YÖUig 
allein  dastehende  Verordnung  Herzogs  Georgs  d. 
Reichen  v.  Baiem  y,  1491,  Westenrieder, 
glossar.  germ.  latin.  Monaci  1816.  XLIII:  ^£s 
sol  auch  darzu  niemants  gestettet  werden  ainieh 
preyes  bullen  und  anders  in  unserm  land  an  die 
kirchthür  oder  ander  ende  heymlioh  noch  offen- 
lieh  on  unserer  willen  und  wizzen  anzeschlagen 
oder  zu  verkünden ,  wer  aber  dasselbig  täte ,  der 
flol  daxumb  von  stunde  an  von  unsem  ampleuten 
ange^pvimen  und  uns  f&rderllch  zu  praoht  wer- 
den, mit  denselben  zu  handeln  als  frävelichen 
Verächter  unsers  gepots.  WöUioher  oder  wöliche 
amptleut  aber  darinn  säumig  oder  lässig  seind 
und  Jemants  darin  verschonen  werden ,  die  wol- 
len wir  selbs  auch  darumb  nit  ungestraft  lassen". 

3  Hier  scheint  sich  dasselbe  aus  dem  Verbot 
der  Provisionsbullen,  s.  o.  S.  751.  n.  3,  heraus- 
gebildet zu  haben.  Gegen  dasselbe ,  s.  auch  cod. 
Alfonsinus  II.  9  (v.  AlfonsY.,  1438—1481),  hat 
(iber  schon  Innocenz  VI.  bei  König  Johann  II. 
Protest  eingelegt,  vgl.  das  Schreiben  v.  1486  bei 
Iloscoväny,  mon.  oathol.  pro  independ.  pot 
ecol.  1 ,  117:  „.  .  .  quod  litterae  apostolicae  in 
cancellaria  tua  retinentur  ...  in  virtute  s.  obedi- 
entlae  praeoiplendo  mandamus,  ut  statutum  illud, 
quo  contineatur,  ne  quis  tabellio  aut  notarius 
etiam  apostolicus  cuique  iudici  aut  personae  uUas 
litteras  apostolicas  publicare,  intimare  aut  prae- 
sentare ,  nisi  primo  impetrata  a  tua  celsitudine 
licentia  audeat .  .  .  aliud  praeterea ,  cuius  vigore 
offlciales  tui  litteras ,  quas  vulgo  tuitiva«  appel- 
lant,  in  causis  beneflcialibus  concedere  ac  de 
dictis  causis  se  intromittere  praesumant,  revocet, 
casset ,  irritet  et  annullet'',  und  der  König  Hess 
dasselbe  auch  (abgesehen  von  den  s.g.  literae 
inhibitorlales ,  d.  h.  solchen ,  welche  den  Zweck 
haben,  die  Richter  an  der  Ausübung  der  Juris- 
diktion zu  hindern)  fallen,  Pereira  de  Castro, 
de.man^  regia  %  289;  Friedberg  S.  578. 

^  Für  dieses  Land  hatte  Alexander  VI.  selbst, 
um  falsche  Indulgenzbullen  au8zuschliessen,1493 
Ferdinand  d.  Katholischen  das  Indult  gegeben, 
dass  päpstliche  Briefe  und  Erlasse  nicht  eher 
publidrt  werden  sollten,  als  bis  sie  von  den  Diö- 
cesanbisohöfen,  dem  Nuntius,  demGrosskaplan  des 
Königs,  sowie  einem  oder  zwei  Prälaten  des  kö- 
niglichen Rathes  geprüft  wären.  Diese  Vorschrift 


wurde  durch  Patent  v.  1492  und  die  Pragmatik 
V.  l&OO  wieder  eingeschärft,  F  t i  e  d  b  er  g  S.  540 ; 
Hergenröther  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  10,   17, 
und  gab  Veranlassung  nicht  nur  dazu ,  dass  vei^ 
sohiedene  spanische  Bischaf«^  in  ihren  Synodal- 
statuten  die  vorgängige  Einreichung  von  päpst- 
lichen Bullen  an  ihre  Kurien  zur  Einsicht  an- 
ordneten, Benedict  XIV.  de  synodo  dioeces. 
IX.  1.  n.  3,  was  Leo  X.,  als  die  Approbation  die- 
ser Bestimmungen  von  einzelnen  Bischöfen  bei 
ihm  nachgesucht  wurde,  auf  das  nachdrücklich- 
ste in  der  const.  In  tuprtmo  v.  1518,  bull.  Rom. 
III.  3,  465,   missbilligte,  sondern  auch  dazu, 
dass  sogar  der  Kardinal  Ximenes  in  Folge  einer 
päpstlichen  Dispensbulle  für  einen  Domherrn  auf 
Beziehung  seiner  Distributionen  ohne  Anwesen- 
heit im  Ohor,  den  König  zum  Etlass  einer  Ver- 
ordnung bestimmte,  dass  alle  von  Rom  kommen- 
den Diplome  dem  höchsten  Tribunal  zur  Ent- 
scheidung über  ihre  Vollziehung  übersendet  wer- 
den sollten,    Friedberg  S.  541;   Hergen- 
röther a.  a.  0.;  Papius  S.  182.    Wie  weit  in 
Folge  dessen  das  Placet  geübt  worden  ist,  lisst 
sich  nicht  bestimmen.    1509  erliesa  aber  Ferdi- 
nand der  Katholische  ein  neues  Gesetz,  welches, 
um  das  Inquisitionstribunal  gegen  die  Eingriffe 
der  römischen  Kurie  zu  schützen,   bestimmte, 
dass  alle  EuUen,  Erlasse,  Briefe,  Kommissionen, 
Inhibitionen  des  päpstlichen  Stuhles,  seiner  Le- 
gaten, Nuntien  oder  der  Ordinarien ,  welche  die 
Thätigkeit  der  Inquisition  direkt  oder  indirekt 
hindern  könnten,  nicht  eher  veröffentlicht  werden 
dürften ,  bis  sie  dem  König  durch  seinen  Rath 
vorgelegt  und  bei  etwaigen  Beanstandungen  der 
apostolische.  Stuhl  darüber  befragt  worden  sei 
(abgedruckt  bei  Friedberg  S.  541;  A.  Mül- 
lerp. 13).    Karl  V.  ordnete  sodann  1523.  1525 
und  1543  die  Handhabung  des  Placets  (iu  Spa- 
nien :  retefkcion  de  bulas  oder  pcue  regio  genannt) 
Im  weiteren  Umfange  an,  indem  er  in  dem  leU- 
teren   Gesetze  die  Retention  für  6  namentlich 
auilgezählte  Fälle  (bei  Bullen  betreffend  das  kö- 
nigliche Patronatrecht,    Tb.  II.  S.  598.  n.  2  u. 
S.  599  Anm.,  das  Laienpationatrecht ,  die  Ver- 
leihung von  Benellzien  und  kirchlichen  Pensio- 
nen an  Ausländer,  die  KolUtion  der  Kanonik&te 
de  oflcio,  Th.  II,  S.  128.  n.  8,  und  der  PatrijB»- 
nialbeneflzien)  verfügte ,  obwohl  Clemens  VII. 
bereits   1533  das  Placet  unter  Androhung  der 
Exkommunikation    und    anderer    Strafen    von 
Neuem  verworfen  hatte,  bulL  Rom.  IV.  1,  105. 
Da  die  Gesetze  Karls  V.  offenbar  den  Zweck  ver- 
folgten,  die  Beeinträchtigung  der  königlichen  Ge- 
rechtsame und  der  besonderen  Gewohnheiten  der 
spanischen  Kirche  zu  verhindern,  so  betrachtete 
die  Doktrin  die  speziell  aufgezählten  Fälle  nur 
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ah  Konsequenzen  eines  allgemeinen  Princips 
iind  in  Folge  dessen  erweiterte  man  das  Anwen- 
dungsgebiet des  Placets  nach  Bedfirfniss,  Fried- 
berg  S.544.n.l  n.  A.Müller  p.  46.  In  Folge 
dessen  liess  Philipp  II.,  welcher  1569  auf  Grund 
das  PilYlIegs  Alexanders  VI.  die  Vorlegung  aller 
Bullen  an  die  Ordinarien  von  Neuem  eingeschärft 
hatte ,  novfslma  recopilacion  de  las  leyes  II.  3. 
ley  5,  das  Konzil  von  Trient  hlos  unter  bestimm- 
ten Vorbehalten  publiciren ,  s.  o.  S.  450.  Die 
Publikation  der  Bulle :  In  eoena  domini  auf  An- 
ordnung Plus*  V.  ohne  Einholung  des  Placets 
führte  zu  herben  Konflikten .  Garns,  Kirchen- 
gesch.  V.  Spanien  III.  2,  Ö2Ö,  und  überdies  be- 
gnägte  sich  der  König  nicht  nur  damit,  das  Pla- 
eet  gegenüber  den  päpstlichen  Bullen  geltend  zu 
machen,  sondern  er  üherwachte  auch  die  Konzi- 
lien durch  Absendung  von  königlichen  Kommis- 
sarien, s.  0.  S.  505;  Hergenröther  a.  a.  0. 
S.  29.  Ferner  hatten  die  päpstlichen  Nuntien 
nach  einem  Gesetze  Philipps  II.  ▼.  1593  ihre 
VoUmachten  zur  Prüfung  an  den  königlichen 
Bath  vorzulegen ,  und  die  Bücherverbote  der 
Kongregation  des  Index  sowie  der  Inquisition 
konnten  erst  durch  Billigung  des  höchsten  spa- 
nischen Inqulsitionstilbunals  verhindliche  Kraft 
eilangen,  Pap  ins  S.  184;  A.  Müller  p.  47  ff. 
Im  Zusammenhang  mit  dem  Placet  und  zum 
Schutz  desselben  wurde  endlich  auch  in  Spanien 
der  s.g.  recw$o  de  fkterta,  d.  h.  der  appel  comme 
d^abus,  seit  dem  16.  Jahrhundert  geübt,  Fried- 
berg  S.  546.  ö63.  Wenngleich  damals  ein  Pla- 
cet in  Bezug  auf  einzelne  dogmatische  Bullen 
der  Päpste  nicht  geübt  sein  mag ,  so  ist  es  doch 
ein  vergebliches  Bemühen  von  A.  Müller  p. 
56  ff. ,  nachzuweisen ,  dass  in  dieser  Zeit  das 
Placet  nur  für  bestimmte  beschränkte  Fälle  und 
nicht  in  der  Absicht,  die  Vorrechte  Roms  zu 
schmälern,  geübt  worden  sei,  s.  Papius  S.  184. 
185.  Es  war  daher  im  wesentlichen  nur  eine  er- 
neuerte gesetzliche  Fixlrung  der  herrschenden 
Plaxls,  wie  sie  sich  auf  Grund  der  frühereu  Ver- 
ordnungen entwickelt  hatte,  wenn  Philipp  V. 
in  der  Pragmatik  v.  17Q9  bestimmte :  ,,omnes  bul- 
las  et  brevia  apostol.  regio  conslllo  transmittere, 
ut  ibi  flsealis  regiae  Majestatis  inquirat  et  recog- 
noBcat,  utrum  executloni  mandanda  essent  annon^' 
fbei  Müller  p.  54),  eine  Anordnung,  welche 
1736  nochmals  (unter  Ausschluss  der  Erlasse  der 
Pönitentlarien)  wiederholt  wurde,  Hergenrö- 
ther a.  a.  0.  S.  191.  192.  Das  zur  Beseitigung 
der  Streitigkeiten  zwischen  dem  König  und  Cle- 
mens XII.  i.  J.  1737  geschlossene  Konkordat 
setzte  dann  zwar  fest,  dass  die  apostolischen  und 
Ehebullen,  wie  früher,  exequirt  werden  soll- 
ten (art.  I,  Arch.  f.  k.  K.  R.  10,  200 :  que  se  ä4 
como  antes  ejecucion  i  las  bulas  apostölicas  y 
matrimoniales^),  indessen  ist  dadurch  das  Plazet 
nicht  beseitigt  worden,  vielmehr  ergeben  die  Ge- 
setze Ferdinands  VI.  v.  1747  u.  1751,  novfslma 
recopilacion  II.  3.  leyes  6  u.  7,  dass  man  an 
demselben  festgehalten  hat.  Im  J.  1762  wurde 
von  Karl  III.  die  Beobachtung  von  Neuem  ein- 
geschärft, 1.  c.  ley  10,  und  nach  dem  Widerruf 
dieser  Verordnung  auf  Betreiben  Clemens*  XIII., 
doch  schon  wieder  i.  J.  1768, 1.  c.  ley  9,  angeord- 


net, dass  alle  Bullen,  Breven  und  Reskripte  der 
römischen  Kurie ,  welche  allgemeine  Normen 
enthielten,  („que  contuvieren  ley , regia  e  observan- 
cia  general")  dem  königlichen  Rath  zur  Placetlrung 
vorgelegt  werden  sollten  und  die  letztere  nur  zu 
erthellen  wäre,  wenn  dieselben  nicht  den  könig- 
lichen Vorrechten ,  den  Konkordaten ,  Gewohn- 
heiten ,  Gesetzen  und  Rechten  der  Nation  zuwi- 
derliefen, keine  erworbenen  Rechte  kränken, 
auch  der  Gesammtheit  oder  Einzelnen  nicht  zum 
Schaden  gereichen  wurden.  Ausserdem  wurde 
das  Placet  mit  Ausnahme  der  Erlasse  der  PÖni- 
tentiarie  für  alle  anderen  Verfügungen  in  Spe- 
zialfällen in  weitestem  Umfang  (s.  Fried - 
borg  S.  554)  erfordert  und  im  Zusammen- 
hange damit  1778  ein  eigener  Agent  in  Rom 
als  Verwalter  der  „eorrespondeneia  y  ageneia  ge^ 
neral  dt  precea^  angestellt,  durch  dessen  Hände 
alle  Gesuche  an  den  päpstlichen  Stuhl  aus  Spa- 
nien und  die  Schreiben,  Indulte  und  Gnadenbe- 
zeigungen des  letzteren  zu  gehen  hatten ,  H  e  r  - 
genröthera.  a.  0.11,  380.  Endlich  verschärf- 
ten auch  die  Gesetze  Karls  II.  v.  1677.  1678  u. 
1691  die  Kontrole  über  die  Synoden,  denn  die- 
selbeii  durften  nicht  nur  nicht  ohne  königliche  Er- 
laubniss  zusammentreten,  sondern  die  Bischöfe 
hatten  auch  vorher  die  Entwürfe  zu  den  Be- 
schlüssen einzureichen,  es  wurden  ihnen  die  zu 
machenden  Vorlagen  bezeichnet,  Revisionen,  Zu- 
sätze und  Aenderungen  der  beschlossenen  Dekrete 
aufgegeben,  sowie  Druck  und  Veröffentlichung 
der  letzteren  von  königlicher  Erlaubniss  abhängig 
gemacht,  Friedberg  S.535;  Hergenröther 
a.  a.  0.  10,  45. 

*  Hier  knüpft  die  Erweiterung  des  Placets  an 
die  schon  früher  erwähnten  Bestimmungen,  s.  o. 
S.  751.  n.  1,  an,  unter  der  spanischen  Dynastie 
wurde  es,  namentlich  auch  zum  Schutze  der  s.g. 
„monarchia  Sicula^,  s.  Th.  I.  S.  520.  521,  ebenso 
wie  in  Spanien  geübt,  Friedberg  S.  662;  s. 
auch  0.  S.  450.  n.  8.  Später ,  im  18.  Jahrhun- 
dert, waren  nicht  nur  alle  päpstlichen  Reskripte 
einschliesslich  der  Erlasse  derPönitentiarie,  son- 
dern auch  die  Beschlüsse  der  Synoden  dem  Pla- 
cet unterworfen,  ja  1779  wurde  selbst  der  Verkehr 
mit  dem  römischen  Stuhle  in  der  Weise  be- 
schränkt, dass  Jeder,  welcher  eine  päpstliche  Dis- 
pensation oder  eine  Vergünstigung  in  Rom  nach- 
suchte, bei  Strafe  der  Verbannung  vorher  die 
königliche  Erlaubniss,  das  s.g.  lieeai  aeribcrtj 
erbitten  sollte,  Friedberg  S. 668;  A.  Müller 
p.  40. 

2  In  den  Niederlanden  Ist  noch  beim  Beginn 
des  16.  Jahrhunderts  das  Placet  nur  für  be- 
stimmte vereinzelte  Fälle  ausgeübt  worden,  so 
wurden  durch  einen  Erlass  v.  1501  die  Ablass- 
bullen  überhaupt  ausgeschlossen,  van  Espen 
1.  c.  app.  NN. ,  nnd  1.  J.  1548  erging  auf  Be- 
schwerde des  Bischofs  v.  Utrecht  wegen  Ver- 
letzung der  deutschen  Konkordate  durch  päpst- 
liche Provisionen  ein  Befehl  Karls  V.,  keine 
derartigen,  den  letzteren  zuwiderlaufende  Bullen 
und  Gnadenbriefe  ImBlsthum  zuzulassen,  indem 
zugleich  irrthümlich  placetirte  Erlasse  für  nich- 
tig erklärt  wnrden ,  FriedbergS.  595.  Später 
wurde  die  Publikation  des  Tridentinums  nur  mit 
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nien^  während  des  17.  Jahrhunderts  endlich  in  Oesterreieh^  und  Vene- 


gewissen  Yorbehalteii  zugelassen ,  s.  o.  S.  460. 
n.  8;  A.  Müller  p.  71,  und  durch  die  sanctio 
pragmatfca  Philipps  II.  y.  1574,  van  Espen 
f.  0.  PP. :  „ut  nuUae  bnllae ,  provisiones  sive 
aliae  expeditiones  aat  impetraüones  Romanae  yel 
legatorum  aut  nuntiorum  apostolicoram  vel  re- 
Yocationes  ullius  graüae,  indultl,  prlYÜegll,  tum 
generalis  tum  particularis  aut  ulia  sententla  aut 
executoriales  redditae  yel  decretae  extra  nostram 
provindam  tendentes,  directe  vel  Indirecte  in 
praeiudieium  huius  reipublicae  vel  cuiusdam 
tertli  particularis  possint  admitti,  sortlri  effectum 
in  iudlcio  vel  extra  vel  exeoutioni  mandari  in 
hls  nostrls  patrils,  nisi  prius  dictae  litterae,  bul- 
lae,  sententiae  vel  allae  impetrationes  fuerint  in- 
spectae  visltatae  et  examinatae  per  nos  in  nostro 
consilio  private  vel  nostro  consilio  Brabantiae 
et  impetrantes  obtinuerint  nostras  literas  pa- 
tentes placiti  ad  hoc  pertinentes,  sub  poena 
perdendi  effectum  dictarum  bullarum  et  provl- 
sionum  et  exilil  ex  hac  patria  ac  correctlonis  ad 
exemplum  allorum",  das  Placet  auf  alle  päpst- 
lichen Bullen  ohne  Ausnahme  erweitert,  was 
freilich  von  ultramontaner  Seite  sowohl  Im  18. 
Jahrhundert  (s.  d.  S.  749.  n.  *  citirte  Schrift 
von  Govartsj,  wie  auch  noch  in  neuerer  Zelt 
(vgl.  A.  Müller  p.  79)  unter  einer  haltlosen 
Restrlction  des  Wortlautes  der  Pragmatik  bestrit- 
ten worden  ist.  Während  aber  noch  in  der  ersten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  das  Placet  in  Ge- 
mässheit  der  letzteren  auch  gegenüber  den  lu- 
dexdekreten  und  den  dogmatischen  Bullen  geübt 
worden  ist,  van  Espen  1.  c  P.  ni.  c.  2  ff.; 
P.  III.  c.  1  $.  3;  Friedberg  S.  596;  Papius 
S.  196,  gelang  es  später  der  Kurie ,  Philipp  lY. 
dazu  zu  bewegen ,  dass  er  i.  J.  1659  den  Statt- 
halter anwies,  ein  Dekret  der  Index-Kongrega- 
tion über  die  Verurtheilung  der  bekannten 
„lettres  provinciales^  von  1657  publidren  zu 
lassen ,  und  hierbei  erklärte  der  König  zu- 
gleich :  „attendu  m^me  que  la  matidre ,  dont  11 
8*aglt,  est  purement  dogmatique,  n'^tant  les 
Placet  requls ,  qu'en  matidre  beneflciale  et  liti- 
gleuse  entre  parties ,  j*ai  bien  voulu  faire  cette, 
afln  que  sans  sortir  du  stüe  et  de  ce  que  par  delä 
s'est  acooutumtf  de  faire  en  autres  oooasions  de 
semblables  matidres^  (bei  vanEspen  app.  T.). 
Indessen  erläuterte  der  Statthalter  bei  seiner 
Publikation  des  königlichen  Reskriptes  dasselbe 
dahin,  dass  das  Placet  lediglich  für  die  dogmati- 
schen Bullen,  „qui  pourroient  avoir  4t6  veües  et 
reconnues  dtre  telles^  (1.  c.  V.) ,  d.  h.  solche, 
welche  nach  staatlicher  Prüfung  als  dogmatische 
anzusehen  seien ,  ausgeschlossen  bleiben  sollte, 
und  die  Praxis  der  Behörden  hielt  sich  im  we- 
sentlichen an  diese  den  Erlass  des  Königs  be- 
schränkende Verfügung.  Freilich  protestirten 
die  päpstlichen  Internuntien  und  auch  einzelne 
Bischöfe  dagegen,  und  ihre  Bemühungen  hatten 
mitunter  den  Erfolg,  dass  seitens  der  Herr- 
scher mildernde  Anweisungen  im  Sinne  des  Re- 
skriptes V.  1657  erlassen  wurden,  Papius  S. 
202«.;  A.  Müllerp.  76;  Friedberg  S. 568. 
Unter  Maria  Theresia  wurde  aber  das  Placet  auch 
gegen  päpstliche  Bullen  und  kuriale  Entschei- 
dungen dogmatischen  Inhaltes  mit  voller  Schärfe 


geübt,  und  Joseph  II.  ordnete,  nachdem  er  i.  J. 
1781  von  Neuem  die  Plaoetirung  aller  päpstlichen 
Bullen  anbefohlen  hatte,  1784  an,  dass  auch  alle 
bischöflichen  Erlasse  dem  Placet  unterworfen 
werden  sollten,  Fiiedberg  S.  610.  613;  A 
Müller  p.  80,  während  früher  dasselbe  nur  für 
die  Verordnungen  der  nicht  im  Lande  residiren- 
den  Bischöfe  hergebracht  gewesen  war,  1.  c.  p.  79. 

^  Hier  Ist  das  Placet  schon  im  16.  Jahrhundert 
für  päpstliche  Bullen  geübt,  Frledberg  S.  7(^ 
und  Ende  des  17.  auf  alle  von  auswärts  kom- 
menden geistlichen  Erlasse  angewendet  wor- 
den. Als  dann  der  Turiner  Senat  in  einem  lan- 
deeherrlich  genehmigten  Dekrete  t.  21.  Juni 
1719  (abgedruckt  Bull.  Roman.  XI,  146)  diese 
Praxis  ausdrücklich  einschärfte,  protestlrte  Cle- 
mens XI.  durch  seine  Bulle :  Ad  apostolatas  v. 
18.  August  desselben  J.,  a.  a.  O.,  dagegen.  Bei 
den  Verhandlungen  über  die  Konkordate  v.  17^27 
u.  1741  suchte  die  Regierung  eine  Anerkennung 
des  Placets  vom  römischen  Stuhle  zu  erlangen, 
und  Benedikt  XIII.  machte  wenigstens  In  dem 
freilich  nicht  expedirten  Instruktionsentwurf  für 
den  päpstlichen  Nuntius  das  Zngeständniss  r  „Im 
seeonda  cosa  sopra  di  cui  la  aanta  sede  apostoliea 
non  puote  che  tollerare  d  quella  dell'  Exeqnatnr 
preteso  dalla  potesta  per  le  belle  e  brevi  aposto- 
-lid  e  la  toUeranzain  tal  proposito  si  avrk,  quando 
l*Exequatur  sl  riduca  alla  semplice  visuia,  senza 
porre  alcun  segno  a  far  aloun  decreto  in  ordlne 
air  esecuzione  delle  dette  boUe  o  brevi^  A. 
Müller  p.  42;  indessen  ist  In  der  definitiven 
Instruktion  Benedikts  XTV.  v.  1742  dieee  Kon- 
cession  dahin  beschränkt  worden,  dass  das  Visum 
bei  dogmatischen,  Jubiläums-  und  Indulgenz- 
buUen ,  bei  Brevi  regolatlvi  del  ben  vivere  e  de* 
santi  costumi,  Breven  der  Pönitentiarie  oder 
Briefen  der  römischen  Kongregation  wegen  InfH^ 
mationserlangung  keine  Anwendung  finden  dürfe 
und  dass,  um  jeden  Schein  eines  wirkliehen 
Prüfungsrechtes  der  Behörden  auszusehliessen, 
bei  etwaigen  Anständen  gegen  Bullen  und  Bre- 
ven die  Bedenken  mit  den  Motiven  dem  römischen 
Stuhle  oder  den  päpstlichen  Agenten  In  Turin 
dargelegt  werden  sollten,  A.  Müller  p.  44. 

2  Die  erste  auf  dieses  Land  bezügliche  Nach- 
richt geht  dahin ,  dass  Kaiser  Rudolf  i.  J.  1586 
die  Publikation  der  Bulle:  In  eoena  verboten 
haben  soll,  van  Espen  I.  c.  P.  II.  c  1.  J.  2. 
Der  gleiche  Anlass  soll  Ferdinand  m.  zur  Ver- 
kündigung einer  Verordnung  v.  1641,  codex 
Austriacus.  Wien  1704.  1,  236,  an  den  Bischof 
von  Wien  bewogen  haben ,  alle  ihm  zur  Pakli- 
kation  zugeschickten  päpstlichen  Bullen  nlehtokne 
vorgängige  Anzeige  an  den  Kaiser  und  nicht  ohne 
Abwartung  der  Entschliessung  des  letzteren  ru 
veröffentlichen,  auch  hat  derselbe  Kaiser  die  Pu- 
blikation der  Bulle  Innocenz*  XI. :  Zelo  donmt 
V.  1648 ,  worin  derselbe  gegen  den  westfälisehea 
Frieden  protestlrte,  verboten  und  einen  Buch- 
händler, welcher  sie  in  Wien  gedruckt  hatte,  zu 
Geld-  und  Gefängnissstrafe  verurtheilen  laeen^ 
Phillips  K.  R.  3,  477.  Indessen  ist  jedenfdl« 
das  Placet  in  Oesterreich  in  dem  gedachten  Jahr- 
hundert in  weiterem  Umfange  und  zum  Schntz 
der  landesherrlichen  Gerechtsame  überhaupt 
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dig  ^  ein.  Oerade  in  den  grossen  katholischen  Staaten  war,  seitdem  mit  dem  14.  Jahr- 
hundert  der  karialen  Lehre  von  der  Unterordnung  des  Staates  unter  die  Kirche  und 
unter  dasPapstthum  eine  andere  Auffassung  des  Staates  und  der  Stellung  desselben  zur 
Kirche  entgegen  gestellt  worden  war,  und  die  päpstliche  Macht  durch  das  Schisma  und 
die  Reformkonzilien  eine  bedenkliche  Erschtttterung  erlitten  hatte,  im  Qegensatz  gegen 
die  rflcklftufige,  vomPapstthum  inaugnrirte  Bewegung  und  im  Zusammenhange  mit  der 
durch  die  Reformation  geförderten  Ausbildung  des  absoluten  Staates  das  Placet  als 
Mittel  der  Kontrole  und  Beherrschung  der  kirchlichen  und  päpstlichen  Gesetzgebung 
im  flirstlichen  und  staatlichen  Interesse  ausgebildet  worden.  Fflr  das  deutsche 
Reich  als  solches  hatte  dasselbe  allerdings  bei  dem  Mangel  einer  starken  Central- 
gewalt  und  der  mit  dem  16.  Jahrhundert  hervortretenden  Reli^onsspaltung  nicht 
zur  Einführung  gelangen  können  ^.  Was  aber  die  einzelnen  deutschen  Territorien 
betraf,  so  war  das  Placet  in  den  protestantisch  gewordenen  Staaten,  in  denen  Überhaupt 
die  Katholiken  geduldet  wurden,  wegen  der  völligen  Abhängigkeit  der  katholischen 
Kirche  von  der  Gnade  der  Fürsten,  welche  ttber  ihre  katholischen  ünterthanen, 
ebenso  wie  Aber  die  evangelischen,  das  ins  episcopale  beanspruchten,  kein  Bedttrf- 
niss,  während  in  einzelnen  katholischen  Staaten,  wie  namentlich  in  Bai  er  n',  die 
Fürsten,  so  sehr  sie  sich  auch  um  die  Aufrechterhaltung  und  die  Förderung  der 
katholischen  Reli^on  bemühtenj'^aus  reformatorischem  Eifer  und  beeinflusst  von  den 
protestantischen  Anschauungen,  eine  so  weit  gehende  Kontrole  Aber  die  kirchliche 
Verwaltung,  ja  selbst  eine  so  bedeutende  Mitwirkung  bei  einzelnen  Akten  derselben 
beanspruchten,  dass  dadurch  ein  hinreichender  Ersatz  für  das  Placet,  soweit  das- 
selbe sich  auf  allgemein  kirchliche  Gesetzgebungsakte  bezog,  gegeben  war. 

Hatten  bisher  alle  wiederholt  von  den  Päpsten  ausgesprochenen  Verurtheilungen 
des  Placets^  den  geschilderten  Entwicklungsgang  nicht  aufhalten  können,  so  erwiesen 


übt  woiden ,  wie  dies  die  Aeussernng  in  dem 
cittTten  Reskript  erg;ie'bt:  „auch  voraleaein 
also  observiret  woiden,  dass  dergleichen 
ohne  Ihxe  Kays.  Majestät  Yorwissen  und  Willen 
nicht  f&rgenommen  werde'',  s.  auch  die  Anord- 
nung Leopolds  I.  V.  1681 ,  codex  Austriacns  1, 
398:  „nnd  die  Regierung  darauff  wegen  solcher 
unterlassenen  Observantz  selbige  (die 
papstliche  Bulle)  herabnehmeii  lassen ,  welches 
denn  Ihro  Kays.  MaJ.  in  Ansehung  des  vor  un- 
denkliohenJahren  gebräuchlichen  Herkom- 
mens nicht  unbillichen  können'',  erglebt.  Vgl. 
fibrigens  auch  unten  S.  758. 

»  Vgl.  Friedberg  S.  694if.  700. 

2  Nur  Verbote  für  einzelne  Specialfälle  finden 
sich,  so  wurde  die  Publikation  der  Bulle :  Zelo 
äomuB  Innooenz*  XI.  auch  für  das  deutsche  Reich 
untersagt,  Moser,  v.  d.  deutschen  Religions- 
Terfassung,  S.  709. 

»Vgl.  Friedberg,  Grenzen  S.  185  ff.; 
Kahl,  üb.  d«  Temporaliensperre.  Erlangen  1876. 
8.  132  ff.;  Stieve,  d.  kirohl.  Polizeiregiment 
in  Baiem  unter  Maximilian  I.  1595 — 1651. 
München  1876;  derselbe  i.  Zschr.  f.  K.  R. 
13,  372  u.  14,  59. 

«  In  der  letzten  von  Urban  VUI.  (v.  J.  1627 
s.  eonst.  PastoraÜB  BofFtetniy  bull.  Rom.  VI.  1, 
40)  herrührenden  Gestalt  der  Bulle:  In  eoena, 
lauten  die  hierher  gehörigen  Stellen:  „%  13.  Item 


excommunlcamus  et  anathemaüzamus  omnes  tarn 
ecolesiasticos  quam  saeculares  ouiuscumque  dlgnl- 
tatis,  qui  praetexentes  frivolam  quandam  appel- 
lationem  a  gravamine  vel  futura  exeoutione 
Utterarum  apostolicamm  etiam  in  forma  brevis, 
tarn  gratiam  quam  lustitiam  ooncementlum  nee 
non  dtationum,  Inhibitionum,  sequestrorum, 
monitoriorum ,  prooessuum,  executorialium  et 
aliorum  decretorum  a  nobis  et  a  sede  praedicta 
seu  legatis,  nuntlis,  praesidentibus  palatii  nostri 
et  oamerae  apostoltcae  auditoribus,  commlssariis 
allisque  iudicibus  et  delegatis  apostolids  emana- 
torum  et  quae  pro  tempore  emanaverint,  aut  alias 
ad  curias  seoulares  et  laicalem  potestatem  recur- 
runt,  et  ob  ea,  instante  etiam  fisd  procuratore 
vel  advocato  appellationes  huiusmodl  admitti  ac 
litteras  ....  eapi  et  retineri  faciunt:  quive  111  a 
s  1  m  p  11  c  i  t  e  r  vel  sine  eorum  benepladto  et  con- 
sensu  vel  examine  executioni  demandari  impe- 
diunt  vel  prohibent";  $.  14 :  „. . .  omnes  et  quoscun- 
quequi ...  vel  executionem  Utterarum  apostolica- 
mm seu  executorialium,  processuum  ao^decretorum 
praedictorum,  quomodolibet  impediunt  vel  suum 
ad  id  favorem,consiliumautassensum  praestant, 
etiam  praetextu  violentiae  prohibendae  vel  aliarum 
praetentionum  seu  etiam  donec  ipsl  ad  nos  in- 
formandos,  ut  dicunt,  supplicaverint  aut  suppU- 
cari  fecerint,  nisi  supplicationes  huiusmodl  coram 
nobis  et  sede  apostolica  legitime  prosequentur, 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  190. 


sich  dieselben  erst  recht  ohnmächtige  als  im  18.  Jahrhundert  in  der  Aofkl&mngs- 
periode  die  Ausbildung  des  absoluten  Polizeistaates  vollendet  war,  und  zugleich  die 
gallikanischen  Anschauungen  die  weiteste  Verbreitung  gefunden  hatten.  Seit  der 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  werden  da,  wo  das  Placet  schon  früher  bestanden  hat, 
die  darüber  bestehenden  Verordnungen  erweitert  und  versch&rft,  so  in  Spanien ^ 
in  dem  Königreich  beider  Sizilien^;  vor  Allem  aber  in  Oesterreich^  und  dann 


etiam  sl  talia  committeutes  faerint  praesldentes, 
eancellariamm,  ooneillonim,  parlamentoram^  c«n« 
cellarii  . . .  consiliarii  . . .  quoTumeumque  prin- 
cipum  saeculaiium  ...'';$.  15  :„..  .  nee  non 
qui  Btatata,  ordinationes,  constitationes,  pragma- 
ticas  seil  quaevis  alia  decreta  in  genere  vel  in 
spede  ....  fecerint  et  publicayerint .  .  .  unde 
libertas  ecoletlaBtica  tollitar  ften  in  aliqao  laedi- 
tui  vel  deprimitui  ant  alias  qnovis  modo  lestrin- 
gitnr  sea  noatrlB  et  dictae  sedis  ....  iuribna 
quomodollbet,  dixeote  yel  indliecte  ....  prae- 
iadicatnx.'^  Des  Weiteren  Tgl.  A.  Müller,  p. 
165  ff.  und  auch  o.  S.  756.  n.  1. 

1  S.  0.  S.  754  n.  4. 

2  S.  0.  S,  755  n.  1. 

S  Schon  unter  Maria  Theresia  wurde  ans  An- 
lass  einzelner  Fille  der  Verletzung  des  Placets 
die  Beobachtung  desselben  wieder  eingeschärft, 
8.  y.  y.  1746  (Supplement,  cod.  Anstr.  5,  217 : 
„dass  den  Herren  Ordinariis  In  den  gedachten 
Erblanden  päpstliche  Bullas«  von  was  für  Natnr 
sie  seyn  mögen,  oder  auch  andere ,  den  statum 
publicum  berfihrende  geistliche  Verordnungen  zu 
publidren  nicht  gestattet  werde,  wenn  nicht 
dieselbe  ehevor  dem  allergnäd.  Landesfürsten 
überxeieht  worden  und  darüber  die  allerhöehste 
Begnehmigung  erfolgt  ist")  welche  zugleich  den 
Buchdruckern  den  Druck  solcher  Verordnungen 
ohne  Placet  bei  Strafe  yerbot,  und  hierbei  auch 
auf  eine  ununterbrochene  Obserranz  für  die  yor- 
gangige  (Genehmigung  anderer  als  päpstlicher  An- 
ordnungen Bezug  nimmt,  ygl.  femer  Dekret 
y.  12.  Sept.  1767,  Sammig.  d.  Gesetze  unter 
Leopold  IL  3,  250,  Anm.  und  Friedberg  S. 
1 51 .  Noch  weiter  ging  aber  Josesphll.  Ge- 
leitet yon  der  damals  herrschenden  Anschauung, 
dass  der  fürstlichen  Machtyollkommenhelt  alles, 
was  in  der  Kirche  nicht  auf  göttlicher  Einsetzung 
beruhe,  unterworfen  sei,  musste  er  bei  seinem  Be- 
streben, die  Kirche  selbstständig  yon  allen  Miss- 
bräuchen im  Sinne  der  Aufklärnngsperiode  zu 
reinigen.  Jeden  hemmenden  Einfluss  des  Papstes 
und  der  sonstigen  kirchlichen  Oberen  fernzuhalten 
suchen.  Daher  dehnte  er  schon  in  dem  Hofdekrete 
V.  26.  März  1781,  Cod.  jur.  ecdes.  Josephini. 
Frankfurt  u.  Leipzig.  178ö.  S.  13,  das  Placet  auf 
alle  päpstlichen  Schreiben  aus:  ^Wir  gebieten 
also  Unseren  gesammten  Erz-  und  Bischöfen 
unserer  k.  k.  Erblande  qua  ordinariis  sowohl,  als 
anderen  geistlichen  Oberen  und  sonst  Jedermänn- 
llch,  was  Standes  er  sey,  dass  1.  alle  geist- 
lichen Anordnungen,  sie  mögen  in  forma 
bullae,  breyis,  decretl,  constitutionis  oder  sonst 
in  was  immer  für  einer  Form  abgefasset 
seyn,  wenn  solche  das  Volk,  geistliche  oder 
weltliche  Gemeinden  oder  Personen,  dann  ool- 
lationes  beneflciorum,  pensionum,  bonorum,  po- 
testatis,    aut  jurium  pro  personis   singularibus 


oder  die  Säcularisation  eines  professl  cuiusdam 
ordinis  betreffen,  sowohl  in  materia  dogmatiea 
als   ecolesiastica  aut   disoiplinari  jedesmal  yor 
ihrer  Kundmachung  fordersamst  unserer  betref- 
fenden politischen  Landesstelle  nebst  einer  tod 
einem  notario  publice  des  Landes  autenüsiitea 
Abschrift  mit  dem  Ersuchen  überreicht  werden 
sollen,  um  hierüber  unser  placitum  leginm  zu  er- 
wirken. Diese  unsere  Landesstelle  wird  sodami 
unyerweilt  die  Aeusserung  unseres  Kammerpro- 
kurators oder  Fiskalen,  ob  und  was  etwa  dabey 
quoad   statum  publicum,   Jura   proyinciae  aut 
cuiuscunque  tertii   oder    den  landesfürstlic^en 
Verordnungen  zuwider,  nach  Verschiedenheit  dsK 
Landesyerfassung  zu  bemerken  komme,  mit  An- 
beraumui)^  einer  kurzen  Zeitfrist  aufzufordern 
und  solche  nebst  dem   Bxhlblio  gatachtlich  aa 
unsere  böhmische  und  österreichiBche  Hofkanzlej 
einzubegleiten,  und  yon  dieser  weitere  Verord- 
nung abzuwarten  haben,  yon   welcher  alsdaim 
nähere   allerhöchste    Entschliessnng   dorch  die 
Landesstelle  dem  Ordinario  oder  Ordensoberen  mit 
Zurüoksendung  des  Originals   sehriftlieh  nach 
unserem  Gutbeflnden  zukommen  wird.    2)  Ver- 
steht sich  ein  gleiches  In  Ansehung  jener  Ver- 
ordnungen und  Verieihungen,  welcbe  yon 
auswärtigen  Ordinarien,  deren  Rechte  und  Diö- 
cesen  sich  in  diesseitige  Länder  erstrecken,  in 
allen  angeführten  casibus  et  materils  erUngen, 
worüber  also  ebenfalls   unser  LandesfürstUehes 
placitum  regium  auf  die  yon  uns  gnädigst  vor- 
geschriebene  Art  anzusuchen  ist.    3)  Werden 
sämmtliche  Landesstellen,  Kammaprokuratoren 
und  Fiskalen,    auf  die  genaueste  Beobachtung 
dieses  Gesetzes    und    die   etwa   jemanden  za 
Schulden  kommenden  Uebertretungen  inyigiliien 
und  dayon  die  schleunigste  Anzeige  an  die  Hof- 
stellen zu  machen  haben ;  da  ohne  diesen  hin- 
führo  jede  Verleihung  und  Personalwürde  und 
Handlung  als  gänzlich  ungiltig  und  strafbar  wer- 
den angesehen  werden '"  (durch  Hofdekret  yom 
23.  Juli  1782,  Hdbch.  aUer  unt.  Joseph  H.  er- 
gang. Verordnungen  2,  252,  sind  dann  allerdinfs 
die  Erlasse  der  Pönltentlarie,    soweit  sie  das 
Gewissensforum  betreffen,    ausgenommen  wor- 
den).    In  Gemässheit  dieser  Verordnung  wurde 
die  Publikation  der  Bulle :  Unigenltus  und  der 
Bulle,  welche  die   Beschlüsse  der  Synode  yon 
Pistoja  yerurtheilte ,  noch  i.  J.  1781  untersagt, 
auch  die  Ausreissung  der  Bulle :  In  coena  ans 
allen  Ritualien  und  ihre  Vertilgung  anbefohlen. 
(Ueber  weitere  damit  zusammenhängende  An- 
ordnungen   und    Massregeln  s.  dtirtes  Hand- 
buch 2,  244   ff.;    Friedberg,    8.    167  ff.; 
Pazius,   S.   107;    A.  Müller  p.  88).   Bnd- 
lich hat  man  auch    Über  die  Hirtenbriefe  der 
Bischöfe  eine  gleiche  Kontrole,   wie  über  die 
päpstlichen  Biälen  gehandhabt,   Fiiedberg, 
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Aach  den  Niederlanden^.  In  einer  Reihe  anderer  Staaten,  in  Baiern^,  in 
Portugal^  in  Toscana^,  in  Parma^,  ferner  in  Prenssen,  welches  in- 
zwischen bei  seinen  territorialen  Erwerbungen  eine  zahlreichere  katholische  Bevöl- 
kerung mit  bestimmten  friedensmftssigen  Rechten  erhalten  hatte  ^,  ist  das  Placet  in 
allgemeiner  Ausdehnung  auf  alle  kirchlichen  Gesetze  und  Erlaase  neu  eingeführt 
worden,  ja  einzelne  der  deutschen  Bischöfe  sind  soweit  gegangen,  in  Bethätigung 
ihrer  in  der  Emser  Punktation  ausgesprochenen  Anschauungen^  gegen  einzelne  Er- 
lasse des  Kölner  Nuntius  einzuschreiten  ^. 

Die  gewaltigen  Erschttterungen,  welche  Frankreich  und  das  europäische  Staa- 


5.  168,  währeod  allerdings  eine  Anordnung  ül>er 
die  Plaeetirang  der  allgemeinen  Erlasse  der  in- 
lindlsehen  Bisohdfe  nicht  ergangen  Ist,  was  sich 
wohl  daraus  erklärt,  dass  einerseits  anch  für 
diese  jedenfalls  schon  unter  Maria  Theresia  das 
Placet  in  Anspruch  genommen  worden  ist  und 
andererseits  bei  der  umfassenden  gesetzgebe- 
rischen Thätigkeit  Josephs  II.  in  kirchlichen 
Dingen  für  die  Ausübung  des  bischöflichen  Ter- 
ordnungsrechtes  kein  Raum  blieb. 

1  S.  0.  S.  755.  n.  2. 

3  Dekret  Maximilian  Josephs  y.  B.  April  1770, 

6.  K.  Meyr,  Sammig.  der  kurpfälz. -bayer. 
Landes-Yerordnungen.  München  1784.  2, 1099 : 
„Nachdem  Yon  unserer  höchsten  Stelle  gn&digst 
resolvirt  worden,  in  Unseren  Landen  zu  Baiem 
und  der  oberen  Pfalz  gleich  anderen  katholischen 
Staaten  keinerley  geistliche  Verordnungen  und 
Gesetze  ohne  Yorausgehender  Unserer  landes- 
herrlichen Einsicht  und  Begenehmlgung  fürohin 
ad  effectum  zu  bringen  zu  lassen ;"  Neue  Ordre 
des  churfürstl.  geisü.  Rathes  ▼.  1779.  a.  a.  0. 
S.  1127,  Art.  4.  .  .  .,;S0  hat  der  geistliche  Rath 
noch  ferneres  pflichtm'ässigst  und  standhaft  hier- 
auf zu  halten,  sohin  kein  Ordinariatspatent 
afflglren  zu  lassen,  welches  nicht  vor  der  Pro- 
mulgation hierher  eingesandt,  der  geistliche  Rath 
darüber  fordersamst  deliberirt  und  ex  Intimo  Re- 
solution erhellet  hat;^  Konkordat  mit  dem  Bi- 
schof v.  Augsburg  ▼.  1785.  I.  Warnkönig, 
Staatsrecht!.  Stelig.  d.  kath.  Kirche.  Erlangen. 
1855.  S.  217 :  ,,2)  zur  Ausübung  der  Kirchen- 
schutz- und  Advokatiepflichten  werden  Abschrif- 
ten der  zu  erlassenden  Erklärungen  in  Glaubens- 
nnd  Sittensachen  vom  Ordinariate  dem  Landes- 
berm  mltgetheilt,  damit  dieser  sich  über  deren 
Verkündigung  äussern,  und  die  weltlichen  Be- 
amten auf  deren  Handhabung  anweisen  kann. 
3)  Andere  bischöfliche  Verfügungen  ,  päpstliche 
Bullen  und  Breven  sind  mit  den  nöthigen  Er- 
innerungen vorläufig  an  den  churf.  geistl.  Rath 
zu  senden  und  erst  dann,  wenn  nichts  dagegen 
eingewendet  oder  man  sich  verstanden  haben 
wird,  gehörig  bekannt  zu  machen.^  Vgl.  A. 
Müllerp.  91;  Friedberg  S.  261  ft. 

3  Eine  allgemeine  darauf  bezügliche  gesetz- 
liche Vorschrift  ist  nicht  bekannt,  doch  ist  es  In 
wiederholten  Fällen  seit  1767  gegen  päpstliche 
Bullen  geübt  worden,  Friedberg  S.  579;  A. 
Müller  p.  49,  50.  Vgl.  auch  o.  S.  754.  n.  3. 

4  Friedberg  S.  686.  s.  auch  o.  S.  600. 

^  Brosch,  Gesch.  d.  Kirchenstaates.  Gotha. 
1880.  2,  119. 


^  Schon  Friedrieh  II.  hat  1754  dem  Fürst- 
bischof von  Breslau  die  Anweisung  ertheilt, 
Friedberg  S.  276:  „dass  wenn  künftighin  an- 
dere päpstliche  Bullen  und  Breven  an  Sie  gelangen, 
Sie  solche  gleichfalls  meinem  Minister  mittheilen 
.  .  .  auf  dass  er  meine  Genehmigung  vernehmen 
und  Ihnen  alsdann  davon  Nachricht  geben  kann", 
und  diese  Anordnung  ist  selbst  unter  Ausdehnung 
auf  Dispens-  und  Indulgenzbullen  in  der  Ver- 
ordnung vom  27.  März  1765,  welche  das  breslauer 
Generalvikariat  allen  Geistlichen  zur  Nachachtung 
mitzutheilen  hatte,  für  Sohlesien  wiederholt, 
Korn,  Ediktensammlung  8,  680.  664;  Las- 
peyres,  Gtesch.  d.  kath.  Kirche  Prenssens  1, 
380.  381.  Vgl.  femer  Notiflkationspat.  v.  28. 
Sept.  1772  betr.  die  Einrichtung  des  Justizwesens 
in  den  von  Preussen  in  Besitz  genommenen  pol- 
nischen Landen,  Preussen  und  Pom- 
mern und  den  zu  Gross-Polen  gerechneten 
Distrikten,  Beilage,  Rabe,  Sammlung  preuss. 
Gesetze  I,  4,  348 :  „In  geistlichen  Sachen  catho- 
lisoher  Religion  gelten  die  canonisohen  Regeln, 
in  so  fem  sie  sich  in  protestantisoher  Landes- 
herrschaft unterworfenen  Ländern  anwenden 
lassen  und  der  Landeshoheit  in  geistlichen  Sachen 
nicht  entgegen  sind,  als  weshalb  auch  ohne  Vor- 
wissen,  Mitwirkung  und  Genehmigung  des  Ober- 
Hof-  und  Landesgerichts  keine  neuen  päpstlichen 
Bullen  oder  bischöfliche  Verordnungen  eingeführt 
oder  publielrt  werden  können ;"  Instmktlon  für 
die  westpreuss.  Regierung  v.  21.  Sept.  1773. 
S.  4.  no.  11.  11t.  b,  a.  a.  0.  I.  5,  683:  „dass 
demnach  auch  insonderheit  keine  päpstliche  Bulle 
oder  bischöfliche  oder  eines  anderen  geistlichen 
Obem  Verordnung  ohne  Unsere  landesherrliche 
Einwilligang  publielrt  werde."  In  Ueberein- 
stimmung  damit  hat  dann  das  Allg.  Landrecht 
II.  für  die  ganze  damalige  Monarchie  angeordnet 
II.  11.  $.  117:  „Kein  Bischof  darf  in  Religions- 
und Kirchenangelegenheiten  ohne  Erlaubniss  des 
Staats  neue  Verordnungen  machen  oder  der- 
gleichen von  fremden  geistlichen  Oberen  an- 
nehmen.'' $.  118:  „Alle  päpstlichen  Bullen, 
Breven  und  alle  Verordnungen  auswärtiger 
Oberen  der  Geistlichkeit  müssen  vor  ihrer  Publi- 
kation und  Vollstreckung  dem  Staate  zur  Prü- 
fling und  Genehmigung  vorgelegt  werden, "  welche 
Übrigens  nur  Ausflüsse  des  in  $.  136  a.  a.  0.  aus- 
gesprochenen Principes:  „Kein  auswärtiger  Bi- 
schof oder  anderer  geistlicher  Oberer  darf  sich  In 
Klrchensaohen  gesetzgebende  Macht  anmassen,'* 
feststellen. 

7  S.  0.  S.  743. 

8  FrledbergS.  297.  298. 
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iensyatem  durch  die  französische  Revolution  und  durch  die  Kriege  Napoleons  I. 
Ende  des  vorigen  und  Anfangs  dieses  Jahrhunderts  erlitten  haben,  hatten  im  wesent- 
lichen nichts  an  den  Anschauungen  über  das  Verhftltniss  des  Staates  zur  Kirche  ge- 
ändert. Daher  hielten  die  Regierungen  selbst  da,  wo  es  der  Neuordnung  der  kirch- 
lichen Verhältnisse  bedurfte,  auch  an  dem  Rechte  des  Placets  fest,  und  dasselbe 
gewann  nicht  nur  an  territorialem  umfang,  sondern  erhielt  auch  zum  Theil  in  ein- 
zelnen Ländern  im  Vergleich  zu  den  frtlheren  Zeiten  noch  eine  weitere  Verschärfung. 

Für  Frankreich  ist  das  Placet  in  den  zu  dem  Konkordat  ergangenen  01^- 
nischen  Artikehi  für  alle  von  Rom  ausgehenden  Bullen  und  Erlasse  ^,  sowie  ftlr  die 
Dekrete  auswärtiger  (und  selbst  allgemeiner]  Konzilien  festgehalten  worden^,  und 
ausserdem  erliess  Napoleon  I.  eine  Anweisung  an  die  Präfekten,  alle  in  ihren 
Departements  erscheinenden  Drucksachen,  einschliesslich  der  bischöflichen  Schriften, 
der  Censur  zu  unterwerfen  \ 

Was  die  deutschen  Staaten  betrifft,  so  liess  man  das  Placet  inBaiernin  dem 
früheren  Umfange  fortbestehen  ^.  Femer  wurde  dasselbe  in  den,  nachmals  zur  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  vereinigten  Südwest-  und  mitteldeutschen  Staa- 
ten^ während  der  ersten  Jahrzehnte  unseres  Jahrhunderts  eingeführt  und  im  J.  1830 
nach  der  Herstellung  ihres  kirchlichen  Verbandes  einer  gemeinsamen  Regelung  un- 
terzogen^.    Weiter   haben   von   den  deutschen  Staaten  das  Königreich  8ach- 


1  Art.  1 :  «Aacune  bulle,  bief,  resciit,  d^cret, 
m&adat,  proYlslon,  Signatur«  serrant  de  provi- 
siou,  nl  antres  exptfdltlona  de  la  conr  de  Rome, 
meme  ne  concemant  que  les  paitioiUier8,ne  pour- 
ront  etre  re^uB,  publica,  imprimtfs,  ni  aatrement 
mia  ä  rexecution,  sana  Tautorlsatloii  du  gouveme- 
ment.»  Doch  sind  durch  Dekret  v.  28.  Febr.  1810 
Art.  1 .  die  Ton  der  Pönltentiarie  für  das  Gewissens- 
forum  erlassenen  Dekrete  vom  Placet  befreit  wor- 
den, Dursy,  Staatskirchenrecbt  in  Eisaas- 
Lothringen  1)  54. 

2  Art.  3 :  „Les  dtfcrets  des  synodes  tftrangers, 
meme  ceux  des  conciles  g^ntfraux,  ne  pourront 
etre  publi^s  en  France  avant  que  le  gouTemement 
en  ait  examintf  la  forme,  leur  conformittf  ayec  les 
lois,  droits  et  franchises  de  la  rtf publique  fran- 
^aise  et  tout  ce  qui,  dans  leur  publication,  peut 
älterer  ou  int^resser  la  tranquillittf  publique.^ 
Wegen  der  inländischen  Synoden  vgl.  0.  S.  505. 
n.2. 

3  Spater  wurde  aber  die  Gensur  dem  Oentral- 
bureau  In  Paris  übertragen,  Friedberg  S.  518 
und  durch  Ciikular  ▼.  4.  März  1812  angeordnet, 
dass  die  Bischöfe  dem  Kultusminister  zwei  Exem- 
plare ihrer  sämmtlichen  Hirtenbriefe  ohne  Unter- 
schied zu  übersenden  hätten,  Dursy,  Staats- 
kirchenrecht in  Elsass-Lothringen  1,  60. 

lieber  die  anderen  a  u  s  s  e  r  d  e  u  t  s  c  h  e  n  Staaten 
s.  u.  a.  Schi,  des  $. 

^  So  schon  in  dem  Religionsedikt  v.  24.  März 
1809  $$.  65.  66.  71,  Döllinger,  Sammig.  8, 
21,  und  dann  in  dem  späteren,  mit  dem  früheren 
in  dieser  Hinsicht  wesentlich  gleichlautenden 
Edikt  V.  26.  Mai  1818.  $•  58 :  ,;Biemach  dürfen 
keine  Gesetzverordnungen  oder  sonstige  Anord- 
nungen der  Kirchengewalt  nach  den  hierüber  in 
den  Kon.  Landen  schon  längst  bestehenden  Ge- 
neralmandaten ohne  Allerhöchste  Einsicht  und 
Genehmigung  publicirt  und  Yollzogen  werden. 


Die  geistlichen  Obrigkeiten  sind  gehalten,  nach- 
dem sie  die  Königliche  Genehmigung  zur  Publi- 
kation erhalten  haben,  im  Eingange  der  Aus- 
schreibungen ihrer  Verordnungen  von  derselben 
jederzeit  ausdrücklich  Erwäluiung  zu  thun^ 
^  59 :  „Ausschreibungen  der  geistlichen  Behör- 
den, die  sich  blos  auf  die  ihnen  untergeordnete 
Geistlichkeit  beziehen  und  aus  genehmigten  all- 
gemeinen Verordnungen  hervorgehen,  bedürfen 
keiner  neuen  Genehmigung".  $.  61 :  „Die  vor- 
geschriebenen  Genehmigungen  können  nur  tob 
dem  Konige  selbst  mittelst  des  Kon.  Staats- 
Ministeriums  des  Innern  ertheilt  werden,  an 
welches  die  zu  publicirenden  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen eingesendet  und  sonstige  Anord- 
nungen ausführlich  angezeigt  werden  müssend 

5FürWürtembergs.Dekretv.ll.^Junil803, 
Reyscher,  Samml.  10,  34,  u.  Verl-Urk.  t. 
1819  S.  72,  dazu  Menz,  gesch.  Darstellg.  d. 
Ausübung  d.  placetum  reg.  in  Württemberg. 
Rottenburg  a.  N.  1876.  S.  27fr.,  für  Baden 
3.  Organisationsedikt  Y.  11.  Februar  1803.  XXU 
und  Gonstitutions-Edikt  v.  1807,  für  Nassau 
die  Edikte  y.  16.  Aug.  1803  u.  31.  Aug.  18(^ 
V.  Longner,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  oberrhein, 
Kirchenprovinz  S.  42.  48  und  Hessen-Darm- 
stadt Edikt  Y.  31.  August  1803  u.  Vert-Urk. 
V.  17.  Dezember  1820.  Art.  40.  Vgl.  Fried- 
berg  S.  357. 

8  Edikt  Y.  30.  Januar  1830  (für  Würtemberg, 
Baden,  die  hessischen  Länder ,  Nassau,  Frank- 
furt a.  M.  und  die  Hohenzollemschen  Fürsten- 
thümer):  ,,$.  4.  Die  you  dem  Erzbisohof ,  dem 
Bischof  und  den  übrigen  kirchlichen  Behörden 
ausgehenden  allgemeinen  Anordnungen ,  Kreis- 
schreiben an  die  Geistlichkeit  und  Diocesanen, 
durch  welche  dieselben  zu  etwas  yerbunden 
werden  sollen,  sowie  auch  besondere  VerfOgun- 
gen  Yon  Wichtigkeit  unterliegen  der  Genehmi- 
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senS  Hannover^;   Oldenburg^,   Braunschweig'^,   Saohsen -Weimar^, 
sowie  Sachsen-Gotha^^  und  Gobnrg^  das  Placet  gesetzlich  geordnet.    Endlich 


^ong  des  Staats  and  können  nur  mit  der  ans- 
di&ekliclien  Bemerkung  der  Staatsgenehmigung 
(Plseet)  kund  gemacht  oder  erlassen  werden. 
Auch  solohe  allgemeine  kirchlichen  Anordnungen 
und  öffentliche  Erlasse,  welche  rein  geistliche 
Gegenstände  betreffen,  sind  den  Staatsbehörden 
zur  Einsicht  yorzulegen  und  kann  deren  Kund- 
machung erst  erfolgen,  wenn  dazu  StaatsbewiUi- 
gong  ertheilt  worden  ist.  $.  5.  Alle  römischen 
Bullen ,  Breven  und  sonstigen  Erlasse  müssen, 
ehe  sie  kund  gemacht  und  in  Anwendung  ge- 
bracht werden,  die  landesherrliche  Genehmigung 
erbalten,  und  selbst  für  angenommene  Bullen 
dauert  ihre  Terbindliche  Kraft  nur  so  lange,  als 
nicht  im  Staate  durch  neue  Verordnungen  etwas 
Anderes  eingeführt  wird.  Die  Staatsgenehmi- 
gong  ist  aber  nicht  nur  für  alle  neu  erscheinen- 
den papstlichen  Bullen  und  Konstitutionen,  son- 
dern auch  für  alle  f^heren  Anordnungen  noth- 
wendig,  sobald  davon  Gebrauch  gemacht  werden 
will«.  Vgl.  dazu  Friedberg,  S.  382;  Brück, 
d.  oberrhein.  KirchenproTinz.  Mainz  1868. 
8.  123  ff;;  Golther,  d.  Staat  n.  d.  kathol. 
Kirche  in  Würtemberg.  S.  73  ff.  Für  Kurhessen 
sind  diese  Vorschriften  allerdings  schon  durch 
V.-ü.  T.  5.  Januar  1831.  %.  13Ö  (womit  die  ▼. 
18ö2.  $.  103  gleichlautend)  gemildert  worden, 
namentlich  insofern,  als  das  Placet  für  Erlasse, 
welche  reine  Glaubens-  und  kirchliche  Lehr- 
sachen  betreffen,  in  Wegfall  gekommen  ist, 
Friedberg  S.  382.  Anm.  3. 

1  Mandat  v.  19.  Februar  1829.  $•  3 :  „Die 
Bekanntmachung  allgemeiner,  entweder  vom 
römischen  Stuhle  ausgehender  oder  sonst  vom 
Vikariate  für  nöthig  zu  befindender  Anordnungen 
durch  den  Druck  oder  öffentlichen  Anschlag,  soll 
ohne  Unser  landesherrliches  Vorwissen  und  nach 
Befinden  beigefügtes  Placet  nicht  geschehen". 

«  V.  U.  V.  6.  Aug.  1840.  J.  70 :  ^Alle  amtlichen 
Kommunikationen  mit  dem  päpstlichen  Stuhle 
und  mit  auswärtigen  Kirchenversammlnngen 
müssen  dem  Könige  zur  Einsicht  vorgelegt  wer- 
den. —  Die  vom  päpstlichen  Stuhle  oder  yon 
auswärtigen  Kirchenversammlnngen  an  die  rö- 
misch-katholische Kirche  im  Königreich,  an 
ganze  Kirchengemeinden  oder  an  einzelne  Per- 
sonen zu  erlassenden  Bullen,  Breven,  Reskripte, 
Beschlüsse  oder  sonstige  Schreiben  bedürfen  vor 
ihrer  Verkündigung  oder  Behändigung  des  Kö- 
nigliehen Placet ,  wenn  sie  nicht  rein  geistliche 
Gegenstände  betreffen.  Wenn  dieselben  rein 
geistliche  Gegenstände  betreffen,  so  sind  sie, 
behufs  Ausübung  des  Oberaufsichtsrechts  ($.  64) 
dem  Könige  zur  Einsicht  vorzulegen.  —  Ausge- 
nommen von  den  Bestimmungen  dieses  $.  sind 
die  Gommunlcationen  in  Gewissenssachen  ein- 
zelner Personen'^ 

3  Normativ  vom  5.  April  1831.  S*  ^:  ^^U^ 
päpstlichen,  erzbisehöfUchen,  bischöflichen,  so- 
wie die  etwa  von  einer  Synode,  von  einem  Le- 
gaten oder  Nuntius  ausgehenden  Anschreiben 
und  Verfügungen,  ingleichen  alle  vom  Offtzial 
selbst,  vermöge  der  ihm  übertragenen  Fakul- 
täten beabsichtigten  neuen  Anordnungen,  sie 


mögen  den  Gottesdienst  oder  die  Verhältnisse 
des  Olerus  oder  Irgend  einen  anderen  Gegen- 
stand des  gemeinsamen  kirchlichen  Lebens  be- 
treffen, sowie  Ausnahmen  von  den  bestehenden 
Gesetzen  durch  Generaldispensatlonen ,  werden 
vor  ihrer  Bekanntmachung  oder  Vollziehung  vom 
Offizialate  entweder  unmittelbar  oder  durch  den 
Landeshenlichen  Bevollmächtigten  der  Ck>mmis- 
sion  zur  Einsicht  zugesandt,  welche,  wenn  sie 
hinsichtlich  der  landesherrlichen  Rechte  nichts 
dabei  zu  erinnern  findet,  solche  mit  dem  Placet 
oder  den  Umständen  nach  nur  mit  dem  Visum 
versehen,  auf  eben  dem  Wege  zurückgehen 
lässt.  Bei  der  demnächstigen  Insinuation  oder 
Publikation  ist  das  Placet  oder  Visum  der  Oom- 
mission  ausdrücklich  mit  bekannt  zu  machen. 
Etwaige  Erinnerungen  werden  durch  mittelbare 
oder  unmittelbare  Verhandlungen  zwischen  der 
Gommission  und  dem  Offizialate  zu  aooomodiren 
gesucht^'. 

«  V.  ü.  V.  1832.  %,Si6:  „.  .  .  Allgemeine 
Anordnungen,  welche  vermöge  der  Kirchenge- 
walt getroffen  und  Verfügungen,  welche  von  aus- 
wärtigen geistlichen  Oberen  erlassen  sind,  dür- 
fen, welcher  Art  sie  auch  sein  mögen,  ohne 
vorgängige  Genehmigung  der  Landesregierung 
weder  bekannt  gemacht  noch  vollzogen  werden. 

ö  Ges.  V.  7.  Okt.  1823.  %,  3:  „Alle  neue  bi- 
schöflichen Verordnungen,  sowie  alle  erzbischöf- 
lichen Verordnungen  und  Verfügungen,  des- 
gleichen alle  Beschlüsse  von  Synoden  und 
Kirchenversammlungen,  endlich  alle  Bullen  und 
Breven  und  sonstige  Erlasse  des  römischen  Stuhls 
an  die  katholische  Kirche,  das  Grossherzogthum 
mit  angehend,  oder  an  eine  kirchliche  Stiftung, 
eine  Gemeinde  oder  einzelne  Einwohner  des 
Grossherzogthums,  wessen  Inhalts  sie  auch  sein 
mögen,  und  sonst  ohne  Unterschied,  sind  vor 
ihrer  Bekanntmachung  oder  Insinuation  der 
Staatsbehörde  zur  Einsicht  vorzulegen.  Auch 
dürfen  dieselben  insofern,  als  sie  nicht  bloss 
geistliche  Vorschriften  enthalten  und  nicht  bloss 
moralischen  oder  dogmatischen  Inhalts  sind, 
ohne  das  von  dem  Landesherm  ausdrücklich  er- 
theilte  Placet  nicht  publicirt,  nicht  insinuirt, 
nicht  zur  Anwendung  gebracht  werden.  Wer  In 
dem  Grossherzogthum  dagegen  handelt,  oder 
hieran  Theil  nimmt,  soll  zur  Untersuchung  ge- 
zogen und  nachdrücklich  bestraft  werden.  Auch 
für  frühere  Anordnungen  ist  die  Genehmigung 
von  Seiten  des  Staates  nothwendig,  sobald  von 
solchen  aufs  Neue  Gebrauch  gemacht  werden 
will.  Das  landesherrliche  Placet  ist  zu  Jeder  Zeit 
widerruflich.'' 

6  Regulativ  v.  1811  (Arch.  f.  k.  K.  R.  36, 
217) :  „$.  9. — Es  darf  daher  in  allen  dergleichen 
die  äussere  Verfassung  angehenden  Gegenstän- 
den schlechterdings  keine  Bulle,  Reskript,  De- 
kret, Mandat,  Provision,  Signatur,  noch  irgend 
eine  andere  Ausfertigung  des  römischen  Hofes, 
des  Bischofs,  des  Pfarrers  oder  einer  anderen 
Person,  wenn  auch  solche  einzelne  Privatperso- 
nen betreffen  sollten,  angenommen,  bekannt 
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verblieb  es  zunächst  in  Prenssen  und  Oesterreich  bei  den  früheren  Vor- 
schriften ,  nnr  daas  zu  ihrer  Ergänzung  noch  einzelne  verschärfende  Bestimmungen 
erlassen  wurden  ^ 

Erst  seit  den  vierziger  Jahren,  als  sich  einerseits  schon  die  Erstarkung  des 
Ultramontanismus  in  Deutschland  fühlbar  zu  machen  begonnen  hatte,  und  anderer- 
seits einzelne  Regierungen  einen  freisinnigeren  Standpunkt  gegenüber  der  katholi- 
schen Kirche  einnahmen ,  trat  in  Deutschland  theilweise  eine  Aenderung  ein,  welche 
sich  indessen  auf  Preussen^  und  B a i e r n ^  beschränkte.  In  Folge  der  Bewegungen 
des  Jahres  1848  kam  es  aber  in  dem  erstgedachten  Staate 4,  in  Oesterreich^  und 


gemacht,  gedruckt  oder  in  Wirkung  gesetzt 
werden,  ohne  dass  der  Landesherr  solche  einge- 
sehen und  autorisiret  habe.  $.  10.  Ebensowenig 
können  Dekrete  fremder  Synoden  nud  selbst 
allgemeiner  Condlien  pnbliclrt  werden,  be^or 
die  Tom  Landesherrn  hierzu  verordnete  Behörde 
Ihre  TJeberelnstlmmung  mit  der  Verfassung  des 
Staates  und  mit  den  sonstigen  Gesetzen,  Inglei- 
chen, ob  dabei  die  öffentliche  Ruhe  In  Irgend 
einer  Rücksicht  gefährdet  sein  möchte,  unter- 
sucht und  der  Landesherr  die  zu  erlassende  Be- 
kanntmachung autorisirt  haf 

■y  Regulativ  v.  24.  Juni  1813  (Arch.  f.  k.  K.  R. 
32,  422)  $.8:  „  ...  Es  dürfen  daher  weder 
päpstliche  Dekrete,  Bullen,  Breven,  Reskripte, 
Mandate  oder  andere  Expeditionen  des  päpst- 
lichen Stuhles,  eines  Bischofs,  Pfarrers  oder  an- 
deren Person,  wie  sie  genannt  werden  mögen, 
wenn  dieselben  auch  nur  einzelne  Privatper- 
sonen betreffen,  noch  Dekrete  fremder  Synoden 
und  allgemeine  Goncllienbeschlüsse  ohne  aus- 
drückliche Erlaubnlss  des  Landesherrn  ange- 
nommen, bekannt  gemacht,  gedruckt  oder  In 
Wirksamkeit  gesetzt  werden. '^ 

^  So  ordnete  für  P  r  e u  s  s  e n  d.  K.  0.  v.  9.  April 
1838,  G.  S.  S.  240,  an,  „dass  diejenigen  Per- 
sonen, welche  Erlasse  auswärtiger  Behörden  mit 
Umgehung  des  Placets  befördern  oder  verbreiten, 
sofort  von  pollzeiwegen  unter  Vorbehalt  weiterer 
Untersuchung  und  Bestrafung  verhaftet  und  nach 
Bewandtniss  der  Umstände  in  eine  Festung  ab- 
geliefert werden'' sollten  ;  femer  ein  R.  v.31.  Aug. 
1818,  Hecker t,  Hdbch.  d.  kirchl.  Gesetzgebg. 
Preussens  1, 31,  dass  „alle  Gesuche  an  den  päpst- 
lichen Stuhl ,  die  nicht  von  den  Bischöfen  aus- 
gehen, mit  Ausnahme  derjenigen  an  die  Pöni- 
tentarie,  den  Staatsbehörden  vorher  vorzulegen 
seien''.  In  Oesterreich  wurden  unter  Leopold  II. 
durch  Hofdekret  v.  17.  März  1791  (Sammig.  d. 
Gesetze  unter  Leopold  II.  3, 250)  die  Anordnun- 
gen Kaiser  Josephs  TL  (s.  o.  S.7o8  n.  3)  erneuert 
und  dabei  das  Placet  auf  alle  älteren  Verord- 
nungen, sobald  davon  Gebrauch  gemacht  werden 
sollte,  ausgedehnt,  sowie  ausdrücklich  betont, 
dass  die  verbindende  Kraft  der  placetirten  Er- 
lasse nnr  so  lange  dauere,  bis  nicht  staatlicher- 
selts  durch  neue  Verordnungen  etwas  anderes 
bestimmt  worden  sei.  Endlich  wurde  unterm 
30.  Juli  1807  (Kr op  a t  s c h  e  k ,  Sammig.  23, 525) 
bestimmt,  dass  allen  Bullen  und  Breven,  welche 
nicht  von  dem  staatlichen  Agenten  in  Rom  mit 
dem  Vldit  versehen  wären,  das  Placet  verweigert 
weiden  sollte  (wieder  eingeschärft  durch  Hof- 


dekret V.  9.  Sept.  1819),    Papins  a.   a.  0. 
S.  219. 

8  Durch  Minist. -Reskr.  vom  1.  Juni  1841, 
Heckertl,  32  wurde  auf  Veranlassung  Fried- 
rich Wilhelms  IV.  der  freie  Verkehr  mit  dem 
römischen  Stuhle  gestattet,  jedoch  die  Brwarinng 
ausgesprochen,  dass  die  Bischöfe  alle  nicht  avs- 
schliesslich  die  Lehre  betreffenden  Erlasse  zur 
Placetlrung  vorlegen  würden ,  Friedberg 
S.  348.  349. 

8  Hier  ist  zunächst  durch  Min.-Erlass  Tom 
26.  März  1841  dieselbe  Erleiohterung  wie  in 
Preussen,  s.  vor.  Anm.,  gewährt  worden ,  dann 
wurde  am  11.  Dez.  1843  n.  23.  Jan.  1845  das 
Placet  für  blosse  Hinweisungen  auf  längst  be- 
stehende Verschilften  und  für  die  ersten  nach 
dem  Amtsantritte  erlassenen  bisohöflichon  Hir- 
tenbriefe, welche  keine  allgemeinen  Anordnungen 
enthielten,  fallen  gelassen,  Döllinger,  fortges. 
Sammig.  23,  45  ff.,  Paplus  S.  223.  226.  u. 
Friedberg  S.  329. 

•  Verf.-Ürk.  Art.  16:  „Der  Verkehr  der  Relf- 
glonsgesellschaften  mit  ihren  Oberen  ist  unge- 
hindert. Die  Bekanntmachung  kirchlicher  An- 
ordnungen ist  nur  denjenigen  Beschnnknngen 
unterworfen,  welchen  alle  übrigen  Verfügungen 
unterliegen*'.  Dadurch  sind  $$.  117.  118.  IL 
11.  a.  L.  R.  (s.  0.  S.  759  n.  6)  und  die  o.  Anm.  1 
gedachten  Bestimmungen  beseitigt  t^rden. 

6  V.  V.  18.  April  18Ö0  betr.  d.  Verb.  d.  katkol. 
Kirche  z.  Staatsgewalt,  u.  A.  in:  BeitAge  z. 
preuss.  u.  deutsch.  K.  R.  2,  38,  $.  1 :  ^So- 
wohl  den  Bischöfen,  als  den  ihnen  unterstehen- 
den Gläubigen  steht  es  firel,  sich  in  geistlichen 
Angelegenheiten  in  den  Papst  zu  wenden,  und 
die  Entscheidungen  und  Anordnungen  des 
Papstes  zu  empfangen,  ohne  dabei  an  eine  vor- 
läuflge  Zustimmung  der  weltlichen  Behörde  ge- 
bunden zu  sein".  $.  2 :  „Den  katholischen  Bi- 
schöfen steht  es  tteiy  über  Gegenstände  ilner 
Amtsgewalt  und  innerhalb  der  Grenzen  derselbeD 
an  ihren  Clerus  und  ihre  Gemeinden  ohne  var^ 
läufige  Genehmigung  der  Staatsbehörde  Ennsb- 
nungen  und  Anordnungen  zu  erlassen ;  sie  haben 
jedoch  von  ihren  Erlassen ,  Insofern  de  äusflere 
Wirkungen  nach  sich  ziehen  oder  öffentlidi  kund 
gemacht  werden  sollen,  gleichzeitig  den  Regie- 
rungsbehörden ,  in  deren  Bereich  die  Kundma- 
chung erfolgen  oder  die  Anwendung  geschehen 
soll,  Abschriften  mltzutheilen".  Das  öster- 
reichische Konkordat  v.  1855.  Art.  2.  3.  hat 
dann  das  Placet  nochmals  ausdrdcUich  ausge- 
schlossen, doch  hat  der  Papst  In  dem  Bieve 
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in  Oldenburg^  zu  einer  gänzlichen  Beaeitigang  des  Placets,  und  später  wurde 
dasselbe  dnroh  die  Einftthrung  der  preussischen  Verfassung  in  den  1866  voü  Preussen 
annektirten Ländern,  nämlich  in  Hannover,  Kurhessen,  Nassau  und  Frank- 
furt a.  M.  gleichfalls  aufgehoben,  während  in  den  meisten  übrigen  deutschen 
Staaten,  nämlich  in  Baiern^  (hier  freilich  nur  vorübergehend ^j,  in  der  ober- 
rheinischen Eirchenprovinz^  und  später  auch  durch  die  Bpezialgesetzgebung 
der  zu  dieser  gehörenden  Staaten  Würtemberg^  Baden^  und  Hessen^  sowie  im 
Königreich  Sachsen^  wenigstens  Milderungen  des  Placets  eingefllhrt  worden  sind. 


5.  Not.  1855,  Arch.  f.  k.  K.  R.  1,  XXVI  die 
Biflchofe  angewiesen,  „xl%  eodem  tempore,  quo 
Pastorales  litteras  et  aUa  acta  in  Incem  emissuri 
eritis,  lllomm  exemplar  Oaesareae  et  apostolicae 
Hajest.  gabeomio  notitiae  duntaxat  oansa  mittere 
Telitis".  Bei  der  gesetzlichen  Neuordnung  des 
Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Kirche  im  J. 
1874  ist  das  Plaeet  nicht  wieder  eingeführt  wor- 
den, wohl  aher  im  Ges.  v.  7.  Mai  1874.  $.  16  In 
XJehereinstimmnng  mit  der  p&pstlichen  Instruk- 
tion bestimmt :  „Die  Bischöfe  sind  Terpflichtet, 
Ihre  Erlässe  (Verordnungen,  Instruktionen,  Hir- 
tenbriefe etc.)  zugleich  mit  deren  Publikation 
der  politischen  Landesbehorde  zur  Kenntniss- 
nahme  mitzutheilen". 

*  Bev.  Verf.  v.  22.  Nor.  18Ö2.  Art.  78.  S-  3: 
„Das  in  Angelegenheiten  der  katholischen  Kirche 
geübte  Plaeet  und  Visum  bleibt  aufgehoben". 

s  Die  Allerh.  Entschliessung  t.  8.  April  18Ö2 
Nr.  3  erthellt  „für  die  vom  Oberhaupt  der  Kirche 
oder  Ton  den  Bischofen  ausgehenden  Ablassyer- 
kündigungen,  dann  für  die  Fastenpatente  das 
Plaeet  bis  auf  Weiteres  im  Voraus'',  und  derMin.- 
Erlass  v.  9.  Okt.  1854,  Arch.  f.  k.  K.  R.  8,  433 
zog  aus  den  nunmehr  geltenden  Bestimmungen 
die  Konsequenz,  dass  ;,die  Nothwendigkeit  der 
Placetirung  nur  noch  in  ganz  bestimmten  Fällen 
und  Anlässen  gegeben,  in  welchen  kirchliche 
Erlasse  das  bürgerliche  und  politische  Gebiet  mit 
berühren,  sowie  dass  ein  Zweifel  darüber  nicht 
obwalten  könne,  dass  der  Erneuerung  yon  ober- 
kirchlichen Erlassen,  welche  nur  kirchliche  An- 
gelegenheiten betreffen  .  .  . ,  durch  den  Vorbe- 
halt des  Placets  eine  Schranke  nicht  gesetzt  sei''. 

3  Denn  die  vor.  Anm.  erwähnte  Entschliessung 
ist  unterm  20.  Noy.  1873,  Ztsohr.  f.  K.  R.  12, 269 
ausser  Wirksamkeit  gesetzt  und  angeordnet,  dass 
die-jybestehenden  Grundgesetze  des  Staats,  sowie 
die  übrige  Gesetzgebung  des  Landes  die  Norm 
geben  und  nach  den  Regeln  des  Rechts  ihrem 
ganzen  Inhalte  nach  zur  Anwendung  gebracht 
werden«  sollen. 

*  Durch  den  gemeinsamen  (allerdings  ohne 
Betheiligung  von  Kuihessen)  pubUoirten  Erlass 
V.  1.  März  1853  wurden  solche  allgemeine  kirch- 
liche Anordnungen,  „welche  rein  geistliche  Ge- 
genstände betreffen'*,  yom  Plaeet  ausgenommen 
und  nur  Torgesehrieben ,  dass  sie  der  Staatsbe- 
hörde gleichzeitig  mit  der  Verkündigung  zur 
Einsicht  Torznlegen  seien. 

S  Art.  1  des  Ges.  v.  30.  Januar  1862:  „Die 
▼on  dem  Erzbischof,  Bischof  und  den  übrigen 
kirchlichen  Behörden  ausgehenden  allgemeinen 
Anordnungen  und  Kreisschreiben  an  die  Geist- 
lichkeit und  Diocesauen,  wodurch  dieselben  zu 


etwas  verbunden  werden  sollen,  was  nicht  ganz 
In  dem  eigenthümlichen  Wirkungskreise  der 
Kirche  liegt,  sowie  auch  sonstige  Erlasse,  welche 
in  staatliche  oder  bürgerliche  Verhältnisse  ein- 
greifen, unterliegen  der  Genehmigung  des  Staa- 
tes. Solche  allgemeine  kirchliche  Anordnungen 
und  öffentliche  Erlasse  dagegen,  welche  rein 
geistUche  Gegenstände  betreffen,  sind  der  Staats- 
behörde gleichzeitig  mit  der  Verkündigung  zur 
Einsicht  mitzuthellen.  —  Denselben  Bestimmun- 
gen unterliegen  die  auf  Diöcesan-  und  Provin- 
zialsynoden  gefassten  Beschlüsse;  ebenso  die 
päpstlichen  Bullen,  Breven  und  sonstigen  Er- 
lasse, welche  immer  nur  von  dem  Bischof  Ter- 
kündet  und  angewendet  werden  dürfen.  —  Die 
Torstehenden  Bestimmungen  treten  bezüglich  der 
Verordnungen  der  katholischen  Kirchengewalt 
an  die  Stelle  des  hierdurch  unter  Beobachtung 
der  Vorschrift  des  %,  176  der  Verf.-Urk.  aufge- 
hobenen zweiten  Satzes  des  $.  72  der  Verf.-Urk." 
«  Ges.  Y.  9.  Okt.  1860.  J.  15:  „Keine  Verord- 
nung der  Kirche,  welche  in  bürgerliche  oder 
staatsbürgerliche  Verhältnisse  eingreift,  kann 
rechtliche  Geltung  in  Anspruch  nehmen  oder  in 
Vollzug  gesetzt  werden ,  bevor  sie  die  Genehmi- 
gung des  Staats  erhalten  hat.  —  Alle  kirchlichen 
Verordnungen  müssen  gleichzeitig  mit  der  Ver- 
kündigung der  Staatsregierung  mitgetheilt  wer- 
den". 

7  Ges.  V.  23.  April  1875,  die  rechtliche  Stel- 
lung der  Kirchen  betr.  Art.  5 :  ^,Alle  kirchlichen 
Verordnungen  müssen  gleichzeitig  mit  der  Ver- 
kündigung der  Staatsregierung  mitgetheilt  wer- 
den. —  Keine  Verordnung  der  Kirchen  oder 
Religionsgemeinschaften  kann  in  Beziehung  auf 
bürgerliche  oder  staatsbürgerliche  Verhältnisse 
rechtliche  Geltung  in  Anspruch  nehmen  oder  in 
Vollzug  gesetzt  werden,  bevor  sie  die  Genehmi- 
gung des  Staats  erhalten  hat.  —  Art.  40  der  Verf.  - 
Urk.,  sowie  die  auf  die  Staatsgenehmigung  (das 
plaeet)  sich  beziehenden  Bestimmungen  der  Ver- 
ordnungen V.  30.  Januar  1830  und  1.  März  1853 
.  .  .  sind  aufgehoben'^ 

8  Ges.  V.  23.  August  1876:  „%.  1.  Verordnun- 
gen der  katholisch-geistlichen  Behörden  dürfen 
nichts  enthalten,  was  den  Gesetzen  des  Staates 
und  den  auf  Grund  derselben  von  den  zustän- 
digen Behörden  erlassenen  Anordnungen  wider- 
spricht §.  2.  Verordnungen  allgemeinen  In- 
halts, welche  ausschliesslich  und  allein  dem 
Gebiete  der  inneren  kirchlichen  Angelegenheiten 
angehören,  sind  vor  der  Verkündigung  der 
Staatsregierung  vorzulegen.  —  Als  Verordnung 
allgemeinen  Inhalts  im  Sinne  dieses  Getetzes 
sind  diejenigen  anzusehen,  welche  die  Geist- 
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I.  Die  Hieiarohie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  191. 


Zweites  Kapitel;  Das  Qesetzgehungs-  oder  Verordnungerecht  nach  eeiner 

heutigen  Geltung. 

L  Dag  Urchllohe  Becht« 

A.  Das  oberste  Gtosetsgebungsreoht  des  Papstes  (und  der  aUgemeinen 

Koiunlien). 

§.191.    1,  Im  Allgemeinen, 

I.  Charakter  und  Grenze  des  obersten  Oesetzgebungsrechtes. 
Für  das  jetzt  in  der  katholischen  Kirche  in  Betreff  der  obersten  Gesetzgebung  gel- 
tende Recht  sind  heute  noch  die  im  13.  Jahrhundert  festgestellten  Anschauungen 
massgebend,  nur  haben  dieselben  neuerdings  durch  die  Beschlüsse  des  vatikanischen 
Konzils  eine  Weiterentwicklung  in  einer  bestimmten  Beziehung  erfahren. 

Die  Befugniss,  Rechtssätze  ^  mit  bindender  Kraft  für  die  ganze  Barche  zn  ver- 
sehen, steht  nach  dem  geltenden  Rechte  sowohl  dem  Papst  ^  wie  auch  dem  allge- 
meinen Konzile  ^  zu.  Das  allgemeine  Konzil  besitzt  das  Recht  kraft  seines  Charakters 
als  Repräsentativorgan  der  ganzen  Kirche,  der  Papst  kraft  des  ihm  über  die  letztere 
zukommenden  Primates.  Indessen  ist  zufolge  der  dem  allgemeinen  Konzil  durch  das 
Vatikanum  angewiesenen  Stellung  auch  das  seiner  äusseren  Fassung  nach  als  An- 
ordnung einer  allgemeinen  Synode  erscheinende  Gesetz  materiell  nur  ein  Gesetz  des 
Papstes,  weil  seine  verbindliche  Kraft  auf  der  Gewalt  des  Papstes  beruht  und  das 


lichkeit  oder  die  Biöcesanen  im  Bezirke  der 
verordnenden  Behörde  insgesammt  angehen.  $.  3. 
Verordnungen  allgemeinen  Inhalts,  welche  ganz 
oder  theilweise,  sei  ob  auch  mittelbar,  in  Btaat* 
liehe  oder  bürgerliche  Yerhältnisse  eingreifen, 
bedürfen  zu  ihrer  Verkündung  der  landesherr- 
lichen Genehmigung  und  sind  daher  dem  Könige 
vorzulegen.  —  Die  Vorlegung  erfolgt  durch  das 
Ministerium  des  Gultus  und  öffentlichen  Unter- 
richts, welches  in  der  hierauf  zu  erlassenden 
Verfügung  ausdrücklich  zu  bemerken  hat,  dass 
das  Placet  ortheilt  worden  sei.  —  Die  Genehmi- 
gung wird  ertheilt  werden,  wenn  sie  vom  staat- 
lichen Gesichtspunkte  unbedenklich  ist.  —  Die 
Genehmigung  ist  in  der  Verordnung  zu  bekun- 
den. Die  Genehmigung  gilt  so  lange,  als  sie 
nicht  durch  neue  Anordnungen  ausser  Kraft  ge- 
setzt wird.  —  Verordnungen  im  Sinne  Abs.  1, 
welche  ohne  landesherrliche  Genehmigung  ver- 
kündet oder  angewendet  werden,  sind  rechtlich 
unwirksam.  %.  4.  Erlasse  des  römischen  Stuhles 
Jeder  Art  dürfen  im  Königreiche  nur  von  den 
inländischen  katholisch -geistlichen  Behörden 
und  nur  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  In 
§§.  i,  2  und  3  verkündet  werden.  ^.  5.  Ueber 
Zweifel  bei  der  Anwendung  der  %%,  1  bis  4  ent- 
scheidet die  Staatsreglernng''. 

Was  die  ausserdeutschen  Staaten  ab- 
gesehen von  Frankreich  (s.  o.  S.  760)  betrifft, 
so  ist  das  in  B  e  1  g  i  e  n  auf  Grund  der  organischen 
Artikel  und  in  Holland  zufolge  der  Verfas- 
sungsurkunde V.  1815  Art.  6  in  Geltung  gewe- 
sene Placet  nach  der  Trennung  beider  Länder 
durch  die  belgische  Vorfassung  v,  1830  Art 


16  und  das  holländische  revidirte  Grund- 
gesetz V.  1848  Art.  170  aufgehoben  worden, 
Friedberg  S.  615.  620.  622.  630.  648;  A. 
Müller  p.  81.  108.  123.  Für  Italien  hat 
dasselbe  —  es  galt  bis  dahin  namentlich  in  N  ea- 
pel,  Friedberg  8.  671  und  in  Sardinien, 
und  wurde  im  J.  1863  auf  das  ganze  damalige 
italienische  Königreich  ausgedehnt ,  A.  Müller 
p.  124  — :  erst  durch  das  s.  g.  Garantiegesetz  v. 
13.  Juni  1871  Art  16  seine  Beseitigung  er- 
fahren, Friedberg  S.  725.  920. 

1  Die  heut  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechtes 
erörterte  Frage,  ob  zum  Begrifft  des  Gesetzes  die 
Aufstellung  einer  allgemeinen  Begel,  d.  h.  einer 
solchen,  welcher  sich  nach  den  durch  dieselbe  be- 
stimmten Merkmalen  eine  Anzahl  von  Fällen  un- 
terordnen lassen,  (so  H.  Schulze,  Lehrb.  d. 
deutsch.  Staatsrechts  u.  G.  Meyer  in  Grün- 
hut, Ztsohr.  t  d.  öffentl.  o.  Priv.-B.  8,  15) 
gehört  oder  ob  es  genügt,  dass  der  Beohtssatz  nur 
auf  einen  bestimmten  Thatbestand  anwendbar  ist 
oder  nur  ein  einzelnes  Reohtsverhältniss  betrifft 
(s.  L  a  b  a  n  d ,  Staatsrecht  d.  deutsch.  Reichs  2, 2 ; 
Zorn,  Staatsrecht  d.  deutsch.  Relohes  1,  107), 
erledigt  sich  für  das  Kirohenrecht  dadurch,  dass 
prindpiell  den  Im  Text  genannten  Organen  allein 
in  allen  FäUen  die  Befugniss  zur  FeststeUong 
von  Rechtssätzen  allgemeinen  oder  speziellen  In- 
haltes mit  verbindlicher  Kraft  für  die  ganzeKirclie 
zukommt.    S.  übrigens  auch  unten  $$.  198. 194. 

«  Th.  I.  S.  205  und  in  diesem  TheU  o.  S.  740 
u.  S.  743.  n.  8. 
3  S.  0.  S.  358.  613  u.  S.  743  n.  8. 
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Konzil  lediglich  als  Senat  desselben  bei  der  Yorbereitong  des  Gesetzes  mitzuwirken 
beftigt  ist  K 

Die  Kirche  bildet  nach  katholischer  Auffassung  eine  organisirte,  äussere,  völlig 
ttuabhftngige  Anstalt,  mit  bestimmten  Oberen  als  Leitungsorganen  und  mit  allen  Ge- 
tauften, als  ihren  Mitgliedern  und  ünterthanen^.  In  ihr  übt  der  Papst  kraft  seines 
Primates  eine  Gewalt  aus,  welche  nach  der  Auffassung  der  katholischen  Kirche  der 
Souveränität  des  Staates  auf  seinem  Gebiete  entspricht  3.  Die  päpstliche  Gesetzge- 
bung, mag  sie  allein  vom  Papst  oder  unter  Mitwirkung  des  allgemeinen  Konziles  ge- 
handhabt werden,  ist  daher  souverän,  d.  h.  unabhängig  in  ihrer  Ausübung  von  der 
Mitwirkung  jedes  anderen  kirchlichen  oder  weltlichen  Organes,  und  die  vom  Papst 
erlassenen  Gesetze  verpflichten  lediglich  und  allein  deshalb,  weil  sie  von  ihm  au»^ 
gegangen  sind  4. 

Eine  Gesetzgebung,  welche  souverän  zu  sein  behauptet,  kann  nicht  auf  einen 
bestimmten  Kreis  von  Angelegenheiten  beschränkt  sein,  vielmehr  muss  sie  allein  und 
ausschliesslich  das  Recht  besitzen,  das  Gebiet  ihrer  Bethätigung  festzusetzen.  Und 
dieses  Recht  nimmt,  wenngleich  nach  modemer  Anschauung  die  Gesetzgebung  der 
Eiirche  ihrem  Begriffe  nach  sich  nur  auf  die  Regelung  der  kirchlichen  Verhältnisse 
erstrecken  kann,  die  katholische  Kirche  in  der  That  noch  heute  in  Anspruch.  Die 
mittelalterliche,  seit  Gregor  Vn.  entwickelte  Lehre  von  dem  wahren  Menschheits- 
staat,  der  von  Gott  gestifteten  Kirche  unter  dem  Principate  des  Papstes  und  von  der 
weltlichen  Herrschaftsordnung,  dem  Staate,  als  eines  lediglich  der  Kirche  dienenden 
Bestandtheiles  ^,  bedingte  als  Konsequenz  die  oberste  Gesetzgebung  der  Kirche  und 
des  Papstes  und  damit  auch  das  Recht  zur  Begränzung  des  der  Kirche  gehörigen 
Gebietes.  Thatsächlich  hat  auch  die  Kirche  seit  Gregor  YII.  diese  Gränzen ,  na« 
mentlich,  soweit  ihre  kirchliche  Jurisdiktion  in  Frage  stand  ^,  bis  auf  den  heutigen 
Tag  ^  zu  ziehen  beansprucht  und  in  früherer  Zeit  auch  mit  Erfolg  gezogen.    Das 


t  S.  0.  S.  630. 

^  S.  das  dem  VatikanTiin  vorgelegte  (o.S.462), 
aber  nicht  znr  Erledigang  gekommene  Schema  de 
ecdesia  Christi  c.  10,  nnd  dazn  can.  2,  10.  12, 
Friedrich,  docnm.  ad  lUustr.  conc.yatican.2, 
91.  102;  Th.  Weber,  Staat  n.  Kirche  nach  d. 
Zeichnung  d.  IJltramontanismns.  Breslan  1873. 
S.  42ir.  68.  (auf  Gmndlage  der  Schrift:  Matt. 
Liberatore,la  chiesa  e lo stato.  Napoll  1871) ; 
▼gL  auch  0.  S.  740  n.  5. 

Der  Syllabns  von  1864.  n.  19  verwirft  die 
Lehre :  „Ecclesia  non  est  vera  perfectaqne  socio- 
tas  plene  libera  nee  pollet  snla  propriis  et  con- 
stantibns  inribns  sibi  a  divino  sno  fondatore  col- 
latis,  sed  civilis  potestatis  est  deflnire,  qnae  sint 
ecclesiae  iura  ac  limites ,  intra  qnos  eadem  inra 
exercere  qneat^.  Das  ist  die  mittelalterliche  oder 
hierokratische  Theorie,  welche  auch  noch  heute 
wenigstens  im  Principe  von  der  Kurie  und  den 
IJltramontaneu  festgehalten  wird,  vgl.  Mar  t e n  s , 
d.  Beziehungen  etc.  zwischen  Kirche  und  Staat. 
Stuttgart  1877.  S.  78  u.  in  Ztschr.  f.  K.  R.  17, 
57;  F.  J.  Mou  l  a r t ,  Kirche  u.  Staat ,  Uebersetzg. 
V.  Ho  üben.  Mainz  1881.  S.  138 ff. 

8  Syüabusn.  34:  „Doctrina  comparantium  Ro- 
manum  pontlflcem  prindpi  libero  et  agenti  in 
uni versa  ecclesla,  doctrina  est  quae  medlo  aevo 
praevaluit'*.     Die  Yerurtheilung   dieses  Salzes 


bedeutet,  nach  der  Anmerkung  des  Jesuiten 
Schrader,  d.  Papst  u.  die  modernen  Ideen* 
Hft.  2.  die  EnoyoUca  v.  8.  Dez.  1864.  Wien  1865, 
dass  die  Lehre  keine  blos  mittelalterliche  Ist, 
^sondern  eine  solche,  welche  der  Verfassung  der 
Kirche  entspricht  und  daher  zu  allen  Zeiten  vor- 
herrschen muss^ 

^  Syllabus  n.  20  reprobirt  den  Satz :  Eccle- 
slastica  potestas  suam  auctoritatem  exercere  non 
debet  absque  civlli  gubernii  venia  et  consensu''; 
cit.  Vatikan.  Sohema  c.  13 ff.  u.  can.  21,  Fried- 
rich p.  94.  104;  Weber  a.  a.  0.  S.  57. 

B  Oierke,  deutsches  Genossenschaftsrecht  3, 
519.  525. 

«  S.  0.  S.  727  ff.  Vor  Allem  zeigt  dies  die  all- 
mähliche Ausdehnung  der  kirchlichen  Gerichts- 
barkeit. Bei  dem  Mangel  einer  quellenmassigen 
Zusammenstellung  der  verschiedenen  Gebiete 
der  kirchliehen  Gesetzgebung  müssen  die  Vor- 
schriften über  die  materielle  Zuständigkeit  der 
geistlichen  Gerichte  in  Betracht  gezogen  werden« 
Die  Berechtigung  dazu  liegt  darin,  dass  durch 
die  Inanspruchnahme  der  Jurisdiktion  für  be- 
stimmte Verhältnisse  diese  überhaupt  für  Ange- 
legenheiten, welche  der  kirchlichen  Regelung 
unterliegen,  erklärt  worden  sind,  Schulte,  K. 
R.  1,395. 

'^  Syllabus  n.  19,  s.  o.  Anm.  2. 
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(§.  191. 


kanonische  Recht,  an  dessen  principieller  Geltung  die  katholische  Kirche  noch  haute 
festh&lt^  überweist  der  kirchlichen  Sphäre  ausser  den  begriffsmftssig  kirchlichen 
Angelegenheiten  (wie  z.  B.  den  Glaubens- ,  Lehr-  und  Kultus-Sachen,  den  Sakra- 
menten, dem  kirchlichen  Aemterwesen  und  der  Regelung  der  kirchlichen  Rechte  und 
Pflichten  der  Amtstrftger  und  der  Geistlichen),  auch  solche,  welche  nur  in  entfernter 
Beziehung  zu  kirchlichen  Verhältnissen  ^  und  geistlichen  Personen  ^  stehen. 

Aber  damit  nicht  genug,  aus  jener  mittelalterlichen  Lehre  folgt  auch,  dass  die 
Kirche  als  der  wahre  Staat  alle  weltlichen  Machtbefugnisse  in  ihrer  Hand  vereinigt 
und  der  Papst  der  oberste  Gesetzgeber  in  allen  weltlichen  Dingen  ist.  Allerdings 
soll  auch  nach  mittelalterlicher  Auffassung  die  weltliche  Gewalt  von  der  geistlicken 
geschieden  sein,  aber  das  Princip  der  Trennung  bezieht  sich  nur  auf  die  AosUbmig 
der  ersteren  innerhalb  der  ihr  von  der  Kirche  überlassenen  Sphäre.  Da  der  Staat 
aber  blos  der  kirchlichen  Ordnung  zu  dienen  hat,  so  hat  die  Kirche  und  der  Papst 
alle  Regentenhandlungen  und  die  weltliche  Gesetzgebung  zu  beaufsichtigen,  and 
nöthigenfalls  aus  begründetem  Anlass  auch  in  die  weltliche  Verwaltung  einzugreifen  *. 
Der  Papst  ist  daher  befugt,  in  solchen  Fällen  sein  oberstes  Qesetzgebungsreeht  ana- 
zuüben,  um  weltliche  Gesetze,  welche  mit  der  Moral  und  Billigkeit^,  sowie  mit  der 
Stellung  und  den  Rechten  der  Kirche  in  Widerspruch  stehen^,  zu  kassiren  und  ui- 


1  WenngLaich  es  vielfach  keine  praktische 
Anwendung  mehr  findet,  weil  die  staatliche  Ge- 
setzgebung entgegensteht. 

9  Wie  z.  B.  die  YerldbnisMaehen,  eidlich  be- 
stätigte Verträge,  das  gesammte  kirchliche  Ver- 
mögensrecht, Vermögensfragen  bei  der  Ehe,  s. 
die  Zasammenstellung  bei  Schulte  1,  396. 
Aus  neuerer  und  heutiger  Zeit  gehört  hierher  der 
Anspruch  auf  Regelung  des  Schul-  und  Unter- 
liehtswesens ,  Byllabus  n.  45  —  48;  Vatikan. 
Schema  de  ecclesia  c.  15,  Friedrich  p.  98. 

3  So  die  Anssohlieasung  der  staatlichen  Ge- 
richtsbarkeit in  Kriminal-  und  GivUsaohen  der 
Geistlichen  und  des  Rechtes  der  weltliehen  Gesetz- 
gebung, dieselben  staatlichen  Lasten,  z.  B.  der 
Besteuerung  und  Militärpflicht,  zu  unterwerfen, 
vgl.  Syllabus  n.  30—32. 

«  Gierke,  a.  a.  0.  S.  522  if.  529.  530. 

S  So  hat  z.  B.  die  Kirche  über  Zinsen,  tlt.  X. 
/  de  usaris  V.  19,  sowie  über  Verjährung  und  Er- 
sitzung, c.  4.  8  (Alex.  III.)  20.  (conc.  Latr.  IV. 
v.  1215)  X.  de  praescript.  U.  26.  eine  Reihe  von 
Gesetzen  erlassen.  Weiter  gehört  hierher  die 
Bulle  Gregon  XI.  v.  1374,  welche  14  Artikel 
des  Sachsenspiegels,  darunter  auch  mehrere  rein 
prozessualische  und  clvilreohtllchc  verurtheilt, 
Mansi  23,  158:  „quaedam  detestabilla  scripta, 
leges  seu  speculum  Saxonicum  vulgariter,  nun- 
cupata  . . .  quae  ludices  et  incolae  partium  earum- 
dem,  omissis  canonibus  aliisque  scriptaris  sacris 
contemptls,  quae  naturae  legibus  ac  civilibus  et 
bonis  morlbus  procnl  pulsis  .  .  observant.  Ex 
quorum  quldem  observantia  deus  offenditur,  pro- 
ximus  gravatur,  vera  iustitia  et  aequitas  Impu- 
gnatur,  contra  bonos  mores  et  legem  naturae  agitur, 
dehonestatur  honestas  libertasque  ecdesiastica 
conculcatur  et  quod  est  deterius,  apostolica  dene- 
gatur  potestas  et  veritati  catholicae  fldes  dero- 
gatur.  .  .  .  ipsa  scripta  seu  leges  .  .  tanquam 


falsa,  temeraria,  iniqua  et  inlusia  et  in  quibus- 
dam  haeretica  et  schismatica  et  contra  bonos 
mores  existentia  perieulosaque  animabns  .  .  . 
auctoritate  apostolica . .  •  xeprobamus,  damaamus 
et  decemimus  irrita  et  Inania  et  carentia  omni 
robore  firmltatls.^ 

6  6.  7.  10  (Innoc.  III.)  X.  de  constit.  1. 2;  o.  13 
(Later.  IV.  v.  1215)  X.  de  reb.   eccies.  allen., 
c.  4  (Id.)  X.  de  immun,  eccies.  IIT.  49,  vgl.  aueh 
0.  S.  738;  aus  der  Zeit  des  späteren  Mittelalten 
und  aus  der  neueren  Zeit  mögen  hier  angeführt 
werden  (abgesehen  von  der  in  der  vor.  Anm.  cit. 
Bulle  Gregors   XI,   soweit  sie   sieh  auf  die  die 
Stellung  des  Papstes  und  das  Kirehenreoht  be- 
rührenden Artikel  des  Sachsenspiegel,  L  3.  J.  3 
i.  f.,  III.  57.  S*  1  u.  Ul.  63.  $,  2  bezieht),  die 
Verurtheilung  der  pragmatischen  Sanktion  durch 
Leo  X.  i.  J.  1516,  s.  o.  S.  424,  die  des  west- 
fälischen Friedens  durch  Innocenz  XI.  in  der 
Bulle :  Zelo  domus  dei  v.  20.  Nov.  1648,  Ballar. 
Taurin.  15,  603,  die  verschiedenen  Verurthei- 
lungen  in  der  Bulle:  Coena  domhU  (s.  o.  S.  757. 
n.  4.  u.V.  Schulte,  die  Macht  der  rom.  Päpste. 
2.  Aufl.  Prag  1871.  S.  49),  femer  die  Allokution 
Pius*  IX.  V.  22.  Juni  1868  betreffend  die  Nich- 
tigkeitserklärung  der  östeneichiBohen    Gesetze, 
einschliesslich  der  Verfassung  y.  1867,  Areb.  f. 
k.  K.  R.  20,  250 ;  sowie  die  Encyklika  desselben 
Papstes  V.  5.  Februar  1875  gegen  die  preussiscben 
Maigesetze,  a.  a.  0. 33,  373,  „  .  .  .  Ad  has  enim- 
vero  partes  nostri  muneris  implendas  intendimus 
per  hasce  literas  aperta  testatione  denundantei 
Omnibus  ad  quos  ea  res  pertlnet  et  univeno  catbo- 
lico  orbi,  leges  illaa  irritas  esse,  utpote  quae  dl- 
vinae  ecclesiae  constitutioni  proisus  adversantnr,*' 
welche  eine  unbedingte  Niehtlgkelt  derselben, 
nicht  blos  die  kirchliche  Unverbindlichkeit  der- 
selben, wie  z.  B.  behauptet  worden  ist,  ausspricht, 
s.  dazu  Marteng,  Beziehungen  zw.  Kircbe  u. 
Staat.  S.  74,  vgl.  endlich  auch  die  vatikanische 
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dere  Nonneii  «b  deren  Stolle  zu  setzend  Diese  Befbgniss  kommt  dem  römischen 
Stuhle  »nch  noch  heute  nach  der  fttr  die  Kirche  einzig  massgebenden  Auffassung, 
nämlich  der  päpstlichen,  zu,  sie  ist  also  vom  Standpunkt  der  katholischen  Kirche 
ans  noch  als  geltendes  Recht  zu  bezeichnen^. 


Konstitution :  Pastor  aetemus  y.  18.  Jali  1870, 
c.  3,  soweit  sie  das  Placet  yeiwiift. 

^  S.  S.  766.  D.  5.  Auch  fol^t  aus  Jeder  Kassation 
weltlicher  Gesetze,  dass  an  Stelle  derselben  die 
das  betreffende  Yerhältniss  regelnden  kanonischen 
Yorschrlften  zu  beobachten  sind. 

2  Allerdings  ist  es  richtig,  dass  die  hierokra- 
^ische  Lehre  des  Mittelalters,  aus  welcher  die 
fragliche  Befugniss  des  Papstes  sich  als  Konse- 
quenz ergiebt,  jedenfalls  bis  zum  Erlass  des  Syl- 
labuB  1864  (über  den  letzteren  vgl.  den  Schluss 
dieser  Anmerkung)  nicht  Dogma  der  katholischen 
Kirche  gewesen  ist.  Als  die  massgebende  katho- 
lische Lehre  hat  man  neuerdings  vielfach ,  na- 
mentlich seitens  der  Centrumspartei,  die  an- 
scheinend Yon  Gorres  herrührende  s.g.  Koor- 
dinationstheorie (ygL  Martens  a.  a.  0. 
S.  340),  nach  welcher  die  beiden  grossen  Gewal- 
ten, Klrohe  und  Staat,  Innerhalb  der  einer  jeden 
eigenthümllchen  Lebenssphäre  von  einander  völ- 
lig unabhängig  dastehen,  ausgegeben  (P.  Bei- 
chensperger,  Kulturkampf.  Berlin  1876. 
8.27,  nennt  sie  sogar  das  „grundsätzlich 
allein  berechtigte  System^').  Nach  dieser 
Theorie  würde  die  Kirche  und  der  Papst  nur  ge- 
genüber solchen  Staatsgesetzen,  welche  in  das 
kirchliche  Gebiet  eingreifen,  kontrolirend  und 
kassirend  einschreiten  können.  Aber  ganz  abge- 
sehen davon,  dass  diese  Lehre  gerade  die  Frage, 
was  zum  kirchlichen  und  was  zum  staatlichen 
Gebiet  gehört,  nicht  löst  und  die  Anhänger  der- 
selben das  Princip  ihrer  Theorie  dadurch  ver- 
läugnen,  dass  sie  die  Begrenzung  des  ersteren 
der  Kirche  anhelm  geben  und  sie  nach  dem  ka- 
nonischen Recht  bemessen  wissen  wollen ,  ist  es 
völlig  unberechtigt,  die  Koordinationstheorie  als 
massgebende  Lehie  der  katholischen  Kirche  zu 
bezeichnen.  Nicht  nur  gewichtige  katholische 
Stimmen  In  Deutschland,  vgl.  Phillips  K.  R. 
2,  618 ff.,  sind  Ihr  entgegengetreten,  sondern  sie 
wird  sogar  von  den  römischen  offiziösen  Schrift- 
stellern ,  insbesondere  von  Llberatore  1.  c. 
p.  2  als  eine  Irrige  Anschauung  eines  „gemässig- 
ten Liberalismus"  verworfen,  vgl.  auch  Mar- 
tens S.  80.  248  u.  Weber  a.  a.  0.  S.  5.  Sie 
kann  also  für  die  Feststellung  des  geltenden 
kirchlichen  Rechts  gar  nicht  In  Frage  kommen. 

Viel  älter  und  verbreiteter  ist  die  von  B  e  1  la  r- 
mln,  Suarez  und  anderen  vertretene  Theorie 
von  der  s.g.  potestas  Indirecta  der  Kirche  über 
die  Temporalien ,  welche  seit  dem  17.  Jahrhun- 
dert zaUrelche  Anhänger  gefunden  hat  und  sie 
auch  noch  in  neuerer  Zeit,  s.  z.B.  Phillips 
a.  a.  0.,  Liberatore  1.  o.  p.  43.  118.  119 
(vg^  dazu  Weber  S.  75ff.),  de  Angelis, 
praelectiones  Iuris  canonici  I.  1,  37.  39,  besitzt. 
Diese  spricht  allerdings  der  Kirche  und  dem 
Papste  auch  die  Substanz ,  nicht  blos  die  Aus- 
übung der  weltlichen  Gewalt^ab ,  aber  indem  sie 
die  Kirche  als  die  höhere  Lebensordnung  auf- 
fasst ,  legt  sie  der  päpstlichen  Gewalt  das  Recht 


bei ,  in  den  Fällen ,  in  denen  die  weltliche  Ge- 
walt die  Erreichung  der  Ziele  der  Kirche  hin- 
dert, die  Religion  oder  die  Kirche  gefährdet, 
kontrolirend  und  korrigirend  mit  kirchlichen  Ge- 
setzen einzugreifen ,  vgl.  Bellarmin  de  Ro- 
mano pontiflce  V .  c.  6 :  „Quantum  ad  leges,  uon 
potest  papa  ordlnarie  condeie  legem  civllem  vel 
oonflrmare  aut  inflrmare  leges  principum,  qula 
Ipse  uon  est  princeps  eccleslae  poUticus ,  tamen 
potest  omnla  illa  facere ,  si  aliqua  lex  civilis  sit 
necessarla  ad  salutem  anlmarum  et  tamen  reges 
non  velint  eam  condere  aut  si  alia  sit  noxla  anl- 
marum salutl  et  tamen  reges  non  velint  eam 
abrogare" (und überhaupt Hergenröther,  kath, 
Kirche  u.  cliristl.  Staat  S.  421  ff.;  Molitor, 
d.  Dekretale:  Per  venerabilem.  Münster  1876.  S. 
1 51  ff.).  Obwohl  auf  anderer  prindpieller  Grund- 
lage beruhend,  als  das  mittelalterliche  System 
und  die  auf  demselben  ruhenden  Dekretalen, 
welche,  wie  Gierke  a.  a.  0.  S.  522.  n.  13  voll- 
kommen zutreffend  gegen  die  beiden  zuletzt  d- 
tirten  hervorhebt,  nicht  Im  Sinne  der  s.g.  po- 
testas indirecta  verstanden  werden  können,  führt 
diese  Lehre  doch  In  der  Frage  des  Textes  zu 
demselben  praktischen  Resultate,  so  auch  Mou- 
lart  a.  a.  0.  S.  184. 

Wie  die  Lehre  von  der  potestas  indirecta  als 
eine  Abschwachung  des  ächten  mittelalterlichen 
Hierokratlsmus  erscheint,  so  enthält  endlich  das 
System  der  s.g.  potestas  directiva,  vgl.  darüber 
Hergenröther  S.  448,  eine  weitere  Milder- 
ung der  ersteren  Theorie.  Dasselbe  legt  der  Kir- 
che über  das  kirchliche  Gebiet  hinaus  nur  das 
Recht  und  die  Pflicht  bei,  durch  lehramüiche 
Entscheidungen,  Erklärungen  und  Gebote  auf 
die  Fürsten  und  Völker  einzuwirken  und  bei 
Kollision  staatlicher  Anordnungen  mit  den  kirch- 
lichen Forderungen  zu  erklären ,  was  vor  Gott 
und  dem  Gewissen  zu  geschehen  habe.  D.  h. 
eine  direkte  Gesetzgebungsgewalt  über  das  staat- 
liche Gebiet  wird  der  Kirche  und  dem  Papst  nicht 
zugestanden ,  die  Yerurtheilung  staatlicher  Ge- 
setze Itebt  deren  staatliche  Gültigkeit  nicht  auf, 
wohl  aber  entbindet  sie  die  Unterthanen  von  der 
Gewissenspflicht,  sie  zu  befolgen. 

Mit  den  Im  corpus  iuris  enthaltenen  päpst- 
lichen Dekretalen  ist  weder  die  zuletztgedaohte, 
noch  die  Koordinations-Theörie  vereinbar.  Auf- 
gehoben sind  die  in  Frage  kommenden  Dekreta- 
len, insbesondere  c.  34  X.  de  elect.  I.  6,  c.  6  X. 
de  M.  et  0.  I.  33;  c.  13  X.  de  lud.  II.  1  und 
c.  13  X.  qui  fllii  sint  legit.  lY.  17  (sämmtlich 
von  Innocenz  III.) ,  sowie  die  Dekretale  Bonifa- 
ziuB*  YIII. :  Ünam  $anctam  v.  1302,  c.  1  de  M. 
et  0.  in  Extrav.  comm.  I.  8 ,  niemals  (auch  die 
letztere  nicht  durch  das  Breve  Olemenr  Y.  Me- 
ruit  V.  1306,  c2  de  prlvUeg.  in  Extr.  cit.  V.  7, 
s.  Martens  a.  a.  0.  S.  48).  Sie  enthalten  die 
massgebenden  Anschauungen  des  kirchlichen 
Gesetzgebers  und  diese  haben  darum  noch  heute 
rechtsverbindliche  Kraft,  gleichviel  ob  und  in 


768 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  WJ. 


Nach  kaiholischer  Auffassung  hat  Christas  die  Kirche  als  sichtbare  Aaistalt  mit 
einer  bestimmten  Lehre  nnd  mit  bestimmten  Ordnungen  gestiftet.  Diese  Normen  sind 


wie  weit  einzeliien  Dekretalen ,  wie  dem  capnt 
Unam  sanctam  ein  dogmatischer  Charakter  zu- 
kommt oder  nicht  (vgl.  darüher  Härtens  a.  a. 
0.  S.  45).  Gleichgültig  ist  es  auch,  dass  die 
mittelalterliche  Doktrin  auf  der  Voraussetzung 
beruht,  dass  „die  geistliche  und  weltliche  Gewalt 
gleichsam  unter  einem  Dache  wohnen,  eine  ein- 
zige Christenheit,  die  christiana  respuhlica,  aus- 
machen" und  dass  dieses  Yerh&ltniss  heut  zu 
Tage  thatsäohllch  nicht  mehr  obwaltet  (Her- 
genröther  S.  732  ff.) ,  nicht  minder  dass  die 
Kirche  und  die  Päpste  in  neuerer  "Zeit  alle  Kon- 
sequenzen der  mittelalterlichen  Lehre  nicht  mehr 
geltend  gemacht  haben  und  auch  praktisch  nicht 
verwirklichen  können.  Alles  das  sind  faktische 
Verhältnisse,  welche  die  Gesetzeskraft  der  ange- 
führten Dekretalen  nicht  beseitigen. 

Diese  hier  vertretene  Auffassung  findet  ihre 
Bestätigung  in  dem  Syllabus  von  1864,  welcher, 
mag  man  demselben  die  dogmatische  Unfehlbar- 
keit, wie  z.  B.  eine  Reihe  deutscher  Jesuiten, 
vgl.  darüber  P.  Hinsohius  ,  die  Stellung  der 
deutschen  Staatsregieiungen  geg.  d.  Vatikan. 
Konzil  S.  51.  52,  beilegen,  oder  sie  ihm  abspre- 
chen, s.  M arten s  a.  a.  0.  S.  382,  jedenfalls 
den  Charakter  eines  unter  Autorität  des  Papstes 
veröffentlichten  Aktenstückes  besitzt  und  somit 
authentische  Auskunft  über  die  bei  der  Kuile 
herrschenden  Auffassungen  giebt.  In  demselben 
ist  ohne  Zweifel,  wie  Martens  S.  64.  385  be- 
merkt, das  hierokratische  System  zum  Ausdruck 
gelangt  und  nur  darüber  kann  man  streiten,  ob  in 
seiner  alten  mittelalterlichen  Schärfe  oder  in  der 
Abschwächung  der  Lehre  von  der  potestas  indi- 
recta  in  temporalia,  weil  die  praktischen  Konse- 
quenzen beider  Auffassungen,  welche  In  den 
einzelnen  verurtheilten  Sätzen  hervortreten  und 
aus  denen  der  Rüokschluss  auf  das  sie  beherr- 
schende Princip  zu  machen  ist,  im  WesentUchen 
dieselben  sind.  No.  24  des  Syllabus :  ^cdesia 
vim  inferendi  potestatem  non  habet  neque  po- 
testatem  uUam  temporalem  dlrectam  vel  indirec- 
tam",  reprobirt  die  Sätze,  dass  die  Kirche  keine 
äussere  Zwangsgewalt  habe ,  und  dass  sie  weder 
eine  direkte  noch  indirekte  zeitliche  Gewalt  be- 
sitze.  Die  Position  des  letzten  Satzes  lautet  also : 
die  Kirche  hat  entweder  eine  direkte  oder  eine 
indirekte  Gewalt  oder  wenn  sie  nicht  eine  di- 
rekte hat,  so  besitzt  sie  doch  mindestens  eine  in- 
direkte Gewalt  über  das  Zeitliche.  (Aehnlich 
auchBoulx,  Tract.  de  papa  3,  6.)  Damit  ist 
also  die  Koordinations-Theorie  und  das  System 
der  direktiven  Gewalt  verworfen  und  als  nicht 
verwerfbax  lediglich  das  hierokratische  System 
entweder  in  seiner  vollen  Schärfe  oder  auch  in 
der  Abschwächung  der  Lehre  von  der  potestas 
indirecta  anerkannt ,  ein  Resultat ,  zu  welchem 
auch  Bouix  1.  c.  3,  301  ff.  kommt.  Indem  er 
bemerkt ,  dass  ihm  die  Unrichtigkeit  der  Lehre 
von  der  potestas  dlrecta  nicht  klar  dargethan  zu 
sein  scheine ,  p.  305 ,  dass  aber  die  Theorie  von 
der  potestas  Indirecta,  welche  erst  nach  der  Ent- 
stehung des  Protestantismus  aufgekommen  sei, 
p.  305,    weniger  Missgunst  bei  ungläubigen, 


ketzerischen  und  schlecht  katholischen  Fürsten 
hervorrufe,  p.  307.    Allerdings  versteht  Mar- 
tens S.384.  n.  1  die  n.  24  des  Syllabus  daUn, 
dass  sie  der  Kirche  eine  äussere  gesetzgebende  nnd 
richterliche  Gewalt  zuschreibt.    Dann  erscheint 
aber  das  indirecta  völlig  unerklärlich  und  ausser- 
dem  sind  die  gedachten  Befugnisse   schon  in 
n.  19  unter  den  der  Kirche  zustehenden  Rechten 
mit  inbegriffen.    Uebrigens  folgt  die  Theee  hin- 
ter n.  23,  welche  die  Behauptung  verwirft,  dus 
die  Päpste  und  die  ökumenischen  Konzilien  die 
Grenzen  ihrer  Gewalt  Überschritten  haben ,  also 
hervorhebt,  so  auch  Martens  S.  386,  dass  die 
Päpste,  welche  von  dem  Standpunkt  des  hieio- 
kratischen  Systems  aus  gehandelt,  z.  B.  Fürsten 
abgesetzt,  weltliche  Gesetze  kassirt  haben,  sich 
keiner  Anmassung  schuldig  gemacht  hätten.  Eben- 
sowenig   haltbar  erscheint  die  Auslegung  der 
n.  24  bei  Hergenrother  S.  836.    Die  direkte 
zeitliche  Gewalt  bezieht  er  auf  den  Besitz  des 
früheren   Klrohenstaates ,   der  zeitlichen  Güter 
und  Gerechtsame,  die  indirekte  auf  das  Recht 
der  Kirche,  die  Gläubigen  anzuhalten,  Ihre  irdi- 
schen Güter  recht  zu  gebrauchen  und  den  Ueber- 
fluss  zu  Gunsten  der  Nothleidenden  zu  verwen- 
den, im  Stande  der  Armuth  zur  Sparsamkeit  Ihre 
Zuflucht  zu  nehmen ,  femer  auf  das  Recht ,  die 
Kirchengüter  zu  schützen  und  Sakrileglen  unter 
Censuren  zu  verbieten.  Die  erstere  Annahme  ist 
deshalb  verfehlt,  weil  der  Syllabus  n.  26.  27. 
75.  76  die  fraglichen  Punkte  ausdrücklich  be- 
rührt ,  und  bei  der  zweiten  wird  unter  der  po- 
testas temporalis  das  Recht,    Kirchenzucht  zu 
üben,  verstanden,   eine  potestas,  welche  man 
sonst  nicht  als  temporalis  bezeichnet  hat  und 
auch  nicht  als  solche  bezeichnen  kann.    Weiter 
gehören  hierher  n.  42 :  „In  conflictu  legnm  utri- 
usque  potestatis,  ins  clvile  praevalet"  und  n.  56 : 
„,  •  .  mlnimeque  opus  est,  ut  humanae leges  ad 
naturae  ins  conformentur  aut  obligandi  vim  a 
deo  acdplant".  Die  Umkehrung  der  n.  42  in  den 
Satz:   „Bei  einem  Konflikt  der  Gesetze  beider 
Gewalten  geht  das  kirchliche  Recht  dem  staat- 
lichen vor'',  kann  umsowenlger  einem  Bedenken 
unterliegen ,  als  derselbe  nur  da^enige  wieder- 
holt, was  die  mittelalterliche  hierokratische  Theo- 
rie lehrt  und  auch  seinen  Ausdruck  im  corpus  iuris 
gefunden  hat,  s.  o.  S.  717.  728.  730.  7^,  und 
als  n.  56  gerade  die  Forderung  derselben  Theorie 
in  der  Negative  enthält,  dass  das  staatliche  Recht 
nach  dem  gdttllchen  oder  Naturrecht ,  wie  es  die 
Kirche  versteht,  zu  bemessen  sei.    Endlich  tritt 
in  der  Note  Antonellls  an  den  Nuntius  in  Puls 
V.  19.  März  1870,  Arch.  f.  k.  K.  R.  24,  XXXVHI 
(italienisch  bei  Friedberg,    Actenstüeke  i. 
Vatikan.  Condl  S.  515) :   „Und  in  der  That  hat 
die  Kirche  niemals  eine  direkte  und  absolute 
Macht  über  die  politischen  Rechte  des  Stastei 
ausgeübt  noch  ausüben  wollen  ...  Da  nun  jede 
Handlung,  sei  sie  von  einer  hSheren  Gewalt  an- 
befohlen . . .  diese%  Charakters  der  Moralitätund 
Gerechtigkeit  nicht  entkleidet  werden  kann,  so 
erglebt  sich,  dass  das  Urtheil  der  Kirche ,  wie- 
wohl es  sich  direkt  auf  die  Moral! tat  der  Hand- 
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daher  unwandelbar  nnd  der  Abändening  durch  die  Kirche,  welche  lediglich  auf  ihrer 
Grundlage  gestiftet  ist,  entrfickt.  Sie  bilden  die  Schranken,  innerhalb  deren  sich  die 
Thätigkeit  aller  Organe  der  Kirche  zu  bewegen  hat,  und  selbst  die  höchsten  Organe 
der  letzteren,  der  Papst  und  das  allgemeine  Konzil,  sind  ftlr  immer  an  dieselben 
gebunden. 

Daraus  folgt,  dass  das  oberste  Gesetzgebungsrecht  in  der  Kirche,  wenngleich  es 
ein  souveränes  ist,  doch  nicht  als  ein  absolutes  ohne  jede  höhere^Schranke  besteht. 

Demgemäss  kOnnen  zunächst  das  allgemeine  Konzil  und  der  Papst  das  Dogma 
der  Kirche  nicht  beliebig  abändern,  ebensowenig  beliebig  neue  Dogmen  festsetzen  ^ 
Wohl  aber  ist  sowohl  der  letztere,  wie  das  erstere  befugt,  neu  aufkommende  Lehren 
an  dem  feststehenden  Dogma  zu  prüfen  und  sie  geeignetenfalls  als  irrig  zu  verwer- 
fen ^,  femer  aber  auch  das  Dogma  zu  deklariren,  d.  h.  solche  Glaubenssätze  festzu- 
stellen, welche  nur  im  Keim  [implidte)  in  dem  vorhandenen  Lehrschatz  der  Kirche 
enthalten  sind  und  welche  sich  als  organische  Weiterentwicklung  der  vorhandenen 
Glaubensgrundlage  darstellen  K 

Ausser  durch  das  Dogma  ist  aber  nach  einer  seit  dem  Mittelalter  weit  verbrei- 
teten Lehre  die  oberste  kirchliche  Gesetzgebung  femer  durch  das  göttliche  Recht  im 
weiteren  Sinn,  d.  h.  durch  das  ins  naturale^  sowie  durch  das  iu8  divinum  [in  der 
engeren  Bedeutung)  beschränkt  4. 


langen  bezieht,  sich  indirekt  auch  auf  alle  Dinge 
erstreckt ,  mit  denen  diese  Moralitat  in  Yerbiu- 
düng  steht.  Das  heisst  aber  nicht  sich  direkt  in 
die  politischen  AugelegenheiteD  mischen,  welche 
naeh  der  von  Gott  aufigerichteten  Ordnung  und 
nach  der  Unterweisung  der  Kirche  selbst  in  den 
Bereich  der  weltlichen  Macht  fallen,  ohne  irgend- 
welche Abhängigkeit  Ton  irgendeiner  anderen 
Autorität.  Die  Unterordnung  der  bür- 
gerlichen Gewalt  unter  die  kirchliche 
entspringt  mithin  aus  dem  Vorrang 
des  Priesterthums  über  den  Staat,  mit 
Rucksioht  auf  den  höheren  Rang  der  Bestimmung 
des  einen  gegen  die  des  anderen.  So  hängt 
die  Autorität  des  Staates  von  derjeni- 
gen des  Priesterthums  ab,  wie  die 
menschlichen  Dinge  von  den  göttlichen,  die 
weltlichen  von  den  geistigen  abhängen'',  eben- 
falls die  Anschauung  von  der  indirekten  Gewalt 
der  Kirche  über  den  Staat  hervor. 

1  Darüber  ist  man  in  der  katholischen  Kirche 
einig.  Vgl.  übrigens  Phillips,  Lehrb.  d.  K. 
B.  2. Aufl.  S.463;  v. Schulte,  Lehrb.  3.  Aufl. 
S.  401. 

2  So  hat  z.  B.  Leo  X.  die  Lehren  Luthers 
(ooiut.  £xsurge  v.  1520,  bulL  Taur.  ö,  756)  und 
da«  Konzil  von  Trlent  die  der  Protestanten  ver- 
worfen. 

s  Wegen  der  allgemeinen  Konzilien  vgl.  o. 
S.  341.  342.  349.  616.  Ein  Beispiel  der  päpst- 
lichen Definition  eines  Dogmas  bilden  die  lit- 
terae  Pii  IX.  de  dogmatica  deflnitione  immacu- 
latae  conceptionis  virginis  deiparae  v.  8.  Dez. 
1854,  Arch.  f.  k.  K.  R.  10,  395. 

Die  Feststellung  dogmatischer  Sätze ,  zu  wel- 
cher die  Berechtigung  aus  der  obersten  Lehr- 
autorität des  Konzils  und  des  Papstes  fllesst,  ist 
allerdlogs  an  sich  nicht  Ausübung  der  Gesetz- 

HinBChins,  Kircbenreebt.   III. 


gebung,  weil  das  Dogma  als  solches  keinen 
Rechtssatz  enthält,  aber  sie  erzeugt  zugleich  recht- 
liche Wirkungen ,  da  die  Glieder  der  Kirche  die 
Pflicht  haben  ,  das  Dogma  anzunehmen,  und  an- 
dernfalls als  Häretiker  behandelt  werden.  Inso- 
fern konkurrirt  damit  zugleich  ein  Akt  der  Ge- 
setzgebung. 

*  Den  Begriff  des  lus  naturale  hat  die  Kirche 
aus  der  antiken ,  insbesondere  der  griechischen 
Welt  und  Philosophie  übernommen.  Der  Ge- 
danke, dass  ein  ungeschriebenes,  hochthronendes 
Gesetz,  dass  ein  ewiges  und  unverbrüchliches 
Prinoip  der  Urquell  und  die  Norm  alles  Gerech- 
ten sei ,  welcher  zu  der  Unterscheidung  des  Na- 
turreohtes  (^6oei  5(xaiov)  von  dem  positiven 
Recht  geführt  hat,  ist  von  den  Kirchenvätern 
aufgenommen,  aber  in  der  christlichen  Kirche  ist 
das  natürliche  Recht  mit  dem  durch  die  heilige 
Schrift  geoffenbarten  göttlichen  Recht  identifl- 
cirt  worden,  vgl.  Gierke,  Genossensohaftsrecht 

3 ,  9.  10.  127.  Auf  diesem  Standpunkt  steht 
noch  das  12.  und  zum  Theil  auch  das  13.  Jahr- 
hundert, dlct.  Gratian.  prooem.  Dlst.  I :  yjL'os  na- 
turale est ,  quod  in  lege  et  evangelio  continetur, 
quo  quisque  lubetur  all!  facere ,  quod  sibi  vult 
fleri,  et  prohlbetur  alii  inferre,  quod  sibi  noHt 
fleri^  u.  Dist.  Y.  dict.  P.  I :  „$.  1  Naturale  ius 
inter  omnia  primatum  obtinet  tempore  et  digni- 
tate  nee  variatur  tempore,  sed  immutabile  per- 
manet.  §.  2.  Sed  quum  naturale  ius  in  lege  et 
evangelio  dicatur  esse  oomprehensum ,  quaedam 
autem  contraria  his ,  quae  in  lege  statuta  suut, 
nunc  invenluntur  concessa,  nou  vldetur  ius  natu- 
rale immutabile  permanere",  s.  auch  o.  S.  730, 
n.  6;  c.  11  (Gregor.  IX.)  X.  de  consuet.  I.  4, 
welches  ius  naturale  in  derselben  Bedeutung  ge- 
braucht, s.  auch  Hostiensis  summa  aurea  I. 

4.  n.  3  u.  Glosse  zu  c.  11  cit.  s.  v.  natural!  inri. 
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[§.  191 


Unter  dem  ius  natnrale  versteht  die  theologische  und  kanonisttBche  Sprache  die- 
jenigen Normen,  und  zwar  nicht  blos  rechtlichen,  sondern  vielmehr  vor  Allem  ethi- 
schen Charakters,  welche  durch  die  Natur  des  von  Oott  erschaffenen  Menschen  von 
selbst  gegeben  sind,  welche  also  auf  den  vom  Schöpfer  in  die  Menschennatur  gelegten 
Principien  beruhend  Das  göttliche  Recht  im  engeren  Sinn^  oder  auch  ius  dwimm 
posittmitn  genannt 3,  bilden  dagegen  diejenigen  Normen,  welche  von  Gott  oder 
Christus  selbst  angeordnet  und  durch  die  heilige  Schrift  alten  und  neuen  Testa- 
ments, sowie  durch  die  Tradition  überliefert  sind^.    Insoweit,  als  die  auf  dem  Na- 


1  Die  Unterscheidung  zwischen  ius  naturale 
und  ius  divinum  datirt  von  Thomas  v.  Aquino, 
vgl.  snmmae  theolog.  I.  2  qu.  91.  Erdeflnirtdie 
lex  naturalis  1.  c.  art.  II.  n.  3:  „Inter  caetera 
autem  rationalis  creatura  excellentiori  quodam 
modo  divinae  providentiae  suhiacet,  in  quantnm 
et  ipsa  fit  providentiae  particeps,  sibi  ipsl  et 
aliis  providens.  Unde  et  in  ipsa  participatur  ratio 
aeterna,  per  quam  habet  naturalem  inclinationem 
ad  debitum  actum  et  flnem :  et  talis  participatio 
legis  aeternae  (welche  nach  qu.  93  art.  1  nichts 
anderes  Ist  als  ,^atio  divinae  saplentiae,  secun- 
dum  quod  est  directiva  omnium  actuum  et  mo- 
tionnm'')  rationali  creatura  lex  naturalis  dicitur. 
Unde  .  .  .  (Psalmista)  dicit :  Signatum  est  super 
nos  lumen  vultus  tui,  Domine ;  quasi  lumen  ra- 
tionis  naturalis,  quo  discernimus,  quid  sit  bonum 
et  quid  malum ,  quod  pertlnet  ad  naturalem  le- 
gem ,  nihil  aliud  sit  quam  impressio  luminis 
divini  in  nobis.  Unde  patet,  quod  lex  naturalis 
nihil  aliud  est  quam  participatio  legis  aeternae 
in  rationabili  creatura'^  Innerhalb  der  lex  na- 
turae  unterscheidet  Thomas  bei  der  Behandlung 
der  Frage,  ob  sie  ein  und  dieselbe  für  alle  Men- 
schen ist,  die  allgemeinen  Grundsätze,  die  allen 
gemeinsam  sind  (1.  c.  qu.  94  art.  4.  n.  3 :  „Sic 
igitur  dicendum  est ,  quod  lex  naturae  quantum 
ad  prima  prindpia  communia,  est  eadem  apud 
omnes  et  secundum  rectitudinem  et  secundum 
notitlam^  und  die  „quaedam  propria  quae  sunt 
quasi  conclusiones  principlorum  communinm'f, 
in  Bezug  auf  welche  die  Einheit  nicht  gilt.  Bei 
diesen  ist  zwar  die  lex  naturalis  „eadem  apud 
omnes ,  ut  in  p  1  u  r  i  b  u  s  et  secundum  rectitudi- 
nem et  secundum  notitiam ,  sed  utinpaucio- 
ribus  potest  deflcere  et  quantum  ad  rectitudi- 
nem, propter  aliqua  partlcularia  impedimenta 
(sicut  etiam  naturae  generabiles  et  corruptibiies 
deflciunt,  ut  in  paucioribus  propter  impedimenta) 
et  etiam  quantum  notitiam ;  et  hoc  propter  quod 
aliqui  habent  depravatam  rationem  ex  passione 
seu  ex  mala  consuetutine  seu  ex  mala  habitndine 
naturae".  Nur  die  erstgedachten  Prindpien  sind 
unveränderlich  (1.  o.  art.  ö)  und  deshalb  ist  auch 
jede  Dispensation  von  ihnen  ausgeschlossen,  1.  c. 
qu.  97.  art.  4.  n.  3:  „dicendum  est,  quod 
lex  naturalis,  in  quantum  contiuet  praecepta 
communia  quae  nunquam  fallunt,  dispensatio- 
nem  recipere  non  potest";  vgl.  ferner  Thomas 
V.  Aquino  quaest.  quodllbet.  lY.  art.  13 :  „Papa 
habet  plenitudinem  potestatis  in  ecclesia,  ita 
scilicet,  quod  quaeoumque  sunt  instituta  per 
ecclesiam  vel  per  ecclesiae  praelatossuntdispen- 
sabilia  a  papa.  Haec  enim  sunt  quae  dicnntur 
esse  iuris  humaui  vel  iuris  positiv!.    Circa  ea 


vero  quae  sunt  iuris  divini  vel  iuris  natura- 
1  i  s  dispensare  non  potest,  quia  lata  habent  effl- 
caciam  ex  institutione  divina  ...  In  solis  his 
quae  sunt  de  lege  naturae  et  in  articnlia  fldei  et 
sacrameutis  novae  legis  dispensare  non  potest"*. 
Diese  Auffassung  des  ius  naturae  als  etwas  vom 
ius  divinum  Yersehiedenes  hat  in  Folge  der 
Autorität  ihres  Urhebers  sehr  weite  Verbreitung 
gefunden  und  wird  heute  auch  noch  vielfach 
festgehalten,  vgl.  z.  B.  Bouix,  tract.  de  prin- 
cip.  iur.  canonici,  ed.  sec.  Paris,  (s.  a.)  p.  184, 
und  überhaupt  auch  Hergenrother  a.  a.  0, 
S.  15. 

2  Thomas  v.  Aquino  summ.  1. 2.qu.91.art.4. 

8  Z.B.Reiffenstuel  prooem.  c.2.  n.!23ff.; 
Bouix  1.  c.  p.  35. 

^  Aber  nicht  alle  Anordnungen,  nämlich  aus 
dem  alten  Testamente  nur  die  Moralvorschrif- 
ten, vgl.  schon  Gratian  dict.  i.  f.  Dist.  VI:  ..Sunt 
enim  In  lege  quaedam  moralia  praecepta,  ut: 
non  oocides,  quaedam  mystiea,  utpote  sacriflcio- 
rum  praecepta ,  ut  de  agno  et  alia  similia  his. 
Moralia  mandata  ad  naturale  lue  (welches  für 
Gratian  soviel  wie  ius  divinum  ist,  s.  S.  769. 
n.  4)  spectant  atque  ideo  nullam  mutabilitatem 
recepisse  monstrantur.    Mystiea  vero,  quantum 
ad  superflciem,  a  natural!  iure  probantnr  aliena, 
quantum  ad  moralem  intelligentiam,  inveniuntor 
sibi  annexa ;  ac  per  hoc ,  etsi  secundum  super- 
flciem  videantur  esse  mutata ,  tarnen  seoandnm 
moralem  intelligentiam  mutabilitatem   nesdie 
probantnr'';  Thomas  v.  Aquino  summ.  I.  2.  qv. 
103.   art.  3.   n.  4:    „lex  vetus  dicitur  esse  in 
aeternum,  secundum  moralia  quidem  simplieiter 
et  absolute,  secundum  oaeremonialia  vero  quan- 
tum ad  veritatem  per  ea  flguratam^.    Das  ist  die 
herrschende  Lehre,  Phillips  K.  R.  3,  592 ff.; 
Bouix  1.  c.  p.  3Ö;  Fachmann,  Lehrb.  d.  K. 
R.  3.  Aufl.  1,  59;  Richter  K.  R.  g.8t2.  Danos 
folgt,  dass  das  Recht  der  Jüdischen  ^leokratie  als 
solches  nicht  zum  ius  divinum  gehört  und  dan 
die  von  der  kirchlichen  Gesetzgebung  aus  dem- 
selben herübergenommenen    und  eingeführten 
Anordnungen  iuris  human!  sind,  Phillip8a.a. 
0.  S.  596.  n.  17. 

Aus  dem  neuen  Testamente  werden  zum  ins 
divinum  gerechnet  die  Vorschriften  über  deo 
Glauben  und  die  von  Christus  eingesetzten  Sa- 
kramente, sowie  die  Moralvoraohriften ,  The- 
mas von  Aquino  summ.  1.  c.  qu.  108.  art.  2; 
Reiffenstuel  prooem.  S.  2;  Schmier  iurif- 
prud.  canon.  civ.  lib.  I.  tr. i.e.  3.  n. 42if.;  Boaix 
p.  37,  und  in  demselben  Umfange  die  nach  der 
Tradition  von  Christus,  nicht  aber  von  den  Apo- 
steln, B  0  u  i  X  p.  38,  herrührenden  AnordnnngeB. 
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tnrrecht  beruhenden  Vorschriften  auch  noch  ansdrücklich  von  Gott  geboten  sind, 
gehören  diese,  wie  z.  B.  die  des  Dekalogs,  ebenfalls  zam  ins  divinum  ^ 

Bei  dieser  Theorie  ist  aber  ausser  Acht  gelassen,  dass  weitaus  die  meisten  Nor- 
men, welche  das  Naturrecht  und  das  göttliche  Recht  bilden  sollen,  nicht  Rechtssätze, 
sondern  Vorschriften  ethischen  und  dogmatischen  Inhalts  sind'^.  Femer  haben,  was 
insbesondere  das  Naturrecht  in  vorhin  erwähnter  Bedeutung  betrifft,  diejenigen 
ethischen  Principien  über  das  Verhalten  der  Menschen ,  welche  auf  der  Natur  und 
Bestimmung  des  Menschen  beruhen,  nicht  ohne  Weiteres  den  Charakter  von  Rechts- 
normen, d.  h.  von  Vorschriften,  welche  eine  äussere,  zwingende  Ejraft  besitzen^. 
Soweit  sie  aber  als  Grundlagen  für  die  Rechtsbildung  in  Betracht  kommen ,  sind  sie 
auch  Fundamentalsätze  der  christlichen  Ethik  und  haben  als  solche  fttr  die  Kirche 
Geltung.  Der  Begriff  des  ins  naturae  erscheint  also  ebenso  haltlos,  wie  überflüssig^. 
Der  richtige  Gedanke,  welcher  der  besprochenen  Theorie  zu  Grunde  liegt,  ist  viel- 
mehr der,  dass  die  durch  den  göttlichen  Willen  für  die  Kirche  getroffenen  Anord- 
nungen, soweit  sie  Rechtsvorschriften  enthalten  —  nur  diese  kann  man  zutreffender 
Weise  ins  divinum  nennen,  — jeder  Einwirkung,  Abänderung  oder  Aufhebung  durch 
die  kirchlichen  Gesetzgebungsorgane  entzogen  sind,  —  soweit  sie  aber  den  Glauben 
und  die  Moral  betreffen,  die  unantastbaren  Grundlagen  bilden,  auf  denen  sich  alles 
kirchliche  Recht  zu  entwickeln  hat  und  mithin  diejenigen  Schranken  darstellen, 
innerhalb  deren  sich  die  kirchliche  Gesetzgebung  bei  der  Schaffung  von  Rechts- 
normen zu  halten  hat  und  mit  denen  sie  sich  dabei  nicht  in  Widerspruch  zu  setzen 
berechtigt  ist  \ 

Eine  Rechtsnorm,  welche  unter  Verletzung  der  bisher  besprochenen  Schranken 
von  einem  allgemeinen  Konzil  oder  von  dem  Papst  erlassen  würde,  würde  nichtig 
und  unverbindlich  sein  ®. 

Allerdings  ist  seit  dem  Vatikanum  der  rechtliche  Charakter  dieser  Schranken 
dem  Papst  gegenüber  insoweit  entfallen,  als  derselbe  Kirchengesetze  ex  cathedra 


Wie  man  schon  im  12.  and  IB.  JahrhnndeTt, 
als  die  Theorie ,  dass  der  Papst  an  das  ins  dlYl- 
niim  gebunden  sei ,  ausgebildet  wurde,  darüber 
gestritten  hat,  welche  einzelne  Vorschriften  darauf 
beruhen,  b.  y.  Schulte,  Gesch.  d.  Quellen  u. 
Literatur  1,  32.  n.  14,  S.  102  Anm.,  S.  210,  so 
bestehen  auch  heute  noch  in  dieser  Beziehung 
einzelne  Kontroversen,  s.  o.  S.  225.  Das  Nähere 
darüber  bei  den  betreffenden  Lehren. 

1  Thomas  v.  Aquino  summ.  I.  2.  qu.  98. 
art.  5;  qu.  99.  art.  2.  0'^^^  vetus  distinguitur 
a  lege  naturae  non  tanquam  ah  ea  omnlno  aliena, 
sed  tanquam  ei  aliquid  superaddens'^) ;  qu.  100. 
art.  1.  3.  11 ;  vgl.  femer  Bouix  1.  c.  p.  35  ff. 

2  Wenn  Phillips,  K.  R.  3,  597  mit  Bezug 
auf  das  neue  Testament  sagt :  ,,In  diesem  sind 
znnäfChst  viele  Moral  Vorschriften,  z.  B.  die  Fein- 
desliebe enthalten ,  nicht  minder  Oeremonialien 
in  Beziehung  auf  das  Opfer  des  neuen  Bundes, 
wie  überhaupt  in  Betreff  der  Sakramente ;  eigent- 
liehe  Rechtsvorschriften  finden  sich  darin  nicht, 
wohl  aber  hat  Christus  ein  geistiges  Königthum 
zur  Regierung  bestellt  uijd  hat  überhaupt  seinem 
Reiche  durch  FeststeUnng  der  Fundamentalpiin- 
dpien  eine  bestimmte  Verfassung  gegeben/'  so 
ist  mir  nicht  klar,  was  er  unter  Rechtsvorschriften 


versteht,  da  die  Anordnungen  über  die  Verfas- 
sung doch  zu  diesen  gerechnet  werden  müssen. 
Vielfach  wird  allerdings  bei  der  Aufzählung  des 
ins  divinum  der  Rechtsvorschriften  nicht  gedacht 
(s.  S.  770.  n.  4),  aber  offenbar  deshalb,  weil 
diese  in  den  Vorschriften  über  den  Glauben  und 
die  Sakramente  als  mit  enthalten  gedacht  werden 
(denn  es  schliesst  z.  B.  der  Glaube  an  die  in  be- 
stimmter Weise  verfasste  Kirche  auch  die  Prin- 
zipien dieser  Verfassung  in  sich). 

3  Vgl.  die  Ausführung  von  Schulte,  K.  R. 
1,  45  ff. 

*  So  fasst  auch  Schulte  a.  a.  0.  S.  47  ius 
divinum  und  naturale  als  identisch  nnd  als  In- 
begriff derjenigen  Rechtssätze,  welche  zufolge 
des  göttlichen  Willens  als  fundamentale  anzu- 
sehen sind. 

^  Im  Wesentlichen  dieselbe  Fonnulirung  schon 
bei  V.  Schulte,  Lehrb.  3.  Aufl.  S.  401. 

^  Bestehen  nur  Zweifel,  ob  die  Schranke 
Innegehalten  ist,  so  können  darüber  wieder 
nur  die  höchsten  Gesetzgebungsorgane  die  Ent- 
scheidung haben.  Einer  an  sich  unverbind- 
lichen Anordnung,  deren  Zurücknahme  nicht 
zu  erreichen  ist,  kann  aber  jeder  einzelne  Gläu- 
bige Widerstand  leisten,  Schulte,  K.  R.  1,90. 
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I.  Die  HieTarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  1»1. 


erlässty  weil  diese  als  unfehlbar  gelten  ^  und  daher  Niemand  in  der  Kirche  berechtigt 
ist,  sie  wegen  etwaiger  Ueberschreitong  der  gedachten  Gränzen  anzufechten  und  als 
nichtig  zu  behandeln.  Die  erwähnten  Schranken  haben  demnach  nur  noch  eine  rein 
moralische  Bedeutung  für  die  Ausübung  des  Gesetzgebungsrechtes  durch  den  Papst  ^. 

Hinsichtlich  des  Rechtes  zur  obersten  Gesetzgebung  stehen  sich  nach  heutigem 
Recht  Papst  und  allgemeines  Konzil  vollkommen  gleich  3.  Die  Befugniss  des  letz- 
teren ist  weder  eine  höhere  noch  unbeschränktere  als  die  des  ersteren,  ja  thatsäch- 
lich  ist  heute  bei  der  durch  das  Vatikanum  völlig  veränderten  Stellung  des  allge- 
meinen Konzils  jede  dogmatische  Definition  oder  jede  gesetzliche  Anordnung  eines 
solchen,  wie  schon  o.  S.  630  und  o.  S.  764  entwickelt  ist,  eine  päpstliche.  Es  kann 
daher  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Papst  allein  ohne  Mitwirkung  einer  all- 
gemeinen Synode  die  von  einem  früheren  Konzile  erlassenen  Kirchengesetze  abzu- 
ändern oder  aufzuheben  berechtigt  ist^. 

II.  Wesentliche  Erfordernisse  (Publikation  oder  Promulgation) 
der  Kirchengesetze^.     Zum  Wesen  jedes  Gesetzes  gehört: 

1.  die  Feststellung  des  Rechtssatzes,  welcher  den  Inhalt  desselben  bildet, 

2.  die  Sanktion  desselben,   d.  h.  die  Erklärung  des  gesetzgebenden  Organes 


^  Constit.  Pastor,  aetemns  v.  18.  Juli  1870. 
c.  4,  8.  0.  S.  467.  n.  5.  Das  gilt  nicht  blos  f&r 
Dogmen,  sondern  anch  für  Rechtsnormen,  da  die- 
selben unter  die  Definitionen  ühei  die  mores, 
welche  ebenfalls  mit  derUnfehlbarkeit  an  sgestattet 
sind,  fallen.  Die  feststehende  Lehre  der  katho- 
lischen Kirche  hat  allerdings  schon  lange  den  Glau- 
ben sdekreten  der  allgemeinen  Konzilien  die  Un- 
fehlbarkeit zugesprochen,  und  insoweit  lag  wenig- 
stens auch  früher  die  Möglichkeit  vor,  dass  ein 
solches  sich  über  die  erwähnten  Schranken  hinweg- 
setzen könne,  aber  abgesehen  davon,  dass  derartige 
Konzilien  selten  zusammengetreten  sind,  kam 
noch  hinzu,  dass  die  Innehaltung  der  fraglichen 
Grenzen  sich  stets  durch  die  Reception  der  Be- 
schlüsse zu  bewähren  hatte,  s.  o.  S.  341.  342. 
347.  632. 

^  Allerdings  bleibt  es  möglich,  dass,  wenn  ein 
Papst  diese  Pflicht  yerletzen  sollte,  das  Gesammt- 
bewusstsein  der  Kirche  dagegen  reagiren  könnte. 

3  Wenn  die  Konzilien  von  Konstanz  sess.  gen. 
V.  (Th.  I.  S.  197.  n.  7)  und  Basel  (s.  o.  S.  400. 
403.  n.  5 ;  S.  406. 416)  den  Satz  ausgesprochen 
haben,  dass  der  Papst  dem  allgemeinen  Konzil 
in  Sachen  des  Glaubens  und  der  Reformgesetz- 
gebung unterworfen  sei,  so  bedeutete  dies  soviel, 
dass  das  Konzil  auch  ohne  denselben  derartige 
Festsetzungen  mit  bindender  Kraft  für  die  ganze 
Kirche  zu  erlassen  befugt  sei,  und  dass  der  Papst 
keine  Macht  besitze,  auch  nur  die  rechtiichen 
Anordnungen  eines  allgemeinen  Konzils  ohne 
die  Mitwirkung  eines  anderen  abzuändern  und 
aufzuheben,  s.  o.  S.  398. 

4  Dass  die  Doktrin  noch  in  der  zweiten  Hälfte 
des  12.  Jahrhunderts  zum  Theil  die  entgegenge- 
setzte Ansicht  vertreten  hat,  s.  summa  Colon! ens., 
V.  Schulte,  z.  Gesch.  d.  Literat,  üb.  d.  Dekret 
Gratians,  2.  Beitrag  S.  19,  welche  von  den  4 
ältesten  allgemeinen  Konzilien  sagt :  ,,quae  nuUo 
dispensationis  colore  vel  mutare  vel  mutilare  nee 
ad  unum  iota  s.  Romana  ecclesia  praevalet^',  fer- 
ner die  summa  Paris,  a.  a.  0.  25,  welche  dies  in 


Betreff  der  ersten  8  ökumenischen  Synoden  an- 
nimmt, s.  auch  summa  Lips.,  herausgegeben  v. 
Schulte.  Wien  1871  S.  19,  hängt  mit  der  frühe- 
ren Lehre  von  der  Gebundenheit  des  Papstes  durch 
die  Kanones  (s.  o.  S.  728  ff.)  zusammen.  Später 
haben  sie  die  Gallikaner  in  Anhalt  an  die  von  den 
Reformkonzllen  festgestellte  Superiorität  des  all- 
gemeinen Konzils  (s.  vor.  Note)  wieder  aufge- 
nommen .  Vgl.  B  0  s  s  u  e  t ,  defens.  declar.  ecdes. 
Gallicanae  P.  II.  G.  XT.  c.  1  u.  15  (auch  Petr. 
de  Marca,  de  concord.  sacerd.  et  imper.  1.  III. 
c.  7.  8.)  Selbstverständlich  ist  diese  Meinung 
von  den  Anhängern  des  Papalsystems  stets  be- 
kämpft worden,  (s.  z.  B.  Fagnan.  ad  e.  1.  X. 
de  const.  I.  2.  n.  102  u.  c.  1.  X.  de  pact.  I.  35. 
n.  53).  Auch  Schulte  hat  sie  einstmals  K.  R. 
1,  55  in  ausführlicher  Eroitening  der  für  und 
wider  sprechenden  Kapitel  des  Dekrets  und  der 
Dekretalensammlungen  zu  widerlegen  getneht. 
Yereinigen  lassen  sich  die  Quellenstellen  aber 
nur  auf  historischem  Wege,  da  ein  Theil  derselbeD 
noch  auf  der  älteren  Anschauung,  dass  der  Papst 
im  allgemeinen  an  die  Kanones  gebunden  sei, 
steht  (s.  0.  a.  a.  0.).  Sowohl  diese,  wie  auch  die 
Lehre  der  Reformkonzilien  ist  aber  heute  über- 
wunden. Vollends  kann  nach  dem  Vatikanum  die 
Geltung  des  im  Text  hingestellten  Satzes  nicht 
mehr  beanstandet  werden.  Wenn  y.  Schulte, 
Lehrb^  3.  Aufl.  S.  403.  (vgl.  aneh  dessenStellg.  d. 
Ooncilien  S.  164)  den  Papst  an  die  Beschlüsse 
der  ökumenischen  KonzÜien,  nicht  aber  an  die 
der  abendländischen  General-Synoden  gebunden 
wissen  will,  so  erklärt  sich  dies  aus  seiner  eigen- 
thümlichen,  schon  o.  S.  603.  n.  1  u.  S.  610  be- 
leuchteten Auffassung. 

*  von  Espen  tract.  de  promulgatione  legam 
ecclesiasticarum  ac  spec.  buUarum  ae  rescriptor. 
curiae  Rom.  in  den  Ausgaben  seiner  Werke; 
E.  Seitz,  Revision  der  Theorie  über  die  Pro- 
mulgation der  Kirchengesetze  in  desselben 
Zeitschr.  f.  Kirchenrechts-  n.  Pastoralwissen- 
Schaft.  Bd.  I.  Hft.  1.  S.  91  ff. 
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(des  allgemeinen  Konzils  oder  des  Papstes),  dass  dem  Rechtssatze  bindende  und 
verpfliohtende  Kraft  beiwohnen  solle, 
3.  die  Verkflndnng  (Publikation  oder  Promulgation)  des  sanktionirten  Rechtssatzes 
durch  das  gesetzgebende  Organ  oder  unter  Autorität  desselben. 

Zu  1.  Jedes  Gesetz  muss  begrifflich  einen  Rechtssatz  enthaltend  Es  ist  da- 
gegen nicht  nOthig,  dass  die  Feststellung  und  Formulirung  noch  weniger  die  Vorbe- 
reitungsarbeiten dazu  durch  das  gesetzgebende  Organ  selbst  vorgenommen  werden  ^. 

Ebensowenig  wird  eine  bestimmte  Form  der  Erklärung  erfordert,  indessen  ist 
in  der  Kirche  die  schriftliche  Beurkundung  des  gesetzgeberischen  Willens  die  her- 
gebrachte und  llbliche  Form'^. 

Zu  2.  Die  Sanktion  des  Rechtssatzes  bedarf  keiner  bestimmten  Fassung. 
Es  genflgt  fflr  sie  nicht  nur  jede  beliebige  Erklärung,  aus  welcher  sich  der  betreffende 
Wille  des  Gesetzgebers  entnehmen  lässt^,  sondern  auch  schon  die  blosse  Feststellung 
des  Rechtssatzes  in  Verbindung  mit  solchen  Umständen,  welche  auf  einen  derartigen 
Willen  schliessen  lassen  ^. 

Zeitlich  getrennt  brauchen  die  beiden  Akte,  die  endgfillige  Feststellung  des 
Rechtssatzes  und  die  Sanktion  nicht  immer  zu  sein,  es  kann  vielmehr  beides  gleich- 
zeitig geschehen  ^. 

Die  Sanktion  war,  was  die  konziliare  Gesetzgebung  betrifft,  zur  Zeit  des 
römischen  Reiches  ein  Recht  des  römischen  Kaisers,  welches  derselbe  indessen  nur 
bei  Glaubensbeschlttssen  persönlich  handhabte,  während  das  Konzil  bei  dem  Erlass 
anderer  Kirchengesetze  kraft  des  ein  für  alle  Mal  delegirten  kaiserlichen  Rechtes 
auch  die  Sanktionsgewalt  besass'^.  Für  die  mittelalterlichen  Synoden  muss  das 
Sanktionsrecht  noch  dem  aus  dem  Papst  und  dem  Episkopat  bestehenden  Konzil 
als  solchem  zugesprochen  werden  ^,  wenngleich  faktisch  der  Papst  das  KonzU  be- 
herrscht hat  und  dieses  Verhältniss  auch  in  der  Formel  der  Konzilsbeschlflsse  her- 


1  Wegen  derjenigen  kirchlichen  Erlasse,  welche 
einen  dogmatischen  Inhalt  haben,  vgl.  o.  S.  769. 
u.  3. 

2  Der  Gesetzgeber  kann  einen  bereits  von  der 
Wissenschaft  fonnnlirten  Rechtssatz  zum  Ge- 
setze erheben. 

lieber  die  Vorbereitungen  der  Beschlösse  auf 
den  allgemeinen  Konzilien  ist  o.  S.  333  ff.  in  der 
Geschichte  derselben  bei  der  Besprechung  der 
einzelnen  Synoden  das  Erforderliche  bemerkt. 

Was  dagegen  die  Vorbereitung  der  vom  Papst 
zu  erlassenden  Gesetze  betrifft ,  so  giebt  es  im 
Organismus  der  Kurie  dafür  keine  besondere  und 
eigene  ständige  Behörde,  vgl.  Th.  I.  S.  392. 
448  ff.  Der  Papst  kann  sich  dabei  der  Hülfe  der 
Yerschiedenen  Kongregationen  und  auch  des  Bei- 
rathes  der  Kardinäle  bedienen. 

3  Allerdings  sind  früher  seitens  der  Päpste 
auch  blos  mündliche  Anordnungen,  s.  g.  orcumla 
vivae  vocis  —  der  Ausdruck  schon  in  c.  3  (Paul  II. 
V.  1468)  de  poen.  in  Extr.  comm.  V.  9 — und  sie 
könnten  de  jure  auch  heute  noch  erlassen  werden, 
da  es  sich  sehr  wohl  denken  lässt  (anderer  An- 
sicht freilich  Schulte,  K.  R.  1,  150),  dass  der 
Gesetzgeber  zunächst  seinen  Willen  nur  münd- 
lich verlautbart  und  die  Schrift  nicht  als  wesent- 
liche Erscheinungsform  gewählt,  sondern  nur  zur 


Feststellung  des  verlautbarten  Inhalts  benutzt 
wird.  Praktisch  sind  aber  diese  s.  g.  oraccfla 
vivae  vocis  nicht  für  die  allgemeine  Gesetzge- 
bung, wohl  aber  für  die  Ertheilung  von  Privi- 
legien und  Dispensationen  gebraucht  worden. 
Vgl.  des  Näheren  $.  192. 

^  Es  reichen  also  Worte,  welche  blos  eine  An- 
ordnung, Ja  selbst  nur  ein  Ermahnen  enthalten, 
aus,  vgl.  Phillips,  K.  R.  5,  45. 

5  So  würde  z.  B.  die  blosse  dogmatische  Fest- 
stellung eines  Glaubenssatzes  in  Verbindung 
mit  der  ordnungsmässigeu  Publikation  des  be- 
treffenden Erlasses  genügend  sein,  um  den  Wil- 
len des  Gesetzgebers  erkennen  zu  lassen,  dass  der 
Satz  von  allen  Mitgliedern  der  Kirche  angenom- 
men werden  soll,  auch  ohne  dass  für  die  sich 
Weigernden  die  Exkommunikation  oder  das 
Anathem  angedroht  wird. 

^  Das  war  z.  B.  der  Fall  auf  den  Synoden  zu 
Konstanz  und  Basel.  Die  formale  Abstimmung 
über  die  vorbereiteten  Entwürfe,  durch  welche 
diese  letzteren  erst  definitiv  festgestellt  wurden, 
erfolgte  hier  in  den  feierlichen,  gleichzeitig  ziur 
Publikation  dienenden  Sitzungen,  s.  o.  S.  378. 
394. 

7  S.  o.  8.  346.  347.  673.  676. 

8  S.  0.  S.  361, 
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vorgetreten  ist  ^  Die  Reformkonzilien  haben  ihrerseits  dem  allgemeinen  Konzil  allein, 
unabhängig  yom  Papst,  das  Sanktionsrecht  zu  erringen  gesacht  und  dasselbe  auch 
theilweise  gettbt''^.  In  Folge  der  rückläufigen  Bewegung  ist  aber  der  mittelalterliche 
Zustand  wieder  der  herrschende  geworden  ^.  Jetzt,  d.  h.  seit  dem  Vatikannm  hat  der 
Papst  auch  für  die  in  konziliarer  Berathnng  festgestellten  Anordnungen  ausschliess- 
lich das  Recht  zur  Sanktion  erlangt  und  die  frühere  Antheilnahme  des  Konzils  an 
der  letzteren  ist  für  immer  beseitigt  worden  **. 

Zu  3.  Das  katholische  Kirchenrecht  hat  für  die  Publikation  oder  Promul- 
gation^ der  Kirchengesetze  keinen  bestimmten  Modus  vorgeschrieben. 

Was  zunächst  die  von  den  allgemeinen  Konzilien  erlassenen  Anordnungen  be- 
trifft, so  wurde  im  allgemeinen  die  Verkündigung  derselben  in  den  Konzilssiteungen 
als  die  zur  Feststellung  der  Existenz  des  Gesetzes  genügende  Publikation  betrachtet, 
jedoch  sind  des  Näheren  im  Laufe  der  Zeiten  mannichfache  Verschiedenheiten  vor- 
gekommen. 

Die  gedachte  Art  der  Publikation  ist  wohl  schon  für  die  Kanones  der  morgen- 
ländischen Synoden  üblich  gewesen  ^,  während  die  Publikation  der  von  diesen  gefass- 
ten  Glaubensdekrete  in  den  Sitzungen  ^  nicht  fElr  ihre  verbindliche  Kraft  entscheidend 
gewesen,  sondern  nur  dem  Zweck  der  Konstatirung  des  von  dem  Konzil  ge£assten 
Beschlusses  gedient  haben  kann  ^,  denn  dieselben  bedurften  der  kaiserlichen  Bestä- 
tigung ®  und  daher  konnten  sie  erst  rechtliche  Wirksamkeit  durch  die  Publikation 
des  betreffenden  kaiserlichen  Ediktes  erlangen. 

Auf  den  mittelalterlichen  Synoden  bestand  die  Publikation  in  der  Verlesung  der 
Kanones  in  den  Sitzungen  ^®.  In  der  Periode  der  Reformkonzilien,  auf  welchen  sich 
zuerst  eine  feste  Geschäftsordnung  herausgebildet  hat,  wurden  besondere  feierlichere 
Sitzungen,  welche  sowohl  der  formales  Feststellung,  wie  auch  der  Publikation  der 


1  S.  0.  S.  361 .  362. 
•  2  s.  0.  S.  378.  394. 

3  S.  0.  S.S.  418. 419,  Inshesondere  Anm.  5  u. 
S.  424.  Da88  auch  dio  den  Trientei  Beschlüssen 
besonders  von  Pias  lY.  i.  J.  1564  eitheilte  Be- 
stätigung, 8.  0.  S.  443,  nicht  den  Gharaktoi  einer 
ausschliesslich  und  allein  rechtlich  releranten 
Sanktion  hat,  sondern  nur  als  Ausübung  des  dem 
Papste  neben  dem  Konzil  zukommenden  und  mit 
Ihm  gemeinschaftlich  zustehenden  Sanktions- 
rechtes aufgefasst  werden  kann,  ergiebt  die  For- 
mel der  Beschlüsse  des  gedachten  Konzils,  vgl. 
0.  S.  440.  441. 

*  S.  0.  S.  630.  u.  S.  764. 

5  Die  Quellen  brauchen  das  Wort:  promul- 
gatio  gleichbedeutend  mit  Publikation,  s.  c.  18 
(Nicol.I.)  0.  XXV.  qu.2.  (o.  S.  716.  n.5)u.  c.  1. 
(Innoc.  III.)  X.  de  postul.  praelat.  I.  5.  Auch 
bietet  das  kanonische  Recht  keinen  Anhalt  dafür, 
sachlich  zwischen  Promulgation  und  Publikation 
zu  unterscheiden ,  wie  man  dies  neuerdings  auf 
dem  Gebiete  des  Staatsrechts  versucht  hat. 

^  Etwas  Sicheres  darüber  ergiebt  das  vorhan- 
dene Quellenmaterial  über  die  ältesten  Synoden 
nicht,  doch  führt  die  Sitte,  die  Kanones  in  einer 
Sitzung  zusammenzustellen,  Hefelo,  Concil. 
Gesch.    2.  Aufl.  2,  504  auf  die  Annahme  des 


Textes,  nicht  minder  der  Umstand,  dass  in  dieser 
Weise  auf  dorn  8.  allgemeinen  Konzil  zu  Kon- 
stantinopel  v.  869  in  der  letzten  Sitzung  ver- 
fahren worden  ist,  Mansi,  16,  159. 

7  S.  0.  S.  346.  n.  2. 

^  Dafür  spricht  auch,  dass  nach  der  Yerlesang 
der  Glaubeusbeschlüsse  in  der  Sitzung  der  an- 
wesende Kaiser  das  Konzil  fragt,  ob  das  Konzil 
mit  dem  Verlesenen  einverstanden  sei,  wie  dies 
auf  der  Synode,  von  Ghalcedon  451  acL  6, 
Mansi  7,  134  ff.  170;  von  Konstantinopel  v. 
680,  1.  c.  11,  631  ff.  658  ff. ;  von  Nicaea  v.  787, 
1.  c.  13,  414;  von  Konstantinopel  v.  869,  1.  c. 
16,  179.  185  geschehen  ist,  sowie  dass  selbst 
in  den  Fällen,  wo  der  anwesende  Kaiser  die  Be- 
schlüsse unterschrieben  hat,  wie  z.  B.  zu  Kon- 
stantinopel (680)  doch  noch  ein  besonderes  Be- 
stätigungsedikt erlassen  worden  ist,  vgl.  o.  S. 
346.  n.  3  und  4. 

9  S.  0.  S.  346. 

10  Later.  III.  v.  1179,  Mansi,  22,  234:  Jn 
quibus  haec  decreta  subscripta  gener&liter  obser- 
vanda  constituit  .  .  .  His  itaque  piomulgatis  et 
ab  universo  clero  et  populo  circumstante  receptis ;" 
Lugdun.  a.  1245,  1.  c.  23,  612;  Lugd.  a.  1274, 
1.  c.  24,  63.  64.  67,  68. 
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Beschlüsse  dienten  ^,  eingeführt.  Dieser  Modus  ist  auch  auf  dem  Konzile  von  Trient  ^ 
nnd  dem  Vaükanum  beibehalten  worden^. 

Die  päpstlichen  Anordnungen  sind  während  der  Zeiten,  in  welchen  das  oberste 
Gesetzgebungsrecht  des  römischen  Stuhles  in  der  Entwicklung  begriffen  gewesen  ist, 
entsprechend  ihrem  gelegentlichen  Charakter  den  zunächst  Betheiligten  mit  der  An- 
Weisung;  die  weitere  Bekanntmachung,  namentlich  an  andere,  benachbarte  oder 
untergebene  Bischöfe  zu  veranlassen,  mitgetheilt'^  oder  auch  mitunter  an  mehrere  in 
gleichlautenden  Exemplaren  übersandt  worden  ^  Selbst  als  das  päpstliche  Gesetz- 
gebungsrecht in  der  Kirche  zur  Anerkennung  gelangt  war,  ist  ein  bestimmter  Publi- 
kationsmodus nicht  vorgeschrieben  worden  ^.  Während  die  grossen  aus  den  offiziellen 
Dekretalensammlungen  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  bestehenden,  päpstlichen  Ge- 
setzbücher durch  die  Uebersendung  an  einzelne  Universitäten  publicirt  worden  sind  '^j 
hat  man  im  Uebrigen  noch  mehrere  Jahrhunderte  hindurch  den  früheren  Modus  bei- 
behalten ^. 

Erst  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  hat  sich  obseiTanzmässig  für  Ano^rdnungen 
allgemeinen  Inhalts,  nachdem  schon  seit  dem  13.  Jahrhundert  .die  Anheftung  päpst- 
licher Erlasse ,  in  welchen  Sti'afen  gegen  bestimmte  Personen  ®  und  für  gewisse  ^® 


t  Vgl.  0.  S.  376.  378.  388.  894. 

2  Wegen  des  ö.  Lateran-Konzils  s.  o.  S.  424. 

3  S.  0.  S.  432.  458.  Auf  dem  Tridentiiium 
war  allerdings  nach  der  Auffassung  der  Kurie 
und  der  Legaten  die  Publikation  der  Beschlüsse 
in  den  Sitzungen  noch  nicht  entscheidend,  da 
die  Mehrheit  des  Konzils  veranlasst  wurde,  die 
päpstliche  Bestätigung  einzuholen.  Es  hildete 
also  Ton  diesem  Standpunkt  aus  erst  die  Ver- 
kündigung der  Bestätigungsbulle  Pius*  IV.  den 
abschliessenden  Akt,  vgl.  o.  S.  442.  443.  In 
Betreff  des  Vatikanums  vgl.  das  Schreiben  des 
Schreiben  des  Kardinalstaatssekretärs  v.  11.  Au- 
gust 1870  an  den  Nuntius  in  Brüssel,  Fried- 
berg, Aktenstücke  z.  Vatikan.  Ooncil  S.  53.  u. 
625 :  „La  eonstituzione,  di  oui  h  parola,  ebbe  la 
pi£i  solenne  possibile  pubblicazione  nel  giomo 
steftBo  in  cui  nella  basiliea  vaticana  venne  lo- 
leiinemente  coufermata  e  promulgata  dal  sommo 
ponteflee  in  presenza  di  oltre  500  vescovi,  essendo 
stata  quindi  afflssa  con  le  ordinarie  formaliti  ne' 
oonsueti  luoghi  di  Roma,  sebbene  clö  non  fosse 
necessaiio  al  caso.  In  eonseguenza  di  che,  se- 
condo  la  nota  regola,  si  rese  obbligatoria  per  Tin- 
tiero  mondo  cattolico  senza  bisogno  di  altra 
qualsiasi  pubblicazione." 

*  S.  0.  S.  683.  n.  5. 

s  Durch  s.  g.  epistokie  a  pari  oder  a  paribtu^ 
▼gl.  Phillips,  K.  R.  3,  626.  627.,  s.  auch  o. 
S.  723.  n.  2. 

s  Das  hängt  damit  zusammen,  dass  auch  noch 
in  dieser  Zeit  Gesetze  allgemeinen  Inhalts  selten 
von  den  Päpsten  allein  erlassen  worden  sind. 

^  8.  o.  S.  739  ff. 

s  So  ist  wohl  z.  B.  die  S.  122.  n.  3  citirte  Kon- 
etitation  durch  eine  Reihe  gleichlautender  Schrei- 
ben an  die  Prälaten  der  verschiedenen  Provinzen 
publicirt  worden. 

o  Anscheinend  hat  zuerst  Martin  IV.  i.  J. 
1281  die  Exkommunikation  gegen  den  Kaiser 
Michael  Palaeologus  durch  Anheften  an  die  Ka- 


thedrale von  Orvieto  publiciren  lassen,  Mansi, 
24,  106:  „Chartas  sive  membranas  processum 
contlnentes  in  eundem  iii  maioris  Urbevetanae 
ecclesiae  appendi  vel  afflgi  ostiis  seu  superlimi- 
narlbus  faciemus,  quae  processum  ipsum  quasi 
sonoro  praeoonio  et  patulo  iudicio  publicabunt : 
ita  quod  Idem  Palaeologus  et  alii ,  contra  quos 
Processus  ipse  contigit,  nullam  posslutpostmodum 
excusationem  praetendere,  quod  ad  eos  talis  Pro- 
cessus non  perveuedt  vel  quod  ignoraverint  eun- 
dem, cum  non  sit  verisimileremanere  quoad  ipsos 
Incognitum  vel  occultam,  quod  tam  patenter 
Omnibus  publicatur ;''  vgl.  ferner  die  auf  dieselbe 
Weise  publicirte  Absetzungssentenz  desselben 
Papstes  V.  1283  gegen  Peter  v.  Aragonien,  bull. 
Taurin.  4,  66 ;  Exkommnnikationssentenz  Boni- 
fazius'  VIII.  V.  1303  gegen  Philipp  v.  Frank- 
reich, publicirt  durch  Anheften  an  die  Kathedrale 
von  Anagni,  1.  c.  p.  174. 

10  Androhung  der  Exkommunikation  gegen 
Verletzung  der  nach  und  von  Rom  reisenden 
Personen  const.  Bonifae.  VIII. :  Excommuniea- 
mus  V.  1303  (Anheftung  an  die  Laterankirche) 
bull.  cit.  4,  158 ;  Johanns  XXI.  Strafandrohung 
gegen  die  Annahme  der  Vikariatswürde  des  deut- 
schen Reichs  bei  der  Vakanz  desselben  v.  1317, 
(Anheftung  an  die  Kathedrale  v.  Avignon)  1.  c. 
p.  234 ;  Exkommunikationen  v.  Ketzern  u.  s.  w. 
durch  Gregor  XI.  1372  (ebenso)  1.  c.  p.  239 ; 
Strafandrohungen  gegen  Geschenke  für  Verlei- 
hung von  päpstlich  zu  vergebenden  Beneflzien 
durch  Gregor  XI.  1374,  1.  c.  p.  577  (ebenso); 
gegen  die  Occupanten  der  Kammergüter  von  Bo- 
nifaz  IX.  ▼.  1390,  1.  c.  p.  604 ;  Eugen  IV.  in  c.  3 
de  priv.  in  Extr.  conmi.  V.  7  (Anheftung  an  den 
Lateran);  Publikation  der  Bulle:  In  coena  v. 
1511  durch  Anheftung  an  den  Lateran  u.  St.  Pe- 
ter, 1.  c.  5,  490;  const.  Leon.  X.  v.  1519:  In  su- 
premo  gegen  die  Hinderung  der  Ausführung 
päpstlicher  Bullen  (Anheftung  an  das  Kanzlei- 
gebäude und  an  St.  Peter),  1.  c.  5,  716;  const. 
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Verletzungen  angedroht  oder  Citationen  ^  oder  Einladungen  ^  enthalten  waren,  behofe 
ihrer  Kundmachung  an  die  Thür  der  Kathedrale  der  jeweiligen  Residenz  des  Pap&tes. 
mitunter  auch  an  anderen  Kirchen^  angeordnet  worden  war,  ein  diesem  Verfahren  im 
Wesentlichen  gleicher  Pnblikationsmodus,  die  s.  g.  ptibUcaHo  oder  promufyaäo  m  ade 
campt  Florae  festgestellt.  Sie  besteht  in  der  Verlesung  des  päpstlichen  Erlasses  zur  Zeit 
des  gottesdienstlichen  Besuches  und  in  demnächstiger  Anheitung  an  bestimmten  Publi- 
kationsstätten in  Rom,  an  den  Thüren  der  Basiliken  vom  Lateran  und  von  8.  Peter 
im  Vatikan,  an  dem  Gebäude  der  apostolischen  Kanzlei  und  auf  dem  Platze  campw 
Florae  *  (mitunter  auch  an  anderen  Orten)  '^  oder,  was  häufiger  ist,  blos  in  der  An- 
heftung an  den  erwähnten  oder  einzelnen  der  erwähnten  Orte  durch  einen  Cursor 
der  päpstlichen  Kurie  ^,  welcher  die  erfolgte  Anschlagung  unter  dem  Exemplar  zu 
bescheinigen  hat  7.  Dieser  Publikationsmodus  ist  aber  nicht  der  einzig  und  aus- 
schliesslich zulässige.  Es  sind  daneben  seit  jener  Zeit  immer  auch  noch  andere  Arten 
der  Publikation  bei  der  Kurie  in  Uebung  gewesen  ^. 


Leou.  X.  V.  1515 :  Inter  graves  gegen  die  occii- 
pantes  terramm  eccles.  Romanae  (Verlesung  in 
der  Peters-  und  Laterankircho ,  Anheftung  da- 
selbst, an  die  Kanzlei  und  In  acie  campi  Florae) 
1.  c.  5,  628. 

1  Bonifac.  VIII.  erklärt  1303  in  c.  un.  de  dolo 
et  cont.  In  Extr.  comm.  II.  3  in  päpstlichen  Pro- 
zessen einen  Anschlag  an  die  Thür  der  Kathe- 
drale des  Aufenthaltsortes  der  Kurie  für  genü- 
gend, zumal  (praesertim)  wenn  der  zu  Citlrende 
die  Zustellung  der  Ladung  verhindere ,  was  die 
Clem.  I.  de  iud.  II.  1  auf  den  zuletztgedachten 
Fall  beschränkt. 

2  Die  Ladung  zum  latefftnensischen  Konzil  von 
Julius  X.  i.  J.  1511  ist  aufdiea.  E.  dervorletzten 
Note  gedachte  Weise  publicirt  worden,  1.  c.  5,  507. 

3  So  hat  Nikolaus  V.  die  Anheftung  der  const. 
Komanus  pontifex  v.  1454,  §§.  7.  8,  Verbot  der 
Unterstützung  der  Mauren  gegen  Heinrich  v.  Por- 
tugal, an  die  Kathedrale  v.  Lissabon,  bull.  cit. 
5,  114;  Leo  X.  die  der  Bulle:  Exsurge  v.  1520 
gegen  Luther  ausser  an  den  Vatikan  und  die 
Kanzlei  auch  au  die  Kathedralkirchen  v.  Bran- 
denburg, Meissen  und  Merseburg  angeordnet, 
1.  c.  5,  756. 

^  Const.  Jnlii  III.:  Cum  civltates  v.  1552, 
bull.  cit.  6,  464 :  „Ut  autcm  praemissa  omnia  ad 
eorum ,  quonim  interest  notitlam  deducantur  nee 
aliqnis  de  eis  ignorantiam  iuste  praetendcre  pos- 
sit,  volumus  et  apostolica  auctoritate  decemimus, 
quod  praesentes  literas  per  aliqnos  cnriae  nostrae 
cursores  ad  basilicae  principis  apostolorum  de 
.Urbe  et  ecclesiae  Lateranens.  valvas,  dum  inibi 
popull  multitudo  ad  divina  audienda  convonerit, 
palam  et  clara  voce  legantnr  et  lectae  in  valvis  basi- 
licae et  ecclesiae  huiusmodl  accancellariaeaposto- 
licae  urbis  necuon  In  acie  campi  Florae  afflgantur, 
ubi  ad  lectionem  et  notitiam  cunctorum  aliqnan- 
dlu  afflxae  pendeant  et  cum  inde  amovebuntur, 
earum  exempla  eisdem  in  eisdem  locis  lemaneant 
afflxa«,  const  Pii  IV.:  In  eligendis  v.  1562  §.31, 
].  c.  7 ,  236 ;  Bestätignngsbulle  Pius*  IV.  für 
das  Konzil  v.  Trient :  Benedictus  deus  v.  1564, 
I.  c.  7 ,  246 :  ^Ut  haec  autem  ad  omnium  noti- 
tlam perreniant  neve  quis  excusatione  ignoratio- 
nis  uti  possit,   volumus  et  mandamus,  ut  hae 


literae  per  aliquos  curiae  nostrae  cursores  in  ba- 
silica  Vaticana  principis  apostolorum  et  In  ecde- 
sia  Lateran. ,  tnnc  cnm  in  eis  populus  ut  missa- 
rum  solemnibus  intersit,  congregari  solet,  palam 
et  clara  voce  recitentnr;  et  postquam  recitatae 
fuerint,  ad  valvas  earum  eccleaiarum  itemqne 
cancellariae  apostolicae  et  in  loco  solito  campi 
Florae  afflgantur  iblqne,  ut  legi  et  omnibus  in- 
notescere  possiut,  aliquantlsper  rellnquantnr. 
Cum  autem  inde  amovebuntur ,  relictis  de  more 
ibidem  exemplis,  in  alma  Urbe  ad  impressionem 
tradantuT,  quo  commodius  per  christiani  nominis 
provincias  et  regna  dlvulgari  possint". 

6  Z.  B.  Monte  Citorio,  bnll.  Bened.  XIV.  1, 
23.  53.  143,  auch  an  der  Kirche  S.  Maria  Mag- 
giore  und  anderen  Basiliken  In  Rom,  oonst 
Pii  IX.  V.  1873,  Arch.  f.  k.  K.  R.  31,  185. 

6  Const.  Pauli  IV. :  Postqnam  divina  v.  1558, 
bnll.  cit.  6,  543;  const.  Cum  secandnm  v.  1558, 
1.  c.  p.  548;  const.  Ex  apostolatus  v.  1559, 1.  c. 
p.  555 ;  const.  Pii  IV. :  De  salute  v.  1560  (de 
residentia  episcopali),  1.  c.  7,  58;  oonst.  Pii  V.: 
Quanta  eura  v.  1568,  1.  c.  p.  666 :  „inbemus  eas- 
dem  praesentes  ad  valvas  basilicae  prindpis  apo- 
stolorum de  Urbe  et  in  ade  campi  Florae  pabli- 
cari  et  earum  exempla  afflgi  volumusque  eas  ric 
publicatas  omnes  et  singulos  perinde  affleere  et 
obligare  ac  si  Ulis  Ipsis  fuissent  singulariter  in- 
timatae'*;  const.  Innoc.  XII. :  Speculatores  domns 
V.  1694,  1.  c  20,  666;  const.  Bened.  XIV.:  Sa- 
cramoutum  v.  1741 ,  bull,  eiusd.  1,  53;  s.  aii<^ 
ibid.  p.  70.  73.  86.  143. 

"^  Solche  Berichte  aus  dem  16.  Jahrh.  bull. 
Taurin.  6,  433.  464;  aus  dem  18.  Jahrh.  baD. 
Benedict.  XIV.  1,  23;  aus  nenerer  Zeit  s.  Arch. 
f.  k.  K.  R.  31,  185:  „Anno  a  uativitote  domiui 
1873  die  vero  5  m.  Octobr.  indlct.  I.  pontiflcatus 
SS.  in  Christo  patris  et  D.  N.  D.  Pii  divina  Pro- 
videntia papae  anno  XXVIII  supradictae  litterae 
apostolicae  afflxae  et  pnblicatae  faerunt  ad  val- 
vas basillcarum  maiorum  Urbis  per  me  Vineen- 
tium  Benaglia  apostolicum  cursorem.  Philipptf 
Ossani,  magister  cnisorum^. 

8  So  sind  namentlich  die  die  apostoUscbe 
Kauzlei  und  andere  Behörden,  ihre  Oigauisatioii, 
Rechte  u.  s.  w.  betreffenden  Verordnungen  dorefa 
Verlesen  in  der  Kauzlei  und  aacb  Anheften  an 


§.  191.]       Das  oberste  kirchliche  Oesetsgebungnecht  nach  seiner  heutigen  Geltung.         777 

Unrichtig  ist  es ,  dass  subsidiarisch  in  Betreff  der  Publikation  päpstlicher  Er- 
lasse das  römische  Recht  zur  Anwendung  kommen  müsse,  und  dass  nach  diesem  eine 
Publikation  des  Oesetzes  in  den  einzelnen  Provinzen  und  Diöcesen  erforderlich  sei^, 
vielmehr  genflgt  jeder  Modus,  durch  welchen  zufo^e  des  Willens  des  Gesetzgebers 
die  betreffende,  zum  Gesetz  bestimmte  Anordnung  aus  seiner  Hand  oder  aus  der 
seiner  Hül&organe  zum  Zweck  ihrer  Anwendung  in  der  Art  weggegeben  wird,  dass 
die  auf  die  Geltung  des  Gesetzes  gerichtete  Absicht  des  Gesetzgebers  in  die  äussere 
firseheinung  tritt  und  eine  weitere  Verbreitung  und  Kundmachung  des  Gesetzes  er- 
mdglioht  wird. 

Ein  solches  Verfahren  reicht  aus,  um  das  Gesetz  zur  Existenz  zu  bringen,  und 
die  Kenntnissnahme  von  demselben,  sowie  seine  Anwendung  herbeizuffthren. 

Unbestritten  ist  allerdings  diese  Auffassung  nicht.  Schon  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert hat  man  behauptet,  dass  die  pramulgatio  in  acte  campt  Florae  als  eine  blosse 
8.  g.  promulgaiio  ubri  facta  nicht  ftlr  die  ganze  Kirche  genügend  sein,  also  nicht  als 
eine  promulgaUo  orbi  facta  gelten  könne ,  vielmehr  zu  diesem  Zwecke  eine  Kund- 
machung des  Gesetzes  auch  in  den  einzelnen  Provinzen  und  Diöcesen  erfolgen 
müsse 2,  eine  Ansicht,  welche  zwar  von  anderen  stets  bekämpft  worden  ist  3,  aber 
doch  bis  auf  den  heutigen  Tag  ihre  Vertreter  gefunden  hat^.  Diese  Meinung  läugnet, 
wenngleich  ihre  Anhänger  sich  dessen  kaum  klar  bewusst  geworden  sind  ^,  dass  das 
Gesetz  durch  ein  blosses  Ausgeben  des  Gesetzgebers  in  der  vorhin  bezeichneten 
Weise  äussere  Existenz  oder  mindestens  verbindliche  Kraft  erlangen  könne,  geht 


GeMude  derselben,  vgl.  bull.  Taurin.  6,  3.  69. 
103.  132.  185.  313.  617.  371.  419  ff.  und  auch 
an  anderen  Orten,  am  campus  Florae  oder  an  den 
Lokalen  sonstiger  Knrialbehörden,  mitunter  auch 
an  S.  Peter  bekannt  gemacht  worden,  I.e.  6, 123. 
193.  210.  Ueber  eine  Publikation  in  der  aposto- 
lischen Kammer  s.  1.  c.  6,  528.  Päpstliche  Ver- 
oidnongen,  welche  einzelne  Personen  oder  ganze 
Personen-Klassen  oder  nur  einzelne  Theile  der 
Kirche  betreffen,  werden  durch  Uebersenduug 
einer  Ausfertigung  den  Betheiligten  oder  den 
Oberen  oder  den  Behörden  derselben  übersendet 
und  auf  diese  Weise  publidrt. 

1  So  schon  die  mittelalterliche  Literatur,  s. 
Qloss.  s.  ante  prohibitionem  zu  c.  2  X.  de  const. 
I.  2  u.  Joh.  Andr.  ad  fln.  IIb.  Ylti  s.  y.  anno 
quarto,  indem  man  unter  Bezugnahme  auf  die 
einen  Spezialfall  betreffende  Nov.  LXVI,  welche 
erst  zwei  Monate  nach  ihrer  Publikation  in  den 
Provinzen  in  Kraft  treten  sollte,  in  Ueberein- 
stimmung  mit  einem  Theil  der  Legisten,  s.  Glosse 
dazu  s,  V.  huiusmodi  lex ,  dies  auch  auf  das  ka- 
nonische Recht  übertrug.  Spätere  Vertreter  die- 
ser Ansicht  aufgezählt  bei  Reiffenstuel  I.  2. 
n.  115.  12Ö,  Vgl.  auch  Schmier,  iurlsprud. 
can.  civil.  1.  L  tr.  1.  c.  5.  n.  11  ff. 

Einen  allgemeinen  Rechtssatz,  dass  mangels 
einer  besonderen  kirchlichen  Vorschrift  das  rö- 
mische Recht  subsidiarisch  für  die  Kirche  zur 
Anwendung  kommen  müsse ,  hat  das  kanonische 
Recht  niemals  aufgestellt.  Damit  fällt  diese 
Theorie  znjgammen ,  welche  auch  übrigens  schon 
seit  Jahrhunderten  vielfach  bestritten  worden  ist 
und  weder  in  die  Praxis  der  Kurialbehörden  Ein- 
gang gefunden  hat,  noch  nach  Ablauf  der  Glos- 


satoreuzeit  ihre  Herrschaft  hat  behaupten  kön- 
nen, vgl.  ausser  Reiffenstuel  1.  c.  noch 
Schmalzgrueber  ius  can.  I.  2.  n.  28;  Pir- 
hing  ius  can.  I.  2.  n.  27  ff.  ;  Phillips  K.  R. 
3,  80  ff.;  SchulteK.  R.  2,  82ff. 

3  So  namentlich  die  Oallikauer,  vgl.  P.  de 
Marca,  de  conc.  sac.  et  imperii  II.  16.  n.  5  ff., 
und  van  Espen,  de  promulg.  leg.  P.  I.  c.  3. 

3  Vgl.  Andreas  Yallens.  paratitla  iur. 
canon.  I.  2.  §.  2.  n.  3;  Pirhing  I.  2.  ii.  32; 
Schmalzgrueber  I.  2.  n.  28;  Reiffen- 
stuel I.  2.  n.  117;  Ferraris,  prompta  bibl. 
s.  v.  lex  art.  2.  n.  6  ff. ;  Seitz  i.  d.  angef.  Zeit- 
schrift; Phillips  K.  R.  5,  59;  Walter  %, 
179;  Schulte  K.  R.  1,  82;  Permanoder 
K.  R.  S-  279;  öinzel  K.  R.  1,  23;  Vering 
K.  R.  2.  Aufl.  S.334  u.  Arch.  f.  k.K.R.  1,  547; 
Silbernagl  K.  R.  §.46.  n.  1;  Bouix,  de 
princip.  iur.  canon.  p. 230ff. ;  Craisson,  man. 
tot.  iur.  can.  proleg.  n.  41  ff. ;  do  Angelis*, 
praelect.  iur.  can.  I.  2.  n.  10.  Weitere  Nach- 
weisungen bei  Ferraris  u.  Phillips  a.  a.  0. 

^  Zallwein,  ius  eccles.  c.  I.  qu.  4.  c.  2. 
%.  7;  Wiese,  Handbuch  d.  K.  R.  2,  7  ff. ; 
Frey,  krit.  KommenUr  Bd.  2.  $.45;  Rich- 
ter-Dovo  §.  166. 

^  Denn  die  Entstehung  der  Kontroverse  hängt 
mit  der  von  den  Galllkaneni  behaupteten  Noth- 
wendigkeit  der  Reception  der  päpstlichen  Kon- 
stitutionen durch  die  gallikanische  Kirche  zu- 
sammen, s.  0.  S.  743.  Auch  ist  weiter  für  die 
Behandlung  der  Frage  das  Bestreben,  die  Durch- 
führung des  staatlichen  Placets  zu  sichern ,  von 
Einfluss  gewesen. 
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vielmehr  davon  aus,  dass  beides  oder  wenigstens  das  letztere  erst  der  Fall  sei,  wenn 
das  Gesetz  allen  Betheiligten  kund  gethan  oder  eine  Form  der  Ausgabe  gewählt 
werde,  welche  eine  allgemeine  Kenntniss  des  Gesetzes  ermöglicht^.  Allerdings  er- 
scheint es  angemessen,  dass  der  Gesetzgeber  fdr  die  Publikation  einen  Weg  wählt, 
welcher  den  letzteren  Zweck  soviel  wie  angftnglich  erreicht ,  aber  ein  wesentliches 
Erforderniss  für  die  Existenz  des  Gesetzes  und  seiner  verbindlichen  Kraft  ist  dies 
nicht.  Das  ausgegebene  Gesetz  ist  existent  und  in  dem  Wesen  und  Begriff  des  per- 
fekt gewordenen  Gesetzes  liegt  es,  dass  dasselbe,  vorbehaltlich  anderer  Bestimmun- 
gen des  Gesetzgebers,  sofort  bindet.  Thatsächlich  ist  auch  stets,  wenn  die  Ausgabe 
den  oben  erwähnten  Erfordernissen  entspricht,  ein  bestimmter  Kreis  von  Personen 
vorhanden,  welche  von  dem  Gesetze  Kunde  erhalten  haben  und  dasselbe  anwenden 
können.  Der  blosse  Umstand,  dass  es  eine  weitere  Zahl  von  Personen  giebt,  welche 
mindestens  vorläufig  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Ausgabe  noch  nicht  in  derselben 
Lage  sind,  vermag  die  bindende  Kraft  des  Gesetzes  an  sich  nicht  zu  beseitigen,  da 
kein  Publikationsmodus  im  Stande  ist,  die  allgemeine  Kenntniss  des  Gesetzes  herbei- 
zufahren^.  Die  Unmöglichkeit  für  gewisse  Personen,  das  Gresetz  nicht  befolgen  zu 
können,  kommt  demnach,  soweit  es  sich  um  Existenz  und  bindende  Kraft  des  Ge- 
setzes handelt,  nicht  in  Frage,  sondern  kann  nur  insoweit  zur  Berücksichtigung  ge- 
langen, als  die  Verantwortlichkeit  der  betreffenden  Personen  für  die  Befolgung  eines 
an  sich  bindenden  Gesetzes  in  Frage  steht  \  Principiell  lässt  sich  also  die  Ansieht 
welche  der  promulgatio  in  acie  campi  Florae  die  Bedeutung  einer  orbi  facta  beilegt, 
nicht  als  unhaltbar  anfechten.  Dass  sie  aber  einen  solchen  Charakter  nach  kirch- 
lichem Recht  hat,  darüber  lassen  die  päpstlichen  Anordnungen,  in  welchen  diese  Art 
der  Publikation  vorgeschrieben  wird,  nicht  den  mindesten  Zweifel  ^.  Zugleich  ergeben 


1  Dieser  Gesichtspunkt  tritt  bei  den  Gegnern  der 
bindenden  Kraft  der  promulgatio  in  acte  campi 
Florae  in  der  Ausführung  hervor,  dass  nach  Natur- 
rocht und  mit  Rücksicht  auf  das  Wesen  des  Gesetzes 
die  communitas ,  für  -welche  das  Gesetz  gegeben 
wild ,  auch  im  Stande  sein  müsse,  leicht  Kunde 
von  demselben  zu  erlangen,  vgl.  z.  B.  van  Es- 
pen 1.  c.  c.  3.  §.  3;  Z  all  wein  1.  c. 

2  Wie  viele  Staatsbürger  haben  heute  In  den 
modernen  Staaten ,  in  denen  das  Publikations- 
wesen besser  als  für  das  Gebiet  der  Kirche  geord- 
net ist,  Kenntniss  von  den  in  den  Gesetzsamm- 
lungen veroiTentlichten  Gesetzen? 

3  Darüber  vgl.  unten  S.  780. 

*  S.  die  S.  776.  n.  4  und  n.  6  citirten  Konsti- 
tutionen, welche  alle  aussprechen,  dass  durch 
diese  Publikation  allseitige  Bindung  eintreten 
soll.  Vgl.  auch  Pii  IV.  const.  Pastoralis  offlcli  v. 
1560,  bull.  Taurin.  7,  18:  „J.  6.  Volumus,  quod 
cum  primum  praesentes  literae  ...  in  valvis  ba- 
silicae  priucipis  apostolorum  de  Urbe  et  ecclesiae 
Lateran!  ac  in  acie  c.  Florae  etiam  de  Urbe  per 
unum  ex  cursoribus  nostris  afflxae  f aerint ,  per- 
Inde  singulOB  quos  concemnnt,  quoad  praemlssa 
omnia  arctent,  ac  si  eaedem  praesentes  literae  eis 
singulariter  et  personaliter  insinuatao  et  inti- 
matae  fuerint^,  ähnlich  auch  eiusd.  const.  De 
Salute  V.  1560,  1.  c.  p.  58.  Selbst  die  Milderung, 
welch»  sich  in  der  const.  Pii  IX.:  Romanus  pon- 
tlfex  V.  1873 ,  Arch.  f.  k.  K.  R.  31 ,  184  dahin 
ausgesprochen  findet:   „volumus  au tem,  ut  facta 


harnm  litterarum  publicatione  per  afflxionem 
transsumptorum  ad  valvas  haailiearum  urbis, 
omnes  lldeles,  ad  quos  spectat,  qui  quomodoean- 
que  noverint  eas,  piout  dictum  est,  Romae  foiise 
promulgatas,  ad  eamm  exequutionem  peiinde 
obstringantur ,  ac  si  penonaliter  singulis  notifl- 
catae  fnissent^,  ist  von  demselben  Standpunkt 
aus  gemacht ,  da  sie  die  Bindung  nicht  von  der 
Kenntniss  des  Inhaltes  der  Bulle,  sondern  von  der 
der  Anheftung  derselben  in  Rom  abhinglg  macht 

Im  Uebrigen  verweisen  die  Vertreter  der  ent- 
gegengesetzten Ansicht  darauf,  dass  die  Noth- 
wendlgkeit  der  Publikation  in  den  elnzeloen 
Dlooesen  gottlichen  Rechtes  sei ,  sowie  daraofl 
dass  eine  Reihe  in  Rom  publicirter  Anordnungen, 
wie  die  Bulle  Coena  domlni  und  eine  Reihe  von 
Kanzleiregeln  In  einzelnen  Ländern  nicht  recl- 
plrt  sind,  s.  namentlich  van  Espen  und  Z  all - 
wein  11.  cc.  Das  erstere  lässt  sich  sleheiiich 
nicht  durch  die  Anweisung  Christi  an  die  Apo- 
stel, allen  Völkern  zu  lehren ,  und  ähnliche  Bi- 
belstelleu begründen,  und  die  Nlchtreceptlon 
der  betreffenden  päpstlichen  Erlasse  findet  ihre 
Erklärung  nicht  In  der  unzureichenden  Pnbli- 
katlon  derselben ,  sondern  In  der  Opposition  der 
weltlichen  und  auch  geistliehen  Fürsten  gegen 
den  Inhalt  ihrer  Bestimmungen,  s.  o.  S.  164  ff.^ 
und  der  damit  zusammenhängenden  Anwendnng 
des  Placets,  s.  o.  S.  749  ff. 

Endlich  mag  daran  erinnert  werden,  dass  der 
Gebrauch  eines  Publlkatlonsmodtts ,  weicheres 
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dieselben  aber  anch^  dass  die  Publikation  mit  der  erfolgten  Anheftung  ^  selbst  als 
erfolgt  gilt  2. 

In  der  gesetzgebenden  Gewalt  liegt  ftlr  den  Inhaber  derselben  zugleich  das 
Becht;  die  Bedingungen,  unter  denen  das  Gesetz  zur  Existenz  gelangen  soll,  d.  h. 
den  Publikationsmodus  für  den  einzelnen  Fall  besonders  festzusetzen,  sowie  auch  für 
einen  solchen  die  an  sich  zusammenfallenden  Momente  des  Existentwerdens  des 
Gesetzes  und  des  Eintretens  seiner  verpflichtenden  Kraft  zu  trennen,  d.  h.  einen 
späteren ,  z.  B.  von  der  Publikation  an  zu  berechnenden  Termin  ffir  dieses  letztere 
anzuordnen  3.  Das  geschieht  namentlich  dann,  wenn  es  zweckmässig  erscheint,  den 
Betheiligten  die  faktische  Möglichkeit  zu  eröffnen,  sich,  ehe  das  Gesetz  seine  bin- 
dende Wirkung  äussert ,  Kenntniss  von  dem  Inhalte  desselben  zu  verschaffen,  und 
auch  die  kirchliche  Gesetzgebung  hat  wiederholt  diesen  Weg  eingeschlagen^. 

Dagegen  lässt  sich  daraus,  dass  dergleichen  Anordnungen  wiederholt  getroffen 
worden  sind,  keineswegs  ein  kanonisches  Gewohnheitsrecht  des  Inhalts  herleiten, 
dass  ein  kirchliches  Gesetz,  welches  den  Zeitpunkt  seines  Inkrafttretens  nicht  festsetzt, 
nicht  sofort,  sondern  erst  einige  Zeit  nachher  verbindlich  wird^,  sowie  dass  stets 
Kenntniss  aller  Betheiligten  vom  Gesetze,  und  damit  eine  sie  verpflichtende  Kraft 
desselben  mit  dem  Ablaufe  von  zwei  Monaten  nach  erfolgter  Publikation  angenom- 
men werdet.    Die  Begel  hat  in  der  päpstlichen  Praxis  stets  das  sofortige  Inkraft- 


einem  Theil  der  Betroffenen  unmöglich  maoht, 
sofort  bei  der  Yerkündung  Kenntniss  Yom  Ge- 
setze zu  erlangen,  also  dieselbe  Ersoheinung, 
wie  die  publicatio  in  acle  campl  Florae,  anf 
dem  Gebiete  des  modeinen  Staates  gleichfalls 
Yorkommt.  Obwohl  die  dentsohe  Reichsgesetzge- 
bang  und  das  preussische  Recht  für  die  Regel 
das  Gesetz  erst  innerhalb  bestimmter  Frist  nach 
der  Ausgabe  der  dasselbe  enthaltenden  Nummer 
de»  Gesetzblattes  in  Berlin  in  Kraft  treten  las- 
sen, 80  ist  doch  schon  mehrfach  ,  s.  z.  B.  Reichs- 
gesetz V.  30.  Mai  1879  betr.  die  vorlänflge  Ein- 
führung T.  Aendemngen  des  Zolltarifs  §.  4  (R. 
G.  Bl.  S.  149)  u.  preuss.  Gesetz  y.  31.  Mai  1875. 
^  5  (G.  S.  S.  217),  augeordnet  worden,  dass 
das  Gesetz  sofort  oder  bei  seiner  Yerkündung, 
d.  b.  am  Tage  der  Ausgabe  des  Gesetzblattes,  in 
Kraft  tritt.  Ebensowenifr  wie  die  entfernt  you 
Rom  wohnenden  Katholiken  von  der  Anschla- 
gang  eines  päpstlichen  Gesetzes  daselbst  an 
demselben  Tage  Kunde  erhalten  können ,  eben- 
sowenig sind  alle  deutschen  Reichs-  oder  preus- 
sischen  Unterthanen  im  Stande,  von  dem  Gesetz 
sofort  am  Tage  der  Ausgabe  in  Berlin  Kenntniss 
zn  nehmen« 

1  Nicht  erst  mit  Ablauf  der  Zelt,  nach  welcher 
die  Exemplare  wieder  abgenommen  werden. 

2  Denn  darauf  allein  legen  die  betreffenden 
papstlichen  Konstitutionen  das  entscheidende  Ge- 
wicht ,  6.  die  S.  778.  n.  4  mltgetheilten.  Auch 
wird  in  den  Erlassen,  welche  eine  bestimmte 
spätere  Frist  für  ihr  eigenes  Inkrafttreten  fest- 
setzen ,  diese  ebenfalls  von  der  Afflxlon  an  be- 
rechnet, s.  z.  B.  die  constit.  Pil  IV.  v.  1561,  bull. 
Taor.  7,  102. 160. 

3  Hat  auch  in  diesem  Fall  das  Gesetz  noch 
keine  verbindliche  Kraft ,  so  äussert  es  doch  in- 
sofern Wirkung,  als  diese  seine  Kraft  sofort 
ohne  Weiteres  in  dem  durch  dasselbe  bestimmten 


Zeitpunkt  eintritt,  und  falls  dies  verhindert  wer- 
den soll,  erst  ein  neues  Aufhebungs-  oder  Abäu- 
derungsgesetz  erlassen  werden  muss. 

*  Und  zwar  sowohl  die  Päpste ,  wie  auch  die 
allgemeinen  Konzillen.  So  macht  c.  13  (conc. 
Later.  IV)  X.  de  poenlt.  V.  38  die  Anwendung 
seiner  Strafbestimmungen  von  der  Publikation 
des  Kanons  durch  die  Prälaten  in  ihren  Bezirken 
abhängig,  ebenso  auch  wohl,  Indessen  vielleicht 
nur  von  dem  Zeltpunkt,  wo  die  Betheiligten  ohne 
eigene  Schuld  zuerst  Kenntniss  erlangen  konn- 
ten ,  c.  32  (Bonifac.  VIII.)  in  VIto  de  praeb. 
III.  4;  —  wogegen  c.  3  (Alex.  III.)  u.  c.  10 (Ho- 
nor.  III.)  X.  ne  cleric.  DI,  50  u.  c.  49  (Honor. 
III.)  X.  de  sent.  exe.  V.  39,  nicht,  wie  Schulte 
K.  R.  1,  78  meint,  den  Eintritt  ihrer  Ge- 
setzeskraft auf  zwei  Monate  nach  der  Publikation 
festsetzen,  sondern  nur  den  Betheiligten  die 
Vornahme  bestimmter  Handlongen  innerhalb 
dieser  Frist  aufgeben,  also  gerade  sofort  bin- 
dende Kraft  äussern  wollen.  Ferner  gehört  hier- 
her conc.  Trid.  sess.  XXIV  c.  1  de  ref.  matrim., 
nach  welchem  das  Dekret  über  die  EheschlieB- 
sungsform  erst  30  Tage  nach  seiner  Publikation 
in  der  einzelnen  Pfarrei  für  diese  verbindlich 
wird,  s.  auch  die  Anm.  2  citirten  Konstitu- 
tionen, die  const.  Pii  IX.  o.  S.  778.  n.  4,  und 
endlich  die  const.  Pii  IV.  Dominlci  gregis  v.  1564 
(betr.  den  Index)  in  Richters  Tridentinum 
S.  612,  welche  das  Inkrafttreten  3  Monate  nach 
der  Afflxion  in  Rom  anordnet. 

ö  So  Schulte  K.  R.  1,  81,  welcher  aber  im 
Widerspruch  damit  S.  84  sagt:  „die  verbindliche 
Kraft  des  Gesetzes  überhaupt  beginnt  mit  der 
Publikation«. 

6  Schulte  a.  a.  0.  S.  85.  Er  beruft  sich 
darauf,  dass  die  Wissenschaft  des  Mittelalters  Im 
Anhalt  an  nov.  LXVI  erst  ein  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  auf  dem  Wege  lokaler  Publikation  nach 
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treten  des  Gesetzes  gebildet,  und  die  erwähnteD  Verordnangen,  welche  eine  abwei- 
chende Festsetzung  getroffen  haben,  sind  nur  Ausnahmen  ftir  bestimmte  F&Ue 
gewesen  ^ 

Wenn,  wie  nacl^ewiesen  worden  ist,  nach  kirchlichem  Recht  jedes  Gesetz  f)lr 
die  Regel  mit  der  erfolgten  Publikation  Existenz  und  bindende  Kraft  erlangt,  so  liegt 
auch  kein  Bedürfniss  vor  zwischen  Konzilsbeschlflssen  und  päpstlichen  Anordnungen 
sowie  zwischen  Glaubens-  und  Disciplinar-Dekreten  zu  unterscheiden  ^. 

Mit  der  Publikation  in  der  hier  besprochenen  Bedeutung  sind  Verdffentlichnngen 
und  Kundmachungen,  ebenfalls  Publikationen  genannt,  welche  lediglich  den  Zweck 
haben,  eine  allseitige  Kenntniss  des  Gesetzes  herbeizuftthren,  und  welche  daher  auch 
wiederholt  und  öfters  mit  schon  längst  in  Kraft  getretenen  Gesetzen  vorgenommen 
werden  können  und  sollen,  nicht  zu  verwechseln^.  Sie  können  nur  insofern  von 
juristischer  Bedeutung  werden,  als  eine  etwaige  Gesetzesunkenntniss  in  Frage  kommt 
und  es  sich  darum  handelt,  ob  diese  eine  verschuldete  oder  unverschuldete  ist.  Und 
zwar  liegt  die  letztere  stets  vor,  so  lange  bei  der  Beschaffenheit  des  beobachteten 


Ablauf  von  2  Monaten  angenommen  (s.  o.  S.  777. 
n.l  ),  dass  mehrere  Stellen  des  corpus  iuris  ca- 
nonici die  zuletzt  gedachte  Frist  vorgeschrieben 
hätten,  sowie  darauf,  dass  von  Pius  IV.  in  der 
Bulle:  Sicut  v.  1564  (s.  o.  S.  443.  n.  3)  aner- 
kannt sei ,  dass  der  im  Text  hingestellte  Grund- 
satz auf  ins  commune  (d.  h.  nach  Schulte  a.  a. 
0.  S.  79.  n.  15  dem  ins  canonicum)  beruhe,  wo- 
gegen aber  zu  bemerken  ist,  dass  die  citirten  De- 
kretalen  eine  solche  Regel  nicht  aussprechen  (s. 
S.  779  Anm.  4).  Wegen  der  const.  Pii  IV.  vgl. 
die  folg.  Anmerk. 

1  Das  erkennt  sogar  die  cit.  const.  Pii  IV.  in- 
direkt an.  Der  Papst  konstatirt  zunächst ,  dass 
die  Dekrete  des  Konzils  von  Trient  seit  ihrer 
Bestätigung  in  Rom  beobachtet  worden  sind. 
Wenn  er  dann  zur  Beseitigung  der  entstandenen 
Zweifel  weiter  anordnet :  „quia  tamen  non  parum 
temporis  in  eis  Romae  diligonter  emendateque 
imprimendis  necessarlo  consumptum  fuit  et  iure 
ctlam  communi  sancitum  est ,  ut  constitutiones 
novae  vim  post  certum  tempus  obtineant,  aequum 
nobis  et  iustum  visum  est,  praedicta  decreta 
omnia  ad  dictam  reformationem  iusque  positivum 
duntaxat  spoctantia  a  kal.  Mail  proxime  praete- 
riti  omnes  obligare  coepisse'^,  so  ist  die  Bezug- 
nahme auf  das  ius  commune  lediglich  eins  der 
Motive  des  Gesetzgebers.  Selbst  wenn  nun  unter 
ius  commune  das  kanonische  Recht  zu  verstehen 
wäre,  so  hätte  sich  Pius  IV.  über  dasselbe  geirrt, 
da  es  einen  solchen  Rechtssatz,  wie  den  an- 
geführten ,  nicht  aufstellt ,  und  die  blosse  ge- 
legentliche Anführung  desselben  macht  ihn  nicht 
zum  bindenden  Gesetz.  Obgleich  allerdings  das 
romische  Recht  In  der  kanonistlschen  Sprache  für 
die  Regel  als  lex  oder  ius  civile  bezeichnet  wird, 
steht  doch  nichts  entgegen ,  unter  ius  commune 
hier  das  weltliche  oder  römische  Recht  zu  ver- 
stehen ,  umsoweniger ,  als  die  Fassung  des  be- 
treffenden Satzes  Im  wesentlichen  das  Summa- 
rium  der  nov.  LXVI  wiedergiebt. 

2  So  Richter-Dove  S-  166,  welcher  die 
Glaubensbesohlüsse  der  allgemeinen  Konzilien 
ohne  besondere  Promulgation  in  den  einzelnen 
Diöcesen  (ob  auch  ohne  Publikation  überhaupt, 


ergiebt  sich  nicht  klar)  und  fenier  die  päpst- 
lichen Lehrentscheidungon  ohne  jede  Promul- 
gation für  bindend  erklärt.  Dabei  ist  aber  über- 
sehen ,  dass  jede  das  Dogma  betreffende  Anord- 
nung, welche  zugleich  immer  den  Charakter  eines 
Gesetzes  im  eigentlichen  Sinne  hat,  s.  o.  S.  769. 
u.  3,  ebenfalls  erst  durch  die  Publikation  zur 
Existenz  gelangt. 

8  Wie  diePublikationen  auf  den  Provinzialsyno- 
den,  8.  o.  S.  491;  Verlesung  und  Anheftong 
in  und  an  den  Kirchen  der  Prälaten  in  den  Pro> 
vinzen  ,  sowie  an  anderen  passenden  Orten,  c.  6 
(Later.  III)  X.  de  iudaeis  V.  6 ;  c.  9  (Luc.  III.1 
X.  de  haer.  V.  7;  c.  4.  S-  1  (Innoc.  III.)  X.  de 
crimlne   falsi   V.  20;    o.  4  (Later.  IV.)  X.  de 
Simon.  V.  3;  c,  17  (id.)  X.  de  lud.  V.  6;  c.  12 
(id.)  X.  de  poenlt.   V.  38;  in  den  Pfarreien, 
Trid.  sess.  XXIV.  c.  1  de  ref. ,  vgl.  auch  o.  S. 
394.    Demselben  Zweck  dient  auch  die  Verbrei- 
tung beglaubigter  Abschriften  oder  Abdrücke  de« 
Gesetzes.    Daher  findet  sich  seit  Jahrhunderten, 
sowohl  in  den  in  ade  campi  Florae  publicirten 
päpstlichen  Anordnungen ,  wie  auch  in  anderen 
päpstlichen  Erlassen,  namentlich  in  derjenigen, 
welche  blos  für  einen  gewissen,  aber  zahlreichen 
Kreis  von  Personen  bestimmt  sind,  wie  z.  B.  für 
die  Orden ,  für  die  Konklavisten,  für  die  Regie- 
rung und  Bevölkerung  eines  Lande«  (bei  Kon- 
kordaten) eine  stehende  Formel :  „Volumus  pari- 
ter,    earundem    praesentium   litterarum  tians- 
sumptis  seu  etiam  impressis,  manu  tamen  alicoins 
notarii  public!  subscriptis  et  sigillo  personae  in 
ecclesiastica  dignitate  oonstitutae  munitis  eadem 
prorsus  fldes  ublque  locorum  habeatur,  quae  ha- 
beretur  ipsis  praesentibus ,  si  forent  exhibitie 
vel  oBtensae",  so  in  const«  Pii  v.  1873 ,  Arch.  f. 
k.  K.  R.  31 ,  185.    Die  Entwicklung  der  Fonsal 
und  ihre  verschiedenen  Fassungen  voml5.Jakili. 
an  bis  jetzt  ergeben  bull.Taur.ö,  223.233  (Six- 
tus  IV.  1474);  6,  38.  54.  81 ;  7,  15. 18;  23,  37. 
138.  154;  bull.  Roman,  cont.  13,  305;  14,90. 
249.  409.    Femer  werden  auch  die  päpstlichen 
Erlasse  In  römischen  periodinch  erscheinenden 
Blättern  und  demnächst  auch  in  den  Diöcesan- 
blättem  u.  s.  w.  abgedruckt. 
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Pablikationsmodas  eine  Unmöglichkeit  beateht,  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  and 
auf  dem  gewöhnlichen  Wege^  Eenntniss  von  einem  neu  erlassenen  Gesetz  zu  er- 
halten. Durch  eine  solche  Unkenntniss  wird,  ähnlich  wie  durch  Rechtsirrthnm,  zwar 
niemals  die  bindende  Kraft  des  Gesetzes  an  sich  beseitigt ''^^  aber  sie  muss  bei  der 
rechtlichen  Beurtheilung  und  Qualifikation  eines  mit  dem  neuen  Gesetze  nicht  in 
Einklang  stehenden  Verhaltens  berücksichtigt  werden  ^. 

m.  Bezeichnung  der  kirchlichen  Gesetze  und  Ausfertigung 
derselben.  Die  von  den  Synoden,  insbesondere  auch  den  allgemeinen  8ynoden 
erlassenen  Gesetze  werden  xavovec,  auch  d€0(io{,  opoi,  canones^  genannt,  seit  der 
Zeit  der  Reformkonzilien  wird  aber  decreta  ^  der  gebräuchliche  Ausdruck  und  diesen 
Sprachgebrauch  hat  auch  das  Konzil  von  Trient  fttr  die  von  ihm  zur  Reformation 
der  Kirche  erlassenen  Vorschriften  beibehalten  <>,  während  es  die  den  Glauben  be- 
treffenden Beschlüsse  als  decreta  unter  HinzufOgung  des  darin  behandelten  Gegenstan- 
des ^  oder  dodrina^^  und  die  daran  angeschlossenen  kurzen  Formulirungen  von 
Glaubenssätzen  mit  hinzugefügter  Androhung  des  Bannes  als  canones^  bezeichnet  hat. 


^  Denn  dazu,  aussergewöhnliche  Mittel  anzu- 
wenden ,  z.  B.  sich  die  in  Rom  publicirten  Ge- 
setze durch  den  Telegraph  mitthellen  zu  lassen, 
hat  Niemand  eine  Yeipflichtung. 

3  Das  ist  allerdings  eine  weitverbreitete  An- 
nahme, 8.Z.B.  Phillips  K.R.ö,77;  Schulte 
K.  R.  1 ,  84.  85.  Vielfach  wird  dafür  Bezug  ge- 
nommen auf  c.  1  (Innoc.  111.)  X.  de  post.  I.  5 
Q.  c.  1  (Innoc.  IV.)  in  Ylto  de  conc.  praeb. 
III.  7.  In  dem  ersteren  verwirft  der  Papst  die 
Postal ation  eines  Bischofs ,  weil  dieser  das  von 
ersterem  über  Frankreich  rerhängte  Interdikt 
nicht  beobachtet  hat  und  weist  den  Einwand, 
dass  ihm  das  letztere  nicht  persönlich  mitgetheilt 
sei,  mit  den  Worten  zurück :  „nee  sit  necessarium, 
quom  consütutio  solemniter  aut  publice  promul- 
gatur,  ipsius  notitiam  singulorum  auribns  per 
mandatom  speciale  vel  litteras  inculcare ,  sed  id 
solum  sufflcit,  ut  ad  eins  observantiam  teneatur, 
qui  nOYerit  eam  solemniter  editam  aut  publice 
promulgatam''.  Daraus  folgt  aber  noch  nicht  die 
Negative ,  dass  das  Gesetz  trotz  der  nicht  ver- 
schnldeten  Unkenntniss  an  sich  nicht  verbindlich 
ist.  Die  entscheidende  Stelle  in  dem  andern 
Kapitel :  „Nee  obstaret ,  sl  forte  obiiceretur, 
quod  lex  sen  constitutio  et  mandatum  nullos 
adstringunt,  nisi  postqnam  ad  notitiam  per- 
venerint  eorun^em  aut  nisi  post  tempus  intra 
qnod  ignorare  minime  debuissent",  ist  Partei- 
Ausführung,  nicht  Erklärung  des  Papstes,  und 
steht  einer  richtigen  Konstruktion  des  in  Frage 
stehenden  Juristischen  Verhältnisses  nicht  ent- 
gegen. 

Uebrigens  zeigt  eine  korrekte  Formulirung  der 
hier  bekämpften  Meinung  sofort  ihre  Unhaltbar- 
keit.  Wenn  man,  wie  die  Anhänger  derselben, 
sagt  (s.  Schulte  a.  a.  0.):  «»Die  verbindliche 
Kraft  des  Gesetzes  überhaupt  beginnt  mit  der 
Publikation.  Sie  tritt  für  den,  welchem  die  ge- 
wählte Publikation  nicht  die  unmittelbare  Kennt- 
nisfl  des  Gesetzes  verschaffen  kann ,  ein ,  sobald 
er  wirklich  Kenntniss  davon  erlangt  hat^,  so 
atellt  man  damit  den  Grundsatz  auf :  das  publi- 
clrte  Gesetz  tritt  für  Jeden  Einzelnen  erst  in 
verbindliche   Kraft   mit  dem    Moment,   wo  er 


durch  den  gewählten  Publikationsmodus  oder 
sonst  Kenntniss  davon  erlangt  hat  oder  hätte  er- 
halten müssen,  und  kommt  zu  dem  Resultat, 
dass  die  Gesetzeskraft  für  die  verschiedenen  Per- 
sonen von  einer  ganzen  Reihe  verschiedener  und 
schwer  feststellbarer  Termine  ab  datlrt. 

^  So  begeht  der  Bischof,  welcher  ein  ihm  ohne 
seine  Schuld  noch  nicht  bekanntes  Gesetz  nicht 
zur  Ausführung  bringt,  keine  Pflichtwidrigkeit, 
und  kann  nicht  disciplinarisch  zur  Verantwor- 
tung gezogen  werden.  Der  Laie ,  welcher  unter 
diesen  Umständen  gegen  ein  neues  Strafgesetz 
verstosst,  handelt  weder  rechtswidrig  noch  fahr- 
lässig, verfällt  also  nicht  in  die  Strafen  des  neuen 
Gesetzes.  Wo  es  aber  nicht  auf  subjektives  Ver- 
halten ankommt,  äussert  sich  die  bindende  Kraft 
des  Gesetzes.  Schreibt  dasselbe  z.  B.  bestimmte 
Solemnltäten  für  Rechtsakte  vor,  so  sind  diesel- 
ben, wenn  sie  auch  aus  gerechtfertigter  Unkennt- 
niss des  neuen  Gesetzes  nicht  beobachtet  worden 
sind,  doch  nichtig,  vgl.  übrigens  auch  Fag- 
nan.  ad  c.  13  X.  de  const.  I.  2.  n.  51;  Relf- 
fenstuel  1.  c.  1.2.  n.  123.  124;  Phillips 
K.  R.  ö,  94. 

*  S.  0.  S.  678 ;  vgl.  auch  c.  14  in  VIto  de  elect. 
I.  6  (vom  3.  Lateranens.  Konzil). 

^  c.  7  (conc.  Later.  III)  X.  de  elect.  I.  6; 
c.  28  (Lat.  IV)  X.  de  praeb.  III.  28;  über  Kon- 
stanz s.  Mansi  27,  1159,  auch  oben  S.  384.  n.2 
u.  13;  S.  399.  n.  3;  Basel  o.  S.  386.  n.  3;  fer- 
ner wird  eoMtiiutiQ  (sc.  Bynodalis)^  c.  44  X.  de 
elect.  I.  6;  0.  10.  13  in  VIto  cod.  I.  6;  Mansi 
1.  c.  p.  585;  atat^um  c.  28.  X.  III.  28  cit, 
edicUum  und  sanctto  o.  4.  7  In  Vl^P  de  elect.  1.  6 
gebraucht. 

^  Genauer  deertta  de  reförmatione, 

"'  De  peccato  originali  (sess.  V). 

8  De  commnnlone  sub  utraque  specie  (sess. 
XXI),  de  sacriflcio  missae  (sess.  XXII). 

^  S.  z.  B.  sessio  VU.  Solche  Sätze  nannte 
man  in  früherer  Zeit:  anathematitmi ,  die  die 
Glaubenslehren  enthaltenden  Beschlüsse  5iaTU7C((»- 
061C,  dogmata. 

Die  Beschlüsse  des  Vatikannms  werden  als: 
eonstitutiones  dogmatieae  bezeichnet,  und  ihnen 
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Für  die  päpstlichen  Erlasse,  welche  allgemeine  Anordnungen  enthalten,  werden 
dagegen  die  Ansdrücke^ :  constüutio^y  consiiMum^,  edictum*^  statutum^j  decretum^^  d&- 
creialis'^j  sanciio^  gebraucht^.  Motu  proprio  bezeichnet  eine  Verordnung,  welche 
ans  eigener  Anregung  des  Papstes  ergangen  ist  oder  doch  als  eine  solche  er- 
scheinen soll  1^. 

Eine  bestimmte  Vorschrift  über  die  Abfassnngsform  und  Ausfertigung  der 
päpstlichen  Gesetze  im  Gegensatz  zu  anderen,  namentlich  die  Verwaltung  betreffen- 
den Erlassen  existirt  nicht. 

Nach  ihrer  Fomi  und  Abfassung  können  die  päpstlichen  Schreiben  1.  einfache 
lUterae  apostolieaey  2.  chirographa^  3.  Bullen  und  4.  Breven  sein^^ 

Die  liiierae  apostolicae  sind  im  Namen  des  Papstes  abgefasste  Schreiben  und 
Anordnungen,  mit  seinem  Pontifikats-Namen  an  der  Spitze  und  am  Schlnss,  und 
zwar  werden  sie  chirograpka  genannt,  wenn  der  Papst  sie  eigenhändig  unterschreibt 

Von  beiden  unterscheiden  sich  die  Bullen  [buUae)  und  Breven  (brevia)  da- 
durch, dass  sie  unter  Beobachtung  bestimmter  Förmlichkeiten  ausgefertigt  werden. 

Die  BuUe  be^nnt  mit  dem  Najnen  des  Papstes  (unter  Weglassung  der  Zahl  bei 
seinem  Namen)  und  mit  dem  Zusätze:  servus  servomm  dei  und  ist  in  lateinischer 
Sprache  in  einem  feststehenden  Stil  ^^  mit  einer  Reihe  von  herkömmlichen  Klauseln 
(betreffend  die  Derogation  entgegenstehender  Anordnungen,  die  Androhung  von 
Strafen  far  die  Verletzung  der  Anordnung  und  über  die  Authenticität  beglaubigter 
Abschriften  u.  s.  w.)  abgefasst.  Die  Bullen  werden  fttr  die  Regel  nicht  vom  Papste 
selbst  unterschrieben  ^*^,  müssen  aber  mindestens  von  einem  Abbreviator  der  grösseren 
Präsidenz  ^^  unterzeichnet  sein  ^^.  Als  Material  wird  starkes  Pergament  ^^  verwendet 
Während  früher  eine  bestimmte  Art  von  Schriftzügen  ^^  bei  ihnen  üblich  war,  soll 


Bind  nach  dem  Vorbilde  des  Trideiitinnms  eben- 
falls canonu  angehängt,  8.  o.  S.  464.  467. 

1  S.  hierzu  auch  o.  S.  685. 

2  c.  13.  X.  de  constlt.  I.  2;  c:  24.  33.  44.  in 
VIto  de  elect.  I.  6;  c.  1  eod.  de  renunc.  I.  7; 
c.  15  eod.  de  off.  lud.  deleg.  I.  14;  c.  3  eod.  de 
regul.  ni.  14. 

3  c.  6.  X.  de  elect.  I.  6. 

*  c.  un.  in  VIto  de  postul.  I.  5 ;  c.  9  in  VIto  de 
off.  ord.  I.  16 ;  c.  34  eod.  praeb.  III.  4. 

^  c.  15.  X.  de  sent.  exoomm.  Y.  39  (pars  de- 
cisa);  c.  34  In  VIto  ni.  4.  cit. ;  c.  2  eod.  de  de- 
eim.  III.  13. 

e  c.  1  in  VIto  de  praeb.  III.  4. 

7  c.  29  In  VIto  de  elect.  I.  6. 

8  c.  un.  in  VIto  de  der.  aegrot.  III.  5. 

^  Abgesehen  von  dem  Wort  canon,  welches  tech- 
nisch einen  Konzilsbeschluss  bedeutet,  aber  Im 
weiteren  Sinne  auch  päpstliche  Anordnungen  mit 
umfasst,  s.  0.  S.  725.  n.  2  u.  c.  1.  X  de  const.  haben 
die  übrigen  Ausdrücke  keine  verschiedenen,  von 
einander  abweichenden  Bedeutungen,  wie  solche 
die  Glosse  und  nach  ihr  die  älteren  Schriftsteller, 
ygl.  darüber  z.  B.  Reiffenstuel  l.  c.  I.  2.  n. 
2  ff.,  zu  formuliren  versucht  haben,  so  soll  z.  B. 
decretum  einen  Erlass  des  Papstes  auf  Belrath  der 
Kardinäle  ohne  Anfrage  eines  Dritten,  decretalis 
auf  Anfrage  eines  solchen,  sanctio  ein  Verbot  mit 
Strafandrohung  bedeuten.   Alles  dies  ist  haltlos. 

w  S.  auch  0.  S.  160. 

11  Bangen,  die  romische  Kurie  S.  430. 


12  Vgl.  dazu  auch  Noel  Valois  tftude  snrle 
rythme  des  buUes  pontifieales  in  der  bibliothdque 
de  r^cole  des  chartes.  Paris  1881.   42,  257. 

13  Abgesehen  von  den  bulUit  eonnatorialei, 
welche  die  Unterschriften  des  Papstes  und  der 
Kardinäle  aufweisen,  Beispiele  dafür  s.  BulL 
Taurln.  4,  80.  82.  88  u.  6,  226.  555.  Die  Kon- 
cepte,  welche  den  kurzen  Entwurf  ohne  die  ToIlen 
Klauseln  enthalten,  unterzeichnet  der  Papst  aller- 
dings, aber  nur  mit  dem  Anfangsbuchstaben 
seines  Taufhamens. 

14  xh.  I.  S.  445. 

15  Bangen  a.  a.  O.  S.  432.  433. 

1®  Warum  dasselbe  bald  als  dunkles,  fast 
schwärzliches,  Reiffenstuel  I.  2.  n.  17: 
Schulte  1,73;  Phillips  K.  R.  3,  645;  bald 
als  röthliches.  Bangen  S.  432;  bald  als  dunkel- 
farbiges, Phillips  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  25  be- 
zeichnet wird ,  ist  mir  nicht  klar.  Das  Material 
Ist  s.  g.  italienisches  Pergament,  welches  auf  der 
Rück-  oder  Haarseite  rauher  und  gelblicher  oder 
grauer  als  auf  der  für  die  Schrift  bestimmteii 
Innenseite  (album)  ist.  Die  Rückseite  kann 
allerdings  durch  langes  Liegen  und  Staub  die 
vorhin  genannten  Farben  annehmen. 

1''  S.g.  buüaiieo  oder  jüngere  Kuriale,  von  An- 
deren gothlsche,  longobardische  oder  galliiehe 
Schrift  genannt.  lieber  die  Entwicklung  der 
Schrift  s.  Kaltenb runner,  Bemerkungen 
über  die  äusseren  Merkmale  der  Papsturknnden 
des  12.  Jahrh.  in  Mittheilungen  des  Institutes 
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nach  der  Vorschrift  des  jetzigen  Papstes  die  gewöhnliche  lateinische  Schrift  ge- 
braaclit  werdend  Wesentlich  war  femer  früher  das  an  einem  seidenen  (weissen  oder 
rothgelben)  oder  auch  an  einem  hänfenen  Faden  ^  angehängte  BleisiegeP  [btilia,  da- 
her der  Name  ftr  diese  Art  der  Ausfertigang);  anf  der  Vorderseite  {anüca)  die  Köpfe 
der  Apostel  Petrus  nnd  Paulas ,  auf  der  Rückseite  (postica)  den  Namen  des  Papstes 
aufweisend  4.  Neuerdings  ist  dasselbe  aber  für  den  grössten  Theil  der  Bullen  durch 
einen  rothen  Druckstempel  mit  den  Bildern  der  genannten  Apostel  und  dem  herum- 
geführten Namen  des  Papstes  ersetzt  worden  ^  Die  Ausfertigung  der  Bulle  erfolgt 
durck  die  päpstliche  Kanzlei  ®  und  bei  der  s.  g.  f>ia  de  curia  —  welche  gerade  bei 
Bullen  mit  gesetzlichem  Inhalt  sehr  häufig  gewählt  wird  —  durch  eine  eigene  zur 
Dataria''  gehörige  Abtheilung ^. 

Die  Breven  werden  in  minder  feierlicher  Form  expedirt.  Sie  tragen  als  lieber- 
Schrift  über  dem  Text  den  Namen  des  Papstes  und  zwar  mit  Angabe  der  Zahl  (z.  B. 
Leo  PP.  XIU.) .  Der  Text  ist  ebenfalls  in  lateinischer,  mitunter  aber  auch  in  ita- 
lienischer Sprache  abgefasst.  Ihr  Stil  ist  ein  einfacherer  als  der  der  Bullen,  nament- 


füt  osterreiehlsohe  GeschichtsfoTSchung.    Inns- 
bruck 1880.  1,  375  ff. 

*  Motuproprlo  Leos  XIII.  v.  29.  Dezemb.  1878, 
AcU  s.  sed.  11,  465;  Arch.  f.  k.  K.  R.  41,  399 : 
„enm  experientia  compertum  fuerit  characterem 
thentonicam  Yulgo  BoUaiico  utpote  ab  usn  com- 
muni  remotnnij  Utteianim  apostollcarum  lectioni 
difflcnltatem  ingerere ....  per  praesentes  Utteras 
motu  proprio  characteris,  de  qno  supra,  in  aposto- 
liels  litteris  usum  snblatnm  et  aboletnm  decer- 
nimas  ac  declaramus,  mandantes,  at  a  praesen- 
tinm  pablicatione  lltterae  commnni  latlno  cba- 
ractere  super  Charta  pergamena,  ut  in  more  est, 
exscrlbantur  et  exarentur,  flrmls  tarnen  manen- 
tibus  omnium  et  singulorum  offlcialium  et  mlni- 
Btrorum  subscriptionlbus  cum  propril  cuiusque 
muneris  respectiva  designatione^. 

2  Der  hänfene  Faden  ist  bei  Bullen ,  welche 
Yerwaltungs-  und  Piozesssachen  betreffen  und 
in  den  Händen  der  kirchlichen  Beamten  bleiben, 
Kaltenbrunner  a.  a.  0.  S.  405;  Delisle, 
memoire  sur  les  actee  d'Innocent  III.  Paris  1857. 
p.  18  (auch  1.  d.  hiblioth^ue  de  l'^cole  des  Char- 
tas. 4  s^rie  t.  3  u.  4),  also  bei  literae  in  forma 
dignum  (o.  S.  162),  Uterae  ad  liUs  und  ad  vudi- 
ces,  üblich  gewesen. 

3  Goldene  Siegel  sind  sehr  selten  gewesen, 
Ygl.  Rlganti  comm.  ad  reg.  17  cancell.  n.  27; 
Phillips K.  R.  3,  641. 

4  Ueber  s.g.  hullae  dimidiae  s.  Th.  I.  S.  291. 

5  Motnpr.  Leon.  XIH.  cit  ▼.  1878:  „Quoad 
plumbea  numismata  una  cum  adiectis  corduUs 
praecipimus  ea  tan  tum  servanda  esse  inaposto- 
11  eis  litteris  collationum,erectionum 
et  dlsmembrationum  beneficlorum 
maioTum  necnon  in  allis  S.  Sedis  so- 
lemnibus  actis.  In  rellquis  vero  litteris  et 
praesertim  in  Ulis  quae  beneflda  mlnora  ac 
dispensationes  super  Impedlmentis  matrimonia- 
libus  respidunt,  auctoritate  nostra  apostolica  per 
praesentes  eadem  abolemus  et  abolita  fore  statui- 
mus  et  mandamus  iisque  substitui  ac  substitutam 
et  subiogatam  fore  iubemus  Impressionem  rubrl 
coloris  slgüli  noTiter  conAdendi  Imaglnes  Ipso- 


rum  apostol.  Petri  et  Pauli  referentis  inscriptione 
nominis  regnanüs  summl  pontiflds  circumducta. 
Quae  autem  pro  fldeliter  custodiendis  et  asser- 
yandis  plumbi  numisroatum  typis  statuta  sunt, 
eadem  per  praesentes  conflrmamus  atque  exa- 
muBSim  observanda  esse  decernimus". 

^  Ueber  die  neben  der  Expedition  per  viam 
ordlnariam  noch  vorkommenden  Arten  per  viam 
secretam  oder  extraordinariam  und  viam  camerae, 
welche  für  Erlasse  gesetzlichen  Inhaltes  keine 
Bedeutung  haben,  s.  Th.  I.  8.  441.  445  u. 
Bangen  a.  a.  0.  S.  440.  441. 

^  Th.  I.  S.  432. 

B  Bestehend  aus  einem  Datarius,  einem  Ab- 
breviator,  einem  Substituten  und  einem  Scriptor. 
Die  Bulle  wird  zur  Ersparung  des  umständlicheren 
Weges  der  apostolischen  Kanzlei  in  der  Dataria 
expedirt.  Neben  dem  Datarius  unterschreibt 
statt  des  Yicekanzlers  der  Sekretär  der  Breyen, 
und  für  die  Siegelung  und  die  bei  der  letz- 
teren Behörde  stattfindende  Registratur  kontra- 
signiren  die  anderen  Beamten  der  gedachten  Ab- 
thellung.  Es  liegt  also  hier  eine  vereinfachte 
Form  der  Bullen  vor.  Kenntlich  sind  sie  daran, 
dass  sie  folgende  Unterschriften  aufweisen  (vgl. 
die  const.  Pii  IX.  v.  1873  super  vicariis  capitu- 
laribus:  Romanua  pontifex^  Arch.  f.  k.  K.  R. 
31,185): 

G.  Gori  subdatarius         F.  Card.  Asquinlus 

(der  Sekretär  der  Breven) 
Visa  de  Curia 
J.  De  Aquila  e  vicecomitibus 

Loco  -f-  Plumbi  T.  Gugnonlus 

reg.  in  Secretaria  Brevlum. 

In  dieser  Form  ist,  abgesehen  von  der  eben  ^ 
citirten  z.  B.  auch  die  const.  Pii  IX  de  eccle-' 
slastlcis  censuris :  Apostolicae  sedis  v.  1879,  a. 
a.  0.  23,  332,  v.  Leo  XIII  die  Bulle  über  die 
Herstellung  der  Hierarchie  in  Schottland  v.  1878 : 
Ex  supremo,  Acta  s.  sed.  11,  11;  ferner  auch 
die  Circumscriptionsbulle  für  Hannover  von 
Leo  XII :  Impensa  Romanorum  v.  1824,  erlassen 
worden.  Derartige  Bullen  Benedikts  XIV.  in 
dessen  bullar.  3,  46.  69.  82.  259. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  191. 


lieh  fehlen  eine  Reihe  der  in  den  letzteren  gebräuchlichen  Klauseln.  Zu  ihnen  wird 
dUnnes,  weisses  (länglich  geschnittenes)  Pergament  gebraucht  Die  Schrift  ist  die 
gewöhnliche.  Da  ihre  Ausfertigung  in  der  Sekretarie  der  Breven  erfolgt  ^  so  werden 
sie  von  dem  Sekretär  der  Breven  oder  seinem  Substituten  unterschrieben.  Sie  werden 
mit  dem  s.  g.  annuhts  ptscatorü,  dem  Fischerring  (den  Apostel  in  einem  Kahn  dar- 
stellend  mit  der  Umschrift  des  regierenden  Papstes),  in  rothem  oder  grttnem  Wachs, 
schon  seit  längerer  Zeit  aber  durch  Aufdruck  eines  derartigen  Stempels  in  rother 
Farbe  besiegelt.  Während  die  Bullen  stets  offene  Briefe  [UUerae  paienies)  sind ,  wer- 
den die  Breven  auch  mitunter  verschlossen  und  auf  der  Aussenseite  adressirt  (Ui- 
ierae  chttuae). 

Welche  dieser  verschiedenen  Formen  für  den  Erlass  eines  päpstlichen  Oesetzes 
gewählt  wird,  ist  vom  rechtlichen  Standpunkt  aus  völlig  gleichgültig.  Unter  den 
•früher  angegebenen  Voraussetzungen  erhält  dasselbe  durch  seine  Publikation  Exi- 
stenz und  bindende  Kraft ,  mag  es  in  der  Form  einer  solennen  oder  vereinfachten 
Bulle  oder  eines  Breves  oder  auch  eines  blossen  apostolischen  Schreibens  er- 
gangen sein^. 

IV.  Umfang  der  Geltung  der  Kirchengesetze  in  örtlicher  und 
persönlicher  Beziehung^.  Die  von  den  zur  Ausübung  des  obersten  Gese^- 
gebungsrechtes  befugten  Organen,  dem  Papst  und  dem  allgemeinen  Konzil,  erlassenen 
Kirchengesetze  binden  nach  kirchlichem  Recht  vom  Momente  ihrer  Publikation  ab 
in  allen  Theilen  der  katholischen  Welt  ohne  Unterschied  der  Person,  es  sei  denn, 
dass  das  Gesetz  selbst  ausdrücklich  oder  seinem  Inhalte  nach  in  lokaler  oder  perso- 
neller Beziehung  —  was  freilich  bei  den  Erlassen  dogmatischen  Inhalts  nicbt  möglich 
ist*  —  eine  Beschränkung  machte 

Innerhalb  seines  allgemeinen  oder  beschränkten  Umfanges  sind  dem  Gesetze 
nicht  nur  alle  Katholiken,  einschliesslich  der  weltlichen  Fürsten  ®,  sondern  auch  alle 


»  Th.  I.  446. 

2  Eine  Durchsicht  der  Bullarien  zeigt ,  dass 
die  Päpste  ihre  päpstlichen  Anordnungen  In  jeder 
der  yerschiedenen  erwähnten  Formen  erlassen 
hahen.  Die  const.  Gregorii  XV. :  Aeterni  patris 
V.  20.  Sept  1621  nnd  Clemens'  XII. :  Apostolici 
offlcii  V.  5.  Oct.  1732  (bull.  Taurin.  12,  619  u. 
23,  443)  sind  Consistorialhullen ;  Const  Pii 
Qnanto  ecclesiae  v,  1.  April  1564  u.  Gregor.  XIV.: 
Onus  apostolici  y.  15.  August  1591,  1.  c  7,  664 
u.  9,  419,  ferner  Pii  IX.  const. :  IneffaMlis  (de 
immaculato  conceptu  B.  M.  V.)  v.  8.  Dez.  1854, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  10,  395,  Bullen  in  gewöhn- 
licher Form ;  Erlasse,  welche  auf  der  via  de  curla 
ausgefertigte  Bullen  bilden ,  sind  S.  783.  n.  8 
angegeben ,  wobei  jedoch  zu  bemerken  ist ,  dass 
dieser  Kategorie  noch  eine  Reihe  anderer  Bullen 
anzureihen  sind,  welche  bei  der  unyoUständigen 
Angabe  der  Unterschriften  In  den  Bullarien  als 
gewöhnliche  Bullen  erscheinen,  wofür  die  const. 
Gregorii  XIII. :  Humano  iudicio  y.  1584  und  die 
Bulle  Innocentius'  XII.  :  Speculatores  y.  1694, 
Beläge  bilden ,  bei  denen  die  sie  als  yon  der 
Dataria  ausgefertigte  Bullen  characterisirenden 
Unterschriften,  s.  diese  bei  Barbosa  de  off.  et 
pot.  episcopi  app.  n.  23  u.  acta  concll.  collect. 
Lac.  1,  190,  im  bull.  Taurin.  8,  439  u.  20,  233 
fehlen.    Beispiele  yon  Breyen  bieten  const.  Ur- 


ban.  VIII. :  Secretls  y.  1624  (Th.  I.  S.  98.  n.  11) 
und  Sancta  synodus  y.  1634  (s.  o.  3.  226.  n.  8V 
Clement.  XIII.  y.  9.  Noy.  u.  9.  Dezemb.  175ö: 
Grata  u.  Circumspecta  (betreffend  die  päpst- 
lichen Kappelläne  u.  FamiUaren);  y.  21.  MiR 
1759 :  Pastoralis  officil  (über  das  Asylrecht  in 
Sardinien)  bull.  Roman,  cont.  1,  49.  69.  lOd, 
femer  Clement.  XIV. :  Dominus  ac  redemplor 
y.  21.  Juni  1763  (Aufhebung  des  Jesuitenordem), 
l.  c.  4,  607,  endlich  yon  litterae  apcatolicae  Bene- 
dict. XIV.  :  UM  prlmum  y.  1740  u.  Cum  illud. 
y.  1742,  bull.  Bened.  XIV.  1,  4  220,  femer  der 
S.  783.  n.  1  angeführte  Erlaas  Leos  XIII. 

3  Vgl.  Schulte  K.  R,  1,  51.  98. 

*  Das  ist  eine  Folge  der  Nothwendigkeit  der 
Einheit  der  Kirche.  Die  f  &r  die  unirten  Orien- 
talen gestatteten  Abweichungen  betreffen  nsr 
die  Disciplin. 

^  Eine  solche  ist  z.  B.  setbstyerstandlich  bei 
Kirchengesetzen ,  welche ,  sei  es  die  Einrieh- 
tungen  der  ordentlichen,  sei  es  der  Missionsver- 
fassung  zur  Voraussetzung  haben.  Die  ersteien 
beziehen  sich  nicht  auf  die  MisalonsUnder  ond 
die  letzteren  nicht  auf  die  Gebiete  der  ordentr 
liehen  Verfassung. 

0  Das  folgt  daraus,  dass  die  katholische  Kirche 
ein  souyeraines  Gesetzgebungarecht  über  alle  ihr 
zugehörigen  Glieder  beansprucht,  s.  auch  c  Unam 
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ehriatlich  Getauften^  welche  sich  ausserhalb  der  katholischen  Kirche  halten  ^  unter- 
worfen, während  es  dagegen  die  Ungetauften ,  Juden  und  Heiden  nicht  verpflichtet 
und  auf  diese  einzig  und  allein  das  ius  divinum  Anwendung  findet  2. 

Während  aber  die  erwähnten  Personen  nur  die  Pflicht  haben,  das  Gesetz  zu 
befolgen  und  demselben  gemäss  zu  handeln,  besteht  fUr  die  kirchlichen  Beamten, 
soweit  sie  mit  Jurisdiktionsgewalt  ausgestattet  sind  (also  namentlich  ftlr  die  Bischöfe), 
auch  die  Verbindlichkeit,  die  erforderlichen  Massregeln  zur  Aus-  und  Durchfflhrung 
eines  neu  erlassenen  Gesetzes,  wozu  vor  Allem  die  Sorge  fQr  die  Bekanntmachung 
desselben  innerhalb  ihrer  Amtssprengel  gehört  ^,  zu  ergreifen  und  über  die  Beob- 
achtung des  Gesetzes  innerhalb  derselben  zu  wachen  ^. 

Wenngleich  heute  die  einst  von  den  Gallikanem  vertretenen  Meinung,  dass 
päpstliche  Gesetze  erst  mit  der  Annahme  seitens  der  Bischöfe  ihre  verbindliche  Kraft 
erlangen,  kaum  noch  Vertreter  findet  ^,  so  ist  es  doch  andererseits  herrschende  Lehre, 
dasa  nicht  nur  der  zur  Durchführung  eines  neuen  päpstlichen  Gesetzes  berufene  Bi- 
schof oder  sonstige  kirchliche  Obere,  falls  er  dasselbe  aus  triftigen  Gründen  ftlr  den 
von  ihm  geleiteten  Bezirk  für  schädlich  erachtet,  sowohl  berechtigt  als  auch  ver- 
pflichtet ist,  dem  Papste  in  angemessener  Form  seine  Meinung  auseinanderzusetzen 
und  um  Zurücknahme  des  Gesetzes  zu  bitten  ®,  sondern  auch  dass  in  diesem  Fall  die 
verbindliche  Kraft  des  Gesetzes  bis  zu  der  erfolgten  Entscheidung  des  päpstlichen 
Stuhles  suspendirt  werde  und  erst  im  Falle  der  Ablehnung  einer  Aenderung  seitens 
des  letzteren  wieder  ihre  Wirkung  äussere.  Die  letztere  Annahme  hat  aber  keinen 
quellenmässigen  Anhalt  ^.    Sie  widerspricht  auch  dem  Wesen  des  Gesetzes,  dessen 


B&nctam,  c.  1  (Bonlf.  Till.)  de  M.  et  0.  in  Extr. 
comm.  I.  8.  Der  Syllabus  v.  1864.  n.  54  ver- 
wirft den  Satz :  „Reges  et  principes  non  eolum 
ab  ecclesiae  iurisdictione  eximuntar,  verum  etiam 
in  qnaestlonlbas  iurisdictionia  dirlmendia  supe- 
riores  sunt  ecclesia''. 

1  Alle  diese  gehören,  wenn  auch  nicht  als 
aktiv  berechtigte  Mitglieder,  der  katholischen 
Kirche  nach  der  Auffassung  derselben  an,  da 
letztere  die  allein  berechtigte  zu  sein  bean- 
sprucht und  die  Taufe  den  Getauften  den  christ- 
lichen Charakter  unauslöschlich  aufprägt.  Vgl. 
Reiffenstuel  I.  2.  n.  274  ff.  und  die  dort 
citirten,  sowie  Schulte  K.  R.  1,  6.  535;  2, 
431  und  dessen  Eherecht  S.  228  ff. ;  Phil- 
lips K.  R.  2,433  fr. 

2  Das  letztere  ist  allgemein  anerkannt  und 
ausser  allem  Zweifel.  Dagegen  hat  man  nament- 
lich früher  viel  darüber  gestritten ,  ob  nicht  die 
Ungetauften,  insbesondere  die  Juden ,  auch  den 
positiven,  lediglich  menschliches  Recht  enthal- 
tenden kirchlichen  Gesetzen  unterworfen  seien, 
indem  man  dafür  namentlich  auf  die  die  Juden, 
Sarazenen  u.  s.  w.  betreffenden  Dekretalentitel 
und  Stellen  verwiesen  hat,  s.  darüber  Reiffen- 
stuel I.  2.  n.  278  ff.  Heut  ist  man  über  die 
Frage  einig ,  es  wird  aber  als  selbstverständlich 
betrachtet,  dass  die  kirchliche  Gesetzgebung  die 
Befugniss  besitzt,  die  Beziehungen  ihrer  christ- 
liehen Angehörigen  zu  den  Niohtgetauften  für 
die  ersteren  zu  regeln,  vgL  Phillips  K.  R.  2, 
292  ff. ;  Schulte  K,  R.  6,  635.  2,  464  u.  Ehe- 
recht  S.  200. 

3  S.  o.  S.  780. 

Hinsrbins,  Kirchenrecht.    ID. 


^  Das  folgt  daraus,  dass  die  Bischöfe  und  die 
sonstigen  Leitungsbeamten  den  allgemeinen  Ge- 
setzen der  Kirche  unterstehen  und  die  Regie- 
rung ihrer  Sprengel  und  Untergebenen  nach  den- 
selben zu  führen  haben,  Phillips  K.  R.  5,  90; 
Schulte  K.  R.  1,  99. 

5  Vgl.  darüber  0.  S.  743. 

6  Reiffenstuel  I.  2.  n.  143ff. ;  Phillips 
K.  R.  5,  91;  Schulte  K.  R.  1,  99;  Bouix  de 
princip.  iur.  canon.  p.  223  ff.  unter  Berufung 
auf  c.  5  (Alex.  III)  X.  de  rescr.  I.  3 :  „  aut 
mandatum  nostrum  reverenter  adimpleas  aut  per 
literas  tuas,  quare  adlmplere  non  possis  rationa- 
bilem  causam  praetendas,  qula  patienter  sustlne- 
bimus,  sl  non  feceris,  quod  prava  nobls  fuerit 
Insinuatione  suggestum".  Die  Stelle,  welche 
von  einer  Spezial- Anweisung ,  wohl  von  einem 
Besetzungsreskript  handelt,  beweist  das  aller- 
dings nicht.  Dass  aber  der  Bischof  die  im  Text 
erwähnte  Pflicht  und  das  entsprechende  Recht 
besitzt,  folgt  daraus,  dass  derselbe  für  das  Wohl 
seiner  Diöcese  kraft  seiner  Stellung  zu  sorgen 
hat,  sich  also  von  dieser  Verantwortlichkeit  nicht 
durch  Abwälzung  derselben  auf  den  Papst  be- 
freien kann. 

7  Benedict.  XIV.  de  synodo  dioeces.  IX. 
8.  n.  3,  welcher  wiederholt  dafür  citirt  wird, 
äussert  sich  nicht  direkt  über  die  letztge- 
daehte  Frage  und  bezieht  sich  nur  dafür,  dass 
dem  Papst  die  besonderen  Verhältnisse  der  ein- 
zelnen kirchlichen  Kreise  nicht  bekannt  sein 
können  und  daher  eine  Gegenvorstellung  ge- 
rechtfertigt sei,  auf  c.  1  (Bonif.  VIII)  in  VHo  de 
const.  I.  2.    Dagegen  leitet  P  h^  1 1  i  p  s  5,  92  aus 
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Bindung  begrifflich  eine  absolute  ist  und  nicht  dnrch  eine  demselben  nBterge<irdjiele 
Instanz  beseitigt  werden  kann^  Nnr  so  viel  ist  richtige  dass  eine  sachlich  gereeki- 
fertigte  nnd  gegründete  Vorstellung  den  kirchlichen  Oberen  von  seiner  Verastwort- 
lichkeit  für  die  vorläufige  KichtausfÜhrung  des  Gesetzes  entlastet  2. 

Endlich  hat  man  in  früherer  %eit  vielfach  die  Frage  erörtert,  ob  der  Papst  selbst 
an  die  kirchlichen  Gesetze,  soweit  sie  lediglich  menschliches  Recht  festsetzen,  seiner- 
seits gebunden  sei.  Eine  Meinung  geht  dahin  ^,  dass  dieselben  für  ihn  nur  eine  vis 
directiva  besitzen ,  d.  h.  dass  er  nur  im  Gewissen  verpflichtet  sei,  sie  zu  beachten, 
während  ihnen  in  Betreff  seiner  eine  vis  coactiva,  d.  h.  eine  rechtlich  bindende  und 
auch  bei  Vermeidung  der  gesetzlich  angedrohten  Strafe  zwingende  Kraft,  nicht  zu- 
komme *.  Eine  zweite  Ansicht  lässt  den  Papst  sogar  nur  indirekt  kraft  ä.es  Natur- 
rechtes  zur  Haltung  der  kirchlichen  Gesetze  verpflichtet  sein^.  Aber  ebensowenig, 
wie  der  Begriff  der  weltlichen  Souveränität  die  Geltung  des  Grundsatzes  der  römi- 
schen Kaiserzeit :  princeps  est  legibus  solutus  bedingt,  ebensowenig  folgt  dieselbe  be- 
grifflich aus  dem  dem  Papst  zustehenden  Primate.  Das  Mittelalter  bis  zum  11.  Jahr- 


dieser  Stelle  das  Princip  her,  dass  der  Papst  den 
fkktischen  Verhältnissen,  soweit  sie  rationabel 
sind,  nicht  zu  nahe  treten  wolle.  Das  ist  schon 
an  sich  unrichtig,  denn  o.  1  cit.  spricht  nur  aus, 
dass  der  Papst,  weil  er  die  besonderen  Gewohn- 
heiten und  Statuten  nicht  kenne,  diesen  durch 
sein  Gesetz  nur  derogire,  wenn  dies  ausdrück- 
lich in  demselben  angeordnet  sei,  d.  h.  dass  ein 
allgemeines  Gesetz  diese  für  die  Regel  nicht 
beseitige,  so  auch  Joh.  Andreae  im  Summa- 
rium  u.  gl.  s.  ▼.  statuta.  Vorschriften  über  die 
Tragweite  des  Gesetzes  lassen  sich  indessen  nicht 
analogisch  auf  seine  bindende  Kraft  anwenden, 
und  es  kann  daraus  nichts  für  das  behauptete 
Recht  der  unteren  Instanzen  geschlossen  werden. 
^  Schulte  begründet  die  erwähnte  Ansicht 
damit,  dass  das  Remonstratlonsrecht  der  unteren 
Instanz  bei  einer  anderen  Auffassung  der  Sache 
keinen  Sinn  hat.  Sicherlich  hat  aber  eine  solche 
insofern  Sinn,  als  eine  Remonstration  eine  mög- 
lichst schleunige  Beseitigung  des  schädlichen 
Gesetzes  herbeizuführen  geeignet  ist,  und  man 
verstösst  dann  nicht  gegen  Begriff  und  Wesen 
des  Gesetzes,  wobei  man  nicht  einmal  das  der 
unteren  Instanz  beigelegte  Suspenslonsreoht  des 
Gesetzes  der  höheren  Instanz  an  festbestimmte 
Voraussetzungen  zu  knüpfen  im  Stande  ist. 
Uebrigens  fühlt  Schulte  offenbar  das  Bedenk- 
liche seiner  Auffassung,  wenn  er  das  Recht  theU- 
weise  in  Anlehnung  an  Benedict.  XIV.  1.  c.  in 
Bezug  auf  dogmatische  Konstitutionen,  bei  sol- 
chen ,  die  ausdrücklich  den  Willen  des  Gesetz- 
gebers erkennen  lassen,  eine  unbedingt  allge- 
meine Geltung  behaupten  zu  wollen  oder  welche 
eine  authentische  Interpretation  eines  älteren 
Gesetzes  enthalten  oder  welche  endlich  sich  auf 
den  ritus ,  die  Sakramente  und  die  vita  clerioo- 
Tum  beziehen,  ausschliesst.  In  den  3  ersten 
Fällen  ist  zweifellos  Jede  Remonstration  unzu- 
lässig ,  der  letzte  ist  aber ,  wie  schon  B  o  u  1  x 
p.  126  hervorhebt,  zu  eng  präcisirt.  Bei  diesen 
Angelegenheiten  kann  füglich  allein  die  vernünf- 
tige Erwägung  des  Bischofs  im  Einzelfalle  dar- 
über entscheiden ,  ob  es  sich  um  einheitlich  zu 
ordnende  Gegenstände  handelt  oder  nicht. 


2  Denn  in  diesem  Fall  ist  die  Nichtleistung 
des  Gehorsams  keine  rechtswidrige. 

3  Sie  stützt  sich  auf  die  Lehre  Thomas'  von 
Aquino,  s.  dessen  summa  I.  %  qn.  XGVI.  art. 
5.  n.  3:  „nullus  enlm  proprio  cogltui  a  seipso; 
lex  autem  non  habet  vim  coactivam  nisi  ex  prin- 
oipie  potestate.  Sic  Igltur  princeps  dieltur  esse 
solutus  a  lege,  quia  nullua  in  ipsum  potest  in- 
dicium  condemnationis  ferro,  si  contra  legem 
agat  ....  Sed  quantum  ad  vim  directivam  legis 
princeps  snbditur  legi  propria  voluutate  secun- 
dnm  quod  dicitur  X.  de  oonstit.  C.  Omnes  (6) : 
Quod  quisque  iuris  in  alterum  statuit,  Ipse  eodem 
iure  uti  debet.  Kt  sapientis  dielt  auctorltas  (Ca- 
tonis  in  rudiment.) :  Patere  legem  quam  ipse  tule- 
ris.  £t  in  Godlce  1.  4  de  leg.  et  const.  Theodo- 
sluB  et  Valentinianus  impp.  Volusiano  praefecto 
scribunt:  Dlgna  vox  est  maiestate  regnantis, 
legibus  aUigatum  se  principem  profiteri ;  adeo 
de  auctoritate  iuris  nostra  pendet  auctoritas. 
Et  revera  malus  imperio  est  subiicere  legibus 
principatum.  Improperatur  etiam  Mb  a  Domino 
qui  dicunt,  et  non  faciunt,  et  qui  aliis  onera  gra- 
via  imponunt  et  ipsi  nee  digito  volunt  ea  movere, 
ut  dicitur  Matth.  23.  Unde,  quando  ad  dei  in- 
dicium  princeps  non  est  solutus  a  lege,  quantum 
ad  vim  directivam  eins,  sed  debet  voluntaiios. 
non  coactuB  legem  implere''. 

^  Fagnan.  ad  o.  1.  X.  de  const  I.  2.  n.  60  n. 
die  dort  citirten  älteren  Schriftsteller;  Bsr- 
bosa  ins  ecdes.  I.  2.  n.  186;  Pirbing  I.  ^. 
n.  67. 

^  Weil  nach  demselben  derjenige,  weichet 
das  Gesetz  gebe,  um  Aergerniss  zu  vermeiden, 
auch  dasselbe  beachten  müsse  und  das  Haupt 
sich  nicht  vom  Korper  trennen  dürfe,  Reiff  en- 
stuel  I.  2.  n.  268 ff. ;  Schmalzgrueber  L 
2.  n.36ff. ;  Schmier  1.  I.  tr.  I.  c.  5.  n.  1381, 
nach  welchem  die  Gesetze  für  den  Papst  nur 
indirekt  kraft  Naturrechtes  die  vis  directiva 
haben ;  ebenso  Ferraris  prompta  blblioth .  s.  v. 
lex  art.  3.  n.  13ff. ;  s.  auch  Bon  ix,  tncL  de 
papa  3,  313. 


§.  191.]       Das  oberste  kiTchliche  Gesetzgebungsrecht  nach  seiner  heutigen  Geltung.         7S7 


hnndert  hat  den  Papst  an  die  canones  gebunden  erachtet  S  tind  selbst  nach  der  Aus- 
bildung des  von  diesen  unabhängigen  obersten  päpstlichen  Gesetzgebungsrechtes  ist 
noch  von  Innoeenz  in.  mehrfach  die  verbindliche  Kraft  des  kirchlichen  Rechtes  auch 
fttr  den  Papst  anerkannt  worden'''.  Wenngleich  die  spätere,  mittelalterliche  Lehre 
bei  ihrer  Tendenz,  die  päpstliche  Gewalt  bis  zur  Allmacht  zu  steigern,  jede  Bindung 
derselben  geleugnet  hat  3,  so  ist  der  Primat  doch  seinem  Wesen  nach  keine  will- 
kfihrliche  und  despotische  Gewalt,  er  ist  vielmehr  dem  Papst  nur  gegeben,  damit  die 
Kirche  ihre  Zwecke  erftlllen  kann.  Als  äussere  Anstalt  bedarf  dieselbe  nicht  nur  des 
göttlichen,  sondern  auch  des  menschlichen  Rechtes,  welches  die  Bethätigung  ihrer 
Angaben  sichert,  und  gerade  deshalb,  weil  der  Primat  die  Erfüllung  der  letzteren 
zu  leiten  und  zu  beaufsichtigen  hat,  muss  der  Träger  desselben  gleichfalls  an  die 
durch  das  Recht  festgesetzten  Normen  gebunden  sein.  ^.  Haben  aber  diese  letzteren 
fSr  ihn  Geltung,  so  beruht  ihre  zwingende  Kraft  darauf,  dass  sie  Recht  sind,  und  der 
Grund  fftr  dieselbe  ist  ihm  gegenüber  kein  anderer,  als  gegenüber  den  sonstigen,  dem 
Gesetz  unterworfenen  Kirchengliedem.  Auch  dadurch ,  dass  der  Papst  kraft  seines 
Primates  von  demselben  dispensiren  und  dass  er  für  Uebertretung  des  bestehenden 
Rechtes  nicht  bestraft  werden  kann  ^,  wird  seine  Gebundenheit  an  das  Recht  quali- 
tativ keine  andere.  Die  Abänderung  des  Gesetzes  und  die  Dispensation  ist  der  ord- 
nungsmässige  Weg,  die  Geltung  desselben  zu  beseitigen,  und  die  Unmöglichkeit,  den 
Papst  wegen  Gesetzesverletzung  zur  Rechenschaft  zu  ziehen,  hindert  nur  die  zwangs- 
weise Durchführung  des  Gesetzes  ihm  gegenüber,  trifft  aber  nicht  die  Wirksamkeit 
desselben  an  und  für  sich  ^.  Er  ist  also  in  derselben  Weise,  wie  die  übrigen  Beamten 
und  Glieder  der  Kirche  dem  Gesetz  unterworfen,  wohl  aber  ist  seine  Stellung  zu 
demselben  insofern  eine  andere,  als  er  allein,  freilich  immer  nur  durch  einen  beson- 
deren Willensakt,  diese  Bindung  beseitigen  kann,  und  als  ferner  gegen  ihn  Zwangs- 
mittel und  Strafen  zur  Durchführung  des  Gesetzes  ausgeschlossen  sind. 

Y.  Oberstes  Gesetzgebungsrecht  der  Kurialbehörden.  Während 
der  Erledigung  des  päpstlichen  Stuhles  ruht  das  oberste  Gesetzgebungsrecht  für  die 
Kirche.  Auf  das  Kardinalskollegium  geht  es  nicht  über  7,  denn  dasselbe  ist  höch- 
stens befhgt,  in  dringenden  Fällen  gewisse  provisorische  Verordnungen  zu  treffen^. 

Aber  auch  während  der  Regierung  des  jeweiligen  Papstes  haben  die  Kurial- 
behörden bei  der  Handhabung  des  Gesetzgebungsrechtes  durch  denselben  wegen  der 
hervorragenden  Wichtigkeit  dieses  Zweiges  der  Jurisdiktion  im  Allgemeinen  allein 
eine  vorbereitende  und  berathende  Stellung  ^.    Feste  Ressortbestimmungen  bestehen 


t  S.  0.  8.  728. 

2  Vgl.  die  0.  S.  745.  n.  7;  ferner  c.  4.  X.  de 
conc  praeb.  in.  8:  ^^Llcet  auten  intentionis 
noBtrae  non  sit,  investituras  de  Yacataris  factas 
contra  canonum  institata  ratas  habere,  qal  se- 
cundnm  plenltudinem  potestatis  de  iure  poesu- 
mos  snpra  iaa  digpensare'' ;  c.  19.  X.  de  sent.  et 
re  Ind.  IT.  27 :  ^n  cansis  quae  summi  pontiflcis 
indicio  deciduntur  et  ordo  iuris  et  rigor  aequi- 
tatis  est  subtiliter  servandus,  qunm  in  slmilibus 
caBlbuB  ceteri  teneantur  slmiliter  ludlcare  nisi 
forte,  qnnm  aliqald  caasa  necessitatls  et  utili- 
tatls  inspecta  dlspensative  duxerit  stataen- 
dum". 

'  So  z.  B.  AnguBtlnuB  Triumphns,  s.  Frled- 
berg  in  Ztschr.  f.  K.  R.  8,  98. 


4  Derselben  Ansicht  SchulteK.  R.  1,  533. 

^  Ueber  den  Satz :  apostolica  sedes  a  nomine 
iiidicetur  s.  Th.  I.  S.  296  fr.  u.  o.  S.  631,  vgl. 
fem  er  auch  nnten  die  Lehre  von  der  kirchlichen 
Gerichtsbarkeit 

®  Die  vorhin  erwähnten  gegentheillgen  An- 
sichten beruhen  daranf ,  dass  sie  die  eben  ge- 
dachten beiden  Momente  mit  der  Frage  nach  der 
Bindung  der  Gesetze  zusammengeworfen  und 
den  für  den  romischen  Kaiserstaat  geltenden 
Satz :  „  princeps  legibus  solutus  est "  auf  die 
Kirche  übertragen  haben,  s.  auch  S.  786.  n.  3. 

"^  Das  allgemeine  Konzil  kommt  praktisch 
nicht  in  Betracht. 

8  Das  Nähere  darüber  s.  Th.  I.  S.  370. 

9  S.  0.  S.  773.  n.  2.    Wenn  daher  auch  eine 
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nnr  ftlr  die  Aasttbnng  gewisser  ans  dem  Gesetzgebangsrecht  herfliessender  Befug- 
nisse ,  welche  sich  anf  spezielle  Angelegenheiten ,  wie  z.  B.  anf  die  Ertheünng  von 
Dispensationen  und  Privilegien,  beziehen  ^  und  selbst  in  dieser  Beziehung  geben  blos 
einzelne  Behörden,  wie  die  Pönitentiaria^  und  die  Congregatio  concilii^,  kraft  ihrer 
ihnen  ein  für  alle  Mal  übertragenen  Zuständigkeit,  also  kraft  einer  iurisdictio  Ordi- 
nariat, ihre  Anordnungen  und  Erlasse  selbstständig  ohne  vorherige  Einholung  der 
Entscheidung  des  Papstes  ab  \ 

Die  Congregatio  concilii  hat  allerdings  einen  gewissen  Antheil  an  der  Aostibung 
der  allgemeinen  Gesetzgebung,  insofern  ihr  die  Befugniss  zukommt,  authentische  De- 
klarationen zur  Interpretation  der  Reformdekrete  des  Trienter  Konzils  zu  erlassen^. 
Dieselben  besitzen  den  Charakter  von  Gesetzen  ^  und  zwar  sind  sie  materiell  päpstliche 
Gesetze,  wenngleich  sie  formell  als  Anordnungen  der  gedachten  Behörden  erscheinen« 
Da  die  Kongregation  den  Papst  vorher  zu  konsultiren  hat,  so  liegt  in  der  Zustimmung 
des  letzteren  zum  Erlass  einer  solchen  Deklaration,  mag  der  Papst  dieselbe  beim  Vor- 
trag ausdrücklich  genehmigen  oder  auch  blos  nicht  widersprechen,  eine  Billigung  des 
von  der  Kongregation  vorgelegten  Entwurfes ,  also  eine  vom  obersten  Gesetzgeber 
selbst  ausgehende  Sanktion  ^.  Eine  besondere  Publikation  dieser  Deklarationen  findet 
für  die  Regel  allerdings  nicht  statt  ^,  aber  da  sie  in  authentischer  Form  den  Bethei- 
ligten mitgetheilt  werden  ^^^  und  durch  diese  weiter  in  die  Oeffentlichkeit  gelangen 
können ,  so  ist  damit  der  für  die  Verbindlichkeit  eines  Gesetzes  nothwendigen  Aus- 
gabe desselben  durch  den  Gesetzgeber  genügt  ^^    Der  Mangel  eines  anderen  Publi- 


Yerordnung  nur  unter  dem  Namen  einer  solchen 
Behörde  ergeht,  aber  mit  dem  Bemerken,  dass 
sie  vom  Papst  genehmigt  worden  ist,  so  hat  die- 
selbe den  Charakter  eines  päpstlichen  Gesetzes, 
s.  z.  B.  die  Instruktion  der  Congreg.  episcopo- 
rum  et  regalarium  über  das  Dlsciplinar-  und 
Kriminal  verfahren  gegen  Gleriker  v.  1880,  Acta 
s.  sed.  13,  324.  Deshalb  werden  solche  Dekrete 
auch  mitunter  durch  promulgatio  in  acie  campi 
Florae  publicirt,  so  z.  B.  das  Dekret  der  Gongr. 
sup.  statu  regulär,  y.  1848  im  Arch.  f.  k.  K.  R. 
8,481. 

*  Vgl.  SS-  192  u.  193. 

2  S.  die  citirten  $$.  u.  Th.  I.  S.  429.  431, 
deren  Befugnisse  aber  mit  gewissen  Ausnahmen 
pro  foro  extemo  während  der  Vakanz  des  päpst- 
lichen Stuhles  ruhen,  a.  a,  0.  S.  430. 

3  Tb.  I.  S.  460.  No.  3. 

4  Th.  I.  S.  484. 

^  Dass  diese  an  rechtlicher  Kraft  den  päpst- 
lichen Verordnungen  gleichstehen,  erglebt  das 
im  Text  Bemerkte,  s.  auch  Schulte  1,  92. 

6  Th.  I.  S.  458. 

"^  Darüber  ist  die  herrschende  Lehre  einig, 
wenngleich  die«  früher  namentlich  deswegen, 
well  eine  formliche  Publikation  dieser  Dekla- 
rationen für  die  Regel  nicht  stattfindet ,  bestrit- 
ten worden  ist,  s.  darüber  Fagnan.  ad  c.  13. 
X.  de  const.  I.  2.  n.  42  ff.  und  den  Aufsatz  in 
den  Acta  s.  sedis  10,  492  ff. 

8  Th.  I.  S.  458.  Wenn  aber  eine  ausdrück- 
liche Genehmigung  des  Papstes  der  Deklaration 
beigefügt  oder  in  ihr  ein  spezieller  Befehl  des- 
selben ,  welcher  zu  ihrem  Erlass  Veranlassung 
gegeben  hat,  erwähnt  wird,  so  erscheint  dieselbe 
auch  äusserlich  als  gesetzliche  Anordnung  des 


Papstes.    Beispiele  dafür  In  Richters  Trideo- 
tinum  S.  540  ff.  582,  s.  auch  S.  789.  n,  1. 

9  Das  ergiebt  die  Praxis,  s.  übrigens  auch  Be- 
nedict. XIV.  Institut.  X.  n.  6. 

10  Fagnan.  l.  c.  n.  42;  Barbosa  J.  E.  U.  I. 
4.  n.  81 ;  Reif  f  enstuel  proem.  n.  134. 

»«  S.  0.  S.  777.  Die  herrschende  Lehre,  s.  die 
in  den  vorigen  Anmerkungen  citirten  Schrift- 
steller, auch  Schulte  1,  43,  gehen  namentlieh 
unter  Berufung  auf  Glossa  respondemus  zu  c.  Ö 
in  VIto  de  V.  S.  V.  12  davon  aus,  dass  e|ine  blosse 
Deklaratoria  eines  Gesetzes  behufs  ihrer  Ge- 
setzeskraft keiner  Publikation  bedürfe,  weil  die- 
selbe nichts  Neues  feststelle.  Das  ist  aber  nicht 
richtig.  Jede  Deklaratoria  enthält  den  Befehl 
des  Gesetzgebers,  das  deklarirte  Gesetz  nicht  an- 
ders als  in  der  durch  dieselbe  festgesetzten  Be- 
deutung zu  handhaben  und  schliesst  jede  an- 
dere, auch  vielleicht  noch  so  berechtigte  Inter- 
pretation sogar  mit  rückwirkender  Kraft  aas. 
Damit  dieser  Wille  des  Gesetzgehers  existent 
werde,  bedarf  es  eines  in  die  Aussenwelt  treten- 
den Aktes,  der  Ausgabe  oder  Publikation  in  dem 
0.  S.  777  entwickelten  Sinne.  Ein  solcher  Akt 
liegt  nun  in  der  That  auch  hier  vor,  und  wenn 
die  herrschende  Ansicht  diesen  nicht  als  Pabli- 
kation  erachtet,  so  Hegt  dies  darin ,  dass  sie  die 
Publikation  als  Existenzbedingung  des  Gesetze 
mit  der  Publikation  als  dem  blossen  Mittel,  ein 
möglichstes  Bekanntwerden  gesetzlicher  Anord- 
nungen zu  sichern  (s.  o.  S.  777)  verwechselt 
Für  Deklarationen,  welche  etwas  wirklich  neues 
enthalten,  fordert  man  übrigens  allgemein,  s. 
die  citirten,  insbesondere  Schulte  1,  93.  94. 
die  Publikation.  Diese  Unterscheidung,  deren 
Anwendung  auf  den  einzelnen  Fall  übrigens  zu 
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kationsmodns  hat  allerdings  zn  der  Anordnung  gefUhrt,  dass  nur  denjenigen  Dekla- 
rationen,  welche,  seien  sie  blos  geschrieben  oder  anch  gedruckt,  von  dem  Eardinal- 
prflfekten  und  dem  Sekretär  der  Kongregation  unterschrieben  und  mit  ordnungsmäs- 
sigem  Siegel  versehen  sind,  öffentlicher  Glauben  zukommen  sollet 

Ausnahmsweise  werden  aber  solche  Deklarationen,  welche  eine  allgemeine  und 
wichtigere  Bedeutung  haben  ^,  namentlich  die  zur  Ausführung  und  zur  näheren  Er- 
gänzung einzelner  Bestimmungen  des  Tridentinums  erlassenen  Instruktionen  ^,  auch 
in  der  herkömmlichen  Weise  publicirt^. 

VI.  Wegen  der  Uebertragung  der  Ausübung  des  päpstlichen  Gesetzgebungs- 
rechtes für  einzelne  Fälle  oder  Kategorien  von  Fällen ,  welche  gleichfalls  nicht  aus- 
geschlossen ist,  vgl.  die  drei  folgenden  §§.,  und  wegen  der  hierher  gehörigen,  jetzt 
nicht  mehr  praktischen  Befugnisse  der  päpstlichen  Legaten  Th.  I.  S.  514. 


§.192.     2.  Das  Dispmsaitanarechi* . 

I.  Begriff  der  Dispensation.  Dispensation  ist  die  Aufhebung  der  Wirk- 
samkeit eines  Gesetzes  oder  eines  Rechtssatzes  für  einen  bestimmten  Einzelfall  oder 
fSr  einen  bestimmten  konkreten  Thatbestand.  Bei  der  rechtlichen  Benrtheilung  eines 
solchen  soU  der  an  sich  auf  ihn  anwendbare  Rechtssatz  nicht  in  Betracht  gezogen 
werden.    Die  Dispensation  hat  demnach  begrifflich  nur  einen  negativen  Charakter. 


manchen  Zweifeln  führen  könnte,  halte  ich  mit 
Rücksicht  anf  meine  vorstehende  Ausführung 
nicht  für  begründet. 

1  Dekret  v.  2.  August  1631,  hei  Barbosa 
].  c.  n.  83:  ^, . .  Ex  speciall  SSl  d.  n.  Urbanl 
divlna  Providentia  pp.  YIU  lussu  mandat  et 
praedpit  hulusmodl  deolaratlonibus ,  tam  Im- 
pressls  et  imprlmendls  quam  mannsorlptls  nul- 
lam  fldem  esse  In  ludlclo  vel  extra  a  quoquam 
adhlbendam,  sed  tantum  Ulis  quae  In  anthentlca 
forma  soUto  slglUo  et  subscrlptlone  emlnentls- 
slml  Cardlnalls  Ptaefectl  et  Secretarll  elusdem 
Gongregatlonis  pro  tempore  exlstentium  munitae 
faerlnt''.  Danach  gilt  es  hei  diesen  Deklarationen 
als  festgestellt,  dass  sie  auf  ordnungsmässlgem 
Wege,  also  nach  vorherigem  Vortrag  beim  Papste, 
erlassen  sind.  Es  kommt  Ihnen  also  ohne  Wei- 
teres Gesetzeskraft  zu,  und  es  kann  nicht  erst 
der  Nach  weis,  dass  sie  auf  dem  gesetzlichen 
Wege  ergangen  sind,  gefordert  werden.  Schon 
vorher  hatte  1621  die  Ck>ngr.  conc.  aus  Anlass 
eines  Befehls  Gregors  XV.  die  nicht  beglaubig- 
ten Deklarationen  auf  den  Index  setzen  lassen, 
Fagnan.  1.  e.  n.  59. 

Da  durch  diese  Verordnungen  den  In  den  ver- 
schiedenen Sammlungen  und  von  anderen  be- 
währten Schrlftstellem  mitgetheilten  Deklaratio- 
nen ,  welche  den  gedachten  Erfordernissen  ent- 
sprechen, nicht  die  Geltung  abgesprochen  worden 
ist,  50  hat  man  auch  nachher  in  Literatur  und 
Praxis ,  ja  bei  der  Congr.  concilll  selbst,  vielfach 
auf  Deklarationen,  welche  luden  erwähnten  Wer- 
ken citirt  sind,  Bezug  genommen,  ohne  weiter  die 
gedachten  Voraussetzungen  festzustellen,  falls  nur 
der  Inhalt  der  Deklaration  und  die  Zuverlässigkeit 
des  referirenden  Schriftstellers  —  manche  dersel- 
ben sind,  wie  Fagnanus,  Barbosä,  Benedict  XIV. 
(Prosper  de  Lambertlnls)  Sekretäre  der  Kongrega- 


tion gewesen  —  keinen  Zweifel  an  der  Aeohtheit 
aufkommen  Hessen.  Ein  Bedenken  dagegen  Ist 
nicht  erhoben  worden,  s.  de  Luoa  annot.  ad 
conc.  Trid.  diso.  I.  n.l7 ;  R  e  i  f  f  e  n  s  t  u  e  l  prooem, 
n.  127.  128;  Schulte  1,  94,  und  mit  Recht, 
denn  bei  der  Congregatlo  selbst  Ist  man  leicht  in 
der  Lage,  die  Authentioität  nach  den  Registern 
festzustellen  und  die  erforderliche  Reprobatlon 
eintreten  zu  lassen. 

2  Vgl.  z.  B.  Richters  Trldentlnum  S.  541 ; 
auch  In  päpstlichen  Konstitutionen  sind  einzelne 
solcher  Deklarationen  mehrfach  publizlrt  worden, 
Gonst.  Benedict.  XIV. :  „Quum  illud  semper**  v, 
1742  über  den  Pfarrkonkurs,  a.  a.  0.  S.  578. 

3  S.  die  Instruktion  über  den  Informativpro- 
cess  V.  1627,  a.  a.  0.  S.  494;  über  das  Verfahren 
Im  Eheprooess  v.  1840,  Acta  s.  sed.  1,  439. 

*  Die  Congregatlo  de  Propaganda  Fide  hat,  ob- 
wohl sie  die  Funktionen  aller  übrigen  Kongre- 
gation für  die  Missiousgebiete  versieht,  nicht  für 
diese  die  gleiche  Stellung  wie  die  Kongregation 
des  Konzils.  Sie  erlässt  ihre  allgemeinen  Anord- 
nungen zwar  vielfach  im  eigenen  Namen,  aber 
nach  Vortrag  und  auf  Billigung  des  Papstes  unter 
Erwähnung  derselben,  s.  z.  B.  die  Dekrete  in  der 
coli,  conoll.  LaceTis.  3,  62.  81.  895.  958. 

*  J.  E.  Florens  de  dlspensationibus  eccle- 
slasticis  praef.  in  aperlend.  iuris  scholis  publice 
habita.  Paris  1648,  in  opp.  ed.  Do-ujat  1,317; 
Pyrrhus  Gorradus,  praxls  dispensationum 
apostolicarum .  Colon .  1 6 y8  fol . ;  van  Espen, 
dies.  can.  de  dlspensationibus,  praes.  matrimon. 
(in  den  Ausgaben  seiner  Werke) ;  F 1  e  b  a  g ,  de 
indole  aovirtute  dispensationum.  Vratislav.  1867; 
F.  Verlng,  de  princlpils  dispensationum  in 
Aroh.  f.  k.  K.  R.  1,  377;  Phillips  K.  R.  5, 
147 ff. ;  Schulte  K.  R.  1,  537  u.  2,  418.  S. 
auch  0.  S.  744.  n.  *. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kiiche  durch  dieselbe. 


[§.  192. 


Das  ist  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  die  herrschende  Auffassung  gewesen  ^  Erst 
seit  Kurzem^  hat  man  dieser  einen  eigenthümlichen  kanonischen  Begriff  der  Dis- 
pensation entgegengesetzt  y  welcher  jede  Entbindung  von  Gewissens-  und  damit  zu- 
gleich von  rechtlicher  Verpflichtung  j  nicht  blos  von  der  durch  einen  Rechtssatz  be- 
gründeten, sondern  auch  der  freiwillig  übernommenen,  von  Eid,  Gelübde  und  dem 
durch  eine  solche  freiwillige  Bindung  etwa  begründeten  dauernden  Verhältniss,  fer- 
ner die  Entbindung  vom  Klostergelübde  und  von  der  nicht  konsummirten  Ehe  am- 
fassen  solP.  Ja,  ganz  abgesehen  vom  Gebiet  des  Kirchenrechtes,  hat  man  ferner 
überhaupt  jede  Ausschliessung  des  iJlgemeinen  Gesetzes  durch  eine  selbst  positiv 
wirkende  lex  specialis  unter  den  Begriff  der  Dispensation  gezogen^.  Zur  Rechtfer- 
tigung dieser  neuen  Theorieen  beruft  man  sich  theils  auf  den  Sprachgebrauch  der 
kanonischen  Quellen  und  der  römischen  Kurie  ^,  theils  auf  den  Sprachgebrauch  der 
Literatur^.  Der  letztere  Grund,  welcher  übrigens  nicht  einmal  zutrifft^,  bedeutet 
nichts  anderes  als  die  Forderung,  dass  die  Wissenschaft  gegenüber  der  hergebrach- 
ten Ueberliefernng  auf  das  Recht  kritischer  Prüfung  und  Berichtigung  zu  verzichten 
hat,  und  der  erstere  entbehrt  jeder  Beweiskraft,  da  aus  dem  Gebrauch  derselben  Be- 
zeichnung für  zwei  Begriffe  noch  nicht  folgt,  dass  diese  auch  wesensgleich  sind. 

Eine  derartige  Gleichheit  waltet  bei  denjenigen  Fällen,  welche  man  jetzt  unter 
den  Begriff  der  Dispensation  ziehen  will ,  aber  nicht  ob.  In  allen  neuerdings  dahin 
gerechneten  Fällen,  bei  der  Entbindung  von  dem  Kloster-  oder  sonstigen  Gelübde 
und  von  dem  geleisteten  Eide,  sowie  der  landesherrlichen  Ehescheidung  und  der 
päpstlichen  Aufhebung  der  nicht  konsummirten  Ehe  hat  die  Anwendung  des  allgemein 
geltenden  Gesetzes  oder  Rechtssatzes  auf  den  konkreten  vorhandenen  Thatbestaad 
bereits  stattgefunden  und  hat  in  Folge  dessen  für  das  spezielle  Verhältniss  bereüs 


1  So  deflnirt  schon  die  Glosse  zu  c.  5.  C.  I. 
qu.  7.  s.  V.  ut  plerisque:  „est  iuris  communis 
xelftxatio  facta  cum  causae  cognitione  ab  eo  qui 
ius  habet  dispensandi" ;  vgl.  weiter  z.  B.  Flo- 
reusl.  c.  1,320;  Reiff  enstuel  L  %  n.449; 
Ferraiis  prompta  bibliotb.  s.  v.  dispensatio 
n.l;  Schulte  1,  537;  Vering  1.  c.  p.  578; 
Fiebag  p.  5,  und  für  das  Gebiet  des  weltlichen 
und  staatlichen  Rechts  v.  Gerber  über  Privile- 
gienhoheit  und  Dlspensatiousgewalt  im  modernen 
Staate,  gesammelte  Jurist.  Abhdlgen.  Jena  1872. 
%  471.  486.  Vgl.  Schulze,  Lehrb.  d.  deutsch. 
Staatsrechts.  S.  535;  £.  Meier,  Dispensatious- 
recht luv.  Holtzendorff,  Rechtslexikon  un- 
ter diesem  Artikel. 

2  Im  Zusammenhang  mit  den  durch  das  Reichs- 
personenstaudsgesetz  veraulassteu  Erörterungen 
über  die  juristische  Natur  der  s.  g.  päpstlichen 
Dispensation  you  der  nicht  consummirteu  Ehe  und 
des  Scheiderechtes  des  Landherren. 

3  Y.  Scheurl,  gem.  deutsch.  Eherecht.  Er- 
langen 1881.  S.  283.  333  u.  Ztschr.  f.  K.  R.  17, 
201  ff.,  welchem  Doyo  in  der  8.  Aufl.  y.  Rich- 
ters K.  R.  S.  579.  u.  16  folgt. 

4  S  t  ö  1  z  e  1,  krit  Vierteljahrsschrift  20,  233  ff. 
u.  bei  Gruchot,  Beiträge  zur  Erläuterung  des 
preuss.  Rechts  24,  786.  Au  ersterer  Stelle  be- 
zeichnet er  S.  236  das  für  Schleswig  -  Holstein 
geltende  Recht  des  Landesherm,  lästige  Bestim- 
mungen der  Familienfldeikommissstatuten  abzu- 
ändern,  als  Dispensation  und  am  zweiten  Ort 


S.  787  bemerkt  er :  „Wenn  durch  das  preuss.  Ges. 
Y.  3.  April  1871  Ehen ,  welche  Yon  Militärpet- 
souen  während  des  £canzosischea  Krieges  ohne 
Yorherige  königliche  Genehmigung  abgesohlosieii 
sind ,  ...  als  you  Anfang  an  giltig  erklärt  wer- 
den, so  ist  darin  ein  Spezialgesetz  enthalteo, 
welches  in  Ausnahme  oder,  wenn  man  will, 
in  Dispensation  Yon  dem  allgemeinen  Ge- 
setz ,  dass  die  Ehe  von  Militaipeisonen  zu  ihrer 
Gültigkeit  der  Yorherigen  königlichen  Genek- 
mlgung  bedarf  ....  konkrete  Nicht-  Ehen  für 
Ehen  erklärt". 

&  So  Yerweist  y.  Schenrl  a.  a.  0.  darauf, 
dass  die  Auflösung  der  nicht  konsummirten  Eben 
Yon  der  Kurie  als  dispensatio  matrimonii  nü, 
sed  uon  consummati  bezeichnet  werde  und  svf 
c.  1.  X.  de  YOto  III.  34,  wo  das  Wort  ditpautire 
Yon  der  Entbindung  Yom  Yotum  peregrinationis 
gebraucht  wird. 

«  Stölzel  Vierteljahrsschrift  a.  a.  0.  S.  234 
erklärt  es  für  vergeblich,  „diesem  in  den  Quellen 
und  in  der  Literatur  allgemein  unter  dem  Begriff 
der  Dispensation  aufgefassten  Scheidungs- 
rechte^'  den  Charakter  als  Dispensationsrecht  be- 
streiten zu  wollen. 

"^  S.  Anm.  1 ,  nur  soviel  ist  richtig,  dass  die 
herrschende  Literatur  es  unterlassen  hat,  sieb 
trotz  ihrer  richtigen  Definition  der  Dispensation 
mit  dem  lu  Anm.  5  bezeichneten,  herrschende 
Sprachgebrauch  auseinauderzuAetzen. 


' 


§.  192.] 


Das  oberste  kirchliche  Gesetzgebungsrecht.    Dispensationsrecht. 


791 


seine  Reclitswirkaiigeii  erzengt.  Eine  nachträgliche  blosse  Beseitigung  der  Wirk- 
samkeit des  Rechtssatzes  bleibt  ohne  jede  rechtliche  Bedeutnng,  denn  sie  reicht  nicht 
aas,  das  Produkt  seiner  Wirkungen,  die  Gebundenheit  des  Gelobenden,  des  Schwö- 
renden und  der  Eheleute ,  aufzuheben ,  welche  durch  den  Eintritt  in  das  von  dem 
Reclitssatze  betroffene  Rechtsverhftltniss  oder  die  üebemahme  der  von  ihm  beherrsch- 
ten Verpflichtung  entstanden  sind.  Soll  dies  geschehen,  so  mllssen  gerade  die  bereits 
eingetretenen  Wirkungen  vernichtet  werden.  Bei  der  echten  Dispensation  —  so 
nenne  ich  diejenige,  welche  der  zu  Anfang  angestellten  Begriffsbestimmung  ent- 
spricht —  wirkt  dagegen  der  Rechtssatz  ttberhaupt  nicht ,  weil  seine  Wirksamkeit 
suspendirt  ist,  bei  der  unechten  Dispensation  hat  er  gerade  umgekehrt  seine  volle 
Wirkung  geftussert,  und  das  Produkt  dieser  Wirkung  unterliegt  später  der  Vernich- 
tung. Wer  trotzdem  die  Fälle  der  echten  und  unechten  Dispensation  unter  einen 
emheiflichen  Begriff  zusammenfasst,  der  muss  es  rechtlich  ftlr  gleichgültig  erklären, 
ob  ein  Rechtssatz  in  einem  gegebenen  Falle  seine  gewöhnliche  Wirkung  geäussert 
hat  oder  ob  ihm  seine  Wirksamkeit  von  vornherein  entzogen  worden  ist  ^ 

Was  sodann  die  theilweise  mit  der  widerlegten  Ansicht  zusammenfallende  Be- 
hauptung, dass  auch  ein  posdtiv  wirkendes  Spezialgesetz  als  Dispensation  aufzufassen 
sei^,  betrifft,  so  richtet  sich  ein  solches  allerdings  gegen  das  aligemeine  Recht,  aber 
es  setzt  fUr  einen  konkreten  Thatbestand  oder  für  einen  engern  Kreis  gleicher  That- 
bestände  ein  ftlr  alle  Mal  besondere  spezielle  Rechtswirkungen ,  ist  also  nicht  blos 
einmalige  Hemmung  der  Wirksamkeit  des  allgemeinen  Rechts,  sondern  die  gesetz- 
geberische Hervorbringung  von  Wirkungen ,  welche  das  letztere  niemals  allein  für 
sich  hätte  erzeugen  können^. 


1  Zu  welohan  Verwizrongen  diese  «lurichiige 
Methode  führt,  das  zeigt  deutlich  die  Ausfüh- 
rang  hei  y.  Scheurl,  £herecht  S.  284:  „Der 
Papst  könnte  unstreitig  (hei  der  dispensatio 
matrlmoniirati,  non  consummatljdie  Gatten  auch 
von  dem  Gehorsam  gegen  das  nach  dem  Dogma 
nicht  göttliehe,  sondem  nur  kirchliche  Gebot 
dispensiren,  die  tou  ihnen  geschlossene,  abet 
noch  nicht  konsummlrte  Ehe  als  eine  sie  unauf- 
löslich bindende  aacnerkennen  und  ihnen  ge- 
statten, sich  von  einander  zu  trennen,  aber  auch 
eine  neue  zu  schliessen.  Es  ist  nur  die  ein- 
fachere Form,  dem  Wesen  nach  aber  dasselbe, 
wenn  er  durch  seinen  Ausspruch  die  Ehe  schei- 
det und  dadurch  den  Gatten  die  Erlaubniss  zur 
Trennung  von  einander  und  zur  Widerverhei- 
rathung  giebt.  Den  iiegativen  Charakter,  welcher 
zum  Wesen  der  Dispensation  gehört,  hat  auch 
diese  ehescheidende  Dispensation ;  sie  schafft  ja 
an  sich  kein  neues  Rechtsyerhältniss;  denn  sie 
giebt  nicht  an  sich  und  unmittelbar  die  recht- 
liche Freiheit  der  Wiederverheirathung,  sondern 
diese  ist  nur  die  von  selbst  eintretende  Folge 
der  Vemiehtung  des  Ehebandes,  von  welchem 
die  Dispensation  entbunden  hat.''  Bios  um  hier 
etwas  der  Dispensation  Ähnliches  herauszude- 
dnciren,  wird  die  Vernichtung  der  früheren  Ehe 
zuerst  alseinfachereFormfür  eine  Erlaub- 
niss zur  Trennung  und  Wiederverheirathung  er- 
klärt, während  diese  Vemiehtung  doch,  was  rich- 
tig vrieder  am  Schluss  betont  wird,  so  lange  man 
wenigstens  an  dem  Princip  der  Monogamie  fest- 
hält, die  wesentliche  Voraussetzung  der  Tren- 


nung und  Wiederverheirathung  bildet.  Nachher 
wird  dem  Worte  „negativ^  ein  eigenthümlicher 
Sinn  untergeschoben ,  indem  zugleich  unbeach- 
tet bleibt,  dass  die  Vernichtung  einer  Ehe,  wenn- 
gleich sie  kein  positives  Resultat  hat,  doch  eine 
besondere  eigenthümliche  positive  Thatlgkeit  des 
Gesetzgebers  bildet 

^  Die  beiden  Ansichten  decken  sieb  dann, 
wenn  der  Inhalt  des  Spezialgesetzes  In  der  Ver- 
nichtung der  Wirkungen  des  Reohtssatees,  wel- 
cher seine  Herrschaft  auf  den  konkreten  That- 
bestand ausgeübt  hat,  besteht.  In  diesen  Fällen 
ist  eine  solche  Vernichtung  gerade  der  Zweck, 
welcher  durch  das  Spezialgesetz  erreicht  werden 
soll,  s.  das  S.  790.  n.  4.  a.  E.  angeführte  Bei- 
spiel. 

3  Das  ist  der  Fall  bei  der  landesherrlichen 
Scheidung  einer  Ehe.  Hier  hält  sich  in  einem 
Spezialfall  der  Landesherr  z.  B.  nicht  an  das 
allgemeine  Gesetz,  dass  nur  wegen  Ehebruch 
und  Desertion  geschieden  werden  darf,  und 
trennt  die  Ehe  etwa  wegen  unüberwindlichen 
Hasses,  indem  er  sich  aus  diesem  Grunde  ver- 
anlasst findet,  das  nach  allgemeinem  Recht  un- 
auflösbare Rechts  verhältniss  zu  vernichten. 
Welcher  allgemeine  Rechtssatz  soll  hier  suspen- 
dirt sein?  Etwa  der,  dass  nur  aus  den  beiden 
erstgedachten  Gründen  eine  Ehe  geschieden 
werden  darf?  Ohne  einen  weiteren  Akt  von 
rechtsvemlchtender  Wirkung  hört  damit  die  be- 
stehende Ehe  nicht  von  selbst  auf,  noch  wird 
damit  jeder  beliebige  andere  Grund  als  zur  Ehe- 
scheidung ausreichend  anerkannt.    Wenn  femer 
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Widerspricht  es  einer  richtigen  Methode  der  Begriff^bildnng,  wesentlich  yer- 
schiedene  Dinge  unter  einen  einheitlichen  Begriff  zosammenznfassen,  so  ist  der  dnrch 
die  moderne  Doktrin  anfgestellte  Begriff  der  Dispensation  nicht,  wie  v.  ScheurH 
meint,  ein  zu  enger,  sondern  der  korrekte,  und  es  ist  ein  methodischer  Fehler  ^^  nicht 
ein  wissenschaftlicher  Fortschritt,  einen  Begriff  der  Dispensation  zu  bilden ,  welcher 
auch  die  auf  Aufhebung  von  bereits  eingetretenen  Wirkungen  des  geltenden  Rechtes 
gerichtete  Thätigkeit  des  Gesetzgebers  mitumfasst. 

Von  dem  hier  vertheidigten  Standpunkt  aus  wird  man  demnach  vom  Gebiet  der 
echten  Dispensation  als  unechte  oder  fälschlich  so  bezeichnete  Dispensation  auszu- 
scheiden haben :  die  s.g.  Dispensation  vom  Cölibat  3,  von  dem  Ordens-  oder  einem 
anderen  Gelübde,  vom  Eide,  von  dem  matrimonium  ratum,  non  consunmiatum  und 
endlich  die  s.g.  dispensatio  in  radice  matrimonii^.  Alle  diese  unechten  Dispensatio- 
nen fallen  unter  einen  anderen  Gesichtspunkt  (vgl.  darüber  §.  194),  und  ich  handele 
daher  im  Folgenden  nur  von  der  echten  Dispensation. 

U.  Die  zur  Dispensation  berechtigten  Organe.  Da  die  Dispensation 
Hemmung  der  Wirksamkeit  eines  Rechtssatzes  ist ,  also  daduroii  die  bindende  Kraft 
desselben  berührt  wird ,  so  kann  sie  nur  von  derjenigen  Gewalt  ausgeübt  werden, 
welche  die  Herrschaft  über  Recht  und  Gesetz  besitzt.  Diesen  Grundsatz ,  dass  das 
Dispensationsrecht  ein  Theil  der  gesetzgebenden  Gewalt  ist,  hat  das  kanonische  Recht 
im  Verlauf  seiner  Entwicklung  mit  grosser  Schärfe  zur  Geltung  gebracht  ^.  In  der 
Kirche  steht  dasselbe  daher  nur  dem  Papste  zu  ^,  soweit  es  sich  um  allgemein  gel- 
tendes Recht  oder  um  Rechtssätze,  welche  zwar  nur  eine  beschränkte  Geltung  haben, 
aber  auf  der  Anordnung  des  Papstes  oder  eines  allgemeinen  Konziles  beruhen,  han- 
delt, denn  wenn  an  sich  auch  das  allgemeine  Konzil  dieselbe  Befngniss  besitzt  und 
diese  wenigstens  früher  in  einzelnen  Fällen  von  solchen  geübt  worden  ist^,  so  wird 
jetzt  kaum  mehr  die  Ertheilung  von  Dispensationen  durch  ein  derartiges  Konzil  prak- 
tisch in  Frage  kommen.  Nur  kraft  besonderer  positiver  Rechtsvorschrift^  oder  zu- 
folge Ermächtigung  durch  das  eigentlich  oberste  Gesetzgebungsorgan  ^  sind  daher 
die  untergeordneten  kirchlichen  Instanzen,  insbesondere  die  Bischöfe,  zur  Gewährung 
derartiger  Dispensationen  befugt. 

III.    Schranken  des  Dispensationsrechtes.     Das  Dispensationsrecht, 


der  Landesherr  eine  FamilienfldeikomisBStiftung 
abändert,  Yernlchtet  er  damit  die  vom  Stifter 
hervorgebrachten  RechtswirkuDgen,  s.  o.  S.  790. 
n.  4,  und  giebt  seineneits  an  Stelle  des  Willens 
des  Stifters  ein  SpezialgesetK  für  die  Stiftung. 
Soll  man  hier  etwa  sagen :  der  Landesherr  dis- 
pensirt  von  dem  Rechtssatz ,  dass  für  ein  Fa^ 
milienfldeikommiss  der  Wille  des  Stifters  mass- 
gebend ist?  Mit  demselben  Recht  kann  mau 
auch  die  Expropriation  für  eine  Dispensation  er- 
klären, nämlich  für  dasjenige  Spezialgesetz, 
welches  den  allgemeinen  Rechtssatz ,  dass  dem 
Elgenthümer  die  ihm  gehörige  Sache  nicht  wider 
seinen  WiUen  entzogen  werden  darf,  beseitigt. 

1  Eherecht  S.  283. 

2  Mit  demselben  Rechte  würde  man  sogar  die 
Begnadigung  als  Dispensation  auffassen  und  ver- 
langen können,  dass  der  Dispensationsbegriff 
ebenfalls  mit  Rücksicht  auf  diese  formulirt  wird. 
Auch  hier  handelt  es  sich  um  die  Beseitigung 


der  Rechts  Wirkungen,  welche  das  verletzte  Straf- 
gesetz in  seiner  Anwendung  durch  das  Stiaf- 
urtheil  auf  einen  speziellen  Fall  herbeigeführt 
hat. 

3  Denn  auch  hier  ist  die  Wirkung  des  Rechts- 
Satzes,  die  Verbindlichkeit  zur  Ehelosigkeit  schon 
vor  der  sog.  Dispensation  durch  Uebemahme 
einer  höhereu  Weihe  eingetreten,  s.  Th.  I.  S.  159. 

*  Nur  die  Dispensation  von  einem  ethischen 
oder  religiösen  Gebot  pro  interno  steht  der  echten 
Dispensation  in  foro  externe  gleich,  da  auch  hier 
die  Wirksamkeit  des  ersteren  für  einen  Einzel- 
fall suspendlrt  wird.  Davon  ist  aber  nicht  im 
Kirchenrecht  zu  handeln. 

5  s.  0.  S.  744. 

6  Vgl.  dazu  o!  S.  746.  ff.  u.  o.  S.  7T2. 

7  So  hat  das  Konzil  von  Basel  verschiedene 
Dispensationen  ertheilt,  s.  S.  748.  n.  4. 

8  S.  0.  S.  746.  747.  und  unten  %.  196. 

9  S.  unten  unter  Nr.  VII. 


§.  192.] 


Das  oberste  kirchliche  Gesetxgebungsrecht.    Dispensationsrecht. 
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welches  ein  Ansflnss  des  Gesetzgebnngsrechtes  ist,  unterliegt  denselben  Schranken, 
wie  das  letztere,  d.  h.  der  Papst  (und  das  allgemeine  Konzil)  ist  nicht  berechtigt,  von 
den  Vorschriften  des  göttlichen  Bechtes  (des  tut  dwinimi)  ^  zu  dispensiren^,  wohl  aber 
steht  beiden  diese  Befugniss  hinsichtlich  des  menschlichen  Rechtes ,  gleichviel  aus 
welcher  Quelle  dasselbe  geflossen  ist  3,  zu. 

IV.  Die  Ausflbung  des  Dispensationsrechtes.  Die  Dispensation  bildet 
ein  Mittel,  die  Härten,  welche  die  Anwendung  eines  Rechtssatzes  fltr  gewisse  Ver- 
hältnisse und  ftir  bestimmte  Personen  herbeifllhren  kann,  zu  mildem.  Sie  soll  daher 
nur  zu  dem  Zweck,  der  für  solche  besonderen  Fälle  geforderten  Billigkeit  Raum  zu  ver- 
schaffen ,  nicht  aber  in  der  Weise ,  dass  dadurch  die  Geltung  des  Rechtssatzes  über- 
haupt in  Frage  gestellt  wird ,  ertheilt  werden.  Femer  kommt  bei  der  Ausflbung  des 
Dispensationsrechtes  stets  das  Interesse  und  das  Wohl  der  Kirche,  sowie  der  £in- 
fluss,  welchen  etwa  zu  ertheilende  Dispensationen  in  dieser  Beziehung  äussern  kön- 
nen, in  Betracht.  Es  sollen  daher  Dispensationen  allein  bei  einer  vorliegenden  Noth- 
wendigkeit  oder  bei  einem  offensichtlichen  Nutzen  der  Kirche  gewährt  werden^, 
eine  Forderung,  welche  das  Trienter  Konzil  ausdrücklich  wiederholt  hat^.  Für  den 
obersten  Gesetzgeber  ist  aber  dadurch ,  weil  er  keinem  Untergebenen  verantwortlich 
ist,  keine  rechtlich  bindende  Bedingung  für  die  Ausübung  seines  Dispensations- 
rechtes gesetzt  und  eine  Dispensation,  bei  welcher  diese  Voraussetzungen  von  ihm 
nicht  beobachtet  worden  sind,  kann  daher  niemals  ungültig  seln^. 

Die  päpstlichen  Dispensationen  werden  schriftlich  ertheilt  7.  Für  die  Bearbei- 
tung der  Dispensationssachen  bei  der  Kurie  kommen  namentlich  die  Dataria^  und 
die  Poemtentiana  ^  in  Betracht ,   aber  allein  fttr  die  von  der  ersteren  bearbeiteten 


^  S.  0.  S.  769.  Das  ius  naturale  lasse  ich  aus 
den  dort  erörterten  Gründen  bei  Seite. 

^  Das  ist  jetzt  allgemein  anerkannt.  Vgl. 
ausser  den  Anführungen  o.  S.  745  Schmalz- 
grueber  1.2.  n.  57. ;  Reiffenstuel  I.  2. 
n.  456;  Barbosa  J.  E.  ü.  I.  2.  n.  119; 
Schmier  1.  I.  tr.  I.  c.  d.  n.  58  ff.;  Ferraris 
8.  ^v.  dispensatlo  n.  19;  Benedict  XIV.  desyn. 
dioec.  XUI.  21.  n.  7;  Phillips  5,  180.  Cltirt 
werden  herkömmlicher  Weise  dafür  c.  6.  C.  XXV. 
qu.  1.  (s.  0.  S.  730.  n.  6.),  c.  13.  (Innoc.  III.)  X. 
de  rest.  spol.  II.  13 ;  endlich  der  Satz  der  Clem. 
2  de  eleot.  I.  3,  dass  der  Untergebene  (der  Papst) 
das  Gesetz  des  Höheren  (Gottes)  nicht  aufheben 
könne.  Während  manche  Aeltere,  z.  B.  Pa- 
tt ormitanus  ad  c.  4  X.  de  conc.  praeh.  III. 
8.  (s.  weiteres  hei  Barbosau.  Schmier  11.  cc.) 
auch  für  einzelne  Fälle  die  Möglichkeit  einer 
Dispensation  vom  Ius  divinum  angenommen 
haben,  hat  die  neuere  Doktrin  dies  verworfen 
und  den  von  ihr  aufgestellten  Satz  dadurch  als 
Regel  ohne  Ausnahme  festzuhalten  gesucht,  dass 
sie  dem  Papst  die  Befugniss  zuspricht,  das  gött- 
liche Recht  zu  deklariren  und  In  zweifelhaften 
Fällen  den  Umfang  und  die  Tragweite  desselben 
zu  bestimmen,  vgl.  auch  o.  S.  225.  n.  7. 

^  Qleiohvlel  insbesondere,  oh  ein  solcher  Satz 
auf  den  Geboten  der  Apostel  oder  den  Vor- 
schriften der  allgemeinen  Konzillen  beruht. 
Wenn  man  darüber  im  Mittelalter  und  noch  dar- 
über hinaus  gestritten  hat ,  so  hängt  dies  theil- 
welse  damit  zusammen,  dass  die  allgemeine  An- 
erkennung des  päpstlichen  Dispensationsrechtes 


sich  erst  mit  dem  13.  Jahrhundert  durchgesetzt 
(s.  0.  S.  746)  und  auch  die  Feststellung,  welche 
Sätze  zum  Ius  divinum  zu  rechnen,  sich  erst 
allmähllg  vollzogen  hat,  s.  o.  S.  770.  n.  4. 

«  S.  darüber  Phillips  5,  184  ff.,  Vering 
1.  c.  p.  581 ;  vgl.  auch  o.  S.  746. 

5  Sess.  XXV.  c.  18  de  ref.:  „SlcuÜ  publice 
expedit  legis  vinculum  quandoque  relaxare,  ut 
plenlus  evenlentibus  caslhus  et  necessitaübus 
pro  communl  utilltate  satlsflat :  sie  fireqnentlus 
legem  solvere  exemploque  potius  quam  certo  per- 
sonarum  rerumque  delectu  petentihus  indulgere, 
nihil  aliud  est  quam  unicuique  ad  leges  trans- 
gredlendas  aditum  aperire.  Der  weitere  Text  ist 
0.  S.  748.  n.  6.  abgedruckt. 

®  Das  Ist  auch  niemals  bezweifelt  worden,  vgl. 
Reiffenstuel  I.  2.  n.  478  ff. ;  Schulte  2, 
642;Fiebagp.  24. 

"^  Reg.  canc.  LH. :  „Item ,  cum  concesslones 
super  gratiis  dispensationum  quarumcumque 
qulbusvis  per  Ipsum  D.  N.  concessarum  vel 
concedendarum  per  regulas  cancellariae  aposto- 
llcae  sint  provide  limitatae,  licet  aliquando  In 
petitionibus  super  huiusmodl  concessionlhus 
oblatis,  multa  sint  petita,  ne  quis  tallum  con- 
cessionum  praetextu  id  dispensative  teuere  aut 
facere  praesumat,  ad  quod  concessiones  huius- 
modl se  non  extendant,  voluit  idem  D.  N.  quod 
nuUi  talis  dispensatlo  cuiquam  in  iudicio  vel 
extra  sufiragetur,  antequam  super  ea  Uterae 
apostolicae  siut  confectae." 

8  Th.  I.  S.  *23. 

9  A.  a.  0.  S.  429.  430. 
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Sachen  gilt  der  Satz :  papa ,  non  chtarius  coneedit  grtUias,  d.  h.  bei  diesen  entscheidet 
der  Papst  selbst  Aber  die  Bewilligang  der  Dispensation  ^,  während  bei  der  Pöniten- 
tiarie^  and  den  etwa  sonst  noch  in  Frage  kommenden  Behörden'  diese  letzteren 
kraft  der  ihnen  ein  für  alle  Mal  llbertragenen  Zastftndigkeit,  abgesehen  Ton  gewissen 
Aasnahmefällen,  über  die  Oewährang  selbstständig  befinden. 

Die  Gewährang  der  Dispensation  erfolgt  nach  der  Praxis  der  Knrie  fUr  die  Re- 
gel nicht  direkt  an  den  Petenten ,  vielmehr  in  Gemässheit  des  Tridentinaras  ^  in  s.g. 
forma  commissoria^  d.  h.  in  Form  eines  Mandates  an  den  Bischof  des  Bittstellers  oder 
an  den  Generalvikar ,  wodurch  demselben  die  Anweisung  nnd  Ermächtignng  ertheilt 
wird,  als  päpstlicber  Delegat  nach  Untersuchnng  der  vorgetragenen  Thatsachen  und 
Feststellung  der  die  Dispensation  bedingenden  und  der  etwa  dafür  besonders  in  dem 
Mandate  vorgeschriebenen  Voraussetzungen  die  Dispensation  zu  gewähren^.  Da  in 
diesem  Falle  die  Dispensation  seitens  des  Papstes  oder  seitens  der  betreffenden  pftpet- 
liehen  Behörde  nicht  selbst  verfügt  wird,  so  kann  mangels  einer  besonderen  positiven 
Bestimmung  von  einer  Zurückdatirung  ihrer  Wirisung  auf  den  Tag ,  welcher  ala  der 
rechtlich  massgebende  ftlr  die  Ertheüung  des  Mandates  bei  der  Kurie  gilt^,  nicht  die 
Rede  sein.  Der  Willensakt,  durch  welchen  die  Dispensation  in  das  Leben  Mtt,  iat 
vielmehr  der  Ausspruch  der  beauftragten  unteren  Instanz*^  und  ihre  Wirkung  beginnt 
erst  mit  der  Ertheilung  durch  diese  ^. 

Nur  ausnahmsweise ,  namentlich  bei  regierenden  Fürsten  oder  Bischöfen ,  ge- 
schieht die  Gewährung  der  Dispensation  unmittelbar  und  direkt  an  den  Petenten, 
d.  h.  in  s.g./orma  gratiosa^.  Hier  datirt  die  Wirkung  derselben  vom  Tage  der  ESr- 
theilung  ab,  sie  wird  nur  vorläufig  insoweit  suspendirt,  als  der  Begünstigte  nicht  elier 
von  der  Dispensation  Gebrauch  machen  darf  ^o,  bis  von  dem  Bischof  als  apostolischem 
Delegaten  festgestellt  ist ,  dass  die  Bewilligung  nicht  wegen  einer  etwaigen  Erschlei- 
chung nichtig  ist^^ 

Nach  der  Vorschrift;  des  Tridentinums  sollen  die  Dispensationen  unentgeltlich 


1  Th.  I.  S.  425,  ansBerdem  auch  nocli  in  dem 
singulären,  zum  Ressort  der  Gongregatio  consi- 
BtorialiB  (Th.  I.  S.  366)  gehörigen  Fall,  Th.  I. 
S.  19.  n.  5.  Beispiele  von  Suppliken  und  Dis- 
pensationen von  iRegolaritäten,  bei  Bangen, 
römische  Kurie  S.  Öö6,  (über  die  Einrichtung 
derselben  a.  a.  0.  S.  5Ö7.  n.  1.)  In  Betreff  der 
Bearbeitung  der  Gesuche  gilt  im  Wesentlichen 
das  0.  S.  160  ff.  Bemerkte,  über  die  Art  der  Aus- 
fertigung der  päpstlichen  Entscheidungen  s.  noch 
Bangen  S.  406;  Schulte,  Eherecht  S.  385. 

2  Th.  I.  S.  431. 

3  Z.  B.  dem  S.  Officium,  der  Congregatio  in- 
dicis,  der  Gongr.  concilii  und  der  Propaganda, 
Th.  I.  S.  450.  455.  460.  476.,  vgl.  auch  die  In- 
structio  der  letzteren  über  die  Ehedispense  v. 
1877,  Acta  s.  sed.  10,  291. 

^  Sess.  XXII.  c.  5  de  ref. :  „Dispensationes 
quaeunque  auctoritate  concedendae,  si  extra 
cnriam  Romanam  committendae  erunt,  commit- 
tantur  ordinariis  illorum  qui  eas  impetiraverint ; 
eae  veio  quae  gratiose  concedentur ,  suum  non 
Bortiuntnr  effectum,  nisi  prius  ab  eis,  tanquam 
delegatis  apostolicis,  summarie  tantum  et  ex- 
traiudicialiter  cognoscatur,  expressas  preces  sub- 
reptionis  vel  obreptionis  vitio  non  subiacere'*. 

5  Dergleichen  Dispensbreven  und  Mandate  iu 


Ehesachen  abgedruckt  bei  Kutschker,  Kbe- 
recht  d.  kathol.  Kirche  5,  224.  256. 

^  Also  bei  den  von  der  Dataria  erledigten 
Sachen  den  Tag  der  s.g.  parva  data. 

''Ein  Formular  bei  Kutschker  5,  251. 
Wenn  daher  aus  Versehen  ein  nicht  ermäditigteff 
Bischof,  welcher  sich  für  beauftragt  hält,  die 
Dispensation  ertheilt,  so  ist  dieselbe  nichtig ,  s. 
die  Gongr.  oonc.  in  Richters  Tridentlnum  S» 
272.  n.  124. 

S  Vgl.  dazu  die  Erörterung  bei  Riganti 
comm.  in  regul.  canoell.  LH.  n.  48 — ^91. 

9  S.  auch  0.  S.  162. 

io  S.  0.  Anm.  4. 

^1  So  lange  kann  also  bei  einer  Dlspensatioa 
von  der  Irregularität  oder  von  einem  Efaehinder- 
niss  der  Begünstigte  nicht  zu  der  Ordination  oder 
zu  der  Eheschliessung  zugelassen  werden.  Eine 
bedingte  Ertheilung  der  Dispensation  liegt  aber 
nicht  vor,  denn  jedes  päpstliche  Reskript  in  Gna- 
densaohen  ist  ipso  inre  nichtig,  H  prtees  vcrUaU 
non  nitanlury  c.  2(A]ex.  HI.),  c.  31  (Honor.  III.) 
de  rescr.  I.  3 ;  c.  23  (Bonif.  VIU.)  In  Vlto  de 
praeb.  III.  4;  es  handelt  sich  also  hierbei  um 
eine  selbstverständliche  Voraussetzung  der  Gül- 
tigkeit der  Dispensation. 
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^wfthit  werden*,  indessen  hat  die  römische  Kurie  dieses  Verbot  nur  auf  die  Zah- 
lung eines  Aeqnivalentes  ftir  die  Dispensation  selbst ,  nicht  anf  die  Entrichtung  von 
Gebühren  fUr  die  Expedition  der  Dispenssohreiben  {prosoripturajy  ebensowenig  anf  die 
Forderung  von  Kompositionen  oder  Bussen,  welche  den  Zweck  haben,  eine  zu  häufige 
Nachauchung  von  Dispensationen  zu  hindern,  bezogen.  Daher  werden  beide  noch 
heute,  wenn  auch  nicht  in  allen  Fällen  *^,  erhoben  ^,  und  während  die  ersteren  an  die 
betreffende  Expeditionsbehörde  und  die  Beamten  derselben  fallen ,  fliessen  die  Korn- 
positlonon  bestimmten  frommen  Anstalten  in  Born  zu. 

Die  blos  mündliche  Ertheilung  einer  Dispensation  durch  den  Papst  (durch  ora- 
cuban  vwae  voeis)  ist  zwar  nicht  Begel,  aber  an  sich  nicht  ausgeschlossen^,  und  es 
sind  auch  derartige  Dispensationen  mehrfach  ertheilt  worden^,  ja  selbst  eine  still- 
schweigende Dispensation  kann  unter  Umständen  vorkommen^. 


1  S.  S.  748.  n.  6. 

^  So  werden  für  die  von  der  Pönitentiarle  bei 
geheimen  Bhehindemlssen  erthellteu  Dispensa- 
tionen ,  welche  daher  die  Klausel :  gratis  uhiqat 
oder  ^aÜB  qaocunque  iüvio  tragen ,  keine  Ge- 
bühren erhoben,  Schulte  Eherecht  S.  384. 

3  Vgl.  Im  Allgemeinen  für  die  frühere  Zelt 
Theod.  AmydenlQS,  de  officio  datarll  (Th.  I. 
S.  422.  n.  *)und  Woker,  d.  kirchliche  Finanz- 
wesen der  Papste.  Nördllngen  1878.  S.  95  ff. ; 
für  die  heutige  Zelt  Bangen  S.  451.  457  ff. 

Bei  der  Dataria  richtet  sich  die  Taxe  nach  dem 
Vermögen  und  dem  Stand  der  Bittsteller  und 
diese  Umstände  haben  auch  wieder  Einfluss  auf 
die  Axt  der  Ausfertigung  der  Dispensation.  Es 
wird  geschieden  die  dlspensatlo  in  forma  pro  no&t- 
UbuSj  in  forma  eommuni  und  in  forma  pauperum. 
Die  noblles,  personae  illustres  zahlen  die  hdch- 
Bten  Gebühren  und  da  In  dem  Dlspensatlons- 
mandat  nicht  bestimmte  Gründe  für  die  Dispen- 
sation angegeben  werden  (die  Formel  lautet  da- 
hin ,  dasB  dieselbe  ex  cerii$  ratUmabüÜms  eauais 
oder  ex  eertia  cauHa  animum  8,ponUfieiamoventi- 
but  ertheilt  werde),  so  hat  der  kommittlrte  Bischof 
keine  Untersuchung  über  die  Richtigkeit  des 
Dlspensatlonsgrundes  anzustellen.  Bei  der  Dls- 
pensatlo In  forma  eommuni,  für  welche  eine 
mütssige  Taxe  gezahlt  wird,  Ist  erforderlich,  dass 
der  Bittateller  weder  zu  der  ersten  Klasse ,  noch 
zu  der  Kategorie  der  kanonisch  Armen  gehöre, 
auch  bedarf  es  hier  der  Feststellung  eines  be- 
stimmten Dlspensatlonsgrundes  durch  denKom- 
mlttlrten.  Für  die  s.g.  pauperes  endlich ,  ^qul 
ex  suis  labore  et  Induetrla  tantnm  vlvnnt^,  d.  h. 
welche  von  ihrem  eigenen  Vermögen  nicht  leben 
können ,  sondern  sich  durch  eigene  Arbelt  ihren 
Unterhalt  Terschaffen  müssen  und  trotz  dersel- 
ben nicht  in  auskömmlichen  Verhältnissen  sind, 
wird  gewöhnlich  nicht  einmal  eine  geringe  Taxe 
erhoben ,  -vielmehr  erfolgen  die  Ausfertigungen 
IfraiiB  ex  officio ,  Schulte,  Eherecht  S.  38Ö  ff. ; 
Knopp,  Eherecht.  2.  Aufl.  Regensburg  1854. 
8.  486  ff. 

*  Die  52.  Kanzleiregel  (s.  o.  S.  793.  n.  7) 
verbietet  sie  nicht ,  sondern  suspendlrt  nur  das 
Recht  des  Gebrauches  vor  der  Ausfertigung  bei 
denjenigen  Dispensationen,  für  welche  diese 
herkömmlicher  Welse  bei  der  apostolischen 
Kanzlei  zu  erfolgen  hat,  d.  h.  für  solche,  welche 
im  regelmäsfligen  Gesohäftsgange  erledigt  werden. 


s  Schon  Gregor  XV.  hat  in  der  const.  Roma- 
nus pontlfex  in  epecula  y.  2.  Jnli  1622,  bull. 
Taurin.  12,  706,  welche  sich  allerdings  nicht 
blos  auf  die  Dispensationen  bezieht ,  aber  diese 
mitumfasst ,  alle  vivae  vods  oraculo  früher  er- 
theilten  „Indulta,  facultates,  privilegia  et  gratlae 
et  concessiones  quaecunque^' ,  soweit  sie  noch 
nicht  zur  Wirkung  gelangt  waren  (mit  Ausnahme 
der  auf  Bitte  von  Königen ,  .sowie  der  an  Kardi- 
näle zu  deren  und  Anderer  Gunsten  gewährten, 
sofern  sie  eigenhändig  von  den  Kardinälen  durch 
ihre  Unterschrift  beglaubigt  oder  bezeugt  seien), 
widerrufen,  und  Urban  VIII.  durch  Breve :  Alias 
feliois  T.  20.  Dez.  1631, 1.  c.  14,  258,  unter  Er- 
neuerung dieses  Widerrufes  diesen  auoh  auf  die 
von  Gregor  XV.  noch  ausgenommenen  Verleihun- 
gen ausgedehnt,  jedoch  ist  dieses  Breve  von  ihm 
durch  ein  weiteres:  Alias  felicls  v.  11.  April 
1635,  1.  c.  14,  473,  dahin  deklarirt  worden,  dass 
der  Widerruf  sich  nicht  auf  diejenigen  vivae 
vocls  oraculo  erthelHen  Gnaden  bezogen  habe 
und  beziehe ,  welche  gegenüber  den  zur  Bezeu- 
gung und  Veriftdrung  von  solchen  kompetenten 
„offldale«  und  ministri'*  ertheilt  und  von  diesen 
beglaubigt  seien ,  wogegen  Clemens  XIII.  mit- 
telst Breves :  Romanus  pontlfex  v.  12.  Februar 
1732,  1.  c  23,  314,  eine  Reihe  in  demselben 
bestimmt  bezeichneter,  durch  oraculum  vivae 
vods  erthellter ,  selbst  auf  die  gedachte  Weise 
verlflcirter  Gnaden  widerrufen  und  auch  die 
künftige  derartige  Gewährung  von  solchen  ver- 
boten hat  (darunter  auch  indulta .  .  .  VII.  dis- 
pensandl  cum  quibusvls  personis  saecularibus 
pariter  vel  regulailbus  super  quallbet  Irregulari- 
tate  et  inhabilltate  quomodocunque  ex  delicto 
vel  defectu  etlam  prorsus  occultls  proveniente, 
tam  pro  exercendis  susceptis ,  quam  pro  susd- 
piendis  quibusvls  ordlnibus  ac  retlnendls  et 
assequendi's  qnlbuscumque  beneflclls  eccleslas- 
tids.  VIII  dlspensandi  super  quocumque  Impe- 
dimento  quantnmvls  occulto  matrlmoninm  diri- 
mente  slve  agatur  de  matrimonio  contrahendo 
sive  de  oonvalidando  iam  oontractol ;  vgl.  hierzu 
Pyrrhus'Corradus  1.  c.  I.  6.  n.  14ff.  *,  Reif- 
fenstuel  V.  33.  n.  149  ff.  u.  Ferraris  s.  v. 
oraculum  n.  6  ff. ,  wo  auch  die  sämmtllchen  d- 
tirten  Breven  abgedruckt  sind. 

^  Die  51.  Kanzleiregel:  „Item,  per  quam- 
cumque  slgnaturam  in  quavis  gratia  nullatenus 
dispensatio  veniat,  nid  speoialiter  exprimatur 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  192. 


V.  Voraussetzungen  der  Gültigkeit  der  Dispensation.  Wie  jede 
päpstliche  Gnadenertheilung,  so  ist  auch  eine  Dispensation  oder  ein  Dispensations- 
mandat  absolut  nichtig,  wenn  es  durch  Bub-  oder  Obreption  erlangt  worden  ist,  d.  h. 
sei  es  durch  absichtliche  Verschweigung  von  solchen  umständen,  sei  es  durch  Erdich- 
tui^  oder  wahrheitswidrige  Entstellung  von  solchen  Thatsachen,  von  denen  nach  dem 
kirchlichen  Recht  und  der  Praxis  der  Kurie  die  Bewilligung  oder  die  Versagung  der 
Dispensation  der  erbetenen  Art  abhängt  i.  Daher  werden  auch  diese  Verhältnisse 
ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  in  die  Dispens-Breven  und  Mandate  aufgenommen 
und  der  mit  der  Ertheilung  der  Dispensation  beauftragte  kirchliche  Obere  angewiesen, 
nur  unter  der  Voraussetzung  oder  auch  sogar  allein  nach  der  Feststellung  der  thatsäch- 
liehen  Richtigkeit  derselben  die  Dispensation  zu  ertheilen^.  Jedenfalls  hat  der  Exeku- 
tor die  Dispensation  abzulehnen  und  eine  etwa  dennoch  ertheilte  ist  nichtig,  wenn  sieh 
bei  der  Untersuchung  ergiebt,  dass  die  Entstellung  der  Wahrheit  eine  absichtliche 
war^.  Wenn  aber  der  Bittsteller  in  gutem  Glauben  aus  Einfältigkeit  oder  Unkennt- 
niss  eine  nicht  allseitig  wahrheitsgetreue  Darstellung  gegeben  hat,  so  kommt  es  dar- 
auf an ,  ob  der  verschwiegene  oder  entstellte  Umstand  von  wesentlichem  und  ent- 
scheidendem Einfiuss  fflr  die  Gewährung  der  Dispensation  gewesen  ist ,  d.  h.  ob  die 
Dispensation,  falls  der  wahre  Sachverhalt  in  der  Bittschrift;  vorgetragen  gewesen 
wäre ,  ganz  oder  in  der  gewählten  Form  verweigert  worden  sein  würde  ^.  Stellt  sich 
dies  heraus,  so  gilt  dasselbe,  wie  für  den  Fall  der  absichtlichen  Erschleichung,  wäh- 
rend bei  umgekehrter  Sachlage  die  Dispensation  gültig  ertheilt  werden  kann^. 

Nur,  falls  die  Dispensation :  moät  proprio  gegeben  ist,  erscheint  sie  von  dem  sie 
veranlassenden  Gesuche  losgelöst  und  sie  bleibt  daher  gültig,  wenngleich  die  unter- 


vel  dicta  gratia  totaliter  effeotum  huiusmodi  dls- 
pensatlouis  conceinat  vel  alias  nihil  conferat  aut 
operetui",  schliesst  allerdings  'in  ihrem  ersten 
Theil  durch  die  Anordnung,  dass  bei  Ertheilung 
eiuer  Gnade  die  zur  Erlangung  derselben  erfor- 
derliche DispeuBation  nicht  ohne  Weiteres  still- 
schweigend gewährt  sei,  sondern  ausdrücklich 
gegeben  werden  müsse,  die  stillschweigende 
Dispensation  aus ,  lässt  sie  aber  dann  bestehen, 
wenn  die  gewährte  Gnade  überhaupt  keine  an- 
dere, als  eine  Dispensationswirkung  äussern 
kann  oder  wenn  dieselbe,  falls  sie  auch  etwas 
anderes  betrifft,  bei  der  Nichtannahme  einer 
stillschweigenden  Dispensation  ohne  jede  Wirk- 
samkeit bleiben  müsste.  Tgl.  denCommentar  von 
Rigantizu  der  clt.  Regel. 

1  S.  0.  S.  794.  n.  11.  Was  dazu  gehört,  be- 
stimmt sich  nach  Art  der  yerschiedenen  Fälle, 
8.  z.  B.  über  die  Angaben,  welche  bei  Gesuchen 
um  Ehedispense  erforderlich  sind,  Kutschker 
5,  144  ff.  Auch  ist  hierzu  das  o.  S.  789.  n.  * 
citirte  Werk  von  PyrrhusGorradus  zu  ver- 
gleichen. In  allen  Fällen  ist  aber  wesentlich  eine 
Darstellung  der  Thatsachen,  welche  das  durch 
die  gewünschte  Dispensation  zu  beseitigende 
Hindemiss  ergeben,  sowie  derjenigen,  welche  die 
Gründe  für  die  nachgesuchte  Ertheilung  der 
Dispensation  nach  der  Meinung  des  Bittstellers 
ausmachen. 

«  S.  die  bei  Kutachker  (o.  S.  794.  n.  7) 
angeführten  Beispiele. 

8  c.  20  (Innoc.  III.)  X.  de  rescr.  I.  3. 

^  In  Anhalt  an  c.  20  X.  cit.  unterscheidet  die 


Doktrin  solche  Gründe  als  s.g.  eausae  finaUt  o. 
induetwae  o.  motivae  von  den  causae  impuUhae, 
d.  h.  denjenigen  ,  welche  nur  nebenbei ,  neben 
den  anderen  Gründen  für  die  Dispensation  in 
Betracht  gekommen ,  für  die  Gewährung  dersel- 
ben wohl  unterstützend  mitgewirkt,  aber  die- 
selbe allein  nie  herbeigeführt  haben  würden, 
Reiffenstuel  I.  3.  n.  183  ff.  und  die  dort 
citirten;  Fiebagp.  26;  Schulte,  Ehereeht 
S.  368;  Kutschker  5,  144  ff.  Zar  Beurtfaei- 
lung  des  einzelnen  Falles  gehört  genaue  Kennt- 
iilss  des  Rechtes  und  der  Kurialpraxis.  Z.  B. 
wird  bei  Gesuchen  um  Ehedispense  erfordert, 
dass ,  wenn  mehrere  Ehehindemisse  zwischen 
den  Betheiligten  obwalten,  diese  sämmtlich  an- 
gegeben werden,  Schulte  S.  369.  Wenn  dies 
daher  unterlassen  und  die  Dispens  nur  von  dem 
allein  bezeichneten  Impediment  gewährt  worden 
ist,  so  ist  dieselbe  nichtig.  Denn  das  Obwalte 
anderer  Ehehindemisse,  von  denen  der  Papst 
vielleicht  nicht  dispensirt  hätte,  würde  auch  vod 
entscheidender  Bedeutung  für  die  Frage  gewe- 
sen sein  ,  ob  die  Dispensation  von  dem  ersteien 
gegeben  worden  wäre.  Vgl.  auch  Th.  I.  S.  14 
Nach  der  Praxig  der  Kurie  wird  aber  eine  in 
forma  pauperum  gegebene  Dispensation  (s.  c.  S. 
795.  n.  3)  nicht  als  nichtig  behandelt,  wenn 
sich  herausstellt ,  dass  die  Bittsteller  nicht  arm 
sind.  Soll  Nichtigkeit  eintreten ,  so  mus«  die? 
ausdrücklich  bei  der  Ertheilung  bestimmt  wer- 
den ,  Ferraris  s.  v,  dispensatio  n.  32;  Ana- 
lecte  iur.  pontif.  v.  1863,  p.  2193.  219a 
^  S.  die  Anführungen  in  der  vorigen  Note. 
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liegenden  Thatsaehen  nicht  richtig  sind^  Einen  verwandten  Charakter  hat  die  sine 
causa  ertheilte  Dispensation)  d.  h.  diejenige,  bei  weicher  der  fttr  dieselbe  entschei- 
dende Grand  nicht  näher  angefahrt  wird  ^y  denn  hier  kann  von  einer  Verifikation  der 
denselben  ergebenden  Thatsaehen ,  weil  eben  der  letztere  nicht  bekannt  ist,  keine 
Rede  sein. 

Die  Oflltigkeit  der  Dispensation  kann  endlich  von  der  Erfüllung  besonderer  s.g. 
ekusulae  dispensationum  abhängig  gemacht  werden  und  dies  geschieht  nach  der  Praxis 
der  Karle  in  einer  Reihe  von  Fällen  herkömmlicher  Weise '.  Ob  aber  die  Niohter- 
füllang  der  Klausel  im  gegebenen  Fall  die  Dispensationsertheilung  nichtig  macht 
oder  nicht ,  das  hängt  davon  ab ,  ob  sie  als  rechtliches  Erforderniss  oder  als  Bedin- 
gung im  eigentlichen  Sinne  zu  betrachten  ist.  Hat  sie  eine  solche  juristische  Natur 
nicht ,  so  äussert  die  Nichterfüllung  keinen  Einfluss  auf  die  Gültigkeit  der  Dispen- 
sation^. 

VI.  Wirkung  der  Dispensation  und  Wiederbeseitigung  der  erste- 
ren.  Die  an  sich  gültige  Dispensation  ftlhrt  von  der  Zeit  ihrer  Ertheilung  ab  eine 
Suspension  der  Wirkung  des  betreffenden  Rechtssatzes  auf  den  in  Frage  stehenden 
konkreten  Thatbestand  in  dem  Umfange,  in  welchem  sie  gewährt  ist^,  fttr  die  Zu- 


1  Vgl.  darü'ber  o.  S.  160.  Wenn  aber,  sei  es  auf 
VeranlaMung  des  Bittstellers,  sei  es  ans  eigenem 
Ermessen  des  Papstes ,  der  Dispensation  motu 
proprio  ein  bestimmter  Grund  beigefügt,  welcher 
sieh  als  unrichtig  herausstellt ,  so  tritt  nichts- 
destoweniger Nichtigkeit  ein.  Der  Einwand  der 
blossen  Yerschweigung ,  subreptlo,  fallt  aber 
aher hier  naturgemäss  fort ,  Reiffenstuel  I. 
3.  n.  204  ff. ;  Schulte  K.  R.  1,151  ff. 

2  Dahin  gehört  eine  Dispensation,  welche  die 
Grunde  nur  ganz  allgemein  angiebt,  wie  die 
S.  795.  n.  3  erwähnte  Dispensation  in  forma  pro 
nohilibuB. 

3  Sie  haben  ihren  Anhalt  theils  im  kirchlichen 
Recht,  theils  heruhen  sie  auf  der  römischen  Dis- 
pensationspraxiB ,  theils  werden  sie  hervorgeru- 
fen durch  die  besonderen  Umstände  des  einzel- 
nen Dispensationsfalles.  Ausführlich  handelt 
Yon  den  Klauseln  in  Ehedispensen  Kutscher 
5,  236  ff.  258  ff. 

4  Denn  ihrer  juristischen  Bedeutung  nach 
sind  sie  sehr  verschieden.  So  betrifft  die  Klausel 
über  die  blosse  Richtigkeit  der  vorgetragenen 
Thatsaehen  eine  conditio  iuris  für  die  Gültigkeit 
des  päpstlichen  Dispensationsmandates  und  der 
auf  Grund  desselben  zu  gewährenden  Dispensa- 
tion. Lautet  dieselbe  aber  in  dem  Mandat  aus- 
drücklich auf  Feststellung  der  Richtigkeit,  so 
so  bildet  die  Vornahme  der  betreffenden  Unter- 
suchung für  die  Gültigkeit  der  durch  den  Exe- 
kutor zu  ertheilenden  Dispensation  eine  eigent- 
liche Bedingung,  d.  h.  während  im  ersten  Fall 
die  Dispensation  gültig  ist,  wenn  die  vorgetra- 
genen Thatsaehen  blos  objektiv  wahr  sind,  muss 
im  letzteren  auch  die  Wahrheit  durch  die  Un- 
tersuchung festgestellt  werden,  Schulte,  Ehe- 
recht S.  372.  Dasselbe  gilt  von  der  häufig  vor- 
kommenden Klausel  bei  Ehedispensen:  priti« 
peraeto  ^oeniltntia^  s.  auch  Entsch.  d.  congr. 
conc  in  Richters  Tridentinum  S.  271.  n.  122 
zu  I.  II.  Dagegen  kann  bei  der  Klausel;  ^ut  lila 
dispensatio  accurate  describatnr  an  conservetur 


ad  probandam  canonicitatem  matrimonii^  selbst- 
verständlich von  einer  Bedingung  keine  Rede 
sein.  Ebensowenig  liegt  eine  solche  vor ,  wenn 
erst  nach  der  Eheschliessung  gewisse  Auflagen, 
z.  B.  BuBswerke ,  erfüllt  werden  sollen  ,  da  man 
hier  unmöglich  die  einmal  gültig  geschlossene 
Ehe  wieder  aufheben  kann. 

Wo  aber  eine  Bedingung  im  eigentlichen 
Sinne  vorliegt ,  hat  der  Exekutor  die  Dispensa- 
tion bis  zur  Erfüllung  zurückzuhalten  ,  und  die 
vorher  ertheilte  ist  nichtig. 

^  Eine  Anwendung  dieses  Grundsatzes  s. 
Th.  II.  S.  477. 

Eigenthümlich  verhält  es  sich  allerdings  mit 
den  von  der  Pönitentiarie  für  geheime  Ehehin- 
dernisse ertheilten  Dispensationen,  welche  nicht 
pro  foro  utroque,  d.  h.  für  das  extemum  und  in- 
tern um  (Rechts-  und  Gewissensgebiet,  solche 
z.  B.  bei  Kut8chker5,  227),  sondern  nur  für 
das  letztere  (s.  a.  a.  0.  S.  256)  gegeben  sind. 
Diese  wirken  an  und  für  sich  nicht  für  das 
Rechtsgebiet,  und  lassen  die  Betheiligten  nur  in 
ihrem  Gewissen  zu  der  Nichtbeachtung  der  gel- 
tenden Rechtssätze  berechtigt  erscheinen.  Bios 
indirekt  haben  sie  diese  Bedeutung,  weil  die 
Voraussetzung  ihrer  Ertheilung  die  Verborgen- 
heit des  Hindernisses  ist  und  als  Regel  voraus- 
gesetzt wird ,  dass  es  deswegen  nicht  zu  einer 
rechtlichen  Verhandlung  über  das  für  das  Ge- 
wissensgebiet entfernte  Hindemiss  kommt  Zur 
Sicherheit  der  Bittsteller  selbst  wird  daher  allen 
solchen  Dispensmandaten  die  Klausel:  ,,dum- 
modo  impedimentum  oooultum",  ja  sogar  auch 
^omnino  occultum  sit^  (vgl.  Schulte,  Ehe- 
recht S.  382)  als  wahre  Bedingung  der  Gültig- 
keit der  ertheilten  Dispensation  eingefügt.  War 
das  offenkundige  Ilindernlss  im  Gesuche  als  ge- 
heimes angegeben,  so  ist  die  Dispensation  selbst 
in  foro  conscientiae  nichtig,  kann  also  auch 
nicht  einmal  indirekt  pro  foro  externo  Wirkung 
äussern.  Wenn  das  Uinderniss  aber  anfänglich 
geheim  war  und  erst  nachher  diesen  Charakter 


798 


I.  Die  Hierafchie  und  die  Leitung  der  Kirche  diuroli  dieselbe. 


[§.  1«2. 


kunfi;,  aber  nicht  rflckwärts  herbei,  so  dass  also  der  in  der  Vergangenheit  liegende 
Zustand  ein  nicht  dem  Gesetze  entsprechender  bleibt.  Wenn  also  eine  Ehe  trotz  eines 
trennenden  Ehehindemisses  eingegangen  war,  und  später  von  demselben  Dispensa- 
tion erlangt  worden  ist,  so  wird  die  Ehe  erst  gültig  mit  dem  Augenblick,  in  welchem 
der  Ehekonsens  nach  der  Ertheilong  der  Dispensation  wiederholt  worden  ist,  nicht 
ex  iunc ,  d.  h.  von  dem  Zeitpunkte  der  ersten  Schliessung  ab  ^  Ebenso  konvalescirt 
die  an  einen  unehelich  geborenen  Geistlichen  erfo^te  Verleihung  eines  Beneficiums, 
welche  mit  absoluter  Nichtigkeit  behaftet  ist,  nicht  hinterher  durch  eine  Dispensation 
von  diesem  Hinderniss,  vielmehr  bedarf  es  dazu  einer  neuen  Kollation^. 

Die  Wirkung  der  gflltigen  Dispensation  tritt  ohne  Weiteres  ein,  d.  h.  es  ist  dazu 
eine  Annahme  seitens  des  Begünstigten  nicht  erforderlich.  Das  folgt  aus  ihrem  We- 
sen, als  Suspension  der  Wirkung  des  Gesetzes  auf  einen  konkreten  Thatbestand,  wel- 
che lediglich  von  dem  Willen  des  dispensationsberechtigten  Organs  abhängig  ist^. 

Nicht  minder  ergiebt  sich  aus  ihrem  Begriff  als  einer  auf  dem  Willen  des  Gesetz- 
gebers beruhenden  Gnade,  dass  sie  der  letztere  jeden  Augenblick  zu  widerrufen  be- 
rechtigt ist"^  und  dass  damit  der  suspendirte  Rechtssatz  ftlr  den  fraglichen  Thatbe- 
stand wieder  seine  Wirkung  zu  äussern  beginnt*^.  Aber  wie  die  Dispensation  die 
Rechtswirkungen,  welche  durch  die  Geltung  eines  später  suspendirten  Rechtssatzes 
eingetreten  sind ,  nicht  zu  beseitigen  vermag ,  ebensowenig  kann  der  Widerruf  der 
Dispensation  die  Rechtswirkungen  vernichten ,  welche  sich  zufolge  der  letzteren  be- 
reits an  den  vorliegenden  Thatbestand  angeknüpft  haben  ^. 

Durch  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit  nach  der  Ertheilung  verliert  die  Dispen- 
sation ihre  Wirksamkeit  niemals^,  denn  sie  suspendirt  den  von  ihr  betroffenen  Reehts- 


▼erloren  hat,  m  bleibt  die  WiTknng  der  Dispen- 
sation auf  das  Gewlssensgebiet  beschränkt ,  und 
es  bedarf  dann  noch  der  Nachsuchnng  einer  sol- 
chen für  das  forum  externum ,  vgl.  Kntschker 
5,  73.  279. 

»  Schulte,  Eherecht  S.  339  ff.  390  ff. 

2  Th.  II.  S.  478. 

3  Derjenige,  -welcher  von  einem  Ehehindemiss, 
einer  Irregularität,  einem  die  Erwerbung  eines 
Beneflziums  aussohliessenden  Impedimentdispen- 
sirt  ist,  kann  ohne  dass  erst  seinerseits  eine  An- 
nahme nöthig  ist,  die  Ehe  schliessen  oder  den  be- 
treffenden Weihegrad  empfangen  oder  das  Bene- 
flzium  übertragen  erhalten. 

*  Vering  1.  c.  p.  588;  Fiebag  1.  o.  p.  29. 
Die  Gültigkeit  des  Widerrufs  ist  ebensowenig  wie 
die  der  Ertheilung  von  dem  Vorliegen  eines  ge- 
rechtfertigten Grundes  abhängig. 

^  Der  Dispensirte  kann  dann  also  die  Ehe 
nicht  schliessen,  den  Weihegrad  oder  das  Bene- 
flzinm  nicht  erlangen. 

0  Die  anf  Grund  der  Dispensation  eingegangene 
Ehe  nnd  erfolgte  Verleihung  des  Beneflziums 
wird  also  durchden  späteren  Widerruf  der  Dispen- 
sation nicht  nichtig,  denn  in  Folge  derselben  war 
die  Ehe  gültig  geschlossen  nnd  die  Yerleihiing 
rechtswirksam  erfolgt.  Beide  Akte  äussern  also 
nunmehr  zufolge  ihrer  RechtsbesläLndigkeit  für 
die  Zukunft  die  gewohnlichen  rechtlichen  Wir- 
kungen ,  vgl.  übrigens  auch  c.  9  (Alex.  III.)  de 
fll.  presbyt.  I.  17.    Ebenso  kann ,  wenn  der  von 


der  Irregularität  Dispensirte  einmal  ordinirt  wor- 
den ist,  die  erlaubter  Weise  ertheilte  Ordination 
hinterher  ex  post  nicht  mehr  illicita  oder  gar  in- 
valida  werden,  der  Widerruf  der  Dispensation 
hat  also  nicht  die  Wirkung,  dass  die  frühere  Irre- 
gularität wieder  anfleht  und  den  Dispensirten 
wie  eine  neu  entstandene  an  der  weiteren  Aus- 
übung des  Ordos  hindert  Ja,  dasselbe  mnss 
auch  für  den  Fall  gelten,  dass  die  später  wider- 
rufene Dispensation  ursprünglich  in  betreff  einer 
wegen  eines  obwaltenden  Impedimentes  nner- 
lanbter  Weise  ertheilten  OMination  gewährt 
war,  denn  selbst  In  diesem  Fall  ist  sofort  mit 
Suspension  des  die  Irregularität  festsetzenden 
Gesetzes  die  schon  erwähnte  Ordination  zu  einer 
rechtmässigen  geworden,  nnd  äussert  nunmehr 
die  Folgen  einer  solchen. 

7  Dies  ist  In  dem  Fall  von  praktischer  Beden- 
tung ,  dass  für  den  konkreten  Thatbestand  nodi 
nicht  alle  thatsächllchen  Momente  gegeben  sind, 
welche  zur  Herstellung  des  von  dem  Bittsteller 
beabsichtigten  Erfolges  der  Dispensation  vorliegen 
müssen.  So  ist  z.  B.  für  denjenigen,  der  eine 
Dispensation  für  die  Ehe  mit  der  A.  erhalten 
hat ,  zwar  die  Dispensation  sofort  von  Wirkung 
insofern, als  das  Ehehindemiss  beseitigt  ist,  aber  es 
kann  hier  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  diese 
Wirkung  noch  fortdauert ,  wenn  er  die  Ehe  mit 
der  A.  erst  nach  10  Jahren  oder  vielleicht,  nach- 
dem er  inzwischen  in  einer  anderweit  eingegan- 
genen Ehe  Wittwer  geworden  ist,  schliessen  wlIL 
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sats  fäT  den  fifagUcbem  ThatbestaBd  an  siob  obate  Einsohiftnkmig,  sofer»  nicht  etwa 
eine  solche  ausdrücklich  gemacht  worden  ist. 

Ebensowenig  kann  der  Verzicht  des  Begünstigten  der  Dispensation  ihre  Wirk- 
samkeit nehmen.  Eine  subjektive  Berechtigung  erh&lt  der  Begünstigte  durch  dieselbe 
nicht  und  da  es  sich  bei  der  Dispensation  nur  um  Suspension  der  Wirkung  des  ob- 
jektiven Rechtes  handelt,  über  welches  der  Dispensirte  keine  Macht  besitzt ,  so  muss 
sein  Verhalten  der  Dispensation  gegenüber  rechtlich  einflusslos  sein^ 

Femer  hat  der  Tod  des  Papstes,  wenn  die  Dispensation  oder  auch  nur  ein  Dis- 
pensationsauffcrag  (in  forma  commissoria)  ertheilt  ist ,  gleichfalls  keinen  Einfluss  auf 
die  Wirksamkeit  der  Dispensation,  und  der  zur  Ertheilung  derselben  kommittirte 
kirchliche  Beamte  ist  selbst  in  letzterem  Falle  berechtigt  und  verpflichtet,  seinen  Auf- 
trag auszuführen^. 

Was  endlich  die  Frage  betriffl ,  ob  die  Wirkung  der  gültigen  Dispensation  beim 
sp&teren  Fortfall  ihres  Grundes  wieder  beseitigt  wird  {an  cessarUe  causa  dispeiisatio 
cfsset)^j  so  wird  dieselbe  theils  bejaht,  weil  der  Dispensirende  offenbar  die  Absicht 
habe,  die  Dispensation  allein  unter  der  Voraussetzung  der  Fortdauer  ihres  Grundes 
wirken  zu  lassen^,  theils  aber  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  einmal  erfolgte  Sus- 
pension des  Rechtssatzes  allein  durch  einen  entgegengesetzten  Akt  des  Gesetzgebers 
wieder  beseitigt  werden  könne,  verneint  ^.  Die  erste  Meinung  hat  für  ihre  Annahme 
keinen  positiven  Anhalt  und  übersieht ,  dass  nirgends  in  den  Quellen  ^  dem  Fortfall 
der  causa  eine  die  Gültigkeit  wieder  beseitigende  Wirkung  beigelegt  ist.  Es  muss 
daher  auch  für  die  Dispensation  der  Grundsatz  zur  Anwendung  kommen ,  dass  sich 
die  Gültigkeit  eines  rechtlichen  Aktes  nur  nach  den  zur  Zeit  seiner  Vornahme  ob- 
waltenden Voraussetzungen  bemisst  7.   Das  geeignete  Mittel,  nicht  mehr  der  Sachlage 


1  Die  gewoknlicbe  Lehre,  s.  S.  798.  n.  4  geht 
daklii ,  dase  der  Vernoht  wliksam  weide,  wenn 
derselbe  yon  demjenigen,  welcher  die  Dispensa- 
tion ertheilt  hat,  angenommen  worden  sei.  Aber 
dadurch  wird  die  Suspension  des  Rechtssatzes, 
welche  der  Gesetzgeber  durch  die  Dispensation 
ausgesprochen  hat,  nicht  beseitigt,  höchstens 
könnte  in  dem  Verzicht  und  der  Annahme  des- 
selben unter  Umstanden  ein  stillschweigender 
Widerruf  der  Dispensation  gefunden  werden. 

^  S.  o.  S.  158,  denn  die  dort  (s.  namentlich 
n.  4)  angeführten  Stellen  gelten  nicht  nur  für 
päpstliche  Provisionen  und  ProYisionsmandate, 
sondern  für  alle  päpstlichen  Gnaden,  mithin 
auch  für  Dispensationen  und  Dispensmandate, 
ebenso  die  10.  Kanzleiregel  wegen  der  beim  Tode 
<fes  Papstes  noch  nicht  ausgefertigten  Gnaden- 
reskripte,  vgl.  S.  163,  Anm.  S.  auch  die  wei- 
teren Anführungen  bei  Kutsch k er  5,  98. 

3  Selbstverständlich  kommt  hier  nur  der  Fall 
in  Frage,  dass  die  Dispensation  schon  gewälirt 
ist.  Ist  die  causa  in  der  Zeit  zwischen  der  Er- 
theilung des  Dispensmandates  und  der  Dispen- 
sation durch  den  kommittirten  kirchlichen  Be- 
amten fortgefallen,  so  liegen  die  wesentlichen 
Voraussetzungen  für  die  Dispensationsgewährung 
nicht  vor  und  die  Dispens  kann  von  demselben 
nicht  gültig  ertheilt  werden. 

*  S.  z.  B.  Fiebag  1.  c.  p.  28. 

5  So  z.  B.  V  e  r  i  n  g  1.  c  p.  587.    Weitere  An- 


führungen über  diese  Kontroverse  bei  Kutsch - 
kex  5  132  ff 

•6  Denn  c.  30  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  de  praeb. 
in.  4  betrifft  einen  Fall,  in  welchem  das  Provi- 
Bionsmandat  noch  nicht  vollzogen  war,  welcher 
also  nur  dem  nicht  ausgeführten  Dispensations- 
mandat  (s.  Anm.  3)  gleichgestellt  werden  kann. 
"^  Die  gegentheilige  Ansicht  führt  praktisch  zu 
vollkommener  Rechtsunsicherheit.  Ihr  zufolge 
müsste  nach  ertheilter  Dispensation,  wenn  die 
Dispensirten  z.  B.  auf  Grund  derselben  die  Ehe 
eingehen  wollen ,  einen  Ordo  oder  ein  Beneflzium 
übertragen  erhalten  sollen.  Immer  von  Neuem 
untersucht  werden  ,  ob  die  causa  noch  obwaltet, 
und  wenn  dies  unterblieben  ist,  die  nach  Weg- 
fall der  causa  eingegangene  Ehe  oder  Beneflzien- 
übertragung  nichtig  seien.  Uebrigens  ist  es  auch 
inkonsequent,  dass  die  Anhänger  dieser  Meinung 
dem  späteren  Wegfall  der  causa  jede  Wirkung 
absprechen,  wenn  die  Dispensation  schon  Kechts- 
wirkungen  erzeugt  hat,  also  wenn  sich  dieser 
nach  der  Eheeingehung  ereignet,  die  Ehe  als 
rechtsbeständig  betrachten.  Denn  besteht  die 
Dispensation  überhaupt  blos  unter  der  Voraus- 
setzung der  Fortdauer  ihrer  causa,  so  gilt  dieselbe 
Voraussetzung  auch  für  die  durch  die  davon  ab- 
hängige Dispensation  hervorgebrachten  Rechts- 
wirkungen, und  diese  müssen,  weil  sie  mit  dem- 
selben Mangel,  wie  die  Dispensation  selbst,  be- 
haftet sind,  ebenfalls  zusammenfallen. 
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entsprechende  Dispensationen  zn  beseitigen ,  bildet  der  dem  Dispensationsbereclitig' 
ten  offenstehende  Widerruf  derselben. 

Vn.  Uebertragnng  des  päpstlichen  Dispensationsrechtes.  Es  ist 
nach  dem  kirchlichen  Recht  nicht  nur  statthaft,  dass  der  Papst,  wie  dies  bei  der  Ge- 
währung der  Dispensation  in  forma  commissoria  der  Fall  ist  ^ ,  die  Ertheilung  der 
Dispensation  unter  bestimmten  Bedingungen  einem  anderen  kirchlichen  Beamten  auf- 
trägt, sondern  er  ist  auch  berechtigt,  mit  der  Ausübung  seines  Dispensationsrechtes 
ftir  bestimmte  Fälle  oder  Kategorien  von  Fällen  andere  Personen  oder  Behörden  in 
der  Art  zu  betrauen,  dass  er  sich  jeder  Entscheidung  über  die  Dispensationsgesuche 
seinerseits  enthält  und  die  ersteren  an  seiner  Statt  über  die  letzteren  ausschliesslich 
befinden  lässt.  Abgesehen  davon,  dass  einzelnen  Kurialbehörden  bestimmte  Dispensa- 
tionsfälle  ein  ftlr  alle  Mal  zur  Erledigung  zugewiesen  sind  und  die  Bearbeitung  der 
betreffenden  Sachen  zu  ihrem  regelmässigen  Ressort  gehört  2,  sind  derartige  üeber- 
tragungen  namentlich  seit  dem  16.  Jahrhundert  3,  in  solchen  Fällen,  wo  sich  ftlr  grös- 
sere Kreise  von  Personen  oder  für  grössere  Gebiete  das  Bedürfhiss  nach  einer  Erleich- 
terung der  Dispensationen  von  manchen  gesetzlichen  Vorschriften  ergeben  hatte  ^,  an 
die  Oberen,  Konservatoren  oder  Protektoren  der  einzelnen  Orden  ^,  femer  an  die  seit 
jener  Zeit  von  Rom  aus  ständig  deputirten  Nuntien  ^  ertheilt  worden  ^.  Insbesondere 
war  die  Ertheilung  solcher  weitgehenden  Vollmachten  für  die  im  Interesse  der  ka- 
tholischen Mission  thätigen  Organe,  sowohl  für  die  einzelnen  derselben  dienenden  Or- 
den ^,  wie  auch  für  die  Nuntien  ^  in  solchen  Ländern,  in  welchen,  wie  in  Deutschland, 
die  katholische  Kirche  ihre  frühere  Stellung  wieder  zu  erlangen  suchte  *^,  ange- 
zeigt. Im  deutschen  Reich  kamen  aber  neben  diesen  auch  die  Bischöfe  als  Missions- 
obere in  Betracht  ^1,  und  man  verstand  sich  in  Rom  bald  dazu,  den  letzteren  gleich- 
falls die  den  Nuntien  und  den  Mönchsorden  zugestandenen  Ermächtigungen  zu 
ertheilen^^,  um  so  mehr,  als  darin  ein  Mittel  lag,  die  hier  zwischen  ihnen  und  den 
Nuntien  entstandenen  Konflikte  ^'^  zu  mildem  und  auch  die  inzwischen  hervorgetrete- 
nen Streitigkeiten  über  den  Umfang  des  bischöflichen  Dispensationsrechtes  zu  be- 
seitigen^^.  Derartige  Vollmachten,  welche  ihrem  Wesen  nach  auf  die  Bedürfnisse  der 
Mission  berechnet  sind  und  ihren  Inhalt  theils  den  für  die  Nuntien,  theils  den  für  die 


«  S.  0.  S.  794. 

2  S.  0.  S.  793. 

3  Früher  kommen  sie  allerdings  auch  schon, 
wenngleich  nicht  In  demselben  Umfange  vor,  so 
für  päpstliche  Legaten,  s.  z.  B.  die  Dekretalen  Ur- 
banslV.  v.  1264  bei  Potthast  n.  18875. 18876. 
Derselbe  Papst  hat  auch  fürdie  Inquisitoren,  welche 
bei  Anwendung  der  Folter  durch  Ueberschreltung 
ihrer  Befugnisse  wegen  des  eingetretenen  Todes 
oder  der  Verstümmlung  des  Delinquenten  in  die 
Irregularität  verfallen  waren,  solche  Dispensa- 
tionsYollmachten  ertheilt,  Buchmann,  Die  un- 
freie u.  die  freie  Kirche.  Breslau.  S.  179.  n.  25. 
Femer  gehören  hierher  auch  derartige  Ermäch- 
tigungen ,  welche  den  In  der  Mission  thätigen 
Ordensleuten  gegeben  worden  sind,  Mejer,  die 
Propaganda  1 ,  38.  39. 

^  Es  mag  hier  darauf  hingewiesen  werden, 
dass  es  sich  bei  diesen  Ermächtigungen  und  Voll- 
machten nicht  blos  ausschliesslich  um  die  Ueber- 
tragnng und  Ausübung  des  Dispensations-,  son- 


dern auch  anderer  päpstlicher  Rechte,  wie  z.  B. 
des  Absolutionsrechtes,  gehandelt  hat. 

^  Zu  ihren  Gunsten  sind  namentlich  die  o. 
S.  795.  n.  5  besprochenen  Koncessionen  vivae 
vocis  oraculo  Torgekommen. 

«  Th.  I.  S.  525. 

7  Mejer  a.  a.  0.2,  184ff.  • 

8  A.  a.  0.  1,  39.  59.  194  u.  2,  225. 

9  A.  a.  0.  2,  184  ff.  Ueber  die  Vollmachten 
der  Nuntien  In  anderen  Ländern,  z.  B.  in  Spa- 
nien s.  Riganti  comm.  ad  reg.  canc.  14.  n.  48. 
57  und  Arch.  f.  k.  K.  R,  11,  382  (Vollmacht  ▼. 
J.  1766). 

io  Th.  I.  S.  525.  526. 

"  Th.  II.  S.  359  u.  Mejer  2,  202. 

«  M  e  j  er  2,  225. 

18  Th.  I.  S.  526. 

1^  Dadurch,  dass  man  den  Bischöfen  YoUmaefa- 
ten  für  solche  Fälle,  für  welche  sie  kraft  eigenen 
Rechtes  die  Dispensation  beanspruchten, 
währte,  Mejer 2,  217 ff. 
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Ordens-Missionen  bestimmten  entnommen  haben  ^y  sind  den  Bischöfen  des  deutschen 
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i  Mejer2,  210.  226.  231. 

<  Mejer  2,  215  ff.  Derselbe  führt  13  Ihm 
bekannt  gewordene  Texte  der  Vollmachten  pro 
foro  extemo  S.  204  auf,  nämlich  1.  für  Mainz  v. 
1680,  gedruckt  in  der  Streitschrift:  Ueber  das 
unjusttflzirllche  und  aufrührerische  Schreiben, 
welches  der  Damiatische  Herr  Erzbisohof  Pacca, 
so  betitelter  Nunzius  zu  KoUn  ...  zu  erlassen 
sich  unterfangen  hat,  Frankfurt  u.  Leipzig  1787. 
95  ff.  —  2.  Vom  dnde  des  18.  Jahrhunderts,  in 
der  Ausgabe  des  Cölner  Jesuiten  La  Grolx  von 
Theolog.  Moralis  a  Herrn.  Busenbaum  con- 
einn.  ed.  Colon.  1724.  t.  8.  p.  669  ff.  als  die  ge- 
brauchliehen Vollmachten  mitgetheilt  u.  danach 
bei  Mejer  2,  205.  —  3.  v.  1737  für  Köln, 
Münster,  Hildeshelm  u.  Osnabrück  bei  H.  Rock 
series  episcoporam  monasteriensium  P.  4, 214.  — 

4.  u.  5.  für  Salzburg  v.  1745  u.  1749  (unge- 
druckt).—  6.  ▼.  1772  für  Salzburg  bei  G  a  e  r  t  n  er 
eorp.  lur.  eccles.  2,  435,  auch  bei  Longner, 
Darstellg.  d.  Rechtsverhältn.  d.  Bischöfe  1.  d. 
oberrheiu.    Klrchenproylnz.       Tübingen    1846. 

5.  183.  n.  24;  Permaneder  K.  R.  1.  Aufl.  2, 
22.  —  7.  Etwa  um  1775,  noch  1838  für  Fulda 
benutzt  (ungedrucktl.  —  8.  ein  österreichisches 
Formular  von  etwa  1778,  Im  J.  1814  für  Fulda 
gebraucht.  —  9.  ▼.  1782  für  Freiburg  In  nova 
biblloth.  eccles.  Friburg.  p.  7  u.  danach  Acta 
bist,  eccles.  nostr.  temp.  10,  513  ff.  (deutsch).  — 

10.  Ausden  achtzigerJabren  des  vorigen  Jahrhun- 
derts, 8.  die  zu  1  citirte  Streitschrift  S.  101.  — 

11.  V.  1803  für  einen  Österreich.  Bischof  bei 
Droste-Hülfshoff,  Grundsätze  d.  K.  R.  IL 
1.  S-  133.  Anm.  496.  —  12.  von  etwa  1830  für 
die  balrischen  Bischöfe  in  A.  Müller,  Lexikon 
d.  K.  R.  2.  Ausg.  4,  592.  —  13.  v.  1842  für  die 
preussischen  Bischöfe,  1843  auch  an  Fulda  er- 
thellt,  in  einem  römischen  Dmckexemplar.  — 
14.  Hinzutritt  noch  der  bei  Schulte  K.  R.  2, 
422  veröffentlichte  Text  von  1855  (s.  folgende 
Anm.).  Bis  auf  den  ersten  stimmen  aUe  übrigen 
im  wesentlichen  überein,  s.  die  Zusammenstel- 
lung bei  Mejer  a.  a.  0.  Die  Texte  aus  den 
früheren  Jahrhunderten  sind  wie  die  Nuntiatur- 
fakultäten  von  dem  h.  Offizium  ausgestellt,  erst 
seit  diesem  Jahrhundert  (von  Text  11  ab)  ist  an 
dessen  Stelle  die  Congr.  der  Propaganda  getreten, 
Me  jer  S.  214,  welche  auch  schon  1.  1800  solche 
für  den  Bischof  v.  Ermland,  s.  Jacobson,  Gesch. 
d.  Quellen  d.  K.  R.  des  preuss.  Staats.  Th.  L 
ürk.  2  In  der  Einleitung,  gegeben  hat  Dagegen 
sind  die  Vollmachten  für  das  forum  oonscientiae, 
soweit  bekannt ,  stets  von  der  Pönitentiarie  er- 
theilt  worden,  s.  Droste-Hülfshoff  a.  a.  0. 
S.  151.  Anm.  a.  E.  u.  Mejer  2,  231.  n.  1. 
Vgl.  übrigens  auch  noch  für  Preussen  Mejer, 
Dlspensverkehr  zwischen  Preussen  und  Rom  in 
Kllefoth ,  klrchl.  Zeitschr.  1,  381  u.  2, 283. 349. 

'  Die  jetzt  für  die  deutschen  Bischöfe  üblichen 
Vollmachten,  welche  Ich  vollständig,  auch  soweit 
sie  sich  nicht  auf  das  Dlspensatlonsrecht  be- 
ziehen, mittheile,  lauten : 

I.  Die  pro  foro  extemo  (nach  Schulte, 

Hinschius,  Kirchenreclit.    III. 


K.  R.  2,  422  —  die  kursiv  gedruckten  Worte 
sind  geschrieben,  das  übrige  gedruckt) : 
Facultates  concessae  a.  SS.  D.  N.  Pio 
divina  Providentia  PP.  IX.  «.  F.  D. 

1.  Absolvendl  ab  haeresi  et  apostasia  a  flde  et 
a  schlsmate  quoscunque,  etlam  eccleslastlcos 
tarn  saeculares,  quam  reguläres,  non  tamen  eos, 
qul  ex  locis  fuerint,  ubl  s.  Officium  exercetur 
(d.  h.  wo  die  Congr.  Inqulsitlonls  äussere  Kom- 
petenz hat,  was  für  Deutschland  nicht  zutrifft) 
nlsi  in  locis  missionum,  ubl  Impune  grassan- 
tur  haereses  (wo  also  Gleichberechtigung  der 
verschiedenen  Konfessionen  nach  staatlichem 
Recht,  wie  in  Deutschland,  besteht),  dellquerint : 
nee  lllos,  qul  iudicialiter  abiuraverint,  nlsi  Ibi 
natl  slnt,  ubl  Impune  grassantur  haereses, 
et  post  ludiclalem  abiuratlonem  illuc  reversi  in 
haeresin  fuerlnt  relapsi,  et  hos  in  foro  con- 
sclentiae  tantum. 

2.  Tenendl  et  legendi,  non  tamen  aliis  conce- 
dendl,  praeterquam  ad  tempus  tamen,  iis  sacer- 
dotibus,  quoB  praeclpue  Idoneos  atque  honestos 
esse  sciunt,  llbros  prohlbltos,  exceptls  operlbus 
Dupuy,  Valney,  M.  Reghelllnl,  Plgault,  le  Brun, 
de  Potter,  Bentham,  J.  A.  Dulaure,  FStes  et 
CourtisaneB  de  la  Grece,  Novelle  dl  Gast!  et  allls 
operlbus  de  obscoenis  et  contra  religlonem  ex 
profesBO  tractantlbus. 

3.  Dlspensandi  in  3  et  4  simpllci  et  mixto 
tantum,  nedum  cum  pauperlbus,  sed  etlam  cum 
noblllbus  et  dlvltibus  In  contrahendls ;  In  con- 
tractls  vero  cum  haeriticis  conversls  etlam  In  2 
simpllci  et  mixto,  dummodo  nullo  modo  attingat 
primum  gradum,  et  In  hls  casibus  prolem  sus- 
ceptam  declarandl  legltlmam. 

4.  Dispensandl  super  impedlmento  publicae 
honestatis  et  iustitlae  ex  sponsallbus  provenlente. 

5.  Dispensandl  super  impedlmento  crlmlnls, 
neutro  tamen  conlugum  machinante,  ac  res ti tu- 
end! lus  petendl  debltum  amissum. 

6.  Dlspensandi  in  impedlmento  cognätlonis 
splritualis,  praeter  levantem  et  levatum. 

7.  Hae  vero  dlspensationes  matrimoniales, 
vldellcet  3.  4.  5.  et  6.  non  concedantur,  nlsi 
cum  clausula :  dummodo  mulier  rapta  non  fuerit 
etslraptafuerlt,  Inpotestateraptoris  non  exlstat; 
et  in  dispensatlonlbus  huiusmodl  declaretur  ex- 
presse,  lllas  concedi  tanquam  a  sedis  apostolicae 
delegato,  ad  quem  effectum  etlam  tenor  huius- 
modl facultatum  Inseratur,  cum  expresslone  tem- 
poris,  ad  quod  fuerint  concessae,  alias  nuUae  slnt. 

8.  Dispensandl  in  Irregularitatlbus  ex  delicto 
ooculto  tantum  provenientibus  excepta  ea  quae 
ex  homlcldlo  voluntario  contrahltur. 

9.  Dispensandl  et  commutandi  vota  simplida 
In  alia  pia  opera,  exceptls  votis  castltatis  et  re- 
llgionis. 

10.  Absolvendl  ab  omnibus  casibus  reservatis 
etlam  in  bulla  Ooenae  contentls,  In  locis  tamen, 
ubl  impune  grassantur  haereses. 

11.  Delegandi  slmpllcibns  sacerdotibus  potes- 
tatem  benedicendl  paramenta  et  alia  utensilla  ad 
sacriflcium  missae  necessaria,ubl  non  Intervenlt 
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Sacra  unctio,  et  reconciliandi  ecclesias  poUutas 
aqua  ab  episcopo  benedicta  et  in  casu  necessitatia 
etiam  aqua  non  benedicta  ab  episcopo. 

12.  Conferendi  ordines  extra  tempora  et  non 
servatis  Interstitiis  usque  ad  sacerdotium  in- 
clusive. 

13.  Dispensandi  super  defectu  aetatis  unlus 
anni  ob  öperarioram  penuriam,  ut  piomoYeTl 
possint  ad  sacerdotium,  si  alias  idonel  fuerint. 

14.  Gouticiendl  olea  cum  quinque  saltem 
sacerdotlbus,  non  tarnen  extra  dlem  coenae  do- 
mini,  nisi  necessltas  aliad  urgeat. 

15.  Celebrandi  bis  in  die,  si  necessitas  urgeat, 
ita  tarnen,  ut  in  prima  missa  non  sumserit  ab- 
lutionem :  per  unam  boram  ante  auroram  et  aliam 
post  meridlem  sine  ministro :  sub  die  et  sub  terra, 
in  loco  tarnen  decenti :  etiam  si  altare  sit  fractum 
vel  sine  reliquiis  sanctorum:  et  praesentibus 
baeriticis,  scbismatlcis ,  infldelibus  et  excom- 
municatis,  si  aliter  celebrari  non  possit.  Caveat 
Tero,  ne  praedicta  facultate  seu  dispensatione 
celebrandi  bis  in  die  aliter  quam  ex  gravissimis 
causis  et  rarissime  utatnr,  in  quo  graviter  Ipsius 
conscientia  oueratur :  quod  si  hanc  eandem  facul- 
tatem  alteri  sacerdoti  iuxta  potestatem  inferias 
apponeDdam  communicare  aut  causas  ea  utendi 
alicui  qui  a  s.  Sede  hanc  facultatem  obtinuerit, 
approbare  yisum  fuerit,  serio  ipsius  conscientiae 
iniungitur,  ut  paucis  duntaxat  iisque  maturioris 
prudentiae  et  zeli,  qui  absolute  necessarii  sunt, 
nee  pro  quolibet  loco ,  sed  ubi  gravis  necessitat 
tulerit,  et  ad  breve  tempus  eandem  communices 
aut  respective  causas  approbet. 

16.  Deferendl  sanctissimum  sacramentum 
occulte  ad  inflrmos  sine  lumine  illudque  sine 
eodem  retinendi  pro  eisdem  inflrmis,  in  loco  ta- 
rnen decenti,  si  ab  baereticis  aut  infldelibus  sit 
periculum  sacrilegii. 

17.  Induendi  se  vestibus  saecularibus,  si  aliter 
vel  transire  ad  loca  eorum  curae  commissa  vel 
in  eis  pennanere  non  poterit. 

18.  Recitandi  rosarium  vel  alias  preces,  si 
breviarium  secum  deferre  non  poterunt  vel  divi- 
num officium  ob  aliquod  legitimum  impedimen- 
tum  recitare  non  valeant. 

19.  Dispensandi,  quando  expedire  videbltur, 
super  esu  camium,  ovorum  et  lacticiniorum  tem- 
pore leiuniorum  et  quadragesimae. 

20.  Communicandi  bas  facultates  in  totum  vel 
in  parte,  prout  opus  esse  secundum  eins  con- 
Bcientiam  iudicaverit,  sacerdotibus  Idonels  in 
conversione  animanim  laborantibus ,  et  prae- 
sertlm  tempore  sui  obitus,  ut  sede  vacante  sint, 
qui  possint  supplere,  donecSedes  apostolica  cer- 
tior  facta,  quod  quamprimum  fleri  debebit,  per 
delegatos  aut  per  unum  ex  eis  alio  modo  provideat. 

21.  Et  praedictae  facultates  gratis  et  sine  ulla 
mercede  exerceantur  et  pro  tempore  ad  quin- 
quennium  tantum  concessae  Intelligantur. 

22.  Utendi  eisdem  facnltatibus  in  locis  tantum 
eius  spirituali  ditioni  subiectis. 

Ex  Audimtia  SSmi  habita  die  16.  Julii  1856. 
88mu8  dominus  Noater  Piua  X>ivina  provid.  PP, 
IX.  referente  me  infrascripto  S.  Congreg.  de 
Propaganda  Fide  Secretar.  pt.  R.  D.  —  episcopo 
—  praedietat  faculiaiea  benigne  coneessii  ad  q^in- 
quennium  ianium. 

Dai,  Romae  ex  AedOnu  dictae  8.  Congreg,  die 


et  anno  praedieUs.  Chuiü  sine  fdUt  BoluUtme  ftio- 
eunque  titulo. 

M.  Bamahh  secrets. 

II.  Facultates  pro  foro  interno  (nach 
Schulte  a.a.  0.  S.  425). 

Gabriel  miseratlone  divina  episcopus  Sabi- 
norum  S.  R.  £.  Cardinalis  Ferretti,  Abbas  S. 
Mariae  Farfensis,  SS.  Vlncentii  et  Anastasii  ad 
Aquas  salvias  Abbas  perpetuus  Commendatarius 
et  Ordinarius  SS.  DD,  Nostri  Papae  et  Sedis 
apostolioae  Maior  Poenitentiarius. 

Vobis  vere  in  Christo  Patri —  ad  quinquenMum 
duraiuraa  infrascriptas  communicamus  facul- 
tates quibus  pro  foro  conscientiae  per  vos  nve 
per  vestrum  vicarium  in  splritualibus  genermlem, 
dummodo  in  s.  presbyteratus  ordine  sit  conati- 
tutus,  etiam  extra  sacramentalem  oonfessionem 
pro  grege  vobis  commissa  et  infra  flnes  vestrae 
dioecesis  tantum  atque  de  special!,  in  unoqnoque 
casu  exprimenda  sedis  apostolioae  auctoritate 
vobis  delegata  uti  valeatis,  easque  canonico 
poenitentiario  neo  non  vicariis  foraneis  pro  foro 
pariter  conscientiae,  sed  in  actu  sacramentalis 
confessionis  duntaxat,  etiam  habitualiter,  si 
vobis,  placuerit,  aliis  vero  confessariis  cum  ad 
vos  sive  ad  praedictum  vicarium  generalem  in 
casibus  particularibus  poenitentium  recursum 
habuerint  pro  exposito  casu  impetiri  possitis, 
nisi  ob  peculiares  casus  aliquibus  confessarüi  a 
vobis  specialiter  subdelegandis,  per  tempus  ar- 
bitrio  vestro6tatuendum,illas  communicare  iodi- 
cabitis. 

1.  Absolvendi  ab  excommunicatione  ob  manns 
violentas  injectas  in  clericos  aut  presbyteros  vel 
in  reguläres,  dummodo  non  fuerit  sequuta  mors 
vel  mutilatio  seu  laethale  vulnus  aut  ossiam 
fractio ;  et  dummodo  casus  ad  forum  extemum 
deducti  non  fuerint;  iniunctls  iniungendls  et 
praesertim,  üt  parti  laesae  competenter  satisllat 

2.  Absolvendi  a  censuris  contra  duellantes  in- 
flictis  in  casibus  duntaxat  ad  forum  extemum 
non  deductis,  iniuncta  gravi  poenitentia  salutari 
et  aliis  iniunctisquae  fuerint  de  iure  iniungeuda. 

3.  Absolvendi   quoscunque  poenitentes  sive 
viios  sive  mnlieres  (exceptls  baereticis  publids 
sive  publice  dogmatizantibus)  a  quibusvis  seo- 
tentiis ,  censuris  et  poenis  ecclesiasticis  incuisis 
ob  haereses  tam  nemine  andiente  vel  advertente 
quam  coram  aliis  extematas,  ob  infldelitatem  et 
catholicae   fldei  abiurationem  private  admissas, 
sortilegia  ac  maleficia  etiam   cum  sociis  patrau 
nee  non  ob  daemonis  invocationem  cum  pacto 
donandi  animam  eique  praestitam  idolatriam  sc 
superstitiones  exercitas  ac  demum  ob  quaecunqne 
insinuata  falsa  dogmata,postquam  tamenpoenitens 
complices,  siquos  habeat,  prout  de  iure  denimcia- 
verit,  et  quatenus  ob  iustas  cauaas  nequeat  ante 
absolutionem  denunciare,  facta  a  poenltente  sexia 
piomissione  denunciationem  peragendi  cum  pri- 
mum  et  meliori  modo,  quo  fleri  poterit;  et  post- 
quam  in  singulis  casibus  ooram  abaolvente  hae- 
reses secrete  abiuraverit;   et  pactum  cum  male> 
dicto    daemone    initum    expresse    revocaverit, 
tradlta  eidem  absolventl  syngrapha  fonan  exa- 
rata  aliisque  mediis  superstitiosis  ad  omnia  com- 
burenda  seu  destruenda;  iniuncta  pro  modo  ex- 
cessuum  gravi  poenitentia  salutari  cum  frequentia 
sacramentorum  et  obligatlone  se  retractandi  apad 
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penonas,  eoram  qoibus  haeieses  manifestavit, 
et  reparandi  illata  scandala. 

4.  Absolvendi  a  cenBaris  inoazsis  ob  yiolatlo- 
nem  dausoiae  rogularium  utrlasquA  sexua,  dum- 
modo  non  fuerit  cum  intentione  ad  malum  flnem, 
etiam  effectu  non  sequuto  et  dummodo  casus  non 
fuerint  ad  foram  extemum  deducti  cum  congrna 
poenitentia  salatari.  Et  insuper  absolvendi  mu- 
lieres  tantum  a  censaris  et  poenis  ecdesiastioiB 
ob  Tiolationem  ad  malum  fluem  daasuraeyirorum 
religioBorum  incarsis,  dummodo  tamen  casus  oc- 
eulti  remaneantiniuncta  gravi  poenitentia  salutari 
cum  pioMbitione  accedendi  ad  eccleaiam  et  oon- 
ventum  seu  coenobium  dictoram  religiosorum 
durante  occasione  peccandi. 

ö.  Absolvendi  a  oensuris  ob  retentionem  et 
lectionem  libroiam  piohibitorum  incursis,  post- 
quam  tamen  poenitens  libios  proMbitos  quos  in 
suapotestatexetineat,  prout  de  iure,  consigua- 
Yerit  seu  consiguare  fecerit,  cum  congrua  salutad 
poenitentia. 

6.  Absolvendi  a  casu  Sedi  apostolicae  reser- 
valo  ob  accepta  muneia  a  regularibus  utiiusque 
sexus ,  iniuncta  poenitentia  et  quando  agitui  de 
muneribus  inJTra  Talorem  decem  scutoium  aliqua 
eleemosyna  absolventis  iudicio  taxanda  et  caute 
eroganda,  cum  primum  pojterit,  in  beneflcium 
xeligionis,  cui  facienda  esset  restitutio,  dummodo 
tamen  non  coustat,  quod  illa  fuerint  de  bonis 
propriis  religionis;  quatenus  vero  accepta  mu- 
nera  vel  fuerint  ultra  valorem  scutorum  decem 
Tel  constet,  fuisse  de  bonis  propriis  religionis, 
facta  priuB  restitutione,  quam  si  de  praesenti  ad- 
implere  nequeat,  praestita  in  manibus  absolven- 
tis obligatione  restituendl  intra  terminum  eins 
arbitrlo  praefiniendum,  alias  sub  reincidentia. 

7.  Absolvendi  religiosos  cuiuscunque  ordinis 
(etiam  moniales  per  confessarios  tamen  pro  ipsis 
a  Tobis  approbatos  vel  spedaliter  deputandos), 
non  solum  a  praemissis ,  sed  etiam  a  casibus  et 
cenauris  in  sua  religione  reservatis. 

8.  Pispensandi  ad  petendum  debitum  con- 
iogale  cum  transgressore  voti  castitatis ,  qui 
matrimonium  cum  dicto  voto  contraxerit :  huius- 
modi  poenitentem  monendo,  ipsum  ad  idem  Vo- 
tum servandum  teneri,  tam  extra  licitum  matri- 
monii  usum,  quam  si  marito  seu  uxori  respective 
supervixerit. 

9.  Dlspensandi  cum  incestuoso  sive  incestuosa 
ad  petendum  debitum  coniugale,  cuius  ius  ami- 
flit  ex  superveniente  occulta  afflnitate  per  copu- 
lam  camalem  habitam  cum  consanguinea  vel  con- 
aangoineo  sive  in  primo  sive  in  primo  et  secundo 
sive  in  secundo  gradu  suae  uxorls  seu  respectivi 
mariti,  remota  occasione  peccandi  et  iniuncta 
gravi  poenitentia  salutari  et  confessione  sacra- 
mentali  quolibet  mense  per  tempus  arbitrio 
dispensantis  statuendum. 

10.  Dispensandi  super  occulto  impedimento 
primi  necnon  primi  et  secundi  ac  secundi  tan- 
tum graduB  afflnitatis  ex  illicita  carnali  copula 
provenientis,  quando  agatur  de  matrimonio  cum 
dicto  impedimento  iam  contracto:  et  quatenus 
agatur  de  copula  cum  sua  putatae  uxorls  matre, 
dummodo  illa  secuta  fuerit  post  eiusdem  putatae 
uxoris  nativitatem  et  non  aliter,  monito  poeni.- 
tente  de  necessaria  secreta  renovatione  consensus 


cum  sua  putata  uxore  aut  suo  putato  marito,  cer- 
tiorato  vel  certiorata  de  nullitate  prioris  consen- 
sus, sed  ita  caute,  ut  ipsius  poenltentis  delictnm 
nusquam  detegatur;  remota  occasione  peccandi 
ac  iniuncta  gravi  poenitentia  salutari  et  con- 
fessione saoramentall  semel  in  mense  per  tempus 
dispensantis  arbitrio  statuendum. 

Item :  dispensandi  super  dicto  occulto  impedi- 
mento seu  impedlmentis  afflnitatis  ex  copula 
illicita  etiam  in  matrimoniis  contrahendis,  quando 
tamen  omnia  parata  sint  ad  nuptias  nee  matri- 
moninm  absque  periculo  gravis  scandali  differri 
possit,  usque  dum  ab  apostolica  sede  obtineri 
possit  dispensatio ;  remota  semper  occasione  pec- 
candi et  flrma  manente  conditione ,  quod  copula 
babita  cum  matre  mulieris  buius  nativitatem  non 
antecedat,  iniuncta  in  quolibet  casu  poenitentia 
salutari. 

11.  Dispensandi  super  occulto  criminis  impe- 
dimento, dummodo  sit  absque  ulla  macbinatione 
et  agatur  de  matrimonio  iam  contracto,  monitis 
putatis  coniugibus  de  necessaria  consensus  se- 
creta renovatione  ac  iniuncta  gravi  poenitentia 
salutari  et  confessione  sacramentali  semel  quoli- 
bet mense  per  tempus  dispensantis  arbitrio  sta- 
tuendum. 

i%  Dispensandi  super  impedimento  tertli  seu 
tertii  et  quarti  vel  quarti  simplicis  gradus  sive 
graduum  consanguinitatis  vel  afflnitatis,  super 
quo  seu  quibus  obtenta  fuerit  dispensatio  ab 
apostolica  sede  et  in  litteris  huiusmodi  dispen- 
sationis  reticita  fuerit  incestuosa  copula,  quae 
tamen  occulta  remaneat :  Ac  etiam  dispensandi 
seu  revalidandi  eiusmodi  litteras  irritas  ac  nutlas 
redditas  ex  Incestu  sive  post  petltam  dispensa- 
tionem  sive  post  iUius  expeditlonem  et  ante  re- 
specüvam  executlonem  patrato  ac  Iterato  usque 
ad  eandem  executionem  in  casibus  semper  occul- 
tis  sive  agatur  de  matrimonio  contrahendo  sive 
de  iam  contracto ,  monitis  in  matrimonio  con- 
tracto putatis  coniugibus  de  necessaria  mutui 
consensus  secreta  renovatione,  Iniuncta  in  slngu- 
lis  casibus  congrua  poenitentia  salutari. 

13.  Praeterea  absolvendi  a  censuris  et  poenis 
ecclesiasticis  eos  qui  sectis  vetitis ,  massonlds 
aut  carbonariis  allisque  similibus  nomen  dede- 
runt  aut  favorem  praestiterunt,  postquam  tamen 
a  respectiva  secta  omnino  se  separaverint  eamque 
abiuraverint,  libros,  manuscripta  ac  Signa  sectam 
respidentia,  si  quae  retineant ,  in  manibus  ab- 
solventis consignaverint  ad  ordinarium,  quam  pri- 
mum caute  transmittenda,  veraequepoenitentiae 
Signa  exhibuerint;  flrma  obligatione  denunciandi 
sectae  socios  ac  magistros,  prout  de  iure  et  quoad 
earbonarios,  eos  omnes  de  quibus  in  $.  „Praeci- 
pimus''  bullae,^cclesiam  a  Jesu  Gbristi^'  afel.  rec. 
Pio  VII.  editae  (—  v.  1821)  et  a  papa  Leone  XII. 
( —  Quo  graviora  v.  1825 — ^  eonflrmatae,  iniuncta 
pro  modo  oulparum  gravi  poenitentia  salutari 
cum  frequentia  saoramentalis  confessionis  aliis- 
que  iniunctis  de  iure  iniungendis. 

Datum  Bomae  in  Aedibus  nostris  die  8  Martii 
18Ö6. 

L.  S. 
Gratis  ubique, 

^  Diese  sind  abgedruckt  bei  Ginzel  K.  B. 
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[§  192. 


theilt  werden^.  Diese  Vollmachten  werden  technisch  als  facultates  bezeichnet,  and 
nicht  dauernd,  yielmehr,  obwohl  ihre  Emeuerang  herkömmlicher  Weise  erfolgt,  nnr 
auf  eine  bestimmte  Zeitperiode,  den  deutschen  Bischöfen  ohne  Unterschied  zwischen 
denen  für  das^brum  extemum  und/,  intemum  auf  fünf  Jahre ^  (daher  der  Name: 
facuUiUes  quinquennales,  Quinquennal-Fakultäten),  den  österreiciuschen  allein 
für  das/orum  intemum  auf  diese  Periode^,  fftr  das/,  extemum  aber  auf  Widerruf  der 
Propaganda  *  verliehen  ^. 

Uebrigens  sind  neben  den  herkömmlichen  derartigen  Fakultäten  manchmal  auch 
besondere,  diese  erweiternde  Vollmachten  gegeben  worden^,  und  auch  abgesehen 
von  denselben  werden  den  Bischöfen  noch  fElr  gewisse  Fälle  andere  selbstständige 
Fakultäten  gewährte 

Alle  derartigen  Vollmachten ,  selbst  wenn  sie  auf  eine  bestimmte  Zeit  ertheilt 
worden  sind,  können  durch  den  Papst  beliebig  widerrufen  werden  ^,  wenngleich  dies 
praktisch  wohl  kaum  vorgekommen  ist.  Sie  sind  an  die  Person  des  Bischofs  im  Hin- 
blick auf  seine  Stellung  zu  der  bestimmten  Diöcese  gebunden  und  erlöschen  daher, 


Anhang  S.  31  u.  S.  34.  Sie  stimmen  im  wesent- 
liohen  mit  denen  der  deutschen  Bischöfe  (s.  vor. 
Anm.)  übeiein. 

1  Ueber  die  etwa  den  Bischöfen  anderer  Län- 
der gewährten  liegen,  so  weit  ich  sehe,  keine 
ausreichenden  Publikationen  vor.  Wahrschein- 
lich ist,  dass  die  Bischöfe  in  den  übrigen  Missions- 
gebieten (s.  Th.  U.  S.  360)  ausser  Deutschland 
wenigstens  ähnliche  wie  die  deutschen  erhalten, 
nicht  aber  die  Bischöfe  in  Italien  (jedoch  mit 
Ausnahme  der  sicilischen)  und  ebensowenig  in 
Spanien,  s.  auch  Mejer  2,  213.  Für  die  fran- 
zösischen sind  derartige  Vollmachten  mehrfach 
auf  kurze  Zeit  während  der  Revolution  gegeben 
worden,  s.  a.a.O.,  und  auch  heute  kommen 
solche  jedenfalls  für  Ehedispensen  in  Frankreich, 
Graisson  manuale  lur.  canon.  n.  4402,  und  für 
die  sicilischen  Bischöfe,  Breye  Pii  IX.:  Multis 
gravissimis  ^%AL  15  v.  1864  (^Th.I.  S.522)  vor. 
Vgl.  auch  unten  Anm.  5.  Ueber  den  Inhalt  der 
Vollmachten  für  die  belgischen,  nordamerika- 
nischen und  englischen  Bischöfe  ist  mir  nichts 
bekannt. 

Uebrigens  sind  die  Vollmachten  für  die  Bischöfe 
verschiedener  Länder  nicht  gleich,  sondern  bald 
enger,  bald  umfassender.  Die  Kurie  hat  verschie- 
denartige Typen  von  Vollmachtsformularen ,  so- 
weit bekannt,  zehn  im  Gebrauch,  und  die  deut- 
schen Fakultäten  entsprechen  der  formula  tertia, 
M  e  j  e  r  a.  a.  0. 1,269  u.2, 216.  Die  erste  formula  ist 
weiter  (dieselbe  In  den  Acta  s.  sed.  7,  301).  Für 
die  noch  umfassenderen  giebt  es  keine  Formu- 
lare, weil  sie  als  ganz  ausserordentliche  betrach- 
tet werden,  Acta  s..8ed.  7,  301.  304. 

2  Die  ersteren  durch  die  Propaganda  auf  Vor- 
trag beim  Papste  und  Genehmigung  des  letzteren, 
die  anderen  durch  die  Pönitentiaria,  S.  800.  n.  2. 
Daher  entscheiden  diese  Kurialbehörden  auch 
etwaige  Zweifel  über  den  Umfang  der  einzelnen 
Vollmachten,  Arch.  f.  k.  K.  R.  6,  470;  21,  171 ; 
31,381. 

3  Ginzel  a.a.O.  S.  34. 

^  A.  a.  0.  S.  36 :  Et  praedictae  facultatis  gra- 
tis et  sine  uUa  mercede  e^Lerceantur  et  pro  tem- 


pore ad  beneplacitum  S.  Congregationis  de  Pro- 
paganda Fide  tan  tum  concessae  intelligantur'. 

5  Die  Vollmachten  der  französichen  Bisohöfe 
sind  nur  facultates  triennales,  d.  h.  sie  werden 
nur  auf  drei  Jahre  ertheilt,  die  für  die  sicilischen 
dagegen  dtcennalti. 

Auch  der  Feldvikar  oder  Feldbischof  der  Öster- 
reichischen Armee  (Th.  U.S. 337) hat — indessen 
nur  theilweise  mit  denen  der  übrigen  Bischöfe 
übereinstimmende  Vollmachten  ^o  foro  interna 
und  auch  einzelne  pro  foro  extemo  für  sieben 
Jahre  (facultates  septennaleajj  die  letzeren  bei  den 
Ehedispensen  übrigens  auf  eine  lOmalige  Dispen- 
sation von  jedem  Ehehinderniss  beschränkt,  und 
zwar  auf  spezielle  und  ausdrückliche  Ermäch- 
tigung des  Papstes  durch  die  Pönitentiaria  er- 
halten, Ginzel  a.a.O.  S.  67,  wahrend  dem 
ehemaligen  preussischen  Feldpropat  (Th.  IL 
S.  340)  seine  besonderen  Vollmachten,  welche 
aber  wesentlich  von  denen  des  österreiehisohen 
abwichen  und  fast  gar  keine  Dispensfakaltiten 
enthielten,  mit  dem  Kollationsbreve  von  1868: 
,;ad  nostrum  et  s.  sedis  apostolicaebeneplaeLtum**, 
Friedberg,  d.  Staat  u.  d.  Bischotswahlen. 
Aktenstücke  S.  269,  ertheilt  worden  sind. 

Ueber  die  Fakultäten  für  die  apostolisdien 
Vikare  in  den  Missionsgebieten  vgl.  Mejei  a.  a. 
0.  2,  269  u.  Zeitschr.  f.  Recht  u.  PoUtik  der 
Kirche  2,  212.  n.  1 ;  die  neuesten  Formulare  in 
Gollectan.  constitntionum  S.  Sedis  ad  usum  ope- 
rariorum  apostolicor.  societatis  missionum  ad  ex- 
teros  selecta.  Paris  1880.  p.  18  ff. 

«  Eine  solche  z.  B.  bei  Mejer  a.  a.  O.  2,  207. 
Anm. 

"^  So  z.  B.  die  Fakultät  vom  impedimentnm 
mixtae  religionis  zu  dispensiren,  welche  in  den 
Quinquennalfakultäten  nicht  enthalten  undmebr- 
fach  auf  Vortrag  der  Congregatio  negotioram  ee- 
clesiae  extraordinariorum,  Th.  1.  S.  568,  gegeben 
ist,  Kutsch ker  a.  a.  0.  4,  7&3. 

s  Denn  die  Ertheilung  auf  bestimmte  Zeit 
hat  nur  die  Bedeutung  einer  zeitlichen  Beschrän- 
kung der  übertragenen  Vollmacht,  aber  nlokt  die 
der  Entäusserung  des  aus  der  Stellung  des  Papstes 
als  Auftraggebers  folgenden  Wideirafsieehtea. 
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fldls  er  stirbt  oder  ans  dem  betreffenden  bischöflichen  Amt  anf  irgend  eine  Weise 
ansscheidet^.  Dagegen  hebt  der  Tod  des  Papstes  w&hrend  der  Zeitperiode,  auf 
welche  die  Fakultäten  ertheilt  sind;  dieselben  nicht  auf,  vielmehr  dauern  sie  trotzdem 
fillr  den  noch  laufenden  Rest  der  Frist  fort  2. 

Durch  die  Fakultäten  erhält  der  damit  betraute  Bischof  zwar  die  Befugniss,  in- 
nerhalb der  darin  bezeichneten  Oränzen  Namens  des  Papstes  die  Dispensation  selbst- 
ständig zu  gewähren,  imUebrigen  tritt  er  aber  dabei  nicht  in  all  und  jeder  Beziehung 
an  Stelle  desselben,  weil  ihm  andere  päpstliche  Rechte  nicht  mit  übertragen  werden^. 

§.  193.    3.  Das  Rec?U  zur  Primlegien-ErÜieüung*. 

I.  Begriff  des  Privilegiums.  Unter  Privilegium  *  im  engeren  Sinne  ver- 
steht man  eine  besondere ,  von  dem  gemeinen  Recht  abweichende  Rechtsnorm  (s.g. 
lex  specialis) ,  welche  nur  für  eine  Person  oder  eine  Sache  oder  auch  eine  Mehrheit 
solcher ,  aber  nicht  ausnahmslos  für  alle  gleicher  Art ,  gegeben  wird  und  die  recht- 
liche Stellung  derselben  in  bestimmter  Beziehung  regelt^.  Das  Privilegium  erfüllt 
die  positive  Funktion,  neues  und  zwar  Spezialrecht  zu  schaffen.  Dies  gehört  zu  sei- 
nem Wesen  und  gerade  dadurch  unterscheidet  es  sich  von  der  Dispensation  ^,  welche 
nur  gegenüber  dem  bestehenden  Recht  negativ  wirkt ,  insofern  sie  die  Wirksamkeit 
desselben  für  einen  bestimmten  Thatbestand  ausschliesst.  Allerdings  beseitigt  das 
Privilegium  ebenfalls  zugleich  die  Geltung  des  gemeinen  Rechts  für  das  enge  Gebiet, 
welches  es  zum  Gegenstand  seiner  Regelung  macht ,  aber  principiell  und  definitiv, 
um  für  dasselbe  an  Stelle  des  bisherigen  gemeinen  Rechts  eine  andere  Norm  zu 
setzen ,  während  die  Dispensation  gerade  den  Rechtssatz ,  in  Bezug  auf  welchen  sie 
erfolgt,  an  sich  in  Kraft  lässt  ^. 


^  GongT.  conc.  in  Rlohters  Tridentlnnm 
S.  271.  n.  123;  Schulte,  Ehereoht  S.  379. 
Daher  die  AnweiBung{ln  den  faoultates  pio  f.  ex- 
terne in  n.  20  (s.  0.  S.  802.  Anm.}. 

2  Das  folgt  aas  dem  Zwecke  der  Fakultäten 
und  der  Art  ihrer  Ertheiinng ,  b.  übrigens  auch 
Th.  I.  S.  194. 

d  Das  weitere  in  der  Lehre  yom  Dispensations- 
reeht  der  Bischöfe  unten  $.  196. 

*  tit.  X.  de  privileglis  et  excessibus  privile- 
giatorum  V.  33 ;  in  VIto  V.  7 ;  in  Clem.  V.  7;  in 
Extr.  Joann.  XXII.  tit.  11;  in  Extr.  comm.  V.  7. 

Gonst.  Langhaynder,  de  multiplici privi- 
legiorum  signiflcatione  Salisb.  1766;  J.  G.  Sie- 
gel, de  genuine  privilegiorum  conceptu.  Lips. 
1741;  G.  F.  Wasmuth,  de  privileg.  natura. 
Göttingen  1787 ;  H  e  1  m  b  a  c  h  i.  Weiske  s  Rechts- 
lexikon 8,  492  ff. ;  Schlayer,  Darstellung  u. 
Lehre  von  den  Privilegien  in  Zeitsohr.  f.  Giyil- 
recht  u.  Proz.  N.  F.  (1855)  12,  68;  Phillips 
5,  95ff.  u.  Schulte  K.  R.  1,140;  s.  auch 
▼.  Gerber(S.  790.  n.  1). 

^  In  der  kanonischen  Rechtssprache  auch :  Ux 
prhata ,  c.  25.  X.  de  V.  S.  V.  40 ;  indulgentia^ 
c.  21.  eod.  u.  c.  17. 19.  h.  t.  V.  33;  benefieium, 
c.  9.  h.  t.,  in  späterer  Zeit  auch  indiUtum  ge- 
nannt. 

&  Die  Begründung  dieser  Definition  ergeben 
die  folgenden  Ausführungen.  Im  wesentlichen 
ebenso  Schulte  a.  a.  O.  S.  142. 


^  Welche  freilich  noch  bis  auf  die  neueste  Zeit 
ebenfalls  als  Privileg  betrachtet  wird,  s.  z.  B. 
üeimbach  a.  a.  0.  S.  493;  Schlayer  a.  a.  0. 
S.  60;  V.  Wächter,  Pandekten  1,89;  Dern- 
burg,  preuss.  Privatrecht,  3.  Aufl.  1,  46,  wel- 
cher letztere  die  Dispensation,  ebenso  wie  die 
Begnadigung  als  Arten  der  Privilegien  hinstellt. 

^  Wenn  Phillips  K.  R.  5,  104. 105  den  Un- 
terschied darin  setzt ,  dass  das  Privilegium  auf 
längere  Dauer,  die  Dispensation  nur  für  einen 
einzelnen  Akt  gegeben  wird ,  so  ist  abgesehen 
von  der  Unbestimmtheit  des  Ausdrucks :  „längere 
Dauer''  dabei  übersehen ,  dass  die  Dispensation 
für  den  konkreten  Thatbestand,  für  welchen  sie 
die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  suspendirt,  eben- 
falls dauernd  wirkt,  so  ist  z.  B.  die  Weihe  eines 
von  einer  Irregularität  Dispensirten  für  alle  Zeit 
eine  erlaahte  und  die  auf  Grund  der  Dispensa- 
tion erfolgte  Eheschliessung  erzeugt  fortdauernd 
die  Wirkungen  einer  gültigen  Ehe.  Gegen  ihn 
auchFiebag(8.  0.  S.789n.*)p.  33;  Schulte 
K.  R.  1, 141.  Letzterer  bezeichnet  die  Dispensation 
als  Quelle  eines  subjektiven ,  nicht  aber  objek- 
tiven Rechtes.  Dieser  Auffassung  muss  aber  ent- 
gegengehalten werden,  dass  die  Dispensation 
niemals  eine  subjektive  Berechtigung,  wenn  man 
nicht  etwa  darunter  ein  Recht  auf  Benutzung 
derselben  verstehen  will,  hervorbringt,  während 
gerade  umgekehrt  das  Privilegium,  indem  es  ob- 
jektives  Spezialrecht  festsetzt,    auch    zugleich 


806 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirclie  durch  dieselbe. 


[§.  193. 


Das  Privileginm  im  engeren  Sinne  gränzt  sich  ferner  von  dem  Privileginm  in 
der  weiteren  Bedeutung^  oder  von  dem  s.g.  ius  singulare  begriffsmässig  dadurch  ab, 
dass  das  letztere  die  Verhältnisse  ganzer  Klassen  von  Personen  oder  Sachen  mit 
Rücksicht  auf  die  ftlr  dieselben  in  Frage  kommenden  Besonderheiten  nnd  eigenthflm* 
liehen  Bedürfnisse  allgemein  normirt^,  dass  es  also  in  der  ratio  iuris  begründete  Son- 
derbestimmungen ,  welche  für  gewisse  engere  Kreise  das  ius  conmiune  bilden ,  auf- 
stellt, während  das  Privilegium  im  eigentlichen  Sinn  nur  die  individuelle  Stellung  der 
Person  oder  Sache  oder  einer  Mehrheit  solcher  ohne  Rücksicht  auf  die  für  alle  Per- 
sonen oder  Gegenstände  derselben  Gattung  in  Frage  kommenden  Gesichtspunkte  zu 
regeln  beabsichtigt  und  regelt.  Die  Möglichkeit  des  üebergehens  der  einen  Art  von 
Privilegien  in  die  andere  Art,  d.  h.  die  allmählige  Erweiterung  der  individuellen  lex 
specialis  in  ius  singulare,  ist  aber  nicht  ausgeschlossen.  Sie  tritt  ein,  wenn  ein  eigent- 
liches Privileg,  welches  zunächst  nur  für  eine  bestimmte  Person  oder  Sacbe  gege- 
ben worden  ist,  allmählig  z.  B.  wegen  Gleichheit  der  obwaltenden  Yerbältnisse 
auf  eine  immer  grössere  Zahl  von  Personen  oder  Sachen  derselben  Art  übertragen 
und  nunmehr  der  Inhalt  der  lex  specialis  als  die  ganze  Klasse  umfassendes  Recht 
festgestellt  wird.  Die  Zwischenstufe  in  dieser  Entwicklung  bildet  das  Stadium ,  in 
welchem  die  Verleihung  des  Privilegs  herkömmlicher  Weise  für  alle  derselben 
Kategorie  angehörigen  Personen  oder  Sachen  erfolgt,  aber  der  Inhalt  desselben  noch 
nicht  zum  ius  singulare  für  diese  erhoben  worden  ist.  Gerade  auf  dieser  Stufe  ist  das 
kirchliche  Recht  für  manche  Verhältnisse  stehen  geblieben^.  Formell  liegt  in  diesen 
Fällen  noch  immer  ein  Privileg  im  engeren  Sinne  vor,  aber  die  Fülle  gleichlautender 
Privilegien  dieser  Art  schafft  materiell  ein  für  die  ganze  betheiligte  Klasse  gleiches 
Recht,  welches  seinem  inneren  Charakter  nach  dem  ius  singulare  gleichkommt 

Von  Einzelnen  wird  der  Begriff  des  Privilegs  im  eigentlichen  Sinne  dahin  be- 
stimmt, dass  dasselbe  eine  subjektive  Berechtigung  für  den  Begünstigten  gewähren 
müsse ^.  Für  das  kirchliche  Recht  ist  dies  ebensowenig  richtig,  wie  für  das  staat- 
liche^. Allerdings  finden  sich  auf  dem  Gebiete  der  Kirche  zahlreiche  Privüegien, 
welche  diesen  Inhalt  haben,  wie  z.  B.  auf  Gewährung  der  iurisdictio  quasi  episcopa- 
lis  in  verschiedenem  umfange  ^,  der  Primatenwürde  und  der  Primatialrechte  ^,  des  Pa- 
tronatrechtes,  ohne  das  Vorliegen  der  nach  gemeinem  Recht  erforderlichen  Ent- 
stehungsgründe ^,  des  Präsentations-  oder  Nominationsrechtes  auf  Bisthümer^,  einer 
Reihe  von  Ehrenrechten  für  Geistliche ,  welche  auf  solche  Auszeichnungen  nach  ge- 
meinem Recht  keinen  Anspruch  haben  ^^^  femer  auf  Beilegung  der  Testirbefugniss 


konkrete  subjektive  Berechtigungen   gewähren 
kann.   Davon  naohher  im  Text. 

1  Wie  sie  die  regelmässige  in  den  römischen 
Rechtsquellen  ist.  vgl.  v.  Savigny  Syst.  d. 
beut.  rom.  Rechts  1,  65,  während  das  Privilegium 
im  engeren  Sinn  constituiio  peraonaliSj  1.  1.  §.  2 
D.  de  const.  princ.  I.  4  u.  privatum  Privilegium, 
1.  4.  C.  Th.  XV.  3  genannt  wird. 

2  Hierher  geboren  z.  B.  die  privilegia  clerico- 
mm,  Th.  I.  S.  118  ff.,  s.  auch  Trid.  Sess.  VII.  o. 
10  de  ref.,  wo  ,,privilegiam  clericale"  in  dieser 
weiteren  Bedeutung  gebraucht  wird. 

»  Das  ist  z.  B.  der  Fall  mit  den  Th.  I.  S.  354 
unter  No.  15  erwähnten  Privilegien  der  Kardi- 
näle, femer  mit  den  Privilegien,  namentlich  den 
Exemtionsprivilegien  der  eigentlichen  Orden. 


*  v.  Gerber  a..a.  0.  S.  470.  471;  H. 
Schnitze,  prenss. Staatsrecht 2, 260 n.  deutsch. 
SUatsrecht  S.  535. 

^  Für  letzteres  ebenso  La  band,  Staatsrecht 
des  deutschen  Reichs  2,  3. 

«  Th.  II.  S.  343.  n.  5 ;  S.  346.  n.  6  u.  S.  847. 

^  Th.  I.  S.  594.  597  ff. 

8  S.  0.  S.  30 ;  femer  des  Präsentationsrechtes 
auf  die  erste  Stelle  in  Kapiteln,  s.  o.  S.  61. 

»  S.  Th.  11.  S.  610  n.  diesen  Theil  o.  S.  37.40. 

^0  So  Verleihung  des  Palliums  an  gewöhnliche 
Bischöfe ,  Th.  11.  S.  35.  n.  5 ;  Gewährang  des 
Rechtes  an  einen  Erzbischof,  das  Pallium  überall 
zu  tragen,  a.  a.  0.  n.  3 ;  des  Gebrauches  der  Pon- 
tiflkalien  für  praelati  inferiores  und  Dignitäre  in 
den  Stiftern,  Th.  II.  S.  346.  u.  S.  117;  einef 
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an  Personen,  welchen  diese  sonst  nach  dem  kanonischen  Kecht  fehlte,  auf  Vornahme 
Ton  gottesdienstiichen  Handlangen  an  Orten,  an  welchen  dieselben  sonst  ansgeschlos- 
sen  sind^  nnd  nnter  Umständen,  bei  deren  Vorliegen  sie  regelmässiger  Weise  nicht 
Yolkogen  werden  dürfen  \  Aber  andererseits  giebt  es  auch  eine  Anzahl  von  Privi- 
legien ,  welche  ftlr  den  Begünstigten  selbst  lediglich  einen  negativen  Inhalt  haben, 
wie  alle  diejenigen ,  welche  eine  Befreiung  von  dem  gesetzlich  regelmässigen  Unter- 
werfungsverhältniss,  wie  die  Exemtionen  von  dem  Metropolitanverbande  für  Bis- 
thümer  ^  und  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion  für  Orden  und  Klöster,  auf  Freiheit  von 
Abgaben,  wie  z.  B.  von  Zehnten  ^,  auf  Ausschliessung  der  Verhängung  des  Interdikts 
oder  der  Exkommunikation  (ausser  durch  den  Papst  oder  ohne  Genehmigung  dessel- 
ben) gewähren  <'.  Trotzdem  treflfen  die  oben  angegebenen  Merkmale  des  Privilegien- 
begriffs  auch  in  diesen  Fällen  zu.  Denn  entweder  tritt  bei  ihnen  zugleich  mit  der 
negativen  Wirkung  für  den  Privilegirten  eine  anderweite  positive  Neuordnung  ge- 
wisser Verhältnisse  desselben  ein^  oder  mindestens  erfährt  das  gemeine  Recht  für 
den  letzteren  eine  definitive  Abänderung ,  und  es  wird  für  ihn  ein  neuer  Rechtssatz, 
Welcher  allerdings  einen  negativen  Inhalt  haben  kann,  geschaffen  ^. 

Da  das  Privileg  begrifflich  ein  spezielles  Recht  für  einen  bestimmten  Fall  schafft, 
so  ergiebt  sich  endlich ,  dass  die  Uebertragung  gewisser  Befugnisse ,  welche  einer 
höheren  kirchlichen  Instanz  kraft  eigenen  Rechtes  zustehen,  zur  stellvertretenden 
Ausübung  an  einen  untergeordneten  Eirchenoberen  niemals  Ertiieilung  eines  Privi- 
legiums in  dem  hier  fraglichen  Sinne  ist  K 


nicht  im  gemeiuen  Recht  begründeten  Yoiranges, 
a.  a.  O.  S.  376 ;  Gewährung  der  Stellung  einer 
baaiUea  minor  an  eine  Kirche ,  const.  Pli  YII : 
In  summe  y.  1806,  bull,  Rom.  oont.  13,  61. 

i  An  die  Kardinäle,  Th.  I.  S.  355  unter  d; 
an  einzelne  Mönche,  Singer,  Beseitigung  der 
für  OrdeuBpersonen  bestehenden  Beschränkungen 
ün  eommereium  mortis  causa.  Innsbruck  1880. 
S.  34  «f. 

2  Wie  an  interdiclrten  Orten,  c.  24  (Later.  IV. 
V.  1215)  X.  h.  t.  V.  33. 

^  S.  z.  B.  die  o.  S.  802.  Anm.  mitgetheilten 
faeultates  in  foro  externe  n.  15. 

*  Th.  II.  S.  330.  331. 

5  c.  10  (Alex.  III.)  X.  de  decimis  III.  30. 

®  Derartige  Privilegien  kommen  im  12.  und  13. 
Jahrhundert  zahlreich  vor,  z.  B.  Jaff^,  reg. 
I. ed. n. 9936. 10313. 10484 ;  Po tth ast , n.  1722. 
4911.  10260. 10261.  10699.  11023;  s.  auch  o.  5 
(Clem.  IV.)  in  VIto  h.  t.  V.  7. 
]  \^  So  heisst  die  Exemtion  eines  Bischofs  vom 
Metropolitanverbande,  der  Orden  von  der  Juris- 
diktion des  Bischofs,  die  Freiheit  von  dem  Inter- 
dikt oder  der  Exkommunikation  des  gemein- 
rechtlich zur  Yerhängung  berechtigten  nicht :  die 
Wli^samkeit  der  Rechtssätze,  dass  der  Bischof 
dem  Erzbischof  in  bestimmten  Beziehungen 
untersteht,  der  Orden  dem  Bischof  in  allen  Be- 
ziehungen unterworfen  ist  und  der  regelmässig 
Berechtigte  das  Interdikt  oder  die  Exkommuni- 
kation verfügen  darf,  vrird  im  gegebenen  Fall 
suspendirt,  sondern  jeder  dieser  Rech tssätze  wird 
überhaupt  für  einen  solchen  Fall  in  seiner  Gel- 
tung ausgeschlossen  und  es  treten  für  die  Wahr- 
nehmung der  betreffenden  Rechte  gegenüber  dem 
Privilegirten  andere  Personen,  z.  B.  der  Papst 


oder  die  Ordensoberen  ein.  Darum  kann  man 
diese  Fälle  nicht  begrüflich  zur  Dispensation 
rechnen,  ebensowenig,  wie  die  Yerleihung  des 
Testirprivilegiums  für  einen  Mönch  blosse  Sus- 
pension des  Rechtssatzes  ist ,  dass  Mönche  kein 
Testament  machen  können,  vielmehr  zugleich 
die  Positive  besagt,  dass  sie  berechtigt  sind, 
über  eine  bestimmte  Art  von  Yermögen  zu  tes- 
tiren.  Ein  analoges  Beispiel  auf  dem  Ge- 
biete des  Givilrechtes  bietet  die  Ertheilung  der 
venia  aetatis.  Damit  ist  nicht  nur  für  den  Min- 
deijährigen  die  Wirksamkeit  des  Satzes,  dass  die 
Majorität  mit  25  oder  21  Jahren  eintritt,  ausge- 
schlossen, denn  mit  der  blossen  Negative  dieses 
Satzes,  welche  als  Dispensation  aufgefasst  wer- 
den könnte,  ist  niemals  bestimmt,  mit  welchem 
Termin  die  Handlungsfähigkeit  eintritt ,  es  be- 
darf dazu  der  positiven  Festsetzung  eines  Alters- 
termins  und  diese  liegt  im  gegebenen  Fall  vor, 
denn  sie  wird  hier  für  die  einzelne  Person  auf 
das  Alter,  welches  sie  im  Momente  der  Gewäh- 
rung der  venia  erreicht  hat,  normirt.. 

8  Das  ist  z.  B.  der  Fall  bei  den  Privilegien 
auf  Befreiung  von  der  Zehntpflicht.  Die  juri- 
stische Bedeutung  derselben  ist  nicht  Suspension 
des  Rechtssatzes :  alle  haben  Zehnten  zu  zahlen, 
sondern  es  wird  einer  bestimmten  Person  trotz 
des  bestehenden  Gesetzes  über  die  Zehntpflicht 
die  Berechtigung  gewährt,  keine  Zehnten  zu  ent- 
richten. Indulte  an  Zehntpflichtige  auf  Erlass 
des  Zehnten  für  einen  Termin  oder  auf  eine  Reihe 
von  Jahren  haben  eine  andere  rechtliche  Natur, 
sind  aber  ebenfalls  keine  Dispensationen,  s.  dar- 
über unten  §.  194. 

9  Demnach  sind  die  in  den  Quinquennal- 
fakultäten  den  Bischöfen  ertheilten  Ermäohü- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  193. 


Endlich  gehört  es  nach  kanonischem  Recht  zum  Begriff  des  PriTÜegiuma ,  dass 
dasselbe  für  den  Berechtigten  eine  Gunst  oder  einen  Vortheil  enthlUt^  denn  privi- 
legia  odiosa  kennt  das  kanonische  Recht  nicht  ^. 

n.  Arten  und  Eintheilungen  der  Privilegien.  Man  pflegt  1.  die  Pri- 
vilegien in  privilegia  contra  ius  und  p.  praeter  ius  oder  ultra  im  einzutheilen^  je  nach- 
dem sie  eine  Bestimmung  des  ius  commune  aufheben  oder  blos  neben  demselben  her- 
gehen ^.  Indessen  hat  man  es  schon  im  Mittelalter  für  wesentlich  zum  B^riff  des 
Privilegiums  erklärt,  dass  dasselbe  contra  ius  gehen  müsse  ^,  und  in  der  That  hat  die 
erwähnte  Eintheilung  keine  Realität^.  Jedes  Privileg  ist  eine  lex  specialis,  welche 
von  dem  gemeinen  Recht  abweicht,  das  bedingt  sein  Charakter.  Ob  es  aber  zugleich 
einen  ausdrücklich  formulirten  8atz  desselben  beseitigt  oder  nur  die  ans  solchem 
folgenden  Eonsequenzen  ausschliesst  ^,  erscheint  juristisch  bedeutungslos. 

Femer  scheidet  man  die  Privilegien  mit  Rücksicht  auf  ihren  Inhalt  in  pr,  affit- 
maüva ,  welche  dem  Privilegirten  eine  Befugniss  einräumen  oder  ihm  etwas  nicht  an 


gungen,  in  gewlgsen  päpstlichen  Fällen  statt  des 
Papstes  Dispensationen  und  Absolutionen  zu  er- 
theilen,  keine  Privilegien,  wie  Phillips  S. 
105.  annimmt.  S.  auch  Schulte,  K.  R.  2,  143. 
n.  13. 

^  Das  ergieht  schon  die  Bezeichnung :  Bene- 
flcium  für  Privileg,  s.  o.  S.  805.  n.  4. 

^  Wird  doch  dieser  Ausdruck  von  den  Neueren 
auch  nur  für  ius  singulare  gebraucht,  welches 
gewisse  Kategorieen  von  Personen  und  Sachen 
ungünstiger  als  das  gemeine  Recht  stellt,  W  i  n  d- 
scheid^  Pandekten  §.  29.  Privilegia  odiosa  in 
diesem  Sinne  kommen  allerdings  auch  auf  dem 
Boden  des  kirchlichen  Rechts  vor,  z.  B.  die  Ge- 
setze über  die  Ketzer.  Die  älteren  Kanonisten 
sprechen  allerdings  auch  von  privilegia  odiosa 
bei  den  Privilegien  1.  e.  S.,  verstehen  aber  dar- 
unter solche,  welche  für  Dritte  lästig  sind,  s. 
Schmalzgrueber  V.  33.  n.  64. 

3  Reiffenstuel  V.  33. n. 7.  8;. Schmalz- 
grueber V.33.n.  74.  75;  Ferraris,  prompta 
biblioth.  s.  v.  Privilegium  art.  I. n.  3;  Phillips 
5, 105;  Schulte  1,  143. 

*  Ilostiensis  summa  ad  h.  t,  n.  1 :  „privatum 
sive  singulare  ius  contra  commune  indultum; 
Glosse  ad  c.  1.  in  VIto  de  constit.  1.  2.  s.  v. 
noscatur:  „si  rescriptum  concedit  contra  ius, 
immo  in  eo  mutatur  nomen  rescripti  et  dicendum 
est  Privilegium;''  Abbas  ad  c.  olim  (16)  de 
V.  S.V.  40  (bei  Schulte  1,  143.  n.  12):  „et 
tunc  proprie  dicitur  beneflcium  liberalitM  seu 
quaedam  gratia  coneessa  sine  alterius  praeiudicio 
praeter  ius  commune  y  ut  quando  princeps  con- 
cedit aliqua  iura  se  spectantia,  illud  proprie 
dicitur  beneflcium  et  non  Privilegium  et  illud 
debet  largissime  interpretari,  quia  tantum  prae- 
iudicatur  concedenti;  et  in  hac  specie  intellige 
iura  quae  dicunt,  quod  beneflcia  principis  debent 
largissime  interpretari.  Privilegium  vero  est 
quoddam  beneflcium  contra  ius  et  dicitur  Privi- 
legium quasi  privata  lex,  quia  est  contra  legem 
communem;  appellatur  beneflcium,  quiatribuit 
gaudium  ei  cui  conceditur,  et  tale  Privilegium 
debet  largissime  interpretari.  Sed  in  quantum 
praeiudicat  tertio  vel  iuri  communi  debet  stricte 


interpretari  ...  et  in  hoc  privilegio  non  habeot 
locum  illa  iura  quae  dicunt,  beneflcia  principis 
largissime  interpretanda  nisi  modo  praedicto  re- 
scriptum vero  est  beneflcium  secundum  ius.^ 

Wie  schon  in  der  letzten  Stelle,  so  wird  dann 
auch  in  der  späteren  Literatur  an  diese  Ein- 
theilung eine  Unterscheidung  hinsichtlich  de? 
Art  der  Interpretation  der  Privilegien,  R  ei  f  f  eu- 
stuel ,  1.  c.  n.  7 — 8  u.  ff.  3.  n.  130;  Schmalz- 
grueber  n.  124.  125;  Ferraris  art.  2  n.  27. 
28,  und  des  Kreises  der  Personen,  für  welche 
das  Privileg  mit  rechtlicher  Wirkung  ertheilt 
werden  kann,  Schmalzgrueber  u.  74.  75,  an- 
geknüpft, ohne  dass  dies  seine  ausreichende  Be- 
gründung hat,  s.  auch  unten  Nr.  V. 

9  Wenn  Schulte  1,  143.  n.  13  nach  dem 
Vorgange  von  Pirhing  V.  33.  n.  2  hier  von 
einem  Wortstreit  spricht,  so  ist  das  nicht  richtig. 

In  der  That  weiss  die  herrschende  Theorie  aU 
stehendes  Beispiel  für  ein  Privilegium  praeter 
ius  (s.  die  citirten  Aelteren  in  Anm.  3)  kein  an- 
deres, als  die  Uebertragung  der  Dispensations- 
und  Absolutionsgewalt  für  gewisse  reservirte 
Fälle  anzugeben  wobei  indessen  von  Ertheiinng 
eines  Privilegiums  keine  Rede  ist  s.  o.  S.  807; 
nur  Schmalzgrueber,  1.  o.  n.  75 reiht  merk- 
würdiger Weise  c.  35.  G.  XI.  qu.  1  (eonst.  1  Sii^ 
mond.  Ablavio  data)  über  die  Ausdehnung  der 
Jurisdiktion  der  Bischöfe  auf  die  Givilsaohen  der 
Laien  den  privilegia  praeter  ius  an. 

0  Beispielsweise  enthält  die  Ertheilung  des 
Palliums  an  Bischöfe  stets  eine  Abänderung  des 
Satzes,  dass  nur  die  Erzbischöfe  ein  Recht  auf 
dasselbe  haben.  Vollends  ist  es  eine  eontradictio 
in  adiecto  von  besonderen  privilegia  »eeundum 
ius  commune  zu  sprechen.  Dazu  hat  c.  7.  (Inn. 
III.)X.  de  procurat.  I.38dle  Veranlassung  gegeben, 
wodurch  der  Papst  den  Pariser  Scholaren  unter 
dem  Bemerken,  dass  ihnen  dies  schon  nach  ge- 
meinem Recht  zustehe,  die  Befugniss  verleiht, 
sich  einen  Prokurator  zu  bestellen,  während  in- 
dessen nach  französischem  Recht  die  Freiheit  da- 
zu nicht  anerkannt  war.  Brunner,  d.  französ. 
Inhaberpapier.  Beriin  1879.  S.  8.  9.  Das  Richtige 
schon  bei  Schmalzgrueber,  1.  o.  n.  10.  Vgl. 
auch  Phillips  5,  107. 
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sich  in  seiner  Macht  Stehendes  gewähren ,  nnd  negativa,  welche  eine  Unterlassung 
gestatten  oder  von  einer  Leistung  des  ins  commune  befreien  ^,  ohne  dass  aber  diese 
EintheiluDg  bei  dem  mannichfachen  möglichen  Inhalt  der  Privilegien  erschöpfend 
wftre  \ 

Je  nach  der  Stellung  des  Privilegirten  theilt  die  Doktrin  femer  die  Privilegien 
in  die  p.  personaiia,  realia  und  mixia  ein  ^,  d.  h.  a.  solche,  welche  nur  einer  einzelnen 
bestimmten  Person^,  b.  diejenigen,  welche  einem  Amte,  einer  Kirche  oder  einem 
Orte^,  endlich  c.  diejenigen,  welche  einer  Mehrheit  von  Personen,  einem  Corpus, 
einer  Gemeinschaft  in  der  Art  ertheilt  werden,  dass  alle  oder  auch  jeder,  welcher  zur 
Zeit  der  Verleihung  oder  selbst  später  zu  der  Gemeinschaft  gehört,  sich  des  Privilegs 
bedienen  kann^,  während  im  letzteren  Falle  allein  ein  persönliches  Privileg,  welches 
entweder  einer  juristischen  Person  oder  allen  zu  derselben  gehörigen  einzelnen  Mit- 
gliedern gewährt  ist  7,  vorliegt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Dauer  der  Ertheilung  spricht  man  femer  von  pr,  perpeiua 
nnd  temporaUay  welche  letzteren  nicht  nur  die  auf  Zeit  ^,  sondern  auch  die  unter  einer 
Resolutivbedingung  gegebenen  umfassen. 

Sodann  werden  weiter  im  Hinblick  anf  das  Motiv  der  Ertheilung  geschieden^ 
die  p.  convetUionalia^^  ixu^ pura,  je  nachdem  sie  auf  Gmnd  einer  Gegenleistung  oder 
ohne  eine  solche  gewährt  werden,  ferner  die  p.  groHosa  und  remuneratoria^^,  wenn 
das  Motiv  eine  blosse  Gunstbezeigung  oder  eine  Entlohnung  oder  Vergeltung  bildet  ^^. 


i  Phillips  5,  119  u.  Schulte  1,  144. 

»  So  ordnet  sich  das  c.  25  (Inn.  III.)  X.  de  V. 
S.  y.  40  erwähnte  Privileg,  dass  ein  Kloster  ge- 
halten ist,  stets  ans  den  Mönchen  eines  anderen 
(Matter-)  Klosters  seinen  Aht  zu  wählen ,  dieser 
Einthellnng  nicht  nnter.  FOr  das  letzere  liegt 
zwar  in  der  Bestimmnng  über  die  Qualifikation 
zur  Abtwürde  in  dem  Tochter-Kloster  eine  Be- 
günstigung Tor,  aber  eine  besondere  Befugniss 
oder  besondere  Macht  wird  ihm  durch  das  Privi- 
legium nicht  gewährt. 

3  Beiffenstuel  Y.  3.  n.  13  ff. ;  Schmalz- 
grneber  y.  33.  n.  33 ff. ;  Ferraris  artl.  n.Ö; 
Phillips  5,  118;  Schulte,  1,  144. 

^  Privilegium  personale  in  reg.  7.  in  yi^  de 
R.  J. ;  hierher  gehört  z.  B.  die  Gewährung  des 
Palliums  an  einen  gewöhnlichen  Bischof. 

5  Wie  die  Privilegirung  einer  Kirche,  s.  o.  S. 
806.  n.  10 ,  oder  die  Oewährnng  von  Privilegien 
für  ein  Amt,  z.  B.  yerleihung  der  Primatenwürde 
oder  des  Titels  als  legatus  natus  an  einen  ge- 
wissen Bischofssitz  für  den  jeweiligen  Inhaber. 
Gewöhnlich  rechnet  man  auch  hierher  £xem- 
tionspriyilegien  für  Klöster  und  Orden,  aber 
diese  sind,  soweit  es  sich  um  den  Orden  und  das 
Kloster  als  Rechtssubjekt  handelt  und  die  dazu 
gehörigen  Personen  in  Frage  stehen,  den  persön- 
lichen zuzuzählen. 

0  Diese  werden  mixta  genannt,  weil  man  in 
der  Zugehörigkeit  zu  einem  dauernden  corpus 
das  reale,  in  der  Berechtigung  der  einzelnen 
Personen  das  personale  findet  Man  bezeichnet 
sie  auch  als  p.  corporalia, 

^  Im  ersteren  Fall  steht  die  Ausübung  dem 
Organ  der  juristischen  Person  zu,  im  anderen 
sind  alle  zu  derselben  gehörigen  Personen  im 
Hinblick  auf  diese  ihre  Eigenschaft  privilegirt. 


8  Gleichviel ,  ob  auf  eine  fest  bestimmte  Zeit 
oder  auf  unbestimmte,  wie  die  Lebensdauer  des 
Begünstigten  oder  des yerleihers,  vgl.  Reif  fen- 
stuel  n.  18;  Schmalzgrueber  n.  62. 

»  Die  citirten  Schriftsteller. 

10  Als  Beispiel  führt  Phillips  5,  120  die  in 
Konkordaten  gewährten  auf. 

11  Dahin  rechnet  man  die  meisten  Privilegien 
der  Orden,  weil  ihnen  diese  wegen  ihrer  yer- 
dienste  um  die  Mission ,  die  yertheidigung  des 
rechten  Glaubens,  die  Seelsorge  u.  s.  w.  gegeben 
seien,  Schmalzgrueber  1.  c.  n.  38.  Ein  an- 
deres Beispiel  o.  S.  31.  n.  9. 

12  In  Anlehnung  an  diese  Eintheilung  werden 
von  den  Aelteren  yerschiedenheiten  in  Bezug  auf 
die  Dauer  und  Aufhebung  erörtert,  s.  unter 
No.  yi.  Auch  hat  man  darüber  gestritten,  ob  ein 
priyilegium  remuneratorium  zugleich  ein  reales 
sein  könne,  was  Schulte  K.  R.  1,  145  bejaht 
und  offenbar  nur  wegen  des  eigenthümlichen  Be- 
griffs des  Privilegium  reale  der  Aelteren  (s. 
Anm.  Ö)  in  Zweifel  gezogen  worden  ist. 

Die  Eintheilungen  nach  der  Form  der  Ge- 
währung des  Privilegs  ergeben  sich  aus  dem  da- 
rüber unter  No.  IV.  Gesagten. 

yöllig  gleichgültig  ist  die  Scheidung  in  p. 
communia  u.  privaia  o.  aingularia,  d.  h.  solche, 
bei  denen  hauptsächlich  das  Wohl  des  Ganzen 
und  diejenigen ,  bei  welchen  in  erster  Linie  das 
des  Begünstigten  beabsichtigt  wird,  Schmalz- 
grueber n.  69.  Die  weitere  Eintheilung  der 
Privilegien  in  p.  iuri  eommuni  inserta  oder  clausa 
in  corpore  iuris  und  extra  corpus  iuris  o.  per 
speciale  rescriptum  data  bei  den  Aelteren,  s. 
die  citirten  u.  auch  noch  bei  Phillips  5,  117, 
wobei  übrigens  auch  die  iura  singularia  mit  unter 
den  Begriff  des  Privilegs  gezogen  werden,  hat  zu 
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ni.  Das  Recht  zur  Ertheilnng.  Da  daa  Privileg  neues,  wenngleich  nur 
Spezial-Recht  schafft,  so  ist  allein  die  oberste  gesetzgebende  Gewalt  berechtigt ,  ftlr 
die  ganze  Kirche  Privilegien  zu  ertheilen,  denn  nur  sie  hat  die  Macht,  ftlr  dieselbe 
das  Recht  festzustellen  und  das  ius  commune  abzuändern.  Das  Recht  der  Privilegien- 
Oewfthrung  in  diesem  Umfange  steht  daher  dem  Papste  ausschliesslich  zn^  da  das 
allgemeine  Konzil  praktisch  nicht  mehr  in  Frage  kommt.  Die  Schranken,  innerhalb 
deren  der  Papst  sich  dabei  bewegen  kann ,  sind  dieselben  wie  bei  der  Ansttbung 
seines  Oesetzgebungsrechts  überhaupt  2.  Dagegen  ist  es  keine  rechtliche,  die  Gültig- 
keit des  Privilegs  bedingende  Voraussetzung,  dass  ftlr  die  Gewährung  desselben  eine 
gerechtfertigte  Ursache  vorliegt,  wenngleich  es  allerdings  im  Wesen  des  Rechtes 
begründet  ist,  dass  solche  Ausnahmen  von  der  allgemeinen  Regel,  wie  sie  die  Privi- 
legien enthalten,  nur  aus  triftigen  Gründen  gemacht  werden  ^. 

Nicht  nur  von  den  älteren,  sondern  auch  sogar  noch  von  den  neueren  Schrift- 
stellern wird  mit  wenigen  Ausnahmen  gelehrt,  dass  ein  Privileg,  abgesehen  von  der 
Verleihung  durch  den.  Gesetzgeber,  auch  durch  eine  praescrtpHo  oder  cansueiudo  ieyi- 
time  praescripta  erworben  werden  kann^.  Soweit  damit  eine  Ve^ähmng,  insbesondere 
eine  Ersitzung  gemeint  ist,  erscheint  dies  völlig  haltios,  da  diese  nur  eine  Erwerbsart 
für  subjektive  Berechtigungen  oder  Befreiungen  und  zwar  auf  Grund  der  bestehen- 
den Normen  des  gemeinen  Rechts  bildet ,  aber  nie  dazu  fahren  kann,  diese  letzteren 
zu  beseitigen  und  objektives  Spezialrecht  zn  schaffen.  Wohl  aber  ist  es  möglich, 
dass  auf  dem  eben  gedachten  Wege  eine  Berechtigung  erworben  wird ,  wie  sie  anch 
durch  Privileg  erworben  werden  kann  ^.  Soweit  aber  unter  der  consuetudo  legitima 
praescripta  Gewohnheitsrecht  in  unserem  modernen  Sinne  verstanden  wird,  muss  die 
nähere  Erörterung  der  Frage  der  Lehre  vom  Gewohnheitsrecht  vorbehalten  bleiben^. 

Dagegen  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  der  Beweis  der  Ertheilung  eines 


der  haltloften  Theorie  geführt ,  dags  der  Richter 
die  ersteren  keimen  mÜBse  nnd  daher  nur  even- 
tnell  die  letzteren  bewiesen  zn  werden  brauch- 
ten, sowie  dass  die  Privilegien  des  corpus  iuris 
nicht  über  ihren  Inhalt  ausgedehnt  werden  dür^ 
fen.  Das  letztere  gilt  aber  von  allen  und  das 
erstere  ist  in  Bezug  auf  die  Privilegien  im  eigent- 
lichen Sinne  unrichtig ,  da  sich  weder  ihre  Fort- 
dauer noch  auch  ihr  Wortlaut  aus  dem  corpus 
iuris  ergieht,  s.  Schulte  1,  146. 

1  Darüber  ist  man  allseitig  einig,  lieber  das 
Geschichtliche  s.  0.  S.  714.  723.  732.  738. 

2  Also  das  Dogma  und  das  ius  divinum ,  s.  o. 
S.  769. 

3  Denn  der  höchste  Gesetzgeber  untersteht 
keiner  Kontrole  und  die  Kraft  eines  Gesetzes  ist 
unabhängig  von  dem  Motiv,  welches  für  seinen 
Eriass  massgebend  gewesen  ist  s.  anch  Phil- 
lips 5,  108  u.  Schulte  1,  155. 

*  S.  Reiffenstuel  n.39.  40;  Schmalz- 
grueber  n.  94.95;  Ferraris  art.  I.  n.  20, 
wenngleich  freilich  zugegeben  wird ,  dass  nicht 
alle  „ac(iuisibilia  privilegio  sunt  acquisibilia  con- 
suetudine'*,  Fagnan.  ad  a.  4.  X.  de  consuet.  I. 
4.  n.  31.  u.  ad  c.  13  X.  de  foro  comp.  II.  2.  n.  8if. 
Gegen  die  herrschende  Lehre  schon  Schmier 
1. 1.  tr.  I.  c.  8.  n.  216.  Man  beruft  sich  dafür  auf 
eine  Reihe  von  Dekretalen,  welche  Privileg  und 
consuetudo  neben  einander  stellen,  c.  8  (Nicol.1.) 
G.  IX.  qu.  3 ;   c.  9  (Innoc.  III.)  X.  de  off,  Ind. 


ord.  I.  31 ;  c.  13  (Innoc.  IH.)  X.  de  lud.  IL  1 
(„nisi  forte  inri  oommuni  per  speciale  Privile- 
gium vel  contrariam  consuetudinem  aUquid  sit 
detractum'Q  mit  der  Glosse  s.  v.  consuetudinem : 
„nota  quod  consuetudo  purifleatur  privilegio'* ; 
c.  26  (Innoc.  UI.)  X.  de  V.  S.  V.  40 :  „Ula  eese 
pedagia,  salinaria,  guidagia  interdicta,  quae  non 
apparent  imperatorum  vel  regum  vel  Lateran, 
concilii  largitione  concessa  vel  ex  antiqua  oon- 
suetudine  a  tempore,  cuius  non  exstat  memoria, 
introducta";  c.  13  (Inn.  III.)  X.  de  foro  comp.  II. 
2 :  „  nisi  hi  . .  ex  indnlgentia  vel  consuetadine 
special!  lurisdictionem  huiusmodl  valeant  sibi 
vindlcare^ ;  c.  4  (Alex.  III.)  n.  e.  18  (Innoc.  IIL) 
X.  de  praescript.  II.  26.  Diese  Stellen  sprechoi 
aber  nur  der  Gewohnheit  dieselbe  derogirende 
Kraft  gegenüber  dem  gemeinen  Recht,  wie  dem 
Privilegium  zu,  oder  lassen  Rechte,  welche  durch 
Privilegium  gewährt  werden  können,  auch  durch 
Ersitzung  entstehen  oder  durch  Yeijahrung  er- 
löschen.  Vgl.  auch  Schulte  1,  153 ff. 

s  So  z.  B.  war  nach  dem  vortridentinischen 
Rechte  Entstehung  eines  Patronatreehtea  sowohl 
durch  Ersitzung,  wie  auch  durch  Privileg  mogli^, 
8.  0.  S.  29.  30. 

8  Denn  sie  erfordert  ein  genaues  Eingehen  auf 
die  viel  bestrittene  Lehre  des  kanonischen  Ge- 
wohnheitsrechts. Uebrigens  bejaht  Phillips 
5,  100  die  Frage,  wahrend  sie  Schalte  a.  a.  O. 
verneint« 
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Privilegs  durch  den  Nachweis  der  unvordenklichen  Verj&hmng  {praeseripHo  tmmema- 
rialül)  ersetzt  werden  kann^. 

IV.  Form  und  Art  der  Ertheilnng.  Ebenso  wie  die  Dispensation  wird 
das  Privileginm  regelmässiger  Weise  in  schriftlicher  Form  (dnrch  ein  rescripiam  grty- 
Hae)  ertheilt^,  doch  ist  die  letztere  nicht  absolut  wesentlich  und  es  ist  auch  jetzt  noch 
nicht  eine  mflndüche  Ertheilnng^  d.  h.  vime  vocis  oraculo,  ausgeschlossen*"^. 

Die  Oew&hrung  kann  ferner  erfolgen :  moht  proprio  oder  od  preces ,  ttd  irutan- 
tiam.  Geschieht  sie  in  der  ersteren  Art,  so  sind  damit  die  schon  o.  8.  160  u.  796.  be- 
sprochenen Wirkungen  verknüpft ,  während  bei  der  zweiten  Art  der  Ertheilnng  die 
Gültigkeit  des  Privilegs  davon  abhängt,  dass  der  Bittsteller  (exponens)  ^  die  das  Ge- 
such begründenden  Thatsachen  der  Wahrheit  gemäss  vorgetragen,  sowie  nichts 
wesentliches  verschwiegen  hat^. 

Eäne  besondere  Art  der  Ertheilnng  der  Privilegien  bildet  die  s.  g.  communicaHo 
prwUegiortm,  d.  h.  die  Uebertragung  eines  schon  einem  bestimmten  Begünstigten  ver- 
liehenen Privilegs  an  eine  andere  Person  oder  ein  anderes  religiöses  Institut.  Sie  ist 
ihrem  rechtlichen  Charakter  nach  ftlr  den  zuletzt  Begünstigten  eine  Neu-Verleihung 
des  Privilegs ,  kann  aber  mit  verschiedener  rechtlicher  Wirkung  erfolgen.  Die  Ge- 
währung ist  einmal  in  der  Weise  mOglich,  dass  das  neue  Privileg  in  vollkommener 
Abhängigkeit  zu  dem  kommunicirten  steht,  d.  h.  dass  eine  Minderung  oder  Erwei- 
terung und  ein  Erlöschen   des  letzteren  für  das  später  gewährte  ohne  weiteres 


1  Darüber  ist  kein  Zweifel,  Schultel,  155, 
▼gl.  auch  0.  S.  29  u.  Th.  II.  S.  343.  n.  5. 

3  Eine  solche  Ertheilang  setzen  auch  die  De- 
kietalen  als  Regel  Torans.  Sie  gebrauchen  yiel- 
faeh  PrlyUeginm  für  die  das  Priyilegluiii  ent- 
haltenden Urkunden,  c.  8  (Gregor.  I.)  Dist.  G; 
e.  19  X.  de  test  II.  20 ;  c.  4  X.  de  conflrm. 
util.  II.  30;  c.  7.  13  X.  h.  t.  V.  33.  Was  die 
Form  der  Ausfertigung  betrifft,  so  ist  dieselbe 
wie  bei  den  Erlassen,  welche  allgemeine  gesetz- 
liehe Anordnungen  enthalten,  sie  werden  ausge- 
fertigt als  Bullen,  s.  bull.  Taurin.  7,  872  u.  8, 
537,  und  zwar  auch  via  dt  euHa  (s,  o.  S.  783), 
bull.  Benedict.  XIV.  4,  15.  268,  endlich  und  das 
am  häufigsten  als  Breyen,  bull.  Roman,  cont.  13, 
61  u.  19,  30.  234.  Die  27.  Kanzleiregel  ordnet 
femer  an :  „Item,  cum  ante  confectlonem  littera- 
mm  gratia  apostolica  sit  informis,  Toluit,  statuit 
et  ordinavit  idem  dominus  noster,  quod  iudices 
in  Romana  curia  et  extra  eam  pro  tempore  existen- 
tes, etiamsl  sint  S.  R.  E.  cardinales,  causarum 
palatii  apostolioi  auditores  vel  quicumque  alii, 
non  iuxta  supplicationum  signaturam  super  qui- 
busTls  impetrationibus  (nisi  in  dieta  curia  dum- 
taxat  sint  commissiones  iustitiam  concementes  per 
Placet  Tel  per  S.  R.  E.  ▼ice-caneellarium  iuxta  fa- 
cultatem  super  hoc  sibi  concessam  signatae),  sed 
iuxta  literarum  super  eisdem  impetrationibus  et 
coneessionibus  confectarum  tenores  et  formas  lu- 
dicare  debeant.  Decernens  irritum  etc.  Et  si  lit- 
terae  ipsae  per  praeoccupationem  Tel  alias  minus 
bene  expeditae  reperiuntur,  ad  illorum,  quorum 
interest  instantiam,  ad  apostolicam  cancellariam 
remitti  poterunt,  per  eins  offlciales,  quibus 
huiusmodi  tenores  et  formas  restringere  convenit, 
ad  formas  debitas  reducendae ;  ^  schreibt  also 
Nichtberflcksiohtignng    eines    nicht    ordnungs- 


mässig  ausgefertigten  Privilegs  bei  gerichtlichen 
Streitigkeiten  vor. 

3  Die  Zulässigkeit  nach  älterem  Recht  ergeben 
c.  7  (Greg.  I.)  0.  XXV.  qn.  2;  Clem.  2  de  sepult. 
III.  7 :  „Nos  etenim  universa  privilegia,  gratias, 
indulgentias  vtrho  sen  scrvpto  . .  a  nobis  vel  prae- 
decessoribus  . . .  ooncessa  . . .  revocamus^ ;  ebenso 
c.  2  (Bonifac.  VIII.)  eod.  in  Extr.  comm.  III.  6 ; 
vgl.  auch  c.  5  (Sixt.  IV.)  de  poenit.  eod.  V.  9. 
Dass  aber  aus  der  in  der  vorigen  Anm.  citirten 
Kanzleiregel  der  Satz  zu  entnehmen  sei,  so 
Schulte  1,  150.151,  dass  das  Privileg  erst 
durch  Ausfertigung  der  Urkunde  entstehe,  er- 
scheint irrig ,  und  nicht  minder  haltlos ,  diese 
Folgerung  dadurch  stützen  zu  wollen,  dass  das 
kanonische  Recht  für  eine  Anzahl  der  wichtigeren 
Fälle,  c.  1  de  elect.  I.  3  in  Extr.  comm.,  Trid. 
Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.  u.  Sess.  XXV.  c.  5  de 
regul.,  eine  schriftliche  Urkunde  verlange,  da 
diese  Stellen  alle  nicht  von  Privilegien  handeln, 
s.  auch  den  folgenden  $. 

Die  Kanzleiregel  27  bezieht  sich  ebenso  wie 
die  entsprechende  52  über  Dispensationen,  s.  o. 
S.  793  n.  7,  nur  auf  die  durch  die  Signatur  erledig- 
ten Suppliken  und  schliesst  keineswegs  dieErthei- 
lung  vivM  voci9  oraculo  aus,  wie  dies  auch  die  Kon- 
stitutionen über  die  in  dieser  Form  erthfeilten 
Privilegien  (s.  o.  S.  795.  n,  5)  ergeben.  Für  den 
Erlass  derselben  hätte  jedes  Bedürfniss  gefehlt, 
wenn  die  Schulte  *sche  Annahme  richtig  wäre. 
Der  hier  vertretenen  Meinung  auch  Phillips 
5,  HO.  113. 

^  Vgl.  die  const.  Pii  VII.  v.  1805  u.  1806,  bull. 
Rom.  cont.  13,  13  u.  61 :  „Nos  igitur  exponentes 
specialibus  gratiis  prosequi  volentes". 

5  Vgl.  die  0.  S.  160  u.  S.  796  gemachten  Aus- 
fühningen. 
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massgebend  nnd  wirksam  wird.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  der  Ejreis  der  ursprüng- 
lich Privilegirten  ausgedehnt  und  die  neu  Begünstigten  demselben  eingereiht  werden 
(s.g.  extenst'o  privileffii)  *. 

Dasselbe  Resultat  tritt  bei  der  als  ad  instar'^  bezeichneten  Kommunikalion  ein 
d.  h.  der  Verleihung,  welche  durch  Bezugnahme  auf  das  einem  anderen  gegebene 
Privileg  ohne  nähere  Angabe  des  Inhalts  erfolgt^,  wenn  dabei  zugleich  die  Absicht 
des  Papstes  dahin  geht,  das  neue  Privilegium  zu  dem  alten  in  die  vorhin  gedachte 
Abhängigkeit  zu  setzen  ^. 

Femer  kann  aber  die  communicaiio  ad  instar  auch  in  der  Art  erfolgen,  dass  ein 
solcher  Zusammenhang  zwischen  den  beiderseitigen  Privilegien  nicht  geschaffen 
wird  ^  (von  Einzelnen  als  communicaäo  ad  instar  aeqtte  principaUter  oder  parifartniter 
bezeichnet) .  In  diesem  Fall  hat  das  frühere  nur  die  Bedeutung,  den  Inhalt  des  neuen 
Privilegs  zu  bestimmen^,  im  Uebrigen  ist  das  letztere  in  seinem  Bestände  völlig  un- 
abhängig von  dem  alten,  wie  wenn  es  selbstständig  und  ohne  Rücksicht  auf  das  erste 
verliehen  wäre '. 

Ueber  die  Ausfertigung  der  schriftlichen  Privilegien  gelten  dieselben  Regeln 
wie  über  die  der  sonst  pro  foro  externo  ertheilten  Onadenbewilligungen  ^.  Was  ins- 
besondere die  den  Privilegien  eingerückten  Klauseln  betrifft,  so  ist  die  Einfügung 
einer  auf  Derogation  des  gemeinen  Rechts  gerichteten  Klausel  zwar  üblich  ^,  aber 
keineswegs  nothwendig,  da  das  Privileg  als  eine  demselben  widersprechende  Anord- 
nung, und  zwar  als  lex  specialis  und  lex  posterior  das  ins  commune  von  selbst  be- 
seitigt 10.  Sie  erscheint  dagegen  wesentlich,  wenn  das  Privilegium  mit  einer  anderen 
lex  specialis  oder  einem  speziellen  Gewohnheitsrechte  in  Widerspruch  tritt.  Sonst 
kann  ^as  Privileg  keine  Kraft;  äussern,  weil  es  hier  zweifelhaft;  bleibt,  ob  der  Gesetz- 
geber die  erwähnten  speziellen  Bestimmungen  gekannt  und  ihre  Beseitigung  gewollt 
habe  ^^    Dasselbe  gilt  von  einem  Privileg,  welches  ein  von  einer  dritten  Person  er- 


1  Schmalzgrueber  1.  c.  n.  77,  So  hat 
Pins  VI.  die  den  Alumnen  des  englischen  Kolle- 
giums zu  Lissabon  gewährten  Privilegien,  welche 
zunächst  nur  den  den  Missionseid  leistenden 
Zöglingen  bewilligt  waren,  i.  J.  1794  auf  die- 
jenigen ausgedehnt,  welche  den  Eid  nicht  ab- 
legen ,  bull.  Rom.  cont.  10,  141.  Ein  anderes 
Beispiel  1.  c.  12,  45  v.  J.  1803  u.  schon  in  c.  25 
(Later.  IV.)  X.  h.  t.  V.  33. 

2  Schmalzgrueber  1.  c.  n.  38;  Reiffen- 
stuell.  c.  n.  20;  Schulte  1,  153. 

3  Also  in  der  Form :  das  dem  X.  gewährte  Pri- 
vileg wird  dem  Y.  ertheilt,  im  Gegensatz  zu  den 
8.  g.  privilegia  primo  et  per  se  concessa, 

*  Man  spricht  hier  von  einer  communieatio 
quasi  aecessoria.  Sie  kommt  z.  B.  vor  bei  der 
Uebertragung  der  Privilegien  eines  Mönchs-  auf 
den  entsprechenden  Frauenorden,  Reiffen- 
stueln.54;  Schmalzgrueber  n.  78. 

^  Diese  Art  der  communieatio  privilegiorum 
kommt  vielfach  bei  Mönchsorden  vor,  so  besteht 
eine  solche  vollkommene  Kommunikation  der 
Privilegien  für  die  Mendikantenorden  unter  sich. 
Ausführlich  hat^deln  darüber  Reiffenstuel 
n,  55;  Schmalzgrueber  n.  87  flF.;  Fer- 
raris 1.  c.  art.  1.  n.  23  ff.  Ein  anderes  Beispiel 
bietet  die  communieatio  der  Privilegien  der 
Schulbrüder  und  Passionisten  an  die  Redempto- 


risten  durch  Pius  VII.  im  J.  1807,  bull.  Rom. 
cont.  13,  88. 

0  Als  verliehen  gelten  aber  bei  einer  soloheo 
communieatio  privilegiorum  nicht  diejenigen 
Privilegien ,  welche  bei  der  communieatio  für 
den  erst  Begünstigten  nicht  mehr  in  Kraft  waren, 
obwohl  sie  ihm  früher  zustanden,  Schmalz- 
grueber n.  19  ff.  Ueber  die  Privilegien  der 
Mönchsorden,  welche  trotz  der  communieatio 
nicht  übergehen,  s.  Reiffenstuel  n.  60fL 
Schmalzgrueber  n.  92.  Die  später  dem  erst 
begünstigten  Orden  gewährten  gehen  von  selbst 
nur  über,  wenn  die  communieatio  auf  alle  zu- 
künftigen mitgeriohtet  war. 

"^  Daher  werden  Privilegien ,  welche  dem  zu- 
letzt Begünstigten  ertheilt  werden,  nicht  dem 
erst  Privilegirten  kommunicirt,  ausser  wenn  die 
communieatio  eine  gegenseitige  ist. 

8  S.  0.  S.  160. 

0  Vgl.  die  in  den  vor.  Noten  aus  dem  Bulla- 
rium  angeführten  Privilegien.  Ebenso  kommt 
auch  die  die  Absolution  von  Gensuren  betreffende 
Glausel,  o.  S.  161,  regelmässig  vor. 

10  Schmalzgrueber  n.  20;  Schulte  1, 
157.  158.  S.  auch  c.  30  (Honor.  III.)  X  1. 
h.  t.  V.  33. 

"  Arg.  e.  1  (Bonifac.  VTII.)  in  Vit«  de  oonstit 
1.2;  Schmalzgrueber  n.  20;  Schulte  1, 
158. 
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worbenes  und  dieser  nicht  blos  als  Konsequenz  eines  gemeinrechtlichen  Satzes  zu- 
stehendes Recht  ^  beseitigt  ^.  Endlich  bedarf  es  j  falls  das  geltende  gemeine  Recht 
jede  Abändening  selbst  durch  Privilegien  von  vornherein  verbietet^,  einer  beson- 
deren Derogation  dieser  Klausel  desselben,  damit  das  Privileg  Gttltigkeit  haben 
kann^. 

V.  Voraussetzungen  des  Inkrafttretens  und  der  Wirksamkeit 
des  Privilegs.  Nach  der  herrschenden  Lehre  bedarf  es  zur  Wirksamkeit  des  Pri- 
vilegs der  Annahme  desselben  seitens  des  Begünstigten  ^^  es  sei  denn ,  dass  letzteres 
ad  precesy  nicht  woä*  proprio  gegeben  werde  •  oder  dass  es  sich  um  Privilegien  för 
ein  Amt  als  solches  oder  eine  Kirche  als  solche  oder  um  Privilegien ,  welche  als 
Standesrechte  (z.  B.  einem  Orden]  gegeben  worden,  handle ''.  Man  beruft  sich  dafür 
einmal  auf  den  Grundsatz :  privilegia  non  obtruduntur^^  femer  darauf,  dass  das  Privi- 
leg eine  gratia,  eine  Schenkung  bilde,  und  daher,  wie  die  letztere,  der  Annahme  be- 
dtirfe  ^.  Alles  dies  erscheint  irrig.  Zunächst  ist  das  Privileg  keine  Schenkung,  denn 
die  Ertheilung  desselben  charakterisirt  sich  als  ein  Akt  der  gesetzgebenden  Gewalt 
und  nicht  als  Rechtsgeschäft,  ganz  abgesehen  davon,  dass  dabei  von  einem  Ueber- 
gang  eines  Vermögensstückes  aus  dem  Vermögen  des  Ertheilers  in  das  des  Begün- 
stigten keine  Rede  sein  kann.  Sodann  gehört  die  Regel :  privilegia  non  obtruduntur 
zu  jenen  allgemeinen  Regeln,  deren  Legitimation  erst  stets  jfür  den  einzelnen  Fall 
erwiesen  werden  muss,  und  welche  an  und  für  sich  gar  nicht  über  die  hier  zur  Er- 
örterung stehende  Frage  entscheiden  ^^. 

Aus  dem  Wesen  des  Privilegs  ergiebt  sich  aber  die  Nothwendigkeit  einer  An- 
nahme seitens  des  Begünstigten  nicht.  Wenn  die  Ertheilung  eines  solchen  ein  Akt 
des  Gesetzgebers  ist  und  neues  Recht  schafft,  so  entsteht  die  Rechtswirkung  lediglich 
durch  den  Willen  des  ersteren.  Sie  an  die  Voraussetzung  einer  Annahme  des  Be- 
günstigten knüpfen,  hiesse  dem  letzteren  einen  Antheil  an  der  gesetzgebenden  Gewalt 
beilegen,  oder  man  müsste  die  Ertheilung  als  einen  bedingten  gesetzgeberischen  Akt, 
d.  h.  ein  Spezialgesetz ,  für  dessen  Inkrafttreten  die  Annahme  des  Begünstigten  die 
Bedingung  bildet,  auffassen ^^,  wozu  der  Wortlaut  der  Privilegien  und  die  Art  ihrer 


^  Ein  solches  blos  aus  dem  gemeinen  Recht 
herfliessendes  ins  tertii  ist  z.  B.  der  Vorrang  der 
Weihe  gegenüber  einem  eine  abweichende  Prä- 
cedenz  gewährenden  Priyilegium. 

2  Schmalzgrneber  n.  Schulte  11.  cc. 
Daher  findet  sich  in  den  Privilegien  oft  die  Klau- 
sel :  ^salvo  iure  tertii*'  oder  „tertii  sine  praeiudi- 
cio'^.  Anoh  würde  dasselbe,  wenn  es  nicht  motu 
proprio  erlassen  ist,  als  erschlichen,  nichtig  sein. 

^  Wie  z.  B.  mehrfach  das  Tridentinnm,  s. 
Se«8.  V.  ©.  2  de  ref. ;  Sess.  VI.  c.  2  de  ref. ;  Sess. 
XIV.  c.  4.  de  ref. 

*  Weil  nur  unter  dieser  Voraussetzung  sicher 
feststeht,  dass  der  Gesetzgeber  in  einem  solchen 
Fall  hat  derogiren  wollen,  Schmalzgrueber 
1.  c.  n.22-,  Schulte  1,  158.  n.  74. 

5  Schmalzgrueber  I.e.  n.24ff.;  Reiffen- 
stuel  1.  c.  n.  42ff.;  Schulte  1,  156. 

0  Schmalzgrueber  n. 29;  Reiffenstuel 
n.  46;  Schulte  a.  a.  0. 

■^  Schulte  a.  a.  0. 

8  Schulte  a.  a.  0.,  vgl.  auch  1.  69  D.  de  R. 
J.  L.  17. 

^  So  alle  vorher  Genannten,  selbst  Schulte. 


10  Der  Satz  hat  nur  die  Bedeutung,  dass  für  die 
Regel  Niemandem  wider  seinen  Willen  Privile- 
gien ertheilt  werden.  Er  entscheidet  aber  nicht 
über  die  Frage,  ob  und  wann  die  gewährten  Pri- 
vilegien in  Kraft  und  Wirksamkeit  treten. 
Uebrigens  hat  er  auch  nicht  einmal  blos  die  Pri- 
vilegien im  e.  S.  allein  im  Auge. 

*i  So  z.  B.  Schmalzgrueber  1.  c.  n.  24, 
welcher  also  auch  folgerichtig  erklärt ,  dass  der 
Papst  ex  plenitudine  potestatis  das  Privileg  un- 
bedingt, d.  h.  wider  Willen  des  Begünstigten  er- 
theilen  könne. 

Dagegen  erscheint  es  Inkonsequent,  wenn 
Schulte  a.  a.  0.  die  Ausnahme,  welche  er  für 
Privilegien  an  Orden  oder  Aemter  u.  s.  w.  auf- 
stellt, damit  motivirt,  dass  offenbar  ein  Verzicht 
nicht  möglich,  folglich  auch  die  Acceptation  nicht 
Bedingung  der  Geltung  ist.  Für  die  Orden ,  die 
Aemter  u.  s.  w.  sind  indessen  legitimirte  Ver- 
treter vorhanden,  welche  eine  Acceptation  aus- 
sprechen könnten,  und  überdies  kann  von  der 
UnStatthaftigkeit  oder  Unmöglichkeit  eines  Ver- 
zichtes, welcher  ein  Recht  als  entstanden  voraus- 
setzt, nicht  auf  die  Unmöglichkeit  der  Annahme 
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I.   Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  193, 


Ertheilnng  gar  keinen  Anhalt  bietet.  Wie  der  Gesetzgeber  durch  allgemeine  Gresetse 
Begünstigungen  ganzer  Klassen  von  Personen  und  Sachen  unabhängig  von  deren 
Willen  au&ustellen  berechtigt  ist^  so  ist  er  dazu  auch  gegenflber  einem  Einzelnen 
befugt.  Ein  begriflflicher  Unterschied  besteht  zwischen  diesen  Fällen  mdii.  Dem- 
gemäss  muss  behauptet  werden ;  dass  die  Wirksamkeit  des  Privilegs  von  der  Accep- 
tation  des  Privilegirten  unabhängig  ist ,  womit  freilich  aber  die  Frage,  ob  der  Privi- 
legirte  verpflichtet  ist,  sich  der  ihm  durch  das  Privileg  gewährten  Berechtigung  oder 
Befreiung  auch  zu  bedienen  ^^  noch  nichts  entschieden  ist^. 

Da  das  Privilegium  den  Charakter  einer  gesetzlichen  Anordnung  hat,  so  bedarf 
dasselbe  ebenso  wie  jedes  andere  Gesetz  der  Ausgabe  durch  den  Gesetzgeber  in  dem 
0.  8.  777  erwähnten  Sinn^.  Erst  damit  gelangt  dasselbe  zur  rechtlichen  Existenz. 
Indessen  erscheint  mit  Rücksicht  darauf,  dass  ein  Privileg  vielfach  nur  die  Stellung 
und  Rechte  des  Privilegirten  berührt  und  nicht  von  allgemeinem  Interesse  ist, 
eine  die  allseitige  Kenntniss  vermittelnde  Ausgabe  oder  Publikation  im  Gegensatz  zu 
den  allgemeinen  Gesetzen  für  die  Regel  nicht  erforderlich  und  es  kann  dem  Privi- 
legirten überlassen  bleiben,  nöthigenfalls  das  Privileg  geltend  zu  machen.-  Aber 
immerhin,  dasselbe  wirkt,  weil  es  als  gesetzliche  Anordnung  mit  der  Ausgabe  existent 
ist,  sofort  für  Jedermann,  mag  der  betreffende  auch  noch  keine  Kenntniss  davon 
haben ,  und  nur  soweit  es  sich  um  die  subjektive  Verantwortlichkeit  fttr  die  Nicht- 
beachtung des  Privilegiums  handelt,  kann  derjenige,  welcher  dasselbe  nicht  zu  kennen 
in  der  Lage  war,  ebenso  wie  bei  einer  unverschuldeten  Kenntniss  eines  anderen  Ge- 
setzes nicht  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  ^.  Ja,  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen 
die  Ausfertigung  des  Privilegs  auf  dem  herkömmlichen  Wege  erfolgt ,  wirkt  dasselbe 
sogar  schon  —  seine  spätere  Ausgabe  oder  Publikation  vorausgesetzt  —  von  dem 
Tage  der  Bewilligung  des  Papstes,  der  s.g.  data  parva  ^^  ab^.    Diese  Regeln  müssen 


für  die  Erwerbung  eines  solchen  geschlossen  wer- 
den. 

Nicht  minder  haltlos  ist  die  Unterscheidung 
zwischen  der  Priyilegirung  motu  proprio  und  der 
ad  preces.  Die  Acceptation  kann  bei  der  letz- 
teren ,  weil  das  Gesuch  Yorher  geht,  doch  nicht 
in  demselben  liegen,  namentlich  dann  nicht, 
wenn  dem  letzteren  nicht  vollständig  entsprochen 
wird  oder  'soll  das  Gesuch  der  Offerte  und  die 
Ertheilnng  des  Privilegiums  der  Acceptation  der 
letzteren  etwa  rechtlich  gleichgestellt  werden? 

1  Offenbar  hat  die  Vermischung  dieser  Frage 
mit  der  nach  der  Nothwendigkeit  der  Acceptation 
zu  der  irrigen  Theorie  geführt,  so  argumentirt 
auch  Schulte  bei  der  Besprechung  der  letzteren 
aus  der  Möglichheit  des  Verzichtes  und  citlrt  für 
seine  Ansicht  sogar  das  nur  von  diesem  handelnde 
c.  6  X.  h.  t.  V.  33. 

2  Die  letztere  Frage  hat  übrigens  [viel  mehr 
praktische  Bedeutung  als  die  erstere. 

3  So  meint  auch  Schulte  1,  157,  dass  wenn 
ein  Privileg  allgemein  beachtet  werden  soU,  eine 
Publikation  in  der  gewöhnlichen  Welse  erforder- 
lich seif  und  dass  deshalb  die  den  religiösen  Or- 
den gegebenen  Privilegien  durch  Publikation  der 
VerleihungsbuUen  bekannt  gemacht  werden, 
fteilich  erklärt  er  kurz  vorher  eine  Publikation 
des  Privilegs  als  einer  constitutio  personaiis  nicht 
für  nothwendig. 


4  S.  0.  S.  780. 

6  S.  0.  S.  161. 

0  Dies  ergiebt  sich  aus  der  Kombination  das 
Satzes ,  dass  die  gratia  des  Papstes  von  dem  ge- 
dachten Tage  ab  wirksam  wird,  s.  o.  S.  160; 
Beiffenstuel  1.3.  n.  71,  und  der  Nothwen- 
digkeit der  Publikation  des  Privilegs.  Demnach 
tritt  z.B.  bei  einem  auf  Zehntenbefreiung  gehenden 
Privileg  schon  eine  Ezemption  von  den  zwischen 
dem  Tage  der  parva  data  und  der  spateren  Publi» 
kation  fällig  werdenden  Zehnten  ein. 

Die  herrschende  Theorie  weicht  von  der  Auf- 
fassung des  Textes  völlig  ab.  Sie  erachtet  im  All- 
gemeinen eine  Ausgabe  oder  Publikation  für  die 
Existenz  des  Privilegs  nicht  für  erforderlich,  s. 
S  c  h  u  1 1  e  a.  a.  0.,  während  die  Aelteren  diese  Frage 
nicht  auf  werfen,  sondern  die  Publikation  oder  In- 
sinuation des  Privilegs  nur  bei  der  Frage  nach  dem 
Beginn  derWirksamkeit  des  Privilegs  zugleich  mit 
Rücksicht  auf  die  von  ihnen  erforderte  Acoeptatton 
eines  solchen  behandeln.  Bei f f ens t  ne  1  V.  33. 
n.  42ff.;  Schmalzgrueber  n.  23ff.  Dagegen 
stimmen  alle,  Beiffenstuel  Y.  33.  n.  47; 
Schmalzgrueber  n.  29;  Phillips  5,  116 
u.  Schulte  1,  lö7,  darin  übeiein,  dass  wenige 
stens  die  Privilegien  ad  preces  von  dem  Tage  der 
Konoession  Wirksamkeit  erlangen,  wogegen  für 
die  motu  proprio  eine  Publikation  in  der  Form 
der  Insinuation  an  den  Privilegirten,  damit  dieser 
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insbesondere  auch  in  dem  Falle  y  dass  das  Privileg  einem  Dritten  znm  Nachtheil  ge- 
reieht;  znr  Anwendung  kommen  ^. 

V.  Wirkung  (Auslegung)  der  Privilegien.  Die  Wirkung  des  Privilegs 
bestimmt  sich  naturgemäss  nach  seinem  Inhalt.  Derselbe  ist,  wie  bei  jedem  Gesetz, 
durch  Interpretation  zu  ermitteln.  Zunächst  entscheidet  also  der  Wortlaut  ^  und  dann 
die  ratio  legis.  Soweit  danach  das  Privilegium  reicht,  soweit  soll  es  auch  Wirksam- 
keit äussern.  Daher  ist  die  abstrakte  Regel :  prwilegia  sutU  stricte  interpretanda  falsch  ^. 
Wenngleich  es  an  und  fdr  sich  richtig  erscheint ,  dass  das  Privilegium  keine  weiter- 
gehende Ausnahme  vom  gemeinen  Recht  habe  machen  wollen,  als  vernünftiger  Weise 
aus  dem  Wortlaut  und  der  Absicht  des  Gesetzgebers  zu  entnehmen  ist^,  so  recht- 
fertigt nichts  die  Anwendung  einer  sich  streng  an  den  nackten  Wortlaut  haltenden 
Auslegung  selbst  für  den  Fall,  dass  dadurch  die  Absicht  des  Verleihers,  eine  beson- 
dere Gunst  zu  ertheilen ,  nicht  vereitelt  würde  ^.  Ebensowenig  lässt  sich  aber  die 
Regel  aufstellen,  dass  Privilegien,  welche  eine  Gunst  enthalten,  möglichst  weit  aus- 
zulegen sind^. 


acceptiren  könne  (a.  o.  S.  813),  gefordert  wird,  ja 
der  dritte  erste  durch  Vorzeigung  des  Privilegs 
gebunden  werden  soll,  b.  Schulte  1,  157. 

^  Die  henscheude  Lehre  steht  auch  hiermit  im 
Widerspruch.  Sie  verlangt  zur  Wirksamkeit  gegen 
den  Dritten  Inslnnation  des  Privilegs  an  diesen 
und  lässt  erst  damit  die  Wirksamkeit  gegen 
Ihn  beginnen,  Schmalzgrueber  n.27;  Phil- 
lips Ö,  114;  Schulte  1, 157.  Man  beruft  sich 
auf  c.  19  X.  h.  t.  V.  33;  c.  7  in  VIto  h.  t.  V.  7; 
c.  7  X.  de  app.  IX.  28,  welche  sämmtlich  nichts 
beweisen.  Die  letzte  Stelle  handelt  von  konkur- 
rirenden  Appellationen ,  hat  also  mit  den  Privi- 
legien gar  nichts  zu  schaffen.  Die  erste  legt  ein 
Indult  für  Mönche :  „ut  ecclesias  suas  in  proprios 
usus  poBsintconvertere*'  dahin  aus,  dass  dieselben 
nach  dem  Tode  der  bisherigen  Geistlichen  mangels 
einer  ausdrücklichen  Klausel  im  Privileg  sich  nicht 
eigenmächtig  in  den  Besitz  der  Kirchen  setzen, 
sondern  dies  nur  unter  Benachrichtigung  des 
Bischofs  thun  dürfen ,  macht  also  die  Wirksam- 
keit des  Privilegs  an  sich  nicht  von  der  Insinua- 
tion an  den  Bischof,  über  welche  die  Stelle  kein 
Wort  sagt,  abhängig;  und  c.  7  in  VIto  h.  t. 
schreibt  nur  vor ,  dass  diejenigen ,  welche  auf 
Grund  von  Privilegien  ezimirt  zu  sein  behaupten, 
diese  den  Ordinarien  vorzulegen  haben,  verlangt 
also  nur  den  Nachweis  der  b^aupteten  Exemtion, 
ohne  über  die  Voraussetzung  der  Wirksamkeit 
der  Privilegien  irgend  etwas  zu  entscheiden.  Ja, 
will  man  den  blossen  Partelausführungen  in  c.  1 
(Innoc.  IV.)  in  VIto  de  conc.  praeb.  III.  7.  irgend 
welche  Beweiskraft  beilegen,  so  Phillips  5, 
114  u.  Schulte  1, 1Ö7,  dann  sprechen  sie  gegen 
die  herrschende  Theorie,  wie  schon  Schmalz- 
grueber I.e.  n.  27,  nicht  verkannt  hat,  denn 
hier  führt  die  eine  Partei  aus:  „Nam  si  alloui  a 
sede  apostolica  concedatur,  quod  excommunicari 
non  possit,  licet  id  forsan  suus  ignoret  episcopus, 
non  tarnen  propter  hoc  eins  ligatur  sentenüa,  si 
quam  proferat  in  eundem'^,  und  die  andere :  „quod 
haec  de  illis  privileglis  et  indulgentlis  aequitate 
suadente  debent  intelligi,  quae  vim  suam  habent 
mox,  quum  ad  iUos,  quibus  ooneeduntur,  per- 
veniunt ;  ex  quoram  tenore  Uquido  nosd  potest, 


quod  talls  circa  ea  fuerit  iutentio  concedentis, 
utpote  quum  alicui  conceditur,  quod  excommuni- 
cari  non  possit",  während  von  der  Insinuation  an 
den  Dritten  keine  Kede  ist.  Wenn  übrigens  als 
Grund  für  die  herrschende  Theorie  angeführt 
wird,  es  sei  nicht  anzunehmen,  dass  der  Gesetz- 
geber den  Dritten  ohne  dessen  Wissen  seiner 
Rechte  berauben  und  ihm  die  Gelegenheit  ver- 
schliessen  wollte,  seine  Interessen  geltend 'zu 
machen,  so  ist  dabei  übersehen,  dass  die  Insinua- 
tion den  letzteren  Zweck,  wenn  sie  als  Moment 
der  Wirksamkeit -des  Privilegs  hingestellt  wird, 
nur  unvollkommen  erfüllt,  da  bei  eingelegtem 
Widerspruch  des  Dritten  das  Privileg  doch  vor- 
läufig in  Kraft  tritt ,  sowie  dass  wenn  dem  Ge- 
setzgeber das  Recht  des  Dritten  verschwiegen 
ist,  Nichtigkeit  des  Privilegs  wegen  Subreptiou 
vorliegt. 

2  c.  7  (Alex.  III.)  X.  h.  t. 

3  Sie  wird  namentlich  für  Privilegien,  welche 
anderen  nachtheilig  sind  oder  das  gemeine  Recht 
abändern ,  aufgestellt ,  R  e  1  f f  e  n  s  t  u  e  1  n.  1 06 ; 
Schmalzgrueber  n.  106.  125. 

*  Arg.  c.  15  de  V.  S.  V.  40 ;  daraus  folgt,  dass 
ein  Privileg  nicht  auf  andere  Personen  und  auch 
nicht  auf  andere  Fälle  ausgedehnt  werden  kann. 

5  c.  30;(Honor.  III.)  X.h.t.  bedürfen  die  Domi- 
nikaner und  Franziskaner  zur  Ausübung  ihres 
Privilegs  „ut  ublcunque  fuerint,  sine  parochialis 
iuris  praeiudicio  cum  altari  valeant  viatico  cele- 
brare",  keiner  vorgängigen  Erlaubniss  des  Ordina- 
rius, weil  sonst  ihr  Privileg  beseitigt  werden 
würde. 

0  Wenn  es  in  c.  6  i.  f.  (Innoc.  III.)  X.  de  donat. 
III.  24  heisst:  „quia  in  contractibus  plena,  in 
testamentis  plenior,  in  beneflciis  quoque  ple- 
nissima  est  interpretatio  adhibenda,"  in  c.  22, 
(id.)  X.  h.  t. :  „cum  nihil  exceperit  et  poterit 
excepisse  ac  in  beneflciis  plenissima  sit  interpre- 
tatio adhibenda,"  s.  auch  ebenso  c.  16  (id.)  X. 
de  V.  S.  V.  40,  so  heisst  dies  zwar,  dass  das  Pri- 
vilegium im  vollsten  Wortsinn  und  nach  seiner 
Absicht  ausgelegt  werden,  aber  nicht,  dass  eine 
noch  darüber  hinausgehende,  weitere  Inter- 
pretation statthaben  soll.     Beide  Regeln  haben 
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Nach  Massgabe  des  so  festzustellenden  Inhalts  kann  der  Privilegirte  von  dem 
Privileginm  und  zwar  innerhalb  des  Bereiches,  auf  welchen  dasselbe  lautet  oder 
welcher  sich  aus  den  Umständen  und  der  Natur  der  Sache  ergiebt^,  Gebrauch  machen, 
also  je  nach  Umständen  das  ihm  durch  dasselbe  ertheilte  Recht  ausüben ,  die  Er- 
fdUung  der  Verpflichtung  ablehnen  u.  s.  w.  Konkurriren  mehrere  Privilegien  und 
Privilegirte,  und  können  beide  nicht  nebeneinander  bestehen  und  unbeschränkt  aus- 
geübt werden ,  so  geht  das  unbeschränkte  dem  beschränkteren  und  das  speziellere 
dem  allgemeinen  vor  2. 

Die  Frage,  ob  der  Privilegirte  verpflichtet  ist,  von  seinem  Privilegium  Ge- 
brauch zu  machen,  ist  zu  verneinen ,  soweit  es  sich  um  blosse  Begünstigungen  han- 
delt, welche  lediglich  im  Interesse  des  Berechtigten  gegeben  sind,  und  deren  Aus- 
übung oder  Nichtausübung  für  Niemand  anders  als  für  ihn  eine  Bedeutung  bean- 
spruchen kann-^  Dagegen  besteht  in  allen  anderen  Fällen,  d.  h.  dann,  wenn  das 
Privilegium  im  öffentlichen  Interesse  gegeben  worden  ist  und  von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  eine  spezielle,  von  dem  gemeinen  Recht  abweichende  Regelung  bestimm- 
ter Verhältnisse  trifft,  eine  Pflicht  des  Privilegirten ,  das  Privileg  auszuüben,  da  der- 
artige Rechte  den  Interessen  der  Kirche  und  der  besseren  Erfüllung  ihrer  Aufgaben 
dienen  sollen,  und  dieser  Zweck  nur  dann  erreicht  werden  kann,  wenn  dieselben 
auch  thatsächlich  ausgeübt  werden**.     Insbesondere  muss  dies  für  den  Fall  gelten, 


aber  insofern  eine  gewisse  Wahrheit,  als  in 
zweifelhaften  Fällen  ein  Privileg,  welches  die 
Rechte  Dritter  berührt,  eher  einschränkender, 
als  ein  solches,  welches  blos  eine  Gunst  gewährt, 
auszulegen  sein  wird,  weil  die  Natur  des  Privi- 
legs für  die  Würdigung  der  Absicht  des  Ertheilers 
mit  in  Betracht  kommt.  Sehr  detaillirt  und  ka- 
suistisch behandeln  die  Aelteren  diese  Lehre,  s. 
z.  B.  Reiffenstuel  n.  98  ff.;  Schmalz- 
grueber  n.  117  ff. 

>  Wo  aber  eine  solche  örtliche  Beziehung  nicht 
vorliegt,  überall  in  der  ganzen  Kirche,  da  das  Pri- 
vileg von  dem  obersten  Gesetzgeber  verliehen  ist. 
Vgl.  auch  Schmalzgrueberl.  c.  n.  106. 

2  Vgl.  darüber  Schmalzgrueber  1.  c.  n. 
100  ff.  Wenn  aber  der  letztere  behauptet,  dass 
das  jüngere  stets  dem  älteren  weicht,  so  ist  das 
nicht  richtig,  vielmehr  kommt  es  darauf  an,  ob 
nach  Lage  des  Falles  eine  Beschränkung  oder 
Beseitigung  des  älteren  durch  ^das  jüngere  anzu- 
nehmen ist,  8.  darüber  unten  die  Lehre  vom 
Widerruf  der  Pivilegien. 

3  Die  herrschende  Lehre  stellt  freilich  als  Re- 
gel den  Satz  auf,  dass  der  Privilegirte  sein  Privi- 
legium nicht  zu  gebrauchen  verbunden  sei, 
Schmalzgrueber  n.  97  ff.;  Phillips  5, 
122;  Schulte  1,  159  und  macht  nur  einzelne 
Ausnahmen,  indem  sie  zum  Theil  die  Frage  nach 
der  Statthaftigkeit  eines  Verzichtes  auf  Privile- 
gien in  die  Erörterung  hineinzieht.  So  erklärt 
Schmalzgru  eher  bei  dem  einer  Kommunität 
gewährten  Privileg  den  einzelnen  Zugehörigen 
derselben  zur  Ausübung  verpflichtet,  weil  er 
seinerseits  nicht  auf  dasselbe  verzichten  könne, 
während  für  diesen  Fall  die  Frage  dahin  zu  stel- 
len ist,  ob  der  zur  Vertretung  und  Leitung  der 
Gemeinschaft  befugte  Obere  die  Nichtausübung 
des  Privilegs  seitens  seiner  Untergebenen  dulden 
und  auch  anbefehlen  darf  oder  ob  er  für  die  Aus- 


übung desselben  durch  die  letzteren  zu  sorgen 
hat.  Ferner  soll  nach  Schmalzgrueber  n. 
99  u.  Phillips  a.  a.  0.  die  Verbindlichkeit  zur 
Ausübung  per  accidens  eintreten  können,  unter 
der  Voraussetzung,  dass  das  Privileg  ein  Hinder- 
niss  entfernt,  welches  der  Beobachtung  eines  Ge- 
botes des  gemeinen  Rechtes  entgegensteht,  so 
z.  B.  soll  derjenige,-  welcher  ein  Privileg  erhalten 
hat,  sich  selbst  zur  Zelt  des  Interdikts  eine  Meise 
lesen  zu  lassen,  verpflichtet  sein,  mit  RücksicJtt 
auf  das  allgemeine  Kirchengebot  an  Sonntagen 
oder  anderen  Festtagen  eine  Messe  zu  hören,  also 
sein  Privileg  zu  gebrauchen,  um  dies  zu  ermög- 
lichen. Aber  gerade  hier  handelt  es  sich  um 
eine  Begünstigung,  welche  lediglich  wegen  der 
Person  des  Privilegirten  gegeben  ist ,  und  ohne 
alle  Beziehung  zu  dem  allgemeinen  Interesse  der 
Kirche  steht.  Daher  hat  es  hier  der  Begünstigt« 
vollkommen  in  seiner  Hand,  ob  er  sich  die  Mög- 
lichkeit verschaffen  will,  dem  allgemeinen  Kir- 
chengebote zu  genügen  oder  nicht.  Verpflichtet 
ist  er  dazu  nicht,  so  auch  für  diesen  Fall  S  c  h  alte 
a.  a.  0.  S.  159.  n.  2. 

^  Wird  z.  B.  einem  kirchlichen  Institute,  wie 
einem  Kloster  eine  Exemtion  vom  Zehnten  ge- 
währt, damit  es  in  Folge  dieser  Erleichterung 
entsprechende  Mittel  zur  besseren  Wahrnehmung 
seiner  Bestimmung  erlangt,  so  wird  es  seine  Be- 
freiung geltend  machen  müssen,  da  in  der  Nicht- 
ausübung eine  Beeinträchtigung  der  Erfüllung 
seiner  Zwecke  liegt.  Ueberdlea  würde  die  Zah- 
lung des  Zehnten,  von  dem  das  Institut  kraft 
Beines  Privilegiums  befreit  ist,  auch  eine  Schen- 
kung an  den  Zehntherrn,  also  eine  positive  Becbts* 
handlung,  nicht  blos  Nichtausübung  eines  Beehtas 
sein.  Will  man  ferner  die  Mönchsorden,  welche 
der  Seelsorge  dienen,  und  denen  zu  diesem 
Zwecke  eine  Reihe  von  Privilegien  gewährt  sind, 
das  Recht  zusprechen,  diese  nicht  auszuüben  and 
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dass  durch  das  Privileg  besondere  Einrichtungen  geschaffen  werden,  welche  die 
regelmässige  kirchliche  Ordnung  zu  ersetzen  und  die  Erfüllung  der  sonst  von  anderen 
Organen  auszuübenden  Funktionen  zu  übernehmen  bestimmt  sind.  Hier  kommt  noch 
der  weitere  Gesichtspunkt  in  Frage ,  dass  die  Thätigkeit  der  sonstigen  kirchlichen 
Beamten  durch  das  Privileg  ausgeschlossen  ist  und  bei  Nichtausübung  des  letzteren 
durch  den  Privilegirten  eine  Reihe  nothwendiger  Funktionen  der  kirchlichen  Ver- 
waltung überhaupt  gar  nicht  wahrgenommen  werden  würden  ^. 

VI.  Untergang  und  Aufhebung  der  Privilegien.  Ein  Privilegium 
kann  erU^schen : 

1.  aus  Gründen;  welche  in  dem  Privileg  selbst  oder  in  der  Art  seiner  Ertheilung 
liegen.  SelbstverstAndlich  geht  das  Privileg,  welches  auf  Zeit  oder  unter  einer  Reso- 
lutivbedingung ertheilt  ist,  mit  dem  Eintritt  des  Termins  oder  der  Bedingung  unter  2. 
Dahin  gehört  auch  ein  auf  die  Lebensdauer  oder  den  Widerruf  des  Ertheilers  [usgue 
ad  beneplacitum  concedentü]  gestelltes  Privileg  3.  Ein  persönliches  Privileg  erlischt  mit 
dem  Tode  der  physischen*  und  mit  der  Aufhebung  oder  dem  Fortfall  der  juristischen 
Person,  das  Privilegium  reale  mit  dem  definitiven  Untergang  der  Sachet  Dagegen 
hat  blos  der  Umstand,  dass  der  für  die  Ertheilung  allein  massgebend  gewesene 
Grund  später  fortHült,  keinen  Einfluss  auf  seinen  Bestand^. 


damit  entweder  die  gedachte  Thätigkeit  ganz  ein^ 
zustellen  oder  sie  wenigstens  In  beschränkterem 
Masee  und  nnter  erschwerteren  Verhältnissen 
auszuüben?  Ja  selbst  Privilegien  auf  kirchliche 
Auszeichnungen  können  vielfach  einen  Charakter 
haben,  welcher  zur  Geltungmachung  derselben 
verpflichtet.  Wenn  der  Papst  mit  Rücksicht  auf 
die  historisobe  Stellung  und  die  sonstige  Bedeu- 
tung einer  Kirche  dem  Erzbiscbof  das  Recht  der 
Präcedenz  oder  dem  Bischof  das  Pallium  ver- 
leiht (Th.  II.  8.  376.  n,  8  u.  S.  35.  n.  5),  so 
kommt  Mer  der  Gesichtspunkt  mit  in  Frage,  dass 
eine  Sonderstellung  gewisser  Kirchen  und  kirch- 
Ueher  Beamten  zur  Erhöhung  des  Glanzes  der 
kirchlichen  Einrichtungen  und  zur  dauernden 
Bewahrung  kirchlicher  Verdienste  und  Erinne- 
rungen im  allgemeinen  Interesse  der  Kirche 
zweckmässig  erscheint,  und  es  kann  daher  nicht 
vom  Ermessen  der  Betheiligten  abhängig  sein, 
ob  sie  solche  Ehrenauszeichnungen  geltend 
machen  wollen  oder  nicht. 

1  Hierher  gehört  der  Fall,  dass  der  Papst  einem 
Prälaten  bestimmte  Befugnisse  oder  die  iurisdictio 
episcopalis  oder  gar  die  volle  bischöfliche  Jaris- 
diktion  als  praelatus  nullius  über  ein  territorium 
separatum  durch  Privileg  ertbeilt,  Th.  II.  S. 
343  if.  Sollen  diese  ebenfalls  nicht  verpflichtet 
sein,  die  ihnen  durch  ein  solches  beigelegten 
Rechte  auszuüben?  und  wenn  sie  es  unterlassen, 
wer  soll  an  ihre  Stelle  treten  ?  Der  Bischof  ist 
dazu  nicht  berechtigt,  denn  durch  die  Exemtion 
ist  ihm  die  Befugniss  dazu  genommen,  Ja  er  hat 
seinerseits  sogar  die  Exemtion  zu  beachten.  An 
diesen  Beispielen  zeigt  sich  recht  augenfällig  die 
Unrichtigkeit  der  Methode,  die  kirchlichen  Privi- 
legien nach  privatrechtlichen  Gesichtspunkten 
zu  behandeln. 

2  Wenn  es  z.  B.  ertheilt  ist  für  die  Dauer  der 
Zugehörigkeit  zu  einem  Orden,  die  Dauer  der 
Studien  u.  s.  w.    Eine  solche  Grenze  kann  auch 

RinBchiaB,  Kirchenrecht.   III. 


durch  den  Zweck,  für  welchen  das  Privileg  ge- 
geben ist,  gesetzt  sein. 

«  Arg.  c.  ö  (Bonif.  VIII.)  in  VIto  de  rescr. 
I.  3  :  „.  .  .  huiusmodi  gratia  per  eius  obltum,  per 
quem  ipsius  beneplacitum  omnino  exstinguitur, 
eo  ipso  exspirat.  Secus  autem,  si  usque  ad 
apostolicae  sedis  beneplacitum  gratia 
concedatur  praedicta.  Tunc  enlm,  qula  sedes 
ipsa  non  moritur,  durabit  perpetuo,  nlsi  a  succes- 
sore  fnerit  revocata''. 

*  Reg.  lur.  7  in  VIto. 

^  Also  das  einem  Amte,  einer  Kirche,  einem 
Altar  zustehende  Privilegium,  wenn  das  Princi- 
pale  auf  kirchenrechtlich  ordnungsmässigem 
Wege  beseitigt  wird,  nicht  aber  wenn  blos  die  die 
kirchliche  Anstalt  darstellende  jeweilige  äussere 
Sache,  also  z.  B.  das  Kirchengebäude  zerstört 
wird,  um  einen  Neubau  herzustellen  oder  wenn 
die  Aufhebung  der  Kirchenstiftung  durch  eine 
unberechtigte  Gewalt  (nach  kanonischer  An- 
schauung also  durch  den  Staat)  erfolgt.  Denn 
im  ersteren  Fall  bleibt  die  Identität  der  das  Pri- 
vileg tragenden  Sache  gewahrt,  im  letzteren  hat 
die  Vernichtung  keine  Rechtswirkung.  Vgl.  auch 
Th.  II.  S.  399.  431.  461. 

^  Ebensowenig  wie  bei  einem  allgemeinen 
Gesetz.  Die  Aelteren,  s.  Reiffenstuel  n. 
183  ff. ;  Schmalzgrueber  n.  166  ff.,  unter- 
scheiden, zwischen  der  causa  flnalis,  dem  Haupt- 
grunde, von  welchem  das  Bestehen  des  Privilegs 
abhängt,  und  ohne  welchen  dasselbe  nicht  er- 
theilt worden  wäre,  und  der  causa  impulsiva, 
welche  nur  in  zweiter  Linie  den  Gesetzgeber  zur 
Gewährung  bestimmt  hat,  und  lassen  den  Fort- 
fall der  causa  flnalis  als  Erlöschungsgrund  für 
ein  Privileg,  welches  gegen  das  gemeine  Recht 
oder  zum  Nachtbeil  eines  Dritten  erlassen  worden, 
wirken,  wenn  eine  solche  causa  nicht  nur  fortge- 
fallen ist,  sondern  sich  in  ihr  Gegentheil  ver- 
kehrt hat,  so  dass  die  weitere  Ausübung  des  Pri- 
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2.  durch  Widermf ,  d.  h.  jeden  anf  die  Beseitigung  des  Privilegs  gerichteten 
Willensakt  des  obersten  Gesetzgebers  (also  des  Papstes).  Selbst  wenn  derselbe  sich 
den  Widerruf  nicht  vorbehalten  hat^  ist  ein  solcher  stets  zulässig,  und  zwar  bleibt 
es  fttr  seine  Kechtswirksamkeit  völlig  gleichgültig,  ob  der  Gesetzgeber  dies  ohne  einen 
genügenden  Grund  oder  wegen  des  Vorliegens  eines  solchen  gethan  hat,  denn  wie 
die  ErtheUung  ein  Akt  des  gesetzgeberischen  Willens  ist,  welcher  seine  Kraft  ledig- 
lich aus  der  Gesetzgebungsgewalt  des  Ertheilers  herleitet,  ebenso  ist  es  auch  der 
Widerruf  oder  die  Beseitigung  des  Privilegs  2.  Die  Gerechtigkeit  erfordert  es  aller- 
dings, dass  der  Gesetzgeber  ein  solches  nicht  nach  blosser  Willkühr  oder  Laune  be- 
seitigt '•^,  aber  es  ist  ein  Verkennen  des  Charakters  des  Privilegs  und  ein  miberech- 


vilegs  zu  Ungerechtigkeiten  führen  würde.  Auch 
Phillips  5,  142  und  Schulte  1,  163  sind  von 
dieser  Theorie  beeinflusst,   der  letztere  bemerkt 
insbesondere:  ,,Fälit  der   bei  Ertheilung  (eines 
Privilegs)  massgebende  Grund  nicht  blos  fort, 
sondern  würde  derselbe  in's  Gegentheil  umschla- 
gen, das  Privileg  also  zum  Nachtheile  der  Kirche 
gereichen,  so  geht  es  unter/'  Prinzipiell  erscheint 
dies  Alles  ungerechtfertigt,  da  eine  lex  specialis 
ebenso  wenig,  wie  ein  allgemeines  Gesetz  dadurch, 
dass  sie  schädliche  Wirkungen  erzeugt,  ipso  iure 
ausser  Kraft  gesetzt  wird,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  die  Frage,  ob  dies  der  Fall  ist,   manchmal 
recht  zweifelhaft  sein    kann  und  es  unmöglich 
erscheint,    die  Fortdauer  einer  gesetzlichen  An- 
ordnung an  eine  so  vage  Voraussetzung  zu  knüpfen. 
Das  Korrektiv  liegt  vielmehr  und  kann  nur  in 
der  Hand  des  Gesetzgebers  liegen,  welcher  unter 
derartigen  Verhältnissen  das  Privileg  durch  Wi- 
derruf beseitigen  wird.    Auch  quetlenmäasig  hat 
die  Lehre  keinen  Anhalt.    Mehr  als  eine  Rück- 
nahme des  Privilegs  enthält  das  viel  angeführte 
c.  9  (Alex.  III.)?  <i6  decim.  III.  30  nicht,  und  da- 
her lautet  auch  das  Summarium  desselben  ganz 
korrekt:  „Revoratur Privilegium,  si  ex  post  facto 
inhipit    enoinilter    nocivnm    esse,"    ebenso   er- 
klärt sich  c.  16  X.  de  der.  non  resid.  III.  4. 
Vollends  c.  21  (Innoc.  lU.)  X.  de  V.  S.  V.  40 
giebt  nur  eine  Interpretation  des  Wortes :  „novale*' 
in  einem  Zehntprivlieg  und  c.   16  (id. )  X.  de 
censib.  III.  39  spricht  blos  von  der  Umänderung 
einer  vom  Stifter  eines  Klosters  gemachten  Auf- 
lage. 

1  Herkömmlicher  Weise  wird  hierbei  zwischen 
dem  Widerruf  ad  guae  voluntatis  beneplacitum 
und  ad  stdis  apostoLicae  beneplacitum  unterschie- 
den und  zwar  dahin,  dass  im  letztern  Falle  das 
Privileg  nicht  mit  dem  Tode  des  ertheilenden 
Papstes,  wie  im  erstereu,  erlischt,  (s.  S.  817. 
n.  3 ).  Die  Klausel :  ,,doneo.  revocavero*'  steht  in 
ihrer  rechtlichen  Wirksamkeit  dem  ,.apo8toUcae 
sedis  beneplacitum"  gleii-h,  weil  hiernach  ein 
positiver  Akt  des  Widerrufs  erfordert  wird  und 
daher  der  blosse  Tod  des  ertheilenden  Papstes 
einflusslos  ist,  Reiffenstuel  T.  3.  n.  'i62; 
Phillips  5,  140;  Schulte  1,  164. 

2  Die  frühere  Theorie  sieht  von  der  Nothweu- 
digkeit  einer  iusta  causa  nur  für  den  Widerruf 
eines  Privilegium  mere  graiiosum  ab  mit  einzi- 
ger Ausnahme  des  Falles,  dass  ein  solches  Pri- 
vileg einem  nicht  Untergebenen  ertheilt  sei,  weil 
dasselbe  durch  die  Annahme  de«  Begünstigten 


in  einen  Vertrag  übergehe,  wobei  aIb  Beispiel 
die  von  den  Kaisern  den  Kirchen  ertheüten  Pri- 
vilegien angeführt  werden.     Dagegen  sollen  die 
andern  privilegla,   also  die  remuneratoria  und 
conventionalia,  allein  beim  Vorliegen  eines  ge- 
rechtfertigten   Grundes    widerrufbar    sein .   vor 
Allem  dann,  wenn  das  Privilegium  sich  dem  ge- 
meinen Besten  oder  auch  Dritten  als  schädlich 
erweist    oder    der    Berechtigte    dasselbe   miss- 
braucht, Reiffenstuel  V.  33.  n.  120— It», 
170,  180;   Soh m alz gru eher  n.  219  ff.     Die 
Neueren  sehen  zwar  von  diesen  Unterscheidun- 
gen ab,   halten  aber  an  der  rechtlichen  Noth- 
weudigkeit  von  Widerruf sgründen  fest,  s.  z.  B. 
Phillips  Ö,  136  ff. ;  Richtei-Dove  $.  i6a 
Schulte  1,  164.  165  bemerkt,  ^dass  wenngleich 
die  Gewalt  des  Gesetzgebers    auch  ohne  iusta 
causa  ein  Privileg  mit  voller  Wirkung  aufheben 
könne,  es  sich  von  selbst  verstehe,  dass  jener 
dies  nur  aus  Gründen  thue,  die  in  der  Natur  der 
Sache  liegen  oder  im  Rechte  ausdrücklich  anei^ 
kannt  sind,''    giebt  aber  trotz  seines  richtigen 
prinzipiellen  Gesichtspunktes   im    weseutHoheo 
dieselbe  Lehre,  wie  die  übrigen  dtiiten  Schrift- 
steiler, wieder. 

3  Dies  und  allein  dies  ist  der  Standpunkt  des 
kanonischen  Rechtes,  wie  sich  aus  den  einschlar 
gigen  Titeln :  de  privileglis  ergiebt.     In  ihnen 
wird  vor  Allem  und  das  hat  auch  die  systema- 
tische Einreibung  derselben  in  das  ö.  Buch  ^in 
das  Strat'recht)  veranlasst,  von  den  vielfach  im 
Mittelalter  geübten  s.  g.   excessus  der  Privile- 
girten,  der  Bestrafung  derselben  und  des  £la- 
llusses  von  Missbrauchen  auf  den  Fortbestand 
des  Privilegiums  gehandelt.  Nirgends  zeigt  sich 
aber  hier  die  Anschauung,  dass  der  Missbrauch 
ein  den  Widerruf  bedingendes  rechtliches  Erfor- 
derniss  ist,  denn  wenngleich  nach  der  Feststel- 
lung der  Widerruflichkeit  der  Privileg;ie&,  s.  o. 
S.  732.  u.  S.  738,  von  den  Päpsten  wiederholt 
auf  den  Missbrauch  als  Widerrufsgrund  hinge- 
wiesen worden  ist,  tritt  doch  seit  jener  Zeit  nie- 
mals bei  ihnen  der  Gedanke  hervor,   dass  es  zur 
Aufhebung  des  Privilegs  eines  besonderen,  den 
Widerrufsgrund  feststellenden  rechtlichen  Ver- 
fahrens bedürfe.    Der  viel  citirte  Satz ;  „abueum 
propter  quem  (privilegia)  possit  merito  revocari, 
quia  Privilegium  meretur  amittere,  qui  peimissa 
sibi  abutitur  potestate",   s.  c.  24  (Later.  IV.  v. 
1215)  X.  h.  t.,   worin   der  letzte  Satz  der  ep. 
SiriciiadJoh.  Ravenn.  v.  482,  Thiel  p.  201, 
entnommen  ist,  bedeutet  nichts  anderes,  als  dass 
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tigtes  Hineintragen  privatrechtlicher  Gesichtspunkte,  wenn  die  Doktrin  vielfach  als 
rechtliches  Erforderniss  der  Gültigkeit  des  Widerrufes  das  Vorliegen  einer  iusta  causa 
aufgestellt  hat. 

Einen  Anspruch  des  Privilegirten  auf  Entschädigung  wegen  Entziehung  seines 
Privilegs  durch  Widerruf  kennt  das  kanonische  Recht  nicht  ^. 

Der  Widerruf  oder  die  Aufhebung  des  Privilegs  durch  den  Gesetzgeber  kann 
ausdrücklich  erfolgen  und  zwar  entweder  unter  spezieller  Erwähnung  des  zu  besei- 
tigenden Privilegs  oder  -auch  nur  durch  eine  generelle  Klausel ,  welche  den  Aufhe- 
bnngswillen  des  Gesetzgebers  zum  Ausdruck  bringt ,  sei  es  blos  schlechthin  (wie  die 
einer  Anordnung  beigefügte  Formel:  j^non  ohstantibus  quihmvnnque privilegm"'  2),  sei  es 
mit  schärferer  Betonung  der  derogatorischen  Absicht  (wie  die  Formeln:  „tion  ohstan- 
tilms  pricüegns  qttibuictmque  suh  qu€icungue  verborum  forma  concepM^  oder:  ^yetiamsi 
eortim  mentio  ad  verbumßeri  deberet^^)  y  ohne  dass  die  Verschiedenheit  dieser  Klauseln 
von  rechtlichem  Einfluss  für  die  durch  den  Widerruf  oder  die  Aufhebung  herbeige- 
führte Vernichtung  des  Privilegs  ist^,  abgesehen  von  dem  einzigen  Fall,  in  welchem 
ein  solches  von  vornherein  mit  der  Bedingung  ertheilt  worden  ist,  dass  zu  seiner  Be- 
seitigung eine  besondere  ausdrückliche  Erwähnung  erforderlich  sei  *.    Femer  bleibt 


es  der  Gerechtigkeit  entspricht,  wenn  der  Gesetz- 
geber aus  diesem  Gründe  das  Privileg  aufhebt. 
Tgl.  auch  c.  4  (^Alex.  III.)  h.  t:  „pro  certo  sclads 
qaod  nos  concessa  vobis  privilegla  decurtabimus, 
quum  ecclesiac  Romanae  scriptis  autheniicis 
obviare  miiiime  timeatis'^ 

Die  in  den  Dekretaien  erwähnten  excessas 
privilegiatorum  stellt  übrigens  Schmalz- 
grueber  n.  202  ft.  zusammen  und  Schalte 
1,  165  gruppirt  die  verschiedenen  Falle  nach 
allgemeinen  Gesichtspunkten. 

Der  Fall,  dass  etwa  zugleich  bei  Ertheilung  des 
Privilegs  der  Verlust  desselben  wegen  Miss- 
brauchs  festgesetzt  ist,  gehört  nicht  hierher,  er 
fUlt  unter  die  S.  Öl 7.  besprochenen  Kategorien 
des  Verlustes  wegen  Eintrittes  einer  ResoiutlY- 
bedingung. 

^  Allerdings  haben  die  Aelteren  vielfach,  s. 
Scbmalzgrueber  n.226,eineEntschädigaiig8- 
pflicbt  bei  einem  auf  Grund  eines  onerosen  Kon- 
traktes erthellten  Privilegs,  wenn  dasselbe  aus 
dringenden  Rüchsichten  des  allgemeinen  Wohles 
oder  einer  anderen  dringenden  Ursache  wider- 
rufen vdrd^  behauptet,  aber  das  wird  nur  mit 
dem  für  die  kirchlichen  Privilegien  nicht  zu- 
treffenden Grund,  dass  der  Gesetzgeber  nicht  ab- 
soluter Herr  des  Vermögens  der  Unter thanun  ist, 
gerechtfertigt.  Einen  gesetzlichen  Anhalt  hat 
die  Ansicht  jedenfalls  nicht.  Uebrigens  konnte 
auch  das  kanonische  Recht  bei  dem  Charakter 
der  durch  Privilegien  gewährten  Rechte  und 
Begünstigungen ,  welcbe  in  ihrer  weitaus 
grössten  Zahl  gar  keiner  Schätzung  in  Geld  f  big 
sind,  nicht  zu  einer  legislatorischen  Regelung 
dieser  Frage  Veranlassung  finden. 

2  S.  z,  B.  Trid.  Sess.  XXllI.  c.  13.  15.  deref. 
Sess.  XXIV.  c.  9  de  ref. ;  Sess.  XXV.  c.  10  de 
regul. ;  1.  c.  c.  9  de  ref. 

3  Die  Aelteren  nehmen  zwar  an ,  dass  durch 
die  generelle  Klausel :  „non  obstantibus  quibus- 
cunque  prlvilegiis''  die  s.  g.  privilegla  in  corpore 
iuris  clausa  (s.  o.  S.  b09.  n.  12j  nicht  aufgehoben 


werden,  aber  aus  dem  nichtigen  Grunde,  dass 
diese  als  Icges  publicae  zu  betrachten  seien  und 
eine  Abänderung  und  Reform  derselben  nur  ver- 
muthet  werden  dürfe ,  wenn  sie  klar  ausgespro- 
chen sei,  Reiffenstuel  n.  124;  Scbmalz- 
grueber n.  229;  Ja  keine  dieser  Klauseln  soll 
ausreichen,  wenn  das  Privilegium  ein  conventio- 
nale  oder  remuneratorium  ist,  vielmehr  hier  eine 
spezielle  darauf  gerichtete  Klausel:  „etiamsi  per 
mudum  contractus  fuerint  concessa  vel  etiaui 
meritorum  intuitu",  erforderlich  sein,  eine  Forde- 
rung, welche  mit  der  irrig«>n  Ansi<'/ht,  dass  bei 
diesen  Privilegien  der  Widerruf  nur  aus  ganz 
bestimmten  Gründen  statthaft  ist  (^s.  o.  8.  ÖlS. 
n.  2),  zusammenhängt,  vgl.  Reiffenstuel  n. 
126.  Für  die  remuneratorischen  Privilegien  lässi 
selbst  Schulte  1,  164  die  Klausel:  „non  ob- 
stantibus privilegiis  quibuscunque*'  nicht  ge- 
nügen. 

^  Reiffenstuel  n.  125,  weil  hier  eine  be- 
sondere gesetzliche  Anordnung  über  die  Form 
ihrer  Aufhebung  vorliegt. 

Von  diesem  Standpunkt  aus  hat  das  Triden- 
tinum  in  einzelnen  Klauseln  den  Derogations- 
willen  möglichst  klar  zum  Ausdruck  zu  bringen 
gesucht,  vgl.  vor  Allem  Sess.  XXV.  de  reg.  c. 
22 :  „Haec  omnia  et  siugula  in  superioribus  de- 
cretis  contenta  observari  s.  synodus  praecipit  in 
omnlbus  coenobiis  ac  monasteriis,  colleglls  ac 
domibus  .  .  .  ,  non  obstantibus  eorum  omnium 
et  singulorum  privilegiis  sub  qulbuscunque  for- 
mulis  verborum  conceptis  ac  mare  magnum  appel- 
latis,  etiam  in  fundaiione  obtcntis".  S.  ferner 
die  aus  Anlass  der  lieseitiguag  von  viellachen 
Privilegien  durch  das  Trideutinum  erlassene 
Const.  PiiV. :  In  principis  apustolorum  v.  iJüÖ, 
Riohter's  Trideutinum  S.  486 :  ^prlvilegiorum, 
exemptionuni ,  immunitatum,  facultatum,  con- 
servatoriarum ,  indultorum ,  confessionalium, 
maris  niagni  et  aliarum  gratiarum  praedictarum 
ac  quarumcunque  apostolicorum  et  aliarum  lite- 
rarum  desuper  confectarum  processuumque,  de- 
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es  gleichgültig,  ob  der  Widerruf  oder  die  Anfhebnng  durch  einen  besonderen  darauf 
gerichteten  Akt  oder  gelegentlich  eines  allgemeinen  Gesetzes  oder  gar  einer  umfas- 
senden Kevision  des  kirchlichen  Rechtes  ^  ausgesprochen  wird. 

Ein  stillschweigender  Widerruf  oder  eine  derartige  Aufhebung  des  Privilegs  hat 
nur  ausnahmsweise  dieselbe  Kraft;  wie  der  ausdrückliche ,  nämlich  dann ,  wenn  ein 
speziell  lautendes  Privileg  mit  einem  früher  ertheilten  generellen  unvereinbar  ist^, 
denn  im  Uebrigen  derogirt  weder  ein  allgemeines  entgegenstehendes  Gesetz  dem 
früheren  Privileg,  als  einer  lex  specialis^,  noch  kann  ein  anderes  spezielles  Privileg 
schlechthin  und  ohne  Derogationsklausel  ein  blos  spezielles  beseitigen^. 

lieber  die  Publikation  und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  der  den  Widerruf  oder 
die  Aufhebung  enthaltenden  Anordnung  gelten  dieselben  Grundsätze,  wie  die  tOi 
den  das  Privileg  ertheilenden  gesetzgeberischen  Spezialakt,  wenn  aber  die  betreffende 
Bestimmung  in  einem  allgemeinen  Gesetz  enthalten  ist,  die  betreffenden  Regeln  fftr 
das  letztere  ^. 

3.  Die  herrschende  Lehre  lässt  bei  ihrer  wesentlich  privatrechtlichen  Behand- 
lung der  Privilegien  ftir  die  Regel  den  Verzicht  des  Berechtigten  als  Er- 
löschungsgrund für  das  ihm  ertheilte  Privileg  gelten®.  Aber  auch  für  diese  Frage 
muss  hinsichtlich  der  Privilegien  in  der  schon  o.  8.  816  hervorgehobenen  Weise  un- 
terschieden werden  '.  Der  Verzicht  ist  rechtlich  allein  statthaft  bei  denjenigen  Pri- 
vilegien ,  welche  lediglich  das  Sonderinteresse  des  Privilegirten  berühren  und  keine 
Bedeutung  fdr  das  allgemeine  kirchliche  Interesse  besitzen^.  Wenn  dagegen  das 
letztere  fUr  die  Ertheilung  massgebend  gewesen  ist,  also  für  den  Fortbestand  des 
Privilegs  mit  in  Betracht  kommt,  so  handelt  es  sich  um  ein  Verhältniss,  welche 
der  alleinigen  Verfügung  des  Privilegirten  nicht  untersteht.  Ein  Verzicht  ist  daher 
ausgeschlossen  und  rechtlich  unwirksam,  vielmehr  kann  eine  Beseitigung  des  Privi- 


cretornm  et  aliomm  inde  secntonim  tenores,  ac  si 
de  Yerbo  ad  yerbum  InBererentur,  praesentibus 
pro  sufflcienter  expressls  et  plene  insertls  haben- 
tes,  motu  proprio  et  ex  certa  scientla  ac  de 
apoBtolicae  potestatis  plenitudine  quod  eadem 
omnia  et  slngula  prlTilegia ...  in  Mc  omnibns 
et  singulis,  in  qnibus  illa  statntis  et  decreüe 
concilil  hniusmodl  contrariantur,  ipso  iure  reyo- 
cata ,  cassata  ....  sint  et  esse  censeantur  .... 
declaramns'^ 

1  Wie  z.  B.  der  tridentinischen  Reformgesetz- 
gebung, lieber  die  Kontroversen,  welche  in  Be- 
treff der  Frage,  in  wie  weit  die  in  der  vor.  Anm. 
citirten  Bestimmungen  den  einzelnen  Privilegien 
der  Regularen  derogirt  haben,  entstanden  sind, 
s.  Reiffenstnel  n.  135  ff.;  Schmalz- 
grneber  n.  234  ff. 

2  Reg.  iur.  34  in  VIto :  „generi  per  spedem 
derogetur." 

3  Arg.  c.  1  in  VIto  de  constit.  I.  2  cit. 

*  c.  19  (Innoc.  III)  X.  de  praescript.  II.  26 : 
„sicut  in  privileglo  dicti  Paschalis  et  Alexandri 
p.  praedecessorum  nostromm  perspeximus  con- 
tineri,  non  obstante  privileglo  Giern entis  papae, 
per  qnod  prlvilegiis  snorum  praedecessorum  non 
exstltlt  derogatum,  quum  de  ipsis  nuUam  fecerit 
mentionem.^' 

5  S.  0.  S.  774.  ff.  Bei  speclellem  Widerruf 
verlangt  man  vom  Standpunkt  der  Bobon  oben 


besprochenen  Theorie  stets  die  Insinuation  an 
den  Privilegirten ,  welche  freilich  als  Publika- 
tionsmodus  gewählt  werden  kann,  aber  nicht 
allein  statthaft  ist  Die  Schule  spricht  hier 
schiefer  Weise  von  einer  Aufhebung  ah  homine 
8.  privatim  im  Gegensatz  zur  Aufhebung  per 
legem,  Reiffenstnel  n.  134  und  Schmalz- 
grueber  n.  245  und  lässt  die  Wirksamkeit  de 
Widerrufs  erst  mit  der  Insinuation  eintreten, 
vgl.  auch  Schulte  1,  167.  n.  42. 

«Reiffenstnel  n.  188  ff.;  Scbmalz- 
grueber  n.l76ff.;  Phillips  5, 144;  Schulte 
1,  167;  Richter-DoveS.  168. 

'f  Denn  das  allgemeine  Rechtspilncip,  dass  es 
dem  Berechtigten  freisteht,  jeder  Zelt  auf  seiA 
Recht  zu  verzichten,  auf  welches  sich  die  herr^ 
sehende  Lehre  beruft,  findet  nur  auf  Privatrechte, 
nicht  schlechthin  auf  Öffentliche  Rechte  An- 
wendung. 

8  Allein  von  derartigen  Zehntexemtionen« 
welche  allerdings  im  Einzelfalle  auch  eine  an- 
dere Bedeutung  haben  können,  (s.  o.  S. 816.  n.4). 
handeln  die  regelmäesig  angezogenen  Belagstel- 
len c.  6  (Alex.  III.)  X.  h.  t :  „de  privileglo  tarnen 
Indulte  tanto  tempore  vobis  detrahere  voluisti&, 
quum  liberum  sit  unlcnlque  suo  Inrl  rennndare'' 
u.  c.  15  (Innoc.  III.)  X.  eod. :  „Qunm  enim  tanto 
tempore  contra  indulta  privllegia  decimas  eol- 
verlnt,  eis  renundasse  tadte  praeeumuntur^. 
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legs  seitens  des  Begünstigten  aliein  dadnrch  herbeigeftthrt  werden ,  dass  er  den  Ge- 
setzgeber znr  Wiederanfhebung  desselben  veranlasst  ^ 

Soweit  ein  Verzieht  nach  Massgabe  der  vorstehenden  Erörterung  rechtlich  statt- 
haft erscheint  2,  kann  derselbe  die  in  dem  Privileg  liegende  Anordnung  des  Ge- 
setzgebers an  sich  niemals  aufheben,  sondern  nur  das  Produkt  derselben,  die  ftir  den 
Privilegirten  entstandene  subjektive  Berechtigung  oder  Befreiung  beseitigen  ^^  womit 
freilich  auch  dem  Privileg  seine  weitere  Wirksamkeit  entzogen  ist^.  Hieraus  folgt, 
dass  der  Verzicht  allein  gültig  von  demjenigen  abgegeben  werden  kann,  welcher  über 
die  Substanz  der  betreffenden  Berechtigung  zu  verfügen  befugt  ist^,  und  dass  die 
sonstigen  Erfordernisse ,  welche  das  kirchliche  Recht  fdr  eine  derartige  Verfügung 
vorschreibt,  beobachtet  werden  müssen®.    Danach  bemisst  sich  weiter,  ob  der  Ver- 


1  So  meint  auch  Schulte  1,  167.  n.  47,  dass 
ein  exemter  Abt  auf  sein  Privileg  nicht  Ter- 
ziehten  kann.  Freilich  ist  seine  Berufung  auf 
c.  15  (Gregor.  IX.)  X.  de  renanc.  I.  9  nicht  ge- 
rechtfertigt, da  die  Stelle  nur  von  den  Erforder- 
nissen der  Amtsniederlegung  seitens  des  Jewei- 
ligen Abtes  handelt  und  hierfür  Erlaubnlss  des 
Papstes  fordert.  Selbst  bei  den  Aelteren  macht 
sidi  der  im  Text  als  entscheidend  hervorgehobene 
Gesichtspunkt  geltend  ^  so  in  der  Behauptung  bei 
Reiff enstuel  n.  296,  dass  ein  Prälat,  Kapitel 
oder  Konvent  auf  ein  durch  Privileg  erworbenes 
Recht  nicht  verzichten  kann,  wenn  dasselbe  für 
die  Kirche  nützlich  oder  ehrenvoll  ist  und  dass 
in  diesem  Falle  jedes  einzelne  Mitglied  durch 
Widerspruch,  ja  auch  der  kirchliche  Obere  kraft 
seines  Aufsichtsiechtes  den  Verzicht  zu  verhin- 
dern befügt  und  verpflichtet  ist. 

Für  die  Auffassung  des  Textes  spricht  übri- 
gens insbesondere,  dass  manchen  Orden,  so  z.  B. 
den  Franziskanern  dorch  Leo  X.  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  einzelne  der  ihnen  vivaevods  oraculo 
beigelegten  Privilegien  sich  später  wenigstens 
theilweise  als  unnütz  erwiesen  hatten,  die  Be- 
fugniss  beigelegt  ist,  sowohl  durch  Mehrhelts- 
beschluss  des  General-Kapitels,  wie  des  Provin- 
zial-Kapitels  (für  einzelne  Orte  der  Provinz)  den 
Nichtgebrauch  der  betreffenden  Privilegien  an- 
zuordnen, und  dass  nach  weiterer  päpstlicher  Be- 
stimmung eine  derartige  Anordnung  die  Ordens- 
mitglieder ebenso,  als  ob  die  Privilegien  durch 
den  Papst  suspendirt  oder  widerrufen  wären, 
binden  solle,  Relffenstuel  n.  199.  Daraus er- 
giebt  sich,  dass  zum  Verzicht  der  im  höheren 
kirchlichen  Interesse  ertheilten  Privilegien  prin- 
zipiell die  Zustimmung  des  obersten  Gesetzgebers 
für  erforderlich  gehalten  und  die  Funktion  des 
letzteren  nur  ausnahmsweise  den  erwähnten  Or- 
ganen übertragen  worden  ist. 

Keinesfalls  ist  aber  der  herrschenden  Lehre 
zuzugeben,  dass  Bischof  und  Kapitel  unbedingt 
auf  die  Privilegien  der  Kirche  zu  verzichten  be- 
fugt sind,  wenn  sie  nichts  mehr  nützen  oder 
gleichgültig  sind,  Relffenstuel  n.  195; 
Schmalzgrueber  n.  184;  Schulte  1,  167 
n.  49.  Durch  diese  Umstände  wird  ihnen  die 
freie  Disposition  über  das  Privilegium  nicht  an- 
heimgegeben. Von  den  beiden  dafür  regelmässig 
angezogenen  Kapiteln  sagt  das  eine  c.  8  (Innoc. 
III.)  X.  de  const.  I.  2  nur,  dass  die  Kanoniker, 
welche  die  Stelle  des  Primicerius,   deren  Ein- 


künfte sie  unter  päpstlicher  Bestätigung  auf  die 
übrigen  Kanonikate  vertheilt  hatten,  wieder  von 
Neuem  besetzen,  also  wieder  errichten  können. 
Will  man  hier  in  der  päpstlichen  Bestätigung 
ein  Privileg  finden,  so  lag  mindestens  ein  solches 
vor,  welches  in  die  Kategorie  der  lediglich  im 
persönlichen  Interesse  gegebenen  gehörte,  also 
der  freien  Verzichtleistung  unterlag.  Das  zweite 
Kapitel,  c.  22  finn.  III.)  X.  de  praeb.  III.  5.  be- 
handelt den  Fall,  dass  ein  Kapitel,  welches  ein 
Indult  des  Papstes  auf  Reception  von  nur  40 
Kanoniker  besass ,  aber  seinerseits  einen  über- 
zähligen aufgenommen  hatte ,  einem  vom  Papst 
Providlrten  die  Reception  verweigerte.  Der  Papst 
entscheidet,  dass  sie  diesen  aufnehmen  müssen : 
„quum  nobis  legem  imponere  non  debeant,  quam 
ipsi  negllgunt  observsre."  Ob  der  vom  Kapitel 
zugelassene  überzählige  Kanoniker  gültig  redpirt 
ist,  darüber  entscheidet  der  Papst  gar  nicht,  also 
auch  darüber  nicht,  ob  die  Kanoniker  auf  das 
Privileg  durch  Verletzung  desselben  zu  verzich- 
ten berechtigt  waren.  Die  Stelle  ist  also  eben- 
falls beweisunkräftig ,  abgesehen  davon,  dass 
auch  das  hier  fragliche  Privilegium  als  ein  ledig- 
lich im  Interesse  der  Kanoniker  gegebenes  be- 
trachtet werden  kann. 

2  Also  z.  B.  auf  ein  durch  päpstliches  Indult 
gewährtes  Patronats-  oder  Präsentationsrecht,  auf 
das  Recht,  sich  an  einem  interdicirten  Orte  Messe 
lesen  zu  lassen. 

8  Diese  Unterscheidung  ist  bisher  lediglich  für 
die  Lehre  von  dem  Erlöschen  des  Privilegium 
durch  Nichtgebrauch  verwerthet  worden,  s.  dar- 
über unten  unter  4. 

4  Denn  mit  der  einmal  eingetretenen  Wirkung, 
mit  der  Schaffung  des  Produktes,  der  Berechti- 
gung, hat  die  lex  specialis  ihre  Funktion  er- 
schöpft. Sie  erzeugt  nicht  fort  und  fort  dieselbe, 
wie  die  erstgewährte,  Berechtigung  von  Neuem. 

5  Damit  ist  gegenüber  der  bisherigen  Kasuistik 
ein  festes  Prindp  gewonnen  und  es  entscheiden 
sich  durch  dasselbe  von  selbst  Fragen,  wie  z.  B. 
die,  wer  bei  einem  Mehreren  in  solidum  oder 
einer  juristischen  Person  gewährten  Privileg  den 
Verzicht  abgeben  muss,  vgl.  Relffenstuel 
n.  191. 194. 195. 

^  Also  namentlich,  ob  und  welcher  kirchliche 
Obere  die  Genehmigung  zu  ertheilen  hat,  so  z.  B. 
EU  dem  eine  Veräusserung  enthaltenden  Verzicht 
auf  ein  durch  Privileg  gewährtes  Zehntreoht. 
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zieht  ausdrücklich  oder  stillschweigend  abgegeben  werden  kann  ^^  endlich  auch,  ob 
der  blosse  Verzicht  genügt  oder  noch  eine  Annahme  desselben  erforderlich  ist  Frei- 
lich werden ,  da  durch  die  Privilegien  keine  obligatorischen  Beziehungen  begründet 
werden ,  nur  ausnahmsweise  Fälle  vorkommen^,  in  denen  eine  solche  nothwendig 
erscheint  3. 

Wenn  der  Verzicht  einmal  rechtsgültig  abgegeben  oder  falls  dies  zu  seiner  Per- 
fektion wesentlich  ist ,  angenommen  worden  ist ,  so  kann  der  Privilegirte  denselben 
nicht  widerrufen  und  nicht  mehr  auf  sein  Privilegium  zurückgreifen  ^. 

4.  Was  sodann  den  Verlust  der  Privilegien  durch  Nichtgebrauch  {non  usus)  be- 
trifft, so  ist  eine  Beseitigung  derselben  als  objektiver  Rechtsquelle  ebensowenig  mög- 
lich, wie  durch  Verzicht,  vielmehr  kann  der  Nichtgebrauch  höchstens  einen  derarti- 
gen Einfluss  auf  die  durch  das  Privileg  gewährte  Berechtigung  äussern. 

Ausgeschlossen  ist  aber  jede  Rechtswirkung  des  Nichtgebrauches  bei  denjenigen 
Privilegien  Öffentlichen  Charakters ,  auf  welche  der  Privilegirte  nicht  verzichten  darf 
(s.  0.  S.  820)  und  welche  er  auszuüben  verpflichtet  ist  (s.  o.  8.  816),  denn  aus  der 
unerlaubten  Verletzung  seiner  desfallsigen  Pflicht  kann  kein  Recht  für  ihn,  d.  h.  hier 


1  So  kann  z.  B.  das  durch  Indult  erworbene 
Patronat  auch  durch  konkludente  Handlungen 
aufgehoben  werden,  s.  o.  S.  89.  n.  2.  Mitunter 
liegt  die  Sache  so,  dass  im  gegebenen  Falle  eine 
auf  den  Verzicht  schliessen  lassende,  konklu- 
dente Handlung  kaum  möglich  ist,  so  z.  B.  bei 
dem  Privileg,  sich  an  einem  interdicirten  Orte 
Messe  lesen  zu  lassen.  Im  Zweifel  ist  aber  Statt- 
haftigkeit des  stillschweigenden  Verzichtes  an- 
zunehmen ,  da  das  kanonische  Recht  keine  be- 
stimmte Form  der  Renunciation  vorschreibt. 

2  Der  Fall  des  Verzichtes  auf  ein  Zehntrecht, 
in  welchem  die  Aelteren ,  Schmalzgruober 
n.  181,  eine  Annahme  verlangen,  gehört  nicht 
hierher,  denn  das  Verhiiltniss  zwischen  dem 
Zehntherrn  und  dem  Zehntverpflichteten  ist 
keine  Obligation. 

3  So  z.  B.  bei  dem  durch  Privileg  gegebenen 
Patronatreoht,  wenn  der  Patron  Lasten  zu  tragen 
hat,  0.  S.  88.  Dagegen  ist  er  nicht  erforderlich 
bei  Privilegien,  wie  dem  Anm.  1  zuletzt  er- 
wähnten, vgl.  auch  »S  c h m  a  1  z g r u eb  e r  n.  182 ; 
nur  wird  es  hier  schwer  sein,  wenn  der  Verzicht 
niclit  einem  kirchlichen  Obern  gegenüber  oder 
Öffentlich  abgegeben  ist,  denselben  zu  konstatiren. 

Was  das  rechtli<-he  Verhältniss  bei  einem  Ver- 
zicht auf  Befreiungen  von  gesetzlichen  Lasten, 
z.  B.  auf  ein  Privilegium  decimas  non  solvendi be- 
trifft, so  könnte  man  giMieigt  sein,  die  die  Befrei- 
ung aus8pre<'hende  lex  specialis,  das  Privilegium, 
lediglich  als  ein  de»  Kreis  der  Verpflichteten  zu 
Gunsten  des  Privilegirtcn  einschränkendes,  den 
letzteren  dauernd  aus  demselben  herausheben- 
des Spezialgesetz  aufzufassen.  Dann  läge  eine 
fortwährend  wirkende  objektive  Rechtsnorm  vor, 
und  da  diese  durch  den  Verzicht  des  Privilegirten 
nicht  aufgehoben  werden  kann,  so  würde  dieser  zur 
Beseitigung  der  Befreiung  nicht  ausreichen,  viel- 
mehr wäre  dazu  erforderlich,  dass  der  Privilegirte 
erat  durch  besondern  Rechtsakt  demjenigen,  wel- 
cher nunmehr  die  Abgabe  (den  Zehnten)  von 
ihm  einfordern  soll,  ein  Recht  darauf  gewährt 


oder  der  letztere  ein  solches  ersitzt.  Die  Auf- 
fassung des  kanonischen  Rechtes  ist  das  aber 
nicht,  vielmehr  geht  dieselbe  dahin,  dass  durch 
ein  solches  Privileg  für  den  Privilegtrten  eine 
besondere  subjektive  Berechtigung,  dem  nach 
dem  allgemeinen  Gesetz  zur  Forderung  der  Ab- 
gabe Befugten  die  Leistung  zu  verweigern,  be- 
gründet werde  und  dass  das  Privileg  damit  seine 
Funktion  erschöpft  hat.  Dies  zeigen  deutlich 
c.  6.  15  X.  h.  t.  (s.  S.  820.  n.  8),  welche  in  d» 
Nichtgeltendmachung  einer  durch  Privileg  ver- 
liehenen Zehntbefreiung  während  30,  bez.  40  Jah- 
ren und  trotz  desselben  erfolgter  Zehntleistang 
während  dieser  Zeiträume  einen  stillschweigen- 
den Verzieht  durch  konkludente  Handlungen  an- 
nehmen und  die  Verpflichtung  zu  weiterer  Lei- 
stung an  den  sonst  Berechtigten  aussprechen, 
also  nicht  eine  Neubegründung  des  Zehntrechtes 
für  den  letzteren  verlangen.  Allerdings  ist  viel- 
fach, 8.  die  Glosse  im  (»sus  zu  c.  iÖ  X.  cit.  und 
die  Snmmarien  zu  beiden  Kapiteln,  behauptet 
worden,  dass  die  Stellen  von  der  Vexjährung 
handeln,  (s.  auch  noch  Schulte  1,  i74.  n.  64 
u.  68),  aber  in  ihrem  Inhalt  wird  nichts  davon 
gesagt  und  überdies  ist  sowohl  die  Annahme 
einer  Acquisitiv-,  wie  auch  einer  Extinktivver- 
jährung  dadurch  ausgeschlossen,  dass  c.  6  (v. 
Alexander  III)  nur  eine  30jährige  Frist  verlangt 
während  schon  zu  dessen  Zeit  das  kanonische 
Recht  für  die  Verjährung  40  Jahre  gefordert  hat, 
s.  Reich,  Entwickig.  d.  kanon.  Verjährunge- 
lehre. Berlin  i880.  S.  6  ff.  und  über  die  beiden 
citirten  Kapitel  Steppes  i.  d.  Ztschr.  f.  K.  R. 
u.  Proz.  i4,  126  ff.  Die  Polemik  Schulte's 
a.  a.  O.  gegen  den  letzteren  ist  aus  dem  ange- 
führten Grunde  unberechtigt,  nm  so  mehr  all 
Schulte  selbst  sich  damit  helfen  mnss,  dass  er 
erklärt,  die  übrigen  nicht  in  den  Kapiteln  er- 
wähnten Erfordernisse  der  Veijährung  verständen 
sich  von  selbst. 

^  Denn  im  Wesen  eines  einseitigen  Rechts- 
aktes liegt  es  nicht,  dass  derselbe  beliebig  wider- 
ruflich ist,  s.  auch  Schulte  1,  i67. 
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keine  Befreiung  Yon  der  Pflicht,  die  durch  das  Privilegium  ihm  auferlegten  Funk- 
tionen wahrzunehmen,  entstehen. 

Für  die  Hbrigen,  der  Disposition  des  Privüegirten  unterliegenden  Privilegien 
bildet  aber  der  mm  usus  der  aus  einem  solchen  herfliessenden  Berechtigungen  eben- 
sowenig einen  allgemeinen  Erlöschungsgrund,  und  es  war  unrichtig,  wenn  die  frühere 
kanonifltische  und  gemeinrechtliche  Theorie  denselben  als  solchen  hat  gelten  lassen  ^ 
Da  der  non  usits  an  sich  nicht  zur  Vernichtung  aller  Rechte  ftlhrt^,  und  auch  in  Be- 
treff dieser  Frage  zwischen  dem  Privileg  als  objektiver  lex  specialis  und  dem  Pro- 
dukt desselben,  der  durch  dasselbe  gewährten  Befngniss,  zu  unterscheiden  ist ^  so 
ergiebt  sich  daraus  die  Konsequenz,  dass  für  den  Verlust  des  durch  das  Privileg  ent- 
standenen Rechtes  in  Folge  von  non  ustu  lediglich  der  juristische  Charakter  der  frag- 
lichen Berechtigung  massgebend  ist.  Wo  die  betreffende  subjektive  Berechtigung  der 
Veijfthmng  oder  dem  Erlöschen  zu  Folge  Nichtgebrauches  innerhalb  der  Präskrip- 
tlonsMst  unterliegt,  da  geht  dieselbe,  wie  jede  andere  gleiche,  welche  auf  einem 
sonstigen  Rechtsgrunde,  z.  B.  Vertrag  beruht,  unter,  und  es  macht  keinen  Unter- 
schied, dass  ihr  Entstehungsgrund  ein  Privileg  bildet'^. 

5.  Aus  den  bisherigen  Darlegungen  folgt  weiter,  dass  nicht  das  Privileg,  wohl 
aber  das  aus  demselben  herfliessende  Recht  wider  Willen  des  Berechtigten  durch 
diejenigen  Gründe,  welche  überhaupt  ein  derartiges  Recht  aufheben  können,  be- 
seitigt ,  ja  auch  unter  Umständen  auf  einen  anderen  übertragen  werden  kann.  In 
Frage  kommt  hier  die  t^sucapio  Hhertatis  tmd  die  Acqiäiiiiversit&tng*  Da  sich  in  diesen 
Fällen  der  Verlust  nach  dem  allgemeinen  Recht  gegen  den  Willen  des  Berechtigten 
vollzieht,  ist  dies  auch  der  Fall,  wenn  bei  dem  fraglichen  Recht  der  Verzicht  des 
Privüegirten  wegen  des  Charakters  des  Privilegs  (s.  o.  S.  820)  an  sich  ausgeschlos- 
sen wäre ,  sofern  nur  das  ins  commune  ein  solches  Recht  den  erwähnten  Ersitzungs- 
arten  unterwirft  ^ 


^  Und  zwar  sollte  danach  das  Privileg  entwe- 
der in  Folge  des  in  dem  Nichtgebrauch  liegenden 
Btillschweigenden  Verzichtes  oder  in  Folge  der 
Praskription  untergehen,  im  letzteren  Fall,  wenn 
der  Begünstigte  das  Privileg  während  der  Ver- 
jährungszeit nicht  ausgeübt  hatte  oder  gegenüber 
einem  dasselbe  verletzenden  Akt  dieselbe  ohne 
Protestation  hatte  ablaufen  lassen.  Während  man 
diese  Orundsätze  für  die  privilegia  afflrmatlva 
concessa  cum  gravamine  aliorum  (z.  B.  Privi- 
legien auf  Zehuten  und  andere  Abgaben),  sowie 
privilegia  negativa  aliis  onerosa  (z.  B.  bei  Zehnt- 
exemtionen)  für  massgebend  erklärte,  wurde  da- 
gegen bei  den  privilegia  afflrmatlva  merae  gratiae 
(z.  B.  celebrandi  ante  auroram)  und  den  negativa 
mere  gratlosa  (z.  B.  non  jejunandi)  der  Verlust 
durch  non  usus  für  ausgeschlossen  erklärt,  s.  na- 
mentlich die  ausfuhrlichen  Darstellungen  bei 
Reiffenstuel  n.  203  n.  Schmalzgrueber 
n.  186  if.  Weitere  Anführungen  über  die  ältere 
Literatur  bei  Schulte  1,  169  n.  63.  Von  den 
neueren  stehen  im  wesentlichen  noch  auf  dem- 
selben Standpunkt  Eichhorn,  K.  R.  2,26; 
Permaneder,  K.  R.  g.  282;  Phillips  5, 
145. 

2  Schulte  1,  169,  vgl.  auch  v.  Savigny, 
Syst.  d,  R.  R.  4,  297  ff. 

3  Von  diesem  Standpunkt  aus  ist  die  ältere 


Theorie  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  zunächst 
für  das  Gebiet  des  gemeinen  Rechts  von  H uf e - 
Und,  Geist  d.  rom.  Recht  (1815),  1,  274  ff., 
bekämpft  und  ihre  Herrschaft  beseitigt  worden, 
s.  namentlich  Fritz,  Gesch.  f.  C.  R.  u.  Proc. 
14,  201  ff.;  Sohlayer,  a.  a.  0.  S.  95; 
Puohta,  Pandekten  §.  31;  Windscheid, 
Pandekten  $.  136 ;  auf  dem  Gebiete  des  kano- 
nischen Rechts  kommt  vor  Allem  Schulte  1, 
169  in  Betracht,  welchem  jetzt  auch  Richter- 
PoveS-  168  folgt. 

4  Während  daher  die  auf  Privileg  beruhenden 
Patronats-,  Präseutations-  und  Nominations- 
rechte,  das  Recht,  sich  an  einem  intordicirten 
Orte  Messe  lesen  zu  lassen,  nicht  durch  blossen 
non  usus  untergehen,  s.  auch  o.  S.  90,  würde  bei 
einer  Leistung  obligatorischen  Charakters  die 
Verjährung  zufolge  Nirhtgeltendmachung  ein- 
treten, vgl.  übrigens  auch  Schulte  1,  172. 
173. 

^  So  kann  durch  usucapio  libertatis  gegen  ein 
durch  Indult  gewährtes  Patronatreoht  die  Freiheit 
der  Klr«}he  von  dem  Bischof,  ferner  gegen  ein 
Zehntprivileg  die  Freiheit  vom  Zehnten  ersessen 
werden .  Ebenso  ist  es  umgekehrt  möglich,  dass  ein 
Exerationsprivileg  von  gewissen  Jurisdiktions- 
rechten  des  Bischofs  oder  ein  Privileg  auf  Be- 
freiung vom  Zehnten,    dadurch  beseitigt  wird, 
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VII.  8ohntz  der  Privilegien.  Der  durch  das  Privilegium  gescliaffeBe 
Rechtszustand  bildet  einen  Theil  der  kirchlichen  Rechtsordnung  und,  da  er  somit 
dem  allgemeinen  Rechtsschutze  derselben  untersteht ,  können  zu  seiner  Aufreohter- 
haltung  aUe  Mittel ,  welche  für  die  Wahrung  der  Rechtsordnung  im  Allgemeinen  zur 
Anwendung  kommen,  gebraucht  werden.  Es  kann  also  bei  Nichtbeachtung  des  Pri- 
vilegs durch  eine  untergeordnete  kirchliche  Instanz  der  Schutz  des  höheren  zuständigen 
Eirchenoberen  angerufen  ^  oder  auch  von  Amtswegen  durch  diesen  kraft  des  Ober- 
aufsichtsrechtes die  Beachtung  des  Privilegs  angeordnet,  nöthigenfalls  aber  Exekutiv- 
oder Disciplinarstrafe  gegen  die  ungehorsame  Instanz  verhängt  werden^.  Alle  Akte, 
welche  dem  Privileg  zuwiderlaufen,  sind  nichtig^,  und  es  darf  daher  Befehlen  der 
kirchlichen  Oberen,  welche  gegen  das  Privileg  Verstössen ,  der  Gehorsam  verweigert 
werden^.  Femer  kann  der  Berechtigte  auch  diejenigen  Klagen  (petitorische  und 
possessorische),  welche  zum  Schutz  der  ihm  kraft  des  Privilegiums  zustehenden  sub- 
jektiven Berechtigung  gegeben  sind^,  gegen  jeden  Yerletzer  anstellen  und  sich  ein- 
rede weise  gegen  etwaige  dem  Privileg  zuwiderlaufende  Ansprüche  vertheidigen^ 
Dagegen  ist  es  eine  ungerechtfertigte  Behauptung,  welche  mit  der  der  früheren 
Theorie  unbekannten  Unterscheidung  des  Privilegiums  als  objektiver  Rechtsnorm 
und  der  durch  dasselbe  erzeugten  subjektiven  Berechtigung  zusammenhängt ,  dass 
jedem  Privilegirten  zum  Schutz  seines  Privilegs  die  actio  confessoria  zustehe  7. 

Yin.  Erneuerung  der  Privilegien  [itmovatio,  confirmatio).  Die  juristische 
Bedeutung  einer  Erneuerung  des  Privilegs  hängt  sowohl  von  ihrem  Zwecke,  wie  auch 
von  ihrem  Inhalte  ab.  Sie  kann  einmal  lediglich  deshalb  erfolgen,  um  dem  Privile- 
girten, falls  die  Yerleihungsurkunde  verdorben  oder  verloren  ist,  eine  neue  oder  eine 
unverdächtige  Urkunde  zum  Zweck  des  Beweises  seines  Privilegs  zu  verschaffen^. 

Eine  Bestätigung  oder  Erneuerung  ist  aber  andererseits  auch  möglich ,  um  ge- 
genüber einer  Ableugnung  der  Existenz  oder  der  Echtheit  des  Privilegs  oder  über- 
haupt zur  Beseitigung  künftiger  Anfechtungen  desselben  die  Thatsache  festzustellen, 
dass  Jemandem  zu  einer  gewissen  Zeit  ein  Privileg  bestimmten  Inhaltes  ertheilt  wor- 
den ist.    Eine  solche  Bestätigung  oder  Innovation,  s.g.  conßrmaiio  in  forma  ordinarin 


dass  der  Bischof  die  betreffenden  Jnrisdiktions- 
reohte,  der  nach  gemeinem  Rechte  zum  Zehnt- 
hezug  Befugte  die  Zehntberechtigung  wieder 
durch  Ersitzung  gegenüber  dem  Privilegirten  er- 
wirbt, vgl.  Schulte  1,  173,  8.  auch  o.  8.  90. 
n.  Th.  II.  S.  456  ff. 

Der  Mlssbranch  des  Privilegs  ist  abgesehen  von 
dem  0.  S.  818.  n.  3  a.  £.  gedachten  Fall  weder  ein 
ipso  iure  wirkender  Erlöschnngsgrnnd  des  Pri- 
vilegs noch  kann  deswegen  dem  Privilegirten 
dasselbe  durch  Richtersprnch  aberkannt  werden, 
wie  die  Aelteren,  s.  Relffenstael  n.  178. 
179,  Schmal zgrneber  n.  197  ff.  behaupten. 
Indem  sie  dafür  ntir  Stellen  anführen,  welche 
vom  Verlust  des  s.  g.  Privilegium  clerlcale,  also 
von  Berechtigungen  kraft  des  Ins  singulare  ban- 
deln. 

Femer  ist  es  selbstverständlich,  dass  aucb 
sonst  ein  Privilegium  selbst  nicht  durch  Urtheü 
des  Richters,  da  derselbe  nicht  über  dem  Gesetz 
steht,  beseitigt  werden  kann ,  wohl  aber  ist  es 
möglich,  dass  in  einem  Prozess  die  Rechtsgültig- 
keit oder  Nichtigkeit  des  Privilegs  festgestellt 


wird,  Relffenstueln.  132;  Schm^lzgrue- 
ber  n.  233,  Schulte  1,  166.  Inwieweit  da- 
gegen ein  Erkenntniss  über  die  kraft  eines  Pri- 
vilegs in  Anspruch  genommene  Berechtigung  die 
spätere  Geltendmacbung  derselben  hindert,  be- 
stimmt sich  nach  den  Regeln  über  die  Wirkung 
der  res* iudicata. 

1  Beschwerden  an  den  Papst  und  Anrufung 
desselben  in  c.  4  (Alex.  III)  X.  h.  t. 

3  c.  24.  26.  X.  h.  t.,  auch  Revokation  der  dem 
Yerletzer  selbst  zustehenden  Privilegien  durch 
den  Papst,  wie  In  c.  4  dt. 

3  Arg.  c.  10  (Alex.  lU.)  X.  de  elect  I.  6. 

*  c.  5  (Alex.  III.)  X.  de  excess.  praelat.  V.  31. 

S  Also  z.  B.  gegen  Besitzstörungen  die  actio 
spolil,  zur  Geltendmachung  des  Zehntrechts  die 
actio  confessoria  utilis. 

e  Schultet,  162. 

7  S.  z.  B.  noch  Phillips  5,  135.  Gegen  ihn 
Schulte  a.  a.  0. 

8  Vgl.  c.  4.  X.  de  conflrm.  ut.  II.  30. ;  c.  12. 
X.  h.  t.  V.  33;  Schulte  1,  175. 


{.  194.]       Dft8  Qesetzgebungsreoht  in  Beziehung  auf  einzelne  Bechtsverhältnisse. 


825 


oier  forma  eommtmt  *,  ändert  an  dem  durch  das  erste  Privileg  geschaffenen  und  etwa 
spftter  durch  rechtlieh  wirksame  Veränderungen  hervorgebrachten  Rechtszustand 
nichts,  sie  giebt  dem  Privilegirten  nicht  mehr  Recht,  als  ihm  das  erste  Privileg  ge- 
währt hat,  ja  sie  lässt  es  selbst  unentschieden,  ob  das  frfihere  Privileg  und  die  dar- 
aus fliessende  Berechtigung  zur  Zeit  der  Innovation  noch  in  Kraft  bestanden  hat  oder 
nicht  2. 

Die  dritte  Art  der  Bestätigung  bezweckt  dagegen,  die  volle  Rechtsbeständigkeit 
eines  schon  früher  gewährten  Privileges  herzustellen  und  zu  sichern.  Sie  gilt  juris- 
tisch zugleich  als  Neuertheilung  desselben.  Falls  das  frühere  von  Anfang  nichtig 
war  oder  inzwischen  erloschen  ist  oder  die  daraus  herrührenden  Rechte  ihren  Unter- 
gang gefunden  haben,  erhält  der  Begünstigte  dadurch  ein  Privileg,  welches  dem  be- 
stätigten oder  renovirten  gleich  ist ,  s.g.  confirmatio  spectalia  oder  ex  ceria  scientia  ^. 
Selbstverständlich  können  aber  einer  solchen  Bestätigung  auch  gewisse  Einschrän- 
kungen beigefügt  werden'^.  Im  Zweifel  hat  die  fttr  ein  PrivUeg  gegebene  Bestätigung 
nicht  diese  weitgehende  Wirkung,   gilt  vielmehr  nur  als  eine  confirmatio  m  forma 


commum 
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§.194.     4.  Das  Oesetzgehungirecht  in  Beziehung  atif  einzelne  RechtaoerMUnisse,  sowie 

bestehende  Rechte  und  Verpfiichtungen. 

Mit  der  Befugniss  zur  Ertheilung  von  Dispensationen  und  Privilegien  ist  das 
Recht  der  gesetzgebenden  Qewalt,  für  spezielle  Fälle  mit  besonderen  Anordnungen 
einzugreifen,  nicht  erschöpft.  Der  oberste  Gesetzgeber  ist  nicht  nur  Herr  des  objek- 
tiven Rechtes,  insofern  er  die  Wirksamkeit  desselben  für  die  Zukunft  suspendiren 
und  durch  lex  specialis  ausschliessen ,  sowie  durch  eine  solche  besondere  Berech- 
tigungen und  Begünstigungen,  welcUe  in  dem  geltenden  objektiven  Recht  keinen  An- 
halt haben,  begründen  kann,  sondern  er  hat  auch  die  Macht  über  dasjenige,  was  das 
bisher  geltende  objektive  Recht  bereits  geschaffen  hat,  d.  h.  über  die  rechtliche  Qua- 
lifikation ,  welche  durch  die  Anwendung  des  letzteren  auf  einen  konkreten  That- 
bestand  begründet  ist,  über  die  Rechtsverhältnisse,  welche  sich  unter  der  Herrschaft 
desselben  aus  derartigen  Thatbeständen  ergeben  haben ,  sowie  über  die  Rechte  und 
die  Pflichten,  welche  für  einzelne  Personen  ans  den  so  entstandenen  Rechtsverhält- 


1  IMese  iBt  z.  B.  eikennbar  durch  den  Zusatz : 
„in  eo  statu  quo  prius  eratf',  Reif  fens tue  1  II. 
2.  n.  4  ff.  u.  V.  B3.  n.  77. 

2  c.  13.  29.  X.  h.  t.,  Schulte  1,  176. 

8  Bei  deT8el1)en  werden  z.  B.  die  Klauseln :  ex 
certa  scientia,  ex  plenitudine  potestatia  apoBtoli" 
eae  oder  supplenUs  omnes  iuris  et  facti  defectus 
gebraucht,  Reiff enstuel  II.  30.  n.  7.  8  u.  Y. 
33.  n.78ff.  Ein  Beispiel  bietet  das  von  Reiff  en- 
stuel V.  33.  n.  85  mltgetheilte  Breve  Paul's  V. 
▼.  19.  Juli  1607,  betreffend  die  Bestätigung  der 
Franziskanerpri-nlegien :  „omnia  et  singula  privi- 
legla,  immunitates,  exemptiones  ....  concessa 
ac  plurles  conllrmata  et  innoTata  cum  omnibus  in 
eis  contentis  clausulis,  decretis  et  deolarationibus 
ae  singulas  litteras  tarn  sub  plumbo  quam  in  forma 
brevis  aut  alias  desuper  confeotas,  qnarum  tenores 
praesentibus  pro  expressis  baberl  Tolumus,  qua- 
tenus  sint  in  usu  et  non  $int  revocata  seu  sub  ati" 
quibus  revoeationibus  eomprthenta  et  saeris  ccmo' 


nibus  et  eoneilH  Tridentini  deeretU  et  eonstitutiO" 
nibua  apostolieis  et  eeeleaiaetieae  libertati  in  aUquo 
non  adversentur^  ex  certa  nostra  solentia  ac  de 
apostolicae  potestatis  plenitudine  teuere  praesen- 
tlum  conflrmamus  et  approbamus  ac  Ulis  perpe- 
tuae  ac  inviolabilis  apostolicae  flrmitatis  robur 
adlicimus  ac  omnes  et  singulos  tarn  iuris,  quam 
facti  defectus,  si  qul  in  eisdem  intervenerint, 
supplemus^. 

«  S.  z.  B.  die  in  dem  In  der  vor.  Anm.  cltirten 
Breve  enthaltenen  Klauseln,  lieber  die  Bedeu- 
tung derselben  vgl.  Reif  fens  tu  el  Y.  33.  n. 
110  ff. 

5  Das  ist  die  überwiegende  Meinung,  deren 
Richtigkeit  daraus  folgt ,  dass  die  Neuertheilung 
eines  Privilegs  sich  deutlich  aus  den  gebrauchten 
Worten,  ergeben  muss  und  andernfalls  der  in  den 
c.  13.  29.  X.  h.  t.  (s.  0.  Anm.  2)  enthaltene 
Grundsatz  Anwendung  findet,  vgl.  R  ei  ff  en- 
stuel U.  30.  n.  lOff. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  oieselhe. 


[§•  1»4. 


nissen  hervorgegangen  sind.  Alle  diese  anter  den  erwähnten  Voranssetznngen  von 
dem  objektiven  Recht  in  der  Vergangenheit  hervorgebrachten  Wirkungen  bilden 
keine  Schranke  fttr  seine  gesetzgeberische  Machtvollkommenheit ,  vielmehr  kann  er 
dieselben  durch  seine  Anordnung  anders  gestalten,  sie  umändern  oder  ganz  oder 
theilweise  sei  es  dauernd^  sei  es  nur  auf  Zeit  beseitigend 

Bezweifelt  hat  die  bisherige  Theorie  des  Eirchenrechts  diese  Befngniss  des  ober- 
sten Gesetzgebungsorganes  nicht.  Einzelne  AnwendungsftUe  derselben  sind  ihr  nicht 
entgangen  und  sie  hat  diese  auch  gesondert  behandelt^,  aber  sie  hat  dieselben  nie- 
mals in  ihrem  principiellen  Zusanmienhang  betrachtet,  vielmehr  sich  die  Erfassung 
des  letzteren  dadurch  erschwert ,  dass  sie  einzelne  Fälle  unter  den  Begriff  der  Dis- 
pensation geworfen^  und  dadurch  den  letzteren  zugleich  getrübt  hat^. 

Der  Gesetzgeber  kann  von  der  erwähnten  Befngniss  Gebrauch  machen: 
1.  um  einen  Thatbestand,  welcher  wegen  eines  Mangels  in  den  vom  Recht  ge- 
forderten Voraussetzungen  die  beabsichtigten  Rechtswirkungen  nicht  hat  hervorbrin- 
gen können,  mit  denselben  nachträglich  zu  bekleiden,  also  die  entstandene  Nichtig- 
keit durch  ausdrückliche  gesetzliche  Anordnung  zu  heilen.  Möglich  ist  eine  solche 
Heilung  oder  sanatto  bei  allen  Thatbeständen ,  auf  welche  das  kirchliche  Recht  An- 
wendung findet,  also  z.  B.  bei  den  in  Betreff  der  Aemterorganisation  begangenen 
Nichtigkeiten^,  bei  solchen,  welche  bei  der  Besetzung  der  Aemter,  in  Prozessen ^ 
und  selbst  bei  der  Ertheilung  päpstlicher  Gnaden  vorgekommen  sind^.  Nichts 
anderes  als  ein  Anwendnngsfall  dieser  Befugniss  ist  endlich  die  s.g.  ekspensaüo  oder 
sanatio  in  radice  matrimonü^. 


*  So  erklärt  Benedikt  XIV.  in  seinem  von  ihm 
als  Sekretär  der  Oongr.  conc.  erstatteten  Referat 
in  der  causa  Pragensis  (quaestio  oanonica  174. 
opp.  omnia.  Venet.  178B.  13,  111,  auch  Arch.  f. 
k.  K.  R.  43,  16) :  „Quemadmodnm  etenim  Bum- 
mu8  pontifex  potest  legem  ecclesiasticam  irritare 
et  revocare  non  tantum  quoad  imposterum  secn- 
turoB  effectas,  ne  incurrantor,  sed  etiam  quoad 
effectus  productos"  und  beruft  sich  völlig 
zutreffender  Weise  dabei  auf  Clem.  un.  de  immu- 
nit.  eccles.  III.  17:  „Quoniam  ex  constitutione 
Bonifatii  pp.  VIII  .  .  .  quae  inciplt :  Clerici  lai- 
cos,  et  ex  declaratione  seu  declarationibus  ex  illa 
postmodum  subsecutis  nonnulla  scandala,  magna 
pericula  et  incommoda  gravla  Bunt  secuta  .... 
nos  de  consillo  fratrum  nostroram  constitutionem 
et  declarationem  seu  declarationes  praedictas  et 
quicquid  ex  eis  aecuium  est  vel  ob  eas^  penituB  re- 
vocamus'*. 

2  So  z.  B.  namentlich  die  s.g.  dispensatio  in 
radice  matrimonii. 

3  S.  0  S.  790  ff. 

*  Wie  dies  die  a.  a.  0.  besprocbenen  Ansichten 
y.  Scheurls  und  Stölzels  zeigen.  Auch  ist, 
soweit  ich  sehe,  auf  den  anderen  Gebieten  der 
Rechtswissenschaft  die  ^ier  fragliche  Erscheinung 
nicht  in  ihrem  Zusammenhang  erfasst  worden. 
In  den  Lehrbüchern  des  Staatsrechts  wird  eben- 
fallB  nur  von  dem  Recht  der  DispensationB-  und 
Privilegienertheilung  bei  der  Gesetzgebung, 
nicht  aber  im  Zusammenhang  damit  von  der  hier 
erörterten  Befugniss  des  Gesetzgebers,  welche 
z.  B.  das  Fundament  des  Enteignungsrechtes 
bildet,  gehandelt.  Was  das  Gebiet  des  Prozesses 


betrifft,  so  nennt  Wetz  eil,  Syst.  d.  Oivilpro- 
cesses  §.  60  (2.  Aufl.  S.  737)  die  Beseitigung  der 
im  Verfahren  der  geistlichen  Gerichte  unterge- 
laufenen Nichtigkeiten  ebenfalls  anzutreffender 
Weise  Dispensation. 

5  S.  z.  B.  Th.  II.  S.  421. 

0  Für  beides  bietet  die  o.  S.  413.  Anm.  a.  E. 
oitirte  Bulle  Eugens  IV.  v.  1447  ein  Beispiel ; 
eine  noch  umfassendere  Sanirung  iu  der  S.  412. 
Anm.  5  angeführten  Bulle  desselben  Papstes. 

^  Vgl.  das  oben  S.  161.  Anm.  9  über  die  Klan- 
sei :  perinde  valere  Bemerkte. 

^  Das  ist  auch  die  herrschende  Auffassung. 
Wiederholt  erklärt  Benedikt  XIV.  in  seinen 
mehrfachen  Erörterungen  der  Bedeutung  des  In- 
stitutes ,  vgl.  de  syn.  dloecesaua  1.  XIII.  c.  21. 
n.  7  u.  Richters  Tridentinum  S.  274:  „non 
sane  agendo ,  ut  matrimonium  nulliter  oontrae- 
tum,  non  ita  contractum  fuerit,  sed  effectus  iUoe 
de  medio  tollendo,  qui  ob  huiusmodi  matrimonii 
nullitatem,  ante  indultam  dispensationem  ac 
etiam  in  ipso  contrahendl  matrimonü  acta  pitK 
ducti  fuerint",  s.  auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  43,  13. 
Ebenso  Schulte,  Eherecht  S.  391 ,  welcher  aber 
dabei  zugleich  unrichtiger  Weise  nicht  blos  von 
einer  Aufhebung  derWirkungeu  des  Gesetzes,  son- 
dern von  einer  nachträglichen  Suspension  dessel- 
ben spricht,  ebenso  auch  B  r  a  u  n  1.  clt.  Arch.  43,7. 
Wenn  Müllendorf  i.  Wieser  u.  Stentrup, 
Ztschr.  f.  kath.  Theologie  3,  473  ff.  die  6.g. 
dispensatio  in  radice  matrimonii  dahin  eharakte- 
rlsirt,  dass  der  Papst  bei  Aufstellung  der  klreh- 
licheu  Ehehindernisse  diejenigen  Fälle  von  vorn- 
herein ausgenommen  wissen  will,  in  welchen  er 
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2.  Der  oberste  Gesetzgeber  hat  aber  auch  umgekehrt  die  Macht ,  ein  gemäss 
dem  geltenden  Recht  entstandenes  Rechtsverhftltniss  zu  beseitigen  und  zu  vernichten 
and  demselben  damit  seine  rechtlichen  Wirkungen  zn  nehmen.  Ein  Beispiel  dafür 
bietet  die  s.g.  düpensaiw  matrmonii  rati,  tum  consummaü  dnrch  den  Papst  ^^  femer  ans 
früher  Zeit  die  Aufhebung  gewisser  Kategorien  von  Patronatrechten  durch  das  Tri- 
dentinum^. 

Die  Anordnung  des  Gesetzgebers  kann  sich  aber  femer  auch  blos  darauf  be- 
schränken : 

«S.  bestehende  Rechtsverhältnisse  zu  modificiren,  so  z.  B.  bei  Stiftungen  von  Be- 
nefizien,  testamentarischen  Anordnungen  u.  s.  w.  die  von  dem  Stifter  getroffenen  Be- 
stimmungen in  einzelnen  Beziehungen  abzuändern  3, 

4.  einzelne  Rechte,  welche  aus  wirksam  begrtlndeten  Rechtsverhältnissen  her- 
voi^egangen  sind  *j  und  femer 

5.  auch  einzelne  Pflichten,  welche  durch,  diese  begrflndet  worden  sind  oder  be- 
grftndet  werden,  ganz  oder  auf  Zeit  beseitigen  oder  abändernd  Unter  diesen  letzte- 
ren Gesichtspunkt  fUllt  z.  B.  die  s.g.  Dispensation  vom  Cölibat ,  von  einem  Ordens- 
oder anderen  Gelübde ,  vom  Eide  und  von  der  Beobachtung  der  Residenzpflicht  ^ 
(vgl.  auch  0.  S.  790). 

6.  Endlich  gehört  auch  hierher  das  Recht,  verwirkte  Strafen  und  Censuren  zu 
beseitigen  und  zu  müdem ,  also  das  Recht  der  Begnadigung  ^. 

Der  begriffliche  Unterschied  zwischen  der  echten  Dispensation  und  der  hier  un- 
ter einem  Gesichtspunkt  zusammen  gefassten  Thätigkeit  des  Gesetzgebers  liegt  also 
darin,  dass  die  erstere  dem  geltenden  Rechtssatz  die  Möglichkeit  seiner  Wirksamkeit 
vorher  entzieht,  die  letztere  dagegen  das,  was  derselbe  hervorgebracht  hat,  beseitigt 
und  anstatt  dessen  andere  rechtliche  Wirkungen  festsetzt. 

Gegen  das  Recht  der  Privilegien-Ertheilung  grenzt  sich  dagegen  die  hier  frag- 
liche Befngniss  des  Gesetzgebers  dahin  ab ,  dass  das  Privileg  eine  neue  objektive 
Spezialnorm  schafft,  sowie  dass  dasselbe,  soweit  es  subjektive  Berechtigungen  oder 
Befreiungen  erzeugt,  diese  ohne  Rücksicht  auf  vorhandene  Thatbestände,  Rechtsver- 
hältnisse ,  bestehende  Rechte  und  Pflichten  und  unabhängig  von  etwaigen  bereits  für 
den  Begünstigten  eingetretenen  Rechtswirkungen  zur  Existenz  bringt  ^  und  zu  bringen 
beabsichtigt.  Allerdings  führen  manche  Privilegien  dazu,  dass  sie  ebenfalls  in  früher 
begründete  Rechtsverhältnisse  und  Rechte  eingreifen  und  diese  ändern  ^,  aber  dies  ge- 


oder  seine  Nachfolger  späterhin  die  Erklärung 
abgeben  werden,  dass  sie  in  dem  erlassenen  Ge- 
setze nicht  einbegriffen  waren,  so  Terstösst  es 
gegen  den  Begriff  des  Gesetzes,  demselben  die 
stillschweigende  reservatio  mentalis  des  Gesetz- 
gebers, es  solle  nnr  gelten,  soweit  er  später 
wollen  werde,  anterzulegen.  Gegen  ihn  auch 
Braun  a.  a.  0.  43,  3 ff. 

<  Ueber  die  abweichende  Auffassung  v. 
Scheurls  s.  o.  S.  791.  n.  1. 

2  S.  0.  S.  94.  n.  5. 

3  S.  z.  B.  Th.  II.  S.  393. 

^  Hierher  gehört  die  Derogation  des  im  Patro- 
nate  liegenden  Präsentationsrechtes,  s.  o.  S.  96. 

^  Wie  z.  B.  die  Umänderung  (commutatio) 
eines  Gelübdes,  c.  1  (Alex.  III.)X.  de  voto  III.  34. 

®  In  Betreff  der  letzteren  s.  aber  noch  unten 
Aiun.  8. 


7  Das  Recht  zur  Ertheilung  einer  indalgentia, 
Absolution  oder  auch  Dispensation,  wie  die  her- 
kömmlichen Ausdrücke  für  die  Begnadigung  sind, 
vgl.  vorläufig  München,  kanonisch.  Gerichts- 
verfahren u.  Straf  recht  %  !247.  Das  Nähere  da- 
rüber im  kirchUcheu  Straf-  und  Disciplinar- 
recht. 

8  Wie  z.  B.  das  Privileg  für  einen  Bischof  das 
Pallium  zu  tragen,  sich  während  des  Interdikts 
eine  Messe  lesen  zu  lassen.  Andererseits  ist 
m.  E.  die  Entbindung  von  der  Residenzpflicht 
selbst  mit  Gestattung  der  Perception  der  Früchte 
(Th.  I.  S.  460),  sowie  die  Ertheilung  des  Indults 
wegen  lubilatio  (o.  S.  240.  241),  ferner  der  Aus- 
schluss gesetzlich  zustehender  Rechtsmittel  und 
die  Gewährung  von  abnormen  Rechtsbehelfen 
(Th.  I.  S.  421),  nicht  Privilegienertheilung. 

9  Privilegien  auf  Befreiung  von  Exkommuni- 
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schiebt  niemals  zum  Nachtheil  des  Privilegirten,  sondern  zum  Nachtheil  anderer  Per- 
sonen nnd  auch  blos  zu  dem  Zweck,  damit  das  Privileg  tlberhaupt  seine  beabsichtigte 
Wirkung  äussern  kann. 

Die  hier  besprochene  Befugniss  der  gesetzgebenden  Gewalt,  in  konkrete  Rechts- 
verhältnisse einzugreifen,  ist  ebenso  wie  die  sonstige  Ausübung  derselben  an  das 
Dogma  und  das  ins  divinum  gebunden,  und  diese  von  selbst  durch  die  SteUung 
des  kirchlichen  Gesetzgebers  bedingte  Beschränkung  wird  auch  von  der  herrschen- 
den Theorie  ausdrücklich  fftr  einzelne  hierher  gehörige  wichtige  Fälle  dieser  Be- 
thätigung  des  Gesetzgebungsrechtes,  welche  in  der  Praxis  häufiger  vorgekommen 
sind  und  vorkommen,  so  namentlich  für  die  8.g.  dispensaäo  m  racUce  mairimonii\  an- 
erkannt ^. 

Die  fragliche  Befugniss  hat  zur  Voraussetzung  die  volle  Macht  über  Gesetz  und 
Recht,  sie  kommt  daher  nur  dem  obersten  Gesetzgeber,  d.  h.  dem  Papst'  (nnd  dem 
allgemeinen  Konzil)^  zu.  Ebenso  wie  das  Recht  zur  Dispensationsertheilung  kann  sie 
aber  von  demselben  auf  andere  übertragen  werden,  wofür  die  kirchliche  Praxis  eben- 
falls Beispiele  bietet^. 


katlonen,  auf  Exemtionen  von  der  biscboflicben 
Jurisdiktion  für  Prälaten  und  Orden  entziehen 
dem  tisherigen  Ordinarius  seine  aus  dem  früheren 
Subjektionsverhältnisse  herfllessenden  Jurisdik- 
tionsrechte über  denPrivilegirten,  Befreiungen  yon 
der  gesetzlichen  Zehntpfiicht  dem  Zehntherren 
sein  Zebntrecht,  aber  hierbei  wird  Immer  das 
objektive  Recht  in  Betreff  des  Umfangs  der  Juris- 
diktion und  der  Zehntpfiicht  durch  Gewährung 
eines  entgegenstehenden  Rechtes  auf  Befreiung 
für  den  Begünstigten  geändert,  dasselbe  soll  nun- 
mehr auch  in  Zukunft  nicht  mehr  für  ihn  wirken 
und  die  Vernichtung  der  aus  der  bisherigen  Sub- 
jektion sich  ergebenden  Rechte  ist  nur  eine  da- 
mit verbundene  Folge,  welche  sich  niemals  gegen 
den  Begünstigten  richtet. 

1  Es  herrscht  Tolle  Einstimmigkeit  darüber, 
dass  der  Papst  eine  derartige  Sanation  nicht  ge- 
währen darf,  wenn  der  betreffenden  Ehe  ein  auf 
dem  göttlichen  Recht  beruhendes  Ehehlndemlss 
entgegensteht,  dass  er  mithin  keine  Macht  hat, 
die  rechtsvemichtenden  Wirkungen  des  ins  di- 
vinum zu  beseitigen,  Benedikt  XIY.  de  sy- 
nodo  dioeces.  l.  XIII.  c.  21.  n.  7;  Schulte, 
Eherecht  S.  389.  390. 

2  Dafür  spricht  auch  der  Umstand,  dass  die 
jetzt  allgemein  anerkannte  Statthaftigkeit  der 
dispensatio  matrimonii  ratt,  non  eonsumimati 
früher  von  dem  Standpunkt  aus  bezweifelt  wor- 
den ist,  ob  nicht  etwa  das  ins  divinum  eine  solche 
Auflosung  der  Ehe  hindere,  was  freilich  schon 
im  späteren  Mittelalter  verneint  worden  ist ,  s. 
Durantis  speculum  iudldale  IIb. I.  part.  I.  de 
dispensationibus  §.  7.  n.  6  u.  die  additio  des  Jo- 
hannes Andrea  dazu;  Schulte,  Eherecht 
S.  426;  Kutschker,  Bhereoht  S.  426 ;  nicht 
minder  der  Streit  über  das  Fundament  der  Resi- 
denzpflicht ,  sowie  die  Auffassung  über  die  Be- 
rechtigung des  Papstes  zur  s.g.  Dispensation  von 
derselben,  s.  o.  S.  224,  endlich  kann  auch  auf 
die  Lehre  der  Prozessualisten  hingewiesen  wer- 
den, dass  der  Papst  allein  nuUltates  iuris  positiv!, 
nicht  iuris  naturalis  heilen  könne,  Wetzel  a.  a. 


0.738;    Strippelmann,   d.  Nichtigkeitibe- 
schwerde.  Cassel  1862.  S.  68. 

3  Als  Behörden,  welche  diese  Angelegenheiten 
für  den  Papst  bearbeiten,  kommen  namentlich  in 
Betracht  die  Signatura  gratlae,  T.  I.  S.  421,  und 
die  Gongregatio  ooncilil  (für  die  s.g.  dispensatio 
in  radloe  matrimonii  und  vom  matrlmonlnm  ra- 
tum,  sed  non  consummatum,  vgl.  weiter  auch 
Th.  I.  S.  460). 

4  Vom  Konzil  von  Trient  ist  diese  Befugniss 
noch  ausgeübt  worden ,  s.  o.  S.  827.  Für  die 
jetzige  Zeit  gilt  aber  das  o.  S.  792  Bemerkte  auch 
hier. 

fi  So  sind  mehrfach  im  Laufe  dieses  Jahrhun- 
derts französischen,  preussischen  und  österrei- 
chischen Bischöfen  Fakultäten  auf  Gewährung 
der  sanatio  In  radice  matrimonii  ertheilt  worden, 
Kutschker,  Eherecht  5,  363 ff. 

SelbstverBtändllch  kann  sich  auch  der  Papst  in 
solchen  Fällen  der  sofortigen  Anordnung  ent- 
halten und  den  Erlass  derselben  einem  Bischof 
ebenso  wie  bei  der  echten  Dispensation,  als  Stell- 
vertreter, in  forma  eommiBSoria  (s.  o.  S.  800) 
übertragen.  Ein  Beispiel  einer  solchen  Gewäh- 
rung der  s.g.  dispensatio  matrimonii  raü,  non 
consummati  bei  Kutschker  a.  a.  O.  1,  315  u. 
auch  bei  Ferraris  prompta  biblioth.  s.t.  dlvor- 
tium  n.  11.  Nicht  zu  verwechseln  mit  dieeen 
Fällen  der  Uebertragung  der  ausserordentlleheD 
Gewalt  des  Gesetzgebers  sind  diejenigen,  In  wel- 
chen nach  bestehendem  Recht  die  unteren  In- 
stanzen unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Be- 
fugniss besitzen,  bestimmte  RechtSTerhältnisse 
zu  beseitigen  oder  von  bestimmten  Yerpfllchtun- 
gen  ganz  oder  zeltweise  zu  entbinden,  wie  z.  B. 
die  in  Integrum  restitutio  zu  erthellen,  eine  s.g. 
relaxatio  Tom  Eide  bei  vorgekommenem  Zwang, 
Irrthum  u.  s.  w.  zu  gewähren,  c.  2.  8.  15  X.  de 
iurerur.  II.  24 ,  Urlaub  unter  gewissen  Toraus- 
setzungen und  auf  bestimmte  Zeit  zu  bewilligen, 
B.  0.  S.  230.  234.  Hier  stehen  niemals  gesetz- 
geberische, sondern  mit  dem  gemeinen  Recht  in 
Einklang  befindliche  Verwaltung»- Akte  in  Frage. 
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Bei  dem  Gebrauch  seiner  Befagniss  ist  der  Gesetzgeber,  wenngleich  es  sich  hier 
immer  nm  ausserordentliche  Massregeln  handelt,  nicht  an  bestimmte  Voranssetznngen 
gebunden,  deren  Mangel  die  Nichtigkeit  seiner  Anordnung  zur  Folge  haben  könnte  ^ 

FUr  den  Erlass  derartiger  Anordnungen,  soweit  sie  Gnadenbewilligungen  des 
Papstes  enthalten ,  kommen  die  sonst  geltenden  Grundsätze  Hber  die  Ertheilung  von 
solchen  zur  Anwendung  2,  wogegen  sich  fär  die  s.g.  Sachen  kontentiöser  Natur,  d.  h. 
bei  denjenigen ,  bei  welchen  die  Rechte  Dritter  betheiligt  sind ,  die  Praxis  gebildet 
hat,  eine  vorgängige  causae  cognitio  eintreten  zu  lassen^.  Erforderlich  ist  auch  ftlr 
diese  Anordnungen,  weil  sie  gesetzgeberische  Akte  sind,  die  Ausgabe  oder  Publika- 
üon  durch  den  Gesetzgeber  (s.  0.  8.  777) ,  indessen  besteht  diese  hier  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  ftlr  die  Regel  nur  Verhältnisse  bestimmter  Personen  in  Frage  kommen, 
flblicher  Weise  blos  in  der  Mittheilung  an  die  Betheiligten  ^. 


B.   Bas  G«86t2gebiiiig8reoht  der  lokalen  kirchlichen  Leitungsorgane. 

Parükalare  Gesetsgebung. 

§.195.     1.  Im  Allgemeinen, 

I.  Die^Organe.  Ein  untergeordnetes,  d.  h.  sowohl  örtlich,  wie  materiell  be- 
schränktes Gesetzgebungs-  oder  Anordnungsrecht  kommt  heute  in  der  katholischen 
EJrche  zu : 

1.  den  verschiedenen  Arten  von  Synoden,  also  den  Provinzial- ^,  Plenar-  (Pri- 
matial-,  National-)  ^  und  den  Diöcesansynoden  ^,  femer  aber 

2.  den  Bischöfen  und  denjenigen  Leitungsbeamten,  welche  in  Betreff  der  Juris- 
diktion eine  den  letzteren  gleiche  Stellung  haben  (wie  z.  B.  die  praelati  nullius  dioe- 
ceseos,  die  vicarii  apostolici,  vgl.  §.  196). 

Dagegen  besitzt  der  Erzbischof  oder  Metropolit  in  dieser  seiner  Eigenschaft 
kein  Recht,  selbstständig  allgemeine  Anordnungen  fOr  die  ihm  unterstehende  Provinz 
zu  erlassen  ^,  mit  der  einzigen  Ausnahme ,  dass  er  bei  Abhaltung  der  Visitation  ^  der 
Diöcesen  seiner  Suffragane  Anordnungen  zur  Abstellung  von  Missbräuchen  und  zur 
Herstellung  gesunder  Verhältnisse  in  denselben  zu  treffen,  befugt  sein  würde  ^^. 

n.  Umfang  und  Schranken.  Das  Gesetzgebungs- oder  Verordnungsrecht 
aller  genannten  Organe  ist  mit  Rflcksicht  darauf,  dass  dieselben  nicht  zur  Leitung 
der  gesammten  Kirche  berufen  sind,  insofern  beschränkt,  als  sie  nur  fftr  diejenigen 
Theile  der  letzteren,  über  welche  sie  örtliche  Zuständigkeit  besitzen,  d.  h.  die  Pro- 


*  Allerdings  hat  sich  für  einzelne  Fälle  dieser 
Art  des  Eingreifens  des  Gesetzgebers,  so  für  die 
s.g.  dispensatlo  in  radloe  matrimonii  und  Tom 
matrimomnm  ratnm,  non  consummatnm  eine 
feste  Praxis  gebildet. 

2  S.  das  hierüber  in  Betreff  der  Dispensen 
und  PrlYileglen  0.  S.  793  u.  S.  811  Bemerkte. 

8  Th.  I.  S.  421. 

^  Nur  da,  wo  generell  dergleichen  Massregeln 
getroffen  werden,  wie  dies  z.  B.  in  den  S.  826. 
n.  6  nnd  S.  827.  n.  2  gedachten  Fällen  geschehen 
ist,  erseheint  dieser  Pabllkationsmodns  nicht  an- 
gemessen. 


5  S.  0.  S.  645. 

6  S.  0.  S.  654. 

7  S.  0.  S.  660. 

8  Th.  II.  S.  18 ff. 

Ueber  seine  Stellang  anf  der  Provinzialsynode 
s.  0.  S.  640.  641. 

9  Th.  II.  S.  18. 

w  Dieses  Recht  giebt  Trld.  Sess.  XXIV.  c.  10 
de  ref.  den  Bischöfen  für  den  gedachten  Fall,  da 
aber  dasselbe  allgemeine  Bestimmungen  über 
eine  wirksame  Abhaltung  der  Visitation  treffen 
will ,  müssen  auch  die  Metropoliten  unter  den : 
„episcopi"  als  mit  inbegriffen  gelten,  ygl. 
Schulte  1,  127.  n.  6. 
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vinz,  den  Gesanuntverband  mehrerer  Provinzen  ^,  die  Diöcese  oder  die  Quasi-Diöcese 
verbindliche  Anordnungen  erlassen  können. 

Materiell  sind  aber  damit  zugleich  fttr  ihre  Befugniss  folgende Gränzen  gegeben: 

1 .  Es  ist  selbstverständlich^  dass  dieselbe  nicht  umfassender  sein  kann ,  als  die 
der  obersten  Gesetzgebungsorgane  der  Gesammtkirche.  Zunächst  bildet  daher  das 
Dogma  und  das  s.g.  ins  divinum  in  dem  früher  (8.  769)  besprochenen  Umfange  auch 
ftlr  sie  eine  untibersteigbare  Schranke. 

2.  Ebensowenig  haben  sie  aber  weiter  rechtliche  Macht,  dasjenige,  was  einer 
gleichmässigen  Feststellung  für  die  ganze  Earche  bedarf,  zu  regeln.  Daher  geht 

a.  diese  materielle  Zuständigkeit  nicht  auf  die  Weiterentwicklung  des  Dogmas 
und  auf  die  Entscheidung  zweifelhafter  und  streitiger ,  bisher  von  der  Kirche  nicht 
festgestellten  Glaubenslehren  2. 

b.  Ferner  ist  ihre  Kompetenz  ausgeschlossen  in  Bezug  auf  das  ganze  Gebiet  des 
ius  commune.  Alle  erwähnten  Organe  können  weder  neues,  ftlr  die  ganze  Kirche  ver- 
bindliches Recht  schaffen,  noch,  was  bei  der  heute  erreichten  detaillirten  Ausbildung 
des  ins  commune  allein  von  praktischer  Bedeutung  ist ,  das  geltende  gemeine  Recht, 
mag  es  auf  den  Beschlüssen  eines  allgemeinen  Konzils ,  eines  päpstlichen  Gesetzes 
oder  auf  Gewohnheitsrecht  beruhen ,  abändern  ^.  Gleichgültig  ist  es ,  ob  ausdrück- 
liche ,  durch  das  gemeine  Recht  festgestellte  Sätze  oder  blos  Konsequenzen ,  welche 
aus  den  Principien  desselben  folgen,  in  Frage  stehen^.  Gegen  das  ins  commune  Ver- 
stössen z.  B.  Anordnungen  der  partikulären  Gesetzgebungsorgane,  wenn  sie  etwas 
durch  das  gemeine  Recht  verbotenes  erlauben  oder  gebieten  ^,  wenn  sie  umgekehrt 
etwas,  was  das  letztere  erlaubt,  verbieten,  ftir  nichtig  erklären  oder  gar  mit  Strafe 
belegen  0,  wenn  sie  die  Vornahme  von  Handlungen  oder  Akten  in  einer  bestimmten 
Weise  oder  Form  anordnen,  während  das  gemeine  Recht  den  Betheiligten  in  den  ge- 
dachten Beziehungen  Freiheit  lässt^  oder  keine  bestimmte  Form  vorschreibt*,  wenn 
sie  Strafen,  deren  Anwendung  vom  ins  commune  nur  für  bestimmte  Fälle  zugelassen 
ist  oder  nur  unter  Innehaltung  besonderer  Voraussetzungen  erfolgen  darf,  unter 
Ueberschreitung  dieser  Grenzen  androhen ,  oder  das  vom  ins  commune  vorgeschrie- 
bene Mass  dabei  nicht  einhalten  ^,  Bestimmungen  erlassen ,.  welche  über  die  ihnen 


1  Welche  zu  einem  Plenar-,  Primatial-  oder 
nationalem  Bezirk  vereinigt  sind. 

-  Das  S.  645  für  die  ProTlnzialsynoden  Be- 
merkte trifft  für  alle  diese  Organe  zu.  Vgl.  aber 
auoh  Anm.  6  daselbst.  S.  auch  c.  3  (Innoc.  III.) 
X.  de  baptismo  III.  42. 

3  S.  z.  B.  c,  9.  X.  de  M.  et  0.  I.  33;  Bene- 
dict. XIV.  literae:  Magnaeuobis  v.  29.  Juni  1748, 
bull.  Benedict.  XIV.  2,  416 :  „Romauus  autem 
pontifex  est  supra  ius  canonicum,  at  quilibet 
episcopus  eo  iure  inferior  est  perindeque  illius 
legibus  derogare  nequit".    Vgl.  aui-,h  0.  S.  743. 

*  Viel  praktisches  Material  über  Klnzelfragen 
enthält  Benedict.  XIV.  de  synodo  dioecesana,  ins- 
besondere in  lib.  XII,  worauf  auch  die  Dar- 
stellung bei  Schulte  1,  110 ff.  fuBst. 

^  So  z.  B.  das  Tragen  einer  Perrücke  beim 
Messelesen,  Th.  I.  S.  130.  n.  4. 

6  Neue  Irregularitätsgründo  aufstellen,  Bene- 
dict. XIV.  1.  c.  XII.  3.  n.  6,  oder  bisher  nicht 
geltende  trennende  Ehebindernisse  einführen,  z.B. 
den  Maugel  des  Aufgebotes  als  solches  qualiüciren, 


1.  c.  5.  n.  2,  ferner  in  streitigen  Beneflzialsachen 
die  Appellation  ganz  oder  dea  Suspensiveffect 
derselben  ausschliessen,  1.  c.  XII.  s.  n.  3. 

"7  Z.  B.  Erweiterung  des  Pfarrzwangea  dahin, 
dass  der  sonntagliehe  Besuch  des  Gottesdienstes 
und  das  Anhören  der  Predigt  nur  in  der  Pfarr- 
kirche erfolgen  darf,  1.  c.  XI.  14.  n.  11.  13. 

8  Wie  die  Anordnung,  dass  ein  Verlöbniss  nur 
gültig  vor  dem  Pfarrer  und  zwei  Zeugen  ge- 
schlossen werden  kann,  1.  c.  XII.  5.  n.  1,  femer 
die  Einführung  der  forma  Tridentina  für  die 
Eheschliessung  in  Gebieten ,  in  denen  das  Tii- 
deutinum  nicht  publicirt  und  die  formlose  Ein- 
gehung der  Ehe  nach  ius  commune  noch  zulä&sig 
ist,  durch  eine  ProYinzial-,  Dlocesansynode  oder 
bischöfliche  Konstitution,  1.  c.  n.  7  ff. 

9  Wenn  z.  B.  die  Degradation ,  abgesehen  von 
den  besonders  damit  bedrohten  Verbrechen  imd 
ohne  die  Voraussetzung  der  fruchtlosen  Anwen- 
dung der  in  c.  10.  X.  de  iudlc.  II.  1  festgesetzten 
Massregeln  für  andere  strafbare  Handlungen  an- 
gedroht wird,  1.  c.  XI.  6.  n.  11 ;  ferner  wenn  die- 
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vom  ins  commune  gegebene  sachliche  oder  persönliche  Zuständigkeit  hinausgehen  >, 
wenn  sie  Zweifel  in  Betreff  des  ins  commune  mit  allgemein  verbindlicher  Gesetzes- 
kraft für  ihren  Bezirk  lösen  ^. 

Positiv  bestimmt  sich  der  Umfang  der  Gesetzgebungsbefugniss  der  in  Frage 
stehenden  lokalen  Organe  daher  dahin,  dass  sie  befugt  sind : 

1 .  Anordnungen  secundum  ins  commune  zu  erlassen.  Dahin  gehören  a.  solche, 
welche  zufolge  einer  denselben  vom  gemeinen  Recht  ertheilten  Ermächtigung  oder 
Anweisung ,  gewisse  Gegenstände  unter  Berttcksichtigung  der  lokalen  und  partiku- 
lären Verhältnisse  zu  regeln,  gegeben  werden  '^,  femer  aber  auch  b.  diejenigen ,  wel- 
che nur  Verfagungen  zur  Ausftlhrung  des  ins  commune  enthalten ,  also  die  Geltung, 
die  DnrchMirung  und  die  Anwendung  desselben  sichern^. 

2.  Nicht  minder  fiült  in  ihre  Zuständigkeit  der  Erlass  von  Vorschriften,  welche 
praeter  ins  commune  sind.  Diesen  Charakter  haben  alle  Anordnungen  über  Punkte, 
welche  durch  dasselbe  keine  Regelung  erfahren  haben  und  in  Betreff  deren  eine 
solche  auch  nicht  durch  das  letztere  verboten  ist^. 


jenigen ,  welche  eine  EheBchliessang  ohne  Auf- 
gebot eingehen,  nicht  nur  als  ipso  iure  In  die 
Exkommunikation  verfallen,  sondern  ohne  Wei- 
teres gegen  die  const.  Martins  V. :  Ad  evitanda 
für  exGommunicati  vitandi  (unter  Beseitigung 
der  nach  gemeinem  Recht  erforderlichen  Publi- 
kation der  Exkommunikation)  erklärt  weiden,  1. 
c.  XII.  5.  n.  4.    Vgl.  femer  1.  c.  X.  1.  n.  3. 

^  Also  in  Betreff  der  eximirteu  liegularen,  wie 
denn  die  Congr.  conc.  auch  die  Ansdnlcke :  „sta- 
taimus ,  praecipimus  und  ordlnamus''  in  Betreff 
derselben  in  wSynodalkonstitutionen  repiobirt  hat, 
1.  c.  IX.  17.  n.  2. 

2  Entscheiden,  ob  ein  Satz  des  ius  commune, 
dessen  Aufhebung  durch  Gewohnheitsrecht  zwei- 
felhaft  erscheint,  noch  in  Kraft  besteht  oder 
nicht,  1.  c.  XII.  8.  n.  8ff. 

T^enn  Schulte  1,  114  auch  den  Fall  hierher 
rechnet,  dass  Anordnungen,  welche  an  sich  zur 
Kompetenz  des  Lokalorgans  gehören,  über  solche 
Verhältnisse  getroffen  werden ,  welche  in  dem 
Bezirke  desselben  nicht  vorkommen ,  so  ist  das 
nicht  richtig.  Den  Princlpien  des  Rechts  wider- 
spricht es  nicht,  gegenstandslose  Gesetze  zu  geben, 
nur  den  Princlpien  einer  richtigen  Gesetzespoli- 
tik, aber  dieser  auch  nur  unter  der  Voraussetzung, 
dass  sich  die  Bildung  solcher  Verhältnisse  nicht 
demnächst  erwarten  läsat.  Der  von  ihm  ange- 
führte Benedict.  XIV.  1.  o.  VI.  3.  n.  7  erklärt 
auch  in  der  That  solche  Anordnungen  nicht  für 
nichtig,  sondern  nur  für  unnütze  Schläge  in  das 
Wasser. 

3  Derartige  Ermächtigungen  für  die  ProYinzial- 
synoden  s.  o.  S.  646.  n.  3 ;  für  die  Bischöfe  s. 
Trid.  Sess.  VH.  c.  7  de  ref.,  Sess.  XXIV.  c.  8  de 
ref.  matrim.,  Sess.  XXIV.  c.  18  de  ref. 

*  Hierher  gehört  die  nähere  Präcisirung  der 
blos  allgemeinen  Grundsätze  des  ius  commune, 
also  der  Erlass  von  Festsetzungen  über  die  Klei- 
dung der  Geistlichen,  im  Betreff  deren  das  gemeine 
Recht  allein  anordnet,  dass  dieselben  dabei  Ein- 
fachheit und  Bescheidenheit  beobachten  sollen, 
Tb.  1.  S.  130.  131 ;  über  die  spezielle  Höhe  des 
Ordiuationstitels,  für  welche  das  gemeine  Recht 


nur  das  Princip  aufstellt,  dass  derselbe  zum  aus- 
reichenden Lebensunterhalt  genügend  sein  mnss, 
a.  a.  O.  S.  66.  69.  Femer  kann  durch  solche  par- 
tikuläre Anordnungen  auch  blos  auf  Siitze  des  ius 
commune  unter  wörtUoher  Mittheilung  derselben 
verwiesen  werden ,  um  auf  ihre  Beachtung  auf- 
merksam zu  machen,  namentlich  wenn  dieselben 
ignorirt  worden  sind,  Trid.  Sess.  XXII.  c.  1  de 
ref.  Endlich  ist  die  Androhung  von  angemessenen 
Censuren  und  Strafen  statthaft,  um  die  Befolgung 
solcher  Vorschriften,  welche  das  ius  commune 
unter  allen  Umständen  beobachtet  wissen  will, 
zu  erzwingen. 

Selbstverständlich  können  auch  ausführliche 
Instruktionen,  welche  eine  ganze  Kechtsmaterle 
ordnen ,  eriassen  werden ,  s.  z.  B.  die  von  den 
österreichischen  Bischöfen  für  ihre  Diöcesen 
publicirte  Instr^ctio  pro  iudicii£  ecclesiasticis  im- 
perii  austriaci  quoad  causas  matrimoniales  von 
1856,  Arch.  f.  k,  K.  R.  1,  LVllIff.  Soweit  der- 
gleichen Erlasse  gemeines  Recht  aufnehmen, 
wird  aber  die  Quelle  seiner  verbindlichen  Kraft 
nicht  geändert,  es  bleibt  Ina  commune. 

Uebrigens  folgt  aus  dem  o.  S.  830  im  Text 
Bemerkten  ,  dass  die  Lokalorgane  auch  zur  Aus- 
führung des  ius  commune  keine  Anordnungen 
treffen  und  keine  Sicherungsmassregeln  anordnen 
dürfen,  welche  ausserhalb  ihrer  Kompetenz  lie- 
gen oder  gegen  das  ius  commune  Verstössen. 

^  Also  Festsetzung  von  Censuren  und  Strafen 
für  Zeugen,  welche  einer  ohne  Aufgeboterfolgen- 
den Eheschliessung  beiwohnen  —  eines  Zeit- 
raumes ,  innerhalb  dessen  die  Kinder  zur  Taufe 
gebracht  werden  sollen  —  über  die  Art  von 
Diensten,  welche  zur  Erlangung  des  Privilegium 
fori  für  den  Tonsurirten  oder  den  noch  in  den  nie- 
deren Weihen  bellndlichen  Kleriker  erforderlich 
sind  und  über  welche  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  6  de 
ref.  nichts  näheres  festsetzt — Anordnungen,  dass 
alle  Geistlichen  der  Diöcese  in  angemessenen 
Perioden  (z.  B.  von  4  Jahren)  sich  geistlichen 
Exercitien  unterziehen,  Gongr.  conc.  v.  1878, 
Acta  s.  sed.  12,  609.  Vgl.  ferner  Schulte  1, 
110.  n.  4. 
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Alle  Gesetze  and  Anordnungen ,  welche  die  erwähnten  Schranken  überschreiten, 
sind  nichtig.  Dartiber,  dass  die  letzteren  eingehalten  werden,  findet  eine  regelmfta- 
sige  Kontrole  nur  fflr  die  Beschlüsse  der  Provinzial-  und  Plenarsynoden  ^  statt,  nicht 
aber  für  die  Erlasse  der  Diöcesansynoden^,  der  Bischöfe  nnd  der  diesen  gleich- 
stehenden Ordinarien.  Indessen  kann  bei  letzteren  die  höchste  Instanz,  sowie  sie 
Knnde  von  einer  Ueberschreitang  der  Befagnisse  erhält,  von  Amtswegen  eine  Kas- 
sation der  Verordnungen  wegen  Nichtigkeit  eintreten  lassen ,  anch  dazu  durch  eine 
Beschwerde,  welche  von  einer  durch  eine  solche  Anordnung  betroffenen  Person,  also 
von  dem  Konzile ,  einem  Geistlichen  oder  einem  Diöcesanen  ausgeht ,  veranlasst 
werden  ^, 

Ebenso  wie  das  ins  commune  sind  auch  diejenigen  Erlasse  der  höchsten  gesetz- 
gebenden Gewalt,  welche  lediglich  einzelne  spezielle  Verhältnisse ,  also  namentlich 
Dispensationen,  Privilegien,  Reservationen  u.  s.  w.  betreffen^,  der  Beseitigung  oder 
Abänderung  durch  die  Gesetzgebung  der  kirchlichen  Lokalorgane  entzogen.  Etwaige 
derartige  Anordnungen  würden  den  Grundsatz  des  ins  commune  verletzen,  dass  die 
niedere  Instanz  keine  Jurisdiktion  über  die  höhere  besitzt. 

Aus  demselben  Grundsatz  des  ins  commune  folgt  weiter  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  die  hier  in  Frage  kommenden  Lokalorgane  ebenfalls  zum  Theil  in  hierarchi- 
scher Unterordnung  unter  einander  stehen,  dass  die  Gesetzgebungsbefugniss  des  un- 
tergeordneten Organs  durch  das  von  dem  höheren  innerhalb  seiner  Kompetenz  gültig 
festgestellte  Recht  in  demselben  Umfange  beschränkt  wird ,  in  welchem  dies  für  aUe 
seitens  des  ins  commune  gilt.  Das  untergeordnete  Organ  kann  daher  auch ,  soweit 
von  dem  höheren  einzelne  Verhältnisse  geordnet  sind,  von  seinem  Recht  nur  secundum 
oder  praeter  ins,  nicht  contra  ins  Gebrauch  machen.  Diese  Grundsätze  finden  Anwen- 
dung auf  das  Verhältniss  der  Provinzialsynoden  zu  den  von  der  Plenarsynode  be- 
schlossenen Anordnungen ,  und  femer  auf  das  Verhältniss  der  Diöcesansynode ,  des 
Bischofs  und  der  ihm  gleichstehenden  Ordinarien  zu  den  Beschlüssen  sowohl  der 
Provinzial-,  wie  auch  der  Plenarsynoden  *.  Die  Verletzung  dieser  Regeln  begründet 
gleichfalls  Nichtigkeit  der  betreffenden  Anordnung®. 

Es  fragt  sich  weiter:  Kommt  den  partikulären  Gesetzgebungsorganen  in  der 
Kirche  auch  ein  Recht  zur  Dispensations-  und  Privilegien-Ertheilung,  sowie  zum 
Eingreifen  in  schon  bestehende  Rechtsverhältnisse  (s.  §.  194)  zu? 

Es  ist  zweifellos,  dass  jedes  derselben  dasjenige  partikuläre  Recht,  welches  es 
selbst  innerhalb  des  ihm  vom  ins  commune  gelassenen  Spielraums  geschaffen  hat, 
seinerseits  abzuändern  und  aufzuheben  befugt  ist. 

Daraus  folgt,  dass  ihm  auch  die  Befugniss,  von  einzelnen  Bestimmungen  dessel- 
ben zu  dlspensiren,  zukommt  7,  dass  aber  das  untergeordnete  Organ  in  Betreff  der 


1  S.  0.  S.  645.  647.  654. 

2  S.  0.  S.  661.  664. 

3  S.  o.  S.  664.  665,  fernere  Beispiele  bei  Be- 
tt ed.  XIV.  1.  0.  17.  n.  1  u.  XII.  14.  n.  13.  Die 
Behörde,  welche  diese  Angelegenheiten  behan- 
delt, ist  die  Gongregatio  concilii  und  für  die 
MisslonsUnder  die  Gongregatio  de  propaganda 
flde.  Dem  Bischof  wird  aber  vorher  Gelegenheit 
gegeben,  sich  über  die  Gründe,  welche  die  Anf- 
stellung  der  angefochtenen  Anordnung  yeranlasst 
haben,  zu  äussern. 

*  Also  Aufhebung  einer  päpstlicherseits  er- 


tbellten  Dispensation,  Bestimmungen,  welche 
päpstliche  Aemterreservationen  oder  päpttUdie 
PrlTÜegien  verletzen,  sind  ebenfalls  nichtig. 
Vgl.  auch  Schulte  1,  112. 

8  Vgl.  auch  0  S.  654.  u.  S.  661. 

®  Eine  solche  wird  die  Plenar-  oder  Piovinzial- 
synode  gegebenenfalls  aussprechen  können. 
Immer  kann  aber  auch  der  päpstliche  Stuhl,  wie 
in  dem  früher  besprochenen  Fall,  angegangen 
werden  und  von  Amtswegen  einschreiten. 

■^  Von  den  Verordnungen  der  Plenarsynode 
dispensirt  diese,  von  denen  des  Provinzlalkonzils 
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von  dem  höheren  festgesetzten  Norm  ein  solches  Recht  nur  insoweit  besitzt,  als  ihm 
dies  ansdrUcküch  dnrch  Anordnung  des  letzteren  gewährt  worden  ist  ^. 

Principiell  findet  derselbe  Omndsatz  ebenfalls  auf  das  Recht  der  Privilegien- 
Ertheihmg  Anwendung  ^j  indessen  wird  eine  solche  praktisch  kaum  jemals  vorkom- 
men, da  die  Privilegien  fast  ausnahmslos  zugleich  gegen  dajs  ius  commune,  welches 
jeder  Einwirkung  der  hier  fraglichen  Organe  entzogen  ist,  Verstössen  werden  '. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  etwaigen  gesetzlichen  Eingriffen  in  be- 
stehende Rechtsverhältnisse,  Rechte  und  Rechtspflichten ,  sowie  mit  der  Heilung  von 
Nichtigkeiten  bei  Thatbeständen ,  welche/  wegen  Mangels  bestimmter  wesentlicher 
Voraussetzungen  nicht  die  beabsichtigten  Rechtswirkungen  haben  erzeugen  kOnnen 
(vgl.  §.  194).  In  dieser  Beziehung  ist  den  lokalen  Gesetzgebungsorganen  jede  Be- 
fdgniss  selbst  fllr  den  Fall  benommen ,  dass  es  sich  um  Rechtsverhältnisse  handeln 
sollte ,  welche  ihre  Existenz  lediglich  aus  dem  von  ihnen  geschaffenen  Recht  herlei- 
ten. Der  Eingriff  in  bestehende  Rechte  bildet  eine  Ausnahmsmassregel,  welche  ledig- 
lich ein  Attribut  des  höchsten  Gesetzgebers  ist.  Sie  setzt  die  volle  Herrschalt  Aber 
das  Recht  voraus.  Eine  solche  haben  die  unteren  O^ane  wohl  Aber  die  von  ihnen 
geschaffenen  Gesetze ,  nicht  aber  Aber  die  Rechtswirkungen ,  welche  diese  erzeugt 
haben.  Denn  letztere  stehen  nicht  nur  unter  dem  Schutze  des  ius  particulare,  sondern 
anch  des  ius  commune.  Begrifflich  ei^ebt  sich  indessen  von  dieser  Regel  eine  Aus- 
nahme. Sollte  allein  wegen  eines  durch  das  partikuläre  Gesetz  aufgestellten  Erfor- 
dernisses eine  Nichtigkeit  entstanden  sein ,  so  ist  auch  das  Organ ,  welches  das  be- 
treffende Gesetz  erlassen  hat,  zur  Heilung  derselben  befugt.  Im  flbrigen  können  die 
hier  fraglichen  Befugnisse  von  den  unteren  Organen  nur  ausgeübt  werden,  soweit  sie 
ilinen  speziell  durch  das  ius  commune  übertragen  sind^. 

Femer  kommt  in  Betreff  der  Verordnungen  sämmtlicher  partikulärer  Gesetz- 
gebungsorgane der  Grundsatz  zur  Anwendung,  dass  das  höhere  berechtigt  ist ,  die 
gesetzgeberischen  Akte  des  niederen  durch  Ausübung  seiner  Gesetzgebungsgewalt 
anfzuheben  und  abzuändern.  Dies  Recht  hat  der  Papst  gegenüber  aUen,  die  Plenar- 
Synode  gegenüber  der  Provinzial-  und  Diöcesansynode ,  sowie  gegenüber  dem  Bi- 
schof, endlich  die  Provinzialsynode  gegenüber  den  beiden  letzteren  ^. 

Die  Frage ,  in  wie  fem  eine  päpstliche  Bestätigung  das  Recht  der  Aufhebung 


die  letztere  (nicht  aber  der  ErzblBchof  allein), 
Ton  den  bisehöflichen  oder  denen  der  Diöcesan- 
synode der  Blsehof,  selbstverständlich,  soweit 
diese  nicht  blos  Vorschriften  des  ius  commnne 
reprodudren,  Benedict  XIV.  1.  c.  XIII.  6.  n. 
7.  8;  Fiebag,  de  Indole  ac  yirtnte  dispensa- 
tionnm  p.  21.  22;  Schnlte  1,  126.  n.  2,  420. 
Bei  solchen  Dispensationen  von  den  eigenen  Ge- 
setzen macht  der  Mangel  der  insta  cansa,  welche 
allerdings  aneh  hier  gefordert  wird,  die  Dispen- 
g^on  nicht  nichtig,  Barbosade  ofAclo  et  pot. 
episoopi  II.  alleg.  34.  n.  4;  Ferraris  ,  prompta 
blblioth.  s.  V.  dispensatio  n.  15;  Fiebagl.  e. 
p.  24.  25. 

*  So  kann  z.  B.  die  ProYinzialsynode  den  Bi- 
schöfen der  ProTlnz  die  Dispensation  YOn  ihren 
Beschlfissen  übertragen. 

'  Insbesondere  den  Bischöfen  wird  dieses  Recht 
Ton  der  Doktrin  zugesprochen,  Reiffenstnel 
Y.  33.  n.  26;  Sohmalzgrneber  y.33.n.  71; 
Schnlte  1,  147.  148. 

Hinschilis,  Kirch«BJraeht.    m. 


3  Was  die  Plenar-  nnd  ProTinzialsynoden  be- 
trifft, 80  lisst  sich  ebenfalls  kaum  ein  Fall  den- 
ken, in  welchem  die  Ertheilnng  eines  PrlTilegs 
innerhalb  der  ihnen  gesteckten  Aufgaben,  s.  o. 
S.  645,  liegen  könnte.  Praktisch  kommt  eine 
solche  auch  nicht  vor,  vgl.  Schalte  1,  147.  n. 
31.  Uebrigens  würden  etwaige  von  ihnen  und 
von  Bischöfen  gewährte  Privilegien  nur  inner- 
halb des  lokalen  Sprengeis,  für  welchen  sie  Kom- 
petenz besitzen,  von  Wirksamkeit  sein  können. 

4  Es  gehört  hierher  das  Recht  der  Bischöfe, 
Ton  den  Terpflichtungen  aus  dem  Votum,  mit 
Ausnahme  bestimmter,  dem  Papst  vorbehaltener 
Falle,  ganz  zu  entbinden  oder  dieselben  in  andere 
umzuwandeln,  c.  1.  X.  de  voto  III.  14,  welches 
ihnen  aus  der  Zeit  vor  der  Entwicklung  des  cen- 
tralen papstlichen  Gesetzgebungsrechtes  Ter- 
blieben  ist.  Tgl.  Übrigens  auch  o.  S.  828.  n.  5. 

6  Vgl.  auch  Schulte  1,  116.  126. 
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der  von  den  partikulären  Organen  erlassenen  Anordnungen  fdr  diese  selbst  oder  das 
höhere  dieser  Organe  ansschliesst ,  ist ,  soweit  sie  die  Provinzial-,  bez.  die  Plenar- 
synoden  betrifft,  bereits  o.  S.  650  ff.  654  erörtert.  Für  die  bischöflichen  Verordnon- 
gen  j  gleichviel  ob  sie  der  Bischof  allein  oder  auf  der  Diöoesansynode  erlassen  hat, 
wird  eine  solche  nach  der  Praxis  der  römischen  Kurie  nicht  ertheilt^  Eine  Veran- 
lassung dazu  könnte  höchstens  eintreten,  wenn  eine  bischöfliche  Anordnung  gegen 
das  ins  commune  verstiesse.  Wird  aber  ftlr  eine  derartige  Verordnung  die  päpstliche 
Bestätigung  gewährt ,  so  liegt  in  der  That  ein  päpstüohes  Specialgesetz  ftlr  die  DiO- 
cese  vor,  da  die  Sanktion  des  Bischofs  keine  rechtliche  Bedeutung  hat,  und  das,  was 
von  dem  Bischof  nichtiger  Weise  angeordnet  worden  ist ,  erst  durch  die  päpstliche 
Bestätigung  zum  Gesetze  erhoben  wird.  Eine  solche  Anordnung  ist  der  Bischof  nicht 
befugt,  seinerseits  aufzuheben 2,  es  sei  denn,  dass  ihm  der  Papst  die  Ermächtigung 
dazu  bei  der  Bestätigung  oder  nachher  ertheilt  habe. 

Endlich  bedürfen  die  Verordnungen  der  partikulären  Oesetzgebungsorgane 
ebenso  und  in  demselben  Umfange  der  Publikation ,  wie  die  der  obersten  (Jesetzge- 
bungsgewalt^. 


§.196.     2,  Das  Geseizgehungsrecht  der  Bischof t  und  der  t/men  gleichstehenden 

LeitungsheanUen. 

I.  Die  Bischöfe.  1.  Gesetzgebungsrecht  derselben  im  Allge- 
meinen. Das  Oesetzgebungsrecht  ist  ein  Ausfluss  der  Jurisdiktion  des  Bischofs^. 
Er  erlangt  es  daher  schon  von  der  Konfirmation ,  nicht  erst  von  der  Konsekration 
ab  ^.  Es  steht  ihm  zu  innerhalb  seiner  Diöcese  und  über  die  in  derselben  befindlichen 
Personen ,  Institute  und  Sachen  ^,  sofern  und  soweit  diese  nicht  von  seiner  Jurisdik- 
tion eximirt  sind^. 

Er  ist  berechtigt,  seine  Gesetze  oder  Verordnungen  entweder  auf  der  Diöoesan- 
synode oder  selbstständig  ohne  dieselbe  zu  erlassen^.  Im  letzteren  Fall^  hat  er  aber 
vorher  den  Rath  (das  comüium)  seines  Domkapitels  einzuholen ,  weil  es  sich  bei  dem 
Erlass  von  Gesetzen  für  die  Diöcese  um  eine  wichtige  Angelegenheit  der  Verwaltung 


i  S.  0.  S.  664,  vgl.  such  Schalte  1,  117. 

2  Wenn  Schalte  1,  118  das  Gegentheil  be- 
hauptet, weil  der  Papst  mit  der  Bestätigung  die 
Stellung  des  Bischofs  nicht  habe  ändern  wollen, 
so  hat  dies  keinen  Halt.  Die  Bestätigung  des 
Papstes  bildet  sicherlich  nicht  zugleich  eine  kon- 
kludente Handlung  für  die  Ermächtigung  des 
Bischofes  zur  späteren  Aufhebung  des  Gesetzes. 
Uebrigens  bemerkt  er  selbst  nachher,  dass  der 
Bischof  nicht  berechtigt  sei,  dem  Gesetz  zu  dero- 
giren,  wenn  die  Ausnahme  -  Umstände ,  welche 
den  Papst  zur  Bestätigung  veranlasst  haben, 
fortdauern  oder  dies  auch  nur  zweifelhaft  sei. 

«  S.  o.S.  773.  774.  Ueber  die  Publikation  der 
Verordnungen  der  hier  in  Frage  stehenden  Sy- 
noden s.  0.  S.  652.  6Ö4.  664.,  wegen  deijenigen 
der  bischöflichen  Erlasse  vgl.  den  folgenden  $. 

*  Th.  II.  S.  41. 

5  Th.  II.  S.  675.  Darüber  besteht  keine 
Meinungsverschiedenheit  mehr,  B  e  n  e  d  i  c  t.Xiy . 
de  synodo  dloeces.  11.  ö.  n.  4.  5;  Schalte  1, 


106,  vgl.  übrigens  auch  c.  2  (Bonif.  YU!.)  in 
Ylto  de  constit.  I.  2,  Diese  Stelle  handelt  von  der 
Verbindlichkeit  der  „statuta  quoTameomque  or^ 
dinariorum^',  also  auch  deijenigen,  welche,  wie 
z.B.  die praelati nullius,  Th.  11.  S.  343,  über- 
haupt keine  bischöfliche  Weihe  erhalten. 

6  c.  2  (Bonifat.  VIII.)  in  Vlto  de  constit.  I. 
2.  :  „.  .  .  .  Statute  episcopi,  quo  in  omnes  qui 
furtum  oommiserint,  excommunicationis  sen- 
tentia  promulgatur,  subdlti  eins,  furtom  extia 
ipsius  dioecesim  committentes,  minime  ligaii 
nosountur,  quam  extra  territorlum  las  dicenti 
non  pareatur  impune.'' 

"^  Ueber  solche  kann  er  noi  zufolge  einer  gesetz- 
lichen Delegation,  Th.  I.  S.  176  oder  besonderer 
päpstlicher  Ermächtigung  für  diejenigen  Angele- 
genheiten, auf  welche  sich  die  Uebenrag:iing  er- 
streckt, seine  Gesetzgebungsgewalt  ausüben. 

8  Benedict.  XIV.  1.  c.  XIII.  5.  n.  1. 

9  Ueber  den  ersteren  Fall  ist  schon  o.  9.  662 
gehandelt. 
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der  letzteren  handelt^,  widrigenfalls  das  erlassene  Gesetz  niclitig  ist 2.  Steht  aber 
eine  Verordnung  über  einen  Gegenstand ,  zu  dessen  Feststellung  der  consensti»  capi- 
tuU  erforderlieb  ist,  in  Frage,  so  bedarf  es  sogar  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Zu- 
stimmung des  ELapitels  zu  der  zu  erlassenden  Verordnung  ^.  Zufolge  Gewohnheits- 
rechtes kann  aber  das  Mitwirkungsrecht  des  Kapitels  ganz  ausgeschlossen  oder  ge- 
genflber  den  gemeinrechtlichen  Vorschriften  erweitert  oder  verringert  sein^. 

Die  bischöfUchen  Anordnungen  werden  mit  den  Ausdrücken  literae  (Uterae  pasto- 
rctiesj^j  edicta,  decreta,  mandaia,  comtUutiones ,  ordiruUionea j  Verordnungen j  Erlasse^ 
bezeichnet. 

Zur  Existenz  gelangen  die  bischöflichen  Verordnungen  erst,  wie  alle  anderen 
kirchlichen  Gesetze ,  durch  die  Publikation.  Der  Modus  derselben  ist  verschieden. 
Für  manche  Didcesen  besteht  ein  amtliches  Publikationsorgan  (Diöoesanblatt  oder 
Diöcesan-,  kirchlicher  Anzeiger).  Ausserdem  konmit  die  Uebersendung  von  Druck- 
exemplaren an  die  Dekane  zur  weiteren  Mittheilung  an  den  Diöoesanklerus  oder  eine 
Mittheilung,  durch  Kurrende  vor,  wobei  der  Empfang  des  Exemplares  oder  die  Ein- 
sichtnahme seitens  des  letzteren  zu  bescheinigen  ist,  endlich  auch  Verlesung,  nament- 
lich bei  solchen  Verordnungen,  welche  nicht  blos  den  Klerus,  sondern  auch  die  Diö- 
cesanen  angehen,  in  den  Pfarrkirchen  während  des  Hauptgottesdienstes. 

Wenn  kein  Tag  des  Inkrafttretens  in  der  Verordnung  selbst  bestimmt  ist,  so 
beginnt  die  Wirksamkeit  derselben  mit  dem  Momente  ihrer  Publikation ,  d.  h.  mit 
ihrer  Ausgabe  in  dem  oben  besprochenen  Sinne,  also  da,  wo  der  Abdruck  im  Diöoe- 
sanblatt der  Publikationsmodus  ist,  mit  dem  Augenblicke ,  in  welchem  die  Druck- 
exemplare der  betreffenden  Kummer  in  die  Oeffentlichkeit  gelangen ,  bei  der  Ueber- 
sendung von  Exemplaren  an  die  Dekane  mit  der  Mittheilung  an  dieselben ,  bei  der 
Verlesung  von  der  Kanzel  mit  der  öffentlichen  Verlesung  in  der  Kathedrale  7. 

Ihrer  rechtlichen  Bedeutung  nach  stehen  sich  die  vom  Bischof  allein  (ohne  die 
Diöcesansynode)  gegebenen  Verordnungen  und  die  auf  derselben  erlassenen  völlig 
gleich^.  Allerdings  hat  man  früher  mehrfach  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  die 
Geltung  der  ersteren  mit  dem  Tode  oder  mit  dem  Amtsverluste  ihres  Urhebers  er- 
lösche^, dabei  aber  verkannt,  dass  jeder  einmal  gültig  und  perfekt  gewordene  Juris- 


1  Th.  II.  S.  156;  Pirhing  ins  canon.  I.  2. 
11.4;  Beiffenstnel  I.  2.  n.  72;  Schulte 
1,  107. 

2  Dei  Bischof  kann  Indessen  die  Gongregatlo 
concilil  am  Sanirang  der  Nichtigkeit  angehen, 
Benedict.  XIV.  1.  0.  XIII.  1.  n.  16. 

3  Th.  U.  S.  156.  und  die  Anfflhrungen  in 
Anm.  1.  Verweigert  das  Kapitel  seine  Zustimmang 
ans  einem  haltlosen  Gmnde,  so  steht  es  dem  Bi- 
schof frei,  die  Gongregatlo  concilii  um  Ergänzung 
derselben  zu  ersuchen. 

4  Th.  II.  S.  157.  In  allen  Punkten  stimmt 
die  Praxis  der  Gongregatlo  concilii  mit  den  An- 
gaben des  Textes  übezein,  Benedict.  XIY. 
1.  c.  Xin.  1.  n.  9  «f. 

Wegen  der  Missionsbisthümer  s.  Th.  II.  S. 
361. 

^  Die  Hirtenbriefe,  welche  in  belehrendem  und 
ermahnendem  Ton  an  die  Gläubigen  ergehen,  ge- 
hören nur  insofern  hierher,  als  sie  wirkliche  An- 
ordnungen des  Bischof  enthalten. 

^  Von  Mandaten  und  Erlassen  spricht  man 
vorzugsweise ,  wenn  dieselben  nicht  im  Namen 


des  Bischofs,  sondern  in  dem  der  bischöflichen 
Behörde  (z.  B.  des  Ordinariates)  ergehen.  Die 
Sprache  ist  vielfach  bei  den  für  den  Klerus  be- 
stimmten noch  die  lateinische. 

^  Schulte  1,  lOö  nimmt  dagegen  an,  dass 
im  letzteren  Falle  die  Rechtsyerbindlichkeit  erst 
für  jede  Pfarrei  mit  der  Verlesung  in  der  Pfarr- 
kirche eintrete.  Hier  liegt  die  schon  0.  S.  777. 
besprochene  Auffassung  zu  Grunde,  dass  zur  Ver- 
bindlichkeit des  Gesetzes  auch  das  Bekanntwer- 
den desselben  für  Jeden  einzelnen,  welcher  Ton 
demselben  betroffen  werden  soll,  gehöre,  c.  2 
in  VI^o  cit.  I.  2:  „Ut  animarum  periculis 
obvietur,  sententils  per  statuta  quorumcumque 
ordinariorum  prolatis  ligari  nolumus  igno- 
rantes,  dum  tamen  eorum  iguorantia  crassa  non 
fierit  aut  supina,'*  spricht  nur  von  der  subjek- 
tiven Verantwortlichkeit,  nicht  von  der  Rechts- 
kraft des  Gesetzes  an  sich,  s.  0  S.  780,  wie  die 
am  Anfang  gemachte  Beschränkung  ergiebt. 

8  S.  o.  S.  664.  n.  5. 

9  Z.  B.  Barbosa  de  officio  et  potest.  episcopi 
III.  alleg.  91.  n.  23  und  die  dort  citirten,  in 

53* 
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diktionsakt  seine  Wirkungen  so  lange  fortänssert,  bis  er  durch  einen  anderen  besei- 
tigt worden  ist  ^ 

2.  Das  Dispensationsrecht  kommt  den  Bischöfen,  welche  bei  der  Aus- 
übung desselben  nicht  an  die  Mitwirkung  des  Kapitels  gebunden  sind,  abgesehen  von 
den  von  ihnen  selbst  gegebenen  Gesetzen  oder  Verordnungen  ^,  in  Betreff  des  gerne!- 
neu  Rechtes  kraft  ihrer  Jurisdiktion  nur  noch  in  einzelnen  bestimmten,  durch  das- 
selbe 3,  namentlich  durch  das  corpus  iuris  und  das  Trienter  Konzil  festgesetzten 
Fällen  4  zu. 

Ausserdem  gilt  nach  allgemeiner  Annahme  der  Doktrin  der  Bischof  zufolge  ver- 
mutheter  päpstlicher  Ermächtigung  zur  Dispensation  von  gemeinrechtlichen  Vor- 
schriften befugt,  wenn  der  Verkehr  mit  dem  römischen  Stuhle  unterbrochen  oder 
derselbe  nur  unter  grossen  Schwierigkeiten  angegangen  werden  kann ,  femer  wenn 
Oefahr  im  Verzuge  obwaltet  und  die  Verschiebung  der  Dispensation  bis  zu  ihrer  Ge- 
währung durch  den  Papst  nicht  wieder  gutzumachende  Nachtheile  herbeiftlhren 
würde  K  Jedoch  ist  in  einzelnen  derartigen  Fällen  nach  der  Praxis  der  Kurie  nur 
eine  Dispensation  für  das  forum  intemum  gestattet^,  und  überdies  wird  stets ,  wenn 
eine  solche  Dispensation  vom  Bischof  gewährt  worden  ist,  darüber  sofort  nach  Bom 
zu  berichten  sein  7. 

Während  die  Rechtsgttltigkeit  der  Dispensation  von  den  eigenen  Verordnungen 
des  Bischofs  nicht  von  dem  Vorhandensein  einer  justa  causa  abhängig  ist  ^,  tritt  in  allen 
denjenigen  Fällen,  in  welchen  er  von  dem  Gesetze  eines. höheren,  insbesondere  von 
Vorschriften  des  gemeinen  Rechtes,  gleichviel  ob  kraft  seiner  gesetzlichen  Befugnis« 
oder  kraft  vermutheter  oder  ausdrücklicher  Ermächtigung  des  Papstes  3,  dispensirt, 
eine  Nichtigkeit  der  Dispensation  ein ,  wenn  dieselbe  ohne  das  Vorliegen  eines  ge- 
rechtfertigten Grundes  10  gewährt  wird^^.    Immerhin  ist  aber  die  Dispensation  ein 


neaerer  Zeit  noch  Ginzel,K.  R.  1, 250 für  die 
ohne  Mitwirkung  des  Kapitels  erlassenen  Gesetze. 

1  Dieser  Grandsatz  ist  in  c.  10  (Gregor.  IX.) 
X.  de  off.  leg.  I.  30,  wonach  die  von  den  päpst- 
lichen Legaten  für  ihre  Provinz  erlassenen  Anord- 
nungen In  Wirksamkeit  bleiben,  auch  wenn  sie 
die  letztere  verlassen  haben,  ausdrücklich  an- 
erkannt. Vgl.  übrigens  anoh  Reiffenstnel 
1.2.  n.  70;  Benedict.  XIV.  1. c. XIH. 5. n.  1 ; 
Schulte  1,  116. 

a  S.  0.  S.  832. 

3  S.  0.  S.  747. 

*  Das  Erforderliche  ist  darüber  bei  den  ein- 
zelnen Lehren  angegeben,  s.  z.  B.  Th.  I.  S.  66. 
Th.  II.  S.  477.  Eine  Zusammenstellung  nach 
dem  corpus  iuris  und  dem  Tridentinum  bei  Gl- 
bert,  corp.  iur.  ecoles.  2,  103  ff.  Die  früher 
viel  erörterte  Frage ,  ob  der  Bischof  zu  dispen- 
slren  berechtigt  sei,  wenn  ein  Gesetz ,  ohne  die 
Person  des  Berechtigten  zu  bezeichnen,  die  Dis- 
pensation von  seinen  Vorschriften  gestattet, 
BarbosaL  c.  P.  U.  alleg.  33.n.22;  Pirhing 
I.  31.  n.  82;  Reiffenstnel  L  2.  n.  467; 
Usst  sich  nicht  allgemein  lösen,  vielmehr  ist  im 
einzelnen  Falle  der  Wille  des  Gesetzgebers  durch 
Interpretation  festzustellen. 

B  Das  in  Bezug  genommene  c.  33  (Honor.  III.) 
X.  de  praeb.  III.  5,  welches  gar  nicht  von  der 
Dispensation  handelt,   beweist  dies   allerdings 


nicht,  vgl.  Pirhing  1.  c. ;  Reiffenstnel  I. 
2.  n.  470;  Ferraris  s.  v.  dispensatio  n.  27; 
FiebagL  c.  p.  19.  20;  Phillips,  Lehrb.  d. 
K.  R.  2.  Aufl.  S.  260;  Richter-Dove  K.  R. 

S168. 
®  So  bei  der  Dispensation  von  trennenden  Ehe- 

hindernissen,  welche  übrigens  auf  die  geheimen 

beschränkt    ist.       Das    Nähere    vorläullg    bei 

Schulte,  Eherecht  S.  374.  375. 

7  Das  folgt  daraus,  dass  hier  nur  auf  Grund 
einer  vermutheten  Ermächtigung  ein  Bingiiff  in 
die  Rechte  des  Papstes  stattfindet,  so  auch  Phil- 
lips a.  a.  0. ;  Fiebag  1.  o. 

8  S.  0.  S.  832.  n.  7. 

0  So  namentlich  kraft  der  Quinquennal-Fakul- 
täten  s.  o.  S.  801. 

10  Falls  er  aus  vermutheter  £rmäohtig:Qng  von 
einem  geheimen  trennenden  Ehehindemiss  in  Be- 
zug auf  eine  erst  zu  schliessende  Ehe  dispenaüt, 
verlangt  die  Kurialprazis  sogar  eine  cauisa  ur- 
gentissima.  Schulte,  Eherecht  S.  37Ö.  n.  7. 

11  An  diese  Voraussetzung  knüpft  das  gemeine 
Recht  die  Statthaftigkeit  der  Dispensation,  e.  4 
X.  de  R.  J.  V.  41 ;  Trid.  Sess.  XXV.  e.  18  de  ref. 
Nur  für  den  Fall,  dass  der  Dispensationsberoeh- 
tigte  die  volle  Macht  über  das  Gesetz  hat,  es  da- 
her auch  ohne  iusta  causa  gültig  ganz  zu  beseitigen 
im  Stande  ist,  muss  dieses  Erfordemiss  für  die 
blosse  Suspension   der  Rechtswirksamkeit  des- 
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Onadenakt,  auf  welchen  der  Bittsteller  kein  Recht  hat  ^,  und  deshalb  kann  eine  Ver- 
weigernng  niemals  zu  einem  rechtlichen  Verfahren  Veranlassung  geben ,  wohl  aber 
bleibt  dem  Petenten  die  Nachsuchnng  bei  der  höchsten  Instanz,  dem  Papste,  frei. 

Soweit  dem  Bischof  das  Dispensationsrecht  kraft  gemeinen  Rechtes ,  also  kraft 
seiner  inrisdictio  ordinaria  zusteht,  ist  er  auch  berechtigt,  die  Ansübnng  an  einen 
anderen  gflltig  zn  delegiren^. 

In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  der  Bischof  zufolge  Hbertragener  päpstlicher 
Vollmacht  die  Dispensation  ertheilt^,  ist  er  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Dispensa- 
tion an  alle  diejenigen  Bedingungen  und  Grenzen  gebunden,  welche  ihm  in  der  päpst- 
lichen Ermächtigung  vorgeschrieben  sind  '*,  denn  insoweit  diese  nicht  innegehalten 
worden  sind,  hat  es  ihm  an  jeder  Zuständigkeit  zur  Ertheilung  gefehlt^. 

3.  Befugnisse  der  Vertreter  des  Bischofs.  Wenn  die  Diöcesanregie- 
rang  statt  des  Bischofs  von  einem  coadiutor  oder  einem  vicantts  apostolious  geführt 
wird ,  so  treten  diese  an  Stelle  des  Bischofs  ^  und  üben  also  das  Gesetzgebungs-  und 
Dispensationsrecht  in  demselben  Umfange ,  wie  ihm  dasselbe  kraft  der  bischöflichen 
Jurisdiktion  zusteht,  aus*^.  Dasselbe  gilt  auch  von  dem  Kapitularvikar  ^,  aber  mit  der 
Ausnahme,  dass  er  in  Betreff  derjenigen  Angelegenheiten,  bei  welchen  er  nicht  in 
die  Rechte  des  Bischofs  succedirt,  auch  keine  allgemeinen  Anordnungen  erlassen 
kann^.    Der  Generalvikar  endlich  ist  dazu  ohne  besondere  Spezialvollmacht  in  Be- 


selben  ansgescliloBsen  bleiben.  Die  Doktrin  ist 
darüber  einig,  s.  z.  B.  Reiffenstnel  I.  2.  n. 
478;  Benedict.  XIV.  1.  c.  XIII.  5.  n.  7;  Fie- 
bag  1.  c.  p.  25;  Schalte,  Eherecht  S.  378. 
379. 

1  Daher  ist  die  Eintheüung  der  Dispensationen 
in  d.  debitae  oder  iustitiae,  arbitrariae,  permissae, 
mixtae,  gratiae  haltlos,  denn  für  das  Recht  ist  es 
gleichgültig,  ob  etwa  eine  ethische  Yerpflichtnng 
des  Gesetzgebers  zur  Dispensation  vorliegt  oder 
nicht,  Tgl.  Schnite  a.  a.  0.  S.  3Ö4. 

Ans  der  Natnr  der  Dispensation  als  eines  Gna- 
denaktes folgt  auch,  dass  der  Bischof  ausserhalb 
seiner  Diöcese  seinen  Diocesanen  solche  ertheilen 
kann,  Th.  II.  S.  44. 

2  Tgl.  Th.  I.  S.  185.  186.  Eine  Beschrän- 
kung in  der  hier  fraglichen  BeziehuDg  kennt  das 
kanonische  Recht  nicht. 

3  Gleichyiel,  ob  ihm  eine  einzelne  Dispensa- 
tion in  forma  commissoria  (s.  o.  S.  794)  oder  das 
Recht  zur  Dispensation  überhaupt,  wie  bei  den 
Quinquennal- Fakultäten  (s.  o.  S.  801.)  über- 
tragen worden  ist. 

^  So  z.  B.  an  die  ausdrückliche  Erwähnung  der 
päpstllchenVollmacht  unter  Bezeichnung  der  Zeit, 
auf  welche  sie  verliehen  ist,  bei  Ertheilung  der 
nach  Nr.  3  bis  6  der  deutschen  Qulnquennal- 
fakultäten  pro  foro  extemo  (s.  Nr.  7  derselben, 
o.  S.  801.  n.  3)  zu  gewährenden  Ehedispensen, 
ebenso  bei  dem  Gebrauch  der  facultates  pro  foro 
intemo  überhaupt  (s.  Einleitung  zu  denselben  o. 
S.  802.  Anm.),  an  den  Gebrauch  innerhalb  des 
Amtsbezirkes,  s.  facultates  pro  foro  extemo  n.  22  u. 
fac.  pro  f.  interne  Einleitung.  Ebenso  entscheidet 
der  Inhalt  der  Ermächtigung  über  die  Befngniss 
znr^Delegation,  s.  die  ersterwähnten  Fakultäten 
n.  20,  die  letztgedachten  in  der  Einleitung.     In 


den  Fällen,  wo  die  Qulnquennalfacultäten  pro  f. 
extemo  nur  Vollmachten  gewähren,  welche  dem 
Bischof  schon  nach  dem  Tridentinum  zustehen, 
Th.  I.  8.  56.  n.  8  u.  S.  113.  n.  ö,  kann  derselbe 
aber  auch  potestate  ordinaria  dlspenslren. 

B  S.  auch  die  Quinquinnalfakultäten  pro  f. 
extemo  n.  7. 

0  Th.  n.  S.  265  u.  258  und  diesen  Theil  o.  S. 
655.  n.  4. 

'^  Sie  können  also  nicht  nur  auf  Grund  des  ge- 
meinen Rechtes,  sondern  auch  kraft  präsumtiver 
päpstlicher  Ermächtigung  in  dringenden  Fällen 
dispensiren,  nicht  aber  auf  Grund  solcher  Voll- 
machten, welche  dem  Bischof  durch  den  Papst 
gewährt  sind  (o.  S.  804). 

8  Th.  II.  S.  243  u.  244.  unter  Nr.  3  und  4; 
Fagnan.  ad  c.  11,  X.  de  M.  et  0.  I.  33.  n.  53; 
Pirhingl.2.n.  6;  Reiffenstuel  I.  2.  n.89; 
de  Her  dt,  praxis  capitularis.  Lovanii  1881. 
p.  228.  230.  Dass  seine  Anordnungen  mit  dem 
Erlöschen  seines  Amtes  von  selbst  wegfallen,  so 
Fagnan,  1.  c.  ist  aus  dem  o.  S.  835.  836.  her- 
vorgehobenen Grunde  unrichtig.  Vgl.  des  Wei- 
teren auch  0.  S.  655. 

9  Th.  II.  8.  241,  s.  auch  Schulte  1,  118. 
Wenn  derselbe  die  Ausübung  des  Gesetzgehungs- 
rechtes  durch  den  Kapitularvikar  an  das  Erforder- 
niss  knüpft,  dass  wirklich  eine  Nothwendigkeit 
vorliegt,  weil  für  die  Zeit  der  Sedisvakanz  keine 
Neuerung  angenommen  werden  soll ,  so  ist  dies 
insofern  nicht  richtig,  als  er  dadurch  die  Gültige 
keit  der  Aenderungen  bedingt  wissen  will.  So- 
weit ich  sehe,  wird  dies  auch  von  keinem  anderen 
Kanonisten  behauptet. 

lieber  die  Zuziehung  des  Kapitels  vgl.  Th.  II. 
S.245. 
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treff  derjenigen  Gegenstände  befngt ,  welche  in  den  Kreis  der  ihm  allgemein  Aber- 
tragenen  Verwaltnngsgeschäfte  fallend 

n.  Die  praelati  nullius  dioecesis  stehen  hinsichtlich  des  Gesetzgebnngs-  und  Dis- 
pensationsrechtes  den  Bischöfen  gleich^,  desgleichen  die  vicarii  apostoliei  in  den  Mis- 
sionslftndem  ^,  nicht  minder  die  Feldvikare  oder  Feldpröpste  *,  wenngleich  bei  den 
beiden  letzteren  Kategorien  des  Näheren  noch  die  ihnen  ertheilten  Vollmachten  in 
Betracht  kommen  ^. 

§.  197.    //.  Das  staaäiche  Recht,     [Heutige  Geltung  des  Plaoets,)* 

Der  moderne  Staat  erkennt  ein  souveränes,  von  ihm  unabhängig  auszuübendes 
Oesetzgebungsrecht  der  katholischen  Kirche  nicht  an.  Kraft  seiner  Souveränität, 
welche  er  über  sein  Gebiet  und  die  in  demselben  wohnenden  Katholiken  voll  und 
ganz  —  freilich  im  Widerspruch  gegen  die  in  der  katholischen  Kirche  herrschende 
Lehre  —  geltend  macht,  spricht  er  der  Kirche  nicht  nur  jede  Berechtigung  auf  eine 
direkte  oder  indirekte  Gewalt  über  das  Zeitliche  ab,  sondern  er  regelt  auch  den  Um- 
fang und  das  Mass  ihres  Rechtes ,  für  die  kirchlichen  Angelegenheiten  allgemeine 
verbindliche  Normen  zu  erlassen ,  indem  er  die  der  Leitung  der  Kirche  unterstehen- 
den Gebiete  bezeichnet  und  die  Schranken  der  freien  Bewegung  auf  denselben  für  die 
kirchlichen  Organe  näher  festsetzt.  Soweit  die  letzteren  über  diese  Grenzen  hinaus 
und  unter  Verletzung  der  staatlichen  Anordnungen  allgemeine  Gesetze  erlassen,  sind 
diese  nichtig  und  entbehren  nicht  nur  fdr  das  staatliche)  sondern  auch  fOr  das  kirch- 
liche Gebiet^  der  Gültigkeit. 

Auf  eine  nähere  Erörterung  der  erwähnten  Grenzen  des  kirchlichen  Anord- 
nungsrechtes, welche  sich  aus  der  allgemeinen  Regelung  der  Stellung  der  Kirche  im 
Staate  ergeben,  ist  an  diesem  Orte,  wo  allein  das  letztere  in  Frage  steht,  nicht  einzu- 
gehen. Hier  handelt  es  sich  vielmehr  nur  darum,  ob  die  staatlichen  Gesetzgebungen 
bei  der  Steckung  der  Grenzen ,  innerhalb  deren  sich  die  Kirche  bewegen  kann ,  be- 
sondere Beschränkungen  für  die  Ausübung  des  von  ihr  beanspruchten  Gesetzgebungs- 
oder Verordnungsrechtes  festgesetzt  haben. 


1  Th.  II.  S.  214.  Wegen  Beines  Rechtes  zn 
Dispensationen  s.  daselbst  S.  214.  unter  Nr.  6 
n.  S.  216.  Nr.  22. 

2  Th.  II.  S.  345.  Nnr  sind  sie  nicht,  wie  der 
Bischof  an  die  Mitwirkung  des  Kapitels  gebunden. 

Die  Kardinäle,  welche  nicht  Kardinalbischöfe 
sind,  kommen  jetzt  nicht  mehr  in  Betracht,  denn 
diese  haben  nach  neuerem  Recht  keine  iurisdictio 
quasi  episcopalis  über  ihre  Titelkirchen  mehr, 
Th.  I.  S.  352. 

«  Th.  II.  S.  356.  357. 

<  Th.  n.  8.  331;  Ginzel,  K.  R.  1,  346,  na- 
türlich nur  in  den  rein  kirchlichen  Sachen  der 
ihrer  Jurisdiktion  unterstehenden  Personen  des 
Heeres  und  der  Marine. 

B  Ueber  die  Befugniss  zur  Autonomie  ist 
an  dieser  Stelle  nicht  zu  handeln.  Vgl.  darüber 
Th.  II.  S.  131  ff.  und  unten  in  der  Lehre  von 
den  Orden,  Kongregationen  und  geistlichen  Ge- 
nossenschaften, s.  auch  Schulte  1.  127  ff. 

Was  die  Altkatholiken  betrifft,  so  hat  für 
diese  die  Synode  die  höchste  gesetzgebende  Ge- 


walt, s.  0.  S.  667 ;  dem  Bischof  steht  sie  inner- 
halb der  Grenzen  des  gemeinen  Rechts  zu,  $.  5 
der  Synodal-  und  Gemeinde-Ordn. 

•  S.  0.  S.  749.  n.  *;  femer  t.  Au  er,  das 
placetum  leglum,  seine  rechtliche  Bedeutung  u. 
die  Zweckmässigkeit  seiner  Anwendung.  Auge- 
burg 1871  (bezieht  sich  wesentlich  auf  die  Publi- 
kation des  Yatikanums  in  Baiem);  Gamillo 
Tarquini,  de  regio  placet  in  dessen  iuris 
ecclesiastici  publ.  institutiones.  ed.  lY.  Romae 
1875.  p.  133;  über  Würtemberg vgl.  auch  8. 760. 
n.  5. 

6  S.  auch  Th.  IL  S.  189  u.  Thudiehum, 
deutsch.  K.  R.  1,  132.  Mehr  oder  minder  prädse 
ist  dieses  Princip  auch  in  den  staatlichen  Gesetz- 
gebungen ausgesprochen,  preuss.  A.  L.  R.  Ü. 
11.  §.28;  Sachs.  Ges.  y. 23.  August  1876.  $.1; 
hess.  Ges.  v.  23.  April  1875.  d.  rechtL  Stellung 
d.  Kirchen  betr.  Art.  4;  gothaisches  Regula- 
tiv V.  1811.  §§.  6.  8  (s.  0.  S.  761.  n.  6)  u.  Co- 
burg. Regulativ  v.  1813.  §.  1  (o.  S.  761.  d.  7> 
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Das  Plaoet  naoh  seiner  heutigen  Geltung. 
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Wie  schon  im  §.  190  dargelegt ,  ist  dies  schon  seit  Jahrhunderten  durch  die 
Einführung  des  8.g.  Placets  geschehen.  Einzelne  Staaten  haben  an  demselben  bis 
heute  festgehalten,  und  zwar  von  den  deutschen  Baiern^Würtemberg^,  Baden  ^^ 
Hessen^,  das  Königreich  Sachsen^  Braunschweig^,  Sachsen-Weimar^, 
Sachsen-Ooburg^  und  Gotha^,  endlich  ist  dasselbe  auch  auf  Grund  des  fran- 
zösischen Bechtes  noch  in  Elsass-Lothringen  ^^  in  Geltung. 

Nach  den  Gesetzgebungen  der  erwähnten  Staaten  ist  der  Rechtszustand  folgender: 

1.  Umfang  des  Placets.  Dem  Plaoet  unterliegen  a.  in  Baiern,  Sachsen- 
Coburg  und  Braunschweig  alle  kirchlichen  Verordnungen,  also  >  ^  sowohl  die  des 
Papstes  und  der  Kurialbehörden,  wie  auch  die  der  Erzbischöfe,  der  Bischöfe,  der  all- 
gemeinen und  Partikular-Eonzilien .  Dagegen  sind  in  Elsass-Lothringen  nur  die 
Verordnungen  des  Papstes  und  der  römischen  Kurie  ^^,  sowie  die  aller  auswärtigen 
Synoden,  nicht  aber  die  der  im  Lande  selbst  abgehaltenen  ^^  dem  Placet  unterworfen. 

b.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten  unterliegen  dem  Placet  nicht  alle  kirch- 
liche Verordnungen,  sondern  allein  solche ,  welche  sich  auf  bestimmte  Gegenstände 
beziehen,  nämlich 

in  Wttrtemberg  diejenigen  Verordnungen^^,  „wodurch  die  Geistlichkeit  und 
die  Diöcesanen  zu  etwas  verbunden  werden  soUen,  was  nicht  ganz  In  dem  eigen- 
thflmlichen  Wirkungskreise  der  Kirche  liegt''  und  solche,  „welche  in  staatliche  oder 
bfli^erliche  Verhältnisse  eingreifen''.  Darunter  sind  nicht  nur  diejenigen  Erlasse 
zu  verstehen,  welche  rein  staatliche  Gegenstände,  sondern  auch  solche,  welche 
die  s.  g.  gemischten  Angelegenbeiten  betreffen ,  d.  h.  welche  zwar  das  Gebiet  der 
Kirche,  indessen  gleichzeitig  auch  das  nach  dem  bestehenden  Recht  selbst  in  kirch- 
lichen Dingen  der  staatlichen  Regelung ,  Mitwirkung  und  Kontrole  überwiesene  Ge- 
biet** berühren,  z.  B.  Anordnungen  über  interkonfessionelle  Beziehungen,  über  ehe- 
liche Verhältnisse,  über  Schulsachen,  über  vermögensrechtliche  Leistungen  für 
kirchliche  Zwecke,  über  Sonntags-  und  Feiertagsfeier,  über  Wallfahrten,  Processio- 
nen,  über  Errichtung  neuer  kirchlicher  Institute  und  Aemter,  und  über  Besetzung 
derAemter^ö.  Im  Königreich  Sachsen  wird  das  Placet  erfordert  für  allgemeine 
Anordnungen  ^^,  „welche  ganz  oder  theilweise,  sei  es  auch  nur  mittelbar,  in  staatliche 


1  S.  0.  S.  760.  n.  4  u.  S.  763.  n.  2  u.  3. 

2  S.  0.  8.  763.  n.  5. 

3  S.  a.  a.  0.  u.  6. 

4  S.  a.  a.  0.  n.  7. 
^  S.  a.  a.  0.  u.  8. 

«  S.  0.  S.  761.  n.  4. 

"^  S.  a.  a.  0.  n.  ö. 

8  S.  a.  a.  0.  n.  6. 

»  S.  a.  a.  O.  n.  7. 

»0  S.  o.  S.  760. 

^^  Yon  den  staatlichen  Gesetzen  spezialisirt  nur 
das  bairische  nicht  näher,  da«  hTannschwei- 
g  1 8  c  h  e  stellt  den  allgemeinen  Anoidnnngen  der 
Kirohengevalt  auch  „Verfügungen  auswärtiger 
geistlicher  Oberen'^  also  Erlasse  für  einzelne 
Fälle,  d.  h.  In  Verwaltungsangelcgenbeiten  gleich, 
noch  -weiter  gebt  in  der  näberen  Aufzählung 
Sachsen-Coburg,  in  welchem  ebenfalls  die 
Spezialerlasse,  wie  in  Brauuscbweig,  dem  Placet 
unterworfen  sind.  Baiern  nimmt  vom  Placet 
Bolcbe  Schreiben  aus,  welche  blos  an  die  unter- 
geordnete Geistlichkeit  ergeben  und  nur  schon 


placetirte  Verordnungen  zur  Anwendung  bringen, 
eine  Ausnahme,  welche  für  die  citlrten  beiden 
anderen  Gesetze  nicht  gemacht  werden  kann. 

>2  Selbst  auch  solche,  welche  einzelne  Ange- 
legenheiten betreffen. 

13  S.  das  Nähere  S.  760.  n.  1  ff. 

1^  Und  zwar  nur  allgemeine,  nicht  auf  einzelne 
Verwaltungsakte  bezügliche  und  diese  enthal- 
tende Anordnungen,  Golther ,  Staat  u.  Kirche 
in  Würtemberg,  S.  477,  glelchylel  aber,  ob  sie  von 
den  inländischen  kirchlichen  Behörden  oder  von 
Synoden  oder  vom  Papst  oder  Yon  einer  Kurial- 
behörde  oder  Yon  wem  sonst  (z.  B.  einem  päpst- 
lichen Nuntius)  erlassen  sind,  vgl.  hierzu  Gol- 
ther S.  267. 

^  Also  namentlich  alle  diejenigen  Verhältnisse, 
in  Bezug  auf  welche  eine  Wechselbeziehung 
zwischen  Staat  und  Kirche  stattfindet 

16  Golther  a.  a.  0.  S.  264 ff. 

1''  Diese  deflnlrt  das  Gesetz  §.  2  als  solche, 
welche  „die  Geistlichkeit  oder  die  Diözesanen  im 
Bezirke  der  verordnenden  Behörde  insgesammt 
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oder  bttrgerliche  Verhältnisse  eingreifen^',  in  Baden  für  alle  Yerordnnngen,  „welche 
in  bürgerliche  oder  staatsbürgerliche  Verhältnisse  eingreifen^'  ^  und  in  Hessen  für 
alle  solche,  ,,welche  in  Bezug  auf  bürgerliche  oder  staatsbürgerliche  Verhältnisse 
Geltang  in  Anspruch  nehmen''  wollen.  In  diesen  drei  Ländern  ist  also  der  Umfang 
in  gleicher  Weise  wie  in  Würtemberg  bestimmt^.  Dasselbe  bezweckt  auch  das  wei- 
marische  Gesetz,  wenn  es  dem  Placet  alle  „nicht  blos  geistliche  Vorschriften"  ent- 
haltende Verordnungen  und  Erlasse  „nicht  blos  moralischen  oder  dogmatischen  Li- 
halts"  unterwirft^.  Das  gothaische  Regulativ  endlich  setzt  dasselbe  für  alle  „die 
äussere  Verfassung  der  Kirchengemeine  angehenden"  Anordnungen ,  sowie  die  De- 
krete  fremder  Synoden,  insbesondere  auch  der  allgemeinen  Konzilien  fest,  und  be- 
greift damit  aUe  Erlasse,  welche  nicht  reine  Glaubens-  und  Gewissenssachen  und 
nicht  den  inneren  katholischen  Kultus  betreffen^. 

2.  Bechtliche  Bedeutung  des  Placets.  Das  Placet  verpflichtet  die 
kirchlichen  Behörden  in  den  erwähnten  Ländern,  die  gedachten  Verordnungen  zu- 
nächst, d.  h.  ehe  sie  verkündet  oder  vollzogen  werden  ^,  den  Staatsbehörden  ^  zwt 
Einsicht  und  Prüfung  vorzulegen.  Um  aber  in  deigenigen  Ländern,  in  denen  das 
Placet  allein  für  eine  bestimmte  Kategorie  kirchlicher  Erlasse  (s.  o.  8.  839)  vorge- 


angehen'',  freilich  nicht  glücklich.  Nach  den 
Motiven,  Zeitschr.  f.  K.  R.  14,  208,  hat  man  da- 
mit die  einzelnen  Verwaltungaakte  anssohelden 
wollen,  die  Fassung  nimmt  al)er  auch  Erlasse  all- 
gemeinen Inhaltes  ans,  welche  blos  einzelne  Kate- 
gorien von  Geistlichen  oder  von  PlÖoesanen,  z.B. 
die  Pfarrer  betreffen.  Oh  die  Verordnungen  Tom 
Papst  oder  anderen  katholisch  -  geistlichen  Be- 
hörden erlassen  worden  sind,  Ist  dabei  gleich- 
gültig. 

^  Anch  hier  werden  Terfügungen  in  einzelnen 
Sachen ,  also  Verwaltnngsakte,  nicht  vom  Placet 
betroffen,  wie  der  Gegensatz  des  hier  einschlagen- 
den §.  15  des  Gesetzes  v.  1860  zn  §.  16  ergiebt, 
Tgl.  auch  S p oh n ,  bad.  Staatskirchenrecht  S. 29. 
30. 

2  Für  Sachsen  s.  die  Gesetzesmotive  a.a.O. 
S.  208;  für  Baden  vgl.  Spohn  a.  a.  0.  S.  30. 
Wenn  Golther  a.  a.  0.  S.  264  behauptet,  dass 
der  Elreis  der  dem  Placet  unterworfenen  Gegen- 
stände in  Baden  enger  als  in  Würtemberg  ge- 
zogen sei,  so  erscheint  dies  nicht  richtig,  da  nach 
den  Motiven  des  badischen  Gesetzes  alle  nicht 
rein  in  das  Gebiet  der  Eirche  einschlagenden  Ver- 
ordnungen haben  betroffen  werden  sollen. 

S  Das  Gesetz  kommt  in  dieser  Bestimmung 
mit  dem  würtembergischen  und  sächsischen 
überein,  welche  positiv  die  Anordnungen  über  rein 
geistliche  Gegenstände ,  bez.  über  Innere  kirch- 
liche Angelegenheiten  von  dem  Placet  ausneh- 
men. Es  beschränkt  aber  abweichend  von  beiden 
dasselbe  nicht  auf  blosse  Anordnungen  allgemei- 
nen Inhaltes,  setzt  es  yielmehr  auch  für  Ver- 
waltungsakte fest  und  spezialisirt  die  Behörden, 
deren  Verfügungen  es  treffen  will ,  in  umfassen- 
der Weise. 

*  Das  erglebt  sich  aus  den  anderen  Bestim- 
mungen des  Regulativs,  namentlich  aus  §.  8: 
„Sowie  vor  der  Hand  dem  Pfarrer  übrigens  die 
Anordnungen  des  römisch-katholischen  Kultus 
unter  vorgedachten  Bestimmungen  anheimgestellt 
bleiben ,  so  hat  hingegen  derselbe ,  sowie  über- 


haupt die  katholischen  Religionsanverwandten  In 
Ansehung  der  äusseren  Verfassung  der  Eiichen- 
gemeinde  weiter  nicht,  als  Im  Obigen  ausdrück- 
lich nachgelassen  worden  ist,  einzugreifen^. 

^  Der  französische  organische  Artikel  1 
verlangt  sogar,  dass  Erlasse  der  Knile  nicht  ohne 
Erlaubniss  der  Regierung  angenommen  werden, 
und  dasselbe  bestimmt  für  alle  kirchlichen  Er- 
lasse das  coburger  Regulativ. 

Das  badische  Gesetz  verbietet  aller- 
dings nur  das  Invollzugsetzen,  nicht 
die  Verkündung,  und  wenn  man  anch  eine 
offizielle  Publikation  behufs  der  Beobachtung 
des  Gesetzes  an  und  für  sich  als  einen  Voll- 
ziehungsakt desselben  bezeichnen  könnte,  so  er- 
geben doch  die  Motive,  sowie  der  Gegeasats 
zwischen  Abs.  1  und  Abs.  2  des  §.15  des  Ge- 
setzes V.  1860,  dass  keine  Art  der  Verkündnng 
hat  getroffen  werden  sollen,  Spohn  a.  a.  0. 
S.  30;  Golther  a.  a,  0.  S.  264. 

Die  blosse  Drucklegung  untersagen  der  dt. 
organische  Artikel  und  die  Regnlative  von 
Gotha  und  Coburg.  Sofern  sich  die  letztere 
aber  nicht  als  offizielle  Publikation  darstellt,  ist 
indessen  dieses  Verbot  durch  das  freilich  nickt  in 
Elsass-Lothringen  geltende  Reichspressgeeetz  v. 
7.  Mal  1874,  (R.  G.  Bl.  S.  65)  beseitigt.  Zweifel- 
los liegt  aber  eine  amtilche  Publikation  vor, 
wenn  die  kirchliche  Behörde  den  Druck  und  die 
Vertheilung  der  Exemplare  durch  Privatpersonen 
veranlasst  oder  diese  Handlungen  mit  ihrem  Eln- 
verständniss  vorgenommen  werden. 

^  In  Baiern  dem  Ministerium  des  Innern  füi 
Kirchen-  und  Schulangelegenheiten,  in  Sachsen 
dem  Ministerium  des  Kultus  und  öffentlichen 
Unterrichts,  in  Würtemberg  dem  katholischen 
Kircheurath ,  In  B  ad  e n  dem  Staatsministerium, 
Departement  des  Innern,  in  Hessen  dem 
Ministerium  des  Innern,  in  Elsass-Lothrin- 
gen dem  Ministerium,  Abth.  f.  Justiz  u.  Kultus, 
in  Sachsen-Weimar  dem  Staatsministerium, 
Departement  des  grossh.  Hauses  und  des  Kultus. 


§.  197.] 
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Behrieben  ist,  eine  Kontrole  der  Staatsregiening,  ob  ihr  in  der  That  anch  alle  in 
diese  fallende  Anordnungen  unterbreitet  werden,  au  ermOgliehen,  sollen  inWilrtem- 
berg,  Baden,  Hessen,  Königreich  Sachsen  und  in  Sachsen-Weimar 
alle  kirchlichen  Verordnungen,  und  zwar  in  den  beiden  letztgenannten  Ländern  vor 
der  Yerkttndnng,  in  den  drei  erstbezeichneten  gleichzeitig  mit  derselben  der  Regie- 
rung zur  Kenntnissnahme  vorgelegt  werden. 

Die  Prüfung  der  Staatsbehörde  hat  sich  zunächst  darauf  zu  erstrecken ,  ob  die 
kirchliche  Verordnung  nicht  etwas  dem  bestehenden  Verfassungs-,  Staatskirchen- 
und  sonstigen  staatlichen  Recht  Widersprechendes  enthält.  Diese  Rechtsnormen  ab- 
zuändern, haben  die  kirchlichen  Behörden  keine  Macht,  und  es  ist  daher  eine  solche 
Verordnung  absolut  nichtig  ^  Die  Regierung  ist  nicht  nur  berechtigt,  sondern  auch  ver- 
pflichtet, ihr  die  staatliche  Qenehmigungzu  versagen,  und  selbst  wenn  sie  diese  ertheilt 
haben  sollte,  würde  die  kirchliche  Verordnung  keine  RechtsgOltigkeit  beanspruchen 
können,  abgesehen  von  dem  Falle,  in  welchem  die  staatliche  Verwaltungsbehörde  nach 
dem  bestehenden  Landesrecht  befugt  sein  sollte,  das  von  der  kirchlichen  Anord- 
nung betroffene  Recht  ihrerseits  im  Verwaltungswege  au&uheben  oder  zu  ändern. 

Hält  sich  dagegen  die  kirchliche  Verordnung  innerhalb  der  Schranken  des  be- 
stehenden Rechts ,  so  hat  die  Staatsregierung ,  soweit  es  sich  um  Angelegenheiten 
handelt,  bei  welchen  sie  als  s.g.  gemischten  nach  dem  geltenden  Recht  mitzuwirken 
befugt  oder  soweit  ihr  sonst  in  einzelnen  Fällen  eine  Berechtigung  dazu  gesetzlich 
gewährt  ist  2,  ihrerseits  vom  Standpunkt  des  staatlichen  Interesses  und  Wohles  zu 
entscheiden,  ob  die  Genehmigung  versagt  oder  ertheilt  werden  soU^.  Eine  Pflicht 
zur  Gewährung  der  letzteren  besteht  nur  —  praktisch  kommt  dies  in  deiyenigen 
Ländern  in  Frage,  in  welchen  das  Placet  ftlr  alle  kirchlichen  Anordnungen  in  Gel- 
tung ist  (s.  0.  S.  839)  —  insoweit,  als  eine  solche  Verordnung  Verhältnisse  betrifft, 
welche  nach  den  staatlichen  Gesetzen  der  alleinigen  Regelung  der  Kirche  unter- 
liegen. Aber  immerhin  kommt  eine  etwa  grundlos  erfolgte  Verweigerung  der  Ge- 
nehmigung rechtlich  nicht  der  Gewährung  derselben  gleich.  Die  kirchliche  Verord- 
nung kann  trotzdem  nicht  als  placetirt  gelten,  und  es  bleibt  den  betheiligten  kirch- 
lichen Organen  nur  der  nach  der  Landesverfassung  freistehende  Weg  offen,  die  Staats- 
regierung zur  Erftülung  ihrer  Pflicht  anzuhalten^. 

Erst  von  der  Ertheilung  der  Genehmigung  ab,  welche  in  Baiern,  Sachsen, 
Sachsen -Weimar,  Gotha  und  Coburg  beim  Landesherrn  selbst  von  der  prüfen- 
den Staatsbehörde  einzuholen  ist,  kann  die  kirchliche  Anordnung  verbindliche  Kraft  für 
die  Katholiken  und  fOr  die  katholische  Kirche  in  dem  betreffenden  Staate  erlangen^. 
Ob  sie  dieselbe  aber  sofort  erhält  oder  erst  noch  eine  Verkündung  erforderlich  ist, 
gestaltet  sich  verschieden ,  je  nachdem  bereits  eine  kirchlich  wirksame  Publikation 
erfolgt  ist<^  oder  nicht.  Eine  Ausnahme  tritt  aber  in  dieser  Beziehung  Ar  Würtem- 


l  8.  0.  S.  838.  Für  die  Besohiasse  der  aus- 
wärtigen Synoden  selireilii  eine  derartige  Prüfnng 
ansdräcklich  Tor  der  f  ranzös.  organ.  Art.  3  u. 
das  gothaer  Regal.  §.  10. 

s  So  ist  nach  dem  f  ranzös.  organ.  Art.  3  und 
dem  gothaer  RegnlatiT  bei  den  Dekreten  fremder 
Synoden  auadrüekllch  eine  Prüfung  darüber  ge- 
stattet, ob  die  öffenüicbe  Rabe  dnrcb  die  Publi- 
kation nicht  gefährdet  oder  gestört  irerden 
konnte. 
.  3  YgL  auch  dea  Sachs.  Ges.  §.  3.  Abs.  3. 


*  Also  Beschwerde  nnd  Petition  an  die  Landes- 
▼ertretnng  oder  Beschwerde  beim  Regenten. 

5  Das  sagt  das  badische  Gesetz  ausdrück- 
lich, das  sächsische  drückt  dasselbe  negatiT 
dahin  ans,  dass  jede  unter  Verletzung  des  Placets 
verkündete  Verordnung  rechtlich  unwirksam  ist. 

^  Dies  kann  der  Fall  bei  bereits  in  Rom  pubU- 
zirten  Dekreten  allgemeiner  Konzilien,  päpst- 
lichen Erlassen  oder  auswärts  verkündeten  Be- 
schlüssen Ton  ProTinzialsynoden  sein. 
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berg  nnd  Sachsen  ein.  In  ersterem  Staat  ist  ftlr  alle  pftpstliohen  Erlasse  die  Yer- 
kttndnng  durch  den  Landesbischof,  in  dem  andern  durch  eine  inländische  katholiseh- 
geistliche  Behörde  vorgeschrieben^,  und  damit  allein  eine  auf  diese  Weise  nach  er- 
folgter Placetirung  vorgenommene  Publikation  für  rechtlich  wirksam  erklärt.  In 
Baiern  und  in  Sachsen  endlich  ist  in  dem  Publikations-Mandate  oder  Ausschrei- 
ben der  ertheilten  königlichen  Genehmigung  ausdrücklich  eu  erwähnen. 

Jede  Verkttndung  einer  dem  Placet  in  dem  betreffenden  Staate  unterliogenden 
kirchlichen  Anordnung  ohne  Einholung  oder  vor  Ertheilung  desselben  ist  Ar  das 
kirchliche  und  staatliche  Gebiet  nichtig,  ferner  inWfirtemberg  und  Sachsen 
selbst  nach  der  Ertheilung  eine  nicht  in  der  vorhin  gedachten  Art  stattgehabte  Pu- 
blikation^, und  die  fragliche  kirchliche  Anordnung  erhalt  weder  für  das  eine  noch 
das  andere  Gebiet  verpflichtende  Kraft,  sie  darf  also  nicht  ausgeführt  und  durehge* 
führt  werden  und  die  etwa  auf  Grund  derselben  getroffenen  Massregeln  und  Verfü- 
gungen sind  ebenfalls  nichtig  3,  wogegen  freilich  eine  blosse  Verletzung  der  Vor- 
schrift über  die  Erwähnung  des  ertheilten  Placets  bei  der  Verkündung  in  Baiern 
und  Sachsen  diese  rechtliche  Folge  nicht  nach  sich  zieht ^. 

In  Hessen  ist  der  Rechtszustand  von  dem  der  übrigen  Länder  insofern  ab-> 
weichend,  als  der  nicht  placetirten  Verordnung  blos  jede  rechtliche  Geltung  nnd  Be- 
deutung für  bürgerliche  und  staatsbürgerliche  Verhältnisse,  also  Ar  das  staatliche 
Gebiet,  entzogen  ist  und  dieselbe  fttr  das  letztere  nicht  in  Vollzug  gesetzt  werden 
darf.  Der  Verbindlichkeit  für  das  kirchliche  Gebiet  ermangelt  sie  an  sich  nicht, 
nur  wird  diese,  soweit  sie  Wirkungen  über  dasselbe  hinaus  auf  staatliche  und  bür- 
gerliche Verhältnisse  äussern  soll,  nicht  anerkannt^. 


1  Damit  sie  Ton  einer  dem  Staate  Yerantwort- 
lieben  Person  ausgeht,  Oolther  a.  a.  0.  S.  267; 
Motive  zum  sächs.  Gesetz  a.  a.  O.  S.  209. 

3  Das  ergiebt  dez  Zweck  der  betreffenden  Be- 
stimmung. 

3  In  dem  1871  erstatteten  Gutachten  des  bai- 
rischen  Knltus-Ministers  y.  Lntz  wird  ausge- 
gesprochen  (Arch.  f.  k.  E.  R.  39,  106  ff.) ,  dass 
man  in  früherer  Zeit  die  nicht  placetirten  kiroh- 
liehen  Verordnungen,  selbst  dogmatischen  In- 
halts, nicht  einmal  für  die  Gewissen  der  Katho- 
liken für  verbindlich  gehalten  habe,  dass  aber 
jetzt  dem  Placet  eine  solche  Bedeutung  nicht 
mehr  zukomme  und  es  nicht  mehr  als  Mittel  in 
Betracht  kommen  könne,  auf  den  Glauben  der 
Katholiken  des  betreffenden  Landes  einzuwirken, 
namentlich  nicht  als  Mittel,  das  Glaubenssystem 
einer  Kirche  mit  der  Wirkung  zu  korrigiren,  dass 
die  Mitglieder  derselben  auch  in  ihrem  Gewissen 
nicht  verpflichtet  seien ,  einem  neuen  gültig  zu 
Stande  gekommenen  Glaubenssatze  sich  zu  unter- 
werfen, und  dass  sie  sich  vom  religiösen  Stand- 
punkte aus  beruhigt  fühlen  könnten ,  wenn  sie 
trotz  eines  neuen  Kirchen gesetzes  am  früheren 
Glauben  festhielten,  lediglich  deshalb,  weil  das 
erstere  nicht  vom  Staate  placetirt  sei.  Dem 
gegenüber  ist  zu  bemerken ,  dass  das  Placet  an 
sich  und  unmittelbar  überhaupt  mit  dem  Ge- 
wissensgebiet  nichts  zu  thun  habe.  Wo  es  in 
älterer  und  neuerer  Zeit  für  dogmatische  Anord- 
nungen in  Anspruch  genommen  worden  ist ,  hat 
man  diesen  die  rechtliche  Anerkennung  dnrch 
die  Verweigerung  desselben  versagt  Man  wollte 


und  will  damit  auch  die  dogmatische  Verordnung 
der  Kirche  nicht  für  rechs verbindlich  gelten 
lassen,  also  insoweit  die  Glaubensvorsohriften 
korrigiren,  und  wenn  der  Staat  konsequent  han- 
deln will,  kann  er  auch  heute  kirchliche  Rechts- 
folgen, welche  wegen  Nichtanerkennung  eines 
unplacetirten  neuen  Dogmas  verhängt  werden, 
z.  B.  eine  deswegen  gegen  einen  Katholiken  aus- 
gesprochene Exkommunikation  nicht  als  gfiltig 
behandeln.  Giebt  der  Staat  durch  Verweigerung 
des  Placets  den  Katholiken  das  Recht,  eine 
solche  Verordnung  nicht  für  rechtsverbindlieh  zu 
erachten,  so  muss  er  seinerseits  auch  den  Stand- 
punkt einnehmen ,  dass  dieselben  auch  zur  Be- 
folgung der  kirchlichen  Anordnung  nicht  in  ihiem 
Gewissen  verpflichtet  sind,  denn  er  kann  die  Be- 
achtung seiner  eigenen  Gesetze  doch  unmöglich 
für  ethisch  unerlaubt  erachten.  Man  bedenke  nur, 
dass  die  katholische  Kirche  aueh  dogmatische 
Vorschriften  über  Gegenstände  erlaasen  hat, 
welche  nicht  blos  das  religiöse  Glanbensleben 
betreffen.  Nach  c.  3  der  oonst.  Vaticana:  Pastor 
aeternuB  v.  18.  Juli  1870  ist  die  Berechtigung 
des  Placets  dogmatisch  reprobrirt,  man  kann  doch 
aber  in  Baiern,  so  lange  man  in  der  Gesetzgebnng 
das  Placet  aufrechterhält ,  seitens  der  Regierang 
sich  unmöglich  auf  den  Standpunkt  stellen,  dass 
die  Bischöfe  in  ihrem  Gewissen  verbunden  seien, 
dasselbe  nicht  zu  beobachten. 

*  Dies  ergiebt  der  Wortlaut  der  Gesetze,  welche 
die  Vollziehung  der  kirchlichen  Verordnung  nicht 
davon  abhängig  machen. 

^  Anscheinend  fssst  Richter-Dove  K.  B« 
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Die  durch  Verletzung  des  Plaeets  eintretende  Nichtigkeit  der  kirchlichen  Ver- 
ordnung kann  nicht  dadurch  geheilt  werden,  dass  die  Staatsbehörde  eine  solche  ruhig 
hingehen  und  die  Anordnung  durch  die  Kirche  zur  Ausführung  bringen  lässt.  Selbst 
wenn  ein  solches  Verhalten  der  Begierung  nicht  aus  Schwäche  hervorgehen,  sondern 
dasselbe  sich  als  eine  konkludente  Handlungsweise ,  aus  welcher  mit  Sicherheit  auf 
die  Zustimmung  derselben  geschlossen  werden  könnte ,  darstellen  sollte ,  wttrde  dies 
nicht  genttgen,  da  die  in  Frage  stehenden  Gesetzgebungen  dadurch,  dass  sie  Vorle- 
gung der  Verordnung  und  die  Prüfung  derselben  yerlangen,  zu  erkennen  geben,  dass 
allein  eine  ausdrücklich  ertheilte  Genehmigung  genügt. 

Die  blosse  Unterlassung  der  Mittheilung  einer  kirchlichen  Verordnung ,  welche 
an  sich  nicht  dem  Placet  unterworfen  ist  (s.  o.  S.  841),  vor  oder  bei  der  Verkttndung, 
kann  die  Gültigkeit  einer  solchen  nicht  beeinträchtigen.  Es  handelt  sich  dabei  allein 
um  eine  Eontrolmassregel,  deren  Beachtung  nicht  als  Bedingung  der  Gültigkeit  in 
den  Gesetzen  hingestellt  ist. 

Weichen  die  kirchlichen  und  Staatsbehörden  in  ihrer  Auffassung ,  ob  eine  An- 
ordnung in  die  Klasse  der  vom  Placet  befreiten  oder  in  die  Kategorie  der  demselben 
unterworfenen  Erlasse  gehört,  ab,  so  entscheidet  die  Anpassung  der  Staatsregierung, 
denn  diese  ist  berufen,  das  staatliche  Gesetz  auszulegen  und  zu  handhaben,  und  die 
Kirche  muss,  weU  sie  der  staatlichen  Souveränität  untersteht,  wie  jeder  andere  Un- 
terthan,  die  von  der  kompetenten  Staatsbehörde  ftlr  den  Einzelfall  abgegebene  Ent- 
scheidung anerkennend  Wenn  aber  nach  dieser  die  ohne  Placet  publicirte  Verord- 
nung als  eine  desselben  bedürftige  beanstandet  ist,  so  gelten  in  Betreff  ihrer  die  vor- 
hin über  derarüge  Anordnungen  entwickelten  Grundsätze  und  zwar  muss  eine  solche 
Verordnung  von  Anfang  an  als  rechtsunwirksam  gelten,  was  die  Staatsbehörde  nö- 
thigenfalls  kund  zu  thun  haben  wird. 

Das  weimarische  Gesetz  erklärt  das  ertheilte  Placet  jeder  Zeit  widerruflich, 
hier  steht  es  also  der  Begierung  stets  frei,  dasselbe  zurückzuziehen  und  es  fällt  damit 
die  Bechtsgültigkeit  der  placetirten  kirchlichen  Verordnung  zusammen.  Von  diesem 
Zeitpunkt  ab  liegt  rechtlich  die  Sache  für  die  Zukunft  so ,  als  ob  es  niemals  ertheilt 
wäre.  Auf  demselben  Standpunkt  steht  auch  das  königlich  sächsische  Gesetz 2. 

Für  die  übrigen  Staaten ,  in  welchen  eine  derartige  ausdrückliche  Bestimmung 
nicht  besteht,  ist  der  Widerruf —  und  das  kommt  praktisch  in  Betracht,  wenn  das 
Placet  gesetzlich  auf  alle  kirchlichen  Erlasse  Anwendung  findet  —  für  diejenigen 
Fälle  ausgeschlossen ,  in  welchen  die  Regierung  die  Genehmigung  zu  ertheilen  ver- 
pflichtet war  (s.  0.  S.  841).  Wenn  aber  das  Placet  für  eine  Verordnung  gegeben  war, 
welche  die  s.g.  gemischten  Angelegenheiten  betraf  [s.  o.  S.  839),  so  ist  die  Begie- 
rung, da  dieselbe  hier  für  die  Ertheilung  oder  Versagung  lediglich  das  Staatsinter- 
esse entscheiden  lassen  kann ,  auch  berechtigt ,  falls  die  Fortdauer  der  placetirten 
kirchlichen  Anordnung  sich  später  mit  demselben  nicht  als  vereinbar  erweist ,  das 


8.  Aufl.  S.  330.  Anm.  auch  die  Yonchiift  des 
hadischen  Gesetzes  so  auf,  aber  dieses  spricht 
der  nicht  placetirten  Yerordnung  jede  recht- 
liche Geltung  ah. 

1  Ausdrücklich  bestimmt  dies  das  säch- 
sische Gesetz.-  üeber  die  Beseitigung  etwaiger 
nngerechtfertigteT  Entscheidungen  gilt  das  o. 
S.  841.  n.  4  Bemerkte. 


2  Die  Fassung  des  $.  3  Abs.  5 :  „die  Geneh- 
migung gilt  so  lange,  als  sie  nicht  durch  neue 
Anordnungen  ausser  Kraft  gesetzt  wird"  ist  ge- 
wähltworden, 8.  Motive  a.  a.  O.  S.  209,  um  nicht 
nur  den  Fall  des  Widerrufs,  sondern  auch  den 
Fall  zu  decken,  dass  ein  frQher  placetirter  kirch- 
licher Erlass  durch  ein  neues  Gesetz  oder  durch 
eine  auf  Grund  desselben  erlassene  staatliche  Ver- 
ordnung Ton  selbst  hinfällig  wird. 
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erfheiite  Placet  zarückznziehen ,  da  die  Ertheilnng  desBelben  an  und  ftr  sich  ein  der 
Widerrnfiichkeit  unterliegender  Yerwaltungsakt  ist. 

3.  Heutige  Stellung  der  katholischen  Kirche  zum  Placet.  Wie  die 
katholische  Kirche  schon  in  den  früheren  Jahrhunderten  das  Placet  wiederholt  re- 
probirt  hat^,  so  ist  dasselbe  auch  in  diesem  Jahrhundert  nicht  nur  bei  einzelnen  Oe- 
legenheiten^,  sondern  auch  allgemein  einmal  durch  die  Konstitution  Pius'IX.:  Quanta 
cura  y.  8.  Dezember  1864  ^  und  den  dazu  gehörigen  Syllabus^,  sowie  femer  durch 
die  dogmatische  Konstitution  des  Vatikanums  y.  18.  Juli  1870^  yerworfen  worden. 
Weiter  ist  nach  dem  geltenden  kirchlichen  Recht ^  der  grosse,  yon  selbst  eintretende 
Kirchenbann  (excommunicatio  latae  sententiae) ,  dessen  Lösung  speziell  dem  Papste 
yorbehalten  ist,  angedroht  einmal  für  alle  diejenigen,  welche  das  Placet  einfüh- 
rende oder  aufrechterhaltende  Gesetze  und  Verordnungen  erlassen^,  zweitens  fBr 
diejenigen,  welche  sich  an  die  weltliche  Gewalt  wenden^,  um  die  Zustellung,  An- 
nahme oder  DurchfElhrung  der  yom  pftpstlichen  Stuhl ^,  yon  den  Legaten^®  oder  den 
Delegaten  desselben  herrührenden  Erlasse  zu  hindern,  drittens  ftlr  diejenigen,  wel- 
che der  Veröffentlichung  oder  Durchführung  solcher  Erlasse  direkt  oder  indirekt 
Hindemisse  in  den  Weg  legen  ^',  endlich  für  diejenigen,  welche  die  betheiligten  Per- 


*  S.  0.  S.  752.  757.;  b.  auch  A.  Müller,  de 
placito  regio  p.  163. 

2  So  yOTi  Pins  YII.  1802  in  der  Reklamation 
gegen  die  französlBchen  organischen  Artikel, 
RoskoT&ny,  monnm.  cathol.  pro  independeutia 
potestatis  ecclesiasticae.  2,  9.  und  in  der  Be- 
Bchwerdeschrlft  von  1803  gegen  das  Placet  in 
Baiern,  (Hof  1er)  Oonkordat  n.  Constitntionseld. 
S.  187.  217;  von  Pins  Vin.  Breve  v.  1830  be- 
treifend die  oberrheinische  Kirchenprovinz;  von 
Gregor  XVI.  1839  betreffend  Prenssen,  Rosko- 
v4ny  2,  292.  406,  femer  von  Pins  IX.  in  den 
bei  Müller  1.  c.  *p.  171  n.  1  dtirten  AUoku- 
tlonen. 

3  Arch.  f.  k.  K.  R.  N.  13,  301 :  „At  vero  alli 
instaiirantes  prava  ao  totles  damnata  novatoram 
oommenta  inslgni  impudentia  andent,  eecleslae 
et  hulus  apostolicae  sedis  snpremam  anctorita- 
tem  a  Ohristo  domlno  ei  tribntam  civilis  auctori- 
tatis  arbitrio  snbicere  et  omnia  elnsdem  eecleslae 
et  sedls  iura  denegare  circa  ea  quae  ad  exterlorem 
ordinem  pertinent.  Namque  Ipsos  minime  pudet 
afflrmare,  eecUsiat  leget  non  ohligare  in  eonseien- 
tia,  nisi  cum  promulgantur  a  eivili  potestate ;  acta 
et  decreta  Romanorum  pontificum  ad  religionem 
et  eccleaiam  spedaniia  indigere  sanetione  et  appro- 
batione  vel  mmimum  astensu  potestatis  civilis  .  .  . 
Itaqne  omnes  et  singnlas  pravas  oplnlones  ao 
doctrinas  singillatim  hisce  litteris  commemoratas 
auctoritate  nostra  apostolica  reprobamns  atqae 
damnamus." 

^  No.  28:  „Episcopis  sine  gubernii  venia  fas 
non  est  vel  ipsas  apostollcas  litteras  promalgare  ;"■ 
n.  41 :  „Civil!  potestati  vel  ab  infldeli  Imperante 
exerdtae  competit  potestas  indirecta  negativa  In 
Sacra ;  eidem  proinde  competit  nedum  ins  quod 
vocant  exequatuTj  sed  etiam  ins  appeUationis 
qnam  vocant  ab  abttsu/' 

^  c.  3  (Friedberg,  Aktenstücke  z.  vatik. 
Goncil  S.  743)  „,  .  .  Qaare  damnamns  ac  repro- 
bamus  illorum  sententias  qui  hanc  snpremi  ca- 


pitis cum  pastoribus  etgroglbascommnnicationem 
licite  impediri  posse  dicunt  aut  eandem  reddont 
saeculari  potestate  obnoxlam,  Ita  ut  contendant, 
quae  ab  apostolica  sede  vel  eius  auctoritate  ad 
regimen  eecleslae  constitnnntnr,  vim  ac  valorem 
non  habere,  nisl  potestatis  saeeularis  placito  oon- 
flrmentUT." 

0  Nach  der  an  Stelle  der  Bulle :  In  ooena  (s.  o. 
S.  757.  n.  5)  getretenen  const.  Pii  IX. :  Aposto- 
licae sedls  V.  12.  Okt.  1869  (Friedberg a.a.O. 
S.  404  n.  Arch.  f.  k.  K.  R.  23,  327):  ^Uqne 
excommunicationls  latae  sententiae  spedati 
modo  Romano  pontiflci  reservatae  snblaoete  de- 
daramus  .  .  .  7  .  .  .  item  edentes  leges  vel  de- 
creta contra  Ubertatem  ant  inra  ecclesia«.  8.  Re- 
enrrentes  ad  laicam  potestatem  ad  Impedlendas 
litteras  vel  acta  qnaelibet  a  sede  apostolica  vel 
ab  eiusdem  legatls  ant  delegatis  quibuscnmqne 
profecta  eommque  promulgationem  vel  execo- 
tionem  direete  vel  indlrecte  prohlbentee  ant 
eornm  causa  slve  ipsas  partes  slve  alios  laedentes 
vel  perterrefacientes«*' 

"^  Darüber,  dass  sich  die  in  der  vor.  Note  citnte 
Nr.  7  mit  auf  das  Placet  bezieht,  kann  kein  Zwei- 
fel sein,  P.  Avanzini,  constitntio  qua  cen- 
surae  1.  s.  llmitantur.  ed.  II.  Romae  1871  p.  12, 
n.  2.  p.  273.  Betroffen  werden  davon  die  Fürsten, 
die  Minister  und  die  Mitglieder  der  gesetzgeben- 
den Versamminngen,  Müller  1.  c.  p.  175. 

8  Also  auch  für  die  Bischöfe  und  andere  Geiti- 
liehe,  Avanzini  1.  c.  p.  281. 

0  Dahin  gehören  auch  die  romischen  Kongre- 
gationen, 1.  c.  p.  285;  Müller  p.  177. 

10  Worunter  auch  die  Nuntien  begriffen  sind. 

li  Hiervon  werden  ebenfalls  vor  Allem  der  das 
Placet  übende  Fürst  und  seine  Minister  betroffen, 
selbst  dann ,  wenn  sie  das  Placet  nachher  er^ 
theilen,  schon  wegen  der  blossen  Beanspmebuig 
seiner  Ausübung,  ja  sogar  auch  für  den  Fall,  dass 
das  geübte  Placet  keine  Wirkung  gehabt  bat, 
Müllerp.  177. 
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Bonen  oder  andere^  ans  Anlass  derselben  (also  namentlich  wegen  Nichtbeachtung 
des  Piacets)  irgendwie  schftdigen^  oder  bedrohen  3. 

4.  Die  Durchführnng  des  Piacets.  Die  katholische  Kirche  hat  nach  der 
vorstehenden  Darlegung  nicht  nur  ein  dem  staatlichen  direkt  widersprechendes  Becht 
bis  heute  fes^ehalten  und  wiederholt  erneuert,  sondern  auch  einerseits  ihre  Beamten 
und  Mitglieder  bei  Androhung  harter  Gensur  zur  Beobachtung  desselben  und  zur 
Verletzung  des  staatlichen  Rechtes  verpflichtet ,  sowie  andererseits  die  Handhabung 
und  Durchführung  des  letzteren  fftr  ein  kirchlich  strafbares  Vergehen  erklärt.  In 
einzelnen  Fftllen  hat  zwar  der  päpstliche  Stuhl  noch  neuerdings  den  Regierungen 
gewisse  Vergflnstigungen  gemacht^,  aber  bei  diesen  niemals  seinen  principiellen 
Standpunkt,  dass  die  Kirche  ihr  Gesetzgebungs-  und  Anordnungsrecht  frei  und  un- 
abhängig von  staatlicher  Mitwirkung  innerhalb  der  von  ihr  selbst  gesteckten  Grenzen 
anszutiben  befugt  sei,  aufgegeben  oder,  mit  anderen  Worten,  niemals  die  Basis,  von 
welcher  aus  der  Staat  das  Placet  in  Anspruch  nimmt,  als  berechtigt  anerkannt. 

Aus  der  offensichtlichen  Tendenz  des  jetzigen  ültramontanismus ,  das  von  ihm 
allein  als  massgebend  erachtete  kirchliche  Recht,  soweit  wie  immer  möglich,  praktisch 
zur  Geltung  zu  bringen,  erklärt  es  sich  zur  Genfige,  dass  die  Würdenträger  der  katho- 
lischen Kirche  das  staatliche  Recht  hinsichtlich  des  Piacets  in  neuerer  Zeit  noch  we- 
niger als  früher  beachtet  haben,  und  dass  insbesondere  von  den  deutschen  Bischöfen 
auch  in  denjenigen  Staaten ,  in  denen  das  Placet  in  Kraft  steht ,  die  Beschlttsse  des 
vatikanischen  Konzils  ohne  Rücksicht  auf  dasselbe  publicirt  worden  sind^.  Diesem 
Gebahren  stehen  die  Staatsregierungen  so  gut  wie  machtlos  gegenüber,  denn  die  mo- 
dernen staatlichen  Gesetzgebungen  haben  für  die  Durchführung  des  Piacets  entweder 


1  Selbst  diejenigen,  an  welche  die  Erluse  ge- 
liehtet  sind,  wie  auch  alle,  welohe  rie  betreifen, 
sie  anBfühien  n.  b.  w. 

2  In  Bezug  auf  ihre  Person  oder  auf  Ihr  Ver- 
mögen. 

3  Aber  mit  ernstlichen  Uebeln  wie  z.  B.  Oe- 
fängnissstrafe,  so  nach  der  Auffassung  der  Ku- 
ilalschTiftsteller,  s.  Avanzini  1.  c.  p.  180;  Tgl. 
auch  Müllerp.  180. 

^  So  f&r  Oesterreich,  s.  o.  S.  762.  n.  5; 
femer  für  Würtemberg  aus  Anlass  des  Ab- 
sehlusses  des  Konkordates  i.  J.  1857,  neben  wel- 
chem in  einer  ihrem  Inhalte  nach  vereinbarten 
Instruktion  der  Bischof  Ton  Rottenbnrg  dahin 
angewiesen  werden  sollte:  „Hast  Du  aber  in 
deinem  bischoflichen  Amte  ein  Generale  oder 
sonst  eine  Yerordnung  von  grösserer  Bedeutung 
zu  erlassen,  so  wirst  du  gleichzeitig  mit  der  Ver- 
öffentlichung der  K.  Regierung  ein  Exemplar  da- 
von mittheilen.  Soweit  aber  deine  hirtenamt- 
lichen Anordnungen  sich  nicht  innerhalb  der  rechte 
liehen  Zuständigkeit  der  Kirche  allein  halten, 
sondern  zugleich  auf  Gegenstände  sich  erstrecken, 
die  im  Gebiete  der  Staatsgewalt  liegen,  hast  Du 
TOT  deren  Veröffentlichung  dich  mit  der  K.  Re- 
gierung ins  Einvernehmen  zu  setzen,"  Arch.  f. 
K.  R.  Nr.  6,  479,  s.  auch  a.  a.  0.  S.  473.  477, 
und  aus  demselben  Anlass  für  Baden  1.  J.  1859, 
für  welches  eine  der  eben  mitgetheilten  ent- 
sprechende Weisung  für  den  Erzbischof  von  Frei- 
bnrg  veimbredet  worden  war,  a.  a.  0.  5,  87. 
Gingen  diese  Zugeständnisse  auch  weiter  als  das 


für  Oesterreich  gemachte ,  so  betrafen  sie  doch 
einmal  nur  die  bischöflichen  Verordnungen,  nicht 
die  päpstlichen  Erlasse,  in  Bezug  auf  welche 
man  noch  im  vorigen  Jahrhundert  solche  zu 
machen  bereit  war  (s.  o.  S.  756.  n.  1),  und  ausser- 
dem war  es  selbstverständlich,  dass  die  Entschei- 
dung darüber,  was  allein  dem  Gebiete  der  Kirche 
angehöre,  von  den  Bischöfen  lediglich  nach  dem 
kanonischen,  nicht  dem  staatlichen  Recht  zu 
treffen  war,  s.  auch  Golther  a.  a.  0.  S.177. 178. 

^  S.  0.  S.  469.  Dass  das  Placet  für  dieselben 
auch  in  denjenigen  Staaten,  welche  das  letztere, 
wie  Würtemberg  und  Baden,  nicht  für  alle 
Erlasse  der  geistlichen  Gewalt  beanspruchen,  er- 
forderlich war,  kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Nicht 
nur  die  oben  S.  844.  n.  5  mitgetheilte  Stelle  über 
die  Verwerfung  des  Piacets ,  sondern  auch  die 
Dogmen  über  den  üniversalepiskopat  und  die 
Unfehlbarkeit  des  Papstes  sind  Vorschriften, 
welche  über  das  kirchliche  Gebiet  hinaus  für  das 
staatliche  Wirkungen  äussern,  (s.  o.  S.  469. 470), 
also  in  dasselbe  hineingreifen. 

Nur  soweit  sich  praktisch  derlnhalt  der  späteren 
staatlichen  Gesetzgebung  mit  früheren  auf  Grund 
von  Konkordaten  erlassenen  päpstlichen  Instruk- 
tionen deckt  (s.  o.  Anm.4),  werden  die  Bischöfe 
in  Einklang  mit  der  ersteren  handeln,  aber 
nicht  auf  Grund  des  staatlichen  Gesetzes,  wel- 
ches von  ihrem  kirchlichen  Standpunkt  aus  als 
nichtig  gilt,  sondern  auf  Grund  der  päpstlichen 
Anweisung,  so  lange  diese  nicht  zurückgezogen 
wird. 
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gar  keine  oder  keine  ausreichenden  Mittel  festgesetzt.  Allerdings  können  dieselben 
eine  unter  Verletzung  des  Placets  veröffentlichte  kirchliche  Verordnung  fOr  nichüg 
erklären ^  sowie  alle  Akte,  welche  auf  Orund  derselben  vorgenommen  sind,  für  den 
staatlichen  Bereich  als  wirkungslos  behandeln  und  dieser  Anschauung  auch  nöthi- 
genfalls  durch  Verwaltungsexekutionen  Nachdruck  verschaffen ,  aber  sie  sind  nicht 
im  Stande,  die  Veröffentlichung  in  allen  Fällen  zu  hindern^,  ebensowenig  aber  die 
Zurücknahme  der  Verordnung  und  ihre  Nichtbeobachtung ,  soweit  es  sich  um 
Beziehungen  handelt,  welche  keine  direkten  Wirkungen  für  das  staatliche  Gebiet 
äussern ,  zu  erzwingen.  In  einzelnen  Staaten  fehlt  es  dazu  überhaupt  an  gesetzlich 
statthaften  Mitteln,  so  in  Würtemb er g,  Baden,  Braunschweig,  Sachsen- 
Coburg  und  Gotha,  endlich  praktisch  auch  in  Elsass-Lothringen^.  In  ande- 
ren sind  zwar  Exekutivmassregeln  zulässig,  so  in  Bai  er  n,  was  freilich  nicht  ganz 
unbestritten  ist,  die  Temporaliensperre^,  im  Königreich  Sachsen  ausser  dem  Ober-» 
haupt  gesetzlich  zugelassenen  Zwangsmittel  der  Administrativ-Exekution  Geldstrafen 
als  Ordnungsstrafen  ^,  indessen  hängt  die  Anwendung  derselben  lediglich  von  dem 
Belieben  der  Verwaltung  ab  ^  und  hat  überdies  gerade  gegenüber  den  nicht  von  den 
inländischen  geistlichen  Behörden  publicirten  Erlassen  der  höchsten  kirchlichen  Ge- 
walt keine  Wirkung.  Nur  vereinzelt,  so  in  Hessen ,  wo  aber  der  Rechtszustand  ein 
eigenthümlicher  ist?,  kann  Kriminalstrafe ^  und  unter  Hinzutritt  weiterer  Voraus- 
setzungen staatliche  Entlassung  aus  dem  Amte  erfolgen^. 


1  S.  0.  S.  470.  Die  doit  citiite  Erklärung  der 
würtembergischeii  und  tadischen  Regiernng, 
ebenso  der  Erlass  des  bairischen  Kultusministers 
V.  27.  August  1871,  Friedberg,  Aktenstücke 
S.  826.  827,  sprechen  diese  Nichtigkeit  nur  für 
das  staatliche  Gebiet  aus.  Die  theoretbiscb  rich- 
tige Konsequenz  wäre  aber  die  Festsetzung  der 
Nichtigkeit  für  das  kirchliche  Qebiet  gewesen, 
welche  allerdings  die  weitere ,  freilich  praktisch 
schwer  durchführbare  Folge  gehabt  hätte ,  die 
Yerkündung  der  vatikanischen  Schlüsse  von  den 
Kanzeln  und  das  Lehren  der  Dogmen  im  Reli- 
gionsunterrichte u.  s.  w.  mit  staatlicher  Macht 
zu  verhindern. 

2  Jedenfalls  nicht  die  nach  kirchlichem  Recht 
allein  entscheidende  Publikation  geistlicher  Er- 
lasse und  konziliarer  Beschlüsse  in  Rom.  Der 
apostolische  Vikar  von  Sachsen  hat,  naohdem 
ihm  die  Regierung  das  Placet  für  die  vatikanischen 
Konstitutionen  verweigert  hatte,  i.  J.  1873  den 
Hirtenbrief  der  zu  Fulda  versammelten  Bisohöfe, 
worin  das  Unfehlbarkeitsdogma  als  verbindlich 
bezeichnet  wird,  von  den  Kanzeln  verlesen  lassen 
und  bei  einer  Interpellation  in  der  ersten  Kam- 
mer erklärt,  dass  es  einer  besonderen  Verkün- 
dung in  Sachsen  nicht  bedürfe,  Xhudichum, 
deutsch.  K.  R.  1,  371. 

3  Hier  ist  allerdings  wegen  Verletzung  des 
Placets,  s.  den  organ.  Art.  6 ,  der  appel  comme 
d'abus  statthaft.  Dieser  führt  aber  nur  zu  der 
Erklärung  des  Staatsraths  (In  Elsass-Lothrlngen 
des  Bundesraths),  dass  ein  Missbrauch  vorliegt, 
und  zur  Unterdrückung  des  missbräuchlichen 
Schriftstückes,  Friedberg,  Orenzen  zwischen 
Stoat  u.  Kirche  S.  525. 

*  Denn  diese  ist  in  den  im  Religionsedikt  v. 
1818.  §.  58(8. 0.  S.760.  n.  4)angeführten General- 


mandaten, nämlich  in  dem  Mandat  y.  3.  April 
1770  (s.  0.  S.  759  n.  2),  angedroht.  Vgl.  Kahl, 
d.  Temporaliensperre.  Erlangen  1876.  S.  134. 
186  ff. 

5  §.  34  des  Ges.  v.  23.  Aug.  1876 :  „Die  Staats- 
regierung ist  befugt,  wegen  Handlungen  oder 
Unterlassungen,  welche  diesem  Gesetze  odex  den 
auf  Grund  desselben  von  den  zuständigen  Be- 
hörden erlassenen  Anordnungen  zuwider  sind, 
Geldstrafen  in  einer  den  Vermögensverhältnissen 
angemessenen  Höhe  als  Ordnungsstrafen  zu  ver- 
fügen, sowie  sonst  zur  Durchführung  der  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes  und  den  Anordnungen 
der  gedachten  Art  gesetzlich  zulässige  Zwangs- 
mittel in  Anwendung  zu  bringen.*' 

0  So  hat  der  bairische  KultusminlBter  die 
Temporaliensperre  für  eine  jetzt  unpraktisehe 
Handhabe  erklärt,  Arch.  f.  k.  K.  R.  39,  117. 

^  S.  0.  S.  842. 

8  Art.  12  des  Gesetzes  v.  23.  April  1875,  d. 
Missbrauch  der  geistlichen  Amtsgewalt  betr.  setzt 
Geldstrafe  bis  zu  600  Mark  oder  Haft  oder  Ge- 
f  ängniss  bis  zu  einem  Jahre,  in  Wiederholungs- 
fällen Geldstrafe  bis  zu  1500  Mark  oder  Oefaog- 
nlss  bis  zu  2  Jahren  für  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Vorschriften  über  das  Plaeet  fest,  doch 
kann  hier  die  Zuwiderhandlung  niemals  in  der 
Verkündung  einer  nicht  placetirten  Verordnung, 
sondern  nur  in  der  Verkündung  ohne  gleichzei- 
tige Mittheilung  au  die  Regierung  bestehen. 

Wenn  in  Sachsen- Weimar  bestimmt  ist, 
dass  Verletzungen  der  Vorschriften  über  das  Pla- 
cet nachdrücklich  bestraft  werden  sollen,  so  ist 
diese  Vorschrift  wohl  kaum  mehr  praktisch. 

0  Art.  13  des  in  vor.  Anm.  oit.  Gesetzes,  näm- 
lich wenn  das  durch  Zuwiderhandlung  gegen  das 
Placet  und  das  gegen  andere  staatliche  Anoid- 
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Die  zuletzt  gedachten  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  an  und  für  sich  ange- 
messene Repressiymassregeln;  aber  selbst  wenn  sie  in  denjenigen  Staaten,  in  welchen 
das  Placet  in  weiter  gehendem  Umfange,  wie  in  Hessen,  besteht,  eingefOhrt  wären, 
würden  auch  sie  die  verbotene  eigenmächtige  Verkündung  kirchlicher  Verordnungen 
durch  die  Bischöfe  nicht  in  allen  Fällen  verhindern,  und  die  päpstlichen  und  konzi- 
liaren  Kirchengesetze  treffen  sie  ebenfalls  nicht. 

Man  streitet  bekanntlich  darüber,  ob  und  in  welchem  Umfange  in,  konstitutionel- 
len Staaten  gegenüber  der  der  Kirche  zu  gewährenden  Autonomie  das  Placet  als 
eine  Präventivmassregel  noch  principiell  statthaft  sei  ^  In  die  letztere  greift  aller- 
dings eine  staatliche  Anordnung ,  dass  alle  kirchlichen  Verordnungen  der  Regierung 
bei  ihrer  Veröffentliehung  mitzutheilen  sind,  nicht  ein  ^,  materiell  hat  aber  der  Staat 
damit  nichts  anderes  gewonnen ,  als  dass  er  auf  bequemem  Wege  von  Dingen ,  von 
welchen  er  sich  auch  auf  andere  Weise  ohne  grosse  Schwierigkeiten  Kenntniss  ver- 
schaffen kann ,  Kunde  erhält.  Daher  erscheint  es  nicht  angemessen,  die  Verletzung 
einer  derartigen  blossen  Kontrol- Vorschrift  mit  scharfen  Bepressivmassregeln  zu  be- 
drohen und  durch  Anwendung  derselben  die  Oelegenheit  zu  Konfliktsfällen  zu  ver- 
mehren. Die  Beobachtung  weiter  gehender  Anordnungen,  namentlich  die  Vorlegung 
aller  kirchlichen  Erlasse  vor  der  Verkündigung,  insbesondere  der  wichtigsten ,  d.  h. 
derjenigen,  welche  von  der  obersten  Kirchengewalt  ausgehen,  kann  er  mit  seinen 
Mitteln  nicht  erzwingen ,  und  abgesehen  davon  erscheint  es  nicht  zweckmässig ,  den 
Staat  in  die  Lage  zu  bringen,  selbst  bei  der  nicht  placetirten  Verkündung  von  solchen 
Erlassen ,  welche  rein  innere  kirchliche  Angelegenheiten  betreffen  und  deren  Publi- 
kation er  an  sich  unbeanstandet  gestatten  würde ,  wegen  Nichtbeachtung  einer  Vor- 
schrift ,  welche  sich  in  diesem  Falle  als  eine  rein  formale  darstellt  und  daher  als  ein 
Eingriff  in  die  innere  Sphäre  der  Kirche  erscheint,  entweder  der  Verletzung  seines 
Gesetzes  ruhig  zuzusehen  oder  durch  sein  Einschreiten  Konflikte  herbeizuführen,  welche 
bios  dazu  dienen ,  den  principiellen  Machtstreit  zwischen  ihm  und  der  Kirche  zu 
entzünden.  Die  Inanspruchnahme  des  Placets  endlich  blos  für  Erlasse  über  s.g. 
gemischte  Oegenstände,  welche  ebensowenig  bei  den  wichtigsten  praktisch  durch- 
führbar ist,  muss  schon  deshalb,  weil  über  die  Abgrenzung  derselben  Staat  und  Kir- 
che verschiedene  Auffassungen  haben ,  gleichfalls  eine  Beihe  von  Konflikten  erzeu- 
gen, da  hier  selbst  in  den  Fällen,  wo  die  Bischöfe  an  sich  keinen  Widerstand  gegen 
die  staatlichen  Gesetze  leisten  wollen,  von  ihnen  vielfach  Verordnungen  werden  publi- 
eirt  werden,  welche  sie  ihrerseits  nicht  mit  in  das  staatliche  Gebiet  fallend  erachten. 

Wenn  man  gesagt  hat,  dass  es  der  Würde  der  Staatsregierung  allein  entspricht, 
eine  Prüfang  der  kirchlichen  Verordnungen  vor  ihrer  Verkündung  vorzunehmen  und 
nicht  erst  nachher  mit  Reklamationen  gegen  einen  ungesetzlichen  Erlass  vorzugehen  3, 
so  hat  noch  niemals  das  Ansehen  einer  Regierung  darunter  gelitten ,  dass  sie  nicht 
im  Stande  gewesen  ist,  von  vornherein  (was  an  sich  unmöglich  erscheint)  alle  Rechts- 
verletzungen zu  verhüten,  wohl  aber  leidet  ihre  Autorität  darunter ,  dass  sie  die  Ge- 

nungen  bezeigte  Verhalten   daB  VeTbleiben  im  Dove  K.  R.  8.  Aufl.  S.  331.  Anm.,    dagegen 

Amte  mit  der  öffentlichen  Ordnung  unverträg-  Friedberga.  a.  0.  S.  800;  Zeller,  Staat  n. 

lieh  erscheinen  lässt.  Kirche.  Leipzig  1873.  S.  111. 

1  Für  die  Beibehaltnng  im  weitesten  Umfange  2  g.  anch  Fried berg  S.  802.     Ueber  Kon- 
Tb  ndichnm,  deutsch.  K.  R.  1,  133,  für  eine  cessionen  welche  der  päpstliche  Stuhl  in  dieser 
Regelung  nach  dem  Vorbilde  des   würtembergi-  Beziehung  gemacht  hat,  s.  o.  S.  845.  n.  4. 
BchenRechtsOolther  a.a.O.S.!268;Riohter-  3  s.  Thudichuma.  a.  0.  S.  133. 


848         I*  ^^^  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirdie  durch  dieselbe.  Das  Placet.      [§.  197. 


setze ,  welche  sie  erlassen  hat ,  nicht  durchzufahren  im  Stande  ist  oder  dies  nnter- 
Iftsst.  Ebensowenig  wird  aber  die  Position  der  Regierung  im  Falle  eines  Konfliktes 
durch  das  blosse  Bestehen  des  Placets  stärker  ^  Die  in  die  staatliche  Sphäre  über- 
greifenden Verordnungen  können  auch  in  den  Staaten,  in  welchen  das  Placet  auf- 
gehoben ist,  für  nichtig  erklärt  und  als  nichtig  behandelt  werden,  ohne  dass  hier  die 
Regierung  zur  Wahrung  ihres  Ansehens  noch  eine  besondere,  vielfach  nicht  zu  er- 
langende Stthne  für  die  Verletzung  des  Placets  zu  fordern  braucht.  Die  süddeutschen 
Regierungen  von  Baiern,  Wttrtemberg  und  Baden  haben  eine  solche  bis  heute 
für  die  unplacetirte  Publikation  der  vatikanischen  Beschlüsse  nicht  erhalten  nnd 
trotz  ihres  Placets  keine  anderen  Massregeln  ergriffen  als  Preussen  2. 

Als  völlig  trügerisch  erweist  sich  endlich  die  Hoffnung ,  dass  die  Bischöfe  bei 
der  Geltung  des  Placets  eine  grössere  Vorsicht  beobachten  werden ,  wie  ohne  die- 
selbe \  Das  Verhalten  derselben  hängt  lediglich  von  der  Politik  der  in  der  kathoü- 
schen  Kirche  herrschenden  Partei  gegenüber  den  einzelnen  Staaten  ab  ^.  Ist  als  Pa- 
role die  Bekämpfung  eines  Staates  und  seiner  Gesetzgebung  ausgegeben ,  so  hält  das 
Placet  den  Kampf  nicht  fem ,  vielmehr  verschärft  es  ihn ,  weil  durch  dasselbe  mehr 
Konfliktsfälle  mit  dem  Staate  gegeben  sind.  Eine  kräftige  Regierung,  d.  h.  eine  sol- 
che, welche  mit  unentwegter  Konsequenz  die  von  ihr  zur  Vertheidigung  ihrer  Hoheits- 
rechte eingenommene  Stellung,  wenn  es  nöthig  ist,  auch  lange  Jahre  hindurch  fest- 
hält und  mit  kräftiger  Hand  jeden  Uebergriff  der  katholischen  Kirche  in  ihr  Ge- 
biet abweist,  wird  gerade  soviel  ohne  das  Placet,  wie  mit  dem  Placet  erreichen,  denn 
einzig  und  allein  in  einem  solchen  Verhalten  liegt  das  wirksame  Mittel,  die  hie- 
rarchischen Ansprüche  herabzustimmen  und  in  ihre  gehörigen  Schranken  zurück- 
zuweisend 


1  Dies  meint  Golther  a.  a.  0.  S.  270. 

2  S.  0.  S.  470. 

»  So  Golther  a.  a.  0.  S.  270. 


4  Das  hat  m.  E.  die  kirchliche  Poliük  des  Va- 
tikans in  der  Zeit  Ton  1870  zur  Genfige  bewiesen. 

^  Darauf  weist  auch  GoltheT  a.  a.  O.  S. 
270.  hin. 


NacMräge  und  Berichtigungen. 


S.  16.  Text  Z.  7  t.  o.  Ist  statt:  Patrone  za  lesen:  Patronate. 

S.  22.  Anm.  2  a.E.  ist  hinzuzufügen :  Der  hier  vertretenen  Anffassiing  des  c.  3X.  III.  48  entspricht 
übrigens  anch  die  Praxis  der  evangelischen  Kirchenbehorden  in  Deutschland ,  Zeitschr.  f.  K. 
R.  17,  352. 

S.  86.  Anm.  1.  Z.  4  v.  o.  hinter  übertragen:  Ein  Beispiel  dafür  bietet  die  üeberlassnng  der  Präsen- 
tation zu  allen  Patronatsbeneflzien  an  Konrad  v.  Marburg  durch  den  Landgrafen  Ludwig  TOn 
Thüringen,  s.  die  Bestätigungsbulle  Gregors  IX.  v.  1227,  Ripoll,  bull.  ord.  F.  F.  Praedicat. 
Hom.  1729.  1,  20:  „Cum  sicut  Inslnuante  lantgravio  .  .  .  dldicimus,  ipse  qui  ius  habet  nomi- 
nandi,  prout  spectabat  ad  eum,  ecclesiastica  beneflcia,  in  quibus  ius  obtiuet  patronatus,  de 
couiugls  ac  flliorum  suorum  assensu,  ad  vitandum  periculum,  quod  ex  defectu  posset  vel  negli- 
gentia provenire,  tibi  contulerit  huiusmodi  potestatem,  nos  ....  conflrmamus.'' 

S.  101.  Anm.  5  a.  E. :  Tgl.  auch  Woker,  Gesch.  d.  norddeutsch.  Franziskaner-Missionen.  Frel- 
burg  1880.  S.  605.  607. 

S.  111.  Anm.  7.  Z.  2  ▼.  o.  statt  Gaestner  zu  lesen:  Gaertner. 

S.  tl3.  Anm.  3  a.  £.  hinzuzusetzen:  In  der  Provinz  Posen  werden  solche  Pfanprovisoren ,  freilich 
nicht  richtiger  Weise,  commendatarii  genannt. 

S.  113.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen:  Wegen  persönlicher  Interessen  kann  nur  der  Papst  solche 
Ausnahmen  gestatten.  So  hat  z.  B.  1879  die  Gongr.  conc.  die  Administration  eines  Beneflziums 
auf  7  Jahre  gestattet,  damit  der  noch  nicht  filhlge,  kraft  s.  g.  passiven  Patronatrechtes  (s.  o. 
8.  17}  dazu  Berechtigte  das  Amt  später  erhalten  könnte,  Acta  s.  sed.  13,  201 ;  ein  Indult  auf 
widerrufliche  Beibehaltung  einer  Pfarrei  wegen  Nichtablegnng  des  Pfarrkonkurses  ibid.  p.  225. 

S.  130.  Anm.  3  a.  E.  hinzuzusetzen :  üeber  die  unter  Johann  XXII.  gebrauchten  Provisionsformeln 
Tgl.  P.  A.  Munch ,  Aufschlüsse  überd.  päpstliche  Archiv.  Aus  dem  DSnIsehen  ▼.  Löwen  fei  d. 
Berlin  1880.  S.  37. 

S.  133.  Anm.  2.  Z.  9  y.  o.  statt  institutonim  zu  lesen :  institutlottem. 

S.  166.  Z.  5  Y.  0.  ist  zu  fesUuhaUen  als  Anm.  la  einzufügen  : 

S.  die  offenbar  amf  Italien  bezügliche  Entsch.  d.  Congr.  conc.  y.  1880,  Acta  s.  sed.  13,  345, 
betreffend  eine  der  päpstlichen  Besetzung  ratione  mensium  (s.  o.  S.  154)  reservirte  Pfarrei. 

S.  167  am  Sohl,  des  $.  147  hinzuzufügen : 

Damit  ist  aber  nieht  ausgeschlossen ,  dass  in  einzelnen  besonderen  Fällen  der  Pkpst  sein 
BeserrationReGht  ausübt,  wie  dies  Leo  XIII.  in  Betreff  des  duxeh  Absetzung  erledigten 
Bisehofsstuhls  y.  Toumay,  s.  dessen  Breve  v.  1880,  Aista  s.  sed.  13,  337,  gethan  hat. 

S.  177.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen:  u.  M.  Lehmann,  Preussen  u.  d.  kathol.  Kirche  seit  1640. 
2,  641. 

8.  186.  Anm*  7.  Z.  9  y.  o.  ist  hinter:  kann  einzufügen:  s.  anch  hess.  Gesetz.  Art.  7. 
Z.  10  Y.  0.  ist  zu  streichen:  u.  hess. 

S.  191.  Anm.  2.  a.  E.  hinzuzufügen:  Nach  den  Gesetzen  betr.  Abänderungen  d.  kirchenpolitischen 
Gesetz,  y.  14.  Juli  1880.  Ait.  3  (G.  S.  S.  286)  u.  y.  31.  Mai  1882.  Art.  1  (G.  S.  S.  307),  kann 
aber  bis  zum  1.  April  1884  die  Einleitung  einer  kommlssarisehen  Teimögensverwaltung  nur 
mit  Ermäehtlgung  des  Staatsministerinms  stattfinden. 

S.  193.  Text  Z.  11  y.  u.  a.  Sohl,  ist  einsnsohalten : 

Das  Geeets  betreffMid  Abänderungen  der  kirofaenpoUtisGheu  Gesetze  y.  31.  Mai  1882  hat 
aber  nunmehr  Art.  4  bestimmt : 

„Die  Ausübung  der  in  den  §§.  13  ff.  des  Gesetzes  v.  20.  Mai  1874  (G.  S.  S.  135)  und  in 
den  Artikeln  4  ff.  des  Gesetzes  v.  21.  Mai  1874  (G.  S.  S.  139)  den  Fräsen tationsberechtigten 
und  der  Gemeinde  beigelegten  Befugniss  zur  Wiederbesetzung  eines  erledigten  geistliehen  Amtes 
und  zur  Einrichtung  einer  StellYertretung  in  demselben  findet  ferner  nicht  statt«^ 

Es  hat  dami«  zwar  nieht  die  betreffenden  Vorschriften  über  das  Nothbesetzungsrecht  der 
Patrone  und  Gemeinden  selbst  aufgehoben,  aber  die  Ausübung  desselben  für  die  Zukunft  aus- 
geseblossen ,  so  dass  die  besprochenen  Reohtsnormen  nur  noch  Bedeutung  für  diejenigen  Fälle 
haben ,  in  weleheu  Yor  dem  neuen  Gesetz  von  dem  ftagUchen  Recht  Gebrauch  gemacht  wor- 
den ist. 
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S.  194.  Anm.  7  a.  £.  hinzuzufügen :  Doch  hat  man  in  Preussen  bei  der  Wiederbesetzung  der  bischöf- 
lichen Stühle  in  den  Jahren  1881  und  1882  von  der  Forderung  des  Eides  abgesehen  und  die 
staatliche  Anerkennungsurkunde  ohne  die  Ableistung  desselben  ertheilt. 

S.  194.  Anm.  8  a.  £.  hinzuzufügen:  sofern  ihm  der  Eid  nicht  durch  Staatsministerlal-Beschluss, 
was  bis  zum  1.  April  1884  statthaft  ist,  erlassen  worden  ist,  Ges.  t.  14.  Juli  1880.  Art.  2  o. 
Ges.  V.  31.  Mai  1882.  Art.  1. 

S.  196.  Anm.  1.  Z.  7  hinter:  Anm.  13  einzuschalten:  Ueber  den  Eid,  welchen  die  Regierung  i.  J. 
1874  verlangt  hat,  vgl.  H.  Maas,  zum  Frieden  zwischen  Staat  u.  Kirche.  Freiburg  1880.  S.  8. 

S.  203.  Anm.  5.  S.  ferner  den  von  dem  Bischof  Heinrich  v.  Soissons  (1088 — 1090)  und  den  von 
dem  Bischof  Ursion  v.  Beauvais  (1085 — 1089)  geleisteten  Eid  im  Neuen  Archiv  d.  Gesellschaft 
für  ältere  deutsche  Geschichtskunde  5,  360. 

S.  207.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen : 

Auch  in  England  sind  seit  dem  Beginn  des  9.  Jahrhunderts,  frühestens  seit  799,  der- 
gleichen Gelöbnisse  dem  Erzbischof  v.  Canterbury  von  den  SuiFraganen  regelmassig  geleistet 
worden,  welche  zugleich  Glaubensbekenntnisse  enthalten  und  die  Obedienz  in  sehr  verschiede- 
nen, bald  längeren,  bald  kürzeren  und  bald  einfacheren ,  bald  strengeren  Fassungen  angeloben, 
vgl.  solche  die  Zeit  bis  Ende  des  9.  Jahrhunderts  umfassende  Professionen  bei  Haddan  and 
Stubbs,  Councils  and  ecclesiasticaldocumentsrelatingtogreatBTitain.  Vol.  III.  Oxford  1871.  p. 
528. 577. 590. 592. 595. 607. 608. 613. 621. 622. 626.  627.  633. 650. 655. 658. 659.  Die  Einführung 
der  Obedienzleistung  wird  mehrfach  in  denselben  auf  Gewohnheit  zurückgeführt,  s.  1.  c.  p.  578. 
590.  627  („postea  mos  s.  ecclesiae  inolevit,  ut . . . .  [novus  episcopus]  libellum  suae  confessionis 
suaeque  fldei  atque  eins  obedientiae  sinceriter  suo  metropolitano  debuisset  ofTerre^  und  hängt 
wahrscheinlich  mit  dem  Bestreben  des  Erzbischofs  von  Canterbury,  seine  Metropolitanstellung 
über  die  den  verschiedenen  Königreichen  angehörigen  Suffraganen  zu  sichern  und  die  Erhebung 
einzelner  Bisthümer  derselben  zu  Erzbisthümem ,  wie  dies  seitens  der  königlichen  Gewalt  mit 
Lichfleld  i.  J.  787  o.  788,  welches  diese  Stellung  bis  803  behielt,  geschehen  war.  He  feie, 
Cono.  Gesch.  2.  Aufl.  3,  638,  zu  verhindern. 

S.  208.  Anm.  7  von  207.  Z.  1  v.  o.  hinter:  Bisthümer  einzufügen :  Obedienzeide  der  Suffraganen 
von  Arles  aus  dem  10.  u.  11.  Jahrhundert  bei  Maus  1 16,  884.  885. 

S.  208.  Anm.  7  von  207  hinter  Z.  6  v.  u.  einzufügen  :  Vgl.  Bresslau,  Konrad  II.  1,  223.  224. 
Yielleicht  hat  Poppe  von  Trier  nach  dem  Vorbilde  seines  Zeitgenossen  Aribos  von  Mainz,  welcher 
seine  Metropolitangewalt  so  viel  als  möglich  gegen  die  Ausdehnung  der  päpstlichen  Ftimatial- 
rechte  aufrecht  zu  erhalten  und  praktisch  zu  bethätigen  sachte,  s.  o.  S.  484  n.  485,  einen  auf 
die  erstere  bezüglichen,  streng  gefassten  Eid  verlangt,  und  Brunos  (Leos  IX.)  Biograph  die 
Sache  übertrieben,  sowie  unrichtig  dargestellt.  Gelöbnisse,  in  denen  der  Metropolitangerechtaame 
in  ähnlicher,  aber  korrekterer  Weise  gedacht  wird ,  sind  in  der  damaligen  Zeit  vorgekommen, 
wie  dasjenige  des  von  Urban  II.  selbst  1094  geweihten  Bischofs  Lambert  von  Anas  beweist, 
Mansi  20,  797  :  „Ego  Lambertus  Atrebatensis  sedis  ordinatus  episcopus,  tibi,  pastor  Bajnolde, 
et  privüegio  Remorum  ecclesiae  tuisque  snccessorlbus  secundum  ss.  canones  et  deoieta  ex  ss. 
canonibus  ac  legibus  promulgata  pro  scire  et  posse  me  obediturum  promitto.  Pro  eiusdem  quo- 
que  metropolitani  publids  et  privatls  negotiis  studio,  consllio,  sodetate  me  elaboraturum  et 
absque  illius  consensu  nullum  me  praebere  in  magnis  negotiis  yel  ordi- 
nationibus  assensum,  nisi  in  eo  quod  pertinet  ad  propriam  parochiam  meam  proflteor 
et  huic  professioni  meae  coram  domino  et  sanctis  eins  sub  testimonio  quoque  praesentta  ecclesiae 
subscribo  in  nomine  patris  et  fllii  et  Spiritus  sancti.    Amen." 

S.  208.  Anm.  2  a.  E.  hinzuzufügen:  In  den  Formeln  für  Arles  bei  Mansi  16,  884.  886  vrlrd  an- 
gelobt :  debita  subiectio  et  reverentia  et  obedientla  a  ss.  patribus  constitnta  secundum  praecepta 
canonum,  auch:  omnis  subiectio  et  obedientla  canonica  etfidelitas. 

S.  209.  Anm.  4  a.  £.  hinzuzufügen :  J.  1280  hat  der  Bischof  Simon  t.  Chartres  mit  Bückflicht  da- 
rauf, dass  er  in  Rom  geweiht  sei,  die  Ableistung  der  Obedienz  dem  Erzbischof  von  Sens  vei^ 
weigert,  und  erst  nachdem  der  letztere  gegen  ihn  die  Suspension  vom  Weiherechte  Teiliängt 
hatte,  sich  nachträglich  dazu  verstanden,  Mansi  24,  333. 

S.  210.  Anm.  5  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Für  Deutschland  vgl.  den  seiner  Mundart  nach  auf  Baiem 
und  auf  die  erste  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  hinweisenden  Priestereid  bei  Müllenhoffu. 
Scher  er,  Denkmäler  deutsch.  Poesie  u.  Pro/ia  aus  dem  VIII.— XII.  Jahrh.  2.  Ausg.  Berlin 
1873.  p.  187:  „Daz  ih  dir  hold  pin  N.  domo  pisoophe,  s6  mtno  ehrepthl  enti  ehunst  sint, 
si  miuau  uuillun  fruma  frummenti  enti  scadun  uuententi,  kahörich  enti  kahengig  (obediena  et 
consentiens)  enti  st&tig  in  sinemo  piscophtuome,  so  ih  mit  rehto  aphter  canone  soal'*,  und  dazu 
a.  a.  0.  S.  540  ff. 

S.  214.  Anm.  5.  Z.  1  v.  u.  zwischen  209  u.  427  einzuschalten :  342,  und  am  Schi.  hinsuzufOgen : 
Vgl.  femer  F.  Heiner,  die  kanonische  Obedienz.   Paderborn  1882. 

S.  217.  Text  Z.  10  v.  o.  ist  sUtt:  Standes  zu  lesen :  Staates. 

S.  218.  Anm.  3  a.  E.  hinzuzusetzen :  Für  das  6.  Jahrhundert  vgl.  Nov.  VI.  c  1.  §.  8  t.  535. 

S.  220.  Anm.  13  a.  E.  anzufügen :  Aehnliche  und  noch  weitergehende  partikuläre  Anordnungen 
finden  sich  schon  im  Mittelalter,  s.  conc.  Paris,  v.  1212.  P.  IV.  c.  8,  Mansi  22,  841:  .,Sta- 
tuimus  etiam,  ut  (episcopi)  formam  professionis  quam  In  sua  consecradone  fecerint ,  aaltem  bis 
In  anno,  so.  semel  in  synodo  et  semel  in  capitulo  poblioe  legi  fadunt*',  ebenso  oonc.  Rotomag. 
V.  1214.  P.  III.  c.  8, 1.  c.  p.  918. 
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S.  221.  Anm.  1  a.  £.  hinxuzufügen :  c.^37  (conc.  Laodic.  zw.  343  u.  381)  Dist.  Y.  d«  consecr. 

S.  222.  Anm.  4.  Z.  26  v.  u.  hinter :  s.  einznschalten :  ep.  Leon.  IV.  ad  Lothar,  aug.  y.  851  n.  852  Im 
Neuen  Arch«  d.  Gesellschaft  f.  ältere  deutsehe  Geschiohtskunde  ö,  376:  „Testram  humillter 
maiestatem  piecamur,  ut . .  .  Boliandum  Arelatensem  episoopum  qui  magnum  ad  sacratissima 
apostolorum  limina  desiderinm  Teniendl  habet,  venire  slnatis.*' 

S.  222.  A.nm.  4.  Z.  12  y.  u.  hinter  Reiches  einzufügen :  welche  noch  im  12.  Jahrhundert  in  Frank- 
reich festgehalten  worden  ist,  wie  die  von  Ludwig  VI.  beabsichtigte  Yerhindesung  des  Besuches 
des  Konzils  y.  Pisa  (1135)  durch  die  französischen  Prälaten  zeigt,  s.  Hefele,  Gonclliengesoh. 
5,  377. 

S.  223.  Anm.  4  y.  S.  222.  Z.  ö  y.  u.  statt  n.  2  zu  lesen :  n.  3. 

S.  223.  Anm.  4  y.  S.  222  a.  £.  anzufügen :  Ferner  ist  königliche  Erlaubniss  bezeugt  zum  Besuche 
des  Konzils  y.  Rheims  y.  1119,  nur  für  drei  englische  Bischöfe,  nicht  für  die  übrigen  zu  dem 
des  Rheimser  Konzils  y.  1148,  Mansi  21,  237.  742  (über  die  Bestrafung  des  firzbischofs  von 
Canterbury  mit  Confiskation  seiner  Güter  wegen  der  Verletzung  des  Verbotes,  vgl.  auch  He  feie, 
Goncil.  Gesch.  ö,  453),  s.  auch  c.  4  der  Konstitut,  v.  Clarendon  y.  1164,  Mansi  21,  1188: 
,,Archiepiscopi8,  episoopis  et  personls  regni  non  licet  exire  regnum  absqug  licentia  domlni  regis. 
Et  si  exlrent,  sl  regi  placuerit ,  securum  eum  faciant,  quod  nee  in  eundo  nee  ^n  redeundo  vel 
moram  fadendo  perquirent  malum  sive  damnum  domlno  regi  Yel  regno%  u.  Reuter,  Alexan- 
der m.  1,  283. 

Was  Deutschland  betrifft,  so  hat  nach  vita  Godehard.  post.  c.  24  Arlbo  1030,  als  er  nach 
Rom  pilgern  wollte,  die  Erlaubniss  des  Kaisers ,  sowie  allerdlugs  auch  die  seiner  Mitbischöfe 
nachgesucht,  Bresslau,  Konrad  II.  1, 305.  Für  die  Fortdauer  des  älteren  karolingischen  Rechts 
beweist  dies  allerdings  nichts. 

S.  226.  Anm.  2  a.  E.  hinzuzusetzen :  Aehnliohe  Vorschriften  schon  in  conc.  Paris,  y.  1212.  P.  IV. 

c.  7  u.  Rotomag.  y.  1214.  P.  IIL  c.  7,  Mansi  22,  840.  918. 
S.  227.  Anm.  9  a.  E.  hinzuzufügen :  Vgl.  noch  Kober ,  Residenzpflicht  der  Kleriker  bei  feindlichen 

Verfolgungen  und  Krankheiten  1.  d.  Tübinger  theolog.  Quartalschrift  64,  3  ü,  245  ff. 
S.  228.  Anm.  7  a.  £•  hinzuzusetzen:  Gegen  diese  Ansicht  neuerdings  v.  Scherer  im  Arch.  f.  lu 

K.  R.  46,  168  ff. 
S.  230.  Text  hinter  dem  letzten  Absatz  dem  Worte :  sind  als  Anm.  9&  einzuschalten  : 

Eine  völlige  Entbindung  Yon  der  Residenzpflicht,  selbst  blos  auf  Zeit  steht  aber  nur  dem 

dem  Papste,  welcher  sie  durch  die  GongregatiLo  concilii  gewährt,  Th,  1.  S.  460,  zu.  Einen  solchen 

Fall  8.  Acta  s.  sed.  12,  365. 

S.  232.  Anm.  3  a.  E.  hinzuzusetzen  :  wegen  unfreiwilliger  Abwesenheit  des  Pfarrers,  selbst  wenn  er 
sie  verschuldet  hat,  z.  B.  wenn  der  Bischof  ihm,  weil  er  schwerer  Disciplinarvergehen  verdächtig 
ist,  das  Betreten  seiner  Parochie  untersagt  hat,  sind  die  Strafen  des  TridenÜnums  nicht  zulässig, 
vielmehr  muss  im  Wege  der  Disciplinaruntersuchung  vorgegangen  werden,  so  die  Congr.  conc, 
B.  Acta  s.  sed.  12,  243  n.  1. 

S.  234.  Anm.  3  a.  E.  anzufügen :  Vgl.  über  die  Residenzpflicht  der  Kanoniker  auch  P.  J.  B.  de 
Herdt,  praxis  capitularis,  Lovanii  1881.  p.  310  ff. 

S.  237.  Anm.  1  a.  £.  hinzuzusetzen:  Wegen  der  Distributionen  s.  Herdt  1.  c.  p.  348 ff. 

S.  237.  Anm.  7.  Abs.  2  a.  £.  hinzuzufügen  :  In  dem  Acta  s.  sed.  13,  543  mitgetheilten  Fall  v.  J. 
1880  hat  die  Congr.  conc.  allerdings  die  Abhaltung  des  officium  durch  Laien-Sänger  mit  Rück- 
sicht auf  die  besonderen  Umstände  gestattet. 

S.  238.  Anm.  1  a.  E.  anzufügen :  und  in  Acta  s.  sed.  13,  102. 

S.  288.  Anm.  2  a.  S.  hinzuzusetzen :  Bei  ungerechtfertigter  Abwesenheit  können  aber  in  schwereren 
Fällen  ausser  dem  Verlust  der  Distributionen  auch  andere  Strafen  verhängt  werden ,  z.  B.  die 
Suspension,  s.  Acta  s.  sed.  18,  167. 

S.  239.  Anm.  7  v.  S.-238.  Z.  14  v.  o.  hinter  48  einzuschalten:  Acta  s.  sed.  13,  87. 

ß.  239.  Anm.  7  v.  S.  238.  Z.  18  v.  o.  hinter  49  ff.  einzufügen :  Acta  s.  sed.  13,  167. 

S.  239.  Anm.  2  Z.  5.  v.  o.  hinter:  n.  54  zu  setzen:  Acta  s.  sed.  13,  102. 

8.'  239.  Anm.  5  a.  E.  anzufügen:  nicht  aber  wegen  blosser  ungerechtfertigter  Furcht,  s.  Acta  s.  sed, 
14, 167. 

S«  240.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen :  Vgl.  auch  Acta  s.  sed.  12,  353.  365.  Von  der  Pflicht  zur  Ab- 
haltung der  Konventualmesse  entbindet  aber  ein  solches  Indult  nicht,  1.  e.  14,  80. 

S.  240.  Anm.  7  Z.  2  y.  o.  hinter:  85;  einzufügen :  v.  1879,  1.  c.  13,  215. 

S.  240.  Anm.  12  Z.  5  v.  u.  hinter :  430.  einzuschalten :  wovon  aber  durch  den  Papst  in  besonderen 

Fällen  eine  Ausnahme  gemacht  werden  kaxm.  Acta  s.  sed.  12,  237.   ' 
S.  241.  Anm.  3  a.  E.  hlnznzusetzen :  S.  auch  Acta  s.  sed.  14,  201. 
S.  242.  Anm.  8  Z.  1  y.  u.  hinter:  p.  431  einzusehalten :  s.  auch  Acta  s.  sed.  14,  113. 
S.  244.  Anm.  7  Z.  2y.  u.  hinter:  e.  38  einzuschieben:  c.  57  (c.  4.  G.  XXI.  qu.  1). 
8.  246.  Anm.  6  Abs.  2  hinzuzusetzen :  S teindozf  f ,  Heinrich  m.  2,  329.  330. 
S.  246.  Anm.  6  Abs.  4  anzufügen:  Bresslau,  Konrad  II.  1,  477;  St^eindorf  f  a.  a.  O. 
8.  247.  Anm.  2  Z.  5  v.  o.  hinter :  gewesen  einzuschalten :  Ueber  einen  wirklichen,  von  der  Synode 

zu  Ephesns  v.  431  genehmigten  Ausnahmefall  s.  Hef  ele,  Gonc. -Gesch.  2,  212. 
8.  247.  Anm.  2  a.  £.  anzufügen :  Vor  ihnen  schon  GlemensII»  (1046 — 1047)  seinBisthum  Bamberg, 

Steindorff  a.a.  0.2,  28. 
8*  254.  Anm.  2  a.  E.  hinzuzusetzen :  nnd  2,  53  ff. 
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S.  258.  Annw  3  a.  £.  Unznzufügen :  Vgl.  auch  Acta  e.  sed.  13,  461. 

S.  259.  Anm.  8  a.  £.  anzufflgen:  Vgl.  Aota  b.  sed.  13,  461. 

S.  260.  Anm.  1  Abs.  3  muss  die  Paxenthese  Jetzt  lauten :  aneh  Leo  Xm.  hat  sein  EnMstham  Penigia 

zunäclist  beibehalten  und  dasselbe  eist  i.  J.  1880  aufgegeben,  s.  Aeta  s.  sed.  12,  436. 
S.  264.  Anm.  3  a.  E.  hinzuzufügen:  Vgl.  auch  den  Fall  In  Aeta  s.  sed.  13,  ÖOl. 
S.  266.  Anm.  7  Z.  5  v.  n.  hinter:  474  einzusohalten :  s.  auch  o.  2.  oone.  MileTitan.  v.  402(eod. 

eccles.  Afrio.  g.  88). 
S.  267.  Anm.  6.  a.  £.  hinzuzusetzen :  Vgl.  auch  die  Synoden  t.  BeauTais  und  Soissons  ▼.  1114  und 

1115,  Man8i21,  123.  127;  Hefele  5,  294. 

S.  269.  Anm.  5  erster  Absatz  hinzuzufügen :  Auch  bei  Sukkursalpfanrelen,  s.  Aeta  s.  sed.  14, 172. 

S.  277.  Anm.  4  hinter:  568  einzuschalten:  und  ibid.  13,  501. 

S.  296.  Anm.  7  Abs.  1  a.  £.  hinzuzusetzen  :  Ygl.  auch  den  Recess  f&r  die  Grafschaft  Mark  Ait.  X. 

$.21.  bei  Woher,  Geseh.  d.  norddeutsch.  Franziskanermissionen  S.  639. 
S.  301.  Anm.  12  v.  S.  300  a.  E.  hinzuzufügen :  S.  auch  Acta  s.  sed.  14,  178. 
S.  304.  Anm.  6  a.  E.  hinzuzusetzen:  Zimmermann,  Aroh.  f.  k.  K.  R.  42,  410. 

8.  304.  Anm.  7  a.  £  .anzufügen:  GoUdammer,  Archiv  27^  148. 

S.  304.  Text  Z.  4  v.  u.  zu:  unrichtig  einzuschalten  als  Anm.  7^.  Die  bekämpfte  Auffassung  ist 
nunmehr  für  Preussen  durch  das  Ges.  v.  14.  Juli  1880  (G.  s.  S.  285)  gesetzlich  ausgeschlossen. 
Denn  dasselbe  bestimmt  im  Art.  5  Abs.  2 :  „Die  mit  der  Stellvertretung  oder  Hülfsleistung  In 
einem  geistlichen  Amte  gesetzmässig  beauftragten  Geistlichen  gelten  auch  nach  Erledigung  dieses 
Amtes  als  gesetzmisslg  angestellte  Geistliche  im  Sinne  der  Bestimmung  in  Absatz  1 ;''  Tgl. 
P.  Hinsch  ins  Kommentar  dazu.    Berlin  1881.  S.  25.  26. 

S.  308.  Anm.  3  a.  E.  anzufügen :  Ein  blosser  Wechsel  der  Bisthümer  aus  Ehrgeiz  oder  der  Ter- 
besserung  wegen  ist  dagegen  noch  ausdrücklich  durch  die  Synode  v.  Troyes  v.  878.  c.  5,  Man  si 
17,  350;  Hefele,  Concil.  Gesch.  2.  Aufl.  4,  532  verböten  worden. 

S.  308.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen :  Dasselbe  gilt  von  der  durch  Leo  IX.  i.  1049  verfugten  Ver- 
setzung des  Bischofs  Johann  v.  Toscaiiella  nach  Porto,  Mansi  19,  680. 

S.  312.  Anm.  5  Z.  2  v.  u.'hinter:  auch  einzuschalten:  c.  2.  21.  conc.  Arelat.  ri.  314. 

S.  314.  Text  Z.  3  v.  o.  a.  E.  als  Anm.  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  Acta  s.  sed.  14,  113, 

S.  324.  Anm.  9  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  lieber  osterreich.  Schlesien  insbesondere  s.  noch  Arch.  f.  k. 
K.  R.  43,  226. 

S.  335.  Anm.  £  Z.  3  v.  o.  hinter:  S.  498  einzuschalten:  Friedrich,  z.  ältest.  Gesch.  d.  Primates 
i.  d.  Kirche.  Bonn  1879.  S.  141. 

S.  345.  Anm.  Z.  9  v.  o.  hinter:  n.  5  einzuschieben:  vgl.  auch  Friedrich  a.  a.  0.  S.  168. 
S.  345.  Anm.  Z.  4  v.  u.  ist  statt :  Mauricius  zu  lesen :  Marcianus. 
S.  346.  Anm.  2  Z.  2  v.  o.  ist  statt :  6,  134  flf.  zu  lesen :  7,  134  flf. 

S.  347.  Anm  4  v.  S.  346.  Z.  7  v.  u.  ist  hinter:  ist  noch  hinzuzusetzen :  1.  4  G.  de  summa  trin.  I.  1. 
S.  347  in  derselben  Anm.  Z.  3  vor  dem  Schluss  statt  11,  678  zu  lesen ;  11,  698.  und  Z.  2  statt  corro- 
barare  zu  lesen  :  corroborare. 

S.  347.  Anm.  1.  Wegen  der  nicht  den  Glauben  betreffenden  Vorschriften  der  allgemeinen  Konzili» 
vgl.  0.  S.  675.  676. 

S.  348.  Anm.  5  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  S.  aber  jetzt  o.  S.  677.  Anm« 

S.  348.  Anm.  8,  Abs.  2  Z.  2  v.  o.  hinter :  Narsem  einzuschalten :  richtig  ad  Valerianum  patiieium, 
s.  Ewald  in  cit.  Neuen  Archiv  5,  553. 

S.  357,  Anm.  6  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Freilich  enthalten  einzelne  Handaehriften,  so  inabesondeie 
cod.  latMonac.  5596  (al.  Diess.  96),  vorauf  mich  Herr  Professor  Dr.  Friedrich  so  ficeundlich 
war,  aufmerksam  zu  machen,  den  Passus  über  die  zuletzt  erwähnten  3  Konzilien  nicht,  vgl.  auch 
dessen  Mittheilungen  in  den  Münchener  Akademie-Berichten,  Sitzg.  v.  4.  Febr.  1871.  $.  251. 

S.  362.  Anm.  *  a.  Schi,  anzufügenii  A.  Zimmermann,  d.  kirchliehen  VerCsssungskampfe i.  XV. 
Jahrh.    Breslau  1882. 

9.  456.  Text  Z.  6  v.  u.  hinter :  bisehöflichen  ist  einzufügen :  Theologen  oder. 

S.  470.  Text  Z.  4  v.  u.  hinter:  Standpunkt  ein  ist  hinzuzusetzen:  Im  Königreich  S&ehsen  hat 
der  apostolische  Vikar  die  Beschlüsse  des  Konzils,  nachdem  Ihm  i.  J.  1873  das  Plaoet  verweigert 
war,  zwar  nicht  direkt  verkündet,  aber  wohl  einen  Hirtenbrief  der  zu  Fulda  versammelten  Bi- 
schöfe, worin  das  Unfehlbarkeits-Dogma  als  verbindlich  bezeichnet  wurde,  pnblidien  lassen 
und  erklärt,  dass  es  einer  besonderen  Publikation  nicht  bedürfe,  Thudiohum,  deutseh.  Kir- 
chenrecht  1,  370.  371. 

S.  474.  Anm.  1.  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Nov.  Justiinian.  187.  v.  564.  c.  4^ 

S.  474.  Anm.  ^  Z»  1  v.  0*  hinter:  So  ist, einzuschalten:  schon  Nov.  Just,  dt.,  femer 

S.  474.  Anm.  6  Z.  9  v.  0.  hinter:  Tarraoon.  v.  516  ist  elBBUsohleben :  (c.  14.  D.  cit). 

S.  475.  Anm.  1  Z.  4  v.  0.  ist  hinter:  nicht  hinzuzueetzea:  Bbenso  wenig  auch  Nov.  1B7.  r.  564.0.4. 

S.  477.  Anm.  9  Z.  2  v.  0.  ist  statt :  Zosimus  zu  lesen :  Siricius. 

S.  482.  Anm.  5  Z.  1  v.  0.  ist  statt :  745  zu  lesen :  743. 

Z.  2  V.  0.  statt:  513  zu  lesen :  515* 
S.491.  Anm.   6  Z.  6  vi  o.  hinter:  Mainz  duEwohalten:  1238,  Ztaehr.  t  Geseh.  d.  OberrheiBf 

Bd.  3,  135. 
S.  506.  Text  hinter  dem  ersten  Absatz  einzuschalten :  Femen  sind  in  Italien  i»  dieser  Zeit  gieirh- 
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falls  mehrere  Proyinzialkonzilien  1850  zu  Siena,   1866  zu  Rayenna  und   1869  zu  Urbino  und 
Venedig,  coli.  Lae.  6,  266.  133.  1.  283)  zusammengetreten. 

S.  507.  Anm.  13  t.  S.  506  a.  Sohl,  hinzuzusetzen: 

Was  Mittel-Amerika  betrifft,  so  sind  hier  neuerdings  in  Quito  (Eouador)  1863  u.  1869, 
coli.  Lac.  6,  375. 427,  und  in  Neugranada  1868,  1.  c.  p.  451,  Provinzialsynoden  abgehalten  worden. 

S.  575.  Anm.  3  o.  S.  574  a.  E.  hinzuzusetzen :  Diese  Auffassung  bestätigt  auch  die  Bemerkung  über 
Wilhelm  I.,  s.  Friedberg ,  Grenzen  zw.  Staat  u.  Kirche  S.  733.n.  3 :  „Primatem  regni  sui  archi- 
episcopum  Cantuariensem  .  .  .  sl  coacto  concilio  praesideret  rex,  non  sinebat  quicquam  statnere 
aut  prohibere,  nisi  quae  suae  voluntati  accommodata  et  a  se  prlmo  essent  ordiuata.''  Für  das 
Bestatigungsreeht  des  Königs  ohne  neue  Gründe  jetzt  wieder  G  neist,  engl.  Verfassangsgesch. 
BerUn  1882.  S.  189. 

S.  580.  Anm.  1  Z.  7  v.  o.  hinter :  1262  einzaschalten :  und  Bericht  über  die  Sitzungen  coli.  dt. 
6,  993  ff. 

S.  603.  Anm.  *  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Observations  canoniques  snr  le  concile  gtfn^ral  in  s.  Ana- 
lect.  iur.  pontif.  1869.  p.  649.  795.  931. 

S.  618.  Anm.  2  Z.  4  t.  u.  hinter:  268 ff.  einzuschalten:  F.  M.  Zinelli,  della unanimitit  dei  suffragi 
uei  deoreti  dommatici  dei  coneilii  ecumenici.  Torino  1870 ;  P.  V.  Steccanella,  ad  versus  novam 
doetiinam  de  necessitate  unanimis  episcoporum  consensus.  Rom  1870;  Jos.  Pennachi,  de 
suffraglorum  pluralitate  in  condllis  generalibus.  Rom  1870. 

S.  635.  Anm.  4  Z.  1  y.  o.  hinter :  5,  247  einzuschalten :  und  6,  346. 

S.  637.  Anm.  10  auf  S.  638  Z.  8  t.  o.  hinter:  855  hinzuzufügen :  Urbino  1859,  6,  105. 

S.  639.  Anm.  1  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  6,  1.  134.  286.  286. 

S.  640.  Anm.  1  Z.  11  v.  u.  hinter:  729  einzuschieben:  Urbino  1859,  1.  c.  6,  75.  103. 

S.  640.  Anm.  1  Z.  6  v.  u.  hinter :  p.  448  hinzuzusetzen :  Venedig  1859, 1.  c.  6,  347. 

S.  641.  Anm.  4  a.  SchL  hinzuzusetzen:  Auch  ist  die  erstgedachte  Formel  zu  Urbino  (1859)  1.  c.  6, 
212  gebraucht. 

S.  641.  Anm.  6  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Auch  die  neueren  italienischen  Synoden,  Urbino  1859  und 
Venedig  1869,  coli.  Lac.  6,  103.  346.  haben  ihre  Gesch&fte  in  der  im  Text  angegebenen  Welse 
erledigt. 

S.  644.  Anm.  4  Z.  3  ▼.  o.  hinter:  919  einzuschieben:  Urbino  (1859)  1.  c.  6,  109.  HO.  und  Venedig 
ri859)  p.  347. 

S.  649.  Anm.  4  a.  £.  hinzuzufügen :  desgleichen  in  dem  Schreiben  des  Präfekten  der  Gongregatio 
coneilii  betreffend  die  Synode  y.  Quito  v.  1863,  coli.  Lac.  6,  414. 

S.  764.  Anm.  1  Z.  7  y.  o.  hinter :  Staatsrechts  einzuschieben :  S.  516. 

S.  756.  Anm.  2  Z.  9  y.  u.  und  S.  766.  Anm.  6  Z.  13  v.  o.  statt:  Innocenz  IX.  zu  lesen:  Innocenz  X. 

S.  839  und  840  sind  irrthümlicherweise  die  citlrten  $$.  des  gothaer  und  coburger  Regulatiys  noch 
als  geltendes  Recht  angeführt.  Das  Placet  ist  in  beiden  Staaten  jetzt  durch  die  Verfassungs- 
urkunde y.  3.  Mal  1852  $.  35:  „.  .  .  Verordnungen  der  Kirchengewalt  können  ohne  vorgängige 
Genehmigung  der  Staatsregierung  weder  yerkündigt  noch  yollzogen  werden'',  geregelt  und  da- 
durch das  frühere  Recht  beseitigt  worden.  Für  Coburg-Gotha  gilt  also  dasselbe,  was  für  die 
Staaten  mit  unbeschränktem  Placet,  wie  Balern  und  Braunschweig  in  der  Darstellung  des  Textes 
ausgeführt  ist 
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